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2 Bormwort. 


Die Aufgabe, weiche dieſes Werk fich ſtellt, iſt in ber Einleitung näher 
bezeichnet. Aus den über Plan und Cintheilung dort Binzugefügten 
Bemerkungen ift zugleich erfichtlich, daß der vorliegende Band nur erft 
bie Hälfte jener Aufgabe loöſt. Der „Nechtögefchichte der beutfchen Ge⸗ 
nofienfchaft” ſoll in einem zweiten Bande eine Unterfuchung über „bie 
rechtliche Natur ber deutſchen Genoffenfchaft” folgen, wobei int eriten 
Abſchnitt „vie Gefchichte des Korperſchaftabegriffs“ einer Special» 
forſchung unterzogen, im zweiten Abfchnitt „das geltende Genoffenfchafts- 
recht” malyfirt werben wirb. 

Entgegen feiner urfprünglichen Abficht, übergiebt der Verfaſſer 
hiermit den erften Band gefondert ber Deffentlichleit. Cr konnte dies 
um fo eher, als verfelbe noch mehr, als im erſten Plane lag, ein für 
ſich beſtehendes, geſchloſſenes Ganze geworben ift. Inſonderheit bat bie 
Darftellung des gefchichtlichen Entwidlungsganges® ber einzelnen Ge⸗ 
noffenfchofteformen überall durch ein ausgeführteres Bild der von ber 
Gegenwart ihnen gegebenen Nechtsgeftaltung einen volleren Abſchluß er⸗ 
halten. Dabei war, während bie Behandlung bed allgemeinen Korpo- 
rationdrechts nach feiner poſitiv⸗rechtlichen Ausbildung völlig dem zweiten 
heil Aberlafien werden Tonnte, ein näheres Gingeben auf den Inhalt 
ber mobernen Specialgeiege über einzelne Körperichaftögattungen ſchon 
in dieſem Bande nicht zu umgehen. Die NRüdficht auf das bamit ver- 
bundene unverhältuigmäßige Anſchwellen biefes Bandes mußte zurüdtreten 
vor der Mäüdficht auf die innere Delonomie des Wertes, welche es un- 
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bebingt forderte, daß die moderne Affociationsbewegung in allen ihren 
Berzweigungen als eine lebendige Woge in dem ununterbrochenen Strome 
gefchichtlichen Werbens zu voller Anjchauung komme. Auch möchte dem, 
ver Fülle und Bedeutung des Stoffes erwägt, der gewählte Rahmen 
leichter zu eng als zu weit erjcheinen. 

Was der gefonderten BVeröffentlihung dieſes Bandes hätte ent- 
gegenftehen können, ift der Umſtand, daß zahlreiche hier vorgetragene 
Behauptungen ihren Beweis, die wichtigften bier verwandten Begriffe 
ihre juriftifche Präcifirung, ja die Grundanfchauungen der Darftellung 
ihre innere Begründung und ihre äußere Rechtfertigung erft vom zweiten 
Bande erwarten. Der Berfaffer hat, wie aus ber Einleitung erfichtlich, 
den Stoff mit Rüdficht auf ven Unterſchied Hiftorifcher und juriftifcher 
Anſchauungs⸗ und Behandlungsweiſe getheilt. Er glaubte, daß bie 
Darftellung einer großen gefchichtlichen Bewegung durch Syſtematiſiren 
und Dogmatifiren an Wahrheit verlieren müffe, — daß anbererfeits, 
wenn für die feften Togifchen Gebilde eines im fich vollendeten Rechts ˖ 
ven flüffigen Hiftorifchen Verhältniſſen eine andere Bedeutung als bie 
des noch ungeformten Stoffes beigelegt würde, die juriftifchen Begriffe 
Einbuße an Klarheit erlitten. Wird aber fo das hiſtoriſche und das 
juriftifche Bild eines Rechtsinſtiſtuts Außerlich getrennt, fo verfteht es fich 
doch, daß erft die Verbindung beider das volle Geſammtbild ergiebt, 
baß dagegen jedes biefer Bilder für fich allein betrachtet einfeitig er⸗ 
jcheinen muß. Hier wird daher beſonders ver juriftifche Lefer ven 
Mangel des ergänzenden Bildes vorläufig empfinden, ja er wirb viel 
leicht zunächit überall gerade das vermiffen, worum es ihm eigentlich 
zu thun ift. 

Wenn indeß die Scheu, YInvollenvetes zu bieten, für den Verfaffer 
beſtimmend gewefen wäre, fo hätte er auf Abſchluß und Veröffentlichung 
biefes Werks überhaupt verzichten müſſen. Denn Bruchftüd bleibt, was 
zur Löfung einer Aufgabe, wie ver hier geftellten, ber Einzelne beizu⸗ 
tragen vermag. So zahlreicher Mängel feiner Arbeit der Verfaſſer fich 
daher im Einzelnen bewußt ift: leichter hofft er für dieſe die Machficht 
des Kundigen zu erlangen, als für ven Plan des Werkes im Ganzen. 
Wohl wird, wer die Schwierigkeiten der Aufgabe wirbigt, zu milderem 
Urtheil über die Unvollfomntenheiten der Ausfährmg geneigt fein, aber 
er wird bie Frage ftellen, was benn ben Verfaſſer Iegitimirte, mit 
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unzureichenden unb unerprobten Kräften an ein ſolches Wagniß zu 
geben. 

Ein Wagniß in der That ift in umferen Tagen hoch gefteigerter 
wiffenfchaftlicher Arbeitstheilung fchon an fich jene Arbeit, deren Gegen- 
ſtand an Inhalt und Umfang fo ausgebehnt und in fo verfchiedenartige 
Gebiete verzweigt ift, wie der Gegenftand biefer Unterſuchungen. Bers 
größert wirb im vorliegenden Falle das Wagniß dadurch, daß, während 
zufammenfaffende Vorarbeiten gänzlich fehlen und für viele einzelnen 
heile die vorhandenen befonderen Vorarbeiten nicht genügen, überall 
ein maffenbaftes, ja erbrüdendes Duellenmaterial vorhanden ift, deſſen 
Erfchöpfung nur zu planen Vermeſſenheit wäre. Daß unter biefen 
Unſtänden ver Berfaffer genöthigt war, feine Aufgabe durch gewiſſe 
wilffürliche Schranten äußerlich zu begrenzen, ift Leicht begreiflich: aber 
ohne gänzliche Verzichtleiftung anf fein Ziel konnte er dieſe Grengen 
nicht fo eng ziehen, daß damit jede Gefahr der Kraftzerfplitterung ver 
mieben werben wäre. Durfte er beifpielsweife den Zuſammenhang ber 
Rechtsentwicllung mit ber gefammten Kulturentwicklung wicht ganz außer 
Acht laffen, noch ganz von ber vergleihenven Heranziehung bed aus 
frember Wurzel in Deutfchland und des aus germaniicher Wurzel im 
benachbarten Auslande erwachlenen Rechtes abſehen: jo wurde er ver 
Allem gehindert, feinen Stoff in eine beftimmte Fachabtheilung der 
Rechtswiſſenſchaft einzuſchachteln. So mußte er von vornherein, während 
bie fcharfe Trennung des Bffentlichen und bes privaten Rechts die Orund⸗ 
fage aller Syfteme bilvet, vielmehr von der Einheit alles Nechtes ausgehen 
und bie Genoffenfchaft als ein fich ſelbſt gleiches Inſtitut durch öffentliches 
und privates Recht verfolgen. Denn ihm batirt pie Geneſis dieſes ganzen 
Unterfchienes erſt von ber Vollendung des Korperſchaftsbegriffs, und ihm 
ift auch für bie Gegenwart ber Begriff ver Geſammtperſönlichkeit ein 
einheitlicher, dem gangen Recht gemeiuer, wogegen ihm bie Abtrennung 
einer nur durch das Privatrecht und für das Privatrecht beſtehenden 
jeritifchen Perfon für einen Grundirrthum ver herrſchenden Korporations- 
Ichre gilt. So mußte der Verfaſſer ferner über pie Genoflenfchaften 
hinaus den Blick auf die nach entgegengefegtem Princip Tonfteuirten 
Berbände lenken, er mußte zugleich die genoffenfchaftlichen Elemente ver 
Gemeinden und des Staats in ihren verſchiedenen Entwidlungephafen 
darzulegen fuchen, wenn anders er fich feinem Ziele nähern wollte: 
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einen Beitrag zu liefern zur Erkenntniß des Wefens jener Kräfte, 
welche älter find als ver Staat, welche ven Staat felbft erzeugt haben 
und welche, fo oft dies beftritten ift, auch innerhalb des Staates täglich 
noch Tchöpferifch fortwirlen. 

Wenn unter diefen Umftänden bie Uebernahme ber gegenwärtigen 
Arbeit, deren volllommen befriedigende Ausfüsrung vielleicht ein Menſchen⸗ 
leben fordern würde, ſchon an ſich als Wagniß erfcheint, fo könnte es 
als Bermefjenheit gelten, daß ber Verfaſſer dieſen Stoff für eine erfte 
größere Arbeit wählte. Andererſeits indeß liegt gerade hierin eine gewiſſe 
Entſchuldigung. Denn nur bei einer erften Arbeit reichten vielleicht 
Kuhnheit und Illuſionen aus, um einen derartigen Plan zu entwerfen. 
Den einmal gefaßten Plan aber unter Hingabe feiner gefanımten Kraft, 
foweit dieſe eben reichte, zu Ende zu führen, beftimmte ven Berfaffer 
weder Weberichägung des eignen Vermögens, noch übel angebrachte Kon⸗ 
fequenz, fonbern bie Weberzengung, daß irgend ein Gewinn für bie 
Wiſſenſchaft auch fo fi ergeben müffe Ganz erfolglos bleibt lein 
eruftes Bemühen. Ein binveichenb belohnender Erfolg aber wäre «6 
fon für ven Berfaffer, wenn ihm zunächkt durch dieſen erften Band 
ber nachbrüdliche Hinweis auf eine hechwichtige Seite ber beutfchen 
Rechts⸗ und Verfaſſungsentwicklung gelänge, welche, obgleich gerade in 
ihr die fchöpferiiche Vollskraft ſich in veichiter Fülle offenbart, von ber 
deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte halb mit Schweigen Abergangen, 
halb als Entartung und Verfall gebranpmarkt zu werden pflegt. Durfte 
ver Berfaffer darüber hinaus bie Hoffnung begen, zu ber Grlenntniß 
bes Zuſammenhangs ber gegenwärtigen auf Vereinigung gerichteten Be⸗ 
wegungen mit dem nrälteften und ureigenſten Beſitzthum der germaniichen 
Boller beizutragen und das Bewußtſein zu förbern, daß eine ver fefteften 
Dürgfchaften für des beutichen Volles Zukunft in dem wiebergeborenen 
Genofſenſchaftaweſen ven heute liegt: fo wurde der Arbeit auch ein un⸗ 
mittelbar praitifcher Nuten nicht fehlen. 

Der zweite Band wirb hoffentlich nach Ablauf eines halben Jahres 
folgen. Sachregiſter und Ouellenverzeichniß für das ganze Werk werben 
unit dieſem geliefert werben. 


Berlin im Juli 1868. 
Otto Gierke. 
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und Hofhufenbeſitz. — Nicht oder nicht gehörig angeſeſſene Leute, 
Schutzgenoſſen, geringere Genoſſen und abgeleitete Genoſſenrechte. — 
Hofhörigkeit nach außen, Selbftändigkeit nach innen. — Beamte. — 
Gericht. — Autonomie. — Selbftverwaltung. — Vermögen. — Hof 
güter, Hofallmende und Rechte am Herrengut. — Gejammtpflichten. 
— Analogien mit der freien Gemeinde. — Abgeſchloſſenheit durch 
bad Hofreht. — Allmäliges Durchbrechen biefer Schranke . . 
IL Hofrechtliche Innungen. — Aemter der Hofhandwerker. — Hofe 
innungen. — Verhältniß zum freien Zunftweien . . . 
Die hienftrehtlihen Genoſſenſchaften. — Stand ber Dienft- 
mannen. — L Die Mannengenofienihaft. — Dienftreht und Dienft- 
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genofjenicheft. — Mitgliedſchaft. — Autenomie. — Berfchichenheit 
be& Rechts nach dem Stande bed Herrn, — Gericht. — Selbftner- 
weitung und Theilnahme an der Herrichaftäuerwaltung. — Zuſam 
menlünfte. — Gegenſeitige Unterſtichung. — Abgeſchloffenheit durch 
das Dienſtrecht. — Durchbrechen dieſer Schrane 
IE Die Münzergenoffenſchaften. — Mürze und Geldwechſel «ls 
Dienftamt. — Dienftinmtögenofienfhaftl. — Uebergang in eine 
freie Sörperfchaft mit vermögensrechälicher Strultur . . . . . . 


$ 23. Die Senoffenfhaften bes Lehnrechts. — L Baffallitifde Ger 


% 


neflenschaften. — 1. Der Lehnadel. — Zuſammenſehung, Organitetien 
mad Glicherung. — 2. Die Genofienfchaften der freien ritterlichen 
Baflalen. — Entftehung ber Mitterfchaften des Reiche und ber Ter⸗ 
TIEDTIEN 500, ee ee ra ne ee 
I. Einfluß der Genoffenfchaftäidee auf die Abfchließung eines Ge⸗ 
burtöftendes der Ritter. — Der ordo equestris, dad Schildesamt 
wab die fpätere Borftellung einer allgemeinen Ritterinwung N 
HL Genofienfchaften ans Gefammtbelbuung . - » 2... 


B. Die Refte der freien Genofienfchaften bes alten Rechts. 


5 24. Die Dorf- und Marktgemeinde. — Kampf der freien Gemeinden 


mit der Grundherrſchaft. — Berwanbiung freier und gemijäter Ge⸗ 
meinden in grumdhesrliche. — Vereinzelte vollfreie Gemeinden. — 
Freie Gemeinden unter Schutzvogtei. — Im Ganzen aber bildet fü 
ein böriger Beruföftand der Bauern. — Doch dauert die Selbflän- 
digkeit feiner inneren Genofienichaftäverfafiung. — Grundzüge der- 
felben. — 1. Die Gemeinde als Mark⸗ und Hufengenofſenſchaft. — 
3. Die Gemeinde als perfönliche Verbindung. — 8. Organtfation 


8 35. Die Genoſſenſchaften der Senten, Gaue unb Länder — 


A Immunität und Patrimoniakttät zerftören die Genoſſenſchaften. 
— Gang der Umwandlung bei Grafſchaften — Herzogsämtern — 
Fürkkenamt. — Zerreißung der Volksgebiete. — Fortdauer ber Bolle⸗ 
genofienfchaft: ı. In freien Senten — 2. In patrimonial gewordenen 
Graffchaften. — 3. In Stammeslänbern. — 4. In ben neuen Territorien. 
B. Ansnahmegnftlände. 1. Schweiz. — 2. Brian. . . . . . 


C. Die freie Einung. 


. Die Unfänge der freien Einung. — Bedeutung. — Enifichuag 


des germaniſchen Gübeweiend. — Verſchiedene Anfichten. — Eintrikt 
des Bebürfnifies freien Vereinsbildung. — Urt feiner — 
— Uenbere Untnüpfungspuntte . . . 

Weſen der Bilde — Genoffenpares, Brüder. — au gemeinheit 
der Zwede. — Religiöfe, geiellige, ſittliche, privatrechtliche, öffentlich 
rechtliche Bedeutung. — Orgamifation. — Underſchlede van ber alten 
Gensfienfhaft. - - : >. 2 0 nn 

Berhalten des Staats und ber Kirche. — Unerleunung und poll 
zeiliche Verwendung in England. — Frithborgas. — Das Gilde⸗ 
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princip in höheren Kreiſen. — Gildeverbote im fränftichen und 
beutihen Reh . . . — 
Die Fortbildung der Sruͤderſchaften und Gilben — Der 
zweigung. — A. Gecftlihe Gilden. — Brũderſchaften. — Kalands⸗ 
gilden. — B. Weltliche Gilden. — I. Schubgilden. — In den 
Städten. — Mitgliedſchaft. — Borftand. — Berfammlung. — Bel- 
ftand vor Gericht. — Gildegericht. — Schupgilden in Deutichland? — 
I. Berufögilben. — Wltbürgergilden. — Gewerbsgilden. — 1. Kauf 
manndgilben. — In der Heimath. — Im Auslande. — 2. Hand» 
werlergilden. — Entftehung und Alter ber freien Zünfte. — a. Ihre 
Baſis tft freie Vereinigung. — b. Zur Zunft wird r er Ueber 
tragung bes Handwerks als eine Amts . 


D. Die Entftehung des ftäbtifchen — aus der 
Aufnahme des Einungsprincips in die Gemeindegenoſſenſchaft. 
Berfhiedene Anfichten über bie Entſtehung der Gtabt- 
freiheit, — Die Umbildung der freien Markgemeinde durch das 
Einungswefen ift Quelle der Stabtfreiheit. — Entgegenftebende An- 
fihten: 1. Fortdauer römifcher — — 2. Dienſt⸗ oder hof⸗ 

zxechtlicher Urfprung . . 

Die Entftehung ber Stabtfreiheit ii den altbif chöͤflichen 
Städten. I. Xeltefter Zuftand. — Die civitas im Gau, — Ber 
figiebene &emeinden und Beamte .in der Stadt. — Herftellung ber 
ſtädtiſchen Einheit: 1. durch einen befonderen räumlichen Frieben. — 
2. Durch Ausdehnung. der biichöflichen Herrichaft. — Abjorption ber 
Palatialgemeinde. — Ernennung des Burggrafen und des Centenars 
dur ben Biſchof. — Vermiſchung der öffentlichen und herrſchaft⸗ 
lichen Gerichte. — Ausnahmen. — Eine einzige Gemeinde. — Be 
jeitigung oder Ausbildung bed Hofrechtö und des Smmunitätsbegriffs? 
I. Kampf der Gemeinde gegen den Biſchof. — 1. Die freie Gemeinde 
als Borläimpferin ber Stadt. — a. Name — b. Verbältnig zu 
den übrigen Einwohnerftänden. — c. Spentität von Bürgerfchaft 
und Stadt. — 2. Selbftändiges politifches Auftreten der Bürger- 
haften. — 8. Privilegien. — 4. Innere Berfafiungäbildung. — 
Dad Einungsweſen. — a. Städte mit alten Schuggilden. — 


Richerzeche. — b. Städte mit geſchwornen Zriebendeinungen neuer 


Urt. — co. Städte ohne bie äußeren Gildeformen. — Konſequenzen 
bes Gildeprineips für Bürgerreht, — Stadtfrieden und Gtabt- 
recht, — Idee eines Stabtftants. — 5. Insbeſondere Entwicklung 
eines ftäbtifhen Drgand. — Erfte Stufe: Schöffenmeifter und 
Ehöffen ald verwaltende Behörde. — Zweite Stufe: Gilbeaud- 
fchäffe oder Einungsgeichworne — Dritte Stufe: ber Rath. — 
Entftehung. — In Kö. — In GStäbten mit geichworner Priebens- 
einung. — In den Übrigen Städten. — Zeit. — Weſen. — Ber- 
tretung und Obrigkeit. — Gentralifirenbe — Das Bür- 
germetfteremt ald Spitze der Entwidlung ; 
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5 30. Städte aus Hofgemeinden oder auf grundherrlichem 
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Boden. — Wirkung älterer Vorbilder. — IL Königliche Städte — 
Befreiung. — Privilegien. — Burgenſen zwifchen Pfalzminifterialen und 
Hofhörigen. — Schöffen. — Rath. — II. Fürftliche Städte. — 
1. Entftehung aus älteren Hofgemeinden. — Abſchwächung des Hof- 
rechts, Ausgleichung der Stände und einheitliche Stadtverfaſſung. — 
2. Planmäßige Neugründungen. — ee a oa 
liche Fortentwicklung er 


E. Die Kirche und die — 


Parallelismus und Antagonismus ber weltlichen und kirchlichen Ent- 
wicklung. — Klerus und Raten. — Das Torporative Element in der 
Kirche. — Synoben, Kollegien und Kapital. — en — Orden. — 
Neue Ordensftiftungen. — Ritterorben 


Hritte Yeriode. 1200 — 1525. 


Die Bedeutung des Einungsweſens: — Charakter der Zeit. — 
Das Einungswefen ald Herrfchendes Princip. — Unterfchied vom 
[päteren eurer — Wirkſamkeit. — Gründe feines end» 
lichen Berfalls . Be ale el ee Sa ande a NE ee Er 


A. Die Städte als Genoſſenſchaften. 


Bedeutung und Stellung des deutfhen Städteweſens. — 
I. Aeußeres Wachsthum. — IL Wachſende Unabhängigkeit. — 1. Biſchofs⸗ 
ſtädte. — Städtefeindliche Geſetze. — Spätere Entwicklung. — 
2. Königliche Städte. — 8. Fürſtliche Städte. — 4. Weſen jeder 
Stadt als eines geſchloſſenen Gemeinweſens. — III. Stellung zu 
andern politiſchen Mächten 

Die Verfaſſung der Städte als Foribildung det Benoffen- 
haft. — Verſchmelzung von Bürgerfchaft und Stadt und einheit- 
liher Stadtbegriff. — Die Grundform ftädtifcher Verfaffung . 

I. Die Stadt ala ideales Subjeft öffentlicher und privater Rechte. . 
IL „Bürgermeifter und Rath" ale Stadtorgan. — 1. Fortdauernde 
Bedeutung der Bürgergefammthbeit. — Entſtehung eined Gegen— 
ſatzes. — Weite oder äußere Räthe. — 2. Sonftige Beamte und 
Behörden. — Abhängigkeit vom Rath. — Selbftändigleit des 
Bürgermeifteramtd. — 8. Berfchiedenheiten a Mitglieder- 
zahl, Amtödauer, Bildung . i 

II. Die Bollbürgergemeinde als Trägerin der Stabt. — Umwandlung 


in die Ariftofratie der Geſchlechter. — Erwachendes politiſches 
Bewußtfein der übrigen Stände. — Kämpfe um Grweiterung 
des Vollbürgerrechtht. — Die Zunftbewegungn. — Reditd- 


fundament. — Erfolge. — Mopififationen der Verfaſſung. — 
Vollendung der ftädtifchen Idee des Gemeinweſens. — inbeit- 
licher Bürgerftand. — Die Stadt ald genoſſenſchaftliches ee 
gemeinmwefen. — Korrefpondenz von Recht und Pflicht . 1*— 
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IV. Der Kreis der Schutzgenoffen. or Er und ce _ 
Streit mit der Geiftlichkeit ; 


B. Die bürgerlihen Genoſſenſchaften. 
Die Gliederung ber Bürgerjhaften in Specialgemeinden. 
1. Die Nachbarfchaften. — Bedeutung. — Verfafiung. — Burfchaften 
in Köln. — Borftädtifhe Bauerbänte daſelbſt. — 2. Judenge⸗ 
meinden. — 3. Verdrängung ber Iofalen Specialgemeinden oe 
Perjonalverbände. — Spätere Bezirke 


8 86. Die Gilden der Geſchlechter. Eniftehung der Altsärgergilben. — 
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Mannichfaltigkeit der Zwecke. — Die Bewahrung eines politiſchen 
Vorrechts wird Hauptzweck. — Auffaffung als Amt. — Mitglied⸗ 
ſchaft. — Exkluſivität. — er Schickſale. — Andere patriciiche 
Körperfchaften. . . 

Die faufmännifchen Gilden. _ 1. In ber Geimath. — _ Yolitifce, 
rechtögenoffenfchaftliche und kommercielle Seite. — Organtfation . 

II. Deutſche Kaufmannagilden im Auslande. — Entftehung und Ein- 
richtung. — Bildung von Gefammtvereinen. — Hauptmittel- 
punkte. — a. Londoner Hanfa. — Bereinigung der deutſchen Hanfen 
in England. — b. Kaufmannsgejellihaft in Wisby. — Andere 
ſtandinaviſche Gilden. — c. Hof der Deutihen in Nowgorod. — 
Andere Zwifchenbildungen zwiſchen Gilde und Gemeinde. — 
d. Komtoor in Brügge. — Der gemeine deutihe Kaufmann in 
Flandern und feine Organifation. — Drittelsverfaffung 

Die Senofjenfhaften der Handwerker. Daß freie Zunft. 
weſen. — Bedeutung. — Gegenſatz zur älteren ee 
und zur fpäteren Privilegdarbeit 

I. Grundweſen. 1. Die Zunft ala freie Einung. — 2 Das "Sand- 
werk ale öffentliched Amt. — Unterfchieb vom Dienftamt und vom 
Gewerbsprivileg. — Der Zunftzwang. — Urfprünglidhe und jpätere 
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Bedeutung. — a. Recht der Gefammtheit gegen Dritte. — b. Er⸗ 


theilung des Gewerberechts durch Aufnahme — Erforderniffe. — 
Aufnahmepfliht? — — — Kauf? — Uebertragung? — 
Theilung? — Bererbung?. . 

II. Die Zunft als Glied der Stadt. — Folgen Für das Verhäliniß 
von Freiheit und Abhängigkeit. — Princip der Zunftbeſchränkungen. — 
Unterſchied von den hofrechtlichen Beſchränkungen und ihren Reſten 
einerſeits, von der ſpäteren Korporationsbevormundung anderer⸗ 
ſeits. — Sm Einzelnen: 1. Entftehung. — 2. Aufhebung. — 3. 
Trennung und Bereinigung. — 4. Vorſtandswahl. — 5. Berjamm- 
lungsrecht. — 6. Gewerböpoltzei. — 7. Bermögensverwaltung. — 
8. Ditgliederaufnahme. — 9. Zunftgefälle.e — 10. Autonomie. — 
11. Rechtöverfehr nach außen . ; 

IH. Die Zunft ald Gemeinwefen im Kleinen. — i. Als politiſcher 
Körper. — Auseinanderfallen bürgerlich-militäriſcher Zünfte und 
gewerblicher Innungen. — 2. Als religiöſer Verein. — Abſonde⸗ 
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rung geiftlidher Handwerferbruberfchaften. — 3 Als gefelliger 
Berein. — 4. Als fittliche Verbindung. — a. Gegenfeitige Unter 
ftüßung. — b. GSittenpolizei. — 5. Ad Wirthichaftögenofien- 
ſchaft. — a Sorge für das gemeine Befte und die Chre bed Hanb- 
werks. — Genofienichaftliche Arbeitöpolige. — Schau. — Taren. — 
b. Sorge für die Genofjen. — Pfliht und Recht der Arbeit. — Ehre 
der Arbeit. — Verhältniß zum Kapital. — Brüderlichkeit unb 
Gleichheit auf ökonomiſches Gebiet übertragen. — Gewoſſenſchaft⸗ 
liche Beichränfungen: — a. bezüglich der Materialbefhaffung, — 
ß. des Umfanged der Produltion, — y. ber Produktionskoſten, — 
d. des Abſatzes. — 6. Das Zunftvermögen. — 7. Die el ale 
Rechts⸗ und Gerichtögenoflenichaft En 
IV. Gliederung und Organifation der Zunft; — 1. Die Bollgenoffen. — 
Meiſterrecht. — Zunftverſammlung. — 2. Zunftorgane. — Aelter⸗ 
leute. — Ausſchüfſe. — Andere Aemter. — 3. Schutzgenoſſen. — 
a. Frauen und Kinder. — b. Lehrlinge und Geſellen. — Voraus⸗ 
fegungen und Inhalt ihres Rechts. — Die Gefellen fein Stand. — 
Allmälige Beränderung. — Die Gefellen werden ein Stand 
unfelbftändiger Arbeiter. — Befondere ee — 4. Die 
Zunft ald &efammtperfönlichkeit 


V. AInnungdvereine. — Kreisvereine. — Aunfthände Rn Sefammt- 
zünfte. — Idee einer Gefammtgenofienfchaft jedes Handwerks, — 
aller Handwerker, — ber a — Der Bund der — 
Steinmetzen st — 3% — 


©. Der Einfluß des Einungsweſens auf die Familie, 
befonders im Abel. 


Mangel einer Familiengenoſſenſchaft im Allgemeinen. — A. Sm Bürger: 
und Bauernftande befteht eine folhe nur ausnahmsweiſe fort. — 
Bauerngefchlechter Ditmarſchens. — Betterfchaften auf Fehmarn. 

B. 3m boben Adel, der durch die Auflöjung der Sumilieneinheit in 
feinem Beftande bedroht ift, findet Neubildung einer Samilienge- 
noſſenſchaft ftatt. — J. Sie ift das Produkt des inneren Einungs⸗ 
triebed der Samilten. — 1. Mitwirkung ded Reichs; — 2. der Land» 
ftande. — 3. Eigenthümlichkeiten diefer Einungdbewegung, bei welcher: 
a. die Griftenz der Familie und — b. das einheitliche Haupt gegeben 
if. — DI. Die Verfafjung ale Miſchung der Haus- und Geſchlechts⸗ 
verfaffung. — 1. Familie im weiteften Einn. — 2, Agnaten als 
Bollgenofien. — 3. Dad Haupt des Haufes ale deſſen gebornes 
Drgan. — 4. Die unfichtbare Zamilieneinheit als Rechtsſubjekt. — 
III Bedeutung des Haufed. — Autonomie. — Gericht, — Vermögen. 


C. 3m niederen Adel erjegen die Familiengenoſſenſchaft: 1. Ritterbünde 
und Ritterſchaften. — 23. Gelammihandöverhältniffe und Gauerb⸗ 
fhaften. — Anfäge zur Hervorbringung einer —— 


und Stehenbleiben beim Familienfideikommißß 
ar 
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Anfangs nicht. — Modifikationen: I. @ilden auf Zeit. — Reifegil- 
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XX 


D. Geiſtliche und gelehrte Genoſſenſchaften. 


Geifſtliche Genoſſenſchaften. — I Die Kirche als ſolche. — 
Zunft des Klerus. — U. Die älteren firchlichen Korporationen. — 
IIL Geiſtliche Ritterorden. — IV. Bettelorden. — V. Geiftlidhe 
Brüderfchaften. — VI. Freiere religtöje Bereine. — VII Keper 
gilden. — VIII. ee der Genofjenjchaftöbewegung für bie 
Reformation . . ; 
Selehrtengemeinbeiten. — _ Körperfihaftliche Entftehung and Ber- 
fafjung der Univerfitäten. — Genoffenfchaftliche rn — Ra: 
tionen. — Fakultäten. — Kollegien und Burfen . ; r 


E. Berufsgenoſſenſchaften und Genoſſenſchaften für einzelne 
e. 


Berufsgenoffenfhaften und Beruföftände — Der Beruf 
ald Amt. — Natürliche Genoflenfchaft der Berufögleichen. — Gliede- 
rung des Volks nad; Berufsgenofſenſchaften: Klerus, Adel, Ritter 
haft, Gelehrtenſchaft und Bürgerfhaft. — Die genoffenfchaftliche 
Berfaffung ber Bergleute. — Bauerſchaft. — Judenſchaft. — Das 
fahrende Boll, — Spieler- und Yechtergilden. — Beltler- und 
Räubergilden. — Söldnergenoſſenſchaften. — Umbildung des Heer- 
weſens durch diefe. — Berufsinnungdmäßige Geftaltung der Heere. 
Genofjenihaften für einzelne Zwede — Solche giebt es 


den. — II. Mebrfacher Beruf. — Geiſtliche Laien- und weltliche 
Klerikervereine. — Gilden für einen Nebenberuf. — Schügengilden. — 
Meifterfängerzünfte. — III. Sachgemeinſchaften und Bertragsverhält- 
niffe gehen in Genoſſenſchaften über und umgelehrt. — 1. Sachge- 
meinfchaft und Genoflenfchaft. — Gemeiner bei der Geſammthand. — 
Brunnengenofienfchaften. — Bergrechtliche Gewerkſchaften. — Ge⸗ 
nofjenfchaft und Geſammteigenthum decken fi Anfangs nicht. — 
2. Bertragöverbältnig und Genoſſenſchaft. — Keine bloßen Ziwved- 
vereine, weil ſtets mit der Tendenz zu genofjenfchaftlicher Einheit Die 
Tendenz zur Berallgemeinerung ber Zwede jteigt und fällt. — Am 
nächften bloßen Zwedvereinen ftehen die politifchen Einungen. 


F. Das politifche Einungsweſen. 

Das politifhe Sinungswefen im Allgemeinen. — Bebeu- 
tung und Entftehung. — L Das Einigungsrecht. — II. Gleichheit 
ber Berbundenen als politifcher Machteinheiten. — „Stände. — 
II. Inhalt. — Friedens⸗, Rechts- und Intereſſengemeinſchaft. — 
IV, Mittel für die Durchführung. — Ungleiche SIntenfivität . 

Die Stäbtebünde. Zwei verfchiedene Richtungen 
I. Die deutihe Hanfa. — Entftehung — Zufammenwadhfen ber 
nieberdeutfchen Kaufmannsgilden zu einer Kaufmanndgefammtheit, — 
ber nieberbeutichen Städtebünde zu einer niederbeutfchen Städte: 
gejammtheit, — der Kauflente und Städte zur „gemeinen deutfchen 
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Hanfa’. — Name jeit 1358. — Bedeutung ber kölniſchen Konfö- 
deration von 1367. — Wirkſamkeit und Entwidiung der Hanfa 
in fpäterer Zeit. — Berfall und Untergang . . 

Rechtliches Weſen der Hanfa in ihrer Blüthezeit. — Grund⸗ 
lage. — Mitgliedſchaft. — Tagfahrten. — Haupt und Glieder. — 
Engere Genofſenſchaften. — Rechtliche ——— und Zwecke. — 
„Gefammtperfönligfeit . 


"IL Einungsbewegung ber oberbeutfchen Städte. — Der * rhei. 


niſche Städtebund. — Entſtehung, Ausbreitung und Verfall. — 
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Bleibende Reſultate. — Ausgebildete Bundesverfaffung, — Ber- 
gleich derfelben mit der Berfaffung der Hanfa . 

- Kleinere Stäbtebünde der Folgezeit. — Stäbtegruppen, _ Der 
ſchwäbiſche Bund. — Bereinigung mit dem rheintfchen Bund und 
Städtekrieg. — Beränderte Lage der Städte — Fruchtloſe Ver- 
ſuche der Wiederherftellung eines allgemeinen Bundes 


Die Adelsbünde, Rittergefellichaften, 
und Bauerneinungen. — I Einungen des Herrenſtandes. — II 
Einungen bed NRitterftandes. — Entftehung und Ausbreitung ber 
Rittergefellichaften. — Einfluß auf Entjtehung der Nitterfchaften der 
Territorien und des Reiche. — Rechtliche Natur der Rittergeſellſchaf⸗ 
ten: Grundlage — Organtfation — Zwede — Zeichen — Berfamm- 
lungen — Borftände — Bermögen — Perfönlichfeit. — Ausläufer in 
Turniergefelichaften und Ritterorden. — III, Einungen ber Geif- 
lihen. — Ständifhe Bünde. — Uniones cleri. — IV. Bauern- 
einungen. — Bereinzelt von Erfolg. — Verſucht bei allen Aufftänven 


Die Landfriedensbünde. — Friedensgeſetze und Yriedensvereine. 
— Die Reichögewalt und die Landfriedensbünde, — Ausbreitung ber 
legteren. — Natur. — Zwede. — Territorisle und perfonale Be- 
deutung. — Zeitdauer. — Organiſation. — en — 
Borftände. — Engere Verbände... 

Das Reich als Einung. — Kämpfe um bie Rengrändung ” 
Reichs dur die Einung feiner Glieder. — Abdrängung bed Volks 
vom Rei. — Die Reichöftände — Einungsverſuche im 18., — im 
14, — im 15. Jahrhundert. — Abſchluß unter Marimilian. — Das 
Reich ald Landfriedendbund. — ——— des a Bundes 
zu dieſer Reichöverfafiung . 2 


G. Der Einfluß des Einungsweiend auf die FE 
territorialer Stanten. 

Landesgemeinden. — Kommen vor, wo und fowelt der Bauern- 
ftand an ber Einungdbewegung Theil nimmt. — Die ——— 
vollzieht ſich nach ſtädtiſchem Vorbild . 

I. Die fchweizerifhen Thalgemeinden. — Url — Sun; — unter. 
walden. — Andere Thalgemeinden. — Aeußere Befreiung — 
Innere Sortbildung. — Das Land als Einheit, — Rathsver⸗ 


Seite 


468 


470 


476 


481 


487 


501 


514 


8 50. 


8 51. 


XxU 


s 


faffung. — nn der Landleute. — Sa und Bei⸗ 
fafien . 
IL $reie Enbednenetäbeh im Norden Dentfchlande, — Befonders bei 
Sriefen und Ditmarfhen. — Auch Hier Fortbildung der alten &e- 
noffenfhaft. — Das Land als Einheit. — Kollegialiihe Regie: 
rungsbehörden nad Art eines Raths. — Bortbauernde I Ge⸗ 
walt der Geſammtheit. — Spätere Schickſalen. 


III. Parallele Erſcheinungen im übrigen Deutſchland. — 1. — 
einzelner Marken oder Centen in Landesgemeinden. — 2. Thäler, 
Aemter und Gerichte mit politiſchem Geſammtrecht. — 8. Einfluß 
des Einungsweſens auf un und rat ber — 
und Verwaltungsbezirke 


Bundesſtaatliche Bildungen. — 1 Die frieſiſche Bundesver- 
faffung. — II. Die fchweizerifche Eidgenoffenichaft ; 
Landſtändiſche Körperfhaften. — Die Richtung auf — 
tration verſchiedenartiger Herrſchaftsrechte in eine Landesobrigkeit und 
die Richtung auf genoſſenſchaftliche Vereinigung der Stände in eine 
Landesgemeinde ale Zaltoren des deutfchen Landesſtaats —F 
Die Konſtituirung der Landſchaft. — Abſchließung der einzelnen 
Ständegenoſſenſchaften. — Prälaten. — Ritter und Herren. — 
Städte. — Bauern. — Bereinigung der Stände zum Geſammt⸗ 
körper. — Mannichfaltigkeit der ſtändiſchen Einungsbewegung. — 
Beiſpiele von Ländern, in denen dieſelbe in einer formellen Ge—⸗ 
fammtföberation zum Abſchluß kam, insbeſondere Baiern und Braun- 
fchweig-Tüneburg. — Beilpiele von Verbindungen ber Stände ver- 
ſchiedener Känder. — Beifpiele von unterdrüdten Cinungen. — Stän- 
diſche Einungen in geiftlihen Territorien. — Beifpiele von Län. 
dern, in benen ftändifche Körperſchaften durch das Einungsweſen 
entftanden, ohne daß ed zu formeller Geſammtverbündung kam, be- 
ſonders Brandenburg, Pommern, Niederlaufig, das Ordensland. 
Die Genoffenfchaft der Stände. — Grundlage. — Mitgliedſchaft. 
Landftandichaft als VBollgenofienrecht. — Eintritt, Austritt, Ausfchluß. 
— Gegenfeitige Rechte und Pflichten. — Berfammlung. — Stimmen- 
mehrheit. — Ausſchüfſe. — Geſammtperfönlichkeit. — Genofjenichaft- 
liche Selbſtändigkeit gegenüber dem Landesherrn. — Bedingte Hul⸗ 
digung. — Recht des Abfalls und des bewaffneten Widerſtands. — 
Selbſtverſammlungsrecht. — Autonomie. — Beſondere Kafſe. 
Theilnahme der Stände an Rechtspflege, — Geſetzgebung, — 
Verwaltung. — Verfügungen über das Land, Kriege und Bündniſſe. 
— Mitregierung, Landesräthe. — Stellung bei erledigtem Thron. — 
Rechte bezüglich Bewilligung, Erhebung und Verwendung von Steuern 
An die Verhandlungen über Steuerbewilligung Tnüpft Die Idee 
eines Staates an. — Landesherr und Landesgenoſſenſchaft find ur- 
ſprünglich zwei befondere Rechtöfubjelte, Durch eine Summe einzelner 
Rechte und Pflichten verbunden. — Das Land kommt in den Stän- 
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den als Vollgenofſen zur Erſcheinung, bie übrigen Einwohnerſtände 
gehören als Schutzgenofſen der fo organifirten Landesgemeinde an. 
— Belege hierfür. — Weſen biefer alten Landespräfentation. — All 
mälig entiteht die Idee einer höheren Einheit, für welche Landes⸗ 
herr und Landichaft Träger find. — Dad Land ale Staat. — 
Diefe Entwidlung gelangt indeß zu feinem vollen Abſchluß und die 
völlige Weberwindung der alten Zweiheit Fällt den Landesherren zu, 
welche enblich die rn aus der ———— des Staates 
binausdrängen : 


H. Das ländliche Genoſſenſchaftsweſen. 

5 52. Das Einungsweſen und die Randgemeinden. — Die Richtbe 
theiligung des Bauernftanded an ber Einungsbewegung ift ber Haupt. 
grund für die Entartung der Genoflenfchaften und den Sieg bes 
obrigkeitfihen Gedankens. — Die vereinzelten Ausnahmen beweijen 
die Regel. — Im Allgemeinen erfahren die ländlichen Genoflenichaften 
eine innere Fortbildung. — Mannichfaltigkeit der nn Ber- 
bältniffe. — Einheit in der Mannichfaltigkeit . 

8 53. Die ländlichen Genoſſenſchaften. — A. Aeußere Verſchleben 
heiten. — J. Nach Beſchaffenheit der Mark. — Dorfſchaften, Bauer⸗ 
ſchaften und Markgenoſſenſchaften. — Verminderung der großen 
Marten. — Genoſſenſchaften bezüglich einzelner Markſtücke. — IL 
Nach der Stellung zur öffentlichen oder einer herrichaftlihen Gewalt. 
— Freie Genoffenihaften und Hofgenoffenfchaften 
B. Sunere Struktur. — I Grundlage, — Mark und Genoffenſchaft, 
feine Beides umfafſende Gemeinde“. — Die Marl kein Gemeinde⸗ 
gebiet, aber eine räumliche Einheit. — Die Genoflenfchaft feine ab⸗ 
gefchlofiene Gemeinde, aber eine Friedens⸗ und Rechtögemeinichaft. — 
Selbftändigfeit von Mark und Genofſenſchaft. — Wechſelwirkungen. — 
Gefchloffenheit der Dark. — Verhältniß von Genoſſenrecht und Hufe. — 
Rechtlicher Charakter der Gemeindemitgliedſchaft. — 1. Das Bollge- 
noffenreht. — Perfönliche und dingliche Vorausfegungen. — Das 
Erforderniß des Hufenbeſitzes. — Wechſel des Hufenbegriffs. — 
Gleichftellung der verjchiedenen bäuerlichen Befigtitel. — Verände⸗ 
rungen in Folge der Befikzerfplitterung: a. Entwidlung im Sinne 
der Perfonalgemeinde, wenn jeder Hufentbeil wieder ald Hufe gilt. 
— Gemeinden, in denen Befig eines eignen Hauſes oder ein Mint. 
mum von Grundbefig zum Bollgenoffen macht. — Reine Perfonal- 
gemeinden. — db. Entwidlung im Sinne der Realgemeinde mit Per- 
tinenzqualität des Genofſenrechts. — a. Gemeinden mit einer ge- 
ſchloſſenen Zahl von Ehehofftätten. — 4. Gemeinden, in denen nur 
Grundbefig von beftimmtem Umfange das Genoffenreht giebt. — 
Bolle und Halbe Hufen und Genoffen. — Zulaffung von mehrfachen 
und Bruchtheild- Genofjenrechten. — c. Entwidlung im Sinne ber 
Rechtſamegemeinde durch Erhebung des aus Marknugung fließenden 
Genoffenrehts zu einem felbftändigen Sachenrecht. — 2. Schupge- 
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nofien. — Unterſchied von Ungenoſſen. — —— und unmittel⸗ 
bare Schutzgenoſſen. — Rechtliche Stellung. — Veränderung. — 
Sie werden häufig geringere, Bruchtheild- oder ſelbſt ek. 
meift aber Ungenofien . -. 
DI. Rechtliche Bedeutung. — Identitãt der wirthſchaftlichen und — 
litiſchen Gemeinden. — Modifikationen in den Markgenoſſenſchaften, 
Alpgenofſenſchaften, Weinbergsgenofſenſchaften u. ſ. w. — Die Ent- 
ftehung beſonderer Deich⸗ und Sielgemeinden 

Die Zwecke der eigentlichen Landgemeinde. — J. Genoffenfdafts- 
ölonomie. — Gefammt- und Sonderredht: a. in der Hauswirthſchaft. 
— b. in der Felbwirthichaft. — c. in der Wald-, Weide- und Waffer- 
wirtbichafl. — Allmende. — Nupungsrechte. — Geſammtheitsrechte. — 
Die Rechte an ben einzelnen Arten des Gemeinlandes indbefondere, 
namentlich an Wald und Weide. — Berwandlung in Sondereigen. 
— d. Gemeindeforporationswirtbichaft. — e. Laftenvertheilung. — 
2. Die Gemeinde ald Rechtsſchutzverein. — a. Friede und Recht. — 
Autonomie. — b. Gerichtöbarkeit. — c. Wehrgenoflenfchaft. — 8. 
Die Gemeinde als a. fittlide — b. fociale — c. religiöfe Einheit . 
III, ®emeinbeverfaffung. — 1. Genoſſenverſammlung. — 2. Borfteher 
und Beamte — a. Der Richter. — a. Der oberfte Märker in der 
großen Mark. — Berbrängung durch Herrenrecht. — 8. Der Bauer- 
richter. — Berhältniß zum berrichaftlichen Schultheißen. — Berände- 
rungen. — b. Stellvertreter. — Untergeordnete Beamte und Diener. 
— 3. Fortſchritt einzelner Gemeinden zur Gemeinheitsverfaſſung. — 
Gemeindenorfteher und a. ftänbige Schöffen, — b. ee 
— c. wirflihe Gemeinberäthe in Marl und Dorf . . ; 
C. Stellung ber Landbenölferung am Schluß bes Mittelalters, — 
Kämpfe der Bauern um die genoffenfchaftliche Selbſtändigkeit. — Der 
große Bauernkrieg. — Entjcheidende Wendung a 


Bierle Yeriode. 1525— 1806. 
und 


Aünfte Yeriode. Seit 1806. 


. Das Weſen der Obrigkeit, der Privileg sforporation und 


ber freien Ajfociation. — A. Ueberfiht. — I. Die Privilegs⸗ 
forporation. — 1. Weſen. — a. Eriftenzgrund. — b. Zufammen- 
fegung und Gliederung. — c. Rechtliche Bedeutung. — 2. Ihre Ent- 
wielungsgefchichtee — I. Die Obrigkeit. — 1. Weſen. — Unter- 
thanenbegriff. — Salus public. — Der abfolute Staat. — Der 
Polizelftant. — Der Bevormundungöftaat. — 2. Die Stellung des 
Genofjenihaftswejend im obrigkeitlihen Staat. — Die juriftifche 
Perjon. — 3. Individualiſirung. — Freiheit. — Gleichheit. — Ten- 
tralifation und Atomiſirung. — 4. Aeußere unterftühende Momente. — 
5. Entwicklungsgeſchichte der obrigkeitlichen Idee. — III. Die freie 
Aflociation. — 1. Wefen. — a. Analogien mit ber mittelalterlichen 
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Einung. — b. Unterſchiede — 2. Bisherige Wirkſamkeit. — a. Um⸗ 
ſchaffende. — b. Neuſchaffende. — B. Die Aufgabe des Folgenden. 


A. Die Genoſſenſchaft in Gemeinde, Staat und Reich. 
I Die Genofſenſchaft in den Gemeinden. 

Die Schidfale der alten ländlihen Gemeindegenoffen- 
Ihaft. A. Die Zerftörung der alten Markgemeindege- 
noſſenſchaft. — I. Bon außen wirltende Kräfte. — 1. Zerftörung 
der Markgemeinſchaft. — a. Die Richtung auf Verwandlung ber 
Mark in berrfchaftliched Eigentbum. — Principielle Negation des Ge- 
fammteigentbumsd. — Scheingründe der Juriften. — Principielle Be- 
fchränfungen des Geſammtrechts durch Regale und Hoheitsrechte. — 
Solgerungen aus der Subfumtion unter den Begriff des Korporationd- 
gute. — b. Die Richtung auf Vertheilung zu Sonderrecht. — Fort- 
bauer ber alten Zerfplitterungen. — Principielle Angriffe gegen die 
ländlichen Gemeinſchaftsverhältniſſe. — Gemeinheitötheilungs-, Ver⸗ 
koppelungs⸗ und Ablöſungsgeſetze. — Vorangehende juriſtiſche Auf- 
löſung des Geſammteigenthums. — Die verſchiedenen Theorien. — 
Einfluß derſelben auf Form und Maßftab der Theilung. 
2. Zerftörung der Genoffenſchaft. — Principielle Negation. — Obrig 
keitliche Beamte. — Gerichtsbarkeit. — Autonomie. — Beſchränkung 
der Selbftverwaltung, beſonders der Vermögensverwaltung. — Be 
vormundungstheorie. — u — a und 
Mitgliedfhaft . . . 
D. Snnere Veränderungen. _ Geheimleben unb Widerfiand, im au. 
gemeinen Erlöſchen bes Genofſſenſchaftsſinns. — Exkluſivität. — 
Mehrung der Ungemeinder. — Weitere und engere Gemeinde. — 
Bereinzelt Scheidung von innen. . . 
B. Die Bortdauer der alten Wirthfhaftsgemeinde in 
Agrargenofjenfhaften. —I Wirthſchaftsgemeinden als herrſchende 
Korporationen. — 1. Realgemeinden. — 2. ee — 
Beiſpiele aus Ditmarſchen und Heflen re 
D. Birthichaftögemeinden als Nrivattorporationen, — 1. Martge. 
meinden, deren Gebiet ſich mit keinem Gemeindegebiet deckt. — Ge⸗ 
noffamen Unterwaldens. — Alpmarken. — 2. Agrargenoſſenſchaften ala 
engere Gemeinden. — a. Bon Innen entftanben: «. in Städten. — Bei⸗ 
fpiele, befonderd aus Meldorf und Pommern. — P. in Landgemeinden. 
— Beifpiele verjchiedener Art. — b. Gefeplich gebildete: a. durch 
Anerlennung der alten Wirthichaftägemeinde ald Privatlorporation 
neben ber nen gebildeten politifhen Gemeinde, — 4. nur eine bevor- 
zugte Klaffe an Beredhtigter. — 8. an, einiger 
Geſetze . . 
IH. Untergang ber Wirthfehaftögemeinde. — i. Durch Verſchwinden 
des wirthſchaftlichen Elements. — 2. Durch Verwandlung der 
Nutzungsrechte in rein politiſche Rechte („bürgerliche Nutzungen“), 
und zwar: a. von innen, — b. dur Zwangsgeſetze. — 3. Durch 
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Verwandlung ber Realgemeinderechte in rein individuelle Rechte . 
C. Die Entftehbung der rein politifchen Xandgemeinde — 
Bereinzelt von innen. — In ber Regel durdy die von außen fchaffende 
obrigfeitlihe Kraft, obwol unter Mitwirkung innerer Verände⸗ 
rungen. — Folgen für den anftaltlihen Charakter der Gemeinde. — 
Genofienihaftliche Gegenſtrömung der neuejten Zeit . j 

Der Untergang des ftädtifhden Gemeinweſens. — Einige 
Städte werden obrigfeitliche Territorien, in denen ausnahmeweife eine 
Korporation Randesherrin ijt. — Die anderen werben obrigfeitliche 
Verwaltungsbezirke, mit denen eine privilegiirte Privatrechtsforpora- 
tion verbunden ift. — Vergleich mit der ländlichen Entwidlung . 

I. Innere Umbildung. — Etillitand der Berfaffungsbewegungen. — 
Zunftniederlagen feit dem 15. Sahrhundert. — Niederdeutfche Rathe- 
ariftofratien, — Oberdeutfche Dligarhien. — Der Rath als Obrig- 
feit und die Bürger ale Untertbanen. — Letztes Ringen nad) ftäbdti- 
cher Bolkeherrfchaft in der Reformationgzeit. — Spätere Entwidlung. 
— Die Stadt ale Privilegslorporation. — Recht auf „bürgerliche Nab- 
rung.” — Privatrechtliche Behandlung des — — der po⸗ 
litiſchen Abftufung, — der Aemter. . . . 

I. Aeußere Angriffe gegen die Stadtfreiheit. — Ausnahmeftellung 
der Reichsftädte. — Dernichtung jeder ftaatlichen Bebeutung der 
Landftädte. — Beifpiel aus Preußen. — Die Stadtgemeinde des preußt- 
ſchen Landrechts. — Juriſtiſche Theorien. — Einfluß des franzöfi- 
ſchen Municipalſyſtems. — Umſchwung feit der preuß. St. D. ». 1808 
Die Ort3gemeinde nad den Gemeindeordnungen des 19. 
Jahrhunderts. — Kein principieller Unterfhied von Land.» und 
Stadtgemeinden mehr. — en Weſen trop der Man- 
nichfaltigkeit 
A. Grundanſchauung. — Sogenanntes vermittelndes Syſtem. — 
In Wahrheit herrſcht noch die Auffaſſung der Gemeinde als Staats⸗ 
anſtalt mit juriftiſcher Perſönlichkeit im Sinne des obrigkeitlichen 
Syſtems vor und nur modificirend wirft darauf bereits fſtärker oder 
ihwächer die Auffaflung der Gemeinde ald eines aus fich lebenden 
genofjenfchaftlicden Gemeinwefend. — Deshalb verfchiebene Natur der 
Gemeinde 1. im Öffentlichen, — 2. im privaten Recht. — Folgen für 
Entftehbung, Umgeftaltung und Aufhebung . . . 

B. Zufammenfegung. — I. Gemeindegebiet. — Als Theil des 
Staatögebietd. — Ald Korporationdfubftrat. — Als Gebiet eines 
Gemeinweſens? — II. Verband der Gemeindeangehörigen. — Als 
Abtheilung der Staatsbürger. — Als Eorporativer Berband. — Ale 
Genoffenfhaft? — Aufnahmezwang, Zutheilung und Gemeindemit- 
gliedfchaft unmittelbar aus dem Geſetz. — Vermiſchung ber ftaats: 
bürgerlichen Sreizugigkeitörechte mit dem Gemeindebürgerrecht. — Er⸗ 
forderniffe und Wirkungen der Gemeindemitgliedichaft. — Fremde. — 
Semeindeangebörige: 1. Paflivbürger. — Bertretene Perfonen. — 
Schupbürger alter Art. — ©emeindeangehörige ohne Bürgerrecht 
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nach den neuen Geſetzen. — 2. Aktivbürger. — Inhalt ihres Rechts. 
— Borausfegungen: a. Das Syſtem des lokalen Staatebürgerrechts. 
— b. Das Syſtem einer auf Geburt oder Aufnahme beruhenden 
Drtebürgerihaft. — c. Dad Syſtem der Grundbefigergemeinde. — 
d. Kombination der beiden leptgedachten Formen. — e. Altivpbürger⸗ 
recht auf Grund von Beſitz oder Steuern. — Berbinbung mit ber 
Ortebärgerihaft. — Preußifched Syftem der Auflöfung ver Bürger 
ſchaft und ihres Erſatzes durch eine Anzahl von a — 
Princip dieſer Spiteme . 

C. Organiſation. — Weſen ber Gemeinbeorgane, — 1 Die Ge 
meindeverfammlung. — I. Der Repräjentativausfhuß. — IH. Der 
Gemeindevorftand. — 1. Einzelvorjteher — a. mit Schöffen, — b. 
mit Gemeinderath; — 2. Kollegialvorftand — a. ohne befondere Ge⸗ 
meindevertretung, — b. mit ſolcher. — Doppelitellung des Borftandes 
als Staateorgan unb ale en — IV. Die übrigen &e- 
meinbeamtr . . N re 
D. Rechtliche Bebentung. — 1 „Selbftverwaltung‘. — Ge 
meindeangelegenheiten. — Staatdaufficht oder Staatsbevormundung. — 
Mangelnder Rechtsſchutz. — IL. Zuriftifche Perjönlichkeit. — Rechts⸗ 
fähigkeit. — Willene- und Handlungsfähigkeit. — II. Die allge- 
meinen inneren Korporationgrechte. — IV. Gemeindehaushalt. — V. 
Selbſtbeſterrungsrecht. — VI. Autonomie. — VIL Gerichtsbarkeit. — 
VIH. Politifche Einheit. — IX. Politifche und fittliche Allgemeinheit. 
— Drtspofigei. — X. Wehrgenoffenfhaft. — XI. Schulweſen. — 
XII. Armenwefen. — XII. Religiöfe und gejellige Bedeutung . 
E. Neberblid des bisherigen Fortſchritts, Aufgaben der Gefepgebung 
nnd Ziele der Bewegung. — I Weſen. — U. Zufammenfeßung. — 
IH. Organtfation. — IV. Rechtliche Bedeutung der Gemeinde 


. Gemeindbeähnlihe Berbänbe für befondere Zwede — Wefen 


und Entftehung. — I. Bezirkäverbände ohne Rechtsfuhjeltivität. — 
II. Bezirteverbände mit Korporationsrecht. — 1. Kirchengemeinden. 
— 2. Schulgemeinden. — 3. Armengemeinden. — 4. Wegegemeinben. 
— 5, Haudhaltögemeinden. — 6. Fagdgenofjenfchaften. — 7. Deich: 
genofienfchaften. — Wandlungen unter obrigkeitlichem Syftem. — 
Die neuen Deichordnungen. — a. Eriftenzgrund. — b. Zufammen- 
fegung. — c. Organifation. — d. Rechtliche Bedeutung. —e. Sammt- 
deihverbände. — 8. Sielachten. — 9. Zwangsgenoffenfchaften für 
Bewäflerungs- und Entwäfjerungdanlagen. — Borausfegungen. — 
Bildung. — Mitgliedfhaft. — Organifation. — Rechtliche Bedeutung. 
— Unterſchied von freien Genofjenfchaften für gleiche Zwede . 
Gemeinden in und über der Ortsgemeinde. Bezirks-, 
Sammmt-, Kretd und Provinzialgemeinden, A. Innere Glie- 
derung der Ortögemeinde. — Wechfel darin. — Die modernen Be- 
zirfe. — Sie find keine Genoffenfchaften 


B. Gemeinden über ber Ortögemeinde. — I. Entwidlung unter va 


obrigkeitlichen Syftem. — Bernichtung der Genoſſenſchaft in den 
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Bezirksgemeinden ohne ſtändiſche Gliederung, — bei ſtändiſchen Be⸗ 
zirkskörpern. — II. Bewegung zur Wiederbelebung des genoſſenſchaft⸗ 
lihen Gedankens in den weiteren Kommunen. — IIL Oeſterreich. — 
IV. Preußen. — Kreid-, Bezirks⸗ und Provinzial-Ordn. v. 11. März 
1850. — Siftirung derfelben, Wieberberftellung der älteren Organi⸗ 
fationen und neuefte Verordnungen für die neuen Landestheile. — 
1. Rommunalverbände zwifchen Ortögemeinde und Kreid. — Sammtge⸗ 
meinden. — Lanbeögemeinden. — Bezirlöräthe — Weftphäl. Amts 
gemeinden. — Rheinifche Bürgermeiftereien. — Hannov. Aemter. — 
2. Kreife. — Kreiöftändifche Verbände ber alten Provinzen. — Ueber- 
tragung. — 3. Kommunalftändifche Berbände. — Hannov. Land⸗ 
ihaften. — 4. Provinzen. — Die alten provinzialftändifchen Verbände. 
— Die neuen Organifationen. — V. In den übrigen beutfchen 
Staaten. — Sächſiſche Ständelörper. — Bairiſche Diftrikts- und 
Kreiögemeinden. — Württemb. Amtslörperfchaften — Sonftige 
Sammtgemeinden, — Bezirlöräthe, — Amtögemeinden. — VI. Ziele 
der Entwidlung und rechtliche Ratur ber Bezirkölommunen 


II. Die genoffenfchaftlichen Elemente des Staats. 


Die Kandftändeforpora im obrigfetitliden Staat. — A. 
Principielle Veränderungen. — I. Im Berhältniß zu den Gliedern. — 
Die Landftandfchaft ald Privilegäquote. — Privatrechtliche Behand- 
lung. — Erflufivität. — Beränderte Berfaflung. — Ausſchüſſe. — 
U. Im Berhältuig zum Fürſten. — 1. Berluft der genofjenfchaft- 
lichen Selbſtändigkeit. — Einungsrecht. — Streit in Oftfriesiand 
und Medlenburg. — Autonomie. — Selbftverfammlung. — Selbft- 
hilfe. — 2. Untergang ber ftaatlichen Bedeutung. — Steuerbewilli- 
gung. — Zuftimmung bei Gejeßen. — Theilnahme an ber Landes- 
verwaltung. — Rechtsdeduktionen ber Publiciften. — Innere Recht⸗ 
fertigungdgründe. — Böllige Verdrängung vom Staatsweſen, — 
z. B. in Preußen. — Gormelle Kaflationen. — III. Im Verhältniß 
zum Lande. — Ein privilegiirtes Korpus, das nur fich felbft vertritt. 
B. Unmöglichfeit einer Regeneration. — Einfluß ihres Borhandenfeins 
auf Entftehung und Geftaltung der repräfentativen Idee. — Ueber 
gang zu biefer. — Anſchauungen ber Staatsrechtslehrer des vorigen 
Sabrhunderte. ;. 3... 03.3 oa u.a a en ar ae 
Das BVerhältniß Der mobernen beutfhen Staatdidee zur 
Genoſſenſchaftsidee. — I Refte des ftändifchen Principe. — 
Verbreitung des repräfentativen Principe. — Unterfchied der Volfd- 
vertretung von der Ständelörperfchaft. — Jene ift feine Genofjen- 
fchaft, noch auch Organ einervom Staat verfchiedenen Volksgemeinde, 
fondern ein kollegialiſches Staatsorgam für genau beftimmte Funk⸗ 
tionen. — Einheit der Staatöperfönlichkeit. — Unmittelbare und 
mittelbare Staatsorgane. — II. Zdentität von Staat und Boll, — 
IV. Der Staat ald Anftalt oder Berein. — Berföhnung ber genofien- 
ſchaftlichen Grundlage und der obrigkeitlichen Spike im heutigen Staat. 
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II. Die Genofjenfchaft im Reich. 
A. Umwandlung ded Reihe. — I. Korporative Gliederung. — 
Schwinbende Bedeutung ded Einungsweſens. — Allianzverträge und 
Korporationen ftatt feiner. — Die Korporation der Reichöritter. — 
Ganerbichaften. — Reichöftändeförper. — Religionskörper. — Reichd- 
Ereife. — II. Das Reich in feiner Sefammtheit als Korporation. — 
Standichaft. — Berfaffung. — Untergang ber ftaatlichen Elemente. — 
Auflöfung. — B. Neugründungdverfuche unferes ee _ 
C. Bölferrechtliche Staatengenoffenichaften . 


IV. Die Genoffenfchaft in der Kirche. 

A. Bierte Periode. — 1. Anftalts- oder Genoffenfchaftsbegriff der 
Kirche ala folder: — 1. der katholiſchen; — 2. der evangelifchen. — 
I. Berhältnig zum Staat. — 1. Die evangelifche Kirche. — Theorien. — 
Praktiſch wird fie Staatsanftalt. — 2. Anwendung auf die fatholifche 
Kirche. — Die geduldeten Religionögenoflenfchaften als Privatgefell« 
ihaften. — IL Bildung neuer Religtondgenoffenfchaften. — Ein 
Recht dazu giebt ed nicht. — Auch nicht nach den Toleranzedikten. — 
Landeöherrliches Zulafſungsrecht. — IV. Die geiftliden Genofjen- 
fchaften. — 1. Refte in der proteftantifchen Kirche. — 2. Verfall in 
der Tatholifchen. — Regeneration durch Neubildungen. — Die Gefell- 
ſchaft Zefu als höchſte Steigerung der katholifch-romanifchen Aſſo⸗ 
ciationdidee. — 3. bes Staatd gegen die Ye Genoſſen⸗ 
Ihaften . . . 

B. Fünfte Deriobe. — I. die Kirche als ſolche. — Auffaffung der. 
felben als Genoffenfchaft. — Berfaffungdänderungen in diefer Rich⸗ 
tung. — I. Berbältnig zum Staat. — Die unabhängige Kirche im 
rein weltlichen Staat. — III. Die Bildung neuer Religionögejell- 
ſchaften. — Bor 1848. — Anerkennung ber religiöfen Affociationdfret- 
Hei. — IV. Die geiftlihen Genoffenfchaften. REN en 
— Unterſchied von religiöfen Bereinen 


C. Die freien Genofſenſchaften. 

1. Das Genofſenſchaftsweſen für geiftige, fittliche und fociale Zwede. 
Dad Vereinsweſen im obrigkeitlihen Staat. ; 

L Ummandlung der mittelalterlichen Genoſſenſchaften. — Abforption 
ihrer Bedeutung ala geiftiger, fittlicher und ſocialer Allgemeinheiten 
duch den Staat, während die ihnen verbleibende eigne Bedeutung 
einen privaten Charakter annimmt. — Aeußere Angriffe und innerer 
Berfall. — Schtefale der einzelnen Gattungen der Brüderfchaften und 


r Bilden, — der Abeldaffochationen, — ber Univerfitäten . 


IL Neubildung. — Die Beichränktungen des Afſſociationsrechts. _ Rei. 
recht. — Randespofizeigefepe. — Im Einzelnen: 1. keine politifchen 
und religiöfen Bereine. — 2. Für geijtige Zwede. — Ueberwiegen ber 
Anftalten für den Unterriht. — Verſuche ftaatlicher Organiſation des 
geiftigen Lebens überhaupt. — Freie Akademien, Gefellichaften und 
Drden. — Staatsakademien. — 3. Für fittlide Zwede überwiegen 
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Anftalten und Stiftungen. — Staatdanftaltlihe Auffaffung der 
letzteren. — 4. Sociale Genoffenverbände. — Entftehung und Bedeutung 
der geheimen Gefellichaften. — Der Zreimaurerbund. — Verſchwoͤ⸗ 
rungen. — Gefepgebung dagegen . 
Das moderne freie Vereinsweſen für politiſche, —— 
geiſtige, ſittliche und ſociale Zwecke. — Bedeutung ne in 
der Entwidlung der Gegenwart. . . 

I. Das Vereinsrecht. — Engliſche und Franzöftfche Entwidfung. — 
Deutſche. — Die Zeit ber Fremdherrſchaft. — Die Reſtaurations⸗ 
zeit. — Forderung der Vereinsfreiheit und Anſichten der Wiflen- 
ſchaft. — Das Sahr 1848. — die Verfaffungsurfunden. — Die 
Geſetze über die Ausübung. — Das geltende Vereinsrecht. — Das 
Berfammlungsreht ale Grundlage en — Ausnahmebe⸗ 
ſchränkungen 

I. Thatſaͤchliche Ausbreitung des Vereinsweſens. — Verzweigung nad 
den Zweden. — 1. Politiſche Vereine. — 2. Religiöje. — 3. Wilfen- 
Ihaftliche. — 4. Künftlerifhe. — 5. Für Handel, Gewerbe, Induſtrie 
und Verkehr. — 6. Für Land- und Forſtwirthſchaft. — 7. Zür kör⸗ 
perliche Ausbildung. — 8. Sprachvereine. — 9. Schutzvereine. — 
10. Vereine für Sntereffenvertretung eined Standes, einer Berufs⸗ 
Haffe, eined Geſchlechts. — 11. Für Sitte und Sittlichkeit. — 
a. Vereine für Beförderung von Gitte und Eittlichkeit nad) außen. — 
b. Gefellige und fittlich«foctale Vereine. — 12. Wohlthätigfeitd- 
vereine . . 

DI. Stellung der miobernen. Vereinsorgantfation” in der Geſchichte der 
Genoflenfchaft. Zufammenhang mit der Gildeverfafſſung. — 
Zwiſchenſtufen — Verſammlungen und Vereinen. — Tendenz 
zur Berallgemeinerung . . 

B. Verwendung vereinsähnlicher Drganifationen durch den Staat 


II. Das freie Genoſſenſchaftsweſen für wirtbichaftliche Zwecke. 
Die verfhiedenen Arten wirtbihaftlider Organismen. 
A. Die vom Mittelalter hinterlaffene Organifation. — I. Weberwiegen 
ber Genoſſenſchaftsorganismen. — II. Allgemeinheit der Zwede. — 
Vermiſchung ungleichartiger Principien 1. bezüglich der Grundlage; — 
2. bezüglich ber Zwede. — B. Veränderungen feit 16. Jahrh. — 
I. Staatöwirtbfchaft und Individualwirthſchaft. — 1. Auflöſung der 
mittelalterlichen Wirthſchaftsorganismen. — 2. Unmittelbare und mit- 
telbare Staatsdanjtalten für Wirthſchaftszwecke. — 3. Die jelbftändige 
Afjociation nur verftärkte Privatwirthſchaft. — Doch entiteben all⸗ 
mälig: a. fapitaliftifche Herrichaftsverbände. — b. Kapitalgenofien- 
ſchaften. — 4. Endlich auch wirthichaftliche Perfonalgenofjenfchaften. — 
II. Innere Sortbildung durch Sonderung ber Gegenfäpe bezüglich: 1. 
ber Grundlage, — 2. ber Zwede. — C. Aufgabe des Folgenben. 
Die Schidfale der alten Gewerbsgenoſſenſchaften. A.Das 
Zunftwejen. — IL Innere Wandlung. — 1. Beränderte Grund» 
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anſchauung. — Zunftgeiſt. — 2. Zuſammenſetzung im Sinne eines 
Privilegskörpers. — Mitgliedſchaft als Privatrecht. — Geſellen⸗ 
ftand. — 3. Zunftverfaſſung. — 4. Rechtliche Bedeutung. — Zurüd- 
treten der politifchen, fittlihen und foctalen Bedeutung vor ber öfo- 
nomifchen. . . 

H. Obrigfeitfiche Behandlung, ber Zünfte als Polizeianftalten mit 
juriftifcher Perfönlichkei. — 1. Rechtliches Wefen. — Entftehung 
und Aufhebung. — 2. Zufammenjeßung. — Einfluß der Obrigfeit 
auf Berfagung oder Gewährung der Aufnahme — Freimeifter. — 
Deberleitung zum Konceſſionsſyſtem. — 3. Organifation. — Ber- 
fammlung. — Vorfteher und Beamte, — Bormünder. — 4. Recht⸗ 
liche Bedeutung. — & Juriſtiſche Perfönlichkeit. — Korporations- 
rechte. — b. Untergang der Zunftautonomie.e — c. Zunftgerichts- 
barkeit und Zwangsgewalt. — d. Die ökonomiſche Seite ber 
Zunft. — Untergang der Amtsidee und ber Genoffenichaftspoli- 
zei. — e. Sittliche und jociale Bedeutung. — 5. Verbote und Be- 
ſchränkungen der Gefellenverbindungen. 5 
B. Kaufmännifhe Korporationen — Allmälige Verwandlung 
in öffentlich autorifirte Vereine für Wahrung bed Handelsinte- 
refjied. — Geſetzliche Regelung 

Die genoſſenſchaftlichen Draanifetlonen ber — Se: 
werbegefege. — A. Gewerbefreiheit und Gewerbeordnungen. — 
I. Snnungswefen. — 1. Die alten Gewerbölörperfchaften. — a. Auf- 
bebung. — b. Wahl zwiſchen Auflöfung und Hortbeftand als freie 
Genofſſenſchaften. — c. Feithalten ald öffentliche Verbände. — 2. Neu- 
bildung. — a. Geſetze, welche Alles ber freien Aſſociation über- 
laſſen. — b. Modifikationen bezüglich der Korporationsrechtee — 
c. Modifikationen bezüglich der bei gewiſſer Beichaffenheit der Zwecke 
verlangten befonderen Publicität. — d. Modifikationen durch öffent» 
fie Autorifation befonderer „gewerblicher Genofjenfchaften‘ ohne 
gewerblihe Vorrechte. — e. Gemeindeähnlihe Zwangsgenofien- 
ſchaften. — f. Preußifches Syſtem öffentlich autorifirter und ab» 
hängiger Innungen mit gewerblichen Vorrechten. — D. Unterftügungs- 
vereine. — Zwangskafſen. — III, Gewerbe» und Handeldlammern. — 
B. Aufgaben ber Geſetzgebung. — Vorſchläge des Entwurfs einer 
Sm. D. f. den norddeutfhen Bund . , 

Die Entftehung und Vollendung ber Bermödendgenoffen- 
haft. — Eine Entwidlung, die im Altienverein ausläuft. — I. 
Bermögendgenoffenfchaft in ben Landgemeinden? — II. Bei ber &e- 
ſammthand? — Mitrhederei? — Körperichaften aud Gemeinfchaft? — 
II Düdlengenoffenfchaften? — Insbeſondere die Kölner Mühlenerben. 
IV. Die Gewerkichaften des Bergrechts. — Entwidlung und Geftaltung 
in ber Zeit des obrigkeitlihen Bergbaud. — Sachenrechtliche 
Struktur, aber die Forporative Verfaſſung fließt nicht aud ihr, 
fondern ruht im Organismus ber Bergbehörden. — Gewerkſchaft 
des preuß. Landr. — Rechtliches Weſen ber älteren Gewerkſchaft. — 
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Seite 
Umgeftaltung durch die neueften Berggefepe nach dem Vorbild bed 


Altienvereind. — Die Gewerkichaft als — — 
genoſſenſchaft . 
V. Die Genoſſenſchaften des Salinenrechts. — Aeltere Drganifation. — 
Thalgemeinweſen. — Vermögensgemeinſchaften der Salzbelehnten, 
Bruderſchaften der Salzarbeiter, Genoſſenſchaften der Pfänner. — 
Entwicklung und Charakter der Pfännerſchaft . . 

VI Die Handelögefelichaften. — Die offene und Kommanditgefelffchaft 
find weder Genofſenſchaften, noch unperfönftche Vermögensvereine. — 


Insbefondere: 1. Die offene Geſellſchaft. — a, Als kollektiv ver⸗ 


bundene Vielheit. — b. Ald Bertragsobligation. — 2. Die Kom- 
manditgefellfichaft. — Geſchichte. — Auch fie ift a. keine Genoſſen⸗ 
Ihafl. — b. Ein obligatorifches Verhältniß. — 3. Aktienkomman⸗ 
ditgeſellſchaft. — Geſchichte — Weſen . . . 
VI. Der Altienverein. — Princip feiner Entwidlung . 
A. Gefchichte bed Aktienvereins und feines Rechts. — 1. Italieniſche 
montes, — Banken. — Andere Kapitalvereine. — 2. Die Welt 
bandelölompagnien. — Holland. — England. — 8. Vervielfältigung 
der Altienvereine in England. — Gefeßgebung feit 1720. — Das 
neuefte englifche Recht. — 4. Die Eontinentale und beſonders die 
franzöfifche Entwidlung. — Vollendung der kapitaliftiichen Natur, Be⸗ 
fiegelung der Abhängigkeit vom Staat. — Der Code. — Die neuefte 
franzöfifche Gefepgebung v. 1863 und 1867. — 5. Entwidlung in 
Deutſchland. — Staatsanftaltliher Charakter der älteren Aftienge- 
fellfchaften. — Wefen des Iandeöherrlichen Dftrois. — Thatfächlicher 
Uebergang ber Snitiative und Geftaltgebung auf bie ſich vereinigenden 
Kapitaliften. — Aftiengefellfchaftsgefege einzelner Staaten. — Das 
beutfche Handelsgeſetzbuch. — Unterfchied der ftantlichen Genehmigung 
vom Oftroi . . . 
B. Der Aftienverein des neueften beutfchen Rechte ale Bermögendgenoflen- 
Ihaft. — Hiftorifhe Stellung und Berechtigung der Theorien. — 
Die älteren Zuriften. — Die modernen Theorien der societas, — 
der universitas, — ber mobdificirten societas, — der mobdificirten 
juriftifchen Perfon, — der Genoffenfchaft. — Die entgegengefepten 
fapitaliftiichen Theorien der mobdificirten communio oder Geſammt⸗ 
band, — bed Zwedvermögend, — der Stiftung . . 
Die Entwidlung des Aktienvereins im Rechtsleben. — Statut und 
Geſetz. — Altienprincip außerhalb des Aktienvereins. — Miſch— 
formen, — Kombination mit Perfonalvereinen, — mit Anftalten . 
Der reine Aftienverein: 1. ald Bermögen verbindung. — a& Durd) 
ein Vermögen ald Ganzes a. bedingt; — 4. beftimmt. — b. Eben- 
jo die Mitgliebichaft durch eine Vermögendquote a. bedingt; — P. 
beftimmt. — 2. Als Genoſſenſchaft. — a. Criftenz- Grundlage ift 
ein Geſammtwille. — b. die Zufammenfegung iſt Perfonenverbindung, 
jo daß die Mitgliedfchaft im Verhältniß zum Verein weber a. freies 
Privatreht, — noch 4. reined Vermögensrecht tft. — c. Perjonale 
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Organiſation. — Verfaffung. — d. Rechtliche Bedeutung als Ge⸗ 
nofſenſchaftsperſoͤnlichkeit — 

C. Thatfächliche Bedeutung des Attienvereind für das wirthſchaftliche 
Sefanmtleben . 
Die Perfonalgenoffenfgaft für wirthſchaftliche Zwede, — 
A. Alter und Entwicllung. — I. Ungefähre Bezeichnung ihres recht⸗ 
lihen Weſens. — 1. Ad Genoffenichaft. — 2. Ald Perfonalverein. — 
Hineinziehung des Kapitald in den Genofſenſchaftsorganismus. — 
3. Bereinzelung und Prächfirung ber Zwede. — Beftimmung bed 
Stückes Perjönlichkeit, dad der Einzelne aufgiebt. — 4. Hauptarten. 
IL Thatſächliche Bedeutung. — Im Allgemeinen. — Für die arbeitenden 
Klafien insbefondere. — Gefahren der modernen Wirthfchaftsentiwid- 
Iung. — Die Bedrohung der Perfönlichkeit durch das Kapital. — 
Abhilfe Durch die wirtbichaftliche Affociation. — Verſchiedene Rich⸗ 
tungen. — Theorien und Berfuche ber Organifation von oben und 
außen. — Die freie Affociation. — Staatshilfe und SPrivathiffe 
neben der Selbſthilfe. — Die auf Selbfthilfe ruhende Wirthichafts- 
affociation. — Borftufen. — Gang und Refultate der Genoſſenſchafts⸗ 
bewegung in England — Frankreich — Deutichland. — Berwerthung 
für die ländliche DBevölferung. — Bedeutung für die Zutunft . 
B. Die einzelnen wirthſchaftlichen Perſonalgenoſſen— 
ihaften. L Sarantiegenoifenichaften. — 1. Sachgarantie. — 
a. Lransportverficherung. — b. Feuerverfiherung, — Geſchichte. — 
Deffentliche Verſicherung, freie Gegenjeitigkeitögejellichaften und Er⸗ 
werböanftalten. — c. Berficherung gegen Hagelichaden. — d. Bieh- 
verfiherung. — e. Sonftige Fälle . . 

2. Berficherung gegen einen zunächſt bie Perfon treffenden. Schaden. — 
a. Todesgarantie. — Lebensverſicherung. — Sterbekafſen. — Witwen⸗ 
und Waifenkafſen. — b. Garantie gegen zu langes Leben. — Alter⸗ 
verjorgungävereine. — c. Garantie gegen beſtimmte Borfälle. — Krank⸗ 
heit und Invalidität. — Penfiondvereine.. — Kranfen- und Inva⸗ 
lidenvereine. — Allgemeinere Hilfd- und Unterftügungsgenofien- 
ichaften. — Zwangsgenoffenfchaften, bejonderd Knappſchaften, — und 
freie Bereine . . . — 
I. — —— i. Für Kapitalumfauf . 
2. Für Kapitalbefchaffung. — Unterfchied der Kreditgenoifenichaften 
von Erwerbögejellfchaften und Kreditanftalten. — Arten der legteren. — 
Mittelgliever. — a Genoffenichaften für den Immobiliarkredit. — 
Die älteren Ianbichaftlichen Kreditvereine. — Einrihtung und Orga- 
nifation derfelben. — Veränderungen in neuerer Zeit. —F 

b. Genofſenſchaften für den Perſonalkredit. — Krebit- und Vorſchuß⸗ 
vereine. — Princip. — Solidarhaft. — Die Perſönlichkeit als Trägerin 
des Vereins. — Organiſche Hineinziehung des Kapitals. — Natur 
der Geſchaͤftsantheile. — a — Be — die al 
Bevölkerung . . ; F 

8. Spargenoffenfchaften. 
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II. Wirthſchaftliche Distributingenoffenichaften. — 1. Für 
einen gewöhnlichen Haudhalt. — a. Konjumvereine. — Verſchiedene 
Prineipien. — Berfaffung. — Uebergang zu gemeinfamer Produl. 
tion. — b. Wohnungsgenofſenſchaften. — 2. Für eine gleichartige 
produktive Wirtäfchaft der Glieder. — a. Robftoffgenoffenihhaften. — 
Gewerbliche. — Ländliche. — Einrichtung und Verfaſſung. — b. Ge 
noffenichaften für gemeinfchaftliche Beichaffung und Benutzung von 
Produftionsmitteln. — Mannichfaltigkeit ihrer Einrichtung. — Ge 
werbliche. — Werkzeugs⸗, Werkftättegenoffenfchaften u. f.w. — Länd⸗ 
liche. — Für Wirthichaftsanlagen, Mafchinen u. |. w. — Weidege⸗ 
noffenfchaften. — Meliorationdgenofienfchaften. — c. Abfapgenoflen- 
Ihaften. — Arten. — Uebergang zur Produftivafioctation . 
IV. Die Produftivgenoffenfhaft. — Entwidlung. — Partielle 
Produktivgenofienfhaften. — Totale Probuktivgenoffenichaften. — 
1. Eigentliche Arbeitsgenofſenſchaft. — Perfönlicher Bau derfelben. — 
Die Arbeit ald Trägerin bed Vereins. — Gewinnvertheilungsſyſteme. — 
Modifikationen. — Sittliche Bedeutung. — Berfaffung. — 2. Arbeiter 
aktienvereine. — Mobiftkation der Kapttalgenoffenfchaft, fo daß fie 
im Refultat zur Arbeitögenoffenfchaft wird. — 3. Induftrielle Part- 
nerfchaft. . 
C. Stellung der wirthſchaftlichen Derfonalgenoffenfchaften im Rechts: 
ſyſtem. — 1. Englifhes Recht. — Allgemeine Geſellſchaftsakte. — 
Specialgejege neben berfelben. — 2. Franzöfifches Recht. — Bocist6 
à capital variable. — III. Deutfches Recht. — Gemeines Recht. — 
Landesgeſetze. — Theorie. — Unzulänglichkeit für die Erwerbs⸗ und 
Wirtbfchaftögenoffenfchaften. — Das preußiſche und norddeutſche Ge 
nofjenfchaftsgefeg. — Die eingetragene Genoffenichaft ald Perſonal⸗ 
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Ginleitung. 


I. Bas der Menſch ift, verdankt er der Vereinigung von Menſch und 
Maid. Die Möglichkeit, Affociationen hervorzubringen, die nicht nur bie 
Kuaft der gleichzeitig Lebenden erhöhen, fondern vor Allem durch ihren die Per- 
jönlichfeit des Einzelnen überbamernden Beftand bie vergangenen Geidlechter 
mit den kommenden verbinden, gab und bie Möglichkeit der Entwicklung, 
der Geſchichte. 

Wie fih der Fortſchritt der Weltgefhichte unwandelbar vollzieht, jo erhebt 
fh in ununterbrochen auffteigender Wölbung der erhabene Bau jener organiſchen 
Verbände, welche in immer größeren und umfaflenderen Kreifen den Zufammen- 
bang alles menſchlichen Seins, die Einheit in feiner bunten Mannichfaltigkeit, 
zar äußeren Erſcheinung und Wirkſamkeit bringen. Aus der hoͤchſten der das 
Einzelleben nicht überdauernden Verbindungen, der Ehe, wachen Familien, 
Geſchlechter, Stämme und Böllerichaften, Gemeinden, Staaten und Staaten 
verbände in reichhaltiger Abftufung hervor, und für diefe Entwicklung Täßt fidh 
feine andere Grenze denken, ald wenn fi in ferner Zukunft einmal die ganze 
Menſchheit zu einem einzigen orgamifirten Gemeinweſen zufammenjchliefen und 
der Thatſache, daß fie nur die Glieder Eines großen Ganzen umfaßt, einen 
ſichtbaren Ausdruck verleihen follte. 

Über diefe Entwicklung aus der ſcheinbar unüberwinblihen Mannichfaltigkeit 
zar Einheit fiellt nur die Eine Seite des gejellichaftlichen Fortſchritts bar. 
Alles Geiftesichen, alle menſchlichen Vorzüge müßten erftarrend darin unter 
gehen, wenn der Cinheitsgedanke allein und ausſchließlich triumphirte. Mit 
gleicher Gewalt und gleicher Nothwendigkeit bricht fich der entgegengefeßte Gedanke 
Bahn, der Gedanke der in jeber zuſammenfaſſenden Einheit fortbeftehenden 
Vielheit, der in der Wllgemeinheit fortlebenden Beſonderheit, — der Gedanke 
bes Rechts und der Selbftändigkeit aller in der höheren Einheit zuſammen ⸗ 
firömenden geringeren Ginheiten bis berab zum einzelnen Individuum, — ber 
Gedanke der Freiheit. 
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2 Sinleitung. 


Der Kampf diefer beiden großen Principien beftimmt eine der mächtigiten 
Bewegungen in ber Gejchichte. Ihre Verföhnung in einer der Zeit, Nationalität, 
Bildung und allen anderen Eonfreten Berhältniffen angemeffenen Form ift bas 
Süd, einfeitiges Vorherrſchen des einen oder des anderen, ungleiche ober unpaffenbe 
Theilung ihrer Gebiete das Unglüd ber Völker. Und gleich wie bisher noch 
alle jene glänzenden Weltreiche zufammengeftürzt find, welche über die Einheit 
der Freiheit vergaßen, jo bat auch Fein Volk den Stürmen der Geſchichte zu 
troßen vermocht, das die Selbftändigkeit der Glieder nicht zu Gunſten eines 
höheren Ganzen zu beichränten verftand. 

Saft zu allen Zeiten und in allen Landen jehen wir einen Zuftand, der 
weit entfernt ift von der ſchoͤnen Harmonie, — nicht von dem feinem Begriff 
nach unerreihbaren Seal, ſondern felbft von dem, was möglich und erreichbar 
wäre. Sehr begreiflih! Denn nicht in friedlichen, ftetigem Gange erfüllt 
die Menjchheit ihre Beitimmung! Wie alles Leben, fo iſt alle Geſchichte ein 
Kampf, und der Kampf führt in feinem nächiten Erfolge jelten zur Harmonie, 
häufiger zur Unterbrüdung des Beſiegten und zur Tyrannei bes Siegerd. So 
ift es nicht blos bei dem Kampfe der Individuen und Völker, fo ift es auch 
bei dem Kampfe der Ideen. Tritt ein Gedanke in die Arena ber Geſchichte, 
fo wächſt er in jugendlicher Kraft; alle Anfeindungen jeitend der alternden, bis 
dahin weltherrichenden Gedanken, die ihren Tobfeind chen im Kinde ahnen, 
fräftigen ihn nur und üben ihn im Streit; er dehnt ſich aus und greift ge- 
waltfam über in das fremde Gebiet; ed kemmt zum offenen Bruch, Siege und 
Niederlagen werhjeln; endlich aber erringt der Gedanke, dem die Zukunft gehört, 
den enticheidenden Sieg: und nun herrſcht er mit oft unerbittlider Tyrannei 
über die Gefellichaft, bis ihm einft neugeborene Ideen, vielleiht die Kinder 
berjelben Ideen, die er einftmals befiegte, ein ähnliches Schicljal bereiten. So 
tritt auch meiſt eine neu ſich bildende, dem Umfange oder dem Inhalte nach 
audgedehntere Einheit in fcharfen Gegenfaß gegen die ihr untergeordneten Ein⸗ 
beiten umd ſucht Geftaltungen, die weiſer wäre nur zu beichränten, völlig zu 
unterbrücden; fo verjagt umgekehrt die neu errungene Sreibeit häufig der Allge⸗ 
meinbeit aud) das, was fie nothwendig opfern muß, wenn fie nicht zum Indie 
vidualismus führen will. Wird dann nicht eine annähernde Ausgleihung ger 
troffen, fo geht leicht über einer neuen Einheit eine längſt bejeflene Freiheit 
unter, oder eine neue Freiheit loͤſt eine altbegründete Einheit auf, bis allmälig, 
wenn überall noch Entwidiungsfähigkeit vorhanden ift, das niebergeworfene 
Princip fih mit neuem Gehalte füllt und neuer Kampf entbrennt. 

Aber je vorgeſchrittener die Zeit ift, deito mehr tritt ein neuer Faktor 
hinzu, der die Ausficht auf emdliche Erreichung der erjehnten Harmonie vermehrt: 
bie wachſende Intelligenz, das Bewußtſein ber Völker. Später als der einzelne 
Menſch erwachen Nationen zum Selbftbewußtfein. Aber wenn ed geichehen, 
wird mehr. und mehr, was früher aus unbeftimmten Drange hervorgieng, bie 
Folge einfihtsvoller That, und die Bewegungen finden Maß uud Ziel an ber 
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genaueren Kenntniß der entgegenſtehenden Elemente, an der dadurch nothwendig 
geſteigerten Duldung und an dem wachſenden Gemeinſinn. 

Von allen Voͤlkern, deren die Geſchichte Erwähnung thut, hat keines die 
geſchilderten Gegenſätze jo tief und gewaltig gefaßt, iſt keines ſeiner innerſten 
Natur nach geeigneter zur Verwirklichung beider Gedanken und deshalb zu ihrer 
ſchließlichen Verſöhnung, als das germaniſche. Faſt ſcheint es, als ob dieſes 
Volk allein berufen wäre, Staaten zu ſchaffen, die zugleich einig und frei ſind, 
als Hätten die romaniſchen Völfer nur in ſoweit daran Theil, ſoweit fie mit 
dem Bruchtheil des in ihnen fliegenden germanischen Blutes aud einen Bruch⸗ 
theil germanijcher Eigenthümlichfeiten überfommen oder die vom germanijcen 
Geiſte gefhaffenen Inſtitutionen entlehnt haben. 

Keinem anderen Volke in dem Zuge nad) Univerfalität und in der Fähigkeit 
zu ſtaatlicher Organifation nachitehend, die meiften an Liebe der Freiheit über 
treffend, haben die Germanen Eine Gabe vor allen Voͤlkern voraus, durch 
welche fie ber Freiheitsidee einen bejonberen Gehalt und ber Einheitsidee eine 
feitere Grundlage verliehen haben, — die Gabe der Genoffenjchaftsbildung. 
Vol kannten auch die Völker des Alterthums, wol kennen auch außergermanijche 
Völker von heute zwijchen ber höchſten Allgemeinheit und dem Individuum 
mannichfach abgeitufte natürliche und gewillkürte Verbände. Aber auch nicht 
entfernt vergleihbar find ihre Liebe am Forporativen Leben, ihr Samilien-, 
Gemeinde- und Stammesfinn, ihre Fähigkeit und ihre Luft zu freier Affociation 
mit jenem unerjhöpflicden germaniſchen Affociationsgeift, der allen engeren 
Gliederungen ded Staates ein eigenes, jelbftändiges Leben zu wahren verfteht 
und doch noch Kraft genug übrig behält, um für die allgemeinften, wie für die 
vereinzeltjten Zwecke menſchlichen Dajeind aus den noch ungebundenen Elementen 
der Volkskraft lebensvolle, nicht von oben belebte, jondern von innen heraus 
thätige Genoſſenſchaften in unüberjehbarer Reichhaltigfeit zu erjchaffen. 

Dieje engeren Gemeinweſen und Genoffenjchaften, welche der Allgemeinheit 
gegmüber ald Bejonberheiten erjcheinen, ihren Gliedern gegenüber aber jelber 
Allgemeinheiten find, bieten allein die Möglichkeit, eine große und umfaffende 
Staatseinheit mit einer thätigen bürgerlichen Zreiheit, mit der Selbjtverwaltung 
zu vereinen. Ihr Mangel ift der Hauptgrund, welder jo viele romanifche 
Völker an bürgerlicher Sreiheit verhindert, ihr Borbandenjein die ſicherſte Gewähr 
der englijchen und amerikaniſchen Sreiheit. Unſer deutjches Volk, ob es gleich, 
oder vielleicht weil ed jene germaniſchen Grundanſchauungen, welde zur Uni» 
verfalität wie zur individuellen Freiheit drängen, beide aber durch den Genoſſen⸗ 
ſchaftsfinn verjöhnen, tiefer noch als feine Schweiternationen ausbildete, hat 
linger und ſchwerer unter den Gegenjägen gelitten als jene Bor Kurzem 
noch fonnte man jagen, daß, wo es ber Einheit bedurfte, die Selbitändigfeit 
der Glieder einen traurigen Triumph feierte, während in ven Einzelftanten vor 
einer übertriebenen Staatseinheit die Zreiheit der Gemeinden und Genoſſen⸗ 
Idaften zu kümmerlichem Schein herabgefunten war. Aber der gewaltige 
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Fortſchritt unferer Tage zeigt es, daß ſich das deutſche Volk in beiden Richtungen 
jeiner Ziele Elar bewußt ift, und läßt uns hoffen, daß die fpätefte unter ben 
europäifchen Gefammtorganifationen die vollkommenſte jein werbe. Und jene 
Kraft, welche die Germanen vom Beginn der Geſchichte an auszeichnete, und 
aus allen verhängnißvollen Wechſeln fiegreich wieder hervorgieng, die jchöpferifche 
Affociationskraft, lebt und wirft mehr ald in irgend einem Voll im deutſchen 
Bolt von heute. 

U. em fo das Affociationswefen in feiner Gejammtheit von der größten 
Bedeutung für das gegenwärtige und Tünftige deutſche Leben ift, jo lohnt es 
fiherlih der Mühe, auch einen verhältnißmäßig Kleinen Theil jeines Gebiets 
einer eingehenderen Forſchung zu unterwerfen. Diefe joll in den folgenden 
Unterfuhungen dem Recht der deutihen Genoſſenſchaft zu Theil werden. 
Das Gebiet, weldhes damit der Betrachtung anheimfällt, ſcheidet fich gegen das 
Gebiet der Affociation überhaupt ungefähr durch folgende Grenzen ab. 

1) Das Recht der deutſchen Genoffenihaft, aljo nur ihre juriſtiſche 
Geite, fol erörtert werden. Gerade im Recht ift die beutfche Affociation mehr 
als auf irgend einem anderen Gebiet von fremden Einflüffen gefährdet worden 
und noch heute ringt gerade bier die germanifche Rechtsidee in hartnäckigem 
Kampf um die Wiebereroberung mancher ihr entriffenen Pofitionen. Wird doch 
noch heute von der Mehrzahl der Zuriften dem nationalen Recht jede eigen: 
thümliche Auffaffung der zu felbftändiger Einheit entwidelten Verbände ab- 
geiprochen, wird doch noch heute von Theorie und Praxis das deutſche Genoffen- 
ſchaftsweſen in die Zwangsjacke der römiſchen — wolverftanden, nicht der 
altrömifchen, ſondern ber im byzantinischen Kaiferreih zum Schattenbild aller 
GSelbftändigfeit herabgewürdigten Korporation — geſteckt. Ein bedeutender Anfang 
ift freilich von Seiten hervorragender Germaniften gemacht, um das beutfche 
Genoſſenſchaftsrecht aus fich ſelber zu refonftruiren. Allein e8 fehlt noch an 
einer umfaflenderen Unterfuchung, welche auf der einen Seite dem Rechts⸗ 
gedanken der deutichen Genoſſenſchaft und feinen Wandlungen durch die ganze 
Geſchichte hindurch nachgienge, auf der anderen Seite ihm gleihmäßig auf die 
beiden von ihm gleich ſehr ergriffenen und geftalteten Gebiete, das öffentliche 
Recht wie das Privatrecht, folgte — Neben der rechtlichen Seite der 
Genoſſenſchaft kann deren Eulturhiftorifche, wirthichaftliche, fociale und ethifche 
Seite freilich nicht übergangen werben, fie wird indeß immer nur jo weit 
beruͤckſichtigt, als dies entweder erforderlich ift zum Verſtändniß der Rechte- 
bildung, oder ald der unlösliche Zufammenhang nachzuweiſen ift, der zwijchen 
dem Rechtsleben und dem gefammten Kulturleben befteht. 

2) Das Recht der deutſchen Genoffenjchaft fchließt an fih fowol die 
verwandten Rechtsbildungen auf außerdeutſchem Boden, als die in Deutfchland 
ſelbſt aus fremder Wurzel berporgegangenen Verbände, beſonders die Kirche mit 
ihrem reichen Korporationsweien, oder bloße Nahbildungen römifcher Snftitute 
aus. ine vergleichende Heranziehung ähnlicher Rechtsbildungen bei bluts- 
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verwandten Nationen wird indeß bisweilen nuͤtzlich, — eine genaue Erwägung 
des Einflufſes fremder, beſonders kanoniſcher und romiſcher Ideen auf die Ce 
ftaltung ber deutſchen Genoſſenſchaft unerläglich fein, um den Hauptzweck ber 
Arbeit zu erreichen: die Revindikation des dem deutſchen Geift gerade auf diefem 
Gebiet und gerade von ber Jurisprudenz verfümmerten Eigenthbums an einem 
felbftandigen Gedankenſyſtem und damit die Aufzeigung einer der wefentlichften 
Grundlagen deuticher Rechts⸗ und Staatsbildung, deuticher Freiheit und deutfcher 
Selbftverwaltung. 

3) Das Recht der deutihen Genoſſenſchaft, nicht das Recht ber 
bentichen Aflociation überhaupt, ſoll zur Behandlung fommen. Unter „Genofſen⸗ 
ſchaft“ im engften und technifchen Sinne wird, wie dies auch von Befeler, der 
diefen Ausdruck zuerft wieder ald terminus technicus in Aufnahme gebracht 
bat, geſchieht, jede auf freier Bereinigung beruhende deutſchrechtliche Korperſchaft, 
das beit ein Berein mit felbftämdiger Rechtöperfönlichkeit, verftanden. Sn 
einem weiteren Sinne gehören die Gemeinden und der Staat jelber unter 
dieſen Begriff der Genoſſenſchaft: allein fie find zugleich mehr und fallen baber 
mit einem Theil ihres Weſens außer das Thema. Gerade in Deutichland aber 
find Staat und Gemeinde zum Theil aus einer Potenzirung der Genofjen- 
ſchaftsidee, zum anderen Theil freilich aus einer Potenzirung ihres Gegenfahes 
hervorgegangen; fie haben jodann in einem nach der Zeitrichtung ſehr verfchie- 
denen Grade in ſich genofienfchaftliche-Elemente bewahrt und fortgebilpet, deren 
faft völlige Ertöbtung 3. B. gerade die Geſchichte der lebten Jahrhunderte, — deren 
Wiedererwachen die Wandlungen unferer Zeit charakterifit. So fallen daher 
Staat und Gemeinde in doppelter Beziehung, binfichtlich ihrer Geneſis ſowol, 
als Hinfichtlich ihrer inneren Struftur, in den Kreis der Darftellung. Gänzlid 
dagegen jcheiden umgekehrt Diejenigen Dereine oder Rechtsgemeinſchaften aus, 
welche es nicht zu einer jelbitändigen Vereinsperſönlichkeit über den Gliedern 
bringen; nur wirb eben feitzuftellen fein, wo dies der Fall. 

4) Das Recht der deutjchen Genoſſen ſchaft, nicht ber einzelnen Genofien- 
ihaften, foll behandelt werben. Wie in allen Zweigen der Geſchichte, jo ift 
auch in der Rechts- und Verfaſſungsgeſchichte das wahrhaft Bleibende und 
Weſentliche tie ſich entfaltende Idee, während das Khatfächliche und Gtoffliche 
aur die Symptome und die Erkenntnißquellen derjelben bietet. “Den eigentlichen 
Gegenftand der Unterfuchung wird daher die Entwicklung und die heutige Ge 
ftaltung der Rechtsidee ber deutichen Genoſſenſchaft bilden; fo viel wie möglich 
aber ſoll diefe Idee auch in ihren Verzweigungen verfolgt, es ſoll das Allgemeine 
überall im Beſonderen aufgefucht werben. 

II. Das Recht der deutihen Genoſſenſchaft innerhalb der jo bezeichneten 
Grenzen nun aber foll vollitändig, und daher ebenſo ald ein werbendes wie 
als geworbenes behandelt werden. Der gegenwärtige Rechtszuſtand kann nur 
aus einer -umfaffenden Biftoriichen Darlegung vollkommen begriffen und um⸗ 
gelehrt die Gefchichte der deutichen Genoſſenſchaft nur, wenn die heutige Bewegung 
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ats ihr letztes und bekanntes Glied betrachtet wird, annähernd verftanden werben. 
Aus Zweckmaßigkeitsgründen indeß ift der gefammte Stoff nit einfach in 
„Beichichte und „geltendes Recht‘ zerlegt, fondern eine etwas andere Theilung 
mach hiſtoriſcher und juriftifcher Dehandlungsmethode gewählt. Zu biefem 
Behufe wird der erfte Theil über „die Rechtögefchichte der deutſchen 
Genoſſenſchaft“, der zweite über „die rehtliche Natur der deutfchen 
Genoſſenſchaft“ Handeln. Im erften Theil überwiegt die Darftellung, im 
zweiten die Unterfuhung. Im erften erjcheint der gegenwärtige Zuftand ale 
leßte Phaſe einer großen hiftoriſchen Entwicklung, im zweiten bie hiftorifche 
Enwicklung als Bildungsftätte der heute geltenden Rechtsbegriffe. Im erften 
Theil werden die Detailfragen der juriſtiſchen Konftruktion keiner näheren 
Erörterung unterworfen, es wird vielmehr, fo weit ihre Deranziehung unerläßlich, 
auf die Reſultate des zweiten Theils verwiefen, damit ſich jo ein durch feine 
weitſchichtigen Debuftionen unterbrochenes Gefammtbilb der deutſchen Genoffen- 
fchaftsbewegung ergiebt. Im zweiten Theil wird umgekehrt, damit die juriſtiſche 
Deduktion vom Thatſächlichen und Stofflichen nicht erbrücdt werde, die im 
eriten gewonnene Grundlage voransgefeßt. Jeder Theil wird fo ein gemifles 
felbftändiges Ganze, das den andern nur zur Ergänzung, in ähnlicher Weiſe, 
wie etwa eine fremde Unterfuchung, braucht. Diele Vortheile überwiegen bie 
bamit verbundenen Nachtbeile, die in mancherlei unausbleiblichen Wiederholungen 
und einer gewiflen Loͤſung ber {uriftiichen Kernfrage von dem äuberen Apparat 
beftehen. Der erfte Theil ſcheidet nach äußeren, ber zweite nach inneren Mo- 
menten. Der erfte geht von dem allgemeinen Zeitbilde aus und verfucht barin, 
nach Perioden geordnet, daB äußere und innere Schickſal des Genoflenichafte- 
weiend in Recht und Staat quellenmäßig barzuftellen. Der zweite Theil geht 
bon einer einzigen Kardinalfrage aus und fpigt ſich in ihr wiederum gu: der 
Frage nach der Denkform für die in einer verbundenen Vielheit vorhandene 
felbftändige Nechtsetnheit, oder mit anderen Worten nah dem Weien der 
idealen Rechtöperfönlichkeit eines Verbandes (Ttantsrechtliche Perjönlichteit und 
{uriftifche Perſon). Weil gerade das Vorhandenſein einer ſolchen Perfönlichkeit 
den Berein zur „Körperihaft” macht und die Koͤrperſchaft von anderen Vereinen 
unterſcheidet, fo iſt es der „Koͤrperſchaftsbegriff“, deifen Unterfuchung hiernach 
dem zweiten Theil anheimfällt. Die allmälige Entwicklung dieſes Begriffs 
und ſeine Wandlungen nach Zeiten und Inſtituten wird der erſte Abſchnitt des 
zweiten Theils behandeln; er wird daher fuͤr das ältere Recht, welches das 
Bolt fich ſelber ſchuf, die Geſtaltung des Körperichaftsbegriffse im Rechte 
bewußtfein des deutſchen Volkes zu ermitteln, für die von der Suriöprubenz 
beherrichten Zeiten und Gebiete dagegen eine Dogmengefchichte der Korporationd- 
Iehre zu geben haben. Im zweiten Abſchnitt werben ſodann bie geltenden 
Theorien und die geltenden Rechtsſyfteme zu vergleichen, nach ihrem juriftifchen 
Gehalt zu entwickeln und endlich nach ihrer prakttichen Brauchbarkeit zu prüfen 
fein. Es wird zugleich der Verſuch gemacht werden, ein auf nationaler Grund- 
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Inge ruhendes Syſtem an Stelle des in Theorie und Praxis noch immer 
herrſchenden Syftems zu jeßen, welches das reiche deutſche Affociationsweien in 
juftinidneifche Formen und Begriffe zu zwängen ſucht. 

Zum Verftändniß des Körperichaftsbegriffes wird natürlich überall fein 
Berbältnig zu angrenzenden Nechtöbegriffen, vor Allem auf ber einen Seite 
zum Rechtsgemeinichafts-Begriff in feinen verfchiedenen Nüancen, auf der anderen 
Seite zum Stantsbegriff aufzuklären fein und dabei fi manche Aufklärung 
auch über diefe Begriffe ergeben. 

IV. 9Hier folgt zunädjft der erfte Theil, welcher fomit den doppelten 
Zwed hat, einmal eine jelbftändige Rechtögefchichte der deutſchen Genoſſenſchaft 
md ihres Einfluſſes auf die dentſche Staats- und Rechtsbildung überhaupt 
als Grundlage der Selbftverwallung, wenigftend den Umriffen nad, zu liefern, 
zweitens dad Fundament für die fpeciellen Crörterungen des zweiten Theils zu 
gewinnen. Es ift zunörberft eine Periodentheilung feftzuftellen und dann zu ber 
Rehtögefchichte der Genoſſenſchaft in ben einzelnen Perioden überzugehen. 


Erfter Theil. 
Rechtsgeſchichte der dentſchen Genoſſenſchaft. 


3 1. Periodentheilung. 


Die wirkliche Geſchichte iſt ein ununterbrochen dahinrollender Strom, 
welcher keine Perioden kennt. — Mehr als bei irgend einem Volke hat bei 
dem unſeren die Mannichfaltigkeit des Rechtslebens lokale und zeitliche Ver⸗ 
ſchiedenheiten bedingt, oft eine völlig abweichende Entwicklung erzeugt, oft 
wenigftens die Grenzen des Alten und Neuen um Jahrhunderte verichoben. 
Neben den Produkten der die Zeit vornemlich beherrichenden Idee haben mehr 
als irgendwo in Deutſchland lange noch die Erzeugniffe älterer Anſchauungen 
lebenskräftig fortbeftanden, Die Keime eines erft in der Zukunft zur Herrichaft 
beitimmten Principe ſich bereits reich entfaltet. Dennoch bieten fi, wenn 
man die gefammte deutfche Rechtsentwicklung binfichtlich der in ihr vorwaltenden 
Grundform menſchlicher Verbindung überblidt, naturgemäß gewille Abjchnitte 
bar, welche, vorbehaltlich der Willkürlichkeit und Unvollkommenheit eines foldhen 
für die hiftorifche Betrachtung nicht gut entbehrlichen und gleihwol Tünftlichen 
Hilfsmittel, die Hauptwendepunkte des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens bezeichnen. 
Es ergeben fih fo Perioden, deren jede von einem ihr eigenthümlichen Ver⸗ 
faffungsprincip beherrſcht wurde und beshalb auch eine eigenthümliche Bereind- 
form als bie charakteriftiiche Vereinsfform der Zeit in engeren und weiteren 
Kreifen bis aufwärts zum Staat vornemlich entwidelte. 

Solcher Perioden find fünf. 

I. Die erfte derſelben reicht von der älteften hiſtoriſchen Kımde bis zur 
Kaiferfrönung Karls des Großen (800). So wenig die Zuftände am Anfang 
und Ende dieſes taufendjährigen Zeitraums mit einander gemein haben, jo läßt 
berjelbe ſich doch infofern zufammenfaffen, als in ihm das germanijche Rechte 
bewußtfein bei einer überwiegend patriarchalen Auffaffung aller menjchlichen 
Verbindungen ftehen bleibt. Auch ift dad Princip der urfprünglichen Volks— 
freiheit noch am Ende diefes Zeitraums wenigftend der Idee nach die Grund- 
lage des öffentlichen Lebens, während freilich das entgegengejeßte Princip der 
Herrſchaft und des Dienftes bereitd augjchlieglich zur Duelle jchöpferifcher 
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Neubildung geworden iſt. Deshalb iſt dieſe ganze Periode hindurch die Grund⸗ 
form aller Affociation die der patriarchalen Volksfreiheit entiprechende freie 
Genoſſenſchaft desalten Rechts, welche als ein auf natürlicher Zufanımen- 
gebörigfeit beruhender perjönlicher Friedens⸗ und Rechtöverein alles Recht in die 
Geſammtheit verlegt. Aber von Anfang an fteht ihr die entgegengefeßte Form 
menichlicher Gemeinfchaft, in welcher Einer das Band für Alle ift, als herr- 
ihaftlider Verband in patriardhaler, perfönlicher Geftaltung entgegen und 
brangt fie in unaufhaltiamer Entwillung immer mehr zurüd. Mit dem 
Kampfe von Genoſſenſchaft und Herrichaft kreuzt fich der Kampf des alten 
Principe der Perfönlichkeit und des neuen Princips der Dinglichkeit aller Ver⸗ 
künde, — die Genoſſenſchaften werben zu dinglichen Gemeinden, die Herrichafts- 
verkände zu Grundberrichaften, und ſchon am Ende dieſer Periode ift jo das 
patriarchale Berfaffungsprincip im Begriff, der patrimonialen Rechts⸗ und 
Staatsauffaffung zu weichen. | 

H. In der zweiten Periode, die bis 1200 reicht, hat bie Herrſchaft 
über die Genoflenichaft, die Dinglichkeit über die Perjönlichkeit definitiv gefiegt. 
Das patrimoniale und feudale Berfaflungsprincip beberricht dad Leben 
ver Nation. Ein gewaltiger Bau von Herrm und Dienern thürmt fih in 
Kirche und Reich empor und knüpft an den Himmel jelber an, jedes Herrſchafts⸗ 
und jedes Dienftverhältnig aber ift dinglich und deshalb patrimonial geworben. 
Nur in untergeordneter Stellung und hoͤchſtens in den von der großen Bewe- 
gung der Zeit ausgeichloffenen Gegenden in höherer Bedeutung erhält ſich bie 
alte freie Genoſſenſchaft. Allein jo mächtig ift im deutſchen Geift der korpo⸗ 
ratine Gedanke, dab er in die Herrichaftsverbände jelber eindringt und fie zuerft 
umfermt, dann auflöft. So entiteht als eine neue, für dieſe zweite Periode 
barakteriftiiche Vereinsform die abhängige oder herrichaftliche Genoffen- 
Ihaft, welche neben und unter dem die urjprüngliche Einheit des Verbandes 
repräfentirenden Herrn ein eigenes Geſammtrecht entwickelt. Schon aber erhebt 
fih am Ende des Zeitraums ein jüngeres, mächtigered Princip, welches endlich 
den Lehnsftaat in Trümmer ſchlägt. Es ift das Princip ber freien Vereinigung 
(Einung), welches ftatt der alten, blos auf natürliche Grundlagen geftellten 
Genofſenſchaften gewillfürte Genoſſenſchaften erzeugt, in den Städten aber bie 
freie Willenseinigung mit der natürlichen Grundlage verbindet und fo gleich⸗ 
zeitig die Ältefte Gemeinde und den älteften Staat auf beutihem Boden 
bervorbringt. 

UL Sn ber dritten Periode, welde mit dem Mittelalter zugleich 
endet, ift es Dad Princip der Einung, weldes, während Lehnsſtaat und 
Hierarchie haltlos zufammenbrechen, von unten auf in geforenen Genoffen- 
ſchaften auf allen Gebieten die herrlichſten Organifationen ſchafft. Genoffen- 
haften und genoffenfchaftlihe Gemeinweſen jchliegen ſich auf föderativem Wege 
zu immer höheren Kreifen zufammen, — fie bereiten die Smancipation der Perfön- 
lihfeit von Grund und Boden vor, ohne umgekehrt die gewonnene Selbitän- 
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digfeit der Sachenrechte aufzuheben, — fie führen zur Trennung öffentlicher und 
privater Rechte, — fie erzeugen ben Begriff der ivenlen Gefammtperfönlichkeit als 
Staat, Gerheinde und Köryerichaft, — und beinahe gelingt es ihnen, von unten 
auf durch freie Vereinbarung einen deutſchen Gefammtftant zu erbauen. — Aber 
nur beinahe! Denn zur Vollendung feines Werkes trägt auch das Genoflen- 
ſchaftsweſen biefer Periode die Kraft nicht in fih. Unfähig, Die Schranten bes 
Ständewefend, das es vielmehr nur ſchroffer geftaltet, zu durchbrechen, außer 
Stande vor Allem, den Bauernftand in die Bewegung hineinzuziehen, beginnt 
es fchlieglih in den einmal feftgeftellien Formen zu erftarren und vermag fo 
einer neuen, auf bie Nivellirung der Stände, auf die Verſchmelzung von Stabt 
und Land und auf eine größere und Foncentrirtere Staatseinheit hinarbeitenden 
Macht nicht zu widerftehen. Dies ift die Landeshoheit, weldher es gelingt, bie 
Grundberrihaft zum Xerritorialftant umzubilden und fidh felber zur alleinigen 
Trägerin der modernen Staatsidee zu erheben. 

IV. Sn der vierten Periode — bis 1806 — vollzieht fich der definitive 
Sieg der Landeshoheit und des von ihr mit Hilfe des aufgenommenen römijchen 
Rechts entwidelten Principe ber Obrigfeit. Der obrigfeitlihe Staatsgedanke 
und mit ihm der Polizei» und Bevormundungsftaat entwidelt fi, das Ge⸗ 
nofjenfhaftswefen fchlägt in ein privilegirtes Korporationsweien um, welches fich 
jelber auf eine lediglich privatrechtliche Bafıs ftellt und damit des Anfpruche 
auf fernere Theilnahme am öffentlichen Nechte begiebt. Diefen Korporationen 
gegenüber, welche ſich nicht mehr als Glieder der Allgemeinheit, ſondern als 
beuorrechtete Beionderheiten empfinden, die den Vorrechten entiprechenden Pflichten 
aber nicht übernehmen wollen, ift die einheitliche Staatögewalt, welche fie beugt 
oder zerbricht, eine Nothwendigkeit. Freilich wird damit zunächft bie alte Freiheit 
und Selbftverwaltung vernichtet. Der Staat tritt außer und über das Bolt, 
was öffentlichrechtliche Bedeutung haben will, kann nur als Staatsanftalt, als 
Staatstheil fortbeitehen, die abhängigen Privatrehts-Korporationen — 
die charakteriftifche Bereinsform diefer Zeit — vermögen den erftorbenen öffentlichen 
Sinn nit zu beleben. Der abjolute Staat und die abſolute Individualität 
werben bie Deviſen der Zeit. Allein mit der Auflöfung aller alten Verbände 
zerichlägt bie Landeshoheit zugleih die Privilegien und bie Ungleichheit bes 
öffentlichen Rechts und ftellt in dem Begriff der Unterthanen die Gleichheit 
Aller vor dem Geſetz und endlich zum erften Mal in der Gefchichte die individuelle 
Freiheit Aller ber. So wenig damit zunächft eine bürgerliche Freiheit verbunden 
ift, fo ſchonungslos die alten politifchen Yreiheitsrechte des deutfchen Mannes 
vernichtet werden: unerläßlich ift diefer Mebergang, um ben Boben zu bereiten 
für die bürgerliche Freiheit Aller, welche in unferem Sahrhundert an die Stelle 
der ftänbifchen Freiheit tritt. 

V. ®ir ftehen erft am Beginn der fünften Periode, von welder 
wir in den Gedanken bed allgemeinen Stantsbürgerthums und des repräfentatinen 
Staats die Verfähnung nralter Gegenfäte erwarten. So kurz biefer Zeitraum 
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bisher ift, fchon vermögen wir zu fagen, daß in ihm das eigentlich bildnerifche 
Princip die freie Affociation in ihrer modernen Geſtaltung ift und fein 
wird. Durch fie bat das beutiche Genoſſenſchaftsweſen, nad langem todes⸗ 
ahnlichen Schlummer zu kräftigerem Leben erwacht, feine Vollendung gefunden. 
Bon feiner ſtändiſchen Feflel mehr gebunden, von feiner Ausſchließlichkeit ein- 
geengt, unendlich geichmeidig und theilbar in der Form, gleich geeignet für bie 
erhabenften und geringften, für bie umfaſſendſten und vereinzeltften Zwecke, 
bereichert durch manche Vorzüge des römifchen Rechtöbegriffs, aber längft ber 
engen römifchen Schablone fpottend, in welche Theorie und Praxis fie noch 
immer hineinzuzwängen bemüht find, — ift es die wiedergeborene uralte Genoffen- 
ſchaftsidee des beutichen Rechter, welche eine unüberfehbare Fülle neuer Gemein- 
Ihaftsformen hervorgebracht, Die alten aber mit neuem Gehalt erfüllt Kat. 
Theil bat fie an der Ummanblung ber beutfchen Gemeinde und bes beutichen 
Staats, die nur durch eine Zurücführung auf genoſſenſchaftliche Grundlagen 
und durch Wiederbelebung ihrer genoffenfchaftlichen Elemente ihre bisherigen 
Fortfchritte vollzogen haben und ihre künftigen vollziehen werben. Ausſchließliche 
Schöpferin ift fie für ein alle Gebiete des öffentlichen und privaten Lebens 
ergreifendes und neugeftaltendes freies Vereinsweſen, das, fo Großes es ſchon 
herorgebracht bat, Größeres noch in näherer und fernerer Zukunft wirken wird. 


Erſte Periode. Bis 300. 


82. Einleitung, 


Bei ihrem Eintritt in die Geſchichte hatten die Germanen ſchon längſt 
jene Uranfänge des Gemeinweſens überwunden, bie wir noch heute bei wilden 
Stämmen beobachten. Die Familienverbindungen, unzweifelhaft auch bei unjerem 
Volk in irgend einer Zeit die einzigen organifirten und ihres Zuſammenhangs 
bewußten Berbänbe, hatten fi) zu größeren Gemeinſchaften erweitert, in denen 
ein anderes Band ald das der Blutsverwandtſchaft die Einzelnen zuſammenhielt. 

1) Sn allen diefen Verbänden machten fich bereits, was ihre perfönliche 
Organifation angeht, die beiden großen Gegenfäte geltend, welche die gefammte 
beutfche Berfaffungsentwidlung zwiejpältig theilen: die Gegenfähe der Genoſſen⸗ 
{haft und ber Herrſchaft. Beide Gegenfäße Tagen vorgebildet ſchon in 
der Zamilie zu Tage. Denn die Familie jonderte fich von je in zwei Kreife, 
die häusliche Gemeinſchaft und den weiteren Familienkreis oder das 
Geſchlecht. Jene war herrichaftlich, dieſes genoffenfhaftlih organifirt. Aus 
der Erweiterung und Nachbildung heider Verbände waren einerjeitd Herrichaften 
und andererſeits Genoſſenſchaften höherer Ordnung erwachſen. Die häusliche 
Schutzherrſchaft war zum SKlientelverband über Hörige erweitert, hatte aber 
darüber hinaus eine wahrhaft öffentliche Bebeutung dadurch erlangt, daß fie in 
den Gefolgſchaften auch Edle und Freie ergriff. Gleichwol beruhte die eigentlich 
politifche Organifation durchaus noch auf den Erweiterungen der Geſchlechter, auf 
den Genoſſenſchaften der freien Männer in ben Voͤlkerſchaften und ihren Ab- 
theilungen. In dieſen Verbänden fette ſich die Gefchlechtöverfaffung fort. Sie 
waren aber keineswegs etwa blos erweiterte oder gar Tünftliche Geichlechter. 
An Stelle des Gedankens der Blutsfreunbichaft war vielmehr der Gedanke der 
Stammes» und Volksfreundſchaft getreten und bildete als ein eigenthümliches 
perfönliches Rechtöverhältniß das Bindemittel der Vereine. Hatten aber Stammes» 
und Volksgemeinden nicht den Gedanken ber Familienverbindung den Geſchlechtern 
entnommen, fo nahmen fie doch fo viel, ald davon auch auf fie anwendbar 
war, mit hinüber. Das aber war der Gedanke einer perſönlichen Ge- 
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noffenfhaft.e So war alfo nunmehr die Genofſenſchaft ein Gattungs⸗ 
begriff, unter den die Gefchlechts-, Stammes- und Volftverbände fielen. 

Das Weſen dieſer altgermanifchen Genoſſenſchaft wird im Laufe biejer 
Unterfuchungen klar werden. Shre allgemeine Charakteriftil ſtellt fih dahin, 
daß fie eine auf angeborener Zugehörigkeit beruhende perfönliche Gemeinfchaft 
it, die im fich einen befonderen Frieden und ein befondered Recht erzeugt. 
Die Mitgliebfchaft diefer Genoſſenſchaft ift die Freiheit. Die Freiheit äußert 
fih aber entweber nur paffiv in ber Antheilnahme am Frieden und Recht und 
dem darin durch die Geſammtheit oder ein Mitglied gewährten Schuß, ober 
aftin in der vollen Trägerichaft des Geſammtfriedens und Gejammtredhts, in 
ihrer Mithandhabung nach immen und außen. Senes ift die freiheit der 
Schutzgen ofſen, dieſes die Freiheit der Bollgenoffen. Vollgenoſſen find 
nur die zur Bollgenoffenfchaft geborenen und waffenfähigen Männer. Ste aber 
find — ſofern fie Genoffen find — einander volllommen gleih. Die Geſammt⸗ 
heit diefer Vollgenoſſen ift die Genoſſenſchaft. Ste daher ift Duelle, Inhaberin 
und Schüßerin des genoffenfchaftfichen Friedens und Rechts; fie übt, wenn dieſe 
gebrochen, Die Rache ober empfängt die Süihne; fie wehrt dem Bruch nad 
außen ald Heer, nah innen ala Gericht; fie fürt den Genoflen, bem fie 
von ihrer Gewalt oder ihrem Recht etwas anvertrauen will; fie ſchützt, wie die 
Perion, jo den Befit jedes Genofien. Friede, Recht und Vermögen, weldhe der 
Genofſenſchaft als rechtlicher Einheit zuftehen, gehören daher ber Gefammtheit; 
ald Einer der Geſammtheit hat jeder Genoffe gleiches Recht und gleiche Pflicht 
daran; aber Teiner bat ed für fi, nur die Verſammlung Aller, welche bie in 
Alle zerftreute Einheit zur Erſcheinung bringt, Tann darüber verfügen. Endlich 
ift die alte Genofſenſchaft aber nicht, wie man wol gemeint hat, ein bloßer 
Friedens⸗ und Rechtsverein, fondern fie ergreift den ganzen Menfchen, fie um- 
fapt mit gleicher Macht alle Seiten bed Lebens und begründet zugleich eine 
religiöfe, gefellige, ftttliche, wirthſchaftliche Verbindung. 

Genoffenihaft und Herrſchaft kombiniren fih im Laufe der Zeiten; tim 
der Genoſſenſchaft tritt ein Herr an die Spike, in der Herrichaft entwickelt fich 
eine Genoffenfchaft der Dienenden. Aber zu einer inneren Verföhnung beider 
Principien kommt es nicht, ſondern wechjelnd tritt das eine ober andere fiegend 
in den Vordergrund. Die taufendjährige Periode, weldhe wir zunächft zu be- 
handeln haben, enthält einen ununterbrochenen Fortſchritt der Herrfchaft gegenüber 
der Genoffenfchaft, nur noch in untergeorbneten und engen Kreifen ſteht dieſe 
am Ende diefer Zeit unberührt ba. 

Mit diefem Kampfe aber kreuzt fih ein anderer Kampf, deſſen Refultate 
nicht minder einflußreich für die Geftaltung des deutichen Affociationswejens find. 

2) Das ift der Kampf jener jüngeren, aber nicht minder eingreifenden 
Gegenfäte des perfönlihen und des dinglichen Rechts. Schon im 
Anfange ihres geſchichtlichen Auftretens hatten die germaniſchen Völker bie 
primitiven wirthichaftlichen Zuftände überwunden, welche Viehzucht, Jagd und 
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Krieg zur einzigen Erwerböquelle machen. Sie waren keine Nomaden mehr, 
fondern hatten Wohnfige gewonnen, die freilich Taum ſchon „feſte“ waren, aber 
in dem bereitö ziemlich ausgebildeten Aderban doch die fihere Garantie hatten, 
entweder feſt zu werben oder doch als Vorſchule für die Begründung feſter 
Sitze an anderen Orten zu dienen. Damit war neben ben einjt allein bedeu⸗ 
tenden perjönlihen Zujammenhang ein ganz neuer Faktor der Vereinigung ge- 
treten, das Verhältniß der Verbände und ihrer Glieder zu Grund und Boden. 
Anfänglich überwog die Bedeutung der Viehzucht und Jagd die des Aderbaues: 
beöhalb überwogen aud die perjönlichen Elemente in der Berfaffung. Su 
demjelben Grade, in welchem das umgekehrte Verhältnig eintrat, neigte dagegen 
has Recht zur Verlegung feiner Grundlagen in das Grundftüd oder Gebiet, 
welches es betraf, und wurde binglid. So mußte ed endlich dahin kommen, 
daß auch das nachbarliche Wohnen, die Agrargemeinjchaft und die Grunbbefiß- 
Vertheilung, welche Anfangs nur Folgen der perjönlichen Verbindungen geweſen 
waren, zu deren Grundlagen wurden, fie bedingten und beitimmten. Indeß 
diefe Umwandlung war eine überaus langfame. In ben engeren Kreijen ber 
Gemeinde beginnend, jebte fie fih nur ſehr allmälig bis zu den Spitzen des 
Volles fort. Trotz ihrer taufendjährigen Dauer ift diefe ganze Periode noch 
eine Uebergangszeit, im welcher freilich, je nachdem wir an ihren Anfang oder 
an ihr Ende treten, in überaus verfchtedenem Grabe das perjönliche oder das 
räumlich-dinglide Moment vorberriht. Immer aber find beide Gegenſätze nur 
äußerlich gemifcht, nicht innerlich verſchmolzen, — es ift nicht wie in unferer heutigen 
Gemeinde und Staatöverfaffung die Verföhnung bes perfönlichen und dinglichen 
Princips durch die Ortögemeinde und den Zerritorialitaat, jondern die Ber 
drängung des einen Principe durch das andere Gegenftand der Entwicklung. 

Unter Berüdfichtigung diefer Gegenſätze wird es nun zunächſt unfere 
Aufgabe fein, eritend die Genoffenschaften und zweitens — joweit fie auf jene 
modificirend einwirften — die Herrichaftöverbände zu betrachten, beide aber 
zuerft in ihrer rein perjönlichen Geftaltung und ſodann in ihrer Verdinglihung 
in’d Auge zu fallen. 


A. Die freie Genoſſenſchaft des alten Rechts. 
I. Als, perfönlicher Verband. 


8 3. Die Geſchlechtsgenofſſenſchaft des älteften Rechte. 


Die ältefte aller menfchlichen Verbindungen, die Samilie, war es, welche 
ber Rechtsidee der deutichen Genoſſenſchaft in vorbiftorijcher Zeit das Dajein 
gegeben hatte. Aber der Genofjenihaft ſtand in derjelben Familie, älter und 
ehrwürdiger noch als fie, bereits der Herrichaftsverband gegenüber. Die Familie 
im engeren Sinn, dad Haus, die häusliche Gemeinjhaft, und die Tamilie 
im weiteren Sinn, bad Geſchlecht, die Sippe oder Magichaft, waren bie 
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beiden durchans verſchieden organifirten Kreife der Samilie'), welche gewifler- 
maßen ald Prototyp aller künftigen Verfaſſungsgegenſätze betrachtet werden 
fönnen.*) 

1) Das deutſche Haus war, wie zu allen Zeiten und bei allen Voͤl⸗ 
fen, durchaus einheitlich geftaltet. Der Hauöherr allein ift Duelle, Inhaber 
und Schüßer bes im Verbande geltenden Friedens und Rechts, er repräfentirt 
ausſchließlich die Einheit des Verbandes. Wermöge feines mundium?) vertritt 
und fügt er die Hausangehörigen nach außen, — in Volk, Heer, Gericht‘), — 
beberricht er fie nach innen, foweit die der häuslichen Gemeinjchaft entipringende 
Gewalt reiht). Er ift der Herr, ihm dienen die Andern®). Häusliche 
Gerichtsbarkeit”), Häusliches Priefteramt®), ein im Fall der Verſchuldung oder 


1) Sie werden häufig zum Nachtheil Harer Auffafiung vom Sprachgebraud) 
verwechſelt. Beſtimmt fchon fcheibet Tacitus die domus (Germ. c. 13. 15) oder 
familie (c. 32) von den propinqui (c. 19 und anderwärte), Weniger genau heißt 
eö in c. 21, nachdem vorher bie inimicitiae et amicitiae des pater als bindend für 
die Hausangebörigen, die bes propinquus als bindend für die Magen deutlich 
geihieden find, allgemein: recipitque satisfactionem universa domus. 

”) Dies wird bei der Ableitung der ftaatlichen Zuftände aus den Zamilien- 
verhältniffen gewöhnlich überjehen. Meiſt denkt man lediglich an die häusliche 
Gewalt. So entwirft 3. B. Wadernagel, Familienreht und Bamiltenleben in 
Schreibers Taſchenb. f. Gefch. u. Alterth. in Sübbentichland Bd. 5, 1846 Lediglich 
eine Schilderung des Hauſes, ohne irgend den Verein der Sippe zu berüdfichtigen, 
— und erffärt dann das germaniſche Staatsprincip ald Nachbildung biejer Fa— 
milte Offenbar könnte ed zwar eine despotiſche Regierungsform, nicht aber die 
freie germanijche PVerfafiungsform erflären, wenn Wadernagel ©. 264 refü- 
mirt, „daß in der germanifchen Familie nur Einer berechtigt war und die Andern 
alle diefem untertban, — baß der Mann und Vater ald Herr befahl, ala Eigen- 
thümer verfügte”, — und dennoch fortfährt: „und damit war auch bei den Ger⸗ 
manen die Familie bad Vorbild der ganzen Stantdeinrihtung.“ — Denfelben 
Schler macht Baehr, Rechtsſtaat S. 21. 22, indem er die ſtaatliche Herrichaft 
überall nur aus ber bes Familienvaters entftehen Läßt. 

I) Die allgemeine Bedeutung bed Mundium beftreiten Waitz, Verfafſungsgeſch. 
1. S. 55 und Rive, Gefchichte der deut. Vormundſchaft I. S. XI. 223. Aber 
ohne zureichenbe Gründe. Bol. Grimm, R. A. S. 447. Kraut, Bormundicaft. 
Balter, R. G.8 474. n. 4. Hillebrand, R. ©. 849. Zöpfl, R. ©. $ 83. 

%35pflle 8 37.n.3.7.888.n. 6. 

% Deshalb ſpricht man auch von einer potestas. 3.3. Luitprand. c. 101. 
Ladov. Pii leg. Lang. c. 29. 

% Wadernagel l. c. ©. 264. 278. 311. Tac. Germ. c. 15. c. 25. 

?, Tac. Germ. c. 19. 3Zöpfl $ 80. n. 6. 8 32. Wadernagel ©. 272. 
273. GSelbft über Leben und Tod. Noch im Ed. Rothar, c. 166 erjcheint nur 
die Tödtung der uxor immerens ald Schuld und der Echwur: occidi sed non 
immerentem befreit von der Anklage. — Reſt ber®erichtöbartett: das Züchtigungsrecht. 

°%, Tac. Germ. e. 10. . 
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der Roth ſelbſt durch Veräußerung realifirbares Recht an der Berjen?) find 
bei ihm und bei ihm allein. Und in privatrechtlicher Beziehung vereinigt er 
in feiner Hand das gefammte häusliche Vermögen ald eine einheitliche Mafle, 
an der ihm Befit, Genuß, Verwaltung und alle eigentlichen Verfügungsrechte 
zuftehen ?9). 

Diefe häusliche Gemeinſchaft ift zunächſt auf Weiber und Kinder berechnet. 
Sie ift aber einer Erweiterung fähig und erfährt eine ſolche in der That durch 
ben Kreis der Unfreien und Hörigen. Enblih wird eine Webertragung ber 
häuslichen Herrichaft durch das vormundichaftlihe Mundium beim Tode des 
Hausherrn da bewirkt, wo unfelbftändige, der Selbftwehr unfähige Haus- 
angehörige zurücbleiben. Weiter aber dehnt das beutiche Recht den Haus. 
verband in der Familie nicht aus. Denkbar zwar wäre ed, die Hausherrſchaft 
immer nur auf Einen der Söhne vererben zu lafſſen und fo das Geſchlecht ale 
erweiterte® Haus unter dem Geichlechtsälteften, den Stamm als erweitertes 
Geſchlecht unter dem Stammeßälteften, das ganze Bolt als ein großes Hausweſen 
unter dem Volksälteſten zu Tonftruiren. So geihah es in der That bei den» 
jenigen Völkern, die eine Gefchlechter- und Häuptlings-Verfaſſung bildeten. 
Anders dachte der Germane. Ein Erftgeburtöreht war ihm fremd‘), die 
mändigen und waffenfähigen Brüber waren einander gleich, jeder wurde jelb- 
ftändiger Hausherr, untereinander aber bildeten fie fein Haus mehr, jondern 
einen auf Gelammtberechtigung ruhenden Verband. Dies ſetzte ſich auf die 
weiteren Generationen fort, nit ein Einzelner, jondern die Geſammtheit 
aller Hausväter, welche fih eines gemeinſchaftlichen Stammvaterd erinnerte, 
war deffen Erbin, und fo ergab fi für den Geſchlechtsverband wie für feine 
Erweiterungen eine freie genoſſenſchaftliche Verfaſſung. 

2) Ueber die Berfaffung des Geſchlechts, welches ſomit Die Altefte 
Genoſſenſchaft war, befiten wir nım freilich nur ſpärliche Nachrichten. Reichlich 
fließen die Quellen über die Rechte und Pflichten der einzelnen Verwandten: 
über die Organifation des Inbegriffs der Verwandten als eines rechtlichen 
Ganzen ift wenig erhalten. Allein fo viel erkennen wir doch, daß die Sippe 
zu irgend einer Zeit als Friedens- und MNechtögenoffenfhaft eine Torporative 
Geſtaltung gehabt haben muß, die erft mit der Ausbildung der räumlichen 
Gemeinden und der öffentlichen Gewalt allmälig zerbrödelt if. Dabet war 
ber Entwicklungsgang der, daß die Bedeutung des Geſchlechts fi immer mehr 


%, Tac. Ann. IV, 72. L. Saxon. 65. Spuren no im 15. Jahrh. — 
MWadernagel S. 272— 275. Wenn aber Lepterer died Recht ald Eigenthum, 
Frau und Kinder ald Unfrete, dad Weib ald Sache (darum das Weib) charakteriſirt, 
geht er zu weit. Die Beſchränkung auf gewiſſe Fälle, die Kontrolle der Ber- 
wandten fchließen ſolche Auffaffung aus. 

10, Schröder, Gefch. des ehelichen Güterrechts I. S. 126. 

11) Tac. Germ. c. 20. L. Alam. 88. L. Bajurv. 14, 8. Schulze, bas 
Recht der Erſtgeburt. Leipz. 1851. ©. 196f. 
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aus dem öffentlichen in bas private Mecht zurückzog, ihre Gefammtorganifatipn 
aber durd) einen Kompler mannichfach abgeftufter Rechte und Pflichten Einzelner 
gegen Einzelne erſetzt wurde. Gerade ber allmälige Fortſchritt dieſer auf- 
loͤſenden Richtung geftattet und Rückſchlüſſe auf das, was vorher geweſen. 
Nah außen zunächſt war zwar ſchon zu Cäſars und Tacitus Zeit wenig 
mehr davon zu erkennen, daß die Sippe einſt die einzige, die Keime der Ge- 
meinbe und des Volkes in fich tragende Genoſſenſchaft gewefen war. Aber 
noch nahm fie in ber Reihe der neben ihr und über ihr entwidelten Verbände 
bie Stellung eines ſehr wichtigen Gliedes am Volkskörper ein, noch war fie 
von eminenter politiicher Bedeutung. Nach Gefchlechtern ordnete fih das 
Bolfsheer '”), nad Geſchlechtern vertheilte man das Landie). Auch in den 
Volksrechten noch erinnern deutlich einige Stellen an Beides"). Ja bei den 
Angelfachjen, bei denen die Magengenofjenichaft lange von befonderer Seftigfeit 
bliebis), ſuchte noch weit jpäter die öffentliche Gewalt die Gefchlechter als 
pelitijche Ginheiten im Bau des Gemeinwefend zu verwenden, indem fie in 
einem gewiffen Umfang die Geſammtheit der Magen für das Vergehen, des 
Einzelnen haftbar erflärte, ihr die Auffuchung eines Schutzherrn (hläford) für 
landlofe Magen oder die Uebernahme einer perfönlichen Bürgſchaft für dieſelben 
anfgab, und die Stellung eines verbrecheriichen Genoffen vor Gericht von ihr 
verlangte). Wie jehr inde auch hier ſchon ‚die Geſchlechter in der Auflöjung 
Pegriffen waren, zeigt fi darin, dag man halb gendthigt war, biefe natürliche 
Grundlage durch eine künſtliche zu erfeßen"). Weiter noch war bei ben 
übrigen Stämmen zur Zeit der Vollsrechte die Sffentliche Funktion der Sippe 
verihwunden und nur in einzelnen abgeichloffenen Bezirken, wie in Dithmar- 
ſchen, konnten die. Geſchlechter fih nicht ur als Grundlage der Volks— 


⸗ 


Tac. Germ. c. 7. Caesar de b. G. I, 51. 

’, Caesar de b. G. VI, 22. Bol. Fa “f. 

“, L. Alam. Pactus II, 48: in heris generationes. Merkels. Pertz 
leges IIL S. 15. n. 55. Bezüglich der Anfieblung 1. Alam. 87 u. unten $ 8. 

15) Kemble, the Saxons I. S. 228—236. Er geht indef zu weit in der 
Bedeutung, die er dem Geſchlecht anwelft. Schmid in Hermes XXXII. ©. 247f, 
und mit einigen Aenderungen im Gloffar zu ben Geſetzen der Angelfachfen verb. 
maegdh, Sehderecht, Eideshülfe. K. Maurer, Münd. kit. Ueberſch. I. ©. 52f. 

16) Kethelftand Gel. (a. 95 — 940). b. Shmid I. c. 2. ©. 132: „und 
wir beichloffen über bie herrenloſen Leute, von denen Niemand Recht erhalten 
lann, daß man der Magenſchaft gebieten fol), daß fie ihn heimiſch machen und 
ihm einen Herrn finden in bem Volkagemote. Bgl. c. 8 ib. und 1, Henr. 8. 
54 — Meber die Haftung für den Mörder Aelfreds Gef. c. 27. ©. 86. 
Aethelbert c. 23. Die Berpflichtung,. den Magen vor Gericht zu ftellen, hörte 
wol erft mit ber Einführung des, allgemeinen Verbürgungeſyftems auf. Schmid, 
Ölofjar S. 628. — 

m Bgl. unten 5 26. — 
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verfaſſung erhalten, ſondern noch eine eigenthümliche Aus- und Fortbildung 
erfahren 18). 

Länger erhielt filh bie kerperſchaftliche Geſchloſſenheit der Sippe anderen 
gleichartigen Verbänden gegenüber. Auch als längſt aus dem Volksfrieden 
und Volksrecht eine öffentliche Gewalt entwidelt war, betrachtete das Gefchlecht 
dem Geſchlecht gegenüber ſich wie einen Staat im Kleinen. Die uralte Idee, 
ba die Sippe eine Schug- und Trußverbindung zu gemeinfamer Wahrung 
eine alle Genoffen uimfaffenden Friedens ſei'e), daß, wenn diefer Friede 
gebrochen, der Gefammtheit Rache und Herftellung obliege, bauerte bis in 
fpäte Zeiten. fort, länger no in Sitte und Gewohnheit, als in ben Gefegen. 
Sörmliche Kriege und Friedensſchlüſſe fanden bis in's fpätefte Mittelalter 
zwiſchen den Sippen ftatt. Mber die Auflöfung der alten genoffenfchaftlichen 
Einheit tritt auch bier deutlich hervor. Urſprünglich war offenbar Die Ge— 
fammtheit aller Genoffen, das Geſchlecht als ſolches, Trägerin, Herrin und 
Rächerin des Friedens. Die ganze Sippe daher trat, wenn au einem Gliede 
ber Geſammffriede verlegt war, in die Schranken, übte die Blutrache, empfieng 
bei gemilderten Anfhauungen die Sühne”). Die ganze Sippe umgefehrt 
ihüßte den Genoffen, jo lange er Genoſſe blieb, und wie fie felbft von der 
fremden Sippe, der fie untrennbar von ihren Gliedern erſcheint, für deren 
Miffethat verantwortlich gemacht wird"), fu vertheidigt fie den Genoffen**), 
jablt mit ihm die verwirfte, Buße”), Teiftet ihm Beiſtand vor Ge- 


J 10) Vol. unten $ 38. | 

m Das Wort Sippe bedeutet zugleich Frieden und — Graff, 
Diutiska VI S. 66. Grimm, R. A. S. 467. Kuhn, Z. f. vergl. Sprachwifſ. 
IV. ©. 370. Daher iſt auch Freund oder amicus gleich „verwandt“. Heute noch 
„Blutöfreunde”. 

2) Tac. Germ. c. 21: „usiversa domus“. — Anders Kraut, Borm. 1. 
©. 1. n. 6. 31f. 168. Die Rachepflicht fei eine Vormundſchaft über den Ge- 
töbteten, liege alſo zunächft demfelben Verwandten, der zur Bormundfchaft berufen 
wäre, allein ob. Richtiger ftelfen Rogge, Gerihtäwefen ©. 13, Wilda, Strafr. 
©. 172. 173 den nächſten Verwandten ala Nächſtberechtigten und Nächftverpflich- 
teten, mit und neben ihm aber alle anderen Magen als berechtigt und verpflichtet Hin. 

1) Kemble, Saxons I. ©. 235 und die dort dit. Stelle bed Beovulf, 
wonach bei einem Vergehen: Volkrechtes foll der Magenſchaft Jedermänniglich 
enibebren, — folerihtes sceal dhaere maegburge monne aeghwyle idel 
hweorfan. — Walter, R. ©. 8 468.’ Wilda, Strafr. S. 172f. 

22) Siegel, a I. ©. 124. 

29 Grimm, R. A. ©. 662. Wilde, Strafr. S. 370. Köftlin, 3. f. 
DR. XIV. ©. nn Bait, 1. &. 70. Biel ift über das Fundament biefer 
Haftung geftritten. Bald ald Folge der Pflicht zur Vertheidigung gegen Fehde 
oder Rache, bald ala Korrelat des Rechts auf Wergeld, bald als Ausfluß der fog. 
Geſammtbürgſchaft ift fie erflärt. Sie iſt nichts ala eine auögedehnte genofien- 
ſchaftliche Schubpfliht 
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riht). In den älteren angeljächfiichen Gefeken ift hierin noch keine weſentliche 
Anderung erfolgt, bier find noch Rachepflicht und Gehbereht, Haftung für 
und Anſpruch auf Wergeld, Eideshülfe und fonftiger Schu bei allen Magen 
ohne Unterſchied des Grades). WIE in der Mitte des zehnten Jahrhunderts 
König Edmunds Geſetz die Magenſchaft eined Todtfchlägers von ber Rade 
der Magenſchaft des Crichlagenen für den Fall befreite, daß jene fich des 
Riffethäterd nicht annahme, ift daher nicht non einem Verhältniß Einzelner 
zu Eimgelnen fondern von Magenſchaft und Magenfchaft die Rebe, die auf 
gehobene Zahlungspflicht und das Empfangarecht bed Wergelds werden ber 
Geſammtheit zugefgrieben?‘), und nur wenn ein einzelner Mage bad, was 
das ganze Geſchlecht beſchloſſen, bricht, lädt er die Verantworilichkeit auf fid) 
allein??). Deshalb follen auch alle Magen eines ergriffenen Diebe: nad) 
alter Satung Urfehde ſchwören *), weil man bei Allen die Kolgen ber Schuß: 
verbindung fürchtete. Ja uoch iu dem jogenannten leges Henrici I, einer im 
12. Jahrhundert verfaßten, bier freilid wol mur älteres Recht referivenben 
Privatarbeit, tritt die genofienfchaftliche Einheit der Magenſchaft ſcharf her⸗ 
vor?®) und ed wird ausdrücklich der Rath gegeben, daß in Wergeldsſachen 
immer alle Berwandte des Todtſchlägers gemeinfchaftlich, nicht vereinzelt, über 
die Sühne des gebrochenen Friedens verhandeln mögen), zum ficheren Beweis, 
daß das ganze Geſchlecht als friedlos galt. — Dem angelſächſiſchen Recht in 


), Beſonders durch Eideshülſe. Kraut, Dom. I. ©. 28. n. 8. Gemei- 
ner, über Eidesbülfe und Eibeöhelfer S. 185. Waip I. ©. 412. Höpfl 
3 199%, Bol. 1. Grimonldi 7. Anch Die Eideähülfe Täpt fich nicht aus einem 
einzelnen Dermanbtenrecht, wie Wergeld, Rache ıc. abfeiten, ſondern ift, wie Waiß 
6. 75 treffend fagt, „eine Felge bayon, daß In Älteres Zeit Die Familie in Ge⸗ 
meinfchaft handelte, ald ein im fig verbnubenes Ganze erſchien“. Sie tft eine 
der Folgen ber genofienfchaftlichen Einheit, ſteht daher auch nicht vereinzelt ba, 
ſondern ift nur eine Seite der gerichtlichen Schubpfficht, die früher viel weiter 
gieng und fich- ſogar auf gemeinfchaftliche Durchführung einer Anklage — 
tote. Waitz S. 73. Schmid, Gloffar (forädh) S. 627. 

2) ef. Ine's (wor 690) b. — S. 30. c. 23; S. 66. c. 74 Snuts 
©. 256. e. 5. 852. Leg. Hear. 4. 6 4. 70. $ 5. Anh. II. 51. Gloſſar 
S. 571. 

© Gel. Edmunds I. c. 1f. ©. 172. So 3.2. e. I pr. thapt eal sed 
maegdh sy unfah. art. 4. Vergleich widh tha meegdhe. art. 7. betan widh 
maegähe. 

2 Bd. Edmundo L. c. o. 1.2. 

m Gef. Zue'3 co. 21. 28pr. Bbpr. 

= Leg. Henr. ©. 440f., © 75. 8 3.4. 6-10. e. 17. 818. 0.8. $ 4 
6. 33.8 1.6.2. 90,8 6 

2 e,88. 8 17 ib.: et in omni weregildo melius est, ut parentes hamicidae 
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diefen Dingen am naͤchſten ftehen, von den nordiſchen Rechten abgejehen?!), 
die Volksrechte der Salfranken, Briefen und Sachſen. Hier erſcheinen überall 
bei Radye und Schuß, bei Empfang und Zahlung der Buße die propinqui 
allgemein betheiligt *). Aber hier wie im angelſächfiſchen Recht zeigen ſich 
ſchon Abſchwächungen der alten Genoffenihaft durch Abſtufungen von. Reit 
und Pflicht nach‘ der Nähe des Grabes. Nur der alten boppelten: Glieberung 
der Familie entipriät ed, wenn, da ja jeder Friedensbruch zuerft den Haus⸗ 
frieden und dann erft den Gefchlechtöfrieben verleßt, die nächte Rache: den 
Hausangehörigen ober ihren Vertretern obliegt und Deshalb auch mus dem 
Wergeld unter verjchiedenen Namen ein praecipuum ausgeſondert wird, dus 
unr den allernächften, das Haus übernehmenden Berwanbten, nach. jalijdhem 
Recht nur den Shimen, zulommt*). Aber wine Auflöjung ber Sippe zeigt 
fih darin, wenn biefer Buße gegenüber die an bad Geſchlecht zu zahlende 
Buße mehr und mehr zurücktrat, bald auf den nächſten Grab unter den 
Magen beichräntt warb?) und endlich fi ganz verlor. Auf diefem Wege 
konnte ed fchliehlih dahin kommen, daß dad Wergeld dem nächften Erben 
als folchen, kraft —— zu gebühren 0): eine ns: mit 


1) Hier fft ber Zuſammenhang zum Theil noch ftärfer. Wilde, rat: 
©. 172. 380f. 

29 3. 8.1. Sax. 18. II. 5: vindicetur.... a propinquis occisi. L. Fris. 
L 8 7. 8 10: domino suo et propinquis oceisi. Tit. 15. Sn tit. 2. 8 2. 3. 
5. 6. 7. 8 heißt es immer, ber Todtfähläger falle faldosus bleiben, vder die ini- 
micitias propinquorum oceisi fragen, bio' er. ſich mit ihnen geſichnt babe (donec 
se cum eis reconeiliet, oder eoräm amicſtiam adipisoater).: Auch In bem fpä- 
teren friefiichen Recht tritt ohne Beſchränkung auf Grade die riecht der Blute⸗ 
freunde hervor, ihr eigened Blut nicht zu vetlafſen; fondern Ihm zur Löfung des 
Halſes und der Friedlofigkeit beiguftehen zur — zur Buße, v. — 
hofen, frieſ. Roqu. S. 24 ꝛe. 

8) ]ı. Bal. 65. Waitz, das alte Recht Pr 113. — Bet den Angelſachſen 
ift e8 der Halsfang. Schmid, Glofſar h. v. — Bei den Briefen iſt eö das 
eigentliche Wergeld geworden, während an bie weiteren Verwandten nur ein Drittel 
fällt — L. Fris. I. 1. das fpäter-al8 „mentele“* nach einem ziemlich verwidel- 
ten Spftem vertheilt wird. v. Richthofen, frief. Mög. S. 210, altfrief. Wörler- 
buch v. mentele. — Bei den Sande u die bane. ae] en, dith⸗ 
marf. Reg. ©. 288. 7: 

3% L, Sal. 65. L. Frie. I. 1: ad — dus prosimos: . 

35) Nur die Familienbuße erft — % des Wergelds — ſpricht die I. Fris. L 
c. „ad heredem occisi* zu. Allgemein ſehen das tbüringifche und Tangobarbiiche 
Recht das Recht auf das Wergeld als Ansflup des Erbrechts an. L. Thuring. 
‘VI, 5: Ad quemcunque hereditas terrae pervenerit, ad illum ..'. ultie proximi 
et solutio leudis debet pertinere. Gaupp, das alte Geſ. ber Thüringer S. 860. 
Gewagt interpretri Wilde, Strafe. &. 396. n.’8 die Stelle much von der 
Haftung. Ed. Rothar. c. 162, wo bie Theilnuhme netütlicher Brüder eben 
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ber nafürlih die alte Idee einer Cühne für den Bruch des Gefchlechts- 
Genofienichaftöfriedend definitiv werlaffen war. Umgekehrt ſchränkte man bie 
weilen Lie Muche auf eime beſtimmte Anzahl von Verwandten bes Todtſchlägers 
ein?) und modificitte in entiprechender Weiſe die Haftung für das Wergelb, 
inbem man. nicht mur daffelbe in eine Familienbuße und eine Geſchlechtsbuße 
jerlegte, wenon jene dem Miffethäter jelbft und feinen allernädften Angehörigen 
oblag, dieje von den Verwandten überhaupt aufzubringen war?”), ſondern Die 
Geſchlechtebuße überkampt beſchränkte oder aufbob. Nur noch ſubfidiär, in 
feter Reihenfolge und bei Beobachtung befonderer Körmlichkeiten haften bie 
Verwandten bei den Salfranken). Das ripuarifche, alamanniſche und bai⸗ 
riſche Gefeh enthalten von der Theilnahme der Magen an den Kehbe- und 
Wergelds⸗Verhaltniffen bereits keine Spur mehr, und im burgundiſchen Volks⸗ 
recht werben amsbrüdfich — sffenbar in Abaͤnderung früherer Gewohnheit — 
die Verwandten des Todiſchlägers von aller Haftung befreit ®®). 

Aber nicht blos nah außen, auch nach innen war einft das Gefchlecht 
eine aubomonme Genofſenſchaft, welche die Einzelnen dur das engſte perſon⸗ 
liche Band unb bie gebeiligte Pflicht unbegrenzter gegenjeitiger Treue und 
Unterftägung verfiüpfte, als Gefammtheit aber bedentende Befugnifie und 
Pflichten den Gliedern gegenüber. übte Es war bie Verſammlung aller 
Hansukter, weiche auch den Genoflen gegemüber Friebe, Recht und Sitte des 
Berbanbes aufrecht erhielt. Sicherlich bildete fie einftmals ein Familien⸗ 
gericht"), daB ſogar die. Gerichtsbarkeit des einzelnen Hausvaters über feine 
Hansgenoffen in einer freilich nicht näher zu ermittelnben Weiſe beichränkte “). 
Neberrefte dieſer Alteften Form gensfienfchaftlicher Rechtspflege enthalten noch 
die Volksrechte ), and die Anſchauung, daß Verwandte gegen Verwandte nicht 


fegitimen am Wergeld offenbar deshalb, weil fie doch nicht Miterben find, ale 
Anomalte betrachtet wird, die einer beſonderen Grölärung bedarf. Sehr paſſend 
wird dann letztere durch den Hinweis darauf gegeben, daß dies propter faidam 
deponendam i. e. inimicitiam pacifeandam beftimmt jet. 
. 1. Sax c. 18 (1.5), vindiceiur in illo et aliis septem oonzanguineis 
jun. ieber Achnliches bei den Angelſachſen 1. Henr. o. 70. 8 9. 88. 8 11. 
K. Naurer, Neberſch. L ©. 57f.. Hier wurde ſpaäter bei mehrfadgen Todtſchlaͤgen 
zwiſchen den Sippen eine förmliche Bilanz je nach dem Werth der Einzelnen ge- 
* zogen und bad Saldo mit Blut ober Gelb vergolten. 

) Bgl. die audführl. Erörter. Wilda's S. 372f. über flandinanifche, 
©. 3865. über augelfächfiſche Berhältnifie Auch 1. Sax. IL 6. 

” Tit. de chreneorude. Weib, ba® alte Recht S. 1765. Wilde, 
©. 390. 

© Kraut, Borm. L ©. 30. Unger, Gerichtsverf. ©. 0. :3Öpfl 9 80. 

, Dies deutet Pac. Germ. c. 19 = 

@, Ed; Bothar. 189. 193. 221. 5. Burg. tit. 35.:$ 8: quod si parenies 
puellae parentem suam punire fortasse volusrin Luitpr. ©, 24. 
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vor Gericht auftreten koͤnnen, fondern bei den Genofien Sühne und Herftel- 
fung des Friedens ſuchen müſſen, hat fi) lange erhalten“). Dem gamgen 
Geſchlecht ferner lag der Schuß ob über diejenigen Genoffen, die ſich nicht 
ſelbſt zu ſchützen vermochten. An bie Geſammtheit der Genoffen daher fiel 
bei ben Angelfachjen in ältefter Zeit da8 mundium über Unmündige und 
Weiber, bie ihren Hausherren verloren, fie übertrug es erft einem einzeluen 
— und zwar wol dem nächften — Magen, bebielt aber dann eine obemor- 
mundſchaftliche Auffiht bei), Verehelichte ſich eine Geichlechtögenoffin, fo 
war die ganze Magenſchaft zugegen, fette durch einen forspreca bie Bebin- 
gungen feft und forderte Sicherheitäbeftellung für deren Erfüllung *). Auch 
die verheirathete Frau noch ſchützte fie gegen den Mann von anderem Ge. 
ſchlecht, ließ fid, wenn er mit ihr ins Ausland zog, bie gute Behandlung 
verbürgen, und veriprach dafür, im bisherigen Umfang für etwaige Vergehen 
ber Frau zu haften. Die ganze Magenſchaft nahm ſich des verarmten Ge- 
nofſen an*”), bewahrte jeine Waffen und jpeifte ihn während gefänglicher Ein- 
ziehung, löfte ihn auf eigene Gefahr und unter Verbürgung für feine fünf- 
tige Haltung aus ber Gefangenichaft aus, Im allen biefen Beziehungen 
aber war nach den übrigen Volksrechten die einheitliche Organiſation ſchon 
gelöft. Die Uebernahme des mundium wurde von Rechts wegen, kraft Erh« 
rechts, Sache des närhiten Schwertmagen, bie Obervornundſchaft aber fiel an 
den König und nur vereinjelte Andeutwagen noch von. einer Mitwirkung an« 
derer Berwanbten neben dem mundoald finden ſich in den leges barbarorum ®). 
Schutz und Unterftügung in allen anderen Beziehungen wurden Recht und 
Dflicht des Einzelnen gegen den Einzelnen. 

Nicht blos eine Nedytseinheit, fondern auch eine fittliche, veligiöfe, und 
was damit bis in bie nenere Zeit identiſch blieb, gefellige Gemeinſchaft war 


u Waitz I. ©. 69. Dies wird dann ein Grundzug aller germaniſchen Ge 
noffenfchaften. 

4) So nad den Geſ. Hiodhaeres amd Esdrices aus ber zweiten Hälfte 
des 7. Jahrh. 8 6. &. 10. Bol. Gef. Ine's o. 38. Ueber bie Obervormundichaft 
Schmid, Gloffar S. 627. Leg. Henr. c. 70. 8 18. ©. 471: sub tutorihus 
et actoribas sint in parentum legitima custodia saiskti. rief. Emſiger 
Recht 5 7b. Richthofen S. 196: Der Bormund foll dad Gut zur Rechnung 
bringen myt der menen vrunde raet. K. Maurer, Ueberſch. I. S. 54. n. 2. 

* Schmid, Anh. VI. 1. 3. 5. 6. Ä 

“ Schmid, Anh. VI. 7. L. Henr. 70. $ 12. Gloſſar ©. 627. 698. 

K. Maurer, Neberſch. I. 8.54. Befonderd ausgebildete Alimentetions- 
pflicht des Geſchlechts im isländischen Recht. 

“, Gef. Aelfreds 871-901). c. 1. $ 2, ©. 68; Aethel ſtans IL 1.83. 
6. 71.1949; 2.512. 

“), L. Sax. VIL 5 4. Qui viduam dacere velit, oflerat tutori -pretium 
emtionis ejus, consentientibus ad hoc propimquis ejus, Luitpr. c. 127. 
c. 22. Ed. Roth. 0. 202 ıc. 
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de Sippe). Die Beriammlungen ber Genoffen für derartige Zwecke hatten 
aber unzweifelhaft ehemals awch eine rechtliche Bebeutung, indem fie dem ein- 
zeinen Hausvater beriethen und beichräntten, und nriprünglid für Verlobung, 
Gheihlieamg und Eheitheitung, Aufnahme des Kindes und DBeftattung bes 
Todten dafjelbe waren, was für hie Angelegenheiten ber Bollögemeinde bie 
Volligeuseinde war®'). Aber mit der Böiung der alten Verbände verſchwand 
der Werth dieſer Geſchlechtoverſammlungen für das Recht, fie erhielten 14 
nur im fiitlicher und faltiſcher Bedentung. 

Auch vermögensfähig war das Gejchlecht unzweifelhaft in ſeiner Ein⸗ 
beit. Ein Geſchlechtsvermoͤgen, dad theils gemeinſamen Zwecken, theils ge⸗ 
meinſam den Zwecken der. Einzelnen diente, gab es wol in älterer Zeit. Hei⸗ 
lige Geraͤthſchaften, Vieh, Waffen mochten in ungetrenntem Geſammtbefitz 
jean’). Gin Geſammteigenthum an Grund und Boden entſtand bei der An⸗ 
fiedlang des Geſchlechts). Dieſes Geſchlechtbeigenthum wurde die Wurzel 
des Gemeindevermoͤgens. Mit einem jogenannten Gejammteigentbum der 
Sippe Dagegen, d. 5. einem eigenthümlichen, alle unbeweglichen Güter der 
Einzelnen umfafjenden Geſammtrecht, welches die Duelle des Erbrechts und 
ber Gebundenheit ber Erb und Stammgüter gavejen jein fol, hat das an- 
gedentete Geſchlechtäwermoͤgen nichts zu thum. Alle vermögensrechtlihen Wir 
tungen ber Berwanbikhaft nach deutlichen Mecht, mit einziger Ausnahme der 
Alimentationtverbindlichkeit, giengen nicht aus der Genoſſenſchaftsverfaſſung 
des Geichlechts, jondern and den Rechtsverhältniſſen des Haufe hervor. Hier 
wurzelte das Erbrecht. Denn wäre beffen Duelle ein genofienihaftliches Ge⸗ 
meineigentbum, jo müßten fi Spuren von einem ehemaligen Erbrecht bes 
ganzen Gefchlechtes finden. So aber übernahmen die Söhne bie väterliche 
Herrſchaft über das Vermögen, in ihrer Ermangelung aber wurden die wei- 
teren Berwandten nicht wegen ihrer gegenwärtigen Rechts⸗ und Rebend- 
gemeinichaft, jondern im Hinblid auf den gemeinfamen Stammvater, auf 
die Eine häusliche Gemeinſchaft, welche Ausgangspunkt für Erben und Grb- 
Iafjer war, berufen. Und nichts Urfprüngliches, jondern fpätere Bildung 


“, Bilde, Gildenweſen ©. 4f. Tac. Germ. c. 22. Am I. ce. 1. 
Hist. IV. c. 1. 

s1, Tec. Germ. c. 18. 19. L. Sal emend. tik. 70. Schmid ©. 627. 
Bildalc Badernagellc. ©. 301f. Anderer Anfiht Eichhorn, R. ©. 
54. Grimm, R. A. S. 433, welche die Bermählung in die Volksverſammlung 
legen. Immer vor die Ieptere gehörte, die Wehrhaftmachung, meil fie zum Volks⸗ 
genofjien machte. Waitz L ©. 57. | 

) Dazu ſcheint auch nad Tac. Germ. c. 21 die satisfactio in Dich ge 
fioffen, wenn auch nachher vertheilt zu fein. Einiges aber diente gewiß zum Ges 
ſchlechtsopfer. 

, Vgl. unten $8 7.8, 
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ift der Konner von Erbrecht und Wergelb ). Was aber das Zuftummungs- 
und Näherrecht bei Beräufßerungen betrifft, jo hat ſchon Beſeler in deu Erb⸗ 
verträgen erwieſen, daß es Bolge jpäterer Rechtsbildung gewefen. 

Wenn nun ſchon aus bem bisher Erörterten deutlich hervorgeht, daß 
während biefer ganze Periode bie ‚Entwidlung ber Rechtöverhältnifie der 
Sippen nah außen und innen in einer allmäligen jung ihrer ehemaligen 
genoffenfhaftlihen Organifation beftand, fo lafſen füh noch manche andere 
Momente anführen, welche die Annahme einer Eorporativen Geſchloſſenheit 
ber alten Sippen unterftühen. Hierfür ſprechen ſchon ‚die uralten Kollektip⸗ 
namen, das longobardiſche farn, das angeljächfilche sibsceaft, sibscipe, maegdh, 
maegsib und meaegburgh, die den lateimiichen  Uebertragungen parentälla, 
cognatio, genedlogia, gens u. |. w. zu Grunde liegenden Worte: Es ſpricht 
dafür ferner die alte Unauflöglichkeit der Verbindung, befonders aber ber Um⸗ 
ftand, daß, als fpäter die Losfagung von der Sippe unter gewiflen Sörmlich- 
feiten möglich wurde, biefelbe fich deutlich ale Austritt aus einer Genofien- 
haft charakterifirt. So vor Allen in dem Titel der lex Salica de paren- 
tilla, bei deſſen Uebertragung in das engliiche Recht ſogar ausdrücklich von 
einer Löſung de’ societate die Rebe ift'). Deutlich genug reden auch jene 
Andeutungen, welche darauf himweiien, daß die Einigung der Geſchlechts- 
genoſſen durch Eide bekräftigt zu werben pflegte’‘), daß bier alſo die |pätere 
eiblihe Verbrüderung ſchon vorgeblldet war. Wichtig ift e ferner, daß im 
älterer Zeit von einer Beichränfung ber Sippe auf gewiſſe Grabe nie die 
Rebe ift, dieſe vielmehr erit ſpäter in at ganz ka Weile eintritt”). 


84, Anderer Anſicht Eichhorn, R. ®. 8 19. Seele, Centenen ©. 43. 

s5) Leg, Henr. I. c, 88. 8 13. ©. 484, j 

5%) Die Namen. „Cidam” und, „Schwägerichaft“ deuten auf einen Aufnahme: 
eid, der feinerfeits eine Schwurgenoffenfchaft der Genoſſen vorausfegt. Cine 
folge ſcheint auch nad 1. Henr. 1. c. anzunehmen, da beim Austritt ein Los⸗ 
ſchwören ftattfindet: si quis... de parentela se velit tollere et eam forisjura- 
verit, et de societate ex hereditate et tota illius se ratione separet; si postea 
aliquis de parentibus suis abjuratis etc. In der 1. Sal. haben Einige in ben 
Worten quod se juramento (nach einer Handichrift aber de juramento) et here- 
ditatem et totam rationem illorum tollat ebenfalld ein eibliches Entfagen finden 
wollen So Siegel, Gerihtev. I. ©. 184. Andere (3. B. Waitz, das alte 
Recht ©. 114. Berf. I. S. 74) verftehen ımter juramentum Recht und Pflicht 
zur Eideshülfe. Wahrfcheinlicher aber tft, daß das juramento mit dem ihm in 
der englifchen Recenfion Eorrefpondirenden societate gleichbedeutend Ift, und, wie 
etwa fpäter conjuratio, die Eidgenofſenſchaft — seil. des Geſchlechts — bedeutet. 
Auch Gemeiner, Sentenen S. 30 denkt an einen Aufnahmeeid. 

” Die Altefte Nachricht über eine Beſchränkung auf beftimmte Grade ent- 
hält 1. Sal tit, de reipw. — Waitz L 75. Grimm, R. 4 ©. 462f. 
Sachſe, Vorftudien S. 462. Zöpfl $ S6. XI, und viele Andere verfuchen 
zwar Zurüdführung Der fpäteren Grabeöbefchränfungen auf eine durchgehende 
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Denu fo Iange dad Gehleht eine Torporative Einheit bildete, Tonnte man 
nur Einan Geſchlechte angehören. Damit aber vertrug ſich eine genane Be 
mefiung ber Verwandiſchaft nach Graben nit. Der thatfächliche Zuftand, 
dus Leben ſelbſt entſchied darüber, zu welcher Sippe Jemand gehöre, eigener 
Wille und Anerdenmung ver Genofien beftimmten bei entftehenben Yweifeln, 
bei Berzweigungen und Spaltungen die Grenzen ver verſchiedenen Geſchlech⸗ 
ter. Endlich iſt es' nicht zufällig, daß gerade dasjenige Dild, welches und für 
die Bezeichnung einer Genefjenihaft am gelänfigiten ift — das Bild bei 
menkhlichen Körpers — in der ültefken Volleanſchauung für die Tamilien⸗ 
verbintung gebräuchlich war). Ä 

Bar mun aber fo bie alte Sippe eine wahre &enoflemichaft, 5 muß fie 
felbft bei den einfachften Zuftinzben eme gewiſſe Organifatisn gehabt haben. 
Bir wiffen nichts über bie Grundſätze, welche dad Verhältniß des Genoſſen 
in der Sippe, Berathungen und Beichlußfafiungen, Verſanmlungen, Por 
ſtandſchaft, Vertretung nady außen, Hufbringung gemeinſchaſtlicher Laften und 
Benntzung gemeintamen Eigenthums beftimmt babm. ber wir können bie 
von der Wahrſcheinlichkeit unterftügte Vermuthung aufftellen, daß die innere 
Geihlechtöwerfafiung im Kleinen dad Vorbild ber  Berfafiung ber freien 
Volkogemeinde geweſen tft, daß die Principien der von der Bejammtheit ge- 
magenen Einheit, beö gekorenen Reihtes, Richters und Shoes, der Gleichheit 
aller Bollgenoffen neben einen Kreife von Schupgenofien a. |. w. bier zuerit aäͤußere 
Geftalt gewonmen haben. Voͤllig vahingeftellt dagegen muß es bleiben, ob es in 
der Sippe ‚weitere und engere Kreiie, Geuoſſenſchaften in der Genoſſenſchaft 
gegeben hat, ob in ver Mitte zmiichen bee Geſammtheit der Verwandten und 
dem Haus zu irgend einer Zeit organijch gegliederte Geſchlechtsverbände ftan- 
ben), ober ob vielmehr von je jenſeits der in fich nicht weiter geglieberten 
einfahen Sippe die Geſchlechtsfreundſchaft aufhörte und die Stammes. ober 
Volksfreundſchaft begann. 

Eine Reihe der verfchiebenartigften Umftände wirkte .zufammen, um bie 
beim erften Blick auffallende Ericheinung herbeizuführen, daß bei den Germa- 
nen, bei denen: ber Tamilienfinx tiefer und inniger als bei irgend einem Volk 


Grandzabl, überzeugen aber nit. Stegel, die german. Verwandtſchaftsberechn. 
mit bei. Bez. auf die Erbfolge ©. 41 gebt dagegen zu weit, wenn er urfprüng« 
fie Berechnung ins Unendliche annimmt. Die wirkliche Lebensgemetnichaft, das 
Bewußtjein der Blutsverwandtfchaft, das räumliche Zuſammenbleiben entfchieben. 

So Sadfenfp. 1.3.83. Schwabenfp. c.3. Auch die angelfächfifche 
und friefiſche Rechnung nach Knien und der mgelfächfiiche Halsfang mögen anf 
ähnlider Anfchaunng Berufen. Schmid, Gloſſar v. enoow. Richthofen, 
Wörterb. v. kni, knia, kıtlling. Seo, Borlefungen I. ©. 188. 

* Hochft willkürlich tft Die Annahme von Gemeiner, Gentenen, bei. 
©. 15f., der bei Cäſar und Tacitus eine vierfache Gliederung — Familien, 
Parentelen, Sippen und Bereine mehrerer Sippen — finden will! 
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war und geblieben iſt, dennoch die gemoffenichaftliche Berfaffung der Geſchlechter 
verhäktnigmäßig früh ſich auflöfte, nur im Privatrecht nachwirkte und auch in 
dieſem weniger die Geltung der Sippe ald eines Ganzen als vielmehr echte 
und Pflichten ber einzelnen Berwandten herbeiführte®). Die Zerftreunng ber 
feine Städte Tennenden Germanen über große Tänderftredden, die Anfievlung 
einzelner Zweige des Geſchlechts an anderen Orten, das Eintreten Vieler in 
Gefolgichaften und Eroberungsheere führten eine räumliche Trennung der Sippen 
herbei, welche damals ſehr bald jeden Zufammenbang Idfen mußte. .Diefelben 
Umftäude, verbunden mit dem ungleichmäßigen Wachsthbum der Magenichaften, 
machten dieje auf die Dauer unfähig, ald Grundlage georbneter Berfaflunge- 
zaftände zu dienen, wenn nicht ein künftliches Syſtem die natürlichen Ver⸗ 
bände ergänzte und im Gleichgewicht hielt und die Fiktion einer nicht mehr 
beitebenden oder nicht nachwetsbaren Blutsverwandtihaft auf engere und wei⸗ 
tere Kreife ammanbte. in ſolches Spftem aber jcheint den Germanen, von 
beſonderen Berhältnifien an ber Nordſee abgeſehen, unbelannt geweien zu 
fein. Für die engeren Kreife genügte die wirkliche Berwankeidhaft, für bie 
größeren bildete fi) die Idee ber perfönlihen Stammes⸗ und Volksgenoſſen⸗ 
ſchaft in voller Reinheit ohne Herübernahme ber dem Familienkreiſe eigen- 
thümlichen Inftitute aus. Das ungefiedelte Gefchlecht gab in demſelben Mo- 
ment, wo ed nicht mehr Geſchlecht war, ohne Verjuche kimftliher Konſtruktion, 
auch die Idee der Blutsverwandtſchaft auf und behielt davon nur den Ge 
danken ber perfönlichen Genoffenichaft,. der nun als Nachbar⸗ oder Gemeinde 
genoſſenſchaft erfhien. Kurz, ſo gewiß es ift, daß einftmals. das natürliche 
Geſchlecht Grundlage des Gemeinweſens war, jo wenig läßt fi) aus irgend 


©, Der berühmte Streit über Gefchlechter- oder Gemeindenerfafiung bei ben 
Germanen fpigt fi, wenn im Mebrigen der Gang der Entwidlung von ben auf 
Perfönlichkeit zu den auf Grund und Boden ruhenden Verbänden feftfteht, 
von den Fragen der Zeit dieſer Umbilbung und ber einzelnen Webergangsftadien 
abgeiehen, hauptſächlich in die beiden Fragen zu: 

a. inwieweit bei den aus Kamilien berporgegangenen größeren Verbänden 
die Ideen und damit die Rechtsinftitute der Familie unverändert beibehalten 
wurden? 

b. inwieweit die Gefchlechter nach ihrer Anfiedlung den Gedanken und die 
Drganifation ber Familie auh dann noch beibehielten, ald fie faktiſch Teine 
Geſchlechter mehr waren? 

Sn beiden Beziehungen. Tantet m. E. die Antwort bahin, daß die Germanen 
allerdings ihre älteiten Stammesverbände wie ihre älteften Gemeinden aus Ge⸗ 
ſchlechtern entwidelten und nad deren Mufter geftalteten, daß fie aber in bie 
neuen Verbände nicht den gefammten Inhalt der Yamilienidee, ſondern nur das 
son ihr berübernahmen, was nicht an das Weſen des Geſchlechts geknüpft, fon- 
bern allgemeiner Anwendung fähig war. Dies aber war, in Ein Wort zujam- 
mengefaßt, die Idee der Genoſſenſchaft. 
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einer Zeit nachweiſen, daß gleich den jüdiſchen, afghaniſchen, ſchottiſchen Ge⸗ 
ſchlechtern, den griechifihen Phylen oder römiſchen gentes fünftliche Geſchlechts⸗ 
verbänbe die Gliederung bes Volls beitimmt, daß Rerhtsinftitute von der Be- 
beutung ber römijchen Arrogation und Adoption, wie fie unentbehrlich ſind 
bei derartiger Organifation*'), eziftirt hätten"), ine frühe Auflöjung der 
Geſchlechter mußte ferner Durch die gewiß mit ber eigenthümlich germanifchen 
Hochachtung der Frauen zuſammenhängende anffallende, bitzweilen bis zur Be⸗ 
vorzugung gefteigerte Berückſichtigung der weiblichen Verwandiſchaft), ja der 
bloßen Affinität), befördert werben. Deun damit wurde die Geſchloſſenheit 
der Sippen durchbrochen, ed wurde die Auffafſung möglid, dag man verichie 
denen Berwandtichaftöfreifen zugleich angehören koͤnne, und endlich mußten die 
Familienbande fo in einander übergreifen, baf feine Berwandtengenoflenichaften 
mehr, jondern nur noch Berwandte eriftirten®), Schließlich fchritt die er 
ftarkte oͤffentliche Gewalt felber mit den ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln 
gegen die genoffenjchaftlihe Organifation der Sippen ein, welche ihr gefähr- 
ih, ja faft als Staaten im Staat erſchienen. Gewiß nicht abfichtslos Tief 
fie Vieles, was ald Gewohnheitsrecht noch ange fortbeftand, unaufgezeichnet ), 
efannte viele im Leben noch in voller Kraft wirkende Suftitutionen nit an 
oder beſchränkte fie, und gieng oft in pofitiver Weiſe da nor, wo ihr, wie in 
England, vom den uoch mehr einheitlich organifirten Geſchlechtern auch noch 
bedeuienbere Gefahren drehten”), So verfhwand in langſamer Auflöfung, 


0, Niebuhr, röm. Geſch. I. 317f. Puchta, Zuftit. I. 126f Momm⸗ 
jen, rom. Geſch. L ©. 53. 

“, Tacitus weiß nichts von einem künſtlichen Erſatz der natürlichen Ber 
wandtihaft. Die fränfifche Affatomie ift nichts weniger ald eine Adoption, ihre 
Wirkung betraf nur das Vermögen. Beſeler, Erbvertr. I. S. 96—107. Nicht 
anders ift ed mit dem Iangobardifchen Thinx. Befeler 1. c, ©. 108f. 

 Tac. Germ. c. 20. BWadernagell. c. ©. 301. Waitz I ©. 62. 
Schröder, ehel. Güter. I. ©. 56f. 114. Im angelfaͤchſ. Hecht verbielten 
Rechte und Pflichten der Schwertmagen zu denen der Spillmagen fih wie % zu 
6 ©ef. Aethelſtans I. c. 11. L. Henr. I. 74. 8 2. Nach Geſ. Ines 76 
Deradfichtigung ber Patbenfchaft. 

“, Tac. Germ. c. 20, wonad) die Zahl der Affinen das Anfehn erhöht. 

*, Berudfihtigung der Kognation nicht blos in priwatrechtlicher, fondern in 
öffentlicher Beziehung (Fehde, Schutz, Haft) ift mit eigentlicher Gefchlechterner- 
faffung vollig unvereinbar. Wenn die Ehefrau, obwol fie in des Mannes 
Eippe trat, von der eigenen Sippe noch ferner ald Schupgenoffin behandelt 
wurde, wenn der Ehemann felbft ald dem Verwandtenkreiſe feiner Frau verbunden 
galt, fo find Das fprechende Zeugniffe für den Unterfchied Der deutſchen Geſchlechter 
von römifchen genten. 

“, Hierand erflärt fi zum Zeil, daß wiz von Berfaunmiungen, Gerichten, 
Beichlußfafiungen der Sippen keine Nachrichten haben. 

) Bol 3. B. Gel. Aethelſtans IH. 6. IV. 3. ©. 148. 150, wonach über- 
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deren lebte Stadien nur noch wir zu beobachten vermögen, die uralte Friedens⸗ 
und Rechtsgenoſſenſchaft des Geſchlechts aus dem deutſchen Rechte. Und fie 
verfhwand, um niemals wiederzukehren. Nur in ganz anderer Bedeutung 
ſchloß füh am Ende des Mittelnliers das hochadlige Haus non Neuem Tor 
porativ ab, verjuchen nenere Geſetze, der Familie in ‚weiteren Sinn eine ge 
wiffe vechtliche Organifation und die Möglichkeit juriftifcher Perjönlichkeit zu 
geben). Aber ein dunkles Bewußtfein davon, daß alle ſpaͤteren Genoſſen⸗ 
ichaften aus dem Keim der Sippe -herworgegangen, erhielt fich im Boll, Ans 
denſelben Wurzeln, die für die weiteren Verwandtſchaftökreiſe gebrandht werben, 
ftammen bie meiften Worte für Stamm und. Voll. Auf‘ bie Familie als 
Urquell aller Nationalität leiten alle ethnogonifcher Sagen. Und wie die 
freien, wehrhaften Brüder bie älteſten gleichen Genofien gewejen waren, fe. 
wurde der Gedanke eines frei geſchloſſenen und beſchworenen Bruderbundes 
Mäter der Ausgangspunkt für eine höhete umd — Phaſe des deutſchen 
Genoſſenſchaftsweſens. 


34. Die Volksgenoſſenſchaft. 


Die Entſtehung von Stämmen, Volkern und Nationen and Erweite⸗ 
rungen, Verzweigungen und Bereinigungen der Geſchlechter fallt in das Dunkel 
vorgejchichtlicher Zeit. Lange aber haben jolche Berbäube ale hiftoriſche, na⸗ 
türlihe Einheiten eriftirt und gehandelt, find vielleicht auch von außen ber 
als ſolche begriffen, bevor fie fih ihrer Einheit bewußt wurden und ihr in 
Recht und Verfaſſung äußere Geftalt verliehen. 

Ze weiter wir daher in der Geſchichte unferes Volkes rädwärts gehen, 
befto Meinere Volksſplitter erft finden wir als Iette und höchfte Rechtsverbände 
organifirt, während in den darüber hinausreihenden Streifen höchſtens eine 
fagenhafte Erinnerung der Zufammengehörigfeit befteht. 

Säfars und Tacitus' Berichte Iafjen und erkennen, daß zu ihrer Zeit 
regelmäßig erft jehr wenig umfangreiche Volksgemeiuſchaften rechtlich als ſolche 
organifirt waren, wo nicht etwa ein Königthum ſchen größere Maſſen zuſam⸗ 
menhielt. Bei den freien, koͤnigloſen, den älteften Zuftänden noch am näd)- 
ften ftehenden Stämmen!) waren e8 Bölferjhaften ober Volkögemein— 


mächtige Magfchaften mit Weibern, Kindern und allen Gütern außer Landes ge- 
trieben werden follen. Vgl. auch VI c. 8 8 2. 8. ©. 164. — Alle Be 
ſchränkungen des Fehderechts gehören hierher. Schmid, Gloffar ©. 626. 8. 
Maurer, Ueberfhau I. S. 59. 60, 

®), Bpl. unten 8 89. 

Der Verſuch Wittmanns, das altgermanifche Köntgth. Münden 1854, 
die monarchifche Verfaffung als äftefte und allgemeine Verfafſungsform der Ger- 
manen barzuftellen, und bie fogenannte freie Verfafſung auf eine Serfpfitterung 
in die Herrichaft ‚Heiner Gaukönige durch Thellungen unter den Mitgliedern ber 
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den etwa von bem Umfang der ſpäteren Gaugemeinden?), in bemen ſich nad 
ber Aufchaumsmgsweife bes Roͤmert die eivitas?) db. h. das fonveräne ſtaat⸗ 
Ihe Gemeinweſen · verlörperte. „Staaten“ ober „&emeinweien‘. waren nun 
freilich dieſe Votkerſchaften nach ber germaniſchen Auffaſſung jener Zeit, der 
dieſe Begriffe noch völlig fremd waren, wicht: aber fie waren Genoffen- 
ſchaften freier. Leute, welche ‚Leinen Herrn und Beine höhere Geuofſſen⸗ 
ſchaft über ſich erkannten. Eine jede berartige Bölkerſchaft hatte bereits ein 
beſtimmtes Gebiet, ein Land, inne‘). Aber wie fie vor der Beſitznahme 
als eine perſoͤnlich verbundene Einheit bereitö eriftirt hatte), fo ift ſie auch 
jeht in ihrem Weien nicht bedingt:burdh den Raum, den fie bewohnt. Ste 
bleibt fie felbft, wenn fie mit Weib und Kind ytr Berne zieht, fie ift eine 
-Bollegemeinbe, aber Teine Lan des gemeindee). Ihr Begriff und ihr Name 
md daher nicht wie bei den Bingergemeluben des Alterthums an die Mauern 
der Deimath gebunden, und) wie bei: den Stamten und Böllern der Neuzeit 
‚untrennbar mit beftimmten Gebieten verwoben?).; Auf der anderen Seite 
aber iſt die Voͤlkerſchaft ihrem rechtlichen Weſen nah. wicht blos ein erweitertes 
Geſchlecht. Lebt auch die Erinnerung gemeinfamer Abſtammung in der Sage 
fort, ſo beſtimmt doch biefe tn feiner Weiſe die Organifation ned Verbandes. 
Kein eigenthmlich familienrechtliches Inſtitut hat fie dem Geſchlecht ent⸗ 
zommen, tur ben Er ber — jest fie in ne und 


—— Samttie zu — ift — mmvereinbar * ben erhaltenen Rad. 
richten als innerlich unbegrünbek 

2, Der Name Voölkerſchaft, von Bais eingeführt, ſheint der pafſendſte. 
Dahn jagt ‚Stimm‘, ein Mort, bei dem wir und größere Volldeinheiten 
denken. Gaugemeinde“ ift für,eime Zeit, we der. Gau: noch dad Sand war, wır 
paffend, wenn erwieſen würde, dah Say auch ein: jelbftänbiges Gehiet Hätte 
bezeichnen Tännen.. Die alten: Schriftfteller ſagen, in der Hegel gens, die Ger⸗ 
manen ſagten wol. „thied" oder ſchlechthin „Die Leute”. Doch wmögen- bie Be 
zeichnungen für größere und kleinere Vollseinheiten, wie heute nach, geſchwankt 
haben. Tacitus nennt ein Mal andy alle Germanen zuſammen gens, und braucht 
nstio, populus u. ſ. w. ebenfo unbeftisımt. 

4 Tac. Germ. e. 8. 8. 10. 12. 13, 14. 15. 19. 2. 30. 87, a. 43, Ad. 
Ann. I, 87. XII, 57. C£ Caesar VI, 28. 

4 Meiste, Grundlagen S. 6f. „Gau“ war wie „pagus“ wol immer nur 
ein Gebietstheil. oa 
9 Anberer Anfiht Waiß I. 146. | 
% „Randeögemeinde” fagt Zöpfl 8 31. Doch erkennt er „won Anfang an 
die Idee einer Genoffenfchaft als die eigenthirmliche Grundlage derſelben“ an 

N Ganz unrichtig fagt Waiß 1; c.: ‚ald Grundlage der Verbindung iſt 
gemeininme Einwanderung und Anſiedlung anziehen‘. Grundlage Tann umx: dad 
zeitlich Frũhere fein, mithin Hätte vor der Einwanderung und Anfieblung keine 
Berbinbung beftanden. Wie foll man dies denken? Zufälliges Sirhgufammenfinden ? 
Oder überlegtes Zufammentreten mit dem Zwed der Anfiedlung? 
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verallgemetnerter Geftalt fort. An Stelle der perſoͤnlichen Blutsfreundichaft 
ft Die perfönliche Volksfreundſchaft das Band, weldhes fie zuſammenhält. 

1) Als eine freie Benoffenfchaft wirb die Völkerſchaft in ber Geſammt⸗ 
beit ihrer Genofſen fichtbar. Die Mitgliedichaft in der Geuoffenichaft ift die 
Sreibeit. Aber die Freiheit kann die Freiheit bed Schußgenoffen fein, der 
nur paffiv an dem Recht und Frieden der Gejammtheit Theil nimmt, oder 
die Freiheit des Bollgenoffen, der Träger, Bewahrer und Rächer ded Polls. 
rechts und Volksfriedens if. Bollgenoffen find alle zum Volk gebornen waf- 
fenfähigen Männer. Shre Berfammlung, welche unbernfen, and eigenem 
Recht, zu feftbeftimmten regelmäßigen Seien zufammentritt, tft bie verkör- 
perte Einheit des Volkes ). 

Vor Allem iſt die Voͤlkerſchaft eine Zaedentgenefſenſchaft, fie iſt die Im 
baberin des Volksfriedens. Ihn wahrt fie nach außen durd den an 
Stelle der Fehde getvetenen Krieg, den die Geſammtheit ſowol beſchließt als 
ausführt”), jo daß Volk und Heer ibentiiche Begriffe findb!®), ihre Eintheilun- 
gen wie ihre Führer zufammenfallen"*), Volksverſammlungen, weil fe zugleich 
Heeresverſammlungen find, in Waffen ftattfinben !*), und Kriegstüchtigkeit und 
Waffenfaͤhigkeit ımerläßliche Bedingungen bes vollen Genofienredhts bilden 9). 
Nach innen ſchützt fie den Volkefrieden als Gericht und wird dadurch zur 
Serihts- und Rechtsgenofſenſchaft. Sich felbit erzeugt, wie jehe Genoſſen⸗ 
ſchaft, fo die Volksverſammlung ihr Recht — das Volksrecht — ſei es als 
geworbenes, hergebradhtes, ſei ed als bewußt geichaffenes, gekornes Recht‘); fie 
felber aber auch findet dies Recht, wo es dunkel iſt, ftellt e8 ber, wo es 


s, Tac. Germ. c. 11—18: coneilium. — Thing oder ding, Orimm, R. A. 
©. 747, v. Richthofen, frieſ. Wörterb. h. v. — mal, Orimm S. 746. 
Müllenbof, das alte Net ꝛc. S. 289 — gemot (bei ben Ningelfachien, 
Schmid, Gloſſar h. v.) — warf (frief., v. Kichth ofen h. v.) — bezeichnen alle 
fowol dad Zuſammenkommen als den Inbegriff der Verſammelten ald ben Inhalt 
ber Verhandlungen. Ye wetter rüdwärts, befto größer ift die Zahl der ungebote- 
nen Dinge, abfolut wie im Verhältnih zu den gebotenen. Waip J. ©. 318. 

” Caesar de b. G. VI, 23. Watt I. 836. 337. Unmittelbar von ber 
Malftätte brach oft die Volköverfammlung zum befchlofienen Ariegdzuge auf. 

» Grimm, R. U. 292. 295}. Philipps, D. G. I. 412. Dahn, De 
Könige der Germanen I. 21. Watp I 149. n. 3. Leg. Grimow. Prol. 
Url. b. Meichelbed, hist. Fris. I. 320 fogar: in exercitu Bifererieram iu in 
locis nominatis ein Grundftüd. 

2, Wais I. 378f. 

12) Tac. Germ, e. 11. 

i) Tac. Germ. o. 13: ante hac (vor der Wehrhaftmadhung) domus pars 
videntur, mox reipublicae. — Der Zufammenbang der Heerdienftpflicht mit bem 
Grundbeſitz iſt päteren Urfprunge. Roth, Beneficialweſen S. 47f. U. M. 
Waip u. bie Metften. ' 

10, Zöpfl.e 81. IV. 
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gebrohen is). Bor Allem fucht fie daher die Fehben der in ihr verbundenen 
Geſchlechter zu beichränken, indem fie bie zuerft vielleicht ohne ihr Zuthun 
aufgelommene Rechtöfitte, Durch Vermögensbuße den Bruch des Haud- oder 
Gehhlechtöfriedens wenigftens in minberen Fällen zu fühnen und fühnen zu 
laſſen, in ein vom Volkorecht geſchütztes geordnetes Syftem der Privatbufe 
bringt, die fühnende Kraft der einmal angenommenen Buße verbärgt und 
unter Umfländen nicht nur die Zahlung, fonbern felbft die Annahme berfel- 
ben erzwingt '%. Weil aber in und mit jedem einzelnen Frieden zugleich der 
fe alle umfaffende Volksfriede gebrochen ift, verlangt fie vom Miffethäter, 
wenn er noch ferner Mitgenoffe des von ihm verlegten gemeinen Friedens, 
bed von ihm gehöhnten genofienfchaftlichen Nechtsichuges fein will, daß er auch 
ben Bolköfrieden fühne und beshalb neben der Familien⸗ und Geſchlechtsbuße 
ein Friedensgeld — den fredus oder fretho — an die Geſammtheit ent- 
rihte!"), Dameben giebt ed auch Handlungen, welde nur den Bolköfrieden 
brechen, weit fie unmittelbar gegen die Geſammtheit ober die von ihr verehrten 
Götter gerichtet find: Für fie empfängt das Volt allein die Sühne. 

Iſt der Sriebensbruch fo ſchwer oder fo fhimpflich, daß Sühne unmöglich 
Keint, oder wird biefe verweigert, fo tritt die Friedlofigkeit, der Ausſchluß 
von ber Friedentgenofſenſchaft des Volles ein. Weiter aber geht das ältefte - 
Reht in der Regel nicht, es Hberläßt es dem Zufall, ob Jemand den Fried⸗ 
loſen Mränkt oder töbtet, und trifft wol gar Anordnungen, um bem einftigen 
Benofien die Flucht zu erleichtern. Nur in wenigen Fällen, wo die Eriften 
der Geſammtheit ſelber in Frage geftelt wirb oder bie verlegten Götter mer 


m Tac. Germ. c. 12. Grimm, R. A. ©. 745f. Waiß I. 388f. 

ı Bol. hierüber und über das Folgende bei. Grimm, R. U S. 6221. 
Bilda, Strafe. S. 224f. und Köftlin, das german. Etrafreht i. d. 3. f. 
O. R. XIV. ©. 367f. 

17, Sicherlich unrichtig iſt die Auffafſung Kemble's, Saxons I. S. 270, 
das fredum ſei eine „remuneration“, welche der Staat für feine Bemühungen 
als von den Parteien gewählter „arbitrator* bezogen habe. Bol. dagegen 8. 
Maurer, Ueberſch. III. .&. 32, Note. — Wilda, Strafe. erflärt es als ein 
Mittel, „um des dur die Miſſethat verlorenen Friedens wieder theilbaft zu 
werden und ſich dadurch die Berechtigung zu erwerben, durch die gejeplich beftimmte 
Babe feinen Gegner zu verfühnen.” Das ift aber nur die eine Seite des Sühn⸗ 
begriffs. Biel Aufſchlaß giebt Das fpätere feiefifche Recht. Man ngl. die Stellen, 
wo eine Duke an dad Bell — tha liodon — Ho freika fällt. 3. B. v. Ridt- 
bofen, Rsqu. ©. 34. 35. 63. 64. 65.115 (C merka tha liodon to fretha and 
tket urjeld tha frionde) 115. 116. 117. 121 (thera Hoda fretho and thes frana 
bon) 128. 157. 159. 876. 177. 180. 411. 456. 472. Ober die Stellen, wo ber 
Sriede gebüßt werben foll in tha mena lande — ©. 884. 474. Daß aber hier- 
bei die Idee der Strafe waltele, zeigt 3.8. ©. 62: nulla poena penis debetur 
populo, Nicht, wie Grimm, R. U. ©. 680 aumimmi, ber Gegenſatz, ſondern 
ber Keim der Bffentlichen Strafe IM bie Buße. 
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durch ein blutiges Opfer.-verföhnt werden können, ſpricht das Volk ober fein 
Vorſtand das Todeturtel ſelbſt aus und läßt es vollziehen ). Aber laum 
eigentliche. Rechtſprechung iſt dies e), die Geſammtheit oder ihr Fürſtoder 
Prieſter nehmen mer vor, was Jeder buhelos koͤnnte, fie toͤdten ober opfern 
bes aus einem Bollögenofien. zum Vollsfeinde gewordenen Friedloſen wie ben 
kriegsgefangenen reihtlojen Seind. Friedloſigkeit mußte zuerſt auch dann ein 
treten, mein der Miſſethaͤter mermögend war die Buße zu zahlen, mit der 
Zeit aber wurde Ihr eine andere Friedendſahne ſubſtituert, und das iſt bie 
Öffentliche Strafe), Neſprünglich nur Surrogat, wied ſie bald mehr. und 
mehr unbedingt, verhängt. Aber treu ber urälteſten und tiefften Idee der 
germaniſchen ‚Strafe bleibt fie noch eine Sühne für ben Bruch bes geuoſſen⸗ 
ſchaftlichen Friedens, bis chriſtlich⸗ theologiſche, fränkiſch⸗ herrſchaftliche und ro- 
maniſch⸗imperialiſtiſche ANDERER nn — ‚um or Sa, 
zu ‚verdrängen ®!). Ä 

Aber nicht bios eine Griehent- und Reitsgemeiufhaft. # bie Voltericeft 
ſondern eine. Genofſſenſchaft für die. wichtigfton Intereſſen: bed. Lebens.VIn 
ihren Berjaumulungen werden: alle gemeinſamen Angelegenheiten bemthen und 
beſchloſſen, Wahlen vorgenoumen”), Mitglieder aufgenommen"). Sie iſt 
- eine made und —— N mit — Dean?) we 
, r l 

, Tac. Germ. c. 12. Bi 1 S. 89f. Huber Di Benichung zur Gott. 
Geit' und die Auffafſung als Opfer Wilda, Strafe. ©. 1655. Wat L:&..8%. 
B36. Direkt jagt bekanntlich d. 1. Fries: add. 12 immolatur. dis. .- ., - 

19, Denn was Folge der Rechtlofigkeit ift, das ift nicht mehr Recht, ſondern 

Thatfächliches. : Tödtung des Feindes ift Ausflug des durch, fein Mecht.gebimbenen 
freien Willens, nit Ausfluß eines Tödtungsrechts. So kann man fireng ge 
nommen much‘ beim Zrieblofen .nicht von einmn Tödtungdret, ſondern nım von 
Bußelofigfeit der Tödtung ſprechen. Wer bier die Quelle ber germaniſchen — 
ſuchte, verlegte ſie nicht in, ſondern außer das Volksvecht. 
“ 29) Noch um 1200 heißt es in ber 16. frieh KRime — Richthofen ©. 22: 
alle Frisa mngun hiara feitha' mith the fa cAnja. Dann werden die Ausnah⸗ 
men angegeben umb ed wird von dem, welcher wegen Unvermögens, die Buße zu 
zahlen, mit feinem Halſe (myt eynen halse) bäßen: muß, “gejagt: thenna jehde 
Ai: alle liuden te thonke thi ther hougat, — ‘in, einer anderen Handfchr.: 
efne jelt alle thi ther hongat, — Iatein.: quia ille aequa soloei mans popule qui 
pendet, — nieberfächfiich: went he betaelt geliken allen Iuden de hanghet. 
Dies 'ift die alte germaniſche — Wer hängt, ichlt allem Volle die an 
des Volktfriedens! 

Chriſtlich⸗theologiſch: Rene und Befferung. Sränttfäherckhafttig: Züg- 
tigung des Hof- und Dienftredhts, daher Ueberhandnehmer — Lebens· und Kar⸗ 
perftrafen. Roͤmiſch: obrigkeitliche Strafgewalt. 

“ 29 Fac., Germ. c...12. 22. 

9 Wattz L 034. Beſonders Wehrhaftmarhung.. Be 

4 Tac. Germ. c. 10... sacerdos eivitetis.. ; 
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nationalem Kultus. Ihre Verſammlungen find zugleih Verſammlungen für 
Opfer und feftlihe Gelage und ftehen unter dem beſonderen Schub ber 
Bötter*). Ein höherer gebeiligter Friede umfaßt das verfammelte Bol”), 
der Bertreter der Gottheit ſelbſt kündet ihn an und wahrt ifn?”), und ver 
hängt bei feinem Bruch, wie auf Befehl der Götter, die Strafe. Diefer 
Dingfriede, der ältefle Sonderfride mb das Borbild aller — 
haftet weder am Zeit noch Ort, ſondern am verſammelten Bolt feluft*), 

ift eine Steigerung des genoffenfchaftlihen Friedens, welche für deſſen Bu 
und Schüberin, die Volksgemeinde, da eintritt, wo biefe in ber Ausübung 
ihrer Machtfülle zur Grfcheinung fommt. Deshalb fchüht er den freien Volks⸗ 
genofien fogar auf dem Wege zur Verſammlung und auf dem Rückwege zur 
Deimath2*), deshalb kommt er als Heerfriede im gleicher Weile dem Heere zu, 
das ja mur das bewaffnete Volk ift®). 

Enblih wird fih auch eine gewiffe Stonomifche Bedeutung der älteften 
Volkegemeinde nicht abiprechen laſſen. Nicht nur hatte fie als Geſammtheit 
unbewegliches und bemwegliches Eigenthbum’'), fondern fie übte auch bei der 
Anfidlung und Lanbvertheilung einen entfprechenden Einfluß, ſpäter eine 
oberfte Herrichaft über Grund und Boben aus"). 


2 Wilda, Gildenweſen S. 10. Deshalb in Heiligen Hainen ober anderen 
ber Götterverehrung gewibmeten Stätten. Grimm, R. X. S. 793f. Landau, 
Territorien ©. 870. 

Bei. Wilda, Strafe. ©. 283f. — 12. frief. Kine S. 20: thingfrethe 
den conventen der meenheyt, 

7, Tac. Germ. c. 11. 

Wilde, Strafe. ©. 284: „Wo das Volt verfammelt war, war bie Gott- 
heit näher.” Mit Recht erflärt Wilda den Frieden für unabhängig von ber 
Stätte, mit Unrecht aber fagt er: „es war vwielmehr bie durch die Dauer der 
Berfommlung beftimmte Zeit, welcher der Friede zufam” und leitet (©. 283). 
ben Dingfrieben aus dem uriprünglichen Frieden hoher Feſtzeiten her. Ex wider 
ſpricht fich feihft, befonderd wenn er ©. 288 gleiche Grundlage des Heerfrie- 
bend behauptet. Stätte und Zeit waren vielmehr erft mittelbar höher befriedet. 

2», 1. Fris. add. L e. 1. ef. Cnute Schmid I. 82, WRüftringer 
Küren $ 4 (fretho to tha thinge and fretho fon tha thinge), Fivelgoer 
Küren $ 5. 8. (de warfirede des warves), Srebewolder Küren 5 10 b. Richt- 
bofen ©. 110. 284f. 378, 

”#, Tac. Germ. c.7. L. Bal. emend. 64. $1. L. Sax. 5, 1. L. Fris. 17. 
1. L. Alam. 26. L. Bajur. 2, 4. $ 1. ef. Cnuts II, 61. L. Henr. I. 18. 
$8. 10.91.12. $ 3. rief. Küren b. Richthofen S. 20. 70. — Grimm, 
R. A. S. 751. Wilda, Strafe. 230. 234, Waitz I 326. 

3, Zenes an dem Vollslaud (vgl. $ 7 unten), dieſes nach Tac. an der Buße, 
die an die civitas fällt, — an equi, qui publice (alfo aus — 
aluntur. 

”, Bol. unten 87f. 
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2) So iſt die verfammelte Geiammtheit der freien Volksgenoſſen Trägerin 
des Polksfriedens, des Volksrechts, der Volksgewalt. Aber fie ift nicht immer 
beiſammen und bedarf doch auch dann eines Vertreters ihrer Einheit nad 
anfen und. innen, eines erften Genoſſen, ber fie, wo ed außer ber Zeit nöthig, 
beruft; fie bedarf auch wenn fie beifammen ift eines Führers, der die Ver⸗ 
fammlung leitet, das Heer zum und im Kriege führt, die Vollsbeſchlüfſe vor- 
bereitet und musführt, dem Gericht als Richter vorſteht. Heerführer- und 
Richteramt baber, welde alle dieſe Befugniffe umfaflen, überträgt fie durch 
Wahl den ebeljten und beiten Genofien. Als Erſte unter den Genofſen, als 
Fürſten, treten dieſe an die Spitze der einzelnen Volksabtheilungen, — aber 
fie- treten nicht über oder außer das Bolt?) Wird über den Fürſten der 
einzelnen Bolfsahtheilungen, wie bie immer im Kriege durch Wahl eines 
Herzogs, bisweilen wol auch im Frieden durch Erhebung eines Bölkerichafts- 
Fürſten geihieht, ein Eriter des ganzen Volkes beftellt, jo ändert fich zunächſt 
mit der Ausdehnung nicht Begriff und Weſen des Amts). Dieſes aber ift 
eine von der Volksverſammlung ertheilte Vollmacht, welche daher zurüdgenommen 
werden kann, fo lange fie aber beſteht, ein unantaftbares Recht giebt. Der 
Fürſt, als Richter wie als Heerführer, iſt aber nicht eva im heutigen Sinne 
ein Organ des Volks, durch welches dieſes als eine Einheit jelber zur Er- 
ſcheinung kommt, fendern er ift ein Cinzelner mit einer ihm als Individuum 
übertragenen Gewalt und Befugniß. Cs ift fein öffentlich rechtliches Amt, 
das er inne bat, jondern ein privatrechtliches Mandat. Das Boll hat die 
Ausübung feines Rechts an ein von ihm verſchiedenes Rechtsſubjekt fortgegeben, 
nicht fih ein vornehmſtes Organ feiner Einheit gefchaffen*). 


3) Die zahlloſen Deinungsdifferenzen über bad Weſen der principes bed 
Tacitus |. b. Waiß, Borfh. 3. D. Geſch. HI. 385f. Verf. I. 220f. Gaupp, 
Anſiedl. S. 114. K. Maurer, Mel ©. 9f. Landau, Terre. ©. 245. Dahn 
L co, I 76, Köpfe, Königtbum bei den Gothen ©. 17f. Roth, Beneficial- 
weien ©. Sf. Betbmann-Hollweg, die Germanen vor ber Böllerwanb. 
©. 61. Leo, Vorleſ. I. 168. Thudichum, ber altdeutfche Staat ©., 14 x. 
Denn Eihhorn und Savigny fie mit dem Adel, Andere fie mit ben Gefolge: 
herren tbentifichren, Andere fie mit den Königen wefentlich gleichftellen, jo tft jo 
viel nach Tacitus Ear, daß Die gewählten principes ber pagi gleich den jpäte- 
ren friefijchen Gonorftänden republitanifche, nicht — Obrigkeiten, um 
modern zu ſprechen, ſind. 

2) Für das Vorhandenſein eines Geſammtfürften im Frieden Köpke ©. 15. 
28, Waig L 242, — dagegen Weiske, Grumdl. ©. 64. Roth S. 8. Beth- 
mann-Dollweg S.50. K. Maurer, Ueberſch. II. 433. Thudichum ©. 22, 
38. 53. Dahn J. S. 9. — Zul. Caesar de b. G. VI, 23 u. Tac. Germ. c. 10 
(prineeps civitatis), Ann. II, 7. 38. XI, 16 (princeps Chattorum). ebenfalls 
war ein princeps civitatis noch Fein König, wie Wittmann will, wenn aud 
Borftufe zum Königthum. 

= Davon jpäter. 
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3) Die Volksgenofſenſchaft, welche jo bei den Germanen die Stelle eines 
Staates vertrat, war identiſch mit ber Summe aller freien umb wehrhaften 
Männer des Volks, welche die durch fie vertretenen, in ihrem mundium befind- 
lihen Perjonen (Schutzgenoſſen) gleichzeitig repräfentirten. Das Genoſſenrecht 
war bie Freiheit, die Begriffe Freiheit und Vollksgenoſſenſchaft fielen jo ſehr 
zuſammen, daß no jpäter berielbe Mame das ganze Volk und den Stand 
ver Freien (3. B. Franci, Alamanni) bezeichnete.- Alle Freien waren als Ge 
noſſen an fich gleich berechtigt und gleich verpflichtet, beum Jeder war zu 
gleichem Theile Mitträger, Mitbewahrer, Mitvertheibiger von Volksfrieden umb 
Vollsrecht. 

Alle anderen Menſchen, auch vom nächſt verwandten Stamm, waren Un⸗ 
genofien und entbehrten bed Volksfriedens und Volksrechts. An ſich daher 
wor der Fremde rechtlos. Aber fo lange Freundſchaft zwifchen jeinem Bolt 
und dem eigenen beitund, achtete umd ſchützte man das fremde Recht, ftellte 
ben Fremden, ber in's Laub kam, unter befonderen Schub der Götter und 
der Bollögemeinde, räumte ihm ein geheiligtes Gaftrecht ein, das ihm ben 
Mangel des Volksrechts erjeßte”). Anders, wenn er zum Feinde geworben. 
Dann mochte man ihn tödten, beramben, oder als Knecht behalten und ver- 
wenden. Reibtlos, als ein Bollöfrember, lebte ber Knecht im Voll. Auch 
niht einmal Schutzgenofſe war er urfpeünglih, denn feinen Schuß gewährt 
ihm das Vollsrecht, nur ben Herm ſchützt & in ſeinem Befig an ihm. Um⸗ 
gefehrt muß der Herr, wie für fein Vieh, für den Umfreien haften. Und 
nicht blos Der Knecht allein verfällt diefem Geſchick, alle feine Nachkommen 
theilen ed, denn fie alle find volksfremd, rechtlos. Kauf, Straf. und Schuld⸗ 
knechtſchaft, Seibftergebung m. |. w. kommen hinzu, und jo entiteht bie ftets 
ſich mehrende Klaffe ber Unfreien, der rechtloſen Leite. Aber fie find nicht 
Mitglieder der Bollögenofienichaft, daher auch kein Stanb in ihr, ſondern 
der Gegenfaß eined Standes ?”). 

Ben uum aber fo zu irgend einer Zeit ein eigentlicher Standesbegriff 
nicht vorhanden war, fo hatten fchon in vechiftorifcher Zeit dieſe Verhältnifie 
fh umzubilden begonnen. Ein Stand ber Abligen über ben Freien, ein 
Stand der Hörigen unter iänen war entftanben ober doch im der Bildung 


%, Tac. Germ. e. 21. L. Burg. 38, 1. 2.6. Cap.I, d. a, 802. V.d. 803. 
e.16. Grimm, R. A. S. 39. Maurer, Einl. S. 165f. — Ueber bie ſpaͤ⸗ 
teren Refte des Gaſtrechts (Recht des Reifenden, einige Früchte zu pflüden — 
lL Rothar c. 308 — einige Fiſche zu fangen, feine Thiere am Wege weiden zu 
faffen, Holz zur Ausbeſſerung feines Gefchirrd zu nehmen u. ſ. w.) Grimm L c. 
S. 400f. Maurer, Einl. S. 165f. Markenv. S. 193. Dorfv. I. S. 330f. 

”) Pac. Germ. c. 24. 25. Kindlinger, Geſchichte der Hörigkeit. Eich⸗ 
horn, R. G. 815. Grimm, R. 4 ©. 301. Kemble I. 185. Gaupp, 
Anſiedl. S. If. Waitz I. 188. Zöpfl 8 24f. K. Maurer, Erit. Ueberſch. I. 
st. Maurer, Fronh. L ©. 6f. 
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begriffen und damit in die alte einheitliche Volksgenoſſenſchaft der Keim ihrer 
Auflöfung in Standesgenoſſenſchaften getragen. 

a. Tief wurzelte im germaniichen Gemüth der Glaube, daß mit dem 
Blute die Eigenfchaften des Koͤrpers und der Seele fortgepflauzt würden. 
Höher ehrte man daher die Nachkommen hervorragender Männer, gerechter 
Richter, tapferer Heerführer, und erklärte umgekehrt gern perfönlidde Bor- 
züge durch edle, von der Sage bis zu den Göttern hinaufgeführte Abftım- 
mung. Gern nahm das Volk feine Richter und Heerführer aus den Söhnen 
derer, die es ruhmvoll geleitet, und hielt erft, wenn unter ihnen fein Tauglicher 
fh fand, — bei den einfachen Anforderungen jener Zeit gewiß ein feltener 
Sal, — unter den anderen Bolfögenoffen Umſchau. In unmittelbarer Wechſel⸗ 
wirkung gab dad nene Amt neue Gelegenheit zu Auszeichnung, neue Macht, 
neuen Glanz der Familie Mit der eintretenden Ungleichheit bes Befitzes 
kam der Reihthum zur Macht und aus ber Macht folgte größerer Reichthunt. 
Auch der Beſitz aber vererbte fih im Geſchlecht. So mußten denn nothwendig 
in den freien Volksgenofſenſchaften der Germanen Geſchlechter fi bilden, 
welche ald erfte des Volkes ihm Richter und Heerführer, vielleicht auch bie 
Driefter gaben, welde ein höheres Anjehen genoffen, deren Abſtammung 
die Sage mit bejonderem Glanz verknüpfte, denen zuzugebören Vorzug und 
Ehre war. Edel, das beißt volksgeſchlechtig, war zwar an fich jeber Sreie, 
aber man fah nun einzelne Geſchlechter ald edler an, man betrachtete endlich 
nur noch die erſten Geſchlechter des Volkes als vorzugsweile edel, als geſchlechtig 
zer’ Ehoyyv. ¶ Rechtsvorzüge Tnüpften fi daran zunädft nicht, nur eine 
höhere Ehre und eine vorzugsweiſe Befähigung zur Herrichaft gab der Abel. 
Kaum dag zu Tacitus Zeit eine beftimmte Grenze die edlen und die nur 
freien Gejchlechter jchied; wie jener mehr, biejer minder tapfer ober berebt 
jo wurde jener mehr, biejer minder ablig genannt. Die genoflenfchaftliche 
Berfaffung war aljo damit nicht durchbrochen. 

Aber im Laufe der Zeit tritt eine ſtändiſche Abichliefung ein. Cine 
geihloffene Zahl von Geſchlechtern ftellt ſich als allein ebel feft, Fein neues 
vermag mehr aus dem Dunkel zu gleichem Glanz emporzufteigen. Durch das 
Herfommen werben aus faktifchen Vorzügen Vorrechte im öffentlichen und 
privaten Recht, der Adel wird endlich innerhalb der Volksgenofjenihaft eine 
bejondere, ein eigened Standesrecht entwicdelnde Standesgenoffenihaft und Die 
alte Volksgenofſenſchaft ift aus einer einheitlichen zu einer zweigliedrigen Ge» 
nofjenjchaft geworden. Auch hierbei aber bleibt die genoſſenſchaftliche Grund⸗ 
lage beitehen,; Edle und Freie find, fofern fie Volksgenoſſen find, gleih, und 
jene find nur überdies Standesgenofjen in Folge einer ihnen vom Volke felbjt 
gefpendeten höheren Ehre, eines ihnen durch das Volksrecht jelbit gewährten 
bejonderen Rechtskreiſes. 

Erſt als diefer alte Volksadel (der fogenannte: Urmbel) dem Königthum 
erlag, indem nur das koͤnigliche Geichlecht auf bie Dauer ablig im alten Siume 
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bleiben fonnte, aller übrige Adel aber in dem Begriffe des Dienftabels, 
befien Borzug auf der vom König geſpendeten Ehre beruhte, untergieng, trat 
die Idee des Adels in einen direkten Gegenfah zu der Idee der genoſſenſchaft⸗ 
lihen Grundlage des Gemeinweiens®). 


®, Belannilih ift die Brage nach Urfprung und Weſen des germanifchen 
madels ſehr Tontronerd. Bol. Savigny, Berm. Schr. Br. 4 K. Manrır, 
über dad Wefen des älteften Adels, beſ. S. 4—19. Eichhorn, R. G. 8 14. 
Phillips, ©. ©. J. 111. R. ©. 8 34. Landau, Terr. ©. 332f. Löher, 
3. f. vaterl. Geſch. Bd. 13. ©. 77f. Thudichum, Staat ©. 76f. Zöpflg7, 
Gaupp, Anfiedl. 115. Grimm, R. A. 261f. Wittmann 1. c. 96f. 
Kemble I. 1225. Waitz I 118f. Walter, R. G. 89 Schulte, R. ©. 
812. Danield, R. &. 1. ©. 325f. Bald fieht man einen wahren @eburts- 
find in ihm, ohne doch Borrechte nachweifen zu können, was eine contradictio 
im adjecto iſt; bald legt man ihm Borrechte im Strafrecht und Eherecht ſchon 
für bie ältefte Zeit bei, was unerwiefen bleibt, ober als politiſches Vorrecht 
die alleinige Zähigkeit zum Königthum, was dann ben Adel im freien Stani gar 
richt charakterifirt. Beſchränkung des Adels auf das Königägefchleht, Iden⸗ 
tifictrung des Adeld mit den Folgern, jo daB «6 nur Dienftabel gegeben Hätte, 
oder umgefehrt mit den Gefolgsherren, Verbindung mit bem Prieſterthum, 
Stammesverſchiedenheit, größerer Grundbeſitz, — dad Alles ift behauptet und 
widerlegt worden. Kaum bleibt etwas Anderes übrig, ale, für die tacitelfche 
Zeit wenigftend, den Adel noch für Yeinen Stand, fondern für eine hoch gead- 
tete Eigenfchaft zu erflären. Hierfür fpricht, während fich für das Vorhanden⸗ 
fein eines abgefchloffenen Adelsftandes nichts Ueberzeugendes beibringen läßt, die 
Art und Weiſe, wie in Älterer Zeit vom Adel als einer perjänlichen, meßbaren, 
in verihiebenem Grade vorhandenen Eigenfchaft die Rebe if. So Germ. e.11: 
Ater, Kriegsruhm, Beredſamkeit werden mit dem Adel gleicharlig erwähnt, 
alle dieſe Eigenfchaften mit prout ald meßbar bezeichnet. In c. 13 ib.: Alter 
and neuer Adel, insignis nobilitas aut magna patrum merita. Hist. IV, 12: 
nobilissimi popularium, Ib. IV, 55: nobilitate opibusque ante alios regium 
illi genus et pace belloque olara origoe. Gregor Far. II, 9: de prima dt ut 
a dico nobiliori suorum familia. Jordanis c. 29: secunda nobilitas. Endlich 
ift b. Tac.: „duces ex virtute reges ex nobilitate sumunt®* nicht aus dem Abel, 
jondern nach dem Adel, mit Berudfichtigung edler Abkunft, zu überfepen, wie 
bie Gleichſtellung mit ex virtute beweift. Immer erſcheint hier edle Abkunft als 
ein Borzug, von einer geſchlofſenen Zahl von Adelögefchlechtern tft nicht bie 
Rebe. Mit dieſer Auffaffung ftimmt ferner, daß, wo Königthum entftand, der 
Beariff des Adels fich oft auf das Königsgefchlecht einſchraͤnkte, weil nur noch 
aus ihm ein wahrer Volksherrſcher berworgieng, immer aber man mit dem Na⸗ 
men beö alten Abeld ſparſam war, weil das Bolt feine Fürften aud wenigen Ge- 
Ihlechtern nahm; daß umgekehrt gerade bei länger währender freier Verfafſung 
— wie bei Sriefen und Sachſen — ber Abel fi am entichtedenften ald Stanb 
abzuichließen vermochte. Endlich erflärt die Annahme, daß ber Uriprung des Ur⸗ 
abeld in der vom Bolk freiwillig auf die Nachkommen ber höher geehrten Männer 
gelentten Wahl zu den Aemtern gelegen babe, allein die urfprünglich geringe, all» 
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b.. Während fo der Adel über die Freien trat, hoben ſich auf der anderen 
Seite aus dem Zuftande der Nechilofigkeit einzelne Klafjen von Unfreien in 
verſchiedenen Abjtufungen zu einem Zwiſchenzuſtande zwiichen Freiheit und Un» 
freiheit empor und traten endlich als minberberechtigte Genoffen in den Bolks- 
verband ein?) Dies war zunächſt durch Sreilaffung möglich; fie machte 
zuerft nur zum Schubgenoffen, fo dat der. Breigelaffene im mundium des Herrn 
blieb): es war aber möglich, daß die ganze Volksgemeinde, und wo Koͤnigs⸗ 
herrſchaft beftanb, der König dad mundium übernahin). Dann gehörte ber 
Sreigelaffene nicht mehr blos durch das Mittel eines einzelnen Genoſſen, fondern 
unmittelbar zum Volk. In ein ſehr ähnliches Verhältniß nun kamen ſchon 
in früher Zeit, beſonders aber in Folge vermehrter Eroberungen und Land⸗ 
nahmen, größere Bruchtheile der Völker, wenn das ſiegende Volk die Bebauer 
bed Bodens nicht rechtlos machte, jondern als eine. Klaffe dienender Schuß. 
genoffen in fih aufnahm. So vermuthlich entſtanden zuerft jene zahlreichen 
Klaſſen von Hörigen und Halbfreien‘*), die, mit den verſchiedenſten Namen 
bezeichnet) und in der verichiebenften Lage befinblich, doch barin fich glichen, 
daß fie, ohne Vollgenoſſen zu fein, unter dem Schuß des Volksrechts ftanden. 
ALS minberberechtigte Genoffen konnten fie Waffen- und Fehderecht, Familien⸗ 
recht und Vermbgensrechte haben: politifches Recht aber Hatten fie nicht, fie 
waren unfähig zu echtem Eigen, und fie hatten einen Herrn, in beffen mun- 
dium fie fanden“), zu deſſen Hausverband fie gehörten, mit dem fie zum 
Kriege zogen, dem fie Dienfte und Abgaben leifteten. Nun war ed aber auch 
bier möglich, daß nicht einzelne Genoffen die Herren der einzelnen Riten waren, 
jonbern die Gefammtheit des Volkes ſich als Herrin bed geſammten Litenſtandes 
betrachtete, oder. daß doch die Herrſchaft Einzelner die ten von einer gleich 


mälig warhfende ‚Bedeutung bed Adeld. Analogien für das Herauswachien eines 
Geſchlechtsadels auß demokratiſcher Berfafjung bieten zahlreiche Stadtgeſchichten 
aller Zeiten, und, Völker. 

30) Bol, bei. Eihhory 849 u. 2. f. geſchichtl Rechtswiff. J. ©. 158f. 
Gaupp, Anfiedl. S. 166f. Waitz I ©. 173f. Kemble L 185f. Maurer, 
Fronh. J. 12—112. K. Maurer, Adel ©. 22. 28. 33, 46. 57-73. 103. 110. 
114. 129f. Ueberſch. 1.419f. Bluntſchli, Staatd- u. Rechtsgeſch. v. Zürich L 
©. 42f. 3öpfl 8 10 Grimm, R. A. ©. 300f. 

420) Daß der Kreigelaffene Feine aktiven Freiheitärechte erlangte, liegt in den 
Worten deö Tac, Germ. c. 25: liberti non multum supra servog sunt, raro 
aliquid momentum in domo, nunguam in civitale, 

9), Solche Liberten werden ed geweſen ‚fein, die nach Germ, c. 25 biöweilen 
im Königsdienft iiber Freie und Edle ftiegen. 

*, Grimm, R. 4. S. 331f. Eichhorn $ 51. Beftritten ift, ob fie ſchon 
za taciteifcher Zeit vorhanden waren. Gaupp, Zöpfl und Walter läuguen ea. 
3, Als Liten, Laten, — aldiones, Parleute, liberti, frilaz u. ſ. w. 

2) Maurer, Fronh. I. S. 22f., wo Waiß, der I. S. 177 das mundium 
bejtreitet, widerlegt wird, 
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jeitigen uumittelbaren Theilnahme am Bolköverbande für einzelne Beziehungen 
nicht ausſchloß. Dann war, während bis bahin umr eine Erweiterung bier 
einzelnen Hausverbände und damit der mittelbaren Genofien vorgelegen "hatte, 
ane beionbere minderberechtigte, minderfreie Genoſſenſchaft, eine Standes⸗ 
genoffenfchaft im Volke begründet. Das Volk war alſo auch bier ans einet 
einheitlichen eine zweigliedrige, ober wenn ein Abel vorhanden war, eine drei⸗ 
gliebrige Genoffenſchaft geworden, eine tripartita gens, wie und dies von den 
Sachen berichtet wird **). 

In eine nicht unähnlihe Stellung wurben and) von ben auf zömtichen 
Boden verpflanzten Bölkerfhaften die freien Römer gebracht). Nirgend, 
ſelbſt nicht bei Oſtgothen und Burgundern, nahm man fie in die Vollgenofien- 
ſchaft der freien Germanen auf. Theodorichs Verfuch, Gothen und Römer zu 
Einem Volk zu verichmelzgen, flieht vereinzelt da: im Allgemeinen blieb das 
eroberube Bolf, was es gewejen, eine in fich abgefchloflene, nach eigenem Recht 
lebende Genoſſenſchaft, und übernahm nur daneben eine Schuttzherrſchaft Aber 
die Geſammtheit der Römer ald eine ihre verbundene, aber erft in einem wei⸗ 
teren Sinne zum Bolt gehörige bejondere Genoſſenſchaft. Hier wie überall 
trat an die Stelle der Bollögefammtheit dann fpäter der König und wurde 
aus eigenem Rechte Schutzherr der Römer”). 

Wo nun aber fo die eigentliche Volksgenofſenſchaft ber Freien einen fie 
an Zahl um Bieles übertreffenden Kreis wen Schutzverbundenen neben ſich 
hatte, mußte offenbar das Weſen der alten Genoſſenſchaft fich vbllig verändern 
unb mehr und mehr mußte die Ibee, daß fie die Grundlage aller Einrichtungen 
des Volkes ei, unbaltbar werben. Denn in Wahrheit war fie nit mehr das 
Bot, fondern ein Bruchtheil des Volkes; fie felber war zu einer Standes» 
genofienfchaft geworben und überließ die das gefammte Bolt umfaffende Reihts- 
und Berfaffungsbildung einem anderen Princip, zu beffen Trägern ſich bie 
Könige machten. 


5 5. Die Theilgenoffenfhaften ber Volksgemeinde. 


Zu Teiner Zeit war die Bollögenoffenfehaft ein ungegliedertes Gange. In 
ibe ſtanden die Sippen und jeit der Anfiehlung die Markgemeinden als engfte 


%, Hucbald vita Lebuinı SS. MV. ©. 361. 

“) Bol. bei. Gaupp, Anfiedlungen. Eichhorn 8 25°. Saviguy, Gel. 
des ı. NR, im M. 9. I. 254f. Phillips, ©. © S. 49. 35pfl8 ll. 
Baig II. 24. 1775. Maurer, Fronh. I ©. 70f. 

27 Ad Schutzhörige hatten die Römer bei ben Franken und Laugobarden 
gleihed Wergeld mit den Liten, Eheverbote zwijchen Römern und Germanen 
galten urfprünglich bei den Weſtgothen; ungleich war die Che bei Ripuariern, 
dangobarden, Burgundern.. Kein vollfreies germaniſches Eigen und deshalb mit 
Grundftenem belaftet war auch Der angeſehenſten zömilchen ponnessoren Mer 
frhthum. 
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Genofſenſchaften. Zwiſchen diefen und ber Geſammtheit aber gab es mittlere 
Verbände, die als befondere Genoffenfchaften organifirt waren und bie Grund⸗ 
Inge ber Geſammwerfafſung bildeten. 

- 41) Saft bei allen germaniſchen Stämmen ſcheint die bezeichnete Stelle 
von einer nicht nur dem Wefen, jondern auch dem Namen nad gleichmäßigen 
Organtfation eingenommen zu jein, die auch nach der Entftehung größerer 
Volker immer ein wichtiges Volksglied bildete: der Hundertihaft. Bon 
Caãſar und Tacitus unter Beimengung leiht erflärlicher Mißverftändnifſe er- 
wähnt®), tritt fie jpäter überall in einer auf hohes Alterthum zurückdeutenden 
Weiſe, nach Umfang und Größe verſchieden, an Bebentung glei hervor?). 
Ihr entipriht ein Gebiet — ber pagus bed Tacitus“), — welches, weil 
die Berbinglihung aller Lebensverhältniffe bei den Germanen von unten auf 
begann, inniger ſchon, als das Land mit dem Volk, mit ihrem Begriff verfnüpft 
ift, ‘je ſchon nad der Böllerwanderung fo jehr fie bebingt ımb be 
ftimmt,. daß jebt felbft. der Name der Hundertſchaft zunächft einen Landestheil 
und mittelbar erft den dazu gehörigen Perfonen-Inbegriff bezeichnet‘). Alles 


% Tac. Germ. c. 12. Die centeni comites werden von Savigny L 256. 
Weiske, Grundl. © 8. Sachsſe ©. 12. v. Sybel ©. 73. Thudihum 
©. 30f. Waitz L 154 wol ridtig als die Hundertſchaft ſelbft erflär. in 
größeres Mißverſtändniß muthet man dem Tacitus zu, wenn man mit Sandan, 
Zer. ©. 310 die Gentenare darunter verfteht. — Vgl. Germ. c. 6. — Höchſt 
wahrſcheinlich find auch die 100 Gaue ber Sueven — Caesar I, 37. IV, 1. — und 
der Semnonen — Germ, c. 39 — nichts als Hundertfchaften. Grimm, R. A. ©. 582. 
Landau lc ©, 191. Waitz ©. ni Maurer, Einl,. S. 46 bält fie für 
Dörfer. 

2) Centenae bei Franken — Baik, bas alte R. S. 134. Berf. IL .26. 
g7af,, Zöpfl ©. 425 Spricht fie den Gegenden um bie Loire für die Ältere Zeit 
ab. Huntari der Alamannıın — Grimm, R. 4. ©. 532. Hundfchaften 
am Niederrhein — Lacombl., Arch. I. 2095. Grimm, R. A. ©. 756 und in 
Baiern — Landau, Term. ©. 191. Hundari u. herad in Skandinavien — 
Grimm, R. 4. ©. 533. Waitz I. 150. Hundrede resp. waepengetake bei 
ben Angelfachten. — 8. Maurer, Ueberſch. I. 735 -80. Schmid, Gloffar ©. 613. 
614.. Bei Sachſen und Briefen entipricht der ga oder go. Am Niederrhein follen 
nad Landau ©. 191 die Feesten, in Süddeutſchland a. und bara gleich» 
ftehen. — Vgl. auch Thudihum, Gau⸗ und Marko. gf. 

3) Weiske, Grundl. ©. 6f. 

% So in den angelſächſ. Geſ., bei. aber in den Urkunden b: Kemble, Cod. 
diplom,, wo indeß doch immer auch die Gerichtönerfammlung hundred heißt, 
3. B. Const. de hundredis pr. u. c. 3b. Schmid S. 182. c.8. S. MI — 
oder der Inbegriff der Genoſſen, 3. B. const. cit. c. 2. 3. 5f. ©. 184. c. 51. 
8 1. 8.457. So wird aud, fpäter überall noch Centene, Zent, Hunbfchaft u. f. w. 
promiscue für Land und für Leute gebraucht. 3. B. Url. v. 1322 b. Lacombl. 
Archiv I. 276: congregatio Aominum dieta Hunschaft, v. 1164 b. Günther, 
Cod, Rheno-Mos. I, 381: homines de sua hunnaria. | 
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aber weift barauf bin, daß nicht eine Eintheilung des Landes in geographiſche 
Bairkes), fondern eine uralte Gliederung des Volles Duelle dieſer Verbände 
war. Der Zahlname, der Übrigens wol nicht nur zu Tacitus Zeit, wie biefer 
glanbt®), fondern von Anfang an mehr Name ald Begriff war und eine un- 
beftinmt große Bielheit zwifchen dem Einzelnen und ber Allheit der Genoſſen 
ansdrüden follte?), die Gliederung bes Deere unb Gerichte nach Hundert 
ſchaften auch auf der Wanderung des Volkes, bie beftimmten Anzeichen, 
welche wir dafür haben, daß vielfach die Anfleblungen von vorher ſchon ver- 
Fundenen Hunbertihaften ansgingen®), — dies Alles zeigt, daß die Hunbert- 
fhaften uralte Friedens⸗ und Rechtsgenofſenſchaften von einft rein perfänlicher 
Grundlage geweien waren. 

Bie die Hundertichaften entftanden find, ob aus Erweiterung des 
Geſchlechts vor ober nad der Bildung von Volkerſchaften, ob umgelehrt aus 
Öliederungen ber einft nur in Sippen zerfallenden Voͤlkerſchaft, und wenn 


Dies nimmt für England noch Schmid, Glofſar S. 613 an. Dadurch 
entftehen dann künftliche Schwierigkeiten, indem man das Gebiet nad) 100 oder 
etwa 100 Hufen beftimmen will u. f. w. 

% Germ. c. 6. 

N Die Bedeutung der Zahlnamen, auf beren Erklärung Manche ganz ver- 
zihten (3. B. Phillipd, Angel. Geh. S. 82) tft ſehr beftrittien. Sind bie 
Anfihten, welche künftliche Bereine für Zriebendverbürgung (Xen, Rectitud. 
©. 176f.) oder Bezirke von 100 Hufen (Grimm, R. X. ©. 533f.) darin fahen, 
jeit Eihhorn ($ 28) und Waig widerlegt; ift ed ficher, daß uralte perfönliche 
Bolld- und Heeredabtheilungen vorlagen, bie durch Die Anfieblung territorial wur- 
ben (nach K. Maurers Annahme, Ueberſch. I. S. 79. 80, wären fie ſchon vor 
der Volkerwanderung territorial geweien, in dieſer aber wieder zum Bewußtſein 
ihrer perfönlichen Grundlage erwacht): fo nimmt man boch noch faft allgemein 
ein urſprünglich wirklich entiprechendes Zahlverhältnig an. Dies führt dann zu 
jenem inneren Widerfpruch, ber 3. B. in den beiden von Waitz I. ©. 165 auf- 
geftellten Sägen liegt: die Hundertſchaft fei eine der „Grundlagen, auf denen bas 
Leben des Volks fih von Anfang an entwidelt hat“, — und: „fie bat etwas 
Gemachtes, Mechaniiches an fi. Sie ift eine Abtheilung bes Volkd und Staats 
für beftimmte Zwecke.“ Auch die Hunderticaftsgenofienfchaften find nicht 
— am menigften von oben ber — gemacht, fondern geworden. Es find die 
in natürlicher Bildung über den Gefchlechtern und unter bem Volk entftandenen 
Glieder, die ſich gegen jene wie Gippenvereine, gegen biefes wie Stammesver- 
bände verhalten. Den Namen aber legte ihnen ein Zeitalter bei, das zwifchen 
den Sondernamen ber einzelnen Gefchlechter und ber Bezeichnung für die Allheit 
der freien Leute eine unbeftimmte, nur ungefähr zu bemeffende Vielheit am paj- 
iendften mit demjenigen Zahlnamen zu benennen glaubte, der im Sinne ber Na 
tuwoͤlker mehr das Aufhören des genauen Zählens, ald eine unabänderliche Zahl 
auddrüdt. 

81.87. 





43 Die freie Genoſſenſchaft des alten Rechts. 


bad Letztere der all, ob durch natürliche Verzweigung und Sonderung, ob 
vielmehr durch bewußte Gintheilung der Männer für Heer und Verfammlung: 
died Alles läßt ſich mit Sicherheit nicht beantworten. Wahrſcheinlich nur ift, 
daß fie zu keiner Zeit auf willfürlicher, mechanischer Abzählung beruht: haben, 
jonbern als organiſche, mit eigenem Leben begabte Genoffenfchaften entſtanden, 
mochten ‚fie: gun aus einer Erweiterung ded Bandes ber Blutöfreundichaft zum 
Bande der Volksfreundſchaft, oder mochten fie aus einer. Verengerung des 
Bandes ber Bolköfreundichaft zum Bande der Stammesfreundſchaft hewor⸗ 
gehen. Sicher jedenfalls ift, daß, als fie ung in der Geſchichte zuerjt begegnen, 
fie eigene Genoſſenſchaften find, welche aus fich ſelbſt, nicht aus dem Willen 
und ber Anordnung einer höheren Gejammtheit ihre Exiſtenz, ihre Verbindung, 
ihren ‚Srieben und ihr Recht fchöpfen. Für die gemeinſamen Angelegenheiten 
der ganzen Völkerſchaft freilich, erfcheinen fie nur als abhängige lieber des 
Seiammilörpers, — eine Volkbeinheit, feine bloße Bundesgenoſſenſchaft, zwingt 
fie zufammen®): in ihren eigenen Angelegenheiten find fie Ganze für ſich, 
deren Verfaffung die Volföverfaffung im Kleinen wiederholt, find Zriedens- 
und Rechtsgenoſſenſchaften, Feine Verwaltungsbezirke. Auch die Hundertſchaft 
kommt tn der Verſammlung aller Vollgenofſen zur Erſcheinung, welche ein 
getreues Abbild der größeren Verſammlung iſt, nur häufiger zuſammentritt *), 
fi) mit den Dingen des täglichen Lebens eingehender bejchäftigt, die allgemeinen 
Angelegenheiten. dagegen, die wichtigften Rechtsſachen, Briebloserflärung und 
Todeeurtel 11), die das ganze Volk angehenhen Alte freiwilliger Gerichtsbarkeit, 
die Streitigkeiten ber Gentenen untereinander u. |. w. ber großen Volks⸗ 
verſummlung überlafjen muß. Für ihren ‚Kreis ſchafft und wahrt fi bie 
Hundertichaft jelber ihr Recht. Weber alle nur fie und nit das game Voll 
betreffenden Angelegenheiten verhandelt fie vollfommen felbftändig. Ansgepehnt 
ift ihre gerichtliche Bedeutung: alle Streitigkeiten ihrer Genoffen untereinander, 
geringere Vergehen, und bie nur den Samilienftand ober den Grundbefitz 
ändernden Rechtshandlungen gehörten vermuthlich vor fie"), fo daß fie dem 


© Als blos föderativ verbundene Gemeinwejen ſtellt Gemeiner die Gen- 
tenen bar. ; 

10 Bei den Salfranten wöchentlich. Waitz, das alte Recht ©, MA Bei 
den Alamannen wöchentlich, quando pax parva est; quamde autem melior est, 
post 14 noctis comventus fiat in omni centina. L. Alam, Hloth. 36. Aehnl. 
J. Bajuv. IE, 14 monatlich oder halbmonatlich. DB. den Angeljachien alle 4 Wochen 
Schmid ©. 613. 

11) Tac. Germ. c. 13, 

12) So Baig ©. 333; das faliiche Recht ©. 144f. — Die Kompeteny 
grenze, wenn folche überhaupt genau gezogen war, zu ermitteln, ijt unmöglich. 
Unentjchieden muß auch bleiben, ob und wann Berufung zuläffig war. Das 
angelfächfifche hundredes-gemot übte ftreitige (Gel. Edgars I, 7. Cnuts II, 18, 
Wilh, I, 44) wie freiwillige (Gef. Edgars IV, 3. 5. 8. 10. Anb. XI.) Gerichts- 
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Tacitus als das eigentliche Gericht erichien'?). Gleich jeder alten Genoffen- 
ſchaft wählt fie ihren Borftand, doch ſchon nah Tacitus Bericht in ber 
größeren Berfammlung unter deren Aufficht und Beftätigung'%. Diefer Bor- 
Hand ift ein genoſſenſchaftlicher Fürſt, der Leiter der Verſammlung, der 
Vollſtreker der Beichlüffe, vor Allem aber ber Richter im altgermanifchen 
Sinn, während Reihtfindung und Gerichtöhoheit bei der Geſammtheit find »). 
Gr beraft die. Hunderte, führt fie zur Berfammlung und zum Heer, ift im 
Heer ihre Anführer. Er vertritt aber auch die Hunderte nach außen, jo daß 
die Geſammtheit der Hunbertichaftsfürjten einer Voͤlkerſchaft in gemeinichnftlicher 
Zufammenfunft als ein republifanisches Kolleg die minder wichtigen Geſchäfte 
erledigt, wichtigere voraus beräth unb für die Vollöverjammlung bereitet 19). 
Rad, Hundertichaften ordnet fich die Berkammlung und dat Heer; na Punbert 
haften wird das Land vertheilt und beſiedelt, und bie Hunsertichaft wird 
daber mit der Anfiedlung zugleih. eine Mark» und Wirthſchaftsgemeinde, 
eine Bebeutung, bie fie bid in fpäte Zeiten mitunter beibehält"), In Allem 
fo eine germaniſche Genoſſenſchaft, ſtand die Hundertſchaft oder der ihr ent- 
iprechende go als eine lebendige Stammesgemeinde über den Gefchlechtern, um 
alhnälig zur VBezirkögemeinde über den Ortsgemeinden zu werben und als 
ſolche noch lange auch in ben größeren Bolld- und Reichsbildungen in mehr 
oder minder felbitändiger Haltung fortzubefteben. 

2) Eine Sliederung ber Hundertichaften in engere Genofenichaften — 
Sippen und Ortsgemeinden iſt unerweislich. Weder gab es in älterer Zeit 
wehntſchaften zwiſchen Hunderte und Bauerſchaft, noch fiel die letztere ſelber 


barkeit; hier bier aber Tam Die eigenthümliche polizeiliche Bebeutung des hundred, 
bie licht, Diebe zu verfolgen, und für die Stellung ber Mitglieder vor Gericht 
einzuftehen (Gef. Edg. I, 5. Cnut IT, 20. Henr. 8 $ 2. Wilh. I, 22. IU, 3) 
hinzu. 

id) Tec, Germ. c. 12. 

So legen Sybel ©. 78, Thudihum, Staat S. 7 und Andere Germ. 
e. 12 aus; anders Waitz ©. 352 und mit ihm bie Meiſten, walche Wahl des 
ganzen Bolles. annehmen. Jedenfalls ift hier ſchon bie Wurzel des ſpäteren 
Kniglichen Ernennangsrechts bei Gau⸗ und Centgrafen zu erfenuen. 

ı) Tac. Germ. c. 12. Mit Recht findet Savigny I. ©. 256 bier ſcho⸗ 
Me fpäter überall hervortretende Scheidung von Richteramt und Urtelfindung: 
Jenes liegt im jura reddere ber principes; bie Hundertirhaftänerfammlung felber 
ift „consilium et auctoritas“, wobet consilium auf die Nrtelfindung binbeutet 
io Gemeiner, Eentenen S. 88f.), auctoritas aber (worin Gemetner die Mit 
wirtung hei Bollftredung des Urtels finden will) bie damals noch ber Gemeinde 
ſelber zuftehende unb ihr erft durch das Königthum genommene Gerichtshoheit 
anzeigt, 

ı Tac. Germ. c. 11. Aehnliche Berhältnifie Später in Dithmarſchen und 
zum Theil in Friedland. 

m Bol. 3 7. 
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unter den Begriff einer Zehntichaft, noch ift gar an perjönliche Zehntgenoflen- 
fhaften vor der Anfiedlung zu denken. Wol bat man fpäter auf abminiftra- 
tivem Wege aus verichiedenen Gründen Zehnmänner- Vereine gebildet, ober 
Hundertſchaften territorial in Bezirke getheilt, die man nach Analogie jener 
Zehntichaften nannte, oder in Heer und Gericht die Unterbeamten ber Gentenare 
als Dekane bezeichnet: an eine aus dem Volle felber entfprungene und feine 
Gliederung gleich der Hunbertichafts-Eintheilung beftinnmende genoffenfchaftliche 
Bildung diefer Art ift nicht im Entfernteften gu denken. Kaum baß fpäter 
vereinzelt Dörfer und Bauerfchaften einmal im Verhältniß zu den Hundert⸗ 
ſchaften als Zehntſchaften gedacht wurben ’®). 

8) Ehenfowenig gab es eine Genoflenichaft zwiſchen Hundertſchaft und 
Volkerſchaft. Adminiftrative Eintheilungen des Heeres in Fünfhundert ⸗ und 
Tauſendſchaften unter beſonderen Führern, wie fie bei den Gothen vorkommen 1), 
und bie fpäteren Bezirks⸗Eintheilungen des Landes fließen aus einem ber Ge- 
noffenfchaft durchaus entgegengejegten Prineip und haben weder innere noch 
äußere Aehnlichkeit mit den Hundertſchaften. Eine nähere Beziehung einzelner 
Hundertſchaften innerhalb der Voͤlkerſchaft zu einander mag vorgekommen fein °), 
felbftändige genoflenfchaftliche Ginheiten aber haben fi) Daraus nirgend entwidelt. 
Wol aber trat in Folge der Erweiterung der Volkerſchaften zu größeren Volks⸗ 
gemeinben bie überaus wichtige Veränderung ein, daß nunmehr die alte Volle. 
genofienfchaft felber zur Xheilgenoffenichaft des Volkes wurde. So entftanb 
die Gangenofſenſchaft, die Scirgenofienfhaft der Angelſachſen, vie 
Fylkgenofſenſchaft Norwegens’). Als eine anf enger perfoͤnlicher Berbinbung 
beruhende, daneben aber freilich ſchon mit einem beftimmten Gebiet verfnüpfte 
Genoffenichaft behielt die Gaugemeinde eine jelbftändige politifche, rechtliche, gericht. 
liche und fittliche Bedeutung, aber fie gab alle allgemeinen Angelegenheiten an 
das Geſammwolk und feinen Repräfentanten, den König, ab. Sie blieb ein 
Ganzes für fi) und warb zugleich Glied eines größeren Ganzen. Mehr und 


Bol. def. Weiske, Grundl. ©. 15. v. Sybel S. 88. Lacombl., 
Archiv ©. 222. Sachsſe, Grundl. S. 240f. Landau, Terr. S. 193f. Na- 
mentlih aber Waitz I. 167. 424f. TI. 278. 417. Um weiteften in der Kon- 
firuftion der Zehntfchaften als der älteften Grunblage ber Bollögliederung geht 
Landau. 

», L. Wisigoth. II, 1. 26. IX, 2. 1. Daß ber Gau ald Taufendichaft ge 
golten babe, behauptet Landau, Terr. S. 300. 

20) Sp Waitz I ©. 167. 

a Vgl. Waip J. S. 142 —145. Kemble I ©. 77f. K. Maurer, 
neberſch. I. ©. 821. Island ©. 1f. Der Name „Eylk” bebeutet noch Völker 
ſchaft, Schr dagegen — was alſo jedenfalld fpätere Bezeichnung — Theil. 
genofjenfchaft; ebenfo wol Gau. Bet den Briefen erhielten fich die alten Völker: 
fchaften als felbftändige Landeögemeinden, welche auterenander. nur füberativ 
verbunden waren. 
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mehr überiwog dann dieſe letztere Seite, bie genoſſenſchaftliche Bedeutung trat 
zurücd, man verlegte die Duelle ihrer Zuſammengehoͤrigkeit nach oben unb außen, 
man jah fie wicht mehr für ein gewachſenes Glied, ſondern für eine gemachte 
Abtheilung des Landes und Volkes an. Nunmehr organifirte man ähnliche 
Berbände non oben, ohne oder ohne doch überall die alten Völlerfchafts- umd 
Enmbkhaftsgrenzen zu beachten, und es bilbete jo die Gaugenoſſenſchaft, ohne 
gänzlich das Weſen einer Genoffenfchaft zu verlieren, doch mehr und mehr als 
entſcheidendes Moment bie Idee des Verwaltungs⸗Bezirks heraus. Davon 
fpäter: bier ift fegt zumaͤchſt bie Erweiterung ber Bölkerichaft, weiche bie Vor⸗ 
bedingung einer derartigen Entwicklung war, zu behanbeln. 


86. Die Erweiterungen der Völkerſchaften zu Stämmen und Bölkern. 
Die Bünde Das Königthum. Die Reiche. 


Berubte ſo die ältefte Berfaffung der Germanen auf engeren unb weiteren 
Genoſſenſchaften freier Männer, fo war boch ihrer innerften Natur nach biefe 
Genoffenfchaft ungeeignet, der weiteren Entwidlung des Volles zu höheren, um⸗ 
faflenden Rechtönerbänden allem oder auch nur vorzugsweiſe ald Rahmen zu 
bienen. | 

In der alten Genoſſenſchaft gab es Leine von der Summe aller Boll- 
genoſſen verjchiedene Einheit. Die Abftraftton eines Stantes ober eines Ge 
meinweiend war unbekannt. Sn Alle war die Einheit zerftreut; wenn Alle 
zujammen waren, baum und nur dann konnte Diefe Einheit wellen unb hanbeln. 
Dem die Verſammlung, fei es als Heer, fei es ala Gericht, in unmittelbarer, 
funlih wahrnehmbarer Weiſe als ein Geſammweſen beſchloß ober handelte, 
dann wollte oder hanbelte dad Voll. Kein Geſetz gab es über dem Bolf: nur 
ein in allen lebendiges Volksrecht beftimmte fein Leben. Der Geſanmtheit 
aller Genoſſen immanent waren der Friede, die Gewalt, das Beſitzthum, welche 
der Gemeinschaft entiprangen. 

Um Bieles früher als unfer Bolt gelangte das Alterthum zum Staats⸗ 
begriff: aber die vom ihm wunderbar früh vollgogene Abftraktion war eine ein. 
jeitige und führte zum Untergang alles individuellen Rechtes in der tbealen, 
aber despotifchen Staatseinheit. Auch der griechifdhe und roͤmiſche Stant wurzelte 
im Geſammtwillen ber vollberechtigten Bürgermeinde: einmal begründet aber 
trat das Hecht als Geſetz, bie öffentliche Gewalt als Stantsgewalt (Imperium) 
mit allgewaltiger Autorität den Bürgern felbftändig gegenfiber, und es entftand, 
über und außer der Gemeinde, jener ideale Begriff eines transcendenten Staats, 
welcher vor der verkörperte Allgemeinheit jede Bejonberheit willenlos fi zu 
beugen zwang. Kühnheit des Gedankens, Fügſamkeit für gewaltige und glän- 
jende Formen, bewunderungswäürbige Schnelligkeit der Bildung und eherne Kon- 
jequenz zeichneten diefe Staatsidee aus und zeitigten ihre herrlichſten Blüthen. 
Und doch Eonnte fie, fo hoch fie die bürgerliche Freiheit ftellte, Feine allgemeine 
und danernbe Freiheit erzeugen, weil fie der individuellen Freiheit vergaß. 
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Unklar und ungefägig blieb lange der germaniiche Gedanke; fpät vermochte 
er erſt fich zum Begriff einer idealen Einheit zu erheben; wuchernde Auswüchſe 
trieb er: aber eine unvergängliche Kraft, eine gewaltige Tiefe, eine Macht, zu 
verjöhnen und zu vermitteln, wohnten ihm inne: Erft nach Iahrtaufenden und 
nicht ohne aus der antiken Speenwelt zu jchöpfen, kamen bie Germanen zum 
Staatöbegriff, ſchieden fie die unſichtbare Einheit bes Volles von ferner Vielheit 
ober feinem Heren: aber biefe Ginbeit trat ihnen mummehr nicht als eine Inftige 
Abſtraktion außer und über das Volk, fondern blieb dem Volke immanent, 
wurde ala die zu rechtlicher Geftaltung gelangte Volksperſoͤnlichkeit felber er- 
kannt; und nicht des Untergang des Individuums im Staat, fondern feine 
vollfte und freifte Entwicklung ſoll dur die harmoniſche Verbindung bürger- 
ficher und individueller Freiheit erftrebt werden. Biel verichlungen jedoch und 
dunkel war diefer Weg, deffen Ziel noch immer weit vor und Tiegt; wechjelnd 
mußten fich verfchiebene Principien einfeitig ber Bildung von Recht und Staat 
bemãchtigen nnd mit den Unvollkommenheiten ihrer Gegenſätze auch deren 
ſchoͤnſte Blüthen nieverfänpfen, ehe fich eine Verjähnung anbahnen Tonnte. 

1). Zunähft vermochte — um zum Gegenftande zurüdzußehren — in 
ber Zeit der - bereinbrechenden Bölferbewegungen die freie Genoffenichaft des 
alten Rechts den Anforderumgen der Zeit, welche gebieteriich größere nationale 
Einheiten verlangte, nicht zu genügen. Nur für einen Kreis, in dem bie 
raͤnmliche Ausdehnung bed Gebiets umd die Zahl der freien Genoſſen beſchränkt 
genug waren, um die perfönliche Verbindung Aller lebendig zu erhalten und 
eine wirkliche Betheiligung Aller an den gemeiniamen Angelegenheiten zu er- 
möglichen, war die alte Genoffenfchaft durchführbar. Vermehrte und verbreitete 
fih eine Voͤlkerſchaft ſo, daß die faktiſche Lebensgemeinſchaft Aller nicht mehr 
vorhanden, die regelmäßige Volksverſammlung nicht mehr thunlich ſchien, fo 
mußte fie fich, wollte man anders bie alte Verfaffung feitgalten, in mehrere 
unabhängige Völkerſchaften ſpalten. Mochte dann das Bewußtfein alter Zu- 
jammengebörigtett und felbft der gemeinſame Name bleiben: das rechtliche Band 
war gelöjt'). Bielleicht indeg, wenn Bedürfniß und Bewußtſein ber gröberen 
Stanmeseinheit lebendiger wurde, hielt man wenigftens im gemeinkımen Kultus 
ber Stammedgötter die alte Verbindung aufrecht und jchickte zu den altgeheiligten 
Zeiten an altgeheiligte Stätte Abgefandte aus allen Gauen?). Auf folder 
Opferverjammlung, zu ber dann auch das unberufene Volk freiwillig ftrömte, 
berrichte dann ein höherer, gottgeweihter Friede, der vorübergehend noch einmal 
alle Glieder des Stammes zu einer großen Friedensgenofienichaft zu einem 
ſchien; Kriege und Fehden der Böllerfchaften untereinander ruhten dann für 
die heilige Zeit?). Drohte den Stämmen des Volles. eine gemeinfame Gefahr, 

ı, Tac. Germ. c. 43: Lygiorum nomen in plures civitates ——— c. 44: 
Suionum .. civitates. 

», Tac. Germ. c. 39. 40, 

3 Tac. Germ. c. 40. 
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jo mochten wol dieſe Opferverfammlungen bald zugleich Gelegenheit bieten, 
einen gemeinſchaftlichen Heerzug zu verabreden, und, um dem Feinde gegenüber 
einig dazuftehen, die Zwiftigkeiten unter ben einzelnen Vollkerſchaften zu ſchlichten *). 
Im Fortgang der Entwicklung mochten dann auch ambere wichtige nationale 
Angelegenheiten zur Berathung Iommen, erweiterte Vollmachten an die Ab⸗ 
geſandten erteilt werden, und enblich mochte fo eine wahre Bundeögenojjen- 
Ihaft, welche alle Völkerſchaften des Volkes dauernd zu höherer Einheit ver- 
band, fi Bilden, wie dies nad) einer freilich nicht unbedenklichen Nachricht bei 
den Sachſen in heidniſcher Zeit, ſpäter aber bei den Briefen der Fall wan®). 
Was indeß allenfalls möglich war bei den won ber Völkerwanderung wenig 
berührken, lange amf demſelben Gebiet jeßhaften Stämmen, das vermochte in 
einer alle alten Stammes-Verhältniffe chaotiſch durcheinander rüttelnden Epoche 
nit die allgemseine Bafis der Neubilbung zu werben. Bünbniffe zwar treten 
jeit der erften Berührung mit den Römern zahlreich hervor; bier zu mehr 
vereingelten, meift kriegeriſchen Zwecken, dort allgemein zu Schub und Trutz, 
bier auf Zeit, dort mit der Abſicht der Dauer, bier wnter freier Initiative 
Aller, dort vermöge halben ober ganzen Zwangs eines die Hegemonie über⸗ 
nehmenden Volkes ichloffen filh nicht blos verwandte, jondern auch ſtammfremde 
Voͤllerſchaften zujammen. Nirgend aber, wie es fcheint, giengen auf diefem oder 
doch allein auf diefem Wege aus Vertrags⸗Verhaͤltniſſen neue genoffenjchaftliche 
Bollseinheiten bersor*). Dazu fehlte es an dauerndem Frieden und dauernder 


% So ift vielleiht b. Caesar de b. G. IV, 19. VI, 10 der won ben Sueven 
more suo concilio habito gehaltene Kriegsrath zu benten. 

% Der Streit über die berühmte Nachricht b. Huchald, Vita S. Lebuini 
8. 8. I. 361. 362 tft noch immer nicht ausgefochten. Bel. v. Sybel ©. 88, 
Gaupp, d. Recht ber alten Sachſen ©. 22. 28. Krenpler in den Forſch. 3. 
2.6. Bd. VL ©. 345f. und gegen ihn Abel ib. ©. 855. Findet man, wie 
Gaupp, die Altefte Repräfentatioverfaffung, eine gefepgebende und beichliegende 
Serfammlung von Bollövertretern, welche aus ben einzelnen Ständen gewählt 
werden, bierin, fo grenzt die Annahme an Unmöglichkeit. Welt weniger unwahr- 
ſcheinlich wird die Stelle, wenn man (wozu bie Erwähnung der Opfer ©. 361 
ermächtigt) die Zufammenkunft in Markloh ald uralte Opferwerfammlung betrach- 
tet, zu welcher alle fächfiichen Gaugenofienfchaften religiöfe Gefandtſchaften (die 
legationes ber Germ. c. 39) abfchidten, wenn man weiter annimmt, daß bieie 
Geſandten zugleich zur Berathung einzelner Angelegenheiten ermächtigt wurben, 
dabei indeß (wie bie principes des Tacitus) bie wichtigeren Beſchlüſſe nur vor- 
beriethen und ihren einzelnen Bolksverſammlungen zu befinitiner Eutſcheidung 
vorlegten; wenn man alfo ftatt einer im Namen bes ganzen Sachienvolled be- 
jchliehenden repräfentativen Ständeverſammlung an eine einfache Verfanmlung 
von Bevollmächtigten verbündeter Bölkerfchaften denkt. — Ueber die Frieſen 
vgl. unten. $. 25. 

% Beifpiele folder Bünde bei Eherustern (Tac. Ann. II, 45. Germ. c. 36), 
Narlomannen, Katten, Alamannen. Waitz L 848 legt gewiß mit Recht ihnen 
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Seßhaftigkeit. Es bedurfte eines fefteren Bandes als der leicht loͤglichen 
Bunbesverträge imabhängiger Völkerichaften, um in dem Wechſel der entſtehenden 
und zerfallenden Bereinigungen, in bem Gewirre ber bier fih ſpaltenden, dort 
ineinander aufgehenden Bölkerfchaften dauernde große Bolkseinheiten zu ſchaffen, 
welche den Bebürfniffen der Zeit gemäß mächtige Reiche gründen konnten. 
Ein foldhes Band zu ſchürzen vermochte eingig uud allein das germaniſche 
Königthbum. 

2) Das Koͤnigthum) daher, einmal entftanben, mußte bab, obgleich 
im Anfang eine ſtarke Abneigung gegen daſſelbe herrſchter), mit unmwiber- 
ſtehlicher Macht die germanifchen Völker ergreifen. Unbekannt faft zu Gäjars 
Zeit?), Ausnahme noch und das Anſehen bes Volles mindernd nad Tacitus 10), 
verbreitet es fih mehr und mehr!!), wird der Wunſch unb die Ehre der 
Stämme), wird mit Bewußtſein, wo es noch nicht befteht, eingeführt"), und 
ift ſchon zur Zeit der Volkerwanderuug ein Gemeingut der widhtigften germa- 
niſchen Völker, bis endlich mer die Sachen‘) und Friefen‘®) ibm erfolgreich 
wiberftehen. Auch im ber freien Berfaffung batte es im der für bie Dauer 
eines Krieges durch Vollswahl dem Tapferſten übertragenen Heerführer- Würde 
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nur völlerrechtliche Bedentung bei: erſt ein Koͤnigthum an ihrer Spike vermochte 
Stämme und Voͤlker daraud zu geftalten. Anderer Anfiht Zöpft $ 31.1. 

) Spbel, Entftehung des deutfch. Königthums. Wittmann, das aligerman. 
Königth. Dahn, bie Könige ber Germanen Bd. I. u. II Köͤpke, bie Anfänge 
des Königth. bei den Gothen. Waitz J. c. 8. Zöpfl 4 32. 33. Gaupp, 
Anfiedl. $ 19. ©. 100f. Landau, Zer. ©. 312f. Kemble L 137f. IE If. 
Auh Schulze, dad Recht der Erfigeburt S. 15—47. 

8) Bol. die Erzählung von Arminius und Italicus b. Tac. Ann, II, 88. 
XL, 16. Wittmann ©. 49, v. Sybel ©. 100, Landau S. 315, Dahn L 
111 denfen beim regnum affectare nur an dad Sireben nad Ausbreitung des 
Gaufürſtenthums. Dagegen f. Waitz IL 281. Gaupp, Anſiedl. ©. 103. 
Thudihum, Staat ©. 68. — Bol. Tac. Ann. II, 4. 

% Caesar I, 43 nennt Ariovist König, aber wegen römifcher Berleihung bes 
Titels. Er war wol ein Herzog. 4A. M. Dahn I. ©. 101f. 

10) Nur bei Markomannen, Hermunduren, Gothen, Duaden und Schweden 
werden ausdrudlih Könige erwähnt. Germ. c. 42. 43. 4. Ann. Il, 63. 
Xu, 29f. 

11) Bandalen, Burgunder, Rugier, Gepiden, Oftgothen, Thüringer — ver 
muthlich auch die Baiern — traten von Anfang an unter Königen auf. 

12) Paulus Diac. I, 20. 27. - 

13) So bei Weitgothen, Jordanis c. 29. 26 Herulern Odoaker), Langobarden 
(Paulus Diac. I. 14), und angeblid) auch bei den Sranten (Gregor Tur. II. 9. 
Gesta Franc. c. 4). 

14) Aber nur in der Heimath. In England treten fie fofort unter Köntgen auf. 

15) Vorübergehend werden auch Friefenkönige genannt. 
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(dux, heritogo) ein Mittel zur Einigung großer Vollsnaffen gegeben '*): allein 
mit dem Ende des Krieges endete dad Herzoggamt. Anders dad Königthum, 
welches im Frieden wie im Kriege in einer bis dahin unbelannten Stärke und 
fimlichen Lebendigkeit den Einheitögebanten dauernd verkörperte. 

In der Fähigkeit, größere Volkamaſſen zufammenzubalten, lag der Haupt: 
grund für Eutftehung und Ausbreitung des Königthums. Doch darf man 
wicht bloß in dem äußeren Umfang ber Herrſchaft den Unterichied der Königs 
würde vom Fürftenamt fuchen'”), und die Entftehung bes Königthums überall, 
wie dies allerdings häufig genug zutreffen mag, auf die Unterwerfung der um- 
wohnenden Gauhäuptlinge unter den Mächtigften zurüdführen!). Kein blos 
quantitativer, ſondern ein qualitativer Unterfchied muß Fürftentbum und König- 
thum getrennt haben, und um ſo weniger äußerlich beibe verſchieden waren "9, 
um fo leiter man bei einer allmäligen Umwandlung des Fürften in einen 
König im einzelnen Sal ungewiß jein mochte, ob er ſchon König oder noch 
Harft zu nennen ſei): um fo deutlicher mußten im Rechtsbewußtſein bes 
Volles innere, begriffliche Untericheidungszeichen leben, wenn anderd jene Nach⸗ 
richten erflärlich fein follen, welche freie und Lönigliche Verfafſung als’ gewaltig 
tingende Gegenſätze ſchildern. Man bat diefe Untericheidungszeihen in ber 
Verknüpfung der Königswürde mit einem beftimmten Gefchlecht finden wollen?'). 


6), Caesar VI, 23. Tac. Germ. c. 7. Hist. IV, 15. Gaupp, dad Recht 
der alten Sachſen S. 21. Landau ©. 309. Solche Herzöge waren bie Führer 
der Kimbern und Teutonen; Ariovift (Roth, Beneficialmefen S. 24); Arminius 
Randan ©. 210) ıc. 

7 So Sybel, Bittmann, Bethmann⸗Hollweg ©. 56. Roth ©. 31. 
Grimm. 

5 In England und Skandinavien jcheint fo das Königihum entftanden: 
aber ohne äußeren Anlaß taufchten ja oft Völker bie koͤnigliche Verfaſſung gegen 
bie freie ein. Note 13. 

m) Was von den fpäteren Äußeren Inſignien ber Königöwürde (Grimm, 
AUG. 2395. Waig II. 118f.) fchon in älterer Zeit vorlommt (4. B. Haar- 
ſchmuck, Tac. Germ, c. 3, Schilderhebung, Tac. hist. IV, 15, Richterftab) war 
auch bei Fürften und Herzögen üblich. Stellen, welche ausdrücklich bezeugen, dab bie 
Könige fich äußerlich vom Volke nicht unterſchieden, |. b. Waitz I. ©. 808 Rote 1. 

=, Beſonders außenftehende Beobachter Tonnten zweifeln. Bald Könige (rex, 
Peniews), bald Herzöge werben die Führer der Kimbern und Teutonen genannt. 
Dahn L 100f. Ungewiß bleibt, ob die reges, reguli, subreguli und regales 
der Alamannen bei Ammianus Marcellinus Gaubäuptlinge unb Gentenare (fo 
tandau 313) oder Könige (jo Waitz I. 282) find. Heerkönige, Seelönige und 
Königsname für unbedeutende Anführer im Norden Landau S. 313) beweiſen, 
dab das Wort König fo wenig wie nord. dröttin (Herrfcher, und goth. thiudans 
'von thinda, Boll; — Grimm, R. U. 229. 230 — enifcheibet. 

2, So Waißz, Zöpfl, Köpke, Dahn, 8. Maurer, Kemble (I. 143. 
158) xc. 
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Dies allein aber ann nicht enticheiden, — denn obgleich das Königthum jtärfer 
zur Erblichkeit neigte als die Zürftenwürbe, fo war hoch auch bei dieſer vermöge des 
Herfommens die Wahl durch die Rückſicht auf das Geſchlecht beſchränkt und es 
war umgekehrt die Erblichkeit des Königthums lange durch die Wahl des 
Volkes unter ven Geichlechtegengffen gebunden, eine Wahl, die beim Abſterben 
oder bei der Vertreibung des Königsgefchlechts in volle Freiheit zurädtrat?2). 
Andere jehen in der Königswürde ein ftändiges Heerführeramf3), ‘oder eine 
das ganze Volf ergreifende Gefolgsherrichaft*), ober eine eigenthümtiche Ver⸗ 
bindung von Beiden). So jehr aber langes Herzogthum oder großes Gefolge 
den Weg zur Königewürde bahnen, ſo ftarfe Hebel beide für Befeſtigung der 
gewonnenen Herrſchaft bilden mochten: charakteriftifche Merkmale find dies nicht. 
Ebenſo einfeitig ift e&, das Meien des Königthums gerade im Gegenſatz zu 
Friegerifchen Aemtern aus priefterliäher=e) oder priefterlicherichterlicher 7) Würde 
berzuleiten. Immer war damit Kriegsführerfchaft verbunden und mehr banfte 
von fe ihr, als friediicher Entwicklung die Herrſchermacht. Endlich war zwar 
von je durch ftärkere und mit ber Zeit immer ftärker werdende Gewalt und 
durch Die Bereinigung vieler Neihte in Einer Perſon das Königthun vom 
Bürftenamt verichieden: beftimmte Befugniſſe aber, die nicht entwerer auch 
einem bloßen Fürſten zugeftanden oder einem anderen Könige gefehlt hätten, 
juchen wir vergebens mit dem Königsbegriff zu verfnüpfen. Und dennoch! Se 
oft es geläugnet ift”®), ein principieller Unterfchied im Verhältniß von Künig 
und Bolt und im Verhältniß von Fürſt und Volk lebte im Bewußtſein des 
Germanen. Tacitus ſelbſt giebt und die Anleitung, ihn zu finden. Wenn er 
berichtet, daß regi vel civitati, dent Könige bei königlicher, tem Bolt bei 
freier Berfaffung das Friedensgeld zufiel, fo erfennen wir, daß ber Fürft ven 
Volksfrieden, der König Dagegen einen Königsfrieden handhabte. Unter Volke: 
bann dingt der gewählte Sührer, unter Königebann der König. In eigenem 
Namen berricht Diefer, jener aus Vollmacht der Gemeinde. Steht der Sürft 
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22, Nachweiſungen b. Waitz, Sybel, Dahn, Wittmann, Grimm, 
Köpke. Wechſelnde Geſchlechter finden wir bei. bei Weſtgothen und Langobar⸗ 
ben. Am ſchlagendſten ſpricht gegen wahre Erblichkeit, daß nach Ermanrichs Tod 
ein König aus anderem Geſchlecht berufen wird, weil der noch vorhandene Könige- 
ſproß vinmündig tjt. 

22) So Thudichum, Staat ©. 62. Zöpfl: „eine in einer gewiſſen Familie 
erblich gewordene Heerführerſchaft.“ 

2, So Eichhorn, R. G. 3 17. Phillips, D. G. I. 423. 

25) Leo, Vorleſ. I. 175. 

20 Grimm, R. A. ©. 248. 

7) Kemble I. ©. 1407. 

=) So -- von freilich ſehr verfchiedenen Prämiffen aus — von Grimm, 
Sybel, Wittmann, Kemble (the kingdom is only a lerger ga than or- 
dirary). 


t 
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als erfter Genoffe unter Genoſſen, fo tritt der König aber unb außer das 
Voll, wird der Gegenſatz bed Volkes. Er wird ber jelbftänbige Träger eines 
Städes jener Volkseinheit, hie biäker ganz bei der Gelammtheit war’®). 
Nah augen”) und innen repräfentirt der König in feiner eigemen, lebendigen 
Perjöulichkeit jo wiel von der nationalen Einheit, ald von den einftigen Belte- 
reiten am ihn übertragen wird. Koniglicher Heerbam nnd koͤniglicher Gerichts⸗ 
nun find die beiden vornehmften unter diem Gewalten, aus beiten fi ein 
immer ſtärker werbendes Herrſchaftsrecht entwickelt. Die genoffenfchaftliche 
Verfaflung ift durchbrochen, eine berriihaftlihe Spitze ift aus ihr heraus⸗ 
gewachſen. Im moderner Weiſe würden wie jagen: das Volk ift nicht mehr 
jonveran, es bat einen Theil feiner Souperämität an den König veräußert. 
Freilich zunächft nur einen Theil. Mit der gekräftigten Volbseinheit 
kann die Bolfsfreiheit ſehr wol beitehen?‘), Nor iſt wielfuch das Mecht 
der verfammelten Bollögemeinde jtärker als das Koönigerecht“). Nicht nur 
Wahl oder doch Beftätigung, auch Abfegimg*) oder jelbft Wiederabſchaffung 
des Koͤnigthums 20 iſt ihr ‚vorbehalten. Weber Krieg umb Frieden ſteht ihr 
die hoͤchſte Entſcheidung zu”) Die Erzeugung des Rechts med. die Recht⸗ 





) Gut fagt Kemble L c. ©. 137: the free people recognize in the 
King as much of the national unily as they. consider necessary to their 
existence a3 a subsiantive body. 

*) Auch das mag man hierher ziehen, daß Taeites (c. 1) von nuper cogni- 
tis quibusdam ‚geatibus ac regibus — „Böllenfchaften mit und ohne Könige“ 
bat man überjept — ſpricht. Dort ift e4. das Voll felbft, hier der König, welcher 
als Repräjentant der nationafen Einheit nach, außen genannt wird. 

a) Tac. Germ. c. 7. c. 43. 

®, In Germ. c. 11 jtellt Tacitus ben König ebenjo wie den princeps ent 
ichieden der Volksverjammlung untergeordnet dar. Auch jener wirft auctoritate 
susdendi magis quam jubendi potestate. ®gl. Ann. XII, 54: qui nationem 
eam regebant in quantum Germani regnantur. | 

=) So bei den Markomannen und Cherustern nach Tacitas; bei den Quaden 
(Dahn J. 6.113); bei den Alamansen (Ammian. Marcell. XVI, 12. 17); bei ben 
Lungobarden Grimm, R. U. ©. 231, zweite Rote); bei ben Oſtgothen Köpke 
€. 192). Gregor. Tur. III. 30: sumserunt enim Gothi (Weftgothen) hanc de- 
testabilem consuetudinem, ut si quis eis de regibus non placuisset, gladio 
eum adpeteresk et qui libuisset anima: bune sibi statuerunt regem. Im 
Norden opferte man die Könige bei Hungersnoth den Göttern (Grimm, R. U. 
©. 282), bei den Burgundern fehte man fie ee Kriegsungiad oder Mißwachs 
ıb Ammian. Marc. XXVIII, D5,. 

#, So wurde die Königsherrichaft- bei * Oſtgothen nach Thorismund's Tod 
40 Jahr ausgeſetzt (Grimm, R. A. ©. 283), bei den Langobarden ebenfalls unter⸗ 
brochen (Waitz I. 286). 

%, Jordanis c. 57. Bgl. e. 26 u, 56. Ammian. XVI, 12. 17. XIV, 10. 
4. Köpfe ©.38. Dahn I. 213. II. 107. 112. Waitz 1.313. 
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ſprechung gehon allein noch von ihr aus, genoffenfchaftliche Kirren, WeistHümer 
oder Schäffeniprüche der gefammten Volksgemeinde find noch die leges barba- 
rorum®®). Die Gemeinde, die Centenen, zuerft vielleicht auch die Gaugenoflen- 
ſchaften wählen noch felber ihre Vorftände, berathen und bejchließen autonom 
in ihrem Kreiſe. Nur freiwillig geipendete Abgabe darf auch der König vom 
Sreien verlangen?). Nicht einmal an der Beute gebührt zuerft dem Könige 
rechtlich ei größerer Theil®). Kurz, unter und neben dem Könige ſteht noch 
immer .in mächtiger Gejammteinheit die Volksgenoſſenſchaft mit Geſammtrecht 
und Geſammtgewalt. — Allein einmal zu jelbftändigem Dafein gelangt, 308 
das Königsrecht vom Recht der Volksgenofſenſchaft ein Stück nach dem andern 
an fih. Die Volkswahl ſchwand vor der Erblileit), in den allgemeinen 
Angelegenheiten des Volles erjeßte formelle Zuftimmung bas Mitbeitimmungs- 
recht, über bie einzelnen Abtheilungen der Leute und des Landes traten ernannte 
Beamte, ein Koͤnigsgericht, eine Königswerorbnung bildeten fich, und bie allge» 
meine Verſammlung des ganzen Volkes wurbe, je größer der Umfang ber 
Herrſchaft wurde, deſto feltener, und deſto fpärficher ihr Beſuch. Immer aber 
blieb doch auch da noch das Volk eine bejondere Friedend- und Rechtögenofien- 
haft unter Föniglihem Schuß, und fo viel von ihrer Einheit fie an ben 
König veräugert haben mochte, etwas davon blieb in ihr felbjt zurück. 

Wahrhaft vernichtend auf bie Idee der Vollsgenoſſenſchaft wirkte das 
Königthum erft da, als es feine Kraft nicht mehr aus der Stellung. an ber 
Spike des Volles, fondern and der Stellung an der Spike der von ihm ent- 
widelten Herrichaftönerbände ſchoͤpfte, — als der König vermöge feiner Schub. 
and Dienftherrihaft über Gefolge, chriftliche Kirche, unterworfene Stämme 
aus einem Richter und Führer zum Herrn des Volles, vermöge feiner Grund- 
berrihaft endlich aus einem Volkskönig zum Gebietöherm wurde). 

3) Beſonders wichtig für eine derartige Umbilbung bes Volkskönigthums 
war die Gründung der großen Reiche, namentlich auf römiſchem Boden, indem 
fie neben einem herrſchenden Volk eine Anzahl anderer Volks- und Stammes⸗ 
Genoſſenſchaften umfaßten. Diefe bielt dann bald ganz allein noch der König 
zufammen. Höchſtens die umentwidelten Anfänge der Idee einer Reichs— 
Genoſſenſchaft, welche alle Bewohner, alle Stämme und Provinzen eines 


36, Daher bie Namen ewa, pactum oder pactus, forum judicum (meftgotb.), 
judicia in 1. Fris. add. sap. c. 69 u. 1. Angl. et Warin. c. 12. Daher ferner 
ber Name nach ber gene. Die Nachrichten der Prologe beweiſen ausdrädlich, 
daß der König nur Anftoß und Sanktion gab, das Bolt felbft als Geſetzgeber 
galt. Zöpfl, R.Q. 8 1f. Waitz IL S. 81f. 

230) Tac. Germ. c. 15. Grimm, R. A. ©. 246. 

*) Grimm, R. U ©. 246. 

2y Grimm, R. A. S. 331. Waitz II. 90f. 106f. 

40, Vgl. unten $ 12- 14. 
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jolchen Reiche unmittelbar verbunden hätte, möchten fich nachweiſen Yaffen: 
übersiegenb berrichte die Anſchauung, daß in dieſen Faͤllen nur die einzelnen 
Bollöftänme durch fich jelber verbundene genofienfchaftliche Einheiten ſeien, 
eine höhere Einheit über ihnen aber ganz — — den Konig vermittelt 
and zur Anſchanung gebracht werde 9 


I. Die Berknüpfung ver freien Genoſſenſchaft mit Grund und Boden. 
57. Die Anſiedlung ber Geſchlechter, Stämme und Volker!). 


Beun beim Beginn der Geſchichte die freien Genoſſenſchaften weientlid 
noch auf bem Gedanken eines perjönlichen Zufamımenhangs berußten, beffen 
Barzein jenſeit aller dauernden Seßhaftigkeit lagen, und wenn and biefem 
Grunde bisher ohne Berückſichtigung des Verhältniſſes zu Grund uud ‚Boden 
lediglich von biefer perfönlihen Grundlage des Genoſſenperbandes die Rebe 
war: jo Bette doch bereits jener große Entwicklungsproceß begonnen, in beflen 
Verlauf eine von unten nad) oben langſam auffteigende Berbinglichung aller 
Berhände eintrat. 

Romabiide Stämme Termen kein wahres Grundeigenthum. Die Erde 
giit ihnen, wie und Luft und Meer, als herrenloſes Gut; ihre Grzengnifle, 
ohne menſchliche Bemühung in reicher Fülle geipenvet, gehoͤten bem, ber fie 
ergreift. Der Boden am fih und. fein ungewonnenes Produkt Haben feinen 
Vermogenswerth. Sin Stamm ober Geſchlecht mag ein Gebiet in regelmäfigem 
Umberziehen beweiben, in ihm jagen und fifchen, — er mag dieſes Gebiet anderen 
Stämmen gegenüber als fein Beſitzthum betrachten und ben ſtammfremden 
Eindringling abwehren: allein dies Recht fteht näher bem nöllerreitlichen 
Eigentum eines Staats an feinem Gebiet ald etwa feinem fiskaliſchen Eigen⸗ 
tum an einer Domäne, die Abwehr des Ungenofien vom Friedens⸗ und Rechts 
kreiſe der Genoſſenſchaft ift fein Hauptinhalt. Und. wie der Menſch für ſich 
fein Herrenrecht über die Erbe forbert, jo ijt ex auch umgekehrt nicht gebunden 
an die Scholle, fteht frei dem von ihm bewohnten Boden gegenüber. 


#) Bol. unten $ 12. 18. 

N Bol. bei. Hanffen, Anfichten über dad — der Vorzeit, b. Zald, 
N. Staatsbürg. Magazin Bd. III n. VI; über die Gehöferſchaften in den Abh. 
der Berliner Alademie 1863. ©. 75; zur Ge. ber Feldſyfteme, 3. f. d. geſammte 
Staatewiſſ. 1865. J. ©. ı1f. Rofcher, Anfichten ber Bollswirtbih. ©. 47f. u. 
Spftem der Vollswirthſchaft IL S. 200f. v. Maurer, Einl. in die Geſchichte 
vr Martenverfafl. 20.5 Gefchichte ber Marlkenverf.; Geſchichlte der Dorfoerfafl. 
%. J. v. Haxthauſen, Aber die Agrawerfaffung in Norddeutſchland (1829), 
Yandau, die Territorien. Thudichum, Sam. und Marlenverf. in Deutſchland 
1860. Waitz I. 93f. IL 258f., und die Nachrichten der Alten über den Grund⸗ 
befip der Germanen, Allg. Monatsſchr. 1854. ©. 10bf. — Berner über angelſächſ. 
Verhaͤn Kemble L 35f. K. Maurer, keit. Ueberſch. J. 6Sf. W. Maurer, 
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Anders aber wirb es mit beginnender Landkultur. Die Erde tritt aus 
der Reihe der unbezwinglichen Naturnrächte heraus und gehorcht dem menſch⸗ 
lichen Willen. Der Menich wird ſich ſeines Herrichaftsrechts über fie bewußt. 
In den Boden verlegt der Menſch feine Kräfte, er ſteckt feine Arbeit binein, 
und das erarbeitete Land (erbe) wirb ein Gegenftand bes Vermögens. Die 
Idee des Grundeigentbums in feiner doppelten und Anfangs ungetrennten 
Bedeutung der Grundherrſchaft und bes , Grunbvermögens, — des politiichen 
(Gewalt-) und des privaten (nußbaren) Rechtes entfteht. Auf der anderen 
Seite fühlt fich der Aderkauer abhängiger ald der Nomade. Das unterworfene 
Land bedingt umgekehrt fein Wohl und Wehe, alle Berhältniffe werben, wo 
früher nur die Perjönlichkeit entichied,. mehr und mehr durch die Rechttverhält⸗ 
niffe an Grund und Boden beftimmt, und in den: größten und wichtigſten 
Beziehungen muß endlich die alte Freiheit des Wandervolkes in dinglicher Ge 
bundenheit untergehen, ehe fie ſich aus diejer in ——— Geſtalt von Neuem » 
zu erheben vermag. 

Eine nad Sahrtaufenden sählenbe nebergangezeit liegt zwiſchen dem Aufang 
und dem Ende dieſer Entwicklung. Weil die Germanen im Beginn ihret 
Geſchichte nirgend mehr nis reines Nomadenvolf auftreten?), ſondern die Keamtnik 
des Aderbaues ſchon and Ber aſiatiſchen Heimath mitgebracht hatten?), kannten 
fie lange ein Grundeigentum), hatten fie Niederlaſſungen begrümdet. Weil 
aber der Aderbau in dem wirthichaftlichen Leben der Germanen nur erft eine 
ſehr untergeordnete Rolle fpielte, weil Die Viehzucht und die Jagd, das Kriegs⸗ 
und Wanderleben weit im Vordergrund ftanden, waren in Recht und Berfaffung 
die perfönlichen Elemente noch durchaus entſcheidend, nur als ihr Ausfluß, durch 
fie bedingt und beſtimmt, erſcheinen die. Rechte an Grund und Boden. 


Z. f. D. R. XV. ©. 201f.; über Ditmarfhen Michelſen' ib. VO. €. 9 — 
110; tiber ſchweizer Verbältn. Bluntfhli, Staats. und Rechtsgeſch. v. Zürich; 
Blumer, Gefch. der fchweizer. Demofratien I. 1f.; Heusler, die — am 
Gemeinland in Unterwalden. 

2) Nahe genug mögen ſie dem Nomadenthum noch geſtanden haben und fi 
fo die Nachrichten ded Ktrabo VII, 1. 3, welcher den Bölfern jenfeite der Elbe 
den Aderbau abfpridt und des Piutarch ıAemil. Paul. c. 13), die Bafturner 
feien audoss ou yanoyeiv sidoris oo nv oua drıo Nosummiar Ev VEuOvzsS, er- 
Hören. Aber fchon die Kimbern und Teutonen waren mwandernde Aderbaundlter, 
welche Karren und Gefpann ber BWirtbichaft und vermuthlich auch ihre Hänfer 
oder doch deren Pfoften (Plinius VIII, 40. 61: domus eorum plaustris . im- 
positas) mit fih führten. Niebubr, kl. hiſtor. Schr. I. 363. Tacitus fieht 
gerade in dem reinen Nomadentbum der Sarmaten (in plaustro equoque wiven- 
tibus) ein unterfcheibendes Merkmal gegenüber den Germanen, Germ. c. ult. 

3 Das beweift die vergleichende Sprachforichung. 

*%, Auch Caesar (cf. Note 8) ſpricht nicht das —— ſondern nur 
ein fefted Sondereigen den Germanen ab. Bluntſchli, krit. Ueberſch. I. 292. 
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Freilich werden nicht alle Völkerſchaften auf gleicher Stufe geſtanden, noch 
überall die Verhältniſſe ſich gleihmähig entwidelt haben. Schwerlich ertitirt 
in Dentihland eine „erfte* Anfierlung in dem Sinne, dag fie von einer zuerft 
fih aufiedelnden Genoſſenſchaft berrührte, jondern die jogenannten erjten An⸗ 
fiedlungen waren nur in objeftivem Sinne erfie, e& waren Nenfiedlungen auf 
bisher unbebautem oder anders bebauten Boden, weldie von ten ſich darin 
niederlafſenden Verbänden nah dem Bilde ihrer früheren Heimath gegründet 
oder umgewantelt wurden. Se nach der Stufe daher, auf welder das Volk 
in der bisherigen Heimath geitanden, je nach der Häufigkeit des Gebiett- 
wehjels, je nach dem früßeren oder jpäteren Eintreten der definitiven 
Sehhaftigleit mußten, — von Stammes⸗Eigenthümlichkeiten ganz abgejehen, — 
die Verhältnifſe fich verſchieden gejtalten. In jehr verichiedener Weije mithin mußte, 
and) nachdem das Volk angeflebelt war, zwifchen dem einft allein enticheibenden 
Einfluß der perjünlichen Zufammengehörigfeit und dem mehr und mehr bemerflih 
werdeiden Einfluß der Gebietözugehörigkeit die Grenze firh beitimmen; es mußte 
die Hervorbringung ter Gebietöicheidungen durch die Volksgliederung und Volke⸗ 
thetlang mit Der jpäteren Dernorbringung neuer Bolfetheilungen durch Gebiets⸗ 
tbeilungen fich nach jehr mannichfachem Maßſtabe kombiniren; es mußten an 
dem einen Ort, bei tem einen Volk bereits Genoſſenſchaften heftehen, weldhe, 
weil fie ein gemeinjames Gebiet inne hatten, Genoflenjchaften waren, während 
an dem anderen Ort, bei dem anderen Bolt nur erit Genoffenfchaften eriftirten, 
die, weil fie Genoſſenſchaften waren, auch ein Gebiet beſaßen. Und am aller- 
wenigiten ift an eine Entwidlung zu denken, wie fie Landau in ben Terri- 
torien ausmalt: eine regelmäßige Kolonialbiltung, die von Einer oder jehr 
wenigen Anfiedlungsftätten aus ſich im progreifiver Vervielfältigung vollzogen 
und in dem gleichmäßigen Gange der Lochter-, Enkel», Urenkel⸗Anſiedlungen u. ſ. w. 
aus Einer Dorfmark größere und kleinere Marken, Hunderte, Gaue, Länder 
gebildet hätte, jo dag eine überall wiederkehrende Markicheidung die erfte Urſache 
der überall wiederkehrenden Volksgliederungen geweſen wäre. 

Allein jo wenig in der Seitaltung und dem Rejultat der Riederlaffungen 
Gleichfoͤrmigkeit berichte: doch war das Primeip, welches diefe Niederlaffungen 
und ihre älteite Fortbildung bejtimmte, überall daſſelbe. Es war das Princip 
ter genofjenichaftlihen Landnahme?), aus welcher fich ſodann in jurifti- 
ſcher Beziehung das genoſſenſchaftliche Gefammt- Eigentum, in. Stonomtfcher 
Baiehung die genoffenfchaftlihe Geſammwirthſchaft entwidelte). Die Ge 


s) Zöpfl $ 97 bezeichnet richtig das „Princip des genoffenichaftlichen Ein— 
nehmens“ als Quelle der deutfchen Grundbeſitz-Verhältniſſe. Vgl. Maurer, Einl. 
©. 5: die älteren ländlichen Einrichtungen „waren jämmtlich genoſſenſchaftlicher 
Natur”. 

%, In den Zeiten, ald man Gemeinde und Staat aus ftillſchweigendem ober 
aodrũcklichem Bertrage berleitete, übertrug man died auch auf dieſe Verhältniffe, 
Nan hielt naher Einzelhöfe für das Urfprüngliche und leitete aus nachträglicher 
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noffenichaften aber, welche das Land in Befik nahmen, und deren Geſammtrecht 
die Duelle alles Sonderrechts an Grund und Boden, deren Geſammwirthſchaft 
die Mutter aller fih langſam ans ihr löſenden Sonderwirtbichaften wurde, 
waren nicht wilffürlich ober zufällig gebilbete Vereine”), fondern tie ale Ge 
meinfchaften für alle Lebenszwede beftehenden, natürlih gewordenen Bolle- 
verbände, — bie Gefchlechter, Oumdertfchaften und Voͤlker. Als lebendige per- 
fönliche Geſammteinheiten bejetsten fie den Boden und ſchufen in deffen Beſiedlung 
ein getrenes Abbild ihres eigenen genoflenfchaftlichen Weſens. 

Dabei mochte mannichfache Berfchiedenheit obwalten. Je unentwidelter 
das Leben des Volles noch war, defto mehr mußte Eigenthum und Wirthfchafts⸗ 
verfügung ben großen Geſammtheiten oder felbft dem ganzen Volke allein 
zufallen; je fortgefchrittenere Zuftände herrſchten, deſto mehr mußten Die Meineren 
Sefammtheiten als Rechts⸗ und Wirthichafts- Einheiten hervortreten. Auch 
mochten gröhere und kleinere Glieder eines Volkes fich gänzlich Iäfen und auf 
eigene Hand Rand befegen und vertheilen. Im ältefter Zeit daher mochte Die 
Bälterichaft, wenn der Gedanke des Grundeigenthums in ihr erwachte oder fie 
ein ſolches durch Eroberung oder Beſitznahme nen erwarb, ihr ganzes Gebiet 
als unmittelbares Volksgut betrachten, und als deſſen alleinige Grundeigen- 
thümerin nicht nur keinem Einzelnen, fondern auch Teiner der in ihr enthaltenen 
engeren Genofſenſchaften ein Eigenthum, fondern nur wechfelnde Nugung daran 
geftatten. Wie fie eine einige Volkégenofſenſchaft war, jo ftellte fie fih dann 
als eine einzige große Wirthichnftsgenoffenfchaft, als eine einzige Landgemeinde 
dar, in welcher der beginnende Aderbau als eine durch Volksbeſchluß geregelte, 
Allen gemeine Angelegenheit behandelt wurde. Einen ſolchen Zuftand ſchildert 
ums in ber That Chfar bei den Germanen, mit denen er in Berührung kam, 
oder doch bei den Sumen?). Nur in geringem Maße warb nad ihm ber 


Verbindung der über bie Bortheile der Gemeinſamkeit reflektirenden Nachbarn die 
Gemeinde, die Dörfer aber wol gar aus abfichtlihem Zufammenrüden der Woh: 
nungen ber. So feit Möfer Biele, — heute noch Bartbolb n. A. 

) Noch Hanffen b. Fald II. ©. 83. 89. ſpricht von einer Vereinigung 
mehrerer Familien zum Zmede ber Nieberlaffung, Aehnlich Laudau ©. 73. 
Dagegen jagt Bluntfchli I. 24 von den fich nieberfaffenden Gefährten mit Recht: 
„fie bildeten eine Gemeinde oder feßten biefelbe vielmehr fort und gaben ihr nun- 
mehr eine örtliche Beziehung’ — und Maurer, Einl. ©. 5. (vgl. ©. 3): „Die 
Geichlehte- und Stammed-Genofjenichaften beftanden fhon vor den feften Nieder: 
laflungen, fie fiedelten fich fchon als foldhe an“. 

°) Caesar de b. G. IV, 1. VI, 22. 29. Die beiden letzten Stelfen fprechen 
allgemein von den Germanen, die erfte von den Sueven. Auf die Eueven will 
alle diefe Nachrichten neuerdings wieder Knies, die polit. Defonomie vom Stand⸗ 
punkt der geichichtl. Methode S. 143 beſchränken. Vgl. aber Sybel ©. 5f. 
Betbmann- Hollweg ©. 8. Roſcher, Syftem I. 201. Thudichum, Staat 
S. 18. 
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Aderban betrieben, Privateigenthum und Sonderreht am Aderlande gab es 
nit. Vielmehr wurde durch Obrigkeiten und Fürften jährlich den Stammes- 
und Gefchlechtögenofienfchaften (gentibus cognationibusque, wol Hundert 
ſchaften und Sippen) der untereinander verbundenen Männer (hominum qui 
uns colerunt) Aderland in entfprechender Ausdehnung an pafſend fcheinender 
Stelle zugeiheilt, das fie nach Ablauf bes Jahres mit anderem vertaufchen 
mußten. Hierbei fand eine volffommene Gleichftellung der Genoffenfchaften 
und in diefen der Genofien Statt*). Ungewiß bleibt, ob die Wohnungen 
abgebrochen und mitgeführt wurden, oder für bie im Beſitz Nachfolgenden 
ſtehen blieben "9. 

Ein derartiger Zuftand indeß konnte nur jo lange dauern, als ber Ader 
bau neben Viehzucht ımb Jagd eine fehr untergeorbnete Stellung einnahm. 
Hob er fi auch nur zu einiger Bedeutung, fo mußte der Landwechſel zwiſchen 
ben Stammes» und Geſchlechtsgenoſſenſchaften allmälig unterbleiben und jebe 
Genofienfchaft das Grundeigenthum bes ihr zuletzt angewieſen geweienen Gebiets 


Y Bidde Halten Caäſars Bericht für unglaubwürdig und ſuchen ihn aus 
einem, befonderd durch eine wirklich beftehende Feldgemeinichaft im jpäteren Stan 
veranlaften Mißverſtändniß zu erlären. So Eichhorn, R. G. 814°. Kemble 
1.39. Waitz L 9, am jchärfften gegen Cäſars Beobachtungsgabe aber 
Landau ©. 64f. — Andere verjuchen durch künſtliche Anterpretation Cäſaré« 
Nachrichten mit denen des Tacitnd zu vereinen, auch bier nicht einen Wechfel 
der Genoffenfchaften, fondern nur der Genoſſen im Beſitz zu finden. So Maurer, 
Einl. E. 6. Cäfars Worle aber leiden an Feiner Zweidentigfeit, und mas ihre 
Glaubwürdigkeit angeht, fo haben gerade bie Tompetenteften Richter in biefer 
Sache, die mit den Älteren Agrarverbältniffen vertrauteften National» Dekonomen, 
Hanffen und Roſcher (Anſ. S. 60 — 68), auf das Unbedingtefte die Richtigkeit 
ber Schilderung bes großen Feldherrn verfochten. — Nicht mit Unrecht vergleicht 
man auch die Schilderung der &eten b. Horaz, Carm. III, 24. v. 11f. Bie- 
demann, Forſch. 3. D. ©. IV. 173f. Roſcher i. c. ©. 80. 

Eäfar läßt die Germanen eine Reihe von Gründen für bie Einrichtung 
anführen. Diefe Gründe find nun zwar entweber feine eigene Reflerion (Rofcher), 
oder von den Deuiſchen felber fpäter der ihrem Utſprung nach nicht mehr begriffenen 
Gewohnheit untergefchoben (Sybel ©. 7): allein fie vermögen die Nachricht zu 
ergängen. So würben bie beiden Gründe ne latos fines parare stadeant po- 
tentioresque humiliores possessionibus expellant und ut animi aequitate ple- 
bem eontineant, quum suas quisque opes cum potentissimis aequari videat 
nit paflen, "wenn irgend Ungleichheit der Loſe gegolten Hätte. 

”) Dad Erftere iſt nicht mit Nothwendigkeit and der angeblichen Erwägung 
ne accuratius ad frigora atque sestus vitandos aedificent mit Waitz I. 97. 
Sybel 6. Thudichum, Staat 119. Betbmann-Hollweg 12. zu fchließen. 
Es kann auch gemeint fein, daB der Einzelne bei dem fchnellen Wechſel kein 
Interefie hatte, das Hans zu verbefiern, um den unbefannten Nachfolger wor Hitze 


und Kälte zu ſchuͤtzen. 
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erwerben. Wurden aber dann neue Wohnfiße eingenommen, jo mußte von 
Anfang an eine feite Anſiedlung der Hundertſchaften und Geſchlechter erfolgen 
und jeder derartigen Genoſſenjchaft ſogleich eine bejondere Mark. für. alle Zeiten 
audgejchieden und zugetheilt werben. Schon Tacitus daher weiß nichts mehr 
bon einem Ortswechſel, vielmehr iſt, jo vieldeutig jeine Nachrichten gerabe über 
diefe Derhältniffe find, doch fo viel klar, daß zu jeiner- Zeit überall fefte, 
wenn auch nicht definitive Wohnſitze begründet und örtliche, wenn auch noch 
uiht an den Ort gebundene Gemeinde - Genofienichaften entitanden waren"). 
Geither lag in Dielen örtlichen Gemeinden ber. Schwerpunkt aller agrarifchen 
Enwicklung!“): aber die Bedeutung der höheren Organifationen für Grund⸗ 
eigenthum und Landwirthichaft hatte damit doch keineswegs aufgehört. Seber 
Genoſſenſchaft entipracd noch jet ein Gebiet, von welchem ein Theil ben 
Gliedern gegenüber in unmittelbarem Befig der Geſammtheit blieb”). Nicht 


11) Darauf wetien die geſammten Nachrichten des Taeitns (vgl. Waitz 1. o. 
bei. ©. 101f.). Das Gegentheil finden Manche in dem berühmten c. 25, einer 
Stelle, in der jeded Wort mehrfache Deutung erfahren bat. (Bol. bei. Waitz IL 
103 — 107. 132— 137). Sn den Worten: agri pro numero cultorum ab uni- 
versis in vices Occupantur, quos mox inter se secundum dignationem par- 
tiuntur; facilitatem partiendi camporum spatia praestant will man regelmäßigen 
Betbmann-Hollmeg ©. 10f.) oder unregelmäßigen (Sybel) Landwechſel, oder 
gar wie bei Caesar jährliche Volksvertheilung des Landes unter die Gemeinden 
(Gemeiner, Gentenen S. 97) verftehen. Auch Thudichum S. 127 glanbt, es 
babe noch Wechfel des Wohnfitzes ftattgefunden. „Occupare“ heißt aber doch 
„firh aneignen"! Andere wollen das Syſtem irgend einer Wechſelwirthſchaft im 
den Worten finden. Occupare heißt aber nicht, wie man dann. überſetzt, dad „in 
Anbau Nehmen des Brachfeldes“, fondern „fich aneignen“ ! 

ı2, Märe in Germ. c. 26 ftatt in vices mit Waitz ab universis vicis zu 
lefen, jo wären. ſchon die einzelnen Dorfgenoffenichaften als Befipnehmer anzufehen. 
Abgejeben aber davon, daß dies bloße Konjeltur ift, hätte Tacitus ſich ſehr 
fchief ausgedrüdt, wenn er den Verein, der durch Die occupatio ein vieus erit 
werden will, ſchon vorher als vicus bezeichnete! Ein Dorf, welches ein Dorf 
gründet, wäre gejagt. — Eher Tännte man, wenn man vicas hinein häben will, in 
vicis, in vicos (Roſcher, Anſichten ©. 54) oder per vicos lefen. Dann 
biehe es: Die Volksgeſammtheit (universi) bat dorfweiſe okkupirt. Das Richtige 
aber ift, in vices beizubehalten und zwar nicht mit Landau ©. 51 „non ber 
wechfelnden Lage der Hufenftüde, immer ein Stüd in jedem Gewende“ zu ver- 
fteben, wol aber auf den künftigen Wechſel der Felder iarva per annos mutant) 
zu bezieben und „zum Wechſeln“, „auf Wechjel* zu überſetzen. „Land wird nach 
Verhältniß der Zahl der Anfiebler von der Gefammtheit zum Wechfeln in Befig 
genommen.“ 

13) Das Gebiet einer Genoſſenſchaft ohne Rüdficht auf deren Umfang beift 
mark. Nah Grimm, Deut. Orenz-Alterth., Abb. der Berl. Akad. 1843. ©. 110f. 
ursprünglich „Wald“, dann Grenzwald — nad Anderen (v. Maurer, Einl. 41. 
Landau 164. Thudichum 116. 117) von je „Grenze“ bedeutend, ift merk in 
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nur Berfammiungs- und Kultusſtätte, auch ſehr ausgedehnte Gebiete, beſonders 
Grenzwaldungen’*), ‚blieben im ungetbeilten Gemeineigenihum ter Hunbert- 
Ihaften, der Volkerſchaften und fpäter der Gaugenofenichaften und der ganzen 
Ration; und ein jebed derartiges Geſammtland ſchloß in ältefter Zeit nicht 
nur Grundherrſchaft und Privateigenthum der Geſammtheit als ſolcher ein, 
ſondern gab auch allen einzelnen Genoſſen die. Befugniß unmittelbarer wirth⸗ 
ſchaftlicher Benutzung. Indeß mußte die letztere Seite um jo früher zurüd- 
treten, je größer der Berband war, welchem das Eigentum zuftand. Das 
dem ganzen Bolfe zugehörige Land Tonnte natürlich wicht jeder Volksgenofſſe 
gleihmähig nutzen, ed war ein Bedürfniß dazu nicht vorhanden, und jo bildete 
fih bier nur die geſammt ein heitliche, nicht die gefammtvielheitliche Seite 
des alten Gejammteigentkums aus. Nur für die Einheitszwecke des Volkes, 
nicht für die Zwede der einzelnen Volksgenofſen war das Nationalland da. 
Daffelke aber mußte mit dem Gefammtland der in ein größeres Volk auf- 
gegangenen Bölkerfchaft oder Gaugenoſſenſchaft der Tall fein, fo daß eine ſolche 
Mark regelmäpig im Nationalland aufgieng'’). Bielfah endlih mußte auch 
kei Humdertichaften, welche neben den für die einzelnen Genoffenichaften aus- 
geihiebenen Marken eine unvertheilte Hundertſchaftsmark beſaßen, baffelbe ein- 
treten, während freilih, wo das Herkommen bereits ein feftes Anrecht ber 
Hundertihaft und eine wirthichaftliche Benugung durch die einzelnen Genofjen 
feftgeftellt hatte, die Oundertichaft auch ihr Geſammteigenthum bewahren und 
jo gleichzeitig eine große Markgemeinde bleiben Tenırte'%). So weit nun aber 


hiſtoriſcher Zeit ſowol für die Grenze, als für ein Grenggebiet, ald für ein ber 
grenzted Gebiel in Gebrauch. Aehnlich Die Namen Jand, gau, pagus, territorium, 
previnoia, reich u. f. w., welche nicht von Anfang an beſtimmten Volksgliederungen 
entiprachen, wie Landau, zum Theil KRemble u. A. annehmen, ſondern erft. alle 
mälig fi im Gebrauch für die eine oder andere Art eined Geſammtgebiets feft- 
fiellten. Maurer, Einl. ©. 54f. Daher werden z. B. in 1. Alam, tit, 46— 48; 
l Sax. tit. 5, 3 u. 39. provincia und marca abwechielnd gebraucht, eft Dörfer 
Gase genamnt, villa, pagus und marca identificirt u. |. w. 

14) Caesar IV, 3. VI, 23. Grimm J. o. ©. 109. und Kemble legen aber 
auf die Beftimmung der Mark als Landeögrenze und zur Vertheidigung zu dienen, 
zu großes Gewicht. Vgl. dagegen 8. Maurer, Aeberſch. L 65 —69. 

13) So bei dem norbiichen und englifchen foleland, das bei ber Bildung der 
größeren Reiche immer den Herrn mechielte. Bol. Maurer, Einl. S. M..96. 
Do blieb im Norden in der landsallmänninger die Gaumark erhalten. Wenn 
dagegen Maurer, Einl. S. 96 glaubt, daß der Rheingau eine alte Gau⸗Allmende 
kei, fo ift Dies ſchwerlich zu erweiſen. 

16, In England hatten die Shiren. fein Gemeinland, wol aber jedes hundred 
eder wapengetaek. W. Maurer, 3. f. D. R. 1. c. ©. 204. Im Norden gab 
es eine haerads-allmänningar. Maurer, Einf. S. 96. In Deutichland find 
vermuthlich die ſchweizer Thalmarken (Schwyz, Uri, Toggenburg u. |. w.) die un- 
getheilten Gebiete alamannifcher huntari geweſen. Auch ift ed wahrſcheinlich, daß 
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das alte Gemeinland engerer unb weiterer Verbände Nationalland wurbe, ſchied 
es aus aller wirthichaftlihen Gemeinihaft aus und gieng baher in demſelben 
Grade, in welchem der König in fich felbft die Volkseinheit repräientirte, aus- 
fchließlih auf den König über"). Es wurde Konigeland und ber Stamm 
jenes ausgedehnten Eimiglichen Grundbeſitzes, der in ber weiteren Entwicklung 
eine fo wichtige Rolle fpiekte'®). 

Hier num aber ift zunäcft zu erörtern, was biejenige Genofienichaft, 
welche ihr Gejammmteigentfum unmittelbar für bie eigene Wirthſchafts⸗ und 
Lebensgemeinfchaft benußte, mit der Mark begaun, — es tft von der Entftehung 
der Ortögemeinde zu handeln. 


5 8, Die Marktgemeinden ber Dörfer und Bauerfchaften. 


Es waren Kleinere durch Geſchlechts- oder Stammesfreundfchaft verbundene 
Genoffenihaften, denen bei ber Anfieblung die Bildung ber eigentlichen Ge⸗ 
meinbegenoffenfchaft zufiel. In der Regel Geſchlechter“), auch wol Zweige eines 
Marten von foldhem Umfange, mie der Rheingau (Maurer, Einl, ©. 48. 193. 
194), die Zuldifche Mark Landau, Terr. 137—142, Gauel. 12 —33, Maurer, 
Marko. 8) niemald (mie freilih Landau annimmt) einfache Dorfmarken waren. 
Am Rhein dauerte in den Gentallmenden, auf dem Hundsrüden in den Hund⸗ 
ſchaften u. |. w. fogar der Name fort. Freilich blieb auch oft bei fpäterer Zer- 
fpfitterung der Name der Gent oder Hundfchaft am kleineren Marten hängen und 
bei Heineren Hundertfchaften mochte auch biöweilen von je Hundertichaftsmart und 
Dorfmark zufommenfallen, fo daß der Name allein nicht enticheiden Tann. Irrig 
Halt Sach sſe, Grundl. ©, 249 und ähnlih wieder Thudichum, Gan- und 
Maris. S. 116f. die Begriffe Gent und Mark für identiſch, die Centmarken für 
die urfprünglich einzigen Gemeinmarten. 

7, Beſonders deutlich läßt fi diefe Entwidlung in England refonftratren. 
Bol. Maurer, Ein. S. 99. Kemblel S. 315f. Schmid, Gloffar v. foleland, 
bei. aber K. Maurer, Ueberſch. I. S. 102f. über das englifche Folcland. - Shm 
fteht gegenüber das mearclend — Gemeinland engerer Genoffenſchaften — unb 
das Privateigewihum, welches, joweit es auf urfprünglicher Zutheilung beruht, 
edhel, joweit auf urkundlich verbriefter Befigübertragung (von fololand oder edhel), 
böcland heißt. Dazu tritt dann ferner das blos zum Nutzeigenthum (oder doch urfpräng- 
fich blos dazu) fortgegebene Land, welches, wenn bad echte Eigenihum bei ber Ge- 
fammtbeit (refp. dem König) bleibt, den Namen folcland behält, wenn es von 
einem Privaten verliehen tft, Zaenland heit. — In Schweden Konungs- Allmä- 
ningar, Maurer, Einl. S. 96. — In Deutjchland find die großen Reichsgrund⸗ 
herrſchaften, die jpäter meift auf Die Landesherrn Übergiengen und ſich zum Theil 
in Domänen verwandelten, aus ſolchem unvertheilten Nationallande BEEDEHBenBUgen, 
Mittermaier, P.R. 8 211. Maurer, Einl. S. 95. 

18), VBgl. unten 8 12f. 

s) Darauf deuten, außer dem Zuſammenhalten der Geſchlechtsgenofſen bei 
Anſiedlungen noch in ſpätedrer Zeit: 
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großen Geſchlechts aber Vereine mehrerer Gejchlechter*), bier und da wol auch 
Heinere Humdertichaften*), immer aber einheitlihe und von dem Gefühl engiter 
Lebensgemeinfchaft durchdrungene Genoſſenſchaften oflupirten eine Mark ober 
erhielten fie von .der größeren Mark angewiefen, um fie gemeinjchaftlich zu be- 
nugen. Damit wurde die Gejammtheit Grundherrin und Eignerin der Marf 
und ihr Beſchluß war es, welcher die Art der Anfieblung und die Vertheilung 
von Grund und Boden beftimmte. In der Ausführung ſchlug fie in Deutſch⸗ 
land wie es fcheint von je einen boppelten Weg ein. Entweder — und das 
war in dem bei weitem größten Theile unſeres Baterlandes der Fall — fie grün- 


a. die Bezeichnungen der Urbörfer ala dän. athelby, isländ. adalbol, d. h. 
Wohnſiß eines Seſchlechts des Gemeinwegs ald adelsweg u. ſ. w. 

b. die patronymifchen Ortsnamen ber Dörfer in fo vielen Gegenden. Bal. 
bei. die Zufammenftellung von 1329 engliſchen oder angelfächflichen Ortänamen 
auf ing oder ingas b. Kemble, Appendix A. ©. 449-486. Bei und ent⸗ 
ſprechen die Endungen ing, ingen, ungen ı. |. w. 

c. die Nachricht b. Caesar VI, 22. 

d. die noch jpäter vorlommende Erwähnung von Gefchlechtern ald Gemein⸗ 
land beſitzenden Genoflenfhaften. So 1. Alam 87: si quis contentio orta 
fuerit inter duas genealogias de termino terrae eorum ... unus hic est 
noster: ibidem praesente sit homo de plebe illa, ponat signum ubi isti 
voluerint terminos et gerint ipsa coontentionem . . et illa geneslogia qui 
eontendunt etc: Manche denken an Berbände innerhalb der Gemeinde So 
Baig S. 76. Wie follen aber diefe zu einer befonderen Mark innerhalb einer 
Dosfmart kommen? Aehnliche Formel bei Roziere 818. Waiß ©. 78 
Rote 3. Url. Karl d. Gr. b. Ducange Gloffar III. ©. 504. Vgl, bair. Urk. in 
ber Juvaria ©. 35: genealogia nobilium Albina .. . heredum communio 
juxta ripam quae vocatur Albina, Urf. v. S16: coheredes Rihperti cujusdam, 
guibus prata silvae aquae communis fuere. Urk. v. 1170: de cognatione 
eorum qui sunt in villa B. Merkel, Anm. 49. 3. 1. Bajuv., Pertz, Leg. IH, 
©. 393; | 

e. daß Landgebiete in England maegdh hießen. Schmid, Gloffar S. 626; 

f. daß bei den Burgunbern geradezu bie Gefchlechtögenoffen — faramanni — 
ald diejenigen bezeichnet werben, welche Land beanfpruchen. L. Burg. 54, 2, 3 
und 107, 11. 

2) Erftered vielleicht da, wo mehrere Orte benfelben patronymijchen Namen 
haben, wie häufig bei Kemble. Doc können Hier auch fpätere Trennungen der 
Sippen dur Zwiſt, Zufall oder Tochteranfieblung vorliegen. Kemble I. S. 65f. 
Auch wanderten 3. B. nad England offenbar oft nur Zweige ber fontinentalen 
ſãchſiſchen Geſchlechter aus. 

% Man darf dies aber nicht mit Maurer, Dorfv. I. 104 überall annehmen, 
wo eine Dorfſchaft huntari Heißt (5. B. Neugart I. 104. Url. v. 792: in 
marea illa qui vocatur Munthariheshuntari und viele andere Urk. b. Neugart). 
Es kann audy nur der Hauptort (Berfammlungsort) der Hundertichaft nach biefer 
benannt fein. 
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dete ein Dorf, indem fie den Aderbau als eine genoſſenſchaftliche Angelegen- 
beit betrachtete, oder fie fiedelte fi, von Terrainverhältniſſen oder Stammes- 
neigung bewogen, wie bejonders in Weſtphalen und den Alpen*), in Einzel- 
böfen an, indem fie die genofſenſchaftliche Gemeinſchaft auf Viehwelde und 
Waldnutzung befhränkte®). 

‚. —L Eine Dorfſchaft pflegte die ſich anſiebelnde Genoffenſchaft in der 
Weiſe zu begründen, daß ſie die Mark durch Geſammtverfügung in drei 
Theile zerlegte®). 

1. Zunächſt ſchied ſie an paſſend ſcheinender Stätte einen Raum für die 
Anlegung des Dorfes jelber aus’). In dieſem reſewirte fie bie für ge— 
meinſame Zwecke — Verſammlung, Goͤtterverehrung, Sammlung und Tran⸗ 
tung des Viehs, gemeinſame Anlagen u. ſ. w. — beſtimmten Straßen und 
Plaätze des innern Dorfraums (forta) dem Geſammteigenthum. Das übrige 
Land zerlegte ſie in ſo viel nach dem Bedürfniß bemeſſene, für Wohnhaus 
(sala, casa dominicata), Hof, Geſindewohnungen, Stallungen, Wirthſchafts⸗ 
gebäude und Garten beſtimmte Hofſtellen (hof, curtis, toft, bool), als voll⸗ 
berechtigte Genofjen vorhanden waren. Dieje Landftüde wurden den einzelnen 
Senoffen zu freiem Sondereigenthum zugetheilt, von ihnen umzaunt und ge 
ſchloſſen, und bildeten fo das ältefte Privateigenthum an Grund und Boden), 
gleichzeitig aber als germanijches vollfreies und echtes eigen die ältefte Grund» 
herrſchaft, — einen unabhängigen bdinglichen Friedens- und Rechtskreis, in 
welchem der einzelne Hausvater dag war, was bie Geſammtheit — 
für die Mark. 

2. Sodann wurde dad Land, welches dem Pflug oder der Senſe — 
worfen werden ſollte — meiſt gerodeter Wald oder getrockneter Sumpf — 
im Umkreis des Dorfs aus der Mark als Feldmark geichieden®). Daſſelbe 
wurde, je nach Lage und Bodenqualität, unter ungefährer Schätzung aller für 

*) Ebenſo in England, Norwegen und dem nördl. Schweden. Dagegen 
berrjcehte in Dänemark mit Ausnahme von Leſſoe und einem Strid von Jütland 
Dorfanfieblung. K. Maurer l. ge. Hanſſen b. Zald DL 84. 

»; Schon Tacitus — Germ. c.16 — jcheint beide Anfiedlungdarten gekannt zu 
baben, unterjcheidet fie aber, da jie von der Einrichtung italijcher Gemeinden 
beide gleich verfchieden waren, nicht ſchaff. So Waitz I ©. 109. Ride ſo 
Eichhorn 8 14a, Thudichum S. 121) finden den Gegenjag von Einzelhöfen 
und Dörfern in c. 16 ausdrücklich hervorgehoben. Maurer, Einl. ©. 10 hält 
die vici für Bauerfchaften von Einzelhöfen. 

6) Zuerft von dänifcher Seite her, bei. v. Olufſen, dann namentlih von 
Hanſſen, Roſcher und Maurer ift über dieje Vorgänge Licht verbreitet. 

N) Hanffen b. Fald VI €. 12 f. Maurer, Einl. S. 1340. 

®) Tac. Germ. c.16: suam quisque domum spatio eircumdat. — Blunt» 
ſchli, krit. Ueberſch. II. 300 f. 

9) Hanſſen 6. Falck IIL 79. VL 21f. Maurer, Einl. 39 f. 
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Arbeitamühe wie für Ertragsfähigkeit in Betracht kommender Umftände in eine 
Anzahl verſchieden großer Stüde oder Beete von etwa gleidhmäßiger Be 
Ihaffenbeit (Rampe, Gewanne, Eben, Feldungen, agri, araturae) einge 
teilt ®). Jeder dieſer Rampe wurde dann weiter unter Anwendung eines 
Sale (reeb) durch Parallelen vom Wege aus in jo viel gleiche Streifen 
(Deele, Zoje, adportiones, skifter) zerlegt, als Genoffen vorhanden waren. Bon 
diejen Streifen wurde ſodann je einer im jedem Kamp unter Zuhilfenahme 
des Loſes jedem Genoſſen zu feiner Hofftätte zugewieſen. Mber nicht zum 
Sondereigen! vielmehr nur zur Beſtellung und zum Ertragsgenuß für eine be- 
jtimmte Zeit, während ba3 Grundeigentum bei der Geſammtheit verblieb. 
Die Dauer diefer Zeit wurde wol durch dad herrſchende Wirthſchaftsſyſtem be⸗ 
dingt, je daß fie in ältefter Zeit kaum ein Jahr überſtieg, Später ſich untegel- 
mäßig verlängerte, mit Einführung der Dreifelderwirthichaft aber fih in drei» 
jährige oder entfprechend vervielfältigte venuandelte!!). Mit ihrem Ablauf waren " 
Recht und Pflicht des Einzelnen an jeinem Xostheil erlojchen und biefer wurbe 
wiererum gemeine Mar. Dann folgte urjprünglich Die Abmefjung, Einthei- 
lung und Berlofung anderer Ländereien, bald aber, ald mit Einführung 
eines regelmäßigen Wirthſchaftsſyſtems die Kampe, welche der Kultur unter 
lagen, ein für alle Mat feit beftimmt wurden, nur eine neue Derlojung. Er 
forderte es indeß das Bedürfniß, jo wurden auch jpäter noch neue Kampe ganz 
nah dem Muſter der älteren dur Ginziehung eines Stücks der gemeinen 
Mark angelegt umd vertheilt, wozu noch das jehonifche Gefeh der Minderheit 
jelbft bei Widerſpruch der Mehrzahl die Befugniß erteilte"). Es beftand 
alje eine wahre und eigentliche Kefpgemeinjhaft"). Ackerland und Wieſen 


1%, Tae. Germ. c. 26: mox inter se secundum dignationem partiuntur. 
daniten UL 87. Thudihum ©. 98. — Dignatio ift die Schäßung bes 
Bodens, nicht, wie Landau 103, Maurer, Einf. 83, Waig 135 wollen, Würde 
oder Würdigung der einzelnen cultores. Beichreibungen bes Xheilungsverfahreng 
in nordiſchen Gejebbüchern, fo in H. Suneſons jchon. Bei. IV, 1. 

m) Der alte Irrthum, welcher die Duelle vieler andern Irrthümer wer- 
den mußte, daß die Deutihen von je die Dreifelderwirtbichaft gekannt 
bätten, ift von Hanſſen und Roſcher widerlegt und vielmehr erwieſen, 
daß zu Cäſars und Tacitus Zeit das jogenannte Feldgrasſyſtem (Rojcher 
Ani. E. 7280), d. h. vorherrſchende Viehzucht mit nebenjächlichem Anbau von 
wenig Getreide in unregelmähigem Wechjel auf paffend jcheinenden Stellen, berrichte. 
Im Nebrigen ift bie enge Verbindung zwiſchen Landtheilung und Feldſyſtem, 
welhe bie Meiften (3. B. Landau ©. 52) annehmen, irrig, — Hauſſen hat 
erwieien, daß die Feldgemeinfchaft an ein beftimmtes Wirtbichaftsiyftem nicht 
gebunden, fondern mit Feldgrasſyſtem mie Dreifelderwirtbichaft vereinbar war. 
Bil. auch Maurer, Einf. S. 73—80. 147—157. Dorfv. L 36. 

12, Maurer, Einl. ©. 173. Hanſſen b. Fald VI. ©. 46. 

13, Dies haben bef. Hanjjen, Noicher und Maurer erwieſen. Es tft von 
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gehörten der Geſammtheit und der einzelne Genoffe hatte kein dingliches Recht 
an einem beſtimmten Stüd Land , jondern nur fein perfönliches Genoſſenrecht, ver- 
möge deſſen er die Zutheilung eines derAntheile bei ber wiederkehrenden Verloſung 
zur Sondernußung verlangen Eonute. Ganz von jelbit verftand es fich hierbei, 
daß der Geſammtheit die unbedingtefte Berfügung über die Dorfwirthichaft 
zuftand, das die Aufeinanderfolge der Früchte, die Art der Beitellung, der 
Mechiel der Ruhejahre, die Zeit des Pflügens, Säens und Erntend, die Be 
weidung der Brache u. ſ. w. durch Gemeinbebeichluß geregelt wurde. Eine 
eigene Dorfwillfür mußte ſich hierüber bilden, von ber Niemand nach eigenem 
Ermeſſen abweichen durfte, — es war mit Einem Wort mit der wahren Feld⸗ 
gemeinjchaft der unbedingtefte Flurzwang verbunden. Noch zu Taeitus Zel- 
ten jcheint dies Syſtem das allgemein übliche geweien zu fein‘). Und noch 
lange, ja bis in unfere Tage bat fih in einzelnen Gegenden bie periodijche 
" Berlofung der gejanımten Feldmark ober doch eines Theils derjelben unter die 
Bollgenofjen erhalten, um einen redenden Beweis zu Fiefern von den fouft ver- 
Ihollenen Zuftänden einer untergegangenen Zeit"). Im Allgemeinen in- 


geringer Erheblihfeit, ob man in Germ. c. 26 eine Beftätigung findet oder nicht, 
da die jonftigen Deweife burchichlagen. Noch immer indeß beftreiten Viele, wie 
Bluntfchli, Brit. Meberfh. IL. 308. Landau ©. 62 f. die Eriftenz der 
wahren Feldgemeinſchaft. Geradezu ald Charakteriftilum der Germanen gegen- 
über den Slaven will Landau das Fehlen der Seldgemeinfchaft erweilen. Aller 
bings iſt die flavifche Feldgemeinſchaft anders auögebilbet und länger feftgebalten. 
In einem großen Theile Rußlands befteht noch heute eine Feldgemeinſchaft in 
der Art, baß der Antbeil des verftorbenen Genoffen an die Gemeinde zurüdfältt, 
jeder zur Gemeinde neu geborne Knabe aber den Theiler mehrt und gleichen An⸗ 
theil am vorhandenen Tiegenfchaftlichen Vermögen fordert; daß vielfach ſogar 
nicht nur die Beftellung, fondern die Ernte gemeinſchaftlich ift; daß endlich Durch 
babituell ausgebildete Agrimenforen immer neue Theilung erfolgt. Bis zu ſolchen 
rein kommuniſtiſchen Konjequenzen gieng bie germantiche Feldgemeinſchaft nie, fo 
wie ihr auch immer die der ruſſiſchen Dorfverfaffung zu Grunde liegende Fiktion 
der Gemeinde ald Familie fremd war. Allein die Wurzeln find bier wie dort 
diefelben, fo verſchieden fich das Inſtitut bei den einzelnen indogermanifchen 
Zweigen geftalten und fortbilden mochte. 

14) Die Worte arva per annos mutant et superest ager in c. 26 fcheinen 
mir mit Hanffen b. Fald VL ©. 3. Maurer, Einl. ©. 6. 84. 93 und 
Rofher, S. 535 von bem periodifchen Beſitz- unb Gebrauchswechſel zu ver- 
fteben zu fein, obwohl freilich Hanſſen jetzt (3. f. Staatswiſſ. J. c. S. 7) 
feine Anficht geändert hat und mit den Meiften (Eichhorn $ 14°. Lanbau 61. 
Thudichum 100. Knies 142. Waitz 135) an die Wechſelwirthſchaft im Gebrauch 
ber Sruchtäder denkt. Für das legtere jpricht nicht, wie Knies Note 2 behaup⸗ 
tet, der Gegenfaß von arva und ager unbedingt; denn ebenjogut wie Eaatfelb 
und Brachacker können Feldmark und Gemeinland (ager publicus) gemeint fein. 

ss Eo in den Gehsferſchaften, Erbgenofjenichaften oder Erbenfchaften ber 
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dep mußte bei intenfiverem Betrieb des Aderbaus die Verlofung ıimterbleiben, 
mochte fie allmälig einichlafen oder bewußt abgeſchafft werben“). Zur Zeit 
ver Voͤlkerwanderung in Deutjchland, zur Zeit ber Abfaffung der Gefehbüdher 
im Norden war biefer Proceß offenbar im Wejentlichen ſchon vollendet und 
Smmbereigen der Genofien am vertheilten Felde die Regel‘). Aber nicht zu- 
gleich mit dem alten Gejammteigenthum erlofchen alle feine Folgen. In kraͤf⸗ 
tigfter Weiſe, zum Theil bis in unfere Tage, dauerte die wirthſchaftliche Ein⸗ 
beit, der Flurzwang, und damit eine fogenannte unetgentlicdhe ober lare 
Gelbgemeinfchaft fort’), und in einer Reihe ber wichtigſten Konſequenzen 
machte fich das ehemalige Alleineigenthum ver Geſammtheit als eine Art Ober- 
eigentium ber Gemeinde durch Beichränkungen bes Privateigenthums gel- 


Kreife Trier, Merzig, Ottweiler, ©. Wendel und Saarburg. Hanffen, Abh. 
ct. Dort wurde und wirb zum Theil noch die Felbmark nad) dem Verhältuiß 
gewifier ideeller Anrechte (Pflüge, Kerben, Ttppelchen, auch nach Ruthen, Fuhen 
und Zollen, Getreidemaßen, Zinjen, Grundftener, Petermännchen und Pfennigen 
benannt und bemeflen) auf 3, 4, 6, 9, 12, 18, 30 Sabre verloft. Die Anrechte 
find veräußerlich, verpfändbar, theilbar. Aehnliche Verhältniffe beftanden noch 
im 17. und 18. Jahrh. in Naffau und bis vor Kurzem im Sidingfchen und 
Hanau-Lichtenbergihen. Maurer, Einl. ©. 6. 7. Auch gehört Hierher bie 
wieberfehrende Berlofung ber 109 Aderparcellen in Meldorf unter die Bollbürger- 
rechte, die Repräfentanten ber erften Anfiebler. Michelfen 1. c. S. 101. Gebr 
vielfach Famen auch in Oberheflen, Pfalz, Schweiz, Eichäfeld, Hohenlohe w. f. w. 
werigftend an einzelnen aus der Allmende gefchiedenen Aedern ähnliche Berlo- 
fungen auf Zeit vor. Das Alles aber ift offenbar nicht fpätere Bildung, fondern 
Reit uralier Gewohnheit. Weifen doch felbft bei den Römern Spuren auf ein 
fige Derartige Verhältnifſe am ager publicus bin, und von ben Sliyriern bes 
Alterihums wird Achnliches berichtet. Bet Tſcheremifſen, Afghanen, auf Mabras, 
Sardinien un? in Schottland find Analogien erwiefen. Rofcher, Syſt. ID. 
©. 204. Note 10—12., 

” An ein „Einichlafen” denken Hanſſen und Midhelfen ©. 94. Bam 
rer, Dorfv. I. 35 vergleiht den Borgang mit der allmäligen Verwandlung ber 
Zeitpacht in Erbpacht. 

M Schon in ber J. Balica beſteht Sondereigen am Acker. Tit. 27 c. 9: 
pratum Mienum, c. 7. 18. 19.20: campusalienus, c. 11: vines aliena. Ebenſo 
in allen anderen leges. Oft genug mag freilich Gemeinſchaft und Wechfel fort« 
gebauert Haben, ohne daß die Urkunden davon melden. rk. v. 815, Neugartl, 
153 fcheint in terris annalies jährlichen Wechfel anzudeuten. Wer fagt uns, 
ob die Pertinenzformeln unter cum terris cultis et incultis Sonberader oder 
Theilanſpruch (wie cum pascuis) verftehen? 

) Bol. Belege aud neuerer Zeit b. Hartbaufen aus ber Altmark, — 
Anbl Berf. der Prov. Oft: und Weftpreußen S. 237 Ann; — b. Hanffen 
ans Sylt — Archiv f. Geſch. der Herz. Schl.-Holft.-Kauenb. IV. — S. Wetsth. 
v. Tsß 1536 b. Grimm I 182, wonach die Dorfohrigkeit die Ernte beftimmt. 
Bluntſchli, Ueberfch. IL 309 f. 

L 5 
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tend io). Das Möhertecht der Gemeindegenoſſen und eine bedeutende Anzahl 
ber ländlichen Gerechtigkeiten haben bier ihre Quelle. Am kräaftigſten exhielt 
fh bie Erinnerung an die urfprünglich bewegenden Ideen im Norden. Den 
merfwürbigften Beweis hierfür Liefert das noch lange beftehende Recht, vermoͤge 
defien jeder Genoffe, der durch die Länge der Zeit bie einft buch wiedet⸗ 
tehrende Verloſung gefiherte vollkommene Gleichheit aller. Feldantheile ver⸗ 
wiſcht glaubte, ihre Wiederberftellung durch erneute Ausmeſſaug und Verthei⸗ 
kung: des Landes — das ſogenannte Meebningöverfahren — —— 
onate). 

In überaus langſamer Entwickelung emancipirien ſich, mnebeſondere durch 
freiwillige Arronbirungen ber Cinzelnen, das Sonderrecht am Acker und bie 
Sonderwirthſchaft von den Banden des Geſammtrechts und der Geſammt⸗ 
wirthſchaft, bis in unſeren Tagen Verkoppelungs⸗ und Abloͤſungsgeſetze auch die 
letzten Spuren der alten Feldgemeinſchaft tilgten oder zu tilgen bemüht find ?'). 

3) Nicht minder wichtig enblich und von deſto höherer Wichtigkeit, je 
weniger die Landkultur fich entwidelt hatte, war für das genoſſenſchaftliche Ge⸗ 
meindeleben das dem Umfange nach weitaus größte Stüd des Gebietes, bie 
unvertheilt bfeibende gemeine Mark”). Als das Allen gemeine Gebiet 
(allmende, bair. gemain, friel. hammerka , dithmarf. meenmark, ſächſ. 
meente, nord. almenningr, latein. commune, communitas, commarchia) oder 
auch ald die Mark jchlechthin benannt, umfaßte fie vor Allem Wald, Weide, 
Hide und Moorgrund, Seen, Flüſſe, Bäche und Quellen, die öden Gründe 
und Felſen, Wege und Plätze, kurz alles nit zu Sondereigen ober 
Sonbernußung ausgeſchiedene Land”). An der Allmende war nicht blos 


19) Um nur eind anzuführen, jo enthalten noch fpätere Markordnungen oft 
die Beftimmung, daß Ader, den ein Genoffe 33 Jahr 6 Wochen wüjt liegen 
(übt, oder auf dem Wald angelegt wird und eine beitimmte Höhe erreicht bat, 
an die Gefammtheit zurüdfällt. Löw, Markgenoſſ. S. 150.151. Grimm, R. A. 
©. 525. 

%, Hanfſen b. Fald VI 34.—43. Maurer, Einl. 135. 

21) Bol. unten 8. 55f. 

29 Ob die Worte des Tac. c. 26: et superest ager auf dad Gemeinland 
(io Weiste, Grundl. ©. 5. Maurer, Einl. ©. 3. 2. 8. Maurer, 
Ueberſch. J. 68) oder das Brachfeld (Eichhorn $ 148) gehen oder nur Jagen 
wollen, eö fei Land genug vorhanden Knies ©. 142, jebt auch Waitz ©. 136), 
tit ſehr ſtreitig, Die zweite Anficht ſetzt eine ſehr unbeutlihe, die hritte eine 
tantolggifche Sprechweiſe (furz vorher heißt es ja facilitstem partiendi campo- 
rum spatia pıaestant) voraus. Dagegen löft die erfte Interpretation alle Zwei: 
$el und auch das Folgende paßt dazu; ed wird die Ginfachheit der Landkultur 
hervorgehoben, bei der allein Wechjelbefig der Aecker und große Gemeinmark 
drerchfͤhrbar ift. 

22) Ueber Namen und Beſtandtheile ber gemeinen Marl vgl. Grimm, RX. 
©. 494 f. Maurer, Einl. ©. 84f. Dorfv. I 44f. Landau 111. 
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das Eigenthum, fonbern auch die Nubung bei der Geſammtheit. Erhielt 
aber, wie dies durch Gemeindebeſchluß jedergeit möglich war und früher wie 
ipater haufig vorkam, der einzelne Genoſſe gegen Entgelt ader unentgeltlich ein 
Stück zum ausſchließlichen Gebrauch; fei es für immer, ſei es auf Widerruf, 
jei es auf Zeit amgewieien, jo jchieb dieſes Stück für immer ander vorübergehend 
ans der Allmende aus). Solche Markftücke blieben freilih, wenn fie nicht 
zu Eigenthum fortgegeben, jonderm zur Sondernußung verpachtet, vertbeilt nder 
tegelmähig verloft wurden, dem Gigenthum nach Gemeinland unb wurden 
haufig hiernach benannt?*): allein fie waren, ganz wie bie alten Zosäder, Son⸗ 
dergut der Nutzung nad. Sie galten daher weder als eigentliche Allmende noch 
ale Sondereigen, jendern bildeten glei den Losäckern eine bald dem einem bald 
dem andern näherftehende Zwiſchenftufe zwiichen Beiden und führten gleich jenen 
auch faktiſch allmälig ein feites Privateigenthum berbei. Wahre Allmende da⸗ 
gegen, volles germaniſches Gelammteigen war nur dasjenige Gebiet, an 
dem nicht nur das Eigenthum, jondern auch die Benutzung bei ber Ge⸗ 
ſammtheit aller Genofien in vollkommener Ungetheiltbeit war?). Dieſe Be- 
ungung aber fand, da im der germamiſchen Genoſſenſchaft der älteften Zeit bie 
Gelammtheit als Sinheit und die Geſammtheit als Vielheit nicht unterichieben 
wurde, in ganz gleicher Weife für die eigentlichen Gemeindezwecke im heutigen 
Sinn wie für die Privatzwede der einzelnen Genoffen Statt. Jeder Genoſſe 


29 So wurde 3. B. Land mit der Bedingung, ed bei Vermeidung des Nüd- 
falls binnen einer beftimmten Zeit zu kultiviren (Yandb. v. Uri 386. 9. 8. 12. 
17) oder zu bebauen (ib. 4. Grimm, W. I 158. $ 34) oder geradezu auf 
Widerruf (z. B. Grimm I. 165) unentgeltlih, oder gegen Zins (. B. in 
Schwiz gegen das „Gemeinmartgeld“ Landb. S. 226) aus ber Allmende an Ge- 
noffen gegeben. Die interefjantejten Fälle find die, in Denen die Stüde regel- 
mäßig verloft wurden, fo Daß fich bier die alte Feldtheilung im Kleinett wieder. 
holte. Noch bis in neuere Zeit fand Wiefenverlofung auf Ufedom (Homeyer, 
das german. Loſen S. 29) und in Oberheffen (Sternberg, heil. Rechtsgwwohnh. I. 
©. 123 und 138) Statt. — Man vergl. ferner über die Hauberge in Giegen, 
die Gemeinmarkgüter in Schwiz und Luzern, die Gmandsthale in Appenzell, die 
Gemeinfelder in Trier, gemeinen Loosgüter in Baiern, Markfelder in Weftfalen, 
Kohltheile im Eichefeld, Allmendgärten in Gerfau, Schwiz, Urt, Gemeinde 
äder in der Mark Rampen, Geraidegüter in der Pfalz, Rüti und Rütinen in 
Uri u. ſ. w. Löw, Maykgenofi. ©. 33. 135. Landau 177 f. Maurer, 
Einl. ©. 108 f. Martenn. S. 175. Dorfo. IL 304f. Died Alles waren 
Almendftäde, die allmälig Sondereigen oder doch Lehn⸗ oder Zindeigen wurden. 

) Bl. die Namen in Note 24. Auch das englijche folcland behielt ja ala 
Privatbefig jeiuen Namen; ebenſq in Schweden und Norwegen d. almaennins 
jordh. Mauser, Meberich. I. ©. 102. 168... _ 

6, Dies nimmt auch Bluntichli, Ueberſch. IL 310 an, irrt aber, wenn er 
uwgelchrt falgert, bie Brachzelge fei während der Weihe wieder als Allmende 


betrachtet worben. is 
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hatte daher das Nedht, im Walde Holz zum Bauen, Brennen und Verarbeiten 
zu fällen, Schweine zur Maft und Vieh zur Weide zu treiben, zu jagen und 
zu fiichen, das gemeine Wafler zur Viehtraͤnke, zur Bewäfferung und zum 
Mühlenbetriebe zu verwenden, Torf und Lehm, Sand und Geftein zu graben, 
und was es des Achnlichen gab. Nur zweierlei jehte ihm eine Grenze — 
bas Bedürfniß der eigenen Wirthſchaft und ber Gemeindebeſchluß. Das erftere, 
weil nur für Genofien, wicht aber für Fremde die Mark vorhanden war, — 
ber legtere, weil er nur vermöge feines Genoffenrechts nutzen durfte und als 
Glied unter der Gefammtheit ftand. Urfprünglic hatten bie Gemeinden in- 
deß Teine Veraulaffung, die Allmendnutzungen zu beichränfen, da unangebautes 
Sand in Weberfülle vorhanden war und feine Früchte unerichöpflich fchtenen. 
Später jahen fie fi mehr und mehr gendthigt, die Nutzungsrechte zu firiren ; 
den Grundgedanken gleichen Rechtes Aller aber hielten fie feft, jo daß 
zuerſt nur die faßtifche Verſchiedenheit des Bebürfnifies eine faktiſche Ungleich⸗ 
beit berbeiführte®”). 

Sp weit gieng urfprünglih das Recht des einzelnen Genofien an ber 
Allmende, daß es ihm geftattet war, einzelne Markftücke theils nur zu zeit- 
weiter Nutung (wie 3. B. zum Heu: und Plaggenmähn) theild aber zu 
Dauerndem Sondereigen für fich jelbit ausichlieglih zu offupiren. Insbeſon⸗ 
dere konnte er, wenn das Bedürfniß feiner Wirthichaft es forberte, durch Roden 
des Waldes oder jonftige Kultivirung unfruchtbarer Streden fein Sondergut 
vergrößern oder jelbit durch bloßes Einhegen und Einzäumen fih einzelne Ge⸗ 
bietöthetle aneignen). So fehr ſchien die gemeine Mark noch ein unerichöpf- 
Tihes Gut, fo ſehr ſchien auch jebt noch die Arbeit erft dem Boden Ber: 
mögenswerth zu verleihen, daß man auch hierin mehr eine Nutung als eine 
Subftangminderung ſah. Doc mochte immer hierbei die ſtillſchweigende ©e- 
nehmigung der Gejammtheit vorausgeſetzt werden und ihr Widerſpruch aud 


2) Bol. unten $ 58. 

2) Bluntfchli, Ueberſch. II. 312. nennt dies Recht nach isländiſchem Vor⸗ 
bilde „das Recht der Landnahme“. L. Burg. tit. 13 läßt jogar in einem zwifchen einem 
Römer und Burgunder gemeinen Wald durch Rodung Sonbdereigen entftehen. Vgl. L. 
Bajuv. XVI c. 1.8 1 und 2. — Noch im 13. Jahrh. heißt ed in einer Ur- 
funde b. Bluntſchli, Zürd. R. ©. I. 88:”proprietatem meam, quam proprio 
labore de incultis silvis extirpavi. Grimm II. 658: wer an den zwei 
pergn icht rawmen oder rawttn wolt, dem sol das nyemandt weren und sol 
sein recht aign seyn. — Daß das Roden wie jede andere Marknutzung auf 
bas eigne Bedürfni und die Arbeitölräfte des eignen Hausweſens befhränkt war 
erhellt 3. B. aus Urt. v. 779. Neugart I. 68: tantum exartent, quantum 
podent in eorum compendio et ad eorum opus quid ibidem manunt ... et 
alios extraneos non habeant licentiam dare. Darauf ift auch wolirf. v. 819. 
b. Ried. Cod. Ratisp.1. 17 zu beziehen: injuste eaudem commarcam ultra quod 
debuerunt exstirpaverunt contra legem. 





8 8. Die Markgemeinden der Dörfer und Bauerfchaften. 69 


dem Genofien die Robung verwehren *), wie ex die unzweifelhaft dem Frem⸗ 
ben gegenüber that. Später wurbe bie ausbrüdlihe Genehmigung ber Ge- 
meinde, welche freilich immer noch leicht zu erlangen blieb, für alle bedeuten- 
deren Aneignungen von Markland unentbehrliches Requifit?®) und nur in ſehr 
beichranttem Umfange bildete fich bisweilen durch Derlommen ein feites Recht 
bes Genofſen auf die Anlegung fogenannter Zuſchläge oder Zaunrichtungen, 
Weidekämpe oder Pflanzgärten?), oder doch auf die ausichliegliche Nutzung 
der ſeinem Sonbereigen zunächft liegenden Marktheile aus, oft auf ein Gebiet, 
über das man von der Grenze einen Hammer ober ein Beil werfen ober ein 
Huhn fliegen laſſen konnte, beſchränkt?). So unbedeutend dieje Refte waren, 
das alte Recht der Rodung und Landnahme war eine nicht unwefentliche Ur⸗ 
fahe für bie erfte Entftehung der Ungleichheit des Grundbefites. 

I. Bauerjhaften im Gegenſatz zu derartigen Dorfichaften entitan- 
ben da, wo eine Genoſſenſchaft die Anfierlung auf Einzelböfen wählte. Dann 
wurde jebem Genofjen ſogleich ein gfüßered Gebiet aus ber Mark gefondert, 
das für die Hofftätte und für das gefammte Aderland binreichte und oft noch 
überdies Wald und Haide umfaßte, fo bas verkleinerte Bild einer Dorf- 
marf gewährend. Hieran erhielt ver Einzelne volles echtes Eigen, er umbegte 
es und war Grundherr und Friedendherr darin. ine Feldgemeinfchaft war 
nicht vorhanden, an Stelle des Flurzwangs fand von je Koppelwirthichaft 
Statt. Aber andy bei diefer Art der Anfieblung blieb unvertheiltes Rand als 
Gemeinmarf im Belt und Gebraud Aller und wurde zu genau benfelben 
Zwecken, denen es bei den Dorfichaften diente, benutzt. Hier war alfo die 
wirthichaftlihe Einheit der Gemeinde von Anfang an auf bie Allmende be 
Ihränft und der Iofere Zufammenhang, ber in Folge deffen zwiſchen den Ge 
nofien beftand, mußte ſich im einer geringeren Einwirkung der Gefammtheit 
auf die Einzelnen äußern. Abgeſehen aber von den mit Feldgemeinſchaft und 


29), Darauf deutet 1. Bajuv. XVI. c. 1. $ 1 und 2: quod labores de 
isto campo semper ego tuli, nemime coniradicente exartavi, mundavi, 
possedi usque hodie. 

” Löw, Markg. S. 187, Maurer, Mar. ©. 171. Dorfv. I 294. 
302. Beftermolder Landr. 1470, c. 10. $ 3: nieman sol eygendom maken 
in der buermarke sonder consent der buren. DB. v. Richthofen, Reagn- 
S. 269. — Ganz beftritten wird irgend ein „Recht" auf Rodung v. Thudichum, 
Mao. ©. 175 f. 

3) Bol. über biefe und ähnliche Mebrungen des Gpndereigen — auch An- 
ſchüfſe, Hofeöfrieden, Sundern, Ortland, Ein- oder Beifänge, comprehensio- 
nes, septa etc. genannt — Maurer, Einl. ©. 157f. Marko. 171 f. Dorfv. I. 
292 f. Law 185 f. Landau 153 f. 

”) Grimm, W. IH. 105. $ 30. 134. $ 8. 136. 8 16. Maurer, Dorfv. 
1 2394 £, 
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Flurzwang zufanmenhängenden Einrichtungen geftaktete ſich Die Rechtönerfaffung 
der Danerfchaften und Dorfichaften vollkommen gleich ). 

II. Dieſe Verfaſſung mußte, wie aus dem Bisherigen hervorgeht, zu 
irgend einer Zeit ſich mit der Verfafſung der Geſchlechts- und Hundertgenoffen⸗ 
ichaften decken. Die angefievelte Genofjenfchaft der Geſchlechts- oder Stammes- 
freunde blieb zuerft in der Gliederung des Volles dad, was fie vor der Nie 
berlaffung geweſen war, was fie noch jeßt bei dem Antritt einer Wanderung 
bes Volkes wieder wurde: es war nur zu bem genoffenichaftlichen Angelegen- 
beiten eine neue hinzugefommen, durch die Nachbarſchaft, das Geſammteigen⸗ 
thum an der Mark und bie gemeinfchaftliche Bentetihnftung beffelben 
gebildet. 

Sehr bald indeß mußte mit der größeren Feftigkeit der Anfiedelung bie 
Genoſſenſchaft ihr Weſen verimdern. Theilungen und Auswanderungen, die 
Ausbreitung der einen und dad Hinfchwinden der andern Sippe, bie Zulaffung 
neu anziehender Fremden mußten, da ein künſtliches Syſtem fingirter Ge⸗ 
ſchlechtsvetterſchaft unbekannt war, mit der faktiſchen auch die begriffliche Iden⸗ 
titat von Gemeinde .und Geichlechtögenofjenichaft zeritören. Die Erinnerung 
atı die gemeinfame Abſtammung der Markbeivohner verſchwand auch ba, wo 
wirkliche Verwandtſchaft beitehen mochte, aber der Länge der Zeit wegen wicht 
nachzuweiſen war. So entitand der von dem Begriff der Blutsfreundſchaft 
verſchiedene Begriff der Nachbarfreundichaft und ed trat neben und zwifchen 
Die nunmehr ihren eigenen Weg gehenden Geſchlechtsgenofſenſchaften die Ge⸗ 
nofienihaft der Nachbarn, der Dorfmarkgenofjen, der vicini oder commar- 
chani*). Schon zur Zeit der Volksrechte hatten fi) nur noch vereinzelte Re⸗ 
miniscenzen — wie in ben genealogiae der lex Alamannorum und ben farae 
ber Burgimder — an dad Zuſammenfallen von Geſchlecht und 
Gemeinde erhalten. 

Aber nicht zugleich mit dem Blutoberbande gab die Gemeinde alle Folgen 
deſſelben auf. Fehde- und Wergeldsrecht, Familienrath und Familiengericht 
überließ fie den Sippen: aber fie blieb eine auf dem Gefühl perſönbicher Ge⸗ 
nofienfchaft beruhende Verbindung für Frieden und Recht wie für. das ges 
fammte Leben. Nicht, wie man dies fo vielfach behauptet hat, wurbe fie nun⸗ 
mehr fofort eine bloße Marktgemeinde, ein Verein mit dem privatrechtlichen 
Zweck der Pewirthihaftung eines gemeinjamen Grundvermögens?d). Vielmehr 
war zunächſt bie Marfgemeinihaft nur eine Folge, nicht die Bafis ber 


833) Hanffen b. Bald III. 84. Maurer, Einl. © 10f. Landau ©. 
16f. Mit welchen Recht Waip I. S. 125. auch bei Einzelböfen vom Bor: 
fommen einer Seldgemeinfchaft ſprechen Tann, tft unerfinblich. 

5) Auch consortes, buren, cives u. f. w. genannt. Meber anbere Ramen 
Maurer, Einl. 21 und 32. en 

5, Mit Anrecht fagt daher Waitz I. ©. 131: „Eine Bildung rein auf ber 
Art der Anfieblung und den agrarifchen Berhältniffen beruhend, find die Dorf 
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genoffenſchaftlichen Lebensgemeinſchaft. Auch war fie nicht deren einzige 
Felge, ſondern nur eine unter ben Folgen der Gemeindegenoſſenſchaft. Dieſe 
hatte überdies eine politifche Bedentung als Glied tes Volke, fie war deffen 
unterfte Abthetlung für Gerichte- und Heerweſen %. In ſich jelbft war fie 
eine Friedend- und Rechisgenoſſenſchaft, welche auf ihren Verſammlungen bat 
gemeinfame, keineswegs anf Markſachen bejchränfte Recht im Dorfweisthum 
feftftellte, Durch die Dorfwillkür fortbildete?”), als Gericht in Dorffuchen, aber 
auch bei geringeren Streitigkeiten und Strafſachen fungirte?®), den Gemeinde⸗ 
frieden wahrte und alle gemeinfamen Angelegenheiten, nicht blos die wirth⸗ 
ichaftlichen Dinge, beriet und ordnete. Als Richter und Vorſteher in allen 


und Bauerfehaften und in ihrer Bedeutung weientlich auf das befchräntt, was 
damit im Zujammenbang ſteht. Maurer, Einl. ©. 144. 138. und fonit 
drückt fich ähnlich aus, deflarirt aber in feinen fpäteren Werfen jeine Anficht im 
entgegengejepten Sinne Aehnlich Landau S. 190. Weiske, praft. Unterf. 
9. II. ©. 53f. und Grundl. der früheren Berf. Deut. 1836 fagt geradezu: die 
Gemeinden feien „rein privatrechtlicher Natur”, — die Betheiligten feien „zwar 
zu einer &enoffenfchaft vereint geweien, das genofjenfchaftliche Leben habe fich 
aber ebenfalls nur in Bezug auf die Bewirthſchaftung ber gemeinichnftlichen 
Flur geäußert”. Richtig dagegen bemerkt Hanſſen, Gehöferfihaften S. 77: 
‚Die Ortsbürgergemeinde oder polittiche Gemeinde, welche In den äfteften Zeiten 
nicht einmal dem Begriff nach von der Markgenofienfchaft getrennt war und auch 
lange noch fachlich mit ihr zufammenfiel.” Bol. Eichhorn 1. c. Renaud, 3. 
f. D. R. R. ©. 14.9. R. 1 334. Thudichum, Markv. ©. 37 f. 128—138. 
8. Maurer, Neberfch. I. 73. Kemble, Saxons I. 57. Lebterer denkt fich bie 
alten Markgemeinden als „great family unions, comprising households of 
various degrees of wealth, rank and authority .. but all recognizing a 
brotherhood, a kinsmanship or sibsceaft, all standing together as one united 
body in respect of all other similiar communities, all governed bythe same judge 
and led by the same captains, all sharing in the same religious rites, and 
all known to themselves and to their neighbours by one general name.“ 

3) L. Alam. tit. 93. vgl. mit tit. 43. Dazu Maurer, Einl. ©, 162, 
Thubichum ©. 38. 

=) So no) die fpäteren Weisthümer, Sittenpolizei, Privatrecht, Verfaffungs- 
recht find darin enthalten. 

se, Die gerichtliche Thätigkeit der Dorfmartverfammlung wird von Manchen 
für die ältere Zeit noch immer beftritten. So Weiske, Grundl. S. 9. Wat 
1. 129. D. 310. Bgl. aber Eichhorn, 3. f. gefchichtl. Rechtswiſſ. I. S. 174f. 
Landau ©. 304}. Kemble I. 55f. K. Diaurer, Weberfih. I. 73 und bie 
m. E. überzeugenden Nachweiſungen b. Thudichum S. 39—45. Die Kompe 
ten; beftimmt Eich horn auf Diebftähle bis zu einem gewifſen Werth unb Ber- 
gehen gegen Gemeindepolizeiverordnungen; Kemble auf Altes, which could in 
any way affect the interest of the whole body or the individuals composing 
it. Vermuthlich war, wie jede Genofjenihaft, bie Gemeindeverſammlung über- 
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genoſſenſchaftlichen Angelegenheiten beftellte fie Durch freie Wahl einen Dorf- oder 
Banerrihter*). Für alle ihre Genoſſen bildete fie eine religiöfe*) und fittliche 
Gemeinſchaft und verpflichtete ihre Mitglieder zu einer jehr ausgedehnten gegen- 
feitigen Unterftügung *'). Recht und Pflicht der Gemeindegenoffen, vor Gericht 
ald Zeugen und Eibeöhelfer einander beizuſtehen“), die Pflicht, dem Rufen⸗ 
den zu Hülfe zu eilen und ihm ſowol ald das ganze Dorf gegen ungerechten 
Angriff zu vertheidigen, die Verbindlichkeit, für ben erkrankten und ver- 
armten Genoffen zu forgen, die Pflicht jelbft im Tode den Genoffen nicht 
zu verlafien, ibn zu begraben und jeiner Leiche zu folgen: alles dies find in 
ihren Wurzeln uralte Folgen des die Gemeinde verfnüpfenden perfünlichen ge- 
nofjenichaftlichen Bandes, wenn fi) auch meift ihr Vorkommen erft aus fpä- 
terer Zeit urkundlich belegen läßt, — nicht erft jüngere Refultate nachbarlichen 
Wohnens. Ja fo weit gieng der enge Zufammenhang der Genoflen, daß fie 
nad einzelnen Rechten in einem gewiffen Umfang für die von Einem aus 
ihrer Mitte begangenen Vergehungen in ihrer Geſammtheit jubfidiär verhaftet 


dies ein Sühnegericht, das jeber Genofle in einem Streit mit einem @enoffen 
angeben mußte, ehe er an ein anderes Gericht gieng. Decr. Chilp. d. 574. 
Perg, L. IL 9: si quis causam mallare debet et sicante vicinos causam suam 
notam faciat et sic ante rachymburgüs videredum donet. 

3%, Judex, rector, praepositus, major oder tribunus villae; villicus, 
sculdais, auch mitunter (3. B. b. den Langobarden) Zebener, decurio, decanus; 
Bauermeifter; Dorfgrebe; angelſächſ. tungerefe, nord. oldirman. Sehr beftritten 
ift, ob der tunginus ber 1. Sal. Dorfrihter war (je Eichhorn 1. c. Rote. 
Grimm, R. A. ©. 534. Sachſſe, Grund. ©. 308. Maurer, Einl. 139, 
Landau 322) ober Centenar (Savigny 1. 273. Waip, das alte Recht 
©. 135.) Ebenſowenig ſteht die Bedeutung bes grafio loci in ber 1. Salica 
feft. — Bol. auch Landau, Maurer, Eichhorn l.c. Waitz Lc. ©. 136, 
Maurer, Dorfv. U. ©. 22f. Thudichum ©. 37. 38. 

% Maurer, Einl. ©. 67f. Dorfv. 1. 367f. Landau ©. 387 f. 

49 Maurer, Einl. 161f. Marko. 188f. Dorfo. 1. 333 f. L. Alam. 
tit, 43. Näheres in den folgenden Perioden. 

#2) Bei den Angelfachjen fchreiben fchon Hlodhaeres and Eadricas domas 
(nad ber Mitte des 7. Jahrh) 8 5. Schmid ©. 20f. Eibeöhelfer vor „aot 
tham tune, the heto hyre.“ Bol. Edward Gef. (vor 904). ©. 110. c. 1.8.4: 
on tham ylcan geburshipe. Aethelſtans Gef. (925—940). &.132 c. 9: neah- 
gebure. In Friedland find bie Eibhelfer gewöhnlich Beamte, Landsmänner und 
buren (cives, vicini). So Brofmerfüren b. Richthofen ©. 138. mfiger 
Domen ©. 186: mit triuwe buren. — #ür das fränt. Reht (Waitz I. 268 f.) 
Form. Andegav. c. 28. 33. 49. App. Marculf. c. 46. Form. Lindenbrog. 
c. 106. 108. Form. Baluz, c.9, — wonach ſowol Zeugen ald Cibeöhelfer aus 
ben vicini circa manentes und vicini pagenses genommen wurben. L. Bajur. 
XVN. 2. Procefje über Liegenfchaften: ille homo, qui hoc testificare voluerit, 
commarchanus ejus debet esse et debet habere... similem agrum. U. |. w. 
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waren, unb wenn jpäter die Geſetzgebung mitunter die engeren ober weiter 
ren Gemeinden allgemein verantwortlich machte für die Stellung des verbredhe- 
riſchen Genoſſen vor Gericht oder aber für Schadenerſatz, jo beweift die Moͤg⸗ 
lichkeit biefer Berorbnungen, wie die Gemeinde ebenfo jebr nach außen wie 
nah innen als ein öffentlicher und politiicher Verband für Frieden und Recht, 
nicht aber als bloßer Wirthichaftverein betrachtet wurde ). 


#) Nach Chlodov. Reg. Cap. 1 Sal. add. c. 9. Perg IV. 4 mußten 
vieini, in deren Mark ein Erfchlagener gefunden war, ſchwören: quod nec occi- 
dissent nec sciant qui occidisset — oder dad Wergeld entrichten. L. Wiesig. 
lib.VI. c. 8. fegt eine Haftung des vicinus pro vicino voraus, da fie diefelbe 
aufhebt. Nach fchwedifchen Landrechten Haftete bald der Grundeigenthümer, bald 
die Gemeinde, bald das Haerad für die Buße, wenn fie den unbefannten Thäter 
nicht ftellen konnten. Wilda, Strafr. &. 217. Note 1. Aehnliches noch im 
13. Jahrh. in fchlefifchen Ur. Maurer, Dorfo. I. 351. Weiter giengen bel 
ben Sranfen Childebert II. deer. d. 596. c. 11 und 12. Perg IH. 10 und 
Chlotachar. II. deer. c. 1. ib. 11. 12: Die Hundertichaftägemeinden jollen für 
die Berfolgung von Räubern unb Dieben haften und mit Regreßanfpruch gegen jede 
audere Hunbertfchaft, in welche die Spur des Thäters leitete, und zuleßt gegen 
den Thäter felbft den Schaben erfegen. Ganz Aehnliches verordnete K. Eadgar 
(359 — 975), für die angeljächfifchen hundrede (const. de hundr. ce 2—5) und 
bad allgemeine Verbürgungsipften, welches endlich alle Bewohner Englands ent- 
weder durch einen Herrn ober burch eine Genoſſenſchaft in Bezug auf Schabens- 
erfaß bei Vergeben vertreten ließ, Inüpfte ebenfalld in einer Im Einzelnen freilich 
iehr beftrittenen Weile an die territorialen Verbände an. Bol. unter $ 26. — 
Berbaftung der Gemeinden für die Stellung ded DVerbrecherd vor Gericht und 
eventuell für Schaden oder Buße kommt auch in Deutfchland fpäter noch vor, 
Beiſpiele ftelli Maurer, Einl. S. 163 f. Markv. S. 19%. Dorfv. I ©. 348 f. 
zulammen. Auch bie Pflicht zur Ergreifung bes Miffethäterd und deſſen Be- 
wahrung bei eigner Bertretung (3. B. Grimm, W. I 540. $. 16. 24) und 
zum Strafvollzug auf eigne Koften (4. B. Grimm I. 323) gehören bierber. 
Seht lange erhielt ſich bei eigentlichen Markfreveln, bei Holzdiebftählen zum 
Theil bis heute, die fubfidiäre Haftung der Gemeinden. Was anders tft der Ge 
banfe ber neuen Gefepe, welche die Gemeinden für den Erſatz bes bei Aufläufen 
verurfahten Schadens fubfidiär verantwortlich machen? Ein eigenthümliches ger- 
manifches Snftitut der Geſammtbürgſchaft (Möfer, Eihborn, Rogge, Lan- 
tau ©. 295. Dagegen Waitz I Beilage I) liegt freilich in allem dieſem 
nicht: zufällig aber find derartige, wenn aud) vereinzelte Erjcheinungen ebenjowenig. 
Ohne einen Anhalt im Rechtöbewußtiein des Volkes wären fo erorbitante Polizei 
maßregeln in einer jonft jo felten mechanifch eingreifenden Zeit unmöglich gewejen. 
Die Beftimmungen der Volksrechte und Weisthümer aber wären unerklärlich. 
Auch behandelte nicht in Straffachen allein die öffentliche Gewalt den Gemeinde. 
verband ala eine Einheit, in ber Alle für Einen ftanden. Bei öffentlichen 
Tienften und Abgaben (Maurer, Dorfv. I. 192 f.) und bisweilen felbft bei 
grundherrlichen Steuern und Beten (Maurer, Fronh. IH. 215 f.) finden wir 
daffelbe Princip, 
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Aber freilich, bei Weitem die hauptjächlichiten unter ihren gemeinjamen An, 
gelegenheiten waren die, welde fid) auf die Mark und die Landwirthſchaft begogen, 
und bier war das Hauptfeld ihrer Berathungen, Beichlüffe, Urtel und Küren. 
Nur muß man beachten, daß ihr echtes Eigenthum an der Mark kein bloßes 
Privateigenthum war, jondern ihr zugleich die Grundherrſchaft und damit bie 
Erzeugung und Handhabung des dinglichen Marffriedens und Markrechts 
ſicherte. Und je mehr in allen Beziehungen die Bedeutung des Grundbefikes 
ftteg, defto mehr mußte die Markgemeinſchaft als Hauptinhalt der genoffen- 
ſchaftlichen Verbindung, alles Andere nur als Zubehör jener erjcheinen. 

Ganz in entjprechender Weife, wie mit ber Genoſſenſchaft im Ganzen, 
verhielt es fih mit dem einzelnen Genoffenreht. Dem Genoſſenrecht entſprach 
ein Inbegriff von Rechten an ver Mark, welcher als objektive Einheit mit 
dem Oefammtnamen der Hufe, des Mansus, Bool oder Loſes benannt wurde 
und aus der Hofitätte, dem Anſpruch auf ein Feldlos beziehungsweife dem 
ausgefhiedenen Zelbtheil, und dem Anrecht auf das Gemeinland beitanb*'). 
Diefe Hufe war ber Kern des Genoſſenrechts. Urſprünglich aber war ver 
Hufenbefit Ausflug des Genofſenrechts, und erit Tpäter kehrte ſich dies Ver⸗ 
hältnig um. Deshalb waren auch zuerft die Hufen der Vollgenoffen einander 
volltommen gleih. Im verſchiedenen Marken mochten verfehiebene Maße und 
verfchiedene Geftaltungen der Hufen vorfommen*), obwol aud bier, 
ökonomiſch betrachtet, die einfache Hufe überall ungefähr gleihwerthig war, 
da fie ftetö dem Bedürfniß Einer Familie und der Arbeit Eines Pfluges ent- 
ſprach %): innerhalb derjelben Mark dagegen gab es Anfangs, vielleiht mit 
geringen Mobififationen zu Gunften der gewählten Vorſteher, feinen Unter 
ſchied und feinen Vorzug. Jeder freie Vollgenofje hatte eine glei) große und ' 
gleich eingerichtete Hufe, und er hatte fie, weil er Genoſſe war, nicht war er 
Genoffe, weil er die Hufe beſaß. 

So lange man diefen Gefichtspunft ftreng fefthielt, gab es Fein Erbrecht 
an der Hufe”). Der Sohn allein, welder das Genoſſenrecht des Vaters in 
allen Beziehungen fortjeßte, und von mehreren Söhnen Einer, den Geburt oder 
Wahl beftimmte, trat vielleicht von je ohne Gemeindebeſchluß in den Hufen- 
befiß des Vaters ein. War dagegen fein Sohn da, fo fiel die Hufe an bie 





— — 


29 Waitz, die altdeutſche Hufe Hanffen b. Falck III. 82. Landau 
©. 4-39. — Angelſächſ. higid oder hide. Schmid, Gloſſar h. v. 

as, Willkürlich ift die Annahme von 5 Hufengattungen mit mehreren Unter- 
arten bei Landau. Rechtlich kommen jedenfalls nur zwei Gattungen, Dorfhufe 
und Einzelbof, in Betracht. 

se, Hanffen b. Fald IH. S. 89I—105. Landau © 4 Thudichum 
S. 165 f. 

7), Dies nehmen auch Thudichum St. 184f. und Maurer, Dorf. L 
325 an. 
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Geſammtheit der vicint zurück, die fie einem Andern zuwies. Umgekehrt hatte 
jeder geborne Genoffe, jobald er jelbitändig wurde und damit unter die Bob. 
genofien trat, mithin von mehreren Söhnen Eined Vaters Jeder, Anſpruch auf 
eine Hufe in der Marl. War eine jolche nicht vakant und zog er auch nicht 
vor, in Krieg oder Wanderung fein Heil zu juchen, jo mußte ibm eine neue 
Hufe geichaffen werben. Das geſchah durch Neubruch in ver gemeinen Mark, ein 
Berfahren, das in älterer Zeit bei dem Ueberfluß an Land jo unbedenklich 
ſchien, daß man in gleicher Weiſe die Anlegung ganzer Komplere neuer Hufen 
jelbit durch Fremde freigebig geſtattete. — ber nicht blos unvererblidh, auch 
untheilbar, wie das Genoffenrecht ſelbft, war die ältefte Hufe). Wine Ber 
änderung berjelben ohne Zuftimmung ver Gejammtheit war jelbftverftändlidh 
verboten. 

In allen diefen Punkten nun aber mußte die Ausbildung des zuerit an 
der Gofftätte entitandenen, dann Acker und Wieſe, und endlich die ganze 
Hufe ergreifenten Begriffes des Privateigenthums an Grund und Boden einen 
volllommenen Umſchwung herbeiführen. Die Hufe wurde unter immer mehr 
zurückweichender Beſchränkung vererblih, theilbar und veräußerlid, es wear 
nicht mehr dad Genoſſenrecht allein, welches ihren Beſitz bedingte. Aber nicht, 
— wie dies unferer heutigen Anfchauung, pie öffentliches und privates Mecht 
zu trennen vermag, entiprechen würde, — traten num Genofienreht und Hufen- 
beſitz als jelbjtändige, wenn auch immerhin eng in einander greifende Rechte 
neben einander: fondern die alte Fpentität von Genoffenreht und Hufe blieb 
beftehen, ed kehrte ſich nur das Verhältniß beider Elemente zu einander um. 
In langſamem Uebergang und dur) eine Reihe von Zwifchenftufen, auf benen 
in einer gewilfen Wechjelwirfung in einigen Beziehungen noch das Genoſſen⸗ 
recht, in andern bereits bad Recht an der Hufe als Baſis, als tonangebenber 
Theil des ganzen Rechts erjchien, ward enblich im geraden Gegenfah zu dem ur 
fprüngfichen Zuftande die Hufe das Fundament des Ganzen. Das dingliche 
Recht an der Hufe warb nur die Urſache, das perſönliche Genoſſenrecht 
die Felge, dad Zubehör, das letztere wurde ein ſubjektiv bingliches echt 
und die Gemeinde ein Verein von Hufenbefigern. 

Aber Freilich! vollfommen und rein wurde dieſes lebte Ziel ter Verding 
lichung Taum irgendwo und irgendjemals bis in die .neuefte Zeit erreicht, 
feine Realgemeinde möchte ſich nachwelfen laffen, in der nicht In irgend einem 
Punkt die Perfönlichleit des Genoſſenrechts fich erhalten und ihrerjeitö hedin- 
genb und beſtimmend auf das dingliche Necht an der Hufe zurfidigewirkt hätte. 
Und zwiſchen Ausgangspımft und Ziel diefed langen Weges gab es zahllofe 
Stationen, auf deren jeder die einzelne Gemeinde vorübergehend oder dauernd 


“, 9 Müller, d. L Salica Alter und Heimath, S. 166-168. Hanffen 
6. Fald VLS. 23 — AM. Thudichun ©. 190f. Waiß giebt nur zu, 
deß faktifch feine Theilungen vorgelommen feien. 
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Halt machen konnte. Lange noch erbielt fi in ziemlich allgemeiner Verbrei⸗ 
tung ein (ipäter als Erbrecht aufgefaßtes) Heimfallgrecht der Gemeinde wenig- 
ftend für den Fall erblofer Berlaffenjchaft‘), die freie Veräußerlichkeit fand 
ihre Grenze an einem Näherreht oder Verkaufsrecht der Gemeinde und ber 
einzelnen Genoffen, die Theilungen ſchränkte Sitte und Herfommen ein; und 
immer blieb für die volle Xheilnahme an der Markgemeinichaft die perjönliche 
Aufnahme in den Genofjenverband, welche freilich auch ftillichweigend gefchehen 
Tonnte, ein unentbehrliches Requifit. Allein der Grundgedanke der Gemeinde 
war doch ſchon am Schluffe diefer Periode der geworden, daß fie eine aus 
dem dinglichen Recht an Grund und Boden fliegende Verbindung, eine wahre 
Mark- und Hufengemeinde fei, in welder ver Befitz einer Vollhufe 
allein volle Sreibeit, Wergeld, Heerbannpflicht und Antheil an Gericht und 
Berfammlung gewähre. Und fchon finden fich Spuren einer Anfchauung, nad 
welcher man bie Hufe jelber als Xrägerin des Gemeinderechts, den Menichen 
faft nur wie ihren Repräfentanten betrachtete ). 

Daß der angedentete Sntwidlungsgang in ber That ftattgefunden, läßt 
fi nun freilich im Einzelnen — beſonders für die erfte Hälfte jenes Weges 
— nicht urkundlich belegen. Die und erhaltenen Duellen find faft ner aus 
einer Zeit, in welcher das Privateigenthum an der Hufe vollkommen burdhge- 
drungen und die Berdinglihung der Gemeindegenoſſenſchaft ſehr weit fortge- 
ſchritten war. Allein, von aller innern Nothwendigkeit abgejehen, haben wir hoch 
einige gewichtige äußere Zeugnifje, Die wenigſtens einzelne Punkte des langen 
und dunklen Weges mit hellerem Strahl erleuchten. Das find einige Nach 
richten über die Dörfer der ſaliſchen Franken, worin der Kampf ber älteren 
und neueren Principien deutlich erkennbar ift. 

Zuerft der Xitel der lex Salica de migrantibus. Hier erſcheint der 
Eintritt eined Fremden in die Dorfgenoffenfhaft ſchon möglich: aber noch ift 
das an einftimmigen Beichlug aller Genofjen gebunden. Erwirbt er ohne 
einen folchen, fei es auch aus einem an fich gültigen Titel, und zwar, der 
richtigen Auslegung nach *!), nicht blos durch Anftebelung und Roden des 

») Grimm, ®. I. 80. 837. 88, 100. 141. $ 17. 862 x. — Maurer, 
Fronh. IV. 52. 350f. Dorfv. L 326. Und überall in den Städten! 

50) Näheres in Th. II. Dal. unten $ 24. 

51) Weber bie verjchiedenen Auslegungen biefes vielbefprochenen Titeld vgl. 
bef. Sybel L c. Waitz, das alte Recht S. 124—129. Betbmann-Hollweg 
S. 29f. Maurer, Einl. ©. 141f. Bluntſchli, Ueberſch. U. 213. Thu: 
bihum, Marty. S. 221 — 228. Unzweifelhaft enthält ver Titel jehr altes 
Recht, da er fchon in ber 1. Sal. emend. und dem cap. Kar. M. 819 mißver- 
jtanden und auf die Offupation eines fremden Hofes bezogen wurbe, während 
boch gleich aus den erften Worten: si quis super alterum in villa migrare 
voluerit, et aliquis ex eisdem, qui in villa consistunt, eum suscipere voluerit, 
et vel unus vel aliquis ex ipsis extiterit, qui contradicat, migrandi licen- 
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Waldes, fondern auch durch Abtretung feitens eines oder mehrerer Genoffen, 
eine Hufe im Dorf ober in der Dorfmark, fo kann ihn jeder Genoffe in feier- 
lichen Formen zum Berlaffen der Stätte auffordern, und, wenn dies erfolglos 
bleibt, gerichtfich dazu zwingen laffen. Sm Ietteren Zalle verliert er, was er 
erworben, und muf überdies Buße zahlen. Ebenſo trifft denjenigen Genoffen 
eine Strafe, der ohne vorangegangenen Gemeindebeſchluß den Fremden veran- 
oft Bat, in das Dorf zu ziehen, der inäbefondere ohne Zuftimmung ber 
vieini ein darauf zielendes Rechtsgeſchäft abgeichloffen bat). Hat aber — 
und hierin zeigt fi) ſchon das Cindringen der neueren Auffaffung — ber 
Fremde zwölf Monde bindurd fich ohne Widerrede im Beſitz ber Hufe befunden, 
jo foll er nım als vollberechtigter Genoffe gelten). Kann man legteres auch 
auf ſtillſchweigende Aufnahme zurücführen®®), jo liegt doch der Gedanke einer 
Erfigung der Hufe und damit des Vicinenrechts, mithin die Annahme eines 
dinglichen Titels ſchon fehr nahe. 

Mas ferner das Erbrecht am Losgut betrifft, fo ift eö in ber lex Salica 
ältefter Recenfion einzig und allein für die männlichen Descendenten anerkannt. 


tiam ibidem non habeat, — Har ift, daß es fi von dem Eintritt in eine 
Dorfgemeinde handelt. Ein ſolches Mißverftändnig wäre kaum denkbar, wenn, 
wie Waitz und die Meiften wollen, nur von Neufieblung auf der Allmende mit- 
tefft Rodens und Anlegens einer Hufe die Rebe wäre. Denn bann enthielte ver 
Zitel ein auch zu Karls d. &. Zeiten noch geltendes Hecht mit ber einzigen 
Beränderung, daß vielleicht ftatt Eimftimmigkeit jetzt Stimmenmehrheit genügte. 
Auch der Wortlaut aber führt zu weitergehender Auslegung. Während „migrare“ 
unb „adsedere“ mideſtens ebenfogut „zuziehn“ als fich „anfiebeln” bebeuten kann, 
weft der Sab „super alterum migrare“ offenbar mehr auf ben Erwerb ber 
Hufe eines Andern ald auf Befieblung unangebauten Bobens bin. Auf eine Auf- 
nahme in das Dorf felbft deuten auch die Worte „in villa“ „in villa spsa etc.“, 
bie zwar Dorf und Mark, fchwerlich aber gerabe vorzugsweiſe die Mark mit 
Ausſchluß des Dorf bezeichnen fönnen. Dazu paßt auch bad ganz allgemeine Ver— 
bot: migrandi licentiam non habest. Es foll ferner bie fortuna sua bed 
Fremden mit Beſchlag belegt werden, was fich am beften auf bie aus einem an 
ih gültigen Titel erworbene Hofftatt beziehen läßt. Endlich wird allerdings 
auch der Berluft etwaigen Rottlandes angedroht, aber nur hypothetiſch (et si ibi 
aliquid elaboraverit, quia legem noluit audire, amittat), während nad) ber be 
fämpften Anficht unbedingt und ausſchließlich eine foldhe Drohung audzujprechen 
geweien wäre. 

5”) Si vero quis alium in villam alienam migrare rogaverit, antequam 
eonsultum fuerit, MDCCC den. qui faciunt sel. XLV culpabilis judicetur. 
Diefe Worte gewinnen einzig und allein dann, wenn man fie auf Verkauf, Ab} 
tretung, Schenkung der Hufe an ben Ungenofien mit bezieht, volled Verſtändniß. 

. #) Si quis vero »dmigrarvit et ei aliquis infra XII menses nullus tes- 
tatus fuerit, ubi admigravit, securus sicut alii vicini consistat, 

” So Thubdichum ©. 223. 
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Die Töchter waren, weil fie nicht Vollgenoſſen wurden, ausgeſchloſſen, wie bie 
auch andere Volksrechte beitinnmen®%). Aber auch der weitere Mannsftamm 
ſcheint noch vor den Dorfgenoffen zurückgeftanden zu haben“). Erſt im ſechſten 
Sahrhundert wurde gefeglich feftgeftellt, daß, wenn feine Söhne norhanden 
wären, auch den Töchtern, Brüdern und Schweftern ein Erbrecht vor den Dorf 
genofjen zuftehen jolle®”), Und demnächſt verſchwand das- Hecht der Genoſſen 
ganz, ed erbte, wie dies bei dem in Teinem Dorfverbande ftehenden Grundbeſitz 


— — — — — 


55) 3. B. L. Saxon. VII. $ 1. L. Burg. 14: $ 1. L. Alam. 57. L. Luitpr. 
c. 1. L. Angl et Werin. VI. $ 8 Da, wenigftend nad älterem Recht, in 
allen übrigen Beziehungen die Töchter mit den Söhnen gleiched Erbrecht hatten 
(Childeb. c.a. 550, 1. Sal. add. c. 2. Perg IL. ©. 6), fo lag der Grund ihrer 
Zurüdfegung beim Grunbbefig in der Natur des Erbrechts an dieſem. Dabei 
fommt es wejentlih in Betracht, daß der Grundbelig urjprünglich Folge eines 
öffentlichen, Frauen nicht zuftehenden Rechts war, — in den Dorfgemeinven eben 
des Genoſſenrechts, bei königlichen Verleihungen des Staatsdienſtes u. |. w. 

%) L. Sal. Herold, de alode 67. $ 6 lautet: de terra vero Salicain mu- 
lierem nulla portio hereditatis transit, sed hoc virilis sexus acquirit koc est 
flii in ipsa hereditate succedunt, Merkel, 1. Sal. h. t. 59.984... sed 
ad virilem sexum, qui fratres fuerint, tota terra pertenest. ‘Die jonftigen 
erbrechtlichen Beftimmungen, welche vorangehen, beziehen fich offenbar nur auf bie 
übrige Verlaſſenſchaft. In ber 1. Sal. emendata de alode 67, 6 dagegen und 
ebenjo in der I, Ripuar. de alodibus 56. 4, ift der virilis sexus ohne einfchrän- 
fende Definition als filii oder fratres berufen. Dies iſt ficherlich nicht unab- 
fichtlich geändert. Ich glaube aber nicht, daß wie die Meiften (3. B. Eichhorn 
865. Grimm, R. A. 472. Befeler, Erbv. J. 50. Waitz, das alte Recht 
117. 124. Verf. L 127. Walter $ 543. Zöpfl ©. 783 u. N.) annehmen, 
bie inzwijchen eingeiretene Veränderung barin beſtand, daß die früher hinter den 
Zöchtern zurüditehenden Agnaten jept denjelben vorgezogen wurden, — fonbern 
ih glaube, daß nach der urjprünglichen Necenfion ber lex Salica weder Töchter 
noch Agnaten ein Erbrecht an ber terra salica hatten, Diele vielmehr, wenn feine 
Söhne vorhanden waren, an die Dorfgemeinde fill. Dann erflärt fi das Edikt 
Chilperichs — vgl. die folgende Note — fehr einfach. 

5) Chilperici R. Ed. 561 c. 3. Perg IV. 10. Plaeuit atque convenit, 
ut si quiscungque vicinos habens aut filios aut filias post obitum suam super- 
stitutug fuerit, quamdiu filii advixerint, terra habeant, siout lex Salica habat. 
Et si subito filios defuncti fuerint, filia simili modo aceipiant terras ipsas 
sicut et filii si vivi fuissent aut habuissent. Et si moritur, frater alter 
superstitus fuerit, frater terras aceipiant, saw vicini. Et suhito frater moriens, 
frater non delingquerit superstitem, tunc soror ad terra ipsa aocedat posai- 
denda. In der That jcheint nichts einfacher und unzweidentiger als der Inhalt 
biejes Geſezes. Wenn ein Mitglied einer Dorfgenojlenichaft (im Gegenſatz zu 
deu vom König beliehenen Grundherrn, den Leuten im Oofverbande u. f. w.) 
ftirbt, jo erben pas Land die Söhne, wie dies jchon in der lax Salica fteht, Wenn 

‚aber feine Eöhne da find, jo jollen von nun an nicht mehr, wie nach biäherigem 


8 3. Die Markgemetnben ber Dörfer und Bauerfchaften. 79 


Won fräber der Ball geweien war, zunächft der game Manngſtamm, bemmädhft 
bie Weiber °%). 

IV. Die Ausbildung des Privatelgenthums an Grund und Boden mußte 
aber nicht bios die Grimblage der alten Gemeinde werämdern, indem ftatt bes 
perfönlichen Genofjenverbandes ein Mark» und Hufenverein entitand: jondern 
fie trug auch bereits den Keim einer wirklichen Zerſetzung der genofjenichaftlichen 
Gemeindeverfaffung in fih. Denn ſobald ein feftes Privateigenthum am Lande 
anerfaunt war, mußte die Gleichheit des Befites verſchwinden. Auf ber einen 
Seite mußte die Theilung der Hufen zur Cntftehung Pleinerer Grundſtücke 
führen, Die nicht mehr geeignet waren, ihrem Befitzer die Rechte eines VBollbauern 
zu verleihen. Auf der anderen Seite aber entitand ein größerer Grundbeſitz, 
indem Okkupation, Rodung, Erwerb mehrerer Hufen oder ganzer Hufenktomplere 
das Sonbereigen Einzelner bebeutend erweiterte. Cinmal entitanden, mußte 
diefe Ungleichheit unaufhaltfaum wechfen. Die natürlihe Attraktionskraft bes 
Befies und der Macht, die Schub- und Rechtlofigkeit einer chaotiſchen Zeit, 
welde der Habfucht und den Bedrückungen der Großen zu Gute fam, bie 
reien aber zur Selbitaufgabe ihres echten Eigen trieb, mehrten die Grund» 
berrichaften bald ins Maßloſe. Im Laufe weniger Jahrhunderte trat ein jo totaler 
Umſchwung aller Berhältniffe ein, daß vollfreie Gemeinden gleichberechtigter 
Genoflen immer feltener wurden, der größte Theil des vollfreien Grundbefies 
aber fih in den Händen der Großen Foncentrirte. Mit der Entitehung großer 
Grundherrſchaften in einer Mark aber war deren freie Berfaffung durchbrochen. 
Denn wenn andy zuerft das Recht des Grundherrn fein anderes war, als das 
des freien Bauern auf feinem Hofe, werm daher zuerft auch er der Gemeinde 
als ein freilich beworrechteter Genoffe angehörig blieb, fo daß nur Abftufungen 
unter den Gemeindegliebern entftanden: fo gab doch das (theoretifch freilich auch 
jedem Bauern zuftändige) Recht, durch Abmarkung des Beſitzthums aus den 


Recht, die Dorfgenoffen, ſondern die Töchter, eventuell die Brüder und eventun- 
liſſime die Schweftern das Land erhalten. Gebt man freilich von dem unerwiefe- 
nen Sag aus, daß nad) ber 1. Salica der ganze Mannsftamm ein Erbrecht am 
Losgut hatte (wie Waik, d. alte R. 130. Derf. I. 127. Maurer, Dorfo. I 
323. 30pfl ©. 784. ꝛc.), fo liegt ein inldslicher Widerfpruc wor. Knies, 
pofit. Dekon. ©. 144 nimmt an, daß der frater alter superstitutus nicht mehr 
jum vieus gehörte uns deshalb ale Eindringling angeſehen wurbe. Hierfür aber 
fehlt jeder Anhalt in den Worten. 

) Gine ganz abweichende Erklärung aller diefer Geſetze giebt Thudichum, 
Mario. S. 184—189; fie beruht aber auf ber irrigen Annahme, daß die Ver- 
ordnung Chilperichs Alter jei, als die Faſſung ber 1. Salica in ven alten Terten 
(©. 189) — und auf der Auslegung ber Worte qui fratres fuerint im Mer- 
kelſchen Text als Brüber des Berftorbenen (S. 188), während ed auf bie Brü- 
ber der ausgeſchlofſenen weiblichen Erbin geht und aljo gieihbebeutend nit ben 
filii der 1. Sal. Herold. ift. 


80 Die freie Genoffenfchaft des alten Rechts. 


Rechten und Pflichten der Gemeinfchaft zu fcheiden, dem Grunbherm ein Mittel, 
fih da, wo die Genoffenverbindung nur noch läftig und nicht mehr vortheilhaft 
erihien, von derfelben zu Löjen’®). Und jelbftverftändlih hörte die Mark. 
gemeinde da auf, wo bie ganze Mark in Eine Hand kam, wie dies jehr häufig 
der Fall war. 

V. In weit höherem Grade noch, als eine allmälige Zerjegung durch das 
aus den alten Berhältniffen ſich herausentwidelnde Privateigenthbum es vermocht 
hätte, wirkte das auf den in Befig genommenen roͤmiſchen Provinzen bereits 
beftehende Privateigenthbum zum Ntachtheil ber alten Gemeinbefreiheit. Indem 
man bier bei den bekannten Landtheilungen, weldhe den Germanen beitimmte 
Dnoten von dem Grundbeſitz ihrer römifchen hospites zuwielen, ſich eng an 
die vorgefundene ländliche Berfaffung anfchloß, Fonnten freie Markgenofſenſchaften 
in rein germanifcher Form nicht entftehen. Sondereigen und Sonderwirthſchaft 
mußten bier, zumal wenn Römer und Germanen Cine Gemeinde bildeten, von 
Anfang an eine weit höhere Bedeutung haben. -Häufig fehlte es ſogar ganz 
an einer gemeinen Mark, und ed mußten von den germaniſchen Volfsrechten, 
welche den Gedanken der alten Gemeindegenoſſenſchaft noch feit genug bielten, 
um ohne eine Gemeinmark feine Gemeinde vorftellen zu koͤnnen, eigenthümliche 
Beſtimmungen zur Bejeitigung diefed Mangels getroffen werden. Sp wurde 
feftgejeßt, daß wenigftens zwiſchen den einzelnen Theilhabern eines verloften 
Grundſtücks Wälder und Weiden gemeinjam bleiben follten, und ed wurbe 
denen, die fein Sondereigen an Wald erhielten, jogar die Benutung fremder 
Wälder freigegeben, ihre Hinderung mit Strafe bedroht). Gin fehr großer 
Theil des romanijchen Landes war in Latifundien mächtiger possessores ver 
theilt, weldhe von abhängigen coloni bewirthihaftet wurden; auch in dieſe 
Verbältniffe traten nunmehr die Germanen ein und bildeten aus den Latifundien 
germanifche Grundherrſchaften. Aus den romaniſchen Provinzen des Franken⸗ 
reichs wirkten dann alle diefe Veränderungen auch auf die deutjchen Provinzen 
ſehr ſtark zurück; aber freilich war die Zerfegung der alten Gemeindeverfaffung 
eine ungleich Iangjamere und unvollftändigere da, wo Das germanijche Element 
fiegte, als in den Ländern der fpäteren romanischen Nationalität. Insbeſondere 
waren in Deutihland alte vollfreie Bauer- und Dorfgenoffenichaften noch zur 
Zeit der Karolinger die eigentliche Grundlage der Berfaffung, während fie in 
Frankreich ſchon jelten wurden. So erhielten fi) denn in Deutichland auch 
ipäter freie Gemeinden in nicht unbedeutender Zahl, während in Frankreich 
ichlieglih in dem Satze nulle terre sans seigneur die äußerſte Grenze jener 
freiheitsfeindlichen Entwicklung erreicht und aud der letzte Reft der freien Ge- 
meinde durch die Grundherrfchaft zerſtoͤrt wurbe, 


** Vgl. unten $ 14. 
%) L. Burgund. tit. 28. 
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89. Engere und weitere Markgemeinden. — Politifhe und wirth- 
ſchaftliche Gemeinde. 


Urjprünglich war jede politiihe Genoſſenſchaft eine Marfgemeinde und jede 
Markgemeinde eine politiiche Genoffenichaft. 

Allein wenn auch die Gaugenoffenfhaften und das Bolt jelbft Mark 
gemeinden waren, weil auch fie unvertheiltes Gejammtland bejaßen, über welches 
fie in demjelben Verfammlungen oder ftatt ihrer dieſelben Vorſteher verfügten, 
weiche in politiichen Angelegenheiten entichieden: jo waren fie doch deshalb Feine 
wirtbichaftlihen Verbände‘). Volks- und Gaumarken wurden nicht für bie 
Bebürfniffe der Einzelwirthichaften der Volks- und Gaugenoffen verwanbt, 
jondern dienten unmittelbar den Zwecken der Geſammtheit ald Einheit; deshalb 
trat an ihnen dad Recht der Gejammtheit jo in den Bordergrund, daß fie den 
Charakter eines öffentlichen Eigenthums annahmen und als ſolches mit der 
Bildung größerer Reiche auf das Reid und feinen Vertreter, den König, über⸗ 
giengen. Demfelben Schickſal ſcheint die Mehrzahl der Centmarken verfallen 
zu fein, während in einzelnen Gegenden, beſonders im weftlidhen Deutichland, 
die Gentmarfen ein Geſammteigenthum der fi ihrer zu wirthichaftlichen Zwecken 
betienenden Gentgenoffen und die Gentgenoffenfchaften ſomit zugleich Mark⸗ 
— blieben oder wurden?). 

So entftanden politifche Genoſſenſchaften in Land, Gau und Gent, welche 
durch keine Markgemeinichaft verbunden waren und fomit jeder Iandwirtbichaft- 
lichen Bedeutung entbehrten?). 

Umgekehrt dagegen kamen diefen rein politifchen Genoſſenſchaften gegenüber 
rem wirtbichaftliche Genoffenichaften, wie fie uns fpäter begegnen, noch nirgend 
vor. Nur die Keime des fpäteren Auseinanberfallens der politifchen und wirth- 
ihaftlihen Gemeinden fallen ſchon in dieſe Periode und müſſen daher noch 
angedeutet werden. 

1. Zunädjft entftanden auf Grund räumlicher Veränderungen frühzeitig . 
Markgenofſenſchaften, welche mehrere Dorfichaften verbanden, ohne doch weder 
die Bedeutung einer Gent nod die einer Bauerfchaft zu haben. Insbeſondere 
auf drei Wegen war dies möglich. 

1) Es kam vor, da eine alte Centmark oder Stüde einer ſolchen im 


1) Man kann daher nicht mit Maurer, Einl. ©. 46 f. fagen, es feien ganze 
Länder (3. B. Baiern, Alamannten, Thüringen, Kärntben, Krain, Oefterreich) aus 
Marfgenofjenichaften Kervorgegangen. Denn daß fie zu irgend einer Zeit eine un- 
vertheilte Geſammtmark beſaßen, blieb auf ihre Bildung ohne beſtimmenden Ein- 
fu. Nie aber waren fie, wie fich dies Maurer vorzuftellen ſcheint, Markge⸗ 
meinden im Sinne wirtbichaftlicher Genoflenichaften. 

2) VBgl. Rote 1517 zu 8 7. 

3 Vgl. den folgenden 8. 

L 





82 Die freie Genoffenfchaft des alten Rechts. 


Geſammteigenthum der Sentgenoffen ober eines Theils derfelben blieben, während 
bie polittihe Gent durch Verwaltungs⸗Maßregeln oder durch die privatrechtliche 
Behandlung der erblich gewordenen Grafenämter verfhoben wurde. 

2) Häufiger noch entitanden größere Marken durch die mit ber wachjenden 
Bevölkerung fi in fteter Progreſſion vermehrenden Neuanfievlungen auf ber 
Markt eined Urborfs‘). Theils von denjenigen Dorfgenofjen, fir welche im 
Urdorf feine Hufen mehr vorhanden waren, theild aber auch von Fremden 
wurden nach Beichluß oder mit Genehmigung des Urborfs neue Dörfer auf 
ber unvertheilten Mark begründet. Urjprünglih nun galten dieſe Tochter⸗ 
Anftedlungen in rechtlicher Beziehung lediglih als Theile oder Zubehörungen 
des Urborfs‘). Ihre Bewohner waren Mitgenoflen der alten Marktgemeinde, 
bie jet nur, ftatt auf Einem Punkte Eoncentrirt, auf verfchievenen Stellen 
ihres Gebietes zerftreut oder vielmehr gruppenweis wohnten®). Aber bie 
Macht der thatjächlichen Verhältniffe und das Bebürfnig drängten mehr und 
mehr, und vor Allem da, wo fi die Kolonialbildungen verwielfältigten und 
die Tochterbörfer ſelbſt Mutterbörfer wurden”), zur Aufhebung des alten 
Zufammenhangs bin. Auf der anderen Seite wiberftrebte das Gefühl der 
Gemeinschaft einer jofortigen und vollitändigen Trennung und ließ ed zu 
einer folhen überall nur ſo weit fommen, als fie gerade nothwendig fdhien. 
So wurde denn eine allmälige und fchrittweife Löſung der Gemeinſchaft faft 
überall die Form, in welcher fih bie Sonderung vollzog*). Am früheften 
und vollftändigften errangen die einzelnen Dorfichaften fih die politifche 
Gelbftändigkeit. Sie hatten eigene Berfammlungen, wählten eigene Vorfteher, 
errichteten eigene Willfüren und wurden endlich auch der äffentlichen Gewalt 


9 Landau, Terr. 115f. Maurer, Einl. ©. 46 f. 174. Mar. 6f. 
Dorfv. L 225. WB. Maurer 1, c. 222. Hanffen b. Falck VI 25f. Thu- 
bihum, Markv. 277 f. 

6) Dal. 3. B. die von Landau allegirten Urf. aus Dronke, cod. dipl. Fuld, 
Nr. 527 und Miraeus, Op. dipl. L 125: villam Vespringen...... cum omnibus 
villulis et viculis; und: villam Barisiacam .. .. cum universis villulis ad se 
aspicientibus. 

6), Landau ©. 119: „Die Mark bildete... ein einheitliches Gebiet mit 
einer bald größeren, bald geringeren Zahl von Dörfern, welche in rechtlicher Be⸗ 
ziehbung aber nur Ein Dorf daritellen. Der gefammte nicht in Privatbefib ftehende 
Boden iſt ihr gemeinfames Eigenthum, und barum find zwijchen ben einzelnen 
Dörfern auch nirgend Grenzen“. 

) Died darf man aber nicht mit Landau S. 118 für ben einzigen Anlaß 
der Markſcheidung halten. 

8, Einen freilich ſehr problematifchen Verſuch, an einzelnen Marken dieſen 
Proceß Hiftoriich nachzumetien, bat Landau gemacht. So z. 3. Terr. ©. 121 
. bis 137 bezüglich ber Mark Heppenheim, 137—142 bez. der Mark Fulda. Nach- 
weife aus fpäterer Zeit giebt Hanfjen, Gehöferfchaften, bef. S. 87f. 
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gegenüber die eigentlichen Ortögemeinben, während fie früher nur Theile von 
Ortögemeinden gemwejen waren. Noch im angelſächſiſchen Recht aber nahmen 
+ D. die meift drei oder vier Dorfihaften umfaffenden Genofjenfchaften in 
vielen Beziehungen die Stelle der Ortsgemeinden ein und hatten ben wefent- 
lichſten Einfluß auf die Geftaltung des Gerichts- und Verfaſſungeweſens 9). 
Im Rorden ftand jogar das Kochterdorf in ftrenger Abhängigkeit vom Urborf; 
& Tonnte binnen drei Sahren wieder zurüdberufen werben, es mußte bei 
Eanditreitigkeiten das eimfeitige Zeugniß jenes gelten laſſen, und feine Bewohner 
galten den Abelbonden gegenüber nur als einfache Freie). Im der Schweiz 
und an anderen Orten haben jogar bis in unfere Tage vielfach ftatt der 
einzelnen Dörfer Komplere von Ortſchaften die Landgemeinden gebildet '’). 
Alein überwiegend wurde, beſonders in Deutſchland, ſchon früh bie einzelne 
DVorfihaft als die eigentliche politifche Ortsgemeinde betrachtet, auch wenn fie 
in anderen Beziehungen fid) noch nicht aus der Gemeinfchaft mit Mutter- 
oder Schwefterbörfern gelöft hatte. — Diefer allmäligen Cmancipation der 
Tohtergemeinden in ihren politifhen Beziehungen entiprah nun aud im 
Allgemeinen ihre Geftaltung bezüglich des Grundbefiges und der Markwirth⸗ 
ſchaft. Zuerft gieng das echte Eigenthum der ihrer Sondernugung dienenden 
und von ihnen auf eigene Hand bebauten Feldmark auf fie über. Nur jehr 
vereinzelt erhielt fich auch bezüglich dieſer noch bis in fpätere Zeit eine Ge 
meinihaft 1?) oder eine Spur derſelben in gegenjeitigen Weiderechten und aͤhn⸗ 
lihen Servituten). Demnädft wurden aber vielfach auch Wiejen, Weiden 
und Baldungen ausgeſchieden und damit die gefammte Mark getheilt und die 
alte Genofjenjchaft fo vollitändig vernichtet, daß jelbft Die Spuren ihrer einftigen 
Eriftenz erlofchen. Dies war im größten Theil von Deutſchland, durchgängig 
im Norden und DOften, der al. In anderen Marken dagegen war ber 
Biderftand gegen die Zerfplitterung der Gemeinmark erfolgreicher und diefe 
blieb deshalb im größerem oder geringerem Umfange im Gejammteigenthum 
der alten ans mehreren Dorfichaften beftehenden Genoſſenſchaft. Auch hier 
zeigt ih, je Höher wir in der Gefchichte Hinaufgehen, deſto ftärferer Hang 
zum Feſthalten der Gefamminerbindung, jo daß die fpäter mehr als zufällige 


9%) Darüber handelt ausführlich W. Maurer 1. c. 

0, Hanfjen b. Falck VI 25. Maurer, Einl. 178. 179. Züt. Low I. 
41. 51. 

1) Ein Beifpiel, wonach noch bis 1748 brei Dörfer in Heffen Eine Ge- 
meinde mit gemeinſchaftlichen Gütern, Nechtöftreiten, Schulden, Steuern u. ſ. w. 
bildeten, 6. Zandan, Terr. ©. 119. 

2) Beilpiele 6. Maurer, Etnl. ©. 179. 180. 181. 200. 221. Dorfv. I, 
22. 23. Bol. Note 94 ib. aus einem ungedrudten Lagerbuch: Zelln, Harxheim 
und Nivern seindt ein gemeindt . . . mit 124 gemarcksteinen ringsheram 
untersteint. 

” Grimm, W. 1 44. 103. 160. 721. Maurer, Einl. S 194. 197. 200. 

6* 
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Ausnahmen erfcheinenden großen Markgenoffenichaften fih für bie ältere Zeit 
als eine allgemein verbreitete und regelmäßige Bildung darftellen +). 

3) Weil dies der Fall, jo mußten fih in den Zeiten der erften Anfteblung 
oft aud von Anfang an größere Gefchlechter oder auswanbernde Genoffen. 
haften, die in der Heimath in einem derartigen Markverbande gelebt Hatten, 
in der Weiſe nieverlaffen, daß fie mehrere Adlerbau-Gemeinden und doch nur 
Eine Markgenofſenſchaft bildeten *). Dann entftanden aber weientlich diejelben 
Verhältniſſe, als wenn die Berzweigung erft innerhalb der Mark ftattgefunden 
bätte, und auch das Schickſal der allmäligen Auflöfung war ein gleiches. 
Höchit ausnahmsweiſe dagegen nur Tonnte es, vielleicht in Folge der Reaktion 
gegen vorangegangene Zerfplitterung, vorkommen, daß felbftändige Gemeinden 
Theile ihres Gebietes zufammenwarfen und fo auf ſynthetiſchem Wege eine 
größere Marktgemeinde ſchufen '*). 

Wie nun auch immer derartige Markgenoffenichaften, welde fi mit 
feiner Cent⸗ ober Ortögemeinde deckten, entitanden fein mochten, ihr Charakter 
war immer der, daß ihre Bedeutung fi im Wejentlihen auf wirthichaftliche 
Zwecke beichränkte. Einzelne Reſte einer weitergehenden perjönlichen Berbin- 
dung erhielten fich freilich auch in ihnen, allein die Grundlage und der Inhalt 
ihrer Vereinigung wurbe doch mehr und mehr die unvertheilte Mark, ihr 
Friede ein Markfriede, ihr Recht ein Markreht, ihr Vorfteher ein Marf- 
vorfteher, ihre Gerichte Markgerichte und Markfachen der Gegenitand ihrer 
Beichlüffe. Nur muß man fi hüten, in ſolchen ganz oder vornemlih auf 
eine gemeinſame Benutung der unvertheilten Mark gerichteten Genoſſenſchaften 
der älteren Zeit privatrechtliche Korporationen im heutigen Sinne zu erbliden. 
Denn da das germanifche Eigen immer eine Grundherrihaft und damit zu- 
gleich Befugniffe, die wir heute als Ausflug politifher Gebietshoheit anfehen, 
umfaßte, wie territoriale Gerichtsbarkeit, Polizei- und Zwangsgewalt, fo hatten 


14) Weber die allgemeine Berbreitung ber größeren Marken in früherer Zeit 

vgl. Landau S. 143—150. Thudichum ©. 127f. und Maurer. Lepterer 
giebt auch eine Weberficht ber ſpäter fortdauernden großen Marken, bef. in ber 
Schweiz, im Elſaß, in der Pfalz, im Rheingau, in Weftfalen, Niederſachſen und 
Heften. Maurer, Markeny. Einl. S. 192f. Dorfv. I. 23. 
.. 1) Died war 3. B. erweislich in Dithmarfchen der Fall, wo bas große frie- 
fifche Geichlecht der Bogbemannen fi in zwei Marken am Seeftrande, mehrere 
ſächſiſche Gefchlechter fi im innern Lande in zwei andern Marken nieberlteßen, 
und bis Karl d. Gr. 804 fie dem fränlifchen Reich als einen eigenen Gau vereinte, 
ſelbſtändige Landes- und Markgenofjenichaften bildeten. DabImann, Neocorus I, 
211. 241. 244. 251. 263. 275. 591f. 595f. 606. IL 31. 35. 800. 

1e) Ganz unhaltbar ift die Vermuthung W. Maurers 1. c. ©. 209, bie 
angelfächfiichen Marken jeien in ber Weife erwachſen, daß einzelne Dörfer, bie 
zufammen eine politifche Gemeinde bildeten, allmältg zu einem größeren Berbande 
auch von markgenoffenichaftlichem Charakter fortjchritten. 
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bis über das Mittelalter hinaus die Markgenoſſenſchaften ſchon ihres Mark⸗ 
Eigenthums wegen neben der privatrechtlichen Seite eine Sffentlichrechtliche 
Bedeutung '7). 

Erft aus fpäterer Zeit haben wir über foldhe fi mit Feiner politischen 
Vollöglieverung dedenden Markgenoffenichaften nähere Nachrichten. Allein 
von dem Stempel hohen Alters, welche ihre Einrichtungen tragen, abgefehen, 
weiien auch direkte Zeugnifſe darauf bin, daß jchon in vorkarolingifcher Zeit 
berartige Verhältniſſe vorkamen. So wird fdhon in der lex Salica, während 
doch durchgängig .die einzelnen vici als die politifchen Gemeinden erfcheinen, 
der Fall erwähnt, daß drei Dörfer einen gemeinſchaftlichen Stier befiten, was 
auf gemeine Weide ſchließen läßt'e). Und oft erfcheinen fchon in älteren 
Urkunden Marken, die weder mit einem Gau, noch mit einer Hunderte, noch 
mit einer Dorfmark zufammenfallen 19). 

I. Neben einer ſolchen räumlichen Trennung politifcher und wirthfchaft- 
liher Gemeinden kam ſpäter auch eine Trennung der politifchen und wirth- 
Ihaftlihen Gemeinden innerhalb der einzelnen Dörfer und Bauerſchaften je 
nah den berechtigten Perfonen vor. Davon ift in der Älteren Zeit feine 
Spur zu entdecken. Ausnahmslos galt der Grundſatz, daß wer als Vollgenoffe 
in die Dorfgemeinde aufgenommen wurde, zugleich volles Anrecht am Geſammt⸗ 
Eigenthum erlangte, wer geringer oder gar nicht an letzterem berechtigt war, 
and geringeres oder gar Fein politifched Recht in der Gemeinde hatte; daß 
baber bloße Schußgenoffen gleichzeitig ded privaten und politifhen jelbftän- 
tigen Gemeinderechts, Ungenoflen jedes Rechts entbehrten. Freilich wohnten 
ſchon jeßt vielfach Leute in den Dörfern, die keine Genofjen ober doch bloße 
Shußgenofjen in der Gemeinde waren; Unfreie und Hörige aller Art ſaßen 
auf den Hufen vollfreier Bauern; Freie wohnten ohne Hufe im Dorf; völlig 
grundbefiglofe Leute mochten ſchon jegt im fremden Haufe fiten. Alle folche 
%ute aber Hatten, wie fie einen Mitgenuß der wirthichaftlihen Vortheile 
entweder gar nicht oder nur durch ihren Herrn und in deſſen Namen ober 
aus Gnade hatten, jo keinen felbftändigen Antheil am Dorfregiment, Dorf 
frieden und Dorfrecht, fie waren jo wenig wie fremde oder Weiber und 
Kinder Mitträger der Genofſenſchaft ”). 

17) Bgl. umten 8 24. 53. 

19 L. Sal. IH. 9. Dazu Waip, dad alte R. ©. 126. Maurer, Etnl. 
€. 151. Dorfv. 1. 22. 

Wenn es z. DB. b. Nengart I. ©. 46 heißt: in Kerebateswilare 
marcha in loco qui dicitur Kerebateswilare, jo fanı die marcha, weil wilare 
lich Weiler ift, kein pagus gewefen fein; doch aber liegt noch eine engere Mart 
(oeus) in ihr. Dffenbar war Kerebateswilare das Urborf und gab daher zu- 
gleich ber aus feiner Dorfmark entftandenen größeren Mark den Namen. 

%) Bol. unten 8 24 58. 55. 
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8 10. Dad Berhältniß der rein polttifhen Genoffenfhaften zu 
Grund und Boden. 


Bon der Verbinglichung, welche alle angeſiedelten Genoffenfchaften ergriff, 
wurde, wie wir gejehen, ebenjowol wie das wirthihaftliche, auch das politifche 
Element derſelben betroffen. Blieb beides ungetrennt, fo mußte ein folder 
Proceß fih früh und vollftändig vollziehen. Aber auch in ben rein politifchen 
Berbänden, wie fie in Folge bed Wegfalls einer gemeinen Mark ober bes 
Anseinanderfallend der wirthichaftlichen und politifchen Genoffenfchaften ent- 
ftanden, trat der perjönliche Zufammenhang mehr und mehr in den Hinter- 
grund gegenüber der wachſenden Bedeutung des durch die dingliche Verknüpfung 
mit einem beftimmten Territorium gefchaffenen Bandes. Je enger der Verein, 
deſto fchneller griff die Verdinglihung um fi: die Hundertfchaft, der Gau, 
die Stammes und Volksgenoſſenſchaft unterlagen in ftufenweifer Aufeinanber- 
folge einer derartigen Wandlung. Schon bald nad den Wanderungen verftand 
man unter Hundertfchaft und Gau oder den entfprechenden Glieberungen mehr 
Sintheilungen des Landes als engere Volksgenoſſenſchaften und dachte bei 
diefen Namen an einen beftimmt abgegrenzten Bezirk, zu welchem eine Anzahl 
enger verbundener Leute gehörte, nicht Mehr an einen perjünlichen Verein, 
der unter Anberem auch ein Territorium beſaß. Bezüglich des Stammes und 
Volkes überwog bis ins ſpäte Mittelalter der Gedanke, daß es perjönlich ver- 
bundene Genoſſenſchaften ſeien, die mit der Aenderung ihres Gebietes nicht 
zerftört worben wären, allein in wichtigen Beziehungen drang doch auch 
bier die Anſchauung durch, daß der Stamm Zubehör einer Provinz, das Volk 
eines Landes fei, und daß zulebt durch diefe ihre Gebiete Stamm und Bolt 
bedingt und beftimmt würben. 

In allen diefen Verbänden gab, wenn und foweit fie dinglich wurden, 
nicht nur die Anjäffigkeit, jondern auch ſchon die bloße paſſive Zugehörigkeit 
zum betreffenden Gebiet Anſpruch auf den Schuß der betreffenden Genoffen- 
fchaft und legte dem entiprechende Pflichten auf; fie machte aljo zum Schuk- 
genoffen. Um aber attiver Genofje zu fein, mußte man aus eigenem Recht 
eines der den Bezirk bildenden Grundftüde, die ja mehr und mehr die eigent- 
lichen Träger der Verbindung wurden, vertreten, man mußte Gewere nad) 
Volksrecht an qualificirendem Grund und Boden haben. Volles Recht und 
volle Pflicht in der Genoſſenſchaft gab daher nur das echte und freie Eigen 
einer vollen Hufe. Weil aber die Hufe theilbar wurde und man bald nur 
einen Theil einer folden, bald eine ganze Anzahl von Hufen befiten Zonnte, - 
fo entftand auch in den politifchen Beziehungen die Möglichkeit eines getheilten 
Genoſſenrechts, was mit der urfprünglichen Idee der perſönlichen Genofjenihaft 
ganz unvereinbar gewejen wäre. 

Es braucht wol nur im DVorübergehen bemerkt zu werben, wie dieſes 
Prineip der Verdinglichung der politifchen Verbände von dem modernen 


8 10. D. Berbältn. ver rein poltt. Genoffenfch. zu Grund u. Boben. 87 


Princip der Territorialität im innerften Weſen verfchieden ift, wenngleich 
es natürlich in feinen Wirkungen bemfelben Aehnlicheres herborbrachte, als 
ber patriardhal-perjönliche Genoffenverband. 

Die einzelnen Konfequenzen diefer Richtung treten bauptjächlich in Ver⸗ 
bindung wit dem von anderer Seite eindringenden Herrſchaftsprincip hervor 
und Tönnen daher erft bei Beſprechung der Umbilbung, weldhe die öffentliche 
Gewalt durch die Herrichaftsidee erfuhr, näher gewürdigt werden. Nur ift es 
wichtig, Darauf hinzumeifen, daß and in der Genoſſenſchaft felbft fich das 
gleiche Geſetz der Berdinglihung vollzog und unabhängig von der Veränderung 
ihrer perfönliden Organtfation aud dann, wenn fie frei geblieben wäre, voll» 
zogen haben würde, wie Died die fpäteren Zuftände der freien Landesgemeinden 
am Meer und im Gebirge darthun. Deshalb wurden auch in ganz gleichem 
Make die monarchiſch⸗ariftokratiſchen Reiche auf römischen Boden, wie die ein 
mehr demofratifches Element bewahrenden Reiche Englands und des Nordens 
von diefer Veränderung betroffen. Ueberall wurden die wichtigften politifchen 
Rechte und Pflichten mehr und mehr an den Grundbeſitz geknüpft, ja gerabezu 
als Ausflug non Grund und Boden betrachtet, und wurben dengemäß nad 
der Art und Größe des Grunbbefiges gemeſſen und abgeftuft. Bor Allem 
wurde der Stand, der nad der älteren Auffaffung ja eben in der Stellung 
bes Einzelnen zur Volksgenofſenſchaft und ihren engeren Kreifen berubte, nun- 
mebr ibentificirt mit dem Grundbefttz. Echtes freies Eigen, einft nur bie 
Folge der Freiheit, wurde jegt deren Grundlage und Bedingung und es entftand 
daher neben der gemeinen Freiheit ein gemehrtes und ein gemindertes Freiheits⸗ 
recht als Folge eines das alte Maß überfteigenden oder hinter ihm zurück⸗ 
bleibenden Grunbbefites. Dem Iandlofen Dann, mochte er auch als freier 
Volksgenofſe geboren jein, fehlten die aktiven Freiheitsrechte, er hörte auf, 
jelbftänbiger Genofie in den freien Bereinen ded Gaues und des Volkes zu 
ſein, und wenn er nicht ohne jede Verbindung mit dem Gemeinwefen bleiben 
wollte, mußte er fi einem Herrn amfchliegen, um jo mittelbar als Schup- 
genofie an ben öffentlichen Verbänden Theil zu nehmen. Daran, daß er dies 
that, hatte Die Geſammtheit ein Interefie, denn fte konnte keinen unverbundenen 
Mann in ihrem Gebiete dulden, und deshalb machte das angelſächfiſche Geſetz 
dem Landloſen ausdrücklich zur Pflicht, fich zu verherren. 

Insbeſondere wurden nunmehr Recht und Pflicht im Heer und im Gericht, 
diefen beiden unmittelbaren Erjcheinungsformen der Genoſſenſchaften, als Folge 
des Grundbeſitzes betrachtet. So galt im Farolingifchen Reich eine genaue 
Abftufung der Heerbannepflicht nah dem Maße des Grunbbefites (wobei 
freilich als Surrogat auch der bewegliche Befitz in Betracht fam)'), es war 


9 Bgl. bef. Cap. Karol. M. a. 808. Perg I. 119. c. 1. Cap. Lib. IH. 
e. 5. L. Aistulph. (Baudi) c. 2. 8. Gerſchiedene Art der Bewaffnung nach bem 
Orunbbefig.) 
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für die Theilnahme am Gent» und Gaugericht freier Grundbeſitz in Cent 
oder Gau, für das Schöffenamt ein beftimmted Maß ſolches Grundbeſitzes 
erforberlih. Alle Dienfte und Abgaben überhaupt, weldhe dem nicht privile 
girten Freien im Laufe der Zeit zu Gunſten der Geſammtheit und des Königs 
oder feiner Beamten auferlegt wurden, jah man gleichfalls als dingliche Laſten 
an und bemaß fie nach Zahl und. Größe der Hufen. Immer wird z. B. in 
ben angelfächfiichen Smmunität3-Privilegien ausbrüdlich der Grund und Boden 
jelber befreit, und bie drei Hauptpflichten des öffentlichen Rechts, von denen 
es Teine Befreiung giebt, die in Heerespflicht, Burgbau und Brüdenbau be 
ftehende fogenannte trinoda necessitas?), werden ganz und durchaus in der 
Form von Reallaften vorbehalten. 

Dennoch, fo groß dieſe Umwandlungen waren, erhielt ſich in der karolin⸗ 
giſchen Zeit in den politiihen Verbänden ber Senten und Gaue, bis zum 
Ende des Mittelalters aber in Stamm und Volk der alte Gedanke. einer 
perfönli en Genoſſenſchaft in den wicdtigften Beziehungen lebendig. Bor 
Allem das Recht ſelbſt blieb ein perfönliches Beſitzthum der Genoſſenſchaften 
und neben bem Syſtem der an Grund und Boden haftenden Rechte und 
Pflichten galt die Perjonalität des Stammed- oder Volksrechts als unverbrüch- 
licher Orundfag. Der Kern dieſes Satzes aber war eben die Auffaffung des 
Rechts als des gemeinjhaftlihen Beſitzthums einer Genoſſenſchaft, an dem 
jeder einzelne Genoſſe Antheil hatte und das er, wohin er auch kommen 
mochte, mit fi trug?). Wie die Mitgliedjchaft in den Genoffenfchaften des 
Gaues oder Volkes, jo war daher auch dad Recht eine Folge der Geburt, und 
nur ausnahmsweiſe lieg man bei den allgemeinen professiones juris eine 
einmalige Wahl des Rechts zu, oder geftattete durch Tönigliche Bewilligung 
die Annahme eines fremden Rechts, oder zwang Fremde (wargangi) in die 
Rechtsgenoſſenſchaft des Stammes oder Volkes, bei dem fie wohnen wollten, 
einzutreten. Auch als ftatt der alten Benennung nad bem Volk (Volfsrecht, 
leges populorum, lex Alamannorum u. f. w.) die Bezeichnung „Randredt“ 
für dad gemeine Recht auffam, war damit noch nicht ein eigentliches Recht 


2) Es heißt jtetd die expeditio, pontium structura, arcium munitio, ober 
bie trinoda necessitas, quae omni populo oommunis est, folle der terra, villa, 
tellus, dem rus, locus obliegen, und im Webrigen dieſes befreit fein (sit liberum 
rus etc.). Vgl. 3 B. Urf. v. 842. 850, 852. 939. 939. 940, b. Kemble, cod. 
dipl. I. ©. 16. 36. 48. 215. 217. 219. 221; oder Urk. v. 967 Nr. 534—537 
ib. II. ©. 12f, Aehnlich drüden fich die Urkunden in angelſächſiſcher Sprache 
and: sy hit (thaet land) a6lces thinges freoh bütan ferdfare and walgeworc 
and bryegeworc. Urk. v. 969—972 b. Kemble DI. Nr. 530. 577. 612. 680. 
681. 684. ©. 5. 49. 159. 279. 280 ıc. 

) es Gaupp, Anfiedl, S. 2183—264 u. 2. f. ©. R. Bd. 19. S. 161. 
Zöpfl, R. &. 8 5. Ed. Rothar. c. 90. Leg. Wilh. b. Schmid. II. c. 4. 
©. 1%. 
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des Landes im bentigen Sinme bezeichnet, ſondern das Recht der in einem 
beftimmten Lande lebenden und ihm zugehörigen Stammesgenofjenichaft *). 
So find, troß vielfacher Durchlödherung des Principe, noch Sachſenſpiegel und 
Schwabenfpiegel im Wefentlihen der alten Auffaffung des Rechtsbegriffs 
tren®), auch ihnen ift dad Landrecht das Hecht einer großen freien Genoffen- 
ſchaft, gleichwie das Recht der Geiftlihen, das Recht der Juden, das Recht 
der Lehns⸗, Hof» und Dienftverbände als Rechte befonderer Genoffen- 
ſchaften erſcheinen. 


B. Der herrſchaftliche Verband. 
J. Als perſoͤnlicher Verband. 
8 11. Die Entftehung der herrſchaftlichen Verbände), 


Wuchſen fo bie älteften Berfaffungs -Cinrichtungen unjeres Volles aus 
dee Genoſſenſchaft hervor, fo ſtand doch neben ihr von je die entgegen- 
gejette Form menſchlicher Bereinigung, der herrſchaftliche Verband 
Es ift dies in jeiner reinen Geſtalt diefenige Gemeinſchaft, in welder Einer 
das ift, was in der Genoſſenſchaft Alle find. Einer — und diefer Eine nicht 
als Träger einer abſtrakten Idee, jondern als finnlich lebendige Perfönlichkeit — 
ift der Herr und ftellt in fich die gefammte rechtliche Einheit des Verbandes 
dar. Er erſcheint als das Prius, nur durch ihn und in ihm ift die Vielheit 
verbunden. Friede, Recht und Gewalt in der Gemeinfchaft geben von ihm 
aus; fein Wille, feine Vollmacht, feine Anordnung, feine Entſcheidung gelten 
da, wo in der Genoſſenſchaft Gefammtwille, Wahl, Küre und Nrtelsfindung 
gelten; er allein repräfentirt den Verband als ſolchen nad außen und innen; - 
und auch in vermögensrechtliher Beziehung ift das fein Einheitsrecht, was in 
der Genoflenihaft Geſammtrecht zu fein pflegt. ' 

Bon Heinen Anfängen aus eroberte ber Herrichaftöverband allmälig das 
Leben der ganzen Nation. Aber diefe reiche, faft unüberjehbare Entwidlung 
gehört nur in zwei Beziehungen in die Rechtögefchichte der Genofjenichaft: 
einmal, jo weit der Herrichaftönerband die alte Genoflenichaft befämpfte und 


9) Es ift daher nur eine ungenaue Audbrudöweife, wenn ed jchon in ber 1. 
Ripuar. 31 (33) heißt: sicut lex loci continet. — Aud das Gaurecht der Cha- 
maver nennt fi) ewa Chamavorum, nicht ein Recht des Gans. 

5) Mobifieirt z.B. im Sachſenſp. I. 30: na des landes rechte und nicht 
na des mannes. 

1) Bergl. beſ. Maurer, Fronhöfe Bd. IL Waitz, Berfaffungsgeihichte 
. IL 170$. IV. 151—805. Abhandl. über die Anfänge der Baffallität in den Abh. 
ber Geſellſch. der Wiſſenſch. zu Göttingen Bd. VII. S. 69f. Roth, Beneflcial- 
weien. 8. Maurer, Adel, und kit. Ueberſch. J. S. 427f. II. S. 30f. Kemble 
L ©. 162f. 
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zerftörte; zweitens, fo weit er felber den Genoſſenſchaftsgedanken in ſich auf- 
nahm und dadurch modificirt und endlich aufgeldft ward. 

Die Entftehung aller Herrſchaftsverbände führt ebenjo wie die der &e- 
nofjenfhaften auf die Samilie zurüd. Wie die Genoffenjchaft der Erweiterung 
und Nachbildung des Gejchlechts, fo verdankte der Herrichaftönerband der Er⸗ 
weiterung und Nachbildung des Haufes fein Dafein. Bon fe erfeßte ber freie 
Mann in jeinem Haufe durch feinen alleinigen Willen Gemeinde und Bol. 
In diefen nur Glied einer höheren Gefammtheit, war er im Haufe Herr, 
Richter und Priefter, Träger und Schüßer alles Friedens und Rechte. Und 
als nad) der Anſiedlung der Hausftand im Hofe und feinen Zubehörungen 
dinglich geworben war?), fand die perfönliche Hausherrfchaft ihr getreues Abbild 
in dem zugleich öffentlichen und privaten Herrenrecht des wollfreien echten 
Eigenthbums an Grund und Boden. 

Bon Alters ber ſchon verband diefer perjänliche und dingliche Friedens- 
kreis des Hauſes und Hofes jehr verjchiebenartige Elemente: rechtloſe Unfreie, 
Hörige und Freigelafjene?) mit gewiffen, vom Volksrecht mehr oder minder 
anerfannten Sreiheitsrechten, die freie Gattin und die freien Kinder. Ungleichartig 
in Stellung und Recht kamen diefe Perfonen alle in Einem Punkte überein, 
fie waren Ölieder des Haufes, fie dienten dem Hausherren, fie waren, wenn 
nicht in allen, fo doch eben in den häuslichen Dingen von feinem Willen ab- 
bängig und fie nahmen am BVollereht und an der Volksgenoſſenſchaft nur 
durch Bermittelung feines Mundium Theil. Sie bildeten daher, als domus, 
familia, hired zufammengefaßt, eine gefchloffene, im Hausherrn verkörperte 
Einheit, eine Einheit fowol des Lebens“), wie deö Rechts. 

In die Sphäre ber Gemeinde- und Volksgenofſenſchaften griffen indeß 
bie häuslichen Verbände fo lange nicht ein, als ihre Bebentung eben auf bie 
Hauswirthſchaft beſchränkt blieb. Dies mußte der Fall fein, fo lange bie 
genofjenfchaftliche Gleichheit der Rechte und Pflichten aud in einer wenigftens 
annäbernben. faktiſchen Gleichheit ihr Abbild fand, fo lange jeder Haus- 
berr feine Hufe, der Bornehme, der Fürft und der König vielleicht eine etwas 
größere, jelbft bewirthichaftetee Anders aber wurbe es mit der wachlenden 
Ungleichheit des Befites und der Macht, mit der Bildung größerer Grund- 
herrſchaften und erblicher Herrſcherwürde. Mittel und Beranlaffung zur um- 
faffenden Erweiterung des abhängigen Perjonald auf den Höfen der Reichen, 


2, Charakteriſtiſch für diefe Auffaffung ift, daß !im Angelfächfifchen die Hufe 
hid (higid) oder hiwisc heißt, was den higan oder hiwan (Samiliengenoflen) 
entfpricht, daher mit familia überfegt wird. K. Maurer, Ueberſch. I. ©. 101. 

3), Tacitus Ausdrud in c. 25 Germ.: liberti ....raro aliquod momentum - 
in domo ſetzt voraus, daß bie Liberten einer fremden domus angehören. Cf. L. 
Burg. tit. 57: libertus ut in domini familio censeatur. 

4 Tac. Germ. c. 20. 
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beſonders aber der Könige, waren nun gegeben. Mit ber Vermehrung ber 
Zahl der von Einem abhängigen Unfreien nnd Hörigen wurben Unterſchiede 
unter dieſen gemacht, bie man früher nicht Tannte, die ſich nicht, mehr 
allein nach ihrer Stellung zum Volksrecht, ſondern nad) der freien Würbigung 
des Herrn beftimmten. ine ungleichartige Verwendung der Eingelnen, 
der Einen für Feldarbeit (die eigentlichen opera servilia), der Andern für 
die häuslichen Verrihtungen, wozu im Sinne der damaligen Naturalwirth- 
haft Handwerk und Kunft zählten, fand Statt), Die unmittelbare Lebens. 
gemeinfchaft des ganzen Haufes hörte auf, nur noch die bevorzugten Diener 
des Herrn aßen an feinem Tiſch und bildeten feine tägliche Umgebung. Die 
wichtigfte Veränderung aber, welche im Zufammenhang hiermit eintrat, war 
ohne Zweifel die, daß auch vollfreie BVolfögenoffen ſich in ben Dienft eines 
Herrn begaben. Rechtlich wol von je zuläffig konnte doch faktiſch erft da die 
Selbftergebung fi) ausbreiten, als Bebürfni auf der einen, Glanz und Anfehn 
einzelner Haushaltungen auf der andern Seite dazu trieben. Wer fo feines Genoſſen 
Mann wurde, konnte die Freiheit aufgeben. Nothwendig aber war dies nidht®). 
Bielmehr gab es bei allen Germanen ein feinem Weſen nad überall gleiches, 
auch in der Form nicht allzu verfchiedenes Rechtsgeſchäft, vermoͤge deflen man ſich 
unter Wahrung der perfönlihen Freiheit in die häusliche Herrichaft eines 
Andern ergab. Die Form dieſes Gejchäftes war wol ſtets mit Treueid und 
Handreihung verbunden). Der Inhalt aber war eim dreifacher. In 
vermögensrehtliher Beziehung übernahm der Eine die Verpflichtung zu 
Dienften aller Art, die fpäter indeß firirt wurden und bald in den hödhften 
Hof⸗ und Staatsämtern, bald in Kriegädienft, bald in gemeinen Frohnen, 
bald in bloßen Zinfen, bald in rein formalen Abgaben beitehen Fonnten®), 
wogegen ber Herr urjprünglih vollen Unterhalt, fpäter oft nur einzelne 
Bortbeile, oft ein Grundſtück, oft rein formale Gefchenke, oft nur die Rüd- 
gewähr aufgetragenen oder die Belaffung bisherigen Befitzes veripradh®). 


5, C£ Maurer, ronhöfe I. ©. 5. 6. 181f. Die Vollsrechte nehmen auf 
diefe Unterfcheidungen ſchon Rädficht. 

*, Das Gegentbeil hat Kemble 1. ©. 175f. auszuführen verfucht, ift aber 
von &. Maurer, Ueberſch. II. ©. 391—393 widerlegt. 

?), Gegen Waitz, Abhandl. cit. S. 116, der bie Hanbreidhung auf die Auf- 
nahme des Vafſallen befchränfen will, erflärt fih mit Recht Zöpfl 8 10. Note 2. 
Der Treueid wurde bei den niederen Stufen ber Kommendation nicht immer 
geforbert, fonnte aber ftetö verlangt werden. Waik J. c. ©. 102. 

% Diefe Dienfte konnten ausdrücklich bedungen werden, waren aber in ber 
Regel ſchon herkömmlich feftgefegt. — Die form. Sirmond. 44.: ingenusli ordine 
tibi servitium vel obsequium debeam zeigt, daß man knechtiſche Dienfte aud- 
Ichließen konnte. Hierauf beziehen fih die Ausbrüde homo ingenuus in obse- 
quio alterius 1. Ripuar. 31. 1, 2 etc. 

%) Die bei der Inveftitur üblich gebliebene Ausrüftung mit Pferd und 
Waffen ift ein Reſt. 
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In ſittlicher Hinficht entftand die Verpflichtung zu unbegrenzter gegenfeitiger 
Treue!) In politifher Hinficht wurde ber Friebens- und Herrichafts- 
treiß des Herrn erweitert, indem er eine freilich auf die Dienftangelegenheiten 
beſchraͤnkte Gerichtsbarkeit, Schutzpflicht und Schußgewalt, eine Vertretung bes 
Mannes gegen Dritte wie gegen die öffentliche Gewalt, einen Anſpruch auf 
Friedensbuße bei Berletung des Mannes, Turz ein herrichaftlihes Mun⸗ 
dium!!) über den Mann erlangte, für den Mann aber war damit eine Min- 
derung der Unabhängigkeit und Selbftändigfeit verbunden, indem er zwar be 
zuglih aller vom Verband nicht berührten Berhältniffe (befonders auch in 
vermögend« und familienrechtlicher Beziehung) an Volksrecht und Volksgericht 
noch ferner Theil nahm, partiell dagegen, jo weit der Verband eben reichte, 
ans einem Vollgenofjen zum Schuögenoffen und fomit in Gemeinde und 
Volt gewiffermaßen mittelbar wurde?“). — Allen jenen im Einzelnen ver 
fchiebenartigen Kommenbationen, weldhe im Frankenreich eine fo herworragenbe 
Pebeutung gewannen '*), find noch dieſe Grundzüge gemeinfam. 

Die fo in ben herrſchaftlichen Verband eingetretenen Freien waren e& 
wol vor Allem, welche zunächſt den Herrn als ein focial gleichftehendes höheres 
Hausgefinde umgaben. Mußten fie diefe Stellung dann aud nad) dem Be 
lieben des Herrn mit Hörigen und Sreigelafienen theilen, fo waren fie es bodh, 


10 Na Aelfr. Prol. 6. Schmid ©. 58, fol der Mann feinen Herrn 
lieben wie fich felbft. Sogar die Bande bes Blutes ftehen hinter ber Treue zurüd 
(Aelfreds Gef. 8. 42) und Berratb am Herm tft unfühnbar (Aelfr. Prol. ©. 58 
und Gef. 8 4). 

11) Gerade dies ift freilich vielfach in Zweifel gezogen. Snöbefondere ſieht 
Waitz 1. c. ©. 119f. gerade den Unterſchied des vasallagium von der 
trustis darin, daß leptere fein mundium gegeben habe. Allein feine ganze Auf- 
faffung der Bafjallität ala eines eigenthümlichen, von der alten trustis innerlich 
verfchtebenen Snftituts ift nicht haltbar. Roth, v. Maurer, Zöpfl erfennen 
das mundium überall an. Die Ausdrüde trustis, sermo, verbum, votum, tuitio, 
defensio, potestas, patrocinium, manus find in der That mit mundium, munde- 
burdio, mundeburdium völlig gleichbebeutenb. 

19, Diefe — die wichtigfte — Seite des Verhältnifſes ift bei ben verſchiedenen 
Stämmen am ungleichften audgebilbet. Gigenthümlich befonderö bei den Angel- 
fachfen, wo bie öffentliche Gewalt, indem fie die öffentliche Bedeutung bes Ver⸗ 
bandes anerkannte, ihn dafür andrerfeitö zur Grundlage ber gefammten Redhts- 
orbnung machte, und von jedem Ianblofen Freien fogar den Eintritt in einen 
Herrenverband erzwang (Maurer, Ueberſch. II. ©. 30f.). Daß man das Ganze 
als einen Friedensverein faßte, geht aus ber islänbifchen Bezeichnung des Herrn 
ald gridhmadhr, bed von ihm gewährten Domicils ald gridh GFriede) hervor. 
Ueber die manbot ald Buße für Bruch des Herrenfriedend cf. 3. B. ſchon Gel. 
Aethelbirds $ 25, Ines 8 76. 

ss Cf. bei. Waitz Lc. und Zöpfl 8 10, von denen Letzterer ben einheitlichen 
Character aller Kommenbati onen mehr hervorhebt. 
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nach welchen fih die Achtung und Behandlung ber ganzen Klaffe entſchied. 
Hierdurch war zuerft die Möglichkeit gegeben, daß der Dienft über bie Frei⸗ 
beit hob. Damit aber konnten fi bei fortfchreitender Erweiterung bed Ber 
bandes Inſtitute von der größten politifchen Tragweite aus der häuslichen 
Gemeinſchaft herausbilden. 

Das ältefte derartige Imftitut, welches uns in beftimmt abgegrenzten 
Formen entgegentritt, ift die Gefolgihaft!*. Ihr Wefen beftand darin, daß 
an ben Höfen der Könige und Fürften und bald auch der Großen fich gleich 
zeitig mit der Erweiterung ber Haushaltung zu einer wahren Hofhaltung die 
oberjte Klaffe der Hausdiener, welche nur noch kriegeriſche und Ehrendienſte 
zu leiften pflegte, von den Übrigen ſonderte. 

Als comitatus zuerft von Tacitus erwähnt'5), findet fi die Gefolgſchaft 
unter verichiedenen Namen bei allen germanifchen Stämmen wieder; als 
thegnas und gesidhas (fpäter nur noch als gesidheund-men) bei den Angel- 
jachjen !%), als gardingi und palatini bei den Öothen!?), als gasindii bei den 
Langobarden **), als domestici bei ben Burgunden!e), als huskarlar und 


4) Bol. bei. v. Savigny, verm. Schriften IV. ©. 9f. Eichhorn, R. ©. 
8 14. 16. 27. Köpfe 1. c. ©. 13f. Löbell, Gregor v. Toms S. 505f. 
K! Maurer, Übel, namentih S. 211f. Landau, Territorien ©. 244f. 
Gaupp, Anfiedl. S. 115—152. Sachſſe, Grundl. ©. 430f. $ 19. Beth 
mann-Hollweg ©. 59f. Wittmann ©. 82f. Roth, Beneficialweſen ©. 
1-33. Gemeiner, Gentenen S. 73f. v. Sybel S. 144f. v. Maurer, 
Sronböfe I. ©. 187f. Waig, Verfafſungsgeſchichte I. ©. 223— 238. 262—270. 
345—374. II. 228f. Auch Phillips, R. G. 8 13. 33. Zöpfl8 8 Walter 
8 22. Schulte 8 15. Daniele I. 8 119. ©. 883-844. Bezüglich des 
angelfähfiihen Rechts: Kemble I. ©. 162f. Schmid, Gloffar, v. Gesidh- 
candman und Thegen ©. 659. 664. 665. 8. Maurer, Ueberſch. I. ©. 338. 
Adel ©. 1377. 

19 Germ. c. 13—14. — Caesar d. b. G. VI, 28 ſpricht nicht, wie Eich 
born 8 16, Köpfe ©. 22 annehmen, von einem Gefolge ald organifchem Ver⸗ 
bande, jondern nur von einem vorübergehenden Anfchluß zum Zwed eines einzelnen 
Kriegäzugs. Bethmann⸗Hollweg S.68 f. Wittmann ©. 98. Thudichum 
©. 16. 8. Maurer, Ueberſch. II. 418}. Gemeiner ©. 75. Bath J. ©. 355f. 
Sole Aufanmlungen von Zreiwilligen durch Heerführer kamen Häufig vor: 
aber auch nicht einmal, wie Sybel S. 144 annimmt, ber Keim zu Gefolg- 
haften waren fie, jondern eine ganz verfchiebene nur auf Zeit berechnete Verbindung. 

6) K. Maurer, Schmid, Kemble I. c. v. Maurer, Fronh. I. ©. 138f. 
Das Wort gesidhas fant fpäter zur Bezeichnung für eine niedere Klaffe von ab⸗ 
Hängigen Leuten herab. Die thegnas wurden bie Thane und entfprachen ben 
fräntifchen Baffallen. 

8 Maurer, Abel S. 67f. Köpke ©. 195 theilt auch Bezeichnungen 
wie conviva, satellites, comites, Enogsros mit. 

8 Maurer, Mel ©. 40f. 

m) Maurer, Fronh. 1. S. 142. 
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hiredhmen im Norden”), und endlich bei den Franken als antrustiones und 
convivae regis, wofür ipäter, insbeſondere mit ber eintretenden neuen Ab⸗ 
fonderung ber ministeriales, die Bezeichnung als vassalli üblih ward?'). 
Wie fchon die Namen?), jo deuten alle uns überlieferten Züge darauf Bin, 
daß der Urfprung biefer Verbände lediglich in einer Crweiterung der häus⸗ 
lihen Gemeinſchaft zu ſuchen it. Ganz anders faflen noch beute bie 
Meiften das Gefolge auf. Sie jehen in ihm ein eigenthümliches mit dem 
Fürftenamt zufammenhängendes, mithin im Grunde nicht berrichaftliches 
jondern genoſſenſchaftliches Inſtitut“). Weil Tacitus den Gefolgsherrn mit 
bemjelben Namen benennt, den er kurz zuvor dem gewählten Bollsvoritand 
gegeben, jollen nur die Fürften das Recht, ein Gefolge zu halten, gehabt 
haben?*). Dan denkt fih dann ben Komitat als Ausflug der vom Volke 


20, &. Maurer, Ueber. II. ©. 898, 417. 

2) Waitz, Berfaffungsgefchichte IL. 208f. 607f. und Abhandl. cit. Roth 
l. c. ©. 116f. 276. K. Maurer, Abel ©. 76. 83f. v. Maurer, Fronhöfe 
I. ©. 147f. 3öpfl 8 10. Daniels, R. G. I. 8 136f. Walter 8 67. 
Schulte $ 43. Die Anfiht von Wat, wonad) die Bafjallen ein mit ber alten 
trustis gar nicht zufammenhängendes felbftändiges Snftitut geweſen fein follen, 
ift von Roth, K. Maurer, v. Maurer und ZÖpfl widerlegt. 

22) Die Namen bedeuten ausnahmalos Gefellfchafter oder Diener. Bei ber 
gefchilderten Entitehungsart ift der Wechfel der Bezeichnungen jehr erflärlidh, 
indbejondere auch, wie derſelbe Name im Laufe ber Zeit fich heben oder finten, 
oder für bie verfchiebenften Berhältniffe zugleidy gebraucht werden konnte. Go 
heißt 3. B. im Norden huskarl ebenfowol der Knecht des Bauern ald ber oberite 
Hofbeamte des Königs und erft Später legte Letzterer diefen Titel als zu niedrig 
ab. Der fränlifche vassallus oder vassus war urjprünglic der unfreie Diener, 
und noch ſpäter nannte man bie gemeinen Kolonen vassalli inferiores, Gasindii 
ift unfer beutiged Gefinde, gesidh ber Zolger, thegn wird mit minister oder 
Berviens wiedergegeben. Der hiredhman iſt der Hausmann, und dem entjprecdhend 
wird bie Geſammtheit der Gefolgsleute ald domestici, domus, familia, angel- 
jächfifch auch hired oder hiwan bezeichnet. 

23) Bejonderd 8. Maurer und G. v. Maurer, defien Fronhoͤfe von An- 
fang bis zu Ende den unwiderleglichen Beweis liefern, haben ben Urfjprung bes 
Gefolges wie alle Dienftverhältniffe aus dem Haufe betont. Vgl. Fronh. L 1838: 
„Das Gefolgewejen war feinem innerjten Weſen nach auf die Gemeinfchaft des 
häuslichen Lebens gegründet,“ 

2) Roth ©. 19 nimmt denn auch eine Unterordnung der Gefolgichaft unter 
die Gemeinde an. Gaupp ©. 145 fagt, die Geleitöverfaffung fei bis zu einem 
gewiffen Grade in die Volks⸗ und Gauverfaffung aufgenommen. Gemeiner in 
ben Gentenen erflärt das Gefolge für „ein vom Volke jeldft gejchaffenes Inftitut* 
Cf. Note 27. 

25) So Betbmann-Hollweg ©. 61. Roth S. 8f. Thudidum ©. 14 
Walter, 8. GL 821. Gemeiner, Gentenen ©. 76f. Waitz I. ©. 232f. 
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ũbertragenen Gewalt), ober wol gar eine nom Volke felbft dem Yürften 
gegebene Leibgarde, als Ausſchuß des Volksheers?). Andre haben allen Adligen 
eine Gefolgſchaft zu billigen, darin wol gar bad Weſen -bed Adels finden 
wollen"). Dem gegenüber ift ſchon früh das Gefolge als Privatinftitut bes 
zeichnet worden”), als eine beliebig vorgenommene Erweiterung ber häuslichen 
Gemeinihaft?). Das farblofe Wort princeps bei Tacitus wiberipricht bem 
nichter): alles Andere führt auf diefe Auffaffung mit Nothwendigkeit bin. 
Dei Tacitus wie in ben, fpäteren. Quellen und beſonders auch in Sagen und 
Gedichten*) wird das Gefolge ſchon Auferlih als Inbegriff derjenigen 
Männer geihildert, weldhe mit ihrem Herrn in ber engften Gemeinfchaft des 


Nach Wittmann S. 89 fogar nur bie Fürften einer ganzen Böllerfchaft, nach 
Gaupp ©. 146 dagegen alle Mitglieder des fürftlichen Gefchlechts. Außer dem 
Borte princeps führt man hierfür meift die Erwägung an, daß ed bie ganze 
ftantlihe Ordnung hätte durchbrechen müfjen, wenn Jeder ſich hätte mit bewaff- 
neten Begleitern umgeben Dürfen. Allein man vergißt, daß mit dem Recht noch 
nicht Allen die faktiſche Möglichkeit zu deſſen Ausübung gegeben war; daß Private 
jehr wol ein dem fürftlichen nachgebildetes Gefolge haben konnten, dad nur aus 
wenigen und weit niedriger ftehenden Perfonen beftand unb dennoch im Weſen 
daffelbe war; daß nur fehr bedeutende Komitate von öffentlicher Wichtigkeit fein 
konnten unb folche allerdings wol nur von Zürften gehalten wurden oder body 
ihrem Herrn bald die Fürſtenwürde verfchafften; und endlich, daß bie beſtehende 
(d. 5. genoffenfchaftliche) ftaatliche Ordnung allerdings in dem Gefolgeweſen einen 
ihrer gefährlichften Feinde Hatte, der fie in der That zulegt durchbrach. 

=) So wit auddrüdlihen Worten Waitz, Gemeiner u. A. Gaupp, 
Zöpfl und Landau wollen ein amtliches Gefolge und ein Privatgefolge 
unterjcheiden. 

7) Am weiteften geht Gemeiner, der bas Gefolge durch Volkswahl entftehen 
ft (S. 80. 81), ed als Spige der Gefammtverfaffung betrachtet, ihm nicht nur 
im Kriege eine Stellung an ber Spitze des Heered (S. 84), fondern im Frieden 
ben Charakter einer Behörde, eined consilium, eines Schöffentollege (S. 85-92) 
zufchreibt!! 

2), So Savigny 1. c. ©. 10f. Eichhorn $ 14%. Für Gaupp und 
Gemeiner find umgelehrt bie comites ber Adel. Ganz vereinzelt ift die Auf- 
faflung von Sybel (S. 150 1. c.), der das Gefolge als „die Nachbildung eines 
gentiliciichen Berbandes unter Geſchlechtsfremden“ anfieht. 

2°) Zuerft von Majer in ber Urverfaffung Germaniens, 

20) Auffallend ift, daß bezüglich der für bie ältere Zeit fo befonbers wichtigen 
angelſächſiſchen Berhältniffe in diefem Punkte zwifchen den neueren Forſchern, 
namentlich Kemble, Schmid und 8. Maurer, Uebereinftimmung herrſcht. 

29 8. Maurer, Abel ©. Bf. Landau, Terr. ©. 245f. Kemble ©. 17f. 
Dahn L ©. 76. 

3) Beſonders im Beovulf. C£. die Citate bei Waitz L ©. 373. 374 unb 
Kemblell c. 
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täglichen Lebens ſtehen). Ste wohnen und ſchmauſen am feinem Hofe**) 
begleiten ihn außerhalb beffelben bei feftlichen Gelegenheiten, Jagd⸗ ober 
Kriegözügen?®); fie dienen ihm ununterbrochen, zur Berberrlihung der Hof 
haltung im Frieden, im Kriege als ſchützende Leibgarbe ?%); fie bedürfen, um 
fih zu entfernen, des Urlaubs?). Im jeber Beziehung ift e8 ein Dienft- 
verhältnig, in das fie treten. Preiwillig zwar, aber ein Eid bindet fie, 
den Herrn zu vertheidigen, zu jchügen, ja felbft auf der eignen Thaten Ruhm 
zu Öunften jenes zu verzichten?®), Die unbegrenzte gegenfeitige Treue bedingt 
auf Seite des Folgers eine fo weitgehende und ſelbſtloſe Hingebung, daß es 
ihm Schmach ift, den Führer in der Schlacht zu überleben”). Zur Treue aber 
tritt die Pflicht ded dem vollfreien Germanen nah KXacitus wenig befannten 
Gehorſams, des Gehorfams in bärtefter Geftalt). Denn ber Führer 
ift und heißt ein Herr). Für ihn, nicht für das Vaterland noch auch nur 
für den eignen Ruhm kämpfen die Folger“). Sein Ermeſſen entſcheidet über 
bie Aufnahme in den Verband, über Thätigkeit und Dienft, Stellung und 
Rang eines eben, feine Anorbnung beftimmt die Organifation des Ganzen 
und das fie beherrjchende Recht). Sein Beifpiel ift die Norm*‘), feine 


33) Daher Ausprüde wie conviva regis in 1. Sal. 40, 1. 5. cf. Dahn U, 
S. 25 und fonft, Tifchgenoffen und Herbgenofien, beodgeneatas, heordgenea- 
tas bei den Angeljachfen. Maurer, Ueberſch. II. 389. 

2) Waitz L S. 47. 8 Maurer I. c. Maurer, Fronh. I. S. 137f. 
Germ. c. 14. Gegen Roth, Zeudalität S. 261, welcher annimmt, daß ſchon die 
alten comites Häufer und Land gehabt hätten, ck. Waitz ©. 350. N. 4. 

35) Daher die Namen comes, folgarius, folger. Bei Sidonius Apollinarius 
(Ep. IV, 20) wird ein fränftfcher Fürſt auf der Brautfahrt von ben Verwandten 
und socii comitantes in Triegerifchem Zuge begleitet. 

3, Germ. c. 13: in pace decus in bello praesidium. 

37, So wenigftend Die fränfifchen Antrufttonen. Roth, Beneficialweſen ©. 127. 

20) So der Inhalt des Älteften Treueides nach Tacitus. Die angeljächfifchen 
Dienftmannen fehwuren: zu lieben, was jener liebe, zu hafſen, was ihm zuwider. 

39) Germ. c. 14. Ammian. Marc. XVI, 12. 16: comites, flagitiam arbitrati 
post regem vivere et pro rege non mori. Angelſächſiſche und nordifche Bei⸗ 
fpiele bet Kemble und 8. Maurer l, c. 

“, „3a wenn ber Dienftherr den Vatermord beföhle, der Mann müßte ihn 
vollziehn." Köpke J. c. ©. 145. 

4) 3. B. Edict. Rothar. $ 13: dominus. 

#2) Germ. c. 14: principes pro victoria pugnant, comites pro principe. 
Schärfer kann der Mangel jener Selbftändtgfeit, die dem vollfreien Heergenofien 
zufonmt, kaum audgebrüdt werden. Daher find auch in leg. Bachis $ 11 ga- 
sindii und arimanni Gegenfähe. 

“) Gradus quin etiam et ipse comitatus habet, judicio ejus, quem 
sectantur. Es iſt natürlih, baß der Fürft bei Aufnahme und Würdigung im 
Gefolge außer ber perfönlichen Tüchtigleit auch edles Abkommen ober große ihm 
vom Bater geleiftete Dienfte berüdfichtigte, daß er in foldhen Fällen wol auch 
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Vürdigung die Ehre ber Folger“s). Gr übt eine Gerichtsbarkeit in bienft- 
lihen Angelegenheiten und frühzeitig tft er auch in andern Sachen dann eine 
legte Inftang über ben Dienftmann, wenn das Volksgericht vergebens ange- 
rufen ift“). Er ift berehtigt und verpflichtet, den Gefolgemann nad außen 
zu ſchützen und zu vertreten"). Endlich ftellt er auch in vermögendrechtlicher 
Beziehung die Einheit bed ganzen Verbandes dar, indem er aus eignen 
Ritteln die Koften feiner Aufrechthaltung, beſonders des gemeinfamen Lebens 
und der kriegeriſchen Ausrüftung beftreitet*%), wogegen er umgekehrt bad mit 
gemeinfamen Kräften Crbeutete erwirbt und nur, ſoweit es nicht zum noth- 
wendigen Unterhalt. verwandt wird, Gnadengeſchenke daraus an die Einzelnen 
giebt *"). 

Zweifellos lag biernah an ſich im Gefolgedienft eine Minderung ber 
vollen Freiheit des Volksgenoſſen“). Wenn fogar bei dem Gefolgsmann bes 


jüngeren und unerprobten Leuten eine bevorzugte Stellung, auf die fie ihrer eigenen 
Berbienfte wegen keinen Anfpruch gehabt hätten, zu Theil werben ließ. Das etwa 
ift der Inhalt der vielbejprochenen Worte in c. 13 Germ.: insignis nobilitas aut 
magna patrum merita principis dignationem etiam adolescentulis assignant; 
ceteris robustioribus aggregantur. Die zahlreichen abweichenden Erklärungs- 
verfuhe find von Waig L ©. 264—269 zufammengeftellt und kritifirt. Ins⸗ 
bejonbere find die Anfichten verer widerlegt (5. 264— 267), welche dignatio als 
dignitas verftehen (wie Savigny, Sybel ©. 144, 8. Maurer, Abel ©. 16) 
und wol gar das leptere Iefen wollen, wobei fie im Uebrigen zu den verfchiebenften 
Audlegungen (zum Theil bafırt auf die Konjeltur ceteri ftatt ceteris) gelangen. 
Tagegen haben außer Watt (S. 267— 269) befonderd Eihhorn $ 16. n. i, 
Sachſſe, Grundl. S. 480f., Betbmann-Hollweg ©. 59, Roth ©. 12, 
Bittmann S. 82f., Köpke ©. 17, Dahn I. ©. 70, Thudichum ©. 18, 
3öpfl ©. 258. n. 15 außer Zweifel geftellt, daß dignatio tranfitiv als Würbt- 
gang zu nehmen iſt. Adolescentuli find wol jchwerlih, wie Waitz annimmt, 
ach nicht Wehrhafte, fondern die fo eben erſt wehrhaft Geworbenen. 

“), Germ. c. 14, 

45) Germ. c. 13: magnaque et comitum aemulatio, quibus primus apud 
principem locus. 

) So fchon nad 1. Sal, (ed, Merkel) 96. c. 1 bezüglich des antrustio. 

N ch Note 11. 

“, Germ. c. 48. Daber angelfähf. hi&ford (dad heutige Lord), i. e. 
Brobgeber. 

®, Materia munificentiae per bella et raptus. Deshalb auch vorher: 
magnumque comitatum non nisi vi belloque tueare. Dagegen hatte der Krieger 
im Vollsheer einen rechtlichen Anſpruch auf einen Beutetheil. 

”) Das ift der richtige Kern in Kembles Ausführungen, und infofern hat 
er Recht, wenn er (J. ©. 173) fagt, bie Idee der Freiheit werde durch die of 
konour or to speak more strictly of rank and station erjeßt. Auh Maurer 
ud 8. Maurer ftimmen im Allgemeinen überein. Crfterer bezeichnet dad Ver⸗ 
hältniß des perjönlich freien Gefolgsmanned im Gegenfap zu Eihhorn I 849 ' 

L 7 
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höchften Ranges Förperliche Züchtigung wie bei anderm Hausgefinde möglich 
warst), wie hätte ſich derjelbe noch der alten vollen Gelbftmünbigkeit 
rühmen Fönnen? Klar war fi) das Volk deſſen bewußt, daß im Herrenbienft, 
und mochte er am glänzendften Köntgehof geleiftet werben, die alte Sreiheit 
untergieng5®). Dennoch errötheten ſchon zu Tacitus Zeit jelbft die Abldınm- 
linge der edelſten Geſchlechter nicht, im Komitat mächtiger Fürſten erblict zu 
werden 2). Sehr natürlih! Denn hier gewannen fie, was man höher zu 
ſchätzen begann als jelbft die Freiheit. Hier erichloß ſich ihnen ein neues 
Leben, ein erweiterter Ideenkreis; die engen Schranfen des bäurifchen Ge- 
meindewejend wurden durchbrochen, feinere Bildung und höfifche Sitte wurden 
gepflegt, Kriegaruhm und Hofglanz, müheloſer Reichthum und unbefannter 
Genuß boten fi) dem Begabten dar. Statt einer Erniedrigung unter den 
alten Stand trat in allen realen Verhältniffen ein Emporiteigen ein; bald 
wirkten aud Ehre und Anſehn des Herren auf die, welde ihm am nächſten 
ftanden, zurüd; die hohe Idee der Treue fittigte dad Verhältniß unb- eine 
«neben der alten Volksdichtung neu erblübende Heldenpoefie verflärte den Treu- 
dienst und ließ dad Dienftband bald inniger, heiliger, ſchöner erfheinen als 
das Genoſſenband. Ueberdies war das Verhältniß nicht unldslih. Es be- 
durfte nur des Urlaub8), der nicht ohne Grund verfagt wurde, um in die 
alten Berhältniffe zurückzukehren, und häufig ſuchten Friegsluftige Jünglinge 
nur vorübergehend den Dienft fremder Fürſten auf, wenn ihnen der Friebe 
in der Heimath zu lange währtes>), häufig kehrte der ©ereiftere in das väter- 
liche Dorf zurüd, um die ererbte Hufe zu übernehmen:). Mehr und mehr 
drängten ſich fo gerade die ebelften und beften Elemente des Volks, vor Allem 


und Grimm, R. U. ©. 250 ald eine, wenn auch vorübergehende Hörigkeit 
(Fronh. I. S. 183. 184), theild als Hofhörigkeit (wie bei Antruftionen, Thanen ac. 
©. 151), theils als Schutzhörigkeit (wie bei Vafjallen ©. 157. 184). 

5) Grimm, NR. A. ©. 251. Pertz, Hausmeier S. 150. Maurer L 
©. 184f. Beifpiele von ber Züchtigung eined Grafen und eines Hausmeiers 
giebt Gregor Tur. V, 47. 48 u. VII, 15. Auch im Capit. de villis ift fie in 
c. 16 vorgefchrieben. 

52) Noch zu Arnulfs Zeiten gieng nach dem chron. Weingart. ein bairifcher 
Edler aus Schmerz und Zorn über die Erniebrigung ber nobilitas et libertas 
feines Sohnes, weil diefer in des Frankenkönigs a getreten war, in die 
Einfamleit feiner Billa am Berge. 

635) Germ. c. 13: Nec rubor inter comites aspici. Kemble I ©. 166. 
n. 1 bemerkt hierzu mit Recht: this very assertion proves, that the position 
of the comes was, in iiself, inferior to that of the freeman. — Warum 
denn fonft ein Erröthen ald möglich gefept? 

20) K. Maurer, Ueberſch. IL ©. 395. 

55) Germ. c. 13. 

* 8. Maurer lc. S. 395. 396. 
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bie vorwärts blickende Jugendẽ), zum Gefolgebienft, der dadurch in ſteter 
Behjelwirkung an Glan; und Anjehn gewann, und namentlich das königliche 
Gefolge bob fich mit dem Königthum zugleich höher und höher, bis aus ihm 
zwar immer noch dienende, aber in Wahrheit durch das Mittel des Dien- 
ſtes herrſchen de Stände hervorgiengen. 

Für die Geſchichte der deutſchen Aſſociation war es von beſonderer Wich⸗ 
tigkeit, daß hiermit zum erſten Mal die Idee des Dienſtes einerſeits von 
der Beſchränkung auf den Kreis der eigentlichen Haus- und Hofwirthſchaft 
gelöft, andrerſeits mit der Freiheit nicht nur vereinbar, ſondern Spenderin 
höherer Ehre geworben war. Denn mun erjt war es ihr möglid, den Kampf 
mit dem alten Genoſſenſchaftsweſen zu beginnen und an befjen Stelle fi 
jelber zum rechts⸗ und verfaffungsbildenden Princip zu erheben. 

So wenig man daher die unmittelbare Bebeutung bed alten Ge 
folgeweſens überjhägen, in ibm die Quelle aller wichtigen Inftitutionen ber 
größeren Reiche finden), oder wol gar bie wandernden Völker geradezu als 
erweiterte Komitate betrachten *) darf: jo wenig darf man doch anbererfeits 
daffelbe als vorübergehende, ohne tieferen Zufammenhang mit der Umwand⸗ 
lung von Recht und Berfaffung verlaufene Einrichtung anfehenY). Mochte 
auch zunächſt das Dienfigefolge der Könige an Zahl nicht bedeutend *), das 
anderer Grundherren kaum vom Hausgefinde gefchieden jein®): bie Idee 
eines für Freie möglichen Herrendienftes war einmal entftanden und breitete 
id maufhaltſam aus. Nicht eine unmittelbare Fortſetzung des Gefolgewe- 
jens freilich find jene mannigfachen Geitaltungen des Herrichaftsperbandes, 
die allmälig das Reich und feine Theile eroberten, aber fie find parallel 
laufende Ausflüffe derjelben gemeinſchaftlichen Duelle. 


5.12. Die Fortbildung und Ausbreitung bed herrſchaftlichen 
Verbandes, 


So ftand, als die germanischen Völker nach Gewinnung befinitiver 
Wohnſitze größere Reiche gegründet hatten, in der nad Genoſſenſchaften ge 
gliederten und fi in einem freilich ſchon fehr erftarkten Volkskönigthum zu- 
pigenden freien Volksgenoſſenſchaft bereitö ber auf den entgegengejeßten Ge 


2) Germ. c. 13: Insignis nobilitas.. etiam.... adolescentulis; — electo- 
rum juvenam globo circumdari, c. 14: plerique nobilium adolescentium. So 
dann auch im fräntifchen und angeljächflichen Reich. CA Maurer I ©. 152f. 

” So Eichhorn 816. 17. Savigny IV. S. 51f. Kemble L ©. 167. 

2) So Phillips, D. ©. L ©. 392f. Angelf. R.G. ©. 68 — 70. Leo, 
Rectitudines S. 140— 141 erflärt jogar folc ale comitatus, folcriht als Dienft- 
recht, foleland ald Dienftland. , Sehr weit geht auch Landbau ©. 248f. 

©) Das thut im Grunde Waitz. Vgl. z. B. L ©. 859. 

s, Köpfe S. 195. K. Maurer, Ueberſch. I. ©. 417. Waitz ©. 860. 

2) Maurer, Fronh. L 167f. | 

1m 
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banken gebaute Verband von Herren und Dienern ald das jüngere, glänzen« 
dere, lebensfähigere Inftitut. Unvermeiblih war zwiichen Genofjenichaft und 
Herrichaft der Kampf und es ift ber Berlauf dieſes Kampfes, welcher bie 
innere Rechtsgeſchichte aller nach der Völkerwanderung gegründeten Reiche 
harakterifirtt. Der Ausgang konnte nicht zweifelhaft fein. Denn Alles, was 
in der Geſchichte den Sieg zu verleihen pflegt, war auf Seite bed neuen 
Gedankens und umwiderftehlih drang er von den Königeburgen und Herren- 
höfen aus in das innerfte Mark des Volkes ein. Xief zwar wurzelte die 
Idee genoſſenſchaftlicher Selbftverwaltung im germaniſchen Rechtsbewußtſein: 
aber ihre älteſte ſchwerfällige und unbeholfene Form vermochte der leichten 
Beweglichkeit und einheitlichen Koncentration der Herrſchaftsidee nicht zu 
widerſtehen. Die Gründung der neuen Reiche vollzog fich mit dem Schwert, 
und gerade in der geringen Fähigkeit, ſich von der natürlichen Grundlage des 
angebornen Genoſſenrechts zu löſen und die unterworfenen Volkselemente in 
fich aufzunehmen, zeigten ſich jetzt die Schwächen der alten Genoſſenſchaft. 
Mit der Ungleichheit des Beſitzes und ber Macht wurde ihre principielle 
Gleichheit der Rechte und Pflichten unmöglid. Endlich aber wirkte vor 
Allem die Berührung mit römiihem Weſen und die chriftliche Kirche auf den 
Untergang ber genofjenichaftlihen in die herrichaftliche Verfafſung. 

Bornemlih die verjhiedenartige Weije, in welcher das Fremde ein- 
wirkte, war es, welche die Entwidlung der europäifchen Völker im Allgemei- 
nen fo gleichartig und im Einzelnen jo ungleich geftaltete, welche es vor 
Allem bewirkte, daß die genofjenichaftliche Freiheit weder gleich jchnell, noch 
gleih vollſtändig der Herrſchaft unterlag. 

Diejenigen Reiche, weldhe, jei ed auf einheimifchen ſei es auf erober- 
tem Boden, aud rein germanifchen Elementen erwuchfen und ebenfalls ihrer 
Spige nad) im Wejentlihen unabhängig blieben von römiſchem Einfluß, wie 
namentlich die angelfächfiihen und flandinaviichen Reiche, gaben nie das alte 
genoſſenſchaftliche Princip völlig auf, ſondern modificirten e8 nır. Es kam 
bier nicht eigentlich zu vollem Siege der Herrichaftsidee, jondern nur zu einem 
Kompromiß derſelben mit der Genofjenfchaft. 

Umgekehrt war in denjenigen Reichen, in denen e8 zur Bildung einer 
romanijchen Nationalität Fam, je mehr das germaniſche Element zurüdtrat, 
defto ‚volljtändiger der Untergang der alten Berfaffung. Denn durch Natic- 
nalität und imperialiftiiche Gewöhnung waren die römischen und romanifirten 
Provinzialen jeder Selbitverwaltung völlig entfremdet. Es war von enticheidender 
Wichtigkeit für die Schickſale des Kontinents, daß das Frankenreich, welches bald 
allein den Gang der Geichichte beftimmte, fich gleichmäßig über Germanen 
und Romanen ausdehnte. Dadurch gelangte in allen feinen Xheilen das 
Herrſchaftsprincip bezüglihd der höheren Kreife zu vwölligem Sieg In 
den unteren Xebensfreilen dagegen war nur in denjenigen Provinzen, welche 
romaniſch wurden, die Zeritörung der Genoffenihaften eine durchgreifende. 
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Dagegen mußten im deutſchen Reiche die Verhältniffe ſich ungleichartig 
und örtlich verſchieden geftalten. Auf ber einen Seite war e& bie unmittel- 
bare Fortſetzung des Frankenreichs und deshalb drang von oben weit tiefer 
ala in England die Dienftidee ein. Auf der andern Seite fiegte dad Deutſch⸗ 
thum und deshalb dauerte vielfach das genofjenihaftliche Leben in engeren 
Kreifen fort, jo daß zu Feiner Zeit eine jo vnollitändige Vernichtung ber 
Selbfivermaltung eintrat, wie zeitweife in Frankreich, Spanten, Süd 
italien u. f. w. 

So wurden jhon im dieſer Zeit die Keime zu den großen Verſchieden⸗ 
beiten gelegt, welche die Hauptnationen unferer Zeit Tennzeichnen und felbit 
in die Republiten der neuen Welt mit über den Ocean gewanbert find. Die 
frangöfifche und überhaupt romanifche Tendenz zur Gentralifation, die in fei- 
ner Revolution verläugnete Neigung, die Regelung bed Volksdaſeins von 
eben zu erwarten, und die englifhe Gewohnheit fich jelber zu helfen, von 
unten zu organifiren und in ſich felbft die Norm bed Lebens zu finden, unter⸗ 
ſcheiden deutlich ſchon die Monarhien der Merovinger und Karolinger und 
hie Reihe von Weſſex und Mercia. Dem deutſchen Weſen aber ift bis heute 
das bunteſte Gemiſch und die wirrſte Kreuzung der Gegenſätze vorbehalten, 
wofür es, wie wir hoffen, zuletzt durch deren dauerndſte Verföhnung und in- 
nigfte Verſchmelzung gelohnt werden wird. 

Hier find vornemlid die Hauptwandlungen flüchtig zu betrachten, welche 
im Frankenreich die Herrichaftdibee in den alten Einrichtungen herporbradhte. 

L Das Wichtigſte zunächſt war die Umgeftaltung der Berfaffungs- 
verhältniffe, oder, was fih nunmehr damit deckte, des DBerhältniffes von 
König und Voll. 

Der germanifche König war, wie gezeigt worden, urfprünglich ein Volks—⸗ 
könig. Die genofjenichaftliche Rechtsbildung war freilich infoweit bereits über- 
Khritten, als ein Stüd der Volkseinheit an den König veräußert war. Allein 
en Theil feines Gejammtrechts war dem Molke geblieben, und — was wid) 
tiger war — unerfchüttert fand noch der Gedanke, daß das Volksrecht das 
ältere und die Duelle des Königsrechts ſei. Nicht Herr, jondern oberfter 
Richter und Herzog war der König. Selbſt da, als er faft alle einzelnen 
Rechte der Bolfeverfammlung an fich gebracht hatte, blieb dem Volke eine 
wenigftend formelle Mitwirtung und in ber Idee war immer noch das 
Königsrecht dem Volksrecht untergeorbnet!). Es war der Volkswille, der fich 
im Volkskönig verförperte, das Volksrecht, zu deſſen Hüter er beftellt war, ber 
Bolkefriede, den er bannte, das Vollsheer, welches er führte, das Volksland, 
über welches er verfügte, es waren Volksbeamte, die er ernannte. Erſt 


9) Pofitiv das Gegentheil fpricht zuerft Bifchof Avitus bei Gregor Tur. I, 
2 aus, wenn er zum Burgunderlönig fagt: tu enim es caput populi, non po- 
pulus caput tuum. 
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als man dieſe Anſchauung mit ber umgefehrten wertaufchte, mach welcher ber 
Uriprung der Zöniglihen Macht außer ftatt im Volke gefunden wurbe, nollgog 
fi) die Umwandlung bes genofienfhaftlichen Königthums in ein berrichaftliches 
und damit die Umwandlung bes hoͤchſten irbifchen Verbandes aus einer Ge 
noſſenſchaft in eine Herrſchaft. 

Der Keim zu einer derartigen Wandlung bes Königthums war frühzeitig 
darin vorhanden, daß der Herricher mit feiner Stellung als Volkskönig von 
je eine andere vereinte, die nur in feinem eigenen, individuellen Recht wur- 
zelte: die Stellung an ber Spike bes größten Haus und Hofverbanbes im 
Lande. Hier war er Herr, bier war fein mundium bie Duelle aller Gewalt, 
bier waren Königswille, Königsrecht, Königefriede, Koͤnigsbann, Königsgut 
und Königsdienft das Frühere und Entſcheidende. Bon bier aus war es 
möglich, daß er, durch die Kirche und römiiche Einflüffe unterftübt, fein ſelb⸗ 
ftändiges Herrenrecht in immer weitere Kreife trug, bis er endlich feinem ge 
ſammten Bolfe ala Herr, dieſes ihm als Unterthanenſchaft gegenübertrat. 

1. Zunächſt fand ſchon Außerlih eine imme wachſende Vermehrung der 
eigentlichen Königsbienftleute ftatt. Schon zu Tacitus Zeiten waren große 
Komitate ald Mittel zu Ruhm und Macht eifrig eritrebt worden). Biel 
verbanfte fiherlich ihnen die Entftehung und Befeftigung des Koͤnigthums. 
Weit größere Dimenfionen aber nahm nad der Gründung der großen Reiche 
bie Erweiterung bed Verbandes der vom Könige abhängigen Lente an. Mehr 
und mehr mußte fi) damit bie alte Lebendgemeinfhaft bes Gern und ber 
Diener Iöfen: ihre Spuren erhielten fih nur in der Möglichkeit, auch den 
entfernten Mann jederzeit zu perjönlihem Dienft berufen zu können. Nur 
ein Theil noch weilte am Hofe, die Mehrzahl der Königäbiener, Hoher und 
Geringer, Freier, Höriger und Unfreier, Römer und Gemanen, wurde an ben 
verichiedenften Punkten des Neid in ber mannigfachften Weiſe verwandt. 
Der höhere Hof- und Reichsdienſt wurbe von den einen, Striegädienft von 
ben andern geleiftet, und beide Klaffen endlich als Miniftertalen und Vaſſallen 
gejchieden. Leute niederen Standes bewirthichafteten bald ala Hofperjonal bald 
als Kolonen den ausgedehnten Grundbefit des Könige. Andere verrichteten 
die Dienfte von Handwerkern und Künftlen. Wieder Antere hatten Aufficht 
und Berwaltung zu üben. Kurz, die Idee des Dienfted griff über ben Kreis 
häuslicher und perjönlicher Bebürfniffe des Herrn bereit® weit hinaus und 
bildete einen in Gericht-, Heered- und Zinanzverfaffung bed gefammten Reiche 
bineinragenden Berband. 

2. Deutlich ift zu erfennen, wie bie fo erweiterte Idee des Herrendien⸗ 
ſtes das Weſen des Beamtenthums wandelte?). Die gewählten Vorſtände der 


2) Germ. c. 13. 
2) Bol. v. Savigny, Geſch. bed r.R. I. 265f. Sybel ©. 218. Waiß 
1. 242. 1. 302f. Das falifche Recht ©. 184f. Landau, Terr. ©. 324f. Zöpfl 
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zollsthümlichen Genofienfchaften beftanden nur in Marken und Dörfern‘), 
jeltener in Genten), niemals in Gauen fort. Insbeſondere wurden im Fran⸗ 
fenreih von Anfang an bie Grafen und über ihnen die Herzöge vom Könige 
befteflt, feit dem jechsten Jahrhundert auch regelmäßig die Gentenare von ihm 
ober dem Grafen ernannt. Aber auch in England, wo neben ben Fäniglichen 
Grafen zunächſt genofſenſchaftliche ealdormen in den Shiren blieben, und im 
Norden, wo die Sarle und Eorle in Fylken und Syſſeln noch lange ben 
Sharatter felbftändiger Fürften wahrten, kam es ſchließlich zu demſelben Re 
fultat. Auch die ernannten Beamten blieben freilich zunächſt Richter und 
Heerführer freier Genoſſenſchaften, eine formelle Mitwirkung des Volkes 
bei ihrer Erhebung fand immer noch Statt, und fie ſchuldeten nur, ftatt 
ber Genoſſenſchaft jelbft, dem Könige als deren Vertreter Treue und Rechen⸗ 
ſchaft. Allein der König, der eines Gegengewichts gegen bie fein Ernennungs- 
und Abfeßungsrecht geführdende Tendenz der Aemter zu faktifcher Lebensläng- 
lichkeit und Erblichkeit bedurfte, fand dies bald darin, daß er vornemlich die 
feiner Schukgewalt umterworfenen Männer ernannte oder umgelehrt bereits 
ernannte oder zu ernennende Beamte zur Kommenbation bewog. Bereits in 
einer DBerorbnung Chlothard I. wird als regelmäßiger Fall erwähnt, daß 
die Gentenare aud dem Dienftgefolge genommen wurben®), und auf eine 
ähnliche Stellung der Gauvorfteher zum König weit der Name comes und 
— die Richtigkeit der Grimm ſchen Erklärung vorausgejegt”) — ber 
deutihe Name Graf hin. So wurde bald auch da, wo eine wirkliche Kom- 
menbation nicht vorlag, der Königliche Beamte als Föniglicher Diener betrach⸗ 
tet, die Dienftpfliht des Beamten erjchien ald ein dem Treudienſt des Vaſ⸗ 
fallen oder Minifterialen vollkommen analoges Berhältnig, aus den Volks— 
amtern waren berrichaftliche Bedienungen geworben ®). 


5 38. Schulte 8 455. Gemeiner, Centenen S. 162f., ganz befonberd aber 
v. Maurer, Fronh. I. ©. 176f.; — ferner über die entſprechenden angelfädhfiichen 
Berhältnifie Schmid, Gloflar v. ealdorman, eorl, gerefa, hundred. Kemble 
IL ©. 104f.; über gothiſche Köpfe ©. 194. 195. 

9 Doc fcheinen fchon ber fräntifche tribunus und der langobardiſche scul- 
dahis — die für Dorfvorfteher gelten müſſen — ernannt zu fein. 

5) So noch in ber lex Salica (cf. auh Waitz, das alte Recht S. 184 f. 
Berfaffungsgefh. II. 26. 818); fpäter in der Wetterau, in den Genten bei 
Grimm, Weisth. IIL 415. 420f. 

6, Bei Pertz IIL 13. c. 8, in 1. Sal ed. Merkel p. 46: ut in iruste electi 
centenarii ponantur; — centenarii ergo vel qui in truste esse dicuntur. 

) Grimm, R. 4 ©. 758 — socius, Gefelle. 

8 Daher die Bezeichnung aller Beamten und Grafen als ministeriales. 
Cap. v. 802. e. 40. Perg IN. 96: similiter et de comitibus vel centenariis 
ninisterialibus nostris. Epist. v. 807 6. Per IH. 150: vicarii centenarii seu 
religni ministeriales. Auch agentes bed Königs beißen ſie. Kemble, Cod. 
dipl, III. N. 555. ©. 89 d. a. 969: Ego Eadgarus dei gratia rex Anglorum 
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Umgekehrt wurden nunmehr bie Hofämter zu NReihsämten”N. Als 
Boten und Gejandte, zur Kontrolle der Beamten, ale Mitglieder bes gebei- 
men Raths und der Reichötage, als Vorſteher ber Reichskanzlei und des 
Finanzweſens waren die Königlichen Minifterialen ganz in berjelben Weiſe 
thätig, wie für die perfönlichen Bebürfniffe des Könige. Hof und Reich wur- 
ben ebenfo ibentiich, wie ber König ald Individuum und als Xräger ber 
Reichögewalt identifh war; zwiſchen Hof und Reichsdienſt beftand nicht der 
leiſefte Unterſchied mehr. Es ift befannt, daß noch heute diefe Auffaffung, 
deren Geihichte in den Namen der meilten höheren Hof- und Staatsämter 
(wie 3. B. der Minifter felbft, des Marſchalls u. |. w.) gelefen werden Tann, 
in zahlreihen Reminiscenzen lebt. Für ihre Bedeutung im Frankenreich 
braucht nur an zwei bekannte Thatfachen erinnert zu werden: einmal 
daran, wie der major domus, der zuleßt den König felber verbrängte, zu- 
nächſt Vorfteher des Töniglichen Hausweſens, damit aber zugleich der oberfte 
Reichöbeamte war ’9); zweitens daran, wie der Baiernherzog Taſſilo, als er fich 
bie Stellung an der Spite feines Volkes wahren wollte, dem Sranfenherricher 
als Dienftmann Treue ſchwur'!!), und wie ſeitdem Dienftherrihaft und Vaſ⸗ 

) 


omnibus episcopis abbatibus comitibus vicecomitibus centenariis ceterisque 
agentibus nostris. Das Wergeld der Grafen und der missi war verbreifacht, 
wie in ber trustis. Die Beitallungsformel des Grafen bei Marculf I, 3 nennt 
den König feinen Herrn, deſſen Vortheil zu wahren, dem fides geſchuldet fei. 
Todesftrafe wird dem Grafen bei Verletzung ded Gehorſams gegen den König 
gedroht. (Chlotachar. decr. c. 10b. Pert ID. ©. 13. Gregor Tur. IV, 46.) 
Die Sorge für die Einkünfte des Königs wird unter den Pflichten bed Grafen 
ftet8 berworgehoben, und die obere Aufficht über deſſen Güter und Befigungen 
liegt ihm ob. Waitz I. ©. 331. 562f. 

9) Of. bei. Grimm, R. U ©. 250f. Maurer, Fronh. L ©. 176f. 
Kemble D. 104—125. Waitz OD. ©. 358f. 

10) Pertz, Geſch. der Merovingerr Hausmeier. Maurer, Fronh. L 
©. 209f. 141f. 190f. Schöne, die Amtögew. ber fränk. majores domus, 
Braunſchw. 1856. Waitz IL 367f. v. Daniels 8 156. Roth, Beneficialw. 
©. 308. 

11) Ann. Laur. maj. a. 757b. Pertz I ©. 140. Et rex Pippinus 
tenuit placitum suum in compendio cum Francis, ibique Tassilo venit dux 
Bajoariorum, in vassatico se commendans per manus sacramenta juravit multa 
et innumerabilia reliquias sanctorum manus imponens et fidelitatem promisit 
regi Pippino et.. filiis.. sic ut vassus recta mente et firma devotione per 
justitiam erga dominos suos esse deberet. Ueber die Natur des Berhältnifies 
bleibt fein Zweifel, wenn man Ausbrüde, wie fie fonft vorlommen, z. B. humil- 
lima subjectione oder die Worte des Dänenfönigs in Poeta Saxo (Perg IL 
©. 512) erwägt: 

Suscipe Caesar, ait, me necnon regna subacta; 
Sponte tuis memet confero servitiis. 








8 12. Die Fortbildung des herrfchaftl. Verbandes. 105 


fallität die Form für die oberften politiichen BVerhältniffe in ganz Europa 
wurben. 

Wie der König dad Reich, jo begannen dann bald auch bie Borfteher 
der Provinzen und Bezirke dieſe von ihrem Herrenhof aus zu regieren, ihren 
perjönlichen Dienft und die Amtsangelegenheiten zu identificiren, ſich ihrer ab» 
hängigen Leute ald Stellvertreter zu bedienen, und jo die Verwaltung ihres 
Territoriumd zu ihrer Hofverwaltung, ihre Hofverwaltung zur Verwaltung 
ihres Territoriums zu geftalten ). 

3. Ganz analog vollzog filh die Umwandlung bed Heerweiend‘). Der 
König war von je der Herzog feines Volkes, dad Volk ihm gegenüber fchlecht- 
bin „das Heer" 1%. Auf ihn war von der Bolleverfammlung der Heerbann, 
das Recht über Krieg und Frieden, das Aufgebot aller Wehrpflichtigen über- 
gegangen. Aber es war ein DBollöheer, dad er aufbot und das nad ben 
volksthũmlichen Genoffenichaften georbnet unter den Volksbeamten dem Fönig- 
lichen Rufe gegen den Volksfeind folgte’). Nur im eigenen Intereffe daher, 
zur „Landwehr oder zur Rache des gebrochenen Bolköfriedend konnte das 
freie Bolt urfprünglich aufgeboten werben *), und wie e8 für feine Rüftung 
und feinen Unterhalt felbit zu jorgen hatte”), kämpfte e8 aus eigenem Recht 
und eigener Pflicht unter dem Könige, aber nicht für ihn, 

Ganz anderer Art war bie Heerpflicht des Friegeriichen Dienftgefolges, 
das ſchon nach der Icharffinnigen Beobachtung bed Zacitus für den Herrn 
focht. Treu feinem Urfprung aus der häuslichen Gemeinjchaft, war ed eine 
Leibgarbe im Felde, eine Palaftwache am Hofe"), und focht nicht nur im 


17) Maurer, Fronh. I ©. 167f. 207. Waitz II ©. 337f. 

135) Maurer, Fronh. L ©. 442f. Roth ©. 169f. 392. Waitz LI. 
©. 468. IV. ©. 4595. Schulte, R. ©. 8 51. Walter 8 131—140. 
Zöpfl 8 36. 

1%) So „exercitus“ in Ed. Rothar. c. 386. Cf. auch Köpfe ©. 198f. 

15) Karol. M. cap. a. 811 (Perg I. 172. c. 7): cum comite oujus pagenses 
sunt. Leg. Guidonis c.4: si comes... ad defensionem loci patriae arimannos 
suog hostiliter praeparare monuerit. L. Liutpr. c. 88. Noch jept „Compagnie* 
{von compagenses). 

ıe) Noch im Cap. v. 864 c. 27: ad defensionem patriae omnes sine ulla 
exceptione veniant. Cap. dv. 847. Perg II. 395: volumus, ut cujuscungque 
nostrum Aomo,’' in Cujuscunque regno sit, cum seniore suo in hostem vel alsis 
suis utfilitatibus pergat, nisi talis regni invasio quam Janiuweri dicunt, quod 
absit, acciderit, ut omnis populus illius regni ad eam repellendam communiter 
pergat; und adnotatio Dazu: de lantuweri, id est de patriae defensione. 

1) Cap. Karol. M. Bon. a. 811b. ®erg 1. 173. 88. Cap. v. 806. 313. 
c. 9 u. 17. Perp IIL 145. 188. Epist. v. 828 bei Baluz I. 656. 

= Noch im Glossar. Cavense wird befinirt: casindios regis, i. e. qui pa- 
latium regis custodiunt. 3öpfl $ 10. Note 53. 
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Bollökriege mit, jondern Tonnte vom Herrn zu jedem beliebigen Unternehmen, 
zu jeder Privatfehbe, zu jedem bewaffneten Dienft aufgeboten werden !®), 

Ze mehr nun aber die Perjon ded Könige dad Reich, die Großen deſſen 
Beftandbtheile barftellten, defto mehr wurben die Kriegägefolge ber Kern des 
Heeres. Die Baffallen des Könige und der Senioren, begleitet von ihren 
homines?°), bildeten bald jelbit an Zahl den überwiegenden Beitanbtheil, 
wenigftend der Eroberungsheere. Aus ihnen wurden die Heerführerftellen be» 
feßt, fie wurden mehr und mehr zu einem befonberen Triegsgewohnten und 
kriegsgeübten Stande, der den Kriegöbienft als Lebensberuf anſah nnd von 
den blos höfifchen Dienern mehr und mehr geichieden ward ?'). 

So konnte ed nicht ausbleiben, daß man in Vaffallen und homines bald 
das Weſen bes Heered, im gemeinen Heerbann nur eine fi) anfchließende 
Berftärkung ſah. Die Kriegspflicht des Gemeinfreien fchien mehr und mehr 
von der des Baffallen nur noch quantitativ verſchieden, bedingter und be» 
ſchränkter einerjeitö, durch Selbitbeföftigung und Selbitausrüftung läftiger 
andererſeits. Auch die Freien fochten fett nicht mehr für ſich, ſondern für 
den König, auch fie wurden zu rein perfönlichen Zwecken aufgeboten??), auch 
ihre Pflicht hieß und war ein servitium??), Heerbann unb Heerfriebe wur- 
den Herrenrechte des Königs und dad gefammte Heer erſchien als jeine trus- 
tis ober fein Dienftgefolge?%). 

4. War fo die Idee des Dienjted — einft unvereinbar mit der vollen 
Freiheit?) — in Einem Punkte bereit auf alle Reichdangehörigen ausge⸗ 
dehnt, jo konnten leicht in analoger Weife alle Leiftungen und Abgaben, welche 
die öffentliche Gewalt von den Freien forberte?®), als öffentliher oder 
Königspdienft (servitia regalia s. publica, functiones publicae, obsequia 
regalia n. |. w.) aufgefaßt und in dieſem Sinne geregelt werden. Könige- 


19) Cap. v. 847 (Note 16). Cap. v. 753 Pertz L 43) c. 9. 

©, Bol, Maurer, Fronh. I. S. 20. 32. 44. 77. 459f. über die Kriegspflicht 
Der verſchiedenen Klaflen von Hörigen; Walter $ 184 über die homines, 

3 Unter dieſem Gefichtöpunft wurden jeit ber Mitte ded 9. Jahrhunderts 
die vassalli und ministeriales unterfchieden. Maurer, Fronh. L ©. 163. 156. 

22) Schon in ber lex Rip. LXV 8 2 ift von einem Aufgebot in hostem 
seu in religuam witlitelem regis die Rede. Und Chilperich berief nad) Gregor 
Tur. VL 40 den Heerbann zur Begleitung feiner Tochter auf ihrem Brautzuge 
nad) Spanien, was freilich in Parts Unzufriedenheit erzeugte. 

23, Maurer, Fronh. L ©. 376. Waitz II ©. 471. n. 2. 

24, Auch bie Verbreifachung des Wergeldes in hoste erfchien nun unter diefem 
Geſichtspunki. 

235) Maurer, Fronh. I. ©. 375: „der Dienſt bildete den Gegenſatz der 
Vollfreiheit.“ 

6) Außer Maurer I. ©. 373f. cf. bei. Waitz I. 488f. Eichhorn, 
R. ©. 8 24. 88. 171. Zöpfl 8 40. 
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bienft waren jebt die mit dem Heerbienft zufammenhängenben ober ihn erjeßen- 
ven 2eiftungen und Abgaben?); Koͤnigsdienſt die Pflichten der Beherbergung 
and Verpflegung des Königs und feiner Beamten); Königsbienft feit dem 
8. Sahrhundert die einft freiwilligen annua dona und bie übrigen balb fi 
bildenden Steuern”), Königödienft die Sffentlihen Frohnen, Burgen- und 
Brüdenbau, Poft- und Spannbdienfte u. ſ. w.’%); Königsdienft wurde endlich 
jelbft die dem Freien obliegende Beihülfe zur Aufrechthaltung des innern 
Sriedens, die Landfolge und Gerichtsfolge, dad Erjcheinen und Urtelfinden im 
Gericht ?"). 

Zwar erhielt fidh bei viefem Königsdienft, der nicht nur den Vollfreien, 
jondern, joweit nicht Privilegien Ausnahmen ftatuirten, auch den Schuppflich- 
tigen und Grundſafſen weltliher und geiftlicher Herren oblag**), die Idee 
eines dffentlihen Dienftes im Gegenſatz zu dem älteren Königäbienft, der 
ihm von feinen Hörigen und Unfreien als Dienft- oder Grundherrn geleiftet 
wurde??). Aber Dienft und Herrichaft waren es darım nicht minder, in allen 
Beziehungen wurde der öffentliche Dienft dem Dienjt der abhängigen Leute 
analog gedacht und geregelt, und es tft mit Recht gefagt worden, daß nun- 
mehr der “Dienft (servitium) „das Band wurde, weldhes alle Glieder des Rei 
ches unter fi und mit dem Reichsoberhaupte verband“). 

5. Dem Dienft Eorrefpondirte in jedem Herrſchaftsverbande bad herr 
Khaftlihe Mundium als eine felbftändige Schußgewalt, deren Hauptinhalt 
alle diejenigen Rechte und Pflichten bildeten, welche Wahrung, Mehrung und 
Herftellung des von der Perjon des Herrn ausgehenden befonderen Friedens 
betrafen. Im gleiher Weile ftand dem Könige ein Mundium über die von 
ihm als Dienft- oder Grundherr abhängigen Leute zu”), gieng von ihm ein 
beionderer Königsfriede aus, der den geſammten Perfonentreis dieſes Verban⸗ 
des jowol, wie das Haus, die räumliche Umgebung, die Sachen und Rechte 
des Königs umfagte). Dieſes Mundium und diefer Friede erlangten num 
bald eine jehr erweiterte Bedeutung. Zunächſt wurden fie auf die von der 


», Maurer lc. ©. 48—450. 

) Maurer ©. 415 —417. 423—430. 

Maurer ©. 417—423. 450. 451. 

”, Maurer ©. 430 — 442. 

3, Schon in 1. Alam. 36, 5 und 1. Bajuv. I. 15, 1 wirb das Erfcheinen 
im placitum als Pflicht bei Strafe geboten. 

2) Maurer ©. 454 —477. 

Maurer ©. 402 —412. 

, Maurer ©. 376. 

355) Sn ben Gef. Aethelbirths (aud dem 7. Jahrh.) c. 10 ift des Königs 
mundbyrd noch auf fein Gefolge und Gefinde beichräntt. 

3%) Cf. Anhang ZIL und Anhang XXI c. 16 bet Schmid, angelſächſ. Geſetze. 
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Gefammtheit unmittelbar befriedeten Schubgenofjen angewandt, indem ber 
König die einft der Volksverſammlung zuftehende Schuögewalt über dieſe 
Perſonen zu eignem Recht erwarb. Wittwen und Waiſen, foweit fie feinen 
Bormund hatten ober dieſer für fie nicht jorgte””), Volksfremde, daher auch 
Suben?*), und fonftige bilfsbedürftige Perſonen wurden unter Königöfrieben 
geftellt 9%. ine ausprüdliche Kommendation ſolcher Leute, wie fie oft vor⸗ 
fam*), wurde bald als unwejentlich für das Vorhandenſein eines derartigen 
Schubverhältniffes angejehen. In ein ganz ähnliches Verhältnig zum Könige 
trat für ihre irdifchen Beziehungen überall die chriftliche Kirche. Ihre Bischöfe 
und Aebte kommendirten ih und ihre Kirchen und Klöfter dem Könige*) 
und erhielten in Folge defjen oder unter ftillihweigender Vorausfegung eines 
analogen Zreudienftverhältniffes beſondere königliche Munbdbriefe, welche ihnen 
den Schu de königlichen Mundeburdium und damit dad Recht, alle ihre 
Rechtshändel zum definitiven Austrag vor das Königegericht zu bringen, ver- 
lieben). Ebenſo ftellte fih die Kirche in ihrer Geſammtheit unter das 


3) L. Sal Herold. XIV, 5. Karol. M. Cap. Boi. a. 803. Pergl. ©. 127. 
c. 3: ut viduae, orfani et minus potentes sub dei defensione et nostro mun- 
deburdo pacem habeant. Cap. 813. c. 2. ©. 188: ut ecclesiae, viduae, pu- 
pilli per bannum regis pacem habeant. L. Rothar. c. 385. #ür angelfächfifche 
Verhältniſſe Gef. Aethelredhs V. 21. VI. 26. 

38) Leg. Edw. et Guthr. c. 12. Leg. Aethelr. VL c. 48. VII. c. 33. ©. 249. 
Leg. Cnut. I. 40. ©. 295. Anhang V.c. 8. ©. 890. Henr. 10. $ 3. 57. 8 7. 
©. 443. 474 bei Schmid. Der angeljächfiiche Köntg fol dem Geiftlichen und 
Fremben „ftatt des Magen oder Munbbora fein”. Ueberdies konnte er aber allen 
Perfonen oder Sachen einen bejonderen Frieden, den cyninges hand-gridh, ver- 
leihen. Leg. Edw. et Guthr. c. 1. Leg. Aethelr. VIc. 14. Cnut I. 2.8 2. 
Anb. IV. 2. Ueber die Juden leg. Ed. conf. 25. ©. 505 (sub tutela et de- 
fensione regis). 

39) Weber die Zormeln zu befonderen Munbbriefen für Fremde, Wittwen, 
Juden, Hanbelöleute vgl. Sidel, Mundbriefe H. 3. ©. S0f. 

“ Sp kommenbirte fi eine Wittwe, wenn feine parentes ihres Mannes 
da find, nach Chlod. c. add.]. Sal. (Per& H. 3) c. 7 „in verbum regis“; ebenfo 
ein Waifenfind nad) contin. Gregor. Tur. XI. c. 79, Fremde (waregangi) nach 
Ed. Rothar. c. 390, ein Zude in einem von Waitz in der Abb. über die Ba- 
fallttät mitgetheilten Beifpiel aus der Zeit Ludwigs d. Fr. 

#1, Marculf. Form. 1, 24: sub sermone tuitionis nostrae visi fuerimus 
recepisse... cum omnibus rebus vel hominibus suis aut gasindis vel amicis 
seu undecungue ipse legitimo reddebit mitio. Annal. Bertiniani a. 877. 
Per IL ©. 504: Episcopi se suasque ecclesias illi ad debitam defensio- 
nem et canonica privile ‚ia sibi servanda commendaverunt, profitentes secun- 
dum suum scire et posse juxta suum ministerium consilio et auxilio illi fideles 
fore. Cf. Waitz IL 350f. 

2) Bol. bei. Sidel, die Mundbriefe ꝛc. der erften Karolinger. Beiträge 
zur Diplomatil. Heft 3—5. 1864. 1865. Bei. 9. 3. S. 8-19. 31f. 66f. 
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föniglie Mundium und erlangte damit für fi, ihre Gebäude, Güter, Fveſt⸗ 
tage und Perfonen den Schuß eines ausgezeichneten Friedens *2), der, wenn er 
auch oft als Gottes oder Chrifti Friede aufgefaßt und als folcher jelbft über 
den Königefrieden geftellt wurde), doch ftreng genommen nur eine Unterart 
des Königöfriedend war und auf königliche Verleihung zurüdgeführt wurde *). 
Rah einer derartigen Erweiterung der Töniglihen Schuggewalt Tonnte ihr 
Begriff leicht auf diejenigen Volkstheile ausgedehnt werden, welche nicht zur 
Bollgenoffenfchaft des Volkes gehörten, jondern nur in einem Schußverband 
zu dieſer ftanden, bejonderd aljo auf die römischen Provinzialen. Enblid 
aber — es läßt fi natürlich nicht nach Jahren beftimmen, wann? — faß- 
ten die Könige auch ihr Verhältniß zu den Vollfreien und deren homines, 
kurz zu dem ganzen Boll, als ein oberftes herrſchaftliches Mundium, 
ald ein dem Herrenrecht über Baflallen und Schutbefohlene analo- 
ges und nur fchwächeres, allgemeineres Recht auf. Das Töniglihe Mun- 
dium galt mehr und mehr als Duelle aller königlichen Gewalt, der 
Königöfriede, welder nit mehr die Spike des Volksfriedens, ſondern 
ein berrichaftlicher, von der Perfon des Königd aus in immer weiteren Krei- 
ſen das Volk ergreifender Friede war, als die Grundidee des Reiches‘). 


82 — 103. Das BVerhältnig der Kommendation und der Mundbriefe zu einander 
ift ftreitig. Vgl. Waig IV. 199f. Roth, Feudalität S. 2685. Sidell. c. 
©. 97f. Heft 5. Anh. N. 2—4. 9. 12. 13. 

3, Ch. Wilda, und über das angeljächfiiche Recht die Zufammenjtellungen 
bei Schmid, Glofjar v. Ciric-fridh ©. 544. 545. fridh ©. 585 und häd-gridh. 

“, So heißt es z. B. in den Gefegen Aethelstans V. 10. 21. VI 18. 26. 
42. Anhang IV. c. 1. 2. 31, jeder ciriegridh fei Cristenes Agen gridb. Sn den 
Gel. Cnuts L ©. 250 c. 1 und Anh. IV. c. 1. ©. 384 wird Gottes Friede über 
den des Könige, in den Gef. Aetheir. c. 10 und 13. 14 ©. 222. 230 ihm und 
dem des Volkes gleich geftellt: and si ealc cirice on Godes gridhe and on thaes 
cyages and on alles cristenes /nlces. 

%, Leg. Wilh. L 2 (pacem et immunitatem ecclesiae sanctae concessimuß). 
Leg. Henr. 10, $ 11. 11,8 1. 12, $ 1. 3. 18, 8 1. 68, $ 2. 79, 8 3. 5. 6. 37, 
$6. Leg. Ed. conf. 1. 2. 6. 12. 26. 27. Dazu Cap. d. 818. c. 2. Perg L 
188: ut ecclesise... per bannum regis pacem habeant. Im Cap. Aquisgr. d. 
82 c. 5 ib. ©. 91 nennt fih Karl d. Cr. protector et defensor ber ecclesia Dei. 

, In den angelfächfifchen Gejegen tritt der Begriff des königlichen mund- 
byrd überall hervor; in ben fräntifchen Quellen wird häufiger sermo regis, 08 
regis, dominatio, potestas in derfelben Bedeutung gebraudt. In charakteriftifcher 
Weiſe ändert nun auch die Hechtung ihr Weſen, fie wird jetzt weniger Berluft 
des Volksgenofſenrechts als des königlichen Schutzes. L. Sal. Herold. 59, 1: 
Rex extra sermonem ponet. L. Edward. c. 7. 89 1: utlagabit eum rex de 
verbo oris sui. Daneben erhält fich aber bei den Angelſachſen auch die Bor- 
ftellung der Acchtung als Verluſt der Genoffenfchaft des Volkes überaus lebendig, 
weil bier überhaupt das Reich eine Genoflenihaft bleibt. Hierauf beziehe ich, 
wenn gejagt wird (leg. Edw. U. d. 904 ©. 110): wer nicht büßen will, verliere 
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Nunmehr konnte der König ih ald Herrn, ald Haus ober Dienftheren, 
hläford and mundbora*), dominus oder senior) bed gejammten Volkes 
begeichnen ober betrachten, während umgekehrt alle Reichsangehörigen als jeine 
abhängigen, dienenden Leute, feine leudes oder homines erjchienen *). Der 
Grund ihrer Unterwerfung wurde nunmehr in einem ber Bafjallität analogen, 
nur ſchwächeren Verhältniß, zu deſſen Erklärung bisweilen fogar eine förm- 
liche Dienftergebung ded ganzen Volkes fingirt ward ®), gefunden. Dieſes 
Verhältniß war das fogenannte Unterthanenverhältniß der fränkifchen 
Zeit, welches man fi nur hüten muß, als ein wahres ſtaatliches Unter- 
thanenthum aufzufalfen, während ed in Wahrheit ein rein perjünliches, über- 
wiegend patrinrchales Dienftband war, welches jeden Reichsangehoͤrigen, ber 
nicht ſchon durch bejonderen Treudienft dem Könige verbunden und bejonde- 
ren Königsſchutzes theilhaftig war, ganz allgemein unmittelbar mit dem Könige 
verknüpfte und ihm den allgemeinen Königsfrieden und Königsſchutz gewährte. 
Nicht überall und nicht vollftändig gieng darüber die Idee der Rechts⸗ und 
Friedensgenoſſenſchaft des Volkes verloren, — in England blieb fie jogar fehr 
lebendig °'): allein das eigentlich einende Band für das Reih und Volk wurde 


unfer Aller Sreundfchaft — ure ealra freondscipes — und den Auddrud eallon 
folce ungetrywe — allem Bolfe ungetren — in leg. Edg. OD. c. 7. ©. 188. 
Aethelr. c. 4. &. 202. Cnut c. 25. ©. 284. c. 38. S. 2%. Dergl. auch leg. 
Aethelr. I. 1. $ 9. Cnut II. 30. $ 8: bed se theöf atlah widh eall folc. 

) Schmid, Gloffar v. Cyning. 8. Maurer, Ueberfch. IL ©. 420. 

“) Bei Gregor Tur. IV, 51. VOL, 15 heißt Chifdebert jchon den Franci 
und ingenui gegenüber senior, im Cap. v. 587. Perg III. 5 die Könige Gunt- 
chrammus und Childebertus „domni*, bie Königin Brundildis „domna*. 

Maurer, Fronh. I ©. 187f. 412. 413. In Fredegar. Chron. c. 58 
ift in universis leudibus suis tam sublimibus quam pauperibus gleidybebeutend 
mit dem folgenden ad universum regni suum populum. In ganz gleichem 
Sinne heißt es bei Gregor Tur. VOL, 33: rex est, cui vos nunc deservire de- 
beatis, IX, 86 serviamus ei, unb in Marculf. I, 7. 34 nennen bie Unter- 
tbanen fich geradezu servi und servientes vestri. 

0, Ch. Note 54. 

51) Sehr deutlich wird die alte genofjenichaftliche Auffaffung vermifcht mit 
einer Art Staatövertragd- Theorie in leg. Edw. IL vorgetragen. Dort heißt es 
c. 1.81. ©. 114: Er (der König) fragte fie (die Witan) da, wer ſich der Buße 
unterwerfen wolle und in der Genofienfchaft (on thaere geferraedden) fein, in 
der er fei, und das lieben, was er liebe, und das fcheuen, was er fcheue ꝛc. 
C.5. ©. 116: Wenn Jemand dies übertritt und feinen Eid und fein Gebinge, 
die das ganze Voll eingegangen ift (the eal theod geseald haefdh) bricht, 
büße er es, wie dad Gerichtöbuch es lehrt. 8 1. Wenn er aber nicht will, ver 
liere er unfer Aller Sreundichaft und Alles, was er bat. Im foedus Angl. et 
Danorum (991) c. 3f. S. 203 beit das Bolt „Sriedendgenofien" des Könige, 
Das folc-riht als felbftändiges Volksrecht Iebte immer fort, und wie der folc- 
fridh dem cyneges-fridh gegenüber von Bedeutung blieb, dad zeigt fich wol in 
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bob mehr und mehr, vor Allem aber bei den Franken, allein das Herrenrecht 
des Königs und bie Unterthanenihaft des Volks. 

Die wichtigfte äußere Anerkennung dieſes Umſchwungs lag in dem Unter 
thaneneid, deu jeder Waffenmündige dem Könige in ber Borm eines Treueides 
leiften mußte*). Dem reinen, Bollstönig ſchworen wol die Vollfrein nidt, 
vielmehr ſchwor er. felber der Bolksgenoffenichaft ’®) und die Volksgenoſſen ein- 
ander. ebenfalls ift der Unterthaneneib in den uns erhaltenen Gormen eine 
Nachbildung des dienftlihen Treueides und ſicher erft in einer Zeit üblich ge 
worden, in welcher der König bereitd als Herr galt. Daneben ſprach fi oft 
in ber Eidesform noch das Feſthalten gemofienfchaftliher Anſchauungen aus. 
Bei den Angelſachſen wurbe die Unterwerfung unter den Zöniglihen Willen 
ans einem Bertrage hergeleitet und der Huldigungseib nur bedingt, 
nur für den Sal, da der König auch feinerfeitd den Vertrag aufrecht er- 
halte, geleiftet*); bei den Gothen hielt man ebenfalls die Gegenjeitigfeit feit 
md ließ König und Volk fchwören 5). Bei den Franken dagegen hatte von 
je der bier beſonders betonte Unterthaneneid den Charakter eines reinen Dienit- 
eides?) und wurde im Sabre 802 von Karl d. Gr. ausdrüdli jo formu- 


feinem einzelnen Zuge unzweibeutiger ald Darin, daß ber Todtfchlag des Königs 
ala Bruch des Vollöfriedend angefehen wurde und beöhalb an dad gejammte 
Volk die Buße zu zahlen warl Anh. VIL c.3. 84. ©. 398: ge wer gebiradh 
magum and seo cyne-bot tham leodum (ipsius terrae populus). Edg. IV. 16. 
Aethelst. L pr. eallon folce to fridhesbote. 

82) Ueber diefen vergl. Waitz I ©. 312. v. Sybel ©. 239f. Maurer, 
Fronh. I. ©. 111. Zöpfl 8 10. XIV. 3. Grimm, R 4. ©. 252f. Ge- 
meiner, Gentenen ©. 137f., beſonders aber bezüglich fränkifcher Verhältnifie 
Roth, Beneflcialweien S. 108. 277f. 386f. Waitz I. ©. 115f. TU. 249. 
Vafſallität ©. 79; bezüglich gothiſcher Köpke S. 193f.; bezüglich angelfächfiicher 
Schmid v. Cynine ©. 551. 

= Spuren in dem fpäteren feierlichen Berjprechen beim Regierungsantritt 
Grimm J. c. AM. Waip. 

s Die vermuthlich aus der Zeit Aethelſtans herrührende Formel des 
Unterthaneneides (hyld-adhas) Anh. X. c. 1. S 404 bei Schmid lautet: „bold 
und treu® zu fein „unter der Bedingung, daß er mich halte, wie ich es verdienen 
will, und daß er Alles Leifte, wie ed unfer Vertrag (uncer formal) war, ald ich 
wid ihm unterwarf und feinen Willen erkiefte (his willen geceäs)*. 

s Köpfe L c. Der König ſchwört durch einen hohen Beamten „publica 
auctoritate*, er verjpricht „ad gentis utilitatem“, es heißt „jurat vobis per 
guem juratis“. 

2) Schon die Eideöformel bei Marculf I, 40 enthält einen dienſtlichen 
Treueid und nennt ihn Jeudisamsum. In 1. Rip. 69, 1 heißt es bereitö: si quis 
homo infidelis regi extiterit, de vita componat et omnes res ejus fisco cen- 
seantur. Bei Gregor Tur. III, c. 14 wird der Eid ald sacramentum fidelitatis 
bezeichnet, ebenfo in Cap. a. 789. c. 2, Pertz I. 68, wo bie Formel lautet: 
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Urt, daß diefelbe Treue, welche der Mann feinem Herrn ſchulde, verfprochen 
werden follte®”), womit denn der Gedanke bes Dienftes offiziell als das 
Srundprincip des Reiches proflamirt war. 

6. Mit der Umwandlung des Volkskoͤnigs in einen Herrn mußte auch 
feine Stellung zu Recht und Gericht fi ändern. Das in allen Vollöge- 
noffen lebende und nur vom verfammelten Boll zu weiſende Volksrecht blieb 
freilich immer noch die Hauptquelle des Rechts"). Über daneben gewannen 
die Verordnungen, welche der König vermöge ded in feiner Banngewalt lie 
genden Rechtes zu gebieten und zu verbieten erließ, in demfelben Grade an 
Bedeutung, in weldhem die Wichtigkeit des Königsfriedens ftieg®). Denn 
alle Gefeßgebung galt dem Germanen ald Sicherung und Beſſerung bes 
Friedens )Y. Das Königsrecht wurde fo zum Reichsrecht und nur in einzel- 
nen Fällen, beſonders wo das Volksrecht abgeändert wurbe, wirkte auch bei 
ben Kapitularien des Sranfenreihs das Volt noch mit"). Im ähnlicher 
Weiſe wurde der König zum oberjten Gerichtöhern bed Volkes. Immer war 
er oberfter Richter, Gerihtsherr aber nur über feine abhängigen Leute ge 
weien. Nunmehr wurden einerfeits immer größere Maffen des Volks den 
föniglihen Herrſchaftsgerichten unterworfen, andrerfeitd wurde auch in ben 


quia fidelis sum et ero diebus vitae meae. Roth macht mit Recht darauf 
aufmerfjam, welche Wichtigkeit diefem Eide beigelegt, mit welcher Halt er ab⸗ 
genommen wurde, und wie er eigentlich die Grundlage der königlichen Herrihaft 
über die Bollfreien wurde. Schon mit dem 12. Lebensjahr begann die Pflicht 
zur Leiftung des Eides. Cap. a. 305. c. 9. Per I. 133. 

57) Perg I. 99: fidelis sum... sicut Aomo per drictum debet esse do- 
mino suo. 

5, Of. oben 8 5—7. 

0) Weber die Löniglichen Verordnungen und ihre wachſende Bedeutung cf. 
v. Savigny, Geh. I. 8 3. Wilda ©. 111f. Eichhorn L 8 149f. 
Walter, R. G. S. 208f. Zöpfl, RO. 8 17. Waitz I. ©. S0f. 4887. 
DIL 504f. 

, So bei. in den angelfähl. Gef. 3. B. leg. Edw.IL c. I pr. ©. 110: 
„bamit der Friede beſſer werde wie bisher“. Viele Gefege heißen „fridh*“ (4.8. 
©. 106). Ebenſo aber fräntifche Gef. „pactus pro tenore pacis“. 

81) Cap. Car. M. a. 303. c. 19. Pertz I. 115 beißt ed: ut populus inter- 
rogetur de capitulis quae in lege noviter addita sunt; im Cap. Carol. Calv. 
a. 864. c. 6. Pertz I. ©. 490: et quoniam lex consensu populi fit et con- 
stitutione Regis. Weber die Mitwirfung des Volls bei den Langobarden ngl. 
Boretius, die Kapitularlen im Rangobarbenreih. Halle 1864. ©. Af. Häufig 
ift in den angeljächftichen Geſetzen Zuftimmung des Volks erwähnt. 3. 2. 
Wihtraeds Geſ. 696. S. 14: einmüthig mit dem gehorjamen Volke — Anmödlice 
mid tby hersuman folcy. Den Frieden von Aelfred und Gudrum fließt außer 
König und Witan „das gefammte Volk, dad fich bei den Oftangltern befinbet”. 
Schmid ©. 106. Cf. auch ib. S. 204. 


8 12. Die Fortbildung des herrſchaftl. Verbandes. 113 


ordentlichen Gau⸗ und Centgerichten der Einfluß des Königs und feiner Beam- 
ten überwiegend. Urtelsfinder blieben zwar die freien Gerichtögenoffen, aber 
allmälig nahmen einzelne ernannte Urtheiler eine bevorzugte Stellung ein**), 
bis endlich in der Karolingiſchen Schöffenverfaffung die eigentlihe Entſchei⸗ 
dung auf ernannte, wenn auch von der Vollögemeinde genehmigte Schöffen 
übergieng®®), bie zwar zunächft als Worthalter ber Genoſſenſchaft erſchienen, doch 
aber vielfach ſchon als Beamte im Sinne ber neuen Dienftidee betrachtet 
men). Voͤllig war der Umſchwung in der Strafgerichtöbarfeit, welche 

der König und feine Stellvertreter faft wie die „disciplina“* des Herm über 
den Mann gegen Bollfrete übten). Endlich wuchs ftetig die Kompetenz des 
Eniglihen Pfalzgerichts, deſſen Name ſchon anzeigt, wie es nicht etwa aus 
einem Gericht des ganzen Vol, fondern aus dem Haus⸗ und Hofgericht bes 
Palaſtherrn hervorgieng ). 

7. Sn allen dieſen Beziehungen war nun zwar der herrſchaftliche König 
ebenfowenig wie der genoffenfchaftliche unumſchraͤnkt, er war foger oft 
dem Maße nach beichränkter als Diefer”): allein die Schranken, die feiner 
herrſchaftsgewalt wie jedem germanifchen Mundium gezogen waren, gründeten 
fh auf ein ganz anderes Fundament, wurden von ganz anderen Volksele⸗ 
menten errichtet und waren ganz anderer rechtlicher Natur, als bie Beichrän- 
kung des Volkskönigs durch die Volksverſammlung. Nicht das Gefammtrecht 
einer Volksgenoſſenſchaft, fondern die Summe der von ihm felber abgeleiteten 
einzelnen Rechte ftand dem herrſchaftlichen König gegenüber. Insbeſondere 
bildeten im fränkiſchen Reich die Großen, welche bad Reichsregiment mit dem 
Könige theilten, Teine gejchloffene Geſammtheit, und ihr Einfluß war über- 
haupt oft mehr faktiſch als rechtlich. Erſt im 7. Sahrhundert, beſonders durch 
Chlothar IL, wurden ihnen gewiffe gemeinfame Rechte zugefihert®). Die 
Verſammlungen der Großen, welche als Reichshoftage an Stelle der Volks⸗ 


“=, Wie weit ſchon unter ben Merovingern, ift befanntlich ſehr beftritten. 
Ggf. Waitz, das alte Recht ©. 140f. 151f. Verf. Gef. I. 334. IL 81. 421. 
3öpflt g 125 . IL 

9) Karol. M. Cap. min. 8. 808. Perg L 115. c.3. Waitz IV. ©. 325f, 
3öpfl g 125°. IV. 

*), Cap. Aquisgr. 809. ec. 11. Perg L S. 156: ut judices, centenarii, 
xaobisi... constituantur ad sua ministeria exercenda. 

s Baiß I. ©. 327—329. 434. 594f. IV. 446f. Auch Verhaftung 
Vermeifung, Polizei fiheinen in Verbindung hiermit vom König unb den Grafen 
ſchrankenlos geübt zu fein. 

“ Waitz IL ©. 451f. IV. 400f. 

e) Die fpäteren Merovinger fowol ald die fpäleren Karolinger waren be 
lanntlich faft annullirt durch die Macht der Großen. Waitz I. ©. 487f. 622f. 
IV. 546. 

%) Edietum Chlothar. II. d. 614. Per L 14. 
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verjammlungen traten), wurzelten daher weder im fränfifchen noch im lan⸗ 
gobarbiichen und burgundiihen Reich in der alten Volksverſammlung, fondern 
in dem häuslichen Rath des Königs mit feinen Getreuen. Dieje Getreuen, 
die als optimates, primores oder proceres zujammengefaßten Bijchöfe, Reiche- 
beamten, Bafiallen und großen Grundherren bildeten mithin im Grunde nur 
eine berathende Verſammlung. Ihre ftetig wachſende Macht führte freilich 
dahin, daß fie durch Gewohnheit und Neichögefe ein regelmäßiges Organ 
des Reiches wurde?) und an Geſetzgebung, Gericht und Verwaltung Theil 
nahm, allein noch in karolingiſcher Zeit trägt fie deutlich den Charakter eines 
den König berathenden Koncild feiner Getreuen. Und das Bolf bat fie nie 
repräfentirt ?1). 

Den Reihähoftagen und den ihnen in den einzelnen Provinzen entipre- 
chenden Provinzialhoftagen gegenüber waren die Verfammlungen ganzer Böl- 
fer verjhwunden. Nur in Mark, Cent und Gau war noch die Volksver⸗ 
jammlung vorhanden und man mußte an die einzelnen Gauverfammlungen 
geben, wenn man das Bolf befragen wollte”). Einzig in der jährlichen gro- 
Ben Heerſchau (campus Martius, jpäter Madius) dauerte in Franken noch die 
Zufammenkunft aller Bollfreien fort, und der hier verfammelte Heerbann 
fonnte noch jet als das fichtbar gewordene Volk handeln oder beichliegen ”?). 


o) Zöpfl 8 9. Waitz I. ©. HGof. I. ©. 462f. Auch Unger, 
Landftände I. S. 50—102. Im fränfifchen Reich zuerft im pactum inter Gunt- 
chrammum et Childebertum 578. ®ert I. 6 (mediantibus sacerdotibus atque 
proceribus) und deer. Childeb. a. 595 (ib. ©. 8) una cum nostris optimatibus 
pertractantibus urkundlich erwähnt. Befonderd Gregor v. Tours berichtet über 
die Reichſtage (placita, concilia, synodi, conventus), aus ihm erfahren wir aud), 
daß episcopi, leudes, fideles, antrustiones, seniores terrae hier zufammen famen. 

0) Hincmar c. 29. 30 berichtet von zwei regelmäßigen placita im Jahre, 
auf deren einem bie generalitas universorum majorum tam clericorum quam lai- 
corum conveniebat, während das andere nur die seniores et praecipui consiliarii 
beſuchten. 

1, Waitz IV. ©. 500. 501 ſieht freilich zur karolingiſchen Zeit eine gewiſſe 
„Bertretung des Landes“ in den verfammelten Großen und behauptet, fie hätten 
im Namen der Gefammtheit gehandelt. Aehnlich Unger L ©. 5df. Nur in- 
jofern, ald fie die Spitze der fideles bildeten, die fideles aber endlich mit dem 
Bolt identifch wurden, iſt Died richtig. Im Grunde hat dagegen Guizot, Essais 
©. 336 Recht, wenn er fagt: ce n’est point la nation frangue qui vient dans 
ces assembl&es surveiller et diriger son gouvernement: c’est Charlemagne qui 
rassemble autour de ini des individus pour surveiller et diriger sa nation. 
Schon aus der Form der Kapitularien geht died hervor, da, auch wo fie Reiche- 
abſchiede find, der König allein fpricht und verordnet. Auch tft häufiger von 
einem consilium ald einem consensus der proceres bie Rebe. 

79) Unger L ©. 57f. Eichhorn, R. G. 8 145. Dal. auch Note 61. 

?3) Annal. Met. a. 692. Fredegar. c. 131. 3öpfl 8 36. V. Waitz II. 
468f. IH. 469. IV. 465f. Unger IL 60f. 
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Bar er nicht beifammen, jo mußte, wo man noch jeßt einer wenigftens for- 
mellen Zuftimmung des Volks nicht entbehren zu können glaubte, wie bei 
ver Erhebung eines neuen Königs, ein billigender Zuruf der am Aufenthalts. 
ort des Könige und Neichötage zufällig anmejenden Menge (acclamatio po- 
puli) den Volksbeſchluß erjegen ”'). Hier wie in allen Beziehungen bietet die 
angeljächfiiche Verfaſſung einen Gegenjat zur franfifchen, indem das witena- 
gemot mit weit jelbjtändigeren Befugniffen ausgerüftet ift”®), überdies aber, 
da es nicht nur aus Biſchöfen und Königödienern, fjondern auch aus zum 
Theil noch gewählten Volksbeamten beitand und jogar noch eine Betheiligung 
des Volkes zugelaffen zu haben fcheint *), den Charakter einer Vertretung bes 
ganzen Volks nie ganz einbüßte””). 

8. Derjelbe Unterſchied zeigt fich in der Behandlung des Nationaleigenthums. 
Bihrend in England der Name des Volksgutes und Volkslandes fih auch 
da, ald die Berfügungdbefugnig des Königs feititand, Iange noch erhielt und 
ver Gedanke eines Geſammteigenthums des Volles erweislich feftgehalten 
wurde”), während immer auch jpäter die Zuftimmung bes witenagemot für 


%, Luitpr. Prol. Edicti de anno VIIE: assistente omni populo.. Rachis, 
Prolog.: sed nobis et nostris judicibus atque Langobardis adstantibus justum 
comparnit. ai IE 501. 

5) Dem Witenagemot ftand die Erhebung des Königs, Die Genehmigung wich⸗ 
tiger Beichläffe und Staatsverträge, bie Zuftimmung zu neuen Gefeßen, die Mit- 
wirkung bei Verfügungen über das Nationaleigentbum zu. Of. z. B. Gef. Wih— 
träds d. 696. ©. 14. Ines S. 20. Aelfrevs ©. 68. Ebw. I. ©. 114. 
Edmunds E ©. 172. Aethelr. IL S. 198 ıc. und zahlreiche Urkunden im 
Codex diplomat. v. Kemble. 

% Bei dem concilium Fefreshamense 53. B. waren episcopi, thaini, comites 
et villans von Kent zugegen. Schmid ©. 148. 

m S. bef. Kemble U. S. 154 — 2%. Die Nachrichten über die Entftehung 
der folegemote in leg. Ed. conf. (Textus Lambardi) c. 32. S. 509f. find un- 
hiſtoriſch, beweiſen aber doch, wie man noch im 12. Jahrhundert über deren Be- 
deutung und Urfprung dachte. 

3, Häufig wird in den Urkunden, befonderd bei Verleihung von Nutzungs⸗ 
rehten ſeitens des Könige, bad Land, über welches dieſer verfügt, als gemeined 
Land bezeichnet. Of. 3. DB. Url. v. 805. Nr. 190. Cod. dipl. I. ©. 232 commu- 
nem silbam; 811. Fr. 198 ib. 248 in commune saltu; 839 in commune silfa 
quod nos Saxonice in gemenisse dieimus. Sa fogar das Rand, welches ein 
Verbrecher zu Königs Hand — cyninge to handa — ad mei juris arbitrium 
verwirft hat (mir können annehmen, daß es geliehenes Volkland geweſen), wird 
in Url. v. 995 Nr. 692. FV. ©. 290 als rus in communi terra situm bezeichnet. 
Andererfeits wird das offenbar zum Bolllande gehörige Land, welches der König 
vergieht oder an dem er Nutzungsrechte einräumt, in regis communione (Urk. 
Aethelberts v. 863), cinges böcholt (Urf. Eaduulfs v. 375), mons regis 
(rk. v. 838. Nr. 239. I. ©. 3. 17) genannt. Charakteriſtiſch aber für die fort- 
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Veräußerng des alten Volkslandes gefordert warb): fo ift im Frankenreich 
von einer Unterfheivung des Königlichen und nationalen Vermögens in hifto- 
rifcher Zeit nicht die Rede). In ganz gleicher Weiſe wurden jowol bie auf 
den König übergegangenen römifchen Fisfalgüter®"), als die altgermanijche un- 
getheilte Volksmark, ſowol die eroberten oder konfiscirten, als die rein privat- 
rechtlich erworbenen Grundftüce, Marken, Dörfer, Horften, Weiden und Wie- 
ſen dem Herrfcher als Erbgut, ald freies Sondereigen zugefchrieben®). Gie 
verhielten fih zum Könige genau wie zu jedem Vollfreien fein Eigen, fie 
waren Pertinenzen feines Herrenhofs (palatium, curtis regia, dominicum), 
und wenn fie mit erborgtem römischen Namen fiscus, publicum, res publica 
benannt wurden, fo war man weit entfernt, dabei an die römijhe Scheibung 
des Fürften und des Staats ald Privatrechtsubjelt zu denken. Auch dad be» 
wegliche Vermögen, das zu Öffentlichen Zwecken diente oder aus Öffentlichen 


dauernde Anficht vom Gefammteigentbum des Volles tft eine merkwürdige Urt. 
v. 841. Nr. 248. IL ©. 11, wo einem „abbati et ejus familiae“ „cum Jicentia 
et testimonio obtimatum gentis Merciorum“ eine Immunität gefchenft wird. 
Dafür, fagt der König: abbas et illius sancta congregatio... dederunt mihs ei 
omnibus Merciis regaliter perfruendum et possidendum in famoso vico To- 
meuuorthie magnum discum argenteum, valde bene operatum ac faleratum in 
magno praetio et 190 mancusas in auro puro. Auch verfprechen fie Meſſen 
und Pfalter zu leſen pro Berthuulfo rege et pro illius caris amicis et pro 
omni gente Merciorum. Dann beißt ed nody einmal: rex.. qui hanc pietatem ... 
cum omnibus Merciis illi congregationi... donaverat. Alſo die Gejammtheit 
aller Volksgenoſſen hatte neben bem Könige das Land bejefien, galt ald Kontra» 
bentin, war Miteigenthümerin des königlichen Schatzes, in den discus und Gelb 
wol gelegt wurden. 

10) Zahllofe Urkunden des Cod. dipl. liefern ben Beweis, Der König fieht 
fih als eigentlichen Koncedenten und wol auch ald Eigenthümer an, aber er fügt 
den Ausdrüden wie concedo do dono trado 2c. meift ausdrücklich cum consilio 
et consensu prinecipum meorum oder Aehnliches hinzu. CA. 3. B. Url. Nr. 114 
v. 759—765. I. ©, 139; Url, v. 814 Nr. 203 ib. ©. 256; Nr. 1036 d. 826. 
V. 80; Nr. 1068. 1081. 1096 zc. ib; Nr. 1224. 1255. 1256 d. 959 u. 965 ib. 
v1 ©. 21. 75. Die geiftlichen und weltlichen Großen unlerſchreiben bie Urkun⸗ 
den daher auch nicht ald bloße Zeugen, fondern mit der Formel consensi et sub- 
scripsi. So find 3.2. die Urf. Nr. 1102. 1103. 1107 de 931. 932. VL ©. 186. 
193. 206 die erfte von 70, die zweite von 55, die dritte von 90 Großen, und 
zwar archiepiscopi, subreguli, episcopi, duces, abbates und ministri, mit ben 
Worten ego NN consensi et subscripsi unterzeichnet. 

so) Waip IL 555f. IV. 5f. 119}. Zöpfls 40. 

sı) Eichhorn 8 25. Gaupp, Anfiel ©. 835f. 

8) Thudihum, Markv. ©. 133. 134. — Reminiscenzen eined National- 
eigentbums an Binnenfeen in Holftein v. 1148 (a comite Adolpho et omnibus 
Holsatis eidem ecclesiae collatas) u. 1424 (stagnum ... commune totius terrae) 
b. Thudichum J. c. ©. 133. Note 2 und Maurer, Einl. 114. 
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Urfachen an den König fiel, war fein Staatsſchatz, ſondern der Schatz bes 
Königs, feine vererbliche, theilbare und veränßerlidhe Habe, die fein aerarium 
ober feinen thesaurus in demfelben Sinne bildete, wie des Vollfreien fahrende 
Habe). Friedens⸗ und Bußegelder floffen mit Outseinfünften, Steuern 
der Freien mit Zinfen der Kolonen zu Einer Maffe zujammen. Ueber das 
gefummte Vermögen aber verfügte der König nad) freiem Ermefjen und ver- 
wenbete es ohne Kontrolle für die Zwecke feiner Perfon oder für die des 
Reichs, zwiſchen denen ein Unterfchied nicht mehr beſtand. Wie wichtig dies 
für Steigerung der Konigsmacht war, ift leicht zu ermeffen: wie aber 
gerade bier die Keime zu einer neuen Umwandlung der Staatsidee in die 
patrimoniale Idee des Feubalftaats lagen, wird fi) unten ergeben. 

D. Aber nicht nur die Berfaffung, auch die Grundlage der öffentlichen 
Zuftände, die ftändifche Gliederung des Volks, wurde von ber Ausdehnung 
des Herrichaftöverbandes ergriffen. 

Der alten Volksgenofſenſchaft entſprach der Mangel eines eigentlichen 
Ständeweiend: die Freien waren dad Voll, vorzugsweiſe edle Geſchlechter 
mehr als andere zum Herrſchen berufen, Hörige und SHalbfreie bloße 
Schutzgenofſen, Unfreie rechtlos. Als fih dann ein Geburtsadel und ein 
Litenſtand abgejchloffen hatte, war das alte Syſtem mobificirt, aber nicht 
durchbrochen. Die einheitliche Genofſenſchaft war eine dreigliedrige geworben, 
aber ganz allein in ihr felbft wurzelte die Erhebung des Volksadels, die Her- 
aufzjiehung des zwiſchen Sreiheit und Unfreiheit ftehenden Standes. Kiefer 
griff in dieſes Ständewefen die feftere Verknüpfung mit Grund und Boden 
ein, weldhe den Hufenbefiß zur Grundlage neuer Abftufungen machte. Auf 
ein dem alten Recht geradezu entgegengeſetztes Princip aber wurbe bie ftändi- 
Ihe Gliederung ded Volkes erft da geftellt, als mit der Ausbreitung bed 
Herrſchaftsverbandes die neue Idee einer Standesabftufung nach dem Dienft- 
verhältuig entftand, welche durch das doppelte Moment der Stellung bes 
Herrn im Reich und der ded Dienerd im DVerbande beftimmt wurbe. Indem 
diefer neue Standesbegriff, ber ſeinerſeits ebenfalls zuerft überwiegend auf per- 
fönlicher, bald aber auch auf Dinglicher Bafis erwuchs, den alten Standesbe- 
griff beliebig kreuzte, entftand eine große Mannigfaltigkeit, eine Verwirrung 
und zum Theil eine Zerfegung der Stände, bis ſich endlich ein neues, erft 
im fpäteren Mittelalter zum Abſchluß gelangendes Ständeſyſtem daraus ent- 
wickelte. 

Am früheſten erlag der Volksadel der neuen Herrſchaftsidee“,“). Mochte 


8 Die thesauri wurden zufammen mit den: regnum vererbt (Gregor Tur. 
IL 20. 41. 42. IV. 20. VII. 6. Fredeg. c. 42. 56. 67) und getheilt (Fredeg. 
e. 75. 85). CA. auch Waitz IV. ©. 7. 8. 

5 Das Befte hierüber bei 8. Maurer, Abel. Vergl. bei. das Refums 
6. 198— 222. Waitz, dad alte Recht &. 104. 105. 207. Berf. Geh. II. 32. 
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auch das ältefte Königthum nur die Spike des Volksadels fein, ſo waren 
beide doch auf die Dauer unvereinbar. Ueberall trat daher der alte Adel 
entweder gegen dad Königthum in Oppofition und unterlag dann, ſei es in 
langſamem Schwinden, ſei e8 in blutigem Untergang®), oder er fügte ſich 
dem Umjchwung der Dinge, ſuchte im Königädienit, jei es im Gefolge, ſei 
eö in dem immer ähnlicher aufgefaßten Beamtenthum jein Heil®*) und rettete 
io vielleicht den einzelnen Gliedern einen Theil der alten Macht, um als 
Stand deito unrettbarer unterzugehen. Denn was ihm jegt Ehre, Glanz und 
Reihthum gab, war nicht mehr die Geburt aus altem, vom Volke höher ge- 
ehrten Geſchlecht, jondern ed war derſelbe königliche Wille, der vermöge 
feiner Würdigung, feiner Wohltbaten, feiner Bollmadht nicht nur dem 
Gemeinfreien, fondern dem Römer, dem Liten, ja dem freigelafienen Knedht 
die gleihe hohe Stellung anweiſen konnte und in der That Elemente aus 
allen Schichten feiner Unterthbanen an die Spige des Reichs erhob”). “Der 
Königedienft an fi war ed, der das Wergeld erhöhte und, wenn auch zu- 
nächſt damit nur der König geehrt werden follte, mittelbar den Diener vor 
andern ihm fonft gleichitehenden Perſonen auszeichnetess). Uber auch zur 


2427. ftimmt im Wefentlichen überein. A. M. zum Theil Zöpfl 8 9. 10. 
Eichhorn I 8 46f. Walter 8 408f., bie in diefer Pertode einen wahren Abel 
bei den Franken annehmen, und Gaupp ©. 115f., der gar feinen andern Adel 
als Dienftadel anerkennt. 

8 Bei den Franken und Angeljachien, alſo den widhtigften Stämmen, ift in 
biftorifcher Zeit ein Geſchlechtsadel außer dem des königlichen Haufes nicht mehr 
nachweisbar. 

se, Die auffallendften Beispiele find, daß nach Unterwerfung der Sachſen 
und Thüringer die adalingi der erfteren und wahrfcheinlich auch die der letzteren 
al8 foldye in ihrer Gefammtheit in den Dienftverband des Frankenkönigs traten. 
Gaupp, das Recht der alten Sachſen ©. 39. K. Maurer ©. 113. 118f. 

) Diefe audgleichende Kraft des Königthums war eine feiner wohlthätigften 
Folgen. Schon Zacitus bemerft — von feinem Standpunkt aus freilich tadelnd — 
daß an Königshöfen oft Freigelaffene zu den höchiten Ehren emporftiegen. Germ. 
c. 25. — Bei den Franken find Romani, pueri regis und liti unter den Antru- 
ftionen (Recap., Leg. Sal. $ 30. 33). Im deer. Thass. $ 7 ift jegar von servi 
principis qui dicuntur adelschale die Rede. So konnte ed vorkommen, daß 
durch höfiſchen Dienft Küchenjungen zu Grafen emporjtiegen, wie das befannte 
Beifpiel des Grafen Leudafter zeigt. Noch Hermann Billung, den Otto d. Gr. 
zum Sachfenherzog machte, hatte fih aus niederem Stand dur Königsdienft 
emporgefchwungen. Gaupp, Anfiedl. ©. 124. 

8 8. Maurer, Adel ©. 32f. 40f. 84f. 137f. ꝛc. Ueberſch. IL ©. 4037. 
Waitz J. S. 362. I. ©. 180f., das alte Recht ©. 104f. Maurer, Fronh. L. 
S. 115f. u. A. Bei den Franken verdreifachte er das Wergeld. Deſſelben 
Vorzugs genoſſen überall die königlichen Beamten, denn ſie waren Diener des 
Herrſchers; das Heer, ſeit der Heerdienft Königsdienſt geworden; die Geiſtlichen, 
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Berleihfung von Pabe, Beneficien und Aemtern führte er) und damit zu 
Reichthum, Grundbefitz und Macht. So entwidelte fih aus der höheren 
Klafſe der Königsdiener, aus Gefolgsleuten, Geiftlichen und Benmten eine 
mächtige Ariftofratie der Großen, die nad unten Einfluß und Beſitz an ſich 
nis, nach oben die Herrihaft des Monarchen, aus deffen Dienft fie ihre 
Kräfte fog, auf das Wirkſamſte unterftügte. Im Bunde mit dem Königthum 
wuchs dieſe Ariftofratie des Dienftes fchlieflich zu folder Macht heran, daß 
fe dem eignen Herm gegenüber nicht nur felbftändig, fonbern gefährlich wurbe. 
Schon in merovingiſcher Zeit hatte fie die Theilnahme am Reichöregiment 
und den Befitz aller Aemter als eine im öffentlichen Recht privilegirte Ge— 
iammtheit "erworben. in Adel war fie freilich noch nicht und wurde es 
aud nicht in Tgrolingiiher Zeit. Denn fie ſetzte fih aus verſchiedenen unter 
fh ftandesungleichen Elementen zufammen, fie pflanzte ihren Vorzug rechtlich 
nech nicht Durch Geburt fort, fie war nach außen ungefchloffen. Allein in allen 
drei Beziehungen überwand fie mehr und mehr die ihr anhaftenden Mängel: 
der Unterfchied der alten Geburtöftände verwilchte fich in ihr, fie wurde 
ielber, befonbers jeit ihrer Verknüpfung mit der Grundherrſchaft, ein Gehurts- 
ftand und fie wehrte fich erfolgreich gegen neu andringende Elemente. Aus 
einer bloßen Ariftofratie des Dienftes wurde fie zu einem wahren Dienftabel 
des Reichs, um dann in Deutichland bald als alleiniger, ſpäter als hoher 
Adel fih immer feiter zu Tonftituiren. 

Auch den Kern des Volkes aber, die Freien, ergriff der Zerſetzungs⸗ 
proceß ꝰ). Die gemeine volle Freiheit wurde in den Zeiten der Wanderungen 
und Bürgerfriege jeltener und endlih aus der Regel zur Ausnahme Der 
eine Theil der Freien ftieg Durch den Herrendienft zu der neuen Ariftofratie 
empor, die große Mafle verfanf in Abhängigkeitöverhältniffe aller Art. Die 
von der vaffallitiichen Kommendation juriftiih kaum zu fondernden und doch 
taftiich überaus verfchiedenen Ergebungen in gemeine Dienftverhältniffe griffen 
reipend um fill. Die Berrüdungen der Großen, von den Beamten mitver- 
ubt ftatt abgewehrt, die Auflage unerfchwinglicher Bußen, die wachſende Laſt 
der gemeinen Deerbannpflicht und der übrigen öffentlichen Dienfte, die Not 


weil fie im befonderen Königsſchutz ftanden, und aus demfelben Grunde Zreinde, 
Wittwen und Waiſen. 

, Beiſpiele von ber Vertheilung von Geld und Land unter die Königs- 
biener in Annal. Lauresham. a. 796. Pertz I. 182. Eginhart 796. ib. ©. 183. 
C£. übrigens $ 13. 

“©, Die „generalitas majorum“ nennt fie Hincmar. ©. Note 70. 

9, Weber bad Folgende cf. außer &. Maurer, Adel u. Ueberſchau 1. c. bei. 
Eihhorn | R. G. J. 5 46f. Zöpfl 89.10. Kemblel ©. 185f. Waig M. 
S. 147. Maurer, Fronh. I. S. 12— 104. 176—206. 244 — 246. 253. Fürth, 
Ninifterialen, wo ausführliche Belege gefunden werben. 
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und Berarmung einer wilden Zeit, Die fintende Macht aller genoffenfchaftlichen 
Suftitutionen trieben vollfreie Leute ſchaarenweis zur Kommendation an ben 
König, die Kirche und weltliche Große. Für den Berluft ber Sreiheit ent 
ichädigte hier der wirkſame Herrenſchutz gegen Unrecht und Gewalt, für die 
übernommenen Dienfte und Abgaben die gewährten Bortheile, in Unterhalt 
oder Grundbefitz beftehend. Der Kirche gegenüber wirkten auch religidfe Mo- 
tive mit. Und endlich half, wo diefe Motive nicht ausreichten, Zwang und 
Gewaltihat nad, ja den landloſen Freien jcheute fih die Geſetzgebung jelbft 
nicht zur Ergebung an einen Herrn zu zwingen”). Alle diefe Freien konn⸗ 
ten perjönlich frei bleiben, aber fie kamen in ihres Herren Mundium, fie 
wurden ſchutzhoͤrig und unterjchieden fich faktiſch jehr wenig von’ Liten und 
Liberten. Da ihr Verhältniß in ber Regel mindeftens faktiſch erblich war, 
da aus ber Unfreiheit viele Glemente zu ähnlichem Zuftande emporftiegen, 
während anbererfeitö immer neue Kommendationen ftattfanden, jo beftand bald 
die zahlreichfte Klafie des Volkes aus dem Stande ber hörigen Leute, weldhe, 
nach der Art bed Dienftes und ihrem Verhältniß zu Grund und Boden über- 
aus verſchieden geftellt und benannt”), in ihrer Geſammtheit ſich ebenfowol 
von den Vollfreien wie von den Unfreien ſcharf unterfchieden. Von ben lebte» 
ren dadurch, daß fie einen Theil der Sreiheitsrechte hatten, von jenen dadurch, 
daß fie einem herrſchaftlichen Mundium unterworfen, alſo perjönlich hoͤrig, 
Dienftleute, homines waren. 

Sm Laufe der Zeit verwifchten ſich in diefer Klaſſe die Geburtsunter⸗ 
ichiede mehr und mehr und felbft die freien und unfreien Verhältniffe be 
gannen durcheinander zu laufen, zumal durch kirchliche inflüffe und bie 
Macht der Sitte die alte Rechtlofigkeit der Unfreien ſchwand. Dagegen bil- 
deten fi neue Unterjhiede auf Grund des neuen Standeöbegriffs, der nad 
der Stellung ded Diener zum Herm und des Herrn zum Weich Beruftftänbe, 
die ſich fchlieplich wieder zu Geburtsſtänden abichloffen, erzeugte. Die bevor- 
zugten Diener und Beamten ber Großen ftiegen durch den Herrendienft als 
milites (Ritter) oder ministeriales (Dienftimannen) über die Minberfreien 
und Hörigen und endlich über die Vollfreien empor, um fo den Grund zu 
legen zu bem fih am Ende des Mittelalters abfchliegenden nieberen Adel. 
Diejenigen abhängigen Leute, welche fich nicht dergeftalt zu erheben vermoch⸗ 


—— — 





°2, Bol. Maurer, Einl. S. 213, der das Cap. v. 847. Perg II. 395: vo- 
lumus ut unusquisque liber homo in nostro regno seniorem qualem voluerit 
in nobis et in nostris fidelibus accipiat wol mit Recht fo deutet. Dafür fpricht 
die Analogie der angelfächfifchen Geſetze. CA. Gef. Aethelft. (925 —940) II. 
c. 2. ©. 132. Leg. Henr. 8. $ 4. 

Die detaillirtefte Darftellung der einzelnen Klafien giebt Maurer, Fronh. 
I. ©. 12—104. Cf auch Waitz J. e. Grimm, R A. ©. 301f. Fürth, 
Mintfterialen S. 7f. 
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ten, ſchieden fich nach Art der Dienfte und Würdigung bes Herrn; Me Angefeffe 
nen wurden zum börigen und unfreien Bomernftand, die Landloſen entweder 
ländliches oder häusliches Gefinde, oder ein böriger Handwerks⸗ und Künftler- 
ftand. Auch diefe Bildungen vollendeten fich erft fpat: aber das Princip ift 
bei ihnen allen baffelbe. Es ift das Princip, wonach nicht mehr das Ber- 
baltniß des Einzelnen zu einer Genofienfchaft, fondern fein Verhältniß zu 
einem Herrn und dieſes Deren zu einem höheren Herm den Stand be 
ftimmt. Diefer Gedanke, dem die Vollsrechte in der Abmeffung des Wer- 
geldes tbeild nach dem Anſehen des Herrn, theild nad) ber Art des geleifte- 
ten Dienftes bereits jtarf Rechnung tragen, geftaltete endlich das ganze Volk 
zu einem großen Berbande von Herren und Dienem um, in welchem jeber 
Here nad) oben zugleich Diener eines andern Deren, jeder Diener aber nur 
mittelbar Diener des Deren feines Herm und zulett des Königs war, in dem 
aljo in direftem Gegenſatz zu ben Eoncentrifchen Ringen der alten Genofien- 
ihaftäverfaffung eine große Stufenleiter von unten nach oben bis aufwärts 
zum Thron, ja jchlieglich bis zum Himmel führte. 

Indeß die Vollendung diefer Entwidlung, die in fränkiſcher Zeit erft in 
ihren Anfängen ftand und das unmittelbare Verhältniß des Königs zu feinen 
Unterthanen rechtlich noch nirgend gelöft hatte, trat keineswegs auf Grund⸗ 
Inge der bisher einfeitig betrachteten perjönlichen Verbältniffe ein: ihr eigen- 
thũmliches Gepräge gab ihr vielmehr erft die Verknüpfung des Herrſchafts⸗ 
verbandes mit Grund und Boden. 


IL. Die Verknüpfung des Herrichaftsnerbandes mit Grund und 
Boden. 


8123. 


Die Berktnüpfung des Herrichaftöverbandes mit Grund und Boden war jo 
alt wie die germanifche Anfiedlung überhaupt. Denn, wie gezeigt worden, 
die perfönliche Hausherrichaft fand fofort im vollfreien Sondereigen ihr ding. 
liches Abbild. So weit die Grenzen jeined eingehegten Gebietes reichten, in 
Hans und Hof und allen von der Gemeinſchaft mit den Genoffen völlig ab- 
geichiedenen Zubehörungen, war der freie Mann nicht blos privatrechtlicher 
GigenthHümer im heutigen Sinn, jondern er war zugleich dad, was die Ge⸗ 
meinde in der Mark war, er war Grundherr. Freilich wurbe er hierbet 
durch die über ihm ftehenden Gebietögewalten der Gemeinden und zulebt des 
Königs befchränkt, aber er war doch der Inhaber einer eigenen und jelbftän- 
digen Gewalt öffentlicher Natur, der Träger und Erhalter eines dinglichen 
Friedens- und Rechtskreiſes, einer räumlich-dinglihen Einheit. Die Grund» 
berrihaft war indeß urfprünglih nur Eine unter den Folgen der Sreibeit, 
und am wenigften war fie ed, bie dem Hausherrn fein perjönliches Herren⸗ 
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recht über die familia, fein Mundium gab. Diefes flo unmittelbar aus fei- 
ner Perfon. Ebenſowenig war umgefehrt eine Verknüpfung mit Grund und 
Boden, eine Zugehörigkeit zur Hufe oder zum Hofe bad Fundament der Ab- 
bängigfeit auf Seite irgend eines Mitglieves ber familia. Bon ſelbſt ver- 
fteht fih dies bei Weib, Kind, perfönlihen Dienern. Aber auch bei Hörigen 
und Unfreien, welche den Ader des Herrn bauten oder in felbftändiger Woh- 
nung auf feinem Grund und Boden faßen, war ganz allein ihre perjönliche 
Verbindung mit dem Herrn Grund ihrer Unterwerfung und eine Grund- 
hörigkeit unbelannt. 

Sm Laufe der Zeit indeß trat in beiden Beziehungen eine Umwandlung 
ein, indem zuerſt neben und endlich ftatt der perjönlichen Herrfchaft eine auch 
die Perfonen ergreifende Grundherrſchaft und eine aus der Verbindung mit 
Grund und Boden fliegende Abhängigkeit erwuchs. 

I. Am frübeften vollzog ſich diefer Proceß hinfichtlich der niederen Dienft- 
zerhältniffe in den Hofverbänden). War bei dem älteften, ſchon von 
Tacitus gefchilderten?), unfreien oder hörigen Kolonat die Berfnüpfung der 
Herrichaft und des Dienftes mit Grund und Boden eine rein faktiſche, indem 
ber Herr, der einem Unfreien oder Hörigen gegen Leiftung beftimmter Abga- 
ben und Dienfte eine Hufe zu eigner Bewirthſchaftung übergeben hatte, ein 
ſolches Verhältniß jederzeit enden, das Grundſtück ohne den Kolonen, den Ko- 
Ionen ohne das Grundftüd veräußern Eonnte: fo wurde doch herkömmlich dem 
Kolonen der Beſitz, fo lange er feine Pflichten erfüllte, belafien, er mit ber 
Hufe zufammen veräußert, feinen Kindern die Fortfegung des Verhältniſſes 
geſtattet. Ja für den Liten oder Xiberten, defjen Stellung zum Theil in 
dinglicher wie in perjönlicher Beziehung auf einem vertragsähnlichen Rechts- 
grunbe beruhte, mochte ed ſchon im Älterer Zeit einen wirklichen Rechtsſchutz 
gegen den Herrn geben, der ihm die Hufe willfürlih nehmen wollte. Damit 
war neben die perjönliche Abhängigkeit ein dingliches Verhältniß analoger Art 
getreten, indem fich num, wie Herrichaft und Dienft, jo Grundherrſchaft und 
abgeleiteter Befiß Eorreipondirten. Dabei war inde das perfönliche Herrichafts- 
verhältniß noch durchaus die Bafis des Dinglichen. 

1. Ebenſo blieb es zunächſt, als die Begründung abhängigen Beſitzes 
auf dem Wege ded Vertrages mit der Zunahme der Kommendationen immer 
häufiger wurde. Die Meiften jener Freien, welche ſich in niedere Dienftver- 
hältnifie begaben, erhielten von dem neuen Herm Grundſftücke zu felbftändiger 
Bewirthſchaftung gegen Leiftung beftimmter Zinjen und Frohnen, während fie 


1)y S. bef. v. Maurer, Einl. ©. 207. 210f. 229f., Fronhöfe L ©. 27f. 
66. 265f. 342. Waip U. ©. 153. 160f. 173. 194. 8. Maurer, 
Ueberſch. I. 420— 426. TI. 33—56. Roth ©. 375f. Eichhorn, Zeitſchr. f. 
geichichtl. Rechtswifl. I. S. 156f. Bluntſchli, R. ©. I. ©. 93f. Zöpfl 
898. V. VI. Grimm, R. A. ©. 559f. 

2) Germ. c. 25. 
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umgefehrt, wenn fie Grundbefig hatten, dieſen im ber Regel dem Dienftherrm 
zu Eigen auftrugen und fih daran nur ein abhängiges Befitrecht gegen das 
Verſprechen eines oft nur nominellen Zinjes zurüdgewähren Tießen’). Allein 
wenn in folchen Fällen auch der Idee nach die perfönliche Dienftergebung 
immer noch der Grund, die Herftellung des dinglichen Berhältniffes die Folge 
ihien, jo war es doch in Wirklichkeit oft ſchon umgekehrt. Formell gieng bie 
Kommendation der Verleihung oder Auftragung vorauf; der Suche nad) war 
fie haufig nur Mittel zum Zwei. Die Erlangung von Grunbbeiig für den 
landlofen, die Gewinnung wirkſamen Schutzes im Grundbefig für den 
angefeffenen Freien, dad war meist jchon Motiv umd eigentliher Inhalt 
bes Geichäfte. Mehr und mehr mußte fich daher im Rechtsbewußtſein der Bethei⸗ 
ligten die Anficht feftftellen, daß auch rechtlich die dingliche Grundlage das Sub- 
ftrat des perjönlichen Verbandes jei, daß der Kommendirte vom Grundſtück 
und feines Beſitzes wegen zu dienen, der Herr feines echten Grundeigenthums 
wegen zu herrſchen babe. Eine ſolche Auffaffung wurde um jo leichter mög⸗ 
lih, wenn der abhängige Befitz feiter, wol gar mit gewiſſen Beſchränkungen 
veränßerlich oder vererblich wurde: denn für die angiehenden fpäteren Erwerber 
oder die Nachkommen des Kommendirten ſchien es klar, dab ihr Erwerbstitel 
oder ihr Geborenſein zum Grundftück Quelle ihrer perfönlichen Abhängigkeit jet. 

2. Zum eigentlichen Abſchluß aber gelangte die Ausbildung von Grund⸗ 
berrichaft und Grunbhörigkeit erft, als von anderer Seite ber eine entgegen- 
geſetzte Entwidlung an demjelben Ziele anlangte. Es war dies bie allmälige 
Füllung derjenigen Berhältniffe, in denen in Wahrheit das dingliche 
Band das ältere war, mit perjönlihem Gehalt. Abgeleiteter Beſitz 
war nämlich durchaus nicht nothwendig nur die Folge eines Dienftverhältniffes. 
Vielmehr hatte ſich, theils im Anflug an die altgermanifchen Rechte am 
Gemeinland (Gefammteigen und Sondernußung), theils in Anlehnung an 
rõmiſche Snftitute (usus, fructus, emphyteusis, praecarium) das Rechts⸗ 
verhaltni des abgeleiteten oder leihweijen Grundbeſitzes als ein felbftändiges, 
rein privatrechtliches Inftitut eingebürgert. Hingaben von Grund und Boden 
zu bloßer Nutzung unter Vorbehalt des echten Eigen für den Geber Tamen 
vielfach und beionderd auf ben ausgedehnten Befigungen des Königs und der 
Kirche in verfchiedenen Formen zu Gumften Freier vor. Ebenſo konnte umge 
fehrt duch Auftragung des freien Eigen ohne vorangegangene ober nachfol⸗ 
gende Kommenbation ein ſolches Rechtsverhältniß hergeftellt werden. Dann 
Iag alfo ein rein dingliches Abhängigfeitöverhältnig nor, das auf -die Dinglichen 
Beziehungen befchränft blieb, mit deren Aufgabe gelöft werben Tonnte und 
feine perfönliche Verbindung begründete. In den engeren und weiteren Bolfe- 


3 In dieſem letzteren Kalle konnte ein Wiedereinlöſungsrecht worbedungen 
und diefed Sogar unter den Schuß des Vollsrechts geftellt werben. Cap. IV. v. 
319. c. 4. Cap. 817. c. 4. Perg II. 214. 
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genofienfchaften blieb der auf frembem Grund und Boden fihende Freie was 
er gewefen war. Indeß, als alle Genoſſenrechte und jchlieglich die Vollfrei⸗ 
heit jelbft fubjeftiv dinglich, vom Befitz einer vollfreien Hufe abhängig wurden, 
blieb er doch nur dann ungejchmälert in feinen politifchen und Gemeinberedh- 
ten, wenn er außer dem abgeleiteten Befig eigenen Grund und Boden hatte. 
War died nicht der Fall, jo verlor er alle Freiheitsrechte, welche echtes Eigen 
vorausſetzten, und jchließlich die volle Freiheit ſelbft. Die Beichränkungen fei- 
ner Freiheit waren freilich zunächſt ganz anderer Art, als die, welche den 
Dienftmann trafen, fie waren lediglich negativer Natur, er hatte Teinen Herrn, 
der über feiner Perfon ftand, fondern ihm fehlten nur gewiffe Rechte Allein 
im Laufe ber Zeit vollzog ſich mit unmanbelbarer Stetigfeit die Entwidlung 
bahin, daß die negativen Beſchränkungen ſich in pofitive wanbelten, daß vie 
Grundherrſchaft als ſolche ein Herrenreht über die Perfon verlieh. Be 
drüdungen und Vergewaltigungen rangen dem freien Hinterfaffen ein Stüd 
feiner Freiheit nach dem andern ab, die Geſetzgebung unterftüßte die Herren, 
und endlich wurde durch die Immunitätsprivilegien ausdrücklich die Grund- 
herrſchaft mit dem pofitiven Inhalt einer Herrichaft über alle auf dem Gebiet 
anfälfigen Leute erfüllt. 

Damit waren denn die beiden Ströme, welche von verfchiedenen Quellen 
ber fich demjelben Ziele näherten, vereint. Es waren die urfprünglidh per- 
fönlichen Herrichaftsverbände auf dingliche Bafis gebracht, ed waren bie ding- 
lichen Abhängigkeitsverhältniſſe Baſen für perfönliche Herrſchaftsverbindung ge⸗ 
worden. Und ſo war ein einheitlicher Hofverband ermoͤglicht, in welchem die 
Grundherrlichkeit) das einigende Band bildete und alle Zugehörigkeit zum 
Berbande aus dinglichem Titel floß. 

I. Ganz analog geftaltete fich in den höheren Kreifen der Dienftmann- 
{haft des Königs und feiner Großen die Verdinglichung des Treudienſtes, nur 
wurde bier das Ziel erft fpäter und zwar erft in nachkarolingiſcher Zeit er- 
reicht). Won je pflegten dem Baffallen neben Unterhalt und Ausrüftung 
Gnadengeſchenke aller Art gegeben zu werden. Unter diefen nahmen bald den 
wiätigften Platz Grundftüce ein, welche beſonders von dem Könige und der 
Kirche aus ihren ausgedehnten Ländereien an die Getreuen zur Belohnung 
geleifteter und nach Auflöfung der alten Lebensgemeinfhaft auch in Erwartung 
zu leiftender Dienfte hingegeben zu werden pflegen. Oft genug war gerade 


% Dominatio (form. Bignon. c. 5), potestas (leg. Henr. L 20 $ 2), munde- 
burdum oder defensio (form. Sirmond. c. 44) und wahrjcheinlich mit einem all- 
gemeinen Namen mitium (Roth ©. 164.) genannt. Für bie Grundherrn felbft 
wurde außer Namen, wie potentes, domini, divites, engliſch landrica oder hlaford, 
bald beſonders der Titel seniores (seigneur) üblich. 

9% Waitz, Baffallität 1. c. ©. 89. Verf. I. S. 19f. Grimm, R. 4. 
©. 563. Zöpft g 10. Xf. Roth, Beneficialweſen ©. 203f. 416f. 
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die Ansficht auf ſolche Bodenverleihung das Motiv für Eingehung eines vassa- 
ticum und wurde babei wol gar zur auöbrüdlichen Bedingung gemacht. Der- 
artige Berleihungen konnten zu freiem Cigen gefchehen und geſchahen jo in 
ältefter Zeit. Allmälig aber wurde es feitftehende Sitte des Königs und ber 
Kirche, unter Reſervirung des echten Eigen nur ein leihweiſes oder prekäres 
Recht an dem beneficium einzuräumen. Umgekehrt kam es jetzt vielfach vor, 
dag Bafjallen ihr freies Eigen dem Herrn auftrugen und ald beneficium zu- 
rũckenpfingen. Doch beftand zunachft ein innerer Zuſammenhang zwiſchen 
Gutsleihe und Treudienft nicht; vielmehr Tonnten, wie Kommendationen ohne 
Beneficien vorkamen, jo auch Beneficien ohne Kommendation gegeben werben, 
in welchem Falle dann ein lebiglich bingliches Verhältniß entftand. Treudienft 
und Beneficialwefen berührten ſich nur in der juriftifch unerheblichen That: 
jache, daß ber Treudienſt ſehr oft die Veranlaffung der Gutsleihe oder Guts⸗ 
auftragung war. 

Sm Laufe der Zeit indeß wuchſen beide Rechteinftitute mehr und mehr 
zujammen. Gewohnheitsmäßig wurden gewifle Güter nur gegen fidelitatis 
promissio verliehen, während andrerjeits die Vaſſallen regelmäßig Beneficien 
erwarteten. Es bildete fich ein Herkommen, wonach bem Baffallen die Bene 
ficien, fall er jeine Pflichten erfüllte, Tebenslänglich belafien und nad feinem 
Tode unter gleichen Bedingungen an jeine Söhne ertheilt wurden. Bon 
rechtlicher Erblichkeit war freilich noch nicht die Rede, mit des Dienerd wie 
mit des Deren Tod endete ber perjönliche Treuverband und mußte, wenn es 
in Rückſicht diefes gegeben war, bad beneficium reftituirt werben: nach feſt⸗ 
ftehender Regel aber fommendirten fi die Baffallen dem Nachfolger des 
Herrn, traten die Söhne in das Baflallenverhältnig des Vaters, und damit 
wurde dann eine Beitätigung ober Ernenerung der Deneficien verbunden. — 
Bei aufgetragenen Gütern aber mußten fi) alle diefe Dinge viel fefter und 
günftiger noch für den Baflallen geftalten. 

Lange noch blieb, wenn auch tbatjächli immer inniger der ritterliche 
Herrendienft mit Grund und Boden verknüpft wurbe, der alte Gebanfe ber 
tein perjönlichen Bafis der Baffallität neben einem davon unabhängigen Be 
neficialwejen unangefochten. Erft in nachfränkiſcher Zeit wurbe der Grund» 
befig jelber der wahre Rechtsgrund ritterlicher Treuverpflichtung, Dienft und 
Trene wurden felber dinglich, fie wurden burch den Leihbefig bedingt und be- 
ſtimmt und endeten mit ihm. Aus Vaffallität und Beneficialmejen war fo 
dad Lehnswejen erwachſen. Mannigfach find die Uebergänge, unficher die 
Grenzen zwiichen den alten Beneficien und den neuen Lehen. Deutlich aber 
ift der Weg der Entwidlung im Großen und Ganzen, überraſchend die Achn- 
lichkeit mit den DBeränderungen des bäuerlichen Güterrechts. In aller 
Mannichfaltigkeit waren es einfache Principien, weldhe die Umbilbung der 
Rechtöverhältniffe beftimmten, und für die Verdinglichung der Herrichaft und 
des Dienftes war in ben höchſten wie in den nieberften Kreijen der Grund 
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nur Einer: die wirthſchaftliche und fociale Alleinbeveutung bed Grund- 
beſitzes. 

II. Aus der Verdinglichung der Herrſchaftsverbände folgte nun aber 
weiter mit Nothwendigkeit eine andere Veränderung: die Erſetzung des pa- 
triarchalen Princips durch das Syſtem der patrimonialen Gewalten. 

Die Grundherrfhaft war nur die eine Seite des zugleich unfer heutiges 
Privateigenthum repräfentirenden altgermanifchen Sonbereigen, welches ſich fet- 
ner nutzbaren Beftandtheile wegen bereits zu einem jelbftändigen Vermögens- 
recht mit den Merkmalen der Vererblichkeit, Beräußerlichkeit und quantitati«- 
ven wie qualitativen Theilbarkeit entwidelt hatte Mußte nun, je mehr fidh 
die Grundherrſchaft intenfiv und ertenfiv ausdehnte und alle perjönlidhe Herr- 
ihaft zu ihrer Dependenz machte, deſto mehr alle Herrſchaft die rechtliche 
Natur der Grundherrſchaft annehmen: jo mußte auch mehr und mehr bie 
Herrichaft überhaupt als ein Vermögensrecht behandelt werden. Set es als 
Zubehör des Grundbefitzes, ſei es — wenn von ihm getrennt — ale 
jelbftändiges Smmobiliarrecht wurde daher allmälig jedes Herrichaftörecht ver- 
erblich, veräußerlich und nad reellen ober ibeellen Quoten oder auch nad den 
einzelnen in ihm enthaltenen Befugniſſen theilbar. Die öffentliche Gewalt 
felber, weil fie Herrichaft war, unterlag daher endlich einer rein privatrecht- 
lichen Behandlung. 

Der Gegenfah von öffentlichen und privatem Recht war der alten Zeit 
fo gut fremd gewejen, wie er e8 dem Feudalſtaat war. In Genoflenichaften 
wie Herrichaftsverbänden hatte ed immer nur ein einziges, einartige® Recht 
gegeben, welches bald mehr aus den Geſichtspunkten unjeres heutigen öffent. 
lichen, bald mehr aus denen unferes heutigen privaten Recht? behandelt wurbe. 
Sp lange aber die Perjönlichkeit voranftand, hatte alles Recht mehr den 
Charakter des heutigen Sffentlichen als den des heutigen Privatrechts. Des- 
balb waren fowol die Begriffe der Genoffenfhaft und der aus ihr fließenden 
Geſammtgewalt, als die Begriffe der Herrfchaft und der aus ihr fliegenden 
Einzelgewalt in ihrer alten Form unferen heutigen Borftellungen über öffent- 
liche Gewalt verwandter, als ihre Analoga in der feubalen Zeit. leid der 
Derfönlichkeit felbft waren alle diefe Gewalten untheilbar, unübertragbar und 
zwar burch Geburt, nicht aber durch Erbrecht fortzupflanzen. Ja fie hatten 
urſprünglich den Rechten an Grund und Boden venjelben Charakter aufge- 
prägt, weil dieje als ihre Ausflüffe und Zubehörungen zur Entftehung famen, 
das Gefammteigen der Genoffenfchaft, das Sondereigen der Herrſchaft, die 
Sondernugung ber Stellung der einzelnen Genofjen, der abhängige Befiß der 
Stellung des einzelnen Dienerd in der Herrſchaft entſprechend. Aber die 
Rechte an Grund und Boden wurden jelbftändig, ihre vermögendrechtliche 
Seite, ihr fachenrechtliher Gehalt entjchied über ihre Natur, die Rüdficht auf 
die Perſon trat vor der Rüdfiht auf den Gegenftand zurüd. Damit trat 
nun aber nicht etwa eine Scheidung des öffentlichrechtlichen nud peinatrecht- 
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lichen Inhalts ein, fondern die nugbaren Rechte an Grund und-Boden zogen 
jegt die Gewaltrechte ihrerfeits mit fi) und prägten ihnen den Stempel des 
eigenen Weſens auf. Das Recht blieb einartig, aber mehr und mehr über- 
wog diejenige Anfhauung und Behandlung befielben, welche wir bente im 
Privatrecht ammwenben. 

Der Webergang von der patriardhalen zur patrimonialen Geftaltung ber 
Herrichaft und des Dienftes war ein überaus Iangfamer. In der merovingi- 
ſchen Zeit überwog entjchieden noch die erftere, in der karolingiſchen Zeit ſchien 
es ſogar, als folle dem Borbringen ber patrimontalen Herrſchaftsidee Halt 
geboten werben. Aber die Macht der Thatiachen war größer als ſelbſt Wille 
und Derrichertalent eines Karl, das Rechtsbewußtſein des Volks nicht reif für 
die in Einzelnen unter römischen Einfluß entwidelte Staatsidee, und nad 
kurtzem Stillftand griffen daher Verdinglihung und Patrimonialität um jo 
maufhaltſamer um fih. Unverfennbaren Anfängen aber in diefer Richtung 
begegnen wir auf jedem Punkte der fränkiſchen Gefchichte. 

Das Wichtigfte, weil das Königthum mehr und mehr Quelle aller öffent- 
lichen Gewalt wurde, war die ſubjektive und objektive Verdinglichung der Krone. 

Subjektiv wurde die fräntifche Krone früher als die eines andern Stam- 
med ein zum Königöhofe gehörige Immobiliarrecht. Aus Gejchlechte- oder 
Geburtöfönigen wurden die Frankenherrſcher zuerſt Erblönige, wie bie zurüd- 
tretende Mitwirkung des Volks, der Beginn einer Succeffionsordnung, am 
deutlichiten aber die Reichötbeilungen unter mehrere Erben beweijen®). Durch⸗ 
ans in den Borbergrund trat in allen juriftifhen Beziehungen die nußbare 
Seite der Koͤnigsherrſchaft. Das Krongut und bie daraus fließenden Einfünfte, nicht 
minder aber die bald analog aufgefaßten Einkünfte aus dem ganzen Reich galten 
bald als der weſentlichfte Beitandtkeil der Herrſchaft. Um fie vormemlich handelte 
es fich bei Reichötheilungen, ihre Verwaltung und Cinziehung wurde Hanptpflicht 
der Beamten. Die einzelnen Herrihaftsbefugniffe, welche Duelle dieſer Befitzun⸗ 
gen und Einkünfte geweien waren, erjchienen bald als beren Zubehör und 
Ausflug. Grundbeſitz und die Einkünfte mit oder ohne ihn, fei ed die Ein- 
fünfte einer beitimmten Gegend ober einer beftimmten Art, Tonnten als Allod 
oder Beneficium übertragen werben”). In Bolge deſſen ſchienen bald die ein- 
zelnen Herrichaftärechte felber — mit den Gerichtsgefällen Die Gerichtsbarkeit, mit 
den Zöllen die Zollhoheit u. |. w. — veräufßerlih. Wenn ſchon die Verleihung 


) COf. Waitz I. S. 90f. über die Erblichkeit, ©. 61. 67. 93f. und Schulte, 
dad Recht ber Erftgeburtt S. 17—31. 46. über die Theilungen der Krone. 

) Solche Webertragungen theilt Waitz IL ©. 551. 570. 571 mit. Auch 
bie Uebertragung eines Dritteld ber Friedensgelder auf die Grafen, bie fpäter 
mitunter ein Drittel ihred Drittel auf die Sentenare üibertrugen, beruht auf diejem 
Gefihtspunft. Cap. a. 783. c. 5. Perg I. 46. L. Bajuv. U. 16. Waip II. 
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der Königlichen Einkünfte an die Kirche von Tours durch König Dagobert 
für den Biſchof das Recht zur Ernennung des Grafen einfhloß®), jo ift bie 
vermögensrechtliche Auffaffung der öffentlichen Gewalt hier bereits ganz deut⸗ 
ih, und es wird erflärlih, wie balb in den ISmmunitätsprivilegien die Der- 
ſchenkung öffentlicher Gewalt zur förmlichen Regel werben, wie jchon in mero» 
vingiſcher Zeit Afterverleihungen daran vorfommen, wie endlich die Beamtun⸗ 
gen als verliehene Beneficien gelten und gleich dem Leihbefig jelber erft fak⸗ 
tiſch, dann rechtlich erblich, zulegt übertragbar und theilbar werden Tonnten. 
Kurz, ed drang überall die Auffafjung ein, daß bie Krone ein Immobiliar⸗ 
recht jei, Die einzelnen Herrichaftsbefugniffe im Reich aber entweder ein für 
allemal veräußerte, oder unter einem ſachenrechtlichen Befiktitel fortgeliehene 
Splitter dieſes Immobiliarrechtso). 

Objektiv wurde das Königthum aus einem Volkskoönigthum ein Gebietskoöͤnig⸗ 
tbum *®), nicht aber etwa ein Territorialkönigthum im heutigen Sinn, jondern 
eine dingliche, patrimoniale Herrichaft, eine oberfte Grundherrſchaft des Rei⸗ 
des. Auch diefe Anjchauung knüpfte geradezu an das Eönigliche Sonbereigen 
an. In einem beträchtlichen Theile des Reiches war ber König jelbft echter 
Eigenthümer, ftand er feinen Beneficiaten und Kolonen unmittelbar, den auf 
dem Grundbefig jener anfäffigen Leuten mittelbar ald Grundherr gegenüber. 
Hier wurden feine Revenüen, die vorbehaltenen ober auferlegten Zinfen, zu- 
legt aber auch die vorbehaltenen oder auferlegten Dienfte zu wirklichen ding⸗ 
lien Laften und fchlieglich das gejammte Dienftverhältnig Ausflug von Grund 
und Boden. Ald nun die Stellung aller Reichsangehörigen immer mehr der 
von Dienem des Könige ähnlich und Königsbienft eine allgemeine Pflicht 
wurde, ald andererjeits Kriegsdienſt, Trohnen und Abgaben aller Art, ja felbit 
die Gerichtöfolge und Urtelöfindung mit dem Grundbeſttz in Verbindung ge- 
bracht, nach ihm beftimmt, und endlich geradezu dingliche Xaften, bie korreſpon⸗ 
birenden Rechte Realrechte waren: da mußte nach der germanifchen Anſchauung 
des Grundeigenthums auch das freie Eigen — das Geſammteigen freier Ge- 
nofjenihaften wie daB freie Sonbereigen — als zu dem Könige in ein un- 
mittelbare dingliches Abhängigkeitöverhältuig getreten gelten. Sreilih war 
biefes Abhängigkeitöverhältuig außerordentlich viel fchwächer, als das des ge» 
liehenen ober aufgetragenen Grundbefitzes, immer aber doch diefem analog; 
ed verhielt fich zu ihm genau wie das Unterthanenverbältniß zu dem beſonde⸗ 
ren Treudienftverhältnig. Denn ein belaftetes Eigen war Fein echtes, freies, 
grumdherrliches Eigen in altgermanifchem Sinne mehr. Ein Stüd des Her- 


8, Of. Waitz IL ©. 336. Note 3 aud Audoneus v. Eligii I. 32. Adeo 
sautem omne sibi jus fiscalis census ecclesiae vindicat, ut usque hodie in 
esdem urbe per pontificis litteras comes constituatur. 

Waitz I. ©. 579. 

) Waitz I. ©. 87. 88. 
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renrechts war ihm genommen. Dieſes Stüd aber hatte der König oder wer 
& von ihm erhielt. Damit war ein bingliches Recht, eine oberfte Grund- 
berrlichkeit des Königs an feinem Gejammtgebiet gegeben und fo bie Möglich 
feit vorhanden, allmäalig alle feine Nechte, ftatt wie einft auf die Volksge⸗ 
noffenfchaft, wie dann auf die perfänliche Herrihaft über Unterthanen, jo zu⸗ 
legt auf eine Fönigliche Gebietsherrichaft zurüczuführen. Während diefer gan- 
zen Periode waren freilich erft die Anfänge einer ſolchen Auffaffung vorhan- 
den und weit überwog noch der Gedanke, daß zwiſchen König und Unterthanen 
das perjönliche Band bas urfprüngliche fei, noch galt die Gebietsherrichaft als 
Ausflug und Zubehör der Volksherrſchaft, noch nannte der König fich häufiger 
nach jeinem Volk als nach feinem Lande’). Allein in einzelnen Fällen, wie 
bei Reichötheilungen, hei finanziellen Tragen u. ſ. w. trat bed) die Idee ber 
Gebietöherrlichkeit ſchon jehr ausgeprägt hervor und die Bereinigung vieler 
Nationalitäten; für die nur der König das einigende Band war, mußte ihren 
dortſchritt ſehr erleichtern, 

Dieſe ſubjektive und objektive Verdinglichung der Krone blieb aber nicht 
bei der Spitze des Reiches ſtehen: fie ergriff allmälig alle Herrſchaftsbefug⸗ 
nifje des öffentlichen Rechte. Ganz dem Koͤnigthum analog entwickelte ſich 
bad erblide Stammesherzogthum — immer freilih noch beſchränkt durch 
Bollswahl und koͤnigliche Beftätigung — zu einer Landesherrſchaft mit im- 
mobilisrem Charakter. Im der Dienftergebung Taſſilo's und des Dänen- 
koͤnigs tritt ſchon deutlih an Stelle des genoſſenſchaftlichen Volksfürſtenamts 
bie neue Auffaffung hervor, indem beide ihre Länder und damit ihre Würden 
dem Srankenkönig auftrugen und von ihm als beneficia zurüdempfiengen. 
Karl der Große zerjhlug freilich gerade deshalb die nationalen Herzogthümer; 
aber auch die Amtd- oder Titularherzogthümer und vor Allem die Grafichaf- 
ten hatten von ihrer urfprünglich rein durchgeführten Amtsqualität ſchon zu 
Zeiten der legten Merovinger Manches eingebüßt. ine faktiſche Erblichkeit 
der Beamtungen war bereit3 ausgebildet und durch ihre Behandlung als Be- 
neficien ihr Mebergang in immobiliare Gerechtiame angebahnt. Das Edikt 
Chlotachars U., wonach jeder Graf in feinem Bezirk mit Gütern angejeffen 
jein ſollte, bereitete zuerst eine ſolche Umwandlung vor"). Wichtiger noch 
wurde die Sitte, Grunbbefig zu Beneflcialrecht ald Lohn der Amtsführung zu 


11) Rex Francorum. Chenfo nennt ſich in den angelfächhflichen Urkunden ber 
König noch vorwiegend nach dem Voll. 3. B.: ic aedhilbald myrena kinge, Url. v. 
743—745 b. Kemble I. Nr. 95. ©. 114. Ossa rex Merciorum. 772 ib. 
Mr. 119. ©. 146. Zuerft i. 3. 805 ib. ©. 232 fommt rex mercise und rex 
eantiae vor. 927 ib. Nr. 344. IL ©. 157 ſchon Athelstanus monarchus totius 
Brittanniae. 

m) Pertz L 15 $ 12. Hieran knüpft auch Schulze, Erftgeburt ©. 55 an. 
Sl. überb. ib. S. 48—68. 
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verleihen. War ein foldhes Beneficium zuerft Annerum ded Amts 2), jo Tehrte 
fih allmälig das Verhältnig um, das Amt wurde Zubehör des Beneficiums, 
das Beneficium aber mit fonftigen allobialem oder feudalem Grundbefig in 
der Sraffchaft vermiſcht. So erichien das Amt als Ausflug des Grundbe- 
fißed im Amtsbezirk und fomit als fubjeftiv dingliches Recht. Im Zuſam⸗ 
menhang biermit wurde dann andrerjeits das Amt auch objektiv dinglich auf- 
gefaßt, es wurde aus einem vperfönlichen Herrjchaftsrecht über- die Yandes- ober 
Gaugenoffen zu einem unmittelbaren, einer abgeleiteten Grundherrſchaft analo- 
gen und nur fchwächeren Derrichaftsrecht am Gebiet, wovon erjt mittelbar, 
als Zubehör von Grund und Boden, die Perfonen ergriffen wurden. 


€. Die Eremtion der berefchaftlichen von den genofienfchaftlichen 
erbänden. 


8 14. 

In dem Kampfe, welden der durch die feitere Verfnüpfung mit Grund 
und Boden in allen Lebensſphären erſtarkte herrſchaftliche Verband gegen die 
genoſſenſchaftliche Ordnung des Volkes führte, war ein entjcheidendes Moment 
dic Emancipation der Herrichaftsverbände von den fie umjchließenden genofjen- 
Iihaftlihen oder den an deren Stelle getretenen öffentlichen Verbänden und 
ihre Umbildung zu felbftändigen Gliedern des Reichs. 

Die umfangreichſte Grundherrſchaft war an fih nur eine erweiterte Hufe, 
der dazu gehörige Perfonenkreis nur eine erweiterte familia. Der Grundberr 
jtand daher urſprünglich feinem Lande und feinen Leuten mit feinen anderen 
Rechten gegenüber ald der vollfreie Toseigner, und er war in Mark, Gent, Gau 
und Volt nichts mehr und nichts weniger als voll berechtigter und voll verpflich- 
teter Genoſſe. Nur faktifche, nicht rechtliche, nur quantitative, nicht qualitative 
Unterſchiede wurden durch die Ungleichheit des Befites, ter Macht, des Ein- 
fluffes erzeugt, wodurch die Mittel zur Ausübung und Verwerthung der an 
ih jedem Freien zuftehenden oͤkonomiſchen und politifhen Rechte freilich fehr 
verjchieden vertheilt waren. Als dann, wie die vorangegangene Darftellung er- 
geben hat, die gemeine Freiheit in allen politifchen Beziehungen zurüdtrat, als 
auch in ökonomischer Beziehung, weil der Grundbefig Duelle der nußbaren 
Rechte wurde, die Möglichkeit vwielfacher Genoffenrechte und der Ausübung ber- 
jelben durch hörige oder unfreie Stellvertreter den Grundherrn bed) über die 
Freien ftellte, blieb doch zunächſt der Grundſatz unangetaftet, daß die Benoffen- 
Ihaften die Einheiten feien, aus benen bas Neich ſich aufbaue und in denen 
das Recht Iebe, und daß in ihnen die herrichaftlichen Verbände als unter- 
geordnete Einheiten enthalten jeien. Erſt mit der Verdrängung dieſes Grund- 


13) Neugart, Cod. dipl. I. ©. 232. Nr. 284: quicquid ... ex jure comitalus 
sus inibi possidere dinoscitur. — Bol. au Schulze I. c. ©. 60f., bei. ©. 61. 
Note 3 und 62. Note 1. 
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princips, mit dem Heraustreten der Grundherrichaften aus der Gemeinde, 
Gent: und Gamverfaflung und ihrer Umbildbung zu eigenen Gemeinden, 
Genten, Grafihaften war der Verfall der genofienichaftlichen Rechtsorbinung 
eingeleitet und ſchritt in den einzelnen Gegenden und Ländern in bemjelben 
Grade fort, in welchem jener Proceß fich mehr oder minder burchgreifend vollzog. 

Diefe Sremtion der berrihaftlichen Verbände von den genoſſenſchaftlichen 
it es, welche den Hauptinhalt des Rechtöiuftituts der Immumität bildet, 
und jede Erweiterung des Immumitätsbegriffes, jede Füllung befielben durch 
die ebenjo jehr intenfiv als ertenfiv ſich fteigeraden Privilegien bezeichuet zu- 
gleich einen Fortſchritt in dieſer Eremtion'). 


) Eichhorn, R. G. 8 86. 172, 173. 3. f. geſch. R.W. J. 191f. Spybel 
©. 251f. Montag, Geſch. der ſtaatsb. Freih. J. 216f. Landau ©. 34f. 
Roth, Beneficialweſen ©. 118. 354. Waitz IL 291f. 317f. 569f. IV. 243f. 
Maurer, Einl. S. 239 — 245. Fronh. I. 275—306. Arnold, Verfaſſungs⸗ 
geſch. der deutſch. Freiitäbte I. 12f. Heusler, die Stadt Baſel im M. A. ©. 5f. 
Djendrüggen, der Hausfriede. Erl. 1857. Zöpfl, das alte Bamb. R. ©. 157f. 
und R. ©. 8 41. Phillips, R. ©. 8 65. Walter 8 108f. Schulte 8 50. 
Eidel, die Mundbriefe, ISmmunitäten und Privilegien der erften Karolinger; in 
„Beiträge zur Diplomatif" Heft 35. Wien 1864 u. 65; bei. H. 3. S. 19-65 
und 9. 5. — Ueber bie angelfächftihe Immunität 8. Maurer, Ueberſch. II. 
E. 41—62. Kemble, Introduction zu Cod. dipl. L S. XLIIf. 

Die verjchievenen Meinungen über den Urjprung der Immunität gehen weit 
audeinander. Die Meiften Inüpfen nach dem Borgange von Sybel und Waip 
an die römifche Steuerfreiheit oder doch an eine nacdhgebildete Abgabenfreiheit ber 
kirchlichen Befigungen an, und heben dann vornemlich die finanzielle Seite als 
Ausgangepunft hervor. Andere gehen von den Vorrechten des Königsguts aus. 
Er Eidel, welder die Immunität für ein urfprüngliches Vorrecht des Königs⸗ 
guts erflärt (H. 5. ©. 1f.), welches in gleihmäßiger Weiſe (E. 30) bie Freiheit 
vom Eintritt öffentficher Beamten (S. 18f.), das Recht, gewiſſe öffentliche Ab⸗ 
gaben und Leiftungen felbft zu erheben (S. 33f.), eine beftimmte Gerichtebarfeit 
(E. 51f.) m. f. w. umfaßt babe und dann zunächſt den auf Königsgut gegrün- 
deten, bald auch anderen geijtlichen Inftituten verliehen fe. Woher das Köntgögut 
bieje Borrechte hatte, fagt er nicht. Am meiſten fcheint mir das Weſen der Im- 
munitat Maurer getroffen zu haben, dem 8. Maurer im Ganzen beiftimmt. 
Ihm ift im Text vornemlich gefolgt. Wenn Heusler die Immunität aus dem 
erhöhten Frieden gewifler Räume — des Haufes, heiliger Haine, ber Kirchen — ab- 
leitet, und von diefer negativen durch Verleihung über größere Gebiete aus: 
gedehnten Immunität die davon abhängige, theild aus dinglichen, theild aus 
perfönlichen Verhältniffen entipringende Gerichtsbarkeit bes Herrn trennen will, 
fo ift das an fih richtig. Nur beachtet er zu wenig die Umbildung ded Immu- 
nitätebegriffs im Zeitlauf, die gerabe in ber Verſchmelzung dieſer verichiedenen 
Verhältniffe zu Einem Inftitut beftand. Dies ift auch Arnold entgegenzubalten, 
der, indem er die urjprüngliche negative Immunität und die jpätere Verfeibung 
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Der Keim der Immunität ift daher die Freiheit und ber Triebe des ein- 
gehegten Haus und Hofraums bes vollfreien Genoffen geweſen. Denn in 
Golge des biefem Raume anhaftenden dinglichen Sonberfrievens, deffen Träger 
ber Loseigner war, bilbete verfelbe eine nach außen gefchloffene Einheit, in wel- 
her die Genoffenfchaft oder ihr Vertreter nur durch Vermittlung des Herrn 
thätig werden Tonnte, weldhe daher genoffenfchaftliche und Tönigliche Beamte 
nur mit Zuftimmung des Cigenthümers betreten durften. Dieje ältefte ding- 
lihe Immunität gieng mit der Minderung der Vollfreiheit als allgemeines 
Bolfsreht verloren, ihre Reſte dauerten aber im Aſylrecht der Kirchen, 
Palatien, Burgen und Bürgerhäufer und in bedeutender Ausdehnung im eng- 
liſchen Hausrecht fort. Neben diefer dinglichen Eremtion ftand das perjönliche 
Mundium, welches die Vertretung der zur familia gehörigen Perjonen gegen 
die genofjenjchaftlihe und öffentliche Gewalt in fih ſchloß; es war aber von 
jener zunächſt volllommen unabhängig. 

Eine Erweiterung der Immunität mußte eintreten, wenn außer dem 
Haufe und Hofe weiterer Grundbeſitz ald volles, durd Feine Feld⸗ oder 
Marfgemeinichaft mehr heichränktes Eigen ausgeichieven ward”). Das war 
durch Abmarkung und Umbegung möglich, wie fie bei dem däniſchen Ornum, 
dem umzäunten Adler oder Rottland, dem gebannten Korfte vorkam. Schied 
in diefer Weile ein Grundbefiter nicht blos mit einzelnen Ländereien, jondern 
mit feinem gefammten Beſitzthum aus der Markgemeinſchaft, fo hörte für ihn 
überhaupt die markgenoſſenſchaftliche Gebundenheit, mit ihr aber natürlich 
auch das markgenoffenihaftlihe Recht auf. Damit war er aber, feitdem die 
Markgemeinfhaft Grundlage ber Gemeindegenoffenihaft geworden war, zu- 
gleich von der Gemeindeverbindung erimirt. Hatte urſprünglich jeber Freie 
das Recht, jo aus der Markgemeinde zu jcheiden, jo wurden doch die damit 
verbundenen Nachtbeile nur für gröhere Grundherren durch die Vortheile über- 
wogen und ſchließlich galten nur fie für befugt dazu‘). Für ben Grundherrn 
einer ganzen Mark oder vieler Marken, für den Einzelbefiger in unangebau⸗ 
ter Gegend. beftand von vorn herein Feine Gemeindezugehoͤrigkeit. War nun 
aber ein folder Grundherr von jeder Markgemeinſchaft erimirt, jo bildete er 
gewiffermaßen eine Gemeinde für fill. Sein Gebiet wur eine bejondere Mark, 
die alle Beftandtheile einer freien Mark in fih ſchloß und von einer folden 
fi) nur dadurch unterfchieb, daß ein Einzelhof ihr Haupt war. 


pofitiver Hoheitsrechte fcheibet, die Teßtere gar nicht mehr Immunität nennen will. 
An die Freiheit des Haufes Mmüpft auch Zöpfl an. Landau ſetzt ben Schluß 
der Entwidlung an ihren Anfang, indem er von der berrichaftlichen Gerichtd- 
barkeit ausgeht. 

2) Maurer, Fronh. I. 235—29. Einl. S. 189. 217f. 239. 242. 243. 
Marty. ©. 11f. 

2) Maurer, Einl. &. 148. 150. 151. 153. 216f. 242. 
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Gleichwol Tag hierin noch nichte Beſonderes. Der Grundherr war als 
ſolcher der Xräger eines hinglichen Friedenskreiſes, welcher alle auf feinem 
Grund und Boden anfälfigen Leute, die Freien fo gut wie bie Unfreien und 
Hörigen, ergriff. Dagegen erftredte fich fein perfünliches Mundium und die 
darin liegende Bertretung gegen die Sffentlihe Gewalt nur auf bie Unfreien 
und Hörigen, die ja von Alters ber nur durch bad Mittel des Herrn Ge 
noffen der öffentlichen Verbände gewejen waren, nicht aber auf die freien 
Grundſafſen. 

Der Umſtand indeß, daß die perſoͤnliche Herrſchaft immer mehr als eine 
Folge ber Grundherrlichkeit erfhien, führte nah und nach auch zur Unter 
werfung ber freien Grundfaflen unter die perfünliche Herrihaft bes Grund» 
berm und ed war bie Hauptbedeutung ber Älteften Immunitätsprivilegien, 
daß fie die in diefem Sinne ausgebildete Machtfitte ausdrücklich anerfannten *). 
Man ſah in der Annahme fremden oder der Auftragung eignen Landes eine 
ftilffichweigende Kommendation und beftimmte baber, daß auch bie freien 
Hinterfaffen ber oͤffentlichen Gewalt gegenüber durch ihren Herrn vertreten 
werden müßten. Man verwandelte die blos dinglihe Abhängigkeit in eine 
perjönlidhe, ober vielmehr man legte bie perſoͤnliche Abhängigkeit in die 
bingliche Binein. Die freien Hinterjaffen blieben beerbannpflichtig, aber nicht 
mehr der Graf jondern ihre Senior bot fie auf und führte fie; das Grafen⸗ 
und Gentgeriht blieb für fie kompetent, aber der’ Herr mußte die Ladung em⸗ 
Pangen und ihr Ericheinen vermitteln; die öffentlichen Dienfte und Abgaben 
wurden von ihnen erfordert, aber nicht der öffentliche Beamte fondern der 
Grundherr vertheilte fie und trieb fie ein. Kurz, ber Immunitätöbegirt war 
eine nicht nur dinglich fondern auch perjönlich abgejchloffene Einheit gewor⸗ 
den, welche erft durch das Mittel des Herrn eine Einwirkung ber öffentli⸗ 
hen Gewalt zulieh. 

Aufgehoben aber war damit die Öffentlihe Gewalt in der Immunität 
noch nicht. Nur die Befugniffe, welche jonft in der genofjenichaftlichen Ges 
meindegewalt lagen, übte der Grundherr aus eigenem Recht; im Uebrigen 
Bitte die Immunität nur erft eine negative Bedeutung. Das Hinzutreten 
eined pofitiven Gehaltes in immer wachjenber Ausdehnung war eine fernere 
Stufe in der Fortbildung des Immunitätöbegriffs. Indem theild durch Sitte 
und Herkommen, theild durch Privilegien, die aber hier wie überall mehr 
der Eutwicklung folgten und fie janktionirten, als fie fhufen, den Immuni⸗ 
tätäherren Befugniffe der öffentlichen Gewalt in immer wachſender Zahl und 
Ausdehnung zu eignem Recht übertragen wurden, erlangten die herrichaftlichen 
Berbänbe jelber die Bedeutung ber alten Genoſſenſchaftsverbaͤnde und zerriffen 
und erjeßten dieſe. Die Mebertragung öffentlicher Gewalt begann, wie es 
ſcheint, mit ber Ueberlaſſung der öffentlichen Einfünfte, bie theils durch allge⸗ 

9 Maurer, Fronh. I. 287f. Schon form. Marc. I, 8 ſpricht von ingenui 
und servientes. 
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meine Sormeln (quiequid fiscus inde sperare potuerat) in gewiffem Um- 
fange’) verliehen, theils einzeln als Zölle, Gerichtsgefälle, Königsdienfte und 
Königszinfen dem Grundheren als ſolchem überwiefen wurden“). Darin aber 
lag feit dem Durddringen der patrimonialen Auffaffung zugleih die Berlei- 
bung der Gewaltrechte felbft, beſonders der Sffentlichen Gerichtsbarkeit). Se 
mehr dann das Patrimonialiyften fiegte, in defto größerem Umfange erfolgten 
dieſe Verſchenkungen und Veräußerungen ber öffentlichen Gewalt, bie endlich 
fogar über dad Grundeigenthum des Immunitätsbezirks hinaus auf Freie, die 
anf eignem Grund und Boden und nur in ber Nähe oder im Umkreis des 
immımen Gebietes faßen, ausgebehnt wurden ®). 

Schon ſeit merovingiſcher Zeit hatten auf biefem Wege viele Kirchen 
und der König für feine eigenen Befitungen diejenigen Befugniffe, welche 
fonft der Sentenar übte, — insbejondere die Gerichtsbarkeit in Vermögens⸗ 
ſachen und geringeren peinlihen Sachen nebft der entfprechenden Zwing- ımb 
Banngewalt, — zu eigenem Herrenrecht erworben. Ihre Gebiete waren alfo 
gewiffermaßen herrſchaftliche Genten geworden, in denen ein berrichaftlicher 
Schultheiß an Stelle des ordentlichen Unterrichters fungirtee Dom Gan- 
verbande waren fie dagegen noch keineswegs erimirt. Nur über Hörige und 
Unfreie mochte der Immunitätövogt im Namen feines Herrn die obere Ge⸗ 
richtsbarkeit üben, freie Hinterfaffen mußten in folden Fällen, beſonders alfo, 
wo es fih um Leib unb Leben handelte, vor das Örafengericht geftellt wer- 
den, und vor dieſes gehörten auch Streitigkeiten der Immunitätsleute mit 
anßenftehenden Freien, worin der Immunitätsherr eine eigene Entſcheidung 
höchftens mit der Kraft eines Austrags fällen Tonnte?). Im der ganzen frän- 
fiichen Zeit wurbe nur hoͤchſt ſelten die volle Srafengewalt einem Immuni- 
tätöbern eingeräumt. Einzelne gaugräfliche Befugniffe freilich erhielten bie 
Grundherren ſchon vielfach, damit aber war die Grundherrſchaft aus der Gau⸗ 
verfaffung keineswegs erimirt. Bielmehr blieben mit wenigen Ausnahmen bie 
Smmmitäten Theile des Gaus in dem fie lagen, und ber Grundherr fowol 
wie feine freien Hinterfaffen compagenses, Mitglieder der Gaugenoſſenſchaft. 

Erft feit den Zeiten der Ottonen dehnte man die Immunitätsprivilegien 
fo weit aus, daß damit beſonders ben geiftlichen Herren alle Grafichaftsbe- 


5) Weber Die ber öffentlichen Gewalt regelmäßig vorbebaltenen Letftungen und 
Abgaben vgl. Sidel, 9. 5. ©. 39. 42. 55f. Ueber die englijche trinoda ne- 
cessitas oben 8 10, 

6 Na Sidel, 9. 5. ©. 35f. wäre eine folche Webertragung auch da, wo 
fie nicht ausdrüdlid erwähnt ift, anzunehmen. 

?) Bol, den vor. $. 

°), Das kommt zuerft am Ausgange ded 9. Jahrh. vor. Waitz IV. 273. 
Sidel, 9. 5. ©. 28. 

% Eichhorn, Zeitſchr. 1. c. I. 193 — 198. 
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fugniffe verliehen und die Immunitäten fo zu eigenen öffentlichen Verbänden von 
der Bedeutung der alten Gaue wurden. 

Sm weiteren Verlauf wurden auch die höchiten Amtsbefugniffe im Reich, 
Ne berzoglichen Rechte, eigened Recht der fürftlichen Smmunitätsherren und aus 
den Grundherrſchaften wurben Territorien. 

Den Schlußftein in der Reihe diefer Eremtionen bildet dann in gewifſem 
Sinme die Löfung der Territorien aus dem Heiche jelbft, Die endlich das Reich 
auseinander trieb. 

BDollfreie Höfe, grundherrliche Hofmarken, ISmmunitäten mit der Bedeu⸗ 
tung einer Gent, Smmunitäten mit Grafichafterechten, färftliche Territorien, 
Landesherrſchaften und fouveräne Staaten find jo die Glieder einer fangen 
Enwicklungsreihe, welche den Herrichafteverband von den alten Genofienver- 
binden und ten fie fortießenden Amtöwerbänben in ftetigem Kortichritt erimirte. 

Für bie fränkische Zeit ift zu beachten, daß in ihr die Smmunitäten noch 
wenig zahlreich, in Deutihland mit Ausnahme vielleiht von Baiern kaum 
entwidelt, au im Weiten nur felten erft weltlichen Großen verliehen"), vor 
Allem aber erft in die Gemeinde und Centgenoſſenſchaft zerftörend eingevrun- 
gen waren, während die Ordnung des Reiches nach Gauen noch die unerfchät- 
terte Grundlage des öffentlichen Lebens war. 


D. Die Senoflenfchaft im herrſchaftlichen Verbande. 
8 15. 


Gs ift eine auf allen Gebieten hervortretende Gigenthümlichkeit des deut- 
ſchen Rechts, daß es die Gegenfäge zu vermifchen neigte, während das römifche 
Recht fie jchärfte und ſonderte. Schneller, logiſcher und Tonjequenter, aber auch 
einfeitiger und oberflächlicher entwidelte ſich ber römifche Geift, Tangfamer, 
unflarer und widerſpruchsvoller, aber auch vielfettiger und tiefer der beutiche. 
So blieb, während die römifche Abftraftion die einmal gewonnenen Begriffe 
unverrücbar gegenüberftellte, das deutiche Rechtsbewußtſein durchaus Tonfret, 
fand in dem Ungleichen immer zugleich die Verwandtichaft und im Aechnlichen 
Ne BVerichiedenheit heraus und würdigte die Relativität aller Lebensverhältniffe 
auch in Wort und Begriff. Wenn der Römer an juriftifher Durchbildung 
feines Rechtes und gedanklicher Vollendung unübertroffen blieb, wurden dem Deut- 
Khen durch das, was er an Gehalt und Lebenskraft feines Rechtes gewann, die for- 
malen Mängel erjegt. Und zulebt muß Das deutſche Recht eine höhere Stufe als 
das römische erreichen, weil es bie innere Einheit über und in ben Gegen- 
fügen, und in der Einheit die lebendige Mannichfaltigkeit zur Erſcheinung und 
Geltung bringt. 


” Bei Marculf I, 3. 4. 17 ſchon Formeln für weltliche wie geiftlihe Im⸗ 
munitäten. Vgl. Sidel, 9. 5. ©. 15f. 
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Einen auffallenden Beleg für dieſe allgemeine Beobachtung bietet das 
Verhältniß der Genoſſenſchaft und Herrſchaft in ihrer inneren Struktur. Beide 
Gemeinſchaftsformen find Gegenſätze und nehmen von entgegengejegten Polen 
ihren Ausgang. Im der Genoſſenſchaft ift die Vielheit, in der Herrichaft bie 
Einheit das Urjprünglihe und in jener wird die Einheit allein von der Ge 
fammtheit, in biefer die Vielheit allein vom Herm repräjentirt. Aber die Ge- 
noſſenſchaft ijt Doch zugleich Einheit, der Herrihaftöverband Vielheit und zu- 
legt muß in beiden beides zur Anerkennung gelangen. So fand denn in ber 
Genoſſenſchaft eine ftete Bewegung zur Herborbringung eine Einheitsrechts, 
im Herrichafteverband eine Bewegung zur Zerftreuung bed Herrenrechts in bie 
Bielheit Statt. Und zulett brachte die Genoſſenſchaft aus fich eine herrichaft- 
lie Spite, der Herrichaftönerband in ſich eine Genoffenihaft hervor. Die 
Bewegung ber Genoflenfchaft zur Herrichaft haben wir vielfach bereits verfolgt 
und ein jelbitändiges Herrenrecht aus ihr eniftehen jehen, welches nun feiner- 
ſeits unaufhaltfam alle alten Genoſſenverbände zerſetzte. Kaum aber fteht ber 
Herrichaftsnerband in felbftändiger Haltung ba, jo beginnt er feinerfeits in fich 
die Genoffenfhaft in neuen Formen zu reprobuctren und bamit ben Keim fei- 
ner bereinftigen Auflöfung zu entfalten. 

Daß uriprüngli von einer genoffenichaftlichen Verbindung der Diener 
Eines Herrn nicht die Rede war, ergiebt fi) aus dem Weſen ber Herridhaft. 
Nur der Herr ift das Band, weldes den Berein zufammenhält, und denkt man 
ihn fort, jo zerfällt das Ganze in unverbundene Atome‘). Nah außen wie 
nach innen ift ber Verband nur dur den Herm und in ihm eine Einheit 
und zwiſchen den einzelnen Angehörigen des Vereins befteht Fein rechtlicher Zu- 
ſammenhang. Deshalb ſchließt auch der Herr entweder partiell, jo weit bie 
Angelegenheiten ded Verbandes reihen*), oder vollkommen die Mitglieder des 
Verbandes von der Theilnahme an allen anderen Gemeinſchaften aus und re- 
präfentirt fie bdergejtalt nach außen?), daß ihnen feine Dermittlung erit die 


1) Dies gilt daher felbft vom Geſammtkörper des fräntifchen Reichs, der als 
folder nicht genoffenfchaftli, fondern nur berrichaftlich verbunden if. Waitz 
I. 837. Sybel 160: „obne ben König würden fie (die verjchiebenen Völker) nicht 
zufammengehören, zufammenbleiben, fondern er allein ift es, der fie einigt und 
zufammenhält.“ 

2) Ob man ganz, oder nur mit gewiffen perfönlichen, oder gar blos mit 
dinglichen Beziehungen. in den Verband gehört, danach entfcheidet fid) bei den 
verſchiedenen Klafien der abhängigen Leute das Maß der ihnen verbleibenden 
Theilnahme am Volksrecht. 

®) Schon die 1. Ripuar. tit. 30. 31 faßt die Vertretung der freien wie ber 
unfreien Dienftleute allgemein ald ein respondere und repraesentare zujammen. 
Neber die Vertretung gegen bie öffentliche Gewalt vgl. Maurer, Fronh. J. ©. 8. 
9. 23. 27. 30. 53. 92. 321. 330. 331 u. f. w. 
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Rechtsfähigkeit in einem fremden Kreife giebt‘). Zu dieſem perfönlichen Bande 
trat nun freilich ſeit der Verdinglihung der Herrichaftsverbänbe theils für ein- 
zelne Klafſen theild für die Gejammtheit der abhängigen Leute eine bingliche 
Einheit Hinzu; allein auch dieſe ftellte nicht einen unmittelbaren Zufammen- 
bang unter ihnen ber, fondern band fie nur durch Vermittlung von Grund 
und Boden an den Fronhof ded Herm. Jeder Fronhof bildet mit den ihm 
zugehörigen freien, hörigen und unfreien Manfen, mögen fie auch in Wirklich 
feit zerftreut liegen, rechtlich eine nach außen geichloffene Einheit, eine integri- 
tas5): aber für dieſe ift zunächſt Haupt (caput) und Band allein der Herren- 
bof, ganz wie es die Perfon bed Herrn für feine homines ift. Auch das 
völlige Verwachſen der perjönlichen Herrihaft und der Grundherrihaft®) feftigte 
zwar die Einheit des Verbandes, verlegte aber an fidh noch nichts davon in 
eine Gemeinſchaft der abhängigen Glieder unter einander. 

Die Idee, daß neben ber durch den gemeinfamen Herrn und den gemein. 
famen Fronhof bervorgebrachten Verbindung doch auch ein jelbitändiges Band 
die abhängigen Leute oder gewifje Klaffen derjelben mit einander verbinde, ent. 
fand in umnlöslicher Wechſelwirkung mit der Bildung eined berrichaftlichen 
Rechtes (jus curiae) in feinen Zweigen ald Hofrecht, Dienftreht und Lehn- 
recht. Die Anfänge eines ſolchen Rechtes find fo alt wie der Herrſchaftsver⸗ 


% Daher völlig freied® connubium und commercium nur im Berbande. 
Veräußerungen an fremde Freie oder Hörige, wozu auch die Freilaffung eigener 
mancipia (1. Wisig. V, 7. c. 16) und die Hingabe von Darlehen (1. Burg. 21 
c. 1) gehört, waren nicht nur Unfreien (Maurer J. c. ©. 320— 322), fondern 
au ben fiscalini (1. Wisig. L c.), Sreigelaffenen (Cap. 561 c. 6. Pertz IV. 12) 
und felbft freien homines (Maurer 1. c. ©. 331) ohne Bewilligung ded Herrn 
verboten. Ebenſo Erwerbungen (1. Bajuv. tit. 15. c. 3. Ed. Bothar. c. 237. 
239. L. Liutpr. VI, 5. c. 24 u. 33). In gleicher Weife war bie Eingehung 
von Ehen mit Fremden beſchränkt. Maurer ©. 321. 322. 323—330. Das 
Befen diefer Beſchränkungen zeigen Ausdrüde wie Cap. III 303. c. 10. Perg 
II. 115: ut nec colonus nec fiscalinus foras mitio possint alicubi traditiones 
facere. Vgl. Cap. 364. c. 30. ib. 496. 

s Maurer, Einl. S. 126. 127. 230—234. Zronh. I. 332. Auch wirth- 
ihaftlih war der Zronhof Mittelpunkt des Ganzen. Maurer, Fronh. l.c 229f. 
254f. 318f. Die abhängigen Höfe find fein Zubehör (Brev. v. 812. Perg II. 
177: respieiunt ad eandem curtem mansi ingenuiles; Urt, 752. Neugart I. 
23: curtis... cam 11 casatas quod ad haec pertinet etc.), bie abhängigen Leute — 
jelbft Die Freien — gelten ald Pertinenzen der abhängigen Höfe. Urk. v. 881. Ried, 
Cod. dipl. Ratisp. I. 67: cum parskalkis omnique censu eorum cunctisque juste ad 
eandem proprietatem pertinentibus. Urf. 950 ib. 97. Ed. Rothar. c. 374. 
195—197. L. Luitpr. VI, 44. 

6, Der beides umfaffende Name ift beſonders mitium. Aber aud) immunitas, 
dominstio, dominium u. |. w. Das Berbot einer Veräußerung foras mitio 
(Rote 4) und foras marcham (Cap. 779 c. 19. Perg IL. 33) jagt jeßt daflelbe. 
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band, indem das deutfche mundium von je ungleich der römischen potestas, 
die nur als Recht gefaßt wurde, zugleich Recht und Pflicht war und in feiner 
Ausübung immer durch Sitte und Herlommen gewiffen Beſchränkungen unter- 
worfen war. Selbft die Unfreien hatten ſchon nach Tacitus gewiffe auch dem 
Herrn gegenüber felbftändige Rechte”). Mit der Erweiterung des Verbandes 
durch halbfreie und freie Elemente bildete fih eine immer feftere Gewohnheit 
Hinfichtlich der Anfprüche der Diener gegen den Herm aus. Im Berbande 
jefbft wurde eine größere oder geringere Theilnahme an der Ordnung aller ger 
meinfchaftlihen Angelegenheiten und ein geregelter Mitgenuß des nah Volks⸗ 
recht allein dem Herm gebührenden Bermögens nad fefter Sitte allen Glie 
dern gegönnt. Kein Volksgericht hätte den Herrn, ber ſolche Gewohnheit ge 
brochen hätte, zu ihrer Beobachtung nöthigen können; und dennoch wurbe fie nicht 
gebrochen. Selbſt wo der Dienftergebung ein Vertrag vorangegangen war, 
hüste ihn das Volksgericht nicht®); und dennoch galt feine Innehaltung als 
heilige Pfliht. Der Schu warb freilich einzig und allein vom Herrn ge- 
währt; allein nach altgermanijcher Weife nahm er nur das Richteramt in An- 
ſpruch und ließ durch ben Kreis der von ihm berufenen Leute jelhft das Recht 
weifen und das Urtel finden. Ie mehr freie Elemente fi unter die unfreien 
mifchten, defto fefter geftaltete fich durch Herkommen, Verträge und Bergleiche 
der Inbegriff der den Verband beherrfhenden Normen, bis endlich ein wahres 
Recht daraus wurde, dad dem Volksxrecht an Feſtigkeit volllommen gleich⸗ 
ftand?). Shrem Inhalt nach entwidelten die Rechte der einzelnen Verbände 
fih in Allem analog und doch in nichts ganz gleich dem Volksrecht. Alle 
volksrechtlichen Inftitute Tehrten daher bier wieder, alle aber wurben fie durch 


7) Teac. Germ. c. 25: suam quisque sedem, suos penates regit;.. et ser- 
vus hactenus paret. 

8, Wenn nicht, wie fpäter vorfam, ausdrüdlih der Schuß des Vollsrechts 
vorbehalten ward. Eine folche Abmachung ift anzunehmen, wenn für die vor- 
bedungene Wiedereinlöfung aufgetragener Güter das Grafengericht Tompetent war. 
-Cap. 817. c. 11. Perg IH. 215. Vgl. Maurer, Fronh. I. 67. Bluntſchli, 
R. ©. 1. 95f. 

9) Neber die Bildung des Hofrechts vgl. Eichhorn, Zeitfchr. cit. I. ©. 199 F- 
N. G. 8 259. Zöpfl, Rechtsquellen $ 24. Maurer l.c. I ©. 499—505. 
Die Zeit, in welche die Anfänge eined wahren Hofrechts fallen, läßt ſich kaum 
annähernd beftimmen. Schon in Farolingifcher Zeit tft von einer antiqua con- 
suetudo, loci consuetudo, oder fogar lex Der Fiskalinen und Liten die Rebe. 
Urt. v. 775 b. Hontheim J. 136: aliam legem et consuetudinem sicut reliqui 
infra regna nostra habuerint fiscalini. Form. Andegav. c. 24 u. 29: pro lege 
emendare. L. Burg. tit. 57: sicut est consuetudinis. Cap. Langob. v. 801. 
Perg II. 84: Aldiones ea lege vivant. Cap. v. 861. Perg III. 477: nolu- 
mus quia nec lex est, ut advocatus Francus suam legem, sed coloni vel servi 

de sua advocatia legem componat. 
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dad Herrenrecht modificirtt. Der Herr war Träger ded Friedens und deshalb 
Richter; aber er zog Urtelfinder aus den mit dem Bellagten ftandesgleichen 
Mitgliedern des Berbanbes zu und Hof-, Mannen⸗ und Lehngerichte entftanden‘®), 
Der Herr hatte Gebot und Verbot, Zwing und Bann; aber er gieng nicht 
von der durch Herkommen geheiligten Uebung ab und ließ diefelbe von ben 
verjammelten Leuten weifen!‘., Der Herr war Duelle bes abgeleiteten Ber- 
mögens der Einzelnen; aber es bildeten fich jelbftändiges Vertragsrecht und 
Erbrecht dafür aus, nur daß Näherrechte und Fallrechte aller Art an den Ur 
jprung erinnern. Der Herr hatte perjönliche Gewaltrechte verichtedener 
Art, auch bei Hörigen Ehezwang, Veräußerungs- und Verpfändungsrecht; aber 
wenigftens ein feftes Recht, auf der Scholle zu bleiben und nur im Berbande 
zu Berbindungen genötbigt zu werben, erlangte frühzeitig der Einzelne. Der 
Herr beftimmte die Stellung bed Einzelnen, gab die Organifation des Gm- 
zen und ernannte ſich Stellvertreter; aber mehr und mehr entitanden aud) hier 
fefte Standesbildungen, politifhe Imftitute, unentziehbare Amtsrechte. Und 
wie jo in allen Beziehungen das Volksrecht eintrang und fi) den befonderen 
Berhältniffen anpaßte, fo ergriff entlih auch die volksthümliche Idee der Ge- 
noſſenſchaft die einander naheftehenden Glieder des Verbands. Wurde von 


10) Vgl. über Entftehung und Gefchichte der herrfchaftlichen Gerichte Maurer, 
Geſch. der altgerm. Gerichtsv. 11—14. 65. 67. Fronh. I. 158. 159. 170. 185. 
484 — 499. 308— 311. Unger, Gerichtöv. 93. 264f. Waitz IV. 383f. Gegen 
die beiden legteren nimmt Maurer mit Recht für die Kehngerichte fo gut wie 
für Bogtel- und Hofgerichte aller Art den Urfprung aus der im berrichaftlichen 
Mundium liegenden Schupgewalt und Schugpfliht in Anſpruch. Zu beachten 
ift nur: 

a. daß jede herrichaftliche Gerichtöbarkeit fih auf die inneren Angelegenheiten 
des Berbandes beichränkte, das Volksgericht alfo nur für Unfreie völlig, für 
Halbfreie oder freie Bafjallen in fehr verſchiedenem Grade ausfchloß; 

b. daß die Geritsbarfeit mit dem Inhalt der Verbindung wuchs und fich 
veränderte, Daher auch aus einer ſchutzherrlichen allmälig zu einer grundherrlichen 
wurbe, daß daher in&befondere bie beneficia ber Gerichtsbarkeit bes Herrn erft 
unterliegen konnten, als fie innerlich mit der Baffallität verknüpft wurden, weshalb 
man für bie ältere Zeit nur von vaffallitifchen Gerichten fprechen Tann, die 
fi Später in Lehngerichte umbilbeten; 

c. daß erſt allmälig, befonderd jeit der Webertragung öffentlicher Gerichte- 
barkeit auf Immunitätsherren und Seit der Auffafjung der königlichen Gerichts. 
barkeit als Herrfchafllicher, der innere Unterjchied der volksrechtlichen und herrichaft- 
lihen Gerichtsbarkeit fi verwifchte, während die feptere urfprünglich mehr eine 
disciplina und dispositio war. Erſt allmälig fanden daher auch die volksrecht⸗ 
lihen Snftitute, Urtelöfindung, Schöffen, Umftand, Regeln über Verfahren, Zeit 
md Ort, Dingpflichtigfeit u. f. w., bier Eingang. 

1») Maurer J. c. ©. 477 — 484. 
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ben abhängigen Leuten jelber das Recht des Verbankes gewiefen'?) und fort- 
gebildet, fo lag es nahe, auch die Duelle dieſes Rechtes nur zum Theil noch 
im Herrn, zum andern Theil in den Leuten zu finden. Auch ihre gegenfeiti- 
gen Rechte und Pflichten wurden durch dieſes Recht geregelt: mithin beftand 
eine rechtliche Verbindung, eine Freundſchaft des Friedens und Rechts unter 
ihnen, für weldhe — zum Theil wenigſtens — die Geſammtheit jelbft die Quelle 
war. Eine Sriebend- und Rechtsgemeinſchaft, welche eine DVielheit in ſolcher 
Weile verband, machte diefelbe aber eben zu einer Genoſſenſchaft, indem fie 
ein jeben Einzelnen mit jevem Einzelnen verfnüpfendes, die Gejammtheit aber 
als eine Einheit abjchliegendes Band ſchlang. Im ihren inneren Angelegen- 
heiten war eine ſolche Genoffenshaft einer volksrechtlichen Genoſſenſchaft jehr 
ähnlich; nad außen unterjchied fie ſich von jener durchaus, indem fie inner- 
halb der Schranke des Herrichaftönerbandes ftand. 

Allen Derbänden oder Perfonen gegenüber, welche nicht zu. demfelben 
Herm gehörten, war baber die herrſchaftliche Genoſſenſchaft nur in Gemeinſchaft 
mit ihrem Herrn und dur ihn rechtöfähig ober überhaupt eine redhtlihe Ein- 
heit. Eigenthümlich aber geitaltete fi ihr Verhältniß zum Herrn jelbft. 
Auf der einen Seite war biefer ihr natürliches Haupt, bie Duelle ihres Rechtes, 
ihres Sriedens, ihrer Einheit, ihres Vermögens. Auf der andern Seite war 
fie ihm gegenüber ein jelbitänbiges Rechtsſubjekt, auf welches ein Theil des 
Herrenrechts zu Gefammtrecht übergegangen war. Das Hofr ober Dienft- 
recht, weldhem fie nun durch genoffenfchaftliche Uebung, Rechtweifung und Küre 
ein feſteres Fundament gab und genoſſenſchaftlichen Schutz gewährte, war jebt 
ein zwar urſprünglich vom Herrn abgeleitetes, aber auch ihm gegenüber jelb- 
ftändig gewordene Beſitzthum der Geſammtheit. Und eben jo erlangte die 
Selammtheit als folche eigenes Vermoͤgensrecht (3. B. an ber Hofallmende) 
und eigene politifche Anjprüche gegenüber dem Herm. Der Vorgang, durdh 
welchen ein Theil des Herrenrechts an eine abhängige Gefammtheit am, war 
ein ganz ähnlicher, wie ber Webergang bes Rechts einer Genoffenverfammlung 
auf ihren Vorftand. War hier das Ende der Entwicklung häufig die Im- 
wandlung des Vorſtands in einen Herm, fo kam fpäter auch umgefehrt die 
Auflöjung alles Rechtes des Einen in die Vielheit vor. Zunächſt indeß ftanben 
fih noch . lange Genoſſenſchaften mit herrichaftlicher Spite und Herrichaften 
mit abhängigen Genoſſenſchaften ſcharf und deutlich als zwei verſchiedene Ver⸗ 
einsgattungen gegenüber, in der einen war bad Gefammtrecht, in ber 
andern dad Herrenrecht noch lange das nicht nur ber Idee nad) urjprüngliche, 
ſondern auch der That nach präponberirende Element. 

Wann fi zuerft Genoſſenſchaften in berrichaftlichen Verbänden entwidelt 
und vollendet haben, läßt fich nicht feititellen. Ausdrücklich urkundlich er- 
wähnt wird erft am Ende des 9. Jahrhunderts eine societas unter Dienft- 


19) Maurer, Fronh. I. ©. 501. 504. 
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leuten:2). Ganz aber hat vielleicht nie die Anſchauung, daß die einander gleich⸗ 
ſtehenden Mitglieder eines Herrenverbandes durch ein beſonderes genofſſenſchaft⸗ 
liches Band auch mit einander verknuͤpft ſeien, gefehlt, und jedenfalls tft, wie 
bie bei den meiſten deutſchen Rechtsinftituten der Fall, bie abhängige Ge 
nofſenſchaft um Vieles älter als ihre erften urkundlichen Spuren. 

Doch darf aus der Bezeichnung abhängiger Leute als „Genoffen® noch 
keineswegs darauf, daß fie eine Genoffenihaft gebildet hätten, gefchlofien wer- 
den. Der Ausprud kann ſich auch auf dad Verhältniß zum Herrn beziehen, 
indem damit die enge Gemeinfchaft des hänslichen Lebens unter ehrendem Hin⸗ 
weis auf die ſociale Gleichftellung bezeichnet wird. Dies ift z. B. bei Ge 
folgeleuten und Antruftionen der Fall. Wenn fie Gefellen, Gefährten, Freunde, 
Tifch- und Heerbgenoffen, socii, convivae, commensales, amici, pares n. |. w. 
genannt werben‘), jo beziehen ſich offenbar alle diefe Ausbrüde, wie auch häufig 
aus ausdrũcklichen Zufäten hervorgeht, Tediglich anf das Verhältniß zum Herrn, 
nicht auf das Verhältniß der Gefolgslente unter einander. Inter einamber 
tonnten fie gar feinen wahren Genoffenverband bilden, weil die im Gefolge 
fortbeftehenden Unterfhiede der Geburtäftände dies verhinderten. Edle, Freie, 
Römer und Liten konnten in berjelben trustis, fie konnten aber nicht mit ein- 
ander im Genofjenverbande fein. Den einzelnen Ständen im Gefolge aber 
fehlte Beranlaffung und Bebürfnig zur Bildung befonderer Genoffenfchaften, 
da ihre Stellung in ben volksrechtlichen Genoffenjchaften nur medificirt, wicht 
aufgehoben war’). Den Edlen und Freien im Gefolge gewährten Vollsrecht 
und Volksgericht in allen auperdienftlihen Angelegenheiten Schuß, die dienft- 
lihen Angelegenheiten dagegen, im denen ber Herr der Richter war, bezogen 
fich zunächft vornemlih nur auf die Sphäre des häuslichen und privaten 


19) Es ift bie societas parafridorum unter den servi fiscalini zu Worms, 
weiche in Urk. v. 897 b. Schannat, hist. episc. Worm. II. ©. 14 zuerft genannt 
wird. Hier gehören bazu die, qui regiae potestati parafridos in expeditione 
reddere consueverunt, nad) Urf. v. 918 ib. ©. 16 die familia utriusque sexus, 
guae parafredos et cetera utensilia regiae potestati, quando usus exigit, in 
servitium persolverat. &8 liegt alfo eine eigentliche Dienſtgenoſſenſchaft vor. 

19 C£. oben $ 11; amici und pares beißen bie Antruftionen in Marculf 
L 3. 24. 32. Form. Lindenbrog. c. 36. 37. 126. — Nod im Jahre 1347 
nahen Karl IV. den Erzbifhof von Köln ganz nad dem Mufter biejes uralten 
Berhättniffes häuslicher Lebensgemeinſchaft in familiarem cottidianum domesti- 
cum commensalem an. Lacomblet, nieberrhein. Ur. III. 655. 

15) Of. oben $ 11. Sn diefem Sinne Eonnten alfo bie Gefolgsleute auch 
unter einander Genoflen fein, die Freien alfo 3. B. Bollögenoffen, Einzelne von 
ihnen Gaugenoſſen. Es bedarf aber kaum des Hinweiſes, daß ein ſolches trop 
des herrſchaftlichen Verbandes fortbeftehendes Genofienverhältnig mit einer durch 
ihn entftehenden und anf feine Grenzen befchräntten Genofienfchaft nicht die 
mindefte Verwandtſchaft bat. 
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Lebens. Um dieſer Gefolgegerichtsbarkeit wegen mit Maurer anzunehmen, 
daß jede Gefolgeſchaft von je eine Schutzgenoſſenſchaft gebildet habe:e), 
liegt fein Grund vor. 

Ob in Earolingifcher Zeit, als die alte trustis fi in mehrere Kreiſe 
nah Stand und Beruf gefondert hatte, die freien Vaſſallen und die höheren 
Minifterinlen bereits dienſtrechtliche Genofjenfchaften bildeten, ift ungewiß. 
Möglich wäre ed, ba die Geburtdunterjchiede bereits hinreichend verwilcht waren, 
die Baffallen Freiheit genug behalten hatten, um zu jelbftändiger Einheit befähigt 
zu fein, und Freiheit genug verloren, um einer Einigung unter fi) zu bebür- 
fen, die höheren Minifterialen ebenfalls unabhängig genug geworden waren, 
um genoffenichaftlihe Rechte zu erlangen. Sichere Beweiſe indeß von dem 
Borbandenfein der Mannengenofienfchaften laſſen fih erſt aus der nächſten 
Periode erbringen '”). 

Unzweifelhaft dagegen ift es, daß die unterfte Gattung der herrichaftlichen 
Senofienichaften, die Genoſſenſchaften des eigentlichen Hofrechts, bereits in 
fränkifcher Zeit ausgebilbet waren. In den gejchloffenen Hof und Immuni- 
tätsbezirtn waren die zugleich demjelben Herrn und demſelben Fronhof ver- 
bundenen Leute durch gemeinfame Lage und gemeinfames rechtliche wie wirth- 
fchaftliches Intereſſe auf eine engere Gemeinſchaft mit einander von felbit bin- 
gewieſen. Freilich ftanden auch hier Die Unterſchiede der Geburtsftände hindernd 
entgegen; Freie, Hörige und Unfreie Tonnten nicht Genoſſen fein. Auch waren 
die freien Grundfafjen nach wie vor Mitglieder der volksrechtlichen Genoffen- 
haften, den Unfreien aber mangelte die Selbſtändigkeit des Rechts, welche 
jeder Genoſſenverband vorausjeßt. Allein die verfchiedenen Klaſſen ber Halt» 
freien und Hörigen, ber Liten und Xiberten, Barfchallen und Aldionen, Schuß- 
börigen und Grundhörigen waren auf ber einen Seite einander nahe genug 
gerückt, um im Wejentlichen als pares zu erfcheinen, und hatten auf der andern 
Seite felbftändiges Necht genug, um eine Gefammteinheit darzuftellen, während 
ihnen doch der für die ingenui fortdauernde Volksverband mangeltes). Mar 
daher eine Hofmark ganz von hörigen Leuten befiedelt, welche demfelben Herren- 
hof dienten und zinften und diefelben herrſchaftlichen Wälder und Weiden nup- 
ten, jo war bier die Idee einer Hofgenoffenichaft wie von felbft gegeben. Su der 
That fpricht dem auch ſchon das Ed. Bothar. von dem socius eines servus 
massarias und bie Lex Wisigoth. von conservi der Fistalinen'“), Bezeichnun. 
gen, die fpäter wie die verwandten (3. DB. consocli, pares, eonsortes) allge» 





— — 


1e) Fronh. J. S. 487 u. a. a. O. 

17, Vgl. unten $ 22. 23. 

16) In diefe Klaffen verlegt audh Maurer, Fronh. I. 477f. die Anfänge der 
Hofgenoſſenſchaft. 

10) Ed. Rothar. c. 238: servus massarius licentiam habeat de peculio 
Bu0.... in socio dare et in socio recipere, vendere antem non licet, nisi pro 
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mein für die Hofgenoffen üblich wurden. Cinmal entitanden, drang die Idee 
ver Genoſſenſchaft auch in andere Hofverbände ein und mußte hier die fort- 
ihreitende Nivellirung der alten Geburtsunterichiede ührerjeitd ebenjo fördern, 
wie diefe ihr zu Gute fam. Ueberall näberten fi alle Klafien der abhän⸗ 
gigen Bauern langſam den Hörigen, die Freien, indem fie Rechte verloren, die 
Unfreien, indem fie Rechte erlangten, und jo kam es ſchließlich fait im allen 
Sconhöfen zu geichloffenen Hofgenoffenfchaften jämmtlicher Hufenbefiger, in 
denen dann nur je nad) der urſprünglichen Miſchung ihrer Beitandtheile bald 
dad Element der Freiheit, bald das der Abhängigkeit überwog?%. 

Wie in den Hofverbänden, jo trat aber bald auch in den höheren Dienit- 
verhänden die Idee einer abhängigen Genofjenfchaft unter den nach Stand und 
Deruf gleihen Dienern beffelben Herrn immer beutlicher hervor, und faum 
war das Reich in jeiner Geſammtheit ein großer Herrſchaftsverband geworben, 
als auch im ben oberften Reichsverhältniſſen fi die Spuren einer Auffaffung 
zeigen, nach welcher die neu ſich bildende Dienftariftofratie dem König als eine 
genoffenfchaftlich verbundene Geſammtheit (generalitas universorum majorum) 
mit felbitämdigem Geſammtrecht gegenüberfteht, die fogar in merovingifcher 
Zeit mitunter fich ihren Vorstand, den Hausmeier, jelbft wählt?!) und jo fi 
eine gewiffe Organifation giebt. 


E. Fremde Einflüfle. 
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Wie für die gefammte deutſche Rechtsentwicklung, jo war insbeſondere auch 
für das Genoffenfhaftsweien die Verbindung, welche das germaniſche Weſen 
mit der chrijtlichen Kirche eingieng, von größter Bedeutung. Größer noch war 
freilich unngelehrt der Einfluß, welchen das Germanenthum feinerjeitö auf die 
Seftaltung der Kirche übte. Weil indeß das Fundament ber Kirche immer 
en vorgermanifches blieb und auch bei ihrer Fortbildung neben den germani- 
ſchen Rechtsideen theils römiſche Traditionen theils univerfelle religiöfe Ideen 
ununterbrochen wirkten, gehört die Rechtsgeſchichte der Kirche als Koͤrperſchaft 
und ber in ihr enthaltenen SKörperfchaften einem befonderen Gebiete an und 
& it bier nur von der Einwirkung der Kirche auf das deutfche Vereinsrecht 
zu handeln. 

Die chriſtliche Kirche kam den Germanen von außen; nicht die Voͤlker 
batten fie aus fich hervorgebracht, fondern fie war da und forderte den An- 


utilitate casae ipsius necessarium est, quatenus casae proficiat, ut non de- 
perest. L. Wisig. V, 7. c. 16. von fiscalini: ut a servis nostris tantummodo, 
quod conservi eorum vendiderint, comparetur. 

©, Maurer, Fronh. I. ©. 431 —483. ©. 366 — 374. 

2, Waitz II. 623, 624. 
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Lebend. Um dieſer Gefolgegerichtöbarkeit wegen mit Maurer anzunehnen, 
daß jede Gefolgeihaft von je eine Schutzgenoſſenſchaft gebildet babe !®), 
liegt fein Grund vor. 

Ob in karolingifcher Zeit, ald die alte trustisS fi in mehrere Kreije 
nah Stand und Beruf gefondert hatte, die freien Baffallen und die höheren 
Minifterialen bereits dienftrechtliche Genofjenfchaften bildeten, ift ungemwiß. 
Möglich wäre ed, da die Geburtsunterjchiede bereits hinreichend verwilcht waren, 
die Vaſſallen Freiheit genug behalten hatten, um zu jelbftändiger Einheit befähigt 
zu fein, und Freiheit genug verloren, um einer Einigung unter fidh zu bedür- 
fen, die höheren Minifterialen ebenfalls unabhängig genug geworden waren, 
um genofienfchaftlihe Rechte zu erlangen. Sichere Beweiſe indeß von dem 
Vorhandenſein der Mannengenofjenfchaften laſſen fih erft aus ber nächſten 
Pesiode erbringen '’). 

Unzweifelhaft dagegen ift es, daß die unterjte Gattung der herrihaftlichen 
Senofienihaften, die Genoſſenſchaften des eigentlichen Hofrechts, bereits in 
fränfifcher Zeit ausgebildet waren. In den geichloffenen Hof- und Immuni- 
tätöbezirten waren bie zugleich demjelben Herrn und bemjelben Fronhof ver- 
bundenen Leute durch gemeinjame Lage und gemeinjames rechtliched wie wirth- 
fchaftliches Sutereffe auf eine engere Gemeinſchaft mit einander won ſelbſt hin⸗ 
gewieſen. Freilich ftanden auch hier die Unterjchiede der Geburtsſtände hindernd 
entgegen; Freie, Hörige und Unfreie fonnten nicht Genofjen fein. Auch waren 
die freien Grundſaſſen nach wie vor Mitglieder der volksrechtlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften, den Unfreien aber mangelte die Selbftändigfeit des Rechts, welche 
jeder Genoſſenverband vorausjegt. Allein die verfchiedenen Klafjen der Halb- 
freien und Hörigen, der Liten und Liberten, Barjchalfen und Aldionen, Schup- 
börigen und Grunbhörigen waren auf der einen Seite einander nahe genug 
gerückt, um im MWefentlichen als pares zu erjcheinen, und hatten auf der andern 
Geite jelbftändiges Recht genug, um eine Geſammteinheit barzuftellen, während 
ihnen boch ber für die ingenui fortdauernde Volksverband mangelter). War 
daber eine Hofmark ganz von hörigen Leuten bejiebelt, welche demſelben Herren- 
hof dienten und zinften und diejelben herrſchaftlichen Wälder und Weiden nuß- 
ten, jo war bier die Idee einer Hofgenoffenichaft wie von felbft gegeben. Ju der 
That ſpricht dem auch ſchon das Ed. Bothar. von dem socius eines servus 
massarias und bie Lex Wisigoth. von conservi der Yisfalinen !*), Bezeichnun⸗ 
gen, die fpäter wie die verwandten (3. B. consocüi, pares, consortes) allge» 
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6) Fronh. J. S. 487 u. a. a. O. 

1, Bol. unten 8 22. 23. 

15) In dieje Klaffen verlegt auh Maurer, Fronh. I. 477f. die Anfänge der 
Hofgenofſenſchaft. 

19) Ed. Rothar. c. 233: servus massarius licentiam habeat de peculio 
suo... in socio dare et in sncio recipere, vendere antem non licet, nisi pro 
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mein für die Hofgenofjen üblich wurben. Einmal entitanden, brang die Idee 
der Genofſenſchaft auch in andere Hofverbände ein und mußte hier die fort⸗ 
ſchreitende Nivellirung der alten Geburtsunterjdhiede ihrerjeitd ebenjo fördern, 
wie diefe ihr zu Gute kam. Ueberall näberten ſich alle Klafjen der abhän- 
gigen Bauern langjam den Hörigen,- die Freien, indem fie Rechte verloren, die 
Unfreien, indem fie Rechte erlangten, und fo kam es jchlieglih fait in allen 
Sronhöfen zu geſchloſſenen Hofgenoffenfhaften ſämmtlicher Hufenbefiger, in 
denen dann nur je nach der urfprünglihen Miſchung ihrer Beitandtheile bald 
dad Glement der Freiheit, bald das der Abhängigkeit überwog?. 

Wie in den Hofverbänden, fo trat aber bald aud in den höheren Dienft- 
verbanden die Idee einer abhängigen Genofjenihaft unter den nad) Stand und 
Deruf gleihen Dienern beffelben Herrn immer deutlicher hervor, und kaum 
war das Reich in feiner Geſammtheit ein großer Derrichaftsnerband geworben, 
ala auch in ben oberiten Reichöverhältniffen fih die Spuren einer Auffaffung 
zeigen, nach welcher die neu fich bildende Dienftariftofratie dem König als eine 
genoffenjchaftlich verbundene Geſammtheit (generalitas universorum majorum) 
mit jelbftändigem Geſammtrecht gegenüberfteht, die fogar in merovingifcher 
Zeit mitunter fi ihren Borftand, den Hausmeier, felbft wählt?!) und jo ſich 
eine gewifle Organifation giebt. 


E. Fremde Einflüffe. 
8 16. Die Kirche und bie Genoſſenſchaft. 


Wie für die geſammte deutſche Rechtsentwicklung, ſo war insbeſondere auch 
für das Genoſſenſchaftsweſen die Verbindung, welche das germaniſche Weſen 
mit der chriſtlichen Kirche eingieng, von größter Bedeutung. Groͤßer noch war 
freilich umgefehrt der Einfluß, welchen dad Germanenthum ſeinerſeits auf bie 
Geitaltung der Kirche übte Weil indeß das Fundament der Kirche immer 
em vorgermanifches blieb und auch bei ihrer Fortbildung neben den germani- 
hen Rechtsideen theils roͤmiſche Traditionen theild univerfelle religiöſe Ideen 
ununterbrochen wirkten, gehört die Rechtsgeſchichte der Kirche als Koͤrperſchaft 
und der in ihr enthaltenen SKörperfchaften einem bejonderen Gebiete an und 
es ift hier nur von der Einwirkung der Kirche auf das deutiche Vereinsrecht 
zu handeln. 

Die chriſtliche Kirche Fam den Germanen von außen; nicht die Völker 
Hatten fie aus ſich hervorgebracht, fondern fie war ba und forderte den An- 


utilitate casae ipsins necessarium est, quatenus casae proficiat, ut non de- 
perest. L. Wisig. V, 7. c. 16. von fiscalini: ut & servis nostris tantummodo, 
quod conservi eorum vendiderint, comparetur. , 
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ſchluß. Hieraus allein ſchon ergab es ſich, daß bei dem Kampf genoffenjchaft- 
licher und herrfchaftlicher Ideen der Eintritt in bie au zunächit entſchieden 
zu Gunften der leßteren wirken mußte. 

Die Kirhe — und bejonderd die Kirche in der von den Franken ange 
nommenen und durchgeführten Tatholifchen Form — war aber auch in ihrer 
inneren Organifation einem deutſchen Herrſchaftsverbande ähnlicher, als einer 
freien Genoſſenſchaft. Von einer Gemeindeverfaffung war in ihr wenig mehr die 
Rede und wenn zunächit die Gejammtheit der Bilchöfe als Trägerin der Kirche 
erjchien, jo war doch einerjeitd der Primat bereitd im Vorbringen begriffen, 
andrerjeitd waren die SKoncilien des Reiches und der Provinzen im fränkischen 
Reihe wegen ihrer Zufammenberufung und Leitung dur den König und 
feine Beamten, ihrer innigen Verbindung mit den Zufammenkünften der welt- 
lichen Großen und der Stellung der Biſchoͤfe zum König weit mehr Ver- 
fammlungen der geiftlichen Großen des Reiches oder eined Neichötheils, als 
Berfammlungen einer vom Reiche unabhängigen Kirchengenoffenichaft. 

Deshalb übertrugen die Dentichen, die in der Kirche nur den in bie ir- 
diſchen Verhältniffe hineinreichenden Theil eines großen himmlischen, nach dem 
Mufter der weltlichen Verbände organifirten Reiches erblicten, auf dieſes Got- 
tegreich und feine Kirche nur die herrichaftlichen, nicht die genofjenjchaftlichen 
Rechtsideen. Alles Recht und alle Gewalt galt ihnen hier ald von oben nad 
unten geliehen und wurde von jedem Unteren im Namen bed Oberen und zu- 
legt im Namen Gottes ſelbſt geübt. Wer zur Kirche gehörte, der gehörte da⸗ 
mit dem großen Gottesreich, der civitas Dei, für das Diesjeitd wie für das 
Jenſeits als ein Glied im Herrichaftsverbande an. Gott felbft war der himm⸗ 
liche König und jein Sohn und Erbe Mitlönig dieſes Reiches; aber fie 
waren keine altgermanifchen Volkskönige, jondern große Gefolgsherren, denen 
bie Gläubigen ald getreue Mannen zu dienen hatten und die dafür mit reich 
liher Gabe lohnten. Deshalb ftufte fih nach dem BVerhältnig zu Gott die 
Stellung ber Chriften ab. Seine nächſten und vertrauteften Diener waren 
die Heiligen, mächtige himmliſche Vaſſallen, deren Fürfpradhe viel beim Herm 
vermochte. Statthalter und Beamte auf Erben waren die kirchlichen Würben- 
träger, von verfehiedener Ordnung und Befugniß gleich den weltlihen Beamten, 
mehr aber noch als die weltlichen Großen im Alleinbeſitz der berrichaftlichen 
Rechte des Reichsverbandes. Unter ihnen erft ftanden die Laien, durch das 
Bekenntniß zugefhworene Treudiener Gottes, aber ohne Antheil an der Regie- 
rung feines Reiches. Ganz ähnlich war die Gliederung des kirchlichen Ver⸗ 
bandes für das Volksbewußtſein beichaffen. Jede einzelne Kirche war der 
räumliche Mittelpunkt eines engeren herrihaftlichen Verbandes, dem Fronhof 
bes Königs vergleichbar, von welchem jein Bafjall das Herrenrecht übte Wie 
für das weltliche Neich der Königehof die Spige war, fo wurde allmälig bie 
römische Kirche der Mittelpunkt des Gottesreiches auf Erben. Die einzige 
firchliche Inſtitution, welche hierzu in einem gewiſſen Gegenſatz ftand und zu 
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allen Zeiten am ftärkften das genoffenichaftliche Element in der Kirche vertrat, 
waren bie Klöfter; aber auch fie ftellen ſich in Diefer Zeit, was wenigftens 
ihre Auffaffung im Volksbewußtſein angeht, Teineswegs als freie Genoffen- 
haften, ſondern als herrichaftlihe Verbände bar. Nicht Sippen ober Ge 
meinben werben fie verglichen, ſondern fie find Bäusliche Gemeinſchaften oder 
nach dem Borbilde eines Hausweſens geformte Dienftverbände, an beren Spiße 
der Heilige, der durch den Abt vertreten wird, ſteht. Sie find daher bie 
familie, das hired des Heiligen und feines Vertreters, fie gehören zum Klofter 
wie Dienftmannen zu einem Herrenhof und fie erlangen erſt allmälig, gleich 
Hof- und Dienftgemeinden, genoſſenſchaftliche Verfafſung und ſelbſtändiges Ge⸗ 
ſammtrecht '). 

Die Vertheilung der Laien und des von ihnen bewohnten Gebiete unter 
die Kirchen, wenn ſich auch Parochien, Archidiakonate und Episkopate vielfach 
au die beſtehenden Volks- und Landestheilungen anfchlofien?), trägt im Ganzen 
durchaus den Sharakter einer von oben gemachten Eintheilung für Verwaltung? - 
zweite. Deshalb haben auch die Laiengemeinden, wennſchon Mitwirkung bes 
populus, plebs u. ſ. w. bei Pfarrer- und Bilchofswahlen und jonftigen wich⸗ 
tigen Tirchlichen Akten vielfach erwähnt wird, nicht die Natur genoffenjchaftlich 
orgamifirter, fich jelbft verwaltender Kirchengemeinben, fondern fie find Ber 
waltungsfprengel bierarchifcher Art. 

So gehören die Laien nur paffiv zur Kirche; die Kirche im engeren 
Sinn als Inbegriff der Mitträger kirchlicher Gewalt ift beſchränkt auf den 
univerjellen Dienftverband der Geiftlihen. Diefer große Verband, durch Feine 
Gebietd- oder Volksgrenze beſchränkt, nach eigenem Recht Iebend, fteht dem 
Bolt als eine gefchloffene Einheit fremb gegenüber. Wenn aber von einer 
Verbindung der Kirche mit dem Voll als der großen Friedend- und Nechts- 
genoffenfchaft der Freien nicht die Rede ift, jo ift fie defto inniger und man« 
nichfacher mit dem Herrſchaftsverbande bed „Neiches” verknüpft, der vom Ko⸗ 
nigshof aus fi) in die Genofienfchaften Hineinlagert. Noch nicht ftark genug, 
um auch dem Könige gegenüber jelbitändig aufzutreten, begab ſich die Kirche 
in ihrer Gefammtheit wie in ihren Gliedern unter koͤnigliches Mundium und 
wurbe fo ein Glied des Reiches. Ihre Würbenträger kommendirten fih und 
enpfiengen Beneficien, die Landeskirche trat in die Schugherrichaft des Königs 
und jeit der Wiedereinführung der Kaiferwürbe kam die römifche und damit 
die chriſtlich⸗katholiſche Kirche in ihrer Geſammtheit unter Taiferlihe Schirm- 
berrichaft. Für den irdifhen Schuß, den {hr die weltliche Herrſchermacht ge- 
währte, lohnte fie dieſer durch die religiöſe Sanktion, welche fie ihr ertheilte, 
Indem fie jedes Herrenrecht auf göttlihe Anordnung, jede weltlihe Macht auf 
himmliſchen Urjprung zurücführte, ftellte fie der aus der Webereinftimmung 


1) Nähere Nachweife in $ 31 und im zweiten Theil. 
2 Landau, Territor. S. 367—392. Er geht aber viel zu weit. 
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freier und gleichberechtigter Genoffen ftammenden Gewalt das von oben abge 
leitete Recht als das eigentlich Tegitime gegenüber. Vor Allem lehrte fie, daß 
der König Stellvertreter Gottes auf Erden jet und von ihm die Herrſchaft 
über fein Volt ale ein göttliche Dienftamt zu Leihbeſitz habe’). Ia jelbit 
das alte Nationalland follte nun ein Benefictum fein, das Gott dem Könige 
gegeben*). Das göttliche Necht des Königs ſetzte ſich aber natürlich in feinen 
Baffallen und Beamten, feßte fih in jeder auf koͤnigliche Verleihung zurüd- 
zuführenden Gewalt fort, fo daß bie in die engſten Kreiſe hinein die Volks— 
religion der fi) audbreitenden Idee der Herrichaft und des Dienftes eine der 
wefentlichften Stüben bot. 

Trat aber fo die Kirche der Genoffenfchaft des deutſchen Rechtes zunächft 
überall nur negativ gegenüber, fo wirkte fie inbireft ſchon in dieſer Periode 
für die Ausbreitung der genoffenfhaftlichen Elemente, für bie Verbreiterung 
der Bafis deutfcher Selbftverwaltung vor Allem dur die anferorbentlichen 
Berdienfte, welche fie fi um bie Verbefferung bes Loſes der Unfreien erwarb®). 
Für die Bildung von Hofredht und Hofgemeinden war die Kirche in ihren Im⸗ 
munitäten am frübeiten thätig und dadurch vor Allem wurde die Beichränft- 
heit der älteften Genoſſenſchaft, welche nur für die Bollfreien da war, über- 
wunden. 


8 17. Einfluß der römiſchen Staatdidee auf die deutſche 
Genoſſenſchaft. 


Wie hoch oder gering man den Einfluß anſchlagen mag, den die erſte 
Berührung mit dem römiſchen Weſen auf die Geſtaltung der germaniſchen 
Welt und insbeſondere auf die Fortbildung von Recht und Verfaſſung geübt 
hat, in dem Kampf der herrſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Verbände iſt 
eine Einwirkung roͤmiſcher Rechts- und Staatsideen auf die ſchnellere Zerſtö— 
rung der alten Genoſſenverbände und au Ausbreitung des Herrenrechts nicht 
zu verfennen. 

Fremd und umbegreiflich jtanden dem Germanen Kultur und Recht des 








3) So nicht nur — ausmeislih der Kapitularien — bei den Sranfen, jondern 
auch bei den Angelfachjen. Bol. 3. B. Urk. v. 772. Nr. 120 b. Kemble, Cod. 
dipl. L ©. 147: Ossa Dei praedestinatione rex Anglorum. Urk. v. 854. 
Nr. 271. ib. U. 52: populi ab omnipotente deo mihi collati. Urk. v. 969. 
Pr. 555. ib. III. 39: dei gratia rex Anglorum. Pr. 605. ib. ©. 149: rex a 
domino constitutus. Nr. 607. ib. ©. 151. Nr. 1041. ib. IV. ©. 88. d. 332, 
Nr. 1068. ib, ©. 133. d. 888: gratia dei disponente procuralor in dominio 
regni Merciorum. 

4, Bol. 3. B. Url. v. 860— 865. Nr. 289 5. Kemble IL ©. 78; v. 851. 
Nr. 271. ib. ©. 52. 

8, ©. bei. Gfrörer, Volksrechte II. ©. 1f. 
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abfterbenden Kaiſerſtaats gegenüber; aber wenigitend äußerlich mußte er fie in 
irgend einer Weiſe mit dem eignen Wejen in Verbindung jegen, wenn er jeine 
Aufgabe auf den Trümmern der Vergangenheit erfüllen wollte So mußte 
er auch feine Borftellungen über das Princip der menſchlichen Vereinigungen 
den Gedanken, die darüber in den römischen Provinzialen lebten, einigermaßen 
nähern und umgekehrt dieſe leßteren bem eigenen Syſtem möglichſt ampaffen 
und einfügen. 

In beiden Beziehungen war die alte Genoffenfchaft wenig geeignet, eine 
Vermittlung herbeizuführen. In den vom Cäfnrismus aller Selbftverwaltung 
beraubten, im Steht wie in der Sprache uniformirten, alle Theilnahme an 
Staat oder Gemeinde von oben empfangenden Romanen lebte kaum eine 
Rechtsidee, beitand kaum eine Einrichtung, in welcher die beutichrechtliche Ge- 
nofſenſchaft mit ihrer Freiheit, Selbitverwaltung und Küre, ihrem Geſammt⸗ 
recht und Gejammivermögen, ihrer Organifation von unten nach oben fich 
hätte wiederfinden Tönnen. Umgekehrt war dieje Genoſſenſchaft in ihrer Ge⸗ 
bundenheit durch natürlihe Grundlagen wenig befähigt, die Romanen zu fich 
binüberzuziehen. Denn in den anf germanifcher Bollfreiheit und echtem Eigen 
beruhenden Friedens⸗ und Rechtögenofienihaften des Volkes und jeiner Glieder 
butten, jo lange und jo weit ihr Weſen ungebrochen war, bie Römer nur als 
Schußgenofien Raum. Als fremder, nach eigenem Recht lebender Stammes- 
verein ſtanden fie den germaniſchen Genofſenſchaften gegenüber, nur durch eine 
loje Schutwerbindung mit ihnen verkmüpft. 

Anders verhielt es jich mit dem herrichaftlichen Verbande bes Könige und 
jeiner Getreuen, des Grundherrn und feiner abhängigen Leute. So unendlich 
verſchieden deutiches Herrenrecht in Haus und Hof, Gefolge, Dienftverband und 
Reich von der centralifirten ftaatlihen Allgewalt des römijchen imperium und 
jeines Beamtenthums war, fie berührten fi) wenigitens darin, daß fie beide 
von einer Einheit audgiengen und aus ihr das Recht der Bielheit ableiteten, 
dat fie beide Organifationen von oben nach unten baritellten. Und auf der 
dern Seite ſchloß der deutſche Herrichaftönerband den Fremden, den Römer 
nicht aus, jondern geftattete oder ergwang jeinen Eintritt jo gut wie ben des 
Volksgenofſen. Während daher die Romanen fi) in höheren und niederen 
Kreijen leicht in die herrſchaftlichen Verbindungen der Germanen fügten, glaub- 
ten letztere ihrerſeits in den Einrichtungen bes römischen Kaijerreiche die eige- 
nen Ideen über Herrſchaft und Dienft wieberzufinden. Dies wurde nm jo- 
wichtiger, als das römiiche Reich, welches einft jo gewaltig den Gennanen 
gegemübergetreten war, auch in den Zeiten ſeines Niedergangd ihnen immer 
noch als die hoͤchfte politiſche Schöpfung, die fie kannten, erihien. Cine tiefe 
Ehrfurcht vor dem durch die lange Gewohnheit geheiligten Kaiſerthum lebte 
im germanijhen Gemüth, jein ideeller Anſpruch auf die Herrihaft der Welt 
war nie ganz verblichen; wie auf einen oberjten Gefolgsherrn der ganzen 
Ghriftenheit blickte man auf den Kaijer, blickte man jogar nad) dem Sturze 
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des weitrömifchen Reichs auf den machtlofen Imperator im fernen Byzanz. 
Wenn ſich die Könige der Germanen römiſche Titel ertheilen oder ihre Würbe 
beftätigen Tießen, jo war hiermit vor Allem ein Herrichaftstitel für die Ger 
walt des Königs über die Provinzialen gewonnen: aber auch dem freien Voll⸗ 
genoffen des eignen Volles ſchien der König hierdurch an Macht zu gewinnen, 
ed fchien auch ihm das von dem Smperator des ehemaligen Weltreichs abge 
leitete Herrſcherrecht legitimer, als das volksthümliche Recht bes geforenen 
Stammlönige. Dieſe Anſchauung blieb dann nicht bei der Spitze des Reiches 
ftehen, fonbern ſetzte fi in der Organifation ber Beamten und in der Ein- 
theilung der Bezirke fort. Die römifchen Ideen des Stantsbeamtenthums und 
der Verwaltungsiprengel und bie entiprechende Nomenklatur wurden mit den 
theils genofſenſchaftlichen theils berrichaftlichen germaniichen Aemtern und den 
ihnen entipredhenden Bezirkögenofjenichaften und Bezirköverbänden verknüpft, 
und fo äußerlich dieſe Verknüpfung fein mochte, fie wirkte doch im hoben 
Grade mit zur Verftärkung der öffentlichen Gewalt und ihrer fchlieglichen 
Steigerung zu Herrenrecht. 

So war es denn emblich Feine Ieere Form, jondern der Abſchluß einer 
inbaltreihen und wichtigen Seite ber Entwicklung unjeres Bolles, als im 
Jahre 800 ber größte Frankenkoͤnig in feierlicher Weile die Erbſchaft der Säfaren 
auch äußerlich antrat. Mit der vom Papſt als Stellvertreter Gottes vollzo⸗ 
genen Katferfrönung Karls d. Gr. war nad der Volksanſchauung das oberfte 
Herrenrecht der Chriftenheit auf den König übergegangen. Ihm war ein Herr 
ſchaftstitel gewonnen, ber ihm zu gleich Tegitimen und göttlichen Hecht Deutſche 
und Römer unterwarf, und ein ideeller Anſpruch auf Weltherrihaft war ihm: 
begründet. Die Kirche felbft ftand in allen irdiſchen Beziehungen noch nicht 
neben ober gar, wie fie fpäter prätendirte, über, jondern unter dieſer Eatferlichen 
Herrſchaft und felbft ihr hoͤchſtes geiftliches Oberhaupt wurbe vom Kaifer er- 
nannt oder beitätigt. Die deutſche Herrichaftsidee hatte jo unter Tirchlichen und 
römischen Einflüffen ihre höchſte Stufe erreicht; fie war zu der Idee einer von 
Gott unmittelbar verlicehenen Weltherrfchaft geworben, welche die letzte Duelle für 
jedes andere Herrenrecht ſchien. Die Entwicklung von Freiheit und Zeriplitterung 
zu Einheit und Herrichaft, welche fich in ununterbrochenem taufendjährigem Fort⸗ 
ſchritt vollzogen hatte, war auf ihrem Gipfel angelangt und wir fönnen daher mit 
dem Jahr 800 das erſte Zeitalter unjerer Nation als beichloffen betrachten. Ehe 
wir indeß zu dem folgenden Zeitranm übergehen, müfjen wir das an das 
Ende diefer Periode geftellte Reich als Ganzes betrachten und die Gründe 
nennen, welche einen fo jchnellen Berfall deſſelben und damit eine — bem 
Schein nach wenigftend — rüdgängige Bewegung in der Rechts⸗ und Ber 
faffungsentwidiung. herbeiführten. 
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Das Reich Karl des Großen inmitten ber vorangegangenen und ber 
folgenden Zuftände wird immer etwas Wunderbared behalten. In vielen Be 
ziehungen fteht in der That dieſer gewaltige Ban unjeren modernen Borftel- 
Inngen näher, als die Seubalmonarchte oder felbft das Reich bed fünfzehn- 
ten Jahrhunderts. Allein man muß ſich hüten, zu viel von unferm mober 
nen Stantegedaufen hineinzutragen, ein Derfahren, das dann die Folgezeit als 
einen fehwer begreiffichen Rückſchritt erjcheinen läßt. Gewöhnlich pflegt man 
in dem fränfiichen Reich einen wahren „Staat” zu erblicken, in welchem eine 
einheitliche Stnatsidee geherricht, eine Stantsgewalt beftanden, eine ftaatliche 
Organifation das Verhältniß der Gefammtheit zu ihren Gliedern geregelt 
babe. Dan dent an ein Staatsbeamtenthum, einen ftantlichen Unterthanen- 
verband, eine Regierung in unjerem Sinne. Im Wirklichkeit war, was von 
dieſem Allen vielleicht vorhanden war, doch nur ala Nachklang römischer Rechts⸗ 
und Staatsibeen in den Köpfen Einzelner vorhanden. Dem germanifchen 
Rechtsbewußtſein war die Staatsidee in dieſer Zeit fo wenig aufgegangen, wie 
fie ihm in den folgenden Jahrhunderten aufgieng. Tinerklärlich wäre es auch 
in der That, wie einem Volke die einmal gewonnene Staatsidee wieder ver- 
Ioren geben Tönnte! Der Grund dafür, daß die fränkiſche Monarchie in ihrer 
Blüthezeit uns den Schein eines Staates erweckt, Tiegt in ber eigenthümlichen 
Weite, in weldher die gefammten vorangegangenen Entwicklungsformen darin 
verbunden, die mit einander ringenden Zeitgedanken durch eine höhere Einheit 
zu einer gewiflen Verföhnung gebracht waren. Aber eine wirkliche Ausgleichung 
der Gegenſätze hatte nicht ftattgefunden, fie waren nur äußerlich in einem zu⸗ 
fällig glüdlichen Berhältuig gemiſcht, und die höhere Einheit über ihnen war 
nicht eine nothwendige, aus den Verhältniſſen jelbft entiprungene und alle 
Voͤlker des Reiches durchbringende Idee, fondern bie gewaltige Perfönlichkeit 
eined großen Monarchen. 

Anders erichien das Inrolingifche Reich dem Germanen, anders bem Roͤ⸗ 
mer; verfihieden faßten es Geiftliche und Laien auf; fort und fort beftanden 
unter den Germanen jelbft die ſich amsichliegenden Anſchauungen des freien 
Dauern und des Töniglichen Baflallen. Gin großer Herricher, der Jedem an- 
erkannter Mittelpunkt war und in dem fich daher ſchließlich alle Auffaffungen 
zuſammenfanden, fonnte ben Kampf dieſer Gegenfäte vorübergehend bannen; 
er konnie aber nicht hindern, daß nach feinem Tode das Unvereinbare aus '- 
einanderfiel, dad Feindliche fih bekämpfte. Und fo war bas Sundament 
des Baues nur fcheinbar ein fefte® und in der Scheinverföhnung der Ge⸗ 
genſätze Iag bereit der Keim feines Verfalls. 

Scheinbar nur war zunädjft die Berföhnung, änßerlich die Berbindung zwiſchen 
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germanifchem und römifchen Volksthum. Wol wußte ber Deutfche, daß fein König 
zugleich römifcher Imperator war; aber für ihn war er doch zunächſt nur König. 
Und der Römer, dem jeßt der Herricher um Vieles näher ftand, war doch dadurch 
dem germanischen Wefen jelber nicht näher gerüdt. ine innere Berichmelzung 
des abfterbenden Alterthums und des deutfchen Volksthums, wie fie fpäter in 
Nationalität, Sprache, Sitte und Recht der romanischen Völker vollgogen ward, 
war noch nirgend erfolgt, und jo trieb unter den Nachfolgern Karla der wie- 
derermachende Gegenjat der Nationen das Reich dauernd auseinander und 
ftellte allmälig die Gebiete feit, auf denen das deutſche Weſen rein erhalten 
bleiben, und die, auf welchen e8 im romanifchen untergehen jollte. 

Staat und Kirche waren nod zur feinem Gegenfab gekommen; aber tie 
Auffaffung beider als zweier Manifeitationen des Gottesreiches auf Erden ent- 
hielt die Keime ihres fünftigen Kampfes, welcher nothwendig entbrennen mußte, 
ſobald der Katjer aufhörte, zugleich das trdifche Oberhaupt der Kirche zu fein. 

Bor Allem aber beftand im germanifchen Rechtsbewußtſein ſelbſt noch 
voll und ſcharf jener uralte Gegenfaß, der feit dem Beginn ber Gefchichte eine 
zwiefpältige Form der Affociation und im Zufammenhange damit eine zwie- 
ipältige Richtung des gefammten äußeren und geiftigen Lebens der Nation er- 
zeugt hatte: der Gegenſatz von Genoſſenſchaft und Herrichaft. Beiden fchien 
faft ein gleiches Gebiet zugemeffen; aber jene war im Berfallen, diefe im Auf- 
blühen, und feine Herrſchermacht Tonnte den Untergang jener, die Ausbreitung 
diefer verhindern. Noch war das genoflenfchaftliche Element die eigentliche 
Grundlage ded Reichs. Die freie Gemeinde in Dorf und Mark war noch 
nicht zur Ausnahme geworden; die Hundertichaften waren nur erft in unbe 
beutendem Umfange durch Immunitäten zerbrödelt und erjeßt; weniger noch 
wer davon die Gauverfaflung berührt, welche, noch durchaus auf dem Prin- 
cip der freien Volksgenoſſenſchaft ruhend, den Kern der Stantsverfaffung über: 
haupt bildete; und die einzelnen Völker und Stämme des Reichs galten noch 
ganz im alten Sinne ald große Friedens- und Rechtsvereine der freien Ger 
noſſen des Volkes oder ded Stammes. Dem freien Bauern mochte noch jet 
das Reich felbft als eine weitefte Genoſſenſchaft, die ſich bis zu ihm herunter 
in eine Anzahl leinerer genofjenchaftlicher Kreife verengte, und der König 
und feine Beamten als die genoflenichaftlichen Vorſtände diefer Vereine er- 
fcheinen. 

Tief jedoch Hatte ich jchon vom Königspalaſt und von den Herrenhöfen 
aus die Idee der Herrichaft und des Dienjtes ind innerite Mark des Volkes 
geſenkt. Bon den alten Genoffenfchaften ſelbſt hatten die politiich bebeuten- 
den, und zwar in gerader Proportion zu diefer Bedeutung, eine herrſchaftliche 
Spite erhalten; der König war durchaus ſchon Herr des ganzen Reiche, der 
Herzog, der Graf und der Gentenar übten fihon mehr verliehenes oder eignes 
Herrenrecht, als einen Auftrag der Gefammtheiten and. Noch gefährlicher 
aber war es der alten Berfafjung, daß ſich ein ganz eigenes und felbftändiges 
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Syſtem herrſchaftlicher Berbände von ftetd wachſendem Umfang und ſtets jteigenber 
Bedeutung zwiſchen umd in die Genoſſenſchaften geichoben hatte und daB mehr 
und mehr diefe im Könige gipfelnden Verbände als eigentliche Träger des 
Reiches galten. Ständeweien, Beamtenthum, Heerweſen, Gerichtsverfaſſung, 
Vertbeilung des Grundbeſitzes waren bereitö in einer völligen Umbildung durch 
diefe Vereine von Gefolgsleuten, von Vaſſallen und Minifterialen, von Hofes⸗ 
leuten und Dienftlenten niederer Art begriffen. Und ſchon hatte in ber ſich 
verkreitenden Smmunität der herrſchaftliche Berband ein Mittel gefunden, ſich 
als jelbftändige Grundlage der gejammten Berfaffung neben den Geuoſſen⸗ 
ihaften zu Eonftituwiren. Aber auf der andern Seite begann bereitd überall 
der Derrichaftsverband Genoſſenſchaften in ſich jelbft hernorzubringen und es 
war jo der Weg gezeigt, auf dem er einjt zerbrädeln würde. 

So Stauden fih Genofjenihaft und Herrichaft gegenüber, nicht innerlich 
verſchmolzen, ſondern mur äußerlich gemifcht, und wenn Karl d. Gr. den Ber- 
fall der erfteren und damit der gemeinen Sreiheit, der Selbſtverwaltung und 
des öffentlichen Rechts eine Zeit lang aufbielt, fo trat nach jeinem Tode ein 
deito ſchnellerer Fortſchritt in der Zerjegung der Genofjenfchaft durch die Herr⸗ 
ihaft ein. Jene war eben, jo viel näber jie und in manchem ihrer Begriffe 
fteht, in ihrer alten Form unfähig, der Zeit zu genügen. Ungeeignet, einen 
großen Staat zu jchaffen, untüchtig aber auch, in den engeren Kreijen ſich von 
den blos natürlichen Grundlagen menſchlicher Verbindung zu löſen; nur für 
den Freien vorhanden und deshalb troß oder vielmehr gerade wegen ihres 
Gleichheitsprincips den Unterfchied ber einzelnen Elemente des Volles nicht 
mildernd, jondern verſchärfend; mit den Tugenden des Sreiheitäfinned und bes 
Mannesftolzes zugleich eine gewiſſe Engherzigfeit und bäuriſche Beichränftheit 
nahrend, konnte die altgermanijche Genoſſenſchaft aus eigner Kraft Feine neue 
Epoche anbahnen. Dies war allein dem hberrichaftlicden Verbande möglich, 
ihm, der durch das in ihm waltende Princip der Einheit geeignet war, die 
univerjellften Verbände zu fchaffen; der, durch Feine natürliche Grundlage ge- 
bunden, Sedem ben freien Anſchluß gejtattete; der vor Allem die gewaltige 
Kraft in fih trug, die Kluft zwiichen Freiheit und Unfreiheit auszufüllen und 
eine Stufenleiter der Stände berzuftellen, die uns vor dem durch die feitge- 
haltene Sklaverei verjchuldeten Schickſal des Alterthums bewahrte; der endlich 
neben den Tugenden ber Treue und Hingebung großartige Auffafjung und 
itenle Beftrebungen erzeugte. Aber freilih, Manches gieng damit unjerm 
Rechte verloren, was es fpäter erſt mühjam wieder erringen mußte oder heute 
noch nicht wieder gewonnen hat. 

Wie die Gegenfäte von Genoſſenſchaft und Herrſchaft, jo waren endlich 
aud die Gegenſätze der patriarchal-perjönlichen und der aus Grund und Boden 
fliegenden Verbindung im Reiche Karls d. Gr. nicht ausgeglichen, jondern 
beftanden neben einander in äußerer Mifchung. Im gleicher Weife find herr: 
Ihaftliche wie genoſſenſchaftliche Verbände von einer unwiderftehlichen Neigung 











l 


152 Schluß der erften Periode. Das Reich Karls d. Gr. ald Ganze. 


ergriffen, dad Band ihres Zuſammenhangs in Grund und Boden zu verlegen. 
In Folge deffen beginnt ber Grundbeſitz Bafıs alles Rechts, des genofientchaft- 
lichen nicht minder als bes herrichaftlichen zu werben, und alles Recht, das 
öffentliche fowol wie das private, fteht im Begriff, den Charakter des Grund- 
befißes, alfo den eines Vermoͤgensrechts anzunehmen. Aber dieſe Entwicklung 
bat doch erft einzelne Verhältniffe ergriffen und ein burdhgreifendes Rejultat 
vornemlih nur in den engeren Lebenskreiſen gehabt. Zwar find bie freien 
Gemeinden fowol wie die Hofgemeinfchaften ſchon zu wahren Mark⸗ und 
Hufenverbänden geworben; aber daneben erhält fich in jelbftändiger Bedeutung 
die rein perfönliche Zufammengehörigkeit der Bauern unter einander, ber Hofes⸗ 
leute mit dem Herrn und bald auch unter fi. Noch wichtiger ift das per⸗ 
fönliche Verhältniß auch jet noch in Gauen und Hundertſchaften wie in Im⸗ 
munitäten, obwol fie bereits territoriale Bezirke geworden find, in benen bie 
Bereinigung der Menfchen als Folge ihrer "Zugehörigkeit zum Gebiete gilt. 
In Stamm und Bolt endlich beginnt zwar dad Gebiet gleichfalls fchon Die 
Berfaffung zu bebingen und der Grundbeſitz entjcheidet ſchon Über das politifche 
Recht; aber hier gilt doch das perfönliche Element noch durchaus als das ur- 
iprüngliche und überwiegende. Noch ift der Begriff eines Volles unabhängig 
bon dem des von ihm bewohnten und nad ihm benannten Landes; noch ift 
fein Recht durch und durch perfönlih; noch ift die Ariftofratie fein wahrer 
Grundadel, die Minderung der Freiheit Feine wahre Grundhörigkeit; noch find 
die Gerichte mehr Volks⸗ als Landesgerichte; noch ift der König ein König 
des Volkes und nennt ſich häufiger nach ihm als nach dem von ihm beherrſch⸗ 
ten Lande. 

Aber in ftetem Vordringen ift die Idee der Dinglichkeit in allen biefen 
Beziehungen. Jene Verföhnung des perfönlichen und dinglichen Principe, die 
unjer heutige Syſtem bezeichnet, ift noch nicht gefunden und unvermeidlich 
ift daher der fernere Kampf beider, der mit dem Siege der Dinglichleit im 
= Patrimonialftant endet. 


Zweite Periode. 800 — 1200. 


819. Charafter des Feudalſyſtems. 


Seitdem die Monarchie Karls d. Gr. unter ſchwächeren Nachfolgern der 
Anflöfung entgegeneilte, feitvem fie fodann wirklich zerfallen war und das 
deutfche Reich als ver einzige ihrer Beftandiheile, in dem das Deutichthum 
fiegte, feine eigenen Wege gieng, fehritt die eine Zeit lang gehemmte Ent- 
widlung der gegen die altgermanifche Volksfreiheit ankämpfenden Rechts- und 
Berfaffungsprincipien unaufhaltfam fort. 

Die beiden Bewegungen, von denen die eine in der Richtung von oben 
nach umten die Volksfreiheit durch Herrihaft und Dienft, die Genofjenichaft 
durch den Herrſchaftsverband verbrängte, die andere in der Richtung von unten 
nach oben alles Recht in Grund und Boden verfenkte, vom Grundbefitz ab- 
hangig machte, zu ihm in Beziehung fehte und ihm analog behandelte, vollen- 
beten ſich und vereinten fi) zu Einem Strom. Als dies geichehen, ftand ber 
Tendalftant fertig da. Denn gerade in der Verſchmelzung von Herrihaft und 
Dinglichkeit Ing fein charakteriftiſches Merkmal, 

L Herrſchaft und Dienst wurden nicht nur für das Recht, fie wur- 
den für das gefammte äußere und innere Leben der Nation die treibenden 
und formenden Gedanken. In Religion, Poefie, Sitte und Sittlichfeit ber 
Zeit brachte man alle Beziehungen des Menichen zu Gott, des Mannes zum 
Manne, des Mannes fogar zur Geliebten unter den Gedanken bes Dienftes 
und Pleidete fie in eine dem alten Treudienſt des Dienftmannes gegen feinen 
Heren nachgebildete Form. Selbftvergefiende Hingebung und ſtets bereiter 
Dienft, Gehorfam und Treue auf der einen, Huld und Gunft, bie Gewährung 
von Schuß oder Vortheilen auf der andern Seite waren überall ber Inhalt 
ſolcher Berhältnifie. | 

Sn politifher Beziehung wurde der Treudienft dad den gefammten 
Staat zufammenhaltende Band. Aber nicht ein gleihmäßiges Dienjtband ver- 
knũpfte Alle unmittelbar mit dem Haupt des Reiches. Vielmehr waren die 
Herrichafts. und Dienftverhältnifje je nach Stand des Herm und ded Dieners 
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und nach Inhalt der Rechte und Pflichten fehr verjchieden geartet, und es war 
ferner jeder Herr zugleich Dienender eines höheren Herrn, während umgefehrt 
der Dienende Herr eined niederen Dienenden fein konnte. Es ergab fidh fo 
ein ftufenförmig angeorbnetes Syſtem mannigfacher Dienftverbände, deren jeder 
durch jein Haupt Theil eines umfafjenderen Dienftverbandes war; ed ergaben 
fich die vielverſchlungenen Berhältniffe der mittelbaren Herrichaft und der mittel- 
baren Unterwerfung; es ergab ſich die Auffaffung aller öffentlichen Gewalt als 
einer in den Formen des Dienftamts von einem oberen Herrn gelichenen 
Herrichaft, welche von Gott an ten Kaifer, von diefem an die Reichvaffallen, 
von dieſen an ihre Mannen und Leute und fo herab bis zu jedem einzelnen 
Träger auch der unbedeutenpften Gewaltrechte gefommen war. Neben biejer 
weltlichen Hierarchie des Dienftes aber ſtand in ähnlicher Organifation, mannich⸗ 
fah mit ihr verwoben und doch gerade wegen der inneren Verwandtſchaft 
eine gefährliche Nebenbuhlerin, die Hierarchie der Kirche. 

U. In dem fo geftalteten Reid war nun aber zweitens, ſeitdem bie 
Mebergangsgeit des 9. und zum Theil noch des 10. Zahrhunderts verlaufen 
war, die Abhängigkeit alles Rechtes von Grund und Boden auf 
das Aeußerſte gefteigert. Es fehlte nicht viel daran, dab man die Grund» 
jtüde ſelbſt perfonificirte, daß man fie zu Trägern von Rechten und Pflichten 
erhob, die Menſchen zu ihren Repräjentanten berabjeßtee So ward denn ins 
bejondere aud jede Herrihaft und jeder Dienft Zubehör eined Grundſtücks 
oder Gebiets, oder galt, wenn von ihm abgetrennt, als jelbftändiges Immo⸗ 
biliarredt. Die nothwendige Solge davon war die vermögensrechtliche Auffaf- 
jung aller öffentlihen Rechte, war das Syitem der patrimonialen Gewalten. 
Nach oben ald eine Dienftpflicht, nach unten ald ein Herrſchaftsrecht betrachtet, 
wurde jedes Amt und jedes Gewaltrecht vererblich, veräußerlih und quantita- 
tiv wie qualitativ theilbar. Alles Recht nahm jo den Charakter des Privat 
rechts an; der Vertrag war Alles, das Geſetz Nichts; es gab nur noch Rechts⸗ 
verhältniffe zwiichen Individuum und Individuum. Das aus der Berjchnel- 
zung von Vaſſallität und Beneficialweſen erwachjene Lehnswejen als Spitze 
des Syſtems, Grundberrlichkeit, Hofverfaffung und Immunität ale deſſen 
Baſis beruhten gleihmäßig auf diefen jelben Gedanken. 

II. Die Darjtelung dieſer Entwiclung, deren Ausgangspunkte oben zur 
Aufhellung des inneren Zuſammenhangs aller Gemeinjhaftsformen und zur 
Hareren Erkenntniß der Gegenſätze näher berührt werden mußten, fällt nicht 
in unfere Aufgabe. Es genügt hier feftzuhalten, dat die Bewegungen, einmal 
in Fluß gekommen, im Ganzen in unveränderter Richtung fortichritten. Den 
eigentlichen Gegenftand der Erörterung bilden Dagegen für diefe Periode gerade 
diejenigen inrichtungen, welche zu dem in Recht und Berfaffung berrichenden 
Princip im Gegenfaß ftehen, es ift nicht vom. Weſen des Feudalſyſtems, ſon⸗ 
bern gerade von denjenigen Punkten, in welchen dafjelbe nicht feine vollen Konje 
quenzen zog, zu handeln. Denn an fih enthielten die hereichaftlichen Verbände 
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Feine genofjenichaftlichen Elemente und wirkten Diefen, wo fie außer ihnen 
beftanden, entgegen: in breifacher Weile aber blieb auch in diefer Zeit troß 
der leitenden Berfaffungsideen das deutihe Genoſſenſchaftsweſen von 
Bedeutung. Einmal beitand, obwol mannichfach beſchränkt und verändert, in 
einer großen Menge von engeren Lebendfreifn die alte Genoſſenſchaft 
fort; zweitens bildeten fih nach ihrem Muſter, wenn auch in unjelbjtändigerer 
Haltung, innerhalb der Herrichaftöverbände jelber abhängige Genofjen- . 
Ihaften aus; drittens endlich waren durch dieſen vollen Zeitraum bereitö die 
Anfänge einer ganz neuen Vereinsform — der freien Einung — wirkfam, 
welche beſtimmt war, dem deutſchen Genoſſenſchaftsweſen zu glänzender Wieder 
geburt zu verhelfen und das Feudalſyſtem zu brechen. Zuerft ift von der 
diefe Zeit vornemlich charakterifirenden Vereinsform, ter abhängigen oder 
berrichaftlichen Genoſſenſchaft näher zu handeln, demnächſt find Furz die Reite 
bes Alten, endlich ausführlicher die Keime des Neuen zu beſprechen. 


A. Die herrſchaftliche Genoſſenſchaft. 
8 20. Die herrſchaftliche Genoſſenſchaft im Allgemeinen. 


Wir haben oben geſehen, wie ſchon in fränkiſcher Zeit die Idee einer 
Genoſſenſchaft unter Angehörigen eines herrſchaftlichen Verbandes entſtand und 
im Zuſammenhang mit der Ausbildung eines eignen Rechts und eigner Ge— 
richte der Hofesleute, der Miniſterialen und Vaſſallen fi fortentwidelte). 
Erſt in das neunte und zehnte Jahrhundert aber fällt die vollere Entfaltung 
tiefer neuen Bereinsform, welche im eilften und zwölften Sahrhundert ihre 
Blüthe erreichte, jodann aber allmälig verichwand, indem fie theils fih auf- 
öfte, theils fih mehr und mehr der freien Genofjenihaft in ihren verfchiedenen 
Gejtaltungen affimilirte Als das harakteriftiihe Merkmal der herrichaftlichen 
Genoſſenſchaft betrachteten wir, daß bei ihr die rechtliche Einheit, die in der 
reinen Genofjenfhaft von der Berlammlung Aller, im Herrichaftsverbande von 
dem Herrn allein dargeftellt wird, zwijchen Herrn und Gefammtheit vergeftalt 
getheilt war, dag, wie immer die Proportion fich ftellen mochte, das Herren- 
recht als das urjprüngliche, das der Gefammtheit als has abgeleitete galt. 
Auch in der freien Genoſſenſchaft fahen wir früh, indem fih ein jelbftändiges 
Herrenrecht aus ihr entwidelte, ein Stücd der rechtlichen Einheit von der Ge— 
jammtheit auf einen Herrn übergeben. Allein fo lange bier das Bewußtſein 
erhalten blieb, daß das Gefammtrecht die Duelle der Herrſchaft geweſen, fonn- 
ten wir zwar von einer Herrichaft in der Genoſſenſchaft, nicht aber von einer 
herrſchaftlichen Genoffenſchaft fprechen, während freilich, fobald Died Bewußt—⸗ 
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ſein verloren gieng, die Genoſſenſchaft in die Klaſſe der Herrſchaftsverbände 
übertrat, in denen ein genoſſenſchaftliches Geſammtrecht nur noch als abgelei⸗ 
tetes beſtehen konnte. 

Die Bildung der herrſchaftlichen Genofſſenſchaften war für die deutſche 
Sefammtentwidlung von der größten Bedeutung. Denn indem fie bem Herren- 
recht ein Geſammtrecht, der Ernennung die Küre, der Anordnung die Recht⸗ 
findung, der Verfügung die Theilnahme am Regiment entgegenfegten, wahrten 
fie unter der Herrichaft des Feudalſyſtems dem Volke in höheren und nieberen 
Kreifen eine Eräftige Selbftverwaltung und bereiteten die endliche Ueberwindung 
der von ihnen zuerft nur modificirten Lehnöverfaffung vor. Indem fie aber 
ferner, während der Herrichaftsverband der Zreiheit nicht bedurfte, einige, wenn 
auch nicht alle Freiheitsrechte forderten und, während der Herrſchaftsverband 
die verjchiedenften Perjonenklaffen vereinen konnte, eine wenigſtens ungefähre 
perfönliche Gleichheit der Genoſſen berbeiführten, wurden fie der Haupthebel 
zur Abſchließung der neuen aus den Dienjtverhältniffen emporwachſenden Stände, 
welche fi) mit den volksrechtlichen Ständen Treuzten und vermifchten und end⸗ 
lich an deren Stelle traten. Standeögleichheit war jo weientlich für jede Ge- 
noſſenſchaft, Genoſſenſchaft eine jo natürliche Folge der Standesgleichheit, daß 
die Begriffe „Senoffenfhaft" und „Stand“ vielfach im einander übergehen: 
die Mitglieder einer Genoſſenſchaft gelten von jelbft als ſtandesgleich und 
heißen pares, compares, Standgenofjen?); jeder Stand des Volkes ericheint 
umgekehrt ald eine große Genoſſenſchaft, der Standesgleiche als Genofje?), 
der Standesungleihe ald Ungenofje und zwar ald Ueber oder Untergenoß, je- 
nachdem ex höher oder niedriger geftellt ift). Die enge Werhjelbeziehung zwi⸗ 
ſchen Stanbesbildung und Genoffenjhaftsbewegung erklärt fich daher von felbft. 

Hieraus ergiebt fich zugleich, daß durch die Entftehung der berrichaftlichen 
Genoſſenſchaft die Herrenverbände nicht blos innerlich umgewandelt, jondern 
äußerlich in verſchiedene Kreiſe zerlegt werden mußten. Der Herr verband als 
einheitlicher Mittelpunkt Alle, welche ihm mittelbar oder unmittelbar unter 





2) Urk. v. 1195. Lacomblet J. 383: pares. Grimm, Weisth. I. 693: com- 
pares. Hofrecht von Bradel (Maurer, Fronh. IV. ©. 2. Note 12): Standt⸗ 
genoffen. 

3) Bol. 3. B. Glofſe zum Sachſenſp. II. 58: den heiten wir forste-genot 
Schmwabenfp. (%abb.) c. 79. II. III: welch sempe rfreyer man ein sein genosz. 
anspricht. Sadjenfp. I. 51. 8 4: genot. Gloffe zum Sadfenip. I 51: 
ebenbürtig ... heisst hie so viel als notschaft. Schwabenfp. c. 319. 825 ıc. 

4 Schwabenfp. c. 253: ubergenoz. Ib. c.79. II: eyn yeclich man ge- 
weigert wol das er nicht kempfet mit seinem undergenossen. Ein yeclich 
man muz kempfen mit sinem genosz. Ib. c. 253: und ist er ouch sin under- 
genoz, wil er, er muz mit im kemphen. Ib. c. 325: das Erbgut joll allein 
die Tochter haben, diu ir genoz hat genomen oder ir ubergenoz. 
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worfen, welche ihm näher oder entfernter verfnüpft waren: die Genoflenfchaft 
ſchloß die Standesgleichen dieſes Verbandes gegen die übrigen Mitglieder beflel- 
ben ab. Der fürftlihe Vaſſall und der Hausdiener des Königs waren Mit- 
glieber befjelben Herrihaftsverbandes, fie konnten aber nimmermehr zu berjel- 
ben Genofjenfchaft gehören. 

Wie daher duch den Dienft zunächſt drei Gruppen von Ständen mit 
verjchiedenem Recht erwuchlen, jo Iaflen fi) drei Gruppen von ee 
unterjcheiden, welche fih bildeten: 

1. Genofjenjchaften des Hofrechts oder der Hörigfeit; 

2. Genoflenfchaften des Dienftrechts oder der Minifterialität; 

8. Genofſenſchaften des Lehnrechts oder der Vaflallität. 

Anfangs waren freilich innerhalb dieſer einzelnen Gruppen die urjprüng- 
lihen Stanbeöverichiedenheiten noch jo bedeutend und wirkſam, daß in demſel⸗ 
ben Herrſchaftsverbande verſchiedene Genoſſenſchaften Einer Gruppe wegen 
Standesungleichheit entftehen Tonnten. So beftanden 3. B. Zöniglihe Pala- 
tinen- oder Fisfalinengemeinden, auch wenn fie dem Biſchof oder einem andern 
Herrn übertragen waren, oft noch lange als beionbere Beitandtheile in ber 
Hof- oder Smmunitätsgemeinde fort*); freie Gemeinden, welde einem theil- 
weiſen Dofrecht unterworfen wurden, verſchmolzen deshalb nicht mit der hörigen 
Hofgenofjenfhaft*); und nach der Verjchiedenheit des Standesrechts pflegten 
fich vielfach neben der Genofjenihaft der gemeinen Hofhörigen in demjelben 
Hofe eigene Genoffenihaften von Wachszinfigen, Laten, Hoffreien, Kemmerlin- 
gen ober anderen Hörigen befieren Rechts zu bilden”). Indeß, mit der An⸗ 


5 ©o bie fiscalini in Wormd nad) den leges familiae 9. Petri v. 1024 
b. Grimm, Weisth. J. S. 804f.) art. 13. 22 ıc.; in Züri, Bluntſchli, St. 
u. R. G. J. S. 49f. Vgl. 8 29. 

% So waren z. B. Die freien Gemeinden in den biſchöflichen Städten, fo 
weit fie unter zeitweife Vogtei famen, einem Herrſchaftsrecht unterworfen: fie 
bildeten aber nach wie vor eine von der eigentlich hofrechtlichen familia, den 
Minifterialen fowol wie den Hörigen, getrennte Genoflenfchaft. Vgl. 8 29. 

?), So waren 3. B. in Detbmarfen die hoffrye echte, die echte ofte hoe- 
rigkeit und bie kemerlings oder kaemer echte drei verfchiedene Echten oder 
Genoflenichaften, von denen jede ihr bejonderes Recht hatte. Maurer, Fronh. 
IV. ©. 7. Note 58. 59. 60. ©. 12. ©. 15. Note 13. 14. Zum Stift Miünfter 
gehörten Echten der Wachszinfigen und Echten der übrigen (zu Kurmede ver- 
pflichteten) Hofhörigen. Weisth. v. 1406 u. 1407. bei Kindlinger, Münfter. 
Bei. II, 2. ©. 338: in derselven echte; — offt en wasztinsisch mensche 
sunder orloff offt vulbort sines heren sich moge geven zunder brocke in en 
ander echte; ©. 341f. Dal. auch Kindlinger, Hörigkeit ©. 27. 28. Im 
Stifte Effen unterjchted man die Genoffenfchaften der hovenere, ber hilligen lude 
and der hyen (Schußhörigen. Grimm, W. IH. ©. 377. 878. Weisth. v. 1324 
b. Kindlinger, Hörigleit ©. 382. 334. Im Stift Büden gab es drei Echten 
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näherung der verfihiedenen unfreien und halbfreien Stände verſchmolzen derar- 
tige Vereine in den meiften Fronhöfen allmählig in eine einzige Hofgenoffen- 
haft), die Genoffenfchaften des höheren Dienſtrechts jonderten ſich von jener 
deſto ſchärfer ab, und der Unterſchied der Stände nach Hofrecht, Dienſtrecht 
und Lehnrecht wurde ein immer fefterer. — Die Standesungleichheit war aber 
nicht der einzige Umftand, weldyer zur Bildung mehrerer Genoffenfhaften in Einer 
Herrſchaft führte: territoriale und wirthichaftliche Beringungen führten eine 
noch weit reichere Gliederung herbei. Zu Einer Herrichaft gehörten mehrere 
Fronhöfe, zu jedem Fronhofe mehrere Hofmarken; es entftanden daher unter 
demſelben Herm viele Hofmarkfgemeinden umd oft auch verfchiedene Dienftman- 
nen- und Vaſſallenverbände ber einzelnen Landestheile. Ebenſo riefen gemein- 
jamer Dienft oder gemeinfames Amt mit der Gemeinjamkeit des Berufs und 
der Intereſſen beſondere Genofjenichaften der mit gleichem Amt betrauten Hof-, 
Dienft- oder Lehnsmannen hervor. 

So zerfiel jeder größere Herrichaftönerband im Laufe der Zeit in eine 
immer zunehmende Anzahl herrichaftlicher Genofſenſchaften. Am meiften na- 
türlich das Reich, injofern man dieſes als herrichaftlichen Verband des Kaiſers 
auffaffen konnte; mehr und mehr aber auch die Herrichaftsverbände der geift- 
lichen und weltlihen Fürften. Diefe Genoffenichaften ftanden unter einander 
in feinem Zufammenhange; nur das gemeinfame Haupt hatten fie gemein. 
Dem Herrn gegenüber aber wurden fie mehr und mehr felbftändige Einheiten 
mit Geſammtrecht und Geſammipflicht anftatt ober neben der früher alleinigen 
Berbindung der Einzelnen mit dem Herrn. So entitand ein ziemlih kom⸗ 
plicirted Verhältniß, das fih aus den mangelhaften Duellen nicht mehr re 
fonftruiren läßt. Denn auf der einen Seite war der herrichaftliche Verband in 
jeiner Geſammtheit eine ftrenge Einheit, welche alle ihm Unterworfenen nad) außen 
abſchloß und den familienrechtlichen, vermögensrechtlichen und politijchen Verkehr 
derjelben nur unter ihnen jelber frei geftattete, nach außen von der Mitwirfung 
des Herrn abhängig machte; auf der andern Seite bewirkte die Abichliegung 
von Genoſſenſchaften in diefem Berein theils eine Beſchränkung des Rechts⸗ 
verfehrd auch unter den Angehörigen derſelben Herrichaft, wenn fie Ungenofjen 
waren, theild eine Durchbrechung der herrichaftlichen Vermittlung nah augen. 
Neben- dem von oben nad unten abgeftuften, den ganzen Verband ergreifenden 
herrſchaftlichen Recht bildeten fi nun genoffenjchaftliche Rechte der engeren 
Kreife, welche jenes Freuzten und beſchränkten. Es verbanden, um Das 
frühere Gleichniß auszuführen, auf der vielgliebrigen Stufenleiter, in welde 
das alte Syſtem koncentriſcher Ringe fih gewandelt hatte, die derfelben Stufe 


neben einander, godeshuslüde, sunderlüde und vrige godeslude. Maurer, Fronh. 
IV. © 3. In Luttingen Laten und koermudige Leute. Lacomblet, Archiv L 
©. 166. Note; S. 202. c. 9. 

» Maurer, Fronh. IV. ©. 13. 
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oder benachbarten Stufen angehörigen Elemente fih von Neuem in der Form 
von Ringen, welche ihrerfeitS den von ihnen ergriffenen Theil der Stufenleiter 
zu egalifiren ftrebten und ſchließlich in der That eyalifirten. 

Der gefammte herrſchaftliche Verband eine Herrn in perjönlicher wie 
dinzlicher Beziehung wurde als Herrſchaft, dominium, dominicatus, ald Im- 
munität, oder auch als Land, terra, regio etc. und je nad) der bejonderen 
Stellung be Herrn als imperium oder Reich, als Bisthum, Herzog. 
thum, Fürftenthum, Grafihaft x. zuſammengefaßt. Die Gejammtheit 
der zu einem folchen Verbande gehörigen Perfonen nannte man des Herm 
subditi, Untertbanen, homines, Leute x. Diejenigen diefer Perfonen, welche 
noch nicht aus der eigentlichen Dienftbarkeit zu den zwar auch ihr entiprunge- 
nen, aber der Freiheit zugerechneten Verhältniffen emporgeftiegen waren, faßte 
man als familia, dem das deutiche „Geſinde“ entſprach, zuſammen. Dazu 
gehörten aljo während dieſer ganzen Periode auch noch die Minifterialen, die 
man aber alö familia major et melior von der familia humilior, servilis 
oder curise zu unterfiheiden pflegte®), jo daß familia im engen Sim 
nur Die eigentlich grundhörigen Leute bezeichnete”). Die familia als jolche 
war Teine Genoflenichaft, ſondern deren Gegenfaß; zwar konnte jede einzelne 
Genofienichaft, weil fie ein Theil der familie war, auch familia genannt wer- 
ben, bei genmuerer Sprechweile aber wurde fie ihr als societas, consortium, 
genosschaft, genossami 2c. gegenübergeftellt. 

Den beutlichiten Aufſchluß über das Verhältniß von herrſchaftlichem Ver⸗ 
Kunde und berrichaftlicher Genoffenichaft, von familia und societas giebt und 
das Wormſer Hofrecht des Biſchofs Burkhard vom Jahre 1024. Es iſt ein 
vom Bifchof unter Zuziehung aller Glieder jeined Verbandes, der geiftlichen 
wie ber weltlichen, und unter den letteren der Dienftmannen wie der Hofhöri- 
gen, gegebenes umfaflendes Geſetz für die Gejammtheit der zum Stift gehöri- 
gen Leute, die ald familia sancti Petri zujammengefaßt wird"); ed enthält 


°%) Bol. 3. B. Url. v. 1015 b. Kindlinger, Hörigl. ©. 223: majoribus et 
melioribus familiae suae convocatis. Urf. circa 1111 b. Guden. IL ©. 395: 
ministeriales ejusdem cum universa familia humiliori;..... cum ministerialibus 
et familia; 1124 ib. ©. 61: cum ministerialibus... et familia tota; 1130 u. 
1131 ib. 92. 99. — Dagegen familia servilis in Trad. Corbecens. $ 40, curiae 
in Urf. v. 1071. Cod. Lauresh. I. 194. 

10%, So 3.2. leges s. Petri initio: cum consilio cleri et militum et totius 
11) Ego Burchardus Worm. ecclesiae episcopus, propter assiduas lamen- 
tationes miserorum et crebras insidias multorum qui more canino familiam 
s. Petri dilacerabant, diversas leges eis imponentes et infirmiores quosque 
suis judiciis opprimentes, cum consilio cleri et militum et totius familiae has 
jussi scribere leges, ne aliquis advocatus aut vicedominus aut ministerialis, 
sive inter eos alia aliqua loquax persona, supradictae familiae novi aliquid 
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alfo die lex ober bas jus familiae !?), d. i. das Recht des berrichaftlichen Verbandes. 
Aber es umfaßt zugleich die bejonderen Rechte der einzelnen Genoflenfchaften, 
bie, wie deutlich auögeiprochen wird, in der familia neben einander eriftiren'?). 
Es ift nicht mit Sicherheit feftzuftellen, was für Genoffenfchaften unter den 
societates verftanden find, doch Lat fich uach dem übrigen Inhalt des Hof- 
rechts etwa Kolgendes annehmen. Hauptjächlich unterſchieden werben eine oder 
mehrere Genofjenfchaften der nur zu beſchränktem Dienft verpflichteten fisca- 
lini und die Gefellichaften der Hörigen geringeren Rechts, der dagewardi '*). 
Daneben werben auch die coneives, das heißt die genoffenjchaftlich vereinten 
freien Stabtbewohuer, vom Biſchof jeiner familie zugerechnet, weil fie ihm 
Zins zahlen müſſen 8). Endlich jcheinen der femilia in civitate gegenüber bie 
ländlichen Stiftähörigen zu bejonderen Hofgemeinden unter eigenen aus ben 
Minifterialen bejtellten Borftehern — den ministri loci — vereint gewejen zu 
fein’. Nicht ar ausgeiprochen wird es, ob die bijchöflihen Dienft- 
leute und Minifterialen genoſſenſchaftlich organifirt find und ob fie überhaupt 
zu der familia, für die das Geſetz gegeben iſt, gezählt werben). Wie dem 
aber auch fein mag, die einzelnen Genoſſenſchaften ftellen fich jedenfalls inner- 
halb des weiteren Friedens und Rechts der familia als befondere Friedens⸗ 
oder Nechtöfreife dar, die mit einander nur durch die Gemeinichaft bes Ober- 
haupts zufammenhängen. Deshalb hatte aud jede Genoffenfchaft ihren eige- 
nen, den Bifchof vertretenden Borftand und ihr eigenes Gericht. Neben dem 
vom Biſchof jelbit in feiner curtis abgehaltenen mit Minifterialen bejetten 
Gericht der Dienſtleute's) gab es daher Gerichte der übrigen societates, in 


subinferre posset, sed una eademque lex diviti et pauperi ante oculos prae- 
notata omnibus esset communis. 

2) Of, art, 2.7. 11. 18. 23: lex erit familiae; art. 8. 9: jas erit familiae, 

18) art. 8: si quis... alicui ex societate sua aliquid injustitiae fecerit. 
art. 13: quinque solidos componat, cui iniquitas facta est, si de eadem socie- 
late est; et si exzira suam socielalem est, una uncia vadetur. 

14) Bol. bei. art. 9. 13. 16. 22. 29. 

15) Art. 26: lex erit concivibus. Aud art. 27 u. 28, die einen befonderen 
räumlichen Frieden der Stadt feitjeben, beziehen fich auf die Bürger. 

16) Art. 20: für Zweilampf in civitate Wormatia: 60 sol.; extra civitstem 
vero infra familiam: 20 sol. Art. 12: Wenn Semand von der familia mit feinem 
socius entweder bezüglich eines Aderd oder Weingartend oder in leichteren Sachen 
Streit hat und beim minister loci Elagt, fo Toll diefer cum subjectis concivibus 
suis ohne Eid enticheiden. Of. art. 2. 24. 25, 

11) Art. 30: si autem noster servitor, qui in nostra curte est, aut noster 
ministerialis talia audeat praesumere, volumus, ut hoc sit in nostra potestate 
et consilio nostrorum fidelium, qualiter talis praesumptio vindicetur. Danad) 
ſcheinen die Minifterialen als Genoffenichaft der fideles von der eigentlichen 
familie unterfchteden zu werben. 

%, Art, 30 (Rote 16). 
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weichen nur ihre Genoſſen als Schöffen und Urtelöfinder fungiren, nur Ge⸗ 
nofjen einander ald Zeugen und Eideshelfer beijtehen konnten"). Der Ber 
fehr unter den einzelnen Genoſſenſchaften war kein vollkommen freier, denn 
wenn auch die völlige Ausichliegung des familien- und vermögensrechtlichen 
Verkehrs ohne Vermittlung des Herm nur demjenigen gegenüber beftand, die 
gar nicht zur familie gehörten '%), jo war doch nur unter den Mitgliedern 
derjelben Genoffenichaft eine Ehe völlig rechtmäßig, während bei Ehen unter 
Ungenofien die Kinder der ärgern Hand folgten”). Schließlich zeigte fich der 
genofjemjchaftlicde Zufammenhang beſonders auch darin, daß Vergehen gegen 
Genoffen anders beurtheilt und ftrenger gebüßt wurden als das einem Unge 
noſſen zugefügte Unrecht?'), Beitimmungen, die auf das Unzweideuntigſte 
eine wicht blos amd der Gemeinfchaft des Herm, fondern aus einer felbftändi- 
gen Friedens⸗ und Rechtsgemeinſchaft fliegende Verbindung Eonftatiren. 

Wie in Worms, jo. waren aber auch in anderen Herrſchaften die verfchie- 
denen abhängigen Genoſſenſchaften befondere Kreife mit einem genofjenichaft- 
lihem Frieden und Recht”), fie hatten ihre eigenen Borfteher:?) und Ge- 


ss, Art. 7: si quis ex aligquo commisso in manus episcopi cum judicio 
sociorum suorum pervenerit; art. 12: ut illius loci minister cum subjectis 
coneivibus suis... hoc determinet; art. 17; art. 18: ut unusquisque cum 
socio suo juret cum una manu, si propter faidam erit, cum septem et epis- 
copo similiter; art. 22: cum judicio scabinorum; art. 31. — Ueberdies eriftirte 
ein Bogteigeriht zur Ausübung der bereit damals dem Biſchof übertragenen 
öffentlichen Gerichtsbarkeit, unter welchem diejenigen Bewohner der Immunität ftan- 
den, welche nicht zu den ſchutz⸗ oder grundhörigen Leuten der familia gehörten (art. 80). 

19) Art. 15. 21. 

20) Art. 16. Auch art. 1 feßt für die über eheliches Güterrecht getroffenen 
Beftimmungen voraus, daß die Frau ded Mannes Genoſſin fei: si quis ex fa- 
milia 8. Petri ad sociam suam legitime venerit. 

21) Art. 13: quinque solidos componat, cui iniquitas facta est, si de eadem 
societate est; et si extra suam societatem est, una uncia vadetur et nihil 
juret. Bgl. art. 8: si quis cum aliis quos suum adduxit, alicui ex societate 
ma aliquid injustitiae fecerit; art. 30. 

=) So hatten in Dethmarfen Hoffreie, Kemmerlinge und Hofhörige jede 
ihr eigened Recht. CA. Note 7. In Münfter gab ed bejondere, vom Hofrecht 
verfehiebene Rechte der Wachszinfigen. Urk. v. 1164 bei Lacombl. L 181. Rechte 
und Weisth. der cerooensuales 8. Pauli bei Kindlinger, münfter. Beitr.; v. I. 
1142 — 1150 I, 2. ©. 172f.; v. 1279 ib, ©. 268f. (jus commune cerocensua- 
lium nostrorum); 1372 ©. 327f. 1405 ©. 832f. 1406 n. 1407 ©. 336f. 1607 
S. 398 —406 (Renovatio privilegiorum cerocensualitatis in certum ordinem 
redacta). Dazu Bd. IL, 1. S. 114— 124 und Hörigleit S. 26 — 28. In Meppen 
gab es ein bejonderes Litenrecht, jus litonicum. Grimm, W. IU. 179. Eigne 
Latenrechte theilt auch Lacombl., Ardiv I. 162f. 205 mit. 

=) Bol. 3 B. Url. v. 947 b. Neugart I. 591: minister magisterque der 
verichiedenen Familien. Urk. v. 1164 cit. (Mote 22): magister cerariorum. 

L 11 
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richterch, und fie ermangelten unter einander ber vollkommenen Verkehra⸗ 
freiheit=). 


I. Die hofrechtlihen Genofjenfchaften !). 
8 21. 

I. Bon den einem wahren Hofrecht unterworfenen Genoſſenſchaften waren 
die wichtigften und zugleich diejenigen, welche fi) am längften in wenig ver- 
änberter Form erhalten haben, die von den Bewohnern einer ländlihen Hof- 
mar! gebildeten eigentlihen Hofgemeinden. Ihre Entwidlung war im 
Allgemeinen der Entwidlung der freien Gemeinden völlig analog, modificirt 
nur durch ihre Zugehörigkeit zu einem berrichaftlichen Verbande. Wie daher 
für die freie Gemeinde ſchon längſt die Dorfmark und ihre Öliederung zur 
eigentlichen Grundlage ber perjönlichen Verbindung geworben war, jo war auch 
für das genoffenfchaftliche Element in der Hofgemeinde Bafıs und Bedingung 
die Hofmark, welche aus dem Fronhof ala Haupt und den zu ihm gehörigen 
Hufen ald Gliedern beftand. Aber wie im Volksrecht aud in den Zeiten 
der größten Verdinglichung die perfönliche Verbindung dem Gebiet gegenüber 
immerhin einige Selbftändigfeit bewahrte und Ausgangspunkt einer eignen 
perſönlichen Rechtsſphäre blieb, fo wurbe auch die Hofgemeinde niemals voll- 
ftändig dinglih, jondern ward in Vorausfegungen und Folgen ftet3 aud) von 
jelbftändigen perſönlichen Momenten beitimmt. Schon die Namen, welde 
man dem Kompler der Hofesleute beilegte, beweilen, dag man das Weſen bes 
Verbandes ebenfowol in ein perfönliches Verhältniß, eine Gemeinſchaft des 
Rechts und der Pflicht, als in Hufenbefig und Markgemeinichaft fette. Man 
ſprach von einer Genoſſenſchaft oder Genoffamt, von einer Gemeinde ober 
Menge, einer Bauerſchaft, Nahbarichaft, Laetſchaft oder Huberichaft, einer 
Hode, Hye oder Pflege (d. 5. einer Hut, Heg- oder Pflege — alfo einer 
Ihußhörigen Genoffenfhaft) von einem Amt, einer Echte (d. 5. Rechtsverbiu⸗ 
dung), Klupp, Höre, Hörigkeit, Gerechtigkeit oder Sreiheit, franzöfiich von einer 
cotterie oder turbe, Iateinifch von einer societas, communitas, universitas, 
consortium, officium u.|.w. *). Und die einzelnen Mitglieber der Gemeinde 


2) Grimm, W. L 373: und söllend all aigen lüt und ouch beiehend 
lüt äne gebyeten in diesen gedingen sin und selb komen, jeglicher in das 
geding da er in höret. Ib. III. 246. 8 11. 

25 Grimm, W. I 876. IH. 213. 245. 8 8. 

2) Bol. bef. Kindlinger, münfter. Beitr. I, 1. ©. 9f. IL, 1. ©. 90f. 
Hoͤrigkeit S. 26f. Eichhorn, 3. f. gefch. Rechtswiſſ. J. S. 186. R. ©. 
8 3455. Mittermaier, D. P. R. 87 Bluntſchli, St-u R. G. L 240f. 
Landbau, Terr. ©. 108f. Renaud, 3. f. D. R.DX. 14f. Lacomblet, Archiv I. 
©. 168f. Maurer, Einl. S. 226f. und Fronhöfe I ©. 471f. IV. ©. If. 

2) Eine Zufammenftellung ber verfchiedenen für die Hofgenoffenfchaft vor 
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bezeichnete man nicht nur nach ihrem Stande, ihrem Recht, ihrer Dienftpflicht 
oder ihrem Grundbefitz (3. B. Laten, Wachszinfige, Bauern, Kurmedige, Huber, 
mansonarü etc.), jondern man nannte fie auch Genoffen, Stul-, Hub-, Hofe, 

s- oder Stanbgenoffen, consortes, socii, pares, compares, conseryi und 
in ähnlicher Weife?). Deutlicher aber wird ed noch durch den Inhalt der Oof- 
rechte jelbft, daß die Genoſſeuſchaft in ihrer Geſammtheit nicht blos Zubehör des 
Fronhofs und feiner Mark war, fondern in unmittelbarer perfönlicher Bezie⸗ 
bung zum Herm ftand, und daß die einzelnen Genofjen unter einander nicht 
nur dur Marl- und Hufenbefig, ſondern aud) durch ein jelbitändiges perjön- 
liches Band verknüpft waren. 

Deshalb beruhte zunächſt ſchon die Mitgliedfchaft in der Genoſſenſchaft 
zwar auf Grundbefitz in der Hofmark; aber auf der einen Seite mußten noch 
andere rein perjönliche Momente Kinzutreten, um dad Genoffenreht zu begrün- 
den, auf der andern Seite wurde auch dem nicht dinglich Verbundenen eine 
gewiffe Theilnahme an der Genofjenichaft geftattet. Volles Genofienrecht war 
abhängig von der bofrechtlichen Gewere an einer zur Hofmark gehörigen vollen 
Hufe und galt fogar als deren Zubehör; allein zur Entftehung der genofjen- 
ſchaftlichen Rechte und Pflichten war außer dem Erwerb einer ſolchen Hufe 
die perjönlihe Aufnahme in den Genoſſenverband nöthig, welche ihrerſeits 
wiederum die Aufnahme in ben Herrichaftöverband, zu weldhem die Genoflen- 
haft gehörte, vorausſetzte. Fremde, die eine Hufe in bee Hofmark erwarben, 
mußten daher, um Genoffen zu werben, erftens dem Herrn gegenüber nicht 
unr gegen Entrichtung des Weinkaufs oder Ehrſchatzes die Belehnung mit 
dem Gute empfangen‘), fondern ſich ihm auch perfönlich unterwerfen, fih ihm 
börig machen), ihm huldigen und das herkoͤmmliche Aufnahmgeld dafür be» 
zablen®); zweitens aber auch in die Genofjenihaft jelbft fi förmlich auf- 
nehmen”), fpäter ſogar in eigene darüber geführte Regifter oder Bücher fid 


Iommenden Namen nebft Beweisftellen und Erflärung giebt Maurer, Fronh. I. 
©. 479. IV. ©. 2—11. 

3, Dieje und ähnliche Namen belegt Maurer, Fronh. IV. ©. 1f. 16f. 

% Maurer, Fronh. IH. S. 15 —27. 

) Das fogenannte ‚Verherren“, welches durch Erklärung auf einem Hoftage, 
durch Erlangung eines Schupbriefes, ober dur Einfchreibung in ein At 
in Frankreich durch einen fogenannten aveu gefchah. Moͤſ er, Osnabr. Geſch. I. 
78. Maurer, Fronh. IL. ©. 108 — 113. 

% Maurer, Fronh. DIL ©. 50—59. 117. Gerechtigkeit des Reichshofs 
Bradel ib. IV. ©. 44. Note 32: item off het sich auch begeve, dat jemand 
von den buitenluiden, die vry weren und sich an dat ryck geven wolden 
und des rycks frieheit begehrden, die sollen dem schulten to voren und dem 
rycke treue und hold to syn laven und schweren und dem schulten tot ur- 
kunden geven I sch. und den rycksluiden als standgenohen I sch. Grimm 
L 410. 750. 

) Dies geſchah im Hofgeriht. 3. 3. Grimm II. 605. — und wanne 
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einſchreiben laffen®), und bafür ein Einzugs⸗ oder Einſchreibegeld an die Ge⸗ 


noſſen oder deren Vorſtand entrichten®), auch wol einen feitlihen Schmaus ver- 


anſtalten ꝛc). Die ausbrädliche Aufnahme in den Herrſchaftsverband wie in 
bie Genoſſenſchaft, die übrigens äußerlich metft in benfelben Aft zuſammenfiel, 
wurde jedoch vielfach durch die haushäbliche Niederlaſſung in der Hofmark er⸗ 
fett, namentlich da, wo ber Grundſatz „die Luft macht eigen“ ‚galtı). Auch 
diejenigen aber, welche bereits bein Herrichaftänerbande angehörten, ohne fchon 
das volle Genoffenpecht zu haben, erlangten dieſes letztere nicht ohne Weiteres 
durch die Ererbung, die Weberlaffung, den Kauf oder den fonftigen Erwerb 
einer Hufe. Vielmehr mußten auch fie fih mit dem Hofgute belehnen Taffen 
und bie dabei übliche Abgabe entrichten, einen eignen Hausſtand begründen, 
und im Hofgericht erjcheinen, um fich zur Genoſſenſchaft zu „befennen“ '*) 
oder ſonſt ausdrückliche ober ſtillſchweigende Aufnahme zu erlangen. 

Während fo ber Hufenbeſitz allein nicht genügte, um das Genoſſenrecht 
zu verſchaffen, ließ man andrerſeits much ohne Grundbeſitz oder bet einem für 


das volle Genoffenrecht nicht hinreichenden Grunbbefig eine Theilnahme an ge- 


noſſenſchaftlichen Nechten und Pflichten zu. Man mußte daher zwar, um voll- 
berechtigter Genoffe zu fein, ein Hofgut ober einen Theil eines folden vom 
Hofherrn zu hofrechtlicher Gewere befigen %), wobei. häufig eine beftimmte 
Größe des Gutes ald Minimum vorgejchrieben war‘), und nur die vollbe- 
rechtigten Genofjen waren aktive Träger ded Vereins. Aber auch biefenigen 


das jare umb is, wil er dann hinder dem herrn biyben, sal man ine uffnemen 
und er myns gn. h. angehoerig mann syn, und glich andern vertedingt werden. 

%) Kinblinger, münſt. Beitr. I, 2. ©. 4098. Maurer, Fronh. II. 
©. 110. IV. ©. 43. 

%) Bol. 3. B. Url. v. Bradel in Note 6. Grimm I 731: wo einer in 
diese gemeind zöge... so soll er unserm gn. herrn 10 sch. und der gemein 
10 sch. zum inzug geben. Kindlinger, Hörigk. ©. 634. 639. Bol. auch Rote 6. 

10) 3. B. Grimm I 786f. 

11) Grimm I. 8. 21 c. 27. 82. 151. 154 c, 12. 232. 424. 425. 435. 558. 
687. IL 31. 156. 458. 473. 701. IIL. 347. 526. 527. 840. ROH, Fronh. 
I. S. 70f. tif. IV. ©. 48. 

12 Maurer, Fronh. IV. ©. 41 - 43. 45—47. Recht ee ib. 
II. ©. 110. Note 41: und dan so syn sie schuldig toe koemen in den hoff 
tho Oethmarsen op saint Bonifacius dagh, toe bekennen aldaer der echte. 

13, Die Inhaber jolcher Güter hießen Bauern, Häber, mansonarüi, hubarii, 
Hofjaffen, curtiles, Hovelinge, Hofmarfäleute, coloni, gewerte ober hegüterte 
Leute 20. Vgl Kindlinger, Hörigk. ©. 64f. Maurer, Fronh. IV. S. 17— 
19. Wer einen Theil erlangte, mußte fih vom Herm mit dieſem belehnen lafſen. 
Grimm IL 181. 182. An fih waren die Hufen einer Hofmark ebenjo wie die 
einer freien Dorfinark untereinander glei groß. Maurer, Fronh. III. 200—203. 

19 Dft aber nur eine Scheingröße So 3. B. 7 Schub lang unb breit. 
Grimm I, ©. 11: wer der syg, der der hofguetern von Altorf sieben schu 
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Hofhörigen, welde nicht zu ben Bollgenofien gehörten, traten außer ihrer 
Verbindung mit dem Fronhofsherrn bald auch zu ber Genoffenichaft. in ein 
Berhältuiß, welches den entiprechenden Einrichtungen des Volksrechts nachgebildet 
wurde. Sie galten baber nicht nur als Schubhörige des Herrn, fondern 
auch als Schuhgenofien und unter Umftänden ſelbſt als minberberechtigte 
Mitglieder der Hofgenoſſenſchaft. Bor Allem nahmen Dienftboten, Frauen, 
ſowie Diejenigen Söhne, welche noch nicht aus dem uäterlichen Hausweſen ger 
fhieden waren, durch das Mittel bes fle vertretenden Familienvaters an der 
genofienjchaftlihen Verbindung heil!) Andere grundbefitzloſe Leute, die 
nicht zum Hausweſen eines einzelnen Bollgenofjen gehörten, waren, jowelt fie 
dem Hofverbande unterworfen ımb ſchutz⸗, dienft- oder kopfzinspflichtig waren, 
auch ber Hofgenofjenichaft untergeorbnet unb ſtanden unter ihrer Gewalt 
amd ihrem Schu). Den Grundbefiglofen ftanden diejenigen Hofesleute 
gleich, welche zwar em Gut befahen, aber es nicht smmittelbar vom Herm, 
jondern als Dinterfaffen von einem Bauern innehatten'”), und diejenigen, deren 
Gut außerhalb des Hofverbandes lag, während fie mit ihrer Perfon demfelben 
angehörten). Denn ihnen mangelte die eigenthümliche Kofrechtliche Gewere, 
welche Borbedingung des vollen Genoſſenrechts war. Die Inhaber folder 
Grundftüde, welche zwar zur Hofmark gehörten, aber nicht die erforberliche 
Größe hatten, befonderd aljo der Koten und einzelner Däufer ober Stellen, 
galten, vorausgefetzt, daß fie perfönlih hofhörig waren, als Genoſſen geringeren 
Rechts; es mangelte ihnen das Stimmrecht im Gericht, aber fie hatten einen, 
obſchon geringeren Antheil an den Gemeindenugungen und eine, wenn auch ge- 
minderte Dienft- und Zinapflidht!"). Endlich aber gab es in der Hofmarf 
auch Leute, bie weber als Vol- noch ale Schubgenoffen zu der hörigen Ge 
nofſenſchaft gehörten, fondern, modjten fie num angefeffen fein oder nicht, als 
Fremde, Säfte, Ausleute, hospites oder als fogenannte Sonderleute”) im 
Hofe lebten. Sie ftanden weder unter dem Hofgericht noch unter dem Hof. 


witt und breit hab, der oder sin botten sol by allen gerichten sin. &benfo 
©. 7. 76. 172 8 2. 159. 201. 257 2c. Oder fo groß, daß ein breibeiniger Stuhl, 
eine Wiege, eine Betiftelle, eine &eneritelle, eine Gais darauf Platz Hatte, 
Grimm, R. 4. ©. 80. 81. 290. 291, Weisth. II. 182. IH. 460. 478. 745. 
Oder 3 Furchen. Grimm L 421. 

15, Maurer, Fronh. IV. ©, 30— 38. 

16, Die fog. ungemwerten, ungeerbten, einleuftigen, fofen oder armen Leute. 
Kindlinger, Hörigk. S. 64f. SIfE Maurer IV. ©. 20-25. 

ın Maurer, Fronh. IV. ©. 25. 26. 

16, Ib. ©. 26— 28. 

19, Lacomblet, Archiv L ©. 198. Hofrecht v. Luttingen ib. c. 2 $ 2. 
.46$1—5.c.6$1—306c108 301482 Maurer J. c. IV. 
S. 29. 8. 

>) Bol. Kinblinger, Hörigkeit. S, 47. Maurer, Sronh. IV. S. 38—41. 
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beamten, denn fie waren eben nicht Hörige bed Fronhofsherrn, ſondern ent- 
weber Freie ober Leibeigne fei es des Hofberrn jei es bes Landesherrn. 
Somit fonnten fie auch nicht an ber Körigen Genofjenichaft Theil nehmen, 
fonbern fie waren entweder zu einer eigenen Genoſſenſchaft vereint*!), ober fie 
ftanden, wie die Hegel war, außerhalb jeder genoſſenſchaftlichen Verbindung. 
Ebenſo nahmen an letzterer die außer der Mark wohnenden Freien ober Edlen, 
Stabtbürger, Körperfchaften und Geiftliche, welche mit Bewilligung des Fron⸗ 
hofsherrn und der Genoſſen oder fonft auf rechtebeftändige Weiſe ein Hofgut 
erlangten, ohne fich in den Hofnerband aufnehmen zu lafſen ober ftilfichweigend 
zu Hörigen zu werden, urfprünglich nicht Theil. Sie traten nur in binglicher 
Peziehung in den Hofmarkverband und unter das Hofgericht, perſönlich blieben fie 
unverbunden”®). Su der Regel indeß mußten fie ſich Stellvertreter — Jogenannte 
Träger oder Hulder — beftellen, die anftatt ihrer dem Herrn huldigen, zinfen 
und bienen follten und die dann auch in bie genoffenichaftlichen Rechte und 
Pflichten eintraten, Ding und Ring befuchten, die Gemeindelaften trugen und 
bie Mark mubten?®). Diefe in einem doppelten Derrihaftsverbande, zum Fron⸗ 
hofsherrn und zum eigentlihen Befiger des Hofguts, ftehenben hörigen Huber 
gehörten jomit der Genoſſenſchaft des Hofes zwar zu vollem, aber zu —— 
tetem Recht an. 

Die fo zuſammengeſetzte und gegliederte Genoſſenſchaft nun, welche theils 
auf dinglichen, theils auf perſoͤnlichen Elementen beruhte, ſtellte in ihrer Ge- 
ſammtheit dem Herrn gegenüber eine in gewiſſem Grade ſelbſtändige Einheit 
dar, die mehr und mehr Trägerin eines Geſammtrechts und einer Geſammt⸗ 
pflicht wurde. Sie war zwar, fo gut wie ihre einzelnen Mitgliever, au in 
ihrer Geſammtheit nicht frei, ſondern Hörig (ſei es nun ſchutz⸗ oder grund⸗ 
börig), und deshalb auch in ihren genoſſenſchaftlichen Beziehungen wicht un- 
abhängig; allein fie hatte in allen diefen Beziehungen doch ein Gtüd 
des urfprünglichen Herrenrechts für ſich erlangt. Sie hatte daher zwar nicht, 
wie einft die freie Gemeinde, volle Selbitverwaltung, aber ebenjowenig 
fonnte der Herr ganz ohne ihre Zuziehung ihre Angelegenheiten orbnen. Biel- 
mehr erlangte die Geſammtheit der Genofjen ein unentziehbares Mitwirkungs- 
recht in Verwaltungs, Gerichte- und Geſetzgebungeſachen, das fie auf den 


21) 3, 8. Grimm IIL 213: de andere echte dat sint sunderlüde. Urt. 
v. 1353 Neugart II. 452: in dem sunder ampt. 

2) Maurer l. c. IV. ©. 75—78. 

33) Bol. 3. B. Grimm L 706 $ 11: so mag er einen stulgenossen dar 
setzen, der von seinetwegen darsitzet und sol der auch schwören alle ding 
zu tun. Ib. ©. 731: so mag der houbtherre des gutes wol vor dem meiger 
und zweien hubern einen stulgenossen oder muntman setzen an sine stat, 
dem hofe gehorsam zu sein, in die wise als er ouch gethan hat, und ze dinge 
und ze ringe ze gonde. Grimm III. 742. I. 740. Urk. v. 1254 Guden. I. 
648. III. 678. Kinblinger, Hörigl. S.45. Maurer, Fronh. IV. S. 80—82. 
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theils gebotenen theils ungebotenen Hoftagen entweder unmittelbar ober durch 
Hofkhöffen ausübte”). 

Haupt und Borftand der Genoſſenſchaft war aus eignem herrichaftlichen 
Recht der Herr des Fronhofs. Er Hatte daher aus fich ſelbſt alle diejenigen 
Rechte, welche dem gewählten Richter und Führer einer freien Genoflenfchaft 
übertragen zu werben ypflegten, und zwar konnte er dieſe Rechte entweder in 
Perfon oder durch einen ftellvertretenden Beamten ausüben. Einen ſolchen 
Beamten hatte er natürlich im Anfange ganz frei zu ernenmmen?’); mit ber 
Zeit indeß errang feinem berrichaftliden Ernennungsrecht gegenüber das ge 
noſſenſchaftliche Princip der Wahl in höherem ober geringerem Maße Aner- 
fennung, indem bie Gemeinde den Schultheißen, Vogt oder Richter frei zu 
wählen, oder doch bei feiner Wahl mitzuwirken batte?*), oder indem wenig. 
ſtens der Grundfak aufgeftellt ward, daß ber Beamte aus dem Kreife ber 
hörigen Genofjen genommen werben müſſe?). Chbenfo verhielt es ſich mit 
allen untergeorbneten Aemtern, von denen manche geradezu genofienfchaftliche 
Aemter wurden”), und feit das Schöffentbum ein Amt geworben, auch mit 
biefem?*). Sm Mebrigen folgten die herrſchaftlichen wie die genoffenfchaftli- 
chen oder gemifchten Aemter in den Höfen dem allgemeinen Zuge ber Zeit; 
fie wurden allmälig Pertinenzen gewifler Güter, die zuerft nur Amtslehn ger 


34, Die Hoftage, welche auch Zinstage, Hubtage, Gerichts⸗ oder Landtage, 
Pflichttage, Hofgebinge, Hof- oder Hubſprachen und ähnlich hießen (Maurer 1. 
ec. IV. ©. 55), konnten von allen Genofien bejucht werben, verpflichtet aber zu 
erfcheinen waren nur bie vollberechtigten Benofien. Grimm IL 706 8 12. I. 
165: wer damit beguetet ist, der soll zue ding und zue ring gehen. 166, 
180—182. IH. 425—426. Zacomblet, Archiv I. 181. 198. 205. Nur ausnahms⸗ 
weije auch die einleuftigen Keute; 3. B. Grimm I. 523. 561. 565. II. 613- 
Stimmberechtigt waren urſprünglich überall nur die vollberechtigten Genoffen, fie 
allein waren auch ſchöffenfähig. Grimm I. 161. 521522. 661 8 1. 726. 736. 
739. 750. SHofrechte von Xanten und Luttingen bei Lacombl., Archiv L 177f. 
197f. CA. ib. 171. 

35) Maurer, Fronh. II. ©. 482. 

36, Ark. v. 1568. Maurer, Fronh. IV. ©. 59. Rote 10: so sullen die sesz 
und dertig hoffsiuede einen hoffrichter dess erbarsten und frombsten under 
sich kiesen. Grimm I 232. 279 (der Herr fchlägt 5 refp. 4 vor, die Gemeinde 
wählt daraus einen Ammann). Ib. I 254. 239 $ 1. 510. 687. II. 525. 544. 
IL 51. 548. 617. 618. 900. 

S. z. B. Grimm I. 103. 245. 250. 266. 700. 729. 

5, Dies war beſonders häufig mit bem Hoffchreiber, bem Boten, den Körftern, 
Bann- und Nebwarten und mit den Gemeindebirten der Fall. -Hofr. v. Kanten 
ec. 8. c. 10. Grimm I. 35. 239. 693. 710. DI. 525. 544. III. 617 (preconem 
eligere tenetur universitas) u. |. w. 

29 ©. Hofr. v. Zanten .c. 6. Racombl. I. 177. Grimm II. 84. 506. 
525. 544. DL 60 8 1. Bisweilen fommt Kooptation vor. 
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weſen waren; fie wurben vererblich, veräußerlich und theilbar®), Nur trat 
die Entwicklung bier viel fpäter ein, als bei ben Reichs- und Bolksämtern, 
und löfte daher auch erft fpäter die alten Verbindungen auf?"). 

Der Herr und feine Beamten Hatten aber nicht blos, wie ber Richter 
ber freien Gemeinde, Vertretung nad) außen, Borfig im Gericht, Berufung 
der Berfammlungen, Berwaltung der laufenden Geſchäfte und die gefammte 
Vollziehung, ſondern fie hatten urfprünglich die Rechtſprechung, die Geſetzge⸗ 
bung und die Berwaltung ſelbſt. Sehr früh ſchon warb indeß in allen die⸗ 
fen Punkten die Zuziehung der hörigen Genoffen oder doch Einiger von ihnen 
ans einer in das Belieben des Herm geftellten Sitte zum unentziehbaren 
Recht der Gemeinde, und in demjelben Grade, in welchem die Unfreien zur 
Hörigkeit emporftiegen, die Freien zur Hörigfeit herabſanken, und der fo gebil- 
dete Rechtöfreis durch Grundherrſchaft und Smmunität abgejhloffen und zu einem 
fleinen Staate für fi) erweitert ward, ftieg die Bedeutung bed genoſſenſchaft⸗ 
lichen Elements in Gericht, Recht und Berwaltung. 

Die Sronbofgerichte”) blieben daher zwar infofern herrſchaftliche, als ver 
Herr wahrer Gerichtsherr war und das Gericht entweder jelbft abhielt oder 
durch feinen Stellvertreter abhalten Tieß®); als e8 auf feinen Hof berufen 
werben konnte?); als er es zu hegen und zu bannen, d. h. unter einen be 
ſonderen herrſchaftlichen Frieden zu ftellen Hatte”); als an ihn die Gerichts- 
gefälle fielen: allein auf der andern Seite wurben bieje Gerichte injofern ge 
noffenfchaftliche, als die Rechtſprechung ſelbſt bei der Gemeinde war, jet es 
nun bei der Gejammtheit als dem Umſtande?e), ſei es bei befonteren Urtels⸗ 
findern und Schöffen, die zwar urjprünglich meiſt vom Herm ernannt wur⸗ 
den, aber nur aus den Genoffen genommen werben durften?”); als ferner 
por ihnen nur Genoſſen Zeugen und Eidhelfer, Fürfpreher und DBormün- 


% Schon im Jahre 1317 erbten fogar Frauen das Schulzenamt! Mone, 
Zeitfhr. Bd. V. ©. 327, Ebenda Berlauf diefed Amts. Im Alle. ſ. bei. 
Maurer, Fronh. I. ©. 486f. über die beneficia, welche, ganz den Reichölehen 
gleich, zuerft Zolge, dann Grundlage des Amtes waren, ib. ©. 497—499, über 
die Schöffengüter IV. ©. 66. 

3 Meift fogar erft nach dem Ablauf des Mittelalters. 

32) Die verfchiedenen Benennungen biefer Gerichte f. bei Maurer 1. o. IV. 
S. 95—104. 

3 S. über die Fälle, wo der Herr jelbft erihien, Maurer .c. J. ©. 494f. 
IV. ©. 34—88, über feine Bertretung durch den Beamten ib. IL 496. IV. 88 - 
92. 104f. 

Maurer l. c. IV. ©. 168f. 

Maurer]. c. IV. S. 200f. 

” Maurer]. c. 1. ©. 499. IV. ©. 110f. 

) Maurer 1. cl. ©. 493. IV. ©. 94. 95. 109f. Grimm I. ©. 108: 
das umb hoffhörig guter nieman urtel sprechen sol, denn der in den hoff 
gehöre. Leges s. Petri $ 2 n. 7: cum judicio sociorum suorum. Grimm 
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der), ja vielfach nur Genoſſen in ihnen Richter an des Herm Stelle fein 
dinften?®); als endlich ihre Kompetenz durch den Umfang der hofgenofjen- 
ſchaftlichen Angelegenheiten und Streitigfeiten bejchränft war). Zu letter 
rn aber wurben inöbejondere alle Givilftreitigkeiten unter Genofjen fowie 
einzelner Genoflen oder der Genofienfchaft als Gefammtheit mit dem Herrn 
und manche Streitigkeiten mit Fremden, bie Strafgerichtöbarkeit außer dem 
Dintbann, und die freiwillige Gerichtsbarkeit, foweit es fi um Güter bes 
Hofs oder um den perfönlichen Rechtöftand von Genoſſen handelte, gerechnet. 

Im Zufammenbang mit der Fortbildung der Gerichte wurde auch das 
Recht des Hofes flatt eines bios im Willen des Herren beruhenden zu einem 
genofjenfchaftlichen Recht, und Eonnte daher nicht mehr einjeitig vom Herrn 
geordnet und geändert werden 1). Mehr und mehr traten daher ala Rechts⸗ 
quellen neben die ſtillſchweigende oder ausdrüdliche Anordnung ober Verleihung 
des Herrn das genofienfchaftliche Herlommen *) und die genoffenichaftliche Wei⸗ 
ing und Küre des Rechts, wobei andrerfeitd die Zuftimmung des Herrn er 
forderlich, jeine Mitwirkung nicht ansgefchloffen war, fo daß die Saßungen 
oft als Uebereinkommen, Bergleiche oder Verträge zwiſchen dem Herrn und 
der Gemeinde erfihienen. Die Kapitularien, durch welche Karl d. Gr. bie 
Verfaſſung feiner Villen ordnete, waren wirkliche Akte herrſchaftlicher Geſetzge⸗ 
kung; die |päteren Berorbnungen der Sronhofherren wurden mehr und mehr nad 
Befragung und Rath der Hofesleute erlaffen; die Privilegien beitätigten meift 


I. 31: da sal ouch nieman erteilen wann gnossen, das sint alle die, die des 
gotzhusz ze sant Bissi eigen sint. Bgl. ib. IIL 576 $ 7. II. 551 8 19 ꝛe. 
Nur Uebergenofjen ließ man biömeilen zu. Vgl. Grimm 1. 163: in dem hof 
ze Adelgaschile sol nieman erteilen umb eygen und umb erb, denn ein ge- 
nosz und ein uebergenosz in dem hof. 

a, Grimm I. 5. 323. 660 3 17. 663 8 15. HL 13. 576 8 11. Maurer 
l. e. IV. ©. 52. 53. 66. 67. 95. 131f. 

20 Bol. Rote 27. 

“, Maurer L c. 1. 489f. IV. 140 —162. 

“4, Grimm DI. 407: auch weist man zu recht, dasz die obgemelte ge- 
richtsherrn kein neuen gebott noch neuerung sollen machen ohne wissen 
und willen des landtvolks anders wie von alten herkomen. III. 673: dies 
sind die sätz, die wir... abbtissin... in unser hufmarch zu 8. gesetzt haben 
und ist geschehen mit der hausgenossen willen und rat. Ib. I. 216: Und ob 
sich uber kurtz oder lang zit gefüegen wurdt, das nothurftig were dise off- 
nung zebessern oder zemindern, daz sol beschechen mit ains herren von s. 
Gallen und dero von Rickenbach gmaindt gunst wüssen und willen. Ib. 223: 
ain herr von s. Gallen mit den nachpuren etc. 

2) Schon 775 (Sontheim I. 136) ift von einer lex et consuetudo der 
Fiskalinen die Rede. So and, fpäter: alt gewonheit und recht. Grimm I. 


689; ähnlich ib. III. 404. 426. Auch „ein angeborned Recht” wurde es genannt. — 


3.8. leg. s. Petri $ 32: legem sibi innatam. 
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nur altes, Yängft befeftigtes Gewohnheitsrecht; und die Weisthümer enblich, 
welche uns gerade aus börigen Genofienichaften am zahlreichiten erhalten find, 
weil dad Bedürfniß fchriftliher Aufzeihnumg und Feſtſtellung hier am größ- 
ten war, zeigen eine ſehr weitgehende und in den eigentlich genoffenfchaftlichen 
Angelegenheiten wenig beſchränkte Autonomie der Hofgemeinden*), Deshalb 
bildete fih in den Höfen ein eigned dem Landrecht nachgebildetes, zu immer 
größerer Freiheit emporfteigendes Recht, das Hofrecht oder Bauernrecht, aus, 
welches in ſeiner Grundlage wie in jeinem Charakter ebenjo wie das Landrecht 
ein genoſſenſchaftliches war 4). 

Wie an der ftreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit und an ber Bil- 
dung bed Hofrechtd, jo nahm aber die Genoſſenſchaft der Hofesleute auch an 
ber eigentlichen Verwaltung mehr und mehr Theil, Wermgleich der Natur 
der Sache nad) in allen Berwaltungsjachen das berrichaftliche Recht das ftär- 
tere blieb“), jo war doch das Hofregiment feit Bildung der Hofgenoffenichaft 
nicht mehr ein einfeitig monarchifches, fondern zwifchen Herrſchaft und Gelbft- 
verwaltung getheilt *%). Und in allen Angelegenheiten, welche peciell genoffen- 
ſchaftliche Intereffen berührten, war der Herr oder fein Vertreter an die Zu- 
ftimmung der Gemeinde oder ihrer Schöffen gebunden. Died war daher nicht 
nur bei der Aufnahme neuer Mitglieder, bei der Huldigung neuer Hörigen*”), 
jondern, weil die Hofgüter Bafis des Genoſſenrechts waren, auch bei der Ber- 
fügung über ein Hofgut, wie 3. B. bei der Wiederverleihung und Behändigung 
eined erledigten oder bei ber Einziehung eines verwirkten Gutes, bei beffen 
Theilung oder Meberlafjung an Kinder u. f. w. der Tall). Ebenſo konnten 
der Genoſſenſchaft angehörige Leute nicht ohne Zuftimmung der Genoflen ver- 
äußert, freigelafen und vertaufcht werden“). Zur Auflage neuer Abgaben oder 


2, Die Form der MWeisthümer zeigt died ſchon. Es wird häufig geradezu 
gefagt, die Huber haben „geordnet“, „gemeinlich erkannt“ (Grimm I. 679 
8 2. 717. 745), oder die Rechtsordnung wird ald Bereinbarung der Huber unter 
einander bezeichnet. 3. B. Grimm I. 718: nachgeschriben huber desz ding- 
hoffes komment einhelliglich überein. ©. 722—723: sahultheisz und meyger, 
auch gemeine huober und stulgenossen ... versamlet und für sich und alle 
ire nachkomen volgender gestalt vereinbaret, entschlossen etc. 

#4) Weber Entwidlung und Inhalt bes Hofrechts findet man die nollftändigften 
Nachweifungen bei Maurer, Fronh. J. S. 499—505. II. 163—171. IV. 275— 
382. 506 — 507. 

#6), Dal. bei. Maurer, Fronh. I. ©. 415—510. 

*, Maurer, Fronh. IV. ©. 54f. 

2, Grimm IL 750. 777—778. III 641 88: Wo unser einer den andern 
in die hofmarch wolt einstiften, ehe nun er den stifte, soll er das an die 
herschaft und nachparschaft pringen; ... wer es ihnen, der hofmarchsher- 
schaft und nachparschaft nit gemaint oder gefellig, soll keiner darüber ein- 
gestiftet werden bei hofmarchstraf. 

*, Kindlinger, münfter. Beitr. I, 1. © 9. Url, v. 1237 art. 3 bei 
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Dienfte war ſtets die Einwilligung der Genofienjchaft erforderfihs). Daß 
fie bei der Wahl der Beamten mitwirkte, ift ſchon erwähnt. Häufig wurbe 
auch außerlich die Theilung der Gewalt zwiſchen Herm und Genoflenfchaft darin 
anerfannt, daß der Huldigungseib eines neuen Hubers oder der Treueid eines 
Beamten nicht nur jenem, fonbern zugleich der ganzen Gemeinde geleiftet warb). 

Nicht minder wınde im Vermögensrecht die Geſammtheit ber Hofgenoffen 
dem Herrn gegenüber Subjelt jelbjtändiger Rechte und Pflichten. Sie er- 
langte Geſammthabe an Vieh und Geld, aber auch Geſammteigenthum an der 
Hofmark. Zwar batte fie, gleichwie die Einzelnen an ihren Gütern, fo als 
Geſammtheit am der ganzen Mark nie ein echtes freies Eigen: aber fie erwarb 
faft überall eine bofrechtliche Geſammtgewere, welche ihr an Stelle eined ur- 
fprünglich prefären, aus Gnade verliehenen Rechts einen geichüßten und unent- 


Kindlinger, Hörigfeit S. 320: mansionarii omnibus mansorum ordinationibus, 
mancipiorum permutationibus et hereditatum accipiendis usibus... semper 
debent vocati communiter interesse. Hofrecht v. Eſſen 8 3. 5. 8. 10. 14: dat 
guidt tho winnen und tho werven mit gnaden des heren und hoves. Grimm 
III. 900: und soll es auch verkauffen nach der herrschaft rat und der acht 
man und auch der nachpaurn willen. Grimm I. 688: so mag der schafner 
des gotteshuses mit den hubern des dinkhofs die gueter zu des closters hand 
ziehen. Ib. 685. 69%. 706 $ 13. 718. 

) Kindlinger, münfter. Beitr. I, 1. ©. 9. Hörigkeit S. 102—115. 
Urf. v. 1287 $ 2 ib. ©. 819: homines.. quorum... permutationes nisi cum 
scitu mansionariorum dicti officii iidem officiales facere non praesumant; 
4 5. Urf. ». 1354 ib. 440: dat ich... hebbe vurweglet BE... mit willen des 
seulten... und der husghenoten. Urk. v. 1357 ©. 448: mit willen und mit 
vulbort der korghenoten des hoves. Ebenſo Urf. v. 1362. 1370 art. 5. 1408. 
1422. 1423. 1456 (oick en sal ick der haveslüde nicht verwesselen anders, 
dan vur geliche gude wedderwassel myt weten des hoves). 1462. 1465. 1517. 
1556. 1571 ib. ©. 461. 479. 523. 559. 561. 583. 600. 602. 662. 691. 709 ꝛc. 
Sreilaffung: Urk. v. 1305 ib. ©. 854: de consensu et voluntate hominam illo- 
ram, qui hygen dicuntur, in figura judicii et coram scabinis in Warendorpe 
manu, misi et libertati donavi. 

%*) Yıf. v. 1287 8 5. b. Kindlinger, Hörigfeit ©. 321: in homines qui 
losjungeren dicuntur exactionem facere aut eosdem ab officio per concam- 
bium aut alio quocungue modo alienare nisi consenserint non debeat. Grimm 
Id. 157 8 91. 478. 480. 545. 547. Url. v. 1273 b. Meichelbed, Hist. Fri- 
sing. II, 2. ©. 73. 

21) S. die Hofrechte bei Maurer 1. c. IV. ©. 56. Note 93 u. ©. 57.. 
Note 94: so gelovet ihr hier vor mir als hovesrichter und dem ganzen hove; 
ich gelobe und schwere, dasz ich einer zeitlichen Frauen Abdissin .... wie 
such dem sämtlichen Hove hieselbst getreu und hold seyn etc. Grimm I. 
101: er sol och einem vogt und der gebursami gehorsam sin. Inveftitur und 
Bereidigung der Beamten vor der Gemeinde z. B. b. Grimm IL 514—515. 
529. 535 ıc. 
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ziehbaren Anfpruch verlieh. Diefes dingliche Geſammtrecht war an ben ver- 
fhiedenen Stüden der Mark von verichiedenem Charakter. An den in Son- 
berbefig befindlichen Hufen war ed ein zwiſchen das echte Eigenthum und bie 
barin liegende Grundherrſchaft des Herrn einerfeits und das abgeleitete Eigen⸗ 
thum bed Vogtei⸗ oder Grundhörigen andrerjeitd geſchobenes Gemeinderecht, 
welches fich nicht nur in einem Mitaufſichtsrecht — gewiſſermaßen einem Stüd 
abgeletteter Grundherrſchaft —, fondern vor Allem in einer Beſchränkung ber 
Veräußerung aus dem Berbant heraus kund gab. Denn während bie Ver⸗ 
äußerung an Fremde ohne Einwilligung bes Herrn von je unzuläffig geweien 
war, jo fam jebt die Zuſtimmung der Hofgenoffen als ein zweites Erforderniß 
binzu5?), und es entitand hieraus ein hofgenoffenichaftliches Vorkaufs⸗ und Re 
traftörecht®). Da mit der Ausbildung eined Familienrechts inmerhalb ber 
Hofgenoflenichaft auch das Näherreht der Berwandten Eingang fand, fo war 
jeßt ein dreifaches Anrecht auf das einzelne Gut begründet, indem dieſes zuerft 
den Verwandten, dann den Genoffen und endlich dem Herrn angeboten wer 
den mußte und von ihnen allen eventuell retrahirt werden Tonnte®‘). Jedes 
dieſer Rechte beruhte aber auf einem verfchiedenen Fundament, das erite auf 
dem Privatfamilienreht, das letztere auf der Grundherrſchaft, das Recht ber 
Hofgenofjen aber auf einem genoffenfchaftlichen Geſammtrecht an der Hofmark. 
Am Fräftigften äußerte ſich das Gefammteigenthum der Genoffenichaft bezüglich der 
unvertheilt bleibenden Hofmark oder der Hofallmende”). An diefer ftand zwar 
dem Herren das echte Eigen mit den darin liegenden Gewaltredhten zu *®); 


5» 3,3. Grimm II. 900. 

*) Ueber das Anbieten zum Berlauf f. 3. B. Grimm I 15 $ 45. 25. 
29. 35. 42. 46 $ 16. 106. 148. 164. 165. 172. 277. 672. 678. 755 ıc.: so soll 
erg bieten den genossen; so sol er das dan bietten den hoffläten in die wit- 
reitti; so soll er die bietten den huszgenozzen unb ähnlich. Weber den Retraft, 
Abtrieb oder die Lofung der Hofgenofien Grimm I. 15 $ 45. 16 8 49. 25. 
46 8 17. 106. 1538 $ 81. III. 550f. Bluntflil ec, L 268f. 

s) Grimm I. 15 $ 47. 277. III. 550. Bisweilen gieng der grundherrliche 
Retraft vor. 

55) Urk. v. 1015 b. Kindlinger, Hörigkeit S. 223; ad proximam curti 
marchiam. Urk. v. 934. 1127. 1278 b. Kindlinger, münft. Beitr. UI, 2. 
©. 2. 13. 221. Urk. v. 1185 b. Wigand, Ardhiv VL 1. 84: communionem 
omnium pascuarum ad eandem- curtim pertinentium. , Grimm I. 164. 256. 
272. 782. 825 ıc.: des hofes gemeinmark, gemeimerk, holzmark, gemeine gewelt. 

”, In allen Weidthümern von Höfen wirb daber dem Herm an Wald, 
after und Weide das rechte Eigen zugeichrieben: den herren zu s. Peter wasser 
und weyde zum rechten eigen, Grimm I. 185. 516. 521. 530. 546. 568f. II. 
rf. 110. 112. 188f. 20.5 oft aber auch ausbrüdlid dad eigen an silvae com- 
munes (Urk. v. S33 b. Seiberg II, 1. ©. 4) und an der Allmende GrimmI. 
178. 672. 674 Urt. v. 1296. 1297 6, Mone, Zeitſchr. IL 455. 459. Bluntſchli, 
R. G. J. S. 7. 
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allein mehr und mehr erlangte die Hofgenoffenfchaft ein jelbftändiges Nubunge- 
eigenthum, das, mochte ed nun als Lehn⸗, Zind- oder Erbeigen gelten’”), bie 
freie Verfügung über die Marknutzung und deshalb bie Beftimmung über die 
Art und Weiſe des Gebrauchs, über etwaigen Anbau der Allmende, über bie 
Schließung der Mark nach außen, über die Vertheilung der Nutzung unter bie 
Einzelnen und folgeweife den größten Theil der Markpolizei einfchlogs>). 
Später wurbe daraus vielfach eim volles Eigenthum, welches das Recht bes 
Herrn verbrängte®). Endlich erwarben die Genoffen auch mannigfache einzelne 
Nutzungsrechte an Wäldern, Gewäflern unde ſonſtigem Grundbeſitz des Herrn, 
die mehr und mehr, ftatt als Rechte der einzelnen Kolonen, als Rechte ber 
Hofgenofjenichaft aufgefagt wurden, an denen jeder Einzelne vermöge feines 
Genofſenrechts gleihmäßig participirte). 

Wie jo die Genofienfhaft dem Herm gegenüber Trägerin von Geſammt⸗ 
rechten aller Art, und zwar neben dem politifchen Geſammtrecht beſonders auch 
von Gefammteigenthbum, Geſammtnutzrechten und fonitigen Geſammwermoͤgens⸗ 
rechten wurbe, fo fteltte fie fih ihm gegenüber mehr und mehr auch als eigent- 
liche Berpftichtete dar. Die Herrichaft des Herm, mochte fie nun zunächſt als 
Schutzherrſchaft oder als Grundherrſchaft in Frage kommen, wurde allmälig 
and einer Herrſchaft über die einzelnen ſchutze oder grunbhörigen Leute zu einer 
Herrſchaft über eine börige Gemeinde. Indeß trat dieſe Entwicklung zuerft in 
den aus der Hörigkeit emporfteigenden Stäbten deutlicher hervor und es ijt 
dort davon zu handeln. Im den ländlichen Oofgemeinden dagegen blieb bis 
in die nenere Zeit das Dienſtverhältniß zwiſchen dem Herrn nnd den einzelnen 
Bauern in vielen Beziehungen ein unmittelbares, während freilich in anderen 


) Weisth. aus d. Anf. des 14. Jahrh. b. Grimm L 161: des gotzhus 
eigen und luten erde. Deffn. v. Malters im Gefchichtsfreund v. Lucern I. 
240: daz ist des gotshurz von Lucern recht eigen und der genossen erbe. 
Örimm II. 542: die scheffen weisen den heren von Rinek die gewalt, die 
marck dem dorff, und die eigenschaft dem thurmprobst zu Meintze. DBgl. 
Beisth. 6. Maurer, Fronh. Anhang zu Bd. III. ©. 580. 

®) Dagegen war bei Verfügungen über die Subftanz die Zuftimmung des 
Grundherrn noͤthig. Grimm I. 178. ID. 574. 

“, Näheres unten in Th. II. 

© Dies zeigt faft jedes Wetstbum. Bol. 5. B. Grimm L 256: in der 
herren holtz mag das ganze dorf wol hauen. Hier tritt zugleich der Unter- 
ihied von einem bloßen Sefammtnugreht und einer gemeinen Mark, an welcher 
der Herr nur Dad Obereigenthum Bat, fehr beutlich hervor. Denn es wird gegemüber- 
geftellt: in des berren holtz mag das ganze dorf wol hauen, in dem gemein- 
merk dagegen sol niemand haun den die hausräuchin hand auf den erbgütern, 
Bet. Urt. b. Kindlinger, münfter. Beitr. II, 2. ©. 8: est ibi kilva commm- 
sis... in qua.. cedant homimes s. Petri ad usum saum qualemeungue li- 
gnum . . Ina silva uomini, quae singularis est, jus habent cedendi Omne li- 
gnum — quercum et fagum. 
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auch hier die Gemeinde zwifchen beide trat. So wurden inöbejonbere die 
Srohnden und Dienfte, die Abgaben in Naturalien, die Zinjen und Steuern, 
welche der Einzelne zuerft wegen feines perſoͤnlichen Berhältniffes zum Herrn, 
bald mehr wegen feines abhängigen Grundbeſitzes und in Proportion zu diefem 
leiften mußte, vorwiegend ſtets als Berpflichtungen jedes Einzelnen aufge 
faßt eu). Doch machte fih daneben ſchon früh die Anſchauung geltend, daß 
die Gemeinde jelbft die eigentlich Verpflichtete fei, bie einzelnen Genoffen nur 
gleichmäßig an ber Geſammtlaſt participirten, daß daher der Herr zunächft fi 
an die Gemeinde zu halten, biefe aber bie Laft zu repartiven habe); und bie 
Beben und Steuern, mochten fie nun auferorbentliche ober ſtändige fein, wur⸗ 
ben vielfach recht eigentlich als Gemeinbelaften betrachtet und aus ber Ge 
meindekaſſe beftritten *°). 

So trat alſo in allen Beziehungen die Hofgenoffenichaft dem Herm ala 
‚eine jelbftändige Einheit innerhalb feines Herrichaftsverbandes gegenüber. Es 
verſteht fih von jelbft und geht ſchon aus den bisherigen Andeutungen zur 
Genüge hervor, daß fie ebenfo ben ihr angehörigen einzelnen Genoſſen gegen- 
über fi ald Einheit geltend machte. Indeß war in diefer Beziehung die Ent- 
wicklung ber Hofgenofienfchaft der Entwidlung der freien Gemeinde in Dorf 
und Mark fo vollfommen analog, daß fie feiner getrennten Behandlung be 
barf. Nur das Quale und Quantum des Geſammtrechts war verſchieden in 
berrichaftlichen und freien Genofſenſchaften; die Art und Weiſe ber Bertkeilung 
bed uorhandenen Geſammtrechts zwiſchen Gefammtheit und Einzelne folgte in 
beiden denſelben Principien. Denn in ihrer ganzen innern Struktur, in dem 
Verhältniß der dinglichen und perjönlichen Elemente der Verbindung, in ber 
Theilnahme der Genoſſen an Gerichtsbarkeit und Autonomie, an Selbftver- 
waltung und Selbftbeftenerung, an Marknutzung und Grumbbefiß, in allen 
Einrichtungen ber Berfaffung und in dem Inhalt des fi) bildenden neuen 
Sachen⸗, Bamilien- und Erbrechts war die Hofgemeinde im Weſentlichen nichts 
als eine Reproduktion der alten genoſſenſchaftlichen Dorfgemeinde. Der tief 
eingreifende Unterjchied, welcher zwifchen beiden troß ihrer großen Verwandt⸗ 
haft beftand, lag lediglich darin, daß die Hofgemeinde einen Herrn hatte, 
welcher ®der principale Grund ihrer Einheit war und, wenn er auch längft 
nicht mehr allein diefe Einheit repräfentirte, jo doch das urfprünglihe und 
überwiegende Stüd derjelben aus eignem Rechte baritellte, während bie der 
Geſammtheit aller Genofjen innewohnende Rechtseinheit davon nur abgeleitet 


“) S. im Allg. Maurer, Fronh. I. ©. 3757. II. ©. 237—353. 

) Deshalb wird häufig von einer Verpflichtung der Gemeinde geſprochen. 
Bol. 3. B. Srimm TH. 640 $ 1: und das andere mal soll die gemein zu 
geben schuldig sein. Ib. ©. 518. 519: so ist ym das dorf schuldig einen 
seymer. Hoft. vd. Zanten b. Lacomblet, Archiv ©. 181 c. 16: item die Erff- 
laten sollen sementlsck ind besunder schuldig wesen. 

6 Maurer, Fronh. II. ©. 336. 
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und abhängig war, ſich mithin zu jener ungefähr ebenfo verhielt, wie das ge 
liehene zum echten Eigen. 

So jelbflänbig: daher die Hofgenoffenfchaft auch im ihren inneren "Ange: 
legenheiten fein mochte, immer blieb fie einem herrichaftlichen Verbande unter- 
geordnet, ber nach außen Hin ihe gefammtes Recht abforbirte. Nur durch ben 
Herrn wurbe fie in ihrer Geſammtheit, wurde jeder ihrer Genofien nad) außen 
vertzeten; nur duch ihn war fie überhaupt ein Glied des Volles nnd bed 
Stantes; durch ihn allein Eonnte fie an dem Recht irgend eines außerhalb bes 
fie felber umfaflenden Vereins ftehenben Verbandes genoffenichaftlicher oder herr- 
ſchaftlicher Art Theil nehmen. Jeder vermögensrechtliche, familienrechtliche oder 
politiiche Verkehr nach außen beturfte der Wermittelung bed Herm. Keine Che 
konnten Hofgenoffen und Ungenoffen fchliegen, wenn nicht der Herr fie be- 
willigte?) ober vorher ein Vertrag zwifchen den Herren verſchiedener Verbände 
geſchlofſen war, wonach ihre Angehörigen unter einander als Genofjen gelten 


jollten *3); jeber Bertrag der Genoffenichaft und ihrer Glieder mit Auswärtigen,- 


jete Veräußerung unter Lebenden oder von Todes wegen beburfte herrichaftlicger 
Beftätigung‘*); das Volks⸗ oder Lambrecht reichte in Feiner Beziehung un- 


mittelbar in den börigen Berband binein, der Entftehung, Ordnung und Schuh . 


lediglich dem Hofrecht verbantte*”); und ber Sffentlichen Gewalt, ihren Begmten 
and Gerichten gegenüber wurben die Hofgenoffen durchaus vom Herrn geſchützt 
und verireten, jo dab jene zwar in ben manmichfachften Beziehungen in die 
Verfaffung und das Recht der Fronhöfe, befonders bezüglich des Kriegsdieuſtes, 
der Stenern und der Gerihtöbarkeit eingriff, immer aber dabei der Vermitte⸗ 
Iung bes Herrn beburfte®). In jehr vielen Gemeinden freilih, und zuerft in 
den aus dem Hofrecht emporitelgenden Stadtgemeinden, hat die fidh erwei- 
ternde Hofgenofienfchaft ſchon früh vielfach die Schranken des fie umſchließenden 
Berbandes durchbrochen: allein wenn und foweit Dies der Fall war, lag hierin 
nicht mehr eine Ausbildung, fondern eine theilweije Befeitigung des Hofrechts, 


“ Maurerl.c. II. ©. 149f. Blumer, Geſch. der ſchweiz. Demokr. I. 
S. 54 Bluntfhli, R. ©. I ©. 190f. Mone, Zeitfhr. Bd. VIL S. 130f. 
150f. XVL ©. 51. Beiſpiel (v. 1249): nec extra familiam suam, que dicitur 
genoysschaf, absque neostra liceneia et voluntate ducant aliquas vel filios 
suos paciantur ducere mulieres. 

6) Bol. z. DB. die genossami der sieben gotzhüser, die sieben gotzhliser 
genoss und geerb bei Grimm I. 1f. 13 $ 17. 22 8 31. 150. 155 $ 15. 160. 
170. 262. 2832. &o ferner Urk. v. 1222 bei Kindlinger, Hörigl. ©. 256. 
&. ud Bluntſchli, R. G. J. 191. Blumer J c. 16. 55. 

“ Maurer l.c. II. ©. 138f. 

6), Ib. IH. ©. 163f. 

“) Dies bat beſonders Manrer, Fronh. I. S. 505—5839. IH. ©. 81f IV. 
©. 382—462 gezeigt. 


. 
IM 
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und wir Tönnen nicht mehr won einer herrichaftlichen Genofjenichaft reden, 
jondern nur noch von einer freien Genoffenfchaft mit herrſchaftlicher Spike. 

D. Wenn jo die Hofgemeinden als die Alteften und doch am fpäteften 
verſchwundenen hofhörigen Genoſſenſchaften gelten müffen, jo bat doch ſchon 
früh aud andere als die durch gemeinfchaftlichen Hufenbefig zuſammen⸗ 
gehaltenen Kreife des hörigen Hofverbandes eine genoſſenſchaftliche Organifatton 
ergriffen. Zwar, die Vereine der durch den Dienit über das Hofrecht empor- 
geftiegenen Stände können wir nicht dazu rechnen, da fie in der Geſtalt, in 
ber fie und entgegentreten, das eigentliche Hofrecht jchon überwunden hatten: 
wol aber gehören hierher neben manchen anderen, und nur aus undeutlichen 
Spuren erkennbaren, auf Gemeinſchaft des Dienftes, bed Rechte und bes 
Sntereffes beruhenden Hofgenoffenfchaften®), die Vereine der hörigen Handwerker, 
Gewerbetreibenden und Künftler. 

Wenig anfgeflärt ift freilich bis heute Weien und Geſchichte der fogenaunten 
hofrechtlichen Innungen, am wenigften ihr hiſtoriſches Berhältnig zu den 
freien Gilden und Zünften?‘). Allein fo viel muß doch als feftftehend an- 
genommen werben, baf es im 11. und 12. Sahrhundert in den zu Städten 
erweiterten ober auf den größten Theil einer alten Stadtmark ausgedehnten 
Sronhöfen Vereine höriger Gewerbetreibenden, Handwerker und Künftler gleicher 
Beihäftigung gegeben bat, welche weber bloße herrichaftliche Abtheilumgen, noch 
freie Genoſſenſchaften waren, ſondern zwiſchen beiden in der Mitte ftanden, Vereine, 
die zwar einem wahren Hofrecht unterworfen, aber doch ſchon ſelbſtändig genug waren, 
um auch dem Herrn gegemüber ein, wenn auch abgeleitetese Geſammtrecht zu 
beiten, eine, wenn auch untergeordnete und abhängige. Einheit zu bilden. 

Urfprünglich freilich emtbehrten diejenigen Hörigen und Unfreien eines 
Hofes, weldhe zu Gewerbebetrieb und Handwerk verwandt wurben, jeder genofien- 
Ichaftlichen Orgmmifation. Sie gehörten zum Haus- und Hofgefinde?'), wohnten 
im Fronhof felbft in eigenen dazu beftimmten Kammern und waren gegen ben 
ihnen gewährten Unterhalt zu jeber Art des Dienftes verpflichtet. Obwol fie 
höherer Achtung genoffen, waren fte doch um vieles unfelbftändiger geitellt als 
die einem eigenen Hauswejen und einer eigenen Hufe vorftehenben hörigen und 
ſelbſt unfreien Kolonen. Nach feinem Belieben wies der Herr ober fein 


) So z. B. die societas parafredorum in Wormd, die freilich auch eine 
Hofgemeinde gewejen fein kann, Die nur ihren Namen von einer ihren Mitgliedern 
gleichmäßig obliegenden Dienftpfliht entnahm. Auch die Genoflenfchaften der 
Fiskalinen und Palatinen, die mit deren Uebergang in Minifterialität oder niehere 
Stände frühzeitig untergegangen fein müflen, gehören hierher. 

0, ©, bei. Eichhorn, Zeitſchr. f. geſch. R. W. IL 420, IL. 213. Ein. 
8 331. R. ©. 8 312. Wilda, Gildenweien S. 2389f. Maurer, Fronh. I. 
©. 196f. 244f. II. 314f. Heusler, Verfaſſungsgeſch. v. Bafel S. Sf. 

71) Noch im Sabre 1829 wird ein Werkmeifter in Berg zum Hofgelinde 
gerechnet. Urk. b. Lacomblet, Archiv I. ©. 286. 
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Beamter Jedem Art und Mai des Dienftes an. Se nad der Natur diefes 
Dienftes zerfiel das Perfonal jedes Hofes in verſchiedene Gruppen oder Abthei⸗ 
lungen, die unter bejonderen Aufjehern oder Meiftern ftanden, von dene je eine 
gewifſe Zahl wieder einem Oberbeamten untergeorbnet war. In gleicher Weiſe 
waren fo Handwerker, Hänbler und Künftler, wie das Iambwirtbichaftliche (wol 
von den Kolonen zu unterſcheidende) Perjonal des Herrenhofes, das häusliche 
Gefinde, die Zäger und Hirten in rein herrichaftlider Sorm von oben ber 
organifirt??2). Diejenigen, welchen die gleihe Beihäftigung angewieſen war, 
wohnten und arbeiteten in gemeinfchaftlihen Räumen unter befonderen Beam⸗ 
tm’), Man nannte fie, wie alle dem Herrn Dienende, Amtleute oder Diener 
(ambahtleute, officiales, officiati, servitores)’), ihre Beihäftigung und 
demgemäß aud ihre Gejammtheit felbft ein ministerium, officium oder Amt’®), 
ihren Borfteher einen Meifter, magister, Obermeifter, Werkmeiſter oder prae- 
positus’®),, In diefen hberrihaftlihen Aemtern war von irgend welder 
genoffenjchaftlicden Verbindung jehr lange Zeit nicht die Rede. Der Meiiter 
war lediglich Beamter des Herrn, die Übrigen Handwerker jeine Untergebenen, 
subjecti, famuli, Knechte oder Anappen”). Sie arbeiteten nicht für Lohn, 
fondern wie das übrige Gefinde gegen Koft und Unterhalt”). Der Einzelne 
batte fein Recht auf die beſtimmte Art der Arbeit oder auf Mitgliedichaft des 
Amtes, vielmehr Tonnte fie der Herr nad) jeinem Belieben hineinjegen oder 


S. 
‘ 


2) Lehrreich tft Hierfür befondere das Capitulare de villis v. 812 b. Perg 
L 181. — Unter den Kaufleuten, welche zu einem Fronhof gehörten (Cap. v. 809. 
L 2. Perg IIL 158), find jedoch wol nur die Pleineren Händler zu verſtehen. 
Der Großhandel wurde von Freien getrieben. 

73, Cap. v. 809. c. 2. b. Perp. II. 158. Weist. v. 1095. Grimm IL 
289. 92f. Guedrard, Polyptique ©. 307. c. 11. 

7%) Eo nad Url. v. 1339 b. Schöpflin, Alsat. dipl. II. 167: ambaht- 
leute. Grimm II. 269: quotidiani servitores. > 

*) 3. B. Guerard, Polyptique, app. 21. ©. 856: magister pistorum, 
Cap. de villis ec. 29. 57. 61. Cap. v. 817. c. 13. Cap. Car. Calvi 864. c. 20. 
b. Perg III. 493. L. Langob. III. 28. 

1%, So in ben leges et statuta civitatis Argentinensis c. 8: mercatorum 
quorum officium est; alte deutſche Weberjegung: und zu der ambaht höret; 
c. 44: ad officium burcgravii pertinet ponere magistros omnium officiorum 
in urbe — uber alle die ambaht in der stat. Urf. v. 1143 b. Günther, 
Cod. Bheno-Mosell. I. 260. 281: hi vero qui offhicia habent in Bunnensi 
elauatro, coci ridelicet et pistores seu aliorum officiorum artifices. Cap. de 
villis c. 45: ut unusquisque judex in suo ministerio bonos habeat artifices. 

2) ©. 3. B. Kindlinger, Hörigk. S. 395. 399. 

©, Trierer Weisth. X. S—IO (sine. mercede). Recht des Mainzer Hofes zu 
Erfurt: umbsunst zu schroden. Maurer, Fronh. IL. S. 835. Note 36. 37. 
Ur. v. 1392. bei Zacombl. 1. o. I. 236. 

I. 12 
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herausnehmen 2). Zucht und Gerichtsbarkeit über fie ſtand dem Meiſter, ben 
höheren berrichaftlihen Beamten und Riten und in letzter Inſtanz dem 
Herrn, deſſen DBertreter jene waren, ebenfo wie die Regelung der Arbeit und 
die Drbnung des Dienftes zu). Bon einem Genoffengericht, einem eigenen 
Recht des Amtes, einer noch fo untergeordneten Selbitverwaltung findet fich 
feine Spur. 

Mit der Zeit indeß wurde die Stellung ber Handwerker und Gewerbe. 
treibenden oder doch Einzelner von ihnen eine freiere. Der Herr brauchte nicht 
mehr ihre ganze Arbeit und geftattete ihnen oder Cinigen von ihnen, Das 
Handwerk öffentlich gegen Lohn zu treibene). Sie durften außerhalb des 
Fronhofs wohnen, wenn fie nur ihrer Dienftpfliht nachlamen®®). Diefe Dienft- 
pflicht ſelbſt wurde allmälig firirt, indem fie entweder nach Tagen oder nad) 
Stüden beitimmt, endlich aber in Gelb umgewandelt wurbe®®), ober indem 
jogar nur eine gewiffe Anzahl von Arbeitern aus jedem Handwerk mb nur 
ein beftimmted Quantum von Arbeit umfonft, das weitere gegen Lohn in An- 
ſpruch genommen wurde). Einzelnen wurden Dienft- und Lehnhufen als 
Amtslehn gegeben, die ganz wie die großen beneficia allmälig zu erblichem Be⸗ 
fie wurden und dahin führten, daß das Handwerk felbft erblich, das Gewerbe 
recht ein Realrecht, die Damit verbundenen Pflichten Reallaſten wurben®). Die 


), Bluntſchli, R. ©. I 152. Grimm L 763 $ 33. IL 562. III. 629. 
669: daz ein jeder herr... soll und mag gehaben seinen richter, beken, 
pader und andere handwerker und mag die allbeg setzen und entsetzen, 
mindern oder meren. 

Maurer i.c.1 ©. 245. 246. 248. II. ©. 320f. Nod nad) den Bafeler 
Zunftbriefen v. 1248 u. 1256 b. Ochs, Geſch. v. Baſel L 320. 828. 340 
Trouillat, Bafeler Urkundenbuch L ©. 574. 580. 634 ftanden die Handwerker 
unter einem Minifterialen des Biſchofs: ut omnia,, prout prescripta sunt, per 
ipsum, justo moderamine, statuantur et si necesse fuerit corigantur. Vgl. 
dazu Heusler ©. 84. Die Inftanzen für bie Bäder waren: Brodmeifter, Vice⸗ 
dom, Biſchof. Noch 1361 wirb bad „Brotmeistertum“ ald Lehn vergeben. 
Trouilfat IV. Nr. 71. ©. 132. ©. au) 1302 ib. III, Nr. 19. © 26. 1388. 
IV, Nr. 238. ©. 496. 

sı, So ſchon nad} ber lex Burgund. tit. 21. c. 2: in publico adtributum 
artificium exercere permiserit. 

2) Bol, 3. B. Grimm I 763 $ 38. 

8, 3. 3. Url. v. 994 5. Böhmer, Cod. Moenofrankof. I. 12. Lacombl., 
Archiv L 321 n. die Weisthümer Nr. 7. 10. 11. 15. 18. 43. Helteftes Sirasb. 
Stadtr. c. 88. 101—118. Grimm I. 105. 668. II. 281. IIE 881. Urf. v. 
1889 b. Schöpffin IL 165. Ueber bie Berwanblung in Geldabgaben Maurer 
l. c. I. 331. 

4) Leg. et stat. civ. Argent. c, 98. 102, 106. 108-110. 113. 118. Trierer 
Sifcherweisth. Grimm IL. S. 281. 282. 

8) ©. 3. B. Urk. v. 1107 b. Wigand, Archiv II. 885: mansum istum 
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Dörigleit wurde der gemeinen Freiheit immer ähnlicher und, was noch wichti- 
ger war, es fchloffen fih Freie dem Herrichaftsverbande an, indem fie fi in 
Schutzvogtei oder ſelbſt in Hörigkeit begaben, Dienft gegen Schuß veriprachen 
und ein Gewerbe oder Handwerk trieben. Auch fie mochten dem bofrechtlichen 
Amt, das nicht mehr ganz unfelbftändig war, zugetheilt werben ober beitreten 
und brachten ibrerjeitö freiere Slemente in daffelbe hinein. 

So mochten allmälig viele Aemter, ganz analog wie die Hofgemeinden, 
zu genoffenfchaftlichen Verbindungen werben. Es mochten an Stelle der Knechte 
CEines Meifters jelbftäudige auf eigne Rechnung arbeitende Männer treten, 
die von den Geſellen und Lehrjungen unterjchieden wurden‘) und ſich als eine 
Genoſſenſchaft betrachteten, das Handwerk als ein ihrer Geſammtheit vom Fron⸗ 
hofsherrn gegebenes Amtslehn übten”), die Dienftpflichten als eine damit ver- 
bundene Geſammtlaſt esfüllten®*). Neben der fortbeſtehenden Abhängigkeit von 
dem vom Deren ernaumten Meifter und von ben berrichaftlichen Richtern ®) 
mochten die Genofien eine gewiſſe Selbftnerwaltung erlangen, ein eignes Recht aus⸗ 
bilden, und am Gericht Theil nehmen). Und mit der Zeit. mochten fie in einer 
ganz äbmlichen Weiſe, wie Hofgemeinden zu freien Gemeinden wurden, in bie 


euidam aurifici in beneficium dedi, tum pro servitio artis sue, quo nobis fide- 
liter et utiliter servivit. Url. v. 1052 b. Beyer, mittelrhein. Urkundenb. I. 
393: exceptis venatoribus, piscitoribus, fabris, cementariis, architectis sive 
latomis nostris eorumque beneficiis. Cine Reihe von beneficia, feoda, dinest- 
hufen von Handwerkern aller Art führt Maurer L c. I. S. 323—329 auf. 
As dingliche Laſten werben die Dienfte ber Handwerker z. B. in den Korveiichen 
Güternerzeichnifien bei Kindlinger, smünfter. Beitr. II, 2. 126. 143. 288 ıc. be- 
bandeit. Bol. auch die Dienftverzeichniffe v. 1882 5b. Kindlinger, GHörigk. 
S. 392f. 397f. Ueber das Borlommen von Erbbädern und Erbſchmiedeſtellen 
Maurer l. c. IL. 330. Ein pistor hereditarius ſchon im rotulus officiorum 
Haioniensium 5b. Fürth, Minifterlalen Anh. S. 535 $ 17 emwähnt. 

* Maurer lc. U. ©. 336. 337. 

M) Urfprünglich wurde nur ber Meiſter bed Amts belehnt und oft förmlich 
inveſtirt. Maurer L c. I. 319. Grimm IL. 28%. Note 1. 

” Diefe Auffafſung tritt Ihen im Strasburger Stadtr. c. 102. 103f. (fa- 
broram jus est — der smide reht ist), 104. 113. 114 (cauponum jus est), 
15—118 deutlich hervor, indem immer die Gefammtheit der Handwerker als 
verpflichtet hingeſtellt wird... Ebenfo im Trierer Weisth. X. c. 8f.: omnes pelli- 
fices Treviri manentes, quando fuerit oportunum, hos septem pellifices (die 
dem Biichof Junächft dienen follten) juvabunt aut se rediment. 

, Dal. z. B. Trierer Weisth. X. 0.12. Strass. Stabtr, 0.44. Heusler 
Lc. ©. 84. 

© As folche hofhörigen Genofleufchaften erjcheinen die Aemter der Hand⸗ 
werker namentlih in Strasburg, Trier und Baſel im 11., 12. und zum Theil noch 
im 13. Jahrh. die Erbinnung der Wormſer Zifcher ıc. 

12* 
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Zahl der freien Gilden und Zünfte fibertreten, während nur noch einzelne berr- 
Ichaftliche Rechte an ihren bofrechtlichen Urſprung erinnerten®). 

Wenn wir nun aber jo dad Vorhandenſein von Hofgenofienichaften, die 
zwiichen Aemtern und Zünften in ber Mitte ftanden, annehmen, wenn wir 
fie als eine Webergangsftufe betrachten, durch welche viele Aemter zu Zünften 
wurden, fo foll damit keineswegs die Anficht vertreten werben, day das Zunft- 
weien überhaupt aus dem bofrechtlichen Innungsweſen hervorgegangen jei””). 
Borbild der Zünfte waren die freien Einungen $reier, und die älteften wirt 
lichen Zünfte find hoͤchſt wahrfcheinlih unter den vielleicht von je vorhan⸗ 
denen ®), fpäter jedenfalls ſehr zahlreichen freien Handwerkern durch frei ge⸗ 
wählten Znfammentritt entftanden®). Im noch höherem Grade gilt dies 
natürli won den Gilden der Kaufleute Waren aber einmal freie Innungen 
von Gewerbtreibenden einer gewiflen Gattung. vorhanden, fo wurden fie natur- 
gemäß das Borbild, dem ſich auch die hofrechtlichen Bereine zu nähern ſuch⸗ 
ten, bis, wie in weit fpäterer Zeit oft aus: Dorf- und Hofgemeinden Eine Ge- 
meinde, fo das Bine Inſtitut der gewerblichen Gilden und Zünfte Daraus ber- 
vorgieng, dad allerbings in manchen Punkten die Idee der alten Aemter fort- 
jegte, feinem eigentlichen Wejen nach aber auf einem ganz andern Princip, 
dem Princip der freien Ginung, berubte. 


II. Die vienftrechtlichen Genoſſenſchaften. 
$ 22. 


Wie in der merovingiſchen und karolingiſchen Zeit aus dem Dienftver- 
bande des Königs ein neuer Stand hervorgegangen war, der fih durch Dienft 
und Amt über die volle Freiheit erhob und allmälig zu einem wahren Geburts- 
adel als dem eigentlich herrſchenden Stande des Reiches wurde; fo begann fidh 
in nachlarolingifcher Zeit ein ähmlicher Proceg in den Dienftgefolgen des Adels 
und den auf gleicher Stufe ftehenden Dienftverbänden des Kaiſers zu wieder 
holen. Diefe Entwiclung erreichte ihren Abihlug in der Bildung bes niede- 
ten Adele, welchem ver bisherige Adel als hoher gegemübertrat. Wie ber 
letztere aus verjchiedenen Elementen des Volks durch den Königsbienft hervor⸗ 

9) Die allmälige Bildung freier Zünfte aus börigen Aemtern läßt fi) ‚be 
jonders bei Bädern und Mepgern in vielen Städten mit Sicherheit nn 
Arnold, Freiftädte L ©. 251. 

”) So Maurer, Fronh. U. 837. Eichhorn l.e. Heusler l.c. e. 114f. 
Nitzſch, Bürgertum und Mintfterialität S. 226f. Dagegen bei. Wildal c.; 
auch Arnold, Kreiftäbte L ©. 250. 

22) Daß es ſtets freie Handwerker gegeben babe, ſucht Gfroͤrer in den 
Volksrechten — bef. U. ©. 186. 194f. — nachzumeifen. 

”, Gf. unten 8 27. 
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gegangen und zufammengewadhien war, fo verbanfte auch der niebere Abel feine 
Bildung einer durch den Hermbienft herbeigeführten Verſchmelzung verfchiebe- 
nee Stände. in fehr weientliher Faktor aber für feine Entftehung war die 
durch den Hof- und Nitterbienft über die Freiheit emporfteigende oberfte Klaſſe 
der umfreien Dienftgefolge, welche fich im zehnten bie breizehnten Jahrhundert 
za einem beſonderen unfreien Stande ber Minifterialen ober Dienft- 
mannen abidloß‘), dann allmälig zur Treiheit gelangte, und endlich mit den 
freien Baflallen und fchöffenbaren Vollfreien zu einem Adel verſchmolz. 

Diefe Minifterialen?) nun bildeten bis zu iheer erft gegen das Ende bes 
Mittelalterb vollzogenen Aufloͤſung im niedern Adel einen eigenen, zwifchen 
Freiheit und. Unfreiheit in der Mitte ftehenden, doch aber der letzteren zuge 
zählten Geburtsftanb®), welcher nach einem beionberen Recht Tebte und, jeit 
jeiner Konftitwirumg, in beionderen Genoflenichaften vereint war. Wenn wir 
den Stand der Dienfimannen ald ben ber Dienfthörigkeit, ihr Recht als das 
Dienftrecht begeichnen, und jene zur Schutz- und Grundhsrigkeit, diejes zum 
Hofrecht in Gegenſatz ftellen, obwol fie ſich von anderer Seite ber nur als 
beionbere Arten der Hofhoͤrigkeit und des Hofrechts betrachten lafſen, fo werben 
wir andy die Genoſſenſchaften des Dienſtrechts won den hofrechtlichen Genoffen- 
ſchaften, zu denen fie in einem weiteren Sinne gehören, unterfcheiden müſſen. 

I. Urfiprüngli waren die Haus⸗ und GHofdiener jedes Herrn, wie mehr- 
fach bemerkt worden, rein herrſchaftlich organifirt. So gut wie das niedere 
Gefinde, wie Handwerker und Künftler, konnte daher ber Herr auch feine höhe- 
ren Dausdiener nnd Hofbeamten jeßen und entfegen, einander über- ober unter- 
ordnen, ihnen Deneficien leihen und entziehen, ihre Streitigkeiten entfcheiden und 


1) Bel. bei. Kinblinger, münfter. Beltr. II, 1. S. 124f. Hörigleit ©. 17f. 
Eichhorn, R. ©. $ 844. Hüllmann, Stände L &. 28f. 183f. 228f. I. 
173f. IL 213. Maurer, Fronh. IL ©. 26f. Zöpfl, R. G. 8 29. Walter, 
R. &. 8 220—229. Schulte 8 83. IV. Wadernagel, dad Bilchofd- und 
Dienfimannenreht von Bafel. Bafel 1852. Roth v. Schredenftein, Geld. 
der ehemal. freien Reichsritterſchaft I. S. 108f. 187f. 248f. 291f. Nitzſch, 
Bürgerthum und Minifterialität. Ennen, Geſchichte der Stadt Köln I. ©. 427f. 
Bor Allen aber Fürth, die Minifterialen. Köln 1836, 

5 Die bauptfächlichften für fie vorkommenden Bezeichnungen find: dienst- 
man (Henrici V. dipl. d. 1120 ap. Guden. I, 393); servi, servientes oder ser- 
vitores primi, praecipui, honorati, nobiles; honestiores, majores, meliores, 
nobiliores de familia; hausgenossen; ingesinde; ministri; milites, militantes; 
fideles, clientes, valleti, homines; auch allgemein „Mannen“. ©. Fürth 1. c. 
©. 57-68. Maurer J. c. D. ©. 80f. 

2 Fürth's durchaus zutreffende Definition (S. 56. 57) lautet: „Die Mint- 
fteriafen find ein befonberer Stand unfreter, waffenfähiger Hausdiener des Kaijerd 
und ber Fürften, welche in einem erblichen rein perfänlichen Abhängigkeitsver⸗ 
häftniffe ftehen und nach einem befonderen Dienftrechte beurtheilt werben, bie den 
Vebergang von der Unfreiheit zur Freiheit bilden.” 
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bie Zucht über fie üben, ihr Recht mindern oder mehren, ihre Organiſation 
beftimmen. Je nad feinem fonftigen Standesrecht, nach jeinem Bertrage mit 
dem vielleicht frei gewählten Herrn, nad) Gewohnheit md Sitte mochte ber 
Einzelne außer dem Verbande Rechte haben, mochte er bald auch dem Herrn 
gegenüber Rechte erlangen: allein von einer genoffenfchaftlichen Selbftändigfeit 
der Geſammtheit oder eines Theils derfelben wer nicht bie Nee. Als nun 
aber die höheren unfreien Diener beffelben Heren mehr und mehr den niederen 
gegenüber durch den gleichmäßigen Vorzug einer beſchränkten umd gemeine 
Dienfte ausfchliegenden Dienftpflicht*), durch kriegeriſches und’ höfifches Leben, 
durch die Möglichkeit, Aemter und Grundbeſitz als Lehn zu erhalten, hervor⸗ 
traten; als diefe Vorzüge mehr und mehr ald angeborene und unentziehbare 
galten; als unter den fo äußerlich erkennbaren höheren Mitglievern der fami- 
lia gleiches und gemeinſchaftliches Net, das zu ſchützen, gemeinſames Inter- 
effe, das zu vertreten, gleichartige Pflicht, die zu erfüllen war, begründet wur⸗ 
ben: da wurde nach der fich überall wiederhofenden Denkart der Deutfihen auch 
die Idee der Genoſſenſchaft unter den Dienftmannen befjelben Herrn lebenbig?). 
Die Gefammtbeit aller einem Herrn unterworfenen Mannen galt baher ſchon 
früh als eine unter ſich perfänlich eng verbundene Genoffenfchaft, weldhe zwar, 
weil der urfprünglicde Grund ihres Rechts und ihrer Gemeinfhaft im Herrn 
lag und ber Herr ihr felbftändiges Haupt war, nur eine berrichaftliche und 
in specie eine bienfthörige Vereinigung bildete, aber auch dem Herm gegen- 
über Trägerin eigenen Geſammtrechts und für ihre Mitglieder eme jelbftänbige 
übergeorbnete Einheit war. 

Die Grundlage dieſer Genoffenfchaft war mehr als bei den metften anderen 
Verbindungen jener Zeit perfönliher Natur. Denn während bei den freien 
Baffallen die Dienftpflicht jeit der Ausbildung des Lehnrechts bereits verdinglicht 
war, fo war bei den Mannen der Dienft noch unabhängig von einem etwaigen 
beneficium, fie waren dem Herrn zunächſt perſönlich verbunden‘). Freilich 
war die Dienftmannihaft immer zugleich Zubehör des Herrenhofes”), immer 
zugleich in feiner Burg oder in feinem Lande anfällig?) und Inhaberin von 

*%) Die Dienfte der Mintfterlalen waren hauptſächlich auf die höheren ala 
ehrenvoll geltenden Haus⸗ und Hofdienfte, auf Kriegsdienſte und den Amtsdienſt 
befchräntt. Fürth ©. 187—240. Ennen :l c. ©. 4275. Walter 8 224. 
Bor Allem aber waren fie genau beftimmt nad) Art und Zeit. Fürth S. 240-2447. 

2) Fürth ©. 47. 48. 166f. 508. 504. Roth v. Säredenftein L. c. 
©. 294f. 809. 

6, Diefen Unterfhieb von Dienft- und Befnsnhhängigteit betont Fr rth mit 
Recht als den weſentlichften. 

73.3. Url. v. 1128 b. Guden I. 60: ministerialihus ad locum perti- 
nentibus. Daher traditio ad altare. 3. B. Urk. v. 1140 Monum boica H. 
S. 310. 

&, Fürth ©. 146f. Dei der Bereinigung ee Befigungen in Einer 
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geliehenem Grundbeſitz tarin®). Allein dies Alles wurde durchaus nur als 
Solge, nicht als Bafıs ihrer Dienfthörigleit betrachte. Deshalb war denn auch 
bie Verbindung der Minifterialen unter einander rein perfönlih; e8 war eine 
rechtliche, fociale und fittliche Gemeinfchaft, welche fie zu einer Genoſſenſchaft, 
einer societas, universitas, communio ober einem Consortium verband und 
fie im Verhältniß zu einander als Genofjen oder Dienftgenofien, als commi- 
nisteriales, socii, consocii, consortes, contribules, concives, condomostici, 
conteotales, compares, aud) als Freunde, amici ıc. erſcheinen Tieß'). 

Die Mitgliebichaft in diefer Genoſſenſchaft wurbe daher lediglich durch 
Geburt!i) oder dur perjönlide Aufnahme erworben. Letztere feßte natürlich 
vor Allem den Bintritt in bie Dienfthörigkeit und daher die Aufnahme durch 
den Herrn voraus, denn bie Genofienichaft war eine bienfthörige'®): allein 
bamit ftand man nur im Herrſchafts verbande, um Genoſſe zu fein be 
burfte man überbied ber Aufnahme durch die Genofien'). Und umgekehrt 
fonnte der Herr den Genofjen nit einfeitig aus dem Verein herausnehmen 
oder ihm ten Austritt geftatten: für die Veräußerung vielmehr wie für den 
Austritt aus ber familia war, weil bamit der Dienfthörige auch Die Genoffen- 
ſchaft aufgab, die Zuftimmung der Genoffen erforderlich"). 

Wie in jeder Genoffenfchaft, jo waltete auch in dem Verein der Dienft- 
mannen ein bejonderer Friede, ber fogar den Kampf zweier Genoffen als 


Hand blieben bie miniftertellen Genofſamen auf jeder derfelben meift felbftändig. 
Leo, Borlef. IL 24. 

” Fürth ©. 265f. 

10) Fürth ©. 167. 168, wo biefe und ähnliche Benennungen gefammelt und 
belegt find. 

 Eihhorn, R. ©. 8 344 am Anf. Fürth ©. 139f. 

ı) Fürth ©. 140f. Url. v. 1246 in Monumenta boica I. ©. 885: ad 
consortium ministeriahum nostrorum ... recepimus. Urk. v. 1268 b. Kind- 
linger, münfter. Beitr. II, 2. S. 271: jus sive privilegium ecelesiae nostre 
ministerialium concedentes eidem. rk. v. 1156 b. Kindlinger, Hörigf. 
©. 287: ecclesine... ad consortium et jus, quo ministeriales illius abbatiae 
fungantur, contradidit. 

38) Url. circa 1150 in Monum. boica VI. ©. 101: quidam nobilis homo 
W. delegarvit ad altare s. Quirini in manus C. abbatis propriam ancillam O., 
assensu et voluntate ceterorum ministrorum lege ministeriali; tali stabiliens 
tenore, ut cum omni posteritate sua vivat et utatur ministrorum ad idem 
altare pertinencium indissolubili conditione. Urk. v. 1200 ib. ©. 148: ut et 
ipsi lege ministerialium perpetuo fruerentur; — ad probacionem ministeria- 
lium. Bel. Fürth ©. 170. 171. 

20 Fürth ©. 436f. Urk. v. 1280 b. Sontheim, hist. Trev. I. 706 (ein 
Taufe von Minifterislen); 1251 b. Kindlinger, Hörtgk. (ein Taufch de una- 
simi consilio ministerialium). Anfechtung einer ohne Konfend gefchehenen 
Beröußerung bei Hürth ©. 443. 444. Note 1903. 
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Schande für tie Geſammtheit erſcheinen ließ!). Bei einem Bruch dieſes 
Friedens wurde daher Sühne und Buße nicht blos dem Herrn, ſondern auch 
der Genoſſenſchaft geſchuldet!e). Bor Allem aber herrſchte in ihr ein beſonderes 
echt, das zwar anfänglid auf Verleihung des Herrn berubte, bald aber zu- 
gleich als ein genoſſenſchaftliches amgejehen und genoſſenſchaftlich fortgekilbet 
wurde. Mehr und mehr galt neben herrichaftlicher Gewährung die Gewohnheit 
und Sitte'”), mehr und mehr Weiſung und Küre ber Dienftmannen jelbft '*) 
als Duelle des Dienſtrechts. Es wurde Grundfaß, daß der Herr ohne Zuziehung 
feiner Mannen ihr Recht nicht mindern Törme'®). So ftellen fidh denn auch 
die und erhaltenen Dienftrechte durchaus nicht allein als Degnabigungen der 
Herren, fondern ald das unentziehbare Beſitzthum der Dienftgenofienjchaften par2o). 

Wie dad Hofreht, jo war auch das Dienftrecht in jedem einzelnen Herr⸗ 
ichafteverbande verſchieden?), im Ganzen aber nach der Analogie ded Landrechts 
gebildet. Die Rechtsbücher deuten auf eine Verſchiedenheit der Dienſtrechte nach 


15, Fürth ©. 168: condomestici .... considerantes, non absque communi 
turpitudine comparium suorum inter duog coaequales suos... pugnam posse 
committi. &. auch jura minist. Colon. ib. ©. 513. $ 7. 

ı6) 3. B. leges feudales Teklenburgicae bei Fürth, Anh. VI. 8 15. ©. 531. 
Recht der dynstmanne to Magdeborch ib. ©. 523. $ 3: dy dinstman scal 
geven dem biscope to wedde eyn pund und dy dinstmenne scholen under 
ein geven dry punde to bute. 

1, Jura minist. Col. Fürth ©. 5ll pr.: hec sunt jura ministerialia s 
Petri in Colonia ab antiquo ordinata et statuta servata et servanda. 

18) Ueber die Dienſtweisthümer, abgegeben von allen oder einigen beſonders 
vereidigten Genoſſen cf. Fürth ©. 25025). 

10) Urk. v. 1153 Monum boica XI. ©. 167: de cetero statuimus, ut mo- 
nachi, clerici et ministeriales sine disturbatione permaneant, unusquisque 
in suo ordine, et nulli successorum npstrorum liceat illis invitig aut tollere 
que sua sunt aut jura corum nisi in melius ex consensu communi commutare. 
Rotulus off. Hain. b. Fürth ©. 533: consensu communi ipsorum ministeria- 
lium ... conscripta. 

.) Die hteften Dienftrechte, justitia ministerialium Babebergensium, jura 
ministerialium Coloniensium, recht der dynstmanne to Magdeburg, recht des 
stichtes to Hildensen, leges feudales Teklenburgicae, fowie ber rotulus offi- 
ciorum Haioniensium (jämmtlih im Anhang bei Fürth abgebrudi) und bas 
Dienftmannenreht von Bafel (ed. Wadernagel), beweifen dies. ©. auch Zürth 
©. 254f. Beflerung bes Rechts der Minifterialen des Stiftes Freckendorf v. 3. 
1086 b. Kinblinger, münfter. Beitr. II, 2. ©, 48f. 

2), Sachſenſp. UI, 42. $ 2: nu ne latet jük nicht wunderen, dat dit 
buk so lüttel seget von dinstlüde rechte, went it is so mannich valt, dat is 
nieman zu ende komen kann; under jewekem bischope unde abbede unde 
ebbedischen hebben die dinstlüde sunderlik recht. Of. Schwabenfp. c. 48. 
84—8; c. 54. 1.5 5—8. Sächſ. Lehner. c. 67. Schwäh. c. 115. 
11. 8 4. Vetus auctor de beneficiis I. $ 131. 
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dem Stante be Herm bin”), und wir werden daher auch in der genofien- 
ſchaftlichen Organiſation Verſchiedenheiten annehmen müfjen, welche auf der 
Stellung des Herm berubten. Namentlich ift nicht zu bezweifeln, daß in ber 
Berfaffung ebenfo wie im Recht ber Reichgminifterialen, der Dienftmannen 
geiftlicher Herren und ter Dienftleute des weltlichen Adels größere Verſchieden⸗ 
beiten beftanden haben, und daß in ben letzigedachten Klaſſen wieberum die 
Bereine der fürftlichen und die Vereine ber blos gräflichen, freiherrlichen oder 
ftiftiihen Mannen unter einander verfchieden geweſen find“). Im Großen 
und Ganzen waren aber Allen die Grundzüge einer genoflenichaftlihen Orga⸗ 
aifation gemein. 

Verſchieden war daher and) die Gerichtsbarkeit des Herrn über die Dienft- 
börigen beftimmt, verſchieden Kompetenz, Beſetzung und Berfahren: allein überall 
finden wir ein Dienftgericht, welches zwar auf ber einen Seite als ein berr- 
ſchaftliches erfcheint und vom Herrn oder feinem Stellvertreter als Richter 
gehalten wird‘), auf der anderen Seite aber genofienichaftlich organifirt ift, 
indem nur Genofjen das Urtel finden?e), nur Genoffen als Zeugen und Gid- 


2) Schwabenfp. c. 48: die priester fürsten die habent dienstman die 
habent ein recht. Der äptissin dienstman die gefürstet seind dye habent ein 
ander recht. Der leyenfärsten dienstman habent sunder recht. c. 54. Des 
reichs dienstman habent sunderlich recht. 

=, Auch Fürth und Maurer nehmen brei Klafien von Dienftmannen an: 

1) die Reichöminifterialen Gürth S. 119—133. Maurer 1. c. II. 38—46), 
beren Borzüge in ihrer Unveräußerlichleit vom Reich, in ihrer Fähigkeit, Reichs⸗ 
gut zu befiten, in ihrer Theilnabme an faiferlihem Rath und Gericht, in erhöhter 
Etandedehre beftehen. Of. au Zöpfl 8 30°. TIL Sadfenfp. IN, 19. 81. 
s1. Echwabenfp. c. 158; befonderd aber das kleine Kaiferreht III. c. 1—8. 
17— 19. 33 ꝛc.; 

2) die Dlinifterialen der Kirche (Fürth S. 133—137. Maurer 1. c. 40. 41), 
unter welchen wiederum bie ber geiftlichen Zürften vor denen anderer semige 
Herrſchaften Vorzüge hatten; 

8) die Minifterialen des Adels (Fürth ©. 137—189. Maurer 1. c. 41) 
d. 5. der Zürften, Grafen und Dynaften, fowie ber geiftlichen Stifter, welche 
hinter den Neichd- und Kirchendienftleuten an Rang zurüditehen. 

2) Fürth ©. 394f. 

25) Gölnisch dienstr. b. Fürth ©. 521. $ 11: ever wirt jeman vorgeeischt 
van sime herren, so en sal nieman ume dat urdel gevracht werden ain ein 
husgenosse desselben reichtz. Recht des stiftes to Hildensen ib. ©. 526. 
$ 9: gift de biscop scult sime denestmanne, he scal eme antworden vor si- 
nen denestmannen. Leg. feud. Tekl. ib. €. 529. 8 5. Recht der dynst- 
manne to Magdeborch $ 1: dyt ys dat erste, dat dy dinstlude von Magde- 
borch gewunnen hebben: dat nemen ordele uppe sy vinden en mach he sy 
to dem herscilde geboren. 
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belfer für und gegen Genoffen auftreten koͤnnen?e). Auch haben die Dienft- 
mannen das wichtige Recht, in Streitigkeiten unter einander, mit dem Herrn 
oder mit Fremden Schiedsrichter zu wählen ?”). 

Wie in Recht und Gericht, jo trat im allen anderen Angelegenheiten, 
welche den Dienftverband berührten und beſonders auch in ber eigentlichen Ver⸗ 
waltung die Gejammtheit der Dienitgenoffen mehr und mehr dem Herrn als 
eine jelbftändige Einheit gegenüber. Nicht nur erlangte fie für ihren eigenen 
Verband eine immer freiere Selbftverwaltung, fondern fie nahm als eine poli- 
tiſche Körperfhaft an der Verwaltung der ganzen Herrichaft, von der fle ein 
bedeutendes Glied bildete, Theil. Zuerſt nur nad Willkür des Herm von 
biefem bei allen wichtigeren Handlungen theild als Zeugen, theild ald Rath. 
geber zugezogen”), als Stellvertreter und Beamte verwandt, erlangten bie 
Dienftmannen bald ein wirkliches Recht auf Antbeil am Regiment Bel 
Verfügungen über herrfchaftfiches Eigenthum, bei Beräußerumgen von Gütern 
oder Perjonen and dem Verbande, bei Keitamentserrichtungen, Kriegserflärun- 
gen, Friedensſchlüſſen, Fehden und Bündniſſen, hei allen bebeutenderen Regierungs- 
bandlungen bedurfte der Herr ihrer Zuftimmung, fo daß ohne dieſe die Hand- 
lung fogar ber Giltigfeit entbehrte*),. Alle dieſe Rechte aber ftanden der Ge- 
ſammtheit zu, fo daß die Zuftimmung der Abweienden oft noch beſonders 
nachgeholt wurde, wenn nicht, wie meift der Ball, eine gewifle, oft auf fieben 
feftgefeßte Zahl von Minifterialen als DBertreter der Geſammtheit galt?”). 
Hieraus haben fi dann fpäter das reichsftändiſche Recht der in die Reiche» 
ritterfchaft übergegangenen Reichödienftleute fowie bie landſtändiſchen Rechte der 
Iandfäffigen Ritterſchaften entwidelt®'). 

Zur Orbnung ihrer gemeinichaftlichen Angelegenheiten beburften die Dienft- 
genoffen theils regelmäßiger theils aufßerordentlicher Zufammenfünfte, die dann 
zugleich als gefellige DBereinigungen dienten”). Sie waren überhaupt wie mit 
dem Herrn fo unter einander nicht blos rechtlich, fondern auch fittlih verbun- 


26) Còln. Dienstr. $ 11. Recht des stiftes to Hildensen $ 2. Urk. v. 
1120 Monum. boica VI. 67. Bezüglich des Zeugniffed Fürth ©.416. Note 1818. 

7) Grimm, R. A. ©. 749. 750. Fürth ©. 406. 407. 

22) So bei Eingehung von Ehen, bei andern wichtigen Angelegenheiten bed 
Hauſes, bei Verträgen, bei Beurkundungen, bei Rechtfprechungen, bei Beichluß- 
faffungen ꝛc. Fürth ©. 157f. 171f. 

29 ©. Fürth S. 160-166, der auch Beifpiele bringt, wo felbft nitgliche 
Handlungen am Widerftande der Dienftmannen fcheiterten, mo Verträge wegen 
mangelnden Konfenfes berfelben als ungiftig angefochten wurden (1177 Monum. 
boica III. 459), wo wegen Nichtzugiehung ein fürmliches Auffagen des Gehor⸗ 
ſams ftattfand. 

20) Fürth ©. 168. 

29 Hüllmann, Stände I. S. 223f. 231f. II. 221f. 

22) Fürth ©. 169. 170. 
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den, einanber zu gegenfeitiger Treue, Hilfe und Unterftügung in Noth ver- 
pflichtet, und yflegten fi deshalb jchon durch äußere Umterfcheibungkgeidhen 
ala Glieder Siner Genoſſenſchaft zu bezeichnen ?®). 

Endlich mögen fie au ein gemeinfchaftliche® Bermögen befeffen haben 
und hatten jedenfalls ein gewiffes Gejammtrecht, wie über bie ihrem Verbande 
angehörigen Perjonen?*), jo über bie ben Genofien angehörigen Güter. Des- 
halb durfte der Genoſſe jein Gut nicht ohne Zuftimmung der Genoflenichaft 
mb dem Berbande heraus veränfern?5), worin ber Keim bes fpäteren ritter- 
ſchaftlichen Retrakisrechts lag. 

Trotz einer jo weitgehenden Selbftänbigkeit und fo umfaſſender Geſammt⸗ 
rechte indeß blieb die Mannengenoſſenſchaft dienſthoͤrig. Aus eignem Herr 
ſchaftsrecht war der Herr ihr Haupt und, wie jeber Einzelne, io ſchuldete bie 
Geſammtheit ihm Dienft, Treue und Gehorſam. Aber nicht blos in ihren 
inneren Angelegenheiten blieb fie abhängig vom Herm, fie wurbe auch nad 
augen von ihm allein vertreten). Deshalb ftand fie außerhalb des Landrechts 
und bedingte eine völlige Rechts- und Verkehrsunfähigkeit nach Lanbrecht?”). 
Freilich genoß fie eines jehr ausgebildeten und dem Landrecht ſich mehr und 
mehr nähernden Dienftvechts, das ein eignes Sachen⸗, Familien⸗ unb Erbrecht, 
wie ein eigened Straf und Berfaffungsrecht entwickelte und innerhalb ber 
Grenzen des Verbandes völlige Verkehrs- und Bertragöfreiheit und eigene Ber- 
tretung der Perfonen und Sachen vor dem Dienfigericht zuließ’®): allein nach 
dem ftrengen Landrecht galt nur der Herr ald Cigenthümer ihrer Güter, als 
Bertreter ihrer Perfonen. Mit der Zeit indeß wurbe dieſes Princip in einer 
Reibe feiner Anwendungen durchbrochen und fo ber Weg gebahnt, auf bem 
das Dienftrecht im Landrecht verfchwinden, die Minifterialität ſich als eigen- 
thũmliches unfreied? Standeöverhälinig auflöfen und mit freien Elementen zu 
neuen Stantesbildungen verjchmelzen Tonnte?®). 


22) Fürih ©. 170. 

20) Dies zeigt fi 3. B. darin, daß zur Ehe mit einem Ungenofſen nit 
‚bios des Herrn, ſondern auch der Genoffen Genehmigung gefordert wurde. Urk. 
v. 1182 b. Meichelbed, historia Frising. I, 2. &. 560: R. ministerialis eccle- 
siae vestrae communi consensu nostro et ministerialium ecclesiae nostrae 
uxorem de domo nostra duxit. 

2*) Fürth ©. 168.169. Zöpfl 830°. II. Schwabenſp. e. 158. Fürth 
bezieht auch die in Urkunden und Rechtsbüchern (z. B. Sachſenſp. II, 78. 8 5. 
Schwabenfp. c. 105. II. $ 4) erwähnte Genehmigung der amiei oder vründe 
hierber. | 
*) Kindlinger, Hoͤrigk. ©. 18. Fürth ©. 150f. 

2) Fürth S. 105f. 247f. 260f. 479. Maurer l.c. I. ©. 41f. 

”*) Eine ausführliche Darftellung der Rechtöfapungen des Dienftrechts unter 
Bergleihung mit dem Landrecht und Hofrecht giebt Fürth ©. 260—423. Bol. 
auch Walter 1. c. 8 226. 

”) Hüllmann, Stände II. 256f. Fürth ©. 4725. Walter 8 229. 
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Damit mußten auch tie Minifterialenvereine als herrichaftlicke Genoſſen⸗ 
haften untergehen und entweder zerfallen ober fich in freie Ritterfchaften ver- 
wandeln, wie bie im 13. und 14. Jahrhundert gefhah. Die Punkte aber, 
auf denen die Auflöfung der Dienfthärigkeit und ihrer beſonderen Genofjen- 
{haften vornemlich vollzogen wurde, waren auf ber einen Seite die Verbin⸗ 
dung derjelben mit dem Lehnsweſen, auf ber andern Seite ihre Bereinigung 
mit dem Ritterthum. Die Lehnsfähigkeit der Minifterialen, welche mehr und 
mehr zur Anerlennung kam, führte die Verwandlung ihrer perjönlichen Abhän- 
gigkeit in eine blos dingliche herbei und deshalb in allen andern ald Lehnsan⸗ 
gelegenheiten die Stellung unter das Landrecht d. 5. die Freiheit). Die Er» 
langung der Ritterwürde aber war faft nod wichtiger für Sprengung ber 
berrichaftlichen Bande*), denn fie ftellte den Dienftmann in eine weit über 
die Herrſchaft, ja über das Reich binausreichende Stamdesgenofienfchaft, wel⸗ 
der Edle und Fürften, ja der Kaifer ſelbſt angehörten, als einen in ritter- 
lihen Dingen ebenbürtigen Genoffen, und gab ihm fo Rechte, die mit feiner 
Dienfthörigkeit nicht im Mindeften zufammenhiengen und nicht vom Herm 
entftammten +). Ä 

II. Benn fo die Gefammtheit der Minifterialen Eines Herrn eine einzige 
Dienftgenofjenfchaft bildete, fo konnten innerhalb derfelben wegen bes beſonderen 
Rechtes, Dienftes oder Intereſſes Einzelner auch engere Vereine zur Entftehung 
fommen. Bon ſolchen find die widhtigften die Genoſſenſchaften ber 
Münzer oder Hausgenofjen *). 

Während die Verwaltung der übrigen Herrihaftsämter meiſt einzelnen 
Mitgliedern der familia übertragen wurde, pflegte mit ber Ausübung bes 
Münzregald und bes bamit verbundenen Wechjelamtes*‘) ſchon früh eine Mehr- 
heit von Perfonen betraut zu werden. Schon in Farolingifcher Zeit, als bie 
Münze noch allein dem Könige zuftand, werben mehrere Münzer, bie wol zum 


Maurer l. c. II 50. 51. Der Schmabenfpiegel c. 158 fagt ſchon: dienstman, 
nement erbe und erbent als vrie lute nah allem lantrecht. Val. auch Goſen, 
dad Privatrecht nad) dem Fleinen Kaiferrecht (Heidelberg 1866) $ 9. 

, Fürth ©. 423-4356. Maurer II. 49. Walter 8 228, 

), Fürth ©. 65—88, befonderd aber Maurer F c. ©. 29f. Auch 
Walter 8 228. 

2, Bol. ben folgenden 8. 

“ Hillmann, Städteweſen II. ©. 17f.; Stände II. ©. 26f. Eichhorn, 
Zeitſchr. f. geſch. R. W. IL ©. 218; R. &. 8 296. Wilda, Gildenweſen 
S. 195f. Arnold, Freiſtädte I. S. 270f. Heusler, Berfaffungsgeich. v. Bafel 
©. 58f. Ennen, Geſchichte der Stadt Köln I. ©. 2 Lambert, Stäbte 
I. ©. 192f. 

#4) Ueber diefe Verbindung ſ. Hüllmann, Städte I. c. ©. 28. Ark, f. 
Gonftanz v. 1240 b. Reugart IL ©. 172, 


Die dienſtrechtlichen Genofienfehaften.: 8 22. 189 


Stande ber Fiskalinen gehörten, an Einer Münzitätte erwähnt‘). Später 
übertrugen auch die geiftlichen und weltlichen Herren, auf welde die Münze 
übergegangen war, das Munzamt an eine Unzahl ihrer Leute. Mit der Ent- 
wicklung des Miniiterialenftanded wurden dieſe Münzer den Dienjtmannen 
zugerechnet und aus ihnen erießt*), und ihre Berein, der Anfangs ein bloßes 
berrichaftliches Hofamt, ſodann eine hofrechtliche Sunung glei den Handwerken 
gewejen fein mochte, wurde nunmehr eine Genofjenfchaft des Dienftrehts, eine 
bienftrechtlihe Innung“), Weil dem Dienftreht angehörig, jtand die Münzer⸗ 
genofjenichaft unter dem Dienftheren und feinem ernannten Stellvertreter, dem 
Münzmeifter, wurde von ihnen gerichtet und leitete vom Herm ihr Recht der 
ausichlieglihen Münzpragung und des Geldwechſels ber), Sie hieß deshalb 
eine Hausgenoffenjchaft, denn fie gehörte zur familie, zum Hausgeſinde des 
Herrn"). Aber mehr und mehr erlangte fie genoffenfchaftliche Rechte v). Die 
Aufnahme eines neuen Genoffen wurde neben ber Einſetzung durd deu Herrn 
von der Zuſtimmung jeitend der Genofien abhängig). Sie durften ben 


45) Capit. de moneta 809. c. 2. b. Perg I. 159. 

=), Yelteftes Strasb. Stadir. c. 63: nullus facere denarios debet, nisi qui 
sit de familia hujus ecclesise. 

©, Daber ber Name oflicium für. die Genoſſenſchaft. Ennen u. Ederp, 
Quellen OL 464: oflcia monetae nostrae. Ausnahmsweiſe war in Bafel die 
Sanung ber Haudgenofien, welche zugleich die Goldſchmiede umfaßte, vom Biſchof 
befegt und dann vererbt wurde und ihren Vorftand vom Biſchof erhielt, Feine 
dienftrechtliche fondern eine hofrechtliche Innung. Nur ihr Vorftand war ein 
Pinifterinle. Heusler ©. 83. 84. 

4) Dies tritt beſonders deutlich im älteften Strasb. Stadtr. c. 5979 ber» 
vor. Auch in Köln wurde ber magister monetse vom Erzbiſchof ernannt. 
Ennen u Eder L oc. IL 18. II. 106. 

“, Strasb. Stabtr. c. 68 in Note 46 und Weberfegung: er ensi dan des 
gerindes deses Gotteshuses. „Hausgenofien" ale Diünger kommen befonders in 
Köln, Regensburg, Strasburg, Worms, Bafel, Augsburg, Mainz, Wien, Fraukfurt 
vor. (In Speier erhielt der Name eine umfafjendere Bedeutung.) Ganz falich 
elläart Düllmann L e ©. 28 den Samen von dem Verſammlungshaus oder 
Munzhaus. 

, Ihre Verbindung hieß daher eine communsias (Lacomblet, Nieberrhein. 
Urfundenb. IL 206. Urf. v. 1252: communitas campsorum qui husgenosze 
dicuntur); eine universitas (Urf, v. 1207 Ennen u. Eder$ IL 80: accedentes 
ad nos quidam monetarii Colonienses ex parte universitatis eorum qui hus- 
genois dicunter); ein consortium (Urt. v. 1288 u. 1245 ib. ©. 126. 179. 180. 
Al. Url. v. 1268 b. Schannat, hist. Worm. I. ©. 168); ein consoriium et 
socielas (Urf. v. 1207 ut.); eine genoszschaft ıc. 

s, Schon im Jahre 1207 beſaßen die Kölner Hausgenoffen ein altes Privileg, 
wonach wider ihren Willen Niemand „consorcio ipsorum et societati* zugefügt 
werden dürfe. CA. Ennen u, Eder I. ©. 0. S. aud Url, v. 1225 ib, 
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Münzmeiſter ſelbſt wählen und der Herr beſtätigte ihn nur). Das Gericht 
bes Münzmeifterd wurde mit Genofien als Urtelsfindern bejeßt”). Iährlich 
wurden brei ungebotene Dinge gehalten, auf benen bie Genoſſen unter Borfig 
des Münzmeifters ihr Recht wiefen, Ungericht rügten und befierten, und über 
gemeinjame Angelegenheiten beichloffen®‘). Es gab ein beſonderes genoflen- 
ſchaftliches Net) und einen beſonderen genofienfchaftliden Frieden “) der 
Münzer. Wie an dem ganzen Amt, fo ftanb auch an dem Münzbaufe der 
Geſammtheit der Genofjer eine Gefammtgewere nad Dienftrecht zu’). Die 
Sefammtbeit bezog die Einkünfte und. vertheilte fie unter die Einzelnen). 
Kurz in allen Beziehungen bildeten die Münzer eine jelbftändige . Bereinigung, 
die nur durch ihre Dienfthörigkeit befchränkt war. 

Wie die Minifterialität überhaupt, fo verſchwand aber auch die eigenthäm- 
liche Dienftgenofienfhaft der Münzer und ſchon im 43. Sahrhundert hatte fie 
ihren Charakter völlig geändert. And einer dienftrechtlichen war fie-zu einer 
lehnrechtlichen, aus einer herrichaftlichen zu einer auf dem Princip der freien 
Einung rubenden Genoffenfchaft geworben und faft nur noch Reminiscengen*?) 


98. 99. Ebenſo verfprahen in Regensburg Biſchof und Herzog, die gemeinſam 
Münz- und Dienjtherren waren: quod ipsos monetarios ad recipiendum aliquem 
ad oflicium monetariorum et eorum consorcium invitos nullatenus compelli- 
mus. Urk. v. 1272 b. Hüllmann, Städte IL ©. 28. Rote 70: v. 1295 b. 
Ried I. ©. 688. Gemeiner, Chronit IL ©, 442. Auch fällt. ion nach dem 
älteften Strasburger Stadtrecht ein Theil der Aufnahmegebühren. an die Ge⸗ 
nofjenfchaft. 

2) So fand in Speier jährlich erneuerte Wahl Statt. Lehmann, Speierer 
Chronit IV. S. 293. 294. Arnold I ©. 274. . 

5) Arnold 1.c. S. 274—276. Url. v. 1389 b. Böhmer S. 560. Ode, 
Geh. v. Bafel I, 1. ©. 128. 129. Jus Augustanum b. Hüllmann |. c. 
©. 27. Note 61: ain munzmeister sol XII husgemossen haben, die richtent, 
Der Müngmeifter felbft ftand chen nad) dem Speierer Privileg v. 1830 vor dem 
älteften Genoſſen zu Recht. 

s, Arnold l.c. J. ©. 276. 

58) Url. v. 1272 b. Gemeiner L.c. L 401: ———— Ratisbonenses, 
qui jus habent, quod vulgariter hausgenossenschaft dicitur. 

se) in befonderer Friede follte auch. in der Münzftäkte, unter dem Dach ber 
Wechſelbank, ja in Weißenburg felbft in den Privatwohnungen der Diänzer walten, 
CE Hüllmann S. 80. 81. Heusler ©. 37. 

 Echon: im Jahre 1289 fchlofien -aber die Epeierer Haudgenofien -und 
Münzer einen freien Bertrag mit den Gejchlechtern über ein gemeinfames Ratho⸗ 
und Münzhaus, hatten alſo jchon a a nad N U. 6. 
Remling I. 384. 

s), ©. unten Note 66 u. 72, - 

6 Dahin gehören die einzelnen dem Herrn oder feinem Beamten zu leiften- 
den Dienfte, wie 3. B. in Diainz die jährliche Lieferung eines Salmen oder von 
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erinnerten an bad Dienftreht. Die Genoſſen bienftmännifcher Herkunft waren 
perjönlich frei geworben, angejehene bürgerliche Geichlechter waren hinzugetreten, 
obne fih dem Herrn perjönlich zu verbinden. In Köln und Regensburg waren 
ſchon in fehr früher Zeit Altfreie im Mitbefit der Münze). Damit war das 
Band, welches die Genofjenfchaft ihrem Herrn verknüpfte, nicht mehr die Dienft- 
börigfeit und dad gemeinfame Dienjtamt, fondern allein noch ein zu Lehnrecht 
beſeſſenes Regal, mit welchem eine nicht perfönliche, fonbern auf dem Lehn 
jelbft ruhende und mit ber Aufgabe diejes endende Abhängigkeit und Dienft« 
pflicht zufammenhieng. Das Amt felbft wurbe jet als ein Geſammtlehn, ber 
Herr ald Lehnsherr, die Münzergerichtsbnrkeit als eine Lehnsgerichtsbarkeit bes 
trachtet und die Mitgliedfhaft war eine Xheilnahme am Lehn®), Sn ihrer 
eigenen Organiſation aber wurden die Münzerhausgenofienfchaften zu freien 
Korporationen, welche den anderen Cinungen und Gilden volllommen gleich“ 
geftellt und ihnen zugezählt wurden). Sie ergängten fih nunmehr jelbft in 
vollfomnmener Freiheit *®), hatten volle Selbftwerwaltung, Autonomie und ftatu- 
tariſches Recht“), wurden durch gewählte Korporationdorgane vertreten und 
geleitet), batten neben dem geliehenen officium allodialen Befig an Grund 


55 fl. an den Kämmerer, bie Verpflichtung biefen zu Grabe zu sagen ꝛc. C£. 
Url. b. Guden II. 462. 463. 

“) Arnold 1 c. ©. 272. A. M. Nitzſch ©. 282. Lambert 1. c. II, 
S. 192f. 

*) So beionders in Köln, wo es daher 1258 und 1259: feuda ratione mo- 
netae und: feudum quod Hausgenossenschaft vulgariter appellatur beißt, unb 
die Entſetzung ber Genofienfchaft, welche der Erzbifchof wegen Mißbrauchs des 
ofieium vornahm, ald Einziehung eines verwirkten Lehns erjcheint. Urk. b. La⸗ 
combl. 1. c. IL 257. 268. Als Lehn, das an eine Anzahl unabhängiger Bürger 
gegeben wird, erfiheint die Münze auch in Zñrich. Urk. v. 1364 b. Reugart 
IL 464. Aehnlich in Wormd, Speier, Baſel. Hüllmann J. c. ©. 25. 26, 

* So z. B. im Privileg v. 1219 f. Goslar b. Göſchen ©. 114, wo alle 
andern Gilden mit den Worten verboten werben: quod malla sit conjuratio nec 
promissie vel societas quae theuteniee dioitur eyninge vel ghilde nisi solum 
monetariorum. &idliche Verbindung b. Hüllmann 1. o. ©. 28. 

6) Nr. v. 1295 5. Gemeiner I. 442: swenne si einen hausgenoz setzent. 
Ur. v. 1230. 1288. 1245 b. Ennen u. Eder II. ©. 126. 175. 179. 180. 
241: ut kderam habeant facultatem alium vel alios in oonsortium suum eli- 
gendi et instituendi. lieber den Wahlmodus ib. L ©. 807. MNeber bie Er- 
weiterung der Genoffenfchaft in Köln durch freien Vereinsbeſchluß ib. I. 108. 816. 

“, Man vgl. nur die Statuten ber Kölner Münzerhausgenofien b. Ennen 
u Eder L ©. 108f. 

* So traten in Köln gegen Ende bed 13. Jahrh. ben vom Erzbiſchof er- 
nannten die Oberaufficht führenden Müngzmeiftern eigene von der Gefellichaft frei 
gewählte Meifter als eigentliche Korporationdorgane gegenüber. Ennen I. 
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und Boden und freies Kapitalvermögen) und wurden felbft in Sachen ber 
eigentlihen Münzprägung nur noch durch ein Oberaufſichtsrecht des Herrn be» 
Ichräntt®?). 

Dadurch aber, daß die eigentliche Bafis der Berbindung ein Amislehn, 
d. b. alfo ein als Vermögensrecht aufgefaßtes politijches Immobiliarrecht war, 
wurden die Münzergenofjenichaften früber und in höherem Grade ald andere 
Einnungen auch bezüglich des Verhältniſſes der Genoſſen zu einander auf ver- 
mögensrechtliche Grundlage gebracht. Die Mitgliedichaft galt nun als nutzbares 
Privatrecht, die Zahl der Stellen warb gefchloffen®), das Genoffenreht ſelbſt 
wurde als ein vererbliches®) und veräußerliches v) Recht behandelt. Nur hatte 
die Genoſſenſchaft in Köln felbit ein Vorkaufsrecht am der einzelnen Stelle, die 
ihr zu einem geringeren Preije verfauft werben mußte, zu einem höheren, wenn 
auch auf ein Marimum firirten Preife von ihre wiederum vergeben werben 
Ponnte?'). Und wie das einzelne Genofjenrecht, jo galten auch das der Gejammt- 
heit gehörige Amtsrecht, ihr Gejammteigentbum und ihre Gefanmtkapitalien?*) 
als im Bermögensinterefje aller Einzelnen auszubeutende nutzbare Rechte”). 


©. 481. Ennen u. Edert L 807f. IL 386. Sie berufen die Berfammlung, 
vertragen mit ber Mehrheit, was jeder bei Buße halten foll, fordern die Bußen 
ein, haben den Friedensbann ꝛc. Of. ib. L ©. 816: consilium monetae. 

ee) ©. Ennen u. Eckertz I 303f. 315 u. unten Th. IL 
9) EnnenLc.L 431. Es bedurfte fogar eines Faiferlichen Privtlegd, um 
den Wormſer Biſchof gegen die Willlür der Münzer zu ſchützen. Urf. v. 1283 
Schannat IL 144: monetam potius cudere secundum jus et consuetudinem 
quam juxta voluntatem consortium qui vulgariter Huesgenocz appellantur. 

So in Mainz, Augeburg, Debringen und Erfurt auf 12. Hüllmann, 
Städte II. S. 27; in Köln auf 40. Ennen I 431; in Wien auf 48. Hüll⸗ 
wann, Stände II. ©. 27. 

”, So erbten in Bien bie Eöhne und nach ihnen die Töchter nach Erſt⸗ 
geburtsrecht, eventuell die Wittwe, endlich auch andere Verwandte die Genofien- 
ihaft. Hüllmann, Stände IL ©. 237.. Erblichkeit in Bafel: Ochs IL, 2. ©. 128. 
In Köln erbten die männlichen ehelichen Nachkommen vom Laienftand. Ennen 
u Eckertz L 318. 314. Sie nannten fih wir herren dye Eirfhuisgenoissen 
up der Muynzen in Colne. ib. 803. 

70%) Berlauf db. Ennen und Eder L 806. 314. 815. Verſchenkung ib. 
©. 314. 

71) Statut v. 1314 b. Ennen und Ederp L 306. In der Feſtſetzung des 
Parimums liegt noch entfernte Anerkennung des öffentlichen Charakters des off-- 
clum quod dicitur huisgenoizschaft. 

0) Ennen und Eder L 308—316. 

73) Hiervon Näheres in Th. II, wo von ber rechtlichen Natur ber eur Ge. 
noſſ — zuſtehenden Geſammtgerechtigkeit zu handeln ift. 


Die Genoſſenſchaften des Lehnrechtd. 8 23. 193 


II. " Die Genoſſenſchaften des Lehnrechts. 
8 23. 


L Die freien Baffallen waren von je nur in dem vaſſallitiſchen Ange⸗ 
legenbeiten vom Volksrecht und Volksgericht ausgeſchloſſen). So weit aber 
ber Bafjallenverband reichte, waren fie urſprünglich in berielben Lage wie un- 
freie Männer. Die Gunſt des Herm war es, welde im Vaſſallenverbande 
Recht, Rang und Bortheile ſpendete, der Here hatte Verwaltung, Anordnung, 
Disciplin, von feinem Ermeſſen bieng die Organifation bed Ganzen, bie 
Ueber- oder Unterordnung Einzelner, die Gleichſtellung non bienfthörigen Män- 
nern mit Sreien und Edlen ab. Edle und Freie, welche ſich in die Baffalli- 
tat begaben, Eonnten Bedingungen machen und für biefe den Schuß bes 
Volksrechts vorbehalten, durch Herlommen oder Vertrag Tonnten fih auch 
während beftehender Bafjallität verſchiedene Rechte Einzelner gegen den Herrn 
enwickeln: immer blieb zunächſt der Herr ein perfönlicher Schutzherr, ber die 
Geſammtheit feiner Vaſſallen bezüglich eines Theils ihrer perjönlichen Rechts⸗ 
iphäre vom Volksrecht abjchnitt, das heißt ihre Freiheit minderte. 

Mit der Entwicklung des eigentlichen LXehnrechts, weldyes feit dem zehn- 
ten Jahrhundert aus der völligen Verſchmelzung der Vaſſallität und des Be 
neficialweſens erwuchs, änderte fid) Died. Das bingliche Verhältni des ab- 
bängigen Beſitzes wurde jet das einzige Subjtrat, die alleinige Quelle ber 
perfönlichen Abhängigkeit. Jede Treudienſtpflicht endete jet mit Aufgabe bes 
Lehns; die Lehnsgerichtöbarkeit erſtreckte fih nur noch auf das Gut, auf 
bie perjönlichen Beziehungen des Herrn und Baflallen aber nur fo weit, als 
diefe unmittelbar aus dem dinglichen Verhältniß floffen; Lehnsverluſt wurde 
die böchfte Strafe, auf welche der Lehnhof erkennen konnte; die Kompetenz des 
Gerichte wurde rein dinglich beftimmt. Damit war die Perfon ded Vaſ⸗ 
fallen als ſolche dem Lehnrecht nicht mehr unterworfen, nur das Lehen jelbft 
war dem Volksrecht und Volksgericht entzogen, für die Perjon des Baffallen 
börte jeder auch nur partielle Ausſchluß vom Volksrecht und damit jebe auch 
nur theilweiſe Minderung der Freiheit auf”). 

Zwifchen den Zeiten, in denen die perfönlihe Grundlage der Vaſſallität 
unzweifelhaft fejtitand, und den Zeiten des ausgebildeten Lehnrechts lag natür- 
lich eine lange und ſchwankende Uehergangsgeit, in ber die perjönliche Abhän- 
gigkeit bald noch als felbftändiges Verhältnig, bald lediglich als Ausflug des 
abhängigen Befitzes erjcheint. 

Unzweifelhaft aus jenen Zeiten, in denen die Bafjallität noch als per- 


1) Bol. über die Fälle, in denen die Rechtsbücher ausbrüdlich den Vaſſallen 
vor das Landgericht ftellen, Homeyer, Syftem des Lehnrechtd II. 565-567. 

3 Cihhorn, R. ©. $ 345°. 364. 
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fönlihe Unterwerfung unter einen Herm anerfannt war, ftammt die Idee 
eined Gemofjenverbandes unter den freien Baffallen deſſelben Herm. So 
. Teäftig freilich, wie die Genoffenjhaften des Hof- und Dienftrechts, konnte 
fih die vaffallitiihe Genoſſenſchaft nicht entwideln. Denn weil die freien 
Vaſſallen nach wie vor den volfrechtlichen Genofſenſchaften angehörten, war 
das Bedürfniß einer befonderen Genoſſenverbindung unter ihnen weniger leb- 
baft, als bei den vom Volksrecht abgejchnittenen Ständen. Indeß im Laufe 
der Zeit fan? die Macht und Bedeutung aller öffentlichen Verbände und bes 
von ihnen gewährten Rechtsſchutzes, ftieg andererjeits ber Umfang und Werth 
der vaffallitifchen Angelegenheiten. Es bildete fi durch Herfommen und 
Derträge für jeben BVaflallenverband ein in demfelben berrfchentes gemeinja- 
med Recht aus, das gleiche Intereſſe der Vafjallen bei Feſtſtellung, Schug und 
Fortbildung dieſes Rechtes trat in den Vordergrund, die Begründung eines 
feften, erblichen echtes an den Beneficien durch eine gemeine Regel des neuen 
Rechtes erſchien bejonders als ein allen Baffallen gemeines Ziel. Damit war 
denn auch bier eine Genofienjchaft gegeben. Die Vaſſallen deſſelben Herrn 
famen nicht mehr blos zur Beratbung ihres Herrn, jondern zur Ausühuug 
eigenen Geſammtrechts und zur Wahrnehmung der gemeinfamen Sutereffen 
zufammen?), fie wiejen das in ihrem Genoſſenkreiſe geltende Recht, fie traten 
dem Herm, wo dieſer eine Entfcheidung oder Disciplin in vaffallitifchen An- 
gelegenheiten übte, als genoſſenſchaftliche Urtelöfinder zur Seite) und fie be- 
ſchraͤnkten den Herrn in allen feinen Berfügungen. 

Als die Baffallität im Lehnsweien aufgieng, mußte die vafſallitiſche Ge⸗ 
noſſenſchaft in ihrer alten Form als berrichaftlihe Genofſenſchaft aufhören. 
Aber der Zufammenhang der Baflallen beffelben Herrn endete damit Teines- 
weged, jondern wurde nur, wie bad ganze Verhältniß, auf dingliche Baſis 
gebracht. Die fchußgenoffenfchaftlichen Baffallengerichte, welche feit der Ent- 
ftehung einer erblichen Gewere an ben Beneficien natürlidh für deren Errich⸗ 
tung und die daraus bervorgehenden Streitigkeiten ebenfalls kompetent geworben 
waren, wurden jeßt auf biefe Kompetenz beichräntt und giengen fo in wahre 
Lehngerichte über), aber ihre genofienfchaftliche Beſetzung mit pares curise 


3, Seit dem Ende des zehnten Sahrhundertd verfchworen fich oft die Vaſſallen 
geradezu gegen den Herrn, um ihn zur Abfchliefung fürmlicher Verträge über 
Feſtſetzung oder Abänderung des Lehnrechtd, bejonderd zur Anerkennung der Erb- 
lichkeit, zu nötbigen. Eichhorn, R. ©. 8 259. Note bu. c. Unger, Land» 
ftände I. 121. 

*) Schon nach Const. Conradi IL v. 1037 — Eichhorn 8 308. Note i, 
259. Note b — und nad) einer Urk. v. 1084 aud Kremer, orig. Nass. ©. 114 u. 
115 bei Maurer, Fronh. L ©. 488. Note 64: nisi parium suorum subjacere 
judicio; ... justo judicio suorum parium beneflcium, quod ex me tenebat 
fere, ei auferre debui. 

9 S. Maurer, Gef. der altgerm. Gerichtsverf. S. 11—14. 65. 77. 
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blieb beftehen. Baffallen deffelben Herrn waren jegt Alle, welche ein Lehen 
von ihm empfangen hatten; aber Folge dieſes Lehnbeſitzes war jet nicht blos 
ein perjönliches Dienftverhältmig zum Senior, fondern zugleich ein perjönliches 
Genoffenverhältnig zu den übrigen gleichgeftellten Lehnträgern befjelben Herrn. 
Alle, weldhe Lehen vom Herrn hatten, kamen daher jetzt an deſſen Hofe ſchon 
ihres Befitzes wegen zufammen und ftellten ihm gegenüber eine genoffenfchaftlic) 
verbundene, felbitberechtigte, ihn mannichfach beſchränkende Geſammtheit dar. 

Für die Fortbildung diefer Verbände wurbe es dann weiter von befonderer 
Wichtigkeit, daß auch die urfprünglich dienftrechtlichen Verhältniffe gleich den 
voffallitifchen ein dingliches Subſtrat erhielten. Waren die Dienftlehen Anfangs 
Folge der Dienfthörigkeit, fo wurden fie ſchließlich Grundlage einer nur noch 
durch fie bedingten und begrenzten Dienftpflicht. Im demfelben Grade aber, 
in welchen hiermit die Auflöfung ber Minifterialität und ihre Verwandlung 
in eine bloße Lehnsverbindung eintrat, mußten die jo zu voller Freiheit empor- 
geftiegenen Elemente der lehnrechtlichen Genoſſenſchaft zuwachſen, bis Diele 
endlih die bejonderen Dienftmanmenverbände ganz abſorbirte. ine fefte 
förperichaftliche Organifation hatten freilich die fo entftandenen Geſammtheiten 
nicht, eine folche erhielten fie vielmehr erft unter dem Einfluß des Einungs⸗ 
weiens in der folgenden Periode: ald Genoſſenſchaften aber müffen fie um jo 
unbedenklicher gelten, als ihre unter dem Herrn beftehende jelbitändige Einheit 
jehr greifbar zu Tage trat. 

Sm Einzelnen vollzog fih eine Entwicklung der angedeuteten Art zuerit 
im Reiche jelbft und brachte bier die unter dem Könige ald Senior ftehende 
Genofſenſchaft des hohen Adels, ber fih am Ende dieſer Periode entſchieden 
als ein Lehnadel charakterifirt, hervor. Schon im fränkiſchen Reich hatte die 
fih abichliegende Ariftofratie des koͤniglichen Dienftes in vielen Beziehungen 
eine politifhe Einheit gebilbete). Schärfer mußte dies hervortreten, als fie 
fih zu einem Stande, der im Wefentlichen ein Geburtöftand war, abſchloß. 
Sie wurde jegt ein in fich felber zuſammenhängender Verband, welder in 
jeiner Gefammtheit Mitträger ded Reiches war. Diefer Verband aber nahm, 
je mehr die Regierung des Reiches ſich feubal geftaltete, defto mehr Weſen 
und Form einer Lehngenoſſenſchaft an. — Der Kern bes hoben Adels freilich 
war urfprünglich Tein feubaler Stand. Dies war vielmehr der Stand der 
freien Herren, welder die Suhaber allodialer Grundherrichaften mit Immunität 
umfaßte, mithin nur die altgermanifche Bollfreiheit und das vollfreie Grundeigen 
in vollem Umfange fortjegte”). Allein auch der allodiale Grundherr mußte 


Fronh. L ©. 157. 170f. 184f. 485f. Abweichende Anfichten ſ. b. Albrecht, 
Gewere S. 290f. Eichhorn, R. ©. $ 303. Note i. Unger, altbeut. Ge⸗ 
richtsverf. S. 93. 264f. Waitz, Verf. IV. ©. 391. Die beiden Letzteren fehen 
die Lehnsgerichtsbarkeit ald eine von Anbeginn dingliche an. 
%) Vgl. oben 8 15. 
) Zöpfles 13 IH. Walter $ 260. 
13% 
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ſich vom Koͤnig den Gerichtsbann leihen laſſen, und wenn er auch ein Recht 
darauf batte®) und dabei nicht Baffall zu werben braudhte®), fo galt doch 
dieſe Verleihung, welche im Wejentlichen ein Analogon des eigentlichen Lehns 
war, ebenfowol ald Grund der Gewalt des freien Herrn nad) unten, wie als 
Grund feiner Theilnahme an der Reichöverfammlung und damit an der aktiven 
Trägerfhaft bes Reiches. Völlig feudal geftalteten fich dagegen die eigentlichen 
Reichsämter, die Grafichaften, die wiebererrichteten Herzogsämter und nach der 
Zertrümmerung der Teßteren die Fürftenämter 0). Als fih daher die Inhaber 
diefer hohen Reichslehen, denen bald die oberften Reichshofämter gleichgeftellt 
wurden, indem auch fie nicht mehr nach Dienftrecht, fondern nach Lehnrecht 
vergeben wurben 11), zu einem befonderen Stande abſchloſſen, ba war biefer 
Stand — ber Fürftenftand der Spiegel — reiht eigentlich eine Lehngenoffen- 
haft. Denn er vereinte bie Reichsvaſſallen, welche vom Kaiſer unmittelbar 
bie hoͤchſte Gattung öffentlicher Gewalt in feubaler Form (als Fahnlehn oder 
Scepterlehn) geliehen erhalten hatten 12). 

Wenn jo der hohe Abel, der Herrenftand des Reiches, aus verichiebenen 
Elementen hervorgegangen war und ebenfowol in der vollfreien Immumitäts- 
berrichaft, als in der Reichsvaſſallitäät, als in der oberften Reichsmintiterialität 
wurzelte, jo prägte fidh fein Charakter als eigentlicher Lehnsadel doch immer 
Ihärfer und beftimmter aus). Statt des perjänlichen Königsdienftes, der in 
fränkiſcher Zeit die Mitgliedſchaft der Ariftofratie gegeben hatte, wurde nun 
entweder ein vom Kaiſer ftammendes Herrichaftölehen oder das Recht an einem 
Territorium, mit welchem der Bann auf dem Wege einer der Feubalität 
analogen Beleihung verbunden war, Grund der aktiven Theilnahme am Reich. 
Nur die mit eigentlicher Herrihaft beliehenen und dafür dem Reiche Dienft 
und Treue ſchuldenden Männer, die nach unten ihrerfeits als Lehnsherren die 


8) Sachfenfp. III, 64. $ 5: die konig ne mach mit rechte nicht wei- 
geren den ban to liene dem it gerichte gelegen is. 

%) Sacdfenfp. 1. c.: ban liet man ane manscap. 

10 Sachfenſp. III, 52. 53. 58. 60. 62. Schwabenfp. Lassb. c. 119 — 
128. 131. 132. 139. 

1, Zöpflg 13. Eichhorn $ 290. 

12) Bol. Kaiferr. IIL c. 6: „dienstamt des kaisers*. Schwabenſp. 
c. 181. 189. Sachſenſp. IH, 58. 82. Aus der unmittelbaren Verleihung des 
Zürftenamtd durch den Kaifer erlärt der Schwabenfpiegel dad Wort „Fürft“ als 
„vorderst emphaher“. Als wejentlich galt daher für den Begriff des Fürſten 
auch die aus der Bafjallität folgende Kriegsdienftpflicht gegen bad Reich. Bol. 
angebl. Priv. f. Defterreih v. 1156 Perg L. IL 100. ©. Homeyer, Syftem 
des Lehnrechts 862. Schulte, R.®. 872. Walter, R. ©. $ 259. 

13) Bol. Zöpfl 8 13. Schulte, R. ©. 5 84. 89. Walter $ 259. 260. 
262 — 264. 
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Gewalt weiter gaben’*), waren nunmehr noch Vollgenofien des Reiches, waren, 
indem alle anderen Sreien zu bloßen Reichsſchutzgenofſen geworben, allein noch 
„das Reich“ im engften und eigentlichen Sinne, Nach oben find fie freilich 
noch nicht wie fpäter eine freie Genofſenſchaft, für die der Kaifer nur das 
forporative Haupt ift, jondern der Kaifer ift ihr Herr (Senior). Aber von 
feinem Herrenrecht geht mehr und mehr auf die Lehnsmannſchaft über. Gr 
wird nicht nur von ihr und aus ihr gewählt, ſondern er fteht vor ihr zu Recht 
und tbeilt mit ihr auf dem Reichötage das Reichöregiment. Der Reichetag 
ift nicht mehr eine blos beratbende Verſammlung der Getreuen, fondern eine 
Lehnskurie!), auf welcher die Gejammtheit ber NReichslehnöträger den Lehns- 
berm beräth und beſchränkt, das Hecht der Reichögenoffenfchaft weift oder 
Ihöpft, Mebereinfommen und Berträge mit ihm in der Form von Reichsge⸗ 
jegen abjchliegt'%). Die genoſſenſchaftliche Organifation des Standes zeigt 
fi aber auch über ben Lehnsnexus hinaus in der genoffenichaftlichen Gerichts- 
barkeit: wo es fih um Leib oder Ehre eined Mitgliebes handelt, Tann nur 
der König der Richter, koͤnnen nur Genoſſen Urtelöfinder ſein!). In ſich iſt 
ber Lehnsadel, welcher jo die Souveränität, die von dem Volke an den König 
gefommen war, mit dieſem wiederum theilt, in verjchiedener Weiſe gegliedert. 
Furften und freie Herren find in politifcher Hinfiht engere Genoſſenſchaften 
in ihm, aber in allen Standesrechten it der freie Herr „Fürftengenoß“ '°). 
Unterſchiede werden durch die Verjchiedenheiten des Amtes und der Herrſchaft, 
beſonders aber durch die feubale Stufenleiter, welde von der Anfchauung bes 
Mittelalters durch das Bild der Heerjchilde ausgedrückt wirb'”), in vielen Be 


16) Dies fieht der Schwabenfpiegel als harakteriftiiches Merkmal der Semper- 
freien an. Hie sagen wir von drierhande vrien luten. Der heiszent eine 
semper vrien. daz sint die vrien herren. als fursten und die ander vrien 
ze man habent. 

15) Zöpfl $ 48. II fagt mit Recht: „der deutſche Reichstag hatte in Folge 
des Fendalfyftems, in melches bie Staatsverfaffung ũübergegangen war, bie Geftalt 
einer Lehnskurie angenommen.” 

16, Die Älteren Reichstagoſchlüfſe erfcheinen daher auch ber Form nad als 
Beisthünner oder Urtel (sententiae); viele Geſetze, wie 3. B. die Konftitutionen 
Friedrichs II. zu Gunften der Fürften, find im Grunde Verträge; und auch an 
einem Reichsſsherlommen bat es nicht gefehlt. CA. Eichhorn, R. &. 8 260. 
Zöpfl $ 48. 

1) Schwabenfp. c. 125: uber der farsten lip und ober ir gesunt sol 
nieman rihter sin wan der konig. Ebenſo Sachſenſp. II, 55. Eichhorn, 
9. G. 5 293. Phillips, R. ©. ©. 268. 

 Sloffe zu Sachſenſp. IT, 55. Schwabenip. c. 121. 188 Der 
freie Herr kann baher zum König gewählt werden. 

ss Z5pfl $ 16. Fürth, Minifteriolen S. 106. Eichhorn 8 294. 
Grimm, R. A. ©. 467f. Homeyer, Syftem bed Lehnrehtd ©. 291 — 295. 
Maurer, Fronh. IL ©. 31f. Phillips, R. G. ©. 215. Sadjenip. I, 3. 
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ztehungen begründet. Allein jo Tange die Lehnsmonarchie beftand, war doch 
der gefammte hohe Adel nicht nur Eine Standesgenofjenihaft für Che, Zwei⸗ 
kampf und Gericht, fondern es beftand auch in Bezug auf die Theilnahme an ber 
Reichöverfanmlung fein eigentlicher rechtlicher Unterfchied. Ale dann fpäter die 
Reichsſtandſchaft Iediglich vom Xerritorium bebingt und beftimmt wurde, als 
ein bevorzugtes Kollegium der Königswähler ausſchied, als die Reichöftäbte 
neben bie Herren traten, hörte der Tehngenoffenfchaftliche Charakter bed Rei⸗ 
ches auf und ed begann deſſen Umwandlung in eine Korporation der Stände. 
Achnlih wie im Reich bildete fich in deſſen Theilen ein lehngenoſſen⸗ 
fhaftlicher Zufammenhang unter den adligen Baffallen, fo aljo in älterer 
Zeit befonderd in den Herzogtbümern, fpäter in denjenigen größeren Fürften- 
thümern, in denen ed zur Ausbildung einer Tanbfäffigen Herrenbant kam. 
Ganz analog dem hoben Adel erwuchs nun allmälig ein zweiter Stand, 
ber fehlieglich ebenfalls ein Adel wurbe und als nieberer Adel ſich abſchloß. 
Auch anf die Bildung dieſes Standes waren lehengenoſſenſchaftliche DBerhält- 
niffe vom größten Einfluß. Zwar find die Schöffenbarfreien des Sachſen⸗ 
fpiegeld noch ein allodialer Stand, der durch den Eintritt in Lehneverhältniffe 
fein Standesreht nicht mindert, aber Teines Lehens bedarf; allein fie haben 
bereit mit den Vaſſallen bes Adels denſelben Heerfchild). Im Schwaben⸗ 
ſpiegel dagegen ericheinen im korreſpondirenden Stande der Mittelfreien nur 
noch Die Lehnsmannen der Höcftfreien®), jo daß alſo bier der Grund bes 
Standesrechts feudal geworben if Die Schöffenbaren haben Lehen genommen 
und dieſer Lehnsnexus tft es, der fie über die Gemeinfreien hebt, ohne ihn 
hören ihre Standesrechte auf. Dieſer Stand freier Vaffallen abjorbirt dann 
in der weiteren Entwicklung alle biefenigen Elemente, welche aus der Minifte- 
rialität zu einer blos binglichen Abhängigkeit emporfteigen. Damit aber dehnt 
fh die Genoſſenſchaft ver Lehenbeſitzer auch auf die ehemalige Dienftmann- 
ſchaft aus, abforbirt den befonderen Minifterialenverein, und wird unter dem 
Namen der Ritterfhaft zum Verbande aller derer, welche Lehen von dem- 
felben Herm haben. Diejenigen Mitglieder diefer Klaffe, welchen es gelingt, 
nur den Kaifer ald Herrn anzuerkennen, werben zur Reichöritterichaft”). Wo 
dagegen bie fürftlihe Gewalt über bie Lehnsleute fich durchſetzt, entftehen bie 
landſäſſigen Ritterjchaften, welche ben Herrn beratben, bei Verfügungen über 
Land und Leute einjchränten, über gegenfeitige Rechte und Pflichten, die Be- 


Schwabenfp. c. 2. Sächſ. Lehnr. c. 80. $ 2 ſpricht von Bi genot 
anme herscilde. 
| 20 Sachſenſp. IH, 81; I, 3. 8 2: de scepenbaren lüde unde der vrien 
herren man den veften (herseild). 
21) go haizent die andern mittel vrien: daz sint die ander vrien man sint. 
22) Das Heine Kaiferr. IH. c. 5 fpricht ſchon von des riches ritterschaft. 
Ueber die Entjtehung der Reichöritterichaft vgl. Roth v. Schredenftein, Geſch. 
der ehemal. freien Reicheritterfchaft Bd. I. Tübingen 1859. Bei. S. 18f. 544f. 
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willigung von Beben n. |. w. mit ihm beratben, Recht weifen unb Urtel 
finden. An Stelle ber älteren Hoftage, auf welchen geiftliche und weltliche 
Große, Baffallen und Minifterialen erſchienen, treten jo einheitliche Rittertage, 
welche bie fenbale Genofjenichaft des Landes in voller Reinheit darftellen”). 
Die dingliche Grundlage diefer Ritterfchaft zeigt fih deutlich darin, daß bald 
nicht mehr die Ritterfchaft Eines Herrn, fonbern die Ritterichaft eines Terri⸗ 
toriums eine Einheit bildet und eine foldhe bleibt, wenn das Land mit anbe- 
ren Ländern unter bemjelben Herrn vereinigt wird. Diefer ganze Entwidlungs- 
proceh bat freilih am Ende diefer Periode erft begonnen und kommt erft 
gegen bad Ende des Mittelalters unter dem Einfluß des dem Lehnsweſen ent- 
gegengejegten Einungswejens zum Abſchluß, erft ba wird durch das ritterliche 
Vereinsweſen eine fefte koͤrperſchaftliche Organifation herbeigeführt, welche einem 
Theile des Standes die Reichöfreiheit, dem anderen eine felbftändige Stellung 
in den Xerritorien fichert®‘), erft ba werden andererfeits die alten Geburts- 
unterſchiede vollfommen verwiſcht in dem einheitlichen Begriff bed nieberen 
oder Ritteradels; allei der genofienichaftlihe Zufammenhang ber ritterlichen 
Lehnsbefiger defjelben Landes und Herren war um Vieles Alter ald ihre aus- 
drückliche Törperfchaftliche Verfafſung?). 

IL. Bon der allergroͤßten Bedeutung für die Ausbildung und Abſchließung 
des nieberen Adels wurde neben der von Lehnrecht herbeigeführten Abforption 
der perfönlichen durch bie dingliche Abhängigkeit ein zweiter Faktor perjönlicher 
Art: das Ritterthum und die Ritterwürde*). Schon früh, beſonders 
aber jeit den Kreuzzügen, kam die Borftellung auf, daß bie berufsmäßige 
Betreibung des Triegeriichen Reiterbienftes (vita militaris) ehrenvoller als jeber 
andere Lebensberuf jei und deshalb bem, der ſich ihr gewidmet, eine höhere 
perfönliche Würde verleibe. War es zunächft etwas rein Faktiſches, daß ein 
Theil des Volkes ritterliche Lebensweiſe führte, der andere ihm als bäueriſch 
lebend gegenüberftand, fo mußte fi doch bald ein befonderes Standesbewußtfein 
unter den Rittern bilden, das einen Inbegriff focialer Rechte und Pflichten 
heworbrachte. Eigenthümliche perjönliche Borrechte des Ritters im politifchen 
und privaten Recht fchloffen fih bald an die ſociale Stellung an, vor Allem 


2) Weber die Hof» und Rittertage in den Territorien und ihre MWirkfamteit 
vgl. Unger, Zandftände I. S. 105—286, Unger fchreibt Indeh den alten Hof- 
tagen zu fehr einen ftaatlichen Charakter zu. 

24) Bol. unten $ 51. 

5, Nicht unpafiend ftellt Roth v. Schredenftein die Ritterbünde zu ben 
abhängigen (beionderd minifteriellen) Genoſſenſchaften in ein analoges Verhältniß, 
wie die freien Zünfte zu den bofrechtlichen Snnungen. 1. c. S. 248. 309. 

3) Bol. Hüllmann, Stände II. 801f. Eihhorn, R. G. 8 223. 241. 
42. 341. Fürth, Minift. S. 64—95. Stenzel, bad Kriegöweien bes Mittel- 
alters &. 96f. Phillips, R. G. 8 84. Zöpfl $ 17. Walter $ 218. 219. 
Säulte 9 83. Roth v. Schredenftein 1. c. S. 160f. 192f. 288f. 
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aber begann fich mit der Wandlung bed Kriegäwejend in das eigentliche Lehns⸗ 
kriegsweſen die Anſchauung zu bilden, daß nur den Rittern das volle Waffen- 
recht zuftehe, während den Bauern jchrittweife dad alte Waffenrecht der Boll- 
freien verloren gieng?). Die Unterjchiede des Waffenrechtd waren nad ger 
maniſcher Anſchauung ftetS zugleich Unterſchiede des Stanbesrechtd und jo 
bildeten jetzt die Ritter einen eigenen Stand. Dieſer Stand war freilich 
zunächſt ein bloßer Berufsftand, der die Geburtsunterſchiede der in gleicher 
Weiſe an ihm Theil nehmenden edeln, freien und bienfthörigen Leute nicht 
aufhob?): allein indem er alle feine Mitglieder in Bezug auf Ritterrecht und 
Ritterbrauch einander gleichftellte**), mußte er eine Umbildung der alten Geburts» 
ftände und namentlich eine Annäherung und Ausgleihung der freien Baffallität 
und ber unfreien Minifterialität wefentlich befördern”). Im Laufe der Zeit 
trat eine Weiterbildung biejer Verhältniffe beſonders dadurch ein, daß fich Die 
Idee eines großen Genoffenverbandes unter den gefammten Rittern der Chriften- 
heit bildete”). Theils in Anlehnung am bie geiftlichen Orden, theils wol and) 
ſchon unter dem Einfluß des weltlichen Innungsweſens dachte man ſich die 
gefammte Ritterſchaft als einen großen Verein (ordo militaris 8. equestris, 
militia), der vom Kaifer mit dem „Schildesamt”, das heißt mit dem ritter- 
lichen Krieggshandwerk belehnt worden jei”). Bon einer wirklichen koͤrperſchaft⸗ 
lichen Berfaffung dieſer nur in der Idee eriftirenden Genoſſenſchaft war natürlich 


2) Ritterrecht. 3.8. Katferr. II. c 8. — Vorrecht der Waffenfähigkeit 
und des gerichtlichen Zweikampfs in Frider. oonst. de pace ten. 1156 c. 9. 10: 
Nach den Spiegeln auch Zollfreiheit (Sachſenfſp. I, 27. 8 2. Schwabenip. 
c. 218. $ 2) und ein befondered Maß der Morgengabe (Sachfenſp. I, 20. 
Schwabenfp. c. 18). Recht ber Fehden und Bünbniffe b. Fürth ©. 74; be 
fonderes Strafrecht ib. 73. — Ueber eignes ritterliches Befigrecht vgl. Url. v. 1272 
Gud. DI. 1146: secundum antiquum jus militum quod Rittersgewer dicitur. 

28, Beifpiele von adligen Rittern b. Fürth ©. 707. Zöpfll c. Roth 
v. Schredenftein ©. 100. Note 2; von bienfthörigen und unfreien Rittern b- 
Hüllmann lc. Fürth ©. 67f. Mauret, Fronh. n. 295. Ennen, Köinl. 
448f. Schwabenfp. c. 301. II. $ 9. 

29, Das Kaiſerr. III. c. 1 nennt die Ritter fogar Genoffen des Kaiferd (do 
nam er die und macht? sie sin genoz... un gab in ritters namen). 

20 Bol. Eichhorn 8 341. Hüllmann, Zürth, Maurer, Zöpfll. c. 

s Hüllmann S. 308f. Eichhorn 8 241, Fürth ©. 65. 66. Walter 
5 219. Schulte 8 83. GStenzel l. c. ©. 98—100. Roth v. Schreden- 
ftein ©. — Kurt v. d. Aue, das Ritterthum und die Ritterorden. Merſe⸗ 
burg 1825. ©. 11f. 14f. 18f. 23f. 35f. 

22) Nach bem Schildesamt hieß auch die Gefammtheit der Nitter felber des 
schildes ambet, 3.8. Parzival (ed. Lachm.) 621, 7.— In Keiferr. II c. 1 
heißen die Ritter dinstlude des riches. Vgl. c. 4 ib: der ritter ist ein user- 
welter helt des kaisers.. er sal (haben) eins lewen mut gen allen den sinen 
lib zu wagen, die dem riche ungehorsam sin. 2gl. auch Fürth ©. 65. 
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nicht die Rebe, allein bad gemeinfame ritterliche Herkommen ftellte fich nun- 
mebr als eine Art Ordensregel (regula militaris), die Ritterwürbe als Mit- 
gliedfchaft eines beftimmte Rechte und Pflichten begründenden Ordens bar; 
Es wurde nunmehr die Ertheilung der Ritterwürbe (bed cingulum militare) 
oder des vollen ritterlichen Waffenrecht als eine beiondere, nur von einem - 
Ritter vorzumehmende Handlung üblih, in welcher man mehr und mehr die 
Aufnahme in die Vollgenofjenfchaft des Ritterordens erblidte”). Als Bor- 
bereitungsftufen und geringere Ordendgrade traten neben bie Ritterwürde die 
Klafien der Knappen (armigeri) und der Pagen (pueri)”*). Je mehr fich 
dann fpäter das gefammte Leben der Nation in Genoſſenſchaften bewegte, befto 
lebhafter wurbe dieſe Idee einer allgemeinen Ritterinnung oder Rittergunft, in 
welder die Inhaber der Ritterwürbe als vollberechtigte und vollwerpflichtete 
Meifter ftünden. Wie man im vierzgehnten Jahrhundert darüber dachte, zeigt 
vie apokryphe Erzählung der belgiichen Chronik über den angeblichen Ritter 
ſchlag des Königs Wilhelm auf das Deutlichſte?s). Für die Standesverhält- 
niffe aber wurde es von bejonberer Wichtigkeit, daß man, während die Ritter- 
würde an ſich lange noch ein perjönlicher Vorzug blieb, für bie Ertheilung 
derjelben mehr und mehr neben der eigenen Kriegstüchtigkeit ritterliche Lebens⸗ 
weile der Borfahren forberte?). So entitand ein Geburtsſtand ber Ritter⸗ 


Die Formen dabei waren theilß religiöfer Art, theils enthielten fie eine 
Behrhaftmachung. Bol. Walter 8 219. Roth v. Schredenftein ©. 197. 

) Bal. bei. Walter 8 219. Note 3—8. 11—14. Die Aehnlichkeit ber 
Unterfcheidung von milites, Knappen (knecht, armiger, cliens, famulus, ser- 
viens) und Pagen (juniores, pueri) mit ben geiſtlichen Orden einerfeitö und ben 
Zünften andrerſeits beruht indeß fhwerlih auf Nachahmung Dan darf baber 
and nicht mit Stengel (Einl. zur ſchleſ. Urk⸗Samml. v. Tzſchoppe u. Stenzel 
6. 248) die Zunftorbnung auf eine Nachbildung bed Ritterordens zurüdführen. 
— Die Bergleichung des Ritterwefend mit dem Hanbwert führt auch De la Curne 
de St. Palaye, das Ritterweien des Mittelalters, mit Zufägen herausgegeben 
v. Klüber, burd. 3. B. I. 205. 

#) Den Nachweis der Unechtheit j. b. Böhmer, Kaiferregeften zu Wilhelm 
©. 4. Fontes IL &. XLII. Die Erzählung ſelbft (Magnum Chronic. Belg. 
ad. a. 1247 — abgebrudt 6. Eichhorn $ 241. Note c, Walter $ 219. Note 9, 
Schulte 1. c. Note 6) giebt wol die Formen bed vierzehnten Jahrhunderts. 
Danach ift die Ertheilung ber Ritterwürbe durchaus bie Aufnahme in eine mili⸗ 
täriſche Innung (collegium militare), es wird ein Eid auf bie Ordensregel 
geletftet, eö werben die Drdenspflichten feierlich übernommen. 

#) Der Mebergang vollzog fich hier wie bei bem Eindringen der Erblichkeit 
in alle anderen Verhältnifſe. Zaktiiche Bevorzugung ber Söhne von Rittern war 
der Anfang, rechtliches Erforderniß ritterlicher Geburt bei fteigenber Einfchränfung 
dieſes Begriffes das Enbrefultat der Entwidlung Vgl. Const. Frid. I. 1156. 
e.10. Sächſ. Lehnr. art. 2. $1. Schwäb. Lehnr. c.1.86. Kaiferr. 
OL e 1.3. 5. — Diöpenfation durch den Kaiſer b. Otto Frising., Gesta 
Frider. D. c 19. Econ dad Kaiſerr. c. 1. 5 nennt bies „edeln“. 
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bürtigen, aus welchem dem Recht nach allein bie Ritter genommen werben 
follten, unb ed war damit für die Entwicklung des niedern Adels als eines 
Geburtöftandes, der „Ritterjchaften" als Körperfchaften die Bafis gewonnen. 

IH. Wie wir neben ben allgemeinen Hofgenofienihaften aus ber Ver⸗ 
leihung eines gemeinfamen Hofamts bejondere Aemter mit genoffenfchaftlicher 
DOrganifation (hofrechtlicde Innungen), neben den Dienftmannen-Bereinen ans 
dem gemeinfamen Dienftamt (3. B. der Münze) befondere bienftrechtlihe Ge⸗ 
nofjenfchaften erwachſen fahen, fo konnten aud neben den allgemeinen Baffal- 
Ienverbänden bejondere lehnrechtliche Genoſſenſchaften aus einer Gejammtbeleh- 
nung hervorgehen. Zwar entftand an fich bei der beutjchrechtlichen Belehnung 
zu gefammter Hand an mehrere Mitglieder einer Familie noch eine Genoffen- 
haft; denn wenn aud die Gejammtheit der Belehnten durch den Lehnsträger 
dem Herrn gegenüber vertreten wird, fo ift doc eine jelbftändige rechtliche 
Einheit der Gefammtbelehnten in dem Sinne, daß man von einer beliehenen 
Baffallenkörperfchaft ſprechen koͤnnte, nicht vorhanden?”). Allein aus einem Ge- 
fammtlehn Tonnte fich doch im Laufe der Zeit durch engere genoffenfchaftliche Ver⸗ 
bindung der Theilnehmer und Aufrichtung einer Torporativen Verfaffung eine 
wahre Genoſſenſchaft entwiceln und bat fi in ber That bei der Gefamnt- 
belehnung mit Burgen oder Städten, namentlih in manchen der fpäteren gan- 
erbichaftlichen Körperichaften, entwidelt ?®). 


B. Die Reſte der freien Genoflenfchaften des alten Rechts. 


L.- Die Dorf» und Marfgemeinde. 


8 24. 


Wenn jo auf der einen Seite in ben SHerrichaftsverbänden höherer und 
niederer Gattung Genoſſenſchaften erftanden, welche in ihrer letzten Tendenz 
dahin ftrebten, das herrichaftliche Band zu fprengen, fo tft auf ber andern 
Seite die Zerftörung der uralten Genoffenichaften des Volksrechts, fo tief das 
Feudalſyſtem eingreifen mochte, doch in Deutfchland niemals vollendet. Bor 
Allem in den engjten Kreifen, in Dorf und Markt, beftanden neben ben 
grundherrlichen Gemeinden die Genofjenihaften freier Leute in beträchtlicher 
Anzahl und weſentlich ungeänderter Organifation bis über das Mittelalter 
binaus fort. 

Freilich waren fie mit der ſchnell wachlenden Ausbreitung der Grundherr⸗ 
haft in beftändiger Abnahme begriffen!) Sehr viele freie Gemeinden wur. 


2, Näheres in Th. II. — Vgl. Homeyer, Sachfenfp. II, 457—464. Stobbe, 
3. f. Rechtögefh. IV. ©. 245. 246. Befeler, D. P. R. 8. 107. 

3) Pol. unten 8 39. 

1) Bol. bei. Maurer, Einl. ©. 288 f. Fronh. 1. S. 273 f. MW. ©. 1 f. 
Dorfverf. I. ©. 191 f. 
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ben feit dem 9. und 410. Jahrhundert geradezu in grundberrliche verwandelt. 
Oder ed entftanden in ihnen Grundherrſchaften, deren Herren zwar zumächft 
gewöhnliche Genofjen waren, während ihre Hörigen und Hinterfaflen von ben 
abhängigen Hufen nur ala Stellvertreter Die Genofjenrechte übten, die aber im 
Laufe der Zeit die Verbindung ber freien Hufner und der grundherrlichen 
Hinterfaffen und Hörigen zu Einer Gemeinde und bamit meift die Ausbeh- 
nung ber Grundherrſchaft über die ganze Mark zur Folge hatten®). Freie 
Leute aber, welche auf fremdem Grund und Boben faßen, wurben in biefer 
Periode faft überall auch perjünlih von ihrem Herrn abhängig und von ben 
Hörigen wenig mehr unterfhieden?),. Allein es gab doch noch zur Zeit ber 
Rechtsbücher und fpäter nicht nur ſehr viele freie Leute auf eigenem bänerli- 
chem Befitzthum ), fondern aud eine bedeutende Zahl ganzer Mark- und Dorf- 
gemeinden, welche fi) die gemeine Freiheit wahrten®). 

Bollfrei zwar, das heißt ohne Minderung ber perfönlichen Freiheitsrechte 
und des Eigens blieben die Bauerſchaften und Markgenoffenichaften mır in 
Friedland und Dithmarſchen und fehr vereinzelt in ber Schweiz) und im weft- 


2) Weber dieje von ihm „gemifchte" genannten Dorf- und Landgemeinden ſ. 
Maurer, Einl. ©. 299 f. Marlenverf. ©. 69. 87 f. 41 f. Dorfverf. I ©, 
12 f. 79 f. 94 f. IL 167 f. 200. 

>) Eihhorn,R. ©. 8 343. Note d. e. h. i. Maurer, Fronh. L S. 106 f. 
N. ©. 7 f. Gaupp, Anfiebl. S. 577. Stobbe, 3. f. deutſches Recht. Bd. 15. 
©. 311 f., Abhandl. über bie Stände des Sachſenfpiegels. Es find die land- 
seten des Sachſenſp. I, 2. $ 1. II, 45. 8 6, welche noch das Gericht des go- 
greven, d. b. dad Centgericht (Stobbe, bie Gerichtsverfaſſ. bes Sachfenfpiegels, 
Zeitſchr. für deutſch. Recht. Bd. 15 ©. 32 f.) beſuchen (Sachſenſp. I, 2. 8. 4), 
aber in Buße und Wergeld ſich wenig mehr von ben Hörigen unterfcheiden (III, 
45. 8 6 verglichen mit IH, 45. 8 7), ja diefen dadurch gleichgeftellt werden, daß 
freigelafſene eigne Leute, die font perjönlich fchughörig mwurben, nunmehr in den 
Stand der freien Landſafſen treten follen (ib. I, 16; III, 80. 8 2.Schwaben- 
ſpiegel c. 135. Richtſteig Landr. c. 24). 

% Im Sachſenſpiegel werden fie, wol nad) Verfchiedenheit ihrer Dienft- und 
Schugpflicht, in pleghafte und biergelden gefdhieden (I, 2.8 1 u. 35 Stobbe 
l. ce. ©. 356. 357); es wirb ausdrücklich von ihrem egen gefprocdhen (I, 2. 8 3; 
II, 45. 8 5. 80. $ 1) und fie find, was eine offenbare Singularität ohne Ana- 
Iogie ift (Stobbe ©. 112), von ben Eentgerichten befreit, um vor bem Schult- 
beißen, dem Stellvertreter des Grafen (dem alten vicecomes, Stobbe 1. c. ©. 98) 
Recht zu nehmen und zu finden. Der Schultheiß aber iſt ein öffentlicher Beamter 
(Stobbe l. c. ©. 111. Unger ©. 310 denkt an einen herrfchaftlichen Richter. 
Gaupp, Recht ver alten Sachen S. 24 nimmt mehrere Schultheißen an). Die 
Schöffenbarkeit im Grafengericht, vor das fie in wichtigeren Sachen geladen 
werben können, haben bie &emeinfreien bereitö verloren. 

2) Bol. Gef. die Beifpiele, welhe Maurer, Markenv. S. 94-—102, Dorf. 
verf. L ©. 6—10. OD. ©. 365. 368 gefammelt hat. 

°) Aber felbft in den Urkantonen haben die Gemeinden und Markgenoſſen⸗ 
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lichen Deutſchland'). Gemeinfrei aber waren alle diejenigen Dörfer und 
Marken, deren Bewohner feiner Grundherrſchaft, jondern nur einer Schut- 
vogtei unterworfen wurben®), ſei es, daß fie unmittelbar in bie Vogtei des 
Kaiſers und Reichs kamen, was ihnen dann häufig den Weg zu jpäterer Reiche- 
unmittelbarfeit bahnte®), ſei e8, daß fie in die Vogtei eines erblichen Reichsbeamten 
oder eine? Immunitätsherrn gerietben '). Damit waren dann freilich Freiheit 
und Grundeigenthum gemindert, denn wer vogteiliche Abgaben und Dienfte 
leiftete, vogteiliche Gerichte beſuchte, vogteilihen Schuß anerkannte, war nicht 
mebr vollfrei, fein Reht an Grund und Boden fein echtes, grundherrliches 
Eigen: aber frei und Eigenthümer blieben fie nichtödeftoweniger. Denn jo 
lange die Schirmpogtei ihren Urjprung aus öffentlicher (volksrechtlicher) Ge⸗ 
walt und damit ihre innere Verjchiedenheit von der Privatvogtei eines Grund⸗ 
herrn nicht verwifchte, waren bie ihr unterworfenen Einzelnen und Gemeinden 
aus dem Berbande des Voll und des Landes nicht ausgeſchloſſen, fondern 
blieben Genoffen darin und folgeweile rechts- und verkehrsfähig nach Land⸗ 
recht. Die Gemeindeverbindungen, die in ihrer Geſammtheit unter einer bio 
Gen Schirmvogtei ftanden, blieben daher Iandrechtlihe Genoſſenſchaften und 
unterſchieden ſich noch lange in den allerweientlichften Punkten von den ihnen 
nachgebilbeten Gemeinden bes Hofrechts. Nicht nur, daß ein größeres Maß 
ber Selbftverwaltung und Autonomie, freiere Wahl der Beamten und oft noch 
des Vogtes und Richters felbft, freiere Formen des Gerichts und der Verſamm⸗ 


fchaften nicht, wie man wol angenommen, jederzeit die alte Vollfreiheit gewahrt. 
Ein großer Theil derſelben gerieth in Hörigkeit, Die meiften freien Grunbeigen- . 
thümer wenigftend in bie Bogteigewalt bes Adels und erbliher Grafen. Erft im 
Laufe des 13. Jahrh. begannen die ſchweizer Bauern die unterbrüdte Vollfreiheit 
wieber zu erobern. Blumer, Staatö- und Rechtögefch. ver ſchweiz. Demokratien J. 
©. 12f. 77 f. 117. 

7) So war 3. B. im Jahre 1172 dad Dorf Bernheim noch vollfrei und be- 
gab ſich erft in dieſem Jahre aus freiem Entſchluß in Zaiferliche Vogtei. Urt. 
Frid. IL von 1172 b. Höfer, Zeitichrift für Archivkunde DI. 486: villani in 
Bernheim unanimi consensu villam suam B., quam libere ei propere et ab 
omns dominio solutam hactenus possiderunt, potestati nostre subjecerunt, eo 
videlicet pacto, ut ipsi et omnis eorum posteritas 25 modios tritici sin- 
gulis annis imperio persolvant et de cetero sub imperialis celsitudinis tui- 
tione ab omni tyrannide securi permaneant. 

8) Unter einer ſolchen Vogtei ftanden auch, wie fchon der Name Sagt, bie 
Pfleghaften des Sachfenfpiegeld. Sie heißen auch liberi malmanni, muntmanni, 
homines advocatitii, Bogteileute ꝛ⁊ꝛc. Vgl. Zöpfl S 15. Note 3. 8 30. Note 4 
Maurer, Fronh. U. ©. 7f. Eichhorn $ 343. 

9% Bol. Maurer, Dorfv. D. ©. 364f. Fronh. IV. 390. 391. 

0) So in ber Schweiz, Elſaß, -Weitfalen, Tirol, Schwaben ꝛc. Maurer, 
Dorfv. I S. 9. Martenn. ©. 97. 
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fung erkennen ließen, wie bier das Gefammtrecht ein urfprüngliches, Tein blos 
vom Herrenrecht abgeleitetes fei: nor Allem die Theilnahme am Landrecht zog 
eine firenge Grenze zwiſchen eien und Hörigen Genoſſenſchaften. Die freien 
Gemeinden beburften Feiner Bermittelung eines Herrn, um nad außen han⸗ 
deind aufzutreten; Tein auf einen Herrfchaftsverband beſchränktes Recht febte 
ihrer Rechts⸗ und Berkehrsfähigkeit für Familie, Vermögen und Reich Schran- 
fen; die vogteilichen Gerichte, welche fie befuchten, hatten den Charalter geliche- 
ner Öffentlicher Gerichte, und überbies nahmen, ſoweit dieje nicht Tompetent 
waren, die Bogtleute unmittelbar an Gent- und Grafengerichten Theil; fie 
waren dem Reid) oder einem vom Reich belichenen Inhaber des Heerbanns 
zu Kriegsdienft verpflichtet; ihre Gelammtgewere an der Mark, ihre Sonber- 
gewere am Ginzelgut wurden vom Landrecht und Landgericht als Eigen aner- 
kannt und geichütt. 

Im Laufe der Zeit freilich führte die andauernde Hinneigung der gemei- 
uen Freiheit zur Hörigkeit, der Hörigkeit zur gemeinen Sreiheit vielfache Ver⸗ 
änderungen herbei. Die meiften freien vogteilichen Gemeinden fanten zu grumd- 
herrlichen herab, wur wenige fchüttelten die Vogtei, ala fie ih in Grundherr⸗ 
ichaft wandeln wollte, wieder ab, wie die freien Banergemeinden der Schweiz. 
In amderen wurde bie Zahl ber freien Leute gemindert und damit zu⸗ 
nächft eine gemilchte Gemeinde geſchaffen, in der mehr und mehr die Grund⸗ 
berrichaft die Oberhand gewann!!). Se ähnlicher ih Hörigfelt und gemeine 
Sreiheit wurden, deſto leichter war die Verſchmelzung. Bald unterfchied man 
nicht mehr die von der Sffentlihen Gewalt abgeleitete und die aus eignem 
Herrenredht fließende private Vogtei. Man ftellte Freie und Hörige vor diefel- 
ben Gerichte und lieg fie mit einander Urtel finden und Recht weiſen, jo daß 
nothwendig Landrecht der einen und Dienft- ober Hofrecht der andern ſich 
nähern und endlich zufammenfließen mußten. Den Freien wurben Beſchrän⸗ 
tungen hofrechtlichen Uriprungs auferlegt, die Hörigen wurden von den läftig- 
ſten befreit. Die Freien wurden mit ber Erweiterung der Immunität in vie 
len Beziehungen vom Landrecht ansgefchloffen, das ftarre Princip einer völli- 
gm Abfchliefung der Hofverbände vom Landredit wurde durchbrochen. Nicht 
nur Hörige von verfhiedener Herrfchaft, auch Freie und Hörige vom verjchieben- 
ften Recht Tonnten nunmehr in Friebend- und Rechtsgemeinſchaft mit einamder 
ftehen und es entftanden fo Mark. und Banergemeinden, welche einzelne Theile 
eines Hofverbandes ergriffen, ohne auf ihn beſchränkt zu fein!) Die voll- 


11) Nur wo mehrere Grunbberrichaften zufammentrafen und fich nicht über 
gemeinfame Ausübung der Herrfchaft verjtänbigen Eonnten, gelang es ben ge. 
mifchten ober felbft Hörigen Gemeinden biöwetlen, bie Sreiheit zu wahren ober zu 
erringen. Beiſpiele bei Maurer, Fronh. IV. ©. 474476. Dorfv. I ©. 9. 
10. Grimm, ®. I. 129. Auch bei Dörfern, wo bas Reich die Grunbherr⸗ 
ſchaft Hatte, fam die vor. Maurer, Dorf. II. S. 365 f. 

12) neber dad Verhältniß von Hof- und Dorfverfaffung |. Maurer, Dorfv. I. 
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freien Grundherren und fchöffenbaren Leute, welche zuerft als einfache Genoffen 
an der Gemeinde und Markverbindung Theil nahmen, ftiegen mehr und mehr 
zu bevorzugter Stellung, ja zu Herrenrecht empgg; ihre Hinterſaſſen, einft nur 
Vertreter des Herrn, wurden ©enoffen zu ei Recht. Kurz, es bereitete 
ih, während in den Städten ein ganz ähnlicher Proceß alle Elemente zur 
Sreiheit erhob und einen freien Bürgerftand ſchuf, auf dem Lande die Bildung 
eined einzigen Berufsftandes der Bauern vor, welcher im Wefentlichen überall 
grundherrlidh, alſo hörig war. — Zwar rettete oder erwarb diefer Banernftand 
von der Freiheit eine genoffenfchaftliche Gemeindeverfaffung mit einer für den 
Kreis des Dorfes und der Mark wenig beichräntten Selbftverwaltung und 
Autonomie; allein von der Unfreiheit wurbe ober blieb ihm die Ausſchließung 
von jeder über die Gemeinde hinausgehenden jelbftänbigen rechtlichen oder poli⸗ 
tifchen Berbindung, — von Land und Reid. Und weil ihm biefe fehlte, ge 
brachen ihm auch die Mittel, im fpäteren Verlauf der Entwiclung der Grund⸗ 
bereichaft, der Landeshoheit und dem roͤmiſchen Recht gegenüber auch nur 
jeine genoſſenſchaftliche Verfaffung zu bewahren, und er ſank mehr und mehr 
faft in ganz Deutjchland nicht nur zur politifchen Unfreibeit, IgnDern auch zur 
Unfelbftändigkeit in eigenen Angelegenheiten herab '°). 

Indeß diefe Entwidlung vollzog ſich erft in fpäteren Sahrbunderten, — 
die Bildung eines einheitlichen hörigen Bauernftandes feit dem 13., ber Unter⸗ 
gang der genoffenichaftlichen Sreiheit feit dem 15. Jahrhundert. Bis zum 
Ende unferer Periode war der Unterfchieb freier Gemeinden mit einem Derr- 
ſchaftsrecht an der Spite und berrichaftlicher Verbände, in denen Gemeinden 
nad Hofrecht lebten, noch jehr groß, es war in jenen die Genoſſenſchaft viel 
freier, in diefen viel bejchräntter als in fpäterer Zeit. Doch waren, wie ſchon 
oben gefagt ift, dieſe Unterfchiede mehr in dem Maße und ber Art bes Ge- 
fammtrechts, als in dem Princip der innen Organifation, worin bie Hofge⸗ 


©. 115—120, der jeboch nicht hinreichend berüdfichtigt, daß die direkte Theil⸗ 
nahme Höriger an einer über den Fronhofsverband hinausreichenden Mart- 
gemeinde eine theilweife Aufhebung ihrer Hörigkeit enthielt, alfo erft fpäteren 
Zeiten angehören kann. Urfprünglich konnte zwar eine befondere Hofmarkgemeinde 
innerhalb bed Herrfchaftöverbandes entftehen, die nur einen Theil beffelben er- 
griff: an einer in einen andern Herrfchaftsverband ober in die Freiheit hinein rei- 
chenden Genoffenfchaft dagegen konnte nur der Herr Theil nehmen. Nur fehr all- 
mälig und erft mit Verſchmelzung von Freiheit und Unfreiheit konnte fich Died 
ändern. Die hörigen Kolonen, welche im Namen bed Herrn befien Genofien- 
rechte übten und non ibm vertreten im Genoffengericht erjchienen und Schuß 
fanden, wurden endlich als unmittelbare Mitglieder der Markgemeinde betrachtet, 
an der fie nicht mebr bloß für den Herrn, ſondern auch neben ihm und ohne 
ihn Theil nahmen, und fie ftanden nun zugleich direlt unter Markgericht und 
Markrecht und unter Hofgeriht und Hofrecht. 
13) Bol. unten 8 53. 55. 
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meinde völlig nur Nachbildung ber freien war, vorhanden. Diejes Princip 
aber war durchaus ibentiih mit dem Princip der Gemeindegenoffenichaft bes 
älteſten Rechts. 

Wir befiten aus ber Zeit zwifchen den Vollörechten und dem 13. Jahr⸗ 
hundert nur ſpärliche Nachrichten über die innere Verfaſſung der deutſchen 
Landgemeinden. Defto reichlicher fließen die Quellen ſpäterer Zeit. Berglei- 
ben wir aber die Weisthümer des fpäteften Mittelalters und der beginnenden 
Neuzeit mit den älteften Nachrichten, jo erfenmen wir, daß die Gemeinde, wie 
fie fih bald nach der Völkerwanderung als eine Mark⸗ und Hufengenoffenfchaft 
feft ausbildete, in ihren Grundzügen diefelbe ift, welche und bis nahe an bie 
Örenzen unferer heutigen Zuftände beutlich entgegentritt, wenn wir nur bie 
vereinzelten jeit dem 15. Jahrhundert vorfommenden Rechtöbildungen als fpä- 
tere ausicheiden!. Die Entwidlung der ländlichen Gemeinde war in ber 
That eine fo Iangfame, daß fie erft in neuerer Zeit die Stufe erreichte, welche 
bie Stadtgemeinden im 12. Jahrhundert vollendeten. Mehr als in irgend 
einem andern Gebiet der Rechtögefchichte läßt ng bier aus dem Späteren das 
Frühere refonftruiren. 

Indeß fcheint es zweckmäßig, eine nähere Darftellung der für uns erheb- 
lichen Seiten der Gemeindeverfaffung einem fpäteren Zeitraum, aus dem ſich 
die Belege reichlidher beibringen Iaffen, vorzubehalten und nur im Allgemeinen 
die Principien, auf welche die freie Gemeinde und nah ihrem Mufter inner- 
halb der durch die Herrichaft gezogenen Schranken auch die Dofgemeinde feit 
der vollendeten Sehhaftigkeit gegründet war, fchon hier kurz zu charakterifiren. 

Bor Allem war die Gemeinde eine Genoſſenſchaft im Sinne bes alten 
Rechts. Sie war alfo ein Friedens und Rechtsverein, in welchem eine Ge- 
jammtbeit über den Einzelnen Trägerin einer rechtlichen Einheit war; aber 
diefe Gefammtheit war identifch mit der Verſammlung aller Genoffen. Eine 
von der zufammengefaßten Vielheit verſchiedene rechtliche Einheit gab es in 
ihr nit. Es gab daher zwar Geſammtrecht, Gejammtvermögen, Gefammt- 
intereffe; aber es gab Fein davon unterſcheidbares Gemeinderecht, Gemeinde 
vermögen, ©emeindeintereffe; ed gab überhaupt Feine Gemeinde im- heuti- 
gen Sinne. 

1. Diefe Genoffenfchaft, einft hervorgegangen aus einer vein perjönlichen 
Verbindung, war längft in ihren Grundlagen dinglih geworden. Sie war 
eine Mark⸗ und Hufengenofjenjchaft. 

a. Daher wurde einerjeits die Geſammtheit der Genofjen als Zubehör 
einer beftimmten Mark betrachtet, ohne die fle gar nicht denkbar war. Das 
Geſammtrecht an der Mark war es, was die Gemeinde zufammenhielt, was 
ihren Namen und ihr Weſen beſtimmte; es war zugleich der Hauptgegen⸗ 


14) Biel zu weit geht in ber Identificirung älterer und jüngerer Zuftände 
Thudihum. 
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ftand aller Berfammlung, Berathung und Rechtweifung. : Wenn daher mehrere 
Dorfgemeinden eine ungetheilte Mark zufammen bejaßen, fo bildeten fie auch 
nur Eine Gemeinde, die aber, wenn die Mark völlig getheilt war, fofort zerfiel. 
Innerhalb einer größeren Mark war das einzelne Dorf dann, aber auch nur 
dann eine beſondere Gemeinde, wenn ed neben jeinem Antheil an der großen 
ein befonderes Geſammtrecht an einer eignen Mark befaßt). Denn eine 
Dorfgemeinde, die nicht Markgemeinde geweſen wäre, eriftirte nicht. 

b. Auf der andern Seite war die Mitgliebfchaft in der Gemeinde ab- 
hängig vom Beſitz einer Hufe in der Marl. Wer feinen Grunbbeilt hatte, 
war nur Schußgenoffe; wer aber eine Hufe zu eigenem oder abgeleitetem Recht 
befaß, hatte auch zu eignem oder abgeleitetem Recht volle Marknutzung und 
volles perfönliches Genoffenreht. Noch gab es Feine weitere und engere, feine 
von der dinglichen verfchiebene perjönliche Gemeinde, denn jede Gemeinde war 
eine Hufengemeinbe. 

2. Wenn aber jo jede Gemeinde eine Mark⸗ und Hufengenofjenichaft 
war, jo war doch Feine nur diefes. Vielmehr beftand, wenn auch auf binglicher 
Grundlage, doch in einer gewiffen Selbftänbigfeit, die perfönlihe Berbin- 
dung der Genoſſen, welde, wie fie Biftorifch älter als die Marfgemein- 
ſchaft war, durch dieſe allein weder beftimmt noch begrenzt wurde. 

a. Dies zeigt fih ſchon in den VBorausfegungen des Genoſſen— 
rechts, welche keineswegs allein im Erwerb einer Hufe beftanden., Vielmehr 
wurden überdies gewiſſe perjönliche Eigenihaften, vor Allem aber eine perfön- 
liche, an mancherlei Bedingungen gefnüpfte Aufnahme in die Genofjenfchaft 
gefordert. Umgekehrt wurde auch, wer Leinen ober nicht genügenden Grund⸗ 
befit hatte, doch zu gewiſſen Nutzungen und zu einer gewiffen Xheilnahme am 
Dorf- oder Markregiment veritattet, wenngleih er nie Vollgenoſſe fein Tonnte. 
Anh war nirgend, wie fpäter oft ber Fall, das Genofjenreht ein reines 
Güterrecht, jo daß es beim Befitz mehrerer Hufen mehrfach Einem zugeftan- 
den hätte, mit beliebiger Hufentheilung jelber beliebig getheilt wäre. Indeß 
begann man ſchon in diefer Periode zwiſchen Vollgenoſſen und bloßen Schup- 
genofien eine Mittelftufe von Genoſſen geringeren Rechts, die man bisweilen 
ihon als halbe Genoffen anjah, zuzulaffen. 

b. Zwed und Gegenftand der genoflenichaftlichen Verbindung waren 
baber auch keineswegs nur gemeinjame Aderwirtbichaft und gemeinfame Marf- 
nugung'‘). Sie waren es allerdings hauptjächlih. Aber daneben war gegen- 
feitige Unterftüßung bei allen Vorkommnifſſen des Lebens, war fittlihe und 
meift auch religiöfe Gemeinihaft Inhalt der Verbindung; war die freie Ge- 


15) Dies brauchte indeß nicht nothwendig eine ungetheilte Mark zu fein; auch 
ein ausſchließliches Gejammtrecht des einzelnen Dorfs an feiner getheilten Feldmark 
verschaffte ihm eine genofienfchaftliche Selbſtändigkeit. 

16) Es ift died einer der verbreitetften Irrthümer. Bol. Note 35 zu 8 8. 
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meinde immer nod ein bebeutendes Glied in der politiichen Verfaſſung des 
Landes und des Reiches; waren daher Vorſtand, Gericht und Recht der Ge- 
meinden nicht etwa blos für Mark: und Feldſachen kompetent, jondern für 
eine Menge perjönlicher und genoffenfhaftlicher Verhältniffe Am meiften trat 
dies bereit in denjenigen größeren Marken zurüd, bie weder zugleich Genten 
waren, noch dem in ihnen befindlichen einzelnen Dorfichaften gegenüber fih als 
die eigentliche Gemeinde erhielten. Sie wurden am früheften bloße wirth- 
ſchaftliche Privatkorporationen; allein jelbft in ben folgenden Perioden erhielten 
fh auch in ihnen noch Weberbleibjel ihrer einft weitergehenden Bedeutung. 
In den einzelnen Dörfern aber kam es erft feit dem Ende bes Mittelalters 
bisweilen zur Bilbung wirklicher privatrechtlicher Marklorporationen, indem die 
alte zugleich private und politiihe Gemeinde in zwei Gemeinten zerfiel, von 
denen die eine ihre privatrechtliche, die andere ihre politifche Seite fortſetzte. 

3. Die fo auf dinglier Grundlage ruhende, aber zugleich perjönlich eng 
verbundene, zunächft und hauptfächlich das wirthſchaftliche Intereſſe berührenbe, 
daneben aber den ganzen Menſchen ergreifende Genoſſenſchaft im Dorf oder in 
der größern Mark zeigte in ihrer Organifation ganz die Grundzüge einer 
Genoffenfhaft des älteften deutfchen Rechts, foweit nicht eine Modifikation 
durch eingebrungened® ober nur theilweife befeitigtes Herrenrecht berbeige- 
führt war. 

a. Sie genoß daher für ihre eignen Angelegenheiten einer mehr oder 
minder vollkommenen Selbftverwaltung, die fie theils ſelbſt auf regelmäßigen 
oder außerorbentlichen Verfammlungen übte, theils gewählten Vorſtehern über- 
trug. Freilich ftanden berrfchaftliche Beamte und Richter über oder neben den 
Gemeindebeanten, aber auch bei ihrer Ernennung hatte fie oft mitzuwirken 
und außerdem war eben der Wirkungsfreis derjelben auf die Ausübung herr⸗ 
ihaftlicher Rechte beichränft. Auf der andern Seite folgten dagegen auch bie 
genoffenfchaftlihen Aemter dem Zuge der Zeit, wurden erblich, Pertinenzen ge- 
wiſſer Orundftüde und oft, wie bei den Obermärfern, eigned Recht, das fich 
ſchließlich in Herrenrecht wandelte. 

b. Es gab ein eignes Dorf und Marfgericht, das für alle genofjenichaft- 
lichen Angelegenheiten fompetent war und bei dem Genofjen das Urtel fanden'”). 

ec. Die Genoſſenſchaft hatte ein eignes Vermögen und namentlich ein 
nah außen abgeſchlofſenes, nach innen ganz in Gemäßheit der alten Grund- 
füge vertheiltes Gefammtrecht an Grund und Boben. 


17) Died unb nichts anderes tft das Gericht des Bauermeifterd im Sachſenſp. 
LA 68892; W139 1-3. 55; IT 7981.86 8 1.2. ©. darüber 
Stobbe, Zeitfhr. f. deut. R. Bd. 15. ©. 114 f., der jedoch (Note 84) bie 
Bauerngerichte mit Waitz fir eine Einrichtung neueren Urſprungs bält, (Bol. 
Note 38 zu $ 8.) Unrichtig iſt ed auch, wenn Stobbe ©, 116 daraus, baf 
feine Wahl erwähnt wird, fließt, daß der Bayermeiſter ftets ernannt ſei. 
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d. Wie jede Senofjenfhaft hatte auch jede Gemeinde einen bejonderen 
Sieden, den fie handhabte, ein beſonderes Recht, das fie genofſenſchaftlich, d. h. 
durch Herkommen, Rechtweiſung und Beliehung fortbilbete. 


I. Die Genofienfchaften ver Centen, Gaue und Länder. 
8 25. 


Während fo in Dorf und Mark, wo die wirthfchaftliche Seite der Ge 
meinſchaft voranſtand, ein reiches genoffenfchaftliches Leben erhalten blieb, wur- 
den die größeren, vornemlich politifch wichtigen Volksgenofſenſchaften in weit 
höherem Grade zerfeßt. Und doch Bat auch in ihnen das Feudalſyftem die 
Idee der Genoffenichaft weder vollftändig noch überall zu vernichten vermocht. 

I. Bon doppelter Seite ber hatte ſchon in meropingifcher Zeit die Zer- 
ftörumg der freien Hundertſchafts⸗ Gau- und Stammesgenoffenihaften, die lange 
Ihon mehr Ausflug als Grund einer entiprechenden Gliederung des Landes 
waren, begonnen, indem einmal durch die Smmunität berrfchaftliche Verbände 
aus ihnen erimirt, zweitens aber fie felbft in Herrſchaftsbezirke verwandelt 
wurden‘). In beiden Beziehungen hatte die Fräftige Hand der erften Karo- 
linger die Entwidlung eher gehemmt als gefördert; feit der Mitte des 9. 
Jahrhunderts gieng fie mit befto fchnelleren Schritten vorwärts. 

Die Immunität wurde ertenfiv und intenfiv immer weiter ausgedehnt. 
Beionderd von den ſächfiſchen Kaifern wurden immer größere Bezirke theile 
in die eigene Immunität genommen und unter Reichövögte geftellt, um jpäter 
zum Pleineren Theil veichöunmittelbar zu werden, zum größeren Veräußerungen 
und Verpfändungen zu unterliegen oder in den erblichen Befig der Vögte jelbit 
zu kommen?), tbeild am geiftliche und weltliche Grundherren verliehen, um 
unter berrfchaftlihen Vögten der alten Volksordnung entfremdet zu werben. 
Der Immunität wurden aber nicht mehr blos freie Hinterfaffen, fondern aud) 
freie Leute auf eignem Grund und Boden, weldhe innerhalb des geichloffenen 
Immunitätöbezirfes faßen, unterworfen?). Und den Immunitätsherren, befonders 
den Bisthümern und faft allen Abteien, wurde für diefen Bezirk die volle 
Grafſchaftsgewalt, ja bisweilen ſchon das volle herzogliche Recht als eignes 
Herrichaftsrecht eingeräumt). 


y Bol. oben $ 13. 14. 

2) Eihhorn S 234. Landau, Terr. ©. 344f. Zöpfl, R. G. 851. IV. 
Phillips, R. G. ©. 211. 

3) Walter 8 183 Note 10—13. 

9 Bom Bifchof von Würzburg jagt ſchon Adam v. Bremen VI c. 5.: 
solus erat Würzeburgensis episcopus, qui in episcopatu suo neminem dicitur 
habere consortem. Ipse enim qim teneat omnes comitatus suae parochise, 
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Zu demſelben Ziele aber führte von der andern Seite ber die mit ber 
Patrimonialität ber öffentlichen Gewalt eintretende Umwandlung ber Vemter 
in Herrihaften. Su der Tarolingiihen Zeit ftand der Idee nad der 
Amtscharafter aller Vorfteher der Senten, Gaue oder Provinzen durchaus noch 
feft. Im Sinne der centralifirenden Berwaltung waren fie beliebig beftellte, 
abjeßbare Diener bed Königs, welche defien Herrſchaftsbefugniſſe innerhalb eines 
beftimmten Bezirks auszuũben batten; im Sinne der nod mächtig fortleben- 
den Volksanſchauung waren fie die vom König als oberften Richter und Heer- 
führer geſetzten Richter und Heerführer freier Gent, Gau- oder Landesgenoſſen⸗ 
ihaften, welche, aus allen vollfreien Grundbefigern des Bezirks als Bollge 
noffen, den übrigen Bewohnern ale Schußgenofjen gebildet, auf ungebotenen 
und gebotenen Dingen Selbftverwaltung, Rechtſprechung und Autonomie übten, 
nah außen aber als eigene Rechts⸗ und Heereskoͤrper erichienen‘). Seit der 
Mitte des 9. Jahrhunderts verſchwand in beiden Beziehungen die Amtsidee 
mebr und mehr; der Charakter des Volksamtes trat überall völlig zurüd, die 
Reihsämter aber wurden Immobiliargerechtigkeiten im ypatrimonialen Simme*). 
Mit Beneficien verbunden, galten die Aemter bald nicht ale Grund, ſondern 
ald Folge oder doch ald Zubehör des Beneficialbeſitzeg und wurden, unter 
Heworkehrung ihrer nußbaren Seite, felber zu Beneficien. Aus Beneficien 
wandelten fie fich in Zehen und wurden gleich dieſen zuerft faktifch, dann rechtlich 
erblich). War aber Lehnbefig an ihnen möglih, jo Tonnte man fie auch 
allodial befiten; gleich anderem Krongut wurden fie daher auch zu Eigenthum 
verfchenkt oder veräußert‘). Konnte der Kaifer fie unter feudalem ober allodia- 


ducatum etiam provinciae gubernat. ©. Eichhorn, R. ©. $ 222, bef. Note 
e.d.e.£ Walter $ 183. 

*) Nach der Anficht, welche erft durch Karl d. Gr. Berfammlungen des ganzen 
Baus einführen läßt (3. B. Walter $ 98. 102f. Schulte $ 47), wäre ber 
Gau vorher ein bloßer Verwaltungsbezirk gewejen. Thubihum, Gau u. Marko. 
S. SOf. (der mit Unrecht feine Anficht auch bei Eihhorn, Grimm und Beth- 
mann» Hollweg finden will) bezieht auch die Berorbnungen Karla d. Gr. nur auf 
das unter dem Grafen in den einzelnen Centen abgehaltene hohe Gericht und be- 
bauptet, daß es zu feiner Zeit große Gauverfammlungen gegeben habe. Der Gau 
wäre alſo lediglich ein Verwaltungsbezirk geweſen, in welchem der Graf mit Ein- 
jiehung ber Steuern und Aufbringung ber waffenfähigen Drannichaft betraut war. 
Vgl. au Unger, Landſtände I. 49 f. 

%) Eichhorn 8 2348. Zöpfl, R. G. 8 10. XI. Walters 172. 180. 184. 
Roth, Beneficialweſen S. 432 f. Schulze, Erftgeburt ©. 79 f. 

?, Cap. v. 377 Perg I. 537. Roth ©. A19f. Walter 8 154 Rote 6—9. 
Schulze, Erftgeburt S. 62—71. 82—95. Lepterer fieht als Zeitpuntt, in welchem 
die Erbfichkeit der Reichsänter als entſchiedener Rechts grundſatz feftftand, dag 
Ende des 11. und den Anfang bes 12. Jahrh. an. 

*, Eichhorn 8 222 Note k. Schulte $ 68. Note 2, Walter 8 183, 
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lem Titel veräußern, jo konnte auch ihr Inhaber fie weiter leihen, verkaufen, 
vertaufchen, verfchenten, verpfänden?). Schließlich ergab fi auch die Möglich- 
feit einer Theilung, einer quantitativen wie einer qualitativen, baraus und 
das Amt war ein dingliched Herrichaftsrecht an einem Territorium geworden, 
welches fih von dem Rechte des Immunitätsheren nicht mehr unterfchted. 

Im Cinzelnen war diefe Entwidlung freilich eine ſehr ungleiche und 
wurde zu fehr verichiedenen Zeiten vollendet. Die Grafihaften waren ſchon 
im eilften Sahrhundert nur ausnahmsweiſe noch Amt, regelmäßig aber feuba- 
les, jei e8 vom Kaiſer unmittelbar, fei e8 and zweiter Hand beſeſſenes, oder 
aber (bejonders bei den geiftlichen Immunitätsherren) allodiales Erbgut (pa- 
trimonium)!‘). Diele Komitate fonnten ſchon in Einer Hand vereinigt, Ein 
Komitat in kleinere Stüde mit Grafichaftsrecht getheilt werden !!), Veräuße⸗ 
rungen jeder Art kamen vor'?), und ſchon im zehnten Sahrhundert war es 
möglich, dag ein Knabe Graf war, daß Frauen Graffchaften erbten, als Mit- 
gift oder Wittum erhielten'?.. Gleiches Schickſal hatten meift die Centgraf⸗ 
haften, die bald als Allod, bald als Reichs⸗, Herrichafts- oder Grafenlehen 
erblih wurden und deren Inhaber als Untergrafen oder Landrichter häufig 
die volle Orafengewalt erlangten, fo daß es viele Gentgerichte mit dem Blut- 
bann gab'%. Markgrafichaften und Pfalzgrafichaften wurden ebenfalls erb- 
Ih, enblih aber wurde auch das oberfte und wichtigfte Reichsamt, das nad 
dem Zerfall der Earolingiihen Monarchie und der Sendboteneinrichtung an 
ber Spige der Stämme wieber aufgerichtete Herzogsamt, mehr und mehr in 
eine erbliche Herrihaft verwandelt!) Zwar führte gerade bei dem Herzog. 


Note 30f. 185 Note 4. Schulze, Erftgeburt &. 154. Annal, Fuld. a. 881. 
Perp I. 394: abbatias et comitatus dedid. Annal. Bertin. 858. 877 ib. L 452. 504. 

) Walter $ 183 Note 27. 325 8 185 Note 5. 6 giebt Beiſpiele. 

10) Eihhorn 8 234° Zöpfl sg 37. DI. Landau, Ter. S. 346 f. Thu- 
dihuml.c. © 85. Walter 8 183—185. Schulte 8 68. 

m) Eichhorn $ 301 über Die Theilbarkeit, $ 222 Note 9 über die Kumu⸗ 
lirung der Grafſchaften. Befonderd aber Schulze, Erftgeburt S. 149—177 und 
bie Beifpiele von getheilten oder gemeinschaftlich befefienen Graffchaften S. 156—167. 
Bol. Walter 8 185 Note 3. 9.10. — Thietmar. Chron. IV. 22. Perg II 
777 (15 comitatuum comite). Reginon cont. a. 949. Perg I. 620: Uto comes 
obiit, qui permissu regis quicquid beneflcii aut praefecturae habnit, quasi 
hereditstem inter filios divisit. 

2) Schulze, Erftgeburt &. 154. Walter $ 185. 

13) Belege bei Landau ©. 350. 351. Unger, Landft. I. 124 f. 

19 Eihhorn, R. &. $ 302 Note g. Homeyer, Sachjenjpiegel IL, 2. 
©. 535. Landau, Terr. ©. 352f.; Gaue UV. S. 43f. 240f. Stobbe, 
Zeitichr. f. deut. Recht. Bd. 15. ©. 121. : 

16) Eichhorn, R. G. $ 141. 170. 221. 234 «. IL Landau, Terr. S. 360 f. 
Zoͤpfles 33. IM. 8 52. Phillips ©. 208f. Schulte, R. G. 5 68. Walter 
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tum diefe Umwandlung zu feiner fchlieplichen Zertrümmerung, indem fich der 
König und die mit der Mittelbarkeit bedrohten Großen gegen die gemeinfame 
Gefahr verbündeten'*); aber daburd wurde die Wandlung der herzoglichen 
Rechte in Herrenrecht nur bejchleunigt. Denn die Herzogsgewalt fiel nicht an 
den Kaifer zurück, fondern gieng, wie fie einzelnen erimirten Biichöfen und Mark. 
grafen ſchon vorher zugeftanden, jebt auf alle weltlichen und geiftlichen Großen, 
auf Biſchoͤfe, Aebte, Titularberzöge, Grafen, freie Herren über, welche ſich bie 
Selbftändigkeit etwaigen mächtigeren Nachbarn gegenüber voll zu wahren ver⸗ 
mochten. Mit oder ohne berzoglichen Namen hatten alle dieje Territorialherren 
nunmehr unmittelbar vom Reich die oberfte Gerichts- und Heereögewalt, wie 
einft die Herzöge, und wurden aus diefem Gefichtöpunft von den übrigen 
Mitgliedern des Derrenftandes (den nicht beliehenen Grafen und freien Herren) 
als Fürften unterjchieden. Freilich wirkte hierbei die Grinnerung an das 
Herzogamt jo viel, daß der Idee nach noch lange das Fürftentbum als ein 
Reichsamt galt!”), faktiſch indeß wurde es mehr und mehr gleich der Graf. 
ihaft ald ein reines Herrſchaftsrecht behandelt, das in ſubjektiver Beziehung 
entweder zu einem Stift oder Klofter gehöre, oder einer Familie als Erbgut 
zuftehe, in objeftiver Beziehung aber ein dingliches Recht am Lande fei, ein 
„dominium terrae“, wie es denn die Konftitution Sriebrichs II. v. 1232 19) 
ausdrüdlich fchon nennt. Aeußerte ſich zunächſt noch lange die nicht ganz er- 
loſchene Amtsidee in der regelmäßig feitgehaltenen Untheilbarkeit der Zürften- 
ämter ’”), jo fiegte doch dafür am Ende diefer Periode auch bier um fo voll- 
ftäntiger ein rein privatrechtliches Theilungsſyftem *). 

Bon allem Diefem war die nothwendige Folge eine äußere und innere 
Zerftörung ber alten ©liederungen des Landes und Volles. Größere und 
Hleinere, den Zufälligkeiten des Privatrechts unterworfene Herrſchaftsbezirke 
nahmen die Stelle der öffentlichen Bezirks. und Landesverbände ein. Die 
Genten ſpalteten fih in mehrere Iurisbiktionsgebiete oder wurden eigene Ko⸗ 
mitate; die Gaue dediten fich faft nirgend mehr mit den Grafichaften, ſondern 
waren in felbftändige Gebiete auseinander geriffen oder vereinigt, worin ein 


& 172. 180. Lerchenfeld, d. altbair. landft. Zreibriefe ©. XXXIIf. Schulze, 
Erſtgeburt S. 75f. 

16) Unger, Landft. J. 130—189. Walter 8 199f. Schulte, R. &. 868. 
Schulze, Erfigeburt S. 7579. 

ın So im Schwabenfp. c.189. Kaiferr.c. 139: „fürstenamt* — „dinst- 
amt des kaisers“. 

1%) Pertz L. II. 291. 

19) Das fprechen die Rechtebücher ald Rechtögrunnfag aus. Vgl. bef. Schulze, 
Erftgeburt ©. 95—149, wo überbied aus Rechtsſprüchen, Anfichten ber Zeitgenoffen 
und hiſtoriſchen Beiſpielen die regelmäßige Untheilbarleit nachgewieſen wird. 

2, Schulze l. c. S. 228—309. 
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weltlicher oder geiftlicher Herr die Grafſchaftsrechte aus priwatrechtlichem Titel 
befaß?'); die Stammeslänber ſelbſt waren zuletzt in ſelbſtändige KXerritorien, 
deren Fürft die Herzogsrechte übte, zeriplitter. Das einheitliche Band aber, 
welches alle diefe Herrichaftsbezirfe mit dem Reich und nad unten mit ben 
in ihnen enthaltenen engeren Herrſchaften verknüpfte, war mehr und mehr 
nur noch das alleinige Band des Lehns und der Lehnstreue“). 

Es ergiebt fih von felbft, wie diefe Entwicklung den alten volksrechtlichen 
Genofſſenſchaften den Lebensnerv abſchnitt. Dennoch dauerte die Idee eines 
jelbftändigen Genofjenverbandes unter den Angehörigen eined politifchen Be- 
zirked in manchen Beziehungen fort. 

1. Eine wahre Bolksgenofjenfhaft alter Art konnte freilich nur ſehr 
vereinzelt fortbeftehen, wo fih eine freie Gerihtsgemeinde — gewöhn- 
li eine Gent- oder Gogemeinde — erhielt. Bis ins fpäte Mittelalter kamen 
im Weiten Deutfchlands derartige Verbände freier Leute vor, welche nur den 
Kaifer als Herrn und au ihn nur ald Schirmherrn anerfannten, die Grund⸗ 
berrihaft ihres Gebietes befaßen, ihren Richter ſelbſt wählten, auf gebotenen 
und ungebotenen Dingen Autonomie, Cerichtöbarfeit und Selbſtverwaltung 
übten. Alle freien Grundbefißer Hatten in ihnen als Bollgenoffen gleiches 
Recht und gleiche Pflicht *). 

2. Aber auch in den einem Herrſchaftsbezirk untergeorbneten oder ſelbſt 
zu Herrſchaftsbezirken gewordenen Grafſchaften höherer und niederer 
Ordnung erhielt fi die Idee einer Genoſſenſchaft der Eingefeffenen. Seber 


21) Eichhorn, R. G. 8 222. 234°. Landau S. B44f. Sachſſe, Grundl. 
415. 3öpfl g 51. Phillips ©. 210. 211. Walter, R. G.5 183. Schulze, 
Erftgeburt & 71f. Die Auflöfung zweier bejonderer Gaue verfuht Landau, 
Beichreibung ber beutichen Gaue, bei. I. ©. 226f. DI. 233 f. darzuſtellen; vgf. 
aber Wippermann, Zeitfchr. f. dent. Recht. Bd. 16. ©. 1f. Cine ganz abwei- 
chende Auffaffung erfahren dieſe Vorgänge bei Thudichum 1. c. ©. 84f. 

22) Der Stand ber Fürften galt nun ald Inhaber ber Reichslehn (Scepter- 
und Fahnlehn), jede andere richterliche Gewalt als Afterlehn. ©. Sachſenſp. I, 
53. 8 2: Den koning kuset mon to richtere over egen und over len unde 
over jowelkes mannes lif. De keyser en mach aver in allen steden nicht gesin 
unde alle ungerichte nicht gerichten to aller tid. Darumme liet he den vorsten 
vanlen, unde de vorsten den greven de gravesscap, unde de greven den scul- 
teten dat scuthedom. $ 2. In de verden hant en scal nen len komen, dat 
gerichte si over hals und over hant. 

28) So die freien Gerichte ber Wetterau. Landbau, Terr. ©. 352f. Gaue 
©. 231f. Wippermann lc. Thudichum, Gaw und Mardv. S. 35 f. 53 f. 
Speciell über das freie Gericht Kaichen, in dem jedes Dorf feinen Untergreben, 
alle zufammen ven oberiten Grafen beftellten, Landau, Gaue. I. 92f. Wip- 
permann ]. c. S. 70f. Die Tentweisthümer der Wetterau f. 6. Grimm II. 
©. 394 f., bef. ©. 411. 415. 420. 435. 
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Grafſchaft entfprachen ungehotene Dinge (Landtage), auf welden alle freien 
Grundbefiger zu erjcheinen berechtigt und verpflichtet waren”). Noch im drei. 
zehnten Sahrhundert bisweilen als wahre, über das Landeswohl berathende 
Landesverſammlungen vorfommend®), mußten fie freilich im Allgemeinen ihre 
politiihe Bedeutung an die von ben Baflallen und Minifterialen befuchten 
Hoftage abgeben, aber fie dauerten doch mit dem Charakter allgemeiner Rechts: 
tage fort, auf welchen unter dem Vorſitz des Herrn ober feines Stellvertreters 
vor der Geſammtheit der Bezirkseingeſeſſenen Rechtöftreitigkeiten entjchieben 
und Rechtögeichäfte vorgenommen und beurkundet wurden*‘). Auch als Rechts: 
tage hörten die allgemeinen Verſammlungen ter größeren Grafſchaften jchliep- 
lich auf und damerten felbft in den Fleineren Bezirken (Genten, Goen u. |. w.) 
nur vereinzelt fort, während im Allgemeinen Landgerichte an ihre Stelle tra- 
ten, bei denen fih im Laufe ber Zeit der genoflenichaftlihe Urfprung ganz 
verwiſchte ). Allein in ben Grunbfäßen über Rechtweifung und Heerbann 


”) Zöpfl 9 42. DO; 54.1 Eihhorn 8 309. Walter, R. G. $ 287. 
Schulte, R. ©. $ 77. L Unger L c. I. 178—189. Tittmann, Geld. 
Heinrih8 des Erlaudten I. 115f. Es find die nach den Kapitularien (Cap. 
Lang. 802 c. 14. 803 min. c. 20. 807 c. 12. 809 c. 5. 817 c. 15. 817 co. 14. 
823 c. 13. 829 c. 5. Perg I. 104. 115. 151. 156. 216. 217. 289, 854) jährlich 
dreimal abzuhaltenden placita generalia oder malla comitis, welche ald placita 
provincialia, legitima, communia, vulgaria ober plebiscita, landdinge, landtage 
oder landgerichte fortbauerten, in der Const. v. 1284 allen Zürften unb Herrn 
zur Pflicht gemacht wurden und in den Rechtsbüchern ald eine allgemeine Ein- 
richtung erfcheinen. Bol. Sadfenfp. IH, 61 $ 1. Schwabenfp. c. 185: 
uber achtzehn wochen sol ein jegelich furste und ein jegelich herre, der 
gerichte von dem kiunige empfangen hat, sin lanttegeding haben; c. 358: alle 
die in sinem gerichte sitzent, die suln sin lanttegeding suchen, die gut in 
sinem gerichte hant oder mit huse in sinem gerichte sitzent, 

»5) So die Zufammenfunft ber milites et rustici provinciales beö Hefien- 
gaus. Wenck, Hefl. Kandesgefchichte IE 416f. Landau, Gane II. 4. 5. 242. 
AM. Thudichum ©. 104 f., ber unter Berufung auf das englifche scirgemot, 
bas nur Beamte, Vorfteher, Geiftliche und Grundherren bejuchten -(Edg. IH, 5; 
Cnut DI, 18—19; leg. Henr. I. c. 7. $ 2) in ben Berfammlungen ber größern 
Gaue für alle Zeiten nur Notablenverfammlungen fieht. Aehnlich die meißnifchen 
Landdinge. Unger 1. 184. 185. 

”) ©. def. die Nachweifungen bei Tittmann und Unger 1. c., unb über 
das große Lanbbing für Thüringen zu Mittelhaufen Legenda Bonifacii II, 8 bei 
Balter 1. c. Note 4. Auch die Publikation von Gefegen oder Beichlüffen der 
Reichs⸗ oder Hoftage wurde hier vorgenommen, bisweilen fogar eine formelle 
Zuftimmung bafür eingeholt. 

m Daburd, daß man frühzeitig die nicht ſpeciell Betheiligten (Schöffen und 
Parteien) von dem mehr und mehr nur als Laft empfundenen Beſuch der gebo- 
tenen Dinge biöpenfirte (Karol. M. leg. Lang. c. 49. Cap. 803 c. 20. Perg I. 
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blieb doch wenigftens ihrer Wirkung nach die Genoſſenſchaft der freien Einge⸗ 
ſeſſenen eines größeren oder kleineren Grafſchafts- oder Gerichtsbezirkes das 
ganze Mittelalter hindurch lebendig?,). Auch in den Rechtsbüchern iſt eine 
ſolche Genoſſenverbindung noch deutlih erkennbar. Nur find im Sachſen⸗ 
fpiegel Die Gemeinfreien bereitd vom Schöffenamt und von der Dingpflichtig. 
feit im höheren Grafengericht entfernt, jo daß im Grafengau nur noch die 
ſchöffenbar Freien als Bertreter eined allodialen Grundbeſitzes von beſtimmtem 
Umfange Vollgenoſſen, alle andern Freien minderberechtigte oder bloße Schuß- 
genofjen find, während in dem go (ber der fränfiihen Gent entipridht) noch 
alle Freien Vollgenoffen, die höheren Klaſſen der Freien aber bereits von ben 
Pflichten erimirt find”). Doc gieng das Bewußtfein des genoffenichaftlichen 
Urfprungs der gemeinfamen Gerichts- und BVerfaffungseinrihtungen mehr und 
mehr verloren, man verlegte mehr und mehr den Grund der Grafſchaftsver⸗ 
bindung in die Territorialherrſchaft oder das von oben ftammende Amtslehn?o). 

Ganz analog wie in Centen und Grafſchaften entwidelten fi diefe Ver⸗ 
hältnifje in den Bezirken ber berrfhaftlichen Ober- und Unterrichter, in Vogteien 
und Schultheißereien oder Aemtern. Diefe wurden überhaupt ben aus öffent. 
lichen Verbänden herporgegangenen Gerichtöbezirfen immer ähnlicher. Vogt⸗ 
dinge und Schultheißendinge waren bier durchaus den Grafen- und Gentdin- 
gen nachgebildet und genoſſenſchaftliche Bejegung und Urtelfindung galt Bier 
wie dort. 


115. 805 c. 5 ib. 156), wurbe, obwol bad Recht zu erfcheinen Jedem verblieb 
Grimm, R. 4. ©. 749 f.), die Borftellung von ber genoſſenſchaftlichen Natur 
der öffentlichen Gerichte zuerft untergraben. 

28) Es würde ein näheres Eingehen auf Die Gerichtd- und Heeresverfafſung 
erforderlich fein, um ben vollen Beweis zu erbringen. Die überall wiederkehrenden 
Grundformen genügen indeß, um in ihnen Die Ausläufer ver alten volkörechtlichen 
Genoſſenſchaften zu erkennen, 

20) S. namentlich die Aufſätze Stobbe's über die Gerichtöverfaffung und 
über bie Stände des Sachſenſpiegels in der Zeitfchr. f. deut. R. Bd. 15. ©. 827. 
und ©. 311f.; auch Homeyer, Sachjenfpiegel L c. ©. 5333f. Thudichum, 
Gau⸗ und Markv. ©. 45f. — Wahl des gogreven in Sadjenfp. I, 71: de 
gekorene gogreve oder de balende richtere. Autonomie der Gogenoffen ib. IN. 
64 8 10: deme gogreven ses penninge oder enen scilling, al we der lantlude 
kore stat. 

20) Bezeichnend ift, Daß gerade in ben bie karolingiſchen Einrichtungen am 
reinften fortjegenben weſtphäliſchen Bemgerichten eine genoflenjchaftliche Verbin⸗ 
bung ber Grafichaftseingejeffenen nirgenb mebr erkennbar ift. Die Freigrafichaften 
und die Kreifchöffenftühle find in gleicher Weiſe Amtslehen geworben, die Frei⸗ 
ſchöffen bilden zwar unter einander eine Genoſſenſchaft, nicht aber find fie etwa 
dad Organ einer Bollögemeinde. Die alte Volksgemeinde bat fich aljo hier gewiſ⸗ 
fermaßen in den Kreid der Inhaber von Stuhlgerechtigleiten verengt. Vgl. Walter 
& 386-391. Schulte $ 116. 117. 123. 
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3. Wenn fo die alten Sent- und Gaugenoffenihaften fi allmälig in 
bloße Gerichtsbezirke verflüchtigten, jo beitand die Stammes. oder Volks⸗— 
genofjenjhaft lange in weit höherer Bedeutung fort. Nach der Auflöfung 
des fränfifchen Reiches erjcheinen die einzelnen Stämme oder Bölfer und ihre 
Provinzen ober Länder (regna, ducatus, provinciae) als die ftaatlichen Ein- 
heiten, deren freie Mebereinftimmung ber Grund ift, daß gerade fie das beutiche 
Reid bilden”). Mächtig zeigt fi) die Idee ihrer Stammesgenoſſenſchaft in 
der Wiebererzeugung der Stammeöherzöge, welche zwar Faiferlihe Beamte und 
Baffallen, zugleich aber nationale Volksvorſtände find, die ald Repräfentanten 
der Stammeseinheit im Anfang diejer Periode häufig noch vom Volke jelbft 
gewählt werden). Böllig autonom lebte jeder Stamm nad) feinem eignen 
Recht und ordnete feine Angelegenheiten mit jeinem Herzog allein. Noch die 
Rehtsbücher erinnern ſich der alten Selbitändigfeit und Einheit der Tänder?®) 
und gleich den Berichiedenheiten der Sitte und des Dialekts haben die bes 
Rechts lange die politiihe Bedeutung der Stammesgrenzen überbauert 34). 
Diefe Stammedgenoffenfchaften nun aber wurden ganz wie das Reich jelbft 
innerlich mehr und mehr gewandelt. Vollgenofjen in ihnen blieben nur die geift- 
lihen und weltlihen Grundherren, welche auf Hoftagen, die den Reichötagen 
ganz analog waren, zufammenktamen, um mit dem Derzog Gejehgebung und 
Berwaltung zu theilen®). Mehr und mehr geftaltete fih dann auch hier die 


a) Phillips, R.G.$ 80. Walter 8174. Daher berubte die Wahl des 
deutihen Königs, ber zunächft und hauptſächlich Stammkönig ber Franken war 
und als folcher, auch wenn er von anderem Stamme war, fränkifches Recht er- 
bielt (fo noh Schwabenfp. c. 132 $ 6; Sadfenfp. II, 54 8 4) anfangs 
auf Berftändigung ber einzelnen Stämme Gewöhnlich vereinten ſich Zranfen 
und Sachſen (bei Konrad's I. Wahl zuerft auch Batern und Schwaben) und der 
König mußte dann die Zuftimmung ber andern Stämme einholen refp. erzwingen. 
Bol. Phillips, die deutſche Königswahl bis zur goldenen Bulle. Wien 1858. 

2) Die lex Bajuv. I. c. 1 fagt: ducem quem rex ordinavit ... aut po- 
pulus sibi elegerit. Noch im 10. Jahrh. wählten Die Baiern einen Herzog, ben 
ber Kaiſer beftätigte. v. Lerchenfeld, die altbair. Iandft. Freibriefe, Einleitung 
v. Rodinger S. XXD. Zöpfl 8 42 Note 3. Schulze, Erftgeburt ©. 122. 
Spuren aus Thüringen, Schwaben und Kärntben (bier befonberd in ben Inveſti⸗ 
turförmlichkeiten) 6. Schulze ©. 123. 124. 

3 Sacdhfenfp. II, 53 8 1: jewelk dudesch lant hevet sinen palenz- 
greven. Sassen, Beyern, Vranken unde Suaven. Dit waren alle koningrike- 
Schwabenſp. c. 120. 

2) Bol. oben & 10. 

2) Eichhorn 8 309. Phillips 8 80. Zöpfl $ 42. 54. Unger, Land- 
fände I. S. 115. — Ueber Baiern insbeſ. v. Lerchenfeld 1. c. S. XXVIf. 
Schwabenfp. c. 138 (wonach Bifchöfe, Grafen, Herren, Vaſſallen und Dienft- 
leute ven Hof eines Herzogs befuchen follen). 
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Berfaffung feubal und die Hoftage wurben Lehenstage, ald Ausbrud der Ge⸗ 
noffenihaften abliger und freier Vaffallen ®). 

4. Die Berhältniffe des Herzogthums übertrugen ſich auf die Fürſten⸗ 
tbümer und jo beitand von Anfang gn in allen fich abfchliegenden Terri— 
torien — von ben Genoſſenverbänden der einzelnen Bogtei- und Gerichts. 
bezirke abgejehen — die Idee einer Genoflenfchnft aller Angefefienen des Lan⸗ 
des. Vollgenoſſen darin waren freilich auch hier nur die weltlichen und geift- 
lichen Grundherren des Landes, nur fie kamen auf ben Hoftagen ihres Fürften 
zufammen. Das Lehnaweien trug überdies bie feudale Idee hinein und an 
bie Stelle der Hoftage traten Vaſſallen- und Rittertage. Allein ganz gieng der 
Gedanke einer jelbftändigen Genoſſenſchaft der Zerritorialeingefeffenen nicht 
verloren und ihr Sortleben war ficherlich nicht einflußlos auf die Entftehung 
der neuen landſtändiſchen Genoffenichaft, welche ſich fpäter unter dem geftal- 
tenden Einfluß des Einungsweſens aus den Trümmern der alten Verbände 
fo krafwoll der ſich abſchließenden Landeshoheit gegenüber erhob°”). 

IH. Während jo in ganz Deutichland das Feubaliuftem an den Neften 
der alten Bollögenofjenjhaften eine Schranke fand und im Rechtöbewußtfein 
des Volkes immerhin noch fo viel von den alten Anfchauungen lebte, daß ber 
Sacjenfpiegel neben feiner bekannten Theorie vom göttlichen Urſprung ber 
Herrſchaft den Sat aufftellen konnte, alles weltliche Gericht habe von Küre 
begonnen: erhielt fih in: einzelnen Gegenden die alte genoſſenſchaftliche Ver⸗ 
faffung in faft völliger Reinheit. | 

So famen in der Schweiz die vollfreien Thalmarkgemeinden in Schwiz, 
Uri und Unterwalden, welche in politifcher Beziehung Anfangs Centen gewefen 
jein mögen ®®), zwar unter Tatferliche Vogtei und wurden duch das Eindrin- 
gen ber Grundherrſchaft mit Hörigen gemiſcht; allein es gelang ihnen, im An⸗ 
ſchluß an das von ihnen behauptete Gejammteigenthfum an der Yandesallmente 
fih ihre freie genoſſenſchaftliche Organifation zu erhalten?‘). Dadurch waren 
fie im folgenden Zeitraum in den Stand geſetzt, Bogtei und Hörigkeit zu be⸗ 
fiegen und zu vollfreien Landesgemeinden zu werden ). 

Ungetrübter noch erhielten fich die älteften germaniſchen &mrichtungen 
unter den Friefen"). Einige Stüde friefiichen Gebietes nur unterlagen den 


20) Vgl. oben 8 28. 

2 Bol. unten $ 51. 

38 So vermutbet Bluntſchli I 21. Bol. ud Blumerl.c. 1 ©. 18. 
Maurer, Einl. S. 316. 320. | ' 

39) Vgl. Maurer, Einl. 302f. Blumer Il. c. Bd. L, bef. ©. 78f. 1177. 

0) Bol. unten 8 49. | 

) Eichhorn, R. ©. 9 285 >. 285% v. Richthofen, frieſiſche Rechts⸗ 
quellen. Unger, Landſtände I. S. 176—167. v. Danield DI, 3. ©. 404. 
Walter, R. G. 8 308. 
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benachbarten Landesherren (ten Grafen non Holland, Flandern, Geldern, den 
Stiften Utrecht, Münfter, Bremen); die übrigen Frieſen blieben in freien 
Bolfsgemeinden vereint. Nur wenige dieſer Gemeinden (wie die halb friefi- 
ſchen halb ſächſiſchen Dithmarſchen) nahmen helehnte Grafen oder Voͤgte als 
oberfte Richter an, die anderen, beſonders zwiichen Weſer und Ems, blieben 
vollfrei im Sinne des älteften Rechts). Deshalb beftanten in Friesland 
die alten Volksgenoſſenſchaften als Friedens- und Nechtövereine aller Freien 
fort. Bauerſchaften, welche tährlich ihre Richter Toren *?), Gogemeinden, welche 
den Centen entiprachen *), und endlich die aus den alten großen Völlerfhafts- 
gamen hernorgegangenen Lande (Seelande) **) bildeten autonom ihre Verfaffung 
und ihr Recht fort, richteten fich felbft und waren geichloffene Heergemeinben 
zur Abwehr jedes ihren Frieden ober ihre Freiheit bebrohenden Yingenoffen **). 


42) Die Friefen empfanden ihre Freiheit als einen befonberen Vorzug, als eine 
Andnahme in den allgemeinen Zuſtänden bed Reiche. Um fie baber fefter zu be- 
gründen, führen fie diefelbe in ihren Geſetzen auf päpftliche und kaiſerliche Pri⸗ 
vilegien zurüd und fuchen fie ald Belohnung befonderer Thaten zu erflären. ©. 
3 B. 7. Küre bei Richthofen 1. c..©. 10; 28 ib. ©. 102. 109; 888 8 2 ıc. 
Gie find fi auch wol bewußt, daß ihre Freiheit von ber gemeinen Freiheit jener 
Zeit verfchieden, daß fie, weil ungemindert, nur ber Freiheit von liberi domini 
(allodialen Grundherren) zu vergleichen fe. So wirb z. B. in bes Magnus Küren 
b. Rihthofen I. S. 440. 441 dreimal wiederholt, die Friefen, geborne und 
ungeborne, feien Freiherrn, fo lange ber Wind von den Wolken wehe und bie 
Welt beftehe; dat alle Fresen fryherrn weeren, di berna ende di oenberna, 
alsoe langh soe di wynd fan da wolkenen wayd ende dye wrauld stoede. 

“ ©. 1361 b. Richthofen S. 109. Nr. 8: quod singuli districtus ter- 
rarum suos judices eligant secundum consuetudinem suam. Weſterwolder 
gandr. v. 1470 ib. ©. 271 $ 25. — In einzelnen Banerfchaften wechfelte das 
Richteramt in beftimmter Folge nach einer Theilung in Eden von Jahr zu Jahr. 
So bei den Brofmern. Brofmerbrief 6. Rihthofen ©. 151f. $ 1. 19—21. 

) Sole Gogemeinden find die Brofmer, Emfiger, Rüftringer, Fivelgoer 
uw f. w., überhaupt faft alle jene Gemeinben, die ſich eigne Willtüren gaben. Vgl. 
Rihthofen ©. 115f. Es werben daher immer mehrere judices oder rediewan 
in ben Berfammlungen erwähnt. 3. B. Richthofen ©. 135. 138. 182. Die 
Gogemeinden zerfielen theils unmittelbar in Banerfchaften, thetld (mie Brofmer 
und Rüftringer) in Viertel und Bauerfchaften, die Bauerfchaften bisweilen noch 
in Eden (herna). 

“) Die Seelande ericheinen als bie eigentlichen politifchen Einheiten, aus 
denen Friesland befteht. ©. 3. B. Richthofen S. 109. Nr. 6. Daher müffen 
fie — nicht, wie Eichhorn annimmt, die Heineren Diftritte oder Gogemeinden 
— als die alten Bölkerfchaften oder Gaugemeinden gelten. 

* So die Upftalldbomer Gefepe v. 1323 6. Rihthofen ©. 102. 1.: ge 
meinfame Wehr gegen jeden Herren, ber enich zeland schaya ifte schanda will, 
um usen fridom to bihalden. Zufäge dazu ©. 109. Rr. 3. 
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Meber den einzelnen Landen aber ftanb die große Volksgemeinde aller Briefen, 
welche jährlich zu Upftallesboom zufammentrat und den allen Friefen ge- 
meinen Srieben, das allen Friefen gemeine Recht ſetzte und wahrte, baber nad 
außen die Randeövertheidigung, nach innen die oberfte Gefeßgebung*”) und bie 
richterlihe Gewalt zur Erhaltung des Landfriedend und zur Schlichtung der 
Streitigkeiten unter den einzelnen Gemeinden handhabte*). In der uns be- 
fannten Form indeß ijt diefe Gefammtverfaffung ſchon eigenthümlich dadurch 
geftaltet, dak auf der Berfammlung nur Richter und Geiftlihe als Bevoll⸗ 
mächtigte der Länder erfcheinen, die Verſammlung jelbjt aber den Charakter 
der Tagfahrt eines Bundes annimmt. Ganz Friesland ſtellt fih als ein frei- 
errichteter Friedensbund jelbitändiger Landesgemeinden dar). Diefe Ber- 
faffung ift daher bereit8 unter dem Einfluß der Einung ausgebildet und es 
wird ſpäter von ihr die Rede fein’). 


C. Die freie Einung. 
8 26. Die Anfänge ber freien Einung. 


So war das Feudalſyſtem auch in den Zeiten feiner hödften Blüthe nie 
rein durchgeführt. Immer blieb e8 nur Theorie, daß alle Gewalt und alles 
Recht von oben jtamme, von Gott an Papft und Kaifer und von diejen durch 
mannichfache Hände weiter geliehen ſei; in Wahrheit erkannte man immer 
neben der abgeleiteten die eigne Gewalt, neben dem geliehenen das geforene 
Recht in weitem Umfange an. Herrihaft und Dienft waren nie die einzigen 
ftantsrechtlichen Beziehungen; immer erhielt oder bildete fich neu das gegen. 
jeitige und gleiche Verhältniß gejammtberechtigter Genofjen. Und niemals end- 
lich war die Abhängigkeit der perjönlichen Rechte und Pflichten von Grund⸗ 
befit und Grunbhörigkeit eine jo totale, daß nicht noch Raum geblieben wäre 
für felbftändige auf der Perfönlichkeit beruhende Verbindungen. 

Aber fowol die alten volkörechtlichen als die nach ihrem Mufter gebilde- 
ten hof⸗, bienft- und Iehnrechtlichen Genoflenfchaften nahmen im Feudalſyſtem 
nur eine untergeordnete Stellung ein und hatten an der eigentlihen Stants- 
idee, wie fie fich im Bewußtſein der Zeit geftaltete, Teinen Theil. Einen fol- 


47) Daber willekoer ober kest der Vresen (Richthofen ©. 2f), die allera 
Fresena riuchte (S. 22) feftfegen. Die 24 Landrechte (ib. ©. 40 f.) fangen 
immer an: thit is that... . Jondriucht allera Frisona. 

*, Upſtallsbomer Gef. 1. c. S. 104. VO. Eichhorn & 285. 

10) So find die Upftalldbomer Gejepe ein befchiworener Vertrag. ©. 107. 
XXII. Die Zufäpe von 1361 (ib. S. 109) bezeichnen fie ausbrüdlih ala 
articuli confoederacionis et pacis. 

20) Vgl. unten $ 49. 50. 
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hen wieberum zu erringen, bedurfte die Genoffenichaft der Verjüngung durch 
die Aufnahme eines neuen Gedankens, eines Gedankens, der mächtiger war 
als die großartigen Ideen der Lehnsmonarchie und der Univerfalbterardie. 

Diefer Gedanke wurde gefunden. Es war ber Gebanfe ber freien 
Einung. 

Daß eine Genofjenfhaft nicht oder doch nicht allein einer natlrlichen Zu⸗ 
jammengehörigkeit oder der durch einen Herren gegebenen äußeren Einheit ihr 
Dafein verdanke, fondern den letzten Grund ihres Verbunbenfeins im freien 
Willen der Verbundenen babe, das war der neue Gebanfe, welcher in den 
legten drei Jahrhunderten des Mittelalters, während die alten Lebensformen 
haltlos zerbrachen, von unten auf einen vielgliedrigen Neubau volksthümlicher 
Verbände errichtete. Lange aber, ehe er fich zu feiner dad gefammte nationale 
eben umbildenben und beherrichenden Bedeutung erhob, hatte diefer Gedanke 
in engeren Kreifen gewirkt und von unfdheinbaren Anfängen aus ftetd wachjende 
Rechtsbildungen erzeugt, welche als Vorboten einer neuen Zeit die Schranken 
des Feudalſyftems durdhbrachen. 

In doppelter Weife bereits hatte der Einungsgedanke fih mädtig ge- 
zeigt: neuſchaffend und umbildend. Jenes, indem er gewillfürte Ges 
noſſenſchaften ins Leben rief; diefes, indem er das Weſen der natürlichen oder 
gegebenen Verbände burch feine Verſchmelzung mit dem älteren Princip ver- 
änderte. Scharf trennen ſich im weiteren Berlauf der Entwidlung die beiden 
Bereindgruppen, in deren einer der freie Wille bie einzige Bafis einer durch 
ihn erft hervorgerufenen Verbindung ift, während in ber anderen bie Griftenz 
oder Nichterifteng der Verbindung unabhängig vom freien Willen der Verbun⸗ 
denen und vielmehr durch etwas außer ihr — fei es bie natürliche Nothwen⸗ 
digkeit, ſei es einen höheren Willen — beftimmt ift, die befondere rechtliche 
Form aber und damit die Möglichkeit rechtlicher Eriftenz vom freien Willen 
abgeleitet wird. Urfprüngli war die Grenze beider Bereinögruppen ſchwan⸗ 
kend und blieb es im größerem oder geringerem Grade das ganze Mittelalter 
hindurch; doch aber gab e& von vornherein zwei Genoſſenſchaftsformen, welche 
als Prototyp und Bildungsftätte je einer diefer Gruppen betrachtet werben 
müflen. Für die einfache Form ber gewillfürten Genoffenihaft nimmt diefe 
Stellung zweifellos das altgermanifche Sildenwefen ein. Die Kombinirung 
der natürlichen oder gegebenen Grundlage mit der freigewollten, bewußten Ge⸗ 
ftaltgebung aber vollzog ſich zuerft in den Städten des 11. und 12. Iahr- 
bunderts, welche durd die Verſchmelzung des alten Marfgemeindeprincips mit 
dem uenen Cinungsprincip die älteften beutfchen Gemeinwefen und damit 
gleichzeitig Die Keime des deutſchen Staates und der deutſchen Gemeinde wurden. 

Es ift daher zunächſt von jener Neubildung, dann von diefer Umbildung 
zu handeln. — 

Entftehung und Bedeutung ber Alteften germanifchen Gilden find biöher 
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noch nicht vollkommen aufgehellt!).. Auch wird Dies fchwerlich jemals gelingen. 
Unüberjehbar in ihren Solgen ift die erite freie Affociation, welde ein Bolt, 
das bis dahin alle Gemeinſchaften nur wie Naturprodukte anjah, aus fich jelbit. 
bervorbringt! Neben den geworbenen Vereinen der erfte gejchaffene Verein 
bedeutet im Leben des Volkes nicht weniger, als im Leben ded Einzelnen die: 
erite bewußte That. Aber wie fi im Leben bes Einzelnen das Reifen des 
Gelbftbewußtfeins der Beobachtung entzieht, jo in noch höherem Grabe bie 
Entftehung und das Wachsthum einer neuen Idee im Bewußtiein eines Volkes. 
Immer behält für uns, die wir nicht den inneren Vorgang, jondern nur bie 
äußeren Symptome jehen, ein folder Sortichritt etwas Wunderbared. Das 
Neue fteht fertig da und wir willen nicht, woher es fommt, 

Die Anfichten über die Entitehung des Gildenweiens gehen jehr aus- 
einander. An heidniſche Opfermahlzeiten und feitlihe Volkszuſammenkünfte 
knüpfen die Einen, an chriftliche und Firchliche Inftitute die Andern an. Aus 
einer Verſchmelzung der beiden zujammenwirkenden Faktoren altheibnifcher 
Opfer⸗ und Gelagsfitte und ber chriftlichen Idee brüderlicher Liebe lapt Wilda 
das Bildenweien hervorgehen. Trümmer alter Gejchlechtewerfaffung findet 
Sybel in den Gilden. Als Erweiterung der engen Freundſchafts⸗ und Rache, 
bündnifje ſtandinaviſcher Helden jehen fie Münter und Wingeran. Hartwig 
endlich verzichtet auf die Herleitung des Gildenweſens aus Einer Wurzel und 
halt für die älteften von den freien Affociationen des Mittelalters die Vereine 
zu wohlthätigen Zweden und gegenfeitiger Unterftügung, denen dann im 8. und 
9. Jahrhundert die politiihen Gildeforporationen zur Wahrung von %reibeit 
und Eigenthum hinzugetreten jeien. 

Muß den im Weſentlichen negativen Reſultaten der korgfältigen Untere. 
fuhung des letztgenannten Forjcherd im Allgemeinen zugeftimmt werben, jo 
idheint doc) von ihm der einheitliche Charakter der in verjchiebener Weiſe und 
in verjchiedener Form bernortretenden Vereine zu wenig hervorgehoben, ber 
befondere Zweck der einzelnen Genoffenihaften zu jehr betont und in irriger. 
Sfolirung erfaßt, vor Allem aber das eigentlih germaniſche Gildeweſen 
von älteren Snftituten, an die es vielleicht Außerlich anknüpfte, zu wenig unter 
ichieden zu fein. Suchen wir die äußeren Nachrichten, welche und die Quellen 


1) Bol. bei. Eichhorn, R. G. 8 346. Wilda, das Gildenweſen im Mittel- 
alter. Kemble, Saxons I. S. 239f. Schmid, Oloffar v. gegilda K. 
Maurer, Meberfhau IL S. 91f. Waitz I ©. 4832|. Sybel, Entjtehung des 
Königtbums S. 19f. Tzſchoppe und Stenzel, Urkb. ©. 248 Anmerf. 
Sadfje, Grund. S. 538. Marquardfen, Haft und Bürgſchaft bei den 
Angelfahlen S. 48f. Rettberg, Kirchengefchichte IL ©. 567f. Münter, 
Kirchengeſchichte J. S. 181f. Winzer, die deutſchen Brüberfchaften des Mittel 
alter. Gießen 1859. Hartwig, Unterf. über bie erften Anfänge bed Gilde 
weſens in den Forſch. 3. deut. Geſch. Bd. I. ©. 186-163: Ennen, Geſchichte 
der Stadt Köln J. S. 176. 404 f. 581. 714. II. 457 f. 
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bieten, in einen inneren Zuſammenhang mit der Zeitgeſchichte zu bringen, jo 
ergiebt fih uns etwa folgendes Refultat. 

Urfprünglich wurden alle jene Zwede, welche wir fpäter von gewillfürten 
Genofienichaften verfolgen jehen, von den natürlich erwachſenen Genoſſenſchaften 
erreiht. Die Gemeinfchaften bes Geſchlechts, der Nachbarſchaft und der Mark, 
des Gaus und bed Volks befriebigten in gleicher Weife die politifchen, rechtlichen, 
religioſen, fittlihen und gefjelligen Bebürfniffe der Betheiligten. Gin Grund 
zum Abſchluß beſonderer Vereine war daher nicht vorhanden. Mit der Zeit aber 
wurden, wie wir gejehen, diefe Genoſſenſchaften theils, wie der Geſchlechtsverband, 
aufgelöft, theild wenigftend ſtark erſchüttert. In ihnen und über ihnen erhoben 
fih die durch Grweiterung des Hausweſens begründeten Herrichaftönerbände, 
welche im noch höherem Grade als die alte Genoſſenſchaft eine Gemeinjhaft 
des ganzen Lebend herbeiführten, wie ja das Haus feiner Natur nach ftets 
enger verbunden geweſen war als das Geſchlecht. Größer ward die Theilnahme 
am politiichen Xeben, welche duch den Dienftverband zu erlangen war, als die, 
welche der Bollfreie im Kreije feiner Genofien fand; ficherer und umfafjender 
ward der Rechtsſchutz, den ber Herr gewährte; inniger war bie religidfe Gemein- 
haft, welche dem irdiſchen oder himmlischen Gefolgsherrn vereinte; feiter und 
fitlich tiefer ward das Band der Treue ald das der angebornen Genoflenihait; 
freier und leichter ward am Herrenhof der gefellige Verkehr. Das Aufgeben 
der alten Freiheit erjchien durch die freie Wahl des Herrn zugleich als Auf 
geben einer natürlichen Gebunbenheit zu Gunften einer frei erforenen Selbſt⸗ 
verbindung. So gewann überall der Herrichaftsverband den Boden, welden bie 
Genoſſenſchaft verlor. Während Geſchlecht, Markverband, ja jelbft die Zu- 
gehörigfeit zu Gau und Bol Freiheit und Gigenthum nicht mehr genügend 
zu ſchützen, ihre Glieder nicht mehr heilig und feft genug zu verbinden, ben 
Drang nach Hingebung und Verbindung nicht mehr ausreichend zu befriedigen 
vermochten, erfüllte dies Alles bie freie Wahl eines Derm. Dennoch mochte 
nicht jeder feine Vollfreiheit opfern; das Uebermaß der Kommenbationen rief eine 
Reaktion des im Volke lebenden Sinnes für Unabhängigkeit und Gleichheit 
bervor. Konnte man einen Herrn frei erwählen, fo Iag der Gedanke nahe, 
auch Genoſſen, Freunde, Brüder zu wählen und fi dur einen Eidfchwur in 
ähnlicher Weiſe zu verbinden, wie diefer Diener und Herrn, wie er einft aud 
Geſchlecht und Volk verkettet hatte Auch in der alten Geſchlechtsgenoſſenſchaft 
hatte man die Aufnahme eines Fremden, ber fih ihr zuſchwor, gekannt, auch 
die Gemeinden Eonnten Ungenoffen zu Genoffen machen. Um jo leichter konnte 
daher auch unter den zuerft durch irgend eine Gemeinſchaft des Kultus, des 
Intereſſes, der Gefelligkeit, der Wohlthätigkeit näher und Häufiger zufammen- 
geführten Männern die Idee erwachen, ſich durch Eid oder Gelöbniß gegenjeitig 
zu verbinden, fi) eng und dauernd als Genoffen zu vereinen. War Died einmal 
geihehen, jo Got fih für das neu begründete Verhältniß naturgemäß die 
Analogie der volksrechtlichen Einrichtungen dar. Eine Genoſſenſchaft, wie fie 
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in Geſchlecht, Gemeinde oder Volk beitand, war Tonftituirt; die Beſonderheiten, 
welche die Natur eines jeden diefer Vereine herbeiführte, fielen fort, das, was 
ihnen allen gemeinfam war, wurbe übertragen. Genoſſenſchaftlicher Friede und 
Recht, Geſammtrecht und Gejammtpflicht, Selbftgerichtsbarkeit und Selbitver- 
waltung, Wahl eines BVorftandes, Gleichheit der Mitglieder unter einander 
wurden bier wie bort anerfannt, die Grundzüge einer germanifchen Genofjen- 
ihaft waren vorhanden. Diefe Genoſſenſchaft aber war in einem ganz be 
ftimmten Moment entftanden: der gegenfettige Eidſchwur, die feierliche Willens- 
erflärung hatte fie ind Dafein gerufen. Man mußte daher in ihr ftatt eines 
unfreiwilligen Zufammenbangs ben freien Willen der Berbundenen als das 
einigende Band erkennen und konnte von nun an, nachdem die Möglichkeit feft- 
geftellt war, auch nad planmäßiger Weberlegung und frei gefaßtem Beſchluß 
ähnliche Genoſſenſchaften begründen. Man kam zu bewußten, Tonftituirenden 
Akten, zu gewillfürten Vereinen. 

Die Zeit, wann dies gefchehen, läßt fih nur allgemein dahin beftinnmen, 
daß es die Zeit der beginnenden Auflöfung der alten genoffenichaftlichen, be⸗ 
jonder8 aber der gefchlechtsgenoffenfhaftlichen Verbände geweien fein muß. 
Sichere Nachricht von wahren, augenjcheinlih auf germanifcher Grundlage 
beruhenden Einungen haben wir zuerft aus dem fränfifchen Reich vom Sahre 779°). 
Schon vorher wird uns freilich von Gilden berichtet, aber es find damit ent⸗ 
weder blos voräbergehende Zufammenkünfte und unorganifirte Gefellihaften zu 
Kultus» und Geſelligkeitszwecken gemeint?), oder e8 werden bie alten auf natür- 
lichem Zuſammenhang beruhenden Genoffenfchaften als Gilden bezeichnet®). 


2) Im Cap. franc. Pertz L 87 c. 16: de sacramentis per gildonia invi- 
cem conjurantibus, ut nemo facere praesumat, Alio vero modo de illorum 
elemosinis, aut de incendio, aut de naufragio, quamvis convenientias faciant, 
nemo in hoc jurare praesumat. Daß das concilium Namnetense, welcdes von 
Derbrüberungen fpricht, erft dem 9., bie Statuten der Gilden in Cambridge und 
Ereter erft dem 11. Sahrh. angehören, weift Hartwig 1. c. ©. 185. 136 nad). 

”, So die ſtandinaviſchen Gelage und Opferverfammlungen, beſonders Die 
Todtenmahle, welche man Gilden nannte. Wilda S. 4f. Hartwig ©. 149f. 
Winzer ©. 7f. Vgl. Widukind I. 85 bei Perg S. 8, IM. 482: concilia 
et omnes conventus atque convivia in urbibus voluit celebrari. 

% So verhält ed ſich wahrfcheinlich mit den ſchon in Ine's Gefehen (vor 
690) b. Schmid S. 28. c. 16 erwähnten gegildan, welche nach Aelfreds Geil. 
c. 27 u. leg. Henr. 75. c. 10 hinter den Verwandten für das Wergeld haften follen. 
Zwar erffären Sachſſe ©. 538, Sybel ©. 20 u. Waitz L ©. 434 auch jept 
noch dieſe gegildan für Gildegenoffen im fpäteren Sinn. Im Webrigen aber 
findet die Anſicht, dag ſchon in fo früher Zeit freie Vereine nicht nur bereitd vor» 
handen gewejen, jondern bereitd von ber Geſetzgebung als ein integrirenbes Glied 
des Staats behandelt worben feien, feine Vertheidiger mehr. Freilich legt man 
jene Gefege auf das Verfchiedenfte aus. Phillips, Angeli. R. G. ©. 99. 104, 
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Auch beftauden in ben einft römiihen Provinzen Kollegien und Soctetäten 
römifcher Art in langſamer Berfümmerung fort*), und innerhalb ber riftlichen 
Geiftlichleit und im Anfchlug daran auch unter Laien mochten ſich auf roͤmiſch⸗ 
rechtlicher Grundlage einzelne engere Berbinbungen bilden, welche gegenfeitige 
Unterftügung, Wohlthätigkeit oder religiöfe Fürforge zum Ziel hatten): allein 
von einer gildenmäßigen Organifation, welche eigene Gerichtsbarkeit, Gilde 
frieden und Gilderecht vorausſetzt, ift in allen diefen Vereinen nichts zu ent- 
decken. Enbli wird worher und nachher oft von Verichwörungen unter Geift- 
lichen und Laien berichtet, welche gegen bie Oberen ober zur Durchführung 
eines beftimmten Zweckes geichahen, ohne daß fich eriehen läßt, ob dabei eine 
dauernde Berbindung Fonftituirt warb”). 


Kemble L 239 u Zöpfl, R. G. 8 42 Note 48 finden darin bereitö die ſpä⸗ 
teren Friedensbürgſchaften Marquarbfen L c. S. 28 in vollem Gegenjaß hierzu 
eine Dieböbande (hlddh), K. Maurer (S. 92) erflärt die gegildan ald Reiſe⸗ 
gefährten, Schmid (Glofſar v. gegildan) ald Zahlungdgenofjen aller Art, als 
Genofjen überhaupt. In der That fcheint gegilda urfprünglich allgemein einen 
Genofſen zu bedeuten, wie geföra, bad fowol vom Gemeindegenoffen (leg. Aethelst. 
II. 20. $ 2: ealle the to thaere byrig hyran), ald vom Genoffen eines Geiſt⸗ 
(ihen (leg. Aethelr. VII. 24. Cnut I. 5. 8 2), fowol von Volks⸗ und Rechtögenoffen 
überhaupt (Cnut II, 35. $ 1), als von Kriegägenoffen (Cnut II. 77) oder Eides⸗ 
beifern (Anh. X. 6), und endlich ganz ebenfo auch von Gilden (geferscipe in leg. 
Aethelst. VI, 1. $ 1; 6. 8 3) gebraucht wird. Was für Genofien aber in den 
gedachten Gefetzen unter ben gegildan fpectell verftanden werben, läßt fich ſchwer⸗ 
lich feſtſtellen. Wahrſcheinlich ift es, daß bie nächfte über dem Geſchlecht ſtehende 
Genoſſenſchaft des Vollksrechtes gemeint ift, aljo entweber, wie Wilda, Straf 
recht L ©. 389 ald möglich hinſtellt, ein entfernter Verwandtenkreis, ober eine 
auf früherer Blutsverwandtſchaft beruhende, aber bereitd auf der Uebergangäftufe 
zur Marktgemeinde oder Bezirköhunderte ſtehende Genoffenichaft, welche die eigen- 
thümliche Wergeldöverhaftung des Geſchlechts noch nicht aufgegeben Bat. 

5) Eine unmittelbare Kortfegung römischer Kollegien mit sacra und contu- 
bernia findet in Brüberfchaften und Zünften Mone, Zeitfchr. Bb. 15. ©. If. 
Vgl. über die römiſchen Einrichtungen Mommfen, de collegiis et sodalitiis 
Romanorum. 

% Hartwig l.c. ©. 157. 

) So bie Konfjurationen der Kleriler gegen ihre Borgefebten, weldhe ver- 
tchiedene Synoden, wie 538 die dritte von Drfeans, 451 die zu Galcedon, 610 die 
von Rheims, 789 die von Achen verboten. Hartwig ©. 158. 159. So aber 
auch die verfchiebenen Verſchwoͤrungen, welche unter Karl d. Gr. und feinen Nach⸗ 
folgern zu Empörungen in einzelnen Theilen bes Reichs führten. 3. B. 786 
Annal. Lauresh. u. Annal. Naz. Cont. b. Perg, S. S. I. ©. 52. 42; die Ste 
Inga der Sachſen 6. Nithard, hist. lib, 4. c. 2; die Verfchwörungen ber be. 
dradten Yinfreien, 3. D. Cap. d. 821 ec. 7. Perg III. 230: de conjurationibus 
servorum in Flandris et Menapisco. Annal. Fuld. a. 848. 866 b. Perp, 
8. 8. L 365. 379. Roth, Beneflcialwefen S. 877 Rote 47. 
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In allen diefen und manchen andern heidniſchen, roͤmiſchen und chriftlichen 
Suftituten und thatjächlichen Vorgängen lagen gewiß Momente, au welche bie 
Entftehung germaniſcher Gildegenoſſenſchaften anknuͤpfen konnte und vermuthlich 
angeknuͤpft hat: es tft aber damit nur ein äußerer Zuſammenhang hergeſtellt. 
Der innere Grund für die Bildung der freien Vereine des deutſchen Rechte 
Ing nicht in dem Vorhandenſein verichiedener zur Umbilbung im Gilden geeig- 
neter Einrichtungen, fondern in der Selbftbilfe des Volkes, welches ba, als die 
jeit uralter Zeit beftehenden natürlichen Genoſſenſchaften theils ſich auflöften, 
theils nicht mehr allen ihren Zwecken genügten, der im Volkabewußtſein lebenden 
Genofjenfhaftsidee in frei erfchaffenen Formen einen nenen Augsdruck verlieh. 

Deshalb war auch bei aller Mannichfaltigkeit der &uferen Erſcheinung 
das Weſen aller gejchworenen Ginungen nur Eins: es war bie Uebertragung 
ber Genoffenfchaft des deutichen Volksrechts anf gewilllürte Verein. Wo aber, 
wie namentlih in der Kirche, fremde Inſtitute äußerlich fortgefeßt wurden, 
wandelten auch dieſe jehr bald fich dem deutichen Rechtsgedanken entſprechend um. 

Alle Gilden waren daher, wie die alten Genoſſenſchaften, Verbände unter 
fich gleicher Männer, die das Band perfönlicher Zufammengehörigkeit einte. 
Sie waren eben Genoſſenſchaften, ihre Mitglieder Genoffen und pares®). 
Diefed Band aber war ein überaus enges und konnte nur mit dem innigften, 
welches man im Volksrecht unter Gleichen kannte, vwerglichen werden. Deshalb 
nannte man fie Brüderfchaften, denn Brüder waren die älteſten und nächften 
Genoſſen. Dieſer Name, weil er ber bezeichnendfte war, wurde ber einzige, 
welcher allen Gattungen der gewillfürten Einung gemeinfam blieb"). Er führt 
uns zugleich einen Schritt weiter zur Erkenntniß ihres Weſens. Brüder find 
nicht zu einzelnen Zweden verbunden: ihre Verbindung ergreift den ganzen 
Menſchen und erftredtt fi auf alle Seiten des Lebens. So war es, wie wir 
gejehen, in allen Genoſſenſchaften des älteften Rechts; fo war es lange und 
mit unbebeutenden Mobififationen faft das ganze Mittelalter hindurch auch in 
den gewillfürten Einungen. Heute find wir daran gewöhnt, im Gegenfaß zu 
Staat und Gemeinde die freie Affociation nur als eine Vereinigung zu 
beftimmten Zwecken zu denken; nichts aber liegt dem Jugendalter eines Volkes 
ferner, als eine derartige Auffaffung. Unfer heutige Vereinsweſen, — einer 
Menge fih in unendliher Mannichfaltigfeit ſchneidender Kreiſe vergleichbar, — 
beruht auf der Möglichkeit, mit irgend einem Theil, irgend einer Seite der 


8) Daher heißt ed im Koncil von Nantes: collectae vel confratria quas 
consortia vocant. In England heißen bie Gilden auch geförscipe (Note 4) oder 
societas (Ind. civ. Lund. c. 1. $ 1). 

9) So fon 852 b. Hincmar: collectas quas gildonias vel confrairias 
vulgo vocant. Später hießen fowol die Schuggilden, ald die Hanbelögilden und 
Zünfte fraternitates und erft allmälig wurbe biefer Name mehr auf bie religisfen 
Bereine eingefchräntt. Wilda ©. 30. 
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Individualität, vielleicht gar nur mit einem beflimmt abgegrenzten Theil ber 
Vermoͤgensſphaͤre dem einen, mit anderen anderen Bereinen anzugehören. Dies 
jet eine Befreiung des Individnums voraus, wie fie erft in fpkteren Gut⸗ 
widlungsftadien eines Volles eintritt. Die mittelalterliche Genofſenſchaft forberte 
ben ganzen Menjchen, ihre Mitglieder Tonnten daher nripränglich Teinem 
anberen Bereine mehr angehören, der nicht bie Gemoifenichaft ſelbſt wie das 
Ganze deu Theil umfieng. Almälig zwar wurben von biefem Princip Aus 
nahmen zugelaffen: im Großen und Ganzen aber blieb es gewahrt unb unter 
ſchied die mittelalterliche Affociatton in charakteriftiicher Weiſe von der unfrigen *). 
Trotz ber großen Mannichfaltigkeit ber in ihm enthaltenen Korporationen blieb . 
daber das Reich einem Inbegriff von Kreijen ähnlich, von denen fidh einer um 
den andern ober um mehrere ambere legt, teiner ben andern durcſchneidet. 
Unerflärlich wäre ed, wenn bas Gildewefen, wie von ben Meiften angenommen 
oder vorausgeſeit wird, in feiner älteften Geftalt Genofienfchaften, die auf ein- 
zelne genau formulirte Zwecke beichräntt geweſen wären, gefanırt hättet‘), während 
toldhe den folgenden Jahrhunderten fremb waren und fich erit allmälig wieber 
entwickelten. Bine unbefangene Betrachtung ber vorhandenen Nachrichten wider 
legt dies aber auch und beitätigt vielmehr, daß die Älteften anf germaniicher 
Grundlage beruhenden Silben fogleich den ganzen Menſchen ergriffen und für 
alle menfchlichen Zwecke beftimmt waren?!*). Freilich war es häufig ein ganz 
beftimmtes Bedurfniß, welches An laß zur Bereinsbildung gab, und demgemaͤß 
eine ganz beſtimmte Seite, nach welcher der Verein vorzugs weiſe fortgebilbet 


10) In dieſer Beziehung ift ed bezeichnend, bat nach ben Urkunden ber Basler 
Gärtner und Weber von 1260 — Ochs I. 358. 8988; Trouillat IL. Rx 76 
u. 137. ©. 107. 184 — eö zwar zuläffig war, „andere Zünfte“ (beſ. wol dad 
Hecht ihr Handwerk zu treiben) zu haben, daB man aber immer nur Einer Zunft 
als ber eigentlichen Hauptzunft angehörte. Wurde man aus biefer auögeftoßen, 
fo verlor man auch die „ander zunfte, den er nis so vaste gebunden ist“, wäh 
renb man bei der Wiederaufnahme in die Hanptzunft die Ießteren ohne Weiteres 
zurüderlangte. Volles perfönliches Recht.alfo Hatte man immer nur in Einer Zunft. 

1) So Hält 3. DB. Hartwig (bel. ©. 1655) ed für unwahrfcheinlich, daß 
Bereinigungen von ihrer Entftehung an fi zur Berfolgung verſchiedenartiger 
Zwede gebildet hätten, und will als Regel annehmen, daß nur allmälig zu Einem 
urfprünglichen Bersinözwed andere hinzugetreten fein. Er gebt fogar fo weit, 
in den Gilden „eine Bereinigung beierogener Zwede‘ zu finden, bie „nur eine 
zufällige“ fein könne. 

19) Ganz allgemein hatten daher au Die von Karl d. Gr. 779 verbotenen 
Gilden ſich durch gegenfettigen Eidſchwur verbunden (invieem conjurantibus). 
Ber in die Cambridger Gilde trat, ſchwur (nach Kemble’s Weberfepung, Saxons I. 
518): that he would hold true brotherhood for God and for the world and 
all the brotherhood to support him that hath the best right. Der Eid ber 
amicitis in Wire um 1188 Wilda ©. 148) gieng dahin, fih in allen Dingen, 
wo Recht und Sitte ed erlauben, Hilfreich zu fein. 
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ward, nach welcher vielleicht allein fpectellere Beftimmungen getroffen oder auf⸗ 
gezeichnet wurben. Niemals aber war dieſes Bebürfniß, diefer Zweck das eigent- 
liche Bindemittel der Genofjen: immer waren ſie zugleich für alle andern 
menschlichen Gemeinſchaftszwecke vereint, fie waren fo verbunden, wie heute nur 
uch Stant und Gemeinde verbinden. 

Jede germaniſche Gilde hatte daher zugleich religidfe, gefellige, fittliche, 
privatrechtliche und politifche Ziele. Auch als fpäter ſich beiondere Klaffen ab- 
fonberten, religiöfe und weltliche und unter den letzteren Schuß- und Gewerbs⸗ 
gilden Ichärfer getrennt wurden, war eö nur ber Hauptzweck, welcher verfchiebenen 
Bebieten augebörte, während daneben noch lange die Verbindung fich in allen 
andern Beziehungen wirfjam zeigte. 

Ws religidfe Gemeinihaft, ald eine Gemeinjchaft des Kults, wie dies 
wahrscheinlich ſchon die Wortbedeutung ihres Namens anzeigt2), hatte jede 
Gilde einen Heiligen als Schußpatron, der ihr meift den Namen gab und bei 
dem man fehwur'), und einen beionderen Altar, den fie unterhielt:5), Die 
Stiftung von Wohlthätigkeitöinftituten oder Vikarien, ewigen Meflen und 
Aehnlichem, Schenkungen und Oblationen an die Kirche, Wlmofengeben und 
Unterftägung von Wallfahrten, die Beihaffung der gehörigen Kerzen für den 
Gottesdienſt und andere fromme Handlungen waren Bereindfache und Vereins⸗ 
zweck!e). Sorge für das Begräbnig!?) und nach diefem für das Seelenbeil '®) 
eines nerftorbenen Genoffen war eine der Hauptpflichten, welche der Gefammt- 
heit oblag. Endlich aber waren bei jeber Gilde regelmäßige Zuſammenkünfte 
üblich, welche theils in Erinnerung heidniſcher Opfer- und Todtenmahle, theils 
als chriftliche Liebesmahle einen religidjen Character wahrten‘%. Hierin lag 
zugleich die gejellige Seite der Gemeinſchaft, welche häufig fo fehr in den 


18, Kemble I. c.: one who shares with others in worshiping. Müllen- 
hoff, allg. Monatfchrift f. Wiff. u. Litter. 1851. ©. 31. Hartwig ©. 149. 

19 Wilda S. 46f. Wenn es im Cap. a. 789 Perg L 68 beißt: prohi- 
bendum est omnibus ebrietatis malum et istas conjurationes, quas faciunt 
per 8. Stephanum aut per nos aut per filios nostros prohibemus, — So fieht 
man, daB auch der König und feine Söhne ald Patrone gewählt wurden, ver- 
muthlich in ber Abficht, Verbote zu vermeiden. 

15) Wilda ©. 36f. Iud. civ. Lund, b. Shmid ©. 156f. c. 8.81. 

ie) Wilda ©. 9%. 

ı So bie Stat. der Guild at Cambridge b. Kemble, Saxons I. ©. 518. 
514. Orcy’s Guild in Kemble, Cod. dipl. Nr. 2. Bb, IV. S. 278, eng- 
liſche Ueberſetzung Baxons I. ©. 5llf. Der außer Landes Sterbende foll zur 
Heimath zurüdgebracht und bort beerdigt werben. 

185 Orey's Gilde I. c. Guild at Exeter 5. Kemble, Saxons L 518. 
Ind. civ. Lund. c. 8.86. 

20 So ſchon Iud. civ. Lund. c. 8. $ 1 und Die Gildeftatuten von Gambridge, 
Sreter, Dry. Bol. Wilda ©. Bf. 26f. 45. 
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Bordergrund trat, daß man die Gilden jelbft convivia nannte”), daß bie 
Geſetzgebung gegen die Ansbehnung der Schmanfereien und Gelage einjchritt?"), 
ja daß mande Gilbeftatuten fi faft ansichlieplih mit Beitiinmungen über 
bie Ausrichtung der Feftmähler und die Tafelordnung beichäftigten”). Immer 
aber eriunerten bei ven Feften und gefelligen Zujammenkünften der Brüder 
ſchaften, Gilden und Zünfte die beionvdere Beftimmung ded Tages, Meflen, 
Andachtsübungen und Gebete oder anderer Brauch an den religiöjen Urfprung 22). 

Aber nicht blos in religiöfer und gejelliger Beziehung follte die Gilde eng 
verbunden fein: bei allen Vorkommniſſen des Lebens überhaupt folkten- die 
Genoſſen ſich gegenfeitig unterftüben. Für den erkrankten, verarmten oder neth» 
leidenden Bruder hatte daher die Geſammtheit zu forgen, oft hatte fie ſogar 
ihm eine Beiftener zu Reifen zu geben?‘). Darans entftanden bei vielen 
Gilden genauere Vorſchriften über die Art und Weiſe ber Unterftübung umb 
über den Umfang, in welchem biefelbe bei einzelnen bejonderen, die Perjon ober das 
Eigenthum treffenden Unglücsfällen gewährt werben follte. So wurbe nament« 
lih häufig vereinbart, dag die Gejammtheit einem durch Schiffbruch, Waflert- 
noth, Fenersbrunſt, Diebftahl oder Raub beichädigten Genoffen einen beftimmten 
Erſatz zu leiften habe?). Hierfür mußten regelmäßige Beiträge der Ginzelnen 


. So im Norden. Wilda ©. 26. 3. B. in Schleöwig 1180 dad summum 
convivium ober juratum conviviam. In Deutſchland biöwellen Tafelordnung 
ober ähnlih. Wilda L c. „Zeche" dagegen kommt nicht vom Trinken, fondern 
bebeutet jede gemeinjame Beranftaltung. 

”) Cap. a. 789 in Rote 13. Const. Lothar. II. 5. Perg I. 442. Viele 
geiftliche Verbote ähnlicher Art b. Hartwig ©. 142. 148. 

2) So bad Statut der Kaufmannsgilde in Greifswald v. 1380 nad Wilde 
S. 71. CA. ib. ©. 121. 122. 

2 Wilda ©. 27. 37. 45. 122. 

26) Nach dem Staint ber Gilde von Cambridge mußte der aufer Landes 
erfrantende Bruder fogar nach der Heimath gefchafft werden. Kemble, Saxons I. 
©. 514. Hierher gehören auch Wachen bei kranken Brüdern, Berpflidtung zum 
Loskauf and der Gefangenfchaft oder zur Rettung aus Seegefahr, wobei für die 
in diefem Sinne aufgeopferten eigenen Güter von ber Geſammtheit Erfag ge- 
(eiftet wurde. Wilda ©. 128. 1%. ©. auch Cap. a. 779 in Rote 2. 

25) Die älteften derartigen Beftimmungen find und in ben Lendoner Gilde 
ftatıten — judicia civitatis Lundoniae — bei Schmid ©. 156f. erhalten. 
©. cap. 2. 3. 6. Die Berfiherung bezog fich bier auf Vieh und börige Leute; 
für jedes Stüd war ein Erfapgeld im Voraus feftgejeht, es waren aber bem 
Beftohlenen gewiffe Borfichtsmaßregeln zur Verhütung des Diebftahld (c. 8. $ 7) 
und zur Ermittlung des Thäters (ib. $ 8 u. c. 7) zur Pflicht gemacht, deren 
Berfäumniß den Berluft bed Erſatzes nach ſich zog. — Achnlich find vermuthlich 
die Statuten der im Cap. a. 779 (Note 2, für den Fall der nicht eidlichen Ver⸗ 
bindung und der Einfchränkfung auf diefe Zwecke erlaubten Gilden geweſen, melde 
im fränkifchen Reich zur Unterftügung bei Berarmung, Brand, Schiffbruch be- 
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in Anfpruch genommen werden”) und, da eine genamere Regelung dieſes 
Yunktes nothwendig ſchien, trat oft bei derartigen Vereinen die vermögens- 
rechtliche Seite vornemlih hervor. Rein privatrechtliche Verficherungdvereine, 
wie unfere Affeknranzkompagnien, waren indeß diefe Gilden nie?”). 

Auch beichränkten fich die Gilden nicht auf die Mittel der Religion, der 
Bruberliebe und ber Selbftbefteuerung, um ben Gefahren der Seele und bes 
Letbes zu begegnen: fie traten anch im öffentlichen Recht als Körperfchaften zur 
Abwehr des Unrecht auf. In einer Zeit entftanden, wo die Sicherheit der 
Perſon und bes Eigenthums gleich gering war, wo die Beamten an der Unter 
brüdung ber Freiheit und ber Erpreffung von Bußgelbern und Grundbefit- 
abtretungen thätig Antheil nahmen, ftatt fle zu hindern, mußten jene Vereine 
baber den Character von Schutzgil den annehmen, welche burch gemeinfame 
Selbfthilfe den vom State nicht mehr gewährten Rechtsihub zu erreichen 
fuchten. Deshalb waren die Londoner Friedensgilden nicht blos barauf berechnet, 
den beftohlenen Genoffen pekuniären Erſatz zu leiften, ſondern fie machten zu- 
gleich Die Berfolgung des Diebes zur gemeinfamen Angelegenheit und zur Pflicht 
jedes Ginzelnen”), festen auf die Toͤdtung eines Diebes einen Preis aus ber 
Gildekafſe“e), nahmen bie Hilfe der Grafen in anderen Shiren, in welde 
der Dieb geflohen war, in Anſpruch, ftatuirten eine Haftungspflicht desfenigen, 
in deſſen Nähe. die Diebesfpuren führten, ohne daß er fie weiter verfolgen 
Zonnte*), und nahmen nidt mur an ber Straffeftiegung und Gtrafvoll- 


ftanden. Gegen Raub waren die Verbindungen gerichtet, welche Karmann 884 
verbot (Per I. 553). 

”% Ind. oiv. Lund. c. 2: Jeder fol jährlih 4 Pfennige geben „to re 
gemaene thearfe.“ 

7, Die Londoner Zriebendgilden waren daher nicht blos politiſch (vgl. Die 
folgenden Noten), jonbern hatten auch religtöje Zwecke, indem jeder Oildegenofſe 
(solo gegilda gesylle) fir bie Seele des verftorbenen Genofjen ein Zukoſtbrod 
geben und 50 Plalmen fingen ober binnen BO Nächten fingen lafſen follte (c. 8. 
8 6); fie gaben Almoſen (0. 8. $ 1 a. ©); fie hatten gefellige Zuſammenkünfte 
(0. 8 8 1); fie waren überhaupt fittliche Gemeinfchaften, weiche Eintglett in Ab⸗ 
wehr des Unrechts und Einmüthigkeit in Freundſchaft und Feindſchaft verlangten 
tswä& on Anum freöndscype, swä on Anum feöndscype) (c. 7). 

20 Iad. 'civ. Lund. c. 2: baß wir Alle die Rachforſchung gemeinſchaftlich 
haben; c. 4: daß Seber, der bie Aufgebote Hört, bem Anderen hilfreich fei im 
Nachſpüren und Mitreiten fo lange ald man die Spur Tennt. — Die Gilde war 
zur befleren Organiſation der Berfolgung und Friedenswehr in Zehnmänner- 
vereine unter je einem Borfteher, von bemen je zehn wieder einen gemeinfchaft- 
lichen Vorſteher hatten, getheilt (c. 3). 

29 Ib. c. 7. Auch dem Beftoblenen felbft wird außer dem Sachwerth bie 
Mühe der Verfolgung vergütet. 

” Ib. e. 8. 8 2. 3. 4. 
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ftredung Theil, jondern theilten jogar das konfiscirte Gut bed Verbrechers mit 
dem Könige ober dem Grunbhern®). So verlangte auch die Gambribger 
Gilde Buße vom Dieb und verfprach dem Beſtohlenen Beiftand, wenn jener 
fi weigerte”). Und im fränkischen Reich haben ebenfalls allem Anichein 
nad, bie von Karlmann verbotenen Gilden gegen Räuber nicht blos Schuben- 
erſatz, fondern Selbfthilfe beabfichtigt). Wie das Eigenthum, fo ſchützte 
aber die Gilde auch die Perſon, das Leben und vor Allem die fo vielfach be, 
drohte Yreiheit jedes Genoflen. Sie gewährte ihm Beiftand vor Gericht, in- 
dem fie die Geuoſſen verpflichtete, als Zengen und Eideshelfer dem Genofien 
zur Seite zu ftehen?®) und in jeder gerechten Sache ihm zu helfen). Sa 
bei einem nicht nnentſchuldbaren Tobtichlag, ben ein Genoſſe verübt, zahlte fie 
das verwirkte Wergeld für ihn ans ber Gildekaſſe). 

Wenn jo die Gilde in der Allgemeinheit ihrer Zwecke ber alten Genoſſen⸗ 
ſchaft glich, fo war fie ihr noch ähnlicher in Bezug auf ihre innere Orga 
nijation. Weil indeß die Grundlage der Berbinbung eine andere war, jo 
mußte auch in allen einzelnen Beziehungen der Achnlichkeit eine innere begriff- 
liche Umwandlung zur Seite gehen. Auch die Silbe gteng von einem Ge 
jammtrecht und einer Gefammtpflicht aus, weldhe, ‚ven Rechten und Pflichten 
der einzelnen Genoſſen gegenüber, ber Geſammtheit aller Genoflen zuftanben. 
Dieſe Sefammiheit kam, wie bei Gemeinde und Voll, in ber Berfammlung 
aller Bollgenofien zur Ericheinung, die theils zu regelmäßigen Zeiten, theils 
anf bejondere Berufung ſtattfand. Neben den Bollgenofien gehörte auch zur 
©ilde ein Kreid nur paffiv berechtigter Schußgenoffen, zu denen Frauen und 
Kinder, fpäter auch Geſellen und Lehrlinge oder ähnliche Stufen gerechnet werden 
müflen. Bei der Gildeverſammlung war wie bei ber Bolkögemeinde die eigentliche 
Gewalt in genofjenfihaftlichen Angelegenheiten. Ste war Trägerin eines befon» 


”) Ib. c.1. $ 1: Zur Hälfte greife der König zu, zur Hälfte bie Genoffen⸗ 
haft. Wenn es Buchland ift ober Biſchofsland, jo erhalte bes Herr ben halben 
Theil mit der Genoſſenfchaft (geförscipe, societas) gemeinfam. 

2) Cambridge guild, Kemble L 513f.: but if the outlaw neglect this 
boot, let all the gildship avenge their comrade. 

=) Died beweift ſowol das Verbot an fich als der Wortlaut. Cap. a. 884 
b. Pery L 553: volumus, ut presbyteri et ministri comitis villanis praecipi- 
ant, ne collectam faciant, quam vulgo geldam vocant, confra illos qai aliquid 
rapuerint. Ulfo nicht gegen den Raub, fondern gegen die Räuber trat bie 
Gilde auf. 

a Wilda ©. 57. 78f. 

*) Bol, Note 12. 

=, So in Cambridge. Kemble L c. ©. 514. ingeleitet wird hier bie 
Beftimmung mit bem charakteriftifchen Satz: and let all bear it, if one misdo, 
let all bear it alike. — ©. auch Wilda ©. 45. 
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beren, alle Genofjen ergreifenden Gildefriedend ?”), der daher in der Verſammlung 
felbft eine Erhöhung erfuhr ?*), fie hatte dieſen Frieden zu jegen, zu wahren und 
herzuſtellen. An fie fielen daher die Bußen, die fie auf Friedensbruch jette?"), 
fie vollgog den Ausſchluß aus der Gilde, wo Buße nicht gegeben warb ober 
unzuläffig fchien*). Der Inhalt der von ihr gewillfürten Beftimmungen und 
ber von ihr ala durch Sitte und Herkommen geheiligt anerfannten Uebungen 
bildete dad Gilderecht, an dem jeder Genoffe Theil hatte, das zu mehren ober 
zu mindern aber nur die Geſammtheit befugt war. So weit dieſes Gilbe- 
recht reichte, mar fie zugleih das Gericht für feine Verlegung und Anwendung. 
Bei ihr ftand die oberfte Verwaltung aller Gildeangelegenheiten, Beſchluß⸗ 
foffung darin und Wahl eines Vorftands. Der Gildevorftand glich dem ge 
wählten Richter der Volksgemeinde; er hatte Berufung und Leitung von Ber- 
fammlung und Gericht, Friedensbann und deshalb Antheil an den Brüchten, 
Ausführung der Urtel und Beichlüffe, Vertretung der Gilde nach außen. Ihm 
ſtand zugleih die Gintreibung und Verwaltung von Bußen und Beiträgen, 
die in eine befondere Gilbefaffe floffen, zu. Aus diefen Geldern und aus den 
von neu eintretenden Mitgliedern zu zahlenden Eintrittsgelbern ſetzte ſich ein 
bewegliches Gejammtvermögen zujammen, das Allen zu Gute kommen follte, 
und fowol ben eigentlichen Korporationdgweden, wie frommen Oblationen, 
Unterftägungen der Einzelnen, Schabenerfaß u. |. w., als dem gemeinfamen 
Nuten, wie Seftmählen, Trinkgelagen und felbft der Vertheilung diente“). 
Daneben hatte die Gilde meift am Verſammlungshaus und fonft unbeweg- 
liches Geſammtrecht *). 

Für alle dieſe den Einzelnen gegenitberftehenden Gejammtredgte und bie 
torrefpondirenden Gejammtpflichten war nun aber wie für bie Verbindung 


#7) Iud. civ. Lund, a E. ©. 168 1. c. Im Sriefifchen jold fretho. 
S. KRüftringer Küren b. Richthofen ©. 121: sa hwa sa joldskipun fiuchte, 
sa kil hi twam monnom beta and thre fretha sella: allera erost thene jold 
Fretho, thet other thene liod fretho, thet thredde thene praepostes fretho; 
thurch thene meneth, ther hi esweren heth sina jeldebrotheron and jelde- 
swesteron. Der Friedensbruch galt alſo ald Verlegung des Gildeeids und deshalb 
bed kirchlichen Sriedend. Zugleich war der Friede der Volksgemeinde, weil die 
Gilde ein Theil von ihr war, verlegt. Zunächſt und bauptfächlich aber war ber 
genoflenichaftliche Friede der Gilde jelbit gebrochen. 

®, 3. B. leg. Henr. c. 831.8 1b. Schmid ©. 478. Winzer ©. 11. 

3%, Guild at Exeter, Kemble I. 513. Guild at Cambridge ib. 518. 514. 
Der Bruder, welcher den Bruder erfchlägt, trägt nur die Rache der. Berwanbten, 
Tann aber fein Bruderrecht mit 8 Pfund zurüdtaufen. 

#0) Orcy’s Guild b. Kemble, Cod. dipl. 1. c. ©. 278. 

) Unſer Aller Geld (re ealra fed) heißt dad Vermögen in jud. civ. 
Lund. c. 7. Ä 

4) Orcy’s Guild b. Kemble, Cod. dipl. 1. c. ©. 277: thae gegyld healle.... 
tham gyldscipe to ägenne, 
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überhaupt letzter Grund der freie Wille Aller Genoſſen, der durch ein eidliches 
Gelöbnig ober eine anderweite Erklärung?) manifeftirt und gebunden war. 
Deshalb wurbe das ganze Verhältniß als ein freies Nebereintommen, ein Ver⸗ 
trag oder ein Gedinge betrachtet %). Der Gilbefriede und das Gilderecht 
hatten die Natur eines ſelbſtgeſetzten Friedens *), eines jelbftgewollten Rechts *). 
Das Gilvegericht glih einem Schiedsgericht, auf dad man Tompromittirt 
bat. Die Wahl eines Beamten ſchien nur die Ertheilung einer Vollmacht. 
Endlich war dad der alten Genofjenihaft unbekannte Princip der Selbft- 
beftenerung eingeführt, welches urfprünglich nichts als bie Zufammenlegung 
von Sonbernermögen, um ed ald Gejammtvermögen gemeinfam zu verwenden, 
bedeutete, womit ferner die Srhebung eines Eintrittägeldes von neuen Genoffen, 
die ja an dem fehon vorhandenen Gefummteigentkum heil nehmen wollten, 
zufammenbieng*). Der alte Genofienjchaftsbegriff warb daher in der Gilbe 
zwar fortgejett, aber bereichert und erweitert. 

So in einer lebensfähigen Form zum Ausdruc gelangt, mußte das neue 
Princip der freien Einung in immer weitere Kreije eindringen. Die weltlichen 
und kirchlichen Gewalten Tonnten daher fih nicht gleichgiltig gegen baffelbe 
verhalten, fie mußten die neue, in alle Gebiete des privaten und öffentlichen 
Rechts eingreifende freie Affeciation entweder verbieten und beichränten, oder 
in ihr Syftem aufnehmen. Das Erftere gefchah im fränkiichen, das Lebtere 
im englifchen Reich und im Norden. Daher bier ein Kompromiß von Frei⸗ 
beit und Herrſchaft, dort der völlige Sieg des feubalen Syftems. 

In England zeigen ſchon die Statuten der Londoner Friebendgilden, die 
unter König Aethelftan (925—940) abgefaßt find, eine volllonmene Recep⸗ 
tion des Ginungsweiend in den Staatsverband. Denn fie find vom Eöniglichen 
gerefa und nom Biſchof genehmigt). Die Staatögewalt willigt aljo aus- 
drücklich in ihre tief eingreifende politiſche Wirkjamkeit*). Nicht anders ver- 


2 Daß der Eid nicht gerade weientlih für ben Begriff ber Gilde war, 
zeigt dad Cap. a. 779. Of. Rote 2. 

4) Iud. civr. Lund. e. 3: damit Alled geleiftet werde, was wir in unferer 
Berorbnung beichloffen Haben und in unferem Uebereinkommen fteht. c. 8. & 5: 
fo wie im Gedinge fteht, muß jeder beifen. $ 6: der Männer, bie in unferen 
Gildſchaften ihre Gebinge eingegangen find. 

4, Iud. civ. Lund. c. 8. $ 9: rüdfichtlich des Friedens und der Gedinge, 
bie wir eingegangen find. 

“, Orcy’s Guild 1. c.: tha forword, the Orecy and tha gegyldan... 
gecoren habbadh. Die Statuten der Londoner Friedensgilde Tündigen fich als 
„Beſchlüſſe“ (c. 2. 8. 7. 8. 8 6) und „Sapungen” (e. 8. $ 1) an. 

) So in den jud. eiv. Lund..c. 2 u. 3, tn den @tldeftatuten von Cambridge, 
Ereter und Orcy. 

8) Bgl. jad. civ. Lund. im Eingang u. c. 8. 8 9. 

2) ©. barkber au Schmid, Ein. S. XLVU. 
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hielt es ſich mit den Gilden anderer englifcher Städte). Aber man gieng 
noch weiter, man wandte das Princip der Einung in einer eigenthämlichen 
Weile auf den Bau bes Reiches felber an, indem man gilbenrtige Vereine 
als unterſte Glieder der Berfafjung Eonftituirte und auch in die höheren Ge⸗ 
nofienichaften einzelne Grundſätze der Gilde hineintrug. Hiermit verhielt es 
ſich etwa folgendermaßen. Seitdem die Magenfchaften fich aufzulbſen begannen, 
verlangte man von ben geringeren Freien, die durch feinen für fle verantwort⸗ 
lichen Herrn vertreten und verbürgt waren, daß fie entweder in einen Herren⸗ 
verband einträten (wad man von den Landloſen jogar unbedingt forderte), 
oder andere Freie ald Bürgen für ihre gute Führung und vorkommenden Falls 
für ihre Stellung vor Gericht beftellten. Es entſtand fo eine eigenthümliche 
ftantörechtliche Theorie der Rechtsbürgichaft, wonah Niemand ohne Bürgen 
fein follte®!). Zur Leiftung folcher Bürgfchaft waren die Älteren Gilden, welche 
zwar nicht jo eng wie das Geſchlecht, aber enger als die Markgemeinde und 
Hundertſchaft verbunden waren, geeignet und übernahmen fie wo fie beitanben. 
In analoger Weife num bildeten fih auch ſonſt überall Bereine nachbarlicher 
Grundbefiger zur Leitung der Rechtsbürgſchaft. Vermuthlich entſtanden fie 
zuerft auf dem Grunde freier Vereinigung ; fpäter aber wurden fie von ber 
Geſetzgebung ſelbſt organifirt und generalifirt, fie wurden für ein wefentliches 
Glied des Staates erflärt und ed wurde jedem Freien zur Pflicht gemacht, in 
einen ſolchen Berein zu treten. So wurben fie allmälig zu jenen vielbeſpro⸗ 
chenen Zehntfchaften ober frithborgas, weldhe in normännifcher Zeit unter einem 
mit richterlicher Gewalt für geringfügige Sachen befleideten Vorſtand je zehn 
nachbarlich wohnende Männer vereinen follten und verpflichte waren, ben 
Genoffen, weicher ein Verbrechen begieng, vor Gericht zu ftellen, wibrigenfalls fie, 
wenn fie ſich nicht durch einen Eid vom Antheil an Schuld und Flucht reinigen 
tonnten, fubfidiär für den Schaden auflommen und Buße leiften mußten ®). 


0) Wilda ©. 51 —58. Dafür machte nun freilich ber Staat feine Ge⸗ 
nehmigung, Die er bald gegen Gelb gab, zur Bebingung der Eriftenz einer Gilde. 

81) Meber bie Rechtsbürgſchaft oder das plegium de stando ad rectum 
ſ. bei. Maurer, über die Freipflege.. Münden 1848. Marquardſen, über 
Haft und Bürgſchaft bei den Angelfachten. W. Maurer, Zeitfchr. f. beut. R. XVI 
©. 220f. Schmid, Gloffar v. Nechtöbürgfchafl K. Maurer, Ueberſchan 1. 
S. 87f. Waitz L ©. 440f. Sie Alle ftimmen darin überein, daB im älteren 
Recht nur die Bürgichaft bed Gefchlechtöverbanbes und die bes Hausvaters unb 
Herrn für die Familie, den Mann und den Gaft beitanden bat. Art, Zeit und 
Umfang ber Entwidiung des weitergehenden Verbürgungsſyftems wirb dagegen 
auch von ihnen auf dad DVerfchiedenfte dargeftellt. 

5) Die umfangreiche Litteratur, welche dieſe frithborgas, decennae, franca 
plegia etc. behandelt, bat noch zu keinem ficheren Ergebniß geführt. Ziemlich 
Har ift freilich ihre Bedeutung nad) den leg. Ed, conf. ce. 15. 20. 21. 28, 29 
‚und jpäteren normänniſchen Quellen. Wie und. wann fie aber entſtanden find, 
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Dieſe Friebensbürgichaften waren daher vom Stuate felbft erzwungene Se 
nofienfhaften, welche nach Analogie der Gilden‘?) eine Gemeinde ober einen 
Theil einer joldhen durch eine engere, zum Theil den Geichlehtöverband er 
ſetzende Rechtsgemeinſchaft verbanden. — Auch die größeren volfsrechtlichen 
Genofienihaften aber, die Hundertſchaft und die Shire, wurden in entſprechen⸗ 
der Weile als gildenartige Vereine, als durch freie Verbündung gefchaffene und 
doch nothwendige und erzwungene Friedenägilden aufgefaßt“). Vielleicht mit 


ift heute noch beftritten. Für widerlegt fann man zwar Die frühere, noch von 
Phillips und Kemble feftgehaltene Anficht halten, daß fie Inftitutionen des 
älteften Rechts feten: allein die von Waip und Marquardſen verfochtene Be- 
hauptung, daß fie erft eine normänniſche Einrichtung feten, fcheint ebenfomwenig 
begründet. Mit Recht fieht vielmehr Schmid bie in Edgars Gef. (M. 
c. 6. IV. & 3, ebenfo Aethelr. I, 1 pr.) vorgefchriebene allgemeine Berbürgung 
bereitö als den Anfang einer ähnlichen Organifation an, die dann in den Ge- 
jegen Cnuts (IL c. 20) ſchon beftimmt in der Form von Zehnmännervereinen 
(teodhunge) zum Zwede der Berbürgung erjcheint. Das bemnädft in ben 
leg. Wilhb. I, 25. III, 14 erwähnte francplegium (francplege im franz. Text 
c. 20. 8 3) ift offenbar mit dem frithborg ebenfo identiſch, wie die decanise, 
auf deren Beftanb nad) leg. Henr. 8. $ 1 u. 2 in den Hundertſchaften geachtet 
werden fol. Marquardfen's entgegengefepte Annahme berubt auf ber Er— 
Härung ber in angelfächfifcher Zeit erwähnten Zehntichaften als territorialer Be 
zirke. Solche aber find erft durch das nachbarliche Wohnen ber Frithborge ent- 
fanden Watt dagegen (S. 447—449) flieht in den Zehntichaften von Gnut 
eingeführte perfönliche Abtheilungen ber Hunderte, für deren Einführung gar fein 
erfichtlicher Grund vorhanden ft, wenn fie ohne Beziehung zum Verbürgungs⸗ 
ſyftem waren. Für den angelfächfifchen Urfprung der frithborgs fpricht ſich auch 
Zöyfl $ 42. VI ans. 

3, Eine ſolche Analogie räumt auch Waitz S. 449. 450 ein, läßt aber 
keine allmälige Entftehung, ſondern nur legislative Schöpfung ber Frithborge zu. 
Denn Sachſſe, Grundl. ©. 538 bie frithborgs einfach für Gilden erklärt, bie 
dem Aermeren bie Berbürgung, welche er durch Grunbbefig nicht hatte, verfchaffen 
follten, fo tft das freilih unhaltbar. Ganz trrig ift Die Annahme Unger’s, 
Gerihtön. S. 41, die Bilden feien Nachbildungen ber Frithborge gewefen. 

20) Insbeſondere bie Hunbertichaften erfchtenen ben Zehntichaften gegenüber 
ald ganz ähnliche Verbürgungsverein. So in den Gef. Enuts I. c., wonach 
jeder Freie über 12 Winter in eine Hundert- und in eine Zehutfhaft (on hun- 
drede and on teodhunge) gebracht jein foll. Bergl. dazu bie Nachricht Wilh. 
v. Malmesbury b. Schmid ©. 647 und leg. Ed. conf. c. 82. 8 2. ©. 292. 
Aehnlich aber ſah man auch die Shiren felbft an. So leg. Henr. I. c. 6. $ 1: 
ipsi vero comitatus in centurias et sithesocna distinguuntur, centuriae vel 
hundreta in decanias vel decimas et in dominorum plegios. Ausdrücklich 
as Einung wird bad ber Onnderte entiprehende Wapentac in leg. Ed. conf. 
c. 30 erllärt: quod hac de causa totus ille conventus dicitur Wapentac, 60 
quod per tastum armorum suorum ad invicem confoederali suni, 
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bierburch wurbe die Erhaltung der Selbftverwaltung und überhaupt des ge- 
noſſenſchaftlichen Elementes in der Grafſchaftsverfaſſung ermöglicht und ein 
von den Schickſalen der Tontinentalen Hundertichaften und Gaue jo verjchiede- 
ner Entwicklungsgang herbeigeführt. Endlich verglich man wol auch ben ge⸗ 
fammten engliſchen Staat mit einer großen Schubgilde, alle Freien mit ge 
ſchwornen Gildebrübern, die unter dem König als oberften Herrn zur Erhal⸗ 
tung von Frieden und Recht verbündet und geeint feien*), ein Vergleich, 
in dem mehr als in irgend etwas ſonſt das Sortleben der genoſſenſchaftlichen 
Auffaffung und ihr Kompromiß mit dem Herrſchaftsprincip, wodurch Die englijche 
Derfaffungsgefchichte charakterifirt wird, zu Tage tritt. 

Während jo in England das Einungswejen von feiner Entitehung an in 
einen organifchen Zufammenbang mit dem Staate gebracht wurde, indem bie 
freie Einung von der Staatögewalt anerkannt, aber zugleich von diefer Aner- 
fennung abhängig gemacht, überbies aber in der Gliederung bes Staateß felbft 
in ganz eigenthümlicher Weiſe die von oben ausgehende abminiftrative und 
polizeiliche Eintheilung mit ber gildenmäßigen Konftituirung verfhmolgen und 
ſchließlich in die Auffaffung des ganzen Gemeinwefens etwas vom Weſen der 
Einung hinübergenommen wurde; während man auch in Dänemark die Gilden 
beftätigte *): traten im fränfifchen und Anfangs auch im deutſchen Reich 
Staat und Kirche der freien Einung auf das Entſchiedenſte entgegen. Dft 
wiederholte Tönigliche Verordnungen ſuchten die Gilden entweder zu unter 
brüden, ober doch auf einzelne privatrechtliche Zwecke einzufchränten, wor Allem 
aber bie eidliche Verbindung der Genofjen zu verhindern”). Kirchliche Ge 


s) So Carta regis Wilhelmi db. Schmid ©. 854f. c. 9: statuimus... 
ut omnes äderi homines totius regni nostri praedicti sint frafres conjurali 
ad monarchiam nostram et ad regnum nostrum, pro viribus suis et faculta- 
tibus, contra inimicos pro posse suo defendendum, et viriliter servandum, 
et pacem et dignitatem coronae nostrae integram observandam, et ad judicium 
rectum et justitiam constanter omnibus modis pro posse suo sine dolo et 
sine dilatione faciendam. ©. auch die Nachrichten über das folemot in leg. 
Ed. conf. textus Lambardi c. 32. 8 5—7 b. Schmid ©. 509: Statutum est 
enim, quod ibi debent populi omnes et gentes universae singulis annis, 
semel in anno scilicet, convenire, scilicet in capite Kal. Mai, et se fide ei 
sacramento non fracto ibi in unam ei simul confoederare et consolidare sicut 
conjurati fratres etc. Ib. c. 82. ©.513: et remanere in regno sicut conjursti 
fratres nostri. 

66) Wilda ©. 53. 94f. 

”, Cap. v. 779 (Note 2). Hier werden nichteibliche Vereine zu gegenfeltiger 
Unterftügung erlaubt. Dagegen beißt es in Cap. a. 805 b. Perg I. 133. ce. 9: 
de juramento, ut nulli alteri per sacramentum fidelitas promittatur, nisi nobis 
et unicaigque proprio seniori ad nostram utilitatem et sui senioris. c. 10: 
de conspirationibus vero, quicunque facere praesumerit et sacramento quam- 
cunque conspirationem firmayerint, ut tripliei ratione judicentur... Et ut 


8 27. Die Zortbilbung ber Brüberfchaften und Gilden. 237 


fee und Koncilienſchlüſſe wandten ſich ebenfo oft gegen die Verbrüderungen, 
indem fie ihre Verbote beſonders durch die Sittengefährlichkeit der Gelage 
motivirten %). Bewußt oder unbewußt lag aber biefen weltlichen und kirch⸗ 
lihen Verboten nicht blos die Richtung gegen einzelne Geiten des Gilde⸗ 
weſens, fondern die Furcht vor der freien Affociation überhaupt zu Grunde. 
Denn die Träger der Eirchliden Hierardhie fowol wie die Träger des im Reiche 
fi) entwidelnden Syſtems der von oben ftammenden Herrfchaft und des jeden 
Einzelnen einem Einzelnen bindenden Dienftes fühlten fehr wol die ferne 
aber gewiffe Gefahr, mit welcher fie die frei gewollte Einung bedrohte 9). 
Aber Leine Geſetzgebung vermag den Zeitibeen zu troßen. Auch die Geſetze 
gegen bad Vereinsweſen waren nicht im Stande, die Vervielfältigung ber 
freien Einung, ihre Entwicklung zu einer Anzahl fefter Inftitute und ihr 
Eindringen in die verfchiedenften Gebiete zu verhindern. Sie ſchärften nur 
die Gegenſaätze und führten zu heftigerem ———— 
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Die weitere Entwicklung des Gildeweſens bedingte eine Spaltung deſſel⸗ 
ben in gewiſſe Hauptzweige, indem bie eine ober bie andere Seite ber Gilde 
vorzugsweiſe ober endlich ausjchlieglich ausgebildet und erweitert wurde. 

Am frübeften trat eine gewiffe Scheidung der geiſtlichen und welt- 
lihen Brüderfhaften ein, indem entweder das religiöfe ober das welt- 
liche Element in der einzelnen Gilde in den Vordergrund trat. Dieſe Schei« 
dung war zwar eine jehr langſame und niemals vollftändige und es gab bis 
an’d Ende des Mittelalter Bereine, die mit gleihem Rechte jeder der beiden 


de caetero in regno nostro nulla hujusmodi conspiratio flat nec per sacra- 
menitum nec sine sacramento. Cap. a. 739 (Note 14); Cap. a. 884 (Note 38). 
Cap. Lothar. II. Perg I. 442. Randfrieden Friedrichs I. 6. Sendenberg, 
Sammlung ber Reichdabfchiede I. ©. 11: conventicula quoque omnesque con- 
jurationes in civitatibus et extra, etiam occasione parentelae, et inter civi- 
tatem et civitatem et inter personam et personam sive inter civitatem et 
personam omnibus fleri prohibemus et in praeteritum factas cassamus. Dent- 
nächft bie Geſetze Friedrichs IL. (S. unten $ 83) u. ſ. w. 

s, So dad Concilium Namnetense unb die Capitula Hincmars v. Rheims. 
Hartwig l.c. ©. 138. Dekret der Frankfurter Synode v. 794 6. Pertz I 74: 
de conjurationibus et conspirationibus, ne fiant, et ubi sunt inventae destru- 
antur. Koncilienfchlüffe v. 1189. 1826. 1368 etc. bet Wilba ©. 51. Note 1. 

 Umgelehrt laffen diefe Verbote, wie Winzer S. 23 mit Recht bemerft, 
auf die „antifeudaliftifche und außerficchliche Wurzel” der Gilden ſchließen. 
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Gattungen zugesählt werben Eönuten: im Großen und Ganzen laffen fi} in⸗ 
bei die Gilden nach diejer Hauptunterſcheidung klaſſificiren '). 

A. Die geiftliden Brüderſchaften verbreiteten fich in den letzten 
Jahrhunderten des Mittelalters dergeftalt, daß in Einer größeren Stadt oft 
bis zu hundert (jo in Köln an 80, in Lübe an 70, in Hamburg über 100) 
vorhanden waren; fie gehören aber in faft ganz berjelben Torm jchen weit 
früheren Zeiten an. 

Es waren ſehr verſchiedene Zwecke, welche dieſe Brüberichaften als haupt⸗ 
ſächlichen, ſpäter wol auch als ausſchließlichen Gegenſtand ihrer Vereinigung 
betrachteten. Bald war ihre Hauptſorge die Erhaltung von Lichtern auf dem 
Altar, bald die Verpflichtung der Mitglieder zu gewiſſen Andachtsübungen 
und Gebeten, bald die Inftandhaltung einer Kirche ober eines Theiles derſel⸗ 
ben, bald die Unterftügung von Geiftlihen und Klöftern, bald die Wohlthä⸗ 
tigkeit gegen Arme, bald die Beſoldung eines Priefterd und Unterhaltung von 
Meſſen, bald, wie bei den Elendsgilden, die Beförberung von Pilgerfahrten, 
bald die Verpflegung von Kranken, bald irgend ein anderer frommer oder 
wohlthätiger Zwei. Immer aber, und je weiter wir zurüdgehen, in deſto 
höherem Grabe, waren dieſe Brüberichaften zugleich buch das Band der Ge 
jelligkeit?) und der zu gegenfeitiger Liebe verpflichtenden Brüderlichkeit ganz 
allgemein verbunden; waren fie in einem gewiflen Umfange auch Rechts⸗ 
genofjenihaften, die ein eigned Recht bildeten, Strafen feftjeßten und beitrie- 
ben, einen Borftand wählten, eim gemeinjchaftliches Vermögen, das aus Bei- 
trägen und Schenkungen erwachſen war, verwalteten und gemeinfam verwen⸗ 
beten ober nupten, ein Gildehaus, das zugleich als Verſammlungshaus, Feſt⸗ 
faal und Trinkſtube diente, zu erwerben pflegten; waren fie mithin fehr 
weientlih von unjern heutigen Vereinen zu frommen Zwecken, die eben nur 
um diejed Einen Zweckes willen eriftiren, mehr aber noch von den zum Theil 
aus ihnen bervorgegangenen milden Stiftungen unterfchieden. 

Zu den geiftlichen Brüberfchaften gehörten meift fowol Brüber wie 
Schweftern und bei der Aufnahme machte in der Regel geiftlicher oder welt. 
liher Stand keinen Unterſchied. Doch beftanden auch Brüderjchaften, die ſich 
auf den geiftlihen Stand befchräntten. Dazu gehörten urjprünglich die ſo— 
genannten Kalandsgilden, welde aus der Sitte der Priefter eines be 
ſtimmten Bezirks, am erften jedes Monats zur Beratbung ihres Amts und 
zugleich zu gemeinfamem Mahl und Gottesdienft zuſammenzukommen, hervor⸗ 
giengen, fidh hier und da nad) höherem und nieberem Range als großer und Flei- 
ner Kaland, ald Kaland und Vikariengilde oder ähnlich jonderten unb fpäter 


Wilda ©. 344f. Ennen, Köln I. 176; I. 45f. unterfcheidet weltliche, 
geiftlihe und gemifchte Gilden. — Vgl. auch unten $ 31. 40, 

3) Die Borjehriften über Ausrichtung des Mahls und die Tafelordnung |. bei 
Wilda ©. 364. 365. 
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auch Laien theils zu vollem Recht theils ohne Stimmberechtigung zuliehen®). 
Diefe Kalandögilden hatten natürlich vorzugsweiſe religidfe Zwede. Aber auch 
bei ihnen zeigte es fi, wie wenig man can bie Beihräntung auf beitimmt 
formmlirte Vereinszwecke dachte, wie vielmehr nur je nach den Umſtänden die 
eine ober bie anbere Seite ber Verbrüderung fih geltend machte. Nicht nur 
gefellige Vorſchriften find mit der Sorge für das Seelenbeil in den Statuten 
gemilcht, auch eine Gerichtsbarkeit über die Brüder wird der Gilde beigelegt 
und biöweilen jeder Rechtshandel unter Brübern verboten, wenn nicht zu« 
nächft der Gildevorftand (Dechant, Prior) angegangen ift*). Der Flensburger 
Kaland machte jogar, obwol aus Prieftern beftehend, gegemjeitige Eideshilfe 
zur Pfliht?). Andere Brüberichaften, wie 3. B. die Hamburger Vikarien⸗ 
gülden, fahen als einen weſentlichen DVereinszwed die Vertheilung von Broden 
unter bie Mitglieder an). Viele Kalande endlich beichäftigten fich Tpäter faſt 
nur noch mit der Verwaltung und Vertheilung der reichen Einkünfte aus an- 
gehäuften Kapitalien”). Und faft immer waren bie Brüderſchaften der Geift- 
lichen zugleich auf die Vertheibigung ihrer Rechte gegen die Oberen und gegen 
jeden Dritten berecinet®). 

B. Die weltliden Gilden, bas heißt diefenigen, bei denen die reli- 
gidje Bedeutung allmälig vor andern Zwecken mehr zurücktrat, bildeten zu⸗ 
nächft vor Allem die politifche Seite ihrer Bereinigung, bie Friedens⸗ 
und Rechtsgenofjenihaft, aus. In jener Zeit daher, in welder bie 
Öffentliche Gewalt weber das Eigentbum noch die Perfon gehörig zu ſchuͤtzen 
vermochte, der Bewahrung voller Sreiheit und jelbftändigen Grundbefitzes aber 
womoͤglich felbft feindlich entgegentrat, wurben die unter ben freien Grund⸗ 
eigenthümern einer Gemeinde beftehenden Gilden vornemlic Vereine zur Ge- 


9 Tkomassin. Vet. et nov. disc. II, 3. c. 73. 4 10. 11. c. 76. Wilda 
©. 352f. Hartwig L c. ©. 160f. Weber Kalanden in Friesland Richthofen, 
Rechtsqu. S. 488. 500f. 

) Wilda S. 862. 363. 

)Wilda ©. 363. 

6) Daber neben bem Gildehaus zuweilen ein Brodhaus (Bäckerei) der Gilde. 
Bei Errichtung einer ſolchen Brodbrüderfchaft erflärten aber die DVilarien der 
Hamburger Nikolaikirche, Dies fei geicheben: non solum (alfo doch immerhin 
auch!) pro commodis presentibus et lucris temporalibus inhiandis, sed magis 
pro beneficiis celestibus et perpetuis., Wilda ©. 356. 

) Bilda ©. 855. 356. 

°) So beftaub 3. B. in Köln eine fraternitas pastorum zur Vertheibigung 
ihrer Rechte und Gewohnheiten gegen Webergriffe des Primärklerus und ber 
Drbensgeiftlichkeit. Sie hatte ihr eigened Haus, Archiv, Renten und Güter und 
ftand unter einem gewählten Vorfteher (bem camerarius), welder von dem in 
icchliden Dingen dem Pfarrerfolleg vorfiehenden Burdelan verfchieben war. 
Ennen I. 714. 
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währung des Recht sſchutzes, ſei es an Stelle ber öffentlichen Gewalt, ſei 
ed ſelbſt gegen biefe, fie wurden Schutzgilden. 

I. Zu folhen Schutzgil den pflegten fih vornemlich die in Städten 
zujammenwohnenden, auf ihrem freien Eigen fihenden und perfönlic freien 
Männer zu vereinen, bei denen der auf dem Lande noch fortvauernde Ge- 
ſchlechtszuſammenhang fih früher auflöfte, die altgermaniſche, auf ländliche 
Berhältniffe beredinete Markverbindung aber den veränderten Behürfnifien 
wicht mehr gemügte®). Gebörten einer folhen Gilde zwar urfprünglich alle 
Genoſſen der Marktgemeinde, weldye in der Stabt wohnten, — die ganze erb⸗ 
geſeſſene Bürgerfchaft, wie man es fpäter ausdrückte, — an, fo waren fie noch 
keineswegs als Gemeindegenofjen Mitglieber der Gilde, fonbern wurden dies 
durch die Erklärung ihres Eintrittd und die eibliche Verbrüberung und durch 
die Aufnahme ſeitens der ganzen Genoſſenſchaft, welche aus verichiedenen 
Gründen verfagt werben Tonnte 10). 

Derartige Schutzgilden beftanden, wie jede Gilde, aus vollberehtigten 
unter fi gleichen Genofjen, denen fi ein Kreis von Schutzgenofſen, aus ben 
Frauen und Mitgliedern des Hausweſens beftehend, anſchloß!)y. Die Vollge⸗ 
noffen wählten aus ihrer Mitte einen Vorſtand (Meifter, Altermann :c.), dem 
jpäter bisweilen ein Ausfhug der Brüder zur Unterftüßung oder Kontrole 
zur Seite trat"), und übten in ben von ihm berufenen ober doch geleiteten 
gebotenen oder ungebotenen Berfammlungen Autonomie), Ordnung und Ber- 
waltung ber eignen Angelegenheiten und Gerihtöbarfeit ans. In dieſen 
Grundzügen, fo wie in ihrer religiöfen und gefelligen Ordnung und in der 
gegenfeitigen Pflicht zu brüderlicher Unterftägung den übrigen Gilden wefent- 
(ih gleichartig organifirt!*), unterſchieden fie fid) von jenen durch die bejondere 
Ausbildung der Rechtsgenoffenichaft und bes Rechtsſchutzes. Sowol nad augen 
wie nach innen traten fie daher als politijche Körperichaften mit weitreichender 
Einheit des Rechts auf, Nach außen war es Hauptpflicht der Geftumtheit 
und jedes Einzelnen, dem Genoffen in allen nicht geradezu ungerechten Sachen 


) Nah Wilda ©. 62f. war England die Heimath der Schupgilden; von 
dort feien fie unter Cnut nah Dänemark gekommen. A. M. Winzer l. c. 
©. 76—82. 

 Wilda S. 74—77. 117—119. Erforderniß der Aufnahme war An- 
fange nur ungekränktes Recht, reiner Wandel und unbefledter Ruf. ©. 117. 
Jeder Genofje konnte aber motivirten MWiderjpruh erheben. S. 118. Bal. 
Winzer S. 24f. 

11) Meber die Rechte der Frauen vgl. Wilda ©. 116. 

 Wilba S. 119f. 

a Wilda ©. 94f. Die Ikra ber Obdenfeer Kanutögilde beginnt daber: 
Wir Gildebrüber in der S. Kanutsgilde ... thun Fund. 

14) Die Einzelnbeiten b. Wilda ©. 121—1%4 Winzer S. 2483. 
68f. 152—158, 
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beizuftehen '°). Sm jeber erlaubten Weife unterftügte daher die Gilde den Bru- 
ber vor Gericht, mochte er ein Recht zu verfolgen oder zu vertheibigen haben; 
fie machte Begleitung, Eideshilfe und Zengniß, Fürſprache und fonftigen Bei⸗ 
ftand jeden Bruber zur Pflicht, fie gab jogar bisweilen auf ihre Koften dem 
vor eim amswärtiges Gericht geladenen Genofien zwölf vom Borftand ernannte 
Begleiter"). Den entſchuldbaren Todtſchlag, weldhen ein Bruder begangen, 
fühnte die Gefammtheit, indem fie für ihn das Wergeld erlegte; bei unfühn- 
baram Mord war es wenigftens Pflicht, dem Thäter die Mittel zur Flucht zu 
verkhaffen. Bar der Tobtihlug am Gildebruder verübt, fo trat die ganze 
Silbe neben ober gar fintt der Verwandten gegen den Mörder auf, wofür fie 
mitunter einen Theil der Buße bezog. 

Aber auch im Verhältniß der Gildebrüder zu einamber zeigte fich Die aus— 
gedehnte Rechtögenofienihaft der alten Schubgilven”. Ganz allgemeiner 
Grundſatz warb, dab kein Genoffe gegen den Genoffen vor einem andern Rich 
ter Recht fuchen dürfe, wenn er nicht zuwor an die Gilde oder das von ihr 
beſtellte Gericht gegangen war. Sn allen genofimfchaftlichen Angelegenheiten 
aber übte die Gilde wahre Gerichtsbarkeit. Insbeſondere richtete fie über jeben 
Bruch des Gildefriedens, jede Berlegung bes Gilderechts, jede Höhnung ber 
Gilbeehre. Dazu aber gehörte jeber Verftoß genen das Statut ober eine Ber- 
füsung der Gilde, Ungehorjun gegen ihre Beichlüffe, Bernachläffigung der 
Bruderpflichten, Sriebensftärung bei Berfammlung und Mahl, Tödtung, Ber- 
wundung, Beleidigung ober Heimfuchung des Bruders, Ehebruch mit feiner 
Frau oder Gewalt an feiner Verwandten, See und Straßenränberei und 
viele andre Vergehen. In allen ſolchen Fällen erkannte bie Silbe auf bie 
von ihr felbft feftgefehte Strafe, welche indeß mie eine Leibes⸗ oder Rebens- 
ftrafe fein konnte i0), vielmehr theils im Schabenserfaß an den Verletzten, theils 
in emer Buße an bie Genoſſenſchaft und (1% oder %) ihren Altermann be 
ftaud, bei unfühnbarem Bruch des Gilbefriedens und Gilderechts aber ober 
bei nicht herftellbarem Schaden für die Ehre der Gilde bie Ausftogung aus 
der Brüderichaft nach fih 309. — Auf Nichtgenofien dehnte Die Gilde ihre 
Gewalt und Gerichtobarkeit niht aus. Im Folge ihrer Verbindung mit ber 
Stadwerfafſung wurden ihr zwar mitnnter auch Die geringeren Bürger unter- 
worfen, dann lag aber hierin zugleich eine Aufnahme berfelben in das Ver⸗ 
hältniß von Schnugenofien. 

WVon ſolchen Schukgikden find und bauptfählih aus engliſchen, däntfchen, 


15) So fagt ſchon das Statut der Gilde v. Cambridge, die ganze Genoffen- 
[haft werde dem beifteben, ber die geredhtere Sache hat. 
20 Näheres b. Wilda S. 126135. Nach dem Odenſeer Statut wurben 
bie Eibeshelfer durch das Los beſtimmt und keiner durfte ſich weigern. 

1) Wilda S. 186— 144. 

», Dies weiſt Wilda ©. 141—143 gegen die Behauptungen Anderer nad). 

L 16 


242 Die freie Einung. 


franzöfifchen und niederländischen Städten Nachrichten erhalten). Sie bil- 
beten bier vor Entftehung einer eigentlihen Stadtgemeinde freie, ſich ſelbſt 
regierende und mannichfach privilegiirte Genoffenichaften, fahen fich bald als 
bie Vertreter der Stadt felbft an und leiteten allmälig ihre Gildeverfaffung 
in bie Stabtverfaffung über. Auch im deutſchen Städten aber haben ſicherlich 
vor Entftehung einer Stabtverfaffung vielfach ähnliche Gilden beftanden, wie 
bie ftet3 wiederholten Verbote gegen geſchworene Einungen beaweifen. Dieſe 
Verbote mögen zugleich die Schuld tragen, daß wir feine urkundlichen Nach⸗ 
richten über die Eriftenz und Berfaffung freier Schutzgilden aus älterer Zeit 
befigen. Nur von der Richerzeche in Köln vermögen wir mit Beftimmtheit 
zu jagen, baf fie eine jehr alte Schußgilde unter den Mitgliedern der altfreien 
Marktgemeinde Kölns gewejen ift, welcher es in ber That gelungen ift, Recht 
und Sreiheit derſelben zu jhügen und zum Ausgangspunkt ber älteften Stadt. 
verfaffung Deutichlands zu werden). Dap in Schleswig eine ſchon 1130 
ald alt bezeichnete Schußgilde ber erbgejefienen Bürger (das summum convi- 
vium oder Hezlagh) beitand *'), ift uns vielleicht nur deshalb bekaunt geworben, 
weil fie der Verbindung mit Dänemark wegen fi ftantlicher Anerken⸗ 
nung erfreute. Wenn, wie zu vermuthen tft, im andern deutlichen Stäbten 
ähnlihe Schubgilden unter den freien Einwohnern bereitd nor dem Beginn 
der ftäbtiichen Entwicklung vorhanden waren ’*), fo mußten fie im Sinne der 
Reichögefeßgebung als unerlaubte Verbindungen gelten, von Anerkennung oder 
Privilegien Tonnte bei ihnen nicht die Mebe fein und felbft bie Abfaffung 
ihriftliher Statuten mochte aus diefen Gründen unterbleiben. 

I. Mit der Ausbildung der ftäbtifchen Berfaffung trat bie Richtung 
ber Gilden auf Rechtöfchug mehr zurüd. Sowol die alten, ald die nach 
ihrem Mufter neu fi) bildenden Gilden entwidelten fi nunmehr hauptſäch⸗ 
lich als Genoffenjchaften des gemeinfamen Interefjes, und dieſes In- 
tereffe, welches vor Allen verſchieden war nach der Berjchiebenheit des bür- 
gerlichen Berufs, wurde nunmehr die Grumblage der korporativen Glie- 
derung. Zwar blieben auch jet die Gilden Vereine für alle Zwecke bes 
Lebens, fie blieben brüberliche Verbindungen zu gegenjeitiger Unterftähung, zu 
religiöfer und gejelliger Gemeinfhaft, zur Ausübung politifcher Rechte, zum 


10) Wilda ©. 71f. 145f. So befonbers bie amloitia in Atre 1188 (©. 147f.), 
bie nieberlänbifchen vroedscappen, bie bäntfchen Kanutsgilden (©. 156f.) — 
Winzer ©. 28f. 

2) Bol. unten $ 29. 

21) Wilda S. 71f. 152f. 

2) Daß indeß, wie Wilba S. 194-220 ausführt, bie Altbürgergilben 
aller älteren Städte, wie 3. B. die Hausgenoflen in Speier, die Stubengefellichaften 
in Strasburg und Frankfurt, die unmittelbare Fortſetzung einer einftigen Voll⸗ 
bürgergilbe, welde vor Entftehung der Stabtfreiheit alle Bürger geeint habe, 
feien, tft nicht nachweiäber. Vgl unten 8 29. 
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Schub jedes Einzelnen gegen Unrecht und Gewalt, zur Benukung gemeinfa- 
men DBermögens: entſcheidend aber für Korm und Umfang ihrer Verbindung 
wurde mehr als dies Alles das Berufsinterefje der Mitglieder. 

Unter den aus den einftigen Bollbürgern bervorgegangenen Altbürgern 
erhielten daher allmälig die althergebradhten oder neu begründeten Gilden ben 
Charakter von Genofjenfhaften zur Ausübung und Aufredier- 
haltung politifher Vorrechte und überhaupt zur Wahrung des Stan- 
desintereſſes der Patricier. Die große Mehrzahl ber Bürger aber, welche von 
dem zur Selbftändigfeit emporblühenden ftäbtifchen Gewerbe lebte, nahm das 
gemeinjame gewerbliche Intereſſe unter die DBereinsangelegenheiten der in 
ihnen vorhandenen oder nen gegründeten Brüberjchaften auf und fah es bald 
als die Hauptſache an. Die Gilden, welde nımmehr in immer größerer 
Zahl entſtanden, vereinten daher jegt nur diefenigen Bürger, welche das gleiche 
Gewerbe trieben, und wurden, indem von nun an biefes ben Inhalt und bie 
Richtung der Affociation vornemlich beftimmte, zu wahren Gewerbsgilden, 
mithin zu Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

1. Unter den Gewerbögilden waren weitaus bie älteiten die fanfmän- 
nifhen Gilden oder Hanfen. Seitdem vollfreie Germanen in Städten 
wohnten, Hatten diefe begonnen, mit dem Grundbeſitz in ber Stadtmarf, 
der nach wie vor die Bafis ihres Rechts blieb, den Großhandel zu ver- 
einen. Deshalb waren die meiften Mitglieder der ſtädtiſchen Schubgil- 
den wol immer auch Kaufleute, und früh ſchon begannen dieſe, Beitim- 
mungen zur Beförderung des Handels in die Statuten aufzunehmen, bad ge- 
noſſenſchaftliche Vermögen in kaufmaänniſchem Intereffe zu verwenden und 
Handelsprivilegien, wie 3. B. Stapelrecht, Zollfreiheit, Waarenſchutz, Markt- 
recht, als Korporationsrechte zu erwerben. Mit der Steigerung bes Verkehrs 
und der freien banbeltreibenden Bevölkerung giengen dann die alten Schuß- 
gilden entweber in reine Hanbelöinnungen über und wurben oft als ſolche die 
Grundlage ftäbtiiher DBerfaffungs), oder aber es entitanden neben ben ſich 
mehr und mehr zu Altbürgergilden umgeftaltenden Schupgilden neue Kauf 
mannsinnungen, welche in demjelben Grabe, in weldhem jene fi vom Ge- 
werbebetriebe zurüdzogen, ihrerjeitd in ber Wahrung bed gemeinfamen Han⸗ 


22, Ein Beiſpiel einer ſolcher Schuggilde, welche im Begriff ift, in eine Handels⸗ 
inuung überzugeben, und zugleich eng mit ber GStabtverfafiung verwachſen tft, 
bietet das Statut der Silbe in der fchottifchen Stadt Berwyck bei Wilda im 
Anhang ©. 376f., bef. c. 1830. Die confraternitas der mercatores hansati 
in Parid wird im Jahre 1204 zuerft erwähnt und wurbe Grunblage der bortigen 
Stadtverfafſung. Wilda ©. 239— 244. Ueber die Londoner Kaufmannsgilde 
und ihren Zufammenhang mit der Stadtverfaffung ſ. Hüllmann, Städte III. 73. 
Bilda ©. 244f. Ueber die Handelsgilden ber italienischen Städte Hüllmann 
ib. L 322f. Die Kaufmanndinnung in Quedlinburg fol ſchon im Jahre 993 
eiftirt haben. 
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delsintereffes den hauptfächlichften Vereinszweck erblickten. So ſcheint in Köln 
ion im 11. und 12. Jahrhundert neben der Richerzeche eine große fraterni- 
tas mercatorum (auch fraternitas vini genannt) beitanden zu baben®), 
welche ſich fpäter in mehrere kaufmänniſche Gefellichaften fpaltete?). Im den⸗ 
jenigen Städten, welche von Fürften gleich Anfangs ale Hanbelöpläge ge 
gründet wurden, wie Freiburg und Lübeck, Bitten die Gilden der Vollbürger 
auch von Anfang an den Charakter von Handeldinnungen*). Endlich 
mußten auch die aus der Hörigkeit auffteigenden Elemente des Kaufmanns- 
ſtandes theils fich den beftehenden Hanfen anzufchließen, theils eigene Vereine 
zu bilden juchen ?”). 

Zu diefen Innungen ftäbtiicher Kaufleute kamen ſchon im früher Zeit 
die zugleih Handelsintereſſe und Rechtsſchutz verfolgenden Gilden, zu benen 
mit dem zunehmenden Verkehr die Kaufleute derjelben Stadt, Gegend ober 
Sprache im Auslande zufammenzutreten pflegte. Wenn aber much die An- 
fange der beutichen Hanfen in London, Brügge, Wisby und anderen Orten 
ins 12. und jelbft 11. Sahrhundert reihen, fo fällt doch ihre eigenthümliche 
Entwidlung ebenſo wie die der kaufmänniſchen Gilden überhaupt erft in bie 
folgende Periode2s). 

2. Das Gleiche gilt in noch höherem Grade von den Gemerbsgil- 
ben der Handwerker, den freien Zünften?),. Nur ihre Entftehung, 
welche zum Theil bis ins 11. Sahrhundert zurüdgehen mag, muß ſchon bier 
mit einigen Worten berührt werben ®). 


2) Ennen u. Ederg, Quellen I 148f. Ennen, Geh. v. Köln L 
©. 53lf. Diefe Gilde war ed wahrfcheinlich ſchon, welche ſich zufammen mit 
ber Richerzeche gegen Anno erhob. 

25) Es find bie beim MWeberaufftand ber Nicherzehe zu Hilfe kommenden 
jogenannten fünf Nitterzünfte — die gesellschaff van dem yssermart, die ge- 
sellschaf van der swartzhuys, societas de Wintecke, societas de aquila unb 
Die gesellen van me Himmelrljch. Ste waren fret von ber Benormundung 
durch Richerzeche und Rath. Uebrigens blieben fie Glieder der allgemeinen Tauf- 
männifchen Vereinigung (fraternitas vini), welche indeß den genoſſenſchaftlichen 
Zufammenhang mehr und mehr einbüßte. 

ꝛ20) Wil da ©. 281f. 261. 

27) Hierhin werben bie Kaufmannsgilden zu zählen fein, welche eine Mittel. 
ftufe zwifchen Gefchlechtern und Zünften bildeten, wie bie Rheinkaufleute in Speter 
Eehmann, Chronik IV. c. 18. S. 312), die Kaufleute in Stradburg, bie Herren- 
zünfte in Bafel 2c. Vgl. unten 8 37. 

8) Bol. unten 8 37. 

”) Bol. unten 8 88. 

20) Bol. die verjchiedenen Anfıchten b. Eichhorn, Zeitſchr. f. geſch. R.W. J. 
420. II. 213; Einl. 8 381; R. G. 8 312. Hüllmann, Stände II S. 182f. 
Städte I. 314f. Wilda, Gildenweſen S. 288f. Winzer, Brüberfchaften 
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Die ältefte Zunfturkunde, welche wir befiken, ift eine Kölner Urkunde 
v. 3. 11492, in welder die Richter, Schöffen und angefehenften Bürger 
unter Zuftimmung der Gemeinde eine von ben Bettziechenwebern errichtete 
Brũderſchaft beftätigen. Daß biefe Brüberjchaft eine Gewerbögilbe war, zeigt 
die Beitimmung, wonach Alle, welche das Gewerbe in der Stabt treiben 
wollen, ihr beitreten und ihren Anorbnungen fih fügen müffen. Sie war 
damals nicht die einzige Zunft in Köln, denn es wird feitgefeßt, daß ein Platz, 
wo bie Leinweber feil hielten, ihr und der Zumft der Leinweber gemeinfchaft- 
lich jein folle. Auch hatte fie ſchon vor 1149 beftanden, denn fie hatte be 
reitö vorher aus Zunftmitteln (a communi bono ejusdem fraternitatis) jenen 
Platz troden gelegt. Aber nit nur über das Alter, auch über die Ent- 
ftehungsart der Zünfte giebt diefe Urkunde einigen Aufſchluß. Denn fie 
zeigt deutlich die zwei verfchiedenen Momente, welche zur Bilbung bes Zunft- 
weſens zufammemwirkten: die freie Einung der Genoſſen und die 
Berleihbung Bes Handwerks als eines Amtes an die Genoj- 
fenſchaft. 

a. Grundlage der korporativen Organiſation des Handwerkerſtandes 
war von je die frei gewollte Vereinigung. Sie wird in der Urkunde von 
1149 bereits deutlich als Rechtsgrund für bie Exiſtenz der Genofienihaft 
wie für ihre Verfaffung angegeben ?®); fie ift auch hiſtoriſch der Entftehungs⸗ 
grumb ber Zünfte Dem fteht, wenn man von ben älteren Anfichten, welche 
das Zunftwefen theils auf römifche Grundlagen zurüdzuführen?®), theils an 
firchliche Inftitute anzulehnen, theils aus polizeilichen Maßregeln herzuleiten 
juchten?), abfieht, hauptſächlich bie bereits oben erwähnte Anficht entgegen, 
daß das Zunftwefen aus einer Fortbildung der hofrechtlihen Innungen ber 
porgegangen ſei. So fehr indeß betont werben muß, baß in ber That fehr 
viele freie Zünfte unmittelbar frühere Oofämter fortgefet und in fehr vielen 


©. 40—46. Tzſchoppe u, Stenzel, Einl. z. Ur. Samml. ©, 248. 
Zittmann, Geld. Heinr. d. Erl. I. ©. 855f. Arnold, Städte I. S. 246f. 
H. 2081. Nitzſch, Bürgerth. u. Minifterlalität ©. 226f. Heusler, Bafel 
©. 114f. 124f. Mone, Zeitihr. Bd. XV. ©. 1f. Wehrmann, lüb. Zunftrollen, 
Einl. S. 1f. Böhmert, Beitr. z. Gefchichte bed Zunftweſens 1862 ©. 1f. 
Ennen, Köln L 176f. 

a) Lacombl., Urkb. L ©. 251. 

ss) Non lateat... . Reinzonem W. H. E. ceterosque ejusdem operis 
cultores fraternitatem textorum culcitrarum pnlvinarium pro spe perhennis 
vitae conformasse etc. Und weiter heit es, alle Weber innerhalb der Stadt 
folfen: huic fraternitati, quo jure a supra memoralis frairibus constat disposita, 
sponte subjieiantur. 

25, So bie meiften Xelteren, wie Struv, Heineccius u. ſ. w. Sept noch 
Mouel.c 

So Eichhorn 1. c. und zum Theil auch Hüllmann 1. c. 
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Beziehungen hofrechtliche Elemente beibehalten haben: ſo wenig folgt doch 
hieraus, daß das Zunftweſen jelbft eine Tortſetzung des Hofinnungsweſens jet. 
Mit demjelben Recht könnte man, weil viele Markgemeinden and Hofgemein- 
den erwachſen find, die Wurzeln des Markgemeindeweſens in das Hofrecht 
verlegen ! 

Nicht aus der Hörigkeit, fondern and der Freiheit, nicht aus dem Hof 
recht, fondern im Gegenfab zu dieſem entitanden die Zünfte; nicht bie 
hofrechtlichen Aemter, ſondern die Gilden und Brüberfchaften der Freien, 
namentlich wol der Kaufleute, waren ihr Vorbild. Sei es nun, daß es, wie 
Gfrörer nachzuweiſen verfucht?°), ſtets freie Handwerker neben den hörigen 
gegeben hat, fei es, daß erft fpäter geringere Freie fich zum Handwerk ver» 
ftanden: jedenfalls haben überall erft da und in fo weit, als aus ber Ber- 
fchmelzung freier, wenn aud in der Freiheit geminberter Elemente mit den 
vom Hofrecht, wenn auch nicht von allen Kolgen beffelben befreiten Hand⸗ 
werfern ein freier Handwerkerſtand hervorgegangen war, fi Handwerkerge⸗ 
nofjenfchaften gebildet. Von diefen find die älteften aller Wahrjcheinlichkeit 
nad ganz ohne Einfluß des Hofrechts unter den am frühften freien und 
wohlhabenden Gewerben, wie namentlih den Webern, Goldſchmieden u. f. w., 
aus willkürlicher Bereinigung hervorgegangen. Die Gewerbögenoffen traten 
vermuthlich zuerft zu einer Gilde zufammen, welche neben dem allgemeinen 
Zweck brüberlicher Liebe und gegemfeitiger Unterftügung hauptfächlich religidſe 
und gejellige Ziele verfolgte”), daneben aber auch auf den Schuß ber Frei- 
heitörechte und bes Eigenthums gerichtet war. Weil aber die fo gefchlofiene 
Gilde eine Brüderfhaft und aljo für alle gemeinfamen Intereſſen vorhanden 
war, jo nahm fie auch die gleihartigen gewerblichen Snterefien ber Brüber 
und ihren Schuß unter die Vereinszwecke auf und wurde bald, weil diefe bei 
Gewerbsleuten alle anderen überwogen, aud eine überwiegend gewerbliche Ge⸗ 
nofſenſchaft. Eriftirten aber einmal freie Zünfte, jo mußten auch die vom 
Hofreht noch nit völlig befreitn Handwerker eine ähnliche korporative 
Einung erftreben. Bisweilen mochte es ihnen gelingen, allmälig das hof- 
rechtliche Amt, in welchem fie fi) befanden, in eine Zunft zu verwandeln, fo 
daß fih ganz unmerklich im Laufe der Zeit an Stelle des Gedankens, daß 
dieſes Amt auf Eintheilung feitend des Herrn beruhe, der Gedanke ſchob, daß 
es feinen Urjprung einer freien Willenseinigung verdanke. Häufiger aber 
noh war allem Vermuthen nah ein ausbrüdlicher, in Oppofition gegen ben 


5, Sfrörer, Vollsrechte II. 186f. 194f. 

26) Darum fagen auch bie DBettziechenweber 1149, fie hätten fich zu einer 
Brüberfhaft vereint pro spe perhennis vitse, und in den Stiftungduf. ber 
Basler Schlächter und Schneider v. 1248. 1260 b. Ochs I 818. 350 u. 
Zronillat L Nr. 393. ©. 574. U. Re 71. ©. 105 wirb jede Verwendung ber 
Zunftfaffe für andere ald die religiöfen Zwecke ausdrücklich ausgefchlofien. 
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Herrn vorgenommener Tonftituirender At ber ganz beftimmte Anfang einer 
freien, gewillkürten Genofſenſchaft. Eine nicht blos von den Mitglievern des 
Hofamts, fondern zugleich von fremben Handwerkern errichtete und befchworene 
Einung, ein auf gegenjeitige Unterftütung, Religiofität und Gefelligkeit, auf 
Förberung des Gewerbes, aber auch auf Schub bereits erworbener und Er- 
ringung fernerer Sreiheitsrechte abzielender Bruderbund warb gejchloffen und 
pflegte vom Herrn, wenn ed wieberholten Verboten und Maßregeln nicht ge- 
lang ihn zu unterbrüden, zuerft geduldet, endlich anerkannt zu werden. 

Daß wenigftens zu Friedrichs U. Zeiten die Handwerkerinnungen fi im 
Begenfape zum Herrſchaftsrecht und Hofreht aus freier Ginung zu 
bilden pflegten, folgt aus den Verboten der Reichsgeſetze?). Und die ganze 
Behandlung der Zänfte feitens der Herren und ber Altfreien läßt non An- 
fang an erkennen, daß man fie nicht nur als Mittel, zur Selbitänbigfeit zu 
gelangen, fürdtete, fondern auch ihr Vorhandenſein felbft als Beweis einer 
bereit errungenen Selbitänbigfeit betrachtete. 

Auf die Dauer indeß ließ fi den Handwerkern die Anerkennung ihrer 
Körperichaften um fo weniger verjagen, als ihre Freiheit unzweifelhaft wurde, 
in der Freiheit aber nach germaniſchen Begriffen immer zugleich das Eini- 
gungsrecht lag. Den Zünften jelbft mußte andrerſeits batan gelegen fein 
die ausbrüdlihe Anerkennung ihrer Genofienfchaftsrechte zu erlangen, und fie 
fügten fih um der Betätigung feitens des Stabtherrm ober bes Stabtraths 
und bes bamit verbundenen Rechtsſchutzes willen auch manchen ihnen aufer- 
legten Beichränfungen ber Autonomie und Selbftverwaltung. War aber bie 
Beftätigung feitend bes Herrn oder der Stabtbehörde für die Ausübung kor⸗ 
poratiwer Rechte nüg lich, fo war fie für die eigentlich gewerbliche Sette 
diefer Korporationen von einem anbern Geſichtspunkt aus fogar nothwen- 
dig) und wir müfjen hierin ein zweites Moment, welches bei der Bildung 
der Zünfte mitwirkte, erbliden. 

b. Jedes Gewerbe und jede Handwerk nämlid war im Syſtem ber 
Lehns- und Hofverfaffung ein Dienft, welcher einem Herrn geleiftet wurbe, 


a7) Bel. „ B. Frid. DO. priv. Goslar. d. 1219 b. Goſchen: praeteres 
datam est regali praecepto, quod nulla sit conjurasio nec promissio vel socie- 
tas, quae theutonice dicitur eyninge vel ghilde, nisi solum monetariorum. 
Edict. ejusd. d. 1282 $ 2: irritamus . .. . et cassamus cujuslibes artiſicii com- 
fraiernitates seu socielates, 

se, Deshalb heißt es in der Url. v. 1149 am Schluß: sequitur . ... con- 
firmatio non minus valida neque fraternitati minus mecessarie, Es geht aber 
aus bem Zuſammenhang ber Urkunde hervor, dag biefe Nothwendigkeit ber 
eonfirmatio ſich nicht auf das Beftehen der fraternitas als folder, bie ja ſchon 
vorher vorhanden war, bezieht, fondern auf bad ihr ertheilte Hecht bed aus⸗ 
ſchließlichen Betriebes der Weberei: confirmatam suscepisse hac videlicel ralione, 
ut omnes textorü operis cultores etc. _ 
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die Erfüllung dieſes Dienftes nebit den bamit verbundenen Bortheilen ein 
herrſchaftliches Amt ober officium. Diele Idee wurbe mit ber Befreiung des 
Handwerkerſtandes nicht aufgegeben, ſondern erhielt nur eine veränderte An- 
wendung. Der Handwerker, welcher arbeitete, diente jett nicht mehr einem 
Herrn, fondern feinen Mitbürgern, oder vielmehr ihrer organifirten Geſammtheit, 
dem Gemeinweien. Die Ausübung eines beftimmten Handwerks war daher jetzt 
ein öffentliches oder ſtädtiſches Amt anftatt eines herrſchaftlichen ge⸗ 
worben, aber fie blieb eben ein Amt. Jedes Amt beruht auf Hebertragung 
feitens des Amtshern. Das Handwerk mußte alfo von der Stabt. ertheilt 
fein, um ausgeübt zu werden. Ob nun die Stabtbehörbe allein in dieſer 
Beziehung die Stadt zu vertreten, ob, wie zuerſt überall, der königliche 
Beamte ober der Stabtherr die Handwerksämter zu vergeben Batte: fo viel 
hielt man unter allen Umständen feit, daß Recht und Pflicht eines Hand» 
werks ein verliehenes Amt fein. Die Zünfte, wollten fie das Handwerk 
üben, mußten fi mithin das Amt, weldes man bald gleichfalls mit dem 
Namen „Zunft”, „Innung* oder ähnlich benannte?®), ertheilen Iaffen ober, 
wo fie es befaßen, ihren Befigtitel auf eine fingirte frühere Berleihung zurück 
füßren. Ganz allgemein betrachtete man daher bas einzelne Handwerksamt 
mit den aus dem Betriebe defjelben folgenden Einkünften als Geſammtrecht 
ber Genoſſenſchaft, welches ihr zu abgeleitetem und als eine Art Amtslehn 
porgeftelltem Rechte zuftand). Daraus folgte eine ganze Reihe von Kon» 
jequenzen, welche aus dem Cinungsprinctp allein nicht herborgegangen wären. 


20) Man darf daher nicht glauben, daß überall, wo bie „Innung“, „Zunft“ ꝛc. 
verliehen oder von Berleihung abhängig gemacht wird, bamit bas „Ginungs- 
recht” gemeint, folglih der Grundſatz aufgeftellt fei, daß eine Genoſſenſchaft zu 
ihrem Beftande ftaatlider Konceffion bebürfe. Vielmehr tft in der Regel bamit 
nur bad Innungdamt, bad Hecht bed Gewerbebetriebed, gemeint. Bol. z. ®. 
Url. des Erzb. Wihmann v. 1164 b. Emminghaus ©. 24, worin ber 
Magdeburgiſchen Schufterzunft (jus et magisterium sutorum), welche bereitö von 
jedem andern Beamten ald ihrem genoffenfchaftlichen Vorftande befreit war, ihr 
Gewohnbeitörecht beftätigt wird: ne aliegenae opus suum operatum ad forum 
non deferant, nisi cum omnium eorum voluntate, qui jurs illo, quod Inninge 
vocatur, participes existant. So wirb auch in einer Urk. f. Alt⸗Wyck zu 
Braunfhweig dad Wort Innung felbft als „gratis vendendi* erflärt, Titt- 
mann l. c. ©. 356. 

Wenn im Priv. des Erzb. Wichmann ed nad ‚ben in Note 89 ange- 
führten Worten weiter heißt: itaque ad recognoscendum se annuatim Magd. 
episcoopo duo talenta solvent, quae magister eorum praesentabit, fo tft es 
eben dad Dbereigenthum des Biſchofs an der Amtögerechtigkeit (jus quod dicitar 
Inninge), für welche ber Rekognitionszins gezahlt wird. Hier ift auch bereits 
vollfommen beutlich, bat bie Zunft das Amt ald Gefammtrecdht bat, da fie als 
Gefammtheit die Abgabe zahlen fol. Die einzelnen Genoffen find — 
dieſes Geſammtrechts: juri illo quod Inninge vocatur parlicipes, 
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Die Abhängigkeit der Zünfte in gewerblichen und zum Theil jelbft in ge 
noffenfchaftlichen Angelegenheiten, die Gewerböpoligei, das Recht des Stabt- 
bern oder der Stabt, bei ber Beitellung eines Vorſtandes, der Aufnahme 
von Mitgliebern , der Feftießung von Statuten mitzuwirken, und die gewerb- 
lichen Abgaben und Dienfte waren größtentheils ein Ausflug bes einem Ober- 
eigenthum vergleichbaren Rechts an dem als Amtölehn fortgegebenen Handwerk. 
Bor Allem aber hieng mit ber Amtsidee die Entftehung des Zunftzwan- 
ges zufammen. Denn da jeves Amt die Ausübung ber Amtöbefugniffe durch 
Nichtbeamte ausſchließt, konnten zunächſt Handwerker, die von bem Stabtherrn 
oder ber Stadt nicht angeftellt waren, das Handwerk wicht betreiben. Konnte 
diefes Amt nun auch an beliebig Diele gegeben werben, jo hatte doch ſchon 
früßgeitig in vielen Handwerken dad Streben ber Zünfte nad alleinigem Er⸗ 
werb des Handwerksamtes den Erfolg, daß jedem, dem die Ausübung des 
Handwerks geitattet wurde, zur gefeßlichen Pflicht gemacht warb, der Genoſſen⸗ 
haft beizutreten ). Da nun aber biefe Genoffenichaft mehr oder minder 
frei über die Aufnahme zu verfügen hatte, biefelbe alfo "unter Umftänden auch 
verweigern oder doch jehr erichiweren Tonnte, fo entftand mitunter ein wahres, 
auch der Stadt gegenüber jelbftändiges Monopol der Iunung, vermöge deſſen 
fie das Handwerksamt als Geſammtrecht mit Ausichluß jedes Fremden beſaß. 
Schließlich wurde, wie es das Schickſal aller mittelalterlichen Aemter war, 
auch das Handwerkgamt immer mehr als Vermögensrecht betrachtet und be⸗ 
handelt, was die Schließung der Mitgliederzahl einer Zunft, die Erblichkeit, 
Kauflichkeit und ſelbſt Theilbarkeit der Stellen, alle möglichen Beſtimmungen 
zur Fernhaltung Fremder, kurz die Entartung des Zunftweſens zur Folge hatte. 

Davon wird unten noch näher die Rebe fein: bier kam es nur darauf 
an, zu zeigen, baß ber eigentliche Entftehungsgrund bes Zunftwejens in ber 
freien Einung gelegen hat, die eigenthümliche Ausbildung befielben im Unter- 
ſchied won anderen Ginungen aber bauptjächlih burd bie Idee begründet 
ward, daß der fo entitandenen Genoſſenſchaft der Handwerksbetrieb ald ein Amt 
verliehen jet. 


D. Die Eutftichung des ftädtifchen Gemeinweſens ans der Auf- 
nahme des Einungsprincips in die Gemeindegenöoſſenſchaft. 
5 28. Verſchiedene Anfichten über bie Entftehung ber Stabtfreißeit. 


Hatte der Einungsgebante fo bereits in ben Zeiten, in welchen die Dienft- 
idee ihre reichften Blüthen trieb, eine Fülle gewillfürter Genoffenigaften er- 
ſchaffen, fo brachte er in den legten beiden Sahrhunderten biefes Zeitraums, 
inbem er einzelne begünftigte Gemeindegenoſſenſchaften in freie Bürgerſchaften 
umbilbete, in dem ftädtifhen Gemeinwefen eine neue Bereinsform her- 


0) So 1149 für bie Kölner Weber, 1164 für die Magdeburger Schufter. 
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vor, welche für die Fortbildung von Recht und Verfafſung eine unberechen⸗ 
bare Wichtigkeit erlangte. 

Ueber den Urfſprung der mittelalterlichen Stäbtefreiheit ift noch kein volles 
Licht verbreitet. Trotz der im Einzelnen bleibenden Zweifel laſſen ſich indeß 
die fundamentalen Elemente, aus denen fie erwuche, bezeichnen. Ihre Grund⸗ 
Inge war die altgermaniſche freie Genoſſenſchaft; zur Stadtgemeinde 
aber wurde fie daburd, daß fie den neuen Gedanken der freien Einung in 
fi aufnahm und mit dem Markgemeindeprincip zu einer Einheit verſchmolz. 

Um dies für die deutfchen Städte — denn nur von diefen joll die Rebe 
fein — einigermaßen darzuthun, bedarf es eines näheren @ingehens auf bie 
Entftehungsgefchichte derjelben. Bon vornherein nur mag bemerkt werben, 
daß der hier vertheidigten Auffaffung beſonders zwei unter fich ganz entgegen» 
geſetzte Anfichten wiberjprechen. 

1. Die ältere Aufiht nahm eine unmittelbare Fortdauer der römifchen 
Municipalverfaffung in ben Städten an!). Sie ift durch die fpäteren For⸗ 
fhungen völlig bejeitigt?). Nicht einmal in den zuerft erblühten italifchen, 
noch in den franzöftichen und ſpaniſchen Städten ift ein anderer als ein rein 
änßerer Zuſammenhang mit bem alten municipium nachweisbar ?), geſchweige 
denn in den Römerftäbten auf beutjcher Erde, in weldyen die römiſche Natio- 
nalität jelbft verjhwand. Nichts ald Stätte und Mauern, Namen und Titel 
haben biefe Städte in das Mittelalter mit hinübergebracht! Weniger aber 
noch, als einzelne Iuftitute, haben die Städte, wie man wol noch behaupten 
will), die Örundidee ihrer Berfaffung den Römerftäbten entlehnt. Prin⸗ 
cip und Form ihrer Bildung waren beide germanifch! 


1) So Moritz, Kindlinger, Bodmann, Gemeiner (Meder den Um 
ſprung der Stabt und aller alten Freiftäbte 1817), Eichhorn, 
Zeitſchr. f. geſch. R. W. J. S. 247. U. S. 193f. Gaupp, über deutſche 
Stãädtegründung (1824; — Anſicht jetzt Stadtrechte S. 5 — 11), v. Dönniges, 
das deut. Staatsrecht 1842. I. 246. — Noch Schaab, Geſchichte des rheiniſchen 
Städtebundes (1848) findet „überall altrömiſche Konſuln, Senatoren, Volks⸗ 
tribunen und Freiftaaten nach antikem Schnitt“. I. ©. 30. 41. 42. 

2) Beſonders durh Hüllmann, Stäbteweien II. ©. 262f., Stände S. 470; 
Wilda, Gildenweſen; Hegel, ital. Stäbte IL ©. 391f.; Allg. Monatsfchrift. 
1854. ©. 161-165. 696708; Arnold, Freiftibte I. ©. 128f.; Watten- 
bach, Deutſchlands Gejchichtäg. im M. A. ©. 24f.; Ennen, Kölnl. ©. 126. 127. 

2) Bol. Betbmann-Hollmeg, Urſprung der lombardiſchen Stäbtefreiheit. 
1846. ©. 1—60 und Hegel U. ©. 49f. gegen Savigny; ferner Hegel ib. 
©. 323f. 335f. über franzöfifhe und jpanifche Städte; endlidh Haulleville, 
histoire des communes lombardes, 2 Bde., ber fich ganz auf bie deutſchen 
Forſchungen ftützt und fich namentlich gegen die noch heute vorherrſchenden An- 
fihten der frangöfifchen Schriftfteller über den römiſchen Urfprung der Städte. 
freiheit in ben romanifchen Ländern mit Nachdrud wendet. 

% &o 3. B. Zöpfl, R. ©. $ 55. VI. 
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2. ine andere Anficht verlegt zwar die Grundlage des beutfchen Städte 
weiens in das germanifche Recht, aber nicht in bie Freiheit, fonbern in das 
Dienft- ober Hofrecht. Die Abhängigkeit von Einem Herrn foll alle 
Stabtbewohner zu Einer Gemeinde geeint haben und dadurch erft foll aus 
diefer allmälig eine freie Bürgerfchaft erwachien ſein“). Damit beftünde alfo 
kein direkter Zufammenhang zwiſchen ber altgermanifchen volksrechtlichen Ge 
noffenfchaft und der ftäbtifchen Gemeinde. Auch diefe Anficht ift unhalthare). 

Freilich bat fi nur in drei deutſchen Städten — in Köln, Magdeburg 
und Trier — eine volllommen freie Gemeinde auch in den Zeiten bifchäf- 
licher Herrfchaft erhalten. Aber gerade diefe Städte waren es, in welchen die 
Idee einer ſtädtiſchen Berfaffung zuerft in Deutichland erwachte. Und in ben 
übrigen bifchöflichen Stäbten war der Kern der Bürgerfchaft aller Wahrichein- 
lichkeit nach ebenfalls eine altfreie Gemeinde, die nur zeitweife durch eine fich 
über fie verbreitende bifchöfliche Vogtei eines Theild ihrer Sreiheitärechte ver⸗ 
Iaftig gegangen war, bie ſich aber ihres Anſpruchs auf Vollfreiheit und echtes 
Eigen immer bewußt blieb. Andy fie errang alſo nicht, wie Hegel fih aus 
drückt, eine newe Freiheit, jondern ftellte die alte wieder ber. Ueberall frei- 
lich nahm die Bürgerſchaft mehr und mehr die befreiten hofrechtlichen Ele⸗ 
mente in fi) auf; aber nicht fie affimilirte fich jenen, fondern jene ihr, fo 
daß durch diefe Vermiſchung ihre Rechtsfontinuität mit der altgermantichen 
Genoſſenſchaft nit im Mindeften tangirt ward. Wo endlich fpäter, wie in 


9 So befonders Nitzſſch, Minifterialität und Bürgerifum im 11. und 
12. Jahrh. Leipzig 1859. Für die außerlölnifchen Städte auch Hegel, allg. 
Monatsſchr. 1854. ©. 157f. Leo, Vorleſ. IL ©. 262f. Lambert, beut. 
Stäbteverfafl. im M. U. Halle 1865 (Bb. I u. I). Die zum Theil hoͤchft be- 
fremdenden Ausführungen bes letztgedachten Verfafſers, ber bie ganze Entwidlung 
des Bürgerftandes auf Genfualität und Minifterialität baut, können nicht näher 
berüdfichtigt werben. Es ift eine reine Parteifchrift, welche entgegenftehende An- 
fichten oft nur mit der Behanptung, fie ſeien eine „Lächerliche Revolutionschimäre“ 
(4. 3. L ©. 100), widerlegt, ſich felbft aber mit Vorliebe auf den kühnen Sap 
ftägt, daß Zreiftaaten nur „bei ab- und ausgelebten Völkern“ vorkommen (fo I. 
131), fo daß ihr denn auch bie ganze Stadtfreiheit gleich der „antik republikanifchen 
Karrilaturfreiheit" (II 308) ald Verfall erfcheint. Cenfualen und Miniftertalen 
find bei Lambert zwar Freie, aber Unterthanen ohne Selbftverwaltungsrechte, 
welche dann ihrem „rechimäßigen Herrn“ aus „frechem Uebermuth“, „Tchamlofer“ 
und „babgieriges” „Anmafung” und „Raubjucht” durch „Rebellion“ die Stabt- 
tegterung abtrotzen. Bol. diefe und ähnliche Krafiftellen I. 68f. 98f. 104. 181. 
200. IL 2. 46f. 77. 78. 80. 85. 91. 98. 107. 117f. 119. 120. 284. 241. 262. 
281. Vom enigegeugejehten Parteiftandpuntt aus läßt fih Barthold oft zu 
Färbungen verleiten, 

°) Dagegen namentlih Eichhorn, Gaupp, v. Zürth, v. Bancizolle, 
Bilda, Löher, Bartholb, zum Theil Hegel, bef. aber Arnold u. Heusler. 
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den Töniglichen und fürftlichen Städten , die Bürgerjchaften wirklich aus hof 
rechtlichen Gemeinden herporgiengen, da entlehnten fie, indem fie die älteren 
Städte zum Vorbild nahmen, Form und Grundbegriffe ihrer Verfaffung nicht 
dem Hofrecht, ſondern dem Recht ber freien Genofſſenſchaft. Und es beburfte 
nicht nur der vorangegangenen eigenen Befreiung, fondern der Verſtärkung 
burch den Zuzug Freier vom Lande, um fie bazu zu befähigen. Nicht eine 
Entwicklung des Hofrechte, jondern eine Verdrängung des Hofrechts durch das 
erweiterte und bereicherte Volförecht der alten freien Genoſſenſchaft war fo ber 
Inhalt unferer ftädtifchen Entwicklung, wie ſich zunächſt an den biichöflichen 
Städten ergeben wirb. 


829. Die Entftehung ber Stadtfreiheit in den altbifchöflidhen 
Städten.) 


1. Als die Germanen, deren Unbelanntfchaft mit ſtädtiſchem Weien dem 
Römer ein unterfcheidendes Kennzeichen war?), unter der von den Römern 
hinterlaffenen Erbſchaft auch Städte vorfanden und dieſe nicht nur beftehen 
ließen, ſondern jelbft zu ihren Wohnfigen wählten?), da gieng ihnen mit dem 
äußeren Begriff einer Stabt als eines ummanerten und befeftigten, volk⸗ 
reicheren Ortes nicht zugleich der rechtliche Begriff einer Stadt als einer 


1) Bol. bei. Kinblinger, münft. Beitr. I, 1. S. 203f. Hüllmann, Stäbte- 
wejen Bd. I—IV und Stände Bo. II. Gaupp, über deutſche Stähtegrünbung. 
1824; beutfche Stabtrechte Th. J. u. I. Eichhorn, R. G. & 224. 224, 310f. 
Zeitſchr. f. geih. R. W. L S. 220f. I. 165f. v. Maurer, über bie bair. 
Städte u. ſ. w. Münden 1829 (auch Einl. ©. 137f. 333, Fronh. II. 97f.). Wilde, 
Bildenwefen &. 145f. Hegel, Geichichte der Stäbtenerfaffung von Stalien IL 
©. 391f.; Allg. Monatöfchrift v. 1854 S. 157f. Arnold, Berfaffungsgefchichte 
ber beutichen Hreiftäbte im Anfchluß an die Berfaffungsgeidhichte ver Stabt Worms. 
Bd. I und D. Nitzſch, Minifterialität und Bürgertum. 1859. Bartholb, 
Geſch. der deut. Städte. Leipzig 1850 un. 51. Bol. auh Bluntſchli, Staats⸗ 
und Rechtsgeſchichte der Stadt und Landichaft Zürich. Bd. L Phillips, R. ©. 
883 Zöpfl, RG. 545. Schulte, R. G. 8 80.81. Walter $ 212—224. 
Waitz, B. ©. D. 422f. 176. 287—290. II. 342. Ueber einzelne biſchsfliche 
Städte: Gemeiner, über ben Urfprung ber Siadt Regensburg und aller 
alten Sreiftäbte. 18175 Regendburger Chronit 1800—1824. Duntze, Geſch. 
ber freien Stabt Bremen. 3 Bde. 1845. 46. 48. Heusler, Derfaffungsgefchichte 
der Stadt Bafjel im Mittelalter. Ennen, Geſchichte der Stabt Köln. Bd. I 
und IL. Lambert, bie Entwidlung bed beutih. Städtewef. Im Mittelalter. 
2b. D. 1865. (Enthält die Berfaffungsgefchichte von Köln.) 

2) Tac. Germ. c. 16. Parallelftellen bei Gaupp, Stadtrechte L ©. If. 

2) Dem wiberjpricht fcheinbar Ammian. Marcell. XVI. c. 2: Territoria 
earum habitere . . . nam ipss oppida ut circumdata retiis busta declinant. 
©. aber Hegel II. ©, 348f. 


8 29. Die Entftchung d. Stabtfreibeit i. d. altbiſchöfl. Städten. 263 


beſonders organifirten Gemeinde auf. Vielmehr fügten fih die Städte und 
ihre Ginwohnerihaft in jeder Beziehung in die beftehende Gliederung 
des Landes und Bolls. Diejenigen Städte des fränfifchen Reichs daher, in 
welchen fih freie Gemeinden nieberließen, wurben Theile oder Mittelpuntte 
eined durch ihre Mauern nicht begrenzten Gaus, wurden in biefem Gau 
Hmbertichaften oder Theile einer Hundertſchaft, und ftellten enblich in der 
Hundertſchaft eine oder mehrere Orts⸗ oder Bauergemeinben dar, die fich bisweilen 
noch in fpäteren Zeiten als Specialgemeinden unter dem Namen von Parochien, 
vieiniae, Heinzfchaften, Burggenoſſenſchaften oder Geburſchaften erhalten haben‘). 
Der breifahen Gliederung entfprachen, wie überall, breifach abgeftufte Volks⸗ 
beamte oder Richter: im Gan bie hier meift als „Burggrafen“ bezeichneten 
Grafen, in der Gent bie Gentenare oder Schultheigen?), in den Nachbar 
ſchaften aber die niederen Burrichter oder Heimbürger. Grafen und Gente 
nare warden vom Könige ala Inhaber der Sffentlihen Gewalt ernannt, bie 
Burrichter wählte metft die Gemeinde. In höheren wie in niederen Gerichten 
fand eine Betheiligung der Gemeinde oder eines aus ihr hervorgegangenen 
Schoͤffenkollegs durch Urtelefindung und Rechweiſung ftatt und es war in 
demfelben Grabe, wie überhaupt in den Bollsgemeinden ber fränkiichen Zeit, 
für Autonomie und Selbftverwaltung Raum. Die in der Stadt anfäffigen 
Mitglieder diefer Gemeinden genoffen, wie bte ländlichen Bauern, volle Frei- 
beit), hatten das Waffenrecht und bie Waffenpfliht und beſaßen ſowol als 


4 Ueber die Stadt cum suburbio (circuitu, confinio) als Gau f. Arnold I 
©. 136. Heudler ©. 22-25. Hegel, Monatsſchr. S. 165. Waitz IL, 
288. Speciell über den Kölngau Ennen J. 124f. Neber die viciniae unten $ 35. 

% Bol. bei. bie forgfältigen Unterfuhungen Arnolds J. S. 76—123 über 
ben Burggrafen, der ald ber wrjprüngliche königliche Beamte und Richter für den 
aus ber civitas cam suburbio bejtehenben, felbft „civitas“ genannten Gau nadh- 
gewiefen wirb, neben dem für ben engeren Stabtbezirk ein Centenar ftand. Die 
fpäteren ftäptifchen Aemter giengen jodann aus einer balb mehr bald weniger 
vollftändig durchgeführten Verſchmelzung dieſer Beamten mit den anfänglich 
neben ihnen ftehenden bifchöffich-herrfchaftlichen Richtern — Vogt und villicus — 
hervor, wobei bie Namen bald bes einen bald des anderen Amts beibehalten 
wurden. S. auch Ennen 1. ©. 551f. Anderer Anfiht Hegel, Monatöfchrift 
S. 165f. Lambert I. ©. 161f. Weberzeugend weift au Heusler ©. 54f. 
nach, daß ber scultetus als Fortfeßung des centurio zu betrachten ift, der ben 
zuerft neben ihm ftehenden bofrechtlichen villicus allmälig verdrängte und Unter⸗ 
rihter aller Stabtbewohner mit cives ald Schöffen wurde. Aehnlich war ed in 
Flandern bei ber Verbindung ber ächtfreien Erbfaffen mit den befreiten Hörigen. 
Warnkbnig, flandriſche Staats und Rechtögeih. I. S. 808f. 367. II, 1. 
S. 168. 

°, Freie Gemeinden außer in Köln, Magdeburg und Trier in Reyendburg, 
Basel, Strasburg, Worms, Speier, Mainz, Utrecht, Augsburg, Würzburg, Bremen, 
Sonftanz, Hamburg unb anderen Stäbten nehmen Arnold I ©. 16. 18 u. 
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Einzelne echtes und freies Eigen”), wie als Geſammtheit eine gemeine Marf?). 
Hufenhefig und Markgemeinſchaft waren bier wie in den ländlichen Oemein- 
ben die Grundlage der Genoſſenrechte. 

Aber die freie Gemeinde war nie, wie eine freie Bauerſchaft, Grund» 
berrin der ganzen Stadtmark. Neben ihr eriftirte vielmehr in allen 
von Alterd ber bebeutenderen Orten ein Biſchof oder ein anderer geiſtlicher 
Grundbere”), der auf der einen Seite Vorftand der kirchlichen Genoſſenſchaf⸗ 
ten war, auf der andern Seite einen umfangreichen und mannigfach geglie- 
derten weltlichen Herrichaftsverband als feine gegen die Freien jcharf abge 
ſchloſſene familig vereint. Vafſſallen und Dienftmannen, freie Hinterſaſſen, 
ſchutzpflichtige, hoͤrige und unfreie Leute — unter fih im verſchiedene Ge⸗ 
noffenfchaften geordnet — bildeten diejen weit über die Stabtmauern hin- 
ausreichenden Herrichaftönerband, ber durch frühzeitig ertheilte Immunität 10) 
nach außen abgeichloffen worden war. Bilchöflich-berrfhaftliche Beamte ftan- 
den ben einzelnen räumlich ober perjönlih beftimmten Wbtheilungen dieſer 
großen ISmmunitätögemeinde vor, für die Stadt in der Regel ein Vogt 
(advocatus) als Oberrichter und ein villicus als Unterrichter. 


Heusler ©. 69f., in Züri Bluntſchli L 61. 62. 145, in Bamberg ZSpfl, 
das alte Bamberger Recht, an. Bedenklich tft ed, mit Arnold aus der Bezeich⸗ 
nung einer Stadt ald „eivitag publiea* ſchon das Borhandenfein einer freien 
Gemeinde zu folgern. — Der Streit, ob dieſe volle Freiheit |päter aufgehoben 
ober nur gemindert fei, berührt bie Frage, ob urjprünglich Bollfreiheit vorhanden 
geweſen, an fich noch nicht. 

”) Die Zinspflichtigkeit der ſtädtiſchen Grundftüde war, wie in jo vielen 
anderen Marten gleichfalls, fpäteren Urfprungs. Vgl. auch Heusler ©. 94. 

°, Hüllmann, Städte U. ©. 413f. Bluntfhli L ©. 61. 62. Heusler 
©. If. — Urk. Friedr. L v. 1156 b. Schannat II. 77: communis pascua 
burgensium; Urf. v. 1205 6. Schöpflin, Alsat. dipl. I. 326: terrae illae in 
civitate sive extra, quae vulgariter huncupantur Almende; cf. Urf. v. 1275 
ib. U. 7. Gerade in Strasburg freilich entſchied Sriebrihh II. in dem barüber 
zwifchen Stadt und Bifchof geführten Streit, daß der Bifchof die Almenbe vom 
Reich zu Zehn babe. Gemeine Marken italienifcher Städte erwähnen: für Ere- 
mona Urk. v. 1114 b. Muratori IV. 23: ea quae suae locutionis proprietate 
communia vocant; für Mantua Urk. v. 1014. 1055. 1091 ib. IV. 13. 17, 
v. 1159 ib. I. 731: de communibus rebus ad praedictam civitatem pertinen- 
tibus, ex utraque parte fluminis Mincii sitis; — de rebus communibus ad 
Mantuam civitatem pertinentibus; und (1014): cunctos arimannos in civitate 
Mantuse sive in castro . . et in comitatu Mantuano habitantes ... cum.. 
communaliis, Bol. Ducange, Gloffar v. communalia, communiarium, 
communia (sub 2). 

% In Zürich und Quedlinburg eine Xebtiffin, in St. Gallen, Fulda, eat: 
haufen ein Abt. 

10 Heusler S. 5f. 119. Bluntſchli I. ©. 66. 126f. 
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Drittens beftand in den meiften alten Stäbten neben ber freien Mark 
und dem bifchöflichen Fronhof noch ein Fronhof des Könige (palatium, fis- 
eu), zu dem eine urfprünglich durch beſondere königliche Herrſchaftsbeamte 
vertualtete Hofgemeinde der Palatinlen oder Fiskalinen gehörte:t). 

Nimmt man hinzu, daß oft noch unabhängige Klöfter und eigne, von 
ben übrigen Einwohnern ſcharf gefonderte Judengemeinden nach eignem Rechte 
in ben Städten lebten '*), jo erfennt man, daß es in älterer Zeit zwar Ge⸗ 
meinden und Berbände in Stäbten gab, aber Feine eigentlihen Stadtge⸗ 
meinden. Denn weder waren bie Ringmauern ber Städte die Grenzen einer 
eigenthümlichen Verfaffung, noch auch beftand unter den verfchiebenen Kreiſen 
der Stadtbewohner als jolcher ein anderes als das rein räumliche Band. 

Hier trat indeß nach dem Verfall des karolingiſchen Reiches allmälig 
eine doppelte Aenderung zu Gunſten der ftäbtifchen Einheit ein. 

1. Sn räumlider Beziehung zunächft entwickelte fich die Idee eines 
befondern Stadtfriedens'®), der zwar gleih dem Frieden der Marken, 
der Kirchen, der Häufer rein dinglicher Natur war, mittelbar aber, indem er 
allen innerhalb der Ringmauern wohnenden Perfonen einen Anfpruh auf 
bejonderen Schuß gegen Gewalttbat und Unrecht, mithin ein gemeinjames 
Recht verlieh, die Idee einer ſtädtiſchen Einheit auch perjönlicher Art an- 
babnte. 

2. Über au in perjänlier Beziehung trat mehr und mehr an Stelle 
der fih kreuzenden Föniglichöffentlichen, Föniglich-berrichaftlichen und biſchoͤflich⸗ 
herrſchaftlichen Gewalten und Aemter, wie fie aus dem Nebeneinanberftehen 
von volferedhtlichen Genoffenfchaften und herrichaftlichen Verbänden hervor- 
gehen mußten, eine einheitliche Spige, indem der Biſchof fi) zum gemein- 
ſamen Schutzherrn aller Einwohnerftände und zum gemeinjchaftlichen Aus- 
gangspunft des Fomplicirten Beamtenſyſtems erhob. Nachdem er zuerft feine 
eigne Hofgemeinde durch die Erweiterung der Immunität feiter geeint hatte 
und bie in berjelben vorhandenen Standesunterfchiede älterer Art durch bie 
entftehende neue Glieberung nad) dem Dienftverhältnig, in Folge deren nament- 
ih eine dienſtrechtliche Genoſſenſchaft ber ftähtifchen Minifterialen ent- 


11) Das Borhandenfein einer Palatialgemeinde in Bafel wird von Arnold J. 
344 verneint, von Heusler S. 12—14 vermutbet. Ueber die Fisfalinen in 
Zürich vgl. Bluntſchli I. ©. 49. In Bremen, Hamburg, Conftanz erfftirten 
feine Pfalzen. 

18) Vgl. unten 8 88. 

8) Diefe Idee tritt bereitd im äfteften Strasburger Stabtrecht mit befonderer 
Schärfe hervor. Bol. daffelbe bei Saupp, Stabtr. J. S. 48. Walter, corpus 
jur. Germ. II. ©. 180f. u. Gengler, Stabtrehte S. 472f. Gaupp und 
Balter theilen zugleich bie alte beutjche Webertragung mit. Später warb der 
befondere Stabtfriede die eigentlihe Grundlage jedes Stadtrechts. Vgl. auch 
Sadfenfp. DO, 71.8 2. 
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ftand, verwifcht waren, erhielt er im 9. und 10. Sahrhundert durch Tönigliche 
Privilegien überall auch die Grundherrſchaft über die Palatinlgemeinde, bie 
jodann, nachdem fie Anfangs noch als eine bejondere Genofjenihaft in ber 
Smmunitätögemeinde fortbeftanden hatte, ſich in biefer allmälig auflöfte:‘). 
War aber hierdurch die Trennung von Freiheit und Hofrecht eher fchärfer 
geworben als gemilbert, jo bahnten die Privilegien der Dttonen im 10. Sabr- 
hundert auch eine Verſchmelzung dieſer gegenfätlichen Elemente an. Denn 
durch dieſe Privilegien wurde der Biſchof auch über die Altfreten erhoben, in- 
dem ihm faft überall?s) Herrfchaftsrechte pofitiver Art über diefe, vor Allem 
die Ernennung ber ftäbtifchen Richter, übertragen wurden ’®). 

Die Ausdehnung, welche in Folge deſſen die bifchöfliche Herrichaft über 
bie Freien erfuhr, war eine verſchiedene. In Köln, Magdeburg und Trier 
erhielt fih die altfreie Gemeinde durch das Mittel eines ftänbigen Schöf- 
fenthums im vollen Beſitz der alten Freiheitsrechte. Es trat Teine wei⸗ 
tere. Beränderung ein, ald daß der Erzbiſchof ftatt des Kaiſers das Burggra- 
fenamt vergab, welches nichtöbeftoweniger ein Reichslehn blieb’). Dennoch 
ſuchte auch in diefen Stäbten ber Erzbiſchof allmälig den Burggrafen zu jei- 
nem berrichaftlichen Richter berabzudrüden, nur gelang ihm dies erſt in einer 


14) Arnold LS. 19—27. 

) Ausnahmen waren 3. B. Augdburg und Gonftanz, wo ber König Die 
Hoheitörechte biö zu deren Uebergang auf die Gemeinde behielt, und Regensburg, 
wo ber Bifchof die Stadtherrlichleit mit bem Herzog von Baiern teilte. 
Hegel II. 418. Auch Zürich blieb Reichsvogtei. Bluntſchli I. ©. 135f. 

18, Die Bebeutung bdiefer Privilegien ift noch immer ftreitig. Die Anficht 
Eichhorn's (Zeitfchr. I 224— 226. 228. 230. 282. 236) war: es feien alle 
Einwohner zu einer unter 'gemildertem Hofreht und unter der Gerichtsbarkeit 
berrichaftlicher Beamten ftehenden Gemeinde aus ber Gauverfaffung erimirt und 
jo eine neue Imntunitätögemeinde mit eignem Recht — dem MWeichbilpreht — 
geworden. Gaupp trat zunächft ber Anficht von einer Zerreißung ber Gauverfaffung 
durch die Privilegien entgegen. Arnold (I. ©. 28f.) führte weiter aus, daß 
nicht eine Ausbehnung der Smmunität über die ganze Stadt, fondern Bejeitigung 
bed Immunitätsbegriffd, nicht Unterwerfung der Freien unter Hofrecht, fondern 
Stellung ber Uufreien unter öffentlich bleibende, wenn aud vom Biſchof erwählte 
Richter erfolgt fei. Heusler S. 19f. 42f. 54f. billigt dies und fpricht daher 
von einer „Löniglich-bifchöflihen Vogtei“. | 

17) Daber wurbe in Köln gejagt, ber Burggraf babe den Bann vom Erz⸗ 
biſchof und vom Reich zugleih. Url, 6. Ennen u. Ederg, Quellen I. 155. 
tacomblet II. 727.: quod una nobiscum bannum judicii ad imperio tenet, 
Bol. auch Ennen, Köln I. ©. 551. Das berühmte 1169 ſchon vor Alter un- 
Iejerliche Weisthum über Die Kompetenz von Burggraf und Bogt, dad, nachbem 
ed von Stumpf und Waip bezüglich feiner Echtheit angefochten, jet von 
Ennen I. ©. 559 —564 und Lambert IL 153f. wieder verfochten wird, zeigt 
noch durchaus Die öffentliche, volfsrechtliche Natur bed Burggrafenamts. 
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Zeit, als das Amt nicht mehr bedeutend genug war, um über Sreiheit ober 
Hörigkeit der Gemeinde zu entfcheiden!‘). Anders war es in ben Stäbten, wo 
die Altfreien Fein ftändiges Schöffenthbum hervorgebracht oder doch ein folches 
nicht hatten fefthalten können. Hier gelang es den Biſchöfen, die koͤniglichen 
Grafen und Gentenare in weit höheren Maße von fih abhängig zu machen 
und zum Theil zu bifchöflichen Vögten und Schultheigen herabzubrüden 1); 
es gelang ihnen, die Altfreien einer mehr oder minder ausgedehnten Vogtei zu 
unterwerfen, in beren Anerkennung fie von ihrem Eigen Zins entrichten, in 
Stradburg fogar perfönlihe Dienfte*) Ieiften mußten, und in Folge deren fie, 
jo heftig fie fih dagegen fträubten, zum Theil auch ihr echtes Geſammteigen⸗ 
thum an der gemeinen Stadtmark verloren?'). Allein ganz wurben doch auch 
bier die Freien dem Volksrecht nicht entfremdet; auch die vom Biſchof ernannten 
Beamten behielten den Charakter öffentlicher Beamten bei und wurben mit 
dem Blutbann vom Könige belehnt. So wurde alfo auch bier die Verbindung 
mit dem Reichsoberhaupt als Vertreter der Volksgenoſſenſchaft, das heißt mit 
andern Worten dad Volksrecht, gewahrt und, wenn auch nicht die volle alte 
Freiheit, doch jo viel von ihr gerettet, daß die Rechtöfontinuität mit der ur- 
fprünglichen Gemeinde dauern und die alte Freiheit fomit die Grundlage 
einer neuen genoffenjhaftlihen Bildung werben konnte. Ald daher in den 
Stäbten Ießterer Art die Eöniglichen und hofrechtlichen Gerichte zu einem ein- 
zigen Töniglich - bifchöflichen Gericht verichmolzen wurden und ale Beiliker an 
diefem zufammen mit den Altfreien die dem Range nad) ſchon über fie hinauf 
fteigenden Minifterialen des Biſchofs Theil nahmen: da lag hierin nicht eine 
Niederbrüdung der Freien zur Hofhörigkeit, fonbern bie definitive Befreiung 
eined Theils der hofrechtlihen Stände vom Hofreht). Und als fowol in 
diefen Städten, wie in etwas fpäterer Zeit auch in denen, in welden das 
Gericht der Minifterialen von dem ber Altfreien gejchieden blieb, in Bolge 


e, Im Echieböfpruh von 1258 nannte der Erzbifhof von Köln den Burg- 
grafen ebenfo wie den Vogt ſchon feinen Richter Ennen IL 552. Es kam 
Appellation von Graf und Schöffen an den Erzbifchof auf. Ennenu. Eder U. 
334 Nr. 40. Und allmälig verwifchten fich die alten Verhältnijje fo, daß bie 
frübere Bebeutung des Burggrafen ganz in Vergeſſenheit gerieth, er ein er. 
bifcpöflicher Richter wie Andere wurde. Ennen J. ©. 553f. Lambert II. 161f. 
172f. 

19, Ausnahmsweiſe erhielt ſich — in Folge der zwifchen Biſchof und Her- 
zog getheiften Herrfchaft — die Burggrafſchaft ald wahres Reichslehn in Regens- 
burg. Arnold 1 ©. 372f. Im Uebrigen vgl. Note 5. 

2) Jura et leg. civ. Argent. 8 S8f. 

21) Eo in Straßburg dur den Epruch Friedrich IL. Vgl. Note 8. Biel. 
fach zeigte fich das alte Gefammteigentfum nur noch in einem Zuftimmungsredt 
der Gemeinde bei Veräußerungen. So in Bafel. Heusler ©. 927. und U. 
aus d. 12. Jahrh. daſelbſt. Vgl. übrigens Th. IL 

Bu Deshalb wurben auch faft überall die eigentlich en Beamten 
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der gemeinjamen Herrichaft des Biſchofs eine, wenn auch zunächſt nur Außere 
Berbindung zwiſchen einft bofrechtlihen und altfreien Elementen zu Stande 
fam; als fo eine aus Minifterialen und Altfreien zuſammengeſetzte, zweigliedrige 
Bürgergemeinbe entftand, die im Laufe der Zeit auch innerlich zu Einer Ge- 
noffenfchaft verjhmolz: da war dies nicht eine Ausbehnung bes Hofrechts über 
alle Einwoßnerftände, fondern eine Befeitigung des Hofrechts und des Im- 
munitätöbegriffs für einen Theil der familie. Es war und blieb alſo die alte 
Gemeindefreiheit Grundlage der neuen Entwidlung, und in der Abjorption 
aller der Bürgerfchaft zuftrömenden aus der Unfreiheit heritammenden höheren 
und niederen Elemente durch die nie ganz unterbrüdte freie Genoſſenſchaft, 
nit aber in der Abforption biefer letztern durch die hofrechtlichen Elemente 
ber Stabt beiteht der Inhalt des Entwiclungsganges der Bürgerjchaften. Ober 
mit andern Worten: im Volksrecht, nicht im Dienft- oder Hofrecht liegt der 
Urſprung der deutſchen Stadtfreiheit. 

Aber freilich, zunächſt waren die alte Vollfreiheit und das alte Vollksrecht 
auf das MWefentlichite gemindert und gefährdet und fo fehr die Einheit ge» 
- wonnen hatte, indem nunmehr alle Einwohnerftände ein Ganzes unter dem 
Biſchof als oberftem Schutzherrn ober doc als Vertreter einer Töniglichen 
Schirmberrihaft bildeten, jo fehr galt es nunmehr, diefer neuen Einheit gegen- 
über die Freiheit zu vertheibigen. Schon betrachtete der Biſchof ſich ald den 
Herrn der Stadt und alle Bewohner als eine feiner Schugherrichaft unter- 
worfene, wenn auch nach perfönlichen Stanbesrechten vielgliebrig abgeftufte 
familia??), ſchon geriethen die alten Freiheitsrechte der Bürger in allmäliges 
Vergeſſen und ſchon war es klar, daß ohne einen energifchen Widerftand fchließ- 
ih jeder Unterſchied zwifchen einer freien Stabtmark und einem bifchöflichen 
Fronhof verfhwinden mußte. 

II. Die Gemeinde der Altfrein nahm den Kampf mit ber ihr drohenden 
Bogtei muthvoll auf. In einigen Städten, beſonders in Köln, Magdeburg 
und Anfangs auch in Trier, gelang es ihr, fich jeder auch nur zeitweijen Unter- 
drüdung zu erwehren und auch unter biichöflicher Gerichtsbarkeit fih volle 
Freiheit und ein ftändiges Schöffenkolleg im Grafengericht zu erhalten, wodurch 


durch Töniglich-bifchöfliche Vögte und Schultheißen, nicht umgekehrt die letzteren 
durch Hofrichter verdrängt. Anderer Meinung Nitz ſch 1. c. S. 18f. 270f. 

23) So rechnet in den leges familiae 8. Petri de 1024 der Biſchof offenbar 
bie freien cives zur familia im weiteren Sinne Dies giebt auch Arnold I. 
62 zu. Dagegen gebt der Ausdruck gedigene in Bafel nit, wie Hegel 
Monatsiärift S. 170 annimmt, auf die ganze Bürgerfchaft, fonbern auf bie 
untere Minifterialität (Nitz ſch S.168) oder den hörigen Hanbwerkerftand (Heudler 
S. 129). „Herr“ ber Stabt, „summus dominus*, nannte ſich fogar der Erzbiſchof 
von Köln; er bezeichnete Stabt und Bürger ala „feine (Ennen I. 616— 618), 
während die Bürger ihm, außer vorübergehend gezwungen, nie bied Prädikat zu- 
geftanden. A. M. Lambert II. 184. 
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freilich die Verſchmelzuug aller Einwohner zu Einer Gemeinde verzögert wurbe. 
In den andern Städten jchüttelte fie das ihr aufgegwungene Joch bald in 
offenem Kampf, bald in ftillem frieblichem Ringen wieder ab. 

1. Sn diefem Streite nahm bie freie Gemeinde eine doppelte Stellung 
ein: einmal focht fie nur für fi, für ihr Standesrecht, ihre genoffenfchaftliche 
Selbftändigkeit und ihre Herrichaft; zweitens aber war fie die Vorkämpferin 
der gefammten Ginwohnerfchaft der Stadt, und — in gewiffem Sinne — ber 
Stadt ſelbſt. An fih nur ein Theil der Stabtbewohner, der urbem habitan- 
tes sive colentes, an fi) daher gleich den Minifterialen und ben einzelnen 
Hofgenofſenſchaften nur ein Verband in der Stadt, Fein fpecifiich ſtädtiſcher 
Verband, hatte fie fih doch aus den Zeiten der fränkiſchen Berfaffung ber ein 
Bewußtſein deffen bewahrt, daß fle in einem näheren und innigeren Verhältniß 
zu der Stadt ımd ber Stabtmark ftehe, als die andern Bewohner, ja im 
Stillen machte fie wol ftets einen freilich für jet völlig unrealifirharen An- 
ſpruch darauf, Grundherrin der Stadtmark und fomit die Stadt jelbft 


a. Schon im Namen gab ſich dies Fund. Sie nannte fich cives, urbani, 
burgenses, civitatenses und gab ſich damit ald die vorzugsweiſe ftädtijche 
Gemeinde zu erfennen*). Ja bei der Nennung des ftäbtiichen Namens über- 
haupt, bei der Erwähnung der Colonienses, Wormacienses, Spirenses, dachte 
man vorzugsweiſe an fie. 

b. Noch mehr trat dies in Ihrem Verhältniß zu den übrigen Einwohner- 
ftänden hervor. Die bifchäflihen Dienftmannen zunächft theilten zwar nad 
ihrer Emancipation vom *Hofrecht Privilegien, Antheil an Gericht und Ver⸗ 
waltung, Schöffenthum und ſpäter Ratböfähigkeit und was damit zufammen- 
hieng, mit den Burgenfen: aber fie thaten dies nur infofern, als fie fi als 
Theilnehmer an der Bürgergemeinde betrachteten). Wurden fie daher auch 


”#) So werden in Mainz vom 11. Jahrhundert an bie cives oder burgenses 
den Dienftmannen entgegengeftellt. Urk. v. 1069 6. Guden. II. 5. 7, v. 1188 ib. 28: 
comitum, liberorum (freie Herrn), familiae et civium. Urk. Henr. V. ib. I. 46: 
laici tam milites quam cives; 1127 ib. 66: de liberis, de ministerialibus et 
urbanis; 1139 ib. 118, 1226 ib. 493: ministeriales burgenses etc. Im älteften 
Augsburger Recht v. 1152 — Gaupp, Stadtrehte I. S. 204 — werben die 
urbani oder civitatenses als Gegenſatz von ministeriales einerfeitd, totus popu- 
lus anbrerfeitd genannt. In Speier heißen fie 1111 „eires“ (Remling, Urkb. 
S. 88), in den leg. et stat. civ. Arg. „burgenses“ (8 6. 8. 43. 93); in Worms 
1024 „cives®, 1106 (Schannat II. ©. 62) „urbani“. 

25) Heusler ©. 71f. 135f. und fonft datirt die Bebeutung ber Burgenfen 
ala eigentlicher Vertreter der Stadtgemeinde erft aus viel fpäterer Zeit, indem er 
daraus, daß in Basler Urkunden milites und cives erft feit 1240 unterfchieden 
werben, fchließt, daß vorher beide zufammen ald Eine Gemeinde aufgefaßt worden 
fein. Aber ſchon im 11. Zahrhundert werben in anderen Städten die Dienft- 
mannen und Bürger fcharf getrennt (f. Note 24). Nipfch Hält umgekehrt die 

17% 
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im Kurialftil vor den Burgenfen als ein befonberer Stanb genannt, fo galten 
fie doch in Bezug auf alle eigentlich ftäbtifchen Verhältniffe nur als eine in 
die Bürgergenoffenfchaft aufgenommene oberfte Klaffe*). Sie hatten alfo eine 
boppelte Stellung: fie waren Mitglieder der Bürgerfchaft, und reichten doch 
auf ber andern Seite als biſchoͤfliche Mannen und Inhaber bifhöflicher Lehen 
mit Intereſſe und Recht in ganz andere Kreife hinein, fie waren auf der einen 
Seite ein Theil, auf der andern der Gegenfat der Burgenſen?). Im weiteren 
Verlauf ber Entwidlung blieb ihnen daher bei der Unhaltbarkeit einer foldhen 
Zwitterftellung nichts übrig, als fich entweder mit der Bürgerichaft völlig zu 
identificiren und endlich in ihr aufzugeben, oder aber ganz aus dem ſtädtiſchen 
Leben auszuſcheiden und ſchließlich fogar ihre Wohnfige innerhalb der Mauern 
aufzugeben. — Noch in höherem Grade aber wurben die niederen Einwohner: 
ſtaͤnde, die Maſſe der hörigen oder unfreien Benslferung infofern, als fie einen, 
wenn auch zunächſt nur paffiven Antheil am Stabtfrieden und Stadtrecht 
nahmen, dur die Burgenfen vertreten. Mochten fie nun ald Einzelne von 
einzelnen Bürgern jelbft, oder vom Biſchof, von Grundherren oder Beamten 
abhängig fein: Rechte und Privilegien, bie ihnen in ihrer Gejammtheit als 
Stadteinwohnerſchaft ertheilt wurden, galten als der Bürgerfchaft, zu der fie 
doch nur in jehr uneigentlihem Sinne gehörten, gegeben”). Im Grunde 
war ed ja auch nicht eine Begünftigung und Befreiung, die den Hörigen zu⸗ 
gedacht war, fondern es war ein Privileg und eine Zreibeit der Stabt und 
ihrer Mauern jelbft, daß der Wohnſitz in ihr höheres Recht, höheren Frieden, 
höhere Freiheit gab. Die Luft machte frei! Die ganze fpätere Entwidlung 
war daher auch nicht etwa die, daß der alte Begriff der Bürgerſchaft aufge 
hoben wurde, fondern die niederen Einwohnerftände wurden in die uralte freie 
Burgenjengemeinbe zuerft ald Schußgenoffen, dann als minder berechtigte Mit- 
glieder, endlich ald Vollgenoffen aufgenommen*). Der Begriff der Bürgerihaft 


burgenses überhaupt für einen Theil der Dlinifterialität, Lambert für ftädtifche 
Miniftertalen und Cenfualen. 

26) Arnold I. ©. 137. Heusler ©. 73f. 136. Zwiſchen beiden Ständen 
beftand daher jederzeit Chbenbürtigfeit; beiden Fam Lehnsfähigkeit und Siegel- 
mäßigfeit zu. 

) In diefer Tegteren Hinficht konnte fie fogar als bloß in der Stadt ſich 
Aufbaltende im Gegenfag zu ben Städtifchen bezeichnet werben. Vgl. 3. B. Urf. 
v. 1256, üb. Urfb. J. ©. 214: ministeriales Minde morantes, consules et 
universi Mindenses., Anbrerjeitd werben fie felbjt oft cives genannt. 3. 2. 
Wormfer Urt. v. 1125. 1205 b. Arnold L ©. 244. 

=) So wird dad Priv. v. 1111 (Nemling ©. 88), in welchem die Unfreien 
vom Butheil und anderen hofrechtlichen Laſten befreit werden, den biervon nicht 
betroffenen „cives Spirenses“ ertheilt; ähnlich 1114 den „cives urbis Worma- 
ciae*. Gengler, Stadtrehte S. 560. 

9) Daher wurden felbft die Hörigen und Unfreien von je zu den Bürgern 
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ſelbſt blieb bei jeter Erweiterung derſelbe, welcher von der freien Gemeinde 
ältefter Herkunft erzeugt war. — Aber fogar die Geiftlihen und ihre Ge 
nofſenſchaften, ja zuletzt der Biſchof felbit fielen, obwohl natürlich nur mit 
einem Stüd ihrer Rechtsſphäre, unter ben Bürgerbegriff?). Denn foweit es 
ih um ihre Theilnahme an eigentlich ftädtifchem Recht und eigentlich ftäbti- 
iger Pflicht handelte, welcher letzteren fie freilich fich erft ſehr fpäat und nad 
tem beftigften Widerftande fügten, galten fie als Schußgenoffen der Bürger 
ihaft, ald cives im paffiven Sinne: in allen andern Beziehungen aber wurden 
fie nicht als Theile der Stadt, jondern ald Gegenſatz der Stabt gedacht. Und 
wie die Geiftlichkeit, jo gehörten die in vielen Punkten ähnlich geftellten Juden 
gleihfalls zur Bürgergemeinde in weiteftem Sinne?'). Aus biejen Unterfchei- 
dungen, verbunden mit der durch die Zeiten herbeigeführten Erweiterung, er 
klärt fich der fo verfhieben weite und enge Begriff des Wortes cives oder 
burgere, da8 im eigeytlihen Sinne immer nur die wahre Aktivgemeinde 
bezeichnete, welche Trägerin bes Stabtbegriffs und Stadtrechts war. 


nn — — —— 


im weiteften Sinne gerechnet. 3. B. Urf. v. 1181 b. Arnold I. ©. 240: tam 
nobiles quam de plebe cives Worm. civitatis. Urk. v. 1112. 1114 ib. 
S. 194— 196, wo Unfreie „concives“ heißen. ©. auch Fichard, Entftehung ber 
Reichöftabt Frankfurt S. 104—109. Allein im ftreng formellen Stil treten fie 
erft mit dem errungenen Vollbürgerrecht ald cives auf. Noch im 14. Jahr⸗ 
hundert werden in Freiburg die „burges“ der „gemeinde“ entgegengefeht. Urk. v. 
1313f. bei Schreiber, Freib. Urkb. I. ©. 206f.: burgermeistere, schultheis, 
rat, burger und gemeinde gemeinlich der stat Friburg. 1850 ib. 408: die 
alten 24, der burgermeister, der rat, die burger und die gemeinde gemein- 
liche arme und riche ze Friburg. Aehnlich Urk. v. 1884 b. Schannat II. 
193: consules, cives et communilas civitatis Wormatiensis. 

29 Bol. Urk. v. 1289 b. Ochs, Geſch. v. Bafel I. 448, v. 1275 6. Arnold L 
S. 242, worin der Bifchof von concives nostri ſpricht. Urk. v. 1262 b. O8 
l. c. ©. 362: abbatum et conventus nostrorum concivium ex antiquo. Urk. 
v. 1278 b. Tronillat I. Nr. 235 ©. 310: sorores ordinis fratrum praedica- 
torum, dictae de Klingenthal, civitatis nostrae cives. Urk. v. 1291 b. Böh- 
mer, Cod. Moenofrank.: commendatorem et fratres theutonicae domus in 
Spira nostros coneives. Url. v. 1327 ib. &. 487: Aufnahme von Abt und 
Konvent eines Alofterd zu Bürgern. 1327 ib. ©. 488: Mainzer Dekan und Kapitel 
„in des ryches und der stede friden“. 1392 b. Schreiber II. 92: item umb 
die Klöster, die hier burger sind, ... . die sullent tuon und bleiben als si 
von alter herkomen sind. ©. auch Fichard 1. c. S. 103—106. Heusler 
6 139. Arnold I ©. 240f. Brand, Geſch. der Reichsſtadt Oppenheim 
S. 16. 17. 

23, Bol. z. DB. Freibrief für die Stendafer Judenſchaft v. 1297, aus welchem 
Gengler, Stadtrechte S. 461 bie Stelle mittheilt: quod dieti judei communi 
jure gaudeant civitatis et a consulibus tanquam burgenses eorum proprü 
teneantur. 
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c. Sp kamen bie freien Burgenfen jchließlich zu der Auffaffung ber 
Spentität von Bürgerfhaft und Stadt, während fie, fo lange bad bifchäfliche 
oder ſonſtiges Herrenrecht nicht aus dem ftäbtifchen Recht und der innern 
Berwaltung verdrängt war, fih nur als die vorzugsweiſen Bertreter der 
Stadt anfehen konnten. Bis zur Mitte bes 12. Jahrhunderts blieb daher 
zwar ber räumliche Begriff der Stadt von dem der Bürgerjchaft durchaus 
gejondert und es konnte bid dahin nur zur Ausbildung einer Bürgerge- 
meinde als einer ftädtifchen Genoſſenſchaft kommen, nicht aber zur Hervor⸗ 
bringung eines einheitlichen durch die Bürger felbft nur vertretenen Rechts⸗ 
jubjelts, einer Stadt oder Stadtgemeinde im heutigen Sinne. Immerhin 
aber wurden die Privilegien und Sreiheiten, welche ber Bürgerfchaft ertheilt 
wurden, ſchon jeßt als zugleich der Stadt ertheilt angeſehen und wenn die 
Bürger nad) außen handelnd auftraten, ſchienen die Stäbte felbft zu handeln), 

2. Die Bürgerjchaften waren es daher, deren .erites felbftändiges Auf- 
treten nah außen bin zugleih die erften Regungen eined bejonderen fäbti- 
ſchen Lebens zur äußeren Anſchauung bradte Schon vorher freilich hatten 
Handel und Gewerbe in ben ſchnell aufblühenden Städten in allen wirth- 
ſchaftlichen und focialen Verhältniffen, in ber ganzen Lebens- und Denkweiſe 
einen ſcharfen Gegenſatz gegen das ländliche Wejen erzeugt; aber weder in 
ber inneren Verfaſſung nod in den Beziehungen zum Reich hatte diefe Um- 
wandlung einen redhtlichen Ausdrud gewonnen. Erſt in der Mitte des 
11. Sahrhunderts, in jener Zeit der Gährung und des Kampfes, zeigten bie 
PBürgergemeinden auch äußerlich, daß fie zum Bewußtſein ihres beſonderen 
Sntereffes, zum Streben nad Freiheit und zur Herporbringung eigner Ideen 
gefommen feten. Sie nahmen Partei im Kampfe zwiſchen Kaiferthbum und 
Hierarchie, zwiſchen Königthum und Grundherrfhaft. In blutigen Schlachten 
und treuem Ausbarren auf der Seite des Kaifers, in Aufftänden und Erhe⸗ 
bungen gegen bie eignen vom Kaiſer abgefallenen Bifchöfe zeigten fie, daß fie 
die Geſchichte der Zeit und ihr Verhältnig zu derfelben verftanden”*). Dies 
Berftändnig gieng ihnen im Großen und Ganzen nicht wieder verloren, fie 
waren ſtets die treueiten Anhänger des Kaiſerthums, das ihnen die Treue frei- 
lich ſchlecht vergalt, und fie hätten, wenn die Kaifer es verftanden hätten, fich 
auf fie zu ſtützen, vielleicht die Reichseinheit für immer gerettet. Gelegentlich 
freilich, wo wirkliches ober vermeintliches Intereffe dazu trieben, traten fie 





82) Belege in Th. IL 

29 Zuerft erhob fi) Worms für Heinrih IV. 1073. Im folgenden Sabre 
Köln, aber mit unglüdlihem Ausgang, gegen Hanno. 1077 Mainz, Augsburg, 
Würzburg, 1086 und 1103 Regendburg für Heintih IV. Nah dem Abfall 
Heinrichs V. von feinem Vater traten dann belanntli die Städte .alle auf des 
Lesteren Seite. 
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ihon jeit dem Beginn des 12. Jahrhunderts auch den Kaiſern feindlich gegen- 
über und dofumentirten fo ihre vermehrte politiiche Selbftänbigfeit **). 

3. Die Parteinahme für den Kaifer war der erfte Anlaß®) zur Erthei- 
lung von Privilegien und Freiheitäbriefen für die Bürgergemeinden, durch 
welche die Reichögewalt in mehrfacher Beziehung zur Bildung wahrer Städte 
beitrug. Ihnen folgten bald bifhöfliche Verleihungen ähnlicher Art. Den 
Inhalt diefer älteften Privilegien, welche übrigens wol meift nur ſchon vor- 
ber geltendes Gewohnheitsrecht beftätigten, bildeten theils beſondere Begünfti- 
gungen des ftäbtijchen Handels, wie fie die Kölner ſogar ſchon im 12. Jahr⸗ 
hundert von einem fremben Könige erlangten ®®), und zwar beſonders Zoll- 
freiheit, Stapelrecht, Meß- und Marktrecht?”), theild wurden darin die ein- 
zelnen aus der bifchöflihen Vogtei hervorgegangenen Freiheitsbeſchränkungen, 
Abgaben und Laften getilgt?®), theild wurde aber auch bie Stadt zu einem 
beſonders gefreiten Ort mit eignem Frieden und Recht erhoben, deſſen Ab- 
geſchlofſenheit fi vor Allem in einem beſondern ftäbtifchen Gerichtsſtand 
innerhalb der Ringmauern kund gab?) und deſſen Freiheit in einer allen 
feinen Bewohnern ertheilten Loͤſung aus der Hörigkeit immer mehr hervor- 


3) Befonderd unter Heinrich V. und Lothar opponirten die Städte dem 
Kaifer. Bei der Anerkennung Konrabe III. machte fih ihr Einfluß in Reichs. 
angelegenheiten ſchon ftark geltend. 

Die Alteften Taiferlichen Privilegien — fo das von 1074 für Worms u. 
v. 1111 für Speier — führen ald Motiv ausbrüdlich die Belohnung der Treue an. 


% rk. Heine. II. v. England (1154—1189) bei Lacombl. I. ©. 364f., 
deffelben v. 1190 und Richards v. 1194 ib. ©. 365. 376. 878. 


2) So ſchon das Priv. v. 1074 f. Wormd, v. 1111 f. Speier (Remling 
©. 88f.) u. |. w. 

”) So werden 1111 b. Remling ©. 88. 89 die Spelerer von Bann- und 
Schuppfennigen, von Pfefferzinsd und Bannwein, von einer auf ben Schiffen 
rubenben Dienftpfliht, 1197 ib. ©. 137 von allen nit freiwillig gewährten 
Abgaben und Auflagen, 1112 die Wormfer von Wachtzind befreit u. ſ. w. 

3°) Dies war immer eind ber wichtigften Rechte ber Stäbte, benn damit erft 
wurden fie wahre, in fich abgejchloffene Einheiten, während früßer (im Gegenſatz 
zu der von Eihhorn angenommenen Sremtion aus dem Gau) bie civitas mit 
dem oft viele Dörfer und Herrichaften enthaltenden suburbium rechtlich ein Ganzes 
ausgemacht hatte. In dem angeblich ſchon 1169 uralten Weistfum der Kölner 
Eacombl. 1. ©. 302) verfpriht der Erzbifhof, daß weder er noch ber Burg. 
graf bie Kölner „extra civitatem Coloniensem ad judicium evocare* wolle. 
Ebenſo 1111 fir Speier (Remling IL ©. 89): extra urbis ambitum; 1120 für 
Mainz: extra murum (Guben. I. 116); 1129 für Straöburg beftätigt (Schöpflin, 
Als, dipl. 1. 207); in Bafel 1356 nad bem Erdbeben als alt erneuert; in 
Regenähurg 1207 ald alt beftätigt (Gemeiner, Urfprung ©. 68); u. f. w. 
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trat), bis fie ſchließlich in dem Satze gipfelte, daß jeder fidh in ber Stadt 
anfiebelnde Hörige nach Jahr und Tag die Freiheit erlange*'). 

4. Wenig berührt dagegen wurde durch die älteren Faiferlichen Privile- 
gien die innere Verfaffung der Bürgergemeinden. Hier blieb es ihnen über- 
laſſen, für die Bethätigung der wieder errungenen oder neu erworbenen ge- 
noflenfchaftlihen Freiheit ein eigenthümliches Recht zu bilden und eigenthüm- 
liche Formen zu geftalten. Dazu waren fie nur im Stande, wenn fie ben 
Gedanken der altgermanifchen Markgenoſſenſchaft, auf dem fie urſprünglich 
beruhten, zeitgemäß fortbildeten und verjüngten. Dies geihah. Die Um- 
wandlung aber, welche die alte Rechtsidee erfuhr, der Unterjhied der alten 
Bauern- von der neuen Bürgergemeinde beftand, wie jchon oben gejagt ift, 
barin, baß die alte Gemeinde das neue Princip der Einung in fih aufnahın 
und aus der Verſchmelzung und Durchdringung beider Rechtöbegriffe ben neuen 
Begriff der Kommune, der Stadtgemeinde erzeugte. Es bleibt das Verdienſt 
Wilda's, zuerft auf diefen inneren Zufammenhang des Innungsweſens mit 
der Stabtwerfaffung hingewieſen zu haben, ob er gleich in der Herleitung der 
Kommunen aus wirflihen Gilden zu weit gieng*). 

a. Nur vereinzelt kam in deutſchen Städten eine wirflide äußere 
Berfhmelzung der Formen von Gemeinde und Gilde vor, während dies in 
andern Ländern zum Theil die Regel war. Aber gerade die erſte und ältefte 
aller deutfchen Städte, gerade Köln, bietet ein glänzendes Beifpiel auch von 


20) Aelteſtes Priv. für die niederen Stände 1111 für Speier (Remling I. 
88): omnes qui in civitate Spira habitant vel deinceps habitare voluerint, 
undecumque venerint vel cujuscumque conditionis extiterint, a lege nequissi- 
ma et nefauda videl. a parte illa quae vulgo budel vocabatur, per quam 
tota civitas ob nimiam paupertatem annichilabatur, ipsosg eorumque heredes 
excusimus, Cbenfo Urk. v. 1114 (bei Arnold I. 195) für Worms. Hiernach 
fol auch bereitö die Che eines fich in der Stadt niederlaffenden fremden Un- 
freien von dem anfprechenden Herrn nicht getrennt werden bürfen. 

#1) Weber die Bedeutung bed Satzes „die Luft macht frei” für die Städte- 
verfaffung f. bef. Saupp, Stadtrechte J. ©. XXXIX. 

2) Bol. Wilda, Gildenweſen ©. 63f. 145-—166, bei. aber 167— 277. 
Achnlih Winzer, Brüderfchaften S. 28f. Die Anfiht Wilda’s war die, daß 
in allen Urftädten eine genoffenichaftlihe Einigung ber Bürgerfhaft der Er⸗ 
langung einer ftädtifchen Verfaſſung vorangegangen fei. Er hält daher in diefen 
Städten überall die fpäteren Altbürgergilden für bie Ausläufer .einer urfprüng- 
lich alle Vollbürger umfalfenden Schutzgilde; fo bie Handgenofjen in Speier 
(S. 194f.), die Stubengefellfehaften in Strasburg (S. 203), die Ganerbichaft 
Alt-Limpurg in Frankfurt (5. 2097), und giebt nur in den von Landesherrn ge- 
gründeten Städten (fo in Lübeck ©. 221f.) die fpätere Entftehung der höchften 
Gilde zu. Allein gerade in Speier, Stradburg und Brankfurt waren bie von 
Wilda zum Beweis angeführten Gejellfchaften ficherlich ſpäteren Urfprungs und 
von Anfang an ariftokratifcher Natur. 


8 29. Die Entftehung d. Etadtfreiheit i. d. altbifchäfl. Städten. 265 


dieſer Verfaffungsbildung bar. Hier hatte fih in fehr früher Zeit bie alt. 
freie Marktgemeinde zu einer gejchworenen Schußgilde, die fpäter Richerzeche 
genannt wurbe, verbunden #) und vermuthlich gerabe hierdurch dem mächtig. 
ften der Erzbiſchöfe gegenüber ihre alte Vollfreiheit ungeſchmälert behauptet. 
Diefe Gilde war identiſch mit der freien und politiid berechtigten Bürger-- 
ſchaft, d. h. den Befigern echten Eigens in. der Stabtmarf; aus ihr giengen 
daher die Schöffen hervor, ihr wurden die ftäbtifchen Privilegien ertheilt und 
von ihr aufbewahrt, ihr Gildefrieden und ihr Gilderecht waren zugleich Stabt- 
frieden und Stadtrecht; fie wählte aus ber Zahl der Schöffen einen Gilbe- 
meijter, der, weil fie die Bürgerſchaft felbit war, magister civium hieß 
und neben dem Schöffenmeifter als eigentlicher Vertreter der Bürgerjchaft fun- 
girte. Urſprünglich ftand ihr auch wol die Schöffenwahl zu: allein bie 
Schöffen erlangten — vielleicht mit Zuftimmung der Geſammtheit, die fo 
die Freiheit gefichert hielt — früh das Selbſtergänzungsrecht, welches allmälig 
bie faktifche Theilnahme an den Schöffenftühlen, auf die rechtlich jeder Gilde- 
genoffe einen Anſpruch hatte, auf einen engeren ariftofratifchen Kreis he- 


5), Bol. bei. Wilda ©. 176f. Hegel IL ©. 397f. 419f. Barthold I. 
157. Arnold J. S. 401f. Ennen I. S. 5331f. — Eichhorn, 3. f. gefh.R. M. 
II. 185f. Gaupp 221f. und Lancizolle S 10. 32 erblidten in der Richer⸗ 
zeche den römifchen ordo. Hüllmann II: ©. 398—413 erflärte fie als einen 
amtlichen Ausſchuß der Reichsſaſſen (Richger [i. e. Reichssassen] Wittheit!!), 
Auch Ennen ftellt eine von ber im Tert gegebenen Darftellung etwas abweichende 
Erflärung auf. Nach ihm fol fih, im Zufammenbang mit der Londoner Gilde, 
eine große Gilde für Handeld- und Gewerbözwede in Köln gebildet haben, bie in 
einem Namendverzeichni5 and dem 12. Jahrh. (Ennen u. Ederg, Quellen IL 
148f.) erwähnte fraternitas mercatorum. Sie foll faft alle Elemente des zu 
Anfehen und Bedeutung gelangten Bürgerthums, Zreie wie Minifterialen, große 
Kaufleute wie Krämer und Handwerker, umfaßt haben. Nur Eintrittögebühr und 
unbefledter Ruf feien Bedingung ber Aufnahme geweſen. So fei fie ibentifch 
geworben mit „eives“. Sie babe auch allein das Recht gehabt, das große 
Bürgerrecht und das Recht zum Handel zu ertheilen. Später aber habe fie diefe 
Rechte an eine fich neben ihr bildende reine Kaufmannsbruderſchaft, bie fraterni- 
tas vini, abgegeben. Nach dem Vorbild der lepteren hätten ſich bann die Tuch» 
macherinnung und bie anderen Zünfte gebildet. Diefen neuen Korporationen 
gegenüber habe nunmehr die alte fraternitas mercatorum in der Richerzecheit 
ihre Fortſetzung gefunden (anfheinend alfo nur den Namen gewechſelt) und ans 
diefem Grunde auch ferner ganz befonderd in allen Handeld- und Geiwerbefachen 
das Recht” der oberften Aufficht geübt, da fie die Aufgabe übernommen, „bad 
Princip des Gewerbeſchutzes bis zu den Anferften Konfegnenzen zu verfolgen” 
(S. 543). Ganz naturgemäß Tommt Ennen hierbei zu dem Schluß, baß 
‚Urfprung und Rechtsgebiet der Richerzeche in dem Taufmännifchen 
Weſen gefuht werden” müfle (S. 541), und daß bie altfreien grund- 
befigenben Gefchlechter fich erft fpäter entichloffen hätten, „in eine Korporation 
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ſchränkte und zur Erblichkeit und Ertheilung von Anwartſchaften führte. In 
Solge deffen bildete fich innerhalb der Richerzeche eine engere immer exkluſwer 
werdende und enblih ihre Zahl auf 40 Mitglieder firirende Genofjenfhaft 
heraus, melde, aus den Schöffen und fogenannten Schöffenbrübern beftehend, 
das Schöffenamt als ihr Geſammtbeſitzthum anfah und fi) fraternitas sca- 
binorum nannte). War zuerft nur diefe Schöffenbrüberfchaft eine ariftofre- 
tiſche Genofſenſchaft, jo wurde fehr bald auch die Richerzeche felbft zu einer 
foldhen, indem fie der gewaltigen Zunahme ber Bevölkerung und der Ausdeh⸗ 
nung des Begriffes der Bürgerfhaft auf minder freie Stände gegenüber fich 
mehr und mehr abſchloß. Schon ihr Name, ber erft in biefer Periode ent- 
ftanden fein kann, deutet darauf Hin, daß fie bereits im 12. Jahrhundert zu 
einer Gilde der „Reichen“, der politifch Beuorrechteten geworben war. Die in 
ihr ausgebildete Auffaffung aber, daß die Bürgerfchaft eine Schutzgilde jet, 
mußte auch die erweiterte Bürgerjchaft ergreifen. — Aehnliche Berhältniffe 


einzutreten, die ihren Urfprung hauptſfächlich dem beweglichen Kapital verbantte“ 
(S. 546). Diefe ganze Auffaffung, die dann konſequent durchgeführt wird, ift 
offenbar irrig. Die um die Mitte des 12. Jahrhunderts erwähnte fraterhitas. 
mercatorum tft durchaus nichts anderes als die fpäter in mehrere Innungen zer⸗ 
fallene große Handelögilde der Kaufleute. Die Richerzeche aber tft die bei 
Weitem ältere, keineswegs auf Handels- und Gewerbeinterefien berechnete, fondern 
ganz allgemein zum Schup ber Freiheit und bed Rechts gefchloffene Schupgilde 
der Altfreien. Sie beruhte auch nicht auf dem Kapital, fondern auf dem Grunb- 
beſitz, dem allerdings in Zolge bed von den altfreien Grundbefigern zugleich be 
triebenen Großhandeld das Kapital mit faktiſch bald überwiegender Bedeutung 
hinzutrat. Ihre obrigfeitlichen Rechte in Handeld- und Gewerbefachen ftammten 
nicht von einer befonderen gewerblichen Beziehung ihres Urſprungs und ihres 
Rechts, fondern gebührten ihr, weil fie ald Bollbürgergemeinde anfänglich 
Trägerin aller ftädtifchen nicht auf Schöffen oder Rath übergegangenen echte, 
folglich auch be3 Gewerbeſchutzes, war. Weil fle die Bollbürgergemeinbe, nicht 
weil fie die ganze Bürgerfchaft war, repräfentirte fie die cives, fam fie in domo 
civium zufammen (Weisth. v. 1258 $ 37) und war allein fchöffenbar und raths⸗ 
fähig. — Eine abweichende Erklärung ftellt auch Lambert (I. ©. 228 — 309) 
auf, der die NRicherzeche für eine 1106 oder 1112 gefchlofjene neue Konjuration 
ber koͤlniſchen Genfualen zum Behuf der Erringung neuer (nicht zum Schug 
alter) Freiheiten Hält. Den Namen leitet Lambert von „Reih" ab, die Ver- 
Ihwörer hätten bamit ihre unmittelbare Beziehung zum Reich anbeuten wollen. 

29) Das ift die Anfiht Arnolds lc. ©. 404. Wilda ©. 185 hält die 
fratres scabinorum für bloße Anwärter. Lambert I. ©. 183f. fieht fie als 
Borfchule, gewiffermagen ald „Seminar“ für das Schöffenamt an. Ennen I. 
©. 404. 405 erflärt dagegen die Schöffenbrüberfchaft für bie ältefte Vereinigung 
der freien Hofeöbefiger in Köln, und zwar ber Wahrjcheinlichkeit nach zuerft 
aller fchöffenbar Freien. Er fieht fie alfo für das an, was in Wirklichkeit die 
Richerzeche war. 
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lafſen fih in Eleineren Dimenfionen in Schleswig und Dänemark nachwei- 
ſen“). In England war die Entwidlung ber Stabtgemeinden aus Gilden 
ber erbgefeffenen Bürger fo fehr die Regel, daß Jahrhunderte lang die Aner- 
tennung ber Bürger einer Stadt ald einer jelbftändigen Genoſſenſchaft und 
die Anerfennung ihres Gilderechts ein und dafjelbe waren, dad Stadtrecht 
nur als „ein den Berhältniffen angepaftes Gilberecht" galt“). Ebenſo gab 
es in franzöfiihen und niederländiichen Städten Schußgilden der gefammten 
Bürgerfchaft, welche dieje zur Stadtfreiheit führten*”). 

b. Sn vielen andern Städten, in welden feine alte Gilde beftand, 
wurde bie Errichtung einer neuen Gilde zugleich der Anfang einer freien 
Stadtverfaffung. Es ift bekannt, dab in Nordfranfreih und Lothringen die 
Errichtung oder Anerkennung einer gejchworenen Einigung der Bürger, d. i. 
eben einer gewillfürten Genoſſenſchaft oder Gilde, die ftereotype Form für die 
Erringung oder Verleihung des Stadtgemeinderechts (communia) wurbe *). 
So allgemein geftaltete fih nun zwar in Deutihland die Entwicklung nicht. 
Allein, daß den Bürgern der Gedanke nicht fern lag, ihre Genoſſenſchaft auch 
außerlih in der Form einer gejhworenen Friebendgilde zu Zonftituiren, bewei⸗ 
fen die Verbote der hobenftaufiichen Kaifer gegen die conjurationes in den 
Städten, die fi fiherlih vornemlih auf ſolche allgemeinen Einungen be- 
zogen. Trotzdem jcheinen dieſe letzteren offen und geheim vielfad, errichtet zu 
fein. So war in Trier von ber durch ein Schöffenkolleg frei erhaltenen Ge- 
meinde zweimal mit Genehmigung des Pfalzgrafen dem Erzbiſchof gegenüber 
eine gejchworene Kommune geftiftet worden, fie wurbe aber 1161 nom Kaifer 
befinitiv unterbrüct ). Dagegen war in Regendburg mit Genehmigung der 


* Wilda ©. 71f. 152f. Das Hezlagh in Schleöwig (©. 71. 152), die 
Kanutögilde in Zlendburg (S. 159) waren ſolche summa convivia oder convivia 
conjurata, welche urfprünglih die ganze erbgefeffene Bürgerfchaft umfaßten 
(S. 74— 77) und fpäter bei eintretender Erblichkeit aus Vollbürger⸗ zu Altbürger- 
gilben wurden. 

 Wilda S. 146. Beijpiel im Anhang. 

, Wilda ©. 147f. Beiſpiel der amicitia in Aire, die Bürger, Geiftlic- 
feit und Adel umfaßte, einen praefectus, einen Altermann und 12 judices 
batte und old Trägerin der Stabtprivilegien erfchien, und ber vroedscappen in 
nieberländtichen Städten. 

e Wilda ©. 152. Hegel IL ©. 367f. Ducange, Gloffar verbo 
„commune*, 

4, Sontheim, hist. Trevir. dipl. I. S. 594. 595. Communio... civium 
Trevirensium, quae et conjuratio dicitur, quam nos in civitate destruximus 
quum praesentes fuimus ... .. et quae postea reiterata est, cassetur et in 
irritum revocetur. Nunmehr gieng die alte Bollfreiheit zu Grunde, die Schöffen 
wurden vom Biſchof ernannt und ihm vereidet. Urk. v. 1872 b. Hontheim IL. 
©. 256. 
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Kaifer der Stabtfriebe in die Form einer gefchworenen Einung gebracht, die 
bier freilih nicht ein für alle Mal errichtet, jondern in unregelmäßigen 
Zwilchenräumen auf beftimmte Zeit erneuert worben zu fein ſcheint“). Auch 
die Stadtfreibeit von Straßburg muß auf einer gejchworenen Friedendeinung 
der Bürger beruht haben, da noch fpäter dort jede Berfaffungsurktunde jähr- 
ih neu befchworen werden mußte und ein „Schwörbrief* hieß’). Cine 
große Achnlichkeit mit den in Frankreich geftifteten Kommunen hat auch, 
wie fhon Hegel bemerkt Hat’), der den Wormfer Bürgern durd den großen 
Freiheitöbrief Friedrichs I. gegebene Faiferliche Friede, der übrigens wol weni- 
ger eine vom Kaiſer felbit errichtete, ald eine von den Bürgern gewillfürte 
und vom Kaiſer beftätigte Frievendeinung geweſen fein wird. Endlich wur- 
den auch Städtegründungen häufig als Aufrichtung einer conjuratio angeſehen 
und deshalb von den Yürften jelbft jurati ober conjurati fori den geeinten 
Bürgern gegeben ober geftattet '®). 

c. Aber auch da, wo weber eine alte die gefammte Vollbürgerfchaft um- 
faſſende Schubgilde noch eine geſchworene Friedendeinung neuerer Art Außer 
lich die Form der ftäbtifchen Verfaffung heftimmte, wurden doch Weſen und 
Begriff der Einung in den allerwichtigften Beziehungen in die Bürgergemeinde 
bineingetragen. Je mehr fih in fpäterer Zeit die einzelnen Einwohnerftände 
gildenförmig konſtituirten, deſto leichter ließ fi} ihre Gefammtheit als eine 
hödhfte, alle andern Gilden in ſich enthaltende Gilde vorftellen; daß aber dieſe 
Auffaffung ebenjo alt ift, wie die Stadtfreiheit jelbft, geht nicht nur aus 
äußeren Benennungen, wie 3. B. der Stabtfrieben als „Einungen“, der Ber- 
faffungen als „Verbundbriefe" u. |. w., hervor, ſondern es folgt auch aus 
ber Form, welche die hohenſtaufiſchen Geſetze gegen die Stäbtefreiheit wählen, 
aus der Analogie der Nachbarländer und vor Allem aus der Art und Weife, 
in welcher die einzelnen Begriffe der älteren Genoſſenſchaft in den Stabtge- 
meinden umgewandelt wurden. 








20) Priv. v. 1207 b. Gemeiner, Urfprung ©. 68: si aliqua pacis forma 
statuta fuerit; . ... si nulla tunc forma pacis statuta fuerit. Priv. v. 1230 
b. Hund, Metrop. Salisb. I. 159: si pax eo tempore non esset in civitate 
jurata, sola manu se expurgabit; si vero cives pacem servare juraverunt, 
is qui reus putatur tertia manu se expurgabit, inter quos sint duo qui di- 
cuntur denominati. Es gab alfo Zeiten, wo bie alte Friebendeinung erlofchen 
und noch feine neue errichtet war. 

5) Arnold I. S. 320. 321. 

22) Hegel V. ©. 428. Priv. v. 1156 b. Schannat ©. 76: devotionis 
civium Wormatiensium haud immemores, pacem imperialem eis tradidimus 

5 So fagt die Gründungdurfunde von $reiburg v. 1120, der Herzog babe 
ein forum gegründet mit einer gefhworenen Ginung (quadam conjuratione) von 
Kaufleuten und beftimmt, daß 24 conjurati fori zur Friedenshandhabung gewählt 
werden ſollen. 
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Auf die bauptfählichiten diefer Begriffsverwandlungen, die freilih zum 
Theil erft in weit fpäterer Zeit zur Klaren Erſcheinung kamen, muß bier ſchon 
kurz bingedeutet und damit zugleich aus den Symptomen der behauptete innere 
Borgang bewiejen werden. 

Sn einem fehr wichtigen Punkte zunächſt blieb die Bürgergemeinde dem 
Princip der alten Gemeindegenoſſenſchaft treu: der freie Grundbeſitz innerhalb 
der Stadt blieb die Grundlage der Verfaffung*). Wer Fein freies Eigen 
hatte, Eonnte nur Schuggenoffe, nicht Bollbürger fein. Aber dieſe dingliche 
Baſis der Genoffenihaft war in weit geringerem Grabe, als dies in ber 
Stabtmarkgemeinde ber Fall gewefen war, von Einfluß auf die perfönlide 
Verbindung ber Bürger. Bielmehr wurbe die leßtere eine vollkommen jelb- 
ftändige, indem man als den eigentlichen Grund der Zugehörigkeit zu derſel⸗ 
ben die frei gewollte, mit dem Bürgereide beichworene Vereinigung, den Grunb- 
befig aber nur als eine Bedingung der Aufnahme zu vollem Recht betrachtete. 
Aus einer dinglihen wurde die Bürgergenoſſenſchaft fo zu einer perjönlichen 
Gemeinde, die nur an den Ort gebunden war; aus einer blos natürlich er- 
wachienen wurde fie zu einer frei gewollten, zu einer wahrhaft politifchen Ge⸗ 
meinjhaft, die zwar auf natürlicher Grundlage ruhte, die befondere Form 
ihrer Eriftenz aber der Willkür verdankte. Deshalb fchlch fich auch die Bür- 
gerihaft nach außen Ein nicht nur nicht ab, fondern nahm ohne jegliche andere 
Borbedingung als Freiheit und unbefleckten Ruf Seven, ber fih ihren Ge— 
fegen fügen wollte, in ihren Genoffenverband auf. Höchſtens verlangte fie 
fpäter ein Bürgerrechtsgeld vom Eintretenden, das ganz die Natur des Ein⸗ 
trittögelde8 einer Gilde hatte, aber erft in den Zeiten bes Verfalls eine aus 
der auch in die Städte eindringenden privatrechtlihen Auffaffung der politi- 
ſchen Rechte erklärliche Steigerung bis zu einer wahren Kauffumme des Bür- 
gerrechtö erfuhr. So wurde es möylich, daß die Bürgerfchaften durch einen nie 
verfiegenden Zufluß vom Lande ber, wo es immer jchwerer und fchwerer wurde, 
die Sreiheit zu retten, in wunderbarer Schnelligkeit ſich mehrten und verftärf- 
ten®®). — Iede Genofienihaft hatte ihren befonderen Frieden, ihr befonderes 
Recht: aber während beides in ber Gemeinde mehr unbewußt fi) bildete, trug 
in der Innung ber Friede den Charakter eined gejegten, gewillkürten Friedens, 
das Recht den Charakter eines gegebenen Tonftituirten Rechte. So wurde 
auch der Stadtfriede ein gefchworener Gildefriede, an dem man fidh erft durch 
einen Alt der Selbitbeftimmung, den Bürgereid, voll betheiligte, und das 
Stadtrecht nahm, fofern ed nicht Privileg war, den Charakter des Statut an. 
In gewiſſem Sinne wurde daher in und mit der. räumlichen Bereinigung eine 


, 3. B. Gründungsurkunde Freiburgs v. 1120: burgensis, qui proprium 
non obligatum sed liberum valens marcham unam in civitate habuerit. 
©. au Arnold I 238. 

ss, Arnold I ©. 141 — 142. 
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Art Staatsvertrag als Grundlage der ftädtifchen Verbindung gebacht**). 
Diefer Staatövertrag Eonnte für immer gejchloffen, er Tonmte aber auch nur 
auf Zeit berechnet fein. Von der letzteren Auffaffung giebt Regensburg einen 
merkwürdigen Beleg, indem bier der Stabtfriede jährlich von der gefammten 
Bürgerfhaft mit oder ohne Abänderung feines Inhalts erneuert und beichwo- 
ren wurbe®’), überdies aber jebe außerdem vorkommende Abänderung des be- 
ſchworenen Grundgejeßed eine neue Beihwörung nöthig machtes). Aehnlich 
berubte in Strasburg jede Berfaffungsänderung auf einer neuen conjuratio 
und einen barüber urlundenden Schwörbrief. Und nad vorangegangenen Strei- 
tigfeiten und Revolutionen war in allen Stäbten die Form für bie Einrid- 
tung einer neuen Berfaffung immer bie eines Bertrages, eines Vergleichs, 
eine Webereinfommend oder einer Verbündung. Wie diefer Bertrag einge- 
gangen wurde, Tonnte er auch gelöft werben, wurde er aber insbeſondere 
durch Bruch gelöft. Dann trat als regelmäßige Strafe die Stabtverweilung, 
ber Berluft des Genoffenredhts ein), ganz nad) Analogie der älteften genoffen- 
ſchaftlichen Auffaffung von Verbrechen und Strafe, 

Das Berhältnig der Gefammtheit zu den Einzelnen erhielt eine ganz verän- 
derte Geftaltung. Zum erften Male wurde eine Organifation, wurden Organe 
gebildet; zum erften Male wurde mit Abfiht und Bewußtſein daran geim- 
dert; zum erften Male entftand der uns heute fo geläufige Begriff einer Ver- 
faffung. — Hiermit war eine unabfehbare Reihe von Konfequenzen gegeben: 
die Tilgung der in alle ftantlihen Berhältniffe eingedrungenen privatreäht- 
lihen Auffaffung, bie Wieberherftellung eines öffentlichen Rechts neben einem 
davon getrennten Privatrecht, die Begründung einer einheitlichen Verwaltung 
mußten fi) ergeben; es mußte zum erften Mal der Begriff eines wirklichen 
Gemeinweſens erſtehen; ein einheitliches, von der Gejammtheit verſchiedenes 
Rechtsſubjekt mußte anerkannt und damit an Stelle des alten Gefammtrechts 
oder doc neben dafjelbe ein eigentlihes Gemeinderecht und ein wahres Ge- 
meindevermögen gefeßt werden. — Während hiervon im Einzelnen theils erft 
bei Beſprechung des folgenden Zeitraums, theild erft im zweiten Theil unferer 
Unterfuchungen die Rede fein Tann), muß ſchon bier die Grundlage der fi 


se, Dies bemerkt auch Zöpfl $ 45. VIII. 

57) Gemeiner, Chronit I. 514. II. 27—30. 101. 105. 111. 119. 122. 
123. 142 (Stadtfriedendeinungen aus ber Mitte des 14. Jahrhunderts). Zugleich 
wurden die Aemter beſetzt, der Rath verkehrt. 

so, So z. B. 1356 Gemeiner I. ©. 94. 95, als bejondere Sicherheits. 
beftimmungen für einige Zeit getroffen wurden. 

Die Häufigkeit der Stadtverweifung als der eigentlih regelmäßigen 
ſchweren Strafe belegt jedes Stadtrecht. Vgl. 3. B. dad Bamberger Recht bei 
Zöpfl; oder Frensdorff ©. 168 über Lübeck. 

eo) Bol. unten $ 34 und Th. II. 
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bildenden Stabtfreibeit, die entftehende Organifatton, näher ind Auge ge- 
faßt werben. 

5. Auch fie war eine Folge der Verbindung des Cinungsweiend mit 
der altgermaniſchen Gemeinbegenoffenfchaft: denn erft durch bie Aufnahme bes 
Einungsprincips wurde der Begriff eines Gemeindevorftands in ben eines 
Gemeindeorgans verwandelt. Zuerft in der Gilde, dann in ber Stabige 
meinde und ganz zuleßt erft im Staate wurde auf dieſe Weife die Unbehilf⸗ 
lichkeit jener finulih konkreten Anſchauungsweiſe überwunden, welcher das 
Recht der Geſammtheit nur fo weit zu reichen ſchien, als wirklich alle Ein- 
zelnen an ihm Theil nahmen, und welche daher, da bas Lebtere in entwickel⸗ 
teren Zuftänden unmöglich wurde, zu dem Zerfallen aller öffentlichen Gewalt 
in eine zahllofe Menge nutzbarer Amtögerechtigkeiten geführt hatte. 

Zuerft berrichte auch in ben Stäbten ein ber allgemeinen Auffaſſung ent- 
ſprechender Zuftand. Bon oben ber drang die Gewalt koͤniglicher oder berr- 
ſchaftlicher Richter und anderer Beamten, die das als nutzbares Regal geliehene 
Amt zu einem vererblichen, veräußerlichen und theilbaren Bermögensrechte um⸗ 
zubilben ftrebten, immer tiefer in das Gemeinderecht ein; von unten ber ver- 
loren die Gemeinden entweder ganz jeden eignen Vorſtand und Tonnten nur 
ala Geſammtheiten oder durch jedesmal nom Richter felbft erleſene Schöffen 
eine Mitwirfmg im Gericht und bei Beichlußfaffungen üben, oder aber fie 
erhielten fih ein ftändiges Schöffentbum, das zwar ein mächtiges Bollwerk 
gegen Unterbrüdung bildete, aber der Gemeinde gegenüber fehr bald jelbft an 
einen Kreid bevorrechtigter Inhaber als eigne Amtsgerechtigkeit kam und, je 
mebr (wie 3. DB. in Köln) durch Selbftergängung, Iebenslängliche Dauer, Er- 
theilung von Anwartichaften und faktiiche Vererblichkeit diefer Kreis abgeichloffen 
wurbe, defto mehr feinerfeits eine Auffaffung der Schöffenftühle als jelbftändiger 
Nechte förderte. 

Dennoh wurbe ſchon durch das Schöffenkolleg häufig ein Fortſchritt er- 
zeugt. Es wurde nämlih das Schöffenfolleg neben feiner gerichtlichen 
Thätigkeit zugleich als verwaltende Behörde für die Angelegenheiten der 
altfreien Genofſenſchaft aufgefaßt. Im jener Eigenſchaft wurbe ibm durch 
den Töniglichen Richter, in dieſer dagegen burch einen von der Genoſſenſchaft 
jelbjt gewählten Schöffenmeifter präfidirt®‘). Schöffenmeifter und Schöffen, 
wo fie vorhanden, waren daher die ältefte ftäbtiiche verwaltende Behörde und, 
weil fie biefe Verwaltung im Namen ber Bürgerfchaft führten, das ältefte 


en) Diefe Bedeutung des Schöffenmeifterd Hat jehr gut Heusler in ber 
Beilage zu feiner Verfaſſungsgeſchichte von Bafel S. 461 —490 hervorgehoben. 
In Slandern und Nordfrankreich entjpricht dem ber primus oder major scabinus. 
Barntönig, flandr. Staats und Rechtsgeſch. I. 379. Hegel II. 366. In 
Deutichland findet fih ein Schöffenmeifter befonderse in Trier (Mrf. v. 1202. 
1305. 1396 b. Sontheim II. 15. 32. 301) und Köln. Vgl. au Lambert I. 
183. Weber verwandte Erfheinungen in Meß und Toul |. Heusler S. 465472. 
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wahre Gemeindeorgan®®). Indeß war, weil bei ihnen bie gerichtliche Thätig- 
feit weitaus die Haupſache blieb und weil fie die privatredhtliche Auffaſſung 
des Amts noch nicht überwanden, der neue Gedanke nur unvollfommen ver- 
wirklicht. Ueberdies mußte, wo, wie in Köln, das Schöffenkolleg fih immer 
ariftofratifcher abſchloß und fogar mit feinen Anwärtern eine eigene Genofjen- 
haft bildete, bald ein Gegenfaß zur Bürgergemeinde entftehen. 

Die zweite Stufe war die Vertretung der Gemeinde, wo fie fih als 
Schutzgilde alter Art ober als gefchworene Friedensgilde neuerer Form konſtituirt 
hatte, durch Gildeausſchüſſe oder Gildegefchworene. So ſcheint 3. B. in Köln 
die Richerzeche, nachdem die Schöffenbrüderſchaft in einen Gegenfaß zu ihr ge 
treten war,. einen ©ildemeifter, der, weil fie Die Bürgerſchaft war, magister 
civium bieß, neben dem Schöffenmeifter erwählt und ihm einen Gildeausſchuß 
— die officiales de Richerzecheit — zur Seite geftellt zu haben). Go 
trat in Regendburg an die Spike der von ben Bürgern errichteten Einung 
ein magister civium und ein Ausſchuß geſchworener Sriedensrichter®). So 
wird ed auch in Straßburg bei der gelungenen, in Trier bei der mißlungenen 


eꝛ) Ennen I ©. 620. Heudler ©. 463. Lambert IL. 177f. Daher. 
batten die Schiedsrichter Im Fahre 1258 nicht fo ganz Unrecht, wenn fie fagten, 
von Alterd ber babe die Regierung der Stadt Köln in der Hand ber 
Schöffen gelegen. 

6) Für dieſe Auffaffung der officiales de Richerzecheit und des magister 
civium fprechen: 

a. Die Urkunden, in welchen fie noch fpäter als ein beſonderes Kolleg zwifchen 
ben scabini und consules erjcheinen. 3. B. Urt. b. Ennen u. Ederg I. 329: 
jJudices, scabini, officiales de Richerzecheit, qui officia sua deservierunt, et 
consules civitatik Coloniensis. Urk. v. 1297 b. Ennen I. ©. 634, Ennenu. 
Ederg II. ©. 418 u. 447, mit demfelben Eingang, wo am Schluß biefelben 
Kategorien wiederholt und fpeciell namhaft gemacht werben (2 judices, 16 sca- 
bini, 16 officiales, 8 consules). 

b. Das Vorhandenſein von 2 Bürgermeiftern, die beide von ber Ridher- 
zeche gewählt werden. Ennen und Eder IL 383. Nähme man an, baf bie 
Bebentung beider diefelbe und beide zu gleicher Zeit eingeſetzt worben feien, fo 
wäre die boppelte Zahl in fo früher Zeit unerflärlich. 

e. Die Unmöglichkeit, nach den neu publicirten Urkunden noch ferner an der 
früheren Anfiht, wonach die Dffichalen das gefammte Amt fein follten, feitzu- 
halten. Ennen I 542. 546. 547. Ennen und Eder L 145. ©. auch 
Arnold J. ©. 407f. A. M. Walter 1. c. und Lambert IL. 218f, Letzterer 
will die officiales ald alle Genoffen anjehen, unter ihnen aber die verbienten 
Bürgermeifter (deserviti) ald ein befonderes Kolleg betrachten. Nitzſch fieht 
im „officium* Hofdienft. S. 203f. 

4) Bol. Note 50. 57. 58. Daraus erflärt fich auch das frühe Vorhandenfein 
und Die gleih Anfangs fo hohe Bedeutung des Regensburger Bürgermeifters. 
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Friedenseinnng geweien jein®). So verorbnete ober beftätigte wol vielmehr 
Sriedrih I. für Wormd im Sahre 1156, daß zur Handhabung des von ihm 
gegebenen oder beitätigten Friedens 40 judices (12 milites und 28 cives) von 
den Bürgern gewählt werden follten®Y). So wurben bei den älteren Städte 
gründungen Gefchworene (3. B. in $reiburg conjurati) eingefeßt, die, wahr. 
ſcheinlich zugleih ala Schöffen im herrichaftlichen Gericht fungirend, in den 
als Gilde- oder Einungsſachen geltenden Angelegenheiten, bejonderd alſo in 
Markt und Sriedensjachen, Verwaltung, Auffiht und eine eigene Gerichtsbar⸗ 
feit üben follten‘). Alle diefe Behörden aber waren wirflihe Organe ber 
Bürgergenoſſenſchaft. Sie übten ihre Gewalt ald Vertreter der Gejammt- 
beit, nicht aus eignem Recht, und fie waren vorzugäweife verwaltende Be 
börden, womit der Ausgangspunkt einer einheitlichen Regierung gegeben war. 
Allein ihre Wirkſamkeit war auf einen engen Kreis beichränft, weil fie nur 
die Gilde- ober Einungsangelegenheiten, — außer der Sorge für ven beichwore- 
nen Frieden namentlich die kaufmänniſche und gewerbliche Polizei, — zu 
bandhaben hatten. 

Seine Vollendung erreichte der Gedanke des Gemeindeorgand erit auf 
einer dritten Stufe, welche fi äußerlich meift durch die Benennung deſſelben 
ald consilium oder Rath, oft aber auch blos durch die innere Umbildung 
eines andern Kollege ohne fofortige Aenderung des Namens) Fund giebt. 
Unter Rath veritehen wir in diefem Sinne eine die ganze Bürgerfhaft als 
jolde (nit blos ald Gilde) in allen bürgerlichen Angelegenheiten zugleich 
vertretende und regierende Behörde. Natürlich entitand der Rath, wo 
er nicht fpäter geihaffen wurde, nirgend fofort als wirkliche Stabtobrigkeit: 
aber er zeigt jofort die Tendenz, eine folche zu werden, indem er das der ge 
ſammten Bürgerfchaft zuftehende Selbftverwaltungsrecht, foweit eben ein ſolches 


6, Arnold I. 320. 321. Heusler ©. 463. 

66, Ad confirmationem praedictae pacis ex mandato imperiali XII minis- 
teriales ecclesiae Worm. et XX VIII burgenses statuentur, qui de invasione 
laedentium et laesorum & testibus testimonium audiant et secundum veri- 
tatem testium discernant . . . Super integritate hujus pacis conservando 
primos et praecipuos adjutores et consiliarios habere debetis, videlicet . . 
vicedominum, . . scultetum, praefeetum et judices de civitate, qui vos pari- 
ter protegunt, et si quid contra pacem factum fuerit, siout imperium decet 
et justitiam et honorem ac commodum ciritatis, vobiscum emendent et 
ulciscantur. 

e) Bol. Note 58. — Hegel, Monatsſchrift L c. S. 706f. 

, So erjheinen die judices in Worms ſchon ehe fie fi) consules nennen, 
ja fehr bald nad 1156 als ein wahrer Rath und die Schöffen nahmen ebenfalls 
in den Heineren Städten die Natur eined Raths an, während fie oft (wie z. 2. 
in Halle und Gotha) den allen Namen beihehielten. 

L 18 
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ſchon errungen ift, Namens berjelben ausübt und mit deſſen Mehrung oder 
Minderung jelber fteigt oder fallt. 

Auf verichiedene Weile bildete fich der Rath in älterer Zeit. 

In Köln, wo Schöffenmeifter und Schöffenkolleg, Gilbemeiter und Gilde: 
ausſchuß neben einander ftanden, kam der Rath als drittes Kolleg hinzu, als, 
die von der nunmehr zur Altbürgergilde gewordenen Richerzeche ausgeſchloſſe⸗ 
nen Freien jüngerer Freiheit in die Vollbürgerjchaft eintraten. Sie liegen 
ihre Rechte durch einen Ausſchuß, der consules genannt und vermuthlid aus 
den Vorftänden und anderweiten Vertretern ber einzelnen Specialgemeinden 
zufammengejeßt wurde, wahrnehmen und erlangten in ber That, daß dieſer 
Ausſchuß zuerit ald untergeordnetes Kolleg neben die beiden andern trat, bald 
mit den Officialen ber Richerzeche zu Einem Kolleg unter dem Namen con- 
sules oder consilium verſchmolz und endlich, wenn auch erft nach Jahrhunder⸗ 
ten, das alte Schöffenkolleg jelbft verfhlang‘”). 


6 Die älteften consules (vor 1258) feheinen Bertreter der Burſchaften ge- 
weſen zu fein. S. Ennen IL ©. 633 — 635, Ur. v. 1297 in Note 51 ib. und 
Formeln wie: scabini, officiales parochiarum ceterique cives Colonienses. 
Sehr bald nach ihrem Eintritt müflen biefe mit den Officialen der Richerzeche 
verfchnolzen fein, da in den Formeln zwifchen den Schöffen und Bürgern nur 
noch ein Rath erjcheint: judices, scabini, consules et universi cives Colonien- 
ses. Allmälig wurden die Schöffen auch nur zu einer erften Rathsbank, wie 
dies fchon die Formeln judices, scabini ceierique consules et cives Colonienses 
andeuten. Endlich wurden die scabini gar nicht mehr befonderd ausgezeichnet. 
Bol. die Formeln bei Ennen I. ©. 629. 630. 632. 683. 634. Die Annahme 
Gaupp's ©. 244 und Arnold's, daß die consules als ein Ausſchuß bed vom 
Schhöffenkolleg ausgefchloffenen Theild der Nicherzecheit entftanden feien, iſt bier: 
nad völlig unhaltbar. S. dagegen ſchon Hegel, Monatsihrift 1. c. ©. 184. 
135. Das Gegentheil geht beſonders auch aus dem Laudum v. 1258 hervor, wo 
die Schiedärichter erklären: quod ab his, quorum interest, de antiqua consue- 
tudine de communitate civium quidam probi et prudentes assumi possunt 
ad consilium civitatis.. Uud im Sabre 1259 waren ed die consules, fraterni- 
tates, populus communitatis et generaliter tota universitas civium, welche 
gegen die Bürgermeifter und Schöffen Hagten und bie Befegung ber Bürger» 
meifter- und Schöffenämter dur Zunftgenoffen verlangten. Auch wirb in der 
Urt. v. 1259 b. Ennen und Eder IL 416 audbrüdlich angegeben, daß im 
consilium Mitglieder der Nicherzeche und Offteialen der Burbäufer zujemmten 
faßen. Lambert, der in dem älteiten Rath eine befondere ftändige Kommiſſion 
ber verbienten Officialen der Richerzechheit, — im Anfang des 18. Jahrh. als 
Repräfentation der 15 geichlechtigen Bamilten errichtet — erblict, hilft ſich über 
biefe Urkunden mit der Berufung barauf, daß 1258 „Ausnahmezuftände* geherrſcht 
hätten, hinweg. II. ©. 314f. Nach ihm wäre erft der 1377 — 1297 entftandene 
weitere Rath eine NRepräfentation der Parochten. II. 382f. Andere Anftchten 
bei Eihhorn 1. c. II. 174. 188. Nitzſch ©. 300-323. Hüllmann II 
©. 446f. Wilda S. 189. Barthold I 159f. — Uebrigend tft zu bemerken, 
daß dieſer enge Rath immer noch kein plebejiſches Inftitut war; er vertrat bie 
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Sn den andern Städten, in welden ein altfreies Schöffenthum beftand, 
wie in Magdeburg, oder ein ftändiges Schöffenthum neuerer Bildung, wie in 
den meiften königlichen Städten (3. B. Frankfurt, Ulm), entftand der Rath eben- 
falls aus einer Vertretung der von den Schöffenftühlen ausgefchlofienen Bürger- 
gemeinde zuerft als eine untergeorbnete verwaltende Behörde, die im Laufe der 
Zeit das Schoͤffenthum in fih auflöfte oder gar (wie ſchließlich in Magdeburg) 
zu einem ihm untergeordneten Amt herabdrückte und fo zum wahren Gemeinde⸗ 
organ murbe 10). 

Wo eine gejhworene Friedensgilde neuerer Art, mochte fie von der Bürger: 
haft oder vom Stadtherrn errichtet fein, vorhanden war, wurben die Gilbe- 
geihworenen durch einfache allmälige Erweiterung ihrer Befugniffe unter 
Anderung ihres Namens zum Rath. So in Regensburg, Strasburg, Worms, 
Freiburg, Hagenau u. f. w.”'). 

In denjenigen Städten endlich, die weder ein Schöffenkolleg noch eine 
alte Schußgilde noch eine geichworene Einung hatten, entftand der Rath ent- 
weder, wie in Speier und allen fürftlichen oder neugegründeten Städten, durch 
den jchöpferifchen Alt des Kaiſers oder eines Stabtherrn ”®): ober aber er 


Bollbürgergemeinde, welche weiter ald die Micherzeche geworden war, die Hand⸗ 
werfözünfte aber keineswegs umfaßte Es ift deshalb Lambert zuzugeben, 
daß der enge Rath „patriciih” war. 

0) ©. Hegel IL ©. 402 — 406. 419—422. Arnold I ©. 4095. Sn 
Magbeburg erwähnt das im Schöffenbrief v. 1211 enthaltene Wichmannſche 
Privileg v. 1183 nichts von einem Rath. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 266f. 
8 8. 9. Dagegen ift 1261 ein Rath neben den Schöffen vorhanden. Ib. ©. 351. 
5 3. Die Schöffen werden fodann ein Theil bes Raths, 1294 aber gezwungen, 
wiederum auözutreten. In Frankfurt und Ulm wurben die Schöffen die erfte 
Rathsbank, der Bürgerausſchuß die zweite. 

19 In Regendburg kommt erft in einer Url. v. 1255 (Ried I. 442) der 
Name consules vor (magister et consules civitatis); in Freiburg dagegen werben 
ihon in dem Stadtrodel aus dem 13. Jahrh. (Schreiber, Ur. I. ©. 1f.), 
der früher für die Gründungsurfunde v. 1120 gehalten wurde, die ehemaligen 
24 conjurati ald congules bezeichnet. Später taucht dann der alte Name wieder 
auf. In Worms will freilihd Arnold fchon unter Heinrich IV. einen Rath 
finden, weil es in einer Urk. v. 1106 b. Schannat ©. 62 heißt, eine Fifcher- 
zunft jet vom Biſchof urbanorum communi consilio errichtet. Es ift aber 
Hegel (IL 423, Monatsfchrift L c. S. 176.) zuguftimmen, daß diefe Annahme 
eine fehr gewagte tft. Vielmehr ſcheint gerade der Mangel einer Organifation 
angebeutet zu fein, indem die Gefammtheit Der Bollbürger oder ihr angefehenerer 
Zheil ohne irgend melden behördlichen Charakter vom Bifchof zugezogen wird. 
Nicht anders verhält ed fich mit den anderweiten Stellen, in denen ber Biſchof 
den Beirath oder die Zuftimmung der cives oder der meliores, potentiores, 
ditiores cives einholt. Auf noch fchwächeren Füßen aber ruht ed, wenn Arnold 
(L 313.) bereits im: älteften Strasburger Stadtrecht Spuren eined Rathe entdedt. 

72) Arnold findet ven Rath in Speier 1111 erwähnt. Urk. b. Remling 

18* 
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bildete fi) allmälig aus dem Bebürfni der Bürgerihaft, im Kampfe mit 
dem Biſchof oder Stabtherrn eine Vertretung, für ihre eignen inneren Ange- 
legenheiten aber eine nach Analogie der Einungsgefchworenen verwaltende und 
ſchiedsrichterlich ordnende Behörde zu haben”). 

Um die Mitte des 12. Sahrhunderts, nimmt Arnold an, ſei der Rath 
überall vollendet geweien ”*). Iſt dies nun and nicht nachweisbar, fo ift doch 
died etwa der Zeitpunkt, in welchem dem deutjchen Rechtöbewußtfein der Be⸗ 
griff des Raths als eines eigenthümlichen Inſtituts, welches zur Stadt⸗ 
freiheit gehöre, Mar zu werden begann und demgemäß, wo noch fein Rath 
errungen war, die Begründung eines ſolchen das Ziel der aufftrebenden Bürger- 
haften wurde. 

Mie und wann nun aber auch ein Rath oder ein ihm innerlich ver- 
wandtes Inſtitut entftanden fein mag und welche äußeren Formen es annahm, 
es war berjelbe Fortſchritt, welcher fi darin vollgog: der Fortſchritt von einem 
Gemeindevorftand zum Gemeindeorgan, der Fortſchritt von einer oberften richten- 
den zu einer oberften verwaltenden Behörde, der Fortfchritt von einem entweder 
blos vertretenden oder blos herrichenden zu einem zugleich vertretenden und 
berrihenden Beamtenthum?e). Und auch dieſen Fortſchritt verdankte Die Bürger- 


©. 89: Niemand foll die Münze verringern nisi communi civium consilio. 
©. dagegen Hegel I. 431, Monatsfhrift 1. c. ©. 180f. Auch bier ift eher 
ber Mangel einer Organtfation ald deren Borhandenfein ausgedrückt. Das Priv. 
Philipp's v. Schwaben d. 1198 Remling ©. 137 (vgl. Note 75) nennt den 
Rath ganz audbrüdlich eine Faiferliche Snftitution des K. Heinrih. (Nah Arnold 
ift Heinrich V., nad Hegel Heinrich VI gemeint.) Weber die fürftlichen Stäbte 
vgl. unten 8. 30. 

73) Eine derartige Entftehung hatte der Rath 3. B. in Mainz, wo aber bie 
Kommune den erften Verſuch, den Rath gegen ben Erzbiſchof durchzufeßen, 
t. 3. 1162 mit der durch Friedrich I. verhängten Schleifung ihrer Mauern und 
Kaffirung ihrer Privilegien büßen mußte. Arnold I. ©. 367f. Friedlicher war 
die Entwidlung in Bafel (Heusler ©. 74. 99—106. 146f.), Zürich (Bluntfh IL 
©. 140) und in ben Städten, wo ber Bifchof nie die Herrſchaft ganz erlangte, 
wie Augsburg und Conftanz. Weber die königlichen Hofftädte ohne Schöffenthum 
vgl. unten $ 30. — Nicht zu billigen tft e8, wenn Arnold I ©. 172f. u 
Heudler 1. c. die Bildung bed Raths aus einem bifchöflichen consilium, das 
Thon in den früher neben den Mintfterfalen bisweilen erwähnten meliores oder 
potentiores cives enthalten fein fol, annehmen und wol gar ben ficher aus 
Stalien ftammenden (Hegel, Monatsſchr. 1. c. ©. 703f.), bad Berathen, nicht 
das Beirathen bezeichnenden Namen damit in Verbindung bringen. Jedenfalls 
würde übrigens hierin nur ein zufälliger und äußerer Anknüpfungspunkt Tiegen, 
indem das eigentliche Bildungselement des Raths ftets Oppofition gegen ben 
Biſchof, nicht Anlehnung an ihn war. 

7%) Arnold J. ©. 218. 

5) Wir finden biöweilen ſchon in früher Zeit die Stellung des Raths 
als einer zugleich regierenden und vertretenden Obrigkeit ausgeſprochen. So 
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ſchaft dem Princip ber gewillfürten Einung, das fie mit dem ber alten Gemeinde 
genoſſenſchaft verſchmolz. — Weberbliden wir einen Augenblid die Konjequenzen 
biefer Begriffewanblung, um ihre Wichtigkeit zu verftehen. 

Ald Vertreter der Gemeinde kam, wie wir gejehen, der Rath zur Ent- 
ftehung, und dieje Stellung hat er Jahrhunderte hindurch bewahrt; er hat 
immer nad) außen unb innen im Namen ber Gemeinde rejp. ver Stabt, nie 
im eiguen gehandelt und geherrſcht, er hat dem Kaiſer, Bifchof oder Stadt- 
berrn gegenüber nie für etwas Anderes gelten wollen als für den Repräfen- 
tanten der ftädtifchen Genoſſenſchaft und er hat im Allgemeinen immer den 
hoben Gefichtspunft feſtgehalten, daß es feine Pflicht fei, das Intereffe ber 
Gefammtheit wahrzunehmen. Die Folge dieſer Auffaffung mußte jein, daß 
die Umgeftaltung ſeines politifhen Rechts in eine private Gerechtigkeit, wie fie 
überall fonft ftattfand, unmöglich wurde; daß die Idee eines äffentlichen, un- 
veräußerlichen und unvererblihen Rechts zur Geltung kam; daß er in gewiffen 
Dingen an die Mitwirkung der Vürgerſchaft gebunden und ihr verantwortlich 
blieb; daß endlich das alte Princip der Wahl in Verbindung mit ben neuen 
Principien der Kollegialität und bes Wechſels bezüglich feiner Bildung 
fih mehr und mehr Bahn brach. 

Auf der andern Seite aber war der Rath nicht etwa ein bloßer Bevoll⸗ 
mächtigter der Gemeinde für einzelne Zwecke, jonbern erhob fi) im Laufe ber 
Zeit zur wahren einheitlihen Stabtobrigteit, er ftellte Die Staatsgewalt 
im heutigen Sinne in fih bar. Dies war ihm beſonders beshalb möglich, 
weil er feinen Ausgangspunkt nicht wie Die alten Gemeindevorftände der Ger- 
manen von ber Thätigkeit des Heerführers und Richters, die ihrer Natur nad 
nicht das ganze Gebiet der Staatsgewalt umfaßt, jondern von ber verwalten 
ten Thätigkeit nahm. Freilich hatte er zunächſt nur in unbebeutenden Be- 
ziehungen, hauptfählih wol in Stabtfrievens- und Marktſachen, die Verwal⸗ 
tung: aber hier vereinte er auch Geſetzgebungsrecht und Gerichtsbarkeit mit 
feinem Verwaltungs und Aufſichtsrecht. Zeigte fich vorerft auch nur im Kleinen, 
daß die öffentliche Gewalt in der Stabt ganz ebenfo wie in der gewillfürten 
Genofjenfhaft nur Eine, alle einzelnen obrigkeitlichen Befugniffe nur Aus- 


Priv. v. 1198 b. Remling ©. 187: praeterea secundum ordinationem Henrici 
felieis memoriae imperatoris augusti civitati tam auctoritate domini regis 
quam nostra indulsimus, ut libertatem habeat, XII ex ciribus eligendi, qui 
per juramentum ad hoc constringantur, ut universitali prout melius possint 
et seiant provideant et eorum consilio civitas gubernefur. Url. v. 1233 
f. Emmerich b.%acomblet IL 100: in dicta civitate E. cives suos eligent et 
constituent XII scabinos secundum morem Zutphaniensem, quorum consilio 
eadem civitas regatur. (Alfo Name der scabini, Natur des Raths.) Urk. v. 
1267. Züb. Urkb. I. 291: ipsi burgenses de Lubeke, per quos ipsa villa regi- 
tur und dazu Urk. v. 1277 im Urkb. des Bisthums Kübel Nr. 260: consules 
civitatis, in quos populus et volunsaiem et potestatem transtulit. 
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flüffe diefer Einen Staats» oder Regierungsgewalt feien, jo mußte doch da- 
durch eine ſtets wachjende Neigung zur wirklichen Gentralifation der Aemter 
entftehen. In der That jehen wir in höchft allmäliger Entwidlung den Rath 
eine jolde Zufammenfaffung der Aemter vornehmen. Wir ſehen ihn früher 
oder fpäter die zuerft über ihm ftehende Richtergewalt mit feinem Verwaltungs- 
recht verfchmelzen und ſchließlich fogar als ftäbtifches Amt unter ihm ftehen- 
den, von ihm abhängigen Behörden oder Beamten übertragen ”*); wir fehen 
ihn eifrig beftrebt, Zoll und Münze jelbft zu erwerben, oder doch Zöllner und 
Münzer unter feine Auffiht zu bringen; wir jehen ihn die Verwaltung ber 
ftädtifchen Finanzen, der Polizei, der Zölle in die Hand nehmen; Fury wir 
jehen ihn in ſtufenweiſem Fortſchritt die Einheit der Regierungdgewalt in Ge- 
danken und Form verwirklichen, während im Reihe die Herrſchaftsrechte und 
Aemter aller Art mehr und mehr ein Spiel aller Zufälligleiten des Privat⸗ 
rechtö wurben. 

Die Spite diefer Entwidlung war dann endlich das Bürgermeifteramt, 
welches bald aus dem Schöffenmeifteramt, bald aus dem Gildevorftand, in der 
Regel aber aus dem Rathsvorſtande hervorgieng’”). Denn mit ber Erhebung 
des Bürgermeifterd zum republifanifchen Haupt der Stadt war ber herrſchaft⸗ 
liche Stadtrichter überflüffig gemacht: e8 war nunmehr die bis dahin nur vom 
Herrichaftsbegriff hervorgebrachte außere und perſoͤnliche Einheit auch auf 
genoffenfchaftlihem Wege fonftruirt und die Gemeinheitönerfaffung ſo in jeder 
Beziehung der Herrſchaftsverfaſſung gewachſen. 
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So waren in den königlich⸗biſchöflichen und einigen reichsabteilichen 
Städten Ion fi) durch ein Gemeindeorgan felbit regierende Bürgergemeinden 


70) Neber dad Berhältnig von Rath und Gericht vgl. bei. Arnold 1. 
S. 280f. Heusler ©. 148f. Faft überall trat eine Webergangsperiobe ein, in 
welcher der Rath felbft Gericht war. Eo drittes Stadtr. v. Straßburg d. 1249 
und Schwörbrief v. 1270: Bürgermeifter ald Richter, Rath als Urtelafinder, da- 
gegen Schultheiß und Schöppen nur noch Untergericht. In Regensburg find 
ſchon 1260 die Richter unter den Rath heruntergebrüdt; Urk. b. Ried I. ©. 461: 
consules, judices Ratispon. — Betbmann-Hollweg ©. 159f. macht bezüglich 
der lombardiſchen Stäbte darauf aufmerkfam, daß der Rath zuerft als genofjen- 
ſchaftlicher Schiedörichter aufgelreten jei und jo die Cipilgerichtsbarkeit erlangt habe. 

7), Aus Schöffenmeifter und Gildemeifter giengen die beiden Bürgermeifter 
in Köln, aus Schöffenmeifter der Ammanmeijter in Etraäburg, aus dem Meifter 
einer gefchworenen Einung der Bürgermeiiter in Regensburg, bie Uebrigen faft 
Alle aus Rathemeiftern hervor. — A. M. freili Lambert II. 222f., ber in ben 
älteften magistri civium eine vom Bifchof verftattete Behörde der Genfualen für 
Sammlung und Ablieferung des herrichaftlichen census erblidt. 

1) Vgl. außer ben zu 8 29 Note 1 angeführten Schriften bei, no) Stenzel, 
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entftanden, welche, ob fie gleich neben einem Streife von Schußgenoffen und in 
theilweifer Abhängigkeit von einem Stadtherrn ftanben, doch bereits als die 
eigentlichen Vertreter der Stadt, ja feit der Mitte des 12. Sahrhunderts ſchon 
als die Stadt felbft galten ober doch gelten wollten. Und fie waren entftan- 
den aus dem Kern einer freien, fei ed nun einer durch beſtändiges Schöffen- 
thum vollfrei erhaltenen, fet e8 einer in ber Sreiheit zwar zeitweife beichränf- 
ten aber nicht unterdrüdten altgermanifchen Markgemeinde durch das Zwiſchen⸗ 
glied einer bifchöflichen oder abteilichen Gerichtsbarkeit oder Vogtei, mitunter 
auch einer bifchöflich-fürftlichen ober königlich⸗biſchoͤflichen Hoheit, welche es er- 
möglicht hatte, die höheren Elemente des Dienft- und Hofrechts zu derſelben 
Freiheit zu erheben und mit ber freien Gemeinde zu verfchmelgen, und durch 
die Erhebung aus biefer Abhangigkeit vermoͤge der Uebertragung des Einungs⸗ 
weſens auf die Gemeinde. 

Wenn nun aber in den gedachten Städten die Bürgergemeinbe aus einer 
zeitgemäßen Fortbildung der uralten Markgenoſſenſchaft hervorgegangen ift, fo 
ift damit der Zufammenhang der alten Gemeinde und ber neuen Kommune 
überhaupt erwiefen. Denn jene Städte waren weitaus bie älteften in Deutſch⸗ 
land und die in ihnen einmal entwickelten Begriffe von Stabt, Bürgerfchaft, 
Stabtfrieden, Stadtrecht, Stabtverfaffung und Stabtrath fanden in ben fpäter 
entftehenden Städten mur eine abgeleitete Anwendung, Als baber im 11. 
und 12. Sahrhundert fi eine Reihe neuer Städte erhob, bie and herrichaft- 
lichen Billen und ihren bofrehtlichen Gemeinden hervorwuchſen, ba war bie 
ältere Stabtfreiheit Vorbild und Mufter ber nenen und es wurbe auch hier 
an bie Grunbfäße der Freiheit, nicht an die des Hofrechts angeknüpft, es war 
auch hier nicht eine Ausbildung, fondern eine Bejeitigung des hofrecht⸗ 
lichen Elements Inhalt der Entwicklung. 

I. Am früheften erhoben ſich einzelne fisfaliihe Gemeinden des 
Königs an beionderd begünftigten Orten, wo fie durch Zahl und Wohlhaben- 
beit mächtig, durch eine ftarfe Beimiſchung perſönlich freier Hinterfaffen (ho- 
mines regii) unabhängig waren, zu ftäbtifchen Gemeinden. In Achen, Frank⸗ 
furt, Nürnberg, Ulm, Wetzlar, Goslar, Heilbronn, Hagenau, Friedeberg, Kol- 


Einleit. zu Tſchoppe n. Stenzel, Urkundenfammlung zur Geſchichte ſchlefiſcher 
Städte Tittmann, Geſchichte Heinrichs bes Erlauchten J. S. 825863. 
Zimmermann, Verſuch einer hiftor. Entw. der märfifhen Städtenerf. Th. L 
Berlin 1837. v. Tancizolle, Grundzüge ber Gefchichte bes beutfchen Städte- 
weſens. Berlin und Stettin 1829. — Ueber die preußtichen Städte Voigt, 
Geſchichte Preußens IH. ©. 699f. V. 327—847. VI. ©. 732-740. Weber 
einzelne Stäbte bei. v. Fihard, Entftehung der Reichäftadt Frankfurt a. M. 
Pfaff, Geſchichte der Reichsftabt Eßlingen. Franck, Geichichte ber Reichsftabt 
Oppenheim. Jäger, Gefchichte der Reichsftadt Ulm. 1831. Barthold, Soeft, 
die Stadt ber Engern. Frensdorff, Stadt: und Gerichtöverfaffung Lübecks 
im 12. und 13. Zahrhunbert. 
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mar, Oppenheim, Eßlingen und vielen anderen ſpäteren Reichsſtädten wurden 
die Einwohner früh von den drüdenditen hofrechtlichen Abgaben und Dienften, 
von Beſthaupt und Sterbefall, von dem ſchmachvollen Chezwang befreit und 
bie Erwerbung freien Gigenthums an ihren Zindgütern angebahnt. Hierdurch 
wurde der Zufluß einer freien Einwohnerſchaft von außen ermöglicht, die in 
Berbindung mit den in ber Stadt felbft vorhandenen freien Elementen zu 
einer Bürgerjchaft wurbe, welcher zum Theil ſchon in der Mitte bed 12. 
Sahrhunderts die wichtigften ftädtifchen Privilegien, wie der Gerichtöftand in- 
nerhalb der Ningmauern, ein bejonderer Stabtfrieve, Marktrecht und Handels⸗ 
begünftigungen, dad Verbot der Rückforderung eingewanderter Unfreien nad 
Jahr und Tag, zugeftanden wurden?),, Mit der äußeren Befreiung gieng 
auch hier die innere Hand in Hand. Zwiſchen die höhere und niedere Klaffe 
ber Pfalzhörigen, die Minifterialen und börigen Handwerker, welche zuerſt die 
ganze Einwohnerjchaft bildeten, ſchob fich eine aus den perfönlich freien Hin- 
terfaffen und den vom Lande ber einwanbernden Vollfreien zufammenwachjende, 
den Burgeniengemeinden der altbiichöflichen Städte bald völlig entiprechende 
Genoſſenſchaft binein, welche der Kern einer freien Bürgerjchaft, die Trägerin 
ftädtichen Lebens wurde. Während zuerit die Verfaſſung wie in anderen 
Hofgemeinden fi auf ein herrichaftliches Geriht mit einem Schöffenthum der 
Dienftmannen beichränfte, wobei die mehr ober minder vorgejchrittene Freiheit 
fih nur darin manifeftirte, ob ein Vogt oder ein Schultheig an der Spike, 
ob ein jtändiges oder ein jedes Mal berufenes Schöffentolleg ihm zur Seite 
ftand: jo fam mit der Entwidlung ber Bürgergemeinde jeit dem Ende des 
12. und dem Anfang bes 13. Jahrhunderts auch bier die Rathsperfafſung zum 
allmäligen Durchbruch. Weberall bildete ven Kern des Raths ein diefe Ge- 
meinde vertretender Ausfchuß, der, wo ein dienſtmänniſches Schöffenkolleg eriftirte, 
in Anlehnung an dieſes — fei ed als zweite Schöffenbant, ſei es als unter- 
geordnete Friedensgeſchworenenkolleg — zur Entitehung fam?), wo aber ein 
ſolches Schöffenkolleg nicht vorhanden war, fih unmittelbar aus ber Gemeinde 
heraus entwidelte*). Hier wie in ben bifchöflichen Städten erhob fi dann 


2) Bol, 3. DB. die Alteften Privilegien für Hagenau v. 1164 b. Schöpflin, 
Alsat. dipl. I. 255; für Gelnhaufen v. 1169 b. Lünig C. J. XII. ©. 784; 
f. Wetzlar v. 1180 b. Böhmer ©. 17; f. Oppenheim v. 1226 u. 1236 %. 
Brand ©. 229. 231; v. 1234 b. Böhmer ©. 59; f. Goslar v. 1219 bei 
Göſchen ©. 111— 116. 

s So in Frankfurt: Kihard ©. 80—50. Hegel I 422. Ulm: Jäger 
©. 188. Hegel IL 423. Oppenheim: Frand ©. 4. 11.13. 20. 21. — 
In Hagenau heißen die Gemeindevertreter „conjurati civitatis®. 

% So in Nürnberg: Hegel OD. ©. 440. 441. Urk. v. 1256 6. Gemeiner, 
Arſprung, im Anhang S. 76. In Goslar: Göfchen ©. 111f. 513f. In der 
Urk. v. 1219 werden fchon 4 von ber Bürgergemeinde erwählte judices erwähnt 
(&. 115); ein consilium erft 1256 (©. 116). Ebenfo Rotenburg, Nordhauſen ꝛc. 
Hegel I. 441. 
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der einmal entftandene Rath bald jchneller bald langſamer zur alleinigen 
Obrigkeit und zum Organ der ganzen Sinwohnerjhaft und abforbirte zuerft 
das alte Schöffenthum, ſchließlich das herrichaftliche Richteramt felbft°). 

Aehnlich wie in den eigentlich Töniglichen Städten entwidelte ſich bie 
Stadtfreiheit in denjenigen urjprünglich Töniglichen Orten, welche als Reichs⸗ 
lehn unter geiftliche oder weltliche Fürften famen®). 

U. Endlich aber war auch in der dritten Klaffe von Städten, die bald 
weitaus die zahlreihfte wurde — ben eigentlih fürftlihen — die Kom- 
munalverfafiung das Reſultat einer fi durch das neue Princip der Cinung 
erhebenden freien Gemeinde, wenn es auch hier erft des fchöpferiichen Altes 
einer vom Grundherrn audgehenden Befreiung der Perjonen wie ded Bodens, 
eined von ihm verliehenen befonderen Friedens und Rechts beburfte, um die 
nothwendige Baſis der Entwicklung hberzuftellen. 

1. Wo derartige Städte aus bereit# bejtehenden älteren Hofgemeinden 
eines Grundherrn allmälig hervorwuchſen, wie vor allem Soeft, das als 
Prototyp gelten kaun, da wurde der Stabtfreiheit zunächit durch ſtufenweiſe Ab⸗ 
ſchwaͤchung des Hofrechts Bahn gebrochen. Die Laften wurben gemindert, Rechte 
und Begünftigungen, die jonft nur Freien zulamen, wurden ertheilt, und es 
wurde auswärtigen Freien ermöglicht, ſich ohne weſentliche Kürzung ihrer Frei⸗ 
heit an ter Gemeinſchaft zu betheiligen. Allmälig trat unter den verſchiedenen 
Ständen, ja unter Freien und Hörigen, eine nach Älterer Anfiht undenkbare 
Rechts⸗ und Gerichtögemeinichaft ein und die gefammte Einwohnerfchaft wurde zu 
Einer Gemeinde verſchmolzen, die zwiſchen Hörigfeit und Freiheit in der Mitte 
ſtand'). Se blühender der Ort wurde und je mehr Freie fi in ihm nieber- 


5) So wurden in Frankfurt nach der Mitte des 18. Jahrh. die consules von 
den Schöffen unterfchteden, ihnen aber noch nachgeftellt. Urk. v. 1265. 1266 
Böhmer ©. 137. 139: nos scultetus, scabini, consules totumque commune 
frankof. Aehnlich 1267 ib. 146. — In Oppenheim wird zuerſt 1254 ber Rath 
von den Schöffen unterfihieben. Urk. b. Frand ©. 237: sculteto, scabinis, 
consulibus, militibus et universis civibus in O. 1266 ib. S. 244 werben die 
consules fon vor ben scabini genannt, 1288 ib. S. 260 die scabini ganz fort- 
gelaffen. Bon da an heißt es meiſt: scultetus, consules et universi milites et 
eives Oppenheimienses. So 1288. 1290. 1292. 1808 ib. ©. 261. 262. 267. 
234. Im Jahre 1809 ib. ©. 280 fällt ber Schulthei aus. 1380 ib. ©. 292 
erſcheint zuerft ein Bürgermeifter vor dem Schultheißen: magistro civium, scul- 
teto, consulibus et civibus universis oppidi sui in Oppenheim. 

°, So in Erfurt, wo überdies der Erzbiſchof von Mainz Hoheitsrechte, die 
er duch ein Vizthum verwalten ließ, beſaß, wo aber ſchon im Anfang bes 
13. Jahrh. die Bürgergemeinde Selbftändigkeit, Ratheverfaffung und Selbitver- 
waltung errang. Ebenſo in Mühlbaufen. Tittmann S. 59 —60. Hüllmann 
u. 372. 

7, Auf eine in dieſer Beziehung ſehr intereffante Urkunde v. 1186 bei 
Seiberg L Rr. 90, in welder ein im 11. Jahrhundert ber familia zu Goeft 
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ließen, deſto ftärfer mußte das Element der Freiheit werben, befto mehr ver- 
wiichten fich die alten Standesunterſchiede, deſto fefter wurden bie Bürger mit 
einander verknüpft. So vollzog fi dann ſchrittweiſe die Verwandlung der 
Hörigkeit in Freiheit, des Zindguts in Eigen, der äußeren im Herrn beruhenden 
Einheit zu einem inneren genoffenfhaftlihen Bande. Damit gieng die ftufen- 
weiſe Entwicklung ftädtifcher Selbftverwaltung und ftädtifcher Rathsverfaſſung 
analog den königlichen Städten Hand in Hand. Zuerſt in untergeordneten 
Dingen, bejonderd in Friedens- und Polizeilachen, dann in immer allgemeine» 
ren Kreifen wurden herrihaftlicher Friede, berrichaftliches Recht und Gericht 
durch genofjenihaftlichen Frieden, gnenofjenfchaftliche Küre und enblih auch 
durch genofjenfchaftliche Richter erjekt®). 

2. Einen weniger langen Weg hatte die Entwiclung der Bürgerjchaft 
und der Stadtfreiheit bei den feit dem Beginn des 12. Jahrhunderts auf- 
fommenden planmäßigen Stäbtegründungen zurüdzulegen, von welchen bie 
zähringiichen im Süden, die welfiichen im Norden die älteſten und wichtigften 
waren®). Denn bier wurde die Stabt durch denſelben fhöpferiichen Akt, der 
fie ind Leben rief, zugleich auf eine beftimmte Baſis der Entwidlung geftellt, 


vom Erzbifchof ertheilter Freiheitöbrief erneuert wird, macht Befeler, zur Ge- 
ſchichte des deutſchen Ständerechts; Gratulationsfchrift für Savigny, Berlin 1860, 
aufmerkfam. Hier wird, entgegen ber vorherrichenden Rechtsanſchauung jener 
Zeit, den Hörigen Gerichtsfähigkeit — ald Schöffen, Fürfprecher und Sach— 
walter — für das Gericht der Freien verliehen, auswärtigen Freien aber, die fich 
dem hörigen Gemeinwejen anfchließen wollen, vollfreied Eigen und deffen felb- 
ftändige Vertretung vor dem Gericht der belegenen Sache refervirt: ut qui liberi 
sunt ad eorum consorcium transire non abhorreant. Auch fonft erfcheint die 
fo aus Hofhörtgen und Freien zufammengefehte Genoffenichaft ſchon weit vor⸗ 
gefchritten in der Beſeitigung des Hofrechts. 

s Man vergleiche 3. DB. das äftefte lateintfche Stadtrecht won Soeft (wor 
1144), wonach an der Spitze der Stabt noch herrfchaftliche Gerichte, zu welchen 
bie Bürger die Schöffen beftellen, ftehen, die Bürgerfchaft aber durch den Rath 
in Friedens- und Marktpolizeifachen felbft das Recht der Feſtſetzung und Aufficht 
ausübt und demgemäß % der Brücdhten bezieht (8 22. 36), mit den fpäteren Zu- 
fägen dieſes Stadtrehtd (von 8 35 an, Hegel, Anm. 2 zu ©. 445), wonad) 
Bürgermeifter und Rath ſchon obrigfeitliche und richlerliche Befugniffe Haben 
(4. B. 8 39. 43. 44. 47), und dann mit der deutichen Schrane, wonach das 
Schultheißengericht ſchon an den Stadtrath übergegangen ft und das Vogtgeriht 
vom Rath durch zwei Beifiter Tontrollirt wirb (8 12). — Noch nicht aufgellärt 
ift die Bedeutung der burrichtere (jus Susat. $ 37. 61. 62), die über faljches 
Maß von Kom und Bier und über Entwendung bis zum Werth von 12 Pf., 
über Schuld bis zu 6 Pf. richten follen. Hegel II. 446. Nitzſch ©. 197. 
Befeler 1. c. S. 3 vermuthet Nachbargerichte, gewöhnlich wird an das judicium 
eivium gedacht. Ä 

9) 1120 wurde Freiburg 1. Br. gegründet, ſodann nad deſſen Vorbild und 
mit fehr ähnlicher Orpantfation 1178 Sreiburg im Mechtlande, 1191 Bern 


. 
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welche die älteren, allmälig erwachſenen Stäbte fih erft in langem Ringen 
hatten erkämpfen müflen. Weil die hiftorifchen Befonderheiten der einzelnen 
alten Stäbte hier nicht übertragen zu werben brauchten, fo fanden fogar bie 
in jenen ansgebilveten Begriffe hier oft von Anfang an einen reineren und 
volflommeneren Ausdruck. Bon vorm herein wurbe bier die Stadt als ein 
nicht blos äußerlich, fondern auch rechtlich abgeichloffener Bezirt von dem 
übrigen Lande und feinen Einrichtungen gefondert, fie wurde als ein befonderer 
Sriedend- und Rechtskreis mit bejonderen Privilegien gefreit und unter ein 
befonderes ftädtiſches Gericht geftellt%). Bon vorn herein entfprad aber auch 
diefem räumlichen Begriffe der perfönliche Begriff einer Bürgerichaft als einer 
einheitlichen Friedens⸗,, Rechts- und Gerichtögenoffenichaft, zu welcher: jeder 
freie ftäbtiiche Grundbefitzer ald Vollgenoffe, die übrigen Einwohner ala Schup- 
genofjen gehörten. Hier gab es feine Trennung der Bollbürgerfchhaft in herr- 
ſchaftliche Dienftmannen und Burgenfen, noch auch gab es einen Unterfchieb 
von Altfreien, die auf echtem germaniſchen Eigen, und von freien und unfreien 
Hinterfaffen, die auf fremdem Grund und Boden faßen. Die berrichaftlichen 
Dienftmannen wurden oft, falld die Bürger fie nicht aus freien Stüden auf- 
nehmen wollten, ausbrüdlich ausgefchloffen ''), die Bürger aber waren alle per- 
fönlich frei und ſaßen alle auf urjprünglich fremdem Boden, für den fie einen 
Zins zu zahlen hatten, der freilih bald mehr zur Anerkennung obrigfeitlicher 
Befugniffe als eines Obereigenthums des Herrn entrichtet zu werben ſchien '?). 
Endlich wurde aber auch von vorn herein eine gemeinheitlihe Organifation 
gegeben, indem ein herrichaftliches Gericht an die Spike der Stadt geftellt '), 


(Schreiber, Urt. L ©. 25) und viele Städte ber mweftlichen Schweiz (Henke, 
Zeitfhr. f. geſch. Rechtswifſ. IIL ©. 191 — 231). Im Norden wurde Lübeck in 
der Mitte des 12. Jahrh. ale Stadt gegründet (Frensdorff S.8f. 18f.), 1188 
die Neuftadt von Hamburg, mit beren Anlage bie Stadtfreiheit erft begann 
(Hegel IL 452. Frens dorff ©. 16), etwa um diefelbe Zeit Schwerin (Hegel 
II. 454). Recht und Berfafjung dieſer Städte waren untereinander fehr ähnlich 
und wurden das Borbild faft aller Städtegründungen in den flavifchen Küften- 
(ändern, während in Brandenburg, wo als erfte Städte Stendal und Branden- 
burg um bie Mitte des 12. Jahrh. entftanden, und in Schlefien das Magdeburger 
Recht mehr Nachahmung fand. Auch Wien, die erfte öfterreichifche Stadt, ent- 
ftand ſchon um die Mitte des 12. Jahrh. durch fürftliche Neugründung. 

” Frensdorff ©. 19f. 48. 

1, Sp ſchon die Gründungsurk. für Freiburg: nullus hominum vel minis- 
terialmm domini in civitate habitatit nec jus habebit burgensium, nisi de 
communi civium consensu, ne quis burgensium illorum testimonio possit 
offendi. Ebenſo in Lübeck, Hamburg u. |. w. 

12) Neber die Natur dieſes Zinjes vgl. Heusler S. 477. 

13, Vogt und Schultheiß haben bisweilen auch die anderen Hoheitsrechte des 
Herm auszuüben, biöweilen find beiondere Beamte dafür da. So 3. B. für 
Münze und Zoll. Frensdorff ©. 36f. 
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der Bürgerichaft aber ein von ihr felbft zu wählendes Tollegialiiched Organ 
gewährt wurbe, welches unter bem immer allgemeiner werdenden Namen eines 
Raths die Verwaltung der Stadt zu führen, Frieden und Marktpolizei jelb- 
ftändig zu handhaben, überdies aber — falls nicht, wie oft in der Mark und 
Schhlefien, dazu noch beſondere Schöffen eingerichtet waren — im herrſchaft⸗ 
lichen Gericht Urtel zu finden und Recht zu weilen hatte!‘ In einigen 
Städten wurde ſogar die Wahl des herrichaftlichen Beamten von vorn herein 
der Bürgerfchaft übertragen’), und vielfach wurde das Recht der Autonomie 
innerhalb der für die Stabtfreiheit geſteckten Grenzen ausdrücklich anerkannt '*). 

So war in diefen Stäbten, von denen viele bald die altbiſchöflichen an 
Freiheit und Macht überholten, allerdings die erfte Entſtehung der ftädtijchen 
Genoſſenſchaft das Werk fürftlihen Willens: die weitere Entwidlung aber er⸗ 
folgte auch hier auf rein genoflenichaftlihem Wege durch die Bürgerjchaften 
jelbft in volllommener Analogie mit den älteren Städten, jo weit nicht die 
bejonderen Berhältniffe eine Verſchiedenheit bedingten”). 


14) In Freiburg hatten die 24 conjurati die Markt» und Gicherheitäpolizei 
und waren vermuthlich zugleih Schöffen im Herrfchaftögeriht. In Lübeck hatte 
ber Rath bereitd nach dem Priv. Heinrichd bed Löwen die Münze zu prüfen — 
(ebenfo in Hamburg nach Urk. v. 1189 Lappenberg Nr. 286, in Hannover 1241 
Gengler, Stabtr. S. 186. $ 10) — und konkurrirte bei ber Gerichtöbarteit bes 
Bogts, indem er einen Theil Tämmtlicher Gefälle für die Stabt erhob, während 
er in ben Zällen, wo ber Stabt felbft bie Feftfeßung des Rechts gebührte (vgl. 
Note 16), felbftändig richtete DBgl. Urk. v. 1188 Lüb. Urkb. L ©. 10: omnia 
civitatis decreta (kore) consules judicabunt: quicquid inde receperint, duas 
partes civitati, tertiam judici exhibebunt. Frensdorff ©. 36f. In Ham- 
burg fällt nach Url. v. 1189 Lappenberg Nr. 286 ©. 253 % ber Gefälle bei 
ber Marktpoligei an die Stadt; 1190 ib. ©. 259 Nr. 392 werden bort zuerft 
consules erwähnt. 

10) So follen ſchon nad) der Urk. v. 1120 bie Freiburger Bürger Vogt und 
Schultheiß, jowie den Priefter wählen, der Herzog fie nur beftätigen. (HegelL. 
©. 409 Hält Vogt und Schultheiß für identifch.) 

1) Lũb. Urk. v. 1188 ©. 10: omnia civitatis decreta (kore) — im älteften 
lateiniſchen Statut I. 28: quod civitas decreverit, — im beutfchen II. 48: dat 
de ratman settet. Wahrfcheinlich bezogen dieſe Küren fich nur auf bie Markt⸗ 
und Sicherheitspolizei Grensdorff S. 43) und wurben übrigens Anfangs von 
ber Gemeinde jelbft errichtet (ib. ©. 42). So Heißt ed auch im Schweriner 
Stabtreht, wie daſſelbe 1222 auf Güfteow übertragen wurde (bei Gengler 
$ 9): qui cirvitatis statuta infregerit, dabit tres marcas civitati. 

17) Daher auch hier die Hervorbringung des Bürgermeifteramts (in Schwerin 
fhon 1222 in $ 11. 12 der Statuten, in Lübed jeit 1256 Frensdorff S. 109. 
zuerft erwähnt), — die Erhebung des Raths zur wahren Obrigkeit, — bie Er» 
werbung bed Stadigerichtd und fchließliche Umbildung deſſelben zu einer unter 
dem Rath ftehenden Stabtbehörbe n. f. w. 
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E. Die Kirche und die Genoſſenſchaft. 


8 31. 

Die chriſtliche Kirche, jo Lange fie eine einheitliche und allgemeine war, 
verſchmolz in ihrer Verfaffung wie in ihrem gefammten Weſen römiſche und 
germanifche Elemente und fügte ald Drittes die ſpecifiſch theologifch-hierardi- 
Ihe Anjhauung hinzu. Für das Verhältnig des aus dieſen drei Faktoren 
zufammengejeßten kanoniſchen Rechts zum beutichen Volksrecht ergab ſich da- 
ber auf der einen Seite bie innigfte Berührung, auf der andern der ſchrofffſte 
Gegenſatz. Neben einem merfwürdigen Paralleliemus der weltlichen und kirch⸗ 
lichen Entwidlung ſehen wir fo ein feindjeliged Auseinanderſtreben beider, 
wir ſehen jedes Firchliche Suftitut im deutſchen Volksrecht fein Analogon fin- 
den und dennoch durch dad romanische und univerjelle Element eine Grund⸗ 
verjchiedenheit ihres Weſens hervortreten. 

Dies zeigt ſich insbefondere, wenn wir mit den im Reiche herrſchenden 
Gemeinſchaftsformen dieſer Zeit das kirchliche Gejellihafts- und Genoſſenſchafts⸗ 
recht und bie in ihm ringenden Gegenſätze vergleichen. 

Dem vollendeten Lehnreich entiprach die vollendete Hierarchie. Hier wie 
dort ward alle Gewalt und alles Recht von oben geliehen, führte eine Stu- 
fenleiter von Gott durch ben Papft abwärts bis zu jedem unterfien Träger 
geiftlicher Herrihaft. Hier wie dort war aber ferner für Herrichaft und 
Dienftamt eine dingliche Grundlage vorhanden, indem die kirchlichen Rechte 
und Pflichten ihrer politiſchen wie ihrer nußbaren Seite nach mit beftimmten 
Kirchen ald Zubehör verfnüpft wurden, jede Kirche fo gleich einem Herrenhof 
Haupt eined räumlichen Herrichaftökreifes ward, jedem geliehenen geiftlichen 
Amt ein geliehened Dienftgut, in Beſitz oder Einkünften beitehend, entſprach 
und jo endlich der Begriff des geiftlichen Amtes in dem des geiftlidhen bene- 
fieium unterzugehen drobte*). Andererjeit6 aber erzeugten die romanijchen und 
theologischen Elemente einen tiefen Gegenſatz zwilchen der Lehnsmonarchie und 
der Hierardjie. Sie waren es, welche ber letzteren eine dem deutſchen oͤffent⸗ 
Iihen Recht völlig unbekannte Kraft der Abftraktion und konſequenten Be 
griffsbildung verliehen, damit aber der Gentralifation und Organifation zum 
Siege verhalfen. Mit der furchtbaren Waffe des Gölibats befümpften die 
Träger bed Tirchlichen Einheitögebanfens die Bildung individueller Nechte in 
der Kirche. Sie verhinderten fo die Erblichkeit der Kirchenämter, welche fonft 


1) Bel. Thomassinug, Vetus et nova ecclesiae disciplina circa beneflcis, 
Magunt. 1786f., 3 Bände in je 3 Theilen. Der Begriff des beneficium tft hier 
der Audgangöpunft für das gefammte Kirchenverfaffungsreht. Nach J, 3. c. 69. 
8 19. 20 erſcheint daher aud die Stelle des einzelnen Mönches im Klofter als 
beneficium. Aber defien Inhalt ift a ganz wie urfprünglich bei allen Bene- 
ficien, nur das ali et vestiri. 
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unausbleiblich gewefen wäre und bie Kirche wie das Reich zertrümmert haben 
würde. Schwieriger war der Kampf gegen die Käuflichkeit der Aemter, doch 
war auch bier der Sieg bei der Kirche. Nur in Einem Punkte vermochte 
feine Bulle die nothwendigen Folgen des Beneficialjyftems zurüdzubrängen. 
Die innere Auffaffung des Kirchenamts konnte in einer Geiftlichkeit, welche 
weit über das amtliche Bebürfnig hinaus Herrihaft und Vermögen beſaß, 
welcher naturgemäß biefer Belt als hauptfächlicher Inhalt und Grundlage 
des Amtes galt, unmöglich fi) rein erhalten. Dem hohen und niederen Kle- 
rus wurbe gleichmäßig der geiftlihe Beruf zu nebenfählihem Zubehör ver 
Pfründe, mochte diefe nun Biniglihe Macht und Reichthümer ober mochte fie 
nur müßigen Lebensgenuß verleihen. Unaufbaltfam aber mußte ſolch innerer 
Widerſpruch zur Berweltlihung und endlich zur Entfittlihung führen. So 
oft der Kirche hiervon Heilung kam, kam fie nicht von oben, fonbern aus 
einer von unten auffteigenden Bewegung, welde ihr neue Elemente und 
Kräfte zuführte. Bald wurden dann freilich auch fie von der Krankheit bes 
Körpers ergriffen und es zeigte fi fo, dag nur in der Losreißung von dieſem 
Körper die Wiedergeburt möglich jei. Dennoch war die Macht des hierardhi- 
ſchen Gedankens jo gewaltig, daß er biß heute fteht. Um fo begreiflicher ift 
es, daß er in ber Zeit feiner höchften Entfaltung den Sieg über den Kaifer- 
gedanken errang. 

Die Uebermacht der Kirche ruhte auf ihrer einheitlihen Organifation. 
Zwar vermochte auch fie die ansfchließliche Beftimmung ihres inneren Lebens 
durch die von oben kommende Regel niemals durchzuführen, mächtig beftand 
auch in der flegreichen Hierarchie, mächtiger noch entwickelte ſich jeit ihrem 
Verfall die Theilnahme der Gefammtheiten am Regiment: allein es war bas 
in ber Kirche und ihren Gliebern vorhandene körperſchaftliche Element von 
dem beutfchrechtlichen Genoſſenſchaftsweſen doch ſtets in Einem Punkte durch⸗ 
and verſchieden. Jede kirchliche Körperihaft abjorbirte das individuelle Recht; 
fie abforbirte e8 in fehr ungleihem Grabe, indem fie bald nur für firchliche 
Angelegenheiten, balb für alle Beziehungen die Rechts- und Willensfähigkeit 
der Individuen aufhob: immer aber war gegen den Einheitöwillen der indivi« 
duelle Wille nicht vorhanden, der Einzelne im Verbande, jo weit er vom Ber- 
bande ergriffen ward, war diefem gegenüber rechtlos. Deshalb Fonnte zwar 
bafd neben, bald unter, bald fogar über dem Haupte eines Firchlichen DBer- 
bandes eine Gejammtheit zur Darftellung der Einheit berufen fein: für den 
Einzelnen wurde damit bie Pflicht des unbedingten Gehorfams gegen ben 
Oberen, die Ableitung feines Willens und Rechts von etwas außer ihm nicht 
verändert. Die beutfchrechtlihe Genoffenfchaft aber zeichnete ſich dem gegen- 
tiber gerade dadurch aus, daß in ihr ebenfowol gegen die Gefammtheit wie 
gegen den Herrn das Individuum jelbitändig blieb, daß es die aus ihm 
jelber ftammende Rechteperfönlichkeit behielt. 

Zunächſt gab ed daher nie im Neich eine derartige Trennung von Trä- 
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gern der Herrichaft und Gegenftänden der Herrichaft, wie Die Kirche fie für 
das religiöfe Gebiet zwifchen Klerus und Laien errichtete. Einige Reminis- 
cenzen an bie einftige Selbftverwaltung der Kirchengemeinden dauerten freilich 
noh fort. Der alte Sak, daß Klerus und Volk der Discefe die Biſchofs⸗ 
wahl vorzunehmen hätten, zeigte fich wenigftens noch in einer Betheiligung 
der Baffallen und Dienftmannen wirffam?) und dieſe übten auch bei wid. 
tigen Firchlichen Handlungen des Biſchofs das Recht der Zuftimmung häufig 
aus. Lebhafter noch blieb vielfach tn den Parochien die Theilnahme der 
Gemeinde an der Pfarrerwahl und der Beſetzung anderer Kirchenämter und 
an ber Berwaltung des Kirchenvermögend. Auch der Patronat gab Ein- 
zelnen wie Genofjenjchaften kirchliche Rechte. Immer mehr indeß drang in 
engeren und weiteren Kreifen die Theorie der Kirche durch, daß die Laien in 
firhlihen Dingen nur zum Gehordhen vorhanden, ihre Gemeinden bloße Ber- 
waltungsfprengel jeien, und der Begriff der Kirche umfaßte daher überhaupt 
nur noch in einem weiteren Sinn die universitas fidelium, während im enge» 
ren Sinn nur die universitas cleri die Kirche als aktive Trägerin kirchlichen 
Rechtes war. 

In der Kirche felber erhielt fich freilich im Ganzen wie im Cinzelnen 
das ſynodale Element: allein trog vorübergehender höherer Bedeutung ſank es 
mehr und mehr zu jener untergeordneten Stellung herab, welche e8 noch heute 
in der katholiſchen Kirche einnimmt, wonach die Synoden nichts find ald „außer 
ordentliche Mittel der Regierung” ?). Nie erlag dem Primat vollftändig die 
Selbjtändigfeit des Episkopats, aber es ftellte fi) mehr und mehr thatfächlich 
feit, daß er in feiner Geſammterſcheinung auf den ökumenischen Koncilien 
‚unter, nicht über dem Papit ſtehe. Erft in der folgenden Periode konnten die 
Koncilien wieder beanſpruchen, auch ohne den Papft die „universalis ecclesia“ 
zu repräfentiren®). In Ländern und Provinzen beitanden in gleicher Bedeu⸗ 
tung die National» und Provinzialfynoden forts) und dem Bifchof gegemüber 
wahrte fi) tie Gefammtheit des Didcefanklerus auf den Diöceſanſynoden 
wenigſtens dad Recht des Beiraths in den Angelegenheiten der Diöceje®). 
Selbftändige Berfammlungen der Archidiakonen, Ruraldekane und Officiale 
blieben gleichfalls üblich”) und es war jo überall eine Vereinigung der dem- 








3, Weber die Biſchofswahlen nad) 500 Thomajfinus il. c. II, 2. c. 20-43. 

2 So rubricht fie Schulte, Lehrb. des kathol. Kirchenrechts. 2. Aufl. 1868. 

87f. S. 305. Bol. Walter, K. R. & 168. 

9 Richter, ER. 3 154. Walter. c. $ 164 166. Schulte Lc. 8 87. 
©. 305. 

5) Thomaffinus II, 3. c. 56. 57. Walter 8 166. Richter 8 155. 
Schulte 8 88. 

6 Thomaffinus I, 3. c. 74. 75. Walter 8 167. Richter $ 156, 
Schulte $ 89. 

) Thomafſinus IL 3. c. 73. . 
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jelben Oberhaupt untergeordneten Perfonen analog wie im weltlichen Recht, 
wenn auch in unfelbftändigerer Bedeutung, gegeben. 

Eine feftere koͤrperſchaftliche Verfaffung bildete fih in den Kollegien ber 
zu berfelben Kirche gehörigen Geiftlichen aus. An der römifchen Kirche ent- 
ftand als Senat des Papftes die Körperfchaft der Kardinäles). Enger ſchloß 
fih an den bifchöflichen Kirchen der Klerus zufammen, indem er fi zu moͤnchi⸗ 
her Gemeinfamkeit des Lebens vereinte”). Urſprünglich waren die fo ent- 
ftandenen Kapitel ganz nad dem Mufter einer häuslichen Gemeinſchaft ein- 
gerichtet; fie lebten nach fefter Regel (canon) im Haufe des Biſchofs in voller 
Gemeinſchaft (vita communis) ohne Privatbefit und waren dem Biſchof oder 
feinem Stellvertreter als Hausherrn unterworfen!‘). Unter Karl d. Gr. 
wurde reichögefeglich darauf gedrungen, daß alle Kleriker entweder ald Mönche 
oder als Kanoniker Tebten!!), dagegen war bei den leßteren das Erforderniß 
der perjönlichen Armuth bereits fortgefallen!). Es entſtanden feitbem auch 
ähnliche Vereinigungen an nicht bifchöflichen Kirchen (die fpäter jogenannten 
Kollegialftifter) ). Sm Laufe der Zeit mehrte fi in diefen Verbänden die 
GSelbftändigkeit der Geſammtheit gegenüber dem Kirchenvorftand; als senatus 
ecclesiae 1‘) erlangten fie ein förmliches Mitregierungsredht, als Genoſſenſchaft 
einen felbjtändigen Anſpruch auf Nubung des Kirchenguts und eine immer 
erweiterte Selbftwerwaltung. lichen fie fo in ihrem Verhältnig zum Biſchof 
etwa einer herrſchaftlichen Genoſſenſchaft, fo trat vom zehnten bis zwölften 
Jahrhundert befonders an den Kathebralfirchen ihre Umbildung in völlig un- 





—,— 


8 Thomajfinus I, 2. c. 113—116. Er bemerft mit Recht (I, 3. c. 8. 
8 13 u. c. 10 $ 5), daß im Karbinalfollegium ein Bild ber allerälteften Kapitel 
fortdauere. Vgl. auch Gieſeler, Kirchengefhichte I, 1. S. 186f. Eichhorn, 
R. ©. 8 137. Walter, K. R. $ 1377. 

9) Ueber die Entftehung der Kapitel, welche man auf Auguftinus zurüdführt, 
Thomaffinus I, 3. c. 2—10. Weber ihren Zufammenhang mit ben alten 
Seminaren und Schulen ib. I, 3. c.5.6.388 2, OD, 1. c. 102 8 2f. — Bol. 
ferner Planck, Geſch. der hriftl. Gefellichaftöverf. III. 641f. Giefelerl.c. I, 
1. ©. 48f. 207f. Rettberg, Kirchengefchichte II. 662f. Boehmer, prince. jur. 
canon. Lib. 3. sect. 3, tit.3u.4. Schmalz, Hanbb. des fanon. Rechts 8 207f. 
Walter l. c. $ 148. 149, Die regula Chrodogangi des Biſchofs v. Eli b. 
Labbaeus, Coll. conc. VII. ©. 1444. 

0, Thomajfinus I, 3. c. 9$ 11: una cumepiscopo domus, una mensa, 
una omnium rerum societas et communio. 

11) Cap. I. Car. M. a. 789. c. 271. 75; 802. c. 22; 805. c.9. Thomaſſi- 
nus 1, 3.c.9. 

12) Thomaffinus I, 3. c. 20 $ 1—6. 8. Auch keine stabilitas loci. Ib. 
5 7. Daß aber urſprünglich Armuth gefordert wurde, ib. I, 3. 0.2 $ 7—11. 

1) Thomaffinus I, 3. c.9 8 6—7. c. 11. Walter 8 148. 

1, Thomafſſinus I, 3. c. 7 8 7f. c. 88 6—8.c. 9 8 12f. 
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abhängige Körperihaften ein!) Das Zujfammenwohnen und die häusliche 
Gemeinſchaft fielen fort'‘), die Mitglieder des Kapitels erhielten eigne Häufer 
(curiae) und Einkünfte (praebendae), das SKirchenvermögen wurde zwiſchen 
Biſchof und Stift förmlich und definitiv wertheilt 7) und bie Rechtönerhältniffe 
zwifchen beiden auch im Uebrigen vertragsmäßig geordnet. Die Kapitel wurben 
nun ganz jelbftändige Körperichaften, bemen ber Biſchof als folder nicht einmal 
angehörte, die vielmehr fich jelbft ihren Vorſtand (ben aus dem einftigen Stell- 
vertreter des Biſchofs hervorgegangen prior, decanus oder praepositus) und 
ihre zahlreichen Beamten wählten. In den eignen Angelegenheiten genoffen fie 
eine faft völlige Unabhängigkeit, weitgehende Autonomie, eigne Gerichtsbarkeit '®), 
Selbftverwaltung und Bermögensfähigket. Auch ftand ihnen meift die Auf- 
nahme neuer Mitglieder zu, wovon fie ſchon jet bisweilen in der Weiſe Ge⸗ 
brauch machten, da fie Die Zahl der Stellen ſchloſſen und bie Erlangung einer 
ſolchen an ablige Geburt nüpften‘Y). Obwol fie aber fo zu balbweltlichen 
Verbänden wurden, welche als ihre Hauptaufgabe die Verwaltung und den 
Genuß ihres Bermögend betrachteten, wurbe ihr Antheil am Kirchenregiment, 
ftatt zu finfen, jebr gejteigert, indem jie im geiftlichen wie in weltlichen Dingen 
den Biſchof theils an ihren Rath theild an ihre Zuftimmung banden, bezüglich 
der Mitverwaltung des Kirchenvermögend die wichtigiten Rechte ausübten, bei 
erledigtem Stuhl die Kirche vertraten und feit 1122 faft überall ausſchließlich 
die Biſchofswahl übten. 

Mehrfache Berfuhe wurben im 11. und 12. Jahrhundert gemacht, die 
vita communis und damit die alte Form ber Kapitel ohne oder jelbft mit 
perjönliher Armuth wiederherzuftellen). Allein nur vereinzelt gelang bies 
und es entftanden jo neue Kongregationen von Klerikern, auf welche ber Name 
canonici regulares übergieng, während die übrigen canonici (obwol ohne 
canon) seculares hießen?i). Später nahmen mande ſolcher Regularkanoniker 
die Regel des Ordens der Prämonftratenfer an 22). 

Wichtiger für die Gefammtentwidlung der Kirche und für ihren Einfluß auf 


Bol. Thomaſſinus I, 3. c. 10. 70. Planft IV, 2. ©. 565f. Gieſe⸗ 
ler II, 2. $ 64. ©. 260f. Raumer, Hohenftauffen VI. 29f. Eichhorn. c. 
8 333. Böhmer L c. tit. 4 $ 422f. Schmalz lc. $ 210}. Walter. c. 
5 149. Richter 8 120. Schulte $ 58. ©. 226 — 286. 

6) Zuerft in Trier. Pland IH. 758f. 

) Thomaffinus II, 2. c. 20. 23. Pland II 749 - 767. IV, 2. 
©. 565f. 

»», Thomaffinus III, 2. 2387. 

19 Siefeler II, 2. Note b. (1232 in Strasburg). Seufert, Verſuch einer 
Geh. des deut. Adels in den Erz- und Domftiftern. 1790. Walter $ 150. 

 Thomaffinns I, 3. c 11. 21. Eichhorn 8 334. Walter $ 150. 

2 Thomaffinns Lc. c. 218 6f - 

20) Stefeler II, 3. $ 65. ©. 264. 
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das weltliche Vereinsrecht, als die Kongregationen ber Kanoniker, war der Sortichritt 
des Monchſthums 22). Zunächft wurbe die innere Verfafjung der einzelnen Klöfter 
eine freiere, indem allmälig das korporative Element über ben Gedanken ver völligen 
Hingabe an einen übertrdifchen, durch ben Oberen bes Klofters vertretenen Herrn 
überwog. Der Einzelne, welcher in dad Klofter trat, entäußerte fich freilich nad) 
wie nor feiner Bermögensfähigkeit, feines Kamilienrechts und feines eignen Willens 
zu Gunſten einer über ihm ftehenden Einheit: aber dieje Einheit wurde nicht 
mebr von dem Abt (Prior, Guardian, Rektor) allein, fondern von ihm und 
der Gefammtheit der Brüder repräfentirt. Freilich blieb dem Abt eine mo- 
narchiſche, der hausväterlichen ähnliche Gewalt, Disciplin.und Bertretungäbe- 
fugniß: aber aus ber Benediktiniſchen Vorſchrift, in wichtigeren Dingen den 
Rath der Brüder einzuholen?*), entwidelte fi ein ganz ähnliches felbftändiges 
Zuſtimmungs⸗ und Kontrollreht des Konventes der wollbereihtigten Brüder 
oder ihres Ausſchuſſes wie bei den Kapiteln). Aus einer Hansverfaffung 
wurde in allen Beziehungen mehr und mehr eine Kollegialverfaffung*) und 
auch die Abtswahl wurbe freier”). Auf der anderen Seite indeß wurde gerade 


2) Thomaffinus I, 3. c. 12—25. 65—69. Böhmer, jus eccles. Prot. 
II. tit.35 8 47—70. Rettberg, Kirchengefch. II. 682— 692. ®iefeler II, 1. 
5 0. S. 237f. 1, 2. $ 67f. ©. 2797. Behr, Allg. Geſch. der Mönchsorden. 
Tübingen 1845. 2 Bde. Dove, in Bluntfhli’s Staatswörterbud. v. „Orden, 
geiftliche.* Bol. auh Böhmer, princ. jur. canon. lib. 3. sect. 8. tit.1 u. 2. 
Schmalz, Handb. des kanon. Rechts 8 192 — 206. Eichhorn, R. ©. 8. 330 bie 
332. Walter, K. R. 8 341. Richter $ 280. 23831. Schulte ©. 454f. 

24, Diefe mildere Auslegung ber Pflicht bes Gehorſams ober Dulbens unter- 
[hied von Anfang an die Regel Benedikt von der Kolumbans, welcher blinde 
Unterwerfung forderte. Rettberg IL. 681f. 

5, Tit. X de his quae fiunt a praelato sine consensu capituli III. 10. 
Walter 8 342. Schulte $ 174. 

*), Damit hörte auch die Häusliche Beichäftigung der Mönche mit Feld- und 
Handarbeit, Die unter Allen reihweis wechfelnde Beforgung der Küchengeſchäfte u. ſ. w. 
auf. Es gab nun befondere dienende Brüber ohne Sik und Stimme und nur 
für die Aufficht wurden noch vollberechtigte Mitglieber ald Beamte beftellt. — 
Ueber die verfchiedenen Aemter des Klofterd vgl. Thomaffinus L, 3. c. 66. 67. 
Bei den Benediltinern ftand unter dem Abt ein ernannter und abſetzbarer prae- 
positus ald Etellvertreter; fin die Disciplin waren bie Mönche in Dekanien ge 
theilt, deren jede einem gewählten decanas unterftand; endlich gab es befondere 
Beamte für den Keller, die Fremdenaufnahme, das Kranten- und Almojenweien, 
den Schaß, die VBermögendverwaltung (oeconomus), bie gestennieniligen Hand⸗ 
lungen u. ſ. w. 

7, In Tarolingifcher Zeit galten, zumal bie Abtswahl nicht der Majorität, 
fondern einer pars quamvis parva congregationis, wenn ihr consilium das 
sanius war, überlafien zu werben pflegte, die Biſchöfe und benachbarten Aebte 
für befugt, gegen eine jchlechte Abtswahl einzufchreiten. Rettberg II. 681f. 
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jest die Verbindung des Mönchstbums mit der Kirche inniger als bisher. 
Während ehedem die meiften Mönche Laien geweien waren und nur einige 
wenige die Weihe empfiengen, waren fie feit dem 10. Jahrhundert meilt Kle 
rifer®®) und ed wurden nur noch für die gewöhnlichen Dienſte und Handar- 
beiten Laienbrũder (conversi) one Sit und Stimme aufgenommen?). Die 
Verleihung von Pfarrlirhen an die Abteien, gefteigerte Privilegien und 
Eremtionen von ber bilchöflichen Gewalt?) brachten dad Moͤnchſthum in eine 
noch feitere Stellung innerhalb der firchlichen Ordnung. Hierdurch wurbe bie 
Umwandlung der Klöfter in bloße freie Geſellſchaften verhindert und vielmehr 
trog der Fortbildung ihrer Torporativen Selbftänbigkeit gleichzeitig ihr Charakter 
als Eirchlihe Anftalten immer jchärfer ausgeprägt. 

Gleiche Urjahen wie bei den Kapiteln wirkten auch bei ben Klöftern 
frühzeitig auf Berweltlihung und Sntartung und brohten den Berfall der Ge- 
meinjamkeit, ja jelbft Bermögenstheilungen?') herbeizuführen. Allein dem 
Mönhethum wurde eine mehrmalige großartige Regeneration zu Theil, welche 
jedesmal zugleih den wankenden römifchen Stuhl neu gefeftigt bat. Alle bieje 
Regenerationen giengen ohne oder jelbft wider den anfänglihen Willen ber 
Päpfte aus einer von unten fommenden Affociationsbewegung hervor. “Den 
Anftog gaben ihnen allen die romanifchen Nationen und in gejteigertem Ma 
trägt jede fpätere deutlicher, am beutlichften bie fpätefte (der Jeſuitenorden) 
romanijches Gepräge. Aber jo jehr ihre Tendenz zur Centralifation, zu mili- 
tärifcher Organifation, zur Aufopferung des Individuums für eine fanatiſch 
ergriffene Einheitsidee ſich gegenfäßlich zum deutſchen Genoſſenſchaftsweſen ver- 
hielt, fo mächtig wurde doch auch Deutſchland von dieſen Bewegungen ergriffen, 
wurben auch bier Recht und Berfaflung von ihnen modificirt. 

Die ältefte der angedeuteten Negenerationen beftand in der Verbindung 
der Klöfter zu Moͤnchsorden. Urfprünglich war jedes Klofter gleich einem an 
die Stätte gebundenen Fronhof eined beftimmten Heiligen ein felbftändiges 
Ganze; unter mehreren Klöftern eriftirte kein juriftifher Zufammenhangse), 
bon etwaigen Eigenthums- oder Patronaterechten eines Klofters am anderen und 


se, Weber dad Berhältni von Klerikat und Monachat vgl. bei. Thomaffinus 
L, 3. c. 13 —15. 17— 19, 

2°) Auch fratres im Gegenſatz zu den patres oder clerici genannt. Walter 
8 342. Eichhorn $ 332, 

” Thomaſſinus I, 8. c. 26 — 40. Gieſeler O, 1. 8 32. ©. 242. II, 2. 
5 67. ©. 282f. Eichhorn $ 189. 831. Schulte $. 175. ©. 475f. 

21) Vgl. über eine Theilung von Beſitz und Ländereien in Zulda, auf deren 
Rückgängigmachung gedrungen wurbe, Rettberg II. 686. 

22) Die Mebereinftimmung der Regel berechtigt nicht, mit Thomajfinus J, 
3. c. 23. 24 (bei. $ 9 zu fagen, ‚vor den Kongregationen habe nur unus ordo, 
unum omnium monachorum corpus eriftirt. in juriſtiſches corpus wenigftend 
war es nicht. 

19* 
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von einzelnen der Verbindung von Mutter- und Tochterdörfern analogen Be- 
ziehungen, welche zwiichen einem Stammkloſter und feiner Kolonie bisweilen 
fortdauerten, abgeſehen ?). Cine Erweiterung der Elöfterlihen Gemeinſchaft 
trat dann zunächſt durch die Verleihung der Brüderjchaft als einer Art Ehren- 
mitgliedfhaft an hervorragende Laien, mehr noch dur Yraternitätd- und 
Kartellverträge zwiſchen verjchiedenen Klöjtern ein). Seit dem 10. Jahr⸗ 
hundert aber wurde die Iſolirung der Klöfter mehr und mehr durch große 
Kongregationen verdrängt, welche in Verbindung mit einer Reform des Mönde- 
weſens unter verjchiedenen Klöftern geftiftet wurden. Die ältefte dieſer Kon- 
gregationen gieng im Sabre 910 von dem Abt von Clugny aus und führte 
zur Begründung ded Ordens der Kluniacenjer, der bald mehrere Hunderte von 
Denediltinerflöftern umfaßte. Der Orden hatte eine Gefammtverfafjung, an 
deren Spite der Abt von Clugny als archiabbas, dad Klofter Clugny als 
archimonasterium, coabbates und proabbates unter ihm ftanben®). Sn 
Italien entftand 1018 der Einfieblerorden der Kamaldulenjer und 1038 der 
Gönobitenorden. Länger dauerte es, bis das Ordensweſen in Deutſchland 
Eingang fand: erft im Sahre 1069 gelang ed, nachdem der jehr heftige 
MWiderftand der Mönche befiegt war, dem Abt Wilhelm von Hirſchau, eine 
Kongregation nah dem Mufter des Kluniacenſerordens — die congregatio 
Hirsaugiensis — gu gründen. 

So mädtig aber der Aufihwung war, den dieſe Kongregationen dem 
Mönchsthum verliehen, bald erlagen fie von Neuem dem allgemeinen Schiejal 
aller geiftlichen Korporationen, der Verweltlihung durch Macht und Beſitz. In 
raſcher Aufeinanderfolge erblühten und verbreiteten fich Daher neben den alten neue 
Mönchsorden, welche die Wiederbelebung der religiöfen Grundidee des Klofter- 
weiens erftrebten. So 1073 — 1083 ber Orden von Grammont, 1084 der 
Karthäuferorden, 1094 der Ordo Fontis Ebraldi, 1095 die hospitalarii s. 
Antonii abbatis, 1120 der Prämonftratenjerorden, 1156 der SKarmeliter- 
orden, vor Allem aber jeit 1098 der Ciſtercienſerorden, welcher, indem er 
dem Reichthum und der Zuchtlofigkeit der Benediktiner und Kluniacenfer 
ftrenge und ärmliche Lebensweiſe, ihren ungemefjenen Privilegien und Erem- 


3) Rettberg IL. 670f. 

% Bol. 3. B. die Berbrüderung zweier gallifcher Klöfter v. 838 b. du Fresne 
v. fraternitas; Die Berbrüderung von 7 englifchen Klöftern unter Wilhelm I. 
„quasi cor unum et anima una“ b. Wilda, Gildenwejen S. 32; die Fraterni- 
tätöverträge v. 1219. 1821 b. Guden. I. 467. 476. III. 193; die adelpons eines 
griechifchen Klofterd in Unteritalien mit einem lübiſchen v. 1279 im Urkb. des 
Bisth. Tüb. ©. 246. Auch wurde an ganze Gilden oder Korporationen oder an 
Einzelne, oft gegen hohe Summen, die Brüderfchaft eines Klofterd oder eines 
ganzen Ordens verliehen. 

3) Thomaffinus I, 3. c. 25. Pland II. 697f. Raumer VL 399f. 
©iefeler II, 1. 8 33. ©. 239f. 
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tionen Unterwürfigfeit unter den Biſchof entgegenfeßte, nah 60 Jahren be- 
reitö über 500, im 13. Jahrhundert mehr als 1800 Abteien umfaßt. Mit 
ber Reform der Regel war zugleidh bei den Giftercienfern eine Fortbildung 
der Orbenöverfaffung verbunden, indem der Abt von Giteaur ald Prior der 
ganzen Kongregation mit monardhischer Gewalt befleidet wurde, die Aebte ber 
vier nächft vornehmen Tochterflöfter (filiae principales) ihm als Provinzial. 
obere zur Seite traten, eine regelmähige VBerfammlung ſämmtlicher Aebte als 
Generalkapitel die Prioren beſchränkte und enblich jährliche Vifitationen der 
einzelnen Klöſter durch bie Oberen das Syſtem vollendeten”). Diefe Ein- 
rihtungen wurden um jo wichtiger, als Innocenz TU. fie in allen Orden ge 
ſetzlich machte”). Derjelbe Papft verbot zugleich wegen der gefteigerten 
Mannidfaltigkeit der Kongregationen die Begründung neuer Orben?®), ein 
Verbot, von dem freilih bald darauf zu Gunſten der Bettelmönche wieber 
abgegangen werben mußte, das aber doch deutlich zeigt, wie auch dem gewal⸗ 
tigen Aufſchwung der religiöfen Affociation gegenüber die Kirche an dem 
Standpunkt fefthielt, daß die Eriftenz einer geiftlihen Genofſenſchaft von 
der päpftlichen Sanktion abhängig fei. In der That ſetzte jeht wie fpäter 
Me Kirche ed durch, daß alle neu entitehenden geiftlichen Geſellſchaften von 
einiger Bedeutung ihre Regel und Berfaffung fih — formell wenigftens — 
vom päpftlihen Stuhle ertheilen liegen und von ihm die Gefammtheit ihrer 
Rechte herleiteten, fo daß auch die jpontanften Orbenövereinigungen ebenfo 
wie die einzelnen Orbensgemeinden nie unter den Begriff völlig freier Ge 
jellfhaften fielen, jondern als kirchliche Anftalten mit gefellichaftlicher Ver⸗ 
faffung betrachtet wurden ’9). 

Um fo tiefer griffen alle diefe geiftlihen Geſellſchaftsbildungen in bas 
nationale Leben ein, als den Bereinigungen der Männer ähnliche Vereinigun- 
gen ber Frauen parallel liefen. Den kanoniſchen Klerikern entſprachen kano⸗ 
niſche Sranenkongregationen), die gleih jenen fpäter in die Vereinigungen 
der nach förmlicher Regel lebenden Regularlanonifjen*') und der ohne eigentli- 
ches Gelübde nad laxerer Regel verbundenen Säkularkanoniffen **) zerfielen, von 


2) Thomajfinud I, 3. c. 68. Gieſeler II, 2. $ 67. ©. 280f. Dove 
l. ce. ©. 393f. 

37) Conc. Lateran. IV a. 1250 c. 12. C. 7.8. X de statu monach. III. 85. 

3) Gonc. Later. l. c. c. 13. 

2) Bol. Richter 5 2805. Schulte ©. 458. 461. Etwas anberd Walter 
8 340. Bgl. c. un. $ 3 de relig. domin. in 6°; c. 7. X de statu monach. 

%, Conc. Vernens. a. 755 c. 11. Conc. Mogunt. a. 818 c. 13. Conc. 
Cabilon. a. 813 c. 53. Im $. 817 wurde für fie zu Achen eine eigene Regel 
(von Amalarius verfaßt) publicirt. 

, Thomaffinus I, 3. c. 50. 51. 63. Walter 8 348. Rettberg I. 
699 

ya Thomaffinns 1. c. c. 635 8 5—10. Reformverſuche in c. 43 8 5 de 
elect. in 6° (I, 6); clem. 2 de stat. mon. 3, 10. Conc. Col. a. 1586. 
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denen aber befonderd die letzteren früh in bloße einftweilige Berjorgungsan- 
ftalten adliger Sräulein ausarteten*%). Ebenſo fanden den Männerklöftern 
und Dönnerorden Frauenkflöfter und Frauenorden zur Seite, weldhe der allgemei- 
nen Bewegung folgten unb fi) meilt an die Regel eines Männerordbens an- 
ſchloſſen *). 

Wenn aber die eigentlich geiftlichen Körperjchaften die Trennung von 
Kirche und Volk eher verjchärften ala milderten, jo wurde der Zufammenhang 
beider durch jene zahlreichen Zwifchenbildungen zwiſchen geiftlichem und welt- 
lihem Recht immer neu befeftigt, welche das ganze Mittelalter erfüllen. Was 
in diefer Beziehung für engere Lebenskreiſe die Brüderſchaften wirkten, wie 
derholte fich feit dem Beginn des 12. Iahrhunderts in großartigerem Maf- 
ftabe in den geiftlichen Ritterordben, welche durch das Mittel der religiöfen 
Bereinigung dad Ritterthum mit der Kirche verknüpften“). Aus Eleinen An- 
fängen, meift aus freien Einungen oder Bruderſchaften von Rittern und Bür- 
gern hervorgegangen, breiteten fie fi über alle europätjchen Länder und fo 
auch über Deutichland aus. Beſonders waren ed brei von biefen großen Ge- 
nofienfchaften, welche bier Fuß faßten: der von neun franzoͤſiſchen Rittern, 
die neben den drei Mönchsgelübden die Beſchützung der Pilger als viertes ver⸗ 
iprachen, in Serufalem 1118 geftifiete und 1128 vom Papft mit eigner Regel 
perjehene Orben ber Tempelherrn; der jeit 1120 aus einer 1048 von Amalfi- 
ſchen Kaufleuten geftifteten Hospitalbrüderſchaft Johannis des Käufers erwach⸗ 
jene und 1130 beftätigte Drben der Sohanniter; vor Allem aber der 1190 
aus einer Brüderſchaft Hamburger und Lübecker Bürger entftandene und 1191 
beftätigte Orden der Brüder vom Hospital der Deutichen zur heiligen Maria 
in Sernfalem ober ber beutiche Orden, mit welchem 1237 der 1204 in Lief⸗ 
land gegründete Orben ber Schwertritter vereinigt wurde. Dieje Orden, denen 
kleinere Nitterorden ähnlicher Art zur Seite ftanden**), berubten auf der Ver- 


“) Thomaffinuß 1. c. c. 63 8 5. 6. 8. 9. Um das Jahr 1220 waren 
nad Vitriac. hist. occ. c. 31 in Deutfchland die Vereine folcher fogenannten 
domicellae, die „nonnisi fllias militum et nobilium in suo collegio volunt 
recipere“, in voller Blüthe. Giejeler II, 2. 8 71. ©. 338. 

“, Thomaffinus I, 3. c. 42—62. Rettberg II. 694—699. Auch die 
Srauenklöfter giengen yon Egypten aus, verbreiteten ſich dann im Abendlande nach 
verſchiedenen Regeln (3. B. des 5. Auguftinus, Gaffianus, Cäfartus und Aurelta- 
nnd), bis Die Regel Benedicts auch Hier faft alle anderen verdrängte. Später 
trat dann faft jebem bedeutenderen neuen Mönchsorden auch eine Frauenkongre⸗ 
gation zur Seite. | 

5 Bol. Gieſeler IL,2. 872. ©. 340—851. Raumer, Hohenft. I. 487Ff. 
Böhmer L c. tit. 5. Runde, P. R. $ 3986. Schmalz 1. c. $ 215f. 
Walter 5 345. Eichhorn 8 385. Dovel.c. ©. 369f. 

#) Zahlreich befonderd in Spanien. So der 1175 beftätigte, aus Geiftlichen 
und Nittern gemifchte Diden bes heiligen Zalob vom Schwert, der Orden von 
Salatrava (1158), der Orben von Montrefa (1316); in Portugal der Orden von 
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bindung möndhifcher und Friegerifcher Lebensweiſe und richteten demgemäß auch 
ihre Berfaffung als ein Mittelglied zwifchen einer Ordensverfafſung unb ber 
Berfaffung eines Triegeriihen Gemeinweſens ein’). Weil aber ihre haupt⸗ 
ſächliche Bebentung für Dentichland erft in die folgende Periode fällt, ſoll bort 
noch kurz von ihnen die Rebe fein. 


Aviz (1162) und der Chriftorden (1819). In Stalien 1261 der Ritterorden ber 
Jungfrau Maria. In Zerufalem der Drben vom heiligen Lazarus. Bol. bef. 
die Chronik bei Gryphius, kurtzer Entwurff der Geift- und Weltlichen Ritter 
Orden. Leipzig und Breslan 1709 S. S—158, wo noch viele andere geiftliche 
Ritterorden aufgeführt werden. ©. auh Schmalz 1. c. 8 215. 

#7, Bol. über die Templer Münter, Statutenbucdh bed Ordens der Tempel- 
bern u. ſ. w. Berlin 1794. Ueber die Tohanniter Faldenftein, Geſchichte 
bes Sohanniterorbend. Dresden 1838. Ueber den beutfchen Orden Hennig, 
die Statuten des beutfchen Ordens ıc. Königsb. 1806. 


Dritte Periode. (1200 — 1525.) 
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Kaum giebt es in der deutſchen Geichichte eine Epoche, die fo verſchieden 
beurtheilt und dargeftellt worden wäre, als das Tahrhundert, welches den Unter- 
gang ber Hohenftaufen und das große Interregnum ſah. Sehr erflärlih! 
Denn in feiner andern Zeit giengen Auflöfung und Neubildung glei unver- 
mittelt neben einander her. Unrettbarem Berfall eilte nach einem legten glän- 
zenden Aufleuchten feiner erhabeniten Ideen das deutſche Lehnreich zu, gleichem 
Schickſal nahte troß aller äußeren Siege feine erbitterte Nebenbuhlerin, die 
römifche Hierarchie. Mochten die Formen der feubalen Zeit auch in zäher 
Lebenskraft noch ein halbes Jahrtauſend überdauern, ihr innerer Gehalt war 
in fteter Abnahme begriffen, ihr endlicher Untergang befiegelt. Der Gedanke 
des Treudienftes, der auf dinglicher Grundlage alle Glieder des Reiches und 
der Kirche bis aufwärts zu einer höchiten Einheit verkettete, hatte feine Macht 
über den zum Bewußtjein erwachenden deutfchen Geift verloren. An Stelle 
des frommen Blickes nach oben trat der troßige Blick auf fich ſelbſft. Bor 
dem Gelbitgefühl verblaßte die Treue, eine Eräftige Selbftbeftimmung Iehnte 
fich gegen die felbftlofe Hingebung an den irbifhen Here auf. Im eignen 
Willen begann das mündig werdende Gefchleht Maß und Ziel feiner Ent- 
ihlüffe, im eignen Denken die Duelle feiner Ueberzeugungen zu ſuchen. Drei 
Jahrhunderte hindurch vollzog fih von ba an in ftetigem Gange die änfere 
und innere Selbitbefreiung des beutjchen Volkes. Aber derſelbe Zeitgeift, wel- 
her den großartigen Bau des Meiches und ber Kirche unterhöhlte und zer- 
brödelte, vereinte mit ber zerftörenden eine raftlos fchaffende Kraft. Ohbnmäd)- 
tig ward jede von oben und außen fommende Macht; aber von unten und 
innen organifirte das Volk fich jelbft in freiefter Selbithilfe, gebar es aus fich 
jelbft, während es die höchſten Gedanken der Vergangenheit zu Grabe trug, 
bie bewegenden Ideen einer reicheren Zukunft. Den Freunden des Alten er- 
jheint die ganze Zeit nur als eine Reihe von Rebellionen gegen das geltende 
Recht und die Iegitime Autorität: der Vorwärtsblickende fieht in ihr eine Kette 
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fernwirkender Befreiungsthaten. Zum Abſchluß kam diefe Bewegung auf gei- 
fligem und religiöfem Gebiet durch die letzte und größte Freiheitsthat, — bie 
beutiche Reformation. Drei Tahrhunderte hatten ihr den Boden bereitet und 
fie 309 gewiſſermaßen das Facit berfelben. Mit ihr aber hatte, fo fcheint es, 
fi) die produktive Kraft des beutichen Volkes auf lange hinaus eridhöpft. 
Unmittelbar nad) ber Reformation beginnt ein Stillftand und bald eine Rück⸗ 
ftrömmmg in dem Leben der Nation: nur noch Einzelne find von da an Trö- 
ger bes Fortſchritis und der Bilbung; einzelnen hervorragenden Geiftern über- 
laͤßt das deutiche Volk die geiftige Entwidlung, den Fürften die Fortbildung 
feiner politiſchen Ideen und Geſchicke, lebendige Selbftthätigkeit aber den 
Völfern des Auslands. Den brei Jahrhunderten, in denen Alles von unten 
und innen fam, folgten fo drei Jahrhunderte, in denen, was überhaupt in 
Deutihland zum Kulturfortfchritt gefchah, dem Volke won oben und aufen 
gefpenbet warb, bis dann endlich in unferm Jahrhundert bie Volkskraft von 
Neuem defto gewaltiger ermachte. 

Im Gebiete des Rechts und der Berfaffung entiprach der auffteigenben 
Bollsentwidlung bis zur Durdführung der Reformation das Sinungs- 
wefen, die freie Affociation in ihrem mittelalterlichen Gewante. Das Eimungs- 
wejen war dad herrichende Princip diefer Periode, fo gut wie das Lehnsweſen 
es für die vorangegangene, die Obrigkeit für die folgende Periode war”). 
Sreilich lebten neben der Einung die alten Verbindungen in reicher Fülle fort, 
freilich erhob ſich fait gleichzeitig mit ihr in ber fich abſchließenden Landes⸗ 
boheit ein ganz neues Princip, welches, gleich ihr dem Feubalprincip feindlich, 
ſchließlich nicht nur über diefes, fondern auch über die Einung triumphirte. 
Allein e8 war das inungswefen, welches zunächſt allein wahrhaft ſchoͤpferiſch 
auftrat, welches die alle äußeren Wandlungen an Wichtigkeit überragenden Wand- 
Iungen des Rechtsbewußtſeins vollzog, welches dem deutſchen Volke neue Rechts- 
begriffe gab und die alten neubildend verfüngte.e Ans dem Einungsweien er. 
wuchs eine in ber Geſchichte ohne Gegenbild daftehende Fülle von Genoflen- 
fbaften*), in deren reich gegliebertem Bau die Nation, als bie von oben ord⸗ 
nenden Kräfte erlahmten, fich ſelber neu konſtituirte. Das deutſche Genoffen- 
ſchaftsweſen biefer Zeit hat ber äußeren Form nad) das Mittelalter weit über⸗ 


2) Sehr treffende Bemerkungen hierüber giebt Bitzer, bie Berfaffung der 
, Städte und Länder Deutſchlands unter dem Cinfluffe des Einungsweſens. Ein 
Beitrag zur Geſchichte der politifchen Ideen bes Mittelalters. In der Zeitfchr. 
f. d. gefammte Staatswifſenſchaft Bd. 14. ©. 548f. Nur ift ihm barin nicht 
beiauftimmen, wenn er (©. 546) das Princip ber freien Einung bereits in ber 
alten Bollögemeinde, in Marken und Gauen, finden will. 

3, Zur Vermeidung von Mißverftändnifien mag gleich bemerft werden, daß 
Einung und gewillkürte Genoffenfchaft keinesweges ibentifche Begriffe find. Ab⸗ 
gefeben davon, daß auch Genofienfchaften, bie ihr Entftehen nicht blos der Will⸗ 
für verbantten, als Einungen galten, ift nicht jede Einung eine Genoflenichaft. 
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dauert und in vielen jeiner Inftitute unfere Tage erreicht. Aber biefe äußere 
Kontinuität verdeckt nur wenig einen rabifalen Umſchwung, ber fich feit dem 
fünfzehnten und ſechszehnten Jahrhundert in Gehalt und Geift der Genofien- 
ſchaftsbewegung vollzog. Die freie Genoſſenſchaftsbildung ſchlug in ein Syſtem 
priviligiirter Korporationen um. Wie total die Verſchiedenheit beider Epochen 
der Genoſſenſchaftsbewegung iſt, wird ſich im Laufe dieſer Darſtellung ergeben. 
Es iſt aber um ſo wichtiger, die Unterſchiede hier ſcharf zu zeichnen, als dieſelben 
kaum irgend jemals genügend beachtet ſind, als vielmehr die Identificirung der 
früheren und ſpäteren Zuſtände ein ungerechtes Urtheil über jene gewaltige 
Afſociationsbewegung faft zur Regel gemacht bat. Korporativer Egoismus, 
Privilegienſucht, Exkluſivität und kurzſichtige Engherzigkeit waren bie Fehler 
der ſpäteren entarteten Korporationen, welche in ihrer ſtaatsfeindlichen Beſon⸗ 
derheit zu zerſchlagen der Landeshoheit zufiel. Wer aber bie gleichen Fehler 
ſchon den Genoſſenſchaften des dreigehnten und viergehnten Sahrbunderts andich- 
tet, der kennt ihre Geſchichte nicht. Es ift freilich wahr, daß in ihnen bie 
Keime ber fpäteren Sntartung bereits enthalten waren, wie jede Lebendige 
ben Todeskeim in ſich trägt. Im der Tendenz ber mittelalterlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften, den ganzen Menichen zu ergreifen, Ing der Keim ihrer Umbilbung zu 
‚Staaten im Staat”; dur die von ihnen herbeigeführte Gliederung der 
Menſchen nach dem Beruf zerlegten fie die Nation in jcharf geſonderte Stänbe, 
die fie zwar andererſeits wieder verbanden, die fie aber beshalb nicht dauernd 
zufammenzufaffen vermochten, weil die ländliche Bevölkerung von der Bewe⸗ 
gung ausgejchloffen blieb; fie wurden jo ein Vorrecht prisilegiirter Stände, 
woraus dann ihr Berfall mit Nothwendigkeit folgte. Allein dieſe Kehrfeite ber 
Genoſſenſchaft trat erft hervor, als fie ihre Miffion erfüllt hatte In ben 
Zeiten ber auffteigenben Entwicklung beutfher Volkskraft war die Genofien- 
ſchaftsbewegung nicht vom Egoismus, fondern vom Eräftigften Gemeingeift ge- 
„tragen. Nicht blos ale Mittel für beffere Erreichung individueller Zwecke galt 
dem Einzelnen der Genofjenverband, ſondern als eine höhere, fittliche Gemein- 
jchaft, in welcher der Einzelne einen Theil — und einen jehr weientlichen 
Theil — jeiner Perjönlichkeit zu Gunften der Geſammtheit aufgab. Weil 
Macht und Ehre der Genoflenichaft, nicht dad inbivibnelle Iutereffe voran⸗ 
ftand, war jene fpätere Erflufivität, die in der Mehrung ber Genofjenzahl 
nur die Minderung bed Genoffenantheils ſah, unbekannt. Privilegien waren 
noch Mittel für die Zwede der Genoſſenſchaft, nicht die Genoſſenſchaft Mittel 


Bielmebr Tann eine Einung ein nur vorübergehendes Gemeinſchaftsverhältniß oder 
‚einen bloßen Bertrag begründen; es muß erft eine gewiffe Dauer und eine gewiſſe 
Allgemeinheit der Zwede binzutreten, ehe eine Genofjenichaft angenommen werben 
fann. Daß es keine beftimmte Grenze zwifchen einem bloßen Einungsvertrag 
und einer forporativen Einung gab, daß Iehtere oft ſich aus dem erfteren all- 
mälig entwidtelte, häufig beibe in einander übergiengen, wird unten (befonders an 
den Beifpiel ber Bünde, Hanfen, Landfrieden) gezeigt werden. 
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für Ausnutzung der Privilegien. Statt der ſpäteren Erftarrung in hergebrach⸗ 
ten Formen paßte fih die Bewegung in lebendigen Fluß jedem Bedürfniß an, 
und ftatt der Beichränkung anf bevorrechtete Elemente des Volkes hob fie in 
unaufhörlichem Fortſchritt neue Volkselemente zu Freiheit, Selbſtverwaltung 
umd Macht empor. Allerdings ſtand dem Einzelnen ſeine Genoſſenſchaft jo 
gegenüber, wie uns heute nur Familie oder Staat: aber die Genoſſenſchaft 
hatte noch nicht die ſpätere Tendenz, ſich als möglichſt ſouveräne Beſonderheit 
nach außen abzuſchließen, ſondern ſtrebte umgekehrt, ihrerſeits mit anderen Ge⸗ 
nofſenſchaften einen weitern Verband zu bilden, in welchem ſie wiederum als 
Glied einer höheren Allgemeinheit ein Stüd ber eignen Selbftändigfeit bereit- 
willig opferte, weitfichtig genug, um ben auf Alle zurüditrömenden Vortheil 
zu erfennen. Deshalb Tennzeichnet fi bie Cinungsbewegung bes Mittelalters 
im geraden Gegenjak zu dem fpäteren Korporationswelen durch eine Neigung 
zur Grweiterung und Ausdehnung der Vereine, zur Derftellung von weiteren 
über den engeren Genoſſenſchaften, von Bünden über ben @inzelvereinen, von 
umfaffenden Gejammtbünden über den Sonberbünden. Bon einer „Itaatöfeind- 
lichen" Richtung der Genoflenihaft konnte um fo weniger bie Rede fein, als 
ein Staat, dem fie hätte opponiren Fönnen, gar nicht eriftirte, als fie vielmehr 
jelbft e& war, welche die älteften wahrhaft ftantlichen Gemeimvelen aus ſich 
heraus hervorbrachte (Städte, Landesgemeinden, Bunbesftanten) und bei ber 
Konftituirung der Xerritorialftanten miwirkte! — Ja die Einung war einige: 
mal nahe daran, dem Reiche jelbft die mit dem Zerreißen bes Feudalbandes 
verloren gegangene Einheit auf föberativem Wege zurückzugewinnen, und was 
ſchließlich am Ende bes fünfzehnten Jahrhunderts von ber Reichseinheit noch 
gerettet ward, das wurde lediglich durch bie Kraft des Ginungsgebanfend ge 
rettet. 

Wenn wir von diefen Gefichtöpuntten aus die Genofienfchaftabewegung 
biefer Periode ihrem rechtlichen Gehalt nach darzuftellen verſuchen, — wobei 
die unenbliche Geftaltenfülle des deutſchen Lebens zu einer fummariichen Be⸗ 
handlungsweiſe nöthigt, — jo müffen wir von ben ftäbtifchen Gemeinweſen 
ausgehen, die und als Trägerinnen ber neuen Ideen, als Mittelpuntte der 
ganzen Bewegung gelten. Demnädft haben wir auf die engeren Genoffen- 
ſchaften innerhalb des Bürgerftandes einzugehen und von bier aus bie Ges 
nofienihaftebildung in den übrigen Ständen zu berühren. Sobann wird es 
unfere Aufgabe jein, die eigentlich politifche Einung zu betrachten, welche bas 
genoffenfchaftliche Princip über die Stabtmanern und über die Grenzen ber 
Stände hinaustrug. Aus Bunded- und Gidgenofienfchaften werden wir dem- 
nächſt theils wirkliche größere Gemeinweien hervorgehen, theild unter der ihnen 
wiberftrebenden Landeshoheit eine genoffenjchaftliche Landesgemeinde der Stände 
erwachſen ſehen. Wir werben hierbei zugleich den Antheil der Genoſſenſchafts⸗ 
idee an ber Erzeugung der Territorialftantäidee zu prüfen haben. Schließlich 
aber werden wir uns eines Standes zu. erinnern haben, der in dem Rahmen 
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aller dieſer Schwurvereine nur vereinzelt Plab fand, — des Bauernſtandes. 
Wir werden in ihm — mit wenigen Ausnahmen — die ältere genofienfchaft- 
liche Verfaſſung, ftatt in zeitgemäßer Weiſe ſich umzubilden, unverändert wieder 
finden und fie als Gegenbild dem Genoffenjchaftsweien der übrigen Stände 
gegenüberftellen. Der Ausfchluß des Bauernftandes von der Einungsbewegung und 
damit vom politiichen Recht, womit bald auch der Verfall feiner Gemeinde 
freiheit gegeben war, wird und zugleich als ein Hauptgrund erfcheinen, weshalb dem 
Gedanken der Einung gegenüber die Landeshoheit mit dem von ihr entwidel- 
ten, die alten Stände nivellirenden Princip der ftaatlichen Obrigkeit fiegte und 
fiegen mußte. Die definitive Niederlage des Bauernftandes in jeinen Ber 
ftrebungen, fi gleich den andern Ständen durch fich jelbit zu erheben, bie 
Unterbrüdung des großen Bauernkrieges (1525), wird daher auch äußerlich für 
uns die Grenze diejer Periode bilden. 


A. Die Städte als Genoflenfchaften. 


8 38. Bedeutung und Stellung ded deutfhen Städteweiend. 

Wunderbar faft, und vielleicht nur von der altgriedhifchen Kolonifation 
und von dem Wachsthum der amerifaniichen Städte in unferer Zeit übertroffen, 
war ber Aufſchwung des deutichen Städtewejend im 13. und 14. Jahrhundert. 
Seltener noch gieng in der Geſchichte mit äußerem Aufſchwung eine fo ftetige 
und radikale innere Umbildung aller Berhältniffe und Anſchauungen Hand in 
Hand, wie fie fi in den deutichen Städten des Mittelalters vollzog. Zaft in 

jeder Beziehung waren die Stäbte das Mittelglieb alter und nener Zeit, waren 
die Geburtöftätten jener neuen Ideen, die und noch heute bewegen. Als daher 
in fpäteren Sahrhunderten der Glanz und die Freiheit der Städte verſchwan⸗ 
den, da verſchwanden nicht zugleich die in ihnen gereiften Ideen, ſondern wur- 
den die Keime ber gejammten fich über das ftäbtiiche Weſen hinaus ver- 
breiternden und vertiefenden modernen Kultur. 

Mehr als irgend ein amberes Gebiet wurde das Gebiet des Rechts und 
ber Verfaffung von diefer vorerft innerhalb der ftäbtifchen Burgwälle vollgogenen 
Umwandlung ergriffen. Unjere gefammte hentige Rechts- und Staatsanffaffung 
ift aus ben Anſchauungen des Mittelalters erft durch das Mebium ber Städte 
erwachſen. In ben Städten wurde die Scheidung des öffentlichen und bes 
privaten Rechts und die Anerkennung der Einheit und Unveränßerlichfeit des 
erfteren zuerft vollzogen, wurbe ber Gedanke einer einheitlichen Gewalt und 
Verwaltung, eined Alle gleihmäßig verbindenden Geſetzes, kurz eines Staates 
überhaupt zuerft in feiner eigenthümlich deutjchen Geftaltung erzeugt und erft 
von bier ans auf die landesherrlichen Territorien übertragen; Kriegs», Polizei 
und Finanzweien ber letzteren wurden geradezu nach bem Vorbild der ftäbti« 
ſchen Einrichtungen entwidelt; und die Selbftverwaltung fowie die hohe Idee 
der Korreipondenz von bürgerlichen Pflichten und bürgerlichen Rechten, welche 
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wir heute im Staat zu verwirklichen, in der Gemeinde wiederherzuftellen ſuchen, 
waren in den mittelalterlihen Städten für ihren engen Kreis als oberfte 
Principien anerkannt und oft volllommen burchgeführt. 

Wenn daher auch die einzelnen deutfchen Städte weber an äußerem Glanz, 
noh am Großartigkeit der inneren Entwicklung, weder an politiiher Macht, 
noch an Gewalt der Revolutionen und Reaktionen fih mit ben früher und 
voller erblühenden italienischen und nieberländifchen Städten meſſen koͤnuen 
jo ift doch nichts einfeitiger, als ihre Verfaſſungsgeſchichte für verhältnigmäßig 
unbedeutend, ihre innere Entwichung für einen nebenſächlichen Theil ber 
vaterländifchen Nechtögefchichte zu erklären‘), Wenn es überall in ber Rechts⸗ 
entwicklung mehr auf bie innere Fortbildung der Begriffe und Inftitute, als 
auf den änferen Umfang ihrer Anwendung, mehr auf die Vertiefung ald auf 
die Verbreiterung, mehr auf den Subalt als auf die Erſcheinung anlommt: 
jo möchte fih vielmehr umgekehrt behaupten laſſen, daß die ſtillwirkende, rechts⸗ 
erzeugenbe Kraft ber deutſchen Bürgerichaften mehr zu einer dauernden Yort- 
bildung des Nechts- und Verfaffungsweiens beigetragen bat, als die in bem 
Chaos der wildeften Parteilämpfe eine Standes- und Rechtsbildung nach der 
ambern verfchlingende und fchlieglich in der Todesruhe der Tyrannis endende 
Rechtögeichichte der viel bewunderten Stäbterepublifen Staliens ! 

Meberdies aber, die Bedeutung und Stellung der einzelnen Städte 
entſcheidet noch nicht über Bedeutung und Stellung des Städteweſens! 

L Die äußere Bedeutung ber deutſchen Städte zunächit war bis zum 
Ende des 13. Jahrhunderts in ftetem Zunehmen und erhielt ſich von da faft 
zwei Sahrhunderte im Ganzen auf gleicher Höhe. Nicht nur die vorhandenen 
Städte wuchſen durch ben fi) ausbreitenden Handel und Gewerbfleiß hinſicht⸗ 
Ich ihres Reichthums, ihrer Bevolkerung und ihrer politifchen und Eriegerifchen 
Macht fchnell empor?): e8 wurde aud die Zahl der Stäbte durch eine Menge 
von Neugründungen progreffiv vermehrt. Theils durch Erhebung biöheriger 
Töniglicher ober grundberrliher Villen zu Stadtrecht, theils aber auch durch 
völlig neue Anlagen wurde nicht nur Deutichland, ſondern auch dad angrenzende 
Ausland mit beutihen Städten überfät, bis nah Rußland und Stanbi- 
aavien, nad) Ungam und Polen hinein blühten deutiche Gemeinden mit muni- 
cipaler Berfaffung, wie eiuft die Kolonien der Griechen, empor, und fie vor 


1) Diefe Anficht Spricht unbegreifliher Weife Hegel, Allg. Monatsfchrift 
1854. S. 156 aus. 

2, Bgl. die Verfuche Arnold's, die Bevölkerungszahl und den Umfang ber 
größeren Städte zu ermitteln, I. S. 142—162. Er rechnet auf Köln im 
13. Sahrh. ca. 120,000, auf Dlainz und Strasburg je 90,000, auf Regenöburg 
80,000, auf Wormd 60,000, auf Speier 50,000, auf Bajel 40— 50,000 Ein- 
wohne. Ennen dagegen L ©. 683. 684 nimmt für Köln im 13. Jahrh. nur 
50,000 Einwohner an. 
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Allem eroberten den - ganzen Often unferes heutigen Deutichlands dauernd der 
naterlänbifchen Kultur. 

Auf das Freigebigfte verfuhren dabei Fürſten und Herren, beſonders bie 
Havifchen Großen, mit der Gewährung von Land und Privilegien, wobei 
freilich mehr als irgend ein anderes Motiv das eigene Intereſſe, und zwar ein 
Intereſſe böchft greifbarer Art, im Spiel war, indem die vorbehaltenen Zinfen 
bed Bodens und die Gefälle der in der Form nutzbarer Regale reſervirten 
obrigfeitlihen Rechte eine mit ber Größe und Einwohnerzahl bed Ortes 
fteigende Einnahmequelle wurden. Zum Theil wurde fogar die Städte 
gründung geradezu als ein fpefulativesg Gewerbe angefeben, das die Fürften 
entweder in eigener Perſon betrieben, ober an adlige Unternehmer (fog. 
locatores oder possessores) übertrugen, welde für die Mühewaltung ber 
Beihaffung von Anftedlern auf ein gefreites, mit deutſchem echt begabtes 
Gebiet und der Vertbeilung dieſes Gebietes unter die Kommenden (pro 
labore locationis) obrigkeitlihe Befugniffe und die damit verbundenen 
Einfünfte und Gefälle zu eignem meiſt erblihem Recht erhielten?) Als 
Prämie für die erften Anfienler wurde oft für die erften Jahre volle Abgaben- 
freiheit verfprocdhen *) und überhaupt in Sachen ver Unabhängigkeit und Selbſt⸗ 
verwaltung alles Mögliche gewährt, damit die Mitgliedfhaft in der neuen 
Bürgergemeinde verlodend erſcheine. 


9 So z. B. in Schlefien und ber Lauſitz; vgl. die Gründungsurkunden f. 
Lhmwenberg 1217, Neuenburg 1283, Brieg 1250, Deld 1255, Feftenberg 1293, 
Ottmachau 1345 b. Tzſchoppe u Stenzel ©. 277. 292. 318. 333. 428. 564. 
In Pommern hießen foldhe Unternehmer possessores; 3. B. Urk. f. Greifenberg 
1262 Dreger, cod. dipl. Pom. I. Nr. 846. ©. 457. Köslin 1266 ib. Nr. 392. 
Rügenwalde 1812 5. Gengler, Stadtrechte 388f. Aehnlich verfuhr Graf 
Adolph bei der Erweiterung von Hamburg, bie eigentlich erft befien Grünbung 
ald Stadt war. Urk. v. 1188. 1195 b. Lappenberg Nr. 285. 310. ©. 252f. 
Auch in Medlenburg und Preußen findet fich diefelbe Erfcheinung. Vgl. Frens⸗ 
dorff, Lübeck, Anm. 2. ©. 16—18. Dabei machten bisweilen mehrere Unter: 
nehmer gemeinfchaftliche Sache (fo in Löwenberg 2), auch wurbe biömellen bas 
Unternehmerrecht verkauft (fo in Zeftenberg). Man pflegte fih dahin anszudrücken, 
ber Zürft gebe den und ben Ort zum Beſetzen nach deutſchem Recht an den und den 
mit angegebenen Breiheiten und Rechten. (3.3. Neuenburg: quod Themoni eivitatem 
Nuenburgjure teutonico, quo Löwenberg privilegiata est, locandam dedimus ete.) 
Die dem locator einger&umten Rechte beftanden in Schlefien in ber Erbvogtei, 
die ſogar anf Frauen übergieng (Tzſchoppe u. Stenzel S. 182), in Preußen 
im Scultheigenamt, fonft in anderen obrigfeitlihen Befugniffen, Zinſen und 
Gefällen. In Hamburg erhielt der locator die Verwaltung des Gerichts und 
von den Einkünften aus der höheren Gerichtsbarkeit %, Die aus ber niederen ganz. 

%) So 3. B. in Hamburg auf 3 Jahre, Url. v. 1188 1. c., Aus der Urf. 
v. 1263 f. Gollnow, Dreger Nr. 422 ergiebt fi), daß eine derartige Befreiung 
nld Regel galt: libertatem quae novis civitatibus dari consuerit, habebunt 
praedicti cives ad quinque annos. 
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Schwerlid hätte auf fo mechanischen Wege das Stäbteweien emporblüben 
tönen, wären nicht ber rege Geift und Gewerbfleii ber Bürger, der Gemein» 
finn und die Liebe der in den ländlichen Verhältniſſen immer jeltener werben- 
den Freiheit ebenſo viel Antriebe zur Begründung ftäbtifchen Lebens geweſen. 

D. Mit der Bedeutung und Zahl wuchs bie Unabhängigkeit ber 
Stäbte. 

1. Die hoͤchſten Ziele hatten fich die alten bifchöflichen Metropolen, bie 
unmittelbar aus der altgermanifchen Gemeinbefreibeit neu erſtandenen Frei⸗ 
ftäbte an Rhein, Donau, Weſer und Elbe geſetzt. Sie wollten nad dem 
Borgange der italienischen - Städte wahre Republiken werden, fie wollten nicht 
nur jede Herrichaft abſchütteln, ſondern jelber herriden®). Der Katfer jollte 
nur ihr Kaifer, nicht ihre Herr, der Biſchof nur ihr geiftlicher Oberhirte 
jein: fie felber aber wollten über ihre Mauern hinaus nit nur Macht und 
Einflug auf die Geſchicke der Nation, ſondern Territorin unb Unterthanen 
erwerben. 

Bor Allem galt es daher den Kampf mit der biihöflihen Macht; es 
galt, die volle Selbftverwaltung zu erringen, dad vom Biſchof ſtets beftrittene 
Recht der Selbftbefteuerung — diefe Grundlage eines eignen Haushalte — 
der Autonomie und der Nathöverfaffung zur Anerkennung zu bringen, bie 
herrſchaftlichen Hoheitsrechte und Regalien, vor allem Gerichtsbarkeit, Zol und 
Münze zu erwerben. Unaufbaltfam eilten in allen diefen Beziehungen die 
Bürgergemeinden in ber zweiten Hälfte des 12. und dem Anfange bes 13. 
Sahrhundert3 der Selbftändigfeit zu, ein Recht nad dem andern erlauften fie 
mit ihren Gelbe oder mit ihrem Blute, und bald eine lange geübte Gewohn- 
beit, bald ein ausbrüdliher Vertrag oder Vergleich ficherten ihnen eine ftets 
vollere Selbftverwaltung zu®). 


s, „Civitatem nobis et inhabitantibus suis (d. t. den niederen Ständen) sub- 
ducere* nannte der Speierer Biſchof 1265 dies Streben ber Bürgerſchaft. Urk. 
6. Remling ©. 307. 

* In Köln waren feit ber Mitte des 12. Jahrh. der Burggraf und Vogt 
vom eigentlihen Stadtregiment fo gut wie verdrängt. Arnold IL ©. 410. 
Es wurde. zur reinen $ormalität, wenn in allen Urfundenanfängen vor den scabini 
noch bie judices genannt wurden, da diefe gar nicht mehr Theil nahmen an ben 
Berfammlungen der verwaltenden Behörde. Ennen I. 682. 6838. Allmälig fieng 
man an, bei dem Titel judices gar nicht mehr an die Richter zu denken, fondern 
die beiden Dürgermeifter darunter zu verfiehen. So Urk. v. 1259 b. Ennen u. 
&derg II. 412, wo ausdrüdli die magistri civium als gleichbedeutend mit 
ben judices aufgeführt werden. Die Wormſer Hatten ſchon 1190 die kaiſerliche 
Beftätigung des Rechtes, einen vom Neich zu belehnenden Stadtrichter (Schult- 
heißen) felbft zu wählen, erlangt. Aehnlich Speier 1209 (Arnold I 359, erft 
viel Später Mainz (ib. 368f.). — Dad Recht der Selbbefteuerung übte Köln 
ſchon 1154, wo von einer communis collecta civium die Rebe ift (Ur. b. 
LacombL. I. 236; ebenfo 1184 Url. b. Ennen u. Ederg I. 589. Bol. aud 
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Über in diefem Kampfe gegen die zu gleicher Zeit mächtig wachjende 
biſchoͤfliche Macht beburften fie der Bundesgenofſen. Sie fanden fie an gleich⸗ 
ftrebenden Nahbarftädten und am bem damals gleich ihnen nach größerer Un⸗ 
abhängigkeit ringenden Ritterftande, und fuchten durch Bunbed- und Eidge- 
nofjenjchaften ihre Kraft zu vervielfältigen, indem fie daſſelbe Princip der 
Einung, durch welches fie felbft gewachſen waren und bas in ihrer eignen Dr- 
ganiſation immer mehr alle Kreife durchdrang, nunmehr auch über bie ftäbti- 
ſchen Mauern hinaustrugen. 

Indeß die geiftlihen und weltlichen Fürften, die Träger ber Hierarchie 
und des Lehnftants, welche fie zwar zu ihrem eignen Bortheil zertrümmert, 
aber nicht durch Sreiftanten erjegt willen wollten, waren ſich der ihnen drohen⸗ 
den Gefahr volllommen bewußt. Schon waren Köln, Worms, Regensburg, 
Mainz, Bremen u. ſ. w. wenn nicht rechtlich, jo doch faktiih faft unabhän- 
gige Republifen geworben”), viele andere Stäbte im Begriff, fih zu folden 
zu erheben; es war Zeit, gegen fie einzufchreiten, wenn die Gefahr vermieden 
werben jollte, daß bie ſich bildende Landeshoheit an ber gleichzeitig aufftreben- 
den Stäbtefreiheit fcheitere. 

Den VFürſten kam es zu Gute, daß in der entjcheidenden Epoche ein König 


Ennen I ©. 625f); Speter 1238 (Remling L 263) Dgl. Heusler 
© 164f. Arnold 1 260f. — Die Zölle kamen früh an die Städte 
(Arnold J. ©. 260f. Ennen I 613f.); fpäter, mit Ausnahme von Köln, bie 
Münze (Arnold I S. 269f.), doch übte der Rath ein Aufſichtsrecht. — Der 
Kauf von Regalten kam zuerft in den reichen Städten Köln und Regenöburg 
vor. Köln erwarb fchon 1174 fämmtliche biſchöfliche Münggefälle durch Pfand» 
ſchaft. Ennen u. Ederg 1. 570. Regensburg kaufte 1257 die Einkünfte der biſchöf⸗ 
lichen Gerichtöbarkeit (Ge meiner I. 880), 1266 ben großen Zoll (ib. I. 349), 
1888 alle anderen bifchöflichen Gerechtfame (ib. II. 243. 244); ebenfo vom Her- 
zog dad berzogliche Friedensgericht und GSchultbeifenamt (Kied I. 560. 
Gemeiner L 412. IL 55. IH. 116. 140. 211... Baſel erwarb feit dein Beginn 
bes 14. Jahrh. durch Pfandfchaft und Kauf des Bifchofs Bannwein, Münze und 
Zölle. Url. b. Trouillat IH. Nr. 392. ©. 647. IV. Nr. 145 u. 295. ©. 317. 584. 

) Zu weit gebt Arnold L ©. 214—228. 287f. u. an andern Orten, wenn 
er Wormö bereitö durch das Privileg von 1156 als „Breiftaat" rechtlich an- 
erfannt glaubt. Umgekehrt legt aber Hegel, Monatsſchr. S. 176f. diefem 
Privileg eine viel zu geringe Bedeutung bei. Denn ald eine felbftändige, fich 
felbft verwaltende Friedendgenofjenichaft unter jpeciellem kaiſerlichem Schup wurde 
die Wormſer Bürgerſchaft durch den Freibeitöbrief allerdings anerkannt. Ja es 
wurde ihr fogar Kriegd- und Fehderecht im Reich, die Geltung ihrer Statuten 
ald perfönliches Hecht der Bürger und bas Hecht, Wngenoffen vor ihr Friedens- 
gericht zu ziehen, ausdrücklich gewährt, Rechte, die indeß, während fie nach 
unferer heutigen Auffaffung nur einen Stante zuftehen, damals nichts ale eine 
völlig freie Genoſſenſchaft vorausjegten. Faktiſch gieng natürlich die Unabhängig. 
keit der Bürgergemeinden ben Privilegien, die bier wie überall meift nur beftehen- 
des Gewohnheitsrecht beftätigten, weit voraus. 
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regierte, der über dem Traum bed römiſchen Kaiſerreichs feine deutſche Auf- 
gabe vergaß. Lange ſchwankte Sriebrich IL, ob er, feinen Vorgängern gleich, 
bie Städte fördern folle als Stüßen gegen bie Fürften, oder ob er fie fallen 
lafſen jolle, um die Fürften zu gewinnen. Die verhängnißvolle Enticheidung 
fiel gegen die Städte aus. Im feinem Kampfe gegen die Hierarchie Tonnte 
der Kaifer die geiftlichen und weltlichen Fürften nicht entbehren: fo gab er 
denn ihrem Anbrängen nach und legte durch eine faft revolutionäre Geſetzge⸗ 
bung den Grund zur Landeshoheit, während er zugleich die ihr im Wege 
ftehenden freien Stäbte zu befeitigen ſuchte. Nachdem er zuerft in einzelnen 
Städten gegen die Freiheit eingefchritten war®), erließ er jene berühmten in 
den Beihlüffen von Worms (1231) und dem Edikt von Ravenna (1232) 
gipfelnden ftäbtefeinplichen Geſetze“), welche einen Wendepunkt in der Gefchichte 
des beutichen Reiches bezeichnen '). 

Durch diefe Geſetze follte mit einem Schlage bie ſtädtiſche Selbftverwal- 
tung in ihrem Fundament vernichtet, es jollte das Princip felbit, aus dem 
fie hervorgegangen und durch deffen Anwendung fie fi erhielt, in feinen Wur- 
zeln auödgerottet werden. Unter Kaffirung aller früheren von Kaijern oder 
Bifchöfen ertheilten Privilegien wurben die freien Stabtverfaffungen aufgehoben, 
die Deftellung von Räthen, Bürgermeiftern oder irgend welchen ſtädtiſchen 
Beamten ohne Bewilligung des Stadtherrn verboten, ja: felbft dem Könige 
wurde das Mecht abgeiprochen, ohne den Stadtherrn eine neue Stabtfreiheit 
zu begründen. Und nicht blos die Einung der Bürgerfchaft als folcher, auch 
die Sinungen der Städte mit anderen Städten oder Herren, auch die Einun- 
gen ber Gewerbtreibenden und Handwerker innerhalb der Bürgerfchaften foll- 
ten feine rechtliche Eriftenz haben, es follte überhaupt ohne ausdrüdliche Ge- 
nehmigung feine auf dem Princip der Einung beruhende freie Genoſſenſchaft, 
mochte fie fi) Kommune ober Bürgerjchaft, Eidgenoſſenſchaft oder Bund, Zumft 
oder Brüberjchaft nennen, in Deutſchland beftehent). Ueberdies follte durch 


s, So beftätigte er 1212 den Bilchöfen von Mainz und Worms ihre be- 
baupteten Rechte (Guben. I. 420. Schannat 98); 1214 ſprach er dem Bifchof 
von Stradburg die Genehmigung bei Beftellung von Rath und Gericht und 
Lehneigen an der Allmende zu (Schöpflin I. 326); 1218 hob er in Bafel den 
vorher von ihm felber beftätigten Stabtrath auf. Hegel IL 436. Heusler 
©. 107f. Urt. 5. Pertz II 229. Trouillat I. Nr. 315. ©. 475. 

9% Perg, leg. I. 278. 235. Außerdem befonderd die Const. v. 1220. 1226. 
1331 ib. ©. 236. 256. 257. 283. 

10) Neber die Bebeutung dieſer Gefege vgl. bef. Löher, Fürften und 
Etädte zur Zeit der Hohbenftauffen. Halle 1846; v. Raumer, Hobenftauffen III. 
331. 712f. V. 270f. (Er ſpricht fih für die Kaifer gegen die Städte aus.) 
Gaupp, Stadtrehte L ©. 20f.; Arnold I. ©. 3f. 

1 Man vergl. d. Worte der Const. v. 1231: quod nulla civitas nullum 
oppidum communiones, constilutiones. colligaliones, confoederationes vel con- 

20. 
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verjchiedene andere Beitimmungen, bejonderd dur dad Verbot der Aufnahme 
von Pfahlbürgern und der Ausdehnung der ſtädtiſchen Gerichtäbarkeit über den 
Umkreis der Stadt, die Bildung eines ftädtiichen Territoriums im Keime er- 
ſtickt werben ®). | 

Der Gang ber Gefchichte im Großen wird durch Machtſprüche nicht ge- 
ändert. So vermochte denn auch der vom Kaiſer halb wider feinen eignen 
Willen i2) geführte Schlag das Princip der freien genoffenjhaftlihen Einung 
im deutfchen Nechtöleben nicht auszurotten, noch auch vermochte er, die Ent- 
widlung des freien Städtewefens zu tilgen. Dennoch ift die Bedeutung ber 
Sridericianifchen Geſetze eine gewaltige gewejen. Läßt ſich auch nicht feftftellen, 
wie ohne fie die Geichichte verlaufen wäre, jo jcheint doch fo viel fiher, daß 
fie hauptfählih die Entwidlung der von ihr zunächft betroffenen deutſchen 
Städte zu felbftändigen Republiken gleich den italifchen gehindert haben. Den 
Kampf um die Freiheit gaben fie nicht auf; aber fie mußten ſich begnügen, 


jurationes aliquas quocunque nomine censeantur facere possent, eas penitus 
abjudicantes, et quod nos, sine domini sui assensu, civitatibus geu oppidis 
in regno nostro constitutis auctoritatem faciendi communiones, constitutiones, 
colligationes, confoederationes vel conjurationes aliquas, quaecunque nomina 
imponantur eisdem, non poteramus nec debebamus impertiri; et quod dominis 
civitatum et oppidorum sine nostrae majestatis assensu similia in suis civi- 
tatibus facere non licebat. Edict. a. 1232: .. . revocamus in irritum et 
cassamus in omni civitate vel oppido Alemanniae communia, consilia, magis- 
tros civium seu Tectores vel alios quoslibet officiales, qui ab universitate civium 
sine archiepiscoporum vel episcoporum bene placito statuuntur, quocumque 
pro diversitate locorum nomine censeantur. Irritamus nichilominus et cassa- 
mus cujuslibet artificii confraternitales seu socielales, quocunque nomine vul- 
gariter appellantur .. .. . omnia privilegia litteras apertas vel clausas, quas 
vel nostra pietas vel praedecessorum nostrorum, archiepiscoporum etiam et 
episcoporum, super societalibus, communibus seu consiliis in praejudicium 
principum et imperii sive privatae personae dedit, sive cuilibet civitati, ab 
hac die in antea in irritum revocamus, ac frivola penitus et inania judi- 
camus. Const. 1226: Volumus etiam confoederationes sive juramenta, qui- 
bus se civitates Moguntia, Pinguia, Wormatia, Spirea, Franckinvort, Geylin- 
husen, Fridiberc in praejudicium ecclesiae Maguntinae invicem obligarunt, 
rescindi penitus et in irritum revocari. 

12) Const. d. 1232 (confirm. const. 1220): Civitates nostrae juris- 
dictionem suam ultra civitatis ambitum non extendant. — Cives qui falbur- 
gere dicuntur penitus ejiciantur. Auch jollen feine fremden Hörigen auf: 
genommen, Bauern der Stadt nicht zinsbar oder dienjtbar gemacht werben. 

13) Die ſchwankende Haltung des Kaiſers — er hatte vorher oft Privilegien 
an dem einen Tage ertheilt, am anderen widerrufen — hörte nach dem Edikt von 
Ravenna nicht auf. Wo er irgend Fonnte, fah er ruhig zu, daß fein Geſetz un- 
ausgeführt biieb, und vielen Städten ertheilte er felber auch jpäter noch Privt- 
Tegien. 
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flatt Yreiftaaten freie Städte zu werden. Zur Ausführung find bie ftähte- 
feindlichen Geſetze nirgend gefommen. Aber fie wurden der Anlaß zu neuen 
erbitterten Kämpfen zwifchen ben Bürgern und den die neue Hanbhabe begie- 
rig ergreifenden Bilchöfen. Nach wie vor kaͤmpften die Städte mit den alten 
Mitteln; fie jchloffen große, fi immer weiter ausbreitende Bundesgenofien- 
haften unter einander und mit ber Ritterſchaft!e), fie nahmen Ausbürger in 
ihren Berband auf, indem fie auf biefe Weile theils die Bewohner ber um- 
liegenden Dörfer und Landftädte fi zu unterwerfen fuchteh!°), theild aber 
auch umwohnende Dynaften und Herren durch das fogenannte Edelbürgerthum 
fih als Bundesgenofien mit oder ohne das Verſprechen gleichen Schutzes und 
mit oder ohne Entgelt verpflichteten‘), fie ließen ſich außerftäbtiihe Grund⸗ 
ftüde als Lehen auftragen und bilbeten jo ein Baffallenheer!”), fie nahmen 
Adlige und Ritter gegen Geldlehn ober beftimmte Präftationen als Soͤldner 
in ihren Dienft!®) und fie fuhren nach wie vor fort, fich theils durch die an- 
gegebenen Mittel, theils dur Kauf oder Pfandihaft ein freilich meiſt beichei- 
dened Xerritorium zu begründen‘). In den Jahrhunderte hindurch faft um- 
unterbrochenen Kämpfen mit ben Erzbilchöfen und Bifchöfen beanspruchten fie 
nach wie vor die volle Unabhängigkeit. Einige von ihnen erreichten das er- 


14) Bol. unten $ 45. 

15) Heudler ©. 2625. Beiſpiel b. Troillat IV. S. 510f., wo 1988 die 
Stadt Bern gegen Relognitionszins die Gemeinde von Neuenftabt zu unser statt 
schirm und burgerrecht aufnimmt. 

6, Bol. 3. B. Verträge v. 1263 b. Ennen und Ederh IL 465. 468. 470. 
471. 473. 476. 479, v. 1285. 1286. 1289. 1295. 1299. 1803. 1310 ib. IH. 
S. 228. 232. 300. 401. 465. 493. 497. 546. Lacombl. II. 77 u. ſ. w. Ennen, 
Geſch. v. Köln II. ©. 168f. 215. 282. 539, auch ſchon I. 455. 456. Ein wahres 
aktives Bürgerrecht hatten die Edelbürger nie, fie wurden nur in den Verband 
der Schutzgenoſſen, nicht in den der VBollgenofjen aufgenommen. 

17) Bol. z. B. Ennen II. 269. 291. 302. 583f. 744 und dad Verzeichniß 
©. 659. 660. Ennen u. Eder IIL ©. 97. 390. 540. 545. 

18) Vgl. 3. B. Ennen J. ©. 454. 455. TI. 224. 225 und die Urk. aus d. Stadt⸗ 
archiv ib. I. ©. 454. Note 4. 6. Ferner Urk. v. 12188 — 1311 Ennen u Ederg III. 
©. 267. 305. 306. 313. 314. 396. 484. — Alle diefe Verhältniffe übrigens — 
Bundeögenofien, Edelbürger, Vaffallen und Söldner — giengen fehr in einander 
über. Dan konnte Bundesgenofje, Edelbürger, Baffal und Söldner zugleich oder 
nur eins oder vorwiegend dad eine ober Das andere fein. 

19) Durch das Ausbürgertfum ein größeres Gebiet zu erwerben, ift nur 
einigen fchweizer Städten, bejonderd Bern, gelungen. Heusler ©. 263f. 270. 
Bafel gründete langfam durch Verpfändungen feitend des Biſchofs und Kauf von 
Rittern ein Gebiet. Ib. ©. 270. 355f. Ueber die Gebietserwerbung Zürichs 
Bluntſchli L 342f. Kleinere Territorien haben befanntlich alle größeren Reichs⸗ 
ftäbte gegründet und auch die Landſtädte erwarben meift Herrſchaftsrechte be. 
ſchränkterer Art über umliegende Dörfer oder Heinere Städte. 

20* 
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fehnte Ziel. Köln, nach langen erſt durch die Schlacht bei Woringen abge- 
Ihloffenen blutigen und heftigen Kriegen”), Strasburg, das ſchon 1247 dem 
Biſchof ſeinerſeits Schuß verſprach?), Worms, nad) zeitweile faft vollftändi- 
ger Unterbrüdung?*), Speier*), Regensburg ?*), Bafel*) ftiegen noch im 13. 
und 14. Jahrhundert zu republikaniſcher Selbftändigkeit unter dem Kaijer als 
Reichsoberhaupt empor und wahrten vor den übrigen Reichsftädten ald joge- 
nannte „Sreiftädte" einen an ihren Urfprung mahnenden Vorzug ?*). Bremen 
wurde nad) Sahrhunderte langem Streit erjt 1646 offiziell als Reichsſtadt an- 
erkannt. Trier, Magdeburg, Mainz und Würzburg unterlagen ſchließlich“), 
nachdem fie zeitweife der vollen Unabhängigkeit genoffen, der biſchöflichen Lan⸗ 
deöhoheit und mußten ſich mit der Freiheit der Landſtädte begnügen. 

2. Auf friedlichere Weife, als die alten Sreiftäbte, kamen Diejenigen 
töniglihen Städte, welche fi) zu Reichéſtädten erhoben, in den Befitz voller 
Unabhängigkeit. Sie erwarben durch Kauf oder Pfandſchaft vom Kaifer ober 
ben von ihm beliehenen Beamten ein Hoheltörecht nach dem andern, fo daß 
zulegt auch für fie der Kaifer aus einem Herrn zum bloßen Reichsoberhaupt 
wurde*). Andere Pönigliche Städte mußten freilich unter demſelben Princip 
der Veräußerlichkeit aller Regierungsrechte, welches ihren größeren oder glüd- 


20), Arnold I ©. 417f. II. 412f. Ennen II ©. 3f. 

a) Schöpflin I. ©. 839. Arnold I. ©. 332f. II. 884. 385. Officiell 
als Reichsſtadt erft zu Ende des 15. Jahrh. anerkannt. 

22) Arnold II. S. 19—65. 87— 118. 318f. 418f. Oft (wie 3. B. 1288 
Schannat ©. 114. 115) wurde Worms faft ganz vom Biſchof abhängig, end- 
lich errang fie, nachdem ihre Kraft im Kampf erfihöpft war, ihre Anerkennung 
als eine „freie gefürftete Stabt. 

2) Arnold L ©. 347f. Der Vertrag von 1294 wahrte bie ftäbtifche Selb- 
ftändigfeit. 

#4 Arnolb I. ©. 397. 398. IL 403. 404. Die Reichdangehörtgkeit wurde 
ſchon 1219 anerkannt, 1486 vom Herzog von Baiern vergebens wieder in Frage 
geftellt. 

2) Arnolb IL ©. 394f. Heusler S. 119f. 810f. 393f. 

26) Ueber den Begriff ber „Freiftabt” und den Unterſchied von „Reichaftabt® 
vgl. Arnold II. ©. 415—430 (wo auch bie älteren Anfichten) u. Hensler 
©. 310f. Hegel beftreitet die Eriftenz von Freiftädten. Monatéſchr. S. 157f. 

27) Trier unterwarf ſich 1396 dem Rechtsſpruch Karla IV. v. 1864, daß fie 
bifhöflich jei. Sontheim IL. 233. 801. Magdeburg fügte fich erft 1486 ber 
erzbiichöflihen Landeshoheit. Mainz unterlag nach einer Epoche glänzender Blütbe 
und Sreibeit i. 3. 1412. Arnold II. ©. 361—374. Bamberg wurde ganz 
allmälig zur Lanbftadt des Biſchofs. Zöpfl, das alte Bamberger Recht S. 49f. 

*) Man vgl. nur den Erwerb ber Hoheitsrechte durch Frankfurt; Schult- 
heißenamt, Zölle, Abgaben, Wage, Ungelt, Accife, Juden, Reichöforft, Münze u. f. wm. 
— Alles kam durch Kauf oder Pfandſchaft friedlih an die Stadt. Fichard, 
Entftehung ©. 285f. 3225. Aehnlich Ulm, Nürnberg, Aachen u. f. w. 
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licheren Schweftern zu Gute fam, leiden, indem fie durch Verpfändungen vom 
Reich abkamen und zu Landftäbten herabſanken ”. 

« Aus ben urfprünglich fürftlihen Städten ftiegen ebenfalls einige, vor an⸗ 
beren Lübeck, Hamburg und Bern, zur Reichöfreiheit empor und entlebigten 
fich jedes Herm?)). 

3. Aber auch die große Zahl jener Städte, welche Landſtädte wurden 
oder blieben, erhob fi) im Laufe bes 18. und 14. Zahrhunderts zu immer 
fteigender Unabhängigkeit. Bon den durch feine genaue Kompetenzgrenze be- 
zeichneten, weit mehr durch die augenbliclichen Machtverhältniffe als durch das 
Recht beftimmten Befugniffen ihrer Herren wurden fie in allmäligem %ort- 
fhritt mehr und mehr befreit; durch Kanf und Vertrag brachten fie Bogtei 
und Gerihtöbarkeit, Wahl der Beamten und nußbare Regale, Zölle und Münze 
haufig an fi; fie wahrten, wo fie irgend fonnten, den nach deutſcher Auf- 
faffung für die Freiheit einer Genoſſenſchaft charakteriftiihen Grundſatz, day 
fie nur mit ihrem Willen befteuert werben könnten; fie befeitigten die zur 
Giltigkeit ihrer Willlüren und Ginungen urjprünglic erforderliche Genehmi- 
gung bes Herrn ober fetten fie doch zu leerer Form herab; und fie erwarben 
die Zinsfreiheit ihrer Grundftüde wie ihres Gemeinguts®"). 

4. So mannigfad aber au im Einzelnen das Verhältnig zur Reichd- 
gewalt ober zu der Gewalt eines Herrn fich geftalten, auf welcher Stufe bie 
Enwicklung auch ftehen bleiben mochte: überall wurde es im 13. und 14. 
Sahrhundert als allgemein giltiger Rechtsgrundſatz anerkannt, daß das Wejen 
einer Stadtgemeinde in ihrer Erhebung zu einer fich jelbft regierenden freien 
Genofſenſchaft beftehee Dieſe Genoſſenſchaft allein repräfentirte die „Stadt“ 
als rechtliche Einheit, als Trägerin von Rechten; wenn auf der andern Geite 
diefelbe Stadt Gegenftand von Rechten des Reiches oder eines Herrn war, 
fo ergriffen dieſe Rechte weder mehr das Gebiet noch die Bürger unmittelbar, 
fordern waren gegen das Gemeinweſen als foldhes begründet. Das Verhält⸗ 
niß zwiſchen bem Recht der Stabt an ſich jelbft und dem Recht eines Herrn 
an der Stabt ſchwankte von republifanifcher Unabhängigkeit bis zum völligen 
Unterthanenverbande: immer war in dem einen wie in dem anbern Fall die 
Stadt als ſolche — die kleinſte Landftadt glei der mädhtigften Reichsſtadt — 


*) So z. DB. Oppenheim. Grand ©. 435. Das Privileg der Unveräußer- 
lichkeit und Unverpfändbarfeit war daher für die Reichäftädte eins der wichtigften. 

2) Lübeck Schon 1181, Urkdb. I ©. 9f.; dann, nachdem es zeitweife an 
Dänemark gekommen, 1226 definitiv. Ib. ©. 46: ut predicta civitas Lubicen- 
sis libera semper sit, videl. specialis civitas et locus imperii et ad dominium 
imperiale specialiter pertinens, nullo unquam tempore ab ispo speciali domi- 
nio separanda. — Bern i. 3. 1218 durch Friedrich I. Schreiber ©. 25f. 

s, Bol. namentlih Tzſchoppe u. Stenzel, Einl. S. 204f. u. Titt. 
mann IL ©. 336f. 
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ein in fich rechtlich abgeichloffenee und in feinen inneren Angelegenheiten 
jelbftändiges genoffenfchaftliches Gemeinweien. 

III. Aber nicht nur ihren Herrn, auch andern außerhalb ihres eignen 
Verbandes ftehenden Genoffenfchaften, Herrichaftverbänden oder einzelnen Per- 
jonen gegenüber wurden die Städte als rechtliche Einheiten die felbftändigen 
Inhaber von Rechten der verjchiedenften Art”). Sie genoffen voller Ber- 
fehröfreiheit und Rechtsfähigkeit nach Landrecht in allen Gebieten des privaten 
und öffentlichen Rechte. Es braucht nur erinnert zu werben an das Recht, 
auch Ungenofien in gewiffen Fällen vor ihr Gericht zu ziehen; an das Recht, 
daß Unfreie durch den Aufenthalt in ihnen frei wurden; an das Recht, Kriege 
und Fehden zu führen, Bündniffe und politifche Verträge aller Art zu jchlie- 
Ben; an die Vermögens und Procepfähigkeit; an die zahllofen Privilegien im 
Gebiete des Handels und Gewerbes, welche, wie 3. B. das Recht ver Bann- 
meile?), das Stapelrecht, das Marktreht u. |. w., Zwangd- und Berbotsbe- 
fugniffe gegen Andere involwirten; und endlih an die Stellung ber Reiche 
ftädte im Reich, der Landftädte im Territorium, welche fich zuerit in einer 
nirgend feft abgegrenzten, lediglich durch die Machtverhältniffe beftimmten Mit- 
wirkung bei den politiichen Angelegenheiten des Reiches und bes Landes äußerte, 
ſchließlich aber dort in der Reichsſtandſchaft, hier in ber Landſtandſchaft eine 
rechtliche Formulirung erhielt. 


8 34. Die Berfaffung der Städte als Fortbildung ber 
Genoſſenſchaft. 


Wir haben ſchon oben darauf hingewieſen, daß Recht und Verfaffung ber 
Städte ſich durchaus auf Grund der altgermanifchen Genoflenichaft entwickel⸗ 
ten, nachdem biefelbe durch die Aufnahme bes Principe der gewillfürten Einung 
bereichert und mobificirt war. Wir haben aber auf eine der wichtigften Folgen 
diefer Verſchmelzung erft von fern bingedentet. Das war die Verbindung der in 
der Gemeinde zu faft ausfchließlicher Herrichaft gelangten Dinglichkeit alles Rechts 
mit ber in der Gilde durchaus vorwaltenden Perfönlichkeit defjelben zu einer 
höheren Einheit. 

Mir wiffen, daß nach der Älteren Anſchauung Perſonen und Grundftüde 
ziemlich jelbftändig einander gegenüber ftanden und daß daher entweder die 
Perfönlichkeit allein zur Geltung kam, wie in der allerälteiten Genoffenichaft, 
oder umgekehrt das perjönliche Recht nur aus Grund und Boden erwuchs, wie 
im Lehns⸗ und Hofweſen. Daher auf der einen Seite das Syftem der Per- 
ſonalrechte und der perjönlichen Verbände, auf der andern Seite das Syſtem 
der Zugehörigkeit aller Rechte zu beftimmten Grundſtücken und aller menfd)- 


22) 3. DB. Tittmann ©. 359—861. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 187f. 
3) Tittmann ©. 356—358. Tzſchoppe u Stengel ©. 188. 252f. 
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lihen Berbände zu gewifien räumlichen Einheiten einander unvermittelt gegen- 
überftanden. In den Städten zuerft wurde mehr und mehr eine Einheit ge- 
ſucht und gefunden, es wuchlen mehr und mehr Stadtrecht und Bürger- 
recht, Stadtgebiet und Bürgerſchaft innerlich zufaummen. Wir werden 
im zweiten Theil den Berfuh machen, die Bildungsgefchichte ber neuen Be 
griffe anfzubeden, und möüfjen uns hier mit der Behauptung begnügen, daß 
bereits feit ber zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts das mehr oder minder 
Hare Bewußtfein jener Einheit vorhanden war und von da an ftetig wuchs. 
Der Ausdruck diefer neuen Einheit aber war die Erhebung bes idealen Begriffes 
der Stadt zur Rechtseinheit. 

Wir würden nach heutigem Sprachgebrauh jagen koͤnnen: die Stabt 
wurde zur juriftifchen Perjon, verbänden wir nicht mit biefem Wort einen an 
römische BVorftellungen anfnüpfenden Begriff, dächten wir nicht dabei vorzugs⸗ 
weile nur an die prinatrechtliche Seite einer nach allen Seiten bin gleihmäßig 
wirkenden Erſcheinung. 

Mit der Herorbringung diejer inneren Einheit bat die Verfaffung ber 
Städte einen gewiſſen inneren Abſchluß erreicht. Nicht als ob damit die Be 
wegung auf dieſem Gebiet aufgehört hätte: im Gegentheil, fie fieng nunmehr 
eigentlich erft an. Denn es galt ber inneren Einheit auch äußere Form zu 
geben, es galt unter diefer Einheit das Recht der Vielheit und der Cinzelnen 
in ber Bielheit zu normiren. Aber es war damit, wenn ich mid) jo ausbrüden 
darf, eine gewifie Grundform vworgezeichnet, welche alle Stäbte erreichen mußten, 
ehe fie wirklich als Städte gelten fonnten, die aber, wenn fie einmal erreicht 
war, der Rahmen für alle fpäteren Bewegungen blieb. 

Sn ber That laäßt fih nun in all der faft unüberſehbaren Mannichfaltig- 
feit, welde in dem reihen und großartigen Leben bes 13. und 14. Jahr⸗ 
hunderts die Verfaflungen der einzelnen Städte aufweifen, eine gewiffe ihnen 
allen gemeine Grundform nicht verfennen und es läßt ſich nicht beftreiten, 
daß alle Umwälzungen, welche die Berfaffungsgejchihte der größeren Stäbte 
ſah, nicht einen Umſturz, fondern einen Ausban dieſer Grundform herbeiführten. 
Diefe Grundform läßt ſich kurz folgendermaßen charakterifiren. 

Die Stadt in objeltivem Sinne war ihrem Weſen nach ein äußerlich 
und innerlih vom Lande und von beffen Recht abgefonderter Friedens⸗ umb 
Rechtskreis, mit dem eine Reihe befonderer Vorrechte politifcher und kommer⸗ 
ciefler Art, eine mehr ober minder vollfommene Freiheit des Gebietes und 
feiner Bewohner an Perjonen und Eigenthum, eine beſondere ftäbtifche Gerichts. 
barkeit, Selbftverwaltung und Autonomie, fowie endlich ein bewegliche und 
unbewegliches Gemeingut verbunden war. Ihre verſchiebbare Grenze fand dieſe 
Rechtsſphäre an den gegenüberftehenden Rechten des Reichsoberhaupts und bei 
ben nicht völlig freien Städten überdies an den Hoheitsrechten und nukbaren 
Regalien eines Herm oder eines herrichaftlichen Beamten. 
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Bezüglich ber jo bezeichneten und begrenzten Rechtsſphäre fanden in fub- 
jeftiver Beziehung folgende Berhältniffe Statt: 

1. Ihr eigentliches Subjeft war die ald Gejammtperfönlichkeit gedachte 
Stadt. 

2. Paffiv nahm an derjelben bie gefammte Einwohnerſchaft der Stabt 
incl. ber Gäfte und Ausbürger als eine große Schugverbindung Theil. Dabei 
war indeß die Vorbedingung des Anſpruches auf Schuß die Erfüllung ftäbti- 
jher Pflicht. 

3. Aktiv berechtigt, eigentlihe Trägerin bes ftäbtiichen Rechts, war ein 
engerer Kreis, die Genoſſenſchaft der Vollbürger. 

4. Ausgeübt aber wurde dieſes Recht nicht durch die Geſammtheit, 
jondern durd ihre Organe, und zwar war jchließlich überall das Organ der 
Gemeinde ein Rath mit Bürgermeiftertfum an der Spike. 

In allen diefen Punkten enthielt die Berfaffungsentwidlung diefer Periode 
nur einen Ausbau der ftreng feitgehaltenen Grundlage. 

IL (ad 1.) Bor Allem blieb es unangetafteter Grundſatz, daß die Stabt 
als über allen Ständen, Parteien und Behörden ftehende höhere Einheit das 
eigentliche Subjekt aller Gewalt und alles auf der Gemeinſchaft beruhenden 
Rechts fei. 

Der Stadt Nuten, Ehre und Frommen — den Bortheil des gemeinen 
Weſens — ftellten daher alle Bürger als leitenden Beweggrund jeber Rechts. 
ſatzung und als das Motiv jeder Rechtsänderung bin. Der Stabt ſchwur ber 
Rath und erkannte ſchon hiermit an, daß er nicht eigned, jondern fremdes 
Recht, fremde Gewalt ausübe, daß er Organ, nicht Herr der Stadt fei. 

In dem Begriffe der Stadt foncentrirte fich alles öffentliche und private 
Recht, das allen Bürgern gemein war. Die Stadt war daher Subjelt aller 
Hoheitsrechte nach außen und innen, fie war ed, Die durch ihre Geſandten 
Bünbniffe und Verträge ſchloß, durch ihre Bürger wie durch ihre Söldner 
Krieg führte, die jeden ihr Angehörigen auch im Auslande fchüßte und vertrat, 
fie war es aber au, die im Innern buch ihre Behörden Geſetze gab, 
regierte und richtete, die den Ginzelnen zum Wohl der Allgemeinheit durch 
Beſteuerung und Kriegsbienft in Anjpruh nahm. Und weil die Stadt eine 
Einheit war, jo mußte aud äußerlich fih in allen Zweigen die Verwaltung 
mehr und mehr Toncentriren. Nicht eine Reihe ſelbſtändiger Amtögerechtigkeiten; 
wie dies die noch vorhandenen herrichaftlihen Aemter waren, Tonnte es bier 
geben: fondern Alle, welche zu Gemeindezwecken thätig waren, vom Bürger- 
meifter bis zum Thurmwächter, dienten nur einer Herrin, — der Stadt. Für 
fie, nicht wie im Lehnsſtaat für den Inhaber des Amts, wurden die Gefälle, 
wurden die indireften Abgaben und bie hier zuerft auflommenben direkten 
Steuern erhoben, in ihrem Namen und zu ihren Zwecken wurden bie Gelder 
aufbewahrt und verausgabt. Die Stabt war die Territorialherrin ihres Ge- 
jammtgebiet8 und die prinatrechtlihe Cigenthümerin ber öffentlichen Straßen, 
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Plätze und Gebäude gleichwie der gemeinen Gründe; die Stadt war Schuld» 
nerin der öffentlihen Schuld, Gläubigerin her öffentlichen Forderungen; fie 
klagte und wurde verklagt; fie ſchloß Rechtsgeſchäfte mit Fremden wie mit 
ihren Bürgern; fie führte als äußeres Zeichen ihrer Einheit ein bejonberes 
Siegel, ein Banner und ein Wappen. 

Ze mehr Parteibewegungen in ben Gemeinden entitanden, deſto fchärfer 
wurde biejer Gedanke ausgeprägt, deito deutlicher ausgeſprochen; denn bie Ein- 
beit der Stadt war inmitten alles Wechſels das Feftftehende und Bleibenbes). 

I. (ad 4.) Unangetaftet blieb ferner der Gedanke, daß eine Eollegialifche 
Behörde mit einheitlicher Spite — und zwar allmälig überall „Bürgermeifter 
und Rath" — die Stadt ald Organ nad innen 'und außen vertrete. Nir- 
gend wurde der Verſuch gemacht, eine Eingelherrfchaft oder eine Herrſchaft ber 
Geſammtheit an die Stelle zu ſetzen. Im Uebrigen freilich fanden die aller- 
weientlichiten Berfchiedenheiten in mancherlei Punkten Statt. 

1. Zunähft Batte die Gefammtheit der Vollbürger dem Rath nirgend 
die Ausübung der Gewalt vollftändig übertragen). In einem jehr ver- 
fchiedenen Umfange übte fie vielmehr Mitwirkung und Kontrole aus?). Im 
Allgemeinen wurde aber im Laufe der Zeit ihre Kompetenz geringer, ihr Zu⸗ 
fammentritt feltener. Urfprünglic war ſie das hoͤchſte Gericht und die Recht 
ſchaffende Verſammlung, denn in ihr feßte fich das echte Ding des Volkerechts 
fort). Aus bemfelben Grunde war ihre Mitwirkung fpäter noch häufig bei 
ber Abfaffung neuer Statuten, bei dem Abſchluß von Bünbniffen und bem 
Beſchluß von Kriegezügen, bei der Auflage von Steuern oder der Kontrahirung 
einer ftäbtiihen Schuld, bei der Emeuerung bes Stadtfriedens oder jonftigen 


1) Die nähere Ausführung und die Beweife folgen in Th. II. 

2, Daß man eine wirkliche Uebertragung annahm, fagt ſehr bezeichnend eine 
Url v. 1277. Urkb. des Bisthums Lübeck Nr. 260: consules civitatis, in quos 
populus et voluntatem et potestatem transtulit. 

®, Dabei war die Entftehungsart ded Raths von Wichtigkeit, wie beifpiels- 
weife bie Bergleihung von Megendburg und Wormd zeigt. Dort eine felbft- 
errichtete conjuratio, daher Bürgerwahl und größere Bedeutung bed Burg- 
bing; Hier eine vom Kaifer gefegte Kommune, daher Kooptation und wenig 
Spuren von Zufammenkünften der Gemeinde. — Ganz hatte felbft in Köln die 
Mitwirkung des Volks nie audgefchloffen werben können. Vgl. Ennen L 471f. 
Ennen u. Ederk L 829: vulgi etiam favore applaudente. Dft ald Umftand 
zuftimmend, 3. B. 1347 Ennen I. 472: communitas populi publice adclamavit. 

4) Frens dorff, Lübel ©. 164f. 168f. So in Freiburg noch 1248. Bol. 
Tote 6. In Wismar und den Etäbten verwandten Rechts gieng der Name der 
Bürgerverfammlung — bursprake — als Zeuge ihrer ehemaligen Bedeutung auf 
die einft‘ in ihr feftgeftellten Beftimmungen über, die noch jpäter zu beftimmten 
Zeiten des Jahres, häufig in Verbindung mit ver Verkündung der Rathsumſetzung 
ober der Abhaltung des echten Dinges, öffentlich verlefen wurden. Frensdorff 
©. 164f. Tzihoppen. Stenzel ©. 223. 
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außerorbentlichen Anläffen erforderlich’). Endlich nahm fie, wo der Rath ſich 
nicht felbft ergänzte, die Wahlen vor. 

In allen diefen Beziehungen indeß pflegte der Rath fih mehr und mehr 
von ihr unabhängig zu machen, fo dat er häufig in einen gewiſſen Gegenſatz 
zur Bürgergemeinde trat, namentlich wo er fich felbft ergänzte und fo ein Theil 
ber Bürger dauernd von ihm ansgefchloffen wurde. Die Folge waren Strei- 
tigkeiten, die dann die Feſtſetzung einer andern Kombetenzgrenze, oder eine 
andere Zufammenfegung des Raths, häufig aber auch eine eigenthümliche Neu 
bildung, die Entftehung eines zweiten vom Rath gejonberten Gemeindenuß- 
Ichufjes zur Solge hatten. Im lebteren Falle entſtand dann bie Bildung 
eined engeren und eined weiteren Raths, die eigentlih nur zwei Glieder des 
Stadtorgans waren und baher erft in ihrer Zufammenfaffung als „Rath ge 
meiniglich” die Stadt jelbft repräfentirten, von denen aber her zweite mehr 
als Vertretung, der erfte mehr ald Obrigkeit galt. In gewiſſem Sinne 
war eine derartige Bildung nichts Neues; denn, wie wir gefehen, verbanfte 
fhon der erfte Rath in denjenigen Städten, welche Anfangs durch ein Schöffen- 
Tolleg regiert wurden, einem ganz ähnlichen VBorgange feine Entftehung. Allein 
bier verjhwand fpäter die äußere Zweiheit. Einen wahren äußeren Rath ba- 
gegen bildeten zum Beijpiel die 24 neuen conjurati, welche die Bürgerge- 
meinde zu Freiburg im Jahre 1248 wählte, nachdem ein Aufftand gegen die 
24 alten conjurati, welche die Stadt willfürlih und ohne Zuziehung ber 
Bürger verwaltet haben follten, gelungen war. Ohne Zuziehung diefer neuen 
24 follten bie alten 24 Teine Verwaltungsmaßregeln treffen. Dagegen blieb 
die Gerichtsbarkeit bei den alten 24, nur follte, wenn Einer aus dem neuen 
Kolleg ein Urtel fchalt, die Gemeinde jelbft als Gericht eintreten®). Anders 
entftand der äußere Rath in Regensburg ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts; 
bier gieng er aus einer zuerft nicht ftändigen Vertretung des Burgdings (b. h. 
der Berfammlung aller nicht im Rath befindlichen Vollbürger) allmälig her- 
por umb vertrat nummehr die Bürgerfchaft in denjenigen Angelegenheiten, in 
welchen bie Zuftimmung der Gefammtheit erforderlich, aber die unmittelbare 
Mitwirkung berjelben entbehrlich fchien”). Aehnlich verftärkte fih auch im 


5 Die civitatis decreta in Urf. v. 1188 f. Lübeck ſetzte wol die Gefammt- 
beit.‘ Frensdorff ©. 42. In Zürich ftanden der Gemeinde die Wahlen zu, 
anßerbem follte feine Entſcheidung für Einen mehrerer um das römifche Reich 
ftreitenden Fürften wan mit gemeinem rath und offenbareme gunst und willen 
aller der burger erfolgen, und es follte die Stabt an feinen Herrn kommen, 
wan mit gemeinem rath der mengi von Zurich. Bluntſchli 1. ©. 162. 163. 
An Mainz wurde noch 1430 feſtgeſetzt, daß der Rath keine große Schuld, Teine 
Ausfahrt, Fein Bündniß mit Herren oder Städten ohne Wiffen und Willen der 
Gemeinde machen bürfe. 

%) Schreiber I S. 55—55. Hegel IL 414—415. 

?) Befonderd bei neuen Statuten, Steuern und Kriegszügen. Das Burg- 
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Zürich und anderen Städten ber Rath in wichtigen Dingen durch einen von 
ihm gewählten Bürgerausihug"). Wieder in anderen Städten gieng der große 
Rath ans einem urfprünglich befonderd zum Zweck des Zengnißgebens ober 
der Eideshilfe beftimmten Kolleg vorzüglih glaubwürdiger Männer hervor, 
wie in Wien?), ober aus einem neu gebildeten zugleich als glaubwürdige Ur- 
fundsperfonen dienenden Schöffentolleg, wie in Strasburg'®), indem ber 
Rath diefe Kollegien in wichtigen Fällen zur Berathung zuzog. In den mei- 
ften Städten aber wurde erft die Vergrößerung der Vollbürgergemeinde durch 
den Handwerkerſtand Anlaß zur Bildung eines weiten Rathe, indem ein be- 
fonderes zünftiges Kolleg Eonftituirt wurde, das ber Rath in gewiffen Wällen 
zuzießen mußte, wie in Bafel, Worms u. ſ. w."'), oder inbem der Rath in 
wichtigeren Angelegenheiten fi durch ben abgehenden Rath ober diefen und 
ben. vorjährigen verftärken follte, jo daß der geſammte Rath aus zwei ober 
drei Kollegien beftand, wie in Speier") und LXübel'!). Am reichten war 
bier wie in allen Beziehungen die Berfaffungsgefchichte non Köln, wo nicht 
nur ein gefchlechtiger enger und ein aus ben Bertretern ber Burgenoſſen⸗ 
ſchaften, aljo der größeren Gemeinde, beftehender weiter Rath nebeneinander 
ftanden, ſondern auch alle diefenigen, welche während der Iekten zehn Jahre 
in einem ber Räthe gefeffen hatten, in einzelnen Fällen zugezogen wurden, jo 


ding felbft fam faft nur bei der jährlichen Erneuerung des Stabtgrunbvertrages 
zufammen. Vgl. Gemeiner I. ©. 381. 456. 484. 541. 563. II. 65. 79. 84. 
39. Arnold L ©. 388-394. II. 396f. Ganz irrthümlich Hält Gemeiner 
und nah ihm Hüllmann IN. ©. 546 ben inneren Rath für den füngeren. 
Name ded majus consilium zuerft 1295. 

8) Bluntſchli I. 163f. Sogenannter „Zuzug der burger zum rath.“ — 
Auch in übel, Hamburg, Stralfund, Lüneburg, Roftod ꝛc. findet ſich im 
13. Jahrh. Die Zuziehung angefehener Männer ald Bertreter der Bürgerſchaft, 
befonders bei neuen wichtigen Willküren und Verfügung über ftädtiiche Grund⸗ 
ftüde. Frensdorff S. 200 — 206. 

% Stadtr. v. 1221 b. Gengler ©. 586. 537 (100 Männer). Bol. auch 
Hegel I. S. 457. 

10 Hendler, Anhang ©. 478. 474. 476. Später trat an deſſen Stelle 
gin großer Rath aus den Zunftmeiftern und Zunftausfhüflen, feit 1482 
800 Perfonen. Seine Zuftimmung war nötbig bei allen Statuten und Ord⸗ 
nungen, bei Aufnahme neuer Bürger, Erhebung von Steuern und Abgaben, An- 
fauf und Beräußerung von Gütern. Arnold II. 381. 

11) In Bafel ein Zunftmeifterlolleg. Heusler S. 176f. Aehnlich Anfangs 
in Worms, aber in untergeordneter Etellung. Arnold II. 381. In Augdburg 
ein großer Rath, beftehend and dem Heinen, einer Anzahl gefchlechtiger und 204 
zünftigen Bürgern, feit 1368. Hüllmann III. S. 561. Ueber den großen Rath 
in Nürnberg vgl. Hüllmann IH. ©. 534f. 

12, Arnold I. 255. 

s”) Srenddorffl. c. 
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baß bald der enge Rath allein, bald der enge mit dem weiten, bald der enge 
mit ben ehemaligen Räthen des engen, bald der jo fompletirte enge mit dem 
weiten, bald aber auch alle Rätbe, d. b. der enge, ber weite, und bie ehe 
maligen Mitglieder des einen wie Die des andern zujammen das Stabtorgan 
bildeten!*), während bei Auflegung ganz neuer Steuern überbied noch die ge- 
fammte Bollbürgerfchaft zugezogen werden mußte'?). 

Im Allgemeinen entbehrte ſchließlich kaum eine größere Stadt einer ber- 
artigen Gliederung des Raths in mehrere Kollegien, und in gewiſſem Sinne 
kann man einzelne der jo entitandenen Berfaffungen ſchon als eine Ueber⸗ 
gangöftufe zu unſerem heutigen Syſtem der Trennung von Magiftrat und 
Stabtverorbneten bezeichnen; nur trat nicht jo ausſchließlich wie heute bei dem 
einen Kolleg der obrigfeitliche Charakter, bet dem andern der Charakter als 
Gemeindevertretung hervor, vielmehr war auch bei der jhärfften Trennung 
jeder der Räthe zugleich Obrigkeit und zugleih Vertreter der Bürgerſchaft — 
wenn auch mitunter verſchiedener Stände ober Klaſſen derjelben — und über- 
dies erhielt fih auch neben einem weiten Rath die Verjammlung aller 
Bürger immer ald bie höchfte, wenn auch nur in ben allerwichtigften, jebes 
Einzelnen Recht und Intereffe berührenden Fällen zu berufende Autorität '9). 

2. Aber auch abgejehen von diejen Doppelbildungen gab es ‚neben dem 
Rath und feinen Vorftehern oft eine überaus große Menge ftädtiiher Behör- 
den und Beamten, bie defto zahlreicher wurben, je mehr die Städte herrichaft- 
liche Aemter erwarben oder von fih abhängig machten und je mehr fi auf 
der andern Seite der Mechanismus der Verwaltung komplicirte. Bor Allem 
ftanden Gerichte und Richter und oft bejondere Schöffenkollegien neben dem 
Rath'"). , Für alle Berwaltungszweige, für Markt» und Gewerbe, Sicherheits- 
und Fremdenpolizei, für den ftäbtiihen Haushalt, für das Kanzlei- und Ge 
fanbtichaftsweien, für Procefvertretung, für ftäbtiiche Bauten und andere 
ſtädtiſche Arbeiten, für dad Grundeigenthum ber Stadt, für Befeftigungs- und 


14) Consilium artum und generale jchon 1320 unterſchieden. Jenes hatte 
15, dieſes 82 Mitglieder. Eidbuch v. 1320 b. Ennen u. Eder$ L ©. 1f. 
Weber bie Zufammenfegung und Kompetenz fiehe die verfchiedenen Eidbücher bed 
14. Jahrh. b. Ennen u. Eder L ©. If. u. Ennen I. ©. 484—508. Nah 
bem Eidbuch v. 1882 follten alle Räthe entboten werden wegen neuen Ber, 
bundes, Heerfahrt, Erhöhung oder Erniedrigung der Acciſen, Beichwerung der 
Stadt mit Erbe oder Keibzuchtrenten, Löfchung aus dem Eidbuch und neuer Ein- 
tragungen in das Eidbud. Ennen DO. 502. 

15) Ennen u. Ederg I. 135. 

16) So in Kübel, Frensdorff ©. 207. In Stralfund hieß diefe Ver⸗ 
fammlung die Tausende. In den Tleineren Städten erhielt fich natürlich bie 
Bedeutung des allgemeinen burgerding am längften. 

ıı Bol. 3. B. Tzſchoppe u Stenzel ©. 215f. (Schöffen aud Rath ge 
wählt). Tittmann L ©. 349—352. Arnold L © 280f. Ennen I. 
©. 426f. Frensdorff 168f. 
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Kriegsweſen entftanden befondere Behörden oder Aemter is). Die nußbaren 
Regale, welche die Stadt erwarb, wurden, ftatt einft von belehnten Inhabern, 
uummehr von ftädtifchen Beamten, Zöllnern, Münzern u. |. w. geübt‘). Ja 
mit der wachſenden Koncentration ſanken auch die Vorfteher der einft in ihrem 
Kreife jelbftändigen Nachbargemeinden, fowie oft auch die Beamten der einzelnen 
Gilden und Korporationen zu ftäbtifchen Beamten herab. Aber alle dieſe 
Aemter, mochten fie nun durch Ausſchüſſe des Raths geübt”) oder mochten 
fie befonderen Kollegien ober Einzelnen übertragen fein, wurden immer mehr 
und mehr vom Rath abhängig, von ihm vergeben und unter feiner Aufficht 
gehandhabt. Keines von ihnen ftellte ein felhftändiges und allgemeines Organ 
ber Bürgergemeinde dar, alle waren fie nur Vertretungsvollmachten zu einzel» 
nen Zweden, und in gewiffem Sinne waren fie alle zunächſt Aemter des 
Raths und erft mittelbar Aemter der Stadt ſelbſt. Cinzig und allein das 
Bürgermeifteramt erlangte mit der Zeit eine jelbftändigere Bedeutung, in- 
dem ed fi zu einem wahren genoſſenſchaftlichen Organ der Gemeinde mit 
jelbftändigen Regierungsrechten neben dem Rath erhob, durch welches die Ein- 
beit ſchärfer ald im Rath verkörpert wurde, und indem jo allmälig nicht 
mehr der Rath allein, jondern Bürgermeifter und Rath in ihrem Zufammen- 
wirken zur vollftändigen Repräfentation der Stadt nothwendig wurden ?'). 

3. Eins der wichtigften Accidentalien der Berfaffung war die Art und 
Weiſe der Zufammenfegung des Stabtorgand: hier war das Hauptfeld, auf 
dem die von den Parteien erftrebten Berfaffungsänderungen ſich voliehen, 
auf dem die individuellen Beionderheiten einer jeden Stadt Ausdrud finden 
tonnten, und bier treffen wir daher eine wahrhaft unerfchöpflihe Mannichfal- 
tigkeit der Kombinationen an. Zahl und Amtödauer der Bürgermeifter, Zahl 


18) Vol. Arnold I ©. 301f. (über den notarius civitatis), II. ©. 132f. 
Srenddorff S. 113— 118. Die meiften Beamten finden wir in Köln; 3. 2. 
Rentmeifter, Rheinmeifter, Wegemeifter, Bachmeifter, verſchiedene Burggrafen zur 
Bewachung ber Thore, Birgiere, Hallemeifter, Judenmeiſter, Wollküchenmeiſter zc. ıc., 
ferner Stabtichreiber, Boten und Bedtentefte aller Art. Sie alle ernennt ber 
Rat. Ennen IL ©. 511 —523. 

19 Arnold I ©, 258f. 269f. Ennen II. c. 

) Sole Rathsausſchüſſe zu einzelnen Zweden kommen fchon früh vor; 
zuerft wol für Die ftädtifche Kaffe und die Verwaltung der öffentlichen Abgaben 
(„über bad Ungelt",. So 1248 in Freiburg ein Ausſchuß beider Räte. Schrei- 
ber 1. ©. 53-55. 1354 in Bafel dad Siebneramt. Ochs HL. 76—82. 
Später mehrten ſich diefe Ausſchüſſe bebeutend. So Tommittirte der Rath in 
Speier 1398 4 Nechenmetfter, 1430 1 Reitmeifter (für NRetfen), 2 Baumeiſter, 
1438 2 Rentherren, 1455 2 Brodpfennigauffeher, 1485 2 Miftmeifter, 1486 
7 Schlüfſelherrn, 1487 4 Marktmeifter. Arnold I. ©. 357f. 

21) Bol. beſ. Arnold IL S. 299f. Frensdorff ©. 109f. Ennen I. 
©. 59 —511. 
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und Amtsdauer der Rathsmänner differirten faft überall. Nur mußte der 
Rath aus Mehreren beftehen, während das Bürgermeifteramt auch Einer aus» 
üben Tonnte?®). “Der periobifche (meift jährliche) Wechfel der Aemter galt ale 
das Normale”), fei es nun, daß vollitändige Wandlung, fei es daß nur theilweiſe 
Erneuerung ftattfand*), während daneben auch lebenslänglihe Rathmannen 
und Bürgermeifter vorfamen®). Bor Allem aber fand die Verfchiedenheit der 
Stadtverfaffungen bei der Wahl oder Emennung der Mitglieder des Stadt⸗ 
organd Ausdrud. Das Hauptbeftreben mußte zunächft fein, die in den ver- 
. fchiedenften Formen vorfommende Mitwirkung eines Herrn zu beichränfen oder 
zu befeitigen. Im Mebrigen galt bald das zur Ariftofratie führende Syftem 
der Kooptation*®) oder der Ernennung bed neuen Raths durch den alten?”), 
bald die Wahl der Bürgerſchaft?e), bald ein dazwiſchen ftehendes oft fehr 
fomplicirtes Syſtem ber Wahl auf Vorſchlag oder durch befondere Kiefer”). 


2) Ein Bürgermeifter mit gleich Anfangs hervorragender Bedeutung findet 
fih in Regensburg. So fhon 1287. Gemeiner L ©. 425. Zwei in Worms, 
Speer, Köln, Kübel. In Strasburg wechſelte die Zahl von 4 Städte und 
1 Ammanmeifter, alfo 5 höchften Beamten (3. B. 1330) mit 3 (3. B. 1331) 
ab. — Die Kolleglalität der Rathmannen wurde auch in den allerfleinften Städten 
feftgehalten. Tittmann L ©, 354. 355. Häufig fchwantte die Zahl, 3. 2. in 
Frankfurt. Fichard ©. 209. 

23, Wechſel als charakteriftifches Dierkmal der Rathmannen im Gegenſatze 
zu Schöffen ftellt 3. B. der Magbeburger Schöffenbrief f. Görlig v. 1304. $ 1 
b. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 447 auf: do wurden sie zu rate, daz sie curen 
shepphen unde ratman, die shepphen zu langer ciet, die ratman zu eime 
jaro. 

2) Beſonders in Regensburg (Arnold I. ©. 387) und Strasburg (z. B 
1249) fand, weil von den Bürgern errichtete Stadtfreiheit vorlag, von je Wechſel 
Statt. Der Stäbtemeifter in Strasburg follte fogar feit 1330 vierteljährlich 
wechjeln. Der Bürgermeifter in Regensburg ward auch nur auf ein Jahr ge 
wählt. Sährlicher Wechjel im 13. Jahrh. tft auch in Freiberg, Saalfeld, Mühl. 
haufen, Leipzig nachweisbar. Tittmann I. ©. 354. 355. 

*) Lebenslängliche Rathmannen und Bürgermeijter in Worms (Arnold I 
©. 302), Speier, Kübel (Zrensdorff I 38) u. f. w. Allmälig drang meift 
das Princip des Wechſels durch, wie namentlich auch in Köln. Ennen U. ©. 484f. 

20) So von Alters ber in Worms (1156). Arnold I 302. Speier big 
1258. Ib. S. 364. Lübeck. Frens dorff © 28. Mainz 1244. Guben. I. 
580—582 ıc. Cbenfo in faft allen Löniglichen Städten, 3. B. Frankfurt, 
Fichard S. 2095. In Meißen und Thüringen findet fi bald Kooptation, 
bald Gemeindewahl. Tittmann IL 352 — 354. 

27) So in Köln. Ennen I. ©. 484f. 

2) Sp wol in Zürich (kontrovers), Bluntfhli L ©. 155f. In Worms 
jeit 1233, in Regensburg, Stradburg u. |. w. 

2°) Kiefer finden ſich 3. DB. in Bafel, Arnold I 355. Wahl durch den 
abgehenden Rath in Verbindung mit Vorſchlagsrecht der Zünfte 1849 in Speier, 
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Dei der Wahl dur die Bürgerſchaft entftand Die weitere Frage, wer und in 
welchen Umfange an der Wahl Theil nehmen, ob von den einzelnen Bürgern 
oder von den ſtädtiſchen Körperichaften, jet es von den Parochien oder von 
ben Zünften, gewählt werben, ob und welche Vorrechte babet gelten follten ®). 
Andererſeits gab es häufig außer dem Vollbürgerthum auch bejondere Erfor- 
derniffe für die paffive Wählbarkeit im Allgemeinen2), oder es war vorge 
fhrieben, daß eine beftimmte Zahl aus dem einen, eine andere aus dem ande⸗ 
ren Stande?), oder eine beftimmte Zahl aus jeder Körperfchaft genommen 
werbe2). Endlich mußten auch bie Bürgermeifter oft befonderen Ständen 
angebören und wurden auf bie verjchiedenite Weiſe gewählt +). 

Bei allen den häufigen Aenderungen aber, die in allen dieſen Punkten 
in Folge von Parteibewegungen vorgenommen wurden, ift zu feiner Zeit die 
Eriftenz des Raths, als des eigentlichen Stabtorgand, angefochten, es ift 
niemals der Verſuch gemacht worben, den Schwerpuntt in bie allgemeine 
Bürgerverſammlung zurüdzuverlegen ober einen Einzelnen zu erheben. “Dies 
ift ein nicht umwichtiger Unterjhieb der Verfaffungsfämpfe in unjeren deut- 
hen Stäbten von denen bed Alterthums und des mittelalterlihen Italiens. 

II. (ad 3.) Auch die Scheidung der ftäbtishen Einwohnerſchaft in 
Bollbürger und Schußgenoffen wurde nie in Frage geftellt und konnte nicht 
in Frage geitellt werben, weil Klöfter, Orden, Geiftliche, Jubengemeinden, 


Lehmann ©. 614. 615. Oft kamen höchft verwidelte und zufammengefeßte 
Methoden ber Rathöbefehung vor, wie 3. B. in Zürich nach ber Walbmann'ſchen 
Verfafſung. Bluntſchli L ©. 358. 359. 

2) Die Parochien hatten eine ſehr hohe Bedeutung in Köln und Worms. 
Die Korporationen wählten überall, wo eigentliche Zunftverfaffungen eingeführt 
wurben (vgl. unten. Vorrechte lagen 3. B. in der Bertretung einzelner Kor- 
porationen durch eine größere Zahl von Rathmännern u. f. w. 

3) Sp 3. DB. in Kübel; man mußte fein godes ruchtes, echt und recht 
und vry geboren, nenes heren egen edder ammentman welikes hern, — 
mußte besitten bynnen der stat vri torfachtig egen und nidht van openbare 
hantwerke fein Gut gewonnen haben. Frensdorff ©. 39. 40. Daß die Hand» 
werfer, fo lange fie nicht Bollbürger waren, ratheunfähig waren, verfteht fich 
von ſelbſt. Es Fam aber auch vor, daß fie das aktive Wahlrecht früher erlangten 
ald das palfive, wie z. B. in Speier (Arnold IL 366). 

2) So 1156 in Worms 12 ministeriales, 23 cives (jpäter 21 und 28); In 
Speier 12 theild aus Dienftmannen theild aus Bürgern, Arnold I. ©. 864; 
in ſehr vielen königlichen Stäbten (3. B. Frankfurt, Ulm) eine ritterliche und eine 
bürgerlihe Bank, zu benen päter eine zünftige trat. 

3, So in den Zunftverfafjungen. Dal. unten. 

2), In Worms ein Dienftmann und ein Bürger. Cbenfo in vielen könig⸗ 
lichen Städten. Später fehr oft ein Gefchlechtiger und ein Zünftiger. Vgl. 
Note 57. Meift wählte der Rath; in Köln die Richerzeche; oft die ganze 
Bürgerſchaft. 
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Säfte, Ausbürger, Gefellen, Gefinde, abhängige Leute u. f. w. immer einen 
Kreis von Schußgenoffen bilden mußten, der nicht aktiv am GStadtregiment 
Theil nahm. Wol aber wurde es zum Gegenftande der allerheftigften Kämpfe, 
wie weit fi) dad DBollbürgerrecht erſtrecken jollte. 

Die beftehende Bollbürgergemeinde nahm überall mit der Zeit einen mehr 
oder minder ariftofratifchen Charakter an. Wo fie, wie in ben altbiichöffichen 
und Föniglihen Städten, aus den Ständen der Ritter und Burgenfen zu- 
ſammengeſetzt war, verjhmolz zwar das ritterlihe Element entweder mit dem 
zahlreicheren und mächtigeren Burgenfenthum oder mußte nach Tangem Kampfe 
aus dem ftädtifchen Leben fcheiben2): gber die nen entftehende Bollbürger- 
gemeinde war fchon der Beihäftigung und den Belitverhältniffen nad fein 
rein bürgerlicher Stand. Vielmehr bildete fie gewiffermaßen ein Mittelglied 
zwiihen der alten und neuen Zeit, indem fie zwar ftähtifchen Handel und 
ftädttfches Gewerbe, infoweit diefe nicht als Handarbeit erſchienen — etwa 
als Großhandel und Großgewerbe zu bezeichnen — betrieb, daneben aber aus⸗ 
gebehnten Grundbefiß innerhalb und außerhalb der Stadt (oft Güter, Burgen 
und Lehen) befaß, den Erwerb ftets in neuem Grundbeſitz anlegte und des⸗ 
halb auch im der ftäbtifchen BVerfaffung das freie und echte Grundeigen ald 
nothwendige Grundlage des Vollbürgerrechts fefthielt?*). Und felbit da, wo 
weder ein Nitterftanb noch ein Altbürgertfum eriftirte, wie in den gleich An- 
fange als Handelspläße angelegten Städten (3. B. Lübeck, Freiburg, Hamburg), 
bildete fi mit der Zeit aus den grundbefigenden Großkaufleuten eine ganz 
ähnliche Vollbürgergemeinbe heraus. 

In demjelben Maße nun, in welchem durch die Emancipation des be 


3) Die einzige Stabt, wo mehr Ritter ald Burgenfen (hier Achtbürger ge- 
nannt) lebten, war Bafel. Deshalb Hier befonbers harter Kampf und endlich 
völliges Verbrängen ber Ritter aus ber Stadt. Heusler ©. 119f. 138. 140f. 
186f. Arnold 1 S. 253f. In Speier verließen die Minifterialen, bie nicht 
Münzer waren, ſchon in der Mitte des 13. Jahrhunderts die Stadt. Arnolbl 
©. 364. Sie traten in den niederen Landadel über. Später folgten fehr viele 
Patricier, bie in Folge der Zunftunruhen vertrieben wurden ober fich freiwillig 
aud der erweiterten Bürgerfchaft zurüdzogen. Auch fie traten in den niederen 
Adel ein. Arnold I. ©. 180f. 

3) Bol. bei. Bluntfhlt J. S. 148. 149. Arnold I. ©. 186f. 193f. 
Ennen L ©. 686. 687. Roth v. Schredenftein, dad Patriciat in den deut. 
Städten. Tübingen 1856. Nitzſch ©. 308. — A. M. Lambert IL 193f. 
Das dinglihe Element (Grundbefig, Nenten, Gülten ıc.) und dad perfönlicdhe 
(Handel, Gewerbe, Kapital, und das bezeichnende Aufkommen der Gefchlechtönamen) 
find in faft allen Beziehungen bier vermifcht. — Späterer Ausbrud für bad 
Verſchmähen des niederen Gewerbes und der Handarbeit wurde das oft aufgeftellte 
Erforderniß des ‚„Müßiggehens“. Daher hießen die Patricier auch Müßiggänger, 
otiosi. Andere Namen waren die „Reihen“ oder „Genannte“ (3. B. Bamberg 
und Nürnberg. Zöpfl, das alte Recht ©. 64f. und ib. Note 35). 
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weglichen Kapitals vom Grundbefiß ein reiner Kaufmannftand und durch 
die Smancipation der eigentlichen Handarbeit von ber Hoͤrigkeit?) ein freier 
Handwerferftand aufblühte, mußte neben jener VBollbürgergemeinde bie von 
ihr ausgeſchloſſene Maforität der Einwohnerichaft fih als Theil der Bürger 
haft und Die Herrichaft jener als eine Ariftoßratie empfinden. Dadurch wurbe 
auf der andern Seite in der Altbürgergemeinde dad frühere Bewußtſein, bie 
Trägerin ber ſtädtiſchen Entwidlung zu fein, in das Stanveöbewußtfein einer 
bevorrechtigten Klaffe verwandelt. Sie fühlte und nannte fi) nicht mehr 
bios als die Bürger xar Zyoynv, fondern ale die Herren der Stadt. Die 
frühere Aſſimilationskraft ihrer Vollfreiheit verwandelte fih in Exkluſivität, 
die um fo ſchroffer und ängſtlicher auftrat, je mehr ihre Alleinherrfchaft ein 
innered Unrecht und deshalb angefochten wurde Kurz, aus dem älteiten 
Bürgerthum wurde unvermerft das Patriciertfum als ein neuer Geburtöftand, 
der fi) ſogar nach diefem neueften Merkmal ald Stand der Geſchlechter 
bezeichnete. 

Als Auferes Mittel zur Wahrung ihrer Vorrechte wählte die Patricier- 
gemeinde dieſelbe Form, welche die gefammte Zeit beherrichte: die Einung, Wo 
fie fchon von Alters ber in einer Schußgilde vereinigt war, da ſchloß fie dieſe 
einfach gegen neu andringende Elemente ab und wurde hier am früheften zur 
reinen Ariftokratie. "So in Köln, wo ſchon im 12. Jahrhundert die alte 
Richerzeiheit und die Schöffenbruberfchaft als ftreng ariſtokratiſche Körperichaf- 
ten erfchienen, welche das Stadtregiment beſaßen. Aber auch in allen ande- 
ren Städten entjtanden früher oder fpäter, oft wol erft im Gegenfaß zu den 
Zünften, eine oder mehrere Altbürgergilden, durch welche die Patricier Herr- 
haft und Standesvorrechte zu behaupten fuchten®). 

Nicht minder jevoh waren die vom Vollbürgertfum ausgejchloffenen 
Stände fih der Macht bewußt, welche in der Affociation liegt. Auch fie 
juchten daher, nachdem fie von den Banden der Hörigkeit erlöft waren, ver- 
möge der Einung zu Wohlitand und wirthfchaftlicher wie politifcher Selbitän- 
digkeit und dadurch ſchließlich zur Herrichaft zu gelangen?®). Ueberall ftanden 
fie in gefchloffenen Vereinen, als Gilden und Zünfte, deren Auflommen die 
Bollbürger vergebens zu hindern fuchten*), den Letzteren gegenüber, in fchrof- 


7) Beginnend mit Priv. v. 1111 f. Speier Remling ©. 88. 89. 

30, Bol. oben $ 27 und unten $ 86. 

2%, Bol. oben $ 27 und unten $ 97. 38, > 

“, Verbote ber Handwerkerinnungen finden fi in manden Stadtrechten. 
So Priv. f. Goslar v. 1219. In Zürich verordnet nah Bluntſchli L 154 der 
Michtebrief IV, 10: daz nieman werben noch tuon sol enhein zunft noch 
meisterschaft noch geselleschaft mit eiden mit worten noch mit werchen — 
bei Strafe der Zerftörung feines Haufes und 10 Mark, event. der Verbannung 
auf 5 Jahre and 50 Mark. Aehnlich in Bamberg bei 5 Pfund Strafe. Zöpfl, 
das alte Recht &. 67 und Urkb. ©. 119. 

L 21 
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fem und feindlichem Gegenſatz, der nur in etwas durch das häufige Vorban- 
denfein gewiſſer Zwiſchenklaſſen aus dem Kaufmanns oder höheren Gewerbd- 
ftande gemildert wurde, denen einige, aber nicht alle Vollbürgerrechte zu- 
ftanden 41). 

Das Erfte, was die Zünfte erringen mußten, war ihre korporative Selb- 
ftändigkeit, war die Befeitigung der von den Geſchlechtern über fie geführten 
förmliden Vormundſchaft“), war die Löſung der direkten Abhängigfeitöver- 
hältniffe, welche in verſchiedener Form, bejonders aber in ber Form der ver- 
breiteten Muntmannſchaft, den berrichaftlichen Verband in die ſtädtiſche Ge- 
noffenfchaft einzuführen drobten®),. In allen dieſen Beziehungen gelangen 
meilt ihre Beitrebungen *). 

Allein damit konnten fich die Handwerker nichf genügen laſſen. Ie mehr 
bie Idee eines ſtädtiſchen Gemeinweiens, die Staatsidee im Kleinen, alle 
Klaffen durchdrang, deito mehr muhte die bi8 dahin unbelannte Idee der 
Korreipondenz von bürgerlicher Pflicht und bürgerlihem Recht erwachen. , Die 
Handwerker mußten mit ihrem Gelde und mit ihrem Blute gleich den Voll 
bürgern der Stadt dienen: daraus leiteten fie ein Recht her, gleidh jenen zu 


4) So 3. B. die mercatores und institores in Stradburg und Negendburg, 
die vier Herrenzünfte in Bafel, die Tuchweberinnungen in Köln, Mainz, Worms 
u. Speier. Nach Arnold II. 208 hat man an perſönlich Freie ohne echtes Eigen 
zu denken. 


2) Am drüdendften in Köln, wo bie Nicherzedhe jeder Zunft einen Ober- 
meifter neben dem Zunftmeifter als förmlichen Vormund gab. Arnold L 244. 
245. Ennen L 543. 544. II. 597f. Ennen u. Ederg 1. 332. Auch das 
Inſtitut des patricifchen Oberzunftmeiſters in Strasburg und Baſel gehoͤrt hierher. 

43) Beſonders in Köln und Regensburg begannen förmliche Klientelverbände 
nach Analogie der Lehensverbände zu entjtehen. Vgl. die Urk. 6. Lacombl. I. 
245. Ennen u. Eder I. 382 Nr. 19, wonach der Herr Schuß gegen Ge- 
waltthat und Unrecht und Vertretung vor Gericht, — der Muntmann Begleitung, 
in Kriegdzeiten mit Wehr und Waffen, Dienfte und Treue gelobt. Dazu Ge- 
meiner I. 559. 564: Sriebrich Auer gebt mit 40 Mann Gefolge zur Kirche. 
Ju Regensburg wurde bie Muntherrfchaft 1230, in Worms 1287 verboten; in 
Nürnberg ſchon dur Priv. v. 1219. Gengler, Stadtr. ©. 32282. Gaupp 
L ©. 172, 173. 177 8 2. 164. 165. 170 8 17. 


) Die Entwidlung vollzog fich oft mit einer faft wunderbaren Schnellig- 
feit! Man vergleiche nur die Basler Junfturtunden von 1248 und ihre dienit- 
männifchen Borfteher, unb das faft ganz Hofrechtliche Bäckerweisthum von 1256 
mit den Stiftungöbriefen der Gärtner v. 1260, der Weber v. 1268, der Spinn- 
wetter v. 1271, in denen Bifchof refp. Biſchof und Rath einen förmlichen Schup- 
vertrag mit den Zünften eingehen! und soll man das wissen, das wir innen 
unde si uns und unserm gotzhus gesvoren hant zi helferien, zu unseren 
nöten, unde wir inen ziren nöten gegen menlichem. Ochs I. 818. 328. 340. 
351. 393. 404. Trouillat I 574. 579. 634. IL 107. 184. 218. 


5 84. Die Verfaffung d. Städte als Fortbild. d. Genoſſeuſchaft. 323 


fragen, was denn aus „der Stadt Nuben, Ehre und Srommen® werde, gleich 
jenen für das Gemeinwohl zu forgen, db. 5. zu regieren. Bor Allem konnten 
fie eine Mitaufficht darüber. verlangen, daß die von ihnen mitgetragenen Stenern 
wirklich im Intereffe der Allgemeinheit, nicht in dem inzelner verwendet, 
daß das Stadtrecht allen gleich zu Theil werde, daß das ſtädtiſche Eigenthum 
Allen zu Gute fommes). Umgekehrt mußten die Vollbärger hierin einen 
Eingriff in wohlerworbene Rechte ſehen und hatten von ihrem Stanbpunfte 
aus bei der bisherigen Vermiſchung von äffentlihem und privatem Recht be- 
jonders binfihtlich der mehr privatrechtlichen Seite ihrer Befugniffe volllom- 
men Recht. Namentlich Tonnten fie das Alleineigenthum oder doch die Allein- 
bentgung der Allmende aus demfelben Titel beanſpruchen, aus welchem die 
jelbe in jo vielen Dorf- und Stabtgemeinden wirklih das befondere Eigenthum 
geihloffener, die Altbürger- oder Bollhufnergemeinde fortfegender Korporationen 
geworden ift **). 

So fonnte e8 denn nicht auöbleiben, daß in allen größeren und älteren 
Städten ein Kampf ausbrach, der bisweilen in ber blutigften und heftigften 


5, Daß die Zünfte von bdiefen Geſichtspunkten mit Bewußtfein ausgiengen, 
beweifen ihre älteften Klagen und Zorkerungen. So verlangte 1260 ber Biſchof 
von Stradburg Namens der unteren Stände unpartetiiche Rechtöpflege und daß 
die Allmende nicht in Privatnugen verwandt werde, fondern Arm und Reich ge- 
mein je. Schöpflin I 433. 1380 ließ ber zünftige Rath eine Gildenftube 
ber Altbürger abprechen, weil fie auf der Allmende ftehe. 1264 nahmen die Zünfte 
in Worms die Verwaltung des Ungeltd in die Hand. Arnold II 300. Hier 
beitanden die erſten Berfaffungdänderungen baber auch lediglich in der Zuziehung 
von Männern aus der Gemeinde für Berwaltung bed Ungelts und Rechnungs⸗ 
fegung. Urk. v. 1300 Schannat S. 156—159. 1804 verlangten die Zünfte 
zu Speier, felbft Rathsherrn zu ftellen; fie wollten zu den Alten in den Rath, 
daß fie auch wüßten, wie die mit der Stadt Gut umgiengen. Lehmann ©. 588. 
5%. 598. In Regensburg fjegte 1330 die Konfuration der Auer und Hand» 
werker Bürgermeifter und Rath ab, weil fie feine Rechenſchaft ablegen könnten, 
wo der Stadt Gut hingekommen. Gemeiner J. S. 545f. Auch bei den 
Frankfurter Zunftunruhen 13655 — 1368 Fich ard ©. 204f. wurde die Frage nad 
der Verwendung des ſtädtiſchen Guts in den Vordergrund geſtellt. Urk. v. 1869 
Böhmer ©. 668: die Zünfte verlangen, 8 Rathmänner zu kieſen und zu ſenden: 
wand sie wulden wissen um der stede gescheffede, war der stede gud und 
gevelle komen wefe adir queme. 1388 verboten bie Augsburger den Gefchlech- 
tern, ſich des Rathshauſes ferner zu ihren gefelligen Zweden zu bedienen. Roth 
v. Schredenftein &. 291. Meber ähnliche Streitigleiten in ben jchlefiichen 
Städten vgl. Tafhoppe u. Stenzel ©. 263, in Lübeck Wehrmann, Zunft 
rollen, Einl. ©. 38f. 42, 

“, Es war aljo, wenn man ed modern ausdrücken will, gerade das oft der 
Gegenſtand des Streitö, ob ein Recht öffentlicher oder privatrechtlicher Natur ei. 
Bel Tb. IL 

21* 
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Weiſe geführt wurde"), bisweilen ftiller verlief) und nur in den Städten 
jüngerer Bildung, wo die Handwerker von vornherein zur Bürgerſchaft 
gehörten, ganz unterblieb). Nachdem die verfrühten Regungen im. 18. 
oder gar im 12. Sahrhundert meift erfolglos verlaufen waren), zumal 
die Handwerker fih damals noch nicht auf die eigene Kraft zu jtüßen ver- 
mochten, jondern dem mit der Bürgergemeinde ftreitenden Stabtherrn als 
Mittel zu ‚feinen Zwecken dienten®') oder aus der in der Vollbürgergemeinbe 
herrſchenden Uneinigfeit und Parteiung Vortheil zogen 52), fiegten fie im 14. 
Sahrhundert in der größten Mehrzahl der Stäbte durch die Bereinigung ihrer 
eignen Kräfte, die — ganz im Geifte der Zeit — oft auch äußerlich die Form 
einer Eidgenoſſenſchaft aller Zünfte annahm). Faſt überall erlangten "fie, 


47, In der großartigften Weife verliefen die Kämpfe in Köln, Mainz, Speier, 
Züri, Frankfurt, Conftanz ꝛc. In Köln 27jähriger Kampf, v. 1869 — 1396. 
Bol. Ennen U. ©. 661f. Bluntſchli I ©. 316f. Fichard S. 204f. 
Arnold I. ©. 347f. Hüllmann OL 534f. Roth v. Schredenuftein 1. c. 
©. 261f. 

“) So in Bafel, Worms ꝛc., wo ein mehr allmäliges Auffteigen der Hanb- 
werter ftattfand. Heusler S. 176—197. Arnold I. 303f. 

) So findet fi in Thüringen und Meißen feine Spur von Zunftunruben. 
Tittmann L ©. 846f. 

0) Früheſte Regung in Köln am Ende des 12. Jahrh., bann 1259 die große, 
aber vorübergehende Umwälzung. In Regendburg 1281, in Stradburg 1260 
erfte Erhebung der unleren Stände Bgl. Arnold J. 4883. Enpen I. ©. 100f. 
Gemeiner I 414. Schöpflin IL 433—434. Nur in Freiburg und Magde- 
burg erlangten die Handwerker fchon jeit 1275 und rejp. 1281 dauernd Antheil 
an der Regierung. 

5) So bei den erften Erhebungen in Strasburg und Köln. Vgl. Note 50. 
In Köln befepte der Erzbifchof felbit die Schöffenftühle und Aemter mit Hand⸗ 
werkern. Aehnliche Mitwirkung des Bifchofs bei dem Wormfer Aufftande v. 1249. 
Arnold U. 801. 

s) So in Regensburg, wo bie Handwerker 1330 eine conjuratio mit dem 
übermächtigen Gefchlecht ber Auer jchloffen. Weberbaupt aber diente ber Zwie- 
jpalt in der Bürgergemeinde auch ſpäter zur Erleichterung bes Sieges der Zünfte. 
Uneinigkeit berrfchte nicht nur zwiichen Nittern und Burgenfen (wie in Speier, 
Baſel 2c.), Tondern auch zwiſchen den einzelnen Rittergefchlechtern (wie in Bafel 
zwijchen den Korporationen Pfittih und Stern. Trouillat I. Nr. 63. ©. 93) 
und zwifchen ven einzelnen Familien der Burgenfen (3. B. Wyſen und Overftolzen 
in Köln, den Auern und ihren Gegnern in Regensburg) ober ihren im Lauf ber 
Zeit meist zu Berwandtichaften werdenden Genoflenichaften (Schöffen und Richer⸗ 
zeche in Köln, Münzern und Hausgenoſſen in Speier, den Stuben v. Zornen 
und Mühlenheim in Strasburg ıc). Arnold I. ©. 336f. 364f. 442f. II. 376. 
386 ıc. Heusler ©. 119f. 138. 140f. 186f. 254f. Ennen IL 193f. 

22) So 1327 in Speier. Auch, in Regensburg war 1330 eine conjuratio 
die Form, in welcher die Handwerker fich mit ben Auern erhoben. Die Einung 
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fei es mit Einem Schlage, jei e8 allmälig in verſchiedenen Ahftufungen ihnen 
günftige Aenderungen der Berfaffung, die im inzelnen eine ſehr verfchiedene 
und oft wechjelnde Geftalt annahmen, wie denn 3. B. aus Strasburg von 
1334 bi 1482 ſechszehn verſchiedene Berfaffungen (Schwörbriefe) auf uns 
gekommen find. Bisweilen erreichten die Züufte überhaupt oder doch Anfangs 
nur eine Theilnahme an unteren Behörden *), in ber Regel aber am Rath 
felbft, jei e8 nun, daß fie einfach bei der Rathswahl aktiv und paſſiv bethei- 
ligt wurden, fo daß Zünftige in den bisherigen Rath giengen®s), fel es, 
daß eigne Zunftausfhüffe — bald nur aus den Meiftern, bald aus Depu⸗ 
tirten beftehend — als eine befondere Bank in den Rath °%) ober als ein ab- 
gefondertes Kolleg neben den alten Rath traten”). Daneben erlangten bie 
Zünfte in der Regel auch Einfluß bei Beſetzung des Bürgermeifteramts *). 


war mit einem Yünfergericht, einem Ausfhuß von 4 Abgeordneten jedes Hand» 
werks u. |. w. organifirt und erweiterte fi) nach dem Siege der Revolution zu 
dem verfaffungsmäßigen Stadtfrieven, ber nun auf 5 Jahre befchworen wurbe- 
Gemeiner L 545f. So fehr faßte man bier die ganze Gemeinde unter dem 
Geſichtspunkt der Eidgenofjenichaft auf. — In Köln begann der Aufftand mit 
einem Bund aller Weber. Ennen II 193f. u. f. w. 

5) So z. DB. in Bafel, wo.bie Handwerker zuerft ind Gericht und in eine 
befondere Rommiffion für Baufachen, 1836 oder 1337 in den Rath gelangten. 
Ochs 11. ©. 45. 76— 82. 92. 98. Hüllmann II. 567f. Heusler S. 176—197. 
An Worms ti. 3. 1300 zuerft in eine Kaffenfommilfion. Vgl. Note 45. 67. 

5) So nah der erften Ummälzung in Bafel: 15 Zünftige gehen mit 
4 Rittern und 8 Bürgern in ben Rath; 1382 traten außerbem bie 15 Zunft 
meifter ein. Ochs IL 45—48. Arnold II. 387f. Heusler 196. So find 

1304 in Speier 11 Patricier und 18 Zunftgenofien, 1327 15 und 16, 1330 (nad) 
erneuertem Kampf) 14 und 15, 1345 11 und 18 im Rath. Arnold II. 348. 
Sn Strasburg ſaßen jeit 1332 Zünftige im Rath, 1382 28 Zünftige, 28 Ge- 
fchlechtige, 1422 nur noch % Patricier, % Handwerker. Arnold II. ©. 877f. 
In Regensburg fchidte jeit 1333 jede Zunft Einen in den großen Rath. In 
Augsburg beftand der Rath feit 1368 aus 15 gefchlechtigen und 29 zünftigen 
Mitglievern. Hüllmann II. 560. 661. 

s So in Frankfurt und Ulm. Fichard 1. c. 

In Worms 3. B. wurden zuerft 16 aus Der Gemeinde für Verwaltung 
des Ungelts nad) den Parochien gewählt. Diefe 16 wurden allmälig förmliche 
Gemeindevertretung neben dem Rath (Arnolb II. 308. 318) und verſchmolzen 
erft 1360 mit dem alten Rath zum „Rath gemeinlih“. Seit 1393 traten an bie 
Stelle der wählenden Parochien die Zünfte. Schannat ©. 208. Aehnlich in 
Mainz feit 1332 22 aus der Gemeinde, die mit bem Rath gemeinichaftlich der 
Stadt Ehre und Nutzen vorkehren follten. Andere Beifpiele find oben genannt, 
wo von den auf dieſe Weife entitandenen großen Räthen die Rede war. Bol. 
Rote 10. 11. 14. 

se So 1393 in Worms ein patricifcher und ein zünftiger Bürgermeifter. 
Schannat 208. Ebenſo 1304 in Speier, Arnold I. 849, in Augsburg, Hüll- 
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In manchen Städten endlich kam es zu einer förmlichen Zunftverfaffung, in- 
dem von jedem Bürger ber Beitritt zu einer Zunft gefordert und die alten 
Gilden der Vollbürger gleichfalls zu Zünften herabgeſetzt wurden; hier zerfiel 
dann die Stadt nicht mehr in Bürger, fondern ftellte gewiffermaßen eine 
Einung von Cinungen, eine Konföberattion von Genoſſenſchaften bar. Die 
Zünfte felbft mußten dabei natürlich ihr Weſen verändern und wurden zu 
rein politifchen Inftitutionen, während ihre gewerbliche Seite von andern, jetzt 
Snnungen genannten Bereinen, die fih bald nicht mehr mit ihnen deckten, 
fortgeſetzt wurde?). 

So ſiegte die Zunftbewegung ſchließlich faſt überall), und wenn auch 
Städte vorkamen, wo fie die ariſtokratiſche Regierungsweiſe nicht zu brechen 
vermochte oder Doch bedeutende politiſche Vorrechte der Gefchlechter beitehen 


mann III 561 und bis 1480 in Mainz, ſeitdem 2 zünftige und 1 gefchlechtiger. 
Arnolb II: 368. 

So vor Allem in Köln nad dem bie große Revolution endenden Ber 
bundbrief von 1396, mit welchem Schöffentgum, Nicherzeche und Patriciat für 
immer vernichtet wurden. Die gefammte Bürgerfchaft wurde auf Grundlage ber 
älteren Brüderfchaften in 22 Gaffeln oder Aemter getheilt, denen auch bie Patri- 
cier beitreten mußten. Die 22 Gaffeln wählten aus ihrer Mitte 36 Zunftherrn, 
diefe verftärkten fi durch 13 aus der Bürgerfchaft ohne Rückſicht auf die 
Gaffeleintheilung gewählte Männer, der gefammte Rath wählte dann die beiden 
Bürgermeifter. Der Rath befegte auch das Gericht. Er wechfelte halbjährlich 
zur Hälfte Außerdem follte ein weiter Rath mit 44 Mitgliedern von den 
Saffeln gewählt werden. Arnold IL ©. 404f. Ennen IL ©. 812f. Eine 
völlige Zunftverfaffung war auch in Speier 1349 der Abſchluß der langen 
Kämpfe. Die Hausgenofjenichaft wurde eine Zunft wie jede andere („ein Ding‘) 
und ber Rath aus je 2 Vertretern der 14 Zünfte, bie der abgehende Rath aus 
je 4 von ben Zünften Vorgefchlagenen wählte, gebildet. Lehmann ©, 614. 615. 
Zürich erhielt 1836 eine 1498 mobdificirte, höchſt fomplicirte Zunftverfaffung, in 
welcher ‚bie Constafel ald Lie Korporation aller patriciichen Elemente und Die 
Zünfte fih in dad Regiment theilten. Bluntſchli I. 320f. 358f. Auch Bafel 
(Heusler S. 176f.), Conſtanz (Hüllmann IIL 562f.), fehr viele von den 
Heineren Reichöjtädten, bejonders in Schwaben und Elſaß, und manche andere 
Städte erhielten fchließlich vollftändige Zunftverfaffungen. 

*. So, von den ſchon erwähnten Städten abgejehen, in Freiburg ſeit 1298, 
nachdem ſchon 1275 zünftige Mitglieder im Rathe gefeifen, gleichmäßige Theilung ; 
in Magdeburg feit 1281 Theilnahme der Meifter der großen Innungen an wid- 
tigen Berathungen, 1330 durchaus zünftige Regierungsweije; in Schwäbilch- 
Gemünd angeblich fchon 1284, in Nordhaufen 1305, in Ehlingen 1316, in Halle 
. 1824, in Ulm 1327 und nad erfolgter Reaktion von Neuem 1847, in Reut- 
lingen 1342, in Oagenau 1330 (Schöpflin, Als. ill. II. 860), in den anderen 
Elſäſſiſchen Reichsſtädten 1382— 1358, in Stendal 1345, Perleberg 1847, in 
Augsburg 1368, Conſtanz 1390, Weplar 1390, in Braunfchweig 1375 (hier aber 
dur Das Gebot der Hanfa nur vorübergebender) vollftändiger Sieg ber Zünfte. 
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laflen mußte"), jo war doch Eins bad nicht wieder zu verwiſchende Reful- 
tat: die Bildung eines nicht mehr auf Grundbefiß beruhenden einheitlichen 
" Bürgerftandes in ganz Deutichland und einheitliher Bürgergenof- 
ſen ſchaften im den einzelnen Städten. Mochten immerhin bezüglich des 
politifchen Rechtes Abftufungen beitehen, die erbgefeffenen oder tie geſchlechtigen 
Bürger oder die Mitglieder gewiffer Korporationen Vorrechte verfchiedener Art 
befigen: zur VBollbürgergemeinde ald der Trägerin des ftädtijchen Rechts hatten 
die Hanbwerker fih für immer den Zutritt errungen, die ſtändiſche Gliederung 
war der Standesgleichheit ded neuen freien Bürgerftandes gewichen. Wollten 
die einftigen Ritter und Patricier die fo vollzogene Erweiterung ber einſt nur 
von ihnen dargeſtellten WVollbürgergemeinde nicht anerkennen, jo mußten fie 
überhaupt dem ftädtifchen Leben den Rüden kehren und ihre Zuflucht zum 
Lande nehmen, wo die fortbeitehenten Standesunterſchiede ihnen den Vorzug 
bes Adels gewährten ®). 

Mit der Zunftbewegung war die genoſſenſchaftliche Entwidlung der Stadt 
und die Durchbildung der neuen Rechtsideen vollendet. ine große, durch 
gleiches Recht und gleiche Pflicht verbundene Genoffenihaft von Bürgern, die 
zugleich Gemeinde, und auf freier Uebereinftimmung Aller beruhende gefchworene 
Einung war und jo die älteften germanifchen Borftellungen in verjüngter Ge 
ftalt reprobueirte, war Inhaberin der Stadt. 

Was in ber älteften Genoſſenſchaft nur geahnt worden, kam bier zu 
Harem Bewußtfein: die Einheit in der Bielheit, das in Allen lebende und 
zugleich doch über Allen ftehende gemeine Weſen. 

Mehr und mehr wurde in ben einzelnen Beziehungen dieſer Gedanke 
durchgeführt. Vor Allem aber mußte er eine ganz veränderte Auffaſſung bes 
Berhältniffes ber Einzelnen zur Gefammtheit, mußte er eine veränderte Grunb- 
lage des genoſſenſchaftlichen Rechts und ber genoſſenſchaftlichen Pflicht erzen- 
gen. Der hoͤchſte Ausdruck, welcher ihm nad biefer Seite hin wurbe, war 
ber bereitd angebentete Sat, den noch einen Augenblid zu betrachten vergännt 
fein mag, der Sa von der Korreſpondenz oder vielmehr der Einheit von 


Recht und Pflicht. 


en) Bon ben älteren Städten find bie belannteften Beifpiele Nürnberg und 
Frankfurt, wo die ald Ganerbihaft Alt⸗Limpurg Tonftttuirten Patricter bis in 
unſer Sahrhundert die bebeutendften Vorrechte bewahrten. Die Berfaffung ber 
metften norbifchen Handelsftäbte, wie Lübecks und vieler von den nad feinem 
Borbild gegründeten, blieb trotz mancher Revolution immer eine gemäßigte 
Ariſtokratie. Frensdorff S. 197F. Wehrmann, lüb. Zunftrolfen, Einl. 
S. 37f. In Bremen 1307, in Erfurt 1310 vergeblicher Aufſtand. In Dort- 
mund 1400. In Salzwedel unterlagen die Zünfte 1361. Vgl. unten $ 56. 

er, Zahlreiche Auswanderungen der Patricier aus Köln, Speier, Mainz, 
Strasburg (1419 allein 100 Geſchlechter. Arnold II. 880), Conftanz (Hüll- 
mann DI. 863) ꝛc., im 15. Jahrh. auch aus Bafel (Heudler ©. 257f.). 
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Nicht mehr ein blos angeborenes oder auf bejonderem Kitel ruhenbes 
einfeitiges Recht war das Bürgerrecht, fondern e8 war ber Ausfluß ber im 
Intereffe bed Gemeinweſens erfüllten Pflicht. Und umgekehrt war diefe Pflicht 
nicht eine aus der Dienftbarfeit oder irgend einem bejonderen Rechtstitel flie- 
Bende einfeitige Verbindlichkeit, jondern der lebendige Ausdruck der Zugehörig- 
feit zu einem größeren Ganzen. 

Daher jollte, wie aus ber gleichen Pfliht das gleiche Recht hergeleitet 
war, auch dem gleichen Recht die gleiche Pflicht entiprechen, es ſollte Feine 
Befreiung privilegiirter Stände fortbeftehen. 

Vor Allem in zwei Beziehungen nahm das Gemeinweſen den Einzelnen 
in Anſpruch: bezüglich feiner Perfon und feined Vermögens. Mit feiner 
Perſon mußte der Bürger feiner Stadt, wenn fie es verlangte, als Beamter 
dienen, die Berpflihtung zur Annahme ded Amts kam daher in ben 
Städten ald Regel auf; vor Allem aber mußte er um der Stabi. Noth willen 
bem Triegerifchen Aufgebot folgen und ſchon im Frieden Wachtdienfte verrichten 
und Waffen in Bereitfhaft halten, deren Borbanbenfein und Beichaffenheit 
der Kontrolle unterlag, So drang hier der ältefte Grundfa ber beutichen 
Volksgenoſſenſchaft, die allgemeine Wehrpflicht, wieberum durch und wie einft 
Volt und Heer ibentifche Begriffe" waren, fo zog jet die Bürgerſchaft nach 
Nachbarschaften, ſpäter nad Zünften geordnet, ‚unter dem Banner der Stabt 
als das ftäbtifche Heer in den Kampf, jo war alfo von Neuem die Gefanımt- 
heit der Genoffen zugleich das Heer). Daneben Fam freilich jeit dem 13. 
Sahrhundert für entferntere Züge und für die zahllofen kleineren Fehden das 
Spyitem der Soldtruppen auf, dad von den Städten aus fpäter in die Terri⸗ 
torien eindrang. 

Nicht minder aber mußte der Bürger mit feinem Vermögen der Stadt 
dienen). Des gemeinen Nutzens der Stabt halber (ad usus civitatis — 
pro necessitatibus reipublicae — ad communia civitatis opera — pro 
necessitate et utilitate civitatis) mußte er die gemeinen Laſten ber 
Bürger (communis civium collecta wird ſchon 1154 in Köln das Un- 
geld genannt) glei den Andern tragen‘). Wer, wie die Basler Ritter 


) Vgl. Arnold I. ©. 187f. 231—248. Frens dorff S. 195. Mone, 
Zeitihr. Bd. VL ©. 37f. Bd. XVL ©. 1f. 425f. In Köln wurbe 1206 denen, 
welche fich der perfönlichen Bertheidigung der Stadt entzogen, eine Eintommen- 
ſteuer auferlegt. Ennen 1. 627. Auch das Verbot, in fremde Kriegödienfte zu 
treten, gehört hierher. Mone. c. Bb. XVL ©. 438f. 

°4) Weber die ftädtifchen Steuern vergl. Arnolb I. 258f. II. 138f. 257Ff. 
Heusler ©. 164f. 227f. 232. 

es) Schon 1154, ald ed fih um die Heranziehung ber Vorſtadt Panthaleon zur 
ftäbtifchen Steuer in Köln handelte, war offenbar ber leitende Gebante, daß, wer durch 
bie jtädtifchen Diauern an der Schugverbindung Theil nehme, mit fteuern müfle. 
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ſchafte), ſich der gemeinen Steuer nicht unterwerfen wollte, verwirkte fein 
Bürgerreht und mußte die Stadt verlaffen. 

Die Erfüllung der ftäbtifchen Pflichten wurde daher ald Bedingung und 
ale Kennzeichen des Bürgerrecht? oft ausbrüdlich hingeftellt. „Wer Bürger 
werden will, joll fein Ungeld geben und mit der Stadt reifen, wachen und 
dienen. Will er das nicht, jo fol man ihm fein Bürgerrecht auffagen und er 
mag von der Stadt fahren”). „Wer in ber Stadt Bürger fein, und an 
Recht und Ehre der Stabt jelber Theil haben will, der ſoll allen ſtädtiſchen 
Dienft erfüllen”) „Wer mit uns nicht ne scotet (Schoß giebt), de is 
en gast unde nen borgere“ jagen die Goslarer Statuten geradezu®). Schon 
1230 werden Mitbürger befinirt als homines, qui communi jure eorum Te- 
guntur, cum eisque consuetudines suas in dandis collectis et aliis, quae 
ad usum spectant civitatis, observant”‘), und ähnlich jagt das Privileg 
Friedrich's IL für Goslar v. 1219: in eadem civitate nulli jus quo bur- 
genses gaudeant concedatur, nisi ipse similiter jus eorum observet’'). 
3a, weil bürgerliche Pflicht und bürgerliche Recht untrennbare Korrelate find, 
werden fie jogar mit demjelben Namen bezeichnet ’?). 

Diefe Idee einer Alle in gleicher Weife ergreifenden, Leib und Gut um⸗ 
faffenden ftädtifchen Genoſſenſchaft lag jo tief im Weſen der Stadt begründet, 
dag man bisweilen jogar übertriebene Konfequenzen daraus zog. Wenn zum 
Beiſpiel in Bochold der Rath um 1336 feſtſetzte, daß, wer in ſtädtiſchem 
Heerdienft Schaden erleide, von der ganzen Gemeinde in der Weile Erfah be 
anfpruchen koͤnne, daß fie mit ihm und er mit ihr nach Berhältnig bes Ber- 
mögens jebed Einzelnen den Schaden trage’): jo war es auch hier die Idee 


Bol. Urk. b. Lacombl. I. 263. In Stradburg wurde 1362 ausdrüdlich feft- 
gefegt, daß die Patricier biefelben Laften tragen fjollten wie die Gemeinde, 
Arnold IL 380. 

es) Heudler ©. 249f. 

0) Heusler S. 250, 

es, Priv. v. 1220 f. Pfullendorf. Gengler, Stadtr. ©. 355. $ 5: quicun- 
que in loco gepedicto civis esse voluerit et jure atque honore ipsius civi- 
tatis gaudere voluerit, omnia civitatis faciat servitia. 

“, Goſchen, Goslar. Stat. ©. 101. 

70) Ark. b. Semeiner, Urjprung ©. 68, 

1, Göfhenl ec. ©. 18. 

72) Nah Ennen I 624. 625 wird ſchon in ben Kölner Schreindkarten bes 
12. Zahrh. vielfach Bezug genommen auf ein „jus civile, jus urbanum, jus 
civitatis, welches bald den Inbegriff einer beftimmten Summe von Rechten und 
Borzügen, bald aber die Verpflichtung zum Beitrag für die ftäbtifchen Laſten 
bedeutet“. Vgl. auch Urk. v. 1223 b. Ennen u. Ederp IL. 89, wo der Käufer 
eines Hauſes fich verpflichtet, außer dem Zind an die Abtei omne jus cirile zu 
entrichten. 
3, Url. b. Wigand IV. ©. 844f., die Hauptitelle auch b. Gengler, 
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ber Genoffenichaft, aus deren Steigerung eine fo auffallende Beitimmung 
hervorgieng. ‚ 

IV. (ad 2.) So fehr fih aber aud die Bollbürgergenteinde erweitern _ 
und zu einer Genoffenſchaft mit gleichem Recht und gleicher Pflicht geftalten 
mochte: immer war fie ein engerer Begriff ald die Stadtgemeinde. Die große 
Mehrzahl der Bewohner nahm nur paffiv, nicht aktiv an dem Frieden und 
Recht der ſtädtiſchen Genoſſenſchaft Sheil, jei es nun, daß es ihnen an Selb 
ftändigfeit mangelte, wie Weiber, Unmündige, Gejellen, Lehrlinge, Geſinde 
u. f. w., bie nur dur das Mittel des fie vertretenden Bürgers Genofjen 
waren’), fei ed, daß fie nur mit einem Theil ihrer Rechtsſphäre dem Kreife 
der Bürger angehörten, wie die in den Städten nur angefeflenen Fremden, die 
daſelbſt fi) nur aufbaltenden Säfte, die Ausbürger aller Art, bie jtäbtifchen 
Unterthanen, die Sudengemeinden, die Klöfter- und Ritterorden, die zahlreichen 
Geiftlihen und Kleriker. Alle dieje fo unähnlichen Klaffen von Einwohnern 
oder Berbundenen kommen doch in Einem Punkte überein: fie genießen bes 
Stabtfriedend und — wenigitend in einzelnen Beziehungen — des Stadt- 
rechts, fie find Schußgenoffen der Bürgergemeinde”), Es war natürlich, 
daß, als fi) der Gedanke der Korreipondenz von Recht und Pflicht entwickelte, 
die Städte auch von ihnen ein Aequivalent verlangten. Der Antheilnahme an 
der ftäbtifchen Schugverbindung mußte eine verhältnigmähige Antheilnahme an 
den ftäbtifchen Laſten entſprechen. Bon vornherein war dies denn aud in 
der That bei den eigentlich Ihugpflichtigen Klaffen der Zall, bei denen bie 
Pflicht jogar dem Recht vorangieng. Im ähnlicher Weife war bei den Helfern, 
Stabtr. S. 25. Der Schluß lautet: habebit emendam et refusionem dampno-- 
rum hujusmodi a communitate dicti opidi, ita videlicet, quod tota ejusmodi 
communitas dicta dampna cum ipso et ipse cum dieta communitate quoad 
partem se tangentem secundum debitam proporcionem quantitatis bonorum 
suorum proporcionabiliter tollerabunt. 

74, Daß dieſe Auffaflung berrfchte, geht 3. B. aus ber Beftimmung des 
Lübecker Rechts herwor, daß bie noch nicht 12 Jahre alten Kinder zuziehenber 
Bürger kein Einzugsgeld zu zahlen haben, benn de moghen der borgership 
van syner (bed Baterd) weghene bruken. Frensdorff ©. 192. Daß Frauen 
zur Genofjenfchaft der Bürger gerechnet werben, leibet feinen Zweifel, Vgl. z. B. 
Url. v. 1264 Remling ©. 300: Eine Tochter, die ohne Einwilligung heirathet, 
verliert die Erbichaft und: a consulibus civitatis et universis civibus eodem 
die penitus ejecta sine spe revertendi a nosiro consortio penitus excludatur. 

5, Diefe Stellung gebt 3. B. ſehr deutlich aus den Friedenseinungen ber 
Städte hervor, welche nur bie Bollbürger abichließen, in denen biefelben aber 
gleichwol alle Schupgenoffen der Stadt ausdrücklich in den erweiterten Frieden 
einfchließen. Bol. 3. B. Bündniß von Mainz, Worms und Oppenheim v. 1254, 
worin es heißt: universi minores cum majoribus, clerici seculares et omnes 
religiosi eujuscunque ordinis nobis alfinenfes, laici et judei, qui nobiscum 
convixerint commorantes, hac tuitione perfrui debeant in eternum. Böhmer 
©. 101. Schaab I. ©. 9. Vgl. S. 17. 18 ıc. ib. 
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Bunbeögenofien, Dienern und Sölönern der Stadt die Gewährung von Schuß 
auf der einen, die Dienftleiftung dafür auf ber andern Seite fchon durch den 
darüber abgefchlofjenen Bertrag in Beziehung zu einander gefegt. Für die von 
ihm vertretenen abhängigen Perjonen erfüllte der einzelne Bürger die ftäbtifche 
Pflicht ober hatte deren Erfüllung zu vermitteln, wie denn 3. B. Jeder für 
das Gut feines Weibes oder feiner Kinder in und außer der Stadt „van vor- 
muntscap weghene‘“ Abgaben zahlen mußte‘). Gäſte, die fich niederlaffen 
wollten, wurden haufig verpflichtet, das Bürgerrecht zu erwerben ?”). Die Juden⸗ 
gemeinden wurden feit dem Erwerb des Judenregals durch die Städte im Ver- 
Bältnig zu dem ihnen gewährten Schuß befteuert”*). Heftiger Streit aber 
entbrannte meift über die Abgabenpflicht der Klöfter und Klerifer, welche ihrer- 
ſeits jelbft dann, wenn fie ftäbtiihen Handel und Gewerbe wie 3. B. ben 
Weinſchank betrieben und ſtädtiſche Grundſtücke beſaßen, jede DBeifteuer zur 
Erhaltung des Gemeinweſens verweigerten, während die Bürger feine oder doch 
nur die auf beionderem Titel ruhenden Befreiungen anerfennen wollten und, 
da fie wenig Ausficht dies durdhzufegen hatten, jeit dem Ende bes 13. Jahr⸗ 
hunderts anfiengen, die Beräußerungen an die todte Hand als gemeinfchäblich 
zu beichränfen oder zu verbieten. 

Die Geſchichte faft aller Städte ift von Streitigkeiten und Vergleichen 
mit Biihöfen und Klerus über diefe und ähnliche Punkte angefüllt, wobei bie 
Städte ſtets an dem Grundſatz feithielten, daß der Theilnahme am Stadtrecht 
die Theilnahme an den ftähtifchen Laften entſprechen müfje?®). 

Oft ließen fi die Städte ausbrüdliche Privilegien ertbeilen, daß alle 
Einwohner und Angefefjenen, incl. Klerifer und Juden, zu allen bürgerlichen 
Laften beitragen follten, oder daß der Grunderwerb der Geiftlichen, der Dtinifte- 
rialen und Ritter verboten oder beſchränkt wurde). Denn fie wollten, daß 


76, Frensdorff ©. 196. 

7 So in Kübel. Frensdorff ©. 192. 

38) Streit darüber mit dem Bifchof 1260 in Strasburg. Schöpflin I. 488.484. 

79) Bol. bei. Tittmann I. ©. 345f. Arnold L ©. 269. II. ©. 19. 20. 
142f. 177f. 884f. 480f. 472f. ꝛc. Heusler ©. 259f. Beſonders hartnädig 
und oft blutig war der Streit zwijchen Klerus und Bürgerfchaft in Worms, 

0, Tittmann I. 844f. Bol. Priv. v. 1280 f. Regendburg b. Gemeiner, 
Uripr. ©. 68. quicunque sive clericus sive Jaicus seu etiam judaeus de Ratis- 
pona pecuniam aliquam seu quodcunque commercium vel in civitate vel 
extra civitatem ad negotiationem aliquam tradiderit, is cum aliis civibus ci- 
vitatis omne opus collectarum portabit. Priv. f. Steyer v. 1278 Gengler, 
Stabtr. ©. 466f. 8 8: quicunque lucri libertatum et jurium civitatis ejusdem 
participes fuerint, tanquam cives, ad portandum cum ipsis servitiorum et 
necessitatum suarum onera observantius sint adstrieti. Doc werden die 
Geiftlichen bieweilen ausdrüdlich audgenommen, wie 3. DB. im Priv. f Pfullen- 
dorf v. 1220, wo ed nach den in Note 68 citirten Worten weiter heißt: excep- 
tis clerieis ad divinum eultum ibidem destinatis. 
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nur Ein Recht und Eine Pflicht im Stadtgebiet beftehe, Recht und Pflicht 
des ftäbtifchen genofſenſchaftlichen Gemeinwejens®*), 


B. Die bürgerlichen Genofienfchaften. 
8 35. Die Gliederung der Bürgerfchaften in Specialgemeinden. 


Während fo die Stabt in ihrer Gefammtverfaffung die Principien eines 
wahrhaft ftaatlihen Gemeinweſens immer reiner durchführte, ließ fie doch 
innerhalb ber Bürgerfhaft die Entwidlung eines überaus reichen und felk- 
ftändigen genoflenjchaftlihen Lebens zu. Gerade hierin befteht ein Haupt- 
unterſchied des Gemeinweſens einer deutſchen Stadt von der nolss der Brie- 
hen und von ber civitas ber Römer. 

Zwar war ed mit einem wirklichen Gemeinwejen unverträglih, daß im 
ihm engere Vereine von einer derartigen Selbſtändigkeit fortbeitanden, wie fie 
die alten Gejchlechter dem Volk, die Markgemeinden der Landeögemeinde 
gegenüber beſeſſen hatten, wie fie jet die Städte felber dem Territorium ober 
dem Reich gegenüber befaßen. Die centralifirende Rathöverfaffung duldete 
feine Staaten im Staat. Allein jo wichtige Beichränkungen der engeren Ber: 
bande dur die Zufammenfaffung der Regierungsgewalt eintreten mußten, fo 
wenig ‚wurde bad eigne und innere Leben derjelben angetafte. Die Stadt er 
kannte es als ihre Aufgabe, glei dem einzelnen Bürger die einzelnen bürgerli- 
hen Genofjenfhaften in den Dienft des einheitlichen Gemeinwohls zu ziehen und 
überdies auch in ihren individuellen Angelegenheiten an ber Verfolgung ge- 
meinſchädlicher Zwede zu hindern; aber wie fie die Perfönlichfeit des einzel: 
nen Bürgers nicht abforbirte, fo ließ fie auch der engeren Genoſſenſchaft eine 
jelbftänbige individuelle Rechtsſphäre. Waren auf der einen Seite die eigent- 
lich ‚bürgerlichen Genoſſenſchaften Abtheilungen der Stadtbürgerfchaft und 
wefentliche Glieder der Stadtverfafjung, fo waren fie boch anbererfeits bejon- 
bere kleine Gemeinweſen, deren Eriftenzgrund nicht im Willen ber Stabt, 
fondern in dem Kreife der Berbundenen lag, fie führten ein von ber Stadt 
unabhängiges Nechtöleben, fie übten Autonomie, Selbſtgerichtsbarkeit und 
Selbftnerwaltung aus. 

Mit der Vollendung der ftäbtifen Berfaffung und der damit verbunde- 
nen Emancipation der Perjönlichkeit vom Grundbefit geftaltete ſich die Gliede— 
rung der Bürgerfchaft rein perſönlich. Lange aber erhielt fi in einigen 
älteren und größeren Städten ftatt oder neben der Gliederung nad) Gilden 


⸗21) GSelbft wer nur vorübergehend des Schirmes der Stadt genoß, wie bie 
bei Kriegsunruben in die Stabt flüchtenden Edlen, Geiftlihen und Bauern, 
mußte der Stabt Treue und Huld ſchwören und mit den Bürgern dienen. Bat. 
Beifpiele aus Landau um 1456 b. Dione Bd. XVI. ©. 437. 438 (als lange er 
in dieser stat wonen und irs schirm gebruchen ist und gebruchen will). 
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bie frühere lokale Gliederung mit genoffenjchaftlicher Bedeutung in Kraft. 
Bon diefen älteren lokalen Specialgemeinben ift zunächft befonders deshalb noch 
kurz zu handeln, weil gegen das Ende des Mittelalterd von Nenem in vielen Be- 
ziehungen eine räumliche Eintheilung der Städte an die Stelle ber perfön- 
lichen Genoſſenſchaften trat, dieſe fpäteren räumlichen Bezirke oder Quartiere 
aber — die BVoreltern unſerer modernen Stadtbezirke — von den alten ge 
noffenfchaftlihen Specialgemeinden ihrem innerften Weſen wach verſchieden 
waren. | 

1. Da die Stadt urſprünglich Theil eined Gaus und in biefem eine 
Gent ober Theil einer Cent war, zerfiel fie, wenn fie nicht eine einzifle 
Bauerſchaft darftellte, in mehrere Banerfchaften oder Nachbargemeinden (vici- 
niae, parochiae, burscap, heimschaft etc.), die, wenn fie ſich auch mit 
fteigender Bevölkerung fpalten und vermehren, in ihrem Weſen aber verän- 
dern mußten, ihrer Bedeutung nad die Fortſetzung der aus ben angefiedelten 
Geſchlechtern berporgegangenen!) altgermanifchen Nachbar-, Dorf oder Bauer- 
gemeinden waren. Diefe Gemeinden nun erhielten fi bisweilen auch nach 
Entftehung einer eigentlihen Stabtverfaffung als beſondere Körperichaften, 
welche auf der einen Seite Glieder der ftädtifchen Organifation, auf der andern 
Seite Träger eines eignen genofjenjchaftlichen Rechts waren .und fowol eine 
rechtliche, als Friegerifche, religiöfe und wirthſchaftliche Bedeutung hatten”). 
Unter eignen, anfänglid) wol jelbit gewählten Vorftehern mit untergeordneten 
richterlichen und polizeilichen Befugniffen kamen fie auf ihren Berfammiungs- 
ftätten zu Rechtweifung, Küre und Beichlußfaffung zufammen?); als bejondere 
Heerkoͤrper fochten fie im ftäbtifchen Heer‘); in kirchlicher Beziehung waren 


») Eine Reminiöcenz hieran im Namen der 5 paraiges in Metz. — Heus⸗ 
ler ©. 467f.: „uralte angefiebelte Parentelen*. 

2) Bol. bei. Hüllmann, Städte U. 420f. Arnold I. 292f. 423f. II. 36. 
237f. Ennen, Köln L 407f. 627f. 407f. 446f. und die Weisthümer, Be 
ftebungen, DOfficialenftatuten, Gerichte und Schreinsbücher der Kölner Parochien 
im Urkb. v. Ennen u. Eder L ©. 223. 

3, In Worms hießen die Vorfteber der Heimſchaften heimburgen (1190 
Böhmer, fontes rer. German. II.S. 215: 16 heimburgenses .. . quivis in 
sua parochia, 4 für jebe Parochie) und hatten polizeiliche Yunktionen und 
bas Gericht über Maß und Kleinverfehr, in Köln hatten bie Yurrichter eine 
ordentliche Gerichtsbarkeit bis zu fünf Schillingen. Hüllmann ©. 487. 
Arnold I 292f. 4235. — In Wormd wurden die Heimbürger ſchon 1190 
wieder frei gewählt, wie bied ehedem in allen Parochien der Fall geweien fein 
muß, die nicht etwa, wie manche Kölner (3. B. die Bauerſchaftsbank, deren Statut 
v. 1240 Ennen u. Eder U. S. 210— 219 mittheilen), aus Hofgemeinden in 
der Stadtmark hervorgiengen. 

% Arnold IL. 237. 238. Ennen IL 448. Diefelbe Bebentung hatten in 
Regenöburg bie acht vigiliae oder Wachtgedinge. Ried L 383. Gemeiner L 
464f. UI. 491. 
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fie Pfarreien und übten oft bezüglih der Wahl des Pfarrers, der Au- und 
Abſetzung von Kirchendienern, ber Verwaltung des Kirchenvermögens, der Kir- 
chen⸗ Schul- und Sittenaufficht die weientlichiten Befugniffe®) ; fie beſaßen 
eigned Bermögen und volle Erwerbs. und Vertragsfähigkeit “). ine ganz 
beiondere Bedeutung hatten diefe Burgenofjenfchaften in Köln, wo fie im 
Anfange fait wie felbftändige Gemeinwefen, die ein nur föberatives Band 
vereinte, daftanden, allmälig zwar durch die wachſende Gentralgewalt des 
Raths dieſer Selbitändigfeit entkleidvet wurden, immer aber die Stellung be 
fonderer Gemeinden im Staat bewahrten. Sie waren Genoflenfhaften?) mit 
eiänem genoffenichaftlichem Recht®), das fie durch Weisthümer, Beltebungen 
und Statuten fortbildeten®); fie übten über ihre Mitglieder eine Strafge- 
rihtöbarfeit bei Uebertretung der Burſchaftsſtatuten o), Reſte einer einft wei- 
tergebenben polizeilichen Aufficht in Heftungs-, Bau- und Sittenfachent'), und 
eine jehr auögebehnte freiwillige Gerichtsbarkeit '?); fie waren Glieder des 
jtädtifchen Heeres und hatten einzelne militärifche Leiftungen zu erfüllen 12); 
fie erhielten fich, wenn nicht die Wahl, fo doch die Präfentation des Pfarrers '*) 
und, wenn nicht die gefammte Kirchenaufficht, jo doch die eigentliche Verwal⸗ 


6) Ennen I. 704f. Ennen u. Ederg II. 437f. 445f. 490. 

6, Ennen I. 627f. Bet dem Darlehn, welches Köln 1174 an den Erz- 
bifchof Philipp gab, ericheinen magistri parochiarum pro universis civibus al# 
Kontrahenten. Lacombl. I. 318. 

7) Daber jagt die Parochie Niederih von einem, der fi bem Gericht der 
Parochie in Angelegenheiten feines Erbe nicht ftellen werde: de karta civiam et 
communione nosira repudiabitur. Wer aber Erbe in ver Parochie bat und die 
Rechte und Pflichten der Genoffenichaft erfüllt, dem ſoll die ganze Parochie helfen 
und wehren! Ennen u. Ecertz I. S. 223. R 

°®) Jura paroohie nostre. Ennen u. Ederh I. 224. 

9%), Beifpiele db. Ennen u. Eder 1. 223—802. Die Statuten werden 
meift erlaffen von den universi officiati. Ib. 281f. 

0) Ennen I. 450. 451. 

11) Ennen L 627. UI. 447. Beſonders blieb ihnen Das Recht der jogenann- 
ten „Beleidungen® (Befichtigung bei Bauſtreitigkeiten). 

12) Hier lag die Hauptbebeutung ber Parochien. In den Burhäuſern be- 
fanden fich daher bejondere Schreine und in ihnen Schreindlarten und Schreind- 
bücher, in welche Güterveränderungen bei Verkäufen, Verträgen, Teftamenten unb 
richterlichen Urteln eingetragen wurden, ed wurben befondere Dleifter und Affefforen 
des Schreind angeftelt und ausführliche Borfchriften über das Deffnen und 
Schließen veffelben erlaffen. Hüllman 1. c. ©. 437f. Ennen I. 447. 450. 
Ennen u. Ederg L 231f. 

13), Gnnen II. 448. 

14, Wahlkapitulation eined Pfarrerd mit den ambtleuten und dem kirspell ge- 
meinlich 6. Ennen L 710. Rote 1. Präfentation durch officiati majores et 
universitag parochiae d. 1297 ib. IL ©. 447. Note 2. 
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tung des Kirchenvermögens'®); fie mußten endlich zwar einen großen Theil 
ihrer alten Burallmende an die Stadt abgeben'‘), behielten aber Liegenfchaften, 
Häuſer und anderes Befigthum, eine Genoffenfchaftstaffe, in welche Gebühren 
und Strafen floffen, und Erwerbs und Bertragsfähigkeit in allen Rechtöge- 
bieten"). Zur Ordnung ihrer Angelegenheiten hielten fie Verſammlungen in 
ihren Burhaͤuſern abı) und befaßen eine ber Verfaffung der Gelammtftabt 
analoge, daher ebenfalls ſtark ariſtokratiſch gefärbte genoſſenſchaftliche Organi⸗ 
jation. Dem geichlechtigen Burrichter zur Seite ftanb ein zum Theil eben- 
falls geichlechtiges!) Kolleg von Burofficialen®), das ganz ähnlich wie die 
fraternitas scabinorum eine geſchloſſene Körperfhaft, die man ein Amt 
oder officium parochiae nannte, bilbete='), welche einer bejonderen korporati⸗ 
ven Gerichtsbarkeit über ihre Mitglieder und eines befonderen Friedens, Rechts 
und Vermögens genoß?), Statuten fete:), ſich felbft ergänzte**) und durch 
das Loos zwei Meifter wählte, die als Korporationsvorfteber fungirten und 


— — — —, — 


28) Ennen I 712f. I. 447. Die Verwaltung führten die von ſämmtlichen 
anſäſſigen Pfarrgenofien gewählten magistri fabricae oder aediles und ein ihnen 
zur Seite ſtehendes Kolleg von Ausſchußmännern. 

16) Urfprünglih befahen bie Specialgemeinden Eigenthum an Feſtungs⸗ 
märften, Thürmen und Thoren, welche fte zu Xehen gaben, an Märkten und 
Plätzen ꝛc. — offenbar Reſte der alten Bauerſchaftsallmende. Die Stadt trat 
aber allmälig für alles öffentliche Eigenthum an ihre Stelle. So wurden 1180 
bie Burgenofjenjchaften von S. Martin, ©. Brigiden und Airbach gezwungen, 
ihre Rechte auf den Altenmarkt an die Stabt abzutreten. Ennen U. ©. 446. — 
Bol. auh Hüllmann, Etädte II. ©. 398, 

17, Ennenl, 628. I. 447f. Bielfach fand jährliche Vertheilung der Schreine- 
falle an die verdienten und unverdienten Amtleute jtatt. Ib. II. 450. 

ss Doch bedurften die Kirchenmeifter zur Berufung der Parochianen der 
Genehmigung des Raths. Ennen L 447. 

) Häufig findet fih in den Statuten bie Beitimmung, daß Handwerker 
nicht Officialen fein dürfen. Ennen II. 449. 

”) Officiati, Officiales, Ambtleute, auch senatores (5. B. 12 senatores 
parochie Niederich. Ennen u. Eder L 223) genannt; fie werden dann 
weiter — wie alle Amtskollegien in Köln — in officiati deserviti und non 
deserviti unterichieden, indem bie Ausrichtung des Dienftes befondere Vorrechte 
verleiht. 

25, Man vgl. z. DB. die Küre v. 1320 bei Ennen u. Ederg I. ©. 248f., 
wo bie Geſammtheit ald „das ampt“ offenbar als einheitlich organifirte Genoffen- 
ihaft erjcheint; oder bie statuta der universi officiati deserviti et non deser- 
viti, die fie „pro offcii utilitate et necessitate* (3. B. ©. 251) treffen. 

22) Ennen Il. 449. 451. Url. i. d. Quellen IH. 177. d. 1231. 

m) Beiipiele b. Ennen u. Ederg IL 231f. 

24) Jeder Dffiziale hatte das „Kürrecht“ feines Nachfolger. Ennen I. 
449. Ennen u. Eder I, ©. 243, 
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ben fogenannten Dienft ausrichten mußten”), dafür aber einen bejonderen 
Antheil an Bußen und Gefällen und bisweilen den Anſpruch Hatten, das Ka- 
pital ber Genoffenfchaft Teihweife inne zu haben und zu nutzen *®). 

Die urfprünglihe wirthſchaftliche Bedeutung der Kölner Parochien 
gieng mit der Entwicklung des ftäbtifchen Lebens in der alten Stabt zu Grunde: 
in den neuen Stadttheilen aber fette fie fih in einer fehr eigenthümlichen 
Weife in den fogenannten Bauerbänken fort, welche ein merfwürbiges Bei- 
ſpiel für die Verſchmelzung der alten Markgenoffenfchaft und der freien Einung 
zu einer freien Tandwirthichaftlichen Affociation darbieten. Diefe Korporationen 
beftanden aus den Erbgenoffen, welche mindeftens eine Hufe Bundes beſitzen 
mußten, als vollberechtigten Mitgliedern. Man erwarb die Mitgliedihaft aber 
nur durch die gegen ein Eintrittögeld zu erlangende Aufnahme unter die Ge- 
noffen, während man fie umgekehrt durch Ungehorſam gegen die Beſchlüfſe der 
Genoſſenſchaft verlor. Jeder Genoffe war verpflichtet, in der Verſammlung 
zu erjcheinen, in welcher ein befonderer Friede wie in einer Gilbeverfammlung 
berichte. Die Verſammlung übte theils ſelbſt theils durch zwei auf ein Jahr 
von ſämmtlichen Erbgenofjen gewählte Geburmeifter Selbftverwaltung, Auto- 
nomie und eigne ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit aus. Es war jedem 
Genoffen verboten, ſich in Angelegenheiten, in welchen das Bauergericht kom⸗ 
petent war, an ein anderes Gericht zu wenden. Die Genofienichaft hatte ein 
eigned Vermögen, eine eigne Kaffe, vor Allem aber ein Geſammtrecht am Ge 
meinland, welches den Hauptgegenftand ihrer Verbindung bildete. Jeder Erb- 
genoſſe war zur Benußung der gemeinen Weide und Trift berechtigt: die Ge- 
ſammtheit aber feßte mit Stimmenmehrheit die Art und Weiſe diefer Be 
nugung feft, erließ Beftimmungen über die Zeit des Mähens und die Zurich 
tung der Zäune und Einfriedungen, über die Fernhaltung Franken Viehs von 
der Weibe, über die bei Uebertretung ſolcher Borfehriften verwirkten Brüdhten, 
und ernannte einen Flurfchügen, der zugleich Bote des Bauergerichts war??). 
Ihrer Grundlage nad aber betrachtete die Genoſſenſchaft fih als eine freie 
Affociatton, während doch der Grunbbefig in der Markt Vorbedingung der 
vollen Mitgliedſchaft, der landwirthſchaftliche Nuten Ziel der Verbindung blieb =), 


25) Genaue PVorfchriften darüber 3. B. aus der Parochie S. Brigiben. 
Ennen u Ederk I. ©. 244. 245. 

ꝛe) So befah 3. B. das Amt v. S. Brigiden ein Kapital von 900 Mart, 
welche ben beiden jährlich zu wählenden Meiſtern in zwei Raten geliehen werben 
ſollten, wogegen dieſe bie Rüdgabe zur beftimmten Zeit eiblich verfprecdhen 
und überdies je zwölf verdiente Amtleute dem Amt als Bürgen beftellen follten. 
Küre v. 1320 b. Ennen u. Ederg I 244. 

27) Bol. Ennen DO. 452—455 und dad Statut einer Bauerſchaftsbank v. 
1240, das indeß nur in jüngerer Redaktion vorliegt, b. Ennen u. Ederk IL 
210—219. 

28) In dem Etatut v. 1240 1. c. nennt fe fich eine „cohereditas“ (art. 2) 
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2. Als beſondere Gemeinden in der Stadt find ferner die Ju denge⸗ 
meinden hervorzuheben, welche eine zugleich lokal nnd perſoͤnlich von der 
Bürgerfchaft abgefonberte Genofjenichaft bildeten. In einem weitern Sinne 
wurden zwar auch die Suden den Bürgern zugerechnet), in Wahrheit aber 
waren fie urfprünglich überhaupt nicht Mitglieder ber ftädtiichen Verbindung, 
jondern börige Genoffenihaften bed Kaiferd oder des von ihm belehnten 
Biſchofs oder Fürſten, jpäter aber, ald die Stäbte jelbit den Judenſchutz und 
die Indenſteuer erlangten, bildeten fie eigne Gemeinweſen, welde zu dem 
ftäbtiichen Gemeinwejen nur in einer äußeren Schutzverbindung ftanden”). 
In eigenen, oft fogar befonderd ummauerten?') Stabivierteln wohnhaft, ge- 
noffen fie ald eine genoffenfchaftlich geeinte Geſammtheit, ald Judenſchaft oder 
universitas Judaeorum??), einer oft ehr ausgedehnten Selbitändigfeit und 
Autonomie, führten ein eignes Siegel??), bejaßen ein unbewegliches und be 
wegliches Gemeinbevermögen?*), lebten nach einem befonderen genoflenfchaftlichen 


und bezeichnet fih im Cingange ald: wir erfigendissen van dem goede und van 
dem lande, dat gelegen ist im Sultzer velde, gemeynlichen und sementlichen 
Sie erklärt aber weiter Die Verbindung als „eyne eynung under uns erfige- 
noissen die nu synt und nae uns komen sollen“, in welche fie den Abt 
v. E. Panthaleon, ihren Herrn, als verdienten Erbgenofjen aufgenommen babe 
und jeden fpäteren Abt gegen eine Feine Gebühr aufnehinen werde. Auch wird 
(©. 215) bei Nichtentrihtung einer Buße der Berluft „des Rechtes und ber 
Einung“ angedrobt, als Grundlage des ganzen Berhältniffes wird ein Vertrag 
der Erbgenoſſen aufgefaßt, und fchließlich Heißt e3 von den Statuten (S. 18 
art. 56): „dat wir (sc. fie) meren und mynre mogen mit dem meiste part 
als umb gemeynen nutze und unser eynungen best“. Uebrigens tft Die Erb» 
genofienfchaft offenbar aus einer abteilichen Hofmarfgemeinde hervorgegangen, ber 
bofrechtlihe Urfprung war aber ſchon fo weit verwifcht, dag der Herr felbft fich 
in die Genoſſenſchaft als „eyn verdient erfigenoiss“ aufnehmen laſſen Eonnte. 

2%) So heißt ed 5.2. 1253 Schannat 145: unser lieben burger von Worms, 
beide christen und juden; dagegen 1293 Guben. II. 277— 279: Kompromiß des 
Erzbiſchofs mit „cives et judeos“. 

2) Nach dem Kölner Schiedsfpruch v. 1258 — Lacombl. II. 247 — follten die 
Juden noch fediglich Reichslehn des Erzbifchofs fein, die Städte erlangten in- 
dei mit der Zeit überall den Sudenfchup und die Tubenftener. Vgl, Hillmann, 
Städte I. ©. 65f. 99f. Arnold I 71f. II. 214f. Ennen I 4ölf. Heub- 
fer 161. Urt. v. 1331 Lacombl. III. 209. 

s, So nad dem Priv. des Bifchof Rüdiger f. die Speierer Juden v. 1034. 
Remling ©. 57. R 

3?) Universitas judaeorum {don im Kölner Weisth. v. 1169. Lacombl. L 
303; jutscheyt 13812, Schannat 161, juden gemeinlich ze Frankfurt 1307, 
Böhmer 609. 

23) Ennen I. 461. Ebenfo in Augsburg. Hüllmann II. 90. Note 81. 

29So 3. DB. in Köln einen Gemeindebrunnen, ein gemeines Hospital, 
Epielfaus, Bad, Synagoge u. |. w. Ennen lc. VBgl. auch Note 40. 
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Rechts), fanden unter eignen genoffenfchaftlich beſetzten Gerichten”) und hatten 
über die Zulaffung neuer Mitglieder zu beitimmen?”). Auf ihrer Geſammtheit 
rubte die Schußhörigfeit und die Abgabenpflicht?), ihrer Geſammtheit aber 
wurden auch Fönigliche, bifchöfliche und ſtädtiſche Privilegien verliehen, welche 
Schugverfprechen, Beftätigung der Selbftändigkeit, Verkehrs⸗, Handels⸗ und 
Zollbefreiungen, Vorrechte bezüglich der Zinfen, der Vindikation geftohlener 
Sachen u. ſ. w. ertheilten®®), und die Geſammtheit trat bei Verträgen als Kon- 
trabentin ), bei Streitigkeiten als Partei auf*). Ganz wie die Bürgerichaft 
in der Stabt und vielfach in direkter Nachahmung berjelben hatte aber dieſe 
Genofſenſchaft eine beſondere Organifation, bei welcher die Verſammlung Aller 
zwar bie eigentliche Trägerin des Geſammtrechts blieb, an ihrer Spitze aber 
ein gewählter Judenmeiſter oder Judenbiſchof **), neben ihm ein Tollegialifcher 


3) „Secundum legem suam“, Priv. v. 1090. - Remling ©. 66. — Das 
Recht war ein auf ber perlönlichen Verbindung berubendes, weshalb bei einem Streit 
zwifchen Chriften und Juden „uterque prout res est secundum legem suam 
justitiam faciat*, Ib. ©; 67. 

se, Priv. dv. 1090, Remling ©. 67: quod si judaei litem inter se aut 
causam habuerint discernendam a suis paribus et non aliis convincantur et 
judicentur. Url. v. 1335 u. 1841. Lacombl. IH. 240. 293. 

”, So in Freiburg. Schreiber I 337f. 

3), Nach den Grundſätzen bes alten Gefammtrechtd bafteten aber alle 
einzelnen Tuben für bie Verpflichtungen der Gefammtheit. Urſprünglich machte 
man auch umgekehrt die Geſammtheit und alle Einzelnen für Vergehen oder 
Schulden eines anderen Juden verantwortlih. Dies wurbe aber frühzeitig burch 
Privilegien aufgehoben. Ennen I. 476. 

#) So die Priv. des Biſchofs v. Speier v. 1084, bes K. Heinrih V 
v. 1090 b. Remling ©. 57.65, v. 1801. 1341 f. d. Kölner Zuben b. Lacombl. III. 
11. 293, 1847 „den juden gemeinlich ze Frankfurt“ b. Böhmer 609, Schup- 
verfprechen ver Etadt Köln für die Juden 1331 b. Racombl. IH. 209, 

“) So verkaufen 5. B. „magister . . et universitas juadeorum* in $ranf- 
furt 1238 — Böhmer S. 240 — einen Zind auf dem Haufe eines Juden „ad nos 
spectantem et pertinentem pleno jure“. — 1841 RacombI. III. 293: cum Judaeis 
convenimus. Ganz beſonders hervorzuheben aber ift eine Urk. v. 1288 6. Ennen 
u. Eder IO. ©. 278, wo bie universitas Judeorum Coloniensinm per 
magistratum et consilium eorum .. . domum universitatis eorum que dicitur 
speilhuz . . de consensu omnium et singulorum judeorum an ihren episcopus 
überläßt. Bemerkenswerth ift die Ausdrucksweiſe, nach der nicht die Organe für 
bie universitas handeln, fondern die universitas Durch die Organe. 

9) So Zweiung und Schiedöfpruch v. 1312 zwischen uns (Bifchof v. Worms) 
und unsers stiftes wegen von einer siten und zwischen dem rade der juden 
und der jutscheyt zu Wormsse ander site. Schannat ©. 161f. 

2) Episcopus, Subenbifchof in Worms und Köln Schannat 161. Ennenl. 
476. Archisynagogus 1084 in Speier. Remling ©. 57. Pontifex 1335. 
Lacombl. IT. 240. Magister 1288 in Frankfurt b. Böhmer ©. 40. 
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Rath oder ein Kapitel) als verfaffungsmäßig Zonftituirte und anerkannte 
Drgane fungirten. 

3. Während die Iudengenoffenjchaften, weil bei ihnen Iofale und perjön- 
Tiche Abfchliegung zujammenfiel, fih ald wahre Gemeinten in der Gemeinde 
erhielten, machte in der eigentlichen Bürgerfchaft die alte Gliederung in Lokal⸗ 
gemeinden mehr und mebr der Gliederung in rein perjönliche Körperichaften 
Platz, die fih zwar nah Stand, Amt und Beruf beftimmten und abichloffen, 
als deren letter Eriftenzggrund aber einzig und allein die frei gewollte Bereini- 
gung galt. Auch ſpäter zwar konnte man einer Lokalen Cintheilung der Stadt 
und Bürgerfhaft nicht entbehren und mit dem Aufhören bes lebendigen ge- 
noffentchaftlichen Lebens der Städte traten fogar feit dem Ende des Mittel. 
alters in vielen Beziehungen örtliche Stadtbezirke (Viertel, Quartiere u. ſ. w.) 
den Gilden und Zünften gegenüber wiederum in den Vordergrund: allein ſolche 
von oben abgetbeilten Bezirke haben mit der alten Gliederung in felbftändige 
Nachbargemeinden Feine innere Verwandtſchaft, ed waren obrigkeitlihe Verwal⸗ 
tungsiprengel ohne korporative Bedeutung *). 


8 36. Die Bilden der Geſchlechter. 

Bon den auf freier Vereinigung beruhenden bürgerlichen Genoſſenſchaften 
find zunächſt die Körperichaften des Gefchlechterftandes zu erwähnen. 

Es ift bereitd darauf hingewieſen worden‘), daß theild aus den alten 
Schutzgilden aller Bollbürger, theils aus neuen im Gegenſatz zu den Körper- 
jchaften der aufftrebenden niederen Stände gefchlofienen Vereinigungen bie 
patricifchen fogenannten Altbürgergilden berporgiengen®), welche unter ver- 
ſchiedenen Namen, ala hoͤchſte Gilde, Zeche der Reichen oder Genamnten, als 
Stubengejellichaften oder Artushöfe, als Junkerkompagnien oder Konitaffeln?) 


=) Bol. Ennen I 476f. Ennen u. Eder U. 3821. Arnold N. 216. 
217. Hüllmann OD. 88f. In Worms beftand ein Zudenratb von 12 Mit- 
gliebern, welche in monatlihem Wechfel das Bifchofsamt verwalteten, während 
der Titel des Biſchofs nur Einem dur den Biſchof der Stadt verliehen wurde, 
fich jelbft ergänzten und bei der Wahl eined neuen Rathmanns nad) Mehrheit, 
fonft nach Einhelligkeit der Stimmen entfchieven. 1312 Schannat 161. 

4) Bol unten $ 59. 

1) Bol oben 3 27. 34. 

2) Bol. bei. Hüllmannm, Städte II. 237—243, Fichard, Franff. &. 201. 
244. Wilda ©. 166f. Zöpfl, das alte Bamberger Recht S. 66. Bluntſchli, 
Staats. u. R. ©. I. 328. 358f. Heudler, Baſel S. 253f. Ennen, Köln I. 
543f. IL 465f. 482f. Roth v. Schredenftein, das Patriciat in den deutſchen 
Etädter. Tübingen 1856; beſ. S. 417f. 436f. 

2» „Stuben” befonbers in Süddeutſchland. Go in Strasburg vier Etuben- 
geiellichaften. Wilda ©. 2075. In Bafel die Trinfjtube „zur Müde*, „zum 
Brunnen” und „zum Seufzen“. Ochs II, 101. 104. 105. Gefchlechterftuben in 
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das wichtigfte Mittel waren, durch welches der Geſchlechterſtand politiiche Vor⸗ 
rechte zu behaupten juchte. | 
| Gleich andern Gilden verfolgten alle diefe Genoffenichaften mannichfache 
Zwede. Sie blieben Rechtsichugvereine und übten eine gewiſſe Gerichtsbarkeit 
über ihre Mitglieder aus); fie behielten ihre weligiöfe Bedeutung bei, indem 
fie unter einem Heiligen als Schußpatron jtanden, eine Kapelle befagen, Meſſen 
leſen liegen, und ihren Mitgliedern religidje Pflichten auferlegten®); nach wie 
vor war die Geſelligkeit einer ihrer wejentlichften Zwede, jo daß fie ſich ſogar 
nach ihren Trinkjtuben benannten, den fogenannten Dienft, die Ausrichtung 
von Gaftmählern, zur Grundlage befonderer Vorrechte im Verein machten und 
mit der Verwaltung der genoſſenſchaftlichen Aemter verbanden, und über Zeit, 
Drt und Art der Fefte, Mahlzeiten und Tänze ausführliche Statuten er- 


Augsburg, Roth v. Schredenftein ©. 201, in Schwäbilch - Hall ib. 
©. 308, in Ravensburg, Mühlhaufen, Weberlingen ib. €. 343. In Mem- 
mingen Gefchlechtergefellfchaft zum Löwen, in Gonftanz zur Katzen. Hüll: 
mann 1. c. ©. 238. Ebenſo in Frankfurt, wo aber der Name der Ganerb- 
ihaft überwog. Die berühmte Ganerbſchaft Alt-Limpurg nannte fih offictell: 
wir die gemeine Ganerben, Gesellen oder Hausgenossen von der Gesellschaft 
der alten Geschlechter des Hauses alten Limburg zu Frankfurt aM. Hüll- 
mann I. ©. 310. Note 54. Außerdem gab ed Ganerbichaften zum Frauenftein, 
3. Löwenitein und z. Zaderam. Wilda S. 210. Hüllmann U. 239. In 
Speter führte die Gefchlechterforporation den Namen der Hausgenoſſen. In 
Strasburg und Zürich wurbe die Geſchlechtergenoſſenſchaft als Conftoffel ven 
Zünften gegenübergefeßt. Bluntfchlil.c. Heusler ©. 253. In Norddeutich- 
land nannte man diefe Gilden vielfach Junkerkompagnien. Barthold, Hanfe ILL 
170. Hüllmann U. ©. 238. Wilda ©. 222. So in Lübeck bie societas 
portans circulum. #rensdorff S. 200. Wilda S. 2225. Barthold, 
Hanſe I. E. 206f. In Königsberg u. Danzig Cirkeler. Winzer, Brüderſch. 
©. 34. Sn den preußifhen Städten entiprachen die Artusbrüderfchaften ober 
Artushöfe der Kaufleute. Voigt, Geh. Preußens. Bd. V. &. 330f. „Major 
gylda“ in Dortmund. Wigand, Geſch. v. Corvey ©. 205. In ttalifchen und 
franzöfifhen Städten entfprachen die Gejellichaften der Hallen oder Kauben, 
laubiae, lobbiae, loggiae, loges. Hüllmann II. ©. 437. So aud in Löwen 
und (1410) in Braunjchmweig. Ib. ©. 288. Note 120. 

4 Bol. Wilda ©. 217; bei. auh S. 202f. über den privilegiitten Ge⸗ 
richtöftand in Epeier. Doch war die Folge des Ungehorfamd gegen den Richter- 
ſpruch Ausftoßung aus der Genoſſenſchaft und demnädjtige Stellung vor das 
ordentliche Stadtgeridht. 

2) So verjammelte die Ganerbſchaft Alt-Limpurg ſich am Tage ihred Schup- 
patrong, des heiligen Andreas, nachdem am Tage vorher „zum Gebet” und zur 
Mahlzeit gelanen war. Wilda ©. 218. 214, Die Cirkeler bielten nad) den 
Sonntagsfeften am Montag feierlihen Gottesdienft — ib. ©. 226 — und be 
jaßen eine Kapelle in der S. Katharinenfirde — ib. S. 227. 
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ließen®) ; fie waren Verbrüberungen zu negenfeitiger Unterftühung, bie bis über 
ben Tod hinaus zu Liebesdienften verpflichteten”); fie bejaßen endlich unbeweg- 
liches und bewegliches Korporationdvermögen und Erwerbs» und Bertrags- 
fabigfeit®). Und wie fie in allen dieſen Punkten fich nicht weſentlich yon an- 
dern Gilden unterjchieden, fo war aud ihre Berfafjung, welche einen gewählten 
Borftand an die Spike, einen Ausihuß ihm zur Seite zu ftellen pflegte”), 
eine gewöhnliche Gildeverfaffung. Charakteriftiih war für fie nur, daß als 
ihre Onnptbeftimmung mehr und mehr die Erhaltung und Ausübung eines der 
Gefammtheit der Genoffen als folder zuftehenden politifhen Vorrechts bezüg- 
lih des Stadtregiments erfchien. 

Der Inhalt dieſes Vorrechts war verſchieden. Urfprünglich enthielt es 
oft die ansfchließliche oder nur mit gleichitehenden Genoſſenſchaften getheilte 
Sefammiregierung der Stadt. Seit die Rathöverfaffung durchbrang, äußerte 
ed fi in der alleinigen Rathebefegung'°), oder doch in einem Worredit hei 
diefer''), wie ſolches befanntlih von ber Ganerbſchaft Alt-Limpurg zu 
Frankfurt a. M. noch im Sahre 1816 beim deutſchen Bunde geltend gemacht 
wurde. Die Kölner Richerzeche, welche fich nicht nur von ihren Mitgliedern, 


)Dgl z. B. Wilda ©. 214. 226f. Roth v. Schredenftein 1 c. 
©. 438f. 

So fagt Fichard ©. 245 von ber älteften Orbnung ber Ganerbichaft 
Alt-Limpurg: „fie fehte die Norm des gefelligen Lebens feft, bezwedte gegen- 
"feitige Beihilfe und engere Familienfreundſchaft“. — Verpflichtung der Gir- 
tefer, den verftorbenen Genoſſen zu Grabe zu tragen b. Wilda ©. 227. 

% Die Stuben, Junkerhöfe, Häufer u. |. w. waren Korporationdetgenthum. 
Deber die Aufprüce, welche die Altbürgergilden auf bie Allmende erhoben, 
f. unten Th. II. u. oben 8 34. Kaffe der Richerzehe b. Ennen u. Ederg I. 57. 
— Berträge der Speierer Hausgenofſenſchaft mit der Stabt 1289 6. Remling 
S. 384, der NRicherzeche mit der Stadt 5. Ennen u. Eder I. S. 143f. Grb- 
fähigkeit ber Junkerkompagnie und fogar Pflicht jedes Genoffen, ihr 2 Marl, 
jeber Frau, ihr 1 Mark zu vermachen, b. Wilda ©. 227. 

9 Bol. bei. Wilda ©. 802. 216f. 225f. Bruchſtück aus den Statuten ber 
Kicherzeche b. Ennen u. Edergl. ©. 139 — 142. — In Frankfurt drei Stuben- 
meifter und ein Ausſchuß von Zünfzehnern, die fich feldft ergänzten. Doch war 
Zuftimmung ber Gefammtheit bei Beichlüffen ober Verordnungen nöthig. In 
Franffurt und Lübeck zerfielen die Mitglieder in drei Klafjen. 

10) Noch im 14. Jahrh. behaupteten bie Speierer Hausgenoflen: se solos 
consules et justitiarios civitatis esse debere et fuisse ab antiquo. Lehmann, 
Ghronif IV. c. 4. 

ı) Eo bie Conftoffel in Zürich, Bluntſchli IL ©. 323. 858f. Die hohe 
Stube (Snbegriff der gefchlechtigen Stuben) in Bafel bis 1515. Heusler 
©. 254. In Frankfurt Hieng die Befebung der Schöffen- und der Rathsbank 
von der Theilnahme an einer ber 4 Stubengefellichaften ab. Fichard ©. 201. 
249. 845. 
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fondern jelbft von den von ihr ernannten Bürgermeiftern einen Eid ſchwören ließ '*), 
behielt bi8 zum Ende des 14. Jahrhunderts das ausschließliche Recht, anderen 
Vereinen das Zunfte oder Bruderfchaftsrecht, das Recht der Eigenthumsfähtg- 
feit, der Verſammlung, der Statuten, der genoffenjhaftlichen Gerichtsbarkeit 
zu verleihen, fie übte bie höchſte Handels. und Verkehrspolizei, die Ober- 
aufficht über den gefammten Taufmännifchen und gewerblichen Verkehr, fie er- 
nannte für jede Zunft einen Obermeifter, der fie gewiffermaßen bevormunbete 
und neben bem Zunftmeifter einen Antheil an Straf» und Eintrittögelbern 
bezog 12). 

Alle derartige Vorrechte nun ftanden ber Genoſſenſchaft als foldher zu. 
Sie galten ald ein Amt, welches der Gefammtheit zu eignem Recht gehörte 
und an bem jeder Genoffe, aber auch nur ein folder Antheil nahm‘). Die 
Genoſſenſchaft ſelbſt aber war eine freie geſchworene Einung, deren einzige 
Bafis principiell immer die ſelbſtgewollte Verbindung blieb"). Deshalb gab 
ed auch nur Eine Möglichkeit, Mitglied der Gefellichaft zu werben: die er- 
Härte Ahfiht zum Eintritt und die Aufnahme ſeitens der Genofien'*. Da 
es aber in dem freien Belieben der Genoſſenſchaft fland, an welche Erforber- 
niffe und Bedingungen fie eine folhe Aufnahme knüpfen wollte, jo wurde ge- 
rade hierdurch eine ariftofratifche Abſchließung diefer Verbände herbeigeführt. 
Weil mit der Aufnahme in einen gefchlechtigen Verein von felbft der Eintritt 
in ben Stand der Geſchlechter und die Theilnahme an deſſen Rechten und 
Pflichten verbunden war, jo forderte man für die Aufnahme neben Unbe- 
jholtenheit und eheliher Geburt immer Reichthum und Anfehen, die den 
neuen Genoffen in den Stand jegten, „müßig‘ zu leben, d. b. jeber ober 
doch ber niedrigeren gewerblichen Thätigkeit zu entjagen, die nach manchen 
Ordnungen aber auch nicht einmal ihren Urjprung im Handwerk oder Ge 


12) Gnnen u. Eder L ©. 141. 142: by unsem eyde, die wir dem ampte 
gedayn haven. — Echwur, zu thun: das dem ampte ind der steede eerlich 
und nutzlich sy. 

13) Ennen, Köln I. 548f. II. 465f. 482f. Ennen u. Ederg I 330. 
332. 335. 886. II. 394 Nr. 29 ad 30. Wilda ©. 188f. 

) So bad „ampt van der rijcherzechheit mit aller syner heirlicheit, 
gerichten, rechten, renten, gulden ind mit alle syne zubehuere“... von ben 
„verdienden amptluden der hierlicheide inde des amptz upe der burgerhuys 
der stat van Coelne dat genant is die rijchertzech“... „sementlicgen und 
besunder* zu Händen des Raths aufgegeben. Ennen u. Eder L ©. 143. 
144. Uber bie Richerzeche wurbe demnächſt noch einmal vehabilitirt. Eidbuch 
v. 1372 ib. ©. 48 art. 32f. 

ı5, Wilda ©. 200. 

w, Fichard ©. 245. Wilda ©. 200f. 214f. 2255. Auch als die Ganerb- 
ihaft Alt-Limpurg zur reinen Familienkorporation geworben war, mußten bie zu 
ihr Geborenen fich bei gehöriger Zeit melden und qualificren, um bie Aufnahme 
zu erlangen. Wilda ©, 216. 
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werbe haben burften'”). Weberbies erhob man ein Cintrittögelb *®), welches 
für folche, die nicht zur Genoffenfchaft geboren waren ober fi in fie hinein 
beiratheten, ſehr geiteigert und enblidy bisweilen als eine wahre Kanffumme 
für das als eine Art Pfründe aufgefahte Stubenrecht galt’%. Zulekt gelangte 
man zu einer vollkommenen Schliegung der Genofjenichaft, die indeß vielfach 
gerade von ben Feinden derſelben erzwungen ward, um fie durch Verhinderung 
bes Zuwachſes friſcher Kräfte zu ſchwächen?e). Hatte die Geburt zur Genoffen- 
ſchaft ober bie Verheirathung mit einer zur Genoffenfhaft Gehörenden immer 
Borzüge bei der Aufnahme und fogar einen gewifjen nicht leicht zu umgehen- 
den Anſpruch darauf verliehen, jo gieng man mit der Zeit in biefer Richtung 
immer weiter unb die Ganerbihaft Alt-Limpurg erhob ſchon im 14. Jahr⸗ 
hundert den Sa zum Statut, daß künftig überhaupt nur Söhne, Brüder, 
Schwiegerföhne und Schwäger der lebenden Mitglieber aufgenommen werben 
bürften?‘). So wurden biefe Genoffenichaften allmälig zu wirklichen Ge 
fchlechternereinen mit ariftofratijchen Privilegien und erlagen mit wenigen 
Ausnahmen den durch fie verihärften Zunftbewegungen, inbem fie entweder 
völlig Faflirt**) oder ihrer Vorrechte beraubt und den übrigen Zünften gleich⸗ 
geftellt wurben*”). Diejenigen von ihnen, welche mit oder ohne die Bewah- 
rung politifcher Vorrechte die Zunftunruhen überbauerten, verſchwanden dann 
meift allmäalig im 16. und 17. Jahrhundert, oder giengen in lediglich gefellige 
Verbindungen über?*). 


1) Wilda S. 200. — Erforderniß bed fogenannten „Müßigganges’ in 
Bafel 6. Ochs I. 481. In Frankfurt mußte der, welcher dur Heirath in bie 
Geſellſchaft gelangen wollte, überbied darthun, daß er, feine Eltern und Groß⸗ 
eltern kein Handwerk getrieben noch gemeine Krämerei gehabt, fondern entweber 
von Renten gelebt, oder anfehnlicher ſtattlicher Hanbthierung ober firrnehmer 
Aemter fich ehrlich genähret u. |. w. Wilda ©. 215. 

ie, Wilda ©. 216. 227. 

19) So konnte man in Bafel, wenn man Mitglieb einer der fogenannten 
Herrenzünfte war, durch Ankauf des Stubenrechts gefchlechtig werben. Ochs J. c. 
Wilda S. 201. Heudler ©. 258. Kauf des Stubenrechts in Schaffhanfen 
um 100 fl. und 2 filberne Becher. Roth v. Schredenftein ©. 443. 

=) So 1827 in Strasburg. Wilda ©. 201. 202. Im 14. Jahrh. in 
Mainz. Roth v. Schredenftein lc ©. 298. 

2), Fichard S. 245. Nur Ein Mal gieng man biervon ab, — im Zahre 
1616 zu Gunſten bed Retters ber Baterftabt, Baur v. Eyfened. Ib. 246. 
Note 66. Achnlih in Um Roth v. Schredenftein S. 444. 

27) Wie die Richerzeche 1396. Ennen IL 812f. 

So die Handgenofien in Speier. Lehmann VI. c. 10: vereinen uns 
mid diesem brieff ..... den 14 gezünften gemeinlichen zu Speyer, also dass 
auch wir eine zunfft fürbas seynd und seyn sollen und unsere zunfft geheissen 
seyn soll der Hausgenossen-Zunfft. 

3 Wil da ©. 372f. Heusler ©. 258f. Bol. unten $ 64. Dagegen ift 
die Ganerbſchaft Alt-Limpurg bis auf unfere Tage gelommen. 
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Den Altkürgerzilden find noch andere patriciſche Körperihaften zur Seite 
zu ftellen, bei welchen nicht die allgemeinen Vorrechte der Altbürger, ſondern 
ein beftimmtes in dem Befit einer Eleineren Geſammtheit befindliches ftäbtifches 
Amt den Gegenftand der Verbindung ausmachte. Hierher gehören die Münzer: 
genofſenſchaften, nachdem fie ih vom Dienftreht frei gemacht und zu Kerpo- 
rationen mit Selbftverwaltung und Selbitergänzung umgeftaltet hatten 5); die 
Chöffenbrüberihaft in Köln?) und die verwandten Korporationen der Bur- 
officialen 2°); ja, wo der Rath ſich ſelbſt ergänzte, nahm aud er bisweilen den 
Sharakter einer bejonderen Genoffenihaft an, welche die ftäbtifche Verwaltung 
als ein Geſammtrecht beſaß und eine Forporative Berfaffung hattg?*). 


8 37. Die Faufmännifhen Gilden. 


Shen im 11. und 12. Jahrhundert fahen wir dadurch, daß die aus 
Kaufleuten beitehenden Bürgerverbrüderungen dad gemeinfame Handelsintereſſe 
unter die Vereindangelegenheiten aufnahmen und als Gejammtheiten Handels- 
privilegien erwarben, die ältejten Gewerbögilden, die Handeldinnungen, ent- 
ftehen. Diefe Genoffenfchaften erfuhren feit dem 13. Jahrhundert eine über 
aus reiche äußere und innere Entwidlung. 

I. Was zunädhft die Gilden der Kaufleute in der Heimath anbelangt, 
fo waren fie eins der hauptfädhlichiten Glieder des ftädtiichen Lebens und 
der ſtädtiſchen Verfaſſung'). Zwifchen den alten Echußgilden der Nollbürger 
und den Handwerferzünften in der Mitte ftehend, theilten fie mit ben letzteren 
die vorzugdweife gewerblihe Richtung und mande Reminiscenz einer einft 
unvollfommenen reiheit?), während fie ſich den erfteren durch eine von An- 
fang an freiere Stellung und audgebehntere Autonomie und durch vielfache 
politifche Vorrechte näheren. Mit beiden aber ftimmten fie darin überein, 


35) Bol. oben $ 22 a €. 

26, Wilda ©. 181f. 192f. Ennen I. 404f. U. 548. Auch diefe Brüder- 
ſchaft hatte gemeinjchaftliche Gelage und Gottesdienjt, Meifter und Beamte, er- 
bob ein Eintrittögeld, erließ ausführliche Vorſchriften über Die Ausrichtung Des 
fog. Dienftes. | 

37) Vgl. oben Note 21—26 zu 8 35. 

22) Ald Regel aber ift anzufehen, daß der Nath keine Korporation, jondern 
ein bloßes Kollegium war. Vgl. unten 8 56. 

) Bol. Hüllmann, Stände L 221. TIL 139f. Städte I. 321. III. 73. 
157. Bilda ©. 2295, Lappenberg, Ein. z. Sartorius, Urkundl. Geſch. 
ber Hanfa S. XVIf. Wehrmann, lüb. Zunftrolen S. 25. 50f. Enuen, 
Köln II. S. 459—461. 600f. 

2, Dienftpflicht der Kaufleute in den jura et leg. civ. Arg. $ 88f. Auch 
erinnern einzelne Abgaben und das Amt des Hanfegrafen an bad Hofredht. 
Lappenbergi.c. ©, XIX. 
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daß fie eben Gilten waren und deshalb eine dauernde, auf alle Seiten des 
Lebens gerichtete Verbindung unter ihren Genofjen begründeten. 

Bor. Allem waren fie von pelitifcher Bedeutung. Läßt fih aud in kei⸗ 
ner deutſchen Stadt ein unmittelbared Hemorgehen der Stabtverfaffung aus 
einer alten Kaufmannsgilde nachweiſen, wie Died in außerdeutſchen Städten 
der Fall ift?), jo find doch einzelne Elemente aus der Berfafjung einer Han- 
delsinnung auch in deutihe Städteverfafjungen übergegangen‘). Webernll aber 
waren in den Städten früher und fpäter die kaufmänniſchen Genofjenihaften 
integrirende lieder ter Verfaſſung und hatten für die Bildung des Raths, 
für das Heerweſen, für Polizei und Gerichtöbarfeit die Bedeutung von Or 
ganen der Stadt. Im den PBürgerichaften älterer Herkunft nahmen fie bier- 
bei in ber Regel die zweite Stelle ein, indem fie zwar nicht zu dem Burgen- 
ſen⸗ oder Gejchlechterftande gehörten, aber doch wefentlicher Vorzüge vor den 
Handwerkern genofjen und oft einen befonderen Zwilchenftand bildeten‘). Zu 
beachten ift dabei, daß auch die Mitglieder der Aitbürgergilden zum großen 
heil Kaufleute waren, indem gerade auf der Vereinigung von Grundbeſitz 
und Großhandel das Patriciertbum beruhte, daß aber ihre Genoſſenſchaften, 
weil fie eben auch Nichtlaufleute, Ritter und Grunbbefiger umfaßten, Teine 
wirklichen Handelöinnungen waren. Im den jüngeren Städten nahmen zuerft 
meist wahre Handelsgilden den erften Plab im Gemeinmweien ein, da hier 
Anfangs die ganze erbgejeflene Bürgerſchaft ans Kaufleuten zu beftehen pflegte: 
allmälig indeß entwidelte fih aud Bier vielfach aus den reich gewordenen und 
durch Zuzug vom Lande verſtärkten Kaufmannsgeſchlechtern ein Patricieritand, 
welcher den Handel und das Gewerbe verihmähte oder doch nicht mehr als 
eigentlichen Lebensberuf anfah, jo daß auch hier als hoͤchſte Gilden patriciſche 
Vereine — wenn auch vielleicht aus kaufmänniſchen Körperichaften hemorge- 
gangen — entitanten, denen gegenüber Die Handelsgilden, die Genoſſenſchaften 
der aftiven Kaufleute, eine wmtergeorbnete Stellung eimahmen®). Immer 


3, Bol. oben Note 23 zu & 27. 

*, So befonbers ber Hanfegraf in Regensburg, Wien, Bremen, Middelburg. Priv. 
v. 1207 6. ®emeiner, Chronif L 296. Priv. v. 1230 b. Gaupp LJ. S. 169 & 12. 
Zappenberglc. ©. XVIL XVIU. Eartoriusd 1 ©. 74. In Regensburg 
foflte er die negotia mundinarum außerhalb ber Etadt fchügen und ordnen, in 
Bremen erinnert feine fpätere Stellung in der Berfafjung gleichfalld an feine 
Bedeutung als ehemaliger Borjteher ber Hansa mercatorum. Lappenberg ©. XX. 

5, Bol. oben Note 41 zu 8 34. 

6, Als Beijpiel fönnen Freiburg und Kübel dienen. In beiden Städten be 
ftand die ältejte Bürgerfchaft lediglich aus Kaufleuten. Nichtödeftomeniger wurden 
in Freiburg im 14. Jahrh. Edle, Kaufleute und Handwerker unterjchieden. Urf. v. 
1298 b. Schreiber €. 132: und süln derselben jungesten 24 echtüwe sin 
von den edeln, und echtüwe von den kouflüten, und echtüwe von den ant- 
werklüden. Und in Xübed fonderten ſich aus ber Kaufmannjchaft zuerjt bie 
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aber bewahrten fie wichtige politifche Vorrechte wor den Zünften?), wenn nicht 
eine gewaltfame Abänderung der Berfaffung dem ein Ende machte. 

Die Hanbeldinnungen waren aber ferner Rechtsgenoſſenſchaften. Zwar 
war der eigentliche Rechtsſchutz, den bie Silben einft erftrebten, zum größten 
Theil auf die Städte jelbft übergegangen: immer aber gab es ein befonberes, 
theils gegebenes theild autonom geſchaffenes Korporationsreht, an dem nur 
Genoſſen Theil nahmen, und eine genofjenfchaftliche Gerichtsbarkeit und Straf. 
gewalt, die in Handelsfachen fih auch auf Ungenofjen erftredte). Ein ım- 
bewegliches und bewegliche Korporationdvermögen, eine Kaffe, ein beſonderes 
Siegel Tennzeichnete fie als Subjekte des Privatrechts“), und in diefem wie im 


Qunferfompagnie, fodann neben ihr die Greveraben- und Kaufleute- Kompagnie 
ald patriciſche Innungen aus, die ald Vereine begüterter Familien feines bürger- 
lihen Erwerbs bebürftig waren. Wilba ©. 231f. 261. 

) So waren die Rheinkaufleute in Speier neben Münzern und Hausgenoffen 
rathöfähig. Lehmann, Chronik IV. c. 13. S. 812. Jeder Genofje ber 
Kölner Weindruderfchaft follte einen ganzen Harnifch Halten und haben zu Nutzen 
bes Raths und ber Stabt von Köln. Ennen IL ©. 601. In Lübeck befchwerten 
fi im Jahre 1668 die kaufmänniſchen Korporationen beim Reich über die Durch 
die Reformation vernichteten, 1530 aber wieder bergeftellten Patriciergilden ber 
„Junker“ und „Kaufleute“, daß die genannten Kompagnien — meiftentheild Ge⸗ 
lehrte und Rentirer — bie Ratheftühle an fih riffen und bie übrigen, gleich 
ihnen rathefähigen, wirklich Fommerzirenden Zünfte, ald Shonen-, Naugarts-, 
Bergen, Riga, Holmfahrer und Wandfchneider, ausfchlöffen. 

e) Hüllmann fieht jogar dad Bebürfniß eines genofſenſchaftlichen Handels⸗ 
gerichts als Entitehungdgrund ber Hanbelögilden an. I. ©. 322f. Vgl. über bie 
capitularii, consules, scabini, decani der italieniſchen, franzöftfchen, nieberländtfchen 
und bdäntfchen Kaufmannfchaften ib. ©. 323—825. Wilda ©, 329f. 273. — 
So hatte in Köln der Borftand des allgemeinen Kaufmannsvereins bie Schlichtung 
der Rheinftreitigleiten. Ennen I. 460. Die Watdhandelbruberfchaft hielt Gericht 
über alle den Waidhandel betreffenden Angelegenheiten, über Erceffe, Schmähungen 
und Meine Echulbjachen der Brüder. Ennen D. ©. 606. Das Bruberfchafts- 
gericht der Gewandfchneider unter dem Gaddemen erftredte ſich außer den eigent- 
kich Torporativen GStreit- und Straffachen auf Feine Schufdfachen und verfügte — 
wenn ein Fremder Magte nach 4, wenn ein Bruber nah 2 Geboten — Pfändung 
der Bruderſchaft. Ennen II. 444. 445. 611. 

%) Das unbewegliche Vermögen beftanb beſonders in den Berfammlungs- 
häufern, gemeinfamen Lagerftätten und Verkaufshallen. Hüllmann I 294f. 
Gin bebeutendes bewegliches Vermögen jet die Beitimmung der Kölner Waid- 
hanbelbrüberfchaft voraus, daß jeder ber Metfter bei feinem Amtsantritt 250 Mark 
aus der Bruberfchaftskaffe erhalten und daraus die Eirchlichen und gefelligen Aus- 
gaben beftreiten folle.e Ennen II. 605. Bußen fielen bier halb den Meiftern, 
halb der Kaſſe zu — ib. 606 — bei den Gewandſchneidern floffen fie in den 
Schrein zum Beften der verdienten Brüder — ib. 610. — Siegel bei Ennen 
II. 641. 
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Öffentlichen Recht waren fie ald Einheiten verkehrs⸗, vertragd- und erwerbs⸗ 
fähig. Ihre religiöfe, erft ſpäter biöweilen auf befonbere Vereine übergegan- 
gene Bebentung?*), ihre gefelligen Zwecke 1i), die Verpflichtung der Brüder zu 
gegenfeitiger Unterftühung und ehrenhafter Haltung?) entiprachen ganz dem 
allgemeinen Typus ber beutichen Gilde. Was fie non anderen Vereinen unter 
fehied, war vor Allem ihre auf das Hanbelsintereffe gerichtete gewerbliche Seite. 
Genoſſenſchaftliche Polizei, Gerichtsbarkeit und ftatutarifche Beliebung einer 
jeitd, auf die Bereinigung des Danbelövortheile der Brüderſchaft und des 
Gemeinwohls gerichtet!?), die Ertheilung von Privilegien und Freiheiten be 
züglih des Handels andererſeits“) fchufen ein beionderes Handelsrecht, das 
fo zuerft als das genoſſenſchaftliche Recht einzelner Torporativer Verbände 
zur Entſtehung kam. Weil aber an ben durch dies beſondere Recht be» 
gründeten Pflichten und Befugniffen nur Genoffen Theil nahmen, gieng 
daraus zugleich ein Handelsmonopol hewor"), ein ber Gejammtheit 


0, Eine jehr enge Bereinigung bes Firchlichen und gewerblichen Elements 
findet fi 3. B. bei der Kölner Waidhandelbruderſchaft. Ennen IL ©. 605. 
Ennen u. Eder I 412f. Ganz weggefallen war bagegen das religiöfe Ele 
ment bei ber großen Kaufmannsgilde (Ennen I. 458). Hier wurbe ed von den 
innerhalb derfelben bervorgetretenen Heineren Sraternitäten (den 5 Ritterzünften) 
fortgefeßt. Ib. 460. — Ueber Dänemark Wilda ©. 272f. 

1) Wilda S. 272f. Ennen I. 459. 460. 605. 607. 608. In Köln 
wurbe wie bei allen anderen fo auch bei den kaufmänniſchen Genoffenfchaften der 
„Dienft" — die Beforgung von Lffen und Kollationen für Beamte und Brüder — 
nicht nur umftänblich geregelt, fondern mit dem Meifteramt in Verbindung ge 
bracht und zur Grundlage der Unterſcheidung verdienter und unverbienter Brüder, 
die zwei verſchieden berechtigte Klaffen von Genofien bildeten, gemacht. 

17, Beifpieläweife: Unterftügung nothleidender und kranker, Hilfe bei Beerdigung 
verftorbener Brüber. Ennen IL 459. 605. Ennen u. Ederg I 412f. Pflicht 
zur Rettung bed Bruders bei Schiffbruch 1446 In ber Flensburger Kaufmanns» 
gilde des heiligen Nicolaus. Wilda ©. 286. Zur Unterftügung bei Verluft auf 
der See nach ber Efra v. Odenſe. Wilda S. 275. Verpflichtung zur Anzeige 
aller Ercefie ber Brüder. Ennen II 606. Pfliht der Gewandſchneider, bei 
Feuer in den Gaddemen Wachtdienft zu leiften unb Waſſer zu tragen. Ib. 610. 

19 So forgte die Weinbruderſchaft für Die Güte ber Weine unb firenge Be- 
ftrafung der WBeinfälfher, Sinnen IL 602. 608, — alle Bruderfchaften für 
Hebung unb Befretung bes Handelt. Ib. ©. 459. 

19 Wahrſcheinlich find die vielfachen an bie mercatores einer Stadt und an 
eine Stabt für ihre mercatores verliehenen Privilegien immer zunächft ganz be- 
ftimmten ®ilben zugebacht. 

5) Monopol bed Weinhandels Ennen IL 602; des Tuchhandels S. 610. — 
Statuten v. Bremen d. 1303: wil he oc en copmann wesen, so scal he ver 
sehellinge gheven vor sine hense. — Handelsmonopol in Odenſe Wil da 
©. 274. 275. 
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der recipirten Kaufleute zuſtehendes, unter dieſe gleich vertheiltes'*) ausſchließ⸗ 
liches Recht auf den Handel eines Landes, einer Gattung oder einer Waare. 

Zur Erreihung aller ihrer Zwede waren tie Handeldinnungen im 
MWejentlihen glei anderen Gilden organifirt. Die Verſammlung der Boll- 
genoffen war die eigentlihe Trägerin des Rechts und der Gewalt. Das Boll- 
genoſſenrecht wurde dur die Aufnahme erlangt '”), die von dem Beſchluß ver 
Genoſſen abhieng. Dabei wurde urfprünglih nur ein intrittögeld wegen 
ber Theilnahme am Vermögen und den Einrichtungen der Gilde geforbert; 
im Laufe ber Zeit traten Erſchwerungen für die nicht zur Genofjenihaft Ge 
borenen'*), endlih eine Hinneigung zur Behandlung der Mitgliedichaft ale 
eined veräußerlichen und vererblihen Privatrehts!") ein. Neben den Vollge⸗ 
noffen ftanden Paſſiv- oder Schutzgenoſſen, aus den zum Hausweſen ber Boll- 
genofjen gehörigen Perjonen, vor Allem aber aus Gehilfen und Lehrlingen 
beftehend ). Als Gildeorgane fungirten ein oder mehrere Altermänner, die 
richterlihe und Berwaltungsbefugniffe vereinten?')., Ihnen trat meift noch 
ein beſonderer Gildeausſchuß zur Seite, der ald wertretendes, kontrolirendes, 
rechtweilendes, berathendes und beſchließendes Kolleg die Rechte der Geſammt⸗ 
heit wahrnahm ?). 


16, Beſtimmungen, um ſogar die faktiſche Gleichheit zu erhalten (z. B. Ver⸗ 
bot des Voraufkaufs, der Kompagniegeſchäfte mit Nichtbrüdern. Ennen II. 606) 
kommen bier mie bei den Zünften vor, waren aber der Natur des Handels nach 
erfolglos. 

12) Verloren wurde es durch Ungehorſam gegen die Gildebeſchlüſſe, Nicht 
zahlung der Bußen, Umgehung ded Genoſſengerichts. 3.8. Ennen I. ©, 611. 

18) So wurden bei den Gewandſchneidern in Köln zur Aufnahme Semandes, 
der nicht Sohn eined verdienten oder unverdienten Bruderd war, nicht nur höhere 
Eintrittegebühren gefordert, fondern die Einwilligung von % ber Brüder. 
Ennen I. ©. 608. Schon im Jahre 1344 wurde bie Zahl ber verbienten 
Brüder gefchloffen und auf 44 firirt. Ib. 607. 

19 Schon im 14. Zahrh. Vererbung der Weinbrüberfchaft auf die überlebende 
Witwe. Ennen u. Ederg I 155. Daher au Pfändung möglid. Oben 
Note 8. | ° 

20) Bismweilen kam auch eine Schupverbindung anderer Korporationen vor. 
Sp waren in Köln die Leinwandhänbler, Scheerer und Schneider den Gewand⸗ 
ſchneidern in der Weife zugeorbnet, daß fie mit ihnen unter Ausfchluß von Vor⸗ 
ftandfchaft und Rath eine große Genofjenjchaft bildeten. Ennen IL 607. 

21) Jährlich gewählte Meifter der Waidhändler. Ennen IL 605. Sie 
hatten den Spruch und bie Hälfte der Bußen. ©. 606. Bei den Gewand. 
ſchneidern wurden jährlid 4 Meifter erloft, Die aus fi einen Richter wählten. 
©. 607. — Val. auh Wilda ©. 273 und unten 8 66. 

22) En Sieben Rathemänner bei den Gewandichneidern. Ennen IL 608. 
Sie mußten fih alle 14 Tage verfammeln, um zu berathen und zu befchließen, 
was dem Amt nuße und- fromme. — Weber die Berfafjung dänischer Handele- 
gilden Wilda ©. 272f. 
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U. Shrem Grundwejen nach gleichartig, in ihrer Entwicklung vielfach 
eigenthümlich waren die Genoſſenſchaften der deutſchen Kaufleute im Aus 
lande?’). Sndem überall, wo der deutiche Handel Fuß faßte, die Kaufleute 
derjelben Stadt oder Gegend in der Form der Einung zufammentraten?*), 
entitanden allmälig aus vorübergehenden oder wandernden Genoffenfchaften 2°) 
dauernde Gilden oder Hanfen, weldhe auch an den fremden Ort bleibende 
Verſammlungshäuſer und Lagerftätten erwarben und, indent fie von den frem— 
den Herrſchern und Gemeinwefen Handelsprivilegien und genoffenfchaftliche 
Freiheiten erlangten, zu diefen als jelbitändige und — Körperſchaften 
in ein dauerndes Verhältniß traten. 

Anfangs von den Handelsgilden der Heimath nur durch die größere Innigkeit 
der auf eine völlige, faft mönchiſche Gemeinſamkeit des Lebens gerichteten Verbindung 
und durch die überwiegende Bedeutung des von ihnen gewährten Rechtsſchutzes 
verichieden :*), bahnten diefe Hanſen eine weitergehende Entwidlung da an, als 
ich die ſämmtlichen deutichen Einzelhanſen einer fremden Stadt zu einer ein- 
zigen Genoffenſchaft verbanden, im ber fie zwar als beſondere Körperichaften 
mit eignen Vorftehern, Rechten und Vermögen fortbeftanden, doch aber durch 
eine mächtige Gefammtorganijation eine Gelammteinheit erfchufen, die nicht 
mehr blos ald Gilde, jondern als ein wahres kaufmänniſches Gemeinweſen 
den Fremden abgeichloffen gegenüberjtand. Bon da aus dehnte die Einung 
fh über die Gilden anderer Städte beffelben Landes aus, um ſchließlich die 
gejammte deutihe Kaufmannswelt in deu nordijhen Fremdländern zu ergrei- 
fen, während gleichzeitig von andrer Seite ber eine immer intenfivere und 








= Hüllmann, Stände I. 219. III 157. Etädte 1. 294. Wilda ©. 263f. 
Sartorius, Urf. Gef. ver Hanſa S. XXIf. Af. 41f. Barthold, Geſch. der 
Hanfa I. ©. 66f. 108f. 117f. 138f. 188f. 229. 235f. IT. ©. 1127. 123 f. 223f. 
243f. II. 110f. Ennen, Köln IL S. 5507. 

2) Doch kamen nur Im Norden die dentſchen Bereine zu voller Entwidlung; 
in italientfchen Städten geftattete man den Deutfchen keine genoffenfchaftlichen Rechte. 
Befondere ward in Venedig den Kaufleuten vom deutfchen Kaufbaufe weder 
Autonomie, noch die Wahl eines eigenen Vorftandes, noch eigene Verwaltung 
gewährt. Hüllmann, Städte I. 295. 296. Barthold, Hanfe I. ©. 247f. 

”s) Ans wanbernden Kaufmannägefellfchaften wollte Hüllmann jogar das 
Gildenweien überhaupt ableiten. Dagegen Wilda ©. 168. Kauflente, welche 
zufammen reiften, behielten unterwegs Die genofjenfchaftfiche Organifation bei. 
So die Winterfahrer v. Nowgorod. üb. Urkb. I. 207. 

2%) Beionders deutlich wird die den ganzen Menichen umfaffende Bedentung 
der deutſchen Hanjen im Audlande aus dem Statut der societas der universi 
mercatores de civitatibus Teutonicoram in Malmö (Gfnbogen, welches diefe fich 
um 1329 von Lübeck beftätigen ließ. Urkunden im Lb. Urkb. II. S. 457 u. 458f. 
Oberfter Grimdjaß ift: ne aliquis intret societatem, quin sit amicus per totum, 
Zwed der Gefellichaft ift fowol bie Ehre Gottes, als das Wohl aller reichen und 
armen Güjte des Landes (5. 458,, ale das bonum pacis (©. 459). Die Gefell- 
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ausgebehntere Einung die norbbeutfchen Städte ergriff, bis endlih aus dem 
Zuſammenwachſen der Kaufmanndvereine und Stäbtebünde die große deutſche 
Hanja bervorgieng. 

Als die Hauptmittelpunfte diefer Vereinigungen müfjen bejonders vier 
Orte — London, Wisby, Nowgorod und Brügge — gelten. 

a. Sn London war aus den Bilden ber deutichen Kaufleute einzelner 
Städte, von welchen die Kölner die ältefte war, ſchon um die Mitte des 13. 
Jahrhunderts ein Fräftiger Gejammtverein entitanden ®”), welcher ſich als Gilde, 
Hanfe oder Genoffenihaft der Deutichen in London bezeichnete®). Zwar 
blieben in ihm die Einzelhanfen als bejondere Körperjchaften beitehen2%): der 
eigentliche Träger alles Geſammtrechts aber wurde der Geſammtverein. Auf 
ihn gieng das Eigenthum der Gildehalle, die einft nur den Kölnern gehört 
batte, über). Ihm wurden alle Rechte, Freiheiten und Privilegien ertheilt, 
io daß er in den Befiß eines umfaffenden Handelsmonopols gelangtes),. Er 


ſchaft nimmt jeben Deutfchen auf, der nicht etwa Streit oder Feindſchaft mit 
einem Genoſſen hat. Die Aufnahme wird in ben liber sociorum eingetragen 
und Eintrittögeld gezahlt. Die Genofjenfchaft forgt für das Begräbniß ber Ge- 
noffen fowie ihrer Gefellen (famuli), für Aufrechthaltung des Friedens (ftreuged 
Verbot des bewaffneten Eintrittd in die Verfammlung) und der guten Sitte 
(Verbot des Zutrinkens voller Humpen ohne Erlaubniß); fie Hält über Streitig- 
feiten unter Genoſſen, Widerjeglichfeit gegen die Vorſtände (provisores) und 
Friedensbruch Gericht (societas communis . . . lieite judicabit). Ehrloſe werden 
ausgejchloffen, — ebenfo aber, wer eine Einheimifche heirathet. 

2, Man vgl. bei. die Schrift Lappenbergs, Urkundliche Geſch. des Hanf. 
Stahlhofs zu London. 1851. Außerdem Sartorius I. 6f. 41f. Barthold, 
Hanſe I. 66f. 128. 188. 229. 236. II. 123f. 131f. Ennen IL. 550f. 

5) Alle drei Ausdrüde — hansa, gilda und soeietas — finden. fih neben- 
einander in Url v. 1821. Lappenberg, Stahlhof IL. S. 17—20. 

2 So hatte namentlih die Kölner Gilde auch ſpäter einen befonderen 
Altermann, bejonderes Vermögen und Tölnifche Statuten, war nach dem Mufter 
ber Baterftadt ariftofratifch eingerichtet und zwang Eölnifche Kaufleute zum Bei⸗ 
tritt. Sie behielt ihre Selbſtändigkeit, folange vier Mitglieder in London waren. 
Ennen IL 552. Auch Hanfen ber Hamburger, der Bremer, ber Lübecer (feit 
1267) u. |. w. exiftirten. Sartorius IL. 94. Barthold I 236. Urf. v. 1213. 
1230. 1257 bei Zappenberg II. S. 9. 11. 12. 

2) Ald Eigentum der Kölner erjcheint 3. B. die Gildhalle in den Ur. 
v. 1157. 1194. 1213. 1285. 2appenberg II ©. 3. 5. 8. 12. 1219 — 1220 
ib. S. 9. Note 1. Es beißt hier immer: cives Colonienses . . . de gildhalla sua 
in Londonia. Gildhalle der Deutichen heißt das Haus zuerft 1260 u. 1281. 
&appenberg I. ©. 13. Lüb. Urkb. I. 381. 

2) So privilegiiren die englifchen Könige Die mercatores regni Alemannie, 
illos scilicet, qui habent domum in civitate London, que Gildhalle Teutoni- 
corum vulgo nominatur. 3. B. 1281 Lüb. Urkb. I. 381. 1811. .1317. 1321 
ib. II. 244. 307. 360f. Die Freigabe mit Befchlag belegter Güter erfolgt auf 
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trat der Stabt London als ein felbftändiges Gemeinweſen, als eine einheitliche 
Rechtsperfönlichkeit, welche Streit führte und ſich verglich, gegenüber”). Schon 
im Jahre 1282 ſchloß die Geſammthanſe eiuen bejonderen Bertrag mit ber 
fremten Stabt”), worin fie eine ihr von Alters ber obliegende Verpflichtung 
zur Inſtandhaltung und Vertheidigung bes Bifchofsthores anerkannte, dagegen 
aber ihrerſeits ſich alle Freiheiten und Rechte, bie Abgabenfreiheit der Gilde⸗ 
halle und die Wahl eines Altermanns ausdrücklich verbürgen ließ. Der Alter 
mann jollte ein Londoner Bürger fein, aber nad beutichem Recht und ben 
Statuten der Genofjenichaft auf dem Stahlhofe Recht ſprechen. Als eigent⸗ 
licher Gildevorftand fungirte ein deutſcher Altermann, ber jenen engliichen all⸗ 
mälig auf den Namen und einige Ehrenrechte beſchränkte. Später traten zwei 
Beifiger und ein Neunerausſchuß binzu, die mit dem Altermann als „Kauf 
mannsrath" Statuten und Beliebungen abfaßten, diefe aber auf der jährlich 
abzubaltenden Morgenſprache allen Genoſſen vorlegen mußten. ine innige 
Rechtsgenoffenfchaft und eine völlige faft Plöfterliche Lebenagemeinſchaft, eine 
kirchliche und fittlihe Berbindung beftand unter den Gliedern der ganzen 
Hanfe?), eine ftrenge Polizei übte fie in ihren zahlreichen Satzungen aus). 
Sie hatte Gerichtsbarkeit und Strafgewalt in ausgedehntem Umfang?*). Ueber 
die Aufnahme der Genoſſen, welche zur Theilnahme am hanfiſchen Recht noth⸗ 
wendig und ausreichend war, entichied fie nach freiem Ermeſſen und ftellte 
fpäter eine Reihe von Erforbernifien dafür auf?). Endlich befaß fie beweg- 
liches Bermögen an Silbergeräth, Kleinodien und Kapital und eine durch 
Beiträge, Strafgelder und Zölle gebildete Geſammtkaſſe, aus der fie die Un- 
koſten der gemeinfamen Wirthichaft, des Grunbbefites, die Bejoldungen für 
Diener und Beamte und eine große Menge von Ehrengejchenken und Ehrenaus⸗ 
gaben beftritt=e). 


den Nachweis des Eigenthümers, daß er zur hansa Teutonicorum gehöre. 
3. 3. 1319. 1321. %üb. Urfs. II. 860f. 985. 990. 

”, Man vgl. bei. bie Url. v. 1260. 1275. 1282. 1821. 1825. 1327. 1427. 
gappenberg IL 13. 14. 17f. 20. 58—54. Die mercatores de hansa Ale- 
mannie in eadem civitate tunc morantes find Partei und fchließen die Verträge. 

3) Bei Sartorius IL ©. 128f. Yappenberg IL ©. 14. 

”) Dol. Lappenberg I. 23f., und über die kirchlichen Berbältniffe bei. 
©. 123f. 

ꝛ) Man vgl. Die älteren banfifchen Statuten (1320—1460) b. Lappenberg II. 
©. 102. Friedensbruch und Hauspolizei fpielen die Hauptrolle. 

3), Die höchſte Strafe war Verluft des Kaufmannsrechts. Lappenberg 1. 25. 

7) Hanfifhe Geburt — Leine Gemeinſchaft mit Außerhanſen — Bürgerrecht 
einer Hanfeftadt — guter Leumund — Bürgfchaftsjtellung — geftabter Eid — 
Entrichtung der Gebühren und Präjtationen. 

2) Ein jehr deutliches Bild des hanſiſchen Haushalts, der Einnahmen und 
Ausgaben wie ihrer Verrechnung, geben die Aufzeichnungen von ca. 1400 bei 
&appeuberg I. S. 26. 27 und deſſen Darftellung L ©. 23. 25f. 
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Wie in London, jo beftanden auch in andern englifchen Städten ähnliche 
deutſche Hanfen, 3. B. in Lynn, Wofton, Vork, Briftel, Ipswich, Norwich, 
Yarmonth, Hull). Alle diefe Sondergilden traten im Laufe der Zeit in 
eine gewiſſe Verbindung mit der großen Londoner Hanfe, indem fie durch diefe 
fich. nach außen Hin vertreten ließen. In der Blüthezeit des deutfchen Han⸗ 
dels trat die Geſammtheit aller Deutſchen in England auch äußerlich als 
Einheit auf) und hatte eine Geſammtorganiſation, wie fih aus der Er 
wähnung eines oberften Altermannd des gemeinen Kaufmanns von ganz Eng- 
land im Sahre 1383 ergiebt*). 

b. Em zweiter jehr alter Mittelpunft faufmännifcher Einung war 
Wisby auf der Inſel Gothland ®), wo eine große Genoffenfchaft alle deutſchen 
Kanfmannsgilden *?) unter dem Namen der sociefas seu consodalitas mer- 
catorum — des consorcium omnium mercatorum — der universitas 
mercatorum terram Gotlandie gracia mercandi applicantium *) verband, 
gemeinjames Recht und gemeinjame Berfaffung hatte, auf regelmäßigen Ber: 
iammlungen Gejammtbeichlüffe Ffaßte*) und unter einem befonderen Siegel *) 
als Gelammtheit Verträge ſchloß“), Handelöfreiheiten erwarb“) und durch 


— — 





3) Lappenberg I ©. 162f. im Anhang; II. 207f. Lüb. Urkb. IL 349. 
Bartbold II. 132. 

“) So bei. in einer Vereinbarung v. 1383 — Lappenberg II. 225. — 
welche die aus allen englifchen Häfen verjammelten Kaufleute van der hanse 
van Alemannien mit den Bevollmächtigten des Kaufmanns von Norwergen Schließen. 

4) Des ghemeinen copmans overste alderman van al Engellant. Daneben 
aldermans des copmanns to London — alderman to Bustune — ‚Hull — 
Jermuthe etc. 1383 Zappenberg II. 23. 1. 21. 

02) Sartorius I. 12f. 45f. Barthold I. 117. 138. 232. 

3) Das Fortbeftehen der Einzelbanfen in der großen Geſellſchaft wird z. B. 
durch die im Jahre 1263 erfolgte Aufnahıne der Stadt Salzwedel in die Banf 
und Gejellfchaft der Kübeder „in Wisby“ erwiefen. Barthold I. 232, Sar- 
torius I. 14. | 

“ So in den Urk. v. 1287 u. 1231. Sartorius I. Nr. 67. ©. 153. 
Lüb. Urkb. I. 527. 

5) Der wichtige Beichluß v. 1287 Sartorius II. ©. 152 beginnt: ex 
unanimi consensu et voluntate omnium mercatorum diversarum civitatum et 
locorum, terram Gotlandiam frequentancium, propter necessitatem communem, 
quaedam arbitraciones factae sunt. 

#, Sartoriud L 16. 

a7) Vol. bei. den Vertrag der —— von Gothland und Riga v. 1228 
mit dem Fürjten v. Smolensk. Weberjeßung aus d. Ruff. im Lüb. Urkb. I. 689— 694, 
Als Kontrahenten erjcheinen die durch Deputirte vertretenen kaufmänniſchen Ge— 
fammtbeiten, die auch Subjekt der erworbenen Gerichtsbarkeit, Niederlaffungsrechte 
und Handelsprivilegien im Gebiet des Fürſten werden. 

“, Wahrſcheinlich find alle Älteren Privilegien, welche fich allgemein an „die 
Kaufleute, die Gothland befuchen“ wenden, diefer großen Handelsinnung zugedacht. 
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Sefandte und Bevollmächtigte verhandelte). Die Macht biefer Gefellichaft 
war noch gegen das Ende bes 13. Jahrhunderts jo groß, daß fle im Jahre 
1287 den Stäbten felber Vorſchriften ertheiltee Sie verorbnete, daß bei 
einem Schiffbrud oder Seeraub alle benachbarten Städte in ben Bürger- 
ſprachen ein Verbot gegen den Kauf oder Verkauf daraus berftanmtenber 
Sachen erlaffen follten, deſſen Webertretung eine Buße von 20 Mark an bie 
Stadt, wenn biefe aber faumig wäre, an die Gefellichaft (ad usus mercato- 
rum) nad) fich ziehen werde. Jeder Stadt, bie fi) dieſem Beſchluß nicht 
fügen wolle, wurde ber Ausſchluß aus der Genoſſenſchaft der Kaufleute an- 
gedroht und der renitenten Stadt Reval eine Friſt gegeben, bei deren frucht- 
Iofem Ablauf dies Verfahren gegen fie jofort in Anwendung kommen follte. 

Keine von den zahlreichen deutjchen Handelsinnungen in ben übrigen 
ſtandinaviſchen Ländern, in Schweden, Dänemark, Schonen u. |. w. ‚gelangte 
zu folder Macht und Selbftänbigfeit den heimiſchen und fremben Gemein- 
weien gegenüber). Nur das Komptor in Bergen batte eine ähnliche Ent- 
wicklung, die aber in fpätere Zeiten fallt en). 

c. Ein ſehr mächtiges Taufmännifches Gemeinwefen aber gieng von 
Gothland aus im fernen Nordoften, in Nowgorod, aus den Berbindungen 
der dorthin handelnden gothländiichen und norddeutſchen Kaufleute bervors®). 
Obwol bier die Deutſchen fih in Winterfahrer und Sommerfahrer (au 
Land- und Wafjerfahrer) fjonderten, die zu verjchiedenen Zeiten in Nowgorod 
waren, eigne Aelterleute wählten, ihren befonderen SPriefter mitbrachten und 
theilweije befonderes Eigenthum im Hofe bejaßen*); obwol überbies beſondere 
engere Verbände der Kaufleute einzelner Städte fortdauerten°*); obwol endlich 
neben den Meiftermannen eine Genoffenichaft der Gefellen (knapen, kindere) 


“) Bol. 3. DB. Kreditichreiben ber universitas mercatorum für einige von 
ihr nah Nowgorod deputirte Tübifche, wisbyſche und rigaifhe Bürger v. 1291. 
Lüb. Urkb. I. 527. 

20) Sartorius I. 18. 19. Weber deutſche Gilden in Dänemart Wilda 
S. 2805. Beſonders einflußreih war die beutiche Gilde in Kopenhagen mit 
Altermännern aus Wismar und Stettin. — Gilden in und, Malmö, Yftabt, 
Stodholm nach Kappenberg I. 122f. 

5) Barthold TIL 114f. Bol. die Statuten von 1572 b. Marquardus, 
de jure merc., Urkb. ©. 733—744. 

22) Bol. Sartorius I. 13f. 17f. Barthold, Hanfa I. 118. 194f. 242. 
I. 138f.; bef. aber die erhaltenen Skraen aus dem 183. Sahrhundert und einen 
fateinifhen Statutenentwurf von circa 1281 im Lũb. Urt. I. S. 694— 711; 
b. Sartorius IL ©. 16f. 29. 200f. 265 — 291. 

5), üb. Urkb. J. ©. 700: somervare unde wintervare, so wanne se comet 
in dhe sny, so solen se oldermanne kesen dhes hoves unde synte peteres 
under sic selven. — In dheme groten stoven dhe dhen wintervaren to be- 
horet. ©. 701f. 

4) Bol. ib. S. 708, wo ein Altermann von Gothland, einer von Lübed, 

L 28 
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mit eigner Stnbe und eignem Vorſtand beitandss): fo ftand doch die Ge- 
jammtheit aller Deutfchen den Ruſſen ald organifirte Einheit gegenüber °*). 
Unter einem gemeinfamen Altermann (des hoves oldermann) und gemein⸗ 
jamen „Weifeften" oder „Rathmannen“ 5”) bildeten fie eine nach eignem Recht 
lebende Genoſſenſchaft s), faßten Beichlüffe und Willlüren®®), verlangten von 
den einzelnen Genoſſen Gehorſam, gute Sitte, Brüberlichfeit, Enthaltung jeder 
Gemeinjhaft mit Ungenofen (befonderd Ruffen), Abgaben, Wehr und Wache 
im Hofe. Ald Gefammtheit erwarben fie Freiheiten und Monopole, führten 
Streitigkeiten und Kriege, ſchloſſen Vergleiche, Bündnifje und Verträge und 
bildeten ein abgefchloffenes, den einheimifchen Bewohnern gegenüber vollfom- 
men paritätiiches Gemeinwefen eo). Der Gefammtheit gehörte der Hof und 
die Kirche der Deutſchen ei), gehörten die Verſammlungs⸗, Gejelihafts- und 
Lagerräume barin, ſtand auch an denjenigen Stuben oder Räumen, an wel- 
hen ein Sonderrecht ber Einzelhanfen anerkannt war, das Recht zu, im Noth- 
fall die Räumung zum Gemeingebraud zu fordern), gehörte endlich eine 
gemeine Kaffe und bewegliches Vermögen ®?). 


einer von Soeft, einer von Dortmund erwähnt wird, deren Zeder einen Schlüffel 
zu sante Peteres kisten — d. h. der Kirchenkaſſe des Geſammtvereins — 
haben fol. 

ss) dhere kindere stove — ib. ©. 701. — Zwift unter ben Kindern bei. 
ihrem Gelage wird entfchieden vor ereme oldermanne. ©. 702. 

56) Der offizielle Titel ber Genofjenfchaft war: Oldermanui sapientes uni- 
versique singuli mercatores Nogardiensis curie — Sartorinud I. ©. 221 —, 
seniores prudenciores et communes theutonici mercatores pronunc existentes 
in Nogardia — ib. ©. 222 — oder ähnlich. 

57) üb, Urkb. I. 697. 700. 702. 704f. Bol. 680: ab honorabilibus viris 
oldermanno et senioribus Teuttonicorum Nogardie constitutorum. 

5) Ib. ©. 700: recht, dhat van aneginne gehalden is unde gewesen 
hevet in dheme hove dhere dhutschen to nogarden . . . to haldene allen 
dhen genen, dhe dhen beschedenen hof pleget to sokende bi watere unde 
bi lande. 

s) Ib. S. 700: van eneme gemenen wilcore dhere wisesten van allen 
steden van dhutscheme lande. ©. 703: Na deme olden sede is dhat wilcoret 
van ghemenen dhutschen van allen steden. 

00) Dad Berhältniß murde ald ein Bündniß — pax et foedus concordie 
et amoris — aufgefaßt und beſchworen. ©. 694. 695. 

*) Curia Theutonicorum, hof der dutschen ober curia s. Petri. Auch 
Allmendrechte gehörten dazu. ©. 695. 

62) S. 700 u. 701: alle dhe stoven sunder dhen groten stoven, dhe den 
wintervaren to behoret, dhe dhar sin in dheme hove, dhe solen sin gemeine. 
Die Stube der Kinder follen diefe, wenn fie für ben gemeinen Gebraud in An⸗ 
ſpruch genommen wird, enberen to dhere tit dhor behof dher gemenet. 

es, S. 700. 704—707. 7038. Auch s. peteres holte, s. peteres ketele 
wird erwähnt und Sonbernugung daran verboten. ©. 703. Gemeinfame Aud- 
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So ftand dieſe Genoſſenſchaft deutſcher Kaufleute in Nowgorod gleichjam 
in der Mitte zwifchen einer Handelsgilde und einer Stadtgemeinde und wurde 
im Laufe ber Zeit mehr und mehr eine wirkliche freie Stadt und endlid ein 
freier Staat, eine blühende und mächtige Republik. 

Gleich ihr gab ed, wenn auch in Tleineren Berhältniffen, manche andere 
Handelöniederlaffung, von der es kaum zu beftimmen ift, ob fie Gilde oder 
Gemeinde war, oder bie mit der Zeit dieſes aus jener wurde), Doc find 
vom den kaufmänniſch⸗geſellſchaftlichen Gemeinwejen die von Anfang an auf 
wirkliche Anfälligkeit und Einbürgerung gegründeten deutjchen Gemeinden der 
Theutonici oder hospites zu unterjcheiden, welche in norbifchen und öjtlichen 
Städten neben den Gemeinden der Fremden vorfommen. Dad waren in der 
That wirkliche Stabtgemeinden, die mit den einheimiſchen ffantinavifchen, jla- 
vifchen oder magyarijchen Bewohnern der Stadtmark nur burd ein föderati⸗ 
ves Band verfnüpft wurden und erft fpäter oft mit ihnen zu einer einzigen 
Stadt zufammenwuchfen. Als Beifpiele können die Gemeinde der Deutichen 
in Wisby, welche dort neben einer gothlänbijchen beftand und nicht mit der 
Kaufmannshanfe zufammenfiel®), und die Gemeinde der in Prag anſäſſigen 
Deutihen‘*) dienen. 


gaben werden von s. Peteres gut — upe s. Peters cost beftritten; jo die Be: 
‚zahlung eines Priefterd. ©. 701. 

64) So die Bitten der deutjchen Kaufleute auf Schonen. Wilda ©, 237. 
Sartorius L 17. 18. 

5, Sie nannte fi Teutonici in Wisby oder advocatus consules et com- 
mune Theutonicorum civitatis wisbucensis. Als jolche war fte den Guttenses 
in Wisby gegenüber ein eigenes Gemeinweſen und fchloß 1163 mit ihnen Frieden 
und Bertrag. Lüb. Urkb. I. A. Auch fpäter gieng fie auf eigene Hand Bünd⸗ 
nifje ein — ſo 1280 mit Lübeck — Urkb. I 368 — 1232 mit Lübeck u. Riga — 
ib. ©. 394 — und hatte ein bejonderes Stegel. Sartorius I. 17. Note 1. 
Mit der gothländifchen Gemeinde zufammen bildete fie die eigentliche Stadt — 
civitas — von Wisby, die fih fo als ein merfwürdiged Doppelgemeinwefen 
harakterijirt. Vgl. Url. v. 1280 Lüb. Urkb. L 371: consules et commune civitatis 
tam Theotonicorum quam Guttensium; sig. civitatis tam Theotonicorum quam 
Guttensium. 1288 ib. IL 53.: adv. et cons. tam Goth. quam 'ITheutonicorum 
et communitas civium de Wisby. — Ausdrüdlih wird fie neben ber Kauf- 
manndgejellichaft genannt. Vgl. z. B. Urf. aus d, Ende des 13. Jahrh. üb. Urkb. J. 
680: Schreiben der Stadt Riga: advocato et consulibus in Gotlandia necnon 
et venerabilissimo cetui universitatis mercatorum ibidem existencium (ähbn- 
ih die Adrefje). — Natürlich ſtand fie aber in engem Zuſammenhang mit diejer, 
und fpäter trat Die leßtere neben ihr zurüd. Sartoriug I. 16f. 

%) Jura Teutonicorum in suburbio pragensi d. 1065 edirt v. Rößler, 
Das altprager Stadtr. 1845. Urk v. 12736. Tzſchoppe u. Stenzel S. 334— 388; 
bei. ©. 385: concedo ... eisdem Theutonicis vivere secundum legem et justi- 
tiam Theutonicorum. — Andere Beijpiele bei Biſchoff, Siterreihiihe Stadt⸗ 
rechte; 3. DB. aus Agram ©. 1. Kreug ©. 66. Peſth ©. 102f. Preiburg ©. 133. 

23* 
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d. Die durchgebildetſte Organisation endlih gab fi die Geſammtheit 
der beutichen Kaufleute in Flandern, indem zunächft in Brügge alle kaufmän⸗ 
nischen Vereine in eine allgemeine Genofjenfhaft, das fpäter fogenannte „Kom 
toor", zufammentraten, bald aber auch die deutſchen Hanjen der übrigen nie 
berländifchen Städte hier ihr Haupt und ihre Vertretung fanden und fi als 
Glieder der Geſammthanſe anjchloffen®”). Unter dem Namen der gemeine 
kaufmann aus dem römischen reich von Alamannien, die kaufleute 
gemeinlich oder universi mercatores Flandriam frequentantes und ähn- 
ih trat diefer Verein den niederländifchen Herren und Städten ald eine ge 
noffenihaftliche Einheit gegenüber, ftritt, unterhandelte und verglich er ih mit 
ihnen, erwarb er Freiheiten und Privilegien, errang er fchlieglich nach manchen 
Kämpfen die Stellung eines felbftändigen und bevorzugten Gemeinweſens, dem 
nicht nur eigned Recht, Selbftverwaltung, Autonomie und Gerichtöbarkeit, 
jondern auch völlige Parität feiner Genoffen mit den Bürgern bes Landes 
und viele außerordentliche Privilegien und pofitive Begünftigungen zugefichert 
wurden“). Ebenſo war er aber auch nach innen, ben eigenen Genoſſen gegen- 
über, eine mächtige Einheit und gab ſich durch Geſammtbeſchlüſſe, von denen 
die fehriftlihe Ordnung des Jahres 1347 am wichtigften ift, Recht und Ber- 
faffung®9). So eng zwang er feine Mitglieder zuſammen, daß er jedem Deut- 


*, Sartoriud I. 11f. 4xf. Ennen, Köln OD. ©. 555f. Barthold, 
Hanfa I. ©. 112f. 243f. II. 126f. 

eo) Bol, z. B. Priv. v. 1310. 2üb. Urkb. II. 227. 228 (omnibus mercato- 
ribus de Hansa Alemannie presentibus et futuris); 1313 ib. ©. 280-288; 
Url. Nr. 1175. 118°. 119. 120. 127°. 140. 147. 160. 165 b. Sartorius I. 
©. 289 f. Schon 1282 — Lüb. Urkb. I. 892 — treten die mercatores Romani 
imperü durch Bevollmächtigte mit dem Grafen v. Flandern, der Stadt Brügge, 
den fpanifchen Kaufleuten nebjt denen, bie fich ihnen angefchloffen, und ben 
flandrifchen Kaufleuten zur Zeftfegung einer gemeinfamen Wangeordnung zufammen. 
Befonders ausführlich ift pas Privileg des Herzogs von Lothringen, Brabant unb 
Limburg v. 1313 (üb. Urkb. II. S. 280-288), welches den mercatores regni 
Almannie seu Teutonie cum sociis suis vel aliis eorum societatem sequi et 
intrare volentes alle Freiheiten, Zölle und Privilegien bejtätigt; ihnen das Recht, 
einen capitaneus zu wählen und jo viel congregationes als fie wollen abzuhalten, 
giebt; ihnen mit einziger Ausnahıne der an Leib und Leben gehenden Sachen bie 
Befugniß giebt ad ordinandum disponendum corrigendum et puniendum ... 
juxta ordinationem inter ipsos antiquitus consuetam; und ihrer Gerichtäbar- 
keit nicht nur Genoflen, fondern auch Beamte und Diener, die fie halten und ber 
Geſellſchaft vereidigen bürfen, falls fie fich gegen einen Genofjen (de societate 
mercatorum) vergehen, unterwirft (super hoc coram societate mercatorum 
questio moveatur). Bei Streitigleiten zwiſchen Kaufleuten und Untertbanen bes 
Herzogs tritt ein von beiden Theilen gleihmäßig beſetztes Schiedsgericht ein. 

Bol, die Willkür v. 1347 und andere Verordnungen und Statuten des 
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hen zur Pflicht machte, dem Genoffen”) in allen Rechtshändeln nad Sräf- 
ten beizuftehen, daß er jede Handelöverbindung mit Fremden, beſonders Ylä- 
mingern, verbot, daß er den, der flandrifches Bürgerrecht erwarb, für immer 
vom Berbande ausfhloß, daß er für jede Berufung an ein außergenoffenfchaft- 
liches Geriht von einem zwifchen zwei Genoffen gefällten Spruch eine Buße 
von einer Mark Goldes in die Büchſe der Genoffenfchaft feftiegte”). Be 
fonderd wichtig wurde die Eintheilung in Drittel, welche er zur Handhabung 
des Rechts und zur Wahrung ber Privilegien vornahm (Dat de ghemenen 
coplude... sint ghedelet in dre deel). Jedes Drittel, von denen eins bie 
tübifchen, wendifchen und fächfifchen, das zweite die weftphälifchen und preu⸗ 
ßiſchen, das britte die gothlänbifchen, Tiefländifchen und ſchwediſchen Städte 
(d. h. deutfche Gemeinden in Schweden) umfaßte, war in ſich eine befondere 
Körperihaft, jo daß bei Geſammtbeſchlüſſen Stimmenmehrheit der Drittel 
entihied (wes de twe derden dele over en dreghen, dat des dat derden- 
del sal ghevolgen). Jedes der Drittel wählte jährlich zwei von den ſechs 
Altermännern, die während bed Tahres fich kooptirten und richterliche Gewalt, 
Sriebendbefehl, Berufung der Verfammlungen (de ghemen duschen to 
samene to bedene) hatten, und je einen Rath oder Ausſchuß von 
Sechſen. 

Dieſe Drittelsverfafſung gieng etwas verändert auf die anderen Komtore 
über und wurde endlich die Grundlage für die Organiſation der großen beut- 
ſchen Hanja. Hiervon und von ber Bedeutung, weldhe die Komptore über- 
haupt als Keim der Hanja hatten, wird unten gehandelt werden 7). 


gemeinen Raufmannd b. Sartoriu® I. Nr. 164f. S. 395f. Lüb. Urkb. IL 
814f. I09f. \ 

) Im Berhältnit zu einander hießen alle bentichen Kaufleute in Flandern 
soeii, ihre Verbindung societas. Vgl. Priv. v. 1318 in Note 68. 

71) Auch gegen die Geſammtheit felber durfte der Genoſſe nur vor der &e- 
nofjenfchaft Recht fuchen. Vgl. Url. v. 1350. Lüb. Urkb. IL. S. 909f., wo der 
meyne copman unter Berufung auf fein Statut: dat nen copman anders war 
recht solde soken dan vor uns, gegen einen lübifchen Bürger, der wegen einer 
vom Genoflenfchaftsgericht gegen ihn erkannten Strafe „den meynen copmann vor 
de wed van Brügge“ verklagt hatte, Dort aber abgewiejen war (van welker claghe 
de wet vorseyd de warheit horde ende delde den meynen copmanne recht ende 
Th. B. unrecht), um des großen Unrechts und ber Schmach willen, die er über den 
gemeinen Kaufmann bringen wollte, beſchloß (droch... over ein ende ordinerde): 
dag Tein Kaufmann der deutichen Hanſe heimlich oder offenbar Geſellſchaft oder 
Geſchäfte mit. ihm machen, noch auch nur feine Güter in ein von ihm befrachtetes 
Schiff bringen, daß fein von einem Hanjebruder befrachteter Schiffer fein Gut 
annehmen bürfe und daß jeder Zumiderhandelnde vom echt des deutſchen 
Bereind für immer audgefchlofien (buten der Duschen rechte) fein jolle. 

72) Bol. 5 46. 
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8 88. Die Genofjenihaften der Handwerker. Das freie 
Zunftwefen?). | 

Wurde der Handwerkeritand, deſſen große Maffe nur langfam aus der 
Hörigkeit zur Sreiheit emporjtieg, von dem Gedanken der Einung am fpäteften 
ergriffen, jo zeigte fih dody gerade an ihm in herrlichſter Weile die Macht des 
neuen Principe. Wohlitand und Anſehen, Bildung und innere Tüchtigkeit, 
bürgerlihe Tugenden und endlich die Herrihaft in den Stäbten, das 
Alles errang er durch das Mittel freier genoffenichaftlicher Bereinigung, dur) 
die zünftige Organifation. 

Mehr als irgend ein anderes Inſtitut haben die Zünfte unter Beibehal- 
tung der meiften äußeren Formen im Laufe der Sahrhunderte ihr Weſen ge- 
wechſelt. Denkt man jegt bei Nennung ihre® Namens hauptſächlich nur an 
ihre fümmerlichen Reſte in der Sebtzeit, an ihre Entartung und ihren Ber- 
fall im 17. und 18. Sahrhundert, wo fie wie faft alle aus einer größeren 


1) Bol. Hüllmann, Stände III. 132f. Städte I. 315f. Ochs, Baſel 
L 5ı8f. I. 123—146. Stenzel, in der Einl. zum ſchleſ. Urkb. ©. 248. 
Wildal.c.©.321f. Tittmann Le. I. 355f. Bluntſchli, Ste. u. Rechtsgefch. 
von Zürich I. 324f. Arnold, Städte I 246 f. I. 208. Frensdorff, Kühe 
©. 129f. Heusler, Bafel S. 84f. 114f. 176f. 193f. Ennen, Köln I. 
586 f. II. 612. Voigt, Geſch. Preußens V. 336 f. VI. 720—780. Maſcher, 
das deutſche Gewerbeweſen von der früheften Zeit bi8 auf Die Gegenwart. Pots- 
dam 1866 ©. 148f. Hafeman, s. v. „Gilde“ in ber Encyklop. v. Erf u. 
Gruber I, 67. S. 240f., bef. ©. 257—282. Hirſch, das Handwerk und bie 
Zünfte in ber chriſtlichen Geſellſchaft ꝛc. Berlin 1854. — Ferner über einzelne 
Zünfte: Böhmert, Beiträge zur Gefchichte des Zunftweſens. Leipz. 1862. 
und Werner, Nrfundl. Geld. ber Iglauer Tuchmacherzunft. Leipz. 1861. 
— Speciell über das Zunftwefen ber bier befprochenen Periode unter richtiger 
Würdigung feines Gegenſatzes zu dem ſpäteren Zunftweien handeln Wehr- 
mann, die älteren Lübeckiſchen Zunftroffen. Lüb. 1864 in der Einleitung und 
G. Schönberg, zur wirtbichaftlichen Bedeutung bes deulfchen Zunftweſens tm 
Mittelalter. Berlin 1868. 

“ Die wichtigsten biöher publicirten Zunfturfunden aus biefer Zeit findet man: 
aus Wormd b. Schannat II. 206—208. 212. 213. 242f. 320f.; aus Bafel 
v. d. %. 1248. 1256. 1260. 1268. 1271 ıc. b. Ochs I. 818. 822. 840. 350. 351. 
891. 892, 408 u. 5. Trouillat, monuments de P’histoire de Pancien &v&ch& 
de Bäle I. Nr. 393. 8398. 445. ©. 574. 579. 634. II. Nr. 71. 75. 187. 165. 
©. 105. 107. 184. 218. IU. Nr. 193. ©. 832; aus Zranffurt b. Böhmer, Cod. 
Moenofr. ©. 623f. 635f., aus vielen anderen füdbdentfchen Städten bei Mone, 
Zeitfehr. Bd. 13. ©. 129f. 273f. Bd. 15. ©. If. 279f. Bd. 16. ©. 151f. 397F.. 
aus Schleſien, Sachſen, Thüringen bei Tzfhoppe u. Stenzel; aus Berlin 
b. Fidicin, Regeften zur Geſch. v. Berlin, Biftor. diplom. Beitr. I. 74. DI. 2f. 
120f. 358f. III. 12f. 187; aus Bremen bei B. Böhmert, im Anhange; Die 
reichften Schäbe aber aus Köln b. Ennen u. Ederg I. 330f. II. 123. 392, 
und aus Lübeck in dem citirten Werk von Wehrmann. 
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Vergangenheit übrig gebliebenen Körperjchaften nur noch der engherzigften 
Privilegienfucht, dem kleinlichſten Monopoliengeift, der verfnöchertften Selbft- 
fucht dienten: fo darf man doch darüber nicht vergeffen, daß von diefem fpä- 
teren Zerrbilbe in Allem faft außer in Formen und Namen filh bie zur Zeit 
ber mittelalterlichen Stäbtefreiheit blühenden Zünfte unterfchieben, welche eine 
großartige Gejammtorganifation der gewerbliden Arbeit, wie die Welt fie 
weder vorher noch nachher gejehen, erzeugten, welde zum erften Mal in der 
Gedichte das Recht und die Ehre der Arbeit zur Anerkennung 
brachten ?). 

Die Grundlage diefer Organifation war die Freiheit. Die freie Ar- 
beit dieſer Zeit war freilich nicht die Willkür der Arbeit, wie bie freie 
Konkurrenz in bedingungslofer Geſtalt fie mit fi führt: aber nur die felbft- 
gewollte genoffenfchaftlihe Verfaffung und das Intereffe des gemeinen Weſens 
waren da die Schranken, wo früher das Herrenredht und fpäter das Monopol 
beichräntend wirkten. Das freie Zunftweſen ift fo feiner inmerften Natur 
nach verfchieden von den beiden Phafen der Arbeit, zwifchen denen es hiſtoriſch 
in der Mitte iteht, von der unfreien Fronhofswirthſchaft und ihren 
Hofämtern, die erft in den Hofinnungen den Uebergang zu einiger Selbftän- 
digkeit der Handwerker bahnten, und von der privilegiirten Arbeit ber 
geichloffenen Prinatrechteforporationen, welche daß Gewerberecht als wohlerwor⸗ 
benes Vermoͤgensrecht behandelten. Bis über das Ende des Mittelalters 
reihen die Neminiscenzen des Hofrechts hinunter, bis in dad 14. Sahrhundert 
hinauf die Spuren der beginnenden Umgeftaltung im fpäteren Sinn. Allein 
in feinen Grundzügen ſtellt fih das Zunftwefen vom 13. bis zum beginnenden 
16. Sahrhundert als eine von feinen Vorläufern wie von feinem Ausgange 
diametral verſchiedene Geſammterſcheinung dar. 

I. Shrem Grundwefen nad waren bie freien Zünfte Einungen 
oder Gilden der durch die Gemeinſchaft des Berufs einander nahe ftehenden 
Gewerbtreibenden, und zwar nicht nur ber Künftler und ber eigentlichen Hand⸗ 
werfer, jondem auch der nicht den Kaufleuten zugerechneten Krämer und 
Händler, der Fiſcher und anderer Perfonen des Nährftandes. 

4. Die Zunft war baber eine auf frei gewollter Vereinigung beruhende 
Berbindung oder eine gewillfürte Genofjenfchaft, welche gleich anderen Gilden 
ben ganzen Menjchen, wie heute nur Familie und Staat, ergriff und ihre 
Mitglieder gleich Brüdern mit einander vereint. Sie war und nannte ſich 
eine Brüderſchaft (fraternitas, confraternitas), eine Genoſſenſchaft ober Ge— 
ſellſchaft (consortium, societas, sodalitium, convivium), eine geſchworene 
Einung (unio, conjuratio) oder Innung, eine Gilde, Zeche, Gaffel oder 
Zunft?), Namen, welche alle auf den freien Willen der Berbundenen 

2, Bol. bei. Schönberg 1. c. ©. 8f. 

2) Yeltefter Name: broderscap oder fraternitas. So 1149 in Köln, Lacombl 
1. 251. — Innunge ſchon 1164 in Magdeburg. Innunge u. societas 1235 in 
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als Eriftenzgrund des Vereins weiſen. War in der hofrechtlichen Innung 
der Wille ded Herrn, in den privilegiirten Zünften das gemeinfame Monopol 
ver letzte Grund des Inftituts, jo war und blieb in den freien Zünften ftets 
ber Gedanke der Einung die Bafis der Genoffenfchaft und man ſprach es mit 
Bewußtſein aus, dab für den einzelnen Genoſſen der eigne Wille Grund ſei⸗ 
ner Unterwerfung unter dad Zunftgejeß und Zunftgericht ſei). Diejer Wille 
bes Verbundenſeins war aber nicht auf einzelne Gemeinſchaftszwecke, jondern 
auf die Gemeinſchaft ſchlechthin gerichtet und die Zunft war baher weber 
ausſchließlich noch auch nur vorzugsweiſe um gewerblicher Zwede willen da. 
Bon der unmittelbarften politifchen und Triegerifchen, gefelligen und religiöfen, 
fittlichen und rechtsgenoſſenſchaftlichen Bedeutung, jah fie allerdings das in 
ber Regel gleichartige Gewerbe ihrer Mitglieder als einen Hauptgegenftand 
ihrer Kürforge an: allein es blieb dies eine unter mehreren Folgen ber Ge 
nofjenverbindung, nicht war wie fpäter der Genoffenverband Ausfluß des ge- 
meinfamen Gewerberecht. Noch war das Gewerbereht Mittel zum Zweck 
ber Zunft, nicht die Zunft lediglih Mittel zum Zweck des Gewerberechts. 

2. Die zweite wichtige Seite des Zunftwejend war die, daß berartigen 
gewillfürten Vereinen in der Regel (keineswegs nothwenbig) der Betrieb eines 
gewiffen Handwerks oder Gewerbes als Geſammipflicht oblag und als Ge- 
ſammtrecht zuftand. Dieſes Gefammtrecht aber hatte urjprünglich Teinen pri- 
vatrehtlichen, jondern einen öffentlih-rehtlichen Charakter. Es war 
und hieß ein öffentliches Amt. Die Genoffenichaft jelbft wurde nad) 
diefem Amt ein Amt oder ammet, officium, ein hantwerk oder gewerk, 
opus, aud, weil man an eine leihweiſe Heberlaffung dachte, ein lehen genannt’). 


Halle, Tzſchoppe u. Stenzel ©. 298 8 86. — Consorcium ſchon 1164 in 
Hagenau; Gaupp, Stadtr. L 100 8 28; 1256 in Bafel, Ochs L 348; 1818 in 
Lübeck, lüb. Urkb. II. 1046. Anm. 7. Confratrias ... vulgariter dictas zünfte, 
confratriae sive zunftae, societati seu confratriae in Bafel 1260, Ochs 1. 
350. Trouillat V. 105. Fraternitas und gilde 1276 in Hörter, Wigand, 
Geſch. v. Corvei I. 266. Convivium 1300 in Bremen, Wilda ©. 826. 
Zeche 1364 in Wien. Wilda ©. 368. — Conjuratio, conspiratio fynonym mit 
societas, eyninge, ghilde in den Verboten, 3. B. 1219 f. Goslar. „Zunft“ wurde 
in Süddeutſchland vorherrfchend, „Gaffel“ in Köln; „Gefellfchaft“ fehr Häufig in 
Frankfurt b. Böhmer 1. c. Unio vielfach in Magdeburg, auch 1354 in Münfter. 

4, Weisth. der Frankf. Kürfchner v. 13855 b. Böhmer ©. 689: Wer under 
uns dyse gesecze und recht nicht halden wil als vore stet und das widdir 
reddit, wan he virbrichet, das he selbir mit uns hat gemacht, und envil sine 
eynunge nicht geben, als he selbir gelobil hat mit uns: mit dem han wir keyne 
gemeynschaft an den dingen alse vor stet geschrebin. Bgl. W. ber Lowere 
ib. ©. 643. 

5) Die Namen amt, officium u. f. w. find namentlich in Lübeck in Gebrauch. 
Hier auch „lehnen“, Wehrmann ©. 26, und „opus“ — 1259 ib. 24, 
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Diefes Amt, welches den Begriff ver Pflicht‘) vor dem des Rechts 
in fih enthielt, war zur Zeit der Gtäbtefreiheit ein Dienft des ge 
meinen Weſens, ein ftädtiiches Amt äffentlicher Natur; hierdurch unterjchieb 
es fi) von dem patrimonialen Dienftamt des Hofhandwerkers ebenfo fehr, 
wie von dem jpäteren privatredhtlichen Gewerbemonopol. Das Amt an 
fih hatte im ftäbtifchen Gemeinwejen feinen Vermoͤgenswerth. Was ber 
Zunftgenofje durch das Handwerk erwarb, war die Frucht feiner Arbeit, 
nicht die Frucht einer erflufiven Gerechtigkeit. Hieraus ergaben ſich bie wich. 
tigften Konfequenzen. 

Bor Allem mußte der aus dem Amtöbegriff mit Nothwendigkeit folgende 
Zunftzwang”?) eine ganz andere Bebentung als fpäter haben. Sein In- 
halt war urfprünglich nur der, daß den Zünften das Recht ertheilt wurde, 
Zeven, welcher das betreffende Handwerksamt oder Gewerberecht erlangte oder 
ausübte, zum intritt in die Genoſſenſchaft zu zwingen®), ein Zwang, 
defſen thatfächlihe Vollziehung theild bei der Stadtbehoͤrde verblieb), theils 
den Zünften jelber zufam'%). Später wurde vielfach, indem die ˖ Entſcheidung 
über Aufnahme oder Nichtaufuahme der Zunft zufiel, der Zunftzwang dahin 
erweitert, daß mit ihm bie Ertheilung des Amtes jelbft oder doch das Zu- 


Handwerk ift überall üblih, 3. DB. auch in Frankfurt. Böhmer ©. 649. 667: 
der zunfften adir bantwerken eyne, 

%) Schönberg ©. 37. 42. Note 74. Wehrmann, Einl. ©. 21f. — Bol. 
lüb. Zunftrolle ». 1400 ©. 498, wonach die Höfer verpflichtet find, Dorſch, 
der vor die Mauern fommt, tho der stadt beste zu kaufen. R. v». 1507 ib. 289. 

7) Bol. bei. Schönberg ©. 13—35. 

& So ſchon 1149 die Kölner Weber und 1164 die Magdeburger Schufter. 
Ebenjo 1248 die Spinnwetter in Baſel, Ochs L 328. Trouillat L 579: 
qui vero huic societati eorum . . . interesse noluerint, ab officio operandi 
pro swo arbitrio in civitate penitus excludantur. Urk. ber Schlächter v. 1348 
Ochs L 318. Zrouillat L 574. Beifpiele eines wirklich ausgeübten Zwanges 
zum Eintritt in die Zunft v. 1317. 1404. 1489 aud Mainz u. Landau b. Mone 
Br. 16. ©. 173. 179. Bgl au Fidicin 1. c., bei. U, 2. ©. 120. 

9) Bol. bei. d. Weisth. der Frankfurter Schneider v. 1855 b. Böhmer 
©. 644: wer einen Rod machen will und ein unbefprochener Mann ift, da han 
wir die bescheidenheid gehabit von den burgermeistern, das sie uns eynen 
richter darzu lehen, das wir die dar zu dringen mochten, das sie unsir zunfft 
gehorsam werin. W. der Zimmerleute ib. ©. 646: und wer der zunfite nicht 
enhat und widdir der zunflte willen wil erbeiden, den sullin wir mit eyme 
richter phenden. Ebenſo Steinveder ib. 646, Steinmeben und Bender ©. 647. 

10, Schon 1262 geftattet der Bifchof den Basler Gärtnern: wir erlauben 
inen ouch, swer sich mit ir antwerke begat, dass sie den twingen mugent 
mit dem aniwerk in ir zunft. Ochs I. 358. Zroutllat U. 307. Ebenſo 
1268 den Webern, 1271 den Spinnwettern. Ochs I. 898. 408, Trounillat II. 
184. 219. 
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fammenwirfen dazu mit Stabtherren oder Rath als Befugniß der Genofjen- 
haft galt‘! Allein der urſprüngliche Gefichtspunkt wurde auch jegt nicht 
verändert. Weil nur, wenn ihre Genofjenihaft alle Handwerker des Amtes 
umfaßte, Kontrolle der Arbeit und genoffenfchaftlihe Gewerbe- und Sitten- 
polizei durchführbar fei, nur fo die Chre des Handwerks und das ge- 
meine Befte gewahrt werben könne, verlangten die Zünfte das Recht des 
Zunftzwanges'). Nicht Ausfchliegung Anderer vom Nuten des Handwerks, 
jondern Unterwerfung des gejammten Handwerks unter die Zunft!) war jo- 
mit das Ziel dieſes Strebens nach Ausichlieglichkeit des Zunftgewerbes. Lief 
ein ſelbſtſüchtiges Motiv dabei unter, jo war dies ficherlich nicht Konkurrenz- 
furdt und Eigennutz, fondern weit mehr das Streben nah Macht Noch 
wollte man mehr die Genoſſenſchaft heben als die Genoffen, 

a. Deshalb befchränfte fi) das Gewerbemonopol der Zunft im Verhält- 
niß zu den Unzünftigen im 14. und weſentlich noch im 15. Sahrhundert auf 
den Ausſchluß der nicht der Zunftkontrolle unterliegenden Artikel von Verkehr 
und Handel- Bon je war daher die Ausübung des Handwerks durch eigne 
‚oder der Dienftboten Geſchicklichkeit für den eignen Bedarf Jedem geftattet '°). 
Fremde aber waren von der Konkurrenz mit den ftäbtifchen Handwerkern ur- 
Iprünglich keineswegs audgefchloffen, fondern mußten fih nur, wenn fie ihre 


11) So fagen die Frankfurter Gewandmacer (1855 Böhmer 685): Niemand 
fol Gewand machen, her habe unser zunfft. Aehnlich die Bäder ib. S. 640. Bol. 
Urk. der Weinfchröter v. 1468. b. Schannat II. 243: niemand auszer in wyn 
schroten um lon. Vgl. ferner die Tübifchen Rollen v. 1856 ©. 840. 1380. 185. vor 
1409. 3859. 1421. 248.1486. 211. 1474. 295. 1480. 164. 1481. 454. 1508. 250. 254. 
257. Charakteriftifch ift für dieſe Auffaffung in der Rolle ». 1508 ib. ©. 254 
der Auddrud: item wert sake, dat jemant buten amptes brukede des amptes. 
Ur. v. 1441 u. 1471 b. Mone Bd. 15 ©. 292. Bd. 16 ©. 162. Urk. v. 1380 
b. Ennen u. Ederp I 388. Bol. Wehrmann, Einl. S. 95f. Wilde 
©. 326f. Schönberg ©. 245. — Aufnahme in die Zunft tft nun ibentifch 
mit Eriheilung des Handwerkrechts, Ausſchluß mit Unterfagung defielben (3. 8. 
Basler Mepgerbrief v. 1248: a foro emendi et vendendi penitus excludatur). 

12 Am deutlichften fprechen Died die Frankfurter Metzger 1355 b. Böhmer 
©. 638 aus. Sie verlangen den ausſchließlichen Zletfchhandel, weil man fonft 
nicht wiffen fönne, ob das Fleiſch schelmys sij adir nicht. Dann fahren fie 
fort: wan wiszet libin herren und libin frunde, daz wir es nicht endun umb 
unsern nuls, wan wir besorgen eynes gemeinen landes nod da mydde von des 
vorgenanten fleyssches wegen. Andere Stellen, in denen dad gemeine Befte 
als Grund des Zunftzwanged vorangeftellt wird, b. Schönberg ©. 88 Note 71. 

13) Huse fraiernati . .. . subjiciantur heißt es in der Kölner Urk. v. 1149; 
daz sie unzir zunfft gehoream werin in dem Weisth. ber Frankfurter Schneider 
(Note 9). 

1) So ſchon Weisth. der Frankf. Bäder v. 1355 Böhmer 640, Dal. 
Schönberg ©. 28f. 
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Waaren in die Stadt brachten, der genoſſenſchaftlichen Arbeitöpolizei unter 
werfen !d). Beſonders die regelmäßigen Märkte waren es, weldhe ben außer- 
ftäbtifchen Handwerkern Gelegenheit boten, ihre Arbeit abzuſetzen?e). Auch 
im Uebrigen aber traten erft allmälig größere Beſchränkungen der fogenannten 
Säfte hinfichtlich der Zeit, des Ortes und der Art bes Verkaufes ein 7) und 
auch dieſe Beichränkungen giengen urſprünglich aus der Rüdficht auf die Er- 
möglichung einer Kontrolle der feilgehaltenen Arbeitsprodukte hervor und 
fteigerten fich erft fpät zu völliger Ausfchliegung der Konkurrenz fremder 
Stäbte!s) und zu ungebührlicher Ausdehnung des Bannmeilenredhts oder bes 
Verbot des Hanbwerföbetriebes auf dem umliegenden Lande’). Auch im 


Berhältnig zu den übrigen ftädtifchen Körperichaften, den Kauflenten und 
Krämern einerjeitö*), verwandten Zünften andererjeits, waren zwar bie Amts- 
befugnifje genau begrenzt und es wurden ſchon im 14. und 15. Sahrhundert 
vielfach darüber Streitigkeiten geführt, Vergleiche geichloffen, Rathsverordnungen 
und gerichtliche Urtel erlaffen: allein hierbei waltete im Wefentlichen noch mehr 
der Gedanke, Eingriffe in die eigenen Amtöbefugniffe und die damit verbundene 
Machtſphäre zu verhüten, die öffentliche Stellung der Zunft zu ſchützen, als 
durch Beſchneidung der Konkurrenz den Gewinn der Einzelnen zu erhöhen?t). 


15) So heißt ed in der lüb.7Rolle v. 1870 16.1366 nur: vortmer wandel- 
bare guth van erem ambethe, wor hir dat kumpt in de stat, dat scal man 
bir nicht sellen. Und ebenfo verlangen bie Rollen v. 1414. 1421. 1425. 1471. 
1473 ©. 371. 248. 161. 179. 456 nur Schau durch die Xelterleute bes Amts, 
zu befjen Refiort das Produkt gehört. 

Schönberg ©. 33. 34. 

19 So war in Xübed bei vielen Gewerken den Gäften nur erlaubt, eine ge» 
wiffe Zeit (meift 3 Tage) in der Stadt mit ihren Waaren auszuftehen — 1385. 
1400. 1433. 1443. 1500 ©. 261. 486. 234. 431. 261. 400 —, das Ausitellen, 
Aushängen, Herumtragen — 1433 ©. 234 — oder ber Detailverlauf — 1414. 
1473. 1507. ©. 371. 456. 475 — verboten, der Verkehr Fremder mit Fremden 
(die Nürnberger auögenommen) unterfagt. Wehrmann ©. 107. 

10) Sp in Lübeck 1356 bei den Pelzern, 1436 bei den Pantoffelmachern, 1440 
bei den Bötthern. Wehrmann ©. 359. 211. 175. Bel. au 1510. 1553 ib. 
347. 308. Ennen und Ederg L 387. 

m) Wehrmann, Einl. ©. 98. 99. 

2, Hieruber Wehrmann ©. 100f. Schöberg ©. 80 — 33. Befonders 
fehrreih find die 6. Wehrmann publicirte GAfterolle und Bürgerrolle v. 1570 
S. 272—275, welche die Grenzen zwifchen Kaufhandel und Kramhandel bezüglich 
fremder und refp. lübiſcher Kaufleute vetatlirt feftitellen, und die Entfcheidungen 
über verfchiebene Streitigleiten zwifchen Krämern und anderen Aemtern v. 
1444— 1550 ib. ©. 2835-291. — Vgl. die Rechte der Krämer in Goslar nad) 
den Statuten b. Göſchen ©. 108 3.£10f. 

29 Bol. 3. B.5. Wehrmann die Vergleiche v. 1345. 1364. 1475. 1508. 1479. 
1398 €. 201. 202. 379. 416; die Klage der apengeter gegen die Juchtenmakere 
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b. Vor Allem aber war auch die andere Seite des Zunftzwanges, die 
Ertheilung des wollen Gewerberechts durch die Aufnahme in die Zunft, in 
ben Zeiten der auffteigenden Entwicklung weit weniger eine Frage des Nutzens 
als der Macht. Allerdings war es das eifrigfte Bemühen der Zünfte, die von 
voller Selbftändigfeit umtrennbare Befugniß der alleinigen Entſcheidung über 
die Aufnahme ihrer Mitglieder und der alleinigen Normirung ber erforderlichen 
Bedingungen zu erlangen. Gerade hierüber entbrannte mander Streit zwi. 
{hen Zünften und Stadtherren oder Stadträthen?®) und, während mit dem 
Siege der Zunftbewegungen meift die volle Durchſetzung dieſes Anfpruches 
verbunden war?®), wurde da, wo bie Zünfte abhängiger blieben, dem Rath 
jtetö eine Mitwirkung”) oder felbit das Recht, der Zunft neue Genofjen auf 
zuzwingen?5), gewahrt. Allein nichts lag den Zünften Anfangs ferner, als 


vor der Wette, daß die Letzteren Gegenjtände machten, dat erem ampie to vor- 
vange und ock jegen ere rullen were, 1483 ©. 160; die vom Rath genehmig- 
ten Berträge zwijchen verjchiedenen Zünften v. 1896 ©. 206. 1485 ©. 213; 
1488— 1498 ©. 214; 1483. 441; 1494. 442; 1526. 450; 1497. 362. 1500. 377; 
die Entſcheidungen ber Wetteherren und des Raths v. 1466 ©. 417 (twischen 
den ampten der lorer und schomaker), 1424. 1463 ©. 213; 1439, 1442 
S. 228 (die apengetere jollen neen nye werk maken, dat in der grapen- 
geter ampt hort, und umgekehrt); 1511. 1585 ©. 232. 245; 1457. 1470. 1499. 
298— 8005 NRathöverorbnung v. 1482 ©. 436; beſonders aber ©. 267—269 
die von den Kuochenhauern gegen die Küter und ©. 269—270 bie von ben 
Kütern gegen die Knochenhauer als ſchon über 50 Jahre geübt um 1385 be- 
anſpruchten Gerechtfame. Bol auch Mone, Zeitihr. Bb. 10. S. 181f. Bd. 18. 
©. 156f. Br. 15. ©. 18. 56, 57. Feſtſetzung bed Rechts der Schmiebe in den 
Goslar. Statuten b. Göſchen ©. 104. 105, 

2) Wilda ©. 326. 327. Died war jogar 1340 u. 1364 in Wien ber 
Anlaß zur Aufhebung aller zechen, ainigyng und gesellschaft und auch aller 
setz ordnung und gebott der handwerker. Ib. ©. 328. 

23) So ſchon im Basler Bäderweisifum v. 1256 und bei allen anderen 
Basler Zünften. 

2) So bei den meiften Zünften in Kübel. Zrensdorff ©. 132, Wehr 
mann ©. 63. Rolle v. 1500 ©. 898. 

2, Noch 1468 konnte in Worms der Btfchof in die Zunft der Weinfchröter 
eine Anzahl Mitglieder ernennen. Dieje Tonnten fogar verherrt fein. Dagegen 
hatte auch die Zunft ein Aufnahmerecht; welche aber die zunfft uffnimmt, die 
sollent nicht verherret sondern der stat bewandt sin. In Lübeck nahm 1330 
ber Rath auricalcifabri auf. Lüb. Urkb. I. ©. 474. Vgl. ib. ©. 473. Den 
Knochenhauern nahın der Rath 1880 nad; ihrem Aufftande für immer das Recht, 
jelöft Genofjen aufzunehmen und ernannte fie noch 13864. Wehrmann ©. 64. 
260. Vgl. Rolle der Bernjteindreher 1365 ©. 351: were over dat sake, dat 
de heren jemande in use ammet hebben wolden, des scholden se vulmechtig 
jo wesen. 
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bie Zurüdweifung eines Tüchtigen oder bie Erſchwerung ber Aufnahmebe- 
dingungen aus bloßer Konkurrenzfurdht**). Vielmehr zielten Die Erforderniffe, 
welche bie Zünfte für die Erwerbung des vollen Genoffenrechts aufftellten, 
lediglih auf die Erhaltung der Macht, des Anfehens und der Ehre 
ber Genoſſenſchaft. Ste verlangten daher vor Allem malellofen Ruf”), 
wozu nad mittelalterlicher Anfchauung auch eheliche Geburt erforderlich war =). 
Aengftlich hielten fie ſich unfreie Elemente fern”) und verboten wol vornem- 
lich deshalb im Norben meift die Aufnahme von Wenden oder Nichtdeutſchen 
überhaupt). Die Erwerbung bes Buͤrgerrechts fehrieben fle um ihrer politifchen 
Bedeutung willen vor®). Bon felbft verftand fi die eibliche Verpflichtung 
des Eintretenden auf die Amtsartifele). In vielen Zünften kam ſchon in 
der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts das Grforberni eines beftimmten 
eiguen Vermögens, wofür oft Bürgfchaft geleiftet werden mußte, hinzu*), in⸗ 


) Bol. Schönberg ©. 50f. 73f. 

7) Als einziges Erforderniß neben einem Eintrittsgeld ericheint bona 
fama 1256 bei den Basler Bädern. Ochs L 842. Troutllat IL ©. 685. 
Ebenſo bei den Berliner Zünften nad) Urk. v. 1284. 1288. 1331. 1899. Fidicin 
IL 3. 5. 120.IIL 12. — Bgl. ferner Urf. v. 1355 6. Böhmer 635 (unbesprochin 
man); ib. 640. 643. Wilda ©. 331. Ennen II. 623. Köln. Urk. v. 13686. 
1392 b. Ennen u. Ederg I 397. 334. Garzer Schufter bei Barthold, 
Pomm. Geſch. II. 304. 

=, Söfchen, Goslar. Stat. ©. 76. 349. 1855 Böhmer 642—647. 
Zub. R. v. 1432. 1483. 1480. 1508 u. a. ©. 157. 283. 165. 249: echt unde 
recht geboren. Ennen II. 623. Die Ausichliefung von Kindern derer, bie 
ein verächtliches Gewerbe getrieben, fällt erft in fpätere Zeit. Wilda ©. 881. 

29, Bol. Note 25. Wehrmann 114. Ennen II. 628. 

”) So z. 2. lüb. Zunftr. v. 1459 ©. 186: echt und recht und dudesk 
geboren. 1507 ©. 285: dudisch und nicht wendisch geboren. 1414. 870: 
nenes wenden son. 1459. 898; 1478. 455; 1455. 486. — Aufnahme eines 
Norwegers ald Ausnahme 1477 ib. 488. — Im Ordendlande waren Preußen aus⸗ 
geichloffen. Boigt, Geh. Preußens VI. 728. 

21) Lũb. Zunftr. v. 1425. 160 (borger werden); ebenfo 1885. 1445. 1459. 
1474. 1480. 1501. 1507. 1508. 1581. 1553 S. 260. 186. 240. 294. 164. 199. 
285. 368. 224. 350. Zahr und Tag Bürger gewejen fein foll man nah R. 
v. 1410 490, Sn Wormd braudhte man, um Weinfchröter zu werben, nur 
buwelich und hebelich in der Stadt zu fein. Schannat II. 242. In NRaum- 
burg verbot 1881 ber Biſchof die Aufnahme von Richtbürgern, in Schweibnik 
war Bürgerrecht nicht erforderlih. Tittmann I. 858. 

32) Lüb. Zunfte. v. 1531 S. 244. Url. v. 1855 b. Böhmer 646: daz 
he halde der zunffte gebot und recht. 

3 So in Bremen 1300 u. 1808. Wilda ©. 882. Böhmert, Urk. Nr. 3. 
In vielen lübiſchen Rollen; 3. B. 1830. 1800-1850 im Lüb. Urkb. II. 478. 
920; 1860. 1870. 1856. 1385. 1396. 1400. 1406. 1410. 1414. 1482. 1458. 1459. 
1492. 1500. 1508 b. Wehrmann ©. 177. 850. 365. 260. 374. 840. 416. 490. 
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dem man einer derartigen Garantie der Selbſtändigkeit zu bedürfen glaubte. 
Endlich aber verlangte man in gewerblicher Hinfiht, daß der Neueintretende 
das Handwerk verftehe*). Wie dieſe Tüchtigkeit erworben worden, war urjprüng- 
lich gleichgültig; die Natur der Sache brachte es aber mit fich, daß der faktiſch allein 
mögliche Weg — das Lehr- und Dienftverhältnig bei einem Zunftgenofjen — all- 
mälig als der rechtlich nothwendige galt. Später fchrieb man dann eine beftimmte 
Lehr- und Dienftzeit25), bei einzelnen Zünften überdies eine jogenannte Probe 
ober Mutbzeit30) vor. Ebenſo wurde eine befondere Form des Nachweiſes der 
Tüchtigkeit urjprünglich nicht verlangt?”), ſeit dem Ende des 14. Jahrhunderts da- 
gegen wurde eine förmlihe Prüfung durch Anfertigung eines Meijterjtüds 
üblich), ohne dag fich dabei zunächſt die Gefichtöpunfte, aus denen die Auf- 
ftellung eines ſolchen Erforberniffes hervorgieng, geändert hätten”). Crfüllte 
Semand alle diefe Erforderniffe, was er ald Fremder durch ein Zeugniß feiner 


370. 157. 233. 186. 898.246. Ebenſo in Danzig. Bol. die Zufammenftellung der 
geforderten Beträge beit Schönberg ©. 74. Note 193. In Kübel wird eidliches 
Zeugniß zweier mit eignem Erbe angefefiener Männer gefordert. Bürgen ver- 
fangen auch die Urk. v. 1293 b. Tzſchoppe u. Stenzel S. 421 $ 19 — |. Einl. 
ib. 250 — u. 1355 Böhmer 646. 

209 Sp jagen im 14. Jahrh. die Kanngießer in Köln: die meister sollen 
niemand die broderschaft lehnen, es sei denn, dasz er das werk könne. 
1855 Böhmer 641: auch wer nicht schuhe kann machen, der sal keyne 
veyle han. 2gl. 1300— 1350 Lüb. Urkb. IL 920, 1370 6. Wehrmann 865. 
Undere Beifpiele bei Schönberg ©. 59. 

8) In der lüb. Zunftr. v. 1356 ©. 340 heißt ed fon: he en hebbe mit 
uns gedenet jar und dach. Dienftzeit von 1 Jahr 1508 ib. 246, v. 3-Zahren 
147% ©. 455, v. 4 Sahren 1459. 1531 ©. 186. 248. Daran fchloß ſich das 
Erfordernig von Lehr- und Dienftbriefen Wehrmann ©. 123. Eine 
. Wanderzeit fommt erft feit dem 16. Jahrh. ald notbwendig vor. In Lübeck 
zuerft 1553 bei den Lakenmachern. Dal. 1585 ib. 326. 

3) Diefe mußte bei demfelben Meifter ausgehalten und inzwiichen das Amt 
in zwei oder drei Morgeniprachen geheifcht werden. Lüb. Zunftr. v. 1455. 1459. 
1473. 1492. 1500. 1507. 1508. 1557 ©. 436. 186. 455. 217. 398. 199. 255. 
367. 248, 

2) Schönberg ©. 56. 59 Note 110 — 127. 

3 2b. Zunftr. v. 1370 ©. 421; 1390. 393; 1436 (für Pelzer) und 1433 
ib. ©. 863. 372 neu eingeführt, 1429. 1432. 1433. 1457. 1492. 1508 (8 Utrf.). 
1559. 1585 ib. 404. 157. 283. 212. 217. 247. 253. 367. 450. 246. — Fibdicin 
II, 1387. OD. 533. Mone Bd. 16. ©. 181. 182. — Url. v. 1589 u. 1598 
b.Böhmert ©. 82f. — Urf, aus d. 14. Jahrh.b. Ennen u. Ederß LI 408. Andere 
Beifpiele b. Wehrmann ©. 125. Ennen H. ©. 685. Maſcher ©. 158f. 
Schönberg Note 104— 109. 128 - 175. | 

3) Bol. bei. Schönberg ©. 55 —63. 
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Zunft oder Stabt nachweifen mußte‘), jo wurbe ihm die Aufnahme nicht 
verfügt. Bisweilen ftand dies ald Rechtsgrundſatz feſt“). Allein auch ohne 
einen rechtlichen Zwang weigerten die Zünfte in der Blüthezeit des Gewer- 
beö Keinem, welcher die erforderlich fcheinenden perfönlichen Eigenſchaften bejaß, 
den Eintritt in die Genoſſenſchaft. Wieſen fie Jemand zurüd, fo gefchah Dies, 
weil er zu gering für die Zunft, nit — wie jpäter — weil er zu kon⸗ 
kurrenzfähig für die Genoffen erſchien. Ob aus letzterem Geſichtspunkt eine 
Zurückweiſung zuläffig fei, kam überhaupt erft in den Zeiten eines Teimenden 
Verfalls zur Sprade. So lange Stäbte- und Gewerbeweien ſich in jener 
wunderbar auffteigenden Richtung entwickelten, hatten die Zünfte feinen Grund, 
bie Konkurrenz zu fürdten. Der hohe Gemeinfinn bes mittelalterlihen Hand⸗ 
werks jah in der Mehrung der Genoffenzahl, in welcher der fpätere Zunftgeift 
allein die Minderung des Genoffenantheild erblickte, weit mehr noch die 
Mehrung der Genoſſenſchaft. Es kam hinzu, daß die politifche Seite der 
Zünfte, welche vor der gewerblichen häufig noch in den Vordergrund trat, 
naturgemäß ftatt der DVerengerung die Erweiterung des Kreiſes wuͤnſchenswerth 
erſcheinen ließ. Ein Machtzuwachs durch friiche Kräfte konnte nur willkommen 
fein, wo bei dem nächſten Aufftand gegen den Rath vielleicht die Zahl der 
Fäufte entichien! In der That finden wir denn auh — und nichts Tann 
harakteriftifher fein für Blüthe und Verfall der deutfchen Genofſenſchaft —, 
daß diefelbe Schliegung, welche fpäter alle Korporationen eifrig als vornemftes 
Privileg erftrebten, urfprünglich ein gefürchtetes Verbot war, welches die Feinde 
eined Vereins ihm aufbrangen*). Nur jehr vereinzelt kommen im 14. Sahr- 
hundert gefchloffene Zünfte vor und gewöhnlich ift eine ſolche Schliegung ein 
Meberbleibfel des Hofrechts, deſſen Aemter vielfach auf eine beftimmte Stellen- 


0) Aelteftes erhaltenes Leumundszeugniß, welches die Stabt Roſtock i. S. 
1282 einem in Lübeck verdächtigen Sattlergefellen, der in Roftod gebient hatte, 
auf Grund ber Ausfage bed gefammten Sattleramts ausftellte, im lüb. Urkb. J. 
- 385. Ein Zeugniß der Stadt Wartburg, worin einem Gerbergeſellen eheliche 
Geburt und daß er dad Gewerbe gelernt beicheinigt wird, v. 1345 ib. DL. 
761. Lehr- und Bortbrief 1553, Burtbrief 1414, Lebrbrief 1414 u. 1473 
db. Wehrmann ©. 302. 870. 418. 455 gefordert. 

4) So nad dem Innungsbriefe der Berliner Schuhmacher von 1284 
Fidicin IL 3. Vgl. Schönberg ©. 75. Sehr deutlich auch nad) den Goslar. 
Stat. b. Göſchen ©. 76. 3. 39. In Kübel erflärte oft der Rath durch Urtel 
und Recht die Aemter für fchuldig, Jemand aufzunehmen. Wehrmann ©. 68. 
Bol. auch Wilda ©. 227. Ennen IL 623. 

4) So wurden nad) dem Aufftand von 1880 die lübiſchen Knochenhauer 
durh den Rath zur Strafe für immer auf 50 firirt. Wehrmann ©. 64. 
Rolfe von 1385 ib. 259: also der knokenhowere ampt vornyget was, do wart 
de rad des .ens, dat der men veftich wesen schal. Auch in ber Rolle der 
Meffingihläger v. 1880 lüb. Urkb. II. 474 erfcheint die Gefchlofjenheit in der 
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zahl beſchränkt waren), oder fie beruht auf der realrechtlichen Natur eines 
Gewerbes, indem dieſes mit einer Anzahl ftähtifcher Verkaufsftellen oder jontiger 
für den Gewerbebetrieb beftimmter Grundftüde verknüpft iſt“). Als ein all- 
gemeinered und wünjchenswerthes Privileg galt die Gefchloffenheit erft jeit Dem 
16. Iahrhundert*), Daher erflärt es fih, das, fo viel Streitigkeiten zwifchen 
verſchiedenen Aemtern ſchon aus dem 14. Sahrhundert überliefert find, Bön- 
bafen oder Pfufcher und die fpäter fo zahllofen Streitigkeiten mit diefen vor 
dem 16. Jahrhundert faum erwähnt werben +). 

Wer von der Zunft die Aufnahme erlangte, hatte — und hierin könnte 
man einen Gegenbeweis gegen die behauptete öffentliche Natur des alten Hand⸗ 
werksamtes finden — neben ben an die Stadt oder den Stabtherrn zu ent« 
rihtenden Gebühren eine Summe in die Zunftlaffe zu zahlen und überdies 
mancherlei andere Präftationen theild an die Zumftälteften oder an alle Ge 
noffen theild an die Zunft zu erfüllen, Wachs zu Kerzen, Rüftzeug zur Zunft 
wehr, Wein oder Bier zum Trunke beizufteuern +”), auch wol eine oft bis ing 
Detail normirte Mahlzeit zu geben). Frühzeitig gebrauchte man bierfür den 
Ausdrud eines Kaufes der Zunft). Gleichwol war, fo gewiß man ſpäter 


Form eined Rathsverbots: quod plures esse non debeant .. . nisi specialiter 
possint apud dominos impetrare. Wir haben oben geſehen, daß umgefehrt oft 
die Zünfte die Schließung ber Altbürgergilden erzwangen, um fie zu ſchwächen. 

“, So ſchon in der Zunft der 28 Wormfer Erbftfcher nach der Urk. von 
1106 Schannat II. 62. Ebenſo überall, wo gewiffe Dienfthufen beftanden. 
Meberhaupt find fich die urfprünglichen Hofinnungen und die Zünfte der Neuzeit 
vielfach Ähnlicher, als beiden die dazwiſchen Liegenden freien Zünfte. 

“) Co verordnete 1356 der Lübifche Rath für die Nädler, daß Niemand 
im Amt Meifter werden folle, wenn nicht eine der 14 ftädtifchen Verkaufsſtellen 
valant werde. Wehrmann ©. 3389. Ebenſo beftimmte fi die Zahl der Gold- 
ſchmiede um 1370 nad den vorhandenen Buben. Ib, ©. 187. Schönberg 
Note 194. 

Gar Feine gefchloffenen Zünfte beftanden bi3 zum 15. Sabrhundert in 
Köln. Ennen I. 623. In Kübel fommt 1425 bei den Armbruftmachern, 1436 
bei den Pantoffelmachern, feit dem 16. Jahrh. aber häufiger, 3. B. 1507 bei den 
Hölern, 1508 bet den Lauenjtreichern, 1537 bei den Spinnradmachern die Ge- 
Tchloffenheit ald Privileg vor. Wehrmann &. 161. 138. 235. 812. 452. 

 Wehrmann ©. 97. 98. Die älteſte Tübifche Rathsverordnung gegen 
Bönhajen tft v. 1569. 

) So in faft allen Lübecker Rollen Geld, Bier, Wachs und ein Harniſch, 
befien Eigentbum an dad Amt fiel, während der Gebrauch dem Genofien blieb. 
3. 3. 1459. 1473 S. 186. 455. 

*%) Dal. über Minima und Marima dabei die lüb. R. v. 1414. 1421. 
1425. 1478. 1507. 1508 ©. 370. 248. 360. 455. 200. 249. 258. 868. 

*) So in den Godlar. Stat. 6. Göſchen ©. 76 3. 25: welde aver en 
unse borghere kopen ene inninghe erre ghelden etc. 1355 die Lower in Frant- 


8 388. Das freie Zunftwefen. 369 


dabei an den Erwerb einer privatrechtlich aufgefaßten Gerechtſame dachte, ur- 
jprünglid der Gedanke nur der, daß man mit den Cintrittögebühren die 
Theilnahme an dem Zunftvermögen (der Stube, der Kaffe, den Eirchlichen und 
gewerblichen Utenfilien), nicht daß man damit das Amt erfaufe. Ausdrücklich 
jagen 3. B. die Schuhmacher in Frankfurt i. S. 1355, indem fie von dem 
Eintretenden ein Pfund Heller in die Zunftlaffe, zwei Pfund Wachs für die 
Kerzen und zwei Biertel Weins verlangen: dar gein hat he mit uns alles 
daz recht, daz wir han an gelde, an kertzen, an gezeldin und an andern 
dingen, die zu unsers handwerkes nutz gehorint‘). Nicht mit einer Silbe 
wird bier unter den Gegenftänden, für welche jene Gebühren das Aequivalent 
bilden follen, des Amtes jelber erwähnt! 

Die oͤffentliche Natur des Amtes brachte ferner die höchſte Perfönlid- 
feit des Genoffenrechts mit fi; e3 war unübertragbar, unveräußerlih, um- 
theilbar. Jedes Genofjenrecht war daher auch dem andern gleich, und nur 
vereinzelt traten Modifikationen bierin ein, wie in Süddeutſchland durch die 
Unterfheidung ganzer und halber Zunftgenoffen als einer voll umd einer 
minder berechtigten Klaſſe mit verichiedenen Erforderniſſen und Cintritts- 
geldern®!), oder in Köln durch den Gegenfat der verdienten und unver- 
dienten Meifter’®). | 

Endlih war das Genoffenreht unvererblih. Wenn in den bofrechtlichen 
Innungen bie einzelne Stelle glei andern patrimonialen Aemtern mit oder 
ohne dinglihe Bafis vererbt wurbe und dies fih in manchen dem Hofrecht 


furt, Böhmer 642: wil unser zunfit koufen; die Steinmepen ib. 646: zunft 
kaufen. 1379 in Conftanz, Mone Bd. 15 ©. 42: wer einen gewerbe in ainer 
zunft koft. 1484 in $reiburg ib. Bd. 16 ©. 162: der sol der glaser zunft 
koufen. 

*, Böhmer S. 641. In der Urkunde der Basler Bäder v. 1256 Ochs L 842. 
Trouillat I 685 wird von den Eintrittögebühren gejagt, fie würden den Genofjen 
gegeben pro expensis quas facere solent cum pro hujusmodi negotio congre- 
gantur. Ausdrüdlich fagen auch die Schneider 1260 O3 J. 350. Trouillat IL 
106, daß nicht dad opus, fondern die societas bezahlt wird: quicunque ex 
eorundem opere societatem praefatae confratriae sive zunftae voluerit adi- 
pisci, dabit in introitu suo 15 schill. Aehnlich fchon 1248 die Schlächter. 
Ochs L 319. Xrouillat L 574. 

Bol. bef. den Vertrag v. 1263 5. Mone Bd. 16 ©. 171f. 1409. 1411. 
1420. 1428, 1438. 1451; — 1411. 1416. 1418. 1428. 1482. 1447 ıc, ib. 174. 
176. 

52) Snnen IL, 619—621. Ennen u. Eckertz L 3005. Der „Dienft“, in 
der Ausrichtung von Schmaud und Gelage beftehend und umftändlich geregelt, gab 
allein den Vollgenuß aller Rechte, Vorzüge und Nubungen bed Amts. Die un- 
verdienten Brüder waren zum felbftändigen Betrieb des Handwerks zugelaffen, 
aber bei Stimmrecht, Benupung des Zunftvermögend, Meifterwahl und bezüg- 
lich des Umfangs des Gewerbes bejchräntt. 
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entfprungenen Zünften immer erhielt °°); wenn ebenjo in der fpäteren Zeit bes privi⸗ 
legiirten Zunftweſens die Betrachtung der Zunftrechte als vererblicher Vermoͤgens⸗ 
rechte überwog’*): jo ift in der Blüthezeit des Handwerks bei den freien Zünften 
von einer jolhen Auffaffung nicht die Rede °°). Freilich wurden von je ben Söhnen 
von Genofjen und denen, welche die Tochter oder Witwe eines Genofjen ehelichten, 
Erleichterungen und Begünftigungen bei der Aufnahme gewährt®®), und jehr 
alt ift das Recht der Meifterwitwe, durch einen tauglichen Vertreter. oder in 
Perjon das Handwerk fortzuführen”). Allein der Grund hierfür Iag nicht in 
einer vermögensrechtlihen Auffaflung des Amts, fondern in dem innigen, 
familienartigen Zufammenhbang der Genofjenihaft, welche Weib und Kind 
jedes Bruderd umfaßte und zu welcher Geburt oder Heirath ganz in berfelben 
Weiſe das nächte Anrecht gaben, wie fie e8 heute noch zu Staat und Ge 
meinbe geben ®®). Grit ſeit dem ſechszehnten Jahrhundert aber beginnen bie 


88) An die Erbfifcher in Worms ift fchon erinnert. Manche erbliche Zunft. 
rechte, die vor dem Stadtgericht gleich andern Immobiltargerechtigkeiten verkauft 
und vererbt wurden, find offenbar bofrechtlichen Urfprunge. So das officium 
viniscrotarie 1302 in Mainz. Mone Bd. 15 ©, 26. Ober die Vererblichkeit 
folgt aus der Natur ald Realrecht. So, wenn in Stradburg ein im Beftk eines 
Badofens befindlicher Bürger, welcher das Halbe Zunftrecht der Bäder erfauft 
bat, diefed nach Vertrag v. 1268 mit dem Badofen vererben fol. Mone Bd. 16 
©. 172. Bol. aud) ib. Bb. 18 ©. 385. 386. 

%) Bol. unten 8 67. 

55) Ausdrücklich ſetzten 1379 die zunftmaister gemainlich von Conftanz feft: 
wer einen gewerbe in ainer zunfit koft, er sie frow ald man, gat daz ab, 
daz kint noch gemächit sont den selben gewerbe nst erben. Mone Bd. 15. 
©. 42. 43. 

6) Geringeres Eintrittögeld für Meifterfühne b. Zittmann I. 359; für 
Söhne und Töchter 1355 Böhmer 648; für Söhne und Schwiegerfühne in 
Bajel 1260 Ochs I. 318. 322. 340. 350. 356; ebenfo in Halle 1235 Tzſchoppe 
u. Stenzel S. 298 $ 37. 39; in übel Wehrmann ©. 127. Hier fpäter 
auch kürzere Probezeit und geringeres Mahl, 1508 ib. ©. 258; 1390. 383; vor 
1472. 390; 1507, 476. 

5 Wehrmann ©. 135f. Ennen U. 623. In Kübel ſoll die Witwe 
des amptes bruken — 1388. 1470. 1480 b. Wehrmann ©, S1. 353. 165 — 
dat ammet beholden — 1414. 372 — und babei ſogar biöweilen Erleichterungen 
genießen — 1508. 368. Doch geftatteten ihr dies manche Zünfte nur, wenn fie 
Kinder hatte — 1459. 187 — oder bis zur Mündigfeit ihred Sohnes — 1414. 
1507 ©. 372. 201 — und machten ihr überbied, wenn fie jung und gefund war, 
die Wiederwerheiratbung binnen Zahr und Tag zur Pflicht — 1441. 1500. 1502. 
1508. 1591 ©. 413. 399. 403. 256. 368. 485. 171. — Erfült fie diefe Be 
dingungen nicht, fo fol fie dad Vorhandene aufarbeiten und verfaufen, ſoll aber 
des amptes verfallen fein. 1441. 1500 ©. 413. 485, Schon vor 1409 heißt 
es: we de vrouwen nympt, de kumpt dar mede in unse ampt. 

s) Auch den Mitbürgern im Berbältnig zu Fremden oder den in der Stadt 
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argen Auswüdhle dieſes Bamilienfinnd, indem von da an die nubbare Seite 
des Amts in den Vordergrund tritt). 

D. Wenn fo die Zünfte gewillkürte Genoſſenſcaften waren, denen der 
Handwerksbetrieb als ein öffentliches Amt im ſtädtiſchen Gemeinweien oblag, 
jo folgte für ihr Verhältniß zur Stabt oder zum Stabtherrn eine boppelte 
Stellung. Sie waren auf der einen Seite Glieder und Organe der Stadt, 
auf der andern Seite jelbftändige Genofienfchaften mit einer in ſich abge. 
ſchloſſenen privatrechtlichen und Sffentlihen Rechtsſphäre. Ganz wie ber ein- 
zelne Bürger zugleich Glied eines Ganzen unb jelber ein Ganzes war und 
zwar mit einem ‘heil jeiner Individualität im Gemeinweſen untergieng, 
einen andern aber für fidh behielt: jo war auch die Zunft zugleich eine Ge⸗ 
meinde für ſicheo) und ein Theil und Organ der Stadtgemeinde. In erfterer 
Beziehung war fie nur um ihrer jelbft willen da und daher, fo weit fie ihr 
beſonderes Sntereffe verfolgte, nur verpflichtet, den Zwecken der Stabt nicht 
feindlich entgegen zu handeln *'); fie war aber anbererfeitö zugleich um der Stabt 
willen da und hatte, jo weit diefe ihre Beftimmung in Frage kam, die pofl- 
tive Pflicht, den Nutzen und bie Ehre der Stadt, dad Gemeinwohl zu 
fördern %). 


Geborenen wurde daher oft der Kintritt erleichtert. So in Schweidnitz — 
Tzſchoppeu. Stenzel ©. 250 — und Halle — 1285 ib. 298 8 36. 39. — Berein- 
zelt fommt übrigens bie Beftimmung vor, daß, fo lange ein Bater oder Bruder 
im Amt lebt, der Sohn oder Bruder nicht empfangen werden darf. So nad 
dem älteften lüb. Wettebuh. Wehrmann ©. 266. Note 61. 

5. Sept Tam namentlich die Beftimmung vor, dab ein Gefelle nur Metfter 
werden Tonnte, wenn er eine Tochter oder Witwe bed Amts heirathete — 3. B. 
lũb. R. v. 1558. 1591 ©. 802. 171 —, wovon im Jahre 1526 bei dem Böttcher- 
gefellen Arnold Pi wegen 25fähriger treuer Dienftzeit eine Ausnahme gemacht 
wurde (ib. ©. 177)! Noch 1749 appellirten die Knochenhauer an dad Reichs⸗ 
kammergericht gegen ein Rathsdekret, dad unter Umftänden einem jungen Meifter 
die Heirath außer Amts zugeftehen wollte. Wehrmann ©. 129. 

“) Als Gemeinde ober Gemeinheit wird die Zunft häufig bezeichnet. Basler 
Bäderweidth. 1256: communitas pannificum. Wehrmann ©. 24: communitas 
sutorum in Malmö. Urk. v. 1328 b. Tyfhoppenw. Stenzel 522: die meister 
mit irre gemeine. 1352 Böhmer 625: gemeinde der becker. 1855 ib. 641: 
wir die meister und die zunfit gemeinlich. 1362 b. Mone Bd. 18. ©. 151: 
wir die meistere und snidere gemeinlich der stat zu Meintz. 

6) Ark. v. 1293 b. Schreiber I. 138: einunga, die iren antwerken und 
iren zünften noldürfüg und nüzze sint und der stette und der herschefte 
unschedelich si. Das ältefte lüb. Stabtr. v. 1240 beftraft jede Morgenfprache, 
de weder de stat si, Ebenſo Bamb. Recht 6. Zöpfl, Urt. ©. 119 8 480. 

2) Geradezu jagt daher das ältefte lab. Stabtr. v. 1240: dar lude sint in 
der stat, den de rat gegheven heft morghensprake, dat se dar inne vorderen 
des siades nut. Und die Zunftitatuten find nicht blos um der Noth, Ehre und 

24* 


372 Die bürgerlichen Genofienfchaften. 


As Organ und Glied der Stadt war die Zunft vor Allem in gewerb- 
Iihen Dingen der Geſammtheit untergeordnet; denn fie war bie Trägerin 
eined ihr von der Stadt amvertrauten Amtes, das fie zum Beten des ge 
meinen Weſens verwalten mußte, und fie übte die mit biefem Amt verbun⸗ 
denen polizeilichen und richterlihen Befugniffe nicht in eignem Namen, jon- 
bern im Namen der Stabt®). Aber fie war darüber hinaus meift ein ftäbti- 
Iher Wahltörper, deſſen Borftände oder Deputirte in den ſtädtiſchen Kollegien 
nicht blos Nepräfentanten ihrer Körperſchaft waren, fondern die geſammte 
Bürgerjchaft vertreten halfen); fie hatte auch da, wo feine Zunftverfaffung 
beitand, politifche Funktionen zu erfüllen); fie war von Wichtigkeit für die 
Steuerverfafjung der Stadt ®%). Im Bürgerheer waren die Zünfte eigne Ab- 
theilungen, welche, von ihren Meiftern zufammenberufen und geführt, unter 
dem Zunftbanner fochten und im Frieden Waffen in Bereitfchaft hielten, 
deren Vorhandenfein die Aelterleute unter Dberaufficht des Raths Tontrolir- 
ten®”). Im jeder Beziehung waren daher die Zunftbeamten zugleich Benmte 


Beicheidenheit ded Handwerks willen, fondern auch to nutticheid unde vromen 
der gemenen borger (1474 Wehrmann 294) — dorch nut der menen borghere 
(1385 ib. 261) — vor de gantzen menheit (ib. 263) — tho der stadt beste 
(ib. 289) gegeben, — pro honore et utilitate civitatis gewillfürt (Basler 
Spinnmwetter v. 1248). 

63) Deshalb reichten in ben gewerblihen Dingen bie Zunftrechte über ben 
Genofienverband hinaus. Die Zünfte waren geradezu die unterften Gewerbe. 
bebörden der Stadt. Ihre gewerbliche Geſetzgebung, Polizei und Gerichtöbarfeit 
ergriff daher auch Ungenoffen. 

A) Pol. 1358. 1359. 1360 Böhmer 658. 667f. 668f. 671f.; 1519 Schannat 
I. 820 art. 10: die zünfte kiesen — die hantwerk und gemein kiesen. 
Am klarſten wird dies, wo die Zünfte nur die Wahlmänner wählen, diefe aber 
bei der definitiven Wahl gar nicht an die Zunfteintheilung gebunden find. 

5 Sp wurden au in Hamburg, Lübeck und den benachbarten Stäbten bie 
Aelterleute vom Rath bei wichtigen, die ganze Stadt angehenden Angelegen- 
heiten zugezogen. Urf. v. 1840 Tüb. Urt. II. 664. Wehrmann ©. 36. 49. 
In Goslar theilten die Gilden die gefebgebende Gewalt mit dem Rath umd der 
Rath mußte ſchwören, nicht ohne fie die Statuten zu ändern. Göſchen, Goslar. 
Stat. ©. 13.5—83. ©. 513. 

°, Einſammeln der Abgaben durch die Aelterleute der Aemter. Wehrmann 
©. 11. Eine neue Steuer in Lübeck auf die Aemter umgelegt. Ib. ©. 40. 
Note 10 ib.: dat ghelt, dat gy nemen van den ammeten. 

er Hillmann L316F. Stenzel, Kriegsverfaff. S. 160f. 172f. Bluntſchli 
L 380. Heusler ©. 246. Mone Bd. 15 ©. 21. Arnold D. ©. 2381. 
Wehrmann ©. 111. — Ein Zunftbanner ſchon 1260 im Gtiftungäbrief der 
Basler Gärtner erwähnt. Ochs I. 358. Troutllat IL 107: swer ouch des 
antwercks rechte genoz ist unde sich dir mitte begat, der soll zellen ernsten 
ir gebottes und ir banier warten. 1268 u. 1271 O&8 ©. 898. 405. Troutllat 
DI. 184. 219. — 1858 b. Böhmer ©. 628: die Frankfurter Schneider und Tuch⸗ 
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der Stadt und wurden biefer verpflichtet und vereivet®). Wo eine eigentliche 
Zunftverfaffung eingeführt wurde, ftieg Die politifche und militärifche Bedeu» 
tung ber Zünfte jo, daß die Stabt faft als eine Föderation befonderer Ge- 
meinwejen, die Zünfte als Gemeinden in ber Gemeinde erfchienen. 

Die Zunft war aber zweitens eine in fich felbft beftehende Körperfchaft, 
deren Macht⸗ und Rechtsſphäre zwar durch das gegenüberftehende Recht bes 
Stabthern und der Stadt abgegrenzt und beſchränkt wurbe, innerhalb dieſer 
Schranken aber felbitändig war. Als eine freie Genoſſenſchaft hatte fie da- 
ber in ihren Törperfchaftlichen Angelegenheiten alle diejenigen Rechte, welche 
einer beutjchrechtlichen Genoſſenſchaft zufamen, fo weit nicht bejondere Ver- 
bältniffe eine größere Abhängigkeit hervorbrachten. 

Aus diefer Doppelitellung der Zunft ergab fi für ihr Verhältniß zum 
Stabtherm und feinen Beamten, beziehungsweie zur Stabt nnd dem biefe 
vertretenden Rath oder deſſen gewerblihen Ausihüffen und Behörben eine 
Miſchung von Abhängigkeit und Freiheit. Das Map ihrer Selbſtändigkeit 
hierbei war nad) Zeit und Ort überaus verſchieden. Theils Die freiere ober 
unfreiere Stellung der Stadt jelbft, theils die Stellung der Handwerker in 
der Bürgerfchaft wirkten darauf ein und während die Zunftbewegungen faft 
überall eine ſehr ausgebehnte Torporative Selbftändigfeit der Zünfte hervor⸗ 
brachten, wirkte das Beftehen eines ariftokratifchen Regiments berfelben oft 
auf das Schroffite entgegen. Trotz dieſer Mannichfaltigkeit aber charakterifiren 
fi) Die der Periobe des freien Zunftwejens angehörigen Beichränktungen ber 
Korporationsrechte durchaus als Ausfluß eines Principe, das ebenfo verfchieben 
von dem ben früheren Einſchränkungen zu Grunde liegenden Gedanken  ift, 
ald von dem Forporationsfeindlihen Grundprincip des fpäteren Rechts. 

In den Zeiten bed Hofrehts war es ein dingliches oder perfänliches 


fcherer feßen eine Buße für den, welcher auöbleibt, wanne man uz zu hauff ge- 
bädet von der stede wegen... . under unsirm banner. — Wer in Franffurt 
„sinen harnisch nicht enhette nach siner mogede zu des richs noden adir 
zu der stette noden“, mußte Buße zahlen. 1355 ib. ©. 633—639. 640. 643. 
644. 648 ıc. In Züri mußte jeder Zunftgenoffe Harnlfh und Gewehr dem 
Zunftmeifter vorzeigen. Bluntſchli 1. c. 380. Ueber Lübeck f. Note 47. — 
Auch die Pflicht, bei Feuersgefahr Waffer zu tragen und zu löfchen und Geräth» 
[haften dafür zu halten, lag vielfach den Zünften ob. Hüllmann II. S. 31. 
32. Arnold U. 226. Heusler ©. 246. Ebenſo bisweilen bejondere Pflichten 
bei Qefeftigungsarbeiten — 1468 Schannat II. 242 — oder Stadtwachen — 
1355 Böhmer 640. 644. 

©) Bol. 3. B. der zunftmeister eydt v. 1440 aus Landau bei Mone 
Bd. 16 ©. 328. Sie geloben der Stabt Treue, fie verfprechen zu der Stadt 
Wohl im Rathe ihätig zu fein, das Frohnfaftengeld zufammenzubalten, Markt und 
Handwerk zu verjehen, Harnifh und Wehr ihrer Zunft zu ‚kontroliren u. f. w. 
Bol. ib. ©. 335. 
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Herrichaftsrecht, aus welchem die Beichränkungen der Innungsantonomie ab- 
geleitet wurden. Auch nachdem dieſe Rechte von ben königlichen, bifchöflichen 
ober fürftlichen Beamten auf die Stabtbehörbe übergegangen waren, behielten 
fie zunächſt diefen Charakter bei. Nicht nur find die vielfachen Abgaben und 
Dienfte, welche einzelnen Innungen, beſonders ben Bädern, Fleiſchern, Fiſchern 
u. |. w. bis über das Mittelalter hinaus oblagen, geradezu Weberbleibfel des 
Hofrechts ), fondern auch die Rechte der Gewerbepolizei, der Ertheilung bes 
Haudwerks, der Beitätigung der Zünfte und ihrer Statuten, der Ernennung 
von Vorftehern, der Theilnahme an Eintrittögeldern und Gefällen Enüpfen 
hiſtoriſch an die einft unvolllommene Freiheit der Handwerker, an Grund- 
herrichaft und Hofrecht an”). 

Seit dem Ende des Mittelalterd, als mit dem Cindringen der Obrig- 
feitsidvee und der römifchen Korporationstheorie die genofſenſchaftliche Selb- 
ftändigkeit von Neuem gebrochen oder gemindert und oft unter das Maß der 
alten hoͤrigen Innungen berabgebrüdt wurde, war die Bafis diefer neuen Be 
[hränkungen ber Gedanke obrigkeitlicher Bevormundung und poligeilicher 
Fürſorge. 

In dem dazwiſchen liegenden freien Zunftweſen dagegen beruhten die fort- 
beftehenden alten ober eingeführten neuen Beſchränkungen auf einer ganz 
andern Idee: auf der Idee einer Vermittelung zwiſchen dem jelbftänbigen 
Recht der Zunft ald einer freien Genofjenihaft und zwiſchen dem höheren 
Recht des einheitlichen Gemeinweſens der Stadt. Man erftrebte daher weder 
die Verwandlung der Zünfte in ſtädtiſche Anftalten, noch ihre völlige Sfolirung, 
iondern fuchte die Harmonie herzuftellen zwiſchen Selbitverwaltung und Auf- 
fichtsrecht, zwiſchen genoffenfchaftlicher Freiheit und ſtaatlicher Einheit. 

1. Im Einzelnen hielt man daher, was zunächſt die Entſtehung 
einer Zunft angeht, daran feft, daß die frei gewollte Einigung der Genoffen 
zur Hervorbringung des Genofjenverbandes ausreihe. Denn Freiheit und 
Einungsrecht fielen nach germaniihen Begriffen von je zufammen. Damit 
aber die Einung nicht blos ein beliebiger Verein, fondern eine Zunft mit 
den nach der ſtädtiſchen Verfaſſung einer ſolchen zukommenden gewerblichen 
und politifchen Befugniffen fei, mußte die Genehmigung des Raths oder ber 
ftädtifchen Gewerbebehörde — reip. des Stadtherrn — hinzutreten”). Im 


) Bol. die Abgaben ber Basler Bäder an den Bifchof im W. v. 1256. 
Ochs 1.3842, Xrouillat I. 686; die Pflichtbrote der Bäder in Halle an Vogt 
u. Schöffen 1235 b. Tzſchoppe u. Stengel 298 8 38. Urk. v. 1398. 1463 
Schannat OD. 212f. 242f. Urf. der Schmiede in Wetzlar bei Wigand, Denk- 
würdigt. ꝛc. ©. 213. Mone Bb. 3. ©. 155. Bd. 13. ©. 142. Note 12. 
Wilda 322f. Arnold L 258. IL 210. 211. 

”) Bol. 3. B. Erwerb der dompropfteilichen Rechte gegen die Bäder durch 
Kauf feitend des Wormſer Raths 1448 b. Schannat IL 218. 

”) Sp wurden in Bafel alle Zünfte mit bifchöflicher und ftädtliher Ge 


8 38. Das freie Zunftweſen. | 375 


den Zeiten ber Zunftbewegung gieng man wol noch weiter und werbot jede 
Genofienfhaft oder Einung überhaupt, wenn fie nicht obrigkeitlich genehmigt 
wäre, oder beftrafte die willfürliche Verbindung an ih”). Im Ganzen aber 
hielt man daran feit, daß die Einung felber Sache des freien Willens ’?) und 
nur die Verleihung der bejonderen Zunftrechte Sache der Behörben fe. In 
dem Willen der Stadt den eigentlichen Eriftenzgrund einer freien Zunft als 
Körperichaft zu finden, war man natürlich weit entfernt’*), bis jeit dem 16. 
Sahrhundert, als der Rath Obrigkeit und die Bürger Unterthanen wurben, 
biefe Auffafjung mit Zuhilfenahme bed römifchen Rechts fich geltend zu 
machen begann ’®). 

2. Hiernach beantwortet ſich auch die Frage nach der rechtlichen Befug⸗ 
niß zur Aufhebung einer Zunft. Sicherlich fette eine ſolche ein Rechtsver⸗ 
fahren vor dem zuftändigen Geriht und den Nachweis eines Mißbrauch ber 
Amtörechte oder fonftiger Vergehen voraus. Doch wurben in außerorbentlichen 
Fällen, wie nad Unruhen und Reaktionen, oft durch Machtiprüche des Katfers, 
eined Fürſten oder bed Stabtrathd alle Zünfte einer Stadt ohne eigentliches 


nehmigung gegründet, Bifhof und Stadt fagen aber nie, fie ftifteten, 
fondern nur, fie bejtätigten oder erlaubten fie (irlauben . . eine zunft und 
stetigen sie; concedimus . . et indulgemus). Ochs I 818. 822. 381. 892, 
403. Troutllat I. 574. 579. DO. 107. 184. 218. In Lübel war Raths⸗ 
genehmigung erforberfich, Verweigerung bderfelben kam aber erft im fiebzehnten 
Jahrh. vor. Wehrmann ©. 55. Ebenfo in Pommern, Barthold 1. c. 
IL 308. In Köln hatten die Bürgermeifter mit den Offictalen ber Richerzeche 
das Zunftrecht zu ertheilen. Url. v. 1225 Ennen u. Ederp I 830. Ennen, 
Köln L 538. IL 598. 

2, Bol z. B. Zöpfl, das alte Bamb. Recht ©. 67. Urkb. ©. 119 8 430. 
Aber nur ſolche Einung und folched Statut, „das ouch wider die burger (b. i. 
die Geſchlechter ©. 68) oder wider die gemein zu Bamberg were“, wird ver- 
boten. 

73, Beionderd deutlich anerkannt im Priv. Karls IV. v. 1360 b. Böhmer 
©. 672, worin er der Gemeinde zu Frankfurt erlaubt: daz sie eynunge under 
sich redliche seczen mugen, in aller weis, als auch die hantwerk doselbst 
noch iren guten gewohnheiten pflegen zu tun. 

74, Biöweilen lauten freilich die Ausdrüde fo, daß fie irre Leiten können. 
So fagt 1276 der Rath von Hörter: sartoribus nostrae civitatis dedimus unam 
fraternitatem quae vulgari nomine gilde nuncupatur. Wigand, Geld. v. 
Gorvey L 266. Sn der Rolle v. 1425 b. Wehrmann ©. 160 heißt ed: witlik 
sy, dat de herren de rat der stad L. den armborstern ghegund hebben van 
gnaden, dat se eyn ammet holden. 1553 aber ib. ©. 300 ſchon geradezu: dat 
ein ersamer radt . . . to forderung und gedye des gemeinen besten und wol- 
fart der armuet ... . hefft wpgerichtet eyn lakenmakere ampt und densulven 
nachfolgende punten gegeven. 

5) Bol. unten 8 67. 
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Urtel Faffirt, wobei man das Zunftfiegel, dad Symbol der Torporativen Selb⸗ 
ftändigkeit, zerjhlug und die Zunftbriefe vernichtete "°). 

3. Auch bei ber Vereinigung bisher getrennter Yemter zu Ginem, bei 
der Trennung bisher vereinter Handwerker bedurfte es eined Zufammenwirkens 
ber Behörde und ber Zunftgenofjen, indem jowol die gewollte Loͤſung ober 
Verbindung, ald deren obrigfeitlihe Genehmigung und die Feſtſetzung der neu 
zu ziebenden Amtögrenzen erforberlih war””). 

4. Sn ben Zeiten unvolllommtener Zreiheit wurden den Zünften von 
außen ber patriciiche oder dienſtmänniſche Vorfteher gegeben?®), auch wol ein 
geſchlechtiger Oberzunftmeifter über alle Zünfte gejeßt”). In Köln blieben 
bis and Ende des 14. Jahrhunderts neben felbitgewählten Handwerksmeiſtern 
patricifche Obermeifter beftehen, welche die Richerzeche den Zünften gleichſam 
als Vormünder gab). Allmälig aber wurde e8 dann zwar überall feftitehen- 
bes Recht, daß die Vorftände aus der Mitte der Genoffen genommen wurben. 
Allein die Ernennung oder doch die Beftätigung der Aelterlente oder Meifter 
blieb nichtödeftoweniger häufig beim Rath oder Stabtherrn®'). Wo Dagegen bie 


76) So 1366 in Frankfurt dur den Erzbiſchof v. Mainz kraft kaiſerlicher 
Vollmacht. Böhmer ©. 713. — 1454 dur den Rath in Freiburg. Schrei⸗ 
ber II. 484—441; 1464 Wieberherftellung. 1340 u. 1364 in Wien durch ben 
Herzog. Wilda ©. 328. 1372 in Köln. Ennen II. 599. 614. Ausdrücklich 
anerkannt ward noch 1265 in Würzburg ein Kaffationsrecht des Biſchofs: epis- 
copus habebit de zumptis deponendi vel relinquendi eas pro sua voluntate, 
Jäger, Geſch. des Frankenlandes III. 486. 

77) Bol. Wehrmann ©. 57 und die Url. von 1359. 1386. 1414. 1445. 
1545 ib. ©. 876. 190. 871. 878. 462, welche die Scheidung früher vereinigter 
Aemter und die Abgrenzung ihrer Befugnifie enthalten, und wobei eö bald heißt, 
der Rath habe die Aemter gefchieden (jo in den erften vier Urf.), bald, dad Amt 
babe Sich felbft getheilt (fo 1545). Zerner Vereinigung der biöher getrennten 
Aemter ber Neu⸗ und Altfchneider als „eyn ampt und eynerleye gerechticheit“ 
auf Bitten der Xelterleute und Amtöbrüder beider Aemter durch den Rath, 1514 
ib. ©. 426; der Schuhmacher und Pantoffelmacher in Bremen, Url. Nr. 20 6. 
Boehmert ©. 87. 

7) Gegebene Meifter im älteften Strasb. Recht c. 44 (vom Burggrafen). 
1164 in Hagenau magister panificum vom Schultheien ernannt. Gaupp, Stadtr. 
I. ©. 100. 8 23. Dienftmännifche Meifter für Beobachtung der Sapungen und 
Surtsdiktion, neben ihnen Metfter aus der Mitte ber Zunftgenofien, in Bafel im 
18. Jahrh. Heusler ©. 118. Ochs L 340f. Vgl. au Arnold IL 257. 258, 

2) So in Baſel. Heudler ©. 118. 

86%) Ennen I 543. II, 598. Dagegen bedeutet in Goslar der Name „vor- 
munden der ghelden* (GGöſchen ©. 76. 251) die jelbftändigen Innungsorgane. 

8, Sp behielt in Lübe der Rath — bei Heineren Aemtern die Wette — 
jederzeit dad Beſtätigungsrecht der gewählten Nelterleute; bei den Knochenhauern er- 
nannte er fie ſeit 1334. Bol. Wehrmann ©. 68. Rollen v. 1425. 1365. 
1885 ©. 161. 274, 260. Später ſchlugen die Aemter zwei vor, aus denen der 
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Zunftfreibeit zu voller Entfaltung gelangte, da war es unbeitrittenes Recht 
der Zunft, fich jelbit aus eigner Mitte Vorftände zu geben und die eigne 
Organifation in allen Punkten völlig frei zu beitimmen *). 

5. Aehnlich verhielt es ſich mit dem freien Berfammlungsrecht der 
Zünfte In dem Zeiten voller Zunftfreiheit meift ohne alle Einſchränkung 
anerkannt, blieb es doch da, wo die Zünfte nicht zur Regierung gelangten, 
wie namentli in ben Hanfeitäbten und ben nördlichen Landſtädten, an die 
Genehmigung bed Raths gebunden), ja an manchen Orten mußten feit ber 
Unterdrüdung der Zunftbewegungen die Handwerker jede einzelne Morgen- 
ſprache vom Rath erbitten, der ſodann ftäbtifche Kommiffare zur Ueberwachung 
derfelben entjandte**). Die allgemeine Einführung derartiger Beſchränkungen 
der Berfammlungsfreiheit gehört indeß erſt ſpäteren Jahrhunderten an®®). 


Senat wählte. In Freiburg ernannte 1293 der Stadtherr Die Zunftmeifter, doch 
folite er died 1300 thun nach der zünfte willen oder des meren teiles under 
in; 1501 behält ver Rath im selbs sin oberkeitt bei Zunftmeifterwahlen vor, 
Schreiber L 135. 152. Mone Bd. 15 ©. 48. Beitätigung in Preußen nad 
Voigt Lc. VL ©. 723. 

2) Vollig freie Meijterwahl findet fich fchon im 12. Jahrh. in Magdeburg. 
Seit dem 13. Jahrh. bildet fie Die Regel in den meiften Städten. Wilda 323. 
Arnold 1 258. Mone Bd. 15 ©. 22f. Eigne Handwerksmeiſter neben den 
ernannten Obermeiftern wählten auch um die Mitte des 13. Jahrh. die Bafeler u. 
Kölner Zünfte. Ochs lc. Lacombl. II. 244. 

8 So war befonderd in Luͤbeck die Abhaltung von Morgeniprachen an die 
Genehmigung des Raths, welche indeh ein für alle Mal gegeben wurde, ge- 
bunden. Wehrmann ©. 76f. Deshalb fagen die Aemter in ihren Rollen, fie 
hätten die Morgeniprahe „von der Herren Gnade” (Mitte ded 14. Jahrh. ©. 
162: also wy unse morgensprake hebben von gode unde juwen gnaden; 
1428 ©. 457); dad Friedensgebot in der Berfammlung ergeht „van der herrn 
weghen unde der olderlude“, und die Buße für Bruch dieſes Friedens fällt 
zum Theil an den Rath oder die Wette, zum Theil an dad Amt. 1508. 1500. 
1548. 1478. 1505. ©. 255. 401. 480. 456. 461. 

%), So in Salzwedel 1428, Riedel, Cod. dipl. Brand. Erfter Hauptth. 
Bd, 14 ©. 24. Stendal 1335. Ib. Bd. 15 ©. 95. Nach den Zunftunruben 
wurde die Anmejenheit fogenannter Morgenfprachherrn da, wo die Zünfte unter- 
(agen, vielfach eingeführt. So 1366 in Bremen. Duntze II. 213. — 1381 
in Danzig, 1458 und 1483 in Hamburg, 1345 in Noftod, 1429 in Stendal für 
bie Gewerke, welche bis dahin von dieſer Beſchränkung frei geweſen waren. 
Wehrmann ©. 78. 79. Riedel l. c. Bd. 15 ©. 46. 58. 128. 231. Cbenfo 
in Lübeck Wehrmann ©. 80. 81. 1370 ©. 866. Frensdorff ©. 130. 
“ih. Urkb. II. Nr. 1000 d. 1380. Ib. ©. 920. Revid. Lüb. R. IV. 13, 8. 
1362 in Zittau 2, 1293 in Echweidnig 2—3 Rathmannen zugegen. Tittmann 
I. 358. Tzſchoppe u Stenzel ©. 421 8 7. 

) In Lübeck wurde 1586 gefehlich beftimmt, daß Morgenſprachen vom Rath zu 
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6. In den eigentlich politiſchen und militäriſchen Angelegenheiten unter- 
lagen die Zünfte felbitverftändlich überall der Oberauffiht des Raths und der 
ftäbtifhen Behörden. Im gewerblichen Dingen folgten nicht nur aus der frü- 
hen Erwerbung der Jurisdiktion in Handeld- und Verkehrsſachen durch bie 
Bürgergemeinden, jondern auch aus der Natur des Handwerks als eines 
Öffentlichen Dienftes bedeutende Einſchränkungen der genoſſenſchaftlichen Selb- 
ftändigfeit. Hier fanden Zunftgeriht, Zunftpolizei und Zunftautonomie eine 
rechtlich freilich jehr wenig firirte Grenze an der ftäbtifchen oder herrichaftlichen, 
durch den Rath oder bejondere Behörden geübten Gewerbegerichtäbarkeit, deren 
Gegenſtand nicht nur die Streitigkeiten zwifchen verfchiedenen Zünften, jondern 
auch manche innere Streitigkeiten der Zünfte waren, — an ber Gewerbege- 
jeßgebung, die den Zunftbeliebungen ſchon früh allgemeine Gewerbeordnungen 
entgegenjeßte, — an ber Markt» und Gewerbepolizei, bie fich ſchon früh in 
der Aufftellung von Preistaren, in der Meberwachung des Verkehrs, in ben 
Vorichriften über Arbeit, in der Sicherung vor Fälſchung und Betrug 
äußerte), Im allen dieſen Beziehungen war ed das lebendige Zuſammen⸗ 
wirken, die Ausgleihung und Ergänzung der obrigleitlihen und genofjen- 
ſchaftlichen Thätigkeit, wodurch im Mittelalter die fpätere Starrheit vermieden 
und für die Intereffen von Producenten und Konfumenten gleihmäßig geforgt 
wurde ®”). 

1. In den inmern genoffenjhaftlichen Angelegenheiten war zur Zeit der 
Zunftfreiheit die Selbjtverwaltung wenig oder gar nicht beſchränkt. Dies 
gilt beſonders hinfichtlih der Verwaltung und Verwendung ded Zunftvermö- 
gens, bezüglich deren man erft jeit dem 16. Jahrhundert Beihränfungen feft- 
zufeßen und unter dem Einfluß des römiſchen Rechts befonders Veräußerungen, 
Verpfändungen und Verſchuldungen an bie Genehmigung des Raths zu binden 


erbitten jeien und die Wetteheren beiwohnen follten. Zu regelmäßiger Aud- 
führung kam dies Geſetz erft feit dem 17. Jahrh. Wehrmann ©. 82—86. 
Seit 1586 ward das Berlefen der Rollen und die Kontrolle durch den Rath die 
Hauptſache. Ib. &. 91. 92. Durch Reichsſchluß v. 1731 $ 1 wurde ganz all» 
gemein verordnet: die Handwerker (follen) unter ſich feine Zufammenfünfte ohne 
Borwiffen ihrer orbentlihen Obrigkeit, welcher bevorftehet, darzu Jemand in 
ihrem Nahmen ... . zu deputiren, anzuftellen Macht haben. Vgl. unten $ 67. 


se), Hüllmann, Städte IV. ©. 76f. Wehrmann ©. 64f. 70. 94 f. 
Ennen I. 544f. I. 598f. Arnold II. 282f. Frensdorff 129. Wilda 
©. 223f. Ennen u. Ederg I 430. I. 9882 Nr. 21. 112. 887. Heudler 
S. 85. 114f. Bafeler Bäderweidth. v. 1256. Ochs L 340 f. Trouillat 1. 
Tr. 445 ©. 634f. Mone Bd. 13 ©. 148f. (1483); S. 302 — 311 (von 
1472 an). 


N Bol. bei. Schönberg 1. c. ©. 40f. 
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begann). Schon früher ward das Selbitbefteuerungsrecht der Zünfte bis⸗ 
weilen beihräntt®®). 

8. Wie ſchon erwähnt, war mit voller Zunftfreiheit das ausſchließliche 
Recht der Genofien auf die Aufnahme neuer Mitglieber verbunden, während 
da, wo die Stellung der Zünfte eine abhängigere blieb, dem Stadtherrn ober 
der Stabt die Genehmigung vorbehalten wurbe unb andererſeits eine Mit- 
wirkung bei Feſtſetzung der Aufnahmebedingungen ober jelbft das Recht, Die 
Zunft zur Aufnahme Einzelner zu zwingen, verblieb. In fpäterer Zeit 
wurde haufig, wenn die Zunft die alleinige Entſcheidung über die Auf- 
nahme von Genoffen erlangt Hatte, doch vom Stabtherrn oder Rath die 
Befugni zur Crtbeilung bed Handwerkamts an Ungenofjen ausgeübt und 
fo das Inſtitut der Freimeiſter geichaffen, welche fogar bisweilen unter fid) 
eigne Korporationen bildeten”). Im Zufammenbang mit der Mitwirkung 
bei ber Aufnahme in die Genoffenihaft ftand das Recht des Stabtherrn 
oder der Stadt auf einen Theil der Eintrittsgebühren"). Dachte man dabei 
urfprünglid wie auch jpäter wieder an einen Kauf ber frei geworbenen 
Stelle, fo wurde in der Zeit des freien Zunftwejend nur die Anerfermung 
der Amtöherrlichkeit darin gefunden. 

9. Auch von den Bußen unb Strafgefällen, weldhe der Genofje durch 
Mebertretung des Zunftrechts oder Bruch des Zunftfriedens verwirkte, fiel ein 
Theil an den Herrn ober die Stadt”). Urſprünglich war dies die Folge 


80, Bereinzelt kommt dies jchon in ber zweiten Hälfte des 15. Jahrh. vor. 
So beftimmt eine Stradburger Rathsſsverordnung 1460 bei Mone Bd. 15. ©. 45. 
8 6. 7., bat Teine Zunft obne Genehmigung des Raths und der Einund- 
zwanziger auf ihre Stube oder ihre gemeine Geſellſchaft oder Zunft einen ablös—⸗ 
lichen Zins ober ein Leibgedinge verkaufen oder verfegen dürfe. 

80), Stradburger Rathsverordn. v. 1332 und 1446—1466 b. Mone Db. 16. 
©. 45. Bb. 16. ©. 188. 

©, In Kübel zuerft 1519 erwähnt. Bol. Wehrmann ©. 64—66. rl. 
v. 1547 u. 1567 ib. 168. 169. Im 17. Jahrh. Hier eigne Aemter der Freimeifter 
bei Bädern und Schlächtern. Bol. auch Reichsſchluß v. 1731 8 18 a. ©, 

n) Sp fiel in Bafel ein Theil des Eintrittögeldes an Bifchof und Stadt; 
in den ſchlefiſchen Städten % an den Rath, % an den Bogt, % an die Innung. 
3. B. Urk. v. 1298 b. Tzſchoppe u. Stengel ©. 421 8 18. — in Halle % 
an die Stadt, % an bie Innung. 1285 ib. ©. 298 % 36. 39. 40. Ebenſo in 
Lübel. Urkb. IL. ©. 1046 Note 7. Bol. Urk. der Kurdewener in Bremen 1300, 
Wilda 326. 

*) So in Worms % an den Domprobft. 1898 Schannat I. 212f. In 
Bafel % an den Biſchof, % an bie Stabt. So Bäckerweisth. v. 1256. Gärtner 
1260. In Bredlau % an den Rath, % an die Innung. 1328 b. Tzſchoppe 
u. Stengel $ 25. Bol. 1324 ib. ©. 505 8 7. 134 ©, 554 84.6. In 
Frankfurt nach ber Reaktion gegen den Zunftfieg — 1377 b. Böhmer 749 — 
% an den Ratb. — Bol. auch lüb. Zunftrolfen in Note 48. — Ennen I. 598. 
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grundherrlicher Gerichtähoheit: fpäter ergab es ſich daraus, daß mit dem Zunft: 
recht zugleich das Stadtrecht verlegt, mit dem Zunftfrieden der Stadtfriede 
gebrochen war. 

10. Nach denfelben Principien mußte fi) vor Allem auch das Verhaͤlt⸗ 
niß zwifchen der genofjenichaftlihen Autonomie und der gefeßgebenden Gewalt 
der Stabtobrigkeit, zwifchen bem gegebenen und dem geforenen Recht der 
Zünfte beftimmen. In gewiffen Grenzen war überall, jeitdem freie Zünfte 
ftatt hofrechtlicher Innungen beftanden, die genoffenfchaftliche Gewohnheit und 
Beliebung ald Rechtsquelle anerfannt”). Andererſeits war bejonderd in ge 
werblihen Dingen die Befugnig des Raths unbeftritten, einjeitig Verordnun⸗ 
gen zu erlaffen, welche in wichtigen Beziehungen in das genoffenidhaftliche 
Recht eingriffen®). Das gefammte Recht einer Zunft ſetzte fih mithin über- 
all aus geforenem und gegebenen Recht zufammen”) und wurde ebenfowol 
durch Weisthümer und Willküren wie durch Geſetze und Verordnungen fort« 
gebildet. Ein vollftändiges Zunftitatut bedurfte daher der Beitätigung 
duch den Rath oder Stadtherrn, zumal feine Geltung nie auf den Kreid ber 


3 Urk. v. 1293 Schreiber I. 133: gewalt gegeben den zunftmeistern.... 
ze sezzende und ze machende einunga, di iren antwerken und iren zünften 
notdürftig und nüzze sint, und der stette und der herschefte unschedelich. 
So weifen au) in Frankfurt i. 3. 1355 die einzelnen Zünfte ihr Recht vor dem 
Math theils als alde gewohnheit — von alder herbracht (3. B. ©. 635. 639. 
640), theild ald gewillfürte Beliebung, 3. B. 1353 ©. 623: dit sint die gesetzede, 
die wir die meistere die snydere und die duchscherere zu F. die die zunft 
hant umb gemeinen nutz unsirs hantwerkis under uns han gesazt und ge- 
machet. Bal. aud) 1355 ©. 649. 650. — 635: auch han wir die gewonheid 
von alder, das wir finden mogen, daz unserm hantwerke nuczlich sy, dax 
wir das hohen und nyddern mogin, daz dem gerichte adir dem rade nicht 
zugehorit. ©. 644 (Schifflude): eynunge, saczunge und alde gewonbeid, die 
wir die schifflude und unsir zunfit gemeynliche han gehalden under uns und 
unsir aldern uff uns hant brocht. Ebenſo Steindeder ©. 645. Bol. Mone 
Bd. 15 ©. 7. Freiburger Seilerordnung v. 1378 ib. ©. 284. 

In 2übel waren volllommen freie DBeliebungen nur über unbebeutendere 
Punkte zuläffig. Vgl. jolche v. 1390 b. Wehrmann ©. 385 (dit hebben unse 
amptbroder belevet). 1441 ©.418 (noch heft ein ampt einhellig beschlaten). 
1414 ©. 872. 1501 ©. 281—2%4. 1504 ©. 284, 1557 ©. 245. 

”, Wehrmann ©. 15. Frensdorff ©. 130. Schönberg ©. 11 Note 13. 
Im Gegenjaß zu den „Beltebungen” „Drdnungen“ genannt. So z. DB. die Weber- 
ordnung dv. 1298 f. Speier, b. Mone Bd. 15 ©. 279—282, gegeben vom 
Domprobft und geihworenen Bürgern. — Berorbn. v. Herren oder Räthen ib. 
Bd. 13 ©. 143-150 (1483) u. ©. 302—311. 

») So fagen die Frankfurter Mebger 1355 — Böhmer ©. 633 — von ihrem 
Zunftrecht: das recht han unsir aldern gehabit bis here von uwern (sc, des 
Raths) aldern unde ouch von unser eynunge und um unse einmudekeid und wille- 
kure, die wir selber under einander dun. 
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Genoſſenſchaft beichränft war, fondern in das öffentliche und private Recht 
der gefammten Bürgerjchaft eingriff*). Die wahre Duelle aber auch der 
obrigfeitlich genehmigten Zunftrechte war genoſſenſchaftliche Beliebung”) und 
jelbft da, wo das Recht der Behörde ein befonbers ſtarkes war, wie z.B. in 
Lübed®), und wo in Folge deffen oft die Zunftrollen gerabezu als vom Rath 
gegeben bezeichnet werdben®), wo dem Rath die Befugniß zugeiprochen wird, 
fie beliebig zu verändern oder aufzuheben 100), beichränften fi) im Grunde die 


*), Wehrmann ©. 15. 58. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 249. Titt- 
mann I 358. Frensdorff S. 130. Schönberg ©. 12. Derordn. des 
Stradburger Rath v. 1322 6. Mone Bd. 16 ©. 183: es sol keine antwerke 
hinanfürder denheine satzunge machen an urlop meister unde rates. 

9”, Dies tritt fehr deutlich ſchon in ber Kölner Urf. v. 1149 hervor. Ebenfo 
Basler Urk. v. 1248: condictum super operibus ipsorum pro honore et utili- 
tate civitatis per ipsos noviter factum adprobavimus. Ochs IL 818. 322. 
Zrouillat L 579. 574. Aehnlich 1330 Lüb. Urkb. I. 473: Notum sit, quod 
pergamentarii .in Lubeke unanimiter concordaverunt. Ad ista omnia consu- 
les... consensum dederunt. Ib. ©. 356 aus dem älteften Wettebuch fol. 1°: 
anno domini 1321 quod magistri filtrariorum et communiter omnes de officio 
Jecerunt inter se stalulum et arbitrium in hoc modo.. .Istud statutum et ar- 
bitrium domini consules .. . confirmaverunt, Bgl. Urk. v. 1463 Schannat 
U. 242. — 1330 Lüb. Urf. DI. 474. 1345 ib. 768. — Zunftftatuten v. 1477 
aus Freiburg, 1478 aus Strasburg, 1484 und 1513 aud Freiburg b. Mone Bd. 16 
©. 151. 154. 155. 162. 164. — Lüb. Zunftrolfen v. 1440 db. Wehrmann 
&. 173. 1409 ©. 360: sint wy des ens gheworden mit den weddeheren ... 
unde mit unseme gantzen ammete. 1390 ©. 880. 1441 ©. 413. 1473 
©. 457. — 1293 f. Schweldnig b. Tzfhoppe u. Stengel 42 8 7. 

*) Wehrmann ©. 61. 62, nach dem in Lübeck „die Selbitbeftimmung der 
Aemter immer im Willen des Raths eine Grenze fand, nicht aber umgelehrt der 
Wille des Raths eine Grenze in der Selbjtändigkeit der Aemter“, geht zu weit. 

”) So fhon im 14. Jahrh. Wehrmann ©. 317: consules .. . officio 
cerdonum ab antiquo istam constitucionem juris assignaverunt. 1501 ib. 194: 
der Rath giebt deme ampte der buntmakere Artifel. Ebenſo 1433. 1454. 1473. 
1474. 1503. 1511 ib. ©. 233. 314. 455. 294. 406. 843; den dreyern eine 

Rolle 1507 ©. 147. Ebenſo 1492. 1508 ib. ©. 215. 246. 249. 252. Die 
Artikel. der Brauer — 1462 ©. 183 — bat der Rath geradezu ingesatt unde 
besloten unde belevet. Vgl. auch 1371 ©. 221. Die Zünfte felbft jagen in den 
Rollen, fie hätten ihre Rechte von Gott und den Herren des Raths. 1386. 
1376. 1503. 1400. 1409 ©. 190. 312. 330. 356. Ebenſo 1338 in Speier 
db. Mone Bb. 15 ©. 283. — 1597 ib. Bd. 16 ©. 167— 170. 

00, 1347 Wehrmann S. 376: stabit, quamdiu consules voluerint. 1425 
ib. 161: unde dit schal stan uppe der herren des rades v. L. behach, also 
lange ene dat behegelik is. 1370. 1871. 1449. 1459. 1480. 1547 ©. 201. 
222. 281. 159. 166. 169. — Sie mögen ed wandeln vorlengen unde vorkor- 
ten — 1501 ©. 194 —, doch wird Hinzugefügt: so ene schal gheduncken to 
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obrigkeitlihen Verorbnungen auf die Beftätigung des genoffenfhaftlich gebil- 
beten Recht8'°'). Der Gefichtspunkt aber, von dem and man bei Feſtftellung 
ber Zunftjagungen ein berartiged Zuſammenwirken der Stabt und ber Ge 
noſſenſchaft für erforderlich hielt, war wornemlich der, daß e8 auf eine Berei- 
nigung und Ausgleihung der Sorge für den Nutzen des Handwerks und ber 
Sorge für den Nußen der Stabt, auf eine gleichmäßige Vertretung des gemei« 
nen Intereſſes und bed Intereſſes der Zunftgenoffen ankomme !*). 

11. Da die Zunft eine felbftändige Genofjenfhaft war und folglid 
nicht nur ein von dem ftäbtifchen verſchiedenes Vermögen, fondern auch ein 
eigned und unabhängiges öffentliches Recht beſaß, da fie fo, wie ſich dies in 
ber Führung eines befonberen Zunftfiegeld offenbarte'®), eine in ſich ſelbſt be 
jtehende rechtliche Einheit bildete, fo Eonnte fie ald Einheit — oder nad mo- 
dernem Sprachgebrauch als juriftifche Perfon — wollen und handeln, Ber 
träge und Vergleiche jever Art ſowol mit einzelnen Perjonen als mit anderen 
Zünften abfchliegen und ſowol gegen biefe als gegen die Stabt felbft, beren 
Theil fie doch war, klagend auftreten, ober mit ihnen pacisciren!%). Ihre 


wolfart des gemeynen besten nutte unde van noden. 1507 ©. 197. 1492. 
1507. 1508 ©. 221. 235. 246. 249. Achnlich wurde in Köln nach dem Sturz 
ber Richerzeche dem engeren Rath Möge und Macht gegeben, die Statuten zu 
längern, zu fürzen, zu mehren und zu mindern, wie ed ihnen dünfen möge, daß 
ed der Stabt ehrlih und dem Amt nüplich fein möge. Ennen u. Ederg I. 
S. 383. 407. 

10 Bol. Wehrmann ©. 58. 59, der hierfür die mangelnde Gleichförmig- 
teit, den Gebrauch technifcher Ausdrücke, Die vielfache Anwendung ber 
erften Perſon anführt. 

0%) Bol. Note 100. Lũb. Zunftrollen v. 1481. 1477. 1385. 1474. 1546. 
1547 ©. 224. 240. 251. 261. 268. 294. 304. 167. 

108, 1553 Böhmer ©. 625: unsirs hantwerkis ingesigel. 1352. 1388 ib. 
627. 761. — 1463 Schannat 242: unser zunft ingesigel. Die Kölner Zunft- 
fiegel bei Ennen II. ©. 642. 643. Sie werden als segel des gemeynen 
amptz, sigillum fraternitatis oder societatis, segel des amptes, der gesellschaft, 
der gesellen oder auch blos als segel der beckere etc. bezeichnet, und zeigen 
theild den Patron, theils ftädtifche Infignien, theild Embleme des Handwerks. 
Symboliſch zerfhlug man die Siegel, wenn man die Zünfte als Korporationen 
aufhob. 1866 Böhmer 714. Ennen I. ©. 685 — 637. 

109, Streitigkeiten und Verträge zwijchen verjchiedenen Zünften vgl. in 
Note 20. 21; zwifchen dem Amt der Bäder und Freibäder 1567 b. Wehrmann 
©. 169; zwifchen Aemtern und einzelnen Handwerkern, bie das Amt audübten, 
1453. 1469. 1502 ib. 388. 343. 873; zwifchen einzelnen Zünften zu Lübeck und 
den entfprechenden Zünften zu Travemünde 1479. 1480 ib. 419. 420. 428. Ber- 
gleich der Meifter und Zunft gemeinlich der Megger in Worms mit dem Dom- 
probft über deſſen Rechte gegen Meifter und Zunft 1398 6. Schannat IL 212. 
213. Berhandlungen der Frankfurter Zünfte mit der Stabt v. 1355 b. Böhmer 
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Selbftändigkeit Fam aber auch über den Kreis ber eignen Stabt hinaus zur 
Geltung, jo daß fie fo wenig wie nach innen, fo wenig nad) aufen mit ber 
Stadt zufammenfiel und in ihr untergieng. Nahm auch die Stadt nad 
augen das Interefje aller ihrer Glieder wahr und konnte fie daher auch Namens 
einzelner ihrer Zünfte auftreten‘), fo waren doch auch die Zünfte felbft be» 
fugt, mit gleihartigen Zünften anderer Städte Verbindungen und Vereinba⸗ 
rungen über gewerbliche Angelegenheiten zu fchließen, die natürlich der eigenen 
Stadt nüglih oder unnadhtheilig fein mußtn!*). Cine Betätigung folder 
Nebereinfommen durch die Stabträthe oder ein Zufammenwirken ber Behörden 
und der Zünfte kam indeß auch hier vielfach vor!) 

II. Wie nad außen, fo war aber auch ihren eignen Genoflen gegen- 
über die Zunft eine felbftändige Einheit, welche Rechte und Pflichten gegen 
bie Einzelnen hatte. Charakteriftiih war hier nor Allem die Vielfeitigkeit 
ihrer Zwede. Denn indem fie ihre Mitglieder für alle menſchlichen Gemein- 
ſchaftszwecke verband, war fie für diefelben ein Gemeinweſen im Kleinen — 
und es war möglich, daß Ehre, Macht und Anſehen der Genoſſenſchaft ebenjo 
mächtige Triebfedern für den Einzelnen wurden, wie ed für den Bürger Chre, 
Macht und Anſehen feiner Stabt waren. 


635f. und Bericht darüber v. 1359 ©. 667. 1358 ©. 658. Vertrag zwifchen 
Rath, Gemeinde und Zünften zu Mainz 1416 b. Mone Bd. 13 S. 300 — 302. 

”s So wird 3. B. im Sabre 1354 ein Vertrag über bie Art und Weiſe 
ber Arbeit der Grapengießer und die Buße für faljche und wandelbare Arbeit 
und über dad Erforderniß eined ftädtifchen Zeugniffes (der stadt breff) bei ber 
Aufnahme eined Gefellen in ein Amt der Städte Kübel, Roftod, Wismar, 
Stralſund, Greiföwald und Stettin von den Stäbten felbft (wy vorbenomeden 
stede overeyn gedregen) durch ihre Rathmannen gefchlofien. Wehrmann ©. 225f. 

106) So fchloffen 1352 — Böhmer ©. 625 — die Meiftermanne ber 
Bäder zu Mainz, Wormd, Speier, Oppenheim, Zrankfurt, Bingen, Bacherach 
und Boppart mit gemeyneme betrechtnusse und gevolgnusse der gemeinde 
der becker der acht stetde, 1383 — ib. ©. 760 — die meister gemeinlichen 
der smidde und smidde gezunften gcmeinlichen der stede Mainz, Worms, 
Speier, Frankfurt, Gelnhausen, Aschaffenburg, Bingen, Oppenheim, Creuz- 
nach unter Belundung ihres Gewohnheitsrechts um ihrer Zünfte Roth, Chre und 
Beicheidenheit willen Gelübde und Berbindniffe ab, welche befonbers das Ver⸗ 
hältniß der Meifter zu ihren Gejellen und Mägden, das Verbot ihres Abdingens, 
bie Aufrechthaltung ber Disciplin u. f. w. zum Gegenſtand batten. Aehnliche 
Berträge jchloffen fchon i. 3. 1821 die Böttcher der Städte Kübel, Hamburg, 
Roftod, Stralſund und Greifswald (lateiniſch im Lüb. Urkb. I. 354. Sar⸗ 
torius U. 303f., deutſch b. Wehrmann S. 176), 1494 bie „olderlude und 
gesworne mestere der ampte der smede der sosz wendeschen stede . 
mit consente willen und bevele unser gemeynen medeamptbrodere*. Wehr« 
mann ©. 446. 

107, Sp beginnt der in der vorigen Note erwähnte Vertrag v. 1321: domini 
consules Lub. etc... ... decreverunt cum dolificibus istarum civitatum. 
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1. Die Zunft war daher zunächſt in politifher und militäriſcher 
Hinſicht für ihre Genofjen das verfleinerte Abbild der Stadt. Durch das 
Mittel der Zunft nahmen fie Theil am Stadtregiment, wie an ben ftäbtifchen 
Leiftungen und Dienften. Alle öffentlichen Angelegenheiten der Stadt wurben 
fo gut wie die des Handwerks in den Zunftverfammlungen berathen, zunft- 
weile wurden Steuern und Abgaben aufgebracht, eine innige Waffenbrüder- 
ſchaft verband die Genoffen. In den Verfaſſungskämpfen und Streitigkeiten 
der Stadt erfahren wir wenig von Zwieſpalt innerhalb einer Zunft: einmüthig, 
faft wie Eine Perſon tritt jebe Zunft in die Schranken. 

Am höchſten mußte fi diefe Bebeutung der Zunft da fteigern, wo eine 
eigentliche Zunftverfaffung eingeführt wurde. Doch trat gerade hier zuerft 
eine Auseinanderlöfung der politifchen und ber gewerblichen Seite der Zunft 
häufig ein, indem im Laufe der Zeit die Berufs- und Gewerbsgemeinſchaft in 
ihr verſchwand. Weil Mitgliedichaft einer Zunft allein Theilnahme am Stadt- 
regiment gewährte, weil auch die Korporationen der Nichtgewerbtreibenden zu 
Zünften gemacht wurden, traten hier auch denjenigen Zünften, welche urfprüng- 
ih gleichartigen Hanbwerköbetrieb geübt hatten, Nicht handwerker oder Hand⸗ 
werfer anderer Gattung bei; mit der Vervielfältigung der Gewerbe, mit der 
Entftehung neuer Zweige der Kunjt oder des Handwerks wurden dieſe Zünfte 
dann nicht verändert, und fie vereinten fo oft verjchiedene, wenig verwandte 
Beruföklaffen. Auf der andern Seite wirkte nah wie vor das Bebürfnik 
einer engeren Einung unter den Handwerkern gleicher Gattung oder unter 
den mit der Ausübung eine Handwerkdamts gemeinfam beliehenen Genoffen 
inmerhalb einer Zunft. So entftanden allmälig gewerblihe Sunungen, 
welche fi) mit den politiſch⸗militäriſchen Zünften nicht mehr oder doch nicht 
völlig deckten, und es giengen die einft vereinigten Zwecke auf verſchiedene, fich 
oft fehr allmälig von einander ablöfende Genoſſenſchaften über, von demen die 
eine mehr-die öffentliche Seite ded alten Zunftwejens fortfegte, die andere 
wegen ihrer ausjchlieglic gewerblichen Bejtimmung mehr und mehr den Cha- 
rafter einer Privatkorporation annahm es). Es war dies ein ganz ähnlicher 
Vorgang, wie er fi) in ber ländlihen Markgemeinde oft vollzog. 

2. Sede Zunft war ferner eine religidfe Einheit. Sie hatte einen Hei⸗ 


108, Bol. 3. B. über Speier Arnold I. ©. 356f., über bie ganzen und 
halben Zünfte in Bafel ib. ©. 389. 890; über die beſonderen Gefellfchaften in 
den Basler Vorftädten und in Kleinbafel, die neben den dort beftehenden gewerb- 
lichen Zünften nur militärtiche und polizeiliche Zwede hatten, Heusler ©. 246f. 
861. — Bol. auch Hüllmann IL 317. Mone Bd. 15 ©. 22f. 50f. 277—279. 
Eichhorn, R. ©. $ 312. 432. Schon 1260 ſetzen die Basler Schneider ba 
Eintrittögeld fine Diejenigen feft: qui ipsorum operis ron fuerint, si sepedictae 
Bocietati seu confratriae voluerint interesse. — Dispenfationen der Nichthand- 
werfer von einzelnen Pflichten 1395 b. Mone Bd. 16 S. 179. 1440. 1438. 
1444 ib. 175. 
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ligen ale Schutpatron’®), verfolgte kirchliche und wohlthätige Zwede1to), 
verfammelte ihre Mitglieder zu Gebet und Andacht"), unterhielt oft einen 
eigenen Altar ober doch eigene Kerzen in der Kirche!e), weshalb fie einen 
Theil der Eintrittögebühren und Bußen in Wachs erhob!!), und ließ für 
bie verftorbenen Brüder Seelenmeffen fingen’). Allmälig trat bei vielen 
Zünften eine gewiffe Trennung des geiftlichen und des weltlichen Elements 
ein!) Die zu frommen Zweden für den Schußheiligen erhobenen Beiträge, 
bie ihm zugewandten Schenkungen und Vermächtniſſe wurden als ein bejon- 
beres Vermögen verwaltet, dad nicht Eigenthum der Zunft, fondern des Heili- 
gen war!te), ed wurben eigene Borftände der Brüderſchaft gewählt und eigene 


109) Arnolb IL 209. Wilda ©. 47. 383. Hirfch, das Handwerk und 
die Zünfte in der hriftlichen Gefellichaft, vornemlich in Deutfchland. Berlin 1854. 
©. 59f. 101. Mone Bb. 15. ©. 2f. 14. Wehrmann ©. 151. 153. Ennen 
IL 6438. Boigt L c. VI. 726f. 

110) So 3. B. 1495 b. Wehrmann ©. 501 Präbenden für Arme. 

111) Das Weisth. der Frankf. Gewandmacher v.1355 — Böhmer ©. 688 — ſetzt 
Buße feft: wenn wir zu houffe gebyden von gotz dinst, wer da nicht enkomet. 
Nah Wilda S. 333 überall 2 oder 3 Zeftverjammlungen im Jahr, bei denen 
Sottesdienft und gefellige Freuden verbunden find. Bei den lübiſchen Badern 
iftseine Proceffion vorgejährieben. 1480 Wehrmann ©. 165. Bol. au Voigt 
L ce. VI. 726f. 

113, Altar der Knochenhauer in übel 1385 Wehrmann S. 263. 265. 
Brennende Lampen der Schneider 1514 ib. ©. 423. Ewiges Licht der Leich- 
namsbrüderſchaft der Goldfchmiede 1382 ib. 499. 

19) Tzſchoppe u Stenzel ©. 250. Wilda 340. Oben Note 21. 

1199 Milda 335. Wehrmann ©. 151. 261. 459 (Rolle der Zimmerleute 
v. 1428). 499. Beſ. auch die Basler und Frankfurter Zunfturkunden. 

115) Man darf nicht umgefehrt mit Mone 1. c. S. 14 das Zufammenfallen 
der Zünfte und Bruberichaften ald Ausnahme anfehen! Gerade mit Rückſicht auf 
die religiöfe Bedeutung fcheint fogar der Name Zunft am früheften angewendet 
zu fein. Vgl. Basler Schlädhter v. 1248 Ochs I. 819. Trouillat L 574: 
ad usus confratriae eorum, quae vulgariter dicitur zunft, quam in honore 
beatae Mariae virginis constituerunt. 

116) Vgl. lüb. Rolle der Baber v. 1480 ©. 165: Bußen halb „sante Cos- 
me und Damiano*; der Knocdhenhauer v. 1385 ib. ©. 261f., wonad) beftimmte 
Beiträge, die Einkünfte eines beftimmten Koven unb eine bei Erlangung der 
Meifterfchaft zu entrichtende Summe gegeben werden follen unser leven vrowen... 
to den knokenhowere altare, to den lichten unde to anderen stucken, 
derme dar to bedarf. Am beftimmteften aber wird in dem Statut der Hafen- 
pfülerzunft in Speier v. 13385. Mone Bd. 15. ©. 283 Eigenthum und Verwaltung 
des zu geiftlichen und des zu weltlichen Zweden beftimmten Geldes getrennt: daz die 
buhse, da s. Niclaus gelt in vellet, die sol bliben als da her und sullent dar 
zu dri sluzzel sin, der sol einen han die zwene meister und die andern viere 
zwene sluzzel ane geverde. Die andere buhse, da der zunfte gelt von penen 

I 25 


386 Die bürgerlichen Genofjenjchaften, 


Statuten für fie gebildet'!7), es wurden auch Frauen ihnen zugerechnet und 
vielfach Mitglieber ald Brüder aufgenommen, die fonft zu dem Handwerksamt 
in feiner Beziehung ſtanden:18). So giengen haufig zulekt aus den Zünften 
geiftliche Brüderſchaften hervor, die rechtlich von jenen völlig verfchieden waren, 
wenn fie auch äußerlich ans denfelben Perjonen beftanden'®), und endlich 
verwandelten dieſe Brüderſchaften ſich vielfach in bloße fromme oder milbe 
Stiftungen, bei denen die Zunft ein gewiffes Vorrecht der Verwaltung und 
des Genuffes bewahrte '?0). 

3. In engem Zufammenhang mit der religidfen fand die gef ellige Be- 
deutung ber Zünfte. Unter den Eintrittögebühren wie unter ben Bußen fpiel- 
ten Wein und Bier eine große Rolle, zur Erwerbung des vollen Genoſſen⸗ 
rechts war die Ausrichtung eines Mahls für die Zunft erforderlich, die Tafel- 
ordnung, der gejellige Anftand und die gute Sitte bei den feftlichen Zuſam⸗ 
menkünften der Genoflen und ihrer Frauen waren Gegenſtand der Zunftbe- 
liebungen2). Es bildete fih eine Reihe pofitiver Sittengebräude aus, 
welche ebenjowol das tägliche Leben auf den Zunftftuben und Herbergen, als 
bie einzelnen feierlichen Akte vor ber Genoſſenſchaft mit finnigen Sormen um- 
Fleideten und erft jpäter zu formalen und zwingenden Geremonien entarteten'?®). 
Auch die Entftehung der gejellig-fünftleriihen Schulen des Meiſterſangs, 
welde in mannichfadher Beziehung bie Einrichtungen der Zünfte auf ‚die 
Dichtkunſt übertrugen'?), knüpfte zunächſt an die Gemeinfchaft der Gewerkö- 
brüber an. 


oder von andern vellen in vellet, da sullent ouch dri sluzzel zu sin, die sullent 
ouch die vorgenanten sesse han, und sol die vorgenante gezunft anders 
keine sunder buhse han danne gemeine buhsen, ob sie ir me wollent machen. 

1m) Bol. 3. B. die Statuten der Brüberfchaften der Goldſchmiede v. 1382. 
1495. 1512 b. Wehrmann ©. 499— 503 und die schaffere und vormundere 
der broderschop ib. — Aud) der Altar der Knochenhauer bat einen befonderen 
Borftand — den jenen, de dat altar vorstaet. 1385 ©. 261. 

118) Bol. Wehrmann ©. 150. Die Brüberfchaft der Gewandfchneider in 
Salzwedel zählte 1287 den Markgrafen Otto zu Ihren Mitgliedern. Riedel, 
Cod. dipl. Brand. Haupth. I. Bd. 14 ©. 13. | 

119) Bol. Wehrmann ©. 150f. Vgl. auch Satzungen ber Bruderſchaft ber 
MWeberzunft zu Oppenheim b. Srand ©. 522f. Ried I. 1061. 1098. 1088. 
Mone Bd. 13 ©. 141. Note 7. 

120) Hierhin gehören die von den Handwerks ämtern geftifteten Vikarien oder 
Pfründen, bei denen die Zünfte fi) den Vorſchlag eines Inhabers an den Bifchof 
vorbehielten und Die vorzugsweiſe Berüdfihtigung von Söhnen eines Amts- 
meifterd, Die geiftlic werden wollten, ausſprachen. Wehrmann ©. 156. 

121) Bluntſchli L 329. Wilda 840. Ennen I. 618f. 627. Ennen 
u. Eckertz I. 800f. 

122) Hirſch J. e. S. 40f. 

123) Hirſch Lc. S. 72—80. 
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4. Die Zunft war aber ferner eine fittliche Verbindung, welche be- 
jonders in zwei Richtungen ihre zwilchen Familie und Staat mitten inne 
ftehende fittliche Bedeutung auch zu rechtlicher Geltung brachte, indem fie ein- 
mal den Genoſſen im Berhältnig zu einander eine werfthätige brüberliche 
Liebe zur Pflicht machte, zweitend aber eine Sittenpolizei über ihre Mitglie 
der übte. 

a. In erfter Hinficht jollten die Amtsbrüber Liebe und Leid mit einan- 
der tragen!”%). Sie jollten innig verbundene Freunde fein, fo daß jeder neue 
Meifter vor feinem Eintritt alle Zwiftigfeiten mit einem Genoffen abzutbun 
hatte iꝛs). Sm aller Noth follten fie einander unterftüßen!‘) und nad dem 
Tode eines Bruders feiner Teiche die Tete Ehre erweifen ”). Aus ber Zunft- 
kaffe felbft jollte dem verarmten oder Franken Genoſſen Unterftügung !*®), dem 
verftorbenen ehrenvolles Begräbnig und Seelſorge gejpendet werben!?%), To 
daß jede Zunftkaſſe zugleich eine Kranken, Armen- und Sterbekaſſe war. 

b. In fittenpolizeilicher Hinficht überwarhten die Zünfte ebenfowol der 
Brüder als der Geſellen und Lehrlinge moraliiches Verhalten. Den Geſellen 
und Lehrlingen indbefondere wurde von der Zunft bei Strafe Müßiggang 20), 
nächtliches Ausbleiben aus dem Haufe des Meifters »), Trunk, Spiel und 
Kieberlichfeit 132) unterjagt. 


124) Urk. v. 1362 aus Weblar b. Wilda 835: wer mit den schmieden 
lieb und leid tragen wolle. 

125) Hirſch ©. 86. 

20) Wilda ©. 835. Bluntſchli L 329. 

127) Zunftorbn. .v. 1836 b. Bluntſchli 1. ec. 1852 Böhmer 628. 624: 
Alle Meifter begleiten die Leiche, die vier jüngſten tragen eine erwachfene, ber 
jüngfte eine Kinbedleiche. — 1355 ib. 638. 639. 640. 641. 643. 644. 644. 645. 
645. 648. Badler Url. 6. Ochs L 318. 354. 405: omnes confratres .. . 860- 
pulturae ..... intererunt. %ür das Ausbleiben find überall Bußen gebroht. 

128) Bon den Kölner Faßbindern erhielten Lahme, Blinde und Arbeitäunfähige 
täglich ein Gnadengeld aus der Kaſſe. Ennen I. 626. Bgl. üb. Zunftr. 
v. 1508 Wehrmann ©. 258: item weret sake, dat eyn man ofite vruwe 
dusses amptes so sere vorarmet were unde begerde der almissen, der schall- 
men geven tor weken twe schillinge uthe deme ampte. 1500 ib. 399: deme 
schall das ampi geven to der weken ver sch. lub. — Aehnlich überall. 

120) So nad) der Urk. ber Basler Weber und Gärtner de communi zunfta. 
Ochs L 318. 354. 405. Aehnlich in Köln. Ennen J. c. 

180) urk. v. 1330 im lüb. Urkb. II. 473 u. v. 1425. 1474 b. Wehrmann 
327. 295. 

121) Lũb. Zunftr. v. 1347. 1360. 1385. 1396. 1409. 1436. 1459. 1478. 1591. 
©. 876. 350. 265. 376. 857. 211. 188. 457. 174; 1348 Lüb. Urkb. IL 827. 
1852 Böhmer 626. Schönberg ©. 118. Note 264. 

132, Lüb. Zunftr. v. 1591 S. 171 (nur einmal in der Woche zu Bi; 
1386. 192. 198 (nicht huren, fpielen); 1385. 1356 ©. 265. 341 (nur um eine 

25* 
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5. Als Wirthihaftsgenofjenfhaften übertrugen die Zünfte Die 
Grundgedanken einer fittlichen Genoffenfchaft auf das Gebiet der gewerblichen 
Arbeit. Sie ftellten fi jo als Probuftivgenoffenihaften dar, in denen — 
zum Unterjchiede von den heutigen probuftiven Gemeinichaftsformen — der 
Erwerb nur Mittel zum Zweck, diefer Zweck felbft aber die SPerjönlichkeit 
war. Daraus ergab ſich auf der einen Seite das fittliche Beftreben, das ber 
Zunft obliegende Amt zum Beften des gemeinen Wejens möglichft getreu und 
pflichtgemäß zu erfüllen, auf der anderen Seite unter den Genoffen jelbft ber 
Ausſchluß der freien Konkurrenz und die Durdführung des entgegengefegten 
Princips der Brüderlichleit und Gleichheit, womit das Recht ber Perjönlid- 
feit gegenüber dem Recht des Befites — wirthichaftlich ausgehrüdt das Recht 
ber Arbeit gegenüber dem Recht des Kapital? — gewahrt wurbe 3”), 

a. In erfterer Beziehung beruhte die Zunftorganifation auf der Heber- 
einftimmung ded gemeinen Beften und der Ehre des Handwerks‘), 
Indem die Zünfte durch genoſſenſchaftliche Selbfttontrolle, Selbftpolizei und 
Selbſtbeſchränkung für das Intereſſe des Eonjumirenden Publikums forgten, 
förderten fie gleichzeitig dad Gemeinwohl und die Ehre der eignen Arbeit und 
führten fo eine glüdlihe Harmonie der Eollidirenden Interefjen herbei, wie fie 
freilich nur fo lange möglich war, ald der Gemeinfinn über dem Egoismus, 
die Chrliebe über der Gewinnſucht ftand. 

Die Hauptpflicht der Zunft, welche aus dem Begriff bed Handwerks als 
Amtes folgte, war die Sicherung der Güte und Braudbarteit des 
Arbeitsprobufts'”) War fchon die zunftgemäße Ausbildung der Hand- 
werker und die Meifterprüfung eine wichtige Garantie hierfür, jo war doch 
noch wichtiger die genoſſenſchaftliche Kontrole der Arbeit. Genau 
und bis ind Sinzelne wurben oft die Art und Weife ber Arbeit vorgefchrie- 
ben, einzelne Arbeitömethoden mitunter ganz verboten, das Material und 
deſſen Behandlung beftimmt'*), Gegen Berzögerung der Arbeit wurbe bad 


beftimmte Summe fpielen); vor 1409 ©. 357. 1330. 1473 ©. 363. 457. 
‚Schönberg Note 265-267. 

135) Bol, über die wirthfchaftliche Seite der Zünfte bef. Schönberg L. c., 
ber zugleich die Parallele zwijchen Diefer mittelalterlichen Arbeitsorganifation und 
dem auf bloße freie Konkurrenz gegründeten Syſtem zieht. Bei. S. 86f. b0f. 
u. 124f. 

136) Bol. ben Abfchnitt „Sorge für die Konfumenten" 6. Schönberg 
©. 41—72. 

185) Schönberg ©. 43—63. 

136), Bol. Wilda ©. 233. Wehrmann S. 142f. Ennen I. 538f. 
DO. 634. Hirſch L c. ©. 3f. Mone Bd. 18 ©. 278. Schönberg 
S. 44 — 46. Ad Beiſpiele die Urk.: v. 1356 b. Tafchoppe u. Stenzel 
€. 576; b. Mone Bd. 10 ©. 181f. Bd. 15 ©. 66f. 279f. Br. 16 ©. 161f.; 
der Kölner Wollenweber b. Ennen u. Eder II 123, Fidicin I. ©. 8; 
lüb. 8. v. 1800— 1850 Urkb. IL 920.u. 1886. 1890. 1414. vor 1426. 1443, 
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Publikum durch Strafandrohungen geichübt '"), in beſonders jchleunigen Fällen 
dur) die Dispenfation von manden Beſchränkungen für das Intereſſe des 
Beftellers gejorgt'*). Gelb- und felbft Körperftrafen wurden auf Anferti- 
gung und Berkauf fchlechter Waare!*®), jchwerere Strafen no auf Fälſchung 
oder Betrug gejebt!), das unbrauchbare oder verborbene Arbeitsprobuft (das 
wandelbare, böswirkige, faljche, nicht aufrechte Werk, opus irrationabile, vile) 
Eonfißcirt oder jelbft vernichtet !*"). ine regelmäßige BVifitation und Beauf— 
fihtigung der Werfftätten und der Arbeit der einzelnen Meifter durch die 
Zunftvorfteher, die jogenannte Schau, war das Mittel, burch welches bie 
Aufrechthaltung folder Borfchriften gefichert wurde 14), 

Aber nit blos für die Güte, ſondern auch für die Billigkeit bes 
Produktes jorgten die Zünfte jelbft, indem fie Preife beſtimmten, welche die 
einzelnen Genoffen ebenjowenig überjchreiten durften, als ihnen Minderforde- 
rung geftattet war !*2). 


vor 1472. 1502. 1508 b. Wehrmann ©. 191. 380f. 871. 327. 229. 891. 402. 
252f. Andere Beifpiele 6. Schönberg Note 77—80. Auf befondere Be 
ftellung durfte man von diefen Vorjchriften abweichen. So R. v. 1409 5. Wehr- 
mann ©. 359: wor een man umme sproken wert, werk to makende, dat 
mach he maken, wo dat de Inde hebben willen. 

137) Wehrmann S. 14. Schönberg ©. 42. Urk. vor 1425 u. v. 1477 
b. Wehrmann S. 322. 329. 

135, Wehrmann L c. 1335 Böhmer ©. 644. 

120 Wehrmann ©. 143. Ennen II. 636f. Schönberg ©. 50. Basler 
Zunfturf. v. 1256. 1260. 1268 Ochs I. 343. 354. 398. Tronillat I. 136. 
I. 108. 184. Lüb. Zunfte. v. 1300—1350 im Urfb. IL 920; 1321. 1330 ib. 
U. 356. 473; 1871. 1376. vor 1419. 1432. 14386. 1507. 1508 b. Wehrmann 
©. 221. 204. 158. 211. 235f. 247. 

140, Hüllmann, Stände III. 151. 152. Maſcher ©. 259. Urk. v. 1355 
Böhmer 639. 641. Lüb. Zunftr. v. 1385 ©. 268. 265. Urk. v. 1477 art. 9. 
Mone Bd. 16 ©. 152. 

141) So ſoll bei den Tübifchen Goldſchmieden alled Wanbelbare zerbrochen 
werden. 1492 Wehrmann ©. 215. VBgl. ferner die Citate in Note 189. 
Wehrmann ©. 143. Ennen OD. 6356. Ennen u. Eder I 870f. 379. 
Ochs L 854, Trouillat II. 108 (das verboten dinck in den spittel). Mone 
Br. 15 ©. 281. Schönberg Note 93. 

1) Wehrmann ©. 129f. Ennen I. 636f. Mone Bd. 15 ©. 280. 
Schönberg S. 46—50. Lüb. Urk. v. 1480. 1591. 1388. 1459. 1486. 1436. 
1443. 1508. 1474. 1558. 1356. 1511. 1508. 1396. 1414 5. Wehrmann ©. 164. 
173. 180. 188. 194. 211. 231. 256. 295. 801. 340. 845. 869. 375. 414. Aud- 
geichloffen bei den Krämern 1372 ib. 275. Pflicht der Uelterleute, die gefundenen 
Sehler der Wette anzuzeigen. 1370. 1433. 1474. 1508 ib. 366. 234. 295. 247. 
256. Das geprüfte und gut befundene Werk mit dem Zunft- oder Stabtfiegel 
gezeichnet. 3. B. 1355 Böhmer 635. 

183, Ennen L 540. Wehrmann ©. 198. Mone Bd. 13 ©. 130, 144f. 
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Ueber der Genoffenfchaftspolizei ftand freilich in allen diefen Beziehungen 
das Oberauffichtörecht der Stadt und obrigkeitliche Orbnungen und Karen 
traten da ein, wo bie Zunft dad gemeine Wohl nicht felbft im Auge hatte); 
allein gerade der Mebergang ber Gewerbspoligei von Stabtherren oder Stabt 
auf die Genoffenichaft bildet das Hauptlennzeichen der freien Zünfte:*) und 
immer blieb, fo lange ber Verfall des Zunftweiens noch nicht begonnen, die 
Initiative der Fürforge für die Intereffen des Publikums bei ber probuciren- 
den Genofjenichaft jelbft. 

b. Sm BVerhältnig der Genofjen zu einander) war die Grundlage ber 
Zunftorganifatton die Anſchauung, daß Pflicht und Recht der Arbeit bei ber 
Genoffenfchaft feien, daß daher jeder Genofje als Glied diefer Gemeinſchaft 
feiner Perfönlichkeit wegen gleich verpflichtet zur Arbeit und gleich berechtigt 
zur Antheilnahme an ben Früchten der Arbeit ſei. Im Vordergrund ftand 
die Pflicht. Das Amt lag der Gefammtheit ald perjönliche Pflicht ob, jeber 
Genoffe war daher zu feinem Xheil verpflichtet zur Arbeit!”) und zwar zur 
Arbeit in Perſon'“e). Die Ehre der Arbeit, als wirthichaftlicher Erſchei⸗ 
nung ber Perjönlichkeit, wurde daher vor jedem Makel zu ſchützen geſucht 9) 
und auf der einen Seite da, wo die Gefahr eines Herabfinfens der Arbeit zu 
unfelbftändiger Tohnarbeit vorlag, durch das Verbot der Verarbeitung fremden 
Materials dem gefteuert'%), auf der andern Seite gerade umgefehrt durch 
bie Beſchränkung der über den perjönlichen Gewerbebetrieb hinausgehenden 


Note 19 — 21. 296f.; bef. aber bie Ordnung der Hohenzollerfhen Schneiber- 
brüderfhhaft v. 1593 S. 315. 316: damit kain maister über dise volgenden 
punkten mehr oder weniger den gmainen mann überneme. Der zweite Grund 
der Preistaren wirb gleich darauf durch bie Worte audgedrüdt: kainer mehr 
oder weniger denn der andere. Schönberg S. 68-72. Urk. v. 1890 
b. Wehrmann ©. 886. . 

14) Schönberg Note 187— 189. 

185) Wilda ©. 223f. Heusler, Bafel ©. 85. 114f. 

Bol. bei Schönberg den Abſchnitt „Sorge für die Producenten“ 
S. 72—115. 

un Schönberg S. 37 Note 67. 

148) Lüb. Zunftr. v. 1400 Wehrmann ©. 484: vortmer so en schal ne- 
mand knechte holden to smedende van werke, des he en sulven nicht en 
kan. Dal. auch Schönberg ©. 79 und Note 199: „Die einzelnen Gewerbe 
treibenden find, das ift ihr charakteriftifches Merkmal, keine Unternehmer, fondern 
Arbeiter". Ausnahmen beftehen für Witwen, Kranke u. f. w. 

19 Bol. Schönberg ©. 51: „die Arbeit war ihnen, was fie ihrer Ratur 
nach fein foll, Erſchein ung der Perſönlichkeit, rein und malellos wie diefe 
follte daher auch fie vor jedermann daftehen“. 

80, So bei den Tübifchen Bernfteindrehern. 1360 Wehrmann 350. Eben⸗ 
fo folen nah R. v. 1500 ©. 400 bie NRuffärber nicht verwen umme gelt. 
Bol. Einl. ib. S. 148. Ennen O. 632. 
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Produktion bei denjenigen Zünften, bei weldhen die Gefahr übermächtiger Ka- 
pitalsbildung Einzelner vorhanden war, der Erhebung bes Kapitals über die 
Arbeit gewehrt *u). So blieb die perjönliche Arbeit das enticheidende Moment 
der Produktion und das unentbehrliche Kapital, mochte es nun im Cinzelbe- 
fig, oder, wie die gemeinfamen Werkitätten, Verkaufshallen und Geräthe, im 
Geſammtbeſitz fein, ftand im Dienfte der Arbeit. Daraus folgte aber auch 
für die Bertheilung der Vortheile, für das Recht des Einzelnen die aus- 
ſchließliche Berückſichtigung der Perjönlichkeit, mithin bie unbedingte Gleich⸗ 
beit aller Genofjen, welche nicht blos rechtlich, fondern auch faktiſch herzu⸗ 
ftellen die Zunft als ihre Hauptaufgabe erfannte!*), Das Zufammenwirken 
auf einer derartigen Baſis jeßte weiter die firengfte Durdführung des fitt- 
lichen Berhältniffes der Genofjen oder der Brüderlichfeit auch auf gewerb- 
lichem Gebiete voraus. Die nothwendige Solge war die Ausfchliefung der 
freien Konkurrenz unter den Genofjen und ftatt ihrer die Außerfte Beichrän- 
fung des Einzelnen bei Produktion und Abfat zu Gunften der Gefammtheit. 
Die Feſſeln, welche dadurch dem Einzelnen auferlegt wurden, fonnten erft bei 
veränbertem Geiſt und veränderten Verhältniſſen als ſolche erjcheinen. Sn 
der Blüthezeit des Zunftwejens erjeßte die Gemeinfhaft dem Einzelnen, was 
er an indivibueller Bewegungsfreibeit verlor, ein über die Mittel zu aud- 
fömmlicher und wohlanftändiger Sriftenz binausgehender Gewinn wurbe noch 
nicht als Bebürfnig empfunden und der rege Gemeinfinn der Zeit ließ dem 
ftärferen Bruder die Unmöglichkeit einer Unterdrüdung des ſchwächeren noch 
necht ale Hemmniß erfcheinen. Freilich mußte die Geſammtproduktion hier⸗ 
unter leiden: aber dad inzelprobuft gewann. “Der Einzelne wurde gehindert 
am jener wirtbichaftlichen Machtentfaltung, die ihn heute oft Königen gleich 
ftellt: aber eine behagliche Wohlhabenheit Aller hob den Stand der Ge 
werbetreibenden ald Geſammtheit zu Anfehen, Bildung und Macht. Die Ber- 
eblung des Handwerks zur Kunſt, die wir am Mittelalter bewundern, die nie 
zurückgekehrte Blüthe des Handwerkerftandes in den Städten: fie wären un- 
denkbar geweien ohne die genoffenfchaftlihe Organiſation ber Arbeit und ihre 
ſociale und materielle Gleichftellung mit dem Befiger. Im juriftiicher Bezie- 
bung ftellen ſich bie einzelnen Hieraus rejultirenden Beſchränkungen des Ein- 


51) So beſonders bei den Baugewerben (Schönberg S. 81 — 88) und bei 
der Wolleninbuftrie (ib. ©. 88. 89). 

159) Bon dem Unterfehiede der verdienten und unverdbienten Brüder in Köln 
Ennen OD. 619f. Schönberg ©. 76) unb der vollen und halben Zunftrechte 
(Arnold D. 30. Mone Bd. 16 ©. 174f.) abgejehen, kommen Ausnahmen von 
ber Gleichheit biöweilen vor zu Gunften ber Aelterleute (3. B. nach den lüb. R. 
». 1507 u. 1559 b. Wehrmann ©. 476. 178 Recht, einen Knecht mehr zu 
halten); zu Gunften der in ben Rath gehenden Handwerker (jo in Frankfurt bei 
den Bädern das Recht, 12 Schweine ftatt 8 zu Halten); und zu Gunften ber 
Witwen. Wehrmann ©. 185. 
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zelgewerbes durch die Gefammtheit vornemlich unter dem Gefichtspunft bar, 
daß an dem der ganzen Genoſſenſchaft zuftehenden Handwerksamt jeder Ge- 
noffe zu Bleichen Theilen, Feiner aber zu eignem Recht, fondern jeder nur in 
feiner Eigenſchaft ale Mitglied der Brüderſchaft participirt. 

a, Sm Einzelnen war zunäcft die Beihaffung des Rohſtoffs für 
die Einzelnen keineswegs frei). Bei vielen Zünften war überhaupt feftge 
fegt, daß alles oder manches Material nur gemeinfchaftlih durch befonbere 
Ausſchüſſe oder Bevollmächtigte angeſchafft werden durfte und demnächſt durch 
das Loos veriheilt werden ſollte, ſo daß weder bezüglich der Menge noch be- 
züglich der Güte des Stoffs irgend ein Vorzug möglich war. Oder es wurbe 
doch dem einzelnen Genoffen verboten, überhaupt oder Über ein beftimmtes 
Duantum hinaus Robftoffe beftimmter Art oder auch nur irgend etwas dem 
Amte Dienliches für fich befonderd zu Taufen, und ihm entweder zur Hflicht 
gemacht, einen ſolchen Erwerb dem Amt zu gleicher Bertheilung unter Alle, 
beziehungsweife dem, der befjen bedurfte, anzubieten, ober aber vorher die Ge 
legenheit zum Kauf feinen Brüdern mitzutheilen, eine beabfichtigte Reife ihnen 
anzuzeigen und den, der die Reife mitmachen wollte, mitzunehmen. Aus- 
drücklich wird als Grund diefer Vorſchriften die Gleichftelung der Armen mit 
den Reichen hervorgehoben !**) und bierburch ber Beweis, daß bie Zunft eine 
Arbeitögenoffenihaft war, auf das Klarfte geführt. 

ß. Sodann wurde aber auch bezüglih des Umfanges der Probuf- 


159) Vgl. bei. Weiöth. der Franff. Kürfchner und Bender v. 1855 Böhmer 
©. 639. 648. Lüb. Zunftr. v. 1390 Wehrmann ©. 882: so schall nen reper 
kopen vorrath garne besunder, he dele yt in dat ampt. 1870 ©. 208: vortmer 
ensal nenman saad kopen, wen de nyen unde de olden meistere to nut des 
menen ammetes. 1443 230. 231: dat ampt scal dat delen; to des amptes 
behoff to delende. 1409. 360; 1400. 348; 1510. 352; 1414. 372; 1396. 875; 
1508. 367; 1436. 211: item gudere, de ere ghemeyne werk anroret, schal 
men kopen to der selschop behuf. 1440. 177;.1501. 200; 1557. 245; 1559. 
450 (Borkauförecht des Amts). 1425. 161: item en schal nen armbosterer 
deme anderen vorkop doen an deme, dat to deme ammete unde handwerke 
denet, 1500 ©. 398: to behoeff eres amptes de varwe samptliken like delen. 
1591 ©. 772: item idt soll ock kein meister na sime gevallen vor sich kopen 
bekerholt, sondern de olderlude scholen idt kopen vor dat gantze ambt und 
idt vordelen dem armen sowoll alse dem ryken. 1503 ©. 343. Am weiteften 
geht die Role der Schwertfeger v. 1478: item was eyn jewelk amptbroder 
dinged edder kopet, dat deme ampte denet, dat sy kleen edder grot, dat schal 
he deme ampte beden unde laten um densulven penningk, alse he dat ge- 
dinget offte gekofft hefft. Andere Belege aus Lübeck, Köln, Frankfurt, Freiburg 
und nähere Unterfcheibung ber einzelnen Fälle b. Schönberg Note 235 — 289. 
Bol. auh Wehrmann S. 145f. Ennen II 617. 689. 

154) Bol. bie vorige Note und die Belege b. Schönberg Note 240. 
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tion und der denfelben bedingenden Anwendung der Probuftionsmittel die 
möglichfte Gleichheit der Brüder angeftrebt. Wichtig vor Allem war die faft 
überall ausgeſprochene Firirung der Zahl der Lehrlinge und Geſellen eines 
Meiſters*). Aber auch die übermäßige Ausbeutung der Arbeitskräfte diefer 
Gehilfen war verboten, oft war bie Arbeitözeit firtrt'°%), immer die Nacht 
arbeit und die Arbeit an Feiertagen mit Strafe bedroht 182). Häufig war 
feftgefet, baß jeder Meifter nur in Einer Werkitätte und mit beftiimmten Ge 
räthichaften arbeiten durfte!°®), und zur Benußung der gemeinſamen Anftalten 
war jeder gleich verpflichtet und befugt'%. Mitunter war eine beiondere 
Aſſociation einzelner Zunftgenoffen'), ftrenger noch die Gemeinfchaft mit 
Ungenofjen verboten !*'), Bisweilen endlich war geradezu dad Quantum be- 
ftimmt, welches der Einzelne in einer beftimmten Zeit produciren burfte 1). 


155) Lüb. Zunftr. v. 1380 Urkb. II. 473. 474; 1854. 1360. 1409. 1414 
(nachdem ungelikheit im ampte befunden mit dem volck holtende). 1459. 
1492. 1501. 1508. um 1527. 15816. Wehrmann ©. 227. 360. 357. 187. 219. 194. 
200. 254. 255. 836. 244. Ebenſo in Köln. Ennen u. Ederk I. 399. 403. 
Ennen OD. 629. Süddeutſche Url. 6. Mone Bd. 13 ©. 182. 150. 151. 
154. 159. 297 art. 13. Genauere Nachweiſe bei Schönberg ©. 80f. Note 
202. ©. 82. Note 203— 206. | 

156) Bol. Ennen I. ©. 632— 684, ber die bei ben einzelnen Handwerken 
in Köln feftgefeßte Stundenzahl der Arbeit zufammenftellt. 

157) Bol. bei. die Kölner Zunfturl. 6. Ennen u. Eckertz L c.; die Tübifchen 
v. 1360. 1370. 1409. 1482. 1459. 1464. 1492. 1508. 1510. 1527 b. Wehrmann 
©. 350. 208. 859. 159. 188. 424. 217. 253. 849. 337; die Frankf. v. 1353 u. 
13855 b. Böhmer ©. 623. 685. 641. 643. 644f.; 1831 Fidicin L 74. 
Ennenl.c. Wehrmann ©. 147. Schönberg Note 232. 

188) Bol. Lüb. Zunftr. v. 1371 ©. 221. Köln. v. 13755. Ennenu Ederg I. 
338. 372. 379. Mone Bd. 13 ©. 183 ©. 133. 159. 160. 297 (art. 14). 
Ennen II. 615. Wehrmann ©. 147. Schönberg Note 255 — 229. Be 
fonderd die Weber durften häufig nur mit 1 oder 2 Webftühlen arbeiten. 

18%) Val. bei. über die gemeinjfamen Anftalten der Weber den Aufſatz über 
die Geſch. der Wolleninduftrie in Hildebrand's Jahrb. Bd. VII. ©. 105f. 
Auch Schönberg ©. 88f. 

00, Köln. Zunfturl. v. 1378 Ennen u. Ederk L 338. üb. v. 1474 
Wehrmann S. 274; aus 16. Jahrh. S. 196, aud 14. Jahrh. S. 320: nullus cerdo 
debet aliquam societatem habere in officio alio cum cerdone. Mone Bd. 15 
©. 17. Bb. 13 ©. 297 v. 1426 art. 15. 

se, 3, B. Freiburger Gewerbeordn. v. 1477 b. Mone Bi. 16 ©. 151 
art. 8: ouch en sol ir keiner mit yeman usserhalb der zunft gemein haben 
by sträff und busz einer marck silbers. 

0”. So in Lübe bei Brauern und narbedenverfertigern. 1462 u. 1443 
b. Wehrmann 183. 230. Andere Beifpiele 6. Schönberg Note 280. 231. 
©. 89—91. 
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y. Damit auch die Koften der Produktion für die Brüder gleich 
feten, wurde der Arbeitslohn von der Zunft regulirt und ebenfowol ber 
Betrag als die Art der Arbeitsentfchädigung für Lehrlinge und Gefellen 
(ob Zeit oder Stüdlohn, mit oder ohne Koft u. ſ. w.) genau beſtimmt !*%). 
Und nicht nur bezüglich der Loͤhnung der Gehilfen follten alle Meifter gleich 
geftellt fein: das ganze Verhältnig zwifchen ihnen wurde von ber Genoffen- 
ſchaft für Alle gleich georbnet. Deshalb wurde in der Regel die Eingehung 
ber Lehr- und Dienftverträge vor dem Amt oder in Gegenwart anderer Mei« 
fter vorgefchrieben "). Die Wahl des Meifters und bes Gefellen war zwar 
urjprünglich frei und erft fpäter fand bisweilen eine Zutheilung ber einzelnen 
anfommenden Gejellen an die Meifter der Reihe nach ftatt!): aber Niemand 
durfte Gefellen anders als zu ben gewohnbeitsmäßigen oder ausdrücklich feit- 
geftellten Terminen und auf andere als die beftimmten, für alle Theile bin- 
benden Zeiten (etwa wochenweis oder auf Tagelohn) dingen!*). Das ftrenge 
Verbot, dem Mitbruder feine Gehilfen oder Arbeiter abzudingen oder abwen- 
dig zu machen, ergänzte jene Vorſchriften 1on). Ebenſo war e8 um bed Ge 
meinintereſſes der Zunft willen unterfagt, einen Zehrling oder Gefellen an- 
zunehmen, der einem Mitbruber mit Unrecht entlaufen oder mit Recht von 
ihm entlaffen war oder der fich gegen das Handwerk ober die gute Sitte ver- 
gangen hatte!®). 


163) Frankf. Weisth. v. 1355 Böhmer ©. 635. Lüb. Zunftr. v. 1330. 1365. 
1396. 1465. 1457. 1479. 1508. 1558. 1560.1598 Wehrmann ©. 368. 350. 375. 364. 
212. 478. 259. 406. 411. Ennen I. 629. Mone Bd. 15 ©. 284. 1378 
art. 8. Bb. 18 ©. 137. Beſonders aber bie ausführlichen NRachweifungen bei 
Schönberg S. 99— 111. 

1) 3,8, Iüb. Url. v. 1457 u. 1508 b. Wehrmann ©. 212. 257. Ennen 
u. Ederp I. 883. 399. 

165) Mehrmann, Einl. S. 148. 

166, Mone Bd. 3 ©. 164. Bd. 9 ©. 180. Lüb. Zunftr. v. 1330. 1856. 
1370. 1896. 1400. 1414. 1433. vor 1425. 1457. 1502. 1508 b. Wehrmann 
©. 363. 342. 865. 375. 484. 872. 284. 828. 212. 402. 247. Urk. v. 1800-1850 
gib. Urfb. II. 920. Ennen DO. 622. — Ueber die vorgefchriebenen Zeiten im 
Einzelnen vgl. Schönberg ©. 122—124. Note 276— 279, 

167, So ſchon die Basler Zunfurk.; 3. B. Spinnwetterr und Sclädhter 
v. 1248 u. 1271 Ochs L 329. 823. 342. 404. Trouillat II. 574. 575. 686, 
DO. 219. Frankf. Urf. v. 1353 u. 1355 Böhmer 624. 639f. Lüb. Urkb. IL 
4783 (feine „vormede“). Lũb. Zunftr. v. 1386. 1443. 1474. 1477. 1492 Wehr- 
mann ©. 190. 280. 295. 495. 218. Kölner Url. b. Ennen u. Eder L 384. 
882. 407. Freiburger Urk. v. 1878 art. 1 b. Mone Bd. 15 ©. 254. Schön- 
berg Note 280. 

’6e) Urk. v. 1352 u. 1388 Böhmer 625f. 760. Lüb. Zunftr. aus d. 14. J., 
ver 1409, v. 1443. 1480. 1508. 1591 ©. 162. 358 230. 165. 250. 170. 
Hierüber wurben auch befondere Verabredungen unter den einzelnen Städten ge- 


5 88. Das freie Zunftwefen. 395 


d. Endlich follte auch bezüglich des Abſatzes der Genofſe dem Ge 
noflen gleichſtehen. Sorgten hierfür einmal die Yreistaren, fo follte auch jonft 
der Bruder den Bruder durch fein unanftändiges oder umreblichee Mittel zu 
übervortheilen fuhen. Deshalb war unſchickliche Reklame verboten, das Aus- 
ftehen auf dem Markt, das Aushängen oder Schauftellen der Waare be 
Ihräntt'®), der Verkehr mit Auswärtigen auf ein gewiſſes Map zurüdge- 
führt 7%), der Verkauf der nicht jelbftgefertigten Waare unterfagt‘”*) und 
mannichfach jonft Art, Ort und Zeit des Verkaufes geregelt'?”). Der Ber- 
kauf mittels Haufirend war in der Regel ganz verboten!) Zur Grhaltung 
der. Gleichheit follte oft Jeder nur Einen Laden ober Eine Berkaufsftätte hal- 
ten ?7%), und häufig wurden die Verkaufsſtellen in beftimmten Turnus ver 
Ioft 7), Das allgemeine Verbot, einem Bruder in feinem Geſchäft Eintrag 
zu thun, ſchloß insbefondere auch das Verbot, ihm Kunden oder Käufer ab» 
zurufen oder abwendig zu machen??*), ſowie das Berbot des Abmiethens oder 
der Borwegnahme von Werk. und Verkanfsftätten'?”) in fih. Auch, leitete 
man aus der Brüderlichkeit das Verbot, das von einem Genofjen begonnene 
Werk ohne fpecielle Erlaubniß weiter zu führen’), her. Bei einzelnen Bas- 


troffen. So vereinen fi 1507 5. Wehrmann 197 die Drechöler v. Lübeck, 
Stralfund, Hamburg, Roftod, Wismar, keine Gefellen aufzunehmen, die in Burle- 
Hude gelernt haben, weil die Burtehuber Drechäler gegen jened Gebot gefehlt haben. 

*) Bol. Basler Metzgerzunftbrief v. 1248. Lüb. Zunftr. v. 1370. 1390. 
1502 b. Behrmann ©. 365. 535. 402; v. 1354. 1432. 1480. 1508. 1543 
ib. ©. 225. 159. 164. 257. 431. Mone Bd. 13 S. 892. Ennen II 632. 

190, MWehrmann ©. 149. Ennen I. 629. Url v. 1885 Wehrmann 
S. 264. 

m, Schönberg ©. 93 Note 234. 

113) Bol, die bei Schönberg ©. 112 in Note 256 citirten Urkunden. 

3 3. 8. üb. Urkb. IL 473; lüb. Zunftr. v. 1330 (quod portaret perga- 
menum venale in Lubeke ad domos vel ad bodas). 1400. 1425. 1543 Wehr: 
mann ©. 363. 434. 161. 432. 

120) 3. B. 1800—1350 Lüb. Urkb. II. 920. 1378 Ennen u Ederg I. 
388. 1370. 1438. 1474. 1508 Wehrmann ©. 365. 283. 294. 254. 

118) So 1370 u. 1385 b. Wehrmann ©. 207. 260. Eigene Lateltage hier- 
für bei den lüb. Gewandfchneibern ib. ©. 89. 90. 

176, Lüb. Zunftr. aus d. M. des 14. J., v. 1385. 1502. 1508. 1591 b. Wehr- 
mann ©. 162. 264. 401. 253. 172. Man follte in feinem Laden fiben und 
warten, ob Jemand komme, aber Niemand abrufen. Bol. auh Schönberg 
Note 257. 258, 

1m), 2b. Zunfte. v. 1441 Wehrmann ©. 418. Niemand foll dem andern 
vorfenklich syn . . in hnsskope huer ledderkope und wat sonsten thom 
ampte gehöret. 1455. 1480 ©. 486. 165: Man fol den Bruder nicht uthe 
syner woninge huren. 

176, Bol. Url. v. 1852 u. 1355 b. Böhmer ©. 682. 646. Mone Br. 16 
©. 157. Schönberg Note 259. 
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ler Zünften war ed fogar unterjagt, von dem Schuldner eines Amtöbruders 
eine Arbeit anzunehmen, bevor leßterer bezahlt war!'?), und noch weiter gieng 
: eine Kölner Weberzunft, welche jede Kreditgewährung an den Schuldner eines 
Genoffen verbot 1). 

6. Wenn fo die Zunft im wirtbichaftlicher Beziehung eine Arbeitsge⸗ 
nofſenſchaft war, weldhe das gemeinfame, als ein öffentliches Amt beirachtete 
Handwerk nach den Principien der Gleichheit und Brüderlichkeit betrieb, fo 
war fie ebenfo in vermögensrehtlicher Beziehung fein Kapitalverein, in 
welchem beftimmte Quoten am gemeinfamen Bermögen für die Einzelnen aus- 
gefchieden geweſen wären, fondern bas bewegliche und unbewegliche Gejammt- 
vermögen gehörte ber Genoffenihaft als folder. Das Zunftwermögen, aus 
bem Zunfthaus, der Zunftftube, dem Siegel und Banner, den gemeinen 
Stätten, Anftalten und Gerätbichaften und einem durch Beiträge, Strafgel- 
der, Eintrittögebühren und Schenkungen gebildeten Kapital beftehend, war daher 
zwar nicht nur für die eigentlichen Einheitözwece, wie Verhandlung, Gericht, 
Religion, Wohlthätigkeit, Armenumterftügung, Beerdigung, Berwaltungd- und 
Beioldungstoften u. |. w. beftimmt, fondern diente auch den indivibuellen 
wirthichaftlihen und ethifchen Zwecken der Genoſſen. Allein die Einzelnen 
hatten Feine Privatrechte daran, fondern waren nur als Ölieder der Zunft zu 
Gebrauch und Nutzung befugt und ihre Anrechte waren daher rein perfön- 
licher Art und unter einander gleih. Gleihmäßig durfte daher Jeder bie 
Zunfthäujer zu feinem gefelligen Vergnügen und bejonders auch bei Samilien- 
feften benußen; gleichmäßig ftanden die gemeinfamen gewerblichen Etablifje- 
ments und Geräthichaften Jedem zur Verfügung; gleichmäßig endlich waren 
die Anſprüche ber Genoſſen an dem Kapitalvermögen der Zunft, aus welchem 
nicht nur Unterftüßungen, jondern auch Vorſchüſſe und Darlehen an bebürf- 
tige Genofjen gegeben wurben, fo daß die Zunft nit nur eine Kranken⸗, 
Armen- und Witwenanftalt in fich enthielt, jondern gleichzeitig ein Vorſchuß⸗ 
und Kreditverein war's), 

7. War die Zunft, wie wir gejehen, eine politifche und militärijche, eine 
religiöje und gefellige, eine fittliche, eine wirtbichaftliche und eine Vermoͤgens⸗ 
einheit: jo lag das Alle dieſe verſchiedenen Seiten vermittelnde und durchdrin⸗ 
gende Band darin, daß fie eine Friedens- und Redtseinheit, eine 
Rechtsgenoſſenſchaft war. Sie war die Trägerin einer alle Genoffen 
umfaffenden, in einzelnen Beziehungen auch Ungenofjen ergreifenden Rechts- 
iphäre; durch Gewohnheit und Autonomie, durch Weisthum und Beliebung 


170) Urk. v. 1248 u. 1271 b. Ochs I. 823. 404 u. Troutllat I 580. 
IL 219. 

180%) Ennen u. Ederk I 337. . 

ı), Vgl. i. A. Ennen ID. S. 626. Mone Br. 15 ©. 24. 26. Näheres 
unten in Th. I 
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bildete fie ein genofjenfchaftliches, von oben beftätigtes und gemehrtes Recht, 
einen Inbegriff in ihr geltender Satzungen aus’); fie genoß eines bejonde- 
ren Friedens, defien Handhabung, Wahrung und NHerftellung bei ihr 
war '®®); und fie ſchützte ihr Necht und ihren Frieden nach außen und innen 
durch das genofienfchaftlich gebildete und mit genoffenichaftlicher Kompetenz 
ausgerüftete Zunftgeriht"*). Alle Streitigkeiten unter Genoſſen mußten, 
ehe man an den ordentlichen Richter gieng, vor dieſes Zunftgericht gebracht 
werden; ihm gebührte die Entfcheidung in allen eigentlichen Amtsſachen, ins- 
bejondere über jeden Bruch des genofjenichaftlichen Friedens und über Ber- 
gehungen gegen das Amtsherkommen und die Amtöbeliebungen, bisweilen auch 
über Fleinere Schuldſachen; es war endlich das Organ der zünftigen Gitten- 
und Gewerbepolizei und ſomit in vielen Angelegenheiten auch für Ungenofjen 
bie unterfte Inftanz °%), Doch war die hödfte Strafe, welche das Zunftge- 








ı82) 1855 Böhmer ©. 646: der zunffte gebod und recht; alse der zunfte 
recht ist. 1371 Webrmann 221: des amptes recht. 

183) Wie in jeder Genofjenfchaft, erfuhr der Zunftfriebe eine beſondere Steige. 
rung in der Berfammlung ber Genoffen, wenn dtefelbe feierlich eröffnet und vom 
Altermann Friede geboten, Haber und Zanl, Scheltwort und Unluft verboten war. 
Hierfür waren oft bejondere Ceremonien, welche an das Hegen des echten Dinges 
anfnüpften, vorgefchrieben. Die Wirkung war eine erhöhte Buße für Friedens. 
bruch, insbejondere für Schlagen, Werfen, Schelten oder Lügenftrafen, für Un- 
gehorfam und Unluft. Auch dad Berbot, bewaffnet zu erfcheinen, wurzelt in 
diefem erhöhten Frieden. Der unfriede vor dem ampt oder wenn dat ampt to 
hope is war aber keineswegs der einzige Bruch des Genoflenfchaftsfriedend; auch 
unter den nicht verfammelten Genoffen, ihren Srauen und Gefellen wurde durch 
Schimpfen und Schelten, Schwören und Lügen, Schlagen und Zwietracht der 
Zunftfriebe gebrochen. Vgl. bei. lüb. Zunftr. v. 1390. 1428. 1473. 1500. 1502. 
1505. 1508. 1543 b. Wehrmann ©. 383. 457. 456. 401. 404. 461. 255. 430. 
Frankf. Zunftweisth. v. 1855 Böhmer ©. 640. 641. 643. 645. 648 (daz dun 
wir durch des frides willen). 

1) Bol. Wilda ©. 887f. Heusler ©. 84. Arnold I. 212. Wehr- 
mann ©. 73f. 180f. Ennen II. ©. 627. Mone Bd. 15 ©. 25f. Bd. 16 
S. 333— 341. Hirfh ll ec ©. 85. 36. 95—97. Dazu bei. Urk. der Basler 
Bäder und Schneider. Url. v. 1352 Böhmer ©. 626, 1355 ©. 653f. Statut 
ber Altſchuhmacher v. Berlin d. 1283 Fidicin, Geld. v. Berlin II. ©. 121. 
Priv. des Bil. v. Naumburg v. 1429 6. Wehrmann S. 73 Note 10, wo als 
Gegenftand der Zunftgerichtäbarkeit angegeben werden: causas injuriarum ex 
verbis contumeliosis et opprebriis ortas et causas debiti. Lũb. Zunftr. v.. 
1385 ©. 264; 1480. 1511. ©. 165. 345; 1890 ©. 384: item so schal nemant, 
he sy frowe efte man, in unsem ampt de ene den anderen den fronen sen- 
den, by broke 8 mark. ®or 1471 ib. ©. 891: mester noch knecht follen 
fih nicht „berechnen umme schuld edder schlichte scheldworde, he en hebbe 
dat erst vor unsen olderluden verfolget“. 1410. 1502 ©. 491. 408. 

185) Beſonders waren die Sachen zu Haut und Haar ſtets ausgenommen, 
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richt erfennen konnte, neben ben regelmäßig angebrohten Vermögensftrafen in 
Geld, Wachs, Wein, Bier u. j. w. die völlige ober zeitweife Ausſchließung 
aus der Zunft, womit der Verluft des Amtes verbunden war. Behufs Boll- 
ftredung ihrer Erfenntniffe mußten überdies die Zunftgerichte bisweilen den 
ordentlichen Richter requiriren!*), Seit dem 15. Sahrhundert begann dann 
bereitö mit den Einſchränkungen der Autonomie und GSelbitverwaltung auch 
die Beichräntung der Zunftgerichte, weldhe bald nur — Reſte ihrer 
alten Kompetenz bewahrten.'?”).. 

IV. Die ſo nach außen und nad innen als Einheit konſtituirte Ge⸗ 
noffenjhaft war gleich anderen germaniſchen Gilden gegliedert und or— 
ganiſirt. 

1. Eigentliche Trägerin des geſammten genofjenichaftlihen Rechts, 
die Quelle alles Friedens und aller Gewalt war die Verſammlung der Voll⸗ 
genoffen, der zu felbjtändigem Handwerksbetriebe berechtigten Selbitherren ober 
Meifter!). Meifter wurde man einzig und allein durch beantragte und ge- 
währte Aufnahme in die Genoſſenſchaft, wobei im Einzelnen die bereitd oben 
beiprochenen Bedingungen galten. Umgekehrt verlor man das Meifterrecht 
durch Austritt oder Ausschluß aus dem Verbande"%). Die Berfammlungen 
der Meifter auf regelmäßigen ober gebotenen Dingen waren ganz den echten 
und gebotenen Dingen der freien Gemeinde nachgebildet und hatten gleid 
diefen die oberfte Gewalt, die Rechtweifung und Beliebung, die Beichlußfaffung 


Hirſch lc. S. 9. Ausſchließung auf Zeit z. B. 1321 Sartorind, Hanfe 
U. 303: officio carebit per integrum annum. Für immer 1355 Böhmer 636: 
des hantwerks entberen. Wilba ©. 340. 

186), Urk. der Frankf. Zimmerleute, Steindeder, Lower, Bender, Steinmeben 
u. 4. v. 1355 Böhmer ©. 642. 646. 643. 648. 647: Will Einer nicht gehor- 
jam jein, jo geht man zu den Bürgermeiftern; die leihen uns einen Richter, um 
wegen der Einung zu pfänben. 

187) Weber die ſpätere Zunftgerihtsbarkeit Struve, de remediis judicialibus 
et de processu opificiaric. Ortloff, Recht der Handwerker 8 34 — 38. 
Ueber einzelne Reſte des älteren Rechts Hirſch ©. 96. Vgl. unten 8 67. 

88) Der Name Meifter war urfprünglich auf die VBorftände bejchräntt. Die 
Boligenoffen nannte man einfach mit dem Namen ihres Handwerks, oder man be« 
zeichnete fie ald gemeine Zunft, ald Brüder, Umtögenofjen z. In Lübeck hieß 
ber Bollgenoffe suus proprius (Wehrmann ©. 317. 455), sines sulves ober 
sulvesherr (3. B. ©. 157. 161. 162. 177. 216. 233. 246. 249. 255. 260). In 
Srankfurt ſchon 1355: recht der meister die die zunfit han. Böhmer ©. 648. 

189, Entfernung aus der Stadt zog nicht unbedingt Verluft, fondern in ge 
wiffen Fällen nur Ruben des Rechts nach fi, 1855 Böhmer 641: Wer Un⸗ 
glüdd willen von der Stadt fährt, gibt he dan sin fronefasten gelt, so be- 
jehet man ime de gesellenschafit; wird he aber sumig daran, das he sin 
nicht engibet, so verluset he die geselleschaft. Aehnlich 1884 in Mainz. 
Mone Bd, 16. ©. 177. 
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in Amtsangelegenheiten, die Urtelfindung in wichtigeren Fällen, die Wahl bes 
Borftands und der Ausichüffe!). 

2. Organ ber Geſammtheit waren die gewählten ober erloften!o1), nad 
Zahl!) und Amtspauer'’) verſchiedenen Meifter oder Aelterleute, welche ur- 
fprünglih mehr den herrſchaftlichen oder genofienjchaftlichen Richtern des alten 
Rechtes glichen, allmälig aber mit den Funktionen eines germanijchen Richters 
die eines wahren zugleich regierenden und vertretenden Gildeorgand vereinten. 
Sie hatten die Berufung der Berfammlungen, den Borfit und das Friedens- 
gebot darin, die Einziehung der Buben und Gebühren’); fie richteten in 
ftrertigen und peinlichen Sachen, ſei e8 allein, jei es mit den Amtsbrüdern 
oder einem Ausſchuß derfelben!”); fie hatten die allgemeine Pflicht und Be⸗ 
fugniß, für die Aufrechterhaltung ber Amtögefeße zu forgen und ihre Beein. 
trächtigung dur) Dritte zu verhindern"); fie verwalteten dad Zunftvermoͤ⸗ 


190) Bol. Wilda ©. 334f. Wehrmann ©. 70f. Ennen U. 626. Mone 
Bd. 15 S. 26f. Die ungebotene Berfammlung — Jahrtag, Morgenſprache ıc. — 
bie im Miltenberg ganz wie bie ber Märler Heynreyde. Mone J. c. 

so, Bon den Beichränkungen der Wahl ift oben geiprochen. Weber das 
ofen Mone Bd. 15 ©. 22. Wehrmann ©. 89, 

122) Die Negel war in ber Blüthezeit des Zunftweiend Kollegialität. Go 
1416 bei den Brauern in Lübeck 4, 1410 bei den Gewandjchneidern 4 Wehr- 
mann ©. 181. 490. Wo keine Zahl genannt ift, heißt es in ben lübiſchen Rollen 
doch meift: die olderiude; ;. B. 1508 ©. 253: wor de olderlude tosamen 
synt van des amptes wegen. Bei ben Frankfurter Schneidern unb Tuchſcheerern 
6 Meifter, die jährlich 6 Andere Tiefen. 1352 Böhmer S. 624. In Köln 
zwei oder vir. Ennen IL 626. 

199), Bei Brauern und Gewandichneidern in Lübeck wurden von 4 Meiftern 
2 jährlih nen gewählt, Wehrmann ©. 181. 490. In Köln und in Süd⸗ 
deutichland jährlicher, in Zürich halbjähriger Wechſel. Ennen IL ©. 626. 
Mone Br. 15 ©. 22. 1352 b. Böhmer ©. 624. Bluntſchli L 824. Später 
wurde Bebenslänglichkeit bed Amts die Regel. Wehrmann ©. 134, 

100) Berufung des Amts 1480 (von des amptes wegen). 1459. 1500. 1504. 
1508 b. Wehrmann ©. 189. 401. 284. 253. 369. Zu hauf gebieten um des 
hantwerks nutz — recht zu hauffe zu gebieten — gemein gebot 1856 
Böhmer ©, 641. 644. 638. 639. Nichtlommen oder Zufpätlommen wurbe ge- 
baßt. Der jüngite Dieifter hatte zu Inden. Wehrmann ©. 164. 217. 244. 
253. 345. 867.482. Sriebegebieten ber Meifter in den Beifpielen in Note 188. 
Einziehen der Bußen feitens der Meifter durch den Knecht der Zunft 1352 
Böhmer 623. 624. Genaue Aufzählung ber Pflichten und Befugniffe bes 
Meifterd 1440 in Landau. Mone Bo. 16 ©. 828f. 

195) Bluntſchli L 824. Hirſch Lc. ©. 94f. Wehrmann ©. 180. 131, 
Enuen O. 626. 

6) Wehrmann ©. 131. Daher ber Eid, dat ampt bi rechte to be- 
holdende — 1401 ib. 878 —, dat ammet truweliken to bewaren — 1871, 
1445 ib. ©. 22. 879 —, das er dem antwerck das best und das wegste tun 
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gen '”); fie übten die der Zunft zuftehende Sitten- und Gewerbepolizei, be- 
ſonders die Schau und Kontrole, aus); fie waren aber ferner zugleich bie 
Borfigenden bei gefelligen Zufammenkünften, die Anführer der Zunft im 
Kriege, und in der Regel die Vertreter derjelben im Rath oder anderen bür- 
gerlichen Kollegien!®); fie repräjentirten die Körperjchaft nach außen wie ein- 
zelnen Genofjen gegenüber bei Verträgen und Streitigkeiten’); fie waren 
mit Einem Wort die vereidigte und verantwortliche Obrigkeit der Zunft, der 
fie vorftanden und die fie regierten?). Als Erſatz für ihre Mühe und 
manche damit verbundenen Ehrenlaften genoflen fie einzelner pekuniärer oder ge 
werblicher Vortheile und bezogen häufig eine Quote der Bußen und Ein- 
trittögelber?%®), 

Den Nelterleuten ftanden in größeren Zünften Gildenusichüffe oder Bei⸗ 
fiter zur Seite, die theild als Schöffenkolleg fungirten, theild die Gejammt- 
heit gegen bie Vorfteher zu vertreten und die leßteren zu überwachen hatten). 


sol und des antwercks nutz- und frummen zu fordern und des antwercks 
schaden zu wenden. Urk. aus d. 15. Jahrh. aus Strasburg b. Mone Bd. 16 ©. 386. 

197) Ennen.II. 625. 626. 14 Tage nach der Meifterwahl mußten in Köln 
die alten Meifter Rechenſchaft über Die Verwaltung der Kaffe legen. 

100, Pol. Note 180f. 135f. — Wehrmann ©. 129. 130. Ennen U. 615. 
625. Fehler der Arbeiten waren fie verpflichtet zu rügen. X. a. O. und Urt, 
v. 1352 Böhmer ©. 624. 

100) Bluntfhli L 824. Mone Bd. 15 ©. 22f. 

200) Bol. Note 20: 21. 103f. — So bei. auch auf den Zunftagen verfchie- 
dener Städte. Mone Bd. 13 ©. 140. 162. Bb. 15 ©. 26. Beifpiele, wo bie 
Yelterleute Namens bes Amts einzelnen Mitbrüdern ald Partei gegenübertreten, 
1478 b. Wehrmann ©. 895. 397. 

%1) „Dat ampt regeren“ ijt ein in Köln und Lübeck oft von ihnen gebrauchter 
Ausdrud, Ennen I. ©. 625. Rolle v. 1445 b. Wehrmann ©. 379. — 
Der Eid der Meifter des MWollenamts in Köln gieng dahin, dad Amt treu zu 
-bewahren, über vorſchriftsmäßige Anfertigung bed Gewandes zu wachen, die 
Statuten ftreng zu handhaben und jede Mebertretung anzuzeigen. Ennen II. 615. 
In Lübeck fchworen die Aelterleute, das Amt treu zu bewahren und ihm vyorzu- 
ftehen nach aller ihrer Macht. 1871. 1401 ©. 221. 878. 

202) Val, 3. B. über die Einkünfte lüb. Zunftrollen v. 1885. 1432. vor 1471. 
1459 Wehrmann ©. 266. 159. 391. 189, über die Ausgaben 1507. 1508. 1581 
ib. ©. 285. 249. 258. 244. Die Borzüge der Aelterleule bei den Knochenhauern, 
über welche i. 3. 1484 in Lübeck zwifchen ihnen und den andern Meiftern Streit 
entftand, wurden ausdrücklich damit motivirt, datt se arbeit unde unlust des 
amptes halven hadden. Wehrmann ©, 266. 

203) Sp z. B. in Zürih Sechſer. Bluntſchli L 824. Bei den Mebgern 
in Wormd 4 Geſchworene. Schannat ©. 212. Bei den Mebgern in Freiburg 
8 Echtewer, auch fonft in Sübdeutjchland oft ein Beirat. Mone Bb. 15 
©. 28. Bd. 16 ©. 329f. — In Köln in einzelnen Zünften. fog. Beifiker. 
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Neberdied gab es zahlreiche andere Zunftbeamtes®), von denen bejonbers ber 
Amtsbote*s) und der Sedelmeifter *) häufiger erwähnt werden. 

3. Der Zunft gehörte ferner, wie jeder deutſchen Genoſſenſchaft, außer 
den vollberechtigten Genofſſen ein Kreis von Schußgenoffen an, die nur pajjiv 
an dem Frieden und Recht der Körperichaft Theil nahmen. 

a» Dies war zuwörberft bei ben Frauen und Kindern der Amtsbrüder 
der Fall. Sie hatten natürlich kein jelbftändiges Recht in der Zunft: daß fie 
aber Mitglieder berfelben waren, wird oft ausdrücklich gejagt”) und ver⸗ 
ftand fich im Grande von jelbft bei einer Berbindung, die zwilchen Familie und 
Gemeinde mitten inne ſtand. Der Schub der Zunft erftredte fih daher auh 
auf fie, gleichwie fie umgekehrt der genoffenjchaftlichen Polizei und Gerichtsbarkeit 
unterlagen); an Gottesbienft und Gefelligkeit nahmen fie Theil”); und auch 
zum Gewerbe waren fie, wenn fie gleich neben dem Samilienhaupt Tein felbftändt- 
ges Recht daran haben konnten ?'%), doch burdy Geburt oder Ehe näher als Andere 
berufen, jo daß die Kortjeung des Gewerbes dur die Witwe und die Bevor 
zugung der Söhne und Schwiegerjöhne bei Erlernung des Handwerks und 


3. B. Ennen u. Eders L 831. Meifter und ſechs in Bafel, Ochs I. 351, 
404. Trontllat IL 107. 218. Meifter und vier in Erfurt. Htrihl. c. 
©. 9. 

=) So 3. B. bei den Freiburger Metzgern neben Zunftmeifter, Handwerks⸗ 
meifter und Echtewern 3 Stubenmetjter, 3 Dreier, 2 Korbmeifter, 3 Bantmeifter. 
Mone 1. c. S. 23. Kerner oft Meifter der Gefellenlade, der Todtenlade, des 
Schreins u. ſ. w. | 

205) Knecht der zunft 3. B. 1352 Böhmer ©. 623. 624. In Kübel 
war der jüngfte Meifter Amtsbote. | 

2%), 9%, B. Drbn. der Zimmerleute in Strasburg v. 1478. Mone Bb. 16 
©. 159. art. 42: man machet alle jore einen seckeler .. der sol sweren dem 
antwerck das sin getruwelich in zü gewinnen und das gelt in die bühse zu 
stoszen. Sonft muß er ed usz sinem geckel erſetzen. Des git man ime alle 
jore 5 s. d. von dem antwerck. 

rn Wilda S. 329f. Urk. der Badler Spinnwetter v. 1241 Ochs I. 406. 
Zrouillat II. 219: in derre selbin zunft sint die vrowen als die man, die- 
weile ir wirte lebent und nach ir manne tode dieweile si witowen sint. 
Lüb. Zunftr. v. 18566 Wehrmann ©. 342: Vortmer schal sick nemandt unsers 
amptes underwinnen, de beruchtet is, he sy mann edder fruwe, und schall 
wesen echte boren. 1459 ©. 186: junckfrowen und frowen, de in dat ampt 
kamen. 1507 ©. 200: de fruwe mit eren anderen amptsusteren. 1514 
©. 424: Die Neu- und Altfchneider follen under sick mit ohren frouwen und 
kyderen eyn ampt und eynerleye gerechticheit holden ok hebben und unvor- 
hindert bruken und geneten. — Bgl. auch Mone Bb. 16 ©. 173. 176f. 

s) Bol. 3. B. 1890 Wehrmann ©. 384. 1855 Böhmer 648, 

or, Wilda &. 829. 

210), Eine gewiffe Theilnahme der Frauen am Amt fand indeß überall, 
befonders aber da Statt, wo die Frauen auf dem Markt verfauften. Auch hatten 
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Aufnahme in die Bollgenofienfhaft nur als natürliche Folgen der innigen, 
das ganze Hausweſen aller Genoffen umfaſſenden Gemeinfchaft erfchienen *''). 
Sa, die Frau des Meifterd galt als ein jo weſentliches Glied in ber Genofjen- 
haft, dag man auch von ihr verlangte, fie folle des Amtes würdig fein?'*), 
und den Meifter, der nicht eine unbeiholtene Frau ehelicher. und deutſcher 
Abkunft erwählte, mit dem Berluft des Genoſſenrechts bebrohte*'?), Berein- 
zelt famen übrigens aud) neben den Meiftern, Knechten und Lehrlingen Grauen, 
Mägde und Lehrjungfrauen mit felbftändigen gewerblichen Rechten oder. auch 
befondere Trauenzünfte unter gewählten Meifterinnen vor?!*). 

b. In einem ganz ähnlichen Verhältniß zur Zunft wie die Yamilienan- 
gehörigen des Vollgenoſſen ſtanden urfprünglih auch Lehrlinge und Ge— 
ſellen. Sie waren anfänglich überall Mitglieder des Hausweſens ihres 
Meiſters und mittelbar Genoſſen — Schutzgenoſſen — der Zunft?s). Nicht 
nur in allen gewerblichen Angelegenheiten, ſondern auch in ihren Streitig. 
feiten unter einander und mit den Meiftern und bei ihren ergehen gegen 
die Sitte ober die Ehre des Handwerks waren fie daher der Zunftgerichts- 
barkeit unterworfen. Schon die Lehrjungen bedurften deshalb einer förmlichen 
Aufnahme in das Amt”), wobei Unbejholtenheit, freie, ehelihe und 


fie den Dann, wenn er abweſend, zu vertreten. Pauli, Abb. aus d. lüb. R. 
Th. U. 8 15 u. 16. Wehrmann ©. 135. 136. 4. M. Krant, Vorm. Bd. IL 
©. 534, — Snjoweit unterlagen fie der Gewerbegerichtäbarteit der Zunft. Bol. 
3. D., lüb. Rollen der Schmiede v. 1400, der Schmiebe v. 1543 Wehrmann 
©. 435. 431. 

zu Wilda ©. 329831. Bol. oben. Die Urk. der Bremer Lohgerber 
v. 1300 b. Oelrichs ©, 415 (nah Wilda J. c.) fagt bereits: officium alluta- 
riorum deveniat ad filios et filias illorum. Aehnliche Gefichtspunfte 1436. 
1409. 1411. 1454 in Mainz, wenn nur die nach dem Eintritt eined Meifterd 
geborenen Kinder zur Zunft gehören ſollen. Mone Bd. 16 ©. 173. 174. 

212) Lüb. Zunftr. v. 1414 Wehrmann ©. 870: Item we sick vorandern 
wit in ungeme ammete, de scal nemen ene bedderve vrowen edder ene 
ve junewrowen, de unseg ammetes werdych syn. | 

213, Lüb. Rolle v. 1365 ©. 351. 1432. 157 (unberuchtede vrome beddar- 
ve vrows edder janerzowe). 1459. 186: echt und recht und dudesk ge- 
boren. 1428. 1500 ©. 468. 398. 1507 ©. 235: wenn fie „lose“, verliert er 
das Amt. 

214, So in Köln. Ennen I. 622. 625. 

as) Schönberg I c. ©. 115— 124, 

210 Wilda © 32. Ennen U. 8.621. Wehrmann ©. 114f. dirſch 
l. c. S. 40, Lüb. Zunftr. v. 1479 ©. 295. Vorgeſtellt und eingeführt wurde 
der Lehrling von dem Meiſter, bei dem er eintreten wollte, angenommen aber 
von den Aelterleuten oder von dem ganzen Amt. Vgl. lüb. Rollen v. 1390. 
1448. 1473. 1480. 1508 bei Wehrmann ©. 885. 231. 455. 166. 247. 257. 
In Köoln wurde der Lehrling in die Amtsregifter eingetragen. 
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deutfche Geburt und die Entrichtung gewiſſer Eintrittsgebühren in Gelb, 
Wade, Wein ober Bier geforbert wurden?!) Durch jchlechtes Betragen 
oder wieberholtes unbegründetes Entlaufen verwirkte der Lehrling das Amt?"), 
durch die Abſolvirung der vorgejchriebenen Lehrzeit Dagegen erlangte er ein 
feftes Anrecht, in die Klaſſe der Gejellen aufgenommen zu werden *!9%, 

Die Gejellen ftanden zu ihrem Meifter wie zu ber Zunft urfprünglich 
rechtlich in demfelben Verhältniß wie bie Lehrlinge?*). Ach ber Gefelle 
gehörte zum Hansweſen des Metfters, deſſen Haus er nicht einmal auf eine 
Nacht verlaffen durfte, er war ein „Knecht“ oder „Knappe“ (famulus, ser- 
viens) und zunädhft der Hausgewalt ſeines Meifters, in höherer SInitanz 
aber der Zunft unterworfen. In allen Amtsangelegenheiten und in ihren 
Streitigkeiten mit einander wie mit den Meiftern mußten fie vor dem Zunft 
gericht Recht fuchen und nehmen und wurden vom Zunftgeriht gefhütt?*"). 


sm) Ennen u. Wehrmann 1 c. In den lübifchen Zunftrolfen Heißt es 
öfter: welk junge unse ampt wil leren, de schal dat bewisen, dat he echte 
unde rechte geboren sy unde schal geren deme ampte ene halve mark unde 
een pund wasses to den lichten. 3. B. 1457. 1543 ©, 212. 431; eyne tunne 
beer unde acht sch. in des amptes busse und eyn punt wasses. 1508 ©. 254; 
Deutfche Geburt ib. 1432. 1478. 1500 ©. 159. 259. 455. 398. Bisweilen 
mußten zwei beijchwören, daß er fein Wende fei. 1414 ©. 372. — Vgl. au 
1409. 1454. 1459 ©. 357. 314. 187. — Ein Lehrgeld wurde nur in einzelnen 
Zünften gefordert. Wehrmann ©. 216. 245. 449. 

1 3. B. Wehrmann ©. 216. 245. 248. 456. Nach der Rolle von 1508 
©. 248 Tonnte der Lehrling, ber einmal entlaufen war, von den Xelterleuten, 
der zweimal, vom ganzen Amt, der dreimal, nur mit Genehmigung des Rath 
wieder aufgenommen werden. War ber Meifter jchuld, jo wurde er immer 
wieder aufgenommen. 1473. 1474 ©. 456. 259. 295. — Wer fi) zwei Meiftern 
verdbingt, wer über 6 Pfennige Werth ftiehlt, war für immer „des Amtes un. 
würdig”. 1880. 1356 ib. 863. 340. 

219, Die Lehrzeit war jehr verſchieden, von 1 bis zu 8 Jahren feftgefegt. 
Ennen IL ©. 622. Wehrmann ©. 195. 802. 314: 3 — S. 340 (1356) u. 
243: 4 — ©. 836: 5 Jahre. Die Regel war in Kübel dreijährige Lehrzelt. 
Urfprünglich forderte der Webergang vom Lehrling zum Geſellen keine befonderen 
Formalitäten und Koften. Später wurden gerade hierbei — fowol für bad 
„Losfprechen” und die Ertheilung des „Lehrbriefs“, als für die Aufnahme in den 
Gefellenverband — viele beſondere Vorſchriften aufgeftelll. Namentlich wurbe 
eine Mitwirfung der Gefellen zur Aufnahme nothwendig, bei. bei den foge- 
nannten „gefchenkten? Zünften; es wurden Unterfehlede zwifchen Zunggefellen und 
„gemachten“ Gefellen begrändet; endlich wurben vielfache Einweihungsceremonien 
aus lebendiger Sitte zu rechtlichen Erforderniß. Vgl. Hirſch S. Alf. 97f., 
bef. aber Sto@, Grundz. des Gefellenweiend; 3. B. S. 60. 

220) Bol. außer der cit. Schrift v. Stod Wilda ©. 342f. Ennen IL 622. 
Wehrmann ©. 116f. Hirſch S. 47f. Schönberg ©. 118f. 

21) Auch der Meifter mußte vor dem Amt lagen, ehe er einen Lebrjungen 
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Aber ihre Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft war eine Lediglich paſſive, fie hatten 
weder Sig noch Stimme in der Berfammlung, noch ein eignes gewerbliches 
Recht, jo daß ihnen bejonderd jede Ausübung des Amts auf eigne Rechnung 
unterfagt war?®). Hatten fie aber die vorgeſchriebene Dienftzeit ausgehalten 
oder ftatt deſſen auf der Wanderfchaft, die zwar erft im ſechszehnten Iahr- 
hundert rechtliche Erfordernig wurde, ſchon vorher aber üblich war und bis- 
weilen von anderen Erforderniſſen biäpenfirte??), unter Wahrung des Zu⸗ 
fammenhangs mit der Zunft die nöthigen Zähigkeiten erworben,. jo hatten fie 
bei Erfüllung der jonftigen Bedingungen einen Rechtsanſpruch auf bie 
Aufnahme als Meifter. Aus diefem Allen geht ſchon hervor, daß die Ge 
jellen in der Blüthezeit des Zunftwejend nichts als werbende Meifter waren. 
Es gab feinen befonderen Stand der Gejellen, feinen unfelbftändigen Arhei- 
terftand neben einen Stande jelbftändiger Unternehmer, jondern es gab nur 
eine Lehr- und Dienftzeit als Vorſchule und Vorſtufe für eigne Ausübung 
des Amts, Die Unterfhiede von Meiftern und Gejellen waren wejentlich 
nur erft Unterjchiede des Alter und der Ausbildung”). Deshalb war auch 
von einer bejonderen Förperjchaftlichen Verbindung der dem Amt als eine 
bloße Klaffe organiſch eingefügten Geſellen urſprünglich nicht die Rede; es 
kamen nur zu frommen Zweden eigne Brüderfchaften unter ihnen vor, die 
gleich den geiftlihen Brüderſchaften der Meifter in’ einer gewiffen Beziehung 
und Abhängigkeit zur. Geſammtzunft ftanden, doch aber verjihieden von ihr 
waren 226), 

Sobald indeß — was an verfchiedenen Orten und bei verſchiedenen Ge- 
werben zu ſehr verjchiedenen Zeiten, vielfach aber ſchon jeit dem Beginn 


oder Gefellen entlied. 1559 Wehrmann ©. 449: so schall ock nen meister 
synen lerjungen vorloven edder von sick jagen, he hebbe ohne erstenn vor 
dem ampte vorclaget. 

222) Ginzelne Ausnahmen kommen vor; fo durften die Knechte ber Tübifchen 
Schneider in freier Zeit für fi) nähen. Wehrmann ©, 424 d. 1464. — Bol, 
Schönberg Note 278. 274. 

223) Die Sitte des Wanderns ift aber wahrfcheinlich fehr alt. Dies be 
weifen die frühen Verbindungen der einzelnen Städte und ihrer Zünfte unter- 
einander. Gerade dad Wandern wire fehr wefentlich mit zu der gleichartigen 
Entwidlung des Innungsweſens und zu ber das Handwerk. des ganzen Reiche 
zufammenhaltenden, wenn auch weniger rechtlich anerkannten, ald durch Sitte und 
Herkommen gegründeten Organtfation. Vgl. unten. Berboten. war das Wandern 
in Lübeck bei den Bernfteindrebern 1385 Wehrmann ©. 351. Bei den Woll- 
webern befreite es 1477 von ben übrigen Bedingungen des Meifterrehte. 1558 
bei ben Lakenmachern dreijähriges Wandern nothwendig. Wehrmann S. 121. 
122, 

220) Schönberg ©. 116f. | 

22, Wehrmann ©. 116. Mone Bi. 15 ©. 28 (Aus d. 14. Jahrh.). 
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des 15. Sahrhunderts geſchah — durch die Erfchwerungen des Meifterwerdeng, 
bie Verlängerung der Lehr- und Wanderzeit und das Vorkommen von Ge— 
jellen, die niemals Meifter wurben?*%), die Gefellen als ein eigner Stand in 
einen gewiffen Gegenfag zum Stande ber Meifter traten und fich gemeinfa- 
mer Standesintereffen bewußt wurben: da zeigte ſich fofort, trog mancher 
obrigkeitlichen und zünftigen Verbote, auch unter den Gefellen ber deutſche 
Cinungstrieb. Sie bildeten mun nach dem Borbild der Gejammtzunft eigne 
Gejellichaften ) (feitvem auch erft der Name der Gefellen), welche zwar von 
jener abhängig und mit ihr in Zuſammenhang blieben, dod aber eigne Rollen 
und Statuten hatten, eigne Vorſtände (Altgefellen) und Beamte wählten, 
unter Aufficht eined ihnen meift gegebenen Meifters (Gefellenvater) ihre An- 
gelegenheiten jelbft verwalteten, autonomiſch Beltebungen ſetzten, Beiträge und 
Strafgelder erhoben und beſonderes Vermögen befaßen. Den Gegenftand 
ihrer genofſenſchaftlichen Berbindung bildeten jetzt nicht mehr blos religiöfe 
und gefellige Zwede, jondern alle menſchlichen Gemeinſchaftszwecke überhaupt. 
Beſonders juchten fie Ehre und Sitte des Gefellenftandes durch genoſſenſchaft⸗ 
liche Meberwahung und Gerichtöbarkeit zu wahren, in welcher Beziehung oft 
jelbft die Meifter gegen Geſellen, die fich vergangen hatten, vor ihnen Recht 
ſuchten. Ein Hauptzweck ihrer Verbindung war ferner gegenfeitige Unter 
ftaßung, jo daß ihre Kaffe als Vorfhuß-, Kranken- und Armenkaſſe diente. 
Endlich aber nahmen fie — und das war das Wichtigſte — auch das ger 
meinfame gewerbliche Intereffe in Tragen bed Lohns, der Arbeit und der 
Selbftändigkeit gemeinfam wahr und führten in biefer Beziehung ſchon in 
früher Zeit planmäßige Koalitionen und Arbeitseinftellungen den Meiftern 
gegenüber berhei’”). 

4 Die fo in Vollgenoſſen und Schubgenoffen gegliederte und nad 
Maßgabe ihrer Verfaſſung organifirte Genofjenfhaft war endlih nach außen 
wie nach innen im öffentlichen wie im privaten Recht eine Gefammtper- 
fönlihkeit. Ganz wie in der Stadt bad Gemeinweſen als folches über 
Einwohner, Bürger und Rath als höchſte Rechtsperfönlichkett trat, fo wurde 
die in der Geſammtheit der Zunftgenoffen lebendige unfichtbare Einheit, die 
Zunft als folhe, zum eigentlichen Rechtsſubjekt erhoben, für welches die ficht- 


226) So 1407 in Konftan. Mone Bd. 13 ©. 155. Rolle ber lũb. Bar- 
btere v. 14805. Webrmann ©. 166: item so scholen de knechte der barberer 
neyne rullen hebben ofite verbunt edder jenige eyndracht maken, dat tegen 
den rad sy eder tegen dat ampt, by broke dre mark sulvers. 

227, Bal. befonberd Wilda S. 248. Mone Bd. 13 ©. 155. Bd. 15 ©. 
2831. Wehrmann ©. 111 u 1545 ©. 462. Hirſch 1. c. S. 47f. 88f. 
Stio@l.c. Schönberg ©. 117 Note 261. 

228) Der ältefte Strike v. 1351 in Speier b. Mone Bd. 17. S. 56. — 
Strite der Schneider in Mainz 1423 ib. Bd. 18 ©. 155. 
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bare Geſammtheit nur der Körper und die Zunftbeamten nur die Organe 
waren ?”®). 

V. Wenn, wie bereit8 bemerkt worden, im Gegenſatz zu fpäterer Torpo- 
rativer Iſolirungsſucht in allen Genofjenfchaften des Mittelalters der Trieb 
mächtig war, fich mit gleihartigen Vereinen zu größeren Gejammtheiten zu 
verbinden, ein Trieb, der die Städte zu Städtebünden und die Stäbtebünde 
zu Cinungen mit den Geſellſchaften der übrigen Stände zufammenführte, der 
aus ben vereingelten Kaufmannsgilden größere Geſammthanſen und damit 
endlich die Grundlage einer allgemeinen deutſchen Hanja jchuf: jo waren aud) 
die Genofjenihaften der Handwerker beftrebt, Iunungsvereine über ben 
einzelnen Zünften zu gründen. Die verjchievenen Zünfte berjelben Stadt 
ftanden theild vorübergehend, theils dauernd in einem mehr ober minder or- 
ganifirten Berbande, um gemeinſame gewerbliche oder politiiche Intereſſen bes 
Handwerkerftandes gemeinjam zur Geltung zu bringen ”%). Darüber hinaus 
famen mitunter fürmlide Kreis vereine aller Zünfte einer Gegend ober 
eines Landes vor?*). Häufiger waren Vereine unter den gleichartigen Zünf- 
ten in einer Anzahl benachbarter oder font in Wechſelbeziehung ftehender 
Städte. Nah Form und Inhalt jehr verfchieden, waren fie theild nur Ber- 
träge oder Beredungen über einzelne Punkte, befonderd über gleichartige Be— 
handlung und Disciplin ber Gefellen**), theils förmliche Einungen ober 
Bündnifje”°?), theild Gefammtzünfte im eigentlihen Sinn **). Immer aber 


220) Näheres in Th. H. 

20) Val, Note 53 zu $ 34. 

21), Vol. Mone Bd. 13 ©. 129 u. 140 Note 4. 5. 

222) En bie in Note 106 ermähnten Vereinbarungen oberrheinifcher Bäder- 
zünfte v. 1352 und Schmiedezünfte v. 1383, niederdeutſcher Böttcherzünfte v. 
1321 und Schmiedezünfte v. 1494. 

233) Sp ein von Mone Bd. 13. ©. 162—165 publicirtes, auf 28 Sabre 
abgefchloffenes Bündniß der Schneiderzünfte von zwanzig oberrheiniſchen Stäbten. 
Das Bündnig nennt ſich felhft eine einang; fo wird in art. 17 ©. 164 der 
Empfang anderer Schneiderzünfte in unsere einung offen gelaffen. Dal. auch 
Winzer S. 3f. 

234) Bol, z. B. die Schneiberordnung der Grafſchaft Hohenzollern, aufgerichtet 
durh „die Brüder des Handwerk der Schneider zu Hechingen und ber ganzen 
Grafihaft Hohengollern* mit Bewilligung des Grafen und ber Stabt Hechingen 
zu Ehren Gotted und um, bed gemeinen Nupens willen. Bei Mone Bd. 18. 
S. 313—317. Es wird eine „Brüderfchaft" unter allen Meiftern der Etadt 
und der Dörfer gegrimbet, ein jährlider allgemeiner Verſammlungstag angefeht 
(S. 317), jeder Meifter zu einem Beitrage behufs Unterhaltung einer Kerze in 
ber Stiftskirche (S. 813) und zu gegenfeitigem Begräbni (©. 315) verpflichtet, 
Diejelbe Brüderſchaft ift aber zugleich ein Gefannmtgewerböverein; fie normirt Die 
Eintrittöbedingungen, Meifterjtüd, Lehrzeit und Lehrgeld, Wanderzeit, Gebühren 
(S. 313.314), fchreibt Die Art der Arbeit, Die Arbeitözeit und ben Arbeitöpreis vor (©. 
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enthielten derartige Vereinigungen den eriten Anfang zur Aufrichtung allge» 
meiner Gewerbesrbnungen, wie fie fpäter ausſchließlich von ber Obrigkeit ans 
giengen *). 

Weiter noch als ber ausdrückliche Vertrag und die förmliche Organija- 
tion gieng der durch das Herkommen gegründete und durch bie Sitte gefeitete 
Zufammenhang ber Zünfte unter einander. Es war befonders die Gewohn⸗ 
beit und fpäter die Borfchrift des Wanderns, melde unter allen gleidarti- 
gen Gewerksgenoſſenſchaften und in gewillem Sinn unter allen Mitgliedern 
bes Handwerkerſtandes eine das ganze Reich umfafjende Verbindung herſtellte. 
Wie der gejammte Nitterftand fi als eine große Innung auffaßte, wie bie 
Kaufleute des heiligen römijchen Reiches von Alamannien fih als eine Ge- 
fammigilde betrachteten, jo lag auch ben Handwerkern bie Vorftellung nahe, 
daß jede Kunft und jedes Gewerk dur das ganze deutſche Reich nur Eine 
große Genoſſenſchaft bilde, daß dann weiter die Genoſſenſchaften der einzelnen 
Gewerke mit einander verbündet fein. Bei den meiften Gewerken eriftirte 
freilich Feine gejchriebene Sefammtverfafiung und Feine ausdrüdliche Organifa- 
tion: aber auch die bloße Vorjtellung einer Geſammigenoſſenſchaft hatte ſehr 
erhebliche Wirkungen. Durch ihre Vermittlung bildete jih ein gemeiner Ge- 
brauch ber einzelnen Gewerke und des Handwerks überhaupt durch ganz Deutfch- 
land, eim gemeined deutſches Handwerksrecht aus, und wenn der beutiche Hand⸗ 
werber in jeber deutichen Stadt nad den feiten Gewohnheiten und Regeln 
dieſes Rechts bei der verwandten Zunft Schu und Aufnahme fand, genau 
beftimmte Rechte und Pflichten gegen fie hatte und in ihren Sitten und Ge—⸗ 
brauchen won vorn herein heimisch war, fo fit die Bebeutung dieſes nationa- 
len Zujammenhangs für die Erhaltung und Belebung des deutfchen National« 
bewußtſeins keineswegs au unterfchäßen. Die eigentlichen Träger dieſer Ge- 
meinſamkeit waren übrigens naturgemäß weit weniger die Meiſter als bie 
wanbernden Geſellen und ed weren baber, ſeitdem beiondere Gefellenzänfte 
neben den Meiftergünften ſtanden, beſonders die erfteren, welche in einen regen 
Geſammwerkehr traten und einen über das ganze Reich erftrediten Gejellen- 
verband, ein gemeines Geiellenreckt und gleichartige Anfchauung und Sitte 
berporbradsten??%). Noch im 17. und 48. Jahrhaudert waren Die Verbindun⸗ 
gen der Zünfte und befonderd ber Geſellen verſchiedener Territorien bebewiend 
genug, um den Landeöherren gefährlich zu erfcheinen und mehrfache reichöge- 
jeßlihe und fürſtliche Verbote hervorzurufen ”), 


315. 816), regulirt die Ausftoßung aus der Bruberjchafd (336) und beanfprucht 
die Ausübung bes Zunftzwanges (S. 314). - 
1 Mone Dd. 18 ©, 129. Ebenda S. 148-150 ehe obrigkeitliche Ge⸗ 
werbeordnung des Markgrafen Rudolph IV. von Hochberg-Rötteln für alle feine 
Unterthanen. 
290, Hirſch L c.. ©. 47 fpricht bildnißweiſe von einem eignen Geſellenſtaat. 
277) Bol, unten &'67. 
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Ein Gewerk war es beſonders, in welchem die Gefammtwerbindung ber 
Einzelzünfte auch formell zum Ausbrud kam, in welchem fogar vor ber 
Geſammtgenoſſenſchaft die Lokalen Brüderſchaften in den Hintergrund traten. 
Das war das Gewerk der beutichen Steinmetzen?). Auch bie Steinmeßen 
waren urfprünglich und zunähft in ben einzelnen Städten and Gegenden zu 
Genoſſenſchaften vereint: aber mit bejonderer Lebendigkeit wirkte in ihnen von 
Anfang an die Idee, dat alle dieſe Genofſenſchaften durch das ganze beutfche 
Reich) nur Einen großen Bruberbund bildeten. Durch traditlpnell fortgepflauz- 
te8 und. von der Sage auf die Heiligen zurüdgeführtes Gewohnheitsrecht (das 
alte Hauptrecht des Steinwerks) entitand allmälig eine beftimmte Berfaffung 
diefer Affoctation. Ihr anerkanntes Haupt war die Strasburger Baubütte, 
die zugleich der Mittelpunkt ihrer Berfammlungen und der Ausgangspunkt 
ihrer Orbnungen wurde. Im fpäteren Mittelalter wurde bann, was längft 
als Gewohnheit beftanden, aufgezeichnet und ein Jahrzehnt nach Bollendung 
des Stradburger Münfterthurms (1452) durch Geſammtbeſchluß zu Strasburg 
eine formelle und v»ollitändige Organifation des Gefammtvereins feftgeftellt 
und redigirt. Dad ganze Steinwerk wurde unter bie vier Haupthütten Stras- 
burg, Köln, Wien und Zürich vertheilt, dem jedeömaligen Werkmeifter des 
Straßburger Münfterd aber das Großmeiftertfum der gefammten Brüber- 
haft übertragen. Die im Fahre 1459 auf Grund diefer Organifation ſchriftlich 
aufgeſetzte erfte gemeindeutjhe Steinmeßenordnung wurde 1498 jogar vom 
Kaifer felbft beftätigt und blieb, nachdem fie 1563 von den verfammelten 
Meiftern zu Strasburg und Bafel revidirt, vernollftändigt und gedruckt wor- 
den, bis 1707 in Kraft, in welchem Jahre der Reichstag nad) ber Losreißung 
bes Elſaß durch förmlichen Beſchluß die uralte Verbindung der Bauhütten in 
Deutſchland mit der Haupthütte zu Strasburg aufbob?%). Wie in allen 
rein beutjchrechtlichen Gejammtorganifationen beftand auch in der bdeutichen 
Steinmeßenbruberfchaft die Selbſtändigkeit der Glieder fort. Unter der Groß. 
hütte waren die Hanptbütten, unter diefen die Kreis- und Nebenhütten Bor- 
ftände jelbftändiger Bezirks. und Kreisvereine, die befondere Gerichte und 
Verſammlungen hielten und fi partifuläre Ordnungen gaben?). Die eng- 
ften felbftändigen Genoffenfchaften aber bildeten tie einzelnen Bauhütten, 
welche an jedem Ort, wo ein Meifter einen Bau hatte, durch den Zujammen- 


236) Bol, Winzer J. e. ©. 46—75. Michelſen, die deutſche Hausmarke. 
Rena 1858. S. 6164. 

239, Mone, Anzeiger V. ©. 494—498. Heldmann, bie drei älteften ge 
ſchichtlichen Dentmale der teutichen Freimaurerbrüderſchaft. Aarau 1819. — 
Theatr. Europ. XVII. ©, 43, 

0) So wurbe 3. B. i. 3. 1462 eine fhriftliche Ordnung von den Meiftern 
zu Magdeburg, Halberftabt, Hildesheim, Mullburg, Merfeburg, Meißen, Boigtland, 
Thüringen und Harzland erlaffen. Michelſen l. c. ©. 68. 
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tritt der gefchworenen deutſchen Steinmegen entftanden. reilich waren dieſe 
Bauhütten jo eng mit einander verbunden, daß Aufnahme in die eine auch 
ein Recht anf Aufnahme in die andere gab: aber jede einzelne Bauhütte bil- 
dete eine beſondere Bruberichaft (confraternitas) unter einem beſonderen Bor- 
ſteher (Stuhlmeifter), hielt regelmäßige (monatliche) Zufammenkünfte für Be- 
rathung, Gericht und Gelage ab und hatte ihr eignes Recht und ihr eignes 
Bruderichaftövermögen. Alle Mitglieder ber Bruderſchaft waren einander gleich; 
die Aufnahme in die Bruderſchaft aber erfolgte erft nach gehöriger Erlernung 
des Handwerks, nach ausgehaltener Wanberzeit, nach einer unter feierlichen 
Gebränden vollgogenen Einweihung in die Geheimniſſe der Baukunſt, nad) 
einem fchlieglich unter Bürgichaftsitellung geleifteten Schwur auf die Bruber- 
pflichten. Vorher war ber Lernende nur Mitglied des Handwerks (Steinmeh- 
maurer), nicht des Bruderbundes. 

Die Bedeutung diefer großen Affociation der deutſchen Steinmetzen für 
die Blüthe der dentichen Baukunſt im Mittelalter war eine außerorbentliche. 
Indem der Gefammtverein fi als Inhaber der Kımft und ihrer technifchen 
Regeln betrachtete und dieſe nur dem Bruder unter Verpflichtung zu ihrer 
Geheimhaltung mittheilte”"), führte er gleichzeitig eine gewiffe Abſchließung 
ber dentſchen Kunft gegen bie fremde herbei. Das Geheimniß und die damit 
verbundene Exkluſivität wurden aber andererſeits die Duelle der fpäteren Er⸗ 
ſtarrung und Berichuörfelung bed Bundes und der Entartung feiner Gebräuche 
in tobte Kormalitäten. 

Neben ihrer unmittelbaren Bedeutung für die Kunft ihrer Zeit erlangte 
die Steinmeßenbruderjchaft eine zweite mehr mittelbare, bis auf unjere Tage 
fortwirtende Bedeutung durch den Einfluß, welchen fie auf die Entftehung 
des Freimanrerbundes übte. Denn es ift mehr als wahrfcheinlih, daß es 
vornemlich die Ideen und Traditionen der nach England berufenen deutſchen 
Baubandwerker waren, welche in diefem Lande die Umbildung der Maurer- 
bruberfhaften in. den Freimaurerbund herbeiführten °). 


C. Der Einfluß des Einungsweſens auf die Familie, befonders 
im Adel. Ä 
8 39. 
Denn wir bereits im Anfang unferer Geſchichte die ältefte deutſche 
Familiengenoſſenſchaft fih auflöfen jahen, fo entfteht nunmehr Die Stage, ob 


1), Bol. über das Steinmebzeichen, auf welches nach der in der vor. Rote citirten 
Ordn. jeder audgelernte Gteinmeg einen Rechtsanſpruch bat und das ihm ein 
Meister unter gewiflen Yörmlichkeiten (befonders einem Schmaus) verleiht, 
Michelfen l.c. ©. 63. 61. 

22) Bol. unten 8 64. 


410 Der Einfluß des Einungswefens auf die Familie, bei. 1. Abel. 


etwa unter dem Einfluß des Einungsweſens neben der in alter Weife fortbe⸗ 
ftehenden häuslichen Gemeinſchaft die weiteren Verwandtenkreiſe neu als Koͤr⸗ 
perſchaften konſtituirt find. 

Dieſe Trage muß im Allgemeinen verneint werden. Sp maächtig ſich in 
Sitte und Leben fowol den eignen Mitgliedern als anderen Familien gegenüber 
die Einheit der Familie geltend machte: eine rechtliche Einheit, welche un⸗ 
benfbar war ohne Geſchloſſenheit und Berfaffung, kehrte der Sippe 
nicht zurüd. Rechtlich gab es nur Beziehungen und Berhältniffe der einzelnen 
Berwandten, und wenn fi bisweilen in allgemeinen Verſammlungen eines 
Geſchlechts oder in einem vom Hausvater zugezogenen Familienrath die Familie 
ale Ganzes Fund zu geben fheint, fo fehlte doch viel daran, daß durch folche 
tfolirten und unbeftimmten Einrichtungen das Geflecht zu einer wahren 
Rechtöperfönlichkeit über den Einzelnen, zu einer Koͤrperſchaft erhoben wäre. 

Bon diefem allgemeinen Rechtözuftande traten indeß in einzelnen Stän- 
ben, befonders im Adel, gewiffe Ausnahmen ein ober e& zeigte fich wenigſtens 
in ihnen die Tendenz, die Familiengenoſſenſchaft neu zu begründen. 

A. Im Bürger- und Bauernftande zunächſt tft von einer derartigen 
Demegumg wenig zu bemerken ober fie verlief doch ohne bleibende Refultate. 
Dem Städtebürger mußte faft ganz das Bedürfniß fehlen, über dem engften 
Familienkreiſe eine höhere Familieneinheit rechtlich zu orgamifiren, indem eine 
folhe ihm durch Brüderfhaften und Gilden erfetzt wurbe. Aber auch im 
Pauernftand hatten die Agrargenoffenichaften den größten Theil der Aufgaben, 
welche einft die Sippe erfüllte, übernommen und auch ihm gieng baher eine 
wirkliche Geſchlechtskoͤrperſchaft für immer verloren. 

Als eine Ausnahme von mehr Hiftorifcher als praktiſcher Bedeutung ift 
die finguläre Rechtsbildung der Bauerngeſchlechter in Ditmarſchen 
bervorzuheben!). Hier vollzog ſich die überall fonft ſchon zur Zeit der Voͤlker⸗ 
wanderung vollendete innere Umbildung der angefiebelten Geſchlechter in Nach⸗ 
bargemeinden zum Theil erft im 13. Jahrhundert, und als dann feit dem 
Beginn des 14. Jahrhunderts Bauerfhaften und Geſchlechter mehr und 
mehr auseinanderfielen, behielten die leßteren gleichwol ihre Gefichloffenheit 
und Berfaffung nicht nur bei, fonbern bildeten fie durch die Aufnahme bes 
Einungsprincips fort und blieben in einer eigenthümlichen Weiſe auch neben 
den Markgemeinden und Kirchipielen Glieder der Landesverfaſſung. Bis zum 
14. Jahrhundert waren jo die Geſchlechter Ditmarfchens nicht nur von politi- 
jeher und Triegerifcher, fondern auch von wirthfchaftlicher Bedeutung, indem fie 


1) Bol. Riebuhr, Röm. Gel. L ©. 32395. Dahlmann zu Reocorus, 
bitmarf. Ehronit L ©. 595. 5965 Geſch. v. Dänemark HI. ©. 372, Midel- 
fen, Sammlung altditmarfcher Rechtöquellen. Altona 1842 nebit Anmerkungen. 
Bei. aber Nitzſch, Jahrbücher f. d. Landeskunde der Herzogth. Schleswig. 
Holftein und Zauenburg IIL 1860. ©. 83 — 150. 
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oder ihre Unterabtheilungen in eignen Dörfern wohnten und innerhalb ihrer 
lokalen Grenzen Geſammteigenthum an der Dorfmark oder Gejammtgerechtiame 
an einer Nachbarmarf hatten, auch Recht und Pflicht bezüglich des Deiches 
übten, der ihre Feldmark ſchützte“). Während fie aber in biefer Beziehung 
alfmalig dur die Meentverfaffung der Bauerſchaften verbrängt wurben?), 
erhielten fie fi) als mächtige Samilteneinheiten, welche Blutrache und Fehde 
gegeneinander ausühten, die Buße mit dem Genoffen zahlten und für ben 
Erſchlagenen die Mannbuße bezogen, die Mitglieder zu Eideshilfe und &e- 
richtöbeiftand aller Art verpflichteten, kriegeriſche und politiihe Bebeutung in 
der Landesverfaffung wahrten und zugleich religidje und geiellige Zwecke fowie 
gegenfeitige Unterſtützung der Genoſſen verfolgten‘), Im ihrer inneren 
Organiſation aber giengen fie von einer reinen Samilienverfaffung mehr und 
mehr zu einer gildeartigen Organifation über. Sie hielten zwar den Gebanten 
der Abftammung von einem gemeinfchaftlichen Stammwater feft:), ließen aber 
eine Tünftlihe Erweiterung zu, indem fie jowol einzelne Fremde aufnahmen ®), 
als ganze Geſchlechter, wenn biefe dem Untergang nahe waren, eintreten ober 
fih einkaufen ließen“). Sie zerfielen in Interabtbeilungen — Klüfte und 
Brudertemede — die einen engeren Genofjenverband hegründeten®). Auf biefe 


2) Dies tft von Nitzſch 1. c. erwiefen. Im Norden ded Landes giengen 
neue Dorfgründungen von ben Gefchlehtern aus. ©. 107f. 112f. Beifpiele 
von Gefchlechterdeichen und Geſchlechtermarken vgl. ib. S. 112. 119. 117. 
Michelfen, Samml. ©. 48. Neocorus I 225: item klaget ein slehte in 
düssem kerspele belegen, geheten Brunomannen ... . in erer veltmarke u. f. w. 
Nitzſch bezeichnet daher für bie ältere Berfaffung das Gefchlecht ald „eine 
Kriegs-, Steuer, Ader-, Rechtsgenoſſenſchaft“ im Kirchſpiel. ©. 127. 

3 Kipfhl.c. S. 144f. Im Sabre 1384 — Midhelfen S. 28 — heißt es 
fon: dat ghemene gescklechte der Voghedingmannen to suden unde to 
norden unde wor wi wonen in deme lande to Ditmarsen. — Dal. auch Neo⸗ 
corus I. 224. 236. Nipfh S. 140. 

9 Dablmann 1. c. Nigfh ©. 87f. 112. 114. 115. 118. 127; wegen 
ihrer Bedeutung für die Landesvertheidigung und des Anrecht auf das Heer- 
gewette S. 128 — 136. 142; über das Recht ber Bogtmannenflaht auf bie 
Vogiei ©. 1:5 F. 

) Nitzſch S. 136f. 

*) Neocorus L 207: im falle nun einer uih frombden landen sich in 
einem karspel neddergelaten und in ein geschlechte sich tho begeven und 
befrunden begert .... hebben se densulven vor einen veddern des geschlechtes 
angenahmen, ock nicht geringer geachtet als ehren negesten angebarnen 
frundt. 

7), Neocornd L 224. 257. Auch Sonderungen eined Geſchlechts in mehrere, 
Derauwachien einer Kluft zum Geſchlecht u. |. w. kamen vor. Nitzſch ©. 139. 

% Nitzſch S. 117f. Das ganze Geflecht hieß laht (Michelfen, Samml. 
©. 27), vrünt (ib. ©. 28), parentela, amici, proximi. 
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Abtheilungen Tonnte das Geſammigeſchlecht Schatungen umlegen und ver- 
theilen®). Den einzelnen Genofjen zwang das Geſchlecht jo mächtig zum Ber- 
bande, daß es ihm nicht erlaubt war, ohne des Geichlechtes Willen mit einem 
Gegner fi auseinanderzufeßen oder zu verföhnen'. Das Geſchlecht jelbit 
vertrat ihn nach außen, e& trat im Namen aller feiner Glieder ald eine ge 
ſchloſſene Körperjhaft auf, welde Streitigkeiten führte und Berträge ſchloß, 
Rechte erwarb und aufgab, oft fat wie ein jelbftändiges Gemeinweſen 
handelte '*). 

Ein Ueberbleibjel dieſer künſtlich inkorporirten Gefchlechter, welche in Dit- 
marſchen jelbft jeit dem 16. Zahrhundert, nachdem ihnen durch die Reforma- 
tion die Eideshilfe entzogen war, allmälig zu Grunde giengen, waren die 
Betterfhaften auf Fehmarn, von denen einige unfere Tage erreicht haben ’®). 
Auf dem Glauben einer gemeinſchaftlichen Abſtammung beruhend'*), wurden 
diefe Vereine im Uebrigen ganz als Gilden orgmifirt. Sie gaben fich daher 
auf regelmägigen Berjammlungen ihrer Bollgenoffen felbit Geſetze und 
Statuten'*), wählten Borftände'®), erfannten auf Bußen!e) und bejaßen ein 
gemeinjchaftliches durch intrittögebühren und Beiträge gebildetes Vermögen, 
das fie theils als Einzelne benußten, theild für ihre religiöjen und gejelligen 
Zwede verwandten”). Die Hauptpflicht aber, welche ber Verband auferlegte, 
war die gegenfeitige Unterftüßung der Genoſſen'e) und in diefer Beziehung 
famen noch im 17. Jahrhundert Eideshilfe, Beiftand vor Gericht und Zahlung 
der vom Better verwirkten Buße ald genoffenfchaftliche Pflichten vor!°). 

B. Wenn fo, von fingulären Rechtsbilbungen im nordſächſiſchen Bauern- 





— —— 


o) Michelſen S. 224. 8 81. 

10) Nitzſch ©. 119. 120. 

11) Man vgl. z. B. die Sühne der Stadt Hamburg mit den Slachten ber 
Amitzermanni, Vokemanni, Etzingheinanni et Zertzinghemanni de parrochia 
Brunesbutle d. 1316. Sartorius, Hanja IL 294 —296. 

12) Hanffen, biftorifcheftatiftiiche Darftellung der Inſel Fehmarn. Altona 
1832. ©.286f., und die i. 3. 1611 aufgezeichneten, aber auf älteren Befchlüffen 
beruhenden Statuten einer noch beitehenden Betterfchaft ib. SS1f. 

12) Hanffen &. 290f. 

14, Vetterfchaftsftatut b. Hanſſen ©. 331. 335: „de semplichen ved- 
dern .. . belevet und bewilliget“, 

15) 4 Olderslüde. 1 c. ©. 385. 

6, 8 101. c. ©. 335. 

1 6, 336 1. e. — Gemeinſchaft der Kirchenftühle ib. $ 9; Vettergelage 
8 11. Ä 
16, Mithilfe bei der Beerdigung $ 4 1. c.; Unterftübung deö Berarmten & 5; 
Beiftener zur Ausbildung eines Vetterſohns durch Studien ($ 6) oder Handwerk 
($ 7) und Auäftener einer Tochter (8 8); Erbrecht der Vetterfchaft bei erblofem 
Abfterben eines Bettern (8 2). 

m) 831. c. ©. 382. 983. 
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ftande, welche bie Regel nur beftätigen, abgejehen, ein forporativer Gejchlechts- 
oder Samilienverband oder irgend eine andere bie Sippe zur Rechtseinheit er- 
hebende Organifation im Bürger- und Bauernſtande nicht eriftirte, jo machten 
auch die Samilien der höheren Stände von dieſem allgemeinen Rechtözuftande 
feine Ausnahme. Weder im el noch im Nitterftande waren gejchloflene 
Samilienverbände vorhanden und auch in ihnen gab ed nur ein Privatrecht, 
tein Genoſſenſchaftsrecht der Sippen. 

Hier aber rief zunädft im hoben oder damals noch alleinigen Adel, 
dem Herrenftand des Reiche, in den legten Sahrhunderten des Mittelalters 
eine mächtige Reaktion gegen die fortichreitende Aufloͤſung und Zerfplitterung 
der Familien eine neue und eigenthümliche Genoſſenſchaftsbildung hervor. 
Der Herrenftand war in der That feit dem vollendeten Siege des patrimonin- 
len Principe durch das geltende gemeine Familienrecht in feinem ganzen Be- 
ftande auf das Aeußerſte bedroht. Denn durch das Ueberwiegen der indivi- 
duellen Rechte und Pflichten der Verwandten über bie Familieneinheit einer- 
jeits, die privatrechtlihe Behandlung aller Herrihaftsbefugniffe andererjeits 
wurde mehr und mehr die Stellung der einzelnen Adelöfamilien und damtt 
zugleich die Stellung des ganzen Standes von allen Zufälligkeiten des Pri- 
vatrechts, non Veraͤußerungen, Grbtheilungen und Zeriplitterungen®) abhän- 
gig. Sollte die Bedeutung des Standes als des herrichenden im Reich, ber 
einzelnen Samilien als der herrichenden in ihren ſich bildenden Territorien er- 
halten werben, jo mußten die individnellen Intereſſen der Standeöglieder vor 
benen des Standes, die der Familienglieder vor denen der Familie zurüdtre- 
ten. Rechtlich konnte eine derartige Richtung kein anderes Ziel haben, als die 
Erſetzung einer bloßen, weder äußerlich abgefchloffenen noch innerlih organi- 
firten Summe von Berwandten durd eine nach außen und innen als Ein- 
heit. Eonftituirte Familiengenoſſenſchaft, in welcher die inbivibuellen Rechte 
Map und Beftimmung an felbjtändigen Rechten der Familiengemeinheit fanden. 

I. Ein ſolches Ziel wurde nun in ber That feit dem 14. Sahrhundert 
in den deutſchen Adeldfamilien bald bewußt, bald unbewußt angeftrebt und 
endlich — obwohl in verſchiedener Vollſtändigkeit — überall erreicht). 


20) Vgl. über die Theilungen die Zufammenftelung bet Schulze, Grftgeburt 
S. 251-309. In der reihsftändifchen Grafſchaft Limpurg kam zuletzt allein 
auf Die Etadt Gaildorf von 1400 Einwohnern ein Theifhaber mit %,, ein 
anderer mit %,:der Landeshoheit. Klüber, Deff. R. S. 898. 

) Die gründliche quellenmäßige Darftellung dieſer Entwidlung beiBefeler, — 
Erbn. I, 2. ©. 1—106, vgl. auch Priv. R. g 170 — ift bisher die einzige, 
welche von den richtigen Gefichtspunften ausgeht. Ihr wird hier gefolgt, da 
eine erweiterte, auf bas’reichhaltig vorhandene Duellenmaterial näher eingehende 
Darftellung, die im Refultat doch nur baffelbe ergäbe, eine eigne und um- 
faffende Specialunterfuhung fordern würde. Die fonftigen Behandlungen ber 
hier einichlägigen Materie, welche in allen Rechtsgeſchichten, den Gefchichten des 
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Zuerft in einzelnen Beziehungen, bald in allgemeinerer Richtung ergriff der 
die ganze Zeit jo mächtig bewegende Einungsgeift die abligen Geſchlechter und 
bewirkte eine Unterwerfung bed inbivibuellen Rechts und Intereffes der Fami⸗ 
lienglieber unter das Geſammtintereſſe und Geſammtrecht der Samilie, welche 
im Anfang eine Reihe unvollfonmenerer Verbindungen und Gemeinfchafte- 
verhältniffe, ſchließlich aber eine wirkliche Familiengenofſenſchaft des hoben 
Adels erzeugte. Diefe Genoffenfhaft, welche unter dem Namen des abligen 
Hauſes mit Eorporativer Berfaffung, korporativem Recht und Torporativem Ver⸗ 
mögen entftand und für die deutſche Staatsentwicklung von entſcheidendem 
Einfluß wurde, ift in weſentlich unveränderter Form bis auf unfere Tage ge 
fommen. 

Wie alle Fonftruktiven Bildungen bes fpäteren Mittelalters an bie von 
ihnen betroffenen SKreife nicht von außen herangebradht, fondern aus ihnen 
jelbit erzeugt wurden, fo war auch für die genoſſenſchaftliche Geftaltung der 
abligen Häufer die Selbitthätigkeit der Familie der eigentlich ſchaffende Faktor. 
Dadurch wird natürlich nicht ausgefchloffen, daß auch von außen frembe Kräfte 
theils förbernd, theils begrengend auf diefe Entwidlung wirkten. 

1. Sp war zunädft eine gewiſſe Mitwirkung des Reiches ſelbſt nicht zu 
verfennen. Schon jet war die Reichögewalt weniger die Vertretung einer 
allen Reichögliedern übergeordneten höheren Einheit, als eine Vertretung der 
berrichenden Stände und alfo vor Allem des hohen Adels felbft, und Häufig 
genug war daher die Reichögejeßgebung direkt auf das Stanbes- und Fami⸗ 
lieninterefje der Fürſtenhäuſer, ftatt auf das Intexeffe ber Reichseinheit ge- 
richtet °), Wo von den einzelnen Häufern durch Berträge ihrer Mitglieder 


Adels und ber einzelnen Länder und Häufer, den Stantsrechtöfyftemen, insbeſondere 
aber den Lehrbüchern des Privatfürftenrechts enthalten find, entbehren faft durch⸗ 
aud einer Subfumtion ber einzelnen Snftitute unter ein einbeitlihed Princip, 
einer Zuſammenfafſung der einzelnen NRechtöbildungen in eine einheitliche Be⸗ 
wegung. Weber Einzelnes tft 3. vgl.: Nic. Betsii tract. de statutis, pactis et 
consuetudinibus familiarum illustrium et nobilium (1611) cura.c.&. Schilteri. 
Argentor. 1690. Knipschild, de fideicommissis familiarum nobilium. Ulm 1693. 
Stryck, de succ. ab intestato 1697; Diss. VIlu. VOL 3.3. Mofer, Yamilien- 
ftantsrecht. 2 Bde. Pütter, Beiträge zum deut. Staats⸗ und Fürftenrecht IL 
©. 110. Heffter, Beitr. 3. deut. Staatd- und Fürftenredht. Berlin 1829. 
Eichhorn, R. ©. 8 428. 540f. P. R. 5 20. Kohler, Hanbb. des D. 
Privatfürftenrechts. Sulzbach 1832. Bauer, Beiträge zum deut. Privatfürften- 
recht. Göttingen 18389. Zachariä, Staatör. IL 139f. Walter, R. G. 8 363. 
Daniels, D. Rechtd- und Staatengeſch. II, 3. ©. 493f. Schulze, das Recht 
ber Erftgeburt. Leipzig 1851. S. 310-455. Bluntſchli, PR. ©. 85. — 
Quellen b. Mofer 1. c. und im Staatsrecht, und für Anhalt, Baden, Baiern, 
Braunſchweig⸗Hannover 6. Schulze, die Haudgef. ber regier. deut. Fürftenhänfer. 
Bd. 1. Jena 1862. 

22) Die größte Wichtigkeit erlangten die Beſtimmungen der Goldenen Bulle 
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oder Dispofitionen Einzelner, durch Einungen, Beliebungen, Exrbverträge und 
Erbverbrũderungen der Anſtoß gegeben wurde, juchte man häufig die kaiſerliche 
Betätigung nad, und obwol diefe, wo es ſich nicht etwa um einen lehns⸗ 
herrlichen Konjens handelte, nur die Bedeutung einer formellen Konftatirung 
deſſen, daß fein Meichörecht verlegt ſei, hatte, jo daß weder ihr Mangel die 
Giltigkeit beeinträchtigte, noch ihr Vorhandenfein Ungiltigkeit heilte, jo war 
fie doch auf Befeitigung und Sortbildung des Rechts nicht ohne Einfluß). 
Endlich wirkte in einigen Beziehungen and die alte Idee des Amtscharakters 
der Derrichaften bei ihrer Zujammenfaffung zur Einheit mit*). 

2. Bon größerer Bedeutung noch war ed, daß in den einzelnen Terri⸗ 
torien die Landftände an der Genofienfchaftsbildung des regierenden Daufes 
thätig Theil nahmen. Denn indem häufig von ihnen die %eftftellung ber 
Untheilbarkeit und Unveräußerlichleit des Landes, die Begründung einer feiten 
Succeffiondordnung, die Verwandlung gemeinfchaftlicher Regierungen in Ein- 
beitöregierungen Namens des ganzen Hauſes geradezu veranlaßt, häufig dabei 
ihre Mitwirkung oder Zuftimmung nachgefucht und von ihnen als Recht be- 
anjprucht und durchgeſetzt wurbe*), mußte der Geltendmachung eines ganz 
neuen Gefichtäpunftes bei Konftitnirung der Samilienverbältnifie bes hoben 
Adels Bahn gebrochen werden. Es war dies ber Geſichtspunkt der salus 
publica, des Landesinterefjes, welches die Anwendung der gewöhnlichen 
Privatrechtöregeln auf Vererbung, Veräußerung und Theilung ber Herrſchafts⸗ 


c. 7. 25 über die Untheilbarkeit und Primogenitur- Vererbung ber Kurländer. 
Darüber Schulze, Erftgeburt &. 313— 820. 

2) Bol. Striydle.©. 823f. Knipjhildbt S. 188. Mofer, Zamilten- 
ftaater. L ©. 73f. 189f. 765. 951. 1016. 1023f., bei. aber DI. 1048f. GStaatör. 
Bo. 12. ©. 479f. 482f. Bd. 19. S. 177. 192. 194. Bd. 23. ©. 167f. Auch 
Wahlkapitul. art. 1. Reichshofrathsordn. tit. 3. 8 15. HeffterLc. ©. 63f. 

*) Befeler, Erbverträge OD, 2. ©. 10. 28. 29. Schulze, Erftgeburt 
©. 3527. 

25) Stryd 881. 832. Mofer, teut. Staatsrecht. Bd. 12. ©. 826. 369. 
Br. 13. ©. 78. 81. 100. 108. 167f. 449. 460f. 465. 495. Bb. 14. E. 507. 
Br. 15. ©. 82. Bd. 17. ©. 168f. Bamtlienftaater. J. S. 61f. 578f. 1022. 
U. 1269 — wo Beifpiele einzelner Länder, Konflikte, Vergleiche und reichd- 
gerichtliche Enticheidungen darüber zu finden. So Konkurrenz ber waldedifchen 
Lanbftände bei Einführung des Erftgeburtrechts Staatsr. Bd. 18. ©. 368. 873, 
376f. — Einführung der Untheilbarkeit und Primogenitur durch Vermittlung der 
Landſtände in Lippe, Familienftaatsr. L ©. 62. — Konflikt über bas Zuftimmungs- 
recht bei der Theilung von Anhalt ib. &. 578. — Eventuelle Wahl eines Agnaten 
burh die Etände ib. S. 61. — Konfens bei Erbverbrüderungen ©. 1022. — Er⸗ 
fordernig des statuum consensus bei Aenderung ber Succejfionserdnung in 
Braunfhweig b. Struben, de orig. nobil, Germ. sect. I. o. 1. 89. Vgl. auch 
Befeler, Erin. L c. ©. 13. Unger, Landſtände IL 223f. Mofer, von 
deut. Reichsftände Landen ©. 283-— 312. 
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rechte verbiete%). "Damit wurde das als ein Inbegriff oͤffentlicher und pri» 
vater Rechte immer noch im Sinne einer umfafjenden Immobiliargerechtigkeit 
betrachtete Geſammtrecht des Landesherrn zwar zunächſt der Natur eines 
Privatrechts noch nicht ganz entkleidet, — die an fi nicht geläugnete Mög- 
lichkeit einer Anwendung gewiffer Privatrechtöregeln wurde nur im befonderen 
Fall geſetzlich ausgeſchloſſen: allein indem bies nicht mehr blos im Samilien-, 
ſondern zugleih im Lan besintereffe gefchah, befeftigte fi mehr und mehr bie 
Anſchanung, daß die NRegierungsgewalt als ſolche — die Landeshoheit oder 
Landesobrigkeit — ihrer Natur nach von einem DVermögensrecht verichieden 
und privatrechtlichen Vererbungen, Veräußerungen und Theilungen an fich 
entzogen, daß fie Öffentlihes Recht fei, während das Stammgut als Per- 
tinenz der Natur des Hauptrechts folge. Mit der vollen Durdführung des 
aus den Städten in die Xerritorien dringenden Staatsgedankens wurde dann 
die Scheidung bes Öffentlichen und privaten Rechts fchärfer vollzogen und da- 
mit der Kreis der Familiengenoſſenſchaft des regierenden Hauſes wieder ver 
engert, indem bie Staatögewalt felbit aufbörte, ein Geſammtrecht des ganzen 
Hauſes zu fein und das letztere nunmehr in das Privatredht zurkctrat. 

83. So wihtig nun aber alle diefe Momente für die Bildung der hoch⸗ 
adligen Samiliengenofjenihaft waren, das eigentliche Bilbungsprincip berjelben 
Ing in der Bamilie jelbit”). Wir nannten oben diefe Bewegung einen Aus- 
fluß des auch den Herrenftand ergreifenden Einungsgedankens; wir müflen 
aber zum Unterfhiede von dem Einungsweſen der anderen Stände zwei Punkte 
beſonders hervorheben. 

a. Zunächft verjtand es fich nach dem Weſen der Familie, daß der freie 
Wille weniger auf die Eriftenz, als auf die rechtliche Geltung und die be 
fondere Form der Verbindung gerichtet war. Die bewuhte Konftituirung eines 
adligen Haufes zur Genoſſenſchaft ift jehwerlich irgendwo vorgefommen, und 
vergeblich würde man, jei e8 in einer einfeitigen Berfügung, fei ed in einem 
Vertrag, nad) einer Stiftungsurfunde juchen, welche in dem Sime, wie dies 
bei Brüderfchaften, Gilden, Zünften, wie felbft bei den Kommunen älterer 
Bildung geſchah, die SKKörperichaft felbft gefchaffen, fie aus dem Nichts ins 
Dafein gerufen hätte. Vielmehr war der Entwidlungsgang ber, daß man 
mehr und mehr fi) der vorhandenen natürlichen, hiſtoriſch, politisch, focial 
längſt wirfjamen Samilieneinheit bewußt ward und mehr und mehr bie rechtlichen 
Konfequenzen daraus zog. Deshalb find fowol die einfeitigen Dispofttionen 
des FSamilienhaupts unter Lebenden und von Todes wegen, ald die Samilien- 
und Stammverträge der ſämmtlichen Gefchlehtögenofjen, welche die Geſchichte 


36) Belege b. Schulze, Erftgeburt S. 348850. : 

27) Dad oberſte Motiv aller Hausgeſetze ift daher nicht dad Staatswohl, 
fondern ber Glanz (splendeur, estime, lustre) des Haufes. Vgl. Beifpiele b. 
Schulze ©. 347f. 
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jedes einzelnen Hauſes des hohen Adels jo zahlreich aufweift, weit mehr Aus- 
flug als Grundlage der genoffenfchaftlichen Einheit; fie Tonftatirten, mo» 
dificirten, entwickelten bie Verfafjung des Gefammthaufes, aber fie jeßen die 
Eriftenz einer Genoſſenſchaft, je fhärfer fie die Samilieneinheit betonen, defto 
unzweideutiger als bereits vorhanden voraus. 

b. Ein zweiter jehr wichtiger Punkt war ber, daß bie genoflenfchaftliche 
Entwicklung der adligen Familie nicht wie die ber reinen Cinungen das and- 
ſchließliche Reſultat des freien Zuſammenwirkens gleichberechtigter Genofjen, 
aljo die Herborbringung einer Einheit aus dem Innern der Gefanmtheit war, 
fondern in noch höherem Grabe durch die Wirkſamkeit des regierenden Fami⸗ 
lienbaupts beftimmt wurde und alfo zum Theil darin beftand, daß eine vor 
bandene Einheit fi) eine ihr entgegenftehende Vielheit unterwarf?”). Waren 
in rein gewillkürten Bereinen die Glieder früher und jchufen erft, indem fie 
fih organifirten, ihr Haupt, war umgefehrt im Herrichafteverbande das Haupt 
früber als die fi) aus ihm entwidelnden Glieder: jo waren bier Haupt und 
Glieder von vornherein gegeben und brachten burch gegenjeitige Einwirkung 
ihre Rechtövereinigung nnd damit die juriftifche Körperfchaft hervor. Beftim- 
men wir dies näher, indem wir an bie nach unferer Auffaflung älteiten Ge⸗ 
genfäße des Familienvereins und fomit der menschlichen Vereinigung überhaupt 
herantreten: jo war das ablige Haus weder (wie der Name zu jagen jcheint) 
eine bloße Erweiterung des altgermanifchen Haufes, noch eine Erneuerung der 
alten Sippegenoffenfchaft, fondern eine aus der Verſchmelzung beider Formen 
bervorgegangene neue und eigenthümliche Drganifation. 

IL Demgemäß entwidelte fi denn auch bie Verfaſſung der Abels- 
familien, d. h. der Inbegriff der die Orgamifation und rechtliche Geltung einer 
Einheit über der Vielheit der Familienglieder erzeugenden Rechtsnormen, als 
eine Miſchung der Haus» und Geſchlecht s verfafſung. 

1. Im weiteften Sinn wurden and Frauen und Kognaten zur Familie 
gerechnet; auch fie nahmen an gewiflen Vortheilen der Samilienverbindung 
Theil und Eonnten in gewiſſen Fällen volles Recht in derjelben erlangen. 
Allein in der Verfaffung des Hanfes waren fie nur Schuß» oder Pajjiv- 
genoffen ohne Antheil an der aktiven Trägerſchaft des Hauſes. 

2. Eigentliche Trägerin des genofjenjchaftlihen Verbandes und Rechts 
war vielmehr bie Gejammtheit der aus den Agnaten — den Berwanbten 
gleihen Stammes und Namend — gebildeten Vollgenoſſen. Dadurch allein 
war eine forporative Geftaltung möglich, indem nur fo geſchloſſene Vereine 
entftanden, deren Mitglieder Feiner andern ähnlichen Einheit in gleicher Weiſe 
angehörten. Diefe Gefammtheit war aber nicht, wie in der alten Sippe, der 


2) Die Interefien der Einzelnen, befonderd der Nachgeborenen, rengirten natür- 
lich häufig fehr ftark gegen die Einführung der Primogenitur. Moſer, Staatsr. 
IL ©. 481. Schulze, Erftgeburt ©. 384f. 
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Gilde, dem Bürgerverbande, ber freien Gemeinde, alleinige Duelle und In⸗ 
baberin der Genoſſenſchaft: vielmehr waren die weientlichiten Befugniffe, melde 
aus der genofjenfchaftlichen Einheit floffen, bei einem unwiberruflih und 
nach feiten Rechtsſätzen beſtimmten Oberhaupt, deſſen Beftellung vom Geſammt⸗ 
willen der Genoſſen volllommen unabhängig war”). 

3. Dieſes Haupt des Haufes war der regierende Herr. Cr war weder 
ein Herr noch ein bevollmächtigter Vertreter der Geſammtheit, wie Herr und 
Beamter. in altgermanijcher Verfaffung, fondern er war ein Organ ber Ge 
noſſenſchaft. Allein er verdankte diefe Stellung nicht der Wahl feiner Familie, 
fondern feiner Geburt, er war alfo Organ der Famtilieneinheit aus eignem 
Recht. Hierin von dem Vorſtande einer gewillfürten Genoſſenſchaft ober einer 
Stadt verichieden, war er doch darin einem ſolchen glei, daß der lebte Grund 
feiner Stellung nidt ein Privatredht, fondern die Genoffenfchaftäverfaffung 
war. Kin wmentziehbared Recht kam ihm feiner Geburt wegen zu: daß es 
aber mit ihr verfnüpft war, folgte nicht, wie im Herrſchaftsverbande, aus 
einer Privatrechtänorm über die Succeffion in die Rechte Verftorbener, fondern 
aus der genoſſenſchaftlichen Succeffiondordnung des Hauſes. Die widtigfte 
Solge hiervon war, daß das Samilienhaupt feine Stellung nicht als ein bes 
liebig verfügbares Recht erwarb, jondern, weil nur auf Grund ber Hausver⸗ 
fafjung gerade er und ex allein berufen ward, darum an die durch jene felbe 
Berfaffung feftgefegten Cinjhränfungen der Veräußerung, der Xheilung, der 
Dispofition und Verwaltung überhaupt gebunden blieb?°). 

4. Das eigentlihe Subjekt endlich des genoffenjhaftlichen Rechtes, bie 
Duelle der Verfaſſung und ihrer Verbindlichkeit für den Einzelnen, der Grund 
und Zwec aller Beichränfungen des individuellen Rechts war die dauernde, 
mit dem Wechſel der Individuen nicht wechlelnde, die Sahrbunderte über- 
dauernde Einheit der Familie, die Geſammtperſönlichkeit, welche unter dem 
- Namen „dad Haus" in den Samilienverträgen und Berorbnungen feit bem 
14. Sahrbundert immer jhärfer als berechtigt und verpflichtet, als handelnd 
und wollend bezeichnet wird ®'). 

IH. Gleich jeder andern Genoſſenſchaft manifeftirte die Samiliengenoffen- 


209) Wenn im Sabre 1696 die öfterreichiichen Erzherzöge ein Haupt des Haufes 
wählten und dabei fogar den Älteften und regierenden Herrn, den Kaifer, über. 
giengen, fo wird dies von Mofer mit Recht als „etwas ganz ungewöhnliches 
und irreguläres“ bezeichnet. Yamtlienftaatör. II. 898. 907 8 2. 16. 17. Der 
regierende Herr wird vielmehr nah Moſer ($ 17 cit.) „eo ipso... ohne weitere 
ausbrüdliche Convention für dad Haupt des Haufes erkannt”. 

20) Bol. über die Stellung des Hauptd eines Hauſes Mofer IL ©. 898f. 
Verſchieden von ihm ift ein bloßer Senior oder ein Direktor, welche über mehreren 
regierenden Bamilien vorzulommen pflegen. Mojer ib. S. 912f. — Anhalt. 
Erbeinig. v. 1635 6. Schulze, Hausgeſ. S. Böf. 

a) Bol. Th. U. 
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ſchaft des hohen Adels, von ihrer politifchen, fittlichen, ſocialen Wirkſamkeit 
abgejeben, fih in ber Erzeugung und Bewahrung eines fie beberrichenden 
Rechts. 

Die Erzeugung dieſes Rechtes fand, wie in anderen Verbänden, auf bem 
doppelten Wege der Gewohnheit und ber Autonomie ftatt. Die Befugnif, 
ein objektives Recht in fich zu jchaffen, das bie innern Angelegenheiten bes 
Bereind regelte und, foweit nicht das Recht eines höheren Vereins oder die 
Rechte Dritter entgegenftanden, auch nad außen galt, war nach beutichem 
Recht ein nothwendiges Attribut jedes Vereins vollkommen freier Männer. 
Diefe Befugnif war baber, fobald die Adelsfamilien fi) einheitlich konſtituir⸗ 
ten, eine nothwendige Folge ihrer Torporativen Berfaffung und wurde von 
ihnen in der ansgebehnteften Weife benutzt. Wenn in nenerer Zeit die bereits 
von den Juriſten früherer Jahrhunderte gemachten Verfuche wieder aufgenom- 
men find, nicht nur für das geltende Recht, fondern auch für die gefchichtliche 
Enwicklung die Autonomie überhaupt oder doch die des hohen Abels gänzlich 
zu läugnen, fie ald den „unjuriſtiſchen Ausdruck für die größere oder gerin- 
gere Handlungs oder Dispofitionsbefugnig gewiffer Perjonen und Genofjen- 
haften in Rüdfiht auf den durch das beftehende Recht nachgelaffenen Spiel- 
raum” zu erflären, und insbeſondere die Selbftgefeßgebung des hohen Adels 
in eine Summe von Privatdispofitionen und Verträgen, feine Hausverfaſſun⸗ 
gen in einen Sompler einzelner Rechtverhältniffe aufzuldjen: jo liegt darin 
eine Verkennung bed innerften Weſens der gefammten deutſchen Rechtsbil⸗ 
dung”). Gerade bezüglich des hohen Adels hat Bejeler pofitiv nachgewie⸗ 
jen, daß derjelbe vermöge feiner genoffenfchaftlichen Organifation nicht blos 
Rechts verhältniſſe, fondern Rechts normen geſchaffen hat, an welche jedes 
Mitglied des Hauſes als foldhes — alfo nicht Traft eines von ihm oder feinem 
Rechtsvorgänger gefchloffenen Vertrages ald Kontrahent oder Erbe, fondern 
fraft jeiner Zußehörigkeit zum Geſchlecht — gebunden war®»). 


s) So bei. Gerber, Arhiv f. civil. Praris. Bd. 35. Heft 1 S. 35—62, 
auch Borwort zu dem von ihm herausgegebenen Hausgeſetz der Grafen v. Giech, 
1858, und Jahrb. f. Dogmatif IL Nr. 6. Vgl. aber Pütter 1. c. bef. S. 125. 
Eichhorn L c. Heffter 1 c. ©. 20f. Wilda, Rechtslexikon v. Autonomie. 
Phillips, Priv. R. L 9 28. Maurenbrecher L $ 71. 8. Maurer, 
Ueberijhau Bd. IL ©. 229f., der bezüglich bes hoben Adels (S. 247f.) bie 
Autonomie treffend ald das gegen das römiſche Recht bewahrte Recht einer 
öffentlihden Geſellſchaft — der Zamiliengenoffenfchaft — erklärt. ©. 256. 

3) Bol, bei. Erbv. I, 2. ©. 14f. Priv. R. 3 26—28. 170; und die dort 
(auch Erbv. 1. c. ©. 30. Note 64, J. ©. 231f.) gegebenen Beijpiele, in welchen 
die Samilieneinheit gegen ven Willen und dad Intereſſe Einzelner zur Geltung 
kam, — Succeſſionsordnungen über den Kreis der Zuftimmenden binaus, foweit 
nicht eigne ober ererbte jura quaesita entgegenftanden, bie Mitglieder bes Hauſes 
ald folche Banden, — Bamiliengenoffen ohne Rüdficht auf ihr Erbe Sein dem 
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Der äußeren Form nad) unterjchieden fich freilich zunächſt bie auf Rechts: 
erzeugung und die auf Begründung von Rechtöverhältnifien zielenden Zamilien- 
afte nicht. Sowol die einfeitigen Verfügungen des Tamilienhaupte, als bie 
Samilien- und Stammwerträge waren gleichzeitig Rechtsgeſchäfte und Familien⸗ 
gejeßgebung, wobei Anfangs jenes, fpäter dieſes mehr hervortrat®), Allein, 
je weiter die Entwicklung fortſchritt, deſto deutlicher wurde ed, daß ſowol der 
Chef ald die Agnaten des Haufes in ber boppelten Eigenſchaft von Indivi⸗ 
duen und von Organen und Gliedern einer fih in ihnen manifeltirenden 
Samilieneinheit tbätig waren und nur in jener bloße Rechtsverhältniſſe, im 
biefer Rechtönormen erjchufen. — Wenngleih daher Teftament und Bertrag 
die Formen für die Hausgeſetze hergaben, jo war doch ihr Weſen jo wenig 
das eines bloßen Privatrechtögefchäfts, wie bie bei Gemeinde- oder Zunft 
ftatuten der Fall war. Vielmehr giengen einerjeits vom Samilienhaupt wahre 
Haudverorbnungen aus, die er ald Organ und Vertreter bed Hauſes erließ 
und durch die alle gegenwärtigen und Tünftigen Samilienglieder injoweit ge- 
bunden wurden, als fie nicht bereits begründete entgegenftehende Privatrechte 
(jura quaesita) bejaßen oder erbten (wie 3. B. die Agnaten ihr Erbrecht bei 
Succeffiondordnungen)*). Andererſeits aber wurden in der Form von Haus- 
oder Stammoerträgen, Einigungen, Crbverträgen u. |. w. von ber Geſammt⸗ 
heit des Gefchlechtd oder einer Linie vefjelben wahre Hausbeliebungen (Will- 
füren, Statute) errichtet, wobei die Geſammtheit nit ald Summe von In⸗ 
dividuen, ſondern als die gegenwärtige Ericheinungsform der juriſtiſchen Ein- 
heit des Haufes thätig war und, ob es gleich zur Anerkennung eines Majori- 
tätöprincips nicht kamꝰe), ſich doch dadurch, daß nur die Agnaten (Berwandte 


Hauögefep unterlagen. — Zreilih kommen auch Fälle genug vor, wo man fich an 
ein früheres Hausgefeg nicht kehrte und namentlid das für untheilbar erklärte 
Land trotzdem theilte. Schulze, Crftgeburt ©. 331 —334. 400f. Allein bies 
find eben theild Abänderungen des Hausgeſetzes, theild ebenſogut Vertrags- wie 
Geſetzesbruch. 

20) Mit Recht bemerkt 8. Maurer L c. ©. 258f., es zeige ſich eine große 
Vermiſchung von Privatrechtögeichäften und Selbftgefeßgebungsalten. Doch zeigt 
fih Thon früh das Beftreben, auch im Ausdruck den Unterſchied der autonomen 
Beitimmungen von „Teftamenten und Berträgen” zu Tennzeihnen. Man ſprach 
von Statuten, Ordnungen, Beltebungen ber Familie, von einer Berfaffung des 
Hauſes, endblih von Hausgefegen. So 3. B. Badiſcher Erb⸗ und Einigungs- 
vertrag v. 1380 b. Schulze, Hausgeſ. S. 172: Wir find übereingelommen 
„der Geſetze und Ordnungen“. 

3) Befeler, Erbv. L 281f. I, 2. ©. 18f. Maurer lc. ©. 256 und 
S. 261, wo mit Rüdfiht auf diefe Stellung bed Yamilienhaupts ald Genofien- 
Ichaftsorgan mit Recht bemerkt wird, bag ald Grund ber Autonomie „nicht bie 
monarchiſche Bildung der Familie im engeren Sinn, fondern die genofjenfchaft- 
liche ber Geſammtverfafſung“ anzufehen ſei. 

se, Befeler, Erbv. I, 2. ©. 48f. 
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des Stammes und Namens) Stimmrecht Hatten, daß der Chef des Haufes 
die Leitung der Berfammlungen übte, daß über Berufung, Vertretung ber 
Unmündigen und nascituri x. befondere Grundfäge zu gelten pflkgten, daß 
die Beichlüffe auf ewige Dauer zielten u. f. w., auf das Deutlichite als ein 
organifirter Verein kundgab?). Das fo erzengte Recht nun, für welches eine 
Beftätigung des Kaiſers nüglich, aber nicht nothwendig, Zuftimmung der Land⸗ 
ftände nur, foweit Landesrechte berührt wurden, erforderlih war, galt für das 
Geſchlecht als Genoflenfchaftsreht. Jedes Fürſtenhaus bildete daher fein eige- 
ned Recht”), nur auf der wifjenjchaftlichen Abftraftion des Gleichartigen be» 
rubte der Begriff eines gemeinen deutſchen Privatfürftenrechts oder Familien⸗ 
ſtaatsrechts. Das Hausrecht aber umfaßte feinem Gegenftand nah nicht nur 
die eigentliche Hausverfaffung, jondern auch die in ihr beruhenden Prinat- 
rechte der Einzelnen; vor Allem die Succeffion in das Hausvermögen, bie 
Grundſätze über Primogenitur, eventuelle Erbrechte, Abfindungen, Erbverzichte, 
Witwenverforgung, das Recht der Che, der väterlichen Gewalt und Bormund- 
ſchaft, eine Reihe perfönlicher Folgen des FSamilienverhältniffes, jelbft Beſtim⸗ 
mungen über Namen, Stand, Rang, Titel, Religion, Mittel zur Erhaltung 
der Einigkeit und verwandtichaftlichen Liebe, fowie des äußeren Glanzes ber 
Familie und vieles Achnlide Das demgemäß das Hausrecht neben feiner 
Bedeutung für die Familie zugleich unmittelbar die Landesverfaſſung des Ter⸗ 
ritoriums, an deſſen Spite jene Samilie ftand, betraf, ja ein Theil derjelben 
war, ergiebt fich ſofort. Erſt nemerdingd aber ift ed zu klarer Erkenntniß 
biefer verfchiedenen Beftandtheile des Hausrechtd der Fürſtenfamilien gekommen 
und es find bei ben regierenden Häufern deſſen wichtigfte Theile, vor Allem 
die Succeffionsorbnung, in das Staatsrecht übergegangen, während nngefehrt 
bad Recht der mebdiatifirten Häufer einen ausſchließlich familiengenofjenichaft- 
lichen Charakter angenommen bat. Doc ift fowol das geltende Recht wie 
die Theorte noch jehr weit von einer wirfichen Trennung bes Staatsrechts und 
Familienrechts auf biejen Gebieten, wo fie, wenngleich ihre Sonderung am 
fhwierigften ift, am meiften einer ſolchen bedürfen, entfernt. 

Mas endlich den Kreis, für welchen die Autonomie der Familie wirkſam 
wurbe, betrifft, jo war fie zwar, wie jede Autonomie, zunächſt auf die genof- 
jenichaftliche Rechtsſphaͤre beichränkt: mittelbar aber griff fie in Folge ber 
herrfchenden Stellung und der damit ermöglichten Abfchliegung ded Standes 


37, Mofer, Bam. Staater. II. S. I46—1044. Befeler J. c. S. 17f. 
30f. 665f. 

3, Dies erkannte ſchon Pütter L c. ©. 129: „Nach der großen Freiheit, 
womit unfere reichsftädtiſche Häufer vermöge ihrer unbefchränften Autonomie ihre 
innere Einrichtung, ein jebed nad) feiner Konvenienz, beftimmen können, ift es aller 
dings möglich, daß ein ober anderes Haus in feinen Hausgeſetzen ganz befondere Dinge 
bat, die man nur als eigenthümliche Verordnungen dieſes Hauſes anjehen kann“. 


422 Der Einfluß des Einungsweſens auf die Familie, bef. i. Adel. 


mehr als irgend eine andere Korporationsgefehgebung in die öffentlichen und 
privaten Rechte Dritter ein, wie dies, von der Beſtimmung der Landesver⸗ 
faffung abgeſehen, 3. B. in der Ausbildung der Lehre von ber Mißheirath 
bervortrat ?®). 

An die genoſſenſchaftliche Autonomie ſchloß ſich eine jehr verjchieden be» 
ftimmte genoffenfchaftlihe Gerichtsbarkeit und Polizei, indem theild dem Haupte 
eine gewiffe Samilienbisciplin und Aufficht zugeichrieben*“), theild die Haus⸗ 
verfaffung in allen oder gewiſſen Beziehungen unter den Schuß ein für alle 
Mal beftimmter Schiebögerichte, Stammandträge u. |. w., in der Regel fo- 
gar mit Ausſchluß des Rekurfes an die Reichsgerichte, geftellt wurbe*'). 

Meberhaupt aber trat auch fonft in einer gemeinfamen Verwaltung und 
Beſchlußfaſſung in Samiltenangelegenheiten einerjeits, in der Sorge des Zami- 
lienhaupts für das Intereffe und den Glanz des Haufes andererſeits die ge- 
noſſenſchaftliche Einheit als eine Rechtseinheit hervor, wie jowol die Verſamm⸗ 
lungen und mitunter regelmäßigen Geſchlechtstage““), als die einzelnen dem 
Haupte des Hauſes eingeräumten Befugnifje und die ihm obliegenden Pflid- 
ten *°) beweilen. 

Am wichtigſten endlih war die Wirkſamkeit der genofjenfchaftlichen Ver⸗ 
fafjung für die Rechtöverhältniffe am Hausvermögen, — um jo wichtiger, als 
hierzu bis zum Siege der modernen Staatsidee Land und Leute gerechnet wur⸗ 
den. Denn indem jowol nach außen ald nad) innen das Haus in feiner Ge« 
fammteinheit als Cigenthümer des nicht ausbrüdlich den einzelnen Gliedern als 
Privatrecht zugemwielenen Vermögens galt, wurden nad außen Verträge bes 
Hauſes als ſolches über diefed Vermögen möglih, nad innen aber trat eine 
eigenthümliche Wertheilung unter Haupt und lieber ein. In erfterer Be 
ziehung waren Erbverbrüderungen — wahre gegenfeitige Vergabungen reſp. 
Verträge zwifchen verfhiedenen Häufern — von bejonderer Bedeutung. In 
zweiter Hinficht bildete fich mehr und mehr, nachdem eine Reihe unvolllom- 


”) Heffter 1. c. ©. If. Göhrum, Ebenbürtigkeit. Zöpfl, über Miß- 
heirathen. Heidelb. 1853. Bedenklicher ift es, wenn Einige die Familienftatuten 
über die Unverbindlichleit von Schulden ben Gläubigern dann für präjudieirlich 
erachten, wenn fie gebörig publicirt find. So Mofer, Familienſtaatsr. II. 
S. 1068, wobei fein Motiv, die Gläubiger (auch fremde) hätten fich erkundigen 
follen, „was in jelbigem Lande Rechtens fei”, ſchlecht zu ber von ihm feftgehal- 
tenen Vertragsnatur folder Statute paßt. 

“, Mofer, Zamtlienftaater. I. ©. 1166. Schulze, Hausgeſ. ©. 87. 

49 Mofer, Staater. Bd. 15 ©. 75f. Familienſtaatsr. II. S. 1071—1148. 
R. K. O. IL 2. 8 1. Die Schiedsrichter wurden bald künftiger Wahl durch bie 
Parteien überlaffen, bald dem Stande oder der Perfon nach beftimmt. Auch ber 
modus procedendi, die Erefution u. j. w. wurden im Voraus angeordnet. 

, Mofer Samilienftaater. I. ©. 941f. 

, Mofer l. c. S. MT. 


8 89. Die Familie im niederen Abel. 423 


mener Gemeinichaftsformen überwunden war*), ein Eigenthum bes Haufe 
ale Einheit an der Subftanz des Vermögens heraus, fo daß diefe nicht ohne 
Einftimmung Aller verändert werben durfte, während Verwaltung -und Nieh- 
brauch dem verfaffungsmäßigen Haupte des Hauſes ausſchließlich zufiel, be- 
fondere Rechte auf Abfindung, Entſchädigung, eventuelle Succeifion u. ſ. w. 
aber den übrigen Genoffen zu eignem Recht gewahrt wurden. 

C. Dem niederen Abel, der fi aus ben verjchievenen Elementen 
der Baffallität, Minifterialität und fchöffenbaren Freiheit immer entſchiedener 
als reihönnmittelbare und Iandfälfige Ritterjhaft herausbildete, gelang, troß 
erfennbaren Strebend nach demſelben Ziel, eine Abſchließung jeiner Familien 
in Genofienfhaften nad dem Vorbilde der hochadligen Häuſer nur in jehr 
vereingelten Källen. Ihm wurbe dies inde auf der einen Seite durch bie 
Mitglievfchaft in meiteren, über den Kreis der Familie hinausreichenden Ei- 
nungen, auf ber anderen Seite durch engere und unvollkommenere Gemein- 
ſchaftsformen, welche fi) an eine Vermoͤgensgemeinſchaft innerhalb der Familie 
anſchlofſen, erſetzt. 

1. In erfterer Beziehung waren die Ritter — von dem ordensähnlichen 
Zufammenhange aller Ritter abgejehen — mit den Standesgenoffen ihrer 
Landichaft jederzeit feit verbunden. Wir haben oben darauf hingewiejen, wie 
aus den abhängigen vaflallitiihen und lehnrechtlichen Genoſſenſchaften allmälig 
eine einheitliche Ritterfchaft des betreffenden Landes oder Landestheils erwuchs 
und dem Lehnsheren wie den Gliedern als Gelammteinheit gegenübertrat. 
Diefe Verbände wurden jeßt unter dem Einfluß des Cinungswejend nad 
außen immer felbftändiger, nach innen immer fefter geftaltet und giengen end- 
lih in die freien und amtonomen ritterfchaftlichen Körperfchaften über, welche 
ebenfo wichtig für die Reichs- und Kandeiverfaffung wurden, als fie andererjeits 
den einzelnen Rittern ein reiches genofjenjchaftliches Gemeinleben gewährten. 
Die Bollendung dieſer Entwicklung trat theils unmerklich durch allmälige Auf- 
nahme ded Einungsgedankens, theild und vorzügli unter dem Einfluß wahr- 
haft Eonftituirender Akte, der Ritterbünde und Adelögefellichaften, ein. Davon 
wird nnten im Zufammenhange mit dem Bunbeöweien der übrigen Stände 
geiprochen werben“). Dort wirb ſich auch ergeben, wie bie politifchen Einun- 
gen des Ritterftandes zugleich deſſen focialen Vergejellihaftungstrieb zum Aus- 
druck brachten und nach diefer Seite hin fpäter in Turniergejellichaften und welt- 
lichen NRitterorden ihre Sortjegung fanden. Crwägt man, wie lebhaft über- 
dies die Betheiligung des nieberen Adeld an dem genoffenichaftlichen Leben der 


20) Dal. über dieſe Uebergangsftufen vom Theilungsſyſtem zur Primogenitur — 
Beichränkung der Zahl der regierenden Herren — gemeinfame Regierung — Ge 
fammtregierung unter dem Direktorium des Aelteften u. ſ. w. Schulze 1. 6. 
S. 320f. MoferlLc. 1 S. 583—654. Bejelerl.c. IL 2. ©, 10f. 

*, Bol. 8 46. 


424 Der Einfluß des Einungsweiens auf bie Familie, bef. i. Adel. 


übrigen Stände, an GStäbtebünden und ſelbſt am ſtädtiſchen Gemeinweſen, 
an geiftlichen Genoffenichaften, vor Allem ſeit Entitehung der geiftlichen Rit- 
terorden, war, fo begreift man leicht, wie in diefer Zeit dem Ritter wie dem 
Pürger der politiiche und fociale Genofſenverband die fehlende Geſchlechts⸗ 
genoſſenſchaft erſetzte. 

2. Im Vermögensrecht genügten umgekehrt die verſchiedenen Formen 
ber Geſammtgewere zunächft dem Streben nach Aufrechterhaltung des An⸗ 
ſehens und der Einheit der Ritterfamilien. Die geſammte Hand bes Land⸗ 
rechts und des Lehnrechts, welche nicht ausſchließlich, aber vorzugsweiſe unter 
Berwandten oder unter Gliedern naheitehender Familien vorkam, bot ein Mittel, 
bie für die Bedeutung der Familien verderbliche Befitzerfplitterung zu hindern und 
gleichzeitig einen innigen Samilienzufammenhang aufrecht zu erhalten. In jedem 
berartigen Gejammtrechteverhältnig, mochte es durch Erbgang, Vertrag, ge 
meinfamen Erwerb, Oejammtbelehnung oder wie jonft entftanden fein, lag 
eine gewiffe Tendenz, fich zu einer alle Berechtigten umfaſſenden genoffenfchaft- 
lichen Körperfchaft zu erweitern: indeß kam es zur Hervorbringung einer 
wirklichen Genoſſenſchaft regelmäßig nicht, fondern es wurde nur eine Reihe 
perfönlicher Beziehungen unter den Theilhabern über die bloße Vermoͤgeys⸗ 
gemeinfchaft hinaus erzeugt. Am naͤchſten einer wirklichen Körperichaft kamen 
vielfach die fogenannten Ganerbichaften, bei denen eine Geſammtheit von 
Gemeinern zur gemeinjamen Innehabung und DVertheidigung einer Burg ober 
einer ähnlichen Befitung verbunden war. Die unter den Gemeinern geichlof- 
jenen Verträge pflegten unter dem Namen der Burgfrieden nicht nur die 
Bermögensverhältniffe, ſondern auch die perfönlichen Beziehungen der häufig 
zu derſelben Familie gehörigen und meift auf der gemeinfamen Burg in enger 
Lebensgemeinihaft wohnender Gemeiner zu ordnen; fie regelten die Laften der 
Bewachung, des Baues, der Verwaltung und der Vertheibigung der Burg, fo» 
wie andererjeitd bie Einziehung und Vertheilung ber Nutzungen; fie richteten 
eine Burgkafſe ein; fie verpflichteten die Gemeiner zu gegenfeitiger Unter⸗ 
ftüßung und zu gemeinjamer Bertheidigung der Burg; fie jeßten aber zugleich 
einen auch nad) innen wirkſamen bejonderen Frieden jowol des perjönlichen Kreijes 
als der Burg feft, der in Dinglicher Beziehung einen beftimmten Umkreis der Burg, 
in perfönlicher Beziehung den Kreis der geſchworenen Ganerben und ihres Gefinde 
umfaßte; fie enthielten daher Normen über die Beilegung von Zwift und 
über bie Beftrafung von Friedensbruch; fie orbneten im Voraus Schiedsge⸗ 
richte für ſolche Bälle an; fie beftellten Verwalter und Vertreter der Burg 
und der zu ihr gehörigen Leute und Befitungen und, wo mit biefer eine 
Gerichtsbarkeit verbunden war, einen Senior oder Burggrafen als Richter 
und Burgmannen als Beifiger oder Schöffen, vor denen dann auch die Ge 
meiner felber zu Recht zu ftehen pflegten; endlich regelten fie meift auch bie 
Erbfolge in die Burgantheile, indem fie den Antheil des Einzelnen zuerft 
an feine nächſten DBerwandten fallen, dann aber den übrigen Antheilen af- 
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frefciren Tießen. Ein gegenfeitiger Eidſchwur, ben jeder zu feinen Tagen kom⸗ 
mende oder neu eintretende Gemeiner leiften follte, um in den Befig feines 
Antheils zu kommen, feftete dieſe Cinungen; die in ber Regel jährlid ftatt- 
findende Berfammlung Aller überwachte, minderte und mehrte das Burgftatut. 
Da die Antheile meift unmveräußerlih oder doch nur beſchränkt veräuherlich 
waren, eine Xheilung aber nur mit Einftimmung Aller erfolgen konnte, jo 
wurden foldhe Gemeinichaften oft zu förmlichen, die Sahrhunderte überbauern- 
den Burggemeinwejen, die als organifirte, oft über 30, in einem Fall jogar 
über 100 Mitglieder umfaflende Verbände mit geordneter Verfafjung am der 
Spite des Burgterritorinms fanden. Die Ganerbſchaft übte dann wol auch 
im ande ober jelbft im Reich politiſche Befugniffe, die Standichaft oder 
beftimmte Aemter und Würden als Gejammtheit aus und war fo ald Gan⸗ 
zes ein Glied des politifchen Organismus im Reich oder Xerritorium. War 
die Entwicklung auf diefem Punkte angelangt, fo ließ fich einer ſolchen Gan- 
erbichaft der Charakter einer Körperfhaft kaum abfprechen: im Allgemeinen 
indeg wirb man die Ganerbihaft nicht zu den Vereinen mit felbftänbiger 
Rechtsperjönlichkeit zahlen dürfen. Deshalb, und weil das Inftitut wegen 
feines vereinzelten Vorkommens mehr juriftifches als hiſtoriſches Intereffe hat, 
wird auf daffelbe erft im zweiten Theile näher eingegangen werben “). 

Alle diefe zum Theil durch Einungen verftärkten Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niffe, welche den Familien des niederen Adels gejchloffenen Familienbeſitz zu 
fichern vermochten, waren fchlieglih bier, wie die ähnlichen Gemeinjchaften 
beim hoben Abel, nur der Uebergang zu einem das angeftrebte Ziel beſſer 
erreichenben Syſtem, bei welchem Befig und Genuß des zur Aufredhterhaltung 
des splendor familiae heftimmten Gutes in Eine Hand gelegt wurde. Diefes 
Syitem fand feine noch heute dauernde und heute noch vornemlicd vom nie- 
deren Adel angewandte Form in dem Snftitut der Familienfideikommiſſe. 
Diefe Rechtsbildung vollzog fich indeß erſt in einer Zeit, ald Einung und Ge- 
noffenfchaft im Leben der Nation zurückgetreten und die unter dem Einfluß des rö- 
miſchen Rechtes veränderten Rechtsanfchauungen ftarf genug waren, um die Begrün- 
dung derartiger Verhältnifſe am Bamiliengut unter den Gedanken unb die 
Formen einer Verfügung von Todes wegen mit außnahmöweife weittragender 
Wirkung zu bringen. Das Familienfideikommiß entftand daher als ein ledig. 
lich. erbrechtliches Inftitut, und wenn der Gedanke einer rechtlichen Bamilien- 
einheit über den Gliedern dabei im Hintergrumde vielfach wirkſam war, fo 


#) Bol. über die hiftorifche Seite der Ganerbſchaft Kyllinger, de ganer- 
biis castrorum. Tub. 1620. Stryd, Diss. VIIL c.8. Kerner, Reicheritter- 
ſchaftsrecht I. 42f. Bodmann, Alterth. I. 162. Roth v. Schredenftein, 
Geſch. der Reichsritterſchaft J. S. 198. 450. 615f. Mone, 3. f. Geſch. d. 
Oberrh. Bd. 16 ©. 425— 436 und bie dort publicirten Burgfrieden. Ferner bie 
Burgfrieden bei Schaab, Urkb. zur Geſch. bes rhein. Städtebundes. 
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gewann doch diefe Einheit weder bezüglich der Rechte am Stammgut noch aus 
Anlaß berjelben in irgend anderer Beziehung rechtlichen Ausdruck. Bon einer 
forporativen Organiſation ber Samilie wie im hohen Adel war baber bier 
nicht die Rede, 

Erit gegen das Ende des vorigen Tahrhunderts trat der Gedanke, daß es 
doch eigentlich die Familie ald Einheit jei, welche hier vermögensrechtlich zur 
Erſcheinung komme, wieder mehr hervor, und befanntlih hat das preußiſche 
Landrecht gerade mit Bezug anf das Familienfideikommiß den Verfuch gemacht, 
bie Familie überhaupt, wenn auch nicht als Genofſenſchaft, fo doch als juriftifche 
Perſon geſetzlich zu organifiren. 


D. Geiftliche und gelehrte Genoflenfchaften. 


84. Geiftlihe Genoffenfhaften"). 


Der mächtige Einungsbrang, welcher alle Klaffen der Gefellfchaft ergriffen 
hatte, mußte auch ber religiöjen Affociation einen neuen Aufſchwung verleihen. 

In ber That war das 13. Sahrhundert die Blüthezeit der geiftlichen 
Genoſſenſchaften und von da bis zur Reformation kündigte jede neue religiöfe 
Bewegung fich durch freie Vereinigungen an. 

I. Die Genofjenfhaftsbildbung auf religiöfem Gebiet geſchah theils zu 
Schuß und Dienft der Kirche, theils in mehr ober minder bewußtem Gegenfat 
zu ihr: in beiden Fällen aber entfprang fie mehr neben als in der Kirche 
und führte auch im weiteren Verlauf nicht zu innerer Erneuerung oder Um- 
geftaltung der Kirche als folder, fondern zu jelbitändigen Organiſationen, 
welche höchſtens als neue Glieder dem alten Körper angereiht wurden. Die 
Kirche als jolde blieb freilich von dem Einfluß des Einungsweſens nicht 
frei. Die gewaltigen Kämpfe zwijchen dem Papfttbum und dem im 15. 
Sahrhundert mächtiger ald je wieder erwachenden jynodalen Princip zeigen es 
deutlich, wie an Stelle des Gedankens einer von Einem Punkte aus geleiteten 
Anftalt im Klerus die Vorſtellung Raum gewann, daß die Kirche eine gejell- 
ichaftliche Vereinigung der von Gott dazu geweihten Gefammtheit jei. Allein 
in Deutichland wenigftend unterlag bie Theorie von der Suprematie der Kon- 
cilten der päpftlich-hierarchifchen Idee. Ueberdied aber war es für daß bier 
allein intereffirende Verhältniß der Kirche zum Volk ziemlich gleichgiltig, ob 
das monarchiſche oder ariftofratifhe Princip in jener fiegte, ob fie fih mehr 
als eine Anftalt oder ald ein Verein darftellte.e Den Laien gegenüber waren 
Päpſte und Synoden einig darin, dem gefteigerten Bedürfniß religiöfer Selbft- 
beftimmung und Selbftthätigfeit nur ftarrer und unbeugſamer den hierarchi⸗ 


1) Bol. die b. $ 31 citirte Litteratur. 
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ihen Gedanken entgegenzufegen. Weniger ald je wurbe den Gemeinden irgend 
ein aktives Tirchliches echt verftattet, immer entſchiedener trat bie Kirche als 
ein fremder und äuferer Körper dem Bolt gegenüber. Erſchien fie dem 
Deutſchen diefer Zeit vorzugsweife als eine große Sunung oder Zunft, fo 
war fie ihm doch keineswegs eine Innung aller Gläubigen, eine Gemeinjchaft, 
bie jeder Laie mit einem Theil feiner Perjönlichkeit bilden half, ſondern fie 
war ihm bie Zunft des geiftlichen Standes. Gleich jeder anderen Standes- 
und Berufsgenoſſenſchaft hatte der zünftig organifirte Klerus jein befonderes 
Amt zugleih als Pflicht zu erfüllen und ale Monopol zu nußen und beſaß 
als Zubehör dieſes Amtes ebenfowol eine Summe weltlicher Herrſchafts⸗ und 
Bermögendrechte, als, weil fein Amt ein geiftliches war, einen Inbegriff geift- 
licher Rechte und Güter. Freilih war e8 dem Laien unerläplich für fein 
Seelenheil, an dem von ber Kirche beſeſſenen und verwalteten Heilsſchatz An⸗ 
theil zu erlangen: aber zu biefem Behuf verhandelte und verkehrte er mit ihr 
wie mit einer dritten Perfon, kaum ander wie mit ber Kaufmannd- oder 
Gewerbezunft, wenn er ihrer Waaren bedurfte Die Kirche war in Allem ein 
geiftlicher Staat für fih, in welchem der Laie Feined Bürgerrechts genoß. Und 
ftand fie dem Volke äußerlich fremd ‚gegenüber, jo wurde fie durch Entartung 
und Verfall auch innerlich ihm täglich fremder. 

U. Aud die beftehbenden kirchlichen Korporationen waren wenig 
geeignet, die Kluft zwiichen Kirche und Volk zu überbrüden. Die Kapitel 
und Stifter, die Vereine der ſäkulären und bald auch der regulären Kanoniker 
und Kanoniffen wurden oder blieben allen Reformverjuchen zum Trotz korpo⸗ 
rativ organifirte Summen von Präbendeninhabern, Berforgungsanftalten für 
die nachgeborenen Söhne und die nicht oder noch nicht verheiratheten Töchter 
des Adels. Die fteigende Bedeutung der Stifter in den geiftlichen Territorien 
nicht bloß für kirchliche Angelegenheiten, fondern auch für bie weltliche Landes- 
regierung brachte natürlich ihrem religiöjen Werthe wenig Gewinn. Auch 
bie älteren Mönchsorden aber erholten fi) nicht von ihrem inneren Verfall 
und die neuen Orden, welche ihnen gegenüber im 12. Jahrhundert entftanden 
waren, erlagen dem gleichen Schidjal, jobald fie an Reichthum und kirchlicher 
Unabhängigkeit jene erreicht hatten, die Giftercienfer um die Mitte des 13. 
Jahrhunderts. Ste alle wurden ariftofratiihe Möncheftanten, welche fih nur 
noch als Verbände für Ausnugung, Bertheidigung und Mehrung der gemein- 
famen Privilegien barftellten, die einzelnen Klöfter aber wurden Zerritorien 
oder Grundherrſchaften, welche dem Abte Herrichaft, den Brüdern Antheil daran 
und beftimmte Einfünfte für den Lebensunterhalt gewährten?), Die große 


2) Faft in allen Klöftern fand eine völlige Thetlung der Einkünfte Statt 
und in Koftnig verjuchte fogar ein Ciftercienfer, den Eigenbefiß der Möndhe 
formlih zu rechtfertigen. Giefeler, Kirchengefh. I, 4. 8 140. ©. 276f. 
Note h. u. i. 
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firchlihe Reformbewegung bes 15. Sahrhunderts rief dann freilich auch Ver⸗ 
ſuche hervor, die Orden zu reformiren®),. Allein die meisten Klöfter wiber- 
ftanden allen ſolchen Beitrebungen unb bie vereinzelten Klöfter, welche eine 
durchgeführte Reformation ſich erhalten wollten, waren daher genäthigt, zu ge- 
trennten Kongregationen mit einem befonberen Auffichtsſyftem zufammenzu- 
treten, wie 3. B. die Windsheimer Kongregation der regulirten Chorherren ober 
bie Bursfelder Kongregation deutſcher Benebiktinerfläfter®). 

IH. Wichtiger für die Erhaltung eines Zuſammenhangs zwifchen Kirche 
und Bolt blieben eine Zeit lang die geiftliden Ritterorden, denen der 
hohe Gedanke, die Eriegerifchen und kirchlichen Ideale zu verfchmelzen, im 13. 
Sahrhundert einen- faft wunderbaren Aufſchwung verlieh, Doch brachte den 
- beiden älteren Orden ſchon daffelbe Jahrhundert mit der Erwerbung Töniglicher 
Reichthümer in allen chriſtlichen Ländern und kirchlicher, durch ungemeſſene 
päpſtliche Privilegien begründeter Unabhängigkeit die innere Entartung. Als 
mächtige, unter einander vielfach rivalifirende Adelsftaaten regierten fie in 
jelbftjüchtiger Weiſe ihre durch ganz Europa zerftreuten Befitungen, indem fie 
biefelben einzelnen Komthuren und den ihnen untergeordneten Ritterlonventen 
nach Art Eirchlicher Pfründen (commendae) zu Verwaltung und Genuß über- 
gaben, über einen Inbegriff folder Güter (Balleien oder Aemter und über 
biefen Priorate) Kreis⸗ und Bezirföregierungen (Bailifd oder Meifter und 
Priore oder Großpriore), über biefen für die einzelnen Länder (Zungen, 
linguae) Provinzialregierungen, und endlich für ben gefammten Orben unter 
dem Großmeiſter, feinem Rath und feinen Beamten eine Gentralregierung 
organifirten. Den Orden ber Templer hob ſchon 1812 Klemens V. auf dem 
Koncil zu Vienne auf Betreiben Philipps des Schönen nad einer grauſamen 
und unförmlichen Unterfuchung auf. Die Sohanniter dagegen beftanden unter 
der Regierung des ſeit 1291 auf Cypern, feit 1309 auf Rhodus, feit 1529 
aber auf Malta refidirenden Großmeifters, feines hohen Raths, den die Häupter 
der acht Zungen (Pilerii), welche gleichzeitig die Inhaber der acht hoͤchſten 
Orbenöwürben waren, bildeten, und des Generalfapitel® fort und blieben auch 
für Deutichland, wo fie einem eignen von Karl V. 1549 zum KReichöfürften 
erhobenen Hochmeifter unterftanden, von Bedeutung. Länger als dieſe beiden 
älteren Vorgänger, bie er an Lebenskraft und fittlicher Tiefe weit überragte, 
hielt an ber urfprünglichen Idee der dritte der großen Ritterorden, bie Brüder⸗ 
ſchaft der Deutfchen vom Hospital der heiligen Maria zu Serufalem, feft®). 


2) Bol. Gieſeler ]. c. 8 140. &. 271 — 289. 

4, Gtefeler 1. c. ©. 272. 286. Weber ähnliche Kongregationen in andern 
Ländern ib, Note r. 

5) Bol. über die Verfaffung bes beutfchen Ordens Hennig, Statuten des 
beutfchen Ordens. 3. Boigt, Geſch. Preußen? V. S. 412— 524. Ueber das 
Weſen des Ordens aud die Schilderung b. ©. Freytag, Bilder and der deut. 
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Nicht Zufall daher war ed, daß die Schöpfungen diefer gewaltigen Genoflen- 
haft, welche durch die Gründung eines beutjchen Landesſtaats jenſeits der 
Reichögrenzen die Außerfte Oftmark unjeres Baterlandes der nationalen Kultur 
erſchloſſen hat, gedauert haben, als fie ſelbſt vergieng. Es war das deutſch⸗ 
nationale Clement, welches diefer Affociation bie produktive Kraft gab. Noth⸗ 
wenbig mußte fowol hierdurch als durch die fernere Gejchichte des Ordens auch 
fein rechtliche Weſen mehr ale das der vornemlich romanischen Orden, deren 
Regeln urfprünglich and, feine Grundlage bildeten, dem weltlichen Genoffen- 
ſchaftsweſen des deutichen Rechts fi) nähern. Dennoch läßt gerade an ibm 
die innere Grundverſchiedenheit der religiöfen und der weltlichen Afiociation 
ſich deutlich erkennen. Es findet fi auch im beutichen Orden die aus roma« 
niſcher Wurzel entftandene Grundidee bed religiöfen Vereinsweſens wieber, 
welche die Urſache jeiner Stärke wie feiner Schwäche war. Diefe Grundidee 
war die bedingungsloſe Hingabe des Einzelnen an die von ber Gemeinihaft 
repräfentirte Idee, oder im Gegenfaß zu der die ingelperjönlichkeit nicht ab⸗ 
jorbirenden beutfchrechtlichen Genofienihaft: der Untergang bed Individuums 
in der Vereinseinheit. Wer in den Orden trat, gab fi felber auf. Im 
Dienfte der heiligen Sungfrau, als der Repräfentantin ber Orbendidee, war er 
ein „begebener Menfch*, durch die drei: Gelübde verzichtete er auf eigenen Be 
fit, auf eigenen Hausftand und eignen Willen, er verzichtete mithin auf 
eigene vermögensrechtliche, familienrechtlihe oder politifche Perjönlichkeit in wie 
außer dem Orben. Bon dem Einheitäwillen des Ordens empfieng der Bru- 
ber die Regelung feines gefammten Lebens; Religionsübung und gute Werke, 
moralifches und äußeres Verhalten, Kleidung, Koft, Rede, Schlaf, Triegerifche 
oder gewerbliche Thätigkeit werden ihm vorgejchrieben; er darf nicht einmal 
ein bejonderes Siegel führen, noch einen Brief abfenden ober Iefen ohne Er- 
Iaubnig der Oben. In Mlem ift er als Individuum vechtlos gegeu den 
Orden. Und für eine fo volle unb ganze Hingabe feiner Perjönlichkeit er- 
langt er kein anderes Gegenverfprechen, als die Gewährung von Wafler, Brod 
und einem alten Kleid. Aber wenn ber Einzelne nichts iſt als Individuum, 
fo faun er Alles fein als Organ des Ordens. Darauf beruht die Ordens⸗ 
verfaffung, welche jede Vielheit bedingungslos der Einheit unterwirft. Ober 
fter Repräfentant diefer Ordenseinheit iſt freilich nicht ein Einzelner, jondern 
das ariftofratifch (aus den Meiftern, den vornehmften Gebietigern und Kom- 
turen) zufammengejegte, jährlich in Preußen zufammentretende Generalfapitel; 
denn es fteht über dem Hochmeifter, den, es vorlaben und abjeken faun, es 
verſammelt fih aus eignem Recht, führt ein eigenes Siegel (Kapitelapulle) 
und übt in beimlicher Berathung mit Stimmenmehrheit die oberfte Gerichts- 
barkeit, Gejebgebung und Onabengewalt, die letzte Entſcheidung über Auf- 


Vergangenheit I, 1. Nr 6. ©. 177f. v. Treitſchke, hiſtoriſche und polit. 
Aufjäge (8. Aufl. 1867). ©. 1—67. 
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nahme und Einfleidung, die Ernennung und Entjegung ber wichtigften Beam⸗ 
ten. Allein es ift gewiffermagen nur das fihtbar gewordene Ordensgeſetz, 
feine Repräfentatton der Gejammtheit als Bielheit. Solange das Kapitel 
nicht beifammen ift, übt der erwählte Hochmeifter als Statthalter Chriſti 
bie Ordensgewalt, jet e8 in Perfon, fei es durch feine Organe, deren wichtigfte 
die Großwürbdenträger des Ordens, die fog. Gebietiger, und die Großſchäffer 
(für Finanz- und Handelsjachen) find‘. Darin aber, daß der Hochmeifter 
in erhebliden Dingen den Rath der oberften Gebietiger hören foll, zeigt fich 
eine Milderung des Princips. Ebenſo ift in der Lokalverwaltung bed Ordens 
die dur die Ernennung aller Beamten von Hochmeiſter und Kapitel und 
ihre unbedingte Inſtruirung und Kontrolle von Einem Punkte aus durchge 
führte Gentralifation durch den Grundſatz gemilbert, daß in wichtigen Ange 
legenheiten (befonderd auch bei Randverfauf) die Oberen die anwejenden Brü- 
der hören und ihrem befferen Rath folgen jollen, wobei freilich die Entjchei- 
dung, welcher Rath der beifere fei, dem Oberen anheimfällt. So ftehen neben 
den Provinzial- und Balleivorftänden — dem Deutichmeifter, dem lienländi- 
Ichen Heermeifter und den Landkomturen — Land⸗ und Provinzialkapitel und - 
in ‚jedem einzelnen, urfprünglid aus einem Komtur und zwölf Brüdern be- 
ftehenden, fpäter meift größeren Haufe muß der Komtur wöchentlih ein Haus- 
fapitel berufen”). — Lediglih auf die Stellung zum Orden, nicht auf indi- 
viduelle Rechte und Pflichten haben auch die Klaffenunterjchiede der Ordens⸗ 
mitglieder Bezug; vollberechtigte Mitglieder und allein zu Pfründen und 
Aemtern befähigt find die milites, die dem ritterlichen Kriegsberuf obliegenden 
Brüder; neben ihnen ftehen geiftliche Brüder (fratres cleriei) für die Geel- 
forge, Mitbrüder für die Handels und Gewerbethätigfeit, dienende Brüder, 
Halbbrüder und Halbſchweſtern?). Crft ſehr allmälig aber und definitiv erft 
furz vor dem Untergange des Ordens fette fi für die Aufnahme ald Ritter 
bruder bad Erforderniß rittermäßiger Geburt durch. Die jo organifirte umd 
gegliederte Genoffenfhaft war jedoch nicht nur ihren Gliedern gegenüber eine 
zwingende Einheit für ihr gefammtes Leben, jondern fie trat auch nach außen 
als eine gejchloffene Einheit, faft einer Einzelperjönlichkeit gleih, auf. Hier 
konnte es nicht wie bei den weltlichen Vereinen zweifelhaft jein, ob ber Ber 
ein, ob feine Glieder gehandelt: nur der Orden war es, welcher durch bie 
Einzelnen und in ihnen handelte und erwarb. Die Hauptzwede des Ordens 
waren urfprünglich zwei, Siechenpflege und bewaffnete Bertheidigung des 
Chriftenglaubens. Nur als Mittel für diefe Zwede erwarb Anfangs ber 


6 Bol. Boigt L cc. ©. 437 — 468. 

) Bol. Voigt lc. ©. 428, 465—481. 487 —523 über bie Ordnung und 
Berfaffung der einzelnen Ordendhäufer. 

8) Vgl. Voigt I. 112—115. V. 524— 584. Bei ben Templern entfprachen 
milites, capellani, armigeri, famuli (freres, servans de mestier). 
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Drden Sand und Leute, Vermögen und Renten. ber wie bei jeder mittel- 
alterlihen Senoffenfchaft das Leben die Zwecke, bei einer die Zwede das 
Leben beitimmten, fo nahm auch der Orden gleich einer fich frei entwickelnden 
Individualperjönlichkeit in erftaunlicher Vielfeitigkeit immer neue und größere 
Zwecke in jein Weien auf. In den aufßerpreußifchen Ländern ein großer 
Gutöbefiter, überall ein mit den mädhtigften Städten konkurrirender Kauf 
mann und Gewerbtreibender, in allen Ländern ein politiſcher Faktor und unter 
den Staaten eine völkerrechtliche Macht, ein Glied der Kirche und doch in 
vielen Beziehungen ihr ebenfo loſe als in anderen eng verbunden, fand ber 
Orden feine hoͤchfte Aufgabe als Herriher des von ihm begründeten Landes 
ſtaats in Preußen. Hier war er Landesherr und ftand in diejer Eigenichaft 
dem Lande und feinen Ständen als ein einheitliches Rechtsfubjekt gegenüber, 
dem ein Inbegriff von Hoheitsrechten und Regalen gehörte, eine Summe von 
Pflichten gefchuldet ward. Daß er aber ein einheitlicher Landesherr und doch 
eine vielgliedrige Perlönlichkeit war, daß er mit taujend Köpfen dachte und 
mit tanfend Armen herrſchte und doch ald Einheit dachte und handelte, das 
befähigte ihn, einen centralifirten Berwaltungsftant von faft modernem An- 
fehen zu begründen, einen Staat, in welchem Ideen verwirklicht wurden , die 
im Mebrigen nur erft im Kleinen in den Städten jenes Zeitalter realifirt 
waren, in den Xerritorien aber erft lange nad ber Reformation fih Bahn 
brechen Eonnten®). Gleichwol trug der Orden den Keim des Todes in feinem 
innerften Weſen. Der Widerſpruch feiner geiftlihen Formen und feiner welt. 
lichen Natur, das Erlöfchen des fanatifchen Gemeinfinns feiner Glieder, die 
Unnatürlichfeit einer Verbindung der untergegangenen Gedankenwelt der Hierar- 
hie und bes Ritterthums mit einem feiner Zeit voraneilenden modernen Weſen 
mußten ihn auseinandertreiben. Bor Allem aber ift es ber Natur des Men⸗ 
ſchen, und am meiften der des Deutſchen, zumider, dauernd unter Verzicht 
auf die eigne Perfönlichkeit in einer einzigen Gefammtperjönlichkeit umterzu- 
geben, deren Leben an die Stelle aller Einzelleben tritt. So war ber Orden, 
ſchon ehe die Reformation die Berweltlihung des preußifchen Staates brachte, 
im bfterben begriffen. Dennoch Tonnte er noch bis zu den Säkularifattionen 
unſeres Jahrhunderts auf Grund einer nad der Reformation entworfenen 
neuen Ordensverfaſſung in feinen Reften fortleben, während heute nur no 
in einer öfterreichtihen Dekoration fein Name banert. 

IV. Wenn die Ritterorben vorzugsweiſe bie Verbindung zwifchen der Kirche 
und den höheren Ständen des Volkes erhielten, fo war es eine andere Rich— 
tung der religiöfen Affociation, welche den ſchon im Anfang bes 13. Jahr⸗ 
hunderts drohenden Brud der Maſſe des Volks mit der Kirche noch einmal 


%) Bol. über die preußische Lanbeöverwaltung und Randesverfaflung unter 
dem Orden Boigt L o. V. ©. 585—768; ſpeciell über die Regale bes 
Ordens S. 619 — 684. 
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zurüchielt. Es war das volksthümliche Mönchsthum der Bettelorden '°), wel- 
ches den wankenden römijchen Stuhl auf Sahrhunderte neu befeftigte. Die 
Erfahrung, daß die begüterten Orden dur Reichthum und Macht verwelt- 
licht und der religiöfen Wirkſamkeit beraubt waren, und die Erkenntniß, welde 
Macht den Waldenfern und Albigenfern die Idee eines einfachen, apoftoliichen 
Gemeindelebens über das Gemüth des Volles verlieh, brachten in den An- 
bängern der Kirche den Gedanken hervor, dieſelben Ideen im Dienfte des 
Papftthums zu verwenden. Auf die Grundprincipien bed ftrengften Gehor⸗ 
ſams gegen bie kirchliche Autorität, des apoftoliichen Lebens und der Armuth 
nicht nur des Einzelnen, fondern der Gejammtheit gründete Stanz von Aſfifi 
jeit 1207 in Portiunkula bei der Marienkirche eine Geſellſchaft, aus welcher 
ber Sranciöfanerorden unter dem Namen des ordo fratrum minorum bervor- 
ging. Nach einigem Schwanken von Innocenz II. 1209 vorläufig, von 
Honorius II, 1223 feierlich) beftätigt, zählte er jchon 1226 viele Tau⸗ 
fende von Mitgliedern. Auch trat ihm feit 1212 ein weiblicher Orden (ordo 
s. Clarae) und jeit 1221 ein Orden für Weltleute (tertius ordo de 
poenitentia, tertierii, fratres comversi) zur Seite. ©leichzeitig gieng aus 
einer von dem Spanier Dominikus nach der Regel Auguftins gejtifteten, 1216 
beitätigten Moͤnchsgeſellſchaft (fratres praedicatores) durch die 1220 erfolgte 
Annahme des Armuthöprincips ber zweite große Bettelorden, der Domini« 
Ianerorden, hervor. Ihnen folgten andere ähnliche Orden, befonders 1245 bie 
Karmeliter, 1256 die Auguftinereremiten, endlich jeit 1457 der die Francis 
faner-Minoriten überbietende Orden der Mintmen (ordo minimorum fretrum 
Eremitarum fratris Francisci de Paula). Auch diefe jpäteren Orden ftifte 
ten allmälig gleich den Franciskanern Tertiarier ald Nebenvereine für Laien. 
Wie ein ftehendes Heer der Kirche verbreiteten die neuen Afjociationen ſich 
über die Länder, riffen, durch zahllofe päpftliche Privilegien geihügt, bie 
bifchöflihe Wirkfamkeit an fich, beeinflußten die Wiſſenſchaft und die Univer- 
fitäten, befonderd durch die von ihnen in langem Streite behaupteten thenlo- 
giſchen Lehrftühle zu Paris, und wirkten vor Allem in päpftlidem Sinne 
auf das niedere Voll, aus dem fie fich refrutirten, dem fie in Sitte und 
Kleidung nahe traten, in deſſen Häufer fie giengen. Die Organijation, durch 
welche ihnen fo Gewaltiges gelang, war eine Fortbildung ber alten Ordens 
verfaffung im Geifte ber Gentralifation und des Militarismus. Das Gebot 


10) Vgl. Gieſeler, Kirchengeich. IL, 2. $ 68— 70. ©. 297f. UI, 3. $ 110 
111. &. 183f. U, 4. $ 141. ©. 2905. Eichhorn, R. ©. 8 330. Dove im 
Staatswörterb. Bd. VII. S. 400f. — Ferner die Auffäße über Dominikaner und 
Franciskaner in ber Encyklopädie v. Erſch u. Gruber I, 26. ©. 432—453 und 
I, 47. ©. 427—438. — Ueber die Berfaffung ber Zrancisfaner Raumer, 
Hobenft. IH. 589f., der Dominitaner ib. ©. 596f. Ueber die Tertiarier Tho⸗ 
maſſinus, Vet. et nov. disc. I, 3. « 68.8 13 u. Pland, chriftl. Gefellichafte- 
verf. IV, 2. ©. 509f. 
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bed Gehorfams war bei ihnen zu militärifcher Disciplin verihärft. Doc 
ftand auch Hier über dem Orbenögeneral, der von Rom aus ben Orden re 
gierte (bei den Franciskanern minister generalis, bei den Dominifanern 
magister ordinis genannt), das alle brei Jahre zufammentretende General- 
kapitel, zu dem nicht nur die Lokalobern, fondern auch Abgeſandte der einzel 
nen Klöfter famen. Unter dem Oberen des ganzen Ordens ftanden dann 
Provinzialobere (ministri provinciales bei ben Franciöfanern, provinciales 
bei den Dominikanern) und Lokalobere für die einzelnen Konvente (cus- 
todes reſp. priores comventuales), denen ber einzelne Bruder als den Re 
präfentanten ber Orbendeinbeit bedingungslofen Gehorfam ſchuldete. Mehr 
als alle früheren Orden von entſchieden romanifcher Färbung, waren fo 
bie Beitelorben mehr als jene im Stande, ben inzelnen als willenlojes 
Werkzeug des Vereind zu verwenden!‘), Dennoch vermocdten auch fie nicht, 
fih in ihrer urjprünglichen Bebeutung zu erhalten. Hinderten Haß und Kla- 
gen ber älteren Orden ihre Wirkſamkeit nicht, fo ſchadeten ihnen doch die Eifer- 
jucht und der Streit zwifchen Francisfanern und Dominitanern, die, durch 
die Sriedensverträge von 1255 und 1278 nur vertagt, erft im 14. Jahrhun⸗ 
dert ihr Ende erreichten, als die Dominikaner den Charakter eines Bettelordens 
verloren und ſich der Inquiſition und Seelforge unter den höheren Ständen 
zuwandten, die Stanciöfaner aber nach wie vor ihren Wirkungsfreis in ber 
großen Maſſe juchten. Gefährliher wurde den Orden der Abfall von dem 
Grundſatz der Armuth und die damit eintretende innere Spaltung. Schon 
1245 interpretirte der Papft die Armuthsregel dahin, daß der Orden Befig 
haben könne am Eigenthum des heiligen Petrus, und feitdem wurde auf 
diefe Weife von dem Stamm ber Bettelorden das Gebot der Bermögungd- 
Lofigleit umgangen. Dadurch wurde unter den Sranciöfanern die Bildung 
einer ftrengeren, ſchwärmeriſchen Partei hernorgerufen, welche gegen ben Papit 
felber in Oppofition trat. Bon Göleftin IV. 1294 zu einer bejonderen Ge⸗ 
jellihaft (Göleftiner Eremiten) vereinigt, von Bonifaz VIH. aber 1302 wie- 
ber aufgehoben und als Ketzer und Schismatiker verfolgt, trennten fie fi 
endlich als fraticelli von Orden und Sirche, vermehrten ſich durch Xertiarier 
und Begharden und erlagen ſchaarenweis der Inquifition. Aber auch die 
übrigen $rancisfaner (fratres de communitate) geriethen dadurch, daß fie 
wenigitend den Schein des Mangels eines gemeinjamen Beſitzes feithalten 
wollten, während bie Dominikaner davon abgiengen und der Papft Namens 
der Kirche das fimulirte Eigenthum S. Peters aufgab, in Oppofition gegen 
ben römischen Stuhl und wurden von Johann XXIL für Ketzer erflärt. 


11) Charakteriftifch tft auch, daß bie fogenannte stabilitas loci der älteren 
Drden bei ben Bettelorden nur noch für die Provinz gilt. Bei den Zejuiten 
(und Redemtoriften) fällt dann auch dieſe Schranke, die Oberen können ganz be- 
liebig jedes Glied irgend einem Haufe zutheilen. 
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Doch unterwarf die Maffe fi) 1329, während der bisherige General floh, nad) 
Wahl eined gefügigeren Generals dem Papft und half fih nun mit der neuen 
Fiktion, daß das Eigenthum den Gebern verbleibe). Defto ſchärfer aber 
fonderten ſich jeßt die Vereine der Spiritualen ab, welche 1415 zu Koftnik 
förmlich beftätigt wurden. Im 15. Sahrhundert wurden dann noch zahlreiche 
Neugründungd- und Vereinigungsverſuche ftrengerer Objervanz gemacht, die zu 
der Unterfcheidung der Konventualen und Obſervanten und fpäter bejonders 
noch zu der Entftehung des Franciöfanervereind ber fogenannten Kapuziner 
führten. Die Synode von Trient erlaubte endlich allen regulirten Orden ben 
Gemeinbefig und nahm allein die fratres minores de observantia und 
die Kapuziner davon aus 13), 

V. Die Bettelorden, neben denen die übrigen in diefe Periode fallenden 
Ordenzftiftungen bedeutungslos find 1), vermochten dennoch den Bruch des 
Volkes mit der Kirche nur aufzuhalten, nicht dauernd zu heilen. Ebenſowenig 
waren aber hierzu die mannichfaltigen religiöfen Vereinigungen der Laien im 
Stande, deren Zweck ed war, dent einzelnen Genofjen die Sorge für jein 
Seelenheil und die Theilnahme an dem Heilsſchatz der Kirche zu erleichtern. 
Wenngleich zahlreicher als je Bruberjchaften alter Art in weſentlich unverän- 
berten Formen, fei ed als felbftändige Vereine, fei es ald Zubehör einer welt- 
lichen Genoffenfhaft die Mitglieder einer Parochie, eined Berufs, einer Zunft 
mit einander und mit einer Kirche oder einem Altar verbanden: jo wurden - 
doch Bedeutung und Gehalt diefer Bereine immer ärmlicher, ihre guten Werke, 
ihre Religiongübung, ihr Handel mit Seelenheil immer äufßerlicer'‘). 

VI. Seit dem 12. und 13. Sahrhunbert begannen daher freiere Ver— 
einigungen religiöjer Art fih zu bilden, welche entweder einzelne reli- 
giöfe Zwecke oder ein gemeinfames religidjed Leben überhaupt in jelbitändiger 
Weiſe anftrebten, dadurch aber theild der Keberet verdächtig und deswegen ver: 
folgt, theil® in der That zum Abfall von der Kirche gedrängt wurden. Für 
Deutihland wurden bejonderd die von Belgien aus verbreiteten Beghinen 


12) Giefeler I, 3. ©. 197. Note m, und über andere Mittel, bas Gebot 
zu umgeben, Note n, 

18) Bess. XXV. c. 3. 

“) 3.3. 1319 die congregatio s. Mariae montis Oliveti; 1367 Jesuati; 
1363 der heilige Brigittenorben, der in eigenthümlicher Weife Mönche und Nonnen 
in benfelben Klöftern vereinigte; mehrere Hieronymitenorden in Spanien und 
Stalien u. ſ. w. Gieſeler I, 3. 8 112. ©. 204f. 

15) Val. oben 8 27 u. 39 und als Beifpiel die Statuten von vier Kölner 
Bruderfchaften b. Ennen u. Ederg, Quellen I. 407 — 421: Nilolausbruberjchaft 
S. 407 f. Schröberbruderfchaft ©. 411f., Sacoböbruderfhaft S. 412f., Brüder 
und Schweftern der Agathabruderihaft S. 419f. Ueber die Roſenkranzbrüder⸗ 
fchaften diefer Zeit Giefeler U, 4. ©, 297, Note k, Ueber die Kalanbögifden 
Blumberg, Abbildung des Kalands. 
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und Begharden wichtig:e). Seit 1180 kamen unter dem Namen ber Be- 
ghinen Fromme Genoffenihaften von Jungfrauen oder Witwen vor, welche ſich 
ohne Gelübde auf beliebige Zeit vereinigten, um von ber bürgerlichen Gefell- 
haft abgejondert unter einem Pfarrer (curator) und felbftgewählten Bor- 
jteherinnen (magistrae) in hejonderen Häufern (beginagia) zu wohnen und 
fromm, arbeitfam und keuſch nad beftimmter Regel, aber ohne Gütergemein- 
ihaft zu leben, ſich auch gleichzeitig ber Hoßpitalpflege zu widmen”). Dieje 
Beghinen mehrten fih im 13. Jahrhundert ganz außerordentlich (allein in 
Köln waren um 1250 mehr ald 1000) und wurden dadurch, bejonbers aber, 
nachdem ihnen jeit 1220 männliche Begharden zur Seite getreten, der Keberei 
verdächtig. Seit Ende des 13. Sahrhunderts wurden die Namen „Beghinen“ 
und „Keber" faft gleichbedeutend; Klemens II. verbot fie und ordnete nicht 
nur gegen fie, jondern gegen alle geiftlichen Genoſſenſchaften, die nach Feiner 
beftimmten Möncheregel Iebten, die Inquifition an. leid) den Beghinen und 
Begharden wurden jett felbjt die fraticelli und Xertiarier der Bettelorden 
vielfach als Keber verfolgt. Trotz alledem war dieſe ganze Periode hindurch 
überall, bejonderd in den Niederlanden und in Deutihland, die Neigung zu 
freier religiöjer Affociation nicht zu unterdrüden. Die rechtgläubigen Beghi— 
nen nahm ſchon Johann XXI. wieder in Schuß. Dagegen wurden die 
2oliharben (Alexiani, fratres Cellitae), welche fich kurz nach 1300 zu Werfen 
der Barmherzigkeit an Kranken und Zodten vereint hatten, gleich den Beghar- 
den ald Ketzer verfolgt, ohne daß bied ihre zunehmende Verbreitung hinderte, 
bis Gregor XI. ihre Duldung befahl. Chenfo wurden die fratres vitae com- 
munis, welche von Gerhard Grot (f 1384) als ein freier Verein von Kleri- 
fern behufd gemeinfamen apoftolifchen Lebens in gewerblicher Arbeit, frommer 
Thätigfeit und nügliher Wirkſamkeit durch Beiſpiel, Lehre und Ermahnung 
geftiftet wurden, von der Inquifition verdächtig. Gleichwol breiteten nicht 
nur fie, fondern auch ähnliche Latenvereine von Männern und Frauen fi) aus 
und befonders in Norddeutſchland gab es viele Häufer, wo ſolche religidfen Ge- 
meinden von Brüdern und Schweitern ohne Mönchsgelübde mit oder ohne 
Gütergemeinfchaft lebten 10). 


6) Bol. Thomaffinus 1. c. I, 3. c. 68. $ 11. Gieſeler L c. U, 2. 
8 71. ©. 337f. I, 3. $ 113 ©. 205f. II, 4. ©. 316. Hallmann, die Ge— 
fchichte des Urfprungs der belg. Beghuinen. Berlin 1843. Mone, Zeitſchr. U. 
448. M. 346. VII. 44. 

17) Weber Lebensweife und Verfaſſung ber Beghinen Hallmann 1. c. 
S. 11—24. 

18) Bol. Thomaſſinus 1. c. $ 12—14. Giefeler II, 3. ©. 206f. II, 4. 
8 142. S. 308-315. In den Häufern ber fratres vitae communis unterjchied 
man meift presbyteri für Leitung, Gottespienft und Unterricht, clerici (Eleven) 
und laici (Gewerbtreibende), Giefeler I, 4. ©, 309, Note g. 
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VII. Auch die wirklichen Ketzer aber, welche ſeit dem 12. Jahrhundert 
den beginnenden Zerfall der alten Kirche verkündeten, traten von Anfang an 
als Gilden, Geſellſchaften oder Gemeinden mit beſtimmten ſtatutariſchen Ord⸗ 
nungen und Vorftänden auf. So, von den außerdeutſchen, beſonders ſüdfran⸗ 
zöfijhen und oberitaliichen Ketzern abgefehen, ſchon im 12. Jahrhundert die 
Ketzergilde Tanchelms und feiner Anhänger in Köln, die Apoftelbrüder, bie 
Brüder und Schweitern bed heiligen Geiftes 1248 in Hall, die Adamiten 1312 
in Oeſterreich, die Luciferianer 1336 in Angermünde, verſchiedene Gejell ſchaf 
ten in Köln und Trier, dann aber beſonders einzelne Abtheilungen der Be⸗ 
gharden, die auch in Böhmen (als „Pikarden“) auf die Bildung ber Xabo- 
ritenpartei und der böhmijchen Brüder Einfluß hatten, der Lollbarden, Tertiarier 
u. |. w.!%). Auch die Geißler, welche, weil fie die eigene Buße über die 
Gnadenmittel ftellten, der Kirche als Keber galten, bildeten beſondere Gejell- 
haften mit feften Orbnungen unter eignen Meiftern und erhielten fich jo 
(au ald Begharden bezeichnet) in Thüringen biß zur Reformation). 

VIIL Unverkennbar ift der Zuſammenhang der religiöfen Einungsbewe- 
gung unter Geiftlihen und Laien mit dem Bebürfnig und ber endlichen Durch⸗ 
führung einer Kirdyenreformation in Lehre und Verfaffung. Freilich blieben 
die von der Gefammtheit des Klerus felbft auf dem großen Reformiynoden 
bes 15. Sahrhunderts unternommenen Verſuche, dur) die Erhebung und Be- 
lebung bes fynodalen Principe die Kirche zu emeuern, dem auch zur Zeit 
feiner tiefiten Erniedrigung ftärferen Papftthum gegenüber erfolglos. Und 
weniger noch giengen and den freien Vereinigungen der Geiftlihen oder Laien 
dauernde Eirchliche Neubildungen hervor. Allein die große Reformation, welche 
endlich neue Kirchen ſchuf und mittelbar die alte verfüngte, war nicht nur 
vorbereitet durch den Aufſchwung der kirchlichen Selbitthätigfeit, fondern ver- 
dankte au, ob fie gleich von Einzelnen Anftog und Richtung erhielt, der 
Gelbftbeftimmung des Volkes ihre erften Siege und erftrebte daher urfprüng- 
lich eine genofjenfchaftlihe Organiſation der religidjen Gemeinden. In den 
Städten wie auf dem Lande war ed die Mafle des Volkes, welche fih ber 
neuen Lehre zuerft zumandte, und ed waren bie Gemeinden, mit denen und 
durch welche einzelne Geiſtliche die Reformation zuerft praktiſch durchſetzten. Nicht 
nur die jchweizerifchen Reformatoren, fonbern auch Luther wollten daher An- 
fangs die Kirche in die Gemeinde zurüdverlegen. Lehrte doch auch Luther, 
dag die hriftlihen Gemeinden jelbit das Recht hätten, über die Lehre zu ur- 
theilen, Zehrer zu berufen und abzuſetzen, und daß die weltliche Obrigkeit dies 
nicht verhindern bürfe. Ueberall war daher eine gewaltige Volksbewegung, 


19) Bol. Siefeler II, 1.846 &. 328f. I, 2.9 85—88. II, 3. 8 120—122 
S. 264f. II, 4. $ 149 S. 389f. 

2) Zörftemann, bie chriſtl. Geißlergeſellſchaften. Halle 1828; bei. ©. 163. 
258. Raumer, Hohenftaufen IV. 262. Stältn, Würtemb. Gefch. IIL 420. 
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welche gleichzeitig mit der religiöfen Freiheit die Durchführung einer bürger⸗ 
liche und kirchliche Selbſtändigkeit gewährenden Gemeinheitöverfaffung auf volks⸗ 
tbümlicher Grundlage erftrebte, die Begleiterin der Reformation), Allein 
die Volkserhebungen in ben Städten wie auf dem Lande mißlangen. An dem 
erftartten Gedanken der Obrigkeit fcheiterten die letzten Neubildungsverjuche 
ber mittelalterlihen Einung. Das Sahr 1525 — die Unterbrüdung bes 
Bauernkrieges — bildet jomit auch in ber Geſchichte der Kirchenverfaffung 
einen Epoche machenden Abſchnitt. Bon da an war ed entfchieben, daß die 
deutſche Reformation nur als Verbündete der Obrigfeitsivee zu fiegen ver- 
mochte, daß bie religidje Befreiung und Erneuerung Feine kirchliche Selbftver- 
waltung der Gemeinden und Kirchengefellihaften bringen, fondern eine obrig- 
. Zeitliche Kirchenwerfaffung berftellen ſollte“). 


5 41. Gelehrtengemeinheiten. 


Unter allen Kulturfortſchritten, welche die europäifche Mienfchheit dem 
mittelalterlihen Einungsweſen dankt, war vielleicht der wichtigfte die Erweckung 
einer freien Wiſſenſchaft Durch freie Genoſſenſchaften der Gelehrten. Und nichts 
ift charakteriftiſcher für die Macht des Einungsprincipd in dieſen Jahrhunderten, 
als daß auch auf dem Gebiet der Wiſſenſchaft die freie Affociation Lehrender 
und Lernender das geftaltete, was vorher abhängigen Dom- und Klofterichulen 
anheimgefallen war, nachher als Sache obrigkeitliher Beranftaltung galt. 

Der Urfprung der mittelalterlichen Gelehrtengemeinheiten ober Univerfi- 
täten (universitates litterariae, universitates doctorum et scholarium) liegt 
außerhalb Deutſchlands: aber aus germaniſcher Wurzel giengen aud in den 
früher erblühten Nachbarländern gleih Städten, Gilden und Zünften bie 
wiffenfchaftlichen Innungen hervor und als fich ber deutſche Geift der neuen 
Bereindform bemädhtigt hatte, bildete er fie jelbftändig aus und wußte fie 
ſelbft in den für bie korporative Selbftändigkeit traurigften Zeiten treuer zu 
bewahren, ald die Nachbarvoͤlker, von denen bejonders Frankreich vor der Gen- 
tralifation und dem Staatsſchulorganismus die legten Spuren ber alten Ge 
nofſenſchaftsſchule ſchwinden ſah. Und mehr ald je ragen in unferen Tagen 
gerade bie deu tſchen Univerfitäten dadurch hervor, daß ber Uriprung aus 
freier Bereinigung an ihnen kenntlich geblieben iſt. Die älteften Univnerfitäten 
— Bologna und Paris — entitanden beinahe gleichzeitig im Laufe bes 12. 
Jahrhunderts, aljo in derſelben Zeit, weldher der Aufſchwung bes Cinungs- 
wefens auf allen Gebieten bejonderd in Oberitalien und Frankreich angehört, 
im Gegenſatz zu den Klofterjchulen durch den gejellihaftlihen Zufammentritt 
derer, welche fih an biefen Orten dem freien Lehren und Lernen bingaben. 


21) Bol. unten $ 58. a. E. u. $ 56. 
22) Bel unten $ 63. 
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Gering war auf ihre Bildung der Einfluß geiftlicher und weltlicher Herren⸗ 
macht ober auch nur der ftäbtifchen Gemeinwefen. So aber blieb es bei den 
jpäteren, ihnen nachgebildeten Inftituten. Freie Cinung war der Ausgangs- 
punkt ihrer Entitehung, eigne Beliebung, Gewohnheit und Herfommen die 
Duelle ihrer inneren Berfaffung und ihrer Außeren Rechte und Pflichten, nur 
zu Berftärfung und Schuß folgten -päpftlihe und Laiferliche, fürftlihe und 
ftädtifche Privilegien, ohne einzugreifen in die korporative Selbitgeftaltung und 
Selbſtverwaltung. Alle Uniwverfitäten ftimmten daher bei jonftiger großer 
Mannichfaltigkeit der Verfaffungen darin überein, daß fie freie, durch fich felbft 
beitehende Körperihaften waren, welche als Gefammteinheiten eine $ülle be- 
fonderer Rechte und Pflichten, vor Allem aber die allgemeinen Genoſſenſchafts⸗ 
rechte bejaßen; neben dem Recht ber öffentlichen Lehre und feinen Folgen alſo 
namentlih Autonomie, Gerichtöbarkeit und Selbitverwaltung, freie Beftim- 
mung der eignen Drganijation und Wahl der Vorſtände und Organe, Auf- 
nahme und Ausſchließung der Mitglieder, Verkehrs- und Vermögensfähigkeit 
im bürgerlichen Recht. Im Mebrigen beitanden durchgreifende Unterjchiede 
und mannichfacher Wechſel in der Zufammenjegung und Organifation. Be 
ſonders unterjchieden fi) Bologna und Paris von Grund aus dadurch, daß 
bier von Anfang an die Körperfchaft von den Lehrenden (doctores) ald Voll: 
genofjen gebildet und daher aus ihrer Mitte vierteljährlich der die Geſammt⸗ 
heit Aller vertretende Rektor gewählt wurde, in Bologna dagegen bie 
Studirenden die universitas darjtellten, den Rektor aus ihrer Mitte wählten 
und urſprünglich (ſpäter für fie die Stadt) die Doktoren annahmen und ber 
foldeten, wogegen die Lehrer erft nach vielem Streit einen Einfluß auf das 
Univerfitätöregiment erfämpften. Mit Ausnahme von Italien, wo fih bis in 
die neuere Zeit eine überwiegende Stellung der Studirenden erhielt, drang faft 
überall dad Parifer Syitem durch und die Univerfitäten geftalteten fi) im 
weiteren Verlauf immer fchärfer ald Zünfte der Wiffenden, in denen nur die 
von der Zunft jelbft nach Erlangung der gehörigen Wiffenfchaft ertheilte Meifter- 
würde (Doktorat) volle Mitgliedfchaft gab und in denen dann ähnlich wie hei 
den Innungen der Handwerker und Künftler weitere Abftufungen (baccalaureus, 
licentiatus, magister) entitanden. 

Die Gemeinheitöverfaffung der universitas befunbete ferner ihre ger- 
maniſche Bildung in Webereinftimmung mit den übrigen Gemeinwefen unb 
Genoffenfhaften dadurch, daß fie fih auf der Grundlage engerer Genoffen- 
ihaften aufbaute, welche der Gejammtheit in großer Selbftänbigfeit mit eigner 
Berfaffung, eignen Vorftänden, eignem ftatutarifchen Recht, eignem Vermögen 
gegenüberftanden und ihre inneren Angelegenheiten autonom verwalteten. Ur- 
iprünglich gliederten fich die Öelehrtengemeinheiten nah Nationen. In Bologna 
zerfiel das studium generale in die beiden universitates der cismontani und 
ultramontani (Deutjhe) und jede universitas in Landsmannſchaften (Die 
ultramontana in 15). Ebenſo war e8 zuerft in Padua, wo 1360 die Ein- 
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theilung in Suriften mit 22 und Artiften mit 7 Nationen an die Stelle trat. 
Sn Paris beitanden 4 Nationen, jede unter gewählten procuratores mit 
eignen Schußheiligen und Altären, eigner Organifation, eignem Vermögen. 
Auch die 4 älteften deutfchen Univerfitäten (Prag 1348, Wien 1365, Heibel- 
berg 1386, Köln 1388) wurden nad Nationen gegliedert. Allmälig aber 
- traten neben die Landsmannſchaften und endlih an ihre Stelle die Körper 
ichaften ver Fakultäten, indem bier wie überall die nähere Beruföverwandt- 
haft eine engere Berbindung erzeugte‘), In Deutihland wurde Erfurt 
(1392) gleich nad dem Fakultätenfyftem gegründet, beſonders aber überwog 
- baffelbe feit der durch das Nationenweſen hervorgerufenen Trennung Leipzigs 
von Prag und verdrängte von da an fait völlig die Gliederung nach Nationen, 
welche fi nur in den Landsmannſchaften der Studenten erhielt. 

Andere Köryerfchaften, welche fi) zur universitas wie Glieder zur Ge 
fammtheit verbielten, waren die urjprünglich überall verbreiteten Kollegien 
und Burfen. Es waren dies theild aus freier Bereinigung, theils aus 
Kiofter- und Domſchulen, theild aus wohlthätigen Stiftungen hervorgegangene 
Gemeinſchaften, in denen die ftudirende Jugend Unterhalt, fittliche Ueber⸗ 
wachung, zum Theil auch vorbereitenden Unterricht erhielt. Die Einrichtung 
verlor in Deutichland (befonders feit Einführung der Lateinfchulen) ihre all- 
gemeine Bedeutung, während in England gerade fie allmälig die Grundlage 
ber gefammten Univerfitätönerfafjung wurde. 


E. Berufsgenoffenfchaften und Genoflenfchaften für einzelne Zwecke. 
8 42. Berufsgenoffenihaften und Berufäftände, 


Die mehrfach bereits betonte Tendenz der mittelalterlichen Genoffenver- 
bände, alle Lebensintereſſen ihrer Glieder in die Gemeinſchaft zu ziehen, führte 


1, Die Fakultäteneintheilung entftand in Parts. Hier traten, nach Behauptung 
des ihnen lange ftreitig gemachten Lehrftuhls, in Folge bes Kompromiffes v. 
1257 die Theologen ber Bettelmönchorden als befondereö corpus ber universitas 
hinzu. Ste wurden zur theologiſchen Fakultät, neben ihnen wurben bann die 
mebicinifche Fakultät und bie Fakultät des kanoniſchen Rechts kreirt. Diefe breit 
Fakultäten ftanden nun ald befondere Körperfchaften, in benen nur doctores Mit- 
gfieber waren, neben ben 4 Nationen. Sie übten Aufnahme neuer Doktoren 
(Promotion), Autonomie und Wahl eines Borftands (decanus), hatten Dagegen 
urfprünglih in ber Gefammtverfaffung der Univerfität zufammen nur Eine 
Stimme, wie jede Nation einzeln. Allmälig indeß entwidelte fi aus ihrem 
Recht des Vorftimmens ein überwiegender Cinfluß, bis endlich jeder von ben 
Fakultäten eine und umgefehrt den Nationen zufammen nur eine Stimme gewährt 
wurde. In Folge deſſen wuchfen die Nationen zu Einer Körperfchaft zufammen 
und wurden als folche die vierte Fakultät, bie facultas artium, der Keim ber 
philoſophiſchen Fakultät. 
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bet allen Bereinen die Behandlung des gemeinfamen Berufs als einer 
Bereinsangelegenheit herbei. Umgekehrt brachte die dem Mittelalter eigenthüm- 
liche Borftellung des Berufs ala eines gegen Gott und Menſchen verpflichten. 
den, das ganze Leben beitimmenden Amtes die Anfchauung hervor, daß zwi⸗ 
hen Berufögleichen ein natürlicher Genoffenverband beftehe, welcher ihnen 
gegenfeitige Unterftägung und gemeinfame Pflichterfüllung auferlege und fie 
deshalb auf engere Bereinigung hinweiſe. So hatten auf der einen Seite alle 
Genoffenfchaften die Neigung, ſich zu Berufsgenofjenichaften zu geftalten, und 
auf der andern Seite waren es die Berufsgleichen, welche der Affociationsgeift 
überall zunächft zufammenführte. Auf biefem Wege kam es in der That zu- 
letst dahin, daß fi das gefammte Volt in feiter Orbnung nad Berufs- 
genoſſenſchaften gliederte, von denen jede ſich gegen bie andere ftandes- 
mäßig abſchloß. Die Stände, welche fich allmälig aus ber alten Standes⸗ 
glieverung des Landrechts und des Lehnrechts durch das Innungsweſen heraus- 
bildeten, waren fo ihrem innerften Weſen nad Berufsftände, in benen 
zwar vorzugsweife — in den höheren bereits ausſchließlich — die Geburt zum 
Amte berief, für die aber nicht die Geburt, fondern der Beruf das entfcheibende 
Merkmal war. Diefer Beruf aber wurde noch ebenfo ſehr als Pflicht wie als 
Recht gefaßt, während fpäter der Inhalt der Standesrechte nur in nußbaren 
Privilegien gefunden wurde, und noch war im Gegenjag zu ber nachfolgenden 
Erftarrung die Standesbilbung in lebendigem Fluß. So teft baher die enge 
ren unb weiteren Berufskreiſe durch die jelbftgefchaffene genofienfchaftliche Or⸗ 
ganifatton georbnet waren, fie Hinderten bie auffteigende Volkskraft nicht an 
unaufhörkiher Neubildung. Im Großen und im Kleinen fehen wir mit ber 
Veränderung und reicheren Entfaltung aller Lebens- und Kulturverhältnifie 
auch bie genoſſenſchaftlichen Organifationen fih verändern und vervielfältigen. 
Erſchien ſeit dem 16. Jahrhundert die einmal feftgeftellte Zahl der privilegiirten 
Zünfte als unabänderlihe Norm für Zahl und Gehalt der Künfte und Ge- 
werke, jo entfpradh in den drei vorangehenden Jahrhunderten jeder Vervoll⸗ 
fommnung eines Handwerks zur Kunft, jeder vergrößerten Arbeitstheilung, 
jeber Heraufbildung eines neuen Zweige der gewerblichen Thatigkeit auch eine 
Bereicherung oder Vermehrung der Zünfte durch Veränderung, Spaltung ober 
Neuorganifatton, während daneben eine bisweilen vorkommende Vereinfachung 
oder Zufammenfaffung ber Arbeit auch bie DVereinigumg biäher getrennter 
Aemter nach fi zog. In derſelben Weiſe aber war auch auf allen andern 
Gebieten den aus dem bereicherten Volköleben neu emporftetgenden Kräften die 
Möglichkeit offen, fich dem beftehenden Innungsſyſtem anzuſchließen oder neue, 
jelbftändige Genofſenverbände hervorzurufen. Gelang es einer neuen Kaffe, 
fi) eine zünftige Organtfation zu geben und biefelbe zur Anerkennung zu 
bringen, fo war damit zugleich die Anerkennung ihres Berufs als eines Amtes 
im Bolt und die Einfügung dieſes Amts in das Syſtem ber Berufsorgani- 
jationen verbunden. Auf dieſe Weile finden wir theild nur die Borftellung 
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theile die mehr oder minder autgeprägten Formen der Genoſſenſchaft auch da, 
wo wir fie wenig erwarten, ja ed ftellt fich fchließlich überhaupt jede einen 
Beruf theilende Geſammtheit als Genoffenihaft dar, die nur bald mit, 
bald ohne fefte Orbnung und bald privilegüirt und beftätigt, bald nur ge 
duldet, bald wielleicht verboten und geächtet ift. 

Für diefe Anſchauung ift zunächſt dem das ganze Mittelalter beberrichen- 
den Dualismus gemäß bas geiftlide Amt von den weltlichen Aemtern ge 
trennt und jened der großen Berufögenoffenfchaft bes Klerus und den fich ihm 
mehr ober minder feft angliedernden geiftlihen und religiöfen Affocintionen 
zugewiefen. Bon ben weltlihen Aemtern ift dad Fürftenamt Pflicht und Recht 
der Genofſenſchaft des Adels und der Samiliengenofjenihaften in ibm. Der 
großen Innung bes Ritterftandes und den Ritterjchaften, Orbenögejellichaften, 
Burggenofjenichaften und Familien in ihm gebührt noch immer das alte 
Schildesamt. Eine jüngere Zunft bilden die Gelehrten, welche in berufsmä- 
Biger Gliederung das Amt der Wiſſenſchaft und öffentlichen Lehre verwalten. 
Am reichften aber in engere und engjte Berufövereine gegliedert ift die ans 
den Bürgerjchaften zufammengefeßte große Genoffenihaft des Bürgerftandes, 
weldher im Allgemeinen der gefammte fommerzielle und gewerbliche Beruf zu- 
fat. In ihr bildet jeder Erwerbözweig eine Amtögemeinheit, die zwar zu- 
nächſt nur in den Iofalen Genoſſenſchaften zur Erſcheinung kommt, fich aber 
doch zum Theil ausdrücklich, zum andern Theil wenigftend in der Idee auch 
Darüber hinaus ald Einheit Tonftituirt. Die oberſte Stelle in dieſem viel. 
gliedrigen Syftem nimmt vielfach ein altpatricifcher oder neugebildeter Kapi- 
taliftenftand ein, der in den Gilden ber von ihren Renten lebenden Stadt⸗ 
junfer oder in ben ariftofratifchen Körperfchaften des ftäbtifhen Amts verbun- 
ben if. Manmichfach gegliebert in Gilden, Innungen und Hanſen fteht bar- 
unter der Kaufmanndftand und gilt doch durch das ganze Reich als Eine 
große, mit dem Handelsamt betraute Gejammtgilde, ald „der gemeine Kauf- 
mann bes heiligen römifchen Reichs“ inzelne Zweige des kaufmänniſchen 
Berufs werben von bejonderen Körperjchaften getrieben, die bald über, bald 
unter den übrigen Kaufleuten ftehen: über ihnen, bisweilen indeß (wie in 
Goslar) auch unter ihnen, die Genoſſenſchaften der Münzer und Wechöler 
(Banquierd), unter ihnen, aber meift über den Handwerkern, in ber Regel 
das Krämer oder Hoͤkeramt, häufig überdies die Tuchhändler, die Pelzhänd⸗ 
Ier, die Weberinnungen, bie Weinhändler u. |. w. Die kaufmänniſchen Ge- 
noffenfchaften jelbft verzweigen fih im Norden oft nad den ©egen- 
ben, mit welchen fie handeln. Ihnen ſchließen fih dann zunächſt oft die 
Innungen der Seefchiffer an. Auch die Brauerinnungen nehmen in ber Regel 
eine bevorzugte Stellung ein‘). Durchaus nach dem Beruf gliebern fi dann 
weiter die Genofſenſchaften der Künftler und Handwerker. Bon den Künftler- 


1, So zerfiel 3. B. in Lübeck die Bürgerfchaft in zwölf Kollegien, von benen 
bie Handwerker in ihrer Geſammtheit ald „Aemter” nur eines bildeten. Die 


442 Berufsgenoſſenſchaften u. Genoffenfchaften f. einzelne Zwecke. 


innungen find inde manche befonders geftellt oder treten doch nur für einzelne 
Beziehungen in die Reihen der gewöhnlichen Zünfte. Einen großen Bund 
durch das ganze Reich bilden die Meifter der Baukunft; die Maler, Bildhauer 
und Goldſchmiede find oft in freiere Geſellſchaften und Innungen ver- 
eint?). Auch die bürgerliche Dicht- und Sangeskunſt fügt ſich den Regeln 
der Zunft und zünftig wird das wehrhafte Schüßenhandwerf betrieben. Am 
mannichfadhiten ift das eigentlihe Handwerk gegliedert und unter die Fülle 
der Amtögenoffenihaften, deren Zahl in Einer Stadt oft fünfzig überfteigt, 
vertheilt. Doch find keineswegs blos die eigentlihen Handwerker genoffen- 
ſchaftlich organifirt, fondern jede zahlreichere gewerbtreibende Klafſe ſchließt fich 
zünftig zufammen, wie 3. B. die Fiſcher, die Weinfchröter, die Wunb- und Zahn- 
ärzte, die Saftwirthe, die Lohnfuhrherren, die Müller und Mühlenbeſitzer, die den 
Haidehonig fammelnden Zeidler, die Stadtpfeifer, die Stabttrabanten und Raths- 
iöldner (fraternitates satellitum familiarum senatus 3. B. in Hamburg und Lũ— 
bet) und häufig felbft die Schäfer und einzelne Gattungen der Lohnarbeiter (3.2. 
die Träger, die Gaſſenkehrer, die Kagelohnarbeiter u. |. w.). Ueberall treten all 
mälig jeit der Scheidung ber jelbjtändigen Meifter und der unfelbftändigen 
Arbeitögehilfen Genofjenfchaften der Gehilfen und Gefellen den Gilden und 
Zünften Seite. Und wenn die Genoffen irgend einer Berufsarbeit e8 nicht zu einer 
anerfannten Berufstörperjchaft bringen können, fo vereinigen fie ſich wenigftens 
zu einer Brüberfchaft, die neben ber religiöfen Gemeinſchaft gegenfeitige Unter- 
ftügungspflit in Fällen der Bebürftigfeit begründet und fih immer zugleich 
als ein Organ für Wahrnehmung der gemeinfamen Intereſſen darftellt. Zählte 
doch die Eine Stadt Hamburg mehr als hundert jolcher brüderlichen Vereine. 

Dem Bürgerftande zugehörig, wenn auch in vieler Beziehung befonbers 
geftellt, waren bie Genofjenihaften bes bergmännifhhen Gewerbes. In 
fi) nad den verſchiedenen Klaffen und Stufen des bergmännifchen Berufs 
mannichfach gegliedert, glihen fie ala Geſammtheiten bisweilen mehr großen 
Markgenoffenihaften, bisweilen mehr ftäbtiichen Gilden, biöweilen waren fie 
vollkommen geichloffene Gemeinwejen mit eigener gemeinheitlicher Berfafiung 
(jog. Bergſtädte). Alle diefe Elemente vereinigt bietet beifpielgweife das große 


übrigen beftanden aus ben Gilden der Junker, Kaufleute, Schonenfahrer, 
Nowgorodfahrer, Bergenfahrer, Rigafahrer, Stockholmfahrer, Gewandſchneider, 
Krämer, Brauer, Schiffer. Die Zünfte verlangten im 17. Jahrh., es follten brei 
Kollegien: Junker, Kaufleute, Aemter gebildet werben; fie drangen aber damit 
nicht durch und bie alte Eintheilung beſtand bis 1848. — Ueber die Seglerkom⸗ 
pagnie ber Schiffer auf Fehmarn vgl. Hanffen, Behmarn ©. 348. 349. 
2) In Augsburg fchloffen 1368 die Goldſchmiede, Maler und Bildhauer eine 
Innung, die nicht in die Reihe der bürgerlichen Körperſchaften trat. Berlepſch, 
Chronit der Gewerke III. 73. 74. Ebenſo bildete fich eine freie Affociation der 
Maler und Bildhauer in Wien. Bielfach aber gehörten die Künftler gewöhnlichen 
Hanbwerferzünften anderer Gattung an. Pol. Maſcher S. 273f. 
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Derggemeinweien bed Harzes mit dem Mittelpunkt Goslar dar’), In der 
Stabtverfaffung war die Genofjenihaft der Berg- und Hüttenherren (Berg. 
- Seute und Waldwerfen, montani und silvani) eine zwijchen Kaufleuten und 
Gilden (Münzern, Krämern und Handwerkern) ftehende bürgerliche Körper. 
{haft und nahm als ſolche am Stabtregimeyt Theil, entfandte Deputirte zur 
Aufzeichnung der Statuten und mußte bei jeder Rechtöveränderung vom Rath 
befragt werben ®); auch genoß fie nad) dem Stadtrecht der Befreiung von ber 
Pfändung und ded Rechts erweiterter Selbithilfe gegen ihre Diener’). Im 
Bezug auf den Harzforit waren die Waldwerken zugleich eine Marfgemeinde, 
welche auf drei echten Forſtdingen zuſammenkam und neben Bergbau und Schmelz 
hüttenbetrieb Holznutung, Jagd und Fiſcherei ansübte‘),, Für das deſammte 
Berg- und Hüttenwefen aber bildete die Geſammtheit aller Bergleute und 
Waldwerken eine felbitändige autonome Genofjenfhaft, vorbehaltlich einer ur- 
ſprünglich dem Reichsvogt, fpäter der Stadt Goslar und in specie dem 
Rathsausſchuß der Sechsmänner zuftehenden oberjten Auffiht und höchſten 
Gerichtsbarkeit. Die Gewerken ſelbſt dirigirten daher unter dem von ihnen 
gewählten Bergrichter oder Bergmeifter”) den Bergbau, fie feßten fih auf 
ihrer allgemeinen Berfammlung zu Goslar’), wenn aud unter dem Einfluß 
des Rathes, die Bergordnung, den Bergfrieden und das Bergredht?); fie fpra- 
hen als Schöffen Recht im Gericht bes Bergmeijterd, das für Schulbfachen 
und eigentliche Bergfachen die erfte Inftanz war, von einem montanus aber 


3) Bol. die jura et libertates silvanorum v. 1271 5. Wagner, Corp. jur. 
metall. ©. 1022—1026; die leges metallicae montis Rammelii (wol aus b, 
14. Jahrh.) bei Leibnig, Script. rer. Brunsv. III. (1711). ©. 585f.; die 
ipäteren Goslariſchen Bergordn. (1470, 1476, 1494) b. Wagner l.c. ©. 1025f. 
©. auch den Auffag des Zehntners Meyer, goslariſche Bergwerköverfaffung und 
Bergrechte im 14. Jahrh., im Hercynifhen Archiv, Halle 1805, S. 186— 238, 
und den Auffa von Dohm ib. S. 377— 440. 

*% Bol. die Goslar. Statuten b. Göſchen ©. 1. 513. 

5) Priv. v. 1219 b. Göſchen ©. 115. 3. 31f. Statuten S. 46. 66. 
Dazu S. 415f. 425. = 

6) Vgl. Leg. metall. $ 180 b. Leibnig ©. 549. Meyer J. c. S. 209-217. 
Nur wer echt geboren tft und volllommen an feinem Recht, Tann im Forftding 
erfcheinen. Nach den jura et lib. silv. (Wagner S. 1023) follen die Erferen 
im Harze zweimal bed Jahres jagen und filchen, um fich ihre Genoffenfchaft zu 
erhalten. 

) Im Fahre 1456 wurde ein Richter des Rammelsberges gewählt durch den 
alten und neuen Rath mit den Bormunden der Gilden und ber ganzen Meinbeit. 
Leibnitz lc. ©. 555. 

% Meyer l.c. S.194f. Dohm. c. ©.385. Wagner, Einl. S. XXXI. 

*), Bol. leg. metall. $ 147. Dohm ©. 386. Bergordn. v. 1470 b. 
Wagner S. 1025. Ueber ben bejonderen Bergfrieden vgl. 3. B. leg. metall. 
& 90. 106. 110. 117. 193. 200. So wirkt auch 1456 b. Leibnitz ©. 555 der 
Richter dem Berg einen Frieden, welchen Rath und Stadt halten ſollen. 
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in allen Sachen zuerft angegangen werben mußte‘); und wenn allmälig ber 
Abſchluß wichtiger Verträge, das Beſteuerungsrecht, das peinliche Gericht in 
jhwereren Fällen und die Entſcheidung über Berufungen vom Berggericht, die 
Ernennung der meiften Bergbenmten (3. B. Feuerhüter, Fronknecht, Schreiber 
und Sronbote), die Verleihung der Treibhütten, die Beftellung der Treibknechte 
und überhaupt die oberfte Bergdireftion und Bergpolizei an die ftäbtijchen 
Sechsmänner fam''), jo follten diefe doch den Rath der Bergleute hören, bei 
jeder Neuerung an Zuftimmung der Mehrheit gebunden fein und auch bei 
Urteln dann, wenn unter ihnen Uneinigfeit herrfchte, vem Rath der Weiferen 
unter den Bergleuten folgen”). In ber großen Genoſſenſchaft aller Gewerken 
ftanden dann wieder die Hüttenherren einerjeits, die Bergherren anbererfeits in 
engerem Genoffenverbande*?), es beitanben weiter, wie es feheint, nähere Ver⸗ 
bindungen der ein gemeinfames Feld ober eine gemeinfame Grube bebauenden 
Bergleute!*) und endlich bildeten den Meiftern gegenüber bie unfelbitändigen, 
gemietheten Arbeiter (Knechte, Knappen) befondere Bruderfchaften mit der 
Pflicht zu gegenfeitiger Unterſtützung, woraus dann fpäter bie Knappfchaften 
hervorgiengen. Uebrigens war bier wie bei den Handwerferzünften Befig und 
Arbeit noch ungetrennt, indem die unter verſchiedenen Rechtstiteln beliehenen 
Bergherren, Lehnträger und Miethöinhaber ihre Gruben regelmäßig noch felbft 
als Meifter mit ihren Werfmeiltern und Knechten bauten!‘ Aehnlich wie 
in Goslar waren überall die Bergleute autonome und privilegtirte Gemein⸗ 
heiten mit genoſſenſchaftlicher Verfaffung!*), bis dann fpäter die Landesherren 
mit ber Entwidlung des Bergregals und ber landesherrlichen Bergorbnungen 
die Leitung des Bergbaues an fich brachten und die alten Genoflenichaften durch 
ihre Beamten verbrängten 17). 

Endlih galt dem Bürgerftande gegenüber auch der Bauernftand, „bie 


16) Leg. metall. $ 1—3. 17. 18. 134. Meyer]. c. S. 196— 19%. 

11) Leg. metall, $ 57. 90. 99. 114. 115. 126. 189. 141. 142. 144—148, 
161—154. 182. 196 —199. 208. 204. Bol. auh Meyer 1. c. ©. 195. und 
über die Bergämter ©. 199. 

12) Leg. metall, $ 144. 146. 147. 149, 182. 

13) Meyer 1. c. ©. 209f. Dobm ©. 886, 

#) Leg. metall. 8 65—70. 85. 87. 88. Bgl. den folgenden 8. 

15) Ausführliches über den Bergbau, Treibhütten. und Schmelzhüttenbetrieb 
b. Meyer J. c. S. 202f. 207 - 221. 

16) So nehmen auch nach dem Iglauer Bergrecht von 1248 bie Gewerken 
einen Bergmeifter, welchen fie wollen, nur fol der Urbarer bes Königs ihm einen 
Ein abnehmen. Aehnlich nah älteftem Recht in Breiberg. Dagegen find nad 
dem älteften Schemniger Bergrecht Richter und Rath der Stadt und ein von 
ihnen gejeßter Bergemeifter die Bergbehörben. Vgl. auch Karften, über den Ur- 
fprung des Bergregals. Berlin 1844. ©. 13f. 22f. 31f. 

17) Vgl. unten $ 69. 
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Dauerfhaft", als eine große Berufsgenoffenichaft, der die Iandwirthichaftliche 
Beſchäftigung oblag: er aber unterſchied fi) von allen andern Berufsftänden 
zu jeinem Nachtheil dadurch, daß bei ihm die Stelle des freien Amtes 
noch durch die ältere Form des perſönlichen Dienftes vertreten ward, 
ber die freie Geſammtwirthſchaft unabhängiger Gemeinden mehr und mehr 
verdrängte. Wie in Folge hiervon nur vereinzelt eine über die Einzelgemeinbe 
hinausgehende rechtliche Gefammtorganifation der Bauerfhaft erhalten oder 
neu gebildet ward, wie die einzelnen Gemeinden mit wenigen Ausnahmen an 
den vom Cinungswejen herporgebrachten Fortſchritten nicht Theil nahmen, 
wie endlih nur in den freieren Gegenden, wo fi) mit den Dorfgemeinben 
jelbftändige Kirchfpiele, Deich und Sielverbande, auch wol bejondere Wald-, 
Weider, Weinbergd-, Alp⸗ und fonftige Specialgenoffenfchaften Ereuzten, eine 
reihere Genoſſenſchaftsbildung eintrat, wird unten gezeigt werben. Hier ift 
nur noch zu erwähnen, daß diefe großen, in fi mannichfach gegliederten 
Standes- und Berufögenoffenichaften des Klerus, des Adels, der Ritterfchaft, 
der Gelehrtenfchaft, der Bürgerfchaft und der Bauerfchaft den Kreis des Volkes 
noch keineswegs ſchloſſen. — Neben ihnen ftehen zunächſt die von der bürger- 
lichen Gefelihaft nur gebulbeten oder gegen bejondere Abgaben in ben Schup- 
verband des Volles anfgenommenen Klaffen, welche ihrerfeits ebenfalls als 
Geſammtheiten aufgefaßt werden und nach feiter Ordnung in einzelnen, unter 
einander wieder verbundenen Öenofjenverbänden leben. So erſcheint noch bie 
Indenſchaft in ihren gejchloffenen Gemeinheiten. Aehnlich ftellt fi die Ge- 
ſammtheit der fahrenden Leute, das „fahrende Volk" 18), als eine am Nedht 
der anerfannten Stände nicht Theil nehmende, heimathMje Genoffenichaft bar, 
welche doch ihre befondere Ordnung hat und in welder Meiſterſchaft unb 
andere Würden erwähnt werden"). Allmälig erlangten einzelne Gruppen 
diefer Klaſſe jelhit eine gewiffe Anerkennung und zunftmäßige Organifation, 
wie die zum Theil beftätigten und pristlegiirten Innungen und Schulen ber 
joculatores2°), der Spielleute, der Pfeifer und Pauker ei), oder die feit dem 


18) Vgl. die Schilderung der fahrenden Leute bei Freytag, Bilder aus ber 
deutſchen Bergangenheit II, 1. Nr. 13. ©. 443f. 

19) Pertz 8. 8. XL ©. 385 vis. 23: quidam histrio et fama et dignitate 
caeteris praestantior. Urk. v. 1385 b. Guben. IU. 578: Erzbifchof Adolph 
von Mainz ernennt feinen Pfeifer Brachte zum „kunige farender lute* im ganzen 
Erzbisthume und Lande, 

20, So wird im älteften lübiſchen Kämmereibuch der Gold eined comes jocu- 
latorum erwähnt. Lũb. Urkb. II. 1081. 

1) Bol. über die „collegia musicorum* Heumann, inst. jur. pol. Germ, 
Nürnb. 1757. c. 28. 8 196f. ©. 244f. Sie unterftanden in Oefterreih einem 
„oberften Spielgrafen" und einem von dieſem ernannten „Pfeifferlönig‘. Weber 
Trompeterzünfte ib. 8 197. Die inkorporirten Muſiker follten nicht zu den recht. 
[ofen Leuten gezählt werben. 
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15. Jahrhundert verbrüderten Fechtergilden **) beweifen. In förmliche Gilden 
vereinten ſich ſelbſt Bettler und Landftreicher, Diebe und Gefindel jeder Gat- 
tung, Straßen- und Seeräuber abliger und unabliger Herkunft und wan- 
dernde Genoffenjchaften zweideutiger Art, die unter ſich nach felbftgejegten Sta- 
tuten unter gewählten Borftänden in fefter Ordnung lebten, waren im Reich 
feine jeltene Erſcheinung. Am Rhein bedurfte es energifcher Bünbniffe von 
Fürften und Städten, um folde Räubergilden, wie beiſpielsweiſe die böje 
Geſellſchaft v. 1362 oder die Räubergefellihaft von 138122), zu unterdrüden 
und im Norden hatte die Hanfa fchwere Kämpfe zu beftehen mit ber weit- 
berühmten Seeräubergenofjenfhaft der Vitalienbrüber, welche fih auch nad 
dem Grundſatz der gleichen Verteilung ihres Gewinnes Likedeeler (Gleichthei- 
ler) nannten®*). Solche Räubereinungen grenzen oft fehr nahe an die Rittergefell- 
haften”), näher aber noh an die Genoffenfchaften der reifigen Söldner. 
Bon den legteren muß noch kurz die Rebe fein, weil fie von großer Wichtig: 





22) Befonderd ftanden fi bie Marrbrüder und die Federfechter ald zwei 
organifirte Gilden gegenüber. Jene nannten fih „Brüderſchaft vom ©. Markus 
vom Löwenberg“, führten einen Löwen im Schild, hatten ihren Hauptjiß in 
Sranffurt und erhielten in den Sabren 1480. 1512. 1566 u. 1579 Faiferliche 
Privilegien. Die „Zreifechter von der Feder zum Greifenfels”, welche einen 
Greifen führten, follen zuerjt in Medlenburg privilegiirt fein, ihr Tpäterer Haupt- 
fig war Prag. Beide Brüderfchaften zerfielen in Meifter und Gefellen, bielten 
Berfammlungen (die Marrbrüder jährlich auf der Herbitmefle in Frankfurt) und 
ftanden unter einem gewählten Hauptmann. Ueberdies hatten beide Gejelljchaften 
einen Oberhauptmann, der bejtändig im kaiſerlichen Hoflager als ihr Vertreter 
und Anwalt weilte Jede Gilde hatte ihre Ordnung, ihre Lade und Urkunden, 
ihre Kaffe. Durch) die Aufnahme, welche nach Ablegung einer Fechtprobe und gegen 
Entrichtung eines Cintrittägelded (bei ven Marrbrüdern 2 Goldgulden) gewährt 
wurde, erlangte der Bruder das Recht, die Fechtlunft öffentlich zu lehren. Dafür 
mußte er aber den Genoffeneid, insbejondere auf Bewahrung der Heimlichkeit, 
leiten. Der Unwürdige wurbe aus der Brüderrolle durch öffentliches Legen des 
Schwertes ausgelöfht. — Neben beiden Brüberfchaften werden noch bie Lux—⸗ 
brüber, von denen bie Klopffechter abjtammen follen, erwähnt. Sie waren ver- 
muthlich eine Kleinere Fechtergilde unter dem Schugpatronat des heiligen Lukas. — 
Bol. Göttling im thüring. Vollöfreund 1829 Nr. 43. ©. 345. Scheidler in 
der Encyllopädie v. Erfh u. Gruber I, 42. ©. 200. 201. Freytag 1. c. 
450f. Die Drdnung der Frankfurter Fechter v. 1491 ſteht bei Adrian, Mittheil. 
aus Handichriften und feltenen Drudwerfen. Frankf. 1846. S.277— 298. Dafelbit 
auch Nachrichten über Strafen (S. 232), Hauptmannswahlen (S. 285. 295) und 
Meiſterſchläge. 

23, Schaab, Geſch. des rhein. Städtebundes I. ©. 319f. 339. II. Nr. 177. 

24) Barthold, Hanſa II. 221f. IH. Af. 

25) Bol, Trithbeim, Hirſauer Annalen II. 252 3. 1366: quippe dum dice- 
rentur nobiles, sed essent latrones. 
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feit für die Umgeftaltung des ganzen Heerweſens waren, weil fie einen neuen 
Berufsftand ſchufen und weil e8 gerade an ihnen cdharakteriftiich ift, wie in 
ber Zeit des Einungsweſens jelbft das am wenigften dazu geeignete Suftitut, 
das Heer, fih innungsmäßig geftaltete. 

Wenn ber alten Volksfreiheit das Volksheer entiprochen hatte, wenn bann 
unter dem Einfluß des Dienftwejens das Vaſſallenheer an die Stelle trat, jo 
Porreipondirte dem Einungsweſen zwar die Selbitwehr der Gemeinwejen und 
Genofſſenſchaften auf Grund der Wehrpflicht jedes Genoffen, daneben aber fam 
mit der berufsmäßigen Scheivung ber Stände zuerjt in den Städten, deren 
Bürger und Zunftgenoffen den Krieg nicht ald Beruf anjehen konnten, befon- 
ders für die gewöhnlichen Fehden und entferntere Züge, demnächſt auch im 
Reich und in den Territorien das Soldweien auf?). Wurden Anfangs vor- 
nemlih nur einzelne adlige und rittermäßige Leute mit einer Anzahl von 
Knechten in Sold genommen, fo bildete fih bald theild aus dieſen theild aus 
anderen Clementen eine ganze Klaſſe von Leuten, denen Kriegsdienft gegen 
Sold zum Lebensberuf wurde. Mit der fteigenden Bedeutung des Fußdienſtes 
traten große Schaaren von Fußfnechten neben die Reiter und ed waren nun 
namentlich die erfteren, welche nicht mehr blos einzeln, fondern als Gefammt- 
heiten in Dienft genommen wurden. Schon in hohenftaufiicher Zeit finden fich 
Spuren folder Banden oder Rotten im Solde der Kaiſer?). Im Laufe der 
Zeit gaben dieſe Söldnerſchaaren fih eine immer bejtimmtere Förperjchaftliche 
Organifation; fie fhloffen nicht nur als Körperfchaften die Soldverträge ab 
und erhielten als folhe vom Soldherrn einen oberften Führer, fondern blie- 
ben auch nad Ablauf der Berträge zufammen und durchzogen unter jelbitge- 
fegten Führern als Tonftituirte Genoſſenſchaften das Land, um neue Beichäfti- 
gung zu juchen, inzwifchen aber von Raub und Plünderung zu leben?). 
Diefe Banden, oft aus allen Völkern gemiſcht, vorzugsweiſe häufig aber aus 
Deutichen gebildet, erlangten in den romanifchen Ländern ſchon in der eriten 
Hälfte des 14. Sahrhunderts eine große Bedeutung. Beſonders in Italien 
wurden alle Kriege zwifchen Fürſten und Städten in diefem Jahrhundert ſchon 
durch angenommene Sölönerinnungen entichieden, die dann in der Zeit, in ber 


26) Bol. Stengel, Geſch. der Kriegsverf. S. 2397. 

27) Die unter dem Namen der Brabanzonen von Friedrich I. angenommenen 
Haufen rittermäßiger Zeute (Robertus de Monte a. 1182) und bie gleichzeitig im 
Dienfte des Erzbiſchofs von Köln befindlichen Rotten (ruptae, rofae) (Arnold. 
Lubec. Chr. Slav. II. 25), welche dann auch im 13. Jahrh. vortommen (3. B. Godef, 
Colon. ad a. 1236), wurben offenbar ſchon ald Gejammtheiten gedbungen. Sie 
werden baber auch von ben Einzelföldnern (milites qui soldarii vocantur) unter- 
ſchieden. Aehnliche Rotten bildeten die fogenannten Sarjanten, Knappen, welche 
zu Fußdienſt oder leichtem Neiterdienft verbunden waren. Ihre Hauptleute er- 
bielten alle diefe Banden vom Soldherrn. Vgl. Stenzel J. c. ©. 244f. 

2) Bol. Stenzel ©. 246f. 
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fie nicht engagirt waren, das Land auf das furchtbarſte verheerten ꝛe), und es 
wurbe jo bier fchon vor dem Ende des Sahrhunderts eine völlige Umgeftaltung 
der Kriegsverfaſſung hervorgebrachtꝰ). Dies mußte auf Deutihland um jo 
mehr zurückwirken, ald gerade die Deutjchen einen großen Theil der berufs- 
mäßigen Söldner ftellten. Auch den beutfchen Grenzen näherten fich in der 
zweiten Hälfte des 14. Iahrhunderts fremde und gemijchte Kriegägejellihaf- 
ten?) und im 15. Jahrhundert fpielten auch bier einige berartige Banden 
eine große Rolle”). Vornemlich aber waren ed hier geworbene Landeskinder, 
weldhe als „Lundöknechte”. derartige Sölönerinnungen bildeten®). Unter ver- 
ichiedenen Namen entichieven foldhe von Fürften und Städten gebungene Ge- 
noffenfchaften die meilten Kriege des 15. Sahrhunberts und Kriegsgeübtheit 


=) So 1339 die fogenannte Gejellichaft des heiligen Georg unter Lodriſio 
Bisconti; dann die fog. große Geſellſchaft (Compagnie) unter einem abenteuernden 
beutfchen Kriegsmann, der fi Herzog Werner nannte; bald darauf eine neue 
Bande unter demfelben Führer; demnächſt Ähnliche Rotten um 1356 unter 
Lando, Anichino von Bongarten 2c.; um 1361 bie aud Frankreich herangezogene 
über 10,000 Mann von beutfcher, englifcher, franzöſiſcher, normännifcher und 
ſpaniſcher Nationalität zählenbe weiße oder engltiche Bande; nach ihrer Auflöfung 
die deutſchen Gejellihaften von heiligen Georg und vom Stern; neben biejen 
und vielen fpäteren deutſchen Geſellſchaften Rotten von Stalienern, Ungarn, 
Burgundern, NRormannen, Sranzofen, Engländern. Bol. Stenzel ©. 248-253. 

3 Stenzel ©. 254. Aehnlich in Frankreich fchon früher durch die in ben 
großen Kriegen mit England verwandten Sölbnerbanden. 

3) So bie große Bande Arnolds von Cervola (angeblid, über 40,000 Mann) 
oder „bie böfe Gefellfchaft der Britain”, welche 1862 und 1364 zwiichen Bafel 
und Trier erfchien, aber vor den Binden der Städte und Fürſten zurückwich; 
dann im Elſaß die fog. englifhe Geſellſchaft. Stenzel ©. 254f. 

22) So die burgundifchen Armagnacs um 1444 — Stenzel S. 255f. —, 
befonders aber bie große ober ſchwarze Bande, welche, aus Franzoſen, Spaniern, 
Schotten, Niederfachien, Franken und Lombarden beftehend, zuerft in Ungarn auf- 
trat, feit 1464 vom König Mathias abgedankt in Schleften umberftreifte, dann 
dem Herzog Albrecht v. Sachen, dem römifchen Könige Friedrich, dem Herzog 
von Gelbern, dem König von Dänemark diente und endlich im Kriege gegen Die 
Ditmarfchen aufgerieben wurde. Stenzel ©. 262. 

33) Der Name Landsknecht kommt fchon im 14. Jahrh. vor — Stenzel S. 259 —, 
allgemein aber erft ſeit Marimilian. Nichts anderes als die fpäteren Landsknechte 
find aber die im 14. u. 15. Jahrh. erwähnten Sölonerrotten der Städte, wie 
die „Schweizer" ber Stadt Gemünd um 1349 (wahrfcheinlich von ihrer Bewaff- 
nung fo genannt), die „Streitinechte* oder „Geſellen? Augsburgd, bie Zähnlein 
ber Sreiharde ober die „Freiheit“ im Solde Ulms und des ſchwäbiſchen Stäbte- 
bunds, die Ruter der Hanfen, die Söldnerfompagnien, Schildknechte u. ſ. w. 
vieler anderen Städte Auch in Frankreich Tamen fchon neben den Schweizern 
deutſche Landsknechte vor. Stenzel ©. 256. 
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und Waffentüchtigkeit, welche den Rittern und Bürgern mehr und mehr ab- 
handen Tamen, fanden fi) bald nur bei ihnen”). Seitdem dann König 
Marimilian Organifation und Bewaffnung der Landsknechte verbefjert und fie 
mehrfach verwandt hatte2s), bildeten neben wenigen Lehnspflichtigen und neben 
den geworbenen Reitern die Fußheere der Landsknechte den Stamm aller 
Heere3%). Die Landsknechte erihienen nun als eine große Berufsgenofjenichaft, 
welche in den Eleineren Verbänden, den einzelnen Zähnlein und Abtheilungen, 
in der That innungsmäßig organifirt war. ine jebe derartige Landsknechte⸗ 
Körperihaft bildete unter den ihr übergeordneten Hmuptleuten und deren 
Stellvertretern eine „Semeinde* gleichberechtigter Gejellen, welche fi) gegen- 
jeitig durch einen Eid zur Fahne verbunden hatte. Dieje Gemeinde, durch 
einen gewählten Fürſprecher (den Führer) und Repräjentanten förmlich ver- 
treten, gieng als ſolche Soltverträge ein und hielt fi) daher berechtigt, wenn 
der Sold nicht gezahlt ward, den Gehorjam in Maſſe amfzufündigen. Wichtige 
gemeinfame Angelegenheiten berieth und ordnete die Berfammlung aller Knechte, 
welche in den Formen einer Gilde oder Gemeinde als „Ring" zujammentrat. 
Im Ringe fegte fie fich jelbft ihr Recht und ala an Stelle des auf Herfom- 
men und Beliebung beruhenden Kriegsrechts ſeit Marimilian Reichskriegsord⸗ 
nungen für die Landsknechte traten, wurde doch nad) wie vor durch ein von der Ge⸗ 
meinde felber niedergefeßtes Schöffengeriht im Ringe Recht geſprochen über dem 
Genoſſen. Häufig genug lud aber die Geſammtheit auch den Hauptmann oder einen 
anderen Oberen felbft in ihren Kreis und zog ihn zu Verantwortung und 
Rechenihaft. Sa, vor einer Schladht oder einem gefährlichen Zuge ınußte der 
Befehlshaber die Knechte zufammmenberufen, mit ihnen über feine Abfichten 
verhandeln und einen förmlihen Beſchluß herbeiführen. Wie in den alten 
Volksheeren wurden auch in dieſen neuen Söldnerinnungen Beute und Ge- 
winn gleich getheilt). Nach der Entlaffung blieb die Genoſſenſchaft in der 
Regel zufammen und durchzog unter ben biöherigen oder neugewählten Führern 
plündernd das Land, bis fie einen neuen Kriegsherrn fand, dem fie fidh ver- 
dang. — Bis zum bdreißigjährigen Kriege waren es folhe geworbenen ©e- 
noſſenſchaften berufsmäßiger Soͤldner, weldhe die Schlachten Deutſchlands und 


a) Stenzel S. 257. 259f. 264f. Beſonders deutlich wurde dies in den Huffiten« 
friegen. Die Reichsjtände befchloffen daher auch 1427, die Truppeneinrichtung 
zu ganzen Abtheilungen an einzelne Hauptleute fürmlich zu verdingen. Datt, de 
pac. publ. Lib. Il c. 5. 

35, Stenzel ©. 264. 

”) Vgl. über die Einrichtung des Landsknechtsheers Stenzel ©. 264f. und 
über fein Leben und Treiben Freytag, Bilder aus der deutſchen Vergangenheit 
od, 1. Nr. 12. ©. 408f. IH. Pr. 1. u. 2. 

#7) 4%, pflegte an den Oberften zu fallen. Die Gefangenen gebörten ben, 
der fie machte. Stenzel ©. 274. 
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oft auch des Auslands ſchlugen ?e). Doch trat allmälig, indem die Oberften 
und Hauptleute mit den Kriegäherren einen Unternehmervertrag abjchloffen 
und dann ihrerfeits durch Werbung das Heer aufbracdhten, mit der Ausbil- 
dung eined förmlichen Werbeſyſtems der genofjenichaftliche Zufammenhang ber 
einzelnen Abtheilungen zurüd. Seit dem dreifigjährigen Kriege begann dann 
eine völlige Wandlung, indem die Landeöherren die vorübergehend geworbenen 
Schaaren in ftehende Sälönerheere verwandelten, bei denen dann feit dem 18. 
Jahrhundert die nicht mehr ausreichende Werbung durch die neu eingeführte 
Konfkription ergänzt wurbe. In den ftehenden Heeren aber mußten mit der 
Einführung ftrenger militärifcher Disciplin, abjolut einheitlicher Leitung, von 
oben erfolgender Cintheilung, Zutbeilung, Ueber- und Unterorbnung, Anord- 
nung und Rechtipredhung die legten Spuren jener merkwürdigen genoffenfchaft- 
lichen Heeredorganifation verjhwinden, welche den alten Landsknechtsgemeinhei⸗ 
ten ein mit unferen militärijchen Borftellungen jo unvereinbares Ausjehen gab. 


843. Genoſſenſchaften für einzelne Zwede. 


Aus dem Biöherigen ergiebt fih, daß Genoſſenſchaften für ein- 
zelne Zwecde im modernen Sinn dem Mittelalter unbefannt waren. Wol 
war ed häufig ein nächſter ſpecieller Zweck, der eine Brüberichaft, einen Orden 
oder eine Gilde ind Leben rief: aber wenn dies geihah, jo war doch niemals 
der Oenofjenverband ein bloßes Mittel zur Erreichung jenes Zwedes, jondern 
er war die Vereinigung derer, welche fih die Crreihung des Zweckes als 
Lebensberuf gejeßt hatten oder feßen wollten. Dies hatte die wichtige Folge, 
dag eine ſolche Senoffenfchaft durch den Zweck weder ausſchließlich bedingt 
noch durch ihn allein beftimmt wurde, fondern in alle übrigen LXebensverhält- 
niffe ihrer Glieder eingriff, die Zahl ihrer Zwecke beliebig vermehrte, vermin- 
derte oder veränderte und jo in ihrem ganzen Weſen der Eingelperfönlichkeit 
einerjeitd, der Zamilie, der Gemeinde und dem Staate andererfeitd weit näher 
ſtand als ein moderner Verein. Wie eine Zunft eine Handwerkerbruderſchaft, 
aber fein bloßer Gewerföverein war, eine Hausgenofjenfchaft eine Gilde von 
Münzern, aber keine Gefjellichaft für Münzwejen bildete, eine Kaufmanns 
innung, wenn fie nebenbei eine Handelsgeſellſchaft war, doch zunächſt die Ge- 
noffenichaft der Dandeltreibenden blieb, fo war beifpielöweije auch eine Hospi⸗ 
talbrüderfchaft nicht ein Verein zur Errichtung und Unterhaltung eined Hos- 
pitals, jondern der Bund derer, welche ſich der Hospitalpflege wibmen wollten, 
jo war jede Affociation für einen gemeinnüßigen oder frommen Zweck anftatt 
eined Zweckvereins eine Genoſſenſchaft derer, welche dem gleichen Zwecke nach⸗ 
lebten. Weberall fand in Bezug auf Snbalt und Weſen ver Genoffenfchaft 
bie Perſönlichkeit der Genoffen in erfter Reihe, während heute umgekehrt bei 


3, Stenzell. c. ©. 289f. 
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der Mehrzahl der Affociationen der Zwed in den Vordergrund tritt, Jede 
mittelalterlihe Genofjenihaft war ihrer Anlage nah auf den menjchlichen 
Gemeinſchaftszweck fchlechthin gerichtet. Gerade hier Tiegt Stärke und Schwäche 
des alten Vereinsweſens, gerade bier fein charakteriftiicher Unterſchied von der 
freien Affociafion unjerer Tage. 

Im Laufe der Zeit indeß mußten gewiſſe Modifilationen des alten Prin- 
cips eintreten, welche den Mebergang zu neuen Sormen vorbereiteten. 

L Schon darin lag eine Abweihung von dem urſprünglichen Weſen der 
Gilde, dag man fie in manden Fällen nur für die Dauer eined vorüber- 
gehenden Zuftandes oder jelbit auf einen vorausbeftimmten Zeitraum Eonftituirte. 
Wir haben bereit3 gejehen, wie wandernde Kaufleute während ihrer Reife eine 
Genoſſenſchaft bildeten, wie dann durd fie auch in auswärtiger Stadt deutiche 
Hanſen urfprüngli nur für die Dauer ihres Aufenthalts entftanden, bis 
durch regelmäßige Wiederkehr aus den Zurzlebigen Vereinigungen ewige Gilden 
erwuchſen. Es ſcheint aber darüber hinaus allgemeiner Brauch gewelen zu 
fein, daß die Genoffen einer Land» oder Seereiſe fih für die Dauer berjelben 
als eine geordnete Körperjchaft mit bejonderer Verfaſſung, Frieden und Recht, 
eignem Gericht, einer Strafkaffe, gewählten Borftänden und Beamten, gleichem 
Genoffenreht organijirten, ein Brauch, der befonderd wichtig anf See 
Ihiffen wurde, indem bier die unter Leitung des Schiffers Tonftituirte Schwur- 
gejelichaft von Schiffsvolk, Kriegsbemannung und Paffagieren dem Schiffs: 
recht Entitehung und Ausbildung gab’). Am häufigiten wurde die Gründung 
von Genoſſenſchaften auf Zeit im Gebiete der politiihen Einung, wovon bald 
näher die Rede jein fol. 

HD. Wenn ferner die reine Durchführung des Gildeprincips erfordete, daß 
Feder nur einer Genoſſenſchaft derjelben Gattung augehöre und erft durch ihr 
Mittel in dem jedesmaligen höheren und allgemeineren Berbande Mitglieb fei; 
wenn jo in der That ber Einzelne zunächſt in feiner Samilie, die Samilie in der 
Berufsgilde, die DBerufögilde im Gemeinweſen, das Gemeinwejen im Lande und 


1) Bol. 3. B. den Reifebericht des 3. D. Wunderer aus dem 16. Jahrh. b. 
Fichard, Frankfurtifches Archiv IL 245. Der Schiffer bed Hanſeſchiffs ver- 
fammelt Ruter (Söldner), Kinder (Schiffsvolk) und Reiſende; er ernennt unter 
Zuftimmung des Volks (bad früher vermuthlich wählte) einen Bogt, vier Schöffen, 
einen MWachtmeifter und Schreiber, einen Meiftermann für Bollziehung der 
Strafurtel, endlih Schifföreiniger. Das Seerecht wird verfündet, welches Strafen 
auf jeden Bruch des Genoflenfriedend, auf Die Verlegung ber Schiffsdisciplin, 
auf Verſtöße gegen die gute Sitte, auf ungerechte Klage und auf gegenfeitige 
Beleidigungen ſetzt. Am Ende der Reife findet Abrechnung, Abdankung der DBe- 
amten und Auflöiung der Genoffenichaft unter einem bei Salz; und Brod ge- 
ſchworenen Eide, nichts Gefchehenes nachzutragen, Statt. Die Strafgelder werden 
dem Strandvogt zur Vertbeilung an die Armen gegeben. Näheres auch bei 
Freytag, Bilder I, 1. ©. 242f. 
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Reihe ftand: jo mußte doch in biefer Beziehung ſchon früh die Möglichkeit 
eines mehrfahen Berufs zu Mopifikationen führen. Am kräftigften mußte 
zunächſt auch hier jener Dualismus des geiftlichen und weltlichen Rechtes 
durchgreifen, der das gefammte Leben des Mittelalters zwiefpältig theilt. Jeder 
Laie hatte neben feinem weltlichen Beruf zugleich einen geiftigen oder geift- 
lichen (beide Begriffe waren noch identiſch), jebes Glied der Kirche war neben 
feinem geiftlihen Amt in irgend einer Weife zur Theilnahme an ben irdifchen 
Angelegenheiten berufen. Nun hatte freilich jede weltlihe Genofjenfchaft eine 
religiöfe Seite und jeder geiftlihe Verband war von erheblichiter weltlicher 
Bedentung. Allein die dualiftiſche Auffaffung, welche überall hervortritt, mußte 
auch bier eine fortfchreitende Sonderung hervorbringen. So tremmten fi, 
gleichwie ſich weltliche und Tirchlihe Gemeinden höherer und niederer Ordnung 
in ber Regel nicht deckten, jo auch die geiſtlichen Bruberfchaften der Laien 
mehr und mehr von ihren Gefellichaften, Gilden und Zünften ab und es 
wurde Regel, daß man Die trdiichen Intereffen und dad Geelenheil in ver- 
ichtebenen Körperſchaften verfolgte. Umgekehrt fchloffen die Kleriker beſondere 
Einungen zur Aufrechthaltung ihrer weltlichen Sntereffen und traten in bie 
politifchen Körperjchaften des Meiches und der Länder ausfchlieglih mit der 
Einen Seite ihres Rechtes und ihrer Perjönlichfeit als rein weltliche Verbände 
ein. ber auch innerhalb des weltlichen Genoſſenſchaftsweſens rief Die größere 
Dielgeftaltigfeit des Lebens beſonders in den Stähten ſchon in diefer Periode 
Berbände hervor, denen man gewiffermaßen nur mit einem Nebenberuf ange» 
hörte. Bloße gefellige oder focinle Vereine möchten fi) zwar ſchwerlich nach—⸗ 
weifen Iaffen, ſolchen Sweden genügte die eigentliche Berufsgilde; aber 
Schügengilden, die freilih aus Berufsſchützen beftanden und dieſe zugleich 
für eine Reihe anderer Beziehungen verbanden, deren Mitglieder aber doch 
ſchwerlich ausichlieglih Schützen waren, fondern zum größten Theil zunächſt 
und hauptfächlich einer andern Genoffenfhaft angehörten?), Meifterfänger- 
ſchulen, die ihre bejondere, mit der Zunftverfaffung fi) nicht deckende Or⸗ 
ganifation hatten und fogar als Zunft der Meifterfänger von Karl IV. einen 


2) Bol. 3. B. das Statut der fehmarnfchen Bürgerfompagnie v. 1494 b. 
Hanſſen S. 337 —343. Diefe Gilde, welche nur gegen Eintrittägeld und 
Bürgfchaftsftellung neue Mitglieder aufnahm, ven Austritt aber nur zu Faſtnacht 
geftattete und unter zwei gewählten, zur Rechenjchaft verpflichteten Hauptleuten 
ftand (8 1—3. 10), befaß einen Schießplag und eine Vogelftange und hielt regel- 
mäßige Bogelichießen ab; fie verfammelte fich aber auch fonft zu Berathung und 
Gelage, insbeſondere um Yaftnacht zu achttägiger Feftfeier (S. 341 — 343), ent- 
ichieb die Streitigkeiten zwifchen Brüdern und Schweftern ($ 9), ftrafte Berftöße 
gegen ‘den Zrieben ber Berfammlung oder die gute Sitte (Betrunfenheit, Bier- 
verfchütten im Zorn, Einführung unmanterliher GAfte, $ 4 —8. 12) und be 
gründete eine gegenfeitige Beerdigungspflicht (8 21). — Pal. auch bie Schilderung 
der Waffenfefte bes deutfchen Bürgers bei Freytag, Bilder II. Nr 10. ©. 298. 
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Sreibrief und ein Wappen erhielten, und manche andere Genoffenihaften ſol⸗ 
cher, die fi einem Nebenberuf widmeten?), Tamen wenigftend im 14. unb 
15. Jahrhundert in ben Städten bereits als jelbftändige Körperichaften vor*). 
Einen andern Charakter bat es, wenn die Möglichkeit eines doppelten Ge⸗ 
werbed durch die Möglichkeit, das Gewerberecht einer zweiten Zunft zu erlangen, 
gegeben war; denn bier war man vollberechtigter Genoffe nur in Einer Zunft 
und gehörte der anderen nur paffiv zu®). Dagegen erhielt das alte Princip 
da einen jehr ftarfen Stoß, wo in Folge einer eigentlichen Zunftverfaffung 
fich politifch-militärifhe Zünfte und gewerbliche Innungen von einander ſchie⸗ 
den, wo alſo der alte einheitliche Bürgerberuf fich in einen bürgerlich-militäriichen 
und einen gewerblichen Beruf fpaltete. Hierdurch wurden die Gaverböinnungen 
bloßen Zweckvereinen um Vieles näher gerüdt. 

DI Am erheblichſten endlich wurde die fefte Ordnung ber Beruföge- 
noffenichaften dadurch mobificirt, daß nur eine ſchwankende und unfichere Grenze 
die Genoſſenſchaft von bloßen Sachgemeinſchaften und von bloßen Bertrags- 
verhältniffen trennte). Genoſſenſchaften entftanden vielfach durch allmälige 
Sortbildung eine? Gemeinſchafts⸗- oder DVertragsverhältniffes, fie giengen um- 
gekehrt durch langſame Abſchwächung ihres Weſens in ſolche Verhältniffe über. 
Hielt num dabei auch im Allgemeinen die Tendenz zur Hervorbringung eines 
forporativen Berbandes gleichen Schritt mit der DVerallgemeinerung der Ber- 
einszwecke, während umgelehrt ber Verengerung des Genoffenverbandes zu ein- 
zelnen fachlichen oder perjönlidhen Rechtsbeziehungen die ſtufenweiſe Aufldfung 
ber Koͤrperſchaftsverfaſſung parallel Tief: jo mußten doch auf jedem dieſer 
beiben Wege Zwifchenbildungen entftehen, welche, ob fie gleich nur für einige 
jachliche oder perjönliche Intereffen ihrer Glieder da waren, bereits ober 
noch eine Genofjenihaft mit jelbftänbiger Rechtseinheit barftellten. Nur 
blieben ſolche Berbände von modernen Zwedivereinen dadurch unterſchieden, daß 
fie feine in fich vollendeten und abgefchloffenen Snititute waren, ſondern 
etwas Unfertiges und Unvolllommenes an ſich hatten, daß daher ihre Zwecke 


— — — — 


3) Auch Schlemmergenofſſenſchaften gab es. So ſchwuren ſich 1343 in 
neberlingen ſieben junge Leute zuſammen, um nicht eher zu ruhen, als bis fie ihr 
Geld durch Ausfchweifungen verfeäwendet Hätten Roth v. Schredenftein, 
Geſch. der Reichsritterſch. I. 411. 

4 Aehnlich dann im fünfzehnten Jahrh. im Abel und Ritterftand Turnier- 
gejellfchaften, Orden u. ſ. w. Bol. 8 46. 

5) Bgl. oben Note 10 zu 8 26. — Auch die Verleihung der Ehrenmitglied- 
haft in Brüderfchaften und Gilden, der fraternitas in Klöftern, bad Edelbürger- 
thum unb Ausbürgerthum un. |. w. mag man vergleichen. 

6 Diefer Schwierige Punkt Kann erft im zweiten Theil feine Erlebigung 
finden. Es wird bier und im Folgenden nur foweit darauf eingegangen, als es 
bes Zufammenbangs wegen unerläßlich ift. 
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nicht präcifirt, ihre Verfaffung nicht durch diefelben beftimmt, ihre Bildung 
nicht abgeichloffen war. 

1. Sachgemeinſchaft zunächft führte häufig zu einer Benoffenfchaft, 
wenn in Gemäßhett der überall hervortretenden Tendenz des dentichen Rechts 
aus gemeinschaftlihem Eigenthum oder Beſitz eine perſönliche Verbindung der 
Gemeiner hervorwuchs, die fih ſchließlich zu einer Koͤrperſchaft verbichtete. 
Biele Ganerbihaften, die Genoffenthaften der Mühlenerben, auch wol einzelne 
Markgenofienfhaften Fönnen als Beifpiele dienen”). Umgekehrt wurde in einer 
großen Anzahl von Genoſſenſchaften eine Beſitzgemeinſchaft, in welde bie 
Geſammtheit eintrat, allmälig Grundlage und einziger Inhalt des Verbandes, 
fo daß der Genoffenverband chlieglih nur noch durch die Sachgemeinſchaft 
und in Bezug auf fie beftand. Dies war bei einzelnen Marfgemeinden, welche 
die politijhe Seite an beſondere Körperfchaften abgaben, der Fall; namentlich 
bei den mehrere politiſche Gemeinden umfaffenden Marfgemeinfchaften, fo weit 
dieſe nicht eine höhere politifche Gemeinde darftellten; ferner innerhalb berfel- 
ben Dorfmarf bei den Genoffenfchaften einzelner Grundbefißer, welche ein be» 
ſonderes Stück Feld, Weide oder Wald gemeinfam befaßen, wie 3. B. bei 
den Waldmarkgenoſſenſchaften oder Walderbichaften, den Alpmarf- 
genoffenfhaften, den Weinbergsgenoffenifhaften u. f. w.*). Hier 
her gehören auch die Deih- und Sielachten, nachdem fie fi als befon- 
dere Kömerihaften von den Gemeindeverbänden getrennt hatten"). Oft Taft 
fih fanm mit Sicherheit jagen, ob die Genoffenihaft oder die Gemeinſchaft 
älter iſt. So bleibt 3. B. zweifelhaft, ob die fogenannten Brunnengenof- 
fenfihaften Bereine waren, welche zur Errichtung und Unterhaltung eines 
Brunnend gegründet worden, oder ob fie aus Gilden berporgiengen, welche im 
Verlauf der Zeit unter Anderm auch einmal einen Brunnen anlegten. Sn 
jedem Fall — beſonders aber in bem wahrfcheinliheren, daß der Brunnen 
der Genoffenichaft die Eriftenz gegeben — iſt e8 in hohem Grade charakte⸗ 
riftifch und für unfere Auffaffung des mittelalterlihen Einungsweſens beftäti- 
gend, daß derartige Brunnengenofjenichaften ſtets zugleich eine weitergehende Ber- 
bindung der Genofjen erzeugten. Solche Brunnengefellichaften gab es 3. B. im 
nafſauiſchen Rheingau, namentlich in Rüdesheim, wo fie nach den einzelnen Gaffen 
abgetheilt waren und Nachbarfchaften biegen. Ihr Hauptzwec war die Unterhal- 
tung und Reinigung des gemeinſchaftlichen Brunnens; ihre Verfammlungen, 
zu denen Jeder bei Strafe erjcheinen mußte, wurden bei dem Born gehalten 
und ein gewählter Bornmeijter war genoffenchaftliher Richter und Vorſtand. 
Außerdem aber waren fie Bereine zu gegenfeitiger Unterjtüßung in allen 


?) Bol. 8 8. 39. 53. 55. Weber die Kölner Müblenerben Ennen un. Ederg 
1. 407 —421. Näbereö unten in $ 69. 

8) Bol. $ 53. 55. 

% Vgl. $ 53. 58. 
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Zällen, zu gemeinſamer Gefelligkeit befonders zur Faftnachtszeit, und nach bem 
Tode des Genofjen zu Begräbnig und Zeichenfolge. In allen diefen Bezie- 
hungen war Rechtſatzung, Richterſpruch und Strafgewalt fo gut wie in Brun- 
nenſachen bei der Gejellihaft!). Daß aber nicht eine iſolirte Erſcheinung, 
ſondern echt deutiche Rechtsanſchauung bier zu Tage tritt, zeigt fich darin, daß 
in ganz anderer Gegend, auf der Inſel Fehmarn, bie Intereſſenten eines 
Brunnend, die fogenannten Sodherren, ganz Ähnliche Brunnengenoffen- 
jchaften bildeten, welche ſich Faſtnachts nerfammelten, nm Reparaturen zu ber 
fprechen, die Brunnenmiethe der Nichtintereffenten einzuziehen (wobei ihnen an 
dieſem Tage jelbft das Pfändungsrecht überlafjen war) und fi Rechnung ab- 
legen zu laflen, gleichzeitig aber ein dreitägiges Eß- und Trinkgelage abzu- 
halten !'). — Uinficherer noch ift der Urfprung der Gewerkihaften bes Berg- 
rechtsie). Mag es aber auch nicht zu enticheiden fein, ob bei ihnen das 
Geſammteigenthum den gejellichaftlichen Verband hervorgerufen oder ob um- 
gekehrt die gildenmägige Organtjation der Bergleute zu gemeinfchaftlichem 
Bergbau geführt har), jo viel dürfte jedenfalls feititehen, daß fie die bejon- 
dere Form, nad welcher die Quotenantheile am Gefammtbergvermögen zur 
alleinigen Grundlage der Mitgliedjchaft wurden, erft feit dem 15. Jahrhundert 
allmälig erhalten haben. Auch vorher allerdings eriftirte ein gemeinjames 
Bergeigentfum und wenn urjprüngli die Gruben unter bie einzelnen Be 
bauer nad Feldern und heilen oder Kuren real getheilt geweien zu fein 
icheinen, war im 14. Jahrhundert offenbar bereitö der Bau einer Grube auf 
germeinfchaftlihe Rechnung der fie zu beitimmien Quoten befigenden Ge⸗ 
fammteigenthümer üblih'%. Allein die Fräftige Genoflenfchaftswerfaffung der 
Bergleute, von weldher oben die Rebe war, ftanb mit bem Beſtitz foldjer deele 


0) Ordnungen ber Nachbarfchaften zu Rüdesheim in der Sellergaffe v. 1607 
und in der Steingaffe v. 1608 b. Schunk, Beitr. zur Mainzer Gefchichte II. 
43 —258. Riehl, Bauernland mit Bürgerrechten, in Münchener biftor. Jahrb. 
f. 1865. ©. 265. 

1», Hanfjen, Yehmarn S. 818. 

2 Bel. G. Br. Schmidt, de origine et juribus societatis metallicae, 
Gewertichaft. Lips. 1778. Karften, Bergwerlslchre & 289; Urſprung des Berg- 
regal ©. 36. Hake, Kommentar 5 222f. Weiske, Rechtalexikon v. Berg. 
recht L S. 9553|. Vgl. unten $ 69. 

13) Für dad Letztere fpricht der für das Bergvermögen der Gewerkſchaft üb- 
lich geworbene Name „Zeche“, welcher urfprünglich nur die Gilde der Bergleute 
felbft bezeichnet Haben kann. Umgelehrt weift ver Name „gewerkschaft“ nicht 
auf das Bergvermögen, fonbern tft gleichbedeutend mit Genoffenſchaft. 

10) Bal. 3. B. das Recht bed Rammeläberges b. Leibnitz S. 538. 8 52. 
58. 59. 64— 70. 85. 87. 88. Auch wird bier Proceßvertretung einer Grube er- 
wähbnt: de, de der groven vormunde is, de schall tho rechte van der groven 
antworden. Bol. aud Meyer im Hereynifchen Archiv ©. 204f. 
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oder Kuren offenbar in feinem Zufammenhang. Der Genoffenverband war 
vielmehr, wie in Gilden und Zünften, zunächft durch Die perfönliche Eigen- 
ichaft eines Bergmanns ale Meifter, Aufjeher, Knecht u. |. w. bedingt und 
beftimmt. Für Goslar läßt fih dies aus dem von Leibnig publicirten Recht 
des Rammelöberges auf das Deutlichfte beweifen. Denn obwol bier die Gru⸗ 
ben zum Xheil in „Dele” zerfallen, für welde eine Reihe fachenrechtlicher 
Grundjäge aufgeftellt wird ’*), Toll doch bei Aenderung des Bergrechts Stim- 
menmehrheit Aller enticheiden, den ftädtifchen Behörden fol der Rath der 
Meiferen (nicht der Befigenden) zur Seite treten !%) und nur bei Uneinigfeit 
fol man thun nad) dem Rathe derer, „de des berges noed meyst helpen 
dragen, unde meyst an deme egen sin, unde de wisisten sin‘‘, und es 
fol nicht zuläffig fein, wenn Einige etwa die Mehrheit der Knappen, Hüter, 
Hauer ober anderer Arbeitsleute (arbeideslude) zu fih ziehen und dann 
jagen wollten, „se hedden de mereren deel der woltiude edder der berch- 
lude, men scholde on behulpen sin unde volgen“''),, Alſo das Princip 
der abjoluten Kopfmajorität ſoll allerdings modificirt werden dur Rüdficht- 
nahme auf den Betrag der Bergfteuer und des Bergeigentbums und auf die 
Sachkundigkeit der Stimmenden, aber von fachenrechtlicher Grundlage des 
Stimmrechts wie bei einer Aktiengeſellſchaft ift noch nicht entfernt die Rebe, 
es tritt vielmehr die Grundanſchauung von einer perfönlihen Genofienfchaft 
ber Bergarbeiter jehr lebhaft hervor, werm es eines derartigen Hilfsmittels 
gegen eine mit Hilfe der Arbeiter zufammengebrachte Maforität bedarf. Bon 
der fpäteren forporativen Geftaltung der Gewerfichaften, die dann den Ueber⸗ 
gang zu den modernen Zweckvereinen mit jachenrechtlicher Grundlage bilden 
halfen, foll unten noch kurz geiprocdhen werden’). Kür den jetzt behandelten 
Zeitraum ergiebt fih aud hier keine Ausnahme von der Negel, dab zwar aus 
einer Bermögendgemeinfchaft eine Genoſſenſchaft erwachſen und umgekehrt eine 
Genoſſenſchaft fih zu einer Vermögensgemeinſchaft abjchwächen konnte, daß 
aber im Allgemeinen dem erftgedachten Borgange ein ſchrittweiſes Anwachſen 
der Gejellichaftsverbindung zu einer allgemeinen, fittlichen, einem Gemeinweien 
ähnlichen Berufögilde, dem letztgedachten Vorgange dagegen ein ftnfenmeifes 
Verſchwinden der Torporativen Einheit entſprach. Es gab mithin nur erft 
Gilden mit gemeinfamem Vermögen, aber Teine korporativ organifirten Ver- 
mögendgemeinfchaften. 

2. Weniger no, ald Sachgemeinſchaften, waren Vertragsverhält- 
niffe, welde eine Summe von Obligatienen begründeten, von den aus ihnen 


) Bol. über die Gewere, bad Eigenthum, Miethe, Lehnſchaft und Pfand- 
fhaft an Bergtbeilen Recht des Rammeldberged 8 19—23. 58. Meyer l. c. 
©. 222 — 228. “ 

16) Recht ded Rammelsberges 5 144. 146. 147 b. Leibnitz ©. 546. 

19 Rechts des Rammelsberges $ 149 ©. 546. 

18) Vgl. unten 8 69. 
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bernorgehenden oder in fie übergehenden Genoſſenſchaften durch eine ſcharfe 
Linie gefhieden. Wenn noch heute, troß aller Kortichritte der Abftraktion 
und praftiichen Präcifion, kaum eine andere Grenze gleich unficher ift wie 
die zwiſchen einem blohen Geſellſchaftsvertrag und einer Körperichaft, fo mußte 
in einer Zeit, welche in mädhtigiter Triebkraft eine bumt verfchlungene Fülle 
lebendiger Geftaltungen bervorbracdhte, ohne an ihre Subjumtion unter ſcharf 
begrenzte Rechtsformen zu denken, die Kluft zwiichen jenen Gegenſätzen dur 
zahlloſe Zwiſchenglieder und Mittelformen fait ausgefüllt erſcheinen. Begriff- 
lich mochte der Unterſchied eines Bertragsverhältniffes und einer Genoſſenſchaft 
langft entwidelt jein, im einzelnen Fall blieb ed dennoch häufig unbeftimm- 
bar, was von beidem vorlag. Im Gebiete ded Privatrechts trat dies freilich 
weniger hervor ala jetzt; es beitand vielmehr zwiſchen einer Societät und 
einer Gilde eine deutliche Grenze und bejonders im Handelsrecht, wo heute 
die Unterjcheivüng der bloßen Geſellſchaft und der Korperation bie größten 
Schwierigkeiten bereitet, waren die beftehenden Societätsformen (offene Gefell- 
ſchaft, Maskopei, Mitrhederei u. ſ. w.) von ben Sunungen oder Genoffen- 
ſchaften ſehr weit getrennt. Wahrhaft unerjchöpflich dagegen waren im öffent- 
lichen Recht die Uebergangsformen, welche zwildhen dem politiichen Einungs⸗ 
vertrage und ber Genofjenihaft ftanden. Wenn in der großen Binungsbewe- 
gung, welche feit der Mitte des 13. Jahrhunderts auch auf diefem Gebiete 
das dentiche Volk ergriff, im Ganzen die Richtung herrſcht, vom einfachen 
Bünbnifvertrage aus allmälig zu feften und dauernden Organifationen mit 
genofjenschaftlicher Einheit nad innen und außen zu gelangen, fo ift doch ber 
Punkt, wo bad bloße Vertragsverhältniß aufhört und die Genoſſenſchaft an- 
fängt, in der Hegel kaum zu beftimmen. Deshalb ftellen fich auch von allen 
Genoffenſchaften diefer Zeit diejenigen, welche aus Cinungen für politiiche 
Zwecke herporgegangen find, am meiften als bloße Zwedivereine har, wenngleich 
auch bei ihnen eine nähere Betrachtung ergiebt, daß die Tendenz zur Berall- 
gemeinerung ber Vereinszwecke in geradem Verhältniß fteht zu der Tendenz 
zur Hervorbringung einer genoffenichaftlichen Einheit, wenngleich Daher auch fie 
in bemjelben Moment, wo fie fich entſchieden als Körperichaften manifeftiren, im 
Geifte der mittelalterlichen Afjsciation ihre Glieder für alle gemeinfamen 
Intereſſen zu verbinden pflegen. 

Bon dem politiichen Einungswejen und den wicdhtigften aus ihm hervor⸗ 
gegangenen Genofjenfchaftsformen ift num zunächſt zu handeln. 


F. Das politifche Einungsweſen. 
8 44. Das politifche Einungsweſen im Allgemeinen'). 
Das politiihe Einungsweſen trug das Princip, welches wir biäher nur 
in den Stäbtebürgerfchaften und innerhalb der einzelnen Berufsftände al 


ı) Datt, de pace imper. publica. Ulmae 1698, bef. lib. I. n. — 
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fahen, über die Ringmauern der Städte und über die Schranfen der Stände 
hinaus in Land und Reid. Indem es in ſtets fich erweiternden Kreiſen 
Schwurvereine, Eidgenoſſenſchaften und Bünde mit der ſichtbaren Tendenz er- 
zeugte, fchließlih aus dieſen Elementen das verfallende Reich felber als ein 
großes Föderativgemeinweſen neu zu Eonftruiren, langte e8 an ber Grenze 
defien an, was bie von unten auf organifivende Vollabewegung des Mittel- 
alters zu leiften vermochte. Ihr letztes Ziel erreichte Diefe Einungsbewegung 
nicht. Aber in engeren Kreifen rief fie wichtige und fernhin wirkende politische 
Bildungen hervor und ihr verbantte es bie Nation, wenn am Schluß diefer 
Periode wenigftens etwas von der Neichdeinheit gerettet und neu geftaltet war. 
Und wenn zu wirklichen ftaatlichen Gemeinwejen, weldhe mehr als eine Stabdt- 
bürgerfchaft umfaßt hätten, das Einungsweſen nur theils vorübergehend theils 
vereinzelt führte, jo hatte e8 doch an der Erzeugung des modernen Lanbet- 
ftaat3, den die aus den Trümmern der alten Reichsordnung emporfteigende 
Landeshoheit zum Siege führte, einen ſehr erheblichen, meift zu wenig ge 
würbigten Antheil. Das Berhältnig des Einungsweſens zur Territortalftants- 
bildung einer befonderen Betrachtung überlaffend, haben wir bier zunächſt von 
denjenigen Ginungen zu fprechen, welche über die Gründung von politiichen 
Vereinen, Gejellichaften und Bünben nicht hinaus kamen. 

Der Anftop auch zu diefer Bewegung gieng von den Städten aus. Schon 
in den Zeiten Heinrihs IV. und V. fcheinen die Rheinſtädte, als fie zum 
erften Mal als politiihe Macht im Reiche auftraten, in Eidgenofſenſchaften 
verbunden gewefen zu fein”). Im weiteren Berlauf des 12. Ichrhunderts 
müffen, wie aus den wiederholten Verboten hervorgeht, ſolche Verbindungen, 
wenngleich geheim, fortbeftanden haben. Nicht ohne Rüdwirkung auf Deutſch⸗ 
land Tonnte es bleiben, daß fett der Mitte des Jahrhunderts der lombardiſche 
Städtebund in Stalien bereits in großartigfter Weiſe die Einung für poltttiche 
Zwecke verwandte”). Beltimmter hören wir feit dem Beginn bes 13. Jahrh. 
‘von deutichen Stäbtebünden, welche die ftäbtefeindlichen Geſetze Friedrichs IL 
verboten. ine fpecielle Schwurgenoffenichaft wird zuerft in ber Konftitution 
des Konigs Heinrich v. 1226 erwähnt, welche das eidliche Bündniß ber Stäbte 
Speier, Worms, Mainz, Bingen, Frankfurt, Gelnhauſen und Friedberg Tafjirt*). 


Eichhorn, R. ©. 8400-410. Unger, Sanbftände IL S.5—14. Klüpfel, 
die Einungen des beutjchen Reichs im Mittelalter 6. Schmidt, Allg. Zeitfchr. 
f. Gefhichte. Bd. VI (1846). S. 289—309 u. Bd. VIII (1847). S. 411 —456. 
Bier, die Berfaffung der Städte und Länder Deutfchlagds unter dem Einfluß 
bes Einungsweſens, i. d. Zeitichr. f. d. gefammte Staatswiſſenſchaft. Bo. XIV. 
S. 3435|. Walter, R. ©. $ 335. 

2) Arnold, Freiftädte IE. 68. 

3) Joh. Voigt, Geſchichte des Lombarbenbundes und feined Kriegs mit 
Friedrich IL Königsb. 1818. Raumer, Hohenftaufen IL. 141f. 379f. 

%) Berk Leg. I. 257. 
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Mit dem Untergang des hohenftaufifchen Gefchlechtes konnte von ſolchen Ver—⸗ 
boten nicht ferner die Rebe fein, von nun an Zonnte dad Reich auch nicht 
einmal mehr den Anfpruch erheben, jeinen Gliedern die eigenmächtige Ber 
bindung zur Erreichung deſſen, was ed felbft nicht mehr leiftete, zu verwehren. 
Seitdem begannen zunächſt unter den Städten, dann zwiſchen Städten, 
Herren und Rittern, demnaͤchſt innerhalb des Herrenſtandes, des Ritterſtandes, 
des Klerus und ſelbſt der Bauern, endlich zwiſchen ber Geſammtheit aller 
Stände jene zahllofen Geſellſchaften, Bündniffe und Eidgenofjenihaften, welche 
das Bffentliche Recht des Zeitalter begründeten und beftimmten, und endeten 
in ihrer allumfaffenden Bedeutung erit da, als fie ihre Miſſion erfüllt und 
feftere polttifche Formen gefchaffen oder zu jchaffen geholfen Gatten. 

Die große Mannichfaltigfeit und Berjchiedenheit der politifchen Einungen, 
ihr Schwanken zwifchen Vertrag und Genofjenfchaft, die Wandlungen, welche 
oft derjelbe Verein im Laufe der Jahrhunderte erfuhr, lafſen doch bie gemein 
fame Grundlage der Einung erkennen und es laſſen fid) deshalb gewiſſe all- 
gemeingiltige Säge für fie aufitellen. 

1. Shre Entftehung zunächft verdanken fie überall ansjchließlich dem Freien 
Willen der Verbundenen. Untrennbar war nach deutjcher Rechtsanficht von 
voller Zreiheit das freie Einungsrecht“). Es Tonnte daher feit der Vollendung 
der neuen Stanbeöbildungen dem Herrenitande, dem Mitterftande und dem 
Pürgerftande nicht beftritten werden. Dagegen fprachen es bie übrigen Stände 
dem hörigen Bauernftande, den das Schuh» und BVertretimgsrecht des Herren 
von Selbſtſchutz und Selbftvertretung nad außen abfihnitt, ab, und in ber 
That vermochten nur wenige frei gebliebene oder geworbene Bauerfchaften am 
Meer und im Gebirge fich erfolgreich am der Einungsbewegung zu beiheiligen. 
Auch die höheren Stände freilich waren zahlreichen Herrſchaftsrechten unter 
worfen, indem neben ben allgemeinen durch den Reichs⸗ ober einen Territorial- 
verband herbeigeführten Beichränfungen lehns⸗, dienft⸗, gerichts oder vogteiberrliche 
Rechte ihre Freiheit begrängten. Allein alle bieje Verbältnifie hoben, da fie von bem 
Rechtsverkehr außerhalb bes Herrenverbandes nicht ober nicht mehr abfchloffen, 
das Einungorecht nicht auf, jondern ftellten ihm nur ein mehr ober minder 
eingreifendes höheres Recht gegenüber, welches durch die Einung nicht verlegt 
werben durfte. Nur um zu fonftatiren, dab in biefe höhere Rechtsſphäre nicht 
eingegriffen jet, war die Genehmigung des Kaiſers ober bes Lambesherrn nüß- 
ih und gefucht: niemals aber war eine ſolche Beitätigung Bedingung ber 
Giltigkeit oder gar Exiſtenzgrund einer an fi rechtmäßigen Einung. Auch 
bie nicht beftätigte Einung galt, aber fie galt nathrlih nur jo weit, als fie 
in bie Rechte Dritter nicht eingriff. So gut wie bie Rechte bes Herrn 
müfſen daher auch die Rechte Anderer, namentlich auch die älterer Genoffen 
reipektirt werden. Dies ift au der Sinn jener immer wiederkehrenden 


9 Eichhorn, R. ©. 8. 846. Bitzer J. c. ©. 652. 








460 Das politifche Einungsweien. 


Klanfeln, durch welche Kaifer und Reich, oder die bejonderen Lehns⸗, Dienft-, 
Bogteie oder Gerichtöherren, oder die Genoſſen einer älteren Verbindung von 
ber Einung „ausgenommen”, aus ihr „geichieben” werden. Damit foll das 
Recht des Deren oder der Genoffen ausprüdlich gewahrt, es foll aber auch die 
Wirkfamkeit der Verbindung und die in ihr übernommene Pflicht da außer 
Kraft („ab“) fein, wo ihre Erfüllung mit der dem Herrn oder dem Genoffen 
geſchuldeten Treue in Kollifion träte. Deshalb galt aber auch eine ſolche 
Ausnahme nur jo weit, ald der Ausgenommene jelber am Recht feftbielt. 
Ausdrüdlich wird in vielen Bundbriefen ber Ausnahmellaufel hinzugefügt, dag 
fie dann nichtig fein folle, wenn ber Ausgenommene felbit den Frieden oder 
das Recht bräche, und man ſah daher Fein Unrecht in jenen zahlreichen Einun⸗ 
gen, welche geradezu gegen den Herrn gerichtet waren, indem fie durch 
wirflihe oder vermeintliche Nechtöverlegungen des Heren berborgerufen ober 
zum Schuß gegen ſolche gegründet wurden. 

U. In Bezug auf die Glieder der Cinung mußte der alte Satz, daß 
Genoſſen einander gleich feien, eigenthümlihe Wirkungen hervorbringen. Weil 
jede dauernde politiiche Genoffenichaft Standes. und Rechtögleichheit der voll- 
berechtigten Mitglieder vorausſetzte oder begründete, waren es vor Allem zu- 
nächſt die gleihartigen Körperihaften und Einzelnen, welche fi zuſammen⸗ 
ichwuren. Städte verbündeten fih mit Städten, Gilden mit verwandten 
Gilden, Zünfte mit Zünften, Klöfter mit Klöftern, Fürften mit Fürften, Rit⸗ 
ter mit Nittern, Prälaten mit Prälaten. Allein auch als darüber hinaus bie 
verichiebenen Stände mit einander dauernde Bundesgenofſenſchaften eingiengen 
und damit erft ber politiichen Einung ihren wahren Werth verliehen, Iag 
bierin nicht ein Aufgeben, fonbern ein Sortbilden bes alten Principo. Denn 
Glieder derartiger Bereine waren nunmehr nicht die einzelnen Städtebürger 
noch auch die Bürgerjchaften ald Summen von Bürgern, waren ebenfowenig 
die einzelnen Derren und Ritter ald ſolche oder ihre Gejellichaften ald Sum⸗ 
men von Privatperfonen: fondern Städte, Körperichaften und Herren waren 
als Träger einer beftimmten Herrichaft im Xerritorium oder Reich, als po⸗ 
litifhe Macteinheiten, verbunden. Als ſolche aber waren oder wur- 
den fie, von jonftiger Ungleichheit abgejehen, einander glei. Ungleiche konn⸗ 
ten daher auch an der politiihen Einung nur als Schutzgenoſſen Theil neh⸗ 
men. Schon in der Sprache gab fi die wichtige Veränderung, welche hier⸗ 
mit gegeben war, fund, indem gerade das Wort „Stand" (Reichsſtand, Land- 
ftand) für die einzelne politifche Machteinheit gebraucht wurde. Als die unter 
ſich gleichen politijchen Machteinheiten waren dann die Stände die Elemente, 
aus denen die Genofjenfchaft des Reiches oder der Landſchaft ſich erbaute. 
Wenn freilich der Kaifer oder ein Landeöherr an einer Einung der ihm 
unterworfenen Machteinheiten nicht blos als Schirmherr, fondern (wie 3. 2. 
häufig bei Landfriedensbünden) als einfaches Mitglied Theil nahm, fo war 
dies fcheinbar eine Ausnahme won der Regel der Gleichheit. Aber nur 
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ſcheinbar! Denn gerade eine ſolche Exfcheinung trat nur ba ein, wo wirklich 
für einzelne öffentlich-rechtliche Beziehungen der Kaifer bereitd oder ber Landes⸗ 
herr noch ald par inter pares galt, fie war mithin ein untrügliches Symp- 
tom der vollen Auflöfung des Kaiſerthums einerfeits, der noch nicht vollendeten 
Ausbildung der Landeshoheit andererfeits. 

II. Dem Inhalt nach ftimmten alle Einungen darin überein, daß fie 
unter den Verbundenen eine Gemeinfchaft des Friedens, des Mechtes und bes 
Intereffeg begründeten: dies gefhah aber in jehr verfchiedener Ausdehnung 
und mit fehr ungleichen Wirkungen nad) innen und außen. 

1. Nach innen waren fie zwar alle 

a. auf Friedensgemeinfchaft gerichtet; allein bald war ein befonderer - 
Genoffenfriede nur nebenbei Ausflug der Verbindung, bald, wie bei den Land» 
friedensbünden, deren Hauptzweck. 

b. Ebenfo trat überall eine Rechtsgemeinſchaft ein, fie war aber nur 
bei gewifien Einungen der eigentlihe Gegenftand des Vertrages, wie 3. B. 
bei den auf gegenfeitigen Rechtsſchutz gerichteten Verbindungen, bei den bie 
Gefammthaft für Schulden und Vergehen ausfchließenden Berebungen, ober 
endlich bei jenen engften Rechtsbündniſſen, welche das Bürgerrecht zweier 
Städte für gemeinfam erflärten®). 

c. Die Intereffengemeinfchaft endlich knüpfte fich naturgemäß an jeden 
engeren Berein an, fie gab aber nicht überall in der Weife dem Ganzen die 
Richtung, wie 3. B. das gemeinfame Handelsintereſſe der Hanfa, das Stan- 
besintereffe den Adelsbünden u. |. w. 

2. Sm gleicher Weife bezweckten die Einungen nach außen in verjchiede- 
nem Umfange 

a. Abwehr ober Rache eines Bruchs des Genoſſenfriedens, Schu und’ 
Truß in gewiffen oder in allen Fällen; 


e) Auf einzelne frei gebliebenen Bauerſchaften bezieht fich ficherlich das 
Kaiſerrecht IV. c. 9: wo zwa burge oder zwa stet oder zwa dorf sich machint 
einmütig ir sache und ir not mit einander zu tragen und tont das mit des 
kaisers wahrheit, das ist also viel gesprochen als ain glübte mit ganzer 
treue. — Vgl. c. 11: der kaiser hat erloubet .... daz alle borge und alle 
dorff mogin machen fredebare ding, aber also, daz der kaiser wissende werde 
vor in bracht. Der Sadjjenfptegel II, 1 erwähnt nur der Einungen (bes Zufammen- 
ihwörens) ber Fürften und Herrn und fordert, daß fie den Kaifer und das Reich 
daraus fcheiben. 

2), Eichhorn 1. c. Note g. 

8) So ſchon das Ältefte Bündniß von Label und Hamburg um 1210, 
Nr. 381 5. Lappenberg ©. 336: quod jus nostrum et jus vestrum esse de- 
bet et vice versa, ita ut vestri burgenses cum bonis suis sine occupatione 
in civitatem nostram deductis per omnia ea paee et securitate gaudere de- 
bent, qua nostri burgenses cum bonis ipsorum frui denoscuntur. 
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b. Wahrung, Erwerbung oder Mehrung gemeinſamer Rechte oder Pri⸗ 
vilegien in politifcher, ftänbifcher oder gewerblicher Beziehung; 

c. Durchführung gemeinfamer Unternehmungen auf politiichem oder 
fommerciellem Gebiet, wie 3. B. Eroberung und Theilung oder Gemeinbefig 
von Ländern oder Burgen, Erringung non Handelsvortheilen ober Gründung 
von Handelöniederlaffungen, Kriegführung u. |. w, 

IV. Sebr verſchieden mußten fi hiernach die Mittel geftalten, welde 
man zur Realifirung ber Gemeinjchaftszwede anwandte, und bier gerade zeigt 
fi) von einfachen Vertragsberedungen bis zu durchgebildeten Bundesorganija- 
tionen eine unüberjehbare Zülle von Webergangsformen. Eine regelmäße Ber- 
ftärfung der Einung war Eidſchwur oder feierliches Gelübde. Die Zeitftellung 
von Buße und Schadenserſatz für den Fall des Vertragsbruchs trat faft immer 
hinzu. Weiter wurde der Geſammtheit das Recht eingeräumt, die Einzelnen 
pofitiv zum Gehorfam zu zwingen. Im Boraus niedergejeßte Schiedögerichte 
oder Austräge, von denen Feine oder nur beſchränkte Berufung an die orbent- 
lichen Gerichte ftattfand, brachten die Cinung einer Genoffenihaft noch näher. 
Die Pflicht der Einzelnen, Gejammtbefhlüffe und Schiedsſprüche auszuführen, 
dem Genoſſen zu helfen, den Friedensbruch abzuwehren, wurde oft firirt, Be⸗ 
reitihaft und Stellung eined beftimmten Kontingents dafür gefordert. Ent- 
ichievener noch ftellte fich der Eorporative Charakter der Einung heraus, wenn 
regelmäßige Verſammlungen angeordnet, ftändige Vorſtände und Ausichüffe 
gewählt, die Bertretung der Geſammtheit geregelt, Beſtimmungen über Form, 
Inhalt und bindende Kraft Fünftiger Beſchlüſſe getroffen wurden. Dem ent- 
ſprach dann in vermögensrechtlicher Beziehung häufig die Erhebung regelmäßi- 
ger Beiträge, die Bildung und Verwaltung gemeinjamen Vermögens, die Er- 
werbung und Benuhung von Geſammtrecht. Alle ſolche Einungen aber — 
und felbft die, weldhe eine jehr ausgebildete Organifation hatten — waren 
nicht immer auf ewige Dauer, fondern häufig auf beftimmte Zeit oder auf 
Kündigung?) gefchloffen, wurden ftillfhweigend oder ausdrücklich verlängert, 
oder giengen in andere Einungen über, von denen fi faum fagen läßt, ob 
fie den alten Verband fortjegten oder einen neuen begründeten. Am meiften 
endlich wird ein ficheres Urtel über.bas rechtliche Weſen ber einzelnen Verbände 
dadurch erſchwert, daß es häufig nicht einmal zu beſtimmen ift, ob denn wirk- 
lih die Einungdberedungen und Gejelihaftsverträge Tonitituirende Akte oder 
ob fie nur eine Manifeftation des Gefammtwillens einer bereits eriftirenden 
Genoſſenſchaft find 10). 


% So mahten die Städte Bern und Biel, nachdem fie ihr altes Bündniß 
oft erneuert, im Jahre 1352 aus, daß in Zukunft immer von fünf zu fünf Sahren 
auf den Antrag einer Stadt ihr Bündniß ald auf gleiche Zeit verlängert gelten 
ſollte. Trouillat IV. Nr, 7. © 20. Dazu 1260. II. 318; 1297. ib. 647; 
1806. IIL 107. | 

10) Näheres in Th. IL 
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Menn man erwägt, wie unerichöpflih die Zahl der Kombinationen ift, 
welche bezüglich aller dieſer Unterſchiede der Entftehung, der Subjelte, des: 
Zwed® nnd der Organifation der politifchen Einungen nicht nur möglich 
waren, fondern thatfächlich vorkamen, fo läßt filh die Vielgeftaltigleit des mit⸗ 
telalterlichen Bündnig- und Vereinsweſens auf dem Gebiete ded Öffentlichen 
Rechtes leicht ermeffen. Im Kolgenden jollen nur die Hauptformen, in wel- 
hen die politiiche Einung über den bloßen Bertrag hinaus dauernde bundes⸗ 
genoffenfchaftlihe Organiſationen hervorbrachte, nach ihrem rechtlichen Gehalt 
dargeftellt werben. 


8 45. Die Stäbtebünde. 


Die Städtebünde, welche nicht nur zuerft das Princip der Einung im 
Sinne des politiihen Bündniffes verwertheten, jondern an welche ſich au 
das Einungsweſen der übrigen Stände erft anſchloß, entwidelten ſich beſon⸗ 
derö in zwei verſchiedenen Richtungen. Die eine Richtung ftellte dad Handels- 
intereffe, die andere das Verhältniß der Städte zu den Zürften und zum 
Reich in den Vordergrund. Jenes war im Weiten und Norben, dieſes bei 
den oberdeutihen Gemeinwejen der Fall. 

I. Die deutfde Hanſa)h, das fchließliche Produkt ber vielverzweigten 
Einungsbawegung unter den niederbeutjchen Städten, ftand daher in faft gar 
feinen unmittelbaren Beziehungen zu dem Reich ober zu irgend einem Territo⸗ 
rium. Cine troß der politiichen Abhängigkeit ihrer meiſten Glieder als Ge 
fammtheit vollfommen felbftändige Handelsrepublik, fteht diefe wunderbare Ge⸗ 
noſſenſchaft nicht nur in der Geſchichte einzig im ihrer Art da, fondern bietet 
auch beſonders in rechtshiſtoriſcher Hinficht das Intereffe einer durchaus eigen- 
thümlichen Erſcheinung. 

Hiftoriih waren es zwei Faktoren, aus deren Verſchmelzung die Hanſa 
hervorgieng: die Bereinigung ber Kaufmanndgilden im Auslande einerfeits, 
das Bündnißweſen der einzelnen Hanbelsftäbte andererſeits. Schon oben ift 
gezeigt, wie in England, Slandern, Skandinavien und Rußland ſich frühzei- 
tig die Gilden der deutſchen Kaufleute als Gejammtvereine Fonftituirten. 
Weil diefen Geſammthanſen alle Deutjchen, die fi in dem betreffenden Rande 
aufbielten, als folche angehörten, gewöhnte man fi) bald daran, bie deutſchen 
Kaufleute, welche im Norden bandelten, insgefammt als eine rechtliche 
Einheit zu betrachten. Man faßte fie als den gemeinen Kaufmann bes römi- 


iy Sartorius, Geſch. des hanſeatiſchen Bundes. 3 Bde. Göttingen 1802f. 
Sartorius und Lappenberg, Urkundl. Gef. des Urfprungs ber deutfchen 
Hanſa (2. Band Urkb.). Eichhorn, R.&.5 247.438. Barthold, Geichichte 
der deutichen Hana. 3 Bde, Leipzig 1854. Ennen, Geld. v. Köln IL 
©. 561 — 582. 
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ichen Reiches von Alamannien zufammen und verftand darunter nicht etwa 
ein bloßes Kollektivum, fondern ein Gejammtrechtsfubjelt, eine in den inlän- 
diſchen und ausländischen Gilden nur wie in ihren Gliedern zur Eriheinung 
fommende große Genoflenfhaft, welche als joldhe Rechte und Privilegien er- 
warb und ausübte. Dieſe kaufmänniſche Geſammtheit nun nannte man mehr 
und mehr mit dem von den Eingelgilden entlehnten Namen die hansa Teu- 
tonicorum, bie deutſche Hanfa). — Unabhängig hiervon begannen jeit dem 
13. Sahrhundert, wie in ganz Deutichland, fo im Weiten und Norden die 
Städte Einungen abzuſchließen, welche auf Friedenserhaltung, auf Schuß der 
Kaufleute und Waaren, auf Ordnung der Gerichtd-, Zoll- und Münzverhält- 
niffe oder überhaupt auf Schug und Trutz abzielten?). Bon Alters ber 
waren fo Hamburg und Lübeck feſt vereint*); in Weftphalen waren feit 1253 
unter der Borherrihaft von Soeft, Münfter und Dortmund bie Städte ver- 
bunden®); Köln und die nieberländiihen Städte, Köln mit Bremen und 
Hamburg, Braunfchweig und Stade, Soeft und Lübeck unterhielten enge Be» 
ziehungen®); in Preußen, Sachſen, der Mark beftanden Bünbniffe der Städte”); 
Lübeck ſchloß 1280 mit der deutſchen Gemeinde in Wisby, beide 1282 mit 
Riga einen Bund’); die innigfte, feit dem letzten Viertel des 13. Jahrhun⸗ 


2, Dal. oben $ 37 u. Sartorius, Urk. Geſch. I. ©. Af. 

2) Sartoriusl. c. I. 19f. Ennen I. 562. 563. 

9 Im Jahre 1241 fchlofien beide Städte ben früher ald Anfang der Hana 
betrachteten Bertrag, welcher auf wechjelfeitige Bertheidigung, gemeinfames Vor- 
geben wider Friedbrecher, Verweifung bed aus einer Stadt verwiefenen Bürgers 
aus ber anderen gieng. Sartorius 1. c. DH. 45. üb. Urkb. I. 95. 96. 
Im J. 1255 fchloffen beide einen Münzverein und beſchworen zugleich ein Schup- 
bündniß gegen alle Schädiger auf 3 Jahre. Lüb. Url. L 198 u. 199. 1266 
beißt ed: quod civitas Hamb. cum civitate Lubecensi habet fraiernitatem et 
socielalem el sunt unum par amiciliae. Lappenberg, Hamb. Urkb. ©. 580. 
Bol. übrigens ib. ©. 446. 481f. 

6) Perpetua confoederatio v. Soeſt, Münfter, Dortmund, Lippſtadt v. 1253 — 
Sartorins I 21; Barthold I 216 — zu Schup und Truß felbft gegen Die 
Herren, zur Sicherung ber Handelsftragen, zur Verhinderung jeder Begünftigung 
des Widerſachers einer Bundesftadt durch die andere. Sodann gehörten bie 
weitphäliichen Städte dem rheintihen Städtebund an und wurden der Ausgangs- 
punkt eines großen Landfriedens, der i. 3. 1256 auch Kübel, Hamburg, Stade 
und die übrigen Städte diesſeits und jenfeits der Elbe umfaßte. ©. die Hilfe 
mahnung Mindens b. Sartorius IL Nr. 25. ©. 74; Lüb. Urkb. I, 214. 

6) Bol. Mittheilungen aus bem Kölner Stadtarchiv b. Ennenl. c. ©. 563. 

?) Sartorius 1. c. L 30. Barthold IL 64f. 77. Landfriedensbund von 
23 märliihen Städten 1. 3. 1321. 

8) Urk. 6. Sartorius L c. D. Rr. 41 u. 48, Lüb. Urkb. I ©. 368. 394. 
Das Bündniß lautet auf 10 Jahre und bezwedt namentlich den mit gemeinfchaft« 
lichen Mitteln burchzuführenden Hafen- und Küjtenfchup. 
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dert oft gefeftete und erneute Vereinigung aber beftand zwifchen den ſogenann⸗ 
ten wenbifchen Städten (auch Geeftäbte, civitates maritimae genannt) zu 
denen Lübeck, Wismar, Greifewald und Stralfund, bald auch Anklam, Dem- 
min und Stettin zählten). | 

Sndem nun durch ein fo audgebreitetes Bündnigweien allmälig feſte 
Gruppen eibgenoffenfchaftlich werbundener Städte entftanden, die wiederum mit 
einander in vielfachiter Weiſe vorübergehende oder dauernde Bünde eingiengen, 
bildete fi mit immer zwingenderer Gewalt bie Anſchauung aus, daß die Ges 
fammtbeit aller dieſer Städte eine große Rechtsgenoſſenſchaft jei. Fördernd 
mußte hierauf die einheitliche Verfaſſung der aus diefen Städten ftammenden 
Kaufleute im Auslande wirkten. Bei Vertretung und Ueberwachung der 
Kanfmanndhanfen waren ja Recht und Intereffe aller niederdeutichen Städte 
identiih. Aber auch andere Angelegenheiten, vor Allem die Erringung und 
Wahrung von Handelsfreiheiten, die Sicherung des Verkehrs, die Abwehr 
fürftlicher Mebergriffe, waren allen Städten gemeinfam. Endlich jcheint auch 
Lübe in Verbindung mit den andern Seeſtädten bewußt auf eine Ge- 
fammteinheit hingewirkt und deshalb weitphäliiche, ſächſiſche, preußiiche und 
lievländische Städte zu gemeinfamen Städtetagen geladen zu haben ). Wenn- 
gleich daher auch jetzt alle Anregung gemeinfamer Unternehmungen, Verſamm⸗ 
lungen und Beſchlüſſe von den Einzelhanfen und Sonderbünden ausgieng, von 
ihnen aud die im allgemeinen Taufmännifchen und ftäbtiichen Intereffe noth- 
wendigen Fehden durchgefochten wurden), fo zeigt fih doh am Schluß des 
13. Zahrhunderts jowol nad außen als den einzelnen Gemeinwefen gegen- 


) Schon 1270, 1278, 1280 wurden diefe Stäbte ald Gefammtheit privife« 
giirt. Sartorius 1. c. L 28. IE 101. Lüb. Urkb. I. 364. 1281 entfchieden 
Lübeck, Roftod und Wismar fchiebörichterlich die Streitigkeiten zwiſchen GStral- 
fund und Greifäwald. Sartorius I. Nr. 44. S. 119. Lüb. Urkb. I 979. 
Um 1280 fordert Stettin von Kübel Hülfe gegen Brandenburg und erflärt, daß 
der pommerfche Herzog anerkennen wolle „a communibus civitatibus confederatis 
invicem placitata®“. Lũb. Urfs. I. 872. 12835 Städtetag zu Roftod ib. ©. 489. 
1293 Bund der 5 Städte auf 3 Fahre, 1296 erneuert, wonach gegenfeitige Unter- 
ſtützung mit beftimmten Kontingenten, bet Berfäumung einer Tagfahrt Buße, bet 
Nichthilfe Schadenserfag bebungen wird. Der Bund ift gefihloffen ob bonum 
pacis et utilitatem mercatorum communium. Sartorius II. Nr. 78. ©, 174; 
Nr. 84. Lab. Urkb. I. 549. 550. 585. 586. Erneute Bünde 1308, 1310, 
1352 u. f. w. Bartbold DI. 50. 56. 106. üb. Urkb. II 229. ©. auf 
Barthold, Gef. v. Pommern. Bd. IH. ©. 19f. 

10 Sartoriuß 1. c. I. 46. Bartbold, Hanfa I. 220f. IT. 42f. 141f. 
Auch der König von Norwegen rebet ſchon 1285 die Städte Kübel, Hamburg, 
Wismar, Roftod, Bremen, Stralfund, Greifswald, Stettin, Anclam, Gotland, 
Elbing, Riga und Reval ald eine universitas an. Lüb. Urfb. I. ©. 364. 

1) Sartoriuß 1. c. L 31 —41. 


J. 30 


466 Das politifche Einungsweſen. 


über bereitd die Idee eines freilich ohne jede ausdrüdlihe Verfaſſung be 
ftehenden Geſammtbundes der Städte lebendig und wirkſam i2). In gleicher 
Richtung entwickelten fih die Dinge in der erften Hälfte des 14. Jahrhunderts 
weiter. Gleichzeitig aber begann nunmehr in demjelben Grade, in welchem 
die Einigung der Städte fortichritt, ihr Einfluß auf die auswärtigen Kauf- 
manndvereine zu fteigen?), Immer zwar erjchienen dieſe noch als ſehr jelb- 
ftändige Körperihaften; noch konnte die Londoner Hanfa Mitglieder zählen, 
welche nicht zum Stäbteverein gehörten 14); noch war der Name der Hanſa — 
wenngleich vereinzelt ſchon 1330 von Städten der hansa die Rebe ift — vor- 


22) So in den von den consules maritimi congregati in Wismaria über 
ben Handel nad) Norwegen i. 3. 1293 gefaßten Beſchlüſſen. Lüb. Urkb. J. 
©. 551. Bon Bremen heißt es hier: De Bremensibus autem qui se de civi- 
tatibus confederatis alienaverunt et ejecerunt, sic est arbitratum, si aliquam 
‚ eivitatum in confederatione conjunctarum intraverint, quod cum suis bonis 
illam debent exire civitatem. Weber. die gemeinfamen Maßregeln gegen bie 
Braunschweiger von bemfelben Jahre vgl. ib. ©. 552. Beſonders aber tritt ber 
enge Zuſammenhang faft aller jpäteren Hanfeftäbte in ben Verhandlungen über 
die Verlegung des Oberhofd für die curia Naugardiensis von Wisby nach Lübeck 
hervor. Urk. v. 1294 u. 1295 ib. ©. 554—578. Ausdrüdlide Zuftimmungd- 
erflärungen zu Diefer Verlegung liegen von Dortmund, Köln, Magdeburg, Halle, 
Braunfhweig, Wismar, Noftod, Goslar, Danzig, Stabe, Greifswald, Kiel, 
Elbing, Kippftadt, Paderborn, Lemgo, Herford, Minden, Stralfund, Hörter, 
Hildesheim, Hannover, Lüneburg vor. 

13) Die erften Spuren eined Cinfluffes der beimifchen Städte auf das 
Komtor in Flandern zeigen fi) im Hamburger Seerecht v. 1270 und im fübijchen 
Seerecht v. 1299. Sartorius L 9f. U. 88. art. 1. Doch war der flandriſche 
Kaufmanndverein noch 1347, ale er feine jo wichtig gewordenen Willküren faßte, 
faft vollfommen unabhängig und kam erft, als die Stäbte für ihn den Streit 
v. 1858— 1360 burchgefochten Batten, in entfchtedene Abhängigkeit. Barthold 
I. 114. — Auch die Londoner Hanſa ſchloß fich erft feit dem 14. Jahrhundert 
mehr an die Etädte an, indem fie fih, wenn auch nicht von der Geſammtheit 
aller Städte, jo doch von einzelnen Städten ober Stäbtevereinen Zufagen wegen 
Aufrechterhaltung ihrer Befchlüffe geben lief. Sartorius L 43. Barthold 
II. 128f. 132. — Die Kaufmannögefellfhaft in Wisby, welche Anfangs den 
Städten felber Gefebe gegeben hatte, trat mehr und mehr vor der Gemeinde 
ber Deutfchen in Wisby zurück. Diefe aber und ebenſo Nowgorod gehörten bem 
Städtebund ald Glieder an. Die übrigen Gefellichaften der Kaufleute im Norden 
und Norboften waren von Anfang an dem Stäbdtenerein gegenüber unfelbftändig. 
Sartorius L 18. 19. 45. Als im Sabre 1329 fih eine Kaufmannsgilbe ver 
Deutichen in Malmö konſtituirte, ließ fie fogar ihre Statuten von Lübeck be- 
ftätigen. Lüb. Urkb. IL. 457f. 

14) Dies beweist die Aufnahme von Dynant in die Londoner Hanfa. Lappen- 
berg, Stalhof S. 35. 36. Barthold, Hanfa II, 124f. 
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nemlich für die Gefellichaften der Kaufleute in Gebrauch‘): allein mehr und 
mehr übten doch bie Stäbte Die oberfte Bertretung und dafür auch die oberfte 
Beauffihtigung der Komtore, Höfe und Gilden. Das Wichtigſte aber war, 
dag man nun Städte und Gilden ald eine aus dem gemeinen Kaufmann 
einerjeit3, der Städtegeſammtheit andererjeits zujammengejegte höhere Einheit 
zufammenfaßte, eine Einheit, in weldyer zunächſt Stäbte und Kaufleute To- 
ordinirt, bald die Städte als eigentliche Träger erjchienen 1%), die aber jedenfalls 
als joldye politiſches Mechtsjubjelt war. Dieſe große Gejammteinung dachte 
und nannte man nunmehr mit Begriff und Namen der gemeinen deut- 
ihen Hanſa. 

Was fih thatfächlich vieleicht lange vorher vollzogen, erjcheint urkundlich 
zuerit i. 3. 1358 in vollfommener Ausprägung. Ohne daß wir von boran- 
gegamgener ausdrücklicher Einung oder Verfaſſung wüßten, wird in dieſem 
Jahre die Gefammtheit aller Stäbte, deren Bürger nad Flandern handeln, 
als die deutſche Hanſa bezeichnet, fie ift nah dem Vorbild des Brügger 
Komtord in Drittel getheilt, fie erjcheint als eine fefte Genofſſenſchaft, deren 
Glieder bei Gefahr des Ausjchluffes — der Verhanſung — an die Beichlüffe der 
auf der Zagfahrt vertretenen Städte gebunden find). Bald darauf mehren 


15) Sartorius IL 41. 47. 

10) So Heißt ed in der Hamb. Burfprafe v. 1350 b. Sartorius I. 
Ar. 193. ©. 465 noch: jewelk user borghere holde den willekor, den de 
siede unde de mene kopmann ghesad heft. Damit vgl. man die Statuten 
beö Londoner Komtord v. 1434 b. Rappenberg, Stalhof ©. 112: Item so 
gunnen de stede van der Hanse, dat de oldermannen des gemenen koep- 
manns to Brugge in Flandern, to Lunden in Engelant und in anderen koep- 
steden bliven mogen by der olden wanheit und rechticheit also dat (se) 
ordynantien maken mogen, so se dunket vor den koepmann nutte und gut 
wesen. Doch ofte clage darvan vor de stede queme, wes de stede darvan 
darup setten of ordenereden, dar schal it by bliven. Sn fpäterer Zeit wurben 
den Komtoren ihre Statuten von den Hanfeftädten einfach gegeben. Vgl. 3. B. 
die von ben Hanſeſtädten verfaßten Statuten des Londoner Komtord v. 1554 b. 
Marquard, de jure mercat., Urkb. S. 203— 242, des Brugtichen refp. Ant- 
werpifhen und Anthorffiihen Komtors ib. 301—833, bed Bergiihen Komtord 
v. 1572 ib. 738 — 744, 

- 19 Url. b. Sartorius I. Nr. 183. S. 443f. Die Rathmannen von Lübeck, 
Hamburg, Kiel, Roftod, Straljund, Wismar, Braunfchweig befchliegen Im Namen 
und mit Vollmacht ihres Drittels zufammen mit Thorn, Clbing und ben Be- 
vollmächtigten der anderen preußifchen Eiäbte, dat jede Stadt ihren Bürgern, 
Genoſſen und Allen von der deutſchen Hanfa den Verkehr mit Ylandern ver« 
biete, und broben (©. 445): wer ock jenich stad van der dudeschen hense, de 
sik mit vrevele ute desserme ghesette wolde werpen unde des nicht wolde 
holden, de stad schal ewichliken ute der dudeschen hense bilyven unde des 
dudeschen rechtes ewichliken entberen. 

80* 
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ih die Zeichen eines vorhandenen allgemeinen Stäbtevereins. Ausſchluß und 
Wiederaufnahme von Städten fommen vor), der Bund als joldher wirb 
privilegitrt 1%), Einladungen zur Tagfahrt ergehen an „alle zur Hanfa geböri- 
gen Städte"), Hanfatage und bloße Zufammenkünfte ber Seeftädte werben 
unterjhieden®). ine mächtige Bundeseinheit wird zugleich thatſächlich nach 
innen und außen wirkſam, indem 3. B. durch Genoſſenſchaftsbeſchluß ftrenge 
Bımdesdieciplin an ber verhanfeten und erft nach dem Geldbnig unbedingtefter 
Bundestreue wieder aufgenommenen Stabt Bremen geübt wird), indem die 
Dläminger zur Wieberherftellung bes von ihnen verlegten Brügger Kaufmanns- 
rechts, zur Gewährung außersrdentlicher Privilegien, zur ausdrücklichen Aner- 
kennung des Städtevereind der Hanfa gezwungen werden ??), indem zum erften 
Mal die Hanfa als Geſammtmacht gegen die norbifchen Reiche kriegeriſch auf- 
tritt 2%). Bon irgend einer durchgebildeten Organifation oder fehriftlichen Ver- 
faffung der Hanfa ift aber auch jebt nicht die Rebe: Alles beruht auf der 
Macht der Verhältniffe, auf der thatfächlichen Oberleitung Lübecks, auf der 
Sruppirung in Drittel und engere Bünde, in denen eine gewifle Vorherrſchaft 
dur die mächtigſten Städte geübt wird. 

Erft im Sabre 1367 wurde aus Anlaß der nordiſchen Kriegsgefahr auf 
einer in Roſtock vorher verabrebeten Tagfahrt zu Köln ein umfafjender 
Bundeövertrag, die jog. Kölniſche Konföderation, abgefaßt, welcher jpäter als 
Berfaffungsurfunde der Hanſa galt. Eine Berfaffungsurkunde war nun frei- 
lich dieſe Konföderation nicht; denn fie war zunächſt nur auf den beftimmten 
Zwei eined gegen Dänemark und Norwegen zu führenden Krieges gerichtet 
und follte nur bis drei Sabre nach Beendigung des Krieges gelten; auch 
waren nicht alle, fondern nur die feemächtigen Hanfeftäbte beim Abſchluß be 
theiligt. Ebenſowenig aber war die Stonföberation ein bloßer Bündnißvertrag 
frei zufammentretender Kontrahenten. Vielmehr war fie die Aeußerung des 
Sejammtwillens einer bereits beftehenden Genoſſenſchaft, fie war feine Bundes- 
afte, jondern ein Akt der Bundesgeſetzgebung. Sene Zeitfrift war daher nicht 


18) Val, Note 22. 

19) Sp iſt dad Priv. des Herz. Albrechts, Statthalters von Holland und 
Seeland, v. 1853 gegeben: allen den gemeinen Kaufleuten des römiſchen Reichs, 
aus was für Städten fie fein mögen, die der genannten deutichen Hanja von 
Alemannien zugebören. Ennen 1. c. IL 569. 

2) Sp 1359: ad hansam theutonicam pertinentes civitates. Sartoriud 
l. c. H. 460f. 2gl. ib. &. 492. 522. 572. 641. 674. 

) Sartorinsl.c. I S. 855—55. 

39) Urk. v. 1868 Nr. 186b. b. Sartorius L c. DI. ©. 454. 456. 

3) Bol. Sartorius 1. c. L84f. Ennenl. c. I. 576—581. Bartbolb 
l. c. DI. 116f. 240f. Der Bertrag v. 1260 ift gefchloffen „mit ven gemeinen 
Städten des gemeinen Kaufmanns von ber beutichen Hanfa*. 

”) Bartbold Lc. IL 143f. Sartorius 1. c. I. 55f. 
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dem Beftehen der Hanfa überhaupt, fondern der Geltung ber beſonderen für 
den Kriegäfall getroffenen Beitimmungen gefeßt. Die anweſenden Städte be- 
fchloffen nicht als individuelle Einheiten, fondern als das Organ einer Ge- 
fammtheit (consules nuntii civitatum de hansa theutonica pronunc in 
Colonia congregati), und banden daher dur ihre Beichlüffe nicht nur fich 
felbft, fondern alle Hanfeftäbte, weil und ſoweit diefe zur Hanſa gehörten. 
Ihnen allen wurde deshalb im Falle des Ungehorfams VBerhanfung**), im 
Falle der Unterftügung des Feindes Friedloſigkeit und Aechtung gedroht, und 
der Krieg wurde demnächft, wenngleich Fehdebriefe aller einzelnen Stäbte ge 
fammelt und abgeſchickt wurben, als ein Krieg ber Hanſa erklärt und geführt, 
jo daß auch feine Erfolge dem Bunde als ſolchem zu Gute Tamen”). Zu 
Bundeszweden und von Bundeöwegen wurbe ein von 1368 ab von allen 
Kaufleuten und Schiffern zu erhebendes Pfundgeld ausgefchrieben, das zwar 
die einzelnen Städte einziehen und quittiren, aber „zum Beten ber gemeinen 
Städte" aufbewahren und auf einer in Lübeck abzuhaltenden Tagfahrt zu- 
fammenbringen und unter Rechenjchaftslegung abliefern follten. Sodann follte 
das Geld nah Mannzahl unter die Städte vertheilt werden, offenbar nur 
zur Verwendung für den Bund, insbefondere zur Beftreitung ded dem Bunde 
zu ftellenden Kontingentes an Mannſchaften und Schiffen. Unter demjelben 
Gefichtspunkt wurde Xheilung ber erwarteten Vortheile und Beute nad 
Mannzahl bebungen, erworbene Freiheiten aber follten dem Bunbe gemein 
bleiben”). Schaden, Koften und Berluft, die fie im Bundesdienſt erlitten, 
follte feine Stadt der anderen in Anrechnung bringen. 

Die unmittelbare Folge diefer Konföberation war der fiegreiche Krieg ber 
Hanfa gegen die Könige des Nordens, durch welchen fie die Suprematie über 
die ſtandinaviſchen Reiche und damit die Höheftellung ihrer Macht errang. 
Bon da an entwidelte fie nach außen eine ſtets gefteigerte Thätigfeit, nach 
innen eine ftet8 feftere Organifation, ohne doch jemals eine wirkliche Ver⸗ 
faffung zu erhalten. Nah Umfang und Inhalt fait völlig unbeftimmt, bald 


5) Bat. d. Url. b. Sartorins II. 606—610. Dazu ib. L 67f. Ennen 
DO. 571. Barthold IL 177f. 

20, Urt. b. Sartoriud 1. c. ©. 607. 608: Wenn „jenich stad van der 
dudeschen henze ghemeenliken van der Zuderzee, van Holland unde van 
Seeland“ fich nicht fügt, „ere borghere und koplude scholden nene meenschop 
hebben mit alle den steden, de in dessem verbunde sin“. 

37) Daher wurden bie durch den Krieg errungenen Privilegien allen Städten 
von der deutfchen Hanfa, ohne Nüdficht auf ihre Betheiligung am Kriege, ertheilt. 
Sartorius L c. IL ©. 670f. Bartbold (II. 180) vermuthet Betheiligung 
ber Binnenftäbte durch Geldbeiträge. 

2) Vorworve wi ok genighe vryheit edder recht in der vorghenannten 
koninghe lande, der scholde wy alle ghelike neten unde bruken. ©. 609 1. c. 
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mehr kald weniger Gemeinwejen umfaffend, in der Cintheilung ihrer Drittel 
oder Quartiere wechielnb und überdies zahlreihe Sonderbünde in fi ent- 
haltend, ohne rechtlich anerkanntes Haupt, auf unregelmäßigen, gewöhnlich erit 
von der einen zur andern verabrebeten Tagfahrten durch oft nur wenige 
Stäbtehoten vertreten, ohne Bundeserefutive, ja felbft ohne Bundesfaffe, und 
enblih in ihren wichtigften Befugnifien lediglich auf den von Zeit zu Zeit er- 
neuerten, niemald von allen Städten und niemald für immer gefchloffenen 
Konföderationen berubend *), war die Hanſa gleihwol als eine energiſche 
Einheit wirkſam. Sie vertrat die deutſchen Kaufleute im Auslande, ſchützte 
die Rechte der Kaufhöfe und ficherte und mehrte ihre Kreiheiten und Privi- 
legien, indem fie gütliche Verhandlung, Verkehrsabbruch und Stapelverlegung, 
ihlimmftenfall3 aber den Krieg ald Zwangsmittel anwandte?). Sie be 
herrſchte und freite die Handelswege von den Niederlanden bis tief nad Rup- 
Iand hinein, von Krakau bis zum höchſten Norden und forgte (befonders auch 
durch Ausrüftung von Schiffen gegen Seeräuber) für den Seefrieden und — 
fomeit nicht engere Bünde diefe Sorge übernahmen — für den Landfrieden?!). 
Sie regelte durch ihre Geſetzgebung, ihre Belichungen und Statuten den ge- 
fammten Handelsverkehr und jchuf jo das ältefte gemeine Seerecht, eine 
Handelspolizei und die Anfänge eined gemeinen Handelsrechts). Sie vertrat 
im Auslande wie in der Heimath die Stäbtefreiheit gegen die Kanbesherren **). 
Als eine politiihe Macht griff fie vermittelnd und enticheivend in bie 
Zeitereigniffe ein: Zwiſtigkeiten unter ihren Gliedern legte fie durch Ausgleich 
und Schiedsſpruch hei. Bon den Genoffen erzwang fie befonders durch Die 
Strafe der Berhanjung Gehorfam und gewann hierdurch ein wirkſames Mittel, 
in bie inneren Angelegenheiten der Bunbesftädte einzugreifen. Insbeſondere 
fah fie es als ihre Aufgabe an, eine gewaltiame Verfaffungsveränderung zu 
verhüten; fie zwang baber ſchon im 14. Sahrhundert Braumfchweig nad 
achtjähriger Verhanfung zur Abichaffung der Zunftregierung”*), unterbrückte 
im Anfange des 15. Jahrhunderts die Zunftaufftände in Xübe und den ver- 


9) Ueber die Berfaffung ber Hanfa vgl. Sartorius 1. c. L 73— 97. 
Konföderalionen erfolgten 1418 (auf 12 Jahre), 1430, 1448 (auf 6 Fahre), 1447, . 
1450 u. f. w. Barthold II. 44f. 63f. 81. 82. 92f. 

20) Sartoriuß 1. c. I. 93—813. Barthold II. 220f. IH. If. 

29 Sartorius, Geſch. des banf. Bundes II. 7060f. Eichhorn 1 c. 
Rote k. 1. 

s) Marquard, de jure mercat. L. IH. c. 5. ©. 395—899 und die Urk. 
im Anbang, bei. dad Wisbyſche Seerecht, das „ein gemeiner Kauffmann und 
Schiffer zu Wisby geordnet und befegt‘ (8 72) ©. 674f, und die banfifchen 
Seeordnungen ©. 688f. Bol. auh Eichhorn J. c. Sartorius, Urkdl. Geſch. 
1. 91. Barthold L 20. 

3), Sartorius, Geſch. d. Hanf. Bundes II. 691f. Bartbold II 204f, 

3) Barthold 11. 204. 
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wandten Seeftäbten?), und erflärte in der Konföberation von 1418 die Er 
haltung der beftehenden Berfaffungen für ein Grundprincip des Bunbes?), 
weldhes fie fodann in ber That in den Städten lübiichen Rechts Eonfequent 
durdhführte?”). 

Diefe Verwendung ber Bundesgewalt zur Unterbrüdung der Gemeinden 
war aber freilich jchon ein Vorzeichen des kommenden Verfalles. Mit ber 
dadurch herbeigeführten inneren Verfnöcherung der Taufmänntfchen Rathsarifto⸗ 
fratien wirkten äußere Gründe — die veränderten Handelöverhältniffe, das 
Sinken oder der völlige Untergang der Komtore, das Steigen der Landes⸗ 
bobeit und die Ohnmacht des Reihe — zufammen, um jeit dem Ende des 
15. Sahrhunderts den Iangfamen Niedergang des großen Bundes zu vollzie 
ben. Anderthalb Sahrhunderte noch beitand er, aber die Kraft feiner Glie- 
der wurde ſchwächer, und loſer — troß äußerlich feiterer Organijation — 
der Zufammenhang des Ganzen. Die Stürme ber Reformation brachten dem 
Bunde wenig Gewinn; einzelne Glieder löſten fih, der Verein der zurück—⸗ 
bleibenden proteftantifhen Städte nahm eine kirchliche Richtung an, er wurde 
in die Parteiungen und Streitigkeiten der Zeit verwidelt; die Abhängigkeit 
von den Fürften wurde bei den meiften Bunbesftädten geiteigert. Das Sieh 
thum der Hanſa konnten weder einzelne Tichtere Momente noch die vielfachen 
Konföderationd- und Organiſationsverſuche des 16. Sahrhunderts aufhalten. 
Böllig erfolglos verliefen dann im Anfange des 17. Iahrhunderts die Wie 
derherſtellungsverſuche, welche theild durch die Vereinigung mit den oberbeut- 
chen Städten zu einem allgemeinen deutſchen Stäbtebunde bie alten Ideen 
zu beleben, theild durch ein Bündniß mit ben aufblühenden Generalftanten 
dem Bunde neue politiihe Macht zu verfchaffen ftrebten. Endlich begrub der 
dreigigjährige Krieg mit der deutſchen Größe auch die deutſche Hanfa®®). 

Fragen wir und nun, was in diefer Iangen Zeit Ihres Beftanbes die 
Hanfa rechtlich geweien, jo iſt kaum für einen einzelnen Zeitpunkt, gefchweige 
für die ganze Zeitdauer eine befriedigende Antwort zu finden. Ja es Eönnte 
fcheinen, als ſei diefes merkwürdige Bundesgemeinwejen überhaupt feine Rechts- 
Bildung, jondern lediglich eine hiftoriſche Erſcheinung geweſen, als fei die 
Frage nad Entftehung, Geltung und Wirkungsform ber in ihr fi mant- 
feftirenden Einheit aus dem Gebiet des Rechts durchaus In bas Gebiet ber 
Thatſachen zu verweilen. Nur die einzelnen Verträge, Beliebungen und Sta- 
tuten, weldhe von ben verſchiedenen Gliedern des Bundes in engeren unb 
weiteren Streifen errichtet wurden, hätte man — fo jcheint es — als Rechts⸗ 
akte aufzufaffen und zu charakterifiren und fo; während man vielleicht in 


5) Barthold III. 13 — 44. 

 Barthold IIL 45. Biker l. c. ©. 571. Bgl unten 8 56. 
2) Barthold II. 46. 51. 59f. 70f. 81. 82. 104f. ©. 8 56. 
3) Barthold IU. ©. 183 — 531. Vgl. Note 39. 
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hiſtoriſcher und fittlicher Beziehung eine in allen Tcheilnehmern lebendige und 
die Jahrhunderte überdauernde Einheitsidee anerfännte, juriftifch die Ges 
fammterfheinung in einen Kompler einzelner Rechteverhältniffe und indivi- 
dueller, auf befonderen Ziteln beruhender Rechte und Pflichten aufzulöjen. 
Indeß wird eine wirklich rechtshiſtoriſche Auffaffung ſich von einer jo atomi- 
firenden Erklärung unmöglich befriedigt fühlen. Ihr wirb jene zugleich 
ihöpferifche und geichaffene Idee, welche mit zwingender Gewalt die einzelnen 
Rechtöverhältniffe gerade jo geftaltete und gerade jo zu einer Gejammteinheit 
gruppirte, auch eine Nechtsibee jein, eine Rechtsidee, welche allmälig ent- 
jtanden, unfichtbar gewachſen und vielfach verändert, doch eine einige war 
und als folde im Rechtsbewußtſein bes Volkes ein lebendiges Dafein führte, 
Diefe Rechtsidee aber, welche freilih nur die eine Seite der zugleich politi- 
ſchen, wirtbfchaftlichen, fittlichen Grundidee der Hanfa darftellt, war nichts 
Anderes, ald die Fbee einer auf freier Ginung berubenden Geno/- 
ſenſchaft aller hHandeltreibenden Öemeinwefen niederdeutſchen 
Stammes und Rechts. 

Grundlage alfo der ganzen Verbindung war und blieb der freie Wille 
ber Genoffen, und dies in einem für die moderne Anfchauung mit der bun- 
beöftantlichen Natur des Ganzen faum zufammen zu denkenden Grade. Der 
Austritt war in jedem Augenblick zuläffig, Zwang zum Verbleiben unmöglich. 
Umgekehrt war Ausſchließung aus der Genofjenichaft die höchite Strafe und 
das einzige Zwangsmittel gegen ein Bundesglied. Gelbitrafen, Schiebsiprüche 
auf Leitung von Handlungen und andere Zwangdurtel waren nur Verſuche, 
ohne das Außerftie Mittel das Gefammtintereffe zur Geltung zu bringen: eine 
wirkliche Bundeserefution, ein pofitiver Zwang ift nicht ein einziges Mal voll. 
zogen. Nur weil mit dem Ausihluß aus der Hanfa jede Theilnahme an 
ihrem Gefammtrecht und das Berbot jedes Verkehrs eined Genoffen mit dem 
Verhanfeten, alfo eine fommercielle Aechtung, verbunden war, wirkte die An- 
drohung und Vollziehung beffelben kräftiger als irgend ein pofitiver Zivang, 
famen erit ſeit dem allmäligen Verfall des Bundes Austrittserflärungen, Be- 
gebungen, Verzichte und Kündigungen wor, ſchien troß ber freien Auflösbar- 
keit des Vereins feine Auflöjung kaum denkbar), 
| Mitglieder der Genoffenfchaft waren diejenigen Gemeinwefen, bei welchen 
ber eigene Wille und der Wille der Gefammtbeit auf ihre Zugehörigkett zu- 
fammentraf. Solche Gemeinwejen waren Anfangs vornemlich die Kaufmanns 


3 Selbft in den Jahren 1630 und 1631 wurde bie Hanfa formell nicht 
aufgelöft, fondern nur vertagt. Der engere Bund von Hamburg, Lübeck und 
Bremen übernahm dad Recht und die Pflicht, für die Wiedererftehung ber 
Hanfa zu forgen, und machte noch 1651, 1662, 1668 m. 1669 fruchtlofe Verſuche, 
fie auf allgemeinen Städtenerfammlungen neu zu gründen. Barthold IN. 
©. 524 — 530. 
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gilden, in der Blüthezeit der Hanfa fie und die Städte in enger Verbindung, 
endlih die Städte allen. Aber auch als das Lebtere feftftand, blieb ber 
Umfang der Genofjen immer zweifelhaft. Da nichts dem Bunde zur Zeit 
feines Glanzes ferner lag ald das Streben nad) Ausſchließlichkeit, da vielmehr 
in einer Zeit, in welcher lebendiger Gemeinfinn und großes Streben noch alle 
Genoſſenſchaften nad Erweiterung drängten, die mächtigen Bororte auch den 
Heinften Städten die Theilnahme an Tagfahrten und hanſiſchen Vortheilen 
immer offen hielten: jo galt im weiteften Sinn die Gefammtheit aller nieber- 
bentichen Städte, der ganze Bürgerftand ſächſiſchen und friefiichen Stammes, 
als zur Genoſſenſchaft gehörig”). Sie alle Eonnten Boten zu den Tagfahr⸗ 
ten jenden und ſtimmen, ihrer aller Kaufleute genoffen im Auslande ver von 
der Hanfa erftrittenen Freiheiten und Rechte. Förmliche Aufnahmen in den 
Berein kamen daher — von ber Wiederaufnahme verhanjeter Städte abge 
jehen — Anfangs gar nicht vor. Erſt mit dem beginnenden 15. Jahrhundert 
änderte fich dies allmälig. Ausprüdlihe Aufnahme warb üblih, fie ward 
Bald erjchwert*‘), dad Streben nach Begrenzung der Genoffenzahl ward er- 
fennbar. Dan begann nunmehr auch, von den Genofjen volltommenen Rechts 
geringere Genofjen zu unterjcheiden, die auf den Tagfahrten nicht erſchienen, 
fondern nur paffiv am hanſiſchen Necht Theil nahmen, ben Schußgenofjen 
anderer Bereine vergleichbar”). 

Die höchfte Bundesgewalt war bei ber Genoffenverjanunlung, den auf 
den Tagfahrten durch ihre abgeorhneten Rathmannen vertretenen Städten, 
Die Ladungen ergiengen von Lübeck und in ben Dritteln ober Duartieren 
von deren Vororten, doch wurde meiſt erft ausbrüdlid die Befugniß, fle zu 
erlaffen, auf die einzelne Stadt übertragen. Kaum je erfolgten fie vollftän- 
dig. Eine regelmäßige Verfammlungszeit ftand nicht feit, meift wurbe bie 
nächte Tagfahrt auf der vorhergehenden verabredet. Die Repräjentation ber 
Städte war nicht geregelt und oft genug wurden die Beichlüffe von den 
Depntirten auf den vollen Rath ad referendum genommen. Ueber ben 
Anftimmungsmobus fand urfprünglih gar nichts feit und jelbit fpäter 
fam ein Maforitätöprincip. nur bezüglich der Angelegenheiten ber Niederlagen 
im Auslande zu voller Anerfennung. Erinnert dies Allee an ein bloßes 
Vertragsverhältniß, fo zeigt ſich ein entſchieden bundesftantliches Princip in 


%0) Daher wurben auch Die beutfchen Gemeinden in Stodholm, Kalmar, 
Krakau und fonft in Polen zur Hanfa gerechnet. Sartorius L 84. Nach 
1470 verfchwinden Krakau und Breslau. 

a1) 1441 wurbe beichloffen, daß vor Aufnahme eines neuen Mitglieds erft 
Lübeck oder eine andere vornehme Stadt bie ganze Hanfa berufen ſolle. Barthold 
III. 80. 

2 Sartorius will fie als unmittelbare und mittelbare Hanſeſtädte be- 
zeichnen. I. 87. 
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dem dur die Kinlabungen geftellten Präjudiz, daß die nicht erfchienenen 
Städte fi) die Beichlüffe ber erſchienenen gefallen Taffen müßten, und in der 
von Anfang an hervortretenden Thatfache, daß die verfammelten Stäbteboten, 
jo gering auch ihre Zahl oft ift, Namens der Hanſa beſchließen und alle 
Glieder des Bundes damit unbedingt verbinden. 

Ebenſo aber trat die über der Gefammtheit aller Einzelnen wirkſame 
bundesftantliche Einheit von Anfang an in der Art und Weife hervor, wie 
der Einfluß der natürlichen Theilung des Vereins in Haupt und Glieder zur 
Geltung fam. Immer war Lübed das Haupt ded Bundes, und wenn aud 
dies ein rein thatſächliches Verhältniß fchien und felbft ſpäter die ihm aus—⸗ 
drücklich beigelegte Direktorialgewalt von Köln beftritten blieb, jo war doch 
die Leitung aller Bundesangelegenheiten, die Ausjchreibung von Tagfahrten, 
die Initiative und der überwiegende Einfluß in allen hanſiſchen Dingen fo 
unbeftritten bei Lübeck, daß ficherlich feine Bundesvorſtandſchaft nicht bios 
als Faktum, fondern ald Recht vom Zeitbewußtiein empfunden, die Pflicht der 
Glieder, fich der durch Lübeck zur Erfheinung kommenden Gefanmteinheit zu 
fügen, als Rechtspflicht betrachtet ward. Aber freilich beruhte die Oberleitung 
Lübecks auf keinem andern Titel, ald auf den ihm durch den Gefammtwillen 
ſtillſchweigend übertragenen Befugniffen, im Webrigen war es Genoſſe unter 
Senofjen*). Aehnlich war die Stellung der Bororte an der Spike ber ein- 
zelnen Gruppen, in welche der Geſammtbund zerfiel, der Dritteld- oder Duar- 
tierſtädte. Diefe Abtheilungen der Hanja, deren Beitimmung und Umfang 
häufig wechjelte**), waren, ganz im Geiſte der Zeit, nicht etwa abminiftrative 
Bezirke, fondern engere Genoffenfchaften, welche der Gejammtheit gegenüber 
eine große Selbftändigkeit auch in hanfiihen Dingen befaßen, autonom Be 
Vtebungen ſetzten, das nächte Gericht für Streitigkeiten ihrer Mitglieder bil- 
deten und freien Bünden ähnlicher jahen als von oben gemachten Abtheilun- 
gen. Ueberdies aber beftanden zahlreihe Sonderbünde, Landfriedenseinungen 


4, Mit Recht hebt Barthold I. 17 hervor, daß in ber genoffenfchaftlichen 
Gleichheit und Selbſtändigkeit der Glieder ein charakteriftifcher Unterfchied von 
den Hanbeläftanten aller anderen Zeiten, welche fich tet? um eine Centralmacht 
gruppirten, liegt. 

44) Zuerft Eintheilung nach dem Borbild des flandriichen Komtord; dann 
1443 drei Quartiere unter Lübeck, Hamburg, Magdeburg; 1447 vier Quartiere 
unter Lübel, Hamburg, Magdeburg und Braunfchweig, Münſter, Nimwegen, 
Deventer, Wefel und Paberborn (unter Uebergehung von Köln). Die Seeftädte 
waren wieberum in ein lien» und gothländiſches, ein wendiſches und ein nieber- 
Länbdifch-füberfeeifches Drittel getheiltl. Später lam die Eintheilung in nier 
Quartiere auf, dad wenbifche unter Kübel, das preußiich-lienländifche unter Danzig, 
das Tölnifche, das fächlifche unter Braunfchweig. Daneben beftanden aber be- 
fondere Bereinigungen unter den wendifchen, pommerjchen, weftphältfchen, kleve⸗ 
märfifchen, gelbriichen, friefifchen, oberyſſelſchen Städten u. f. w. 
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u. ſ. w. von Hanfeftäbten mit Hanfeftädten oder Fremden, die einander, un- 
beichadet der Einheit des davon unabhängigen Hanfabundes, als jelbftändige 
Körperichaften gegenüberftanden, ſich ftritten und vertrugen und ihre eigenen 
Angelegenheiten volllommen für fih ordneten““). Durch eine fo reiche und 
mannichfache Gliederung kam jedes Binzelintereffe zur Geltung, e® war eine 
verhältnigmäßige Theilnahme auch der Fleinften Städte an den Geſammt⸗ 
angelegenheiten möglich und e8 war damit eine Organifation gegeben, welche 
in lebendigem Fluß der Formen ſich den jebesmaligen Verhältniffen anpaßte. 
Die fo zufammengefegte und gegliederte Genofjenichaft war vorzugsweiſe 
im Intereffe des Handels und der Schifffahrt wirkſam, keineswegs aber waren 
barauf oder auf die damit zufammenhängenden Angelegenheiten ihre Bereind- 
zwede heichräntt. Gleich allen mittelalterlichen Genoffenichaften gieng fie auf 
alle diejenigen Zwecke menfchlicher Gemeinſchaft überhaupt, welche durch die 
fo geftaltete Gefammtheit beffer als dur die einzelnen Glieder oder ihre 
Sonderhünde zu realifiren ſchienen. Deshalb griff fie zwar da, wo die Kraft 
der einzelnen Stadt oder (wie 3. B. meift für Landfrieden) eine engere Einung 
zu genügen fchien, felten ein. Dagegen verband fie mit dem Charakter als 
Handelöverein zeitweije einen jehr ausgeprägt politichen, zur Reformationszeit 
einen Tirchlich Tonfeffionellen Charakter, zog Berfaffungshändel in den einzelnen 
Städten, religidfe Angelegenheiten u. |. w. vor ihr Forum und hielt fidh for 
gar fir Tompetent, auf Anrufen der weitphäliichen Städte gegen die Vem⸗ 
gerichte einzufchreiten. Daß der Bund als folder Subjekt öffentlicher wie 
privater Rechte fei, konnte nicht bezweifelt werden. Immer trat die Hanfa 
als eine Gefammtperjönlichkeit handelnd anf. Ob es ihr glei Tange felbft 
an einem Namen, immer an einem eigenen Siegel fehlte, war fie doch als eine 
friegführende, vertragfchliegende, Rechte und Privilegien erwerbende politiiche 
Machteinheit nach außen ſtets anerfannt. Mit der Summe ber ihr zugehörigen 
Städte konnte man hierbei ſchon deshalb die Hanſa nicht ibentificiren, weil 
vielen ihrer Glieder, die in der Heimath untergeordnete und abhängige Land⸗ 
ftädte waren, die von der Geſammtheit geübten Rechte niemals gebährten. 
Aber auch nach innen war der Bund als ſolcher das Subjekt von Gewalt⸗ 
und Vermögendrechten, wenngleich hier die Grenze zwiſchen dem Recht ber Ein- 
heit und dem Recht der Glieder unficher und ſchwankend war. Die Bunbes- 
gewalt erfchien oft überaus ſchwach, oft kaum begrenzt. Geſetzgebungsrecht in 
Hantels- und Schifffahrtöfachen, Handhabung des genoſſenſchaftlichen Friedens 
und Rechts, genofjenihaftliche Gerichtsbarkeit und Strafgewalt, und nor Allem 
das Recht, die Stellung eined verhältnigmäßigen Kontingentes an Schiffen 
und Mannſchaften zu fordern oder eine Bundesſteuer auszuſchreiben, waren 


#5) Viele Belege finden ſich in der Geichichte des Bundes der faffifchen 
(oberhetdifchen) Städte (in der Hanfa bad Braunſchweigiſch-Magdeburgiſche 
Quartier) v. Bode, Forſch. 3. D. ©. I. ©. 209f. 
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unbezweifelt beim Bunde Cr war ber Inhaber der jogenannten hanfiſchen 
Freiheiten und Privilegien, der Rechte in ben Kaufhöfen und Faktoreien, der 
auswärtigen Handeldmonopole u. ſ. w. und nur ald Glieder des Ganzen 
nahmen bie einzelnen Städte daran Theil). Die Hanfa beſaß unbewegliches 
Eigentfum und Pfandbeſitz an Burgen und Schlöffern, bald auch an ben 
auswärtigen Kaufhoͤfen. Auch eines beweglichen Bundesvermögend bedurfte 
ed, um aus Bunbesmitteln die Ausgaben für Kontingente, Söldner, Sub- 
fidien und Darlehn, Kauf von Freiheiten, Verwaltung und Bertheibigung 
hanſiſchen Eigenthums, Gefandtichaften, Erſatz außerordentlih und unverſchul⸗ 
det erlittenen Schadens u. |. w. zu beftreiten. Hier gelangte man indeß — jehr 
zum Nachtheil der inneren Seftigkeit und Einigkeit — nicht zur Bildung eines 
einheitlichen Bundeshaushalts, fondern blieb bei der fehr unvolllommenen Ein- 
richtung ftehen, daß die einzelnen Städte oder Kreife die Abgaben bei ſich für 
Bundesrechnung erhoben, davon ihre Ausrüſtungskoften abzogen, den Ueber⸗ 
ſchuß aber auf den Tagfahrten den anderen Städten, welche zu wenig er- 
hoben hatten, zum Erſatz der für den Bund gemachten NRüftungen ober Aus 
Ingen mittheilten. So entftand ein komplicirtes Syftem von Rechnungen 
und Öegenrechnungen, bei welchem zwar nicht begrifflih, wol aber praftiich 
die Trage, was dem Bunde, was dem inzelnen gehöre, was für Bundes⸗ 
und was für Privatzwecke verauslagt fei, häufig zweifelhaft war und Streit 
veranlaßte 7). 

U. Während fo in den nieberbeutichen Städten alle Bündniffe und Einun- 
gen ſchließlich in der Hanfa gipfelten, gieng von den oberbeutjchen Sreiftädten eine 
Einungsbewegung aus, welche auf eine Neugeftaltung der Reichsverfaſſung 
jelber binzielte und zunächit für diefe, mittelbar für die Landesverfaſſungen von 
höchiter Bedeutung wurbe. 

Die frühefte und großartigfte Erſcheinung, welche freilich faft wie ein 
Meteor erfchien und verjchwand, war der große rheinifche Städtebunb*), 


6) Aber auch allgemeine Beliebungen über die Pflichten der Bundesgenoſſen 
in politiſcher Htnficht giengen von der Gefammtheit aus. So 3. B.: daf bie aus 
einer Stabt verftoßenen ober fchuldflüchtigen Bürger in keiner Bunbesftabt auf- 
genommen, Bürger, die in einer Stadt ihr Bürgerrecht aufgegeben, in feiner 
anberen ald Bürger zugelaffen werden follten; daß es verboten fei, Feinde eines 
Genofjen mit Geld, Lebensmitteln, Mannſchaft zu unterftügen; daß geraubtem 
Gut kein Vorſchub geleiftet werden dürfe; daß geiftliche Gerichte in den Städten 
zu beichränfen feien u. |. w. 

7) Bol. auch noch Th. IL 

Bol. Datt, de pac. publ. ©. 23—26. Eichhorn, R. ©. $ 247. 
Schaab, Geſch. des rhein. Städtebunds. 2 Bde. 1843. Der 2. Band Urkb. 
Arnold, Freiftäbte II. 66f. Klüpfel, i. d. Zeitichr. f. Gel. VI. S. 289—309. 
Böhmer, Negeften zu den Jahren 1254— 1256, bei. ©. 350f. — Die Proto- 
tolle der Städtetage von Worms 1254, von Worms, Mainz, Worms, Worms, 
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welcher um bie Mitte des 13. Sahrbunberts Alles, was die Einung jemals 
leiften Tonnte, mit Ginem Schlage vollenden zu follen, welder berufen fchien, 
das deutſche Reich mitten aus tiefftem Verfall ald mächtigen Bundesſtaat neu 
zu konſtituiren. Mit beifpiellofer Schnelligkeit wuchs dieſer gewaltige Verein 
aus einem im Februar 1254 zwiihen Mainz und Worms geihloffenen, im 
April und Mai durch den Zutritt von Oppenheim und Bingen verftärkten 
Bunde) noch im Kaufe deffelben Sahres zur hödften Blüthe empor. Weber 
hundert Stäbte von Bafel bis Köln, von Züri bis Bremen gehörten ihm 
an, die mächtigften Fürften, bie Erzbiſchöfe von Mainz, Köln und Trier, bie 
Biſchöfe von Worms, Strasburg, Baſel und Met, ber Pfalzgraf bei Rhein, 
und viele Grafen und Herren bekannten fi, wenn auch halbgezwungen, zu 
feinen Mitgliedern). Aber auch nach diefer Ausdehnung auf Yürften und 
Herren blieb der Bund feinem Weſen nah ein Bund der Städte, indem 
Leitung, Fortbildung und Durchführung deffelben allein von den Städten 
anögieng®'). Dennoch war er nicht blos auf Beförderung des ſtädtiſchen In⸗ 
terefjes gerichtet, er hatte auch nicht blos die Herftellung eines Lanbfriedene *) 
und bewaffnetes Einfchreiten gegen Friedensbrecher zum Ziel: fondern er gieng 
geradezu auf Neubegründung des zerfallenden Reichs durch eine auf dem Wege 
der Einung zu jchaffende öffentliche Rechtsorbnung *). Deshalb trat der Bund 
als der erflärte Vertreter des herrenlojen Reichs zu Ehren Gottes, ber Kirche 
und des Reich! und zum gemeinen Wohl der Armen und Reichen auf’); 


Oppenheim 1255, von Köln, Mainz, Mainz, Würzburg, Mainz 1256 b. Böhmer, 
Cod. Moenofr. &. 95—113, Schanb 1. c. II. 16f., Derk, Leg. II. 869—379. 
, Urk. b. Böhmer lc. ©. 100f. Schaab II. Nr. 4—6. Diefe Bünd- 
niffe zeichnen fich von vornherein aus durch ihre Gingehung für ewige Dauer, 
durch die Allgemeinheit ihrer Zwede (propter culturam pacis et justitiae ob- 
servationem), durch die Niederſetzung eines ftänbigen, von jeder Stadt durch 
4 Rathmannen zu beichidenden Bundeögerichte und Beftimmungen über das 
Berfahren vor biefem, den Neinigungdeid der befchulbigten Stabt u. ſ. w. 

0 ©. das Verzeihniß v. 1256 b. Böhmer 1. c. ©. 108, Perp 1. c. 
©. 374. 

s) Do. Die Bemerkung Albert v. Stade b. Datt ©. 24: non placuisse 
rem principibus nec militibus, sed neque praedonibus et maxime his, qui 
habebant assidue manus pendulas ad rapinam, dicentes esse sordidum, mer- 
catores habere super honoratos et nobiles dominium. 

5) Die Einrichtung eined folchen auf 10 Jahre war die erjte That der ver- 
bünbdeten Städte. Urf. v. Juni 1254 Böhmer ©, 108. Vgl. 1255 ib. 95: 
firma pax et treuge stabiles super universis guerris et discordiis sunt statutae. 

3, Bunbdeöfeldzüge gegen Friedbrecher b. Zorn, Wormfer Chronif S. 200. 
204f. Schaab L 118f. Klüpfell. c. S. 800f. 

) Dad Bundesgrundgefeß v. 1254 beginnt: ad honorem dei et 8. matris 
ecclesiae necnon sacri imperii... et ad communem utilitatem equaliter divi- 
tibus et pauperibus ordinavimus hec statuta .. . que visa sunt reipublice 
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beöhalb berückfichtigte er neben dem ftäbtifchen Intereſſe Recht und Intereſſe 
der Fürſten und Herren, der Welt- und Orbenögeiftlichen, und — was leider 
feine ſpätere Einung that — des Bauernftandes®®); deshalb aber machte er 
es allen Städten und Herren ber Nachbarſchaft nicht zur Sache der freien 
Wahl, jondern bei Strafe der Friedlofigkeit zur Pflicht, den Bund zu be 
ihwörense). Die energiſche Thätigkeit, weldhe er gleich auf den erften Städte⸗ 
tagen entfaltete, ſchien von Erfolg gekrönt, als nah Konrads Tod Wil- 
heim von Holland einmüthig als König anerfannt ward und den Bund 
beftätigte, feine Beſchlüſſe als Geſetze publicirte. Allein Wilhelm fiel gegen 
die Frieſen und allen Anftrengungen der verbundenen Städte gelang es nidt, 

das Reich vor erneuter Anarchie zu retten. Zwar verpflichtete der Bund feine 
Glieder, das erledigte Reich und feine Güter zu ſchützen; zwar erließ er ein 
Schreiben an die Fürften, worin er dringend zu einmüthiger Königswahl 
mahnte, für den Fall zwieipältiger Wahl aber feierlich erflärte, dat feine Stadt 
einem ber Prätendenten ihre Thore öffnen und huldigen werbe, eine zuwider. 
handelnde Stadt aber ald meineidig, ehrlos und friedbrüchig zerftört werden 
folle; zwar erlangte er jo viel, daß Städteboten zum Wahltag gelaben und 
die verbundenen Städte von den weltlichen Fürften, welde ihre Stimmen 
vorläufig auf Otto von Brandenburg vereint hatten, hiervon in Kenntniß 
gefet und zu bewaffneter Unterjtügung aufgefordert wurden”): als aber troß 
alledem jener ſchmachvolle Handel geichlofjen wurde, durch den die Erzbiichöfe 
die beutjche Krone an zwei fremde Zürften verkauften, reichte weder die Kraft, 
noch die Organijation, noch der Muth der Städte aus, die gefaßten Beichlüffe 
zu vollziehen. Sie fügten fi) — eine jede ber Wahl ihres Biſchofs — und 
damit war der Bund zerrifien. 

Troß feiner kurzen Blüthe aber war der rheiniſche Stäbtebund von emi- 
nenter politijher Wichtigkeit. War durch jeinen Fall der Sieg ber Fürften 
über das Kaijerthum einerjeitö, die Städte andererjeitd entjchieben, fo hatte 
boch fein Beſtehen den Städten für immer wenigftend einen untergeordneten 
Antheil an Reiche und öffentlichen Angelegenheiten gefichert, die Reichgeinheit 
aber wenigftens vor völliger Sprengung gerettet. Auch in rechtsgeſchichtlicher 
Hinfiht aber verbient diefer Bund und die Verfaſſung, welche er fih im 


expedire. Die Beichlüffe von 1256 werden gefaßt „ad salutem totius populi 
et terre“, „pro patriae salute“ etc. 

65) Den Fürften und Herren verſprach man Achtung ihrer Rechte und Be- 
feitigung der Pfalbürger, den Geiſtlichen Smmunität ihrer Häufer und Höfe, 
für die Bauern beftimmte man: tutores esse volumus et defendere injurias, 
si pacem nobiscum servaverint. 

s) Qui vero pacem nobiscum non juraverit, exclusus a pace generali- 
permanebit (1255 Böhmer 105), a paeis commodo penitus sint exetasin nec 
pax violabitur in eisdem (1256 ib. 98). | 

87) Merk II. 878. 379, 
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Dftober 1254 zu Worms gab und in den folgenden Fahren auf den ferneren 
Städtetagen ausbildete, größere Beachtung, als ihm bisher zu Theil geworden 
ift. Denn er ſprach den Grundgedanken aller jpäteren politiihen Konfödera- 
tionen gewiſſermaßen im Boraus aus und zeigte in feiner troß ber kurzen 
Zeit ſeines Beitandes jehr beftimmt und feſt ausgeprägten Organifation ein 
Ipäter oft nicht erreichte Vorbild der in Deutichland ſeitdem jo zahllos ein- 
gerichteten Bünde und Bundeöverfaflungen. 

Der Bund, auf ewige Dauer berechnet, war eine Sriedend-, Bunded- und 
Eidgenoffenihaft (eine confoederatio, conjuratio, consortium sanctae pacis) 
von Herren und Städten (domini et civitates universae sanctae pacis foe- 
dere conjurati). Mitglied des Bundes wurde man durd Aufnahme jeitene 
der Sefammtheit, dieje pflegte aber an einzelne Städte Vollmacht zur Auf- 
nahme und Einfhwörung benachbarter Städte und Herren zu geben ober foldhe 
nadhträglich zu ratihabiren 5%). Nach außen und innen war der Bund eine 
geihloffene Einheit, welche als ſolche berechtigt und verpflichtet, handlungs- 
und willensfähig war, Fehden erklärte und führte, Vergleiche ſchloß, ftrafte 
und entichied. Das Drgan des Bundes war die VBerjammlung der Bundes⸗ 
tagsabgeordneten, welche viermal im Jahr an beftimmten Tagen und an be 
ftimmten Orten (in Köln, Mainz, Worms, Strasburg) abgehalten werden 
follte (colloquia generalia pro sancte pacis negotio in perpetuum .. Con- 
servanda), überdies in außerordentlichen Fällen berufen werden Tonnte Die 
Boten der Städte und Herren jollten volle Macht haben, im Namen jener 
zu handeln und zu befchliegen. Weberdied waren Austräge und Bundeögerichte 
für Streitigkeiten unter den Mitgliedern angeordnet. Häupter bes Bundes 
waren die Städte Mainz und Worms, welde die Bundesausjchreiben, jene 
für den Niederrhein, diefe für den Oberrhein, erliegen, die Erhaltung bes 
Bundes in ihren Bezirken zu bewachen, Klagen und Beichwerden anzunehmen 
und die erfte Mahnung zur Oenugthuung an Friedbrecher zu erlaffen hatten. 
Der fo organifirte Bund beſaß feinen Gliedern gegenüber eine große Madht- 
vollfommenheit. Er verbot ihnen jede Gewährung von Waffen, Lebensmitteln, 
Darlehen an Widerjacher des Friedens und jede Gemeinſchaft mit Ungenoffen. 


s) Städtetag zu Würzburg 1256 Böhmer 112: Concedimus etiam domino 
episcopo herbipolensi et civibus potestatem, quod loco omnium nostrum recipiant 
in sancle pacis consorlium dominos et civitates provinciarum ipsis conjunctarum, 
quicunque voluerint ad sancte pacis confederationem se astringere juramento. 
Dazu Aufnahme v. Regensburg 1256 ib. 118, Schaab Nr. 30. ©. 37 (in nostrum 
et omnium civitatum pacis federe unitarum .. . consortium) und Bevollmächtigung 
zur Aufnahme anderer Städte. Beitritt v. Köln 1255 b. Böhmer ©, 93, Ennen 
u. Ederg IL 117f; v. Nümberg 1256 b. Böhmer 114, Schaab Nr. 82 (ci- 
vitas recepta . . . in consortium sancte pacis); Urk. über den Beitritt zahl« 
reicher weftphälifcher Städte b. Ennen u. Ederk IL 386. 347—866. 429, 
Aufnahme v. Orbensbrübern 1256, Url, Nr. 22 u. 39 b. Schaab II. 
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Dem Genofjen, der den Bundeöfrieben bräche, drohte er fchnellere Strafe, als 
dem Fremden. Nicht nur Ausichliegung aus dem Verein und Frieblofigkeit 
traf die Stadt, weldhe den Frieden brach oder dem Bunde ungehorfam war: des 
gebrochenen Bundeseides wegen follte fie als ehrlos und eidbrüchig zerftört 
werden. War dagegen an einem Bundesgliede der Friede gebrochen, fo jollte, 
wo nicht Selbſthülfe ausreichte, auf feine Mahnung und eiblihe Verficherung, 
dag ihm Unrecht geichehen, die benachbarte Stadt und, wenn auch dad nicht 
genügte, der gefammte Bund einfchreiten. Jede Stadt wurde verpflichtet, 
Waffen, Kriegsihiffe und Mannjchaften hierfür in beftimmter Zahl bereit zu 
halten und als Bundescontingent zu ftellen. Auch hatte der Bund das Recht, 
eine Bundesftener auszuſchreiben, wie er dies 1255 zur Erbauung eine Bun- 
deshaufes that ’?). 

Vergleichen wir diefe Verfaffung, welche man als bie Ältefte Bunbesver- 
faffung Deutfchlands betrachten Tann, mit der Organifation, welche die Hanfa 
in ihrer Blüthezeit hatte, jo finden wir bier Taum Eine der dort bemerkten 
Unvollkommenheiten wieder. ine durchgeführte Anwendung der Principien 
und Formen der beutfchen Genoffenihaft auf die bunbesftantliche Einigung 
politifcher Machteinheiten zu einer höheren Einheit — ſchien diefe Verfaffung 
in der That geeignet, das deutſche Reich in der Geftalt eines einheitlich ge- 
orbneten Bunbeögemeinwejend neu zu begründen. Gin fo fräftiger Zwang 
des Sonderrechts unter dad Geſammtrecht, eine jo ſtarke Bundesexekutive, eine 
jo feft geregelte und fo häufig zufammentretende Bundesverfammlung mit fo 
ausgedehnten Befugniffen der Gejehgebung, der Beiteuerung, bed Richterſpruchs, 
ein jo unbedingtes Anerkenntniß der Repräfentation jedes Bundesglieds durch 
feine Abgeorbneten, mit Einem Worte, eine folhe Fülle wahrhaft ftaatlicher 
Einheit, wie die Bunbbriefe von 1254 und 1255 fie ausſprachen, finden ſich 
in feiner jpäteren Berfaffung, am allerwenigften in der fchlieglich durchgeführten 
Konföderation der Reichsitände, vereint. Wenn gleihwol der große Bund jo 
fchnell zerfiel, wie er entitanden, während die im Bergleich zu ihm kaum or- 
ganifirte Hanfa Sahrhunderte Yang eine politifhe Einheitsmacht bildete und 
die gleichfalls auf eine weit unvolllommenere Berfafjung gegründete Eidge⸗ 
noſſenſchaft der Schweizer langſam zum Staat führte: jo zeigt es fich deutlich, 
wie machtlos eine Verfaffung ift, die nicht zugleich im Rechtsbewußtſein der 
Geſammtheit als feitgewurzelte Rechtsvorſtellung lebt. Die freien Gemein: 
weien, welde an der Spite der Bewegung ftanden, mochten die Idee eines 
großen, auf bie Einung gegründeten deutſchen Staates lebensvoll in fid 
tragen: die große Mehrzahl des Volkes war für einen ſolchen Gedanken nicht 
im Entfernteften reif, der niedere Adel gegen ihn gleichgiltig, Kirche und 
Herrenftand ihm feindlich. So hochherzig das Streben der Städte war, über 
dad eigene Intereſſe hinaus aus einem Stäbtebund einen Bund des ganzen 


5%) Weber dies Alles die Protokolle der Städtetage. 
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Volkes zu machen: gerade dadurch fcheiterte das Werl. Die ſcheinbare Stär- 
fung, weldye der Bund durch den Beitritt von Fürften und Herren gewann, 
war in der That, da dieje nichts weniger als jeine Durdführung wollten, 
ber Keim jeined Untergangs. 

Nah dem Verfall des großen Städtebundes trat über ein Jahrhundert 
lang das Streben nad) erneuter Bereinigung aller oberbeutihen Städte vor 
einem mehr partifulären und vorübergehenden Bündnifwejen zurüd. Bielfach 
waren jogar die Stäbtebünbe auf bloße Landfriedenseinigungen zujammenge- 
ihrumpft, eine Geſtalt, in welcher die goldene Bulle, welche bekanntlich im 
Intereſſe des Fürftenftandes die alten Ginungsverbote erneuerte, fie allein ge 
jeglich für zuläffig erklärte). Andere Einungen verfolgten zwar allgemeinere 
Zwede als die bloße Sicherheit, waren aber wegen ihres geringen Umfangs 
oder ihrer beſchränkten Dauer nicht geeignet, wahre Stäbtegenofjenichaften zu 
erzeugen. Dazu kam, daß die Stäbte auch mit einzelnen Rittern, Herren oder 
Fürſten vielfach Bündniſſe und Cinungen eingiengen, welde der Natur ber 
Sade nach nicht auf die Herftellung von Bundesgemeinweſen, jondern nur 
auf die Begründung von Vertragöverhältniffen gerichtet waren. Schuß- und 
Trutzbündniſſe unter Nahbarftähten, Verträge über Gerichtsbarkeit, gemein- 
james Bürgerrecht u. f. w. famen ebenfalls in großer Anzahl wor, allein auch 
dadurch wurden natürlich an ſich noch nicht jelbitändige Städtebünde über den 
Städten, jondern nur einzelne Nechtönerhältniffe zwifchen den Städten als 
Individuen begründet *°). 

Gleichwol beitanden das ganze 13. und 14. Sahrhundert hindurch gewifle, 
meift ſchon innerhalb des großen rheinifchen Bundes enger mit einander ver: 
knũpft geweiene Städtegruppen, welche in Folge andauernder oder zwar auf 
Zeit geſchloſſener aber regelmäßig erneuter Bündniffe fi ſelbſt und Anderen 
als bleibende Rechtseinheiten galten, die damn ihrerfeits nicht blos in ihren 
einzelnen Gliedern, jondern ald Gejammtheiten Berträge, Bündniffe und 
Friedendeinungen mit einander und mit Fürften und Herren eingiengen. In 
diefen Stäbtebünden, welde jo nur jelten auf ausdrücklichen Berfaffungen, 
häufiger auf einem ausgebildeten Gewohnheitsrecht, bisweilen fogar auf einer 
rein inneren Rechtsanſchauung beruhten, war ein kräftiges Gefammtleben über 
den Gliedern wirffam und erzeugte ſich mehr und mehr auch einen rechtlichen, 
das Verhältniß von Bundesgewalt und inzelrecht firirenden Ausdrud. Wur- 
den dann zwiſchen ſolchen Städten Berträge und Beliebungen über einzelne 
Punkte, Bündniffe auf Zeit, Einungen über Sriedenshandhabung u. |. w. errichtet 
oder erneuert, fo fcheint nicht blos und, fondern ſchien nody mehr den Pacid- 


) Bol. 5 47. Weber den Unterfchied bloßer Landfriebendeinungen von 
wahren Städtebünden |. Viſcher, Forſch. z. D. G. U. 17. 

*ı, Ein Verzeichniß der einzelnen Einungen in den Regeiten Böhmer’s, 
bei. 1314 - 1347 ©. 243— 247. 
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centen darin eher der Gefammtwille eines bereits vorhandenen Bundes, als 
der Einzelwille der Städte zur Geltung zu kommen; fie waren Ausflug, nicht 
Grundlage einer Verbindung, Folge der Bundesautonomie, nicht voͤlkerrechtliche 
Alte, Statuten, nicht Verträge. Bon einer auch nur annähernden Seftitellung 
der Grenze im Einzelnen kann natürlich für eine Zeit, Die eben erft anfieng, 
das Vorhandenjein folder Unterſchiede zu ahnen, nicht die Rede fein. 

Bon ſolchen ald Bünde geltenden Stäbtegruppen war bie wichtigfte auch 
jeßt noch die Gruppe der Rheinftäbte, won welchen der große Bund ausge 
gangen war. Shre Verbindung jcheint in feinem Momente ganz unterbrochen 
zu feine). Bon befonderer Bedeutung wurde diefelbe von Neuem im Sabre 
1273, indem die Städte Wormd, Mainz und Oppenheim fi) mit den vier 
wetterauifchen Stäbten eiblih in einen ewigen Bund vereinten, das alte Ge 
loͤbniß, Keinen amberen als einen einftimmig gewählten König aufzunehmen 
und zu unterftügen, erneuten, und zur Durchführung ihrer Zwecke gleichzeitig 
ein Schuß- und Trutzbündniß auf zwei Sahre eingiengen. Unbedingt follte 
eine Stadt der anderen helfen, wenn dieſe durch die Mehrheit ihres Raths 
eidlich befunden würde, daß ihr Unrecht geichehen jet, jeden die Feinde einer 
Bundesftadt unterftügenden Bürger jollte Verbannung oder Geldftrafe treffen, 
endlich follte, was beſonders harakteriftiich für die bundesftantliche Natur der 
Einung ift, in jeder Stadt für alle Zukunft jeder neu eintretende Rathmann 
ben Bund beihwören“). Bon nicht zu unterfhätendem Einfluß auf die end- 
liche einhellige Königswahl, waren diefe Beſchlüſſe ſowol für die Stellung der 
Städte im Reich, als für ihren inneren Zujammenhang überaus wichtig. Die 
Rbeinftäbte blieben von da an das ganze 14. Iahrhundert verbunden 
und erblidten in den oft erneuten Verträgen nur eine Beftätigung alten 
Rechts), Die wetterauifchen Städte (Frankfurt, Friedeberg, Gelnhaufen, 
Wetzlar) blieben ebenfo eine unter fi eng verbundene Gruppess). Aber auch 
fonft in Sranfen, in Batern, im Eljaß traten die Städte mehr und mehr in 


e) Schanb I. 166f. KlüpfelL cc. S. BO6F. 

5 Urk. b. Böhmer, Cod. Moenofr, ©. 161. 162. Schaab II. Ar. 48. 
©. 68. Perg U. 882. Ein demgemäß geleifteter Rathseid v. 1338 6. Schaab 
II, Rr. 93. ©. 131. Eine ganz in ben bier vorgejchriebenen Formen noch 1377 — 
alſo nad) 100 Sahren — erfolgte Hilfemabnung von Worms an Mainz ib. Nr. 195. 
©. 354. 

4) Bol. z. B. Liga ber Städte Mainz, Stradburg, Worms, Speier und 
Oppenheim v. 1325 b. Shaab II. Nr. 64. 71. 72. ©. 91. 102. 108. Urk. v. 
1377 ib. Nr. 195. ©. 354, wo Worms die Mainzer gude frunde und eitge- 
nossen nennt und Bezug nimmt auf: daz verbundnisz, als ir und wir mit ein 
verbunden sin; als ir und wir mit dem alten verbundnisze verbunden sin. 

5 Vgl. 3. B. Stridungen der vier wetterauifchen Städte v. 1285. 1316. 
1340. 13849 b. Böhmer ©. 218. 221. 427. 565. 616. 
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fefte Vereine). Ununterbrochene Bündniſſe fat unterhielten jeit 1285 
Strasburg, Baſel und Freiburg”), feit 1248 Freiburg und Bern und viele 
andere Städte am Oberrhein und in der Schweiz). Bon den zur Hanfa 
gehörigen Städtegruppen waren es beſonders die unter Köln verbündeten 
Städte des Niederrheind, die Städte Weſtphalens unter Soeft, Münfter und 
Dortmund ®), die thüringifchen Reichsſtädte Erfurt, Mühlhaujen und Nord- 
haufen”), die feſten Einungen der ſächfiſchen Städte unter Braunfchweig und 
Magdeburg?i), welche zugleich in die oberbeutiche Einungsbewegung ald Ge 
jammtheiten eingriffen. Auch unter den entſchieden landſäſſigen Stähten be- 
gann jeit dem 14. Jahrhundert die Einung mehr und mehr um fidh zu greifen, 
war aber hier für das Reich jelbft natürlich von geringerer Bedeutung. Für 
diejed wurde neben dem Bund ber Rheinſtädte bald der Bund der Reichöftädte 
in Schwaben ber wichtigfte, indem er ſich gerade die Erhaltung der Reichsfrei⸗ 
beit und die Mitwirkung in Reichöangelegenheiten zum Hauptziel fegte. Seit 
bem Sabre 1331, in welchem das erfte ganz Schwaben umfaſſende Bündnif 
geihloflen ward'?), gieng aus einer Reihe häufig wiederholter und erneuter 
Einungen von bald mehr bald weniger Städten mehr und mehr ein feiter 
Bund aller Städte in Schwaben herwor”?), in dem indeß befonbere Gruppen, 
wie namentlich bie von Alters ber eng verbünbeten Städte am Bodenſee mit 
Zürih und St. Gallen’), als engere Genoffenjchaften fortbeitanden. 

Bon diefem ſchwäbiſchen Bunde gieng im legten Viertel des 14. Jahr⸗ 
hunderts noch einmal eine große Einungsbewegung unter den Städten aus, 
welche den Sieg der Landeshoheit in Frage zu ftellen ſchien und den letzten 
großartigen Verſuch bezeichnet, das Reich auf die Berbündung freier Gemein- 


6 Bol. bei. die Elfäh. Landesreitung v..1345 b. Lünig VIL 18. 

7) Bol. Schöpflin, Als. dipl, I. 432. 436.488. Heusler, Baſel ©. 349f, 
Schreiber, Freib. Urfb. I. 264f. 269. 384f.; Bund v. Freiburg, Rottweil und 
Billingen 1340 ib. 848f. u. f. w. 

) Viſcher 1. c. &. 11. — Bündniffe zwilchen Bern und Biel ». 1279. 
1297. 1306. 1352 b. Tronillat, Basler Urkb. II, ©. 318. 647. II. 107, IV. 
20; zwiſchen Sreiburg, Bern, Solothurn, Murten und Biel „conspiratio“ v. 1318 
ib. HI. 266; zwifchen Biel und Freiburg 1322 ib. SOLf.; zwifchen Bern, Zürich, 
Solothurn, Biel und einigen Grafen ib. IV. ©. 512. 515. 

) Urk. v. 1358. 1859. 1865. 1375. 1877. 1381 20. b. Kacomblet II. 
255. 492, 499. 555. 559. 668f. 704. 750f. 

”) Bol. die Urk. 6. Erhard, Mittheil. zur Geſch. der Landfrieden in Deut., 
im Anbange, bei. ©. 30f. 47f. 

1) Bol. Bode, Geſch. des Bundes der Sachfenftäbte, i. d. Forſch. 3. 
D. G. Bd. II (1862). S. 209— 292. 

m Lünig XII. 11. Biſcher J. e. ©. 14. 

Viſcher Lc. ©. 15—21. Datt, de pae. publ. ©. 30— 38. 

) Viſcher L.c. ©. 11, 

31* 


434 Das politifche Einungswefen. 


weien als den Landedherren ebenbürtiger Mächte zu gründen, das freiftantliche 
neben dem monarchiſchen Princip in Deutichland zur Anerkennung zu bringen?®). 
In den letzten Regierungsfahren Karls IV. 1376 erneuerten 14 Neicheftäbte 
in Schwaben ihre alten Einungen und verbanden fh in einen danernden 
Verein zum Schuße der Reichöfreiheit, zur Friedens⸗ und Rechtspflege unter 
einander, zur Abwehr des Unrechts, offenbar aber auch zur Berhinderung der 
drohenden Ausdehnung Ianbesherrlicher Rechte und unbilliger Anſprüche bes 
Katjers’%). Diefer Bund umfaßte 1379 ſchon 34 meift ſchwäbiſche Reiche- 
ftädte, und gab fi) mehr und mehr eine überaus fefte und durchgebildete 
Organifation, vermöge deren er feinen Gliedern gegenüber eine einheitliche 
Bundesgewalt mit umfafjenden ftantlichen Befugniffen übte“), nad außen 
aber ald eine politiihe Macht in feiner Gefammtheit auftrat und anerkannt 
wurde”). Nachdem glerchzeitig am Rhein und im Elſaß die beftehenden 
Bundeöverträge erneuert waren’), kam im Sahre 1381 ein weiterer Bund 
zwiſchen den ſchwäbiſchen Städten einerfeits, den rheiniſchen andrerfeits zu 
Stande , dem bald viele andere nicht nur ſchwäbiſche und rheinifche, fondern auch 


5) Datt lc, © 34—72. Eichhorn 8 400f. Arnold IL 333f. Bei. 
aber Bifcher, Geſch des fchwäblichen Städtebundes der Jahre 1376 — 1389, 
i. d. Forſch. z. D. ©. IL ©. I— 200. 

e, ©. b. Mittheil. darüber v. Reutlingen an Chlingen v. 1377 b. Datt 
S. 35f. 

77) Meber die Berfafiung des Bundes f. die beiden Hauptbundbriefe v. 1377 
u. 1382 (auch abgedrudt b. Viſcher 1. c. ©. 188f. u. 194f.) und Viſcher's 
ausführt, Darftelung S. 67— 91. Er nannte fid) von Anfang an einen „Bund“, 
„Reichöftädter oder „gemeine Städte”, weldhe den Bund in Schwaben halten 
(Datt ©. 85, Viſcher ©. 67), war in Gefellichaften, Reviere und Parteien, 
welhe das nächſte Gericht für Streitigkeiten ihrer Glieder bildeten, getheilt 
(Bilder S. 70. 78), berieth auf allgemeinen Bundesverfammlungen über Auf- 
nahme von Mitgliedern, Enticheidung innerer Streitigkeiten und Bundesangelegen⸗ 
beiten überhaupt (ib. S. 71—76), wobei einfache Stimmenmehrheit, jeit 1382 Zwei- 
drittelömajorität zur „Beſſerung“, Stimmeneinbelligkeit zur „Minderung“ ber 
Bundesartikel erforderlich war, intervenirte bei Inneren Parteiungen in ben ver- 
bündeten Städten, wobei der nächftgelegenen Stabt bie Herftellung ber Ordnung 
oblag (©. 75. 76) und hatte ein feſt organiſirtes Bundeskriegs- und Bundes: 
fteuerwefen (©. 76 —88. 22f.). Weber die Kriegöverfaffung des Tchwäbilchen 
Bundes und der Bünde überhaupt vgl. auh Stenzel, Kriegev. S. 184— 192. 

0, Der Bunb fungirte ald Schiedsrichter (Bifcher 1. c. ©. 74), ſchloß Ver⸗ 
träge und Einungen mit Herren, Städten und Bünden (S. 83—89), nahm 
Schugverwandte auf (&. 85f.), trat jelbft bem Reich gegenüber (S. 89f.), ftellte 
Urkunden (aber ohne befonberes Bunbesfiegel) aus (S. 72) u. |. w. 

”) Schaab L 341. I, Nr. 209. ©. 272. Bol. ib. ©. 267. 

©) Urt. b. Datt ©. 58. Schaab II. 288. Erneuert 1382, Datt ©. 55f. 
Schaab II. 308, 
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fränkiſche, wetterauifche und batrifche Gemeinwejen beitraten®’). Freilich war 
dies Fein einiger Städtebund, fondern ein Bund zweier Bünbe®*), in welchem 
die ihrerfeitö wieder aus befonderen Gruppen zufammengefehten engeren Bünde 
ald die eigentlichen bundesſtaatlichen Einheiten fortbeftanden“), fo dag auch 
die Aufnahme neuer Mitglieder immer zunächſt in den einen Bund, ſodann 
aber in der Regel noch ausbrüdlid mittelbar in den andern Bund erfolgte®*): 
allein die beiden zu Schub und Trutz gegen Jedermann verbündeten Genofjen- 
ſchaften traten doch nach außen wie Eine Genofjenichaft auf, gaben gemein- 
fame Erklärungen ab, fahten gemeinfame Beichlüffe und führten fie gemein- 
fam ans), Die feindfelige Stellung dieſes großen Städtebundes gegen 
Fürften und Abel, die ihrerjeits gleichfalls in geichloffenen Gejellichaften dem- 
jelben gegenüberftanden, lag von Anfang an offen zu Kage) Gleihwol kam 
e8, befonders durch Vermittlung König Wenzel, der im Anfang feiner Regie 
rung eine Regeneration des Reichs durch die Einung anftrebte, nicht jofort 
zum Kampf. Vielmehr kam nach vorangegangenen ähnlichen Verträgen im 
Sabre 1382 eine große Einigung der ſchwäbiſchen Städte mit dem Grafen 
von Württemberg und den ſchwäbiſchen Adelsgejellichaften zu Stande, welche 
einen Landfrieden und Austräge errichtete*”), und als im folgenden Jahre ber 
König Wenzel fich ſelbſt an die Spike diefer Einung ftellte, jcheiterte zwar 


1) S. Urk. v. 1881 —1884 b. Schaab II. Nr. 208, 208. 209. 228. ©. 267. 
271. 272. 2905 auch Nr. 221—223 ib. 280f. Lünig, Part. spec. copt. 
IV. 1440. 

82, Der zweite Bundeöbrief v. 1332 b. Schaab IL. Nr. 216. ©. 288, 
Datt ©. 55 beginnt daher: wir die stette gemeinlich die den bund mit 
einander haltend in Swaben .... und die den bund haltend auf dem Rhein. 
Bol. Nr. 230. 231 ib. ©. 303. 1381 ib. Nr. 208 ©. 271: die Bünde haben 
fi verstricket, verainet und zusammen verbunden. Nr. 209 ib. ©. 272: 
der Bund, zu dem die bürgermeister rette und bürger gemeinlich der stette 
vom Rhein sich mit einander und darnach mit den stetten des gemeinen 
bundes in Swaben, iren eydgenossen, zusammen und zu enander verbunden 
hant, 

85) Bol. Schaab I. S. 342f. II. 268. 270. Verlängerung des rhein. Bun- 
des auf 10 Jahre 1884 ib. II. Nr. 211 ©. 274. 

4) Bol. Note 81.82. Aufnahme „in iren bont..... und zu den stedten 
des bondes in Swaben“ oder Ähnlich). 

8 So ſpricht auch der Mainzer Ehronift nur von Einem Bunde: civitatum 
de confederatione, dicta Stetebund, quam cives dictarum civitatum inter se 
fecerunt. Schaab I. 853. 

s Der Mainzer Chronift nah Schaab I. 850 Note 1: pessima liga dieta 
der Bund... . in tantam superbiam elata, quod pro nihilo reputabat prin- 
cipes terrarum, barones et milites, aninum suum convertit in clerum extir- 
pandum. 

9, Datt J. c. S. 86—42. 44, 51. 
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der von ihm beabſfichtigte größere Landfriedensbund am Mißtrauen der Stäbte, 
weldhe ihre engeren Verbindungen nicht aufgeben wollten, allein es wurbe doch 
eine Einung zwiſchen den Genoffen des vom König errichteten Landfriedens 
unb ben Stäbten auf 4 weitere Jahre von 1384 ab erzielt). Dem unge 
achtet hörte die Spannung nit auf. Die Stäbte ſuchten Verſtärkung in 
einem 1385 mit bem fchweizerifchen Städteverein abgefchloffenen Bunde, ber 
aber reiultatlos blieb). 1387 wurde die große Einung von 1384 noch ein- 
mal erneuert. Schon 1388 aber brach der allgemeine Krieg der Städte mit 
dem Landesherrn aus, ber — troß einzelner Siege der Städte in Franken 
und Batern — dur die Niederlagen bei Döffingen, Worms und Eichhorn 
es entichieb, daß in Deutfchland das ftäbtiiche Element nur noch eine unter 
geordnete und zufällige Stellung in der Reihöverfaffung einnahm, zum 
Princip des Reichs aber allein die Lanbeöhoheit erhoben ward). Won ba 
an handelte e8 fi nur noch darum, welche Stäbte Unabhängigkeit und Reichs⸗ 
ſtandſchaft als befondere Privilegien retten würben, und auch diefen gebührte 
ihre Stellung im Reich nicht ald freien Gemeinweſen, ſondern als landes⸗ 
berrlihen Xerritorien, in denen nur anomaler — die Landeshoheit einer 
Korporation zuſtand. 

Zunächſt löſte der König i. 3. 1389 den großen Stäntebund für immer 
anf; die Einung der Fürften follte gegen die noch wiberftrebenden Städte 
fortbeftehen, im Uebrigen aber ein allgemeiner Landfriedensbund an Stelle der 
Eidgenoſſenſchaften treten ®'). 

Die befonderen Stäbtebünde, aus weldhen der große Bund fi zufammen- 
geſetzt Hatte, beftanden in verfchiedenem Umfange, aber in weientlich unver 
änderten Formen fort und fpielten in ber Geſchichte des ganzen 15. Jahrh. 
andauernd eine Rolle”). Allein während die ſchweizer Eidgenoſſenſchaft fich 
immer fefter zufammenzog, die Hana auf den Meeren noch eine einheitliche 


8 Datt S. 55f. 

8%) Lünig, Part. spec. cont. IV. 19 (Züri, Bern, Solothurn, Zug und 
Luzern). 

%) Tunc omnino conspiratio eorum scil. der Bund annichilata est et ad 
omnem voluntatem principum facta est compositio et praedicta pax. Stälin, 
Mürttemb. Geſch. II. 344f. Viſcher J. c. ©. 94f. 

9) Landfr. v. 1389 Datt S. 66-72. Dal. art. 34: auch soll der ge- 
meine bund der gemeinen stedte, der bisher gewesen ist, absin, und sullent 
fürbas deheinen mere machen. Art. 48. Bergebend remonftrirten die Städte, 
Datt ©. 60. 

92) Insbeſondere der rhein. Bund, der ſelbſt nad dem Fall von Mainz, den 
er vergebend zu hindern juchte, unter den übrigen Theilnehmern fortbeftand, 
Schaab I 419f. 471; die Bünde der Wetterau, des Elfaß, in Franken und 
Baiern, Datt ©. 75f.; vor allen aber ber ſchwäbiſche Bund (Bifcherl.c. 
©. 111f.), ber fogar in ber äfteften Reichsmatrikel v. 1431 b. Datt ©. 169f. 
f&hlechtbin „der Bundt“ heißt. 
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Macht darftellte, verlor fih die Bewegung ber oberdentichen Städte mehr und 
mehr in partitulären Kreifen. Fruchtlos blieben die wiederholt unternommenen 
Verſuche der Wieberheritellung des großen Bundes"). Erſt am Ende des 
15. Jahrhunderts erlangte der ſchwäbiſche Bund noch einmal eine allgemeinere 
Wichtigkeit, indem er einen umfaflenden Berein der Neichsftäbte und Adels⸗ 
gejellichaften ind Leben rief und hierdurch von dem größten Einfluß auf die 
von Marimilian durchgefegte Neugründung des Reiches wurde). Im Ganzen 
aber wurde das Streben nach Heritellung ftäbtiicher Bundesgemeinweſen durch 
ein vielverzweigtes Bündnigwejen verdrängt *), das dann beſonders feit der 
Reformation in politifche und konfeſſionelle Allianzen und Interefjenbünde 
auslief. 


8 46. Die Adelsbünde, Rittergefeltichaften, Kleriker-Unionen 
und Banerneinungen. 


Die Stäbtebünde, welche zuerft die Macht ber politifchen Affociation ber 
fundeten, riefen aud in den übrigen Ständen Einungen ähnlicher Art her⸗ 
vor, welche das gemeinfame Intereffe ber Xheilnehmer mit gemeinjamen 
Mitteln durchzuführen, unter den Genofjen aber einen engeren Frievend- und 
Rechtsverein zu begründen ftrebten. 

I. Am wenigften war bie im Herrenftande ber Fall. Insbeſondere 
die größeren Landesherren empfanden kaum das Bebürfni der Ginung. Ihrem 
Streben nach Macjterweiterung genügte die eigene Kraft, ohne daß fie ber 
freiwilligen Unterwerfung unter eine Geſammtheit beburft hätten, um als 
Glied einer foldhen für den Verluft individueller Unabhängigkeit entſchädigt 
zu werben. Shre zahlreichen Einungen untereinander hatten daher meist nur 
den Charakter von DBerträgen über einzelne Rechtöverhältniffe und führten wol 


“, Datt ©. 72—74. ©, 3.2. den Entwurf einer Bunbedverfaffung ber 1429 
zu Konftanz verfammelten Städte b. Datt ©. 78. 74. Die Stäbte follen in 
fünf Theile zerfallen, von benen der erfte Mainz, Worms, Speter, Frankfurt, 
Heilbronn, Wimpfen, die Wetteran und Umgegend, ber zweite Strasburg, 
Bafel und Elfaß, der dritte Züri, Konftanz und ihre Einung, der vierte Augs- 
burg, Ulm und ihre Einung, der fünfte Nürnberg, Rotenburg und Franken um- 
faffen ſollte. Es kam aber nichts zu Stande. Ebenſo fchlugen erneute Verſuche 
auf ben Stäbtetagen zu Lindau 1448 und Ulm 1452 fehl. 

) Bol. 8 48. 

) Die Städte felber waren ſich des Unterſchiedes bloßer Bündniffe und 
wahrer Stäbtebünbe jehr wol bewußt und ſprachen Died 1452 zu Ulm (Datt 72) 
beutlih aus. Sie beſchieden fih bier, wenn sie sich nicht samentlich ainer 
durchgenden veraynung mit aynander veraynen möchten, dasz sie sich doch 
etlicher artickel ... .. vertrügen. Als jolche Artikel wurden Nichtunterftügung 
der Feinde einer Stabt, befonders aber gemeinfame Erhaltung der Reichöfreiheit 
namhaft gemacht. Auch darüber aber einte man ſich nicht. 
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zu Bündniffen, nicht aber zu Bünden. Wo fie dagegen den Bunbesgenoffen- 
ſchaften anderer Stände, den Stäbtebünden oder Rittergejellichnften beitraten, 
waren ſie oft nur nominelle Glieder, oder e8 war ihr Beitritt mehr ein Ver⸗ 
trag mit dem Bunde, ald eine Unterwerfung unter die Genoſſenſchaft. Eben⸗ 
fowenig führten die Familienverträge, namentlih die Srhverbrüberungen ver- 
ichiedener Bürftenhäufer, ob fie gleich in der Regel eine über das Bermögens- 
recht hinausgehende nähere Verbindung erzeugten, zu jelbftänbigen Gelammt- 
einheiten, in welden bie einzelnen Häufer nur noch als Glieder erjchienen 
wären. Nur in ihrem Verhältniß zu Kaifer und Reich beburften aud bie 
Herren dauernder Vereinigungen zur Sicherung und Mebrung ihrer politiichen 
Rechte. Mit Rücficht hierauf bildeten fih daher unter den einzelnen Gruppen 
gleichberechtigter Reicheftände dauernde Genofjenverbände aus. So konftituirte 
fih allmälig das Kurfürftenkolleg als eine die Reichsgewalt mit dem Kaifer 
theilende und bei erledigtem Thron allein repräfentirende politiihe Genofjen- 
ſchafti), deren innere Verfaffung auf dem Kurverein zu Renje v. 1338 und 
wiederholten, die Verbindung ernenernden und erweiternden Einungen (befon- 
ders v. 1399, 1424, 1438, 1446, 1502, 1558) beruhte. Die genofienidaft- 
liche Natur dieſes auf Erhaltung und gemeinſchaftliche Vertheidigung aller 
hergebrachten Rechte jeiner Glieder im Reich gerichteten Vereins zeigt ſich in 
der Feftfegung regelmäßiger Berfammlungen für die Berathung gemeinfamer 
Angelegenbeiten?), in der Beihlußfaffung nach Mehrheit der Stimmen (fchon 
1338) und in der Entjcheidung innerer Streitigkeiten durch Austragsgerichte 
(jeit 4424). In ähnlicher Weile Eonftituirten ſich Vereine unter den übrigen 
reichsſtändiſchen Mitgliedern des Herrenftandes, unter Sürften, Prälaten, Gra- 
fen und freien Herren?), und wurben die Grundlage ber Eollegialifhen Ber 
faffung ber einzelnen Bänke bed Reichstags. Diejenigen Herren bagegen, 
welche der Landfäffigkeit verfielen, ſchloſſen fih entweder an die Bünde des 
niederen Adels an, oder Eonftituirten fich erft nach dem Vorbilde der Ritter 
ichaften als „Herrichaften" *). 

II. &inen ungleich Fräftigeren Aufſchwung nahm die Cinungsbewegung 
im Ritterftande). Zwifchen Städte und Fürſten geitellt, von Pfahlbür- 


1) Bol. Eichhorn, R. ©. $ 436. Daniels, 8. G. I, 8. ©. 481f. 
Ficker, zur Geſch. des Kurvereind zu Renſe. Wien 1853. 

2) Zährlihe Zufammentünfte wurden 1502 verabrebet; ſchon 1503 auf zwei⸗ 
jährliche reducirt, unterblieben fie bald ganz. 

3, Bol. 3. DB. Pürftenvereine und einen Grafenverein 5b. Gerftlacher, 
Handbuch IV. S. 585. 673; Moſer, Staatör: Bd. 36. ©. 193. Bd. 38. ©. 527. 

9 Bol. unten $ 51. 

5) Datt, de pac. publ. L. I. c. 7. ©. 42—52. Gryphius, Kurzer 
Entwurf der geift« und weltlichen Nitterorden. Leipz. u. Breslau 1709. Kurt 
v. d. Aue, das Nittertbum und die Ritterorden. Merfehurg 1825. Stenzel, 
Kriegäverf. ©. 181f. Landau, die Nittergefelichaften in Heſſen. Mit einem 
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gerthum einerfeits und Lanbjäffigfeit andererſeits bedroht, fand im Ringen ber 
Stände der fi) allmälig Tonfolidirende niedere Adel in der Affociation bas 
Mittel, durch welches er fi zum Theil im Reich, wenn aud nicht Reichs⸗ 
ftandihaft, jo doch Unmittelbarkeit und korporative Selbftänbigfeit errang, 
zum andern Theil wenigftens im Kerritorium, nachdem er oft lange den Sieg 
ber Landeshoheit in Frage geftellt hatte (wie 3. B. in Baiern), Stanbichaft 
und Torporative Verfaffung rettete. 

Bon freien Cidgenoffenichaften bed Ritterſtandes, welche in ben romani⸗ 
fchen Ländern fon im 13. Jahrhundert erwähnt werben‘), finden fih in 
Deutihland erft im 14. Sahrhundert fichere urkunblihe Spuren”). Ihre 
Dlüthegeit fällt in bie zweite Hälfte dieſes Jahrhunderts, in welcher fie eine 
enticheidende Rolle in allen Kriegen und Fehden fpielten. In rajcher Aufein- 
anberfolge und einer oft jehr großen Ausdehnung erhoben fid} feit 1362 ablige 
Genoſſenſchaften faft in allen Theilen des Reiches. In Heffen folgte ber 
Wetterau'ſchen Gefellichaft v. 13628) die mächtige Gejellihaft vom Stern 
(1371), welde fi nah Sachſen, Thüringen und dem Oberrhein verbreitete 
und mit großer Kriegsmacht in ben heſſiſchen Erbitreit dieſer Jahre ein- 
griff); nach ihrer Zertrümmerung entftanden die Geſellſchaften von ber alten 
Minne (1375) in berjelben Gegend’), vom Horn in Oberbefien (1378)"'), 


Arkundenbuch. Kaffel 1840. v. Freyberg, Über bie älteren ritterfchaftlichen 
Verbindungen in Schwaben 1. A. und insbeſ. die Gefellfchaft von S. &eorgen- 
ſchild. Münchener gel. Anz. Bd. II. (Rr. 11) S. 7387 — 741. 745 — 768, Roth 
v. Schredenftein, Gefch. der ehemal. freien Reichsritterſch. L ©. 309. 446f. 

*, Die Koncilien dv. Balence und Avignon 1243 u. 1281 verbieten bie con- 
jurationes, obligationes, societates, confratrias civitatum, castrorum, baronumetc. 
Das Koncil v. Avignon 1327 bob ausdrücklich die colligationes, societates, 
eonjurationes der nobiles auf, welche fich einmal im Jahr verfammelten, gegen- 
feitige Hilfe gegen Jeden, den Herrn ausgenommen, befchworen, ähnliches Ge⸗ 
wand mit gewifien Sreennungdzeichen trugen und fich einen major, bem fie 
Gehorfam in Allem gelobten, ermählten. Labbaei Sacrosancta Conc. XIV. 
118. 760. XV. 802. 308, 

) 1881 wird um Koblenz eine Gefellfchaft mit den rothben Aermeln erwähnt. 
Url. 6. Guden. Cod. dipl. II, 1048 u. 1051. Im 3. 1349 fchließen ber Herr von 
Die, der Graf von Berg und defien Bruder ein Schug- und Trutzbündniß 
ungescheiden dye gesellen van den valen perden. Lacombl. II. 884. Doch 
find auch in Deutichland allem Vermuthen nach die Rittereinungen fehr viel Älter. 
Bol. Roth v. Schredenftein I. c. ©. 248. 466f. 

%, Ihre Ordnung b. Landbau]. c. S. 97—101. Bgl, Roth v. Schreden- 
ftein lc. ©. 448. 

% Bgl. die Darftellung b. Landau ©. 35-70. Url, ©. 101—182. Roth 
v. Schr. J. c. ©. 458—465. 

»%, Landau ©. 71f. Roth v. Schr ©. 476, 

11) Landau ©. 78f. Roth v. Schr. ©. 482. 
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vom Falken in Heffen und Weftphalen (c. 1380) 1%); letztere wurde von einer 
namenlofen heffiich -weitphälifchen Gejellihaft v. 13852) und bem 1391 ge 
ftifteten Bengelerbunde'*) fortgefeßt, welder indeß bald den heifiichen, 
braunfchweigifchen und paderbornſchen Fürften erlag, die num die Gefell- 
Ihaft mit der Sichel gründeten (1391— 1397) 29; dann folgten in Heſſen 
nur noch unbebeutende Ritterwereine, wie Die Buchner im Fuldaiſchen (1397) 
und die Gefellihaft vom Luchs in Heffen und Mainz’). Geringere Beben- 
tung als dieſe heſſiſchen Vereine erlangten die Nittereinungen in Franken, wie 
bie Gefellihaft der Fürſpänger (jeit 1355) '”), mit dem Greifen (1379) 18) 
und die vorübergehenden Ritterbünde '°), und in Thüringen, wo eine Geſell⸗ 
haft vom Einhorn (1410) geftiftet ward. Dagegen giengen von Schwaben 
und theilweife auch von Baiern Gefellichaften von ausgeprägt politifcher Ten⸗ 
benz und großem Einfluß aus, welde in ber That bie Grundlage ber fpäte- 
ren reichsfreien Ritterichaft wurden. Neben den Martinsvögeln, welde 
1367 und 1395 erwähnt werben !), traten 1370 die Gejellichaft vom Schwert, 
41372 die von der Krone und bie mit ben Wölfen auf”); im Sabre 1379 
eriftirten die Gefellichaften von ©. Georg in Franken und Baiern und 
©. Wilhelm in Schwaben”), vor Allem aber wurde in biefem Sabre die 
Gefellihaft vom Löwen von den Grafen von Wied, Kabenellenbogen, Nafjau 
u. U. geftiftet, welche fi bald bis in bie Niederlande, den Thüringer Wald 
und in die batrifchen Alpen erftredtte und Herren und Städte aufnahm ?*). 
Als diefer Adelsbund mit den Gefellichaften von S. Georg und S. Wilhelm 


12), Landau S. 81f. Roth v. Schr. ©. 517. 

19 ©, das Statut b. Landau S. 188— 190. 

) Landau ©. 87, 88. Roth. v. Schr. ©. 518. 527. 

15) Landau S. 89f. GStiftungsbriefe ib, S. 190— 196. 

16) Landau ©. 94. Guben. IV. 57. Roth v. Schr. ©. 565. Gefell- 
ſchaft des Ritterd S. Simplicii ib. ©. 521; Ur. b. Lünig, Part. spec. cont. 
HI. 817f. 

m) Roth v. Schr. S. 518—520. Dort auch ein Auszug feiner Orbnung. 

10), Roth v. Schredenftein ©. 498, 

10) Bol. 3. B. die „Einung“ der Grafen, Herren, Ritter und Knechte in 
Franken v. 1402, welche 1410 und 1423 erneuert ward, unter 5 „Gelornen über 
bie Einung“ ftand, die fi) dur Kooptation ergänzten, richteten und ordneten, 
und allgemeine Kapitelötage hielt. Url. b. Shannat, Samml. hiftor. Schriften J. 
S. 99 —102. Xünig, Part. spec. cont. III, 2. ©. 226f. 

” Landau ©. 16. Unger, Landft. IL. 12. i 

29 Roth v. Schredenftein S. 448 — 458. 

2) Freyberg 1. c. S. 789f. Roth v. Schr ©. 467—471. Stälin, 
Württemb. Geſch. TU. 307. 

23) Dattl.c. ©. 4f. Lünig, Part. spec. cont. I, 2. ©. 28. Unger, 
Landft. U. 11. Eichhorn 8 401. 

29 Die Etatuten ftehen 6. Schannat, Samml. hiſtor. Schr. Frankf. 1727. 
S. 9—18. Roth v. Schr. 1. c. ©. 489 — 493. 
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filh vereinigte und alle drei ber großen Einigung von Herren und Stäbten 
v. 1382 beitraten?®), fchien es, als jollten die Geſellſchaften der Ritter einen 
feften Pat in ber Orbnung des Reiches erhalten. Allein die Verſuche ber 
Reichseinung fcheiterten und bamit nahmen auch bie Nitterbünde wiederum 
einen mehr partikulaͤren Charakter an, jo daß ihr Hauptzweck der Vertheidi⸗ 
gung des Standesinterefjed gegen Fürſten wie Städte wieder mehr hewortrat. 
Neben einer Gefellihaft von ©. Georgenſchild (1392)%*) waren es in 
Schwaben beionders die ſchon 1367 aufgehobenen, 1394—1396 aber erneuten 
Sthlegeler, weldhe im Bunbe mit ben Stäbten fi der Landeshoheit (ber 
fonderd gegen die Grafen von Württemberg) zu erwehren fuchten, ſich aber 
einem gegen fie gerichteten Fürftenbunbe gegenüber auflöften”), Gin gerin- 
geres Ziel noch mußten filh die Rittergefellichaften in denjenigen Gegenden 
ſtechen, in welchen bie Landeshoheit bereits ftärfer entwickelt war, befonbers im 
Rorben und Oſten Deutſchlands. Sie mußten theilweife ihre politifchen Ab» 
fichten hinter dem Scherne eines lediglich gejelligen Vereins verbergen, wie 
die Geckengeſellſchaft in Kleve (1884)*°), oder fie kamen von Anfang an 
unter böfifchen Einfluß, wie die große Nittereinung vom Drachen in Oeſter⸗ 
rei, Steiermark und Ungarn, an deren Spitze der Herzog von Oeſterreich 
mb der König von Ungarn ftanden”). Unbebentender blieben bie Geſell⸗ 
fhaften vom Hirſch und vom Rüden, welche fih um 1408 in ben Donau» 
landen erhoben”), bie Gefellichaft non der Eidechſe im Kulmer Land 
(1897), die Stellmeifer in ber Marl, der Elephbantenbund in Tirol 
(1409) 2) und verjchiebene kleinere Gefellihaften in Baiern und am Mhein ?*). 
Sie alle konnten nicht mehr die völlige Unabhängigkeit von ber Landeshoheit, 


35 Ur. 6. Datt ©. 44f. Doc warb nicht der ganze Löowenbund, fondern 
nur fein im Bezirk der Einung gefeflener Theil verbunden. Daher nicht bie 
Ritter in den Niederlanden. Der Einungsbezirt und in ihm der Adelsbund Hatte 
folgende Grenzen: Speier, Strasburg, das Gebirge, Bafel, Bregenz, bad Ge⸗ 
birge, Münden, Ingolftadt, Aichftadt, Regensburg, Armberg, Eger, Koburg, 
Schweinfurt, Miltenberg, Heidelberg. 

26) Freyberg 1. c. S. 747f. 

27) Guben. II. 611f. Stälin, Württemb. Gefch. II. 362 — 527. Roth 
v. Schr. ©. 522f. 

ꝛe) Landau ©. 16. Roth v. Schredenftein S. 496. — lieber ben 
Bund der Wefterreicher Herren, 1381 zu Zwetbrüden geftiftet, Landbau ©. 16. 

”) 9. Hormapyr, Hiftor. Taſchenbuch 1836. ©. 311f. 

3) Gemeiner, Regendb. Chronik II. 880. 

29 Vol Roth v. Schredenftein S. 568—565. Der Bund, auf 5 Fahre 
geichfoffen, fcheint eine Erneuerung des ewigen Bundes an der Etid 
üb. S. 559), der angeblich ſchon 1323 entftanden war. Ein fernerer, 1407 auf 
10 Sabre geftifteter Bund der „Randleute an der Etſch“ unter vier Hauptleuten 
icheint eine Erweiterung des Elephantenbundes zu fein. 

22) Sreyberg 1. c. ©. 754. 755. 
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fondern nur eine größere ober geringere Eorporative Selbitändigfeit der land⸗ 
füffigen Ritterfchaft anftreben und giengen daher in lanbftändifhe Einungen 
über). Deshalb hörte deit dem Anfang des 15. Jahrhunderts in Norb- 
deutihland, fett der Mitte deſſelben Jahrhunderts auch im Süden das ritter- 
lie Einungsweien im alten Sinne fait völlig auf. Bon dem jeitdem neu 
entftandenen Gefellihaften machte nur Eine noch einen letzten, vergeblichen 
Verſuch, in den alten Formen und mit den alten Mitteln gegen die Landes⸗ 
hoheit anzufänıpfen; das war die 1489 gegen ben Herzog von Baiern ge 
ſchloſſene bairiſche Gejellihaft vom Löwen, welche für eine kurze Zeit ſich 
über einen beträchtlichen Theil von Oberdeutſchland ausdehnte?). Bon den 
älteren Gefellihaften aber dauerte allein bie ſchwäbiſche Rittergeſellſchaft von 
©. Georgenihilb das ganze Jahrhundert hindurch als ein jelbitändiger politi« 
ſcher Verein fort, welcher Kriege führte, Streitigkeiten vermittelte und durch 
oft erneute Bündniſſe mit mächtigen Fürften ober Städten das GStanded- 
intereffe zur Geltung brachte”). Indem diefe Einung fi) immer weiter, im 
Dften felbit über Baiern hinaus, ausdehnte, zum Ausgangspunkt für ver- 
fchiedene Verfummlungen und Berbündungen des Abeld wurde, die Reſte der 
übrigen Gejellfhaften feit 1450 abforbirte und endlich alle Elemente des nie- 
deren Adels, welde fih mit Erfolg der Landſfäſſigkeit zu erwehren vermocht 
hatten, in ſich verfammelte, wurde fie die Brüde für die Reiheunmittelbarkeit 
und für bie Torporative Berfaffung ber Reicheritterihaft?%). Zugleich wurde 
fie aber von großer Bedeutung für die Neugründung bed Reiches felber, in- 
dem fie die Grundlage bes ſchwäbiſchen Bundes wurbe, ber jeit 1486 eine fo 
glänzende Rolle bet der Herftellung des Reichsfriedens fpielte?”). 

Sragen wir nad) ber rechtlichen Natur aller biefer ritterlihen Ginungen, 
pon denen vermuthlich neben den befannter gewordenen eine große Zahl ande 
rer beitanden hat, jo ftellen fie fih fämmtlih als gewillkürte Genoffenfchaften 
bar, deren Örundlage einzig und allein der durch einen Eidſchwur bekräftigte 


3) Vgl. unten $ 51. 

A) Datt ©. 43f. 304f, Landau S. 17. Biber. c. S. 590, Näheres 
in 8 51. 

3 Die Geſchichte dieſer Geſellſchaft ſ. b. DattL. IL. ©. 218f. u. Freyberg 
1. c. ©. 749 — 768. 1407 ſtritt fie gegen Appenzell; 1408 vermittelte fie eine 
Einung zwifchen Oefterreih und dem Marbacher Bunde, 1410 ſchloß fie ein 
Bündniß mit den ſchwäbiſchen Reichsſtädten; 1426 mit einer Gejellichaft an ber 
Donau; 1423 einen Bund mit Baiern, der 1437. 1439. 1440. 1443. 1445. 1453 
erneuert ward. Eine. interefiante Zujammenjtelung ihrer Thätigkeit in einer 
Reihe von Rechtöhändeln giebt Freyberg ©. 759 — 767. In der Reichsmatrikel 
v. 1481 wird fie als Gefellichaft bon S. Görgen officiell veranſchlagt Datt 
©. 170. 

”, Bol. Roth v. Schredenftein ©. u 6183 — 652. 

>) Bol. unten 8 48. 
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freie Wille der Verbundenen ift”) Hierdurch unterfheiden fie fi) von ben 
älteren Genofienfchaften unter den Vaſſallen oder Dienftleuten Eines Herrn, 
mochten dieſe nun lebiglih auf Herfommen ober bereits auf ausdrüdlicher 
näherer Verbindung beruhen; benn auch im letzteren Falle Iag der Grund des 
Zufammenhangs wenigftens theilweife in der Unterwerfung unter bemjelben 
Herrn, mithin in ehwad außer dem Verbande®m). Weil derartige Cinungen 
ben Landesherren gefährlich waren, fehlte es nicht an Verſachen, fle zu ver- 
bieten und zu unterdrüden“); jchlieglich wurde indeß das Einungsrecht ber 
Nitter reichsgefeglih anerkannt). In frei gekorenen Statuten gaben alle 
ſolche Adelsvereine fich eine ziemlich gleihmäßige Organtfation, welche zwiſchen 
einer Bundes- und einer Gildeverfafſung die Mitte halt und bald jener, bald 
diefer näher fteht*). Unverfennbar tft eine Nachbildung der Städtebünde in 
der einen, ein Anlehnen an die geiftlichen Ritterorden in der andern Bezie- 
hung). Die Gefellfehaften wurden daher bald auf Zeit bald auf Dauer ge 
gründet, verlängert oder erneut). Hauptzweck der Vereine war in ber Regel 
Friede unter den Genoffen, Herftellung eines georbneten Rechts und gemein» 


3 So lautet z. B. der Schwur Aller, welche in die Wetterauifche Gefell- 
Schaft treten wollten, auf die fruntschaft, geselleschaf und virbuntnisse, als 
disse vorgeschreben gesellen sich undir eynandir eyn zyt virstricht und vir- 
bunden hant. Landau ©. 100. Vgl. Schwur bed Löwenbundes b. Schannat 
l. c. ©. 18. 

2) Bol. Roth v. Schredenftein ©. 248. 446, der nicht unzutreffend das 
Verhältniß der freien Ritterbünde zu den bienftrechtlichen Genofjamen mit dem 
Berhältnig der freien Zünfte zu den hofrechtlichen Innungen vergleicht. 

0) Bol. 3. B. die kaiſerlichen Verbote v. 1358, Wender, appar. et instr. 
archiv. ©. 233; 1389 Lünig, Part. spec. cont. VI, 1. ©. 46. VII. 46; 
Datt ©. 61. 70. 

#) 1422 v. Sigismund. Rünig 1. c. IH. 21. v. Lerchenfeld, d. 
altbair. Freibr. Nr. 30. ©. 74, 75. 

22) So hat z. B. die weitphälifche Geſellſchaft v. 1885 (Kandau ©. 188—190) 
faft ganz den Charafter eines Bunbes, indem weder Erfennungszeihen noch aud) 
nur regelmäßige Berfammlungen verabredet find. Umgekehrt find bie Fürſpänger 
Roth v. Schr. ©. 519) durchans einer veligiöfen Orbensbrüderfchaft ähnlicher. 

2) An die Stäptebünde erinnert 3. B. die Eingehung auf beftimmte Sabre, 
die Feftſetzung des Hilfäloutingents, die Bertheilung der Beute nach diefem; an 
die geiftlichen Orden die Ordenstracht, Die religiöfe Karbung, der Gehorſam gegen 
die Oberen, der Name „Kapitel“. Auch mit den ftädtifchen Gilden berühren ſich 
die Rittervereine in den Gejellfchaften der Stabtritter, z. B. in den Basler 
Ritterinnungen mit dem Pfittich und mit dem Stern, 

#4) Auf Lebenszeit ift 3. B. der Gichlerbund eingegangen und foll nur bei 
Einftimmigteit vorher Töslich fein. Landau ©. 192. Dagegen bie Gefellfchaften 
ber Wetterau v. 1362, in Weftphalen v. 1385 auf 5 Jahre (ib. ©. 97. 188), 
ber Löwenbund auf 8 Jahr (Schannat ©. 15) ıc. 
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ſame Bertheidigung ber Intereſſen und Gerechtſame der Glieber*), Dazu 
kam aber häufig gegenfeitige Unterſtützung in Nothfällen “), gejellige Gemein- 
fchaft, religisfe Verbrüderung, gemeinſchaftliche feierliche Begehung des Ge 
dächtnifſes verftorbener Genoffen und vieles Aehnliche“). Die Genofjen 
waren baber ganz allgemein einander zu Friede und Freundſchaft, zu Liebe 
und Recht verbunden. Keiner follte des Andern Feind werden), Einer vom 
Andern Recht nehmen), Zwiftigleitn unter Genoffen durften vor Niemand 
anders als vor die Gejellihaft, ihre Borftände oder Schiedsrichter gebracht 
werben #). Geſchah einem Genoſſen Unrecht, fo follte die ganze Gejellichaft 
zunächft gütlich ihm echt zu erwirken fuchen, wenn dies aber vergeblich blieb, 
mit gewaffneter Hand ihm zu Hilfe eilen 1). Dabei war in ber Regel genau 
vorgeſchrieben, in welchen Formen bei Mahnung unb Zuzug verfahren, mit 
wie viel Mannjhaft und Pferden Hilfe geleiftet, was dazu in Bereitichaft 
gehalten werden folltes). Nur gegen Kaifer und Reich oder gegen ben eige- 
nen Herrn cejlirte die Pflicht). Nach dem Maßftabe, nach welchem bie Ein- 
zelnen am gemeinfamen Unternehmungen Theil nahmen, wurden umgekehrt 


5) Bol. 3. B. die Url. des Löwenbundes (Schannat ©, 9). Er ift ge 
fchloffen nach sunderlichs frides und woltat willen. In art. 1 aber heißt es: 
also daz unser keyner wider den andern nicht tun sal mit worten oder mit 
wercken, dan unser eyner sal den andern und daz sine getruwelichen be- 
schuren. Das gemeinfame Intereſſe erfcheint als Vereinszweck in ber Urf. v. 
1862 b. Landau ©. 97: umme unser allir erlichstez nuezestes und besticz. 

“) So follen 3. B. nach den Urt. b. Landau ©. 192. 195 Genofjen, wo 
fie fich treffen, zu einander halten; ritten fie zu Hofe und ed mangelt einem an 
Roffen, fo foll der andere, wenn er daran Ueberfluß bat, ihm leihen. Auch bet 
den Zürfpängern jollten minder vermögliche Genofien, die zu Hofe oder zu Tur⸗ 
nieren ziehen wollten, durch Darleihbung von Roffen und anderweit unterftüßt 
werden. Roth v. Schredenftein ©. 519. Jeder ſoll dem anderen feine 
Burgen öffnen (3. B. Schannat ©. 12 art. 7). 

) Bol. z. B. Landau S. 91. 192 oder die Beitimmungen der Fürfpänger 
bei Roth v. Schredenftein S. 519. 

4) Urk. v. 1885 Landau S. 188: das unser kein des andern feindt 
werden soll. Ebenfo 1391 ib. 191. 194. Schannat ©. 10. ©. Note 45. 

) Landau ©. 191. 194: unser eyn sal des andern zcu rechte mechtig 
sin. Ib. ©. 188: es sal... ein von dem andern recht nemen. 


0) Dal. 3. B. Landau ©. 99. 188. 191. 194. Schannat ©. 19f. 


51) Mach dem Statut des Köwenbundes follte feiner eher ruben, ala bis alle 
Schlöfſer wiebererobert und alle Gefangenen befreit waren, es fei denn, daß bie 
Oberen vorher Friede oder Sühne gefchloffen. Schannat ©. 10, 11. 


5) 3. B. Landau ©. 98, 185. 190. Schannat ©. 14, 15. 
3 B. Landau © 85 Schannat ©. 17, 
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Eroberungen und Beute getheilt*). Schon äußerlich pflegte zum Zeichen ber 
innigen Verbindung eine gemeinfame Kleidung oder doch ein befonderes Er- 
kennungszeichen beftimmt zu werben, welches alle Genoffen zu tragen berech⸗ 
tigt und verpflichtet waren; dieſes Gefellichaftszeichen trat allmälig immer 
mehr in den Vordergrund, ber Berein wurbe nach ihm benannt, es wurbe 
ein goldened Zeichen für die Ritter und ein filbernes für die Edelknechte unter- 
fhieden *°). Dem geiftlichen Ritterorden entlehnten die Gejellichaften die Vor⸗ 
fhrift des ftrengen Gehorfams gegen die Vereinseinheit?). Diefe wurde zum 
Ausdrud gebracht duch die Berfammlung aller vollberechtigten Gefellen (das 
Kapitel), die ein oder mehrere Mal im Jahre an beftimmten Tagen abgehal- 
ten wurde und zu welcher jeder bei Strafe erfcheinen mußte?) Die Ber- 
fammlung hatte Die oberfte Handhabung des genoffenfchaftlichen Friedens und 
Rechts, die Aenderung ber Statuten, die Beichlußfaffung über wichtigere ge- 
meinjame Angelegenheiten, die Aufnahme neuer Mitglieder) und die Wahl 
der Borftände. Lebtere, in der Regel einige jährlih oder noch häufiger 
wechjelnde Hauptleute, die auch Könige, Marfchälle, Gekorene über die Einung, 
Dberfte u. |. w. hießen, vertraten die Gefammtheit nah außen und übten 
nach innen Richteramt, Strafgewalt (Geldbußen und Ausichluß) und Ber 
waltung und Leitung der Gefellihaftsangelegenheiten®). Bei weiterer Fort⸗ 
bildung traten ihnen Ausfchäffe zur Seite“). Die Gejellihaft war Rechte 


% Landau ©. 23. 79. 98. Schannat ©. 12. art. 5. Koft und Schaden 
ſoll jeder felbft tragen. 

s Eine förmliche Ordensffeidung, bie der Oberfte jährlich vorfchrieb, 3. B. 
bei den Fürfpängern. Roth v. Schredenftein ©. 519. Wer ohne Erkennungs⸗ 
zeichen gejehen ward, wurbe in Strafe genommen, meijt zum Beten ber Armen. 
So Landau ©. 39. Schannat ©. 15. 16. 

se, Ungehorfam follte ald Meineid gelten, 1385 b. Landau ©. 188f., der 
Ungeborfame ala meineidig, treulos und ehrlos auögeftoßen werben, Schannat 
©. 14. 17. 

3.8. Landbau S. 8. 90, 98. 191. Schannat S. 12—17. Echte Noth 
entichuldigte. 

, Hierbei genügte in der Regel Stimmenmehrheit. So beim Löwenbund. 
Die Sichler forderten Einhelligfeit und geboten Geheimhaltung bed Namens 
deffen, der gegen die Aufnahme geftimmt. 

20) So ein jährlich gewählter Hauptmann in ber Wetterauifhen Geſellſchaft. 
Landau ©. 98. Bei ben Sternern Könige. Ib. ©. 383. Bet der Gefellichaft 
vom Horn jährlich vier Gelorene. Ib. ©. 78. Bol. ©. 85. 189. Bei ben 
Sichlern ein König und ein Marſchall. Ib. ©. 90. 191. Beim Löwenbund 3 
jährlich geforene und beim Tode eines von Ihnen Durch das fofort zu berufende Kapitel 
nach Mehrheit zu ergänzende Hauptlente. Schannat S. 18. 17. Bei den Schleg- 
lern vier Könige, die nach vier Kreifen ihr Amt verwalteten. Freiberg lc. ©. 747, 

©) So bei den Färjpängern, der Geſellſchaft S. Georgenſchild u. |. w. 
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fubjet im privaten und öffentlihen Recht. Sie hatte eine Kaffe, in bie fie 
bisweilen regelmäßige ©elbbeiträge, überdie® aber die Strafgelder erhob und 
welche theild frommen und wohltbätigen Zwecken theils der Beitreitung der 
Geſellſchaftsausgaben diente") Im allen Beziehungen trat fie als Einheit 
wollend und handelnd auf, ſchloß Verträge, Bünbniffe und Bergleihe, er- 
Härte Fehden, fällte Schiedsſprüche, verhandelte mit Kaifer und Zürftene). 
Denn das bleibende Rejultat dieſer politischen Genoflenfchaftsbewegung 
im niederen Abel die koͤrperſchaftliche Verfaſſung der freien Reichsritterjchaft 
in Schwaben, Franken und am Rhein einerjeits, die Begründung Iandfäffiger 
Ritterfchaften mit mehr oder minder audgebildeter Eorporativer Organifation 
und ftänbifchen Rechten in ben einzelnen Territorien anbererjeitd war, jo waren 
dies doch nicht die einzigen Ausläufer der adligen Gejellichaften. Vielmehr 
waren auf der einen Seite mannichfache gejellige Vereine, auf der andern 
Seite fürftliche Ordensinnungen die Sortjegung der Ritterbünde. In erfterer 
Beziehung find befonders die in der zweiten Hälfte des 15. Sahrhunderts 
mit dem Verſuch einer Neubelebung der längſt verſchollenen Turniere zahlreich 
emporwachienden Zurniergejellihaften zu erwähnen, weldye eine beftimmte An- 
zahl von Ahnen für die Aufnahme forderten, ein Gejelljchaftszeihen trugen 
und bei den Waffenfpielen feit zufammenhielten®),, Später kommen aud 
adlige Mäßigkeitsvereine, Adelögejellichaften yegen das Fluchen und Zutrinten 
und mancherlei andere gejellige Vereinigungen von Fürften und Rittern vor‘). 


21, Eine regelmäßige Abgabe erhob 3. B. der Löwenbund auf den Kapitels- 
tagen. Sie wurde den Vorftänden überantwortet und von ihnen für die Gefell- 
fhaft verwandt, worüber dann dem nädften Kapitel Rechnung gelegt werben 
folte.e Schannat ©. 13. Dgl. 1492 Guden. IV. 494: in commune con- 
ferantur. 1362 Landau ©. 98: in unser gemeyne geselleschaf bezalen. ©. 
auch ib. ©. 99. 

62) Vgl. die Urt. über die Fehden und Bünde ber Sterner b. Landau 
©. 101—182; dad von den 4 Hauptleuten in aller Gefellen Namen abgefchloffene 
Bündniß ber Geſellſchaft vom Horn mit dem Landgrafen von Heffen 1379 ib. 184; 
die Bünbniffe, Verträge, Schiebsfprüche der Einung v. St. Georgenſchild b. Frey 
berg 1. c. ©. 749f.; die große Einigung v. 1382, welche Hauptleute, Herren, 
Nitter und Knechte gemeinlich der drei Geſellſchaften mit Zürften und Städten 
fchließen, 6. Datt L c. S. 4. 

Bol. Datt ©. 5lf. und 801. Nach den acta Com. Worm, a. 1495 
(b. Datt ©. 51 325) gab ed in „den vier Landen” bie Gejellichaften des Eſels, 
mit dem Braden, des Zifch, des Kalten, der Krone, des Wolfes in 
Schwaben; der Spange, des Einhornd, bed Bären in Franken; des gelben 
Hundes und bed gefrönten Steiubodsd am Rhein, die Nittereinung in 
Baiern. Ueber den Unterfchteb ber Turniergefellichaften won ben alten Adelsbünden 
vgl. Datt S. 42. Landbau ©. 18. Unger H. ©. 14. Irrige Anfichten bei 
Stenzel L c. ©. 181, eo, Pfifter, ſchwäb. Geh. IV. 109. 

*, So 3.8. 1517 der öfterreihtiche Chriftophsorden gegen Fluchen und Zutrinfen 
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In fürftliche Ritterorden aber giengen die Adelsinnungen dadurch über, daß 
die Fürſten, indem fie fich jelbft an die Spite von Gefellichaften ftellten, das 
gegen fie entftandene Inſtitut zu ihrem Vortheil wandten. Schon im 14. 
Sahrhundert ftifteten fie theils mit anderen Fürften gemeinfam, theild aus- 
ſchließlich unter ihrem Adel Gefellichaften mit gefelligen, religiöſen und jo» 
cialen Tendenzen, in welche man nur unter gewifien Bedingungen der Ge- 
burt, jpäter auch des Berbienftes aufgenommen werben konnte. Das Erken⸗ 
nungszeichen, weldhes die Mitgliever trugen, wurde mehr und mehr zum 
Ehrenzeihen, die Aufnahme gieng ausfchlieglich oder doch vornemlich auf den 
Landesherrn über und wandelte fi in eine „Ertheilung" ber „Gefellihaft“ 
oder des „Ordens“, die Verſammlungen der Mitglieber unterblieben oder 
wurden bedeutungslosed). Die Umwandlung folcher Gejellichiften in unfere 
modernen Ordensinftitute beitehbt dann in einem ftnfenweifen Verſchwinden 
der urfprünglic zu Grunde liegenden forporativen Idee, von ber fich heute 
nur in wenigen Orden noch Reminiscenzen finden. 


und ber NRitterorden der Mäßigkeit in Steiermark, Kärnthen und Krain; bie 
Narrengefellichaften in Kleve (1381) 2c.; eine Geſellſchaft Fächfticher Herzoge wider 
das Fluchen (1590); mehrere Trinkorden ꝛc. Vgl. Gryphtusl.c. ©. 219f. 249. 
291 f. 294 f. Kurt v. der Aue, das Nittertfum und die NRitterorden 
©. 222. 224. 

86) Hierher gehören 3. B. die 1398 uon den Grafen von der Mark und Kleve ges 
ftiftete Brüderfchaft von den Roßkämmen; die „freundliche fröhliche Gefellichaft vom 
Roſenkranz“, zu welcher ver Erzbifchof von Köln und die Biſchöfe von Paber- 
born u. Münfter gehörten, Datt ©. 81. $ 52. 53; die Einhorndgefellichaft 
Balthaſars v. Thüringen (1407), Landau ©. 16, Unger ©. 12; bie Gefell- 
Schaft mit dem Greifen (1879), Roth v. Schredenftein S. 493. 651; Die 
öfterreichifche Geſellſchaft mit dem Zopfe (c. 1879), ib. ©. 494; die Prager 
Brüderfhaft mit dem Neife und Hammer (1382), ib. ©. 520 Note 4; bie 
freundliche Geſellſchaft mit dem Sittih in Baiern (1414), ib. 600; der thürin- 
giſche Fleglerbund (1412), ib. 601 Note 2, Näher den ınodernen Orden ftand 
bereits die Gejellichaft vom Lindwurm, welche Kaifer Sigismund 1424 aufthat, 
Roth v. Schredenftein ©. 494; mehr noch die nad) dem Vorbilde des 1431 
vom Herzog Philipp von Burgund geftifteten goldenen Vließes (Stat. b. Lü⸗ 
nig, Part. spec. cont. I, 8, ©. 187) errichteten Geſellſchaften, wie 3. 3. bie 
Gefeltfchaft mit dem Adler (1438 vom Kaifer Albrecht in Wien geſtiftet), Hor- 
mayr 1. e. S. 815; die 1440 gegründete, 1448 erweiterte Brandenburgifche 
Schwanengefellichaft unferer Lieben Frauen Kettenträger, und die um 1420 auch 
an märfifche Edelleute verliehene ſchleſiſche Geſellſchaft mit dem Rüdenbande; die 
öfterreichifche Sefellichaft vom Salamander (1450) u. ſ. w. — In der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts wurde die Stiftung höfiſcher Orden bereitd Mode— 
fache. Doch überwog häufig noch das religiöß-gefellige und Forporative Element. 
Bol. 3. B. die vom Erzbifhofe von Mainz beftätigte fraternitas equestris St, 
Georgii der Sanerben des Burg Friedberg, mit goldener oder filberner Kette, 
Anordnung von-Seelenmefien und Bigilien, regelmäßigen Beiträgen, jährlichen 
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IH. Auch der Klerus bemächtigte ſich der Formen einer politifchen Einung 
für feine Zwecke. Bon der Theilnahme der Tirchlichen Würbenträger, der be- 
deutenderen Stifter und Klöfter an den von anderen Ständen ausgehenden 
Einungen abgejehen, kamen vielfach in offenbarer Nachbildung der Stäbte- 
und Adelsbünde Vereinigungen vor, welche lediglich von ben Klerikern oder 
einer beitimmten Klaſſe derjelben zur Wahrung des Standedintereffes geſchloſ⸗ 
fen wurden. Dahin gehörten die ſtändiſchen Prälateneinungen in den Terri⸗ 
torien®) und die politifhen Bündniſſe der geiftlichen Reichsſtände, welche fich 
aber von den Einungen der weltlichen Herren und Stände in nichts unter- 
ſchieden. Eigenthümlich dagegen waren die jeit dem 13. Jahrhundert häufigen 
Kleriferunionen (unianes cleri), durch welche ſich der Klerus einer Stadt 
oder Diöceje, und zwar bald der gefammte Klerus, bald nur ber höhere, bald 
umgekehrt der niebere zu affociiren pflegte®”). Auf allgemeinen Verſammlun⸗ 


Berfammlungen und feierlihen Proceffionen, Strafen für Säumigfeit, Streit im 
Konvent oder Austritt. Urk. bei Guden. IV. ©. 494. 495. Kerner die vom 
Mainzer Erzbiſchof errichtete Geſellſchaft der Ritterfchaft und Bruderfchaft des 
heiligen Martin. Ihre Mitglieder, geittlicde und weltliche, Brüder und Schwe- 
ftern, waren zu beftimmten religiöfen Uebungen, Almofen, Beiträgen und Stiftun- 
gen, fowie zu gegenfeitiger Treue und Freundfchaft verpflichtet; jie hielt religiöfe 
und feftliche Zuſammenkünfte; ein Brudermeifter zog Beiträge und Strafen ein, 
verwaltete unter jährlicher Rechnungslegung das Geſellſchaftsvermögen, führte ein 
Regifter über lebende und todte Genofien. In biefem Allen eine gewöhnliche 
Brüderjchaft, charakterifirte fie fich ald Orden dadurch, dat außer der Entrichtung 
von Eintrittögebühren der Nachweid von vier Ahnen und Genehmigung des Erz- 
bifchofs zur Aufnahme nöthig war, daß jedes Mitglied bei Strafe ein Kleinod 
(ben heiligen Martin darftellend) bei Verfammlungen und %eften tragen, bei un- 
ziemlihen Tänzen und Spielen aber ablegen jollte, und daß dieſes Kleinod nach 
bed Inhabers Tode an dad Domftift fiel. Urk. v. 1496. 1497. u. 1498 b. 
®uden. IV. ©. 516-524 Aehnlich find die Artikel des Hubertd-Orbdens in 
Trier v. 1444 b. Zacomblet, Archiv I. ©. 400-403, wo die „broederschaff“ 
vor dem „orden“, wie hier das Zeichen jchon heißt, bereitd mehr zurädtritt. Weber 
einen weiblichen Orden v. 1391, die Aglaienfchweiterfchaft in Kranken, Roth v. 
Schredenftein S. 520. Die ephemere S. Georgägefellichaft, welche Marimi« 
lian gegen die Türken ftiftete, war mehr ein Verſuch, den Adel Triegerifch zu he- 
ben. Dal. d. Statuten b. Datt S. 217—221. Stenzell. c. ©. 265. Weber 
andere Ältere Orden Kurt v. d. Aue, das Ritterthum und die Nitterorden 
©. 32 f. 2195 Gryphius l. cc. ©. 159f. 

0) Dal. unten $ 51. 

7, Bol. 3. B. das gemeinfchaftlihe Kapitel der Prioren, Kanonichen uud 
Pfarrer v. Köln v. 1270 b. Ennen u. Ederg, Quellen DL ©. 19—23; bie 
unio ber Stifter der Stadt und Diöcefe Köln v. 1297 ib. III. ©. 426480; 
die eidliche Verbündung der Kapitel der Kollegiatlirchen der Stadt und Diöcefe 
Köln gegen ben Erzbifchof v. 1376 bei Lacomblet, Urkb. III. 680. Zerner 
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gen oder Kapitelötagen gaben fih die zujammentretenden Prälaten, Stifts- 
fapitel und Konvente eine gewillfürte bundesmäßige Organifation, indem fie 
ausführliche Statuten feßten und für deren Handhabung einen Einungsvor⸗ 
jtand wählten, der in der Regel aus einem fich felbft ergänzenden Kollegium 
beftand. Dieſer Borftand Hatte durchaus die Stellung einer Bundeshaupt- 
mannſchaft: er vertrat die nicht verfammelte Geſammtheit, ordnete die gemein- 
famen Angelegenheiten, erhob, verwaltete und verwandte die zur Erreichung 
bed Bundeszwecks verabredeten Beiträge), war mitunter zur Aufnahme neuer 
Mitglieder befugt‘) und entichied die Streitigkeiten zwijchen den in der Einung 
befindlichen Koͤrperſchaften oder Einzelnen”). In der Regel in Anlaß befon- 
derer Streitigkeiten oder Gefahren und nur auf Zeit errichtet, immer faft 
eidlich bekräftigt, bezweckten dieſe Unionen vor Allem gegenfeitigen Schub zur 
Abwehr jeder Unterbrüdung und jedes Eingriffs in die Rechte der Glieder 
und gemeinjame Bertheidigung gemeinjamer Rechte und Intereffen mit ge 
meinjchaftlihen Kräften und Mitteln (communibus expensis et laboribus). 
Sie waren daher in gleicher Weile gegen die geiftlichen Oberen und gegen 
weltliche Mächte, namentlich bei Gelegenheit der Streitigkeiten über Be 
ftenerung gegen die Städte gerichtet”). 

IV. Wenn es die Einung gewejen war, weldye allen höheren Ständen 
zu politijcher Selbftändigfeit verholfen, welche insbefondere einen mächtigen 
freien Bürgerftand gefchaffen und in ihm neben den Altbürgern den Handel 
und das Großgewerbe, neben ihnen endlich auch das Handwerk emporgehoben 
und organifirt hatte, fo mußte jchlieglih and der Bauernftand, wo er zu 
politiihem Bewußtfein gelangte, das Mittel der Cinung gegen die ihm dro- 


die litterae unionis Wormatiensis cleri tam primarii quam secundi gegen vis 
externa dv. 1263, gegen Eraktionen und Ungelt v. 1283 b. Schannat, hist. 
Worm. II. 133 f. 144; die Wormfer Pfaffenracdhtungen, bef. v. 1366 ib. 
&. 181 f., wo ftetö „die pfaffheit gemeinlich“ Partet ift; die unio cleri Worm. 
primarii adversus imminentia sus pericula v. 1382 ib. 190 f; die unio gegen 
die Stabt ib. 193 f. Sodann die unio Moguntini cleri contra exactiones pa- 
pales v. 1572 b. Guben. II. 507—514; v. 1382 gegen die Etadt Mainz b. 
MWürdtwein, subs. dipl. XII. 386; v. 1433 ib. 404 f. u. Guden. IV. 198. 
206. Auch die unio der decani et capitula ecclesiae Spirensis gegen bie Er- 
hebung des Ungelts v. 1264 b. Remling IL 298 u. 302, zur Aufrechterhaltung 
alfer Freiheiten v. 1232 ib. 372; 1298 ib. 421; Bündniß der Stifter Speier 
u. Strasburg gegen bie BVifitation des Erzbiſchofs von Mainz v. 1296 ib. 412 
—415 u. |. w. 

es So heißt es von den diffinitores der Mainzer unio v. 13872 Guben, 
IH. 511: per quos recipientur et fient . . . ex nostra communi contributione 

. communes expensae. 

ee) En 1376 in Köln. Lacombl. IL. 680. 

0) So die Mainzer diffinitores. Guden. III. 5183. 

2 Vgl. Note 67. 

32* 
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henden Gefahren verfuchen. Aber er verfuchte e8 zu fpät. In einzelnen Ge- 
genden freilih, und befonbers da, wo bereit? im 13. und 14. Jahrhundert 
politijches Leben in ber Landbevölkerung erwachte, gelang ed, auf dem Wege 
ber Eidgenoffenfchaften und Bünde eine genoffenfchaftlihe Organifation frei 
verkimbener bäuerlicher Gemeinweſen zu begründen. Auf diefem Wege wurde 
für immer in der Schweiz, vorübergehend in einigen Zandfchaften an ber 
Norbfee eine von der allgemein-beutichen fehr abweichende Entwicklung herbei- 
geführt"). Vereinzelt gelang es auch im innern Deutfchland, eine bauer- 
Ihaftlihe Einung durchzuſetzen, wie 3. B. die Hanenfteiner Ginung, welde 
auf den Höhen bes Schwarzwalbs bis in fpäte Zeiten ben verbundenen Ge- 
meinden die Gelbitverwaltung fidherte, ober es wurden alte Marfgenoffen- 
Ihaften im Sinne felbftändiger Gemeinwejen fortgebildet, oder der Banern- 
ftand nahm in ber Organifation nad Thälern, Aemtern, Gerichten, Bog- 
teien ꝛc. an der Ianbftänbifchen Einungsbewegung Theil und Tonftituirte ſich 
als politifcher Stand”). Im Allgemeinen indeß verfuchte der Banernftand 
an ber mittelalterlihen Einungsbewegung fich erft in einer Zeit zu betheiligen, 
in welder bie Macht des Einungsprincips gebrochen und ber obrigkeitliche 
Gedanke ſtark genug war, ſolche Berjuche zu unterdrücken. Die im 15. Jahr⸗ 
hundert vorfommenden Bauernaufftände, Vorboten des Bauernkriegs, waren 
dad Werk bäuerlicher Eidgenoffenichaften, Gefellichaften oder Bünde. Sie 
unterlagen indeß bald ben vereinten Kräften der Fürften und Städte. Co 
der vergebliche Vereinigungsverſuch der Bauerfhaft im Algau um 1406. 
So ferner die um's Jahr 1432 in der Gegend von Worms aufgeftandenen 
Bauergefellihaften, welche unter gewählten Hauptleuten gegen die Stadt 
rücdten und deren Befiegung die ftrengjten Verbote bäuerlicher Einungen zur 
Solge hatte”). So aber auch die mannicdhfachen Bruderjchaften und Berbin- 
dungen, welche ſich, jo viel erfichtlich, nach dem Mufter der unter den übrigen 
Ständen üblichen Eidgenoffenfhaften unter gewählten Hauptleuten ſeitdem 
zahlreich Eonftituirten, wie bie verjchiedenen Gefellichaften vom „Bundihuh”, 


2) Val. unten 8 49. 60. 

79) Vgl. unten $ 49, 51. 52. 53. 

7) Schaab, Geſch. bed rhein. Städteh. I. 4595. IL. Nr. 317 ©. 40bf. 
Born, Wormfer Chronik 354. Wir erfahren bier aus einer Zürfteneinung vom 
6. Febr. 1432, daß die geburschafft uff dem gauwe sich zusammen verbunden 
hat und von eigner freulicher gewalt mit ufigeworfnen banner vor Worms 
gezogen sin. :&8 wirb deshalb verabredet, dat; alle Fürften, Grafen, Herren, 
Nitter oder Knecht burch ihre Amtleute oder Unteramtleute die Gemeinden und 
Geburſchaften überall zufammenrufen laſſen follen, um fie ſämmtlich und befon- 
ders von folchen verbündnussen abzumahnen und ihnen Leibesjtrafe und felbft 
für Die blos audgefprochene Abficht, zu einer ſolchen Gefellfchaft zu gehen, ja 
Ihon für ihre bloße Nichtangeige Züchtigung anzudroben. 
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bie Verbindung vom „armen Konrad" in Württemberg u. ſ. w.”®). So 
endlich die ald „Haufen“ bezeichneten, unter einander zu „Bünden“ geeinten 
Afforiationen der Bauerjhaften, melde im großen Bauernfriege v. 1525 den 
legten vergeblihen Verſuch machten, durch die zufammengefaßte Kraft des 
Banernftandes („die Bauerſchaft gemeinlih*) den Sieg der Obrigkeit über 
die Gemeinheitäverfaffung in Frage zu ſtellen '0). 


8 47. Die Tandfriedendsbündet). 


In Einem Punkte befonders reichte Die politiihe Einung, welde wir 
bisher vornemlich im Standedinterefje thätig ſahen, darüber frühzeitig hinaus 
und diente einem Öffentlichen Reichs- und Landesintereffe: in ihrer Verwen⸗ 
dung für Heritellung und Handhabung des Landfriedens. Deshalb find 
die Landfriedensbündniſſe, obwol fie unter den Verbundenen eine bei 
Weiten ſchwächere Einheit ald die eigentlichen Bunbes- und Eidgenoffen- 
ſchaften erzeugten, für die Neufhaffung der faft untergegangenen Einheit über 
den Ständen von hejonderer Wichtigkeit geworden. 

Urfprünglidh gieng, wie der gemeine Reichsfriede, fo eine befondere Er- 
böhung deifelben vom Könige aus”). Bon ihm wurden daher allgemeine wie 
propincielle Landfriedensgeſetze, welche für beſtimmte Zeiten, Gegenden oder 
Beziehungen einen erhöhten, auch die rechtmäßige Fehde ausſchließenden Frie- 
den ſchufen, als Reichsgeſetze erlaffen und als folde von ben Großen und 
dem Volk beihworen‘). Mit dem fteigenden Einfluß ber Reichskurie ftieg 


75) Bol. unten 8 53 Note 177. 

°6, Bol. unten $ 53 Note 178—181. 

ı) Datt, de pace publica, bef. liber L Erhard, Mittheilungen zur Ge- 
fchichte der Kandfrieden. Erfurt 1829. Schaab J. c. 1 S. 228f. Klüpfel 
l. c. 3b. VII ©. 44f. Eichhorn, R. ©. 8 400 f. Zöpfl, R. ©. $ 60. 
Walter, R. ©. 8 277. 335. Unger, Lanbjtände I. S. 197—210. 

2) Auch ber von ber Kirche dur bie Verfündung eines Gottesfriedens 
(trenga dei) erhöhte Friedenszuſtand konnte daher nur dann bürgerliche Wirkun- 
gen haben, wenn berjelbe zugleich durch ein Reichsgeſetz promulgirt war, wie dies 
3. B. durch Heinrich IV. bezüglid der constit. pacis dei in synodo Col. a. 
1088 gefhab. Perg II. 55. Kirchliche Wirkungen, wie Erfommunifation :c., 
Eonnte dagegen die Kirche auch ohne dies mit dem Bruche ihrer Friedensgeſetze 
verfnüpfen. Deshalb haben auch die fehr früh vorkommenden Friedensbündniſſe 
von Biſchöfen neben der Herftellung eines befonderen Friedens unter ihnen vor- 
nentlich die Handhabung der trenga dei durch gleichmäßige Zurüdmweifung ber’ 
Erfommunicirten zum Ziel. Bol. 3. B. die Urk. v. 1036 b. Zrouillat I. 
Nr. 107. ©. 166. 

2 3. B. Const. Henr. U. a. 1019. Pertz I. 38. c. 3; Henr. IV. curia 
Mogunt. a, 1108, coust. pacis generalis und const. pacis provincialis, ib. 60 
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die Mitwirkung der Großen bei Errichtung und Verkündung folder Friedens. 
gefeße*): allein fie blieben Reichskonſtitutionen, als deren letzte Duelle der 
Kaiſer galt. 

Seit dem Verfall des Lehnsſtaats aber wurde mehr und mehr das von 
oben ergangene Friedensgebot machtlos. Frieden hatte jet nur, wer ihn ſich 
jelber ſchuf. Dadurch gewann die vertragsmäßige Sriebendeinung eine früher 
unbefannte Bedeutung. Immer zwar hatte dem Bertrage ein gelobter 
Friede entiprocden, ber fidh bei der Steigerung des Vertrages zur gewillfür- 
ten Genoſſenſchaft zum Genofjenjhaftsfrieden fteigerte: allein ein jol- 
her Friede war partifulär und auf bie perjönlichen Beziehungen der Pacis- 
centen oder Genoſſen beſchränkt geblieben. Seht gieng zunächſt die Hand» 
habung, bald die Errichtung bed Landfriedens auf die Einungen über. Die 
Idee, daß der Kaifer Duelle alles Friedens jei, wurde mehr und mehr ver- 
wiſcht; umfaffende, nicht blos perjönliche, fondern territoriale und nah außen 
wirkſame Landfrieden wurden durch freie Vereinigung gegründet; der Kaijer 
trat wol gar als ein gewöhnlicher Mitkontrahent auf; und ed wurde jo end» 
lich die Anfchauung ganz allgemein, daß der angeftrebte, dad ganze Reich um- 
fallende und zeitlich unbeichränfte Friede nur auf einem Bertrage der Stände 
beruhen fönne. 

Am früheften und auffälligiten wurde der neue Gebanfe vom rheinijchen 
Stäbtebund ausgefprochen, welcher im Jahre 1254 in ber Berwirrung des 
Interregnums eigenmächtig einen zehnfährigen Landfrieden innerhalb gewifjer 
Grenzen errichtete, ſich eine Exekutionsgewalt beilegte und bei Strafe völliger 
Frieblofigfeit Ungenoffen zum Beitritt zwang. Daß König Wilhelm im Sabre 
1255 diefen Frieden beftätigte und mit einigen Modifikationen (befonders der 
Beſtimmung, daß zuerft die Föniglichen Gerichte und erft, wenn dies erfolglos, 
der Sriedensbund angerufen werden follten) als Neichögejeg publicirte, war 
eher eine Anerkennung als eine Verneinung ded neuen Principe. Seitdem 
zog ſich die Gewalt in allen Dingen mehr und mehr von der Reichögewalt 
zu den freien Bereinen hin, und fo wurden zwar auch jet noch allgemeine 
und provincielle Zandfriedensgefege von den Königen verkündet, allein dieſe 
Geſetze mußten entweder ausprüdlich ihre Ohnmacht dadurch anerkennen, daß 
fie die Durchführung befonderen Bündnifjen der Stände anheimgaben®), ober 
fie waren geradezu DBerträge des Königs und der Stände®). Das ganze 14. 


u. 61; Friderici 1. const. de pace tenenda 1156 u. 1187 ib. 101. 108. Treuga 
Henrici regis ib. 267. Vgl. auch Datt 14-22, 

% So 3. DB. Const. pacis in curia Mogunt. 12385. Pertz, leg. II. 3183. 

5, Randfr. Rudolphs v. Habsburg 1287: was auch die fürsten in irme land 
mit der landherren rate setzent und machent, diesem landfride zu besze- 
rungen und ze vestenunge, das mögen si wol thun und damit brechent si 
desz landfriden nit. Datt 28. Bgl. Aurea bulla 1356. c. XV. $ 2. 

e) So namentlich fchon die Tandfrieven Rudolph von Habsburg v. 1282 u. 
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und 15. Jahrhundert hindurch gieng dann zwar von kräftigeren Königen an- 
dauernd die Initiative zur Errichtung umfaffenderer oder felbft allgemeiner 
Landfrieden ans: allein fie blieben nad wie vor nad Form und Inhalt 
Einungen, welche nur fo weit galten, als die Stände fi freiwillig daran ber 
theiligten?). Und die wirkliche Macht war auch in foldhen Zällen, mehr noch 
unter Königen wie Karl IV., bei bejonderen Landfriedensbünden, welche von 
den Zürften, Herren und Stäbten der einzelnen Gegenden jelbftändig errichtet 
und nur in den jeltenften Fällen durch eine wirkungsloſe Beftätigung ober 
den Zutritt des Königs als eines gewöhnlichen Genoffen unter Genoffen ver- 
ftärt wurden®). 

Die Errichtung folder Landfrieven war mit faft allen Bünbniffen dieſer 
Jahrhunderte verknüpft"). Es bildeten ſich aber auh — und hiervon allein 
ift hier die Rede — Einungen zu dem ausſchließlichen Zwec der Gründung 
und Handhabung eines Landfriedens. Solche Landfriedenseinungen waren 
unter den Mitgliedern deffelben Standes, unter Fürften, Stäbten, Herren 
und Rittern, gebräudlih, mehr aber noch unter den verſchiedenen Ständen, 
deren verjchiedenes Interefje eine über einen bloßen Friedensbund hinausreichende 
Einung in der Regel binderte'%. Bon den jümmtlihen politiiden Macht 
einheiten (den fich entwidelnden Reichd- oder Landſtänden) einer Gegend oder 
eines Landes geichloffen, werbreiteten fie fich oft durch Beitritt und Aufnahme 


Albrechts I. für Rhein und Elſaß v. 1801, für Schwaben v. 1807. Datt 
©. 239 f. 

) Man vgl. bei. die Landfrieben Ludwigs bes Baiern v. 1817. 1928. 1884. 
1887. 1845; Karla IV. v. 1354; Wenzeld v. 1388. 1889. 1898; Sigismunds 
v. 1431; Albrechts II. v. 1488; Friedrichs II. v. 1467. 1471. 1474. 1486. ©. 
auch unten 8 48. Manche biefer Landfrieden nehmen zwar den Ton von Ge 
jegen an, welche ber Katfer aus eigener Machtvollkommenheit erläßt: eine nähere 
Betrachtung zeigt aber fofort, daß fie in Wahrheit nichts als Einungen, bie vom 
Kaifer promulgirt werben, find. —e Andere, wie der von K. Ludwig 1317 mit 
den Erzbifhöfen v. Mainz und Trier, den Königen von Böhmen und Polen unb 
vielen Herren und Städten errichtete, nennen fich geradezu: den gemainen lant- 
frieden, den wir, die fursten, die herren und die stete gemacht haben. 

9) Befonders war bied bei den größeren rheinifchen, weſtphäliſchen, fränki⸗ 
ſchen, wetterautfchen und thüringiſchen Landfriebensbünden der Fall. ©. Datt 
S. 96—100, ber aber trrig die königliche Genehmigung für notwendig hält u. 
Deshalb alle Kandfrievenseinungen auf ftillichweigende Konceffion zurückführt. 

), Bol. oben $ 46. 

Die großen Einungen, in welche vorübergehend Zürften, Städtebünde u. 
Adelsgeſellſchaften traten, Hatten daher im Wefentlichen nur bie Bedeutung von 
Sandfriedensbünden. So namentlich bie Heidelberger und Diergentheimer Einung 
v. 1382 und 1387 und die vielfachen Bünbdniffe, welche bie Gefellihaft vom St, 
Georgenſchild im 15. Jahrhundert mit Städten und Fürften eingieng. 
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ber Nachbarn ſchnell über große Theile des Reihe, um dann durch ben Ab⸗ 
lauf der von ihnen gefeßten Zeitdauer oder frühere Srievensftörung ebenſo 
raſch zu verſchwinden, ober doch Ausdehnung und Geſtalt zu wechſeln. So 
erlangte namentlich der weſtphäliſche Landfriede zeitweife einen großen Um- 
fang!t), der mittelrheinifche durch feinen faft ununterbrocdenen Beftand, eine 
noch höhere Bedeutung!?). Auch in der Wetterau, im Elſaß, in Franken und 
Baiern, in Schwaben, Heffen, Thüringen, Sachſen, in der Mark Branden⸗ 
burg, in Defterreih, in Luremburg, Geldern und Lothringen, ja auch in 
Polen und Böhmen wurden Landfriedensbünde aufgerichtet und oft erneuert, 
welche theild nur partifuläre und vorübergehende Bedeutung hatten, theils 
aber aud durch ben Beitritt des Kaiſers oder mächtiger Fürften geftärkt, er- 
weitert und mit einander in Verbindung gefeßt wurden'!?), Sm Gebiete ber 


11) Schon 1256 begegnet und ein weit über Weitphalen hinausreichender 
Sriedendbund. Im 14. Sahrh. blieben die häufig erneuten Landfrieden in Weſt⸗ 
phalen und am Niederrhein in engeren Grenzen, bis der im J. 1371 von dem 
Kaiſer, dem Erzbiſchof von Köln, den Biſchöfen v. Paderborn, Münſter, Osna— 
brück, den Grafen von der Mark und den Herren und Städten jener Gegend er: 
richtete Landfriede Durch die Bemühungen ber Könige Friedrich IH. und Menzel 
fich über Magdeburg, Thüringen, Meißen, Naſſau, ja bie nad; Schwaben bin 
ausdehnte. Häufig erneuert und befeftigt, Täfte biefer Sriebensbund ſich 1387 auf. 
Der engere Bund in Weftphalen und Köln beftand aber for. ©. die Urk. p. 
1256 b. Sartorius, Hanfa II. 74; Ennen u. Ed erg, Quellen IL. 847— 
364. 429, III. 243, v. 1838. 1364. 1875. 1377. 1381 b; Lacombl. II. 255. 
995. 688 f. 704f. 750f.; v. 1371. 1874 5. Cudemwig, relig. manuscr. X. ©. 239.246; 
v. 1390 b. Schannat, Sammlung ꝛc. I. 35; Häberlin, Reichshiſtorie IV. 
99, analecta medii aevi Sect. II. ©. 319—374; Erhard lc. © 19—28 u. 
Urkb. Ar. 3—8. ©. 38-46, 

i) Rheiniſche Landfrieden v. 1818. 1822. 1325. 1338, 1889, 1944. 1350- 
1353. 1865. 1366. 1890. Datt ©. 76. Schaab 1. S. 228f. Ur ib U. 
84f. 144. 1737. 180f. Lehmann, Speierſche Chronik VIL 12. 27. 81. 45. 
49. 51. 52. ® 

19) Wetterauifche Kandfrieden, beſ. 1265. 1277. 1387. 1354. 1359, b. Datt 
©. 78f. Böhmer, cod. ©. 185. 543. 628. Guben. II. 430. Bor dem Land» 
frieden v. 1859 nahm der Kaifer 1361 felber Recht. Erhard ©. 18, Im El. 
jaß wurden biöweilen ein oberer und unterer Zandfriede unterjchieden, aber auch 
gemeine Landfrieden geſchloſſen und Häufig erneuert. So 1841. 1848. 1345. 
1853. Datt ©. 76. 77. Lünig VIL 13. 15. Bairiſche und fränkiſche Rand» 
friebenäbünde v. 1345. 1354. 1379. 1403 b. Datt ©. 77. Schannat 1. c. 
61f. Thüringiſche Landfrieden v. 1338. 1372 ꝛc. b. Erhard S. 9f. 16—-18. 
30f. Landfr. v. 1409 zwiſchen Mainz, Paderborn und Heſſen b. Schannat 
L. c. J. 78f; zwiſchen Magdeburg, Brandenburg, Sachfen, Medlenburg ꝛc. 1362 
b. Erhard ©. 37f; im Erzftift Magdeburg 1863 ib. 14. 15. Unter den fehr 
zahlreichen Tandfriedensbünden des Grafen von Württemberg, des Adele und der 
Städte in Schwaben find die wichtigften bie v. 1330, 1831, 1356 und aus dem 
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Hanla waren gleichfalls Tandfriedendbünde zwiſchen den einzelnen Städten und 
ben Fürſten von Sachſen, Medlienburg, Pommern, Holften und Jütland 
überaus häufig und wurden bier im überfeeilchen Verkehr zu Seefriedens- 
bünden erweitert 1%). 

Alle folhe Friedenseinungen nun waren ihrem reshtlichen Charakter nad) 
nicht, wie ihre Form und befonders die Beſchränkung ihrer Geltung auf eine 
beftimmte Anzahl von Jahren vermuthen läßt, bloße Verträge, jondern ent- 
hielten die Konftituirung einer freilih nur in einzelnen Punkten durchgeführten 
Friedensgenoſſenſchaft. So verſchieden, wie ein Bunbesgemeinwejen 
von einem Bündnißvertrage ift, waren dieſe Landfriedensgemeinweſen von 
etwaigen Friedens⸗,, Sühne- oder Kompromißverträgen. Ihr Zweck war nicht 
die Regelung von Rechtsverhältniſſen unter den Paciscenten, jondern die Her- 
jtellung objeftiver, wenn auch in ihrer Geltung nur auf Zeit beichränkter 
Rechtsnormen für einen beftimmten Kreis von Perjonen und für ein beitimm- 
ted Gebiet. Nicht blos zum Frieden und Frommen der Theilnehmer, fondern 
Gott und dem heiligen römijchen Reich zu Ehren, um bed gemeinen frie 
dend willen zum gemeinen Nuten von Arm und Reich wurden fie errichtet. 
Diele ihre öffentlichrechtliche Natur, das in ihnen enthaltene ftaatliche Element 
ſprach fi vor Allem darin aus, daß fie eine perfönliche umd eine territoriale Ber 
beutung vereinten. Denn einerjeitd begründeten fie ein genofjenfchaftliches 
Friedensverhältnig unter den Konftituenten der Cinung und ben jpäter im 
diefelbe aufgenommenen Mitgliedern, jo daß zwiſchen dieſen genoffenichaftliche 
Rechte und Pflichten auf gegenfeitige Unterftügung bei $riebensverlegungen, 
auf Unterlafjung jeder auch an ſich rechtmäßigen Sehe, auf Deffnung ber 
Burgen, auf ausfchliegliches Rechtſuchen und Rechtnehmen vor dem Kandfrieden 
entftanden'®). Andererjeit aber pflegte der Landfrieden einen beftimmten 
territorialen Bezirk (Begriff, Kreife, Gemarkung) innerhalb genau feftgefeßter 
Grenzen (Ziele des Landfriedend) dergeftalt zu umfaſſen, daß innerhalb beffel- 


15. Jahrh. v. 1437. 1489. 1445. Schaab I. 117. Ne. 80. Rüntg XIIL 12, 
Datt 80-83. 81-94. Trierer Landfr. v. 1844, Dinger v. 1868 b. Hont« 
beim IL 156. 339. Ein gemeiner Zuremburger Landfriede wird 1348, ein Io» 
tharingifcher 1856 erwähnt. Datt ©. 79. 80. — Im Mebrigen vgl. bei. Datt 
©. 75—81, und die Nachweiſe ber einzelnen Kandfriebensbünde in Böhmer's 
Regeften, namentlich aus der Zeit Ludwigs des Baiern ©. 248—247; auch Er- 
bar ©. 11f. 

19) Roftoder Landfr. v. 1288 im Lüb. Urkb. I 408; Landfrieden v. 1327. 
1338. 1334. 1833. 1849 ib. Il. 424. 504—506. 541. 619. 848. Geefrieben 
©. 634. 

15) Dazu kam biöweilen die Unterfagung von Audgleichen ohne Wiſſen der 
Genoſſen, 3. B. thüring. Landfr. v. 1372 d. Erhard ©. 17, die Bertheilung 
eiwaiger Eroberungen und Beute nah Mannzahl, die Enthaltung zu enger, dem 
Zandfrieden gefährlicher Bündniſſe zc. 
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ben auch der Ungenoffe an ben erhöhten Friedenszuſtand gebunden war '%). 
Alle Herren und Stäbte, welche in biefen Zielen gefeffen waren, wurden dann 
entweder geradezu zum Landfrieden gebrungen, oder ed wurde doch ihre Auf- 
nahme ohne weitere Sörmlichkeiten jedem Genoffen geſtattet!). Bisweilen 
trat fogar das territoriale Princip fo in den Bordergrund, daß nicht nur die 
pofitiven Pflichten der Friedensgenoſſen auf beftimmte Grenzen eingeſchränkt 
wurden, fondern felbft ihre negative Pflicht, fich der Fehden und Kriege mit 
einander zu enthalten, außerhalb des Sriedensbezirkes ceffirte!®). Unter foldhen 
Umftänden Tonnte die beſchränkte Daner der Landfriedendeinungen nicht hin⸗ 
dern, daß wenigftens für dieſe Zeit die Geſammtheit der Verbundenen fi 
als eine organifirte Genoffenichaft betrachtete, in weldher die Gefammteinheit ben 
Gliedern als ein felbftändiges politifches Rechtsfubjekt gegenüberitand. Konnte 
eine ſolche Anſchauung in fürzer währenden ober Iofer verknüpften Friedens- 
einungen ſich nicht zu voller Klarheit erheben, jo mußte fie doch da, wo län⸗ 
gerer Beftand, häufige Erneuerung und durchgebildete Drganifation zufammen- 
trafen, mehr und mehr zu Tage treten. Dies giebt fih auch in äußeren 
Symptomen, wie 3. DB. in der den „Landfrieven® perfonificirenben Rebeweife 
der Urkunden, in der Annahme eines bejonderen Siegeld und Banners bes 
Landfrieden, in der Rechtſprechung und Exekution „im Namen bes Landfrie⸗ 
ben“ ober „von des Landfrieden wegen“ unzweibeutig fund!‘ Xrägerin bie 
fer Einheit ift, wie in jeder gewillfürten Genofjenihaft, die Gefammtheit ber 
Genofſen. Es bedarf daher einer förmlichen Aufnahme in den Berein) und 
einer Beſchwoͤrung feiner Statuten”), um am Schuß und an der Handhabung 
bed Landfriedens Theil zu haben. Allein die Geſammtheit fommt bier nicht, 


16) Bol. 3. B. die Landfrieden v. 1301. 1325. 1382. 1351. 1368. 1334. 
1489 b. Datt ©, 139f; Landfriede der jchmetzer. Städte v. 1318 b. Trouil- 
(at IL Nr. 156. ©. 266; 1854 Böhmer ©. 629f, ıc. 

19 So ſchon in den Landfr. v. 1254 und 1255. Rheiniſche Landfrieben v. 
1325 b. Schaab I. Nr. 64. (1325). ©. 93: Auch ist gereht, daz ein jege- 
liche stat der vorg. stete einen jegelichen guten man, er si wer er si, ritter, 
knecht, pfaffe oder orden, die in diesen vorgenanten zilen gesessen sint, en- 
phahen mugent zu diesen friden mit allen den gedingen. 

) Datt ©. 140, Rhein. Landfr. v. 1832. Elfäff. v. 1313. 

10) Weber die juriftifche Perfönlichkeit des Landfriedens TH. II. 

20, Diefe gefchieht entweder durch den nächftgejeilenen Genofjen (Note 17), 
oder durch ben Hauptmann und die Hauptitadt, die zunächft gejeffen (1817 
Schaab I. Nr. 60. ©. 84), oder nur durch die Geſammtheit (3. B. 1364 Lac. 
III. 559), oder endlich — was die Regel bildet — durd) die Mehrheit der Land⸗ 
friedensrichter. 3. B. 1354 Böhmer 682. 1837 ib. 543. S. aud Aufnahmen 
b. Datt 88f. Erhard 23f. 

2) 3, 8. 1817: der sol sweren den friden ze behalten, ze beschirmen 
und ze behelfen, als der lantfriedenebrief sagt. 
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wie bei eigentlichen Bünden, auf regelmäßigen Tagen durch vollberechtigte Re⸗ 
präfentanten zur Berathung aller gemeinfamen Sntereffen und Angelegenheiten 
zufammen. Wo eine derartige Verabredung in einem Landfrieden vortommt, 
Tennzeichnet ſich derfelbe bei näherer Betrachtung als ein wahrer Bunb, der 
fich nur der Reichöverbote wegen des unſchuldiger klingenden Namens bebient ”*). 
Der eigentliche Landfriedensbund vielmehr wird durch ein ftändiges, ein für 
alle Mal Eonftituirtes Organ repräfentirt, welches zwar in der Regel aus 
Delegirten der hauptſächlichften Genoffen zuſammengeſetzt ift, aber nicht das 
Intereſſe diefer, fondern das Bffentliche Sriedensinterefje zu vertreten hat und 
daher zwar von jeder Vollmacht oder Inſtruktion unabhängig ift, ſich ſogar 
meift jelber ergänzt, dafür aber ftreng auf die Handhabung des Landfriedens 
in den räumlichen und zeitlichen Grenzen der Einung beihräntt iſt. Diefes 
Organ, bisweilen einheitlih als ein Landfrievenshauptmann *?), in der Negel 
follegialifch als ein auf regelmäßigen und auferordentlihen Landtagen zufam- 
mentretendes, mit Stimmenmehrheit befchließendes Landfriedensgericht unter 
einem entweder im Voraus vom Könige oder den Genoſſen ernannten, oder 
vom Kollegium jelbft zu wählenden Richter, Obmann oder Mundmann Ton- 
ftitnirt”*), erläßt im Namen und unter dem Siegel ded Landfriedens Ladun⸗ 
gen, Rectsiprähe und Vollzugsverordnungen, entfcheidet austragsweife über 
Rechtshändel der Genofjen unter einander und mit Ungenoffen, richtet über 


2) Dies ift 3. DB. offenbar bei dem Lanbfrieben ber ſchwäbiſchen Städte v. 
1956, Datt ©. 81—38, der Fall. Denn obwol fie nur einen Bund für Erhal⸗ 
tung des Faiferlichen Randfriebend zu fchließen vorgeben, verabreben fie neben einer 
Eintheilung in drei Gefellfihaften, die „doch mit einander die ainen püntnusz 
und den ainen landfrid halten sollen und wollen“, und Hilfe auf Mahnung, 
Sciebögericht, Erekution zc., zwei jährliche Zuſammenkünfte aller Städte in Ulm 
und St. Gallen: mit ain ander da ze reden, waz wir alle gemainlich oder un- 
ser jeglich statt besundere nothurfflig sint. 

” 3, B. 1283 üb. Urfb. I. 403: ab universis dominis et vasallis et ci- 
vitatibus super his omnibus judex et capitaneus est electus. 

24, Im wetterauifchen Landfr. v. 1265 b. Böhmer 184f. paeis executores, 
1337 ein Neuner-, 1854 ein Eilfergericht ib. 543. 623. Im thüring. Randfr. 
v. 1338 ein Richter und ein Rath von 12 Männern auf ein Sahr gewählt; 1872 
ſechs deputirte Schiedärichter und ein namentlich beftimmter Obmann. Erhard 
17. 80f. 1356 gubernatores communis pacis Lotharingine. Datt ©, 80. 
Im Elfaß abwechſelnd 9, 18, 15 Richter oder cognitores, unter denen „ein ge- 
meiner mundmann von der herren und stett wegen aller gemeinlich.* Datt 
©. 76. 77. Schaab I 271. Am Rhein ein Giebner-, Neuner- oder Cilferge- 
richt, das troß wechfelnder Zuſammenſetzung und Geftalt auf fogenannten „Land- 
tagen” ald „Landgericht“ feit 1327 faft ununterbrochen thätig war. Schaab I 
258 — 271. 1889 im Eger Landfr. ein Neunergeriht. Datt 66f. 1398 bei 
Guden. IH. 639 ein Siebnergeriht. Vgl. auch Schaab I. Nr. 266. 267. 
268. 274. 
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Friedensbruch?“), erkennt auf Schadenerſatz wie auf Strafe, namentlich auf 
Ausihlug aus der Friedensgemeinſchaft des Landfriedens (Verlandfriedung, 
Achtung), die bei königlichem Landfrieden mit der Reichsacht zufammenfällt, 
und überträgt die Volßiehung jeiner Anordnungen und Sprüche den nächſt⸗ 
gefefienen Genofjen, dem nächſten Kreije oder dem Gefammtbunde”). Zur 
Ausführung der angeorbneten Exekution oder zur Theilnahme an dem vom 
Landfriedenshauptnann unter dem Landfriedensbanner angeführten Beldzuge ift 
jeder Genoffe mit beftimmten Mapgaben und feitgejegten SKontingenten bei 
Strafe verpflichtet, ſofern ihn nicht ein beſonderes Herrſchafts- oder Bundes⸗ 
verhältnig kraft ausdrücklicher Ausnahme befreit?”). Bei frifcher That muß er 
auf die Mahnung des Genoffen auch ohne Anweifung der Richter diefem in 
näber feitgejeßter Weiſe zu Dilfe eilen. 

Wie alle derartigen Genofjenfchaften, jchloffen die Landfrievensbünde 
engere Vereine nicht aus, und es beftanden in und neben ihnen theils beion- 
bere, weitergehende Bünbniffe*®), theil engere Yandfriedenseinungen mit eigenen 
Sriedensrichtern?®). Ueberdies waren fie in ber Regel zur leichteren Hand⸗ 
babung des Friedens in Kreife, Gejellichaften, Parteien oder dergleichen ge⸗ 
theilt, die ebenfalls eine genofſenſchaftliche Organifation unter bejonderen Bor- 
jtehern hatten und im Berhältnig ihrer Mitglieder zu einander eine noch 
nähere Sriedend- und Rechtsgemeinſchaft begründeten. 
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Menn jo die Einung eine unerjchöpfliche Fülle von politifchen Neubil- 
dungen aus dem Ringen der Stände erzeugte, jo mußte fie mehr und mehr 


25) Diefer Begriff warb aber oft in jehr weiten Sinne genommen. So 
fallt nach dem thüring. Landfr. v. 1888 b. Erhard 30f. jede Rechtsverletzung 
bezüglich der Münze, Raub, Pfändung, Kloftereinbrud, Feſtungsbau, Berfagung 
der Randfolge ꝛc. darunter. 

26, Bol. außer den einzelnen Landfrieden bei. Datt S. 183f und Schaab 
L ©. 258f. 872f., fowie die Urf. des rheiniſch. Landgerichts ib, 2 ©. 117. 
143: 825f. 854. 

27) Der gewöhnliche Ausdrud für die Pflicht der Genoffen zur — 
folge lautet: und wo die eylff adir der merer teil daz houbit hene kerin, da 
sal man in mit dem lantfriden nach folgin — 1854 Böhmer 6982 8 20 — 
oder äbnlih. Nach dem thüring. Landfr. v. 1338, Erhard S. 30f., follten die 
Urtel binnen 8 Tagen vollzogen werben. 

2) Es wurbe oft ausdrüdlich ausgemacht, daß der Randfriede beftebenden 
Bündniffen unfchädlich fein ſolle. Für die Zukunft aber wurde biöweilen bie 
Bünbnißfreiheit eingefchräntt.e So 1372 b. Erhard ©. 17. 

29, So 3. B. im thüringifchen und rejp. weftphälifchen Landfrieden engeres 
Landfriedensbündniß und eigner Landrichter der Städte Erfurt, Mühlhauſen und 
Nordhaufen. Erhard ©. 27. 28. 47. 48. 
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als Duelle des ftnatlichen Verbandes überhaupt gelten. In der That fehen 
wir feit dem offenkundigen Berfall der Lehnsverfaffung allmälig die alte An⸗ 
ſchauung des Reiches als eines großen Herrichaftverbandes, in welchem Dienft 
und Amt in vielfachen Stufen von oben nady unten geliehen ijt, durch eine 
andere Idee erjegen, nach welcher der Kaiſer nur der erwählte Hauptmann 
einer gewilklürten, auf der Ginung der Stände beruhenden Friedens- unb 
Rechtsgenoſſenſchaft ift. 

Schon erhob fi neben dem Princip der Einung ein zum Siege über 
fie berufener neuer Gedanke, der Gedanke einer ftaatlichen Obrigkeit. Denn 
aus dem Wirrwarr der Herrichaften, Genoffenihaften und gemifchten Verbände, 
die nach der Auflöfung der Stufenordnung des Lehnreichs nur noch ein man- 
nichfaltiger Komplex zufällig geftalteter Rechtsbeziehungen, fi kreuzender Lehns- 
verbindimgen, ſchwankender Vogteiverhältniffe, im Privateigenthum ftehender 
Gerichtöbarkeiten und Regale unter einamber und mit dem Kaifer verknüpfte, 
bob fich ſchon ſeit dem 43. Jahrhundert in immer fefteren Zügen bie 
Landeshoheit einzelner Glieder des Herrenftandes als eine einheitlihe Macht 
über ein abgenrenztes Territorium empor. Allein noch waren felbit im Nor- 
den und Dften, wo es ihr ſchon jebt gelang, Adel und Gemeinden vom 
Reiche abzuſchneiden, ihre Siege nur unvollftäntig, im Süden und Welten 
ftanden Stäbtebünde und Rittergejellihaften noch mächtig genug da, um nicht 
unter, jonden neben den Fürften bad föberative Princip im Reiche zur 
Geltung zu bringen. Endlich aber war es fchon Tängft entſchieden, daß der 
neue Staatsgedanke nicht im Reich, fondern nur in feinen zerjplitterten Theilen 
die ältere Berfaffung befiegen würde. So wurden denn bie großen Kämpfe 
um eine Neugründung bes zerfallenden Reichs, welche feit dem Interregnum 
dritthalb Sahrhunderte Tang im deutſchen Südweſten geführt wurden, aus 
ihließlih von dem Einen Gedanken beherricht, die Verfaſſung des Reiche anf 
die Einung feiner Glieder zu gründen. Auch kräftige und einfichtsvolle Kaifer 
fonnten nicht daran denken, das Lehnskaiſerthum durch ein Staatskaiſerthum 
im Sinne der Landeshoheit zu erfeen und die Reichöftände zu dem zu machen, 
was die Lanbftände in den Xerritorien wurden: das Einzige, was ihnen blieb, 
war, ſich felbft an die Spiße der Bünde und Kandfrieden zu ftellen und deren 
Erweiterung zur Reichseinung anzuftreben. Nur das war bie offene Frage, 
an ber fo lange jedes Refultat fcheiterte, wie dieſe Reichseinung beſchaffen fein 
jollte; vor Allem, wer ihre Bollgenoffen fein würden; demnächſt, welche Stel- 
lung dem Kaifer ald Ginungsvorftand gebühre, von weldhem Gericht Friede 
und Recht der Cinung zu handhaben, wie in ihr der Rechtöfpruch zu vollziehen ei. 

Bon Anfang an war ed ar, daß die Reichdeinung keine Konföberation 
des geſammten Volkes werben Eonnte, fondern lediglich eine Konföberation 
einzelner Stände. Denn an der ganzen Bewegung nahm der Bauernftand 
nicht Theil! Allen um die Mitte bes 15. Jahrhunderts fchien es zweifel⸗ 
haft, ob nicht wenigftend die andern Stände gleichmäßig im Reiche Platz 
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finden würden, ob nicht bad Reich aus feinem Berfall als ein mächtiger 
Bundesitaat von Fürften, Abel und Städten erftehen würde, in welchem vor 
Allem ein durchgängig reihsunmittelbares Bürgertum das Volk repräjentirte. 
Der Fall des großen rheiniichen Städtebundes zerftörte ſolche Ausfichten, jedes 
erneute Fehlichlagen der Regenerirung des Reichs durch Städtenereine, Land⸗ 
friedensbünde und Eidgenoffenichaften jchmälerte den Raum, welcher dem ſich 
feſt abjchliegenden Kurfürftenfolleg und den fih mehr und mehr Eonfolidirenden 
Landesherren gegenüber für andere Elemente in der Neichöverfaffung blieb. 

Noch einmal ſchien e8 im Anfange der Regierung König Wenzeld, als 
jolle wenigftens theilweife eine Vereinigung aller Stände erreicht werden. Er 
ſchlug eine große Einigung aller Fürften, Grafen und Herm, Ritter, Knechte 
und Städte vor, deren Haupt er felber fein wollte, und die nach Abichaffung 
aller Sonderbünde, in vier Parteien getheilt, Frieden und Recht handhaben 
ſollte ). Allein der Verſuch jcheiterte, der Stäbtefrieg folgte, und die nun- 
mehr verfündeten Landfrieben ®) ſteckten ſich wiederum ein weit niedrigeres 
Ziel, ohne bei der mangelnden Thatkraft und Entſchloſſenheit des Königs auch 
nur dieſes zu erreihen. Seitdem handelte e& fih, jo mächtig Städte und 
Adel am Rhein und in Schwaben noch rangen, doch im Grunde nur noch 
um eine Einung der Landesherrn. Die Städte Tonnten nit mehr daran 
denken, eine Aufnahme des ſtädtiſchen Princips in die Reicheverfaflung, eine 
Gründung der leßteren auf die Gleichſtellung der Kaudeshoheit und der Ge 
meinheitöverfaflung zu erlangen, fie konnten nur noch danach jtreben, fich in 
möglichjt großer Anzahl eine Ausnahmeftellung zu erringen, vermöge 
deren fie als privilegiirte Korporationen felbft die Landeshoheit auf ihrem Ge 
biet und Damit im Reiche die Reichöftandihaft erwarben. Den Adelsfamilien, 
welche der Landfäfjigkeit entgiengen, gelang nicht einmal biejes, fie mußten 
fih ohne aktive Theilnahme am Reich mit Unmittelbarkeit und Torporativer 
Derfaffung begnügen. Nichtsdeftoweniger verfloß faft das ganze 15. Sahr- 
hundert, ohne daß die allgemein als Nothwendigkeit empfundene, von Kaifer 
und Ständen auf jedem Reichstage in Angriff genommene Einung des Reiches 
definitiv zu Stande fam?). Ueber die Grundzüge der Einung zwar war man 


1) 1383. Koch, Neue Samml. der Reichsabſchiede L S. 88f. 

2) Landfr. v. 1383 auf 6 Jahre. Koh 91. Datt 66f. Bier Nichter and 
den Herrenftand, vier aud den Städten und ein vom König ernannter Obmann 
follten dem Frieden vorftehen, richten und fühnen, die nächitgelegenen Stände ihn 
handhaben. Landfriede v. 1398 b. Guben II 637f; Koh ©. 97. 101. Ein 
Treunergericht wurde in ähnlicher Weife eingeſetzt. 

3 Man vgl. die projeftirte Verordnung Albrechts II. v. 1488, den Vorjchlag 
zu Nürnberg v. 1438, die Reformation Friedrichs III. v. 1442, deſſen projeftir- 
ten Landfrieden v. 1466, das Gutachten des Kurfürften v. 1467 b. Koch ©. 154. 
180. 170. 198. 200. 217; die wirkfich erlaffenen Landfrieden v. 1431 (auf ein 
Jahr,, v. 1467 cauf 5 Sabre), v. 1471 (auf 4 J.), v. 1474 (auf 6 J.), v. 1486 
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fh im Weientlihen Mar. Ganz allgemein dachte man nicht mehr an bie 
Errichtung eines kräftigen Bundesgemeinweiens, ſondern lediglich an die Ver⸗ 
bindung aller unmittelbaren Reichömitgliever durch eine Landfriebenseinung, 
die von den gewöhnlichen Landfrieden durch ihre ewige Dauer verſchieden fein 
jollte. Uneinigkeit aber herrſchte über die Cinrichtung des Gerichts, ber 
Hauptmannſchaften und Kreije, der Vollzugsordnung. Selbftuerftändlich zwar 
war es, daß der Kaijer das Haupt der Einung werde: ob aber ausichliehlich 
fein kaiſerliches Kammergericht, ob ein Austragdgericht wie in gewöhnlichen 
Einungen, ob ein aus beiden Formen gemifchtes Gericht entfcheiden und wie 
die Kompetenz beitimmt werden jollte*); ob beitimmte Kreiſe unter Kreis⸗ 
banptleuten 8) oder die nädhftgejeffenen Reichsſtände ®) die Rechtsſprüche voll- 
ziehen, oder ob nur die Reichsacht und die gewöhnlichen gerichtlichen Zwangs⸗ 
mittel angewandt werden follten?): darüber waren Kaijer und Stände jtets 
verfchiedener Meinung. So blieb es denn bei Berfündung gewöhnlicher Land» 
frieden auf beitimmte Zeit und überdies bei Gutachten und Projekten. Endlich 
im Sabre 1495 kam unter Marimilian die Konföderation der Stände zum 
Abſchluß s). Das Neich wurbe als eine große Friedendeinung für ewige 
Zeiten Eonftituirt, in welcher jede Fehde unter den Genoffen verboten, der 
Friedensbruch mit der Reichsacht und Geldbuße bedroht, Jedem die Hilfe bei 
friiher That zur Pflicht gemacht wurde. Der Kaifer wurde ald Haupt, die 
einzelnen Reichsſtände als Genoflen der Cinung anerkannt. Das zugleich 
Taiferlihe und ftändifche Reichskammergericht wurde als Gerichtshof des Frie⸗ 
dens und Rechtes der Reichdeinung errichtet. Ueberdies ſollte eine jährliche 
Verſammlung der Reichsſtände zur Handhabung und Vollſtreckung des Zriedend 


(auf 3 J.) b. Koh ©. 144. 225. 226. 261. 275. Bol. bei. auch Datt lib. I. 
c. 22—29. ©. 153— 212. | 

9 Schon K. Albrecht ſchlug 1438 eine Verbindung ber Austräge und der 
ordentlichen Gerichtäbarkeit vor. Koh ©. 155. 157 8 8f. 25. Die Kurfürften 
aber brachten dazu ein beſonderes, von allen Ständen befeßtes Gericht in Vor⸗ 
ſchlag (Gutachten S. 217 8 7f.), während ber Kaiſer ftetd an feinem Kammer 
gericht feithielt (1471. 1474 b. Koch 246. 273 $ 13). 

> So ſchon 1438 vorgeihlagen. Koh ©. 156 8 26f. 28f. Bol. 
©. 164 ib. 

6) Das verlangten bie Kurfürften 1467. Koch ©. 213 8 11. Bei frifcher 
That wurde ed 1474 u. 1486 (ib. ©. 262 9 3—8. 276 8 3f.) angeordnet. 

7, So nach den Landfr. v. 1467. 1471 ©.225 $ 4f. ©. 245, und für den 
Fall eines ergangenen gerichtlichen Erfenntnifjes auch nach denen v. 1474 u. 1486 
©. 263. 277, 

3 S. Datt lib. IH. IV. V. ©. 493— 922; den ewigen Landfrieden von 
14985, die Handhabung Friedens und Nechtend und die R. 8. ©. O. auch bei 
Koch H. ©. 3—29;, die Regimentdordnung v. 1500, die Reichdabſch. v. 1500 
u. 1512 ib. 57. 84. 138; die Ordnung der zehn Kreije ib. 211. 
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ftattfinden, die indeß bald durd ein ftändiges Reichsregiment erſetzt wurbe, 
das fi) nach zweijähriger Thätigkeit auflöfte. Statt deſſen wurben durch 
bezirföweife Eintheilung aller Reichsſtaͤnde für Exekution, Reichshilfe und 
Reichöfteuer die Reichskreiſe gebildet, welche fich als engere Friedenseinungen 
mit jelbitgewählten Kreishauptleuten und Zugeorbneten und befonberer Kreis⸗ 
fandichaft nach dem Mufter der in gewöhnlichen Landfriedensbünden häufig 
vorkommenden Kreife charakterifiren. 

So war bie neue Neichöverfaffung durchaus nur eine große Landfriedens⸗ 
einung der Stände. Das Reich zu einem wahren Bunbesftaate zu geftalten, 
war nicht gelungen. Doch wäre auch jene Friedenseinung nicht zu Stande 
gelommen, noch weniger durchführbar geweien, wenn nicht neben der eigent- 
lichen Reichsverfaſſung zugleih eine Bundesverfaffung in bemjenigen Theil 
des Reiches eriftirt Hätte, wo neben den Fürften Adel und Stäbte noch von 
Einfluß warn. Ja man muß, wenn man die Reichöverfafiung Maximilians 
richtig würdigen will, diefe Bundesverfaffung nicht bios als Vorläufer und 
Durhführungsmittel, fondern als integrirenden Theil der Reichsverfaſſung 
betrachten. 

Es war dies der Bund, welcher feit 1487 unter Taiferlicher Anregung 
und Protektion aus einer Verbindung der Adelsgeſellſchaft des Georgenſchilds 
mit den ſchwäbiſchen Städten herworgieng ) und fi) bald dur den Zutritt 
bes Löwenbunds, rheinifcher, fränfifcher und bairiſcher Städte, endlich der 
mächtigsten Reichsfürſten und des Kaiferd Marimilian jelbit erweiterte 10). 
Unter dem Namen des Georgenſchilds, den er bald mit dem des ſchwä⸗ 
biihen Bundes vertaufchte, war er in der Träftigften Weife für Erhaltung 
und Handhabung ded Friedens und nach dem Zuftandefonmen des ewigen 
Landfriedens für deifen Durchführung. und die Erefution der Reichsſprüche 
thätig. Zugleich aber war er deshalb won beſonderer Wichtigkeit, weil er den 
Städten und dem Reichsadel in den in ihm enthaltenen befouderen Bünden 
politijche Autonomie und Selbftverwaltung ficherte, in ihrer Geſammtheit aber 
ihnen eine größere Theilnahme an der Reicheinung gewährte, als ihnen die 
Konföderation der Reichsſtände gab. 





% ©. die Urkunden nber Geſchichte und Berfaffung des ſchwäbiſchen Bundes 
b. Datt liber II. ©. 271— 492, die vorangegangenen Städtelage v. Speier 
1486 und Heilbronn 1487 bei Häberlin, Reichöhtitorie VII. ©. 345 f. 354 f. 
Bol. Häberlin, Reichshiſt. VIL 408—416 und Schaab 1. c, II. Nr. 338 f. 
©. self. | 

10, S. Beitrittsurfunden bei Datt S. 286f.; bef. des Töwenbundes ©. 309 
— 311 u. Schaab II. Nr. 854 u. 355; der Erzbifchöfe von Mainz und Trier, 
des Biſchofs von Augsburg, des Erzherzogs von Defterreich, der Markgrafen v. 
Brandenburg und Baden, des Grafen von Württemberg b. Datt ©. 8301f. 
Schaab I. Nr. 342. 847. 349. 350f. ©. 465. 486. 493 f.; ded Kaiſer Mari⸗ 
milian i. 3. 1490 b. Schaab II Nr. 851. 8655. ©, 499. 500. 
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Die befonderen Bünde des Adeld und der Städte beftanden in dieſem 
großen Verein unter eignen Hauptleuten als jelbftändige Genoſſenſchaften fort, 
welche eine fefte unb einheitliche, nicht auf die Friedenshandhabung bejchränfte, 
fondern alle Sntereffen der Glieder umfaffende Organifation hatten '"). Aber 
auch der Gefammtbund, deſſen Berfaffung auf wiederholt beftätigten, verlän- 
gerten und erweiterten „Berainigungen® oder „Ainungen“ berubte, war fein 
bloger Landfriedensbund, jondern eine nach innen und augen einheitlich orga- 
nifirte Bundesgenoſſenſchaft **). Unter gemeinen Bunbeshauptleuten und dem 
Ihwäbiichen Bundesrath, welche die Bundesangelegenheiten zu verhandeln und 
anzuordnen hatten, fanden gemeine Bundestage Statt 1°). Alle Bundesgenoſſen 
waren verpflichtet, dem Bunde Gehorfam zu leiften, untereinander aber fi 
Beiftand bei frifcher That zu leiften, nur vor dem Bunde Recht zu fuchen, 
ben Feind des andern in nichts zu unterftüßen, Feine Aniprache eines Unge- 
noffen gegen einen Genoffen zu kaufen oder an fi) zu bringen, Bejchlüffe 
und Erkenntniſſe des Bundes geheim zu halten 1). Weber die Rechtshändel 
entichied ein Bundesgericht, aus dem Bunbrichter, den Zufähen und dem ©e- 
richtsſchreiber beſtehend *%). Zur Ausführung der Beichlüffe und Urtel, zur 
Bertheidigung des Friedens und ber Rechte feiner Glieder war jeder Bundes- 
genofje mit beftimmten Kontingenten verpflichtet, die er bei Strafe zu dem 
vom „Obriften Bunded-Feldhauptmann“ geführten Bundesheer ftellen mußte '°). 
Auch eine Bundesmatrikel legte der Bund auf feine Glieder um und trieb 


11) In den Urkunden ded Geſammtbunds werden in der Regel der gemeine 
Hauptmann und die Prälaten, Grafen, Freien, Herren, Ritter und Knechte der 
Geſellſchaft St. Jörgen Schilt und ber gemeine Hauptmann und des heiligen 
Reiche Städte gemeinlich des Bundes im Lande Schwaben nebeneinander genannt. 
Die Gefelihaft St. Joörgenſchilt Hatte ihre befonderen Statuten, welche gleich 
zeitig mit der Verlängerung des Gefammtbundes erneuert und erweitert zu werben 
pflegten. Siehe die Veraynigung und Geſellſchaft Sanct Zörgen Schilt von Prä- 
laten, Grafen, Fryen Herrn, Nittern und Knechten ber vier Theil ded Lands zu 
Schwaben v. 1488. 1496. 1512 b. Datt ©. 815 f. 837. 400f. Die einzelnen 
Biertel, in welche die Geſellſchaft zerfiel, hatten wieder ihre befondere, autonomijch 
feftgeftellte Verfaſſung. S. 3. B. Bundbrief bed Viertels am Kochen v. 1488 
b. Datt 317. 

12) Man vgl. bei. Geſellſchaft und achtjährige Veraynigung St. Georgen 
Schildts in Schwaben v. 1488 Datt ©. 281 f.; die Erneuerungdurfunde v. 1496 
auf 3 Jahre ib. 325 f.; v. 1500 auf 12 Sabre ib. 846 f. und „gemain abschid 
zu Eszlingen, nach verfassung der obgemelten aynung beschloszen“ ©. 366f.; 
v. 1512 auf 12 Sabre ib. S. 382 f. 405 f. 

13) Datt ©. 438. 465 f. 

1) Datt ©. 467 f. 49. 

16) Neber Zufammenfegung bed Gericht? Datt S. 451 f.; feine Kompetenz 
ib. 456 f.; dad Verfahren vor ihm 460 f.; Die Appellation 463 f. 

6) Datt ©. 438 f. 471 f. 478—491. 
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die Steuer nöthigenfalls zwangsweiſe ein”). Ebenſo aber trat er nach außen 
durch feine Organe als eine jelbftändige politifche Macht auf, welche ftrafte 
und richtete, Kriege führte und Verträge ſchloß, vermittelte und fühnte‘s). 

Im Sabre 1512 zum lebten Mal auf 12 Jahre erneuert, gieng ber 
Bund jodann in der Reformationdzeit, welche fo viele politiihe Verbindungen 
Iöfte, unter). Sein Ziel aber war im Wefentlichen erreicht, Reichsſtädte 
und Reichsritterſchaft waren in ber Reichsverfaſſung als Reicheglieber anerkannt 
worden, und dad Reich war durch eine große Konföderation aller noch vor⸗ 
handenen Stände noch einmal neu begründet. Freilich war damit zugleich die 
Abtrennung aller an diefen Sinungen nicht unmittelbar betbeiligten Glieder 
von der Reicheunmittelbarkeit, der gar nicht betbeiligten (wie ber Eidgenoſſen 
und des Ordenslandes) vom Reiche überhaupt befiegelt. 


6 Der Einfluß des Einungsweiens auf die Bildung territorialer 
Staaten. 
8 49. Randedgemeinden. 

Wir haben dur die Macht des Einungswejens ein ftaatliches Gemein- 
weien in der mittelalterlihen Stadt entftehen, wir haben durd das politifche 
Bündnißweſen aud) über die Städte hinaus in immer weiteren reifen Ber- 
bände von einiger ftaatlidher Bebeutung begründen gejehen. Bon allen biejen 
Genoſſenſchaften aber hat Feine, am wenigften die Reichsgenoſſenſchaft felber, zu 
einem wahren Landesſtaat geführt. 

Sn der That war eine auf der reinen Gemeinheitöverfaffung beruhende 
territoriafe Staatöbilbung in dem bei Weitem größten Theile Deutichlands 
beshalb unmöglich, weil die gefammte ländliche Bevölkerung an der Einungs⸗ 
bewegung feinen Antheil hatte. Die große Mafle der Bauern verfant mit 
ber Trennung von Stadt und Land nur tiefer in Hörigkeit; auch die freien 
Landgemeinden blieben als ifolirte Genofienichaften alter Art meift ohne Ein- 
fluß auf die Bewegungen ber Zeit; ber endlich unternommene Verſuch, durch 
eine gewaltfame Erhebung den entriffenen oder vorenthaltenen Antheil an 
Sreiheit und Herrichaft zurüd zn gewinnen oder zu erringen, fcheiterte an ber 
Uebermacht der höheren Stände. Ausnahmweiſe gelang ed einem Theil ber 
Bauern am Meer und Gebirge, vereinzelt auch einigen Bezirken des innern 
Deutſchlands, die eigne Genoſſenſchaftsverfaſſung zur Gemeinheitöverfaffung 
auszubauen, nad außen aber die politische Unabhängigkeit zu behaupten ober 
zu erfämpfen. Die Folge war die Bildung von Landesgemeinden, 


19 Datt S. 471f. 

18) So bei Datt u. Schaab eine Menge von ben Hauptleuten des Bundes 
im Namen des gemeinen Bunde des Landes zu Schwaben abgegebener Erflärungen, 
Sciebsfprüche, Fehdeverkündigungen, Sühnealte, Exetutionsauftrãge u. ſ. w. 

1 Datt ©. 427 f. 
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weldhe als territoriale Gemeinwejen vorübergehend oder dauernd benfelben 
Gedanken, welcher der ftädtifchen Berfaffung zu Grunde Ing, zur Grundlage 
ber ftaatlihen Verbindung eines ganzen Landes machten. Gleich den Städten 
ftrebten jolche Landesgemeinweſen nach weiterer Vereinigung und ihnen gelang, 
was den Stäbtebünden mißglüdte: die Gründung eines wahren Bundes- 
ftaate. Die allgemeindeutiche Entwiclung dagegen drängte, je weniger von 
einem freien und politifch berechtigten Bauerftande die Rede war, deſto ent- 
ſchiedener unter Bejeitigung faft aller Anfänge einer entgegengefeßten Staats- 
bildung auf den Sieg ber Landeshoheit und die Gründung landesherr- 
liher Staaten hin. In ihnen war ed die Ginzelgewalt des Landesherrn, 
welche, indem fie fi) zu einer ftaatlichen Obrigkeit umbildete, vorzugsweiſe 
jhöpferifch wirkte und endlich zur alleinigen Trägerin des Staatsgedankens 
wurde. Indeß war auch bier die Ausbildung eined reinen Obrigfeitsftants 
nur das ſchließliche Refultat: urfprüänglich war die Selbftthätigfeit des Volkes an 
dem Bau des Landesſtaats mitjchöpferifch betheiligt.. Denn indem fi das Land 
in jeiner Öliederung nah Ständen auf dem Einungswege onftituirte, kam 
der neue Xerritorialftant zunächſt als ein aus dem Landesherrn und ber 
Landesgemeinde zuſammengeſetztes Gemeinweſen zur Entſtehung. Mußte auch 
die landſchaftliche Verfafſung wegen der Ausſchließung des Bauernſtandes 
endlich unterliegen und die Durchführung des modernen Staates der Obrig- 
feit allein überlafen: jo unterlag fie doch erft, nachdem fie auf die Bildung 
der Staatsidee in den deutichen Territorien einen mächtigen Einfluß geübt 
hatte, defien Folgen nie ganz verwiſcht find. 

So find es brei verjchievene Rechtögeftaltungen, in denen die territoriale 
Staatdentwiclung unmittelbar dur das Einungsweſen bedingt wurde: freie 
Zandesgemeinden, Bunbesftaaten und landſtändiſche Körper- 
Ihaften. Hier ift zunächlt von dem freien Landesgemeinden zu handeln. 

Freie Landesgemeinben kamen hauptſächlich nur in den Alpen einer- 
jeits, am Meere bei riefen und Ditmarfen andererjeitd zur Entwicklung, 
wennſchon auch in vielen anderen Gegenden die Anfänge ihrer Bildung zu 
erfennen find. Ihre Außere und innere Geſchichte zeigt noch größere Verſchie⸗ 
benbeiten, als die der Städte: indeß läßt fi in ihnen allen eine, freilich auf 
ſehr verſchiedener Stufe ftehen gebliebene oder gehemmte Richtung in der Um- 
bildung der alten Berhältniffe erfennen. Die Analogien, welche dieſe Um⸗ 
bildung altgermanifcher Bollsgenofjenichaften in Landesgemeinweſen mit ber 
weit früheren Umbildung ähnlicher Genoſſenſchaften in Städte bietet, find 
überrafhend: nur war der Proceß um Vieles langfamer und hat fi nirgend 
in fo vollftändiger Durchführung vollzogen. 

Die äußere Seite diefer Umbildung war wie in den Stäbten die Wah- 
rung oder Wieberherftellung der Freiheit in einer germaniſchen Genoſſenſchaft, 
mochte died num eine Gau⸗, Gent oder Markgemeinde, mochte e8 eine Im- 
munitätögemeinde fein. Das hierdurch bedingte Streben nach Yernhaltung 
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oder Befeitigung jeder herrſchaftlichen Gewalt endete in einigen Gemeinden, 
welche den Freiftädten zu vergleichen find, mit der vollen Reichsfreiheit; in an- 
deren, welche den abhängigeren königlichen Reichsſtädten korreſpondiren, blieb 
eine Reichsvogtei beftehen, ohne bie Gemeinheitsverfaffung zu hindern; endlich 
gab es, wie Kandftäbte, auch landesherrliche Kandesgemeinden, welche in größerer 
oder geringerer Abhängigkeit von Iandeöherrlihen Voögten ftanden. Das Cha- 
rafteriftiiche für eine Landesgemeinde liegt nicht in dem Mangel jeder Herr- 
ſchaft über ihr, fondern darin, daß eine foldhe Herrihaft der in fi flantlich 
abgejchloffenen Gefammtheit als etwas rein Aeußeres gegenüberfteht. 

Hand in Hand hiermit gieng eine innere Fortbildung der Genofjenichaft, 
welche in dem aus der Verſchmelzung ber territorialen und perfönlichen Ver— 
bindung erwachfenen Begriff des Landes eine unfichtbare, zugleich politische 
und privatrechtliche Einheit über den Gliedern herftellte und damit die in den 
Städten ausgebilbeten Begriffe einer BVerfaffung, einer Verwaltung, Gefeß- 
gebung und Polizei, eines einheitlichen Landeshaushalts, eines Bffentlichen 
Rechtes einführte. Die alte Richter und Schhöffenverfaffung mußte einer 
Rathöverfaffung weichen, weldhe ein zugleich vertretenbes und regierendes Kolleg 
als Organ der einheitlichen Staatögewalt an die Spike des Landes ftellte. 
- Der Schwerpunkt der Entwicklung wurde freilich hier nicht wie in den Städten 
völlig aus der Geſammtheit in den Rath verlegt, es wurde weit weniger 
centralifirt und regiert als dort: allein eine werigftend theilweife Umwand⸗ 
lung nad) ftäbtifcher Art ift in Feiner Landesgemeinde zu verkennen. 

L Die frühefte Entwidlung der angebeuteten Art fand in bemjenigen 
ſchweizeriſchen Thalgemeinden Statt, welche ber Kern des fpäteren Bunbesftaats 
wurden, 

Schon feit der erften Hälfte des 13. Sahrhunderts trat die im Sahre 
1231 für unverpfändbar erflärte und von der Vogtei befreite!) reichsunmit⸗ 
telbare Xhalgenoffenfhaft von Uri (universitas vallis Uraniae) als eine or- 
ganifirte Gemeinde auf, welde ein eigned Landesgemeinweſen (Thal, Wald- 
ftatt, Ort) bildete, das von einem zugleich richtenden und berathenben Vor⸗ 
ftand (minister vallis oder Yandammann) vertreten und regiert wurde, ein 
bejonderes Siegel führte und in der Geſammtheit aller Thalgenofſen zu voller 
Erſcheinung kam?). 


y Ark. b. Tſchudi, Chron. Helv. I. 125, fidelibus suis universis homi- 
nibus in valle Urania constitutis gegeben. 

2) Blumer, Rechtögeich. der fchweizer. Demofratien I. S. 118—122, aud) 
Maurer, Einl. S. 309-312. Schon 1234 ergeht ein Schreiben ded Könige: 
fidelibus suis ministro et universis hominibus Uranise, um eine von ihnen 
auf die Eiftercienfer Mönche umgelegte Steuer (exactionem vel precariam) zu 
verhindern. Die Landesgemeinde fchrieb alfo ſchon damals allgemeine Steuern 
aus. Tſchudi I. 180. Beitätigung der Neichöfreiheit v. 1240 ib. 185 u. 1274 
ib. 180 (ministro et universitati vallis Uraniae). Minister et universi homi- 
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In gleicher Weiſe bildete die Gefammtbeit von Schwiz (cives de villa 
Suites), welche 1240 für reiheunmittelbar und unverpfändbar erflärt wurbe?), 
Ihon im 13. Jahrhundert eine Landesgemeinde*), am deren Spite zwei, feit 
1282 vier ministri vallis oder Ammänner ftanden’), während die communi- 
tas oder universitas vallis ald Lanbesverfammlung die höchfte Gewalt übte, 
Ein befonderes Siegel, echtes Eigenthum und bewegliche Vermögen Tenn- 
zeichnen das „Land” oder „Thal“ als Nechtöperfönlichkeit, welcher fogar ſchon, 
wie einer Stadt, eine eigne Ehre — „des landes eere — zugeſchrieben 
wird. Zu noch deutlicherem Beweiſe der wahrhaft Staatlichen Auffaffung 
ihrer Verbindung legt fi die Gemeinde in ihrem gefammten Gebiet bereits 
eine förmliche Gejeßgebung über den Grundbefig und ein Befteuerungsrecht bei, 
vermöge befjen fie den Genuß des gleichen bürgerlichen Rechts von der Er- 
füllung gleicher bürgerlicher Pflichten abhängig macht und ganz wie die Stadt. 
gemeinden eine Sremtion der geiftlichen Grundbefiger nicht dulden will”). 

Um diefelbe Zeit entwidelte fih auch im Unterwalden auf Grund ber 
1240 anerkannten Reichsfreibeit) eine felbftändige Landesgemeinde, die indeß 


nes werden auch 1273 ib. 179, lantammann und die landleute gemeinlich von 
Ure 1291 b. Blumer ©. 122 Note 26, lantammann und die gemeind des 
thalls Uri 1808 ib, Note 30 erwähnt. Ein Siegel der vallis Urania oder „ded 
Landes Uri” 1243. 1246. 1249, 1258. 1284. 1290. 1291 ꝛc. im ſchweizeriſchen 
Geichichtöfreund IH. 229. 238 und b. Kopp, Url, 3. Geſch. der eidgendffifchen 
Bünde ©. 39. 40. 

®) Urk. b. Tſchudi L 134, universis hominibus vallis in Switz gegeben. 

9) Blumer L c. ©. 79. 122f. 205f. Maurer, Einleit. 802—809. Als 
Markgenofjenfhaft mit echtem Eigen werben bie homines de Swites ſchon früher 
erwähnt. So in dem Bertrage über die Landeögrenzen mit Einfideln v. 1217 
db. Tſchudi L 114. | 

5) 1275 Tſchudi L 182: R. et W. ministris vallis de Swites et univer- 
sitati ejusdem loci. 1282 u. 1288 Blumer L ©. 128 (4 Ammänner). 

6) Vgl. bei. Url, v. 1282 bei Tſchudi IL 189, worin bie landlüte ihrem 
landammann ein Gut fchenten für die arbeit, so er für uns und des lands 
eere erlitten hat, wann daher in die landtlät sandten. Bgl. ©. 190: unsers 
land insigel. Ebenſo 1286. 

) Das Ältefte Statut der Landesgemeinde v. 1294 b. Blumer L, Beil. L 
©. 557 beginnt: wir die lantlüte von Swiz... . sin übereinkomen mit ge- 
meinem rate des landes und mit geswornen eiden. Es beſchränkt die Veräu⸗ 
Berung von liegenden Gütern an Klöfter und Fremde und orbnet Bußen an, bie 
man „dem lande geben“ joll, dad Gut aber „sol... . sin des landes* (art. 1. 
2. 7.); auch beftimmt es in art. 5. ©. 558: wolten die clöster, dü in dem 
lande sint, nicht dragen schaden an stüre und an anderme gewerfe mit dem 
lande nach ir goute als ander die lantlüte, so suln si miden velt, wasser, 
holz, wunne und weide des landen. 

* Tſchudi L 135. Universis hominibus vallis in Underwalden fideli- 
bus suis, 
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nicht gleich Schwiz und Uri volllommen einheitlich organifirt war, fonbern 
als Doppelgemeinwejen in eine obere und untere Thalgemeinde zerfiel®). 

Die jo Eonftituirten Thalgemeinden oder Waldftätten befeftigten und 
vollendeten fodann während des 14. Sahrhunderts theild durch Kämpfe und 
Erhebungen, theild dur Erlangung kaiſerlicher Privilegien unter allmäliger 
Befeitigung der Vogtei ihre Unabhängigkfeit!%) und wurden zugleich das Vor- 
bild für eine Reihe benachbarter bäuerlicher Thal- und Markgenoffenichaften, 
von welchen beſonders Glarus, das mit der Stadt Zug verbündete Amt Zug 
und Appenzell nach wechſelnden Schickſalen ein ähnliches Ziel erreichten‘*). 

Gleichzeitig aber wurbe feitdem die innere DVerfaffung aller diefer Lan⸗ 
deögemeinden"”) immer mehr zu der von wahrhaft ftaatlihen Gemeinweſen, 
welche mit den durch die Verhältniffe gebotenen Mopifilationen die Grund- 
züge der ftäbtifchen Gemeinweſen in fi) wiederholten. Vor Allem daher trat 
bie in dem Begriffe des Landes (Thal, Waldftatt, Ort 2c.) ausgebrüdte un⸗ 
fihtbare Einheit mehr und mehr als eine ideale Gefammtperjönlichfeit hervor, 
welde als Quelle der Gemeinihaft und als Subjekt der daraus fließenden 
politifchen und privaten Rechte galt. Das Land war ed, welches durch feine 
Vertreter nah außen als einheitliche Macht handelte, welches Kriege führte, 


9) Daher wird 1291 b. Kopp S. 32f. nur eine communitas hominum in- 
tramontanorum vallis inferioris genannt, und dad Siegel hieß zuerft sigillum 
universitatis hominum de Stannis und erhielt erft fpäter den Zufatz vallis su- 
perioris et inferioris. Blumer ©. 123 Note 64. Tſchudi I 277. — Bol. 
i. X. Blumer ©. 125—127. Maurer, Einl. S. 312—314. 

10 Bol. Blumer ©. 205— 212. Maurer, Einl. 315—822. Königliche 
Privileg. f. d. Walbdftätte v. 1291 Tſchudi L 204, wonach ihnen nie ein Höri- 
ger Richter gegeben werden foll; v. 1297 ib. 215; v. 1309 ib. 245. 246, wonach 
fein Landmann außerhalb der Landesmarken geladen werben barf; v. 1316. 1817. 
1328. 1829. 1841 ib. 278f. 283. 808. 814. 367 ıc. 

11) Blumer 8.221—264. — Glarus, von öfterreichifcher Vogtei (advocatus 
Claronensium 1196 b. Tſchudi I 97; villicus Glaronensis 1260 ib. 185) 
Durch die Schlacht bei Sempach befreit, wählte feitbem jährlich ein Fünfzehner- 
gericht unb berieth auf Landes- wie auf Tagesverfammlungen mit Stimmenmehr- 
heit. Das Amt Zug bildete mit ber gleichnamigen Stabt Ein Gemeinwefien mit 
Einem Banner, Siegel und Archiv, entgieng aber ber Gefahr, Untertban ber 
Stabt zu werben, durch die Intervention von Schwyz. Appenzell war 1879 als 
„Appenzell das Land“ im fchwäbifchen Städtebunde, dann im großen Bund ob 
dem See, und gieng durch die Verbündung feiner Gemeinden unter fich und mit 
anderen Bauerfchaften und Stäbdten aus zahlreichen Fehden mit Herren und Rit- 
tern, befonder® auch mit der Geſellſchaft St. Georgenichild, endlich als freies 
&emeinwefen hervor. — Weber dad Thal Oberhasli, welches eine Ranbeögemeinde 
bildete, 1334 aber unter bernifche Vogtei kam, Wyß, Zeitfchr. f. ſchweiz. Recht 
1.78. 74; Maurer, Einl. 292. 

19) ©. Blumer S. 265—327. 
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Bündnifſe ſchloß, fühnte und vermittelte, Verträge und Bergleihe eingieng, 
Rechte erwarb und Pflichten übernahm und mit feinem Siegel beurfundete'?); 
dad Rand war aber ebenjo nach innen eine ftaatlihe Einheit, weldhe Subjekt 
und Mittelpunkt des unbeweglichen und beweglichen Gemeinguts und damit 
eines Landeshaushalts, des Kriegd- und Steuerweſens, der Geſetzgebung, Recht⸗ 
ſprechung und Vollgiehung wurde‘). Dem Lande gegenüber waren alle klei⸗ 
neren Abtbeilungen beffelben, die Genoffamen, Tagwen, Kirchſpiele, Bauer⸗ 
ichaften, Dörfer, Rhoden, Viertel, Uerten u. |. w., nur abhängige Gemeinden, 
welche theilweife nicht einmal eine eigene Mark befaßen, politiich aber hanpt- 
ſächlich nur als Wahllörper bervortraten‘®). An der Spitze der Landesge⸗ 
meinden ftanden ein ober mehrere jährlich frei gewählte Ammänner, welde 
aus rein richterlihen Beamten im altgermanifchen Sinn mit felbftändigem 
Bufantheil mehr und mehr zu oberften Organen des Landes wurben, bie 
neben den im Namen des Landes fortgeübten Befugnifjen der richterlichen und 
heerführenden Gewalt die Funktionen eines Hauptes der Landesregierung über- 
nahmen, einen Antheil am Bußen und Gefällen nicht mehr zu eigenem Recht, 
fondern als Beloldung bezogen und endlich fih dem Weſen ftäbtifcher Bür⸗ 
germeifter annäherten!*). Neben ihnen aber trat, obwol im 14. Jahrhundert 
noch in unbedeutender Stellung und faft nie in den Urkunden beſonders ge- 
nannt, ganz in ftäbtifcher Weije ein Rath mehr und mehr hervor, ber als 
verwaltendes Landesorgan die Gemeinde in nicht allzuwichtigen Dingen nad) 
außen vertrat, nach innen aber zuerft poligeilihe Befugniſſe und Gefeßgebung 
in geringeren Angelegenheiten, jeit dem 15. Jahrhundert Daneben bie Urtels- 


1 Man vgl. mur die Urkunden 6. Tſchudi und Kopp. Nepräfentirt wirb 
bad Land dur) „Ammann und landlüte gemeinlich* oder die gemeinde, welche 
fi unter dem „gemein insigel des landes* verpflichten. Vgl. z. B. Sühnever- 
trag des Landes Schwiz mit dem Klofter Einfideln v. 13116. Tſchudi IL 255— 
257; Bergleich zwilchen der Stabt Züri und „dem Obmann und den land- 
üten allen gemeinlich* v. 1813 ib. 861. 362; 1315 ib. 276f; 1816. 1317. 
1818 ©. 280. 282. 286; 1318. 1319. 1322. 1322. 1389. 1340. 1850. 1852 ib. 
287. 289. 296. 299. 861f. 366. 383f. 418f. Ebenſo werben alle von Anderen 
andgeftellten Urkunden an „landtammann und landlüte des landes“ addreſſirt. 
3.83. 1314 ©. 265. 266. 268, 1315 ©. 269 ıc. 

19 So wirb im Bunde der Waldftätte v. 1322 vorbehalten: jeglicker walt- 
stat sunderlich in ir lantmark und ir zilen ir gerichte und ir guoten ge- 
wanbheit. 

15) Bol. Blumer I ©. 372f; bezüglich Unterwaldend Heusler, Rechts⸗ 
verb. am Gemeinland in Unterwalden. — Am fpäteften und ſchwächften war bie 
Bildung von Gemeinden in Urt und Schwyz. Die Rathswahlen gejchahen tn 
Urt nad) den 10 Genoffamen, in Schwyz nah 6 Bierteln, in Glarus nad 15 
Tagwen, in Appenzell nah 12 Rhoden. Blumer ©. 278, 

16, Blumer I. S. 121. 275—277. 
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findung in Kriminalſachen, endlich auch bürgerliche ftreitige und freiwillige 
Gerichtsbarkeit ausübte”). Die Rathsverfaſſung bildete ſich demnächſt durch 
die Beitellung von Ausſchüſſen für einzelne Angelegenheiten und die Anftel- 
lung eines Landſchreibers 18), durch die Umwandlung der Gerichte in bejondere 
Landesbehörden **) und enblich feit dem Anfang des 15. Sahrhunberts durch 
die Entftehung eines weiteren Raths, der die Landesgemeinde in den für ihre 
Berufung zu unwichtig, für die Erlebigung durch den biöherigen Rath zu 
bebentend erjheinenden Fällen wertrat®), nach Analogie der Stäbte fort. 
Doch blieb neben folder Verwandtſchaft darin die Landesverfafſung von ber 
Stabtverfaffung immer jehr verjchieden, dat die Verfammlung aller Bollge- 
nofjen, welche nad alter Weife und Form auf gebotenen und ungebotenen 
Dingen, zu denen jeder mündige Landmann kommen burfte und mußte, zu- 
fammentrat, ſtets eine überwiegende Bebeutung behielt. Unter dem Namen 
des landtags oder (jeit dem 15. Sahrhundert) der landesgemeinde übte bier 
das Volk felbft unmittelbar nad Mehrheitsbeſchluß die höchſte Strafgerichts- 
. barkeit und das Begnadigungsrecht, die oberftrichterlihe Gewalt in bürger- 
lichen Rechtsfällen, die wichtigere freiwillige Gerichtöbarfeit; gab es fih Ge 
fee; ordnete e8 Steuern an; beſchloß e8 über Krieg, Trieben und Bünbniffe; 
wählte es feine Beamten und Gerichte, ertheilte ed die Landesgenoſſenſchaft 
(dad Landrecht) an Auswärtige; erneute es dur Beſchwoörung des öffentlich 
porgelefenen Landrechts den genofjenjchaftlihen Verband aller Glieder; ver- 
fügte e8 über das Landesvermögen und jomit auch nad Art einer alten Mär- 
kerverſammlung über Subftanz und Nutzung einer etwaigen Allmende des’ 
ganzen Zandes?'). Nicht wie die ſtädtiſche Vollbürgergenoffenihaft aljo, der 
fie im Mebrigen entſprach, gieng die Genoſſenſchaft der Landleute faft ganz in 
den von ihr beftellten Landesorganen auf, fondern fie blieb jelber das wich 
tigfte Organ bes in ihr fihtbar werdenden Landes. — Wie die Stabtbürger- 
ſchaft ferner neben fich einen Kreis von Schußgenoffen hatte, jo ftanden neben 
den Landleuten ald Bollgenofjen der Landesgemeinde deren Schutzgenoſſen, 
die Hinterfaffen und Beijaffen. Unter den Landleuten jelbft aber beftand 
ohne Rüdfiht auf Grundbefitz volle Gleichheit des politifchen Rechts und auch 
bei der Aufnahme in die Gemeinden walteten noch Öffentlichrechtliche Gefichts- 
punkte vor, fo daß man noch nicht, wie jpäter, die Erfverbung bes Landes⸗ 
rechts als einen Kauf betrachtete und vertheuerte??), Gleich den Stäbten 
wandten übrigens die Landesgemeinden die neuen Grundſätze eines Gemein- 


ın Erfte Erwähnung 1315 b. Tfchudi IL 274: officiato consilio civibus 
et universis hominibus in Swiz. Vgl. Blumer l. c. ©. 277-234. 
| 18) Blumer 1. c. ©. 283. 284. : 
19%) Blumer J. c. ©. 289. 
2) Blumer l. c. ©. 285—289. 
2) Blumer L c. ©. 265—274. 
22) Blumer J. c. ©. 387—392, —  — 
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weſens und eines öffentlichen Rechtes nur nad innen an, während fie nach 
außen Herrichaftsrechte, Bogteien, Gerichtäbarkeiten u. ſ. w. über Städte und 
Landſchaften nicht nur auf privatrechtlichem Wege erwarben, ſondern auch in 
durchaus privatrechtlihem Sinne verwalteten und benußten *). 

I. Langſamer und unvollfommener entwidelten fi die freien Landes⸗ 
verfaffungen im Norden Deutſchlands. Insbeſondere blieb in Friesland, das 
fih jowohl dem Reich als der Landeshoheit gegenüber zum Theil die volle 
Unabhängigkeit, auch da aber, wo es Herrichaftsrechte und Vögte anerkennen 
mußte, Autonomie und Selbitregierung bewahrte, die alte rein genofjenjchaft- 
lihe Berfaffung in vielen Punkten in Kraft und nahm nur jehr allmälig bie 
Grundfäge eines ftnatlichen Gemeinweſens im neuen Sinne in fih auf. Dies 
tritt ſchon darin herwor, daß es, beſonders im freien Friedland, lange zweifel- 
haft bleibt, welche Berbände die eigentliche Staatseinheit darftellten, jenfeits 
beren nach oben nur eine füderative Ginheit, nach unten nur abhängige Ge- 
meinden beftehen konnten. Die Geſammtheit aller Sriejen war offenbar fein 
Staat, jondern eine Konföderation und die Landtage von Upftallboom waren 
Bundestage fo gut wie bie Tagſatzungen ber Städtebünde oder der ſchweizer 
Eidgenoffen. Allein während auf dieſen Tagfagungen ald die zu gegenfeitigem 
Schuß und zu gemeinfamer Handhabung von Frieden und Recht zufammen- 
getretenen Heer-, Friedens⸗ und Rechtsgenoſſenſchaften, mithin als einheitliche 
Träger des Bundes, die fieben Seelande erjcheinen?*), zeigt und im Mebrigen 
die ganze frieſiſche Rechtsgeſchichte nicht die Seelande, ſondern die einzelnen 
Gogemeinden oder Landſchaften, ans welden fie beitehen, als unabhängige, 
ſich völlig frei verwaltende, ihr Recht willlürende, zu regelmäßigen Verſamm⸗ 
Iungen zuſammenkommende Gemeinweſen ?°), welche unter einander ober nach 
außen nicht wie lieder eines Staats, fondern wie jelbftändige Staaten ver- 
kehren?e). In diefen Landfchaften aber haben nicht nur die einzelnen Bauer- 


— — — —— — 


23, Blumer J. c. ©. 296f. Es gab abhängige Landſchaften, welche auch 
unter der Herrſchaft der Waldftätte ganz wie Landgüter, deren Herr nur ftatt 
eines Einzelnen ein Land war, bebanbelt wurden. 

24) Vgl. bef. leg. Upstallesbom. v. 13861 b. Richthofen S. 109 und ib. 
110. Immer beißen bie verfammelten Deputirten auch fpäter judices Selandini 
jurati. 

29 Alle Willküren einzelner Länder, welche Richthofen publicirt, find von 
ſolchen Gemeinden oder von mehreren freiwillig zufammentretenden Ländern er- 
richtet. | 

26, Einen derartigen internationalen Charakter tragen zum Theil die von 
Deputirten mehrerer Länder auf freien Zuſammenkünften feftgeftellten gemeinja- 
men Geſetze. So (judicibus utriusque terre in unum convenientibus) Brof- 
mer und Emfiger bei Richthofen ©. 185—138; Satzung zwilchen den beiben 
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haften eine ausgedehnte Selbftändigkeit und Autonomie*”), fondern es ftehen 
auch zwiſchen diefen und der Landesgemeinde Kirchſpiel- ober Deelgemeinben, 
welche jo unabhängig auftreten, dag man zweifeln könnte, ob man das Land 
einen Bund von Kirchſpielen oder die letzteren Gemeinden des Landes nen- 
nen fol ®). 

Indeß im Laufe der Zeit Eoncentrirt ſich doch die ftnatliche Einheit mehr 
und mehr im Go, weldyer den Namen des „Landes“ annimmt; Brofnerland, 
Rüftringerland, Dftergo, Weitergo, Fivelgo, Hunfingo, Gmfigerland u. f. w. 
erjcheinen als jelbitändige Gemeinweien, welche unter fi) nur durch ihren 
freien Willen verbunden find *®), die einzelnen ihnen angehörigen Kirchipiele 
und Gemeinden aber, jelbft Städte nicht ausgenommen, als abhängige Glie- 
der behandeln, deren Statuten fogar der Genehmigung bes Landes bedürfen, 
jo weit fie das Landesrecht ändern). Im entiprechender Weife wurden auch 
bie von dem freien Friesland abgeriffenen und einer Landesherrſchaft unter- 
worfenen Goe zu bejonderen Landesgemeinden, die in Kirchfpiele und Bauer⸗ 
ſchaften zerfielen, wie 3. B. das im Jahre 1316 von Münfter unterworfene 


„Landen“ Fivelgo und Oldeampt ©. 298—801; Fivelgo u. Hunsingo ©. 311f.; 
315f. (mebft der Stabt Groningen); 824f. Vgl. auh ©. 384f. Dean vgl. 
Schiedsſpruch u. Sühne zwifchen Biſchof und Kapitel et gentem nostram) Broc- 
mannerum 1253 ©. 138f; 1276 ©. 140f. 

») 3. B. Wefterwolder Landr. v. 1470 ©.269 c. 10. $ 1: von der bure 
willkore u. $ 2: alle buren mogen sulvest oer willkoer richten sonder broke, 


* Man vgl. die Gef. der Weſtergoer S.462f., wo bie fünf Deele ftets als 
jelbftändige Einheiten zufammentreten; der Sevenwolder, nantentlich die Küren v. 
Utingeradeel (1450) ib. ©. 510f.; auch den Brofmerbrief ©. 161f., bei. $ 122 
—124, 127 ©. 168; $ 135. 138. 140 ©. 170. 


2°) Vol. bei. auch die Aufführung der Landesgemeinden in ber alten Beſchrei⸗ 
bung ber fieben Seelande b. Richthofen ©. 110f. 


20) So ift dad Franecker Marktrecht v. 1402 b. Richthofen S. 478 non ben 
Greetmannen und ben gemeinen Richtern aus den fünf Deelen geeint und gemacht 
mit vollem Rath der Prälaten, Pfaffen, Richter und der gemeinen Klugheit 
(der mena froedtheit) der fünf Deele und mit den Siegeln ber fünf Deele be- 
träftigt, bie darin feftgeftellten Befugniffe aber des Marktgreetmann und ber 
Marktrichter werben von der Ermächtigung des Landes hergeleitet. So $ 1: 
dat wi den marketgreetman to Fronneker ende sine mederichteren mach- 
tig maket etc. Für ihre Einung von 1417 dagegen holen die Franekera bure 
nur den Konſens ihres Deelä ein; ib. ©. 479. 481 $ 16: dat meene deelisriocht 
a Froneker ... . met da mena delis sighele. — Der Bauerbrief der universi- 
tas in Appingadamme ift zunächſt von ihrer terra Fivelgonia beftätigt u. wirb 
erft fobann von ber allgemeinen Landesverſammlung in Upftallesbom genehmigt. 
1327 ©. 295— 298. 





8 49. Landesgemeinden. 523 


Land MWefterwoldt?'), das Land Drentbe?), das Land Hadeln??) und bie 
anderen unter die Grafen von Holland, Geldern und Holftein, die Stifter 
Münfter, Utrecht, Bremen und Osnabrüd u. |. w. gelangten Goe, weldhe zu- 
nächſt in weiteren oder engeren Grenzen ihre Selbitändigfeit behielten). 
Beionderd auch die nordfriefifchen Inſeln und Harden an ber Weitküfte von 
Schleswig und gleich ihnen einzelne niederſächſiſche Diftrikte in Schleswig und 
Holftein wurden zu eigenen Landeögemeinden, die unter einander zwar biswei⸗ 
Ien zu gemeinfchaftlichen Beſchlüſſen und Wilffüren zufammentraten, indeß doch 
jede für fi ein abgefchloffenes Gemeinweſen dem Landesherrn gegenüber bil- 
beten, mit welchem biejer einzeln über Steuern, Kriegsdienft, Rechtsverände⸗ 
rung u. f. w. verhandeln mußte”). Das glänzendfte Beifpiel einer größeren 
freien Landesgemeinde endlich bildete Ditmarjen, wo ſich über den in Geſchlech⸗ 
ter zerfallenden Parochien, die Anfangs als felbftändige Inhaber von Friedens⸗ 
bann und Blutgeriht faft wie Meine Staaten neben einander ſtanden, und 
über den ebenfalls jehr unabhängigen größeren Abtheilungen der Döfte das 
ganze Land mehr und mehr zu einem einheitlichen Freiſtaat entwicelte, der 
die Oberhobeit des bremijchen Erzbiſchofs allmälig auf Blutbann, Heerbann 
und einige damit zujammenhängende Einkünfte beſchränkte, enblich aber die 
herrſchaftliche Vogtei in ein lediglich formelles, ſchon durch die Zerfplitterung 
in fünf Bogteten als bebeutungslos manifeftirtes Amt verwandelte, während 


s) Bol. bad Wefterwolder Lanbr. v. 1470 5. Richthofen S. 258f. Auch 
Maurer, Einl. ©. 292f. Die Unterwerfung Wefterwolbd unter Münfter von 
1316 5. Kindlinger, Münfter. Beitr. II, 2. ©. 316f. 

2) Geſetze des Landes Drenthe b. Richth ofen S. 518f., bef. das vom Bi⸗ 
{hof von Utrecht anerkannte Landrecht v. 1412 ©. 522, wo es in $ 1 Heißt: 
weert sake, dattet gemene landt myt malckanderen tho spreken hadden van 
saken die dem lande anroerende weren, soe mach dat gemene landt wilckoe- 
ren by mackanderen tho komen, by ene pene diesy daer up setten, ende 
een hagelsprake tho holden; ende des gelykes elck dynkspil, elck kerspel 
ende elck buerschep wilckoeren by hem selves tosamende tho komen on 
hoer marck to berichten, als esch ende saedt, hoy ende holdt to bevredene, 
ende anders thoe doene des hem noot ys in den lande ende in hoer marcke, 
ut gesecht ander verbonden de myt recht tegen der heerlicheyt gingen son- 
der argelist. 

3 Bol. über bie fpätere Verfaffung von Hadeln Mofer, von Deutſcher 
Reichsftädte Landen ©. 458. 

3) Bol. namentlich die Beichreibung der Seelande S. 110f. Weber die Ol⸗ 
denburger Marfchgemeinden Unger, Landftände S. 110—114. 

5) Vgl. die Geſetze der Nordfriefen b. Richthbofen ©. 561f u. als Bei- 
fpiel einer fchleswigfchen Landesgemeinde Hanffen, Hiftortich- ftatiftifche DBe- 
ſchreibung der Infel Fehmarn. Altona 1832. Ferner Michelfen, über bie vor- 
malige Landeövertretung in Schleswig- Holftein, mit bejonderer Rückſicht auf bie 
Aemter u. Landfchaften. Hamburg 1831. Unger, Landftände I. ©. 114. 
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bie Randeögerierung auf das Tollegialiihe Landesorgan der 48 Räthe (consu- 
les) übergieng°®). 

Alle diefe Landesgemeinden nun, mochten fie nad) außen frei ober ab- 
hängig fein, erfuhren eine innere Umwandlung ihres Weſens, indem ſich in 
ihnen die altgermanijhe Mark- und Gerichtöperfaffung immer mehr einer 
ftädtiichen Rathsverfafſung näherte. Als Duelle des politifchen Rechts galt 
ftatt eines bloßen Kollektivwillens mehr und mehr die im Begriff bes Landes 
ausgebrüdte und durch die Landesverfafſung zur Erfcheinung gebrachte Staats- 
einheit. Im Namen des Landes, um des Landes willen oder von bed Landes 
wegen werben Geſetze gegeben, wird Recht gefprochen, werden DBerträge geichloffen. 
Ein Landesfiegel Tennzeichnet äußerlich die Perfönlichfeit des Gemeinwefens ?7). 
Gleichmäßige Beftenerung führt zu einer Landeskaſſe und Yandeshaushalt, das 
Land wird ald Subjelt von Privatrehten auch im gewöhnlichen bürgerlichen 
Verkehr rechts- und handlungsfähig *). Bor Allen aber treten an Stelle ber 
richterlichen und rechtweifenden Beamten wahre Landesorgane, die eine republi- 
kaniſche Landesregierung mit oder ohne Konkurrenz eines Herrſchaftsbeamten 
üben. So ftanden offenbar in Friesland urfprünglich größere wie Fleinere 
Bezirke unter gewählten genoffenfchaftlichen ®°), die an erblidhe Grafen ober 
an Bifchöfe mit Grafengewalt gelangten Landichaften unter ernannten öffent. 
lichen ) Richtern, weldhe hier wie dort einen jelbitändigen Antheil an ber 
Buße bezogen. Neben fie trat fodann ein die Volksgemeinde vertretender 
Einzelner ober Ausſchuß, weldher im Wejentlihen für die Rechtweiſung be 
ftimmt war, mithin ein Schöffenamt übte *). Allmälig aber bildete ſich aus 


260) Michelfen, Sammlung altditmarfcher Rechtöquellen. Altona 1842. 
Nitz ſch, Jahrb. f. Die Landeskunde der Herzogth. Schleöwig-Holftein u. Lauen⸗ 
burg III. S. 124—1285. Maurer, Einl. ©. 289-292. Unger, Landft. IL 
©. 116f. 

37) Sigillum terrae, lantsigel, dat mene lands zeghel etc. 3. B. ©. 109. 
139. 267. 296. 312. 318. 847. 898. 479. 481 ıc. b. Richthofen. 

20) Ganz wie in ben ftäbtiichen Urkunden die Stadt, erſcheint feit der zwei⸗ 
ten Hälfte des 13. Jahrh. in Friesland und Ditmarjen das „land“ ald Partei, 
Kontrabent, als gefebgebend, richtenn, ed wird an dad Land gezahlt oder geleiftet 
u. |. w. Stadt und Land werden in dieſer Weife auch nebeneinander genannt. 
3. B. 1448 5. Richthofen S. 315: doe verdroeghen de stat ende de lande 
aldus dese punten. 

3% Sie biegen im Weiten Greetmannen, im Lande Drenthe Atten, bisweilen 
auch Richter oder Aldermannen. Bei Brofmern und Rüftringern vertreten die 
rediena für ihre Bezirke die Stelle von Richtern. Vgl. Richthofen, Altfriefi- 
ſches Wörterbuch s. h. v. = 

20) Richthofen, Wörterbuh s. v. frana, greva, skelteta. 

4) Der ältefte friefifche Beamte diefer Art war der alte asega oder aesga. 
S. Richthofen, Wörterbuch. ine ähnliche Stellung (als eine Art Einzel» 
ihöffed muß Der nach den Upftalleöbomer Geſetzen neben dem gretmannus jter 
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allen diefen unter dem Namen ber Richter zufammengefaßten Perſonen **) 
eine Tollegialifche Behörde aus, welche bald mit bald ohne einheitlichen Vor⸗ 
ftand das Land nad Art eines Raths zugleich vertrat und regierte. Im weſt⸗ 
lichen Friesland wurden die geſammten geſchwornen Richter des Landes ober 
eined Deeld zu einem die höheren Richter oder Grietmannen berathenden Ge- 
meindeausſchuß und ald redjevan oder consules, ald Rath bezeichnet «). Sm 
DOften, namentlich bei Brofmern und Rüftringern, wo es an Grietmannen 
ganz fehlte, wurde die Gefammtheit ber Bauerfchaftsrichter als redjevan oder 
consules zu einer Landesregierung““), welche dem Lande verantwortlid war 
und von ihm bisweilen, wie bei den Brofmern, durch befondere Gemeinde⸗ 
ausichüffe Tontrolirt wurders). — Ebenſo traten in den abhängigeren 2andes- 
gemeinden Raͤthe, welde in verſchiedener Weiſe gebildet wurben, als ver- 
waltende Behörden an die Spike“). In Ditmarfen endlich entwickelte fih ber 


bende judex gehabt haben. Richthofen, Rechtsqu. S. 100: quod omnes gret- 
manni singulorum districtuum Zelandiae cum uno judice .. .... compareant. 
Immer erfcheinen neben den grietmanni noch judices, richtere, bie aber auch 
consules, redjevan genannt werden. 

m Bol. Gef. der Weftergoer 8 32 b. Richthofen ©. 476 $ 32: hueck 
riuchter in sine eedspil mede nimt, se hit greetman, ehera, attha, schelta, 
tolfta, aesgha, abbet, decken, papa, eedswara, bannere. Auch der redjeva 
wird mitunter riochter genannt. Vgl. Richthofen, Wörterbud v. riuchter. 

) ©. Unger, Landft. I. ©. 173. Gef. v. 1466 b. Richthofen ©. 518: 
doe weren wy gryetman ende dat gemene riocht in Hascker fyff gaen ver- 
gaederdt etc. 1450 ib. 510 $ 1: in den namen godes soe habbeth wi greet- 
manns, riochtere ende mene meente in Wytendengheres dele um restene ende 
frede, red ende deed, oirbaer ende needtrefte uses landis, um kreft dis 
riochtes ende sillicheit user meente . . . thogadere gewesen, und Baben ge- 
fegt und geſchworen ıc. 1488. 516: riucht ende reedt in Westergoe. 

4) Bol. namentlich ben Brokmerbrief b. Richthofen ©. 151f., bei. $ 1 vw. 
19—21. Url. v. 1260 b. Saffel, Sammlung ungedrudter Urkunden. Bremen 
1768 ©. 130: wy soestein ratgever und gantz Rustringland. 1312 b. Richt- 
hofen ©. 182f: consules, rediewa der Emfiger. 1327 ib. &. 297: consules 
terre Fivelgonic. 1407. 311: wi ghemene rychters end ghemeene meente von 
Hunsingo and Fivelgo lande doen kundt. Bei den Norbfriefen rathlüde des 
landes Eiderstede (1418 ©. 561); ratt der drei Harden (1489 ©. 570), ber 
drei Rande (1444 ©. 571. 573. 575. 576). 

) Bol. Brokmerbrief 1. c. 8 24—32, 44. 214 und über bie Behörbe ber 
halbjährlich erwählten Talemannen, welche die Gemeinde gegen die redjeven ver- 
treten, über deren Beftechlichfeit wachen, das gegen fie ausgefprochene Urtheil voll- 
ziehen $ 3. 7—13. 16. 

“) Bol. z. B. über die Verfaffung ber Landſchaft ber Infel Fehmarn 
Hanffen 1. e. ©. 71f. Sie zerftel in Kirchfpiele, diefe in Dorfichaften (S. 92f. 
101f). Die Landfchaft bildete aber Tein Gemeinwefen für fi), wie die freien 
Landſchaften Schleswig-Holfteins, fondern war mit der Stadt Burg eine Geſammt⸗ 
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Rath der Achtundvierzig zu einer ganz nach ftäbtiicher Weiſe regierenden 
Körperihaft. — Eigentlihe Trägerin bes Landesrechts blieb aber, wie in ben 
Städten die Bürgerfchaft, fo bier die Landesgemeinde, Die universitas oder 
communitas terrae, die meene meente oder meene acht"). Daher wird, 
ganz wie in ben ftäbtifchen Urkunden, neben den Behörden oder auch ohne fie 
die Geſammtheit des Landes als berechtigt und verpflichtet, ald wollend und 
bandelnd da genannt, wo es fih um ben vollen Ausbrud der Staate- und 
Rechtöperfönlichkeit des Landes handelte), Wie im Süden, fo blieb auch 
bier die unmittelbare Bedeutung der allgemeinen Landeöverfammlung ihren 
Organen gegenüber ftetd größer als bie der ſtädtiſchen Bürgerichaft gegenüber 
dem Rath, und bejonderd waren in den friefiichen Ländern die weiteren und 
engeren SKollegien der Richter und Nathgeber bei allen wichtigeren Beſchlüſſen 
und bei der eigentlichen Geſetzgebung an die Zuftimmung ber Bezirks⸗ oder 
Landesgemeinbe gebunden). Eine eigentbümliche Geftalt gewann die friefijche 
Berfaffung dadurch, bag in ihr früh bie ©eiftlichkeit, anftatt wie in ben 
Städten und Anfangs in den Xerritorien einen Staat für fi) zu bilden, als 
Glied der Landeögemeinde auftrat ®%), neben ihr aber jeit dem 14. Jahrhundert 
dh ein vor dem Bauernftande bevorrechteter Adel (der Stand der Häuptlinge, 


fommune, die durch die Stadt auf den allgemeinen Landtagen vertreten 
wurde. 

) Bol. z. B. Brokmerbrief ©. 168 8 122—124. 127. 170 8 135. 138. 
140 über die Verſammlungen (mene acht) der fiardandel, ©. 151 $ 2. 170 
8 140. 180 8 212 über die Landesverſammlung (liuda werf). Ueber das gebe» 
tene und ungebotene gemene godinck und achtergodinck in Weftermold Landr. 
v. 1470 c. 12 $ In. 4f. ©. 272. Bol. 1412 ib. ©. 568. ©. auch Note 43 
und 44. 

=, Bol, Note 43. 44. 49. Sa werden auch Urkunden audgejtellt von: nos 
consules et incole univerge terre Westerwalde (1316 b. Kinblinger, Mün- 
fter. Beitr. II, 2. 316); von consules et universitas, advocatus consules et tota 
communitas, adv. cons. et universus populus, adv. cons. totaque universitas 
terre Thetmarsie. Urk. v. 1265. 1283. 1286. 1306— 1307. 1323 Micheljen, 
Urk. zur Geſch. des Landes Dithmarfchen. Altona 1834. 11. 13. 14. 16. 17. 21. 

49) Vgl. 3. DB. Geſetze der Rüftringer und Brofmer ©. 115f., bie ſich als 
Küren, von allen Rüftringern oder allen Brokmern geforen, künden. 1250 ©. 
366: statuta sunt hec jura ab omnibus laicis in Langewolda commorantibus; 
alle Langewoldena hebben dat gekoeren en geset. 1252 ©. 331: thit hebbet 
tha liude keren and redgevan uppe sweren. ©. 358: hec sunt statuta terre 
Hummerke que statuta universitas voluit. 1282 $ 35 ©. 372: dit hebben de 
luede gekoren. Bgl. ©. 377. 478. 479. 1385 ©. 308f.: Die Richter ſetzen 
einmütbig und gemeinli myt ther mena menate. ©. 318. ©. 525 8 17. 
1466 ©. 513: by reedt der prelaten ende jeldermannen ende wysera lyoe- 
dena ende by der mene meente reede. 

50, Prälaten und Klerus erjcheinen oft geradezu als Vertreter ihrer Gemeinde. 
Bol. 3. B. Leg. Upstalleebom. ©. 102; 109: quod omnes gretmaunni .. cum 
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haudingar, capitanei oder Edlen) aus einzelnen Freien oder Edlen, weldhe 
ihre Macht über größere Landbezirke zu felbftändiger Herrichaft erweiterten, 
bildete und zwifchen Richter und Gemeinden jhob*'). Hierdurch trat befonders 
jeit dem 15. Iahrhundert eine Gliederung der Lanbeögemeinde in brei ale 
getrennte Körperfchaften vor jedem Gemeinſchaftsbeſchluß für fi) berathende 
Stände, bamit aber die Auflöfung ber alten Verfaffung und ihr Einlenken 
in die allgemeine deutihe Entwidlung ein. 

IT. Die Bewegung, welche dieſe ausgebildeten Landesgemeinden in ber 
Schweiz und an der Nordſee hervorrief, war auch im übrigen Deutſchland 
nicht ohne Parallelen. Allein ihre Reſultate waren bier überall nur von 
untergeorbneterer Bedeutung. 

1. Bon den Sent- ober Markgenoffenihaften, welche fi im weftlichen 
Deutſchland den genoſſenſchaftlichen Zuſammenhang in volllommener Freiheit 
erhalten hatten oder ihn unter einer herrſchaftlichen Vogtei fortfeßten, Tonfti- 
tuirten manche fih dem Reich oder ihrem Herrn gegenüber bei fortbeftehender 
oder aufgehobener Markgemeinfchaft zugleich als politiiche Landesgemeinden 
oder Landihaften, in welchen ein gewähltes Organ, das feinem Weien und 
meift auch feinem Namen nah ein Rath war, die Gefammtheit vertrat und 
regierte. Solche theils reichöfreien, theild herrichaftlichen Gebiete hatten dann 
vorübergehend oder dauernd wol die Bebeutung mehr ober weniger entwidelter 
Landeögemeinwejen, ober fie waren boch eigene Öerichtögemeinden mit genoffen- 
Ihaftliher Verfaſſung. Die gemeine Landichaft des Nheingans 5), die Hauen- 
fteiner Einung im Schwarzwald *s), die Landesgemeinde der Abtei Kempen >), 
bie gemeine Landſchaft der zu Corvey gehörigen alten Mark Hurori ®), bas 
Land Delbrüd *), die Landſchaft der zur Probſtei Ravengireberg gehörigen 


uno judice et uno prelato seu clerico idoneo singulis annis .. . compareant. 
— Ib. ©. 278. 

51) Unger l. c. I. 1735. I. 106f. Richthofen ©. 292. 435: dat riucht 
is wraudesc riucht, deer da eedlingen set habbet mitta elmente to halden 
truch landes reed, 

2) Bol. die Darftellung der Landesverfaſſung des Rheingaus b. Bodmann, 
Rheingautjche Alterth. I. S. 436 -516. Rheingauer Landr. a. d. 14. Jahrh. art. 1. 
30. 35 b. Grimm I. 539f.: gemeine landschaft des Ringaws; lantschaft; ge- 
meyn. ©. auch Bodmann I. ©. 625f. 

3) Vgl. oben 8 46. 

5) Anger, Kandft. II. 129. Maurer, Einl. ©, 62. 

5 Maurer, Einl. © 199. Markverf. S. 21. 

6) Bol. Sommer, bänerl. NRechtöverh. in NRheinland-Weitphalen. I, 1. 
©. 187—19, Wigand, Prov.⸗Rechte v. Paderborn u. Corvey II. 395-428, 
und die ausführl. Darftellung b. Maurer, Einl. S. 322—830. Die urfprüng- 
lich freie, dann als altarhörig dem Stift Paderborn unterworfene Marlgenofien- 
ſchaft bildete fich unter herrſchaftlichen Vögten zu einer Landesgemeinde aus, bie 
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Dörfer”), und in gewiſſem Sinue auch die Mark Altenbaslan) und bas 
Waldgericht Dornftetten 5%) find Beifpiele derartiger Landeögemeinden. Andere 
Genofjenfhaften blieben zwar ihrem Weſen nad bloße Markgemeinden alter 
Art, näherten fich aber doch dadurch, daß fie einerjeit? an ihrer früheren poli- 
tiſchen Bedeutung fefthielten, andererfeits einzelne Elemente einer Gemeinheits- 
verfaffung aufnahmen, in manden Punkten den Landesgemeinden neuer 
Gattung ). 

2. Sm manden landesherrlichen Territorien, wie namentlih in Xirol 
und Württemberg, führte ein den ſchweizer Beftrebungen verwandtes Ringen 
der ländlichen Gemeinden nad freier Vereinigung wenigftens zur Bildung 
von Thälern, Gerichten oder Aemtern, die als jelbftändige Glieder des neuen 
Territorialftaats nicht nur eine gewiffe Autonomie und korporative Rechte 
übten, ſondern als Stände bed Landes an der landſchaftlichen Entwidlung 
Theil nahmen ei). 

3. Auch wo das Lebtere nicht der Fall war, läßt ſich doch Häufig ein 
Einfluß des Einungswejend auf die Hervorbringung größerer länblicher Ber- 
bände innerhalb der neuen Territorien injofern erkennen, als bei der Bildung 
der Kreis. und Bezirkögemeinden, der Aemter und Oberämter, Pflegen, Kirch 
fpiele, Thäler, Gerichte u. ſ. w. die alten Mark⸗ oder Gentgenofienichaften, 
reſpektive bie nach deren Vorbild in Herrſchafts⸗ Immunitäts- oder Vogtei⸗ 
bezirken neu entftandenen Gerichtögenoffenichaften die Grundlage bildeten und 


fih genoffenfchaftliche Beamte wählte und burch einen aus Boll- und Halbmeiern 
in abwechjelnder Reihenfolge gebildeten Landesrath von 24 Mitgliedern vertreten 
und regiert ward. Auch ber durch den Erwerb ber Gograffchaft verftärkten und 
mehr und mehr zur Landeshoheit fortfchreitenden Stiftsherrſchaft gegenüber bildete 
die Landesgemeinde ihre Selbftändigkeit noch weiter aud; fie erwarb Markt, Zoll, 
Münze, das halbe Gericht, fo daß bem Lande bie Hälfte aller Bußen zuftel und 
Urtel im Namen des Landes ergiengen, unb ein eigenes Fähnlein bed Landes. 
Solche Beitrebungen führten indeß zum Kampf mit der Kandeöhoheit, der zunächft 
mit einem Bergleich endete, feit dem fechözehnten Sahrhundert aber zu einem blos 
formellen Fortbeftehen ver alten Landesverfaſſung führte. Noch bis zum Sabre 
1806 ergiengen Wrtel im Namen bes Landes, was das Reichälammergericht frei. 
lich als „ein eitled Vergnügen“ bezeichnete; Beſchwerden tiber die unterlafjene 
Hegung ber Landesgemeinde, die Zuziehung der Landknechte zu Borunterfuhungen 
u. f. w. wurden ald „muthwillige, boshafte und free Anmaßung der Vorfteher 
des Amts oder ded fogenannten Landes Delbrüd” zurüdgemieien. 

7, Val. Urt. v. 1464 b. Würbtwein VI. 172 und v. 1606 b. Grimm, 
W. DI. 189, nad) denen von der landschaft wegen ober von wegen der land- 
schaft Hundgedinge abgehalten werden follen. 

ss, Grimm III. 410. 415. 

Grimm I 380. Maurer, Einl. ©. 198. 

°) Bol. unten 8 53. 

1) Val. unten $ 51. 
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ber Herrſchaft gegenüber eine eigene Rechtöperjänlichkeit und damit korporative 
Berfaffung nnd korporatives Vermögen, Selbftverwaltung und Autonomie, 
bie Wahl genoffenihaftlicher Beamten und Ausichüffe, ein eigenes Recht und 
Gericht bewahrten*). Doch waren, von den Abtheilungen der freien Länder 
abgejehen, derartige Kreis» ober Bezirkögemeinden, welche die Eigenſchaft von 
Sliedern und Organen einer ihnen übergeorbneten Staatögewalt mit ber von 
jelbftändigen Körperfchaften mit individuellem Zwed und Intereffe vereinten, 
verhältnigmäßig felten, und überall erlag im Laufe der Zeit, auch wo es einft 
vorhanden gewejen, das gemeinheitlihe Glement der reinen Berwaltungs- 
auffaffung. 

Die letztere mußte um fo eher Platz greifen, als in dem größten Theil 
ber fich neu bildenden Staaten die Verwaltungsbezirke gar nicht aus größeren 
genofienfchaftlichen Verbänden, fondern aus der Umbildung ehemaliger herr⸗ 
ſchaftlicher Bezirke hervorgiengen, fo daß Die Zugehörigkeit einer Anzahl von 
Gemeinden zu einem herrſchaftlichen Hofe reſp. einer Anzahl ſolcher Höfe zu 
Oberhöfen die Abgrenzung und Einrichtung der Aemter und Oberämter be- 
ftimmte ®). Wie man bier in den Amts- und Bogteibezirken der früheren 
Zeit von oben gemachte Abtheilungen zur Berwaltung ber herrſchaftlichen Ein- 
fünfte und Gerechtſame gejehen hatte, fo ließ die neue Staatsauffaſſung alle 
Bezirks⸗ und SKreisverbände nur als Regierungsbezirfe gelten, welche durch die 
Staatögewalt zu Berwaltungszweden gemacht feien, deren Eriftenz und Ber 
änderung vom Staatäwillen abhänge, deren Vermögen — wenn nit als 
Staatövermögen zu gelten — doch dem Staat zu bienen habe, denen ber 
Staat Regierungsbeamte vorjeßen und Verfaffung, Orbnung und Recht geben 
müfle, die im Steuerwejen, in der Gerichtöverfaffung, in der Verwaltung und 
Polizei lediglich Staatsanftalten und aller Autonomie und Selbftverwaltung 


2) Bol. Maurer, Einl. S. 62 über die Entftehung der Aemter am Nieder- 
thein aud einer Anzahl dur Markgemeinſchaft verbundener Hundfchaften, ©. 180 
über bie Bildung der Kirchfpiele im Norden und ber ſüddeutſchen Schultheiße- 
reien, Oberjchultheißereien und Aemter aus Marken. ine Reihe anderer Bei- 
fpiele 5. Maurer, Narkv. ©. 21. 22. ©. aud Unger, Landft. II. ©. 113 
über die Oldenburger Gerichtsbezirke; ©. 130. 131 über die Württembergijchen 
Oberämter, in welchen die vereinten Städte und Dörfer auf gemeinfchaftlichen 
Berjammlungen gewifje allgemeine Angelegenheiten ihres Diftrikts beforgten und 
bie dazu nöthigen Koften, den fogenannten Amtöfchaden, aufbrachten. Beſonders 
lehrreich ift die Darftellung des alten Kommunalweſens der Landichaft auf Zeh» 
marn b. Hanffen 1. c. ©. 71—136. Die eigentlihen Kommunalſachen waren 
bei den zwiichen ben Dörfern und ber Landesgemeinde ftehenden Kirchipielen. 
©. 92. 

es, Eihhorn, R. G. 8 807. 430. Walter, R. ©. $ 288. 289. 291. 
292. 867. 
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baar jeien, denen endlich als unjelbitändigen obrigkeitlichen Einrichtungen 
eine eigene politiihe Perfönlickkeit überhaupt nicht, eine privatrechtlide Per⸗ 
jönlichkeit nur in bedingter und abhängiger Weife zugelchrieben werden bürfe. 


8 50. Bunbesftaatlihe Bildungen. 


J. Eine bundesftaatliche Einheit mehrerer in ſich als ſtaatliche Gemein- 
weſen organifirter Landesgemeinden entftand zumächft in ben frei gebliebenen 
Theilen Frieslands in der Weife, daß die alte, urfprünglich von allen Freien, 
dann vornemlid nur noch von den Richtern und Geiftlichen befuchte jährliche 
Landesverſammlung in Upftallbom fi in eine orbnungsmäßige Bertretung 
der verbündeten Seelande verwandelte Ganz Friesland wurde nunmehr als 
eine auf freier Einung beruhende Sriedens- und Eidgenoffenfhaft der einzelnen 
Landesgemeinweſen, die Landesverſammlung als die regelmäßige Tagſatzung 
des Bundes, Grietmannen, Richter und Prälaten aber als die bevollmächtigten 
Abgeordneten ihrer Länder?) betrachtet. Dieje Bundesverfammlung berieth 
und befhloß über alle ganz Friesland Lerührenden Angelegenheiten, entſchied 
über Gtreitigfeiten, weldye die Richter der einzelnen Lande nicht beilegen 
fonnten, und ftellte in einer Reihe der wichtigften Punkte das allen Sriefen 
gemeine Recht feſt?). Im einzelnen Fällen beftätigte fie wol gar die Will- 
füren einer Gemeinde oder eines Landes und bekräftigte fie mit dem Siegel 
des geſammten Frieslands 2). Allein im Allgemeinen war fie nicht im Sinne 
einer wirklichen ftaatlichen Einheit thätig, fondern befchränfte fih auf Die ge- 
meinfame Bertheidigung bes Landes und der Freiheit nach außen und auf bie 
Erhaltung des Friedens nah innen. Vor Allem machte fie daher den ein- 
zelnen verbündeten Seelanden die gegenfeitige bewaffnete Unterſtützung für ben 
Fall eines Angriffs oder der Abwehr zugefügten Unredhts zur Pflicht ). Wie 
in fonftigen Bünden follte das gefährdete Seeland eine förmlide Mahnung 
um Hilfe ergehen lafjen, das gemahnte binnen 8 refp. 14 Tagen bei Ber- 
meibung einer Geldftrafe zuziehen und die gemeine Sache nicht ohne gemeinen 
Beihluß der verfammelten Heergemeinden verlaffen 5). Sn Fehden einzelner 
Länder mit auswärtigen Fürften oder Städten trat daher die Gejammtheit 
vermittelnd auf). Demjenigen verbündeten Seeland gegenüber, das felber 


1) Leg. Upstallb. 1823 8 6 b. Richthofen ©. 108: jurati seu consules 
ad negotium pacis in Obstalbaem deputati. 

2) Erfte Ueberkür b. Richthofen ©. 98: auda thet man thene ther bi- 
rethe alle tha riuchte (im Emfiger plattdeut. Tert alle de sake unde rechte) 
ther da Fresa haelde scolden. Vgl. ©. 100. 102—110. 

3), Appingdanter Bauerbrief v. 1327 ib. ©. 297. 

4) Zweite Ueberfür ©. 98. 1323 ©. 297. 

5) 1861 8 6 ©. 109 u. 110, 

e) Vgl. 3. B. Vertrag der Rüftringer mit Bremen v. 1324, audgeftellt yon 
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ben Landfrieden bräche, follten die andern mit Zwang vorgehen”). Soweit 
aber das Bundesrecht keine Einfchränfung mit ſich brachte, wurde den einzelnen 
Landesgemeinden ihre Selbjtändigkeit ausbrüdlich gewährleiftet ®). 

Dbwol durch diefe Bunbesverfaffung in Verbindung mit der Abſchließung 
und innern Umbildung der einzelnen Landesgemeinden die freie genofjenfchaft- 
liche Organifation ber Sriefen nach außen und innen gefräftigt wurde und 
deshalb um Bieles länger als die Volksfreiheit anderer deuticher Länder be- 
ftand, fo erlag fie doch ſchließlich theils Äußeren Angriffen, theild inneren 
Spaltungen. Einen Bezirk nad) dem andern trennten die benachbarten Für⸗ 
ften von dem freien Friesland ab, und wenn auch die Landeshoheit vielfach, 
wie in den dem Erzſtift Bremen unterworfenen Ländern, oder auf dem ſchles⸗ 
wigſchen Iuſeln und Küften, ober in dem olbenburgiichen Marfchländern die 
freie Berfaffung befteben ließ, jo konnten foldhe Bezirfe doch nur noch die 
Bedeutung von unabhängigen Landſchaften bewahren, nicht mehr zu Staaten 
werden. Unter den freien Frieſen aber wurde im 15. Jahrhundert die ſich 
befeftigende Ariftofratie der Häuptlinge fo übermädhtig, daß durch ihre Fehden 
das Land zerrüttet und von Parteiungen und Sonderbünden zerriffen wurde. 
Ein folder Häuptlingsbund ftellte 1430 den Häauptlingsjohn Edzard Cirkſena 
an feine Spike, deflen Bruder Ulrich dann von ber auf alle Prälaten, Häupt- 
linge und Freie erweiterten Einung im Sahre 1454 zum erblichen Fürften 
von Friesland erhoben und vom Kaifer mit ber Reichögrafichaft belehnt wurde. 
Damit lenkte die friefiiche Verfaffung in die allgemeine Bahn der deutſchen 
Sutwiciung ein. Doc wenn nicht für Deutjhland, jo doch für feine nächiten 
nordweitlihen Nachbarn wurde der föberative Gedanfe der friefiihen und 
niederjächfiihen Stämme von dauernder Bebeutung, indem auf Die fpätere 
Bildımg des niederlänbifchen Bunbesftantes biefelben Ideen wirkten, welde 
ſchon früh unter den friefifchen Seelanden lebendig geworden waren, jo daß 
die Form der föberativen Bereinigung größerer Lande oder Provinzen dort 
wie bier den Ausgangspunkt der Verfafſungsentwicklung bildete. 

U. Sn ganz entgegengejeßter Weife gieng in der Schweiz aus der poli- 
tiichen Bereinigung bunt gemijchter kleiner und großer Länder und Städte 
allmälig ein republifanifcher Bundesftant hervor, der ganz allein von allen 
deutſchen Bünden biefer Zeit ohne Bermittlung der Landeshoheit zu einer 


der universitas judicum Selandiarum Frisise in Upstallbom congregatorum. 
GaffelLc. ©. 239. 

?) Dritte Ueberkür. Richthofen ©. 98: jef thera sogen selonda eng 
welle unriuchte fara, liude ravia jeftha morth sla, thet tha sex thet sogende 
thuinge thettet elle riuchte fare. 

9) 1861 3 7 ©. 110. Die allgemeinen Statuten bezeichnen fich ausdrücklich 
als Bundbriefe (articulos confoderationis et pacis) S. 109; fie werden von den 
einzelnen Ländern befiegelt; ben einzelnen Rändern fallen die Bußen für ihren 
Bruch zu. 
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wirflihen Stantsbildung führte. Obwol die verjhiedenen Bündniffe, Einungen 
und Landfrievensverträge, aus denen die Eidgenoſſenſchaft entftand *), von ben 
zahllofen ähnlihen Ginigungen jener Zeit fih in nichts unterjchteden, obwol 
die Organifation vieler deutſcher Städte- und Abelsbünde um Vieles feiter 
md einheitlicher war, als bis weit über das Mittelalter hinaus die Organi- 
ſation des Schweizerbundes: jo war doch eben ber Unterfchieb der, daß der 
Kern des lebteren immer ein Bund von Ländern blieb und daß ihm fo 
von vornherein Feine blos ftändifche, fondern eine territoriale Bedeutung 
zufam. 

Im Uebrigen hatten während biefes ganzen Zeitraums die breizehn Orte, 
welde am Schluß beffelben als Eidgenoffen galten, Feine einheitlihe Bunbes- 
urkunde. Ja fie waren nicht einmal alle mit einander, fondern in mannich⸗ 
faher und ungleicher Weife einzeln mit einzelnen verbündet. Nur mit den 
drei Walbftätten, beren alter und oft erneuter Bund 1291 auf ewige Zeiten 
erſtreckt und 1315 befeftigt ward, waren alle andern Orte vereint. Doch hatte 
fh Zürih 1291 nur auf 3 Jahre mit Uri und Schwyz, erft 1351 mit 
ihnen und Luzern auf ewige Zeiten verbünde. Ein ähnliches Bündniß hatte 
Luzern 1332 mit den andern Waldſtätten gefchloffen. Bon den verbündeten 
Waldftätten und Zürich erobert, mußte Glarus 1352 ein ungleiche Bündniß 
mit ihnen eingehen, das erft 1450 unter Zurüctatirung auf 1352 in ein 
gleiches verwandelt ward; mit Zürich dagegen hatte es fi) ſchon 1408 zu 
gleihem Recht verbunden, Stadt und Amt Zug fchloffen 1352 mit den 
Walditätten und Zürich einen Bund. Bern gieng 1353 eine in vielen Punkten 
nur loſe Vereinigung mit ben drei Walbftätten ein, die zu gleicher Zeit die 
Berpflihtung übernahmen, wenn Bern zur Hilfe mahne, immer zugleich ihrer- 
jeits Züri und Luzern zu mahnen, während Zürich und Luzern fih in be 
fonderen Urkunden verbindlih machten, einer derartigen Mahnung Folge zu 
leiften. Mit den fo unter fi jehr verjchiedenartig verbünbeten acht Orten 
ſchloſſen Solothurn und Freiburg 1481, mit allen zehn Bafel 1509 einen 
Bund. Schaffhaufen einte fih 1454 mit Zürich, Bern, Luzern, Schwyz und 
Glarus auf 25 Jahre, erneute diefen Vertrag 1479 unter Theilnahme von 
Uri und Unterwalden und wurbe 1501 förmlih aufgenommen. Appenzell 
wurde, nachdem es 1411 und 1452 ſehr ungünftige Bündniffe eingegangen, 
1513 als gleichberechtigt recipirt. 

Alle diefe Bundesverträge waren von verfihiedenartigem Inhalt. Die 
Pflicht zur gegenfeitigen Unterftüägung in Kriegsfällen und die Erhaltung bes 
Friedens unter den Genoffen durch Austragsgerihte und Zwangsmaßregeln 
war in allen gleihmäßig feitgefeßt. Im Einzelnen aber waren über die 


%) ©. dieſelben 6. Tſchudi 1. c. Bd. I u. IL u. 6. Kopp, Urkunden zur 
Geſchichte der eidgendffiihen Bünde. Bol. auh Blumer lc. IL ©. 131. 
207 f. 221. 228. 328375. 
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Sormen der Mahnung, bes Zuzugs und des Schiedsſpruchs verjchiebenartige 
Berabrebungen getroffen. Die Hilfsleiftung war bisweilen auf beftimmte 
Kontingente, ober (wie für die 8 alten Orte gegenüber Solothurn und Frei- 
burg) auf gewiffe räumliche Grenzen beſchränkt, oder fie follte (wie feitens ber 
Waldſtätte für Glarus, jeitens beider Theile nah dem Vertrage mit Bern) 
erft nach einer durch Abgeordnete vorgenommenen Unterfuhung und Berathung 
ftattfinden. Veränderungen follten einftimmig erfolgen, in dem Bunde mit 
Appenzell von 1411 wurde aber den Walbftätten das Recht einfeitiger Abän- 
derung vorbehalten. Ebenſo waren bisweilen nur Einem Theile fernere 
Bündniſſe ohne Bewilligung der Genofjen unterfagt (3. B. 1352 Glarus). 
Auch fonft waren die Eidgenoſſen in manden Punkten ungleich geftellt; fo 
follte nad dem Bertrage mit Zug Schwyz deffen Ammann erwählen. Sn 
andern Berträgen kamen Beitimmungen über Verkehr und Handel, über bür- 
gerliches und peinliches Recht, über gemeinjchaftliche Eroberungen u. |. w. dazu. 

Trotzdem betrachteten alle dieſe Länder und Städte fi) mehr und mehr 
als eiblicdh verbundene Genoffen und bildeten auf ihren Tagſatzungen allmälig 
ein Bundesrecht und eine Bundesgeſetzgebung aus. Schon im 14. Jahrhun⸗ 
dert wurden gemeinjame Satzungen gegen die Immunität der Geiftlichkeit, 
gegen unerlaubte Gelbfthilfe und eigenmächtige Weberfälle, ſowie über Land- 
frieben, Hausrecht und Kriegsrecht erlaffen ''). Zu gleicher Zeit ftellte fich 
allmälig dad Recht der eibgenofienihaftlichen Dazwiſchenkunft in innere Streis 
tigkeiten eines Ortes feft. Seit Anfang bes 15. Sahrhunderts wurben Tag- 
fagungen ber damals verbundenen acht Orte immer häufiger, aber erft fett 
4481 finden regelmäßige Tagſatzungen und fürmliche Bundesabſchiede Statt. 
Auch war immer noch bei wichtigen Gegenftänden das Einholen von Inſtruk⸗ 
tionen (Heimbringen) umd das Anjeßen eines nenen Tages üblih. Wirkliche 
Bundesgeſetze kommen erft feit 1472 vor !!) und erft im Jahre 1515 wurbe 
der Grunbfa anerkannt, daß in Sachen, welde die Ehre und das Wohl ber 
Eidgenofjenfchaft betreffen und den Bünben jowie dem Herkommen nicht wiber- 
fprechen, die Minderheit der Stände fi den Beichlüffen ber Mehrheit zu 
unterziehen habe '*). 

Außer den eigentlichen eidgendfflichen Orten — den Bollgenofien bes 
Bundes — gab es num aber eine Reihe fogenannter zugewandter Orte ber 
Eidgenofienichaft, Städte, Gemeinden oder Fürften, die nur mit einzelnen 
eidgenöfftiichen Orten ewige Bünde hatten und deshalb an den Tagſatzungen 
nicht Theil nahmen, doch aber mehr und mehr ald Glieder des Geſammt⸗ 
bunbes betrachtet wurden; jo Weggis, Engelberg, die Stadt ©. Gallen; fo 


so Namentlich Pfaffenbrief der 6 Orte (Waldſtädte, Züri, Zug) v. 1340; 
Semperbrief v. 1398; Straffagungen v. 1897 u. 1401. 

11) Biumer 1. c. L 345. 1504 eine allgemeine Munzordnung. 

19) Blumer 1. c. I. 846. 


534 Der Einfluß d. Einungsweſens a. d. Bildung territorialer Staaten. 


bie Wallifer Herren und Gemeinden und die Grafen von Toggenburg; fo 
Rotwyl vorübergehend; fo der grame Bund, durch welchen die vielen zeriplit- 
terten Herrichaften Graubündens fich allmälig befreiten und vereinigten; fo 
Biel, das mit Bern, — die Grafſchaft Neuenburg, die mit Freiburg, Solo» 
thurn und Luzern, — die Stadt Genf, die mit Bern und Freiburg ver- 
bünbet war. 

Endlich aber gab es eine große Anzahl von Herrichaften oder Vogteien, 
die bald den einzelnen Städten oder Ländern, bald mehreren in Gemeinſchaft 
untertban waren. Mehrere davon gehörten den acht alten Orten, vier im 
Fahre 1513 erworbene italieniiche Vogteien (Lugano, "Locarno, Mendricio, 
Val Maggia) den damaligen 12 Orten, feine aber allen Genofjen, geſchweige 
denn bem Bunde als joldem. 

Sp aus den verfchiebenften Beftandtheilen zuſammengeſetzt, ohne einheit- 
liche Verfaffung, ohne Bundeseigenthbum oder Bundeshanshalt, ihrem Weien 
nach kaum beftimmbar, bildete gleichwol die Eidgenofſſenſchaft eine mächtige 
Sinheit nach innen und außen und wurde, obwol ihr bie rechtlichen Formen 
eines Staates noch mangelten, doch fowol von den auswärtigen Mächten wie 
von ihren Gliedern als ein Geſammtſtaat betrachtet. Im weiteren Berlauf 
ihrer Geſchichte zog dann die Eidgenofienfhaft, fo unheilbar fcheinende Rüd- 
ſchläge die religiös «politifchen Spaltungen von der Reformation bis in bie 
Mitte unferes Jahrhunderts der Bunbeseinheit zufügten, diefe Einheit deumoch 
langſam und ftetig immer fefter an. Selbft die Sonderbünde, welche fie in 
fich erftehen fah, vom Burgrecht (1527 —1529), dem erften Tatholifchen Bunde 
der Reformationszeit und dem borromeifdhen Bunde (1586) bis zum Sonber- 
hunde von 1846, waren nur vorübergehende Allianzen zum Zwecke ber Umge⸗ 
ftaltung des Gefammtbundes, nicht wollten fie bauernde Bünde oder Bunbes- 
ſtaaten für fi) fein. So konnte Bier endlich, indem auf der einen Seite die 
Bundeseinheit immer mehr zu einer wirklichen Staatsgewalt verſtaͤrkt wurde, 
auf der andern Seite diefe Ginheit immer mehr zu einem einzigen, alle Glieder 
zu gleihem Recht und gleicher Pflicht umfaffenden Bande wurde, ein lebendiger 
moderner Bundesſtaat aus der alten Grundlage des mittelalterfichen Cinungs⸗ 
weſens unmittelbar herpormwadhlen. 


851. Landftändiſche Körperfchaften. 


Bon ben biäher betrachteten Ausnahmen abgejehen, giengen in Deuftſch⸗ 
and wirkliche Staaten nirgend aus bloßer Vereinigung der Glieder hervor. 
Aber wenn auch nicht ald alleiniger, fo doch als mitwirkender Faktor 
war das Einungeweſen für die Umbildung ber Xerritorien in Staaten, wie 
fie fih im 14. und 15. Jahrhundert vollzog, von kaum zu überfchäßender 
Bedeutung! Nicht in der Ausbildung der Landes hoheit allein darf man 
die Duelle des deutichen Staatsgedankens ſuchen: neben und mit ihr war die 
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landftändiſche Entwidlung ein gleich wichtiges Element. Bedeutet aber 
jene die Umwandlung einer Herrſchaft in eine Landesobrigkeit: fo bebentet 
diefe die Organifation des Landes — fofern dieſes der Obrigkeit gegenüber 
gedacht wird — durch die genojjenfhaftlihe Einung der Stände 
Landesherr und Land wurden jo zu zwei nebeneinanberftehenden Trägern 
ftaatlihen Rechtes, die in threr Vereinigung den bdeutichen Staat barftellen, 
wie er aus dem Abſchluß des Mittelalters hervorgieng. 

Ss laufen in allen Zerritorien feit dem 13. Jahrhundert zwei Richtun- 
gen nebeneinander ber, welche, in vielfachen Gegenfat und Kampf, doch gerabe 
durch die Gewalt ihres Ringens die Erreichung des gemeinfamen Ziels — 
eined Staat? — nur beichleunigen. 

Bon diefen Richtungen ift die eine das Streben der Fürften, zu Landes⸗ 
berren zu werden). Die große Macht, welche bei ihnen wie bei einzelnen 
Grafen und freien Herren ſchon feit dem Anfange des 13. Sahrbunderts und 
befonders ſeit den Geſetzen Friedrichs IE zufammentraf, war noch im 14. 
Sahrhundert nichts, als ein Aggregat ungleihförmiger Rechte über Perjonen 
und Gebiete, von denen jedes auf einem bejonderen Rechtägrunde beruhte. 
Ueber die Perjonen ftanden ihnen in mannichfachfter Weife bald nur die Be 
fugnifje alter Reichsämter, fei es herzoglicher, jei es blos gräflicher Gewalt, 
und damit Gerichtöbarkeit, Heerbaun, Sriedensgebot und dad Recht zu Hof zu 
gebieten, bald zufällig erworbene nußbare Regale und Hoheitörechte, bald 
Iehnsherrliche, dienftherrliche, vogteiliche, ſchutz- ober grundherrliche eigene Rechte 
zu. An Grund und Boden hatten fie ebenjo bald Eigenthumsrechte in allo- 
dialem Beſitz oder vom Katjer oder andern Ständen zum Lehn, wobei dann 
wieder nur die Berwaltung, ober ein Nutungsredht, oder ein bäuerliches Unter- 
eigenthum, ober Lehneigen davon fortgegeben fein konnte, bald übten fie, wie 
bei Tandjäffigen Stiftern, Klöftern, Städten, bei dem Allod von Herren, Rittern, 
Schöffenbaren ober freien Bauern nur Rechte öffentlicher Gewalt. Alle diefe 
perfönlichen und dinglichen Herrichafterechte Tonnten fih mannichfach kreuzen, 
ja es konnte bafjelbe Stud Landes zu verfchiebenen Territorien gehören?). 
Indem nun die Landesherren beftrebt waren, Land und Leute nach anfen und 
innen als einen einheitlichen Herrſchaftskreis abzufchliefen und zufammen zu 
faffen, was ihnen durch Ausgleihung, Tauſch und Kauf, durch die Begrün- 
dung ihrer Familiengeſetzgebung, durch gleichmäßige Anwendung ber Herrichaft 
anf Hohe und Niebere mehr und mehr gelang, lag zwar hierin zunächft mır 


1) Bol. bei. Mofer, neues Staatsrecht Bd. XV— XVII. Eichhorn, 
NR. G. 8299. 418. 540f. Walter, R. ©. 8 280f. 334. Zöpfl, R. G. 858. 
77. Schulte, 8. ©. 8 69. 8. Maurer, Landeöhoheit in Bluntſchli's 
Staatöwörterbuh Bd. VL ©. 218-282. Tittmann, Gef. Heine. d. Erl.v 
L ©. 17£. 

2) Möfer, Osnabr. Gef. HI, 2. $ 21. DI, Engelb. I. $ 14. Tittmann 
Geſch. Heine. d. Erl. L ©. 83. 
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eine möglichfte Koncentration von Herrſchaftsrechten in Einer Hand: bald aber 
trat ein höherer Geſichtspunkt mit immer größerer Klarheit Hinzu. Die 
Landesherren Legannen, ſich als Träger einer ihrem Weſen' nach einheit- 
lichen und um bes öffentlichen Wohls willen unveräußerlichen und untheilbaren 
Staatögewalt, mit andern Worten ald Landesobrigkeit zu betrachten, fie 
leiteten ihre einzelnen Befugniffe aus dem fo entftehenden Begriff der Landes⸗ 
hobeit, ftatt aus privatrechtlichen Titeln ber, ja fie giengen ſchon im 15. 
Sahrhundert häufig fo weit, in dieſer ihrer Eigenfchaft als Obrigkeit ſich Über 
das geltende Necht und bie beitehenden Verträge hinwegzuſetzen. 

Dieſen Beftrebungen ber Landesherren gegenüber war eine andere Richtung 
thätig, welche auf Die Erhaltung der biöher theild auf ben allgemeinen und 
beionderen Berfammlungen des Landes, auf Rittertagen und Landdingen, theils 
in berrichaftlihen und genoflenfchaftlichen Verbänden bethätigten Selbftändig- 
feit zielte und jchließlich eine Bereinigung aller diejes Ziel gleichmäßig ver- 
folgenden und dazu hinreichend ftarken politiihen Machteinheiten des Landes 
in ben landſtändiſchen Körperjhaften herbeiführte?), Die Theilnahme 


3 Eine allgemeine Quellenfammlung für die Gefchichte der Landftände ift 
Lünig, Collectio nova, worin der mittelbaren oder landſäßigen Ritterfchaft in 
Deutſchland . . Tonberbahre Prärogativen und Gerechtfame, auch Privilegia unb 
Sreiheiten enthalten find. 2 Bde. Frankf. und Leipz. 1780. — Biel Material 
enthält auh Mofer, Bon der teutſchen Reichsſtände Landen, deren Landftänden, 
Untertbanen, Landesfreiheiten, Beichwerden, Schulden und Zufammentünften. 
Frankf. u. Leipz. 1769. Bon älteren Schriften find außerdem Struben, Neben- 
ftunden (2. Ausg) U. Nr. IX u. X ©. 109-186, Pütter, Beiträge L ©. 
107—133, Häberlin in Schlözer's Staatsanzeigen v. 1792 Bd. 17. Heft 
67. S. 265— 277 und Handb. des deutſchen Staatsrechts. 1797. II. S. 28—80, 
Hüllmann, Stände II. ©. 218-232 hervorzuheben. Aus neuerer Zeit ift 
immer noch Unger, Geſchichte der deutjchen Landftände. 2 Bde. Hannover 1844 
die einzige umfaffende Monographie. Vgl. au) Krüger, comment, de veterum 
in Germania provincalium ordinum origine et natura. Gött. 1848. Wilba, 
Landftände, im Rechtslexikon Bd. VI ©. 791f., bei. S. 796—822. Reyſcher, 
in der Einleitung zu feiner Abhandl. über hannöv. Verfaffungsfragen, Zeitſchr. 
f. beut. R. Bd. IL. ©. 1—10. v. Campe, die Lehre von ben Randftänden. 
2. Aufl. Lemgo u. Detmold 1864. S. 1—205. Borzüglih iſt 8. Maurer’s 
Ueberfiht über die Geſchichte ber Landſtände im Staatswörterbuh Bd. VI. ©. 
251—272. Eingehend wird bie landſtändiſche Entwidlung auch b. Eichhorn, 
R. G. 8 423 —427 behandelt, kürzer b. Zöpfl S 54. 78. Walter 8 366, 
Phillips 8 111. Schulte $ 77. ine gefchichtliche Weberficht geben auch 
Zachariä, Staatsrecht I. $ 108f. u. Bluntſchli, Allg. Staatör. (3. Aufl.) L 

»S. 473 f. Die benupten Schriften über die Tandftändifche Entwidlung in den 
einzelnen Zerritorien werden "unten citirt werden; auf allgemeine Verhältniffe 
nehmen von ihnen befonderd Die Schriften über bie baierifchen Stände und bie Unter- 
fuhungen Neumann's über die Niederlaufig, Hegel’ 8 über Medienburg Rüdficht. 
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ber Beherrſchten an den Angelegenheiten der Geſammtheit war jo alt, wie ein 
deutſches Sffentliches Recht überhaupt: aber während fle in ber Zeit patriarcha⸗ 
liſcher Sreiheit in den allgemeinen Verfammlungen der freien Volksgenoſſen, 
demnächſt in der feudalen Zeit in den Berfammlungen ber Großen des Landes, 
in Lehnskurien, auf Ritter- und Mammentagen zur Ericheinung gelommen war, 
erlitt fie nunmehr durch die Macht des Einungsweſens zum dritten Mal eine 
völlige Umgeftaltung ihres Weſens und ihrer Form. Zunaͤchſt freilich trat 
das Streben nach Selbitändigkeit und Freiheit als ein Streben der einzelnen 
im Lande anfäjfigen Herren und Gemeinden hervor: allein die Natur ber 
Sache und der Geift der Zeit führten bald zur Vereinigung, um mit ge 
meinfchaftlichen Mitteln dad gemeinfchaftliche Ziel zu erreichen. Indem fid 
nun aber zuerft die Mitglieder befielben Standes, balb die Stände unter 
einander verbünbeten, verſchworen und verbrüderten, wurde in der fo konſti⸗ 
tnirten Genofienfhaft mehr und mehr der Gedanke wach, daß fie nicht blos 
eine Summe einzelner Perfonen mit einer Summe theild gemeinfamer theils 
bejonderer Rechte, fondern eine Einheit ſei, die das Land felber repräjentire. 
Sie bezeichnete fich jelber als das Land, ald die gemeine Landſchaft, und 
verftand dabei unter dem Lande den dem Landesherrn gegemüberftehenden, zu 
einer lebendigen Geſammteinheit organifirten Inbegriff von yperjönlichen und 
territorialen Rechtöfreifen, als deflen Träger die Geſammtheit der genofienfchaft- 
lich verbundenen jelbftändigen politiihen Einheiten ober Stände bes Landes 
erichien, während die einzelnen Unterthanen oder Bürger der Stände mittelbar 
als Schupgenofjen daran Theil nahmen. 

Landesherr und Landihaft wurben jo zwei von einander unabhängige 
Mächte, von denen keine ihr Recht von der andern ableitet. Die unumgäng- 
liche Nothwendigkeit ihres Zufammenwirkens aber und die Korrefponbenz ihrer 
Rechte und Pflichten mußte zugleich mit ihrer Bildung bahin führen, für 
beide eine gemeinjame Duelle, eine Einheit über beiden zu erkennen. Als 
iolhe trat unter dem Einfluß des von beiden Mächten gleihmäßig betonten, 
gleichmäßig als Richtſchnur Hingeftellten, gleichmäßig vertretenen äffentlichen 
Wohls ded ganzen Landes in immer jhärferen Zügen ein erweiterter Begriff 
bes Landes, das Land als Staat, hervor. 

Damit war der bisher nur in ben Städten verwirklichte Gedanke des 
Staats in dem größeren Kreiſe des Landes begrifflich vollendet. 

Widmen wir derjenigen Seite dieſer reichen und intereffanten Entwicklung, 
welche allein unferer Aufgabe angehört, der Konftitwirung der Landſchaft als 
einer gewillfürten Genoſſenſchaft der Stände, eine kurze Betrachtung, jo müffen 
wir und zunächft erinnern, daß die einzelnen Stände als foldhe fich bereits 
feit der Vollendung der neuen Standesbildung überhaupt, aljo jeit dem Ende 
des 13. Sahrhunderts, als genoſſenſchaftliche Einheiten theils betrachteten, theils 
auch äußerlich verbunden hatten: Geiftlichkeit, Adel und Bürgerſtand waren 
überall dur bie Macht des Einungsweſens geftaltet. 
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Am wenigften ald eine ſtändiſche Einheit war Die Geiftlichkeit organifirt‘). 
In ben geiftlichen Xerritorien behauptete das Domkapitel oft einen ſolchen 
Vorrang vor allen anderen Stiften und Klöftern, daß es dieſe von jeber 
Mitwirkung bei der Landesregierung ausſchloß, oder umgekehrt fich nicht zu 
den Ständen, fondern zur Herrichaft rechnete?). In größeren weltlichen Ländern 
war die Stellung der Bifchöfe lange ftreitig und fchwanfend®); war aber ihre 
Landjäffigkeit burrdhgefegt, fo war ed wiederum ungewiß, ob neben ihnen ihren 
Kapiteln, ob und in welder Weile den übrigen Stiftern und Klöftern des 
Landes die Landftandfchaft gebühre”). Zweifelhaft blieb häufig die Landftand⸗ 
haft und die Art der Vertretung der Frauenflöfter, der Orden und Univer⸗ 
fitäten, fo daß fich fpäter die mannichfachſten Verſchiedenheiten entwidelten®). 
Ebenſo waren die Grundfäte darüber ungewiß, ob das geiftliche Inftitut (die 
juriftiſche Perjon) oder fein Vorfteher Landftand feir). Trotz aller Schwan. 
kungen in dieſen Verhältniffen und troß der inneren Ungleichheiten innerhalb 
des Standes jedoch wurde, je mehr fich die übrigen Stände abſchlofſen, auch 
bie Geiftlichkeit als eine gefchloffene Gefammtheit, ala „Pfaffheit gemein- 
lich“ oder Prälatenftand, mithin als eine ſtändiſche Genoſſenſchaft betrachtet. 

Aus ungleichen Elementen ſetzte fich auch der landſäſſige Adel zuſammen '). 
Noch waren die Unterſchiede der Genoſſenſchaften oder Einzelnen, aus welchen 
bie Ritterfchaft erwachſen oder im Begriff zu erwachfen war, beſonders ber 
freien Vaſſallenſchaft, ver Dienſtmannſchaft und der jhöffenbar Freien keineswegs 
verwiſcht. Voͤllig verſchiedenen Standes aber blieben nad wie vor die Mit- 
glieder des Herrenftanbes, welche der Landeshoheit erlagen. Indeß theils durch 


9) Bol. Mofer, v. d. Reihsitände Landen S. 411 f. 908 f. Unger, Lanbft. 
IL ©. 27-58. 

3 S. Unger c. ©. 52 und über bie fpäteren Berhältniffe Mofer ©. 
412417. 449. 457. 479. In Kurmainz war dad Kapitel der einzige Stand 
und bildete für fich den Randtag. In Bremen und Hildesheim war es ber erſte 
Stand. Mofer ©. 457. 8. Maurer l. c. ©. 254. 255. 

% Sp in Defterreih, Tirol, Pommern. Früh anerkannt wurde die Land⸗ 
fäſſigkeit ver Bifchöfe ganz oder theilweife in Brandenburg, Böhmen, Schleften, 
Hieberöfterreich, Steiermark, Kärnthen, Krain, Kurfachfen und Batern. S. Mofer 
418f. 436. 487. 489. 441. 446. 479. In Pommern hatte ber Herzog von 
Kammin fogar eigne Stände. Ib. 447. 448. 452. 

r, In Böhmen, Mähren und Tirol erlangten die Domkapitel neben den 
Erzbiſchöfen und Bifhöfen Landftandfhafl. Mofer ©. 419. 423. 479. 
Andere Stifter und Klöfter erwarben fpäter meift die Landitandichaft, nur trat 
bisweilen eine Theilung in Clerus primarius und secundarius ein, wie in Trier. 
Moſer ©. 478. 

* Moſer 441. 464. 477. 481. 3m Hodftift Bafel war fogar eine 
Brüderfhaft Landitand. 

9) Unger H. 53. Ueber das Spätere Mofer ©. 478. 

0) Anger I. ©. 211f. IL S. 53-67. Mofer 1. c. bef. ©. 481-488. 
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bie gemeinfame Lage und das gemeinkıme Intereffe, theils durch ausdrückliche 
Geſellſchaften und Einungen, wovon oben die Rede war'n), ſchloß der niebere 
Adel fih immer fefter zu Genofjenichaften zufammen, dur bie er fih in 
einigen Gegenden ber Landeshoheit überhaupt erwehrte, wo ihm aber Died nicht 
gelang”), fi in ber Form einer Eorporativ geftalteten Ritterſchaft zu 
einer einheitlichen landſtändiſchen Genofſenſchaft einte Den einzelnen land⸗ 
fülfigen Herren aber blieb meift nichts übrig, als fich entweber ber Nitterfchaft 
anzufchliegen?) oder mit den Prälaten zu vereinen); nur in mehreren ehe⸗ 
mals ſlaviſchen Ländern waren fie zahlreich genug, um fih als „Herrſchaft“ 
zu einer eigenen Landftandsgenoſſenſchaft neben der Ritterjchaft zu konſtituiren '°). 

Am leichteften endlich mußte die Geſammtheit ber Ianbfälfigen Städte 
deflelben Herrn fich als eine ftänbifche Genoffenichaft formell abſchließen ober 
innerlich betrachten. Denn nachdem fie zuerft unter den berrichaftlichen Vögten 
jelbftändige Gemeinwefen geworden waren, feit dem Anfıng des 14. Sahr- 
hunderts aber biefe mehr und mehr verbrängten ober zu bloßen herrfchaftlichen 
und endlich ſtädtiſchen Gerichtsbeamten herabjeßten; nachdem fie in Solge defſen 
zuerft als Beirath ihrer Bögte, jeit dem Enbe des 13. und Anfang bes 14. 
Jahrhunderts als felbitändige Gemeinden neben denjelben und endlich ftatt 
derjelben von den Lamdeöherren zu ben Rittertagen berufen ober jelbftändig 
um Rath und Zujtimmung gefragt wurben, ihnen gegenüber abe in ben 
eigenen und bed Landes Angelegenheiten als eine politische Macht auftraten 0): 


11) Vgl. oben $ 46. 

12) In vielen Ländern war noch fange ber Audgang ungewiß; fo firebte die 
Ritterfchaft in Defterreich bis zum 15. Jahrhundert, in Batern zur Zeit des 
Löwenbunds, in Brandenburg bis au Friedrich I. (v. Raumer, cod. dipl, Brandenb. 
J. 35.) nach Reichöfreiheit. Bol. Unger IL ©. 5df. In Franken, Schwaben 
und am Rhein wurde umgelehrt bie Reichöunmittelbarkeit der Ritterſchaft erft im 
16. Jahrhundert zweifellos; in Xrier wurde von 1570 bis 1729 darüber pro» 
ceffirt unb endlich die u anerkannt. Mofer, kurtrierſches Staatsr. 
Leipz. u. Zrankf. 1740 ©. 2 

19 So in Baiern. — Pommern. Moſer, v. dent. Reichäft. Landen. 
S. 439. 452. 

10 So In Kurſachſen. Mofer l. c. ©. 440f, 

18) In Schleſien und Mähren bildeten Herzöge und Fürften zufammen mit 
Grafen und Herren, in Böhmen, Oefterreich, Kärnthen, Krain und der Laufig 
Fürften, Grafen und Herren, in Steiermark Grafen und Herren eigne landftänbifche 
Korporationen. Moſer ©. 423 u. 425. 417 u. 427. 437 u. 445. 436. In 
Schleften hatten überdies die einzelnen Herren in ihren Herrſchaften befonbere 
Landftände. 

16) Unger IL ©. 67—100. Die weſtfäliſchen Stäbte erſcheinen 1256, bie 
böhmiſchen 1281, die pommerjchen 1283, die braunfchweig-Lüneburgifchen 1292, 
die bairifchen 1307, die münfterfchen 1309, die medlenburgijchen 1829 in Landes⸗ 
angelegenbeiten verſammelt, rathend, zuftimmenb oder fonft zuerft thätig. Die 
Bertretung der Städte auf den Landtagen richtete ſich natürlich nach ihrer Ver⸗ 
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erſcheinen fie unter einander fofort ald Genofſen verbunden, fei ed nun, baf 
fie ausbrüdliche Cinungen eingehen und Verſammlungen abhalten”), ſei 8, 
daß fie ben anderen Ständen gegenüber nur thatfächlich als Eine aus juriſti⸗ 
hen Perſonen zujammengefeßte Standesgenofienfchaft gelten und handeln. 
Durch den Hinzutritt der Stäbte wurbe überhaupt erft die Möglichkeit gegeben, 
aus den alten Rittertagen, die ihrem Weſen nad) immer noch Lehnskurien 
geblieben waren, die neuen landſtändiſchen Verſammlungen hervorgehen zu 
laffen und durch das Cinungsweien zum bleibenden Imftitut zu erheben '®). 
Neben diefen ſich fo abfchliegenden Landitänden gelang es dem Bauern- 
ftande nur fehr vereinzelt, ſich als landſtändiſche Genoſſenſchaft zu Tonfti- 
tniren%), Sm Zufammenhange mit der alten Berfaffung war dies in Oſt⸗ 
friesland der Fall, wo ber fogenannte Hausmannsſtand neben Ritter und 
Städte trat”). Auch in andern friefifchen und nieberjächfiichen Ländern an 
der Nordſee, befonders in Ditmarfen, Habeln und auf den Ichleswigichen Inſeln 
und der Weftküfte des Feſtlandes, erhielt fi) unter der Landeshoheit ein jelb- 
ftändiger, theild in feinen einzelnen Gemeinden, theild in Landesverſammlungen 
an der Landesregierung Theil nehmender Bauernftand '). Im Süden bildeten 
in Zirol feit dem Anfang bes 15. Jahrhunderts „Thäler und Gerichte” einen 


faffung. Soweit über dem Rath noch ein berrichaftlicher Richter ftand, wurben 
Rath und Gericht vertreten; neben dem Rath wurde die Gemeinde oder ber 
äußere Rath oft zur Ernennung von Deputirten aufgefordert. 

1) Weſtphäliſche Stäbteverfammlung ald Landesverfammlung (bei einer 
Auflafiung) ſchon 1256 thätig. Seiberg L 368. Bund ber pommerjchen 
Stäbte mit dem Abel 1288. Bereinigungen der märlifchen Städte 1808. 1819 
und 1349; fchon 1262 aber fließt die Gefammtheit aller Kaufleute als folche 
einen Vertrag. Lenz, marfgräfl. Brandenb. Urk. 1753. I. 50. 177. Buchholz, 
Geſchichte der Kurmark Brandenb. V. ©. 85. 80. 

se, Daher kommt eine eigentliche landftändiiche Entwidlung ohne Städte 
gar nicht vor (nur war im Fürftentbum Minden und tm Herzogthum Berden an 
Stelle eines Kolleg nur je Eine Stadt Lanbftand, Mofer ©. 449. 458), wäh. 
rend Länder, in denen ber Stand ber Ritter (wie in Trier und Württemberg), 
oder der Prälaten (wie in Weftfalen, Eleve, Sülih-Berg, Lauenburg, Verden, 
den fächfifchen Herzogthümern, Schwargburg, Reuß, Walded und Lippe, unb nad 
der Reformation vielfach fonft), oder beide (mie in Baden-Durladh) gänzlich fehl- 
ten, glethwol eine ftändifche Entwidlung hatten. Moſer S. 418f. 469; 417. 
446. 448. 455. 457. 458. 467. 468, 469. 474, 4683. 

) Unger IL ©. 100-186. 

20) Mofer S. 450f. 

21) Anger S. 110—122. Weber Habdeln auch Mofer ©. 458. Lünig J. c. 
1. 1331f. Ditmarfen wurde erſt 1559 ber holfteiniſchen Landeshoheit unterworfen. 
Spuren einer Thetlnahme der Dörfer und Bauern auf Rügen an Landesverhand⸗ 
lungen v. 1825 b, Unger I c. ©. 122. 
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vierten Lanbftand®); in Württemberg traten jet dem 16. Jahrhundert 
bänerlihe Aemter neben die Städte”); im Hochſtift Bafel gehörten das Dorf 
Burgthal, die ſechs Oberämter und die freien Berge, — im Breidgau fechs 
Kameralherrſchaften, von denen die eine fi) durch die Konftituirumg ihrer acht 
Gemeinden zu „Einungen” unter „Einungsmeiftern“ als „Hauenfteiner Einung‘* 
die Freiheit errungen hatte, zu den Ständen“); in der Abtei Kempten, berem 
Bauern den Anſtoß zum Bauerntriege gaben, beitand jeit 1492 eine Bertre- 
tung bes ganzen Landes durch Ausichäffe der Dörfer); und Spuren einer 
ähnlichen Stellung der Bauern find auch fonft in einzelnen Eleineren Ländern 
zu finden”) Allein alle diefe, zum Theil erft durch die Bauernkriege be- 
gründeten Berhältniffe galten ald Anomalien”). Die Regel war, daß eine 
Iandftändifche Bilbung von dem Adel und den Städten — und zwar bald 
mehr von diefen, bald mehr von jenen — ausgieng und ſodann durch den 
Zutritt der Prälaten®) ihren Abſchluß für alle Zeiten erhielt. 

Ueberaus mannidhfach nun aber waren bie Formen, in denen in den ein- 
zelnen Ländern fih die enbliche Vereinigung der fo gebildeten Stände zu einer 
Geſammtkoͤrperſchaft — der Landſchaft — vollzog. Wir haben dieſe überall 
wiederkehrende Rechtsbilbung oben als eine Folge des Einungs weſens be 
zeichnet). War nun aber aud in ber That ber Gedanke einer willtürlichen 


— —— — — 


#2) Unger II. 123—127; ob aber durch eigne Abgeordnete, oder durch die 
oberften Beamten und Borfteher vertreten, ift ungewiß; ib, ©. 126. 

8) Unger IL ©. 180. 131. Mofer ©. 469. 

2) Mofer ©. 459. 488. Unger 1. c. &. 129. 180. 

25) Moſer ©. 868. 461. Unger ©. 129. 

26) Unger S. 131—135 giebt NRachweilungen aus Hefien, Kurtrier, ber 
Grafſchaft Sayn, Reuß, Baireuth, Schwarzburg-Rudolftadt. Bol. auch Mofer 
©. 8327. 474. 389. 390. 484. 485. Bald wurden befondere Abgeordnete ber 
Dörfer, bald nur die ftädtifehen Abgeordneten oder die Tandesherrlichen Beamten 
im Namen ber Dörfer berufen. 

m) Vgl. Moſer ©. 484. 485 und die bort gedruckte fürftlich ſchwarzburg⸗rudol⸗ 
ftädtifche Debuktion v. 1723 gegen die Landſtandſchaft von Bauern, die zwar in 
Schweden vorkomme, in Deutfchland aber „unerhört, gefährlich und gemeinfchäb- 
lich— jet. 

) Die Geiftlichfeit, welche fich gerade im Beginn ber lanbjtändifchen Ent- 
wicklung von ihrer früheren Betheiligung an Land- und Hoftagen zurüdgezogen 
hatte, ſchloß fich erft da, als ihre Freiheiten Durch die Ausdehnung der Landes⸗ 
hoheit bedroht wurden, ben weltlichen Ständen wieder fefter an. So 1394 und 
1396 in Baiern, 1387 in Salzburg, 1897 in Bremen, 1415 und 1437 in Med- 
lenburg. Am fpäteiten in manchen geiftlichen Fürſtenthümern. 1456 in Trier, in 
Paderborn und Münfter aber jchon 1308. In Pommern waren ſchon 1283, in 
Braunſchweig⸗Lüneburg 1298 die geiftlichen und weltlichen Stände vereint. Bol. 
Unger I. ©. 8442. Hegel, Geſch. d. med. Ldfte. ©. 80. 116. 

9) Meber die Einflüffe ber Einungen auf die Tandfchaftlicde Geftaltung han- 
bein bef Mofer l. c. Bd. IL c. 15 ©. 659725. Häberlin, Staatdanzeigen 
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Einung in allen Territorien das treibende Princip, jo trat doch eine große 
Berjchiedenheit in der Art und Weiſe zu Tage, in welcher dieſes Princip fi 
verwirflihte. Bald giengen in regelmäßigem Fortſchritt aus vorübergehenden 
Einungen einzelner Stände durch Erneuerung ewige Genoffenfchaften, aus dieſen 
zuerft vorübergehende, dann dauernde Einungen der Stände mit einander her⸗ 
vor, jo daß es für die Torporative Geftaltung der Landſchaft eine wahre Kon» 
ftitutiongatte gab; bald berußte bie Idee einer Korporation lediglich auf dem 
Herlommen, während nur Partikularvereinigungen ausdrücklich beſtanden. 
Waren aber im leßteren Fall die einzelnen Verbrüderungen und Bünde auf 
die fchließliche Hervorbringung der Landesgenoſſenſchaft gleihwol von erheblich. 
ftem Einfluß, fo kann man umgelehrt die meiften jener allgemeinen und 
dauernden Vereinigungen eben jo gut ald Ausflug einer bereits beftehenden 
wie als Grundlage einer durch fie zu jchaffenden Körperichaft betrachten. Nur 
die Gefammtanihauung der vielverzweigten Cinungsbewegungen eines Landes 
giebt daher ein richtiges Bild von Entftehung und Weſen der Landſchaften. 
Schon die bloßen Landfriedensbünde der Stände unter einander ober der 
Landesherren mit den Ständen, wie fie jeit dem 13. Jahrhundert fo häufig 
wurden, find bier in Betracht zu ziehen. Wichtiger aber waren bie jeit Der 
ginm des 14. Sahrhunderts vorkommenden wahren Bunbesverträge der Stände, 
welche hier die Städte, dort der Adel, bald beide gemeinſchaftlich und endlich 
auch die Prälaten zur Erhaltung ihrer Rechte ſchloſſen. Zuerft meift aus be 
fonderem Anlaß, wie einer Stenerforderung, einer Freiheitsverletzung, des Re⸗ 
gierungsantrittö eine neuen Herrn, einer Theilung oder Erweiterung des 
Landes gejchloffen und daher meift auf eine beftimmte Reihe von Sahren und 
beiondere Zwecke berechnet, wurben fie bald auch „erblih und ewig" und mit 
allgemeineren Zwecken errichtet. Mitunter vom Landesherrn im Voraus durch 
dad Zugeftändni bes Cinungsrechts oder nachträglich durch Beftätigung, bie 
weilen felbft durch Beitritt anerkannt, häufiger aber im Widerſpruch und jelbft 
im Kampfe gegen ihn burchgeführt, hatten alle diefe Einungen die Redhts- 
bewahrung als vormemftes Ziel Als Mittel aber, um dieſen unb andere 
Zwecke zu erreichen, nahmen fie theild nur friedliche gemeinſchaftlich zu unter- 
nehmende Schritte, theild ein Schiedsgericht für Streitigkeiten unter einander 
und mit dem Landesherrn, als lettes Mittel aber faft regelmäßig nicht nur 
gegen einander, jondern auch gegen den Landesherrn Zwangsmaßregeln, ſei es 


S. 270. Staatsr. ©. 85. Eichhorn 8 428 -424. Walter ©, 431. Schulte 
©. 202. Zadhartä $ 108. Simon, preuß. Staatör. TI. 120. 8. Maurer 
1. c. S. 254f. Neumann, Geſch. der Landſtde. der Nieberlaufig ©. 116-122, 
v. Lerchenfeld, altbatr. Freibriefe S. OXI. CAXIXf. CLXXIf. CXCVIf. 
Wilda, Rechtslex. S. 801—805. Hegellc. ©. 6. 71—83, 119f. Bißer, 
Zeitſchr. f. d. geſammte Staatäwifl. XIV. S. 559-566. 575—593. Bor Allem 
aber Unger I. ©. 4—16. 201f. 245— 272. 
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gemeinfamen bewaffneten Widerftand, fei es jelbft Abfall umb Unterwerfung 
unter einen andern Fürften, in Ausfiht. Daß fie in allen Lanbesangelegen- 
heiten getreulich bei einander bleiben und einander beholfen fein wollten, daß 
fein Verbündeter ohne aller Aubern Willen in ſolchen Dingen handle, eine 
Steuer bewillige, ein Recht aufgebe, vor ber Freiheitöbeftätigung hulbige 
u. ſ. w., ward faft immer verabredet. Die Beftellung von Vorftehern und 
bevollmächtigten Ausſchüſſen, die Seftftellung eines Mehrheitäprincips bei Ab» 
ftimmungen, die Erwerbung öffentlicher und privater Gefammtrechte vollendete 
ſodann die koͤrperſchaftliche Verbindung. Um die Mannichfaltigfeit dieſer Ent- 
willung zu veranfchaulichen und zugleich Beiſpiele für ihre verſchiedenen 
Hauptformen zu geben, wollen wir den Gang ber wichtigften auf die land» 
ftändifche Verfaſſung einflugreihen Einungen in einigen Ländern kurz ver- 
folgen. 

Bor andern muß bier Baiern in Betracht kommen, deſſen Stände eine 
glänzendere Laufbahn hatten, als Die irgend eines deutſchen Territoriums, und 
nicht am Wenigjten zur Begründung des aus den unaufhörlichen Theilungen 
jeit 1506 hervorgehenden bairifchen Staates beitrugen?®). Die Initiative 
gieng bier von dem mächtigen und zahlreichen Adel aus, und zwar faft gleich 
zeitig in beiden ſeit der Mitte bes 18. Jahrhunderts getrennten bairischen 
Landen. In Oberbaiern verbündeten fi auf dem Schnaitbacher Rittertage 
von 1302 Grafen, Freie, Dienftleute und alle Edle, indem fie gemeinſchaftlich 
eine ihnen angejonnene Viehſteuer bewilligten, zu gemeinſamem Widerſtand 
gegen jede Steuer, welche etwa in Zukunft wider ihren Willen erhoben werben 
fönnte). Mit dem fo verbündeten Adel waren bereitd? im Sabre 1307 
Städte und Geiftlichkeit zur Abwehr der mit der berzoglichen Münze getrie 


20) Das vollftändige Material zur Geſchichte der bairiſchen Landftände von 
1419— 1513 giebt v. Krenner, baterifche Landtagshandlungen. München 1803f. 
18 Bde. und 6 Suppl.-Bde. Die hauptſächlichſten von 1311 an ben baterifchen 
Landftänden ertheilten Freiheiten — unter denen aber auch die Bundesbriefe — 
find von ben Kandftänden felber zuerft 1514, dann mehrfach gefammelt und ber- 
ausgegeben, neuerlich (1853) von v. Lerchenfeld unter dem Titel: „Die alt- 
baierifchen Iandftändifchen Zreibriefe mit den Lanbesfreiheitserflärungen" ebirt. 
In der Einleitung Hierzu bat Ludw. Rodinger S. I-CCCCL eine ausführ- 
liche Gefchichte der baieriſchen Landftände bis 1568 geliefert. — Schon vorher 
hatte in Panzers) Verſuch über den Urfprung und Umfang der Iandftändifchen 
Rechte in Baiern, 1798, in v. Krenuer, Anleitung zu dem näheren Kenntnifie 
ber baieriſchen Landtage des Mittelaltere, Münden 1804, in Rudhart, bie Ger 
fchichte der Kandftände in Baiern bis 1808, Heidelberg 1819, in v. Freiberg, 
Geſchichte der baier. Landftände und ihrer Verhandlungen (bis 1594), Sulzbach 
1828. 1829 gerade bie ftändifche Entwidlung Baternd eine vortreffliche Behand⸗ 
Iung erfahren, die fie vorzugsweiſe zugänglich macht. 

s1) Rerchenfeld L c. ©. CAXIX in der herzoglichen Beitätigungsurkunbe, 
Krenner, Anl. ©. 6. 
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benen Mifbräuche verfchworen, und erlangten in der That gegen Bewilligung 
einer Steuer die Abtretung der Münze zu Münden und Ingolftabt an das 
Land), Geitbem blieben Adel und Städte in andauernder Cinung, während 
die Geiftlichkeit erft feit Ende des Sahrhunberts in untrennbarer Gemeinſchaft 
mit ihnen erfcheint??). Im Nieberbaiern erhielten bereit im Sabre 1311 alle 
drei Stände einen gemeinfamen Freiheitsbrief, das berühmte Privileg des 
Herzogd Dtto, durch welches er gegen Bewilligung einer Steuer ihnen neben 
anberen auögebehnten Rechten die geſammte Gerichtöbarkeit über ihre Hinterfaflen 
mit alleiniger Ausnahme des Halsgerichts einräumte. Darin erkannte er zu- 
gleich die Mechtöbeftändigkeit einer vor ihm gejchloffenen Eidgenoſſenſchaft der 
Landherren, Grafen, Freien und Dienftmannen an, durch weldhe fie fich zu 
gegenfeitiger Hilfe gegen jeden Rechtsbruch ſeitens des Herzogs und feiner 
Amtleute, zu gemeinjamem gewaltfaumem Widerftand und fchlimmftenfalls zum 
Abfall an einen andern Herrn verpflichteten”. Sm Sabre 1315 waren aud) 
die Städte in einem Eid und einer Cinung mit dem fo Tonftituirten Adel”). 
Die eigentlihe Grundlage der niederbairifchen Landſchaft aber wurde eine im 
Fahre 1847 mit Bewilligung der Herzöge geſchloſſene erbliche und ewige Ver⸗ 
einung bes Adels und der Städte und Märkte, worin fie fi und alle ihre 
Erben und Nachkommen eidlich zur Wahrung der Landesfreiheiten, zur gegen. 
feitigen bewaffneten Unterftügung mit Xeib und Gut, zum gemeinjamen Wider 
ftand gegen Mebergriffe bes Zürften oder feiner Diener verbanden?e). “Diejer 
Eidgenoffenfhaft trat im Sahre 1894, veranlagt durch Eingriffe in ihre Ge 
rechtſame, bie gemeine Pfaffheit mit herzoglicher Bewilligung bei?). In- 
zwifchen hatten die feit des Kaiſer Ludwig des Baiern Tode eingetretenen und 
von da an bis zum 16. Jahrhundert immer wiederkehrenden weiteren Landes⸗ 
theilungen die Stände ber einzelnen Landestheile, und zwar bejonders Die von 
Baiern-Münden und Baiern-Ingolftadt in Oberbaiern, von Baiern⸗Landshut 
und Baiern-Straubing in Niederbaiern, genöthigt, auf Speciallandtagen zu 


3) Url. ©. CXXX—CXXXIU b. Lerchenfeld. 

55) Freyberg 1. c. I. 322f. Lerchenfeld S. CCXXVIf. 

A) Lerchenfeld S. 7 u. 8. Der Bundbrief felbft ift verloren. 

3) Krenner, Anl. ©. 6. 7. Note a Rudhart I. ©. 72—74. Freyberg 
I. 178—180. | 

ꝛ2e) Rerchenfeld, Einleit. &. CLACI—CXCVL Rudhart I 106—108 
Sreyberg L ©. 236. Krenner, Anleitung ©. 7f. und Beilage Rr. II. 
©. 83%. 

37) Der Bundbrief felbft ift der 19, Freibrief b. Lerchenfeld ©. Alf., die 
Beftätigung ber 17., ©. 38f. In dem inzwiichen abgetrennten Batern-Straubing- 
ericheint gleichzeitig — nad dem 18. Brief ©. 40f. — die Pfaffheit mit den 
anderen Ständen vereint. Vgl. Rudhart IL ©. 140. 141. Preyberg I. 
©. 290. 320. 356. Lerchenfeld, Einl. S. COXXIVf. 
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erfcheinen und fich als bejondere Körperichaften zu formiren?®): indeß blieben 
neben den dadurch hervorgerufenen engeren Verbindungen die alten Gefanmt- 
einungen nicht nur beftehen und fanden auf gemeinen oberbairischen und 
nieberbatrifchen Landtagen Ausdruck?), fondern ed begannen auch die Stände 
körper der oberbairifchen und bie der niederbairiſchen Lande mit einander in feftere 
Verbindung zu treten. Se nach dem Bedürfniß wurden von mehreren Stände 
genoffenjchaften gemeinjame Berfammlungen abgehalten“), e8 wurden Land⸗ 
friedensbünbe errichtet, welche fih zum Theil, wie befonderd ber im Jahre 
1374 von allen Herzögen und Ständen errichtete Friedensbund, über ganz 
Baiern erftredtten*'), und endlich wurden auch wahre landſtändiſche Bündnifſe 
zwiſchen den verfchiedenen Landſchaften immer häufiger. So veranlafte jchon 
im Sabre 1392 die Theilung Oberbaierns eine Vereinigung der drei Land⸗ 
haften von München, Ingolftadt und Landshut zur gemeinfamen Vertheibi- 
gung ihrer Freiheiten), und in Ahnlicher Weife die Landestheilung von 1403 
einen oberbairtfchen Landſchaftsbund ). Die größte Bedeutung aber gewannen 
die Einungen in den zahlreichen Verwirrungen und Kämpfen, welde feit dem 
erftien Viertel des 15. Sahrhunderts durch die vielfachen Erbichafts- und 
Theilungsftreitigkeiten unter den Herzögen einerfeitd, und die von da an 
zwifchen den Fürften und ihren Ständen immer zunehmenden Irrungen 
andererſeits über Baiern hereinbraden. Schon im Jahre 1416 fchienen bie 
gewöhnlichen Tandftandtichen Bündniffe nicht mehr zu genügen, um Eingriffe 
der Landesherren abzuwehren. Deshalb errichtete ein Theil der Ritterſchaft 
aus dem Landshuter und Ingolſtädter Lande eine förmliche Geſellſchaft auf 


s“ Man vol. bei. die kurze Ueberficht bei Krenner, Anl. S. 8959 und 
fein Verzeichniß der Speciallandtage S. 196 — 234. Die Ingolftäbter Land» 
ſchaft theilte fich zeitweife wiederum in mehrere Speriallörper ab. Ib. S. 4— 
47. Bol au Lerchenfeld S. CCXV. 

39 Bol, die Landtagstabelle b. Krenner L c., bef. S. 196—198. 219f. 

 Eo weilt Krenner’s RLandtagstabelle gemeinfame Landtage ber ober- 
bairifchen Landſchaften mit ben Landöhuter und Straubinger und diejer mit den 
Münchener und Sngolftädter Landfchaften auf. — Vgl. audı Freyberg I. 
S. 236. 

1) Bol. bie gemeinen Kandfrieden von 1356 (Freyberg I. ©. 251 — 258), 
1365 (ib. S. 268. 264. 810-312), vor Allem aber den jog. großen Brändbrief 
v. 1574 (Rudbart I. 126; Freyberg I. 313f.; als 12, Freibrief S. 26-29); 
ferner den Landfriedensbund der Herzöge und Stände des Münchener u. Strau⸗ 
binger Zandestheild v. 1437 (Krenner, Landtagéhandl. II. 37-51. IV. 55—67. 
Freyberg I. 486f. 588. 589) und die Erneuerung des Brandbriefs von 1433 
(Krenner 1. 123f.). Andere Kandfrieden 6. Krenner IL. 91f. 117f. zc. 

») Der 14. und 15. Freiheitsbrief S. 33—35 enthalten die Bunbesurfande, 
der 13. ©. 30 — 83 die herzogliche Betätigung. Bol. Rudhart I. ©. 132f. 
Freyberg I. ©. 278f. 

13) Bol. den 24. Kreibrief S. 55-58. 

L 35 
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fünfzehn Sabre, in welde Städten und Märkten der Eintritt offen gehalten 
wurde). Die Gejellihaft fette fich einen jährlich neu zu berufenden Haupt- 
mann, ber auf jebe bei ihm angebrachte Klage eined Genoſſen zunächft Ab- 
hilfe zu fchaffen ſuchen, dann aber die ganze Geſellſchaft einberufen jollte, 
damit diefe mit Stimmenmehrheit über die Gerechtigkeit der Sache enticheide 
und mit allen Mitteln friedlich oder gewaltiam bem Berletten zum Recht 
verhelfe. Zugleich warb dem Hauptmann eine Gerichtsbarkeit über die Bundes- 
glieder eingeräumt, er felber aber der Geſammtheit verantwortlich gemacht. 
In der That erreichte die Gefellichaft, durch innere und äußere Zwiftigleiten 
ber Herzöge unterftüßt, dat nad vier Sahren die Herzöge von Ingolftabt fie 
nicht nur anerkannten, fondern ihre für die noch übrige Zeit ihres Beftandes 
beitraten*), ihren Abel und ihre Städte zu dem gleichen Schritte veran- 
laßten e) und fi unter Anerkennung der bisherigen Bunbeseinrichtungen zu 
gleich einen für alle Streitigkeiten zwifchen Fürften und Ständen eingefegten 
Schiedsgericht unterwarfen"). Damit wurden auch dem Landshuter Herzoge 
gegenüber die ſtändiſchen Sreiheiten gewahrt. So durch feite Organifation 
gejtärkt, Fonnten die Yanbitände in den von 1425 an nach dem Ausfterben 
der Straubing’ichen Linie ausbrechenden Streitigkeiten eine bedeutende Macht- 
fülle entfalten und durch mehrfache Vereinigungen, wie namentlich) einen 
niederbairifhen Bund von 1425 und eine Eidgenoffenihaft der Ingolſtädter 
und Münchener Landihaft von 1428, die endliche Regelung der Theilung 
dadurch herbeiführen, dag fie jedem Fürften, der dem Sprud der Landfchaften 
und des von diefen angerufenen Königs fi) nicht unterwerfen würbe, den Ab- 
fall drohten, fich jelber aber getreulich bei einander zu bleiben und auf etwaige 
Mahnung binnen vierzehn Tagen zu Hilfe zu eilen verbanden®), So er- 
langten fie die Ertheilung fehr ausgedehnter Sreibriefe und eine fefte innere 
Drganifation, welche Ießtere von den Herzögen durch bie ausbrüdliche Aner- 
fennung des Einigungs- und Widerftandörechts beitätigt wurbe«), und hin- 
fihtlih der beiden Landſchaften von Münden und Sngolftabt durch einen 
neuen, unter Betheiligung der bis dahin unbetheiligten Prälatenichaft im Sahre 
1430 abgefchloffenen dauernden Bund zum Abſchluß Fams?). Denn in biefem 
Bunde gaben ſich die gefammten, zum Träftigften gegenfeitigen Schub verbun- 

44 Der 26. Freibrief S. 59—62. Vgl. auch Rud hart I. 160f. Freyberg 
I. 882f. Lerchenfeld, Einl. ©. COXLVIIf. 

5, Sm 29. Freibrief S. 7074. 

, Im 27. Freibrief ©. 62—66. 

7) Bol. die Verkündigung bed Hauptmanns im 28. Freibrief S. 67-70. 

# ©. den Bunbbrief v. 1425 als 31. Zreibrief ©. 75—78, den von 1429 
aldö 85. ib. ©. 833—86. Rudhart I S. 166f. Freyberg I. ©. 409-480. 
Lerchenfeld, Einl. ©. CCLIf. | 

4) Vgl. ben 32. 38. u. 87. Sreibrief S. 79—81, 89—91. 

*, Im 88, Freibrief S. 91—95. 
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denen Stänbe eine foͤrmliche Verfaſſung, indem fie zwei ſtändige Ausſchüſſe 
von je vier und je acht Bevollmächtigten beider Landſchaften einſetzten, von 
denen der kleinere etwaigen Beſchwerden zunächft allein, nöthigenfalls mit dem 
von ihm berufenen größeren Ausſchuß, jchlimmftenfals aber mit ber von 
beiden zujammenberufenen Geſammtheit Abhilfe ſchaffen follte. Zugleich legten 
die Lanbichaften zur befferen Erreichung ihrer Zwede eine genoſſenſchaftliche 
Stener bei ſich um und bildeten daraus eine gemeinfam verwaltete Kafje®t). 
Seitdem blieben in allen den Berwidlungen und Kämpfen, welche bie zweite 
Hälfte des 15. Jahrhunderts ausfüllten, die einzelnen Landichaften in fi) und 
mit einander vereinigt, ohne daß es boch zu einer ganz Baiern umfaffenben 
Konföderation gelommen wäre). Docd war auf der einen Seite durch die 
Zermürfniffe der Herzöge, die Thetlungen, die vormundfchaftlichen Regierungen 
und die fefte Verbindung die Macht der Landſtände fo gewachfen, auf der 
anderen Seite bei ben Herzögen die Vorftellung ihrer landesobrigkeitlichen 
Befugniffe jo geftiegen, daß häufige Konflikte nicht ausbleiben konnten. Mehr 
und mehr jehen wir daher Fürften und Stände in offenem Kampf, mehr und 
mehr dieſe über Verlegung ihrer Freiheiten, jene über Verkümmerung ihrer 
Obrigkeit Magen und Beichwerben bis zum Kaiſer tragen. Bis in das letzte 
Sahrzehnt des Jahrhunderts indeß hielten ſich beide Mächte im Ganzen bie 
Wage, Landesherr und Landſchaft ftanden noch als gleichberechtigte Elemente 
im Staate da. Erft der ausgebreitete Kampf, welcher zwiſchen den bairiſchen 
Sürften und dem im Jahre 1489 geftifteten Adelsbunde vom Löwen >) and. 
brach, verichaffte ben Herzögen ein entſchiedenes Mebergewicht“). Hätte freilich 
der Zöwenbund, welcher fich mit großer Schnelligkeit über Batern hinaus aus⸗ 
dehnte und in eine Einigung mit der ſchwaäbiſchen Gefellihaft vom Gt. 
Georgenihilde trat, gefiegt, jo hätte er vermuthlich zur vollen Reichefreiheit 
des bairiſchen Abels geführt und fomit der landſtändiſchen Berfaffung auf 


51) wir baid landschaft söllen und wöllen unser yede lantschaft ain ge- 
maines gelt under uns anlegen und das jerlich geben und legen hinder die 
die wir darzu ordnen wöllen, damit wir uns all gemainlich reich und arm 
bey solichem unsern egemelten brieve, auch bei unsern obgenannten genaden, 
freihaiten, eren, rechten und guten gewonhaiten dester bas behalten und 
bleiben mögen. 

s) Bol. Lercheufeld, Einl. S. CCLXXVIf. DBemerfenswerth ift das im 
J. 1458 von der Münchener Landſchaft geftellte Begehren, daß für die künftigen 
Einberufungen ber Stände fowol die des Oberlandes, als die bed Niederlandes 
zu befchiden feien. Krenner, Lanbtagshandl. J. S. 2775. Freyberg I. 
©. 629. 

* ©. den Bundbrief b. Krenner, Kandtagshandl. X. ©. 173— 188. 

5) Bol. die Berbandl. b. Krenner l. c. X, S. 124599. XL 3—895. 424 
—469. 472—479; bie Gefchichte ded Kampfes b. Rudhart I. 254-285. Frey⸗ 
berg I. 606f. 
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einem andern Wege den Untergang bereitet. So aber ftellte zwar nach vielen 
Verhandlungen ein Zaiferliher Spruch das alte Verhältniß zwiichen Herzog 
und Abel nominell wieder ber, die faft unabhängige Macht des Ietteren jedoch 
war gebroden. Indeß waren die vereinten Landſtände troß dieſer Niederlage 
des Adels immer noch mächtig genug, um zu der endlichen Bereinigung ganz 
Baierns und der Einführung der Primogenitur und Untheilbarkeit jelbitthättg 
mitzuwirken. Insbeſondere beftelfte nach dem Ausſterben der Landshuter Linie 
i. 3. 1503 bie dortige Landichaft fofort einen Ausſchuß von 16 Prälaten, 
32 Edlen und 16 Bürgern zur Entſcheidung bed Erbrechts und zur Regie 
rung bes Landes, dieſer aber jeßte einen Kanzler ein, ertheilte allen Beamten 
ben Befehl, nur ber Landſchaft zu gehorchen, und ordnete endlich eine fürmliche 
Regentihaft an), Demnächſt trat die Landshuter Landihaft mit der Strau- 
binger, beide ſodann mit der Landſchaft des Oberlands in München zufammen, 
jo daß hier zum erftn Mal die gefammten Landftände von Baiern als eine 
einheitlihe Körperichaft verfammelt waren und unter dem Giegel des 
Landes Baiern ihre Beichlüffe verfündigten®). Im näcften Sahre (1506) 
ſprach der Landtag zu München dann die Einheit und Untheilbarkeit von 
Daiern aus und ſeitdem gab ed nur eine gemeine Landſchaft des ge- 
jammten Herzogthums, weldhe in den folgenden Jahren auf jehr häufigen 
Berfammlungen eine große Thätigkeit entfaltete®). Gleichzeitig hatte bie 
Landſchaft in den Sahren 1506, 1508 und 1510 ausdrückliche Beitätigung 
ihrer Rechte, insbefondere auch ihres Einigungsrechts erlangt). Als aber im 
Sabre 1511 die Primogeniturordnung wirklich ins Leben trat und ber Herzog 
Wilhelm als alleiniger Regent die Regierung übernahm, fäumte diefer, bie 
Sreiheitsbriefe zu beftätigen und e8 brachen neue Irrungen ausw). Da ſchloß 
im Jahre 1514 die Geſammtheit aller bairiſchen Stände auf Grundlage ihrer 
früheren Bündniffe ihre lebte große Geſammtkonföderation — die veraini- 
gung gemainer lanndschaft der dreyer stend im ober und niederlannd 
des loblichen hauss und fürstenthumbs zu Bairn — ab, welde ihre kor⸗ 
porative Verfaffung vollendete). Es war ein ewiger unb erbliher Bund, 
den Jeder, der amt Landesrecht Theil haben und von der Landſchaft beſchützt 
werben wollte, beſchwoͤren mußte, gerichtet auf getreuliches Zufammenhalten in 

ss) Krenner, Landtagshand!. IV. 87—52. XIV. 90—100. 121. 122. 

se, Im J. 1505. Krenner, Anleit. S. 59f. Lerchenfeld, Einleitung 
©. CCOIX. 

©. Verzeichniß der Landtage von 1505— 1516 5b. Krenner, Anl. 
©. 288. 234. 

®», ©. den 47. 48. und 49. Freibrief ©. 119—129. Rudhart I. ©. 327f. 
1. ©. 9f. &reyberg IL 68f. 

s Rudbart IL 88f. Lerchenfeld, Einf. S. CCCXXVf. 

) Der 50. Sreibrief S. 129-140. Dazu Rudhart IT. 43f. Freyberg 
I. S. 108f. Lerchenfeld, Einl. S. CCCXXIX—CCCXL. 
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allen Lanbesangelegenheiten und auf gemeinfanen Widerftand gegen jede Ber 
letzung des Landesrechts. Einer bei der Herrichaft ober ihren Beamten frucht⸗ 
108 angebraditen Klage follten zuerft je vier dazu verorbnete Mitglieder aus 
dem Ober⸗ und Nieverland, dann biefe acht zufummen, und wenn bas nicht 
hülfe, noch weitere ſechszehn Erwählte Abhilfe ſchaffen. Hülfe aber auch bas 
nicht, jo follten die Vierundzwanzig auf ihren Eid die Landſchaft von ganz 
Baiern zufammenrufen und jeder Stand erſcheinen. Jene acht jollten alle 
zwei Fahre eine regelmäßige Zufanmenkunft haben und fi durch Kooptation 
vollzählig erhalten; mindeftens auf ein Jahr aber follte jeder Erkorene ſchuldig 
fein, dem Rufe zu folgen. Der Ausſchuß follte dem Fürften unb ber Land⸗ 
fchaft gleichzeitig ſchwoͤren. Bor Allem endlich wurde beftimmt, daß jede Be- 
ſchwerde Eines Standes au die Andern angehe und daß fein Stand ohne 
den Willen der Andern fidh gegen des gemeinen Landes Recht, Freiheit und 
Gewohnheit eine Auflage machen lafſſen dürfe. Durch dieſe Einung gelang es 
den Ständen, in bem fih immer mehr erweiternden Streit mit den Fürften 
endlih, obwol Kaifer und Reich in ben umfangreichen Berbandlungen mehr- 
fah anf das Schärffte zu ihren Ungunften einfchritten und entſchieden ®'), eine 
Beitätigung der Landesfreiheiten und eine, wenn auch einfchränfende, doch die 
wichtigften ſtändiſchen Befugniffe wahrende Erflärung (von 1516) und damit 
zugleich die Beftätigung ihres vielfach angefochtenen Vereins zu erringen‘). 
Länger als die Landſchaft eines amberen größeren beutichen Staats wahrten 
fie von da an noch ihre Stellung als eine wahre Mitregierung des „Landes “), 
bis endlih auch fie der unaufhaltſam fiegenden Idee der im Fürften verkoͤr⸗ 
perten Stantsobrigkeit mehr und mehr erlagen**). 

In ähnlicher Weife wie in Baiern beruhte in vielen anderen beutichen 
Ländern die landftändiſche Verfaſſung auf einer wirklihen Eibgenoffenichaft 
der Stände. Sp wurde in Braunfchweig-Lüneburg, nachdem ſchon gegen Ende 
des 13. Sahrhunderts die Herren, Dienftmannen und Baffallen der Lande 
Göttingen und Lüneburg auf einem gemeinſchaftlichen Landtage Recht geiprochen 
hatten) und demnächſt im ganzen 14. Jahrhundert eine Reihe mehr oder 


1) Bol, Lerchenfeld, Einl. S. CCCXLI— CCCLXIH und bie dortigen 
Citate and den Landtagshandlungen; auch Rudhart IL ©. 5if. Freyberg 
IL. ©. 116f. 

2, S. den 51. Freibrief S. 140 und bie Landesfreiheitserklärung v. 1516, 
verglichen mit denen von 1508, 1514 und 1533 bei Lerdenfeld ©. 207f. 

6, Vgl.Lerche nfeld, Einl. S.CCCLXIH—CCCXCVI (bi81568). Freyberg 
II. ©. 183f. (bis 1599), bef. den Rüdblid S. 438—446. 

4, Neber den Berfall der landſtändiſchen Verfaffung in Baiern vgl. Rud⸗ 
hart II. Auch unten $ 60. 

3 Kleinſchmidt, Sammlung von Landtags⸗Abſchieden ©. 2 (L. Jacobi, 
Lüneb. Landtagsabſch. I. 29f.) 
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weniger umfaflender Landesfreiheitsbriefe von den Landesherren ertheilt war), 
im Sabre 1392 von allen Ständen ein allgemeiner Bund zur Aufrechtbaltung 
der Kandesfreiheiten gejchloffen, der unter dem Namen der Sate dad Grund» 
geſetz des Landes blieb ). Im diefer Bereinigung verjprachen fich die Stände 
unbebingten gegenfeitigen Beiftand auf Erfordern der Mehrheit. Keinem 
Landesherrn follte vor Beihwärung der Sate gehuldigt, fein Stand ohne 
Abletftung des Bunbeseibes zugelafjen werden, feine Gewohuheit oder Urkunde 
wider die Sate gelten. Der Landesherr aber erfannte gegen Uebernahme einer 
Schuld von 50,000 Mark durch das Land ausdrücklich nit nur alle Rechte 
und Freiheiten ber Stände, fondern auch, fall Diefelben gebrochen würden, 
das Necht der Nitterfchaft und der Bürger an, fih mit Städten und Burgen 
gegen ihn zu ſetzen. Zur Wahrung dieſes Grundgeſetzes wurde ein aus 
8 Nittern und 8 Rathmannen beftehender Ausſchuß ſogenannter Satesiente 
beftellt, welcher auf 4 regelmäßigen jährlichen Satestagen über Srevel, Ge- 
waltthat, Unrecht an Leben oder Gut auf bie Klage des Verlekten oder feines 
Vertreters zu richten, gegen gemeines offenbares Unrecht wider das Land aber 
von Amts wegen einzufchreiten hatte. Ritterſchaft und Städte müffen ihren 
Ausſpruch mit bewaffneter Hand vollziehen, im Fall des Ungehorſams werben 
fie mit fofortiger Acht bedroht. Doc nicht nur über die Bundesglieder ſaßen 
die Satedleute zu Gericht, auch wider den Landesherrn und befjen Unterthanen 
erfannten fie, wenn er bie Sate brach oder feine Nechtöhilfe gegen den Unter 
than gewährte. Wurde der Landesherr felbft verklagt, jo mußte er binnen 
8 Wochen nad) ergangener Aufforderung entweder die Beichwerde abitellen 
oder in Hannover zum inlager einreiten. Geſchah nichts von Beiden, fo 
konnten die Satesleute des Landesherrn Einkünfte einziehen, bis die Beſchwerde 
gehoben ober die Summe von 50,000 Mark zurüderftattet war. Hinderte 
dagegen der Fürſt die Ausführung der Beſchlüfſe der Satesleute, jo Tonnten 
biefe alle Verbündete zu den Waffen rufen und den Krieg eröffnen. — Ebenſo 
war eine von ben Kurfürften beftätigte Vereinigung der Landftände in Sachien, 
Meißen, Franken, Ofterland und Vogtland die Grundlage ber kurſächſiſchen 
Landihaft 9). Im Sachen» Lauenburg beftand eine anerkannte Union der 
Stände von 1585 9%; in Heſſen eine Ginigung von 1509, bie im Jahre 1514 
theilwetje verändert warb "9; in Tirol eine Bereinigung der 4 Stänbe unter 
einander und mit dem Saifer von 1511 °); in der Ober-Laufi ein erbliches 


*) Ib. 1355. 1888. 1390. 1392 ©. 14. 45. 53. 55. 60. 68. 

7 S. den Bundbrief ib. ©. 70 und die Inftrultion der Gatesleute (1893) 
©. 74f. 

es) Lũnig, Collectio nova II. ©. 7f. 

®°), Bundbrief ib. I. 1291; Anerkennung ib. ©. 1294. 

0) Lünigl.c. 1.79. Moferlc. ©. 679. 

) Lünig l. c. L 488. Bol. aud Roth v. Schredenfteln, Reichsritter⸗ 
ſchaft I. S. 580-600, 
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und ewige Büubnig von 1498 7); in Schlefien eine Einigung ſämmtlicher 
Stände von 1458, ber ſchon 1402 eine Einigung der Fürften und Städte 
gegen jeden Angriff vorangegangen war”). In Württemberg wurbe die Wei- 
gerung bed Herzogs Eberhard II. im Sahre 1498, das Landesrecht anzuerkennen, 
Anlaß zu einer Bereinigung ber Prälaten und ver Landſchaft, welche ein Re 
giment von 12 Räthen einfeßte und fih für alle Zukunft gegenjeitigen Bei- 
fand verſprach ’*). 

Eine befondere Bedeutung erlangten die landſchaftlichen Konföberationen 
da, wo fie die Stände verfchiedener Länder fo feft und bauernt verbanden, daß 
fie zulett einen Geſammtftaat bervorbrachten, oder wo fie umgelehrt durch 
die Feftigkeit ihrer Vereinigung bei einer Zandestheilung die ftantlihe Ver⸗ 
bindung der Theile aufrecht erhielten. Jenes war beifpielöweife in den Ländern 
Jülich, Cleve, Berg, Markt und Ravensberg der Ball. Hier war zwar jebe 
Landichaft in fich geichloffen?®), es beftanden aber jowol zwifchen den Ständen 
von Jülich und Berg, als zwiſchen denen von Cleve und Mark alte, oft 
erneuerte Verbindungen, bie dann wieder mit einander und mit den Ständen 
von Ravensberg in Eidgenoffenfchaften traten. So errichteten die Landſchaften 
von Cleve und Mark in den Jahren 1426, 1444, 1629 und 1637 eibliche 
und dauernde Cinungen ”%); die Stände von Jülich und Berg fchloffen 1451 
und 1452 Bündniffe ab, Die fie 1628 dahin ermenerten, daß fie zu Erhaltung 
ihrer Privilegien und Rechte alle für Einen Mann ftehen, einander vertreten, 
fi$ nie trennen und vor Abhelfung ihrer Beſchwerden fi in Feine Bewilli⸗ 
gung einlaffen wollten, 1636 aber mit dem Zujaß verfahen, daß Jeder, der fih 
von ber Union trenne, von den Landtagen ausgeſchloſſen werben folle 7”). 
Die fo verbundenen Landichaften aber von Jülich und Berg nebft der von 
Ravensberg einerfeits, von Cleve und Mark andererjeitd machten im Sahre 
1496 eine ewige „Berbündniß und Zuſammenſetzung“, welche mehrfach erneuert 
und zulegt im Jahre 1647 in der Form einer ewigen Erbeinigung zu Erhal⸗ 
tung und Handhabung ihrer Privilegien, Freiheiten und Gerechtigkeiten abge 
ſchloſſen und 1654 vom Kaifer beftätigt wurde’). ine ähnliche Union ber 
Stände bat bekanntlich die Gemeinſchaft der Herzogthümer Schleöwig und 
Holftein begründet *). Umgekehrt folgte in Mecklenburg die Bilbung ber 
Landſchaftskorper zwar Anfangs durchaus den zahlreichen Lamdestheilungen und 


2, Lünig L c. L 779. 

78) Lünig 1. e. IL 35. 26. 

% Moferl.c. ©. 701. 

») Bol. 3. B. Einung der Cleviſchen Stände v. 1646 Lünig I. 1014. 

6) Lünig 1. e. 982. 1007. 1010. 

m Mofer lc. S. 709. 710. 

*) Lünig L c. IL 987. Erbeinigung v. 1645 ©. 1191; v. 1647 ©. 1195. 
Moier S. 710f. 

79) Anerlannt in der Landesunion v. 1538 m. 1625 mit Dänemark. 
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vollzog fi ohne ausdrückliche Vereinigungen, wenngleich nicht ohne wirkſamen 
Einfluß partifulärer Landfriedendeinungen und Bündnifje der Vafjallen und 
Städte: jeit dem Jahre 1442 indeß entitand durch den häufigen Zufammen- 
tritt aller einzelnen Landſchaften eine gemeine Landſchaft aller mecklenburgiſchen 
Lande, die durch die Bereinigung derjelben unter Einem Fürften eine feftere 
Geftalt gewann und endlich dur die Union von 1523 fich eine ausdruͤckliche 
Sefammtverfaffung gab®Y. Auf den doppelten Zwed ber Erhaltung von 
Frieden und Einigkeit unter den Ständen einerjeitö, der gemeinfamen Ver⸗ 
theidigung der Landesrechte auf gemeinfame Gefahr und Koften anbererfeits 
gerichtet, — Zwede, zu deren befjerer Durchführung ein mit der Vollmacht 
ber Abhilfe in gewöhnlichen, der Zufammenberufung der Landſchaft in unge 
wöhnlihen Zällen befleideter Ausſchuß von 23 Männern beftellt ward, — 
hat dieſe Union nicht nur den Ständen ihre Rechte bis heute gefichert, ſondern 
auch bei ben jpäter erneuten Landestheilungen die Staatseinheit erhalten. Sn 
den Sahren 1659, 1709, 1733 erneuert und erweitert, wurde fie zwar 1749 
von den Herzogen beftritten und Faffirt, nad) langen Streitigkeiten aber in 
bem noch heute geltenden Iaudgtnbpejen en Grbvergleih von 1755 aner- 
kannt ®'). 

Ausdrückliche Eidgenoſſenſchaften der Stände beftanden auch in Oftfries- 
land, wo gleichfalls ein lebhafter Streit über ihre Giltigkeit mit dem Fürften 
entbrannte und vor die Reichsgerichte Fam ®), MWährend aber bier die Unter- 
brüdung der ftändifchen Böderationen vergeblih unternommen wurde, gelang 
es in andern Rändern, wie in Mähren*) und im Hochſtift Bafel*), durch 
Geſetz oder Reichsſpruch fie zu vernichten. 

Beſonders frühzeitige und umfaflende Bunbdeskonftitutionen gaben ſich bie 


0) Eine audgezeichnete Darjtellung findet man b. Hegel, Geſchichte ber 
medlenburgifchen Landftände Bis zum Jahre 1555. Roſtock 1856. Befonders 
treffend weift Hegel nad), wie die Einigung nicht der Anfang, fonbern der Ab- 
ſchluß der landſtändiſchen Verfaffung war (S. 6. 72f. 112f.), wobei er indeß 
nicht nur auf Die einzelnen Bünde (vgl. ©. 77. 78) zu geringes Gewicht legt, 
fondern namentlich außer Acht läßt, daß auch ohne die Form einer freien Einung 
der Gedanke einer ſolchen wirken, daß die ber ausdrücklichen Berbin- 
dung voraußgehende ftilljhweigende gleihwol eine frei gewollte fein 
tonnte. Im Einzelnen vgl. man über die Konftituirung der einzelnen Lanbfchaf- 
ten ©. 48—80; über die erfte Berfammlung aller medienburgijchen Stände von 
1442 ©. 81; über beren feftere Bereinigung ©. 99—114; über das Zortbeftehen 
und allmälige außer Uebung Kommen ber Sonderlandtage ©. 115; über bie 
Union von 1523 ©. 87. 119 —127. 

, Mofer l. c. ©. 680 — 683 und unten 8 60.. Degell. c. S. 128f 
146—149. 

82) Mofer ©. 688-697. 

3) Erneuerte mährifche Landesordn. v. 1628 b. Mofer ©. 672f. 

20) Kaiſerliches Verbot v. 1732. Moſer ©. 676. 
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Stände ber geiftlihen Territorien, in welchen die Wählbarkeit des Oberhaupts 
häufigen Anla zur Erweiterung der Landesfreiheiten gab, die eigenthümliche 
Stellung des Kapiteld aber viele Streitigkeiten herbeiführte, deren Ende dann 
gewöhnlich eine Bereinigung der Stände unter fi) und mit dem Stifte war. 
Im Sroftift Köln wurbe eine Vereinigung des Domlapiteld mit den Grafen, 
der Ritterfchaft und den Städten von 1465 im Sahre 1550 erneuert und 
wiederholt (3.3. 1558, 1593, 1614, 1650) betätigt. Sie gieng auf gemein- 
fame Bertheidigung und Handhabung der Landesfreiheit und auf Zuſammen⸗ 
halten bei etwaigen Beichwerben und verbot jede Abjonderung ®°). Bedeutender 
noch war die Stellung der Kölniihen Landihaft in Weftphalen, welche durch 
eine Reihe ſchon feit dem 13. Jahrhundert wiederholter Städtebünde und durch 
bie feit dem 14. Jahrhundert fi) mehrenden Landfriedenseinungen und Schub. 
verträge zwilchen Rittern und Städten, an denen mitunter ber Landesmarfchall 
Theil nahm, allmälig erwuchs »e) und im 415. Sahrhundert durch ftändifche 
Söderationen der Ritterfchaft und Städte von 1437 und 1452 eine feftere 
Seftalt gewann ®”), die in der Erblandesvereinigung von 1463 zwiſchen Erz- 
bifchof, Domkapitel und Ständen Anerkennung erlangte). In Trier wurde 
im Sabre 1456 eine Einigung der Grafen, NRitterihaft und Stäbte zur Er- 
haltung der Landesfreiheit und Verfagung der Huldigung vor beren Beftätigung 
geichloffen und troß kaiſerlicher und päpftliher Kaffationen im Sahre 1509 
erneuert und durch Beitellung eines Ausſchuſſes, eines Austragsgerichts und 
regelmäßiger, alle zwei Fahre zu wiederholender Zuſammenkünfte erweitert ®). 
Sm Hochſtift Osnabrad machten Domkapitel und Landftände 1424 und 1532 
Vereinigungen zur Erhaltung der Landesfreiheit 9%). Die Förperfhaftliche Ver⸗ 
faffung der Salzburger Stände beruhte auf dem berühmten Sgelbunde von 
1403, in welchem Ritter und Städte ſich zur Abhilfe ihrer Beichwerben, zu 
gemeinfamer Berfagung der Huldigung vor Beftätigung der Landesgewohnheit, 
im Falle eines künftigen Rechtsbruchs aber zu fleiiger Bitte um Abhilfe und 


5 Lünig, Reichdarchiv Part. spec. S. 485—446. 

se) Bol. die Urk. Nr. 277 und 296 in Seibertz uUrkb.; Landfrieden v. 1326. 
1326. 1344 ib. Nr. 610. 615. 691; Bũndniſſe v. 1370. 1385. 1386. 1451. 1452 
ib. Nr. 818. 870. 872. 878. 958. 959. 

) Al. Nr. 911 und 959 b. Seiberp. 

) Url. Nr. 968 b. Seiberg. Erneuert 1590, Lünig l. c. ©. 447; fo- 
dann vom Kurfürft Marimilian Heinrich, Lünig, Coll. nova I. ©. 1570, und 
1695 , Mofer ©. 668. Bündniß der weftphälifchen Landfchaft mit bem rhei⸗ 
niſchen Erzftift gegen Webergriffe des Erzbiſchofs 1474 Nr. 977 b. Seibertz. 

se) Mofer, kurtrierſches Staater. S. 219f. Lünig, Coll. nova L 551. 
555. Hontheim IL 428. 

”), Möfer, patriot. Phantaf. IV. S. 206f. Lünig L 1519. Eichhorn 
5 424 Note a. 





054 Der Einfluß d. Einungswefens a. d. Bildung territorialer Staaten. 


um eventuelle Niederfegung eines ftändifchen Berichtes verbanben und hierburd 
die Betätigung ihrer Rechte durch den neuen Biſchof erlangten, der fogar 
fammt den noch nidht darin befindlichen Rittern ſich als „Mitlmpmamn‘ in 
den Bund aufnehmen lieg"). Auf einer Reihe von Bündnifſen der Ritter 
haft und Landſchaft mit einander und mit dem Kapitel beruhte bie land⸗ 
ftändifche Verfaflung des Fürſtenthums Minden, welde in ber Erbeinigung 
von 1595 ihren Abſchluß fand *). Im Fürftentbum Münfter endlich war 
ſchon im Anfange des 14. Sahrhunderts bie ftänbifche Landesgemeinde vall- 
fommen entwidelt, wie das im Jahre 1309 vom Biſchof de communi con- 
sensu et voluntate honoratorum virorum prepositi decani et capituli 
diete nostre ecclesie, nec non nobilium, ministerialium, vasallorım nostro- 
rum, civitatis Monestariensis et oppidorum dicte ecclesie errichtete 
ältefte Landeögefeß beweift, in welchem den gebachten Ständen des Adels und 
der Städte als einer Gefammtheit Freiheiten und Rechte verliehen werden ). 
Diefe Geſammtheit — ausdrücklich als ein Verbund bezeichnet — ſchloß im 
Jahre 1368 eine Vereinigung mit dem Bilchof, in welder dieſer das ftän- 
diſche Mitregierungsrecht auf das Bollftändigfte anerkannte. Er mußte fich 
verpflichten, einen ftehenden Rath ans dem Kapitel, ven Edelmannen, den 
Mannen, den Dienftmannen und der Stabt Münfter zu nehmen, nad) beflen 
Beichlüffen er des gemeinen Stiftes Beſtes vollführen würde. Seine eignen 
Amtleute folkte er ſetzen und entjegen nad Rath dieſes Raths, Leine Fehde 
jollte er ohne ihn beginnen, kein heimfallendes Zehn ohne ihn vergeben, fein 
Schloß des Stifts ohne feine Bewilligung verlaufen, verjegen, verlehnen ober 
vergeben. Zugleich verſprach er, das ganze Land wie jeben einzelnen Unter 
than beim alten Recht und guter Gewohnheit zu lafſen, bei deren Verlegung 
bie Klage an ben Rath gieng %). Cine noch feftere Verbindung fchlofien die 
Landitände im Jahre 1370 auf 6 Jahre ab, worin fie ſchworen, fle wollten 
gegen Jeden, der ihr Recht kränke und nicht binnen einem Mond es richte 
und wieder thue, „zamentliken bi eyn bliven und zine vyende werden”, — 
worin fie ſich verbindlich machten, nach des gegenwärtigen Biſchofs Tode keinen 


9) Unger I. ©. 248-251. Roth v. Schredenftein, Reichsritterſchaft 
J. 536f. 

22) E. A. F. C., Sammlung der vornehmiten Lanbeöverträge des Fürftenth. 
Minden. Minden 1748. Vgl. namentlich die Union des Kaptteld u. der Stadt 
Minden v. 1471 ib. ©. 17f., da8 Bündniß des Biſchofs und ber Stabt v. 1483 
©. 20f., die Privilegien v. 1483 und 1535 ©. 20f. 31f.; den Vertrag zwifchen 
Domkapitel und „Ritter- und gemeiner Landſchaft“ v. 1559 ©. 58f.; die Union 
des Biſchofs mit dem Klerus v. 1572 ©. 78f., die Union minbifcher Ritter u. 
Landfchaft gegen den Bifchof v. 1581 ©. 153f.; und endlich die Erbvereinigung 
des Domtapiteld, Ritter- und Landſchaft v. 1595 ©. 161f. 

*) Kindlinger, Münfter. Beiträge II, 2. &. 303-306. 

”) Kindlinger, Münfter. Beitr. I, 2. S. 80-38. 
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Biſchof oder Vormund in das Stift zu Iaffen, der biefen Verbund nicht mit 
ihnen thme, — worin fie endlich einen Ausſchuß zur Vollziehung ber Beichlüffe 
ernannten und mit Vollmacht zur Aufnahme neuer Mitglieber befleibeten. 
Der Berbund erlangte in der That im Sabre 1372 die bifchöfliche Aner⸗ 
kennung ®). Auf diefen Grundlagen beruhten dann auch die ſpäteren Landes⸗ 
vereinigungen, welche die Verfaffung ausbauten und ergänzten. So ſetzte die 
zur Wahrung des Landesrechts gefchloffene Vereinigung der Stände von 1446 
ein Schiedsgericht von 9 Perfonen — 3 Abgeorbneten des Kapiteld, 3 von 
ben Edelmannen, Nitterihaft und Mannichaft, 3 von den Städten — zur 
Entſcheidung aller Zwifte ein, welche fih in Zukunft „tuschen den gemeyn- 
den desser drier parte” erheben könnten”). Eine Einigung der Stände und 
Unterthanen mit dem Bifchof von 1447 beftimmte, daß eine gemeine Landes. 
fehde nur auf dem Landtage bejchloffen werben dürfte). Die Bereinigung 
aller Stände von 1466, gefchloffen „um bes gemeinen Landes willen“, beitellte 
ein Schiedögericht für Streitigkeiten mit dem Biſchof über Verlegung der 
Landesrechte und übertrug dem Kapitel und der Stadt Münfter das Recht, 
nöthigenfalld das gemeine Land zujammenzuberufen 9%). Dieſe Bereinigung 
wurde 1519 erneuert) und ficherte der landftändifchen Verfafſung des Züre 
ſtenthums eine Fräftige Wirkſamkeit '0%). 

Ließ fih in. allen bisher angeführten Beiſpielen eine ausbrüdliche Ver⸗ 
bindung der Landftände zur Körperichaft mehr oder minder deutlich nachweiſen, 
— obwol auch in ihnen die Konfäderationen, Einungen und Eidverbrüberungen 
einer genaueren Betrachtung meift nur als Ausflug einer gemohnheitsrechtlich 
Jängft in Kraft ftehenden Gefammteinheit und als deren letzte Sormgebung 
erſcheinen: fo giebt ed andere Länder, in denen es zu gar keiner alle Stände 
umfaffenden und für ewige Zeiten gejchloffenen Einung gefommen ift, und fn 
denen gleiäwol die Gefammtheit der Stände fi zu einer wahren Lanbes- 
gemeinde, in fpäteren Zeiten aber unbeftritten zu einer Korporation geftaltet 
bat. Auch in ſolchen Ländern jedoch waren Bündniffe der einzelnen Stände, 
Eidgenoſſenſchaften für einzelne Zwede oder auf Zeit, Einungen mit fremden 
Ständen, Städten und Fürften auf die forporative Geftaltung der Landſchaft 
von erheblidhitem Einfluß. 


% Bundbrief und Beftätigung b. Kindlinger 1. c. S. 38—45. 

*) Kinblinger l. c. ©. 122—131. 

*) Kindlinger l. c. S. 135—188. 

) Kindlinger l.c. ©. 148—157. Auch b. Lünig 1. e. I 1584. 

") Kindlinger il. c. ©. 222—233. 

100%) Bol. 3. B. Die auf dem Landtage von 1586 errichtete Polizei- Ordnung 
der Stabt Münfter, die Landtagsbriefe von 1546 und 1548 b. Kindlinger J. c. 
©. 294. 307. 308. — Eine Cinung der Paberbornfchen Stände von 1826 b. Lü⸗ 
nig, Coll. nova I. 1877. 
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So ift es beifpielsweife in der Kurmark Brandenburg ') niemals zu 
einer eigentlichen Landesvereinigung gekommen, indem der Adel weber mit 
einander noch mit den Städten erblid und ewig verbunden war, fondern nur 
in vorübergehende Einigungen trat. Durch den häufigen Zufammentritt beider 
Stände auf gemeinfamen Landtagen entitand bier ganz von felbft die See, 
daß fie ein Gefammtlörper jeien. Indeß waren au jene vorübergehenden 
Einigungen, vor allem aber bie feften und häufigen Bünde umter den Stäbten 
als demjenigen Stande, der hier ber eigentliche Träger der Landesfreiheit war, 
von unmittelbarem Einfluß auf Entftehung und Ausbilbung ber ftanbifchen 
Verfaſſung. Schon das ältefte Landesprivileg v. 1280 9), in welchem bie 
Markgrafen bet Gelegenheit einer auperordentlichen Gelbbewilligung dem Abel 
und den Städten die Zufiherung gaben, nie wiber ihren Willen eine Bede 
oder Steuer zu begehren, gewinnt erft dadurch feinen eigentlich landſtändiſchen 
Charakter, daß die Fürſten den Ständen ausdrücklich das Mecht zugeftehen, 
gemäß den in ihrer Gegenwart gejhworenen Eiben einander nach aller Macht 
beizuftehen und gemeinfam den Fürſten, welche das Privileg brechen follten, 
gewaltfamen Widerftand zu leiſten. Nicht minder wichtig find ſodann bie 
zahlreichen Schuß» und Trutzbündniſſe, melde die unter den feit 1320 häufig 
wechjelnden Herriherhäujern zu großer Unabhängigkeit emporfteigenden märki⸗ 
ſchen Städte im 14. Jahrhundert jchloffen und die faſt alle. direkt auf Wah- 
rung der Ranbesfreiheit gerichtet find. So gelobten fih im Sahre 1321 bie 
Städte der Mittelmark gegenfeitigen Beiftand gegen fremde Kriegögewalt mit 
dem Berfprechen, feinem neuen Herrn ohne vorangegangenen gemeinichaftlichen 
Beihlug zu Huldigen?”). Die Städte der Altmark fchloffen 1319 einen 
Landfriedensbund, in welchem fie dem Landesherrn die Wahl eines Obmanns 
für das unter ihnen niederzuſetzende Schievögericht übertrugen!®*). 1353 aber 
giengen biefelben Stähte eine Verbrüderung (broderscap) ein, welche den ein- 
zelnen Städten verbot, eine von der Herrichaft erbetene Steuer ohne aller andern 
Städte Zuftimmung zu bewilligen'®). Den innigften Verein jedoch ſchlofſen 
unter Zuftimmung des Adels die mittelmärkifchen Städte im Jahre 1399, 
indem fie unter Anderen beftimmten, daß in Sachen, welche andere Stäbte 
oder das Land angiengen, feine Stadt ohne aller Stäbte und der Mannen 


0 Beiondere Rüdfiht auf die Iandftändifche VBerfaffung nimmt Buchholz, 
Gefchichte der Churmark Brandenburg. 6 Bde. Berlin -1765f. Dal. auch bie 
Ueberfiht b. Simon, preuß. Staatör. I. ©. 120f. u.v. Lüders im Staatslerik, 
von Rotted und Welder Bb. 13 ©. 9f. 

102) Ark. b. Gerden, Cod. dipl. Brandenb. I. Nr. 202. ©. 858. 

108) Urk. b. Fidicin, Hiftorifch - Dipl. Beiträge 3. Geſch. ver Stadt Berlin 
U. Nr. 16. ©, 21. 

2, Ark. b. Buchholz; V. Urkb. ©. 35 (nidht 1321). 

05, Fidicin L c. Nr. 97. ©. 123. 
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Willen handeln ſolle ioo). Die jo verbünbeten Städte traten in Gemeinſchaft 
mit bem Abel als eine geſchloſſene Gefammtheit neben bie Fürſten, erhielten 
als ſolche Privilegien und gaben ala ſolche zu neuen Verordnungen Beirath 
und Genehmigung?) Namentlih waren ed die eldverlegenheiten und 
Steuerforderungen der Fürften, welche im 15. Iahrhundert beide Stände, denen 
nunmehr auch die Prälaten binzutraten, mehr und mehr zu einer einzigen 
Körperichaft verbanden!®), ohne daß auch jet andere als partikuläre Konföde- 
rationen gefchloffen wären!®%). Der Mangel einer durchgehenden Vereinigung 
war indeß für die landftändiſche Entwicklung keineswegs ohne nachtheilige 
Folgen. Denn nur durch die Uneinigkeit der Stände gelang es den hohen⸗ 
zollerfchen Fürften, ſchon in der zweiten Hälfte bes 15. Jahrhunderts bie 
Macht des faft ſchon zur Reichsfreiheit emporgeſtiegenen und mit auswärtigen 
Zürften vielfach verbündeten Adels und ber beinahe felbftändigen Städte gleich. 
zeitig zu brechen. Vergebens fuchte die Stadt Berlin ihre im Jahre 1442 
von Friedrich I. vernichtete Unabhängigkeit wieder zu gewinnen; von den Stän- 
den verlaffen, mußte fie Rathöbeftätigung und Gerichtöbejegung dem Fürſten 
überlaffen, ſich des freien Bereinigungsrechtes begeben und ihre beftehenden 
Bündniffe abthun!!). Gegen Ende des Jahrhunderts brachen immer häufiger 


106) Riedel, Cod. dipl. Brandenb. VI. Nr. 138 ©. 100. 

107) So wurde in der Kurmark eine Münzordnung von 1333 u. eine Deich⸗ 
ordnung von 1436 mit den Ständen errichtet; in der Neumark erforen bie 
Stände 1319 den Herzog von Pommern zum Bormunde des Markgrafen, und 
Tießen fih im 3. 1402 bei ber Webergabe an den Orden vor der Huldigung ihre 
Freiheiten beftätigen und von jedem Hochmeiſter und fpäter von ben Kurfürften 
einen Reverd darüber auöftellen. 

os, Bol. Lüderö lc. ©. 12f. Simonl. c. ©. 121. v. Raumer, Cod. 
dipl. Brandenb. cont. Bb. I. ©. 158. Beſonders wichtig war bie Erklärung 
bes Kurfincften Albrecht, dem auf fein Anfuchen Prälaten, Grafen, Herren, Rit⸗ 
terſchaft, Mannen und Städte die Bezahlung der in ben Pommerfchen Kriegen 
gemachten Schulden zwar zufagten, „doch alfo, daß fol Geld, das fie jeßo ge- 
ben, an die Schulden und nicht anderdwo angelegt werde‘, — und ber Dagegen 
verfprach, nur im Zall eines nach Rath der Stände unternommenen Krieged neue 
Steuern zu fordern, auch ohne der Stände Willen nicht? vom Lande zu ver- 
geben, zu verfeben oder zu verlaufen. Gercken, fragm. March. I. 119. — Auch 
beim Friedensſchluß mit Pommern (1479) ftimmten beider Theile Präfaten, 
Herren, Wannen und Städte zu. v. Raumer, Cod. dipl, Brandenburg. II. 

©. 88. 42. 

| 00 Beionberd die Stäbtebünde wurben erneuert; fo 1481 (Fidicin II 
&. 152) und 1486 (Riedel VL Nr. 168. S. 120) Nur in der Neumark kam 
1470 eine allgemeine Einung der Prälaten, Ritterſchaft, Mannen und Städte zu 
Solbin zu Stande, nad) der fie fih in allen ehrlichen Sachen helfen, zuſammen⸗ 
halten und einträchtig handeln wollten wegen ber Huldigung, Bede, Zinfen und 
Unpflichten der Herrichaft. 

10, Den Anlaß hatten Streitigkeiten zwijchen Rath und Handwerken gege⸗ 
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Zwiſtigkeiten zwijchen Adel und Städten, befonders fett 1472 über Bertheilung 
der Pommerfchen Kriegsſchulden, aus. Die Städte weigerten fi eines ihnen 
auferlegten Zolls und erzwangen zwar, obwol ein Theil der Stände gegen fie 
erfannte!':), deffen Abftellung 2); allein ſchon 1480 entitand neuer Streit 
über die Aufbringung ber Steuern zwiſchen den Städten und den andern 
Ständen !is), der ftändifche Entfcheidungen zu Ungunften der Stäbte!“), und 
als diefe mit den Waffen zu wiberftehen verfuchten, nad ihrer Niederlage 
einen zweiten Spruch des Ttändijchen Gerichts (1488) herbeiführte, welcher nicht 
nur die Verpflihtung der Städte zur Zahlung der von ihnen geforderten Ab- 
gaben ausſprach, fondern die Rathsbeſetzung überall von der Beftätigung der 
Herrichaft abhängig erklärte, die Handwerksgilden auflöfte, das Stadtgericht 
an die Herrichaft übertrug, die Stäbtebünde (auch die Theilnahme an der 
Hanfa) Taffirte und den Städten in landichaftlichen und andern Dingen Ge 
horfam gegen ben Landesherrn gebot!15). Bon da an blieb der Laubichaft 
nur noch eine untergeorbnete Stellung. Obwol ihr unbeftritten die Steuer- 
bewilligung blieb'*), obwol die Privilegien des Adels vielfach erhöht wurden, 
obwol ein Verſuch, der Nitterichaft das Berfammlungd- und Vereinigungsrecht 
zu nehmen, mißlang "”), obwol noch im Anfange des 17. Jahrhunderts bie 
von den Ständen bewilligten Kriegsleute dem Herm und dem Lande 
fworen 118) und obwol die Landtage für die Gefeßgebung von großer Be 
deutung blieben!1%), ftellte doch die Landidhaft immer weniger eine wahre 
Landesgemeinde dar und unterlag daher bald der wachfenden fürjtlihen Macht 
ben (1441). Friedrich zwang den Rath zur Nieberlegung des Amts, ernannte 
Bürgermeifter und Rath und ordnete für die Zukunft landesherrliche Beftätigung 
der Gewählten und beliebigen Erſatz ber nicht Genehmen an. Das Gericht mußte 
bie Stadt 1442 abtreten; fie behielt nur die Wahl der Schöffen, welche jedoch 
{fr Amt in des Kurfürften und der Herrſchaft Namen verwalten mußten. 1448 
mußte die Stabt bieß Alles von Nenem anerkennen. Vgl. Fidicin 1. c. Nr. 126. 
©. 180; Regeft., Nr. 872. 378. 408. 

11) erden, Cod. dipl. Brand. VII. Nr. 59. ©. 501. 

113) erden ib. Nr. 62. ©. 516. 

115, Raumer, Cod. dipl. Brand: II. Rr. 0. ©, 47f. 

114) Raumer J. c. Ar. 56-64. ©. 54f. 

118) Riebel, Cod. dipl. VI. ©. 834. 481. Schon 1490 Tonnte daher ber 
Kurfürft die ftädtiichen Räthe als „jeine Räthe“ bezeichnen, die er bei der Re- 
gierung fchirmen wolle. Raumer I. Nr. 71. ©. 88. 

110, Eine Reihe von Beilpielen, wo Steuern und Kriegsmannſchaften bewil- 
ligt oder verfagt, ihre Verwendung Tontrollirt wurde, ſ. bei Lüders 1 c. 
© 18—17. ' 

17) Raumer ]. c. ©. 281. 

118) Lüderdl.c. ©. 18. Simon JL. c. ©. 138. 

119) Bol, die Landtagsabichiede im Corpus Const. von WMylius, bei. 
Bb. VL 
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jo vollitändig, daß jeit der Mitte des 17. Jahrhunderts Teine allgemeinen 
Landtage mehr einberufen wurden, ein im Sabre 1654 unternommener Ver⸗ 
juch eigener Verſammlung aber eine fcharfe und erfolgreiche Zurückweiſung 
erfuhr. 

In ähnlicher Weiſe bildeten fi in Pommern mächtige und gejchloffene 
landftändifche Körperihaften, obne daß ein ausbrüdlicher Vereinigungsakt nad) 
weisbar wäre. Höchitens könnte in Rügen der Bertrag von 1325 als joldher 
gelten, indem er die Form eines Bundes zwiſchen dem Fürſten und den ver- 
einigten Klöftern, Prälaten, Baflallen, Rittern, Knechten, Städten, Flecken 
und Bauern hat, worin den Ständen bie wichtigſten Sreiheiten, bei deren 
Bruch aber die Befugniß zugefichert wird, nach fruchtlofer Mahnung vom 
. Zürften abzufallen und einen andern Herrn zu wählen (et tunc omnes isti 
predieti lieite possunt adherere cuicungue voluerint domino, prout ipsis 
videbitur expediens et consultum'®). Im übrigen Pommern waren zwar 
ebenfalls ſchon beim Abſchluß des Roſtocker Landfriedens v. 1283 '°'), vor 
Allen aber bei ber eriten Zandestheilung v. 12951) Baflallen und Städte 
als eine das Rand felber vorftellende Gejammtheit neben den Fürften wirkſam 
und anerkannt; fie erlangten jet und fpäter als foldhe die wichtigften Frei 
beiten, unter denen das in allen pommerſchen Landestheilen wiederholt aus⸗ 
drüdlich eingeräumte Recht, gegen den wortbrüchigen Fürſten nicht nur mit 
Bündniffen und vereintem Widerftand vorzugehen, jondern von ihm abzufallen 
und fi einem anbern Herren zu unterwerfen, obenan ftand '®); fie übten un- 
beitritten Steuerbewilligung, Xheilnahme an der Regierung durch Ausſchüſſe 
ald Landesräthe, Zuftimmung zu Landesordnungen, Bündniſſen, Kriegen, Ver⸗ 
trägen, Theilungen, Beräußerungen, und unter fi) dad Recht freier Berfamm- 


120) Dähnert, Pommerſche Urk. I, S. 424. 425. 

120) Bartbold, Gef. von Pommern III. 21f. 

122) Barthold Lc. UL ©. 55f. Die Theilung geſchah auxilio nec non 
consilio principum, vasallorum pariter et omnium civitatum. Alle Rechte 
werben den Rändern beftätigt. Verletzt ein Zürft einen feiner Vaſallen oder eine 
jeiner Städte, jo ift der andere Fürft verpflichtet, gegen ihn gemeinfam mit Baf- 
fallen und Städten einzufchreiten. 

183) Die Bafjallen und Städte des Landes Stettin machten 1819 im Streit 
mit ihrem Herzog von diefem Recht Gebraud und nahmen ben Herzog von 
Pommern-Wolgaft zum Beſchützer, bis ihr Herzog Gerechtigkeit üben würde. — 
Barthold II. ©. 161f. In Pommern-Wolgaft wurde fomol 1348 ald bei der 
Theilung von 1372, in Hinterpommern noch 1464, ebenjo aber fait in allen mit 
Zuziehung der Stände errichteten Erbtheilungsvergleichen (3. B. 1425 in Wolgajt) 
das Recht der Stände, fich einem Rechtsbruch zu widerſetzen und fchlimmftenfalls 
an einen anderen Gürften zu halten, ausdrüdlich gewährleiſte. Barthold II. 
476-477. IV, 1. ©. 76. 276. VBgl. auch Url. 6. Schöttgen u. Kreyifig, 
Diplom. IU. 48, 57. 
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lung und Bereinigung!®), Allein ihre ganze körperſchaftliche Organifation 
und ihre bebentende politifche Geſammtmacht berubte — obwol die vielfachen 
vorübergehenden und partifulären Bünde von großem Einfluß darauf waren 
— jowol in den einzelnen Yürftenthümern wie in ganz Pommern auf keiner 
ausdrüdlichen Bereinigung, jondern auf dem Herkommen 123). 

Das Gleiche gilt von der Korporation der vier Stände — Prälaten, 
Herren, Ritterichaft und Städte — im Markgrafenthum Nieberlaufig') und 
in den meiſten oͤſterreichiſchen Ländern, wie Defterreih, Böhmen, Krain, Kärn- 
then und Steiermarf, deren Stände zwar nicht nur unter fih, fondern auch 
mit einander jehr mannichfache Konföderationen eingiengen, deren Verfaffung 
aber dadurch weber erjt begründet noch auf die Dauer geitaltet wurde **). 
Endlih war auch im Ordenslande das Einungsweſen mehr nur von mittel» . 
barer Bedeutung!) War zwar auch hier der die ganze Zeit beherrfchende 


123) Bol, Barthold Bd. IH und IV. Auch Lüdersi.c ©. 8041. 
Simponl ec ©. 181f. 

125) Auch die gewöhnlid — jo von Häberlin 1. c. ©. 86 und Walter 
8 366 — angeführte angebliche Iandftändifche Vereinigung von 1354 b. Lünig, 
Coll. nova IL 166, auch Schöttgen u. Kreyffig IH. 45, paßt, wie ſchon 
Moſer ©. 697 bemerkt Hat, nicht hierher. Es ift ein Landfriedenbund der Her- 
zöge und Stände von Hinterpommern. 

136, Man vgl. die Ausführungen Neumann’s in der Schrift: Geſchichte der 
Landftände ded Markgrafenthums Niederlaufip, Lübben 1843; bejonderd unter 
Nr. V S. 141f., wo die allmälige Ausbildung ber Idee einer forporativen Ver⸗ 
einigung fehr gut gefchtidert wird. Neumann nimmt an, daß zwar bei ihrer 
erften gemeinfamen Erwähnung im 3. 1817 die vier Stände „noch keine Ge⸗ 
fammt-Perfönlichkeit ausmadten‘. ©. 142. Denn „ed fehlte an einer inneren 
Berbindung, die erft durch die Anerkennung der Stände, ala rechtliche Perſönlich⸗ 
feit und landesveriretende Korporation, von Seiten der Regenten begründet wer⸗ 
den mußte‘. ©. 148. Erſt mit der Befipergreifung Karld IV fei dies — unter 
einem gewiſſen Einfluß des Vorbildes der Reichsverfaſſung — geichehen, und be- 
ſonders erfcheine „jeit 1368 auch in der Nieberlaufig die Idee einer forporativen 
Bereinigung der organifchen Stände bed Landes zu einem ftaatörechtlichen Jnſti⸗ 
tute verwirklidht”. ©. 144. Weber den Einfluß des Zutritt der Städte — „als 
Gemeinde-Korporationen, deren öffentliche Angelegenheiten nad) einem Gefammt- 
willen geordnet wurden, mithin als eigentlich moralifche Perfonen” — auf bie 
Idee der ftändifchen Korporation ib. ©. 148. Die Bereinigung der Ober- und 
Niederlaufigifchen Stände wider den König von Böhmen von 1467, Lünig L c. 
I. 775, melde nah Mofer S. 676 Häberlin und Walter hierher ziehen, bat 
nicht die ihnen von jenen beigelegte Bedeutung. Neumann ©. 211. 

, Moſer ©. 672, 708. 709. Befonders riefen die Neligionsftreitigteiten 
viele Vereinigungen einzelner Stände hervor. 

120) J. Voigt, Darftellung ber ſtändiſchen Verhältniſſe Oftpreußens. Kö- 
nigöberg 1832. Derfelbe, Gefchichte Preußens, bei. V. ©. 558f. Lüders 
lc. ©. 21-33. Simon |. c. ©. 125f. Ueber die Zeit nad) dem Frieden von 
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Gedanke freier Bereinigung bie Duelle der Rechtsbildung, welche ſchon im 
14. Jahrhundert der landesherrlichen Gewalt des Ordens gegenüber Abel und 
Städte zu gemeinfamen Landtagen zufammenführte‘), feit dem 15. Jahr⸗ 
hundert aber mit den Prälaten zu einer ſtändiſchen Koͤrperſchaft wereinte, bie 
einen beftändigen Landesrath errichtete, die Berathung aller Ranbesangelegen- 
beiten, die Geſetzgebung, Beftenerung und das bohe Gericht übte 120): fo fand 
doch diefe Forporative Geftaltung in feiner allgemeinen Einigung ihren Aus- 
drud'). Erſt als im Sahre 1440 die Gehietiger die freien Zuſammenkünfte 
der Stände als „Conspirationes, heimliche Verbündniß und Sammlung“ 
verwehren und fo das ftänbifche Mecht, „bes Landes und ber Städte Noth zu 
bedenken, zu berathen, zu fchließen, auch zu verordnen“, beſchränken wollten, 
kam eine große Eidgenoſſenſchaft der mteiften Ritter, Knechte und Städte — 
„der Bund" genannt — zur Erhaltung der Landesfreiheiten zu Stande). 
Obwol der Hochmeifter Anfangs feine Einwilligung hierzu gab und der Katjer 
Srievrih III. den Bund beftätigte, klagte doch in der Folge der Orden' beim 
Neich gegen die Einung und erlangte deren Kaffation durch Faiferlihe Ver⸗ 
ordnung. Da fagte der Bund im Sahre 1454 dem Hochmeifter wegen Rechts⸗ 
bruch die Huldigung auf, erhob fich gegen den Orben und wandte fih an 
Dolen, wodurd er zu dem großen 13jährigen Kriege Veranlaflung gab. Als 
nach deſſen Beendigung Preußen getbeilt und jowol in dem an Polen abge 
tretenen Weftpreußen ald in Oftpreußen bie Rechte der Stände betätigt wur- 
den, Tonnte natürlich jener Bund nicht die Grundlage der neugebildeten Land- 
ſchaften werden; biefe beftanden vielmehr auf Grund bes Herfommens als ge» 
ſchloſſene Korporationen fort. 

Wie nun aber die Entwicklung ſich auch geftaltet haben mochte, überall 


Thorn: Töppen, ein Blid in die ältere preußifche Gefchichte mit Bezug auf 
die ftändifche Entwidlung, b. Schmidt, Allg. Zeitfchr. für Geſchichte Bo. V. 
©. 45—93. VI ©. 485—516. 

120, Gemeinjame Theilnahme der Mannen und Städte am Bunde mit Pom- 
- mern von 1386, der mit ihrem Rathe, Wiffen und Vollwort gefchloffen war; 
BDermweigerung einer vom Hochmeiſter audgefchriebenen außerordentlichen Schabung 
auf einer Zagfahrt von 1896 ıc. 

130) Yuf dem Landtage von 1412 wurbe beichlofien, daß ber Hochmeifter 
einen Rath aus Ordenebrüdern, 20 Mannen und 27 von dem Rath und den 
Bürgern gewählten Rathsherren nehmen unb ohne ihn feine Neuerungen, Kriege 
ober Bündniffe vornehmen, noch Steuern erheben folle. 1416 wurde darauf ein 
beftändiger Landesrath verfprochen und 1430 au 6 Orbdensbrübern, 6 Prälaten, 
6 von der Ritterſchaft und 6 von den Stäbten errichtet. 

131) Partiluläre DBerbindungen waren freilich überaus zahlreih, ſowol 
unter dem Adel (jo namentlich ver 1396 geftiftete Cidechjenbund), als unter den 
Städten, die befonders In und mit ber Hanja ihre Vereinigung fanden, 

123) Müller, Reichötagstheater II c. 8. ©. 458. 

L 86 
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wor ihr Reſultat die Begrimbuug einer beutjchrechtlichen Genoſſenſchaft, einer 
Koͤrperſchaft ber Stände, welche bis tief ind 16. Jahrhundert hinein auf dem 
Gedanken der freien Vereinigung berubte, und im welder die Unterwerfung 
der Glieder unter die Geſammteinheit die Folge ihres freien Willens war, 
während andererjeitä eine Reihe der wichtigften non ber Körperichaft als felcher 
erworbenen Befugniffe, an ber die Einzelnen nur als beren Glieder Theil 
nahmen, den Berband zufammenhielt, 

Diefe Genoſſenſchaft war — wie aus ben angeführten Einzelheiten ſchon 
erhellt haben wird — innerlich ganz nach Art anderer gewillkürter Vereine 
organiſtrt. Vollgenoſſen in ihr waren bie einzelnen Stände, welche ihrerſeits 
wieder in engeren Genoſſenſchaften (curiae, corpora, collegia, Bänke) vereint 
waren. Der einzige Weg, die Genoſſenſchaft zu erlangen, war Eintritt und 
Aufnahme in den Verband. Die Bedingung einer ſolchen Aufnahme war bie 
Dualifilntion als Stand, das heißt als felbftänbige politiiche Machteinheit 
bes Landes, wozu faft immer eine jelbitändige Herrichaft über einen Gebiets 
theil des Landes erforderlich war. Noch aber war weber die Landſtandfchaft 
Pertinenz einzelner Güter geworben, noch waren jene fpäteren Erſchwerungen 
des Nachweiſes perfönlicher Eigenschaften üblich, noch wurbe bie Genehmigung 
des Landesherrn geforbert, an deren Stelle fpäter in vielen Ländern fogar ein⸗ 
fache fürftliche Verleihung der Lanbitandfchaft trat 22). Berloren wurde das Ge 
nofjenreht umgekehrt durch Austritt oder Ausfhlug'). Jener ftanb frei, 
diefer war bie Folge des Ungehorſams gegen die Geſammtheit, ber Trennung 
von ihren Bünben, des Bruchs der gejchwornen Pflichten. Wer von ihren 
Nachfolgern den von ihnen gejchloffenen Bund nicht beſchwören will, — fagen 
bie bairiſchen Stände, — ber mag ben fürftlichen Gerichten unterliegen, ber 
mag als ein Ausmann gelten fürbaß ewiglich, der darf auf den Schuß und 
Schirm der Landſchaft nimmermehr rechnen!®). Unter einander find die 
Stände als Genofjen verbunden und haben theils allgemeine, theils die durch 
bie beſonderen Einungen erhöhten genoffenfchaftlihen Pflichten. Frieden zu 


133) Dal, darüber Mofer ©, 499f., bei. S. 6932-—535. 

138), Mofer ©. 606f. 

135) So 1347 b. Krenner, Anl. ©. 96. Lerdenfeld, Einl ©. CXCV: 
wer im Lande nicht in ben Bünden bleiben wolle, den joe man zur Rebe ftellen. 
Woeld er dann in den punden nicht beleiben und sweren als oben verschri- 
ben ist, so süllen wir in nicht versprechen und sullen in haben für einen 
ausman fürbas ewigleich. 19. Sreibrief ib. ©. 42: wer aber der wer, der 
sein sigil an den brief nit hengen: wolt, uber desselben leut und guet aol 
und mag die herrschaft, ir vitzdomb, richter und ambtleut wol richten, und 
der sol der obgenanten gnad, rechten und brief in kainer weiss geniessen 
als oben enbegrifien ist. Bundbrief v. 1514 ib. ©. 185, wo binzugefegt 
wird: ain gemaine landschaft ist auch den oder dieselben zu beschützen und 
zu beschirmen nit schuldig. 
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balten und ihre Streitigkeiten vor die Genoflen zu bringen, treulich einander 
beholfen zu fein und bei einander zu bleiben, den Beichlüffen der Geammt- 
beit fi zu unterwerfen, mit Leib und Gut den Mitftänden gegen ben Un- 
gehorjamen, gegen Fremde oder gegen ben Fürften felbft zu helfen, nichts in 
Lanbesangelegenheiten gejondert zu unternehmen oder zu beſchließen, auf Er⸗ 
fordern zu Geſammtzwecken jeibft Beiträge zu zahlen, — hierzu und zu vielem 
Aehnlichen verband bie Stände ihre gefchriebene ober ungefchriebene Ver⸗ 
faflung =). Das Höcfte Recht in der Genoſſenſchaft war bei der Berfamm- 
lung der Bollgenoffen, und zwar bei ber Gefammtheit aller Stände, wo es 
fih um Gefammtangelegenheiten banbelte, bei ben einzelnen Kurien, wo unt 
die Iutereffen diefer in Betracht Inmen. Daß. auf diefen Berfammlungen die 
Bertreter der Stifter und Gemeinden an Inſtruktionen gebunden und ihnen 
verantwortlich waren, war eine nothwendige Folge davon, daß eben nicht fie, 
ſondern die von ihnen vertretenen juriftifchen Perſonen das Genoſſenrecht hatten; 
es war erflärlich, daß man deshalb auch bei ben anderen Ständen Stimm⸗ 
abgabe durch Stelivertretung zuließ. Nichtödeftoweniger wurden dieſe Ber- 
ſammlungen mehr und mehr aus Zuſammenlünften einzelner jelbftberechtigter 
Individuen Träger und Organe einer felbftberechtigten Gefammtperfönlichkeit, 
wie dies vor Allem in dem immer mehr zur Geltung gelangenden Princip 
der Stimmenmehrheit zu Tage trat, das fich fchließlich jelhft bei den Anfangs 
nur als Bewilligungen der Einzelnen aufgefaßten Steuerbeſchlüſſen durch⸗ 
ſetzte i2). Freilich galt dies Princip vielfach nur in den einzelnen Kurien, 
während für einen ftänbifchen Geſammtbeſchluß Einftimmigkeit der Kurien ge 
fordert ward; oft aber Tieß man auch hier bie Mehrheit genügen, ober man 
ließ fogar die Gefammtheit aller einzelnen Mitglieder des Landtags nach Mehr 
beit ſtimmen 28). Mehr noch tritt der Zwang ber Einheit über die Vielheit 
barin hervor, daß die Landſchaften jene in fpäterer Zeit eine fo große Wichtig. 
feit erlangenden und ihnen felbft gefährlich werdenden engeren und weiteren 
Ausſchüſſe beftellten, deren Befugniffe anfänglich zwar nur auf Specialvollmachten 
für einzelne Fälle berubten, bie aber im Laufe der Zeit wahre kollegialiſche 
Organe ber Genoffenfchaft wurden und, wenn auch im Namen jener, doch 
in unabhängiger Stellung und oft fogar mit dem Recht ver Kooptation 
bald nur als rechtweiſende oder richtende Behörden, bald als Vertreter 
der nicht verjammelten Landſchaft, deren Sntereffen fie wahrzunehmen, an 
dern Stelle fie Beichwerden anzunehmen und abzuftellen und minder 
wichtige Dinge allein zu abfolviren, bie fie in Notbfällen zufammenzubern- 
fen und zu leiten batten, bald als eine Finanzbehörde für Erhebung, Ber- 
wendung oder Kontrole bewilligter Steuern, für Verwaltung der Yand- 


0) Belege find bereits vielfach vorgelommen. 
12, Stimmenmehrheit in Medienburg bei Steuerfahen Hegel S. 108 und 
Nr. Anh. Rr, 7. 12. 18. 15-18, 25. 26. 
ıe Meier ©. 1507-1509. Unger II. 147f. Rudhart U. 100. 
36* 
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Ihaftsfaffe, für Xilgung der Lanbesichulden, bald endlich als ein neben 
dem Yürften oder ftatt deffelben das Land regierender Rath fungirten 129). 
Die fo organifirte Gefammtperjönlichkeit des Ständenereind — nicht aber die 
Summe ber an biefem Theil nehmenden Individuen — war ed, welche das 
Subjekt des politiſchen und privaten Ianbftänbifchen Rechtes war. Nrfprimglich 
freilich waren nur Freiheiten und Privilegien ber Einzelnen begründet; lange 
nach ber Bereinigung mochten ſodann die der Gejammtheit der Stände er- 
theilten oder von ihr erworbenen und erfauften Rechte ald Geſammtrecht im 
alten Sinne gelten, an welchem ebenjogut alle Einzelnen ald Alle insgeſammt 
Theil hatten: durch den Einfluß des Einungsweiend und das Vorbild ber 
Städte und anderer Korporationen ftellte fi) mehr und mehr die Anfchauung 
felt, daß unabhängig von ben. Rechten und Privilegien der Einzelnen Rechte 
der Landſchaft oder einer Kurie als ſolcher eriftirten, an denen der Ein- 
zelne nur ale Glied der Geſammtheit und nah Maßgabe ihrer Berfaffung 
participirte 9). 

Die fo nicht nur ihren Gliedern, fondern auch dem Landesherrn als eine Rechts⸗ 
einheit gegenüberftehende Landſchaft war als folche ebenjogut wie die einzelnen 
Stände landſäſſig, aljo einem fürftlichen Herrſchaftsrecht unterworfen. 
Daffelbe berubte aber auf einem ganz beftimmten Rechtsverhältniß, welches 
auf beiden Seiten Rechte und Pflichten bebingte, bie theils durch das Her⸗ 
fommen, theild durch ausdrückliche Verträge, Einigungen, Sreiheitöbriefe, Reverfe 
und Erklärungen feftgeftellt waren. Durch den Bruch bes Rechts ſeitens des 
Herrn endete die Pflicht der Landſchaft; daher ihre Befugniß, die Huldigung 
nur, wenn ihre Sreiheiten beftätigt waren, zu leiften'!*1), daher das in Baiern, 
Pommern, Brandenburg und vielfach fonft bis zum Recht der Mahl eines andern 
Fürften gefteigerte Recht des Abfall und Widerftands), Daß diefer Wiber- 


139) Vgl. bef. über die bairifchen engeren und weiteren Ausfchüffe Lerchen⸗ 
feld ©. CCIV. CCV. CCXXVIHf. CCLXIIf. CCCVO. CCCLXV; über die med» 
Ienburgifchen Hegel 1. c. S. 102f. 120. 136f. Im Allgem. Mofer ©. 764— 
802. 1524f. 8. Maurer ©. 257. Unger I. ©. 150f. 277f. 424f. Campe 
©. 196f. Eine Reihe von Beifpielen ift bereit vorgekommen. 

140) Vol. Hegel S. 65f. 71. 74f. 

1, Oft ausdrüdlich anerfannt. 3.3. 2. 81. 32. 34. 48. bair. Freibrief 
©. 12. 77. 79. 82. 125 u. 31 freiertigkl S. 200. Xerdhenfelb ©. CLAXXVIL 
Es kamen daher aud bedingte Huldigungen oder Huldigungen mit Vorbehalt vor. 
Unger DL. 248. Campe ©. 179f. 

143) Die ausdrückliche Beftätigung des Widerftandsrechts, wie fie in fehr vie- 
len $reiheitöbriefen vorkommt, follte nur über alle bezüglich etwaiger Xehnd- oder 
Schutzpflichten möglichen Zweifel binforthelfen. Solche Beftätigungen enthalten 
3. B. faft alle bairiſchen Freibriefe (S. 5. 12. 17. 28. 82. 88. 89. 41. 47. 49. 
64. 59. 72. 108. 121. 124 und freiartigkl 22 ©. 202), Go heißt eö, um von 
bem Ton ſolcher Abmachungen ein Beifpiel zu geben, im 5. Brief von 1347 
©. 17: es haben auch all unser landherren, graven, freien, dinstman, ritter 





8 51. Landftändifche Körperfchaften. 565 


ftand mit ben Waffen in der Hand geleiftet werden Tonnte, war eine ſelbſt⸗ 
verftändliche Folge des and der vollen’ Freiheit fliegenden Waffen- und Fehde⸗ 
rechts"). Ganz wie eine jelbftändige politiihe Macht konnte daher die Land⸗ 
fchaft mit dem Landesherrn Krieg führen, unterhandeln, Vergleiche und Ber- 
träge Schließen‘). Das Recht, fi) aus eigner Initiative zu verſammeln, bas 
Einigung und Bünbnigreht und die Autonomie, die in ber felbftändigen 
Hervorbringung einer Organifation bervortrat, waren jelbftwerftändliche Attribute 
freier Genofſenſchaften. Erſt feit der goldenen Bulle ließ man fie ſich bis- 
weilen ausdrücklich in den Freiheitsbriefen beitätigen, um fi) vor deren 
Deutungen und Autlegungen zu ſchützen 3). ine eigene Tandichaftliche 


und knecht, stet, mergkt und gemainleich arm und reich, edl und-unedl in 
nidern Bairn vor uns gesworen ainen aid und sich des zu einander ver- 
punden mit unserm wissen und haissen, das sy an einander geholffen sullen 
sein, ob in, iren erben und nachkomen von uns und von aller herschaft zu 
Bairn, sy sein zu iren jaren komen oder nieht, wie die genant wer, erben 
und nachkomen und ambtleuten an den oben verschriben brieven und sachen 
icht bekrengkt und uberfaren würd, was das wer, ob wir in des gemainleich 
oder yedem man besunder in vierzehen tagen nicht ausrichten, wenn die 
oder der claget das an uns und an unser ambtleut bracht hetten, das sy 
sich das weren sullen und widersteen mit leib und mit guet. Und sullen auch 
des sy und ir erben und nachkomen und wer in des hilft an ir leib und 
guet, eren und treuen gen uns, unsern erben, allen unsern nachkomen und 
ambtleuten ewigkleich unentgolten bleiben. Andere Beijpiele find fchon vor- 
gelommen. Bol. auch Eihhorn 8 426 Note 0. Struben, Nebenftunden II. 
©. 167f. 

im K. Maurer lc. ©. 264. Wilda J. c. ©. 821. 822, Zöpflg 54 
Note 20. 

144) Als eine felbftändige Macht trat fie aber auch bei Verträgen ober Krie- 
gen des Ranbesheren neben ihm auf, oder gieng ohne ihn Berbindungen mit 
auswärtigen Mächten — fet es Fürften oder Ständen — ein. Bol. außer ben 
vorgelommenen Beifptelen no) Unger IL ©. 886. 

145) So das Recht unberufener Zufammenkunft im 16. bair. Freibrief von 
1398 ©. 37: es mögen auch unser vorgenent graven und freien, dinstleut, 
ritter und knecht, stet und mergkt, land und leut wol tag suechen und zu 
einander komen her gen Münichen oder anderswo, als oft in das not be- 
schicht, und zue in aus .dem land pitten wen sy verstent der darzue nutz 
und guet sey, und da mit ainander reden der herschaft, des landes und ir 
notturft. Bgl. 32. freiart, ©. 199. Vgl. au Unger I. ©. 141f., v. Sampe 
©. 83f. Ernftlich in Zweifel gezogen wurbe dieſes Recht erft feit bem Ende des 
15. Jahrh. Vgl. unten 8 60. — Das Recht, fi zu verbinden, ift in ben Bat- 
rifchen Freiheitäbriefen zuerft im Jahre 1390 ©. 50 befonbers beftätigt: so mue- 
gen sy sich wol des 'verainen. Cbenfo 1409 ©. 59. 1422 ©. 75. 1429 
S. 89 u. 90. Vorher — z. B. ©. 12, 17. 20. 32. 39 — werben nur die 
bereits gefchloffenen Einungen ausdrüdlich anerkannt. — Die Befugniß zu Peti- 
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Kaffe", aus der die genofſenſchaftlichen Ansgaben beftritten, Imbftänbtfche 
Beamte angeftellt und beiofvet‘*"), im Nothfall auch ſtändiſche Truppen ge- 
worben wurden *®), war freies Eigenthum der Landſchaft, die auch im allen 
anderen Beziehungen bie Rechte eines felbftändigen Privatrechtsiubfeltes Hatte 
und vollfommen verfehre- unb hanblungsfähig war). 

War fo die Landſchaft im Gegenjat zur Herrfchaft eine auf eignem Recht 
beftehende und von jener unabhängige Genofſenſchaft, fo trat fie auch da, wo 
fie neben ober mit dem Landesherrn in Landesangelegenheiten thätig war, 
als eine jelbftändige politiiche Macht, als ein gleichberechtigter Faktor im 
öffentlichen Leben, ja häufig als ein wahrer und eigentlicher Mitregent auf 15%), 
Zwar bezüglich der Rechtspflege hatte fie nur felten die Stellung ber alten 
Sanbesverfammlung als des höchften ordentlichen Gerichts gewahrt, vielmehr in 
der Regel nur einerfeits eine Mitwirkung bei Bildung und Beſetzung ber 
neu eingeführten ftehenden Gerichte, andererfeits eine eigene mehr ſchiedsrichter 
liche Rechtſprechung in Streitigkeiten zwiſchen den Ständen ober zwiſchen ihnen 
and dem Landesherrn ober auch im fonftigen Angelegenheiten politifcher Natur 
erhalten!s), Um fo umfongreidher aber wurde ihre Thätigfeit im Gebiete 
der fich entwickelnden Landesgeſetzgebung, wo fle nicht mehr bloß rechtweiſend, 
fondern in Gemeinfhaft mit dem Fürſten willfürend und vereinbarend, bei mehr 


tionen und Beſchwerden verftandAfich in der bier behandelten Periode fo von 
felbft, daß fie nicht als ein beſonderes Recht aufgeführt werben kann. Ueber bas 
Spätere Mofer ©. 1189— 1356. 

16) Bol. oben Note 51. Rudhart I. 2895. Krenner IX, ©. 247—281. 
Lerhenfeld, Einl. S. CCCLXVI. 

10) Bol. Mofer ©. 802 — 831. Hegel I. c. S. 189f. K. Maurer 
©. 257. Eine befondere Wichtigkeit erlangte der Landſchaftsſyndikus. 

1) So nicht nur in Kriegen gegen bie Landesherren, fondern biöwellen felbft 
in Kriegen mit Fremden, in denen Landesherr und Landſchaft ald- Bundeögenoffen 
auftraten. ' 

0) Der Landſchaft gehörte auch das Landhaus, fie hatte Eigentum an au⸗ 
deren Gebäuden, Anftalten, Archiven, ihrem Giegel ꝛc. und Eonnte als Kontra- 
bentin, Prozeßpartei 2c. auftreten. 

5 Man vgl. die Zufammenftelung ber Wirkſamkeit der bair. Landftände 
bei Lerchenfeld, Einl. $ 73 u. 74 ©. CCCXCVIf., der nieberlaufigiichen bei 
Neumann 1. c. ©. 171—249, der medienburgifchen bei Hegel ©. 102f.; im 
Allg. Eihhorn lc. Wilda ©. 806f. K. Maurer S. 257-263. Unger 
I. ©. 155-450. v. Sampe ©. 163—188. 

151) Unger IL. ©. 161—184; Beijpiele einer ordentlichen Gerichtsbarkeit 
aus Bremen, Braunfchweig-Lüneburg, Habeln S. 170f.; ftänbifcher Gerichtsbar⸗ 
feit aus Schleöwig-Holjtein, Brandenburg, Hefien, Württemberg, Baiern ©. 178 
—180. Ueber die Thätigleit der niederlaufigiichen Stänbe ald allgemeines ober⸗ 
ſtes Gericht ngl. Neumann ©. 144 — 156. Ueber Medienburg Hegel 
©. 104. 106. 
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polizeilichen Ordnungen aber berathenb und zuſtimmend auftrat‘). Gleich 
akt mit ihrem Befteben war ferner ihre eingreifende Mitwirkung bei Theilungen 
nub ichervereinigungen bes Landes’). Die Einführung einer feſten Suc⸗ 
eeifionsorbuung unb Untheilbarfeit war häufig ihr Werk!), Beräußerungen 
und Berpfändungen Tonnte ber Landesherr meift nur mit ihrer ober ihres 
Ansichuffes Willen vechtöträftig vollziehen ?*). Aber auch in feiner Aktion 
nach aufen. war der Würft durch die Stände beichränkt, indem er nicht nur 
faktifch ofme ihre Mitwirkung nichts Wichtigeres unternehmen Tonnte, fondern 
auch Häufig ausdrücklich erklaͤren mußte, daß er ohne den Rath ober ben 
Willen der Stände keinen namhaften Krieg anfangen, kein Bündniß eingeben, 
feine Sühne ober Trieben fchliegen wolle‘). Nach immen aber gab es kaum 
einen Zweig ber Verwaltung, in weldem nicht die Landſchaft befugt geweſen 
wäre, ba, wo es dad Landeswohl zu fordern fchien, wo irgend wichtige welt 
liche oder geiflliche Lambesintereffen in Betracht kamen, berathenb oder hinbernb, 
beanffichtigend ober jelbfttbätig zu wirken‘). Die Derftellung von Frieden 


182) Bol. Ungerll. ©. 185-234, wo der allmälige Uebergang von dem G&e- 
fihtöpunlt des Vertrages zu dem eines mit Zuftimmung ober Berathung des Lan⸗ 
des erlaffenen Gefepes befonders an dem Beifpiel der Landfrieden gezeigt wird. 
Lerchenfeld S. CCOXVOIf. ©. auch Wilda J. c. ©. 809. 810. Eichhorn 
8 427 Rote q. r. 5, Struben IL 148f. v. Campe ©. 166f. 

188) Vielfache Beiſpiele davon find bereits vorgekommen; anbere b. Ler- 
chenfeld, Einl. und in ben übrigen Gefchichten der bairiſchen Stände; ebenfo 
bei. in Medienburg, Pommern, Brandenburg, Braunſchweig. Vgl. au Hegel 
©. 48f. 94f. v. Campe ©. 158f. 

156) Bol. oben 5 89 Note 25. Auch Wilda lc ©. 800. 8. Maurer 
©. 262. 263. Lerchenfeld, Einl. $ 29. 68. 

155) Bol. Nager U. ©. 223—231. Wilda ©. 816, 817. Struben IL 
©. 163f. Die bair. Freibriefe &. 24. 45. 52 und freiartigkl Nr. 24 u. 25 
©. 197. 198 (und ob es darüber geschech, sol es nit kraft haben), Eine 
Menge Material. 6. Mojer L c. 21 ©. 283—812. 

156) Bol im Allg. Unger ©. 381—337. v. Sampe S.176f. 8. Maurer 
©. 262. So befonderd in Baiern. Freibriefe ©. 37 und 26. freiart. ©. 198. 
Dazu Panzer 1. oe. 8 57-66 ©.298f. Lerhenfeld S. CLXLL CCCLXVL. 
Serner in Pommern. Schöttgen und Kreyffig IIL 1386 In Württemberg 
1514. Reyſcher, Sammlung württemb. Gef. II. 41. 42. In Schleswig-Hol- 
ftein 1460; in Heffen 1509; in Weftphalen 1590. Wildal, c. ©. 817. Stru- 
ben, Nebenft. IL ©. 150f. Mofer ©. 669. Für Münfter Kindlinger IL, 2. 
©. 135f. 

157) Eichhorn jagt treffend (8 427), die Lanbftände feien in allen Ange 
legenheiten fompetent geweſen, „wo bed Landes Beſtes zu erfordern ſchien, daß 
das Land felbit handle’; Wilda S. 804, es jei Taum ein beftimmter Kreis ihrer 
Rechte zu bejchreiben, fie feien von feinem Hoheitsrecht eigentlich ganz audge- 
fchlofien, fondern bei Allem thätig gewefen, „was im Lande eine allgemeine An« 
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und Orbnung war größtentheild in ihren Händen; in die Orbnung de Münz- 
weiens griff fie frühzeitig ein); fie beichränkte den Fürſten in ber Wahl 
feiner Diener und Beamten '®); fie nahm bie kirchlichen und religiäfen Landes⸗ 
intereffen wahr !°0); fie übte enblih in manden Ländern eine förmliche flän- 
diſche Mitregierung aus, indem fie einen größeren ober geringeren Einfluß 
auf die Beftellung und bie Befugniffe der landesherrlichen Räthe erlangte 
und biefelben ſchließlich in einen reinen ſtändiſchen Ausſchuß verwandelte, ber 
von den Ständen gewählt ward und in ihrem Namen nicht nur das Landes⸗ 
intereffe gegen ben Fürften wahrte, ſondern benjelben in allen Regierumgshand» 
lungen an feine Zuftimmung nder geradezu an feine Beihlüffe band, ber alfo 
nicht mehr als ein fürftlier Rath, fondern als ein mitregierender 
Zandesrath eridien'). 

Sorgte fie fo, „wenn ein Lanbesherr vorhanden war, mit dieſem gemein- 
Ichaftlich für das Landeswohl, jo mußte bei dem Mangel eines folchen auf fie 
bie alleinige und vollfonmene Landesregierung übergehen. Wir fehen baber 
bei erledigtem Thron die Stände geradezu eine von ihnen bevollmächtigte Re- 


erfennung, Wirkfamfeit, Geltung erhalten follte”. — Bol. au v. Campe J. c. 
©. 168—188. 

188) Bol, Unger I. ©. 317— 322. Wilda ©. 815. 816. Bezüglich 
Baternd Freyberg L ©. 277. 315 und Lerchenfeld S. CLXXXVI. CCXf. 
COXXXVIIf.: Urt. f. Schleswig Holftein von 1460, für Heſſen von 1509 bei 
@ünig DO. 852. 800. Für Brandenburg Buchholz l. c. V. If. ©. 67. 125. 

180) Anger IL. 274—277. Wilda 815. Befonbers häufig wurbe ber Lan- 
beöherr verpflichtet, nur Inländer anzuftellen. So in Baiern ſchon im 4. Frei⸗ 
Heitöbrief S. 15 und dann Häufig (6. 16. 18. 22. 24. 82. 37. 45. 58. 104. 
111). Bgl. auch 16. freiart. ©. 195 und Freyberg I. 237. 255. Ebenfo tn 
Braunfchweig-Tüneburg 1495, Jacobi, Sammlung I. 9. In Pommern mußten 
die Stänbe bei ber Anftellung von Staatöbeamten um Rath und Zuftimmung 
angegangen werden. So 1325 und 1327 bei Schöttgen und Kreyffig IH. 
32. Dähnert I. 427. Bisweilen ſchworen die Beamten nicht dem Landesherrn 
allein, fondern ihm und ber Landſchaft. So in Hadeln und Böhmen. Unger 
©. 278. 277. v. Campe ©. 184f. 

100) Unger I. ©. 360—372. Lerchenfeld, Einl. S. CCCXCVI und 
bie Gitate in Note 1194 ib. 

161) Neber ſolche ftändiihen Mitregierungen, bie indeß in ben einzelnen 
Territorien eine ſehr verjihiebene Stellung einnahmen, vgl. bef. Unger IL 278 
—282. Bilda ©. 815. K. Maurer ©. 261. Im Einzelnen über Baiern 
Panzer ©. 71. Rudhart 1. 85f., über die mellenburgifchen Räthe Hegel 
S. 58f. (1329) und 102f. (1492); über Braunfchweig-Füneburg Sacobi I. 9. 
Am höchſten ftieg die Macht der Landräthe da, wo Häufig vormundfchaftliche 
Regierungen vorkamen, wie — außer den genannten Ländern — in Tirol und 
vor Allem in Württemberg. Hier heißt e8 1492 6. Reyſcher, Samml. L 513 von 
bem Ausfchuß geradezu: und der lanthoffmeister und dieselben stette mit ime 
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gentichaft einſetzen, die das Land als eine ariftofratifche Korporation beherricht; 
wir ſehen fie die Vormundſchaft oder doch die Mitwormundſchaft über einen 
unmündigen Fürften führen und im letzteren Fall bei der Wahl des Vor⸗ 
munds mitwirken !**); wir fehen fie die Entſcheidung der Erbftreitigkeiten, bie 
Ordnung ber Theilungsverhanblungen oder die Anorbnung einer Gemeinfchaft 
zwiichen mehreren Fürften ausüben’); wir fehen fie beim Mangel eines erb- 
berechtigten Agnaten zur Wahl eines neuen Landesherrn befugt"). 

Bon allen ftändifchen Rechten jedoch weitaus das wichtigfte und die Duelle 
für Seftftellung und Erweiterung aller anderen war dad Stenerbewilligungsrecht, 
welches die Befugnif, bei Erhebung und Verwaltung der bewilligten Steuern 
mitzuwirken und ihre Verwendung zu Tontroliren, einfchloß'%). In den An- 
fangen der landftändiſchen Entwidlung Tann man von einem befonderen Recht 
der Steuerbewilligung überhaupt nicht ſprechen; denn da das Verhaͤltniß von 
Fürft und Landſaſſen nur auf befonderen Rechten und Pflichten beruhie, deren 
jedes einen fpecielem Rechtsgrund hatte, jo verftand es fih non felbft, daß 
ein Fuͤrſt, der in irgenb einer Beziehung eine Mehrleiftung verlangte, auf 
den guten Willen beffen angewiefen war, der mehr leiften follte, als wozu er 


(bem Fürften) regiren sollen. Weber bie preußifchen Landesräthe v. 1416 u. 
1420 Botgt, Darftellung der ftändtichen Berhältn. ꝛc. ©. 5f. u. Simon ©. 
125 f. 

165) Bol. Unger I. ©. 285—315, wo beſonders auf die Entftehung und 
Fortbildung der ftändifchen Regentſchafts und Vormundſchaftsräthe in Göttingen, 
Baiern, Tirol, Defterreih, Böhmen, vor Allem aber in Württemberg (1859 n. 
1419) näher eingegangen wird. Meber bie bairiſchen Regentichaften insbeſ. 
Lerchenfelb &. LXXXVII. CCLIf. CCCVIf.; über ftänbifhe Mituormunb- 
ſchaft ib. CCCXXL Neber die Medienburger vormundfchaftlihe Regierung v. 
1329 — aus 16 ritterliden Räthen und den Räthen von Wismar und Roftod 
gebildet — vgl. Liſch, in ben Medienburg. Jahrb. Bd. VIL ©. If. 285f. und 
Hegel. c. ©. 59. Bol. auch Struben 1..c. II. 173f. Wilda 807. 8086, 

0) Krüger, de prov. ord. orig. ©. 76, Unger ©. 387 — 360 und bie 
dortigen Beiſpiele. 

00) Wahlrecht in Schleswig» Holiten nah Michelfen, Zeitſchr. f. dent. 
R. Bd. TI ©. 84f.: das Wahlrecht ber ſchleswig · holfteinſchen Stände; in 
Braunfchweig-tüneburg, Krüger 1. c. &. 70, Jacobi 1.9; in Lippe und Oft- 
friesland Wilda S. 806. Bol. auh Mofer, Familienftaatsrecht L 61. Lerchen⸗ 
feld, @inl. S. CCCXCVI Note 1195. 

0, Man vgl. Eichhorn 8 425. 426. Wilda ©. 810-814. 8. Maurer 
1.c. S.258—260. Struben, Nebenft. II ©.307f. Anger. ©. 263—286. II. 
386—426. Panzer 1. c. ©. 73f. Krenner, Anleit. S. 82—37. Lerchenfeld, 
Ein. S. CXXIVf. CLIIf. CCIVf. CCXIIf. CCXXVIlf. CCLXXXID f. 
CCCLXV f. CCCLXVIL f. CCCLXXVIH f. und CCCCVf. ($ 74). Reumann 
.e ©. 123f. Hegel l. c. S. 62f. 107f. 136f. Simon, preuß. Stör. ©. 
121f. v. Campe ©. dif. 164. 
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verpflichtet war. So war ed, wenn ber Fürft irgend eine perjänliche Leiftumg, 
auf bie er Fein Hecht hatte, wenn er insbelonbere über bie fpecielle Kriegs⸗ 
pfliht der Baffallen und Mannen oder die allgemeinen Pflichten des Aufge 
bots (Reife, Landfolge) oder der Landwehr hinaus Kriegebienfte in Anſpruch 
nahm’); fo war es aber auch, wenn er Geldopfer verlangte, zu denen nicht 
eine auf Herlommen, Bertrag ober ein befoubered Herrichaftsverhältnig ge- 
gründete fpecielle Verbindlichkeit aller ober einzelner Landſafſen be 
ftand!*r). Im einem ſolchen Falle mußte er fih an alle Einzelnen, welche er 
zu einer außerordentlichen Bede oder Steuer heranziehen wollte, mit dem Geſuch 
um deren Bewilligung wenden, und es war freier Wille der Angegangenen, 
ob fie das DVerlangte geben ober verweigern, ob und welche Bebingungen fie 
an die Gewährung knüpfen, ob und welche Privilegien und Freiheiten fie ſich 
dafür verfprechen Iafien, damit „erfaufen” wollten’). indem nun aber 
mehr und mehr nicht die einzelnen Perſonen oder Gemeinden, fondern bie 
verfammelten Mitglieder eines Standes oder der ganzen Landichaft um bie 
Steuer angefprodhen zu werben und fie zu bewilligen pflegten, wogegen biefe 
umgekehrt ſich nicht beionders, ſondern insgejammt dafür Rechte beitätigen 
oder ertheilen und Reverſe darüber, daß bie Bewilligung nur aus gutem 
Willen, „aus Liebe, nicht aus Pflicht“ gefchehen fei und für die Zukunft kein 
Präfudiz bilden folle, ausftellen ließen: bildete fih allmälig die Vorftellung 


00) Bol. Unger IL S. 376-881. 

ser, Es iſt unrichtig, wenn Unger (L ©. 273f.) für bie ältere Zeit, insbe 
fondere für das 18. Jahrhundert, bie regelmäßige Pflicht gewiffer Klaffen ober 
aller Einwohner eines Landes, für beftimmte Fälle (3. B. Zug bed Kandeäheren 
an ben Tatjerlihen Hof, zum Roͤmerzug oder Reichöheer, Berluft einer Haupt- 
ſchlacht, Gefangenfchaft, Ausftattung einer Tochter oder Ritterſchlag eines Sohnes) 
außerordentliche Beihilfe zu gewähren, auf ein Princip zurüdführen will, 
welches zur Zahlung bei Landesnoth verpflichtet Hätte. Es gab noch gar nidt 
den Begriff einer Landesnoth. Fundament folcher Berbindlichleiten war entweber 
Lehnspflicht, Dienftpflicht, Bogtei-, Untertfanen- oder Grunbholden - Berhältniß, 
oder aber fpecielled Herkommen und fpecieller Vertrag. Das Princip giebt ber 
Zufag 3. Sachfenfp. IH, 91. $ 3: he ne mut ok nen gebot, noch herberge, 
noch bede, denest noch recht uppet laud setten, it ne willekore dat land, 
Bol. auch Neumann ©. 111 über ben Spruch ber Magdeburger Schöffen, bie 
durchaus nur fpecielle, auf Herfommen beruhende Pflicht, dem Herren in jenen 
Fällen zu helfen, Tennen. 

100 Man vgl. z. B. Hegel ©. 62f. und die medienburgifchen Bebenerträge 
von 1276. 1285. 1279. 1280; ferner bie GSteuernerweigerungen Einzelner ib. 
Anhang Nr. 42 und 43. Am Iehrreichften aber ift für diefe Zuftände unb beren 
oben dargeftellte Umwandlung die bairiſche Gefchichte, In welcher bie Entwide- 
Inng faft Schritt für Schritt zu verfolgen ift! — ©. auch Struben, Rebenit. 
D. ©, 123f. Unger I. 276f. 
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aus, daß nicht die Einzelnen, fondern die Geſammtheit eines Standes ober 
aller Stände als ſolche die Steuer zu verwilligen babe. Freilich erhielt fich 
gerade hier weit länger ald in irgend einer andern Beziehung in vielen Punkten 
Die Anficht, daß die Gefammiheit bier eben nur die Summe aller Ginzelnen 
vertrete und jeder Einzelne daher fi nad feinem Belieben auch bem ge 
meinfamen Beichluß entziehen koͤnne. Allein eine dem enigegengeſetzte Auf- 
fafjung mußte doch frühzeitig ſchon dadurch entftehen, daß, wenn eine Be 
willigung beſchloſſen war, die Geſammtheit die Ausführung des Beichluffes 
wicht den Einzelnen überließ, fondern einen Ausihuß ernannte, ber im Namen 
der ganzen Koͤrperſchaft bie Erhebung der Steuer leitete oder dach benuffichtigte, 
has erhobene Geld aber an ben Landesherrn ablieferte oder bi zum Gebrauch 
in einer befonderen Landeskaſſe aufbewahrte und als Landesvermoͤgen ver 
waltete, endlich auch: nad der jedesmaligen Ablieferung an den Fürften bie 
Berwendung für den bebungenen Zweit Tontrolirte ober Rechenichaft darüber 
forderte!%). Cine ſolche Kontrole gieng oft jo weit, daß, wo die Bewilligung 
um eined Krieges willen geſchehen war, ein Landſchaftsausſchuß den Sold 
felber zahlte, die Schlüffel zu der Rüftlammer, worin das vom Landesgelde 
angeichaffte Gezeug lag, verwahrte und dem Lanbesherm als Kriegsrath bei 
der Kriegführung jelber beratbend und beſchränkend zur Seite trat!) Damit 
mußte auch die Bewilligung der Steuer ſelbſt mehr und mehr als Korporations- 
angelegenheit erfcheinen und nah Stimmenmehrheit in ober felbft unter den 
Kurien erfolgen '”'). 

Bar nun aber and jo dad Geſammtrecht der Stände in Kriegs und 
Stenerfachen zum Recht der Landſchaft als Koͤrperſchaft, als Einheit geworben, 
fo war damit zunächft und am ſich doch das alte Verhältniß zwiſchen Ständen 


10) So fon 1356 in Oberbatern, wo ber Ausfhuß aus 8 Rittern und 
8 Bürgern die volle Gewalt erhielt, die Steuerbebung zu vollziehen, das Geld 
zu verwahren und zu verwalten und in einzelnen Raten zu ben einzelnen vor- 
gefehenen Zweden an ben Herzog auszuzahlen. Der Herzog mußte fich fogar 
verpflichten, im Yalle ber Berwendung für andere Zwede das gefammte Gelb 
wieder zurüdzuzahlen. Lerche nfeld, Einl. S. CCIV. CCV, bef. Note 540. — 
Ueber die fpätere Steuerordnung ib. CCXXVLfF. CCLXXXIL CCCLXV und 
8 74. Sreyberg I 326f. — Im Anfang bed 16. Jahrh. war ein Iandfchaftli- 
her Ausfchuß von 64 Perjonen befugt, die Steuer auszufchreiben, aufzulegen, 
einzunehmen, zu verrechnen, zu antworten, darum Quittung zu geben und von 
gemeinen Landes wegen Quittung und Schablosbrief zu empfangen. Bol 
auch Unger II. ©. 424—426. Bampe ©. 150f. 

00) Panzer J. c. S. 205—227. Anhang S. 126. 

129 Hegel J. e. ©. 190 und Url. im Anhang Nr. 7. 12. 13. 15—18. 25. 
26. Unger ©. 390f. verlegt die Entwidlung einer Rechtdanficht, wonach nicht 
mehr blos Jeder für ſich und bie Seinen, fondern Alle für das Land bemwilligen, 
entſchieden in eine zu ſpäte Zeit. Bol auch Wilda ©. 818. 
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und Landesherrn nicht geändert. Diefem ſtand vielmehr ftatt Einzelner und 
Genoſſenſchaften eine Landesgemeinde gegenüber, anf welche das geſammte 
Recht Jener Eoncentrirt war. Don ber Idee eined einheitlichen Staatshaus⸗ 
halte, deſſen Höhe durch das Landeshedürfniß geregelt wird, war dabei noch 
nicht die Rebe: fondern Fürſt und Landſchaft find zwei Rechtsſubjekte neben- 
einander, welche nad) Maßgabe des Bedevertrages gemeinſchaftlich aufgebrachte 
Mittel zu einem gemeinſchaftlichen Zweck verwenden. Dabei mochte das Schuß- 
und Treuverhältniß der Lanbichaft zum Fürften immerhin mit fich bringen, 
bat die Stände Jenem, fo lange er ihre Rechte achtete, in wirklicher Noth 
eine Beihilfe nicht verfagen konnten: immer ftanden feine perſönlichen und bes 
Landes Bebürfniffe ſich völlig gleich, oder vnielmehr — e8 gab mur erft 
landesherrliche, noch Feine ftaatlihen Bedürfniſſe. 

Je häufiger num aber der Fürſt eine Steuer forderte, der Landtag über 
fie verhandelte, defto mehr mußten Forderung und Verhandlung daranf führen, 
die Motive für Billigkeit oder Unbilligfeit in dem gemeinfamen und gleich» 
artigen Bedürfniß des ganzen Landes zu ſuchen; der Gedanke eines 
von den perjönlichen Bebürfnifien fowol des Landesherrn wie aller einzelnen 
Untertbanen oder der Landſchaft verfchiebenen Landesbebürfnifjes, eines unter 
allen Umftänden zu befriebigenden öffentlihen Wohls, das auf ben Ge 
bieten ber Verwaltung und Geſetzgebung ſchon vorher als letztes Ziel bes 
Zufammenwirtens heruorgetreten war, mußte entftehen. Cs mußte fi fo bie 
Vorſtellung bilden, daß in Fällen, wo es das Landesbedürfniß erheiſche — 
Fälle, zu denen eine perjönliche Noth des Fürften und des fürftlichen Haufes 
unter Umftänden natürlich gleichfalls gerechnet werben konnte — Yürft und 
Landichaft zum Zufammenwirten verpfliätet und alfo nur das bie zu 
erdrternden Tragen feien, ob ein ſolches Landesbedürfniß vorhanden, wie es 
zu decken, wie endlih Erhebung, Berwaltung, Verwendung und Kontrole im 
!andesintereffe am beiten einzurichten und zu jichern feien. 

Dieſe Rechtsanſchauung aber mit den fih aus ihr ergebenden Kon- 
jequenzen war nur der Abſchluß einer neuen Begriffsbildung überhaupt, bie 
fih in allen Gebieten lange vorbereitet hatte und das Weſen der Landichaft 
umwandelte und vollendete; fie war ein Symptom des allmälig berangereiften 
Staatsgedantend, deſſen Bildung durch die Mitwirkung der Stände und 
deſſen Verhältniß zu dem Begriffe der Landſchaft wir nunnehr noch näher zu 
erörtern haben '’*). 

In den erften Zeiten ftändifcher Verfaffung gab es ben Gedanken bes 
Landes als eines Staats, d. 5. als eines im ftähtifchen Sinne einheitlichen 
Gemeinweſens noch nit. Herrichaft und Landſchaft waren zwei Rechtsſubjekte 


178) Der Mangel einer Trennung der Begriffe Land als „Landeögemeinbe*. 
und Land als „Staat“ tft Die Duelle ber meiften Unklarheiten, Zweifel und Kon- 
troverfen in allen hierher gehörigen Schriften. 
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nebeneinander, die durch die vielfachiten Rechtsbeziehungen verbunden, aber wicht 
Glieder einer von ihnen verſchiedenen höheren Einheit waren. Die Herrſchaft 
beftand aus dem Herrn ald dem Träger, aus Land und Leuten als den 
Gliedern des Verbandes, welchem aber nur die berrichaftlichen Diener und 
Grundholden durchaus, alle Andern nur infoweit angehörten, als ihr beſonderes 
Rechtsverhaͤltniß zum Lanbeöherrn fie dieſem unterwarf. Soweit dagegen bie. 
Untertanen auch dem Landeöherrn gegenüber frei und jelbitändig waren, 
ftanden fie entweder, wie freie und doch nicht ftändiiche Gemeinden, unabhängig 
für fih da, oder fie waren zur Ständegenoflenfchaft vereinigt: Zu der letzteren 
gehörten aber ferner diejenigen Bewohner des Landes, weldhe den einzelnen 
Ständen als Glieder, Schubpflichtige, Hinterfaffen oder überhaupt in irgend 
welchem eine Bertretung durch jene begründenden Verhältniß angehörten, jo- 
weit eben dieſes Berhältnig reichte. Sie waren die Schußgenoffen der ftän- 
diſchen Verſammlung, die zu ihnen in einem ſehr ähnlichen Berhältnig ſtand, 
wie efwa die Bollbürgerichaft zur gejammten Einwohnerſchaft einer Stadt '"?). 
Sie waren daher mittelbare Glieder der Landichaft, fie nahmen an allen von 
diefer erworbenen Rechten und Freiheiten paffiv Theil, hatten Anſpruch auf 
Schub und Wahrnehmung ihrer. Intereffen durch jene und wurden nur bei 
Ansübung der aktiven Genoffenrechte von den wirklichen Ständen vertreten. 
Diefe Vertretung beruhbte, je nah dem Verhältniß, in welchem fie ftanben, 
auf total verfchiedenen Sundamenten — bei Gliedern ſtädtiſcher Gemeinweſen 
und geiftlicher Stifter auf deren Eorporativer Verfaffung, bei ben Unterjaffen 
oder Schüßlingen dieſer Korporationen oder des Adels auf Herrſchaftsrecht: 
nichtödeftoweniger aber erzeugte, da eben der Gedanke einer Bertretung überall 
wieberfehrte, die Bereinigung der Stände zu einer Geſammtheit bie Vorftellung, 
dag zwar zunächft immer die einzelnen Landesangehörigen durch die ihnen 
übergeorbneten einzelnen Stände, gleichzeitig aber die Gefammtheit aller diefer 
Landesangehörigen durch die ftändifche Genoſſenſchaft jelber vertreten und darge⸗ 
ftellt werde. Sobald dieſe Auffaffung durchdrang — und das war vielfach ſchon 
por dem Beginn des 14, Jahrhunderts der Tal — ward das Land jelber 
zum’ Rechtsſubjekt; das Land ald der Imbegriff der dem Landesherrn gegen- 
über zu einer jelbftändigen Einheit organisch verbundenen perfönlichen: und 
dinglichen Rechtökzeije trat nunmehr zu ihm in baffelbe Verhältniß, in welches 
in den eriten Zeiten des ftädtifchen Gemeinweiens die Stadt zum Stabtherrn 
getreten war; 'e8 wurde eine organifirte Landesgemeinde, bie durch 
die Berfammlung ihrer Bollbürger zur Erſcheinung kam. Mit vollem Recht 


118) Auch Eichhorn, der gleichfalls für die Landſchaft den m. E. allein thr 
Weſen richtig bezeichnenden Begriff einer „Zandesgemeinde* mehrfach anmenbet, 
fagt (8 425) treffend: „die vereinigten Stände waren durch ihr ganzes politifches 
Verhaͤltniß die eigentlich vollbürtigen Staatsbürger, das, was in allen Gemeinden 
bie fchöffenbaren Leute waren. Aehnlich Wilda S. 806. 
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konnte nunmehr die Gefammtheit der Stände im Namen des Landes handeln, 
ja fich felbft vorzugsweiſe das Land ober bie Landſchaft nennen: denn wie in 
den Vollbürgern die Stabt, fo kam in den Ständen das Land zur Erſcheinung, 
e& handelte und wollte durch fie, durch fie erwarb es Rechte und übernahm es 
Pflichten. Nicht den Ständen allein, fondern neben Prälaten, Herren, Grafen, 
Freien, Rittern, Mannen und Städten au allen Armen und Reichen, Edlen 
und Unedlen, Geiftlihen und Weltlichen und allem dem Lande, über auch 
dem gemeinen Lande, ober dem Lande, oder Land und Leuten ſchlechthin wurden 
Privilegien und Reverfalien ausgeftellt, Rechte und Sreiheiten gegeben, Eide 
und Verſprechungen geleiftet?”). Den herren, den prelaten, den grafen, 
vreyen, dienstmannen, rittern, rittermaeszigen mannen auf dem lande 
und in den steten, den burgern, den pauleuten den steten und den 
_ mercgten und ueber al allem unserm land in Baiern verfauften ſchon 1307 
die Herzöge von Münden und Sngolftabt ihre Münze‘). Des Yanbes 
Freiheiten und Rechte wurden von ben Ständen geſchützt und vertheibigt; um 
bes Landes willen kamen die Stände zufammen, ja es fchten in ihnen „das 
gemeine land‘ felber verfammelt'?*); ihre Stenerbewilligungen, Hulbigungen 
und Berfprechungen galten als vom Lande, als „von den Herren und ben 
armen Leuten alles des Landes“ geſchehen“); ihre Derträge waren „Landes 
verträge", ihre Bünbniffe „Landesvereinigungen”, als eine ainung und ver- 
pintmis der grafen, freien ritter und knecht, stet und merckt, /and und 
leut, arm und reich, edi und unedi, all bischof, ebbit, breiaten und 
aller geistlichen ordnung im land zu nidern Baiern bezeichnete fich der 
Bund von 189418), Häufig wurden auch ausbrüdlich Freiheiten umb 
Rechte den Ständen für die gefammte Einwohnerfhaft des Landes gegeben, 
wie in Luͤneburg allerlei Rechte, Gerichte und Gewohnheit für dad ganze 
Land 70), oder den vier Ständen ber Nieberlaufit „für alle anderen ein- 


174) Faft alle bairiſchen Zreibriefe — vom erften Privileg des Herzogs Otto 
v. 1811 an — liefern Belege. Bol. z. 3. ©.1. 9. (armen und reichen und ge- 
main allem lande gegeben und verschriben.) 18. 14. 15. 16. 18 x. So 
wurden in Münfter die Privilegien dem lande gegeben. v. Ktublinger I, 2. 
©. 148f. — Andere Beifpiele ftellt Unger IL ©. 481485 zuſammen. Es 
bietet aber faft jebes Privileg ähnliche Ausdrücke. 

115) Bei Lerhenfeld ©. CXXX 

116) Daber „das gemeine Land” zufammenberufn. 3. DB. Kindlinger 
lc. ©. 153. 

27) So in Baiern fon 1307 b. Kerhenfelb S. CXXX Dem Rande 
wurde daher quittirt, von des gemeinen Landes wegen die Steuer verwaltet, er- 
boden, gezahlt u. f. w. S. auch oben Note 169. 

1) Lerhenfelb ©. 38. 41. Vgl. auch die oben citirte- Sammlung ber 
mindenſchen Landesvereinigungen nnd eine Reihe von Beifpielen bei Lünig unb 
Mofer. 

19) Für die Herrſchaft Lüneburg und bie Rande, bie dazu gehören, und alle 
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wohner zu Lusitz gesessen, wie die genaunt sein mögen 100). Oder die 
Stände bezeichnen fi wol gar jelber als Berireter ober Repräfentanten bes 
gemeinen Landes ober Bolls!ı), 

Mehr noch als ſolche Ausdrücke beweifen die Befugniſſe, welche bie Stände 
ſich wicht nur beim Schub des ganzen Landes, fonbern bei ber Vertretung und 
benz Schutz jedes einzelnen Landesangehoͤrigen, ber in feinem Recht gekränkt 
ift, beilegtemtes), beweift aber vor Allem die Art und Weile, wie fie nit 
blos im eigenen ſondern im Geſammtintereſſe wirklich thätig waren, daß der 
Iandftändifchen Verfaffung in ihrer Blüthezeit die Auffaffung der Stände als 
einer vom Lande verjchiebenen privilegitrten Körperichaft fremd war. ber 
freilich war bie Idee der Landesrepräfentation durch die Stände von unferm 
heutigen Syftem der Bollövertretung im innerften Grunde verſchieden ee). 
Denn einmal war — und hierin Zonnte nach der ganzen Anlage der Ver- 
faffung kaum eine Hortbildung eintreten — die alte Landſchaft Repräfentantin 
bes Landes. and. eigenem Recht; fie war nicht Organ, fondern Trägerin 
bed Sandeörechts und der Randeseinheit, fie verhielt fidh, um es noch einmal zu 
wieberholen, zum Lande nicht etwa jo, wie ber Rath (ober in fpäterer Zeit 
ber weitere Math), fondern fo, wie die Bollbürgergemeinde zur Stabt. 
Zweitens aber — und bierin trat zwar eine ortentwiciung, aber in anderm 
Sinne als dem heutigen ein — war bie in der Landſchaft zur Erſcheinung 


Gtifter, Klöfter, Gottedhäuſer, Kirchen und Geiftlichleiten und alle Burgen und 
Städte und Weichbilde und Dörfer und für alle Perfonen, die benen vorftehen 
und dazu gehören, Prälaten, Aebte, Pröbfte, Freie, Dienftleute, Ritter und Knechte, 
Rathmannen, Bürger und Bauern, und alle, die darin wohnhaft und gefeffen 
find, fie feien Laien, Pfaffen, Sungfrauen, Frauen oder Männer, Gedftliche oder 
MWeltliche, welcher Art fle fein mögen. Sacobil. c. 1 3.7. 13. 17. 

180) Neumann L oc. &. 106. Dazu 177. 178. 181f. 

ww, So in Fäneburg i. J. 1519. KrügerlLe. ©. 85. Unger ©, 484. 
Wilda ©. 819, 

189, Vgl, Unger II. S. 485 — 441, wo einzelne leicht zu vermehrenbe Fälle 
mitgetheilt werben, in benen ein Stand für ben andern, bie Gejammtheit für 
einzelne Unterthanen, ja felbft einzelne Stände fir bad ganze Land ober für ein- 
zeine von ihnen nicht unmitielbar vertretene Perjonen auftreten. 

185, Dies wird bei Erörterung der Zrage, ob bie Landftände als Landes⸗ 
repräfentanten gegolten haben, i. d. R. nicht gehörig gewürbigt, indem bie ver⸗ 
ſchiedenen Bebeutungen ber Begriffe „Land” oder „Boll“ und „repräfentiren” 
vermifcht werden. Bol. 3. B. die unter einander jehr abweichenden Ausführungen 
bei Eichhorn, Unger I. 429f., Wilda ©. 818f., die fi bedingt oder unbe- 
Bingt für, — b. Zachariä, Zöpft (& 54 ZU. 78 IL), 8. Maurer, Blunt- 

ſchli, die fich bebingt oder unbebingt gegen den repräfentativen Charakter ber 
alten Landftände ausfprechen. Im Allgemeinen die richtige Anſchauung entwidelt 
Campe ©. 98 f. 
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kommende Rechtseinheit eine befondere, dem Landesherrn und feinem 
ganzen Herrjhhaftsverbande gegenüber zur politifhen und pri. 
vatrechtlichen Geſammtperſönlichkeit Ponftituirte Landesge- 
meinde. inen ſolchen Begriff aber kennt heute vielleicht unſer unjuriftiicher 
Sprachgebrauch noch, nicht aber. irgend ein geltendes Hecht, noch das vorge, 
ſchrittenere Rechtsbewußtſein der Zeit. Eine außer oder inmerhalb bes Staats 
exiſtirende ‚jelbftändige NMechtöperjönlichkeit des Landes ober Bol — als 
Gegenſatz der Staatsregierung — ift für und heute undenkbar: der Staat 
felber ift uns die Organifation des gefammten Volks — Herrichender und 
Beherrſchter — zur politifchen und juriftiichen Einheit. 

Jene Lanbeögemeinde, deren Natur wol am beutlichiten darin hewortritt, 
daß die unmittelbaren Unterſaſſen des Landesherrn, feine Kammer und Do- 
mänenbauern, ihr ebenfowenig angehörten, wie etwaige freie Gemeinden ohne 
Landftandihaft, daß aljo beifpielsweife der Landesherr wegen einer Steuer mit 
den leßteren befonderd verhandeln mußte), jenen fie ohne Bewilligung der 
Stände auferlegen Tonnte’*), begann nun aber fchon feit dem 14. Sahrhundert, 
mit der Landeöherrfchaft fi in dem Gedanken eines über beiden ſtehenden 
Staats zufammenzufinden. Wenn beide Mächte unabhängig neben einander 
ftanden, mit einander unaufhörlich um die Auslegung, Erweiterung, Ernene⸗ 
rung ihrer Verträge rangen und über die Nothwendigkeit von Geſetzen, von 
Laften, Steuern, Kriegen ftritten: was follte dann ſchließlich die letzte Ent- 
ſcheidungsnorm, was das letzte Argument für oder wider, was das lebte Ziel 
aller Beftrebungen in ihrer Bereinigung fein, wenn nicht das öffentliche Wohl 
ded ganzen Landes? Gab es aber ein Öffentliches Intereſſe, welches weber 
mit dem ber Lanbeögemeinde, noch mit dem ber Herrſchaft vollkommen zu- 
jammenfiel, jo gab es auch über beiden eine höhere Einheit, es 'gab einen 
Staat. Gab ed aber einen Staat, fo waren Lanbesgemeinde und Landes⸗ 
berrihaft nicht mehr blos zwei individuelle Einheiten, die durch einen Kom- 
pler von Rechisbeziehungen verbunden waren, fondern Glieder bes Staats, 
ber in biejen beiden Faktoren gleichzeitig zur Erſcheinung kam. Nicht mehr 
blos für ſich jelbft waren alfo beide Einheiten thätig, fondern zugleich beibe 
für den Staat. Ihre Einigungen über politiihe Verhältniffe waren num 
nit mehr bloße Verträge, fondern Tonftituirende, Verfaffung gebende Akte, 
ihre Bereinbarungen über Frieden, Recht und Polizei waren nicht mehr 


184) So beiſpielsweiſe mit den freien Bauergemeinden in Holftein. 

1) Unger I. ©. 391. Krenner, Anlet. S. 84—86. Jacobi L 58 
811. So ausdrücklich im braunſchweigiſchen Satebrief v. 1892 und im fchleswig- 
holftein. Landespriv. v. 1460 ausgeſprochen. Natürlich Tonnte der Landesherr To 
wenig feine, wie die Stände ihre Unterthanen nad Willkür, fondern nur nad 
Verträgen und Herkommen befteuern: aber freilich fehlten den Hörigen wirkſame 
Mittel, ſich Recht zu verfchaffen. 
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Rechtögeichäfte, ſondern Geſetze; die Behandlung Des Territoriums nad) ben 
Grundiäben des Privatrechts, feine Theilung und Beräußerung, mußte nun 
um des Landeswohls willen beſchränkt werden, bie Zeriplitterung der Herr⸗ 
Ihaft in eine Reihe einzelner Befugniffe mußte dem. einheitlichen Begriff der 
aus der Toncentrirten Landesobrigkeit einerfeitd, dem einheitlich ausgeübten 
Landesrecht aubererjeitd zufammengefehten vein Sffentlichrechtlichen Staatögewalt 
weichen 186). Landesherr wie Landesgemeinde waren nun jeder Organe bed ge 
fammten Landes und vertraten ed, wo fie verfaffungsmäßig kompetent waren, 
auch allein in feiner Totalitäͤt. War daher kein Landesherr da, fo konſoli⸗ 
dirte fich die gefanımte Staatögewalt für die Zwiſchenzeit ſofort in der Land⸗ 
haft). War aber der Landesherr zugegen, fo konnte er ebenfowol die ihm 
allein gebührenden Befugniffe auch über bie Hinterfaffen der Stände unmittel- 
bar ausüben und die Intereſſen derfelben wahrnehmen ise), als umtgelehrt die 
Stände befugt waren, im Namen des ganzen Landes zu handeln und jelbft 
die füritlihen Grundſaſſen gegen den Fürſten zu vertreten !*%). Am deutlichſten 
zeigte fi) Died in den Steuxerfachen, in welchen ſich nunmehr die Idee eines 
einbeitlihen Staatshaushalts zu bilden begann, bei deſſen Yeitiegung und 
Verwaltung Herrſchaft und Landſchaft konkurrirten. Nunmehr nahmen daher 
einerfeitd die Stände das Necht in Anſpruch, auch bei der Beſteuerung der 


136, Auch im Sprachgebraudy trat diefer Gedanke immer beutlicher hervor, 
indem „um bed Landes willen" oder „von bed Landes wegen“ Ordnungen er- 
lafien, Verträge gefchloffen, Einigungen errichtet wurden, oder auf andere Weiſe 
noch fchärfer bie öffentlichrechtliche Natur folcher Akte bezeichnet ward. So ift 
die münfterifche Vereinigung von 1466 um des gemeinen landes willen — 
Kindlinger L c. ©. 148 —, die Einung v. 1466 6b. Lünig I. 1534 umb 
gemeine salichheit nut und orber des ganzen landes und um eines jedermann 
besondern ‘von dem lande, — die Medlenburger Union „Gott zu Xobe und 
den Zürften, Land und Leuten zu Ehren Nutz und Wolthat“ aufgerichtet. Vgl. 
auch Lünig U. 799. 1509, Krüger 65. 84. 

187) 1503 erflärten die Stände in Batern: „ed ſei der Fall vorhanden, wo 
bie gemeine Landſchaft dem Lande fürzufehen habe.” Rudhart I. 308. Frey— 
berg U. 27. Hier ift ver Begriff von „Land” als „Staat“ beſonders deutlich 
zu erfennen. 

188) In Baiern begannen die Herzöge ſchon im fünfzehnten Jahrhundert, 
das Verhältniß der Hinterfaffen bed Adeld aus dem von Adelsunterthanen in 
das von Landesunterthanen zu verwandeln. Der ganze Streit und Krieg mit 
dem Löwenbunde drehte ſich um dieſe Frage! 

0) So nahm bie bairifche Nitterfchaft in ihre Beſchwerdeſchrift von 1499 
die Klagen ber armen Leute, fonberlich der Urbaröleute des Herzogs jelber über 
den Drud der berrfchaftlihen Beamten auf. Sie ftellte aber freilich Dabei den 
Grundfag auf, bag billigermeife dieſe Leute nicht bei ihnen, fondern bei dem 
berzoglihen Rentmeifter Schuß und Zufluht finden müßten. Panzer, Anh. 
©. 11. Krenner, Landtagshandl. XIII. ©. 12. 
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landesherrlichen Hinterjaffen und Vogteileute mitzuwirken, jo baß dieſe nur 
nach Iandichaftlicher Bewilligung befteuert werben burften, dann aber auch be- 
fteuert werden mußten, weshalb zu beflerer Kontrole oft jelbft die Erhebung 
folder Steuern von ben landſchaftlichen Steurern audgieng‘). Insbeſondere 
verftand es fi, feitbem mit dem 14. und 15. Jahrhundert die indirekten 
Steuern auflamen, für dieſe ganz von felbft, daß deren Bewilligung nicht 
blos die Bewilligenden, fondern das Land verbinde, mit anderen Worten ein 
Stenergefet fhaffe”"). Anbererfeits ftrebten die Fürſten danach, an ber 
Beſetzung ber von ben Landftänden ernannten Ausſchüſſe zur Erhebung und 
Verwaltung ber Steuern Antheil zu erlangen, damit ein gemeinfchaftlich be- 
ftelltes Stenerorgan, das den Staat, nicht die Landſchaft vertrete, zur Ent⸗ 
ftehung komme ior). Bezüglich des Iandeöherrlichen Vermögens einerjeits, bes 
landſchaftlichen andererjeits machte ſich ſchon fett Die Anfchauung geltend, daß 
beided Staatsvermögen fei, das nur zunächft verſchiedenen Zwecken biene 
und verihiedener Verwaltung und Kontrole unterliege. Jenes war zunächft 
für den Landesheren unb die Inndesherrliche Familie beftimmt, allein die 
Weberjchüffe mußten im Landesintereſſe verwandt werben; beshalb findet mar 
ſchon frühzeitig die Beftimmung, daß auch Iandeöherrliche Domänen, Schlöfier, 
Burgen und Güter nicht ohne Bewilligung bed Landes veräußert werben 


1%) Anger I. 422—424. 8. Maurer S. 259. In Braunfchweig- 
Lüneburg 1527. Sacobt I. 145. In Baiern erlangte bie Straubinger Land⸗ 
ſchaft im 3. 1459 (Krenner ]. c. TI. 202) die Zufage, daß die Kammerbauern 
in gleicher Weife beſteuert werden und die von ihnen erfallenden Beträge an 
die landſchaftlichen Verorbneten ausgeantwortet werben follten. Ebenſo 1463 
Krenner VL 51. Lerchenfeld S. CCLXXXVI. Aehnlich 1493: des Herzogs 
Kaftenleute, Urbargüter und Hofmarchsleute follen zugleih „in biefem Anfchlag 
verfaßt fein.” Krenner, Anl. S. 37. Note. Vgl. auh Rudhart L 257 f. 
Im 16. Jahrhundert beftand fobann, während der Herzog wieberholt behauptete, 
bie Kammerbauern ohne bed Landtags Wiffen befteuern zu Dürfen, bie Landichaft 
mit Erfolg auf der Gleichitellung berfelden. Bol. Sreyberg II. S. 440. 441. 
— In fehr vielen Ländern ift ed aber allerdings hierzu nie gekommen (3. B. in 
Schledwig-Holftein) oder die Fürften haben ſpäter die alleinige Befteuerung ihrer 
Hinterfaffen fich wieder gefihert. Hütter, Beiträge I. S. 180 — 183. 

m) Unger II S. 415—422. 8. Maurer ©. 459. — Die älteften in- 
bireften Steuern (Ungelder, Zinfen) fommen 1336 in Böhmen, 1359 in Defter- 
reih, 1438 in Sachſen, 1467 in Brandenburg, 1517 in Lüneburg vor. In 
Baiern 1488 vergeblicher Verſuch. 

193) Nach langem Streit — befonders i. d. 3. 1519. 1529. 1535 — erlang- 
ten die bairifchen Herzöge burch einen Vergleich mit der Landſchaft die Mithand⸗ 
Iung bei der Steuererhebung und bie Verwaltung ber Landeskafſe dur Eine 
von Fürft und Ständen gemeinfam beftellte Behörde. Breyberg II. ©. 1927. 
215 f. 230. 
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bürfen '”) Indeß drang hier die Anſchauung, daß der Staat Eigenthümer 
fei, im Allgemeinen nicht durch und trat natürlich in fpäterer Zeit mit dem 
Sinken der ftändifchen Befugniffe wieber mehr zurüd. Daß dagegen bie 
landſchaftliche Steuerkaffe Landeseigenthum fei, daher auch nur im Intereſſe 
des Landes oder zu den fpeciell feftgefeßten Zwecken verwandt werben bürfe, 
wurde frühzeitig anerkannt“), 

Auch ber unter Mitwirkung der Stände oder von ihnen allein eingejeßte 
Rath wurde mehr und mehr Staatsorgan, und die ganze Verwaltung wurbe 
in allen ihren Zweigen — beſonders auch in der Polizei und im Kriegsweſen 
— immer mehr nach bem in bem engeren Kreiſe ber Stabtgemeinden bereits 
verwirklichten Vorbild in eine einheitliche Staatöverwaltung, die nur in einer 
Mehrheit von Organen thätig war, verwandelt. 

Freilich indeß war diefe Entwidlung weder in allen Ländern gleichmäßig, 
noch irgendwo bereit? am Ende des Mittelalters vollendet. Dahin insbeſon⸗ 
dere, dag in dem neuen Begriff des Staats die bejonderen Rechtseinheiten 
der Landesherrſchaft und ber Landſchaft völlig verſchmolzen wären, ift es nirgend 
gelommen. Der Staat blieb, fo lange die Stände überhaupt eine jelbftänbige, 
nicht erft vom Landesherrn abgeleitete Stellung behaupteten, eine zweigliedrige Ein- 
beit. Als aber in den folgenden Jahrhunderten die nothwendige Konfequenz der 
immer mächtiger werdenden Staatöidee ihre volle, einheitliche Verwirklichung 
forderte, waren die Stände innerlich bereitö zu werfallen, äußerlich zu machtlos, 
um ihren Antheil am Staat zu behaupten und wurben von der fih allein ber 
Staatsidee voll und ganz bemärhtigenden Landeshoheit mehr und mehr aus dem 
öffentlihen Recht als privilegiirte Korporationen in das Privatrecht hinüberge- 
drängt. Gaͤnzlich hörten nunmehr in den meiften Ländern die Landſchaften auf, 
eine Landesgemeinde zu fein, bad Land oder Volk in eigenthümlicher Form zu re- 
präfentiren, und gänzlich waren fie, engherzig und muthlos, nur noch für 
fich thätig. Wollten aber in einzelnen Territorien einmal die Stände im 


19, So 1374 in Braunſchweig. Kleinſchmid L 39. Im 20. bair. Frei⸗ 
brief v. 1896 ©. 45; im 28. v. 1402 ib. ©, 52. Bol. den 26. freiart. 
©. 198. S. aud Panzer S. 273. 274. 1508 wurben aber in ber Erklärung 
ber Landesfreiheit des Landeöheren eigne Güter ausgenommen. Panzer ©. 282. 
Krenner XVIL 118. Lerchenfeld ©. 246. — Ueber Brandenburg Buchholz 
V. Url. ©. 162. 

m) Die Landfchaft galt feit dem 16. Sahrbundert tm Allgemeinen nicht 
mebr ald Eigenthümerin, fondern als Berwalterin der Landeskaſſe. Doch -findet 
fih auch fpäter vielfach noch eine Auffafiung, welche dem Lande als folchem dem 
Regenten gegenüber Vermögen und Schulden zuichreibt und unter bem „Lande“ 
nicht gerade den Staat, fondern den in ber Landſchaft als Rechtseinheit darge⸗ 
ftellten Inbegriff der Unterthanen verfteht. (So in Kurbeflen bis 1866; in 
Württemberg bie 1806.) 

37* 
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Namen ded Landes auftreten, fo wurde ihnen das Recht dazu beftritten 1%) 
und es entftand unter den Publiciſten die im vorigen Sahrhundert lebhaft ger 
führte Kontroverfe, ob den Landftänden überhaupt jemals eine Landesreprä⸗ 
jentation gebührt habe oder gehühre!®). Namhafte Stantslehrer bejahten bie 
Frage 9), fie aber giengen bereit hun einer ber modernen Idee der Volks—⸗ 
vertretung näher ftehenden Anſchauung aus, bie auch in einzelne Landesver- 
träge Aufnahme fandıe). Die Idee der alten Randesgemeinde, deren Boll 
genoflen die Landſtände feien, war Yängft erlofchen. 

Wie dies gefchehen, wird unten kurz gezeigt werben). Hier galt es zu- 
nächſt, die anfteigende Kurve der Entwicklung ansführlicher zu verfolgen und 
daram zu zeigen, wie die Idee ded modernen Staats mit nichten nur aus der 
Landeöhoheit und dem Obrigkeitsgedanken entfprungen ift, ſondern aus deren 
Zufammenwirken mit den ſich wahrhaft großartig entfaltenden Landſtänden, 


195) So zogen fi die Stände von Gera gegen Ende des vorigen Jahr⸗ 
bunbert8 durch ben in einer ihrer Schriften gebrauchten Ausdrud, daß fie „Re 
präfentanten des ganzen Reußiſchen Volles wären“, einen fiskaliſchen Proceß 
zu. Pütterl.c. ©. 183 Note b. 

196) Beftritten v. Poſſe, über das Staatdeigenthbum und bad Staatöreprä- 
fentationsrecht ber deutjchen Landſtände, NRoftod u. Leipzig 1794 bei. ©. 157Ff. 
und ©. 211f.; Range, von dem vermeintlichen Alter der beutjchen Land⸗ 
ftände u. U. 

10) So ſchon Vitriarius, inst. jur. publ. IN. 17 836. Mofer ©. 848: 
fie ſeynd Nepräfentanten bed Landes in favorabilibus et odiosis, custodes 
legum et jurium patriae, Vorftehere und gleihjam Bormündere des Landes. 
©. 1300: wo nun Landſtände feynd, repräfentiren biefelbige das ganze Land. 
Pütter 1. c. ©. 183. läßt Landſchaften dann „als NRepräfentanten der fänımt- 
Iihen Unterthanen eines ganzen Landes“ gelten, wenn bie von ihnen nicht be- 
willigten Steuern aud auf Ianbeöherrlichen Aemtern und Kammergütern nicht 
erhoben werben dürfen. Häberlin, Staatör. (1799) II. 29 meint, die Land- 
ftände feten oder follten fein „bie wahren Repräfentanten.... alfo Organ ber 
Nation’. Jacobi, Auflöfung einiger Zweifel ꝛc. Hannover 1798. ©. 76f. 
Leift, Staatör. 8 44, Struben u. U. ſprachen fi in demfelben Sinne aus. 
Rudhart I. 143 fagt von der Batrifchen Föderation, fie fei durch ben Zutritt 
ber Pfaffheit zu ben Nittern und Bürgern geworden „eine Schranfe gegen der 
Herzöge Willkür, ein Verein, der wirkfam ohne Tadel nicht weiter gieng als das 
Recht, itzt Ichon des Landes Vertreter und Mund geworben, von nun 
an die Landichaft felber genannt zu werden verdient hat." 

es) So wurde den Landftänden von Schwarzburg-Rudolftadt i. 3. 1722 
zugeftanden, daß fie „bad ganze Land repräfentiren, auch vor baffelbe fich ver- 
bindlid machen“. Moſer S. 886. Ebenſo tn Braunfchweig. In Württem: 
berg wurden 1730 die Landftände auddrüdfich als „corpus repraesentativum 
bes gefammten lieben Baterlands“ bezeichnet. 

199) Vgl. unten 8 60. 
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unter dem Einfluß des Einungsgedankens, erwuchs. Aus der Landeshoheit, die 
ibrerjeits in ihrer Entwicklung, wie ſchon von Andern bemerkt worden ?°), von 
den Ständen nicht aufgehalten jondern beichleunigt ift, allein hätte ſchwerlich 
je der deutſche Staategedanfe ſich bilden können, ein Gedanke, der fih von 
dem antiken Staatsgedanten jo weientlih vor Allem durch die Anerkennung 
des öffentlihen Rechts als Rechts — dies werthvolle Refultat der Tangen 
Alleinherrichaft des Privatrehts — unterjcheidet. 


H. Das ländliche Genoſſenſchaftsweſen. 
8 52. Das Einungdwejen und die Landbgemeinben. 


So ftehen wir an dem Punkte, auf weldem das inungsweien das 
Höchſte, was es zu leiften vermochte, geleiftet bat. Bon unfcheinbaren An- 
fängen aus haben jene Gildonien, jene Verſchwörungen und Berbrüberungen, 
welche die mächtigften Karolinger im Borgefühl der dem Herrichaftsgebanfen 
drohenden Gefahr vergebens im Keime zu erftiden ſuchten, das gejammte 
Öffentliche und private Leben des deutjchen Volks (und in etwas anderer Weife 
das aller europäiſchen Nationen!) von Grund aus verändert und neu gefchaffen. 
Sie haben in den dunklen Jahrhunderten, welche dem Zerfall der fränkischen 
Monarchie folgten, eine wenig beachtete und ſchwer zu enthüllende Kindheit 
fortgeführt; fie haben ſodann, während Lehnreih und Hierardie bie großartigfte 
aller Organifationen vollendeten, deren der nun allmächtige Gedanke des Treu- 
dienftes fähig war, langjam einen neuen, zum Träger jüngerer Kultur be 
rufenen Stand berangebilvet; fie haben endlich in den Zeiten bes Verfall - 
aller von oben ftammenden Inftitutionen aus dem Chaos, in das fich alles 
Alte zu löſen ſchien, eine ftaunenswerthe Fülle von Neubildungen geſchaffen, 
in denen fi die Nation durch freiefte Selbftthätigfeit von unten und innen 
heraus neu Eonjtituirte. In freien ftäbtifchen Gemeinwejen haben fie den 
ältejten ftaatlihen Verband bes deutſchen Rechtes auf Grundlage der Selbft- 
regierung und bed gefornen Rechts heraufgebildet. Den immer voller erblühen- 
ben Bürgerftand haben fie nach feiten Gilden gegliedert und neben ber. politi- 
ſchen und religiöfen Bereinigung Handel und Gewerbe genoffenfchaftlid 
organifirt. Bon den Städten aus haben fie alle anderen Stände ergriffen. 
Sm Herrenitande haben fie neben einer Reihe Iojerer Verbinhungen vor Allem 
eine Bewegung auf genofjenichaftlihe Neubildung der Familie hervorgerufen. 
Den neu entjtehenden niederen Abel haben fie auf Grund einer Anzahl un- 


— — — er 


nn) So von Wilda 1. c. 809 und von Hegel in der angef. Schrift. 
Wilda bedient fi dabei bed treffenden Ausdruds, daß burch bie Mitwirkung 
der Randftände ber Abſchluß der Lanbitände zu „Territorialgemeinwefen® geför- 
bert jei. 
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vollfommenerer Gemeinfhaften zu Ritterfchaften abgejchloffen. In der Geift- 
fichfeit haben fie Wurzel gefaßt und das religidfe Genoſſenſchaftsweſen auf 
feinen Höhepunkt geführt. Sie haben der Wiffenfchaft die erften Stätten be- 
reitet. Seben alten oder neuen Beruf im Volle, — vom Amte der Herrſchenden 
bis zu den verachteten Künften der fahrenden Leute, vom geiftlichen Amt bis 
zum Handwerk ber Räuber und Bettler, vom alten Schildesamt bis zum 
neuen Söldneramt, von der hoben Kunſt der Steinmeßen bis zur einfachen 
Zohnarbeit, vom großen überfeeifchen Handel bis zum Krämeramt, vom Lehramt 
der Univerfitäten bis zur Sechterjchule, vom inbuftriellen Gewerbe ber Bergleute 
bis zu allen Gattungen des Handwerks, vom Amte der für den größten Theil 
des Sahres über die Meere zerftreuten Schiffer bis zu den zabllojen Flofter- 
ähnlichen Gemeinfchaften der Wohlthätigen und Frommen, von der Kunft des 
Sanges bis zum wehrhaften Beruf ber Schützen — hat das Einungsweſen ge 
noffenfhaftlih geftaltet, in fefterer oder Ioferer Form über den Innungen, 
Zünften oder Brüberfchaften höhere und allgemeinere Genofjenverbände er- 
ſchaffend. Schon Bat in einzelnen Beziehungen die Mannichfaltigfeit bes 
Lebens begonnen, die feiten Berufsgenoffenihaften und Cemeinheiten in 
mehrere Zweige zu jpalten, geiftlihe und weltliche, bürgerliche und gewerbliche, 
Haupt» und Nebenvereine von einander zu ſcheiden und im Anfhluß an 
Sachgemeinſchaften und Berträge ein Affociationswefen für einzelne Zwecke 
vorzubereiten. Vor Allem aber bat unter den verfchiebenen Gliebern ber 
Zander und des Reichs das politifche Einungsweſen in unüberfehbarer Ge- 
ftaltenfülle Verbindungen auf Verbindungen geichaffen und geläft, bis aus dem 
Wirrwarr der Bünde, Eidgenoſſenſchaften und Gefellichaften eine fefte Orbnung 
des Sffentlichen echte erwachien ift. Aus Kaufmanns und Stäbtebünden ift 
bie große Hanbelsrepublif des deutſchen Norbens erftanden, ftäbtifche Bunbes- 
gemeinwefen haben fih in allen heilen tes Reiches Tonftituirt und die auf 
Vereinigung gerichteten politiſchen Bewegungen geleitet. Fürjten- und Herren- 
bünde, Nittereimungen, Unionen der Prälaten und Kleriker find ihnen zur 
Seite getreten. Die Stände mit einander haben in Landfriedensbuͤnden eine 
höhere Rechtsordnung zu errichten geſucht. Mehrfach ift das letzte Ziel ber 
Einung, das föberative Reichögemeinweien feiner Berwirklihung nahe geweſen 
und, wenn auch eine ftaatliche Einheit dem Reiche nicht errungen ift, eine 
ewige Reichseinung mit einzelnen ftantlihen Befugniffen wenigftens ift ſchließ⸗ 
lich gerettet. Wahrhaft ftaatlihe Bedeutung Dagegen Hat das Cinungswefen 
in den Territorien erlangt, indem es vereinzelt freie Landesgemeinweſen ge- 
ichaffen, indem es einzelne berjelben bundesftaatlich zufammengeführt, indem es 
endlich in den landesherrlichen Verritorien durch die von ihm bedingte und 
beftimmte landſtändiſche Entwicklung den fürſtlichen Staat herzuftellen ge- 
holfen hat. J 

Hier aber freilich trifft die Einung ſchon hart mit einem neuen Gedanken 
zuſammen, dem fie fich bald auf allen Gebieten beugen, dem fie enblich unter- 
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Tiegen fol. Denn der durch die Einung verfüngten Genoffenichaftsidee gegenüber 
bat fidh die Herrichaftsibee allmälig durch den Gedanken einer Land und Leute gleich 
mäßig umfaflenden Obrigfeit nicht minder kräftig verjüngt und ftellt der Rechts. 
und Berfaffungsbildung von unten und inmen die einheitliche, zwingende, Recht 
und Ordnung von oben und außen jchaffende Staatögewalt entgegen, welche der 
politischen Selbftändigkeit abholb und der die Sorge für dad Gemeinwohl 
monopolifirenden Bevormundung zugetban it, dafür aber ftatt der ftändifchen 
Gliederung gleiches Geſetz für Alle, ftatt der ſich überhebenden Bejonderheit die AU- 
gemeinbeit zur Geltung zu bringen beitrebt ift. So unerichöpflich die Kraft ber 
mittelalterlichen freien Aſſociation zu fein fcheint, dieſem neuen, überlegenen Ge⸗ 
danken vermag fie nicht zu troßen. Sie vermag es um jo weniger, als in bemfelben 
fiufenweijen Sortfchritt, in welchem das obrigfeitliche Syſtem ſich entfaltet, das Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſen innerlich verfällt. Schon im 15. Jahrhundert ift offenbar, daß 
die ſchoͤpferiſche Kraft der Einung abnimmt; im 16. Jahrhundert tritt ein ent- 
ſchiedener Stilftand in der Genoſſenſchaftsbewegung und damit eine Erftarrung 
des Torporativen Lebens in ben bergebrachten Formen ein; von da an jchreitet 
unaufhaltſam die völlige Entartung der Genoſſenſchaften fort, immer fchärfer 
ſondern fie die Stände, die fie einft zu verbinden fuchten, immer enger ziehen 
fie den Kreis ihrer Verbände, immer näher und kleiner fuchen fie ihre Ziele, 
immer höher heben fie Die Befonderheit über das Allgemeine. in das ganze 
Bolt ergreifendes Syſtem privilegiirter Korporationen, die aus lebendigen 
Gliedern eines großen nationalen Organismus zu rein inbivibuellen Organid- 
men geworben, bedroht das öffentliche Leben mit Zerfplitterung, Verengerung 
und Untergang, bis endlih nur die Steigerung der Landesobrigkeit zu fürft- 
lichem Abſolutismus im Stande ift, durch fchonungslofe Bernichtung ber 
zwiſchen dem Staat und dem Individnum in der Mitte ftehenden Verbände 
den Gedanken der Allgemeinheit zum Siege zu führen. 

Wenn die leiten Gründe, welche die Entwidlung fo verlaufen machten 
wie fie verlaufen ift, gleich unerforſchlich ſein mögen wie die leßten Gründe 
der dunklen Bindungen der Kulturgefhichte überhaupt: fo war doch von ben 
erkennbaren Urjachen, weldhe auf ein derartiges Refultat zufammenwirkten, un- 
zweifelhaft die wichtigſte Die Nichtbetheiligung ber landbauenden Bevolkerung 
an den politiichen Neubildungen der Zeit. Denn aus noch fo freien und 
plühenden Städten und noch fo mächtigem Abel konnte ein großer und freier 
Staat nie herworgehen, wenn ihnen nicht ein ald Geſammtheit organifirter, am 
Staatsweſen aktiv betheiligter, im öffentlichen Recht gleichberechtigter Bauern- 
fiand zur Seite trat. Ohne einen ſolchen Abſchluß mußte nothwendig die 
ſtändiſche Gliederung aus einer Organifation des Bolls zu deſſen Zerlegung 
in privilegüirte und unterbrüdte Klaſſen führen. Schon die Betrachtung ber 
vereinzelt vorkommenden Ausnahmen, melde in ihrer Singularität die Regel 
gewiffermaßen von jelbft ergeben, hat den Beweis ber obigen Behauptung in 
einigen Stüden erbracht. Es erübrigt nun aber, auch poſitiv ben Sortbeftand 





684 Das Ländliche Genoffenfchaftswefen. 


des älteren, durch Die neuen Rechtsvorſtellungen weder Außerlich noch innerlich 
fortgebilbeten Tänblichen Genoſſenſchaftsweſens und deffen Ausſchluß von ber 
Einungsorganijation als ben allgemeinen Rechtszuftand darzuthun. “Der bie 
herigen Schilderung des Cinungsweiens ift daher gewifjermafen ald ein Gegen⸗ 
bild eine ſummariſche Darftellung des ländlichen Genoffenichaftswefens im 
Mittelalter gegenüberzuftellen. Damit wirb zugleih die früher verfäumte 
nähere Behandlung ber älteren Tandgemeindeverfaffung nachgeholt werden, in- 
dem die innere Struktur der ländlichen Genoffenihaften ſchon bald nad) ber 
Völkerwanderung im Wefentlihen dieſelbe war, welde fie im Ganzen bis 
über das Mittelalter hinaus biied. Auch wird damit zugleich die Darlegung 
der ländlichen Genoffenihaften der Neuzeit infoweit verbunden fein, als deren 
Formen bis ins 17. und jelbft ins 18. Jahrhundert unverändert dauerten. 
Eine zufammenfaffende Darftellung bietet freilich gerade hier eigenthüm- 
liche Schwierigfeiten dar. So reich und mannichfad Formen und Inhalt bes 
mittelalterlihen Vereinsweſens in allen feinen Zweigen waren: das Genoffen- 
ſchaftsweſen ber Landleute übertrifft fie alle an bunter Geftaltenfülle Zwar 
lebte auch jede andere Genoffenichaft ihr eigenes Leben nnd entwidelte ihr 
eigened Recht: allein ein Iebhafter Verkehr und ein vielfeitiger Gedankenaus⸗ 
tauſch riefen doch in ben übrigen Ständen eine gewifie Gleichmäßigkeit ber 
Ziele und damit allmälig eine beitimmte Reihe feft ausgeprägter Redyte- 
inftitute hervor. Die Genoſſenſchaften der Landleute dagegen verharrten in 
einer Sfolirtheit, welthe Faum einen Ginfluß der benachbarten Schweſtern, ge- 
jchweige denn eine Wechſelwirkung entfernterer Landichaften auf einander zu- 
ließ. So entitand ein buntes Gemiſch von Berfaffungsformen, die nicht nur 
Anwendungen beffelben Principe auf verſchiedene Verhältnifſe, fondern total 
verfchtebene Principien enthielten. Nicht nur nad der BVerfchiedenheit bes 
Stammes, der örtlichen Lage, bes urfprünglidh deutichen oder germanifirten 
Bodens, bed zerftreuten oder dorfweifen Wohnens, der mehr oder weniger fort- 
gefchrittenen Marktheilung, der an Land und Leuten beftehenden Sffentlichen 
oder eigenen, ftärferen oder ſchwächeren Herrenrechte u. |. w., jonbern oft ohne 
alle fihtbare Gründe in dicht neben einander liegenden Marken waren Grund- 
lage, Organifation und vechtliche Bebentung ber Genofjenfhaften ungleich ge- 
ftaltet. Berfchieben war in ihnen das Verhältniß von Perſoͤnlichkeit und 
Dinglichteit, von öffentlichem und privatem Recht, von Geſammtheit und 
Vorftänden bemefjen, verſchieden waren die Wege, auf welchen, unb bie 
Beziehungen, in welchen an manchen Orten eine Umwandlung ber alten Ge— 
noſſenſchaft und des alten Geſammteigenthums in eine genoſſenſchaftliche Ge⸗ 
meinde und ein emeindevermögen von innen heraus begann oder vollzogen 
ward. Größere Berjchiebenheiten aber noch eniftanden, als an biefe mannich⸗ 
fahen Berhältniffe die Staatsgewalt berantrat und, indem fie befchräntend, 
uniformirend und regulirend eingriff, die Herftellung einer Gemeinde als eines 
politiihen Verwaltungsbezirks anſtrebte. Denn nunmehr begegneten ſich nicht 
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nur eine aus bem Innern ber Gemeinde kommende und eine von außen auf 
fie wirkende Richtung, ſondern es entftand eine doppelte Richtung in der Ges 
meinde ſelbſt, indem dieſelbe einerjeit3 langjam eine Neubildung vollzog, 
andererfeits aber die entgegengefegten, dem Geiſt verichollener Jahrhunderte 
entiprungenen Sormen ruhig fortipann, Bom öffentlichen Leben der Nation 
abgefchnitten und, weil er feit lange nur Neuerungen zum Schlimmen erlekt, 
jede Neuerung ald Berichlimmerung fürdhtend, juchte der Banernftand die 
Refte feiner genofjenihaftlihen Berfafjung zäh feftzuhalten oder einſeitig aus- 
zubauen, ohne fie doch innerlich durch einen neuen Geift beleben zu koͤnnen. 
Sn dem fo entitandenen Gemiſch alter und neuer Prineipien und Formen, in 
dem unvermittelten Nebeneinander moderner und uralter, in anderen Volks⸗ 
freifen Längft untergegangener Rechtsanſchauungen ift es oft fehwer, bie wirken⸗ 
den Kräfte zu erkennen. Dies wirb um fo jdhwieriger, ald innerlich durchaus 
verſchiedene Richtungen oft Aehnliches oder Gleiches wirken, wie z. B. die alte 
Dinglichkeit und die neue Territorialität, das alte perfönliche Genoſſenrecht 
und das neue Ortöbürgerrecht, die Grundherrſchaft und die Obrigkeit u, f. w. 
Auch die neueften Forſchungen auf diefem Gebiet haben hier Tein volles Licht 
verbreitet?). 

Ans dieſen Gründen kann die folgende Darftellung, weldhe bon einer 
Beherrichung bed mafjfenhaften Stoffes abjehen muß, nur relativen Werth be- 
anſpruchen. Der Verſuch, die reihhaltige Sormenbildung auf gewiffe einfache 
Gebanfen zurückzuführen, bedingt hierbei die Zufammenfaffung bes ländlichen 
Genofſenſchaftsweſens als Eines Inftituts. Als ſolches ſoll e8 zunädft in 
feiner älteren Struktur, dann in feiner beginnenden Umwandlung bargeftellt 
werden. Die Herftellung der politifhen Gemeinde im neueren Sinn und Die 
damit vielfach verbundene Ausſcheidung beſonderer agrarifcher Körperſchaften 
wirb ber nächften Periode, die nähere Unterfuchung der rechtlichen Natur ber 
Gemeindeperfönlichkeit und des Gejammteigentbums dem zweiten Theile vor« 
behalten. 


855. Die ländlihen Genoſſenſchaften). 


A. Die Genoſſenſchaften, in welchen die ländliche Bevölkerung während 
bes Mittelakters und im Beginn der Neuzeit lebte, zerfielen äußerlich einmal 


1) Selbſt Maurer’5 unſchätzbare, auf der Beherrichung eines kaum überfeh- 
baren Stoffs berubenbe Werke ergeben gerade wegen bed Ueberwiegens bes Stoff- 
lichen fein Mares Bild der Gegenſätze nach Zeit md Ort. Thubihum aber 
gelangt Durch bie einfettige Betrachtung einer Anzahl von Weisthümerrn Einer 
Gegend fchlieglih zu einer Auffafiung, welche Die Ortöbürgergemeinde ſchon in 
die älteften Zeiten bineinträgt. 

1) Bol. die zu $ 7 in Note 1 citirten Schriften. Weberbied Weiske, prakt. 
Unterfuchungen. Heft IH. Sternberg, heſſiſche Rechtsgewohnheiten. Heft I 
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nach der Beichaffenheit ihrer Mark und zweitens nach ihrer Stellung zu einem 
Herrn in verſchiedene Gattungen. 

I. Die Befhaffenheit der Mark begründete einen durchgreifenden 
Unterfchied zwiſchen Dorfſchaften, Bauerfhaften und größeren Mark⸗ 
genofjenjhaften. Dorfihaften und Bauerfchaften unterfchieben fich dadurch, 
baß bei jenen eine gemeine Feldmark vorhanden war, bei dieſen die auf Ein. 
zelböfen fitenden Genofien nur Wald und Weide gemein hatten; beide 
famen aber barin überein, daß fie mit ihrer wirthichaftlichen Bebentung die 
Stellung einer politifchen Ortsgemeinde (Nachbarichaft, burscap, vicinia, villa, 
locus) vereinten?). Größere Markgenofjenihaften dagegen, welche von mehreren 
im Webrigen felbitändigen Dorfihaften oder Höfen mit Rüdficht auf eine 
unvertheilte Mark gebildet wurben, waren ſehr verſchieden nach Urjprung und 
Bebentung. Indem fie bald bie Zortfegung einer im Beſitz ihrer Allmenbe 
gebliebenen Volksgemeinde höherer Drbnung, insbeſondere einer Gent- ober 
Gogemeinde bilbeten?), bald aber aus bloßen Ortſchaftsmarken, deren Infaffen 
fih von vornherein oder durch fpätere Vervielfältigung ber Wohnplätze in 
mehrere Nachbarfchaften getrennt hatten, hervorgegangen waren*), beftanben 
zwar manche von ihnen ale Gent- ober Öogemeinden, andere ald bie eigent- 
lichen Ortögemeinden fort, wieder andere entwidelten ſich zu freien Lundes- 
gemeinben ober do zu Amts- und Gerihtögemeinden?): die Mehrzahl aber 
fan? ſchon jett zu blogen Wirthichaftsgemeinden mit wenigen oder gar feinen 
politiichen Reminiscenzen herab. Auch als Wirthichaftsgemeinden indeß waren 
fie noch keine Privatkorporationen im heutigen Sinn, fondern feßten nur aus⸗ 
ſchließlich die Eine Seite der alten Bollögemeinde fort. Schon die im Marl. 
eigenthum liegenden polizeilichen und richterlichen Befugniffe ficherten ihnen 
entſchieden eine öffentlichrechtliche Bedeutung. Freilich aber giengen fie der Ber- 
wandlung in bloße privatrechtlihe Gemeinſchaften unaufhaltiam entgegen®). 
Eine ftetig wirkſame auflöfende Tendenz fchwächte fie häufig zu bloßem Mit. 
eigentbum ab, um endlich durch Vertheilung defjelben ihren völligen Unter 


Renaud, 3. f. D.R IX. S. 1f. Römer ib. XII. ©. 9f. Bluntſchli, 
Eritifche Ueberfhau II. 291f. v. Löw, Markgenoffenfchaften. Stüve, Wefen 
und Berfaffung der Kandgemeinden und bes ländlichen Grundbefiges in Nieder⸗ 
fadhfen und Weftphalen. Sena 1851. Voigt, Geſch. Preußens VI S. 732 — 
740. Hanffen, Fehmarn ©. 101f. Dunder, Geſammteigenthum &. 152 f. 

2) Val. oben $ 8. 24. 

) Thudichum ©. 115 —151. So richtig er ſchließt (S. 182), „daß jede 
Zent ehemals eine Mark geweien fein muß”, jo unrichtig ift feine Annahme, ba 
ed urfprünglih nur Gentmarten, aljo gar feine Dorfallmende gegeben babe, 
©. 84. 130. 131. Vgl. Maurer, Einl. S. 84f. Dorfo. I. 40f. 

9) Bol. oben $ 9. 

5) Bol. oben $ 24. 25. 49. 

% Bol. unten $ 55. 
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gang herbeizuführen. Diefelben Kräfte, welche von Anbeginn den großen 
Marken feindlich entgegengewirkt hatten, wie die Erblichkeit und Theilbarkeit 
ber Aemter, die Zeriplitterung in einzelne Hof- und Dorfmarlen?), die Ab- 
fhliegung, Abmarfung und Ausbehnung ber den Markverband zerreißenden 
Grundberrihaften®), waren theild unverändert thätig, theils wurben fie durch 
die Entftehung ber Stabtmarfen und der ritterfchaftlihen Güter geftärft und 
vermehrt. Deshalb nahm die Zahl und der Umfang ber großen Marken 
immer mehr ab. Aus dem größten Theil von Deutfhland waren jogar ſchon 
die Spuren ihres ehemaligen Vorhandenſeins vSllig verfhwunden. Im Weiten, 
beionbers in Weftphalen, Niederſachſen, am Nieber- und Oberrhein, in ber 
Wetterau und in der Schweiz kamen fie zwar noch bis in bie neuere Zeit 
ſehr zahlreich, im Schwarzwald, in Franken und ſonſt vereinzelt vor): allein 
auf die Rechtd- und Berfaffungsbildbung im Großen und Ganzen Tonnten fie 
feinen Einfluß mehr üben, fie erfihienen mehr und mehr als Anomalien. — 
Endlich begannen, wie fih unten ergeben wird, auch innerhalb berjelben Nach⸗ 
barſchaft fich einzelne auf die Benugung eines Markftücks beſchraͤnkte Genoffen- 
verbände neben ber Gemeinde zu bilden und es fonderten fi} überdies, von 
der alten Einrichtung befonderer Kirchengemeinden abgejehen, gemeinbeähnliche 
Verbände für einzelne Zwecke, befonbers für Uferſchutz, Wegebau n. |. w., ale 
ſelbftaͤndige Organismen ſchon jet von der politiichen Gemeinde bisweilen ab. 

Alle diefe Verfchiedenheiten bedingten natürlich auch Verſchiedenheiten des 
Rechte und ber Berfaffung. Allein, foweit ed fidh nicht um die letztgedachte 
Klafſe Handelt, war dns Grunbprincip ber Verfaffung daſſelbe. Beftanden 
zwar namentlich in den großen Marken mandherlei Beionverheiten bezüglich 
der Vorfteher und Gerichte, der Behandlung des Genoffenrechts, ber lang- 
dauernden Theilnahme der Grundherren, Klöfter und einzelner Stäbte an ber 
Verbindung: jo kamen doch alle Gemeindegenofſſenſchaften darin überein, daß 
Markgemeinſchaft die Grundlage ihres Zuſammenhangs und Die einzelnen 
Grundbefiter des Bezirkes ihre Genoffen waren 0). 


n2Löwl.c. S. 6f. Maurer, Einleit. 191f. Marko. 6f. 25f. Thn- 
dihum ©. 278. Renaub l.c. ©. 10. Michelfen, 3. f. D. R. Bd. VIE 
S. ©. 

*) Maurer, Einleit. S. 288f. Markv. S. 22—25. Thudichum S. 279 
Rote 1. Renaud J. c. ©. 11f. 

9% Eine Ueberficht der wichtigften großen Marken ergiebt eine Vergleichung 
von Löw ©. 6-11, Maurer, Einf. S. 193 f., Mary. ©. 4-27. S7—102 
u. Thudichum ©. 185. Noch bis 1811 Tamen in der hoben Marl am 
Taunnd gegen 4000 Märker zufammen. 

0) In der großen Mark waren daher Anfangs nicht Die einzelnen Gemein⸗ 
ben, fondern bie einzelnen Grunbbefißer Genoſſen. Maurer, Marks. 71. 72. 
Nur traten oft (4. B. in Altenbaslau) bei Abftimmungen bie einzelnen Dorf 
fchaften der Weberficht wegen haufenweis, oder es wurde (3. B. in der Urfeler 
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II. Bon großer Bedeutung waren zweitens bie Unterjchiebe, welche bie 
Stellung der einzelnen Genoſſenſchaften zur öffentlichen oder einer herrſchaft⸗ 
lichen Gewalt hervorbrachte. Die unendliche Mannichfaltigkeit in den Standes 
und Beſitzverhältniſſen ver auf derſelben Mark angefefjenen Leute, wodurch ur- 
ſprünglich oft mehrere Genofjenihaften neben einander ind Leben gerufen 
waren, wich zwar mehr und mehr dem ausgleichenden Einfluß ber Zeit und 
einer damit ermöglichten einheitlichen Genofinfhaft!). Allein tie Stellung 
der fo begründeten Gemeinde blieb dod nad wie vor eine fehr verfchiebeue, 
je nachdem fie aus einer freien oder aus einer hofrechtlichen Genoffenfchaft ber- 
vorgegangen war oder je nachdem in ihr, wenn fie durch Miſchung entftanden 
war, freie oder unfreie Glemente überwogen. Läßt fih auch im Allgemeinen 
als das fchlieglihe Reſultat der ſich Freuzenden Richtungen die völlige Ab- 
fonderung der abligen und vollfreien Beſitzer von der ländlichen Gemeinde 
verbindung unb bie Bildung eines einheitlihen Bauernftanbes, der im Weſent⸗ 
lichen überall hörig war, bezeichnen '?): jo war doch weder ber Berluft der 
Freiheit und des echten Eigenthums ohne Ausnahme, noch blieb bie Entwicklung 
von ber Freiheit zur Hörigkeit und von ber Hörigkeit zur Sreiheit überall auf 
berjelben Stufe ftehen. So wichtig indeß immer ber Unterſchied der Hof- 
verfaffung und der Mark- und Dorfverfaffung blieb und fo ungleich 
der Kreis bemeſſen war, welchen bie in die Mark und den Perfonenverband 
einer Gemeinde hineinragenden Rechte eines öffentlichen Beamten ober aber 
eined Bogteiherren and eignem Recht oder endlich eines Grundherrn dem ge 
noſſenſchaftlichen Leben zu freier Bewegung offen ließen: jo war body inner- 
halb dieſes Kreiſes die vogteiliche und die grundherrliche Gemeinde auf bie« 
ſelben Principien wie bie freie und die gemilchte Gemeinde gebaut. Das 
Vorhandenſein und ber Umfang einer Herrihaft waren daher zwar für die 
Form der Rechtserzeugung, Rechtſprechung und Gemeindeverwaltung, für bie 
Wahl oder Ernennung der Beamten, für die Natur und ben Umfang bes 
Geſammtrechts an Grund und Boden und ber ber Gemeinde obliegenden 
Zinfen, Beben, Frohnen und Dienfte, für die Verkehrsfähigkeit nach Landrecht, 
für den Bezug der Bußen und für hundert andere Dinge von ber allergrößten 
Wichtigkeit: allein fie befchränkten nur die Genoflenjhaft, nicht wirkten fie 
pofitiv auf fie ein. Und überall blieb dieſe ganze Periode hindurch fowol 
in den von Anfang an börigen wie in den grundherrlich geworbenen freien 
und gemifchten Marken die Genoſſenſchaft jelbftändig genug, um das ihr 


Mark) beim Ramendaufruf nur ber Schultheiß jebes Ortes gerufen, der dann bie 
Fehlenden nambaft mahen mußte Grimm II. 411. Löw ©. 218, Gpäter 
fam auch vor, daß bie Gemeinden als folche berufen und von ihren Borftänden 
vertreten wurden, daß auch nicht ben Genofjen, fondern ben einzelnen Körper- 
ſchaften gleihe Autheile an der Mark zuftanden. Maurer, Marko. 72. 73. 

11) Val, oben 8 13. 15. 21. 

19) Bol, oben $ 14. 15. 21. 24. 


F 58. ‘Die ländlichen Genoffenfchaften. 589 


völlig überlaffene innere Rechtoleben in reicher Fülle nach eigenem Bedürfniß 
und Belieben zu geftalten. 

B. So waren mit Ausnahme der zu Landeögemeinden ober Bezirksge⸗ 
meinden gewordenen Berbände und einzelner Kommunalverbände für fpecielle 
Zwede alle ländlichen Genofſenſchaften in großen und Beinen, freien, gemifchten 
und herrſchaftlichen Marken von gleicher innerer Struktur. Und zwar waren 
fie alle Genoſſenſchaften alter Art, welche auf Markgemeinſchaft berubten, und 
waren zugleich Yerfönlicher und binglicher, öffentlichreihtlicher und privatreeht- 
liher Natur. Keine von ihnen aber war eine auf das ſtaatliche Princip der 
Kerritorialität gebaute Gemeinde im heutigen Sinn ober ein jelbftänbiges 
Gemeinwejen gleich der mittelalterlihen Stadt. Vom Einungsweſen im 
Weſentlichen unberührt, ebenfowenig aber bereits won der Obrigkeit beeinflußt, 
gelangten diefe Gemeindegenoffenichaften nicht ober doch nur felten zur Ent- 
widlung einer von der Gefammtheit verjchiedenen Einheit, jei es in der Form 
einer jelbftändigen Gejammtperfänlichkeit, jet es in ber Form einer abhängigen 
Gemeinde mit juriftifcher Herjönlichkeit im jpätern Sinne Vielmehr blieben 
fie fowol bezüglich ihrer Grundlage, ald ihrer rehtlihen Bedeutung, 
als ihrer Verfaffung Genoffenfchaften mit Geſammtrecht im alten Sinn. 

1. Ihrer Grundlage nah waren daher alle ländlichen Gemeinden 
dieſer Zeit weder der Ausfluß eines freigewollten Willensaktes noch einer ſtaat⸗ 
Tihen Nothwendigfeit: fondern die hergebrachte perjönliche Friedens⸗ und Rechts⸗ 
gemeinfchaft der Genofjen einerjeits, ihr dingliches Geſammtrecht an der Dart 
andererjeitd waren die Sundamente der Verbindung. Beide Rechtökreife wirk⸗ 
ten, in der mannichfachften Weife fich gegenfeitig bedingend und beitimmend, 
auf einander ein: allein immer blieben fie zwei geſonderte, fich keineswegs 
deckende Sphären und fanden fih nit, wie die Perjonengefammtheit ber 
Bürger und die dingliche Einheit ber Stabtmarf, in einer fie verſchmelzenden 
und jedes an einer von ihnen begründete fremde Recht vermittelnden unficht- 
baren Einheit zufammen. 

Deshalb war die Mark nie wie das Stadtgebiet ein Territorium im 
politifhen Sinn. Sie war freilih eine nah Haupt und Zubehör in fid) 
jelber gegliederte räumlich⸗dingliche Einheit 12), fie war ein geſchloſſenes Land⸗ 
gebiet), welches äußerlich natürliche oder künftliche Grenzen befriedeten, wehr- 
ten und ſchützten is), innerlich ein beſonderes am Boden haftenbes Recht und 


13) Ueber die Gliederung, die Beitanbtheile und die Benennungen der Marl 
vgl. Lim S. 144 f. Grimm, R. A., ©. 498f. Landau, Terr. ©. 163. 
Thudichum ©. 116 — 171. Maurer, Einleitung ©. 18f. Markv. ©. 25f. 
Dorfv. I. 287. 

1, „Ein ungetrenntes, eine Einheit darftellendes, feſt in fich abgeſchlofſenes 
Kandgebiet” fagt Landau ©. 186; Abnlih Thudichum S. 122. 

16) Meber die natürlichen Grenzen (Gebirge, Wafler, Wald) Grimm, Grenz 
alterth. S 115f. Maurer, Einl. S. 214. Thudichum ©. 126. 127. Die 
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ein am Boden haftender Friede erfüllten, und fie war daher ſehr verſchieden 
bon einem etwaigen beliebigen Privatgrundbefig einer Mehrheit. Allein diefe 
ihre Einheit war eine lediglich natürliche, gewiflermaßen geographiiche; fie 
berubte auf der Beihaffenheit des Bodens jelbft, nicht etwa darauf, daß fie 
das Subitrat eines in fidh vollendeten Gemeinwejens geweſen wäre. Während 
baber dad der Stadt an ihrer Mark zuftehende Eigen fi in eine politijche 
Gebietshoheit und ein Privateigenthum fpaltete, blieb an den Marken bas 
alte, öffentliche und private Befugniffe umfchliegende Eigen fo lange beitehen, 
bis Die Inndeöherrliche Gewalt die von ihr erworbenen grumbberrlichen oder 
fonftigen dinglichen Befugniſſe zu einer Gebietshoheit im ganzen Territorium 
zujammenfaßte, bie Gemeinden auf ein bloße Privateigentbum an ihren 
Marken beigränkte und damit die markgenofienfhaftliche Verfaffung an ihrer 
Wurzel vernichtete. Uugleich ben Städten, welche jedes unmittelbare Herr- 
ſchaftsrecht des Stadtherrn am Stadtgebiet ausihloffen und Iebiglih ein 
politiſches Recht gegen die Stabt als Gejammtperjönlichkeit beftehen ließen, 
theilten baber die ländlichen Gemeinden die. Eigenthumsrechte an der Mart 
mit dem Kaijer oder einem vwermöge öffentlicher Beamtung oder eigenen Rechts 
befugten Gerichtö-, Vogtei⸗ oder Grundberen, der ein ftärferes oder ſchwächeres, 
immer aber unmittelbares, den Boben in allen feinen Theilen ergreifendes 
dingliches Recht an der Mark und ihren Hufen übte, vermöge befjen er von 
den einzelnen Grundſtücken Zinjen und Dienfte fordern ober Gewalt- und 
Nutzungsrechte an ihnen haben konnte 10). 

Ganz in berfelben Weiſe blieb die Genoſſenſchaft der Kandleute 
eine Perfonengefammtbeit, welche, weil fie mit der Summe aller Einzelnen 
identif$ war, ſich der öffentlichen ober herrſchaftlichen Gewalt gegenüber zu 
feiner ftaatlihen Gemeinde abſchloß. Zwar hatte die Geſammtheit als joldhe 
Öffentlihe und private Rechte und Pflichten: allein das waren immer zugleich 
Rechte und Pflichten aller einzelnen Genoſſen, gleihwie umgekehrt gleichartige 
Laften und Befugniffe aller Genoffen als Laften und Befugniffe der Gefammt- 
beit galten, So blieb neben dem Abhängigkeitöverhältnig der Gejammtheit 
immer zugleih ein direktes Abhängigleitsnerhältnig ber Einzelnen beftehen, 
und wenn ed fih um irgend eine Wandlung der öffentlichen oder herrichaft- 
lichen Gewalt, um Beiteuerung oder Pfändung, um gerichtliche Ladung oder 
Strafvollſtreckung, um die Beitreibung von Dienften und Leiftungen, um bas 
Kriegdaufgebot u. ſ. w. handelte, fo tonnte der Beamte oder der Herr fi 


Tünftlichen Grenzen (Zäune, Heden, Gräben, Mauern), auch Landwehren oder 
Landfrieden genannt, pflegten nicht nur jebe Mark zu umgeben, ſondern auch in 
der Mark das Dorf von feiner Feldmark zu trennen. Löw ©. 145—1A7. 
Landau, Terr. ©. 151f. Thudichum ©. 125. 186. Maurer, Einleitung 
©. 214f. Dorfu. L. 32. 38, 

16) Bol. Maurer, Einleit. S. 281f. Marko. ©. 65f. Dorfo. I. 72. 
I. 165%. 
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zuerft an die Sefammtheit halten umd ihre Vermittelung angehen, er Tonnte 
aber ebenjogut unmittelbar die Einzelnen belangen')., Dagegen waren bie 
Städte, nachdem fie Gemeinweſen geworden, in allen diefen Dingen die noth- 
wendigen Mittlerinnen zwifchen ihren Bürgern und dem Kaifer ober Landesherrn. 

Mit anderen Worten: in der ländlichen Gemeindegenoſſenſchaft gab es 
weber ein Gemeindegebiet noch ein Gemeinbebürgerrecht, jondern ein Gefammt- 
recht an der Mark und ein perjönlidhes Genoſſenrecht. 

Mart und Genoffenfhaft waren an fich wicht nothwendig verbunden. 
Eine Mark konnte im Einzelbefiß fteben, eine Genofienfchaft konnte nach ber 
Theilung ihrer Mark für einzelne Beziehungen, wie für die Rechtspflege, fort- 
dauern. Allein eine Tänblihe Gemeinde war nur vorhanden, wo Beides zu- 
fammentraf. Daraus folgt aber nicht, daß Mark und Genofjenihaft ih ge 
deckt hätten. So jehr fie fich gegemfeitig bedingten und beftimmten, jo jehr 
einerjeitd bie Gliederung und Beichaffenheit der Mark Folge davon, daß fie 
von einer Genoſſenſchaft beieffen warb, andererſeits die genoflenjchaftliche Ver- 
bindung Ausfluß der Markgemeinſchaft war: fo wenig giengen doch alle ding- 
lihen Rechtsverhältniſſe aus dem perjönlichen, oder alle perjönlichen aus den 
dinglichen bervor. Beide Rechtskreiſe verharrten vielmehr in einer gewiffen 
Selbftändigkeit gegeneinander, wobei freilih im Laufe der Zeit im Gegenjat 
zu dem urfprünglichen Verhältniß die Mark mehr und mehr in den Vorder⸗ 
grund trat. 

So war zunädft eine im Geſammteigenthum ftehende Mark. die Lebens⸗ 
bedingung jeder Gemeinde, jo daß mit deren wölliger Theilung in der Regel 
jede Verbindung der Genofien, jedenfalls aber ihre Verbindung ald eine Land⸗ 
gemeinde verichwand!%. Die Genofienfchaft wurde daher wol felbft eine Marf, 
ein Dorf, eine villa, ein Hof u. f. w. oder mit dem bavon abgeleiteten Namen 
eine Märkerjchaft oder Markgenofienihaft, eine Gemeinde oder Gefammtheit 
der Mark⸗, Holz, Gereide-, Haus⸗ oder Hofgenoffen, der Land- oder Dorf- 
leute, der Nachbarn oder Bauern, der comprovinciales, compartes, pagenses, 
villani, vieini, eine Ortſchaft, Heimſchaft, Nachbarihaft oder Bauerſchaft ge 
nannt. Allein fie war immer zugleich ein barüber hinausgehender perfönlicher 
Berein und wurde beöhalb nicht nur allgemein als eine universitas, com- 
munio, commwmitas, societas, consortium, als g6nossami, gemein, ge- 
meinde, fondern auch mit Rüdficht auf ihre gerichtliche Bedeutung als ein 
Gericht, eine Hunſchaft, eine Gemeinde der Gerichtögenoffen, eine Echte, Hut 
oder Pflege, mit Rüdfiht auf ihre vielfach auch religtöfe Einheit als eine 
Pfarrei, ein Kirchipiel, eine Kirhhöre oder Kirchmenge, ja mitunter ſogar als 
eine Bruderſchaft bezeichnet). Daß fie aber in allen biefen Beziehungen 


m Bol. Th. DO. 
ı Maurer, Markv. ©. 16. 25. 73. 
10 Die Belege für alle diefe Namen b. Grimm, Grenzalterth. ©. 111. 
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jelbftändig war, zeigte fich beſonders beutlich darin, daß fie auch nach völliger 
Auftbeilung der Mark als perſoͤnlicher Verband für Geriht, Kirche ober 
gegenfeitige Unterftügung fortbeftehen tonnte?). Es war mithin unter allen Um⸗ 
fanden nicht da8 Geſammtrecht an Grund und Boden allein, fonbern zugleich ein 
davon unabhängiges perſoͤnliches Geſammtrechtsverhältniß, welches Die Gemeinde 
bedingte und zufammenbielt. — Umgekehrt lag für die Mark zwar ein Haupt- 
grund ihrer Gliederung nach innen und ihrer Gefchloffenheit nah außen darin, 
daß fie im Gefammteigentbum einer Genoffenichaft ftand. Insbeſondere war 
es eine Folge hiervon, daß Deräußerungen jeder Art aus der Mark heraus 
verboten oder beichränkt waren, indem nicht nur die Subſtanz von Grund 
und Boden nidit ohne Einwilligung der Märker an Ausmärfer veränpert 
werden follte ober eine ſolche Veräußerung durch ein Näherredht oder Vor—⸗ 
kaufsrecht befchränft war?'), fondern noch weit allgemeinere Verbote gegen die 
Ausfuhr der Markerzeugniffe oder ber aus ihnen gewonnenen Fabrikate ein- 
Ihritten, fo lange deren Verwendung, Berarbeitung oder Konfumtion in der 
Mark gejchehen konnte?). Allein e8 gab eine Reihe anderer am Markboden 
haftender Rechte, die mit den Gefammteigenthum baran nicht zufammenhiengen 
und daher auch fortbeftanden, wenn die Mark in Alleineigenthim kam, 


R.A. 502. Landau, Terr. 167. 168. Maurer, Marko. 70. 71. 74. 75. 108f. 
Dorfv. I. 9E—110. Thudihum 117. 2438|. Der Name Bruderſchaft fommt 
vor bei Schöpflin, Als. Il. L 658. 

20) Maurer, Markv. &. 19. Stüvele ©. 106f. 

2) Grimm, R. A. 530. 531. Blumer, Rechtsgeſch. ber ſchweiz. Demokt. 
I, 2 ©. 365. Maurer, Marky. ©. 184. Dorfv. J. 320 — 324. Thudichum 
205 — 208. 

22) Low S. 148f. Blumerl. c. J, 2. S. 359. Maurer, Marko. ©, 179 
—183. Fronh. II. 217. Dorfv. I. 313 — 320. Das Ausfuhrverbot kommt 
vor bezüglich des Holzes 4. B. Grimm, W. I 10. 38. 168. 514. 522. 584. 
767. 768. II. 126. 786. III. 177. 302. 305. 399. 462. 499. 501. 574), ber 
Plaggen (ib. III. 141 8 9), des Strohs und Heues (ib. I. 177), des Düngers 
(ib. I. 642 8 11), des Mergels ꝛc., aber auch der Fiſche und Krebſe (ib. II. 631. 
456. 462) und der aus Markbolz gebauten Häufer, Scheunen und Speicher (ib. 
I. 99 8. 16. 696). Andere Beifpiele 6. Löw 1. c. Kindlinger, Münfter. 
Beitr, III, 2. ©. 378—380. Piper, Beſchreibung ded Markenrechts in Weſt⸗ 
pbalen ©. 204 216. 222. An Genofien war ber Verkauf natürlich geftattet. 
Grimm L 256. 676. In ber Sögler Mark gieng man fo weit, benen, welde 
ihre Felder mit Plaggen aus der Mark gedüngt hatten, den Verkauf ber Früchte 
mit dem Stroh an Ausmärker zu verbieten. Piper l. c. ©. 220. Dad Gebot, 
bie Markfrüchte, 3. B. den Wein, in der Mark zu verzehren (z. B. Grimm, ®. 
III. 350. 362. 867. 458), der Zwang, fie in ber Mark zu verarbeiten (ib. J. 514. 
III. 628) und die Beſtimmung, daß fo gefertigte Waaren nur nach Befriedigung 
des Marfbedürfnifies an Auswärtige feilgeboten werben dürften (ib. I 458. 454. 
IH. 170. 458. 485), gaben vielen Zwangs⸗ und Bannrechten die Entſtehung. 


8 58. Die ländlichen Genofſſenſchaften. . 593 


während fie umgekehrt auf etwa binzutretende Erwerbungen der Genoffenfchaft 
nit Anwendung gefunden haben würden. Man denke nur an ben erhöhten 
Sriedendzuftand einzelner Marken oder an die „Sreibeit* der Marl Bann- 
heuer, in welcher der Todtſchlag vorbehaltlich der Abfindung mit den Ver⸗ 
wandten nur mit brei Hellern gebüßt warb®). 

Wie die Genofienfchaft ale Gefammtheit zur Mark, jo verhielten fich bie 
einzelnen perſoͤnlichen Genofienrehte zu den einzelnen Hufen und Mark. 
nußungen: fie ftanden in dem VBerhältnig gegenfeitiger Bebingtheit, ohne doch 
durchaus zufammenzufallen. Man muß fi für diefen Zeitraum ebenfofehr 
davor hüten, das Genoſſenrecht als reines Privatrecht, wie davor, es als po- 
litiſches Gemeindebürgerrecht zu betrachten. Die in den Städten beginnende 
Trennung Öffentlicher und privater Rechte lag auf dem Lande noch in weiter 
Gerne und deshalb war die Mitgliedſchaft in der Gemeinde ein gemifchtes, 
boppelt geartetes Recht, welches theilweis den heutigen Grundſätzen des äffent- 
lichen und theilweis benen des privaten Rechts folgte. Mit der fortjchreiten- 
ben Berdingliäung trat hierbei freilich die privatrechtlihe Behandlung ſchon 
ſehr in den Vordergrund: allein es kam doch nur erit ausnahmsweiſe vor, 
daß das Genoſſenrecht die Natur eines wahren Sachenrechts hatte. Die Regel 
war vielmehr, daß die Eigenſchaft eines Bollgenoffen, wie fie gleichzeitig 
politifche und privatrechtliche Befugniffe gab, fo einen doppelten Titel voraus- 
fegte, daß dagegen das Verhältniß eines Schußgenoffen oder auch eines Ge- 
noffen zu geringerem Recht auch durch einen entweder nur perfönlichen ober 
nur dinglichen Titel begründet warb. 

1. Um Bollgenofje zu fein, mußte man zunädit dem perſönlichen 
Verbande durch Abftammung®) ober Aufnahme*s) angehören. Die perfön- 
liche Aufnahme konnte, wenn auch nicht mehr wie nad) der lex Salica durch 
Eine Stimme”), doch durch Stimmenmehrheit auch dem geweigert werben, 
welcher eine volle Hufe in der Mark erwarb; gefchah dies indeß nicht, jo galt 
ſchon jett meift durch einen ſolchen Erwerb die Aufnahme als ſtillſchweigend 


2) Löw S. 14. Grimm, ®. I 5%. 
29 Thudichum ©. 209. Maurer, Dorfv. L 184, 185, 


ss Thudichum S. 221—228. Maurer, Einl. 142f. Marko. 112. 113. 
Dorfv. I. 177f. Wenn die engere Gemeinde Jemand aufgenommen batte, konnte 
doch bie größere Märkerſchaft die Aufnahme weigern. 

26) Vereinzelt warb auch jet noch Einſtimmigkeit geforbert. So in einem 
Schwarzwalder W. v. 1487. Grimm L 400; nad Urf. Nr. 279 v. 1253 b. 
Geiberg 1; in Urfern, wenn ber Aufzunehmende nicht Landmann von Uri war, 
Blumer L c. Li. ©. 385. In Baar konnten noch 1697 zwei Genoſſen die 
Aufnahme binden. Blumer 1,2. ©, 331. Undere Beiſpiele von 1794 und 
1760 b. Heusler, Rechtsv. am Gemeinl. in Unterm. ©. 67. 68. 
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erfolgt 7) oder ed trat doch nach Fahr und Tag eine folhe Annahme ein). 
Bisweilen forderte man ſchon ein Einzugsgeld vom neuen Genofjen“), wur 
jelten aber faßte man baffelbe bereits als einen Kaufpreis des Genofjenreihts 
auf?) Ebenſo kam ed nur erft vereinzelt vor, daß man das angeborne 
Genoſſenrecht als „ererbt" bezeichnete ober hehanbelte?). Bedingung ber Auf- 
nahme war urjprünglid Standesgleichheit; alſo bei ber freien Gemeinde die 
Freiheit; allein mit der Ausgleihung der alten Geburtsftände lieg man auch 
börige und eigne Leute zur Genoffenfchaft mit freien?®). Gin weiteres per- 
jönliches Erforderniß des Vollgenoffenrehts war bie ölonomijhe Selbftändig- 
keit, „der eigne Rauch” (eigner Herd, Feuer und Flamme), die Haushäblichkeit 
oder der eigue Haushalt, jo daß ebenfowol unabgejonderte Kinder als Alte 
ausgeſchlofſen waren, Witwen meift das Genoffenrecht ihres Mannes ohne 
Stimmrecht fortführten, binterlaffene Kinder bis zur Gründung eigener Haus 
haltungen des Vaters Recht gemeinfchaftli übten, Unverheirathete aber mit- 
unter jeder Nutzung entbehrten??). Endlich mußte au der Wohufig in ber 
Mark binzulommen, fo daß die in ber Mark begüterten Ausmärker feine 
Vollgenofſen waren“) und Genoffen, welche vorübergehend oder dauernd aus 
der Mark giengen, vorübergehend ober dauernd ihre Rechte verloren 2). 

Zu diefen perjönlichen Erforderniffen der Mitgliebfchaft in ber vollbe- 
rechtigten Gemeinde kamen aber zweitens Grforberniffe bingliher Art. 
Denn da die alte Genoſſenſchaft der perfönlich verbundenen Freunde längft zu 
einer Genofſenſchaft der Hufenbefiger geworben war), gab es ohne Grund- 
befig in der Mark kein volles Genofjenreiht in der Markgenoffenfchaft. Wer 


7) Grimm, W. L 76 88. Thudichum S. 223. Maurer, Einl. 142. 
Markv. 118. Dorfv. I. 177. Dagegen forbert ein W. v. 1297 bei Wigand, 
Archiv J, 4. ©. 106 f. förmliche Aufnahme vor verfammelter Genoffenfchaft. 

ss) 3.8.5. Grimm I. 44. III. 488. 1529 b. Bodmann, Altertb. IL 655. 
1558 in Muri nah Bluntſchli I. 256. Maurer, Einl, 148. 

20) Allgemeiner erft fett dem 16. Jahrhundert. Maurer, Mario. 114 f. 
Dorfv. I. 177—178. 

%), 3. 8. Grimm IIL 124. 125. 319. 

3.8. Maurer, Markv. S. 114. Note 25. 

2) Thudichum S. 209. 247. 248, 

Maurer, Einl. S. 148. Dorfo. I. 124f. Thudichum ©. 209. 288. 
Bluntſchli L 256. IL 69. 81. 82. Blumer IL 2. ©. 256f. Heußler l. c. 
©. 83f. Renaud S. 5. Lim ©. 25. 70f. Landau ©. 167. Urſprünglich 
fiel wol Haudbefig und eigner Rauch zufammen, indem jebed Haus nur Einen 
Herb hatte. 

”) Löw ©. 124. 125. Reuaud S. 6. Bluntſchli I, 258. 413. Mau- 
rer, Marko. ©. 115. Dorfv. L 160 f. Thudich um 283 

s Grimm I 188. Heusler ©. 37. 

20) Vgl. oben $ 8. 24. 
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in der Mark wohnte, ohne in ihr begütert zu fein, gehörte zwar zur Gpnoffen- 
ſchaft, aber nur als Paffivbürger oder Schubgenoffe, nicht als Mlitträger ber 
bie Mark jelbft darftellenden Berfammlung®). Vollgenoſſen waren mithin 


37), Auf einer Verwechſelung theils fpäterer unb früherer Zuftände, theils 
bed Allgemeinen und Parlitulären, theils aber auch des aktiven und des paffinen 
Genofſenrechts beruht die Behauptung Thudich um's, Beſitz von Aderland oder 
Wohnung ſei nie Bebingung des Gemeinderechts gewefen, auch die Cinläufigen, 
Kötter und Tagwer hätten vielmehr von Anfang an ſowol Nutzungsrecht an ber 
Allmende ald Stimmrecht in der Dorf und Markverfammlung gehabt; ihr 
Nutzungsrecht fet zwar ein geringeres geweſen ald das der Hubner oder Schup- 
pofer, Habe aber immer den Charakter eines wahren Rechts, nicht einer bloßen 
Vergünſtigung gehabt; ihr Stimmrecht dagegen babe in allen Dingen und na- 
mentlich bezüglich der Benutzung der Allmenbe, Vertheilung der gemeinen Laſten 
und Wahl der Markbeamten dem ber anderen Genoſſen gleichgeftanben. ©. 211f. 
ART. — Bon allen von Thudichum hierfür beigehrachten Belegen (S. 344 — 
246) bemeift keiner das Behauptete. Die divites, pauperiores et mediocres b. 
Bodmann I 458 d. 1178, die edlen und unedlen, armen und richen in den 
W. v. 1366 b. Grimm II. 419, 1893 u. 1429 i. d. 3. f. heſſiſche Gefch. VIL. 
©. 189 ſchließen weber nothwenbig die Unbegüterten ein, noch könnte ed auf- 
fallen, wenn bier, wie in den W. v. 1887 Nr. 1049 b. Baur, Arnsb. Urkb. 
v. 1384 6. Grimm III. 543, v. 1481 ib. I. 400 u. v. 1543 ib. I. 45, „Arme 
und Reiche“ wirklich im Sinne von „Erundbefltern und NRichtgrundbefigern“ als 
Eigenthümer, als beichließenb oder banbelnd genannt oder Anträge an fte geftellt 
würden. Aus dem Gebrauch folcher Formeln auf eine aktnelle Betheiligung aller 
„Armen*, ihr gleiches Stimmrecht u. ſ. w. zu ſchließen, tft nicht mehr und nicht 
weniger berechtigt, ald wenn man aus dem befannten für ben Ausdruck der durch ihren 
Rath vertretenen Stabt gebräuchlichen Formeln, in welchen mitunter alle Einge- 
feffenen und Einwohner genannt werben, auf deren Bollbürgerrecht fchließen ober 
aus den Privilegien, welche die lanbftändifchen Rechte dem gemeinen Land, Ar- 
men und Reichen, Edlen und Uneblen einräumen, allgemeines und gleiches Wahl⸗ 
recht folgern wollte Dap b. Grimm I. 686 die Kötter bei &ericht erfcheinen 
müffen, wenn es ſich um ein Todesurtel handelt, offenbar um feiner Verkuͤndi⸗ 
gung beizumohnen; daß nach einem W. v. 1429 das Markgericht für Arme unb 
Reiche da ift; Daß nach dem Oberurſeler W. v. 1401 5. Grimm III. 489 die 
Märkermeifter fchwuren, die Mark za versehen, zu schuren und zu schirmen 
und glich damit umbzugeen den armen als den reichen: dies Alles hätte 
Thudich um wol für die Unterwerfung aller Marleinwohner unter das Marf- 
gericht und den von dieſem ihnen allen gewährten Schutz anführen können, es 
tft aber kaum begreiflih, wie daraus ein Stimmrecht der Grunbbefiglofen im 
Gericht folgen fol. In der Altenftädter Marl treten nah ©. 246 i. 3. 1857 
die ſaͤmmtlichen Einläufigen ab und wählen unter fih einen Untermärlermeifter: 
bies beweiſt aber doch nicht eine ehemalige volle Gemeindemitgliedichaft berfelben, 
fondern laͤht gerabe im Gegenteil ihre Entwidlung aus einem Kreife von Schup- 
genoffen zu einer befonderen Genoſſenſchaft (analog etwa: der Gefellengilbe in der 
Zunft) ertennen. Wenn bei Grimm I 79 jeder der zu Nefftenbach gesessen 
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nur gewerte, gejefiene, geerbte, geeignete, begüterte Leute). “Aber auch der 
Grundbefitz genügte noch nicht, nur ein beſonders gearteter Grunbbefiß be 
fähigte zur Vollgenoffenfchaft. Wir Haben oben gefehen, daß von je dem 
Vollgenoſſenrecht eine Summe dingliher Rechte in der Mark entſprach, bie 
wir in dem Begriff der Hufe zufammenfaßten; wir haben ferner gefehen, daß 
bet fortfchreitender Entwidlung Genoffenreht und Hufenbeſitz Korrelate blieben 
und nur ihr Verhältnig zu einander allmälig änderten, indem bie Hufe, einft 
Bolge des Genoffenrechts, mehr und mehr ihrerfeits das Genoffenrecht bedingte 
und beftimmte. Auch jet daher blieb der Grundfaß beftehen, daß nur die 
Hufenbefiger Genoſſen feien, aber e8 trat eine nach Zeit und Ort mannichfach 
verſchiedene Wandlung des Begriffs ber Hufe und damit des Genoffenrechts 
ein, bis jchliegli ganz neue, unter einander weit divergirende Gemeindeformen 
entftanden. Zunädft trat faft überall das alte Grfordernig einer beſonders 
gearteten Gewere an der Hufe zurüd. Urfprünglich war in jeder freien Ge 
meinde Gewere nach Landrecht, in jeder bofrechtlihen Gemeinde Gewere nad 
dem Recht dieſes beftimmten Hofes Bedingung voller Gemeindemitgliedſchaft; 
wer dagegen die Gewere an feinem Gut erft von einem Vollgenofjen ablettete, 


ist, gleiches Recht an Wunn und Weide nießen fol, wirb gerade Angeſeſſenheit, 
b. 5. eben Grundbefiß gefordert. Ebenſo tft es mit ben Deffnungen, welche, wie 
bie des Hofs v. Breiti v. 1439 b. Grimm I. 80 einen Grundbeſitz von drei 
Schub weit und breit, es fei Eigen oder Lehen, für bad Genoſſenrecht fordern. 
Denn ein ganz geringer Grundbefiß iſt boch nicht identifch mit gar feinem, jebeu- 
falls aber beweift bie Ausbrudöwetie, dag man menigftend formell die althenge- 
brachte Grundlage der Nupung fefthalten wollte So bleibt von den Stellen, 
welche Thudihum für ſich anführt, nur die einzige fon v. Löw (©. 26) als 
Beſonderheit bezeichnete Nachricht Mader's von der Karber Mark übrig, 
wonad um 1508 alle mann, in der marck gesessen, arm und reich, edel und 
unedel, mitmärcker gewefen feien, um 1660 aber die Einläufigen bei der Wahl 
bes Märlermeifters gleiches Stimmrecht mit ben Hubern gehabt hätten, während 
freilich paſſiv wahlfähig allein die Huber geweien. Allein während die Nach 
richt v. 1508 mindeftens zweifelhaft läßt, ob auch Grundbeſitzloſe zu den Mär- 
kern gezählt feien, gehört die zweite Nachricht erſt fpäteren Zeiten an. Ueberdies 
find nah Thudichum's eigner Erklärung bie Einläufigen nicht nothwendig völig 
grundbefitlod. S. 212 f. Vgl. Übrigens unten Note 4547. 

” Löw ©. 27. 77f. Grimm, R. U. 505. Bluntſchli I. 79. 251. 
413: Hanffenl.c. 116f. Blumer 1,2. ©. 851. Renaud J. e. S. 6f. Dunder 
Le. S. 157. Manrer, Etnl. ©. 141. 147. Markv. 78f. 82. 106f. Fronh. IIE 
205 f. Dorfv. I. 120f. Dazu bie vielen Stellen in den Weistbümern, welche 
verlangen, daß ber Genofſe m ber Mark „geieffen“ fet, fibe”, „beerbt”, „begätert“, 
„geeignet® fe. 3.B. Grimm, R. A. ©. 508. W. IL 80. 119. 135. 186. 188. 
256 $ 19. 577. 588. 587. II. 18. 178. 201. III. 419. 420.421. Bobmann 
140. Piper. ce. 257. Kindlinger II,2. 386. III, 2. 878. Vgl. au 
Kaiſerr. IV. 20. Ueber die Auonahmen in der Schweiz f. unten Rote 46. 47. 
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war lediglich mittelbarer Genoffe und, wie er nur feinem Grundyerleiher ver⸗ 
pflichtet war, fo nur durch deſſen Mittel und in deſſen Bertretung ftimm- 
oder nutzungsberechtigt). Als indeg mit immer feltener werden Ausnahmen 
bie Beſitzer allodialer ober lehnbarer Grunbherrichaften aus der Genoflenver- 
bindung mit den einfachen Hufenbefigern jchieden 9) und Die Gemeindegenofin- 
ſchaften jo auf die Befiger bäuerliher Güter beſchränkt wurden, verwifchte 
fih mehr und mehr ber Unterſchied des eignen und abgeleiteten reſp. des näher 
oder eutfernter abgeleiteten. Befiges. Auch die einft nur mittelbaren Genofien 
wurden unmittelbar, es genügte nun überall, mochte die Gemeinde frei, vogtei- 
lich oder hoͤrig fein, jedes dingliche Recht an bäuerlihem Beſitzthum, mochte 
ed Eigen oder Erbe, erbliches oder felbft nur Iebensläugliches Kolonatrecht, 
Lehen oder ein anderes baͤuerliches Nutzungsrecht fein‘). Einzig bezüglich 
bloßer Zeitpächter hielt man in der Regel an dem Grundſatz feft, dag fie nur 
prefärer Weile und in fremdem Namen Genofjenvechte üben koͤnnten *). 


”, Bol. 5 24. Landau S. 167. Weber die ähnlichen Verhältniffe an der 
nordifhen Stuf Hanffen b. Fald VI 80—88. Bol. auch Grimm L 122. 
424. 458. 648. 

“ Manrer, Einl. 299. Marko. 80f. 87f. Dorfv. I. 127 f. Seit dem 
15. Jahrhundert kommen nur noch in ben größeren Marten Hblige und Geift- 
liche als Genoffen vor, von einzelnen Waldgemeinfhaften und ſolchen Ritter 
gütern, welche aus dem Zuſammenlauf mehrerer Bauerhöfe heruorgegangen waren, 
abgeſehen. 

e) 3. B. Grimm L. 523: wer geeignet und geerbet ist in der marcken 
ze Sweynheim oder dainne gesessen ist. Ib. I. 80: welicher dry schuch 
witt und breitt hät, es sy eigen oder Zehen, und darin gesessen ist. Bol. 
Löw ©. 29. 89. Renaud ©. 21. Bluntſchli I 252. Maurer, Dorfv. I. 
120. 121. Doch erhielt fih z. B. in Weftphalen darin, daß bei wichtigen An⸗ 
gelegenheiten biöwellen nur bie Erberen (echte Eigenthümer voller Hufen) ſtimm⸗ 
berechtigt waren, bie Kolonen von. ihren Gutsherren vertreten wurden (Löw 
S. 79. 105 f.), oder in manchen Marken darin, bag in gewiſſen Fällen die Lehn- 
bersen von ben Landfiebeln zum Markgericht zugezogen werben mußten ober 
tonnten (3. B. 1354 in Altenhaslau und 1485 in Altenftabt, Grimm IH. 411. 
454) eine Grinnerung der alten Mittelbarkeit. 

“ Bol. Löw ©. 29, 79. 90. Renaub ©. 21. Maurer, Mario. 82f. 
Dorfv. IL 126f. Thudichum 241. Den Webergang zur Annahme eines zeit- 
weifen unmittelbaren &enofjenrechts aud bier zeigt das offenbar von Zeitpacht 
handelnde W. der Foffenhelde v. 1444 Grimm L 583: so einer in der marck 
begütet unnd geerbt sey, der soll sich der marck auch gebrauchen in den 
guedern, und nirgendts anderst, er sey edel oder unedel, so fern er auch 
hands darinnen held und rauch habe; helt er aber selbst nicht hauss oder 
rauch und hette die güter einem andern. verlawen, der da hauss in der 
marck hielt und rauch hette, derselb soll sich auch der marck, als andere 
märcker, zu den gütern gebrauchen, und niemand anders, und er soll auch 
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Wenn fih nun aber nad biefer Richtung hin die Gemeinbeverhälintfie ver- 
einfachten, jo Tomplicirten fie fih durch die Zerfplitterung und Kumulirung 
ber urfprünglich gleichen Hufen. Seitdem mit der Möglichkeit fteter Neu⸗ 
anlage von Hufen und Dörfern auch die Möglichkeit ſchwand, mit der Ver⸗ 
mehrung der Genofſenzahl auch die Hufenzahl entſprechend zu mehren, mußte 
ſich überall die Frage anfbrängen, wie es bei der Theilung einer Hufe mit 
bem Genoffenreht werde. Wenn mehrere Söhne die wäterliche Hufe theilten, 
wenn ein Hufner eine Landparcelle verkaufte, auf welcher der Erwerber einen 
neuen Haushalt grümdete: war nun jede der neu entſtandenen Wirthichafts- 
einheiten eine Hufe? ober war nur bie alte Hofftätte eine folche geblieben 9 
oder waren Theilhufen entftanden? — Die verſchiedene Beantwortung dieſer 
Frage war ber Grund der mannichfachen Unterſchiede in der ferneren Ent- 
widlung. 

a. Wenn man, wie dies ber älteren Auffafiung der Hufe als Ausflufies 
eined perjönlichen Rechtes entiprach, jeden Theil der alten Hufe ald neue Hufe 
betrachtete, jo entftand eine Gemeinde, in welcher der Befit eines Haufes mit 
noch fo geringem oder ſelbſt mit gar Feinem Aderland genügte, um Boll» 
genofje zu werben. In den Gebirgsländern, jeltener im mittleren Deutſchland, 
kamen baher jederzeit Gemeinbegenofienfchaften vor, in benen jeber Befiter 
einer Hofftätte ober eines „eignen Hauſes“ vollberechtigter Genoſſe war ober 
in weldhen ein Minimum von Grundbefit — jo viel, um einen breibeinigen 
Stuhl darauf zu fegen — genügte, um beim Vorhandenſein der übrigen Be 
dingungen zum Gemeindsmann zu qualificiren *). Als dann fpäter alle Ge 
meinden in bem Beftreben nad Ausſchließlichkeit übereinkamen, fuchte man 
auf anderen Wegen den Erwerb des Genoffenrechts zu erjchweren, indem man 
entweber die Anlegung neuer Hofftätten unterfagte oder befchränfte, ober aber 
bie perjönlihen Aufnahmebedingungen verfhärfte*): allein das Uebergewicht 


die zeit er die inkat der marck verbundlich und gehorsamb sein, und der- 
jhenige, der sie verlawen hat, solle mit der marck nichts zu thun haben. 

) Bol. W. der Robheimer Mark v. 1454 b. Löw ©. 25; ber Altenhas- 
faner, Senlberger und Erlenbacher b. Grimm’ IIL 418. 417. 491; der Holz 
mark zu Doethebergen und Stemmen ib. II. 291. 294 (alle diejenigen, so allhie 
eignen rauch haben); die Wiedenmark ib. II. 174: wer da in der Wieden- 
mark sitzt mit feuer undt flammen, der soll sie brauchen und niemandts 
mehr; ber Alpmarf Pfronten 6. Maurer, Marks. Anh. ©. 456, wo ausbräd- 
lich gefagt wird, daß ein Bater, wenn er 9 Söhne bat, baburch, daß er fie auf 
feine Wiefen und Aecker nieberfept, ihnen allen Die Ehafte verichaffen Tann. 
Ebenfo mug man bei allen den zahlreichen Weisthümern, welche Seßhaftigkeit 
und eigenen Rauch, haushäbliches Sigen (buwelich und heblich sitzen) u. dal. 
. ohne nähere Beftimmung fordern (4. B. Grimm I. 188. 198. 209. 266 & 19. 
458. 440. III. 659 2c.) annehmen, daß der Beſitz eines Haufes genügte. Diele 
Beifpiele aus der Schweiz 6. Blumer 1,2. ©. 358. Bol. Note 87. 41. 

, Bol. unten Note 50 und $ 55. 
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ber perfönlichen über die dingliche Auffafjung bes Genoflenrechts blieb be» 
ft 


Dieje Semeindeform konnie nun abernoch weiter entwickelt werben: man konnte 
der Bedingung des eignen Hauſes die anfänglich damit wielleicht identifche*5) Be⸗ 
dingung bes eignen Hausftandes fubftituiren und damit non dem Erforderniß des 
Grundbeſitzes ganz abfehen. Dann entftand eine rein perjänliche Genoſſenſchaft, 
welche ſich von ber älteften Genoſſenſchaft nur darin unterſchied, daß das Genoſſen 
recht Beinen Antheil mehr am Felde, fondern nur Nutzungsrecht an der Allmende 
und Stimmrecht gab. Im ber. That Fam eine foldhe Nechtsbildung vor. Da 
aber barin ein völlige Aufgeben des Princips der Mark» und Hufengemeinbe 
lag, findet fie fih hauptfaͤchlich nur da, wo fich die älteren Verhältniſſe über- 
haupt ähnlich wie in den Stäbten wanbelten. So beſonders in ber Schweiz, 
wo Landesgemeinden mit einem rein politiichen Landesbürgerrecht, das zugfeich 
Allmenbnugung gab, entftanden und wo bann auch engere Verbände auf das 
gleiche Princip gebaut wurden. Daher gab es bier einerjeits Landesgemeinden, 
die gleichzeitig Markgenoflenfchaften blieben, und Fleinere politifche Gemeinden, 
weldhe in berjelben Weile dad ganz allein von Abftammung oder Aufnahme 
abhängende politifche Gemeinderecht als Grundlage der Nutzungsrechte feft- 
hielten *). Wurden dann hier auch für die wirfliche Ausübung ber Allmend- 
nugungen noch weitere Bedingungen als für das politifche Recht gefordert 
(3. B. eigner Hausftand), jo war und blieb doch bie rein perfänliche politiſche 
Gemeinde zugleich Grundlage ber Markgemeinſchaft. Anbererjeits aber gab es 
andy Genofienfchaften, welche äußerlich und innerlich von ben politiihen Ger 
meinden, Merten oder Kirchſpielen verſchieden und lediglich auf ben privatrecht⸗ 
fihen Zwei der Nutzung einer Allmende beſchränkt waren, und welde dennoch 
die alten Grunbfäße über die Mitglienfchaft fefthielten, mithin das Gemeinde- 
und Landesbürgerrecht berüdfichtigten, Geburt oder Aufnahme als einzige 
Erwerbötitel des Genoſſenrechts anerkannten und überdies rein perjönliche Er⸗ 
forbernifie aufftellten, wie fie ſonſt ald Grundlage öffentlicher Rechte vorkommen. 
So tritt bann- hier die eigentbümliche Erſcheinung ein, daß in einer an uralte 
ähnliche Sormen erinnernden Weiſe noch heute Rechte, deren Inhalt rein privat- 
rechtlicher Natur ift, nach den Regeln öffentlicher Rechte erworben und be 
banbelt werden *”). 

“5, Bluntſchli L 256, Maurer, Dorfv. L 125 Note 61. 

6), Beionberd hatten und haben nach in Schwyz und Uri alle Lanbleute als 
folche auch das volle Allmendrecht und gleihes Stimmrecht in Allmenbange 
Iegenbeiten. Maurer, Einl. ©. 806f. 309f. Dorfo. I. 171. Blumer L2. 
348 |. Wyß, Zeitſchr. f. ſchweiz. R. J. 87f. 42. 

47) Sharakteriftiich find befonderd die von Heusler geſchilderten Rechts⸗ 
verhältniffe am Gemeinland in Unterwalden S. 32f. Obwof fich hier die wirth- 
ſchaftlichen Genofſenſchaften mit den politiſchen und kirchlichen in keiner Wetfe 
beden (S. 3 f.), tft doch nicht nur für bie politifchen, ſondern auch für die nup- 
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b. Weit häufiger indeß, als diefe Entwidlung zum perfönlichen Genoflen- 
recht, und faft ausnahmslos in der Ebene war die entgegengefette Entwicklung, 
welche die allzemeine Neigung der patrimonialen Zeit auf Verdinglichung 
und jachenredhtliche Behandlung der öffentlichen Rechte auch in die Gemeinde 
verhältniffe übertrug und fie bier, von der durch die Stäbte hervorgerufenen 
Wiederbelebung des perfönlihen Rechts unberührt, bis in die nenefte Zeit mit 
großer Zähigkeit fefthielt und zum Xheil bis in die ſeltſamften Konſequenzen 
verfolgte. Sie beruhte auf der Auffaffung des Genoffenrechtes als eines 
Rechtes von vorzugsweiſe oder endlich ausſchließlich Tachenrechtlihem Charakter, 
wobet bann bie politifche Seite des Rechts als unfelbftändiges Zubehör feiner 
nußbaren Seite erſchien“*). Freilich gehört die rein vermögensrechtliche Behand» 
lung des Genofjenrehts mit wenigen Ausnahmen erft einer fpäteren Zeit an: 
allein je mehr bie mit dem Genoflenrecht verbundenen Nutzungen am Ges 
meinland an ölonomifchen Werth gewannen, je mehr fie wegen der vermehrten 
Zahl der Nugenden durch die Geſammtheit beſchränkt unb felbft firirt wurden, 
befto leichter Tonnte doch bereits das Nutzungsrecht als die wichtigfte Seite 
des Genoſſenrechts erfcheinen. Man gewöhnte fich bereits, in der Allmend- 
nugung mehr die Urſache als die Solge der perfönlihen Rechte und Pflichten 
bes Einzelnen, feiner Theilnahme an BVerfammlung und Gericht zu jehen. 
Bei ben an fich ebenfowol den perfönlihen wie ben fachlichen Inhalt des Ge- 
noſſenrechts bezeichnenden Ausdrüden, wie Gerechtigkeit, Gemeinrecht, Markrecht, 
Were, War, Schar, Chtwort, Gewalt (potestas), Nachbarrecht, Bauerrecht, 
Dorfreht u. ſ. w. dachte man bereits vorzugsweife an das in vollem Umfange 


baren Befugnifle erfte Bedingung die rein perfänliche Aufnahme ind Landrecht 
und fett der felbftändigen politifchen Bedeutung ber Kirchören und Werten auch 
in das Kilcher- und Nertenredht. ©. 73. 74. Als zweite Bedingung aber tritt, 
damit ein Nutzungsrecht begründet fet, eigned Feuer und Licht im Kirchgang 
hinzu. Grundbeſitz dagegen ift nicht erforderlih. Zwar ift bisweilen die faktiſche 
Ausübung bed Rechts an Grunbbefig gebunden, indem bie Erhaltung des Bich- 
ftandes im Winter das Triftrecht bedingt. Allein darin, dag oft für jedes Städ 
Bieh eine beftimmte Summe gezahlt und ber Betrag auf alle Genofien — auch 
die Armen — nertheilt wird, daß ed erlaubt fit, eine Anzahl gelichenen Viehs 
zu treiben, daß es gleichgültig ift, ob man im eignen oder im gemietheten Haufe 
wohnt unb ob mehrere Genoffen in demſelben Haufe wohnen, zeigt fich deutlich 
bie rein perfönfiche Auffafjung des Genoffenrechts. — Andere Beifpiele rein per⸗ 
fönliher Gemeinden in verfhiedenen Schweizer Kantons (bef. Berner Seeland, 
Solothurn, Argau, Thurgau, S. Gallen, Luzern), wobei ed theilweis zu einer 
förmlichen Abfchließung der von Alters her angefeffenen Gefchlechter zu einem 
perjönlichen Geburtöadel der Vollbürger, gewifjermaßen einem Dorfpatriciat, kam, 
ſ. b. Blumer 1,1. ©. 277. 1,2. ©. 3585|. Wyß 1. c. L 32f. Maurer, 
Dorfv. L 172. 178. 

48) Belege b. Maurer, Markv. 49 — 56. Dorfv. I. 57—61. Thudihum 
©. 286. 237. 
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auszwübende Nutzungsrecht, welches, wo es vorhanden, die übrigen Genofjenrechte 
ſelbſtverftändlich involvire. Es war nur natürli, wenn demgemäß bie vor- 
handenen Nutzungsrechte als Zubehör bes Hofe, defien Befiker fie übte, 
galten und mit dieſem ererbt und veräußert werben Tonnten; wenn ſomit 
ber Befiß als eigentlicher Titel, eine etwaige perfänlihe Aufnahme in bie 
Genofſenſchaft aber als bloße Ausübungsbebingung bed Gemeinderechts galt. 
So bildeten aljo jet wie früher Genoſſenrecht, Nutzungsrecht und Hofbefit 
eine ungertrennliche Einheit: aber in diefer Einheit war der Hofbefik das 
Hauptrecht geworben, das Nubungsreht war Pertineng des Hofbeſitzes, das 
yerfönliche Genoffenrecht ein bloßer Ausflug des Nutzungsrechts. Es entftand 
das „Güterreht”, welches freilich je nach der mehr oder weniger entichiebenen 
Anerkennung der Pertinenzqualität in den verſchiedenen Gemeinden in fehr 
verſchiedenem Grade durchgeführt wurbe‘?). Auch abgefeben von biefen Unter 
jchteden des Grades aber waren die praktiſchen Zolgen biejer veränderten Auf- 
faffung außerordentlich verfchieden. Darin zwar famen alle Gemeinden, weldhe 
das Güterreht annahmen, überein, daß fie nicht mehr jede neu gegründete 
Hofftätte als hinreichend gelten ließen, um den Befiter zum Genoffen zu 
machen. Allein ein durchgreifender Unterſchied entftand zunächft, jenachdem 
fie die Hofftätte allein oder die ganze Hufe als Trägerin des Genoffenrechts 
auffaßten. 

a. Im erſteren Fall gelangte man fehr einfach dazu, die vorhandenen 
Hofftätten als eine geichloffene Zahl von Einheiten zu betrachten, mit welchen 
eine gleihe Anzahl von Genoſſenrechten untrennbar verbunden fe. Wenn 
daher Hufenland veräußert oder getheilt wurde und nene Höfe ſich bildeten, 
fo ließ man nun, falle nicht etwa ein bejonberer Geuoſſenſchaftsbeſchluß es 
zugeftand, kein neues Genoſſenrecht entitehen, dafür aber auch das alte ſich 
nicht mindern. Den neuen unberedhtigten Höfen gegenüber wurben nun Die 
das Bollgenoffenrecht gebenden alten Höfe als die berechtigten, gewerten Höfe, 
als Ehehofftätten, oder fchlechthin als Die Höfe, die Bauerhöfe ac. bezeichnet"). 


) neber Pertinenzqualität und rechtliche Natur ber Nutzungdrechte über- 
haupt vgl. Th. I. 

50) Selbft in fchweizer Gebirgägemeinden kam, wenn auch fpät, eine ſolche 
Entwidlung vor. Blumfer 1,2. ©. 358—855. 1605 wurde in Kurzenberg 
(Appenzell) erkannt, daß nur die Inhaber ber vorhandenen Güter, fofern fie zur 
Nachbarſchaft geboren und in ihr wohnhaft feien, Recht und Gerechtigkeit zur 
Gemeinmart haben follten. In Hadbühl ſetzte die Gemeinde 1663 feft, wer 
Haus und Gut im Bezirk Habe, folle einen Holztheil haben; wer aber in Zukunft 
ohne alte Hofftatt ein neues Haus bauen und zugleich eine Gerechtigkeit Haben 
wolle, ſolle fi) darum mit gemeinen Hadbühlern vergleichen. In einzelnen Ge⸗ 
meinden von Ing, 3. B. 1689 in Blickersdorf und 1741 in Baar, wurde unbe 
dingt audgefprochen, daß Fein neues Haus nugen bürfe. Ganz regelmäßig war 
die Abſchließung einer beftimmten Zahl Chehofftätten und der dazu gehörigen 
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#. Häufiger aber noch gieng man von ber Anſchauung aus, die ganze 
Hufe, Hof und Land, fei Grundlage des Genoſſenrechts, volles Genoffenrecht 
baber an das volle und ungetheilte Betjammenbleiben ber Hufe gebunden. 
Man lieg dann freilich nicht durch jebe Abveräußerung von Land die Boll. 
genoffenichaft untergehen, aber man ſetzte ein beftimmtes Maß feft, über 
welches hinaus die Hufe nicht verkleinert werben burfte, wenn anders der Be 
fiter Bollgenoffe bleiben wollte. Dabei hielt man ſich meift an das alther- 
tömmliche Hufenmaß, welches der Wirthichaft mit einem Geſpann entſprach i), 
vielfach aber firirte man ausdrüdlich die erforderliche Zahl der Morgen. So 
waren nad dem Weisthum von 1385 in ber Bibraner Mark 32 Morgen 
erforberlih und ähnliche Beftimmungen finden fi in niederſächſiſchen und 
jchweizerifchen Markgemeinden’?). Ebenſo war fpäter auf Fehmarn mit bem 
Befitz einer gewifjen Anzahl fteuerbarer Drömten Recht und Pflicht der Boll 
bürgerfchaft verbunden). Meberhaupt aber war eine derartige eigentliche 
Realgemeinde, in welder eine gefchlofjene oder ungeichloffene Anzahl voller 
Banerböfe mit oder ohne genaue Beftimmung bes Minimums ihres Um⸗ 
fange Grundlage ber vollen Gemeinbemitgliebfhaft war, wol bie werbreitetfte 
Gemeindeform, welche in&befondere in den ehemals ſlaviſchen Ländern faft aus⸗ 
ſchließlich die Herrichaft behauptete. 

Sn der Regel aber trat eine weitere Fortbildung dieſer Gemeindeform 
durch die Entftehung einer Klaffe geringerer Genofjen zwifchen den Vollgenoſſen 
und den bloßen Schutgenoffen ein. Wenn durch Zerfplitterung einer Vollhufe 
kleinere Befigungen entftanden, fo konnte, wenn man ber Hofftätte allein bie 
Kraft, das Gemeinderecht zu verleihen, nicht zuſchrieb, das Vollgenoffenrecht 


‚Serechtigkeiten" in ber ebenen Schweiz. Blumer.c. Bluntfhli L 257. 
Auch fonft aber iſt die Fixirung einer Anzahl berechtigter Bauerhöfe überaus 
häufig. VBgl. auch Grimm, W. L 62. 68. 79 8 14. 389. 390. IIL 628. 657. 
659. Maurer, Dorfv. I S. 38—40 u. d. Eitate in Note 69 ib. Thudichum 
©. 290. 291. Vgl. auch unten Note 64. 

s) Löw ©. 27. 77f. Landau, Terr. 169. Thubihum 166f. 211. 
Maurer, Einleitung 129 f. 280 f. Fronh. TIL 200f. 205. IV. 19f. Dorfv. L 
36. 37. 122. 

5”) Bol. Bibrauer W. b. Grimm I 512. 515. In der Holzmark zu Mün⸗ 
ven 5 Morgen Erbland. Grimm IIL 297. In Solothurn gehörten zu einem 
vollen Bauerngut „tn jeder Zelg 4 Juchart und 6% Matte und ein Hofftabt.“ 
Url. v. 1638 b. Renaud ©. 37 Note. 

s Hanſſen S. 110f. Dorfbelieb. art. 18f. ©. 116—118. 122— 127. 
Nur diefe Vollbürger, für beren Recht der Beſitz von 2 bis 5 Drömten binnen 
Geldes bie einzige Vorausſetzung war, erfchienen auf jeder Nachbarverſammlung 
und hatten vollen Antheil an den Gemeinweiden. Ihnen gegenüber galten die 
fog. Snften ale Halbbürger, wurden zu Nachbarverſammlungen nur gelaben, 
wenn ed fih um ihre Angelegenheiten (def. Handbienfte, Schulhaud- und Wege⸗ 
reparaturen) handelte, und hatten einen geringeren Antbeil an den Gemeinwetden. 
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nicht fortbeftehen. Auf ber anderen Seite war zunächft bie Anſchaunng von 
der perjönlichen Natur des Genoſſenrechts noch zu Träftig, um eine wirkliche 
Theilung deſſelben als möglich zu ftatuiren. Wollte man daher das Gemeinde 
recht nicht untergehen Iaffen, jo mußte man neben den Vollhufnern die In⸗ 
haber von nicht hinreichenbem Grundbeſitz als eine Klafle minberberechtigter 
Genofien anerkennen. So entftand eine faft über ganz Deutichland verbreitete 
Rechtsbildung, vermöge deren fi die Aktinbürgerichaft in zwei ungleich be 
rechtigte Kreife trennte: die wollberechtigten Huber, Aderleute, Bauern, Boll- 
fpänner, Fahrenden, Gemeinbsleute, vullwarigen Leute, oder wie fie ähnlich 
beißen mochten, und die im Gegenfaß zu ihnen als Halbbauern, Halbipänner, 
Einipänner, Halfwarige Leute, Schuppofer, in manden Gegenden auch als 
Hübner, Koffäthen, Inften u. |. w. bezeichneten Genoſſen geringeren Rechts, 
welche geringere politifche und nutzbare Rechte hatten und dafür geringere 
Laften trugen ®*). 

Sn ber Auffafjung und Benennung einer ſolchen Mittelflafie ald halber 
Senofien lag der Keim einer weiteren Umbildung. Waren zwar weder bie 
nugbaren uoch Die perjönlihen Rechte und Pflichten des Halbbauern gerade 
auf die Hälfte derer bes Vollhufners bemefien, jo war do dem Gedanken 
einer Theilbarkeit des Genoſſenrechts ald nothwendiger Folge der Theilbarkeit 
bes das Genofienrecht bebingenden Grundbefitzes Einlaß gegeben. Es war be 
greiflich, daß wielfadh von hier and weitere und eigentliche Theilungen ber Ge⸗ 
noffenvechte ald Folge entiprechender Hufentheilungen zugelaflen wurden, daß 
man bie Befiker von Drittels⸗ Biertels-, Sechötelöhufen u⸗ſ. w. als Drittels-, 
Viertels⸗, Sechötelöbauern mit dem dritten, vierten, jechöten Theil der Medhte 
und Pflichten eines Vollgenoſſen anjah°*), während man umgekehrt größeren 
Grundbefitzern mehrfaches Genoſſenrecht zufchrieb %. So wurde enblih das 
Gemeinderecht ein volllommen meßbares Sachenrecht, welches der Größe des 
Grundbefitzes, an dem es haftete, entſprach. Doc gehört diefe letzte Form 
der Renlgemeinde im Allgemeinen erft dem 17. und 18. Jahrhundert an und 


5) Bel. Grimm, R. 4. 505. Renandb Le. 8. 85f. Thubdichum 211. 
212. Maurer, Fronh. II. 578. Dorfv. I 87. 185. Stüpel.c. ©. 5bf. 
Bgl. auch Note 58. Diefe minderbereihtigten Genofſen find von bloßen Schup- 
genoffen wol zu unterfcheiden; es Iaffen ſich eher Adel und Freie ober Freie ımb 
Liten in der Volksgemeinde, ober Minifterlalen und Bnrgenfen in ber alten 
ftäbtifchen Vollbürgergemeinde vergleichen. 

s) Bluntſchli IL 81. 82. Renaud ©. 37f. Maurer, Einleit. 281. 
Martv. 57. Fronh. IE 201. 202. Dorfo. I. 87. 88. 122. 128. Bol. Note 57. 

>” So ſchon In ber Urk. von 1168 b. Lacombl. I. 229 2 oder 3 Holy 
marken einzelner Höfe, 1888 b. Kindlinger II, 2. 326 acht Rechte eines Hofes; 
1421 In ber Schwanheimer Mark 15% und 5% Weren, um 1575 in ber Rans⸗ 
felder Marl 8, 16 bi8 24 Scharen, um 1264 9 Holzmarken eines Hofes, 
Grimm I 525. DI 171. 617. 
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fommt im Mittelalter vornemlih nur in größeren Marken, in denen berr- 
fchaftliche und bäuerliche Befiter Genofjen find, vor"). 

c. Mit ber Hervorbringung dieſer verſchiedenen Formen der Renlgemeinde 
war mun aber die Entwidlung bed Genoflenrechts zum Sachenrecht Feines. 
wegs beichloffen. Sowol das ber Chehofftätte als das bem Hufenland an- 
klebende Genofſenrecht war doch immer nur Zubehör eines Sachenrechts, befen 
Natur es daher vielfach folgte, ed war aber nod nicht felbft ein Sachenrecht. 
An vielen Orten jedoch that man den weiteren Schritt, das Genofjenreit, 
unter ausfchließlicher Berüdfichtigung des nutzbaren Theils ſeines Inhalts, 
als ein ſelbftändiges Sachenrecht zu behandeln), Es war nun eine Im⸗ 
mobiliargerechtigfeit, die vom Gute trennbar und felbftändig Gegenftaub bes 
prinatrechtlichen Verkehrs war. Im Einzelnen freilih wurde ſehr allmältg 
nur und in fehr verfchiedenem Grade die vermögensrechtlie Natur bes Ge⸗ 
noſſenrechts durchgeſetzt und ganz verfchwanden nie die Beſchränkungen der 
Vererbung, Veräußerung und Theilung, welde an die frühere Perfönlichkeit 
des Rechts erinnerten. Vielfach verlangte man zuerft vor der Trennung eines 
Genoſſenrechts von dem Hofe, defjen Pertinenz es bisher geweien, Zuftimmmumg 
der Markgenoffen und forderte überdies die Uebertragung auf ein anderes Gut 
als Bedingung bes Fortbeitandes der Were). Allmälig wurde das Genoffen- 
recht an fich jelbft veräußerlih), aber das Berbot der Veräußerung an Un⸗ 
genofjen oder an auswärts Wohnende, Vorkaufsrechte ber Markgenofien und 
fonftige Beichräntungen unterſchieden es häufig noch von einem reinen Pripai⸗ 
recht; Tänger unb häufiger nod blieb die Theilung verboten ober es wurben 
ihr doch gewiffe Grenzen gezogen‘), Nichtöbeftoweniger wurde doch hier 


7) Vol. die vorige Note und bie Betipiele bei Maurer, Markv. ©. 55f. 
Beionberd aber über die durchaus theilbaren und kumulirbaren, niemals aber ohne 
den Hof veräußerlichen Wahren der weftphäfifchen Marten Löw ©. 78. 79. 87 
unb viele Belege ©. 96f.;. ferner Kindlinger IH, 2. 378. 888. 886. Piper 
l. c. &. 158. 159. 160. 203. 219. 227. 230. 236. Niefert 199. 142. 148, 145. 

8, Dal. Bluntſchli I. 88. Renaud 1. c. 48f. Sternbergl. ce. ©. 6f. 
Michelſen l.c. ©. 95f. Dunderl,c. ©. 1675. Römer lc ©. 97f. 
Maurer, Markv. 61f. Dorfv. I. 65f. 

2) So 1210 b. Seibert II, 1. 178: emerunt unam warandiam integram 
que vulgo dicitur echtwört in marcha Hustene presentibus marchenetis et 
convenientibus . . . Prefati autem fratres eandem warandiam curti in Mar- 
suelde assignarunt. Aehnlich 1204 u. 1242 ib. 169. 282. 

eo) Schon 1267 (Url. b. Maurer, Dorfv. I 66. Note 8) heißt es: si tamen 
alieui praedictum achtwart vendere vellent. Urk. v. 1341 u. 1866, nach benen 
4 und refp. 2% Holzmarten für fi allein verfauft werden, bei Thudichum 
S. 287. DBeijpiele v. 1330 u. 1359 aus Zärih b. Wyß l. c. L 58; v. 1676 
aus Schottwyl u. Solothurn 5. Renaud 48. Schauberg, Zeitichr. I. 194. 
Andere DBeifpiele bei den in Note 58 Gitirten. 

1) So galt in Grüningen, wo die Märlerfchaft aus ben Befigern von 296 
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überall die Anſchauung des Genoflenrechts immer verwandter mit ber einer 
Altie am Gemeinland, weldhe eine genau beftimmte Quote des Marknutzens 
und gleichzeitig die entſprechende Duote der oͤffentlichen Befugniffe und Laften 
in der Gemeinde gab. Faſt alle, umter einander ſehr verfchiedene Formen der 
jo entftandenen Nubungs-, Rehtjamen- oder Meentengemeinde gehören 
erft einer fpäteren Periode an und es wird dort von ihnen noch die Rede 
feine). Die Anfänge ihrer Bildung aber zeigen fich ſchon außerordentlich 
früh. Namentlih war dies in den großen Marken der Fall, die fih ja ſchon 
jeßt häufig bloßen Privatforporationen nähertene). Und in Ditmarfdhen, wo 
fpäter die äußerften Konfequenzen diefer Richtung gezogen wurden, ſah fi 
bereits im 16. Sahrhundert fogar die Gefeßgebung veranlaßt, zu Gunften der 
im Leben offenbar nicht mehr feftgehaltenen Pertinenzqualität ber Meenten 
einzuſchreiten °4). 

2. Wie nun aber die Vollgenoffengemeinde zuſammengeſetzt fein mochte, 


in da8 Marfbuch eingetragenen Marken beftand, noch in dieſem Jahrhundert ein 
Borlaufsreht der Märler, wenn ein Genofie eine Mark an einen Nichtmärter 
verlaufen wollte. Thudichum 285 Note 2. In Fronhauſen und einigen an- 
beren Orten tft nah Sternberg (S. 11), der hierin mit Unrecht eine jüngere 
Rechtsbildung als in Oberbeffen fieht, noch jept die Veräußerung ber Gemeinds⸗ 
theile nur an Leibederben geftattet, fie werden durch Wegzug verloren und werden 
bei eintretenden Vakanzen von ber Gemeinde an bie fi) dazu "melbenden Ein- 
wohner gegen Einkaufsgeld abgegeben. 

®, Sowol tn der Schweiz, ala in Württemberg, Heffen und wo fie fonft 
vorfamen, wurden die Rechtſamengemeinden erft im 18. Jahrhundert gewöhnlich. 
Ganz unbaltbar ift die Anſicht Thudichum's, welcher bie felbftänbige Verkußer- 
lichkeit der Nutzungen für älter als ihre Verbindung mit dem Grunbbefi hält. 
DByl. unten $ 55, 

* In der Marl Sinzig waren jhon um 1884 die Marten, Rotten und 
Gewalten einzeln veräußerlih und vererblich. Mone, Zeitichr. V. 419— 423. 
In der Mark Bellersheim Tamen im 16. Sahrhundert nicht nur ganze und halbe, 
fondern %, %, 11%, 9, 14%, 35%, 42 Wehren als felbftändige Vermögendrechte 
in Einer Hand vor. Auch die Beifpiele in Note 59 u 60 find aus großen 
Marten. 

“) Eine in das Landr. v. 1567 art. 87 aufgenommene Berorbnung ſchreibt 
die reine Realgemeinde vor. Nah 8 6. 10. 12 foll die Theilnabme am Gemein- 
land mit dem Beſitz eined ber berechtigten Höfe verknüpft fein und es fol 
nemandes sine gerechticheit an der gemeinen mark einem andern verkopen 
efte verpanden, sunder de schal by dem gehofte bliren und wol den hof 
kofft edder in sine pandiyke gewher nimmt, dem schal solcke gerechticheit 
mede folgen. Reue Anbauer follen feine Meente erlangen, idt geschege denn 
mit willen der gemeinen burschap ($ 10), Kötter ebenfo nur mit ihrem Willen 
Nutzungen üben ($ 7). Die Meenten follen ferner untheilbar fein und bei Guts- 
tbeilungen am Hofe haften. 
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ob fie aus allen Haushefigern ober aus den Befitern gewiffer Höfe oder aus 
ben Befitern eines gewifien Landmaßes beftand oder ob gar das Erforderniß 
des Grundbeſitzes fortgefallen war und ftatt deſſen entweder rein perjönliche 
Eigenſchaften oder umgekehrt der Beftt ideeller Quoten des Gefammtredhts 
die Mitgliedfchaft gaben, ob fie ferner im fich nicht weiter gegliedert war oder in 
mehrere Klaffen zerfiel ober fich nach beliebigen Duotenrechten der Einzelnen ftufte: 
eine Bollgenofjengemeinde gab ed überall. Und dieſe Vollgenoſſengemeinde 
bildete ganz in demfelben Sinne die Gemeinde überhaupt, wie einft die Boll» 
bürgergemeinde in den Städten allein die Bürgerjchaft gewejen war. Sie 
allein war aftive Zrägerin des Geſammtrechts in Genoffenfhaft und 
Mark und ihre Verſammlung ftellte einerjeitd die universitas oder gemein 
der Nachbarn, andererjeit dad Dorf ober bie Mark als räumlich⸗diugliche 
Einheit dar. Sie verfügte daher über die Mark und deren Nußen, ie 
wählte, regierte, richtete, wied das Recht, ihre Mitglieber hatten volle 
Nugungen an der Allmende, dafür aber auch volle, ſei es öffentliche, fei es 
berrichaftliche, ſei es genoffenfchaftliche Laften der Perfon (Kriegöbienft und 
Frohnden) wie des Vermögens (Abgaben und Steuern). 

Es ift aber eine zu Irrthümern veranlaffende Ausdrucksweiſe, wenn man 
für die ältere Zeit den Bollgenofjen alle übrigen Mark» oder Dorfbewohner 
als Ungenofjen gegenüberftelt. Für bie fpätere Zeit, im welcher die Ge— 
meindölente fich zu einer privilegiirten Korporation abſchloſſen, trifft dieſer 
Ausdrud zu. Urſprünglich dagegen ftanden alle Markbewohner nit außer 
halb des Genofjenverbandes, jondern gehörten ihm in vemfelben Sinne an, 
wie etwa in ben Städten die Handwerker der Bürgerichaft, in ben Territorien 
bie Nicht-Stänbe der Landſchaft, in den Zünften die Lehrlinge und Gefellen 
der Zunft. Wahre Ungenofjen waren nur die Ausmärker, mochten fie auch 
wegen ihrer in der Mark belegenen Befitungen der Mark dinglich verbunden 
und deshalb zu einzelnen Allmendnutzungen berechtigt fein®), ober ſolche 
Inmärfer, welde ihr ganzes Befigthum abgemarkt hatten®), Wer dagegen 
ohne Vollgenoffenredht in der Mark wohnte, gehörte als Schußgenoffe ber 
Gemeinde an, war aljo in den perjänlichen Frievend- und Nechtöverband ber 
Genoſſen eingefchloffen, wenn er auch als bloßer Paffivbürger der eigenen Ge- 
nofjenrechte entbehrte. Solche Schußgenoffen waren ber Gemeinde theils 
mittelbar theils unmittelbar unterworfen. Mittelbar ftanden im Gemeinde 
verbande Alle, welche dem perjönlichen ober dinglichen Herrſchaftsverbande eines 


5 Vgl. Löw ©. 80. Maurer, Marko. 128. Fronh. IH, 210, Dorfv. I. 
159 f. Landau 184 Renaud 22, Beijpiele, wonach der bloße Grunbbefig 
ohne Wohnung einige Rechte giebt, aus Unterwalden b. Blumer I, 2. 361; aus 
Altenhaslau Grimm III. 456. Vgl. ib. L 55. 137. 455. Schauberg L 3. 
112. 192. 

*, Maurer, Einl. 216. Dorfv. I. 155. 








5 58. Die ländlichen Genofjenfchaften. 607 


Vollgenofſen angehörten®). Sie wurden gegen die Gemeinde und in ihr 
durch den Bollgenofjen, dem fle verbunden waren, geſchützt und vertreten, fo 
daß biefer fogar für ihre Frevel antwortete und baftete; fie hatten daher auch 
an der Allmende Fein eigenes Recht, jonbern nur ben ihnen etwa eingeräumten 
Antheil an ben Nutzungen ihres Schutzherrn, wofür fie auch nur ihm direkt 
zu Dienften und Abgaben verpflichtet waren. In ſolchem Verhältniß ftanden 
die Mitglieder des Hausweſens eines Genofien, Familie und Gefinder). Ur 
fprünglich gehörten aber and Alle, welche auf eines Genofien Grund und 
Boden faßen, alfo die Hinterfaffen, Kolonen, Pächter oder Miether eines 
Gemeindsmanns in biefe Klafſe. Sie indeß ftiegen allmälig theils zu eigenem 
Genoſſenrecht, theils wenigftens zu unmittelbarem Schutzgenoffenrecht auf. 
Unmittelbare Schutzgenoſſen waren Leute, die von der Gemeinde als Gejammt- 
beit vertreten und gefhügt wurden. Zu ihnen gehörten Alle, welche in ben 
Sriedend- und Rechtöverband aufgenommen oder durch Abftammung ihm an- 
gehörig waren, aber entweder wegen mangelnder perjönliher Eigenſchaften 
oder wegen Mangels eines hinreichenden oder qualificirten Grundbefitzes be 
ziehungsweiſe einer Rechtſame au der Vollbürgergemeinbe nicht Theil nahmen ®*). 
Die jehr verſchieden geftellten und benannten Klaffen diejer Leute — Kötter, 
Drinffiter, Selbner, Hüttner, Häusler, Lehner, Tagwer, einläufige, arme oder 
ungewerte Leute, biöweilen als Beifiter oder Hinterjaflen zufammengefaßt — 
famen barin überein, daß fie ein eigenes Recht weder in der Genoſſenſchaft 
noch an der Allmende hatten, dafür aber auch bie öffentlichen oder Gemeinde- 
laften nicht mitirugen. Nur die Anfangs jehr freigiebig gewährten Nutzungen, 
weldhe auf befonberer Bergünftigung der Gemeinde oder auf einem fpecichen 
der Gemeinde gegenüber begründeten Rechtstitel berubten, ftanden ihnen zu), 


er, Bol. Löw 128. 124. Bluntſchli DI. 68. Blumer I, 2. 366f. Re- 
naud ©. 21. 22. Heusler L c. 89-44. Maurer, Markv. 104. 117. Dorfv. 
L 142—144. 151—154. Grimm I 540 $ 20: der brodherr musz für den 
knecht antworten. 

®) Bol. Löw. c. 79f. 117. Weiske J. c. S. 81f. Renaud 7f. 59f. 
Blumer L 1. 889f. I, 2. 324—828. Bluntſchli L 251f. Sternberg 
© 9f. Stüvelc. S. 56f. HeudlerL co. ©. 47-52. 76-92. Maurer, 
Markv. 115f. Dorfv. L 135 f. In größeren Marten kam es bisweilen vor, 
daß ganze Dorfichaften im Beiſitzerverbande ftanden, fein Stimmrecht und ge 
ringere Nupungen hatten. Laudau, Gane I. 18f. 21. 22. 45. Maurer, 
Martv. 17—19. 122. 123. 

) Bol. Bibrauer W. v. 1885 b. Grimm I. 512: auch wysen wir daz 
der einlefftige kein recht en sal h’an in der marcke, dan waz er gnaden 
von den merkern hat. Grimm II. 124. 176. 178. 808. Piper 224. 226. 
230. 231 (vergünnen — aus gunsten — vergünstigungh), Wigand, Archiv 
IV. 168, Löw &. 2. 79. 117. 121f. Bluntſchli I. 261. 259. Renaud 
9. 59. Mittermater, P. R. 8 97. Heußler 1. c. ©. 52. Maurer, Markv. 
118. 191. Dorfv. I. 327 —230. 
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fowie ihnen umgekehrt der Gemeinde ober der Herrichaft gegenüber diejenigen 
Laften und Dienfte oblagen, welche ihnen entweder ale Entſchädigung für 
derartige befondere Nubungen oder ald Schutzgelder für den ihnen gewährten 
Schuß oder bei Neuanziehenden als Bedingung des Einzugs und ber Nieder 
lafjung ober jonft aus einem fpeciellen Grunde auferlegt waren”). Cbenfo 
bieng es vom Belieben ber Gemeinde ab, ihnen in einzelnen auch fie be 
treffenden Angelegenheiten eine Stimme einzuräumen"). Paſſiv dagegen 
waren von je bie Beifaffen gleich den Vollgenoffen Theilnehmer am geuofien- 
Ichaftlichen Frieden und Recht, fo daß fie vor dem Märker- und Bauerngericht 
Recht fordern konnten und nehmen mußten, den Gemeinbebeamten, ben Ge 
meindebefchlüffen, der Mark⸗ und Feldpolizei u. f. w. unterworfen waren und 
einen Rechtsanſpruch auf Schub umb Bertretung durch die Gemeinbe hatten. 
Allmälig indeß mußten dieVerhältniffe der Schutgenoffen fich vielfach ändern. 
Aus prefären Allmendnubungen wurben durch das Herkommen oft fefte Rechte, 
die endlich nicht mehr qualitativ, fonbern nur noch quantitativ von den gemeinen 
Nutzungen des Bollgenofien verfchieden ſchienen. Ebenſo aber wurbe bie Heran- 
ziehung ber Beifiter zu Laften und Abgaben micht mehr als Folge beionderer 
Berpflihtungen, fondern als nothwenbiger Ausfluß ihrer Gemeindemitgliedſchaft 
betrachtet und nach dem Berürfniß ber Gemeinde bemefien. Ihre aktive 
Theilnahme an einzelnen Gefammtangelegenheiten erfhien als ein felbftän- 
diges, wenn auch geringeres Genoffenreht. Kurz, fie wurden, obfchon zu 
Fleinerem Theil, Mitträger der Genoſſenſchaft, fie wurden aus bloßen Paffiv- 
büggern Aktivbürger geringeren Rechts. ine ſolche Auffaffung wurde be- 
fohders da, wo auch bie alte Vollgenoffengemeinde in mehrere Klaffen zer- 
fallen war, erleichtert; wo aber das Genoſſenrecht theilbar geworben war, Yag 
es nahe, das Beifiterrecht als eine verhältnigmäßige Quote des Vollbürgerrechts 
aufzufaffen 2). Auf diefem Wege Tonnte e8 endlich tahin kommen, daß Kötter 
und Beifiger wirflih zu gleichem Recht oder doch zu gleichem perjönlichen 
Recht unter Beibehaltung der Unterfchiebe der Nutzungen in die Bollgenoffen- 


0) Bol. Maurer, Dorfv. I. 151 und bef. über das heſſiſche Beiſitzergeld, 
neben welchem ein Viehgeld für die Mithut und ein Holzgeld für das Leſeholz⸗ 
recht vorlam, Sternberg L 9. 14. 15. 17. 18. 19. 64. 106. Bol. auch Re- 
naud ©. 29. 60. 129. Grimm II. 255 Rote. 

19 Beifpiel in Note 37. 53. Vgl. Sternberg ©. 6. 7. In Weftphalen 
waren die Kötter ohne Stimmrecht und nicht verpflichtet, im Markgericht zu er 
fcheinen, die Befchlüffe wurden ihnen aber publicirt. Piper 224. Kindlinger 
II, 2. 384. dw 119. 

72) So wurden in Weftphalen häufig die Kötter als Biertelögenofjen ange- 
fehen. Löw. 119. In neuerer Zeit wurden in Sachſen 4 Gärtner und 8 ober 
16 Häusler, in Baiern 32 Seldener, in Franken 4 Sölden einem Bollfufner gleich 
geachtet. Maurer, Dorfv. I. 140. 141. 
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gemeinde eintraten?®) und daß fo in ganz normaler Weiſe analog der Aus- 
bildung des einheitlichen Stadtbürgerrechts ein einheitliches Ortsbürgerrecht 
aud dem Innern der ländlichen Gemeinde entwidelt wurde. 

Allein die Anfänge einer derartigen Entwiclung fielen in eine Zeit, in 
weldher die politiſche Geftaltungskraft der Nation abnahm; gleich allen anderen 
nad ftarrer Abichliegung ftrebenden Korporationen fuchten jegt die ländlichen 
Bollgenoffenfchaften durch Fixation der Genoffenzahl ober Erfchwerungen ber 
Aufnahme fi gegen den Andrang von unten zu fehügen, den ausgefchloffenen 
Elementen aber fehlte die Kraft und der dffentlihe Sinn, welche in ben 
früheren Jahrhunderten derartigem Ringen faft immer den Sieg gefichert 
hatten. Die Vollgenoffen wollten womögli die Beifaffen von jeder Nutzung 
ausſchließen, gleihwol aber ihnen im vollften Umfange Laften und Steuern 
aufbürben, es kam in der That jet das Verhältniß der eigentlichen Beiſaſſen 
oder Hinterfaffen auf, welche zur Anfievlung nur unter Uebernahme aller 
Laften ohne die entfprechenden Rechte zugelaffen wurden ”*); die Beifiter wollten 
umgefehrt zwar mitnußen, öffentliche Pflichten und gemeine Laſten aber nicht 
übernehmen. So verſchwand die alte Identität von Genoffenihaft und Ge⸗ 
meinde, die alte Genoffenfchaft, jo weit fie fi zu halten vermochte, ſchrumpfte 
zu einer privilegiirten Korporation zufammen und es fiel größtentheil den von 
außen wirkenden Kräften zu, eine neue politiihe Gemeinde zu konſtruiren. 
Davon aber ift erft in der folgenden Periode zu handeln. 

U. Wenn fo im Allgemeinen die ländlichen Gemeinden ihrer Grundlage 
nah Mark- und Hufengenoffenfchaften im alten Sinne blieben, fo wurde 
auch ihre rechtliche Bedeutung im Ganzen nicht verändert. Sie blieben 
daher wirtbichaftliher und politifher Natur zugleih und waren in Folge 
beffen nad) wie vor weber rein privatrechtliche noch rein öffentlichrechtliche Ver⸗ 
bände, jondern beibes, und dies zwar fo, daß weder praktiſch noch begrifflich 
an ihnen das, was Öffentlichrechtlich, und das, was privatrechtlic) war, gefchie- 
den wurde, fondern jede einzelne Rechtsbeziehung der Genoffen zu einander, 
der Genoſſen zur Genoffenfchaft, der Genofjenichaft zu höheren Verbänden 
etwas von öffentlichrechtlichem und etwas von privatrechtlihem Weſen an fich trug. 

Durchaus die Negel war es, daß wirthichaftliche und politiiche Gemeinden 
äußerlich und innerlich identiſch waren; äußerlich infofern, als die räumlichen 
Grenzen der Mark zugleich die einer Ortſchaft, einer Gent, einer Vogtei 
oder eines jonftigen Amts- oder Gerichtsbezirks zu fein pflegten, der Perfonen- 
kreis der Markgenoffen aber zugleich eine gejchloffene Gerichte-, Nechte- und 
MWehrgenofjenichaft bildete; innerlih injofern, als die Theilnahme am Ge- 
jammtvermögen und die Theilnahme an den politiſchen Gemeinderechten durch 


7) &öw 79. 119. 120, Renaud 36f. 41f. Maurer, Marko. 122. 
Dorfv. I. 141. 154. 

2) Heußler l. e. 47f. Thudichum 229, 

L 39 
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die gleihen Grundſätze beftimmt ward. Indeß waren doch hierin mancherlei 
Modififationen eingetreten: Marken, welde feiner politifchen Gliederung bes 
Volkes mehr entiprachen, waren haufig. Mitunter beftanden dann nichtebefto- 
weniger einzelne Folgen der ehemaligen weitergehenden Verbindung unter den 
Genoſſen folder Marken fort. Aber auch wo dies nicht der Ball, ſondern 
dad Gefammteigentbum an der Mark das einzige Band ber im Uebrigen 
völlig von einander getrennten Ortſchaften oder Einzelnen geworben war, 
nahm die Genoſſenſchaft zwar den Charakter einer reinen Wirthichaftsgemeinde, 
nit aber den einer Privatrechtsforporation im heutigen Sinne an. Denn 
da das Geſammteigenthum wie das germanifche Grundeigenthum überhaupt 
privatrechtliche und politiihe Befugniffe ungetrennt enthielt, hatte jede Marf- 
genoffenfchaft ſchon aus diefem Grunde öffentlichrechtliche Bebeutung. 

Sp waren namentlich die größeren Markverbände fowol binfichtlich ihrer 
inneren Struktur als hinfichtlih des Umfangs und Zwecks ihrer Thätigkeit 
weientlih nur noch Gefellihaften zur gemeinfamen Bewirtbichaftung einer 
Marl. Allein von einem Privatverein, der fich zum Zweck ber gemeinfamen 
Benußung von Wald und Weide heute etwa bildete, unterſchied fie doch, von 
den mannichfachen Weberbleibjeln einftiger weitergehender Bedeutung abgejehen, 
vor Allen der Umſtand, daß die Markgenoffenichaften fein bloße Privat- 
eigenthbum, fondern, fei e8 nun jelbftändig oder mit einem Herrn und deſſen 
Beamten gemeinfam, grundherrliche, alſo politiiche Herrichaftöbefugniffe an 
ber Mark übten. Deshalb waren fie auch nicht nad) einer frei vereinbarten 
Berfaffung, jondern in den Formen bes alten Volksrechts und der alten 
Volksgerichte thätig; fie hatten auf ihren regelmäßigen Verſammlungen Feine 
außerordentliche oder blos fchiebsrichterliche, fondern eine ordentliche Gerichts⸗ 
barkeit und Strafgewalt, ein wahres Geſetzgebungsrecht, eine eigentlihe Ver⸗ 
waltung und Polizei, ein felbftändiges Schußrecht bezüglich des Markfriedens 
und Markrechts nach außen und innen; ihre Vorfteher endlich waren öffentliche 
Beamte und übten öffentliche Gewalt. 

Ganz dafjelbe gilt aber auch von den innerhalb einer Gemeinde ſchon 
jet bisweilen vorfommenden Genofjenfchaften, die ohne Zufammenhang mit 
der politifchen Organifation Tediglich zum Zweck der gemeinfamen ökonomiſchen 
Benutzung eines Markſtückes beftanden. Auch fie waren noch nicht, wie jpäter, 
wahre Privatforporationen, ſondern wirthichaftliche Gemeinden. Als Beifpiel 
können die Alpmarfgenoffenihaften dienen”). Es gab nämlich neben ben 
von den gewöhnlichen Marken in nichts verjchiedenen Alpınarken, welche einem 
einzelnen Dorf oder einer Mehrzahl von Dörfern gehörten ”*), einzelne Alp- 


25, Maurer, Marty. S. 88-47. Blumer 1,1. S. 386f. I, 2. 369— 974. 
Heusler 1. c. S. 99 f. Sie kommen in Tirol, Allgäu, Bregenz, Glarus, Appen- 
zel a. Rh., Unterwalden, S. Gallen zc. vor. Der ältefte Alpbrief ift ber von 
Krauchthal v. 1458 b. Blumer I, 1. ©. 886 f. 

’* Maurer, Markv. S. 86-88. Anh. Nr. 1 S. 451f. 
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marken, die fpäteren fogenannten Kapitaliftenalpen, welde im Gefammteigen- 
thum einer Anzahl mit einander politifch nicht näher verbunbener Grundbeſitzer 
ftanden. Dieſe Genofjenfchaften find Heutzutage unzweifelhaft reine Privat- 
rechtöforporationen. Urfprünglic aber war es andere. Denn auch fie find 
nicht aus einer zufälligen Eigenthumsgemeinſchaft, jondern aus uralten Mark⸗ 
verbindungen hernorgegangen??) und haben deshalb bis weit über das Mittel. 
alter hinaus ben Charakter wahrer Wirthichaftsgemeinden mit gleichzeitig öffent- 
lichrechtliher Bedeutung gewahrt. Zwar ihre Außere und innere Einrichtung 
war jhon im 14. und 15. Jahrhundert faft dieſelbe wie heute und der einer 
Aktiengeſellſchaft auffallend ähnlich. Danach wurde und wird die Genofien- 
ſchaft von den Inhabern gewiffer ibeeller Antheile an der Nutzung der im 
Gejammteigenthbum oder doch im Geſammtlehnrecht'e) ſtehenden Alpmark ge 
bildet. Dieſe Nutungsantheile, welde Kuhheſſen, Alprechte, Gräfe, Stöße ıc. 
genannt werben, find nach Zahl und Umfang firirt, indem durch eine genaue 
Schätzung (Stublung) der Alp nad der Menge des Viehs, das auf ihr 
fommern Tann, beren Werth feitgeftellt und in ideelle Quoten getheilt tft, 
deren Ginheit dem fommerlichen Yutterbebarf einer Kuh entipricht, während 
der Bedarf von anderem Vieh nah einem ein für alle Mal feftgeftellten 
Berhältnig in einer Mehrheit oder einem Bruchtheil foldher Quoten audge- 
drüdt wird’). Diefe Nutzungstheile find veräußerlich, vererblich, theilbar und 
fumulirbar; nur find biöweilen Verlaufe an Auswärtige verboten oder durch 
Näherrechte beſchränkt, für die Bereinigung in Einer Hand Marima, für bie 
Theilung Minima feitgefeßt und bei Befißveränderungen intragungen in 
befondere Alpbücher erforderlih®). An der Spike einer ſolchen Genofjenfchaft 
ftehen gewählte Borfteher (3. B. Alpmeifter und Oberalpmeijter im Allgau, 
Alpmeifter in S. Gallen und Appenzell, 5 Alpleiver in Glarus), welde 
ihrem Gelöbniß gemäß für der Alp Nußen, für Wege, Stege und andere 
Nothdurft zu forgen, ihre Benutzung zu beauffichtigen, die Zeit der An- und 
Abfahrt, die Art und Weiſe der Nutzung und was fonft das Intereſſe der 
Mark erfordert anzuorbnen, verwirkte Bußen einzuziehen, zu verwalten und 
zu verrechnen und die Alpbücher zu führen habeneu). Sie leiten zugleich bie 


1) Sn welcher Weiſe, ift freilich ungewiß. Heusler vermuthet, daß fie in 
Folge der buch Entftehung der Grundherrfchaften an der ungetheilten Mark 
bervorgebradhten Veränderungen gebildet worden jeien. 

78) So 3. B. an der Alp Girlen in ©. Gallen. Maurer, Markv. ©. 40. 

”, So war bie Krauchthaler Alp in 613 % Stöße getheilt, deren einer ein 
Zeitrind, 4 ein Pferd, 2 ein Füllen zu weiden berechtigten, während 2 Graskälber 
oder 6 Schafe auf einen Stoß giengen. Andere Beijpiele db. Maurer 1. c. 39. 
40. Blumer I, 2. 870, 

%, Maurer, Markv. 40. Blumer I, 2. ©. 378. Heusler Lc. 102. 103. 

2, Maurer, Markv. 41f. 45f. Die Bußen fielen in Krauchthal zu % an 
die Alpleider, % an ben Ammann oder Weibel, X an die Genoflenjchaft für 

39* 
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jährliche ordentliche oder eine von ihnen berufene außerordentliche Genofjen- 
verfammlung, welche Die wichtigeren Angelegenheiten nah Stimmenmehrheit 
jelbft erledigt, Wahlen und Rehnungsabnahme vornimmt, eine genoffenjchaft- 
liche Gerichtöbarkeit ausübt und vermöge ihrer Autonomie die Alpfatungen 
feftjtellte*). Während nun aber feit der Entftehung einer ftaatlichen Gebietd- 
hoheit die Alpgenoffenfchaften als Privatgefellihaften gelten, welche das Privat- 
eigentbum an einer Alp befigen®?), wogegen die Landesregierung oder die 
Gemeindevorftände die Markpolizei, die Auffiht über die Wege, die Fürforge 
gegen Meberlaftung der Alp, die ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit, die 
eigentliche Geſetzgebung, kurz alle in der Grundherrſchaft Tiegenden Befugniffe 
ausüben®‘): jo waren noch weit über das Mittelalter hinaus die Genoffen- 
ihaften ſelbſt im Beſitz diefer und anderer politifher Gebietörechte®*) und 
hatten daher troß ihrer privatrechtlichen Geftaltung nicht die Bedeutung bloßer 
Privatvereine, fondern die Bebeutung wirthichaftlicher Gemeinden. 

Aehnlich verhält es fih mit den bezüglich einzelner Waldmarken vor- 
fommenden Walderbichaften oder Holzmarkgenoffenfhaften®*), mit den bezüg- 
lich einzelner Weinberge beftehenden Weinbergsgenoſſenſchaften?), und mit 


— 


Wege, Stege und andere Nothdurft der Alp, Blumer I, 1. 3836. War nod 
ein Weberfchuß, fo wurbe er auf bie Kuhrechte vertbeilt. Ib. I, 2. 373, Bis- 
weilen fommt neben dem Alpmeijter ein Ausfchuß, „Berordnete von gemeiner 
Alpgenofjen wegen”, vor. Maurer, Marko. ©. 46. 

2) Vgl. die Nachweife über Alpfagungen aus dem 15.—17. Sabrhundert b. 
Maurer 1. c. 41—44. Blumer I], 1. 387. I, 2. 370. 873 f. 

3, Daher wurden durch Glarner Gemeindebeſchluß in einem Streit zwiſchen 
einer im Befit von Geißweiden befindlichen Tagwe und einer Alpgenofienichaft 
die betheiligten Tagwenleute zur Ablegung eines gerichtlichen Zeugniffes zuge- 
laffen, die Alpgenofien aber auögelichloffen, „weil es eigenthumb.*“ Blumer 
I, 2. 870. 

4) So 3. B. vereidigte Landesbeamte (fog. Alpzähler) für die Alpenpolizei 
in Glarus, Blumer 1. c. 371; gerichtliche Alp- und Rechnungsrevifionen im 
Allgäu. Maurerl,c. 41. U. . w. 

8 Daher Fonnten fie auch die Alp nad außen fchließen und die Ausfuhr 

. von Gebäuden, Holz, Heu oder Dung verbieten, hatten eine wahre Strafgewalt 
bei Alpmarffreveln, übten eine gewiſſe Baupolizei Hinfichtlih der Alp- u. Senn- 
bütten, und ihre Alpbücher wurden fogar jpäter noch bisweilen den öffentlichen 
Grundbüchern gleichgeſtellt. Maurer 1. c. 44—46. Blumer I, 2. 873. 

86) Beifpiele b. Maurer, Einl. 202. Dorfv. J. 26. Grimm I. 412. 414. 

87, Beilpiele b. Grimm I 182 — 183. 606. IH. 705—710. Der Marken⸗ 
verfaffung entfprechend, gab es breimalige Weinbergögerichte (Bergtäding oder 
Ring), zu benen alle Berggenoffen erjcheinen mußten, befondere Bergrichter ober 
Bergmeifter, einen Bergfrieden und ein Bergrecht. Auch ein meinbergägenofien- 
Tchaftlicher Netratt kommt vor. Die Beauffichtigung der Weinberge, wozu Reb- 
bannwarte angeftellt waren, die Beftrafung der Bergfrevel, die gerichtliche Ueber- 
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manchen anderen gemeindeähnlihen Verbänden, welde aus altı Markgemein- 
ſchaft erwachſen und erſt allmälig in bloße Privatrehtöforporationen über- 
gegangen find ®8). 

Ganz analog wie ſolche Marfgenofjenfchaften fonderten ſich vielfach von 
ber urfprünglich allen Gemeinjchaftezweden dienenden einheitlichen Gemeinde 
für einzelne öffentliche Zwecke bejondere gemeinbeähnliche Genofjenichaften ab. 
Schon in dieſe Periode fallen die Anfänge bejonderer Gerichts, Wege-, Schul- 
und Armengemeinden ®). Bejonders aber bildeten die für Norddeutſchland 
jo wichtigen ländlichen Verbände, welche den Schuß gegen das Wafler oder 
die Regelung der Bewäfferung bezweden, die Deich- und Sielgenoffen- 
Ihaften, fih ſchon jett als eigene Körperichaften aus) Auch fie fielen 
anfänglich mit den politiihen Drts- und Bezirkögemeinden zufammen, indem 
ja jede Gemeindegenoſſenſchaft für alle gemeinfchaftlichen Bebürfniffe ihrer 
Mitglieder gleichmäßig jorgte'). Allınälig löften fi) aber befondere Deich— 
und Sielgemeinden ganz ähnlich wie anderswo Markgemeinden ab. Sie bil. 
beten eigene Deich» oder Sielbezirfe mit bejonderem Frieden ®) und Recht, 
errichteten eigene Ordnungen 9), wählten befondere Borfteher für die Leitung 


tragung ber veränßerten Weinberge, eine Wege⸗ und Grenzpoltzei, das Sehen 
ber Reben und Stidel und die Anordnung der Weinlefe u. ſ. w. waren bie 
Hauptgegenftände der genofjenfchaftlichen Thätigkeit. Die Weinbergögenoffenfchaft 
hieß auch gemain, bauersame, bergfrieden. 

*) Bol unten 8 55. — Die Brunnengefellichaften nähern fih mehr ben 
Bilden, ald den Marfgemeinden. Vgl. über fie oben 8 48. 

8 Bol. Stüvel. c. ©. 106f. 

o) Man vgl. befonderd die Alteften Deich- und Stelrechte aus Friesland bei 
Richthofen, frief. Rechtsquellen: das Sielrecht der 3 Delffiele von Yivelgo v. 
1817, Die Sander Deichſatzung v. 1317, ben Adewerter Sielbrief v. 1382, das 
Deichrecht von Humfterland aus dem 14. Jahrhundert, dad Deichrecht d. Hemmer 
v. 1463 ©. 288 f. 290 f. 346 f. 364 f. 504 f. 

»1) So heißt es im Emfiger Pfenningfhulpbuh b. Richthofen S. 210 
8 68: mit dem dritten Theil jeder über den fünften Grab hinaus verfallenen 
Erbfchaft schelma . . . beyterie domma and dikar, ther tka mene mente to 
kumpt to haldene. Bei den Rüftringern hatte der Bauerrichter ebenfo über bie 
gemeine Mark wie über Dei und Damm zu richten; 13278 48 ©. 541: alle 
thet tha buraldirmon behliat umbe hiare hamreke, umbe dika and umbe 
domma, umbe wega and umbe watirlesna. Vgl. ©. 124. Das Deichredht der 
Hemmen v. 1453 ©. 504 f. ift ein von Richtern und mener Meente bed Wefter- 
908 für die einzelnen Hemmen, d. h. Dorfgemeinden, gemachtes Statut, wobei 
offenbar vorausgefebt wird, daß Deiche, Dämme und Siele den Gemeinden ge- 
hören und bie gewöhnlichen Richter und Berfammlungen über fie verfügen. Bol. 
bef. 8 1.2.4. 5. 6. 12. 

9, Dikfretho ;. B. bei Richthofen ©. 122. 210. 365. 541. 545. 

”, Auch traten ſchon früh mehrere Deich- oder Sielverbände zu gemeinja- 
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und Beauffihtigung der Bauten, den Richterſpruch und die Strafvollitredtung 9%), 
hielten orbentlihe und außerordentlihe Verfammlungen zu Beichlußfaffung 
und gemeinfamer Thätigkeit und, wenn ed Noth that, zu gemeinfamer Arbeit 
(friefiih meenwirk) ab), beftraften den Säumigen oder den, der den Frieden 
ober dad Recht der Genoſſenſchaft brach %), zwangen die Genoffen nah Ber- 
hältniß ihres Grundbefiges zur Tragung orbentliher und außerordentlicher 
Deich- und Siellaften ”) und hatten ein Gejammteigenthum an den Deichen, 
Dämmen und Sielen, fowie eine befondere Kaffe). Auch waren fie gleich 
jeder Genofjenjchaft auf den gegenfeitigen Schuß nad außen berechnet ) und 
hatten ihre gejelligen Bereinigungen '%). Neben ven aus den Gemeinhener- 
hältniffen allmälig abgelöften Genoffenihaften dieſer Art mochten aud) freie 
Einungen zur Anlegung und Unterhaltung von Deichen oder Sielen vor- 
fommen '*). Allein immer blieb doch die Rechtsanſchauung beftehen, daß 
alle Bewohner des Deichbezirks, wie fie von ber gemeinfamen Anlage gefchiitt 


men Beliebungen zufammen. So die drei Delffiele 1317 ©. 288. Im J. 1382 
errichteten zwei Sielveften mit Abt und Konvent von Adewert eine gemeine 
Sielvefte ald Gefammtverein mit gemeinfamen Borftänden und Inftitutionen. 
©. 8345|. Auch die Landesgeſetzgebung aber griff früh ein und beftätigte bie 
autonomifchen Satzungen ober gab ſelbſt fchon vollftändige Deichordnungen. 

%) Deichgrafen, Deichalterleute, Deichatten, Deichrichter, judices aqueduc- 
tuum u. f.w. Bol. 3. B. Richthofen S. 288. 845. Häufig ftanden neben den 
Richtern Deich oder Sielfhöffen. 3. B. ©. 289 $ 14. Nach der Sander 
Deichſatzung S. 290 8 1 wurden 8 Gefchworne beitellt, ut praeessent laboribus 
et expensis et litigia de novalibus orta sedarent et negolia incumbentia 
promoverunt, — 9 ziilrechters im Adewarter Sielbrief. 

95) Nach dem Necht ber drei Delffielen joll außer den beſonderen Berfamm- 
ungen der einzelnen Sielachten jährlih Smal ein communis coetus ftattfinden. 
S. 289 8 12. 18. Seder mußte bei Buße erfcheinen, nur echte Noth entichul« 
digte. Ueber Berfahren und Beweislaft vor dem Sielgericht galten befondere 
Vorſchriften. Ib. 8 15f. Sowol bei biefen Zufammenkünften als bei denen zu 
gemeinfamer Arbeit (tam judicandi vel operis) galt ein erhöhter Friede, der auch 
die auf dem Hin- oder Rüdwege Befindlichen fchügte. Ib. & 1. Bol. auh ©. 
345 8 8. 346 8 6. 8. 9. 365 8 14. 

eo, Richthofen S. 288 8 2f.; 291 8 4 und 5; 845 8 5. 6. 8. 10. 155 
S. 365 f. 

9, Bol. 3. B. Richthofen S. 290. 345 $ 1 u. 5. 864 $ 1. Die Ge 
noffenfchaft hatte felbft dad Pfändungsrecht. 

9) Bol. 3. B. ©. 289 $ 13 (prompta pecunia); über Rechnungslegung 
©. 345 8 4; über die Auflage eines Schoffes ib. 8 5. 

”) Vgl. 3. B. Richthofen ©. 347 8 13. 

100) Richthofen S. 291 8 6: haec singula praemissa servanda sunt in 
labore, in coetu, in poiu causa laboris vel aggeris. 

101) Man darf aber nit mit Wilda, Rechtslex. IH. ©. 282. 283 freie 
Einigungen für die ältefte Duelle der Deichverbinbungen halten, 


8 83. Die ländlichen Genoffenfchaften. 615 


wurben, jo zu deren Unterhaltung verpflichtet, daß fie daher mit berjelben 
rechtlichen Nothwendigkeit Mitglieder der Genoſſenſchaft feien, mit der man 
Mitglied einer Gerichts- oder Heereögemeinde war!®), Die Deih- und 
Sielverbände waren daher feine bloßen Privatvereine. Sie waren aber eben« 
fowenig Staats⸗ oder Gemeindeanftalten im jpäteren Sinn'”). Sie waren 
vielmehr jelbftändige Gemeindegenofjenfchaften alter Art, welche nur, ftatt auf 
Markgemeinichaft, auf Deich oder Sielgemeinfchaft beruhten. 

Wenn nun aber jo bisweilen bereits die ländlichen Berbände ih in 
verjchiebene Genoffenfchaften mit verfchtebenen Zwecken geipaltet hatten, fo 
war body die Regel vielmehr die, daß eine einzige Gemeinde in ungetheilter 
und gleihmäßiger Weife allen gemeinfamen Zweden ver Genoffen diente. 

1. Der widhtigfte diefer Zwecke blieb die genoffenihaftlide Oeko— 
nomie Nur die vollfommen abgemarkten größeren Höfe waren zu völlig 
jelbftändigen Einzelwirthichaften geworden: wo dagegen nod eine Gemeinde 
genoffenichaft beitand, da waren Geſammtwirthſchaft und Sonderwirthſchaft 
zwei fich gegenfeitig ergänzende Faktoren bes ländlichen Wirthichaftsbetriehes, 
deren feiner ohne den andern denkbar war. Das Berhältnig dieſer beiden 
Faktoren aber zu einander war nad) der Art der Anfievlung oder dem Grade, 
in weldhem die Emancipation der Sonderwirtbichaften von der Gelammt- 
wirthichaft fortgefchritten war, überaus verfchieden geftaltet. Diefer materiellen 
Grundlage entſprach die verſchiedene DVertheilung der Eigenthumsrechte an 
Grund und Boden !*). 

a. Ueberall faft völlig von der Geſammwirthſchaft gelöft war die 
Hauswirthſchaft des einzelnen Genoffen und deshalb Hatte er Sonbereigen an 
Haus und Hof. Weil aber Haus und Hof erft durch die dazu gehörigen 
Rechte in der Mark ein Ganzes wurden, mußte fi auch bier bie Abhängig. 
feit von der Gefammtheit fühlbar machen. Sie trat juriftifch hervor in den 
bezüglich der Hofitätten fortbeftehenden Veräußerungsbeſchränkungen, in Vor⸗ 
kaufs⸗ und Näherrehten, aber auch in den in die Ordnung des Hausweſens 
direkt eingreifenden Verordnungen, welche ſich aus der genofjenjchaftlichen Bau⸗, 
Zeld-, Dorf- und Weidepoltzei ergaben. 

b. Ganz ebenfo verhielt es fi mit der Aderwirthichaft da, wo feine 
Feldgemeinſchaft beitand. Wo aber bie Feldgemeinſchaft, wenn auch in abge 
ſchwächten Sormen, fortdauerte, war die Feldwirthſchaft in manchen Beziehungen 
noch Sache der Geſammtheit, welche die Zeit des Pflügens, Säens unb ber 
Brache bejtimmte oder doch den Einzelnen an die herfömmliche Dreifelderwirth- 
haft band, die Brachzelge als gemeine Weide behandelte und eine ausgedehnte 


102) Vgl. auch ſchon Sachſenſp. II, 66. Schwabenip. art. 215. 

08) Neber die jpäteren Deichverbände unten $ 58. 

104) Die nähere Unterfuchung der rechtlichen Natur des Gejammteigentbums 
wird dem zweiten Theil vorbehalten. Dort folgen auch die Belege. 
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Feldpolizei übte. Rechtlich entfprachen dem mannichfache Beſchränkungen tes 
Sondereigend am Aderland, die bejonders in Weide, Trift- und Wegerechten 
und anderen ländlichen Dienftbarkeiten bis auf unjere Tage gekommen find '®). 
Za in manchen Marken war das Geſammtrecht am Acer noch fo ftark, daß 
biejer unter Umftänden, bejonderd wenn er mit Wald beſetzt warb und ber 
Wald eine gewiffe Höhe erreicht hatte, in die Allmende zurückfiel '°%). 

c. Am meiften aber trat die Sonderwirthichaft vor der Gelammtwirth- 
ihaft in der Wald-, Weide- und Wafferwirtbichaft zurüd. Während daher 
an Hofſtätte und Ader ein durch einzelne Befugniffe der Geſammtheit be- 
ſchränktes Sondereigen die Regel war, ftanden Wälder, Weiden und Gewäfler 
meift der Gejammtheit in ungetheilter Gemeinſchaft zu und bildeten ebenfo 
den Mittelpunkt des Geſammtrechts, wie die Hofitätte den Mittelpunkt des 
Sonderrechts bildete. Deshalb war an der gemeinen Marf bei der Genofjen- 
ihaft dad Eigenthum oder, wo died einem Grundherrn zuftand, das Unter⸗ 
eigentbum oder ein Nutzrecht, und fie hatte allein oder mit dem Grundherrn 
die Subftanzverfügung. Sie fonnte da8 Gemeinland veräußern, verjchenten, 
verpfänden, verpachten, vertheilen, in Sondereigenthum verwandeln. Aber auch 
die Benugung der Mark war eine genofjenjchaftliche Angelegenheit und ftand 
daher der Gejammtheit zu. Diefe Gefammtheit jedoch beitand aus Einzelnen, 
für weldhe von einem anderen Standpunkt aus bie ihnen ald Genoſſen gehüh- 
rende Marfnugung zugleid die nothwendige Ergänzung ihres Sonderguts 
war. Deshalb waren die Nutzungsrechte innerhalb der durch den Genoffen- 
verband gezogenen Schranken zugleich felbftändige Rechte. Sehr verjchieben- 
artig Eonnte bie Grenze zwilchen Geſammtrecht und Einzelrecht an der Marf 
gezogen fein: immer blieb jenes die Duelle für dieſes und die Nutzung jebes 
Genofjen wurde daher durch feine Stellung in der Genofjenichaft bedingt und 
beftiinmt. 

Daher war, was das Verhältniß der Genofjen unter einander angieng, 
ber Anſpruch auf Nutzung genau ihrem Genoſſenrechte fongruent. Urſprünglich 
waren daher die Nutzungsrechte aller Genoſſen einander gleih. Die demnädft 
eintretenden Beſchränkungen, welche das wirthichaftliche Bedürfniß jedes Ein⸗ 
zelnen zum Maßftabe nahmen, hoben mit der entitehenden faktiſchen Ungleich- 
beit die Rechtögleichheit nicht auf. Mit der Spaltung der Genoflen in zwei 
oder drei Klaſſen gieng eine ebenmäßige Abſtufung ber Nutzungsrechte, aljo 


105) Weber die Fortdauer der Feldgemeinfchaft und ihre Folgen vol. Hart- 
haufen, ländl. Berf. ꝛc. ©. 237. Landau ©. 62f. Weiske l.c. ©. 61f. 
Michelfen S. 91f. Bluntſchli, Weberfchau II. 309. 310. Maurer, Einleit. 
73—80. 147—157. Dorfv. I. 85. 86. 96—98. TI. 8-6. Thudihum 171f. 
Blumer ]. c. 383. Heusler 1. c. 57f. 96. 97. 

106) Beifpiele b. Löw 151 nach Eranien I. 35. 37. 52, aus der Mark Alten- 
baslau v. 1354 b. Grimm IH. 414 8 9; aud Unterwalden b. Heusler J. c. 
59. 60. 93 — 100. 
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deren rechtliche Ungleichheit, Hand in Hand. Dem getheilten und mehrfachen 
Genoſſenrechte entfprachen dann getheilte oder mehrfache Nutzungsrechte, der 
Firirung der Genoffenzahl Forrefpondirte die Zerlegung der Marknutzung in 
fefte ideelle Dunten nnd mit der Selbftändigkeit des Genofjenrechtd wurde 
auch das Nutzungsrecht ein felbftändiges Sachenrecht. Endlich entiprachen der 
Stellung der verfchiedenen mittelbaren und unmittelbaren Schußgenofjen ver- 
ſchiedene auf befonderem Titel beruhende oder aus bloßer Gunft eingeräumte 
Nutzungen, während umgekehrt ein durch die genoſſenſchaftliche Berfafjung 
übertragener Borzug der Ehre oder bed Amts oder eine im genoſſenſchaftlichen 
Intereſſe übernommene beſondere Mühe auch befondere Vorrechte an der 
Marknugung begründen konnten 9). 

Ebenfo aber war, was das Verhältnig des Einzelnen zur Geſammtheit 
angieng, die genoffenjchaftliche Verfaſſung das Enticheidende für das Map ber 
Beſchränkung der Sondernugung durch Gemeindebeſchluß. Nach der Genoffen- 
ſchaftsverfaſſung beitimmte fich daher nicht nur der Umfang der fo verfchieden 
bemeffenen Berfügungsbefugnig des Einzelnen über jein Nutzungsrecht, deſſen 
Peräußerlichkeit, VBererblichleit und Theilbarkeit: fondern auch die Befugnik 
ber Gejammtheit, die dem ideellen Anfpruch entiprechende reale Nutzung zu 
beichränfen und zu firiren. Gerade in diefem Punkte trat die genoffenfchaft- 
liche Natur der Nutzungen auf das Scärfite hervor, indem während bes 
Mittelalterd kaum irgendwo der Gefammtbefugnig, im Intereffe der Mark 
die Nutzung beliebig zu beichränfen, ein Privatrecht des Einzelnen auf ein 
feftes Quantum oder Quale der Nutzung entgegenftand, der Einzelne vielmehr 
nur verlangen Eonnte, den Mitgenoffen oder doch den Genoſſen feiner Klaffe 
gleich behandelt zu werben. In der That waren ed denn auch genoffenichaft- 
liche Beichlüffe, welche die urjprüngliche Unbeſchränktheit der Nutungen nad 
und nah in eine genaue Feftftellung ihres Maßes verwanbelten, indem fie 
den Grundſatz, daß Jeder nur nach feinem wirthichaftlihen Bedürfniß nutzen 
folle, durch die Schliefung der Mark nach außen, die Prüfung der Bebürfnip- 
frage im konkreten Sal und eine Reihe anderer Beftimmungen verwirklichten, 
die orbnungsmäßige Benußung reſp. Schonung der Mark durch Markgejek 
und Markpolizei fiherftellten und endlich vielfach den Inhalt bes einzelnen 
Nutzungsrechts durch die Feftftellung des Duantum und Duale der Nutzungs⸗ 
mittel (3. B. des Vieh) oder bed Nutungsgegenftandes (3. B. des Holzes) 
firirten '®). Ebenſo wurde die Benußung der zur Allmende gehörigen Wege, 
Stege, Brüden und Plätze zwar als Recht jedes Genoffen betrachtet, aber 
durch eine Wegepolizei der Gefammtheit beichränft!*%. Daffelbe geſchah hin- 

107) Val. über die 'verfchiebenen Arten diefer von ihm als „befondere* be- 
zeichneten Nupungen Maurer, Marko, 121. 248. zu I. 221 —231. 

108) Näheres in Th. II. 

00) Vgl. 3. B. Löw 183. Landau 182. Maurer, Einl. 89 f. Dorfv. 
1. 285 f. 
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fichtlich ded gemeinen Waſſers, der Brunnen, Duellen, Bäche und Blüffe, jo- 
weit nicht mit dem echten Eigenthum ihre Benugung oder doch beren Re- 
gelung und Gewährung auf Grundherrn und Landesherrn übergieng''). Auch 
in den feltenen Fällen, in denen eine freie Markgenoſſenſchaft fi) mit dem 
echten Eigen auch die freie Jagd und Fiſcherei bewahrt oder unter der Grund⸗ 
berrichaft wenigftens einzelne Reſte derſelben gerettet hatte, beſchränkte Die Ge- 
jammtheit durch ihre Beſchlüſſe und Ordnungen die Einzelnen in der Ausũübung 
der Nubungen'''). Cine wirkliche genoſſenſchaftliche Waffer-, Schifffahrts⸗ oder 
Zagdpolizei konnte fich inde mit der Schmälerung der alten Freiheitsrechte felten 
erhalten. Am früheſten hatten die Marfgemeinden das Recht auf die Metalle 
durch Die Entitehung des Schürfrechts und des Bergwerksregals verloren; bezüglich 
anderer Mineralien aber, des Sande, der Steine, der Lehm-, Mergel- und 
Thonerden u. ſ. w. dauerte dad Geſammtrecht fort und hier war daher überall 
die freie Nutzung des Einzelnen innerhalb der durch die genofjenichaftlichen 
Anordnungen und die vorgejchriebenen Formen gezogenen Grenzen geftattet. 
Dafjelbe gilt bezüglich des Torfſtiches und einiger Fleinerer Marknutzungen, wie 
des Heuend und Plaggenmähens, ded Streu- und Laubjammelns, des Raff- 
und Rejeholzes, des Eckernſammelns u. |. w.''*). — Während kei allen Dielen 
Nubungdarten der Natur der Sache nad die genofjenichaftliche Gleichheit im 
MWefentlichen feitgehalten wurde, traten weit eingreifendere Beſchränkungen und 
Ungleichheiten bezüglich der beiden wichtigſten Marfnugungen, der Beholzung 
und ber Weide, ein. Holz zunächſt konnte urfprünglich jeder Genoſſe fo viel 
aus dem gemeinen Walde holen, als er für jeine Wirthſchaft beburfte, und 
zwar ebenjowol Bauholz, als Brennholz, als endlih Nutzholz für Zäune und 
Seräthihaften. Nur eine nähere Ausführung des Satzes, daß Niemand über 
das Bedürfniß jeiner Wirthichaft fchlage, enthielten demnähft die Ausfuhr- 
verbote. Allein ſchon in ihnen zeigt fih, dag man die Erſchoͤpfbarkeit des 
Waldes zu empfinden begann. Bald gieng man weiter und verlangte in jedem 
einzelnen Fall eine Unterſuchung der Bebürfnißfrage durch genofienichaftliche 
Beamte und eine Kontrole über die zwedentiprehende Berwendung des Ge 
währten. Hieraus entwidelte fi) beſonders bezüglich der Gebäude eine fürm- 
liche Banpolizei, indem die Genoflenfhaft über orbnungsmäßige Anlegung und 
Snjtandhaltung der Wohn- und Wirthichaftsgebäude im Marlintereffe wachte. 
Endlich reichte das Holz auch für das Bedürfnig nicht mehr hin und es wurbe 
nunmehr oft die Zahl der Stämme ober dad Duantum des Holzes, welches 
auf das einzelne Genoffenrecht fallen follte, genau firirt. Gleichzeitig aber 


110, Löw 181. Ranbau 182. Maurer, Marko. 162. Dorfv. I. 280—285. 

1, Löw 184. Landau 181. Thudihum 306f. Maurer, Einleitung 
152—157. Marko. 153—159. Dorfv. I. 270—280. 

12) LCõw 172. 174—180. 182. Maurer, Marko. 160—162. Dorfv. I. 
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wurde auch die Art und Weife der Holznugung näher beitimmt. Es wurde 
dem Einzelnen verboten, nad Belieben Holz zu holen, und eine Anweifung 
der Stämme durch genofjenfchaftliche Beamte verordnet. Die Abfuhr und 
Verwendung bed Holzes wurde an eine gewifle Zeit geknüpft, bei deren frucdht- 
loſem Ablauf dad Holz wieder an die Gemeinde fallen ſollte. Vielfach wur- 
den regelmäßige Holzhiebe und Bertheilungen ded Holzes unter die Genojfen 
an beitimmten Holztagen vorgejchrieben. Weberall endlich wurden genaue Ver- 
ordnungen über die Art des Holzhiebes, über Schonung des Waldes, über 
Sorftfrevel aller Art, über Befugniffe und Pflichten der genoffenjchaftlichen 
Förſter und Waldaufjeher, über das Halten jchädlicher Tchiere, über die Pflicht 
jedes Genoffen, für den Nachwuchs durch beftimmte Anpflanzungen zu jorgen, 
kurz über alle Gegenftände gegeben, welche unter den Begriff der fih immer 
jchärfer entwickelnden genoſſenſchaftlichen Sorftpolizei fielen!!). In ähn- 
licher Weiſe waren Maft-, Weide- und Triebrechte jedes Genofien urjprünglich 
nur durch fein Bedürfniß beſchränkt. Doch trat von Anfang, an, daß der 
Einzelne nur ald Glied der Gefammtheit berechtigt jei, darin hervor, daß er 
fein Bieh nur in der vom gewählten Gemeindehirten getriebenen gemeinen 
Heerde gehen laffen, nicht aber es unter einem bejonderen Hirten Davon trennen 
durfte. Auch bier wurde im Laufe der Zeit das Bedürfniß näher feitgeitellt. 
Im Allgemeinen gejchah bie im Sinne ded Güterrehts, fo daß die Ader- 
wirthfchaft des Einzelnen zum Maßſtabe jeined Bebürfnifjes gemacht und ihm 
nur das aus jener ernährte und gezogene Vieh zu treiben geftattet ward. 
Hieraus entwidelte fi bezüglich der Sommerweide und in den Gebirgsländern 
beſonders bezüglih der nur im Hochjommer zu befahrenden Alpen das fog. 
Winterungsprincip, nad welchem nur das auf dem Gut burdhwinterte ober 
zu durchwinternde Vieh aufgetrieben werden durfte. Daneben aber machte fi 
doch vielfach, namentlich hetreffs der Maft und in den Gebirgsländern betreffs 
der im Thal gelegenen Allmenten, eine entgegengejegte Anfchauung geltend, 
nach welcher dad Bedürfniß bed Hausftandes entſchied. Dies führte häufig 
dazu, bad man eine beftimmte Anzahl geliehenen Viehs zuließ ober doch denen, 
welche fein eigned Vieh beſaßen, Entihädigung gewährte. Endlich wurde auch 
hier, wenn die Weide nicht mehr dem Bedürfniß genügte, Zahl und Gattung des 
Viehs, das jeder Genoſſe auftreiben durfte, genau firirt oder doch für jedes 
Städ, das über eine gewifje Zahl hinaus getrieben wurde, Entgelt gefordert. 
Mehr als das wmeibeberechtigte Vieh durfte dann in ber Regel ber Genoffe 
überhaupt nicht Halten. Neben diefen Beichränfungen de Quantums wurde 
die Art und Weile der Nutzung beftimmt; die Zeit ded An. und Abtriebs, 
offene und geichlofjene "Zeiten, die Verteilung der einzelnen Weiden unter 


11) Löw 154f. Grimm R.N. 506. Landbau 172-176. Renaud 50f. 
Blumer I, 2. 359. Heudler 94—99. 142f. Maurer, Marko. 137 f. Fronh. 
III. 212. Dorfv. 1. 2331|. Thudichum 160f. 
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die einzelnen Viehgattungen wurden geregelt; ed wurde überhaupt eine ge 
noſſenſchaftliche Weidepolizei gehandhabt ''. — Wurden alle diefe Marf- 
nutzungen nur bejchränft, jo hörten andere allmälig ganz auf. Dies gilt be- 
fonderd von dem Recht, durch Rodung, Umbegung oder fonitige Landnahme 
aus der Mark das Sondereigen zu mehren, ein Recht, bad nur in einzelnen 
Reminidcenzen fortdanerte''"). Mit ausdrüdlicher Genehmigung der Genofjen- 
haft aber konnten natürlich auch jet Rodungen, Zaunrichtungen, Beifänge 
und Zufchläge angelegt, Gebäude auf der Allmende erbaut, Bäume auf ihr 
gepflanzt werden. Ebenſo fonnte die Genoſſenſchaft die ganze Mark oder ein- 
zelne Stücke derfelben zur Sondernugung auf Zeit oder auf Dauer entgelt- 
ich oder unentgeltlich unter die Genofjen vertheilen oder verlofen, und derartige 
Grunditüde konnten ſodann alle Stufen von Allmende bis zu vollem Sonder- 
eigen durchlaufen, jo im Kleinen die Entwidlung wieberholend, weldye vor 
Zeiten bem Privateigenthum am Lande überhaupt die Entftehung gegeben hattet!). 

d. Weng nun aber fo das unbeweglide Gefammtvermögen vornemlic 
zur Ergänzung der einzelnen Sonderwirthichaften diente, fo enthielt doch die 
alte Gefammtwirthichaft neben diefer Gejellichaftswirthichaft zugleich die heutige 
Gemeindewirthihaft in fih. Das Gemeinland wurde daher zugleich für die⸗ 
jenigen Bebürfniffe der Gefammtheit verwandt, welche wir heute ala eigent- 
lihe Gemeindebebürfniffe betrachten: für Verſammlung, Anlegung und Ber- 
befjerung von Wegen und Brüden, Erbauung von Gemeinbehäufern, Beſol⸗ 
dung genofjenichaftlicher Beamten u. |. w. In feiner Weife aber unterjchieb 
man dieje bem Umfange nach noch unbebentenden öffentlichen Bedürfniffe von 
den gleihmäßigen individuellen Bedürfniffen Aller, und Tonnte fie jo lange 
nicht unterjcheiden, ald man nicht zur Erkenntniß einer von der Gefammtvielbeit 
verfchiedenen Gejanmteinheit gefommen war. — Nicht anders verhielt es fich 
mit dem etwa fchon vorhandenen beweglichen Gefammtvermögen. Eine wahre 
Gemeindelaffe und ein einheitlicher Gemeindehaushalt waren unbekannt; Bußen 
und Gefälle, weldhe an die Gejammtheit fielen, mochten von ihr für einen 
öffentlichen Zwed verwandt oder dazu aufbewahrt, fie mochten aber ebenjogut 
unter Alle vertheilt oder von Allen vertrunken werben: beides fchien rechtlich 
bafielbe ''"). 


1) Löw 168. 178. Grimm, R. 9. 521f. Landau 168f. Blumer 
II, 2. 360 — 869. Michelfen 97. Heusler 722—85. Thudichum 250 f. 
266 f. Maurer, Markv. 142—148. Fronh. II. 211—215. Dorfv. I. 244—270. 

115) Löw 32. 38. 187f. Maurer Einl. 157f. Markv. 163— 175. Dorfv. 
I. 290— 804. Thudichum 175f. 

ne) Löw 33. 185. Renaud 29. 83. DBlumer I, 2. 336 f. 362 — 364. 
Weiske 1. c. S6f. Dunder J. c. 170. Michelſen 93. Heusler 1, c. 62. 
gıf. Thudichum ©. 2775. Maurer, Einl. 1075. 111f. Marko. 175f. 
Dorfv. 1. 85f. 304f. 
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e. Diefer auf der Spentität der Gemeinde mit der Summe ihrer Boll- 
genofjen beruhenden Gefammtwirthichaft entſprach bie Vertheilung der öfono- 
miſchen Laften. Während daher nach aufen, der herrfchaftlichen ober öffent⸗ 
lien Gewalt gegenüber, ebenfofehr alle einzelnen Genoffen als die Geſammt⸗ 
beit felber zu dinglichen und perfönlichen Dienften und Leitungen, Frohnen 
und Steuern, Kriegd- und Beherbergungslaiten u. j. w. verpflichtet waren, 
wurden innerhalb der Genofjenihaft alle diefe Verpflichtungen nah Maßgabe 
bes nußbaren Inhalts der einzelnen Genoffenrechte vertheil. Im derfelben 
Weile aber korreſpondirten den genoffenfhaftlihen Rechten auch genoſſenſchaft⸗ 
liche Leiſtungen und Dienfte, jo daß die Gemeindefrohnen, die Nachbarpflichten, 
die Naturalleiftungen an Gemeindebenmte und die nur erft jehr vereinzelt 
porfommenden Geldumlagen nur den Bollgenoffen, geringer berechtigten Ge- 
noffen aber anch nur in geringerem Verhältniß oblagen *"). 

2. Mit diefer oͤkonomiſchen Bedeutung vereinte die Gemeindegenoſſen⸗ 
ſchaft als ein Verein bes öffentlihen Rechts die Bedeutung einer Friedens- 
und Rechtsgenoſſenſchaft, welde fih zur Wahrung ihres Friedens und 
Rechts zugleich nach innen als Gerichtsgenoſſenſchaft, nah außen als 
Wehrgenoſſenſchaft geftaltete. 

a. Die Gemeinde felbft daher war Duelle und Trägerin eines befon- 
deren Friedens und Nedhts, welde fich ebenfowol auf die eigentlichen 
Markangelegenheiten als auf bie perjänlichen Verbältniffe der Gemeindegenoffen 
erftreckten. Das genofjenfchaftliche Recht war feinem Inhalt nach wejentlich 
verfchieden, jenachdem ed ein Hofrecht oder ein freies Dorfrecht, Bauernrecht 
oder Markrecht war. In allen Zällen aber wurde es auf genoffenfchaftlichem 
Wege — durch Herfommen, Weisthum und Küre — frei fortgebildet und es 
gab für die Gemeindeautonomie feine andere Schranke als das ihr entgegen- 
ftehende Recht der öffentlichen ober herrichaftlichen Gewalt. Auch in grund» 
herrlichen Gemeinden daher beburften autonomijche Beltebungen nur dann der 
Genehmigung des Herrn, wenn an deſſen Rechten etwas geändert werben follte. 
Sreilih aber wurde, fo frei die Bewegung der Gemeinde innerhalb ihres 
Kreijes fein mochte, diefer Kreis felbft immer mehr verengt. Denn mit bem 
Wahsthum der grundherrlihen und vogteilihen Gewalt gewann das grund⸗ 
herrliche oder vogteiherrlihe Bannredt, weldes vollfreie Gemeinden ſelbſt 
ausübten, eine fteigende Bebeutung. Das darin liegende Recht, zu gebieten 
und zu verbieten, zu bannen und zu verbannen, zu mehren und zu mindern, 
wurbe ſchon jeßt von den Herren im Wege einfeitiger Vrrordnungen geltend 
gemacht, welche zwar anfänglich überall da, wo fie an dem bisherigen Recht 


118) Bluntihli, R. ©. L 418. 414, Sternberg I. 9. 23. 26. 64. 
Renaud 86. Hanffen, Fehmarn 114 art. 32. Wigand, Prov. Recht v. 
Paderborn II. 218. Heustler 1. c. 7. 12. 18. 15. Maurer, Einl. 89f. Marfv. 
185 f. Fronh. III. 280f. Dorfo. I. 192. 328f. II. 15f. 
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ber Gemeinde etwas änderte, deren Zuftimmung erforberten, allmälig aber 
auch ohne eine ſolche erlaffen wurden und fomit den Anfang der Untergrabung 
und endlichen Vernichtung der Gemeindeautonomie enthielten'9). 

b. So weit Sriede und Recht der Gemeinde reichten, jo weit reichte auch 
ihre Gerichtsbarkeit“). In den freien Märker-, Bauer- und Dorfge 
rihten wurde daher urjprünglih im Namen der Gemeinde, in ben Hof— 
gerihten im Namen des Herrn, aber mit Zuziehung genofjenfchaftliher 
Ürtelöfinder gerichtet. Allmälig wurden freilich herrichaftlihe und genofjen- 
ſchaftliche Gerichte einander immer ähnlicher, das genoffenjchaftliche Element 
war aber auh in den Gerichten gemifchter Natur fehr ftark vertreten. 
Dad Geriht wurde unter dem Vorfiß eines herrichaftlichen oder genoſſen⸗ 
Ihaftlihen Richters gehalten, das Recht von ber ganzen Gemeinde oder von 
bejonderd ernannten Urtelsfindern oder von ftändigen Schöffen gewiefen. Drt, 
Zeit und Verfahren waren ganz in alter Weile beftimmt. Die Kompetenz 
ber Gerichte erſtreckte ſich in perjönlicher Beziehung auf Genofjen und Schup- 
verwandte, aber auch auf Fremde und Ausmärker, die fih am Marf- oder 
Dorfreht vergangen. In fachlicher Beziehung wurben vornemlich Markſachen 
verhandelt. Dazu famen aber auch da, wo die Genoffenichaft fih mit Teiner 
politiichen Gemeinde mehr deckte, die perjönlich.genoffenichaftlihen Angelegen- 
heiten. Nicht nur die Beitrafung der Mark- und Dorffrevel, die Entſcheidung 
der Streitigkeiten über die Mark und deren Benußung und die freiwillige 
Gerichtöbarkeit bei Befitveränderungen, Beltitelung der Markgrenzen und 
Führung der Markbücher hatten die genofjenjchaftlichen Gerichte: ſondern fie 
entichieden auch über Vergehungen der Genoffen gegen die Gemeindebeamten, 
über den Bruch des Genofjenfriedend durch Scheltwort und Schlägerei, über 
alle im Markgericht jelbft begangenen, wenn auch fonft vor andere Gerichte 
gehörigen Vergehen, und fie nahmen die Aufnahme und Ausjchliegung von Ge 
noffen vor. Wo natürlih ein Markgeriht mit dem Bauer- oder Nachbar- 
gericht identisch war, erfannte es zugleich über Kleinen Diebitahl, unbedeutende 
Schuldſachen, unrichtiges Maß oder Gewicht und falichen Verkauf; wo es 
Cent⸗, Landes⸗ oder Amtögericht war, reichte feine Kompetenz jehr viel weiter. 
Auch ohne dies aber waren die Strafen nicht immer auf Bermögensbußen und 
Berluft des Genofjenrechts beſchränkt, jondern giengen mitunter zu Haut und 
Haar. Mit der Gerichtögewalt war eine Zwangsgewalt, insbejondere eine 
Pfändungsgewalt der Gemeinde, welder fein Genoffe ſich widerjegen burfte, 
verbunden'?iy. Für die einzelnen Genoſſen aber folgte aus dem gerichts« 


119) Hanfjen 1. c. 105f. Maurer, Diarfv. 269. Al4f. Fronh. III. 275f. 
Dorfv. I. 152f. 
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genofjenfchaftlichen Verbande im Verhältniß zu einander Recht und Pflicht 
des gerichtlichen Beiftanbes, des Zeugniffes und der Eideshilfe!*), im Ber- 
hältniß zur Genofjenfchaft Recht und Pflicht, im echten Ding zu erjcheinen, 
die Markfrevel zu rügen, das Urtel zu finden, die Markämter anzunehmen, 
den genoſſenſchaftlichen Beamten Gehorfam und bei Pfändungen, Geboten und 
Vollſtreckungen Beiftand jelbft mit bewaffneter Hand zu leiften, den auf 
friicher That betroffenen Frevler aber jelbft zu pfänden oder zu jchütten'?®). 

c. Der genofjenihaftlichen Handhabung des Friedens und Rechts nach 
innen entiprady die gemeinfame Wehr nach außen. Allein dieſe einft fo 
wichtige Seite der Gemeindeverfaffung hatte nur in den Städten und den 
freien Landesgemeinden ſich in einer kräftigen Wehrgenoſſenſchaft erneut. Im 
den meilten Landgemeinden erinnerten an fie nur noch wenige Spuren, be 
ſonders die Pflicht aller Genoffen, fi) mit bewaffneter Hand gegenfeitigen 
Beiſtand gegen Angriffe von außen zu leiften und ebenſo die gefammte Mark 
oder dad gefammte Dorf gegen unrechtmäßigen Angriff zu vertheidigen '?*). 

3. Jede Gemeindegenoffenichaft war aber auch eine ſittliche, ge- 
fellige und vielfach auch noch eine reliniöje Einheit. 

a. Die fittliche Gemeinfhaft verpflichtete Die Genoffen zu gegenjeitiger 
Unterftügung in allen Notbfällen 3). Sie jollten mit einander Liebe und 
Leid tragen und, wo ed nothwendig war, Dienjte und Leiftungen für einander 
übernehmen !?®), jelbit nach dem Tode aber bei Dermeidung von Bußen ein- 


fchaft, in das Haus des Genoffen, ber fih ihren Statuten widerfepte, zu geben 
und ihn zu pfänden. Hanfien ©. 136. Val. Löw 238. 

122) ind zwar nicht blos vor dem Dorf- oder Markgericht, fondern vor allen 
andern Gerichten. Löw 39f. 110. 111. Maurer, Einf. 171. Dorfv. I. 838f. 
Pol. auhb Grimm II. 652 8 40. 41. 

123) Vgl. Löw 39f. 110f. Maurer, Markv. 189—192. Dorfv. L 190f. 
834. 385. II. 85. Grimm I. 577 8 14. 538. 589. 590. III. 178. 182. 216. 
305 $ 22. Die Berleßung diejer Pflichten zog Geldbußen, bisweilen aber auch, 
wenigftend im Wiederbolungsfall, Verluft des Genofjenrehts nah ih. Löw 
213—216. 2698. Grimm II, 215. 305 $ 22. Weber die ſymboliſche Form, in 
welcher die dauernde oder zeitweilige Ausjchliegung des ungehorfamen Genoffen voll- 
zogen ward, vol. Grimm, R. U. 529. 530. W. I. 700. Maurer, Dorfv. I. 
377. 378. 

84) Kaiſerr. IV, 20: auch sint die merker die mark schuldig zu wern 
allen den leuten die sie angriffen. W. v. 1570 $ 22 Eranien I. 50: wer in 
der mark wohnet, wasser und weide geneuszt, musz auch der mark noth 
helfen tragen. W. aus d. 15. Jahrh. b. Grimm I. 882. 573; v. 1458. 1479, 
1509 8 5 ib. 1I. 14. IH. 500. 474. Bol. Maurer, Einl. 162. 331. Marko. 
188, 189. Dorfv. L 347. 348. Damit hängt auch die Weuerfolge zuſammen. 
Grimm I 768. II. 489. 

185), Maurer, Einf. 161f. Marko. 188f. Fronh. II. 217. Dorfv. I. 387. 

0), So follte nad) dem Wendhagenſchen Bauerrecht ein Bauer dem anderen 
behilflich fein, ihm 5 Meilen zu Pferde und 8 zu Fuß entgegen kommen, wenn 
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ander die legte Ehre erweifen'”). Deshalb war auch bie Armenpflidht der 
Gemeinde jo alt wie die Gemeinde felbft'?®). 

b. Die gefellige Bedeutung der alten Genoffenichaft griff in das Recht 
bejonderd in dem gemeinfamen Bertrinfen der an die Geſammtheit fallenden 
Markbugen und in dem ſich deshalb an die echten Dinge regelmäßig anſchlie⸗ 
ßenden Gelage ein !29). 

c. Als religiöfe Genoſſenſchaft bildete haufig noch die Markgemeinde 
zugleih eine Pfarr- und Kirchſpielsgemeinde, jo daß den genoffenfchaftlichen 
Rechten und Pflichten zugleich die kirchlichen Laſten und in denjenigen Ge 
meinden, welche ſich das Wahlrecht des Pfarrers ober doch des Meßners und 
Theilnahme an der Verwaltung des Kirchenvermögend erhalten hatte, auch bie 
Tirchlichen Rechte entiprahen. Mitunter waren dann auch die Kirchenvorftände 
und ©emeindevorftände identifh, wie 3. B. in Ditmarſchen die Schließer und 
die Geſchwornen des Kirchfpiels. Im Allgemeinen aber fuchte die katholiſche Kirche 
früh, um fi von den weltlichen Einrichtungen unabhängig zu maden, die 
firdhlichen von den weltlichen Gemeinden zu trennen, und es gelang ihr dies 
um fo leichter, als fie die Parochien zu bloßen Berwaltungsbezirten berab- 
drüdte. Im Bauernfriege verlangte der erſte Bauernartifel, die ganze Ge⸗ 
meinde folle einen Pfarrer ſelbſt erwählen und fiefen und die reformirte Kirche 
hat dann in der That den Gemeinden Wahlrecht, Sittenpolizei und kirchliche 
Selbitverwaltung, die Iutherifche Kirche wenigſtens eine gewiffe Theilnahme 
daran zugeltanden. Allein faft überall iſt es weder mehr die wirtbichaftliche 
noch die politiihe Gemeinde, welche dieje Rechte übt, jondern eine beſonders orga- 
nilirte Pfarr oder Kirchſpielsgemeinde '?%). 

II. Soweit endlich die Gemeindegenoſſenſchaft fortbeftand, blieb auch ihre 
Verfaſſung der einer alten Volksgemeinde analog. Deshalb unterlag fie 
auch demſelben langſamen Zerfegungsprozeß, welder um Vieles früber 


er nicht nach Haufe gelangen Fonnte und, wenn er bed Andern Vieh umlommen 
jähe, feine eigne noch fo eilige Arbeit anfteben laſſen und dad Vieh retten. 
Maurer, Dorfo. I. 337. Im Fürftentbum Dettingen follten die Nachbarn ein- 
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Erben zu erzeugen vermag, dazu verbelfen. Dlaurer, Dorfu. I. 388. 3839. 

127) Grimm I. 801—802. 361. 417. Bitzdorfer Dorfbelich. b. Hanſſen 
©. 109 art. 12. Dazu Hanffen ©. 120. 121. Maurer, Dorfv. I. 340. 

138) Maurer, Dorfv. I. 840 —347. 

120), Löw 278. 274. Weiske II. 89. Grimm, R. 4. 529. W. L 580. 
590. Hanffen 129. 130. Maurer, Mark. 275—278. Thudichum 145. 
Sachſenſp. III. 64. 8 11. 

‚0, Bol. Landau, Terr. 367f. Maurer, Einl. 167—169. Marko. 194 
—1%. Doro. I 867—376. Stüvel.c. ©. 3f. ©. unten $ 58. 63. 
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die größeren Volksgenoſſenſchaften aufgelöft Hatte. Das Wejen dieſer Ver⸗ 
faflung wurde durch den Mangel eines eigentlichen Gemeindeorgand beftimmt; 
nit einmal die Vorftellung eines ſolchen konnte fo lange vorhanden fein, als 
der Begriff einer von ber Gefammtvielheit verjchiebenen Geſammteinheit fehlte. 
Wo daher die Genofienfhaft ſelbſt handeln jollte, mußte die Geſammtheit als 
Berfammlung unmittelbar tbätig werben; wo aber dies unausführbar war, 
traten zunächſt für Erfüllung der Pflichten und Ausübung der Rechte bevoll- 
mädtigte Vertreter Aller ein; endlich wurde auch hier, wie in ben höheren 
Kreifen längft geſchehen, aus dem in Vollmacht geübten fremden Recht ſelb⸗ 
fländiges zu Leihrecht oder zu Eigenthum bejeflenes echt. 

1. So lange daher eine Genofjenihaft ihre Selbftändigkeit bewahrte 
oder fo weit fie eine theilweife Selbſtändigkeit auch unter einem Herrn rettete 
oder errang, war bie oberfte genoffenjchaftliche Machtuolllommenheit bei der 
in den alten Formen auf ungebotenen und gebotenen Dingen zuſammentretenden 
ober zufammenberufenen Genofjenverfammiung. Dieſe Berfammlung, zu welcher 
nur die aktiven Genofjen zu fommen berechtigt und verpflichtet waren, Schuß- 
genoffen lebiglih in ihren eigenen Angelegenheiten oder zum Anhören der 
Beichlüffe zugezogen wurden, in welcher aber jpäter mit der Entjtehung mehr- 
facher oder geringerer Genoffenrechte entiprechende Borrechte oder Minderrechte 
Platz griffen, war nicht etwa Die Repräjentation einer unfichtbaren Gemeinde, 
fondern fie war die Gemeinde ſelbſt. Freilich wurbe in ihr in beftimmten 
&ormen verhandelt und vor Allem das Princip der Stimmenmehrheit mehr 
und mehr anerfannt'!?!): allein damit gab man die alte Anfchauung noch 
nit auf und fand auch in dem Mehrheitswillen nicht den Ausdruck eines 
einheitlichen Gemeinbewillens, fondern den Willen des ftärkeren, größeren Theils, 
dem der geringere folgen müffe, damit ein Wille der Gejanmtheit entitehe. 
Deshalb Fam man über bie Vorftellung, daß nur im Gefammtalt die Ge- 
meinde felbft Handle, nicht Hinaus, und fo lange eine Gemeinde irgend noch 
Unabhängigkeit und genofjenfchaftliches Leben befaß, beſorgte fie alle ihre 
wichtigeren Angelegenheiten unmittelbar ſelbſt als fihtbare Gefammtheit. 
Urtelsfindung und Rechtsweiſung, Beliebung und Beamtenwahl, Vermögens- 
verwaltung und Rechnungsabnahme, Markpolizei und Selbitbeitenerung, Ber- 
tragihliegung und Aufnahme neuer Genofjen waren daher bei der Gefammt- 
beit oder es ftand ihr doch in biefen wie in anderen Gemeinbeangelegenheiten 
bie legte Entſcheidung zu). 


a), Vgl. Sachſenſp. IL 55. Schwabenfp. (Kaßb.) c. 214. Rechtsb. des 
Ruprecht von Freiſing L 142. Schauberg I. 3 9 22. 55 8 26. 112 8 10. 
Grimm I. 78. 114f. 168. II. 179. Oeffn. 3. Dietlikon und Rieden v. 1420 
b. Renaud 87. 88. Auch Bluntſchli IL 57. Maurer, Marko. 359. Dorf. 
I. 86f. Thudihum.139. Näheres in Th. IL 

= Löw 191—274. Grimm, R. 9. 528 f. Maurer, Einleitung 141. 
Markv. 269 f. 306 f. 822. Dorfv. III 76f. Thudihum 185 f. 

L 40 
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2. Gleich jeder andern Genoffenfhaft aber konnte die Gemeindegenoffen- 
ihaft die ihr zufommenden Rechte nicht alle felbft ausüben; fie beftellte daher 
genoſſenſchaftliche Vorfteher und Beamte, welchen fie einzelne Befugniffe ent- 
weder zur Ausübung in Vollmacht oder zu leihweijem Beſitz oder endlich zu 
eigenem Recht übertrug. Wie in andern Genoſſenſchaften war daber auch bier 
durch jede derartige Beamtung die einheitliche Gewalt der Geſammtheit getheilt 
und ed mußten fich ähnliche Folgen daraus ergeben. 

a. Der oberfte Borfteher jeder Genoſſenſchaft war urfprünglich ein ge 
wählter Richter und Heerführer, welcher die Berfammmlungen berief und leitete, 
ihre Beſchlüſſe vollzog, die Strafen vollitredtte und die Genofienfhaft nach 
außen vertrat. 

e. Ein jolder Vorſtand war in den großen Marken der erjte oder oberfte 
Märker, der oberfte Vogt, Holzgraf, Waldbote oder Märkermeifter 22). Daher 
wurde auch er uriprünglih aus den Bollgenofien frei gewählt und konnte 
jeined Amtes entjeßt werben 1°); er war der Marlordnung unb dem Marf- 
gericht unterworfen '**); er übte feine Gewalt im Namen ber Gemeinde aus '”); 
er bezog feinen Antbeil an den Markbußen, fondern wurde nur durch einige 
befondere Nutzungs⸗ und Chrenrechte und regelmäßige Abgaben entichäbigt '?”). 
In manchen Marken erhielt fi lange das Borfteheramt in diefer alten Be⸗ 
deutung eined genofjenfchaftlihen Amts !?). Im der Regel aber machte es 
alle die Wandlungen dur), welche einft das Fürftenamt und nad ihm das 
Grafenamt erlebt hatte; es wurde das Vorrecht einer bevorzugten Klafſe "9; 

133) Löw ©. 47—65. 126—136. Landbau 168. Maurer, Einleit. 189 f. 
Marko. 196—255. Thudichum 189-—150. 

19) Bol, z. B. Grimm I 518: wir wisen myn herren von Falckenstein 
vur einen rechten gekoren foyd, nit vor einen geboren foyd, die wile das er 
den merkern recht und ebin tut, so han sie in lieb und wert; dede er abir 
den merkern nit recht und ebin, sie mochten einen andern sesen. Ib. L 587: 
dasz sie einen hern von Dietz gekoren hant vor zeiten zu einem obersten 
märker, also dasz sie ihnen die marcke sullen helffen hägen, schirmen und 
schutzen. 2gl. ib. U. 635. IH. 77. 97. 440, 443. 453. 454. 463 8 18. 489. 
490. 492. 500. Dazu Löw 48. 129. Maurer, Martv. 201. 207. 208. 209. 
224. 270. Thudichum 140. 

135) Löw 60. Maurer, Marko. 207. 208. 145. 269. 270. Thudichum 148. 

156), 3, B. Grimm L 515. IH. 300. 412: von der mark wegen — aus 
befehl der markgenossen. Vgl. Maurer, Markv. 269. 224 f. 278. 274. 

120) Löw 61—68. 138. 184. Maurer, Markv. 248—255. Thubihum 
146—150. 

136) Eine Zufammenftellung giebt Maurer, Marko. 224 |. Bol. Note 134. 

139) So follten in der Oberurſeler Mark die beiden Märkermeifter zunächft 
aud dem Adel, dann aus den Prieftern, und erft, wenn fid) unter ihnen Feiner 


fand, aus ben Landleuten gewählt werden. Grimm II. 490. Bgl. ib. 411. 
415 8 3. 454. 
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ed wurde zuerft unter gewiſſen Beſchränkungen, dann unbebingt erblich 1); 
e8 wurbe Pertinenz von Grund und Boden !*), mit dieſem veräußerlich '«) 
und endlich theilbar '*). So wurde es allmalig zu einer aus privatrechtlichem 
Titel beſeſſenen Markgerihtöherrichaft, mit welcher zuerft ein felbftändiger 
Antheil an den Bußen, endlich wol gar der Bezug aller Buben und Gefälle 
verbunden war, während in entiprechender Weile die Amtsbandlungen Anfangs 
im Namen des Obermärfers und ber Märker, zuletzt ausſchließlich im Namen 
jenes vollzogen wurden '*). Der Markgerichtsherr hatte nunmehr ein eigenes 
und jelbftändiges Recht, zu gebieten und zu verbieten, er fonnte Markordnungen 
errichten, er ſah die ihm gewährten Nutzungen und Gaben ald Folge einer 
Oberherrſchaft über die Mark an, er konnte ſchließlich wol gar zu einer eigent- 
lihen Grundherrſchaft emporfteigen ').. Lie eine folhe felbftändig gewordene 
Markgerichtöherrichaft die genoffenfhaftliche Selbftändigfeit noch in gewifſen 
Schranken beftehen, fo mußte derjelben bie feit dem 16. Jahrhundert fidh 
faft überall vollziehende Bereinigung der Markvorftandſchaft mit der Landes 
berrihaft den vollen Untergang bereiten. Zunächſt zwar erwarben die Landes⸗ 
herren nicht die Markgeridhte, fondern die von dieſen verfchiedenen höheren 
Grafengerichte. Der Markrichter hatte nämlich urſprünglich häufig zugleich die 
Centgerichtsbarkeit, niemals aber die gaugräfliche Gewalt und insbejondere den 
Blutbann; über allen Marken ftand daher eine oberfte Gewalt, welche vom 
Könige ftammte und von ihm entweder an Reichsvoͤgte verliehen oder an geift- 
liche und weltliche Grundherren zur Verleihung übertragen war. Indem nun 
hier wie überall mit Ausnahme weniger reihsunmittelbar gebliebener Marken 
die öffentliche Gewalt fih allmälig in eine Herrſchaft, die Sffentliche Vogtei 
in eine Privatvogtei verwandelte, wurbe in den meiften Marken bie oberfte 
Gewalt Iehnbared oder allodiales Eigenthum eines Xerritorialheren und ver- 


190, Sp 1228 im Rheingau. Bodmann I. c. 1.460. Bol. Löw 49. Mau⸗ 
ter, Markv. 212f. Thudichum 141. 142. 

. 44) So war nach dem W. v. 1401 db. Grimm TIL 488 in der hohen Marf 
dad Märlermeifteramt mit der Burg Homburg verbunden. Vgl. Löw. 50. 180. 
Maurer 222 Note 31. | 

142) Ein Beiſpiel yon einem Verlauf des Waldbotenamts in der hoben Mark 
v. 1192 tbeilt Thudichum ©. 141 Note 1 mit. Vgl. Piper 1. c. 222. 232. 
Löw 181. Maurer, Marko. &. 214 Note 74. ©. 222 Note Bi. 

Maurer ©. 222. Url. v. 1327 b. Niefert D. 128: proprietatem 
dimidietatis holtgravie. 

1) 2öm 61—65. 133 — 136. Maurer, Markv. 241255. 274. 275. 
Thudihum 146. 

166, Neben der Entwicklung freier Marken zu grundherrliden kam auch Die 
Entwidlung grundherrlicher Marken zu genofjenfchaftlicher Berfaffung vor. Hier tft 
dann natürlich die Gerichtäherrfihaft anderen Urſprungs. Bgl Manrer, Markn. 
216 — 219. 
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wandelte fih endlich in eine volle Landesherrlichkeit. Mit ber fo begründeten 
eigenen Derrihaft nun aber vereinigte fi häufig auch die Markvorſtandſchaft 
in berjelben Hand, jo dat ohne Weiteres entweder die Obermärker Landesherren 
oder die Landeöherren Obermärker wurben. Aber auch wo dies nicht der Fall 
war, jah man mehr und mehr die Obermärkerichaft ald ein bloßes landes- 
berrliches Unterrichteramt an. Als endlich die Landeshoheit fi) in eine wahre 
Landesobrigkeit umbildete, folgerte man fhon aus dem Weien der Obrigfeit, 
baß ber Landesherr zugleich Eigenthümer der Markgerichtsbarkeit fei, jo dag man 
keines bejonderen Xiteld mehr bedurfte, um die letzten Spuren einer genoſſen⸗ 
Ihaftlihen Beamtung zu vernichten 1). 

4. Dem Märkermeifter entiprah in ber Dorf- oder Bauerſchaftsmark 
ein Dorf oder Bauerrichter, welcher auch Bauermeifter (magister vicinorum), 
Ortörichter (judex loci), Dorfgrebe, Heimburge, Hunne, Zentner, Baueralder- 
mann, Dorfmeier, Schultbeiß oder ähnlih benannt zu werden pflegte'*"). 
Auch er war ein genoſſenſchaftlicher Richter und Führer im alten Sinn, der 
daber vor Allem die Bauernverfammlung und das Bauerngeriht berief und 
leitete, den dorfgenoffenfhaftlichen Frieden und das Dorfrecht handhabte, ver- 
möge eined genoſſenſchaftlichen Bannrechts in Dorfangelegenheiten gebot und 
verbot, die bewaffnete Mannſchaft aufbot und führte und ftatt deffen ſpäter 
die Sffentlihen Abgaben und Leiftungen erhob, die Gemeindebeihläffe vollzog 
und die Genofjenihaft nach außen — alfo auch vor Gericht — vertrat“®), 
Alle dieſe Befugniffe aber übte er weder aus eignem noch aus herrſchaftlichem 
echt, er richtete weder unter Königsbann noch im Namen eines Herrn, 
jondern er war ein bevollmädhtigter Stellvertreter ber Gemeinde'®), von der 
er deshalb auch jährlich gewählt warb), der er Rechenſchaft jchuldete'*') 
und der die Bußen ganz oder zum Theil zufielen'*). — Ein ganz ähnlicher 
genofjenihaftlicher VBorftand kam auch in einzelnen auf grundherrlihem Boden 








146, Vgl. Maurer, Markv. S. 873—428 und unten $ 55. 

17) Diefe und andere Namen belegen Maurer, Dorfv. II. 22-32. Thu- 
dich um 37 — 46. 

1) Sachſenſp. I, 28 4. DI, 13 8 1—3 und Gloffe bazu; III, 64 8 11. 
Schwabenip. (Laßb.) c. 92. 174. Kaiſerr. IL c. 119. Maurer, Dorfv. IL 45 
—60. Thudichum 88. 

10) Bol, die vorige Note; Grimm IL 885. 498. IH. 820. Maurer, 
Dorfv. U. 21, Note 4—9. 

150) Sternberg I. 6. 10. Maurer, Dorfv. II 34. 85. 38 - 41. Auch ein 
Wechſel in beſtimmter Reihenfolge kommt vor. Maurer ]. c. 44. 45. Hanſſen, 
Fehmarn 118. 

Maurer, Dorfv. IL 21 Note 5. 6; 49 Note 55. 56. Grimm II. 
820. 821. 

1) 3. B. Grimm I 78 $ 83. 89. 92. 94. II 7388 8 2. Schauberg I. 
14. 96. 118. 120. 
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gegründeten Gemeinden vor, indem entweder der herrihaftliche Beamte allmälig 
in einen genoffenihaftlichen verwandelt oder neben jenem ein bejonberer Ge⸗ 
meinbevorfteher gewählt oder ernannt ward”). In der Mehrzahl aller auf 
grundherrlichem Boben ftehenden Dörfer dagegen und namentlich in den meiften 
auf flavifchem Boden entftandenen beutfchen Gemeinden war der herrichaftliche 
Schultheiß, beffen Amt erblih und veräußerlich zu werben pflegte, gleichzeitig 
das Haupt der Genoffnihaft‘). — Der genofjenjchaftlihe Ortönorfteher 
nuu war offenbar bis zum 15. Jahrhundert überall ein Richter im alten 
Sinn. Nur in einzelnen Gegenden, in benen überhaupt die alte Genoffen- 
ſchaft fi) von innen heraus in eine Gemeinde umzubilden begann, fieng auch 
ber Ortsrichter an, in allen oder einigen Beziehungen fih zu einem wahren 
Gemeindeorgan zu entwideln. Schon äußerlich zeigt fich dies darin, daß nun- 
mehr, wie bereits früher in den ſtädtiſchen Heimfchaften, au auf dem Lande 
ein kollegialiſcher Ortsvorſtand vorkommt’). Mehr noch tritt an ſolchen 
Orten eine Veränderung in der amtlichen Thätigfeit der Dorfvorftände hervor, 
indem fie nunmehr vorzugsweiſe verwaltende Behörden werben, denen eine 
wahre Dorfregierung obliegt!) Auf diefem Wege ift es bisweilen in ber 
That dahin gekommen, daß die alten genofjenjchaftlichen Ortsrichter zu eigent- 
lichen Gemeindevorftänden in einer den ſtädtiſchen Bürgermeiftern verwandten 
and oft auch ebenjo benannten Amteftellung geworden find und fi) als ſolche 
bis ins 18. Jahrhundert oder bis auf unſere Tage erhalten haben!) le 
ſolche Erſcheinungen indeß waren Ausnahmen; in ber Regel wurbe jede der⸗ 
artige Entwidlung, aud wo fie bereits begonnen hatte, durch eine entgegen. 
gefeßte Strömung abgeſchnitten, welche an die Stelle des genoffenfchaftlichen 
Vorſtandes einen obrigkeitlichen Beamten jehte, indem entweder der genoffen- 
Ichaftliche Beamte in einen foldhen verwandelt wurde, oder die dffentlichen refp. 
herrſchaftlichen Beamten, welche urfprünglich lediglich die öffentliche oder herr- 


259) Viele Beiſpiele b. Maurer, Dorfv. IL 85—88. 41 —48. Bereinzelt 
and in Preußen. Voigt, Geſch. Preußens VI 734. 

159 Maurer, Dorfo. IE 88. Weber ben erblihen Schultheißen in Preußen 
Boigtl. c. IL A7T6f. VL 738. 

5% Belege b. Maurer, Dorfo. II. 32—84. 882 f. 

156) Beſonders tritt dies in ber polizeilichen Gewalt über Feld und Wald, 
Dorf und Gebäude, Maß und Gewicht und in der Einnahme und Verrechnung 
der Gemeindegefälle hervor. Maurer, Dorfv. IL 46 f. 

157) Beiſpiele aus dem Gebiet bon Naffau, Erfurt, a Fulda, Speier, 
ber Pfalz, Hohenzollern, Baiern ıc. b. Maurer, Dorfv. II. 68, 64; aus den 
Reichsdörfern ib. 882 f. Diele Beifpiele bieten Die Schweizer Gemeinden. Ebenfo 
gehört hierher der bis in die neuefte Zeit beftehende Doppelte Dorfvorftand auf 
Schmarn, der aus den für die inneren Angelegenheiten beftellten Dorfgefchwor- 
nen und den bie Gemeinde nad außen vertretenden Semeindleuten zufammen- 
gefept if. Hanſſen ©. 106 art. Sf. 118. 
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ihaftliche Gewalt über der Gemeinde zu vertreten und mit den Gemeinde- 
angelegenheiten nichts zu thun hatten, zur Gemeindeobrigfeit wurben !®). 
Schon im 16. Jahrhundert waren durch dieſe herrichaftlichen oder obrigfeit- 
lichen Beamten im größten Theil Deutichlands die alten genoffenfchaftlichen 
Gemeinbevorftände verdrängt ober neben ihnen zu ganz untergeorbneten Funk⸗ 
tionen, wie zu denen bed Flurſchützen und Boten, herabgefunfen!’®,. 

b. Neben den richterlihen Borftänden beitellte die alte Gemeinbegenoffen- 
ichaft eine Reihe untergeorbneter Beamten und Diener. In den großen 
Marken bedurfte der Obermärfer häufig eined Stellvertreters, den er Anfangs 
in jedem einzelnen Ball entweber vom Markgeriht erbat ober aber felbft er- 
nannte. Allmälig indeß wurde es Sitte, ftändige Stellvertreter unter dem 
Namen der Untermärkermeifter, Unterholzgrafen, Holzrichter, Schultheißen, 
Bögte ꝛc. zu beftellen, welche zwar in den grundherrlichen Marken von Anfang 
an ernannt, in ben übrigen aber urfprünglich gewählt, dann mit und enblich 
ohne Zuftimmung der Märker ernannt und fomit in rein herrfchaftliche Beamte 
verwandelt wurden!®). Ganz in derſelben Weife wurden die verfchiebenen 
untergeordneten Beamten und Diener der Mark, die Förfter, Waldmeiiter, 
Auffeher, Malmänner, Schügen, Wächter, Knechte, Schreiber, Boten, ja felbft 
bie gemeinen Hirten üurfprüngli von der Markgemeinde jelbft gewählt und 
bevollmächtigt und gelobten eiblih ihr Treue und Dienft, wofür fie burd) 
bejondere Nußungen, Antheil an Bußen und Pfandgehühren ober einen feften 
Sold in Geld nnd Naturalien von der Genoffenfhaft entſchädigt wurben ; 
allmälig aber wurden auch fie aus genoffenfchaftlichen Beamten Unterbeamte 
bes Markgerichtsherrn oder feines Stellvertreters, der fie immer häufiger felbit 
ernannte und ſich ben Dienfteib leiſten Tieß!N); ober ihr Amt wurbe, 
wie 3. DB. bei Forftmeiftern und Börftern, eigenes erbliches Recht ec). Länger 
erhielt fih in Dorf- und Bauergemeinden und felbft in freiergeftellten Hof- 
gemeinden bie genoflenjchaftliche Natur der mit der Dervielfältigung der Ge- 
meindeangelegenheiten jehr zahlreich werdenden Aemter für Allmende, Waſſer, 
Forft, Feld und Weinberge, für Schule und Kirche, für Sitten- und Orts- 
polizei, für die Gemeindekaſſe ımb die Abgaben, für Boten- und Schreiber 
dienft, für Hirtendienft u. |. w. Alle folhe Beamte wurden gewählt, waren 
der Genoſſenſchaft verantwortlich und wurden von ihr beſoldet. Doch war 
ihre Bebeutung für die Gemeindeverfaffung theils fehr unbedeutend, indem fie 
zu der Gemeinde lediglich in dem Verhältniß bejoldeter Diener ftanden, theils 


156) Bol. Maurer, Dorfo. IL Alf. 60f. 165f. 168f. 390f. 397. 

189) Beifpiele b. Maurer, Dorfv. IL. 60—63. 384 Note 78. 

00, Löw ©. 60. 189— 141. 200—202. Maurer, Marty. ©. 231—241. 
891 — 394. 
an Löw S. 65—69. 187— 143. Maurer, Marko. ©. 255 — 269. 

ı) 3, B. Maurer, Marfv. 265. 
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wurben ſchließlich auch fie in berrichaftliche ober obrigkeitliche Unterbeamte 
verwandelt "*). 

3. Hiermit war in den bei Weitem meiften ländlichen Genoſſenſchaften 
und vor Allem in der überwiegenden Mehrzahl der Dorf und Bauergemeinden 
die genofienfchaftliche Verfaffungsbildung erihöpft und es traten erft durch 
eine Ginwirfung von oben her weitere Veränderungen ein. Vereinzelt indeß 
fommt eine weitergehende Entwidlung aus dem Innern der Genoffenichaft 
heraus vor, welche bie Verwandlung der Genofjenjchaftsverfaffung in eine 
Gemeinheitsverfaffung anbahnt oder vollzieht. Gerade die Betrachtung folder 
Ausnahmen ift geeignet, das Weſen der gewöhnlich fortdauernden unvolllom- 
meneren Berfaffung klar zu ftellen. 

a. Der erite Punkt, auf welchem in allen Genofjenichaften der Grund- 
ſatz, daß die Gefammtheit alle gemeinen Angelegenheiten jelbft beforgte, durch⸗ 
brochen ward, war bie Einführung ftändiger Urtelöfinder oder Schöffen. In 
ben meiften Gemeinden ift es nicht einmal bis zu biefer Rechtsbildung ge» 
kommen, vielmehr blieb bie Rechtſprechung im Genoſſengericht jo lange bei 
der Geſammtheit, bis fie mit der Veränderung des alten Verfahrens auf die 
Richter felbft übergieng. Erft in jedem einzelnen Ding beitellte die Ge- 
fammtheit fich einen Yürfprecher, der mit oder ohne vorherige Berathung mit 
jener das Recht wies, oder der Richter felbft befragte Einen oder Mehrere im 
Ringe, die ſodann entweder bei der Menge Rath einholten oder auf die Ge⸗ 
fahr, von Jedem aus dem Umftande geſcholten zu werben, felbftändig antwor⸗ 
teten. In anderen Gemeinden wurben zwar ftänbige Schöffen eingeführt, 
aber von Aufang an als herrichaftliche Beamte neben dem Schultheißen er- 
namnt, jo daß darin keine Fortbildung der Genoſſenſchaft, fondern eine Fort. 
bildung der Herrſchaft lag. Endlich gab es indeß auch Bauerſchaften, in 
denen ftänbige Urtelsfinder als eine gewählte oder ſich ſelbft ergänzende ge- 
noffenjchaftlihe Behörde neben dem Richter ftanden, wie 3. DB. die Kornoten 
der weftphälifchen und niederſächfiſchen, die Holzgeſchwornen, Märkerichöffen 
oder Verorbneten vieler rheinifchen Marken und die Dorf- oder Feldgeſchwornen 
mander Därfer'*). Sole ftändigen Schöffen waren nun freilich fein Ge- 
meindeorgan, jondern bloße Vorfinder des Rechts, beren Spruch von Jedem 
aus dem Umftande geſcholten und an die gemeine Menge gebracht werben 
konnte, höchftens bisweilen in gebotenen oder Nothdingen die Mitwirkung ber 
Geſammtheit ausfhloß'*). 


163) Ausführlich Handelt über Bedeutung und Schidjale dieſer zahlreichen aus 
der genoffenfchaftlichen Gemeindeverfafiung hervorgegangenen Aemter Maurer, 
Dorfv. I. 95 — 119. 

104, Bol. Löw 69f. 202f. Maurer, Ein. 141. 170. Markv. 280f. 347— 
359. Dorfv. II. 128. 129. Thudich um 144. 145. 

0 Maurer, Markv. 286. 
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b. Allein im Laufe der Zeit trat mitunter zu ber gerichtlichen Thätigkeit 
der Schöffen eine berathende hinzu, indem ber Genofſenſchaftsvorſtand fie auch 
in Berwaltungsangelegenheiten zuzog ober an ihre Zuftimmung gebunden 
wurde'®). Oder es wurde auch da, wo feine Schöffen beftanden, mitunter 
ſogar neben ihnen ein beſonderes Kolleg der Beifiter oder Beiſtände gewählt'), 

c. Offenbar lag, wie in ben Städten theild aus Schöffenkollegien, theils 
neben ihnen oder ohne fie aus Gemeindeausſchüſſen Stadträthe hervorgegangen 
waren, jo auch in den ähnlichen Kollegien der Lanbleute der Anfang zur 
Bildung wahrer Gemeinderäthe'®), Allein in ben bei Weitem meijten 
Gemeinden blieb es eben beim Anfange. In den großen Marken fallen bie 
Anfänge eines wirklihen Raths meiſt erft in das 15. und 16. Sahrhundert, 
ale mit dem Erloͤſchen des politiichen Sinns die Bildung repräfentirender 
Ausihüffe die Freiheit nicht mehr förderte, fondern untergrub. Faſt überall 
daher wurden die Schöffen und Beifiger entweder ganz abhängig vom Herm, 
der nun ihre Wahl beftätigte, endlich fie jelbft ernannte und abjette!), ober 
aber fie wurden die Repräfentanten eines bevorzugten Standes unter den 
Markgenoflen, wie namentlich des Adels, oder ftellten doch die Markgemeinde 
in ftänbifcher Gliederung dar!”). In beiden Fällen wurde ed den Herren 
leicht, fich der Ausſchüſſe gegen die Genofjenichaft felbit zu bedienen, indem 
fie, während fie die Ausichüffe als unfelbftändige Körperichaften ganz von fi 
abhängig machten, die Märkerdinge überhaupt nicht mehr beriefen'”'). Nur 
in wenigen Marken, befonbers in der Pfalz, beitand eine Zeit lang ein Rath 
in ſtädtiſcher Weiſe und mitunter felbft ein großer und Kleiner Rath neben- 
einander?”°), fo daß Hier bie Bildung einer Lanbeögemeinbe, wie wir fie in 
einzelnen Gegenden mit ober ohne Anlehnung an die Markverfaffung wirklich 
haben entſtehen jehen, ihrem Abichluß fehr nahe fam!’®), — Der Schweiz, 
ben freieren Bezirken am Ober- und Niederrhein, ben felbitänbigeren friefifchen 


166, Maurer, Marko. 284. 285. 

167) Beifptele bei Maurer, Markv. 282 Note 20, 21. 

68) Anrichtig ift es, wenn Maurer S. 294. 295. 306 u. fonft mit Rüd- 
fiht auf folde Rechtsbildung die Berfaffungsbildung der freien Städte eine 
„Wieberbolung . . der Berfafjungsgefchichte der großen Marken gewiffermaßen 
im Kleinen‘ nennt. Vielmehr tft an eine vielleicht fogar birefte Einwirkung in 
umgekehrter Ricytung zu denfen. 

109) Belege 6. Maurer, Markv. ©. 296 Note 73—88. 

170) Beifpiele b. Maurer, Markv. S. 288-294. 

171) Betipiele b. Maurer I. c. S. 286 — 288. 

173) So in der Mittelhaingeraide Sechfer und PVierzehner; in der Limburg. 
Dürkheimer Mark Achter und Bierundzwanziger. Maurer, Marko. 294. 295. 
297 f. 

173) Man vgl. bef. Die Berfafiungsgejchichte der Limburg - Dürfheimer Marl 
b. Maurer, Markv. ©. 297—306 und oben 8 49. 
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und nieberfächfiichen Bauerichaften bejonderd in Oldenburg und Ditmarjchen, 
vereinzelt auch anderen Landichaften, gehören auch Nathöverfaffungen in den 
Ortögemeinden an!) Der Gemeinberath, welder hier in vielen Dorf- oder 
Bauerſchaften unter dem Namen eines Raths, auch wol unter dem Namen 
der Geſchwornen, der Gemeinde oder Bauerichaftsbenollmächtigten, des Aus- 
ſchuſſes un. j. w. aus dem Innern der Genoſſenſchaft entitand, erhob ſich zwar 
kaum irgendwo zu der jelbitänbigen Bedeutung eines ſtädtiſchen Rath, jondern 
batte vornemlich nur den Gemeinbenorfteher zu berathen und zu unterftüßen: 
allein er wurde doch vielfach zu einem wirklichen Eollegialifchen Gemeindeorgan, 
welches wenigftens für einzelne Beziehungen die Gemeinde zugleich vertrat und 
regieren half. Und während am der Seite eines herrichaftlichen Ortsvorſtandes 
ein folder Rath wenigftens einen Theil der alten Genoflenihaftsverfaffung 
durch eine zeitgemäße Umbildung in die Nenzeit binübertrug, ift in foldhen 
Gemeinden, die fich zugleich ihren genoſſenſchaftlichen Ortsvorſtand erhielten, 
diefer mit dem Rath bisweilen zu dein Organ eines felbftändigen bäuerlichen 
Gemeinwejens in demjelben Sinne geworden, wie dies Bürgermeifter und 
Rath in den Städten waren!”®), 

Alle diefe Erjcheinungen aber waren in Deutjchland durchaus vereinzelt; 
die Regel war, daß die Umbilbung der Genoſſenſchaft zu einer Gemeinheit 
auf dem Lande kaum begonnen hatte oder noch völlig unentwidelt war, als 
die fchöpfertiche Kraft des aus dem Innern des Volkes geftaltenden Einungs⸗ 
weiend erlahmte und nur noch von oben in einem neuen und fremden Sinn 
eine Fortbildung des öffentlichen Rechtes erfolgte. 

C. Veberbliden wir nad tiefer Darfiellung in Verbindung mit tem 
fräher Geſagten die Stellung der ländlichen Bevölkerung zu den dur das 
mittelalterliche Einungsweſen einerſeits, die gegen bafjelbe bereits ſcharf an- 
kämpfende Landeshoheit andererſeits geichaffenen Verbältniffen im Großen und 


174, Man vgl. die NRachweilungen bei Maurer, Dorfv. IL 65—68. Auch 
In einzelnen Gemeinden Weftphalend, Baiernd, Frankens u. f. w. fommen Räthe 
vor, doch find dies meiſt Gemeinden, welche den ſtädtiſch organifirten Marktflecken 
fehr nahe ftehen. Weber die in Preußen vorkommenden Rathleute und Dorfälteiten 
Boigt L ec. VL 735. Eine fehr ausgebildete Rathöverfaffung hatten nah Warn- 
tönig, flandr. Staats⸗ u. Rechtsgeſch., die flandrifchen Dörfer. 

75) Bol, über Entftehung, Bebentung und Schidfale der Dorfräthe 
Maurer, Dorfv. IL 68—75. Daß fie keine einfache Nachbildung der Stabt- 
räthe waren, fonbern in jeber Gemeinde unmittelbar aus dem Bedürfniß hervor- 
giengen (ib. 72), ift zuzugeben. Allein die Bildung ber. Dorfräthe war doch erit 
möglich, als bie in den Stäbten vellzogene Umbilbung der Rechtövorjtellungen 
fih auch auf dem Lande zu verbreiten anfieng. Schwerlich darf man daher mit 
Maurer ©. 73 die Entftehung der Gemeinderäte vor das 14. Jahrhundert, in 
welchen fie zuerft urfundli erwähnt werben, jegen. 
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Ganzen, fo koͤnnen wir etwa folgende Refultate als den Schluß des Mittel 
alterd bezeichnen. 

Bon aller genoffenfchaftlichen Verbindung mit den bevorzugten Ständen 
gelöft, war ein einheitlicher Bauernftand entftanden. Mit wenigen Ansnahmen 
hoͤrig, war diefer Bauernftand in den meiften Ländern politifch rechtlos in 
Kirche und Staat. Im den eigenen Angelegenheiten freilich war der Bauern- 
ſtand no im Befit ausgebehnter Selbftverwaltung und Autonomie Er 
lebte in Meinen, bier und da auch noch in größeren Gemeindegenoffenfchaften, 
in welchen er die genoffenichaftlichen Angelegenheiten ſelbſtändig ordnete, jein 
Recht nach eigenem Bedürfniß und Belieben fortbildete und in alter Weiſe 
Recht ſprach. Allein diefe Genoſſenſchaften Hatten an den großen geiftigen 
Bewegungen ber Zeit wenig Theil und konnten daher nit in zeitgemäßer 
MWeife durch eigene Kraft zu genoſſenſchaftlichen Gemeinweien werden. Zwar 
finden fi) in einigen Gegenden, bejonders aber ba, wo ber Banernftand am 
öffentlichen Leben noch Theil nahm, die Anfänge einer inneren Wandlung der 
Genoffenihaften in Gemeinheiten. Die Entwidelung eines Ortöbürgerrechts 
ftatt des auf Markgemeinihaft und perjönlicher Rechtsverbindung beruhenden 
Genoffenrechts, die Verſchmelzung von Dinglichleit und Perſönlichkeit des 
Rechts zur Xerritorialität, die Scheidung öffentlicher und privater Rechte, Die 
Bildung eines Gemeindenermögend und Gemeindehanshalts, die Einrichtung 
von Gemeindeumlagen und Gemeinbebienften für öffentliche Bebürfniffe, die 
Begründung einer Gemeinheitöverfaffung durch Herftellung wirklicher Gemeinde» 
organe, in Ortsvorſtänden und Gemeinderäthen, — dies und vieles Anbere, 
was fich zuletzt als die Emftehung einer von der Genofjengefammtheit ver- 
ſchiedenen unfihtbaren Gemeinde zufammenfaffen Täßt, war bier und ba die 
Folge einer in ber Genoffenfchaft ſelbſt Iebendig gewordenen Bewegung. Und 
biefe Bewegung war offenbar identiſch mit der die andern Stände Tängft be 
herrichenten Einungsbewegung. Allein e8 fehlte viel daran, daß eine foldhe 
Meränderung allgemeinere Bedeutung erlangt hätte Mochten bier und da 
gleich den ſtädtiſchen Gemeinweſen auch ländliche Landes⸗, Kirchipield- ober 
Amtögemeinwefen, ja auch Bauerſchafts⸗ oder Dorfgemeinwejen fi) bilden: die 
ländlihe Gemeinde im Ganzen blieb lediglih eine Marfgenoffenfchaft im 
alten Sinn. 

MWeil nun aber fo die Landgemeinden von ber genoffenjhaftlihen Neu⸗ 
organifation des nad) Ständen gegliederten Volkes auögefchloffen blieben, war 
die Grundherrſchaft und die aus ihr herporgegangene Landesherrſchaft in dem 
nie aufgegebenen Kampf gegen ihre Selbitändigkeit im entichiedenften Vortheil. 
Unaufhaltfam drang die Herrengewalt gegen die genoſſenſchaftlichen Elemente 
in der ländlichen Verfaſſung vor. Freiheit und echte Eigen wurden bei bem 
des Waffenrechts beraubten Bauern zur Seltenheit. Herrſchaftliche Richter 
und Beamte drängten fi in die Genofjenfchaft ein, herrichaftliche Ordnungen 
begannen die Willfüren zu beichränten, die Srohnden und Zinfen, die noth- 
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wendige Solge ber Hörigkeit unb des abhängigen Beftges, wurden mehr und 
mehr erhöht. Die Entwidlung ber Städte brachte der Landbevölkerung, der 
fie die freien Elemente entzog und bie fie von den neuen Erwerbszweigen ab- 
ſchnitt, nur Nachtheile. Die Abſchließung des Herrenftandes und der Ritter- 
haft, die Bildung der Landftände und alle ohne Theilnahme der Banern 
vor fi gehenden Cinigungen gefährdeten immer entjchiebener die Tänbliche 
Freiheit. Schon begannen die in die Räthe und Gerichte der Fürften drin- 
genden Doktoren das römiſche Recht, welches der Gemeindefreiheit wenig günftig 
war, auf die bäuerlichen WVerhältniffe anzuwenden. Kurz, es vereinte ſich 
Alles, um in unaufhaltiamem Fortſchritt dem vom oͤffentlichen Leben abge- 
Ichnittenen Bauernftande auch die genoſſenſchaftliche Selbitändigkeit in ben 
Angelegenheiten feiner Marken und Dörfer zu verkürzen. 

Nicht ohne heftigen Widerftand und endlichen Kampf unterlagen die 
Landleute. Schon feit dem 13. Jahrhundert tönen die Klagen über gewalt- 
fame Ausdehnung der Grundherrſchaft durch die Fürften %). Die folgenden 
Jahrhunderte jahen bintige Aufftände unterbrüdter Gemeinden '”). Endlich, 
als die Reformation mit der geiftigen Befreiung des deutichen Volkes ihm 
auch bad Begehren nach irdifcher Freiheit ftärker denn je zuvor aufregte, faßte 
die Landbevoͤlkerung faft ganz Deutſchlands ihre letzte Kraft zu dem großen 
Verſuch der Selbftbefreiung im Bauerntriege zufammen ). Die Ziele der 


10 Bol, Grimm, R. 4. ©. 248 und die oft citirte Stelle aus Freigebanf: 
die fürsten twingent mit gewalt — velt, stein, warzer und walt, — darzuo 
beide wilt und zam; — si taeten luft gern alsam, — der muoz uns doch 
gemeine sin! etc. Vgl. auh Maurer, Fronh. IV. 522. 

177) Beiſpiele von Aufftänden um 1406 und 1482 f. oben in $ 46 a. E. — 
Größere Bewegungen fanden am Ende bes 15. Jahrh. im Würzburgiſchen (1476), 
in der Abtei Kempten (1492) und im Elſaß (1493), im Anfang des 16. Jahrh. 
im Stift Speier (jeit 1502), bei Sreiburg, in Luzern, Solothurn, Zürid, Würt- 
temberg (1518), in den Gegenden von Konftanz, Ulm, im Bisthum Augsburg 
und in Kärnthen (1514), in Ungarn und in der Windifchen Mark (1517) Statt. 
In Württemberg ſchlofſen die Aufftändifchen die VBerbrüderungen vom armen Kon- 
rad; im Elſaß, im Stift Speier und Freiburg nannten fi die Einungen ber 
Bauern nach dem von ihnen als Pannter aufgepflanzten Bauernfhub ,Bundſchuh“. 
Bol. Oechsle, Beitr. zur Geſch. des Bauernkrieges in den ſchwäbiſch⸗fränkiſchen 
Srenzlanden. Heilbronn 18%. ©. 74f. Wachſmuth, Aufftände und Kriege 
der Bauern im Mittelalter, in Raumer's hiſtor. Taſchenb. 1834. ©. 281f. 

178) Der Bauernkrieg ergriff von ber Schweiz, Schwaben und Franken aus 
den Elſaß, die Pfalz, den Rheingau, Defterreih, Salzburg, Tirol, Kärnthen, 
Thüringen, Sachfen und Braunfchweig. Wie allgemein aber Die Bewegung war, 
beweift der gleichzeitige Aufftand der preußifchen Bauern. Vgl. über biefen 
Töppen, b Schmidt, Allg. Zeitfehr. f. Geh. VI. S. 493f. — Neber den 
Banerntrteg f. die Werke von Benfen, Oechsle und Zimmermann; Ode, 
Geſch. v. Bafel IV. 176f. V. 291f. 494f. Cornelius, Abhandl. der Hifter. 
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Bewegung, wie fie in den 12 faft von allen aufſtändiſchen Haufen angenom- 
menen Artikeln formulirt waren, ermangelten weder hiftorifcher noch innerer 
Berechtigung 9%. Sie verlangten freie Wahl und Abfegung der Geiftlichen 
dur die Gemeinden (art. 1); die jelbftändige Beſorgung der Holz- und 
Markangelegenheiten durch Gemeindegekorene (art. 5); die Abichaffung bes 
Blutzehnten und die Verwendung des Großgehnten für den Pfarrer, die Orts⸗ 
armen und die jonftigen Gemeindebedürfniſſe (art. 2); die Aufhebung jeglicher 
Unfreiheit (art. 3) und ihres Merkmals, des Todfallrechts (art. 11); die 
Abſtellung willfürlicher Strafen und unparteiiſche Juſtiz (art. 9); die Be 
feitigung der wider Herkommen und Verträge eingeführten oder willfürlich 
erhöhten Abgaben und Dienfte (art. 8, 9) und die Verminderung unerſchwing⸗ 
licher Srohnden (art. 6); die Rückgabe endlich der gemeinen Nubungsrechte 
an Wafler und Wald, insbefondere der Jagd und Fiicherei (art. 4) und der 
Beholzung (art. 5), und des Eigenthums an denjenigen Allmenben, welche 
bie Fürſten wiberrechtlich genommen hätten (art. 5, 10) '%). Allein es fehlte 
dem Bauernftande an einer fefteren Gefammtorganifation, welche ihm ben 
Sieg hätte fichern können. Den vereinigten Kräften der Fürften und des 
Adeld erlag die planlofe und unzufammenhängende Bewegung und das ger 
ſchlagene Landvolk jah feine Rage nirgend faft gebeflert, häufig verichlimmert '*'). 

Mit dem Iahre 1525 war es entichieden, daß in Deutihland nur durch 
das Mittelglied des Abjolutismus die Freiheit möglich fe. So üppig noch 
KL. der batr. Akad. d. W.IX, 1. ©. 145 — 204. P. Schunk, Beitr, zur Mainzer 
Geſch. I. 169f. 424. DI. 1f. 268f. HI. 63f. Eichhorn, R. ©. $ 485. 
Maurer, Einf. 220. Fronh. IV. 522—528. 

0) „Sn den erwähnten Bauernartifeln" — lautet das Urtheil Maurer's, 
Fronh. IV. 529 — „haben die Bauern mehr praftifchen Verftand und eine weit 
tiefere und grünblichere Kenntniß ber Bebürfniffe des Landes bewiefen, als alle 
damaligen Doctored der Rechte zufammen“. 

160) Bol, Benjen 1, c. 614f. Oechsle 246f. Ueber befondere Beſchwerden 
einzelner Gegenden Dech sle S. 255. 258. 494. Die Bauern im Jnnthal ver- 
Iangten Theilnahme an der Landesregierung. Oechsle 498. In Hellbronn 
wurde fogar unter Zugrundelegung der fog. Reformation Friedrichs IEL. der Ent- 
wurf einer Berfaffungsreform des Neid von einem Bauernausſchuß berathen. 
Darin verlangte man u. AU Entfernung aller Doktoren der Rechte aus dem Rath 
ber Zürften, weil fie nit erbdiener des rechtens sondern bestellt knecht feien. 
Oechsle S. 285. 286. Benſen 553. Bal. auch Zöpfl, R. Q. $ 55 über 
bie im Bauernfriege am ftärkften hervortretende volksmäßige Oppofition gegen 
das römische Recht. — Die Korberungen der preußiſchen Bauern lauteten ähnlich; 
fie wollten feinen anderen Herm ald Gott und die Fürften haben, nur recht⸗ 
mäßtge Abgaben geben und freie Fiſcherei, Jagd, Bogelfang und Holzung genießen. 
TZöppenl.c. ©. 49. 

01) Nur in den Stiftern Kempten, Würzburg, Bamberg und in ber Pfalz 
wurden den Bauern einige Grleichterungen gewährt. Benfen l. c. ©. 508. 
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das Genoſſenſchaftsweſen fortwuchern mochte: feit dem Mißerfolg des letzten 
gewaltfamen Verſuchs der deutfchen Bauern, durch die eigene Kraft in die 
Reihe der berechtigten Stände zu treten, ſchied fich die Nation in bie Klaffen 
ber Privilegiirten und der Unterbrücdten. Bald follten die Solgen in ber 
Erartung aller Genofjenihaften zu privilegiirten Korporationen bervortreten, 
welche im Kampf gegen den neuen Gedanken der Obrigkeit auf die Länge das 
Feld zu behaupten nicht vermochten. 


Bierte Periode. 1525 — 1806 


und 


Fünfte Periode. Seit 1806. 


5 54. Dad Wefen der Obrigfeit, der Privtlegölorporation und ber 
freien Affociation. 


A. Bon ber Reformation und dem Bauernkriege bis zur Auflöfung 
des Reiches haben wir in ber Nechtögefchichte der deutſchen Genoſſenſchaft eine 
vierte Periode angenommen, in welcher der Gedanke der Obrigkeit dad 
berrihende Princip iſt, das Genoffenfchaftsweien aber mehr und mehr in ein 
privilegiirted Korporationdwefen umfchlägt. Erſt gegen das Ende 
diefed Zeitraums tritt der Gedanke der modernen freien Afjociation in 
feinen Anfängen auf, um dann in unjerm Sahrhundert eine fo gewaltige 
umbildende und neufchaffende Kraft zu entwideln, daß es gerechtfertigt erjcheint, 
in ihm das geftaltende Princip der fünften Periode, in deren Beginn wir 
fteben, zu erblicken. Suchen wir zunächſt, das Weſen und die Gefchichte dieſer 
drei Gedanken im allgemeinften Umrig zu erfaflen. 

I. Die privilegiirte Korporation oder, wie man eigentlich jagen 
müßte, die Privilegsforporation war von ber mittelalterlichen Genofjen- 
haft mehr in ihrem inneren Wefen als in Namen und Formen verjchieden, 
der Mebergang von diefer zu jener jehr allmälig und faft unmerklich. 

1. Ihr Weſen befteht im Allgemeinen darin, daß fie eine Körperichaft 
ift, die durch ein ihr zuftehended Privileg oder einen Inbegriff von Privilegien 
bedingt und beftimmt wird. Auch früher hatten die Genoſſenſchaften 
zahlreiche Privilegien gefucht und erhalten, immer aber war doch das Privileg 
nur um der Genoffenfchaft willen da und diente ihren Zweden. Jetzt war 
umgekehrt der Torporative Verband nur ein Mittel für die Ausnutzung des 
Privileg, er war durch das Privileg und um des Privilegs willen da, ja er 
ſchien oft nichts anderes zu fein als ein inkorporirtes Privileg. 
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a. Der Eriftenzgrund des Genoffenverbanbes konnte nun nicht mehr 
in ihm jelbft gefunden werden; das Privileg, die Konceffion, alfo ein höherer 
Wille gab ihm das Dafein. Aber nicht blos das Dafein, mehr und mehr 
auch die Form ihres Dafeind, ihre Organifation, erhielt die Korporation von 
etwas außer ihr. Ste wurde jo im Grunde eine Anftalt, für welde ver 
Umftand, daß ihr Subſtrat ein Verein war, nur von außerwefentlicher Bedeu⸗ 
tung ſchien. 

2 b. Die Zufammenfegung und Öliederung der Korporation wurde 

auf rein privatrechtlihe Baſis gebracht. Die Mitgliebichaft wurde unter dem 
Geſichtspunkt einer verhältnißmäßigen Antheilnahme am Privileg, die befonbere 
Stellung und vielfach fogar das Amt im Verein unter dem Gefihtöpunft 
einer bejonberen Gerechtigkeit bezüglich jened Privilegs aufgefaßt und behan- 
deit, erworben und verloren. . 

c. Die rechtliche Bedeutung ber Korporation ſchrumpfte entiprechend 
zufammen. Shre Hauptbebeutung lag in der Erhaltung, Ausnugung und 
Mehrung ded Privilegs. Weil aber das letztere wejentlih nur von feiner 
nutzbaren Seite aufgefaßt und deshalb mehr und mehr, auch wo fein Snhalt 
in Wahrheit öffentlicher Natur war, als Privatrecht behandelt wurbe, fo ſank 
die Korporation, felbft ohne fremdes Zuthun, zu einem vornemlich privat. 
rechtlichen Inftitut herab. Daraus ergab fih nah außen der Rücktritt aller 
Genoſſenſchaften vom dffentlihen Leben; Zorporativer Egoismus, mithin Er- 
kluſivität und Monopolienfucht gegenüber den Nichtmitgliedern; engherzige 
Fiolirungsfucht gegenüber anderen DBereinen und Ständen; Beſchränkung der 
Torporativen Rechte auf die einmal vorhandenen Korporationsarten bei ganz 
lichem Mangel einer von unten auf nen jchaffenden Affociation; endlich dem 
Staat gegenüber dad Streben nad) Rechten ohne Uebernahme der korreſpon⸗ 
direnden Pflichten, die einfeitige Richtung des Forporativen Bewußtjeins über- 
haupt auf die Empfindung der Korporation als einer individuellen Befonder- 
beit, wo fie ſich fonft gleichzeitig ala Glied einer höheren Allgemeinheit em⸗ 
pfumden Hatte. Im Innern der Korporation entiprachen ähnliche Berände 
rungen: bie in der Geſammtheit lebende Einheit trat aus ihr heraus, nicht 
aber um eine über den Einzelnen jtehende höhere Einheit zu werden, fonbern 
um als ein beſchränktes Privatrechtsinbjeft, mithin als bloßes Individuum, 
neben den Einzelnen zu ftehen; die Korporation hörte gänzlih auf, ein Ge- 
meinweien im Kleinen zu’ fein; ihre geiftigen und fittlichen Momente ſchwan⸗ 
den; ihre Genofjen empfanden fi nicht mehr als Glieder eines größeren 
Ganzen, jondern lebiglih als Privatperfonen mit einem beftimmten Antheil 
an dem inkorporirten Privileg; der Torporative Gemeinfinn ſchwand und bas 
Gemeinleben erftarrte in todtem Formalismus; ftatt organifcher Fortbildung 
griff zuletzt eine Verknoͤcherung um fi; endlich hörte die Korporation ganz 
auf, ein lebendiger Organismus zu fein, und wurde ein beliebig Tonftruirharer 
Rechtsmechanismus. 
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2. Hiftorifch vollzogen biefe großen Wandlungen fih ſehr allmältg, 
entiprehend den Wandlungen des deutſchen Volksgeiſtes überhaupt. 

a. Den Anfängen der Veränderung find wir überall ſchon in der vorigen 
Periode begegnet. Insbeſondere war im 15. Sahrhundert bereit? ein Still- 
ftand in der Einungsbewegung bemerkbar, den das erfte Viertel des 16. Jahr⸗ 
hunderts noch einmal gewaltiam aber erfolglos unterbrad). 

b. Das Jahrhundert, welches der Reformation folgt, zeigt eine entichie- 
dene Abnahme der fchöpferifchen Volkskraft. Eine gewiffe Abfpannıng war 
erflärlih nad) der Erhebung des nationalen Geiſtes. Die Unterbrüdung der 
Vollöbewegungen auf dem Lande und in den Städten fonderte die Mafle des 
Volkes fhärfer als bisher von bem bevorzugten Ständen; auch unter den 
letzteren aber verloren diejenigen, welche bisher die hauptſächlichen Träger 
freiheitliher Entwidllung gewejen waren, die Bürger und die Ritter, unter 
dem Einfluß des veränderten Kriegewejend an Gewicht und Selbftändigfeit. 
Die vorwiegende Richtung ber Zeit auf geiftige und religiöfe Interefjen, die 
beginnende bumaniftifche Bildung, das ſtark erwachende Bedürfniß eines indi⸗ 
vibuellen Geiſtes- und Gemüthslebens Ienkten von den öffentlichen Angelegen- 
heiten ab. Faſt fcheint es überhaupt, als habe die Vollskraft fih im 16. 
wie jpäter am Ende des 18. Sahrhunderts an einzelne bedeutende Perjönlid- 
feiten jo ftark verausgabt, daß vor der Wirkfamfeit der Individualitäten die 
jerbitihöpferiiche Thätigkeit des Volkes zurücktrat. Mit der abnehmenden 
Betheiligung der Geſammtheit an der Selbftverwaltung engerer und weiterer 
Genoffenkreife minberte ſich wechjelweis bei der Mehrzahl das öffentliche In⸗ 
tereffe, das politiiche Verftändnig und die Liebe zur Freiheit, bis endlich bie 
lange Entwöhnung auch die Fähigkeit zur Selbftregierung ſchwächte. So be 
gann die vom Mittelalter überfommene Eorporative Gliederung bereitö zu er- 
ftarren, die genoffenichaftliche Neubildung ftodkte, der Uebergang von der freien 
Genoſſenſchaft zur Privilegskörperſchaft vollzog fih. Allein fo unverkennbar ſchon 
im Beginn des 17. Jahrhunderts die Errichtung des modernen Staats dem 
von ben Fürſten verförperten Obrigfeitsprincip allein anheim fiel: noch war 
die politiihe Kraft des Volkes und bie Lebensfähigkeit feiner Eorporativen Dr 
ganismen bedeutend genug, um als möglich erfcheinen zu laſſen, daß, wie in 
England geſchehen tft, jo auch in Deutfchland die obrigkeitlihe Staatsibee mit 
dem Gedanken der Eorporativen Selbftgeftaltung und Selbftverwaltung ein 
Kompromiß eingehen, daß auch ber beutfchen Nation neben einem ſtarken und 
einheitlihen Staat die Betheiligung des Volles an Rechtserzeugung, Recht⸗ 
prehung und Verwaltung und die freie Bewegung in angebornen oder jelbft- 
gewählten Gemeinſchaftskreiſen erhalten bleiben werde. 

c. Das furdtbare Nationalunglüd des dreißigjährigen Krieges, welches 
äußerlich und innerlid auf mehr als ein Jahrhundert hinaus das Volk ver 
darb, vernichtete ſolche Möglichkeiten. So tief war ber Fall bes deutſchen 
Volkes, dag Rettung nur noch von der Durchgangsftufe eines ſchonungsloſen 








5 54. Das Weſen der Privilegskorporation. 641 


Abſolutiomus zu Hoffen war. Sm ber Zeit von 1648 —1750 gab es in 
Deutichland Iaum einen äffentlichen Geift. Wer die urkundlichen Denkmale 
diefer Zeit den älteren vergleicht, fragt mit fchmerzlihem Staunen, ob es das⸗ 
jelbe Volk ift, deſſen Seele fih fo gewandelt bat. Der nationale Siam fait 
völlig verloren und in eine Unzahl Fleiner Fürſtenhoͤfe der Staatsgedanke zer- 
ftreut; der ritterliche Geift eines unabhängigen Adels in Kaftenftolz nad) unten 
und Lakaienthum nach oben verkehrt; aus dem ftolgen Bürgerfinn ein würde, 
loſes Spiegbürgertbun, aus großartigem Handelsgeiſt ein niedriger Krämer- 
fiun, aus dem Hochfinn des Handwerks ber berüchtigte Zunftgeift geworben; 
dem froßnenden und zinfenden Bauern die letzte Erinnerung ber alten Sreiheit 
eniichwunden! Kaum ba bier und da einem Bürften oder Gelehrten ber 
Bli weiter reiht, als über fein Land, feine Stadt, feine Zunft; kaum daß 
bier unb da fich ein Verſtändniß findet für andere Motive, als die einer zu⸗ 
gleich kleinlichen und Turzfichtigen Selbftſucht; kaum daß bier und da das 
Öffentliche Leben oder was dafür gelten will, ſich um anbere Ziele dreht, als 
um das einzige der Erhaltung und Mebrung ererbter oder erlaufter Privilegien. 
Das Volk ift eine Summe von Individuen geworden, faft der Begriff der 
Gemeinheit ift ihm verloren gegangen. So arm an Gemeinfinn war bie 
Zeit, daß die häufig angewandten Sprichwörter communio mater discordia- 
rum und negotis communia communiter negliguntur tägliche Beitätigung 
erfuhren, daß jelbft dem Worte „gemein“ bie bis heute dauernde Degrabation 
widerfuhr. Und das traurige Gefäß eines ſolchen Inhalts war das Kor 
porationsweſen, beffen Entartung und Berfall baber in dieſer Zeit ben Höhe 
pumit erreichte. | 

d. Als in der zweiten Hälfte bes 18. Jahrhunderts die Nation ſich lang- 
ſam wieder erhob, als ber geiftigen Blüthe der Wiffenfchaft und Kunft und 
den großen Thaten einzelner Yürften, vor Allem befien, ber den preußtichen 
Staat zum Hampte Deutſchlands befähigte, auch ein allmäliges Erwachen des 
deutichen Volkegeiſtes folgte: da waren bie alten Korporationen zu ſehr ver- 
Indchert, als daß fie dem neuen öffentlichen Sinn hätten als Hebel dienen 
oder umgelehrt von ihm einen belebenden Hauch empfangen Tönnen. Bielmehr 
brachte gerade die nene Bewegung ihnen ben Untergang und mußte ihn bringen, 
um den Boden zum Neubau zu bereiten. Gin Theil von ihnen erlag ben 
Stürmen, weldhe die franzöfiiche Revolution amf beutfchen Boden verpflanzte, 
Die Mehrzahl ift erft in weit fpäterer Zeit, in den lebten 20 Jahren etwa, 
gefterben oder aufgehoben oder fo umgeftaltet worden, daß in Wahrheit Auf 
hebung und Nenbildung vorliegt. Einige wenige haben durch zeitgemäße 
Modifitationen ihr Dafein gerettet. Andere friften noch heute ihr Reben in 
alter Art. ber von dem modernen Genofienfchaftsweien ſcheidet eine ſcharfe 
Grenze die Refte der Privilegsforporation, deren Blüthezeit die Zeit des natio⸗ 
nalen Verfalles war. | 

I Der Gedanke ber Obrigkeit, welchem im Gegenſatz zu dem 
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jo verderbenden Innungsweſen die neue Staats- und Rechtsbildung zuflel, bat 
verichiebene Stadien innerer unb äußerer Entwicklung durchlaufen. 

1. Das Wefen dieſes Gedanken indeß, fo groß im Uebrigen ber Unter 
ſchied jein mag zwifchen der Obrigkeit, welcher Luther Gehorjam fordert, bem 
l’6tat c'est moi Ludwigs XIV. und bem „erften Diener des Staats‘ Yriedriche 
des Großen, iſt bei fortichreitender Klärung und Bergeiftigung identiſch ge 
blieben, ja ed haftet noch allen jenen mannichfachen Staatsfonftruftionen der 
Philofophen des 17. und 18. Sahrhunderts und ber Staatäibee der frungöfi- 
Then Revolution in gleicher Weiſe an. Das charakteriftiiche Merkmal dieſes 
Gedankens ift, daß er den Staat als etwas vom Volke Verſchiedenes jekt; 
daß er in dem abjtraften Begriff dieſes Staats die Summe aller öffentlichen 
Gewalt in einem beitimmten zugleih territorial und perſoͤnlich abgeichlofjenen 
Kreife, mithin das Recht und bie Pflicht, in dieſem Kreife das Gemeininter- 
eife (salus publica) gegen das Sonderintereffe zu vertreten, Ordnung und 
Recht zu fchaffen und das Verhältnig der Glieder zum Ganzen zu regeln, 
als eine nothwendig verbundene Einheit Toncentrit; daß ihm die Obrigkeit 
die fihtbare Repräſentantin dieſes abftraften Begriffs ift, außer dem Staat 
aber nur Iudivibuen eriftiren. 

Wenn wir die bejondere Yorm, weldye der Gedanke ber Obrigkeit in 
Deutihland annahm, betrachten, fo erkennen wir, daß er ebenfo eine Potenzirung 
der alten Herrichaftsidee war, wie vorher dad Gemeinweſen aus einer Poten- 
zirung ber alten Genoſſenſchaft hervorging. Das Gemeinweſen unb ber 
Obrigfeitäftunt haben daher mancherlei, fie haben vor Allem bie wahrhaft 
ftantlihe Natur gemein. In beiden ift an Stelle einer finnlih wahrnehm⸗ 
baren Einheit die unfichtbare Einheitsidee getreten, für welde dert die Ge 
fammtheit, bier der Herr nur fichtbarer Träger, verlörpernde Erſcheinungsform 
geblieben ijt. Wie im Gemeinweien das Geſammtrecht, fo ift im Obrigkeits⸗ 
ftant das Herrenrecht in einen einzigen Begriff zufanmmengefaßt, für welchen 
jebed feiner Attribute weientlih ift, und bier wie dort hören daher die privat. 
rechtlihen Veräußerungen, Theilungen und Zeriplitterungen ber öffentlichen 
Gewalt allmalig auf. Hier wie dort entitebt der Unterſchied des äffentlichen 
und bes privaten Rechts. Dier wie dort treten an Stelle der alten Mandatare, 
Leihbefiter und Eigeninhaber öffentlicher Gewaltrechte wahre Organe des Einen 
Subjekts der Stantögewalt. Hier wie dort endlich wird die Eigenſchaft des Ein» 
zelnen als Glied des Ganzen non feiner Eigenſchaft als Individnum getremnt 
und wie dort mit dem Begriff des Bürgerrechts, jo iſt bier mit dem Begriff 
der Unterthanenkhaft die Möglichkeit gegeben, die äffentlichen Pflichten des 
Gehorſams, der Dienjte und der Steuern und die auf befonderem Titel 
ruhenden Leitungs, Dienft- oder Zinspflichten innerlih und äußerlich von 
einander zu fondern. ö 

Größer jedoch, als ſolche Analogien, find die Unterſchiede der Rechts⸗ 
gedanken des Gemeinweiens und der Obrigkeit. Denn indem dort an ber 
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Traͤgerſchaft der Einheit Alle Theil haben, Hier nur ein Einzelner ober aus» 
mahmeweife eine Summe von Einzelnen fie darftellt, ift dort die Einheit eine 
Geſammteinheit, weldhe in der Geſammtheit lebt und im Gejammtwillen ben 
böchiten Ausdruck findet, bier dagegen eine der Geſammtheit fremde, aus fich 
felbft lebende Einheit, weldhe durch einen übergeordneten Einzelwillen wirkſam 
wird, Während daher die Gemelnheitöverfaffung die Organijation beftimmt, 
vermöge deren die Geſammtheit ſich ſelbſt regiert, enthält die Obrigkeits⸗ 
verfaffung die Organifation, vermöge beren bie Geſammtheit regiert wirb. 
In dem Bepriffe des Bürgers findet fich politiſches Recht und politifche 
Pflicht, Herrichen und Gehorchen, aktive und paffive Betbeiligung am Gemein» 
weten vereimigt: der Unterthan ift Subjekt nur im Privatrecht, im öffent 
lichen Recht Lediglich Objekt, er fteht im Staat wie ber Laie in der Kirche. 
Das Gemeinweſen fordert daher Theilnahme der Bürger an Verwaltung, 
Nechtöpflege und Geſetzgebung und neigt zu ben Principien ber Wahl, ber 
Kollegialität und ber Majorität: die Obrigkeit drängt zur Sernhaltung der 
Untertbanen vom öffentlichen Leben und begünitigt die centralifirende Ad⸗ 
miniftration durch ernannte einheitliche Organe. Wenn fo das obrigkeitliche 
Princip die Berwirklihung ded abfoluten Staates anftrebt, fo erſcheint 
derjelbe zugleich als ein Polizeiftant. Denn indem der Begriff des öffent- 
Tihen Wohle ald der oberfte gefaßt wird, muß die Sorge für bas Bffent- 
liche Wohl oder die Polizei ald diejenige Staatsfunktion gelten, in beren 
Dienft alle anderen Funktionen ſtehen. Kommt daher das beſtehende Recht 
mit dem öffentlichen Wohl in Konflilt, fo muß jenes ſich unbedingt 
beugen, und es find ſelbſt Stantöverträge, Privilegien und wohlermorbene 
Rechte da hinfällig, wo fie bem öffentlichen Wohl nachtheilig find. Da nun 
aber Prhfung und Entſcheidung baraber, ob ein folder Fall vorliegt, aus⸗ 
ſchließlich der Bertreterin des öffentlichen Wohls, der Obrigkeit, zufällt, 
fo ift der Sat „salus publica saprems lex est“ eine bequeme Hand» 
babe, um über jeden Rechtobruch hinwegzuhelfen. Trotz entgegenftehenber ur- 
alter Gewohnheit und troß vielfach entgegenftehender Praxis der Reichs⸗ 
gerichte erkennt daher die Obrigkeit als Repräjentantin der Polizei eine Rechts 
ſchranke für ſich ober gar einen Rechtsſchutz gegen fich nicht an. Immer ent- 
ſchiedener tritt vielmehr ber obrigkeitliche Staat außer unb über das Recht 
und wird fo bad Gegentheil bes im Gemeinweſen vorgebilveten Redtsftaats, 
der im Recht fteht und das Recht ale Schraufe feiner freien Bewegung be» 
greift, — deſſen Organismus jelbft Recht ift, — der als letztes Ziel die Ein- 
heit von Staat und Recht erftrebt. Alle feine Beingniffe will der obrigfeit: 
Ihe Staat nicht blos haben, er wi fie auch ausjchliehlich haben. Es 
ift nicht blos Recht und Pflicht, fondern Monopol der Obrigkeit, das dem 
gemeinen Beften Grforberliche zu kennen, durchzuführen uud zu ſchützen. Der 
Nntertban als folder mag feine individnellen Angelegenheiten bejorgen; dat 
Allgemeine im Unge zu haben, ift er weder befähigt noch befugt, wenn ihm 
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nicht etwa durch ein Staatsamt höhere Einfiht, Gemeinfinn und politiſche 
Autorifatton verliehen wird. Während daher das Amt faft wie bie kirchliche 
Ordination zu einem höheren status weiht, bleibt ber gemeine Unterthan, 
wenn er auch im Privatrecht münbig wird, politiih unmändig bis an ſein 
Lebensende. Auch die Privatthätigkeit aber wird überall da benuffichtigt, ge- 
leitet, beſchränkt und geregelt, wo fie in das öffentliche Intereffe eingreift, — 
ein Ball, über deſſen Vorhandenſein lediglich das Ermeſſen der Obrigkeit ent- 
ſcheidet. Namentlich ift es Recht und Pflicht des Staats, die wirtbfchaftliche 
Thätigkeit der Einzelnen zur Hebung bed Nationalreichthums bis ind Detail 
vorzufchreiben, zu erzwingen ober zu beichränfen, durch Ordnungen, Taren und 
Reglementd Handel und Gewerbe zu normiren, durch Luxusgeſetze unproduktiver 
Konfumtion zu fteuern, durch Kulturmandate die Art des Landbaus zu be 
ftimmen, durch Strafandrohungen den Müßiggang ober die unrichtige Ber- 
wendung der Arbeitskräfte zu verhindern. Gleich dem wirthichaftlichen Leben 
aber ſucht die Obrigkeit auch das geiftige Leben zu bevormunden, ihm Richtung 
und Mittel anzumeifen, feine Selbſtthätigkeit zu beſchränken. Ja felbft bie 
gejelligen und focialen Beziehungen der Unterthanen jollen möglichit regulirt, 
Rang und Anfprüche eines Jeden von Obrigkeitswegen feftgeftellt werben. &8& 
ergiebt fich hieraus, daß der obrigkeitlihe Staat ein Benormundungsftaat 
ift, daß er zugleich zu büreaukratiſcher Vielregiererei, zur Sentralifation and 
zur Uniformirung neigt. 

2. Ans folhen Grundprincipien folgt für das Verhältniß der Obrigkeit 
zum Genofienfchaftswefen eine abfolnt gegneriſche Tendenz. Der obrigkeitliche 
Staat kann zwar fo wenig wie das Gemeinweien ber Gliederung in engere 
Berbände entbehren, noch außerftaatliche Vereinigungen ganz unterbrüden. Aber 
während das freie Gemeinweien des deutfchen Rechts die engeren Verbände 
jeiner Bürger ald dem Ganzen homogene Gemeinfchaften anerkennt und ihnen 
auch da, wo es fie als Baufteine im Gefammtbau verwendet, zugleich ein 
jelbitändiges eigenes Leben läßt, ftrebt die Obrigkeit mit eijerner Konfequenz 
einem boppelten Ziele zu: fie fucht erftens alle Öffentliche Bebeutung der Ge 
meinden und Genoſſenſchaften durch den Staatöbegriff aufzufaugen, zweitens 
Alles, was diejen Verbänden an eigner Bedeutung verbleibt, auf den Begriff 
einer Staatlich verliehenen Vermögensfähigkeit zu reduciren. Alle Körperichaften 
follen daher, fo weit fie öffentlichrechtlicher Natur find, ald Stantstheile 
gelten, fei ed num ale Abtheilungen des Staatsgebiets ober der Unterthanen, als 
Berwaltungsbezirke oder Staatsanftalten; foweit fie Dagegen nicht unter dieſe 
Begriffe fallen ober durch fie nicht erfhöpft werden, follen fie Privatver⸗ 
eine fein, welche vermöge bejonderer ftantlicher Konceifion dad Recht haben, 
in gewiffen Umfange als einheitliche Suöjelte von Privatrechten zu gelten. 
Damit fallen natürlich Autonomie, Selbitgerichtsbarkeit und Selbftverwaltung 
der Genofienverbänbe fort; was davon de facto übrig bleibt, wirb entweber 
privatrechtlich anfgefaßt, ober aber aus fpeciellem obrigkeitlichem Auftrag er 
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Märt und bemgemäß als ein von außen finmmenbes Recht behandelt. Aber 
auch im Bermögensrecht muß die Korporation Ihre Rechtsperſoͤnlichkeit mit der 
größten Abhaͤngigkeit erkaufen, fie empfängt Duldung und Norm ihrer Exi⸗ 
ftenz von oben, fie fteht weit hinter bem Einzelnen dadurch zurüd, daß fie 
nicht einmal im Privatrecht mündig wird. Wie ſehr in allen diefen Be 
ziebungen bie oben angegebenen inneren Beränberungen der Storporationen ber 
von außen wirkenden Zerftörung ihr Werk erleichtern mußten, ja ihr zum 
Theil auf halbem Wege entgegenfamen, ift leicht zu ermeſſen. 

3. Die fo erftrebte Berflüchtigung aller Gemeinden und Genofjenfchaften 
in den Staatsbegriff einerſeits, den Individualbegriff andererjeits ift nur ein 
Symptom einer allgemeineren Richtung, welche neben dem abſoluten Staat 
bie abjolute Individualität erreichen will. Dieſe Richtung, welche mit 
ber fett dem Mittelalter auf allen Gebieten fih langſam vollziehbenden Eman- 
cipation des Individuums beginnt, bewußt aber erft feit ber zweiten Hälfte 
bes vorigen Jahrhunderts ihätig wird, erftrebt ald letztes Ziel einen Zuftand, 
in welchem es außer dem Staat nur Individuen giebt, in welchem 
baber zwiſchen ber hödhiten Allgemeinheit des allforgenden Staats und ber 
das Bolt bildenden Summe einzelner Individuen keine Mittelglieder irgend 
welcher Art ftehen, ſolche Verbindungen vielmehr entweder nur als lokale 
Sriheinungsformen det Staats oder felbft als Individuen gelten. Dieſes 
legte Ziel, tm Frankreich durch die Revolution annähernd verwirklicht, tft iu 
Dentſchland nie, am wenigften in ber Praris erreiht. Die Richtung auf 
baffelbe war indeß von auferorbentlicher Wichtigkeit. Denn indem ber obrig- 
Zeitliche Staat in Eonjequenter Erfüllung feines Weſens allen zwiichen ihm 
unb den Individnen ftehenden Beionderheiten entgegenwirkte, führte er die 
bente faft vollendete inbivibnelle Freiheit und rechtliche Gleichheit 
aller feiner Untertbanen herbei. Die individuelle Freiheit zunädft 
mußte fidh ergeben, wenn ber Staat, wie die Genoſſenſchaften, fo auch bie in 
ihm enthaltenen Herrihaftsnerbände zerichlug, wenn er jebe mit dem Einen 
und unmittelbaren Staatöunterthanenthum unvereinbare mittelbare ober ‚private 
Unterthänigteit aufhob. Unverhältnifmäßig ſpaͤt erft zog der abfolute Staat 
biefe große und jegensreihe Konſequenz jeined Grundprincips. Aber er zog fie 
und vollbrachte damit eine ber größten Thaten in der Geſchichte. Die Be 
freiung bes Banernftandes am Ende bed vorigen und im Anfang dieſes Jahr⸗ 
hunderts ftellte, indem fie das Unrecht von Jahrtauſenden fühnte, zum erften 
Male Staaten ber, in denen es nur Freie gab. Mit der allgemeinen Freiheit 
aber gieng bie rechtliche Gleichheit Aller Hand in Hand. Denn die Gleich 
beit der Unterthanen im Staat unb vor dem Geſetz war bad wohltbätige 
Reſultat, welches aus ber Zerichlagung der auf der ftänbifchen Gliederung be- 
rubenden Korperationen und Herrenverbände. des Mittelalters unb ans ber 
damit verbundenen endlichen Nivellirung der Stände überhaupt folgte. Hierin 
fag dem mittelalterlichen Iunungsftaat gegenüber ein unermeßlicher Fortſchritt 
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Denn jener bernhte, trotz ober vielmehr wegen der unter den zun ächſt Ver⸗ 
bundenen feftgehaltenen Gleichheit, auf der größten, Ungleichheit. des öffentlichen 
Rechts, indem neben den VBollgenoffen geringere und Schußgenofien fanden, 
überdied aber die miteinander verbundenen Gejammteinheiten zwar als ſolche 
gleich, in ihrer inneren Organiſation und der Stellung ber ihnen angehörigen 
Sndividuen aber völlig entgegengejeßt waren; und wenn auch im Mittelalter 
die hohe Anſchauung der unbedingten Korreſpondenz von Recht und Pflicht 
diefer Rechtsungleichheit dad Gegengewicht hielt, jo lag bach gerade in ihr der 
Keim des Berfalles der alten Genoffenihafteordnung. Dem Obrigkeitsgedanken 
dagegen wohnte von Anbeginn an die. Tendenz inne, alle Stantsangehörigen 
ber gleichen Gewalt, dem gleichen Geſetz unb dem gleichen Gericht zu unter 
werfen und Schuß, Vertretung und Wohlfahrtöbeförderung ihnen allen im 
gleicher Weife zu gewähren. Die Realifirung biefer Idee erfolgte dann freilich 
erft jpät und ift auch heute nicht voll durchgeführt. — Freiheit und Gleichheit 
indeß, wie fie der abjolute Staat erftrebte, waren nur Freiheit und Gleichheit 
von Untertbanen. Ihr Inhalt war daher lediglich negativ, ihre Be 
thättgung eine palfive Kine Entwicklung, welde der indivibnellen Freiheit 
die ftaatsbürgerlihe Freiheit hinzufügt und die Gleichheit dei Unter⸗ 
thanen durch die gleiche Antheilnahme. an aktiven politiichen echten ver⸗ 
mehrt, fonnte fich nicht auf Grund ber obrigkeitlichen Staatsibee vollziehen, jondern 
ift erit dur den neuen Staatsgedanken unſeres Jahrhunderts angebahnt, 
welcher den Staat in das Bolt zurüdverlegt. Damit ift aber. aud die Ein- 
jeitigkeit jemer den Staatsabſolutismus umd bie abjolute Iubdivibualität un⸗ 
vermittelt nebeneinanberftellenden Richtung überwunden, welche, ſo jehr fie ber 
Staatseinheit und der Gleichheit förderlich tft, doch zuletzt aller wahren Frei⸗ 
heit da8 Grab bereitet. Denn ihre leten Konſequenzen find Gentralijation 
ber Regierung und Atomijirung des Volles! Bor folder Gefahr, deren 
Größe in Frankreich bervortritt, wahrte und Deutſche der nie ganz erftorbene 
und mit dem Erwachen ber Polen gewaltiger denn je erwachte Gewofien- 
ſchaftsfinn. 

4. Wenn in ber inneren Kraft des obrigkeitlichen Princips und in der 
Schwäche der privilegiirten Verbände der eigentlihe Grund für die Siege bes 
eriteren lag, fo find doch für die befoudere Form, welche dieſe Siege annahmen, 
diejenigen äußeren Momente, welche babei ————— und geſtaltend 
mitwirkten, von hoher Bedeutung geworden. 

a. Entſcheidend waren vor Allem die politiſchen Schickſale der deat- 
ihen Nation. Denn indem fi Alles vereinigte, um die Landesherren anf 
Koften des Reichs wie der übrigen Stände zu Träftigen, wurbe biejenige 
Verfaſſungsform zur eigentlich normalen und legitimen exhoben, welche ber 
obrigkeitlichen Staatsidee am günftigften und der korporativen Gelbfiver- 
weltung am feindlichiten mar. E& ift allerdings richtig, daß auch in ben 
ftäbtifchen Gemeinweſen, jo weit dieje fiaatliche Bedeutung erhielten, die Ger 
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meinheitönerfaflung einer Obrigfeitönerfafjung wich, bei der nur ein priwilegiirtes 
Korpus die Stelle bes Fürften vertrat, daß jogar in die Landesgemeinden ber 
Schweiz der obrigkeitliche Gedanke eindrang: allein die eigentlichen Träger ber 
neuen been waren doch durchans die Landesherren und jeder Sieg der Landes⸗ 
berren war baber ein Sieg bed obrigkeitlichen Syſtems und eine Niederlage 
der genofienfchaftlichen Ordnung. 

b. Bon Taum zu unterſchätzender Bedeutung ferner war die Bunbed- 
genofſenſchaft der obrigkeitlihen Stantsidee mit dem römiſchen Recht. Wol 
hatten Adel und Bolt Grund, das fremde Recht zu fürchten und zu hafſen, 
und bie heftige volksmäßige Oppofition, weldhe am Ende des 15. und am 
Anfang de 16. Jahrhunderts bie roͤmiſch gebildeten Doktoren zu befeitigen ver 
fuchte, erklärt fich leichter, als die raſche Beftegung dieſes Widerftanded. Denn 
feitdem nicht nur materiell die Reception des fremden Stoffes entſchieden war, 
fondern, was wichtiger war, mehr und mehr gelehrte Iuriften in den berathen- 
ben und verwaltenden Behörben wie in ben Gerichtähßfen die Entſcheidung 
gaben, war der Fürftenmacht eine jchneidende Waffe gegen die Volksfreiheit 
gewonnen. Unbedenklich wandten die römischen Iuriften nicht blos die privat- 
restlichen, ſondern auch, wo es nütlich fchien, die publiciftiihen Sätze bes 
Corpus juris auf bie dentſchen Verhältniſſe an, oder rechtfertigten durch roͤmiſch⸗ 
reihtliche Belegftellen oder Analogien vorangegangene Willfürafte. War ihnen 
zunächft nur der Kaifer princeps im römijhen Sinn, jo legten fie bald bem 
Landesherrn feinen Unterthamen gegenüber biejelben Attribute bei, erklärten ihn 
wol gar für Kaifer in feinem Lande. In der That aber fam, wenn theils 
die direkte Anwenbung des roͤmiſchen Kechts, theils der Einfluß römifchrechtlicher 
Anſchanungen feftftand, dies in allen Beziehungen ber oben bezeichneten Rich⸗ 
tung bes obrigkeitlihen Staates zu Gute Die an Stelle ber Selbſtver⸗ 
waltımg tretende obrigkeitliche Abminiftration, das die Autonomie verbrängende 
einheitliche Staatsgejſetz, die Beamtenrechtiprechung, die angeftrebte Gentralifation 
und Uniformirung, die Büreaufratie mit den Principien der Schriftlichkeit 
und Heimlichkeit, Turz ber vom Vollke getrennte und ihm jelbftändig gegen 
überfiehende Staat überhaupt fanden in den vom Greiſenalter des Römer- 
ihums erzeugten Iuftitutionen ſchwer erreihbare Vorbilder; nur in der Be 
vormundung und Bielregiererei übertraf der dentſche Obrigkeitsftaat der Klein- 
lichkeit feiner Verhältniffe wegen das Reich Juſtinian's. Beſonders förberlich 
wer bas römische Recht ber Tendenz des Polizeiftants, fich über das echt 
zu erheben; denn die römilhe Anſchauung über dad Verhältniß von jus 
publicum und jus privatum erkannte nur biefes als ein wahres Recht, fenes 
Vebiglih als. eine abminiftrative Ordnung am und kannte baber Recht umb 
Rechtsſchutz für ben Bürger zwar gegen den Fiskus, niemals aber gegen ben 
Staat und feine Organe. Wenn nun aber fo der beutjche Staatsabſolutis⸗ 
mus in ben roͤmiſchen Ideen eine Stüte fand, jo wurbe das römifche Recht 
doch ‚ungleich wichtiger noch für die Durchführung der abjoluten Individualität. 
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Der römifhe Staat der fpäteren Zeit beftand (von den Sklaven, bie ihm 
überhaupt Teine Perfonen waren, abgejehen) nur aus einer Summe unter fih 
gleicher Individuen, welche mit einander für öffentliche Angelegenheiten nicht 
weiter organifch verbunden, fondern mechaniſch abgetheilt waren und hoͤchſtens 
für einzelne Privatrechtszwecke inbivibnelle Verbände bildeten. Der größt- 
möglihen Gentralifation entſprach fo die größtmögliche -Atomifirung. Die 
römisch gebildeten Juriſten brauchten daher, wenn fie bie Obrigkeit im Kampfe 
gegen die Gemeinden und Genofjenfhaften uuterftügten, nicht um Geſetzes⸗ 
ftellen verlegen zu fein. Es war freilich Keine leichte Aufgabe, auch in ber 
Wirklichkeit die unerfchöpfliche Fülle und Lebenskraft der deutichen Genofien- 
verbände zu jener Stellung binabzugwingen, welche im feelenlofen Reichskoͤrper 
von Oſtrom Municipien, Kollegien und Korpora eingenommen hatten: allein 
bie tbeoretifche Formel bafür war bald gefunden und damit ein Mittel ge- 
wonnen, deſſen Wirkſamkeit bei der langſamen lmgeftaltung des Genofien- 
ſchaftsweſens nicht zu unterfhägen iſt. Berbrängung aus bem öffentlichen 
Recht, Beſchränkung auf eine durch ftaatliche Konceffion verliehene und ftets 
revokable Rechtsſubjektivität für Vermögenszwecke, ewige Unmündigkeit, rein 
privatrechtliche Konſtruktion im Innern durch Herabſetzung der Geſammteinheit 
zu einem von der Geſammtheit völlig gelöften Individnum: das war ber 
Gehalt der neuen Formel der universitas, bed corpus, bed Vereins mit 
myſtiſcher, moralifcher oder juriftifcher Perfönlichkeit! Gebührt fo an der Zer- 
ftörung des alten Genoſſenſchaftsweſens der römiichen Jurisprudenz ein be 
deutender Antheil, jo ift fie es amdrerjeitö geweien, welche in hohem Grabe 
bei der Zerichlagung der Stände, bei der Emancipation des Individuums, bei 
ber endlich berbeigeführten Sreiheit und Gleichheit der Untertbanen mitgewirkt 
bat, und nicht am menigiten ihr verdankt e& der Bauerftand, fo fdhwer er 
Anfangs unter der Anwendung des ihm unverftänblichen Rechtes litt, daß ihm 
endlih nit nur die volle perjönliche Freiheit, jondern auch das volle Gigen- 
thum feiner Hufen geworden ift. 

c. Nur der Erwähnung bedarf es, daß auch bie theologiſchen An- 
ſchauungen der neuen wie der alten Kirche faft Zonftant der obrigkeitlichen 
Staatsidee günftig blieben und durch Zurüdführung der Obrigkeit auf göttliche 
Inftitution einen mächtigen Einfluß übten. 

d. Nicht minder aber Tamen, feitdem die Philoſophie Staat umd 
Gefellichaft in ihren Kreis zog, alle unter fi) noch jo verſchiedenen phileſo⸗ 
phiſchen Syiteme einer oder der andern jener beiden Seiten ber Zeitrichtung 
zu Gute: fie förderten entweder den Staatsabſolutismus oder die Emancipa⸗ 
tion des Individuums. Schon die Anlehnung an bie antike Bildung und 
bie amtife Staatsibee drängte dazu, mehr aber Geiſt und Bedürfniß ber Zeit. 
Die Reflerionen über den Urjprung des Staates führten freilich gegenüber 
den verjchiebenen Anftaltstheorien, welche bald eine göttliche, bald eine menſch⸗ 
liche Beranftaltung im Staat erblidten, mehr und mehr die Bertrags- 
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thesrien zum Stege: allein von biefen waren diejenigen, welche auf einen 
Unterwerfungevertrag hinauskamen, durchans dem Staatsabfolutismus günftig, 
— die Theorien bes Gejellichaftsnertrageß dagegen machten zwar den Staat 
zum Ausflug bes Volkewillens, fegten aber nad) wie vor den Staat als etwas 
vom Bolle Verſchiedenes. Auch die Philofopheme über die Zwecke und bie 
zwedentiprechende Einrichtung bes Staats zogen zwar eine fehr verſchiedene 
Grenze zwiihen Staat und Individnuum, fie giengen von einer beinahe vollftänbi- 
gen Vernichtung des Stants bis zu einer beinahe vollitändigen Vernichtung bes 
Individuums: fie alle aber flimmten darin überein, daß fie im Staat, fo 
weit fie ihn eben anerkannten, eine vom Wolke verſchiedene Macht, im Volke, 
fo weit fie e8 gelten ließen, eine im fich nicht weiter verbundene Summe von 
Sndividuen erblidten. Alle Stantötheorien waren fo, indem fie im Grunde 
den Staat mit der Obrigkeit, dad Bolt mit der Summe der Unterthanen 
identificirten, von der Erkenntniß des Staats als organifirter Volksperfönlich- 
feit weit entfernt und, was bier das Wichtigfte ift, Teine von ihnen kannte 
zwifchen Staat und Individuum jelbftändige Mittelglieder von der Bedeutung 
engerer Gemeinwejen. Ausdrücklich fprachen fi) von ben verichiedenften Stand» 
punkten Hobbes wie Rouffeau gegen jede jelbftändige Sondergejellihaft im 
Staat und daher indhejondere gegen das freie Affociationsrecht der Staats. 
bürger aus!) und in Deutſchland nahm bis auf Hegel kaum eine Rechts⸗ 
philoſophie, am wenigften De Kantifche, irgend unabhängige Gemeinden ober 
Genoſſenſchaften in ihr Syften auf”). Unterſchieden fi) doch auch Die Staats- 
ideale, welche man aufftelfte, von den beftehenden Staaten hierin nicht. 
Gehen die einen auf einen angeblichen Naturzuftand hinaus, in dem ber 
Staat in ben Individuen aufgehen foll, jo predigen die Utopien in fteigenber 
Progreffion den Stantsabjolutismus, bis enblich in den kommuniftiſchen Idealen 
nicht nur die politifche, fondern auch die prinatrechtliche Perjönlichkeit aller 
Sndividuen zu Gunften des Einen allforgenden Staats vernichtet wird. 

Als daher die Theorien der Philofophen in der franzöſiſchen Re— 
volution praftiih wurden und demnächft die unmittelbare Einwirkung ber 
in Frankreich durchgeführten Ideen auf Deutſchland begann, zeigte es ſich 
dentlih, daß die Revolntion die alte Zweiheit von Staat und Volk nicht 


1) Vgl. Hobbes, Leviathan c. 10 5 27; de Cive c. 13 818. Rousseau, 
Contrat social IL c. 8. Ebenfo dann alle Theoretiter der franzöfifchen Revo—⸗ 
Intion, welche fi fogar gegen jebe Stantsabtheilung mit irgend einer Gefammt- 
ftimme ausjprechen. Vgl. Th. II. Montes quiene dagegen erfannte wenigftene 
in der Monarchie jogenannte puissances intermediaires als nüplich an. Esprit 
des loix II, 4. 

2) Bol. Kant, Rechtölehre (Werke Bo. IX, ©. 147. 171. und dagegen 
Hegel, Rechtsphiloſophie S. 237f. Bon den politifchen Publiciften des vorigen 
Jahrhunderts wieſen bereitö mehrere den Korporationen wieder eine höhere Ber 
Deutung zu, wie namentlich die beiden Mofer und 3. Didfer. Näheres in Th. II. 
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überwunden, daß fie zwar mit ber Herftellung eines abſoluten Staats und ber 
abjoluten Anerkennung des Sndividunms in Staat und Recht bie Einheit 
und die Gleichheit verwirklicht, durch die Verwandlung bes Staats in eine 
Maſchine und die Nichtanerkennung engerer organifcher Verbände aber einer 
aktiven Volläfreiheit den Boden entzogen hatte Darum war ber Mebergang 
der Republik in den Gäfarenftaat fo leicht vollzogen, darum auch Tonnten in 
Deutſchland gerabe jehr abjolutiftiiche Landesherrn die revolutionäre Geſetz⸗ 
gebung Durchführen, ohne daß darin etwas Anderes lag, als ein plößlicher 
Sprung an dad Ziel des Weges, auf welchem der Obrigfeitäftant bisher lang⸗ 
ſam fortichreitend gewandelt war. 

e. Endlich wirkte feit dem 18. Jahrhundert auch ber Einfluß der Na⸗ 
tionalöfonomen im Sinne ber obrigfeitlichen Geftaltung bes Staatsweſens. 
Dem indem fie — richtig ober unrichtig — nachwielen, daß die beſtehenden 
Wirthichaftöverhältniffe der größtmöglichen Entfaltung des Nationalwohlſtandes 
binderlich jeien und dag und wie fie umgeformt werben Lönnten, veranlaßten 
fie die Regierungen, von oben her förbernd, beichränfend und umgeftaltend in 
die Privat-, Genoſſenſchafts⸗ und Gemeindewirthfchaften einzugreifen. Auf ber 
einen Seite wurde fo auch auf ölonomifchem Gebiet bie obrigfeitliche Veran⸗ 
ftaltung zum SPrincip erhoben, auf der andern Seite begann ber Kampf gegen 
diefenigen ber Bergangenheit entftammenden Wirthichaftsorganismen, welche, 
wie befonders die Agrargemeinichaft und das Zunftweien, als Feſſeln einer 
freieren wirthichaftlichen Entwidlung erkannt wurden. 

5. Hiſtoriſch vollzog fich hiernach die Entwidlung der obrigkeitlichen 
Staatsidee in mehreren Abſchnitten. 

a. Die Umbilbung der Herrfchaftsidee in die Idee einer ſtaatlichen 
Obrigkeit gehört im dentſchen Stähten und Ländern bereit$ dem 15. Jahr⸗ 
hundert an. 

b. Bon der Reformation, die durch die in Kirchen und Glaubensſachen 
den Obrigfeiten ertheilte Gewalt, durch ben von ihr gemehrten Verfall bes 
Reiches und durch die ganze den mißlungenen Bollserhebungen folgende kirch⸗ 
liche Richtung auch in biefer Beziehung Epoche machte, bis zum breißigjährigen 
Kriege Eoncentrirte und entfaltete der obrigfeitlihe Staat fi) in ſtetem Yort- 
jchritt. Allein es beftand noch ein gewiſſes Gleichgewicht zwiſchen ihm und 
ben älteren Verbänden und bie legteren wurden nur erſt beichräuft, nicht 
annullirt. 

c. Bon der mit dem weitphälifchen Frieden ihr ertheilten formellen 
Sanktion bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts war bie territoriale Obrigkeit, 
indem fie das polizeiliche Bevormunbungsfgften im Detail entwidelte, allein 
pofitiv thätig, während das Eraftlofe Volt kaum mehr den Verſuch machte, ſich 
in Gemeinden und Genoffenihaften politische Selbſtändigkeit zu retten. 

d. Die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts brachte einen boppelten 
Fortſchritt. Einmal wurde der Staatsabjolutismus vollendet und ſchuf be 
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fonbers im preußiſchen Stant, unter Meberwindung der ihm bis dahin anhaf⸗ 
tenden Kleinlichkeit, eine fefte und mächtige Staatseinheit über einem größeren 
Bruchtheil des deutſchen Volkes, — eine Staatseinheit, die zwar Anfangs 
felbfiämdig und fremd dem Volke gegenüberftand, an ber fi) aber mehr und 
mehr das politiihe Selbftbewußtfein der Nation wieber aufzurichten vermochte. 
Zweitens begaun mit dem jogenaunten aufgeklärten Despotismus die bewußte 
Wirkſamkeit des Staates für die den Abjolutismus ergänzende Emancipation 
der Individuen, für die Nivellirung der Stände, für die Gleichheit Aller vor 
dem Geſetz. 

e. Mit der Uebertragung ber franzöfiichen Revolutionsftärme auf Deutſch⸗ 
land, mit ber feit der Auflöfung des Reiches erfolgten Umwandlung der Landes⸗ 
hoheit in Souveränität und mit ber völligen oder theilweifen Aneignung ber 
revolutionären Gejeßgebung wurbe der Sieg ber abfoluten me und bes 
Indipidnalismus im Princip entjchieben. 

f. Bon da bis zur Gegenwart handelt ed fih um die langſam fort- 
fehreitende, heute nahezu vollendete Verwirklichung beider Principien im Ein 
zelnen. Die abjolnte Stantsidee einerfeitd bat fi in einer faft bis zur Cen⸗ 
tralifation geftetgerten Staatseinheit, in ber Ausbildung der modernen Ber 
waltungdorganijation, in einer an Uniformirumg ftreifenden Nivellirung der 
Intalen Unterſchiede des Öffentlichen Rechte mehr und mehr durchgeſetzt. Es 
find andererjeitt mehr und mehr bie Schranken gefallen, welche das Indivi⸗ 
duum von der unmittelbaren Verbindung mit dem Staate trennten und eine 
Ungleichheit bed öffentlichen Rechts bejonderd durch die privatrechtliche Behand⸗ 
lung am fich Zffentlicher Rechte und Pflichten hervorbrachten; es find bie Privile⸗ 
gien und &yemtionen, die Standeöporrechte, die Patrimonialgewalten, die durch 
bas religiöfe Bekenntniß bedingten Unterjdhiede, die Oanbeld- und Gewerbe 
menopole, die Ungleichheit der. öffentlichen Laften mehr und mehr befeitigt; 
es find zugleich bie älteren dad Individunm feflelnden Berbände in ben 
agrariichen, gewerblichen und ftändiſchen Verhältnifſen zerſchlagen oder ber 
feffelnben Kraft beraubt. 

Wenn in allen diefen Beziehungen die moderne Entwidlung nur als ein 
Ausfluß derjenigen Gedanken ericheint, welche bereits ſeit Sahrhunderten bie 
Richtung des obrigkeitlichen Staats beftimmt haben und deren Verwirklichung 
bewußt oder nubewuht jeder Fortſchritt näher brachte, jo ift doch theils im 
Berein mit ihnen, theils neben ihnen in unferem Sahrhundert ein ganz anderes 
nenesd Princip thätig. Der Werth unferer modernen Umwälzungen wäre in 
ber That ein ſehr problematiicher, wenn fie allein jene Kraft beeinflußte, welche 
poſitiv {chöpfertich mur zu Gunſten einer unbebingten Stantseinheit, bezüglich 
aller anderen Organismen aber lediglich anfldjend und negirend wirft, aus 
beren einfeitiger Vollendung daher die Gentralifation und Mechanifirung des 
Staats und die Atomifirung des Volkes unausbleiblich hervorgehen müßte, 
Daß bem nicht fo ift noch fein wird, verdanken wir dem neu erwachten Aſſo⸗ 
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ciationdgeift. Er, indem er von unten auf alle öffentlichen Berbände mit 
einem jelbitändigen Gemeinleben zu erfüllen ftrebt, indem er aber gleichzeitig 
die Atome, in welche das Volk ſich zu loͤſen droht, in zahlloſe Neuverbindun⸗ 
gen don organifcher Struftur und eigener Lebenskraft zuſammenſchließt, ift 
baber das eigentlich pofitive, geftaltgebende Princip der neuen Epoche, welde 
für die deutſche Rechts- und Berfaffungsentiwidiung in unferem Sahrhundert 
angebrothen ift. Und er vor Allem giebt und die fihere Gewähr, daß biefe 
Epoche nicht eine Zeit des Greifenalters, fondern eine Zeit der vollerblühenden 
Mannestraft des dentſchen Volkes fein wird. 

II. Die moderne Ajjociationsbewegung fteht noch fo jehr in 
ihren Anfängen, daß fie ihrem Weſen nach Taum bereits zu beftimmen ift, 
eine eigentliche Geſchichte aber überhaupt noch nicht bat. So viel indeß 
dürfte fchon klar fein, daß fie in ihrem Wefen eine neue und eigenthümliche 
Erſcheinung ift und daß fih ihre Entwidlung in auffteigender Linie vollzieht. 

1. Das Weſen der modernen Affociationsbewegung fteht offenbar dem 
ber mittelalterlihen Cinungsbewegung um Vieles näher ald dem privilegiirten 
Korporationdweien ber fpäteren Zeit. Zu dem lehteren verhält es fich in ben 
meiften Punkten gegenfätlich, dem mittelalterlihen Einungsweſen fteht es mır 
wie eine höhere Entwicklungsſtufe beffelben Gedankens gegenüber. 

a. Die moberne Affociationsbewegung bietet daher mit ber mittelalter- 
lichen Einungsbewegung vielfache Analogin. Gleich jener kommt fie amd 
dem Inneren bed Volkes und baut von unten nach oben auf; fie ift wie jene 
ein Ausbrud des erwachenden Volksbewußtſeins und ber in fretefter Selbft- 
hilfe fih Die Formen der begehrten Selbftbeftimmung und Selbftverwaltung 
ſchaffenden Volkäkraft. Wie jene dem Gedanken ber Herrihaft und bes Dienſtes 
feindlich gegemübertrat, jo wendet fie fich gegen den Gedanken einer aufer uud 
über der Geſammtheit jtehenden Obrigkeit. Sie wirb daher gleich jener von 
den Trägern bed älteren Princips bekämpft, beſchränkt, verboten, Tohne daß es 
doch gelingen koͤnnte, den neuen Gedanken zu erftiden. Gleich ber Einung 
fteht auch die moderne Affociation auf dem Boden ber Freiheit; fie ſucht 
gleich jener immer weitere Kreife über ben engeren aufzubauen; ihr ift wie 
jener bie ben Privilegskörperſchaften anhaftende Tendenz zur Torporativen Ab» 
fonderung, zur Erflufivität, zur Formenſtarrheit und zur privatrechtlichen Be⸗ 
handlung öffentlicher Rechte fremd. Gegenüber den feft ausgeprägten Korpo⸗ 
rationsformen ber Zwifchenzeit hat die moderne Affociation fo gut wie bie 
mittelalterliche Einung etwas Fließendes au fih, das nothwendige Merkmal 
einer Zeit Eräftigen Werben. Sie tft daher rei an Uebergangsformen und 
Zwiihengeitaltungen, an Turzlebigen, nur eine vollendetere Rechtsbildung vor. 
bereitenden Erfcheinungen, an einer Fülle von Kreuzungen und Kombinationen, 
die fich ſchwer der Spftematit fügen. Insbeſondere gehen in noch höherem 
Grabe wie im Mittelalter aus ber modernen Aflociation zahlreiche Gemein- 
ſchaftsformen hervor, weldhe bie tiefe Kluft zwifchen den begrifflichen Gegenfühen 
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einer perſoͤnlichen Gejellfchaft oder einer fachlichen Gemeinſchaft und einer mit 
felbftändiger Rechtöperjönlichleit begabten Genoſſenſchaft oder einem Gemein. 
weſen im Leben beinahe ausfüllen. Endlich ift, wie die Einung vornemlich 
in doppelter Weile, umbildend bhinfichtlih der notbwendigen, neu— 
fhaffend Hinfichtlih der gewilltürten Genoſſenſchaften wirkſam wurde, 
ohne daß hier eine fefte Grenze zu ziehen wäre, fo auch die moderne Aſſociation 
in denfelben beiden Richtungen ohne eine genau beftimmbare Grenze thätig. 
b. Allein neben ſolchen Analogien tft die moderne Phaſe bes Genofjen- 
ſchaftsweſens von feiner mittelalterlihen Gricheinungsform in wejentlichen 
Punkten verſchieden. Die reichere Entfaltung des Hffentlihen und privaten 
Lebens einerſeits, die jchärfere Ausbildung ber Mechtöbegriffe andererſeits bat 
mit der Vervielfältigung der Formen eine Spaltung bes Genoſſenſchaftsweſens 
in verſchiedene Zweige herbeigeführt, zwiſchen denen es zwar an Hebergängen 
nicht mangelt, die aber nach ihrer Zufammenfegung, Organifation und recht 
lichen Bedeutung doch um Bieles ſchärfer von einander getrennt find, als die 
mittelalterlihen Gemeinfchaftsformen. So treten zunächft die Verbände mit 
eigener Mechtöperfönlichkeit den bloßen Gemeinſchaften und Geſellſchaften 
beutlicher gegenüber. Inter den erfteren find die ftaatlichen Verbände, deren 
Eriftenz vom freien Willen unabhängig tft, um Vieles mehr als früher von 
den frei gefchlofienen Vereinen verfchieben. Don hoͤchſter Wichtigkeit iſt es, 
daß fich Sffentliches und privates Recht auseinandergefegt haben, daß daher 
Berbände mit öffentlichrechtlicher Bedeutung auch nach den Grundſätzen des öffent- 
lichen Rechts, Privatrechtslorporationen nach denen des Privatrechts zufammen- 
geſetzt und organifirt find. Damit fallt die Gefahr der Umwandlung in 
Privilegeforporationen fort. Am erbeblichften aber unterjcheidet die moderne 
Affociation ſich von der mittelalterlichen dadurch, daß ſich durch die fortgeſetzte 
Spaltung des Vereinsweſens Genoffenfchaften für einzelne Zwecke mehr und 
mehr ausgebildet haben und baf fo ſchließlich gegenüber der mittelalterlichen 
Tendenz, jeden Genoffenverband auf den ganzen Menichen auszudehnen und 
als Gemeinſchaft fchlechthin zu Tonftruiren, bie entgegengejeßte Tendenz zur 
Geltung gekommen ift, genau bie Zwede jedes einzelnen Verbandes 
zu präcifiren und danach feine Organifation einzurichten, jeine Bedeutung 
zu beſchränken. Selbft der höchften aller Affociationen, dem Staat, fchreibt 
die moderne Richtung feine Zwecke und bamit die Grenzen feines Weſens vor. 
Den Gemeinden höherer und nieberer Ordnung werben noch genauer die Zwecke, 
für welche fie da find, präcifirt, ja es werben vielfach für einzelne Zwecke be- 
fondere gemeindeäfmliche Verbände errichtet. Aehnliches gilt won ber Kirche 
und anderen öffentlichen Körpern. Bei den frei geichloffenen Vereinen endlich 
tft heute die Beſchraͤnkung auf eingelne fpecialifirte Zwecke durchaus die Regel; 
es giebt Torporative Genofienfchaften, die Iebiglih um eines beftimmten ver- 
mögensrechtlichen, und wieder andere, bie lediglich um eines beftimmter geifti- 
gen ober fittlichen Zwecles willen eriftiren; ja es find heute vornemlich die 
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Zwede, nach denen fi) die Perſonen gruppiren. Mit der Präciſirung der 
Zwecke ift die zwedentiprechende Zufammenfjegung und Organifation jeder ein 
zelnen Körperichaft verbunden, alſo 3. B. die Geſchloſſenheit und ſachenrecht⸗ 
liche Konftruftion der Vermögensgenoſſenſchaft und dagegen die Ungeſchloſſen⸗ 
beit und perjönlidhe Kouftruktion der Kräftegenofienfchaft für Wirthſchaftszwecke 
oder eined politifhen Vereins u. |. w. Damit hängt aber ferner die genaue 
Begrenzung des Stückes ber Individualität, welches der Ginzelne in der Ge 
noffenfchaft aufgiebt, oder mit anderen Worten des Verhältniſſes von Einheit 
und Bielheit zujammen. Selbft dem Staate gegenüber verfuht man, wie 
fih dies in der Forderung fogenannter Grundrechte ausprägt, in beſtimmter 
Sormel auszudrüden, welche Seiten der Eingelperjönlichkeit auch der höchſten 
Allgemeinheit gegenüber felbftändig, welche individuellen Rechte unantaftbar fein 
jollen. Genauer noch fteht feft, wie viel von feiner Individualität der Ein- 
zelne an andere Zwangsverbände abgiebt. Sm Gebiete ber freiwilligen Aſſo⸗ 
eintion aber ift die Möglichkett gegeben, mit einem beliebig Keinen Stüc ber 
Individualität, bald nur mit einer genau bemeilenen Summe perfönlider 
Rechte und Pflichten, bald mit einem beftimmt abgegrenzten Bermögenstheil 
dem einen oder dem andern Genofjenverbande anzugehören, ohne daß der 
legtere deshalb feine eigene Perfönlichkeit einbüpte. Wenn der Einzelne als 
Bürger den Staat, eine Provinz, einen Kreis, eine Gemeinde und vielleicht 
eine Reihe beionderer Verbände für Armen-, Schul⸗, Wege, Deich⸗ und 
MWafferweien, ale Religionsgenoffe eine Kirche, als Mitglied einer beftimmten 
Berufsklaſſe eine Innung, als perfönlich thätiges Mitglieb eine Anzahl politi- 
ſcher, focialer, wohlthätiger und gefelliger Vereine, als Aktionär beliebig viele 
Srwerbötörperfchaften des In⸗ und Auslandes büden Hilft, fo wird durch alles 
dies feine Individualität fo wenig rechtlich erichöpft, daß der Möglichkett, newe 
Genoſſenſchaften für ähnliche oder andere Zwecke ins Reben rufen zu helfen, 
faum eine Grenze gezogen fcheint. Die moderne Affeciation ift daher, während 
das Innungseſyſtem zulett zur Feſſelung bes Individnums führt, mit ver denk⸗ 
bar größten inbivihuellen Freiheit vereinbar. Zugleich aber tft, inden an 
Stelle der in feiter Ordnung ſich um einander Iegenden Genoſſenſchaften des 
Mittelalters ein Syftem fi) mannichfach kreuzender Berbände von verkhiedenfter 
Bedeutung entfteht, die ftändifche Grundlage überwunden und die Gefahr 
neuer ftändifher Sonderung vermieden. Während das alte Iunungeweien die 
Geupfien möglihft eng verband, um die Genofienfchaften ſchließlich defto 
ſchärfer zu trennen, zwingt die moderne Aſſociation die Genofien nur fo weit, 
als für einen ganz beftimmten Zweck erforderlich ift, zufummen, um aus ben 
hunbertfach in einander greifenben. Einzelverbanden enblich eine Geſammtein⸗ 
beit zu erbauen, in welcher es eine Trennung nach Klaſſen oder Ständen nit 
mehr giebt. Die moderne Afjociation ſchließt daher auch nicht, obwol auch 
fie von den Stäbten ausgegangen ift, die Lanbbeuälferung ans, ſondern zieht 
die gefammte Nation in ihren Kreis. Endlich ift auch das heutige Genoffen- 
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ſchaftsweſen der Gefahr überhoben, die Belonberheit über ver Allgemeinheit 
zur Geltung zu bringen und fo zulegt Staaten im Staat zu jchuffen. Denn 
ed befindet fich einer bereitd vor ihm entwidelten ſtarken Stautseinheit gegen- 
über und hat überdies zwar bie Tendenz, bie Gentraliiation des Staates zu 
verhäten, nicht aber, die nach Jahrtauſenden errungene Staatöibee zu ſchwächen, 
deren Werth ed Eennt und an beren Traftiger Erſcheinung es bereitwillig Maß 
und Grenze de eigenen Gebietes finbet. 

2. Die bisherige venle Wirkſamkeit ber fo die von ber obrigfeitlichen 
Idee herbeigeführten Refultate bes einheitlichen Staats und der freien Indi⸗ 
vidmalität nicht in Frage ftellenden, jonbern in höheren Formen zuſammen⸗ 
faffenden neuen Aflociationsidee ift hauptſächlich in boppelter Richtung bevor» 
getreten. 

a. Sie hat erſtens modificirend eingewirkt auf die vom Willen der Ver⸗ 
bundenen ihrer Eriftenz nach unabhängigen Verbände. Indem fie für die 
jelben ein durch den Gejammtwillen bebingted und beſtimmtes inneres Leben 
und eine hierzu befähigende Organifation, mithin eine genofienfchaftliche Geſtalt 
auſtrebt, hat fie eine Reihe burchgreifender Umbildungen des öffentlichen Rechts 
herbeigeführt, welche vielfach den alten leblofen Körpern eine uene Seele ein- 
geflößt haben. Bor Allem den Staat ſelbſt hat fie in das Bolt zurüdyuver- 
legen begonnen, indem fie mit ber repräjentativen Verfaſſung, der Sffentlichen 
Kontrole der Berwaltung, der Theilnahme bes Volkes an der Nechtderzgengung 
und ber Wieberherftellung einer volksthümlichen Rechtſprechung im Straf 
proceß der Idee, daß der Stant nichts anderes ald das organifirte Volk tft, 
Ausdruck gegeben und dieſen Staat unter obrigkeitlicher Spige, aber auf bie 
Grundlage einer Genoffenihaft der Stantöbürger gebaut hat. Aber and einer 
Reorganifation der engeren öffentlichen Berbimde im Simme jelbitändiger ge 
noffenfchaftlicher Gemeinweſen bat man ſich bereits in einigen Punkten ge 
nähert, inbem für Autonomie, Selbftverwaltung und genofſenſchaftliche Orga⸗ 
nifation der Gemeinden, Kreife unb Provimzen, ber gemeinbeähnlichen Special- 
verbinde und anderer öffentlichrechtlicher Körperfchaften wenigftens die erſten 
Schritte geichehen find. Auch in der Kirche bat die Idee ber Anftalt au bie 
bee der religiöfen Genofjenkhaft bereit Einiges Toncediren müſſen. 

b. Die Affociationsibee hat aber zweitens für fi allein freiichaffend ge- 
wirkt, indem fie für alle denkbaren Zwede eine große Anzahl freier Genofjen- 
ichaften der verfchiebenften Art ins Leben gerufen bat. In einer verhältnig- 
mäßig überaus Turzen Zeit tft dad freie Vereinsweſen im privaten wie im 
öffentlichen Recht, in Kapitalvereinen wie in Arbeitöpereinen, auf politifchem, 
religiöfen, geiftigem, fittlihem, focialem und wirthichaftlidem Gebiet eine ge» 
waltige Macht geworden. Gin unendlich reges jelbftändiges Gemeinleben 
pulſirt in diefen Genoffenverbänden, Gemeinfinn und Selbſtthätigkeit erzengt 
fih in ihnen, als Heine Allgemeinbeiten über ihren Gliebern fügen fie fi 
doch willig als Glieder der größeren Allgemeinheit ein, in kaum überjehbarer 
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Weite ift durch fie dad Leben der Nation und der Iubivibuen fchon heute 
bereichert und gefräftigt. 

Diefe Wirkſamkeit der Affociationdidee erfcheint um fo beträchtliche, wenn 
man erwägt, wie wenig Zeit fie biöher zu freierer Entfaltung gehabt bat. 
Ihre Anfänge muß man zwar ſchon ins 18. Jahrhundert jehen, aber während 
fie in England und den Nieberlanden, wo fie in einer kaum unterbrochenen 
Kontinuität mit dem mittelalterlichen Innungsweſen ftand, damals bereits Die 
großartigften Bluͤthen trieb, war fie in Deutfchland noch auf einige kümmer⸗ 
liche Bildungen, und zwar vornemlih nur im Privatrecht, beſchränkt. Mit 
bem durch den Druck der Fremdherrſchaft bervorgerufenen Aufſchwung beutfcher 
Bollsfraft regte der neue Gedanke ſich mächtiger. Aber in der Mehrzahl ber 
deutſchen Staaten trat ibm bis 1848 die Obrigkeit vielfach entgegen und felbft 
auf den Gebieten, wo dies nicht der Fall war, wie bei Kapitaldunternehmungen, 
Dereinen für geiftige Interefien u. f. w., zeigt ſich in biefer Zeit nur eine ge 
ringe fchöpferiiche Kraft der Affociation. Den Iehten 20 Sahren erft gehört 
ihre volle Wirkſamkeit im obenbezeichneten Sinne an, indem die Beſchränkungen 
von oben fi) minberten, von unten aber die uralte deutſche Afjociationdtraft 
zu faft wunderbarem Leben erwachte. 

B. Wenn wir jo im Allgemeinen Weſen und Geſchichte der Privilege- 
förperichaft, der Obrigkeit und ber modernen Affociationsidee bezeichnet haben, 
jo ergiebt fi unfere Aufgabe im Folgenden dahin, die Öeftaltung des Ge- 
noſſenſchaftsweſens unter dem Einfluß biefer drei Principien zu betrachten. 
Es fcheidet daher auf der einen Seite die pofitive Entwidlung des obrigkeit- 
lichen Syſtems in der 4. und 5. Periode und damit ber bei Weitem größte 
und wictigfte Theil der geſammten Rechts» und Berfaffungsgefchichte dieſer 
Zeit, auf der andern Seite die Kortbilbung und Entftehung der zahlreichen 
Societäts- und Kommunionsverhältniffe völlig aus unjerer Darftellung aus. 
Nur der Verfall der alten Genofjenfchaft durch bie gleichzeitig non innen und 
von außen wirkenden Kräfte und der beginnende Aufbau einer neuen Genoffen- 
haft durch die Affociationsidee bleiben fomit als Gegenitand der Entwicklung 
übrig. Auch bierbei aber wird mit großer Einfchränfung verfahren werben 
müſſen. Denn was zunächſt das privilegiirte Korporationsweien und jeine 
endliche Auflöjung angeht, fo wäre eine genauere Darftellung des biftorifchen 
Drocefjed im Einzelnen, die ebenjoviele Monographien erfordern würde, als 
ihr bier Paragraphen gewibmet werben Tönnen, zwar fehr wünfjchenswerth, 
fann aber für unfern Zweck entbehrt werben, weil es fi dabei theils 
weniger um eine Bildung ald um eine Berbilbung, theils mehr um bie 
Wirkſamkeit des obrigkeitlihen Gedankens als um das fchwächliche und 
vergeblihe Widerſtreben ber kümmerlichen Reſte bed Genofjenfhaftsfinns 
Handeln würde. Dagegen wirb bezüglich des dabei vorzugsweiſe wirkſamen 
juriſtiſchen Momentes eine Unterfuchung über bie Geſchichte des Begriffs 
und Dogma’d von ber moralifchen Perfönlichkeit der universitas dem zweiten 
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Theile vorbehalten. Was aber die Umbildung alter und die Hervorbringung 
neuer Genoſſenſchaften unter dem Einfluß der mobernen Aſſociationsidee an- 
belangt, jo kann der Natur der Sache nad) von einer Rechtögefchichte derfelben 
bisher noch kaum die Rede fein und es wird zunäͤchſt nur darauf anfommen, 
den Zufammenhang dieſer neueren Formen mit ihren Vorgängern und bie 
Umriffe ihres rechtlichen Gehaltes darzuftellen, um dann auch bier die Er- 
gründung ber ihnen gemeinfamen furiftifchen Konftruftion und der rechtlichen 
Natur der modernen Genoffenfhaft überhaupt für den zweiten Theil aufzu- 
ſparen. 

Weil das Genoſſenſchaftsweſen der fünften Periode eine abgeſchloſſene 
Geſchichte noch nicht hat, überdies aber auf allen Gebieten die treibenden Ideen 
der vierten Periode noch heute fortwirken, ſcheint es zweckmäßig, beide Perioden 
gemeinfam zu behandeln und nur bei den einzelnen Gemeinſchaftsformen mög- 
Vichft zu trennen. Es wird daher zunächſt von Verfall und Wiederbelebung 
der genofjenfchaftlihen Elemente in Gemeinden und gemeindeähnlichen Ber- 
bänden, im Staat und im Reich geiprochen werden. Demnädft find die ge- 
noffenfhaftlihen Elemente in der Kirche kurz zu berühren. Endlich ift auf 
die nicht an fih mothwendigen, freien Genoffenfhaften überzugehen und hierbei 
zunächſt von Verfall und Aufichwung des Genoſſenſchaftsweſeus für geiftige, 
fittlihe und ſociale Zwede, demnächſt von Verfall und Aufſchwung des Ge- 
noffenjchaftsweiens für Wirthſchaftszwecke zu handeln. 


A. Die Senofienfhaft in Gemeinde, Staat und Reich. 


Il. Die Genoffenfhaft in ven Gemeinden. 
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Die zugleich politiihe und wirthichaftliche Landgemeinde des alten Rechts, 
vom Einungsweſen wenig berührt und geftärkt und ſchon ſeit Jahrhunderten 
im Kampfe mit den ihr feindlichen Kräften, erlag am früheften und voll. 
. ftändigften der von außen auf fie wirkenden Obrigkeit und der gleichzeitig von 
innen kommenden Auflöfung Die wirthihaftliche Seite der alten Doppel 
gemeinde hat in diefem Zerftörungsproceß nur in vereinzelten Fällen ihr Daſein 
gerettet, indem fie fi) in einer befonderen Körperfchaft oder doch in einer 
Summe von Privatrechten fortfegte. Die politifche Seite der Gemeindege- 
noffenfchaft dagegen ift der Ausgangspunkt eines Neubaus geworden, ber aller- 
dings zunächſt faft ausfchlieglih von oben her erfolgte und die Yandgemeinde 
im Sinne einer Staatsanftalt mit juriftiicher Perjönlichkeit ohne oder fait 
ohne genoffenfchaftlihe Elemente fonftruirte, der aber doch in unferen Tagen 
dad Fundament des beginnenden Wieberaufbaus einer gleichzeitig ftantlichen 


und genoffenichaftlichen Gemeinde bildet. Die Zerftörung der alten Markge⸗ 
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meindegenoffenjchaft, die Sortfegung ihrer wirtbfchaftlichen Seite in agrariichen 
Genoſſenſchaften und die Entftehung der rein politifchen Randgemeinde find 
gejondert zu behandeln. 


A. Die Zerftörung der alten Markgemeindegenoſſenſchaft. 


I. Was zunächſt die auf den Untergang der Marktgemeinde von außen 
wirkenden Kräfte anlangt, jo faßten fie fih zufammen in der von dem fremden 
Recht, der Politik, Philofophie und Nationalötonomie hier wie überall unter- 
ftügten obrigfeitliden Spee. Waren die feit dem 16. Jahrhundert ſich 
ftetig fteigernden obrigkeitlichen Eingriffe in das Genoffenfchaftsrecht der Bauern 
bie ununterbrocdene Fortjegung der uralten Kämpfe, welche Grundherrſchaft, 
Vogteiherrſchaft und die öffentlihe Gewalt felbft gegen die perfönliche Freiheit 
und das Eigen der Bauern, damit aber zugleich gegen ihre genofjenjchaftliche 
Verfaſſung geführt hatten: fo wurde doch erft, ſeitdem alle Herrichaftsbefugniffe 
bed alten Rechts in Einen Begriff verfammelt waren, ftatt der Beſchränkung 
die Bernihtung der Marktgemeinde angeftrebt. Und während bis dahin das 
Verhältniß jeder Gemeinde zu ihrem Herrn und damit die Grenze zwiſchen 
Genoſſenſchaft und Herrihaft durch das befondere, auf Verträgen und Her- 
fommen beruhende Recht der einzelnen Gemeinde beftimmt worden war, begann 
man nunmehr, aus dem Wefen der Obrigkeit für das gefammte Territorium 
gleichmäßig geltende Sätze abzuleiten, welche die Genoffenihaft nicht blos im 
einzelnen al, fondern principiell negirten. Die hiſtoriſchen Creigniffe, 
welche die Ausgangspunkte für die jedesmal mit vermehrter Kraft geführten 
Stöße der Obrigkeit gegen den Gemeindeorganismus bildeten, waren bas 
Mißlingen des Bauernaufitandes, ber dreißigjährige Krieg und die Verbreitung 
der in der franzöfiihen Revolution durchbrechenden Ideen. Die Punkte aber, 
gegen welche diefe Angriffe fih richteten, waren ebenfofehr die dingliche Grund- 
lage der Genoſſenſchaft, wie die Selbftändigkeit des perfönlichen Genoffenver- 
bandes. 

1. Die dinglihe Grundlage, ohne welde die alte Genoffenihaft nicht 
denkbar war, die Markgemeinſchaft, hatten von Alter ber zwei Rich— 
tungen bedroht: die Richtung auf Verwandlung der Mark in Alleineigenthum 
eined Herrn und die Richtung auf ihre Vertheilung zu Gondereigenthum 
unter die Genoffen. 

a. Die Richtung auf Verwandlung der Marken in berrichaftliches Eigen- 
thum war jo alt wie die Ungleichheit des Befites und der Macht. Aus allen 
Sahrhunderten tönen Klagen der Bauern über den Verluſt ihrer Marken und 
im Bauernkriege war eine Hauptbeſchwerde, daß die Fürften Wald und Wafler 
genommen!). Allein immer ward doch auch an herrſchaftlich geworbenen 
oder gebliebenen Marken ein felbftändiges Geſammtnutzungsrecht ber Gemein- 


1) Bol. oben $ 13. 14. 58, bei. Note 176. 
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ben anerfannt. Blieben felbft die Anfangs mit, dann ohne Befragung der 
Märker jo zahlreich entitandenen Baunforſten und Bannwaſſer gemeiner 
Nubung offen”), fo wurde noch weniger an ungeichloffenen Marken ein mehr 
oder minder audgedehntes Gejammtreht durch das echte Eigentum eines 
Grundherrn, durch die einzelnen herrſchaftlichen Nußungen, Sagd- und Fijcherei- 
rechte, die erhöhten Abgaben und Dienfte, die Einſchränkung der genofjen- 
ſchaftlichen Verfügung und die Einführung berrichaftlicher Beamten und Ord⸗ 
nungen?) gehindert. Seitdem indeß die Landesherren kraft ihres obrigkeitlichen 
Rechts eine das ganze Territorium ergreifende Gebietöhoheit in Anſpruch nahmen 
und dieje vielfach fogar als ein Eigenthum oder Obereigenthum des ganzen Landes, 
immer aber als ein Recht unmittelbarer Einwirkung auf dad Territorium 
interpretirten, leiteten fie befonders binfichtlich der Gemeindeländereien aus dem 
Weſen der Obrigkeit eine Reihe von Befugniffen ber, welche ein genoffen- 
ſchaftliches Geſammteigenthum daran theils allgemein in Frage ftellten, theils 
wenigftend in ben wichtigften Beziehungen aufhoben. Es gab Suriften, welche 
die um dieſe Zeit ausgebildete Lehre, daß berrenloje Sachen dem Fiskus ge- 
hörten, ohne Scheu auf alle unbebauten Ländereien, auch wenn an ihnen eine 
Gemeinweide hergebracht fei, anwandten ). Andere wollten gar Hiftorifch den 
Urſprung ber großen Marken aus einem anfänglichen Grundeigenthum ber 
Landeöherren oder Obermärker herleiten, welche den Markgenoſſen, die wol gar 
ihre freigelaflenen Xeibeigenen gewejen fein follten, aus Gnade einige Nubungen 
an ihrem Beſitzthum verftattet hätten’), Nicht felten ſchrieb man an allen 
Waldungen des Landes überhaupt dem Landesherrn das volle Eigenthum zu 6). 
Dber man folgerte aus dem Begriffe der res nullius, res publicae oder 
res universitatis, worunter man bie Gemeindegüter fubjumirte, nicht nur die 
ansgebehnteiten obrigfeitlihen Rechte, fondern ein wirkliches Staatseigenthum 
daran”). Mit oder ohne ſolche Scheingründe zogen viele Landesherren oder 
für fie ihre Beamten Genoffenihaftsallmenden einfach an fi) oder nöthigten 
auf den verjchiedenften Wegen bie Gemeinden zu nachtheiligen Vergleichen und 
Berzihten und zur Anerkennung ober Duldung bes Iandesherrlichen Eigen- 


2) ©. Maurer, Einl. S. 116f. Markv. S. 429-432. Beſeler, D. 9. 
NR. ©. 808, 

2) Bol. Maurer, Einleit. ©. 112f. 226 f. 238 f. Marko. S. 103 f. 424 f. 
428f. 441f. Fronh. IV. ©. 458 f. Dorfv. I. 191—209. Thudichum, Gau⸗ 
u. Markv. 306—313. 

*% So Dettinger, de jure et controv. limit. I. 10 Nr. 15. Dagegen 
Struben, rechtl. Beb. II. 278. IV. Nr. 109. ©. 279 f. 

5) So Piper in jeiner Beichreibung des Markenrechts in Weftphalen. 
Cramer, Weplar. Nebenft. III. 131. Bol. auch Möfer, Osnabr. Gefchichte 
I Abfchn. 1 8 10 Note a—d. Löw, Markgenoſſenſch. S. 51 f. 127. 

6, Thudichum ©. 297 Note 1. 

7) Weiste, prakt. Unterf. IL 78. Maurer, Dorfv. II. 223. 
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thums°). Beſtanden dann an der alten Mark noch einzelne Nutzungen fort, 
jo ſuchte man fie doch als Rechte an einer fremden Sache, womöglich als 
roͤmiſche Serituten®) ober gar Prekarien'®) zu behandeln und beshalb zu 
Gunſten des Cigenthümers möglichft einzufchränten, auf beliebige Diftrikte zu 
verweifen und ihre Ausübung durchaus von den Herrihaftsbeamten abhängig 
zu machen; vor Allem aber wurden fie damit zu Rechten der Einzelnen oder 
doch der einzelnen Ortichaften in ber Marl und das genofienfchaftliche Ge 
jammtrecht war aufgelöfl. Es waren beſonders die größeren, mehrere Ort⸗ 
haften umfaffenden Markgenoſſenſchaften, deren Mehrzahl auf diefem Wege 
untergieng. Wenn oder foweit es indeß auch bis zu biefem Aeußerſten nicht 
kam, fondern ein Gemeindeeigenthum oder doch ein abgeleitete Geſammtrecht 
an der Mark anerkannt blieb, wurbe doch die freie Verfügung und jelbitändige 
Nugung der Genofienihaft meift jo beichräntt, daß damit ihr Bundament 
zeritört wurde. Beſonders wichtig wurde in diefer Beziehung die Ausbildung 
der verjchiedenen Regale oder doch fo umfaſſender Hoheitsrechte, daß fie von 
Regalen fi nur formell unterſchieden. Das Bergregal, das Jagdregal, das 
Sifchereiregal und die andern Strom- und Wafferregale minderten mit dem 
genoffenjchaftlichen Geſammtrecht der Gemeinde an Grund und Boden zugleich 
den Kreis ihrer nutbaren Rechte und den Kreis ihrer Autonomie und Selbſt⸗ 
verwaltung!!). Am tiefiten aber griff das fogenannte Forftregal ober die Forft⸗ 
hoheit in dad Gemeinderecht ein, indem nunmehr auch an gemeinen Waldungen 
obrigfeitliche Forſtpolizei und Zorftverwaltung begründet, die genoffenfchaftlichen 
Beamten dur landesherrliche Förfter verdrängt, die Genoſſennutzungen durch 
ftaatliche Forftgefege regulirt und beſchränkt, nach Art, Zeit, Ort und Quantum 
beftimmt, endlich wohl gar in jedem einzelnen Fall an obrigkeitliche Anweifung 
gebunden wurden !°). Auch abgejehen indeß von bejonderen dinglichen Rechten 


°, Eine Anzahl von Beifpielen zum Belege der hierbei angewandten Hand» 
und Runftgriffe giebt Thudihum ©. 294—305. Beifpiele von Proceffen über 
das Eigenthum an Allmenden b. Mone, Zeitichr. I. 404. 405. 426. 434f. 
Nah Maurer's Anfiht find viele heutige Staatdwaldungen alte Allmenden. 
Markv. ©. 440. Bol. ferner Maurer, Einl. ©. 53. 96. 97. 118 f. 192. Markv. 
433 f. Dorfv. II. 233. Landau, die Waldungen zu balbem Gebrauch in Kur- 
befien. Kaffel 1855. Weiske J. c. S. 70—76. Auch in der Schweiz behauptete 
der Staat vielfah das Eigenthum an ben Allmenden, indem er fi auf Suc- 
ceffion in die Nechte ver alten Grundherren berief.” Renaud, 3. f. D. R. IX 
©. 84 — 86. 

Eichhorn, R. G. 8 548 Note b. Landau, Gaue I. 110. Maurer, 
Markv. 484. 489. 440. Dorfv. II. 224. Thudichum ©. 304. 

10) Maurer, Dorfv. II. 224. Thudichum 804. 305. 

11) Eine Reihe fchon im 16. Jahrhundert erlaffener Iandeöherrlicder Ord⸗ 
nungen über Gewäfler, Zifcheret, Müblenanlagen, Holzflößeret u. ſ. w. macht 
Maurer, Dorfv. U. 207. 208 nambaft. 

") Vgl. Stieglig, Geſchichtl. Darftellung der Eigenthumsverhältnifſe an 
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des Landesherrn an der Mark ober einzelnen Marktheilen follte ſchon ber Be- 
griff der Landeshoheit ein weitgehendes Mitverfügungsreht bei Verwaltung 
und Benutung der Gemeindegüter enthalten. Denn indem letztere für das 
Bermögen einer moralifhen Perfon'?) und als ſolches oft für mittelbares 
Staatögut’*), jedenfall® aber für öffentliches Gut erflärt wurben, mußte 
ed als Recht und Pflicht der Obrigkeit erjcheinen, die Verwendung und 
Berwaltung der Mark für die Zwecke der moralifchen Perſon und mittel- 
bar des Staates, jedenfalld aber für öffentlihe Zwede zu ſichern. Es 
wurde daher ganz allgemein jede Verfügung über die Subftanz der AI. 
mende von obrigkeitlicher Genehmigung abhängig gemacht”), häufig aber 
jelbft ohne vorherige Befragung ober gegen den erflärten Willen ber Gemeinde 


Wald und Jagd. Leipz. 1832. Eichhorn, R. ©. 8 548. Einl. 8 279— 281. 
Mittermater, P. R. $ 261—263. Maurenbreder, P. R. $ 155— 1857. 
195 bef. Note g. Kraut, Grundriß 8 107. Befeler, 9. R. S 195. Mau: 
rer, Mary. ©. 404 f. 482f. Dorfv. I. 205-207. Renaud 1, c. S. 56—58. 
Deber die Entwidlung der heſſiſchen Forſthoheit Sternberg 1. c. ©. 45—56, 
Nah Maurer, Renaud und Sternberg bezogen fich die Forftgejeße bes 16. 
Jahrhunderts vornemlich nur erft auf Iandeöherrliche Walbungen. Doc, enthal- 
ten manche Landesgeſetze jener Zeit, wie die bairifche Landesordnung v. 1516 u. 
1558, aud) bereitd Anordnungen zur Schonung der Gemeinbewälder. Im 17. 
Sahrhundert griffen die Forftordnungen (3. B. 1614 in Württemberg, 1616 in 
Baiern, 1629, 1659, 1682, 1688 in Heflen) bereitö auf Grund einer allgemeinen 
Sorftpolizei in bie Beauffihtigung und Benutzung der Gemeinwaldungen ein. 
Böllig unter die Stantögewalt kamen die gemeinen Wälder erft im 18. Zahr- 
bunbdert. So 1725 in Paderborn; 1711, 1718, befonderd aber durch die Greben- 
ordnung v. 1739 in Heffen; 1786 in Defterreich. 

23) Schilter, praxis jur. Rom. IV. $ 10-13. Bair. Landr. IL c. 186 
u. Kreittmapyr ib. Hohenloher Landr. tit. 19 u. Landr. v. Erbach S. 352 nad) 
Maurer, Dorfv. II. 221—223. 270f. In Heflen zuerft nach der Grebenordn. 
v. 17389. Sternberg I. 48. 

1, Schöpf, de bonis universitatis. 1740. Wiefand, Zur. Handbuch © 923. 
Mittermater $ 200 Nr. 24. Maurenbreder, D. P. R. $ 158—161. 

5) So lehren Stryd, Diss. IV. Nr. 3 de alienatione rer. et bonor. univ.; 
Leyfer, Spec. 664; Wernher, Obs. III. 6. Bol. au Hillebrand, P. R. 
©. 141. Maurer, Dorfv. U. S. 179. 207. In Heſſen ward 1785 und 1736 
der Konfen® der Regierung für Verſchuldungen, Verpfändungen oder Beräußerun- 
gen von Gemeinland gefordert. Sternberg 47. 48. Das preuß. Landr. ver- 
langt fogar ſchon nicht nur für Veräußerungen, fondern auch für läftige Erwer- 
bungen unb bei Orundftüden außerhalb der Zeldflur auch für Pachtungen obrig- 
feitlihe Genehmigung. A. L. R, II, 7 8 83—86 u. C. O. v. 25. Januar 1831. 
Bol. Bair. Kandesordn. v. 1553. IV. tit. 19 art. 1. Bair. Landr. v. 1616 tit. 
25 art. 5. Kreittmayr DI. c. 186. Nr. 2—6. ©. 754-760. Tiroler Lan⸗ 
deöorbn. DB. IV. tit. 4. Verordn. des Hochſtift Speier v. 1653 $ 16 nad) 
Maurer Dorfv. U. 179 Note 61. Die neueren Gemeindegefeße halten ſämmtlich 
bieran feft. Dal. unten $ 57. 
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von Obrigkeit wegen barüber verfügt'*); e8 wurde gleichzeitig ftaatliche Mit- 
handlung bei der Verwaltung und ftaatliche Regelung bei der Benutung be 
anſprucht!); es wurden Allmende, Weibe- und Wegeordnungen, ja aud 
Kulturmandate und Feldbauordnungen erlaffen; e8 wurde endlich die gefammte 
genofjenjchaftliche Markpolizei von ber obrigkeitlichen Polizet abſorbirt. Damit 
war aber der Genoffenfchaft zugleich die Grundlage ihrer Verfaffung und der 
vornehmfte Wirkungsfreis ihrer Autonomie und Selbftverwaltung entzogen. 
b. Berberblicher noch war die zweite Richtung, welche die Auflöjung bes 
Geſammteigenthums im Sonderredht anftrebte, der alten Marfgemeinde. Zwar 
war die langſame Emancipation der Sonderwirthihaft von der Gefammt- 
wirthichaft und damit des Sonderrechts vom Geſammtrecht ſchon feit Jahr⸗ 
taufenden der Inhalt Ländlicher Entwicklung gewejen!. Schon in vor- 
Biftorifcher Zeit hatten die großen Wirthichaftsgenoffenfchaften, welche ganze 
Bezirke umfaßten, ſich vielfach in Eleinere Verbände aufgelöft und diejenigen 
von ihnen, welche übrig geblieben waren, ſchritten unaufhörlich in dem lang⸗ 
jamen Auflöfungsproceß fort, der ihre Bedeutung mehr und mehr fchwächte, 
bis fie endlich nach völliger Marktheilung verfchwanden. Auch in ben Kleinen 
Markgemeinden war die Theilung einzelner Markftüde und die Stärkung des 
Sonderrechts jeßt wie früher in ununterbrochenem Fortjchritt begriffen. Allein 
biefe von innen kommende Auflöfung negirte nicht die alte Verbindung von 
Einheitsrecht und Vielheitsrecht zum Geſammtrecht, fondern änderte nur bas 
Verhältniß der beiden fich ergänzenden Hälften. Seitdem dagegen der abfolute 
Staat und die abjolute Individualität die Devifen der Zeit wurben, jeitdem 
man politifch neben der abftraften Staatsallmacht die abftrafte individuelle 
Sreiheit, wirthichaftlich die freiefte Individualwirthichaft neben einer einheitlichen 
Staatswirthſchaft, juriftiich die Heraushebung der Einheit aus der BVielbeit 
ald Staat oder furiftiiche Perfon und die ſcharfe Sonderung ber Einzelrechte 
von den Rechten jener Cinheiten anftrebte: mußte man die Auflöfung des 
alten Gejammteigenthbums der Gemeinden als Gegenftand obrigkeitlicher Foͤr⸗ 
derung und endlich als Staatangelegenheit betrachten. Oekonomiſch kam 
ed hierbei auf die völlige Auseinanderfeßung zwiſchen Gemeindewirtbichaft und 
Sonderwirtbfchaft an: es galt einen Xheil der bisherigen Gefammtwirtbichaft 
für die Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als ftaatliches Inſtitut abzulöfen und 
jomit zu einem Gliede in der Staatswirthſchaft zu machen, den Neft der Ge- 
fammtwirthichaft dagegen zu Gunſten der damit von jeder Feffel entbundenen 
Einzelwirthichaften auseinanderzulegen. Dieſes Ziel ift heute in den meiften 


16, Maurer, Dorfv. II. 267. 

7) Bol. 3. B. Hagemann, Landwirthſchaftsr. $ 294f. Renaud 1. c. 57. 
Bluntſchli II. 90f. Struben, rechtl. Bedenken IV. Nr. 109. 2795. Maurer, 
Dorfv. D. 179. 208f. 

10) S. Grimm, R. A. 49%. Maurer, Einf. S. 191f. Renaud ©, 10f. 
Thudichum ©. 276f 
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deutjchen Ländern erreicht, indem die feit der Mitte des vorigen Sahrhunderts 
beginnenden Berfoppelungsgefeße die Aufhebung der Feldgemeinſchaft'!“), vie 
gleich alten Gemeinheitstheilungsordnungen die Theilung der Allmenden?o), 
die jüngeren Ablöjungsgejege endlich die Aufhebung der letzten Reſte des alten 
Gejammteigenthums?!) angebahnt haben, Die leitenden Geſichtspunkte dabei 
erfiehbt man aus Beftimmungen, wie die der Naffau-Dieg’jchen Verordnung v. 
1754, welche des öffentlichen Intereffes wegen die Verkoppelung felbft gegen 
den Willen der Gemeinde erzwingt, oder die des preuß. Gel. f. Schlefien v. 
1771, welches die Marktheilung „von Amtswegen ohne Zeitverluft“ anorbnet, 
oder noch die der Preuß. ©. Th. O. v. 1821, welche „zum Beſten der all- 
gemeinen Landeskultur jo viel als möglich ift" Aufhebung jeder Gemeinfchaft 
fordert ($ 1) und babei vorfchreibt, „ohne Beweisführung anzunehmen, daß 
jede Gemeinſchaftsauseinanderſetzung zum Beſten der Landeskultur gereiche 
und ausführbar fei* ($ 23). Einer ſolchen realen Auflöſung des Ge 
ſammteigenthums aber mußte, weunn fie nicht als Unrecht erſcheinen ſollte, 
die juriſtiſche Aufloöͤſung deſſelben vorangehen. Hierzu bot das römische Recht 
mit ſeiner ſcharfen Scheidung öffentlicher und privater Rechte, mit feinem 
abftrakten Eigenthumsbegriff und mit der Auffaffung der einer Körper 
haft innewohnenden Rechtseinheit als einer von den Gliedern völlig 
unabhängigen persona imaginaria die Handhabe. Anftatt dad Gefammt- 
eigenthbum, welches das Recht der Einheit und das Recht der Vielheit 
in Ein Inftitut zuſammengefaßt hatte, als hiſtoriſches Produft des deutſchen 
Rechts in feiner Totalität zu erfaffen *), juchte man nun nad) Außeren Mo- 
menten ein rein Öffentliches Gemeinbeeigenthum und eine Summe von Privat- 
rechten der Einzelnen zu unterfcheiden und dann bie nad, römijchen Rechts. 
begriffen Tonftruirte Schablone auf alle einzelnen Gemeinden anzuwenden. Man 
unterjchieb daher jetzt überall das eigentliche Gemeindevermögen (patrimonium 
universitatis, Ortövermögen, in den Städten Kämmereivermögen) von dem 
für die wirthichaftlihen Zwede ber einzelnen Gemeindegenoſſen beitimmten 
Vermögen (res universitatis in specie, Bürgergut, Genoffengut, Allmend- 
gut) ?). Jenes erfchien ald rein ftaatlich zu behandelndes Eigenthum der den 

19 Rofcher, Syftem (4. Aufl.) IL S. 214— 222. 

2) Roſcher 1. c. S. 222— 2386. Dazu Maurenbrecher 8 160 und bie 
bort Rote n citirten Schriften und Note t citirten Geſetze. Maurer, Dorfo. 
II. 8383. Bejeler, D. 9. R. 8 85. Stüvel. c. ©. 141— 147. 

21) Roſcher lc. S. 286— 242. 

2 Die früheren Berfuhe, ein Gefammteigentbum zu Tonftruiren, waren 
ziemlich unbeholfen und ließen überbied die Marken meift unbeachtet. In 
nenerer Zeit führen Eichhorn, Grimm, Löw, Stieglig, Phillips, Blunt- 
ſchli, Bejeler, Heusler, Arnold, Maurer, Weiske und viele Andere bie 
Markgemeinichaft in verfchiedener Weile auf ein Geſammteigenthum zurüd. Da- 
von in Th. LI. 

25) Diefe Unterfcheidung machen jeit dem Bair. Landr. II. c.186 (Kreitt- 
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Bürgern ald ein völlig fremdes Rechtsſubjekt gegenüberftehenden moralifchen 
Perfon und follte daher ſogar bei Auflöfung der Gemeinde an den Fiskus 
fallen ?). Das Oenofjengut dagegen wurde unter außerordentlich abweichenden 
Geſichtspunkten aufgefaßt. Wo der öffentlichrechtlichen Auffaffung des Ge— 
meindevermögend gegenüber die privatrechtlice Auffaffung des Bürgervermögens 
zu vollem Siege gelangte, jah man letzteres einfach ald gewöhnliches Miteigen- 
thum der Berechtigten an ?*). Verbreiteter war die Theorie, nach welcher das 
Eigenthum bei der Gemeinde fein, den Einzelnen daran aber dingliche Privat- 
rechte wie an einer fremden Sache (jura singulorum in re aliena constituta) 
zuftehen follten, die man dann bald als römiſche Serpituten ?*), bald als 
Prefarien ?”), bald als eigenthümliche Realrechte *°) auffaßte. Endlich hat man 
in neuerer Zeit den Begriff der „bürgerlichen Nutzungen“, d. h. ber als bloße 
Dependenzen des politiichen Bürgerrechts ericheinenden Anrechte am Gemeinde⸗ 
gut, generalifiren wollen, womit dann überhaupt die Exiſtenz individueller 
Rechte am Gemeinland beftritten und das Geſammteigenthum durchaus für 
ein rein Öffentliched Eigenthum der Gemeinde ald juriftiiher Perſon erflärt 
iſt 2). Alle dieſe Auffaflungen aber, fo verjchieden fie unter fich waren, 
ftimmten darin überein, daß fie das Geſammteigenthum begrifflih zerlegten 
und fomit auch praktiſch feine Auflöjung erleichterten. Insbeſondere Tonnte 


mayr ib, N. 1 u. 2) und Pr. A. L. NR. I, 6 8 70f.; 7 8 19 faft alle neueren 
Gelege. Bol. auh Eichhorn, P. R. $ 372. 378. Mittermaier, 9. N. 
8 123 Note 3. Maurer, Dorfv. U. 222. 278. 

2) So nah Pr. A. 2. R. I, 6 8 192 vgl. mit IL, 7 $ 19. Bair. Landr. 
I. c. 186 Nr 2. V.c.3089. 

253) So Ludolph, symph. II c. 8. Reinhard, de jure forestali, vom 
Märterrecht. 1738. Sect. IT 8 1 u. 2. Schazmann, de jure et judieciis 
marcarum in Wetteravia 89. Struben L c. I. Nr. 155 8 2. Pufendorf, 
Obs. I. Nr. 60. Cramer, Rebenft. II. Nr. 5. Möfer 1. c. 8 9. 10. Diele 
Anficht ift in manche Geſetze übergegangen. So nah Maurer, Dorfv. II. 228 
Note 20 in eine Osnabr. Verordn. v. 4. Zuni 1785. Bor Allem aber in das 
preuß. Sande. Th. I, 17 8 1f. 817f. I, 6 8 72; 7 8 82; 8 8 160. Erſt die 
Deklar. v. 26. Zuli 1847 (G. S. ©. 328) bat dies reftriftiv interpretirt. Cs 
fol nur von ber Verwaltung gemeint fein. 

So Gieſebert in feinem ungedrudten Kommentar nah Michelſen, 
Z. f. D. R. VIL ©. 98. Oaublig, de finibus inter jus singulorum et 
universitatis regundis (Haubold, Opusc. academ. I. 547—620). c. L S 1. 
IV. — Bol. Eihhorn, P. R. 3 372. Hagemann, praft. ze IV. 279. 
Renaud J. c. 95f. Maurer, Dorfv. U. 224. 

2?) So Carpzov P. II, 5. def. 14. v. Ende, Vermifchte jur. Abb. I. Nr. 10. 

28) So in neuerer Zeit Renaud S. 95f. Römer. c. 94f. 

29) Theoretifch befonderd Thibaut, civil. Abhandl. Nr. 18. ©. 391. 403 
u. Maurenbreder $ 159; praftifch einige Geſetze, von denen unten die Rede 
fein wird, Note 126 f. 
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eine Theilung nach der Theorie der bürgerlihen Nutzungen durch einfachen 
Korporationsbeihlug herbeigeführt werden. Ebenſo genügte, falls man ber 
Gemeinde das Eigenthum, den Einzelnen dingliche Privatrechte zufchrieb, für 
die Theilung ein Majoritätsbeſchluß ), wenn nur nach den Grundjäßen der 
Zwangsenteignung Entihädigung für die fortfallenden Nutzungsrechte gewährt 
wurde; denn die Theilung erichien bier ald Veräußerung der juriftifchen Perſon 
an bie Einzelnen unter gleichzeitiger Abfindung der jura singulorum ?'). 
Nahm man Miteigentum an, fo konnte ſchon Ein Beredhtigter die Theilung ”) 
oder wenigftens, unbejchadet der Sortdauer der Gemeinſchaft für die übrigen 
Sntereffenten, die Ausfonderung feines Antheils *) verlangen. Endlich aber war 
auch für den Theilungs maßſtab durch Diefe verjchiedenen Anfichten zwar ein 
verſchiedenes Princip bedingt, es war aber für jedes Land die Möglichkeit ge 
geben, eine generelle Regel aufzuftellen, die filh ohne nähere Unterfuchung ber 
konkreten Verhältniffe ber einzelnen Gemeinden überall anwenden ließ *). 

2. Mit der fortfchreitenden Auflöfung des Geſammteigenthums wurde ber 
alten Genofſenſchaft die Grundlage ihrer Struftur und das Hauptfelb ihrer 
Thätigfeit, es wurde ihr das eigentliche LXebensprincip entzogen. Allein wenn 
auch der Untergang der Gemeinde in ihrer alten Form als einer Wirth- 
ſchafts gemeinde damit entjchieden war, jo hätte doch, wie dies Jahrhunderte 
vorher in den Städten der Fall geweien war, jo auch die Landgemeinde in 
veränderter und erneuter Geitalt ein jelbftändiges genofienfchaftliches Leben in 
ihren öffentlichrechtlichen Beziehungen fortjegen können, hätte nicht der 
Zerftörungsproceh fich gleichzeitig gegen den perjänlihen ©enofjenver- 
band und deſſen Bebentung als ein burch ſich beitehender politifcher Körper 


2, In Baiern, Baden, Gotha wurde eine Majorität von % gefordert. Die 
Majorität beftimmte fich theild (fo in Darmftabt 1814) nach Köpfen, theils (Han- 
nover) nach Größe der Nußungen oder des Grunbbefiges, theild nach einer kom⸗ 
bintrten Berechnung. Einftimmigleit forderte Eichhorn, P. R. 8 373 und 
mit ihm (obwol fo allgemein mit Unrecht) andere Germaniften, aber fein ein- 
ziges Geſetz. 

29 So Maurenbrecher L c. 

2) So befonderd in Preußen, ©. Th. DO. v. 1821 824. Nach A. L. R. 
1, 17 3 316 war überdied Nachweis der Nüplichkeit erforderlich. 

29 So im Königreih Sachen und in Lüneburg; jept auch in Kurbefien 
nach Berorbn. v. 135. Mai 1867 8 1. Nr. II. 

29 Gleiche Antheile follen in Baiern (1805) und Baden (1810 u. 1831) bie 
Regel bilden; die meijten Gefepe richten fi) nad der Größe ber Nußungen, 
indem fie entweder den Durchwinterungsfuß (3. B. Pr. & R. I, 22 8 90) oder 
den wirklichen Viehſtand und nur eventuell den Durchwinterungsfuß (fo Preußen 
1821, Lüneburg und Hannover) ber Berechnung zu Grunde legen, oder nach den 
Höfen (fo Oeſterreich 1768), oder nach dem Verhältniß der Beiträge zu den &e- 
meindelaften (1779 in den jchleswig-holfteinfchen Städten, 1322 in Baiern vor- 
gefchlagen), oder nach einem gemifchten Syftem theilen. 
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für gemeinfame Wehr, Recht, Berwaltung und Polizei gewandt. Auch bier 
war es erſt die Obrigkeitsidee, welche die verjchiedenartigen von Alters ber die 
genoffenfhaftliche Selbftändigfeit befümpfenden Beftrebungen der Herren zur 
principiellen Negation der Genoſſenſchaft verbichtete. 

Bor Allem wurden mehr und mehr die genoffenfchaftlichen Borftände 
durch obrigkeitliche Beamte verdrängt oder felbit in folche verwanbelt oder end- 
lich neben folchen in ganz untergeorbnete Stellungen hinabverwiefen *). Ob 
nun öffentliche, ob grundherrliche oder vogteiliche Beamte, ob zuerft beitätigte, 
dann ernannte Gemeindevorſteher, ob endlich erblich geworbene oder mit dem 
BDefit gewilfer Grundftüde verknüpfte Aemter der einen oder andern Art an 
der Spige einer Mark, einer Bauerfchaft oder eines Dorfes ftanden: in irgend 
einer Art wurden überall die Vorfteher der Gemeinden in Abhängigkeit ge- 
bracht und biefe Abhängigkeit ſtets gefteigert. Mit diefen thatfächlichen Ber- 
änderungen aber änderte fich zugleich Begriff und Wejen des Gemeindenmts. 
&3 wurbe ein unmittelbare oder mittelbares obrigkeitliches Amt, defjen Quelle 
nicht mehr tie Vollmacht der Gemeinde, jondern eine von der im Allein 
befig aller öffentlichen Gewalt befindlichen Landesobrigkeit vollzogene Ueber⸗ 
tragung obrigfeitlicher Funktionen war. Die Ernennung oder a der 
Gemeindebeamten durd den Landesherrn oder in feinem Namen, ihre Ber 
eibigung durch die Obrigkeit, ihre Amtsführung im Namen einer Gößeren 
Gewalt ftatt im Namen der Gemeinde, ihre Berantwortlichkeit und Rechen⸗ 
ichaftepflicht wor der Obrigkeit, ihre Leitung durch obrigkeitliche Inſtruktionen, 
ihre Stellung als unterfte Staatsbeamte, welche die Obrigkeit in der Ge 
meinde zu vertreten hatten: Dies alles wurde nun als nothwendige Konjequenz 
aus dem Begriff des Gemeindeamts gefolgert *). 

Gleichzeitig gieng die Bedeutung der Gemeinde als Gerichtsgenoffenfchaft 


35) Bol. bef. Maurer, Einl. S. 301f. Markv. ©. 154. 231 f. 385f. 
888 f. 404 f. 432. 434. 443 f. 446. Dorfv. IL 85 f. 60f. 165. 186 f. 210f. 
215f. Oben $ 53. 

20) Durchgeführt ift dieſe Anfhauung 3. DB. im preuß. Landrecht Th. II, 7 
8 46-86. Nicht nur ber Schulze ober Dorfrichter ſoll von der Gutäherrfchaft 
ald der Gerichtöohrigkeit ernannt oder, wenn das Amt auf einem Gute haftet, 
beftätigt oder durch einen befähigten Stellvertreter erfept werden (8 46—Bl), 
fondern auch die ihm zur Seite ftehenden Schöppen oder Gerichtömänner ſoll die 
Gerichtsobrigkeit ernennen, und Diefe wie jener follen dem’ Staate ben Amtseid 
Ieiften (8 73). Die Funktionen beider find durchweg ale eine Bertretung ber 
Obrigkeit im unterften Kreife des Staats behandelt und beftimmt (8 52—71. 
76—78. S1—86), fie find „Unterbebiente des Staats“ (8 64) und für ihre Amte- 
führung der Obrigkeit verantwortlich (8 78. 84). Vgl. über die ähnliche Stellung 
der fchleswigichen Kirchſpielvögte und der bolfteinifchen Bauervögte ald „unier- 
geordneter Geſchäftsführer der Oberbehörde“ Hanffjen, Fehmarn 102f. 
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mehr und mehr unter. Die Märkergerichte, ſchon durd die Verwandlung des 
Dbermärferamts in eine Markgerichtöherrichaft ihres alten Charakters entkleidet, 
wurden endlich mit wenigen Ausnahmen gewöhnliche im Namen des Landes- 
herrn abgehaltene Untergerichte, in welchen ftatt der Genoffen gelehrte Richter 
das Uttel fanden, von welchen Bußen und Gefälle zur landesherrlichen Kammer 
floffen und von melden ein Relurd an die oberen Landeögerichte zuläffig 
war?”). Die grundherrlichen, vogteilichen und jonjtigen herrſchaftlichen Gerichte 
aller Art wurden ihrer genoffenichaftlichen Elemente völlig beraubt und theils 
in landesherrliche Ober- unb Untergerichte, theild in die auf gutsherrlicher 
Gerichtsobrigkeit beruhenden Patrimonialgerichte neuerer Art, die man mehr und 
mehr ald mittelbare Staatögerichte behandelte, verwandelt?%). Die freien Dorf- 
und Bauergerichte aber wurden in ihrer Kompetenz mehr und mehr hefchräntt 
und zulegt völlig von den landesherrlichen Gerichten verjchlungen oder doch nur 
als ganz untergeordnete obrigkeitliche Stellen geduldet, welche ihre Vollmacht 
nicht von der Gemeinde, fondern von der Gerichtsobrigkeit herleiteten und be#- 
halb obrigkeitlicher Revifion und Kontrole und der Berufung an höhere Ge- 
richte unterlagen ?°). 

Auch eine genofjenihaftlihe Nechtserzeugung aber fchien mit der neuen 
Staatsidee unvereinbar. Deshalb wurde in den meiſten Ländern ſchon feit 
dem 16. Jahrhundert die Gemeindeantonomte mehr und mehr beihränft und 
endlich befeitigt %. Hatten Anfangs die Yandes- oder Gerichtäherren einfeitige 
Anordnungen nur für ben Kreis ihrer Schuß. und Bannrechte erlaffen, Ge⸗ 
meindebeltebungen aber nur beftätigt, um zu Eonftatiren, daß in ihre Nechte 

, Maurer, Martv. ©. 278f. 423. 429. 364 f. 433. 437. 489. 

3, Maurer, Fronh. IV. ©. 507—515. 

*) Maurer, Dorfv. I. ©. 115f. 141f. 145. 186 f. 211. 212. In der 
Pfalz und in Württemberg beftanden NRügegerichte oder Dorfgerichte als landes— 
berrlihe Behörden fort. Nach dem preuß. Landr. II, 7 8 79—86 follen bie 
Dorfgerichte, die aus Schulzen und Schöppen beftehen, keine ftreitigen Rechts⸗ 
händel entjcheiden (5 80), fondern nur eine untergeordnete freiwillige Gertchts- 
barkeit üben ($ 82— 85), unter Umjtänden den Protofollführer vertreten ($ 85; 
vgl. A. G. O. tit. 25 8 51 f.) und als unterfte Exekutionsbehörde dienen (8 86). 
Einzig und allein in der ſeitdem auch fortgefallenen Beftimmung des $ 81, daß 
Nebertretungen der Innern Dorfpolizeiordnung, auf welche nur Peine zur Gemeinde- 
kafſe fließende, Einen Thaler nicht erreichende Strafen gefeßt worben, von ben 
Dorfgerihten mit Vorbehalt der Berufung an bie Gerichtsobrigkeit zu entſcheiden 
feien, trat noch die alte Natur der Dorfmarkgerichte hervor. — Wirkliche Dorf- 
gerichte haben nur felten unfere Tage erreicht. So in ben Gemeinden Baar und 
DOberägert in Zug. Renaud J. c. ©. 19. 20. 

*) Bluntfhli II 45f. 90f. Hanffen, Fehmarn ©. 102f. Stern- 
berg lc. ©. 45f. Renaud Le. S.46f. Maurer, Einl. ©. 336 f. Marko. 
414—419. 484. Fronh. IV. 491f. 506f. Dorfv. I. ©. 161f. 181f. 212. 
Stüvel.c ©. 119f. 
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nicht eingegriffen ſei: jo ſchien nun die obrigkeitliche Genehmigung ein nothwendiges 
Erfordernig für die Giltigkeit jeder Beliebung *') und wurde daher auch wol 
bedingungsweife, etwa unter dem Vorbehalt beliebiger Abänderung, ertheilt*), 
und ed jchien umgekehrt die obrigkeitlihe Verordnung auch für Die Regelung 
der inneren Gemeindeangelegenheiten die eigentliche und zureichende Duelle, jo 
daß man mehr und mehr alle Ordnungen für das innere Leben ber Gemeinde 
allen von oben und außen jeßte und fie höchſtens vereinzelt noch einer Ge⸗ 
nehmigung der Gemeinde unterbreitete, bald aber überall ohne Weiteres als 
Geſetze publicirte*). Dies hatte um fo weniger Schwierigkeiten, ald Die Haupt- 
gegenftände der Gemeindeautonomie mit ber Schmälerung und endlichen Auf- 
bebung der Feld- und Markgemeinihaft von jelbft fortfielen. Denn damit 
gieng die in jener Gemeinſchaft wurzelnde Feld-, Wald, Wafler-, Wege, 
Bau-, Dorf und Gewerbepolizei auf die Obrigkeit über*). Es war nun 
leicht, der Gemeinde auch die Sittenpolizei und die Ordnung des genoffen- 
ſchaftlichen Berhältniffes in allen perjönlichen Beziehungen zu nehmen. Bon 
einer Erzeugung bürgerlicher Rechtsſätze durch die Gemeinde Tonnte noch weniger 


#1) Betfpiele, in denen feit dem 15. Jahrhundert obrigkeitliche Beftätigung 
als nothwendig erflärt und nachgejucht wurde, b. Maurer, Marko. 414f. Dorfv. 
II. 213. Anh. 423. Reyfcher, Württ. Priv. R. L 20 u. 21. Note 2 u. 3. In 
Fehmarn beftand die Gemeindeautonomie — von einzelnen Gingriffen in bie 
Weide⸗ und Biehordnung 1. 3. 1741 abgefehen — bis zu dem Refkript von 1799, 
welches jede Dorfbeliebung ohne Hinzutritt einer obrigkeitlihen Genehmigung 
des Amtmannd für ungiltig erklärte. Hanſſen 104. 

) Schon 1585 ward in ber Holthaufer Markordnung dem Landesherrn aus- 
drüdlich vorbehalten, „dieselbe nach befundungh und gelegenheit nach gefalle 
zu bessern und zu mindern oder zu mehren.* Im Jahre 1786 ertheilte der 
Abt v. St. Gallen die Beftätigung einer Beliebung mit dem feierlichen Vorbe⸗ 
halt, „solche nach ergebnus der umstände, wie es des landes nutzen jeweilen 
erfordere zu mindern zu mehren oder dieszfahls etwas anderes zum allge- 
meinen besten landesherrlich zu verordnen oder zu verfügen. Maurer, 
Markv. ©. 417. Bol. Dorfv. I. ©. 416, 

“, Schon im Fahre 1484 erlieh der Pfalzgraf b. Rhein eine Dorforbnung 
für Ingersheim ohne Zuziehung der Gemeinde ald Erbherr, Oberherr und Vogtei⸗ 
herr, und behielt ſich das Recht vor, fie zu mindern und zu mehren. MoneL 
10 f. Bol. Allmendorbnung v. 1483 ib. 434, und Ordnungen für den Rheingau 
b. Grimm I. 536. 537. Doc gieng im Rheingau erft nach dem Bauernaufftand, 
die Autonomie völlig unter. Bodmann L 473f. Viele Beifpiele einfeitig 
erlaffener Dorf» oder Markfordnungen oder doch einzelner über Gemeindeangelegen- 
heiten lautender Beftimmungen in LZandesordnungen aus der zweiten Hälfte des 
16. und dem 17. Jahrh. b. Maurer, Marko. ©. 417 Note 20—22. Dorfv. I. 
162—-165. 182. 214. Beifpiele fpäterer Dorf-, Ader-, Schulgen-, Bauerord- 
nungen u. f. w. b. Heumann, initia jur. polit. ©. 280 f. 

Maurer, Markv. S. 429. Dorfv. II. S. 182. 205—210. 
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die Rede fein. Schlieglich aber begann man auch die Feſtſtellung des eigenen 
Öffentlichen Rechts den Gemeinden zu entziehen, indem man ihre Organiſation 
als Ausflug des Staatswillens betrachtete und im Einklang mit der Auffaffung 
der Gemeinden ald Staatsverwaltungsbezirke nad einer fertigen Schablone 
Gemeindeverfaffungen a priori fonftruirte und durch allgemeine Landesgeſetze 
ohne Rüdfiht auf die örtlichen Verhältniffe überall gleichmäßig einführte. 
Den Juriſten ſchien e8 ſchon an fi) eine Abnormität, daß „unverftändige“ 
Bauern follten Recht Schaffen können *). Gerade hier wandte man daher auch 
praktiſch am fchärfiten das theoretifch immer mehr ausgeprägte Princip an, 
daß die Rechtſchaffung ein ausjchliegliches unveräußerliches Attribut der Obrig- 
feit jei und daß weber das Herfommen noch Berträge dem fouveränen Ge- 
jeßgebungsrecht bed Landesherrn eine Schranke zu ziehen vermöchten *). 

Aber auch auf der ihr gegebenen Bafis und innerhalb der ihr vorgezeich- 
neten Organifation verftattete man der Genoffenfchaft fein freies Leben, feine 
Selbftverwaltung mehr. Bon dem Reit, ihre Organe zu wählen, von der 
Polizei und Strafgewalt, von dem felbftändigen Vollzugs- und Pfändungsrecht 
der Gemeinden u. f. w. verfteht fich dies ſchon nad dem Bisherigen. In 
gleicher Weile hörte das Selbitbefteuerungsreht auf und wurde durch obrig- 
feitliche Beftenerung und obrigkeitliches Aufgebot zu den für den Staat, für 
die Gutsobrigkeit oder für die Gemeinde geforderten perföulichen Dienften er 
fett"). Saft in allen Beziehungen wurde jeder irgend erhebliche Gemeinbebe- 
ſchluß obrigkeitlicher Prüfung und Beftätigung, jede irgend erhebliche Rechts. 
handlung der Gemeinde obrigkeitliher Mithandlung unterworfen, wie dies ja 
noch heute in vielen Gemeindeorbnungen ber Fall iſt. Insbeſondere wurde 
auch die Verwaltung de Gemeindevermögend einer weitgehenden Kontrole 
und Mitwirtung der Obrigkeit unterftellt. Bon den Gemeindeländereien 
ift dies bereit8 oben gezeigt worden. Ebenſo aber jollte jeßt das bewegliche 
Vermögen bebandelt werden. Es war überhaupt in den meiften Gemeinden 
erft die Folge obrigfeitliher Anordnung, daß ein Gemeindehaushalt und eine 


#) So Petrus de Andlo, de imperio Romano Germanico II. c. 16. 
©. 106: Neque ulla major mihi abusio esse videtur, quam.. per eos qui rus 
colunt jus in provinciis dictari. 

#6) Bol. z. B. Reinhard, de jure forestali, vom Märkerreht ©. 149, 
der dem Landesherrn das Necht zufpricht, Markordnungen zu erlaffen und abzu- 
fchaffen, auch wenn fie von undenflichen Zeiten ber gegolten und mit dem Zufaß 
beftätigt wären, daß fie ewiglich in Kraft bleiben follten. Denn: Imperantem 
sibi ipsi legem scribere non potuisse, a qua ipsi recedere non licest. Die 
Märkergerichtöbarkeit und mit ihr die Markbußen könne der Landesherr beliebig 
an fi ziehen, denn das feten Folgen einer bei der früheren Verderbniß des 
Staats angewandten Selbfthilfe, die in [eich tigen und befeftigten Zeiten unnüß 
und grundlod geworden. 

7) Maurer, Zrond. IV. S. 519 f. Marko. 434 f. Dorfv. IT. 174f. Pr. 
A. L. R. l. c. $ 37—45. 
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Gemeindekaſſe gebildet wurden. Die Verwendung ber Einnahmen für ledig⸗ 
lich öffentliche Zwecke wurde aber nicht blos anbefohlen *), fie follte auch von 
Amtswegen fontrolirt werden und ed wurden daher Einnahmen und Ausgaben 
vielfah an vorherige Prüfung und Genehmigung gebunden, Berträge und 
Proceſſe ohne obrigkeitlihe Mitwirkung unterfagt, Berwaltungsrevifionen und 
Rechnungslegung angeordnet). Auch für diefe auf Verdrängung der Selbit- 
verwaltung dur die Verwaltung von Obrigkeitswegen gerichteten Verände⸗ 
rungen fehlte e8 nicht an einem juriftifchen Zundament. Denn auf ber einen 
Seite wurden die Öffentlichen Gemeindeangelegenheiten im Sinne ber 
neuen Staatsidee ald Iofale Staatdangelegenheiten, die Gemeinde alfo als ein 
Staatöverwaltungsbezirk betrachtet. Auf der anderen Seite wurden die erorbi- 
tanten Beichränfungen der Gemeinden auch im Privatrecht durch die Lehren 
von der blos eingebildeten Natur ihrer Rechtsperfönlichkeit, von ihrer Daraus 
folgenden Willens- und Handlungsunfähigfeit, vor Allem aber von der aus 
dem Gate „universitas cum pupillo pari ambulat passu‘“ bergeleiteten 
ftnatlichen Oberpormundichaft über alle Korporationen ) geftütt. 

Mar jo die Genoſſenſchaft eines felbftändigen Organismus und des 
größten Theils ihrer wirtbichaftlichen, politischen und rechtlichen Bebentung 
beraubt, jo mußte die Genoffenverfammlung als gegenftandlos fortfallen oder 
doch ihr Wejen völlig verändern. Im ber That hörten in den großen Marten 
allmältg die Märkertage gänzlich auf"), in Dirfern und Bauerſchaften aber 
wurde den Gemeinden das Selbftverfammlungsreht genommen®) und fie 


2) Löw 274. Weiske III 89. Bluntſchli IL 92. Renaud 66. 

 Bluntfhli U 90f. Maurer, Marko. 41f. 492. 488. Dorfv. IL 
179. 180. Anfangs wurde nur gehöriges Rechnungsweſen vorgefchrieben, bald 
Die Rechnungsabnahme durch öffentliche Beamte beauffichtigt, dann von diefen 
felbft unter Zuziehung der Gemeinde die Rechnung abgenommen, endlich die Ge- 
meinde nicht mehr zugezogen oder fogar ihr Zutritt verboten. Bol. Pr. A. L. R. 
HD, 7 8 56. 57. 

0) Carpzov, opus decis, illust. Saxon. decis. 26. No. 14 p. 54. Wernber, 
obs. forest. III. No. 74. VII. No. 73. XIII. No. 264. in Tom. I. 552. HI. 220. 
241. 242. Bair. Zander. IL c. 186. u. Kreittmayr ib. Landr. v. Erbach 
©. 352. Sternberg I. 27. Maurer, Marko. &. 433.487. Dorfv. IL ©. 18f. 
178—181. 210. 221. Maurenbreder L 8 142. 

N Dft wurden die Märkertage und die fonftigen genofjenfchaftlichen Cin- 
richtungen ausdrücklich abgefchaffl. So 3. B. 1652 in der Mark Dornitetten u. 
1711 in der Markt Münder. Struben 1 c. I. 375. Maurer, Marko. 439. 

s) Maurer, Dorfv. I. ©. 64. 65. 70. 75. 83. 85. 187. 210. 281. Su 
Baiern beburfte die Gemeinde fogar dann einer obrigfeitlichen Erlaubniß, wenn 
fie eine Beichwerde gegen herrichaftlihe Beamte vorzubringen hatte, und follte 
auch dann eine Zufammenkunft nur im Beifein einer obrigkeitlichen Perfon halten. 
Bair. Landr. v. 1616. 690. In Württemberg durften fich fchon feit ber Randes- 
orbnung v. 1495 Die Gemeinden nicht mehr ohne obrigkeitlihe Genehmigung und 
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wurden nur noch von Obrigkeitwegen berufen, um obrigfeitlihe Befehle und 
Berordnungen entgegenzunehmen, Steuern zu zahlen und Dienfte zu leiften oder 
in den wenigen noch als Gemeinbejachen betrachteten Angelegenheiten einen 
Korporationsbeihlug zu Stande zu bringen”). ine folde Verfammlung 
aber war nicht mehr die fihtbare Erſcheinung einer freien Geuoſſenſchaft. 

Schlieglih wurde, wenn fo die Genoflenfdhaft als Ganzes ihre alte Be 
deutung einbüßte, auch ihre Zufammenfegung und damit das Recht des Ein- 
zelnen in ihr auf ein anderes Fundament gebradht. Früh ſchon hand man. in 
vielen Gemeinden Aufnahme und Niederlaffung an obrigkeitliche Geneh⸗ 
migung’). Bald beitimmte der Staat allein, wer als Mitglied der Gemeinde 
gelten jollte, er erhob, wo es ihm gutdünkte, die Schußgenofien zu Bollgenofien, 
er feßte die Grundlagen und Erforbernifje des aktiven wie des paſſiven Ge 
meinderechts feft. Aus dem perjönlichen Genoſſenrecht wurde fo ein rein 
politifches Ortsbürgerrecht, deſſen Duelle allein der Staatswille war”). Das 
mit war die Auflöjung der alten Genoſſenſchaft in eine Staatsanftalt, in 
welcher eine beliebige Summe von Staatsunterthanen vereinigt und mit 
juriftijcher Perjönlichkeit begabt war, vollendet und es war nur die lette 
Konfequenz diefer Richtung, wenn die franzöfiihe und nach ihr die helnetifche 
Republik das Gemeindebürgerrecht ald ein vom Staatöbürgerrecht verfchiedenes 
Recht überhaupt kaſſirte. 

U. Wenn jo das obrigfeitlihe Syitem von außen auf die Zerftärung 
ber alten Gemeindegenoſſenſchaft wirkte, jo führten doch, wie in allen Korpo⸗ 
rationen der Zeit, zugleih innere Beränderungen bemjelben Ziele ent- 
gegen. Seit dem Bauernkriege gieng die geftaltende Kraft, feit dem dreißig⸗ 
jährigen Kriege felbit der Gemeinfinn dem Landvolke mehr und mehr ver- 
Ioren. Trat zuerſt nur zähes Beithalten am Hergebrachten an die Stelle 
felbftändiger Rechtsbildung, fo erjtarb endlich jenes rege Gemeingefühl, das 
einft die Markgenoffen bis über den Tod hinaus verbunden hatte, in der 
Selbftſucht und Privilegienfucht eines gedrückten und verfümmerten Gefchlechts 
und Luft und Befähigung zum öffentlichen Leben erlojhen. Aus einer Ehre 
und einem Borzug wurde das Amt des Gemeindevorftehers zu einer Läftigen 
Pflicht⸗). Die Gemeindeverfammlungen, mehr noch die großen Märkerdinge 
wurden, wenn berufen, oft nicht befucht, wenn nicht berufen, nicht vermißt. 


Auffiht verfammeln. Reyſcher, Pr. R. III. 4. 28 Note 10. Ebenſo bie 
Landesordn. v. 1567, in der ein eigener Titel davon handelt: „daß Fein Gemeind 
Hinter und ohne Wiffen und Erlauben der Amtleut gehalten werden folle”. Vgl. 
Sramer, Weplar. Nebenft. Th. 104. Nr. IV. 

3) Maurer J. c. Pr. A. L. R. J c. 8 52f. 

) Maurer, Dorfv. I. 181. 182 u. die Citate in Note 73 ib. 

55) Val. unten $ 57. 

s) Maurer, Darfv. IL ©. 44. 45, Pr. A. L. R. U,78 650. 75. 
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Es fam vor, daß gegen die Märker geklagt werden mußte, um ihre Dingpflicht 
feftzuftellen®”). Für Die Gerichte konnte man, auch wo man wollte, genofſenſchaft⸗ 
liche Urtheiler nicht mehr aufbringen ®®). Nicht ganz vermochte freilich die Ungunft 
der Zeit das innere Gemeindeleben, den genoſſenſchaftlichen Zufammenhang, 
den Eorporativen Geift zu vernichten und in vielen Gegenden beftandb auch im 
den Zeiten größter Unterdrüdung ein Träftiges Geheimleben der Gemeinden 
fort, das fih in Verſammlungen, geheimen Berträgen, Oelagen, Gewaltübung 
und Strafvollitredung gegen ungehorfame Mitglieder Äußerte): aber dieſes 
geheime Leben hätte, auch wenn ed mehr als eine Ausnahme gewejen wäre, 
das erfaltende öffentliche Leben nicht zu erſetzen vermocht. Allerdings fügten 
ih die Gemeinden jelten ohne Kampf und ftellten den Mebergriffen der berr- 
Ihaftlihen Beamten häufig einen jehr heftigen Widerftand entgegen): allein 
da die Fälle, in denen ein folder Widerſtand Erfolg hatte, immer feltener, 
der von den Reichögerichten und mitunter von den Landftänden gewährte 
Schuß immer ſchwächer, Beichwerden und Procefje immer ausfichtslofer wurden, 
mußten endlich ſelbſt Muth und Neigung zur Gegenwehr erlahmen. 

Unter ſolchen Umſtänden wurben die Gemeindegenoffenichaften mehr und 
mehr auf den Weg gebrängt, den zu allen Zeiten verfallende Körper des öffent- 
lichen Rechtes einzufchlagen pflegen: fie fchloffen fih ab. Indem fie damit 
ihre innere Strußtur auf vermögensrechtliche Baſis ftellten, ohne doch zugleich 
ihre Öffentlichrechtliche Bedeutung aufgeben zu wollen, näberten fie ſich ber 
Verwandlung in Privilegskoͤrperſchaften, womit denn ihr Untergang als po- 
litiſche Genoffenfchaften defto unvermeidlicher wurde, dafür aber wenigftens die 
Möglichkeit blieb, ihre privatrechtlichen Elemente zu Zonferviren. 

Mehr und mehr tritt feit dem Ende des Mittelalters das Beftreben der Voll⸗ 
genofjen hervor, jede Vermehrung ihrer Zahl und jelbft die Entſtehung folder 
neuen Beifaffen- und Hinterfaffenrechte, mit denen irgend Nutungen am Ge 
meinland verbunden waren, zu verhindern ober möglichit zu erjchweren. Frei⸗ 
fih waren nicht blos Eigennug und Engherzigkeit die Motive, jondern bei ber 
burch die Religionskriege berbeigeführten Verarmung und dem Andrang Fůlüch⸗ 
tiger und Heimathloſer waren ſolche Mafregeln oft fait ein Akt der Noth⸗ 
wehr: allein die Folgen der Abfchliegung in der Konftituwirung eines privi« 
legitrten Körpers in der Gemeinde traten nichtöbeftoweniger überall hervor und 
wirkten zuleßt auf den Genoſſenſchaftsſinn ſelbſt verengend und verfnöchernd 
zurüd. In fteigender Progreſſion wurden nunmehr die immer allgemeiner 
werdenden Cinzugögelder und Aufnahmegebübren erhöht"), die Vorbedingungen 


sn Ein Beiſpiel b. Maurer, Markv. ©. 414. 446. 

s, Maurer, Fronh. IV. 508. 509. 

> Bol. bei. Stüvel.c. S. 119. 

°o, Bol. über diefe Kämpfe Maurer, Markv. ©. 446—450. Dorfv. D. 
S. 215—217. 411412. Thudichum ©. 297f. 

*) Renaud ©. 58. Bluntfhli I. 63—67. "Heudler L c. 46f. 








$ 55. Die Schickſale der alten Iänblichen Gemeindegenoſſenſchaft. 673 


für Erwerbung des Genoffenrechts gemehrt®), den Anlömmlingen alle Laften 
ohne die entiprechenden Rechte auferlegt ). Wo dad Genoſſenrecht mit jedem 
Hausftand verbunden blieb, erſchwerte man die Nieberlaffung, wo mit jebem 
Wohnhauſe, den Neubau eines Haufes“); in der Regel aber gieng man weiter 
und erflärte einfach, indem man die Zahl ber Höfe, der Häufer oder der An⸗ 
teile, welche das Genoſſenrecht verleihen jollten, firirte®), die Terechtigte Ge⸗ 
meinde für gejchloffen. Die nothwendige Folge hiervon war die immer mehr 
um fidh greifende rem privatrechtlidhe Behandlung ber Genoſſenrechte, ihre 
Bererbung, Beräufßerung, Xheilung und Kumulirung mit oder ohne Trenn⸗ 
barkeit von Grund und Boden und damit die wachſende Verbreitung der in 
ihren Anfängen ſchon der früheren Periode angehörenden und deshalb nad) 
Entftehung und Bedeutung bereits oben beſprochenen mannichfachen Tormen 
ber Real⸗ und Nutzungsgemeinden ee). Eine jo nach augen gefchloffene, nach 
innen privatrechtlich organifirte Vollbürgergemeinde mußte den übrigen Orts⸗ 
einwohnern mehr und mehr als eine bejondere, bevorzugte Genoſſenkorporation 
gegenübertreten, während bie verfchievenen Klafſen der Beifiter, Kötter und 
Hinterfaffen aus Schutzgenoſſen zu wahren Ungemoffen oder Ungemeindern 
derfelben wurden. Auf ber andern Seite aber war doch der Begriff der Ge 
meindeverbindung überhaupt nicht wol auf jene Korporation einzufchränten, 
indem auch die an Zahl und Bedeutung ftetd zunehmenden Klaſſen ber Un⸗ 
genoffen durch das von ihnen erhobene Einzugsgeld und die von ihnen mit- 
getragenen Gemeindelaſten ald wahre Mitglieder einer die gefammte Ortsein⸗ 
wohnerichaft umfaffenden Verbindung erfcheinen mußten. Je mehr auf der 
einen Seite die alte Bollgenoffenfchaft ſich als Befonderheit empfand und 
ausbildete, auf der anderen Seite die Gejfammtverbindung durch gemeinfante 
öffentliche Anftalten gefeftigt warb, beito leichter mußten nun der engere und 


Blumer I, 1. 390. 891. I, 2. 812. 338. Maurer, Dorfo. L 177f. Stern- 
berg ©. 11. Stettler, Gemeinde unb Bürgerrechtsverh. v. Bern S. 45, 51. 52. 

er, In Unterwalden verlangten 3. B. einige Genofjenfchaften (1794 u. 1760) 
Einftimmigkeit zur Aufnahme neuer Theiler, ja es wurde biäweilen der Antrag 
auf Aufnahme neuer Genoffen für eine beftimmte Zeit ımter Etrafandrohung 
verboten. Heusler 1. c. ©. 46. 47. 67. 68. Ebenfo wurde in Urſern Ein- 
ftimmigteit zur Aufnahme neuer Thalleute, die nicht Landleute v. Uri waren, ge- 
fordert. Blumer IL 385. Bol. auh Maurer, Dorfo. L 183. Blumer J, 
2. 331. 

e) Heusler S. 61f. Thudihum S. 229. Maurer, Dorfv. I. S. 204. 205. 

) Verbot, eine neue Hofftatt anzulegen oder eine alte zu theilen, v. 1601 
b. Maurer, Dorfv. I. 184 Note 81. Bol. Kindlinger, Münſt. Beitr. II, 
2. 364. Piper 1. c. 240. 241. 252. 259. Löw ©. 149. 150. 

es) Bluntſchli II. 73f. Thudichum 280f. Maurer, Dorfv. LS. 38 f. 
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weitere Perſonenkreis als zwei verſchiedene Körper, deren jeber eigene Rechts⸗ 
fubfektivität hatte, ericheinen. In dieſem Sime mußte bejonderd auch die den 
Gemeinden feit der Reformation mitunter wiebergegebene kirchliche Bedeutung *”) 
das ihnen vielfach anheimfallende Schulweſen ®), die Steigerung der Yuögaben 
und Anlagen für rein öffentliche Bebürfniffe"), enblih aber vor Allem die 
Armengejeßgebung des Reichs umd der Territorien wirken, weldye feit dem 16. 
Jahrhundert die Gemeinden verpflichtete, für ihre Armen und namentlid) auch 
für ihre Beiſitzer und Hinterfaflen zu ſorgen ”%). Denn in allen diefen Be- 
ziehuugen war ber Begriff der Gemeinde nicht auf den Bollgenofjenverband 
beihräntt. So entſtand bie Vorftellung einer engeren und einer weiteren 
Gemeinde. Die alte, einen einheitlichen Körper von Vol- und Schußgenofien 
bildende Gemeindegenoffenichaft zerfiel in zwei verichtedene Körper mit ent- 
gegengejegten Interefien und Anſprüchen. War die Trennung zunächſt eine 
mehr innere ald äußere, fo konnte doch ein Konflikt nicht ausbleiben. Denn 
die von dem Gemeinderegiment ausgeſchloſſene weitere Gemeinde mußte die Be 
herrſchung durch die Altgemeinde um jo mehr ald ein unbegründetes Privileg 
empfinden, als dem höheren Recht nicht mehr in allen Beziehungen höhere 
Laften entipradhen. Die Altgemeinde ſah umgekehrt in ihren Vorzügen umjo- 
mehr wohlerworbenes Recht, als dieſelben auf rein privatrechtliche Titel ge 
geändet, von den Eltern everbt, mit Gelde erkauft waren. Der Natur ber 
Sache nach aber griff die weitere Gemeinde neben der politifchen aud bie 
privatrechtliche Seite des Genoſſenprivilegs an, weil fie dieſelbe als bloße 
Dependenz eined rein politifhen Rechtes betrachtete, während die engere Ge⸗ 
meinde zugleih das ihr als bloße Dependeng eines reinen Privatrechts ex- 
ſcheinende politiſche Vorrecht feſtzuhalten ſtrebte. 

Die Entſcheidung dieſes Kouflikts wurde nur jelten, wie Dies bei ähnlichem 
Konflikt in den Städten zur Zeit der Zunftbewegungen der Fall gewefen war, 
jo au in den Landgemeinden und Aderbauftähten von innen heraus durd 
Selbitthätigfeit und Sieg einer oder Vereinbarung beider Parteien herbeige- 


6) Bol. Maurer, Dorfv. IL S. 226-237. 

8) Maurer 1. c. 287—241. Stettler, Gemeinde und Bürgerrechtaverh. 
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führt. Solche Fälle kamen allerdings in den Gegenden, in benen ein freied 
Gemeindeleben fortvauerte, beſonders in der Schweiz und in Weftdeutichland, 
vor. Im Allgemeinen indeß ift erft durch die Obrigkeit, welche von oben her 
bie weitere Gemeinde zu einer rein ftantlichen Gemeinde fortbildete, Die engere 
Gemeinde aber in jehr verfchievener Weije ihrer privatrechtlichen Seite nad 
anerkannte, auflöfte oder kaſſirte, durch die gemeralifirenden Geſetze und ben 
von außen geübten Zwang vom Ende des vorigen Jahrhunderts bis im unjere 
Tage die Auseinanberjegung erfolgt. Es Bat ſich fo überall ober doch faft 
überall die Auselnanderlöfung der in ber alten Gemeindegenofjenfchaft unfrenn- 
bar verbundenen wirthſchaftlichen und politifhen Gemeinde und damit bie 
Trennung ihrer privatrechtlichen und ihrer öffentlichrechtlichen Elemente vollendet. 
Wir haben daher von der neueften Entwicklung und heutigen Geftaltung jeder 
der beiden Gemeinfchaftsformen, in denen fich je eine Seite der alten hoppelt- 
gearteten Gemeindegenoſſenſchaft fortfeßt, gejondert zu handeln, 


B. Die Fortdauer der alten Wirthſchaftsgemeinde in 
Agrargenoffenichaften. 

Das Schidfal ber auf Markgemeinichaft beruhenden Genoffenverbindung 
ift im verfchiedenen Gegenden ein dreifach verfchiedenes geweien. Sie hat ſich 
entweder bis in bie neuere Zeit der weiteren Gemeinde gegenüber als berrichenbe 
Korporation behauptet, ober fie iſt unter Verluft ihrer politifchen Bedeutung 
zu einer reinen Privatgenoſſenſchaft geworben, oder fie ift endlich von der po⸗ 
litiſchen Gemeinde abforbirt und entweder überhaupt ober body als Genoffen- 
ſchaft verſchwunden. 

I. Als herrſchende Korporation bat ſich die privatrechtlich konſtruirte 
Agrargemeinde in dem groͤßten Theil von Deutſchland bis in unſer Jahr⸗ 
hundert, in den meiſten Gemeinden der Schweiz bis zur helvetiſchen Revolution 
erhalten, iſt aber ſeitdem durch die neuere Gemeindegefetzgebung faſt überall, wenn 
auch häufig unter unvollkommener Trennung des politiſchen und wirthſchaft⸗ 
lichen Elements, ihrer öffentlichrechtlichen Privilegien entkleidet und entweder 
ganz beſeitigt oder für eine bloße Privatgemeinde erklärt. Vereinzelt kommen 
indeß oder kamen noch bis vor Kurzem engere Gemeinden als politiſch herr⸗ 
fchende Korporationen vor, die entweder in ber Form einer Realgemeinde ober 
in ber einer Nußungsgemeinde auf agrartiche Gemeinschaft gebaut find. 

1. Realgemeinden, welde aus den Befikern einer beftimmten Anzahl 
von Höfen, mit denen dad Gemeinderecht herkoͤmmlich verbunden ift, zufammen- 
geſetzt find und in dieſer Geftalt allein die politifch berechtigte Körperichaft 
bilden, kommen da, wo feine allgemeinen Gemeindeordnungen ergangen finb 
ober die ergangenen Gemeindeordnungen in diefer Beziehung auf das Orts 
herkommen verweilen, noch vielfach vor”), Allgemein geſetzlich worgejchrieben 


1) Befeler, D. P. R. 5 84. Bis zur weftphälifchen Zeit beftanden die im 
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find fie no duch die Schwarzburg-Rubolftädtifche Gemeindeverwaltungs- 
ordnung vd. 19. Dec. 182772), nach welcher die Gemeinde ganz allein aus ben 
Befigern derjenigen Immobilien beftehen fol, mit welchen nad) dem Herkommen 
das Gemeinderecht verbunden tft. Doch zeigt ſich bier ein vom Genoſſenrecht 
verſchiedenes politifches Bürgerrecht oder wenigftend ein beſonderes Recht auf 
Ausübung der politiihen Befugniffe des Genoffen darin, daß für die Aus- 
übung der politifhen Nechte außer dem Genoſſenrecht Staatsbürgerthum und 
Volljährigkeit erfordert wird, die für die nußbare Seite nicht nöthig find, und 
dag Berluft der politifchen echte ohne gleichzeitigen Verluſt der Gemeinde: 
nußungen möglich tft. Im engem Zufammenhang mit der alten Realmark- 
gemeinde ftehen auch biefenigen neueren Gemeindegeſetze, welche, wie nach dem 
Borgang des Landrechts Die preußifchen, wie ferner die koͤnigl. fächfifchen, 
oldenburgiichen und lippiſchen Landgemeindeordnungen, ald Borausfeßung des 
politiichen Vollbürgerrechts den Grundbefik in der Gemeinmark fefthalten >), 
Gleichwol gehören fie nicht Hierher, da für fie einerfeits nicht die Verbindung 
der Grundftüde dur eine dingliche Teld- und Markgemeinſchaft, fondern ihre 
Verbindung zu einer als Abtheilung des Staatsgebiets betrachteten Gemarkung 
Fundament der Gemeinde ift, fo daß es darauf, ob zum Grundbefiß ein ding- 
liches Recht am Gemeinland gehört, nicht mehr ankommt, und da andererjeits 
das Erforberniß des Grundbefiges nur noch als perfünliche Qualifikation zur Aus- 
übung eines an fich rein politifchen, keineswegs aus dem Grunbbefit als ſolchem 
fliegenden Rechtes gilt. 

2. Nutungsgemeinden, welche fih troß völliger Abjorbirung ber 
öffentlichrechtlihen Natur des Genoſſenrechts durch die privatrechtliche Natur 
der Rechtjamen als herrſchende Korporationen erhielten, kamen ebenfalls bis 
in die neuere Zeit in manchen Gegenden, bejonders in der Schweiz ”*) und in 
Württemberg”), in mehr oder minder ausgeprägten Formen vor. Die mert- 
würbigften Beiſpiele aber find in neuerer Zeit durh Michelfen im ben 
Meentengemeinden Ditmarjchens und durd Sternberg in bem heſfiſchen 
Gemeindönußen nachgewieſen. 

In Ditmarihen mußte, wie wir oben geſehen, ſchon das Landr. v. 
1567 gegen die Veräußerung der Meenten ohne Grund und Boden einfchreiten. 
Allein dies blieb fruchtlos. Nah wie vor wurden Höfe ohne Meenten und 
Meenten ohne Höfe veräußert, vererbt, getheilt, kumulirt, fo daß enblich eine 


72) Bei Weiste, Sammlung neuer Gemeindegejete ©. 486 f. art. 1. 2. 5. 
7—9. 11. Dazu die Einl. v. Weiske S. LV. LVI. u. Maurer, Dorfv. IL 
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ganz zufällig znfammengelommene Summe von Perfonen in den einzelnen 
Bauerjhaften Inhaberin der vorhandenen und der Zahl nach firirten Recht⸗ 
famen wurde. Nichtsbeftoweniger blieb die Genofſenſchaft ter Meenthaber 
identifch mit der Bauerſchaft. Sie allein bildete Berfammlung und Gericht, 
fie verfügte über das Gemeindevermögen, fie errichtete die Ortsbeliebungen, fie 
repräfentirte den Ort in Kirchipiel und Landſchaft, fie legte Steuern und 
Dienfte um, fie aber trug dafür auch allein die wollen bäuerlichen Laften und 
Pflihten. Die jo gebildete oder vielmehr verbildete Verfaffung hielt man in 
zäbefter Konjequenz fogar da noch feft, wo bie unaufgetbeilten Güter, auf 
weldhe die nußbare Seite der Meente Bezug hatte, ganz wertblos geworden 
ober jetbft völlig fortgefallen waren und bie gegenftandloje Meente an einigen 
Drten wenige Schillinge galt, während man fie an andern Orten wegen ber 
die Ehren überwiegenden Laften nur, wenn man noch etwas zugab, los werden 
konnte. Endlich führte die innere Unhaltbarkeit der Zuftände zur Reform. 
Denn ba bie oft befilofe Meentengenofjenfhaft unmöglich den Maßftab der 
Meenten bei ber Laftenvertheilung fefthalten konnte und deßhalb vielfach, 
während fie die Gemeinderechte und die Gemeinbelafje für fich behielt, die 
Laften von ſich abwälzte und nach Land» oder Pferbebefik vertheilte, jo regte 
fich die heftigfte Oppofition ber Koͤtter. Seit den dreißiger Jahren dieſes 
Jahrhunderis wurde daher nunmehr theils Durch freie Vereinbarung theils unter 
Mitwirkung der Obrigkeit die Meentgemeinde da, wo kein Gemelnland mehr 
vorhanden war, aufgehoben, fonft in eine bloße Privatgenofienfchaft verwandelt, 
eine politifche Gemeinde aber auf neuer Grundlage gebilbet”®). 

Nicht vol fo weit degenerirte die Gemeindeverfaffung in den heffiſchen 
Rechtiamegemeinden. Auch bier gab es eine firirte Anzahl von Genoffenrechten 
(Gemeindsgebrauch, Gemeindsnutzen, Cinwart) in jeder Gemeinde, welche unter 
Lebenden und von Todeswegen in ben für Smmobilien vorgefchriebenen Formen 
felbftändig veräußerlich und verpfänbbar waren. Ste konnten kumulirt und ge- 
theilt werben, letzteres indeß kam felten vor. Auswärtige Befiger Tonnten fie er- 
werben, konnten aber die damit verbundenen politiichen Rechte nicht ausüben. 
Seper im Gemeindegebiet bomicilirte Erwerber einer Rechtfame dagegen und 
nur ein folder erlangte durch deren Befitz neben dem ibeellen Antheil am 
Nutzen des Gemeinlands die politiichen Gemeinderechte. Die Geſammtheit 
der Rechtſameinhaber (ber. jog. Gemeindsleute) bildete daher die Vollbärger- 
ſchaft, vertrat die Gemeinde, wählte den vom Kreisamt zu beftätigenben Dorf- 
greben, verfügte über Subſtanz und Nutzung der Gemeinmark, verwaltete das 
ungetrennt ben öffentlichen Gemeindebevürfniffen und ihren individuellen Ge- 
nofienfchaftsbebürfniffen dienende Gemeindevermögen, trug aber dafür aud 
allein die vollen bäuerlichen Laften. Die übrigen Ortseinwohner waren bloße 
Schutgenoffen, doch hatten die Beifiker gewifje Nebenabgaben zu zahlen, ge 
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noffen einige geringe Marknutzungen und wurden bei den fie fpeciell beireffen- 
den Angelegenheiten, beſonders Bei der Berlefung nener Geſetze, zu den Ge 
meindeverfammlungen zugezogen ?”). 

I. Häufiger erhielt fi die alte Markgemeinde, während fie eine derartige 
Spentität mit der politischen Gemeinde nicht zu behaupten vermochte, wenig- 
ftens als privatrechtliche Korporation. 

1. Dies war vor Allem bei denjenigen Genofjenverbänden ber Fall, deren 
Mark ſchon räumlich nicht ober nicht mehr mit dem Gebiet einer politifchen 
Gemeinde zuſammenfiel. Schon feit den Zeiten der Karolinger haben wir 
ſolche Genofienichaften fi) entwideln, immer aber eine öffentlichrechtliche Be 
deutung berjelben fortbanern ſehen. Die neuere Zeit hat fie, fo bartnädig fich 
einzelne Spuren ihrer einft weitergehenden Bebentung erhalten haben, zu 
bloßen wirthſchaftlichen Privawereinen herabgejett. 

Einem ſolchen Zuftande näherten fi namentlich überall die großen Marf- 
genofienjchaften, ehe fie wöllig untergiengen. Daher find auch ihre heute noch 
vorhandenen Reſte, wie bie über mehrere Ortögemeinden erftrediten Walderb⸗ 
ichaften, Holzgemeinden, Weidegenofſenſchaften und jonftigen Marfgemeinfchaften 
in Hannover, Niederſachſen, Weitphalen und am Oberrhein bloße Pripatrechts⸗ 
Torporatiomen geworben, in benen das Genoſſenrecht feiner Grundlage nad 
entweder em beſonderes Privatrecht oder Pertinenz beftimmter Höfe, feinem 
Anhalt nach aber lediglich nußbarer Natur if. Daffelbe gilt da, wo immer: 
halb einer Gemeinmark mehrere berartige Genoffenfchaften vorkommen 'e) 

Berwidelter haben fi in diefer Beziehung die Verhältnifſe in ben Alpen, 
bejonderd in der Schweiz, geftalte. Hier giebt es eine große Anzahl von 
Markgenofjenihaften, deren Mark mit Teinem politiſchen oder kirchlichen Be 
zirk zufammenfällt, Die daher ihrer Bedeutung nach bloße Privattorporationen 
find, die aber nichtäbeftoweniger in ſehr verfchiedenem Grabe mit den poltti- 
her Organismen verbunden und in ihrer eigenen Struktur politifch organi- 
firt find. Das Extremſte in diejer Richtung Tommt in den Genoſſamen 
Unterwaldensd vor’). Sie durchkreuzen fi) auf das Buntefte mit Dem 
politiſchen und Firchlichen Gemeinden und find offenbar felbftändige Körper, 
welche anusichlieglih für die Benugung eines aus Hochalpen, Allmende und 
Wald beitehenden Gemeinlands da find. Der Inhalt des Genoffenrechts in 
ihren iſt aljo rein wirthſchaftlich. Gleihwol find die Boransjegungen 


) Sternberg, Heſſiſche Rechtögewohnheiten 9. I. Frankf. 1842. Bergl. 
auh Dunder ©. 179—195. Ueber die eigenthümliche Verfafjung v. Zronbaufen 
Sternberg ©. 11. Aud oben $. 53 Note 61. 

*) Grefe, Hannoverfhes Recht II. ©. 323f. 8 82 —84. Geuffert, 
Archiv VO. Nr. 328. 

*) Heudler, die Rechtöverhältniffe anı Gemeinland in Unterwalden. Vgl. 
auch oben & 53 Note 47. 
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des Genofſenrechts durchaus ähnlich wie die eines politiichen Gemeinderechts 
normirt. Denn bie wmerläßliche Grundlage des vollen Genofienrechts bildet 
das Landes⸗ und Gemeindehürgerrecht, im Uebrigen aber werden Geburt oder 
Aufnahme in die Genofjenfhaft and eigener Hausſtand, mithin rein perfän- 
lie Vorbedingungen, gefordert. Auch den Umfang der Nubungen beftimmt 
nicht ein ſachenrechtlicher Titel, ſondern theils das wirtbichaftliche Bedürfniß, 
theils die Eigenſchaft als Vollgenoſſe oder bloßer Beiſitzer u. ſ. w.°0). Feſte 
Privatrechte find keinem Einzelnen begründet, ja in der ganzen Genoſſen⸗ 
ichaftexerfaffung erinnert nichts als ein Einkaufsgeld an den Vermoͤgenswerth 
der Genofienredyte. Dieſe Genoffamen find mithin im Innern, ob fie gleich 
nach außen die Bedeutung öffeutlichredhtlicher Verbände eingebüßt haben, durch 
aus als wahre Gemeinden für den jpeciellen Zweck einer Geſammtwirthſchaft, 
ganz ähnlich wie nach dieſer einen Seite hin die unmittelbar nach der erften 
Anfienlung no perjönlich Eonftruirten Gemeinden, organifirt; fie find Wirth⸗ 
ſchaftsgemeinden im eigentlichiten Sinn. Ihnen ftehen in denfelben Gegenben 
und in amderen Gebirgäländern als entgegengejehted Extrem die ebenfalls aus 
alten Gemeinden bervorgegangenen fogenannten Alpmart- oder Kapitar 
liftengenoffenjhaften") und die Sentengenofjenfchaften®?) gegen- 
über. Denn in dieſen bat, wie dies bereits oben gezeigt ift, fchen feit dem 
Ende des Mittelalters das privairechtliche Glement jo ſehr die Oberhand ge- 
wonnen, daß fie nicht blos der Bebentung, fondern auch der Grundlage nad) 
bloße Privatvereine der Inhaber einer Anzahl mit Aktien vergleichbarer ibeeller 
Antheile an einer Alpmark, welde fie ſtatntenmäßig verwalten und benußen, 
geworden find, Zwiſchen diejen beiden extremen Formen nun aber ftehen bie 
Genofieniihaften, welche jonft noch bezüglich Weide, Wald und Alp in ber 


9) Vgl. die Neberfiht 6. Heusler S. 6-23. Auch Blumer 1,2. ©. 342— 
345. Obwalden zerfällt in Kirchgänge, Nibwalden in Pfarrgemeinden un. Uerten: 
mit beiden decken fich Die einzelnen Theilſamen und Werten nicht. Bielfach find 
übrigens bie privaten und öffentliden Befugniffe no in der mannichfachften 
Weife verfchlungen. So beiteht in der Uerte Stans eine engere Gemeinde der 
Dorflente des Dorfes Stans, deren Berfammiung („der volllommene Gewalt”) die 
Dorfvorfteher wählt und an einem jährli zur Erinnerung an bie Eroberung 
von MRopberg (1308) gefeierten Dorfmahl Theil nimmt, Diefe Dorfleute — aber 
nicht alle, fondern nur eine Anzahl von ihnen — bilden mit Oberdorf eine Ge⸗ 
nofjame. Oberdorf gehört zur Merte Waltersberg und übt dort fein politifches 
Wahlrecht: dagegen werden die der Uerte Stans zufommenden 6 Landräthe und 
Richter durch diejenigen Dorfleute von Stand, welche zugleih Genoſſen find, 
gewählt. Die unpende Genoſſame dagegen bilden die Genoſſen von Stand und 
Dberborf zujamımen. 

ei) Vgl. oben $ 58 Note 7585. 

s2) Schauberg, Beiträge zur Kunde und Zörberung Zürich. Rechtopflege 
N, & XV. ©. 134 f. 
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Schweiz vorkommen, in der Mitte, jo daß fie bald einer Gemeinde, bald 
einem Privatverein näher kommen, bald auf perfönlicher, bald auf dinglicher 
Grundlage, bald anf Rechtſamen, bald auf einem gemiſchten Spitem beruhen, 
und von den politifchen und kirchlichen Gemeinden bald völlig getrennt find, 
bald innerlich oder äußerlich mit ihnen zujammenhängen, bald endlich jelbft 
einzelne politiſche Zunftionen (wie 3. B. Mark- und Feldpolizei, Aufficht über 
Feuer, Wafler und Brumen, Ankauf und Verkauf von Gemeindegütern) be. 
wahrt haben®*). 

2. Gleich den von der politifhen Gemeinde ſchon räumlich verſchiedenen 
Markgenofienichaften find häufig aud da, wo engere und weitere Gemeinden 
in derfelben Mark zur Entitehung gelommen waren, die engeren Gemein- 
den zu bloßen wirthichaftlicden Privatgenofſenſchaften berabgefunten. 

a. Dies gefhah ſchon in früheren Jahrhunderten von innen berans 
ohne jede obrigkeitlihe Mitwirkung da, wo die weitere Gemeinde ſich das 
politiiche Vollbürgerrecht eroberte, der bis dahin herrſchenden Korporation aber 
die Allmende oder doch einen Theil berjelben zur ansfchließlichen Beuutzung 
auch ferner überließ. 

«, Sehr häufig wird allem Vermuthen nad eine foldhe Rechtsbildung 
in den Städten, bejonderd aber in ben kleineren, Aderbau treibenden 
Städten in Folge der Zunftbewegungen vorgelommen fein. Doc find bie 
meiften derartigen Genoffenfchaften in ihrer wirtbichaftlichen Bedeutung früh 
wieder verſchwunden und nur einzelne Refte von ihnen find bis auf unſere 
Tage gelommen, um und eine Andeutung ber alten Vorgänge zu geben. Da 
dieſe Genoffenfchaften offenbar völlig gleichen Urſprungs find, wie die fpäteren 
ähnlichen Verbände innerhalb der Landgemeinden, jo vermögen fie zugleich 
über das Weſen der Iehteren Auskunft zu geben. 

So beiteht 3. B. in Meldorf, der Hauptftabt Ditmarſchens, nad 
Michelfen unter den Beilgern von 109 fogenannten „Bürgerjchaften” eine 
Genoſſenſchaft, welche unter gewählten Borftänden — den jogenannten „Bürger 
ſechſen‘ — über das Gemeinland verfügt und dieſes unter ihre Mitglieder 
theils zu Aderparcellen vertheilt, theild ihnen zur Kuhweide anweift, während 
den übrigen Einwohnern nur untergeordnete und zum Theil ftreitige und 
zweifelhafte Nugungen daran zuftehen. Früher hat e8 auch eine Anzahl halber 
Gerechtigkeiten gegeben, biefe find aber allmälig von der Genoſſenſchaft ein- 
gezogen worden. Es iſt hiſtoriſch erweislich, daß dikſe Genoſſenſchaft nichts 


8” Mol. 3. DB. die verſchiedenen Genoſſenſchaftsformen b. Wysz 1. c. und 
die Befchreibung der Gemeinden b. Blumer I, 1. S. 376-885; 2. S. 329— 
351. Befonderd bunt tft das Gemiſch der politifchen Tagwen und Kirchgemeinden 
und der wirthichaftlichen Tagwen und Genoffamen in Glarus. Ib. I, 2. 339. 340° 
Au in Zug find Baar und Aegeri politifch Cinhetten, ökonomiſch in mehrere 
Genoſſenſchaften getheilt. Ib. 3881. 332. Ebenfo die Rhoden in Appenzell &. 333 f. 
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Anderes ift, ale die alte VBollbürgergemeinbe, welche fchon im 16. Jahrhundert 
eines Theils ihrer politifchen Vorrechte beraubt tft, um bie Mitte des 18, 
Sahrhunberts auch den Reit ihrer Befugniffe an die weitere Gemeinde abge 
geben hat, und gegenwärtig nur allein darin no an ihren politiichen Ur 
fprung erinnert, daß ihr Borftand nicht nur über die. gemeine Weide, fondern 
über Wege und Auen der ganzen Feldmark die Aufficht führt**). 

Offenbar von gleicher Herkunft find die von Päpcke in einzelnen pom⸗ 
merſchen Städten nachgewiefenen Agrargenofjenihaften. Auch fie find nichts 
als die alten Markgenoffenichaften der Vollbürger, welche fi) unter dem Ein- 
fluß der politifchen Umgeftaltungen des ftädtifchen Gemeinweſens in wirth⸗ 
fchaftliche Privatgemeinden verwandelt haben. Dabei macht fidh indeß Ahn- 
lichen Tänblichen Erſcheinungen gegenüber ein größerer Einfluß bes Zunftweiens 
bemerkbar, jo daß die Markgenoffenfchaften mitunter geradezu Gilden ober 
Zümfte der Aderbauer geworden find. Im Uebrigen beftehen bezüglich Grund- 
lage, Organtfation und Bedentung dieſer Vereine troß ihrer geringen Zahl bie 
größten Verſchiedenheiten, was um fo beachtenswerther tft, als fich ihre Ent⸗ 
wicklung unter äußerlich ähnlichen DVerhältnifien vollzog. So beftanden in 
Greifswald nebeneinander zwei derartige Genoffenjchaften (Neunmorgens- 
und Kampverwandbte), von denen bie eine die Aderbauer der Neuftabt, die 
anbere die der Altftabt verband. Sie hatten ein Gefammtrecht am Gemein- 
land, waren aber auf eine rein perſönliche Verbindung gegründet. Denn 
nur dur Aufnahme und Cintrittsgele wurde man Genoſſe. Auch behielten 
nad) Art einer Zunft Wittwen, fo lange fie die Wirthichaft fortjekten, das 
Genoffenrecht ihres Mannes. Yür die Mitgliederzahl war ein Marimum feft- 
geftellt. Jede der Genoſſenſchaften hatte gewählte Vorfteher (Lohnherren) und 
eine eigene Kaſſe. Die Vorſteher hatten — und darin tritt die einſtige poli⸗ 
tiſche Bedeutung dieſer Verbände hervor — nicht blos die Feldaufſicht in 
der Genofſenmark zu üben, ſondern die geſammten Weide- und Feldintereſſen 
ber Stabt zu vertreten. Auch zeigt fich in der dur einen Altheren über bie 
Senofjenihaften geführten jtäbtijchen Oberauffiht und in ben erft fpäter durch 
Heine Geldabgaben erſetzten Fuhren für Stadt- und Kirchenbauten, welche den 
Genofſenſchaften oblagen, ber politiiche. Urjprung ber letzteren. Am unzwei- 
deutigften aber belehrt uns darüber, daß wenigſtens eine biefer &enoffen- 
ſchaften (die Kampverwandten) aus der alten Vollbürgergemeinde hervorge⸗ 
gangen ift, deren Ordnung von 1624, nach welcher noch Niemand von Aemtern 
ober Zünften zur Mitgliedfchaft verftattet werben ſolltess). — In ähnlicher 
Weiſe hatten fich die beiden Bauwerke in Anclam, denen neben Vorrechten 
bei Benugung der Gemeinden die Felbpolizei und bie Pflicht zur Unterhaltung 
von Gräben, Wegen, Bauten und Dämmen oblag, und die Zunft der Erb- 


9, Michelfen, 3. f. D. R. Bd. DR. ©. 100—104. 
 Däpde, 3. f. D. R. Bd. XVII. ©. 245—247. 
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baulente in Ujedom, welche unter einem Burmeifter die Feldpolizei übte, 
eine wejentlich perjönliche Grundlage und Reſte ihrer politiihen Bebeutung 
erhalten®®). — Dagegen war die Baumannſchaft in Wolgaft, deren Proceffe 
mit der Stadt bis an das Reichsfammergericht kamen, nah dem Schlußver⸗ 
gleih eine reine Privatgenofjenfhaft, welche gegen gewifie &emeinbelaften 
(Zubren) und einen Rekognitionszins neben der Xheilnahme an den übrigen 
bürgerlichen Nußungen ein aus Sonderädern, Wiejen und Weidekoppeln be- 
ftiehende® Baufeld für fih allein benubtee Sie war ald Realgemeinde 
organifirt, denn die Mitgliedichaft haftete an 24 fogenannten Baumannstheilen, 
weiche mit beftimmten Baumanushöfen untrennbar verbunden waren. Die 
Stadt ſelbſt befaß einen ſolchen Hof. Auch unterſchied man ganze und halbe 
Banlente?”). — Aehnlich war die Banmannfhaft in Gützk ow organifirt; nur 
war fie feine Real-, jondern eine Rehtjameforporation. Denn das Ge 
nofjenrecht haftete an 38 jogenannten Baumannstheilen, welche nach Art eines 
Dermögensrechts befeffen wurden und deren Befißneränderungen dem Magiftrat 
angezeigt werden mußten. Indeß waren diefe Rechtſamen weber veräußerlid, 
noch vererblich, noch iheilbar, fie follten in ber Regel auch nicht kumulirt 
werben, und Wittwen behielten fie nur, jo lange fie bie Wirthichaft fortießten, 
und auch in biefer Zeit ohne Sit und Stimme in der Verſammlung. Bar 
ein Baumannstbeil erledigt, fo fiel er an die Gefellichaft, welche ihn gegen 
ein Aufnahmegeld beliebig vergab. Auch konnte dem, der feinen Pflichten 
nicht nachkam, das Genoffenrecht entzogen werben. Die Baumaunſchaft war 
korporativ organifirt, wählte vier lebenslängliche Borftände, beſchloß nad) 
Stimmenmehrheit, hatte eine eigene Kaffe und Lade und verwaltete ihr Ver⸗ 
mögen ohne Rechnungslegung an die Obrigkeit. Die Gefammihelt war ber - 
Stadt zu Fuhren in Friedens. und Kriegszeiten unb zu beitimmten Gelbab- 
gaben verpflichtet, wofür fie einen Theil der Allmende für fich benutzte. Mr- 
ſprünglich hatte fie offenbar als alte Vollbürgerjchaft die ganze Allmende und 
gleichzeitig alles politische Recht beſeſſen. Allein das letztere hatte fie früh 
mit den Handwerkern theilen müffen und auch über das Recht an der Allmenbe 
mußte fie viele Proceſſe mit der weiteren Gemeinde führen, durch die fie 
einen Theil ihrer Vorrechte einbüßte. Befonderd im vorigen Jahrhundert 
traten Alterlente und Mitmeiſter der jümmtlihen Gewerke klagend auf und 
verlangten Mitgenuß der Stadtfreiheiten, während die Bauleute das Recht 
Dazu beftritten. Beide Theile beriefen fi auf die Gründungsurkunde der 
Stadt, in welcher die Allmende consulibus et concivibus suis gejchenft war, 
und beide hatten hierin Recht, da Stadt und Bürgergefammtheit damals noch 
identifch gewejen! Es kam dann zu mehreren Vergleichen (1752 und 1805), 


eo, Päpdel.c. ©. 247-249. 
7) Päpcke J. c. S. 42—4. 
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in denen die Baumannſchaft einen Theil der Allmende an die Gewerke, einen 
andern Theil an die Stadt zu freier Verpachtung überlafſen mußte®®). 

Auch in mecklenburgiſchen Städten kommen ähnliche Vereine (die ſog. 
Halbpflegegenofienihaften) vor®®). 

#. Wie in den Städten, fo haben nun aber auch in ben Landge— 
meinben bisweilen ſchon in jehr früher Zeit die Beifiter und Kötter das 
Bollbürgerrecht errungen und es ift dann die Altbürgergemeinde eine Privat 
forporation geworden, weldhe das Gemeinland, meift aber nur einen Theil 
deflelben, oft felbft nur einen einzelnen Berg, einen Walb oder ein Feld 
für fi behalten hat. Derartigen Urſprungs find vermuthlid die Weinberge 
genoſſenſchaften einzelner Dörfer), viele Waldmarkgenofſenſchaften "), mande 
Alpmarken und andere ähnliche Vereine”). Auch die Hanbergögenofjenichaften 
des Siegerlands®) und die Gehöferfchaften im Regierungsbezirk Krier”*), 
welche durch die Inhaber einer Anzahl veräußerlicher und theilbarer ibeeller 
Antheile an einee der Genofſſenſchaft gehörigen Wald- und Feldmark gebildet 
werben und, unter gewählten oder wechſelnden Vorftänden Torporativ organifirt, 
das Sand vermeflen und durch Loſe zur Benutzung auf beſtimmte Zeit ver- 
teilen, find offenbar bie ihrer politiichen Bedeutung beraubten uralten, noch 
in partieller ftrenger Feldgemeinfchaft ftehenden Markgemeinden. 

Seit dem 17. Jahrhundert Iaffen fich ähnliche von innen heraus erfolgende 
Trennungen in denjenigen Gemeinden, welche fi jelbft zu Ortsbürgergemeinden 
umwandelten, häufig beobachten”). War der Gedanke einmal entftanben, daß 
die vollberechtigten Genofien innerhalb der aud die Beifiter umfaffenden 
weiteren Gemeinde eine engere Gemeinde bildeten, fo gab es auch verfchiebene 
Angelegenheiten der einen und der anderen Gemeinde, es gab eine boppelte 
Art von Gemeindezweden, Semeinbebebürfniffen und Gemeindeinterefien. Die 
Erlkenntniß eined folchen Unterſchiedes führte nothwendig dahin, aud das Ge 
meindevermögen begrifflich in zwei Beftandtbeile zu zerlegen, je nachdem es 
den ödffentlihen Gemeindezweden ober dem wirthichaftlihen Bebürfniß ber 
Bollgenoffen diente, und bald an jenem der weiteren, an dieſem der engeren 
Gemeinde das Cigenthum zuzuſchreiben. Freilich wurde das doppelte Vermögen 


ss), Däpdel.c. S. 218—240, 

% Buchka und Bubde, Enticheibungen IM. Nr. 21. 

“) Bol. oben $ 53 Note 87. 

N) Vgl. oben $ 58 Note 86. 

”) Bol. Schüler, jurift. Abh. und Rechtsfälle von Ortloff, Heimbach, 
Schüler und Guyet I Nr. b u. 6. 

%) Achenbach, die Haubergögenofienichaften bes Siegerlands. Bonn 1863. 

) Hanſſen, in den Abbandl. der Berliner Alademie v. 1863. ©. 75—96 
und b. Zald lc. VI. S. 9. 

») Renaud ©. 58f. Wysz L 21f. Maurer, Dorfv. L 168—175. 
IL 242. 247—265. Bluntſchli, Zürider R.G. I. ©. 73. D. 9. R. g 38. 
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äußerlich zunächft nicht getrennt und jedenfalls einheitlich verwaltet. Allen 
eine ſchärfere Sonderung mußte fidh bald als nothwendig herausftellen, wenn 
zwiichen VBollbürgern und Beifaffen Streitigkeiten entftanden. Oft wurben dann 
die Altgemeinden durch Vergleich oder Urtheil gendthigt, einzelne Stüde ihrer 
Allmende oder auch ein Kapital an die weitere Gemeinde abzutreten”*). Sn 
berfelben Richtung wirkte von einer anderen Seite ber die Obrigkeit, indem 
fie die Verwendung ded eigentlichen Gemeindevermoͤgens für vie dffentlichen 
Bebürfniffe vorſchrieb und Fontrolirte oder wol gar jelbft ber Gemeinde unbe 
wegliches oder bewegliched Vermögen mit der ausbrüdlichen Bedingung, das 
Schul- oder Armenwejen oder dergleichen daraus zu beftreiten, überwies "). 
Hiermit wurde dann der ffentlichen Natur des einen Vermögens gegenüber 
bas andere befto mehr gebrängt, reines Privateigenthum zu werben. Auch 
das neue Gemeindevermögen zwar wurde, joweit es nicht für die öffentlichen 
Bebürfniffe erforberlih war, im Intereffe der Einzelnen verwandt und von 
ihnen benußt; aber indem bie Nußungen bieran durch Gemeinbeſchluß will 
fürlich beitimmt, Allen gleich zugemefjen, mit bem Wechſel der Bürgerzahl 
vermehrt und vermindert, kurz in Allem nur als ein Ausfluß bes politifchen 
Bürgerrechts behandelt wurden und fomit unter den neu entftehenben Begriff 
rein „bürgerlicher Nutzungen“ fielen®®), wurden im Gegenſatz zu ihnen bie 
alten, einft gleichzeitig öffentlichen und privaten Genoffennugungen nur noch 
als reine Privatrechte empfunden und immer jchärfer als foldhe ausgebildet. 
Wo auf diefe Weile die engere und weitere Gemeinde jede ihr befonderes 
Bermögen und ihre bejonderen Gemeindenngelegenheiten hatte, mußte endlich 
das Bebürfnig einer förmlichen Auseinanderſetzung binfichtlich des Eigenthums, 
der Verwaltung und der Benugung entfiehen. Cine ſolche Auseinanderjegung, 
welche im Sahre 1688 zu Stäfa ftattfand, nachher indeß zum Theil wieber 
rüdgängig wurde, bat Bluntſchli mitgetheilt). Auch wurben ſeitdem in 


%) Beifpiele b. Bluntſchli, R. G. 11.78. 79. Renaud ©. 66. Maurer, 
Dorfv. I. 165f. II. 259. 

m) Renaud J. c. 66. Römer. c. 98. 99. 

*) Stettler, R. &. v. Bern ©. 124. Renaud l.c. ©. 65. Reyfcher, 
W. Pr. R. 8 763. 

), In Stäfa waren fchon vor 1688 105 Hofftätten firirt, deren Befiger 
als Holggenoffen die Waldnugung hatten. Neben ber Holzgenofſenſchaft aber 
hatte fich eine weitere Gemeindsgenoſſenſchaft gebildet. Streitigkeiten veranlaßten 
i. 3. 1688 eine völlige Trennung. Die Holzgenoffen mußten ein Drittel ihres 
Kapitald an die weitere Gemeinde abtreten, behielten aber ben Walb und das 
Gemeindehaus, letzteres indeß mit ber Pflicht, es der ganzen Gemeinde offen zu 
haften. Jede der beiden Körperfchaften hatte ihren eignen Sedelmeifter und 
erhob von neuen Mitglicdern ein eignes Einzugsgeld. Jede Hatte au ihre 
verarmten Mitglieder zu unterftüben, wenn aber ein Holggenofle feinen Hof ver- 
Taufte ober austrat, fiel er der Gemeinde zur Laft. Die neue Gemeinde Eonnte 
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vielen anderen fchweizerifchen Gemeinden die alten Markgenoffenfchaften all- 
mältg ald beſondere wirtbichaftliche und vornemlich privatrechtliche Korpora- 
tionen vollkommen geſchloſſen und von der weiteren Gemeinde abgeldft, während 
die letztere die politifchen Zunktionen der alten Gejammtgemeinde übernahm 1°), 
Und daffelbe geſchah in der Pfalz, in Weſtphalen, in Sachſen und anderen 
Ländern 101), vereinzelt auch, wie wir gejehen, in Ditmarſchen '). 

b. Ueberall indeß vollzog ſich ein folcher Sonderungproceß nur langſam 
und unvolllommen, bis endlich die in Folge der franzdfifchen Revolution ent- 
ftandene neue Gemeindegefeßgebung von oben her die Trennung anorönete. 
Nunmehr wurbe faft überall die Ortsbürgergemeinde auf eine ausſchließlich 
politifhe Grundlage geftellt und das Gemeindevermögen nach dffentlichrechtlichen 
Sefihtspuntten behandelt: die alten Wirthichaftsgemeinden aber fielen aus dem 
Staatsorganismus heraus und wurben entweber durch Auftheilung geendigt, 
oder in die politifche Gemeinde aufzugehen gezwungen, oder in Gemeinjchaftd- 
verbältniffe ohne forporative Rechte verwandelt, oder enblich zwar als Korpo- 
rationen, aber als bloße Privatlorporationen anerkannt beziehungsweiſe geduldet. 

a, Zu denjenigen Geſetzgebungen, weldhe ausdrücklich die privatrechtlichen 
Gemeinden neben den politiichen beftätigt hat, gehört Die Geſetzgebung ber 
Schweiz. Selbft duch die Geſetze der helvetiſchen Republit nach 1798 
wurben, während eine politifche Gemeinde nah franzöfiihen Mufter einge 


fi ökonomifch nicht Halten, deshalb wurben 1694 beide Rechtsſubjekte und beide 
Vermögensmaffen wiebervereinigt und Ein Sedelmeifter aus den Holzgenofien, 
welcher aber der ganzen Gemeinde Rechenſchaft ſchuldete, beftellt. Steuern und 
Srohnden für Landſtraßenbau follten Alle, Laften für Holz- und Allmendwege 
nur die Holzgenofien treffen; Gemeindeämter follten aus beiden beſetzt, die Ein- 
fünfte aus der Allmende fämmtlich zur Gemeindekaffe abgeführt und theils für 
öffentliche Bebürfniffe, theild für die Holggenofien verwandt werben. Enblid 
theilten Die Holzgenoſſen 1792 und 1802 den Gemeinwald unter fi auf und 
fanden die Gemeinde wegen ber bisher für fie verwandten Einkünfte ab. 
Bluntſchli, R. G. TI. S. 73—80. Spuren einer Ausfonderung der Dorf- 
marfgemeinde aus der Gefammtgemeinde finden ſich 3. B. au ſchon 1637 in 
Mänidorf, indem dort ein doppelte Einzugdgeld — in die Gemeinde und in bie 
Gemeindegerechtigfeit oder dad gemeine Gut — gefordert ward. Bluntſchli 
HD. 74. 

100) Renaub 1. c. 19. 53f. 64f. Bei. aber Stettler, Gemeinde- und 
Bürgerrechtöverh. von Bern ©. 85. 36. 45. 54 und R. &. von Ben S. 122— 
124 über die Berner Güter» ober Realgemeinben, auch Holz», Mood ober All⸗ 
menbgemeinben genannt, welche als privatrechtliche Korporationen innerhalb der 
Dürgergemeinde Eigenthum, Verwaltung und Nupung der Holzmark, der Moos⸗ 
gründe, oder der ganzen Allmende behielten. 

101) Beifpiele b. Heimbach 8 350. Maurer, Einl. S. 202. Fronh. I, 
444 —446. Dorfv. IL 167 Note 11—15. 

”) Michelfen, 3. f. DR IX S. 104f. 
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richtet wurde, in welcher an Stelle jedes Gemeindebürgerrechts das allgemeine 
helvetiſche Staatsbürgerrecht trat und die Summe ber in jedem Ort wohnen. 
den Staatsbürger die Municipalität ernennen follte, doch die alter Antheil- 
haber des Gemeindeguts in deffen Beſitz und Nutzung belaffen und zur Be 
ftellung einer befondern Verwaltungskammer für deſſen Beiorgung ermächtigt. 
Diefe Gemeindeverfafjung, welche niemals eigentliches Leben gewann, wurde 
durch die Mediationsverfaſſung v. 1803 wieder aufgehoben und die alte un- 
vollfommene Trennung der öffentlichen und privaten Rechte wieder hergeftellt. 
Do ftrebte die Kantonalgejeßgebung eine ſchärfere Sonderung an, die denn 
auch 1831 bumdesgefeglich vorgejchrieben ward, indem die Einwohner» oder 
Ortögemeinde mit Ausnahme des Bormundfchafts- und Armenweiens die po 
litiſchen Funktionen übernehmen, die (hier „Bürgergemeinde” genannte) Ge 
nofjenfhaft aber die Allmenden benußen und verwalten ſollte. Mangelbafte 
Sicherſtellung und Beitimmung der Genoſſenrechte führte indeß auch jet noch 
vielfadh die erbittertften Streitigkeiten herbei, bis durch Kantongeſetze (3. B. 
1833 in Züri) und nad 1848 allgemein die totale Andeinanberfegung der 
politiihen Ortsgemeinde und der privatrechtlichen Genoffengemeinde (hier 
„Korporationsgemeinde" genannt), der Bürgergüter und ber Korporation- 
oder Genofjengüter und der bürgerlihen und genoffenjchaftlichen Angelegen- 
heiten durchgeführt wurde '%). 

In gleicher Weiſe beftehen in Württemberg die alten Markgemeinden 
als anerkannte SPrivatvereine . mit Eorporativen Rechten fort, fie bilden ein 
eigened von ber politiihen Gemeinde verſchiedenes Rechtsſubjekt, befiten die 
von dem Gemeindeeigenthum getrennten Gemeinheitögüter und find die Grund- 
Inge ber von den bürgerlichen Nutzungen verjhiedenen Realgemeinberechte 10), 

Ebenſo wurden in Heffen die fogenannten Gemeinbölente neben der aus 
Ortöblirgern und Beifigern beftehenden politifhen Gemeinde als eine Real⸗ 
oder Nutzungskorporation dem Princip nad anerkannt. Indeß veranlaßte bie 
mangelhafte Sicherung der Privatrechte auch hier die lebhafteſten Streitig- 
keiten, welde, fo lange fie ald Adminiftrativſachen betrachtet wurden, meift 
zum Nachtheil der Altgemeinden ausfielen. Erſt ald im Jahre 1837 ber 
Rechtsweg für derartige Proceſſe eröffnet war, erlangten die Privatgemeinden 
gerichtliche Anerkennung ihres Eigenthums 1%). 


108) Bol. Bluntſchli, R. ©. I. ©. 381—387. Renaud ©, 69 f. 74. 96. 
Zeitſchr. f. ſchweiz. Recht Bo. VI ©. 9f. Stettler, Gem. u. Bürgerreiits- 
verh. in Bern ©. 56 —68. SS—100. Maurer, Dorfv. II. 253. 254. 

100) S. bei. Reſkr. v. 1812 art. 8. 7. 8; revid. Gef. v. 4. Dec, 1833 art. 
6. 48—51. 57. b. Weite, Samml. ©. 177 f., Minift. Erlaß v. 8. Nov. 1843. 
Fr. Biger, die Renlgemeinderechte, ihre Entſtehung u. |. w. Stuttgart 1844 
S. 19—48. Renaud 1. c. ©. 72f. Römer 1. c. 94f. Weiske, praft. 
Unter]. 48 — 68. 

18) Renaud ©. 75. 76. Weiske 1. e. 69—35. Sternberg I 7. 21. 
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Ausdrücklich wurden ferner in Braunfchweig'*), im Königreich Sachfen 7) 
umd in Sachſen⸗Meiningen '%) die Inhaber hergebrachter Nutzungsrechte «(in 
Meiningen „Nachbarrehte" genannt) als „Altgemeinden" oder „Gemeinden 
im engeren Sinn“, als „Vereine, „Gemeinheiten‘ oder „Genoſſenſchaften“ 
benannt und behandelt. 

Nicht alle diefe Geſetze Legen den Privatgemeinden an dem von ihnen ge- 
jondert benußten und verwalteten Vermögen ausbrüdlih das Eigenthum 
bei '®), andere ſprechen es ihnen jogar ausdrücklich ab, indem fie in Ueberein⸗ 
fiimmung mit den Anfichten einzelner Theoretiker der politifchen Gemeinde 
das Eigenthum auch der Genofjengüter zufchreiben, die Realgemeinderechte aber 
als dingliche Rechte amı Gemeindegut anfehen 1). Allein dadurch wird an fich 
noch nicht gehindert, daß die Summe der Inhaber ſolcher Nutzungs rechte als 
eine von der politifchen Gemeinde verfchiedene engere Gemeinde eine bejonbere 
Körperfchaft bildet. Vielmehr ift auch im ſolchen Fällen eine doppelte Ge 
meinde da anzunehmen, wo das Geſetz ausbrüdlich eine „Genoflenichaft“ 
innerhalb der Gemeinde gelten Taßt, wie in Sachjen-Weimar und Hannover'''), 
oder doch durch die Verweifung auf das Herkommen eine ſolche Rechtsbildung 
da, wo fie fich entichieben durchgeſetzt bat, indirekt beftätigt 1”). 

Wo nun aber eine politifhe und eine privatrechtliche Gemeinde in biefer 
Weile nebeneinander beftehen, find fie ald zwei von einander verſchiedene 
Rechtsſubjekte anzufehen, von welchen das eine, die öffentlichrechtliche, das andere 
die wirthichaftliche Seite der alten einheitlihen Markgemeinde fortſetzt. Jede 
von beiden Gemeinden bat daher oder kann doch haben ihr beionderes Ber- 
mögen, ihre Verfaffung, ihre eigened Umlage und Laftenwejen, ihre befondere 
Gemeindeverſammlungen und Vorſtände, eigene Aufnahmebedingungen u. f. w. 


23. 25. 29. 60. Für Kurheſſen ſchützt auch die preuß. Verordn. v. 18. Mat 1867 
alle derartigen Rechtöverhälinifie. 

00%, Braunſchw. Städte-Ordn. v. 19. März 1850 $ 174—178, Landgem. 
Drdn. d. eodam $ 119 —124, wo bad Dermögen, an welchem nicht alle Bürger 
Theil nehmen, als „Genoſſenſchaftsgut“, Die Geſammtheit der Nußungsberechtigten 
als „Senofjenfchaft" oder „Semeinheit" mit eigner Gefammtperfönlichleit behan- 
beit wird. — Bal. auch fchon die neue Landſch. Ordn. v. 1332 8 48 b. Weiske, 
Samml. ©. 317. 

7) Landg. Drdn. v. 1838 $ 6. 55. 56. b. Weiske, Samml. S. 106. 118. 

108), (Shift v. 1840 art. 2. 10. 16. Weiske, Samml. ©. 384 f. 

100) Doch ift Died im Zweifel anzunehmen. Renaud 1. c. ©. 86, Römer 
101— 103. 

110, Weimarſche 2. G. O. v. 1340 8 29. 30. 32. Weidte, Samml. ©. 345. 
Reyſcher. W. Pr. R. $ 764 Note 10. 15. Gerber, Pr. R. $ 51. 

111) Bol. 8 29. 32 cit. in Note 110, Hanno. Landg. DO. v. 4. März 1852 
8 46f.; v. 28. April 1859 8 60f. 

112) So 3. DB. in der Kurhefſ. Gem. Ordn. v. 23. Oct. 1834 8 74. Weiske, 
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#. Anders verhält es fich dagegen da, wo das Geſetz, wenn es gleich 
eigene Renlgemeinberechte kennt, die Summe ihrer Inhaber nur als eine be 
vorzugte „Klafje* der Gemeindebürger gelten läßt, ohne ihre Gejammtheit als 
ein eigened Rechtsſubjekt anzuerfennen. So 3. B.. dad preußifche Landrecht, 
welches ausprüdlich jagt: „Die Mitglieber der einzelnen Klaffen machen unter 
fi) Feine bejondere Korporation aus“ 112). Vielmehr fol das ihnen dem Eigen- 
thum oder der Nutzung nach zuftehende Vermögen als ein vom Korporations- 
vermögen verſchiedenes gemeinfchaftliches Privatvermögen!‘, die Mitglieder 
einer Klaſſe aber als eine bloße Privatgefellihaft gelten, welche nur dadurch, 
dat fie mit Stimmenmehrheit Beichlüffe faffen Tann, fi) einer Korporation 
näbert!!%). Die fpäteren preußifchen Gemeindegejege halten hieran feft!'®), 
und Ähnliche Beitimmungen gelten auch für die ftäbtifhe Gemeinde!) 
Gleich der preußiichen Gefeßgebung kennen viele andere Geſetze, wie z. B. in 
Baiern und Großherzogthum Heffen, zwar Renlgemeinderechte, aber feine 
Realgemeinden '"%), In ſolchen Fällen alſo ift die alte Markgenoffenfchaft 
als einheitliches Rechtsſubjekt untergegangen und uur die durch fie begründeten 
individuellen Rechte beftehen fort. 


Samml. S. 277. Bad. Gem. Ordn. v. 31. Dec, 1831 8 54. 85—120. Ib. 
S. 213. 214f. ©. D. der zur freien Stadt Frankf. gehör. Ortfchaften v. 12. 
Aug. 1824 art. 78 u. Gef. über den Fortbeftand ber Almentloje v. 7. Dec. 1830 
ib. ©. 550. 551. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 8 26. 

1m AR R. I, 7 8 24. 

119) Bol. A. 2 NR. U,7 8 23. 28 und dazu Weifung bed J. M. v. 12. Ge 
bruar 1845 — 3. M. Bl. S. 38 — u. PI. Beil. des Ob. Trib. v. 17. Oct. 
1845 — Entid. Bd. XI. ©. 74. 

15) 4.8. R. I, 7. 8 25. 26. 27. 

19 Bol. 2. G. O. f. Weftphalen v. 1841 $ 24. 26. 84. 67 u. v. 19. März 
1856 $ 52, 8. ©. O. f. die Rheinprovinz v. 1845 $ 17. 20. 30.65. ©. O. 
v. 11. März 1850 $ 46. 106. — Dagegen läßt die Verordn. f. d. Prov. Heffen 
v. 18. Mai 1867 $ 1 Nr. II. das Eigenthum von „Mit- oder Gefammteigen- 
thümern oder von Genoffenfchaften“ gelten. 

an A. L. R. U 8 8 159f. St. Ordn. v. 30. Mai 1858 $ 49. Die St. 
D. v. 19. Nov. 1808 3 54 geftattete, daß „ganze Klaffen und SKorporationen 
in der Stabtgemeine” ihr gemeinfchaftliches Vermögen unter Auffiht der Stabt- 
gemeine und bed Magiftratd durch befondere Borfteher verwalten laffen, ohne 
daß erfichtlih wäre, ob bier Real- und Nubungdgemeinden zu den Korpora- 
tionen gerechnet find. 

18) So in Baiern (Gem. Edilt v. 1808 $ 3—5. 27f. Gem. Ordn. v. 
1818 8 11—13. 17. 18. 19. 25. 26. Gef. v. 1. Zuli 1834 $ 2. 6 u. mehrere 
andere Verordn. b. Maurer, Dorfv. IL 255. 256. 298. 299); Großh. Heffen 
(vgl. unten Note 127); Hohenzollern- Sigmaringen (Gef. ü. d. Verf. u. Verw. der 
Landgem. v. 6. Sunt 1840 $ 53 und über d. Gemeindebürger- und Beiftgerrecht 
v. 5. Aug. 1887 8 6. 53. 109—114 5. Weiste, Samml. 478. 501.) 
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3. Eine ganz neue Art bloßer Wirthichaftsgemeinden, die aber von den 
alten Markgemeinden durchaus verfchieden find, ift durch die neueren Gemeinde- 
ordnungen bisweilen in der Weiſe begründet oder zugelaflen worden, daß, 
während mehrere Ortſchaften politifch zu einer einzigen Gemeinde (Sammt- 
gemeinde) vereinigt find, den einzelnen Ortichaften die ausschließliche Benutzung 
und Verwaltung eined befonderen Ortſchaftsvermoͤgens, und zwar fowol eine 
eigene Ortſchaftsmark mit den daraus hervorgehenden Befugniffen, als ein 
eigener Ortſchaftshaushalt, überlaffen ift, jo daß fie für diefe Angelegenheiten 
eigene Rechtöfubjektivität, Verfaffung, Borftände, Berjammlungen u. |. w. 
haben 119), 

II. Bei weitem in ber größten Zahl aller Gemeinden endlich ift eine 
bejondere wirthichaftliche Gemeinde überhaupt nicht mehr vorhanden, indem das 
wirtbichaftliche Element entweder verſchwunden ift, oder im politifchen Element 
aufgeht, oder endlich in bloßen nicht näher verbundenen Einzelrechten fortbefteht. 

1. Verſchwunden ift das wirthichaftliche Clement überall da, wo das 
Gemeinland vertheilt ift und nur ein Orts- oder Kämmereivermögen eriftirt: 
mithin heutzutage in faft allen größeren Städten und ver Mehrzahl der Land⸗ 
gemeinden. 

2. In die politifche Seite der Gemeinde aufgegangen ift ihre wirtbichaft- 
lide Seite da, wo die Allmendnußungen rein bürgerliche Nubungen geworben 
find, mithin als Ausflug und unfelbjtänbiges Zubehör des lediglich politiichen 
Bürgerrechts gelten. 

a. Eine foldhe Entwidlung trat häufig von innen beraus ein. Die 
Regel bildete fie in den größeren Städten, in denen fie ſich meift ſchon mit 
der Umwandlung ber Markgenofjenfchaft in ein politifches Gemeinwefen, überall 
aber faft mit den Zunftbewegungen vollzog. So weit bier die fteigenden 
Öffentlichen Bebürfniffe überhaupt von der Stabtallmende etwas für den indi⸗ 
vibuellen Gebrauh der Bürger übrig ließen, eutitanden doch Feine feſten 
Privatrechte, ſondern lediglich bürgerliche, durch das politiiche Recht bedingte 
und beitimmte Nutungen. In den Tleineren, aderbautretbenden Stadtgemein- 


19) So in Defterreih nach Gel. v. 1849 8 4 u. Gef. v. 5. Mär; 1862 
art. 7.; Kurbeflen (. O. 8 7 u. 8 b. Weite, Samml. ©. 253. 254); Batern 
irevid. &.D.86 ib. 71); Baden (G. DO. v. 1831 $ 145—147 u. Gef. über d. 
Mechte der Gemeindebürger 8 63 ib. 232. 244); Hohenzollern - Sigmaringen 
(Gef. v. 1840 8 132—142, v. 1837 8 7—13 ib. ©. 494 f. 501 f.). Den größten 
Spielraum gewährt in diefer Hinficht die Oldenburger Gem. DO. v. 28. Der. 
1881 art. 2. 185—143 6b. Weiöte, Samml, 899. 429 f., wonach die innerhalb 
ber eigentlichen politifchen Gemeinde — ber Kirchipieldgemeinde — enthaltenen 
und im Beſitz eigner Gemarkungen befindlichen Bauerfchaften fich als Gemeinden, 
Korporationen oder Genofjenfchaften mit einer gewiffen Selbftverwaltung und 
Autonomie, befonderd aber mit eignem Vermögen und eigner Bermögendverwal« 
tung konſtituiren Tönnen. 

L 44 
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den, welche überhaupt den Landgemeinden vielfach näher ftanden als den zu 
Trägerinnen einer jpecififch ſtädtiſchen Entwicklung berufenen Schweftert, mehr 
noch in den weiteren und engeren Landgemeinden war eine ſolche von innen 
fommende Unterordnung des wirthfihaftlichen Rechts unter das politifche 
Bürgerrecht eine Seltenheit. Allein fie kam do ta, wo ein felbftändiges 
Orts⸗- oder Laudesgemeinweſen entftanb, bisweilen vor. So find die Thal. 
markgenofienfchaften von Url and Schwyz nach Ihrer Umwanblung in demo⸗ 
kratiſche Freiſtaaten doch zugleich Wirthſchaftseinheiten geblieben, welche heute 
wie vor Jahrhunderten die Landesallmende zum größten Theil für die wirth- 
ihaftlihen Bedürfniſſe der einzelnen Landleute verwenden und in welchen heute 
wie vor Sahrhunderten das rein politiiche Landesbuͤrgerrecht zugleich die Theil- 
nahme an diejen wirthichaftlichen Vortheilen verleiht!%). Ebenſo haben aber 
auch Fleinere Gemeinden, bejonbers in der Schweiz, fich theils durch den Ab- 
ſchluß einer perſoͤnlichen Dorfpatrictergemeinde, theild durch die Aufnahme der 
Kötter und Beiſitzer in bie Vollgenoſſenſchaft felbftändig zu politifchen Ge- 
meinden umgebildet, in benen durch das rein polttifche und perfönliche Orts⸗ 
bürgerrecht zugleich die Marknutzung als Bin unfelbftändiges Nebenrecht ver- 
liehen wird 121). Freilich iſt in der thatjächlichen Anwendung das Prineip der 
bürgerlichen Nutzungen auch in ſolchen Gemeinden meift dadurch modificirt, 
daß, während dad Nutzungsrecht an fich wie das Ortsbürgerreht bei Allen 
glei ift, Doch bie gefehlichen Miobalitäten der Ausübung eine faktiſche 
Ungleichheit bedingen. Insbeſondere führt der Sat, dag eine Nutzung nur 
für das eigne wirthichaftliche Beduͤrfniß geftattet ift, zur Ausſchließung Aller, 
die feinen eignen Hausſtand baben, zur Bemeffung des Nukungsquantums 
nach Grundbeſitz, Viehſtand, Wirthſchaftsumfang u. f. w. und zu allerlei ähn- 
lichen Cinfhränkungen!). Umgekehrt freilich wird oft durch ben Gefichte- 
punkt der ideellen Gleichheit aller Nutzungsrechte eine entgegengefebte Modifikation 
herbeigeführt, indem demjenigen Bürger, welchem die Gelegenheit zur Ausübung 
des Rechtes fehlt, Entſchädigung gewährt oder bie Nutzung durch gelichenes 
Vieh geftattet, oder indem umgekehtt für die wirkliche Nutzung, wenn fie ein 
gewiffes Map überfteigt, Geld erhoben und für die Gemeinde verwandt ober 
unter Alle vertheilt wirb 1°). 

b. Eine ähnliche Unterordnung des wirthſchaftlichen unter das politifche 
Element, wie fie hier Hiftorifch eintrat, ift neuerdings theoretiich als bas allein 
Richtige verfochten '**) und von manchen Geſetzgebungen gewaltjam erzwungen 


190) Maurer, Einl. ©. 306f. Blumer I 2, 848f. Bgl. oben $ 53 
Note 46. 

101) Vol, oben 8 53 Note 47. 78, 

=) Bol. oben 8 53 Note 47 u. Th. II. 

128) Bol. oben 5 53 Note 27 un. Th. II. 

124, Bol. oben Note 29. 
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worden. Hier wie in der ganzen Gemeindegeſetzgebung lag dad Unrecht, welches 
begangen wurde und vielfach den unfeligften Streit und eine Irrung des 
Rechtsbewußtſeins im Landvolke erzeugte, in der Generalifirung. Ebenſo ger 
wiß, wie an manchen Orten eine Behandlung der Marknutzungen als lediglich 
politiiher Rechte hiftoriſch und thatfächlich begründet war, enthielt an andern 
Orten eine folde Behandlumg einen Eingriff in wohlerworbene Privatredhte. 
Eine unter felbftändiger Mitwirkung und Beſchlußfaſſung der ganzen Gemeinde 
vorgenommene Specialunterfuchung darüber, ob uach der geichichtlichen Ent- 
wicklung und dem MRechtöbewußtfein jeder Ortihaft bie privatrechtliche ober die 
Öffentlichrechtliche Seite bed Vollgenoſſenrechts überwog, hätte ficherlich ein jehr 
mannichfaches, aber gerechteres Reſultat ergeben. Nach Unterſchied der Fälle 
wären baun hier nur bürgerliche Nugungen, dort nur Privatrehte am Ge⸗ 
meinland anzuerkennen, in ber Regel aber eine billige Xheilung beider Ele 
mente vorzunehmen gewefen '**). 

Auf das Entſchiedenſte dagegen verletzten diejenigen Geſetze das Recht, 
welche, wie das bairiſche Gemeinde⸗Edikt v. 1808 und das naſſauiſche v. 1816, 
mit der Begründung eines einheitlichen Ortsbürgerrechts zugleich alle Unter⸗ 
fhiede in den Nutungsrechten am Gemeinland aufhoben und fomit die zu 
Privatrechten gewordenen Nubungsrechte einfach Laffirten =). Andere Geſetze 
ftellten zwar ebenfalls für die Zukunft die aus der Gemeindeangehörigkeit 
fließenden Nußungen als die einzig zuläffigen hin, ließen aber die herfömmlich 
begründeten Privatnugungsrechte wenigitens für bie Lebenszeit ihrer gegen- 
wärtigen Befiter beftehen, jo daß nur die Veräußerlichkeit und DBererblichkeit 
diefer Rechte fortfiel '?”). Die meiſten Geſetze endlich begnügten fi, bie 
politiiche Natur der Nußungen als den regelmäßigen Hall zu erklären, während 


126) Die Gefepgebung der neueften Zeit hat bier zum Beſſeren eingelenft. 
So theilt die preuß. Verordn., betr. die Ablöfung der Servituten, die Theilung 
der Gemeinjchaften, und die Zufammenlegung der Grundftüde für dad vormalige 
Kurfürftenthum Heflen v. 13. Mai 1867 (©. ©. ©. 716) vollitändig die im Text 
entwidelte Auffaffung. Sie kennt Miteigenifum, Geſammteigenthum oder Ge- 
nofienfchaftöeigenthum, — Kämmereivermögen, — Gemeindeglieder- oder Bürger- 
vermögen, — und endlich Nutzungsrechte am Gemeinland aus befonderem Titel 
($ 1. 5), und ftellt für keins dieſer Rechtöverhältnifie eine Bermuthung auf, jon- 
dern verweift lediglich auf das beftehende Recht, insbeſondere auf Statute oder 
Herfommen (8 8). 

126, Bair. Edikt v. 18088 27; Naffauifhe & E. v.1816 82.3. Weiske, 
Samml. ©. 821— 324. 

127) So Gem. Ordn. des Großberz. Hefien v. 30. Juni 1821 art. 98, 94. 
Weiske, Samml. S. 313. 314. Badiſche Gef. über Verf. u. Verw. der Land⸗ 
gem. 8 54 u. über die Rechte der Gemeinbebürger $ 1. 92 - 94 ib. ©. 213. 
235. 249. Fraukfurter Gem., Orb. v. 1324 art. 78, abgeändert burch Gef. den 
Zortbeftand der fog. Allmendlofe betr. v. 7. Dec. 1386 ib. ©. 550. 551. 

44* 
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fie die vertragsmäßig oder herfömmlich begründeten befonderen Nutzungsrechte 
als ausnahmsweiſe vorkommende SPrivatrechte anerfannten, fo daß hiermit 
denjenigen, welche ein Nutungsrecht nicht als Glieder der politifchen Gemeinde, 
jondern entweder als Glieder einer von ihr verjchiedenen Real⸗ oder Nutung- 
gemeinde oder aber ald Individuum beanſpruchen, nur die Beweislaft aufer- 
legt ift ?=°), 

Ebenfo variiren die Gejeße über die näheren, die faktiſche Ausübung und 
ben Umfang der bürgerlichen Nutungen bebingenden Modalitäten. Einige 
jhreiben, wie das politifche Recht jedes Bürgers gleich ift, fo auch abjolute 
Gleichheit der Nutungen und demgemäß vorfommenden Falls die Theilung 
der Allmende nah Kopfzahl vor 129); andere präfumiren nur die Gleichheit 
und lafien den Beweis eines entgegengefegten Herkommens zu 1%); andere ent- 
halten blos eine Verweiſung auf die Beliebungen und das Herkommen jeber 
Gemeinde !?1); wieber andere legen den Maßftab, nach weldem die Gemeinde 
laſten vertheilt find, zu Orunde'2*); noch aubere endlich fehen bei Bemeffung 
der Nutzung wie bei Theilungen auf das wirtbichaftlihe Bedürfniß jebes 
Bürgers'!*), wobei dann im inzelnen theils der eigne Hausftand, theild der 
Umfang des Grunbbefites, theild das Maß der Aderwirthichaft, theils der 
wirkliche oder der nah dem Durchwinterungsfuß zuläffige Viehftand maß⸗ 
gebend find. ; 


128) So dad preuß. &. R. II, 7 8 28. 81 und die fpätere preuß. Gemeinbe- 
gefeßgebung; das Defterr. Gem. Gef. v. 1849 9 22. 23; Gef. über die Gem. 
Berf. $ 53 u. Gef. über das Gemeindebürgerrecht $ 3 u. 109 f. für Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen b. Weiſke S. 478. 501 f.; das Landesverf. Gef. v. Hannover 
8 48 ©. 125; kurbefl. Gem. Orbn. 8 70 ©. 277. Cbenfo die fpätere batrifche 
Gefepgebung, bei. Gem. Orbn. v. 1818 8 11—13. 17. 18. 24. 25. 26. Gef. v. 
1. Zuli 1884 $ 2.6. Maurer, Dorfo. II. 255. 256. 298. 299. Das Gleiche 
gilt von den Gem. Orbn. v. Württemberg, Köntgr. Sachfen, Oldenburg, Weimar 
u. ſ. w., da auch fie ald den normalen Fall den aufftellen, daß das Nutzungsrecht 
Ausflug der Gemeindbeangebörigkeit if. Weiske I. c. ©. 178 art. 8; 109. 118 
8 27. 56; 404 art. 18; 340, 845 $ 6. 30832, 

m So Naffautfhe G. E. v. 1816 8 14 b. Weite S. 832; Württemberg. 
Gef. v. 1833 art. 48-50 ©. 191 f.; Großh. Hefien art. 98 ©. 818; Frankfurt 
art. 78 ©. 550. Ebenſo nad dem Bair. Gem. Edikt v. 1808, welches nur 
(8 27) hinzufügt, ed folle „die Benußung ... nach dem zufälligen Bedürfniß 
eined jeden Einzelnen bemefjen werben.“ 

90) So nad der revid. Gem. Ordn. v. Baiern 8 19f.; v. Baden 8 85; 
von Hohenzollen-Sigmaringen $ 88. Weistel. c. ©. 73f. 219. 486. 

11) So die Gem. Ordn. des Königreih8 Sachſen 8 27. 56. Weise 
©. 109. 119; von Sachfen-Meiningen art. 16 ©. 388; die meiften ſchweizeriſchen 
Geſetze u. |. w. 

13) So dad Pr. A. 8%. R. II, 7 9 29. 82. 

18) So das Defterr. Gem. Gef. v. 1849 8 75 und bezüglich ber Gemein- 
weiden au das Pr. &, R. II, 7 5 30. Dal. auch oben Note 34. 





8 55. Die Schickſale der alten Tändlichen Gemeindegenofſenſchaft. 693 


3. Schließlich haben, wie dies ſchon mehrfach erwähnt ift, niele Geſetze 
zwar ebenfalld die alte Genoſſenſchaft ausprüdlich oder ſtillſchweigend aufge: 
hoben, fie haben aber die herköͤmmlichen Nutzungsrechte — fei es nun für 
immer oder für die Lebendzeit ihrer gegenwärtigen Inhaber — als wahre, 
dur Gemeindebeſchluß unentziehbare und nicht aus der Gemeindeverbindung, 
fondern aus einem individuellen Rechtötitel fließende Privatrechte anerkannt 1"). 
Wo dies der Fall ift, da ift die alte Wirthichaftsgemeinde als ein beſonderes 
Nechtsfubjelt in der politifchen Gemeinde untergegangen und damit auf bie 
legtere das der ehemaligen Genofjenihaft in ihrer Einheit zuftehenbe Recht, 
mithin der Regel nah auch dad Eigenthum an der ganzen Allnıenbe, über- 
tragen: die Nutungsrechte der einzelnen Genoffen oder ihrer Klaffen aber 
find zu völlig freien und individuellen Privatrechten — in der Regel zu ding- 
lichen Rechten an einer fremden Sache — geworden. Solche Nutungsrechte 
find dann nicht nur von bürgerlichen Nutungen, die aus bem politifchen 
Gemeindebürgerrecht fließen, ſondern au von den eigentlichen Realgemeinde- 
rechten verjchieden, indem bie letzteren keineswegs auf rein indivibuellem Titel 
beruhen, fondern durch die Mitgliedfchaft in einer Realgemeinde, einer korpo⸗ 
rativen Genofjenichaft, bedingt und beftimmt werden. Ste ftehen daher ihrer 
innern Natur nad nunmehr anf gleicher Stufe mit jedem andern auf einem 
Privatrechtstitel beruhenden beſonderen dinglichen Recht eines beliebigen Dritten 
am Gemeinland, mag died nun eine Seritut, ein Realrecht, ein bejonderes 
amtliches Nutzungsrecht oder Aehnliches fein '*). 


C. Die Entftehung der rein politijhen Landgemeinde ). 

Mit dem Untergang der alten ebenfojehr wirtbichaftlichen wie politifchen 
Gemeindegenofjenfchaft und der Abjorbirung oder ber Ausſcheidung ihrer ent- 
weber in einer Privatgemeinde oder in bloßen Privatrechten fortdauernden 
wirthfchaftlichen Elemente war, wie wir gefehen, die Bildung einer rein poli⸗ 
tiichen Gemeinde untrennbar verfnüpft. In biefer ſetzte fich eben bie zweite 
Seite der alten Genofſenſchaft — ihr politifches Clement — unmittelbar 
fort. Deshalb kam fie auch vor Allem da in voller Schärfe zur Ericheinung, 


134) Dies ift befonderd in Preußen, Baiern, Großherz. Heffen u. f. w. der 
Fall. Bol. Note 118 —118. 

135) 3. B. Naflautfches Gem. Edikt & 14; Württemb. Gef. über dad Ge 
meindebürger- und Beiſitzerrecht art. 50 („privatrechtlichen Dienftbarkeiten‘) und 
art. 57 b. Weiske ©. 338. 191. 192. Vgl. auch Befeler, D. Pr. R. 8 84. IV. 

136) Weber die Entftehung der Ortöbürgergemeinde vgl. bef. Bluntf chli, 
R. G. U. 538f. D. P. R. 8 36. 37. Renaud J. c. S. 58f. D. P. R. L. 
8 186f. Bradenhöft im Rechtslexikon IV. 261f. s. v. Gemeinden“. Mitter⸗ 
maier, D. P. R. 3 120. 121. Weiske, prakt. Unterf. II. 174f. Stüve 
Lc. ©. 131f. Duncker J. e. 172f. Stettler, Bürgerrechtsverf. in Bern 44. 
50f. R. G. 122f. Maurer, Dorfv. II 247 f. 
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wo fie als eine weitere Gemeinde an dem Gegenſatz einer in ihr fort- 
beftehenben engeren Wirthſchaftsgemeinde dem Rechtsbewußtſein beutlich werben 
tonnte “). 

Für die Geftalt nım aber, welche dieſe politifche Gemeinde gewonnen 
hat, war ed vom größter Wichtigkeit, daß fie ihre Entftehung weit weniger 
einer inneren Entwicklung, ald einer von außen fchaffenden Kraft verbanfte. 

Zwar war bisweilen fchon früh die Konftituirung einer politiihen Ge 
meinde von innen heraus erfolgt oder es war boch ein Anfang dazu gemacht 
worden. Bon ben größeren Landesgemeinden umb ihrer Gliederung abgejehen, 
hatten auch einzelne Bauerſchafts- oder Dorfmarkgenoffenihaften fh — 
namentlih in %olge der Aufnahme von Köttern und Beifitern zu Genofien 
— in politifhe, auf Abſtammung und Aufnahme beruhende Bürgerjchaften 
verwandelt, einen wahren Gemeindevoritand und Gemeinderath, ein eigentliches 
Gemeindevermögen und einen Gemeindehaushalt gebilbet, und fo ganz im 
Sinne einer mittelalterlihen „Stadt“ ihr „Dorf“ zu einem jelbftändigen Ge 
meinweſen mit einer aus ihm jelbft ftammenden politiichen Gefammtperfön- 
lichkeit erhoben '*®). 

Allein ſolche vereinzelten Erſcheinungen konnten die Enwicklung im 
Ganzen nicht beitimmen, die vielmehr auf das Gntichiebenfte auf eine obrig- 
feitliche Konftituirung der Ortsgemeinde hingieng. Mitgewirkt bat freilich 
hierbei überall and eine innere Veränderung; indireft die Reaktion ber ge- 
fährbeten und deshalb auf Trennung von den politifhen Elementen brängen- 
den privatrechtlichen Elemente, direft das Begehren der jeit der Reformation 
jehr vermehrten Kötter und Beifiger, den von ihnen mitgetragenen Laften und 
Hflichten, bejonderd den Einzugsgelbern und Gemeindeunterlagen entiprechenbe 
Rechte zu erlangen und zur Xheilnahme an den auch fie gleich den Bollge- 
noffen betreffenden Gemeindeangelegenheiten, welche durch kirchliche, Schul. 
und Armenfahen, neue Gemeinbeanlagen, die Gemeindekaſſe u. ſ. w. ver- 
mehrt waren, mithin zum Stimmredt in öffentlichen Angelegenheiten ver- 
ftattet zu werben. Die eigentlihe pofitiv ſchaffende Kraft aber gieng immer 
ausichließlicher von der Obrigkeit aus, welche, unter Benutzung ber vor- 
handenen Glemente, immer jelbftändiger von außen ber die politiiche Gemeinde 
konftruirte. Obrigkeitliche Anordnungen waren es, weldye die Bilbumg eines 
eigentlichen Gemeindevermögens, einer Kafle und eined Haushalte bewirkten, 
die Verwendung für öffentliche Bedürfniſſe beftimmten und Tontrolirten, die 
Rechnungslegung erzwangen. Obrigkeitlih wurden das Kirchenregiment, das 
Schul- und Armenwefen, die Ortöpolizei und das Domicilmefen geregelt und 
damit wichtige Faktoren der neuen DOrtsbürgergemeinde gejchaffen. Die Theil. 
nahme obrigfeitlicher Beamten an der Gemeindevermaltung brachte diefe Ber- 
”, Bol. oben unter A. II. 

138) Bol. 8 53 am Ende. 
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waltung immer mehr ber von Stagtsabtheilungen nahe, Vor Allem aber 
kamen von qußen und von oben bie neuen Kechtsı und Staatqideen am die 
Gemeinden heran. Bon außenftehenden Gerichten wurde auf fie das römijche 
Recht angewandt. Bon außen wurden bie politifchen, philoſophiſchen und national- 
öfonomifchen Ideen wirkſam, welche zugleich den einheitlichen Staat und die 
Smancipation ded Individuums erjtrebten. Und als endlich die letzte Kon- 
jequenz biefer Ideen gezogen und durch die non der Mitte des 18. Jahr 
hunderts beginnende und heute faft vollendete Geſetzgebnug über bie gut 
berrlihen und bäuerlichen Verhältniſſe der Landbevölkerung bie volle perfönliche 
Freiheit und dad volle Grundeigenthum zurüdgegeben oder verliehen wurde, 
da war auch died Feine Folge einer inneren Bewegung der Landgemeinden, es 
war nichts Selbfterrungenes, fondern eine obrigkeitliche That e)y. Wenn bie 
in ben Ideen der franzöfiſchen Revolution gipfelnde Richtung, während fir 
dem alten Privilegienftant und feinem Korporationswejen ben Todesſtoß gab, 
zugleich gegen jeden zwiſchen dem allmächtigen Staat und dem befreiten In⸗ 
bividbuum ein eigened Leben hbeanipruchenden Organismus feindfelig auftrat 
und fo auf die Gemeinde ald Genoſſenſchaft zunächſt mur negativ und atomi- 
firend wirkte: fo war doch hier vor Allem der Punkt, wo fich zugleich ihre 
pofitive, jhöpferifche Kraft offenbarte, indem fie die Elemente berftellte, aus 
denen fich in unferen Tagen langſam ein newer, felbftändiger Gemeinbeorga- 
nismus aufbaut. 

Doch ift es ans biefer Entftehung der politiichen Landgemeinde durch 
wejentlich außer ihr wirkende Kräfte erflärlih, daß fie zunächſt in unjelbftän- 
diger und unlebendiger Form, dag fie nicht als ein Durch fich ſelbſt lebender 
genoffenichaftlicder Organismus, fondern ald ein vom Staate belebter Anftalts- 
törper geichaffen wurde und daß fie Die Kennzeichen dieſes Urfprungs bis heute 
an fih trägt. Die am Ende des vorigen und am Anfang dieſes Jahrhunderts 
erlafjenen Landgemeindeordnungen, mögen fie nun von ber Revolution ober 
vom Berwaltungsabjolutismus diktirt fein, Hulbigen gleichmäßig dem Grund» 
fat, daß die Gemeinde ein willfürlih Fonftruirbarer Berwaltungsmerhanismns 
fei, der auf einer lokalen Abtheilung des Stantögebietd und unter einer lokal 
abgetheilten Summe von Staatsbürgern in möglichit gleichmäßiger Weiſe in 
Bewegung gejeßt werden müffe, wobei dann nur aus Zweckmäßigkeitsgründen 
der fo eingerichteten Anftalt Korporationsrechte verliehen werden. Gegen eine 
ſolche Anſchauung, die im Leben glücklicherweiſe bei uns nie voll verwirklicht 


18%, Die vereinzelten felbftändigen Regungen des Bauernftanded am Ober: 
rhein und in ber Pfalz, die Bauernaufftände in Kurfachfen um 1790 und die 
unmittelbare Berährung ber Gemeinden mit den revolutionären Ideen waren 
weder in ben Rheinbundftanten noch in Preußen die Urſache oder der Anlaß ber 
Bauernemancipation. Sie war durchaus dad Werk der Über dem Bauern ftehen- 
den Mächte. 
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wurde, reagirte freilich bald der neu erwachende Gemeingeift: noch heute aber 
ift fie keineswegs und am wenigften in Bezug auf die Landgemeinden über- 
wunden. Es war für die Landgemeinden befonberd nachtheilig, daß die Richtung 
auf Gemeinbefreiheit vornemlih von den Stäbten ausgieng und von ihnen 
formulirt und durchgefeßt wurde. Denn in Kolge beffen haben die neueren 
Gemeinbeordnungen indgefammt entweder in übermäßiger Uniformirungsfucht 
Stadt und Land völlig gleichgeftellt und die Dorfgemeinden als bloße ver- 
Fleinerte und unvolllommene Abbilder der Stabtgemeinden Tonftruirt, oder fie 
haben bei Sleichitellung ber Stadt- und Landgemeinden hinfichtlich ihres 
Weſens und ihrer Grundlagen in ihrer Gliederung und Organifation bedeutende 
Unterfchiede gemacht, den Hauptunterfchieb aber in eine ungleich geringere Selb- 
ftändigkeit der Landgemeinden geſetzt. Letzteres ift beſonders in den ſechs öftlichen 
Provinzen Preußens der Fall. Denn nachdem die für Stadt und Rand ge 
gebene preußifche Gemeindeordnung v. 11. März 1850 im Beginn ihrer Aus- 
führung fiftirt worden ift, find nur für die Rheinprovinz und Weftphalen 
Landgemeindeorbnungen erfchienen beziehungsweife reaktivirt, während in ben 
öftfichen Provinzen nur das unvollftändige und in den Verfaffungsbeftimmungen 
fubfiniäre Gefeß vom 14. April 1856 publicirt ift, welches ben Landgemeinden 
nicht einmal dem Namen nad die Selbitverwaltung giebt. Es gilt daher 
durchaus noch das Syftem des Polizeiftants, in weldem die Landgemeinden 
politisch nichts als Polizeibezirke und privatrechtlich bevormundete Korporationen 
find. Da überdies in Preußen neben der Gemeindeverfaffung noch die Guts- 
verfaffung eriftirt, indem den jelbftändigen Gutsbezirken die Bedeutung einer 
eigenen rein obrigkeitlih organifirten Gutsgemeinde beigelegt iſt, fo Tann 
von einer Umwandlung der ländlichen Gemeindenerhältniffe Preußens durch 
die moderne Idee der genoffenfchaftlichen Selbftverwaltung überhaupt noch nicht 
gefprochen werben. Die Unhaltbarkeit dieſer Zuftände ift freilich allgemein 
anerkannt und ihre Umgeftaltung um jo mehr die unabweisliche Pflicht der 
unmittelbarften Zufunft, als in den neuen Landestheilen die Landgemeinden 
theild nach älteren Geſetzen (Naffan, Kurheffen, Hannover, Srankfurt), theils 
durch bie Geſetze des Jahres 1867 (Schlewig-Holftein) bereits um Vieles 
beffer geftellt find. Ebenſo ift in den meiften übrigen deutſchen Staaten theils 
ſchon in den breißiger Jahren, theils jeit 1848 der Anfang zu einer Regener 
ratton ber Landgemeinden im Sinne genofjenfhaftlicher Gemeinweſen gemacht, 
ohne daß fie irgendwo bereits bie Nachtheile ihrer obrigkeitlichen Entftehung 
völlig überwunden hätten. 

Devor wir indeß näher auf die durch die Geſetze unſeres Sahrhunderts 
der Gemeinde gegebene Geitalt eingehen, müfjen wir noch kurz die Schidjale 
des ſtädtiſchen Gemeinwejend berühren, da ein principieller Unterfchied zwiſchen 
Land» und Stabtgemeinden heute nach feinem Gejeg mehr beiteht und fo von 
ber Ortögemeinde als einem einheitlichen Inftitut gefprochen werden muß. 
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Denfelben von außen und innen gleichzeitig wirkenden Kräften, vor 
welchen das Ländliche Genoffenfchaftsweien dahinſchwand, erlag das genoflen- 
ſchaftliche Bemeinweſen in den Städten. Für eine freie Gemeinheitsverfafſung 
war in dem neuen Staats und Rechtefyftem fein Raum. Zwei Wege mur 
ftanden den Städten offen, von denen der eine zu voller Selbftändigkeit, ber 
andere zu voller Abhängigkeit, jeder aber zum Untergang des genoffenichaftlichen 
Gemeinweſens im obrigfeitlichen Princip führte. ntweder mußten fie felbft 
obrigkeitlich regierte Territorien werden, in denen nur eine Korporation In⸗ 
baberin der Landeshoheit war, oder fie mußten fi als abhängige Gemeinden 
fremder Landeshoheit fügen, um politiih zu Staatsverwaltungsanftalten, privat- 
rechtlich zu Privilegskorporationen, deren Privilegien zu zerbrechen mehr und 
mehr Forderung der Zeit wurde, herabzuſinken. In der That zeigten fi 
ſchon im 15. Sahrhundert die Keime jo großer Veränderung; in gewaltigem 
Aufihwung unterbrach dann noch einmal die Reformationggeit den Verfall der 
deutfchen Stabtfreiheit, um bald defto ſchnelleren Niedergang zu bringen; ver- 
nichtenb wirkte hier wie überall der 30jährige Krieg; langfam und ftetig drang 
feitbem die Obrigkeitsidee in das Detail der Stabtverwaltung; endlich zog die 
revolutionäre Geſetzgebung das Facit, indem fie einigen wenigen Städten zu 
voller Souveränetät verhalf, die anderen als politische Gemeinweſen vernichtete. 

In ihren Grundzügen bietet diefe ganze Entwicklung mit dem Verfall 
der Landgemeinden große Analogien. So weit dies der Fall, ſoll nicht weiter 
von ihr bie Rebe fein. In zwei Punkten aber beiteht ein wejentlicher und 
principieller Unterfchied. Einmal darin, daß die von der ländlichen Berfaffung 
total verſchiedene Orgamifation der Städte einen anderen Gang bedingte, in- 
dem es hier nicht ein Gejammteigentfum und eine Genofjenihaft des alten 
Rechte zu zerftören und durch eine neu gejchaffene politiiche Gemeinde zu erjegen, 
fondern ein bereit vorhandenes politifches Gemeinwefen in eine Gemeinde neuer 
Art zu verwandeln, mithin die lebendige Gefammtperjönlichkeit ihrer öffentlich. 
rechtlichen Bedeutung nach dur die Obrigkeitsibee zu abforbiren, übrigens 
aber in eine juriftifche Perſon umzugeftalten galt. Zweitens darin, daß bie 
privatrechtliche Rolle, welche auf dem Lande die Allmende und der Allmends- 
nungen übernahm, bier den aus dem ftädtifchen Handeld- und Gewerbemonopol 
fließenden Vorrechten, dem Privileg auf fogenannte „bürgerlihe Nahrung“ 
zufiel. 

I. Was zunädft die innere Umwandlung bes ftäbtifchen Gemeinwejens 
angeht, jo zeigen ſich ihre Keime feit dem Beginn des 15. Jahrhunderts in 
einem gewiffen Stillſtand des öffentlichen Lebens der Bürgerichaften, welcher 
troß der hohen Blüthe bes Städteweſens die fpätere Erjtarrung vorausahnen 
ließ. Jene gewaltige Bewegung, welche bis dahin in allen Städten die Ver 
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faffungsbildung in ftetem Fluß erhalten hatte, indem fie ben Kreis der voll 
und gleich berechtigten Bürger in proportionalem DVerhältnig zu dem Auf- 
blühen der unteren Stände und zu der Audbreitung des Bürgerfinnd durch 
immer neue, jugendfrifche Elemente gewaltſam oder friedlich erweiterte, gerieth 
ins Stoden. Volkserhebungen waren auch früher mißlungen: aber theils 
hatte dies an ihrem verfrühten oder verfehlten Beginn, theil® an der größeren 
inneren Kraft der Bollbürgerfdhaft gelegen, tbeild waren nur fpecielle Aus- 
nahmen dadurch begründet. Jetzt dagegen wurbe die Erweiterung der Regi⸗ 
mentöverfaffung auch ba, wo die fünftlich zurückgedämmte Volkskraft in jehr 
berechtigtem Erguſſe durchbrach, nur ausnahmsweife noch erreicht und es trat 
bereitd deutlich das Uebergewicht des die innere Struftur der Städte mehr 
und mehr formenden Gedankens der Obrigkeit hervor. Ta vielfad wurde 
ſchon jebt die jei ed nun ariftofratifche jei es demokratiſche Gemeinheitsver- 
faffung durch eine ariftofratifche oder oligarchiſche Obrigkeitöverfaflung verbrängt. 
Zunädft trat Died in ber Nieberlage ber Zünfte in einem großen Xheil 
Deutihlands hervor. Ueberall bis dahin fiegreih, in Süd-⸗ und Mittel- 
bentichland, in Schwaben, Franken, dem Elſaß, in Baiern und Thüringen die 
meiften Städte regierenb und auch da, wo fie den Patriciat nicht völlig zu 
ftürzen vermocht hatten, am regierenden Rath Theil nehmend (wie in Frankfurt 
und feit 1378 in Nürnberg), am Nieberehein und in Weitphalen nad) ber 
Zerftörung bed Ießten und mächtigften Bollwerks ber Gegner, des Kölner 
Patriciats (1396), faft überall herrichend, auch im Norden und Often in 
vielen Zandftädten, beionders der Marf Brandenburg, zum Theil aber aud 
Pommerns, Sachſens, der Laufit, Schlefiend und ſelbſt Böhmens un? Mährens, 
wenn nicht von Anfang an den übrigen Bürgern gleichgeftellt, feit der Mitte 
des 14. Jahrhunderts zum Stadtregiment oder zur Theilnahme daran gelangt), 
ſahen ſich die Handwerker in faft allen großen hanfifhen Handelsplätzen Nord⸗ 
deutſchlands noch immer von der Rathsfähigkeit ausgeichloffen. Faſt in allen 
Städten lübiſchen Rechts gehörten fie zwar zur Bürgerſchaft, fie nahmen an 
den echten Dingen der Gefammtbeit Theil und ihre Aelterleute wurden in 
allgemeinen Stabtangelegenheiten, beſonders bei Aenderung der Statuten, vom 
Rath als die Vertreter der Gemeinde zugezogen und befragt: allein die eigent- 
lihe Stadtregierung war bei einem fi aus dem kaufmänniſchen Patriciat 
ergänzenden Rath, der verfaſſungsmäßig Jedem, welcher fein Gelb durch 
Handwerk gewonnen, den Eintritt verwehrt. Unter foldhen Umftänden konn⸗ 
ten gewaltiame Erhebungen der Aemter, um Rathsfähigkeit zu erlangen, nicht 
fehlen. Allein alle jeit dem Ende bed 14. Jahrhunderts unternommenen Re- 
volutionen führten feine oder nur vorübergehende Aenderungen berbei ober 


3) Bol. oben 8 34. In Defterreich und im Ordenslande kam es zu keinen 
dauernden Zunftfiegen. Geringfügig war auch in Schlefien meift der Einfluß 
ber Zünfte. In Iglau unterlagen bie Zünfte 1392. In Breslau 1420. 
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verichafften den Handwerkern höcftens die Theilnahme an einem bem regieren- 
den inneren Rath zur Seite tretenden Bürgerausihuß. Der Hauptgrund für 
diefe Niederlagen war die Einmiſchung der Hanja in die inneren Angelegen- 
heiten ihrer Glieder. Bor Allem war die Reftauration des von ben Zünften 
verjagten Raths in Braunfchweig um 1392 und die Unterbrüdung ber v. 
-1374—1416 währenden Zunftbewegungen in Lübeck, der Hauptftabt Nord- 
deutſchlands, das Merk des Bundes?). Ebenſo aber hatte er an der Nieder 
haltung der feit dem 14. Jahrhundert in allen norbdeutichen Seeftädten, in 
Bremen, Hamburg, Wismar, Stralfund, Greifswald, Stettin, den drei großen 
Stäbten des Ordenslandes u. f. w. auftauchenden Zunftbeftrebungen mehr oder 
minder Theil, wenngleich fih daneben auch bereits bie fteigende Gewalt der 
Landesſsherrn zu Ungunften der Zünfte geltend machte (4. B. 1391 in 
Stettin). Konnten in Folge defjen nur wenige ifolirte Zunftregierungen 


2, Dal. über die Reftauration in Braunfchweig Lüb. Urkb. II. ©. 552. — 
In Lübeck begannen die Zunftunruben 1374 wegen einer den Handwerkern aufer- 
legten neuen Steuer. 1380 und 1384 verlangten befonbers die Knochenhauer volle 
forporative Freiheit und Antheil am Rath, unterlagen aber nach blutigem Kampf. 
Dagegen hatte die Erneuerung des Aufftandes 1408 günftigeren Erfolg. 1408 
wurde eine neue Rathsordnung gegeben, wonach der Rath halb aus Rentierern 
und Kaufleuten, halb aud Brauern und Aemtern genommen werben follte Der 
abgeſetzte Rath gieng aber an ben Kaifer und i. 3. 1416 vollzogen Tatferliche 
Kommiffarien unter Mitwirkung der Rathsboten von Hamburg, Roftod, Stral⸗ 
fund, Greifäwald, Lüneburg, Widmer und Stettin die Reftauration. Bol. 
Dethmar, üb. Chronik I. 814. I. 5. S—11. 615. 662. Wehrmann, Einl. 
3. lüb. Zunftr. ©. 88f. Barthold, Hanfa II. 13— 44. 

3, In Pommern kamen ſchon in ber 1. Hälfte des 14. Jahrh. Aufftänbe und 
Rathsverbote gegen Berfhwörung und Zufammenrottung, befonders in Greifs- 
wald und Straljund, vor. Doc, wurden alle Berfuche der Zünfte, in den Rath 
zu gelangen, im 14. Jahrh. unterbrüdt. So z. B. die blutigen Aufftände von 
1386 un. 1387 in Anklam, v. 1388—1395 in Stralfund, v. 1891 in Stettin. 
Ebenjo no 1468 in Greifäwald. Beſonders entſcheidend aber waren die Jahre 
1427 u. 1428, in welchen Zunftaufftänbe in faft allen Seeftäbten, namentlich in 
Stralfund, Stettin, Wismar, Roftod, Hamburg u. Bremen, an ber Einigkeit ber 
Rathöariftofratien fcheiterten. Am wirkfamften zeigte fich Die hanſiſche Dazmifchen- 
kunft in Bremen, das, nachdem von 1306-1366 ber Sieg zwiſchen Zünften und 
Geſchlechtern geſchwankt, 1866 aber die Ariftokratie gefiegt hatte, für das 1428 
eingeführte zünftige Regiment und die 1430 erfolgte Hinrichtung feines Bürger- 
meifterd mit Verhanfung beftraft, 1433 fich einer durd) Hamburg, Küneburg und 
Stade vermittelten Reftauration fügen und die Zünfte ftrengfter Rathsbevormun⸗ 
dung unterwerfen mußte. Erft 1530 erfolgte dann ein neuer Aufftand, der 1584 
bie bis 1848 geltende „neue Eintracht” herbeiführte, welche dad Regiment einem 
fich jelbft ergänzenden lebenslänglichen Rath überwies und jelbft die Wahl ber 
in gewiflen Fällen zuzuziehenden Bürger diefem Rath übertrug. In Wismar be- 
feitigten, nachdem 1409 Zunftfiege erfochten, 1416 bie Rathsariftofratie reftaurirt, 
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fich in Norbdeutichland erhalten, während eine Rathsariſtokratie mit Theilnahme 
der Zunftälteften oder eines Bürgerausſchufſes am wichtigeren Dingen bie 
regelmäßige Berfaffungsform wurde, jo war das Wichtigfte Die im Laufe diejer 
Bewegungen zu immer fefterem Ausbrucd gelangte Idee, daß der Rath eine 
nicht im Namen der Bürgerfchaft, fondern aus eignem Recht regierende wahre 
Stabtobrigkeit fei, zu der die Bürger ähnlich wie Unterthanen zu einem 
Zandesheren jtünden. Diefer Gedanke, in allen Rathöverorbnungen jener 
Zeit, beſonders in den Strafgefegen gegen Aufruhr, deutlich hewortretend, 
wurde in dem für ein Grundgeſetz der Hanja erklärten und mehrmals er- 
neuten Konföderationsbeihluß v. 14148 für das Gebiet des Bundes förmlid 
fanktionirt. Denn durch diefen Beſchluß, der überall bei Strafe des Ausichluffes 
vom Danfatage an die Rathhäufer angeichlagen werben follte, wurbe für jede 
völlige oder theilweife Entjegung eines beftehenden Raths durch die Bürger- 
ſchaft, der betreffenden Stadt die Verhanfung, für jede Beeinträchtigung des 
Raths in feiner Amtögewalt Ausſchluß der Stadtboten vom Hanfatage und 
bei verweigerter Remedur Berhanfung gedroht; nicht blos Aufftändifchen, 
fondern auch Mitwiffern, welche die ſchuldige Anzeige unterlaffen, jollte jede 
Hanfeftadt ihre Thore fchließen; unberufene Verſammlung einer Bürgerjchaft 
(tohopesaten) jollte mit dem Tode geahndet werden und ſelbſt Kollektiube- 
ſchwerden mit mehr als 6 Perfonen beim Rath wurden verboten. Damit 
war denn überall der beftehende Rath ſchon feines Beſtehens wegen für eine 
unantaftbare und unabänderlihe Obrigkeit, der Gefammtwille für Alles eher 
als für die Quelle des obrigkeitlichen Rechtes erklärt. 

Eine ganz Ähnliche Umwandlung trat aber bald auch da, wo die Zünfte 
einen größeren ober geringeren Antheil am Stabtregiment hatten, wie in 
Frankfurt, Mlm, Nürnberg, Augsburg, ja ſchon im 15. Jahrhundert auch in 
ben rein zünftig regierten Städten Weft- und Süddeutſchlands ein. Mehr 


1427 aber von Neuem geftürzt war, 1430 die Städte Lübed, Hamburg, Stral- 
fund und Küneburg definitiv Namens der Hanfa die Zunftregierung. In Preußen 
wurben, insbeſondere in Folge der mißlungenen Zunftaufftände in Danzig von 
1878 und 1416, 1385 fogar alle Brübderfchaften der Handwerker verboten und 
1421 und 1422 die Zünfte des Rechtes ber Selbftverfammiung und eines eignen 
Siegeld beraubt. Die gemäßigtfte Verfaffung beftand noch in Hamburg, obwol 
auch bier neben einem ſich felbft ergänzenden Rath die Gemeinde nur in dem 
Kolleg ber „Wittigften® eine Bertretung hatte. Magdeburg, das feine 1380 feft- 
geftellte zünflige Verfafſung bis zu feiner Zeritörung i. 3. 1681 behielt, und die 
von ihm abhängigen Städte, fowie Soeft, Köln und die übrigen Hanjeftädte 
bes Weftens wurden von biejer Reaktion nicht betroffen. Vgl. Barthold, 
Geſch. v. Pommern II. 294—808. 529-536. IV, 1. 82-86. 269 f. 456—461 ; 
Sanfa DO. 224f. III 46. 51. 59. 70f. 81. 82. 104f. Duntze, Geſch. ber 
freien Stabt Bremen IL 253 f. 899f. Burmeifter, die Bürgerfprachen und 
Bürgerverträge der Stadt Wismar ©. 57. 63. Hirfch, Handeld- u. Gewerbe- 
geſch. Danzigs. 
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und mehr mußte das Princip der Wahl dem der SKooptation weichen ober 
wurde zur leeren Form, an Stelle kurzer Amtsperioden trat Lebenslänglichkeit 
der Rathsſtellen oder regelmäßiger Wechſel alter und neuer Räthe, die faktifche 
Mitglievfhaft im Rath kam kaum mehr aus dem Kreife beftimmter Familien 
berans. Der Rath benannte und betrachtete fih als „Obrtgkeit" +), ließ ſich 
„die Herren“ tituliren und bezeichnete Die Bürger ald „feine Bürger", was 
bald wenig mehr ald „Unterthanen" bedeutet. Die Selbftverwaltung der 
engeren politifchen und gewerblichen Körper wurde mehr und mehr beichränkt, 
Bevormundung, PVielregiererei und Polizeifyftem ftiegen höher als je in ben 
Iandesherrlichen Xerritorien‘), an Stelle der öffentlihen Verhandlung der 
Stabtangelegenheiten trat Heimlichthuerei, weldhe das „ewige Hehlen® zum 
Hauptgelöbnig aller Inhaber öffentlicher Funktionen erhob. Die Vollendung 
dieſes neuen ſtädtiſchen Regierungsſyſtems war endlich die Mebertragung ber 
wichtigften Befugniffe des vollen Raths auf zahlreiche Kommiffionen und 
Rathsausſchüffe, die fich zuletzt als ftändige, oft Iebenslänglihe und durch 
Kooptatton ergänzte, in ftrengftem Geheimniß verfahrende Körper für Finanzen, 
Krieg ober dad „Regiment“ überhaupt aller eigentlichen Gewalt bemädhtigten 
und ſchon im 15. Jahrhundert gerade manche auf Zunftverfaffungen gegründete 
Städte, wie Strasburg, Regensburg, Speier, Bajel und Worms, rein oli- 
garchiſch regieren‘). 

Wie verſchieden fi) aber im Einzelnen bie Verhältnifſe geftalteten, bie 
Berbrängung des Princips einer fih dur ihre Organe felbft regierenden 
Dürgerihaft durch das Princip eines obrigkeitlih regierenden Raths war mit 
dem Ende des Mittelalters überall entſchieden. Anftatt des alten Gegenſatzes 
zwiſchen Aktivbürgern und Paffivbürgern trat nun ber Gegenfat von Rath 
und Bürgerichaft im Sinne von Obrigkeit und Unterthanen in ben Border 
grund und die inneren ftädtifchen Konflikte drehten von da an fich weniger 
um das Verhältniß der Bürger zu einander, als um bad Berhältniß bes 
ftaͤdtiſchen Volks zum ftäbtiichen Regiment. 

In großartiger Weife erhob ſich in der ebenjofehr das Alte begrabenden 

4) Der Ausdrud und Begriff der Obrigfeit kommt 3. B. in dem Schieds⸗ 
fprud der Städte Wormd und Strasburg zwilchen ben Bürgermeiftern und breit 
Räthen der Stadt Speter und den Münzern unb Haudgenofien von 1492 (bei 
Schaab, Geſch. ded rhein. Städtebundes, Urkb. Nr. 359 ©. 514) vor, wo es 
(S. 521) heißt, bie Gilde dürfe zwar ferner von ihren Genoffen einen Eid iren 
meister und der gesellschaft ſchwören lafien, aber nur mit der Klaufel: unab- 
bruchlich und mit vorbehalten des rats oberkeit. 

5, Man denke nur an die Luxus⸗, Sitten, Kleider-, Hochzeitorbnungen u. |. w. 
fett dem 15. Jahrhundert. 

6) Bol. über die Oligarchie in Bafel Heusler, Bajel S. 878-892 unb 
Arnold, Freiftädte IL 392— 895; in Speier Arnold 1. c. 358—361; in 
Strasburg (bis 1789 ziemlich unverändert) ib. 382— 385; in Regensburg (1495 
porübergebend unterbrochen) ib. 408 f.; in Worms ib. 451. 
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wie bad Neue aufrichtenden Zeit der Reformation noch einmal der Gedanke 
einer Bollsherrichaft in den Städten. Weil ausnahmslos faft Zünfte und 
Volk der neuen Lehre Huldigten, während die Rathsariſtokratie das alte De 
kenntniß zu erhalten ftrebte, war im Anfange ausnahmslos faft mit dem 
Siege der Reformation die Errichtung eines volksthümlichen Stadtregiments, 
mit der Erhaltung des Katholiclamus die Konfernirung der alten Berfaffung 
verbunden. Allein in der Regel ſchon nad wenigen Jahren erfolgte eine 
politifche Reaktion, welche, während fie das kirchliche Refultat der vollsthümlichen 
Bewegung acceptirte, die ariftofratifche ober oligarchiſche, jedenfalls aber obrig- 
feitlihe Verfaſſung reftaurirte Die Niederlagen ber unter neu errichteten 
Bolleregierungen zuerft einen gewaltigen Aufſchwung nehmenden Hanfeftäbte 
in ihren nordifchen Unternehmungen, die Hinrichtung Wullenwebers in Lübeck 
und die damit verbundene Reaktion in den übrigen Seeftäbten?); die Wieder- 
berftellung der vorübergehend erjchütterten Rathsariſtokratie in den preußiichen®), 
rheiniſchen ), fübdeutichen Städten; die vom Kaifer bei Ginführung des 
Interims gewaltfam erzwungene Abichaffung der Zunftregterungen in Augs- 
burg (1548), Ulm und fonft in Schwaben; die enblihe Verdrängung ver 
Volksherrſchaften durch Oligarchien jelbft in den größeren und kleineren Städten 
der Schweiz, in Zürich, Bafel, Bern’); die Unterbrüdung und der Charakter 
der politifch-religiöjen Schwärmerfekten der Wiebertäufer in Thüringen und 
Münfter: dies Alles ftellte ed außer Zweifel, daß die Reformation mit der 
religiöfen Selbftbeftimmung die bürgerlihe Selbftverwaltung nicht zurüd: 
führen, fondern vielmehr ſelbſt das obrigkeitliche Princip in außerorventlichem 
‚Stade verftärken follte. 

Seitdem befeftigte fih in den religisjen Wirren des Jahrhunderts mit 
ber Anerkennung des jus reformandi und dem obrigfeitlichen Kirchenregiment 
und mit dem Erkalten des öffentlihen Sinns die Rathsobrigkeit, bis feit dem 
Ausgange des 30jährigen Krieges felbit die Verſuche, eine Gemeinheitöver- 
fafjung zurüdguführen, aufhörten, ja ſelbſt die Vorftellung einer joldden ſchwand. 
Bon da an wurde bei fteigender Verfnöcherung und Erftarrung der Stabt- 
verfafjungen der Rath eine ganz gewöhnliche Obrigkeit ober das gefügige 

) Namentlih in Straljund 1536; auch in Roftod und Greiföwald. Vgl. 
Barthold, Gef. v. Pommern IV, 2. ©. 250—299. Ueber die Unruhen von 
1522 u. 1528 ib. ©. 136 f. 

8, Befonderd in Danzig und Königsberg. Bol. den Aufiag v. Töppen in 
Schmidt's Allg. Zeitſchr. f. Geh. VL 496 f. 

9) Ueber die Revolution v. 1512 und die Neftauration v. 1513 in Speier 
und die Revolution v. 1513 und Reftauration v. 1514 in Worms ſ. Arnold IL 
358. 859. 484. 

0) Vgl. über bie demokratiſchen Verfafſungen v. 1521 u. 1529 u. die Real. 
tion v. 1533 in Bafel Heudler ©. 415f.; über das oligarchiſche Familien⸗ 
regiment in Zürich nah 1581 Bluntſchli IL 1f. 
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Organ einer Höheren Obrigkeit. Faſt völlig hörte ber Einfluß der Bürger- 
haft anf die Beſetzung der Rathöftellen auf"). Die echten Dinge der ge- 
fammten Bürgerjchaft wurden nicht mehr berufen. Ihre Stelle vertrat in 
manden Stäbten ein großer ober Aufßerer Rath, der nunmehr auch ſelbſt die 
Bürgerfchaft oder die Gemeinde genannt wurde: auch er aber war entweder 
eine unwejentliche, nur felten befragte Scheinvertretung, oder er nahm, indem 
er nicht mehr Frei gewählt, ſondern entweder aus den ebenfalls mehr und 
mehr oligarchiſch gebildeten Zunftvorftänden und Zunftausſchüſſen zuſammen⸗ 
gefeßt ober nom regierenden Rath beliebig ernannt wurbe ober endlich ſich 
ſelbft ergänzte, ſelbſt den Charakter einer der Bürgerjchaft gegenüber abge- 
ſchloſſenen obrigkeitlichen Behörde an. Bon verantwortlicher Amtsführung 
und Rechnungslegung des Raths gegenüber ber Bürgerfhaft war nicht die Rede, 
hoͤchſtens der Landesherr forderte fi. Den Formen entſprach der Inhalt, und 
Bürgeritolz, Gemeinfinn und weiter Blick entſchwanden Herrichenden wie Be 
errichten. 

& war erflärlih, daß im Geifte einer ſolchen Zeit die politiiche Bafls 
der Stabt als foldher und der Einzelrechte in ihr mehr und mehr einer privat- 
rechtlichen Auffaffung und Behandlung anbeimfiel. Deffentliches Recht und 
öffentlicher Stun koͤnnen nicht getrennt gebacht werben: wenn bad Gemein- 
intereffe vom Egoismus, der Ehrgeiz vom Cigennuß abjorbirt wird, ift die 
Hervorkehrung der nußbaren Seite aller dffentlichen Rechte die nothwendige 
Folge. So trat auch in den Städten an Stelle des genoffenfchaftlich geglie- 
derten bürgerlichen Gemeinwejend eine nach Privilegskörperſchaften geglieberte 
Privilegskörperſchaft, in weldher engherzige Abſchließung nach außen, privatrecht⸗ 
liche, nur mit Rückficht auf die durch die Mitglienfchaft oder das Amt be 
dingten Vortheile eingerichtete Geftaltung nach innen das Recht beftimmte. 
Eine folde Privilegskörperſchaft ſchien vor Allem jet die Stadt in ihrer Ge- 
fammtheit zu fein, bedingt nnd beftimmt durch das Privileg zum Alleinbetrieb 
pon Handel und Gewerbeie). Ungleich wichtiger als alle Autonomie und 


11) Daß bie Bürgerfchaft den Rath felbft zu wählen hatte, kam nur noch in 

einigen Heineren oberfhwäbifchen Reichßftädten, 3. B. in Reutlingen und Gemünd, 
vor. Kür Kooptation präfumirt aud das Pr. A. R. II, 8 8 122. 

2) Man ngl. 3. B. Bair. Landesordn. v. 1516 und Revers bed Kurf. Joachim 
von Brandenburg b. Eichhorn, R. &. 8 544 Note d. Braunſchw. Landt. Abſch. 
v. 1710 art. 106—116; v. 1770 art. 75—78. Medienb. Erbgrundvgl. v. 1755 
art. XII f. Kreittmayr, Anm. zu Bair. Landr. V. c.25 81f. Pr. A. L. R. 
I, 88 86u.108: „Stadtgemeinden haben bie Rechte prinilegtirter Korporationen”. 
Daher findet noch Runde, D. P. R. 8 423 das Wefen einer Stadt In „zunft- 
mäßiger Betreibung bürgerlicher Nahrung unter Aufficht eines ordentlichen Stadt⸗ 
magiftrats", wogegen das Recht zu bürgerlicher Nahrung ober einem Zweige der- 
felben unter Auffiht eines Beamten oder Gerichtsherrn den Charakter eines 
Zledend ausmachen fol. 
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Selbftverwaltung fhien ihr das Recht, innerhalb der Bannmeile ben Laud- 
bewohnern die bürgerliche Nahrung zu verwehren. Das Bürgerrecht des Ein- 
zelnen ftellte fih naturgemäß als Antheil an diefem Privileg, mithin als nutz⸗ 
bare Gerechtigkeit dar:). Sein Inhalt war nun vornemlich noch, von dem 
Mitgenuß des Bürgervermögens und ber Fähigkeit zu Hffentlihen Aemtern 
abgejehen, die Befugniß, einen bürgerlichen Nahrungserwerb (Handel, Hand- 
wert oder Bierbräu) zu treiben, beziehungsweife in eine dazu legitimirende 
Zunft zu treten ober ein bazu legitimirendes Grundſtück (bei Realgewerbe- 
rechten) zu erwerben. Weil ed den Nutzen, den das Bürgerrecht den einmal 
inforporirten Bürgern abwarf, nicht zu fchmälern galt, wurben die Aufnahme 
bedingungen erſchwert, das Bürgerredhtögeld in fteigender Progreifion erhöht 
und endlih als eine wahre Kauf ſumme betrachtet, Bürgerfinder oder die, 
welche Bürgertöchter oder Bürgerwittwen heiratheten, außerordentlich bevorzugt, 
Vermoͤgensnachweiſe gefordert, endlich Fremden oft der Erwerb des Bürger 
rechts geradezu unmöglich gemadt. Dem Bürgern gegenüber mehrte fidh bie 
Zahl der Schugverwandten oder Beifaffen, die auch ihre geringere Theilnahme 
am, Privileg immer theurer erfaufen und die Laften mittragen mußten. Ganze 
Borftädte oder Beiorte fanden oft im Beijaffenverhältnig. Aber auch die 
Aufnahme in dauerndes Schutzrecht beichränfte man und frembe Einwohner 
oder auf Zeit zugelaffene fogenannte Zettelbürger fanden fich zahlreich in allen 
Städten. In ſich felbft war die privilegiirte Bürgerfchaft wieder nach dem 
Geſichtspunkt des Privilegg und der mußbaren Gerechtigkeiten gegliedert. 
Häufig unterfhied man großes und kleines Bürgerrecht (jus civ. plenum und 
minus plenum), wovon leßtered nur zu gewiffen unzünftigen Danthierungen 
befugte. Unter den Großbürgern erſchien wieder das Vorrecht eines etwaigen 
Patriciats, einer Altgemeinde ober einer erbgefeflenen Bürgerjhaft unter privat 
rechtlichen Geſichtspunkten. Endlich aber warb die ganze Gliederung der Bürger 
nach Zünften, Aemtern, Gilden, Gaffeln, Kompagnien oder wie die altbürger- 
lichen, Taufmännifchen, gewerblichen ober die neuen rein politiſchen Körper fid) 
nennen mochten, zu einem förmlichen Syftem von Privilegskörperſchaften, in denen 
Mitgliedſchaft und Verfafjung durchaus durch das Privileg bedingt und beftinmt 
wurden’), Was war erflärlicher, als daß endlich die ftähtiihen Aemter 
felbft als nutzbare Gerechtſame erfchienen? Die mit den Ratböftellen ver- 
bundenen Nutungen und Gefälle, der Antbeil am Rathskeller und Rathswein, 
bie oft ufurpirte ausschließliche Benutung bes geradezu als Rathseigenthum 
aufgefaßten Stabtgut3 und Stabtfedlels, der Nießbrauch von Stabtländereien, 
Stabtjagden u. ſ. w. ſchienen den Charafter des Amts zu beftimmen. “Der 


18) Bol. 3. B. Emminghaus, de adquisitione et resignatione juris ci- 
vitatis. Jena 17538. Hommel, de adquir. vel amitt. jure civ. Hamburgensis. 
Lips. 1777. Pufendorf, de adquir. et amitt. eivitate, in Obs. jur. univ. I. 
Obs. 80. Runde, D. P. R. 3 443 — 458. 

) Bol. unten $ 685. 
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Rath ſelbſt wurde fo zu einer privilegiirten Korporation der Inhaber einer 
fixirten Anzahl nußbarer Stellen. Bon neuen Rathöherren forberte man Ein- 
auf, in manden Stäbten bildete fih, wie unter den zwanzig Ratböfamilien 
Nürnberge, ein förmliches Erbrecht in die Rathöftellen und felbft in die An- 
wartichaften aus. Und traten oligardhifche Ausichüffe und Kommiffionen über 
ben Rath, fo wurben aud fie privilegiirte Korporationen mit gejondertem 
Intereffe. Die Auffaffung aller Behörben als ftäbtifcher Organe wi jo mehr 
und mehr einer Auffaffung, nad welcher fie der Gegenfaß der Bürger und 
durch den Befig wohlerworbener Privilegien vor ihnen bevorzugt waren'*). 

I. Trieb jo die innere ſtädtiſche Entwicklung das ftäbtifhe Gemeinwejen 
auseinander, fo mußten um fo leichter die von außen gegen die Stabtfreiheit 
gerichteten Angriffe von Erfolg fein, es mußte endlich felbft das non den 
Sürften den Städten zugefügte Unrecht zu innerem Rechte werben. 

Die Niederlagen ber Stäbte im 14. unb 15. Sahrhundert hatten nur 
über Reichöunmittelbarkeit oder Kanbjäffigkeit entſchieden. Auch die Landſtädte 
aber blieben freie Gemeinwejen, welche nur aus der Reichseinung in bie von 
den Landftänden dargeftellte, einer Landeshoheit unterworfene Yandesgemeinde 
traten. Selbft das 16. Sahrhundert hindurch Außerte fi in der Mehrzahl 
der Städte die Landeshoheit lediglich in einer allgemeinen Beitätigung des 
Stadtrehts, in dem Anfpruc auf Hulbigung und auf Entrichtung ber ſchuldigen 
oder übernommenen Beben. Seit der Erhebung der Landeshoheit zur Obrig- 
feit des Xerritoriums aber mußte fich dies ändern. Nunmehr wurde Reichs- 
unmittelbarkeit ober Lanbfäffigkeit zugleich das Kriterium für die Freiheit und 
Selbftändigfeit der Stadt. Die reihsunmittelbaren Städte wurden ſelbſt 
Territorien. Indem ihnen der weitphäliiche Friede zugleich mit dem bis dahin 
ftreitigen votum decisivum landeshoheitliche Rechte für ihr Gebiet zuficherte !6), 
bildeten die von da bis 1808 im Befit der Reichsſtandſchaft und Landeshoheit 


15) Man vgl. über das innere Leben der Städte nach ber Reformation 
Bartbold, Städtewefen III u. IV.; über das Stäbteleben des 18. Jahrh. auch 
Biedermann, Deutſchlands polit., materielle u. ſociale Zuftände im 18. Jahrh. 
Leipzig 1854. S. 172—178 u. 182—189. Wie felbft in den Heinften Städten 
fih eine völlige Dligarchie entwidelte und jede Spur der Gemeindefreiheit zu 
Grunde gieng, kann man beifpieläweife aus ber Schilderung Hanffend von dem 
Kommmalweſen der Stadt Burg auf Fehmarn feit dem 17. Jahrh. (S. 140151) 
erfehen. Der Rath begieng hier die niebrigften Betrügereien, ftedte die Steuern 
ein, zehrte auf Stabtloften und ufurpirte dad Stabdtfeld; „bei allebem aber wur⸗ 
den bie Bürger vom Mathe mit unverfchämter Ungeftümigkeit und Verachtung, 
wie von großen Prinzen, behandelt. Die jpäter eingeführten Bürgerdeputirten 
wurben nicht einmal frei gewählt, fondern vom Rath aus Präfentirten ernannt. 
Sie hatten Feine Ahnung von ihrer Stellung und erfchienen nur als willenlojer 
Appendir ded Magiftratd. Ib. ©. 144. 145. 

16) Instr. pac. Osnabr. art. V. $ 29. VIII. $ 4. 
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gebliebenen (zulegt 51) Städte nicht mehr eine Ausnahme von der Obrig- 
fettöverfafjung, jondern nur von der Nepräjentation der Obrigfeitsidee durch 
einen Fürſten. Cinige wenige von ihnen machten dann bekanntlich auch bie 
Wandlung der Landeshoheit in Souveränität mit. Beftritten war freilich 
unter den Publiciften, wer der eigentliche Inhaber ber Landeöhoheit fei, ob 
der Rath ober die Bürgerkorporation. Den reichsunmittelbaren Stäbten 
gegenüber waren die Landſtädte, weil der Landeshoheit unterworfen, nad der 
neuen Theorie von der im princeps foncentrirten Staatsallmacht ohne eigne 
ftaatlihe Bebeutung. Die wenigen Städte, welche diefer Theorie zum Troß 
bis über das 17. Jahrhundert hinaus auch unter der Landeshoheit die Stellung 
jelbftändiger politifher Körper wahrten, wie Braunfchweig, Erfurt, Leipzig, 
Roftod, Wismar, Stralfund u. |. w., galten daher ben Puhliciften als Ano- 
malien, über welche fie fih mit der Annahme einer Mittelgattung zwijchen 
Reihe» und Landitädten hinweghalfen!”). Sn der Regel wurde dagegen die 
Theorie, wenn auch langſam und oft unvollitändig, in die Praris umgejeßt 
und das ftädtifche Gemeinwejen in einen Staatsbezirk verwandelt, in welchem 
ber Rath im Namen bed Landeöherrn die ihm übertragenen obrigfeitlichen 
Funktionen übte. 

Im Cinzelnen fällt die Unterdrüdung der Autonomie und Gelbitver- 
waltung in den lanbjäfligen Städten im Weſentlichen mit der Unterbrüdung 
der landſtändiſchen Berfaffungen zufammen, indem mit diefen bei dem immer 
jhwächer werdenden Schuß der Reichsgerichte das letzte Mittel der Abwehr 
fürftliher Willkür fortfiel. Wo daher die Landftände früh und vollftändig 
unterlagen, gieng aud früh und vollftändig das ſtädtiſche Gemeinwejen 
zu Grunde. Nirgend vielleiht war dies in jo hohem Grade der Fall, als 
in der Mark Brandenburg und fpäter in Preußen, wo die Hohenzollern von 
Anbeginn ihrer Herrſchaft an Stände und Städte befämpften. Deutlich tritt 
bad von da an unabläflig verfolgte Ziel der Hinabdrüdung der Stadtorgane 
zu obrigfeitlihen Unterbeamten, der Städte zu Polizeibezirfen ſchon in ber 
Handlungsweife des Kurfürften Friedrich I. gegen Berlin zu Tage, indem er 
bet Gelegenheit eined Streits zwiſchen Handwerkern und Rath i. 3. 1441 
den Rath zur Niederlegung feines Amtes zwang, Bürgermeifter und Rathleute 
an beffen Stelle felbit ernannte, für die Zukunft Beitätigung der jährlich ges 
wählten Rathmannen durch den Landesherrn oder ben oberiten Hauptmann 
der Neumark und, wenn die Gewählten nicht genehm, beliebigen Erjaß der⸗ 
felben anordnete und endlih alle Bündniffe und Verſchreibungen der Stadt 
ohne Iandeöherrliche Genehmigung für unkräftig erklärte. Gleichzeitig mußte die 
Stabt dad Geriht und die Ernennung ber Richter dem Fürften überlaffen, 
während fie die Schöffenwahl zwar behielt, aud die Schöffen aber ihr Amt 
in des Kurfürften und der Herrſchaft Namen verwalten mußten. Aehnliche 


ın) Struben, Nebenft. L Nr. 5, 8 15. Eichhorn, R. ©. 8544 Note e. 
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Beichräntungen wurden, nachdem in der zweiten Hälfte des 15. Sahrhunderts 
bie vom Adel verlaffenen und mit ihm wie mit dem Fürften beſonders durch 
Steuerfragen vielfach entzweiten Stäbte mehrfache Niederlagen erlitten hatten, 
durch den Spruch des fländifchen Gerichts v. 1488 auf alle märkiſchen Städte 
ausgedehnt. Ste wurden unfreiwilliger Befteuerung unterworfen, bie Raths⸗ 
bejegung wurde überall von Herrfchaftlicher Betätigung abhängig gemacht, die 
Stadtgerichte den Herren übertragen, bie Handwerkögilden und Stäbtebünde 
faffırt, die Städte zu Gehorfam tn landichaftlihen Dingen verpflichtet. Nicht 
ohne Grund Tonnte daher fchon 1490 der Kurfürft ganz allgemein bie ftäbti- 
Ihen Räthe als feine Räthe bei der Regierung gegen die Gewerke fchirmen 
und handhaben zu wollen erflären!*). Die Nachfolger, bejonderd auch der 
große Kurfürft, jchritten in der Mark wie in den fibrigen Provinzen auf 
diejem Wege fort, bis das Syſtem unter dem Könige Friedrich Wilhelm I. 
feinen Höhepunkt erreichte. Unter ihm wurden faft alle Magiftrate von ben 
öniglichen Kammern oder unter ihrem Einfluß eingeſetzt; keine Pachtung über 
10 Thaler durften die Städte ohne Genehmigung eingehen; das Stadtver⸗ 
mögen wurde zulegt als Staatsgut behandelt und Tontrolirt, ja es wurden 
wirklich bie ftäbtifchen Verwaltungsüberſchüſſe in die königlichen Kaffen abge 
geführt und in Kleve und Mark von 1716 am den Töniglichen Steuerbehörben 
die Führung des ganzen ftäbtiichen Haushals „cum onere et commodo“ über. 
tragen; in Berlin wurde die Polizei dem Magiftrat genommen und über das 
Örundeigentbum und die Bauten der Stadt völlig nad Belieben durch koͤnig⸗ 
liched Dekret verfügt. Hatten in neu gewonnenen Landestheilen die Städte 
eine freiere Stellung, fo gieng man bald (wie 1752 in Soeft) auch dagegen 
vor. Die Nachfolger wanbelten anf bemfelben Wege weiter: es ift bekannt, 
dat Friedrich d. Gr. die ausgebienten Unterofficiere als Bürgermeifter in bie 
Städte ſchickt. Auch begann fchon jetzt die Regelung der ſtädtiſchen Abmini- 
ftration durch allgemeine Verordnungen für die ganze Monarchie und die 
Sudt nad Uniformirung. Die vollftändige Städteorduung, welche endlich 
durch das preußiſche Landrecht gegeben wurde, feßte zwar in vielen Beziehungen 
Recht an Stelle der Willkür: ihre Auffaffung der Stadt aber ift darum nicht 
weniger die von ihren Auswüchlen und Webertreibungen gereinigte Auffaffung 
des abjoluten Berwaltungsftants. Denn in Allem ift nad) dem Landrecht bie 
Stadt nichts als eine Stantsanftalt, welcher der Staat zur beiferen Erreichung 
des Staatszweckes die Eigenfchaft einer „privilegiirten Korporation“ beigelegt 
hat. Es werden daher alle Rechte und Befugnifje der Städte auf ftaatliche 
Berleihung zurüdgeführt'). Die Stadtmagiftrate werden ald Organe ber 


18) Bol. Fidicin, Regeften Nr. 126. 872. 378. 408. ©. 180f. Raumer, 
Ced. dipl. Brandenb. contin. I. ©. 158f. II. ©. ATf., bei. Rr. 80. 6658, 
63. 64. 71. Riedel, Cod. dipl. VI. ©. 384 f. 431 f. 

9) Pr. A. L. R II, 8 8 13: Das Bürgerrecht befteht in dem Snbegriffe 
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Landesobrigkeit behandelt, welche vom Landesherrn, beziehungsweije bei mittel- 
baren Städten vom Gerichtäherren zu beftellen ober doch, wenn dem Magiftrat 
oder der Bürgerjhaft das Wahlrecht „beigelegt" fein follte, zu betätigen find, 
immer aber Eraft eines Staatsauftrages handeln und dem Staate Rechenſchaft 
Ihulden?). Die innere Gemeindeverfaffung wirb einer gewöhnlichen Gejell- 
ſchaftsverfaſſung gleichgeftellt und deshalb auf dieſe verwieſen?). Don einer 
Autonomie tft Feine Spur vorhanden, indem Statuten, weldhe die äußeren 
echte ber Gemeinde oder die Privatrechte ihrer einzelnen Mitglieder beftimmen, 
nur als Staatsgeſetze möglich, die auf bie innere Einrichtung und Polizei 
der Gemeinde bezüglihen Gemeindebeſchlüſſe aber erft nach Iandespolizeilicher 
Prüfung und Genehmigung für die Gemeinde und deren Mitglieder verbind- 
lich jein follen®). Die Selbftbeitenerung wird an Staatöbewilligung ge- 
bunden”). Das Stadtvermögen endlich wirb zwar nicht als Staatögut be- 
handelt, feine Verwaltung aber ftrenger Staatsaufficht unterftellt, die Form 
ber Verwaltung und bie Art der Verwendung vorgeichrieben und überwacht 
und indbefondere über das Kämmereivermögen Feine erhebliche Verfügung weder 
des Magiftrats noch der Bürgerſchaft ohne obrigkeitlihe Prüfung und Ge 
nehmigung zugelaflen**). 

Dem fo in Preußen erreichten Ziel ftrebten mit mehr oder minder voll- 
ftandigem Erfolge alle beutichen Landesherren zu. Kam ihnen hierbei bie 
wachfende eigene Macht, befonders das feit der Einrichtung der ftehenden Heere 
geübte Befagungdrecht ebenjofehr zu Hilfe, wie das Spießbürgerthum der Ge- 
meinben, jo waren auch bier die juriftiihen Theorien der Zeit ein wichtiges 
Mittel, um die fattiichen Veränderungen in das Rechtsbewußtſein einzuführen. 
Die Lehre von dem alleinigen Geſetzgebungsrecht des Staats, dem gegenüber 
Statuten nur den Werth von Verträgen haben Zönuten*), von der durch ein 
Korporationdorgan hoͤchſtens in Folge einer Delegation audzuübenden allum- 
faffenden Ianbeöherrlichen Polizei, von der durch die Sukordination unter die 


aller Borzüge und Befugniffe, welche den Mitgliedern einer Stabtgemeine vom 
Staate verliehen find. Dazu $ 25—41. 72— 77. 86. 87. 108. 

2) A. L. R. 1 c 8 119—187. 166175. Bgl. $ 104 u. 148. 

21) A. K. R. 1 c 8 108—114. Auch die „Repräfentanten“ einer Stabt- 
gemeine werden ben Gejellichaftsrepräfentanten gleichgeftellt. 

22) A. L. R. I. & 8 116 -118. 

23) A. L. R. J. c. 8 38. 

A) MEN. 1 c 8 188—158 Dagegen ſoll das Bürgervermögen nad) 
den Negeln des gemeinfamen Eigenthums behandelt werben unb ber ftaatlichen 
Aufficht nur wie das Vermögen anderer Korporationen unterliegen. $ 159 —165. 

25) Bol. 3. B. Riccius, von GStadtgefegen I, 1. $ 1. I, 2. ©. 329. 
3.9. Böhmer, de natura statutorum, quae in civitatibus provinc. conduntur, 
eoremque obligandi prineipiis. Hal. 1721. Horn, de confirmatione statutorum 
per superiorem. Wittenb. 1787. Mofer, von der teut. Unterth. Rechten und 
Pflichten S. 196, 
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Obrigkeit dem Princip nach begründeten Ernennung und Betätigung ber 
Beamten, der Superrevifion der Rechnungen u. f. w., von der Vormund⸗ 
haft des Staats über juriftiihe Perfonen und endlich von einem Alleineigen- 
thum, Miteigentfum oder mittelbarem Eigenthum des Staats am Korpora- 
tiondgut wurden in immer audgebehnterem Make auch auf die Stäbte ange- 
wanbt?*). Entgegenſtehende Verträge oder Reverſe befeitigte man auch hier 
mit dem Safe salus publica suprema lex, mit der Theorie von ber Wider: 
ruffichkeit der Privilegien und auf ähnlichen Wegen. 

Die lebte Konfequenz diefer Richtung zogen endlich die unter dem Einfluß 
der franzöfiichen Revolution erlaffenen Geſetze, indem fie die Refte des ftäbti- 
chen Gemeinweſens dur einen ſtaatlich abgegrenzten und von emannten 
Staatödienern mit unfelbftändigem Beirath von Ausihüffen regierten Ber- 
waltungsbezirk, das Stadtbürgerrecht durch das ärtlich beftimmte und aus. 
geübte Staatsbürgerrecht erjeßten, in privatredhtlicher Beziehung aber eine un- 
jelbfländige und künſtliche Perfönlichkeit der Gemeinde Tonftruirten. 

Glücklicherweiſe indeß wurden diefe in Frankreich dauernd flegreichen 
Theorien in Deutichland felten voll verwirklicht. Die mittelalterliche Stadt⸗ 
freiheit konnte freilich nicht wieder erftehen und hat nur in einzelnen Rändern 
mehr in Folge eines Zurüchleibens Hinter der Gefammtentwidlung ald wegen 
eines vorgefchrittenen Rechtsbewußtſeins unfere Tage erreicht (3. B. in Roftod 
und in den rıffiichen Oftſeeprovinzen). Ebenſowenig aber Tonnte Die in den 
Rheingegenden und zeitweife in ber Schweiz und in Baiern eingeführte fran- 
zöftiche Municipalverfaſſung auf deutihen Boden dauernd Wurzel fchlagen. 
Vielmehr trat bereits feit den erjten Anfängen des neuen Aufſchwungs bes 
öffentlichen Geiftes in Deutſchland vor Allem in den Städten eine feitdem 
fiegreich fortgejchrittene Richtung hervor, welche bei aller Anerkennung bes 
Charakters der Kommune ald Gliedes des Staatdorganismus doch in ihr zu- 
gleich einen felbftändig Tebenden Organismus, ein politifches Gemeinweſen 
erblidt unb die Herftellung ber Harmonie zwifchen dem eigenen Recht 

6) Bol, Cramer, Weblar. Nebenft. VIL1f. Struben, Nebenft. I. 453 f.: 
von den Hoheitörechten mittelbarer Städte. Barthold, Städtewefen Bd. IV.; 
Geſch. v. Pommern IV, 1. S. 139 f. 406. IV, 2 ©.8f. Gönner, D. St. 
N. 8 76. Klüber, Def. R.8 334. Eichhorn, R. ©. 8544. Mittermater, 
Arch. f. eiv. Prar. XXII. 77f, Zachariä, D. St. RL 565Ff. — Im Ein- 
zelnen vgl. man noch: über die Pflicht zur Ertheilung des Bürgerrechte Struben, 
rechtl. Beb. TU, 5. ©. 55. Cramer, Wepl. Nebenft. II. 152: ob die Aufnahme 
zum Bürger bloße Polizeifache fei? (Freie Entſcheidung bed Raths nach Roftoder 
Stabtr. I, 2 $ 1). — Ueber Die Konkurrenz ber Landesherrn bei Ertheilung bes 
Bärgerrechts Hanneſen, de statu civitatis ejusque juribus. Gött. 1751. — 
Ueber den Grundfab „Huldigungdeib über Bürgereidb’ Ayrer, de abusu jura-- 
mentorum e republ. proser. Sect. I. $ 16. ©. 69. — Ueber die Reviflon der 
ftäbtifchen Rechnungen S. Stryd, de jure principis circa rationes civitatis. 
Hal. 1699. Struben, Webenft. I. 458. 
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bed Staats und dem eigenen Recht der Gemeinde ald Aufgabe der Ge 
jeggebung betrachte. In großartigfter Weile erfaßte diefen Gedanken die 
preußiihe St. O. v. 19. November 1808. Derjelbe Staat, in weldem 
bie Stadtfreiheit am tiefften gejunfen war, erhob bier zuerft die Stabt 
wieder zum jelbitändigen Gemeinwejen. Nicht unpafjend ift von dem lir 
heber dieſes Geſetzes, dem Freiherrn v. Stein, gejagt worden, daß er mit 
mehr Recht den Namen des deutfchen Stäbtegründerd verdiene ald Heinrich I.! 
Weit blieb freilich die praktiſche Ausführung binter dem Gedanken des 
Geſetzes zurück und weder die an den Polizeiftant gewöhnten Verwaltungen, 
noch die fpäteren Städteordnungen Preußen und der übrigen beutfchen 
Staaten”) erhoben fih zu ber Höhe, auf welder jenes Geſetz inmitten 
feiner Zeit fteht. Allein in dem einen oder andern Punkte errang doch 
überall in ben Städten, fo jehr die obrigfeitliche Auffaffung der Gemeinde 
im Bordergrund blieb, der neue Gedanke Geltung. Die Bewegungen der 
Sabre 1848 und 1849 brachten dann auf diefem Gebiet das Verlangen nach 
größerer Freiheit; doch fehlten die zablreichen Gemeindegefete diefer und ber 
folgenden Jahre darin, daß fie, wenn fie gleih in Berwaltungsfragen ber 
Gelbftändigkeit der Gemeinden vielfach Rechnung trugen, doch durch Unifor- 
mirungsfucht und Vorliebe für willfürlihe Konftruftionen die Selbftbeftimmung 
der Gemeinden hinfichtlih ihrer Lebensform allzufehr einfchnürten und ver 
fümmerten. Seitdem folgte faft überall eine Reaktion, welche vor Allem die 
Landgemeinden, gleichzeitig indeg auch die Städte betroffen hat. Dagegen ge- 
hören dem legten Sahrzehnt wieder erhebliche Fortſchritte an und insbeſondere 
beginnt man neben der Selbitverwaltung auch eine gewiſſe Autonomie ber 
Gemeinde wieberherzuftellen. Allein dies Alles find erft Anfänge Und von 
einer principiellen Anerkennung der Stadt als eines felbftändigen Gemein⸗ 
weſens mit eigener Rechtöperjönlichkeit find gerade die neueſten Städteorbnungen, 
befonders in Preußen, ſehr weit entfernt. Ja es fcheint, als neigte die nenere 
Geſetzgebung wieder zu dem gefährlichen Syſtem, den Stäbten zwar im Ge- 
biete der Bermögensverwaltung große Freiheit und Selbftändigfeit einzuräumen, 
dafür aber ihre fittlichen und politifchen Aufgaben um fo fhärfer zu ignoriren 
und in diejen Beziehungen eine bloße Lofalanftalt des Staats in ihr zu er- 
blicken. Dies wirb fi) und ergeben, wenn wir die Ortsgemeinde, wie fie 
burch die Gemeindeordnungen unſeres Jahrhunderts gefchaffen ift, hinſichtlich 
der in ihr enthaltenen genoſſenſchaftlichen Elemente zuſammenfaſſend betrachten. 


5 57. Die Drtögemeinde nach ben Gemeindeordnungen des | 
19. Jahrhunderts. 
Die neueren deutſchen Gemeindeorbnungen!) haben die politifde Ort& 
gemeinde als ein feinem Wejem nach überall gleiches, einheitliches Inſtitut 


7) Vgl. die erfte Note zum folgenden $. 
ı) In Preußen war die ältefte allgemeine Gemeindeordnung im Allg. 
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von oben ber organifir. Der principielle Unterſchied zwifchen Stäbten und 
Landgemeinden ift daher fortgefallen. Es ift freilich richtig, dab, während 
viele Gemeindegejeße nur Eine Gemeindegattung Tennen ober ohne Rüdficht 
auf den ftäbtifchen oder Ländlichen Charakter des Orts lediglich nad der Ein- 
wohnerzahl mehrere Gemeindeflaffen bilden, andere Gejeßgebungen (wie 3. B. 
die zur Zeit geltende preußifche) nad wie vor an den Unterſchied ber Städte 
und Landgemeinden wichtige Rechtöfolgen bezüglich Zufammenfegung, Berfaffung 
und rechtlicher Bedeutung fnüpfen: allein der Begriff der Ortögemeinde als 
ſolcher ift doch heute überall derjelbe und kommt nur unter verichiebenen Ber- 
bältniffen in verfchiedener Weile zur Erſcheinung. 


Landr. Th. II. tit. 7 u. tit. S enthalten. Die Beftimmungen dee tit. 7 über 
die Dorfgemeindeverfafjung gelten in den ſechs öftlichen Provinzen zum großen 
Theil noch Heute. Für die Städte der öftlichen Provinzen ergieng die St. O. 
v. 19. Nov. 1808 und bie revid. St. O. v. 17. März 1831. In BWeftphalen 
und der Rheinprovinz galt franzöfifches Municipalſyſtem, bis bie rhein. Gem. 
D. v. 28. Zuli 1845 und bie weitphälifhe &. G. D. v. 31. Oct. 1841 nebft 
einem Geſetz über die Gemeindeverfaffung in Weftphalen d. eodem erlaffen wurden. 
Alle diefe Gefepe bob die Gem. DO. v. 11. März 1850 auf, welche, unter Auf- 
bebung aller Unterfchleve von Stabt und Land, nur Gemeinden mit mehr und 
mit weniger ald 1500 Einwohnern kannte. Im Beginn der Ausführung durch 
Gef. v. 24. Mai 18693 aufgehoben, ift diefe Gem. O. nunmehr durch drei voll- 
ftändige Stäbteordnungen — f. die 6 öftl. Prov. v. 80. Mat 1858, f. Weftphalen 
v. 19. März 1856, f. d. Rheinprovinz v. 15. Mat 1856 — und eine vollftändige 
2. G. ©. f. Weftphalen v. 19. März 1856 erſetzt. Dagegen tft für die Städte 
Neuvorpommerns ihre herkömmliche Verfaffung durch Gef. v. 81. Mai 1853 an- 
erfannt, für bie Landgemeinden ber Rheinprovinz die &. O. v. 28. Juli 1845 
unter mehrfachen Zufäpen und Abänderungen durch Geſ. v. 15. Mai 1856 reak⸗ 
tivirt, für die Landgemeinden der öftlichen Provinzen durch Gef. v. 14. April 
1856 Alles beim Alten gelaffen, indem nur für die Bildung ber Bezirke, bie 
Form ber Gemeindebefthlüffe und bie Beftenerung ber Staatsdiener einige zwin- 
gende Vorſchriften ertheilt find, im Uebrigen aber eine neue Regulirung des 
Stimmrechts, der Abgabenvertheilung und die Bildung einer &emeindevertretung 
durch Ortöftatut unter Aufftellung fubfidiärer Normen ermöglicht wird. — In 
Hohenzollern- Hechingen gilt Die & &. O. v. 19. Oct. 1841 unb befondere Stadt: 
ordnungen, in Hohenzollern» Sigmaringen bie ©. D. v. 6. Juni 1840 und daß 
Pürgerrechtögefeg v. 5. Aug. 1887. Bon den neuen Landestheilen bat bie Stabt 
Frankfurt a. M. am 25. März 1867 (©. S. ©. 401) ein neued Gemeindever⸗ 
faffungsgefeg erhalten, während für die Landgemeinden v. Schleswig. Holftein 
das Gef. v. 22. Sept. 1867 (&. ©. S. 1608) erfchtenen tft, welches bie befte- 
henden Gemeinbeverfaffungen als Grundlage anerkennt und nur über ihre Zort- 
bilbung und ihr Verhältnis zum Staat eingreifende Beftimmungen enthält. Im 
Uebrigen beftehen die biäherigen @emeinbeverfaffungen überall noch fort. Insbe⸗ 
fondere gift im Regierungsbezirk Kaffel die kurheſſiſche Gem. O. v. 23. Oct. 1834. 
In Raffeu, wo bis 1848 die als unübertreffliches Mufter des franzöſiſchen ftaats- 
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Sehr ungleich ift burch die Geleßgebung der verfchiebenen deutſchen Staaten 
und Provinzen bad innere und äußere Recht der Ortsgemeinde geftaltet. Mehr 
noch bat auf ben Charakter der einzelnen Gemeindeordnungen bie Zeitftrömung, 
unter deren Einfluß fie erlaffen worden, eingewirkt, fo daß oft in bemielben 
Staat innerhalb 50 Jahren drei, vier ober fünf Mal die Gemeinde ihre Form 


abfolutiftifchen Syftem® zu betrachtende Gem. O. v. 5. Juni 1816 galt, bem- 
nächft die G. D. v. 12. Dec. 1848 ergteng, gilt jebt die &. O. v. 26. Zull 1854 
nebft Wahlordnung von demjelben Tage. In den ehemals zu Frankfurt gehörigen 
Landgemeinden befteht eine 2. G. D. v. 12. Aug. 1824. In Hannover endlich 
enthielten bie Verf. Urk. v. 6. Aug. 1840 u, v. 5. Sept. 1848 ($ 12—21) aub- 
führlichere Beftimmungen über Gemeinden; es ergiengen bann bie St. DO. v. 
1. Mat 1851 u. L. G. O. v. 4. Mai 1852, deren freifinnige und zwedentiprechende 
Beftimmungen zum Theil Durch bie revid. St. D. v. 24. Juni 1858 u. L. G. O. 
v. 28. April 1859 wieder verfümmert find. 

An Defterreich wurden 1783 —1786 viele Verorbnungen „über die Regu⸗ 
rung der Magiftrate" erlafien; die Gemeindeverfaffung blieb aber überall dem 
Herkommen überlaffen. Nur für Tirol und Vorarlberg ergieng die ©. O. v. 
26. Det. 1819. Das proviforiihe Gem. Gel. v. 17. März 1849, welches fein 
Eofungswort „die freie Gemeinde ift Die Grundveſte bes freieh Staats” in ber 
That zur Wahrheit zu machen fchien, ward nie ausgeführt, durch Faiferl. Hanb- 
reiben v. 21. Dec. 1851 mobdifichrt und endlich durch bad weit weniger befrie- 
bigenbe Gef. v. 24. April 1859 erjept. Ein viel liberalereö Gel. v. 5. März 1862 
ftellt jegt die Grundzüge ber im Einzelnen von den Landesgeſetzen burchzufüh- 
renden Gemeindeverfaflung für ben ganzen Staat wieber in einer ber Selbfiner- 
waltung und ber Natur ber Gemeinde als eines eignen Gemeinweſens fehr gün- 
ftigen Weiſe feft. 

An Baiern ergieng ſchon 1748 eine Stadt- und Marktinftrultion. Ganz 
franzöfiihen Grundfägen buldigte bann das Edikt v. 24. Oct. 1808, welches ben 
Maire ald willenlofen Agenten der Centralgewalt und neben ihm einen bebeu- 
tungslofen Municipalrath einführte. Schon die Gem. D. v. 20. Mai 1818 nebft 
Gef. dv. 17. Juni 1818 traf wefentliche Aenderungen, mehr noch die revid. G. D. 
v. 1. Suli 1834, obwol auch in ihr eine Hinneigung zum franzöfifchen Syſtem, 
bad übrigens in ber Rheinpfalz noch heute gilt, unverkennbar iſt. Ein Entwurf 
des Jahres 1850, der fi) an das preuß. Gel. v. 11. März 1850 anſchloß, blieb 
unandgeführt. Zebt ift ein neues Gemeindegefeg in Berathung. 

Im Könige. Sahfen gelten die St. D. v. 2. Zebruar 1882 (der preuß. 
v. 1808 ähnlich) u. die L. G. O. v. 7. Non. 1888, 

In Württemberg ergieng ſchon 1758 eine Kommunalordnung; dann bie 
G. O. ». 31. Der. 1818, die revid. G. O. v. 1. März 1822 und dad Gejep 
über dad Gemeindebürger- und Beiſitzerrecht v. 4. Dec. 1883. 

An Baden gelten Die ©. O. u. bad Gef. über das Gemeindebürgerrecht v. 
31. Dec. 1831, welche indeß dur die Reviſionen v. 25. April u. 16. Februar 
1851 und die Wahlordn. v. 30. April 1851 mobdificirt find. Im Großherz. 
Helfen G. O. v. 30. Juni 1821. In Oldenburg Kirchſpielsordn. v. 29. April 
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gewechjelt Hat. Im ihren Örunbzügen indeß weichen alle in den verfchiebenften 
Gegenden ergangenen Gemeindeorbnungen, mögen fie noch vom alten Ber- 
waltungsabjolutismus oder von den Ideen der franzöfiichen Revolution, vom 
nationalen Aufihwung oder von der Reftauration, von ber durch die Juli⸗ 
revolution herborgebracdhten Bewegung oder von ber Bewegung von 1848, von 
ber folgenden Reaktion oder ben liberaleren Anſchauungen bes letzten Jahrzehnts 
biktirt fein, weniger von einander ab, ald man erwarten ſollte. Ja es läßt 
fih behaupten, daß ihnen allen bafjelbe Princip zu Grunde liegt, welches nur 
nach der einen oder der anderen Seite bin mobificirt und gefärbt tft. 

A. Was zunähft die Grundanſchauung über das Weſen der Ortsgemeinde 
angeht, fo huldigen faft ſämmtliche neuere Gemeindeorbnungen, da das frangd- 
ſiſche Munipalſyſtem nur in wenigen Geſetzen rein durchgeführt und faft überall 
wieber befeitigt ift*), die Fortdauer bes mittelalterlihen Syitems aber eine 
noch jeltnere Ausnahme bildet?), dem fogenannten vermittelnden Syitem, 
welches Staatseinheit und Gemeinbefreiheit in Harmonie zu fegen ftrebt. Und 


1831 und St. DO. v. 12. Aug. 1888. Sn Braunfhmweig enthielt fchon die 
N. 8. O. v. 12. Oct. 1832 Beftimmungen fiber die Gemeinden, fodann ergieng 
eine St. D. v. 4. Juni 1834; jebt haben eine volfftändige St. O. u. 2. ©. O., 
beide v. 19. März 1850, bad Gemeinderecht in freifinniger Weiſe fortgebilbet. 
Sn Sachſen⸗Weimar L. G. O. v. 2. Februar 1840; jept die &. D. v. 1854, 
welche wol von allen geltenden Gemeindeordnungen die Gemeinde am freieften 
unb würdigften ftellt. Gacjen-Altenburg: Verf. Url. v. 29. April 1881, 
Dorfordn. v. 16. Sept. 1851; Sahfen-Meiningen: &. G. O. v. 15. Aug. 1840; 
Sachſen⸗Gotha: ©. D. v. 30. Mai 1834. GSchwarzburg-Rubolftabt: G. D. 
v. 19. Dec. 1827; Sonderöhaufen: Grundgef. v. 1857 9 5. Anbalt-Deffau: 
St. O. v. 10. Der. 1834; Anhalt- Bernburg: Gem. u. Kreißordn. v. 28. Febr. 
1850; Anhalt: Gemeinde-, Stadt- u. Dorfordn. v. 1. März 1852. 8%. ©. O. 
des Fürftenth. Kippe v. 2. März 1841. Walded: G. O. v. 27. April 1850, 
Berf. Gef. f. d. bremifchen Landgemeinden vom 25. Febr. 1850 u. f. w. 

Alle vor 1848 ergangenen und damals noch in Geltung befindlichen Ge⸗ 
meinbdegejeße, welche entweder Stabt» und Landgemeinden, oder bie letzteren aus⸗ 
fchließlich beixeffen, find von Weidte (Leipz. 1848) geſammelt und nad Diefer 
Sammlung, die übrigen nad) den Geſetzſammlungen reip. Regierungdblättern ber 
betreffenden Staaten im Folgenden citirt. 

2), Heute vornemlich nur noch in der bairiſchen Pfalz. Im Königreich Weft- 
phalen, den Großherzogthümern Berg und Frankfurt und den mit Frankreich ver- 
einigt gewefenen Landestheilen war Die franzöfiiche Muntcipalverfafiung zwar 
überall eingeführt; ebenfo in Baiern und der Schweiz. Allein die Schweiz 
fchüttelte 1803, Braunfchweig, Oldenburg, Hannover, Kurheſſen nad Befreiung 
von ber Fremdherrſchaft, Batern 1818 die franzöflfchen Verfaffungen ab. In bei 
Rheinprovinz galt das franzöfifche Syftem bis 1845, in Weftphalen bis 1841, 
in Baben bis 1831, in Naffau bis 1848, 

3 Sp in Medienburg. 
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dieſes Syſtem ift von der Wiffenichaft für das allein zeitgemäße erflärt ), 
von dem Rechtsbewußtſein bes Volks als das allein deutſche begriffen. Cine 
nähere Prüfung indeß ergiebt, daß biöher dieſes Syſtem ein bloßer Name ift, 
daß weder in ber Praris noch in der Theorie ein Syftem wirklicher Vermitt⸗ 
lung irgendwo anerkannt, gefchweige denn eine wahre Harmonie herbeigeführt 
ift. Vielmehr zeigt fih, daß in Wahrheit überall noch das obrigfeitlidhe 
Syſtem die Grundlage des Gemeindeweiens bildet und nur in einem aller- 
dings jehr ungleichen Grabe durdh die moderne Benofjenjhaftsidee modi- 
fieirt if. Die Gemeinde ift daher auch heute die mit einem beftimmten 
Bezirk des Staatögebietö verfnüpfte und einen beitimmten Theil der Stantd- 
bürger ergreifende Staatsanftalt zur Iofalen Grreihung des Staatszwecks, 
welcher zur befferen Erreichung dieſes Zwecks Korporationsrechte verliehen 
find. Nur ale Mopifilation dieſes Princips einer Stantdanftalt mit Forpora- 
tiven Rechten machen fi die wieder eingevrungenen genoſſenſchaftlichen 
Elemente geltend, durch welche die Gemeinde in ein genoſſenſchaftliches 
Gemeiuwejen überzuführen der Zufunft vorbehalten fein wird. 

Ein Syſtem, welches den Namen bed vermittelnden verdienen wollte, 
müßte von der Cbenbürtigfeit ded Staates und der Gemeinde ausgehen. Bon 
einer ſolchen Auffa ſſung aber ift nicht nur die Geſetzgebung und die Praris, 
fondern auch die Wiſſenſchaft und felbit die Volksanſchauung noch weit ent- 
fernt. Wol ift und das Individuum ebenbürtig mit dem Staat. Im ber 
Gemeinde dagegen ſehen wir noch immer, während wir dem Staat einen 
höheren, myſtiſchen Urfprung ober doch eine Eriftenz durch fich jelbft zufchreiben, 
eine ftaatliche Schöpfung. Iſt aber der Staatswille Eriftenzgrund der Ge- 
meinde, fo ift dieje Fein durch fich felbft Iebender Organismus mit einer ihr 
ſelbft entftammenden Perjönlichkeit, fondern ein von außen her belebter Körper 
oder vielmehr eine nur ein Scheinleben führende, in Wahrheit künſtlich be 
wegte Maſchine. Daß es zwifchen einer foldhen Gemeinde und dem Staat 
feine Vermittlung giebt, Liegt auf ber Hand: benn jede Vermittlung beruht 
auf der Anerkennung des auf beiden Seiten norhandenen eigenen Rechts. Aus 
Zwedmäßigfeitsgründen mag der Staat einer derartigen Gemeinde gewifle 
Funktionen „übertragen* und eine gewiſſe Selbftändigfeit „einräumen“: von 
einem Recht ber Gemeinde, die ja ihre gefammte rechtliche Perjönlichkett ganz 
allein vom Staate ableitet, kann biefem gegenüber feine Rebe fein. Hiervon 
ift die praßtifche Kolge, daß der Staat bie feinem freien Ermeſſen anheim- 
fallmden und beliebigem Widerruf unterliegenden Gemeinderehte möglihft 
knapp bemißt, daß er durch allerlei Klaufeln und Vorbehalte fich ſchließlich 
doch für jeden einzelnen Tall in letzter Inftanz die Entſcheidung wahrt, wie 
weit er bie zugeftandene Selbitändigfeit anerkennen oder inhibiren will, daß 


4% Bol. 3. B. Zachariä, D. St. R. I 8 106 ©. 567f. v. Rönne, 
Preuß. St. R.U,18 8305|. S. 426 f. Brater, im Staatswörterbuch IV. ©. 113. 
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endlich vor Allem nur in privatrechtlicher Beziehung ber Gemeinde auch gegen 
den Staat ein Rechtsſchutz gewährt, im öffentlichen Recht ein jolcher auf das 
Entſchigdenſte verfagt wird. 

ehr oder minder deutlich unterjcheiden daher alle Gemeindeorbnungen 
die Gemeinde als Inſtitut des öffentlichen Rechts und als Subjekt des Privat. 
rechts und legen ihr für beide Beziehungen einen entgegengejeßten Rechts. 
charakter bei. 

1. Sm öffentlihen Recht wird die Gemeinde im Weientlichen überall 
als eine bloße Staatsanftalt, als der unterfte Theil des Staatskoöͤrpers be 
nannt und behandelt) und deshalb ihre politifher Zwed mit dem Staats. 
zweck, deſſen Berwirklihung ihr nur in Iofaler Beſchränkung obliegt, identi⸗ 
ficirt). Wenn einzelne Geſetze der Gemeinde einen doppelten Zweck, ben 
Staatszweck und einen befonderen Gejellichaftszwed, zufchreiben, fo verftehen 
fie unter dem leßteren doch nur ihre privatrecdhtliche Bedeutung”). Als ein 
befondered „Gemeinweien”, mithin als einen ſelbſtändigen politifchen Körper, 
wollte die preugiihe St. D. v. 19. November 1808 die Stadtgemeinde an- 
erfannt -wifjen®): gerade in Preußen aber bat fi die Verwaltung wie bie 
Gejebgebung jpäter wieder weit mehr der Auffafjung der Gemeinde als eines 
örtlichen Staatsverwaltungsbezirks genähert. Eine ausdrüdliche Anerkennung 
einer eigenen ſtaatsrechtlichen Perjönlichkeit der Gemeinde enthält kein Geſetz 
und feine Verfaſſungsurkunde; überall erfcheint die Gemeinde nur als Glied 
der Allgemeinheit, nicht zugleich als eine bejondere Allgemeinheit für ſich. 

2. Im Privatrecht geftehen alle Geſetze ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
der Gemeinde eine eigene Perjönlichkeit zu. Sie ſoll als moraliſche oder 


5) Vgl. z. B. Württemb. Derf. U. v. 1819 8 62. Oldenburg. vo. V. U. 
v..1852 art. 66. Bair. G. O. v. 1808 $ 33: „Unterabtheilumgen bes Staats” ; 
v. 1884 $ 22: „Theile des ganzen Staatöförpers’. Weiste, Samml. ©. 74. 
Oldenb. & ©. DO. art. 17 ib. 408: „Xhelle des Staats‘. Raflau ©, E. v. 
1816 3 2 ©. 321. $ 12 ©. 831: „unterfte Staatsabtheilungen‘.. Württemb. 
Bürgerr. Gef. v. 1833 art. 1 ©. 177: „Orundlage bes Staatsvereines“. Alten 
burg. Gudgeſ. 8 100 ib. 390: „Grundlage des ganzen Staatöverbandes‘. Ba. 
G. D. 8 78 ©. 218: „Staatdanftalt". 

6) Bgl. 3. B. Oldenb. rev. B. U. v. 1862 art. 66: „Die politifche Ge⸗ 
meinde, als folche, bildet eine Unterabtheilung des Staats und dient infofern 
feinen Zweden”. 

) Bol. Bair. G. €. v. 1808 8 33: „ber Zwed der Gefellichaft legt den 
Gemeinden zweierlei Berbindlichkeiten auf, theils folche, welche fie ald Glieder 
des ganzen Staatölörpers zu erfüllen haben, theils folche, welche in ihrer eignen 
gejellichaftlihen Verbindung liegen‘. Dazu Bair. rev. © D. 8 22. Weiste 
©. 74. Altend. V. U. 8 100. 114. Bad. ©. O. 8 78. Oldenb. 8. ©. 0. 
art. 17. 70—72 ib. ©. 100. 114. 218. 403. 416 f. 

5) Man vgl. 3.3. den Eingang, $ 2. 108. 168. 169. 170. 188 2c. Aehnlich 
die ſächſ. St, D. v. 1832, 
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inriftifche Perſon“) oder als eine Korporation !®), worunter nach der betreffenden 
Lanbesgeiehgebung ebenfalld ein mit juriftifcher Perfönlichkeit begabter Verein 
zu verftehen ift, gelten. ine ſolche Perjönlichleit aber ift nach ber, jun den 
meiften pofitiven Geſetzen ausbrüdlich fanktionirten und auch in ben Gemeinde 
orbnungen viefach angewandten Theorie eine bloße ftantlich beliebte Fiktion, 
bie als Mittel für Vermoͤgenszwecke dient; fie giebt daher ber Gemeinde, ohne 
ihre ftaatlichen Funktionen zu berühren, die Rechtsjubjektivität im Vermögens- 
reiht und nichts als dieſe:)y. Für ben bürgerlichen Rechtsverkehr, aber auch 
nur für diefen, wirb baher die Gemeinde ben Privaten gleichgeftellt 2), fo weit 
nicht ans ber angeblihen Willens- und Handlungsfähigkeit ber juriftifchen 
Perſonen oder aus der öffentlichen Natur ihrer Zwecke eine größere Beichrän- 
fung ihrer Rechte, oder gar noch and den ihr eingeräumten jura minorum 
eine vom Staat über fie zu führende wahre —— oder Kuratel ge⸗ 
folgert wird '®). 


9) Bol. z. 2. Weimar. ©. DO. 8 80 b. Weiske S. 868. Hannov. Einf. 
Geſ. v. 28. —* 1859 b. Ebhardt, die Staatsverf. des Koͤnigr. Hannover. 
1860. S. 1133. Preuß. St. O. v. 1808 $ 68. Die im Altenb. Grogeſ. ange 
nommene „Geſammtperſönlichkeit“ und „Perſoneneinheit im Rechtsſinne“ (8 99. 
110 ©. 390. 893) Tann nichts Anderes bedeuten, da ihre Exiftenz auf Staats⸗ 
genehmigung zurüdgeführt wird (899) und aus ihr Die Rechte der Minderjährigen 
abgeleitet werben (8 110 Nr. 2). Die Naffau. G. O. v. 1854 8 80 fagt: „Alles 
bewegliche und unbewegliche Vermögen der Gemeinde tft Eigenthum ber mit 
einer immerwährenben Perfönlichkeit verfehenen Gefammtheit der gegen- 
wärtigen und fünftigen Bürger berfelben“. 

10 So P.MUER T,7 819 u. 8 8 108 vgl. mit II, 6. $ 25 u. 81. 
2. G. O. f. Weftphalen v. 1845 $ 1, v. 1856 8 2. Gem. O. v. 11. März 1850 
86. St. O. f. d. ſechs öftl. Prov. v. 1853 8 9; f. Weftphalen 8 9; f. d. 
Rheinprov. 88. Ver. über d. Landgem. in Schlesw. Holft. v. 1867 $ 6. Balr. 
revid. G. D. $ 1 u. 20 db. Weiste 70. 78. Hannov. B. U. v. 1840 8 54 ib. 
126. Dfbenburg. B. U. $ 17 ib. 408. Oefterr. bürg. Geſetzb. 8 287. 288. 
"Sem. Gef. v. 1849 8 74. 107. Bol. au Weiste, Einl. ©. VIf. 

1) Bol. Pr. A. L. R. U,6825f. H,7 519. Meining. V. N. v. 1828 
8 20. Altenb. Grogeſ. $ 110. Weiske ©. 895. Nur folche an fich öffentliche 
Rechte, welche heute überhaupt noch als Privatrechte beſefſen werben, wie Patro- 
nate über Kirchen und Schulen, Marktreht u. f. w., werden ber juriftifchen 
Perſon ald folder beigelegt. Vgl. Altenb. Grdgef. $ 119. : 

10) Bol. 3. B. revid. batr. G. O. v. 1834 8 20 ©. 73: bie Gemeinden 
tönnen in ber Eigenſchaft als öffentliche Korporationen alle Rechte ausüben und 
Berbinblichkeiten eingehen, welche die bürgerlichen Geſetze den Privaten 
überhaupt geftatten und den Gemeinden injonderheit nicht verfagen. Dazu 8 22 
ib. Aehnl. Nafſau. ©. O. v. 1854 8 30, 

13) Bair. rev. G. O. v. 1834 8 21 ©. 74. Meining. B. U. v. 1829 8 22. 
Dagegen gefteben die Weimar. G. O. v. 1840 8 28 ©. 844 und bad Altenb. 
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Wenn nun aber fo bie Gemeinde Feine im Sffentlihen wie im privaten 
Recht einheitlih wirkſame Gelammtperfönlichkeit ifl, fondern als zwiefpältiges 
Weſen bie Natur einer Stantsanftalt und einer Korporation vereint, fo wird 
damit zugleih der Grund ihrer gefammten Eriftenz Iediglih in den Staats- 
willen verlegt und ihre Entftehung, Umgeftaltung ımb Aufhebung 
nicht wur am ftaatliche Genehmigung gebunden, ſondern in letzter Inſtanz dem 
Staate völlig anheimgegeben!‘. Dem als Staatsanftalt ift fie das Probuft 
eines abminiftrativen Alts1s), als Korporation aber beruht fie auf gemereller 
oder fperieller ftantlicher Konceffion ?°). 

B. Aehnliche Gefichtspunfte machen fich bet ber Zufammenfeßung 
der Gemeinde geltend, indem ber Unjelbftänbigkeit der Gemeindeperſoͤnlichkeit 
die Behandlung ihres doppelten Subftrats, des Gemeindegebietd und der Ge⸗ 
meinbebürgerichaft entfpricht. 

L Das Gemeindegebiet (Gemeindegemarkung, Gemeindebezirk u. |. w.), 
welches an Stelle ber alten Mark getreten ift, ftellt ein von jeber privat 
rechtlichen Bafis gelöftes, rein politifch beftimmtes und begrenztes Territorium 
dar. Als ſolches würde ed, wenn ber Gemeinde eine eigene politiiche Perjön- 
lichkeit zuläme, eine doppelte Bedeutung haben: es würde einmal Theil bes 
Staatsgebiets, zweitens das Territorium eines vom Staat verfchiedenen Ge⸗ 
meiuwefens, mithin gleichzeitig Theil eines größeren Ganzen und ein Ganzes 
für fi fein. Bon der Anerkennung dieſer doppelten Seite des Gemeinbege- 
biets aber find die neueren Geſetze weit entfernt. Nur wenige zwar erflären 
nach dem Vorgange Frankreichs dad Gemeindegebiet gerabezu für einen bloßen 
„oͤrtlichen Berwaltungsbezirt" des Staates17): allein and diejenigen Geſetze, 
welche die Bejonderheit der Gemeindemark fefthalten, thun dies lediglich mit 
Rückficht darauf, daß fie die Grundlage der Gemeinde als Korporation und 
fomit die Öuelle von Privatrechten ift, wogegen fie die politifche Seite der⸗ 
felben ausjchlieglich in ihrer Eigenſchaft als einer durch den Staatöwillen ge- 


Grdgeſ. $ 110 ©. 398 die Nechte der Minderjährigen zu, obne eine gleiche 
Sclußfolgerung daraus zu ziehen. 

1) So Preuß. 8. G. O. v. 14. April 1856 8 1. 2; f. Weftphalen v. 1856 
8 1. 8. 6—10; f. Schleswig⸗Holſt. v. 1867 $ 1. 2. Ferner bair. ©. O. 85.5, 
fächf. $ 14, bannöv. 8 54, württemb. $ 1, kurheff. 8 4, großb. hefſ. $ 3, braun- 
ſchw. 5 44, weimar. 5 2, hohenzollern⸗heching. $ 1, figmar. 8 148—160 b. 
Weiste, Samml. &. 70. 107. 126. 129. 252. 294. 816. 889. 451. 497 f. 

16) Nur in Baden und Braunſchweig ift ein Alt der Geſetzgebung erfor. 
derlih. Vgl. Braunſchw. St. O. v. 1850 87,8%. G. O. d. eod. 8 2. Bad. 
G. D. v. 31. Dec. 1881 (revid. v. 25. April 1851) $ 4: „Peine beftehende Ge⸗ 
meinde Tann aufgelöft und keine nene gebildet werden als im Wege ber Befep- 

ebung“. 
. — B. Pr. A. L. R. I, 7 8 19 u.8 $ 108 vgl. mit II, 6 8 25. 26. 

12) So das G. ©. f. Nafſau v. 1816 b. Weiste S. 320, 821. 
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ſchaffenen unterften Abtheilung des Stantsgebiets finden '*,. Alle Geſetze ziehen 
Daher zwar bie hieraus folgenden Schlüffe, inbem fie verorbnen, daß, wo 
nicht dad Geſetz eine Ausnahme geftattet, wie in Preußen noch immer zu 
Gunſten der jelbftändigen Gutöbezirke, jedes Grundſtück im Staate einem 
Semeindeverbande angehören muß!%), und indem fie ferner für die Bildung, 
Abgrenzung und Veränderung eined Bezirks ftantlihe Mitwirkung verlangen. 
Allein Beitimmungen, welche dem gegenüber ber Gemeinde ein felbftändiges 
politiihes Recht an ihrem Territorium ficherten, ſucht man vergebens. 
Hoͤchſtens ein Anfang ‚hierzu Tiegt darin, wenn einzelne Geſetze bei ber Bil- 
dung und Veränderung der Gemeindebezirfe eine vorherige Befragung ber 
Gemeinbevertretung und bisweilen (3. B. in Preußen) der Streiövertretung 
vorschreiben. Freilich wirb auch bier zuleßt wieder Alles in bie Hand ber 
Staatöbehörbe gegeben, indem fie da, wo fie es im öffentlichen Snterefie für 
nothwendig hält, fchlieglich auch ohne und felbft wider ben Willen einer Ge 
meinde ihr Gebiet verfleinern, vergrößern ober verändern darf; nur in dem 
Einen Falle, wo es fih um die Vereinigung eined ganzen biöher felbftändigen 
Gemeinde (refp. Guts⸗) Bezirks mit einem andern Gemeindebezirk handelt, 
joll nad) der neueren preußifchen Gejeßgebung die Zuftimmung der Betheiligten 
unerläßlich fein®). Ueberdies wirft aud bei diefen Beftimmungen weniger 
die Rückſichtnahme auf ein politifches Mecht der Gemeinde an ihrem Xerrito- 
rium, als auf die Privatrechte, weldhe der Gemeinde als Korporation oder 
ihren Mitgliedern vermöge der Forporativen Berbindung zuftehen. Deshalb 
werden auch in ben meilten Geſetzen den Gemeinden die betheiligten „Privaten“, 
deren Grundftüde den Gemeindeverband wechjeln follen, ganz gleich geftellt 
und ed wird überdies ausdrüdlich hinzugefügt, daß die Privatrechte durch Die 
Veränderung des Gemeindegebietd nicht berührt oder dabei thunlichit berüd- 
fihtigt werben jollen®:), 


1) S. die Stellen in Note 5. 

10) Died forderte auch die beutfche Reichsverf. v. 1849 8 186. Ball. bair. 
G. O. 8 4, württemb. 3 1, ſächſ. 8 16, kurhefſſ. $ 5, braunſchw. 8 41, naffau. 
8 1, figmaring. $ 3 b. Weiske ©. 70. 129. 108. 252. 816. 320. 465. Preuß. 
2.&.D.v. 14. April 1856 $ 1, f. Weftphalen 8 8 u. 6, f. Schlesw.-Holit. 
v. 1867 9 1. St. DO. v. 13. Mai 1858 8 2. Hannover. St. D. v. 18561 u. 
1858 $ 8. Braunfhw. St. O. v. 1851 84. Defterr. Gem. Bei. v. 1862 art. 1. 

o) Vgl. die preuß. St. D. f. d. öftl. Prov. v. 1858, f. d. Rheinprov. u. 
Weſtph. v. 1856 8 2, das Frankf. Gem. Verf. Gel. v. 1867 84. 53, d. L. G. O. 
f. d. öftl. Prov. 8 1, f. Weſtphalen v. 1856 8 8. 5. 6, f. Schlesw.⸗Holft. v. 
1867 8 1. Bol. auch ſächſ. G. O. 8 18, bad. 83. 5, bair. $ 3, württemb. & 1, 
figmar. 8 4 b. Weiste ©. 108. 201. 70. 129. 465. Hannov. St. O. v. 1851 
u. 1858 $ 8—11l. Braunfhw. St. O. v. 1850 8 5—8, 8%. G. D. 8 7—11. 

21) So bie in voriger Note citirten Geſetze. Vgl. auch ſchon rhein. G. O. 
v. 1845 $ 26 u. bannov. V. U. $ 47 b. Weite ©. 44. 124; ferner ſächſ. 8. 
&. 0.5 19, kurhefſ. ©. DO. 8 4, großh. hefſ. $ 4 ib. 108. 258. 294. 
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D. Dem an Stelle der Mark getretenen Gemeindebezirk entipricht der 
an Stelle der alten Genofjenfchaft getretene Verband der Gemeinbeangehörigen, 
welche den Körper der Gemeindeperjönlichkeit bilden. Wäre die Gemeinde ein 
politifches Gemeinweien, jo müßte biefer Verband zwar einestheils als eine 
Abtheilung der Staatsbürgerſchaft, anderestheild aber als die felbftändige 
Bürgerichaft eines befonderen politifchen Körpers gelten. Die Gemeinbeorbr 
nungen dagegen fafjen einjeitig die Gemeindeangehörigen in politischer Beziehung 
als eine bloße Abtheilung der Staatsangehörigen auf) und erkennen eine 
vom Staatöverbande unabhängige Genoffenjhaft derjelben entweder überhaupt 
nicht oder doch nur ald Grundlage für die Privatrechtäperfönlichkeit der Ge 
meinde an. 

Weil die Gemeinde bie unterfte Abtheilung der Staatsbürger ift, foll, ſoweit 
nicht dad Geſetz Specialansnahmen zuläßt, jeder Stantöbürger einer Gemeinde 
angehören *?), umgekehrt aber die Gemeindenngebörigfeit oder doch die volle 
Berechtigung in der Gemeinde dur die Staatsangehörigfeit bedingt fein“), 
Es foll aber überhaupt nicht mehr das Gemeinderecht und ber Gemeindewille, 
jondern das Staatsrecht und der Staatswille als Duelle des Gemeindebürger- 
rechts gelten und über bie Mitgliebfthaft im Allgemeinen wie in jedem ein- 
zelnen Hall enticheiven. Durch ein für die Gemeinde unabänderliches Staats- 
gejeß werben daher ebenjowol die Erforderniffe ald der Inhalt der Gemeinde 
mitgliedichaft, die Abftufungen des Bürger- oder Beiſitzerrechts, die Art und 
der Umfang ber daraus hervorgehenden Befugniffe und Pflichten feitgejegt und 
die Gemeinde kann weder dem, der die gefelichen Bedingungen nicht erfüllt, 
die Aufnahme gewähren, noch fie dem, der fie erfüllt, verfagen). Nur in 


22) Den ertremjten Ausdrud wählte auch bier das naſſau. G. E. v. 1816 
82 S. 321: „nach diefer geographifchen Abtheilung find zugleich ſämmtliche 
Staatsbürger Unfered Herzogthums in Gemeinden abzutheilen.* 

2 Bol. z. B. Oldenb. V. U. art. 7. 17. Braunfhw. V. U. art. 42. 
Württemb. ©. O. art. 1. 4, kurheff. $ 9, naffan. 8 2 6. Weiske ©. 177. 254. 
321. Hanno. St. O. v. 1851 9 21-25, v. 1858 8 22-27. Ausnahmen finden 
befonders für Standesherren, Beamte, Militärd u. ſ. w. unb da, wo bie Guts- 
verfaffung noch befteht, für die Gutäbefiger und Gutsangehörigen Statt. 

) Bol. 3. DB. rhein. G. D. v. 1845 $ 35, weftphäl.&, ©. O. ». 19. März 
1856 8 15, die drei preuß. St. O. v. 1853 u. 1856 $ 5, bie St. ©. f. Frankf. 
v. 1867 8 13. Naſſau. ©. O. v. 1854 8 86. Ferner bair. ©. O. 8 74, würt- 
temb. &. O. art. 1.17 u. ®. U. v. 1819 $ 63, bad. Geſ. v. 1831 $ 40, großh. 
befl. G. D. art. 51, weimar. v. 1840 8 84, rubolft. 8 7, kurheſſ. $ 22, olden- 
burg. $ 18. 17 bei Weiste S. 84. 177. 241. 304. 364. 439. 258. 402. Defterr. 
Gem. Gel. v. 1849 5 85 Nr. 5. Nach dem altenb. Grbgef. v. 1831 $ 109 wird 
umgekehrt durch Ertheilung des Ortöbürger- oder Nachbarrechtd das Staatsbür- 
gerrecht verliehen. 

25) Einige Staaten haben beſondere Geſetze über die Rechte der Gemeinde 
bürger und Beiſitzer und bie Erwerbung biejer Rechte. So bad. Geſ. v. 31. Der. 
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engen Grenzen ift es bisweilen der Gemeinde geftattet, das eine oder das 
andere Erforderniß felbft zu normiren“) oder von einem foldhen zu bispen- 
firen ). Erkennen die meiften Geſetze wenigftens darin noch die Selbjtändig- 
feit der Gemeinde an, daß fie ihr die nächſte Prüfung bes einzelnen Falles 
und die eigentliche Aufnahme der Mitglieder zuweifen, jo heben fie doch diefe 
Gewährung dadurch wieder auf, daß fle in letzter Inftanz die gefeblichen Er- 
forderniſſe und die befinitive Gewährung oder Verſagung ded aktiven oder 
paffiven Bürgerrehts allein ber Staatsbehörde vorbehalten, ohne dag gegen 
einen unrechtmäßigen Aufnabmezwang oder eine unrechtmäßige Verfagung von 
Rechten der Gemeinde der Rechtsweg offen ftünde*). Manche Geſetze kennen 


1831, revib. am 15. Zebr. 1851 (vgl. def. 8 17), würtiemb. Geſ. v. 4. Der. 
1838, hohenz.⸗ſigmar. Geſ. v. 5. Aug. 1837. Die Hauptgrundfäge ſprechen auch 
bie Gem. Ordn. aus, 3. B. hannov. St. O. v. 1851 $ 25, 1858 8 26, öfterr. 
Cem. Gef. v. 1862 art. 3. In Preußen kommen namentlich bie &ef. über die 
Aufnahme neu anziehender Perfonen v. 81. Dec. 1842 und über die Erwerbung 
und ben Berluft der Eigenfchaft als preußifcher Untertban d. eod. (G. ©. ». 
1843 ©. 5), fowie die Geſ. betr. das ftäbt. Einzugd-, Bürgerredhts- und Ein- 
faufögeld v. 19. Mai 1860 (©. ©. ©. 287), betr. das Einzugögeld und Ein- 
Taufögeld in den Landgemeinden der Prov. Weſtph. v. 24. Ian. 1861 
(8. ©. ©. 237) und über die Aufhebung der Einzugägelder v. 2. März 1367 
(&. ©. ©. 361) neben den Gem. D. in Betracht. 

26) Sp 3. B., bid zu einem Marimalfape, die Aufnahmegebühren. Vgl. bie 
in Note 25 angef. preuß. Geſ.; württemb. &. O. 8 52. 58. 66 u. Gef. v. 
4. Dec. 1883 art. 81, kurheſſ. G. O. art. 31 6. Weiske ©, 148 f. 186. 261. 

2) So nad) dem bad. Bürgerrechtsgeſ. 842 ©. 241 von ben Erforberniffen 
eines befonbern Bermögensnachweifes, des Einkaufsgeldes unb des guten Leumunds. 
Vgl. Naſſau. ©. O. v. 1854 8 82. 

23) Bol. 3. B. württemb. V. U. v. 1819 $ 68, Altenb. Grdgeſ. v. 1831 
8 109, bannov. V. U. v. 1840 8 55, olbenb. revid. V. U. v. 1852 art. 22 81, 
braunfhw. N. L. O. v. 1832 $ 56. Berner naffau. ©. E. v. 1816 $ 2 a. E. 
u. bad. Bürgerrechtsgeſ. & 81f. b Weiste ©. 328. 247f. Braunfhw. St. D. 
v. 1850 8 13f., 8. ©. O. de eod. 5 12f. Hannov. St. D. v. 1851 $ 20. 
34—86, v. 1858 $ 21. 35 f. Defterr. Gem. Gef. v. 1862 art. 3. Nach der 
ſächſ. & ©. O. 8 26 S. 109 dagegen follen Geſuche um Aufnahme in eine 
Landgemeinde nicht einmal zunächft bei diefer, fondern fofort bei der Obrigteit 
angebracht werden, Die nur in zweifelhaften Fällen, wenn fie will, die ®emeinde 
befragt. In Preußen (Gef. v. Bl. Dec. 1842 8 1—6. 8. 10) wird das Heimaths⸗ 
recht und mit ihm Die Gemeindeangebörigkeit durch die Nieberlaffung erworben, 
leßtere aber vom Gemeindevorstand nur ba, wo er zugleich Polizeiobrigkeit ift, 
in dieſer Eigenfhaft, fonft von der Ortspolizel nach bloßer Anhörung ver- 
ftatte. Eine Zufammenftellung der einzelnen hierbei in Betracht kommenden 
Beftimmungen und ber dabei angewandten Grundſätze giebt Mafcher, das 
Staatöbürger-, Niederlaffungs- und Aufenthaltsrecht ıc. in Preußen. Potsdam 
1868 ©. 3—8 u. 22. 
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ũberdies eine ftaatliche „Zutheilung“ heimathlofer Leute an die Gemeinden”). 
Die neuefte Gefeßgebung aber neigt überhaupt dazu, die Gemeinbemitgliedfchaft 
ohne jede befondere Erflärung oder Aufnahme unmittelbar aus dem Geſetz 
- entftehen zu Iaffen, wenn die gefeßlichen Vorbebingungen vorhanden und nad 
gewiefen find, wobei dann die Regelung dieſer Berbältnifie als reine Polizei- 
fache behandelt wirb?Y. Gerade auf diefem Gebiete ift durch bie moderne 
Geſetzgebung über Freizügigkeit, Heimathsweſen, Staatsbürgerrecht und Armen- 
domicil große Verwirrung ergengt. Das feiner Natur nach vom Gemeinde. 
bürgerredht unabhängige, jedem Staatsbürger ald ein Grundrecht zuftehende 
Recht, von den fpeciellen gefeglichen Ausnahmen abgefehen in jedem Theile 
ded Staatögebietes feinen Wohnfig zu nehmen, ein Gewerbe zu treiben und 
durch Verbeirathung einen Hausftand zur gründen, hat man hier mit der Mitglieb- 
ſchaft im Gemeindekoͤrper vermifcht und dadurch auf der einen Seite der Ge⸗ 
meinde einen Einfluß auf Angelegenheiten, welche fle nichts angehen, gegeben, 
auf der andern Seite ihre wichtigften Rechte zu umtergeorbneten ftaatöpolizel- 
lihen Funktionen herabgedrückt und das für eine jelbftändige Gemeinde un- 
entbehrlihe Subftrat einer genofjenjchaftlich verbundenen und auf gefchütte 
Rechte gegründeten Gemeindebürgerjchaft durch einen von augen zuſammenge⸗ 
ſetzten und geglieberten, rein polizeilich gebildeten Perſonenkreis erjekt. 

Ihrem Inhalt nah find num aber bie gefeßlichen Beitimmungen über 
die Erforbernifie und Wirkungen der Gemeindemitgliedſchaft, durch welde jo- 
mit die Zufammenjeßung ber Gemeindebürgerſchaft bedingt wird, ganz außer 
ordentlich verſchieden. Nur darin flimmen alle Gemeindeordnungen überein, 
daß fie nur Eine Gemeinde kennen, innerhalb derjelben aber Paffivbürger und 
Aktivbürger untericheiden. Beiden ald „ Semeindeangebörige" zujammen- 
gefaßten Klaffen ſtehen die nicht der Gemeinde angehörigen Fremden gegen- 
über, die fi) vorübergehend oder dauernd in der Gemeinde aufhalten®!). Yu 
ihnen werben nach manden Geſetzen auch die wegen ihrer im Gemeindebezirk 
liegenden Güter mit einigen Rechten bebachten Forenſen gerechnet, welche nad) 
andern Geſetzen Gemeindeangehörige oder jelbft vollberechtigte Bürger find 
ober fich doch vertreten Yaffen Lönnen®). Als Fremde gelten meift auch die 


29 So z. B. bab. Bürgerrechtögef. 8 70 u. 78 f., württemb. art. 33 — 41, 
figmar. $ 28. 59f. b. Weiske ©. 245. 186f. 504f. Bair. Geſ. über bie 
Heimath v. 1825 $ 4. Naffau. G. DO. v. 1854 8 87. 

20) So befonders in Preußen. Bol. Note 26 u. unten ©. 7297. 

3) Bol. 3. B. württemb. Gef. v. 4. Dec. 1833 b. Weiste ©. 180. Altenb. 
Grdgeſ. $ 98 u. 109. Braunſchw. St. O. v. 1850 8 12,8. G. O. 8 13. 
Sächſ. Et. O. v. 1832 8 82 —108. 

22) Vol. z. B. bair. G. DO. v. 1818 $ 14, v. 1834 8 8. Meining. art. 14, 
oldenb. 8 22, weimar. 3 23f., naffau. $ 2 Nr. 5 b. Weiske ©. 387. 848. 
322. Altenb. Grdgeſ. $ 101. Braunfhw. N. 2%. O. 8 48, St. DO. v. 1850 
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jogenannten „ftaatöbürgerlichen Einwohner“, welche troß mangelnder Gemeinde- 
mitgliedſchaft ihres Wohnfiges wegen gewiffe Rechte in der Gemeinde haben *)- 
Im MUebrigen dagegen wird als Grundlage der Gemeindezugehörigkfeit durch⸗ 
gängig dad Domicil im Gemeindebezirk betrachtet, fo daß alle Einwohner 
bes Bezirks Gemeindeangehörige find und die Gemeinde bilden®‘). Sie zer- 
fallen aber ausnahmslos in zwei weſentlich getrennte Klafien, die fih als 
Paffivbürger und Aktivbürger bezeichnen laſſen. 

1. Pafjinbärger find diejenigen Gemeindebürger, welche an dem öffent- 
lichen Angelegenheiten der Gemeinde nicht Theil nehmen. Ihnen find zunächft 
überall alle unjelbftändigen und vertretenen Perjonen zuzurechnen. Außerdem 
kennen manche Geſetze noch Schußgenoffen, Schußbürger oder Schußverwandte 
im alten Sinn®). In der Regel aber ift ber Unterſchied der Schußbürger 
und Vollbürger ausdrücklich oder ftillfchweigend aufgehoben”). Dafür ftellen 
indeß die neueren Geſetze ben vollberechtigten Gemeindebürgern eine neue 
Klafje von Gemeindeangehörigen ohne aktives politifches Gemeinderecht unter 
verichiedenen Namen (Gemeinbeangehörige, Beifitzer, Einfaffen, Heimathögenoffen 
u. |. mw.) gegenüber?”), deren Rechte und Pflichten fie ſehr verſchieden bemeſſen. 


— — — 


8 12, 2. G. O. 8 18. Oeſterr. Gem. Gef. v. 1849 8 31. Auch Markgenoſſen, 
Flurgenoſſen, Ausmärker, Feldnachbarn u. |. w. werden die Forenſen genannt. 

3) Vol. 3. B. Bab. Bürger. Gel. $ 2. 61—68. 67, figmar. 9 4 b. 
Weiske 201 f. 500. Naffau. G. ©. $ 2 ib. 821 f. Württemb. Bürgerrechtsgeſ. 
art. 1. 4 ib. 177. 178. Hannov. St. D. $ 14. Nah den preuß. St. DO. 83 
find nur die Militärs ganz von ber Gemeindeangehörigkeit auögefchloffen. 

) Bol. 3. B. preuß. St. DO. v. 1853 u. 1856 8 3. 4, weſtphäl. &. ©. O. 
v. 1856 8 2, St. O. f. Frankfurt v. 1867 8 6. Hannov. St. D. v. 1851 u. 
1858 8 12f. Sächſ. St. DO. v. 1832 8 20. Braunſchw. St. DO. 8 10f., 8. ©. 
D. 8 12f. 

s So fennt noch das Altenb. Grdgeſ. art. 107. 108 Schutzbürger und 
Handwerköbürger, die frühere weimar. &. G. O. g 6— 22 neben ben Ortsnachbarn 
und Zlurgenofjen „Heimathögenofien” und „Schutzgenofſen,“ die ſächſ. St. O. v. 
1832 $ 10. 20. 68— 72 Bürger und Schutzverwandte. 

36, Ausdrüdlich 3. B. dur bad. ©. D. v. 1831 8 1 u. Bürgerrechtögei. 
5 1f., nafſau. ©. E. v. 1816 $ 2, großb. Heil. G. O. v. 1821 8 54. 93. 9, 
franff. &. G. D. v. 1824 $ 40. 78. Stillfchweigend in Hannover, Baiern 
(Maurer, Dorfv. I. 301), Preußen (Koh, Kommentar zu WE R. II, 1. 
S. 782 Note 2b) u. f. w. 

37) In Preußen unterfcheidet man in den Städten „Einwohner“ oder „&e- 
meindeangebörige” non ben „Bürgern“, in den Landgemeinden Einwohner mit 
und ohne „Bemeinderedht* oder „Stimmredt‘. St. O. v. 1853 u. 1866 8 8. 
4.5. 2.80. f. d. öftl. Prov. 8 3—7, f. Weftphalen 8 14. 15, f. Schlesw.- 
Holit. 8 8f. St. O. f. Frankf. v. 1867 $ 6—13. In Sigmaringen und Würt⸗ 
temberg „&emeinbebürger” und „&emeindebeifiper"; 8 1—3 b. Weiste ©. 500 
u. art. 2, 8. ©, 177. 178. In Baden „Gemeindebürger" und „Einfaffen‘. In 
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Sn ber Regel find fie verpflichtet zur Tragung der Gemeinbelaften, berechtigt 
zur Mitbenugung der öffentlichen Gemeinbeanftalten, zum Anfpruch auf Armen- 
unterftügung und auf Gemeindeihug”). Mitunter giebt, wo man diefe Rechte 
nicht ſchon als Ausflug der Staatsangehörigkeit anfieht, die Gemeinbeange- 
börigkeit das Recht auf Grundbeſitz, Betrieb einer bürgerlichen Nahrung und 
Gründung eines Hausftandes ꝛe). Endlich gelten nad denjenigen Geſetzen, 
welche den Zuſammenhang zwifchen dem aktiven politiichen Recht und dem 
Anrecht auf das Bürgervermögen aufgehoben haben, die rein bürgerlichen 
Nutzungen als Ausflug ber bloßen Gemeinbeangehörigkeit *°). 

Die Erwerbung biefer paffiven Gemeindezugehoͤrigkeit wird bald als 
Borausfegung, bald als Bolge der Niederlafjung im Gemeindebezirk be 
handelt. Während daher viele Gemeindeordnungen das Beifier- oder Hei- 
matbörecht nur entweder durch Geburt ober durch eine (allerbings erzwingbare) 
Aufnahme jeiten der Gemeinde, begiehungsweife in einzelnen Sällen durch ſtaatliche 
Zutheilung entftehen laffen und daran erft die Verftattung zum Domicil im 
Gemeindebezirk Tnüpfen, gehen andere Gejeße (wie die preußifchen) von der 
polizeilihen Regelung des Domicilweiend aus und behandeln die Gemeinde 
angehörigkeit als die von jelbft eintretende Folge der Nieverlaffung In 
. beiven Fällen ift die Gemeinde in ber Regel verpflichtet, Jeden, ber einen 
Nahrungszweig oder die Möglichkeit, fich Unterhalt und Unterfommen zu ver- 
ſchaffen, nachweiſen kann, zur Gemeindeangehörtgkeit zu verftatten. Doch kommen 
hierbei vielfach noch ferner die Schranken der Freizügigkeit, insbefondere das 
Recht der Gemeinde, den Nachweis eines beitimmten Vermögens zu verlangen 
und ein Einzugsgeld zu erheben, in Betracht), welche nur in wenigen 


Kurhefien „Ortsbürger“ und „Beifitzer“. In-Baiern „wirkliche Gemeindeglieder“ 
oder „Bürger, „Beifaffen“ oder „Schubverwandte" und „Heimathsangehörige“. 
In Defterreih „Gemeindebürger" und „&emeindeangehörige”. In Hannover 
„Bürger” und „Einwohner (St. D. v. 1851 $ 12. 834—36, v. 1858 8 12. 85 
87). In Braunfhweig „Semeindegenofien’ und „Bürger. St. DO. v. 1850 
8 10-21. 2. G. D.$ 12—17. U. ſ. w. 

) Bol. die in der vorigen Note angef. Stellen ber preuß., hannov. u. 
braunfchw. Gel. Berner bair. &. OD. v. 1884 8 18, ſächſ. &. ©. O. $ 27, weimar. 
2. &. O. v. 1840 8 17. 18. 20, kurhefſ. $ 20. 38. 35. Württemb. Bürgerredht- 
gef. art. 2, bad. $ 1f. 70—72. Altenb. Grdgef. art. 108. 

*) Bol. 3. B. württemb. Bürgerrechtsgeſ. art. 2 u. bad. $ 72. Weiske 
S. 177. 246. 

“) So nad der ſächſ. 8. &. DO. & 38. 41. 42. 54. 56, 585. Weise 110f., 
wo noch .die paffive Wahlfähigkeit hinzutritt. Ferner nach d. Oldenb. Kirchſp. 
D. 8 18. 20—22. 41 ib. 404 f. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 & 22. 23. Cbenjo 
in den preuß. Städten nad $ 4 ber drei St. DO. und allgemein am Rhein und 
in Weftphaln. L. G. O. f. Weſtph. $ 2, Gem. DO. f. d. Rheinprov. v. 1845 
8 2. 15—18. 21. 22. 85. 45. 49. 

23) Bol. 3. B. Bab. Bürgerrechtögel. $ 10. 23. 30 ©. 237. 288. 239. 
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Staaten, wie in Preußen), vollitändig befeitigt find. Yür die Ausübung 
einzelner in ber Gemeindeangehörigkeit Tiegender Befugniffe bedarf es bis⸗ 
weilen noch befonderer Vorausſetzungen. So Tann die Theilnahme an den 
bürgerlichen Nußungen oft noch durch die Entrichtung eines befonderen Ein- 
faufsgeldes bedingt werben *®). 

2. Diejen Paffivbürgern gegenüber beiteht in allen Gemeinden bie eigent- 
lihe Altivbürgerfhaft GVollbürgerſchaft) aus dem engeren Kreije ber- 
jenigen Gemeindeangehörigen, welche das fogenannte Bürgerreht oder Ge 
meindereht (Ortöbürgerrecht, wirkliche Gemeinbemitgliebichaft, Nachbarrecht 
u. ſ. mw.) erworben haben. Gie allein find die felbftändigen Träger der 
Ortsgemeinde. 

Der Inhalt des Bürgerrechts beiteht, weil die Ortögemeinde eine rein 
politifhe Gemeinde ift, effentiel nur in der Befugniß zur Theilnahme an den 
öffentlichen Angelegenheiten der Gemeinde; mithin, wo noch eine Gemeinde 
verfammlung ftattfindet, in der Theilnahme an diejer, übrigens aber in dem 
Wahlrecht, der Wahlfähigkeit und der Fähigkeit zur Uebernahme umbefoldeter 
Gemeindeimter*). Hierzu fommt bisweilen noch volles Gewerberecht, volle 
Freiheit bei Erwerb von Grundſtücken, Recht zur Berehelihung u. |. w., wo 
bie Gejee dieje Grundrechte jedes Stantsbürgerd noch vom Gemeindebürger⸗ 
recht abhängen laſſen; überdies aber überall da, wo es nicht entweder ſchon 
Ausflug der Gemeindeangehörigkeit oder durch ein beſonderes Genoſſenrecht 
bedingt ift, das Anrecht auf Mitgenug ber bürgerlichen Nubungen“). Den 


Hannov. St. O. v. 1851 $ 34. 35, v. 1858 $ 35. 36. Preuß. Gef. v. 31. Der. 
1842 $ 4, v. 14. Mai 1860 (G. ©. ©. 287) 8 2—5, v. 24. San. 1861 (G. 
©. ©. 446) $ 2—5. Ferner die Stellen in Note 25. 

9) Wenigſtens in den alten Provinzen, in denen durch Gef. v. 2. März 1867 
(8. ©. S. 361) die Einzugögelder allgemein vom 1. Zuli 1867 ab aufgehoben find. 

2) So nad preuß. Gef. v. 14. Mai 1860 8 2. 8, v. 24. Ian. 1861 
92.6 St O. f. Frankfurt v. 1867 $ 61. Hannov. St. O. v. 1851 $ 86, 
v. 1868 $ 87. 

) Dies ift zugleich da, wo die bürgerlichen Nugungen auch den nicht ſtimm⸗ 
fähigen Gemeindeangebörigen zuftehen, der einzige Inhalt des fog. Bürgerrecht 
oder Gemeinderehtd. So nah ben 3 preuß. St. D. $ 5, bem Gel. f. Fraukf. 
v. 1867 $ 13, bannov. St. D. v. 1851 $ 18, v. 1858 8 19, fowie nach der 
weftpbäl. &. G. O. v. 1856 $ 15. Ferner nad) der ſächſ. St. O. v. 1832 8 65, 
der braunfchw. St. D. 5 14 u. 28. ©. O. 8 14, ber kurhefſ. ©. DO. $ 20 ©. 257, 
der weimar. $ 6 S. 340, dem öfterr. &em. Gel. v. 1862 art, 9—11. Ebenſo 
in Sacdjen- Meiningen, wo die Nutzungen won einem befonderen „NRachbarrecht” 
abhängen, ftimmfähig aber jeder Ortdangebörige if. Gem. Ed. v. 1840 art. 2. 
9. 14. Weiske ©. 884 f. 

5) Bol. bair. Gem. O. v. 1884 8 17. 18, württemb. Bürgerrechtögef. art. 3, 
bad. $ 1. 2, naflau. ©. E. v. 1816 $ 3, v. 1854 8 68. 69, altenb. Grbgef. 
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Befugniſſen entiprechen volle bürgerliche Pflichten, befonders die Pflicht, per⸗ 
fönlich oder, wo es das Geſetz erlaubt, durch Stellvertreter in der Gemeinde 
verfammlung zu erjcheinen, fih dem Auftrag zur Gemeindevertretung ober zu 
Gemeindeämtern zu unterziehen und an den Gemeindedienften und Gemeinde» 
fteuern verbältnigmäßig zu participiren*). Recht und Pflicht jedes Aktiv 
bürgers find an fich einander gleih. In der Ausübung werben aber nicht 
nur bezüglih der Pflichten durch den Bertheilungsmobus, bezüglich ber 
Nutungen dur das verjchiedene Bebürfnig oder anerkanntes Herkommen 
Unterſchiede begründet, jondern es werben auch in den rein politifchen Rechten 
vielfach Abftufungen eingeführt, wie 3. B. durch das Dreiliafienwahliuftem 
ber altpreußifchen und hannoverſchen Städte und in Braunſchweig, Naſſau 
and Baden Hinfihtlid des Stimmrechts, durch Vorzüge der Großbegüterten 
und Höchftbefteuerten oder der Grumbbefiger hinſichtlich der paffivn Wahl- 
fähigkeit in den bairiſchen Nuralgemeinden und in den Landgemeinden von 
Heffingen, Meiningen und Frankfurt?) u. f. w. 

Was nun aber die gefehlichen Erforbernifie dieſes Aftinbürgerrechts und 
jomit die Zufammenfegung der Vollbürgerichaft anlangt, jo ift dies ber Punkt, 
in dem zwiſchen ben Gemeinbeorbnungen die größten und weientlichften Ver⸗ 
ſchiedenheiten walten. 

a. Einige Geſetze lafſen das volle Gemeindebürgerreht mit dem Staats. 
bürgerrechte zufammtenfallen, fo daß ohne Weitere oder doch nach Ablauf einer 
gewifien Zeit jeber Staatsbürger, ber feinen Wohnfig in einer Gemeinde 
nimmt, in diefer das Ortsbürgerrecht ald eine örtliche Anwendung des Stants- 
bürgerrechts ausübt. Nach dem Borgang der franzoͤſiſchen und helvetiſchen 
Republik geſchah dies in Nafſau und (ohne Ausdehnung auf die bürgerlichen 
Nutzungen) in Sachſen⸗Gotha und Sachſen⸗Meiningen *). 


— 


* 102, oldenb. Kirchſp. O. art. 18f., ſigmar. G. O. 535. Weiske ©. 78. 
178. 235. 823, 391. 404. 500. 

# So 3.2. bair. G. D. 4 19 ©. 73. Altenb. Grdgeſ. $ 103. Braunſchw. 
St. O. 8 11. 23 f., L. G. 0.818. 

7) Bol. z. B. revid. bair. G. DO. v. 1884 8 95, kurhefſ. $ 832. 38. 89, 
großh. beff. art. 24, meining. art. 10, franff. &. G. O. art. 15 b. Weiske 
©. 88. 261f. 298. 386. 536. Vgl. auch preuß. Gem. O. v. 11. Mär; 1850 
8 72 u. St. D. v. 1853 8 16, wonach die Hälfte der Gemeindeverordneten jedes 
Bezirks aud Grundbeſitzern beftehen follte reſp. ſoll. 

©) Bol. Bluntſchli, R. ©. II. 3831f. Renaud 1. c. ©. 69 f. über die 
Schweiz. — Loi sur la formation des municipalites d. 14. d&c. 1789 $ 1f.; 
loi du 10 juin 1798, qui determine le mode de partage des biens commun- 
aux. Constitution de l’an III. u. de l’an VIIL art. 2. 6. Decr. imper. d. 
17 janv. 1806 art.1f. — Naflau. ©. €. v. 1816 $ 2. 3 b. Weiske ©. 321. 
— Sadfen- Gotha. B. v. 1884 8 21f. ib. 370 u. Meining. art. 2 u. 14 ib. 
825 f. 





— — 





126 Die Genoſſenſchaft in den Gemeinden. 


b. Die Mehrzahl der Gefehe dagegen ließ, indem fie die rein politiiche 
und perjönliche Natur des Gemeindebürgerrechts anerkannte, dafſelbe gleichwol 
als ein befonderes, auf Geburt oder Aufnahme in die Gemeindegenoffen- 
ihaft beruhendes Mecht beftehen. Sie jchufen fo eine politiiche Ortsbürger- 
gemeinde, welche in den Städten bie alte Bollbürgerichaft, in ben Landge⸗ 
meinden die ihrer wirthichaftlichen und privatrechtlichen Elemente entkleidete 
Genoſſenſchaft fortſetzt. Durch die Unterordnung unter den höheren ftaatlichen 
Verband, deſſen abhängiges Glied fie bildet, hat dieſe Gemeinbebürgerjchaft 
wejentliche Beſchränkungen ihrer Selbftändigkeit erfahren: geblieben aber ift 
fie ein nit blos vom Staate durch „Abtbeilung“ gemachter, fondern durch 
fih felbft verbundener und lebendiger Körper, in welchem es in Gemäßheit 
des alten genoſſenſchaftlichen Grundſatzes für Erwerbung des Genofſfſenrechts 
einzig und allein die beiden Wege der Geburt oder der Aufnahme giebt. 
Die Geburt verleiht auch hier zunächſt nur das paſſive Recht, welches ent⸗ 
weder von ſelbſt durch Erreichung des gehoͤrigen Alters oder erſt durch eine 
förmliche Antretung und Eintragung in die Bürgerliften, in Kurbeffen und 
Sachſen⸗Weimar fogar erft durch die förmliche Aufnahme, in ein aktives 
Bürgerrecht verwandelt wird. Die Aufnahme jelbft aber muß gewährt werben, 
wenn neben den perjönlichen Eigenfchaften der Selbftändigkeit oder Großjährig⸗ 
feit und bed guten Leumunds die beſonderen gejeglichen Crforderniffe erfüllt 
find, welche immer in dem Nachweis eines Nahrungszweiges, biöweilen über⸗ 
bie8 in dem Beſitz eines beitimmten Vermögens und in der Entrichtung 
eined Bürgergeldes beftehen. Solche perſoͤnlichen, genofjenichaftliden Orts 
bürgergemeinben beftehen überall in der Schweiz, in Deutſchland aber nantent- 
lich in Baden, Württemberg, Hefien, Braunſchweig, feit 1848 wieber in 
Naffau, in den ſächfiſchen Stäbten und in den meiften Fleineren Staaten ‘”). 

c. Andere Gejete haben in ben Landgemeinden gerade umgelehrt unter 
völliger Vernichtung der perjönlichen Elemente des alten Genoffenverbanbes 
eine politifche Vollbürgergemeinde hergeftellt, welche Iediglih aus ben Reprä- 
jentanten der ftaatli zu einem Gemeindebezirk vereinigten Grundftüde zu- 
fammengefeßt if. Dies ift die Dorfgemeinde bed preußiſchen Landrechts, 
welches nicht nur den angefeflenen Wirtben allein das Stimmredt giebt, 
Inndern „die übrigen “Dorfeinwohner” nidt einmal als Gemeindeange- 
börige betrachtet, vielmehr beftimmt: „die Beſitzer der in einem Dorfe ober 


4) Bol. württemb. Bürgerrechtögef. v. 1834 art. 1. 6. 8. 9. 13—832. 42—66 
u. bad. v. 1881 u. 1851 $ 1—69. Kurheff. ©. O. v. 1884 8 I— 84, großh. 
hefſ. v. 1821 art. 41—54, weinter. v. 1840 8 5—16, altenb. Grdgef. 8 100-106. 
108, figmaring. ©. O. 8 2. 11f. u. Bürgerrechtögef. $ 5. 19— 58, franffurter 
e. ©. D. art. 30 — 38 b, Weiste S. 254 f. 302f. 340 f. 391 f. 465 f. 5007. 
b40 f. Sidi. St. DO. v. 1832 $ 41—67. Braunfhw. NR. L. O. p. 1832 $ 42. 
48. 49. 53-56 u. ©t. D. v. 1850 8 13-21, 8. G. O. $ 15. Nafſau. ©. O. 
v. 1854 8 70—86. 88— 94. 
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in defſſen Feldmark gelegenen bäuerlihen Grundftüde machen zufammen eine 
Dorfgemeinde ans"). Meiter noch giengen die 2. ©. O. für Weftphalen 
v. 31. Oktober 1841 und die ©. D. für die Rheinprovinz v. 23. Juli 1845 
infofern, als fie das volle Gemeinberecht nur den in zwei Klaffen getheilten 
höchitbefteuerten Grundbefitzern (den fog. „Meiftbeerbten") gaben; do er- 
Yannten fie nicht nur alle anderen felbftändigen Einwohner ald Gemeinde 
mitglieder an, fonbern gaben der Gemeindeverfammlung die Befugnif, auch 
das Gemeindereht an Nichtgrundbefißer ausnahmöweife zu verleihen ®'). 
Durchaus auf dem Standpunkt des Landrechts dagegen, foweit ed fi) um bie 
reale Bafis des politiihen Gemeinbebürgerrechts handelt, ftehen die Gefehe 
über die Berfaffung der Landgemeinden in den ſechs öftlichen Provinzen v. 
14. Ayril 1856 und in Schleswig-Holftein v. 20. Sept. 1867. Denn über 
das Stimmrecht und deſſen Ausübung in den Landgemeinden foll zwar zunächft 
bie Ortöverfaflung entjcheiden und, wo dieſelbe zweifelhaft ift oder an wejent- 
lichen Mängeln, namentlich an einem erheblichen Mifverhältniß der Theilnahme 
am Stimmrecht gegen die Theilnahme an den Gemeinbelaften leidet, eine 
Aenderung in Gemäßheit des durch Gemeindebeſchluß erflärten und obrigkeit⸗ 
lich beftätigten Gefammtwillend eintreten. Allein wenn ein folder Beſchluß 
nicht zu Stande kommt, fol im Verwaltungswege eine Ergänzung ober Ab- 
änderung in Der Weife erfolgen, daß nur bie im Gemeindebggirt mit Grund 
und Boden angefeffenen Perfonen ein Stimmrecht erhalten. Yür die im 
Bezirk domicilirten und einen eigenen Hausſtand führenden Perſonen genügt 
hierbei ein Wohnhaus, Forenjen aber follen dann, wenn fle ein Grunbftäd, 
befien Werth oder Umfang einer Adernahrung gleichlommt, befigen, ftimm- 
bereditigt fein. Kleinere Grundftüde koͤnnen zu Kollektivftimmen vereinigt, 
große mit mehrfahem Stimmrecht außgeräftet und überbies verfchtebene 
Klafien gebildet werben, eine Ausübung des Gemeinberechts burch Vertretung 
tft in mehreren Fällen möglich, kurz es ift in voller Schärfe der Grundſatz 
burchgeführt, daß die Gemeinde in nichts eine auf perſoͤnlichem Genofienbande 
rnbende Bereinigung, fondern in Allem nur ein Bezirk von Orundftüden ift'*). 
Außerhalb Preußens gilt ein gleiches Syſtem in verfhiedenen Staaten, fo 
3. B. im Königreich Sachſen und im Fürſtenthum Lippe bezüglich der Land⸗ 
gemeinden nnd mit einigen nicht unweſentlichen Mobifilationen in Oldenburg 
bezüglich der Kirchſpielggemeinden ). Auch Hier ift überall eine befonbere 


PU! R. I,7 8 18 20—22. 

s, MWeftphäl. &. ©. O. 8 17. 21. 40—48, rhein. Gem. O. v. 1845 8 12. 
38—43. Abgeindert durch Gel. v. 15. Mai 1856 art. 11. 12. 

2. G. D. v. 1856 8 3—7, v. 1867 8 8—11. 

 Sädf. &. ©. O. v. 7. Nov. 1338 8 24. 25. 27. 2835 b. Weidte 
©. 105. (Unbebeutende Modififation in & 54). Lippe-Detmold. & G. O. v. 
2. März 1841 $ 4 ib. 522. Oldenb. Kirhfp. ©. v. 1831 art. 7. 19—50 ib. 
399 f. Hier wird (art. 20) Eigentbum, erbliches Nupungdrecht oder Nießbrauch 
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Aufnahme zum Erwerb des Vollbürgerrechts nicht erforderlich, fondern ber 
Grundbefitz zieht es von ſelbſt nad fi, und wenn die wirkliche Ausübung bes 
Stimmrechts natürlich noch gewiffe perfönliche Eigenfchaften fordert, jo ift auch 
bier bei deren Mangel zum Theil Vertretung zuläjfig. 

d. Einige neuere Landgemeindeordnungen fuchen dad Princip der Orts- 
bürgergemeinde mit dem ber Realgemeinde zu kombiniren, indem fie neben 
einer perjönlichen, genoſſenſchaftlichen Bürgerjchaft zugleih ein durch Grund» 
befig in der Feldmark begrünbetes Stimmrecht kennen. Dies ift befonbers 
in Hannover und Braunfchweig der Zall’*). 

e. Sehr viele Geſetze haben namentlich für die Städte, häufig aber 
auch für die Landgemeinden neben dem Grundbefitz ober ftatt deflelben das 
befteuerte oder befteuerbare Gewerbe, Einkommen oder Kapitalvermögen oder 
aber den Betrag ber gezahlten Stante- oder Kommunalfteuer felbft zur Grund» 
lage des Vollbürgerrechts gemacht, wobei dann die Mannichfaltigfeit der Kom- 
binationen und die daneben fortbeftehende größere oder geringere Anerkennung 
einer felbftänbigen perjönlichen Baſis bes Bürgerrechts im Einzelnen fehr große 
Verſchiedenheiten ergiebt. 

Insbeſondere giebt es zunächſt eine Reihe non Geſetzen, welche, ob fie 
gleich die aktive Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten der Gemeinde 
von Beil oder Cenſus abhängig machen, doch principiel die Natur ber 
Bürgerfhaft als einer auf Geburt oder Aufnahme beruhenden Genoffenfchaft 
fefthalten. Ste unterjdheiden, wenn man genauer zufieht, ein Bürgerredt 
und das Recht auf Ausübung deflelben. Es giebt eine einheitliche, durch 
fich felbit ergänzte, durch einen Bürgereid perjönlich verbundene, auf die Ge 
meinfchaft ber durch das bürgerliche Gemeinwefen entitehenden Rechte und 
Pflichten gegründete Bürgerſchaft, deren Mitgliebfhaft unabhängig ift von 
Stenerbetrag oder Befit, Aber das Bürgerrecht, jo weit fih dafjelbe in ber 
aktiven Theilnahme an den Gemeinbewahlen beihätigt, ruht bei dem Mangel 
eines gewiflen Befites wie bei dem Mangel gewifler perjönlicher Eigenfchaften, 
fo daß nur beftimmte Klafjen der Bürgerfchaft zur Ausübung ihres Bürger: 
rechts durch Stimmabgabe befähigt find. Bon dieſen Gefichtspunkten gieng 
3 DB. bie preußifche Städteorbnung v. 1808 aus. Sie kannte nur Ein 
ftäbtifches Bürgerrecht, auf welches Alle, die in der Stadtmark häuslich nieder⸗ 
gelafjen waren und einen unbefdholtenen Lebenswandel führten, einen gleich⸗ 
mäßigen Anfpruch hatten, das aber vom Magiftrat nah Anhörung der Stabt- 
verorbneten beſonders ertheilt und durch einen Bürgereid bekräftigt wurbe. 
Ausdrücklich ftellte fie ferner das gleihe Stimmrecht aller Bürger als das 


geforbert, es follen aber (art. 21) überbied nach dem Armenbeitrage refp. nad) 
Wahl fo viel Mitglieder zur Kirchfpielöverfammlung zugezogen werden, daß ihre 
Zahl den vierten Theil der regiftrirten Stimmberechtigten nicht überfteigt. 

5%) Revid. hannov. 8. G. O. v. 1859 8 3—21, bei. 88 Nr. 1u.2 5 
12 f. Braunſchw. L. ©. DO. v. 1850 8 15. 16. 





8 57. Die Ortögemeinde n. d. Gemeindeordnungen d. 19. Jahrh. 729 


Normale bin, beftimmte aber mit Rückſicht auf die politiichen Berhältniffe, 
daß in Folge gefeßliher Specialausnahme unangefeflene Bürger, die nicht 
ein gewiſſes Einkommen hätten, von der Ausübung des Stimmrechts ausge 
ſchloſſen fein follten®). Aehnlichen Grundfägen folgen die hannoverſchen 
Stäbdteordnungen, indem fie das Bürgerrecht als ein perjönliches Genoſſenrecht 
allein durch Verleihung des Magiftrats unter Zuftimmung der Bürgerbor- 
fteber gegen Zahlung eines Bürgergewinngelbes und Leiftung eines Bürger⸗ 
eides erwerben lafjen, für die Ausübung des Stimmrecht aber die befondere 
Bedingung bes Grundbeſitzes ober eines beftimmten Steuerjates aufitellen *). 
Auch die bairifhen und öſterreichiſchen Geſetze entfernen ſich nicht ganz von 
dein Princip der Ortöbürgergemeihbe. In Baiern wird zwar für bie wirkliche 
Mitglievihaft in einer Gemeinde außer dem Domicil im Gemeindebezirk Beftk 
befteuerter Gründe oder Betrieb eines befteuerten Gewerbes erfordert, aus 
nahmsweiſe aber auch in anderen Fällen die Crtheilung der Mitgliebichaft 
zugelafien®). Im Defterreih verlangte man 1849 eine beftimmte Steuer 
von einem Haus nder einem Gewerbe für die Ausübung bed Stimmrechts, 
usch dem Gemeindegefe von 1862 aber joll die Theilnahme der Gemeinde. 
mitglieder an ben Gemeinbeangelegenheiten durch die Landesgeſetze „mit ge 
bührender Rüdfichtnahme auf die Sicherung der Intereſſen der höher Be- 
fteuerten” geregelt werden 8). 

Sm Gegenjat zu allen diefen Geſetzen ift in den neueren preußifchen Städte 
orbnungen und bezüglich der beiden weftlichen Prowinzen auch in den Landgemein⸗ 
deorbnungen die genoſſenſchaftliche Bürgerfchaft rechtlich volllommen aufgeläft. 
Eine „Bürgerjchaft" giebt es nicht einmal dem Namen nach mehr! Es giebt nur 
noch einen Gemeindebezirk mit einer Summe von Gemeindeangehörigen und 
unter dieſen eine Anzahl einzelner „ Stimmrechte”, die in ben Städten noch „Bür- 
gerrechte“, inden Landgemeinden Weftphalens „ Gemeinderechte“ genannt werben”). 


ss, Preuß. Gt. D. v. 1808 8 14— 89. 78—78. Bel. 5 M. 25. 78. 

se) Sannod. Gt. D. v. 1851 $ 18—82. 85; revid. v. 1858 8 19—84. 83. 

s) Revid. G. O. v. 1884 $ 11. 12. 16. 

56) Defterr. Gem. Geſ. v. 17. März 1849 8 7—11, v. 1862 art. 2.8.9 —11. 
Nah dem Gem. Gef. f. Tirol und Vorarlberg v. 26. Oct. 1819 5. Weiste 
©. 1 5 1 follten &emeinbeglieder Alle fein, welche im Bezirk der Gemeinde 
befteuerte Gründe oder Häufer oder Grundzinfe u. dgl. eigenthümlich oder pacht⸗ 
weife befigen ober darin ein Gewerbe ober einen Erwerb ausüben. „Der Um 
ftand, ob die &emeindeglieber in der Gemeinde wohnen oder nicht, begründet 
feinen Unterfjchied, und bie bloße Einwohnung bringt die Eigenfchaft eines 
Gemeindegliedes nicht hervor.” Hier ift der Inbifferentiömus gegen bie Per- 
tönlichkeit als Grundlage bed Gemeinderechts auf die Spike getrieben. 

, Die St. D. v. 1808 befinirt noch in 8 46: „der Inbegriff ſämmtlicher 
Bürger der Stadt macht die Stadtgemeinde oder Bürgerihaft aus”. Dazu 
8 47-68. Das Wort „Bürgerfchaft” iſt mit dem Begriff jelbft aus ben neuen 
Gemeinbeorbnungen verſchwunden. 
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Die Erforberniffe biefer Stimmrechte find nach einem fehr komplicirten Syftem 
normirt*). Ueberall wird gefordert, dah ber Gemeindeangehoͤrige felbftänbig 
und preußiſcher Unterthan ift, jeit einem Sabre die Gemeindeabgaben bezahlt 
und in dieſem Zeitraum Feine Armenunterftüßung aus öffentlichen Mitteln 
empfangen hat. Unter diefen Vorausſetzungen wird das „Oemeinberecht“ 
entweder durch den Befit eines Wohnhauſes nebft Grunbbefit von beftinm- 
tem Gteuerwertb oder durch Wohnfitz und eine beftimmte perſoͤnliche Be⸗ 
ftenerung im Gemeindebezirk begründet. Das ftäbtifche „Bürgerreht" da⸗ 
gegen forbert immer ben Wohnftt im Stadtbezirk und uͤberdies entweder 
ben Befig eines Wohnhauſes oder den felbftänbigen Betrieb eines Nahrungs- 
gewerbes (und zwar in Städten über 10,000 Einwohner mit mindeſtens zwei 
Sehilfen) oder drittens einen beftimmten Steuerbetrag beziehungsweije die 
betreffende Steuerfähigkeit ober ein entfprechendes Einfommen. Bei dem Bor- 
bandenjein biejer Borausfegungen ift das Bürgerrecht von jelbft ohne die An- 
erfennung ober Aufnahme durch die Gemeinde und ohne Vereibigung vorhanden ; 
nur die Erhebung eines Bürgerrechtögeldes wirb der Gemeinde noch geftattet*'). 

Se mehr in den Gemeindeordnungen diefer Klaffe oder in ben nur bie 
Grundbefitzer für Gemeindebürger erflärenden Gejeßen das perfünliche Element 
zurüctritt, defto mehr. neigen biefelben zur Zulaffung Auswärtiger auf Grund 
ihres im Gemeindebezirk belegenen und befteuerten Grunbbefiges ober ander⸗ 
weiten DBermögens®) und zur Berftattung einer Bertretung ber perſoͤnlich 
Stimmunfähigen (4. B. Kinder und Frauen) oder der Abwejenden bei Aus- 
übung des Stimmrecdhts‘®). 

Diefe und ähnliche Beftimmungen, welche ſich beſonders in ben Land⸗ 
gemeindegeſetzen bisweilen jo weit fteigern, dag nicht mehr die Perſon, ſondern 


eo) Bol. St. O. f. die öftl Prov. v. 1858, f. Weſtph. v. 1856 u. f. b. 
Rheinprov. v. 1856 8 5—8; f. Frankf. v. 1867 8 13— 215 2. ©. D. f. Weſt⸗ 
phalen v. 19. März 1856 5 14—22. In berfelhen Richtung hielt fich bereits 
die Gem. D. ». 11. März 1850, indem fie für Stadt- und Landgemeinden den 
Steuerbetrag, das Einkommen, den Hausbeſitz oder einen Grundbeſitz von gewifiem 
Werth ald Grundlage des Stimmrechts mit dem Dreiklaffenwahliyftem einführte. 
Bol. $ 4. 5. 11-18. 69—72, 

1) Preuß. Gef. v. 14. Mai 1860 $ 2.6.7. St. O. f. Frankfurt v. 1867 8 16. 

2, Sp geben die weftphäl. und rhein. &. G. O. allen Zorenjen und ben- 
jenigen auswärtigen phyfifchen oder jurtitifchen Perfonen, welche in der Gemeinde 
feit einem Jahr an direkten Staats- und Gemeindeabgaben mehr als einer der 
drei höchftbefteuerten Einwohner zahlen, die preuß. St. D. $ 8 (wie fchon bie 
G. D. ». 11. März 1850 $ 5) wenigftens biejer letzten Klafle das Bürgerrecht. 

*, So unbedingt bie preuß. Landgem. Ordn. Dal. weitphäl. 8. G. O. v. 
1856 8 20. 21, 8. ©. ©. f. d. öftl. Prov. 8 6. 7, f. Schleswig-Holft. v. 1867 
$ 11. Bezüglich der zugelafjenen Auswärtigen und juriftiichen Perfonen auch 
die Städteordnungen ($ 25). Vgl. bair. revid. G. D. $ 14. Hannov. revid. 
L. G. O. v. 1859 $ 12f. 
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das Grunditüd oder das Stenerfapital durch die Perfon zu ftimmen fcheint**) 
werben in ben Geſetzen meift auf das Princip zurüdgeführt, daß die Rechte 
ben Pflichten entjprechen müßten‘). Es Liegt indeß auf ber Hand, daß diefer 
nralte germaniſche Saß nicht geeignet tft, das rechtliche Fundament einer Be- 
meflung des Bürgerrechts in ber heutigen Ortsgemeinde nach dem Steuerbe- 
trage zu bilden. Denn das perfönliche Bürgerrecht und der Umfang der durch 
die politifche Verbindung für den Einzelnen hervorgebrachten Bermögenslaften 
find infommenfurable Groͤßen. Die politifche Pflicht jedes Staats⸗ wie jedes 
Gemeinbenngehörigen, dem Staat oder der Gemeinde mit der Perfon und 
dem DBermögen zu dienen, ift nad der heutigen rein öffentlichen Natur des 
Staated und der Gemeinde an fi) gleih. Ihr Inhalt befteht freilich im 
einer Beitragspflicht nach Bermögen, mithin in einer verhbältnigmäßigen 
Aufopferung von Kräften und Gütern), und geftaltet fich daher bei ber 
wirklichen proportionalen Bertheilung ſehr ungleih: allein dadurch wird bie 
politische Pflicht am ſich nicht größer noch Pleiner und Tann daher kein ver⸗ 
ſchiedenes politisches Recht erzeugen”). Im Wirklichkeit ift aber auch, bejonbers 
in ber neueren preußiſchen Gejeßgebung, der Sat des angeblichen Gleichgewichts 
von Recht und Pfliht nur der befchönigende Ausdrud einer ganz andeten 
Auffaffung, welde in die Gemeinde den Gebanfen von Leiftung und 
Segenleiftung bineinträgt. Im Zufammenhang mit der oben mehrfach 
erwähnten Tendenz, die Gemeinde im öffentlichen Recht durch den Staat zu 
abforbiren und fie nur im Privatrecht als felbftändigen Körper anzuerkennen, 
ſucht man fie zu einem bloßen Wirthichaftsfärper, zu einer Sfonomifchen An- 
ftalt für Landwirthſchaft oder für gemeinfame Kapital- und Gewerbewirthfchaft 
berabzubrüden. In ganz natürlicher Konfequenz foll dann Jeder möglichft 
in demfelben Maße, in welchem er bie Gemeinbewirthichaft durch Grundbeſitz 


“) Außer der dharakteriftifchen Stimmabgabe durch die Vertreter von Kindern 
und Frauen und bem Stimmrecht ber Auswärtigen gehören die kollektiven oder 
mehrfachen Stimmen und im Grunde die ganzen Klaffenunterfchiede hierher. 
Bezeichnend ift in der hannon. revid. 2%. G. O. v. 1859 der Ausdrud des $ 17: 
„dad Stimmgewicht der Mitglieder der einzelnen Klaffen ift unter Berückſichti⸗ 
gung ber Konkurrenz zu den Gemeinbelaften und des Interefſes an ben Gemeinde: 
angelegenbeiten zu bemeffen.“ 

65 Bol. 3. B. preuß. & ©. O. v. 14. April 1856 8 4. Bad. revid. ©. O. 
v. 1851 8 814. 

*) Preuß. St. DO. v. 1808 $ 26: „Einem jeden Bürger Liegt die Verpflich⸗ 
tung ob, zu ben ftädtifchen Bebürfnifien aus feinem Vermögen und mit feinen 
Kräften die nöthigen Beiträge zu leiften und überhaupt alle ftäbtijchen Laften 
verhältnißmäßig zu tragen.” Dazu 8 25. 27. 28 ib. 

en) Sonft müßte offenbar auch die Förperliche Unfähigkeit zu Wacht- oder 
Kriegsbienften oder die mangelnde gelftige Qualififatton zur Nebernahme unbe- 
foldeter Aemter Unterfchiede des politiichen Rechts begründen. 
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oder Kapital bilden hilft, auch an ber Verfaffung und Verwaltung der ganzen 
Wirthſchaftsanſtalt Theil nehmen. Das und nichts anderes ift der immer 
klarer hervortretende Grundgedanke der letztgedachten Klafie von Geſetzen! Es 
wird, wenn man es ſcharf ausdrüden will, das Princip der Aktiengefellichaft 
in die Gemeinde verpflanzt. ine ſolche Auffafiung koͤnnte ſich anf bie 
Struktur der älteren deutſchen Gemeindegenofſenſchaft, vor Allem der Tändlichen 
Marktgemeinde, berufen: gerade dadurch aber würde fie fih am jchlagendften 
widerlegen. Denn die alte Marktgemeinde war in der That gleichzeitig eine 
politifhe und eine wirthichaftliche Genoſſenſchaft; es war alſo nad ihrer 
einen Seite hin das Princip der Leiftung und Gegenleiftung in ihr voll- 
kommen beredtigt. Die heutige Gemeinde dagegen ift ein rein politifcher 
Berband und zu feinem, auch nicht zum Meinften Theil mehr eine Wirth- 
jhaftsgemeinde. Zwar giebt es eine Gemeindewirthichaft: aber dieje eriftirt 
lediglich um der an fi rein öffentlichen Zwecke der Gemeinde willen und in 
dem durch dieſe Zwecke erforberten Umfang. In der alten Markgemeinde 
war die Haushaltsgemeinichaft Selbitzwed: der heutige Gemeindehaushalt ift 
durchaus nur Mittel für andere Zwede. Die genofjenichaftliche Gefamnt- 
wirthichaft ift eben in Individualwirtbichaft und Gemeindewirthichaft geſpalten. 
Sit aber die Ortsgemeinde jo jeder Spur ihrer alten wirtbichaftlichen Be- 
deutung entkleidet, fo kann auch die Mitgliedſchaft in ihr nur mit Rüdficht 
anf die Perjönlichkeit beftimmt werben. . 

Für die erwähnten Syiteme giebt es daher Fein anderes bem öffentlichen 
Charakter der heutigen Ortsgemeinde angemefjenes Princip, als daß man bie 
Perfönlichkeit wieber in ihr volles Recht einjegt, die aufgeftellten Grforbernifie 
des Befitzes, des Vermoͤgens oder der Steuerzahlung aber ala Grundlage der 
perjönlichen politiihen Qualifikation betrachtet. Die gefeglide Präfum- 
tion, daß mur bei einem gewifjen Befit oder einer gewiflen Art des Be 
fitzes beziehungsweiſe nur bei einem gewiffen Umfang ber für die Allge 
meinheit gebrachten pekuniären Opfer die für die Ausübung des Bürgerrechts 
beziehungsweife für einen beftimmten höheren Grab der XTheilnahme an 
Öffentlichen Angelegenheiten erforberlichen perjönlichen Eigenfchaften, wie politifche 
Bildung und Befähigung, Gemeinintereffe und Gemeinfinn, vorhanden find, 
ift jomit (wie die St: O. v. 1808 dies richtig würbigt) das einzig mögliche 
Rechtsfundament einer Bedingtheit oder Abftufung des Gemeindebürgerrechts 
durch Befi ober Steuerzahlung. Es ergiebt ſich leicht, wie gewifje bamit 
unvereinbare Sätze (3. B. dad dur Stellvertreter geübte Bürgerrecht) mit 
der Annahme eines ſolchen Fundaments fortfallen müßten, wie aber bamit 
zugleich an Stelle einer Summe von Stimmrechten wieder eine ftinnmberedhtigte 
Bürgergenofjenjchaft treten würde. 

C. Die Organifation ber jo zufammengejeßten Gemeinde wird von 
ben Geſetzgebungen der einzelnen Länder und troß des Strebend nad Unifor- 
mirung auch in bemjelben Lande für die Stabte und Landgemeinden oder für 
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die nach der Größe und Einwohnerzahl gebilbeten Gemeindeflaffen mannichfach 
verſchieden beftimmt: die Grundzüge aber kehren überall in einer gewifien 
Gleihmäßigfeit wieder. Sämmtliche Gemeinbeorbnungen ftinmen zumädıft 
darin überein, baß fie die Organe der Gemeinde als Stantsanftalt und der 
Gemeinde als Korporation zufammenfallen Taflen und in Folge deſſen alle 
Drgane gleichzeitig als Korporationsorgane und als mittelbare oder unmittel- 
bare Staatsorgane behandeln. Als Organe eines felbftänbigen Gemeinwejens, 
Fraft defien Vollmacht und im deflen Namen fie öffentliche Funktionen üben, 
find daher die Behörden wie die Vertretungen der Gemeinden nur jelten und 
in wenigen Beziehungen anerkannt. 

I. Sm Sinzelnen ift zumädft die Gemeindeverſammlung entweber 
fortgefallen oder zu einem gewöhnlichen Gemeinbeorgan geworben. Yort- 
gefallen ift fie faft in allen Städten, indem bier die Bürgerfchaft nur bei 
dem einzigen Geſchäft der Wahl ihrer Vertreter unmittelbar thätig wird, hierbei 
aber in der Regel nur bezirksweiſe zufammentritt®). Dagegen kommt es in 
den Landgemeinden und Tleineren Städten noch vielfach vor, daß (wie im 
Preußen und Hannover) die Gemeindeverfammlung felbft alle Angelegen- 
beiten, welche fonft an Ausſchüfſe überwiefen zu werben pflegen, bejorgt®), 
oder daß fie neben einem fie vertretenden Gemeinderath wenigſtens die wichtigiten 
Entſcheidungen jelbft trifft”), oder daß fie endlich fogar neben einem Repraͤ⸗ 


es) Bol. z. B. Preuß. St. DO. v. 1808 8 46—68; bei. 3 48: „Die Bürger 
{haft felbft wird in allen Angelegenheiten bed Gemeinweiend durch Stadtverord- 
nete vertreten. Sie iſt befugt diefelben aus ihrer Mitte zu wählen. $ 67: Bon 
allen nad Inhalt dieſer Ordnung ber Stabtgemeine beigelegten oder berfelben 
fonft zuftehenden Rechten wird einzig und allein bie Befugniß ber Stabtverorh- 
netenwahl von der Stadtgemeine in der Gefammtheit ausgelibt.* Dazu $ 79— 
107 ib. St. O. v. 1853 u, 1856 $ 12 —28. 


*) So nad) der preuß. L. ©. O. f. d. öftl. Prov. v. 1856 8 8. 10—18 u. 
f. Schleöwig-Holiteln v. 1867 $ 12. 18. 16 überall da, wo nicht auf befonderen 
Antrag ber Gemeinde eine Vertretung gebildet wird. Ebenſo in Hannover nad 
der &. ©. O. v. 1852 $ 25-36, 1859 $ 41-50, in ben Bauerfchaften in Lippe, 
$ 10. 11 5. Weiske 523, und in ben Feineren Gemeinden Sachſens, $ 54 ib. 
178. In Meiningen entſcheidet das Ermeſſen ber Berwaltungsbehörbe, art. 8 ib. 
386. Iſt Weftphalen fol in allen Gemeinden, bie weniger ald 18 Bollgenofien 
zählen, auch jonft aber ba, wo das Ortsftatut es anorbnet, bie Bildung eines 
Ausſchufſes unterbleiben. 


0%) So beſonders über Gemeindbebienfte und Umlagen, Thellung, Beräußerung 
oder Erwerbung von Gemeinland (3. B. bar. &. O. 8 104. 105; weimar. 8 47. 
49-55, gothaiſche $ 7. 8. 21. 60, rubolftädt. $. 5. 9. 12 5. Weiske ©. If. 
349 f. 368 f. 487 f.), Rechnungdablage (3. B. meining. G. O. art. 14 ib. 387), 
Etenerbewilligung (Oefterr. Gem. Gef. v. 1849 8 36 f. 79). 
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ſentativkörper in fpeciellen Fällen berufen wirb?'), während fie der Regel nach, 
wenn ein ſolcher vorhanden ift, nur zu den Wahlen zufammentommen darf”). 
In allen diejen Fällen ift die Gemeiudeverfammlung nicht mehr die filhtbare 
Trägerin der Gemeinde, fondern ein gewöhnliches Gemeindeorgan, welches die 
juriſtiſche Perjönlichkeit der Gemeinde vertritt und gleichzeitig als Staatsorgan 
handelt 2). Des Rechtes der Selbitverfammlung beraubt, obrigfeitlich berufen, 
in ftaatlih beftimmten Formen verbandelnd und beichließend, ftreng auf be 
ſtimmte Gegenftände der Berathung (nach dem naffauifchen Edikt v. 1816 
jogar auf Ja oder Nein fagen)*) beſchränkt und ohne jede Spur ihrer ehe 
maligen Souveränität, tft fie nicht einmal ein Schatten der alten Genoffen- 
verfammlung mehr, jondern ihrem rechtlichen Charakter nach etwas von biefer 
gänzlich Verſchiedenes ”*). 

DI. An die Stelle der Gemeindeverfammlung tritt in vielen Landge- 
meinden”s) und in faft allen Stäbten!e) ein gewählter Tollegialifcher 
Ausſchuß (Bürgerausihuß, Gemeindeausſchuß, Gemeinderath, Bürgervor- 


11) So in bad. Gem. Orbn. 8 9. 36—39, kurhefſ. 8 37, bobenz.-bedhing. 
8 4. 683, figmar. $ 9. 37 5. Weiste ©. 202. 209. 263. 536 f. 466 f. 

7°) So in Preußen (1. c.); Württemb. 4 47, Tirol 8 5; Sidi. &. ©. O. 
8 58; Oldenb. art. 19. 57; Frankf. art. 23 b. Weiste S. 141. 2. 117. 588. 

73) So fagt die & ©. O. f. Weſtphalen v. 1856 $ 23: „die Gemeinde 
wird in ihren Angelegenheiten dur die Gemeindeverfammlung und durch 
ben Gemeinbevorfteher vertreten‘. In der Meining. Gem. O. g 8 ©. 386 heißt 
es fogar, es „tritt die Geſammtheit der ftimmberechtigten Nachbarn an bie Stelle 
bes Ausjchuffes”. Auch beruht ed auf diefer Auffaffung, wenn Die rhein. Gem. 
Ordn. v. 1845 8 45 da, wo feine Gemeindenertretung gebildet wird, bie Ge⸗ 
fammtbett der mit Gemeinderecht verfehenen Gemeindeglieder (Meiftbeerbten) 
als „Semeinderath” bezeichnet! 

1) 8 75. Weiske S. 329. Anders jebt nad Gem. D. v. 1854 8 24—26. 

3) Bol. 5 B. Württemb. Gem. DO. $ 47—63, Bad. $ 27— 35, Kurheff. 
8 36—88. 45. 47. 49. 51. 64. 65. 77. 80. 86, Hohenz.-Hedh. $ 44— 61, Sigmar. 
8 26— 387. 126. 127 b. Weiske S. 142f. 207f. 268 f. 468f. ATIf. Preuß. 
rhein. Gem. D. $ 44—60, meitphäl. 8. G. O. v. 1856 $ 24. 37,8.©D0. f. 
d. öftl. Prov. 1856 8 8, 9, f. Schleöw. Holit. 8 16. Naflautfch. Gen. Gef. v. 
1854 8 27—29. Hannov. 8. ©. O. v. 1852 8 37 —44, 1859 8 51 —59. 
Defterr. Gem. &ef. v. 1862 art. 8. 12. 

70, Vgl. außer den in voriger Note citirten zugleich auf Städte bezügl. 
Gem. Ordn. bei. Bair. Gem. Ordn. $ 74—88 Weiske S, 84f. Sachſen⸗ 
Altend. V. U. 8 124. Braunfhw. N. L. O. 5 58, St. O. v. 1850 $ 22. 9— 
66. Hannov. V. U. v. 1840 $ 59, St. O. v. 1851 $ 82 — 117, 1858 8 80— 
113. Preuß. St. DO. v. 1308 $ 69—139. 169— 190, Gem. D. ». 11. März 
1850 $ 10-26. 68—84. 98—113, St. D. v. 1858 u. f. Weftph. v. 1866 
$ 10. 12—28, 35—55. 72. 78, f. d. Rheinprov. v. 1856 $ 11—27. 34—52, 
f. Frankf. v. 1867 8 23— 37. 45 - 62. 
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fieher, Stadtverordnete, Gemeindedeputirte u. ſ. w.), der fi als ein im Namen 
ber Geſammtheit die Gemeinde vertretendes Organ charakterifirt. In größeren 
Städten ift bisweilen eine doppelte Vertretung gegeben, indem neben ben 
gewöhnlichen Stadtverordneten in befonteren Bällen noch ein großer Bürger 
ausſchuß berufen wird ). Im Verhaͤltniß zur Bürgerichaft unterſcheidet fich 
ein folder Ausihuß von den alten Gemeinbe- ober Stabträtben und den 
heutigen Beiräthen ber Ortsvorſtände dadurch, daß er keine obrigkeitlichen, 
fondern lediglich repräfentative Befugniſſe übt, während früher alle Räthe zu- 
glei) vertretende und regierende Behörden waren und felbft die großen ober 
weiten Räthe zwar vorzugsweiſe vertraten, immer aber zugleich mitregierten. 
Hieraus ergiebt ſich zugleich im Verhältniß zum Gemeindevorftand für ben 
Ausihuß der Mangel eines Mitregierungsrechts und die Beihränkung auf bie 
Vertretung der Geſammtheit gegenüber dem Gemeindevorſtand, mithin auf 
die Ausübung aller an ſich der Geſammtheit zuftehenden Sunktionen, wohin 
insbejondere Bewilligung, Beichlußfaffung und Kontrole, verfaffungsmäßig er- 
forderte Zuftimmung, Befteuerungsredht und Umlage von Dienften gerechnet zu 
werben pflegen”). Aber nicht als eine Summe von Bevollmächtigten ber 
Bürgerjhaft?%), ſondern als ein in feiner Gefammtheit durch das Geſetz be- 
rufene® Organ der Gemeinde in ibrer Einheit übt er feine Befugniffe Gr 
repräjentirt aljo im Grunde nicht die Bürgerjchaft, fondern Hilft an ihrer 


1 So in Baden (l. c.) und nad der ſächſ. St. O. v. 1832 $ 109—177, 
bef. 110— 113. 

78) Bol. Note 68. Pr. St. DO. v. 1808 8 69: „bie Vertretung ber Stabt- 
gemeine oder Bürgerfhaft durch Stabtverordnete ift nothwendig, weil jene aus 
zu vielen Mitgliedern befteht, ald daß ihre Stimmen über öffentliche Angelegen- 
beiten jedeömal einzeln vernommen werden könnten“ ($ 68). 8 108: „Die Stadtv. 
erhalten duch ihre Wahl die unbeichräntte Vollmacht, in allen Angelegenheiten 
des Gemeinwefend der Stabt bie Bürgerfchaft zu vertreten, ſämmtliche Gemeinde 
angelegenbeiten für fie zu beiorgen, unb in Betreff des gemeinfchaftlicden Ver⸗ 
mögens, der Rechte und Verbinblichkeiten der Stabt und der Bürgerjchaft Namens 
derfelben verbindenbe Erklärungen abzugeben.“ Bol. Kurhefl. Gem. DO. $ 64, 
Württemb. $ 47, Hohenz.Hech. $ 44. 62, Altenb. Grundgeſ. $ 124 b. Weidte 
274. 141. 458. 459. 396. Hannov. St. DO. ». 1851 $ 82. 1858 8 80. Defterr. 
Gem. Geſ. v. 1862 art. 12. Preuß. St. O. v. 1858 u. 1856 $ 35. 37f. &. ©. 
D. f. Weſtph. $ 32. Braunfhw. St. D. 1850 $ 45 f., wonach die Verorbueten 
„die Geſammtheit der Gemeindegenoffen zu vertreten” und in ihrem Namen Zu⸗ 
ftimmung ($ 46), Entſcheidung (8 47), Gutachten ($ 48), Kontrole ($ 49 —61), 
Antrag (8 52) und Beſchwerde ($ 53) üben. Bol. &. G. O. $ 51. 52. 

2) Daher find die Vertreter an keine Juſtruktion gebunden, unverantwortlich 
und repräfentiren nur als Kollegium. Pr. St. DO. v. 1808 $ 110. 111. Bei. 
$ 110 Abi. 2: „Das Geſetz und ihre Wahl find ihre Vollmacht, ihre Ueber 
zeugung und ihre Anficht vom gemeinen Beften der Stadt ihre Inftruftion, ihr 
Sewifien aber die Behörde, ber fie deshalb Rechenſchaft zu geben haben.“ 
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Stelle die fei es ftnatliche ſei es privntrechtliche Perjönlichleit ber Gemeinde 
zur Erſcheinung zu bringen®). Sofern daher der Staat in der Gemeinde 
als öffentlicher Körperichaft jene Anftalt erblickt, ift ihm auch der Gemeinde 
ausſchuß ein mittelbares Staatsorgen. Nicht nur normirt er daher durch 
Geſetz bis ins Kleinfte den Wahlmodus, die aktive und paffive Wahlfäbigkeit, 
die Mitgliederzahl, die Wahlperiode, die Verhandlungsweife und Kompetenz: 
fondern er beanfprucht auch eine im Verwaltungswege zu übende Aufficht und 
Regelung, welche fich beifpieläweife in Preußen jo weit erftredt, daß Beichlüffe 
ber Berfammlung von der Auffichtsbehoͤrde fiftirt und von ber Regierung 
kaffirt werben koͤnnen, daß in gewiffen Fällen seine obrigkeitliche Aenderung 
des beichloffenen Gemeindeetats erfolgen darf, daß endlich in Landgemeinden 
dem Minifter, in Städten dem Könige die Auflöfung der Verordneten und 
bi8 zur Neuwahl die Beftellung von Kommiffarien zufteht®"). 

II. An der Spike der Gemeinde fteht überall ein Gemeindevor- 
ftand, welcher entweber von einer einzelnen Perfon oder von einem Kollegium 
gebildet wird. 

1. Sm erfteren all ftehen doch dem bie Ortsobrigkeit allein repräfen- 
tirenden Einzelnen (Bürgermeifter, Schultheig, Schulze, Gemeinbenorfteber, 
Richter, Vogt) überall entweder Schöffen ober ein Gemeinberath zur Seite. 

a. Schöffen, Beigeorbnete oder Beiräthe als Stellvertreter, Gehilfen 
oder Rathgeber eines Einzelvorſtehers kommen bejonders in den Landgemeinden 
Norddeutichlands vielfach vor. Obrigkeit ift bier allein der Ortsvorſteher, 
Vertretung die Gemeindeverfammlung felbft ober ein beſonderer Ausſchuß. 
Die Schöffen find bloße Unterorgane der Obrigfeit®”). 

b. Wo dagegen dem Binzelvorfteher ein fogenannter Gemeinde» 


9) Bol. Bair. Gem. DO. $ 75 ©. 84: „die Gemeindebevollmächtigten als 
Repräfentanten der Gemeindelorporation’. Pr. St. DO. v. 1808 $ 68. 

s) Pr. 2%. G. O. v. 1866 8 9, f. Weftphalen 8 50. 82. St. D. v. 1853 
$ 77—79, weftphäl. St. O. 8 78—81, rhein. 8 83—86. Derf. Gef. f. Franff. 
1867 $ 80-82. L. G. O. f. Schlesw. Holft. 1867 8 17. Bol. uch Bat. 
revid. Gem. Ordn. v. 1851 8 40. Defterr. Gem. &ef. 1862 art. 16. Braunſchw. 
St. O. 5 184f. 2. G. O. 8 168f. 

e2) Hierher gehören Schulze und Schöffen des preußiſchen Landr. II, 7 
5 46— 78, Bürgermeifter und Schöffen in Heineren Städten nah Pr. St. O. v. 
1853 8 72; ferner ber &emeindenorfteher in Weſtphalen, & &. DO. v. 1856 
8 28. 31. 88—41. 46, und ber Gemeinbevorfteher und Stellvertreter in Schles⸗ 
wig⸗Holftein, 1867 8 14. 19. 20. Ebenfo Gemeindevorfteher und die verfchtebenen 
Gemeindeausfchüffe in Tirol 8 5—11 5. Weiske ©. 2f. Kirchſpielsvogt und 
Beigeordneter in Oldenburg art. 82— 39 ib. S. 407f. Schultheiß und Ge- 
meinbdeeinnehmer in Meiningen art. 3—13 ib. 384f. Auch ber Ortövorfteher 
und bie Ortögefhwornen in Braunfhweig (N. 2%. O. $ 55), an deren Stelle 
nah 8. G. O. v. 1850 $ 18—75 Gemeinbevorfteher und &emeinberath treten, 
nehmen diefelbe Stellung ein. 
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rath zur Seite tritt, wie vielfach im weſtlichen Deutfchland, nähert die Ver⸗ 
fafſung fich dem franzöfiihen Municipalſyftem. Der Ortövorfteher ift bann 
zugleid Obrigkeit und Mitglied des Gemeinderaths, der ©emeinderath aber 
eine nad innen vertretende und mitregierende, nach außen mitregierende Be⸗ 
börde®). Hier fehlt e8 mithin ebenfofehr an einer Kollegialität des Ortsvor⸗ 
ftande, wie an einer wahren Gemeinberepräfentation: beides ift halb und 
nicht ganz vorhanden. 

2. Die Regel in den Städten und in Süddeutſchland auch auf dem 
Lande ift aber, daß ein Kollegium (Magiftrat, Stadtrath, Gemeinderath, 
Gemeindevorstand, Gemeindevormundſchaft, Ortsvorſtand, Ortsgericht) Träger 
der Gemeinbeobrigkeit ift. Dem Borfteher dieſes Kollegiums und feinem Stell» 
vertreter gebührt bier nur die Nepräfentation des Gemeindevorſtands nad 
augen, die Leitung und der Borfik, die Ausführung und Verwaltung, die 
Erledigung der laufenden Geſchäftes). Außerdem pflegt ihm freilich ber 
Staat eine Anzahl von Staatsverwaltungsfunktionen zu übertragen. 

a. Es fommt vor, daß einem ſolchen Tollegialiihen Gemeinbevorftand 
feine Gemeindevertretung weiter zur Seite fteht. Dann vereinigt er bie 
Elemente der Obrigkeit und die Elemente ber Vertretung in fi), wobei er 
ſehr verjchieden gegliedert und auf bie einzelnen Glieder die Funktion der 
Obrigkeit und die der Vertretung sehr verſchieden vertheilt fein mag. Im 
Mebrigen kann diefe Berfaffung mit einem zugleich regierenden und vertretenden 
Kolleg bald fih mehr dem franzöfiihen Municipaliyftem nähern, bald mehr 
an bie ältere Stadtverfaffung erinnern ®). 


*”) So in ber preuß. Rheinprovinz ber Bürgermeifter ober Gemeindevor- 
fteher nebft Beigeorpneten und der von ihnen geleitete Gemeinverath oder Schöffen- 
rath nach Gem. Ordn. v. 1845 8 44— 102; ebenfo aber nad der rhein. Et. O. 
v. 1856 in denjenigen Städten, welche nicht die Einführung der kollegialiſchen 
Berfaflung beantragen, der Bürgermeifter mit Beigeordneten und die Stadtver- 
ordnetenverfammlung, indem die leßtere kein felbftändiger Repräfentativförper, 
fondern eine vom Bürgermeifter berufene, präftdirte, und unter ihm mitregterende 
und mitvertretende Munieipalität if. Dal. $ 28—57. Ebenſo in Naffau nad 
Ed. v. 1816 8 4—3 ©. 824 f.: Schultheiß, Rechner, Vorfteher und Feldgericht 
reſp. Stabtgemeinderath; nach ber Gem. Ordn. v. 1854 8 5—19 Bürgermeifter 
und @emeinberath. Zerner der Ortsvorſtand und Gemeinderath refp. Stabtrath 
in Rurbefien &. DO. 8 36. 39—44. 46. 47—51. 59 —63. ©. 263 f. 

8) Die bair. Gem. Ordn. $ 100 b. Weiske S. 30 fagt daher: „dad Haupt⸗ 
organ des Gemeindeausſchufſes ift der Gemeindenorfteher”. 

85) Hierher gehören ber Gemeindeausſchuß in den batrifchen Ruralgemeinden, 
Gem. D. 9 94 - 120 ©. 88 f.; der aud Bürgermelfter, Beigeordneten und Ge⸗ 
meinberath beftehende &emeindevorftand im Großherzogtum Heffen art. 8-40 
©. 295 f.; der Gemeinderath der ſächſiſchen Landgemeinden $ 86 — 52; ber aus 
Schultheiß und Gemeindevorſtehern beftehende Ortsvorftand in Weimar 8 46. 
566 —73 ©. 349. 353f., der Gemeindeausihuß in Gotha $ 1-98 ©. 367f., 
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b. Das regelmäßige Syftem dagegen bildet jet befonderö in ben größeren 
Kommmnen die volllommene Trennung von Obrigkeit und Bertretung, jo daß, 
während nach außen die volle Nepräfentation der Gemeinde erjt durch beide 
Koͤrperſchaften erfolgt, im Innern das Borfteherfollegium lediglich regiert, 
das Repräjentantenkollegium lediglich vertritt ®%). 

Wie nun aber der Ortövorftand auch gebildet fein mag, fo weit er eben 
Ortövorftand ift, werben überall feine Funktionen im Weſentlichen gleichartig 
beftimmt. Er fol nah innen als wahre Gemeindenbrigkfeit in jo weit, 
als die Bedeutung der Gemeinde reicht, regieren, nach außen aber die Ge 
meinde vertreten. Alle Gelege fchreiben dem Ortsvorſtand diefe ihm zukom⸗ 
menden Befugniffe in doppelter Eigenfchaft zu: ald Gemeindeorgan und Staats- 
organ”). Gemeindeorgan ift er überall fo weit, ald er die Gemeinde in 
ihren Angelegenheiten gegen einzelne lieber, gegen Dritte oder auch gegen 
den Staat vertritt. Staatöorgan ift er offenbar in fo weit, ald er ben Staat 
in der Gemeinde vertreten fol. Da nun aber die meilten Gelege die gefammte 
politiſche Bedeutung der Gemeinde vom Staat ableiten und ihr eine gewiſſe 
Selbſtändigkeit nur ald Korporation zugeftehen, jo ſehen fie auch die Orts 
porftände in fo weit, als fie irgend öffentliche Gewalt üben, lediglich ale 
Stantöorgane an, während fie ihnen ald Gemeindeorganen nur die Befugniffe 


ber Ortöyorftand in den franffurter Landgem. art. 1—29 ©. 534 f., die Ge⸗ 
meinbeuormunbfchaft in Schwarzb. Rubolftadt 8 I—14 b. Weiste S. 440f. 

86) So der Bürgermeifter und Gemeinverath in Württemberg $ 4—45 und 
Baben $ 10—26. 41—45 b. Weiske ©. 202f., dad Ortägericht in Hohenz. 
Hechingen $ 3—43 ib. ©. 450f., der Gemeinderath in Sigmar. $ 8— 25. 
88—43 ib. 466 f., der Gemeindevorftand in Defterreich, Gef. v. 1849 8 58—62. 
108 f. 1862 art. 8-18; die Gemeindebeamten (Borfteher und Beigeordnete) 
neben dem Gemeindeausſchuß nach bannov. Landgem. DO. v. 1852 8 3f. 37 f., 1869 
g 22— 399. 51 f.; endlich ber in ber Regel aus dem Bürgermeifter, den Bei⸗ 
georbneten und einer Anzahl von Stabträthen zufanmengefeßte kollegialiſche 
Magiftrat oder Stadtrath der meiften Städteorbnungen; z. B. Bair, Gem. O. 
3 46—73. 81 b. Weiske ©. 78f.; Preuß. St. DO. v. 1808 $ 140—19%, v. 
1853 u. f. Weftphalen 1856 5 29—34. 56—63; f. d. Rheinprov, auf Antrag 
nah $ 66 —78 der St. D. v. 1856; f. Franff. a. M. 1867 5 38-44. 63-70. 
Eädf. St. O. v. 1832 $ 178—212. Hannov. St. DO. v. 1851 $ 37—87, 1858 
8 88—70. Braunſchw. St. O. 5 67—113. Sad. Altend. B. U. 8 116. 

87) Hannov. St. D. v. 1851 $ 87, 1853 $ 38: der Magiftrat ift Verwalter 
der Gemeindeangelegenheiten und zugleich Organ der Staatögewalt. Pr. St. O. 
v. 1853 u. 1856 $ 10: der Magiftrat ift die Obrigkeit der Stadt und verwaltet 
bie ftädtiichen Gemeindeangelegenheiten. Rhein. St. O. v. 1856 $ 9. 58. 
Braunſchw. St. O. v.1850 5 94. Schleswig⸗Holſt. Landgem. D. v. 1867 8 28: 
„Der Gemeindevorjteher verwaltet die Gemeindeangelegenheiten und führt bie 
Beichlüffe der Gemeindeverfammlung aus. Er ift Organ der Ortöobrigleit und 
Hat alle örtlichen Gejchäfte der allgemeinen Verwaltung zu führen, fofern nicht 
andere Behörben oder Organe bazu beftimmt find“. 
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eines gewöhnlichen Korporationsvorftandes einräumen. Sn feiner Eigenfchaft 
ald Ortsobrigkeit ift ihnen daher der Gemeindevorftand nicht etwa bad Organ 
eined jelbftändigen Gemeinweſens, ſondern wird als „unterfte Stantöbehörbe* 
(„Regierungsbeamte”, „Hilföbenmte des Staats”, „obrigkeitliche* oder , landes⸗ 
herrliche Diener", „Organe der Obrigkeit" ober „ber Staatögewalt” u. f. w.) 
benannt und behanbelt®). Er regiert alfo nit im Namen und Auftrag 
der Gemeinde, jondern im Namen und Auftrag des Staats. Als Gemeinde 
organ dagegen ift er der eigentliche Korporationsvorftand, die verwaltende und 
vollziehende Behörde der bürgerlichen Korporation, und bat daher im Namen 
und Auftrag der Gemeinde die Korporationdangelegenheiten zu leiten und zu 
vertreten, dad Korporationsvermögen zu verwalten und die Korporationsbe 
Ihlüffe auszuführen®). Ausprüdlich werben in der Regel in diefem Sinne 
die obrigkeitlihen Befugniffe und die Leitung ber Gemeindeangelegenheiten 
geſchieden, jo daß man flieht, wie bie eigentliche Gemeinberegierung nicht zu 
den Gemeindenngelegenbeiten gehört”). 


89) Batr. Gem. DO. 5 67 Weiske ©. 33: „ald Regierungsbeamten‘. Vgl. 
$ 68— 72. Kurhefi. Gem. ©. $ 36: „ald erjtem und vollziebenden Gemeinde 
beamten, welcher zugleich Hilfsbeamter des Staates in dem Orte und deffen Ge— 
markung ift.” Ib. 263. $ 61, Großh. Heff. art. 12 ©. 296: „Iandeöherrlicher 
Diener‘. Weimar 8 67 ©. 356. $ 80—83. Dfdenburg art. 32 ©. 407: 
„Official“. Schwarzb. Rudolft. $ 11 ©. 441. Gotha $ 30 ©. 372: Organ 
der Obrigkeit. Frankf. art. 3 ©. 534: ald obrigfeitlicher Diener. Der preußifche 
Schulze it ein „Unterbeamter der Polizeiobrigkeit" (Pr. A. L. R. IL 78 52— 
73 u. dazu Bei. des M. d. J. u. d. Pol. v. 7. Sept. 1835 b. v. Kamp, 
Annal. Bd. 19 S. 781) und ſteht ale folcher „mit einem Poltzeifergeanten u, 
Gerichtödiener auf gleiher Stufe" (Koch, Kommentar zu A. 2. NR. U, 73853 
Anm. 63). DBgl. weſtphäl. &. G. O. v. 1856 $ 41: ded Amtmannd ... Organ 
und Hilfsbehörde ...; Hilfäbeamter ber gerichtlichen Polizei. Durchaus nur als 
Staatsämter fah das Naffanifhe Gem. Ed. v. 1816 alle Gemeindeämter an; 
8 4f. ©. 324; 85: „dem Schultheißen ift, ald ber in der ftufenmweifen Unterord⸗ 
nung zulebt angeordneten Staatöbehörbe, die ganze örtliche Berwaltung übertragen”. 
Als bloßes Gemeinbeorgan, welches nur zur Unterftügung ber Staatsregierung 
verpflichtet ft, betrachtet allein die Meimarihe G. OD. v. 1854 art. 19 den 
Ortsvorftand,. 

3. B. Bair. revid. Gem. D. $ 55: der Magiftrat übt ald Vorſteher der 
Gemeinde alle der bürgerlichen Korporation zuftehenden Rechte im ganzen Umfang 
der Gemeindegemarkung aus. Bol. bei. $ 78. $ 56—66. 100f. Kurhefſ. ©. 
D. 8 59. 60 b. Weiske S. 825, großh. Hefl. art. 12 ©. 296, Weimar. $ 57 
©. 353, Hohenz. He. 8 14. 15 ©. 458, Rippe $ 16. 17 ©. 524, Franff. art. 
3 ©. 534. Preuß. 8. G. O. f. Weſtph. 1856 $ 41. St. D. v. 1808 8 174, 
v. 1853 u. 1856 $ 56, 1867 8 68. 

2) Bol. 3. B. Preuß. St. O. v. 1858 u. 1856 $ 56, Frankf. v. 1867 8 63. 
Hanno. V. U. 9 58, St. O. v. 1851 $ 87. 70. 71, 1853 $ 38. 71. 72; 8. ©. 
D. v. 1852 8 8, 1859 $ 22. Bad. Gem. Orbn. 8 41. 42, Kurheſſ. $ 36. 59. 60. 
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Bon diefer Auffaffung machen indeß diejenigen neueren Gemeindeordnungen, 
welde ber Gemeinde als folder eine felbitändige äffentliche Bedeutung zu- 
geftehen, bereits eine Ausnahme. Insbeſondere jchreibt das neuefte öfterreichtiche 
Gemeinbegejeß der Gemeinde einen boppelten Wirkungskreis, einen jelbftändigen 
und übertragenen, zu und fieht nur bezüglich bes Ießteren ben Gemeinbenor- 
ftand als Staatsorgan an, macht ihn aud) nur bezüglich bes letzteren ber 
Regierung verantwortlid. Zu dem jelbftändigen Wirkungskreis aber rechnet 
fie keineswegs die bloßen Korporationsangelegenheiten der Gemeinde, ſondern 
die geſammte Sicherheits, Wege, Verkehrs, Fluren⸗, Lebeusmittel-, Gefund- 
heits⸗, Gefinde⸗, Arbeiter- und Sittlichkeitspolizei, die Sorge für das materielle 
und geiftige Wohl der Bürger, dad Armen und Schulmwejen, das Bau- und 
Seuerweien, den Sühneverfuh zwiſchen Streitenden und die Auktion bewveg- 
licher Sachen. Im allen diefen wichtigen Angelegenheiten fol der Ortsvor⸗ 
ftand im Namen und Auftrag der Gemeinde handeln und für feine 
Amtsführung allein ihr verantwortlich fein®).. Auch andere Gemeinbeord- 
nungen, wie die Württembergifhe und Braunfchweigiiche, laſſen öffentliche 
Funktionen, befonders die Ortspolizei, vom Gemeindevoritand im Namen der 
Gemeinde bandhaben, und fihhern dieſer fo eine eigene ftaatliche Bedeutung ®). 

Mit diefen Grundanſichten vom Weſen des Ortövorftandes hängt die 
verſchiedene Stellung, welde man ihm nad unten und nad) oben einräumt, 
zujammen. 

Nah unten fteht der Magiitrat oder Gemeindevoritand nur als Korpo- 
rationdorgan, mithin nad) den meiften Gefeßgebungen nur bezüglich der Ber- 
mögensverwaltung, unter der Kontrole der Gemeinde oder ber Gemeinbever- 
tretung, tft ihr nur bier Rechenſchaft jchuldig und für feine gefammte Amts- 
führung ihr nur civilrechtlich verantwortlid. So weit es fih dagegen um 


61, Groß. Hefl. art. 12, Gotha. 8 1, Meining. art. 3, Oldenburg. art. 32.83, 
Altenburg 8 122, Hohenz. Stgm. $ 38, Frankf. art. 3 b. Weisfe ©. 132. 210. 
263. 296. 367. 407. 895. 473. 584. In Tirol follte ber Stadtvorftand in dieſem 
Sinne ein „polittfchölonomifher Magiftrat” fein. $ 20. 29. 80 ib. ©. 4. 5. 
Die ſächſiſche St. O. v. 1832 $ 178 fchreibt dem Magiftrat eine dreifache 
Eigenfchaft zu: a) ald Vertreter der ftädtifchen Gemeindeangelegenheiten. Vgl. 
$ 179. 180. b) als kraft des Geſetzes beſtehende obrigkeitliche Behörde. Bat. 
8 181. c) als Organ der Staatögemalt. Vgl. $ 182. Das Gefeh ad b) ift 
aber eben das Staatögefeg, nicht etwa die befondere Stabtverfaffung. 

91) Defterr. Gem. Geſ. v. 1862 art. 4. 13. So auch ſchon Gem. Gel. v. 
1849 8 7. 71f. 126 — 141. 

) Bol, Württemb. Gem. D. $ 14. Weiske S. 182. Ebenſo Hohen. 
Heching. 8 29 S. 455. Braunſchw. St. DO. v. 1850 8 94. 96. 98. 186—188, 
wonach Gemeindeangelegenheiten und Randesangelegenheiten unterfchieden und 
zu jenen, die der Stadtmagiſtrat als Gemeindeorgan beforgt, die Ortöpolizei ge- 
vechnet wird, 
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jeine öffentlichen, obrigkeitlihen Funktionen handelt, fteht er als Bevollmäch⸗ 
tigter des Staats der Gemeinde, von ber er ja fein Recht nicht ableitet, in 
voller Unabhängigtett gegenüber”). Zwar wirb er, weil er eben nach der 
einen Seite hin Gemeindebeamter ift, von ber Gemeinde ober ihrer Bertretung 
gewählt oder doch präfentirt, er ift in einer Reihe von Zällen an ihre Mit- 
wirkung, in anderen an ihre Zuftimmung gebunden, um Namens der Ge⸗ 
meinde handeln zu können, er wird von ihr überwadt und fontrolirt und 
muß ihr Rechnung legen, er muß fogar in der Hegel bie Gemeinhebeichlüffe 
ausführen: allen auf ber andern Seite iſt er eine felbftändige, durch ſtaat⸗ 
lichen oder ftaatögejeglichen Auftrag antorifirte Obrigkeit, er muß das ftantliche 
Interefje der Gemeinde gegenüber wahrnehmen, er ift befugt und verpflichtet, 
die nach feinem Ermeſſen rechtöwidrigen oder das Bffentliche Wohl gefährbenden 
Gemeindebeichlüffe unausgeführt zu lafjen, er braucht über feine Regierungs- 
handlungen in keinem alle der Gemeinde Rede zu ftehen, noch kann er von 
ihr daräber zur Berantwertung gezogen werben, kurz er vertritt nicht ein 
ſelbſtändiges Gemeinweſen gegenüber feinen Öliedern, fondern eine außen⸗ 
ftehenbe obrigfeitlihe Gewalt gegenüber ver geſammten Gemeinde**). 

Diefer Unabhängigkeit und Selbftändigfeit nach unten entipridht die 
größte Abhängigkeit nach oben, indem ber Gemeinbevorftand nicht nur, wie 
jedes andere Gejellichaftsorgen, dem Geſetz und Richterſpruch des Staats 
unterworfen tft, jondern als Organ der Staatsgewalt in einer amtlidhen Sub» 
erdination zu den Staatöverwaltungsftellen als feinen „vorgejetten Be— 
hörden“ ftebt. Er wird daher überall obrigkeitlich beitätigt”) und fubfibiär 
ernannt, bier und da aus einer beftimmten Zahl Vorgeichlagener ausgewählt, 
oft endlich, befonders in ben Landgemeinden, wie in Preußen’), fchlechthin 
ernannt”). Erſt durch diefe Bejtätigung oder Ernennung und die demnädjft 


8) Ausdrücklich jagt die Hannov. St. O. v. 1851 $ 70, 1858 8 72: „als 
Drgan ber Stantögewalt fteht er unabhängig von der Stadtgemeinde nur unter 
Leitung der vorgefeßten NRegierungsbehörte”. Vgl. Braunfhw. St. DO. 1850 
8 96. Anders dad Defterr. Gem. Gel. 1862 art. 13, 

%) Bat, die obigen Geſetze. 

% Die Hannov. St. D. v. 1851 $ 55-57 und 8. G. O. v. 1852 $ 6—9 
enthielten auf Grund der V. U. $ 18—20 eine gejepliche Beſchränkung bes Ber 
ſtätigungsrechts, indem fie die Fälle, in denen bie Beftätigung verfagt werben 
bürfe, genau firtrten. Dies behielt die rev. & G. O. v. 1859 8 6—14 bei. Die 
rev. St. D. v. 1858 dagegen bob in $ 54 jene Schranke auf. Das Oeſterr. 
Gem. Gef. v. 1862 Kennt nur für Landeshauptſtädte und bedeutende Kurorte eine 
Beitätigung. Art. 22. 

%) In dieſer Beziehung wirb indeh jept, nachdem ſchon den fchleswig-hol- 
fteinifchen Landgemeinden das Recht, ihrer Vorfteher zu wählen, eingeräumt tft 
(B. v. 1867 $ 19), eine Aenderung unvermeidlich fein. 

”), In neuefter Zeit tft in Preußen der Plan aufgetaucht, in den Städten 


- wo: 
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erfolgende obrigkeitliche Verpflichtung und Einführung erlangt er feine Amts 
gewalt. In ber Kolge wird er dann in allen feinen Handlungen und feiner 
gejammten Amtsführung beauffichtigt, er ift gleich anderen Staatsbienern dem 
Disciplinarverfahren, obrigfeitliher Suspenfion und Amtsentſetzung unterworfen, 
und muß über „die Bejorgung ber ihm annertranten Gejchäfte Rede und 
Antwort ftehen. Nicht nur die Geſetze und Verordnungen, jondern auch „Be 
fehle und Berfügungen ber vorgelegten Behörden” muß er in der Gemeinde 
ausführen, ftaatlihe Aufträge aller Art übernehmen, ja in Preußen finb ibm 
ſchlechthin „alle örtlichen Geſchäfte der Staatöverwaltung”, für die nit be 
jondere Behörden beitellt find, überwiefen. Der Gemeindewertretung gegenüber 
wird er geradezu als Vertreter des Staatsintereſſes angejehen, muß ihre ſtaats⸗ 
gefährlichen Beichlüfje Faffiren und Streitigkeiten mit ihr der Staatsregierung 
zur Entfcheidung unterbreiten”). Kurz er ift in Allem weit mehr, als ein 
Organ des Staatöinterefjed gegenüber der Gemeinde, denn als die oberfte 
Spite und ber unabhängige Bertreter eines engeren Gemein- 
wejend im Staate geftellt. 

IV. Bollendet enblih wird bie Drganifation der Gemeinde durch eine 
Reihe untergeordneter Aemter, die theild an ftänbige oder vorübergehende 
Kommiifionen und Deputationen der regelmäßigen Organe, theild an beſondere 
Vorſteher einzelner Verwaltungszweige, theild an die Borfteher einzelner Stabt- 
bezirke, theils an eine nach Umfang und Bedeutung jehr verſchiedene Zahl von 
Fachbeamten, theild an eine Reihe von Angeftellten und bloßen Gemeinbedienern 
gegeben werden). Alle dieſe Behörden und Beamten find für das Weſen 


ben erften Bürgermeijter einfach zu ernennen, wogegen man auf bad Beitätigunge- 
recht der übrigen Magiftratöperfonen mit Ausnahme bed Stellvertreterd verzichten 
will. In dem Gemeindeverfaffungdgefep für Frankfurt $ 40—44 ft diefer Ge⸗ 
banfe verwirklicht; der Gemeinde ift nur ein bedeutungslofes Präfentationsrecht 
eingeräumt, indem ber König auch einen Andern ald einen der Präfentirten zum 
erften Bürgermeifter ernennen kann. Es fol nun einmal keine öffentliche Gewalt 
geben, die nicht von oben entftammt! 

9) Nur in Hannover follte nad der St. DO. v. 1853 8 112 bei Streitig- 
feiten zwifchen Magiftrat und Stabtverordneten die Sache auf ſich beruhen 
bleiben und nur in dringenden Fällen die Regierung zum Erlaß einer provifori« 
chen Verfügung berechtigt fein. Die revid. St. D. v. 1858 8107 Hat dies aber 
aufgehoben und bie Enticheidung der Regierung ebenfo unbedingt anheimgegeben, 
wie dies in Preußen nach der St. D. v. 1853 u. 1856 $ 36, Frankf. 1867 8 46 
u. Landgem. DO. f. Schleöwig-Holft. 1867 8 15, nach der Braunſchw. St. O. v. 
1850 $ 184 f. und ſonſt der Fall ift. 

”) Vgl. z. B. b. Weiske Bair. ©. D. 8 21. 22. 24. 90—94. 115; Tirol. 
8 5—13. 25 - 27; Kurheſſ. $ 52— 55; Württemb. $ 20—23. 38, 44; Bad. 
$ 46—50; Weimar. $ 74—79; Gotha $ 3. 4. 12. 73; Meining. 8 3. 22; 
Naffau. $ 5. 10— jetzt. &. DO. v. 1854 8 62 f., Oldenburg art. 66. 67. 108f.; 
großh. heſſ. art. 17. 19. 55f.; Hohenz. Hech. 8 7. 13—15. 69. Sigmar. $ 17. 
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ber Gemeinde unerheblich, da fie zunächſt Organe der Gemeindeorgane, mit- 
bin nur mittelbare Gemeindeorgane find). In demjelben Verhaͤltniß ſtehen 
fie denn auch zum Staat, welcher deshalb auf Einrichtung, Bejegung, Kontrole 
und Befoldung biefer Aemter meift, wenigftens in ben Städten, feinen un⸗ 
mittelbaren Einfluß übt, während er in ben Landgemeinden aud bier ber 
Gemeindefelbftändigkeit weit engere Schranken zu ziehen pflegt '). 

D. Die redtlihe Bedeutung der fo zufammengefegten und organi« 
firten Gemeinde beſchränkt fi), wie aus der häufig erwähnten Grunbauffaflung 
erflärlich ift, nad den meiften Geſetzen auf diefenigen Rechte und Pflichten, 
welche einer privatrechtlichen Korporation zuftehen, ſoweit nicht ihr Charakter 
als Staatsanftalt auf der einen Seite auch hier größere Einſchränkungen be 
gründet, auf der andern Seite aber ihr eine vom Staate abgeleitete öffentliche 
Bedeutung ertheilt. Nur wenige Geſetze haben fich bereits zu der höheren 
Auffaffung erhoben, nad) welcher der Gemeinde aus eigenem Recht die Be- 
deutung eines politiichen und fittlichen Gemeinweſens zufteht, welches als 
folches jelbftändige, vom Staate nicht verliehene, fondern nur anerfannte 
Öffentliche Nechte und Pflichten nach außen und innen hat. 

I. Zwar wird im faft allen Geſetzen vor und nad) 1848 den Gemeinden 
vie „ Selbftverwaltung” oderdie „Berwaltung der eigenen Ange- 
legenheiten“ ausdrücklich beigelegt‘). Allein eritens wird dieſer an ſich 
ſchon ſchwankende Begriff hier möglichft eng interpretirt und jebenfalls unter 


18; Lippe $ 11; Schwarzb. Rubdolft. $ 11; Frankf. art. 10.41 f. Berner Preuß. 
2. G. O. f. Weſtph. 3 43. 44. St. O. v. 1858 u. 1856 8 29. 56 Nr. 6. 58. 
59. 60. Rhein. Gem. DO. v. 1845 8 77— 84. Sächſ. St. D. v. 1882 8 213f. 
Hannov. St. D. v. 1858 8 70f. &. ©. DO. v. 1859 8 23. 24. Braunſchw. 8. 
®. D. 8 76—783. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 8 81—93. 118. 

00) Ste werden daher auch nicht von der Gemeinde oder in ihrem Namen 
von ber Gemeindevertretung, fondern von den &emeindeorganen als folcdhen ge- 
wählt oder ernannt, bevollmächtigt und inftruirt, beauffihtigt und abgefept. 
Ausdrücklich jagt 3. DB. die Preuß. St. O. 560: „die Bezirfönorfteher find Organe 
bes Magiftrats‘. Ebenſo Gemeindeverf. Gef. f. Frankf. 1867 8 67. 

101) Bol. weftphäl. & ©. O. v. 1856 8 43: „Inſoweit zum Dienfte ber 
&emeinbe Uinterbeamte und Diener erforderlich find, werben Diefe, wenn fle zu 
blos mechaniſchen Dienftleiftungen beftimmt find, von dem Amtmann, fonft aber 
vom Landrathe ernannt”. 

102) So die dent. NReichöverf. v. 1849 8 183b und nad ihrem Vorbild 
Defterr. Sem. ©. v. 1849 8 4. Preuß. Gem. O. v. 1850 86, St. O. v. 1853 
8 9: „bie Stadigemeinden find Korporationen; denfelben fteht die Selbftverwal- 
tung ihrer Angelegenheiten nach näherer Borfchrift dieſes Geſetzes zu.” Ebenſo 
rhein. St. O. 8 8, weftphäl. 8 9, Frankf. v. 1867 8 2, weitphäl. L. G. O. 82, 
ſchleswig⸗holſt. v. 1867 8 6. Braunſchw. St. O. 8 1,8%... O. 8 8. Aehnlich 
aber auch ſchon vor 1848 bair. G. O. v. 1834 8 20. 36, ſächſ. 8 5, württemb. 
8 3, bab. 8 6, kurheff. $ 67, ſigmar. 8 6, lipp. $ 9 u. ſ. w. b. Weiske. 
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‚Selbftverwaltung” nur die freie Bewegung nad) einer non außen gege- 
benen Lebensnorm verftanden, wogegen die Selbſt beſt im mung und Gelbit- 
entjheibung bezüglich des ihr inneres Lehen beherrichenden Rechts mit dem 
Untergang der genoffenichaftlihen Autonomie und Gerichtöbarkeit bis anf 
geringe Refte der Gemeinde verloren if. Zweitens wird der Begriff ber 
„Gemeindeangelegenheiten‘ oder der „eigenen Angelegenheiten der Gemeinde” 
außerordentlich eng gefaßt und häufig, wenn man näher zufieht, auf diejenigen 
Angelegenheiten, welche die Gemeinde ald Privatrechtsiubjelt betreffen, einge 
ſchränkt, während Angelegenheiten von öffentlicher Bedeutung höchſtens ver⸗ 
möge eines ftantlihen Auftrags ihr oder wol gar bioß ihren Organen zu- 
fommen. Allerdings fehlt es nicht an neueren Gemeindeordnungen, welche, 
indem fie ausbrüdlich, wie bie öfterreichiihen Gemeindegeſetze v. 1849 umd 
1862, oder doch ftillihweigend den „eigenen“ und den „übertragenen 
Wirkungskreis“ der Gemeinde ſcharf von einander fondern, dem erfteren 
bereitd wieder die wichtigften politiichen und fittlichen Aufgaben und bie ent- 
fprechenden Befugnifie zuweifen '°): allein Die meiften Gemeindegejeße, und von 
den neueren wol amaudgeprägteften die preußiſchen, verfolgen die fichtliche Tendenz, 
als eigene Angelegenheiten der Gemeinde und ald eigentlihen Gegenftand 
ber Selbftverwaltung im Grunde nur die Berwaltung des Gemeindever- 
mögens zu betrachten und ausführlich zu behandeln !“*), fo daß die „Selbftver- 
waltung” zu einer „eigenen Bermögensverwaltung" zuſammenſchrumpft. Drit- 
tens wird die Gemeinde auch in dem als ihr eigenes Gebiet anerkannten Kreife 
einer weitgehenden Staatdaufficht unterworfen !°), welche nur dem Namen 


103) Vgl. bei. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 Einl. Nr. 11: „ber Wirkungs- 
freiß ber freien Gemeinde umfaßt Alles, was das Interefſſe der Gemeinde zunächſt 
berührt und innerhalb ihrer Grenzen vollftändig durchführbar tft”; Geſ. v. 1862 
art. 4. Einer Ähnlichen Auffaflung nähern ſich die badiſchen, württembergifchen, 
braunfchweigifchen und weimarſchen Geſetze. Vgl. oben Rote 91 u. 92. 

1) Val, 3. B. bair. ©, O. $ 24, ſächſ. 8 55— 72, württemb. $ 21—37, 
bad. $ 58—134, kurhefſ. $ 67 — 91, großh. hefſ. art. 55— 92, braunſchw. 5 46, 
naffau. 3 9—24, weimar. 8 27—45, gothaiſche 8 59 f., meining. art. 16-28, oldenb. 
art. 79—126, being. 8 69— 71. 74, figmar. $ 52—125, lipp. 8 I f., frankf. 
art. 57—77 b. Weiske ©. 74f. 118f. 134. 213. 276f. 304 f. 317. 830 f. 
344 f. 376. 888 f. 419. 462. 478f. 5238|. 545 ff. Sächſ. St. O. v. 1832 
5 22—85. Naffau. ©. O. v. 1854 $ 30. 67. Hannov. St. O. v. 1851 3 118 
—128, 1858 8 114—124, & ©. DO. v. 1852 8 37—44, 1859 8 60—68. Preuß. 
St. O. f. die öftl. Prov. u. f. Weſtph. $ 66—71, f. d. Rheinprov. $ 53. 60—65, 
f. Frankf. $ 45. 59—62. 71-88. Weſtphäl. L. G. O. 8 54f., ſchlesw.-holſt. $ 18. 

105) Vgl. die Beitimmungen darüber in den ©. O. v. Weſtph. v. 1841 
8 123— 125, Rheinprov. v. 1845 $ 114—119, Baiern $ 21—22, 121-134, 
Sachſen $ 7—13, Hannov. $ 56. 60, Württemb. 8 64-67, Barden $ 7. 151—152, 
Kurhefien 8 84 f. 93, Braunſchw. $ 96, Weimar 8 80— 89, Gotha 5 30f., 
Meining. art. 1, Altenb. $ 125. 126, Rubolft. $ 14, Sigmar. $ 148—152 b. 
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nach eine bloße „Auffiht“, in Wahrheit aber in den mannichfachiten Beziehungen 
nur die Sorfegung der alten Bevormundung ift, indem ber Staat nicht 
blos repreifive, jondern vorbeugende Maßregeln trifft, bei den wichtigeren 
Willenserflärungen und Rechtshandlungen der Gemeinde aber in der Weiſe 
mitwollend und mithandelnd auftritt, daß erft durch fein Zuthun ein Ge. 
meindewille ober eine Gemeindehantlung rechtlich zu Stande fommt'). Da- 
durch wird die angebliche Selbitverwaltung in den Städten meift zu einer. 
theoretifch wie praktiſch höchſt prefären und beliebig zu inhibirenden Vergün⸗ 
ftigung, in den Landgemeinden aber in Wahrheit oft zu einem bloßen Worte’), 
Viertens endlich fehlt ed auch infoweit, als eine eigene rechtliche Bedeutung 
der Gemeinde anerkannt wird, an jedem Rechtsſchutz, da alle Kollifionen 
zwiichen den Rechtsſphären der Gemeinde und ded Staats, außer im Gebiet 
des Vermsgensrechts, nicht nach Rechtögrundjäten gerichtlich entſchieden, ſondern 
ben Zweckmaͤßigkeitserwaͤgungen der Staatöverwaltungsbehörben völlig anbeim- 
gegeben werden. 

I. Sm Einzelnen geſtehen zunächſt alle Gejete der Gemeinde juriftifche 
Perjönlihteit und damit Rechtsfähigkeit im Privatrecht zu. Shr 
wird baber ſowol ihren Gliedern als, unter ausdrüdlicher Verwerfung der älteren 
Theorien, gegenüber dem Staat das Eigenthum des Gemeinbevermögens zuge 
ſprochen und dafjelbe gleich einem Privatvermögen rechtlich geſchützt '%). Die 


Meiste ©. 35. 68. 74 f. 106. 127. 146. 202 f. 2883. 316. 368 f. 372. 884. 396. 
416. 497. Ferner Preuß. St. DO. v. 1853 8 76 f., rhein. 8 81 — 87, weftphät. 
8 76f., frankf. 5 79— 88. Schleöwig-Holft. & ©. D. v. 1867 8 15. 17, 18, 
24 —283. Hannov. St. ©. v. 1851 $ 5. 122f., v. 1858 $ 5. 118f. Sächſ. 
&t. D. 8 3540. 187. 227—229. Braunfhw. St. DO. $ 183—189, &. ©, O. 
8 161 —166. r 

106) Hrincipiell verworfen wird die Bevormundung durch das Defterr. Gem. 
Geſ. v. 1862 art. 16, indem hiernach die Staatdaufficht darauf befchränft werden 
fol, dat die Gemeinde ihren Wirkungskreis nicht überfchreite und 
nicht gegen die beftehenden Gefete vorgehe. Die Braunſchw. St. D. 
3 184 fagt: „Die Staatsbehörde ift außerbem verpflichtet, zur Förderung eines 
kräftigen Gemeindelebend mitzuwirken, muß fich jeboch einer in den Gefeben nicht 
begründeten Einmiſchung in die Gemeinbeangelegenheiten enthalten.” 

”, Die preuß. L. ©. O. f. d. öftl. Prov. v. 1856 macht fi) wentgftend 
diefer Heuchelet nicht ſchuldig. Sie ertheilt den Landgemeinden die Selbftver- 
waltung auch nicht einmal dem Namen nad). 

108) Bol. bef. ſächſ. &. D. $ 55. 68, hannov. V. U. 3 57, braunſchw. N. 
2. O. 8 118, altenb. GOrdgef. $ 118 6. Weisfe ©. 118. 127. 316. 394, 
Meining. V. U. v. 1829 $ 26. Württemb. V. N. v. 1819 8 66. Großh. hefi. 
V. U. v. 1820 8 46. Kurheſſ. V. U. v. 1852 $ 33. Gotha. V. U. v. 1852 
865 Auch tirol. ©. O. 8 9, bair. $ 24—26, bad. 8 58. 92, figmar. $ 52. 96, 
weimar. $ 30 b. Weidte ©. 2. 74f. 213. 478. 34. Sächſ. St. DO. v. 1832 
8 34. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 5 74. Nafſau. G. DO. v. 1854 8 30. 
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Gemeinde foll aber überhaupt — von den aus den Bamilienverbindungen fließenden 
Rechten abgejehen — Subjekt aller Rechte und Pflichten, welche ein Privater er- 
werben ober haben kann, im Sachenrecht und Obligationenrecht fein können; fie 
fol im Proceß als Partei auftreten koͤnnen; fie ſoll aber überdied das Archivrecht, 
ein beſonderes Siegel unb einzelne ben Privaten verfagte Privilegien (4. 2. 
bezüglich des Gerichtöftandes, der Eibedleiftung, der Kaution, der Kompetenz. 
wohlthat, der jura minorum) haben !®). Dagegen ift mit der Rechtsfähigfeit 
die Willens- und Handlungsfähigfeit nicht in gleihem Tmfange 
verbunden. Vielmehr follen auch auf diefem Gebiet Willenserflärungen, 
Rechtögeichäfte und Verträge, welche die Gemeinde durch Die verfaffungsmäßig 
dazu beftimmten Organe abgiebt oder abſchließt, in einer Reihe von Fällen 
erft durch die hinzutretende Genehmigung der Staatsregierung rechtsverbindlich 
werden. Auch hier find die Städte meift viel freier als die Landgemeinden 
geftellt und in neuefter Zeit auch für letztere manche Beſchraͤnkungen gefallar. 
Regelmäßig aber ift auch den am freieften geftellten Gemeinden, zu benen in 
biefer Hinficht die preußiſchen Städte gehören, bie Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken und immobiliaren Gerechtigfeiten, die Aufnahme von Darlehen, welche 
die Schuldenlaft der Gemeinde vermehren, und jede Abänderung in dem be 
ftehenden Genuß der Gemeindenugungen ohne vorgängige Zuftimmung ber 
Auffichtsbehörbe unterfagt "). Häufig find überdies alle Verpfämbungen, alle 
Erwerbungen unter läftigem Titel, die Beftellung von Dienftbarkeiten, Pach⸗ 
tungen und Berpachtungen, Vergleiche, Verzichte und Entjagungen, Veräuße⸗ 
rungen oder wejentliche Veränderungen einzelner Klaffen von Mobilien, die 
Führung gewiſſer oder aller Proceffe, die Verwendung von Gemetndeüber- 
ſchüſſen und alle außeretatmäßigen Ausgaben, mitunter felbft das Ausleihen 
von Kapitalien, die Mebernahme beftändiger Verpflichtungen ober Laften, bie 
Vornahme größerer Bauten ober Reparaturen, ja bisweilen noch alle oneroſen 
Berträge und alle einen gewiffen Betrag überfteigenden Ausgaben an obrig- 
feitliche Genehmigung gebunden ''"). 


100%) Bol. bair. G. D. 6 20, rubolft. $ 4, altenb. Grdgef. $ 110 b. Weiste 
©. 73. 486. 393. Dazu Einl. ib. S. XXI— XXVI 

110) In den preußifchen Städten kommt hinzu: „Berkußerung ober wefent- 
Ude Veränderung von Sachen, welche einen befonberen wiffenfchaftlichen, hiſto⸗ 
rifhen ober Kunftwertb haben.” 

, Man vgl. Preuß. A. L. R. DO, 7 8 83—86, ıhein. & DO. v. 1845 
$ 95 —97 u. St. O. v. 1856 5 46, weftphäl. St. O. 6 49 —- 51 u. L. ©. O. 
$ 47. 58—56, St. O. f. d. öſtl. Prov. $ 49—51, f. Frankf. $ 60, ſchleswig⸗ 
bolft. 2. G. O. 6 26. Bair. G. O. $ 24. 25. 128, ſächſ. $ 56. 60. 62, würt⸗ 
temb. 6 21f. 65. 66, bad. $ 114-—126. 151, kurhefſ. $ 84, oldenb. art. 87-89, 
meining. art. 18, being. $ 85 b. Weiste ©. 74f. 119. 134 f. 214. 288. 
420 f. 889. 418. Am weiteften geht wol bie figmaring. G. O. $ 148 ib. 497f. 
und bie frühere weimar. L. ©. D. v. 1840 $ 84—89 ib. 364 f. in der Bevor: 
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IH. Als Korporationen haben die Gemeinden die allgemeinen inneren 
Korporationsredhte. Sie find aber hier ſehr viel beſchränkter als die ge 
wöhnlichen Korporationen. Bezüglich des Verſammlungsrechts, des Rechtes 
der Aufnahme und Ansihliegung von Mitgliedern und des Rechts der freien 
Wahl ihrer Organe bat fi) dies bereits ergeben. Ebenſo ift dad Recht, in 
Gemeindenngelegenheiten nach Maßgabe der Ortsverfafſung Korporations- 
beihlüfje zu faflen, welche auch die nicht einwilligenden und die ſpäter ein- 
tretenden Glieder binden, zwar überall anerkannt"), aber zum Theil dur 
das für alle wichtigeren Beichlüffe aufgeftellte Erforderniß obrigkeitlicher Ge- 
nehmigung’'), zum Theil (beifpielaweife in Preußen) durch ein der Auffichts⸗ 
behörbe beigelegtes Recht, die nach ihrem Ermeſſen gejegwibrigen oder das Ge⸗ 
meinwohl gefährbenden Beichlüffe zu fiftiren und zu kaſfiren'!“), weſentlich 
eingeſchraͤnkt. Zu den inneren Korporationsrechten gehören ferner das Recht 
und die Pflicht eines öffentlihen Haushalts und das Selbitbefteuerungsredht, 
womit die Gemeinde aber bereits auf ein wejentlich ftaatliches Gebiet hin⸗ 
übertritt. 

IV. Der Gemeindehaushalt ift dasjenige Gebiet, auf weldhem den 
Gemeinden verhältnigmäßig die größte Selbftändigfeit und bie freiefte Bewe⸗ 
gung eingeräumt wird. Das Recht und die Pflicht eines öffentlichen Haus⸗ 
halts, die dadurch bedingte Aufitellung und Innehaltung eines Ginnahmen und 
Ausgaben im Voraus normirenden Etats und das fih daran anfchließende 
Kaflen«, Kontrol- und Rechnungsweſen find daher überall dad Hauptfeld ber 
fommunalen Selbftverwaltung. Es verfteht ſich, dab auch hier eine Staats 
aufficht eintritt. Die meiften Geſetze begnügen ſich aber mit der bloßen Auf- 
fit nicht. Vielmehr hat nach vielen Gemeindeordnungen die Auffichtsbehörbe 
bei der Feſtſtellung des Etats weſentlich mitzuwirken und ihn jchließlich zu 
genehmigen !"*), nach andern ift wenigftens für einzelne Pofitionen, wie namentlich 


mundung. ©. ferner ſächſ. St. O. $ 85—40. Braunfhw. St. O. $ 187, 
L. &. 0.6 164. Hanno. St. O. v. 1851, $ 122. 128, v. 1858 $ 118. 119, 
8. G. ©. v. 1852 5 26, v. 1859 $ 42. Naffau. Gem, Gef. v. 1854 $ 31. 
33—40. 41. 42. 47 —54. 57. 

112) Bol z. B. bair. G. O. 8 87. 38, bad. 8 11, altenb. Grbgef. 8 111, 
meining. ®. U. $ 20 b. Weiske. Preuß. L. G. O. v. 1856 $ 10, f. Schles⸗ 
wig⸗Holft. v. 1867 8 12. 13. 26. 

13, Vgl. z. B. Württemb. G. O. 8 65f., bei. aber $ 67, gothaiſche 8 57 f., 
meining. art. 15, altenb. 8 125, figmar. $ 148. 149 b. Weiste ©. 148. 376. 
388. 896. 497. 

1219 2. G. O. f. Weftpbalen v. 1841 8 92, 1856 $ 37. 80. Rhein. ©. O. 
v. 1845 8 88 St. O. f. d. öſtl. Prov. $ 77, f. Weſtph. 3 78, f. b. Rheinprov. 
8 83, f. Frankf. 8 80. Schleswig-Holft. & G. D. v. 1867 $ 80. Ebenio 
Braunſchw. St. O. $ 104. 105. 184. 185. 8%. ©. O. 8 162f. 

118) Val. 3. DB. Oldenburg. Kirchſp. Ordn. art. 90—102; gothaiſche ©. O. 
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für Gehälter und Penfionen, ihre Zuftimmung erforderlich und fie kann über 
dies gejeßlich nothwendige Ausgaben, welde im Etat fehlen, biefem eiufad 
Binzufügen ''%). Die Oberauffiht über das Gemeinderechnungsweſen aber be 
dingt zwar für bie freier geftellten Städte nur noch die Pflicht, den Rechnungs⸗ 
abſchluß der Regierung mitzutheilen '!”), nach fehr vielen Geſetzen dagegen wird 
noch jetzt in alter Weife die Abnahme der Rechnung, die Revifion und bie 
Dechargeertheilung der Obrigkeit vorbehalten oder muß doch unter obrigfeit- 
licher Mitwirkung erfolgen ''®). 

V. Ebenio ift das Selbftbefteuerungsrecht der Gemeinde, das Recht, 
von den Mitgliedern Umlagen und Dienfte für die Grreihung der Gemeinde 
zwecke zu fordern, überall anerkannt; es kann aber nur in fo weit, als es fi 
um die Bertheilung und Erhebung der beitehenden Laften handelt, ganz frei 
geübt werben, während die Auflage neuer Steuern oder Dienfte oder eine 
Abänderung in den Bertheilungsgrundjägen nur mit Genehmigung der Auf 
fichtsbehörben beſchloſſen werden darf, jo weit nicht pas Geſetz (wie in Preußen) 
zu gewiffen Verfügungen und zur Neuauflage von Steuern einer gewiffen Art 
und bis zu einem gewiffen Duantum im Boraus die Ermächtigung ertheilt !"*). 
Auch fteht der Gemeinde in der Regel die Befugniß, die Gemeindeabgaben 


8 75 f.; meining. art. 20 b. Weiste S. 389. Weſtphäl. L. G. O. v. 1856 
8 46. 47. 50. Braunſchw. St. O. 8 135, 8. G. D. 8 79—88. 

0) So nad preuß. St. O. f. d. dftl. Prov. $ 64—67. 78, f. Weftph. 
8 64—67. 79, f. d. Rheinprov. 8 60. 84, f. Franff. $ 71. 72. 81. Hannov. 
St. D. v. 1831 $ 122, 1858 8 118. GSchlesw.-Holft. &. ©. O. v. 1867 8 21. 

m Preuß. St. O. f. d. öftl. Prov. $ 70, f. Weſtph. $ 70, f. Franff. 8 77. 
Braunſchw. St. DO. v. 1850 8 186—141 und hier ud 8. G. D. 8 7783, 
Hannov. St. O. v. 1858 8 128. 124. 

195) Bol. 3. B. bair. ©. O. $ 106. 124, ſächſ. $ 61. 62, württemb. 8 36. 
38. 64, kurheſſ. 8 90. 91, großh. Heil. art. 65—70, gothaiſche $ 87— 89, meining. 
art. 22, being. $ 69, figmar. $ 119 —125 b. Weiske ©. 92f. 120. 139 f. 
286. 806 f. 381 f. 389. 462, 490 f. Bad. Gem. O. $ 151. Preuß. 8. G. O. f. 
Weſtph. v. 1856 3 48. 49. Naflau. Gem. DO. v. 1854 $ 62—-67. 


119) Vgl. batr. ©. D. 5 27— 25. 128 Nr. 10, fühl. $ 64A—72, württenb. 
$ 25. 28—80. 65, bad. 6 57—81, kurheff. $ 78—79. 84, großh. befl. art. 76 
—92, weimar. $ 34—45, oldenb. art. 114—117, figmaring. $ 56 f., franff. art. 
62—77 b. Weiske ©. 76. 121 f. 188 f. 214 f. 278. 309 f. 346 f. 425 f. 478f. 
546. Braunfhw. R. 8. DO. $ 4951, St. O. v. 1850 $ 146-157, 8. G. O. 
de eod. $ 8—101. Sädf. St. O. $ 82—108. Preuß. L. G. O. f. d. öſtl. 
Prov. v. 1856 $ 11. 12, f. Weitph. S 57—64, f. Schleöwig- Holit. v. 1867 
$ 24. 25, St. O. f. d. öftl. Prov. v. 1853 u. f. Weſtph. v. 1856 $ 58. 54, f. 
d. Rheinprov. $ 49. 50, f. Frankf. v. 1867 $ 62; hannov. St. ©. v. 1861 
$ 15f. 123, v. 1858 $ 15f. 119, 8. ©. O. v. 1852 $ 45—51, v. 1869 5 60 
—78; nafjau. © O. v. 1854 5 365 —40. Oeſterr. Gem. Gef. v. 1862 art. 15 
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zwangsweiſe beizutreiben, nicht zu, fie muß fich vielmehr deshalb an die Staats- 
organe wenden '*9). 

VL Die Autonomie ber Gemeinden ift nicht nur beichräntt, fondern 
wird meift principiell geläugnet, wovon erft die neuere Zeit wieder abzugeben 
beginnt. Bon jelbft veriteht es fidh, daß der Gemeindeverbindung die Erzeugung 
von Privnatrechtsnormen abgeſprochen wird und ein ftillichweigend oder aus- 
drüdlich anerkanntes befonderes Stadtrecht oder Dorfrecht nur noch als Theil 
des Landrechts gilt. Aber auch ein beſonderes Verfaſſungsrecht der einzelnen 
Gemeinden, ein Recht, das fich zur Gemeinde verbielte wie das Staatsrecht 
zum Staat, ift nicht mehr vorhanden: das Gemeindeverfafiungerecht ift in 
feinen wefentlichiten Theilen dem Herlommen wie dem Willen der Gemeinde, 
ift überhaupt der aus ihr felbft ftammenden Sphäre entzogen und Theil des 
Staatörechts geworden. Der Grund, warum es gilt, ift völlig aus ihr hin⸗ 
ausverlegt. Während noch heute andere Körperichaften ein für fte öffentliches 
Recht, dad die Erfheinungsform der von ihnen dargeftellten Einheit unb deren 
Verhältniß zu den einzelnen Gliedern normirt, aus fich felbft erzeugen, muß 
die Gemeinde ihr inneres Xeben genau nach einer ihr von außen vorgegeichneten 
Schablone einrichten, die nicht etwa blos die Grundzüge ihrer Eriftenz, die 
Stelle, welde fie im Staatsorganismus einzunehmen hat unb die ihr im 
SInterefje einer höheren Allgemeinheit auferlegten Pflichten beſtimmt, jondern 
fie bis in die geringfügigften Detaild a priori von außen Eonjtruirt. Damit 
aber ift die Gemeinde ihrer rechtlichen Seite nah nit mehr ein lebendiger 
Organismus, der dem Staatögangen eingefügt und angepaßt iſt, fondern über 
haupt fein Organismus mehr: Organifches bat fie nur noch als Glied des 
Stantdorganismus an fi, für ſich jelbft betrachtet ift fie tobt, eine von außen 
geftellte und eingerichtete Maſchine. 

In nenerer Zeit hat, indem fich gegen die uniformirende und reglemen- 
tirende Richtung eine natürliche Reaktion geltend macht, die Gejeßgebung den 
Gemeinden wieder eine gewiffe Autonomie einzuräumen begonnen. Man läßt 
wieder eine ausgebehntere Geltung bed Ortsherkommens und bejondere Orts⸗ 
ftatute zu, fo daß die Gemeinden wenigftend einiges objektive Recht nad 
lokalem Bedürfniß erzeugen und wenigftend in einigen Punkten aus fich jelbit 
ihren Organismus beftimmen können. Allein immer find dies erſt Pleine An- 
fange. Denn erftensd Flebt man auch heute noch vielfach an einer rein privat 


120) So nad preuß. St. O. $ 56 Nr. 9. 68, f. Frankf. $ 75, braunfchw. 
SD. 12 u%. G. O. $ 102. Ebenſo nah bair. &. O. 8 25, großh. 
heff. $ 89, oldenb. art. 105. 106, naſſau. ©. €. v. 1816 5 6. 15, weimar. ®. 
®. O. v. 1840 $ 74, franff. & G. D. art. 6. 7. Anders nach der tirol. G. O. 
$ 10 b. Weiste ©, 8, in den kurhefſ. Städten nah ©. O. $ 88 ib. 285 u. in 
Hannover nach der St. D. v. 1851 u. 1858 8 18 u. 2. ©. O. v. 1852 $ 61, 
wogegen bie revibirte &. G. O. v. 1859 $ 68 die Beitreibung in ftreitigen Fällen 
der Obrigkeit zurüdgegeben bat. 
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rechtlichen Auffaffung ſolcher Statuten, indem man fie nad Art von Verträgen 
fonftruirt*'). Zweitens bemißt man den Spielraum der Autononrie überaus 
eng, indem man meift nur in jehr unbebentenden Dingen ausdrücklich gewiffe 
Berjchiedenheiten der Gemeinden geftattet oder ihnen eine Alternative ftellt, 
noch weniger aber irgend erhebliche Punkte ganz dem Ortsſtatut überweift '*). 
Drittend endlich verlangt man ganz allgemein auch innerhalb ber eng gezogenen 
Schranken für jede noch jo unbedeutende ftatutarifche Anordnung die Geneb- 
migung der Regierung, fo daß fchließlich doch wieherum nicht die Gemeinde, 
jondern ganz allein der Stant als Quelle des Statutarrehts erjcheint '). Au 
biefem letzteren Punkte halten auch diejenigen ueueften Geſetze feit, welche, wie 
die preußifchen, die Autonomie fcheinbar im vollften Umfange berftellen. "Denn 
wenn fie allerdings entweder die Wahl zwiſchen verjchiedenen Berfafiungsformen, 
oder aber, wie insbeſondere die preußifchen Landgemeindegeſetze für die jeche 
oͤſtlichen Provinzen v. 1856 und für Schleöwig-Holftein v. 1867 und bas 
Geſetz für die neunorpommerfchen Stäbte v. 1858, bie Beitimmung des haupt 


11) So faßt dad Altenb. Grdgeſ. $ 119 das Statut geradezu als „vertrags- 
mäßiges Uebereinkommen.“ Bol. auh Pr. A... R. II, 78 18-27, 8. G. O. 
v. 14. April 1856 $ 4—13, f. Schleswig⸗Holſt. v. 1867 $ 4. 9. 18f. 

122) Nach den badifchen u. württemberg. Gem. DO. ($ 10 refp. $ 4) find 
fogar einzig und allein bezüglich ber Zahl der Gemeinderäthe Abweichungen 
möglih. Vgl. dazu die preuß. St. O. v. 1853 u. 1856 (f. Weſtph.) $ 5. 11. 
12. 13. 19—21. 29. 58. 54. 56. 59, wonach ftatutarifche Abweichungen baupt- 
fächlich nur bezüglich der Zahl der Stadtverorbneten und Stadträthe, der Bilbung 
ftändiger Berwaltungsdeputationen, der Ertheilung eines Bürgerbriefs, bes 
Schätzungsmodus nad Steuerfähigkeit oder Einkommen, ber Orbnungdftrafen 
gegen Steuerkontravenienten, ded Kämmereramts, der Wahltermine und (Gef. v. 
14. Mai 1860) der Einkaufs⸗ und Bürgerrechtögelder vorkommen können. Vgl. 
rhein. St. O. $ 8. Die fühl. L. G. O. 5 2 und das Altenb. Grdgef. $ 120 
faffen weiteren Spielraum; ebenfo die fühl. St. D. $ 1—6 u. bie braunfchw. 
S.D.$52,%. G. D. 5 4; den weiteften aber bie hannov. St. O. v. 1851 u. 
1858 $ 1-8, verglichen mit den Verweifungen auf dad Ortsftatut in $ 27. 32. 
36. 88-42. 44. 45. 47. 88f. 184-186 u. f. w. 

128) Pol. weſtphäl. G. O. v.1841 816, rhein. 0.1845 8 11, ſächſ. 8 2, kurheſſ. 
8 8, weimar. $ 2, meining. art. 15, altenb. 8 125, rubolftädt. im Eingang; lipp. 
885. Weiste ©. 14. 41. 105. 251. 339. 388. 397. 435. 522. Bad. Gem. O. 
8 10. Württemb. © D.84 Preuß. 8%. ©. O. f. d. öftl. Prov. 8 4—8. 11, 
f. Weſtph. 813, f. Schleswig-Holit. 8 2. 3. 4; St. O. v. 1868 8 11, f. Weſtph. 
& 11, f. die Mheinprov. 8 8, f. Frankf. 8 3; bezüglich ber Feſtſetzung von Ein 
kaufs⸗ und Bürgerrechtsgeldern Gel. v. 14. Mai 1860 $ 2 u. ähnlich bair, Geſ. 
über die Anfälfigmahung $ 7 b. Weiske 102. Hannov. St. D. v. 1851 u. 1858 
88. Braunſchw. St. D. 8 187, 8. ©. O. 8 164. Sidi. St. O. ». 1832 
8 5. 6, wonach aber fir autonomifche Beltebungen, die fih innerhalb ber be 
ftehenden Ortöftatuten bewegen, keine Genehmigung erforderlich if. Weimar ©. 
DO. v. 1854 art. 14. 
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ſaͤchlichſten Inhalts der gefammten inneren Berfafiung dem Orteftatut reſp. 
bem Ortsherkommen überweilen, jo erkennen fie doch keineswegs die Gemeinde 
autonomie ald Rechtsquelle an. Vielmehr bleibt der Staatäwille auch hier 
bie einzige Duelle des Gemeinderechts und die jogenannte Autonomie redueirt 
fih in letter Inſtanz auf ein Vorſchlagsrecht. Insbeſondere wirb auch da, 
wo die Initiative einer Verfafjungsänberung oder Berfaffungsfeftftelung und 
die Feſtſetzung ihres Inhalts in erfter Reihe der Gemeinde überwiejen tft, 
den ftaatlihen Behörden nicht nur die Annahme oder Verwerfung eines ber- 
artigen Bejchluffes ganz unbedingt anheimgegeben, fondern ſchließlich ihrem 
völlig freien und dur den Gemeinbewillen in nichts gebundenen Belieben die 
eventuelle Einrichtung der Ortöverfaffung auf Grund beftimmter geſetzlicher 
Normen überlaffen *). Diefe Gejege alſo nehmen mit der andern Hand, was 
fie mit der einen gegeben. 

VIL Mit der Autonomie ift die Gerichtsbarkeit der Gemeinden ge 
ſchwunden. Die auf etwaigen Herrichaftsrechten beruhende Gerichtsbarkeit der 
Städte hat das Schickſal aller Patrimonialgerichtsbarkeit getheilt; fie gehört 
nicht hierher, da fie fein inneres, fonbern ein Außeres Korporationsredht ift. 
Aber auch die genoſſenſchaftliche Selbftgerichtsbarkeit dauert nur im 
wenigen Weberreften fort. So haben fi in einzelnen Trümmern die alten 
Dorfgerichte erhalten; aber fie gelten nicht mehr als Gemeindegerichte, ſondern 
als unterfte Staatsbehoörden '*). Ebenſo find den Ortsvorftänden in neuerer 
Zeit vielfach richterlihe Befugniffe, ſei ed eine freiwillige Gerichtöbarkeit von 
gewiffem Umfange, fei ed eine polizeirichterliche oder bisciplinarrichterliche Ge⸗ 
walt, übertragen, werben aber von ihnen nicht als Gemeindeorganen, jondern 
„als Hilfebeamten des Staats“ kraft beſonderen ſtaatlichen Auftrags geübt 1"). 


120, Bol. L. G. O. f. d. öftl. Prov. 8 4—8. 11. 17, f. Schlesw.Holſt. v. 
1867 8 4. 9. 16. 24. 29. 30, Geſ. f. Neuporpommern v. 1853. Ferner St. O. 
$ 72. 73, rhein. St. D. 8 66f. 8%. G. D. f. Weftph. v. 1856 8 16 und die nicht 
unerheblichen Abweichungen, welche nach 8 15. 24. 25. 26. 27. 28. 58. 75 Nr. 
3 das Ortöftatut einführen darf. Bgl. auch Sachfen-Altenb. Grogeſ. $ 120 b- 
Meiste ©. 395. Ueber die Mitwirfung ber Gemeinden bei Poltzeigejepen i. 
das preuß. Gef. über die Polizeiverw. v. 11. März 1850 8 5. 7. 9. 

125) So dad Dorfgeriht in Preußen. A. 2% R. II, 78 79—86. Das 
Seldgericht in Naffau ©. E. v. 1816 88, ©. O. v. 1854 8 20—23. Die 
Siebnergerichte in Baiern. G. O. v. 1834 8 25. Die Rüggeridhte in Württem- 
berg, G. O. 8 96. 97, Baden, ©. ©. 8 115, und Hohenzollern» Hechingen, ©. 
D. 875 Städtiſche Gerichtäbarkeit alter Art kennt 3. B. noch: Alten. 
Grdgeſ. 8 121, ſächſ. St. O. v. 1882 8 285— 251 u. f. w. 

130, In diefer Weife kommen als Befugniffe des Ortsvorftandes vor: Füh- 
zung von Grund⸗ und Lagerbüchern, Berfiegelung bei Todesfällen, Teftaments⸗ 
errichtung, eine Mitwirkung beim Vormundſchaftsweſen, bet Licitationen u. ſ. w. 
HUUNR Le. Bair © O. v. 1884 $ 110. 114. 118. Oeſterr. Gem. Gef. 
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Eine wirkliche Selbftgerichtäbarkeit der Gemeinde kommt zwar in vereinzelten 
Beziehungen vor, wird aber dann meiſt in jedem einzelnen Falle an Staats 
genehmigung gebunden. So ift beifpielsweije die Befugniß ber preußiſchen 
Stabtgemeinden, dem Bürger, ber die Annahme eines Kommunalamtes grundlos 
weigert, dad Bürgerrecht zu entziehen und höhere Steuern mufznerlegen, eine 
wahre genoffenfchaftlihe Strafgerichtsbarkeit: allein ein ſolcher Beſchluß bedarf 
daher auch der Genehmigung durch die Regierung”). Im einigen Ländern 
bat die Gemeinde wenigftens dad uralte germantfche Genoſſenſchaftsrecht ber 
Sühne bei Streitigkeiten ihrer lieder gerettet und iſt indbejondere in 
Oeſterreich und Baiern eine fchiebsrichterlihe Vergleichs und Bermittlungs- 
inftanz geblieben '*). 

VOL Als eine politifhe Einheit wird die Gemeinde in dreifadher 
Beziehung, im Verhältniß zu höheren, zu koordinirten und zu engeren Ber 
bänden, anerlannt. Sm Berbältnig zu höheren Berbänden und zulegt zum 
Staate felbit erfheint fie als ein abhängiges Glied, dem indeß, wie dem ein- 
zelnen Bürger, jelbftämdige politifche Mechte zuftehen und jelbitändige politiiche 
Pflichten obliegen; indem die ihr zuerkannten öffentlihen Funktionen mehr 
oder minder aus einem fpeciellen Staateauftrag abgeleitet werden, ftellt fie 
fih zugleich als eine Beamtete des Staates dar; endlich aber ift fie auch oft 
in einer fehr verſchiedenen Weiſe mit befonderen Stimmredhten, Wahlrechten 
oder Präfentationsrechten in den weiteren Kommunalverbänden, in Kreifen und 
Provinzen ſowie im Staate felbit betraut und hilft die Vertretungskoͤrper aller 
biefer Berbände bilden!) Im Berbältnig zu Toordinirten Verbänden oder 
einzelnen außer ihr ftehenden Perjonen hat die Gemeinde im Allgemeinen bie 
jelben politifchen Rechte und Pflichten wie jeder einzelne Staatsbürger; nur 
in Bezug auf das Recht, fi mit anderen Gemeinden frei zu verfammeln und 


v. 1849 8 143f., v. 1862 8 5 Nr. 12. Naſſau G. E88. Heding G. O. 
8 75. Sigmar. & DO. $ 38. Schwarzburg-Rubolit. ©. O. 8 11. Bisweilen 
ferner jchleunige Arrefte und Verbaftungen. 3. B. württemb. Gem. D. 8 15—18; 
naflau. &. E. 8 5. Vielfach die Beftrafung geringerer Dorf- und Feldfrevel und 
fonftiger Polizeivergehben. Bair revid. ©. O. v. 1834 8 117— 119. Württemb. 
G. O. ..c. Bad. revid. ©. DO. 8 51. Kurbel. © O. 8 103. Weimar. L. 
&. O. v. 1840 8 58. Gothaifhe G. O. 852. Oeſterr. Gem. Gef. v. 1849 8 122. 
Endlih Disetplinargewalt über die &emeindebeamten. 3. B. ſächſ. St. O. v. 
1832 8 190. Pr. St. ©. v. 1853 u. 1856 8 58, f. Frankfurt v. 1867 8 65, 
u Gef. v. 21. Juli 1852 (G. ©. ©. 465) 8 15. 19. 20. 

127) Preuß. St. D. f. d. oͤſtlich Prov. 874. 76, f. Weſtph. 8 74. 76, f. d. 
Rheinprov. 8 71. 

138, Defterr. Gem. Gel. v. 1862 art. 5. Nr. 11. Bair. revid. © O. v. 
1884 8 120. Ebenſo die Gem. DO. v. Hohenzollern⸗Hechingen 8 89 u. Sigma⸗ 
ringen & 88. 

139) Vgl. die folgenden SR. 
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zu vereinen, jewie bisweilen noch in Bezug auf das Petitionsrecht ift bie 
Gemeinde jchlechter als der Einzelne geitellt. 

Im Berhältnig zu den in ihr enthaltenen engeren Verbänden endlich 
pflegt Die Gemeinde zur Mitaufficht und reip. Mitbevormundung neben dem 
Staate berufen oder mit der nächſten Beauffichtigung allein betraut zu werben, 
wie dies 3. DB. nad) vielen Gemeindeorduungen bezüglich ber in ber Gemeinde 
befindlichen öffentlichen Anftalten, Stiftungen und Korporationen und nach 
der neueren Gewerbegejehgebung bezüglich der gewerblichen Innungen ber 
Hall ift!), 

IX. As eine politifhe und fittlihe Allgemeinheit für bie 
einzelnen in ihr verbundenen Genofien müßte die Gemeinde auf allen denjenigen 
Gebieten, auf denen die lokale Verbindung zur Erreichung des menfchlichen 
Gemeinſchaftszweckes ausreicht, die Bedeutung eines jelbitändigen Gemeinweſens 
baben. Die geltenden Gemeindeorbnungen dagegen ziehen bier theils bie 
Grenzen ihrer rechtlichen Bedeutung fehr eng, theils jchreiben fie ihr überhaupt 
die Bedeutung einer fittlichen Allgemeinheit nicht zu, fondern übertragen nur 
ihr oder gar bios ihren Organen einzelne ber principiell dem Staate refer- 
virten Befngniffe einer Gemeinheit. 

Das Recht und die Pflicht, für das materielle und geiftize Wohl ihrer 
Glieder zu forgen, findet feinen allgemeinften Ausdruck in der Polizei. Wie 
daher dem Staate eine Staatöpolizei, jo muß der Ortögemeinde eine Orts⸗ 
polizei entiprechen, wenn anders ihr die Bedeutung eines Gemeinweſens zu- 
kommen fol. In der That erkennen denn auch mandhe Gemeindegeſetze bie Orts⸗ 
polizei als ein eigenes und unentziehbares Recht der Gemeinde an und weifen daher 
den Ortsporftänben die Handhabung der Ortspolizet im Namen der Ge- 
meinde zu, während fie daneben mitunter denfelben Ortövorftänden die Landes⸗ 
polizei, dieſe aber, um fie im Namen und aus beftändigem Auftrage 
der Regierung zu üben, ertheilen!®). Und die deutſche Reichsverfaſſung 
ſchrieb diefe Auffafjung allgemein vor, indem fie Die Ortspolizei unter Die Gemeinde. 


130) Bgl. bei. d. württemb. Gem. DO. v. 1822 8 120-150. Sächſ. St. O. 
v. 1832 8 271--278. Hannov. St. O. v. 1851 9 129-—132, v. 1858 $ 125—128. 
Serner unten $ 69. 

sn) So die württemb. Gem. D. $ 14 b. Weiste ©. 182. Ebenſo bie 
Hohenzollern ⸗Heching. &. D. 8 29. Braunfhw. St. D. ». 1850 $ 98— 1083. 
186. 188. Weimarſche Gem. O. v. 1854 art. 9. 111. 167. Ebenſo die hannov. 
St. D. v. 1851 8 70, was aber durch die revid. St. DO. v. 1858 8 78 abge- 
ändert ift. Dagegen rechnet das Defterr. Gem. Gef. v. 1862 art. 5 (gleich dem 
von 1849 8 119. 184. 187) die gefammte Ortöpolizet zwar zu dem eignen Wir- 
kungskreiſe ber Gemeinde, bleibt aber nicht Tonfequent, indem ed „aus höheren 
Staatsrückſichten“? die Zuweifung einzelner Gegenftände ber Ortspolizei an lan⸗ 


beöfkrftliche Organe zuläßt. 
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angelegenheiten rechnete22). Allein bie metften älteren und faft alle neueren, 
beſonders aber die preußischen Gefege jehen die geſammte Polizei vielmehr als 
weientliches Attribut der Obrigkeit an, die wur aus Zwedmäßigleitsgründen 
den Ortöuorftänden übertragen wird, um von ihnen im Namen bes Landes- 
herrn oder des Staats unabhängig von jeber Mitwirkung und Kontrole der 
Gemeinde felbit geübt zu werben, die aber ebenfogut andern Beamten awer⸗ 
traut werben kann und anvertraut wird’). Die mit der Polizei betranten 
Bürgermeifter oder Magiftrate ftehen daher ganz wie andere Staatsorgame umb 
ihr desfalfiger Auftrag unterfcheidet ſich in nichts von der Hebertragung oͤrt⸗ 
licher Berwaltungsgejchäfte anderer Art, die denn auch im beliebigem Maße 
zu erfolgen pflegt‘®*), oder von ber bisweilen vorkommenden Verpflichtung oder 
Ermädtigung zum Einſammeln der Stantsfteuern '*), Ihrem In halt nad 
ft die Ortspolizei gegen früher meiſt durch die ftnatliche Forftpolizei be 
ſchränkt iee), wogegen fie fi) durch die größere Reichhaltigkeit des mobernen 
Verkehrslebend um viele Zweige vermehrt hat. Die Frage, was zur Orts⸗ 
polizei und was zur Staatspolizei gehört, wird im Einzelnen natürlich je nad) 
der Anfiht darüber, was im Kreiſe der Gemeinde durchführbar iſt und was 
einer weiteren und höheren einheitlichen Leitung bebarf, ſehr verfchieben be 
antwortet 127), 


139) Deutfche Reichsv. v. 1849 8 183». 

w) Bol. z. B. ſächſ. St. O. v. 1882 8 252266: „im Auftrage der Staats 
zegierung.” Bair. ©. DO. $ 67—72. 107-116, Eurhefl. 8 61, gothaiſche 8 32, 
figmaring. $ 45—51, oldenburg. art. 33, großh. hefl. $ 12, naffau. $ 5, frauff. 
28. G. O. art. 3 b. Weiste. Hannov. 2. G. O. v. 1862 $ 52-64, 1859 8 69 
—82 (Ortd- und Seldmarkspolizei). Preuß. St. D. f. d. öftl. Prov. $ 62, f. 
Weſtphalen 8 62, f. d. Rheinprov. 8 57. Gef. über die Polizeiverwaltung v. 
11. März 1850 8 1. („im Namen des Königs”). 8 2. Ebenfo Gef. v. 29. Juni 
1867 über die Polizei in Frankfurt (&. S. ©. 917) u. v. 20, Sept. 1867 über 
Die Polizeiverwaltung in ben neu erworbenen Landestheilen (G. S. ©. 1529). 

13) Bol, bef. die preuß. St. O. v. 1881 $ 84, v. 1858 8 62, f. Weftph. 
8 57, f. Frankfurt $ 69, &. ©. O. f. Schleöwig-Holft. $ 14. 28. Danach wer- 
ben „alle örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Bezirkd-, Provinztial- und 
allgemeinen Staatsverwaltung“, fofern nicht andere Behörden dazu be 
ftimmt find, dem Ortövorfteher übertragen. Das Gleiche gilt von deu Verrich⸗ 
tungen eines Hilfäbeamten der gerichtlichen Polizei und eines Polizeianwalts. 

128) Vgl. A. L. R. I, 785 Naſſau. G. €. v. 1816 $ 5. Defſterr. 
Gem. Geſ. v. 1849 8 128. 

0 Bol. bad. G. O. & 56, kurheff. 8 
®. O. v. 1854 $ 32. Preuß. © O. f. ft. Prov. 8 15, f. Weftpb. 8 55, 
f. d. Rheinprov. v. 1845 8 99. St. O. f. d. öftl. Prov. 855, f. Weſtph. 8 55, 
f. die Rheinprov. 8 61. 

137) Bol z. DB. die Beftimmungen bed Öfterreih. Gem. Geſ. v. 1862 art. 
5 über den Inhalt ber Ortspolizei; oder bie bad. revid. G. O. v. 1851 8 48, 


68 db. Weisle S. 214 276. Raffau. 
d. ö 
d. 
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X. Wenn die Bedeutung der Gemeinde als Wehrgenofjenihaft, 
woraus fidh einft fo wichtige Folgen ergaben, den Städten wie ben Lange 
meinden im Allgemeinen entfhwunden ift, jo dauern doch die Spuren derjelben 
infoweit fort, als die Sicherheitspolizgei ber Gemeinde verblieben oder zurüd- 
gegeben if.“ Die Berpflihtung der Gemeindemitglieber zu Tommumalen 
Wachtdienſten und Dienftleiftungen bei Feuersgefahr, fowie die Organifation 
eined fommunalen Sicherheitsdienſtes und Feuerlöſchweſens gehören hierher. 
Dagegen haben die Berjuche, in der „Bürgerwehr" die wehrgenoffenichaftliche 
Bedeutung der Gemeinde in intenfiverem Maße zu erneuen, nur vorübergehend 
eine auf die hürgerlihe Waffenpflicht gerichtete Geſetzgebung hervorgerufen '). 
Verblieben ift den Gemeinden nad) einer Reihe von Geſetzen nur die Pflicht, 
für den bei Aufläufen und Unruhen verurfachten Schaden aufzutommen, ohne 
daß ihnen doch gleichzeitig die Möglichkeit einer felbftändigen bewaffneten Auf- 
rechtbaltung ihres inneren Friedens eröffnet worden wäre 120). 

XI. Aus der Sorge für das geiftige Wohl ber Gemeinbeglieder, welches 
der Gemeinde als fittlicher Genoſſenſchaft obliegt, ergiebt ſich insbeſondere ein 
jelbftändigeg Gemeindeſchulweſen. Wo die Gemeinde die Rechte eines 
Schulpatrons übt oder eine eigentliche Kommunalſchule gründet, ift fie natür- 
lich nur der oberften Reitung und Beauffihtigung bes Staates unterworfen. 
Aber auch bezüglich des Bollsunterrichts gebührt der Gemeinde ihrem inner- 
ften Weſen nach unbeſchadet bes oberften Rechtes bes Staats eine jelbftändige 
Mitwirkung. Es heißt ihren natürlichen Wirkungskreis verengern, wenn, wie 
bisweilen geichehen, alle öffentlichen Schulen für Staatsanftalten erklärt wer- 
ben *«), Bielmehr entipricht e8 der Natur der Dinge, mindeftend die Volke 
ſchulen zunächſt als Gemeindeanſtalten zu betrachten 121). In der Regel ift 
denn auch die Aufbringung der Mittel der Gemeinde und nur ſubfidiär dem 


wonach Sicherheits⸗, Reinlichkeits⸗ Armen⸗, Straßen⸗ Bau⸗, Feuer⸗, Markt⸗ 
niedere Gewerbs⸗, weltliche Kirchen⸗, Stttlichleits., Gemarkungs⸗, Geſinde⸗, Lebend⸗ 
mittel⸗ Maß⸗ und Gewicht⸗Polizei zur Ortspolizei gehoͤren. — Ein wichtiger 
Zweig ber Gemeindewohlfahrtspflege wird durch dad Wegeweſen gebildet. Vgl. 
auch Stüve, Landgem. ©. 180 f. 

1386) Bol. z. DB. das braunſchw. Gef. über den Waffendienft behufs des Ge 
meinbefhußes v. 19. März 1850. 

ı0) So prenß. Gel. v. 11. März 1850, hannov. Geſ. v. 16. April 1848, 
bair. Geſ. v. 12. März 1850. 

0, So Preuß. A. L. R. U, 13 8 1: „Schulen find Beranftaltungen bes 
Staats 2.” Dazu 8 2f. 9f. ib. Sachfen» Altenb. Grögef. v. 1881 8 25. 29. 
Anhalt» Bernd. V. N. v. 1850 8 25. Alle Öffentlichen Lehrer follen daher 
auch Staatsdiener fein. Go nad der beutfchen Reichsv. v. 1849 8 156, 
preuß. B. U. 828, Oldenb. revid. V. U. v. 1852 art. 85 wm. f. w. 

101) Ausdrücklich ausgefprochen 3. B. in der Oldenb. reuid. DB. U. v. 1852 
art. 86. 
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Staate auferlegt), wogegen die Gemeinde in gejeßlich georbneten Formen 
an der Anftellung der Lehrer‘) und an der Beauffichtigung der Schulen'**) 
Theil nehmen fol. Nur wenige Gefete indeß haben den Gemeinden bie den 
Laften entiprechenden Rechte wirklich in vollem Umfange gewährt‘). Ins- 
bejondere ift in Preußen in doppelter Weije die Bedeutung der Gemeinde auf 
diefem Gebiet verfümmert'). Einmal ift die Beftimmung der Verfafſungs⸗ 
urkunde, welche in art. 24 der Gemeinde die Vertretung der Schule in ihren 
äußeren Angelegenheiten und die Betheiligung bei Anftellung ber Lehrer ver- 
heigt!”), nicht ausgeführt, jo dag nur in wenigen Gegenden ein Wahlrecht 
der Gemeindeorgane vorlommt, in der Regel die Regierung oder der Patron 
die Lehrer ernennen; an der eigentlichen Schulaufficht dagegen participirt Die 
Gemeinde als ſolche überhaupt nicht, indem die eine Mitauffiht übenden 
ftädtiichen Schuldeputationen oder ländlichen Schulvorftände, obwol die Ge 
meinden bei ihrer Bildung mitwirken, ald Staatsbehörben behandelt werden'*). 
Zweitens aber bat man eine von der bürgerlichen Gemeinde verſchiedene ſo⸗ 
genannte Schulgemeinde konſtruirt und auf diefe die Rechte und Pflichten 
übertragen, welche nad der Berfaffung ber politifchen Gemeinde zuftehen 
jollen 14°). 

XH, Als eine fittlihe Genoffenfchaft, welche in ihrer Geſammtheit da 
für ihre Glieder einzutreten hat, wo dieſe fich felbft nicht zu helfen vermögen, 
ift die Gemeinde heute noch die hauptjächlichite Grundlage des Armen- 
wefens!®). Ueberall befteht die alte Verbindlichkeit dee Gemeinde fort, für 


u) So z. B. nad) preuß. B. U. 8 25, Oldenb. V. U. art. 86 8 2; gotbaifche 
B. U. v. 1852 8 423, V. U. v. Reuß j. %v. 1852 8 21. 

103) Dies ſprach die beutjche Reichöverf. v. 1849 8 156 and und nach ihr die 
V. U. v. Preußen $ 24, Anhalt-Berndburg $ 27, Oldenburg art. 88, Sachſen⸗ 
Gotha 8 40, Reuß j. L. 8 22. 

0) Das öfterreich. Gem. Gef. v. 1860 erkennt in art. 5 Nr. 10 eine „Ein 
flußnahme“ auf Mittelfchulen und Bolköfchulen ald Gemeinderecht an, ohne Nä⸗ 
beres darüber zu beftimmen. Vgl. auch bair. &. O. v. 1884 8 66, 

145) So 3. B. bie braunfchw. St. O. v. 1850 8 166. 167, 8.@. O. d. eod. 
8 111. 112. 

16) Bol, über Staat und Schule in Preußen v. Rönne, Gtaatör. I, 1 
8 198-208 ©. 508-585 u. II, 2 8 440—451 ©. 888f. Der im Winter 1867 
zu 1868 ben Kammern vorgelegte Entwurf eines Geſetzes betr. Die Einrichtung 
und Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen enthielt in keinem diefer Punkte 
einen Fortſchritt. 

17) Der Berfaffungdentwurf (art. 28) und die Berf. v. 5. Dec. 1848 (art. 
21) Hatten ber Gemeinde bie freie Schullebrerwahl eingeräumt. 

106) Rönnel. c. I, 1 ©. 580. 

149) Bol. den folgenden 8 ©. 766. 

180) Bol. bair. Gem. O. 8 66. Sächſ. St. DO. 8 267--270. Braunfchw. 
St. O. v. 1860 8 158-165, 8. G. DO. 8 108—110. Defterr. Gem. Geſ. v. 
1862 art. 5 Nr. 8, — Bol, au Stüve, Landgem. S. 205 f. 
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ihre verarmten ober nothleidvenden Angehörigen da zu forgen, wo nicht näher 
verpflichtete Perſonen oder Verbände für fie einzutreten verpflichtet und im 
Stande find. Daraus ergiebt fi) aber zugleich für die Gemeinde Recht und 
Pfliht zur Anlage und Verwaltung rejp. zur Beauffihtigung von Armenan- 
ftalten, Krankenhäuſern u. |. w., eine felbftändige Armenpolizei und die Be 
fugniß, die Mittel zur Beftreitung der Armenpflege felbitändig zu beichaffen. 
Auch hier indeg macht fich beſonders in Preußen das Beftreben geltend, einer- 
jeitd unter möglichfter Beſchränkung der Gemeinde auf die paffive Zahlungs- 
pflicht die Anordnung, Verwaltung und Auffiht des Staates überall eintreten 
zu laſſen, andrerfeits von der politifchen Gemeinde eine eigne Armengemeinde 
als ein bejonberes Rechtsſubjekt Ioszulöfen und als Staatsverwaltungsbezirt 
zu organifiren !®ı), 

XII. Ihre religidfe Bebeutung hat die Gemeinde faft überall an be» 
fondere Parochial⸗ und Kirchengemeinden abgegeben, deren Organifation fich mit 
ber bürgerlichen Gemeindeverfaffung nicht deckt or), Höchftene wahren noch 
Patronatrechte den Städten und bisweilen den Landgemeinden als foldhen ein 
firchliches Net. ine Ausnahme machen nah der Landgemeinbeordnung v. 
1831 die Oldenburgiſchen Kirchſpielsgemeinden, welche zugleich die Ortöge- 
meinde und bie Kirchengemeinde barftellen'*). Bon einer gefelligen Be 
deutung ber Gemeinde ift felbft in den Dörfern wenig mehr die Rebe und 
überall fällt, was davon geblieben, nicht mehr in das Gebiet bes Rechts, 
fondern in das der Sitte. 

E. Ein Gefammtüberblid der deutſchen Gemeindeorbnungen des 19. 
Sahrhunderts ergiebt hiernach in der Entwidlung der Gemeinde zu einem ge- 
nofſenſchaftlichen Gemeinwejen einen Iangfamen und doch in feinen Refultaten 
bereitö außerordentlichen Fortſchritt; er ergiebt aber zugleich, daß die Herftellung 
der Gemeinden als jelbitändiger organifcher Körper und damit eine wahre 
Gemeindefreibeit, eine dauernde Harmonie zwilchen Gemeinde und Staat und 
enblid, wenn anders dad Lofungswort des öfterreichiihen Gemeindegeſetzes von 
1849, welches die freie Gemeinde für die Grumbnefte des freien Staates er- 
klärte, wahr ift, die Grundlage aller ftaatlihen Freiheit erft der Zukunft an- 
gehören'®*). Nicht die Gefeggebung vermag Gemeinden zu ſchaffen: nur ber 


so) Bol, über die Armenpflicht der Gemeinde in Preußen Gef. v. 31. März 
1842 über die Verpflichtung zur Armenpflege (©. ©. v. 1848 ©. 8). Ueber bie 
ftaatfihe Organifation der Armenpflege A. 8. R. IL tit. 19, Rönnel. cc II, 
2. ©. 127. u. Mafcher, das Staatsbürgerrecht 2c. fowie die Armengefeggebung 
Preußens. Potödam 1868. Bei. S. 226f. 232f. 817f. Weber die Armen- 
gemeinde unten 8 58. 

157) Bol. 3.BP.A.LE.R.I, 11 8 237—817. ©. auch ben folg. $ ©. 767. 

5) Oldenb. &. ©. O. art. 118f. 5. Weiske ©. 426. 

154) Bat. bei. v. Giech, Anfihten über Staats- und üffentliches Leben. 
Nürnb. 1848. Zachariä, Staater. L574f. Dahlmann, Politit 8 238f. Die 
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wiebererwachte Genoffenihaftsfinn des Volkes jelber Tann und wirb dieſe 
engften öffentlihen Körper mit einer lebensvolleren Seele erfüllen. Und was 
in den Städten in vollem Werben ift, wird auf dem Lande noch eines langen 
Zeitraums bebürfen, ehe e8 fi aus den Trümmern des alten genofjenichaft- 
lichen Gemeindelebend und Gemeinfinnd neu erhebt. Aber wenn das Ge- 
meinbeleben gleih allem Organiſchen allein von innen erwachſen kann, fo bat 
doch die Geſetzgebung die Aufgabe, für dieſes Wachsthum den Boden zu be- 
reiten, die hemmenden Schranken zu entfernen und ihm jeine Stelle anzuweijen 
innerhalb der höheren Organismen. Mehr, als bisher ſchon geſchehen, muß 
fie dabei den Weg verlaffen, auf welchen fie der Ginfluß romaniſcher Ideen 
gedrängt hat. Die Sucht nah maſchinenmäßiger Einrihtung, Detailreguli- 
rung, Schematifirung und Uniformirung ift das Verderben vieler freifinnig 
gemeinten Gejege geworben. Der Unterjhied der Stabt- und Landgemeinden 
laßt fich nicht wegbefretiren. Cine andere Zuſammenſetzung beider wird durch 
die wirtbichaftlichen Berhältniffe mit Nothwendigkeit bedingt, ihre Organiſation 
muß fi nach Hiftorifchen wie praktiſchen Rüdfichten verjchieden geftalten, ihre 
rechtliche Bebeutung endlih muß jchon wegen des ungleichen Umfanges eine 
ungleiche fein. Die Landgemeinde Tann von den höheren Gemeinſchaftszwecken 
eine weit geringere Zahl in ihrem Kreiſe vollkommen jelbftändig verwirklichen 
und bebarf daher einer jehr viel ftärferen Abhängigkeit von höheren Verbänden; 
nur muß bier nicht fofort der Staat, fondern ein nächſt höherer Eräftiger 
Zwiichenverband beſchränkend über die Gemeinde treten, e8 muß eine Bereini- 
gung zu Sammtgemeinden mögli, eine Einordnung in eine freie Kreisge⸗ 
meinbe nothwendig fein. In den einzelnen Gemeindeflafjen jelbft Iaffen fi 
ebenjowenig bie Unterfchiede der Länder und Provinzen, ja der einzelnen Ge 
meinden ohne Nachtbeil verwiichen. Insbeſondere würde für die Landgemeinden, 
in denen geſchichtliche Entwicklung, Befigverhältniffe, Bodenbefchaffenbeit, 
Stammegeigenthümlichkeit, Kultur- und Sittenzuftände jet jo mannichfache 
Unterjchiede der Verfafjung und bejonbers der Vertheilung des Gemeinderechts 
bedingen, eine völlige Uniformirung nichtd anderes ald die Ertödtung bed noch 
vorhandenen organiſchen Lebens bedeuten. Allein wenn fih ans Dielen 
Gründen die Gefeßgebung theild für bie verfchiedenen Gegenden ungleich ge 
ftalten, theild überhaupt dem Ortsherfommen und den lofalen Berbälinifien 
gegenüber bejcheiden muß, jo muß fie doch überall von einem einheitlichen 
Princip ‚getragen werben, welches dem freien, deutſchen und mobernen Stadt 
entipricht. Die Geſichtspunkte, von denen fie dabei auszugehen bat, vermag 


Aufſätze v. Brater v. „Gemeinde u. v. Schäffle v. „Stadt u. Landgemeinden" 
im Staatewörterbuch IV. 109—160. VL 238—251. Specell über Landgemeinden: 
Maurer, Dorfv. IL 358—864. Stüve, Landgem. ©. 208—821. Leite, bie 
Sandgemeindeorhn. in ben ſechs öftl. Prov. Berlin 1867, bef. den angehängten 
Entwurf einer neuen L. ©. O. &. 835 —62. 
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die Rechtswifſenſchaft allein nicht anzugeben. In weit höherem Grade bean⸗ 
ipruchen Politit, Wirthichaftslehre, Statiftit und Geſchichte Antheil an der 
Zöfung der hier auftauchenden theoretifchen und praktiſchen Tragen. Aber der 
Rechtswifſenſchaft gebührt doch ein ungleich größerer Einfluß, als fie ihn bis⸗ 
ber geltend gemacht, bei der Ordnung biefer Verhältniſſe. Sie darf e8 vor 
Allem nicht dulden, daß Zwedmäßigleitsrüdfichten allein da beftimmend 
wirfen, wo zugleih bie höchiten und wichfigften Rechtsgedanken in Yrage 
fiehen. Bon folden Erwägungen aus läßt fich hoffen, daß die in näherer 
oder fernerer Zukunft bevorjtehenden Veränderungen des Gemeinderechts fidh in 
folgender Richtung bewegen werben. 

L Ihrem Weſen nah muß die Gemeinde ald ein genoſſenſchaft⸗ 
liches Gemeinweſen anerfannt werben, das nach unten Allgemeinheit, nach 
oben Theil einer höheren Allgemeinheit, gegenüber Individuen ein Individuum 
ft. So wenig die Gemeinde wieder ein mittelalterliher Staat im Staate 
werben Eann, jo wenig kann fie eine Staatsanftalt mit verliehener juriſtiſcher 
Perjönlichkeit bleiben. Ihr kommt eine eigene, originäre Perfönlichkeit zu, 
welche ber Staat fo wenig wie die des einzelnen Staatsbürgers fchafft, wol 
aber jo gut wie bie be einzelnen Staatsbürger zu rechtlicher Geltung bringt, 
begrenzt und ſich bienfibar macht. Dieje Gemeindeperfönlichkeit ift im Privat- 
recht nicht mehr und nicht weniger als ein Individuum, fo weit nicht ber 
Natur der Sache nad ihre Sphäre beichräntter iſt. Im öffentlichen Recht 
ift diefelbe Gemeindeperfönlichleit nach der einen Seite Bin ein Glied höherer 
Organismen, vor Allem des Staats; in dieſer Beziehung entipricht ihre Stel- 
lung der bed Einzelnen in feiner Eigenjhaft als Staatsbürger. Nach ber 
andern Seite aber ift fie für ihre Glieder eine Allgemeinheit '*) und als 
ſolche Duelle eines ihren beſonderen Kreis beherrſchenden öffentlihen Rechts 
und Trägerin einer eigenen öffentlichen Gewalt. Hier reicht die Analogie 
mit dem Einzelnen nicht mehr aus. Denn weil fie fein Einzelweſen, fondern 
ein Gemeinweſen ift, fallt nicht nur, wie bei jenem, ihr äußeres, fondern 
zugleich ihr inmeres Leben unter das Recht. Es ergiebt ſich daher zwiſchen 
Staat und Gemeinde eine Reihe von Tragen, die zwiſchen Staat und Bürger 
nicht entftehen Tönnen: es bebarf auch in Bezug auf das innere Beben ber 
Bemeinde, und zwar jowol in Bezug auf die Erzeugung als auf die Thaͤtig⸗ 
keit ihres Organismus, ber Bermittlung zwiichen bem Rechte des Staats an 
feinem Gliebe und dem Recht der Gemeinde an ſich ſelbſft. Das Fundament 
aller Löjungen aber muß auch hier Die Anerkennung der originären Gemeinde 
verfönlichkeit bleiben. Daraus ergiebt fich erftens, daß nicht die Frage geftellt 
werben barf: wie weit ift es zweckmäßig, der Gemeinde Selbftänbigkeit zu 
gönnen? ſondern nur die Frage: wie weit ift es im Intereſſe der höheren 
Allgemeinheiten nothwendig, der Gemeinde bie Selbitändigkeit zu nehmen ? 


185) „Ein Analogon bed Staats” fagt mit Recht Zahariä 1. c. I, 575. 
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Es ergiebt fich zweitens, daß der Staat nicht, wie biöher, im Organismus 
der Gemeinde ftedlen darf, ſondern über ihn treten muß, jo daß ber Gemeinde 
organismus dem Staate gegenüber abgejchlofjen und der bisher bevor⸗ 
munbende, mithandelnde und vorbeugende Staat nur noch beauffichtigend, ber 
fhränfend und abhelfenb von außen in Bezug auf das Gemeindeleben thätig 
wird. Drittens endlich ergiebt fih, daß das Verhältniß des Staats zu ber 
Gemeinde ein Rechts verhäͤltniß ift und daher jo gut wie alles öffentliche 
Recht die ihm wie allem öffentlihen Recht bisher verfagte Anerkennung als 
Recht und damit einen in proceffualiichen Formen gewährten Rechtsſchutz an 
Stelle der Berwaltungsentiheidungen rejp. über denjelben forbert. 

N. Die Zufammenjegung der Gemeinde wird demnach durch das 
doppelte Subftrat einer genofjenfhaftlich gegliedertn Bürgerihaft und eines 
in fich abgeichloffenen Gemeinbegebiets beſtimmt werden. "Im Einzelnen wird 
fi hier die Entwicklung den Verhältniffen entiprechend jehr mannichfach ge 
ftalten und insbefondere in Bezug auf die Gliederung ber Gemeinbebürger 
und der Gemeindeangehörigen die freie Perfönlichkeit gegenüber dem Befik 
fih in jehr ungleihem Umfange zur Geltung bringen. Was aber das Ber 
haͤltniß zwiſchen Gemeinde und Start angeht, jo wird man auch bier princi- 
piell die Selbitänbigleit ber Gemeinde anerkennen und ben Grund ihres Ber 
bundenſeins im fie jelber verlegen müffen; man wirb baber auch hier ein 
eigenes Hecht des Staats und ein eigenes Mecht der Gemeinde einander gegen- 
überftellen und zwiſchen beiden eine Auseinanderſetzung herbeiführen mäfjen, 
die freilich bei der in ber biäherigen Heimaths⸗ Niederlaffunge-, Freizügigkeits⸗ 
und Armengefeßgebung herrſchenden Verwirrung große Schwierigkeiten bietet. 
Die Grundlage muß dabei die Erkenntniß bilden, daß auf den Gebiets. und 
Derfonenumfang einer Gemeinde gleichzeitig dieſe und der Staat Rechte haben; 
daß es aber Feine innere und weſentliche, jondern eine zufällige und äußere 
Identität ift, wenn der Bezirk und Perſonenkreis der Gemeinde zugleich Die 
Grenzen eines ſtaatlichen Verwaltungsbezirks und einer Abtbeilung der Staats. 
bürger für ftantlihe Zwede (Verwaltung, Rechtspflege, Staatöpolizei, Militär 
weien, Beftenerung, Staatswahlen n. |. w.) anzeigt. Daraus folgt zugleich 
in Bezug anf die Einzelnen eine ſchärfere Scheidung ber aus dem Staats 
bürgerreht und der aus bem Gemeinbebürgerrecht fliehenden Befugnifie und 
Pflichten. Das unmittelbare Staatsbürgertfum Aller und bie unmittelbare 
Gebietshoheit des Staates über jein ganzes Gebiet bedingen für den Staat 
bürger als ſolchen das Recht, auf jedem Theil des Stantögebiets zu wohnen, 
Grundbefitz zu erwerben, ein frei gewähltes Gewerbe zu treiben und einen 
Hausftandb zu gründen, für den Staat aber die Befugniß, dieſe Angelegen- 
beiten der Einwirkung der Gemeinden völlig zu ziehen. Nur kann die Ge 
meinde natürlich jeden Cinwohner zu ben Gemeindelaften heranziehen, foweit 
nicht der Staat für feine Beamten auch ohnedies Zulaſſung fordert, und fie 
ann überdies Sicherungsmittel dagegen, daß der Zugelaffene ihr nicht als 
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Armer zur Laft falle, verlangen und, wenn ihre Einwände gegründet find, 
zwar nicht bie Zulafjung weigern, wol aber Befreiung von der Armenpflicht 
beanſpruchen. iner freieren Selbftbeftimmung der Gemeinde dagegen wird 
man die unmittelbar auf das örtliche Gemeinwejen bezüglichen Berhältniffe 
ihres Gebiets und ihrer Bürgerjchaft, die Stellung des Einzelnen in der Ge- 
meinbe, die Gliederung und Ergänzung ber von der Summe ber Gemeinde 
angebörigen verjchiedenen bürgerlichen Genoffenichaft zurückgeben müfjen. Eine 
gejeglich geordnete Pflicht der Gemeinde, bei dem Vorhandenſein gewiffer 
Boransfegungen das Bürgerrecht zu gewähren oder zu verjagen, und bie er- 
gänzende geſetzliche Pflicht, in gewifſen Fällen das Bürgerrecht zu erwerben, 
tft, wenn dabei ber Gemeinde wie dem Einzelnen der Rechtsweg eröffnet wird, 
mit einer felbftändigen Bürgerfchaft jehr wol vereinbar. Unvereinbar aber ift 
mit einer ſolchen eine bloße polizeiliche Regelung der Bürger- und Beifiberrechte. 

IM. Die Drganifation der Gemeinde wird fich in bemfelben Sinne 
wandeln. Der Gemeinde jelbft gehört ihr Organismus. Wol mag bie Ge 
meinde als Banzes Staatsorgan fein: die Gemeindeorgane Finnen unmöglich 
gleichzeitig die Funktionen von Stantsorganen üben. Für feine Aufficht bes 
darf der Staat ohnehin eigener Auffichteorgane; für diejenige lokale Verwal. 
tung, welche er nicht für Sache der Selbftuerwaltung erklären kann ober will, 
mag er beionbere Staatöbehörben beftellen: unhaltbar aber tft das herrſchende 
Syftem/ weldhes den Gemeindevorſtand und befonders feine Spige zugleich 
als Organ der örtlichen Staateverwaltung behandelt und wol gar feine ge 
fammte öffentliche Gewalt auf ftaatliche Verleihung zurüdführt, nur die Ber 
tretung einer Privatrechtslorporation ihm als Gemeindeauftrag zuweiſt. Man 
entichiieße fich endlich einmal, wenigftens im Kreife der Gemeinde den Nriprung 
einer äffentlihen Gewalt im Volke zu finden! Eins von Beiden ift jebenfalls 
auf die Dauer mur möglich: Regierung des Staats in ber Gemeinde durch 
Staatsorgane oder Selbftregierung durch Gemeindeorgane. Die jeßige Zwitter- 
ftellung des Ortsnorftandes dagegen, der die Cigenichaften des felbitändigen 
Hauptes eined Gemeinweſens und des abhängigen Dieners einer Gentralgewalt 
vereinen, der zweien Herren dienen, von beiden feine Impulſe empfangen und 
die Intereflen beider gegeneinander vertreten joll, muß nothwendig enden. Eine 
Pflicht, die Staatsregierung zu unterſtützen, ſich in gefeklich beftimmten 
Zählen fpeciellen Staatsaufträgen zu unterziehen und bie ftantlichen. An- 
orbnungen zu verkünden, wird durch eine rein gemeindlidhe Stellung bes 
Ortövorftandes nicht ausgefchlofien. Ebenſo macht fi die ftantliche Aufficht 
und Wepreflingewalt gegen die Gemeinde zunächſt ihren Organen gegenüber 
geltend. Dagegen tft leicht einzujehen, welche Konfequenzen fich bezüglich ber 
Benutzung ber Gemeindebeamten als ftantliher Hilfs- ober Unterbeamten, 
ihrer Verantwortlichkeit gegen den Staat und ihrer politifchen Unverantwort- 
lichleit gegen die Gemeinde, ihrer Disciplinirung, ihrer Ernennung ober Be- 
ftätigung ergeben werden. 
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IV. Die rehtlide Bedeutung der Gemeinde wirb ſich Hinfichtlich 
ihrer privatrechtlichen Stellung und binfichtlich ihrer Stellung nad außen nur 
fortbilden, hinfichtlich ihrer Stellung als einer politifc-fittliden Allgemeinheit 
aber von Grund aus verändern müflen. Wenn jetzt in der Regel alle öffent- 
lichrechtliche Bedeutung der Gemeinde als ein ihr, ober nicht einmal ihr, fon- 
dern ihren Organen von State übertragener Wirkungskreis gilt, muß mit 
der Anerkennung ber Gemeinde als eines genofjenjchaftlichen Gemeinweiens ihr 
auch im öffentlichen Recht eine ihr felbft entftammende rechtliche Bedeutung 
zugejchrieben werben. Auf das Danaergejchent eines ihre Abhängigkeit be 
fiegelnden Staatsauftrages in Landespolizei- und Staatöverwaltungsfachen 
wirb die Gemeinde mur vorfichtig einzugehen, ber Staat aber wirb fi 
zu büten haben, der Gemeinde wider ihren Willen die Stellung einer 
Stantsbedienfteten aufzubringn. Nur ben Yunktionen Bffentlicher Ber 
trauensämter, wie fie and der Einzelne in Gemeinde und Staat über- 
nehmen muß, ift die Gemeinde ſich zu unterziehen verbunden; nicht aber 
darf fie ein Glied werben in der Beamtenbürenufratie des Berwaltungsdien- 
ſtes. Dagegen bebarf e8 einer jehr bebeutenden Erweiterung unb Befreiung 
des eignen und beöhalb jelbftändigen Wirkungskreiſes der Gemeinde 
Bor Allem muß der Gemeinde als einer Rechtögenofjenfchaft neben ber Selbft- 
verwaltung auch die Selbitbeitimmung ihres inneren Organismus, die Auto- 
nomie zurückkehren. Denn „Selbftverwaltung nach frem dem Geſetz ift nur 
bie halbe Sreiheit" "*), Der Staat darf daher mit feinen Gemeindeorbuungen 
nur die Stelle bereiten und begrenzen, weldhe die Gemeinde einzunehmen bat, 
ihre Pflichten normiren und die nnabänderlichen Grundzüge ihrer Organifation 
feftftellen: er nm dagegen bem Ortsherkommen und Ortöftatut Raum genug 
laſſen, um eigne rechtichaffende Thätigkeit zu emtwideln. Dabei muß der 
Staat aber einen Schritt weiter gehen, als er bisher irgendwo gegangen ift: 
er muß darauf verzichten, die alleinige Duelle objektinen Rechts oder doch bie 
alleinige Quelle bes gejchriebenen Rechts zu fein. Er darf ber Gemeinde nicht 
einen bloßen Rechtsvorſchlag einräumen, ber erft durch die Stantsfanktion 
bindende Kraft erhält, fondern er muß innerhalb der immerhin engen Schranfen 
ein wirkliches Selbitgefeßgebungsrecht anerkennen, dem gegenüber bie ftaatliche 
Prüfung und Gutheißung (gewiſſermaßen ein Placet) nur die Bebentung be 
hatt, zu konſtatiren, daß der Gemeindewirkungskreis nicht überfchritten und 
fein Recht höherer Ordnung verlegt iſt. An Stelle einer Prüfung bes In⸗ 
halte nach her pofitiven Seite feiner Zweckmäßigkeit träte dann eine bloße 
Prüfung deſſelben nach der negativen Seite jeiner Kollifion mit anderem 
Recht. Neben der Rechtſchaffung wird die Rechtſprechung ber Gemeinde 
in irgend erheblichem Umfange nicht wieder zurückkehren; ganz aber kann fie 
einer genofienichaftlichen Gerichtöbarfeit und einer damit verbundenen Zwangs- 


10) Worte Brater's J. c. ©.149. Vgl. auch Kette l.c. S. 11. 19, 35fi 
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gewalt (Pfändung u. |. w.) nicht entbehren‘) und eine fühnenbe und ſchieds⸗ 
richterliche Thätigkeit entipriht durchaus ihrem Wein. Der größten Freiheit 
dagegen bebarf die Gemeinde auf dem Gebiet ihrer pofitinen Lebensthätigkeit, 
der Berwaltung ihrer eignen Angelegenheiten. 

Damit aber bier die Selbftverwaltung zur Wahrheit werbe, muß 
bie Mitverwaltung des Staated verjchwinden. An Stelle der in ben 
wichtigften Beziehungen fortbeftehenden ftaatlihen Benormundung muß 
eine bloße Aufſicht treten. Dieſe Auffiht muß freilich eine firengere Auf« 
ficht fein ald die über den einzelnen Bürger, befien inneres Leben fich jeber 
Kontrole entzieht. Kenntnifmahme von allen Vorgängen bes Gemeinbelebens, 
da dieſes ein öffentliches ift, Abwehr jeder Ueberſchreitung des geſetzlichen 
Wirkungskreifes, Zwang zur Erfüllung der ftaatlichen Verbindlichkeiten, Ent- 
ſcheidung won Beichwerden (wobei nur zu benchten ift, daß viele heutige Ver⸗ 
"waltungsfachen in Wahrheit Rechtsfachen find) und in Ausnahmefällen ein 
thätiges Eingreifen in bie Selbftverwaltung auf Grund eines gefehlich nor- 
mirten Anftoßes unter gejeglich normirten Vorausſetzungen find unentbebrliche 
Befngniffe des Staats gegen die Gemeinde, um einerjeit6 beren lieber, 
andererſeits jein eigened Iuterefje dem Gemeindeförper gegenüber Träftig ver- 
treten zu fönnen. Zu einem ſolchen Staatsauffichtöiyfteme aber verhält ſich 
das gegenwärtige Syftem etwa, wie zum Repreſſivſyſtem die Cenſur. Deun 
indem die Giltigfeit aller wichtigen Beichläffe und Handlungen der Gemeinde 
vom Mitwollen und Mithandeln des Staats abhängig gemacht, das ſtaatliche 
Eingreifen in die innerften Gemeindeangelegenheiten aber nicht als Ausnahme, 
fondern als Regel bingeftellt wird, ift die Gemeinde nad wie vor in Un⸗ 
münbigfeit erhalten. Sind aber die Individuen nründig geworden, jo find 
auch die Gemeinden mündig! Es ift richtig, daß eine Gemeinde die Freiheit 
mehr ald der Einzelne mißbrauchen kann: ift aber Freiheit ohne Möglichkeit 
bes Mißbrauchs Freiheit? Wenn allerdings heute noch nicht nur der büreau⸗ 
kratiſche Staatögeift, jondern Mangel an voll gereiftem Gemeingeift der Selbft- 
verwaltung entgegenfteht: glaubt man, daß je bie gebundene Gemeinde die 
freie und zugleich maßvolle Bewegung erlernen wird? Und meint man jelb- 
ſtändigen Bürgerfinn und Fähigkeit zur Selbitverwaltung in ihrem Wachs: 
thum dadurch zu fördern, daß man gerade in ben entjcheidenden Lebensfragen 
ber Gemeinde den eigentlihen Entſchluß ihre abnimmt und bem damit als 
verantwortlich erjcheinenden Staat überträgt’)? Man bat vorgefchlagen, die 
Möglichkeit zu eröffnen, in Solge eines bejonderen Rechtsverfahrens einzelne 
verwahrlofte Gemeinden auf Grund bewiejener Unfähigkeit unter eine fpecielle 


157) Bol, Stüve J. c. ©. 259. 

186) Brater J. c. ©. 146: „die Gemeindefreiheit, die an jebem Punkte aufr 
hört, wo fie anfienge, höheren Werth zu gewinnen, ift nur eine gefälligere Form 
ber Unfreihett.” 
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Kuratel des Staated zu ftellen. Mag man bies thun: bie gejegliche Präſum⸗ 
tion fpriht heute für die Mündigkeit der Gemeinde. Ihrem Inhalt nad 
umfafjen die Gemeindenngelegenheiten, weldhe jo der felbftändigen Verwaltung 
gebühren, alle Seiten des menſchlichen Dafeins, jo weit es für ihre Durdh- 
führung beziehungsweiſe für einen Theil ihrer Durchführung nicht einer höheren 
Gemeinſchaft bedarf. Die Aufrechterhaltung des Friedens, der Ordnung und 
der Sicherheit und zu diefem Behufe die Wehr- und Waffenfähigkeit ber Ge- 
meinde; die Sorge für das materielle wie für das geiftige Wohl ihrer Glieder 
und zu diefem Behufe eine jelbftändige Polizeigewalt, wobei ftreng feftzuhalten 
ift, daß es fih nicht um bie Mebertragung eines Stüdes der Staatöpolizei, 
fondern um die Sonderung zwifchen dem natürlichen Recht des Staats auf 
Landespolizei und dem natürlichen Recht der Gemeinde auf Ortspolizei handelt; 
das Schule, Armen, Wege, Yener- und Sittlichkeitsweſen: das alles find 
nur einzelne Seiten des auf den menſchlichen Gemeinſchaftszweck ſchlechthin 
gerichteten genoffenjchaftlihen Gemeinweſens einer felbftändigen Gemeinde. 
Als Mittel für die Erreichung ihrer öffentlichen Zwecke (nur in untergeorb- 
neten und rechtlich nicht mehr erheblihem Verhältniß bisweilen noch zum 
Dienfte der in ihr vereinten Individuen) hat die Gemeinde ein eigenes Ber- 
mögen und einen Öffentlihen Gemeinbehaushalt. Auch bier bedarf die 
Gemeinde noch der Befreiung von mancher Feffel; mehr noch aber bebarf es 
ber Abwenbung jener Gefahr, welche der Gemeindefreiheit aus einer vielfach 
ſchon in bie Gefege eingedrungenen Auffaffung droht, die das Verhältniß von 
Gemeindeleben nnd Gemeindewirthichaft umkehren, der Gemeinde bie Bedeutung 
eines fittlichen Organismus nehmen und fie zu einer Verbindung für Ber- 
mögensjwede herabjeßen möchte. Gerade in biefer Beziehung fahen wir bie 
neuefte und beſonders die preußifche Geſetzgebung fih auf abihüffiger Bahn 
bewegen. Den genoſſenſchaftlichen Gemeindeverband aufzuldfen und durch eine 
Reihe beionders organifirter ftantlicher Verbände für einzelne Zwecke zu er- 
fegen, die öffentliche und fittlihe Autorität auch in der Gemeinde vom Staate 
allein darftellen zu laſſen 20), die bürgerliche Gemeinde als folche aber moͤglichſt auf 
eine Haushaltsgemeinde einzufchränfen: das fcheinen die Ziele der mober- 
nen Gefeßgebung. Nicht ohne Einfluß auf dieſe Richtung jcheint eine gewifle 
volkswirthſchaftliche Schule, welche in materialiſtiſcher Meberfchägung ber äußeren 
Güter das, was Mittel zum Zweck tft, zum Selbftzweck erhebt, welche, wenn fie 
dem Staate zunächft feine ethifche Bedeutung noch läßt, doch um fo eher die 
Gemeinde für eine bloße ökonomiſche Anftalt ausgeben zu können meint, — 


159) Sharakteriftifch ift 3. B. auch, daß, während die preuß. St. O. v. 1831 
8 18 die Ertheilung bes Ehrenbürgerrechts an folche ausgezeichnete Männer, die 
ih um den Staat verdient gemadht haben, zuließ, nach ben St. D. v. 1853 u. 
1856 & 6 v. 1867 8 22 nur noch DVerdienfte um die Stadt fo gelohnt werben 
dürfen. 
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welche dann konſequent der ihrer politifchen und fittliden Natur entkleideten 
Gemeinde in VBerfälfhung des alten germaniſchen Satzes der Korrefpondenz 
von Recht und Pflicht das Princip von „Leiftung und Gegenleiftung" ale 
Fundament unterjhiebt. Wenn aber jemals diefe Richtung flegt, dann hat 
auch die freiefte Stellung der fo ihren edelften Aufgaben entfremdeten Ge- 
meinde wenig Werth für die politiiche Freiheit des Volks! Sa es würde 
vielleicht dann ein geführlicherer Feind der Selbftverwaltung, als ihr die 
Bürenukratie und ber Polizeiftaat find, aus dem Sunern des Volles felbft 
erfteben. Denn leicht würde in einer ſolchen Gemeinde ftatt eines weit- 
blickenden politiihen Berftändniffes und eines opferbereiten, das Allgemeine 
über das Beſondere tellenden Gemeingeifts fich ein egoiftifcher, privatrechtlicher 
Korporationdfinn entwideln, dem gegenüber ber höher denkende und weiter- 
Ihauende Staat jetzt wie vor hundert Jahren auch bei der Anwendung des 
despotiſchſten Zwanges als Repräjentant fittlicher Ideen innerlich im Recht wäre, 
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Schon früh hatten ſich von der alten einheitlichen Gemeindegenoſſenſchaft, 
welche alle Seiten menſchlicher Gemeinſchaft umfaßte, befondere Körperichaften 
abgegweigt, um bie eine ober die andere Seite ber Gemeinde in jelbitändigen 
Organismen fortzujeßen. Solche Verbände hatten mit ber Gemeinde bie 
territoriale Grundlage und die Zwangsmitgliedſchaft gemein, unter- 
fchieden ſich aber von ihr dadurch, daß fie nicht auf die Gemeinjchaft ſchlecht⸗ 
bin gerichtet, ſondern nur für pecielle Zwecke vorhanden waren. Sie waren 
alio gemeindeähnlihe Verbände für befondere Zwede). Waren 
fie ſchon im Mittelalter zahlreich, jo war der obrigkeitlihe Staat ihrer Bildung 
und Bervielfältigung bei feiner auf die Auflöfung der alten Genofienfchaften ge- 
richteten Tendenz entihieden günftig. Während fie aber bis dahin mehr oder 
minder den Charakter bejonderer Genofjenfchaften gehabt hatten, ftrebte jet 
die Obrigkeit ihre Verwandlung entweder in bloße ſtaatliche Bezirke oder doch 
in Staatsanftalten mit juriftifcher Perjönlichkeit an. Im neuefter Zeit ift 
ihre Zahl noch bedeutend vermehrt worden; dabei hat ein Theil von ihnen 
jede Spur einer korporativen Bebentung verloren oder ift von Anfang an 
ohne eine ſolche entſtanden, in einem andern Theil dagegen find die genoffen- 
ſchaftlichen Elemente neu belebt ober es bat bei ihrer Entftehung jelbft ber 
Genofjenichaftsftun mit der Stanteorganifation zuſammen gewirkt. 

L Jede genofienfchaftlihe Bebentung verloren haben die Gerichtegemein« 


) Als „Kommuneverbände für befondere Zwecke“ faßt biefe Körperichaften 
auch das preuß. Gel. f. d. ſchleswig⸗holft. Landgem. v. 22. Sept. 1867 zuſammen. 
©. 8 5: An der Berfafjung ber auf Grund befonderer gejeglicher Beitimmungen 
oder nach Herfommen zu befonberen Zweiten, wie für bad Schul-, Armen⸗, Wege⸗, 
Deichwejen gebildeten Kommuneverbänbe, wird durch gegenwärtige Verordnung 
nichts geändert. 
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den — wenn man nicht etwa die Betheiligung der Gerichtseingefeffenen an 
der Rechtſprechung durch Geſchworne als Beginn einer neuen Gerichtögenoffen- 
tchaft anjehen will —, die Wehrkoͤrper und die durch irgend eine andere ftaatlich- 
abmintftrative oder polizeiliche Gemeinfchaft zufammengehaltenen, fi mit der 
Gemeinde äußerlich oder innerlich nicht dedenden Berbände Die heutigen 
Gerichtsbezirke, die Militärbezirke, die Verwaltungsiprengel und Polizeibezirke, 
aller Art, die Stenerbezirke, die neu hinzugetretenen Wahlbezirke für Stants- 
wablen u. |. w. find durchaus nur Gegenftand von Rechten und ermangeln 
jeder eignen Rechtsſubjektivität?). 

- IL Andere Bezirkönerbände für einzelne Zwecke dagegen haben eine mehr 
gder minder ausgeprägte Torporative Bebentung. 

41. Hierher gehören vor Allem die Kirchengemeinden, foweit dieſe 
nicht noch mit der Ortögemeinde identiſch find. Ihre genoſſenſchaftliche Be⸗ 
beutung tft freilich überall eine fehr beichräntte geblieben. Denn nachdem der 
von der Reformation verſprochene Aufichwung des kirchlichen Gemeindelebens 
dem heftigen Rüdichlag ber kirchenobrigkeitlichen Ideen erlegen war, vermodhten 
ih nur die reformirten Gemeinden, und auch dieſe nicht immer, kirchliche 
Befugniffe zu erhalten. Wenn indeß die meiften und beſonders die evange⸗ 
liſchen Gemeinden der deutſchen Landeskirchen bloße Kirchenverwaltungefprengel 
ohne eignes Leben und ohne eine kirchliche Perfönlichkeit blieben ober wurben, 
fo wurde ihnen doch in der Regel eine privatrechtliche Perfönlichkeit zu⸗ 
geftanden und als Aequivalent für bie ihnen auferlegten Kirchenlaften ein 
ſelbftändigs Net — in Preußen fogar das Eigenthum — am Kirchenver⸗ 
mögen und eine Theilnahme an deſſen Berwaltimg eingeräumt. Dabei iſt es 
bis jetzt im Weſentlichen geblieben und erft in jüngfter Zeit ift biöweilen, 
wenn auch in engbegrenzten Yormen, ben Gemeinden ein Einfluß auf bie 
Wahl ber Geiftlihen, fowie im Antheil an der Kirchenzudt und am eigent⸗ 
lichen Kirchenregiment, — Rechte Übrigens, die vereinzelt immer beftanden, — 
zurückgegeben ?). 

2. Eine andere hierher gehörige Klaffe bilden bie befonderen Schul⸗ 
gemeinden, welde in manchen Staaten, namentlich aber, von provinciellen 
Ausnahmen abgejehen %), in Preußen nach dem durch Minifterialreffripte fortgebil- 


2 Bol auch ben folgenden $. 

3) Bol. Richter, Kirchenrecht (6. Aufl.) $ 61f. 162. 202. 227. 820. 
Pr. A. R UI, 11 8 237f. Präj. des Ob. Zrib. 1816 v. 4. Ian. 1847: 
„die zu einer Kirche Eingepfarrten bilden in ihrer Geſammtheit eine Korporation.* 
Präj. 2261 v. 18. Dec. 1850, Entf. Bd. X. ©. 380. Erf. v. 24. Sept. 1856, 
Arch. f. Rechtsf. Bb. XXIL &. 208. Koh, Kommentar ud... R.U, 11 $ 237 
Anm. 85 n. 5 741 Anm. 66. S. auch unten $ 68. 

4) Befonders in ber Prov. Preußen nach der Schulordn. v. 11. Der. 1846 
G. ©. v. 1846 ©. 1 8 38-42 und in ber Rheinprovinz nad) ber rhein. ©. D. 
v. 28. Juli 1845 $ 86. 
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beten Landrecht als gemeindeähnliche Verbände für Schulzwecke organifirt find. 


Ihr Hauptzweck ift die Aufbringung der Schuldoften, welche (abweichend non 
ben einer bürgerlichen Gemeinde zur Laft fallenden Schulkoften, welche zufammen 
mit den zur Beftreitung der übrigen Kommunalbebürfniffe erforderlichen Mitteln 
aufgebracht werben) als eine jogenannte Societätslaft nach befonderen Grund» 
fügen unter beftimmte Klafien der Einwohner bed Bezirkes vertheilt werben, 
wogegen bie Geſammtheit dieſer Verpflichteten unter dem Namen der Schul. 
focietät oder Schulgemeinde als eine unter obrigfeitlichen Borftehern vom 
Staate eingerichtete Korporation behandelt wird ®). 

3. Su ganz ähnlicher Weiſe find vielfach befondere Armengemeinden 
gebildete). Namentlich beftehen nad ber preußiichen Armengefehgebung als 
nächft verpflichtete Unterftügungslorporationen die fogenannten Ortsarmen- 
verbände, als fubfibiär eintretende Korporationen die Landarmenver- 
bände?). Der Ortsarmenverband ift num freilich nichts als diejenige Orts 
gemeinde oder derjenige jelbftänbige Gutsbezirk, zu welchem der betreffende 
Arme gehört, und die Armenpflicht ift daher in der Gemeinde eine Laft des 
Gemeindehaushalts, die Armenverwaltung, die Organifation der Armenpflege 
and die Armenzucht find Funktionen des Gemeindevorſtands und die Vertretung 
des Armenverbandes gebührt den gewöhnlichen Gemeindeorganen®). Allein es ift 
doch die Armenpflicht auf einen bejonderen, weder mit dem privatrechtlichen noch 
mit dem bie Gemeinbenngehörigkeit verleihenden Domici! identiſchen ſogenann⸗ 


UL R. II, 12 8 29-88. Reſtr. des Min. d. geifll. Ang. v. 17. Sept. 
1838 b. v. Kamptz, Ann. XZXU. ©. 661. PL Beſchl. bed O6. Trib. v. 20. Juni 
1853, Entſch. Bd. XXV. ©. 301: „jede durch die kompetente Staatsbehörde 
für ben öffentlihen Elementarunterricht eingerichtete, mit einem Borftande ver- 
fehene Schul-Societät ober Schulgemeinde hat die Eigenfchaft einer Korporation”. 
Erf. v. 18. Yan. 1858, Entf. XXXVIL 314 u. v. 17. Sept. 1858, Arch. f. 
Rechtof. XXX. 238, Der Rechtsweg gegen Anordnungen der NRegterung, welche 
ihr Leiſtungen an die Schule oder beren Lehrer auflegen, wird der Schulfoctetät 
natürlich verfagt. Ausgeſprochen durch Erf. des Gerichtsh. f. Komp. Konfl. v. 
14. Dec. 1867. — Der Schulgefepentwurf v. 1867 wollte die Schulgemeinde 
fakultativ beibehalten (6 25). 

% Bol. z. B. Hannov. %. ©. O. v. 1859 8 88. u. Geſ. v. 28. April 1859 
& 1f. b. Ebhardt, Hannov. Staatsv. ©. 1131. 

) Bol. Gef. v. 81. Dec. 1842 über die Verpflichtung zur Aufnahme neu 
anziehender Perfonen (&. ©. v. 1843 ©. 5). u. Gef. de eod. über De Ber- 

pflihtung zur Armenpflege (ib. S. 8). Gef. v. 21. Mat 1855 (G. S. ©. 811), 
Rönne, Gtastör. II, 2. ©. 127f. Mafcher, das Staatebürgerreit ꝛe., fowie 
bie Armengefepgebung Preußens ©. 267 —335. 

IE: RR U, 19 8 10f. Armengel. v. 1842 9 1—8. 25. 2630. 
Rönnel.c. 8 344 ©. 133 f. 3 341 S. 187. bei. ©. 145 Note 8. Maſcher 
l. c. S. 267—287. 
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ten „Unterftüßungswohnfiß" gegründet, jo daß fi die Zuſammenſetzung des 
Armenverbandes und der Gemeinde nicht volllommen det’); es ift überdies 
die Möglichkeit gegeben, einen Gutsbezirk der Gemeinde für Armenfachen zu 
verbinden, ohne ihn mit ber Kommune als folder zu verjhmelgen'*); unb es 
wird im Geſetz, im Proceß und in ber Verwaltung der „Ortdarmenverbanb“ 
wie ein von ber Gemeinde oder dem Gutsbezirk verſchiedenes Rechtsſubjekt be- 
handelt 11), wenngleih ihm wol kaum damit eine von der Gemeindeperjönlichkeit 
verichiedene juriſtiſche Perfönlichkeit beigelegt werben fol. Dagegen finb bie 
!andarmenverbände durchaus felbftändige Körperichaften mit eigener 
Rechtöfubjeltivität'!2), weldhe vom Staate im Berwaltungswege aus dem De 
zirk einer Anzahl zufanmengelegter Kreife oder einer ganzen Provinz gebilbet 
und eingerichtet find, eine Eorporative Organifation unter befonders beftellten 
Vorſtehern und eimer theild vom Staat, theild von Provinzial, Kommmmal- 
und Kreistagen geübten Oberauffiht und Mitwirkung haben '?), die Beitrags- 
pflicht unter alle Einwohner als eine Societätälaft vertheilen, ein beſonderes 
Vermögen als ihr Eigenthum verwalten, Verträge jchliegen und Proceſſe 
führen'*). | 

4. Auch befondere Wegegemeinden oder Wegeverbänbe kommen 
in ähnlicher Weife vor'®). 

5. Die verjchiedenen Arten der Wirthbihaftsgemeinden, welche von 
ber politifchen Gemeinde abgezweigt find, und bie aus ihnen zum Theil her⸗ 
porgegangenen Agrargenoffenichaften fallen infoweit, als fie nicht rein prinat- 
rechtlicher Natur geworben find, ebenfalls in die Kategorie der bier befprochenen 
Verbaͤnde. Beſonders aber gehören die bloßen Haushbaltsgemeinden 
hierher, weldhe da vorkommen, wo mehrere Dörfer polittich nur Eine Gemeinde 
bilden, jede8 Dorf aber doch einen befonberen Haushalt führte). 

6. Eine eigenthümliche Gattung gemeindeähnlicher Verbände find ferner 


9%, Heimathsgeſ. v. 31. Dec. 1842 8 1. 12. Gef. v. 21, Mai 1855. art. 
1.2.5, 

10) Armengef: v. 31. Dec. 1842 8 7. 

11) Bol. 3. B. Armengeſ. v. 1842 $ 9. 17—21. 38. 84., Gef. v. 1865 art. 
1. 3—6, Auch in ben Gerichtderfenntnifien erfcheint nicht die „Gemeinde N. 
N.“, fonbern „der Ortöarmenverband N. N." als Kläger und Verklagter. 

12) Armengef. v. 1842 8 9—16. 30. 81. Geſ. v. 21. Mat 1855 art. 2. 4, 
Rönnel. c. 145. Maier ©. 287-292. 

13) Die Iandeöherrlichen Regulative, welche in den einzelnen Provinzen und 
Kreifen der Monarchie bie Landarmenverbände organtfirt Haben und aus denen 
ihre Berfaffung erfichtlich, find abgebrudt bei Mafcher 1. c. S. 397 — 440, 

Bol. Maſcher 1. c. 317— 834 und Note 12. 

15 3.3. Schleswig. Holit. &. ©. DO. v. 1867 8 5. Stüve, Landgem. © 
106 f. 
16) Bol. oben 9 55 Note 78f. u. Note 119. 
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bie durch die nenere Tagdgefeßgebung bisweilen ins Leben gerufenen Jagd⸗ 
verbände oder Jagdgenofjenfhaften!”, welche die Befiker der an fi 
jagdberechtigten, aber zur Sagdausübung nicht qualificirenden Grundftüde einer 
Gemeindegemarkung ald einen bejonderen Sagbbezirt zwangsweiſe verbinden. 
Während nämlich einige Gefeße der politiihen Gemeinde den Ertrag folder 
Grundſtücke ſchlechthin zujprechen und ihr nur die Pflicht auferlegen, denſelben 
nach Maßgabe des Grunbbefißes zu vertheilen is), haben andere, wie namentlich 
bie jächfiiche Sagbverorbnung v. 1851, die Grundbeſitzer des Jagdbezirks zu 
einer jelbitändigen Genoffenfchaft für ben einzigen Zweck der gemeinjamen 
Sagdausübung und der Bertheilung der Jagdnutzungen vereinigt'). Wieder 
andere Gelege haben zwar einen von ber politifchen Gemeinde verſchiedenen 
Jagdverband gebildet, die Vertretung deſſelben aber der Gemeinde ober ber 
Gemeindebehörde übertragen. So joll in Baiern, Württemberg und Baden 
innerhalb des gemeinichaftlichen Jagdbezirks die politiihe Gemeinde Namen’s 
bee Örundeigenthümer das Jagdrecht dur Verpachtung ausüben”). Im 
Preugen dagegen fol die Jagdausübung ber Gemeindebehörde zuſtehen, 
weldye die betheiligten Grundeigenthümer in allen Sagdangelegenheiten zu ver- 
treten und zu beitimmen hat, ob die Jagd verpachtet oder durch eigene Jäger 
beſchofſen werben oder ruhen ſoll?). Hier ift überall unter den Grundbeſitzern 


m) v. Brünned, die Sagdgenofienichaften. Halle 1867. 

is) So die rhein. Verordn. v. 18. Aug. 1814 u. 21. Sept. 1815 (Brän- 
ned ©. 7) und dad öiterr. Pat. v. 7. März 1849 8 6. 9. 11. Mit Recht nimmt 
Brünned bier an, daß ein bloßes Horderungsrecht der Grundbeſitzer gegen bie 
Gemeinde begründet ift, wogegen die Jagdausübung felbit durchaus zum gewöhn- 
lichen Gemeindevermögen gehört. ©. 20. 22. 

0) Bol. ſächſ. V. v. 13. Mat 1851 8 13.: „Die Beliger der zu einem 
Sagdbezirk vereinigten Grundſtücke bilden in Bezug auf alle die Ausübung ber 
Sagd und die Vertheilung der Jagdnutzungen betreffenden Angelegenheiten eine 
Gemeinheit, innerhalb welcher die Minderheit den Beichlüflen der Mehrheit 
fih zu unterwerfen bat“. Das Gel. v. 27. Nov. 1858 $ 3 Nr. 2 fagt 
„Sagdgenoffenihaft. Daß bier ein Torporativer Verband vorliegt, ift um fo 
weniger zweifelhaft, ala förmliche Beftimmungen über die Borladung getroffen 
find (V. v. 1851 $ 14) und Genehmigung ber Auffichtsbehörde für alle Beſchlüſſe 
gefordert wird (ib, $ 16). Vgl. Brünned ©. 45. 46. Cine ähnliche Iagdge- 
nofjenichaft Fannte ;hon das rheinpreuß. Geſ. v. 17. April 1830. Ib. ©. 9. 
Ebenſo follen in Hannover, Gel. v. 29. Suli 1850 $ 6, die Interefienten eine 
nad Stimmenmehrheit beichliegende Geſammtheit“ bilden. Brünned (S.43 f.) 
erfennt bier nur eine communio an, es bürfte aber fo gut wie in Sachen eine 
Inkorporirung vorliegen. 

2°, Bair. Gef. v. 30. März 1850 art. 4, württemb. v. 17. Okt. 1855 art. 4, 
bad. v. 12. Dec. 1850 5 2. 3. Ruben Iaffen barf die Gemeinde die Jagd nicht, 
Selbftjagb nur in Baiern ausnahmsweiſe üben. 

21) Preuß. Sagdpol. Gef. v. 7. März 1850 8 4.9. Ueber bie von den Ber- 
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bes Jagdbezirks Feine Genoſſenſchaft, ſondern nur ein gejehliches Gemeinſchafts⸗ 
verhältnig begründet °2). 

7. Durchaus die Natur gemeindeähnlicher Verbände für einen jperiellen 
Zwei haben bie uralten Deichgenoſſenſchaften (Deichverbände, Deichachten, 
Deichgemeinden) angenonmmen. Bon Anbeginn an, weil fie auf territorialer 
Grundlage berubten und in ihrem Bezirke eine Zwangsgenofſenſchaft herbei- 
führten, den Gemeinden näher ftehend als den gewillfürten Vereinen und 
allem Bermuthen nach häufiger aus einer Verzweigung der engeren und weite- 
ren Gemeinden als aus freier Einung bervorgegangen, theilten fie feit dem 
Vordringen der obrigfeitlihen Staatsidee im Wejentlichen das Schickſal der 
politiihen Gemeinden. Ihre durchaus öffentlichrechtlihe Struktur und Be- 
deutung erleichterte e8 der Stantögemalt, fie als Staatsanftalten zu behandeln 
und ihnen nur nebenbei die Rechte einer Korporation beizulegen. Indeß kam 
es den Deichverbänden andererfeitd zu Statten, daß fie hauptſächlich in den 
freieren Gegenden des Nordens, in weldhen eine von Alters ber unabhängige 
und ihrer Selbftändigkeit nie ganz beraubte Landbevölkerung auf dem durch 
eigne Kraft der Natur abgetrogten Boden jaß, beftanden und daß in ihnen 
ber Natur der Sache nach das Bewußtjein der öffentlichen Pflicht als ber 
Grundlage des öffentlichen Rechts lebendig bleiben und das Eindringen 
des Privilegsweſens hindern mußte, Mehr ald vielleicht irgend eine andere 
Bereinsgattung haben daher die Deichverbände in ben für das Eorporative 
Leben trübften Zeiten ſich genoffenjchaftlichen Gemeinfinn und damit eine ge- 
noſſenſchaftliche Berfaffung erhalten. Und diefe genofjenichaftlichen Elemente 
waltungsbehörden beanſpruchte und Durchgefeßte, erſt durch Reſkript v. 24. Der. 
1859 wieder eingeſchränkte Beauffichtigung der Tagbangelegenheiten ald gewöhn- 
liher Kommunaljachen vgl. Brünned ©. 34 —42. 

22) Dies erkennt Brünned bezüglich der füddentfchen Sagdverbände an. Es 
liegt eine kraft Geſetzes ein für allemal durch die Gemeinde mittelft ihre Bor 
ſtands vertretene communio vor. S. 23— 29. Für Preußen dagegen nimmt er 
eine universitas der Grundbefißer an, weil bie zur Vertreterin bejtellte Bebörbe 
an fich Fein Rechtsſubjekt, jondern nur Organ eines Rechtsſubjekts fei, mithin in 
ihrem Verhältniß zu den Sagdberechtigten nicht als phnfifche Stellvertreterin der 
Mehrheit phnfifcher Perfonen, fondern nur ald Organ der zur juriftifchen Perſon 
erhobenen Geſammtheit gebacht werden fünne. S. 80—32. Died ald richtig 
zugegeben, jo ift Doch die Abficht des Gefekes offenbar Hier wie in Süd—⸗ 
deutfchland gewefen, die durch ihr Organ vertretene Ortsgemeinde felbft zur Ver- 
treterin des Jagdbezirks zu beftellen. Wenn bie Gemeinde-Behörde genannt 
wird, fo wird fie do eben ald Gemeinde-Behörbe genannt, unb wenn bie 
Behörde als felche Fein Rechtsſubjekt ift, fo Liegt es um fo näher, ſie als Aus⸗ 
druck des von ihr dargeftellten Rechtsſubjekts zu verftehen. Daß die Behörde 
verzichten Tann, ift mit einem der Gemeinde ertheilten geſetzlichen Stelfvertretung?- 
auftrag ſehr wol vereinbar, bie übrigen Folgerungen bei Brünned (S. 38. 34) 
fallen theils mit bem Borberfag, theils wiberfprechen auch fie einem bloßen 
Gemeinſchaftsverhaͤltniß nicht. 
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blieben ihnen auch, ala beſonders im 18. Sahrhundert bie obrigfeitlihe Re⸗ 
gulirung des Deichweiens mehr und mehr durchdrang. Das eigentliche recht⸗ 
liche Weſen des Inſtituts wurde freilich feitdem durch den Gedanken ber 
Staatsanftalt beftimmt. Denn immer entjchiebener fand man den Grund ber 
Deichverbindung im Staatöwillen, verlegte in ibn ihre Entitehung und Auf- 
bebung, gab allgemeine und bejondere, Deihordnungen und Deichſtatute und 
machte die Giltigfeit der Deichbeliebungen von obrigkeitlicher Beitätigung ab» 
hängig, vertheilte die Beiträge und Leiftungen nad ftaatspolizeilichen Rüd- 
fichten, ernannte oder beftätigte die Deichnorftände und Deihbeamten, übte 
eine weitgehende Oberanffiht und vielfah eine wahre Bormundichaft, juchte 
endlich jogar das Eigenthum der Deiche dem Staate zu vindiciren, die Deich 
laſt als Staatelaft zu konſtruiren und ein eigned ſogenanntes Deichregal für 
den Staat zu begründen??), An dem fo entwidelten Syſtem halten dem 
auch alle neueren Deichgejeße 4) feit, wenngleich ganz wie bei der Ortsgemeinde 
eine Rihtung auf Wiederbelebung der Genoſſenſchaft bereits hervortritt, und 
auch nad dem geltenden Deichrecht?®) ericheint daher die Deichgenoffenchaft 
als die ftaatlihe Veranſtaltung einer territorialen Zwangsverbindung für Ufer⸗ 
Ihuß mit einer vom Staate verliehenen Eorporativen Organifation und dem 
Rechte juriſtiſcher Perjönlichkeit. 

a. Der Eriftenzgrund des Deichverbandes und der Grund für die Ber- 
bindung der einzelnen Theile zum Ganzen Liegt daher lediglich im Staatöwillen. 


2) Vgl. über das ältere Deichredht bei. Hackmann, de jure aggerum. 
1690. Pufendorf, Obs. I. U. II. Obs. 104. Runde, D.P.R. 3113f. Wilde, 
ime Rechtäler. 8. v. Deich» und Sielrecht. Eine Reihe älterer Deichorbnungen iſt 
im Anhange bei Hackmann abgedrudt; von ihnen beruhen Die älteren (norb- 
frieſ. Deichr., ditmarſch. Landr. v. 1567 art. 86. 106, eiderjtädter Deichordn. v. 
1595, emfiger v. 1608, ſtapelholm. v. 1625, füderditmarich. v. 1643) noch vor- 
nemlich auf Autonomie und Gewohnheit, während in ber gräfl. oldenb. Deich. 
ordn. v. 1658, der fürftl. braunfchw. lünnb. v. 1664, der Deich- u. Sielordn. 
der Herrichaft Ejend v. 1670 ſchon bie obrigkettlihe Regulirung mehr hervor- 
tritt. Weit mehr aber ift das Leptere 3. B. in der berzogl. brem. Deichordn. v. 
1748, der marlgräfl. bad. Nheindeichordn. v. 1779, ganz befonders aber in der 
allg. Strom-, Deich⸗ und Uferorbnung f. Oftpreußen u. Litthauen v. 14. Apr. 
1806 (©. S. ©. 1—32, vgl. bei. $ 17. w 86 f.) der Fall. Ueber andere 
Deichordn. vgl. Mittermaier, D. P. R. $ 224 Note 10. 

29) So preuß. Gef, über dad Deichwefen v. 28. San. 1848, bair. Gef. über 
ben Uferſchutz zc. v. 28. Mai 1852 u. Deichordn. f. dad Herzogth. Didenb. vom 
8. Zuni 1855, 

5) Bol. bei. Hagemann, Landwirtbichafter. 8 169— 180. Runde, D. P. 
N. 8 113—123. Mittermater, D. P.R. 8 223—229. Eichhorn $ 271. 
Bluntfhli $ 80. Beſeler $ 198. v. Rönne, Preuß. Staater. II, 2. ©. 
231 f. $ 375. Lette u. v. Rönne, bie Landeskulturgeſetzgeb. des preuß. Staates 
II, 2. ©. 60-74. 
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So wird insbefondere in Preußen die Entftehung neuer Deichgenofjenichaften 
nicht etwa durch ein Sich DVereinigen unter ftantlicher Leitung ober durch eine 
erzwungene Selbitvereinigung, fonbern durch ein von außen kommendes 
„Dereinigtwerben" bewirkt). Bon der Obrigkeit gebt „bie Bildung des 
Deichverbandes" aus, von ihr wirb er nad einer juriftifch bebeutungslofen 
„Anhörung der DBetheiligten® eingerichtet und ins Leben geführt, mit einem 
Organismud verfehen, ein Statut ihm „ertheilt", die Eigenjchaft einer „Kor- 
poration” und damit die Perjönlichkeit ihm „verliehen ?7. Iede Spur einer 
autonomijchen Begründung ift aljo verſchwunden. 

bb. Bom Staate wirb daher au die Zufammenfegung des Deich 
verbandes außjchlieglich beftimmt; ftantlich werben feine Zwecke begrenzt, wirb 
mit Rückſicht hierauf fein doppeltes Subftrat hergeftellt, indem fein Bezirk 
abgetheilt, die dazu gehörige perfönlihe Deichgemeinbe verbunden und die 
Mitgliedſchaft in diefer geregelt wird). Die jo weber felbitgewollte, noch 
duch die natürliche Zugehörigkeit zu einem befonderen Gemeinwejen bedingte, 
jondern durch den Staat zugleich gegebene und erzwungene Mitgliedſchaft wird 
unauflöslich mit dem Grumbbefig im Bezirk verfnüpft und mit ihm erworben 
und verloren, fo daß zunächſt Iediglich die Grundftüde und nur durd fie die 
Perjonen verbunden find. Inſofern eine wahre Nealgemeinde, unterſcheidet 
fi) der Deichverband von einer foldden vor allem dadurch, daß ber rechtliche 
Gehalt der Mitgliedſchaft nicht wie fonft zunächſt Recht, ſondern zunächft 
Pflicht if. Wie baber in der Realgemeinde das dinglihe Markenrecht, jo 
ift bier die dingliche Deihpflicht das die Natur ber Genoſſenſchaft be- 
jtimmende Princip. Untrennbar als Reallaft mit dem Grunbhefiß verknüpft 


26) So oftpreuß. Stromordn. v. 1806 8 36., preuß. Deichgeſ. v. 1848 8 10. 
11. 12. 18. 14. 

27) Dol. dad preuß. Deichgeſ. v. 1848 $ 11. 15 und die auf Grund beö- 
jelben erlaffenen und durch die Geſetzfamml. publicirten Statuten der einzelnen 
Deichverbände. So in ber ©. ©. v. 1849 das Statut des Herrnprotich-Brand- 
ſchüther Deichverbandes v. 2, Dit, S. 380; die Statuten in der G. ©. v. 1850 
©. 420. 441. 465. 517. 541; in ber ©. ©. v. 1851 ©. 289. 313. 387. 415. 
483, v. 1852 ©. 81. 821.361. 494. 731. 751; v. 1853 ©. 597. 565. 597. 677. 
845. Unterm 14. Nov. 1858 (&. ©. ©. 935) wurde dann ein NRormalftatut 
(„allgemeine Beftimmungen für künftig zu erfaffende Deichitatute*) gegeben, auf 
welches bie fpäteren Statute in fo weit, ald fie nicht Iofale Aenderungen ober 
Ergänzungen begründen, Bezug nehmen. Bgl. 3. B. die Statute in der ©. ©. 
v. 1854 ©. 6. 252. 258. 407. 441. 445. 460. 585. 600. 605; v. 1856 ©. 33. 
43. 81. 994; v. 1860 ©, 2. 104. 416. 646; v. 1865 ©. 20. 148. 294. 805. 
991 —1011; v. 1867 ©. 175. 810. u. ſ. w. Alle diefe Statute werben nad) ben 
Eingangsworten „ertheilt" und verleihen in ihren erften Paragraphen den Deich⸗ 
verbänden ausdrüdlich Korporationsrechte. 

*°) Preuß. Geſ. v. 1848 8 11 f., bie erften Abſchnitte der cit. Stat. bie 
1854 u. Normalftatut v. 14. Nov. 1858 8 2f. 
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und nur mit befien Aufgabe endenb?"), ift dieſe Pflicht mitunter aus einem 
Ausflug zur Grundlage des Grundbefites im Deichbezirk geworben, fo daß ihre 
Nichterfüllung den Verluſt bes die Mitgliedſchaft tragenden Grundftückes nach ſich 
zieht). Ueberall aber ift jie es, welche die Stellung der Genoffen im Berbande 
beftimmt und regelt. War die Deichpflicht früher eine durch die Deichgenoffen- 
{haft begründete, den Marknutzungen analog bald mehr als privatrechtliche Real⸗ 
laft, bald mehr als öffentliche Deichgemeindelaft aufgefaßte Verbindlichkeit, fo ift 
fie jeit Verwandlung der Deihachten in Staatsanftalten zu einer Pflicht gegen 
den Staat geworben und fteht mit Staatsbienften und Staatsfteuern auf gleicher 
Stufe?!). Deshalb tft feine Befreiung von ihr durch privatrechtliche Titel 
und Feine Abänderung durch Verträge oder Berjährung möglich”), ed wird 
über fie nach dem den Rechtsſchutz gegen den Staat verfagenden Syftem nur im 
Berwaltungswege entichieben??), fie wird im Steuerexekutionswege beigetrieben?*) 
und ihre Bertheilung und Abmefjung ift Sache der Staatöpolizei?). Bei 
diefer Vertheilung kommen, ähnlich wie in der Marktgemeinde binfichtlich der 
Vertheilung der Rechte, verichievene Syſteme vor, weldhe bald die Vielheit der 
Derpflichteten, bald die Einheit des Verbandes zum Ausgangspunkte nehmen. 
Jenes ift bei dem älteren Syftem ber Pfandbeihung der Fall, wobei bie 
Deichpfliht nach Kabeln, Loſen oder Pfändern äußerlich getheilt war, doch 
aber theils in einer bei außerordentliher Beſchädigung bes Loſes zu leiftenden 
Beihilfe des Verbandes, theils in der allgemeinen Pflicht der fogenannten 
Nothhilfe Die Einheit zur Geltung kame). Mehr noch tritt die Einheit ber 
Pflicht da hervor, wo nur gewifle laufende Verpflichtungen nach Kabeln ver- 
theilt ſindꝰ). Durchaus die Regel enblich bildet jet die durchgeführte Ein- 
beitöpflicht des Berbandes, ber dann jeinerjeits non den einzelnen Genoffen 
nah Berhältnig ihres Grundbefitzes, ihres Interefjes ober nad) einem ähnlichen 


29, Bol. Runde $ 116. Hadmann c. 10 Pr. 18f. Brem. Deichordn. c. 
487. Preuß. Gef. 5 18. Oldenb. Deichorbn. art. 114 f. 

20 Sog. „Spatenrecht” (von ber Börmlichkeit, unter welcher das Rand auf- 
gegeben wird). Vgl. Brem. Deichorbn. c. 9 $ 10 (b. Kraut, Grundr. 8 114). 
Hadmann c. 10 Nr. 860. u. die Citate b. Bejeler Note 21. 

29 Bol. Hadmann c. 10 Nr. 220f. Runde $ 116. Gengler, D, 9. 
NR. L 8 76. Preuß. Gel. $ 18. 

2) Hackmann Lu. c. Nr. 189f. Runde $ 115 Note e—h. Preuß. Deich⸗ 
geſ. $ 16. 17. Oldenb. Deichordn. art. 117. 

3), Preuß. Deichgef. $ 22. 

34) Preuß. Deichgef. $ 19. Oldenb. Deichordn. art. 155. 

35) Preuß. Deichgef. $ 15., bie zweiten Abfchnitte der Deichitatute und 
8 38—17 ded Normalftatutd v. 1858. 

” Hadmann 1. c. 10. Runde $ 117. 118. So noch nad der Oft⸗ 
preuß. Stromerbn. v. 1806 $ 17f. 

, Hagemann, Landwirthſchaftsr. 8 175. Bejeler $ 198IV. 
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gleichmäßigen Mapftabe Leiftungen und Beiträge fordert). Aehnlicher Natur 
wie die Deichpflicht felbft find gewiſſe Nebenlaften des Grundbeſitzes, welche 
tbeild zu pofitiven Handlungen, theild zum Unterlaffen, theils zum Dulden 
verpflichten, und entfprechende Expropriationsrechte des Verbandes”). Endlid 
aber forrefpondiren den Pflichten die Rechte im Berbande, welche wejentlich in 
der Theilnahme an der Deichverwaltung*‘), daneben bisweilen in gewiſſen 
Nugungen‘') beftehen. 

c. Die Organifation ber Deichgenoffenfchaft ift meift der einer Ge 
meinde überaus ähnlich: nur tritt das genoflenichaftliche Element weit mehr 
noch als dort zurüd. Zunächſt übt die Staatögewalt durch beſondere Behörden 
oder ihre gewöhnlichen Bezirksorgane eine weitgehende Aufficht und in vielen 
Beziehungen eine wahre Leitung der Deichangelegenheiten aus). Aber aud 
die eigentlichen Deichbehoͤrden find keineswegs rein genoffenichaftliche Organe, 
fondern theilweife oder durchaus Organe der Staatsgewalt. So werben z. B. 
in Preußen die jogenannten „Deichverwaltungsbehörden" durchaus als Staater 
beamte betrachtet und behandelt. Der Deihhanptmann oder der Deichgraf 
und jein Stellvertreter werden zwar häufig von der Genofjenfchaft gewählt, 
bedürfen aber immer obrigfeitliher Beitätigung und BVereidigung und werben 
nöthigenfall® von der Obrigkeit proviforifch ernannt; fie verwalten demgemäß 
auch die Deichangelegenheiten nit im Namen bes Berbandes, fondern un- 
mittelbar im Namen und Auftrage des Staats, Alle anderen Deichverwal⸗ 
tungsbeamten aber, wie der Deichinfpeftor und Deichrentmeifter, die den ein- 
zelnen Auffichtöbezirken, in weldhe der Deichbezirk getheilt wird, vorgeſetzten 
Deichſchöppen, Deichſchulzen oder Deihgeihwornen und die Unterbeamten mit 
ſonſtigen Angeftellten, find unmittelbare Organe der Deichverwaltungsbehörde 
und mittelbare Staatöorgane Dem gegenüber wird nun zwar überall das 
genoffenfchaftliche Element darin anerkannt, daß die Deichgenofjen durch ge 
wählte Repräfentanten ein Organ des Deichverbandes bilden. Allein für fid 
allein haben dieſe Bertreter der Geſammtheit lediglich ein gewiſſes Ueber⸗ 
wachungsreht und die Befugniß, Mängel zu rügen und Wünſche vorzutragen. 
An den eigentlichen Deichangelegenheiten Dagegen gebührt ihnen nur eine 

3, Oldenb. Deichorbn. art. 119. 192 f. Preuß. Deichgeſ. $ 16. 17., die 
zweiten Abfchnitte der Deichftatute und NRormalftatut v. 1858 $ 8—9. 

3%) Befeler 8 198 VI. Preuß. Deichgef. $ 17. 20., die dritten Abſchnitte 
Ber Deichftatute und Normalftatut v. 1853 3 18— 28. 

) Preuß. Deichgef. $ 15 litt. f., Die ſechſten Abſchnitte der Deichftatute 
und Normalftatut v. 1853 $ 48. 49. 58. 

n, Bol. Bluntfhli, D.P.R 8 80 Nr 6. Preuß. Normalftatut v. 
1853 $ 18. 

2) Bol. Hackmann c. 5. Nr. 63f. c. 12. Nr. 18f. v. Bülow u. Hage- 
mann, praßt. Grörter. II. 12f. Runde $ 114°. Hagemann, Landwirthſchaftsr. 
5 169. Brem. Deichorbn. c. 7. Preuß. Deichgef. & 154, Normalftatut v. 1858 
8 24—28 und die vierten Abfchnitte der einzelnen Deichitatute. 
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Theilnahme, fo daß fie erft in ihrem Zuſammenwirken mit der Deichbehörbe 
im Stande find, die Perfönlichkeit des Deichverbandes zur rechtlichen Erſchei⸗ 
nung zu bringen. Das aus ben oberften Deichbeamten ald Stantöorganen und 
ben Repräfentanten der Deichgenofien zufammengejeßte Deihamt erft ift es, 
welches die Deichkorporation als ſolche vertritt, fie verpflichtet und berechtigt, fie 
willens- und handlungsfähig macht, fo daß ſich bier recht deutlich zeigt, wie 
die Deichgenofjenihaft am ſich jeder Gejammtperfönlichfeit haar ift und allein 
nur, foweit fie der Staat durch feine Organe in Bewegung ſetzt, Leben erhält, 
Es ift daher auch in den Gejeßen nicht von einer Selbftverwaltung der Ge 
noffenfchaft, fondern nur von ihrer Mitwirkung bei der „uam der Deich» 
angelegenheiten die Rebe *?). 

d. Die rechtliche Bedeutung ber Deichgenofienfchaft ift ftreng auf 
die Zwecke des Uferſchutzes beſchränkt. Eine eigene Bedeutung aber fommt 
ihr vornemlih nur als Privatrechtefubjelt zu, indem ihr das Gigenthum an 
den Deichen und Anlagen‘) und an anderen unbeweglichen und beweglichen 
Sachen, eine beiondere Deichkaffe und die Fähigkeit zu allen binglichen und 
perjönlichen Rechten und Pflichten zugeftanden wird). Dagegen ift ihre 
Willens- und Hanblungsfähigkeit, obwol doch der Staat in ihr bereits ver- 
treten ift, noch überdies durch ftnatlihe Bevormundung in enge Grenzen ver- 
wiefen. Ihre Verfügungen über die Benugung ihres Vermögens unterliegen 
ftantlicher Einſchränkung“). Zu einer Reihe non Verträgen unb Rechtöge- 
ihäften, befonderd zu Beräußerungen, Anleihen, Remunerationen, Neuanlagen 
bedarf fie vorgängiger obrigkeitlicher Genehmigung”). Die Leitung des Deich 


3, Wenn auch bie Beftimmungen über bie Zufammenfegung des Deichamts, 
bie Wahl und Beftätigung der Deichverwaltungd- Behörden einerfeits, die Wahl 
oder Ernennung ber Deichrepräjentanten andererſeits, fowie über den Geſchäfts— 
kreis der einzelnen Behörden und der Deichamtöverfammlung im inzelnen fehr 
verfchieden find, fo enthalten doch alle Statute in ihren fünften und fechäten Ab- 
ſchnitten und insbeſondere auch das Normalftatut v. 1853 $ 29— 59 bie oben 
entwidelten Grundzüge. Diefelben find aber auch ſchon im Deichgef. v. 1848 8 
15 e u. f. vorgezeichnet, indem ſchon bier „die Drganifatton, Befugniffe und 
Hflichten der Deichverwaltungs-Behörde" und das „Recht der Deichgenoflen, per- 
fönlich oder durch Abgeorduete bei der Berwaltung der Deichangelegenheiten mit- 
zawirten“ gegenübergejtellt werden. Eine ähnliche Organifation enthielt auch 
die oftpreuß. Stromorbn. v. 1806 8 55f. (©. ©. ©. 14 f.). 

4) Befeler, D. P. R. $ 198 III. Preuß. Normalftatut v. 1853 $ 18. 

5) Bielfache Belege bieten Die preuß. Deichftatute in ben vierten und fünften 
Abfehnitten. Bol. Normalftatut v. 1863 $ 1. 4—7. 16. 80-57. 

) Preuß. Deichgef. 8 24. Oldenb. Deichordn. art. 218f. Brem. Deichordn. 
c. 16. Bol. auch Hadmann c. 11. c. 14 Nr. öl f. c. 16. Runde 8 120. 

7) Bel. das preuß. Normalftatut $ 57 und die letzten Paragraphen ber 
fünften Abjchnitte der Einzelftatute. Im Einzelnen Tommen verjchtedene Moda. 
litäten vor. 
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bauweſens, die Detchanlage und die Deichihau find Sache bes Deihamts, 
Oberleitung und Kontrole aber find bei der Regierung. Ein eigener Deich⸗ 
haushalt mit Stat-, Kontrol- und Rechnungsweſen ift Recht und Pflicht der 
Korporation, der Regierung dagegen gebühren Revifionen, Prüfungen und im 
Nothfall einfeitige Feftitellung und Verfügung... Kann dad Deichamt in den- 
jenigen Angelegenheiten, in denen es feiner Staatsgenehmigung bedarf, bin- 
dende Korporationsbefhlüffe faffen, jo kann doc die Regierung auch biefe 
fiftiren und Eaffiren, Tann proviforifche Verorbnungen und Befehle am bie 
Stelle jeßen und bat über alle Beſchwerden und alle Berwaltungsftreitigteiten 
die leßte Entſcheidung. Anftellung, Befoldung und Amteführung der Deich⸗ 
beamten unterliegt der Kontrole der Regierung. Alle Rechte öffentlicher Ge⸗ 
walt endlich, die Deichpolizei, eine etwa fortbeftehende Deichgerichtöbarkeit, die 
Strafgewalt, die Zwangdvollitredung, die Erpropriationsredhte u. |. w. werben 
von der Deichbehörbe Tediglih im Namen und Auftrag der Regierung vorbe- 
haltlich des Rekurſes an die höhere Staatsbehörbe, nie mehr in Folge einer 
genoffenschaftlichen Gejammtgewalt über die Genoflen, geübt®). Auch das 
befondere Deichrecht und ber befondere Deichfriede haben ihren genoſſenſchaft⸗ 
lihen Charakter verloren und von einer Deichautonomie ift nicht ferner die 
Rede, indem das verliehene Statut nicht anders als durch Staatsbewilligung 
geändert werden Tann *®). 

e. Den einzelnen Deichverbänden volllommen analog verhalten fidh bie 
Sammtdeihverbände, zu welden früher die Deicdhgenofienfchaften fich 
freiwillig zu vereinen pflegten, während jetzt jowol die Vereinigung als die 
Beitimmung, welche Angelegenheiten gemeinfam fein follen, von der Obrigfeit 
ausgeht). | | 

8. Bon den Sielverbänden ober Sielachten, territorialen Zwangsgenoffen- 
haften für den Specialzwed der Anlage und Unterhaltung von Abzugskanälen, 
gilt in allen berührten Punkten weſentlich daffelbe, wie von den Deichge⸗ 
meinben ®'). 

9. Den Deih- und Sielgemeinden nahe verwandt find bie durch bie 
moderne Waffergejeßgebung ?) ermöglichten und ſeitdem in großer Zahl ins 


“) Dies find bie Princtpien ber preuß. Deichftatute, welche meift in den 
vierten und fünften Abfchnitten eine nähere Ausführung erfahren. Bol. Rormal- 
ftatut v. 1858 8 24—56,. 

Preuß. Deichgef. 8 15. 28 u. d. Schlußparagraphen der Deichftatute. 

0) Preuß. Deichgeſ. $ 13. 14. 

51) Brem. Deichordbn. c. 17. Oldenb. Deichorbn. art. 269. Hadmann c. 
14 Nr. 19. Runde $ 114%. 119%, Befeler 8 197 Note 32. 

*) Bol. großh. hefſ. Wieſenkulturgeſ. v. 7. Det. 1880 art. 9. Hanno. 
Gel. v. 22. Aug. 1847 8 55f. Sachſen-⸗Meining. Gef. v. 4 Mai 1850. 
Bad. Gel. v. 21. Febr. 1851 (NR. Bl. ©. 159.) Bair Gef. v. 28. Mai 
1852. Weimar. Gef. v. 16. Febr. 1854 8 59 f. Kön. Sächſ. Gef. v. 15. Aug. 
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Leben getretenen“) Zwangdgenojjenfhaften für Bewäfferungs- ober 
Entwäfferungsanlagen (Wielengenofienichaften, Meliorationswerbände, 
Stromregulirungdverbände, Entwäfferungsgenoffenfchaften u. ſ. w.)“), welche 
fi durchaus ald gemeindeähnliche Verbände für Specialzwede dharakterifiren. 
Wenn nämlich eine Wafleranlage, deren Vortheile einer ganzen Gegenb zu 
Gute kommen, nur durch ein gemeinfames Wirken zu Stande zu bringen und 
fortzuführen ift, geftatten dieſe Gejeße, von dem Gefichtspunkt einer natürlichen 
Gemeinſchaft unter den Wafferinterefjenten ausgehend ®), der Staatsregierung, 
im Berordnungswege alle Betheiligten zur Anlegung und Erhaltung der er- 
forberlichen Wafferwerke zu verpflichten und dieferhafb in eine bejondere Ge⸗ 
noſſenſchaft zu vereinen. Iſt nach der Mehrzahl ver Gefeke ver Staat nur berech⸗ 
tigt, bei vorliegendem Antrage einer Majorität die Minorität zur Betheiligung zu 
zwingen®*), jo ift in Preußen und Sachſen ein völlig bedingungsloſes Zwangs⸗ 
recht begründet und dem Wortlaut nach kann in Preußen felbft bei Wider 
ſpruch aller Betheiligten von Amtswegen eine ſolche Genofjenjchaft gebildet 


1585. Beſ. aber preuß. Gef. über die Benugung der Privatflüffe v. 28. Febr. 
1843 (©. ©. ©. 41.) $ 5659, audgedehnt auf Genoffenfchaften für Entwäfler- 
ungsanlagen durch Gef. v. 11. Mat 1853 art. 2 (G. ©. ©. 182) und in den 
neuen Landestheilen eingeführt, durch V. v. 28. Mai 1867 (G. S. S. 769). Für 
den Kreid Siegen, in welchem fich ältere Wiefengenoffenfchaften erhalten und 
einen hoben Flor hervorgebracht hatten, eriftirt eine befondere Wiefenorbn. v. 
238. Oct. 1846. 

5 Man vgl. bei. die auf Grund ber Geſetze von 1843 u. 1853 erlafjenen 
zahlreichen Genoſſenſchaftsftatute in ber preußiſchen Geſetzſammlung, 3. B. bie 
im Tert benutzten Statute in der ©, S. v. 1852 ©. 196. 891. 517. 712.5 v. 
1854 ©. 336 (15. Sult 1852). 19 (19. Dec. 53). 58. 422, 481. 489. 501. 562. 
626. 681; v. 1856 ©. 125. 945. 956. 966; v. 1860 ©. 7. 24. 50. 92. 118. 
125. 137. 426. 446. 451. 641; v. 1865 S. 121. 158. 161. 198. 827. 692. 698. 
1053. 1185; v. 1867 ©. 141 (24. Dec. 66). 552. 793. Diefen Statuten liegt 
ein durch Reſkr. v. 10. Nov. 1851 publicirtes Mufterftatut (6. Lette und v. 
Rönne, d. Lanbeökulturgefepgeb. des preuß. Staats L 868) u. die Anweifung v. 
10. Oct. 1857 (b. Hahn, die preuß. Geſetze über die Vorflutb ꝛc. Breslau 
1858) zu Grunde. 

54) Vgl. die Abhandlungen v. Anſchütz, die beutichen Wiefengenoflenfchaften, 
in Bekker u. Mutber, Jahrb. des gem. deut. R. 1869511. S. 896—418 u. der 
Geſellſchaftsvertrag im Iandwirthichaftlichen Betriebe, in den Mittheil. des land» 
wirthſchaftl. Inft. der Univ. Halle. Jahrg. 1865 ©. 149—151. 

ss Anſchütz, Zahrb. 1. c. &. 408. 

6) Nach groß. befl. Gef. (art. 9.) bei einfacher, nach hannov. $ 55, meining. 
art. 1., bad. $ 1., batr. art. 16., weimar. 8 59 nur bei Zweidrittelömajorität. 
Die Berechnung der Majorität findet nach der Größe des Grundbefißes ftatt. 
Mit derfelben Majorität kann nad dem bad. Gel. $ 21 u. bair. art. 9 die 
Auflöfung beichloffen werben. — In Siegen muß % ber Fläche zuftimmen und 
es wird ein Zufammenlegen der Grunbdftüde mit der Entwäfjerung verbunden. 
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werben). ebenfalls geht die Abgrenzung bes Bezirks, bie Beitimmung ber 
Mitgliedfchaft und die demnädftige Inkorporirung diefer Elemente ganz allein 
vom Staate aus. Staatlich wird auch, nach einer rechtlich bedeutungslojen 
„Anhörung der Betheiligten mit ihren Anträgen und Erinnerungen”, das 
Genoſſenſchaftsſtatut feitgeftellt, welches insbejondere den Korporationszweck, 
die Repartition der Beiträge und Leiftungen und die innere Verfaffung be 
ftimmt und regelt. Die Mitglievfchaft im Verein pflegt nach dem Statut 
durch Grundbefig im Genoſſenſchaftsbezirk bebingt und nach ihm bemefien zu 
werden, jo daß fi dad Stimmrecht in den Bereinsangelegenheiten nach der 
Größe des Grundbefiged richtet und in ber Regel, wo nicht etwa der Vortbeil 
für die einzelnen Grundftüde ein ungleicher ift, auch die den Einzelnen an 
Geldbeiträgen und jubfibiär an Dienften obliegenden Laften nad bem Grund» 
befig vertheilt werben, jedenfalls aber als unablösliche, auf jeden Befiger über- 
gehende Reallaften auf Grund und Boden ruhen. In Preußen und Sachſen, 
wo die ſtaatliche Natur diefer Verbände am jchärfften ausgeprägt ift, haben 
biefe Zaften ſogar ben Charakter dffentliher Abgaben. Die Genoffenver- 
fammlung oder eine fie vertretende Repräfentantenverfammlung faßt die Ver— 
einsbejchlüffe; ihre Berufung und Leitung aber, ſowie überhaupt die Leitung 
und Ausführung aller genofjenichaftlichen Angelegenheiten, die Vertretung ber 
Geſammtheit nach außen, die Anftellung von Hilfs- und Unterbeamten, bie 
Ausführung des Bewäſſerungs⸗ oder Entwäfferungsplanes und die Straf. und 
Zwangsgewalt des Verbandes übt ein erwählter und beftätigter ober auch ein- 
fach ernannter oder endlih durch das Statut von vornherein beftellter Vereins: 
vorftand®®), der analog der “Deichverwaltungsbehörde im Wejentlichen als 
Stantdorgan betrachtet und behandelt wird. Auch die rechtliche Bedeutung 
des Verbandes endlich geht über die einer Bezirksgemeinde mit Storporations- 
rechten in Preußen nicht hinaus, während die meiften übrigen Geſetze ihn 
mehr einer freien Genoſſenſchaft gleichitellen. Die Rechte einer juriftifchen 
Perfon werden dem einzelnen Verbande meift ausbrüdlidh ertheilt®%), Dagegen 


, Eine Ausnahme machen in Preußen Drainagegenoffenfchaften, indem ein 
Zwang zur Vereinigung für Drainanlagen nicht ftattfinden fol, 

ss Der Borftand befteht in Preußen häufig aus einem Vorſteher und zwei 
Miefenichöffen. Vielfach Tommen Unterabtheilungen bes Bezirks und Unter 
porfteher vor. Eine große Anzahl von Etatuten giebt den Gemeinden des 
Bezirks oder ihren Vorſtänden Einfluß auf Die Leitung der Genoſſenfchaft oder 
orbnet Die Bertretung nach Gemeinden. Bel größeren Vereinen kommen beſoldete 
Direlioren vor. Weberdied pflegen befonbere techniihe Beamte, Wafler- unb 
Wiefenbanmeifter, Wiefenwärter, Riefelmeifter u |. w. beftellt zu werben. gl. 
auch Anſchütz, Jahrb. 1. c. ©. 407. 408. 

*), So in den preußifchen Statuten. Daraus hat bie Praxis gefolgert, daß, 
wenn dies nicht der Fall, die Genofjenfchaft der juriftifchen Perfönlichkett ent- 
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wird die Öffentliche Bedeutung des Verbandes, fein ausſchließliches Recht auf 
Bornahme der betreffenden Anlagen und Arbeiten im Bezirk“), jein Expro- 
priationdrecht gegen die Mitglieder!) und eine ihm haufig zuſtehende ſchieds⸗ 
richterlihe Gewalt in Streitfällen‘?) aus fpecieller ftaatlicher Konceſſion ab» 
geleitet. Und indbefondere in Preußen werben nit nur Staatsaufficht und 
ftaatliche Oberleitung weit ausgebehnt, ſondern ed werben auch Beſchlüſſe und 
Rechtshandlungen der Genoſſenſchaft in vielen Fällen an höhere Genehmi- 
gung gebunden. 

Einen durchaus anderen juriftifchen Charakter haben jolche Waflergenofien- 
ſchaften natürlih dann, wenn fie durch freiwillige Zuftimmung aller Betheilig- 
ten zu Stande fommen. Sie unterjdheiden ſich dann in nichts von gewöhnlichen 
Vereinen und unterliegen nur bezüglich der Grlangung von Korporationd 
rechten denſelben Vorſchriften, weldhe die Landesgeſetzgebung im Allgemeinen 
dafür aufftellt. Die Gefege trennen ſie daher auch ſcharf von den gemeinde 
ähnlichen Zwangsgenofjenihaften®). Derartige freie Meliorationsgenofjen- 
ſchaften haben ſich in neuerer Zeit gleichfalls zahlreich gebildet. 


8 59. Gemeinden in und über der Ortögemeinde. Bezirks-, 
Sammt-, Kreid- und Provinzialgemeinden. 


A. Die innere Öliederung der Drtögemeinde hat, wie wir ge, 
jehen, mannichfach mit ihrer eigenen Wandlung gewechſelt. Die älteite Ge 
meindegenoffenfchaft zerfiel in Genoſſenſchaften bomogener Art, mithin in 
Untermarfgemeinden. Dies erhielt fi in den Landgemeinden vielfach bis in 
bie neuere Zeit und dauert in veränderter Sorm heute noch bisweilen da fort, 
wo ein größerer Verband (wie 3. B. die oldenburgijche Kirchipieldgemeinde) 
die eigentliche Gemeinde geworden tft, in ihr aber die Ortſchaften eine eigene 
wirthichaftliche Bedeutung gewahrt haben. In den Städten dagegen trat mit 
der Ausbildung der rein perjönlihen Bürgerſchaft an die Stelle der Gliederung 
nad Zofalgemeinden bie Gliederung nach Gilden. Auch diefe Gliederung hat 


behre. A. M. mit Recht Pözl, die batr. Waflergef. S. 266 u Anſchütz, 
Jahrb. S. 413 -417. 

o) Solche Anlagen und Arbeiten, auf welche der Vereinszweck nicht gerichtet 
ift, können die Mitglieder felbftändig vornehmen, unterliegen indeß auch hierbei 
den Anordnungen, welche der Borftand im Intereſſe ded Genofſenſchaftszwecks 
trifft. Vgl. Anſchütz, Jahrb. ©. 411. 

, Preuß. Mufterftatut 8 4. 

0, Es wird meift ein befonbered Schiedsgericht ald zweite Inſtanz über dem 
Borftande eingefept, der Rechtöweg aber ganz ansgefchloffen. Anſchütz 1. c. 
412. 


e”, Die preuß. Gef. v. 1843 8 57 u. 1858 art. 2 und das bair. Geſ. art. 
2. 3 fordern auch bei dem frei vereinbarten Statut „Genehmigung”, ed wirb 
aber doch nicht „ertheilt”. Auch ift nicht Iandeöherrliche Verordnung, fondern nur 
Minifterialreſkript erforderlich. 
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das Mittelalter nicht nur überdauert, ſondern befteht in einzelnen Stäbten, 
befonders in ber Schweiz (3. B. in Bafel), noch heute, indem namentlich da, 
wo in Folge der Einführung einer reinen Zunftverfaffung die Trennung bes 
gewerblichen und des bürgerlich-militärifchen Elementes der Gilden vollzogen 
ward, die politifchen Zünfte (Aemter, Gaffeln, Gilden), auf welche die ge 
fammte Stadtverfaffung gebaut wurde, fi) ald durchaus yperfönliche Unterge⸗ 
meinden erhielten und in ihrer inneren Einrichtung gewilfermaßen eine ber 
Geſammtbürgerſchaft homogene Bürgerfchaft im Kleinen darftellten. Schon 
gegen das Ende des Mittelalters inde begann, ſeitdem der Rath fich zu einer 
centralifirenden Obrigkeit geitaltete, in den größeren Städten neben der per- 
fönlichen Gliederung wieder eine örtliche intheilung mehr herborzutreten, 
welche ſich theils an die alten Burjchaften anjchloß, theild aber auch durch eine 
rein obrigfeitliche Abgrenzung von Bezirken, Vierten oder Quartieren neu 
eingeführt wurde. Dieje Bezirfe aber entbehrten zum Unterjchieve von ben 
alten Specialgemeinden jeder genoffenfchaftlichen Bebeutung, fie waren obrig- 
Teitliche Verwaltungsbezirke unter obrigfeitlih ernannten Vorftänden. In bem- 
jelben Grade, in welchem dann die Gemeinde jelbft zu einem bloßen, ſei es vom 
Rath, ſei e8 von Iandeöherrlihen Behörden regierten Ortsbezirk herabgedrückt wurbe, 
ftellte ihre Gliederung nach örtlichen Bezirken die politifch allein in Betracht 
kommende Eintheilung der Bürgerichaft dar. Sie wurbe nunmehr auch auf 
größere Landgemeinden ausgedehnt, bier aber fo wenig wie in den Stäbten 
irgend Fforporativ geftaltet. Auch die neuere Gefeßgebung hat mit wenigen 
Ausnahmen viefen Standpunkt nicht verlaffen. Sie kennt feine Gemeinde in 
ber Gemeinde. Sie kennt zwar neben den für einzelne Zwede gebildeten 
Unterbezirten ftändige Bezirke unter bejonderen Bezirks- oder Viertelsvorſtehern; 
aber dieſe Bezirte werben rein nad) Verwaltungsgrunbfägen von den Gemeinde 
behörben gebildet, ihre Vorfteher von ihnen oder von ber Gemeindevertretung 
ernannt und nur in wenigen Gemeindeorbnungen den Bezirksangehörigen eine 
Mitwirkung dabei zugeftanden. Nirgend find die Bezirke felbftändige Ge- 
noffenjchaften oder Korporationen, nirgend haben fie politifche oder privatredht- 
liche SPerjönlichkeit, nirgend find ihre Vorfteher Bezirksorgane, fondern fle find 
und heißen Organe oder Hilfebeamte ber Gemeindeobrigkeit!). Die Nachteile, 


1) Bol, def. bair. G. O. v. 1884 8 90—92, kurhefſ. v. 1884 8 53 b. 
Meiste S. 88. 269. Preuß. St. D. v. 1808 8 11—18. 163. 164. Weftphäl. 
2. &. O. v. 1841 $ 82 (Dorfe oder Banerichaftönorfteher), V. v. 31. Det. 
1841 6 14 (Rott- oder Biertelömeifter) un. &. ©. O. v. 1856 $ 42. Rhein. ©. 
D. v. 1845 5 77 (Hilfsbehörden bed Gemeindevorftands). St. O. v. 1858 8 60, 
weftph. 8 60, rhein. 8 55, franff. $ 67: „die Bezirkövorfteher find Organe des 
Magiftrats‘. Die fühl. St. D. v. 1832 8 230-284 bagegen giebt ben Bezirks⸗ 
abtheifungen unter ihren Bezirksvorſtehern das Recht befonderer Bejchlüffe unter 
obrigkeitlicher Autorität, wenn ſie ihnen auch den Chargkter befonderer Gemeinden 
ausdrüdlich abjpriht. Die hannov. St, O. v. 1851 $ 41, 1858 8 42 verweift 
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welche folder Mangel genofjenichaftlicher Gliederung für große Gemeinden 
mit fih führt, treten in neuerer Zeit in den großen Stäbten bereits deutlich 
hervor. Eine ohne jedes Gegengewicht von unten durchgeführte Gentralifation 
entfremdet die Maffe der Bürger ben öffentlichen Angelegenheiten der Kommune 
und gefährbet den Geift bürgerlicher Selbitverwaltung, der nur durch andauernde 
Snanfpruchnahme jedes Bürgers für die Gemeinintereffen feines engften Kreifes 
erhalten werben Tann. 

B. Meber der Ortsgemeinde wurde das genoffenjchaftliche Gemein- 
beleben der höheren und weiteren Kreiſe weit früher und vollftändiger als bas 
der Ortsgemeinde jelbit zerftört. Auch Bier fteht es in unſeren Tagen im 
Beginn feiner Wieberbelebung, aber es ift dies noch um Vieles mehr ala in 
der Ortögemeinbe ein bloßer Beginn. 

I. Seine alleinige und jelbftändige Geltung in allen weiteren Rreifen 
hatte das Genoffenichaftöprincip bereits verloren, feitdem die Senten, Gaue 
und Länder zu herrichaftlichen Verbänden geworden waren. Mit dem ftnfen- 
weijen Sortfehritte der Aufldfung der Senten, Gaue und Stammesländer durch 
die ISmmunitätöherrfchaft verſchwanden zulegt auch die Spuren ber alten ge- 
noffenfhaftlichen Gent-, Gau- und Stammesgemeinden. Allein damit wer 
das Gemeindeprincip nicht verloren, es wurden ihm nur andere Formen ber 
Dethätigung angewiefen. Denn in jedem Herrſchaftsbezirk entwickelte fich eine, 
wenn auch abhängige Genoſſenſchaft, welche enblih unter dem Einfluß des 
mittelalterlihen Einungswejend die Bezirkdangehörigen zu einer jelbftberechtigten, 
in allen höheren Kreifen freilich ftandifch organifirten genoffenfchaftlichen Ge- 
meinde konſtituirte. Wenn daher auch nur vereinzelt volllommen freie Landes⸗ 
gemeinden auf den Trümmern ber alten Berfaffung erftanden, jo waren doch 
die Einwohner jedes größeren ober Pleineren Gerichts-, Amts⸗ Bogtei-, Im 
munitäts oder jonftigen Herrſchaftsbezirks durch eine Gerichts-, Amts-, Vogtei- 
oder Smmunitätögenoffenichaft verbunden, jedem Amt und Oberamt entipracdh 
eine Amts- und Dberamtsgemeinde und in den Territorien wurbe in Folge 
der landſtändiſchen Entwidelung nit nur eine Landesgemeinde, fondern zu- 
gleih eine engere Ständekörperſchaft jeder Landſchaft und jedes Kreifes als 
eine Provinzial» ober Kreisgemeinde dem Landesherrn gegemüber hervorgebracht. 
Alle diefe Gemeindeverbindungen aber ficherten in den ihnen entiprechenden 
Gebietstheilen der Einwohnerfchaft in beftimmter Organisation eine felbftändige 
Theilnahme an ber Rechtserzeugung, der Nechtöpflege und ber inneren Ber- 
waltung. 

Diefer Theilnahme des Genoſſenſchaftsgedankens am Staatsweſen erklärte 
die Obrigfeitsidee auf das ntichiebenfte den Krieg, ine über und aufer 
bem Kreife der Beherrſchten ftehende Obrigkeit follte die alleinige Duelle alles 


auf das Ortsſtatut, fchreibt aber im Allgemeinen Wahl ber Bezirksvorſteher nach 
ben für bie Büͤrgervorſteherwahl geltenden Grundſätzen vor. 
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öffentlichen Rechtes fein, die Torporativen Gemeindeverbände follten höchftens 
in privatrechtlicher Bebeutung fortbeftehen. Bor Allem mußte in der gejeß- 
gebenden Gewalt des Landesherrn ihre Autonomie verjchwinden; zugleich mußte 
mit dem neuen Rechtöverfahren, bei dem die Obrigkeit nicht bios richtete, 
jondern auch das Urtel fand, die genoſſenſchaftliche Gerichtsbeſetzung aufhören 
und die Gerichtögemeinde zum Gerichtsbezirk werben; endlich aber mußte aud) 
die Selbſtverwaltung bis auf geringe Refte der obrigfeitlihen Adminiftration 
und damit die Bezirksgemeinde dem Verwaltungsbezirk weichen. 

Am leichteften war dieſes Syſtem in denjenigen Bezirken durchführbar, 
welchen Feine Ständelörperichaft entiprad. Denn in ihnen gab es in den 
meiften Gegenden feine vollfommen ausgebildete Gemeinde, fondern nur ein 
zelne genoffenfchaftliche Elemente Wo aber wirkliche Amts- oder Oberamts- 
gemeinden, Kirchſpiels⸗, Thal- ober Gerichtögemeinden und ähnliche Kommunal- 
verbände ober ſelbſt Eleine nicht ſtändiſche Landesgemeinden oder Landichaften 
entwicelt waren, wie vielfach im Norden und Norbweiten, in Schleswig. 
Holſtein, Niederjachfen, Weftphalen, den ehemals freien’ dithmarſiſchen und 
friefifchen Gebieten, wie ferner am Rhein, in Württemberg, Schwaben und 
Zirol, da gelang es wenigftend der Obrigkeit, dieſe Verbände zu mehr ober 
minder abhängigen und weientlich nur durch die Rechtsfähigkeit im Vermögens⸗ 
recht charakterifirten Korporationen herabzufeßen, beren Bezirt nur äußerlich 
mit einem Staatsverwaltungsbezirt zufammenfiel. Eine ſolche Auffafjung lag 
jo ſehr im Geiſte der Zeit, daß fih ihr felbft bie vollfommen freien Landes⸗ 
gemeinden der Schweiz nicht zu entziehen vermochten. Auch fie wurben zu 
obrigfeitlich regierten Xerritorien mit obrigfeitlih akgetheilten Verwaltungs⸗ 
Iprengeln, wobei nur ftatt eines Einzelnen die Korporation der Vollbürger 
Juhaberin der Zandesobrigfeit war. Statt einer dad Land repräfentirenden 
Vollgenoſſenſchaft wurde fo die freie Randesgemeinde immer mehr eine Privi- 
legsforporation, welche ſich felbft auf das Engherzigfte abichloß, der Geſammt⸗ 
beit der Landesangehörigen, den Beijaflen, Hinterfaflen und Schutzverwandten 
aber wie eine Obrigfeit der Unterthanenſchaft gegenübertrat. So tief drang 
felbft in Die freien Berge die herrichende Staatsidee, jo wenig ſchien auch 
dort ein genofjenjchaftliches, feine Machtfülle aus der Gejammtheit ſchöpfendes 
Gemeinweſen, jo wenig ſelbſt nur ein Staat in ftatt über dem Volke möglich, 

Auch die ftändifch organifirten Gemeinden aber konnten auf die Länge 
ben gleihen Einflüffen nicht widerftehen.. Es wird unten noch gezeigt werben, 
wie die Landftändekorpora aus Landesgemeinden zu Privilegöforporationen mit 
privatrechtlicher Grundlage und Beftimmung wurden. Hier ift nur anu- 
merken, daß, was vom Ganzen, auch von feinen Theilen gilt, daß alfo in 
analoger Weiſe wie die Stellung der Stände im Gejammtterritorium auch 
ihre Stellung in Provinzen und Kommunalverbänden und die Stellung ihrer 
einzelnen Abtheilungen in Bezirken und Kreifen geändert ward. Die ritter- 
ſchaftlichen wie bie ftäbtiichen Bezirkz- und Kreis-Corpora wurden lediglich 
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forporativ vereinte Intereffentenfchaften, weldhe nicht mehr eine örtliche Ge- 
meindegenofjenichaft, nicht mehr den Landestheil oder den Kreis, fondern ſich 
ſelbſt darftellten und, während alle öffentliche Bedeutung allein ben Iofalen 
BDerwaltungsbehörben und ihren Amtöfprengeln zufiel, anftatt einer politifchen 
Gliederung des Volks nur noch die Stützpunkte individueller Privilegien be 
deuteten. 

H. Eine mächtige Bewegung bat in unſerem Jahrhundert in ben der 
Ortsgemeinde übergeordneten Bezirken den mit neuer Kraft erfüllten Genofjen- 
ſchaftsgedanken wieder zur Geltung gebradt. Bon dem Bewußtfein durch⸗ 
drungen, daß zwiſchen einem wahrhaft großen Einheitsftaat und dem germani- 
chen Gedanken felbjtthätiger bürgerlicher Sreiheit die Verſöhnung nur gefunden 
werden Tann, wenn zwiſchen Gemeinde und Staat in ftufenweiier Gliederung 
mittlere Verbände beitehen, welche die Eigenſchaft felbftändiger, durch fich 
lebender Gemeinwejen mit der Eigenfchaft von Gliedern einer höheren Allge 
meinheit harmonisch verbinden, ftrebt man für Kreife und Provinzen eine ger 
meindeähnliche Organiſation und eine unabhängige Stellung an. Schon vor 
1848 kehrte in manchen Ländern den in größerer oder geringerer Verkümme⸗ 
rung fortbeftehenden engeren und weiteren Bezirkskommunen einiged eigene 
Leben zurüd und ed .wurbe ihnen biöweilen von der Geießgebung neben An- 
erfennung und Erweiterung ihrer Korporationsrechte eine gewiſſe öffentliche 
Bedeutung durch die ihnen zugeficherte Theilnahme an der Verwaltung ber 
Angelegenheiten ihres Bezirf3 eingeräumt. Die Bewegungsjahre riefen fodann 
ein weitergehendes Streben hervor, weldhed die Theilnahme an der Verwaltung 
in eine wahre Selbitverwaltung verwandeln, die blos Torporative Grundlage 
aber durch eine genofjenfchaftliche Gemeinbeverbindung erſetzen wollte. Es er- 
giengen dann auch Gefete, welche dieſen Gedanken wenigftend theilweife durch⸗ 
zuführen verfuchten, jeitvem indeß zum Theil wieder bejeitigt worden find. 
Auch in neuefter Zeit kann man fich nicht entichliegen, in den größeren Kom- 
munen etwas Staatsähnliches anzuerkennen; man will fie nur als Verwal⸗ 
tungsbezirke, die für gewiffe Zwede ſtaatlich inforporirt find, mithin als 
Staatsanftalten mit juriftifcher Perjönlichkeit gelten Iaffen. Won der berr- 
chenden Lehre der ausfchlieglichen politiſchen Perfönlichkeit des Staats aus—⸗ 
gehend, hält man es mit der Staatseinheit für unvereinbar, die Glieder bed 
Staat? als eigene Gemeinweien anzuertennen, welche nur einen Theil ihrer 
Perjönlichkeit an den Staat abgegeben haben. 

UVI. Im Einzelnen hat von den großen Staaten, für weldhe dieſe Fragen vor: 

nemlich in Betracht fommen, Defterreich feiner eigenthümlichen Zufammenjeßung 
wegen auf diejem Gebiet feine befondere Geſchichte, die zwiſchen weitgehender 
Gentralifation und. weitgehender Autonomie der Landestheile bekanntlich viel- 
fach geſchwankt und das Feld des Erperimentirend wol ſchwerlich bereits über- 
ſchritten hat). 

2) Dem Reiche gegenüber find jegt bie Reichshälften befondere Staaten, den 
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öffentlichen Rechtes fein, die korporativen Gemeindenerbände follten höchitens 
in privatrechtlicher Bedeutung fortbeftehen. Bor Allem mußte in der gejeß- 
gebenden Gewalt des Lanbesheren ihre Autonomie verfchwinden; zugleich mußte 
mit dem neuen Rechtöverfahren, bei dem bie Obrigkeit nicht blos richtete, 
fondern auch das Urtel fand, die genoffenichaftliche Gerichtsbeſetzung aufhören 
und die Gerichtögemeinde zum Gerichtsbezirk werben; endlich aber mußte auch 
die Selbitverwaltung bis auf geringe Reſte der obrigkeitlihen Adminiftration 
und damit die Bezirfägemeinde dem Verwaltungsbezirk weichen. 

Am leichteften war dieſes Syſtem in denjenigen Bezirken durchführbar, 
welchen Feine Ständeförperihaft entiprah. Denn in ihnen gab es in den 
meiften Gegenden eine wollfommen ausgebildete Gemeinde, fondern nur ein- 
zelne genoffenjhaftliche Elemente. Wo aber wirkliche Amts- oder Oberamts⸗ 
gemeinden, Kirchſpiels⸗, Thal⸗ oder Gerichtögemeinden und ähnliche Kommunal: 
verbände ober felbft Eleine nicht ftändiiche Landesgemeinten oder Landſchaften 
entwicelt waren, wie vielfach im Norden und Nordweiten, in Schleswig 
Holitein, Niederſachſen, Weftphalen, den ehemals freien‘ dithmarfifchen und 
friefifchen Gebieten,. wie ferner am Rhein, in Württemberg, Schwaben und 
Zirol, da gelang ed wenigftens ber Obrigkeit, dieſe Verbände zu mehr ober 
minder abhängigen und weientlich nur durch die Rechtöfähigkeit im Vermögens⸗ 
recht charakterifirten Korporationen herabzufeben, deren Bezirk nur äußerlich 
mit einem Staatsverwaltungsbezirt zufanımenfiel. Eine ſolche Auffafjung lag 
io ſehr im Geiſte ber Zeit, daß fich ihr felbft die vollfommen freien Landes⸗ 
gemeinden der Schweiz nicht zu entziehen vermochten. Auch fie wurden zu 
obrigkeitlich regierten Territorien mit obrigfeitlich abgetheilten Verwaltungs⸗ 
Iprengeln, wobei nur ftatt eined Einzelnen die Korporation der Bollbürger 
Inhaberin der Randesobrigkeit war. Statt einer dad Fand repräjentirenden 
Vollgenoſſenſchaft wurde fo die freie Yandesgemeinde immer mehr eine Privi⸗ 
legsforporatton, welche ſich jelbft auf das Engherzigſte abichloß, der Geſammt⸗ 
heit der Landesangehörigen, den Beijaffen, Hinterjaffen und Schußverwanhten 
aber wie eine Obrigkeit der Unterthanenſchaft gegenübertrat.e So tief drang 
felbit in die freien Berge die herrichende Staatsidee, jo wenig ſchien auch 
dort ein genofjenichaftliches, feine Machtfülle aus der Geſammtheit ſchöpfendes 
Gemeinweſen, jo wenig jelbjt nur ein Staat in ftatt über dem Volke möglich. 

Auch die ſtändiſch organifirten Gemeinden aber Tonnten auf die Länge 
den gleichen Einflüffen nicht widerftehen. Es wird unten noch gezeigt werden, 
wie die Landſtändekorpora aus Landesgemeinden zu Privilegsforporationen mit 
privatrechtlicher Grundlage und Beitimmung wurden. Bier ift nur anzu- 
merken, daß, was vom Ganzen, auch von feinen Theilen gilt, daß alfo in 
analoger Weife wie die Stellung der Stimde im Gelammtterritorium auch 
ihre Stellung in Provinzen und Kommunalverbänden und die Stellung ihrer 
einzelnen Abtheilungen in Bezirken und Kreijen geändert ward. Die ritter- 
ſchaftlichen wie die ftäbtiihen Bezirke. und Kreis-Corpora wurden lediglich 
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forporativ vereinte Intereffentenfchaften, weldhe nicht mehr eine örtliche Ge⸗ 
meindegenoflenfchaft, nicht mehr den Landestheil oder den Kreis, jondern ſich 
felbft darftellten und, während alle öffentliche Bedeutung allein den lokalen 
Berwaltungsbehörben und ihren Amtsjprengeln zufiel, anftatt einer politiichen 
Gliederung bed Volks nur noch die Stüßpunfte individueller Privilegien be- 
deuteten. 

IL Eine mächtige Bewegung bat in unferem Sahrhundert in den ber 
Ortögemeinde übergeordneten Bezirken den mit neuer Kraft erfüllten Genofien- 
ſchaftsgedanken wieder zur Geltung gebracht. Bon dem Bewußtſein durch⸗ 
drungen, daß zwiichen einem wahrhaft großen Einheitöitaat und dem germant- 
hen Gedanken jelbftthätiger bürgerlicher Freiheit die Verſöhnung nur gefunden 
werden kann, wenn zwilchen Gemeinde und Staat in ftufenweijer Gliederung 
mittlere Verbände beſtehen, welche die Eigenſchaft felbftändiger, durch fich 
lebender Gemeinwejen mit der Eigenfchaft von Gliedern einer höheren Allge 
meinheit harmonisch verbinden, ftrebt man für Kreife und Propinzen eine ger 
meindeähnliche Organifation und eine unabhängige Stellung an. Schon vor 
1848 kehrte in manchen Ländern den in größerer oder geringerer Verkümme⸗ 
rung fortbeftehenden engeren und weiteren Bezirkskommunen einige eigene 
Leben zurüd und ed .wurbe ihnen biäweilen von ber Geſetzgebung neben An- 
erfennung und Erweiterung ihrer Korporationdrehte eine gewiſſe öffentliche 
Bedeutung durch die ihnen zugeficherte Theilnahme an der Berwaltung ber 
Angelegenheiten ihres Bezirks eingeräumt. Die Bewegungsjahre riefen jodann 
ein weitergehendes Streben hervor, welches die Theilnahme an der Verwaltung 
in eine wahre Selbftverwaltung verwandeln, die blos korporative Grundlage 
aber durch eine genoflenfhaftlihe Gemeindeverbindung erfegen wollte. Es er- 
giengen dann auch Gefete, welche dieſen Gedanken wenigftend tbeilweife durch⸗ 
zuführen verjuchten, ſeitdem indeß zum Theil wieder befeitigt worben find. 
Auch in neuefter Zeit kann man fich nicht entfchließen, in den größeren Kom- 
munen etwas Staatsähnliches anzuerfennen; man will fie nur als Berwal- 
tungsbezirke, die für gewille Zwecke ftaatlich inkorporirt find, mithin als 
Staatsanftalten mit juriftifcher Perjönlichkeit gelten laffen. Bon der berr- 
fchenden Lehre der ausfchließlichen politiichen Perfönlichkeit des Staats aus- 
gehend, halt man ed mit der Staatdeinheit für unvereinbar, die Glieder des 
Staats als eigene Gemeinweien anzuerkennen, welde nur einen Theil ihrer 
Perfönlichkeit an den Staat abgegeben haben. 

DI. Im Einzelnen bat von den großen Staaten, für welche dieſe Tragen vor: 
nemlih in Betracht fommen, Defterreich feiner eigenthümlichen Zufammenjeßung 
wegen auf dieſem Gebiet feine befondere Gefchichte, die zwiſchen weitgehender 
Gentralifation und. weitgehender Autonomie der Landestheile befanntlich viel- 
fach geſchwankt und das Feld des Experimentirens wol ſchwerlich bereits über 
ſchritten hat?). 

2) Dem Meiche gegenüber find jept bie Reichshälften beſondere Staaten, den 
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IV. In Preußen befinden ſich diefe Zuftände ebenfalls in einem Ueber- 
gangsitabium. Die Berfaffungsurkunde (art. 105) wollte die Kreid-, Bezirks⸗ 
und Provinzialverbände den Gemeinden mit ber einzigen Abweichung, daß 
ihre Borfteher nicht erwählt, jondern ernannt werden jollten, gleichitellen 
und alle ihre „inneren und beſonderen Angelegenheiten‘ dem Beſchluß der 
aus gewählten Vertretern beitehenden Berfammlungen, den Borftehern aber 
bie Ausführung dieſer Bejchlüffe übertragen. Die Kreis-, Bezirke- und Pro- 
vinzialordnung vom 11. März 1850 verjuchte die Durchführung dieſes Princips, 
erhob fich aber einerjeits nicht® über die mechaniſche, fchablonenmäßige Kon- 
ftruftion, andererfeits nicht über die Auffafjung diefer Verbände als ftantlicher 
Berwaltungsbezirte mit hoͤchſtens prinatrechtlicher Perfönlichket. Sie gewann 
baber weder im Verhältniß der Kommunalverbände zn ihren Mitgliedern bie 
nothwendige genofienjchaftliche Grundlage, noch gab fie ihnen im Verhältniß 
zum Staat bie Stellung engerer Gemeinwejen. Kreife, Bezirke und Provinzen 
jollten Staatsverwaltungsbezirte, Kreife und Provinzen überdies Korporationen 
fein (art. 3. 32.38). Den Bezirken wurde die Eigenſchaft von Korporationen 
nicht beigelegt, doch fcheint eine juriftifche Perfönlichkeit auch für fie angenommen 
zu fein, da von dem „Eigenthum eines Bezirks" die Rede ift (art. 2. 33). 
„Den Kreifen, Bezirten und Provinzen fteht die Selbftverwaltung ihrer 
Angelegenheiten unter Mitwirfung der Staatsregierung zu" (art. 1). 
„Organe der Staatsregierung“ für diefen Zwed (die Mitwirkung) find er- 
nannte Landräthe, Regierungöpräfidenten und Oberpräfibenten (art. 1). Organe 
der Selbftverwaltung find gewählte Repräfentativfollegien, die auf Grund 
des Tommunalen Dreiklaſſenwahlſyſtems mit gleichzeitigem hohen Genfus für 
die paſſive Wahlfühigkeit gebildet werben: für den Kreis eine aus Delegirten 
ber Gemeindevertretungen beitebende (art. 4—9) auf ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Berfammlungen zufammentretende (art. 15 — 19) Kreiöverjanm- 
lung als beſchließendes Drgan, ein and vier Kreißverfanmlungsbeputirten 
und dem Landrath gebildeter Kreisausſchuß als verwaltende Behörbe (art. 
20 — 21); für den Bezirk ein aus dem SPräfidenten und vier Deputirten 
der Provinzialverfammlung beftehender Bezirksrath (art. 32 — 37); für die 
Provinz der aus den Kreisverfammlungen delegirte, vom Dberpräfidenten 


Reichöhälften gegenüber bie Länder ftaatsähnlide Körperichaften. Zwiſchen Land⸗ 
tagen unb Gemeinden aber foll nach dem Gef. v. 5. Mai 1862 art. 17—21 durch 
bie Landesgeſetzgebung eine Bezirks-⸗, Gau- ober Kreisvertretung gebildet 
werben, welche aus den gewählten Vertretern der nach vier „Intereffentengruppen“ 
(großer Grundbeſitz, Höchftbefteuerte, übrige Angehörige der Städte und Märtte, 
Landgemeinden) gegliederten Einwohner beftehen fol. Ein ftändiger Ausſchuß und 
Borftand (gewählt aber beftätigt) follen die Verſammlung in ftänbigen Ange 
legenhetten vertreten. Den Wirkungskreis diefer Organe follen bie Angelegen- 
beiten bed Bezirks, Gaus oder Kreifed und bie Mitaufſicht über bie Gemeinden 
bilden. Zur Erreichung ihrer Zweite fteht ihnen ein Befteuerungärecht zu. 
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berufene und geleitete Prowinziallandtag (art. 39 — 44. 49—59). Nur 
die lediglich beichliegende Kreiöverfammlung alfo ift ein rein genofjenfchaftliches 
Organ, die zugleich verwaltenden Behörden find nur zum Theil genofjenichaft- 
lich und erhalten erft durch den Hinzutritt eines Staatsorgans Befugni und 
Fähigkeit zu Verwaltungsfunttionen. Nichtöbeftoweniger haben Kreife, Bezirke 
und Provinzen Leine felbftändige öffentliche Bedeutung, Unter ben ihrer 
Selbftverwaltung überwiefenen Angelegenheiten haben nur bie Auffichtörechte 
bes Bezirksraths und Kreisausfchufies über die Gemeinden (art. 37 u. Gem. 
Orbn. d. eod. $ 138 f.), die vom Bezirkörath zu erforbernden Gutachten über 
vorgelegte Tragen (art. 37) und das Gutachten des Provinziallandtags über 
Provinzialgeiege (art. 48) einen ftaatlichen Charakter: aber das Gutachten 
it eben ein Gutachten, die Mitaufficht über die Gemeinden beruht auf ſpe⸗ 
ciellem Staatdauftrag an die Kreis- und Bezirköverwaltimgsbehörde als joldhe. 
Als eigentliche Kreid- und Provinzialangelegenheiten dagegen jollen, von be- 
ſonderen Weberweifungen abgejehen, vornemlich die Errichtung, Einrichtung und 
Veränderung von Kreid- und Provinzialinftituten, Anlagen im bejonderen 
Intereſſe des Kreiſes und der Provinz (3. B. Straßen, Kanäle, Eijenbahnen, 
Meltoriationen u. f. w.) und Crwerbung, Benutzung und Veräußerung bes 
Kreid- reſp. Provinzialeigenthbums, als Bezirksangelegenheiten die Bezirksſtraßen 
und die im Cigenthum des Bezirks ftehenden Snftitute gelten (art. 2). Bei 
einer fo im Wefentlichen nur wirthichaftlichen Bedeutung ift die Vermögens- 
fähigkeit das Hauptrecht diefer Verbände. In Kreijen und Provinzen treten die 
inneren Korporationsredhte hinzu; fie haben daher Recht und Pflicht eines 
eignen Haushalts, Etats und Rechnungswejens (art. 14. 47), das Recht, durch 
Geſammtbeſchlüſſe die Korporationsmitglieber zu verbinden (art. 10. 45) und 
die Befugniß ber Umlage und Repartition von Leiftungen und Beiträgen 
(art. 10. 12. 46. 43), unterliegen aber bei Ausübung diejer Befugnifje der 
Staatsaufliht, ftaatliher Sufpendirung gemeingefährlicher Beſchlüſſe und der 
Auflöfung ihrer Repräjentantenverfammlungen (art. 59. 65), während fie zu 
einer wirflihen Beiteuerung, zu Anleihen und Bürgſchaften überdies ftantlicher 
Autorifation bebürfen (art. 11. 13. 46). Deffentlihe Gewalt, eigned Recht 
oder Gerichtsbarkeit entipringt ihnen in Feiner Weile. 

Nachdem dieſes Geſetz im Anfang feiner Ausführung fiftirt und demnächft 
aufgehoben worden ift, die feitdem zahlreich verhandelten Vorjchläge und Ent- 
würfe einer den ganzen Staat umfaffenden neuen Ordnung diefer Verhältniſſe 
aber bisher zu feinem Refultat geführt haben?), beftehen in den altpreußiichen 
Provinzen bie älteren, durch die Geſetzgebung vor 1848 mobdificirten Organi⸗ 
fationen fort, während in den neuen Landestheilen theild die bisher bort be- 
ftehenden Einrichtungen anerkannt, theild Nenbildungen ind Leben gerufen find, 


— — — — — 


2) Man vgl. darüber Lette, zur Reform der Kreisordn. 2c. Berlin 1867. 
S. 29-72. Lette felbft fügt S. 73—99 den Entwurf einer neuen Streidord- 
nung bei. 
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weiche fib an die altpreußiſchen Snftitutionen anlehnen. Die wejentliche 
Sortbildung, weldhe die altpreugiichen inrichtungen bei dieſer Webertragung 
erfahren haben, läßt ein Fortbeftehen der letzteren in alter Art nicht mehr als 
möglich ericheinen und in der That fteht denn auch die Reform der Kreis- 
und Provinzialordnung in kürzeſter Friſt bevor. Gegenwärtig indeß befteben 
zwifhen Staat und Ortsgemeinde noch jehr ungleich orgamifirte und geftellte 
Berbände, deren rechtliche Natur keineswegs eine übereinftimmende ift. 

1. Die größte Mannichfaltigkeit beſteht Hinfichtlich der zwiſchen der Orts⸗ 
gemetude und dem Kreije in der Mitte ftehenden Konumunalverbände Wäh- 
rend es hier in ben ſechs öftlichen Provinzen an jeder Mittelftufe fehlt, jofern 
nit mehrere Gemeinden für einen fpeciellen Zwed in einen größeren Verband 
vereinigt find, giebt: es in den übrigen Provinzen Zwiſchenverbände der ver- 
ſchiedenſten Ordnung. Zunächſt giebt es mehrfach fogenannte Sammtge- 
meinden, Kommunen, zu welchen mehrere Gemeinden, deren jebe zur Er- 
reihung des Gemeindezwecks für fi unzureichend ift, für alle ober einzelne 
Zwede ohne Aufhebung der Gemeindeeigenfhaft der engeren Gemeinden ver- 
bunden find oder fich verbinden koͤnnen“). Sie haben durchaus diefelbe redht- 
lihe Natur wie die Ortögemeinde. Vereinzelt kommen noch wirkliche Tleine 
Landesgemeinden vor, indbejondere das Land Habeln in ber Provinz Han⸗ 
nover und die Landihaften von Dithmarjchen und Eiderſtedt“). Durdhgehend 
find dann weiter mehrere Provinzen in Amtögemeinden gegliebert, deren 
Bedeutung indep eine fehr verſchiedene it. Im Regierungsbezirt Wiesbaden 
befteht eine Bertretung der Amtsbezirke durch gewählte Bezirksräthe gegen 
über dem Amt‘). Mehr die Natur von Gemeinden haben die Amts- 
fommunalverbände Weftphalens?) und die Bürgermeiitereiverbände 
der Rheinprovinz®), welche in dem zunächſt und vornemlich für einen ftaat- 


9 Durch bie G. D. v. 11. März 1850 8 126—136 waren fie allgemein 
projektirt. Bol. auch Lette's Entwurf einer &. G. D.$ 72—76 &. 60f. (Bil- 
bung durch freie Vereinbarung unter Staatdgenehmigung, Sammtgemeinderatb 
und Borfteher mit Beigeordneten). Bol. L. G. O. f. Weſtph. v. 1856 5 5 
Abſ. 2. Hohenz. - Sigmar. G. O. 8 182 —142. Hierher gehören auch die in 
Schleöwig-Holftein fortbeftehenden Sammtlommunen, wie Kirchipiele, Kööge 
u. f. w. 

5) Vgl. Kreisordn. f. Hannover v. 12. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1497) 8 26; 
f. Schlesw.-Holft. v. 22. Sept. 1867 9 28. 

6) Veordn. betr. die Kreisverf. im Bezirk des Regierungsbezirk Wiesbaden v. 
9. Sept. 1867 8 13. 16. Naſſauiſche Verordn. v. 24. Zuli 1854, Verordnungsblatt 
f. 1854 Pr. 17. ©. 160. Großh. Hefi. Gef. v. 10. Febr. 1853, Regierungsbl. f. 
1858 Nr. 6. 

)8.®.D.v. 81. Oct. 1841 $ 12—15, 1856 $ 4—7. 9. 10. 18, 69—83. 

6), Rhein. ©. O. v. 1845 8 7—1L 108—117. Die dazu gehörigen Städte 
find nach Rhein, St. O. 1856 8 91 andgefchieben. 
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lichen „Verwaltungsbezirk“ erklärten Amt ober Vürgermeiftereigebiet eine 
Korporation „mit den Rechten einer Gemeinde" bilden ſollen). Der dem 
Verwaltungsbezirk vorgejeßte ernannte Staatsbeamte (Amtmann refp. Bürger- 
meifter) ift zugleich Vorſtand der Bezirfefommune und verwaltende und aus⸗ 
führende Behörde für deren Kommunalangelegenheiten!‘). Nur in Verbindung 
mit ihm ift die unter feiner Zeitung, Mitwirkung und Theilnahme gebildete, theils 
aus den Borftehern, theild aus bejonderen Abgeorbneten der inforporirten Gemein» 
den, theils aus den Bertretern ber felbftändigen Gutsbezirke zufammengejeßte 
Amts» reſp. Bürgermeiftereiverfammlung im Stande, die Bezirkskommune als 
juriftifche Perfon zur Erſcheinung zu bringen i). Die Bedeutung biefer Berbämde 
befteht in einem Xheile der ſonſt den Ortsgemeinden zuftehenden Befugniffe, 
einem eignen Haushalt, dem Recht der Kaftenrepartition und Seibftbefteuerung, 
der Beichlußfaffung in eignen Angelegenheiten u. f. w.'?), wozu in Weftphalen 
die Autonomie in demjelben Umfange wie bei der Ortgemeinde'?) und im ein- 
zelnen Punkten eine Einwirkung auf die Angelegenheiten der Ortögemeinde 
fommt'*). Staatliche Mitwirtung und Aufficht treten hierbei überall in ähn⸗ 
liher Weife wie bei der Ortögemeinde ein’). Dagegen übt alle öffentliche 
Gewalt im Bezir? die Polizei, die verwaltende und ansführende Thätigkeit 
ganz allein der Amtmann ober Bürgermeifter als reines Staatsorgan im 
Nanten und Auftrage des Staats, darin von einem Magiftrat oder Ortsvor⸗ 
fteher, der doch immer wenigftend gleichzeitig Gemeindeorgan und Staatöorgan 


9) Rhein. G. D. 8 7: „Mehrere Gemeinden bilden einen Verwaltungsbe⸗ 
zirk unter einem Birrgermeifter". $ 8: „Die Bürgermeifterei bildet zugleich in An⸗ 
febung folcher Angelegenheiten, welche für alle zu der Bürgermetjterei gehörigen 
Gemeinden ein gemetnfchaftliches Intereffe Haben, einen Kommunalverband mit 
den Rechten einer Gemeinde”. — Weftphäl. & ©. DO. 1841 $ 12: , Verwaltungs⸗ 
bezirk" 5 13: „Amtslommunalverband” — 1856 $ 7. 5: „Kommunalverband mit 
den Rechten einer Gemeinde”. 

10) Rhein. G. D. $ 108—108. Weftph. &. ©. D. 1841 $ 106f. 1866 
$ 69-74. 

11) Rhein. ©. DO. $ 109: bie Bürgermeijterei wird in ihren Konmunalan- 
gelegenheiten durch die Bürgermeifteretverfammlung vertreten. Dazu $ 110— 
112. Weſtph. L. G. O. 1841 $ 111. 112. 1856 $ 75. 

12) Rhein. G. O. $ 8. 108. 109. 113. Weftphäl. &. ©. O. 1841 $ 108f. 
1856 $ 77f. 

13) 2%, &. D. 1856 $ 13. 

19 So 3. B. Rhein. ©. DO. 8 79. Die eigentlihe Mitaufſicht über die 
Drtögemeinden ift dagegen nicht der Kommune, fondern kraft befonderen Staats⸗ 
auftragd dem Bürgermeifter (Rhein. ©. O. $ 108) ober Amtmann (8. ©. O. 
1856 $ 74, vgl. $ 31. 41. 48. 46-49) übertragen. 

16) Rhein. &. O. $ 114f. Weſtph. 1341 8 128 f., 1866 $ 18. 80-88. 
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ift, wejentlich verſchieden 1%). ine durchaus andere Bedeutung haben bie 
bannoverihen Amtsverfammlungen, weldhe die Eingejeflenen eines Amts- 
bezirks dem vom Könige ernannten Amtshanptmann gegenüber vertreten ''). 
Aus den Vorftehern der in einem Amtsbezirk vorhandenen Landgemeinden und 
etwaiger befonderer Verbände (3. B. Sammtgemeinden, Armengemeinden, 
Kirhipiele), feit 1859 überdied aus bejonderen Vertretern der großen Güter 
zufammengejeßt '), üben fie theils in ihrer Gejammtheit auf ordentlichen und 
außerorbentlichen '°) Amtötagen unter Leitung und Vorfit ded Amts), theils 
durch ftändige Bevollmächtigte und Ausihüffe*') die doppelte Funktion, mit 
dem Amt über die wichtigeren Angelegenheiten des Amtsbezirks zu berathen ) 
und bie Gemeinden des Amts binfichtlih ihrer gemeinfamen Angelegenheiten 
in den gejetlich beftimmten Fällen zu vertreten”). Da im einer Reihe eigent- 
licher Berwaltungshandlungen das Amt an ihre Zuftimmung gebunden ift, 
fommt die Amtögemeinde durd fie keineswegs blos als Privatrechtöforporation 
zur Erſcheinung, jondern übt durch fie eine aktive Theilnahme an ber öffent» 
lichen Berwaltung. 

2. Auf einem anderen: Princip beruhen die freisftändiihen Ber- 
bände in den lanbräthlihen Kreijen, welche jebt in der ganzen Monarchie 
(mit Ausnahme der hohenzollerſchen Lande) beftehen. 

Sie find in den alten Provinzen und zwar vornemlich in Brandenburg, von 
wo fie dann auf die übrigen Landestheile übertragen wurden, aus den Kreid- 
Eonventen der adligen Nittergutöbefiter hervorgegangen. Die Rittergutöbefiger 
eined Kreijed bildeten nämlich eine ftändifche Korporation, weldhe ein gewählter 
Landrath, der insbefondere die Kreisſteuern zu erheben und abzuliefern und 
alle inneren Angelegenheiten des Ständeverbandes zu verwalten hatte, vertrat. 
Seit dem 17. Sahrhundert übertrugen nun einerjeits die Landesherren den 
Landräthen gleichzeitig die Staatögefchäfte innerhalb des Kreijes, ordneten fie 
den höheren Berwaltungsbehörden (den feit 1723 errichteten Kriegd- und 
Domänenkammern) unter und behielten fih ihre Betätigung vor; Dagegen 

16) Man vgl. Rhein. ©. O. $ 103 f., weſtph. v.1841 $ 106 f., 1856 8 707. 
u. bei. $ 74. 

17) Gef. über d. Amtövertretung v. 27. Juli 1852, dur) dad revid. Gef. v. 
28, April 1859 in illiberalem Sinne geändert. Dazu preuß. Gef. v. 12. Sept. 
1867 (G. ©. ©. 1497) $ 1—4. 

18) ef. v. 1852 8 3f.; v. 1859 8 4f. 

19) Nach Gef. v. 1852 $ 16 mußte die Berufung ſtets auf Wunfch ber 
Hälfte der Repräfentanten erfolgen. Seit 1859 8 21 nur, wenn bad Amt es für 
gut findet. 

°°) Geſ. v. 1852 8 14—29; v. 1859 8 19-34. 

aij Gef. v. 1862 $ 30—85; v. 1869 8 85—39. 

2) Gef. v. 1852 $ 1. 22; v. 1859 $ 1. 27. 

25) Geſ. v. 1852 8 1. 23f.; v. 1859 8 1. 28f. i 
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trafen ambdererjeitd den fo in die Doppelftellung‘ von Kreisvertretern und 
Staatsorganen gebrachten Landräthen gewählte Kreisdeputirte (befonders feit 
1753) theils als Gehilfen theild als Vertreter des Ständelorpns zur Seite. 
Im erften Biertel unferes Jahrhunderts wurden dann Die Ranbräthe der legten 
Nefte ihres Repräſentativcharakters beraubt und in reine Staatsorgane ver- 
wandelt (1815), die Kreife dagegen als hefondere, durch Deputirte zu ver- 
tretende Korporatienen anerkannt, denen nunmehr auch die bisher in den 
Kreifen nicht begriffenen Städte zugerechnet und in denen neben den Gute 
befitern die Landgemeinden ald jelbitändige Glieder enthalten fein follten **), 
Die allgemeine Durhführung diefer neuen Kreiverbindung erfolgte aber erft 
in den Sahren 1825 — 1828 durch acht provincielle Kreidordnungen für die 
einzelnen Provinzen, auf denen die Kreiöverfaffung noch heute beruht?®). Den 
hierdurch Eonftituirten Kreifen haftet in jeder Beziehung noch der Stempel 
ihred Urſprungs aus einer privilegiirten Ständeforporation, deren politische 
Bedeutung der Staat abforbirt hat, an. Denn auf der einen Seite find fie 
zunächſt und vornemlich bloße ſtaatlich abgetheilte Verwaltungsbezirke unter 
den (vielfach allerdings auf Präfentation) ernannten Landräthen als Staats. 
organen und nur nebenbei zugleih das Subftrat einer „Kreisforporation“, 
welche dur) die Stände des Bezirks vertreten wird *). Auf ber andern Seite 
find dieſe Kreisftände ſelbſt aus den drei Ständen ber großen Grunbbefiker, 
der Städte und der übrigen Grunbbefiger in der Weiſe zufammengejekt, daß 
durch die Einräumung von Virilftimmen an alle Rittergüter, während den Land⸗ 
gemeinden rejp. den bänerlichen Befigern nur drei (!) Deputirte in jedem Kreiſe 
zugeitanden find, ein ganz abnormes Webergewicht bes das alte Ständelorpns fort- 
ſetzenden Rittergutsbefigerftandes begründet ift?”). Die vom Landrath beritfene 


20) Bol. Kette, zur Neform der Kreisordn. S. 6—1B. 

25) Bol. die Kreidordn. v. 17. Aug. 1825 f. Brandenburg (G. ©. ©. 203; 
dazu V. v. 1826 $ 16f. ©. 112) u. Pommern (©. ©. ©. 217); v. 17. Mai 
1827 f. Sachſen (&. ©. ©. 54); v. 2. Juni 1827 f. Schleſien (G. ©. ©. 71); 
v. 13. Juli 1827 f. die Rheinprovinz und Weftphalen (G. ©. S. 117; v. 
17. März 1828 f. Preußen (G. ©. ©. 34); v. 20. Dec. 1828 f. Pofen (©. ©. 
v. 1829 ©. 8). Ferner 8. DO. v. 27. Zan. 1830 (G. S. ©. 7) u. Reglement 
über die ftändifchen Wahlen v. 22. Iuni 1842 (©. ©. ©. 218). Vgl. Rönne, 
Staatsr. I, 2. 859-362. 403—431. 

20) Vgl. die 88 2 der cit. Kreisordn.: „Die beftehenden Iandräthlichen Kreife 
bilden die Bezirle der Kretöftände”. 88 3 ib.: „Die Kreiöftände vertreten bie 
Kreistorporation in allen den ganzen Kreis betreffenden Kommunalangelegenheiten 
ohne Rückſprache mit den einzelnen Kommunen oder Individuen. Sie haben 
Namens derjelben verbindende Erklärungen abzugeben“. 

27) 88 4f. ber Kreidorbn. Die Abgeordneten der Städte (meift einer für 
jede Stabt) müffen Magiftratömitglieder, die bed dritten Standes ee 
Grundbefiger der betreffenden Klaſſe fein. 
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ift, wejentlich verſchieden 1). Cine durchaus andere Bedeutung haben bie 
bannoverihen Amtsverfammlungen, welche die Eingejeflenen eines Amts- 
bezirt dem vom Könige ernannten Amtshauptmann gegenüber vertreten '7). 
Aus den Vorftehern der in einem Amtöbezirt vorhandenen Landgemeinden und 
etwaiger bejonderer Verbände (3. B. Sammtgemeinden, Armengemeinden, 
Kirchipiele), fjeit 1859 überdies aus bejonderen Vertretern der großen Güter 
zufammengejegt "), üben fie tbeils in ihrer Geſammtheit auf ordentlichen und 
außerordentlichen!?) Amtstagen unter Leitung und Vorſitz des Amt32"), theils 
durch ftändige Bevollmächtigte und Ausſchüſſe?) die doppelte Funktion, mit 
dem Amt über die wichtigeren Angelegenheiten des Amtsbezirks zu berathen?*) 
und die Gemeinden des Amts binfichtlich ihrer gemeinjamen Angelegenheiten 
in den gejetlich beftimmten Fällen zu vertreten). Da in einer Reihe eigent- 
liher Berwaltungshandlungen das Amt an ihre Zuftimmung gebunden ijt, 
fommt die Amtögemeinde durch fie keineswegs blos als Privatrechtsforporation 
zur Erſcheinung, jondern übt durd fie eine aktive Theilnahme an ber öffent 
lichen Verwaltung. 

2. Auf einem anderen: Princip beruhen die kreisſtändiſchen Ver— 
bände in den landräthlichen Kreifen, welche jet in der ganzen Monarchie 
(mit Ausnahme der hohenzollerſchen Lande) beſtehen. 

Sie find in den alten Provinzen und zwar vornemlich in Brandenburg, von 
wo fie dann auf die übrigen Landestheile übertragen wurden, aus den Kreis 
konventen der abligen Nittergutöbefiger hervorgegangen. Die Rittergutsbeſitzer 
eines Kreiſes bildeten nämlich eine ftändifche Korporation, welche ein gewählter 
Landrath, der insbeſondere die Kreiöiteuern zu erheben und abzuliefern und 
alle inneren Angelegenheiten des Ständeverbandes zu verwalten hatte, vertrat. 
Seit dem 17. Jahrhundert übertrugen nun einerſeits die Yanbeöherren ben 
Landräthen gleichzeitig die Staatsgeſchäfte innerhalb des Kreijes, ordneten fie 
den höheren Berwaltungsbehörden (den ſeit 1723 errichteten Kriegd- und 
Domänenfammern) unter und behielten ſich ihre Beftätigung vor; Dagegen 

16) Man vgl. Rhein. ©. D. 8 103 f., weſtph. v.1841 8 106 f., 1856 8 707. 
u. bei. $ 74. 

17) Gef. über d. Amtövertretung v. 27. Juli 1852, durch das revid. Gef. v. 
28. April 1859 in illiberalem Sinne geändert. Dazu preuß. Gef. v. 12. Sept. 
1867 (G. ©. ©. 1497) 8 1—4. 

18) Gel. v. 1852 $ 3f.; v. 1359 8 4f. 

19) Nach Gef. v. 1852 8 16 mußte die Berufung ſtets auf Wunfch der 
Hälfte der Repräfentanten erfolgen. Seit 1859 8 21 nur, wenn das Amt es für 
gut findet. 

20) Gef. v. 1852 8 14—29; v. 1859 8 19—34. 

*1) Gef. v. 1862 $ 30-85; v. 1859 8 85-89. 

2) Gef. v, 1852 $ 1. 22; v. 1859 $ 1. 27. 

25) Geſ. v. 1852 $ 1. 23f.; v. 1859 8 1. 28 f. j 
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traten ambererfeitdö den fo in die Doppelftellung von Kreisvertretern und 
Staatsorganen gebrachten Landräthen gewählte Kreißdeputirte (befonders jeit 
1753) theils als Gehilfen theild als Vertreter des Ständekorpus zur Seite. 
Im erften Viertel unſeres Jahrhunderts wurden dann die Landräthe der letzten 
Refte ihres Repräfentativcharaftere beraubt und in reine Staatdorgane ver- 
wandelt (1815), die Kreife dagegen als hefondere, dur Deputirte zu ver- 
tretende Korporationen anerkannt, denen nunmehr auch die bisher in den 
Kreifen nicht begriffenen Städte zugerechnet und in denen neben den Guts- 
befikern die Landgemeinden als jelbftändige Glieder enthalten fein jollten**). 
Die allgemeine Durhführung diefer neuen Kreißverbindung erfolgte aber erft 
in den Sahren 1825 — 1828 durch acht provincielle Kreisordnungen für bie 
einzelnen Provinzen, auf denen die Kreiöverfaffung noch heute beruht?®). Den 
hierdurch Eonftituirten Kreifen haftet in jeder Beziehung noch der Stempel 
ihres Urſprungs aus einer privilegiirten Ständeforporation, deren politifche 
Bedeutung der Staat abforbirt hat, an. Denn auf der einen Seite find fie 
zunächſt und vornemlich bloße ftantlih abgetheilte Verwaltungsbezirke unter 
den (vielfach allerdings auf Präfentation) ernannten Landräthen ald Staats. 
organen und nur nebenbei zugleih das Subftrat einer „SKreißforporation“, 
welche durch die Stände ded Bezirk vertreten wird”). Auf der andern Seite 
find diefe Kreisftände felbft aus den drei Ständen der großen Grunbbefiker, 
der Städte und der übrigen Grundbefiter in der Weiſe zufammengefekt, daß 
durch die Einräumung von Birilftimmen an alle Rittergitter, während den Land⸗ 
gemeinden rejp. den bäuerlichen Beſitzern mur drei (!) Deputirte in jedem Kreiſe 
zugeftanden find, ein ganz abnormes Webergewicht bes das alte Ständekorpus fort- 
jeßenden Rittergutöbefigerftandes begründet ift”). Die vom Landrath berufene 


2, Bol Leite, zur Reform der Kreisordn. S. 6—15. 

25) Bol. die Kreidorbn. v. 17. Aug. 1825 f. Brandenburg (G. ©. ©. 203; 
dazu V. v. 1826 $ 16f. ©. 112) u. Pommern (©. ©. ©. 217); v. 17. Mat 
1827 f. Sachſen (&. ©. ©. 54); v. 2. Juni 1827 f. Schlefien (G. ©. ©. 71; 
v. 13. Juli 1827 f. die Rheinprovinz und Weftphalen (G. S. ©. 117; v 
17. März 1828 f. Preußen (G. ©. ©. 34); v. 20. Dec. 1828 f. Pofen (G. ©. 
v. 1829 ©. 8). Ferner 8. O. v. 27. San. 1830 (G. S. ©. 7) u. Reglement 
über die ftändifchen Wahlen v. 22. Juni 1842 (©. ©. ©. 218). Vgl. Rönne, 
Stanter. I, 2. 359—362. 403—431. 

26, Bol. die 85 2 der cit. Kreisordn.: „Die beftehenden Iandräthlichen Kreife 
bilden die Bezirke der Kreisftände”. 95 8 ib.: „Die Kreisftände vertreten bie 
Kreisforporation in allen den ganzen Kreis betreffenden Kommunalangelegenheiten 
ohne Nüdfprache mit den einzelnen Kommunen oder Indipiduen. Sie haben 
Namens berfelben verbindende Erklärungen abzugeben". 

27) 88 4f. der Kreidorbn. Die Abgeordneten der Städte (meift einer für 
jede Stadt) müffen Magiftratömitglieder, die bed britten Standes — 
Grundbeſitzer der betreffenden Klafſe fein. 
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Kreiverfammlung, auf welcher diefe Stände theild perſoͤnlich theils durch De- 
putirte erſcheinen, hat „die Kreisverwaltung des Landraths in Kommunalange- 
legenheiten zu begleiten unb zu unterftüßen“*), gleichzeitig aber verbindende 
Erklärungen im Namen der Kreisforporation abzugeben, bie Kreislaften zu 
repartiren und Die Kreideingefeffenen zu belaften. Den ftändigen Theil ihrer 
Aufgaben Tann fie durch gewählte Beamte und Ausſchüſſe erfüllen”), Die 
Stände verhandeln zwar gemeinjchaftlih, wenn aber ein ganzer Stand fidh 
verlegt fühlt, kann er Rekurs ergreifen”). Ausführung und Berwaltung bat 
allein der Landrat) im Namen und Auftrag des Staats’). Da der Kreis 
verband fomit eine eigene Öffentliche Bedeutung nicht bat, auch als SKor- 
poration aber ohne den Landrath, der doch in Allem Staatdorgan und in 
Nichts Kreidorgan ift, nicht zur Erſcheinung kommen Tann, ift fein rechtlicher 
Charakter in Feiner Weife der eines Gemeinweſens oder auch nur einer Ge 
meinbe, fondern durchaus nur der einer abhängigen Ständeforporation. 

Die Kreiöverfaffung ift nunmehr auch in Hannover ohne Aufhebung der 
Aemterverfaffung ꝰ), in Schleswig-Holftein ohne Aufhebung ber biäher be- 
ftehenden Kommunalverbände mit Ausnahme der Amtögemeinde Habersleben *), 
im Regierungsbezirt Kafjel unter Aufhebung der bisherigen Bezirksräthe?), 
im Negierungsbezirt Wiesbaden unter ausbrüdlicher Anerfennung ber in 
Naſſau, Heflen-Homburg und den ehemals großh. heſſiſchen Gebietstheilen be» 
ftehenden Aemter?*) eingeführt. Dabei find aber ehr erhebliche Modifitationen 
im Sinne einer Fortbildung der Kreisverbände zu genoſſenſchaftlichen Kreis⸗ 
gemeinden getroffen. Zwar ift im Princip aud bier daran feftgehalten, 
daß nicht ber Kreis jelbft als Gemeinde organifirt, fondern in dem ftaatlich 
abgetbeilten und nach einem rechtlich unerheblichen Gutachten der Kreisftänbe 
beliebig abzuändernden Verwaltungsbezirk eine Inkorporirung der Stände vor- 
genommen ift, fo daß neben dem ernannten Landrath refp. in Hannover bem 
mit den Iandräthlichen Geſchäften betrauten Amtshauptmann (Kreishauptmann) 
‚ein durch die DVerfammlung der Kreisftänbe vertretener „kreisſtändiſcher Ver⸗ 


28) 88 1 der Kreiöordnungen. 
9) 95 3 der Kreidorduungen. 
20) 88 19. 20 ber Kreiorbn., resp. 88 21. 22 ber Kreisorbn. f. b. Rhein 
proning u. Weftphalen u. f. Schlefien. 
31) 88 21 der Kreidorbn., f. Schlefien 8 23, f. Rheinprovinz u. Weſtph. 
25. 

, 32) Berorbn. v. 12. Sept. 1867 (G. S. ©. 1497). 

35, Verordn. v. 22. Sept. 1867 (G. S. ©. 1587). Vgl. 8 40. 

3) Berordn. v. 9. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1473). Vgl. 8 34. 

35) Verordn. v. 26. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1653). Vgl. 8 13—16. Im 
Stabikreife Frankfurt treten für Kreisangelegenheiten einige Abgeordnete der bazu 
gehörigen Ortichaften zur Stabtverordneten- Berfammlung hinzu. 
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band” mit Korporationsrechten gebildet iſt?). Allein Zufammenfehung, Orga 
ntjation und rechtliche Bedeutung dieſes Verbandes ftehen doch einer Gemeinbe- 
verfafjung näher, ald in den alten Provinzen. Die Zufammenfegung beruht 
zwar in dem gröheren Theil von Schleöwig-Holftein, in Hannover und in 
Kafſel auf rein ſtändiſcher Gliederung”), es ift aber für eine gleichmäßige 
Vertretung der verfchiedenen Stände gejorgt?*), e8 find im erften Stande (dem 
geoßen Grundbefig) die Birilftimmredte und die Ausübung der Standichaft 
durch Benollmächtigte beichräntt?) und es find im zweiten und dritten Stande 
die Wahlen der Kreisabgeordneten den Gemeinbeverfammlungen oder Gemeinde. 
vertretungen unter Theilnahme der Ortsvorftände überlaffen *). Doc tritt, 
während die Stände im Allgemeinen nah Majorität anf der Kreisverſamm⸗ 
lung berathen und befchließen*'), das Feithalten des ftändifchen Princips be 
ſonders ſcharf darin hervor, daß jeder Stand durch fein Separatvotum einen 
Geſammtbeſchluß bis zu höherer Entſcheidung fiftiren kann““). Das Yehlen 
biefer letzteren Beitimmung in ber Verordnung für Wiesbaden weift jchon 
darauf Hin, daß hier der „ſtändiſche“ Charakter des Verbandes nur noch dem 
Namen nah aufrecht erhalten ift. In ber That werben bier die Kreiäner- 
fanımlungen aus den Bezirksräthen der Aemter gebildet und nur durch einige 
Birilftimmen großer Grundbefiger und der Befiter großer gewerblicher Stabliffe- 


3) Bol bie $g i—4 der Kreisordn. f. Schlesw.-Holft.; — ferner $ 5 ib, 
Wiesbad. 3 1, Kaſſeler $ 1: „Jeder Ianbräthliche Kreis bildet einen Treiäftändt- 
ſchen Verband. Diefer Verband hat bie Rechte einer Korporation, deren Organe 
die Kreisftände find“. — Hannover $ b—8. 

) Schlesw.⸗Holft. Kreisorbn. 8 11—27. Kaffe. 8 7—22. Hannnov. 
8 14—26, 

35) In Schleswig-Holftein follen ber Regel nach nicht über %, in Olden⸗ 
burg, Moen u. Edernförde nicht über X ber Stimmen vom erften Stande ge- 
führt werden. Vgl. $ 17. In Hannover nicht über % ($ 19); in Kaffel nicht 
über % (8 9). Entgegengefeßten Falls werden die Birilftimmen zu Kollektiv» 
ſtimmen vereinigt. 

2) Bol. Hannov. Kr. D. 8 16—19. Schleöw. "Sol 8 12—17, Kaflel 
5 8—13. Auch Wiesbaden 8 11. 12. 

©, In Schleöwig-Holftein wählen die Gemeindeverfammlungen ($ 18—26); 
in Hannover für die Städte der Vorftand und Ausfchuß gemeinfam, für bie 
Landgemeinden deren Bertreter in der Amtöverfammlung (8 20-22); in Kaffel 
fämmtliche Gemeinbebehörden (Bürgermeifter, Stabtrath, große Ausſchußverſamm⸗ 
ungen) aud ihrer Mitte. Doc treten zu den von den Landgemeinden bejtellten 
Ortswählern noch Die Befiger der nicht dem erften Stande angehörigen unb doch 
in feiner Gemeindeverbindung ftehenden Güter hinzu (8 15—19). 

4) Schhlesw.-Holit. Kr. D.8 31, Kaffel. $ 25. Wiesbad. 8 20. Hanno, 
8 29. 
), Schleswig-Holft. Kr. D. 8 32, Kaffel. $ 26, Hannov. $ 30. 
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mentd verſtärkt“). Mehr noch gilt dies von den ſchleswig⸗holfteinſchen Kreifen 
Nord- und Süderdithmarſchen und Giderftedt, wo die Kreißverfammlung aus 
den Vertretungen der Landſchaften unter Dinzutritt der Vertreter einiger Kicch- 
Ipiele und Kööge gebildet wird‘). Auch nach den neuen Kreisorbnungen ift 
ber Landrath (refp. Kreisbauptmann) zugleich Borftand, verwaltende und aus⸗ 
führende Behörde der Kreiöforporation und, obwol lediglih Staatsorgan, für 
jeden Lebensakt der Korporation unentbehrlih; er hat die Berufung unb 
Leitung der VBerfammlungen®), die Ausführung der Beichlüffe, die er nad 
Gutbefinden beanftanden kann‘), und Urkunden ded Kreifes gelten nur mit 
feinem Namen und Siegel"). Ueber dem Landrath fteht dann noch weiter 
eine umfaffende Staatsaufficht, das Reviſionsrecht des Kreiskaſſen- und Kreis- 
rechnungswefend*) und das Erforderniß ftantlicher Genehmigung bei Neber- 
nahme von Ausgaben und Leiftungen für den Kreis ohne beftehende Verpflichtung, 
bei Aufftelung oder Abänderung bed Beitragsfußes für Aufbringung ber 
Kreislaften und bei Beräußerungen vom Grund- ober Kapitalbeftande bes 
Kreiövermögend, joweit leßterer nicht etwa nur aus erjparten Einkünften der 
legten fünf Sahre berrührt*%). Innerhalb diefer Schranken indeß Kat die 
Kreiöforporation eine erweiterte rechtliche Bedeutung erlangt. Denn die Kreis- 
ftände ſollen nicht blos die Inndräthliche Kreisverwaltung unterftügen *%), fonbern 
die Kreistommunalangelegenheiten unter Leitung des Landraths felbft ver- 
walten®). Sie follen ferner über alle ihnen ausbrücdlich überwieſenen ober 
zu überweiſenden Gegenftände beratben und beſchließen““) und überdies in 
Schleswig-Holftein und Kaffel die öffentliche Funktion einer Mitaufficht über 
bie Ortögemeinden erfüllen). in unbewegliches und bewegliches Kreisver- 


“ Wiesbad. Kr. O. 8 7—17. 

, Schlesw.-Holft. Kr. D. 9 28. 

5 Schleöw.-Holit. Kr. D. 8 29. 80. Kaflel. 3 23. 24. Wiesbad. 8 18. 19. 
Hannov. 8 27. 28. 

“e, Schlesw.-Holft. Kr. D. 8 38, Kafjel. 8 32, Wiesbad. 8 26, Hannon. 8 36. 

a) Schlesw.-Holft. Kr. ©. 8 37. Kaffel. $ 31. Wiedbad, 8 25. Hannov. 
8 34. 
*, Schleöw.-Holft. Kr. D. 8 86. Kaffel.$ 30. Wiesbad. 8 24 Hannov. 8 35. 

 Schlesw.-Holft. Kr. O. 8 84. 35. Kaffel. 8 28. 29. Wiesbad. 8 22. 23. 
Hannov. 8 82. 33. Die Genehmigung“ ertheilt entweder ber König oder ber 
Refiortmintiter. 

5 Schlesw.-Holft. Kr. D. 8 3 Nr. 2. Kaffel, und Wiedbab. $ 4 Nr. 2, 
Hannov. 8 11 Nr. 2. 

1), Schleöw..Holft. Kr. D. $ 8 Nr. 1 u 8 9. Kaffel. und Wiesbad. 5 4 
Nr. 1u85. Hannov. 8 11 Nr. 1u 8 12. 

52, Schleswm..-Holft. Ar. D. $ 8 Nr. 4. Kaffel, u. Wiesbad. $ 4 Nr. 3. 
Hannov. 8 11 Nr. 3. 

2, Schlesw.-Holjt. Kr. D. 8 8 Nr. 35 dazu &% G. O. d. eod. 88 4. 9. 16. 
24. 29. 30. — Kaffel. $ 4 Nr. 4. 
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mögen follen fie unter Auffiht der Regierung felbft verwalten") und für 
diefe und andere Kreidangelegenheiten, Kreistommunalbeamte, Kommiffionen 
und Bevollmächtigte beftellen dürfen?®); fie führen einen Kreishaushalt®®), 
repartiren die Kreislaften”) und Tönnen zur Abwehr eines Notbftandes ober 
zu gemeinnübigen den Kreis betreffenden Zweden die Umlage von Kreislaften 
beichließen®),. Sie baben endlih vor Allem auch ein Recht der Autonomie 
in demfelben Umfange wie die Ortögemeinden’®). 

3. Meber ben Kreifen ftehen in einigen Kandeötheilen fogenannte kom⸗ 
munalitändifhe Verbände Da die Regierungäbezirfe ale ſolche ohne 
Vertretung find, entiprechen diefe Verbände Feiner abminiftrativen Eintheilung 
des Staat. Sie find vielmehr die in veränderter Bedeutung fortdauernden 
Ständelörperihaften einzelner vormals felbjtändiger Landſchaften. Ihrer recht⸗ 
lihen Natur nach find fie daher von allen Bezirksnerbänden einer Gemeinbe 
am unäbnlichften und einer inforporirten ftändifchen Intereſſentenſchaft am 
ähnlichften. Sie ftehen dafür aber auch dem Staatöverwaltungsorganismus 
am unabhängigften gegenüber und haben in der Regel weit jelbftändigere 
Korporationsrechte als die Provinzial» und Kreisftände (3. B. Selbitver- 
ſammlungsrecht mit bloßer Anzeigepflicht, Recht der Beichlupfaffung ohne 
höhere Betätigung, vorbehaltlich freilich der Suspenſion und der Unterjagung 
der Ausführung der Beſchlüſſe, u. f. w.). 

Hierher gehören zunächft die bei Einrichtung der Provinzialftände aus- 
drücklich beftätigten und neu organifirten kommunalſtändiſchen Verbände in 
einigen älteren preußiſchen Provinzen). Ihrer Berathung und Beſchluß-⸗ 
faffung unterliegen nicht allgemeine Angelegenheiten ihres Bezirks, fondern 
die bejonderen Angelegenheiten der Kommmaljtändelorporation; foweit aber 
diefe reichen, verbinden fie durch die anf ihren Kommunallandiagen nad 


5, Schlesw.-Holft. Kr. D. 8 I Nr. 1 u. 2. 8 34. Kaffel. und Wiesbab.g 5 
Nr. 1 un. 2. Hannov. $ 12 Nr. 1 u. 8. 

ss Schlesw..Holft. Kr. D.8 I Nr. 4. 8 10. 33. Kaffel. $ 5 Nr. 4. $ 6. 27. 
Wiesbad. 8 5 Nr. 4. 8 6. 21. Hannop. 8 12 Nr. 4. 8 81. 

s Schlesw.Holft. Kr. D. 8 86. Kaffel. $ 80. Wiesbad. 324. Hannon. 8 34. 

5” Schlesw.-Holft. K. S. 3 10. Kaflel. $ 6. Wiesbad. 8 6. Hannov. 8 18. 

20) Schlesw..Holft. Kr. D. 89 Nr. 3. Kaffel. u. Wiesbad. $ 5 Nr. 8. 
Hannoy. % 12 Nr. 3. 8 13. 

se) GSchlesw.-Holft. Kr. D. 3 7 u. die Berwelfungen auf bad Kreidftatut in 
8 15. 17 ıc.; Raflel. 8 8 u. $ 9. 10. 13. 15. 17; Wiesbad. 83 u. $ 9. 10. 11. 
Hannov. $ 10. 16. 20. 9. 

0, Bol. die Gef. über die Kommunallandtage in Brandenburg ». 17. Aug. 
1825 ©. ©. &. 200 u. 18. Nov. 1826 ©. ©. ©. 110, in Pommern v. 17. 
Aug. 1825 ©. ©. ©. 215. v. Rönne, preuß. Staater. I, 2 $ 179—184 ©. 
423—440. Außerdem befteht, ohne daß für ihn ein neues Organiſationsgeſetz 
erlaffen wäre, in Schlefien der uralte Kommunaljtändenerband ber Oberlauſitz 
fort. v. Rönnel. c. 8 183 ©. 489. 
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Stimmenmehrheit gefaßten und erforberlichenfalls ftaatlich genehmigten Be⸗ 
hlüffe alle Einwohner der ihnen zugehörigen Lanbestheile"). ine ſehr ähn⸗ 
liche Stellung nehmen jetzt die innerlich jehr mannichfach organifirten, fämnt- 
lich aber ftändiich zufammengefeßten früheren Provinziallaudichaften Hannovers 
ein, in welchen die Eorporativ abgejchloffenen Ritterfchaften**) mit den Städten 
und meift auch den Landgemeinden zu einem Ständelorpus verbunden waren®?). 
Sie follen jegt nad) der Verordn. v. 22. Sept. 1867 unter dem Namen von 
„Landihaften" „nah Wegfall der ihnen früher zuftändig geweſenen weiter- 
gehenden Rechte, insbejondere der Mitwirkung bei der Gejeßgebung, aus- 
jhlieglich für die Wahrnehmung fommunaler Angelegenheiten der Landſchafts- 
bezirke als beſondere Korporationen unter Auffiht der Staatsregierung be⸗ 
ftehen *). In ihrer Zufammenfegung jollen einige Veränderungen im Sinne 
einer gleichmäßigeren Betheiligung aller Stände eintreten, ohne daß ihr rein 
ftänbdifcher Sharakter aufgegeben würde*). Die autonome Regelung ihrer 
inneren Berhältniffe durch befondere Landfchaftsftatute ift den landſchaftlichen 
Korporationen vorbehaltlich der Staatsgenehmigung überlaffen*®). 

Den Namen kommunalftändifcher Verbände führen fett auch die Stände- 
koͤrperſchaften der Regierungsbezirke Kaffel und Wiesbaden: fie find indeß in 
Allem den provinzialftändifchen Verbänden der übrigen Provinzen gleichgeftellt 
und haben feinen Provinziallandtag mehr über fi. 

4. Die höchfte Gliederung des Staates endlich bilden die Provinzen, 
weldhe zunächft und hauptſächlich als ſtaatliche Verwaltungsbezirke erfcheinen, 
in denen aber für einzelne Zwede eine Inkorporirung der Stände vollzogen 
tft. Eine Provinzialgemeinde oder ein Provinzialgemeinwejen eriftirt jo zwar 
nicht, es ift indeß in einigen Punkten bereits bie Heberführung bed „probin- 
ztalftänbiichen Verbandes“ in eine Kommune begonnen. 

Am wenigften ift dies in den acht alten Provinzen der Ball, deren korpo⸗ 


1) (Gef. v. 17. Aug. 1825 f. Brandenburg 8 16, f. Pommern $ 18. 

2) Bol. 3. B. b. Ebhardt, die Staatöverf. bes K. Hannover. Hannover 
1860: das bremiſche Ritterreht v. 1577 ©. 371 f., die Statuten v. 1844 ©. 
305 f. n. das revid. Ritterrecht v. 1847 ©. 400 f. Berner die Statuten ber Ds: 
nabr. Ritterfchaft v. 19. April 1847 ©. 433 f., der Kalenberg-Göttingen-@ruben- 
hagenfchen Nitterfchaft v. 1847 ©. 473 f. 

es, Ehhbarbtl. c. S 505—5833, bei. d. Verf. Urk. der oſtfrieſ. Landſchaft 
v.5 Mat 1846 ©. 506 f. Die anderen Randfchaften find Kalenberg ıc., Lüne 
burg, Hoya, Bremen-Berden, Osnabräd, Hildesheim. 

PP. v. 22. Sept. 1867 (&. S. ©. 1636) $ 1. Bornemlich bleibt ihnen 
„Vertretung und Bermwaltung des Iandichaftlichen Vermögens, landſchaftlicher 
Stiftungen, Inftitute und Anlagen, ſowie Die bisherige Befugniß, ben Landſchafts⸗ 
bezirt unter Genehmigung der Stantöregierung mit Beiträgen unb Leiftungen für 
Landichaftögwede zu belaiten“. 

es) & 8 ber Ber. v. 22. Sept. 1867. 

*) 8 4 der Ber. v. 22. Sept. 1867. 
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rative Berfaffung noch anf dem allg. Geſ. v. 25. Juni 1823) und den 
Darauf ergangenen bejonderen Provinzialordnungen beruht‘). Die bier ge» 
bildeten „ftändifchen Verbände”, welche in den Provinziallandtagen ihr gejeß- 
liches Organ befigen®?), umfaffen nicht einmal die gefammte, fondern nur die 
grundbefigende Provinzialbevölferung, indem als oberftes Princip ausdrüdlich 
aufgeftellt ift: „das Grundeigenthum ift Bedingung der Standicaft" ”). 
Die Standihaft erjcheint demgemäß auch als ein eigenes, privatrechtlich be- 
feffenes Recht. Sm Uebrigen ift die Gliederung der Stände verſchieden. Im 
Schlefien, Sachſen, Rheinland und Weftphalen befteht ein bejonderer Herren⸗ 
ftand als erfter, eine beſondere Ritterichaft als zweiter Stand; in Branden- 
burg, Pommern, Pofen und Preußen dagegen bilden bie Befiter adliger Güter 
refp. die ritterjchaftlichen Körperfchaften zufammen mit einzelnen Herren, grund» 
befigenden Korporationen und Stiftungen den erften Stand. Den dritten 
reip. zweiten Stand bilden überall die Städte, den vierten refp. dritten bie 
ländlichen Grundbefiter, welche nicht zum erften ober zweiten Stand gehören, 
mit verſchiedenen Modalitäten hinfichtlich des in ben einzelnen Provinzen er- 
forberlihen Duantum und Quale des Beſitzthums?i). Alle dieſe Stände treten 
. mn: zwar auf Berufung zu einem ald Gefammtheit berathenden und beichlie- 

Benden Provinziallandtag theils perjönlich ober durch Bevollmächtigte theils 
durch Repräjentanten als „eine ungetheilte Einheit“ zujammen: „bei Gegen. 
ftänden® jedoch, „bei denen das Intereſſe der Stände gegeneinander geſchieden 
ift, findet Sonderung in Theile ftatt, ſobald zwei Dritttheile des Standes, 
welcher fich durch einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen“ ’*), 
Der Borfitende des Landtags und fein Stellvertreter wird vom Könige aus 


1). 6. ©. 129. v. Rönne I, 2. $ 142—163 ©. 359-408. 

es, Vgl. die Geſetze v. 1. Zult 1823 f. Brandenburg (G. ©. ©. 130), f. 
Preußen (G. S. S. 138), f. Pommern (&. S. ©. 146); v. 27. März 1824 
f. Schleſien (G. S. ©. 621), f. Sachſen (G. S. ©. 70), f. die Rheinprovinz 
(G. ©. S. 101), f. Weſtphalen (G. S. &. 108), f. Pofen (&. S. ©. 141). 
Ferner die Geſ. v. 17. Aug. 1825 (G. S. ©. 19), v. 17. März 1828 (®. ©. 
&. 28), v. 27. Ang. 1825 (©. S. S. 210), v. 2. Juni 1827 (G. ©. ©. 61), v. 
17. Mai 1827 (G. S. ©. 47), v 18. Zuli 1827 (G. S. ©. 103), v. 13. Juli 
1827 (&. S. ©. 109) u. vom 15. Dec. 1830 (&. ©. v. 1832 ©. 9). Endlich 
bie 8 Geſetze über die Bildung von Ausfchüffen für die Stände ber einzelnen 
Provinzen y. 21. Junt 1842 (G. ©. ©, 215.) und das Wahlreglement v. 22. 
Zuli 1842 (©. ©. ©. 213). Bol. auch Rönne, Staatsr. I, 2. 369 - 403. 441. 442, 

”) Allg. Geſ. v. 1823 No. III: „Die Provinzialftände find das geſetzmäßige 
Organ der verſchiedenen Stände Uinferer getreuen Unterthanen in jeder Provinz". 

’0, Allg. Geſ. v. 1823 No. II. 

2) Bol. die 88 2 der Hauptgef. f. d. einz. Provinzen und die Ergänzungs- 
geſetze. 

77) Bgl. die 88 46. 47 ber Hauptgeſetze, resp. $ 45. 46 des Geſ. f. Pom- 
mern, $ 47. 48. des Gel. f. Schleften. 
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den Ständen ernannt, die Mittelöperfon zwiichen dem Staat und dem Pro» 
vinziallandtag aber ift nicht er, ſondern ein bejonberer föniglicher Kommiffarins 
(in der Regel ber Oberpräfident). Die rechtliche Bedeutung des Ständener- 
bandes ift wejentlid auf das Privatrecht befchräntt, indem ihm unter Borbe- 
halt Löniglicder Genehmigung und Auffiht die jelbftändige Beichlußfaffung 
über die Kommunalangelegenheiten der Provinz „überlaſſen“ ift?), wohin 
vornemlich Die Verwaltung der meift unbedentenden Vermögensrechte und 
provingiellen Anftalten und Snftitute gehört. ine eigene politifhe Bedeutung 
haben die Provinzialftände nicht, da ihre Berufung nicht geſetzlich notwendig 
ift, da fie nur über die ihnen vorgelegten Propofitionen verhanteln können, 
während ihnen aus eigener Initiative nur das Recht ber Bitte und Beſchwerde 
zufteht, und da in öffentlichen Angelegenheiten der Provinz, insbeſondere bei 
Erlaß von Provinzialgejeßen, ihnen nur ein unverbindliched Gutachten und 
ein rechtlich bedeutungslofer Beirath gewährt find. Sehr weit davon entfernt, 
Organe einer lebendigen Provinzialgemeinde zu fein, find alſo die Stände 
lediglich das Organ einer höchſt abhängigen und jedes eigenen Lebens ent- 
behrenden Ständeforporation und nur nebenbei für die Regierung ein Mittel, 
fih, wenn fie will, vor der Ordnung provinzieller Angelegenheiten über bie 
Stimmung der Provinz zu informiren. In feiner Weife daher haben diefe 
Körperfchaften vermocht, der wachjenden Gentralifation gegenüber ein Pro⸗ 
vinzialleben zu entwickeln. 

In ihren Grundzügen ift dieſe Provinzialeinrihtung nunmehr auf bie 
Brovinzen Hannover und Schleewig-Holftein und auf die in biefer Beziehung 
den Provinzen gleichgeftellten Regierungsbezirke Kaffel und Wiesbaden (mit 
Ausſchluß von Frankfurt) übertragen’. . Dabei ift indeß in mehrfacher Be- 
ztehung eine weſentliche Sortbildung eingetreten. eftgehalten zwar wird auch 
bier an dem Princip, daß nicht die Provinz ober der Bezirk felbft als Sub- 
jekt öffentlicher oder privater Rechte erklärt, ſondern die zunächſt ausſchließlich 
nah Berwaltungsrüdfihten abgetheilte und einen Staatsverwaltungsbezirk 
bildende Provinz (reſp. Bezirk) nebenbei ald das Gebiet eines „propinzial⸗ 
ftändifchen (reſp. tommunalftändiihen) Verbandes‘ anerkannt wird, der bie 
Rechte einer Korporation hat und in diefer Eigenſchaft durch Die auf Pro 
vinztallandtagen (refp. Kommunallandtagen) zufammenftommenden Provinzial. 
ftände (reſp. Kommunalftände) vertreten wird’). Allein die Ständeverſamm⸗ 
Yung nähert ſich fchon ihrer Gliederung und Zufammenfegung nad) weit mehr 


9, Alfg. Gef. v. 1823 No. III. 88 88 f. der Hauptgefebe. 

74) Berorbn. f. Hannover v. 22. Aug. 1867 (G. S. ©. 1549), f. Schleswig. 
Holftein v. 22. Sept. 13867 (G. S. ©. 1581), f. Kaflel v. 20. Sept. 1867 (©. 
S. S. 1537), f. Wiesbaden v. 26. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1659). Ferner eine 
befondere Wahlordn. f. Kaffel v. 20. Sept. 1367 (G. ©. ©. 1546), während für 
bie übrigen Zandtage das alt-preußifche Wahlreglement gelten fol. 

19) Bol. die 88 1 der vier Verfaflungdverordnungen. 
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als in den alten Provinzen einer wirflihen Repräjentation der Provinz ober 
des Bezirks. Das Princip der Alleinberehtigung des Grundbeſitzes ift auf- 
gegeben. Dafür find in Hannover und Schleöwig-Holitein 3 Stände gebildet, 
beren eriter die großen Grundbefiger umfaßt, die zum Theil (Standeöherren, 
einige Stifter u. |. w.) Birilftimmen führen, zum größeren Theil aber von 
den beitehenden Ritterſchaften, Ritterfurien oder beſonders gebildeten Wahl. 
verbänden aus Abgeorbnete entfenden, während Städte und Landgemeinden nur 
durch gewählte Abgeordnete vertreten werden”). Ebenſo find im Bezirk von 
Kaffel 4 fogenannte „Stände” gebildet, von, denen der erfte die Standesherren, 
den Domänenfisfus, 2 Stifter, die Univerfität und die durch 6 Abgeordnete 
vertretene Ritterfchaft, der zweite die Stäbte, der dritte die Landgemeinden, 
der vierte die höchitbeftenerten Grundbefiter und Gewerbtreibenden umfagt?”). 
Doch tritt in diefen drei Provinzen das Feithalten des ſtändiſchen Princips 
Iharf in den Beitimmungen hervor, wonad jeder Stand einen Geſammtbe⸗ 
ſchluß durch jein Separatvotum bis zu höherer Entſcheidung ſiſtiren und über 
dies Gegenſtände, welche jein ausſchließliches Intereffe betreffen, allein ver- 
handeln kann?e). Dagegen ift im Bezirk von Wiesbaden, wo deshalb auch) 
die letztgedachten Beftimmungen fehlen’), das ftändifche Princip nur dem 
Namen nach aufrecht erhalten, während in Wahrheit die aus 4 Standesherren, 
2 gewählten Vertretern des Großgrundbeſitzes und je 2 gewählten Abgeord- 
neten der 11 Kreile zufammengefeßten „Stände* nur eine nach Intereſſen ge 
‚bildete Vertretung ded ganzen Bezirkes find“). Auch nad den neuen Geſetzen 
beruft die Stände der König lediglich „nach Bedürfniß“, ohne in irgend einem 
Falle dazu rechtlich verbunden zu fein®!), und ernennt den Vorſitzenden und 
Stellvertreter *2), jowie überbied einen befonderen Kommiffarius, der die alleinige 
Mittelsperfon für ven Verband bilbet, feine Beihlüffe ausführt, aber auch 
befugt ift, diejelben zu beanftanden und höherer Entiheidung zu unterbreiten *). 
Den Ständen ift aber außer ben Rechten und Pflichten der alten Provinzen 
ganz allgemein „unter Mitwirkung und Aufſicht der Stantöregierung die Bes 


70%) Schlesw.-Holft. Verordn. $ I—11, Hannov. 8 3-9. Wahlverfahren, 
Wahlperiode, Vollmachtsbefugniß u. |. w. ähnlich wie in den alten Provinzen. 
Die paffive Wahlfähigkeit fallt in der Regel mit der aktiven zufammen. 

7, Kaſſel. Ber. 8 3—17. Die Wahlen find direlt. Auch ift bier eine Auf- 
(öfung des Landtags duch den König möglich, worin fich fein mehr repräfenta- 
tiver als ftändifcher Charakter deutlich zeigt. $ 27. 

2) Hannov. V. 8 14-16. Schlesw.Holſt. $ 16—18. Kafl. 8 22—24. 

7%, Nur Majorttätsbefhlüffe, Wiesbad. V. 8 12. 

o Wiesbad. DB. 9 3-7. 

s) Hannov. V. $ 13. Schlesw.-Holft. $ 15. Kafl. $ 21. Wiesb. 8 11. 

82) Hannov. V. 8 10. Schleäw.-Holft. 8 12. Kafi. 8 18. Wiesbad. 8 8. 

8 Hannop. B. $ 11. 12. Schleew.-Holft. $ 13. 14. Kafl. 8 19. 20. Wied- 
bad. 8 9. 10. 
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ſchlußnahme über die Kommunalangelegenheiten des Verbandes, die Verwaltung 
und Vertretung ber prowinzialitändifchen (reſp. fommunalftändifchen) Juſtitute 
und Vermögensrechte" und bie Befugniß, „im Intereſſe der Provinz (reſp. bes 
Bezirks) Ausgaben und Leiftungen zu übernehmen und die Aufbringung der⸗ 
jelben zu befchliegen” eingeräumt®) und unter Aufficht des Oberpräfidenten die 
Wahl geeigneter Perfonen für die Iaufende Verwaltung „des ſtändiſchen Ber- 
mögens und ber ftänbifchen Anftalten*, fowie bie Feftftellung ihrer Geſchäfts⸗ 
ordnung überlaffen®‘). Außer der fortlaufenden „Aufficht* tritt in denfelben 
Fällen wie bei den Kreijen das Erforderniß ftaatlicher Genehmigung für bie 
Provinzialbeſchlüfſe ein®). Iſt fo die rechtliche Stellung diefer Verbände eine 
ungleich beflere als die der provinzialftändifchen Verbände der acht alten Pro- 
vinzen, fo ift durch Die Ueberweiſung bes früheren kurheffiſchen Staatsjchutes 
an den kommunalſtändiſchen Verband des Bezirkes Kaffel und durch die Bildung 
eines größeren hannoverjchen Provinzialfonde zweien dieſer Verbände mit der 
materiellen Unterlage und dem zunächſt im Gebiet eines provinziellen Haus— 
halte eröffneten weiteren Felde ber Selbftverwaltung die Möglichkeit eines 
wirklichen provinziellen Sonberlebens eröffnet”). Hier ift der Punkt, wo, wie 
wir boffen, eine Entwiclung anknüpfen wird, die, in ftetigem Kortjchritt alle 
Provinzen ergreifend, der provinziellen Selbitverwaltung und Autonomie un- 
beſchadet der Stantseinheit Bahn brechen und allmälig bie ftänbilchen Korpo- 
rationen zu genofienfchaftlihen Provinzialgemeinmweien nmgeftalten wird. 

V. In den übrigen deutichen Staaten eriftiren zwiſchen Staat und Orts⸗ 
gemeinde ebenfalls mannichfache gemeinbeartige Verbände. Provinzial- und 
fommunalftändiiche Einrichtungen beftehen noch tin Sachen‘). — Baiern hatte 
auf dem linken Rheinufer unter dem Namen der „Landräthe“ im Weſent⸗ 
lichen die Generalräthe der franzöfifhen Departements eingeführt und durch 
Gel. v. 15. Nov. 1828 in etwas veränderter Geftalt auch auf die übrigen 
Provinzen übertragen. Durch zwei Geſetze v. 28. Mai 1852 find aber in 
den (etwa den preußiſchen Kreifen Torrefponbirenden) Diftrikten und den 
(etwa den preußischen Regierungsbezirfen analogen) Kreifen Diſtriktége— 
meinben und Kreidgemeinden geichaffen, welche die Rechte einer Korpo- 


%) Vgl. die $$ 2 der 4 Verordn. 

85) Hannov. B. 3 19. 20. Schleew.-Holit. 8 21. 22. Kaſſ. $ 28. 29. Wies⸗ 
baden 8 15. 16. 

es Hannov. V. 817. 18. Schlesw.⸗Holft. $ 19. 20. Kafſ. $ 25. 26. Wied. 
baden 8 18. 14. Vgl. Note 49. 

*) Bol. den Erlaß v. 20. Sept. 1867 betr. die Weberweifung bes vormals 
kurheſſiſchen Staatefhages an den Tommunalftändifchen Berband des Regierungs⸗ 
bezirks Kaſſel. Der Berband fol ihn „ald ein ihm gehöriged und von ihm zu 
verwaltended Vermögen‘ „im Interefle des Landes“ verwenden, 

8 Die Provingiallandes-Berfaffung der Oberlaufig und die Kreidtagsver⸗ 
fafiung der Erblande. Vgl. Verfaff. Url. v. 1881 8 61. 
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ration, das Selbftbeftenerungsrecht für gewifie gemeinfame Zwede bes Diftrikts 
ober Kreiſes, die DBerwaltung ihres Haushalts und Bermögens, jowie enblid 
eine politiiche Vertretung der Bezirks⸗ oder Kreidangehörigen gegenüber der 
Staatöverwaltung und eine Kontrole der letteren haben. Organe der Diſtriktb⸗ 
gemeinde find ein jährlich zufammenkommender, von dem Borftand des DBer- 
waltungsbezirks geleiteter, and ben Bertretern der Ortögemeinden und des 
grogen und größeren Grunbbefites zufammengejeger Diſtriktsrath, ein von 
diejem gewählter Diſtriktsausſchuß und ein Diſtriktskaffirer. Organe ber 
Kreiögemeinde find ein vornemlich von den Diftriktsräthen gewählter, daneben 
aus Bertretern der Teinem Diftrikt zugehörigen (jog. unmittelbaren) Stäbe, 
des großen Grundbeſitzes, der Pfarreien und einer etwaigen Univerfität gebil- 
beter Landrath und ein Landrathsausſchuß. — Cine eigenthümliche Stellung 
nehmen in Württemberg die Amtskoörperſchaften ein, welche hier als jeltene 
Ausnahme von den allgemeinbeutihen Zuftänden in den Bezirken der Ober 
amter einen, Stadt und Land verbindenden Kommunalverband jeit Sahr- 
hunderten ausgebildet und erhalten haben. Nach der im Sabre 1822 ihnen 
gegebenen ueuen Sinrichtung®?) find fie Korporationen, welche lediglich von 
den Gemeinden des Amtsbezirks gebildet werden”). Die Amtskoͤrperſchaft 
wird vertreten dur die aus Abgeordneten der Amtsgemeinden, und zwar 
theils ihren erſten Vorſtehern, theild beſonderen Deputirten der Gemeinberäthe 
aufammengejegte, vom Oberamtmann geleitete Amtöverfammlung '). Daneben 
bat das Amt für das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen in dem „Amtöpfleger” 
ein eigened Organe). Das Oberamt wird als eine rein ftaatliche Berwal- 
inngöftelle behandelt, verbindet aber damit die Stellung eined Korporatione- 
vorjtandes für das Amt”). Die politiichen Rechte der Amtsverſammlung als 
joldher gehen über die Berathung und Unterftühung des Oberamts nicht hin- 
aus. Dagegen werben die Berathung und Beichlußfaffung in Angelegenheiten 
bes Amtshaushalts, die Verwaltung des Amtsvermögens. und der Amtöfaffe, 
die Amtslorporationsfhulden, das Amtsrechnungsweien, der Amtsforporationd- 
etat, die Feſtſtellung des Amtsſchadens, die Amtövergleichung (Laftenrepartition) 
und Amtöbelaftung u. |. w. ald Korporationsangelegenheiten behandeltee), bei 


se, Württemb. Berwaltungsebikt für die Gemeinden, Oberämter und Stif- 
tungen v. 1. März 1822 $ 68—119. 

‚98 7T5lLe.: „Die zu einem Oberamtöbezirte vereinigten Gemeinden bilden 
auch künftig, wie biöher, eine eigne gefchlofiene Körperſchaft, welche ihren An- 
theil an den öffentlichen Laften mit vereinigten Kräften trägt, ihre gemeinfchaft- 
lichen Zwede mit vereinigter Anftrengung auf gemeinjchaftliche Koften verfolgt“. 

) 8 76 ib. Organe ber Berfammlung find ber Amtsaktuar ($ 77) n. bie 
Aueſchůffe ( 84). 

2 8 78 f. ib. 

2) 8 68- 76, bei. $ 69; 0—119. 

") 8 79—87 ib. 
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denen fih nur die Auffiht und Genehmigung des Staates vielfach geltend 
macht”). — In den Eleineren Staaten giebt es außer den verjchiedenen Arten 
eigentliher Sammtgemeinben”) zwiſchen Ortögemeinde und Staat vor- 
nemlic zwei Gattungen von Verbänden, indem in einigen Staaten in einer 
gewiflen Verwandtihaft mit dem franzöfiichen Syftem bloße Bezirköräthe 
gebildet find”), in anderen Staaten dagegen die einem Verwaltungsbezirk zu- 
gehörigen Ortsgemeinden zu einer der Ortögemeinde analog Eonftruirten Amts - 
gemeinde verbunden werden‘). Hervorzuheben find ihrer freien Stellung 
wegen die Amtögemeinden Braunfchweigs®), welde durch die für jedes Amt 
von den Gemeinderäthen gewählten Amtsräthe vertreten werden 19). Als ein 
jelbitändigee „Organ der dem Amte angehörigen Gemeinden für alle Ange- 
legenheiten, welche fi) über die Grenzen ber einzelnen Gemeinden eritreden, 
aber nicht als allgemeine Angelegenheiten betrachtet werden können“ '9'), bringen 
diefe Amtsräthe die Rechtsperfönlichkeit der Amtsgemeinde im privaten wie im 
öffentlichen Recht zur Erſcheinung. Sie können im Namen des Amntsverbandes 
giltige Beſchlüſſe faſſen, Umlagen und Laften auferlegen, Anleihen aufnehmen 
und fonftige Rechtögeichäfte abjchließen, fie haben bei der Aufficht des Staates 
über die Ortsgemeinden mitzuwirken und in gejeglich beftimmten Fällen die Ent- 
ſcheidung zu geben, Zuftimmung zu ertbeilen ober ein Gutachten abzugeben, 
fie verwalten das Amtsarmenweſen und nehmen an der Landespolizei Theil!). 
Die Staatsaufſicht, der an die höheren Behörden zuläffige Rekurs und die 
Iandesherrlihe Befugniß zur Auflöfung der Amtsräther) fügen die Amts- 
fommunen auf der andern Seite ald Glieder in den Staatöverband ein. 


” 5 89 ib. 

%%) Bejonders in Dfdenburg diejenigen Kirchipiele, welche fich in Bauerfchaften 
oder andere Genofjenfchaften gliedern. L. G. OD. art 135—143, Bol. auch Kur- 
beil. &. O. 8 7. 8, Bair. 3 6, Bab. $ 145—147. 

) So namentlih im Südweſten. Bgl. 3. B. das großh. heil. Gef. vom 
10. Februar 1853 (Regbl. Nr. 6). Ueber die kurheſſiſchen, heſſenhomburgiſchen und 
naffanifchen Bezirkäräthe f. oben Note 34. 35. Bon den früheren bairifchen Be- 
zirköräthen war eben die Rede. 

” Bol. 3. B. Sachſen⸗Meining. B. U. v. 1829 8 24: „Die Gemeinden 
eined Amts bilden eine Amtögemeinde zu gemeinfchaftlicher Beiorgung ber dazu 
beftimmten Angelegenheiten‘. Oldenb. revid. ®. U. 1852 art. 78: „Die Ge 
meinden eines beftimmten Bezirks jollen zu einem größeren Berbande zufammen- 
treten, defien Verfafſung möglichft nach benjelben Grundjägen und Grundlagen, 
wie die Verfaffung jener, geordnet wirb". 

”) Braunfhw. 2. ©. O. v. 19. März 1850 $ 129-160. 

100) Sie werben vom Borligenden berufen und dem Staate wird hiervon nur 
Anzeige gemacht. $ 1411. c. 

10) 8 149 1. c. 

109) 8 150—159 1. c. 

108) 8 189. 160 L c. 
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VI. Sind hiernach überall und befonderd in Preußen die zwijchen dem 
Staat und der Ortögemeinde mitten inneftehbenden Bezirkskoͤrperſchaften niederer 
und höherer Ordnung nur erft unvolllommen entwidelt, jo ift doch ein un- 
aufhaltfamer Fortſchritt in der Wiederbelebung der feit Iahrhunderten ver- 
fümmerten oder vernichteten genoſſenſchaftlichen Elemente auch Hier nicht zu 
verfennen. Der fehr ungleiche Rechtscharakter diefer vielgeftaltizen Verbände 
läßt fie in ihrer gegenwärtigen Zufammenfegung und Organifation bald einer 
weiteren Gemeinde, bald einem alten Ständelorpus, bald einer inforporirten 
SInterefjentenfhaft eines Staatsverwaltungsbezirks, bald einem Wahlverband 
für die Bildung eines politiichen Beirathskollegiums der Staatsorgane ähnlicher 
erjheinen: die Richtung aber, welche ihre Fortbildung beftimmt, zielt offenbar 
überall darauf bin, fie zunächft auf den unteren Stufen, demnächſt auch in 
ben höheren Streifen einer wirklichen Bezirkslommune immer näher zu bringen. 
Daraus aber ergiebt fich zugleich, dat analoge Wandlungen, wie fie der Ge- 
meinde bevorftehen, auch hier die Aufgabe der Zukunft bilden werben. Je 
ftärfer und voller fih in dem neu erftehenden deutſchen Staat eine centrale 
Einheit entwidelt, einer defto regeren Selbftbeftimmung und Selbftverwaltung 
ber einzelnen Volkskreiſe, eines deſto vwolleren, freilich nicht von oben allein zu 
erwedtenden, ſondern von innen und unten erjtehenden Gemeinlebend in ben 
Kreifen, Bezirken und Provinzen wird ed bedürfen, wenn anders den Gefahren 
einer übermäßigen und undeutſchen Gentralifation begegnet werben ſoll, welche 
das Grab der Freiheit und mit ihr zulekt der nationalen Kraft mit Noth- 
wendigfeit werden müßte. Die rechtliche Natur aber der über der Orts⸗ 
gemeinde ftehenden Xerritorialverbände wird damit jchließlih Die von ge- 
noffenfhaftliden Gemeinwefen werden. Es wird aljo bier wie bei 
der Ortsgemeinde im Verhältniß des Verbandes zu feinen Gliedern der Ge- 
danke einer einheitlichen, öffentlichrechtlichen Bezirksgenoſſenſchaft an Stelle der 
jetzt herrſchenden ſtändiſchen, privatrechtlich -Forporativen und abminiftrativen 
Gefihtspunfte treten, während im Verhältniß zum Staat die Homogenität der 
engeren Verbände zur Anerkennung gelangen wird. 


I. Die genoffenfhaftlihen Elemente des Staat®. 
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A. Die Entwicdllung der obrigkeitlihen Staatsidee in den Territorien 
Deutſchlands enthielt die principielle Negation aller genoffenfchaftlichen Elemente 
des Staated. Deshalb entipracdh der pofitiven Entfaltung des neuen Syftems 
der Verwaltung, Gejeggebung und Rechtſprechung zugleich die Befeitigung der 
Theilnahme Tandftändifher Genoffenihaften am Staatswejen. War von ber 
Reformation bis zum großen Kriege nur erſt dad mehr oder minder erfolgreiche 
Streben bemerkbar, die Stände der Mitträgerjchaft der in dem Begriffe der 
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Landesobrigkeit enthaltenen Befugniffe zu entkleiden, fo begann feit dem weit- 
phälifhen Frieden die Exiſtenz der Stänbelörperfhaften überhaupt in Frage 
geftellt zu werden. Im 18. Jahrhundert wurden dann in vielen und gerade 
in den wichtigften Territorien die Landſtände in der That formell aufgehoben, 
oder fie wurben thatfächlich ignorirt und ftarben langſam ab, oder fie ſanken 
doch zu voller Bedeutungslofigkeit herab. Wenn daneben in einzelnen Staaten, 
wie im einigen geiftlichen Fürftenthümern, in Medlenburg, Braunfcdhweig- 
Lüneburg, Württemberg, Schwediich-Pommern und manchen Pleineren Territorien 
fich kräftigere Landſtändekörperſchaften erhielten, jo vermochten fie doch das 
Iandftändifhe Princip nicht zu retten. Denn einerfeits galten fie dem zur 
Alleinherrihaft gelangten Iandesherrlihen Regiment gegenüber in berjelben 
Weiſe als Anomalien, wie etwa die reichsſtädtiſche gegenüber ber fürftlichen 
Berfaffung. Anbererfeitd aber wurde aud in folhen Territorien das innere 
Weſen des Ständevereins gewandelt und die alte Landesgemeinde hier wie 
überall zu einer Privilegskörperſchaft umgeftaltet, deren Privileg bier eben nur 
ein umfafjendered und tiefer in das öffentliche echt eingreifendes blieb. So 
war denn aud, mochte im Cinzelnen die Entwicklung noch jo mannichfach 
und ungleichartig verlaufen, nicht nur ihre Richtung und ihr Ziel überall identiſch, 
fondern auch der dabei eingefchlagene Weg fo ähnlich, daß ganz beftimmte princi- 
pielle Veränderungen in dem Rechtöverhältnig der Ständegefammtheit jowol zu 
ihren Gliedern, aldzum Fürften, ald zum Lande das hier früher, dort ſpäter, 
bier vollftändiger, dort unvollitändiger eintretende Refultat gebildet haben. 

I. Für ihre Glieder zunädft hörte die Landſchaft mehr und mehr 
auf, eine frei gewollte genofjenfchaftliche Verbindung zu fein, und wurde 
eine durch ein gemeinfames Privileg zujammengehaltene Korporation. Im 
16. Jahrhundert zwar wurden noch viele und wichtige ſtändiſche Einungen 
alter Art errichtet, welche eine felbftändige Landesgenoſſenſchaft Tonftatirten 
oder begründeten: jeit dem 17. Jahrhundert dagegen wurden ſolche Unionen 
jeltener und kamen vornemlih nur noch in Peineren Xerritorien oder ala Er: 
neuerung älterer Verträge vor"). Ueberdies aber ſah man feitdem in dieſen 
wie in ben fortgeltenden früheren Föderationen weniger den Ausdrud eines 
die Einzelnen zur Genoſſenſchaft verbindenden Gefammtwillens, als Berab- 
redungen der Einzelnen über die Mittel zur Crhaltung der Körperfhaftöprivi- 
legien, während man ebenfowol hier als bei den einer ausdrüdlidhen Berbünbung 
entbehrenden Landitänden den Eriftenzgrund des Verbandes ftatt in der audbrüd- 
lichen, ftilljchweigenden oder natürlichen Perfonen vereinigung in ber dem land⸗ 
ſchaftlichen ISnftitut aus bejonderen Titeln zuftehenden Summe von Rechten und 
Pflichten fand. Zur Auffuchung folcher fpeciellen Titel und zu deren Suf- 
ſumirung unter privatrechtliche Begriffe wurde man ſchon um der Selbfterhal- 
tung willen gedrängt. Denn der Obrigkeitsidee und ben fie unterftügenden 


') Den Beweis liefern die in $ 51 namhaft gemachten Uniondverträge, 








8 60. Die Landſtändekorpora im obrigkeitlichen Staat. 803 


tömifchen Iuriften gegenüber ſchien bie privatrechtliche Begründung ber land⸗ 
ſchaftlichen Befugniffe als wohlerworbener, aus einem giltigen pactum ber 
jtammender, womöglich titulo oneroso gewonnener, „erfaufter‘*) und „ver- 
erbter" Rechte das einzige Mittel der Abwehr. Die Juriſten aber führten 
dann Dagegen den neuen Sat „jus publicum privatorum pactis mutari non 
potest‘“ mit Erfolg in den Kampf, da ihnen die Stände als einfache Private 
und nur die Landesherren als personae publicae galten. Es kam mithin 
für die Stände immer mehr darauf an, ihren Rechten den Charakter von 
Privatrechten zu vindiciren, während die Hofpubliciften zwar jus publicum 
darin fanden, dagegen den privatrechtlichen Charakter der fie begründenden 
Alte ebenfo unbedingt wie die Stände felbft verfohten. So vereinte fi 
Alles, um bei der fortjdhreitenden Separirung des öffentlichen und privaten 
Rechtd die Beides zufammenwerfenden älteren Akte zwifchen Sürft und Ständen 
ausichlieglih dem Privatrecht zuzuweifen, und, ftatt daß ein naturgemäßer 
Fortſchritt die Erkenntniß der ftaatsrechtlihen Natur der jcheinbaren Verträge 
als wirklicher Verfaffungsvereinbarungen, mithin als Geſetze gebracht 
hätte, gieng ſelbſt die Vorſtellung von der Möglichkeit einer aus Vereinbarung 
fliegenden lex verloren. War aber das dem Corpus ber Landſchaft oder eines 
Standes zuftehende Geſammtrecht ein auf Privilegien, Herkommen und Ber: 
trägen beruhendes Privatrecht, jo erſchien die Mitgliedſchaft der einzelnen 
phufiichen ober juriftifhen Perſonen im Corpus als Antheilnahme daran unter 
-gleihen Geſichtspunkten. Man betrachtete daher die fogenannte „Landſtand⸗ 
haft" mehr und mehr als ein felbftändiges Privatrecht, deffen Ausflug unter 
Anderm and Forporative Befugniffe waren, und an die Stelle von Grund⸗ 
fügen über Aufnahme in den Genoffenverband, Austritt aus bemfelben und 
genoffenfchaftliche Verfaſſung traten Grundfäge über Erwerb, Verluft und 
Wirkungen der Kanditandfhaft?). Gleich anderen Privilegskorporationen er 
ſchwerten dann, damit der Genoffenantheil nicht kleiner werde, die Stänbe- 
förperjchaften den Erwerb der Mitgliedſchaft und jchloffen endlich die Zahl 
‚der vorhandenen Stellen rechtlich oder faktiih ab‘. Mit der dadurch abge 
jhnittenen Möglichkeit, die Zufammenfegung der Stände mit den werhjelnden 
Zuftänden nnd Machtverhälniffen zu verändern, verfchwand die alte Idee, daß 


2) Sehr früh begegneten bie bairtihen Stände bezüglich ber gegen Bewilli« 
gung einer Steuer t. 3. 1311 von Herzog Otto gewährten Gerichtöprinilegien 
ber Behauptung der Landesherrn, die Freiheiten felen „aus Gnaden zugeftanden“, 
mit dem Cinwande, fie ſeien „gefauft”. Bol. 3. B. den Streit des Jahres 1532 
b. v. Freyberg, Zandft. IL 226. 

2) Reichliche Belege für das Folgende bei Mofer, von beut. Reichsſtände 
Landen L. II. c. 7 ©. 449 f.: „von ber Landftandfchaft Grund”; c. 8 ©. 5877.: 
„Der Landitandichaft Beweis’; c. 10 ©. 60f.: ber Landſtandſchaft Verluft; c. 
15 ©. 659 f.: Corpus der Landftände S. auch vu. Campe ©. 74 f. 206. 

9 Bol. dad Refums bei Mofer ©. 520. 521 $ 18 u. ©. 532. $ 23. 24. 

b1* 
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die Landichaft der Verband aller felbftändigen politiſchen Einheiten des Landes 
ſei. Xrat, jofern juriftifche Perfonen (Stifter, Städte, Aemter) Inhaber der 
Landftandichaft waren, hauptfächlih nur in dem Verhalten gegen neue gleich- 
artige Körperichaften die Begrifföveränderung äußerlich hervor, jo wurde Bei 
den Prälaten und dem Abel, mit Ausnahme weniger Länder, wie Tirol, oder 
einzelner Stellen fogenannter Perjonaliften®), die Landſtandſchaft ſchlechthin 
Pertinenz gewiffer Güter‘) und ſchon damit ald Privatrecht harakterifirt; und 
vielfach wollte man in ber Folge auch die Landſtandſchaft der juriftiichen Per- 
jonen als ein an ihrem Grund und Boden haftendes Recht anjehen. Freilich 
unterfhied man auch jekt die Vorausſetzungen der Standſchaft von der Auf- 
nahme in das Corpus und machte die Ießtere von einer ausdrücklich nach⸗ 
geſuchten und erfolgten Annahme durch die Stände, den Landeöherren ober 
beide abhängig”), forderte dabei auch meift gewiffe p:rfönliche Dualitäten: allein Die 
letzteren bezogen fi nidht mehr auf Macht, Selbitändigkeit und Freiheit, 
ſondern beitanden in dem Nachweije des Adels oder einer Ahnenzahl, eines 
beitimmten Bekenntniſſes, der Geburt in ter Provinz u. ſ. w.®), und vor 
Allem war die Aufnahme in den Verband nur noch der modus acquirendi, 
während als eigentlicher Erwerbstitel jeder Landitandihaft ein gewöhnlicher 
Drivatrechtötitel galt, fei es Kauf Iandtagsfähiger Güter, fei es Erbſchaft, fei 
es Erheirathung, fei ed Verjährung, fei es endlich ein „„Privilegium‘“ ober 
„jonderbare Freiheit und Begnadigung”%). Gelbit die alten Konföderationd- 
urfunden, weldhe „ewig und erblih“, „für alle Nachkommen und Erben" ge 
ihloffen waren, legte man nunmehr in dem ihnen urſprünglich fremden Sinne 
aus, als hätten fie eine beſtimmte Anzahl erklicher Gerechtſame kreiren wollen !9). 
Endlich mußte, wenn die Landſtandſchaft eine aus bejonderem Titel zu eigenem, 
meift ſubjektiv dinglichem Recht den Einzelnen zuftehenve individuelle, nußbare 
Gerechtigkeit wurde!!), auch die innere Korporationsverfaffung ftatt im Sinne 


6, Mofer lc. S. 500. 
*), Mofer l. c. c. 7 per tot., bei. ©. 527-529. 
?, Mofer l. c. S. 501—503. 507. 514 8 7. 516. 518. 532-5886. 
8) Mofer l. c. ©. 503—506. 508—514. 519. 620. 521—527. 529. 590. 
%) Dies find die „Arten zur Landftandfchaft zu gelangen“, welche Moſer 
. ©. 530. 531 aufführt. | 
10) So die bair. Föderation v. 1847. Rudhart LI 107. 108. v. Xerdhen- 
feld, Zreibriefe S. CXCVI. Doch fieht bier Rodinger mit Unrecht die Erb» 
lichfeitöffaufel alö ben Grund ber fpäteren Dinglichkeit des ftändifchen Rechts 
an; fie wurde nur fpäter fo ausgelegt, während urfprünglich hier wie in jebem 
anderen Genofienfchaftäftatut jener Zeit das Wort „Erben” die fpäteren Ge- 
nofjenichaftäglteder, nicht die privatrechtlichen Succefioren bedeutete. 

11) Eine andere Auffaffung trägt freilich Mofer, offenbar aber weder mit 
den Zeitgenoffen, noch überall mit fich felbft in Webereinftimmung, am wenigften 
aber im Sinn der Stänbe jener Zeit, fondern in der Ahnung einer neuen Staate- 


l, 
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eined politiſchen Körpers fih im Sinne eined Privatrechtsvereins fortentwideln 
oder verbilden. Die Verbindlichkeit der Geſammtbeſchlüſſe, der Umfang der 
forporativen Autonomie und Gerichtöbarfeit gegen die Glieder, die Geltung 
der Stimmenmehrheit verloren an Xerrain, ftatt zu gewinnen; an Gtelle 
eined lebendigen Gemeinfinns trat elender Streit über Fleinliche Dinge; die 
Heimlichkeit der Verhandlungen und Beihlüffe nahm mehr und mehr über- 
hand; den jura universitatis gegenüber wurden die jura singulorum ausge 
dehnt und egoiftiich verfochten'*). Am meiften aber wurde die genoffenichaft- 
liche Verfaffung der Landfhaften dadurch untergraben, daß ganz im Geiſte 
der Zeit die urjprünglich als Korporationsorgane beftellten Vorſteher, Räthe 
und Ausſchüſſe fih als die Träger bejonderer, in eigenem Namen beſeſſener 
Rechte beziehungsweiſe ald bejondere, auf wohlerworbenem Privileg beruhende 
Korporationen vom Geſammtkörper abtrennten. Namentlich wurden oft, ihres 
Urſprungs uneingeden?, die engeren ſtändiſchen Ausſchüſſe zu gejchloffenen, fich 
jelbit ergänzenden oder, wie in Baiern, jogar erblihen Korporationen, welche 
als Inhaber einer Anzahl Einflug und Nuten bringender Stellen fi, wenn 
nur für ihr Sonberintereffe geforgt ward, leicht von den Landesherren gegen 
das Intereſſe der Landſchaft felbft gebrauchen ließen. Cs ift bekannt, wie 
jehr die Verwendung ſolcher Ausfchüffe als Iandesherrlicher Räthe und Be 
hörden die Nichtberufung und Unterbrüdung der Gejammtjtände und endlich 
die Vernichtung der ganzen landſchaftlichen Berfaffung erleichtert hat >). 
ULU. Den Fürften gegenüber verloren bie Ständelorpora in demſelben 
Grade, in welchem fie ſich innerlich in Privilegskoörperſchaften wandelten, die 
genofſenſchaftliche Selbitändigfeit und die ftaatlihe Bedeutung. 

1. Die genoffenf&haftliche Selbftändigfeit der Ständegefammtheit griffen 
die Fürften in richtiger Erfenntnig, wo die Duelle der ftändifchen Macht ge- 
legen, an ihrer Wurzel, dem Einungsreht, an. Schon feit der goldenen 
Bulle Hatten mächtigere Fürften, unter Berufung auf das in berjelben ent. 
baltene Verbot aller Bündniffe der Ritter und Städte, unbewilligte Bünde 


auffafjung vor, wenn er ©. 528. 529 fagt: „Hingegen traue ich mich nicht zu 
behaupten, noch zu erweiſen, daß das Recht der Lanbftandichaft als ein Stüd der 
Nutzbarkeiten eines Gutes anzujehen fei. Eine Würde und ein Vorrecht fit es 
ohne Zweifel, worauf alſo vielleicht in manchen Ländern bei Verfertigung des 
Anfchlages über den Werth eines Gutes mit gejehen wird: doch ift es um fo 
weniger eine Sache, die in commercio ift, als, vorhin erwiejenermaßen, meiftens 
neben dem Güter⸗Beſitz auch noch perjünliche Qualitäten zu der Landftandichaft 
erfordert werden“. 

2, Bol. z. B. Mofer ©. 722-125. 878 - 886. 

 Mofer ©. 725—802. Wilda, Rechtslex. S. 833 f. Def. aber bie aud- 
führliche Darftellung, wie in Baiern bie Ausfchüffe, welche fich zuletzt ſogar von 
den Füriten gegen die Stände vertreten ließen, zum Untergange der Berfaffung 
beitrugen, b. Rudhart. Vgl. bei. Bb. IL ©.129f. 134. 166. 223 f. 295 f. 306. 
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zu kaſſiren, dad Recht neuer Vereinigung zu beftreiten verſucht. Im der Marf 
Brandenburg, dem Ordensland und fonft wurden ſchon im 15. Sahrhundert 
Ständebündniffe verboten und, wenn gefchloffen, durch Geſetz und Reichsſpruch 
für illegal erklärt“)y. Kaifer und Papft rief ber Kurfürft von Trier jchon 
1456 gegen die von jeinen Ständen gefchloffene Einigung an und erlangte 
von beiden die Kaffation des Bundes (1457), weil er gegen die Obrigfeit 
des Erzbiſchofs, die Hoheit des Kaiferd und die Würde des Papftes fei: allein 
obwol der Papft den Kirhenbann, der Kaifer Berluft aller Gnaden, Rechte 
und Lehen bes Reiches und bes Sraftifts nebft einer Strafe von 2000 Mark 
Goldes drohte, falls binnen 6 Wochen und 3 Tagen das Bündniß nit ab- 
gethan jei, beitand biefes fort und wurde nod 1501 wörtlih erneuert"). 
Für die damalige Zeit paßte eben noch der Ausſpruch Häberlin's, man 
habe die Bünde wol Faffiren können: „allein der dadurch entitandene Ge 
meingeift Eonnte doch nicht kaſſirt werden‘ '%. Seit dem 16. Jahrhundert 
indeg wurde die Nechtsanfiht von der Unerlaubtheit ftändifcher Einungen 
immer allgemeiner. Man jubjumirte fie unter den Begriff der Bünbdniffe 
(foedera), zu denen nur die Stände des Reiches befugt jeien, und führte bie 
Nechtöbeftändigkeit der anerkanntermaßen in Kraft ftehenden Konföberationen 
auf die ihnen ertheilte Taiferliche oder landesherrliche Genehmigung oder auf 
ein anomales Herkommen der einzelnen Xerritorien zurüd. Schon Karl V. 
mußte in jeiner Wahllapitiilation verjprehen: „Wir follen und wollen auch 
alle unziemlich häßige Bündniß, BVerftridung und Zufammenthun der Unter- 
thanen, des Adeld und gemeinen Volks, auch die Empörung, Aufruhr und 
ungebührlihen Gewalt gegen bie Churfürften, Fürften und Andere fürgenommen, 
und bie hinfüro gefchehen möchten, aufheben, abjchaffen und mit ihrer, der 
Churfürften, Fürjten und anderer Ständ, Rath und Hülf daran fein, daß 
ſolches, wie fih’8 gebühret und billig ift, in künftigen Zeiten verboten und 
fürfommen würde‘. Sprach diefe in alle fpäteren Wahlkapitulationen auf- 
genommene Klaujel den Unterthanen noch nicht das Vereinigungsrecht ſchlecht⸗ 
bin ab, ſondern unterjagte nur unziemliche und gehäffige Bünbniffe'”), fo 
legten doch bie Zanbeöherren fie dahin aus, daß eben Bünbniffe der Stände 
untereinander „unziemlih” jeien, jedenfalls der Obrigkeit die Kognition dar⸗ 
über gebühre. In einzelnen Ländern wurde daher auch von den Landesherren 
auf eigene Hand oder auf ihr Anrufen von Kaiſer und Reichsgerichten das 
Verbot der Föderationen bedingungelos durchgeführt. So kaſſirte der Reiche⸗ 
hofrath 1732 im Hochftift Baſel und unterjagte für alle Zukunft alle „mündlich 


14) Bol. oben $ 51. 

15) Lünig, Coll. nova J. 551f. Mojer, kurtrier. Staater. ©. 219 f.; von 
deuticher Reichöftände Landen ©. 659 f. 

16) Bei Schlözer, Staats anzeigen Bd. 17 (1792). Heft 67. S. 270, 

17, Vgl. Mofer, Anmerkungen zur Kapitul. Karl’s VII Bd. I. ©. 488 f.; 
Bon deut. Reichöftände Landen S. 705—706, 
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oder fchriftlich unternommene Confoederationes, Uniones, Conjurationes, 
verbottene Confraternität‘‘ der Landſtaͤnde!e). Die erneute mährifche Landes⸗ 
ordnung v. 1628 aber beftimmte: „Demnad) Foedera oder Verbündniffen 
einzugehen ober aufzurichten, zu was Ende und gegen weme fie aud 
angefehen ſeyn möchten, niemand anderem in diefem Marggrafthumb 
als dem König und Marggrafen gebühret, zudem auch der Ausgang und bie 
gemeine Erfahrenheit nunmehr genugfamb zu erfennen gegeben, was für ver 
berblichen Sammer und Unheil die wider Uns als den ordentlichen König, 
Marggrafen und Erbherrn vorgegangene Conspirationes und Verbündniſſen 
in diefem Unſern Erb⸗Maggrafenthumb und fonften allenthalben angerichtet; 
jo wollen wir vor Aufricht- oder Einwilligung aller und jeder Verbündniffen, 
Zufammenverfnüpfungen und Confpirationen, mit weme inner- oder außerhalb 
dieſes Marggrafenthumbs fie auch geichehen möchten, hiermit männiglich noch⸗ 
mals ganz ernftlid gewarnt haben.” Käme gleichwol ein Verbündniß oder 
foedus, aus was für Urfachen, Schein oder Vorwand es fein möchte, wider 
den Sanbeöheren ober zu irgend einem andern Zwecke öffentlich oder heimlich 
vor, fo ſoll wegen bes „Lafters der beletdigten höchſten Majeftät.. . mit un- 
nachläffiger Straff an Leib, Leben, Ehr, Hab und Gut, aller Schärf nad) 
verfahren werden‘ '%. ine fo völlige Vernichtung des einft als weſentliches 
Attribut voller Freiheit geltenden Vereinigungsrechts ftand keineswegs vereinzelt 
da. Auch Mofer will für feine Zeit ein ftändifches Einigungsrecht nicht 
mehr anerlennen, indem er fi theild auf die Wahlkapitulation beruft, theils 
die Gruntfäße des voͤlkerrechtlichen, nur ſouveränen Mächten zuftehenden jus 
foederis hberbeizieht”). Und die Stände felbft wagten bald nicht mehr, ein 
allgemeines politifches Vereinsrecht zu behaupten, ſondern beanfpruchten nur 
noch für ſich felbft ein auf befonderem Titel beruhendes Privileg der Bereinigung. 
Wenn noch 1492 der bairifche Adel, als bei Gelegenheit der zwifchen ihm und 
den Herzögen vor dem Kaifer geführten ſchiedsgerichtlichen Verhandlungen bie Frage 
erörtert wurde, ob ber Abel zur Eingehung des Loͤwenbundes berechtigt geweſen 
fei, meinte, wenn ihm das Einungsrecht beftritten werde, ftehe er ja nicht 
beffer wie Teibeigne Leute und Bauern?): fo wurde in ben langen reichöge- 
richtlichen Streitigkeiten über die Giltigfeit der medlenburgifchen und oftfriefi- 
fehen Ständeunionen von Seiten der Stände gar nicht mehr ein allgemeines 
Einungsrecht, jondern nur eine fpecielle Ausnahme behauptet. Es tft belchrend, 
die Anfichten über das Einungsrecht in beiden Fällen zu verfolgen. 

Sn Oftfriesland wurde die von ſämmtlichen Ständen mit ber Stabt 
Emden 1683 errichtete Verbindung, weil fie ohne Wiffen und Willen des 


18) Moſer, von deut. Reichöftände Landen ©. 676, 677. 
 Moferl. c. ©. 672, 673, 

se Mofer ]. c. S. 706. 707. 

29 v. Krenner, Landtagshandl. XI. ©. 216. 
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Landesherrn gejchloffen, von diefem für unerlaubt erklärt. “Derjelbe beantragte 
daher 1691 beim Reichshofrath: „die Landftände anzuhalten, dag fie denen 
a) unter ſich und b) mit Anderen ohne Zuziehung, Confend und Bewilligung 
ihrer hohen Landes⸗Obrigkeit aufgerichteten an jich jelbft unfräftigen Bünd- 
niffen und Vergleichen und der darüber aufgetragenen Garantie renunciiren, auch 
diefelben zu ewigen Tagen kaßiren und aufheben.” Der Reichöhofrath gieng zwar 
zunächſt hierauf nicht ein. Als aber 1723 die Landſtände fi) wegen einiger dem 
Fürften günftiger Faiferlicher Verordnungen aus eigener Machtvollkommenheit 
troß eined landesherrlichen Verbots zu Hinte verfammelten und eidlich zur 
Geheimhaltung ihrer Beichlüffe verbanden, wurde ihnen durch kaiſerliches 
Dekret ſcharf verwiefen: „das freche Unterwinden, denen Unterthanen in Rechten 
hoch⸗verbotene heimliche und gefährliche Verbindniffen, wie zu Hinte gefchehen, 
aufzurichten und mittelft derjelben ſich zuſammen zu verjhwären‘. Die Stände 
antworteten mit einem Beſchluß (1724), nad welchem jedes Mitglied, das 
vom Reichshofrath der Conclusa wegen in Strafe genommen ober verurtbeilt 
werden würde, „von gemeiner Landſchaft inbemnifirt und ſchadlos gehalten 
werden" ſollte, vertbeidigten aber dem Reichshofrath gegenüber in einer von 
ben ftändifchen Agenten eingereichten Deduftion ihre Befugniß, „ohne Konjens 
des Landesfürften Conventiones und Bündniſſe aufzurichten‘. Die Schrift 
ward als ungebührliche Vertheidigung einer angemaßten Freiheit mit Verweis 
zurüdgegeben und gegen die ftändiichen Beichlüffe ein Taijerliches Patent v. 
18. April 1725 publicirt, auch eine kaiſerliche Kommilfion niebergefeßt. An 
die legtere richteten nun die Adminiftratoren der Landſchaft eine ausführliche 
Remonftration, worin fie dad Recht der Stände, fih „zu ihrem Wohlftand 
und Ruhe, und zu Bertheidigung ihrer Rechten, Gerechtigfeiten und Herrlid- 
feiten, und zu Crhaltung der nöthigen Cinigfeit" zu verbinden, als „has 
Fundament ber jtändijchen Freiheit“ emergifh verwahrten. Dies Recht aber 
leiteten fie aus ihrer anomalen Stellung dem Landesberrn gegenüber ber, 
vermöge deren fie „nicht vor Unterthanen zu achten, welche ihrem Landesherrn 
ſchlechterdings und absolute, jondern unter gewifjen Bedingungen und Verträgen 
zu gehorſamen ſchuldig“, mithin „subditi pactitii und einer „superioritas 
territorialis pactitia“ unterworfen ſeien. Sie beziehen fih ſodann auf die 
Meinungen mehrerer Rechtölehrer (beſonders Burtorff, Schüz, Mager v. 
Schönberg, Sail, Stephan), wonad das Verbot der Bündniffe nur „fchlechte, 
nicht privilegiirte Unterthanen*, injonderheit nicht Städte und Stände, die nur 
„gewiffer Maaße“ Unterthanen jeien (eivitates status mixti) betreffe. Sie 
nahmen aljo eine Mittelftellung zwiſchen Reichsjtäuden und Unterthanen in 
Anſpruch. Im einer gegen den ihnen ungünftigen Spruch eingereichten Be 
ſchwerde giengen fie zum Nachweije diefer Behauptungen näher auf die hilto- 
riihe Entwicklung der oftfriefiihen Verfaffung ein, weldye verjchieben ſei von 
der aller anderen Reichöprovinzen, da die Gründung und Einrichtung des 
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„oftfriefiichen Staats“ auf einem Bertrage des ehemals völlig freien Landes 
mit einem gewählten Oberhaupte beruhe?®). 

Die mecklenburgiſchen Stände ftüßten ſich bei ihrem Widerfprucdh gegen 
bad Iandeöherrliche Begehren, die Ständennionen von ihrer Einfiht und Ge 
nehmigung abhängig zu machen, hauptjächlich darauf, daß ihre jüngeren Ber- 
einigungen nur auf der alten Union v. 1523 berubten, dieſe aber herzoglich und 
faiferlich genehmigt ſei. Es handelte fih daher auch in den Streitigkeiten 
ber Jahre 1748 — 1755 bauptfählih um die Frage nach Inhalt und Be 
deutung der alten Union, welder die Herzöge ben Charakter als „Grund ber 
medlenburgifchen Landesverfaffung” abitritten und nur den einer gewöhnlichen 
Sandfriedendeinung für vorübergehende Zwede zugeftehen wollten, während die 
Stände in ihr eine ewige Konföderation zu einem unzertrennlihen Korpus er- 
blickten. In den berzoglihen Schriften wurden deshalb die neuen Unionen 
als unftatthafte Erweiterungen der alten angegriffen, durch welche die landes⸗ 
herrlichen Rechte geſchmälert würben, welche aber befonderd wegen der Be 
ftimmung, dab fein Stand ohne der ganzen Landſchaft Willen fih mit bem 
Hergog vergleichen bürfe, eine unziemliche und häßige Verſtrickung enthielten. 
Und während die Stände ein freies Vereinigungsrecht nicht einmal mehr be- 
haupteten, beanſpruchte der Herzog, weil nach der Wahlkapitulation jeber 
Landesherr befugt jet, fich jelbit bei feiner Landeshoheit zu handhaben, das 
unbebingte Kaflationsrecht jeder Union. Der Vergleich v. .1755 erkannte dann 
zwar bie Giltigkeit der beftehenden Verbindungen, foweit fie ber Landesobrigkeit 
nicht zuwibderliefen, an, von einem Cinigungsrecht aber für die Zukunft ift 
nicht ferner die Rede**). 

In dem Untergang des inigungsrechts der Stände Tag zugleich ber 
Untergang ihrer Eorporativen Autonomie, indem jedes Tandfchaftliche Statut 
unter den Begriff einer Cinigung oder doch der Erweiterung einer beftehenden 
Einigung fiel und ſchon deshalb von obrigfeitliher Genehmigung abhängig 
gemacht wurde ober vielmehr erjt durch eine jolche den Charakter von objektivem 
Recht erlangen ſollte. Mit dem Cinigungsreht wurde aber ferner zugleich 
das freie Berjammlungsrecht angegriffen. Indem die Landesherren unberufene 
Ständenerfammlungen ald „verbotene Konventifel und Conspirationes‘‘ aus- 
legten, leiteten fie beven Unrechtmäßigkeit ſchon aus der goldenen Bulle und 
fpäter aus der Wahlfapitulation ber, unterjagten fie bei Androhung von 


22) Mofer 1. c. S. 689 — 697. Intereffant ift auch die Ausführung ber 
Stände über die verfchlebenen Audlegungen ber goldnen Bulle (S. 692-694) und 
ihre Bemerkung, dad, dba Fürſt und Stänbe ftreitende Parteien feien, billiger und 
vernünftiger Welje den Stänben nicht zugemuthet werden könne, für Die zu ihrer 
Sicherheit und Wohlfahrt getroffenen Vereinbarungen den Konjens ihrer Gegen- 
partei einzuholen (©. 695). 

2, Mofer lc. ©. 680--688. Hegel ©. 122. 
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Strafen und riefen die Reichögerichte gegen fie an oder trieben fie felbft mit 
Gewalt auseinander. Anfänglih, und in Württemberg, Mecklenburg und 
einigen kleineren Territorien bis in die neuefte Zeit, gelang es Träftigeren 
Landſchaften, ſich oder doch ihren Ausichäffen das Selbſtverſammlungsrecht, 
das meift nur durch die Pflicht, von jeder Zufammentunft bei Hofe Anzeige 
zu machen, beichränft wurde, troß der landesherrlichen Angriffe zu erhalten®®). 
Mehr und mehr indeß drangen bejonders in ben größeren Ländern die mit 
oder ohne Unterftükung des Reichs erlaflenen Verbote dur). In der 
Wahllapitulation von 1658 wurden dann fogar ganz allgemein Stonvente der 
Stände ohne Borwiffen und Berwilligung der Tanbesfürften fowol in Steuer- 
ſachen als in andern Angelegenheiten unterfagt”*). Wurbe diefe Beftimmung 
auch ſehr verſchieden ausgelegt und über die ſeitdem viel erdrterte Frage unter 
den Rechtölehrern mannichfach geftritten, fo drang doch immer entſchiedener in 
Theorie und Praxis der Grundſatz dur, daß wenigftens normaler Weije ein 
Landtag nur vom Landesherrn berufen werben und nur ausnahmeweife ben 
Ständen eined Landes ein Selbſtverſammlungsrecht als befonderes, ftrift zu 
interprefirendes Privileg zuftehen könne. Die meilten Rechislehrer giengen 
weiter und erflärten die ausſchließliche Ständeberufung für ein fo wejentliches 
Attribut der Obrigkeit, daß entgegenftehende Privilegien oder Verträge ungiltig 
ſeien“7). Mit dem Aufhören bes Selbftverfammlungsrechts aber war, da eine 


26) Bol. Moſer, von der teut. Landſt. Konventen ohne landesherrl. Bewillig. 
1764; von tent. Reichöftände Landen ©. 1519-1531. Simon, preuß. Staater. 
D. 121. 125. Unger IL 141f. Campe S. 88f. Krenner, Landtagthandl. 
VII. 11-18. GStreitigfeiten über das Gelbftverfammlungsrecht famen fchon 
1440 in Preußen, um biefelbe Zeit in Brandenburg, 1468 in Köln, 1470 in 
Baiern vor, endeten aber damals bier überall zu Gunften der Stände. Aus- 
brüdlich anertannt wurde ein Selbſtverſammlungsrecht mit gewiffen Beſchränkungen 
3.8. noch 1650 in Halberftadt, 1672 in Zülich-Berg, 1712 in Hoya, durch Priv. 
v. 1770 art. 18 in Braunfchweig, feit 1554 in Württemberg und für bie einzelnen 
Aemter und den engeren Ausſchuß nad) dem Vergleich v. 1755 in Medlenburg. 

35) Sehr viele Beifpiele bei Mofer in den angef. Schriften. Weber Bafel 
und Mähren f. oben. Den oftfriefifchen Ständen erkannte ber Reihshofrath 
1677 da8 Berfammlungdrehht ab. Mit leichter Mühe vereitelte 1654 ber große 
Kurfürft ven lebten Verfuch ber märkifchen Stände, ſich aus eignem Willen zu 
verfammeln. Seitdem fand kein allgemeiner brandenburgifcher Landtag mehr ftatt. 

6, In der Wahlkap. v. 1792 Tautet art. 1583: „auch nicht gutheißen noch 
zugeben, daß die Landftände die Dispofition über die Landſteuer, deren Empfang, 
Andgabe und Rechnungsreceiftrung, mit Ausichliegung des Landesherrn privatire 
vor und an fich ziehen, ober in dergleichen und anderen Sachen, ohne ber Lan⸗ 
besfürften Vorwiſſen und Bewilligung, Konvente anftellen und halten“, 

7) Bol. die reichen Zitteraturnachweife und die daraus gefammelten Anſichten 
in den angef. Schriften b. Mofer und die bei Leit, Staater. 5 55 Note 4 
angeführten Werke Stryck Iehrte: facultas conveniendi et deliberandi super 
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geſetzliche Pflicht zur Berufung in regelmäßigen Zwifchenräumen ober bei be» 
ftimmten Fällen faft nirgend begründet war, der Beftand der gefammten Ver⸗ 
faffung in den guten Willen des Landeöherrn geftelli. Wo biefer gute Wille 
nicht vorhanden war, vermochten die Stände ihre Rechte gegen fürftliche Ueber- 
griffe um fo weniger zu ſchützen, als die Befugniß und Möglichkeit der Selbft- 
hilfe mit der Aufhebung des Fehderechts feit dem ewigen Landfrieden von 
felbft fortgefallen oder doch bedeutungslos geworben war, die Beichwerben und 
Petitionen, auf die fie nunmehr angewieſen waren, fomit jedes Nachdrucks 
entbehrten. Einigen Schub gewährten freilih noch bie in allen Fragen bes 
Öffentlichen Rechts Eompetenten Reichsgerichte, aber theild jchloffen auch fie fich 
mehr den Anfichten der Landeöherren an, theild waren mädhtigeren Fürſten 
gegenüber ihre Sprüche von wenig Bedeutung, zumal ihrer Wirkſamkeit durch 
die Beitimmung der Wahllapitulation, daß die Landesherren fih bei ihren 
bergebrachten und habenden landesfürſtlichen und herrlichen Juribus felbft und 
mit Affiftenz der benachbarten Stände wider ihre Unterthanen zu manuteniren 
und fle zum Gehorſam zu bringen befugt feien, die Spite abgebrochen war. 

2. Im demjelben Grade aber, in weldhem es ben Fürften gelang, bie 
genoſſenſchaftliche Selbftändigkeit der Ständelörperfchaft zu bredden, mußte es 
ihnen leicht werden, das. abhängige, aus obrigkeitlicher Konceffion beitehende, 
mit gewiflen Privilegien begnadete Corpus von ber Theilnahme am Staats- 
weien zu verbrängen. Das widtigfte und unftreitigfte ber Ianbftänbifchen 
Rechte, die Steuerbewilligung, wurde am heftigften angegriffen und am längften 
vertheidigt. Doch kamen ſchon im 16. Jahrhundert Ausichreibungen und Er- 
hebungen unbewilligter Steuern jeitend Träftiger Fürſten vor, ohne daß bie 
Drotefte der Stände dagegen Erfolg gehabt hätten”). Rechtlich juchten bie 


negotiis ad salutem Reipublicae pertinentibus Statibus non ex jure proprio, 
sed ex concessione superioris competit. Schmauß: ohne bed Tandeöherren Be- 
rufung kann fein Landtag gebacht werden. Berger, Jargow, Kemmerid 
u. A.: e8 gehöre zur Landeshoheit, Landtage zu berufen, und Konvente ohne Be 
willigung ſeien Eingriffe in die Kandeöhohelt. Der Abt von Emmeran fah fo- 
gar in der von ihm angefochtenen Religionsafſekuration des Randgrafen von 
Hefſen⸗Kafſel, weil fie den Landſtänden erlaube, ſich ohne Borwiflen ihres Lanbes- 
herrn zu verfammeln unb nach Belieben Schlüffe zu machen, eine deutliche In⸗ 
vitation ad delingquendum. Vgl. auh Struben, Nebenft. II. ©. 181 — 186. 
Häberlin b. Schlözer l. c.S. 276. 

20) Beſonders heftige Streitigkeiten entbrannien in der erften Hälfte bes 
16. Jahrh. in Baiern. Schon 1535 ſchrieben bie Fürften ohne der Landſchaft 
Wiſſen und Willen brei Landftenern nach einander aus und feßten ihre Erhebung 
durch. Entſchuldigten fie fi) damals noch mit der Dringlichkeit, jo behaupteten 
fie 1542 geradezu, fie könnten „zu Mebrung ihres Kammerguts und zu bes Landes 
Wohlfahrt” fo viel Steuern auf De Unterthanen legen, als ihnen beltebe, und 
fragten nur aus Gnade vorher bei den Ständen an. Bon da an wurden bann 
die Eingriffe immer häufiger. Rudhart II. 148f. 155—181. Freyberg I. 
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Fürften ein jolches Verfahren damit zu begründen, daß fie den Sat aufftell- 
ten, für wahre Landesbedürfnifſe jeien die Unterthanen beizufteuern verpflid- 
tet, die Entſcheidung über die Bebürfniffrage aber ftehe in letzter Inſtanz 
dem Landesherrn ald dem Vertreter des öffentlichen Wohls zu. Daraus folgte 
dann weiter das Recht, unrechtmäßig verweigerte Steuern troßdem zu erheben, 
bet einem unzweifelhaften oder dringenden Bedürfnig aber die Stände über- 
haupt nicht erft zu fragen. Die Rechtslehrer kamen diefem Anſpruch durch 
den bis auf Ariftoteles zurüdgeführten Satz zu Hilfe, daß die Beſteuerung 
ein Hoheitsrecht fei, vermöge beffen die Obrigkeit als foldhe zur Herbeifchaffung 
aller Mittel für Beftreitung der öffentlichen Ausgaben befugt jet, — einem 
Sat, dem gegenüber die Iandftändiichen Rechte ald Ausnahmen und Privilegien 
erichienen, die wol gar als dem Weſen des Staats widerfprehend für unkräftig 
erklärt wurden?). Bezüglich der auf einem Reichstage beichloffenen Hilfen 
und fonjtigen Reichsbedürfniſſe und feit dem jüngften Reichsabſchied überdies 
bezüglich eines hilflichen Beitrags zur Beſetzung der einem Reichsftand nöthigen 
Seftungen,' Pläge und Garnifonen entzogen die Reichögejee felbit den Land- 
ftänden die Kognition über die Bedürfnißfrage. Im Jahre 1650 glaubten 
die Reicheftände die Zeit gelommen, das Steuerbewilligungdrecht allgemein 
reichögefeglich zu Faffiren. Die Mehrzahl trug in einem Reichögutachten an, 
die Unterthanen fhuldig zu erklären, „nit allein zur Lanbesbefenfionöver- 
faffung, jondern auch zur Handhabung und Erfüllung der dem weftphäliichen 
Frieden nicht zumiderlaufenden Bünbniffe, zur Erhaltung und Beſetzung der 
einem Reichöftend zugehörigen Feſtungen, Städte, Derter, Pläße und Garni⸗ 
ionen, Berpflegung der Völker und Berihaffung anderer bierzu gehöriger 
Nothwendigkeiten, die jedesmal erfordernde Mittel gehorjam und unverweigerlich 
beizutragen“, keine Klage bawiber bei den Reichögerichten anzunehmen und 
alle entgegenftehenden Privilegien oder Eremtionen aufzuheben. Die bamit 
begehrte völlige reichögefegliche Vernichtung des Steuerbewilligungsrechtd wurde 
zwar abgewendet, indem ber Kaifer die Genehmigung verfagte und es bei dem 
beitehenden Reichsrecht mit einer Ausdehnung auf Legationdkoften zu Reiche- 
deputationd. und Kreisfonventen und fonft rechtmäßig bergebrachte Abgaben 
lieg). Allein die größeren Landeöherren erreichten das erwünſchte Ziel auf 
eigene Hand in ihren Territorien um fo leichter, als die Stände jelbft Längft 
192. 249. Lerchenfeld, Einl. COOXXV f. Weber ähnliche Borgänge in ber 
Mark Brandenburg, in Preußen und Pommern Lüders im Staatelerilon XIII. 
14—17. 25 —27. 39 —41. 

Vgl. Eichhorn, R. G. 8 547 Note a und die dortigen Gitate aus 
Hugo, Wehner, Baur, Limnäus, Klod. 

2 © Eichhorn $ 537 und die dort und bei Schulte 8 102 Note 6 
citirten Reichöabfchiede; den 3. R. A $ 14. 160. 181 b. Koch IIL 674; bas 
Gutachten v. 1670 b. Gerftlacher, Handb. VII. 989 f., die Refolution v. 1671 
b. Koch IV. 83. 
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weniger die Fefthaltung eines wahren Steuerbewilligungredhtd, als vielmehr 
die Srlangung individueller Steuerprivilegien und Steuerbefreiungen eritrebten. 
So erſchien es als offenbarer Fortichritt, wenn den Ständen und namentlich 
der Ritterfhaft, die neben eigener Streuerfreiheit die Steuerbawilligung für 
Andere übte, jede felbftändige Mitwirkung in Steuerſachen genommen wurbe 
und fie ober ihre Ausſchüſſe nur noch als Ianbesherrliche, zur Ausführung er- 
baltener Befehle beftimmte Lokalbehörden an der Bertheilung und Erhebung 
der Steuern Theil nahmen, wie bie feit 1612 in Baien und feit dem 
30 jährigen Kriege in Defterreih und in den brandenburgiichen Prowinzen der 
Sal war2!). — Früher und vollftändiger noch feßten die Fürften das alleinige 
Geſetzgebungsrecht durch, dem gegenüber nur noch ein ſtändiſcher Beirath, nicht 
aber ein Zuftimmungsrecht denkbar jchien”). Blieb ausnahmöweile ein Zu- 
ſammenwirken des Fürften und der Stände verfaffungsmäßig nothwendig, fo 
ftellte man doch den Sat auf, daß die Stände ihre Genehmigung nicht zum 
Nachtheil des gemeinen Weſens verweigern, in foldhen Fällen vielmehr mit 
rechtlichen Mitteln dazu angehalten werden könnten?) Am Teichteften endlich 
bejeitigte man bie Theilnahme der Stände an denjenigen Angelegenheiten, 
welche unter die nenen Begriffe der Polizei und der Verwaltung fielen *), 


21) Struben, Nebenft. IL. 109. 144 f. Rudbart II. 232—276. Lüders 
l.c. 45f. Eichhorn, R. ©. 8 546 Note k. 579. 680. 683. 596. In Branden- 
burg gab es feit 1653 nur noch Kreisverfammlungen der Stände unter den Land⸗ 
rathen zu Bertheilung ber Landeslaften und Erhebung der Einkünfte für die land» 
Ichaftlichen Kaflen und einen landichaftlichen Ausſchuß zur Verwaltung ber lepteren. 
Bol v. Thile, Nachricht von der Churmärkiſchen Kontributiond- und Schoß—⸗ 
einrichtung oder Landes-Steuer-Berfaffung des Churmark-Brandenburgifchen Ritter⸗ 
fchafts-Corporis. Berlin 1739; insbeſ. über bie „Creysz-Täge" ©. 349 f. Der 
Sag, daß zur Tragung nothwendiger Ausgaben ded Staats jowol dad Mitter- 
fchaft8-Corpus wie dad Städte-Corpus verpflichtet ſeien, wird bier ald unzweifelhaft 
Bingeftellt. ©. 8. 4f. Sowol die „publiten Zandftenern”, als die „Revenüen der 
Domänen? zielen nad v. Thile gleichmäßig „auf die Erhaltung bed Staats, 
welcher aus dem Regenten und Unterthanen beftebt”. Doch find nad ihm die 
mit Koften des Landes einfommenden Steuern vornemlih für Beſchützung ber 
Unterthanen, die Domäneneinfünfte vornemlih für den Unterhalt des Regenten 
beftimmt. 

32) In Baiern ftellten fchon 1582 die Herzöge den Satz auf, daß fie als 
Landesfürften dad Recht hätten, ohne Zuthun der Unterthanen Ordnungen feſt⸗ 
zufeßen, und nur zum Weberfluß ber Kandfchaft Rath einholten. Ebenſo vindi- 
eirten fie fi) 1545 als in ihrer Obrigkeit enthalten „Ordnung und Polizei“. 
Freyberg IL 225. 271. Später wurde nad Rudhart II. 815 „Befehl und 
Geſetz identiſch“. Bol. au die Stellen aus Myler ab Ehrenbach und 
Thomaſius b. Eichhorn, R. ©. 8 546 Note h. u. i. 

3) Struben, Nebeuft. II. 149; Obe. jur. et hist. Germ. IV $ 12. 

2, So erklärt Struben für feine Zeit die Nothwendigkeit einer ftändijchen 
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indem man darin ein Mitregierungsredht der Stände erblickte, dad man für 
unverträglich mit dem Weſen der Landeshoheit erflärte*). 

Um Rechtsgründe, mit denen fie den Bruch der ausdrüdlichen Erklärungen 
und Verträge befhänigen Tonnten, waren die Suriften im Intereffe der Höfe 
nicht verlegen. War der Landesherr ausichlieglicher Inhaber der Obrigkeit, fo 
berubten alle anderen politiihen Nechte im Territorium nur auf feiner Ber- 
leihung und die Stände waren aljo „privilegtirte Unterthanen“, denen ihre 
Defugniffe aus landesherrlicher Konceffion, aus Gnabe, mithin ald „Privile- 
gien" zuftanden. Privilegien waren jtrift zu interpretiren: folglih waren 
die Iandftändifchen Rechte Ausnahmen, gegen welche im Zweifel die Bermuthung 
ſprach ?e). Konnten Auslegungen und Deutungen Vieles bewirken ??), jo gieng 
man doch bald weiter und lehrte, auch am unzweideutige Berfprehungen ſei 
der Landesherr überall da nicht gebunden, wo biefe mit der Landeswohlfahrt 
unvereinbar fein. Denn Privilegien, auch wenn titulo oneroso gegeben, 
jein um bed gemeinen Wohls willen jederzeit widerruflih). Andere Publi- 
ciften führten die ſtändiſchen Rechte als ertroßt oder erſchlichen auf ein fogenanntes 
initium vitiosum zurüd, oder erflärten fie für veraltet und bei veränderten 


Mitwirkung bei Beränßerungen (Nebenft. II. 163 f.), Erbtheilungen und Erbover- 
brüderungen (ib. 165 f.) und vormunbfchaftlichen Regierungen (ib. 173 f.) für 
obfolet. Das Zuſtimmungsrecht zu Kriegen und Bündnifjen läßt er da, wo es 
ausdrücktich feſtgeſetzt tft, noch gelten, während anderweit (3. B. 1658 vom Bifchof 
v. Münfter) behauptet wurde, folche den reichögefeglich anerfannten Rechten der 
Landesherren derogirenden Privilegien feien ungiltig. Ib. ©. 150f. Die Herzöge 
v. Baiern fepten fi ſchon im 16. Jahrh. bei Abſchluß von Bündniffen über die 
verfaffungämäßig nothwendige Befragung der Stände hinweg. Sreyberg U 
442. 443. 

3) In Älterer Zeit leitete man aus der Bergleihung der Landftãnde mit den 
Reichsſtänden ein ſog. Mitregierungsrecht her. Vgl. Lud. Hugo, de statu re- 
gionum German. ©. 173. Senckenberg, Select. V praef:p. 4: certe quicguid 
poterant olim status imperii in imperio, id quibuslibet statibus provincialibus 
in territorio permissum. Et haec regula in medio aevo nunquam fefellit. 
Später beftritt man allgemein ein Mitregierungsrecht, da „nach Raturrecht und 
allgemeinem Staatörecht eigentlicher und ordentlicher Weiſe nur Regent und Unter 
thanen vriftirten‘. So auch Mofer, von teut. Reichsſt. Landen ©. 839; von 
ber Landeshoheit &. 206 f. Struben, Nebenft. IL 175. Poffe, Staatdeigentb. 
©. 165. 168. Pütter, Beitr. L 165. 

9) Dagegen erklärt Häberlin, Staatör. U. 29f. u. bei Schlözer L c. 
©. 265 es für Behauptungen „der Schmeichler ber Fürften“, „daß Landftände 
ihre Entftehung der Gnade der Kürften zu verbanfen Hätten; daß baher im Zweifel 
die Bermutbung für die Zürften wäre; und daß Iandichaftliche Rechte als Privi- 
legten behandelt werden könnten“. Bol. Mofer S. 1149. 1150. 

7) Vgl. dad Beifpiel aus Württemberg b. Eihhorn 8 546 Note i. 

2e) So 3. B. Poffe, Staatseigentbum S. 190 f. - 
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Zuftänden hinfällig, oder behaupteten ihre Ungiltigkeit ohne Genehmigung des 
Kaiſers, weil fie die von diefem als unveräuferliches Recht eingeräumte Landes. 
hobeit minderten, oder fie wandten endlich jenen oft gelehrten Sa an, daß ber 
Nachfolger an die Regierungsakte des Vorgängers nicht gebunden jei, und was es 
an Scheingründen Aehnliches geben mochte”). Das letzte Argument aber 
blieb immer die salus publica, welche Gefegen, Freiheiten, Verträgen, Her⸗ 
fommen und Verjährungen derogiren follte*), wobei denn freilih die Vor 
ausſetzung, daß über das,. was in jedem Falle das gemeine Wohl erfordere, 
allein dem Fürften die Entſcheidung gebühre, unbewielen blieb‘), Der 
Widerſpruch namhafter Publiciften gegen derartige Deduktionen verhallte un- 
gebört %2). 


39) Diefe und Ähnliche Debuktionen führen an und widerlegen Moſer, von 
tewt. Reichsft. Landen ©. 1185—1139. 1146 f. 1187 u. Struben, Rebenft. 1. c. 

0), Am fchärfiten entwidelt diefen Sat die Schrift von v. Ickſtatt, vindiciae 
territorialis potestatis adversus capitulationum, compactatorum et literarum 
abusus. Monach, et Ingolst. 1759. _ 

4) Für alle Zeiten treffend fagt Mofer I. c. ©. 1187: „Weiter bedient 
man ſich jeßo ald einer Aniverfal-Staatd-Mebicin des Grundes: das DBefte und 
die Erforderniß ded Staats ift das höchfte und oberfte Gefep, welches allen andern 
Geſethzen, Berträgen, Freiheiten, Herkommen und Verjährung derogirt, und den 
Regenten berechtigt, bad nöthige zu verfügen, die Verträge und Privilegien wieder 
aufzuheben. — Freilich ift diejed ein turzer und bequemer Weg, allen Schwierig« 
teiten ebenfo leicht abzubelfen, ald Alerandern, den Gorbifchen Anoten mit dem 
Degen aufzulöjfen. Es wird auch fein ehrlicher Mann und Patriot mißkennen, 
daß in der That das gemeine Beſte allem andern vorgebe. Aber, aber die Frage 
tft Davon: wer den Ausfchlag geben könne, was würklich das gemeine Befte fei 
und erfordere? Antw.: Wer fonft, ald der Regent? So fpriht wol ein Mac» 
chiavel, ein Hobbes, ein Ickſtatt und wer fonft den Höfen zu Gefallen redet: 
hingegen tft in denen Anmerkungen über des jüngeren von Ickſt att Schrift de jure 
majestatico imperii eminentis gezeigt, daß dieſes ortentalijche Staatsrecht nicht 
anf unjere europäijche und am allerwenigjten auf unſere mit, Landſtänden verjehene 
teutiche Lande paſſe, ald worinn ed ein zwiichen dem Regenten und deſſen ange- 
bornen Räthen, denen Landitänden, gemeinjames Geſchäft ift, zu überlegen und 
zu prüfen, wad nur den Namen und ben Schein oder dad Wefen des gemeinen 
Deften habe". Aehnlich S. 841. 842. 

42) Bol. über die älteren Streitſchriften Mofer L c. ©. 313—821. 486— 
490. 941—948. Hier und jonft, beſonders aber in einer von ihm herausgegebenen 
und mit Anmerkungen verfebenen Weberfegung der Sdftatt’fhen Schrift 
(Zranff. 1765) erklärt ſich Mofer mit heiligem Zorn gegen. die Lehre von ber 
Ungiltigfeit aller die Landeshoheit einjchräntenden Verträge, „wortn die neuern 
Hof-Publiciften und Souveränität. Diener ein ganz neues Rechts. und Staats⸗ 
gebäude aufzuführen befliffen find, Kraft deſſen man die Verbindlichkeit ſolcher 
Berträge, zumalen in Anfehung berer Regierungdnachfolger, und wenn die Ber- 
träge alt find, entweder gar läugnet, oder unter bem Vorwand berjelben Aud- 
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Mehr als alle juriftiichen Gründe unterftüßte und rechtfertigte die nach 
Unumſchraänktheit ftrebenden Fürften die innere Nothwendigkeit und die That⸗ 
fache, daß fie in dem Kampf mit den Ständen allerdings bewußt oder un- 
bewußt das öffentliche Wohl gegen das Privatintereffe vertraten. Mochten bie 
Meiften nur die eigene Machterweiterung im Auge haben oder das Vorbild 
Ludwigs XIV. Eopiren*), fie wurben doch durch die Natur der Sache darauf 
gewiefen, den Ständen als „privilegiirten Unterthanen“ das Intereſſe der 
nicht privilegiirten Unterthanen gegenüber zu ftellen, fich gegen den Adel des 
Bauerftanded anzunehmen und fo zu Xrägern des Fortſchritts zu werden, 
während die Stände für Privilegien ftritten *). Auf Seite der Zürften ftand 
der neue Gedanke eined einheitlichen öffentlichen Rechts, die Stände konnten 
nur noch individuelle Privatrechte für fih anführen“). Deshalb traten auch 
gerade die vorwärts blickenden Fürften am feindjeligften gegen die Landſtände auf 
und diefe giengen mit wenigen Ausnahmen ohne energiichen Widerſtand und 
jelbft ohne Theilnahme zu Grunde‘). Und gerade in demjenigen Staat, der 
von nım an zum Träger bes beutfchen Staatsgedankens berufen war, traten 
die Stände in das kläglichſte Schattenleben zurüd. Schon der große Kur- 
fürft führte mit der Begründung des brandenburgifch-preußiihen Staats zu- 
gleich den Todesſtoß gegen das ftändifche Weſen2). Band er noch einen hefti- 
gen Widerftand, der namentlich in Oftpreugen ben hier ausnahmsweiſe Fräftigen 
und in lebendigem Gemeinfinn nicht blos für die eigenen, ſondern auch für 
bes Landes und der Bauern Rechte eintretenden Ständen gegenüber nur durch 
Kerker und Schaffot befiegt wurde, fo hatten feine Nachfolger, weldhe mit un. 
erbittlicher Konfequenz das gleiche Ziel verfolgten, von den egoiftiichen Pri- 
vilegskörperſchaften feinen energifhen Widerftand zu fürchten und nicht blos 


legung, gemeinen Berftanded und fchidlicher oder unfhidliher Anwendung auf 
die jepigen Zeiten, jelbigen dad vermeinte Gift, das ift Die Kraft und Die Seele, 
benimmt und nur dad Gerippe und ben Schatten davon übrig läfſet“. Bon teut. 
Reichsft. Landen ©. 1146. 
2) Mofer 1. c. 1147. 1148. Eichhorn 8 596. Wilda im Rechtsler. 
©. 882. j 

4) Beſonders lehrreich ift in dieſer Beziehung die Gefchichte des Kampfes 
zwifchen Abfolutismus und Ständen in Preußen, vgl. v. Rancizolle, König. 
thum und Landftände, bef. S. 8f. 386 f. 88—186, und in Batern, mo die Herzöge 
fih ſchon 1519 des Bauernftandes annahmen und von da an häufig die Unter 
thanen gegen ben Abel vertraten. Freyberg IL 192f. Rudbart I. 138 f. 
142. 199. 274 f. 315 f. 

 MWilda, Rechtslex. ©. 838 drückt died aus, die Fürften hätten ftatt ber 
von ihnen mißachteten „Rechte „dad Recht” zur Geltung gebracht. 

“) Bol. den Abichnitt „ber Landſtände Schidfale” 5. Mofer 1. c. ©. 398 — 
411. 
47) Ueber die Einzelheiten Lübders, im Staatäler. I. e. XIII. 45—58. Yanci- 
zollel.ce © 8—12. 
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die Macht, ſondern auch bie Sffentlihe Meinung ftand ihnen zur Seite. 
Friedrich Wilhelm I. ſprach bereits die Idee des abjoluten Staats in vollfter 
Schärfe aus: „wir find doch Herr und König und können thun, was wir 
wollen®, war fein Argument; „ich aber ftabtlire die Souverainet& wie einen 
Rocher von Bronce*, fein Ziel; als „alte und Tängft vergeffene Dinge” wies 
er Privilegien zurüd, die man ihm (im Sültch-Berg) entgegenhielt). In den 
alten Provinzen wie in den nen erworbenen Zändern ſetzten Sriebrich IL“) 
und Friedrich Wilhelm IL.) diefe Richtung fort, und wenn fie nirgend aus⸗ 
drũcklich die ftändifchen Inftitutionen Taffirten, fo zeigt gerade dies, bis zu 
welcher Nullität diefelben gejunten waren. — Unbedauert, ja fat unbeachtet 
verfielen aber auch in ben meiften anderen Xerritorien die ſtändiſchen Inftitu⸗ 
tionen und nur vereinzelt erichollen jelbft gegen die größten Gewaltakte ber 
Regenten verurtheilende Stimmen®!). Endlich brachte der Zerfall bes deutfchen 
Reiches auch formell, zugleih mit dem Wenfall der letzten Schranfen ber 
Landeshoheit nach oben, die Aufhebung der meiften Iandftänbifchen Berfaffungen, 
indem diejelben nicht nur in den fäfularifirten Stiftern, fondern auch in welt 
lihen Xerritorien durch einfache Verordnung Taffirt wurden). Im den 


, Mofer 1. c. 1012. Lüders 1. c. 55—56. Simon 1. c. IL 122. 130. 
145. Zancizollel. c. 12f. 

“, Vol. über das Verfahren Friedrich IL. gegen die oftpreußifchen Stände 
Voigt, Darftell. ©. 25. 26. Simon II. 130. 146. Lüders IL. c. 56—58. 

5 Bol. Lüders 1. c. 59. Simon 1. c. 130, bef. aber die fpecielle Ueber⸗ 
fiht des Schidfald der Landesftände in ben einzelnen Kanbeötheilen bei Lanci⸗ 
zolle l.c. ©. 88—186. 

s, Man vgl. z. B. betreffd Baierns die vorzügliche Schilderung Rudhart's 
IL, 277. Ueber andere Staaten Mofer S. 400f. „Ubi vero jus in armis 
positum est“, jagt Moſer ©. 1189, „man auf der Welt nur den Degen und 
eine ftärfere Macht, ald man jelbft befigt, über fich erfennet, oder wenigftend würd- 
fich gelten läfſet, mithin das als Necht gilt, was der Regent will und fpridt: 
da ift freilich für diefen Zufall fein Recept in dem teutſchen Stantörecht zu finden, 
fondern es verbleibet bei dem Ausſpruch ded Landes⸗Herrn jo lang, bis derſelbige 
an dem großen lebten Welt-Revifiond- Gericht beftättigt oder reformiert wirb*. 
Bol. dazu ©. 841. 848. 1311|. 1147: „aber ihr ganzes Recht beftehet darinn, 
daß fie 100,000 Mann auf den Beinen Balten und feinen Richter über ſich, oder 
dach felbigen nicht zu fürchten haben“. 

s Sp erfolgte in Baiern 1808 die Aufhebung der Landichaften von Baiern 
und der Pfalz und dad Verſprechen einer allgemeinen Bollövertretung für das 
neue Königreich, Die aber nicht in's Xeben trat. Rudhart II. 348 |. In Weftphalen 
wurden 1808, als es an Heflen-Darmftadt fiel, in Trier 1803, in Württemberg 
1805, in Kurbaden für ven Breisgau 1806, in Hefjen- Darmftadt 1806 die Stände 
aufgehoben. Charakteriftiich find die beigegebenen Gründe; fo in Baden: weil für 
dae Beſte der Unterthanen fchon hinreichend durch die Staatsbehörde gejorgt 
werbe; in Heflen- Darmftadt: weil Landftände die freie Adminiftration hemmten 
und dem Staatsbedürfniß nicht entfprächen. In andern Rheinbundftanten, wie 
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fouverän geworbenen Staaten war nunmehr die Iandeöherrliche Obrigkeit in 
einer nach oben wie nach unten völlig unumfchränkten Fürftenfouveränität bis 
zu ihrer legten Konfequenz gefteigert: damit aber war fie zugleidh am ihrer 
Grenze angelangt und mußte den Kampf aufnehmen mit einem neuen Ge 
banken, der langſam aus dem Innerſten des Volles hervorwuchs. 

DI. Daß diefer neue Gedanke, der Gedanke einer Bollövertretung, im 
der That nicht eine Fortjegung des in ben Landftänden wirkjamen Principe, 
fondern ein ganz anderes jelbftändiges Princip enthielt, erkennen wir deutlich), 
wenn wir erwägen, in welcher Weite fih die Stellung der Landitäude zum 
Lande gewandelt hatte. Aus den Bollbürgern einer genoſſenſchaftlich orgami- 
firten Landesgemeinde waren fie privilegüirte, in ein Corpus verbunbene Unter- 
thanen geworben. Nicht ganz war die Idee erloſchen, daß biefe bevorzugten 
Regierten das Interefſe der Regierten überhaupt dem Regenten gegenüber zu 


Stände fi) eines jolhen Berufes bewußt, in noch wenigeren ftellten fie dieſe 
Aufgabe höher, als das, was ihnen als nächftes und eigentliches Ziel galt: 
die Erhaltung und Mehrung „ihrer fonderbaren Gerechtſame, Freiheiten und 
Privilegien‘. Wenig galt dem Adel dad Steuerbawilligungsredht, wenn nur 
feine Perfonen und Güter Steuerfreiheit erlangten®*), wenig die Einrichtung der 
ſtehenden Deere und des Verwaltungsabjolutismus, wenn nur feinen Mit 
gliedern ein Vorzug bei Offizier- und Givilämtern gefichert warb *), wenig 
bie Entfernung von der Gefeßgebung, fo lange diefe nur das gemeine Beite 
und nicht das Privilegienreht angieng. Und kaum anders dachten bie tief- 
gejunfenen ftähtiihen Korporationen oder gar die nod vertretenen geiftlichen 
Stifter, dachten jelbft in den wenigen Ländern, in denen ed eine Bertretung 
bed Bauernftandes gab, die oligarchiſchen Körperfchaften, welche die engeren 
und weiteren Gemeinden (3. B. bie württembergifhen Oberämter) regierten 
und vertraten. Die meilten Landſchaften wurden daher dem Volk nidt 
weniger als dem Zürften entfremdet und traten als ein Drittes zwiſchen beibe, 
ja die ländliche Bendlferung war längft gewöhnt, in dem Fürften eher einen 
Vertreter gegen die Stände ald in den Ständen Bertreter gegen den Fürften 
zu finden, und tie eifrigften Verfechter der landſtändiſchen Rechte theilen und 
doch zugleich Thatſachen mit, welche nit nur den Eigennuß, bie Privilegien 
ſucht, die Erbärmlichleit und Seigheit der untergeheuden Körperichaften bar- 


in dem neuen Königreich Weftphalen und Anhalt- Köthen, wurden die Lanbftäude 
durch franzöfiiche Scheinkonftitutionen erſetzt. In Sachſen, Hannover, Braun- 
ſchweig, Kurheſſen beftanden die Stände bis zur Einführung ber Repräfentativ- 
Berfaffung fort. 

55) Bol. oben Note 195—198 zu $ 51. 

%), Rudhart II 138f. Eichhorn $ 547. 596. 

*, Struben, Nebenft. II. 176. 
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thun, fonbern gleichzeitig beweifen, daß ihnen bie Idee eines durch fie darge- 
ftellten Landes oder Volles gänzlih abhanden gekommen war). 

B. Eine innerlich verfaulte Körperfchaft, welcher dem Fürften gegenüber nach 
Moſer's Ausdrud nur noch gloria obsequii übrig geblieben war”), während 
fie dem Volke als ein privilegiirte® Corpus fremd gegenüberftand, konnte nicht 
zu einer Bollvertretung verjüngt werden. Alle in biefem Sinne unternom- 
menen Berfuche mußten fcheitern, da nicht aus dem verweienden Reſten ber 
abfterbenden Körper, fondern nur unmittelbar aus dem wieder erwachten 
Öffentlichen Geifte des Volkes das Neue erwachfen konnte. Auch war das 
Streben, eine äußere und innere biftorifche Kontinuität zwifchen den alten 
Landftänden umd der neuen Volksvertretung berzuftellen, in Wahrheit ein un- 
biftorifches. Es ift eine Eigenthümlichkeit der deutſchen Geſchichte, daß bei uns 
nie eine derartige Kontinuität, wie zum Theil in England, das Alte mit dem 
Nenen verbunden bat. In einfeltiger Verbildung haben die meiften unferer 
großen Inftitute fich ausgelebt, anftatt fih vor ihrer greifenhaften Verknöche⸗ 
rung mit dem Gehalt der neuen Zeit zu erfüllen, und bie neu erwachenden 
Ideen haben fi) neue Formen geichaffen, anftatt die alten Tangjam zu wan- 
bein. Nicht dem Tonfequenten Ausbau eines ftets den Bebürfniffen gemäß 
erweiterten Gebäudes gleicht, wie die englifche, fo die deutſche Entwidelung: 
fondern in dem oft verfallenden und verbildeten Gebäude fanden Zuſammen⸗ 
ftürze bis zum Fundament und Neubauten, bei benen die Trümmer bes alten 
Bau's höchftens als Baufteine zu verwenden waren, vielfach ftatt. Nicht aus 
bem Reiche follte die deutſche Einheit, nicht aus dem Kaiſerthum die Stants- 
idee, nicht aus den Lehns- und Dienftämtern die obrigkeitliche Verwaltung, 
nicht aus den alten Volksgemeinden die mittelalterliche Gemeindefreiheit, nicht 
aus dem mittelalterlihen Innungsweſen die moderne Affociation unmittelbar 
hervorgehen, obwol diefelben Kräfte des Volfögeiftes fich in foldhen verwandten 


Bekannt ift das Bild, welches F. K. v. Mofer, Herr und Diener (1759) 
befonberd in einer von Schloffer, Geh. des 18. Jahrh. 4. Aufl. II. 533 mit. 
getheilten Stelle, von den Landtagen feiner Zeit entwirft. Häberlin, Staatör. 
I. 74 erzählt, wie ed vorgefommen, daß Kandftände die Koften abliger Jagd⸗ 
procefie aud der Landeskafſe nahmen oder Landesſchulden deshalb nicht tilgten 
reſp. die Zinfen nicht herunterſetzten, weil fie jelbft Die Gläubiger waren. ©. 
auch Schlözer, Staatsanz. Heft 71 ©. 311. Rudhart II. 816 bricht bei Mit. 
theilung eines von der Landfchaft erworbenen Folterprivilegd in Die Worte aus: 
„So tief fanten die Landftände, daß fie, begterig immerdar nach Privilegien, fidh 
fogar dad traurig-elende Vorrecht verfchafft haben, daß in der Anwendung der 
Zortur denjenigen Landftänden, welche Malefiz haben, freiere Hand gelaffen ift. 
So tief konnten nach den erften Mängeln die Landftände in Baiern fallen, daß 
fie einen Vorrang annahmen in ungebinderter Peinigung der Unterthanen, bie 
fie hätten ſchützen follen*. 

5 Mofer, von tent. Reichöftände Landen ©. 840. 1178. 
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Ericheinungen bethätigten: und jo ift dad moderne Repräfentativfuftem nicht 
aus der Ianditändifchen Berfaffung, fondern gleich ihr unmittelbar aus dem 
nah Selbſtherrſchaft ringenden und eine zeitgemäße Form dafür erfchaffenden 
Volksgeiſt entiprungen. Nur äußerlich ift die zwiichen beiden haufig feftge- 
baltene Verbindung, — beitimmt, im günftigen Falle den Bruch zwiichen Alten 
und Neuem zu verbüllen, im ungünftigen einen inneren Widerſpruch zwifchen 
Form und Gehalt, ven Keim gefährlicher Konflikte, zu erzeugen. 

Gleichwol ift der Einfluß, welchen das Borhandenfein von Reſten land⸗ 
ftändifcher Berfafjung auf die Entitefung und Geitaltung des repräfentativen 
Gedankens in Deutichland übte, nicht zu unterſchätzen. Es wäre Thorheit, 
ben Antheil zu läugnen oder zu verkleinern, den an Verbreitung und Form 
dieſes Gedankens die auf Deutihland jo mächtig wirkenden fremden Bolls- 
geifter, den vor Allem die franzöfiſche Revolution einerjeits, der englifche 
Parlamentarismus anbrerjeits gehabt haben. Allen das Beitehen von Land⸗ 
ftänden gab den durch dieſe DBorbilder angeregten Ideen, deren lebte Duelle 
immer das beutiche Volksbewußtſein jelbft war, eine beftinmtere Richtung. 
Schon um die Mitte des 18. Sahrhunderts traten die großen Staatsrechts- 
Iehrer, deren Berdienft um bie Neubelebung bes erftorbenen öffentlichen Geiftes 
nicht geringer ald das um bie Wiſſenſchaft ift, in dieſem Sinne als Verfechter 
der Sandftände gegen den Abfolutismus auf. Durch die hiſtoriſche Forſchung 
dahin geführt, daß die Landftände nicht, wie die Hofpubliciften glauben machen 
wollten, in jüngerer Zeit durch die Gnade der Fürften entitanden, ſondern 
gleich alt mit der Landeshoheit feien®*), daß in ber deutſchen Verfaſſung ein 
unumfchränttes Regiment vordem unerhört und in allen Berhältniffen „bie 
Freiheit Alter als die Knechtſchaft“ gewejen*), vwindicirten fie den Lanbftänben 
ein jelbftändiges und unverletzliches Necht gegenüber den Fürften. Bor Allen 
3.3. Mofer, dem dann Pütter, der jüngere Moſer, Struben, Möjer, 
Häberlin u. A. folgten, trat mit jcharfer Kritit gegen die Lehren auf, 
welche die Rechte der Stände für wiberruflihe Privilegien und Konceffionen, 
jede Einſchränkung der Landeshoheit für ungiltig, das öffentlihe Wohl für das 
höchſte Geſetz, den Kürften für den alleinigen Bertreter und Vormund des 
öffentlichen Wohls erklärten). Einer Theorie gegenüber, welche den Begriff 
bes Öffentlichen Rechts am feiner Wurzel zu vernichten und durch den Begriff 

ss So Mojer l. c. L. IL c. 8: Bon der Landftände Urfprung ©. B46— 
898. Pütter, Beitr. L 107. Häberlin, GStaater. II. 29; bei Schlözer ©. 
265. Ebenſo Lynker, Andlers, Ludolf, Stryd, Wildvogel, Böhmer, 
Struben ꝛc. 

3. B. Moſer J. e. S. 847: „übrigens iſt es eine aus allen Geſchichten 
und Urkunden ohnſtreitige Sache, daß (außer in Gegenden, wo die harte Leib⸗ 
eigenſchaft noch heutiges Tages üblich tft) die Tentſche, von oben an bis auf dem 
Bauren hinaus, freie Leute waren, und als folche, nicht aber wie die Ruffen und 

Türken regiert wurben“. Vgl. ©. 840. 1146—1148, 
°) Vgl. bei. 6. Mofer die Abſchnitte: der Lanbftände Schickſale S. 398 — 
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der polizeilich⸗ abminiftrativen Orbnung zu erfeßen ftrebte, verfochten fie den 
germamifchen Gedanken, daß auch das Verhältniß von Obrigkeit und Unter 
thanen ein feftes, auf beiden Seiten begrenzte und durch die Ranbeöverfaffung 
verbürgte Rechte und Pflichten begründendes Rechtsverhältniß fei. Auch ihnen 
war im Sinne der Zeit der Staat ein zweigetheiltes Weien, aus Obrig. 
teit und Unterthauen zuſammengeſetzt: allein daraus folgerten fie nicht das ab» 
folnte Regiment des Hauptes über die Glieder, fondern vielmehr eine Mit- 
wirkung der Unterthanen am Staatswein. „Der Kopf allein ift nicht der 
Staat, und das Geblüt ift nicht allein für den Kopf, fondern auch für ben 
ganzen Leib da“, lehrte Moſer?i). Landitände jeien daher zwar „einzeln und 
in corpore Unterthanen und deshalb Feine Mit- oder Sorregenten, aber eben- 
fowenig Sklaven”, ſondern „des Regenten geborene Räthe, ja überall, wo fie 
anzutreffen, mehr als bloße Räthe”, da „überall in den Landesgrundgeſetzen 
gewiffe wichtige in ded Landes Regierung, Wohl und Wehe einjchlagende Fälle 
ausdrũcklich befiimmt feien, in weldhen die Miteinwilligung derer Land⸗ 
ftände darzu erfordert wird, wann der Hegent dieſes oder jenes joll thun und 
Iaffen können“ 2). Auch die herrfchende Theorie über die Entftehung des 
Staats aus einem Pertrage wurde in diefem Sinne verwerthet). Aber 
nicht blos den Fürften gegenüber forberten dieſe Stantsrechtölehrer für die 
Lanbftände eine andere als bie ihnen faktiſch überall gegönnte Stellung, fie 
fuchten auch ihr Berhältnig zum Volk auf eine andere Grundlage zu bringen. 
Der von Mofer wiederholt und eindringlich ausgeiprochene, dann häufig 
wiederholte Sak, daß Lanbftände das ganze Land repräfentirten*), mußte indeß 
immer eine theoretifche Forderung, ein fromnter Wunſch bleiben. Ermahnungen 
zur Einigkeit, zum Gemeinfinn, zur Berüdfihtigung des gemeinen Beiten vor 


411; der Landftände, Nupen und Gebrehen ©. 485-499; der Landſtände @e- 
rechtfamen und Pflichten S. 887—848; von Landesfreiheiten S. 940—1189; von 
Landesbeihwerden S. 1189 — 1856. Ferner die citirten Schriften von Moſer 
Sohn, Pütter, Häberlin, Struben, Möfer’s patriot. Phantafien u. |. w. 

1) Bon teut. Reichöft. Landen &. 1139. Bol. damit ©. 851 $ 4. Abſ. 2. 

“,®. 839 8 7; 840 $ 8. 9. 10. Mofer fährt dann fort: „wann daher 
einige teutfche Regenten nunmehr ben Grundſatz entweber blos ipso facto auf- 
ftellen, oder auch kein Bedenken tragen, es In ihren Anträgen und Refolutionen 
zu äußern, daß denen Landſtänden nichts als gloria obsequii und das bloße 
ministeriale übrig bleibe und zuftehe, nämlich Werkzeuge abzugeben, dasjenige, 
was der Herr will und beftehlt, zu vollftreden, zu repartiren, einzuziehen und ihm 
zu liefern, jo handeln foldhe Regenten nicht nach Recht und Billigkeit, fondern 
widerrechtlich und gewaltfamer Weife”. 

e) Moſer L. c. S. 840: „fie ſeynd Teutfche, deren Voreltern (die Wenden, 
Slaven u. d. ausgenommen) urfprünglich freie Leute waren, die fich aus ihren 
Mitbürgern ihre Regenten felbft erwählt, aber ſich nie unumfchränft unterworfen 
haben’. Ebenfo S. 1146 f. 

“) Bol. die Stellen in Note 195-198 zu $ 51. 
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dem eignen Intereſſe, zum mannhaften Eintreten für das ganze Land ımb 
jeden Einzelnen wurden von Männern wie Mofer den Ständen reichlich zu 
Theil); allein die ganze Organiſation derſelben als privilegiirter Körper 
ichaften Hätte fie auch beim beften Willen unfähig gemacht, ſich die ihnen zu- 
gedachte Stellung ale „Repräfentanten des geſammten Tieben Vaterlands“ ober 
ald „Organ ber Nation‘, wie Häberlin wollte, zu erringen. Noch in 
unferem Sahrhundert haben die mannichfachen Verfuche, landſtändiſche Ver⸗ 
faffungen ohne foldhe Mobifilationen, welche ihr Weſen aufheben, wieber zu 
beleben, die Unmoͤglichkeit gezeigt, das landſtaͤndiſche Princip der Vertretung 
aus eignem Recht mit dem Princip des Repräfentativftants zu verföhnen. 
Allen wenn auch das unmittelbare Ziel einer Regeneration der Lanbftände- 
körperſchaften unerreichbar war, jo trug doch mittelbar das Streben nach diefem 
Ziel zu der Befeftigung und Vertiefung der Volksüberzeugung von der Notb- 
wenbigfeit einer Betheiligung des Boll am Staatsweſen durch das Mittel 
einer Bolfövertretung und damit zu ber endlihen Berwirklihung des Re 
präfentativftants weſentlich bei. 


861. Das Verhältniß der modernen deutſchen Staatsibee zur 
Genoſſenſchaftsidee. 


IL. In wenigen Ueberreſten nur dauert heute noch in Deutſchland das 
alte landſtaͤndiſche Princip. Bon denjenigen Staaten abgeſehen, in benen bie 
Iandftändifche Verfaflung noch befteht, wie Mecklenburg und Lauenburg, oder 
bis vor Kurzem beftand, wie Reuß, hat es fich bauptfächlic nur in der Or⸗ 
ganiſation ber preußifchen und jüchftichen Kreis-, Bezirks. unb Provinzialver- 
bände unb in ber Verfaſſuug einzelner ritterfchaftlicher Körperichaften mehr 
oder minder mobificirt in Geltung erhalten und ift fomit zwar noch für das 
Weſen der größeren Kommunen und Öffentlichen Korporationen, nicht aber 
mehr für das Weſen bes Staates ald folhen von Bedeutung. Auch in einer 
Reihe neuerer Landeöverfaffungen zwar mobificirt und modificirte noch in weit 
höherem Grade in der erften Hälfte unferes Jahrhunderts ber fortlebende 
ftändifche Gedanke das repräjentative Syftem: allein die eigentlihe Staatsibee 
wurbe und wird nicht mehr durch dieje unaufgeräumten Trümmer des Alten, 
fondern ganz allein durch das davon nicht aufgehobene, fondern nur beichränkte 
und geformte Princip der allgemeinen Volkbrepräſentation beftimmt. 

Das Princip der allgemeinen Bollörepräjentation war der Ausdruck 
der allmäligen Berwandlung des von dem Abfolutismus hergeftellten all. 
gemeinen und gleihen Unterthanenthbums in das allgemeine und gleiche 
Stantöbürgertfum. Gerade die Rheinbundftaaten, in welden die Zer- 
legung des Staates in eine ausſchließlich aktive, einheitliche, in der Perſon 
bes Fürſten verkörperte Obrigkeit und eine ausſchließlich paffive, vielheitliche, 


65) Bol. z. B. ©. 411. 498. 499, 8A6—848. 1177 f. 
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in dem Begriff des Volks rein kollektiv zufammengefaßte Unterthanenſumme 
im Anfang unferes Jahrhunderts bis in bie ertremften Konjequenzen vollzogen 
ward, mußten doch jehr bald darauf ben Gedanken, daß der allgemeinen 
Unterthanenſchaft nunmehr ein allgemeines Staatsbürgerthum zu entwachien 
babe, wenigftens durch Scheinkonceffionen anerkennen. Denn gaben auch die 
von ihnen nach franzöfiihen Mufter verlichenen Scheinfonftitutionen!) nur 
den Schatten einer Theilnahme des Volks am Staat und blieben auch fo 
meift auf bem Papier, jo geftanden fie doch die principielle Unhaltbarkeit 
einer bloßen bürgerlichen Pflicht ohne entiprechendes bürgerliches Recht officiell 
zu. Mit dem Aufſchwung bes dentichen Volksgeiftes wurbe das Begehren 
einer Zurückverlegung des Staates in das Bolt mächtiger. Wünſche wie Ver- 
fprediungen Tmüpften hierbei freilich in mehr oder minder bewußter Weiſe an 
die alte Iandftändijche Verfaffung an?), von deren mobdificirter Wiederbelebung 
man das Heil erwartete, und die wenigen Derfafjungen, welche bemnädhft im 
Süpweften zu Stande Tamen®), juchten den Bruch mit dem alten Princip 
äußerlich zu vermeiden. Allein, während in andern Staaten die Stände in 
der That fortbeftanden oder reaktivirt wurden‘), beruhten jene nenen Ber- 
faffungen durchaus auf einem veränderten Grundgedanken, indem in feiner von 
ihnen der Landtag als Organ einer bejonderen Körperfchaft der verfchievenen 
Stände ericheint, vielmehr in allen das geſammte Bolt als den Inbegriff ber 
Staatöbürger repräjentirt. Mehr noch wurde in ben nad dem Anftoß ber 
neuen Bewegung feit 1830 ergangenen Verfafſungen das ſtändiſche Princip 
verlafien®), bis emblich feit 1848 auch äußerlich ber vollfommene Bruch mit 
demielben herwortrat®). In den feitbem eingeführten BVerfaffungen oder Ver⸗ 
faffungsrevifionen, jo mannichfach ihre Richtungen auseinandergehen, ift von 
der alten landſtändiſchen Körperichaft Feine Spur mehr zu entdeden,. auch 


1) Verf. des Könige. Weftphalen v. 15. Nov. 1807; batr. v. 1. Mat 1808; 
des Großherz. Frankfurt v. 16. Aug. 1810; v. Anhalt-Köthen v. 28. Dec. 1810; 
v. Weimar v. 20. Dec. 1810 (unausgeführt). Bei Palip I 88. 96. 45. 10867. 
732. 

2) So bekanntlich auch die Verfprechungen der Bundesakte. 

9 V. u. v. Naflau v. 2. Sept. 1814; Baiern 26, Mai 1814; Baben 22. 
Aug. 1818; Württemberg 25. Sept. 1819; Hefſen 17. Dec. 1820; Sachſen⸗ 
Meiningen 23. Aug. 1829. 

60 in Sadfen, Braunjchweig, Kurbefen, aber auch in Hannover nad) 
B. U. v. 17. Dec. 1819. 

8, Bei. in ber kurhefſſ. V. U. v. 5. San. 1831; hannov. v. 26. Sept. 1833, 
bis zu ihrem Umfturz i. 3. 1884, u. v. 6. Aug. 1840; braunſchw. N. 2. O. v. 
12. Oct. 1832; V. U. v. Sachen v. 4. Sept. 1881; Schwarzburg- Rubolft. v. 
28. Dec. 1830 u. 24. Sept. 1841; Altenburg v. 29. Apr. 1881; Hohenzollern⸗ 
Gigmar.ın. 11. Juli 1833. 

% Bol preuß. V. U. v. 31. San. 1850 art. 3. 4. 
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nicht, wo die ftändifche Glieberung bei ber Bilbung ber Vollevertretung fet- 
gehalten wird; es ift vielmehr ber Gedanke einer durch den Landtag repräjen- 
tirten allgemeinen Staatsbürgerſchaft zu vollem Siege gelangt"). 

Die Unterfchiede der modernen Volkörepräfentation von ber Ständekoͤrper⸗ 
ſchaft des Mittelalters wie der fpäteren Zeit liegen auf der Hand. In fi 
ſelbſt ift fie weder eine Vollbürgerichaft der Landesgemeinde noch eine privi- 
legiirte Korporation, fie ift überhaupt feine Körperjchaft mehr, jonbern ein 
bloßes öffentliches Kollegium. Im Verhaltniß zum Boll ift fie weder mehr 
eine jelbftberechtigte Vollgenoſſenſchaft, noch eine Summe von Inhabern eigener 
Standfhaften, jondern ein politifches Kollegium, weldhes in feiner Gelammt- 
heit die an fi} der Geſammtheit aller jelbftändigen Staatsbürger zulommenben 
politifchen Befugniffe ausübt. Im Verhältniß zum Fürften endlich ift fie 
weder eine den Staat mit ihm theilende Landesgemeinde, noch eine mit einem 
Inbegriff politifcher Rechte: begabte Korporation, fondern ein Mitorgan des 
Staats. 

Aus dem Mangel eigener genoffenfchaftlicher Bedeutung in diefen brei 
Beziehungen ergiebt fich für Die moderne Volfevertretung gegenüber den alten 
Landtagen eine durchaus veränderte rechtliche Stellung. Zunaächſt ift fie ihrer 
Zufammenjegung nad nicht durch die Mitgliebichaft in einer Genoffenfchaft 
oder einer Korporation beftimmt, fondern die Antheilnahme an ihr ift eine 
öffentliche Funktion, welche durch das Geſetz an gewifie Bedingungen geknüpft 
wird, Principiell eriftirt daher auch kein Unterjchieb zwifchen ben gewählten 
Abgeorbneten und ben ernannten oder wegen ihrer Abftammung ober ihres 
Beſitzes jcheinbar aus eigenem Recht berufenen Mitgliebern befonbers ber erften 
Kammern: Wahl, Gmennung ober perfönlidhe Eigenſchaften find nur das 
Mittel, durch welches die Berufung zu dem Amte eines Vollsvertreters er- 
folgt, während die eigentliche Quelle der damit verbundenen Befugniffe und 
Pflichten weder ein Auftrag nod ein eigenes Recht, ſondern ganz allein bie 


) Freilich tritt im Gegenſatz zu den unmtitelbar nach 1848 vereinbarten Ber- 
faflungen in den oftroyirten oder feit 1849 renidirten das Beftreben hervor, in 
der erften Kammer eine Vertretung der Stände neu zu bilden. Indeß nirgenb 
wird dad Staatöbürgerrecht an fich für ungleich erflärt und es wirb im Princip 
nirgend die Bertretung eined Standes Tonftituirt, fondern der Stand foll nur 
wie Beſitz, Macht oder Intereffe die Bildung und Zufammenfepung einer allge 
meinen Bollsrepräfentation mitbeftimmen, in welcher bann aber Feiner fi jelbft 
oder einen Stand, fondern jeber das Geſammtvolk vertritt. Die aufgehobenen 
V. U. v. Schlesw.-Holft. v. 15. Sept. 1848, v. Medlenburg - Schwerin v. 10. 
Det. 1849, von Defterreich v. 4. März 1849, bie renidirten Verf. in Hannover 
v. 5. Sept. 1848, Weimar v. 15. Oct. 1850, Kurhefien v. 18. April 1852, 
Oldenb. v. 18. Febr. 1849 (ftatt ber v. 22. Nov. 1852), die preuß. v. 31. San. - 


1850, Anbalt-Bernburg v. 28. Febr. 1850, Gotha v. 3. Mai 1852 u. f. w. be- 
legen Dies. 
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Berfafftung ift. Hieraus ergiebt fi) zum Unterfchiede von den Ständen die 
wichtige Folge, daß jebes Mitglied der modernen Repräfentation das gejammte 
Volk vertritt, daß dagegen der Einzelne weber überhaupt noch auch nur zu- 
nächft das Intereſſe feiner Wähler, feines Nominanten oder feiner ſelbſt wahr- 
zunehmen berechtigt ober verpflichtet if. Auch als die alte Landſchaft eine 
wahre Lanbesgemeinde war, repräfentirte doch der Einzelne in ihr immer 
zunächft nur fich ſelbſt oder feine Auftraggeber und nur die Geſammtheit ber 
Stände gleichzeitig alle Einzelnen und das Land. Sekt Dagegen ift es ein 
rein faktiſches Verhältniß, wenn der Einzelne die Interefien feines Wahlkreiſes, 
deffen Wünfche und Beſchwerden vorzugsweife kennt und vorträgt: rechtlich 
fteht er zu demjelben nicht anders alß jeder andere Abgeordnete zu feinem ober 
er zu jedem anderen Wahlkreiſe, ja es wäre eine Berlekung feiner öffentlichen 
Hflicht, wollte er bas Intereſſe feiner Wähler, feines Standes oder feiner 
felbft über oder vor das Interefje der Allgemeinheit ſtellen?). Daran fliehen 
ſich die wichtigſten Konfequenzen: die Unzuläffigkeit einer Wahl oder Ernen- 
nung in anderen als den geſetzlich genau vorgeichriebenen Formen, das Verbot, 
den Auftrag an irgend eine Bedingung zu Tnüpfen, Die rechtliche Unverbind- 
lichfeit jeder Inftruftion, die Irrevofabilität des Mandats, die Unverantwort⸗ 
Tichleit des Vertreters, der Ausſchluß jeber Stellvertretung u. |. w. Ebenſo 
verbindet nicht mehr wie ehemals, der einzelne Abgeordnete durch feine Stimme 
zunächft fi und jeine Mandanten und hilft erft in zweiter Reihe als Glied 
der Landestörperichaft das Land zu verbinden, ſondern ganz allein ber Ge 
fammtbeichluß verbindet die Geſammtheit bed Volks und damit jeden Einzelnen. 
Das einzelne Landtagemitglied ift fomit nichts mehr durch fih umd für fich, 
fondern Alles nur als Glied bes Kollegiums und für die Geſammtheit. Aber 
auch die Volfsrepräfentation als Ganzes tft nichts mehr für fi und Alles 
nur ald Glied einer höheren Allgemeinheit; e8 mangelt ihr durchaus an ber 
eigenen Gejamuntperfönlichteit, welche die alte Landſchaft Hatte Nur in Bezug 
anf ihre Zollegialiihe Einrichtung (die Gelchäftsorbnung, die Prüfung und 
Entſcheidung bezüglich der Legitimation ihrer Mitglieder, die Wahl der Vor⸗ 
figenden und Beamten, die Bildung und Beitimmung von Abtheilungen und 
Kommiffionen) hat fie Befugnifſe der Autonomie, Selbftgerichtsbarkeit (Dis- 
eiplin) und Selbftverwaltung, dieſe Befugnifje aber find keineswegs korpora⸗ 
tiver, fondern rein Tollegialifcher Natur und beruhen nicht auf einer inneren 
koͤrperſchaftlichen DVerfaffung, jondern auf ber Staatöverfaffung, welche ein 
Kollegium als einheitliches Staatsorgan beruft. Wenn man hente noch von 


®) Anders noch nach der preuß. Provinzialgefepgebung, wonad jeder Stand 
zunächft ſich felbft und erſt in zweiter Reihe dad Gefammtinterefie der Provinz 
vertritt, da er, wenn er durch einen Mehrheitsbeſchluß fein Standesinterefie ge- 
fährdet glaubt, durch einen mit % ber Stimmen gefaßten Kurtenbefchluß bie 
„Sonderung” der Stände herbeiführen Tann. 
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einer repräjentativen „Körperfchaft" ſpricht, fo ift Dies ein ungenauer Sprach⸗ 
gebrauch; ein Abgeorbnetenhaus ift jo wenig wie ein ©ericht& ober Regie 
rungekollegium oder wie innerhalb einer Kommune oder einer Geſellſchaft ein 
follegialifcher Vorftand oder ein Repräjentantenfollegium eine befondere Körper- 
ſchaft, ja es ließe fi bei einem Gericht ober Magiftrat ihrer beftänbigen 
Dauer wegen noch eher eine Gefammtperjönlichkeit annehmen, als bei einem 
zeitweile (3. B. nach einer Auflöfung) gar nicht eriftirenden Kolleg. Daher vermag 
auch die Sefammtheit der Repräfentanten ganz allein in ben durch die Staats 
verfaffung vorgefchriebenen Formen als Einheit zur Erſcheinung zu kommen, 
wiche fie davon ab, fo wäre fie feine rechtliche Einheit mehr, ſondern eine 
Summe von Individuen. Portgefallen ift damit dad mittelalterliche Selbft- 
verfammlungsreht; das nad einigen‘ Verfafiungen noch beftehenbe Selbftver- 
ſammlungsrecht“) iſt völlig anderer Natur, da es nur in genau beftimmten 
Fällen geübt werden kann. Portgefallen ift ferner das freie Vereinigungsrecht 
und das damit begründete Recht, den eigenen Organismus autonomiſch fort- 
zubilden, fo wie de Torporative fehtebörichterliche und ftrafrichterliche Gewalt 
über die Glieder. Fortgefallen ift enblih das Recht, beliebige Ausſchüſſe 
jelbftändig anzuordnen, vielmehr find auch in demjenigen Berfaffungen, in 
welchen ftändige ober in bejonderen Fällen niederzuſetzende Ausichüffe vor- 
kommen?o), ſolche Ausihüffe lediglich befonders angeordnete Stantdorgane, 
nicht auf dem Geſammwillen der Repräfentanten beruhende Korporations- 
organe. Wenn aber jo das Repräfentativfollegium in fich felbft Teine Ge⸗ 
nofjenjchaft, Fein jelbftändiger Organismus tft, fo ift ed ebenfowenig etwa bas 
Drgan einer bejonberen Landeögemeinde, eines befonderen Organismus bes 
„Volles im Staat Es ift daher im Verhältniß zum Staat oder zum 
Fürften nicht nur für fich jelbft kein Rechtsſubjekt, fondern auch nicht Vertreter 
eined befonderen Rechtsſubjekts, ſondern es ift ganz ausſchließlich ein für genau 
beitimmte Funktionen beftelltes Staatsorgen. Aufgehört hat damit das 
Steuerbewilligungsrecdht im Sinne einer Verwilligung für fi) und für andere: 
es giebt nur noch eine verfaffungsmäßige Mitwirkung bei ber Steuergeſetz⸗ 
gebung bes Staats. Anfgehört bat die Möglichkeit einer von der Stantsfafle 
verſchiedenen Landeskaſſe, eines bejonderen Landeövermögens und Landeshaus⸗ 
balts, einer eigenen lanbichaftlihen Stenererhebung und Steuerverwaltung: 
nur die Mitfeftftellung und Kontrole eines einheitlichen Staatshaushalts bes 
ſteht. Aufgehört hat das alte Recht des bewaffneten Wiberftandes, bat bie 
rechtliche Möglichkeit eines bejonderen ftändifchen Heeres, wie es früher fo oft 
geworben, beioldet und verwandt wurde. Kriege, vöoͤlkerrechtliche oder privat. 

%) So Braunſchw. N. 8 O. v. 18382 $ 118. Hanno. Gef. v. 5. Sept. 
1848 8 109. Anbalt-Bernb. DB. U. v. 1850 $ 62. 64. Oldenb. revid. B. U. v. 
1852 art. 150. 198, Gotha. ®. U. v. 1852 8 188. 

10) Sp nach den meiften Verf. Urk., außer in Preußen, Batern, Großh. Hefien 
und einigen Heinereu Staaten. 
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rechtlihe Verhandlungen und Streitigkeiten, bedingte Huldigungen, Reverfe 
und Privilegien, Berträge, wie fie zwijchen Zürft und Lanbichaft fo Häufig 
waren, find rechtlich nicht mehr denkbar. Denn Zürft und Land find nicht 
mehr zwei inbivibuelle Rechtefubjekte nebeneinander, jondern Fürft und Landes⸗ 
vertreitung find Mitträger und Mitorgame eines einheitlichen Staats: ihre Ber- 
einbarungen find daher Gefeß, ihre Verhandlungen und Streitigkeiten aber 
innere Bewegungen und Grichütterungen des ftaatlihen Organismus. Am 
wenigften ift heute ber jelbftändige Rechtsverkehr der Stände mit anferftant- 
lichen Mächten denkbar, wie er im Mittelalter jo häufig war. Weil aber die 
Landeövertretung ohne eigene Rechtsſubjektivitaͤt und lediglich Staatsorgan ift, 
jo haben im Gegenja zu ber früheren unbeftimmten Kompetenz der Land» 
ftänbe, vermöge deren fie einft faft von Feinem Regierungsrecht ganz ausge⸗ 
ſchlofſen und häufig wahre Mitregenten waren, ſodann aber meift zur bloßen 
Ausübung eigener Privilegien berabfanfen, die mobernen Berfaffungen die 
Funktionen der Bollövertretungen im Stantdorganismus möglichft genau be 
ftimmt. Bei großer Ungleichheit im Cinzelnen baben fie ihnen überall eine 
doppelte ſtaatliche Funktion zugewielen: fie find kontrolirendes Staatsorgan 
für fih allein und rechtſchaffendes Staatsorgan zufammen mit dem Fürften. 
Soweit fie innerhalb dieſes ihnen zugewiefenen Kreiſes wollen und handeln, 
will und handelt durch fie der Staat; giengen fie darüber hinaus, jo wäre 
ed eine Sunme von Individuen, die wollte ober handelte: in Feinem Fall 
aber will oder handelt dunh fie eine vom Stante verſchiedene Gefammtperjän- 
Yichkeit, jei ed der Stände, ſei e& des Landes ober bed Volks. 

So it mit dem Aufhören einer bejonderen Landes⸗ oder Ständegenofien- 
ſchaft Die Stantseinheit gegeben. Jene alte Zweiheit des Staats, deren Ueber⸗ 
windung wir dem Abfolutismus verdanken, ift mit der neuen Repräfentativ 
verfaffung nicht zurückgekehrt. Es giebt begrifflih nur noch Eine untheil- 
bare, einfache Staateperjönlichkeit, die ſich nicht aus den Sonberperfönlichkeiten 
des Landesherrn und der Landeögemeinde zufammenfeßt, fondern in beiden 
nur als in ihren Organen zur Erjheinung kommt. Freilich ift diefe Einheit 
weber nom Rechtsbewußtſein des Volkes bereits voll erkannt, noch jelbft in der 
Wifſenſchaft zur Geltung gelangt. Häufig noch bringt die lange Gewöhnung 
des Volkes, den Staat über und außer fi zu fuchen, die Anſchauung hervor, 
dag Fürſt und Volk verſchiedene Rechtsſubjekte fein. Cine ſolche, unferen 
früheren Zuftänden ebenjofehr ald dem Staatöbegriff der meiften romanifchen 
Völker entiprechende Auffaffung, mag fie nun weiter im Sinne einer Fürften- 
fouveränität den Staat ausichlieglich in den Fürften verlegen und dem Volle 
nur eine unfelbftändige Xheilnahme gönnen, mag fie nad) franzöfiicher Weife 
umgekehrt die Volksſouveränität ftatuiren, um fie fofort der Ausübung nad) 
an einen außerhalb des Volkes ftehenden Staatsrepräfentanten veräußern zu 
lafſen, mag fie endlich dem Syſtem der geiheilten Souveränität huldigen, ift 
in allen Yällen unvereinbar mit der germaniſchen Stantsibee von heute. 
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Wäre die Meinung mancher Stantsrechtslehrer richtig, daß in der repräientativen 
Monardhie „das Volk“ eine vom Staat verfehiebene, durch die Volksvertretung und 
durch fie allein zur Erſcheinung gebrachte Perfänlichkeit ſeinn), weldher gegenüber 
die eigentliche Staatsperfönlichkeit in der befonderen Perfönlichkeit des Fürften ver- 
förpert werbe, fo wäre die repräfentative Monarchie ein Rückſchritt gegen die bereits 
errungene Staatdeinheit. In der That aber ift, wenn ber Gebanfe bes Ver⸗ 
fafſungsſtaats durchgeführt wird, fo wenig wie dad Volk eine Perfönlichkeit 
außer dem Staat hat’2), fo wenig ber Zürft als Fürft eine vom Staate 
verjchiedene, individuell berechtigte und verpflichtete Perfönlichkeit, fondern ganz 
allein Organ, Cricheinungsform der Staatsperſoͤnlichkeit. Es verfteht fidh, 
daß er zugleich eine individuelle, privatrechtliche Perfönlichkeit hat: aber nicht 
diefe ift Grund und Inhalt feiner Stellung als Staatsoberhaupt. Er ift 
nicht mehr Fürft aus eigenem Recht, fondern Fürft durch das Recht bes 
Staates. Er wirb nicht kraft Erbrechts, fondern wegen feiner Abftammung 
and einem beitimmten Geſchlecht nach beftimmter Succeffionsorbnung durch 
das Geſetz, durch die Berfaffung berufen. Nicht jubjektives, ſondern objektines 
Recht ift Grund feiner Herrſchaft. Daher beftimmt auch den Umfang feiner 
Befugniffe und Pflichten, foweit er Fürft ift, allein die Verfaffung; übte er 
andere als biefe ihm übertragenen ftantlichen Funktionen (3. B. Rechtſprechung 
oder alleinige Gejehgebung), jo hätte nicht mehr der Staat durch ihn noch 
er als Fürſt, jondern ein Individuum gehandelt: ſoweit er dagegen inner- 
halb feiner verfaffungsmäßigen Funktionen will und handelt, will und handelt 
weder er als individuelle Perfönlichkeit, noch er für den Staat, fondern in 
ihm und durch ihn der Staat"). 


1) So behauptet Zöpfl, Stantör. I 8 54. IL 8 345, „das Voll“ habe in 
der repräfentativen Monarchie und habe allein „in ber Tandftändifchen Körperfchaft 
und durch diefelbe eine juriftifche Perfönlichkeit®. 

12) Die den Repräfentativftant Tennzeichnenden eigenthümlichen Kontrolorgane, 
welche für bie Vertretung der Vielheit gegen die Einheit beftimmt find, finden 
fih in ganz ähnlicher Wetje bekanntlich in den Gemeinden und faft allen mobernen 
Bereinen und Gefellichaften überhaupt. Niemand fällt ed ein, beöhalb ber „Bürger- 
fchaft“ eine burch ihre Verorbneten vertretene juriftiiche Perjönlichkeit neben, in 
oder gegenüber „ber Stadt” beizulegen; Niemand wird in ber Aktiengefellichaft 
der Summe ber Alionäre eine durch die Repräfentanten und die Generalver- 
fammlung dargeftellte, von der Gefellichaftöperfönlichkeit verfchiedene Rechtäfubjel- 
tivität zufchreiben. Warum fol ed im Staate anderd fein? warum foll hier das 
Borbandenfein der Vollsrepräfentation dem Volle eine vom Staat verichiebene 
Perfönlichkeit verfchaffen? 

 Menn man bei dem für die Monarchie oft angewandten Bilde fichen 
bleibt, wonach der Fürft das Haupt des Volkes im Rechtöfinne ift: wie ſoll der 
Leib dem Haupt, wie fol aber umgekehrt das Haupt dem Leib gegenüber eigne 
ftantsrechtliche Perfönlichteit haben? Sind nit Haupt und Glieder weſentlich 


8 61. Das Berhältnig d. mob. deut. Staatöibee 3. Genoffenfchaftsidee. 829 


Wenn die Eine und untheilbare Stantsperjönlichkeit fo in Fürft und 
Bolleveriretung zur Erſcheinung kommt: jo ift damit die Zahl der unmittel- 
baren Staatöorgane noch nicht geichloffen. Vielmehr find als ſolche noch an⸗ 
zuerfennen einmal die Geſammtheit der jelbitändigen Staatsbürger und zweitens 
bie Gerichte. Die Geſammtheit der jelbftändigen Staatöbürger ift freilich 
auf eine einzige Funktion, auf die Wahl ber repräfentirenden Organe, be 
Ihränktt ie): aber für diejen wichtigen Akt tritt fie in ben Urverjammlungen, 
in denen fie fichtbar wird, als verfaffungsmäßiges Staatdorgan !) auf. Die 
Gerichte aber, mögen fie ernannt oder gewählt fein, find zu dem wejentlichen 
Theil ihrer Thätigleit, der Nechtiprechung, ebenfalls nicht durch ben fpeciellen 
Auftrag eined andern Staatsorgans, fondern unmittelbar durch den Rechtsorga⸗ 
nismus des Staats berufen. Su ihnen Handelt daher, joweit fie Recht 
ſprechen, der Staat felbit, nicht ein anderes Staatsorgan. Dies üft freilich 
noch nicht voll anerkannt, aber die Forderung ihrer Unabhängigkeit, Unabſetz⸗ 
barkeit und Unveraniwortlichkeit im Berfaffungsftant und bie Einführung von 
Geſchwornengerichten beruht darauf. 

Während jo die Staatöperjönlichkeit in vier verfchiedenen Organen un« 
mittelbar Iebendig wird, im Yürften als dem nach außen ausichließlich ver⸗ 
tretenden, nach innen verwaltenden und ausführenden Organ, in ber Dolls. 
vertretung als bem die Vielheit gegen die Einheit vertretenden, überwachen⸗ 
den Organ, in beiden zujammen als dem rechtichaffenden Gefammtorgen, in 
ben Gerichten als rechtiprechenden Organen, in ben Urverfammlungen als 
wählenden Organen: jo find alle anderen Staatsbeamten und Staatsfunktionäre 
nur mittelbare Staatsorgane. Denn fie find alle zunächſt Organe eines 
Staatsorgaus und vertreten nur mittelbar den Staat. Insbeſondere ift der 


untrennbare Theile des Einen Leibes, in welchem die Perjönlichleit des Menfchen 
als eine nicht mehr zu zerlegende Einheit wohnt? Wenn den Organen des phyfi- 
Shen Menfchen ber natürliche Organismus ihre Zunktionen anweift, fo tritt ber 
Organismus des Gemeinwejend zugleih in das Recht und gilt im Recht nur 
als Rechtsorganismus: aber Organismus bleibt er nichts deſtoweniger und bie 
Einheit der Perfönlichleit tft deshalb auch für ihn Das Lebensprincip. Es ift mit- 
bin juriftiich undenkbar, den Monarchen ala folchen (feiner ftantsrechtlichen Seite 
nach) im Verfaſſungsftaat ftatt ald Theil ald Gegenfah des Volkes zu betrachten. 
Auch dient man ihm wenig, wenn man ihm ftatt der erften Stelle im Bolt feinen 
Platz außerhalb ded Volkes anweiſt. 

14, In repräfentativen Republiken oder in folchen Freiftanten, welche zwiſchen 
tepräfentativer und unmittelbarer Demokratie eine Mittelftufe bilden, haben bie 
Urerfammlungen biömwellen auch andere Funktionen, wie namentli Zuftinmuug 
zu Verfaffungsänderungen. 

18) Daß die Gefammtheit nur Organ, nit Souverän des Staates ift, das 
ift der Unterfchieb ber repräfentativen Republit fo gut wie ber repräfentativen 
Monarchie von der unmittelbaren Demokratie. 
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gefammte Organismus der Staatöverwaltungsbeamten zunächſt allein das 
Organ des Fürften. Nur für das Minifterium ergiebt bier die Verfafſung 
der repräfentativen Monarchie eine nothwendige Modifikation, indem fie ihm 
mit der Webertragung der dem Zürften abzunehmenden Berantwortlichkeit und 
mit der dadurch begründeten eigenthümlichen Pflicht, in frembem Namen 
handelnd doch wie für eigene Hamblungen zu haften, die Stellung einer noth⸗ 
wenbigen und felbftändigen Ergänzung des oberften Staatsorgans binfichtlich 
der Erzwingbarkeit feiner Regentenpflicht zumeift. Während es alſo für den 
Begriff des Tonftitutionellen Monarchen unwejentlich ift, durch was für Be 
hörden int Mebrigen regiert wird, iſt das VBorbandenfein eines verfafjung®- 
mäßigen Minifteriums ein essentiale jenes Begriffs; es ift im Grunde nicht 
ein Kürft ſchlechthin, ſondern ein durch ein verantwortliche Miniſterium er- 
gänzter unverantwortlicher Fürſt das oberfte Organ des Verfaffungsftaats. 

IL. Das Weien der modernen deutichen Staatsidee beruht fomit in der 
Spentität von Staat und Vol Der Staat ift das organifirte Boll. Als 
Staat erlangt dad Volk, welches als ein Hiftoriich gewordenes Einheitsweſen 
in ganz beftimmter &lieberung im getftigen, fittlichen, wirtbichaftlichen, ja 
jelbft im phufifchen Leben zur Gricheinung kommt, auch rechtlich eine Gejanmt- 
perjönlichkeit. Die unfichtbare Staatseinheit ift jo auf bem Gebiete bes 
Rechts die Seele, die in beftimmter Weife verbundene und geglieberte Staats 
bürgerſchaft dev Körper, die Verfaflung aber der die Atome des Körpers zu 
einer einheitlichen, lebendigen Perjönlichkeit fügende Organismnd des Volks‘). 
Diefer Staatsgedanke ift num freilich, wenn er nicht einmal in ber Wiffen- 
{haft allgemein anerkannt ift, noch weniger bereits im wirklichen politijchen 
Leben realifirt oder auch nur von dem Rechtsbewußtſein der Nation als das 
zu erftrebende Ziel voll und klar erfaßt. In allen diefen Beziehungen indeß 
ift der Weg beſchritten, auf welchem ihn die, Zukunft zum Siege führen wird. 
Die Theorie wirb den Stuatöbegriff voll und ganz in den Volksbegriff zurüd- 
verlegen; aus dem politijchen Leben wird die Gewähnung bes Polizeiftaats, 
bie romanijche Importation eines vom Volke verſchiedenen Staats, dem bas 
Bolt nicht der fichtbare Leib, fondern als eine bloße Summe von Indivibuen 
lediglih Gegenjag und Gegenftand ift, und die Erfekung bed Organismus 
durch die Maſchine verihwinden; das Volk aber wird ſich als geiftig-fittliches 
Einheitsweſen eins fühlen mit tem Staat und die lebten Refte einer An⸗ 
ſchauung überwinden, weldhe in den traurigften Sahrhumberten ber deutſchen 
Geſchichte wurzelt, in denen auf dem Gebiete bes äffentlichen Lebens das 


10), Damit ift der Staat, die organtfirte Volksperſonlichkeit, als ſouverän ge- 
ſetzt. Eine ſolche Staatöfouveränttät ift eben ſoweit entfernt von einer Volls⸗ 
fouveränttät? in dem Sinne, daß der Staat mit der Summe ber Individuen 
oder doch ber großfährigen Staatsbürger im Volke ibentificirt wird, als von einer 
Sürftenfouveränttät, als endlich von der Annahme einer getheiften Souveränität. 
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deutſche Volt fih ſelbſt verloren und feine lebendige Geſammiperſoͤnlichkeit an, 
eine abftrakte, im leeren Raum über feinem Haupte ſchwebende, vom Himmel 
oder fonft woher auf die großen und Meinen Obrigleiten ergofiene Staatsidee 
veräußert hatte 17). 

IH. In der $orderung der Einheit von Staat und Boll liegt aber 
ferner zugleich die Forderung der Einheit von Staat und Recht. Im Gegen- 
ja zu dem antiken und dem romanifhen Staat wie zu dem vorübergehend 
bei uns verwirflichten Poltzeiftant joll ber moderne germaniſche Staat ein 
Rechtsſtaat fein. Damit ift nicht gejagt, daß jener altgermaniſche Zuftand 
je zurückkehren werbe, in weldem ber Staat vom Recht abjorbirt wurde, 
nur um bes Rechts willen da war, mithin unter bem Recht ftand; aber 
ebenfowenig darf der Staat über dem Hecht ftehen, darf er jeinerjeits das 
Recht abforbiren. Vielmehr fol der Staat im Recht ftehen, indem jein Or⸗ 
ganismus jelbft Recht ifl, indem mit anderen Worten ein öffentliches Recht als 
wirkliches Recht anerkannt und geſchützt wird. rei kann fich der Berfaflungsftaat 
nur innerhalb der Berfaffung auf dem Gebiete feines pofitiven Lebens, frei umge- 
fehrt das Recht nur in den individuellen Beziehungen bewegen. Dagegen iſt der 
Staat infoweit, ald er mit irgend einer anderen Lebensiphäre eines Indivi⸗ 
duums, einer kleineren Allgemeinheit oder eines jeiner Glieder zufammentrifft, 
au das Recht gebunden, während umgekehrt das öffentliche Recht, das heißt 
das Recht, welches die Beziehungen zwiſchen dem Staat als Allgemeinheit 
und den engeren Allgemeinheiten oder den einzelnen Bürgern ald Gliedern 
jener böditen Allgemeinheit regelt und damit den ftaatlichen Orgamismus 
feftftellt, dur den Staat gebunden wird. Wie daher im öffentlichen Recht 
die $reiheit vor der Nothwendigkeit zurüdtritt, jo muß umgekehrt der Staat 
das Recht ald unüberfteigliche Schranke feiner freien Bewegung anerkennen. 
Die Verwaltung, welche den Inhalt bes pofitiven Lebens bed Staatöwelens 
bildet, findet jo am Recht ihre Grenze; denn jo gewiß es ift, daß für ben 
- Staat wie für den Einzelnen die Beitimmung feiner pofitiven Thätigkeit 
durch Zwedmäßigkeitsrüudfichten erfolgt, fo gewiß darf weder der Staat noch 
der Einzelne dad Recht, welches Die verichiedenen Intereſſen und zulegt das 
Allgemeininterefje und die Individualintereſſen felbft vermittelt, aus Zweck⸗ 
mägßigkeitsgründen verlegen. Der Sat „salus publica suprema lex esto“ 
kehrt fih aljo im Rechtsſtaat um: das öffentliche Wohl ift zwar ber pofitive 
Inhalt der Stantöthätigkeit, aber das Geſetz bezeichnet die Grenze, wie weit 
die Verfolgung des öffentlihen Wohle dem Sonderwohl gegenüber gehen 
darf. Wird das Recht dem Staatsbedürfniß inadäquat, jo muß es auf dem 


7) Bol. die Worte Stenzel's, Einl. zur ſchleſ. Urk. Samml. S. 264: 
„ber Staat ſchwebte ald ein lebloſer Begriff im leeren Raume und feine Eriftenz 
wurde vom Volke nur im unverftandenen, baber für feindlich gehaltenen Drude 
wahrgenommen, defſen man ſich durch jede Art von Lift ober Betrug zu ent- 
ledigen juche”. 
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Fyerfaffungsmäßigen Wege durch bie rechtsgerzeugen den Organe geändert 
werben. Wird aber das Recht zweifelhaft ober ftreitig, jo müſſen aud hier 
die rechifprechenden Organe, die Gerichte, erklären, was Recht if. Es bedarf 
aljo einer Rechtſprechung über öffentliches Recht und in der Forderung bes 
durch bie pofitiven Geſetze faft überall noch verjagten gerichtlichen Schutzes 
Öffentlicher Rechte gipfelt die Idee des Rechtsſtaats 'e). 

IV. ragen wir nun ſchließlich, wie fidh die moderne Staatsidee, deren 
Ziel fo an Stelle des obrigkeitlihen Staates die Einheit von Staat und Volk 
und an Stelle des Berwaltungsftantes der Rechteftant ift, zur Genoffenichafts- 
idee verhält, fo ergiebt fich, daß allerdings die Veränderungen, welde in dem 
inneren und äußeren Weſen des Staats fich vollzogen oder zu vollziehen be- 
gonnen haben, der Genoffenfchaftsidee entfprungen find, daß aber die Ge- 
noffenfchaftsidee keineswegs die moderne Staatsidee ausfhlieglich zu beftinmen, 
fih mit ihr identiſch zu ſetzen beanfprucht, fondern nur als ein Theil in ihr 
enthalten ift. 

Wenn Bähr in feiner Schrift über den Rechtsftaatie) den Staat 
überall nur als die höchfte und umfafjendfte „Senoffenfhaft“ anfehen will, jo 
liegt dem zunächſt ein weiterer Sprachgebraudh zu Grunde, indem er unter 
Genoſſenſchaft jede menfchliche Bereinigung verfteht. Auch mit dieſer Modi- 
filation aber ift ber Bähr'ihe Sag nur infoweit richtig, als der Staat in 
ber Form eines Vereins aufgefaßt und organifirt werben kann, unrichtig 
aber injoweit, als es fih um die Hiftoriiche Erfcheinungsform des Staates 
überhaupt handelt. Denn der Staat war und ift vielen Völkern weit mehr 
eine Anftalt als ein Berein. Auch der deutſche Staat war in ben Zeiten 
des erftorbenen öffentlichen Lebens nichts weniger als eine bürgerliche Gejell- 
fchaft; er war vielmehr eine durchaus über und außer der Gefellichaft ftehende 
Snftitution, eine dem Vollke transcendente Perfönlichket. Wenn aber bie 
moderne Richtung, im Einklang mit der von ihr verjüngten germantichen 
Grundanſchauung, begrifflih und praktiih den Staat in bie bürgerliche Ge- 
jelihaft zurückzunerlegen, eine dem Volke immanente Staatsperfönlichfeit ber- 
zuftellen ftrebt, jo ift im Sinne diefes Strebens der moderne deutſche Staat 
allerdings, wie Bähr dies ausführt, nichts als der höchfte und umfaffendite 
menfchliche Verein. Seine myſtiſchen Charakters entkleidet, auf das natür- 
Vihe Werden ftatt auf einen übernatürlihen Urfprung zurüdgeführt, iſt ein 
folder Staat von den in ihm enthaltenen engeren Berbänden bes öffentlichen 
Rechts, von Gemeinden und Körperjchaften, nicht generiſch verſchieden, fondern 
fteht ihnen nur wie die volllonmenere ber unvolllommeneren Entwidlungsftufe 





0) Bähr, der Rechtsſtaat, 1864, führt die Hier angebeuteten Geſichtspunkte 
in ſchlagenden Dedultionen durch. Ein näheres Eingehen auf die verwidelte 
Frage gehört nicht Hierher. 

N Vgl. bei. S. 18f. 
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gegenüber. Er ift das Produkt derjelben Kraft, welche wir im Kleinen noch 
täglih Allgemeinheiten begrenzterer Art über den Beſonderheiten Eonftituiren 
ſehen. Er ift daher den Gemeinden und Genoffenihaften homogen. Gewaltig 
freilich ift die Sülle der Konfequenzen, welche fih an ven Einen Unterfchied 
knüpft, daß der Staat ald die höchſte Allgemeinheit Feine Allgemeinheit mehr 
über fi hat, ſouverän ift, mithin, während alle übrigen Verbände noch durch 
etwas außer fich beftimmt werben und ihren letzten Regulator anßer fich finden, 
ganz allein durch fich jelber beftimmt wirb und feinen Regulator in fich jelbit 
trägt. Mlein die Anfchauung, welche hieraus für den Staat eine abjolute, 
ausjchliegliche politifche Perjönlichkeit folgert, während fie allen Eleineren All⸗ 
gemetnheiten hoͤchſtens ein von jener Staatöperjönlichkeit abgeleitetes Stüd 
politifcher Perfönlichkeit zugefteht, ift mit der modernen Staatsitee unvereinbar. 

Wenn fi nun aber in der That nach der Staatsidee unferer Tage der 
Staat als die hoͤchſte und allgemeinfte Affoctation darftellt, fo folgt daraus 
noch nicht, daß er eine reine Genofjenfchaft oder nichts als eine Genoſſenſchaft 
wäre. Will man den Begriff der Genoffenichaft auch fo weit faffen, daß man 
einen feiner Exiſtenz nad nothwendigen und nur feiner Form nach dem freien 
Billen unterworfenen Verein, dag man ferner einen Verein, für den ein Ge- 
biet neben einer Perjonenmehrheit ein essentiale ift, Darunter begreift, jo ift 
bob auch die Organifation ded Staates, wie fle fich Hiftorifch entwickelt 
hat, nur zur Hälfte genofjenfchaftliher Natur. Denn wenn allerdings ber 
Gedanke einer genofjenfchaftlichen Verbindung der Volksgeſammtheit, d. h. einer 
ftantsbürgerlichen Genoffenfchaft, in welcher die ſämmtlichen voll- und gleich 
bereehtigten jelbftändigen Staatsbürger die Aktivgenoffen find, die Grund» 
lage des modernen Berfaffungsftaatd bildet, jo ift doch feine Spike aus der 
zur fürſtlichen Obrigkeit umgebildeten Herrfchaft herporgegangen. Die ver 
faffungsmäßige Organifation des Staates aber befteht barin, daß fie die Ver⸗ 
ihmelzung der genofienfchaftlichen und herrfchaftlichen Elemente zu einer har⸗ 
monijchen Einheit anftrebt. Die moderne Staatsidee enthält daher die Ver⸗ 
jöhnung der uralten Genoffenfchaftsidee und der uralten Herrihaftsidee, von 
denen jede in ihrer Sphäre zur Geltung kommen, deren feindliher Gegenſatz 
aber in einer höheren Einheit feine Löjung finden ſoll. Der repräfentative 
Berfaffungsftant felbft ift fomit weder eine reine Genoffenfchaft, wie der 
altefte Patriarchalſtaat, noch eine reine Herrichaft, wie der Lehnsftaat, noch 
ein rein genoffenfchaftliches Gemeinweſen, wie die mittelalterliche Stadt, noch 
ein aus einer jelbftändigen Herrſchaft und einer felbftändigen Genofjenichaft 
zuſammengeſetztes Doppelweien, wie der mittelalterliche Territorialſtaat, noch 
ein rein obrigfeitliches Staatsweſen, wie der Ianbeöherrlihe Staat der Neu⸗ 
zeit: fondern er ift ein die genofſenſchaftliche Grundlage (die Staatsbürger- 
genoffenfchaft) und die obrigfeitlihe Spitze (die Monarchie) organiſch, d. h. 
nicht ale Summe, fondern als eine neue lebendige Einheit verbindendes Ge- 
meinwejen. 
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5 62. 

A. Die Umwandlung, welche das genoſſenſchaftliche Princip in allen 
Verhältniffen erfuhr, trat jeit Dem Ende des Mittelalters auch in der Reich: 
genoſſenſchaft jelbft und in ihrer Gliederung hervor. Hatte fich einft das 
Reich aus einem aus Herrſchaftsverbänden zufammengefeßten Herrichaftsverband 
durch die Macht des Einungsweſens in eine nach Einungen gegliederte Einung 
verwandelt, jo wurde es nunmehr zu einer geſchloſſenen Korporation, welche 
ihrerſeits in geſchloſſene Privilegskorporationen zerfiel. 

J. Das freie Einungsweſen verlor ſeit dem ewigen Landfrieden und ſeit 
ber damit definitiv feſtgeſtellten Mebiatifirung der Nation ſtufenweis ſeine 
alte Bedeutung für den Reichöverband. Bon den ihm entfprungenen mädhti- 
gen und großen Bundesgemeinweſen beftanden diejenigen, welche das Mittel. 
alter überdauerten, wie ber ſchwäbiſche Bund (bis 1533), noch eine Zeit 
lang oder, wie die Hanſa, felbft bis in die Stürme des dreigigjährigen Krieges 
fort, aber ihr inneres Leben und ihre äußere Kraft waren in fteter Abnahme 
begriffen. Hatte doch das Einungsweſen nor Allem daraus feine Kraft ge- 
fogen, daß es, bis in das Innerſte des Volkes hinabreichend, im Stande war, 
alle aufftrebenden Elemente der ungebrohenen Volkskraft zu politifcher Selb- 
ftändigfeit emporzubeben und am NReichöverbande zu betheiligen. Sekt dagegen 
wurde die Zahl der jelbftändigen Reichsgenoſſen ein für allemal firirt und 
mit dem für fie erweiterten politifchen Einigungsrecht das politifche Einigungsrecht 
der Mittelbaren vernichtet. Als der weitphäliihe Friede den Reichsſtänden 
mit der Landeshoheit zugleich das Hecht der Bünbniffe unter fih und mit 
Auswärtigen formell zugeftand'), ftellte er hiermit ausdrücklich gleichzeitig den 
ftaatlichen Charakter der Landeshoheit und den wölferrechtlichen Charakter aller 
foedera und uniones feſt und 'e8 war nur konſequent, wenn man hieraus, 
wie wir oben geſehen haben, das Verbot jeder freien Vereinigung zu politiichen 
Sweden für die Unterthanen berleiteter), wenn man in bemfelben Sinne bie 
früheren Reichsgeſetze auslegte, wenn viele Publiciften ſogar nachträglich noch 
den Hanſabund für ungiltig und nie zu Recht beſtanden erklärten, weil Land⸗ 
ſtädte an ihm Theil genommen®). So war durch die Shentificirung der Be 
griffe des wölferrechtlichen foedus und ber politifchen Einung überhaupt das 





1) Instrun. Pac. Osnabr. art. VIII $ 8: Cum primis vero jus faciendi 
inter se et cum exteris foedera, pro sua cujusque conservatione ac securitate, 
singulis statibus perpetuo liberum esto. Wahl-Kap. I. 89. Dazu Häberlin, 
Staatör. III. 3 378—883. ©. 199— 234. 

2) Bol. bei. oben 8 60. 

) So 3. B. Wahrem ab Ehrenb., de foederibus lib. 1. c. 2. n. 44. 
Knichen, an civitates imp. habeant jur. terr. nr. 475. (nah Stryd, diss. 8. 
ec. 8. ©. 862) u. Bejold, de foeder. jur. c. 8. nr. 11. 





8 62. Die Genofienichaft im Reich. 835 


in der germaniſchen Vollfreiheit enthaltene Cinungsrecht zu einem Vorrecht 
der Neichöftände geworden. Waren doch auch fonft die Reichäftände allein 
jeßt Erben der einft jedem Volksgenoſſen gebührenden reiheitsrechte! Ward 
doch in derjelben Weife nach der Wahlkapitulation) das Selbitverfammlungs- 
recht, wurden doch ebenfo die altgermanifche Autonomie, das Recht der Selbft- 
wehr (dad Waffen- und Fehderecht), der Gerichtsſtand vor Genoffen ans 
Attributen der Vollfreiheit zu Privilegien der NReichöftände! War aber das 
volttifche Vereinsrecht ein Privileg ber Reichdunmittelbaren, fo mußte dies 
auch auf den Charakter der unter ihnen beftehenben ober fi) neu bildenden 
Verbände zurüchvirken. Die beftehenden Cinungen jhloffen fih ab und wur- 
den zu Privilegsförperichaften, die nicht mehr die Herftellung einer Einheit 
über den Öliedern, fondern die gemeinfame Aufrechthaltung individueller Pri⸗ 
vilegien bezwedten. Die neu entftehenden Vereinigungen bildeten ſich entweder 
nad demjelben Mufter, oder aber, wie es das Hänfigere war, fie führten 
überhaupt zu Feiner Körperfchaft mehr, fondern nur zu vorübergehenden Ber- 
trage» und Gemeinfchaftöverhältniffen. Während in ber Schweiz ber Gebante 
eines Föderativftaats durch die heftigften Spaltungen und Erfehütterungen hin- 
durch fortlebte und in langjamer, oft unterbrochener, aber niemals dauernd 
gehemmter Entwidlung das Band eines lofen und ungleichen Bundes zu einem 
feften und einheitlichen Bundesftant zufammenzog; während in den Nieder 
landen gerade jeßt berjelbe Gedanke ein mächtiges föderatives Staatsgemein⸗ 
weſen erzeugte: verſchwand in Deutichland mehr und mehr der ftaatlihe Cha- 
rafter aller Söderationen. Zwar fpielte gerade in den der Reformation folgen- 
den Streitigkeiten und im 30 jährigen Kriege bas politische Bündnißweſen eine 
größere Rolle als je: allein es veränderte völlig jeinen alten Charakter. Aus 
einer Eonftituirenden, ftaatöbildnerifchen Macht wurbe es zu einem Syſtem von 
Allianzverträgen und inforporirten Sonderinterefin. Während das alte 
Einungswefen die Gründung und Anerkennung von Allgemeinheiten über ben 
Bejonderheiten und fomit zuleßt von genoffenjchaftlicden Gemeinwefen erftrebte, 
jielte das neue Föderativipften mehr und mehr nur auf eine verftärkte 
Geltendmachung der Bejonderheit und kam daher entweder über wölferrechtliche 
Bertragöverhältniffe in Bünbniffen und Ligen nicht hinaus, oder lief doch eine 
Einheit höchſtens als unjelbitändige Dienerin der Sonberintereffen, als ein 
„Corpus“ im neuen Sinme, entftehen. Nichts Tag dem einzelnen nad) Landes- 
hoheit ftrebenden Reichöftand ferner, als in einem Bunde ober Berein frei 
willig etwas von jeiner politischen SPerfönlichkeit zu Gunften einer höheren 
Gejammtperfönlichkeit zu opfern. 

Bloße Bertragsverhältniffe, in denen das Individuum voll und 
ganz beftehen bleibt und nichts an eine Allgemeinheit abgiebt, waren jo jene 


+ Wahl⸗Kap. art. XIM. $ 10. Sogenannte „Tage“. Bgl. Leift, Staatör. 
8. 
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zahlreichen politifchen und religiöfen Bünbniffe (foedera, uniones, ligae) der 
Reicheitände, welche vor und nah dem weftphältichen Frieden geſchloſſen 
wurden, wenn fie fidh gleich in ber früheren Zeit bisweilen nod eine gewifle 
Drganifation gaben, wie das Torgauer Bündniß v. 1526, der ſchmalkaldiſche 
Bund von 1531, der heilige Bund v. 1538, die enangelifche Union v. 1608 
und die katholiſche Liga non 1609. Korporationen dagegen, beren Mit- 
gliedichaft ala wohlerworbenes Privileg privatrechtlich behandelt wurde, deren 
Einheit aber lediglich den Charakter einer juriftiichen Perjon, das heißt einer 
individuellen Einheit, hatte, wurben die dauernden reichsftänbiichen Verbände, 
wurben Kurfürften-, Fürften- und Grafenvereine®), wurden die noch beftehenden 
Stäbtebünde, wurden endlich, jo weit bier nicht an Stelle der Torporativen 
DVerfaffung eine bloße Kollegialverfaffung ftand, nach Verfaſſung und Zu- 
jammenjeßung die Kollegien, Kurien und Bänke bed Reichstags. 

Korporativ geftaltete fih auch die Verbindung jenes eigenthümlichen 
Meichögliedes, welches aus denjenigen Bruchſtücken bes niederen Abels, die fi 
durch das Einungswefen der Landſäſſigkeit erwehrt hatten, als reihönnmittel- 
bare, aber der Reichsſtandſchaft entbehrende Ritterfhaft in Schwaben, Franken 
und am Rhein erwachſen war). Bon allen Reichsforporationen indeß wahrte 
ih diefe, durch Die Ohnmacht der Einzelnen zur Gemeinſchaft gedrängt, das 
regfte und Fräftigfte, in vielen Beziehungen noch an bas ältere Genoffenichafts- 
weien erinnernde Gemeinleben. Die Mitgliebfhaft der Korporation berubte 
entweder auf dem dinglihen Titel bed Befites eines immatrikulirten reiche» 
freien Gutes oder auf der perjänlichen Zugehörigkeit zu einer von Alters ber 
reichöfreien Samilie; e8 war aber die Aufnahme neuer Güter und Familien 
möglih”). Die Berfaffung war das Produkt freier autonomiſcher Belebung, 
vermöge deren die aus Kantonen als engſten Korporationen zujammengejeßten 
drei Ritterkreijes) feit 1577 zu einem gemeinfamen Corpus zufanımengetreten 
waren, ohne damit den Sortbeftand der engeren und engften Corpora aufzu- 


5) Bol. die Beſtätig. des Kurvereind in der Wahlkap. art. III 8 6; Fürften- 
vereine (1662) b. Mofer, Staater. XXXVI 198; Grafenvereine (1782) ib. 
XXXVIL. 527. 

o) Bgl. Kerner, Staatörecht der unmittelb. freien Reichsritterſchaft, 3 Th., 
temgo 1786—1789, bei. Th. IL, das „Staatögenofienfchaftsrecht" der Reichs⸗ 
ritterfchaft enthaltend. Mofer, von ben teut. Reichöftänden S. 1241 f. Lünig, 
Reichsarchiv, Part. spec. cont. IH. Pütter, Inst. 8 460f. Gönner, Staatsr. 
$ 268 |. Häberlin, Etaatdr. TIL 8 460—465. S. 541 f. Keift, Staatör. 8 56 f. 
Eichhorn, R. ©. 8 539. Walter, R. G. 8 376. Schulte, R. ©. $ 104. 
Zöpfl, R. G. 8 72 u. St. R. J. 8 105. - 

) Bei Mehrheitsbeſchluß der Mitglieder in den Kantonen und der Kantone 
eined Kreifes und Einſtimmigkeit der Kreife. 

8) Schwäb. Nitterordn. v. 1560, fränk. v. 1590, rhein. v. 1652 b. Lünig 
l. c. Abth. 2. ©. 34. 15. 36. 








8 62. Die Genoffenihaft im Reich. 837 


beben®). Es gab daher allgemeine Berfammlungen (ſog. Korrefpondenztage), 
Kreisverfammlungen und Kantonverfammlungen; es gab ferner ein unter ven 
Kreifen wechjelndes Generaldireftorium für den Gefammtlörper, ein unter den 
Kantonen wechfelndes (nur im ſchwäbiſchen Kreis ftet? dem Kanton Donau zu- 
ftehendes) Specialdireftorium jedes Kreifes und endlih Kantonsbireftorien, die 
aus einem Ritterhauptmann nebft Ritterrätben und Unterbeamten und aus 
einem Kantonausſchuß beftanden. Seiner rechtlihen Bedeutung nah war das 
reicheritterichaftliche Corpus dem Weich gegenüber eine jelbftändige politifche 
Einheit, mit welcher der Kaiſer über die ed angehenden Reichsangelegenheiten 
und namentlih über bie für den Reiheihug und den nicht mehr perſönlich 
zu leiftenden Reichskriegsdienft geforderten Neichöfteuern (subsidia caritatis) 
bejonders verhanbelte‘). Im Berbältnig zu den übrigen Reichsftänden und 
zu Dritten befaß die Korporation ale Ganzes unb jeder Kreis oder Kanton 
in ihr juriftifche Perfönlichkeit, trat im Rechtsverkehr als einheitliches Subjekt 
bandelnd auf und übte, zunächſt allerdings durch die einzelnen Ritter, das 
wichtige Retraftsrecht bei der Veräußerung immatrikulirter Güter an Fremde. 
Den einzelnen Mitgliedern gegenüber endlich genof die Korporation einer weit- 
gehenden Autonomie, einer genofjenfchaftlihen Gerichtöbarkeit, Die ſich vor- 
nemlih in Kriminal- und Vormundſchaftsſachen, überdies aber als Aufträ- 
galinftanz für alle Streitigkeiten geltend machte, und einer eingreifenben kor⸗ 
poratinen Selbftregierung, vermöge deren fie für die Genofienjchaftshebürfnifie 
und für die Reichsſubſidien Steuern ausichrieb, vertheilte und mit einem dem 
einzelnen Reichsritter zuftebenden fjogenannten Subkollektationsrecht von den 
ritterfhaftlichen Unterthanen erhob, überdies aber die einzelnen Ritter bei Aus- 
übung der ihnen auf ihren Gütern zuftehenden Iandeöherrlichen Rechte beauf⸗ 
fichtigte und beichräntte. 

Sn eine ähnliche .Lage zum Reich kamen nımmehr auch) einige reichsfreie 
adlige Ganerbſchaften, die fih als politifche Korporationen geftalteten''). 

Unter den eigentlich reichsſtändiſchen Korporatiouen, welche in dieſer 
Periode nen entftanden, waren die wichtigften die Durch die religiöfe Spaltung 
hervorgerufenen beiden Corpora ber ewangelifchen und Tatholifchen Reichöftände, 
von denen jedes unter einem ftänbigen Direktorium nah Stimmenmehrheit 
über die Angelegenheiten der betreffenden Religionspartei beichlog und burdh 
die fogenannte itio in partes, welche nad) der allmälig zur Geltung gelangten 


— — — — — 


9 Die Feftftellung der Kantone, Viertel oder Orte in ben Kreiſen erfolgte 
in befinitiver Weiſe i. 3. 1650. 

20) Bol. R. X. v. 1500 art. 48; 1548 8 28; 1544 8 38 b. Kod II. 84. 
488. 501; aud die Stellen bei Schulte 1. c. Rote 4—6 u. Eichhorn]. c. 
Note b. 

1) Mofer lc. S. 1493. Pütter ]. c. $ 465. Häberlin II. 5 465 u. 
466 ©. 561f. Mader, fihere Nachrihten von der Burg Briebberg. 3 Thle. 
Lauterbad 1766 — 1774. 
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Anficht in jeder auch nicht religisfen Sache zuläffig fein follte, einen Reichs: 
tagsbeſchluß hindern Tonnte”?). Der Torporative Charakter dieſer Bereine fteht 
durch die vom Kaiſer bejonderd mit dem Corpus evangelicoram als einer 
Einheit gepflogenen Unterhandlungen und durch ihre innere Berfaffung außer 
Zweifel, wenngleih er bisweilen beitritten wurbe'?). 

Auch in territorialer Hinfiht war das Reich Torporativ gegliedert, indem 
jeder Reichskreis eine befondere, von den Kreiöftänden als Inhabern eines 
ber Reichsſtandſchaft analogen eigenen Rechtes der Kreisitandichaft gebildete 
Korporation darſtellte. Urſprünglich fjollten diefe Korporationen unter einem 
gewählten Hauptmann oder Oberften mit zugeorhneten Räthen ftehen; all- 
mälig bildete fi) aber ein berfömmliches Vorſtandsrecht beitimmter Yürften 
oder doch ein feftes umd eigenes Recht fogenannter Freisausichreibender Fürften, 
die Kreisverfammlungen zu berufen und zu leiten, aus. Der Wirkungskreis 
ber Kretöftändeforporation war de jure jehr bedeutend, indem ihr bie 
Durdführung des Reichsfriedens, ber Reichsacht und ber Reichsurtel, die Orb- 
nung und die Repartition der Reichskriegs- und der Reichöfteuerlaften im 
Kreije, die Obhut der Reichspolizei, eine Aufficht über das Münz- und Joll⸗ 
weien, die Berathung und Beihlupfaffung in SKreisangelegenheiten und bie 
Borberathung wichtiger Reichstagsfachen, fowie endlich ein Kreisvermögen, eine 
Kreiskaſſe und ein Kreishaushalt zuſtehen jollten. Allein nur wenige Kreife, 
namentlich der fränkiſche, ſchwäbiſche und oberrheinifche, entwidelten wirklich 
ein Eorporatives Leben von berartigem Umfange'). Zwiſchen ven genannten 


— — — — — 


2) Gönner, Staatsr. 8 196f. Pütter, Inst. 8 114. 172. Häberlin, 
I. 8 114. 115. ©. 358f. Leiſt 8 89. Jacobſen in Weiske's Rechtslexikon 
III. 79 f. 

3, Am 15. Juli 1752 äußerte man katholiſcherſeits, man habe ſich höchlichft 
verwundert: „daß die Gefandtichaften der Augsburgifchen Konfeffion nicht nur 
fi die Benennung eines befonderen Körpers zueignen, fondern auch den Katho- 
liken folche beilegen wollen. Da nun aber bie biesfeitigen Grundſätze befannt 
find, welche jo wenig als die theure Reichöverfaifung ſelbſt von dergl. befonderen 
Corporibus wiflen und vielmehr nach Anleitung des art. V $ 52 des weitphält« 
ſchen Friedens in ſolchen Fällen, wo die Stände ale Ein corpus nit angejehen 
werben können, die Katholilen, dann die der Augsburg. Konfejfion Zugethanen, 
als befondere Theile betrachten, und man bamit weder den anderen Religions- 
theil für ein corpus noch fich jelbft Dafür geriren kann“, fo fegten fie einen 
feierlihen Proteft ein. Die Evangelifchen ermwiberten, es könne ihnen ganz 
gleich gelten, ob man fie für ein Corpus, Societät, Collegium, Gemeinheit ober 
für einen Reichötheil halten wolle. Andere Verhandlungen über die Korporatione- 
eigenichaft der Religionsparteien |. b. Häberlin I, c. ©. 363 — 365. 

14, Bol. Pütter, Inst. $ 106. Leiſt 8 75. Häberlin L$106—113. ©. 
340 f. Gönner 8 2%. Eichhorn, R. ©. 8 855. a 361. Zöpfl, R. ©. 
$ 71; Staatör. $ 79. Schulte, R. ©. 8 98. 
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drei Kreifen und dem öfterreichifchen beftand überdies eine bejondere „Affocia- 
tion” zur Stellung ihrer Kontingente bei Reichökriegen !*). 

II. Wenn nun aber fo die Glieder, aud denen das Reich ſich zufammen- 
jeßte, untereinander nicht mehr genoffenihaftlih, fondern hoͤchſtens uoch kor⸗ 
porativ verbunden waren, jo wurde mehr und mehr auch das Reich in feiner 
Geſammtheit zu einer bloßen Korporation.. Weit davon entfernt, einen ftaat- 
lihen Verband der deutlichen Nation zu bedeuten, ftellte e8 einen forporativen 
Berband der Reichsſtände und der wenigen ohne Reihsftandichaft unmittelbar 
gebliebenen Adelstorporationen, Herrihaften, Gebiete und Dörfer dar. Aktive 
Mitglieder dieſer Reichskorporation waren ganz allein die Reichsftände; fie 
waren es aber nicht mehr auf Grund einer perfönlichen und deshalb an fich 
gleichen Genoffenjchafteverbindung, fondern auf Grund einer Summe eigener, 
fubjektiv-binglicher, am Xerritorium haftender und nach dem Xerritorium be 
ftimmter und bemeſſener Reichöftanvichaften. Ganz wie bie Landitandichaft 
als Zubehör von herrſchaftlichem Grundbefiß, jo wurde die Reichsſtandſchaft 
als Zubehör von Iandesherrlihem Xerritorialbefig privatrechtlich behandelt, 
nach privatrechtlichen Grundjäßen erworben und verloren, zu fumulirten oder 
getheilten Stimmen ausgeübt, durch Stellvertreter geltend gemacht. Die Ent- 
widlung des Reichöftändeforpus war überhaupt dem der Landftändekorpora in 
jeder Beziehung analog: es beitand zwiſchen beiben nur der Eine verhängniß- 
volle Unterihied, daß, während das Landſtändekorpus immer mehr aufhörte, 
an dem Begriffe des Landesſtaats Theil zu haben, das Reichsftändekorpus 
identiich mit dem Reiche war und blieb. Die ganze Reichsverfaffung warb 
daher mehr und mehr eine bloße Korporationsverfaffung ber Stände, bie 
Reichſstage und Reichsbehoͤrden wurben SKorporationdorgane, ed wurde vor 
Allem der Kaifer jelbft, jo jehr Name und Formen wiberfprechen mochten, dem 
Weſen nach ein bloßer Korporationsvorftand, den zwar nicht die Wahl an fich, 
wol aber die beliebig. bedingte und verklaufulirte Wahl der Bedeutung eines 
Staatsoberhanptes zulegt völlig beraubtee Damit aber gieng dem Reiche 
felbft feiner rechtlichen Bedeutung nah allmälig jebes ſtaatliche Element ver- 
Ioren. Denn da dem Zeitbewußtjein der Staatsgedanke ganz allein in feiner 
Berkörperung als Obrigkeit fahlih war, mußte, wenn nicht der Kaifer, wie 
die Landesherren aus ber Landesgemeinde, fo aus der Meichögemeinde den 
Staat in ſich felbft zu verlegen vermochte, Alles, was der Reichögenofienfchaft 
an ftantliher Bedeutung verloren gieng, ausichlieglih der Landeshoheit zu- 
wachſen. Daß aber der Kaifer nit über ſondern in ber Stänbelorporation 
als primus inter pares ftand, war längit entſchieden. Cs iſt freilich wahr, 
daß dem Reiche immer einige wahrhaft ftaatliche Elemente verblieben. Allein 
einmal hatten fie, jo weit fie de jure reichen mochten, de facto nur ben 


15) Kopp, von ber Afloctation der vorderen Reichskreiſe. Frankf. 1789. 
Häberlin IH. $ 393. ©. 282 f. 
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fleineren Ständen gegenüber Bedeutung. Sodann aber war ed vor Allem 
nur eine oberfte recht3erzeugende und rechtſprechende Gewalt, die bem 
Reiche zuftand, während gerade dasjenige Gebiet, auf weldhem ber moderne 
Staat zunächft zum Durchbruch kam, das Gebiet der Verwaltung, den 
einzelnen Ständen auf das VBollftändigfte überlaffen blieb. Gab es eine 
oberfte Reichspolizei, jo machte fie fi doch vornemlich nur ala Reichspolizei- 
gejeßgebung geltend, während eine Oberauffiht über die pofitive Thätigkeit 
der Territorialftanten nur durch die Rechtiprechung des Reiches begründet war ; 
die Reichöfriegsverfaffung wurde zu einer bloßen Kontingentöverfaffung, das 
Reichöfteuerweien zu einer bloßen Beranfhlagung und Kontribution unb bier 
wie überall ftand daher dem Reihe zwar als Folge feiner korporativen Ge- 
ftaltung eine die Mitglieder verpflichtende Beihlunfaffung'®), nicht aber eine 
jelbftändige Verwaltung und Exekutive zu. Das Reih hatte daher aud 
wejentlich nur beſchließende, gejeßgebende und rechtſprechende Organe, während 
eigentliche Reichsverwaltungsbehörden nicht eriftirten. Da nun aber aud) 
diefe an fich ſchon wejentlich auf die Bedeutung einer Staatenkorporation be- 
ſchränkte öffentliche Gewalt nur zum Meinften Theil noch dem Kaifer, zum 
größeren der Ständeverfammlung zuftand, letztere aber immer weniger ſich als 
Organ einer von der Summe ber Glieder verfchiedenen Reichseinheit und 
immer mehr ald Organ der Sonderintereffen und wohlerworbenen Rechte der 
einzelnen Mitglieder fühlte und benahm, da fo die dem Geſammtbeſchluß ent- 
zogenen jura singulorum immer weiter ausgedehnt wurben und ein Stüd ber 
Reichsgewalt nad) dem anderen abjorbirten, jo konnte das Reich auch nicht 
einmal als Staatenforporation auf die Dauer beftehen, fondern trieb unauf- 
haltfam feiner Auflöjung entgegen. Diejelben Kräfte, welde wir im Kleinen 
die zu privilegiirten und um des Privilegd willen beftehenden Korporationen 
umgejchaffenen, gefchloffenen, in Bewegungölofigkeit erftarrten Genofjenfchaften 
auseinandertreiben jahen, waren hier im Großen wirkſam. War dem deutſchen 
Volke in feinen Gemeinden und Bereinen mit dem Öffentlichen Sinn und 
der Hingabe an das Allgemeine der Gedanke des Gemeinweſens verſchwunden: 
wie hätte im Großen ein föderatives Reichögemeinwejen fi) ausbilden jollen, 
das Opferfreudigkeit und Gemeinfinn da verlangt hätte, wo die Möglichkeit, 
fih jelbit zu genügen, am ftärkften war? Der Natur der Sache nad) waren 
bie deutſchen Fürſten insbejondere von je ald Träger des Herrſchaftsgedankens 
zu Gegnern der Genofjenjchaftsidee berufen. Nur ein Eatjerlicher Abſolutismus, 
der, wie der Bürftenabjolutismus die landſtändiſchen Rechte, ‚jo die reichsſtän⸗ 
diſchen Privilegien fchonungslos zerichlagen hätte, wäre im Stande gewelen, 
die nach Vereinzelung ftrebenben Landeöherren zur Reichseinheit zufammen zu 

6) An Verſuchen, auch diefe zu beichränten, fehlte es nicht. Man wollte 
namentlich die Reichdjteuerfachen für Angelegenheiten, welche die jura singulorum 
beträfen, erklärt und damit den Mehrheitäbefchlüffen entzogen haben. Gönner, 
Staater. $ 167. Pütter $ 176. 
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zwingen. Dazu aber fehlte den Katfern nicht weniger als Alles: Macht, In⸗ 
tereffe, vor Allem aber der Wille, einen deutfhen Staat wirklich zu gründen. 
So vollzog fi durch Sahrhunderte jenes unfelige Geſchick, welches unfere in 
ber Fülle ihrer Kraft gebrochene Nation der Einheit beraubte, ohne ihr doch 
zum Erſatz die Sreiheit zu geben; welches, während es jede Spur ber Ge 
meinheitöperfaffung vernichtete und einen fremd über feinen Gliedern ftehenden 
obrigkeitlihen Staat erbaute, doch diejen Staat nicht in einem centralen Stant 
über dem Bolfe, fondern in einer Summe größerer und Bleinerer Staatsein- 
heiten über den Splittern der zertrümmerten Nation zur Erfcheinung brachte. 

B. Zwei Wege ſah unjer Sahrhundert vergebens betreten, um an Stelle 
ber zerfallenen Reichögenofjenichaft eine neue Reichseinheit zu begründen. 

Ohnmächtig erwielen ſich alle Verjuche freiwilliger fürftlicher Föderation. 
Wie immer wollten die Fürften nur eine Einheit, die ihren gemeinfamen 
Einzelinterefjen diente, nicht wollten fie eine wahrhaft ftantliche Ginheit über 
fh, an die es ein Stüd der eigenen Staatögewalt zu veräußern galt. So 
fonnte zwar ein völferrehtlicher Bund mit einigen ftaatlichen Scheinelementen 
zu Stande fommen, der durch feine Glieder etwas vermochte, nicht aber ein 
wirklicher Bundesftaat, der troß feiner Glieder und gegen fie mäditig ift. 
Hatte der deutihe Bund eine von der Summe der Bundeögenoffen verjchiebene 
Perjönlichkeit, fo war dies Doch wefentlich nur eine mechanifch errichtete, um 
der Einzelnen willen vorhandene umd durch fie in Bewegung geſetzte juriftifche 
Perſon; ed war aber Feine durch fich felbft beftehende, die Staatsperſoönlich⸗ 
feiten der Glieder in einem jelbjtändigen Organismus zu lebendiger Einheit 
zufammenfaffende Gejammtperfönlichfeit und ed war am allerwenigften eine 
Perjonifitation des deutichen Volkes, das in diefem Bunde fouveräner Fürften 
und freier Städte ganz wie im alten Reid oder vielmehr noch in weit ber 
dingsloſerer Weile mediatifirt blieb. 

Aber auch die Verfuche der Nation, frei aus fich ſelbſt heraus ein neues 
Neichögemeinwejen zu Tonftituiren, find mißglückt. So mädtig bie jelbftge- 
wollte Afjociation fein mag, fo gewaltig ber wiebererwachte Gemeingeift von 
unten herauf zur Ginheit und von innen heraus zur Geftaltung drängt: an 
der Aufgabe, die legte und höchſte Allgemeinheit in ftaatlicher Kraftfülle über 
den chaotiſch verjchlungenen engeren und weiteren Kreifen zu erzeugen, mußte 
die Bereinigungsbewegung jheitern, wenn nicht und fo lange nicht die rüdfichts- 
los zwingende Gewalt einer bereits Tonftituirten Einheit von oben und außen 
ber mit ihr zufammenwirfte. 

Unjeren Zagen ift das großartige Schaufpiel vorbehalten, des deutſchen 
Volkes politiiche Wiedergeburt zu jehen. Das Bundament des Baues, welcher 
fich zum beutichen Reich geftalten und den zugleich einigen und freien deutſchen 
Volksſtaat als eriten Staat der Erde errichten ſoll und wird, iſt gelegt. 
Zwei Kräfte find e8, deren Zuſammenwirken jo Ungeahntes vollbracht hat und 
dad Begonnene vollenden wird. Die eine diefer Kräfte war die gewaltige 
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Initiative der centralifirteften, ftärfften und weitreichendften Staatseinheit auf 
deutichem Boden. Die zweite Kraft aber, ohne welche nimmermehr auch nur 
der Gedanke des Nationalitants entftanden wäre, war die neu erwachte, von 
unten erbauende, auf dem Wege genoffenichaftlicher Vereinigung von regem 
Sonderleben zur hoͤchften Allgemeinheit emporjtrebende Volkskraft. Zwei Ger 
danken, die durch die Jahrtauſende unferer Geſchichte in töbtlihem Kanıpfe 
mit einander rangen und in wechſelndem Siege einfeitig berichten, wirkten 
endlih auf bafjelbe Ziel, ſchufen endlich die Anfänge eines Staats, in dem 
für beide Raum ift und beide fih harmoniſch zu verbinden vermögen. “Den 
uralten Gegenſatz der Einheit und der Sreiheit, welchen wir von Anbeginn an 
in der Herrihaft und in der Genofienfchaft das beutjche Lehen zweitheilig zer- 
ſchneiden fahen, den Gegenſatz ber and ſich die Vielheit erzeugenden und be- 
ftimmenden Einheit und ber aus ſich die Einheit erzeugenden und beitimmen- 
ben Vielheit, ven Gegenſatz der Ordnung und der Küre, ihn wird, ſo hoffen 
wir, der verfaffungsmäßig organifirte deutjche Geſammtſtaat endlich überwinden. 
Noch ift freilich erft ein unvolltommener Anfang gemacht, noch ift weder der 
Einheit noch der Freiheit daB jeder gebührende Gebiet gefichert, gejchweige 
denn volles Recht widerfahren und noch haftet daher den Geſammt⸗Einrichtungen 
etwas Proviforifches, Unorganifchese an. Aber der Weg, auf weldhem die zu- 
künftigen Fortſchritte zu vollziehen find, Liegt ar vor Augen. Die Einheit 
wird ſich ertenfiv zur vollen Nationaleinheit zu erweitern, intenfiv aber den 
Sliedern gegenüber zu einer vollen Staatseinheit zu verdichten haben. Läßt 
bie rechtliche Natur des gegenwärtigen beutichen Staatsbau's, fidh ſchwer he 
zeichnen, weil in ibm ftaatenbünbiiche, bundesftaatliche und einheitöftantliche 
Elemente gemiſcht find, jo kann die Tendenz feiner Sortentwidlung unmöglich 
weder auf einen Staatenbund noch auf einen Bundesftaat, jondern ganz allein 
auf ein einheitliches Reich gerichtet fein. ine wahre Staatengenoffenidhaft 
ift unter monarchiſchen Staaten überhaupt ſchwer denkbar, unter Staaten, 
deren Einer die Summe aller anderen an Größe übertrifft, unmöglich. Hier 
ift allein ein wirklicher Ginbeitöftant möglich, in welchem fich eine centralifirte 
Spitze und eine aus der Gejammtheit der Reichsbürger beitehende genoifen- 
ſchaftliche Grundlage zu einem einzigen jtaatlihen Gefammtorganismus ver 
bindet. Für die Einzelftanten bleibt, wenn fie nicht eine unorganiſche Stellung 
einmehmen follen, in einem ſolchen Reiche nur die Bebeutung von territorialen 
Gemeinweſen übrig, melde zwiichen Gemeinde und Staat mitten inne ftehen. 
Mag fie immerhin eine ausgedehntere Autonomie, Selbſtgerichtsbarkeit und 
Gelbitverwaltung und eine eigene monardifche Organifation nebft den damit 
zufammenbängenden Eigenthümlichkeiten von Provinzial» oder Bezirkägemeinden 
unterfcheiden: eine principielle Verſchiedenheit ihrer Stellung zum Reid) fönnen 
ſolche Unterjchiede nicht herbeiführen. Sie müſſen, wenn anders der einige 
deutiche Staat zur Wahrheit werden fjoll, aufhören, Staaten im Staat zu 
jein. ber freilich, nur die Natur voller, ſouveräner Staaten haben fie 
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aufzugeben, nicht die ftaatliche Natur überhaupt. Denn dem Staate homogene, 
durch fich ſelbſt beftehende und im Intereſſe der centralen Einheit nur be 
ſchränkte Verbände jollen nicht fie blos bleiben, fondern zu folchen Verbänden 
ſollen in der Form genoffenjchaftlicher Gemeinweſen auch die Provinzen und Kreije 
bis herab zur Ortögemeinde werden!) Porbert die Verwirklichung des 
einigen Staats eine ungleich kräftigere Beichräntung der Einzelftanten, jo 
ift umgekehrt für die Verwirklichung des freien Staats eine ungleich Fräftigere 
Selbftändigfeit der engeren und weiteren Kommunen unerläßlich. Es ift auch 
bier die Genoſſenſchaftsidee, welcher die Vermittlung von Einheit und Sreiheit 
zufallt: es find lebensvolle, mit eigner politifcher und individueller Perjönlich- 
feit begabte Organismen zwiſchen Staat und Individuum, welche allein im 
Stande find, dur ihre Einfügung in den aus der centralen Reichsgewalt 
und der Genofjenihaft der Reichsbürger zufammengejegten Reichsorganismus 
den zugleich einigen und freien deutſchen Gejammtitaat feft und unerjchütter- 
lich zu begründen. 

C. Ueber einem Gejammtftaat, mag er fih nun ald Staatenbund, als 
Bundesftant oder als einheitliches Reich mit jelbftändigen fommunalen Gliedern 
darftellen, ift eine Staatengenofjenfchaft für einzelne Zwecke denkbar. Eine 
jolche befteht zur Zeit in dem, deutſchen Zollverein, der indeß in feiner gegen⸗ 
wärtigen Geftaltung nur Durchgangsſtufe zu einer wahrhaft ftaatlichen Ver— 
bindung des gefammten deutſchen Volkes ift. Darüber hinaus giebt es dagegen 
bisher Vereine ſelbſtändiger Staaten für gemeinfchaftliche Zwecke nur in ber 
Bedeutung völferrechtlicher Vertragäverhältniffe, nicht aber giebt es Staaten 
oder Wölfervereine, die es zu einer felbftändigen Gefammtperjönlichkeit über 
den Gliedern gebracht hätten. Auch die fcheinbar organifirten Vereine mehrerer 
Staaten, weldhe z. B. für das Eifenbahnen-, Poft- und Telegraphenweſen 
beftehen, find nad) dem geltenden Recht als Körperjchaften nicht anzujehen. 
Auch fie find vielmehr bloße Vertragsverhältniſſe. Denn das Völkerrecht 
fennt bisher überhaupt bie rechtliche Möglichkeit einer jelbftändigen Gefammt- 
einheit über jouveränen Staaten nicht. Ihm find die Staaten in jeder Be: 
ziehung lediglich abſolute Individuen und in feiner Beziehung Glieder einer 
höheren Allgemeinheit. Das geſammte Voölkerrecht hat durchaus nur ben 
Charakter von Privatrecht, ihm fehlen alle Begriffe, Einrichtungen und 
Garantien, welche das Vorhandenſein eines öffentlichen Rechts vorausjegen. 
Dabei iſt freilich nicht zu verfennen, daß fi) in unferem Sahrhundert aud) 
bier die Anfänge einer Affociationsbewegung zeigen, die in näherer oder fer- 
nerer Zukunft zu genofjenichaftliher Staaten- und VBölfernereinigung und zu- 
legt zu einer organifirten, rechtlih als Gejammtperjönlichkeit anzuerfennenden 
Allgemeinheit über den Bölkerindividuen führen wird. 


11) Bel. oben 8 57. 59. 
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B. Die Genoſſenſchaft in der Kirche. 
$ 63. 


A. Die Entwidlung der deutſchen Kirchen und religiöfen Gemeinfchaften 
in der vierten der von und angenommenen Perioden zeigt ein ganz gleiches 
Zprüdtreten der genofjenjhaftlihen vor den obrigfeitlichen Ideen, wie bie 
deutſche Entwidlung überhaupt. 

I. Deshalb überwog zunächſt in dem Wejen und der inneren Berfaffung 
der Kirchen ſelbſt der Begriff einer von oben geleiteten Anftalt über den 
Genofjenichaftsbegriff. 

1. Daß die katholiſche Kirche, ſeitdem das Fefthalten des Alten den 
neuen Kirchen gegenüber ihr Lebendprincip wurde, ihren längſt in biefem 
Sinne feitgeitellten Charakter nicht aufgeben konnte, verfteht ſich von felbit. 
Wol wurde au fie reformirt und verjüngt: aber in feinem Punkte wurbe 
ihr oberfter Sat angetaftet, wonach nur der Klerus aktiver Träger des kirch⸗ 
lichen Rechts, die Gemeinde ein bloßer Gegenftand der bierarchifchen Gewalt 
ift, wonach mithin die Kirche im eigentlichen Sinn ald eine außer und über 
den Laien ftehende Snftitution erſcheint. Auch die innere Verfaſſung dieſer 
Hierardhie aber wurbe, wenngleich es an Berfuchen, die höchſte Gewalt in die 
Gejammtheit der Bifchöfe zurückzuverlegen, nicht fehlte, in Deutſchland weit 
entichiebener ald in ben letzten Jahrhunderten des Mittelalters im Sinne bes 
von oben kommenden Rechtes ausgebildet, und was das Papfttbum im Laufe 
der Jahrhunderte verlor, verlor es nicht an die Glieder feiner Kirche, jondern 
an die Landesherren ?). 

2. Die proteftantifche Kirche, deren Gründung das Rejultat einer jeit 
Jahrhunderten vorbereiteten inneren Volksbewegung war, gieng naturgemäß 
von der direkt entgegengejegen Auffaffung aus. Ihr war die Kirche die frei 
verbundene Genofjenfhaft der Gläubigen. Luther wie Zwingli lehrten das 
allgemeine Priefterthum der Gläubigen und die Identität der Kirche mit der 
Gemeinde?). Iſt ed nun in der That der Reformation gelungen, den inneren 


1) Nachdem durch das Tridentinifche Koncil die höchfte Gewalt des Papftes 
ald Stelivertreterd Gottes auf Erben anerkannt war (vgl. Gtefeler II, 2. ©. 
554 f. Note 17— 21), fand unter der katholiſchen Geiftlichkeit Deutſchlands erft 
am Ende des 18. Jahrh. das Episkopalſyftem wieder Bertheibiger (feit der 
pienbonymen Schrift ded Febronius), führte aber nur zu einem vergeblichen Ber- 
ſuche der Selbftändigfeit (Emfer Punktation der deutfchen Erzbiſchöfe). Bat. 
Gieſeler, Kirhengeih. IV. S. 77 —93. Anders in Frankreich Gieſeler IV. 
36 — 56) und in den Niederlanden (Ecclesia Ultrajectina. Ib. 56. 57). 

2) Bol. die Worte Luther's im Sermon vom Bann (1519) bei Gieſeler 
II, 2. ©. 355 Note 6: „Die Gewalt des Bannes ift der heiligen Mutter, ber 
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Begriff der Kirche aus dem Klerus in die Gejammtheit der Gläubigen zurüd- 
zuverlegen, dem Laien das kirchliche Bürgerrecht der Idee nach von Neuem zu 
erobern, fo blieb fie doch in Deutſchland bie auf geringe Anfänge vor der 
praftiichen Berwirklihung diefer Gedanken im kirchlichen Organismus ftehen 
und gab im ferneren Verlauf auch die Anfänge, welche zu Gunften einer ge- 
noſſenſchaftlichen Kirchenverfaffung gemacht waren, mehr und mehr wieder zu 
Gunſten einer reinen Anftaltsverfaffung auf. Luther wie Zwingli waren 
zwar darin einig, daß alle kirchlichen Rechte in der Gemeinde wurzelten, und 
wollten daher ihr die Wahl, Berufung und Abfeßung der Geiftlichen, in denen 
fie nur Beauftragte der Gemeinde für das Lehramt jahen, die höchfte Aufficht über 
die Reinheit der Lehre, die Beitimmung aller kirchlichen Ordnungen und die 
Derbängung des Bannd überweifen?).. Allein die Verhältniſſe, welche eine 
Durdführung der Reformation auf die Dauer ohne Unterftügung der welt- 
lichen Obrigkeit unmöglih machten, zwangen fie bald, am dieſe die wichtigften 
der Gemeinderechte zu Toncediren. Luther ſprach bereit3 der Obrigkeit das 
Recht zu, für die Reinheit der Lehre zu forgen, die Landeskirche vifitiren und 
ordnen zu laffen, die oberfte Kirchenleitung, wenngleich durch bejondere Be» 
börden und nad dem Rathe von Geiftlichen, auszuüben und ſogar die Unter: 
thanen zur Erfüllung ihrer äußeren Pflichten gegen die Kirche zu zwingen ®). 
In demjelben Grade fodann, in weldhem die Bedeutung der Obrigkeit in allen 
deutihen Xerritorien und Städten ftieg, entwickelte ſich hieraus eine wahre 
Iandeöherrliche Kirchenregierung. Diefelbe fand ihren Abſchluß in der Ueber⸗ 
tragung der Kirchengewalt an die urfprünglich für die Firchliche Gerichtsbarkeit 
eingeführten, mehr und mehr aber in Iandesherrlihe Behörden verwandelten 
Konfiftorien®). Die jo begründete Konfiftorialverfaffung, welche bejonders 
jeit dem Religionsfrieden in der Iutherifchen Kirche Deutichlands alle anderen 
Bildungen mit wenigen Ausnahmen verbrängte®), gab und gieht weder der 


chriſtl. Kirche, d. 1. der Gemeine aller Chriften, von Chrifto gegeben” ; 
und Zwingli's ib. IL, 1. ©. 153f. Note 65 art. 315 „Daß der Bann fein 
bejunder Menfch jeman uflegen mag, junder die Kild, das ift Gemeinfame 
dero, unber denen der Bannwürdig wohnet, mit fammt dem Wächter, 
das ift Pfarrer‘. 

®) Dal. die Stellen b. Gieſeler II, 2. S. 252f. Note 1—6. 

9) Bol. die Stellen bei Gieſeler II, 2. ©. 356. Note I— 16. 

5) Vgl. Gieſeler IN, 2. ©. 368. 367f. Richter, Geld. der evangel. 
Kirchenverf. ©. 23. 

6) Eine Gemeindeverfaffung beftand urſprünglich in vielen Städten (4. B 
Magdeburg). Richter, Geſch. ber evang. Kirchennerf. S. 17. Auch fpäter blieb 
in den meiften Städten ein autongmifches Element erhalten, indem die Gemeinde 
theild durch Verordnete theild unmittelbar in ihren &liederungen an ber Kirchen- 
verwaltung Theil nahm. Ib. ©. 47 f. In Pommern und Heflen wurde urjprüng- 
lich eine Synodalverfaffung eingeführt, bald aber durch die Konfiftorialverfaffung 
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Geiftlichkeit eine jelbftändige Stellung und Organifation ”), noch den Gemeinden 
ein über das Miderfpruchsrecht bei Anftellung ber Geiftlichen und eine gewifle 
Konkurrenz bei Verwaltung bed Kirchenvermögend binansgehendes Firchliches 
Recht?). Auch die reformirte Kirche aber bat in Deutichland der kirchlichen 
Selbftregierung ein nur wenig größeres Feld verſchafft. Wenn die Zwinglifche 
Reformation von Anfang an eine nur wenig mobificirte obrigkeitliche Kirchen- 
verfaffung einführte®), fo begründete Calvin zwar eine von der Gemeinde 
ausgehende Preöbyterial- und Synodalverfaffung der Kirche 10). Allein die- 
jelbe gelangte nur in außerbeutfhen Kirchen zu voller Benvirflihung'!').. Sm 
Deutichland fiel aud über bie reformirte Kirche den Lanbesherren die höchſte 


verdrängt. Ib. S. 39 f. 123f. Giefeler III, 2. ©. 376 Note 38. 34. Richter, 
Kirchenrecht (6. Aufl.) 8 64. Nur allein in Tülich- Kleve- Berg bildete fich dauernd 
eine lutheriſche Synodalverfaſſung aus. Gieſeler II, 2. ©. 377 Rote 35. 
Nichter, Geſch. ber evang. 8. V. E. 219 f. Synoben neben Konfiftorien ent- 
ftanden jpäter in Württemberg. Giejeler V. 219. 

?, Das in Brandenburg und Preußen urfprünglich fortbeftehende bifchöflidye 
Regiment gieng bald in die Konftftorialverfaffung über. Richter I. c. ©. 695. 
129f. ®iefeler DI, 2. 375 f. Note 81. 32. Die Superintendenten, welde 
Anfangs bisweilen an Stelle der Bifchöfe eine felbftändige Kirchengewalt übten 
(3. B. in Heffen) wurden durchaus landesherrliche Behörden. Giefeler IH, 2. 
368 Note 17. Die Oppofition der fog. Flacianer, welche eine Theologenberr- 
Ichaft ftatt der Fürſtenherrſchaft wollten, blieb erfolglos. Gieſeler 1. c. ©. 
373 f. Note 29. 30. 

°, Biefeler 1. c. S. 366 Note 19. Richter, K. R. $ 64. 161. Der 
Bann wurde lange Zeit nicht angewandt, bald gieng er allgemein auf die Kon- 
fiftorien über. @iefeler 1. c. Note 20. 21. Bgl. audy oben $ 58. 

% In Zürid) wurde die Ernennung der Geiftlichen der Obrigkeit, den Ge⸗ 
meinden ein Widerjprucdhdrecht, den Delanen uyb Synoden die Auffiht über 
Lehre und Leben der Geiftlichen, die Kirchenzucht der Obrigkeit, nur bei Unzuchts⸗ 
fünden den „Kirchenftillftänden" gegeben. Aehnlich die übrigen beutichen refor- 
mirten Kantons der Schweiz. Gieſeler II, 2. 378—384. 

10) Bol. Siefeler II, 2. 884 f. Das Recht, Prediger, Aeltefte und Dia- 
fonen zu erwählen, follte bei der Gemeinde fein (Ib. Note 51); den Diakonen 
ſollte die Armenpflege, den Xelteften mit den Geiftlichen die Kirchendisciplin 
(Note 50), den Geiftlihen und deren Synoden bie Sorge für Lehre und Safra- 
ment (Rote 49) gebühren. 

11) Mit einigen Modifikationen in Genf. (Giefeler 1. c. Rote 52). Am 
reinften in Sranfreich, wo die Kirche dem Staat ganz fremd blieb und in den 
vier Stufen des consistoire, colloque, synode provincial und aynode national 
zur Erſcheinung fam (ald Hugenottenbund bis 1629 zugleich eine politifche Körper- 
ſchaft). Gtejeler II, 1. 517—551. IH, 2. 308 Note 53. Aehnlich in Schott. 
(and (kirksession, presbytery, synod, general assembiy) und den Niederlanden 
(kerkenraad, classicale vergaderinge, particulier synode, nationaal synode). Ib. 
III, 2. 389 Rote 55. 66. V. 162. 
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Kirchenleitung zu und es wurde daher auch bier eine reine oder eine Durch 
Presbyterialordnungen nur wenig mobificirte Konfiftorialverfaffung einge» 
führt!s), Nur vereinzelt bildeten fi) reformirte Kirchen mit wirklicher Syno- 
dalverfaffung in Deutſchland aus 2). 

U. Wurden fo die Kirchen in ihrer inneren Organifation immer ent- 
ſchiedener zu Anftalten, jo mußten fie im Verhältniß zum Staat in demjelben 
Maße, in weldem die obrigkeitlihe Staatsidee fi} vollendete, den Charakter 
von Staatsanftalten annehmen. Nicht blos mit dem obrigkeitlihen Staat, 
jondern mit jebem wahren Staat überhaupt war ber mittelalterliche Dualis- 
mus eines weltlichen und eines geiftlichen Reiche, von denen jedes für eine 
eigne, nur ibeell begrenzte Sphäre von Gott eingejeßt und mit jelbftändiger 
Gewalt begabt fein follte, unvereinbar. Schon in den deutſchen Stäbten bes 
Mittelalters daher hatte das bürgerliche Gemeinwejen die Kirche vielfach be- 
ſchränkt. Der obrigfeitlihe Staat aber gieng weiter. Indem er fi) nicht 
blos als die höchfte, jondern als die einzige Allgemeinheit jeßte, welcher in, 
gleicher Weile auf dem Gebiet der fittlichen und geiftigen wie auf dem ber 
materiellen Intereſſen die abjolute und ausjchlieglihe Befugniß und Pflicht 
der öffentlichen Fürforge zuftehen jollte, Eonnte er die Kirche, fofern fie eine 
öffentliche Bedeutung beanfpruchte, nur ald einen Theil feiner felbit, als 
Staatsanftalt, gelten Iaffen, während er einer in den Staatsverband nicht ein« 
gefügten Religiondgemeinfchaft dem gegenüber nur die Rechte einer Privat- 
geſellſchaft einräumte. 

1. Die obrigkeitlich eingeführte und geleitete proteftantifche Kirche, welche 
von Anfang an nicht als eine allgemeine Kirche, jondern in zahlreichen Landes: 
firhen zur Erſcheinung kam, Tonnten die Landesherren ohne Kampf in eine 
ſolche Staatsanftalt verwandeln. Während Calvin die Unabhängigkeit der 
Kirhe vom Staat forderte), unterftellten Luther und Zwingli die Kirche 
auddrüclich der weltlichen Obrigkeit. Freilich waren fie dabei nicht gemeint, 
eine Regierung des Staat in der Kirche zu begründen, fondern hielten viel- 
mehr an der begrifflichen Trennung der beiden „Regimenter“ ganz in alter 
Weiſe feft und verlangten daher die Ausübung ded weltlichen Regiments durch) 





2) Giefeler IU, 2. 389. Richter, 8. R. 8 168. 


13) So in Zülich-Kleve-Berg und Marl, wo indeß jpäter eine unmittel- 
bare Einwirkung bed Landeöherrn eintrat und 1835 mit ihr die Konfiftorialver- 
faffung verbunden ift. Unverändert dagegen in den nieberfächfilchen Eonfüderirten 
Gemeinden. Presbyterien ohne Synoden beftanden in den nad Deutfchland 
verpflanzten franzöfiich-reformirten Gemeinden. Gieſeler IH, 2. 390. Richter, 
KR. 8 163. 

14) Giefeler IH, 2. 173. 384. In der reformirten Kirche der Niederlande 
entftand hierüber fpäter der Streit der Gomariften, welche an Calvin fefthielten, 
und der Arminianer, welche Unterwerfung ber Kirche unter den Staat verlangten, 
Ib, 885. 
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bejondere Behörden und nach geiftlichem Nath'!*). Allein ſeitdem die Kirche 
durch den Augsburger NReligionsfrieden in völlige Abhängigkeit von den 
Lanbesherren kam, feitdbem das jus reformandi anerkannt warb, jeitdem man 
endlich auch Tatholifche Fürften als Häupter ihrer proteftantiichen Landeskirchen 
anſah, unterfchied man weber theoretifch noch praftifh mehr die Eigenjchaft 
bed Landesherrn ald Haupt der Landeskirche und ald Haupt des Staats. Im 
ber Theorie wurben die älteren Syſteme, welde auf eine Devolution der 
biichöflichen Rechte an den Landesherrn hinauskamen und fi) beſonders in 
dem von Carpzov gelehrten jog. Episfopalfuftem vollendeten, durch das nach 
Grotius und Hobbes in Deutſchland namentlih von Thomafius ver- 
fochtene Territorialſyſtem verdrängt, welches nach dem Satz „eujus est regio, 
ejus religio“ in jeder Kirchengewalt nur einen Ausflug des Majeftätsrechte, 
einen Theil der Stantögewalt fand. Praktiſch bildete fi immer entſchiedener 
ein rein weltliches Kirchenregiment, eine Regierung des Staats in der Kirche 
aus. Darin trat auch Feine Aenderung ein, ſeitdem im 18. Jahrh. das zuerſt von 
Hfaff (1719) in Tübingen entwidelte fogenannte Kollegialfyftem faft all- 
gemein zur Anerkennung gelangte, wonach die Kirche zum Staat gleich jedem 
andern erlaubten Kollegium ftehen und deshalb ihre innere Ordnung, bie 
Wahl der Vorftände, überhaupt alle ‚„jura in sacra“ als kirchliche Kollegial- 
rechte felbit ausüben follte, wogegen dem Staat nur die ‚jura circa sacra“, 
indbefondere die Entfheidung über Zulaffung oder Verbot, eine fortwährende 
Beauffihtigung, fowie die Prüfung und Genehmigung aller ihrer Geſetze, 
Vorschriften und Beichlüffe aus dem Gefichtspuntt der Staatswohlfahrt gebühr- 
ten!®). Ueberall regierten vielmehr Iandeöherrliche Konfiftorien und bisweilen jogar 
ftatt ihrer gewöhnliche weltliche Staatsbehörden!?) in allen Stüden die Kirche, 
ordneten den Gottesdienſt, beftellten und beauffichtigten die Geiftlichen und 
verwalteten das Kirchenvermögen ie). Selbft eine geſetzliche Anerkennung der 
gejellichaftlichen Natur der Kirche änderte hieran nichts, da auf der einen 
Seite im Sinne der römischen Korporationstheorie ber Gefellichaftsbegriff dem 
Anftaltsbegriff jehr nahe kam, auf der andern Seite das landesherrliche Re- 
giment eben als Theil der befondern Gefellichaftöverfaffung der evangeliſchen 
Kirche galt. So gebt 3. B. das preußifche Landrecht durchaus von dem Ge- 
jellichaftöbegriff aus, indem ed bie beftehenden „SKirchengefellihaften" als 


15) Gieſeler III, 2. 134. 144. 145. 351 Note 8. 370 Note 29. Augsburg. 
Konf. art. 28. 

16) Bol. über die drei Syfteme Richter, Geh. ber w. 8. V. ©. 192 f. 
®iefeler V. S. 216— 218. 

19 So in Preußen feit 1808. 

10) Bol. Gieſeler V. S. 215f. Nah ihm (S. 220) wurde im 18. Zabrb. 
bie Kirche betrachtet und behandelt ala eine „Staatsanftalt, welche der Staat zu 
jeinem Vortheil aufrecht erbielt, um das Volk zu zügeln“. 


‘ 
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„Religionsgejellichaften, welche fich zur öffentlichen Feier des Gottesbienftes 
verbunden haben“, befinirt1%) und die „ausbrüdlic aufgenommenen Kirchen“ 
ald „privilegiirte Korporationen“, die „geduldeten* als „Privatgejellichaften” 
behandeln will”). Und doc beſchränkt es die ftantliche Gimwirkung nicht auf 
eine ftrenge Oberaufficht**), fondern es fieht ſogar die geiftlichen Aemter der 
recipirten Kirchen als Staatsämter =), ihr Vermögen als mittelbared Staats- 
gut”) an und behält für die proteftantifche Kirche die Regierung durch ftaat- 
lich angeordnete Konfiftorien und Behörden bei). Die „privilegtirte Korpo- 
ration‘ iſt eben überall im Landrecht wejentlih nur eine Staatsanftalt mit 
juriftifcher Perfönlichkeit und gewiſſen kollegialiſchen Rechten. 

2. Was der Staat der enangelifchen Kirche gegenüber unfchwer durch⸗ 
führte, das forberte der katholiſchen Kirche gegenüber die Sortfegung des tanfend- 
jährigen Kampfes, der heute noch nicht beendigt iſt. Wenn unmittelbar nach 
der Reformation einzelne Eatholifche Fürften nad) dem Mufter ihrer evange- 
lichen Nachbarn eine abhängige Landeskirche zu gründen fuchten, fo erfolgte 
bald durch das Tridentiniſche Koncil und die Macht der Jeſuiten die Reaktion, 
welche die katholiſche Kirche als einen einheitlichen, für fidh beftehenden geift- 
lihen Staat ſchroffer denn je beſonders ben deutfchen weltlichen Territorial⸗ 
ftnaten gegenüberſtellte. Seit dem 18. Sahrhundert jedoch verbreitete ſich mit 
dem vollen Siege der abfoluten Staatsidee mehr und mehr die Anſchauung, 
daß auch die katholiſche Kirche dem Staate untergeordnet, ja daß fie eine 
Staatsanftalt, ihre Beamten mittelbare Staatsbeamte, ihre Güter mittelbares 
Staatövermögen feien. Und dieſe Lehre wurde nicht nur in proteftantifchen 
Staaten praftifch”®), jondern fand vor Allem in der Geſetzgebung Joſeph's U. 
Ausdend) und führte fodann in den von der franzöfiichen Stevolution ber- 
vorgerufenen Stürmen dur die Säkularifationen der Kirhengüter?”) und die 


9) Pr. A. L. R. I, 11. $ 11. Bon ben Kirchengefellfchaften werden „geift- 
liche Geſellſchaften“, „welche zu gewiffen anderen befonderen Relinjondübunoen 
vereinigt find“, unterfchteden (8 12). 

2) Hr. A.X. R. I, 11. $ 13—26. 


1) Yr. A. L. R..c. $ 27—38. 113f. 
22) Pr. A. L. R. 1. c.$ 19, 96. 

33) Pr. A. L. R. L c. $ 18. 160— 236. 
2) Pr. A. L. R. 1 c. 8 143 - 159. 


35) Bgl. z. B. Pr. A. L. R. DO, 11.8 116 - 142. 

2e) Beſonders in dem Verbot einer Schenkung von mehr als 1500 fl. an 
geiftliche Anftalten, in dem Placetum regium, in ber Beichräntung ber bifchöf- 
lihen Rechte und der Beauffichtigung ihres Verkehrs mit den geiftlichen Obern. 
Gieſeler IV. 81f. 

27) Neber die von ben Theoretikern der Revolution für die Säkulartfation 
vorgebrachten Grunde, deren Karbinalpunft die ftaatsanftaltliche Auffaffung ber 
Kirche bleibt, vgl. Hübler, der Eigenthümer des Kirchenguts. Leipz. 1868. 
©. 64. 
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rein ſtaatliche Regelung der Kirchenſachen die katholiſche Kirche als jelbftändt- 
gen Körper an den Rand des Untergangs”). 

3. Den öffentlih aufgenommenen Kirchen gegenüber Tonnten die blos 
geduldeten Religionsgefellihaften, denen man im Allgemeinen nur das Recht 
des Privatgotteöbienftes zugeftand, natürlich nicht als Staatsanftalten gelten. 
In ihnen fand man daher überall bloße Privatgeſellſchaften?“), deren Zulafiung 
vom Belieben des Landesherrn abhieng. Welche gejellichaftlichen Rechte ihnen 
foncedirt und in welder Weife fie beauffichtigt und befchränft wurden, war 
ſchon nad) der geltenden Theorie über das Vereinsrecht dem freien Ermefjen 
des Polizeiftaats überlaffen. Zu diefen gebuldeten Religiondgenofjenfhaften 
zählten in vielen Ländern die proteftantifche oder die Eatholifhe Kirche jelbit, 
überdied aber manche Kleinere chriftliche Sekten und überall die Gemeinden 
der Juden. 

IN. Bon einem Recht, fi zu neuen Religionsgefellichaften zu vereinigen, 
fonnte im obrigkeitlihen Staat jo wenig die Rebe fein als in der mittel- 
alterlichen Hierardie. Wenn die Reformation aus ber Anerkennung des re- 
ligiöfen Selbftbeftimmungsrechts und des darin enthaltenen Rechtes der Be- 
tenner deſſelben Glaubens, Gemeinden zu bilden, hervorging, fo trat fie balt 
jelbft den von ihr für Teberifch gehaltenen Sekten gegenüber. Je mehr dann 
nady der Anterdrüdung der Wiebertäufer) und des Bauernaufitandes die 
neue Kirche eine obrigkeitliche wurbe, deſto entfchiedener wurde auch von ihr 
die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften neben den einmal recipirten oder ge 
duldeten Kirchen bekämpft?)y. Als das Recht, eine Kirchengefellihaft aufzu⸗ 
nehmen, zu dulden ober zu verbieten, in dem Iandeöherrlihen Neligionsbann 
(jus reformandi) formell als ein wejentliches und ausfchliegliches Recht der 
Territorialobrigfeit anerfannt nnd zu Gunften der Belenmer einer der Reichs⸗ 
religionen nur in wenigen Punkten beichränft wurde”), da wurde doch die 
Duldung neuer Religionsgefellichaften fogar der Obrigkeit von Reichöwegen 
verboten®)." Dieſes Verbot wurde zwar mehrfach durchbrochen und noch 
während des Beſtandes des Reiches dem Einzelftant bie ausſchließliche Ent- 


238) Bol. Gieſeler IV. ©. 98 —123. 

29) Bol. 3. B. Pr. A. L. NR II, 11. 5 - 26. Bair. Ed. v. 1818, Anhang. 

3) Gieſeler IH, 1. 100f. 197 - 200. 208 - 216. 298. 378 f. IIL, 2. 48. 

21) Vgl. über die Kämpfe der Reformation gegen bie Wiedertäufer in Deutich- 
land, der Schweiz und den Niederlanden, die Sekten bes freien &eiftd, die Unitarier, 
Soeinianer und Adoranten &tefeleräll, 1. 100 f. 197 f. 885 f. 557 f. IH, 2. 48 f. 

22) Befonders darin, daß ihnen der Kandeöherr zwar die Auswanderung ge- 
bieten fonnte, wenn er dies aber nicht Ihat, ihnen Gewifjensfreibeit und Haus⸗ 
andacht, Beſuch auswärtiger Bottesdienfte, bürgerliche Rechte und ehrliches Be⸗ 
gräbnig gewähren mußte. 

%) Instr. P. O. art. 7: praeter religiones supra nominatas nulla alia 
religio toleretur, 
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ſcheidung über Zulaffung oder Verbot einer neuen Religiondgefellichaft unbe- 
dingt zugeſprochen“): allen von der Anerkennung eines Rechtes der Unter- 
thanen, fih zu neuen Religionsgenoffenichaften zu vereinen, war auch nicht. 
entfernt die Rede. Wenn fih andere als die anerkannten Kirchengefellichaften 
in vielen deutfchen Staaten bilden ober erhalten Tonnten, jo berubte dies auf 
der freifinnigen Duldung einzelner Zürften?) oder aber darauf, daß die neuen 
Gemeinden nicht als befondere Sekten, jondern als enger verbundene Glieder 
der Landeskirche auftraten, wie die SPietiftenfonventikel®®), die verfchiedenen 
Moftitergemeinden””) und die Herenhuter- ober Brübergemeinden, welche fich 
ausdrüũcklich als eine „ecclesiola in ecclesia“ Zonftituirtn®). Als im 18. 


) Vgl. 3. B. Pr. A. L. RD, 11. $ 10. 20. 

*) So beftanden vielfach, befonderd in Preußen, einzelne Gemeinden von 
Wiedertäufern, Baptiften und Mennoniten. Bol. Gtefeler III, 2. 48f. 90 - 
102. Preuß. Ed. v. 30. Juli 1789, bie Drennoniten betr. — Ferner Unitarier, 
Socinianer (in Siebenbürgen anerkannte Religionspartei), Aboranten, Philipponen. 
®iefeler IH, 2. 57f. Den Schwendfeldern (in Schlefien) gab Friedrich d. Sr. 
Religiondfreiheit. Bon Schweden aus verbreiteten fich einzelne Gemeinden von 
Swebdenborgianern, von England aus Baptiften, Quäfer (1791 in Pyrmont und 
Minden Duälergemeinden) und Methodiften (feit 1729). Ib. IV. 245 f. 254 — 263. 
V. 195. Vgl. au die Geſchichte des DiffidententHumd in Preußen von v. 
Hirſchfeld i. d. Zeitfchr. d. kön. preuß. ftatift. Büreau's, Jahrg. 1863 ©. 
310f., 1864 ©. 95f. 209f. 

”) Stefeler IV. 188— 196. Doc ergiengen auch gegen fie frübzeitig 
Berbote. Pietiftengemeinden bildeten fi dauernd befonders in Württemberg. 
Bol. über die Michelianer und Pregtzerianer (feit Ende bed vor. Zahrh.) und 
die beiden Brüdergemeinden in Wilhelmöborf und Kornthal Gieſeler V. 
190 — 14. 

3), Bol. Gieſeler II, 2. 440f. IV. 443. V. 190, bei. über die Rofen- 
teuzerbrüderfchaften, die Gichtelianer oder Engelöbrüber und die myſtiſchen Ge⸗ 
meinden der Schweiz. 

8), Erſch, Encyklop. I, 13. 171 v. Brüder-Unität. Giefeler IV. 213— 
221. Hevorgegangen aus der durch den Grafen Zinzendorf vorgenommenen Ber: 
einigung der in Sachfen vorhandenen böhmifchen und mährifchen Brüdergemeinden, 
konſtitnirten die Herrnhuter fih als eine religiöfe Genoffenfchaft, die in ihren 
einzelnen Nieberlafinngen gleichzeitig Induftrie trieb. Sie nahm Mitglieder aller 
evangelifchen Bekenntnifſe auf und richtete deshalb einen dreifachen (lutheriſchen, 
teformirten und mährifhen) Tropus des Abendmahls ein, ohne dadurch Unter 
fihlebe in der Gejellichaftänerfaffung zu begründen. Dieje beruhte vielmehr auf 
der Anerkennung des Rechts der Gefammtheit aller Gemeindegenoffen, von welchen 
ein Borfteher, eine Aelteftenkonferenz (12) und ein Gemeindegeriht gewählt wur- 
ben. Zugleich verband die Gemeinden eine enge Kebensgemeinfchaft, insbeſondere 
in religiöfen Dingen, und fie waren für die regelmäßigen Erbauungsftunden nach 
Alter und Geſchlecht in Heinere Bereine (Banden oder Chöre) getheilt. Nach 
Zinzendorf's Tode (1760) wurde die Leitung bes Ganzen einer Unitätd-Aelteften- 
Konferenz übertragen (jet in Bertholsdorf), deren Befugniffe aber fo fange 

64* 
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Sahrhundert ber große Gedanke der Toleranz fihb Bahn brad und in den 
Toleranzedikten aufgeflärter Fürften Wirklichkeit wurbe, da war ed doch nur 
die individuelle Glaubensfreibeit, welche man als eigenes unentziehbares Recht 
bed Ginzelnen anerkannte?), Glaubend- und Gewiffensfreiheit und das Recht 
der Hausandacht wurden gewährt: jede Verbindung zu einer Religionsgenoſſen⸗ 
haft blieb an Staatögenehmigung gebunden und der Staat Tonnte diefe Ge- 
nehmigung an beliebige Bedingungen fnüpfen und beliebig zurüdnehmen. 
Auch die freiefte Toleranzgeſetzgebung gewährte fo nur die paffive Seite ber 
religiöjen Freiheit, während ihre aktine Seite verjagt blieb. Es wurde auch 
auf religiöfem Gebiet derjelbe Gedanke wirkſam, welcher im weltlichen Recht 
bie Herftellung der bäuerlichen Freiheit unter Vernichtung der Landgemeinden, 
bie Herbeiführung ber Gleichheit der Stände unter Vernichtung der Landes- 
verfafjung, kurz die individuelle Freiheit ohne bürgerliche Freiheit herbeiführte. 
Den abfoluten Staat auch in Kirchenfachen als einzige Allgemeinheit, als 
alleinige öffentlichrechtliche Perfönlichkeit herzuftellen, das Individuum dagegen 
auch in religiöjen Dingen binfichtlich feiner rein individuellen Beziehungen, 
aber auch nur Hinfichtlich diefer, zu befreien, das war der Inhalt der Zoleranz- 
beitrebungen, welche mit dem Beginn unferes Jahrhunderts zum inneren Ab- 
ſchluß kamen, wenn auch ihre Verwirklichung felbft heute nicht überall voll- 
endet ift. 

IV. Den Kirchen oder ben jonftigen Religionsgeſellſchaften gegenüber 
fonnten die übrigen Genoſſenſchaften für religiöfe Zwecke (die „geiftlichen Ge 
jellichaften” des preußischen Landrechts) in einer Zeit, in welcher der Genofien- 
Ihaftefinn faft erftarb, in Deutichland entweber nur ein kümmerliches Dafein 
führen, oder aber fie mußten in ftrenger Anlehnung an die Kirche oder den 
Staat als Kirchen- oder Staatdanftalten erſcheinen und Leben und Bewegung 
bon oben erhalten. 

1. In der proteftantifchen Kirche war von einem geiftlichen Genoffen- 
ſchaftsweſen überhaupt kaum die Rede. Die Reformatoren erflärten nit nur 
jeded Drdensgelübbe für unverbindlich, ſondern ſprachen fi) ganz allgemein 
gegen Orden, Brüberichaften und alle bejonderen geiftlihen Genofjenjchaften 
aus)... Deshalb wurden die Orden, Klöfter, Kapitel und Stifter aufgelöft 
ceffiren, ald der von Zeit zu Zeit zufammentretende Synobus von Deputirten 
aller Gemeinden beifammen ift. Jede Gemeinde bat darunter ihre befonbere 
Aelteftentonferenz.. An Angriffen gegen diefe Genofienichaft fehlte ed nicht (bef. 
1740), fie wurbe aber dadurch in ihrem Beſtande und ihrer Berbreitung nicht 
gehindert. 

3% Vgl. Toleranzebilt Joſeph's V. v. 17831. Pr. A. L. R TIL, 11.8 1—8, 

“) Luther, an den chriftlichen Adel deuticher Nation, ftellt bereitd das 
Berlangen, daß der Papft Feine Orden auflegen oder beftätigen folle und ver- 
langt Abſchaffung der Brüderfchaften: „Die Brüderfchaften, item Ablaß, Ablaß- 
brief, Butterbrief, Meßbrief, Dispenfation und was ded Dinge gleich ijt, nur 
Alles erfäuft und umbracht ... Lieber, bu haft in ber Taufe ein Bruberfchaft mit 
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oder beitanden doch nur als Korporationen mit fanonifchen Formen, aber ohne 
kirchliche Bedeutung fort, — meift als bloße Berjorgungsanftalten Eonftituirt, 
die ihren Mitgliedern beftimmte Einkünfte gewährten und nach außen gewifie 
durch das Herkommen oder die Lanbeöverfaffung begründete Rechte (4. B. 
Gerichtöherrlichkett, Standſchaften, Patronate) ausübten '). Ebenſo gieng die 
religiöje Bedeutung der Gilden und Brüderſchaften unter. Die alten geift- 
lichen Gilden Iebten daher höchſtens bisweilen als Vereine für die Benukung 
eined beftimmten Vermögens, für Zwede der Gejelligkeit und Wohlthätigfeit, 
für gegenfeitige Unterftügung und Beerdigung, auch wol für den Beſitz ge- 
meinfamer Kirchenftühle fort‘); in ber Regel dagegen löften fie ſich entweber 


Ghrifto, allen Engeln, Heiligen und Chriften, auf Erben angefangen: halt bie 
felben, und thue ihr gnug, fo haſtu gnug Bruderſchaften“. Zwingli erflärt 
ebenfalls (1523 art. 27. 88 b. Gieſeler II, 1. 153 Rote 65): „Da fallend bin 
Orden, Selten, Rotten ⁊c.“, weil alle Chriftenmenichen Brüder feten. Bereits 
1524 wurden in Zürich die Klöfter aufgehoben und für Schulen und Arme ver- 
wendet. Gieſeler IH, 1. 165 Note 90. 

1) Bol. z.B Pr WE R. I, 11. $ 1218— 1232: „Bon proteftantifchen 
Stiften, Klöftern, Ritterorden und beren Mitgliedern’. Refkr. des M. d. I. v. 
3. San. 1817 (Ann. 1.9.1 ©. 3). 

2) Bol. 3. B. Hanffen, Fehmarn S. 348—852' über Die nach ber Re 
formation fortbeftandenen Brüberfchaften auf Fehmarn, Die ältefte war bie Lieb- 
frauengilde zu Landkirchen, welche nach ihren Statuten regelmäßige Gildetage und 
Sildegelage, welche die Brüder abwechfelnd ausrichten mußten, hielt, ver- 
ftorbene Brüder und Schweftern gemeinfam beerdigte, Sammlungen zum Beften 
der Armen veranftaltete und für unentjchuldigtes Ausbleiben, fowie für Ber- 
legungen des Gildefriedens (bewaffnetes Erjcheinen, Berdruß, Schlagen oder Ber 
achten, Berläumbungen) oder der guten Sitte (Schwören, Biewerfchütten, Zu- 
trinten, Sigenbleiben nach Aufhebung des Gelages) Bußen anorbnete ($ 1-6. 
10—17). Sie wählte einen Gildemeifter auf 2 Jahre ($ 19). Kranken Brüdern 
fanbte fie Bier in’d Haus ($ 2), Säfte Tonnte man mit des Gildemeifters Er- 
laubniß einführen (8 8), Schuldner der Gilde wurden an bem Tage, an welchem fie 
die Rente bezahlten, gleich Brübern bewirthet (K 9). Im Jahre 1614 traf fie 
Beftimmungen gegen die ‚zu große Weppigleit bei den Gildezuſammenkünften, 
1747 gab fie filh noch neue Statuten. Eine andere Brüderfchaft war die Hohen- 
ſtuhlbrüderſchaft (Statuten v. 1609 ©. 343 f.), welche eine Anzahl von Kirchen- 
ftühlen (Steben) befaß, die von den einzelnen Mitgliedern an ihre Kinder ver- 
erbt, nicht aber verkauft oder verfchenkt werben durften, Die Mitglieder waren 
verpflichtet, perfönlidy an hohen Zeften zu opfern. Die Gilde hielt Feftgelage und 
wählte Hauptleute. Es eriftiren umfangreiche Protofolle der Brübderfchaft, worin 
der Ankauf von Stellen, die Brübderaufnahmen und die Schuldverjchreibungen 
wegen des bafür an die Gilde zu zahlenden Kaufpreifed des Kirchenftuhld, die 
Belegung der Kapitalien, die Anordnung der Zefte, Wahl und Abdankung ber 
Hauptleute und Schaffner, die Nebertragung der Stellen vom Bater auf ben 
Sohn, deren Vermiethung an Nichtbrüber, Rechnungdlegungen, Gefchenfe an bie 
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nach ausbrüdllicher kirchlicher oder obrigfeitlicher Anorbuung ober aus eigenem 
Antriebe vollftändig auf und ihr Vermögen wurde gleich dem ber Klöſter für 
firchliche Zwecke, insbejondere zum Beſten der Schulen und der Armen, ein- 
gezogen, wobei den lebenden Mitgliedern mitunter eine Entihädigung gewährt 
ward. Insbeſondere war dies das Schickſal der geiftlicdhen Kalandsgilden **). 
Bon Berfuchen, dad abgeftorbene geiftlihe Genofjenfchaftsweien der alten Zeit 
durch Neukildung in verjüngten Formen zu erjegen, zeigen ſich nur geringe 
Spuren. 

2. Dagegen beftanden in ber Fatholifchen Kirche die geiftlichen Körper⸗ 
ſchaften ganz in ber alten Weiſe fort, fie nahmen nur im Verhältniß zur 
Kirche immer mehr den Charakter kirchlicher Anftalten, ihrer inneren Natur 
nach immer mehr die Natur privilegiirter Korporationen an. Am meiften 
galt dies von ben ein unmittelbares Glied der Kirchenverfaffung bildenden 
Domkapiteln und Kollegiatitiften. Aber auch die Klöfter und Orden folgten 
diefem Zuge der Zeit. Bon ben Reiten der geiftlichen Ritterorben gilt daſſelbe. 
Und felbft die freieren Bereine der Duafiregularen und die geiftlichen Brüber- 
ichaften der Laien mußten fi) einer Unterordnung ımter ben Begriff ber 
kirchlichen Anftalt fügen und vermochten das genofſenſchaftliche Clement nur 
für ihre 'privatrechtlichen Beziehungen feftzubalten. Insbeſondere ftellte fi 
daher für alle diefe Verbände im Fanonifchen Recht der heute noch geltende 
Satz feft, daß für ihre Entjtehung der Konjend des Papftes beziehungsweije 
des Biſchofs ein unerläßliches Erforderniß bildet*), daß fie kirchlicher Bifita- 
tion und Oberauffiht unterliegen ®) und daß ebenjo die Veränderung ihrer 
Statuten oder Regeln, ihre Aufhebung und die demnächftige Dispofition über 


Kirche n. ſ. w. regiftrirt find. 1704 warb Me Brüberfchaft landesherrlich bejtätigt. 
Ebenfo beſaß die Seglerfompagnie auf Fehmarn eine Anzahl von Kirchenftühlen, 
fie war aber überdies auf gemeinſchaftliche Leichenfolge, Unterftügung verarmter 
Brüder, feftliche. Gelage u. f. w. gerichtet. Nach 400jährigem Beftehen Löfte fie 
fih 1812 auf, wertbeilte das auf Zinfen ausgeliehene Kapital der Kompagnie 
unter die Genofſſen, ließ die filbernen Pokale einfchmelzen und machte den Be- 
erdigungsapparat zu Gelde. Ueber andere nach der Reformation fortbeftehende 
oder ſelbſt neu errichtete Gilden vgl. Wilda ©. 374. 375. 

“ Bol. Wilda ©. 872—874 In Hamburg wurden nad der Bugen- 
bagifchen Kirchenorbnung dem „Armen- Schalt“ überwiefen: „alle Hoſpitale mit 
ehren Thobehoringen, alle Bröderfchoppe, alle Gilden mit ehre Thobeboringen‘: 

„ In Ripen wurden die Güter der Gilden für bie Unterhaltung ber Hausarmen, in 
Hufum 1538 für die Schulen und deren Diener, in Aalborg 1542 für die lateini- 
Ihe Schule, in Biborg für die Gründung eines Hofpitals beftimmt. In Münfter- 
dorf wurde das @ildevermögen dem bolfteinifchen Konfiftorium überwielen. Das 
Kapital des fchleswigichen Domkalands wurde, gegen eine jährliche Rente von 
6 Mark für die lebenden Mitglieder, dem Rath für Kirchenzwede überlafjen. 

“) Schulte, Lehrb, des kathol. &. R. S. 458. 477. 480. 

) Schulte l. c. 475. 478 f. 480 f. 
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ihr Vermögen mir unter Mitwirkung der getftlihen Obern erfolgen kann *). 
Die kirchlichen Genofjenichaften der Tatholifchen Kirche gerietben daher in eine 
ftrenge Abhängigkeit vom römilchen Stuhl und diejenigen, welche fich neu 
bildeten, entitanden hauptſächlich im Dienfte und unter dem Einfluß der 
Paäpfte. Bon den neubegrünbeten Vereinigungen entwicdelten viele, während 
bie Älteren Kongregationen und Korporationen aller Art, die Kapitel und 
Stifter der Kanoniker wie die Mönchdorden, die Bettelorben wie die Ritter⸗ 
orden, die Kongregationen der Duafiregularen wie die Brüberfchaften in ben 
alten Formen ohne neuen Geift fortlebten*”), ein reges Leben. So nament- 
lich die feit 1525 von den Francisfanern getrennten Kapuziner %); fo einige 
nene Kongregationen regulirter Chorherren *); fo bie Kongregationen des 
Oratoriums, welche Armen- und Kranfenpflege und lebendige Gotteöwerehrung 
in einem gemeinfamen Betſaal erftrebten®); jo die vornemlich auf Seelforge 
und Jugendunterricht gerichteten Orden der Theatiner (1524), Lazariſten (1624) 
und Piariften (1622) °'); fo insbejondere auch mehrere für die Werke chrift- 
licher Barmherzigkeit gegründete Srauen-Kongregationen, wie die Nonnenorden 
der lirfulinerinnen und der Heimſuchung unferer lieben Frauen), namentlich 
aber der von Stanz v. Paula im 17. Jahrhundert geftiftete quafireguläre 
Drben der barmherzigen Schweitern). Alle religiöſen Genofſenſchaften der 
Neuzeit jedoch übertraf an Bebeutung Cine, welche, der Spätling unter den 
großen geiftlihen Affociationen, die Macht ber katholiſch⸗romaniſchen Vereind- 
idee noch einmal in großartigfter Weile offenbart. Die Gefelihaft Jeſu 


* Schulte l c. ©. 461. 480. C. un. $ 3 de relig, domin. in 60. Be- 
züglic der Brüberfchaften Conc. Trid. sess. XXII. c. 8. 9. 

7) Die Vorſchrift des Tridentiniſchen Koncild (sess. XXV. c. 8), allgemein 
Kongregationen zu bilden, erfüllten die alten Orden mit wenigen Ausnahmen (be- 
fonderd der Congregatio St. Mauri in Frankreich feit 1618) nur langfam ober 
nur zum Schein. Gieſeler II, 2. ©. 683. 684. 

“) ®Biefeler 1. c. IH,i2. 490. 

“0, Insbeſondere die Somasker jeit 1528 und die Barnabiten feit 1530. 
®@iefeler DI, 2. 491. 

50) Die Congregatio Oratorii des Philippus v. Neri 1564 und der gleich⸗ 
namige Parljer Verein bed Pierre de Berulle v. 1611. @iefeler II, 2. ©. 
679— 682 Note 1—5. 

51) Giejeler l.c ©. 491 Note 3. ©. 682 Note 6. 7. ©. 683 Note 9, 

2) Der leptere 1610 von Franz v. Sales geftiftet, der erftere ſeit 1612 zum 
Nonnenorden geworden, während bie 1537 in Brefcia gegründete Gefellichaft, 
aus der er hervorgieng, urfprümglich nach Art der Tertiarierinnen in ihren Fa⸗ 
milien fortlebte &iefeler IIL, 2. 682. 683 Note 8. 10. 

5”) Bol. den Art: „Barmherzige Schweftern" im Kirchenlexikon von Wetz er 
u. Welte. 
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(societas Jesu, Compagnia de Jesus)"), von Sgnatins von Lojola 1534 
geftiftet, vom Papft 1540 mit ber Beſchränkung auf 60 Glieder, 1543 mit 
dem Recht unbefchränkter Erweiterung beftätigt und ſeitdem über alle Länder 
verbreitet°®), wollte gleich einer Kohorte tapferer Krieger die päpftliche Kirche 
in voller Hingebung und mit blindem Gehorfam verteidigen und ihre offenen 
und geheimen Feinde befämpfen. Was diefe gewaltige Genoſſenſchaft Iahr- 
hunderte hindurch auf den Gebieten der inneren und Außeren Miffion leiftete, 
indem fie das wanfende Papftthum befeftigte, den Siegen der Reformation 
eine Schranke zog und in viele Känder den ganz ober halb geftürzten Katholi- 
eismus zurücdführte, indem fie ferner in den katholiſchen Staaten den Jugend⸗ 
unterricht leitete und die geiftige Herrichaft über die Mafle des Volkes führte, 
indem fie endlich noch überſchüſſige Kraft genug behielt, um jenſeits der 
Meere mächtige Miffionsftanten zu gründen und in ihnen eine Handelsin⸗ 
duftrie des Ordens zu entwideln °*): dies Alles verbankte fie der von ihr voll. 
zogenen denkbar größten Steigerung der romanischen Afjociationeide. “Der 
Untergang bes Einzelnen in der Vereinsheit, diefe Grundidee der romanijchen 
Religiondvereine, welche in fteigender Progrejfion Benediktiner, Giftercienfer, 
Ritterorden, Bettelmoͤnche realifirt Katten, wurde von den Sefniten bis zu ber 
außerften Konfequenz, bis zur Ertödtung des Individuums (ad perfectam 
uniuscuiusque wmortificationem), bis zur Vernichtung jebed individuellen 
Denkens, Fühlene, Wollend und Handelns geboten und durdhgeführt. Nicht 
einmal ber Schein oder der Name eigenen Weſens ſoll dem Einzelnen ver- 
bleiben. „Ich babe keine Eltern, ich habe keine Familie, Vater und Mutter 
und Gefchwifter find mir geftorben, ich habe feine Heimath, Fein Vaterland, 
feinen Gegenftand der Liebe und Verehrung als allein den Orden“, bas foll 
die Rede eines Jeden jein”). Bon den brei Gelübben‘®) wurde daher Das 
des Gehorſams in einer bis dahin unbefannten Weife ausgelegt. Nicht blos 
fol, um die Einheit des Handelns und aller Lehre zu erreichen, blinder und 


54) Bol. Gieſeler III, 2. 492 f. 532. IV. 58f. V. 41f. Dove, im Staats⸗ 
wörterb. v. Orden ©, 408— 426, 

55) Um die Mitte des 17. Jahrh. zählte der Orden etwa 20,000 Mitglieder. 

6) Vgl. über die Wirkſamkeit des Ordens gegen die Reformation Gieſeler 
II, 1. 400. 407. 428 Note 12. 433. 459 f. 469 f. 480f. 487f. III, 2. 88f. 
500 f. 604 f. Ueber jeine Wirkfamfeit innerhalb der katholiſchen Kirche III, 2. 
585 f. 602 — 658. Weber die äußeren Miffionen III, 2. 658f. IV. 61—69. 
Ueber die Handelsgeſchäfte des Ordens III, 2. 678 Note 19. Dove 1. c. 420. 

7 Man foll nicht einmal fagen, daß man fratres vel parentes hat, ſon⸗ 
dern nur, daß man fie hatte. Giefeler II, 2. 534 Note 29. 3a es wirb in 
Berkehrung bed Bibelmorts gelehrt: qui non odit patrem et matrem, insuper 
et animam suam, non potest meus esse discipulus. 

50) Dad Armuthögelübde fchloß Einzelbefig wie Gemeinbefiß aus, ließ aber 
Eigenthum ber Collegia des Ordens zu. 
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unbedingter Gehorfam gegen die Oberen die erfte Orbenspflicht fein’*), jondern 
es foll durch genauefte Ordensvorſchriften für alle Berhältniffe au das Be- 
nehmen, die Sitte und Redeweiſe der Brüder einheitlich geregelt), es ſoll 
durch Prüfungen und Uebungen eine völlige Gleichheit fogar des Fühlens und 
Denkens bergeftellt‘'), es ſoll die Fähigkeit, fich jedes eigenen Willens zu ent- 
äußern, als maßgebend für die Stellung im Orden betrachtet werben. Jede 
Beſchränkung der Dispofitiondbefugnif des Ordens über feine Glieder durch 
die alte stabilitas loci fiel daher fort. Der Aufnahme in den Orden follte 
eine genaue Prüfung vorausgehen, die Entlaffung in jedem Angenblid möglich 
fein. Unter den vier Klaflen ded Ordens, den Novizen, scholastici, coad- 
jutores und professi quatuor votorum, war nur die legte, die an Zahl 
gering zu fein pflegte, in alle Orbenögeheimniffe eingeweiht, nur fie war jelb- 
ftändig für den eigentlichen Ordenszweck verpflichtet, indem fie „specialem 
obedientiam summo Pontifici circa missionem“ als viertes Gelübde ver- 
ſprach, nur fie ſchwur Gott, während die Anderen den Oberen jchwuren, nur 
fie bildete die Vollbürgerfchaft des Ordens). ine durchaus militairtich- 
abfolutiftiiche Verfafſung organifirte dieſe Glieder zur Einheit. Der nad 
Mehrheit auf Lebenszeit gewählte General ift als Stellvertreter Chrifti faft 
unumfschränfter Monarch) Nur die Gefellichaft als ſolche hat Rechte gegen 
ibn, indem fie ihn durch den Rath der Aififtenten, welche die Generalver- 
fammlung wählt und der General nur juspendiren, nicht entfegen Tann, in 
einigen Dingen beſchränkt und beauffichtigt. Dieſe Affiftenten, wenn über den 
General gerichtet oder ein nemer gewählt werben fol, der General felbft, 
wenn ed fih um die Berathung anderer Angelegenheiten handelt, haben die 
Generalverjammlung der Profeffen zu berufen, welche, fo lange fie dauert, 
die hoͤchſfte Gewalt übt. Dagegen find die einzelnen Ordensglieder (subditi) 
oder jede Mehrheit von ihnen der völlig abjoluten Gewalt des Generals und 
der von ihm ernannten Provinzialobern und fonftigen Bevollmächtigten und 
Beamten rechtlos unterworfen. “Der General befördert zu allen Graben, er- 
nennt zu allen Aemtern, richtet, entfendet, inftruirt, ftößt ans, bispenfirt, ver⸗ 


20) Giefeler III, 2. 634 — 536 Rote 30. 81. Schon in ber älteften formula 
vivendi heißt eö: voluntatum nostrarum abnegationem summopere conducere 
judicavimus. 

0) Bol. namentlih die Borjchriften über den Umgang, bie fog. modestia, 
bei Gieſeler 1. c. ©. 536 Rote 32, 

61, Dazu wurden bie collegia geftiftet; 1551 ba3 Collegium Romanum, 1552 
das Collegium Germanicum, Weber die Lehre der Sefuiten, indbefonbere ihre 
Morallehre vgl. Gieſeler III, 2. 629 — 658. 

62) Seit 1550 fommen noch professi trium votorum hinzu. Gieſeler IH, 
2. 540 Note 38 vermuthet, daß ed geheime Jeſuiten unter ber hohen Geiſtlich⸗ 
feit geweſen. 

68) Judicium, officiorum discretio ac distributio tota sit in manu praepositi. 
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fügt über alles Vermögen, bat die unbedingte Befugnis der Subftitution. 
Eine gegenfeitige mißtrauiſche Neberwachung‘*), eine fortwährende Berichterjtattung 
an die Obern, ein ſchriftlicher Geſchäftsgang, eine Heimlichkeit, vermöge deren 
jogar die Ordensangehörigfeit nur Einzelnen bekannt zu ſein braucht, eine 
nah dem Princip der abminiftrativen Zweckmäßigkeit mafchinenmäßig einge 
richtete Gentralifation: das find die Mittel, durch welche das Ordensregiment 
im ®eifte der einheitlichen Ordensidee erhalten wirt. So alle Kraft ber 
romanischen Bereindidee zufammenfafjend, konnte die Gejellichaft Jeſu beftim- 
mend in ben Gang ber Völferentwidlung eingreifen, bis fie dem aufgellärten 
Abſolutismus des 18. Jahrhunderts erlag), Eonnte fie auch nad) ihrer Auf- 
bebung im Geheimen fortbauern®), konnte fie nach ihrer Wieberherftellung im 
Fahre 181407 ald eine nicht unbedeutende Feindin ber Geiftesfreiheit, wenn 
auch nicht in alter Yurchtbarkeit, von Nenem erftehen. 

3. Ie mehr die geiftlihen Genofjenihaften fich als kirchliche Anftalten, 
mithin ald Glieder ober Theile der Kirche darftellten, je mehr in ihrer Ber- 
faffung und Richtung, dem Geifte der Zeit entiprechend, der Urjprung aus frei 
gewollter Verbindung vor der erftarrten Form einer hiſtoriſchen Exiſtenz, bie 
dem Einfluß des freien Geſammtwillens der lebenden Generation entzogen war, 
zurücktrat: deſto leichter konnte der obrigkeitlihe Staat aud fie feiner Macht⸗ 
fphäre unterwerfen. War die Natur ber Kirche als Stantsanftalt entichieden, 
fo waren damit auch die firchlichen Anftalten mittelbar Staatsanftalten. Inſo— 
weit fiel daher der Kampf bed Staates gegen bie geiftlichen Genofjenichaften 
mit dem Kampf zwijchen Staat und Kirche zufammen und entſchied weit mehr 
über Machtfragen zwiſchen Staat und Kirche, als über Rechtsfragen zwiſchen 
Stantsgewalt und Forporativer Freiheit. Auch infoweit aber, als man in ben 
geiftlichen Genoffenfhaften nit Theile der Kirche, fondern felbftändige Körper 
ſchaften erblickte, waren biefe wie alle anderen Wereine nach der neuen Korpo— 
rationstheorte der disfretionären obrigkeitlihen Gewalt unterworfen. Nach einer 
Lehre, der die Aſſociationsfreiheit unbekannt war, erſchien ihre Entftehung als 
ein Aft Ianbeöherrlicher Konceffion, ihre Aufhebung ale Sache ftaatlihen Be 
liebens, ihr Vermögen als wmittelbares Stantögut, das der Staat einziehen 
und für beliebige Zwecke, wenn auch billiger Weiſe vornemlich für Kirchen-, 
Schul⸗ und Armenweien, verwenden Tonmte, — ober als dad Eigenthum einer 
juriſtiſchen Perſon, das nad deren Tode als bonum vacans an den Fiskus 
fiel. Bon dieſen verjchiedenen Geſichtspunkten aus Yegten ſchon zur Zeit ber 


“) Done ©. 415: die „vollendete Dedpotie, eingeſchränkt durch das organt- 
firte Mißtrauen”. 

5) Zuerft 1759 in Portugal, dann 1764 in Zranfreih, 1767 in Spanien 
und 1773 allgemein durch den Papft aufgehoben. In Preußen Heß Friedrich II. 
fie befteben, Friebrih Wilhelm II. aber bob fie auf. Gieſeler IV. 69— 77. 

6% Gieſeler IV. 75 —77. 

N Gieſeler V. 41f. 
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Reformation nicht nur evangelifche, ſondern auch katholiſche Obrigfeiten Hand 
an das Genofjenihaftsgut und im Sabre 1525 tandhte fogar bereits ein allge- 
meiner Säkularifationdentwurf auf. Bon Neuem brachte dann ber weitphä- 
liſche Friede eine Reihe von Sälularifationen. Seit ber zweiten Hälfte bes 
18. Jahrhunderts aber erfolgte die principielle Zerftörung der geiftlichen Ge⸗ 
nofſenſchaften durch den Staat. In Defterreich wurden durch Joſeph II. alle 
Orden, bie fid) nicht mit Seeljorge, Schufwejen oder Krankenpflege beihäftigten, 
aufgehoben und aus ihren Gütern ein großer Religions und Schulfonds ge 
bildet; die Brüderfchaften aber wurben durch Hofdekrete (v. 9. Aug. 1788, 
3. März 1784, 17. Suli 1795, 15. San. 1796 u. a.) fämmtlich Yaffırt und 
in eine nene, in jeder Pfarrei unter dem Namen „Bruberichaft der thätigen 
Liebe des Näcften unter dem Schube unferes Heilands Sefus Chriftus“ zu 
errichtende officielle Anftalt verfchmolzen. Im Webrigen dagegen beftanden die 
geiftlichen Orden und Genoffenichaften aller Art bier fort unb wurben ſeit 
Joſeph's Tode wieder begünftigt und vermehrt. Frankreich bob 1789 alle 
Drben unb Klöfter auf und blieb auch in dem Konforbat von 1805 bei dieſer 
Aufhebung. ftehen. In Dentſchland erfolgte im Reichsdeputationshauptſchluß 
v. 1803 (& 35) die allgemeine Säkularifation. In Preußen hatte ſchon das 
allgemeine Landrecht die geiftlichen Gejellichaften wejentlih als Staatsanftalten 
behandelt, deren Begründung, Berfaffung und Aufhebung ftaatlihem Gutbe- 
finden unterliegt, deren äußere und innere Rechte der Staat zu regeln befugt 
ift®), deren Bermögen als mittelbares Stantsgut gilt). Durch Edikt vom 
30, Det. 1810 wurden fobann alle Tatholifchen ober evangeliſchen „Klöfter, 
Dom- und andere Stifter, Balleien und Kommenden“ für Staatögüter erklärt 
und ihre Einziehung gegen Entſchädigung ber Benuber und Bererhtigten ver- 
fügt”). 

B. In unferem Jahrhundert iſt mit dem wiebererwachten Gemeingeift 


ee) Pol. Pr. A. L. R. DO tie 11 $ 939 — 1232. Abfchn. 12 handelt von 
geiftlichen Gefellichaften überhaupt; Abſchn. 13 von katholiſchen Domftiften und 
Kapiteln, Abſchn. 14 von Kollegiatftiften und Abſchn. 17 von weltgeiftlichen 
Kanonicid; Abjchn. 15 von Kloftergefellichaften und Abſchn. 18 won beren Mit- 
gliedern; Abichn. 16 von geiftlichen Ritterorden und Abſchn. 19 von deren Mit- 
gliedern; Abſchn. 20 von proteftantifchen Stiftern, Klöftern, Nitterorden unb 
deren Mitgliedern. 

) En wird in $ 951 dad Vermögen der geiftlichen Geſellſchaften allgemein 
bezeichnet ald „das ihnen vom Staate zugemenbete oder überlafjene Vermögen“. 

ı G. S. ©. 82. Doch follen nad 8 4 diejenigen Klöfter, welche ſich mit 
der Erziehung ber Jugend und ber Krankenpflege befchäftigen, beftehen bleiben 
innen. Auberdem hat das Edit die damals nicht zur Monarchie gehörigen 
Landestheile natürlich nicht betroffen. Auch blieb das evangeliſche Domkapitel zu 
Brandenburg beflchen. 
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auch in kirchlicher Beziehung eine durchaus veränderte Richtung und ein völliger 
Wechſel der Grundanſchauungen eingetreten. 

L Die Kirche als folche wird ihrem inneren Wejen nach mehr und 
mehr als eine Genoſſenſchaft der durch freie religiöfe Ueberzeugung ver- 
einten Glaubensgenoffen aufgefaßt. Daraus folgt zunächſt für die Einzelnen 
ver Fortfall jeder Zwangszugehörigkeit: allein der freie Wille jol Grundlage 
der Mitgliedſchaft einer Religionsgefellichaft fein, der Austritt Jedem jederzeit 
- freiftehen. Es folgt aber ferner für die Organifation der Kirche als Gefammt- 
beit eine genofienfchaftliche, in der Gemeinde wurzelnde Verfaffung. Von ber 
Rückkehr zu einer folden ift nun freilich in der Fatholifchen Kirche überhaupt 
nicht die Mebe, während in ben evangeliſchen Kirchen meift nur einige unbe 
beutende Anfinge dazu gemacht find. Allein diefe Anfänge find doch eben ge- 
macht und bezeugen die Richtung, in welcher fich die moderne Entwicklung auch 
hier bewegt. In den meiften Staaten find durch neue Geſetze den Gemeinden 
felbftändige kirchliche Rechte von verfchiedenem Umfange eingeräumt, welche fie 
durch verſchieden zufammengefette, meift aus den Geiftlihen als Vorſitzenden 
und aus gewählten Repräfentanten beitehende Presbyterien, Pfarrgemeinberäthe, 
. Gemeindelirchenräthe, Kirchenvorftände oder andere Gemeindeorgane ausüben”'). 


9) So haben bie durch Ep. v. 1. Apr. 1818 gebildeten, fich felbft ergänzen- 
den Kirchenvorftände in Naffau, die rheinbairiſchen Presbnterten (jeit 1818), Die 
gewählten badiſchen Kirchengemeinderäthe (V. v. 5. Sept. 1861), die groß. 
beififchen Kirchennorftände (Ep. v. 6. Juni 1832), die durch die Kirchenordnung 
für Rheinland und Weftphalen v. 5. März 1835 eingeführten Presbyterien, bie 
Gemeindelirchenräthe in den übrigen preuß. Prov. na C. D. v. 29. Juni 1850, 
bie bairifchen Kirchenvorftände (B. v. 7. Okt. 1850), die württemberg. Pfarr- 
gemeinberäthe (V. v. 25. San. 1851), die braunfchweigiichen Kirchenvorftände (Gef. 
v.30. Nov, 1851), bie Kirchenvoritände im Königr. Sachſen (Kirchennorftands- und 
Synodalordnung v. 1868, bei. $ 1—4) u. |. w. Die Gemeinde nicht blos als Privat- 
rechtöfubjelt, fondern auch ald Firchenpolitifche Perjönlichkeit (für Kirchenzucht, Mit- 
wirkung beim Kirchenregiment, auch wol für Armen und Kranfenpflege, Beauffichti- 
gung der niederen Kirchenbiener u. j. w.) zu vertreten. Dagegen hatten bie durch 
Gef. v. 14. Okt. 1848 errichteten Kirchenvorftände in Hannover nur die Vermögent- 
verwaltung und die Vertretung ber Gemeinde in ihren rechtlichen Angelegenheiten. 
Anders jept die Kirchenvorftands- und Synodalordn. v. 9. Okt. 1864. Neben den 
Presbyterien befteht in Rheinland und Weftphalen und in Kippe-Detmold (8. v. 3, 
Febr. 1851) noch eine beſondere Gemeinderepräfentation für wichtige Fälle Die 
Oldenb. B. U. v. 15. Aug. 1849 (in einigen Punkten geändert durch V. U. v. 11. Apr. 
1853 art. 14) gebt am weiteften, indem fie der Gemeinde die Pflege bes refigiäjen 
Lebend, die Aufrehthaltung der Firchlichen Orbnung, die Bermögensverwaltung 
und die kirchliche Armenpflege zuweift und dieſe Befugniffe tbeild durch allge 
meine Gemeindeverfammlungen, theild Durch engere Gemeindeverſammlungen, theils 
durch Gemeindeausſchüſſe, theild durch gewählte Kirchenräthe ausüben läßt. Bal. 
eine Weberficht der neuen Geſetze bei Richter, K.R. (6. Aufl.) 8 161 ©. 424—485. 
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Die Gemeinden find dadurch aus bloßen SPrivatrechtöfubjelten wieder zu 
firdenpolitiichen Perjönlichkeiten geworden. Darüber hinaus find theils bei 
Gelegenheit der Union der reformirten und Intherifchen Kirche, theild im Zu⸗ 
jemmenbang mit den Bewegungen feit 1848 vielfach Synoden geichaffen wor- 
den, welche, wenn auch meift in untergeorbneter Stellung und wenig freier 
Zufammenjeßung, dem Iandeöherrlichen Kirchenregiment und den Konflitorien 
gegerüber das genofienfchaftliche Princip auch in ber Geſammtkirche zur Gel: 
tung bringen??). Borübergehend hatte fich ſogar die Kirche Didenburgs als 
eine völlig freie, aus allen erwachienen Glaubensgenoſſen beitehenbe, fich durch 
gewählte Organe felbft regierende Genoſſenſchaft Tonftituirt?). Ueberdies be 
ftehen natürlich die vereinzelt vorhandenen älteren Presbyterial- und Synodal⸗ 
einrichtungen fort”). 

I. Für das Berhältnig von Kirche und Staat ift feit 1848 häufig, 
bejonders nach dem Vorgange der deutſchen Reichöverfaffung faft in allen neueren 
Berfaffungsurfunden, bad der genoffenichaftlichen Auffaffung allein entſprechende 
Princip der Unabhängigkeit der Kirche vom Staat und des Staats von der 
Kirche ausgeſprochen. Jede Kirchengefellichaft ſoll als religiöſe Genoffenichaft 
ein jelbftänbiges Leben führen, über den Kreis ber hieraus fließenden Befug- 
niffe aber foll ihre rechtliche Bedeutung nicht reichen. Sene kämpfenden Ideen des 
geiftlichen Stants und der Staatskirche follen in der unabhäugigen, aber ihrer 
weltlichen Macht entkleiveten Kirche und in dem rein weltlichen Staat bie 
Berjöhnung finden. Praktiſch find freilich zur Verwirklichung diefer Ideen erft 
geringe Anfänge gemacht. Der Staat hat feinen Eonfeflionellen oder doch kirch⸗ 
lichen Charakter nirgend faft aufgegeben und von einer Unabhängigkeit der 
evanyeliihen Kirche vom Staat ift kaum bie Rebe, während umgekehrt die 


73) Bol. Giefeler V. 226 —237. 263 und die Weberficht über die durch die 
neuen Geſetze ſehr mannichfach geftalteten, duch Wahl nur in Baiern bis 
1851 durch Ernennung) meift mit Weberwiegen der Geiftlichen gebildeten, für 
Gefepgebung, Berathung und Kontrole beftimmten Synoden ber verfchiedenen 
Stufenfolge (Diöcefan- und Generalfynoden) b. Richter, 8. R. 8 164 ©. 
440 — 449. 

73) Durch die Eonftituirende Berjammlung v. 1848. Vgl. d. V. U. v. 15. 
Aug. 1849. Eine von ben Gemeinden (vgl. oben Note 71 a. E.) jährlich neu 
gewählte, zu % aus geiftlichen nnd zu 2% aus weltlichen Abgeorbneten beftehende 
Landesſynode follte die Kirche repräjentiren und aus fich einen verantwortlichen 
Oberlicchenrath ald ausführende und verwaltende Behörde beftellen. 1858 ift indeß 
das landesherrliche Kirchenregiment wieberhergeftellt, der Oberkirchenrath wieber 
zu feinem Organ gemacht, die Generaliynode auf die Mitwirkung und ein Zu- 
ſtimmungsrecht bei ber Geſetzgebung befchränkt und es find zwijchen fie und bie 
Gemeinden Kreisfynoden eingefchoben, von denen fie gewählt wird. Vgl. Gie⸗ 
jeler, K. ©. V. 284 f. 


76) Bol, oben Note 6. 18. 
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Tatholifche, zum Theil aber auch die evangeliſche Kirche keineswegs entſchloſſen ift, 
die erfte Bebingung voller Unabhängigkeit, den Verzicht auf ihre Einwirkung 
auf politifche und bürgerliche Verhältniffe (Unterricht, Ehe, Eid u. |. w.), zu 
erfüllen. Allein die Grundlagen, auf weldhen ſich in Zukunft die wirkliche 
Auseinanderfekung von Staat und Kirche vollziehen wird, find mit der Aner- 
fenmmg bes Princips gegeben. Mithin find anf ber einen Seite bie völlige 
Bejeitigung der mit der Mitgliedſchaft einer beitimmten Kirche verbundenen 
politiichen und bürgerlichen Vorrechte oder Nachtbeile und die vollendete Eman- 
cipation rein ftaatlicher Funktionen von Tirchlicdem Einfluß nur noch Fragen 
ber Zeit. Dagegen werden auf ber amderen Seite, wenn ber Staat rein welt. 
lich geworben ift, and jene Verfafſungsbeſtimmungen zur Wahrheit werben 
müffen, welche den Kirchen, vorbehaltlich der burch das Weſen bes Staats als 
fittlicher Allgemeinheit begründeten Aufficht, die jelbftäudige Ordnung und Ber- 
waltung ihrer Angelegenheiten, den Befis umb Genuß ber für ihre Kultus-, 
Unterrichts· und Wohlthaͤtigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stiftungen und 
Sonde und den ungehinderten Verkehr mit ihren Oberen, mithin die Rechte 
unabhängiger, fich jelbft vegierender religiöier Genofſenſchaften zufichern ”°). 

III. Der des kirchlichen Charakters entkleidete Staat und die entweltlichten 
Kirchen können die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften nicht anders behandeln 
‘als die freie Vereinsbildung überhaupt. Wie bie inbivibuelle Freiheit im 
modernen Staat die bürgerliche Freiheit in fich anfgenommen bat, fo geftaltet 
fih die individuelle Glaubend- und Gewiſſensfreiheit zur aktiven Religionsfrei- 
beit. Keine Kirche hat das Recht, den Staat an der Zulaffung neuer Religions 
genofienfchaften zu hindern, der Staat aber kann, ſeildem er das Bereins- 
recht als ein Grundrecht der Staatsbürger anerkannt bat, auch das religiäfe 
Vereinigungsrecht feinen Bürgern nicht verfagen. Sn ber That ift denn auch 
ſchon vor 1848, während in der Negel nur Gewifiensfreiheit und damit zu: 
gleich ausbrüdlid oder jtilljchweigend das Hecht der Hausandacht garantirt 
wurde?e), bisweilen dad Recht „der Vereinigung zu einem gemeinjanen Bekennt⸗ 

”s, Zöpfl, Staatör. II. $ 526— 540. Bluntſchli, Staatsr. (3. Aufl.) S. 
561f. Herrmann, über die Stellung ber Religionsgemeinichaften tm Staat. 1849. 
Bezügl. Prenfend v. Rönne, Staatör. I, 2 ©. 466— 508. — Ueber die Kon- 
kordate Giejeler, 8. G. V. 44f. 305f. — Ueber die durchgeführte Trennung 
von Staat und Kirche in Belgien und Norbamerifa ib. 178. 371— 387. Sn 
Deutfchland war nur in Didenburg v. 1848— 1853 die Unabhängigkeit der Kirche 
völlig durchgeführt. Das Princip fpricht jetzt gleich ben übrigen Verfaffungen 
auch das oͤfſterreichifche Staatsgrdgef. v. 21. Dec. 1867 (R. &. Bl. &. 394) 
art. 15 aus. 

16) Bol. bair. B. U. tit. 4 $ 9; bab. v. 1818 8 18; württemb. v. 1319 
8 24. 27; grob. hefſ. v. 1820 $ 22; meining. v. 1829 8 29; Tobıng. 8 14; 
kurheſſ. 8 30; altenb. 8 129; £. ſächſ. v. 1881 8 82; brannſchw. v. 1832 8 29; 
bannov. $ 80, v. 1848 8 6. Kür Defterreich bleibt auch das neuefte Stantsgrund- 
gefeß über bie Rechte der Staatöbürger v. 21. Der. 1867 amt. 16 hierbei ftehen. 
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niffe und Gottesdienfte" im Princip anerkannt, wenn auch praftiih von bem 
Belieben der Behörden abhängig gehalten worden”). Auch haben fidh bereits 
vor 1848 mehrfach wirklich neue Religionögenofjenfchaften gebildet”. In den 
Berfaffungsurkunden jeit 1849 dagegen wird meift nad dem Vorgang ber 
deutſchen Reichsverfaſſung ausdrücklich das Necht gewährleiftet, neue Religions- 
gejellichaften auch ohne ftantliche Anerkennung zu gründen und ebenfowol häus- 
liche als öffentliche Religionsübungen ohne andere als die allgemeinen gefeß- 
lichen Beſchränkungen abzubalten?%). Es eriftiren daher für die Bereinigung 
zu Religionsgenoſſenſchaften bier gefeßlich eine anderen Schranken mehr, als für 
freie Vereine überhaupt. Nur wirb bisweilen für die Ertheilung von Korpo- 


7) So das preuß. Patent v. 80. März 1847 über bie Bildung neuer Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften (&. S. ©. 121). Da allein unter obrigkeitlicher Genehmigung 
in jedem einzelnen Kal Vereinigung und Verfammlung ftattfinden darf, da dem 
Stante dad Recht vorbehalten ift, die Religiondgenofienichaft zu verbieten, „ſo⸗ 
bald fich findet, daß fie andern gemeinnützigen Abfichten (!) und Anftalten hinder⸗ 
lich oder nachtheilig iſt ()“, da der Genoſſenſchaft der Nachweis obliegt, daß 
ihre Lehren nichts, was der Ehrfurcht gegen die Gottheit, dem Gehorſam gegen 
die Geſetze, der Treue gegen den Staat und der allgemeinen Sittlichkeit zuwider⸗ 
läuft, enthalten (wofür doch die Präſumtion ſprechen müßte), da der Staat von 
jeder Lehre und Verhandlung Kenntniß einziehen darf, da ihre Mitglieder, wo 
nicht befondere Gefete Audnahme begründen, rechtlich noch ferner als zu ber 
Religiondpartei, aus ber ſie andgetreten, gehörig gelten, da endlich der Umfang 
ihrer Rechte nur durch die befondere ihr vom Landeäherrn ertheilte Konceffion 
beftimmt wird: jo ift freilich das angeblihe Recht der Vereinigung in Wahrheit 
nur eine Verweiſung auf die landesherrliche Gnabe, 

”) Bol. über die Bildung der freien evangelifchen Gemeinden, jeit 1841 aus 
den DBereinen der proteftantifchen Freunde oder Lichtfreunde in Gnadau, Breölau, 
Königsberg, Giefeler V. S. 251—266. Bor dem Patent v. 1847 wurde 
ihnen Die Konftituirung geichloffener Gefellihaften unterfagt. Die Berfaflung 
der freien Gemeinden ift eine reine Gemeindeverfaffung (In der am 16. Der. 
1845 von Rupp in Königsberg gebildeten Brudergemeinde follten auch Die Frauen 
Stimmrecht haben). Nach 1847 fchieden die melften freien Gemeinden aus der 
Zandedlirhe aus. — Ueber die Bildung der deuntſch⸗-katholiſchen Gemeinden 
(die erfte 1844 in Echneidemühl) Gieſeler 1. c. V. 331. 332. — Ueber die Ab⸗ 
fonderung der altlutheriichen Gemeinden in Yolge der Union ib. 218 f. 277 f. 
Auch fremde Selten fanden feitbem vielfach Eingang. So die Irvingianer in 
Berlin. Ib. 151—153. Bol. aud ben in Rote 35 angef. Auffatz v. Hirſchfeld. 

”) Deut. R. V. v. 28. März 1849 8 144. 146 Preuß. V. U. v. 1850 art. 

2: „die Freiheit des religiöfen Belenntniffes, der Vereinigung zu Religionäge- 
felichaften (art. 30. 31) und der gemetnfamen häuslichen und öffentlichen Re 
ligionsübungen wird gewährleiſtet“; art. 80 u. 31 aber begründen dad allgemeine 
Vereinsrecht. Aehnlich Schwarzb.-Sonderöh. DB. U. v. 1849 $ 18. 20; Anhalt. 
Bernburg. v. 1850 816. 18; Oldenburg. v. 1852 art. 36. 76; Gotha, 1852 8 88; 
Waldeck. v. 1852 8 40. 
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rationsrechten, welche, wie an alle Vereine, jo an Religionsgejellichaften nad) 
dem poſitiven Geſetz faft überall nom Staate geichehen muß, bei Religions 
genoffenichaften ausnahmsweiſe ein Akt der gejeßgebenden Gewalt für jeden 
einzelnen Fall gefordert). Daß die principiell anerkannte Religionsfreiheit 
in der Wirklichkeit auch bier mannichfache Schranfen findet, indem befonders 
der häufig ausgeſprochene Satz, daß bie bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Rechte völlig unabhängig vom religiöſen Bekenntniß fein ſollen, oft für wichtige 
Beziehungen noch eine bloße Verheißung ift, bedarf Taum der Erwähnung. 
Allein in Bezug auf die religiöfe Genoſſenſchaftsbildung als ſolche ift doch ber 
Grundfaß der Affociationdfreiheit und der Lediglich reprefjinen Staatsaufficht 
‘hier wie im Vereinsrecht überhaupt zur Anerkennung gelangt ®"'). 

IV. Im Gegenfaß zu der auf die Vernichtung ber geiftlichen Körperjchaften 
gerichteten Tendenz der abfolutiftifchen Staaten am Ende bed vorigen und im 
Anfang dieſes Jahrhunderts haben bie Verfaffungsftanten den norhandenen geift- 
lichen Gejellichaften, welche zu einer beftehenben Kirche als Glieder gehören, die 
‚Eriftenz, die Korporationsredhte, das Eigenthum und ben Genuß ihres Ber- 
mögens, fowie die Gelbitverwaltung garantirt. Nur find natürlich die Rechte 
und Pflichten, welche die Mitgliedichaft einer ſolchen Geſellſchaft gewährt, viel- 
fach dur das Staatsgeſetz beſchränkt und beftimmt worden. In Bezug auf 
bie Neubildung geiftlicher Gejellichaften dagegen folgen zwar einzelne Geſetz⸗ 
gebungen demjelben Princip und wenden daher die allgemeinen Grundfäte über 
das Vereinsrecht an, wobei fie nur bisweilen, wie die preußiiche Verfafſungs⸗ 
urkunde, hier wie bei Religiondgenoffenihaften für bie Beilegung der Korpo- 
rationsrechte ein Specialgefeß fordern®®): bie meiſten Gejeßgebungen indeß 
verlangen für die Begründung oder Ginführung neuer Orden, fowie für die 
Anlegung jeder einzelnen Ordensgemeinde unbedingt die Staatögenehmigung ), 
die in manchen Staaten jederzeit widerruflih ift®y. Nur wenige verbieten 
die Einführung neuer Orben überhauptss). 

In Folge diefer Grundſätze hat in ber katholiſchen Kirchk das Firchliche 
Genoffenihaftswefen einen neuen Aufihwung genommen. Durch bie Konkor⸗ 


% So nah preuß. V. U. art. 18, oldenb, art. 77, walded. 8 41. 

1) Vgl. unten $ 65. 

22) Es Tann in Folge der verfchiebenen Grundſätze über Korporationsrechte 
nad Tanonifchem Recht und nach der betreffenden Landesgefetzgebung vorkommen, 
daß ein Verein innerhalb der Kirche ald Korporation gilt, im Staate nicht. Bgl. 
auch Schulte, Lehrb. S. 478. 481. 

83) Nach dem öäfterr. Konkord. art. 28 iſt nur „Einvernehmen mit der Re 
gierung“ erforderlih. Das bair. Konkord. art. VIL XVII und Relig. Ed. v. 
1818 8 76 fordert Staats genehmigung. 

), So Württemberg. Gef. v. 30. Ian. 1860 art. 15 u. bad. Gef. v. 9. Oct, 
1860. Dove, 3. f. Kirdhenr. 1862 Heft 2. ©. 205 f. 213. 

3) So ſächſ. V. U. 8 56. 
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bate mit dem römifchen Stuhl find an Stelle der fährlarifirten Stifter viel- 
fach neue Domkapitel und Kollegiatftifter gegründet, die Orden, Klöfter und 
Brũderſchaften find erneut und feit 1848 find mandherlei neue kloͤſterliche An⸗ 
ftalten und quafireguläre Kongregationen, beſonders vielfach Srauengenofien- 
ſchaften für chriftliche Liebeswerke), in kanoniſchen Formen errichtet. In der 
enangelifchen Kirche dagegen find zwar Stifter, Klöfter und Orben ebenfalls 
mannichfach aufrecht erhalten, von einer Neugründung folder lebensunfähigen 
Saftitute konnte aber nicht die Rebe fein. Wol aber hat unter Proteftanten 
wie Katholiken die freie Vereinigung für religiöfe oder mit der Religion zu⸗ 
fummenhängende Zwede mit dem wiebererwachten Genofienihaftsfinn einen 
gewaltigen Aufihwung genommen. Die fo entftandenen Genofjenichaften indeß 
fteben in keinem rechtlichen Zufammenhang mit der Kirche. Dies gilt auch 
von denjenigen euangeliihen Vereinen, welche den katholiſchen quafiregulären 
Orden nachgebildet find (3. B. Diakoniffen): and fie haben zu ber Kirche als 
folcher rechtlich Leine Beziehung, fie find weder Glieder noch Anftalten der 
Kirche, jondern freie Vereinigungen mit religioͤſen Zwecken. Deshalb wird 
unten (% 65) noch kurz von ihnen die Rebe fein. 


C. Die freien Genoflenfchaften. 
J. Das Genoffenfhaftswefen für geiftige, fittliche und 
fociale Zwede. 
5 64. Das Vereinsweſen im obrigfeitlihen Staat. 


Schickſale und Stellung der freien Genoffenichaften unter dem Einfluß 
bes obrigkeitlichen Syftems find fchon oben ($ 54) im Allgemeinen bezeichnet. 
Es ift auf ber einen Seite darauf hingewiefen worben, wie nad bem Er⸗ 
loſchen der mächtigen Bollsbewegung der Reformationdzeit der genofienfchaft- 
liche Geiſt dem deutſchen Volle mehr und mehr entichwand; wie deshalb von 
chöpferifcher Neubildung im Gebiete der freien Bereinigung kaum mehr die 
Rede war, die in bie Nenzeit binübergebrachten mittelalterlihen Einungs⸗ 
genofjenichaften aber in dem Rahmen ſtarr gewordener Formen zu Privilege- 
forporationen entarteten und nad) außen wie gegen ihre Glieder nur noch die 
Bedeutung von Befonberheiten batten, welche einer Summe von Individuen 
bas Mittel zur verftärkten Geltendmachung ihrer vereinten Bejonderheiten boten. 
Anbererjeitö iſt angedeutet, wie der obrigkeitliche Staat in Verfolgung des 
Ziels eines durchgeführten Staatsabjolutismus neben abfoluter Emancipation 
des Individnums die oͤffentlichrechtliche Seite aller Körperichaften in fih zu 
abforbiren bemüht war, für die privatrechtlichen, individuellen Beziehungen 

Bol. Scheld, die neuen relig. Zrauengenofienichaften nach ihren recht: 
lichen Verhältnifſen dargeſtellt. Schaffbaufen 1857. Ste widmen ſich dem Unter: 
richt, der Armen⸗ oder Krankenpflege. Eine Generaloberin mit einem Generalrath 
ftebt meift an ber Spige, während den einzelnen Häufern Oberinnen vorgefept find. 
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aber denjenigen Vereinen, welche fich nick iu bloße Societätd. oder Kommutiont⸗ 
verhaͤltnifſe auflöfen ließen, den Schatten Ihrer lebendigen Geſaramtperſbulichkeit 
in einer obrigkeitlich fingirten nnd belebten, poligetlich Tonceifionirten und besor- 
mundeten myftiſchen Perſon zurädgab; wie beshalb Die älteren Genoffenichaften, 
jofern fie nit unter den Begriff römilcdher sogletates ober communiones 
fielen, als universitates zur Hälfte ftantlidde ober Eirchliche Anftalten, zur 
andern Hälfte künftliche Privatrechtsiubjelte wurden, wogegen jeber jelbftän- 
digen genoflenfchaftliden Nenbidung die doppelte Schranke ber polizeilichen 
Vereinsbeſchränkung und der ciwiliftiihen Korporationsiheorie entgegenftand. 

&3 war naturgemäß, daß von dieſen Veränderungen am ftärkiken die⸗ 
jenige Seite des Genoffenichaftsweiens beziehungsweile biefewigen &enofien- 
ſchaftsformen betroffen wurben, welche fi auf das geiftige, fittliche und joctale 
Gebiet bezogen. 

I. Die mittelalterlihen Genofſenſchaften, weiche fortbeſtanden oder nach⸗ 
gebildet wurden, behielten zwar zunächſt ihren umfafjenden Charakter bei und 
begründeten, ſei e8 neben okonomiſchen Zwecken ſei es ohne folde, eine 
politifche, religiöfe, geiftige, fittliche und jociale Gemeinſchaft der Berbundenen. 
Allein ſchon im 16. Sahrhundert begann die Tendenz, bei der einen Klafle 
von Bereinen diefe Seite zum bloßen Zubehör der wirtbichaftlichen Bereini- 
gung zu geftalten, bei der andern Klaffe jolhe Zwecke zwar als Hauptzwecke 
zu Tonftituiren, dafür aber die Torporativen Elemente mehr und mehr in Be 
griff und BVerfaffung von Anitalten aufzuldien. In beiden Yällen trafen 
innerer Verfall und Äußere Reſtriktion in der Richtung zuſammen, den in ber 
Genoſſenſchaft ſelbſt entſpriagenden geiftigen, fittlichen, focialen Beziehungen einen 
privaten Charakter zu verleihen, bie etwa verbleibende Bebentung einer geiftigen, 
fttlichen, foctalen Allgemein ett auf obrigkeitliche Konceifion zurückzuführen. 

Im 16. Sahrhundert beftand noch jene alte Bielfeitigkeit des genofien- 
baftlihen Lebens, welche dem mittelalterlihen Einungsweſen fein farbenreiches 
und harmoniſches Gepräge gab. Hatte jede Einung bereinft politifch eine 
Rolle übernommen als Glied einer ftäbtifchen oder territorialen Entwicklung 
und war zugleih für ihre Glieder ein politiſches Gemeinweſen im Kleinen 
gewejen, jo blieben auch jetzt zahlreiche Körperfchaften von politiſcher Beden⸗ 
tung. Allein je mehr die obrigfettliche Staatsibee ftegte, defto mehr fielen 
alle politischen Körperfchaften, mochten fie auch uriprünglich aus einem ſchoͤpferi⸗ 
ſchen Willensakt der Bethetligten hervorgegangen fein, unter die ftaatlichen 
Zwangsorganifationen, fie erjchienen gleih Gemeinden und Bezirköverbänden 
als obrigkeitliche Snftitutionen zur partikulären Srreihung bes Staatszwecks. 
Von einem genoffenfhaftlichen Rechts-, Friedens⸗, Gerichts, Wehr und Polizei 
verband war daher nicht ferner die Rede, fondern joweit die alten politifchen Ei⸗ 
nungen oder die gleichzeitig politiihen Gilden, Zünfte und Geſellſchaften für 
Rechtserzeugung unb Rechtoſchutz, für Griebenshandhabung, Gerichte, Wehr- und 
Polizetverfaffung bebeutungsvoll blieben, mußten fie fich dem Staat als abhängige 
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Glieder einfügen, ihre Befugnifſe ans feiner Konceffion herleiten, die korpora⸗ 
tiven Glemente zu Gumften der von oben kommenden Beftimmung modifieiren. 
Die religisfe Gemeinfhaft, welche einft jeden freien Verein dem kirchlichen 
Leben verbunden und jeinem inneren Leben bie höhere Weihe ertheilt hatte, 
wurde von ber Reformation in ihren Grundveſten erſchüttert. Nur in Außer 
lien Remimiscenzen befand feitbem das religidie Element der Gilden und 
aller anderen freien Genoffenſchaften fort, während die ihrer Anlage uach vor- 
zugkweiſe ober zu einem weſentlichen Theil religidfen, urſprünglich gewillfürten 
Bereine in kirchliche oder ftaatliche Anftalten übergiengen. Jede Genoffen- 
ſchaft ferner blieb, wie fie im Mittelalter gewejen, ein Bildungsverein 
für ihre Glteber und förderte je nach Stand und Beruf berfelben von Ber- 
einswegen deren Törperliche, intellektuelle, Lünftlertiche oder technifche Ausbildung. 
Allen indem der Staat die Sorge für das geiftige Wohl feiner Unterthanen 
und vor Allem das, Erziehungs und Unterrichtswejen mehr und mehr als 
jem Monopol anfah, Aber dad er zwar mit der Kirche bis heute Fämpfen 
mußte, mit der Privatafloctation aber Taum einen ernftlichen Konflikt zu be 
ftehen hatte, wurde jelbit auf dieſem Gebiet der lebte Grund einer noch ver- 
ſtatteten genoſſenſchaftlichen Selbitbildung oder Selbfterziehung in obrigfeit« 
licher Konceifion gefunden. So lange die alten Genoſſenſchaften fortbeftanden, 
mußte fetter ſchoͤne Zug bes deutſchen Lebens ihnen anhaften, der die Gemein. 
Waft einer ſich von Geſchlecht zu Geſchlecht forterbenden Sitte und eine 
enge gejellige Freundſchaft in jedem Genoffenkreije erzeugte. Aber nirgend 
mehr wie. bier offenbarte fih dee innere Verfall. Noch dauerte im 16. Sahr- 
Hundert, obwohl geträbt durch die religioſen Wirren, der Glanz des mittel- 
alterlichen Gemeinlebens, welches jedem Berein dns Anjehen einer erweiterten 
Samilte, die dechalb auch Weib, Kind und Gefinde der Genoffen umfaßte, 
verlieh; noch war, wenn Feſtverſammlungen und Feſtaufzüge, beitere Bereinigung 
zu Mahl und Tanz, Gelage und gejellige Uebungen oft der Hauptzweck vieler 
Berbäude waren, Feine Körperfchaft jo ernſt oder jo ausſchließlich politifch ober 
juriftifh, daß nicht Der deutiche Gefelligkeitsfinn ihr Verſammlungshaus zu- 
gleich zu Trinkſtube und Yeftjaal geitaltet, an jede Verſammlung ein heiteres 
Mahl gereiht und einen lebendigen Strom nur in dieſem Kreife geltender 
poefievoller Sitte erzengt hätte. Seither indeß wurde aus ber ſich frei fort- 
bildenden und nenerzeugenden Sitte ein erftarrtes, zopfiges, äußerliches Gere 
moniell; aus den alten farbigen Symbolen wurden leere, unverftandene For⸗ 
mein; die korporativen Zuſammenkünfte wurden pebantifch oder’ wüſt ober 
beides zugleich; an die Stelle des Genoffenichaftsgetftes trat der „Korpsgeift”, 
welcher ſich in engherziger Abfchliegung, Pochen auf Privilenien, bornirter 
Betonung von Aeuperlichkeiten, Mißbrauch der neu eintretenden Glieder durch 
die älteren, vor Mlem aber in einem übertriebenen Äußeren Ehrbegriff, der zu 
den lächerlichften und abgeſchmackteſten Folgerungen führte, kund gab; kurz es 
entitamden jene Ausartangen bes Bereinslebens, von welchen tie Stubenten- 
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verbindungen und Handwerkervereine des 17. und 18. Jahrhunderts das be- 
redtfte Zeugniß ablegen. Bon der anderen Seite griff dann auch Hier die 
Obrigkeit hindernd, beichräntend und reglementirend ein und machte ſchließlich 
jede Bereinsfitte und jede Bereinsgefelligkeit von ihrer Konceffion und Beauf- 
fichtigung abhängig. Endlich aber entwidh den alten Genoffenihaften mehr 
und mehr auch ihre ſchoͤnſte Seite, ihre Bedeutung als fittlihe Gemeinſchaft. 
Ganz zwar konnte ſelbſt der tieffte Fall des Ginungsweſens die hohe Auffafſung 
nicht verwifchen, nach welder jede Genoſſenſchaft ale ein zu Liebe und Leid 
zujammengefhworner Bruderbund die Genoſſen zu gegenfeitiger Unterſtützung 
mit Leib und Gut bis über den Tod hinaus verpflichtete und fo immer zu- 
gleich eine Armen«, Kranten- und Sterbelaffe, häufig auch einen Berfiherunge- 
und Kreditverein in fich enthielt. Allein die gegenfeitigen Liebespflichten 
wurden theils zu leeren Formen, theils wurden fie vom Staat für gelegliche 
Berbinblichkeiten erklärt, welche mithin nicht mehr im Genofſenverbande, ſon⸗ 
dern in äußerem Zwange wurzelten. Und wenn bie alten Genofjenjchaften mit 
der Sorge für ihre Mitglieder ihrer fittlichen Aufgabe nicht genügt zu haben 
glaubten, fondern die Beförderung frommer und gemeinnüßiger Zwecke, bie 
Bollbringung chriftlicher Liebeswerke, die Austheilung von Almojen als Bereind- 
jahe betrachteten, jo hörte zwar auch hierfür bie Bereinsthätigkeit nicht völlig 
auf: im Allgemeinen aber traten theils kirchliche und ftaatliche Auftalten, 
theils die in die Form Zonceifionirter Privatanftalten gelleiveten Stiftungen 
mehr und mehr an Stelle der genoffenfchaftlichen Einrichtungen. 

Im Einzelnen find, ba diejenigen gewillfürten Genofjenichaften des 
Mittelalters, welche in politifche oder religiöfe Anftalten des Staats oder ber 
Kirche übergiengen, bereitd beiprocdhen find, von der Fortbildung der von nun 
an vornemlich als Wirthſchaftsvereine entwidelten Genoſſenſchaften aber (Ge 
werbögilden, Gewerfichaften, Unterftüßungsverbände) unten näher die Rede jein 
wird, bier noch die Schickſale derjenigen älteren Genofienfchaften zu erwähnen, 
für welche das fociale, fittliche oder geiftige Gebiet der das Weſen bes Bereins 
beftimmende Hauptinhalt blieb ober wurde. 

Von der unabjehbaren Zahl ver mittelalterlichen Gilden giengen Diejenigen, 
welche weder rein politifche Körper noch religiäfe Anftalten wurden, noch auch 
ald vorzugsweiſe wirthichaftliche Anftalten in ben Gewerböforporationen ber 
Kaufleute, Handwerker und anderer Gewerbtreibenden und den Unterftähungs- 
verbänden für Notbfälle fortlebten, meiſt, foweit fie überhaupt das Refor- 
mationdzeitalter überbauerten, in Vereine mit vorwiegend gejelliger Tendenz 
über. In diejer Weiſe beftanden in vielen Städten die Altbürgergilben als 
Junkerkompagnien, Stubengefellihaften, Artushöfe fort ober wurden felbft nad 
zeitweifen Untergange erneut. Einige von ihnen verbinden freilich mit dem 
erflufiven focialen Charakter den Befit bebeutenderer Rapitalien, aus benem fie 
ihren Mitgliedern Präbenben gewährten, ober wahrten fi) fogar politifche 
Privilegien, wie bie Ganerbihaften Alt-Limpurg und Sranenftein in Frankfurt 
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und bie Cirkelbrüderſchaft, die Kaufmannstompagnie und das Kollegium der 
Schonenfahrer in Lübel!). Dagegen waren die Artusbrüberfchaften ber preußifchen 
Städte rein gefellige Verbindungen der rathafähigen Kanfleute, Gewandfchneiber, 
Krämer, Seefchiffer und Brauer, während biefelben für gewerbliche Zwecke in 
bejondere Korporationen vereint blieben. Vornemlich gejellige Vereine wur- 
den auch die Papageiengefellichaften, Schüßengilden und Wehrkompagnien, jeit- 
dem ihr Hauptzweck, die Ausbildung ber Mitglieder zur Waffenfähigkeit, in 
dem feiner alten Mehrhaftigkeit verluftig gegangenen deutſchen Bürgerftande 
bebeutungslos geworden war”). Doch blühten fie.noch im 16. Jahrhundert, 


N) Bol. oben 8 34. 36. 37 Note 7. Ueber die Frankfurter Patriciergilden Fichard 
S. 187f. 201f., Wilda&.209f. Neber eine im Jahr 1556 von 7 Kanfleuten aus 
ſchwäbiſch Gemünd und Nürnberg errichtete patriciſche Gilde in Frankfurt Wilda ©. 
270. 371. Weber die jpätere Geftaltung der patriciſchen Kollegien Lübecks Mar- 
quardus, de jure mercat. Lib. IH. c. 1. .Nr. 3568. ©. 865 f. Die Kaufleute« 
Kompagnie war nad der Reformation faft ganz verfallen, 1581 aber erneut; bie 
Schonenfahrer, welche ehemals eine eigne Bitte und einen Vogt in Schonen 
hatten, führten ebenfalld nur noch ein kümmerliches Leben. Alle drei Kollegien 
hatten eine gejchloffene Anzahl von Mitgliedern (fo die Kaufleute 30) und be- 
ftimmte Präbenden (die Kaufleute 16), welche fle vergaben. Starb ein Mitglied, 
fo fand Kooptation ftatt. Sie hielten öffentliche Derfammlungen und regelmäßige 
Feftmahle, beſaßen Grundftüde, Häufer, eine gemeine Lade und gemeinfame Zeichen 
und Siegel (©. 449) und hatten befondere Kirchftühle inne. Gewählte Alter- 
männer (penes quos omnis est directio et auctoritas, ib. Nr. 53) ftanden an 
der Spige. Die Kollegien übten eine gewifje Gerichtsbarkeit, indem fie insbe⸗ 
fondere Geldbuhen und die Strafe der Erfluflon verhängten, und hatten ihre 

aodiles, advocati, procuratores, notarii und pedelli (Nr. 56. 57). Bezeichnend 
iſt, weiche mühfamen Deduktionen Marquard aufwenbet (Nr. 50-63), um bie 
Rechtöbeftändigfeit diefer und ähnlicher Kollegien in anderen Städten zu recht. 
fertigen. Daß fie ftillfehweigend oder ausdrücklich approbirt (Nr. 51) und 
privtlegirt (Nr. 53) find und alle Merkmale römifcher universitates haben (Nr. 
53—58), jcheint ihm noch nicht zu genügen, um bie Körperfchaften gegen ben 
Borwurf der collegia illicita zu wahren. Er beruft fidh überdies darauf, daß 
Rathmannen und Gelehrte ſolchen Kompagnien angehörten (Nr. 59), daß dem 
Greiföwalder Kaufmannstolleg fogar ein pommerjcher Herzog beigetreten fei 
(Nr. 60) und daß die Kollegien Doch einigen Nuben hätten (publica consilia, 
distincta officia, Nr. 61). Am charakteriftifchften aber ift fein Schlußargument (Nr. 
62. 68). Denn indem er Hier unter Berufung auf den von Jethro feinem 
Schwiegerfohn Mofes ertheilten Rath (Mof. IL c. 18 0. 17-28) für die Giltigkeit 
der Kolfegien anfübrt: „cum enim magistratus superior omnibus non possit 
invigilare, omnia observare et disponere, usus nos docuit, ut gradus admini- 
strationum fierent*, zeigt er, wie felbft ein Bürger ber freien Reichsftabt Lübeck 
gegen bad Ende bes 17. Jahrhunderts ſich eine Genoſſenſchaft nicht mehr vor⸗ 
ftellen, diefelbe vielmehr nur als obrigkeitliche Verwaltungsanftalt Denken Tonnte! 

2) Bol. Stengel, Kriegen. S. 161. 
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wenn auch nicht fo Fräftig wie in ben nieberländifchen Gemeinweſen, in 
Deutichland fort und viele von ihnen baben unjere Tage erreiht, um nad 
langem Siechthum von dem neu erwachten. bürgerlichen Geiſt wieder mit 
friicherem Leben und bebeutenderem Gehalt befeelt zu werden. Die bürget- 
lichen Sängerzünfte zerfielen mit dem Meifterfang jelbit feit dem 17. Sahr- 
. hundert, do konnten aud von ihnen einzelne Hefte ſich bis an die Grenze 
unferer Tage erhalten. Ein gleiches Schickſal hatten die Genoſſenſchaften der 
Künftler und Mufifer. Der Bund der beutichen Steinmehen aber wurde 
nad) der Bereinigung Strasburgs mit Frankreich von Heichäwegen asf 
gehoben. 

In unerfreulicher Weiſe entarteten die bruderichaftlichen Berbinbungen der 
Hanbwerkögefellen, von denen unten die Rebe fein wird, und bie ans dem 
alten Nationsweien bervorgegangenen Landsmannſchaften, Orden und Krängchen 
der Studenten, welche „Pennalismus” und Böllerei, Mißbrauch ber jüngeren 
Mitglieder durch die älteren, exkluſiven Korpsgeiſt und zopfige Geſelligkeit in 
ein förmliches Syftem brachten?). 

In” gejellige Vereine mit exkluſiver Standestendenz lief aud vielfach das 
Adelsafſociationsweſen der Ritterbünde, Ordensvereine, Turniergeſellſchaften n. ſ. w. 
aus. Das Moment politifcher Ehre und öffentlicher Auszeichnung dagegen, 
welches die Adelövereine in den die Xheilnahme an den genofjenichaftlichen 
Rechten und Pflichten inmbolifirenden Ordenszeichen entwidelt Hatten, fand 
feine Fortſetzung in den fürftlihen Ordensinſtituten, bei welchen, je mehr fie 
fich ihrer modernen Geftalt näherten, befto mehr nur bie Namen und einzelne 
nebenfächliche Einrichtungen an eine Körperichaftwerfaffung erinnerten ). Ber- 
einzelt hat man freilich im neuefter Zeit der Genoſſenſchaftsidee in neubegrün- 
deten oder reaktivirten Orden wieber mehr Geltung zu verfchaffen verfacht, 
wie z. B. in Preußen i. 3. 1843 bei der Wiederbelebung des Schwanenorbens 
und i. 3. 1853 bei der Neorganifation des Johanniterordens als eines welt. 
lichen Abelövereins, ber insbeſondere in ber Errichtung von Krankenhänſern, 
in ber Berwundetenpflege und in andern hriftlichen Liebeswerken feine Auf- 
gabe findet°). 


3, Die Litteratur des Pennalismus bei Klüber, dff. R. 5 501 Rote g. 

% Bol. Moſer, teut. Sofrecht (1755) IL o. 2: von ben Ritterorden teut- 
her Höfe. &. Schulze, Chronik ſämmtlicher befannter Mitterorben und Ehren⸗ 
zeichen. Berl. 1855. Heffter, im Staatswörterb. VIL 881f. Nach allen 
Ordensftatuten wurbe ber Souverän Großmeifter. Bei manchen Orben dauerten 
forporative Einrichtungen darin fort, daß eine Aufnahme oder Vereibigung neuer 
Ritter ftattfand. Auch erinnert daran die neben der Ernennung vorkommende 
Mahl, die gefchloffene Zahl mancher Drben, die angeborene Mitgliebfchaft anderer. 
Eigentliche Orbenslapitel wurden ſchon feit dem 15. Jahrh. felten berufen. 

5) Vgl. über die „Geſellſchaft des Schwanenordens“ bas Patent v. 24. Der. 
1843 (G. ©. ©. 411); über den Zohanniterorden ben Erlaß v. 15. Oct. 1852 
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Die aus genofjenjchaftlicher Vereinigung hervorgegangenen Gelehrten» 
gemeinheiten, durch welche bie Univerfitäten als ſelbſtändige Körperfchaften 
zwiſchen Staat und Kirche Tonftituirt waren, blieben von ben Veränderungen 
bes öffentlichen Geiſtes und des öffentlichen Rechts nicht unberührt‘), Im 
Innern wirkte ber ſich bildende „akademiſche Zunftgeift" auch auf die Kort- 
bildung ihrer Berfaffung im Sinne privilegürter Korporationen ein, nach außen 
wurden fie, bejonderd die neu gegründeten und oft vom Landesherrn botirten, 
abhängig vom Landesherrn, der perſönlich oder durch ernannte Regierungd- 
beamte (Kanzler, Kuratoren) oder befoudere obrigkeitliche Vehörben (Senate, 
Konfijtorien) auf die Beſetzung der Stellen und die Leitung und Verwaltung 
her Torporativen Angelegenheiten einen enticheivenden Einfluß übte. Indeß 
wurben doch nie, wie in Frankreich, die Deutichen Hochſchulen zu bloßen Eollegia- 
lichen Unterrichtöbehörben in einem centralifirten Staatsſchulweſen. Die deutiche 
Zerjplütterung hatte wenigfiend den Vortheil, den Uninerfitäten eine höhere 
als eine bloße territorialtantliche Bedeutung und damit ber deutſchen Wifjen- 
Ichaft ben freien und allgemeinen Charakter, den Univerfitätöverfaffungen aber 
bie korporativen Glemente zu bewahren. Crft in unferm Sahrhundert machten 
ber beutiche Bund und viele Einzelregierungen die Forperatine Selbftändigkeit 
ber Hochſchulen zum Ziel ihrer Angriffe”), jeit 1848 aber ift auch hier bie 
genofienichaftlihe Autonomie und Selbitverwaltung wieber zu erhöhter Aner- 
tennung gelangt. Wenn indeß den Iniverfitäten und ihren lieben, ben 
Fakultäten, genoffenichaftliche Rechte verblieben find. und ihnen meift ausbrüd. 
lich die rechtliche Natur von „Korporationen” oder „priveligiirten Korporationen* 
beigelegt wirb, jo ift Doch nicht mehr das Princip ber Genofienihaft, jondern 
das der Stantdanftalt das für ihre Weſen enticheidende Sie find ganz und 
durchaus Suftitute, die nur in ber bejonderen Form von Korporationen wirk⸗ 
jam werden. Sie find alſo nicht mehr, wie einit, freie Genoflenichaften, bie 
durch fich felbft beitehen und dem Staatsverband ſich nur als Glieber einfügen, 
fondern Grund und Princip ihrer Griftenz ift der Stantewille und nur durch 
ftantliche Konceifion ift ihnen für bie beffere Srreichung ihrer Zwecke eine 
Eorporative Verfafſung verliehen oder verftattet®). 


(®. ©. » 1853 ©. 1) und dad Ordensſtatut v. 24. Juni 1853 (im Staatdan- 
zeiger v. 1854 ©. 8280). 

°) Bol. Marguardien, Univerfitäten, im Staatswörterbuch VIL, bei. ©. 683. 

?) Bei. Bundesbeſchlüfſe v. 20. Sept. 1819, 16. Aug. 1824, 5. Juni 1882, 
18. November 1834. 

HB BPEUR U, 12. 8 1: „Univerfitäten find Veranftaltungen 
des Staats ꝛc.“. 8 67: „Univerfitäten haben alle Rechte privifeglirter Korpom- 
tionen". 5 68: „Die innere Berfaffung berfelben, die Rechte des akademiſchen Se- 
nahe und jeines jedesmaligen Borftebere in Belorgung und Berwaltung ber ge- 
meinſchaftlichen Augelegenheiten, find durch Privilegien und die vom Staate .ge- 
nehmigten Statuten jeder Univerfität beftimmt’. Dazu im Einzelnen $ 68— 129. 
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I. Wenn fo die freien Genoffenfchaften älterer Herkunft entweder zu 
Anftalten wurden oder einen rein privaten, vornemlich gefelligen Charakter 
annahmen, fo war für eine fehöpferifhe Neubildung auf dem Gebiete ber 
politifchen, religiöſen, geiftigen, jocialen nnd flttlichen Bereinigung in dem 
Syftem des obrigfeitlichen Staates noch weniger ein Platz. Wie die civiliftifche 
Korporationdtheorie dazu beitrug, bie Bildung jebes organifirten Vereins ohne 
Stantögenehmigung unmöglich, durch biefe Genehmigung aber jeden Berein 
mehr oder minder entſchieden zu einer ſtaatlichen Anftalt mit geſellſchaftlicher 
Berfaffung zu machen, wird im zweiten Theil gezeigt werben. Aber auch 
ſchon von polizeilichen Gefichtäpuntten aus wurbe jede jelhftänbige Vereins⸗ 
bildung theils als überflüfflg theils als ſchädlich verboten und beftraft. 
Schädlich und daher unbedingt unterfagt war jede politiſche Afjociation. 
Auch für an ſich erlaubte Zwecke aber war jede Verbindung überflüffig, melde 
über bie rein individuellen Intereffen ihrer Glieder hinansgieng. Nur ein 
aufrühreriicher Unterthan konnte nach freien Genoffenfchaften Berlangen tragen! 
Verrieth es nicht ſchon Mißtrauen gegen bie Allweisheit und Zweifel an ber 
Allſorge der Obrigkeit, wenn man eigenmädhtig ſich zu vereinigen begehrte, 
um die allgemeinen Aufgaben, weldhe der Staat und feine Anftalten in weite 
ren und engeren Kreien zu loͤſen hatten, durch Selbithilfe zu Idfen? Seden- 
falls kam es der Obrigkeit zu, eine foldhe Verbindung zu prüfen und fie ent- 
weber ald reine Privatgejellihaft zuzugeben oder als Torporativ konſtituirte 
Anftalt in den Staatsdienft zu nehmen. Daß dann geheime Berbindungen, 
da fie fich dieſer Kontrole entzogen, völlig unterfagt waren, ergab fidh ebenfo 
von felbit, wie ber fernere Sat, daß ber Obrigkeit die Aufhebung jedes Ber 
eind in jedem Augenblid zuftehe. Was von Bereinigungen galt, das galt 
au von den Berfammlungen der Bereine und mehr noch von freien Berfamm- 
lungen; fte wurden allgemein als unerlaubt beftraft, fofern fie nicht worber 
von ber Obrigkeit autorifirt waren. Wurbe doch, wie wir gejehen, jelbft Ge⸗ 
meinden, Ständelörpern, Zünften und privilegiirten Korporationen aller Art 
bad Selbſtverſammlungsrecht entzogen! 

Wenn ein allgemeines reichögefeliches Verbot aller unbewilligten Vereine 
nicht eriftirte”), jo wurden doch biefenigen Reichsgeſetze, weldhe beftimmte Arten 
von Einungen (bejonderd die Einungen mit unerlaubten oder an fich rechts. 
wibrigen Zwecken, wie namentlih zu Bruch des Landfriedens, unbädie Ver⸗ 


9%) Dies erkannte Mofer, von der Unterthanen Rechte und Pflichten II. ©. 
261 f. an. Ebenjo von ben Reueren Leiſt, St. R. ©. 501, Klüber $ 360, 
Feuerbach, peinl. R. 8 434, Heffter, Strafr. 9 228, Zahariä, Staater. L. 
8 90 IV., Zöpfl, Staatör. II. 8 467. Ullgemeiner legt die Reichsgeſetze Zirkler, 
das Affociationsreht S. 87—96 aus. Nah ihm fol jede Affociation ohne 
Borwiffen und Erlaubniß des Landesheren reichsrechtlich unerlaubt und ungiltig 
gewejen fein. S. 93. 
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gatterungen des Kriegsvolks) unterfagten '), von Kriminaliften und Publiciften 
anter Zuhilfenahme des römtfchen Rechts meift dahin ausgelegt ober erweitert, 
daß Vereinigungen der Untertfanen in praejudicium superioris im Zweifel 
nad) ben Grundjägen römifcher 'seditio, alle nicht ausdrücklich genehmigten 
Geſellſchaften aber als verbotene Eigenmacht zu beftrafen fein!) Weiter 
giengen meift die Polizeigefeße ber einzelnen Territorien?) und das praktiſch 
geltende Verſammlungs⸗ und Bereinsrecht ließ fih faft in ganz Dentichland 
im 17. und 18. Jahrhundert in den einzigen Sat zuſammenfafſen: Ver⸗ 
fammlungen und Bereine find am eine jederzeit wiberrufliche Ianbeöherrliche. 
Genehmigung gebunden, politifhe Berbindungen aber und alle geheimen &e 
jellichaften find unter allen Umſtänden ftrafbare Vergehen. Nur follte nad 
der Meinung der meiften Rechtslehrer die ausdrückliche Genehmigung durch 
ftillſchweigende Duldung eriet werden. Die Polizei- und Strafgefeße ber 
Zeit behandeln daher eigenmäcdtige Berfammlungen als „Zufammenrottungen“, 
unbawilligte Vereine ald „DVergadberungen“, „Verſchwoͤrungen“, „Bünbniffe“, 
„Konventikel” u. |. w. mit Empörung und Aufruhr im Wefentlichen glei). 
Wenn wir vom breißigjährigen Kriege bis zum Ende bes vorigen Jahrhunderts 
wenig von allgemeinen DBereinsbeichränfungen hören, jo lag Died weniger an 
der Toleranz der Öbrigfeiten, als an dem tobesähnlichen Schlummer, in 
welchem ber deutiche Aflociationsgeift befangen war. Dem geduldigen Unter 
thanenvolk, in welches fich die troßige deutſche Nation gewandelt hatte, war 
ſelbft die Erinnerung daran, daß es einft aus freiefter Selpfthilfe fich neue 
Lebensformen geichaffen hatte, entſchwunden, fchien jelbft die Rechtsvorſtellung 


10) Außer der goldenen Bulle XV $ 1-—8 und der Wahllapitulation art. 
15 $ 6 bei. die Reichderel. Ordn. v. 1555 8 34. 48. 44 und ber Landfrieden v. 
1548 pr. 

11) So Limnaeus, ad aur. Bull, XV. 8 1—3 u. zur Wahllay. Karl’s V 
©. 233 f. (in dubio unio sit de genere delicti), Reinking, de Imp. sec. et 
eccles. 2. 3. 4. Nr. 26; Boerius, de seditionec. 5. Nr. 1. 8. 4 Ludovici 
Doctrina Pandectarum lib. 17 tit. 22: collegia illicita i. e. a Principe non 
confirmata, valde odiosa sunt et hinc prohibentur ..., quia variis excessibus 
oceasionem dant. Dissolvuntur itaque. Si nimirum collegae nihil illiciti quidem 
hactenus commiserunt, metus tamen adest, ne fuluro tempore flat. Es werben 
dann weiter alle conventicula von privati für ein crimen extraordinarium, 
„instar factionis et seditionis* erflärt unb ed wird bafür die goldene Bulle an- 
gezogen. Bol. Brunnemann, Comment. in L libros Pandectarum ad tit. de coll. 
et corp. Marquardus, de jure merc. L. III. c. 1. Nr. 11—16. Näheres 
in Th. D. 

12) Vgl. z. B. über das ſeit 1567 in Württemberg geltende Recht Reyſcher, 
publicift. Verſuche S. 169 f. n. Zirkler, das Afſociationsrecht ©. 50f. Ueber 
das ſũbiſche Recht Mevius, ad jus Lubee. lib. IV. tit. 18. ©. 731 - 743. Neber 
das nürnbergifche Bereind- und Verſammlungsverbot Marquardus, de jure 
merc. L. UI. c. 1. Nr. 16, 
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einer freien gewilllürten Genoſſenſchaft abhanden gekommen zu jein. Wo ba 
gegen noch felbftändige Regungen des alten Aſſociationsgeiftes ſich zeigten, 
wie. unter den Handwerksgeſellen, griffen Reichs- und Landesgeſetze fofort 
bemmend ein ($ 67). Selbſt die Kränzchen, Orben und Landsmannſchaften 
der Studenten beunruhigten ben Reichötag”’). Und wenn bad preukiiche Laud⸗ 
recht von einem allgemeinen Vereinsverbot nichts enthielt, fondem nur für 
foldhe geheime Verbindungen, welche auf ben Staat felbit und deffen Sicher 
beit Einfluß baben Tönnten, obrigkeitlihe Prüfung und Genehmigung vor⸗ 
ſchrieb, allen anderen Gejellichaften aber nur auf Erforbern ten Nachweis 
über ben Gegenſtand und bie Abficht ihrer Zuſammenkünfte gegen die Obrig⸗ 
keit zur Pflicht machte“), fo beeilte fich, als fich die Anfänge eines felbftän- 
digen Dereinsgeiftes in Folge ber durch die franzöfifche Revolution ergengten 
Bewegung Fund gaben, das Edikt v. 27. Dltober 1798, die Tüde auszufüllen, 
und verbot bei ftrenger Strafe nicht nur Vereine mit geheimen Zweden, un- 
befannten Obern oder. myftiihen Gormen, ſondern alle auf Aenberung in 
Berfafiuug und Verwaltung des Staats als Haupt- oder Nebenzweck hingie- 
lenden Aſſociationen, mübin alle politiſchen DBereine überhaupt) — ein Bei- 
fpiel, dem dann am Ende bes worigen und im Unfange biefes Jahrhunderis 
foft alle auderen beutichen Geſetzgebungen beſonders ans Anlah ber Ent⸗ 
ftehung oder aus Furcht vor der Entftehung geheimer Geſellſchaften folgten !*). 

1. Im Eingelnen war fomit von politifchen Vereinigungen der Unter- 
tbanen überhaupt nicht die Hede'’), Cbenfowenig gab es ein freies Bereint- 
weien auf religidjem Gebiet). 

2. Auf geiftigem Gebiet gieng die große Wandlung vor fih, melde 
ber Kirche die Aufficht über Wiffenfchaft und Kunſt und bie Beherrſchung bes 
Erziehungsweiens entzog und fie dem Stante übertrug. Aber bei biejer Aus- 
einanberfegung zwiſchen Staat und Kirche gewann bie freie Vereinigung nichts. 
Denn der Staat blieb nicht dabei ftehen, bie hoͤchſte Pflege der geiftigen 
Interefjen als ſein unveräußerliches Recht und feine fittliche Pflicht zu be⸗ 
greifen, ſondern er trieb die Staatsidee bis zur Monopolifirung jener Pflege 
in der Hand des Staats, ja bezüglich der geiftigen Bildung bis zur Annahme 
eines fogenannten „Erziehungd- und Unterrichtöregals‘. Neben den unendlich 
wohlthätigen Folgen, welde fih an die Einrichtung eines Staatsſchulweſens 


12 Er beichäftigte fich 1792 mit ihnen, ließ aber die Sache fallen. Nä⸗ 
heres bei Klüber, öff. R. $ 501. Weiß, Staatör. $ 141. 

97 Pr, AR. R. II, 20. 8 184, 185, 

15, Ed. v. 20. Det. 1798. $ 2. 5—8. Es wurde fogar eine Denunciationd- 
pflicht dev Mitwilfer und Straflefigkeit der Denucianten begründet! 

16) Bol, Die in ber legten Rote zu biefem 8 cit. Geſeze. 

17 Inwieweit noch politiige Einungen der Stände vorfamen, ift oben 
baſprochen. 6 60. 

20) Bol. den vorigen $. 
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und der Staatdanftalten für Wiſſenſchaft und Kunft ſchlofſen, mußten fidh jo 
zugleich die Nachtheile eines Syſtems zeigen, welches jebe ſelbftſchoͤpferiſche 
Thätigleit der Bürger ausſchloß, die Selbftänbigkeit der Unterrichtsverbaͤnde 
und der von Privaten, DBereinen und Gemeinden eingerichteten Schulen auf 
das Aeußerſte beichränkte und die jtaatliche Yeitung und Bevormundung and 
auf dieje Gebiete übertrug, Die deutſche Zeriplitterung binberte freilich de 
facto eine Gentralifirung im franzoͤſiſchen Sinn: principiel aber betrachtete 
jeder Einzelftaat die obrigkeitlihe Organijation des geiftigen Lebens als has 
erftrebenäwertbe Ziel), Im ihrer äußeren rechtlichen GSeftaltung erſchienen 
daher insbejondere alle Schulen als unmittelbare ober mittelbare Stantsan- 
fialten. „Schulen und Uuinerfitäten find Beranftaltungen des Staats‘ be 
ginnt ber 12. Titel bed 2. Theils des preußiſchen Landrechts, und wenn er 
unter gewiflen Einfchräntungen auch die Errichtung von Privatſchulen zuläßt, 
fo geht er doch offenbar von der Anfiht aus, daß auch bie jo gegründeten 
Anftalten durch die geforderte Stantögenehmigung und Prüfung ihres Plans 
zu Staatdanftalten würden und deshalb der Viſitation unb Aufficht unter- 
lägen). Die neu gegründeten höheren Schulen und Unterrichtsanſtalten 
famen baber, mochte fie nun der Staat jelbit fundiren ober nur mittelbar 
fih aneignen, nicht gleich den Univerfitäten ala Korporationen, ſondern ganz 
allein ald Anftalten oder Stiftungen zur Erſcheinung. Wenn das preußiſche 
Landrecht den Öpmnafien und gelehrten, Kunſt- ober Gemgrbeichulen „bie 
äußeren Rechte der Korporationen" zuſchreibt, fo find damit eben nur bie 
außeren Rechte einer Korporation, mithin die Rechte einer „juriftifchen Perjon‘ 
gemeint: als wirkliche Korporationen können felbit nach dem landrechtlichen, der 
Anftalt fehr nahe fommenden, immer aber doch ben Gattungsbegriff der „Geſell⸗ 
ſchaft“ vorausfetzenden Korporationsbegriff diefe Inftitute nicht gelten. Ihre in- 


10) Man braucht nur in den Schriften, welche über öffentliches Recht nder 
Polizei handeln, die Abjchnitte über das Recht des Landesherrn bezüglich ber 
studia civium u. ſ. w. zu vergleihen. 3. B. Heumann, in. jur. pol. c. 18. 
S. 115 — 122. Moſer, von ber Landeshoheit in Polizeifadhen ©. 60f. Klüber, 
Öff. R. 8 501. Ganz die oben angegebenen Gefichtöpuntte entwidelt auch bei- 
fpielöweife die unter Autorität v. Heineccius gehaltene Diss, de jure prin- 
cipum circa civium studia. Halle 1738. Dal. bei. $ J4. ©. 81— 34: jus 
principis circa scholas et academias, $ 15. ©. 34—86: vindiciae hujus juris 
adversus canonistas, fowie $ 16 S. 36— 38 über die wifjenichaftlichen und $ 20 
©. 44—46 über bie fünftlerifchen und technifchen Gejellichaften. 

?%) Vgl. II, 11. $ 1-9. Nah 8 6 follten auf bem Lande und in Keinen 
Städten, wo öffentliche Schufanftalten find, Neben- oder Winkelichulen nicht ge- 
buldei werben. Dies ift aufgehoben durch bie Verf. Urk. art. 22. 28, wonad) 
bie Freiheit des Unterrichtö zum Princip erhoben und nur Staats aufſicht feit- 
gehalten wird. Aehulich verlief die Entwidlung in den meiften andern Staaten. 
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nere Berfaffung enthält Daher durchaus Tein gefellichaftfiches, korporatives Ele⸗ 
ment?'). Und bis heute haben alle dieſe und faft alle in jo großer Zahl neu hinzu⸗ 
gekommenen Bildungsanftalten für einzelne Zweige der Wiſſenſchaft, Kunft oder 
Technik (Kunftſchulen, Maleralademien, Konſervatorien, Kriegsatademien, Bauaka⸗ 
demien, Seminare, Thierarzneiſchulen, Navigationd- und Handelsſchulen, Ge⸗ 
werbeakademien und Gewerbeſchulen, Berg- und Forftakademien, landwirthſchaft⸗ 
liche Akademien u. |. w.), ſowie die oͤffentlichen Bibliotheken und Muſeen, die 
mediciniſch⸗chirurgiſchen und naturwiſſenſchaftlichen Anftalten, die gewerblichen 
oder land- nnd forftwirthſchaftlichen Verſuchs- und Muſterinftitute u. ſ. w., 
fofern diefen allen eine eigene privatrechtliche Perfönlichkeit zulommt, den reinen 
Anſtaltscharakter zum Unterfhiebe von den Univerfitäten bewahrt. Sa fie 
entbehren nicht nur durchgängig einer Torporativen, fondern meift aud einer 
kollegialiſchen Berfaffung, inbem fie mit oder ohne Theilnahme von Gemeinden 
oder Patronen durd ernannte Direktoren von oben Ber unter ſtaatlicher Ober- 
leitung geleitet und verwaltet werden. 

Wenn zu Feiner Zeit die Bereinsbildung für wiffenihaftlihe und 
fünftlerifhe Zwecke ganz aufhörte, fo hatten boch dieſe Vereine entweder 
nur einen privaten und vorübergehenden Charakter, oder aber fie gaben nur 
die Smitiative zur Bildung von Staatsanftalten. Gelehrtenvereine, Künftler- 
geſellſchaften, Dichterbünde, muſikaliſche Geſellſchaften un. |. w. wurden ver- 
einzelt in allen Jahrhunderten geſtiftet und fuchten ſich Hier und ba in ver⸗ 
ſchiedenen Formen, beſonders in der Form von Orden, eine feſtere Organiſa⸗ 
tion und eine über die Grenzen eines Territoriums hinausreichende Bebeutung 
zu geben. Wenn aber nad dem Beifpiel Italiens, das im 15. und 16. 
Jahrhundert von freien Gelehrten- und Künftlergenoffenfchaften, den foge 
nannten freien Akademien, übejäet war**), auch in Deutſchland im 16. Sahr- 
hundert zahlreiche freie Gelehrtenvereine entjtanden??) und noch im 17. und 18. 


HA L. R. I, 12. 8 54—66. Dazu I, 6. $ 25f. Die Vermögene- 
Verwaltung (nicht etwa blos die Aufficht darüber) fteht nach Inſtr. v. 28. Det. 
1817 8 2 N. 6 u. 8 18 litt. q. (8. ©. ©. 243) u. C. O. v. 31. Dec. 1825 
D. V, 2 (G. ©. 1326 ©. 7) im Zweifel den Provinzialfchulfollegien, alfo einer 
völlig außer der Anftalt ftehenden reinen Staatsbehörde, zu. 

22) Mie die platonifche Afadamie (1439) in Florenz, die von Papft Paul I. 
blutig verfolgte Altertbumsgejellihaft in Rom (feit 1468), die philologifche in 
Venedig (1495), die Humoristi (1540) in %lorenz, die academia secretorum 
naturae (1560) in Neapel, welche durch die Kirche zerftört ward, die academia 
della crusca für Veredelung ber ttalienifhen Sprache in Florenz (1582) u. f. w. 
Malervereinigungen, als Zünfte bes Heiligen Lukas (fo im 14. Jahrh. in Venedig 
und Florenz, 1891 in Paris), wurden ber Urfprung ber Kunftalademten. 

2) So die non Konrad Celtes begründeten Humaniftiichen Vereine des füd- 
öftlihen Deutichlands, befonderd bie 1490 in Dfen entftandene, 1498 nad 
Wien verlegte Donaugejellichaft und die sodalitas Celtica s. Rhenana; bie 
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Jahrhundert befombers für Verbefferung der deutſchen Sprache fi manche Ge- 
noſſenſchaften bildeten“), jo giengen daraus feit dem Ende des 17. Jahr⸗ 
hunderts auch in Deutichland, wie in anberen Ländern ſchon fräher??), bie 
ftantlihen Akademien als vom Staat gegründete und erhaltene öffentliche 
Anftalten für Wiffenfchaft und Kunft, wenn auch mit einer mehr oder minder 
felbftändigen gejellihaftlichen Berfaffung, hervor”), und die freie Vereinigung 
trat vor dieſen Iuftituten in eine ſehr begrenzte Sphäre zuräd, um dann erft 


gelehrten Gefellichaften unter Wimpfeling zu Strasburg (bis 1538) und Schlett- 
ftadt; die Gefellfchaft des Erasmus v. Rotterdam in Bajel; die bairifche Litte- 
raturgeſellſchaft in Augsburg u. ſ. w. 

”*) So namentlich der Palmenorden ober die fruchtbringende Geſellſchaft, 
von 1617 — 1680 unter Theilnahme vieler fürftlichen Perfonen nach dem Mufter 
ber italieniichen Sprachgefellichaften für Reinigung der beutfchen Sprache und 
für „Erhaltung bdeutjcher Treue” wirkſam. Bel. Gryphins, Kurzer Ent⸗ 
wurff ıc. S. 805—819. Kurt v. d. Aue, das Ritterthum ©. 225. Aehnlich 
die von Philipp v. Zefen 1643 zu Hamburg geftiftete „teutjchgefinnte Genoſſen⸗ 
ſchaft“. Dichterifche Zwecke verfolgten 3. B. der gekrönte Blumenorden der Hirten 
an der Pegnig" feit 1644, „der Schmwanenorden an der Elbe” jeit 1660 und Die 
„Deutichübende” (1716), feit 1724 „patriotifche” Gefellfchaft in Hamburg; die 
„Görliger", feit Gottſched's Seniorat (1726) „deutiche Gefellicaft“ und ihre 
Filialen in Sena, Königsberg u. |. w. — Eine muſikaliſche „Chorbrübergefell- 
ſchaft“ beſtand ſeit 1591 in Reinerz. 

) Bor Allem in Frankreich, wo eine zuerft Heine freie Gefellſchaft 1629 
von Richelien organifirt und durch königliches Gründungsdekret v. 235. San. 
1635 als academie francaise konftituirt ward. Diefe wie die vier fpäteren 
Wlademien (des inseriptions et des belles lettres v. 1663, des sciences v. 
1666, des belles arts unter Ludwig XIV. und des sciences moraleg et politiques 
in der franzöfifchen Revolutiondzeit) trugen denfelben Charakter reiner Staats⸗ 
auftalten und Tonnten daher durch die Berf. v. 1796 tit. 10. art. 298 in ein 
einziged Nationalinftitut verfchmolzen, Später mehrfach von Neuem getrennt und 
umgeftaltet werden. In Italien giengen in Florenz bie erften Staatsakademien 
aus den früheren Privatvereinigungen hervor; in England erhob Karl IL. eine feit 
1645 beftehbende Geſellſchaft 1660 als Fön. Soctetät der Wiffenfihaften zur Stants- 
Anftalt. 

So bie 1670 in Schweinfurt geftiftete, 1677 vom Kaiſer privilegiirte 
scademia Leopoldina naturae curiosorum; die Berliner Akademie unter einem 
ernannten Präftdenten, aber mit vier Klaflen, deren jebe ihren Direktor auf 
Lebenszeit wählt, feit 1700; die Alabemien von Göttingen (Societät der Wiſſen⸗ 
Ichaften) feit 1750; Münden 1759, Mannheim 1768— 1800; die Akademie 
der ſchwäbiſchen Geſchichte zu Tübingen; die Leipziger Jablonowskiſche Geſellſchaft 
fett 1771 u. f. w. Vgl über die Akademien (societates litterariae) Heumann, 
in jur. pol e. 13 $ 108. S. 121f. Heineceius, l ce. 8 16 u. 20. ©. 36. 
44f. Berner die Abhandlungen von Wachler in der Encykopädie v. Erich und 
Gruber I, 2. 230—284 u. v. Bluntſchli im Staatswörterbu J. 110— 118, 
Röune, Staatör. II, 2. $ 468 ©. 426 f. 
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in ber zweiten Hälfte des 18. Jahrhundetts wieberum einen größeren Auf- 
ſchwung zu nehmen ®), 

3. Eine eigentliche Bereinsthätigfeit für ſittliche Zwoecle, insbeſondere 
für die Aufgaben der Wohlthätigkeit und bes gemeinen Nutzens, fand mit dem 
Verfall des mittelalterlichen Gilden und Brüderſchaftsweſens nicht mehr ftatt. 
Die unmittelbare oder mittelbare Fürſorge des Staats oder ber Kirche trat 
an bie Stelle und wo fi ein Berein für wohlihätige oder gemeinnüßige 
Zwecke bildete, mußte er fi) dem Syſtem ber ftaatlichen oder kirchlichen An- 
ftalten als Glied einfügen. In lebendigem Fluß blieb freilich bie bereits im 
Mittelalter fo überaus rege Privatthätigkeit auf dem Wege der Grrichtung 
von Privatanftalten oder Stiftungen und ed waren nicht blos Individuen 
und beſtehende Korporationen, von denen derartige Stiftungen audgiengen, 
jondern ed waren auch Vereine und Wffociationen ad hoc dafür thätig’%: 
allein die fo begründeten Suftttute waren eben Inftitute und Beine Korpora- 
tionen, fie waren im Verbälmig zu den fle in's Leben rufenden Einzelnen 
oder Bereinen fremde Rechtsſubjekte, an welche dieſe veräußerten, und fie 
wurden im Berhältnig zum Staat immer mehr als ftantliche (reſp. zunächft 
firchliche oder gemeinbliche und mittelbar ftantliche) Anftalten betrachtet und 
obrigfeitliher Konceffion, Leitung und Kontrole unterworfen. Wenn die Ge 
jeßgebung über milde Stiftungen am Ende diefer Periode bisweilen geradezu 
das Stiftungsvermögen für Staategut erflärte””), jo giemgen zwar uicht alle 
Geſetze bis zu dieſem Extrem: allein and) wo man der Stiftung eine befondere 
Rechtöiabjeltivität gugeftandb), behandelte man Doch dieſe Perjonififstion nicht 


27) Bezeichuend für die Anfchauungen der Juriften des 18. Jahrhunderts 
über diefe Dinge ift 5. B., wad Heineceius, de jure priacipum circa studia 
in $ 16 ©. 36—88 über bie societates littererise fagt. Er melat, die früheren 
Privatalademien und die societates humoristarum, Iynceorum, ociosorum, im- 
mobilium, Arcadum hätten gar feinen Nupen gehabt und beöhalb aufgehört. 
Quae quum ita sint, quumque ipsa civilis prudentia snadeat, collegie in re- 
publica omnia a principe pendere, immo quum in convenhioula sllicita degenerare 
possind haec collegia.... facile intelligitur, ad principis curam ei hueo collegia 
pertinere eumque jure suo uti, si iis certas praescribat leges, si socios idoneoß 
cooptari jubeat, si iisdem praesidem illi muneri parem praeflciat omniagque ite 
dirigat, ut fructus inde respublica litteraria capiat uberrima. Aehnlich dans 
8 20 ©. 44—46 bezüglich der societates ad excolendas artes mechanicas per- 
tinentes. 

23) Die erfte auf dem Wege einer allgemeinen Sammlung von Beiträgen zu 
Stande gekommene Stiftung war das won Francke ( 1705) gegründete Waifen- 
Baus in Halle. 

20) So erllärte das bair. ©. E. v. 1808 $ 6 das Stiftungsvermögen für 
Gemeindevermögen unb damit im Sinne dieſes Edilts fir mittelbares Gtantögut. 
Bejeitigt durch &. O. v. 1818 8 24. 

”) So Pr. A. L. R. U, 19 8 42: „die vom Staate ausdrücklich oder ftill- 
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ale Ausflug des ftifteriichen Willens, ſondern als Ausfluß des Staatöwillens, 
forderte daber für die Grrichtung ſtaatliche Genehmigung und reſervirte dem 
Staat die Anordnungen aber bie innere Einrichtung, die Aufficht, die Der 
waltung, bie Reviflon und Rechmugéabnahme, foweit der Stifter darüber 
nichts verfügt hatte, jedenfalls aber ein weitgehende Anffihte- und Biſita⸗ 
tionsrecht, jowie endlich das Recht ihrer Aufhebung und der Ginziehung ihres - 
Dermögens *), 

4. Sociale Genofſſenverbände mit dem Ziel geſellſchaftlicher Berbrübe- 
rung konnten infoweit, ald fie nur eine gejellige Gemeinſchaft privater Art 
anftrebten, fich jeberzeit bilden und entitanden in ber That mannichfach unter 
den verjchiedenen abligen und bürgerlichen, nach Stand und Beruf gejonderten 
Kreiſen. Soweit fie fih eine rechtliche Organifation gaben (vielfach ala 
Orden, 3. DB. Narrenorden, Geckenorden, Mäßigkeitsorden, Studentenorden 
und als Rechtseinheiten ein Geſellſchaftshaus ober ſonſtiges Vermoͤgen beſitzen 
wollten, beburften fie natürlich gleich anderen Geſellſchaften ſtantlicher Aner⸗ 
fennung. Ueberdies entgiengen fie jebt fo wenig wie irgend ſonſt in ben 
Zeiten abfolutiftiidder Regierungswetie einer mißtrauiſchen Ueberwachung durch 
die Obrigkeit und wurben wegen beö Verdachts geheimer politijcher oder reli- 
giöfer Tendenzen häufig genug verboten. Das natürlihe Schugmittel gegen 
"polizeilihe Beichränfungen ift Die Heimlichkeit, Unfreiheit und Heimlichkeit 
find ſtets auf das engite verſchwiſtert. Deshalb giengen neben ben Bereins- 
beihränkungen jeberzeit geheime Verbindungen ber. Kür Deutihlaud wie für 
feine Nachbarländer war es ein gleichgeitiger Beweis des mangelnden üffent- 
lien Rechts und bed neu erwachenden öffentlichen Geiftes, als felt dem An⸗ 
fange, vornemlich aber in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts fich 
geheime Gefellihaften, welche, wo fie verfolgt wurben, ihre Eriftenz, auch da 
aber, wo dies nicht der Fall war, Ihren Gehalt den Nichtmitgliedern verbargen 
und die Berjchwiegenheit als eine der hauptjächlichiten Genoſſenpflichten be- 
gründeten, in reicher Fülle bildeten. Oft von unklaren oder myſtiſchen An- 
ſchauungen ausgehend und phantaftifh in ihren Zielen, kamen doch alle dieſe 
Affociationen darin überein, daß fie, in Vorahnung ber gewaltigen Bedeutung, 
welche der Genoſſenſchaftogedanke bald ven Nexem gewinnen follte, bie Idee 
einer fittlichen Genoſſenſchaft, einer jocialen Verbrüderung zu verwirklichen 


ſchweigend genehmigten Armen» und andere Berforgungsanftalten Haben bie Rechte 
moralifher Perfonen”. 

A) Bol. z. B. Pr. A! N. U, 19 $ 32 — 89 und die jpäteren ergänzenden 
Berorbnungen bei Mafcher, das Staatöbüirgerrehht 2c., fowie bie Armengefeh- 
gebung Preußens S. 232 — 251. Bei der Aufhebung wird aber möglichfte Pietät 
gegen ben Zwed bes Stifterd vorgefchrieben. Weber die Rechte des Staats gegen 
fogenennte „milde Stiftungsfocietäten” vgl. auch Kant, Rechtélehre S. 184 f. 
Schmalz, natürl. Staatör. 5 120. Klüber, öff. R. 8 360 Note g. Räheres 
über die juriftifche Perfönlichkeit der Stiftungen in Th. II. 
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ſuchten. Sie waren daher für die Vertiefung der Genoffenichaftsidee von 
nicht zu unterfchägender Bedeutung! Bor Allen der Freimaurerbund, der, in 
einem gewiflen Zuſammenhang mit der großen beutichen Steimmehenbruber- 
ſchaft ftehend ?°), feine definitive Konftitwirung im Anfang des 18. Jahr 
hunderte in England erhielt) und fi von da in alle Länder verbreitete, 
‚wirkte in biefem Sinn®). Bon einigen Regierungen Deutſchlands, bejonbers 
von Preußen, aufgenommen und protegirt®s), wenngleich vom Papſte ner- 
dammt, konnte der große Bund um fo ungehinderter in einer Reihe näher 
oder enger verbunbener lokaler Gejellichaften feine hohen Ziele verfolgen, welche 
die den alten Handwerksbruderſchaften entnommene fittlich-fociale Idee der 
Brüberlichfeit um die neue Idee der Humanität bereicherten ). Auch als 
bad freimaurerifche Geheimniß, welches fi} urſprünglich hauptſächlich auf ein 
ans gewerklichen und religiöien Traditionen entſtandenes Ritual bezog, mehr 
und mehr auf dad ganze Weien tes Vereins erſtreckt wurde und die Ent- 
wicklung eines Syſtems verſchieden berechtigter unb eingeweihter Grade die 
uriprüngliche Form eines unter frei gewählten Vorfigenden ftehenden Bundes 
gleichberechtigter Brüder?) verwiſchte, wirkte die große Genofjenichaft vielfach 


20) Den Beweis fuht Winzer, die beut. Bruberfchaften des M. A., int 
befondere der Bund der deut. Steinmepen und deſſen Umwandlung zum Frei— 
maurerbund, Gießen 1859, zu erbringen. Die Gebräuche und Anfchauungen der 
deutſchen freien Maurerbrubderfchaften, welche in ihren allgemeinen Bruderbund 
im Gegenfap zum Gewerk auch fog. „Liebhaber“ aufnahmen (S. 46— 75), follen 
burch beutiche Banhandwerker nach England binübergetragen unb von ihnen all- 
mälig den mehr polizeilich organtfirten engliichen Handwerksgilden nach erfolgter 
Amalgamirung mitgetheilt fein (S. 83 — 96). Die aus diefer Miſchung hervor⸗ 
gegangenen Gilden hätten dann feit dem 17. Jahrh. Laienbrüder aufgenommen 
und mit dem Zurüdtreten der ehemaligen gewerblichen und religiöfen Bebeutung 
fih in Vereine umgewandelt, in benen bie aufgelärte Bildung der Zeit die 
Hauptrolle übernahm (S. 96 — 100). 

3, Durch die auf Befchluß der 4 Togen Londons und mehrerer anderer eny- 
liſcher Logen und ber von ihnen beputirten, vierteljährlich unter gewählten Groß⸗ 
meiftern zufammentretenden regierenden Loge von Jac. Anderfon 1721 abgefaßte, 
1728 von allen Logen angenommene Konftitution. Winzer S. 108—115. 

Bol. den Art. Bluntſchli's im Staatöwörterbud DIL. 745— 755. 

35) Erfte deutiche Loge 1738 in Hamburg, dann 1740 von Zriedrich IL bie 
Berliner Loge zu den brei Weltfugeln und die Loge zu Charlottenburg gegründet. 
Ausführliche Litteraturnachweife über die Freimaurer und ihre rechtliche Stellung 
in den verfchiedenen Staaten b. Klüber, öff. R..$ 360 Notee. Vgl. bei. 3. 3. 
Mofer, von Gebulbung ber Freimanrergejellichaften. Frankf. 1776, Ueber das 
in Preußen 1798 erfolgte Verbot aller außer drei Mutterlogen und die auch für 
diefe verfügten Beſchränkungen vgl. das Ed. v. 20. Oct. 1798 8 3. 4. 9 — 13. 

so) Steben der Bruberliebe nahmen die recipirten Bogen: auch die Loyalität 
als Pflicht auf. 

27) Winzer S. 1077. 
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jegensreih auf die Wiederbelebung brüderlichen Gemeinfinns, der unerläßlichen 
Grundlage jeder Affociation. Bon weit geringerer Bedeutung waren die zahl- 
reichen fonftigen geheimen Brüberfhaften, Schwurgenoffenihaften und Bünde, 
welche in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderis in verjchiedenartigfter Or- 
ganifation und mit den verjchiedenartigften Zielen entftanden ) und, von den 
Regierungen mitunter begünftigt oder geduldet, häufiger verboten und ver- 
folgt?%), den neu erwacten Vereinsgeiſt verfündeten. Seitdem die Zeit 
der politijchen Umwälzungen berauffam, nahmen dieſe geheimen Gejellichaften 
vielfah auch politische Tendenzen unter die Vereinszwecke auf oder geriethen 
in den Verdacht, fie aufgenommen zu haben. Bon ber franzöfiichen Revolu- 
tion bis auf unjere Tage haben dann dei vielen Völkern, bejonderd bei den 
Romanen, aber auch bei Slaven und Gelten, die geheimen Vereine in allen 
politiihen und focialen Bewegungen und Zudungen eine bedeutende Rolle ge- 
ſpielt ). Im Deutjchland dagegen haben fie mehr in der Furcht der Negie- 
rungen und in den gegen fie erlaflenen Verbotsgeſetzen als in der Wirklichkeit 
eriftirt oder fie haben doch, foweit die fich fteigernden Vereinsbeſchränkungen 
vor 1848 fie gerabezu herausforderten, in den Gang der Entwidlung wenig 
eingegriffen®!). Der germanifche Genoffenichaftsfinn und der romanische Ver⸗ 


33) Weſentlich myſtiſche Tendenzen verfolgten ſchon die geheimen Roſen⸗ 
freuzerverbindungen, welche fih in Folge einer eine fraternitas des Löblichen 
Drdend des Rofenkreuzes fingivenden Schrift Andreä's v. 1614 bildeten. Gie⸗ 
jeler, K. ©. III, 2. 440 Note 14. Weber die tbeild kosmopolitiſche theils 
focial-utopifhe Zwede verfolgenden geheimen Berbinbungen ber zweiten Hälfte 
bed 18. Jahrh., unter denen die 1776 von Weishaupt in Ingolftadt gegründete 
Gefellihaft der Illuminaten die wichtigfte war, vgl. Brandes, über geheime 
Geſellſchaften, in Schlözer’s Staatsanz. 9. 31. S. 278— 298; die bei Klüber, 
öff. R. 8 360 Note e und bei v. Rönne, Polizeimefen I. 672 angegebene Litte⸗ 
ratur; und die Artikel „geheime Gefellichaften" im Staatöleriton VL 667 — 708 
und „SUuminaten* im Staatswörterbuch V. 290— 298. Andere geheime Vereine 
bienten religiöd- finnlichen Zweden oder geradezu dem Betrug (wie Caglioſtro's 
altägyptiicher Orden). 

29 Heftig bejonderd ie Illuminaten ſeit 1785 in Baiern. Vgl. Pranttl, 
im Staatswörterb. 1. c.: „Wer nicht ganz dumm war, war feine Nacht im Bette 
fiher.” Vgl. au Gehler, de inspectione suprema in societates occultas 
prudenter exercenda. Lips. 1786. 

0, Einiges darüber, bef. über die geheimen Klubbs in Frankreich, die ita- 
lienifche Carbonaria, bie griechifche Hetaeria, die polnifchen, nn ruffifchen 
geheimen Gefellfchaften u. |. w. f. im Staatelerifon L c. ©. 678. 

41) Geheime Geſellſchaften mit eigentlich politifchen Tendenzen wurden, von 
den gegen bie franzöfifche Fremdherrſchaft gerichteten Verſchwörungen abgefehen, 
erft durch die Bundesbefchlüffe nach der Zulirevolution ind Leben gerufen. Sähe 
man freilich nur auf den Kraftaufwand, den feit bem legten Jahrzehnt des vorigen 
Jahrhunderts die Gejepgebungen auf Verbot und Strafbebrohung, bie Regierungen’ 
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ſchwoͤrungsgeiſt find nit nur nicht identiſch, ſondern fie fliegen fi aus. 
Denn der Erfolg geheimer Geſellſchaften beruht auf der Fähigkeit zu fanatifcher 
Unterwerfung unter eine unfidhtbare Einheit und zu ftraffer Gentralifation, 
bie produktive germaniſche Genoſſenſchaftsbildung aber fordert felbftthätigen 
Gemeinfinn und Fähigkeit zur Selbitvermaltung. 


8 65. Das moderne freie Bereinswefen für polttifche, religiöfe, 
getftige, fittlihe und fociale Zwede. 


A. Den Antbeil, welchen in Deutſchland wie überall an den gewaltigen 
Kulturfortfhritten der Gegenwart auf den Gebieten des politifchen, geiftigen 
und jocialen Lebens das aus Fleinen Anfängen in kurzer Friſt zu einer Welt. 
macht erwachjene moderne freie Vereinsweſen gehabt hat, wirb erft die Zufuuft 
genauer zu beftimmen im Stande fein. Daß er ein bedeutender ift, fteht 
beute ſchon feft. Freilich fiel und fällt der freiwilligen Vereinigung unferes 
Jahrhunderts eine andere Aufgabe zu, als ber ihr parallelen mittelalterlichen 
Cinung. Denn wenn auf der einen Seite Gehalt und Umfang ihrer Wirk. 
ſamkeit duch die unermeßliche Bereicherung ber öffentlichen, geiftigen und fitt- 
lichen Intereſſen eine Erweiterung erfahren haben, jo ift doch auf der andern 
Seite ihre Wirkungsiphäre deshalb enger begrenzt und ihre Zwangsgewalt über 
den Ginzelnen deshalb minder intenfiv, weil Die modernen Vereine nicht gleich 
ben mittelalterlichen Einungen in einer organifationd- und ftantlofen Geſellſchaft, 
jondern in einem kräftigen Staat und inmitten einer vielgliedrigen Kette engerer 
und weiterer öffentlicher Zwangsverbände ftehen, und weil das Individuum 
nicht nur dem Staat, fondern auch der jelbftgewählten Genoſſenſchaft heute 
ungleich jelbftändiger gegenübertritt als einft. Allein auch innerhalb der durch die 
feftftebenden Organifationen einerſeits und die individuelle Freiheit anderer 
ſeits gezogenen Grenzen bleibt ber Affociation für ideale Zwecke ein unüber- 
ſehbares Gebiet, auf dem fie in felbftichöpferiicher Thätigkeit Iebendige Neu⸗ 
bildungen zu ſchaffen vermag und ſchafft. Und nicht blos nützlich, — unent- 
behrlich ift hier eine freie und thätige Vereinsbildung, wenn anders fich Das 
Einzel- und Gejammtleben zu einem harmonischen Ganzen geftalten ſoll. De 


auf Verhinderung und Auffpürung geheimer Berbindungen verichwenbet haben, 
fo müßte man ſchließen, daß auch ber deutjche Boden von Verſchwörungen be- 
bedt geweſen fei. Einen vollftändigen Nachweis aller gegen geheime Verbindungen 
gerichteten Geſetze ber verfchiedenen europätichen Ränder (bef. aud ber päpftlichen 
Bullen v. 1738. 1751. 1821. 1826. 1329 und in Deutfchland ber preuß. Gef. v. 
1798. 1808. 1816, öfterreih. v. 1800, Eurpfalz.»bair. v. 4. Rov. 1799 u. 6. 
März 1804, bair. v. 17. Sept. 1814 u. 14. Dec. 1820, bad. v. 16. Febr. 1818, 
anhalt⸗köth. v. 13. Det. 1824, ftiftiſch Augsburg. v. 1800) giebt Klüber, öff. 
R. $ 860 Note e. Die preußifchen Geſetze find zufammengeftellt b. v. Rönng, 
Polizeiwefen J. 672—677. UI. 778— 781. 
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gegnet fie für die Individuen der Gefahr der Vereinzelung, des Atomismus, 
jo ijt jie dem freien Staat gleichzeitig eine mächtige Bundesgenoffin und ein 
wirkſames Korrektiv; eine Bundesgenoffin, weil fie in einer Yülle enger und 
engiter Gemeinheiten den Bürger zu Gemeinfinn, Sffentlihem Verftändnig und 
Selbitregierung erzieht, — ein Korreftiv, weil gang allein die lebendige Kraft, 
welche mit unaufhörlich fi) verjüngender Gewalt die noch ungebundenen Ele 
mente des Volksgeiſtes zur Einheit bindet, welche dad noch Unorganifirte or 
ganifirt und ben bisherigen Organifationen ergänzend, Tontrolirend und vorwärts 
drängend zur Seite ftellt, ben beitehenden Volksorganismus vor Erftarrung 
und endlichem Bruch zu bewahren vermag. 

I. Gleichwol bat das moderne Vereinsweſen mit allen neuen Erſcheinungen 
das Schickſal getheilt, fih feinen Platz in Verfaffung und Recht erft durch 
harte Kämpfe erringen zn müfjen. Der obrigkeitlihe Staat ſah in ihm nicht 
mit Unrecht feinen gefährlichiten Feind und felbft der Berfaffungsftant betrachtete 
ed Anfangs mit Mißtrauen. So lange wie möglih hielt man daher bie 
alten Feſſeln aufrecht, weldhe eine freiere Entfaltung der Affociation zur Un- 
möglichkeit machten. Zu dieſen Feſſeln gehörte auch bier und gehört noch heute 
die ciwiliftiihe Korporationstheorie, wie fih im zweiten Theil ergeben wirb: 
indeß vermochte fie, da fie ſich zunächft auf das Vermögensrecht bezog, den nur 
nebenher als Mittel für ideale Zwede Bermögen beſitzenden Vereinen das 
Leben vielleiht zu erſchweren, fie Eonnte aber für fie nicht von derſelben be- 
ftimmenden Bedeutung wie für bie eigentlich ökonomiſchen Genoſſenſchaften 
werben’). Bielmehr war bier der ftantörechtlich-Eriminalifttjch-polizelliche Sat 
des Obrigkeitsſtaats, welcher das Vereinsrecht und feine Grundlage, dad Ber- 
fammlungsrecht, den Unterthanen abſprach und nur in Folge obrigkeitlicher 
Koneeffion Berfamntlungen und Verbindungen zuließ, das eigentlich wirkſame 
Mittel, durch welches eine gehaltuollere Bereindentwidlung unmöglih gemacht 
oder doch aufgehalten wurbe>). 


1) Mitunter diente freilich auch die Korporationdthegrie, um dad Vereinsrecht 
illuſoriſch zu machen. So, wenn die meining. V. U., die einzige deutſche Verf. Urk. 
vor 1848, welche bas Vereinsrecht erwähnte, in art, 28 die Stiftung von Gefell- 
haften zu erlaubten Zweden geftattete, aber nicht nur das Recht der Perfönlidy- 
teit, des Grundeigenthums und eines eignen Siegels, fondern auch die Beftellung 
won Beamten und die Errichtung von Statuten ald Korporationdrechte von Staats⸗ 
genehmigung abhängig machte. Ebenſo benußten faft alle Schriftiteller, welche 
von ftaatsrechtlichen, polizeilichem oder kriminaliſtiſchem Standpunkt das freie 
Affoeiationsorecht beftritten, zugleich die eiviliſtiſchen Theorien von der moralifchen 
Perfönlichkeit zur Begründung ihrer Anfiht. Go mit befonderer Schärfe und 
Ausführlichkeit Zirkler, das Aflociationsreht der Staatäbürger. Leipz. 1834. 

2) Es verfteht ſich von felbft, daß die Grundfätze über dad Vereins⸗ und 
Berfammlungsreht und die Gefepe darüber fi eben fo gut auf Vereine mit 
wirthichaftlichen Zweden bezogen haben unb beziehen, jo weit bie Iepteren nicht 
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Während in England der dort bereit3 im vorigen Jahrhundert in Träf- 
tigfter Geſtalt erwachte und feit der Mitte beffelben unmittelbar auf alle 
öffentlichen Angelegenheiten einwirkende Afjociationsgeift die mannichfachen 
Verſuche, ihn durch polizeiliche Beichränkungen zu bannen, mit geringer Mühe 
überwunden und jeitbem auf allen Gebieten bes politifchen, religiöfen, intellek- 
tuellen und forialen Lebens die freien „meetings‘“‘ unb „associations“ zur 
nationalen Inftitution erhoben hat’); während umgekehrt in Frankreich, nach⸗ 
bem die Revolution mit der vollen Entfeffelung der Affociation zugleich deren 
gefährlicften Mißbrauch in den Klubbs der Hauptftabt wie der Provinzen 
gebracht hatte, das Affociationsrecht durch den code penal, ber jede politifche 
wie unpolittfche Verbindung von mehr ald 20 Perfonen ohne Regierungsge- 
nehmigung verbot, vernichtet wurde und mit Furzer Unterbrechung bis heute 
vernichtet geblieben ift*): hat in Deutſchland das freie Vereinsweſen nur ehr 


befonderen Gefegen unterjtellt find. Allein das Letztere ift heutzutage für die 
wichtigften Klafjen der ökonomiſchen Genofjenfhaften der Tal. Wenn andere 
noch jet unter den allgemeinen Vereinsgeſetzen ftehen und bis vor Kurzem alle 
Erwerbd- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften darunter ftanden, fo ift doch für ihre 
biftorifche Entwicklung bie polizeiliche Gefepgebung über das Vereinsrecht nur 
von untergeordnetem Einfluß geweſen. 


2) Man vgl. die der Gefchichte und Bedeutung der public meetings and 
associations gewidmeten Abjchnitte b. May, the constitutional history of Eng- 
land, I. 119— 182. 198 — 214. 221 —229. 237 — 252. Ihre eigentliche öffent- 
lichrechtliche Bebeutung datirt feit 1765, ihre erweiterte Organtfation feit 1779 — 
1780 (©. 119.) Die repreffiven Maßregeln der Regierung und des Parlaments 
gegen die freien Affociationen (bef. die bill to suppress corresponding societies 
v. 1799 ©. 178 f., die Unterbrüdungdmaßregeln der Regentichaft (S. 183 f.) und 
namentlich des Jahres 1819 (S. 193 f.), die bill gegen unlawful societies in 
Irland v. 1825 (S. 207 f.) u. 1829 (S. 218 f.) die Proflamation gegen die national 
union für die Parlamentöreform v. 1831— 1832 (©. 226), die Maßregeln gegen 
die Orange lodges (©. 237 f. u. f. w.) waren meift nur auf Zeit oder für ſpecielle 
Galle beſtimmt und ftellten im Webrigen nicht das Affoctationsrecht als folches in 
Frage, jondern wandten fi) gegen eidliche Verbindung, geheime Obern und 
Komites, befonderd aber gegen die Affiliation. So erflärte die Proflamation v. 
1832 für „unconstitutional and illegal“ alle „associations composed of separate 
bodies, with various divisions and subdivisions, under leaders with a gradation 
of ranks and authority, and distinguished by certain badges, and subject to 
the general control and direction of a superior counecil“. Weiter gieng man 
1789, indem man ben Vereinen das Recht, Delegirte abzuorbnen, beftritt, und 1799, in⸗ 
dem man nicht einmal debating clubs und reading rooms ber Vereine dulden wollte. 

*) Code pénal art. 291—294. (Gegen bie geheimen Gefellichaften fchon 
Gel. v. 29. Sept. 1791). Als Strafe wird Auflöfung und Geldbuße für Bor- 
fteher und Beamte gedroht. Die Reftaurstion wie die Julimonarchie hielt das 
Geſetz aufrecht, ja durch Gef. v. 10. April 1834 wurde, als dad Verbot durd 
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allmälig von dem Gebiet der mehr privaten Verbindungen für gelehrte, gefellige 
und Standed- oder Berufsintereffen fi) auf das Gebiet bes öffentlichen Lebens 
gewagt und ebenſo langſam fih in der Theorie und nach mancherlei Rück⸗ 
ſchlägen endlih auch in der Praxis eine geficherte Stellung errungen. Es 
war ber Drud der Fremdherrſchaft, welcher zuerft in nachhaltiger Weife einen 
Öffentlichen Vereinsgeiſt erweckte und Affociationen von bedeutenderem Gehalt 
hervorrief. Bor Allem war es der preußifche Tugendbund, welcher die natio- 
nale Erhebung vorbereiten Half’). Seinem vom Könige beftätigten Statut 
nach anf fittlihe umd wiflenfchaftliche Zwecke beſchränkt, beabfichtigte er doch 
in Wahrheit zugleich die Belebung des öffentlichen Geiftes und des Patriotis- 
mus und wirkte dafür dur eine Drganifation, welche einen ans 6 auf 6 
Monate gewählten Mitgliedern beftehenden hoben Rath und einen Obercenfor 
nebft Sekretär und Schabmeifter in Koͤnigsberg an die Spibe des Gefammt- 
bundes ftellte, darunter aber Provinzialräthe für die einzelnen Abtheilungen 
errichtete. - Wurde er auch auf franzöftiches Andrängen dur ben König für 
aufgelöjt erflärt, jo hoͤrte doch feine Wirkſamkeit nicht auf, und gleich ihm 
waren ähnliche Vereine auch in andern Theilen Deutfchlands, wenn ſchon bier 
von Anfang an geheim, in nationalem Sinne thätig. Die alten Vereinsver⸗ 
bote blieben zwar überall in Kraft), fie wurden indeß, fo lange man bed er- 
wachenden öffentlichen Volksgeiſtes bebnrfte, wenig in Anwendung gebracht. 
Als. aber nach der Beſiegung der Fremden das erregte Öffentliche Bewußtſein 
fih den heimifchen Angelegenheiten zuwandte und auch für diefe das Dereins- 
weſen nutzbar zu machen ftrebte, ald die Affociationsbewegung ſich immer 
weiteren Kreifen mittheilte und insbeſondere unter ber ftubirenden Tugend nad) 
dem Mufter der Männerbünde Bünde der Jungen bervorrief, um dann in 
der Burſchenſchaft eine erweiterte Geftalt zu gewinnen: da begann im Gefolge 
ber auf die Reſtauration folgenden Reaktion überall der Kampf der Regie- 
rungen gegen das Vereinsrecht. Die alten Verbotsgeſetze gegen alle nicht po» 


Bereine mit Seltionen von weniger ald 20 Mitgliedern umgangen wurbe, noch 
eine Berfchärfung berbeigeführt. Die Republik fchaffte 1848 das Affociations- 
verbot ab, doch ergieng bereitö unterm 24. Juli 1848 wiederum ein befchränfenbes 
Geſetz und durch Dekret v. 25. März 1852 wurbe das Recht des Code p£Enal 
realtivirt. Das neue Geſetz (1868) bezieht fih nur auf Verfammlungen: für or- 
ganifirte Vereine befteht das alte Recht fort. 

9 Vgl. Boigt, Gefch. des Tugendbundes. Lehmann, der Tugenbbund. 1868. 

*, In Preußen fchärfte fogar das Publikandum v. 16. Dec. 1808 (G. ©. ©. 
361) die alten Strafbeftimmungen gegen alle nicht unmittelbar vom Könige geneh- 
migten Gejellfchaften oder Verbindungen auf dad Strengfte ein. Denn „es ift uner- 
läßliche Pflicht eines jeden Staatsbürgers, im Vertrauen auf die fteld rege Für- 
forge feines Landesherrn, geruhig und treu feinen Beruf zu üben und ſich nicht 
weiter in die öffentlichen Angelegenheiten und Berhältnifje zu mifchen, als Ber 
faffung und Landesgefepe ihm folches geftatten“. 
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Izeilih genehmigten oder durch das Geheimniß ſich der polizeilichen Kontrole 
entziehenden Affociationen und gegen jede politiihe Bereinigung überhaupt 
wurden erneut und verihärft?), Bund und Landesregierungen erließen Special- 
berordnungen gegen die Verbindungen der Studenten und Dandwerkögejellen®) 
und, ald dennoch Die von der Julirevolution erzeugte Bewegung in Deutjchland 
um fih griff und neue Affociationen hervorbrachte, wurden durch den berüch⸗ 
tigten Bunbesbefhluß v. 5. Juli 1832 für ganz Deutichlaud alle Bereine mit 
politiiher Tendenz unbebingt verboten und alle öffentlichen Berfammlungen 
von vorgängiger Regierungdgenehmigung abhängig gemadt, auch in diefem 
Fall aber bei ftrenger Strafe jede politifche Rebe oder Diskuffion, jebe Adreffe 
und jede Beihluffaffung unterfagt®). Dies blieb, ohne daß die Einführung 
der Repräfentativverfaffungen darin einen Unterjchieb begründet hätte!), in 
faft allen deutjchen Staaten bis 1848 ypofitiv geltendes Recht, und nur in 
wenigen Staaten wurde auf bem Wege gejetlicher Regelung jchon jet einer 
anderen Auffaffung zum Siege verholfen’). Die Berfagung eines felbftändigen 


) So in Preußen durch K. D. v. 6. San. 1816 (G. ©. ©. 5) u. v. 30. 
Dec. 1832. In Baiern V. v. 17. Sept. 1814 u. 14. Dee. 1820. In Baden B. v. 16. 
Febr. 1813. Sn Anhalt Köthen B. v. 13. Det. 1824. Ueber die Unterfuchungen gegen 
den Bund ber Männer und den Bund der Jungen i. d. 3.1819 u. 1820 vgl. Rönne, 
Polizeiweſen I. ©. 676. 677 und die Nachweiſe in den Noten dafelbft. 

) Gegen alademifche Verbindungen die Bundesbeichlüffe v. 20. Sept. 1819 
art. 3, v. 16. Aug. 1824, v. 5. Juni 1852 u. v. 13. Nov. 1834, welche außer 
genauen Borfchriften über Verhütung, Ueberwachung und Beitrafung insbejondere 
bie Unfähigkeit der Theilnehmer nicht autorifirter Verbindungen zu öffentlichen 
Aemtern ausſprechen. Ausführlich mitgetheilt bei Weit, Staater. $ 141 ©. 
311 f Für Preußen vgl. außer den die Bundesbeſchlüſſe publicirenden Verord⸗ 
nungen die 8. O. v. 7. Juli 1821 (G. ©. ©. 107), v. 21. Mai 1824 (G. ©. 
S. 122) u. ®ef. v. 7. San. 18988 (G. S. ©. 13). Gegen die Verbindungen 
won Öandwerkögefellen ergiengen die Bunbeöbeichlüffe v. 15. San. 1835 u. 3. Der. 
1840, Bol. deren Inhalt bei Zöpfl, Staatör. $ 468. 

9) Vgl. den übrigen Inhalt des Beichluffes b. Zöpfl 5 462. 

10) Ein bairiſches Reſkript v. 1832 erflärte vielmehr den Eonftitutionellen 
Staatebürgern, „daß biefes Recht mit der neuen Staatöform wo möglich noch 
weniger als mit der alten abjoflutiftifchen verträglich jei, denn leicht könnten Die 
Bereine ſich einen kränkenden Eingriff in den Wirkungstreis der Bolfövertretung 
erlauben“. Brater, im Staatöwörterb. X. 765. Bol. über ganz ähnliche Argu⸗ 
mente, Die 1779 in England geltend gemacht wurden, May l.c DO. 122. 

11, Insbeſondere in Baden durch bad Vereinsgeſetz v. 26. Det. 1832 (R. 
Bl. ©. 269) und das Berfammlungsgefek v. 30. Nov. 1858 (ib. ©. 243). Das 
Affociationsrecht wird im Allgemeinen anerkannt, Doch können die Staatsbehörden 
Verſammlungen wie Vereine, welche die öffentliche Sicherheit oder das allgemeine 
Wohl bedrohen, verbieten und auflöfen. Für Die Theilnahme treten dann Strafen 
ein. Unbedingt Tann bie Theilnahme an auswärtigen Vereinen und das Tragen 
von Vereindzeichen verboten werden, Anerlaunt wurbe das droit de B’associer 
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Vereinsrechts ſchloß natürlich ein mehr oder minder toleranted Verfahren ein- 
zelner Regierungen und gegenüber denjenigen Vereinen, welche lediglich ge» 
meinnüßige oder andere ber Regierung genehme Zwecke verfolgten, ſogar eine 
freilich meift mit Bevormundung verbundene obrigkeitliche Protektion'?) nicht 
aus: allein fie bewirkte doch, daß nicht nur ein politiſches Vereinsweſen fich 
überhaupt nicht oder doch nur im Geheimen entwideln Tonnte, fonbern auch 
das unpolitifche Vereinsweſen unter dem Drud polizeiliher Gutheißung, Lei⸗ 
tung und Ginmifhung der vollen Kraft entbehrte.e Kein Berbotögefe aber 
vermochte zu hindern, daß die Idee der Affociation fich verbreitete und ver- 
tiefte und von den Kreifen der Gebildeten aus immer größere Volkskreiſe er- 
griff! Auch in der Wiffenfchaft fpiegelte ſich dieſer Borgang ab. Denn 
wenn auch die Mehrzahl der Yubliciften von rechtsphiloſophiſchem, flaatsrecht- 
lichem, polizeilidem und Eriminaliftifhem Standpunkt aus in Vebereinftimmung 
mit ber Geſetzgebung ein felbftänbiges Affociationsrecht läugnete, für jeden 
Berein im Gegenfat zu bloßen Gejellichaftsnerträgen privatrechtlicher Art 
Staatögenehmigung unerläßlid fand, ein unbedingtes Präventivſyſtem verfocht 
und ſchon in ber Theilnahme an einer unbewilligten Verbindung eine ftraf- 
bare Handlung erblidte'?): fo wurden doch immer gewichtigere Stimmen 


auch in der belgiſch. Verf. Urk. v. 7. Gebr. 1831 art. 19. 20. Vgl. auch die meining, 
B. U. in Note 1. Ueber das Holländifche Vereinsrecht vgl. Stein, Verwaltungs. 
lehre III. S. 112. 

=) Bol. 3. B. Preuß. K. O. v. 13. Nov. 1843 u. M. R. v. 15. Febr. 1844 
(M. BI. ©. 143): Vereine, welche aus freiem Willen, nur dur die Kraft eines 
menſchlichen, frommen unb ftaatöbürgerlihen Gemeingefühld zu Stande fommen, 
welche bie Minderung oder Abwehr bed aus dem Pauperiömud oder aus ber fitt- 
tichen Roheit der niederen Volksklaſſen hervorgehender phyſiſchen, foctalen und 
fittlihen Verderbens fi zum Zwed ftellen, jollen von den mit der Beauffichti- 
gung bed Armenweſens beauftragten Behörben, wo foldhe Bereine ſchon beftehen, 
in ihrer Wirkſamkeit möglichit erhalten und gefördert, und wo ed an folchen 
Bereinen noch fehlt, die Ausfüllung diejer im focialen Leben ſich noch heraus- 
ftellenden Lüden möglihit angebahnt und begünftigt werden. Vgl. auch fchon 
vorher M. Hefkr. v. 12. Oct. 1880 über bie Bildung von Hilfövereinen bei 
Theuerung b. Rönne, Polizeimefen DI. ©. 155. 156; ferner bie Erlaſſe bezüg- 
lich ber Bereine für die Befferung entlaffener Strafgefangenen v. 1828. 1833. 
1837 u. 1838 ib, S. 260— 267; bezüglich der Hilfönereine für Waſſerſchaden 
ib. ©. 318. 

#8) So erflären Weiß, Syftem des deut. Staatsr. S. 577, Zachariä, 
vierzig Bücher L 8 65, II. 8 4, Maurenbreder, St. R. 8 179 S. 312 Note 
e u. f jede nicht genehmigte Verbindung für unerlaubt und ſtrafbar. Ebenſo 
Heffter, Straf. $ 344. v. Rönne, Polizeimefen I. ©. 672 fpricht fi nur 
gegen die Duldung geheimer Gefellfchaften aus. Einen ausführlihen Verſuch, 
zu erweiſen, daß alle organifirten Gejellichaften ald „öffentliche gegenüber ben 
‚nach den Formen bed Civilrechts giltigen Privatgefellichaften" („Societätäver- 


— — 
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laut, welche geltend machten, daß jene Säbe ſich keineswegs ald geltendes ge- 
meined Recht erweifen, weniger noch philofophifch rechtfertigen Tießen, daß viel: 
mehr nad der Natur des modernen Staats? dad Affociationsreht an ſich 
jedem Staatöbürger unabhängig von befonderer Erlaubniß zuftehe, daß eine 
Strafe jelbit gegen geheime Verbindungen nur bei Unerlaubtheit der Mittel 
oder Zwede oder bei ihrer Fortjegung nad ausdrücklich erfolgten Verbot zu 
rechtfertigen fet, daß endlih an die Stelle vorbeugender Maßregeln und polizei- 
licher Bevormundung ein lediglich reprejfives Syſtem und eine gejeglih ge 
regelte Staatsauffiht zu treten habe! Dieſe heute theoretifh nur felten 
noch beftrittenen Anſichten“*) fanden, nachdem das Jahr 1848 zunächſt die 
fattifhe Ausübung bes freien Vereins- und DVerfammlungsrehts und zum 
Theil die Befeitigung der alten Beſchränkungen durch proviforiiche Geſetze 
(z. B. preuß. Gel. v. 6. April 1848 ©. ©. ©. 87) gebracht hatte, ihre 
formelle Sanktion durch den in die deutfhe Reichsverfaſſung ($ 161. 162) 


trägen") ohne Staatsgenehmigung Hinfällig und ftrafbar, der fteten Beauffichti- 
gung unterworfen und beliebig auflößbar feien, machte Zirkler, bas Affociations- 
recht der Staatsbürger. Leipzig 1884 Er ſuchte diefe Sätze ebenfowol rechts⸗ 
philoſophiſch (S. 1—48), ald aus dem pofitiven römiſchen (S. 65—87) und 
deutſchen Recht (S. 87—96) zu begründen und demnächit die Grenzen und ben 
Wirkungsfreid der Staatsaufficht näher zu bezeichnen (S. 96 — 154). 

4 Bol. def. v. Berg, Hanbb. d. teut. Polizeirechts I. 244 f. Feuerbach, 
Lehrb. des peinl. Rechts $ 434. (Er will das römische Recht ala eigenthümliches Poli- 
zeiverbot jelbit auf geheime Verbindungen nicht anwenden). Tittmann, Strafr. 
8 445. Leiſt, Staatör. $ 180. &. 591. Klüber, öff. R. $ 360: „bad natür 
liche Recht der Einzelnen, für rechtliche Privatzwede fich zu vereinigen, wird durch 
die Staatöverbindung nicht aufgehoben. Schmid, St. R. 8 79. 82. Sordan, 
allg. Staatör. ©. 441f. Welder, im Staatslexikon IL (1835) ©. 21—53 s. 
v. „Affoeiation” (bei. gegen Zirkler). Bon Neueren vgl. bef. Mohl, württemb. 
Staatör. L 3525. 377f. Reyfcher, publiciftifche Verſuche S. 164 f. Blunt- 
ſchli, Staatör. I. ©. 518 f. Zöpfl, St. R. I. 8467|. Zachariä, SER. 
1.890 IV. IL. 8185. Held, Syſtem bes Berf. Rechts II. ©. 588 f. Rönne, 
Stsr. I, 2. 8 100. ©. 144. Brater, im Staatöwörterbuh U. S. 755— 771, 
8. v. „Dereine und Berfammlungen*. 

25) Segen bie Bereinöfreiheit tritt von ben Neueren bauptfählih Stein 
auf. Er reiht dad Vereinsweſen dem „Staatdamt“ und den „Organen ber Selbft: 
verwaltung“ (wozu er aud) Korporationen und Stiftungen rechnet) als dritten „Or- 
ganismus in der Berwaltung”an und vindicirt dem Staate dad Recht, „Darüber zu 
entjcheiden, ob er den Verein als ein mitarbeitendes Organ für feine Zwecke ge- 
brauchen kann oder nicht“. DVerwaltungslehre I. 226. 535 f. 578f. 618 f. Diefe 
Anfihten find offenbar modificirt in der Darftellung ber Bereinspolizei IH 
(1867). ©. 107— 115 und der Berfammlungspolizet ib. S. 115—119. Doch bleiben 
bem Berfaffer alle Vereine „ein Theil des Organismus ber vollziehenden Gewalt“ 
(S. 107) und die von ihm entworfenen Principien der Vereinsaufſicht (S. 107 — 
111) ftimmen jo ziemlich mit dem Bundesbefchluß v. 1854 überein. 
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übergegangenen achten Artikel der deutſchen Grundrechte, welcher jedem Deut: 
ſchen das Recht, Vereine zu bilden, ohne Zulaffung irgend einer Beſchränkung 
dur vorbeugende Mafregeln, das Recht aber, ſich frieblih und unbewaffnet 
ohne vorgängige Erlaubniß zu verfammeln, mit der einzigen Maßgabe zu« 
ſprach, dag Volksverſammlungen unter freiem Himmel bei dringender Gefahr 
für die öffentlihe Ordnung und Sicherheit verboten werden könnten. Die 
Berfaffungen der Einzelitanten!*, fügten dann zwar den Hinweis auf beſonders 
zu erlaffende Geſetze hinzu, denen fie die nähere Regelung der Ausübung des 
Affociationsrechts, das (bisweilen bereits poſitiv ausgejprocdhene) Verbot unbe- 
willigter Berfammlungen unter freiem Himmel und die Beſchränkung ober das 
vorübergehende Verbot politijcher Vereine vnorbehielten 7): allein fie erfannten 
doch im Princip das DVereind- und Verſammlungsrecht der Staatsbürger an. 
An diefem Standpunkt hielten auch die demnächſt in den einzelnen Staaten 
ergangenen Geſetze über das Bereind- und Verſammlungsrecht feit!*), fo ein- 
ihränfende Verfügungen fie binfichtlih der Ausübung jener Rechte trafen. 
Nur allein in Defterreih wurden i. 3. 1852 von Neuem alle politifchen 
Bereine jchlechthin verboten, alle anderen won polizeilicher Bewilligung ab- 
hängig gemadt'%). Erſt der Bundesbeſchluß vom 13. Juli 1854 ftellte das 
Vereinigungsrecht wieder allgemein in Srage*): er wurbe indeß in Preußen 


2e) Bol, z. B. Preuß. V. U. v. 1850 art. 29. 30, Oldenb. rev. B. U. v. 
1852 art. 47. 50. Schwarzburg⸗Sondersh. V. U. v. 1849 € 33. 34. u. Gef. v. 
2. Aug. 1852 8 8. 9. Anbalt-Bernd. B. U. v. 1850 6 9. 10. Kob.⸗Gotha. B. 
N. v. 1852 8 44—47. Reuß. B. U. v. 1852 8 15. Hannov. Gef. v. 5. Sept. 
1848 8 4. Liechtenfteln. V. U. $ 18. Brem. V. U. 8 16. 

ı7) Diefe Abänderungen hatte dad Uniondparlement (Nr. 27 u. 28) befchloffen. 

18) Bol. 3. B. Defterr. proviſ. Gef. v. 17. März 1849, batr. Gef. v. 26. 
Gebr. 1850, preuß. Gef. v. 11. März 1850 (©. ©. S. 277), an Stelle der V. 
v. 29. Juni 1849 (©. S. ©. 221), E. ſächſ. 2. v. 8. Juni 1850 (©. ©. ©. 
137), bad. Gef. v. 26. Febr. 1851 (R. Bl. ©. 148). 

19) Durch Gef. v. 2. Nov. 1852. Vorübergehend wurde auch in anderen 
Staaten dad Vereinsrecht unterbrüdt. So im Großh. Heffen durch die am 17. 
Sept. 1849 auf ein Jahr erlaffene und unterm 6. Sept. 1850 auf ein Sahr ver- 
längerte Berordn. betr. den Mißbrauch der Bollsverfammlungen, und die proviio- 
riſche 8. v. 3. Det. 1850 (R. BE. S. 359), welche alle politifchen Vereine und 
Berbindungen anflöfte und ihre Bildung verbot. 

20) Bol, die Inhaltsangabe bei Zöpfl 8 469 und die Publikation für 
Hannover b. Ebhardt, Hannov. Staatsv. S. 249 — 253. Es werden nicht nur ala 
allgemein für alle politifchen Vereine zur Geltung zu bringende Befchränfungen die⸗ 
jenigen aufgeftellt, welche fich in ähnlicher Weife ſchon in den früheren Vereinsgeſetzen 
‚ bezüglich des Berbots der Theilnahme von Minderjährigen, Lehrlingen und Schülern, 
bezüglich der obrigkeitlichen Befugniß ber Ueberwachung und Auflöfung der Ber- 
fammlungen und bezüglich ber Unftatthaftigfeit einer Verbindung mit anderen Ver» 
einen finden (vgl. unten): fondern es follen alle Bundeöregierungen verpflichtet fein, 
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und Baiern nicht publicirt, in anderen Staaten durch die Landesgeſetzgebung 
oder die Praxis ermäßigt und endlih mehrfach auch formell wieder befeitigt. 
Nachdem nunmehr i. 3. 1867 auch in Defterreih das Vereins und Ber- 
fammlungsrecdht wieberhergeftellt worden tft"), befteht bafjelbe in ganz Deutſch⸗ 
Yand zu Recht, und es gelten zugleich bezüglich der polizeilichen Einfchränkungen, 
welche jene Rechte in ber Ausübung mobdificiren, im Weſentlichen überein- 
ftimmende Grundſätze. Man unterfheidet vor Allem politiihe und nicht. 
politifche Vereine, jenachdem „eine Einwirkung auf die öffentlichen Angelegen- 
heiten“ bezweckt wirb oder nicht, — wobei freilich dem Ermeffen der Berwal- 
tungsbehörden bezüglich der Thatfrage ein großer Spielraum bleibt. Für 
beide Klaffen veriteht es ſich von felbft, daß fie den gewöhnlichen Strafe und 
Polizeigefegen unterliegen. Dagegen werben bejondere Beichränfungen für 
nichtpolitiſche Vereine in der Negel nicht aufgeftellt; nur wird bisweilen aud) 
für fie der Grundfaß ber Publicität durchgeführt, ihre Geheimhaltung verboten 
und felbft die Anzeige etwaiger Statuten und Vorfteher verlangt”). Auch 
unterliegen fie meift der Siftirung oder Aufhebung im Berwaltungswege in 
derjelben Weiſe wie politische Vereine. Weberbies enthalten manche neueren 
Strafgefeßbücdher allgemeine Strafbeftimmungen gegen alle geheimen Berbin- 
dungen”), gegen Vereine, weldhe Regierungsmaßregeln auf ungeſetzlichem Wege 


überhaupt nur ſolche Vereine zu bulden, bie fich darüber genügend auszuweiſen 
vermögen, daß ihre Zwede mit der Bundes» und Landeöregierung in Einklang 
ftehen und die öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht gefährben; es follen des⸗ 
halb Anordnungen getroffen werden, welche in jedem Moment von ber Einrichtung 
wie ben Zweden jeded Vereins Kenntniß zu nehmen ermöglichen; es foll endlich 
bezüglich politifcher Vereine, fofern ſolche nicht überhaupt unterfagt oder an 
Specialgenehmigung gebunden find, jeder Regierung bie Möglichkeit vorüber⸗ 
gehender Befchränktungen und Verbote offen bleiben. Arbeitervereine und Ber- 
brüderungen, welche politifche, focialifttiche oder Tommuniftifche Zwede verfolgen, 
follten binnen 2 Monaten überall aufgehoben und für die Zukunft bei Strafe 
verboten werden. Wefentlich übereinftimmend ift bad württemberg. Bereinägef. 
v. 25. Juni 1855. 

1) Defterr. Staatsgrundgef. über die Rechte ber Staatsbürger v. 21. Dec. 
1867 (R. ©. BI. ©. 394) art. 12: „bie öfterreichifchen Staatsbürger haben dad 
Recht, fich zu verfammeln und Bereine zu bilden. Die Ausübung dieſer Rechte 
wird dur befondere Gelege geregelt‘. Dieje Geſetze find unterm 15. Nov. 
1867 ergangen. 

=) So bad. Gef. v. 1851 8 14. 15. 


2) So preuß. Strafg. 8 98. Es wird „die Theilnahme an einer Verbindung, 
deren Dafein, Berfaffung ober Zwed vor ber Staatöregierung geheim gehalten 
werden foll, oder in welcher gegen unbekannte Obere Gehorfam, oder gegen be- 
kannte Obere unbedingter Gehorfam verfprochen wird,“ mit Gefängnißftrafe be- 
droht. Aehnl. Defterr. Gtrafgef: $ 285. 
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zu hemmen oder zu entkräften beabſichtigen?), oder gegen die von der Regie⸗ 
rung ausbrüdlich verbotenen Vereinigungen®). Für politifche Vereine aber 
werben überall weitergehende Beſchränkungen durchgeführt. Für fie wird das 
Princip der Publicität dahin ausgedehnt, daß fie Statuten und Vorſteher 
haben, diefe und jede Veränderung darin der Obrigkeit mittheilen und nad 
manchen Gefegen (3. B. in Preußen und Baben) überdies ein Mitglieder 
verzeichniß einreichen müffen. ALS weitere Beſchränkung wirb ferner überall 
dad Verbot der Mitglievihaft von Srauen, Schülern und Lehrlingen, mitunter 
auch von Minderjährigen und Nichtdeutichen Hinzugefügt. Sodann wird das 
fogenannte Princip der Lokalifirung aufgeftellt, demzufolge Fein politischer 
Berein mit einem gleihartigen Verein zu gemeinjamen Zweden in Verbindung 
treten darf?*), — ein freilich leicht zu umgehended Verbot. Endlich wird die 
Erfüllung diefer Vorſchriften und die gefegmäßige Haltung bes Vereins über- 
haupt nicht nur durch befondere ftrafrechtliche Beftimmungen, welche Gelb- 
und Gefängnipftrafen für Vorfteher und Mitglieder und richterliche Auflöfung 
bes Vereins androhen, gefihert, jondern e8 wird auch den Verwaltungsbehörben 
eine proviſoriſche und nah manchen Geſetzen jelbft eine endgiltige?”) Schließung 
des Vereins anheimgegeben und eine ftändige polizeiliche Kontrole ermöglicht. 
In letterer Beziehung wird der Polizei mitunter das Recht der Kenntniß⸗ 
nahme von jedem Akt und der Einfiht in jeden Beihluß des Vereins zu- 
gejprodhen, immer aber ihr die Ueberwachung der Vereinsverſammlungen ein- 
geräumt. Die leßteren müſſen daher, fofern fie nicht ſchon durch das der 
Obrigkeit mitgetheilte Statut im Voraus nach Zeit und Ort beftimmt find, 
in bejonderen Sriften (meift 24 Stunden) und Formen der Polizeibehörde 
angezeigt werden, die jodann Abgeorbnete zur Heberwachung entjenden kann. 
Die Polizeiveputirten haben jowol die Beobachtung der Formalitäten”), ale 


24), Preuß. Strafgef. $ 99. Aehnlich ſächſ. $ 93, braunfchw. 8 88, thüring. 
Anhalt. 8 83, württemb. $ 149. 

25) Defterr. Strafgef. $ 297, großh. befl. $ 182 — 185. 

26) Sehr allgemein faßt das fühl. Gel. v. 1850 dies Berbot. Polittfche 
Vereine dürfen überhaupt nach außen nicht ald Körperfchaften auftreten, Zweig⸗ 
vereine bilden oder fich mit andern Bereinen in Berbinbung fegen, indem ein 
Berein das Recht hierzu erft Dadurch erlangt, daß er als folder vom Staate be» 
ftätigt wird. Andere bad. Gef. $ 6. Das preuß. Gef. 8 8 verbietet insbeſondere 
jede Verbindung durch Komité's, Ausſchüſſe, Gentralorgane und ähnliche Ein- 
richtungen und durch gegenfeitigen Schriftwechlel. 

27) Dafür erklären fih Zöpfll. c. und Stein IH. 111. 

28) Meift werden bejondere Vorſchriften über die Form der Verhandlungen 
erlafien; der Vorftand oder an feiner Stelle ein befonders beftellter Leiter werben 
perfönlich für alle Unordnung verantwortlich gemacht und zur Aufrechthaltung 
der Geſetze verpflichtet; ed darf fein Staats- oder Gemeindegebäude und Feine 
Kirche ald Verſammlungshaus benugt werden; die Beichlüffe dürfen wicht in die 
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den Inhalt der Verhandlungen zu Tontroliren und können ſowol bei einem 
Verſtoß gegen jene, ald wenn — natürlid nad ihrem Ermeſſen — eine in 
der Nothwendigkeit der Aufrechterhaltung der Gefege, jowie der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit begründete Veranlaffung vorliegt (nach dem preuf. 
Gef. 8 5, wenn Anträge ober Vorſchläge erörtert werben, die eine Aufforde- 
rung oder Anreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten) die Berfammlung 
auflöfen und nöthigenfalld mit Waffengewalt auseinanderjagen. Ein vorgängi- 
ges Verbot, weil derartige Gefahren beiorgt werden, ift nur nad wenigen 
Gefegen allgemein, überall aber (3. B. preuß. Gef. $ 9) dann zuläffig, wenn 
bie Berfammlung unter freiem Himmel ftattfinden fol. 

Bon dem Vereinsrecht und dem Verſammlungsrecht der Vereine verſchieden 
ift dad Verſammlungsrecht als folches?°); daſſelbe bildet indeß die Grundlage 
für die Konftitwirung der Vereine und greift injofern in das Vereinsrecht 
hinein, weshalb die Gejeße beides in der Regel promiscue abhandeln. Freie 
Berfammlungen, die fi) nicht mit Hffentlihen Angelegenheiten bejchäftigen, 
dürfen meift gleich den Vereinsverfammlungen ohne ausbrüdlihe Erlaubniß 
nicht unter freiem Himmel und niemald in Waffen ftattfinden. Politiſche 
Berfammlungen dagegen”) unterliegen benfelben Beichränfungen, welche für 
die außerorbentlihen Verſammlungen politifcher Vereine aufgeftellt find. An⸗ 
zeigepflicht, Ueberwachungs⸗ und Auflöfungsrecht und befondere Strafbeftim- 
mungen greifen daher für fie Plab. 

Endlich ift zu bemerken, daß bezüglich einzelner Perfonenklaffen und An- 
gelegenheiten überall noch befondere Beſchränkungen des Vereins- und Ber 
fammlungsrechts gelten. Bon Religionsgenoffenihaften war bereitd die Rebe. 
Ueberdies kommen Specialbeſchränkungen für das Militär’), für Staats: 
beamte 22), für Studirende und Schüler vor. Die wichtigſten hierher gehörigen 
Beitimmungen aber find die jogenannten Koalitiondverbote, weldhe den Arbeitern 
und in der Regel auch den Arbeitgebern die auf die Grlangung von Zuge- 


Form von Geſetzen, Verordnungen oder Rechtsſprüchen gefleidet werben; es find 
Maffenadreffen verboten u. f. w. 

20) Stein, Berwaltungslebre III. 115 — 119. 

20) Das ſächſ. Gef. v. 1850 ftellt umgelehrt die Beſchränkungen für alle 
Berfammlungen auf und nimmt dann in $ 16 Berfammlungen zum Zwed ge 
felliger Unterhaltung, der Beförderung der Künfte und Wiffenfchaften, für wohl- 
thätige oder fromme Zwede, für regelmäßige Tirchliche Erbauung und gefeßlich 
angeordnete oder autorifirte Zufammenkünfte bavon aus. Nach manchen Gefetzen 
(3. B. dem badifchen 8 20) müflen auch nicht politifche freie Verfammlungen, 
wenn fie öffentlich fein follen, angezeigt werden. 

2) Bol. Deut. R. V. v. 1849 8 163. Kob.-Goth. V. U. v. 1852 8 47. 
Preuß. V. U. art. 38. 39. Sädf. Gef. v. 1850 8 25—27. Bad. Gef. v. 
1851 $ 26. 

32) Bol. 3. DB. bad. Gef. v. 1851 8 26. 
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ftändniffen oder Handlungen dur gemeinjame Arbeitseinjtellung (reſp. Ent- 
laffung oder Zurückweiſung von Arbeitern) gerichteten Vereinigungen unter 
Strafandrohung verbieten??), Für die Gewerbtreibenden und ihre Arbeiter 
ftellt der Entwurf der Gew.-Drdn. für den nordbeutichen Bund ($ 169. 170) 
den Fortfall diefer Ausnahmebeftimmungen in Ausfiht; er will nur die Nich- 
tigfeit derartiger Verabrebungen und die Aufftellung einer befonderen Strafe 
für die Anwendung unerlaubten Zwanges fefthalten. 

1. Unter diefem Wechſel des Vereinsrechts und bei fehr verjchiedener 
Anwendung und Handhabung deffelben durch die Behörden hat gleichwol ſchon 
por 1848 eine Fülle mehr oder minder jelbftändiger, vom Staate bald ver- 
folgter, bald gebulbeter, bald begünftigter und beftätigter, bald jelbft förmlich 
in das Syſtem der öffentlichen Anftalten aufgenommener Vereine den deutſchen 
Boden bedeckt, ſeit 1848 aber ein wieljeitiged und vielverzweigtes Vereins⸗ 
weſen fich zu einem Hauptorgan des Öffentlichen Lebens erhoben. Ihrem Ge- 
halt nach Iafjen diefe Vereine, da bei ihnen die Richtung der modernen Affo- 
ciation auf Bereinzelung und Präcifirung der Zwede fi) in bejonderd aus⸗ 
geprägter Weife geltend macht, ſich vornemlich nach ihren Zweden beziehungs⸗ 
weile ihren Hauptzweden in verichievene Klaffen theilen. Nur ift dabei zu 
bemerken, daß einerjeitö auch heute eine Kombinirung mehrerer Zwede und 
Richtungen vielfach vorkommt, ja daß ed auch jetzt Vereine giebt und mehr 
nody in der Zeit bes werbenden Vereinsweſens gab, bie möglichft alle Seiten 
bes menſchlichen Geſellſchaftsbedürfniſſes zu befriedigen fuchen, und daß anberer- 
ſeits, wenn fi) die Gruppirung der Perjonen in den Vereinen heute zunächſt 
Durch die Vereinszwecke beftimmt und rehtlich meiſt feine Beſchränkung der 
Bereine auf beftimmte Perfonenklaffen jtattfindet, doch dieſe Regel erhebliche 
Ausnahmen leidet, überdies aber faktiſch die Scheidung der Standes-, Be⸗ 
ruf8- oder Geſellſchaftsklaſſen auch heute bei jeder Vereinsbildung einen wejentlich 
mitbeftimmenden und mitgeftaltenden Einfluß übt. 

1. Die wichtigſte Klaffe bilden die politijchen Vereine, d. 5. Vereine, 
beren Zwed in ber unmittelbaren Einwirkung auf öffentlihe Angelegenheiten 
befteht. Sie laſſen fih wieder unterjcheiden in politifhe Bildungs- 
vereine, die entweder nur ihre Mitglieber oder auch die Draußenftehenden 
über die öffentlichen Angelegenheiten aufklären und belehren, die Baterlands- 
liebe weden und nähren, mithin nach der intelleftuellen wie nad) der morali« 
ſchen Seite hin auf den öffentlichen Geift einwirken wollen, und in Ber- 
eine für die politifhe Agitation, welde eine Einwirkung auf das 


238) Meift in den Gew. Ordn. enthalten (3. B. Preuß. Gew. D. v. 1845. 
8 181. 182, württemb. Gew. DO. v. 12. San. 1862 art. 46. 47). Aehnlich zum 
Theil die Gefindeordnungen. — Der $ 183 ber preuß. Gew. O., welcher alle 
ohne polizeiliche Erlaubniß gebildeten Arbeitervereine beftraft, muß als ſchon 
durch die Berfafjung aufgehoben gelten. 
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äußere Leben ded Staats, der Kirche, der Kommunen ober anderer öffentlicher 
Berbände erftreben, mögen fie nun eine dauernde Thätigkeit in beftimmtem 
Sinne oder die Herbeiführung einmaliger Refultate bezüglich der Gefeßgebung, 
ber Verwaltung ober der politiſchen Volksthätigkeit (Wahlen) beabfichtigen. 
In England feit der Mitte des vorigen Sahrhunderts in allen Geftalten und 
Formen verbreitet, bejonderd aber als unwiberftehlihes Mittel der Agitation 
bei jeder Reformbewegung wirffam *), haben in Deutichland, von der politiſchen 
Seite des Tugendbundes, der Burfchenfchaften, der geheimen Berkindungen 
und einiger Iofalen Geſellſchaften abgefehen, die politifchen Vereine zuerft im 
Dewegungsjahre 1848 eine bedeutende Rolle gefpielt. Den Eonftitutionellen 
und demokratiſchen Vereinen dieſer Zeit folgten dann in der Zeit der Gegen- 
ftrömung Treubünde und patriotifche Vereinigungen und mehr lofale und vor- 
übergehende Verbindungen, welche aller Orten durd die politiichen Xages- 
fragen berworgerufen wurden. Seit 1859 nahm die Vereinsbewegung wieder 
einen allgemeineren Charakter an: der Nationalverein entfaltete in ganz Deutſch⸗ 
land feine Wirkſamkeit für die Herftellung des deutihen Staats, Abgeordneten- 
vereine und ein allgemeiner Abgeorbnetentag wirkten in demjelben Sinne, ber 
deutſche Reformverein und viele großdeutſche Kofalvereine vertraten die gegnert- 
hen Beitrebungen. Ebenſo wurden die fchleswig-holfteiniihe Kriſis und ber 
Wunſch nach einer deutſchen Kriegöflotte Anlap zur Bildung allgemein-deutfcher 
Vereine. Daneben aber haben ſich in allen einzelnen Ländern, Provinzen umd 
Stäbten vielgeftaltige politifche Vereine konſtituirt. Yarteivereine ſuchen theils 


3, Man vgl. beit May J. c. Gefhichte, Organifation und Wirkfamkeit ber 
wichtigften politifchen Affociationen Englands; insbefondere der society for 
supporting the bill of rigths (fett 1768) &. 121f.; der balb darauf in der 
Hauptftabt wie in den Grafichaften entftandenen zahlreichen societies und clubs 
ib. 122f.; der protestant-associations S. 124f.; der slave-trade-associations, 
welche in der That die Abichaffung des Sklavenhandels erreihten, S. 128. 
288f.; der mit der franzöfifchen Revolution ſympathiſirenden democratie asso- 
ciations, der revolution society, der society for constitutional information, ber 
society of the friends of people, der London corresponding society ©. 132f. 
172f.; der dagegen gebildeten voluntary societies for repressing seditions und 
der Denundiantenberetne ©. 140f.; der für die Katholifenemancipation wirkfamen 
Bereinigungen (1321) und der eufgcgenfehenten fanatifch proteftantifchen Oran⸗ 
gelogen S. 206f. 237; der die Parlamentöreform herbeiführenden political unions 
v. 1831, welche fi) zu einer großen national union verbanden, ©. 221f.; ver 
Chartiftenvereine und der älteften trade-unions der Arbeiter S. 239 f.; ber von 
vollftändigftem Erfolge gekrönten anti-corn-law leage v. 1846 ©. 247f. Bgl. 
dad Refume ©. 251, wo May barauf aufmerkſam macht, daß keine Vereins⸗ 
agitation, die nicht ſpäter allgemein gebilligt worden, gelungen, feine, die wicht 
fpäter verworfen worden, mißlungen ſei. Bon der Macht der politifchen Aſſo⸗ 
ciation fagt Tocqueville, d&mocratie en Am£rique 277: l’association possöde 
plus de puissance que la presse. 
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eine Organiſation der politifchen Parteien, theild die Durchführung beftimmter 
politiiher Programme zu erwirken; Wahlvereine und Reformvereine bilden fich 
mannichfah für mehr vorübergehende Zwede; ftänbige Lokalvereine und in 
größeren Städten zahlreiche Bezirfövereine fuchen durch periodifche Zufammen- 
fünfte, durch regelmäßige Beiprechung der Tageöfragen, durch Vorträge, Bihlio- 
theken und Bildungsanftalten den äffentlihen Geift rege zu erhalten und poli- 
tiihe Bildung zu verbreiten. So jehr hier Alles noch im Werben ift: un- 
möglich läßt fich verfennen, daß auch bei uns das politifche Vereinsweſen, wie 
bie in England und Amerika längft gefcheben, ſich zu einem integrirenden 
Beſtandtheil des ftantlichen Lebens entwidelt. 

2. ine zweite Klafſe bilben die religidjen Vereine. Von Religions- 
genoſſenſchaften und den mit einer Kirche organiſch verbundenen geiftlichen Ge- 
jellihaften war bereitd die Rede: auch freie Vereine für einzelne religiöfe 
Zwede aber bat der moderne Affociationsgeift zahlreich, beſonders in ber Zeit 
von 1814 — 1848, hervorgerufen. Es laſſen fi je nach ihren Zweden 
folgende Gruppen unterjcheiden: 

a. Dereine, welche unmittelbar für bie Religion wirken, und zwar 

a, lediglih unter ihren Mitgliedern (Erbauungsvereine, religiöfe Bil- 
dungs⸗ und Lejegefellichaften, katholiſche Wallfahrtsvereine u. ſ. w.)*); 

ß. nach außen, jei ed nun, daß fie religiöjen Unterricht bezwecken?), jet 
ed, daß fie durch Berbreitung von Bibeln und religiöfen Schriften oder Bil. 
dern wirken ?"), fei ed, daß fie fich der inneren oder äußeren Miffion widmen ’®), 


3) Hierher gehörten auch die Gejellichaften ber Lichtfreunde, ehe fie ſich ala 
freie Gemeinden Tonftituirten, bie Königsberger Mudervereine u. ſ. w. Vgl. 
©iefeler, 8. ©. V. 198f. 251f. Ueber die in Baiern mit königlicher Ge- 
nehmigung gebildeten Wallfahrtövereine f. ib. ©. 355. Ueber die religiöfen Ver⸗ 
eine Frankreichs (die Gefellihaft der Theophilantropen, bie petite Eglise, Die 
neuen Templer, &glise francaise u. f. w.) ib. IV. 104. V. 64f. 93f. 

%) Die für den religiöfen Unterricht beftimmten Kongregationen haben fich 
befonderd in Frankreich fehr vermehrt, ftehen hier aber meift mit der Kirche in 
Berbindung. So die jefuitenähnlichen pres de la foi, association de sacre- 
coeur, congregation des freres des &coles Chrötiennes, Bol. Giefeler V. 
64f. Ueber bie freres ignorantins ib. ©. 176, 

37) eher bie feit 1804 von England ausgegangenen Bibel- und Traktat⸗ 
gefellichaften, ihre Verfolgung dur den Papft und ihre enorme Verbreitung |. 
Stefeler V. 44f. 148f. 287f. In katholiſchem Sinne wirkten bie Gefellfchaften 
ber guten Bücher, der römifche Orden her Medhitariften, die erbaulichen Bilder⸗ 
vereine u. |. w. 

ss) So für die innere Miffion 1833 das rauhe Haus in Hamburg und viele prote- 
ftantifche wie katholiſche Vereine. Gieſeler V. 230f. Zür die äußere Miſſion die 
beſonders durch die feit 1795 beftehende große Londoner Mifftondfoctetät hervorge⸗ 
rufenen zahlreichen Miffionsgefellichaften (ib. S. 148f.) und die Geſellſchaften für 
Berbreitung des Chriſtenthums unter den Juden (ib. 157f.). In Preußen wurde 1828 
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jei es endlich, daß fie allgemein für eine beftimmte religiöfe oder konfeſſionelle 
Richtung thätig find, wie der Guſtav⸗-Adolphs⸗Verein?), die enangeliichen und 
fatholifchen Bünde, Gejellichaften, Wanderverfanmnlungen, Tage, Prediger- 
vereine und Theologengejellihaften, der deutiche Proteftantenverein u. ſ. w.*). 

b. ®ereine, welche eine Einwirkung nicht nur auf die Religion, fondern 
unmittelbar auf die Kirche, ſei es nun als Reformvereine auf ihre Ber- 
faffung, fei e8 auf ihre Verwaltung, ihr äußeres Leben und ihre Stellung 
überhaupt, bezwecken. Solche Vereine nehmen gewöhnlich den Charakter kirch⸗ 
li politifher Vereine an*). 

c. Bereine, welche von überwiegend religiöfen Gefichtspunften aus und 
unter Sefthaltung des religiösjen Charakters ihrer Verbindung fih frommen 
oder gemeinnügigen Zwecken widmen, wie die frommen Genoffenfchaften für 
Erziehung und Unterricht, für fittliche Befferung, für Krankenpflege und 
Wohlthätigkeit*?). 

3. Bereine mit wiſſenſchaftlichen Zwecken find entweber unmittelbar 
der Beförderung der Wifjenfchaft oder ihrer Nutzbarmachung gewidmet. 

a. Das erftere ift der Kal bei den zahlreichen, bereits ſeit dem vorigen 
Sahrhundert in Deutſchland zur Bebeutung gelangten gelehrten Gefell- 
haften). Sie haben fi mit dem Wachsthum des Vereinsgeiſtes nicht nur 


die Berliner Gefellichaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden mit 
den ihr organifch verbundenen Zochtergefellfchaften nicht nur königlich betätigt, ſon⸗ 
dern ihr dad Recht eines eignen Siegels und Portofreiheit gewährt. Vgl. 8. 
O. v. 9. Zebr., 26. Gebr. u. 11. April 1823 (©. ©. ©. 117. 125). Nach dem 
Statut (S. 121) wird die aus allen je 1 Thaler jährlich beitragenden Perfonen 
beftehende Gefellichaft durch ein fich felbft ergänzendes Komité vertreten, ed ſoll 
aber in der Regel jährlich eine Verſammlung ftattfinden. 

) Seit 1842 aus einer feit 1838 beitehenden, 1834 beftätigten Guftav- 
Adolph-Stiftung in Reipzig und Dresden hervorgegangen, 1844 in Preußen und 
dann faft überall aufgenommen (nur in Batern und Oefterreich verboten) und 
nad Haupt» und Nebenvereinen, welche durch Deputirte auf Ortd-, Provincial- 
und Hauptverfammlungen zur Erfiheinung kommen, ald Ganzes mit felbftändigen 
Gliedern organifirt. Vgl. Siefeler, 8. G. V. S. 266 — 274. 

0) Vgl. auch über die evangelifchen Gefellfchaften Frankreichs Gieſeler V. 
©. 113f., über ben evangelifchen Bund in England ib. 166f., über die Kirchen: 
tage S. 278. 

au) Died war namentlich bei den großen Miffionskongregationen der Reftan- 
rationdzeit in Frankreich GGieſeler V. 64f. 79f.) und bei den Fatholifchen und 
proteftantifchen Vereinen der Schweiz (ib. 170. 291. 298f.) der Full. 

2) Bol. insbefondere über die evangelifchen Diakoniffen (erſte Anftalt 1936 
in Katferöwertb) Gieſeler V. 229f. Die katholiſchen Yrauengenoffenfchaften 
ftehen mit der Kirche in Verbindung. 

“2, Man vgl. 3. B. die ftatiftifchen Nachrichten über die gelehrten Gejell- 
IHaften Preußens b. Weber, Hanbb. der ftaatswirthfchaftl. Statiftit und DVer- 
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auperorbentlih vermehrt und verzweigt, ſo daß fich felbft für die Forſchung 
auf fpeciellen Gebieten einer einzelnen Wiffenfchaft (4. B. der Geſchichte, der 
Archäologie oder Kunftgefchichte, der Geographie, der Ethnologie, der Natur- 
funde) bereits befonbere Vereine finden, fondern es hat fi auch bei ihnen 
die Tendenz der modernen Affociation auf Erweiterung beſonders wirffam ge 
zeigt, indem die einem beftimmten Zweige der Wiſſenſchaft gewidmeten Ber- 
eine oder Einzelnen nicht nur über die einzelnen Staaten, fondern über ganz 
Deutichland und zum Theil felbft über das ganze civilifirte Europa hin in 
Berbindung getreten find und theils fefte Gejammtvereine begründet haben, 
theild auch ohne ſolche auf mehr oder minder regelmäßigen Verſammlungen 
ber Gemeinjamkeit Ausdruck geben (Germaniftentage, Naturforidher- und 
Aerztefongreffe, Zuriftentage, Philologenverfammlungen und Lebrerfongrefie, 
ftatiftifche Kongreffe, volkswirthſchaftliche Kongreffe u. ſ. w.). 

b. Andere Bereine bezweden die Verbreitung der intellektuellen Bildung, 
und zwar 

a. unter ihren Mitgliedern, wie die allgemein wiffenfchaftlichen und 
populär wiflenfchaftlichen Bereine, die Sournal- und Lejegefellihaften, die 
Bildungsvereine ber nieberen Stände, ober 

B. nad außen, wie bie dem Unterricht oder der Sugenderziehung, ber 
Verbreitung gemeinmüßiger Kenntniffe, der Errichtung von Bildungsanftalten und 
Bibliotheken, der Belehrung und Bildung des Volks gewidmeten Geſellſchaften. 

4. Die Bereine für Beförderung der Kunft zerfallen gleichfalls in jolche, 
weldhe die Kunft oder eine beftimmte Kumftgattung unmittelbar zu heben be 
zwecken, und in folche, welche entweder ihren Mitgliedern ober auch Nichtmit- 
gliedern Kunftgenüffe zu verjchaffen und die Afthetifche Bildung zu vervoll- 
fommnen traten. Auch bier finden fich haufig verjchiedene derartige Zwecke 
vereint. Ueberdies verfolgen viele künftleriiche Vereine zugleich mancherlei auf 
anderen Gebieten liegende Zwede, 3. DB. die zahlreichen Gefangövereine, die 
Mufif- und Theatervereine gemeinjame Gefelligfeit, die Vereine der Künftler 
und Künftlerinnen Sntereffenvertretung und gegenjeitige Unterftägung, die 
Architektenvereine wiſſenſchaftliche Zwede u. |. w. Dagegen find die Kunft- 
vereine, welche Kunftauftellungen und Bertheilung oder Verloſung von Kunft« 
gegenftänden beabfichtigen, die Vereine für Tünftlerifchen Unterricht, die Ver⸗ 
ſchoͤnerungsvereine, Mufenmövereine oder andere Bereine für Begründung und 
Unterhaltung der zur Beförderung der Kunft oder des Schönheitsfinnes dienen- 


waltungöfunde der preuß. Monarchie. 1840. S. 185—187 und Frantz, ber 
preuß. Staat (1854) Th. I. ©. 860 f. Als einige ber Alteften find hervorzuheben 
die 1771 geftiftete „patriotifche”, 1808 als „naturforfchende und Induftriegeſell⸗ 
fchaft" neuorgantfirte Geſellſchaft in Schlefien, die Gefelichaften naturforfchender 
Freunde (1778), der Freunde der Humanität (1796) und die philomathifche Gefell- 
ſchaft (1800) in Berlin, die verfchiedenen Vereine Der vaterländifche Kultur oder 
nn u. f. w. 
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den Anftalten, Anlagen und Einrichtungen, ausſchließlich den Zwecken ber 
Kunft gewibmet*). 

5. Für Handel, Gewerbe, SInduftrie und Verkehr find zahl- 
reiche Vereine thätig, welche theild dur Anregung, Belehrung, gemeinfame 
Anftalten und Berabredungen einen beitimmten Zweig bed wirthidaftlichen 
Lebens zu fördern, theild die Intereflen eines Erwerbs⸗ oder Verkehrszweiges 
nad außen zu vertreten, theild endlich durch Schulen, Bildungäinftitute, Zeit- 
ſchriften u. |. w. für intelleftuelle oder techniſche Belehrung und Yortbildung 
der Mitglieder oder auch ber Nichtmitglieder zu forgen ſuchen. Hierher ge- 
bören 3. B. ber von Lißt 1819 gegründete Handelsverein unb bie engeren 
und weiteren Dereine, welche für Verbreitung des Freihandelsſyſtems wirf- 
ten, jowie der aus den Handelskorporationen, Handelöfammern und Handels 
vereinen hervorgegangene nationale Verband des beutichen Handelstages. 
In ähnlicher Weife wirkten auf die Gewerbegefeßgebung bie zahlreichen 
Gewerbe und Induſtrievereine u. |. w. ein, während daneben für die techniſche 
Sortbildung der Gewerbe allgemeine Gewerbevereine und polytechniſche Gefell- 
haften entjtanden *), für die einzelnen Gewerbszweige aber fi) neben den In⸗ 
nungen und mehr noch, wo ſolche nicht beitanden, Fachvereine bildeten, welde 
gleichfalls zur Heritellung umfaffender, womöglich gemeindeutſcher Verbände 
mit lofalen und provinziellen Zweigvereinen neigen (3. B. norbbeuticher Apotbefer- 
verein jeit 1820, Berein deutſcher Müller und Mühleninterefienten, Schiffer- 
vereine und jeit 1868 der deutiche nautiihe Verein u. |. w.). Beſondere Ber 
eine find für die Interefjen des Bergbaues thätig (z. B. die berg- und hütten- 
manniſchen Vereine Schlefiene, der „Verein für die bergbaulichen Interefjen“ 
am Rhein, der „zollvereinsländifche Eifenhüttenverein u. ſ. w.); auch fonft 
giebt es freie Vereine von Induſtriellen und Fabrikanten gleicher Gattung. 
Auf dem Gebiet des Verkehrs endlich ermöglichen Eiſenbahn⸗, Poft-, Telegra- 
phen⸗, Schifffahrtsvereine u. |. w. durch Kartellverträge eine einheitliche Regelung 
bed Gefammtverfehre. 

6. Aehnlich ift die Thätigkeit der land» und forftwirtbihaftlidhen 
Bereine, welche für die Beförderung der Landeshultur, für die Belehrung 
und Unterftügung der Behörden und für die Verbreitung von landwirthſchaft⸗ 

4) Nachweiſe über ältere derartige Vereine in Prenfen b. Weber J. c. ©. 
190. 191. 201 u. Supplement-Bd. ©. 43 f. Ueber Landesverſchönerungsvereine 
(1835 in Wittenberg, 1837 in Poſen) S. 187, 

45) Nachweiſe über verfchiedene gewerbliche Bereine in Preußen b. Weber 
l.c. ©. 189 u. Suppl. Bd. ©. 46. 46. Ferner b. v. Reben, Erwerbs- und 
BVerkehritatiftit des preuß. Staats (1353) ID. ©. 2138. 2139, Hervorzuheben 
tft beſonders ber feit 1820 in Berlin beftehende Berein für Beförderung bes 
Gewerbsfleißes in Preußen (mit 5 Abtbeilungen), deſſen Statut b. Kampg, Ann 
IV. ©. 753 nebft Cirk. Reſkr. v. 24. DM. 1820 ib. ©. 759. Bol. auch das 
Statut des Gewerbevereins in Düffeldorf v. 20. Zuni 1836 b. Kamptz LJ c. 
XX. ©, 689. Achnliche Vereine find feitdem in jeder größeren Stadt gegründet. 
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lichen Kenntniſſen und Intereſſen durch oͤffentliche Sitzungen, durch Zeitſchriften, 
Leſeanſtalten, Modellſammlungen, Ausftellungen, Prämien, zum Theil au 
durh Schulen und Berfuhsanftalten zu wirken ſuchen. Schon jeit der Mitte 
bed vorigen Sahrhunderts, obwol zunächft unter dem Einfluß der Regierungen, 
in Deutfchland werbreitet, haben fie fih nicht nur an Zahl feitbem außer 
orbentlich vermehrt, fondern fih auch durch Einrichtung von Kreis und Landes⸗ 
vereinen über den Lokalvereinen eine weitere Organifation gegeben und zu noch 
ausgedehnterer Gemeinjamkeit periodifhe Wanderverfammlungen, feit 1837 
allgemeine Verſammlungen deutſcher Land- und Forſtwirthe, veranftaltet. 
Daneben giebt es beiondere Waldban-, Weinbau, Gartenbau, Obftbau-, 
Schafzüchter· Pferbezüchter-, Bienenwirthe-, Dopfenbau-, Seibenbau-, Alkli⸗ 
mationsvereine u. |. w.*). . 

7. Bereine für körperliche Ausbildung find in den Sxhübengilden, 


%) Ueber bie landwirthſchaftlichen Vereine vgl. Rofcher, Syſtem der Volks⸗ 
wirtbid. U. 8 170. ©. 482 Note 8 —9 und ſpectell über Die Tanbwirthichaftlichen 
Bereine Preußens, deren 1838 ſchon 88, 1849 aber 382 beftanden, Weber J. c. 
S. 187—189, Supplem. Bd. ©. 44. 45. 169 f.; Zeitſchr. f. gutsherrl. u. bäuerl. 
Berbältn. Bd. L 9.38. ©. 510-534; Frank 1. c. L 120f. u. 749 Note; 
Dieterict, Handb. der Statiftit des preuß. Staats (1861) ©. 108 u. 139; 
v. Rönne, preuß. Staatsr. H, 1. S. 106 Note 3 u. II, 2. ©. 239 Note 5, 
6. — Die älteften Iandwirtbfchaftlichen Gefellichaften in Deutichland waren die 
thüringifche v. 1763, die Leipziger v. 1764, die Geller v. 1764, bie fränkiſche v. 
1767, die preußifchen in Breslau, Potsdam und Hamm jelt 1770, in Mobrungen feit 
1791, die bairifche ». 1810, badiſche v. 1819, Eurhefitiche v. 1821. Doch war bei ihrer 
Bildung meift noch der Einfluß ber Regierung thätig, in Defterreih wurben bie 
ölonomifchen Gefellichaften in Wien, Prag, Gratz, Laibach, Junsbruck, Linz, 
Brünn, Klagenfurt fogar auf Taiferlichen Befehl eingerichtet. Die Iandwirth- 
fchaftlihen Vereine ftehen auch oft in einem gemwiffen Konner mit den Staats» 
bebörden, arbeiten für fie Gutachten aus und erhalten von ihnen einen Theil 
ber für Hebung der Landeskultur ausgefepten Summen zur Berwenbung. Bol. 
über das Verhältniß der Special- und Gentral-Bereine zum Lanbeöälonomie- 
Kollegium in Preußen 8. O. v. 16. Jan. 1842 u. Regulativ v. 25. März 1842. 
(M. Bl. f. d. i. V. S. 128). Die einzelnen Vereine haben meift einen Vorfigenden, 
einen ftändigen befoldeten Sekretär und periodifch gewählte Ausſchüſſe. Im 
Sadfen bilden fih aus den (1. 3. 1854 137) Lokalvereinen nah Roſcher J. c. 
Note 8 5 Kreiövereine, deren Verwaltungdausichug aus ben Vorftehern jener und 
einem Sefretair befteht. Die Borfipenden und Abgeordnete der Kreisvereine nebft 
einigen Specialfachverftändigen bilden dann den als berathende Kammer mit dem 
Minifteriun verkehrenden Landeskulturrath. — Ueber einen Berein zur Beförderung 
des Flachs⸗ und Hanfbau's (1850 in Berlin) vgl. M. Reftr. v. 3. Zuli 1850 
(M. Bl. f. d. i. V. S. 255) u v. 1. Juli 1851 (ib. 145); über einen Berein 
zur Beförberung des Seidenbaus in Preußen, dem Korporationdrechte verliehen 
find, |. K. O. v. 9. Nov. 1828 u. d. Statuten b. Kamptz, Ann. ZI. S. 52— 
66. Reftr. über Waldbauvereine 6. Rönne II, 2. ©. 260 Note 2, 
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den ZTurnvereinen und zeitweife in den Jugendwehrvereinen mannichfach her. 
porgetreten und haben gleichfalls den Zug der modernen deutichen Aflociation 
nach umfafjender, womöglidh nationaler Gejammtorgantfation bekundet. 

3. Auch Spradvereine giebt es, die für Reinigung der beutjchen 
Sprade, für Pflege eines Volksdialekts oder für ähnliche Zwecke wirken. 

9. Bereine für den Schuß der Perjon oder des Eigenthums 
können, da der Staat diefe Aufgaben wejentli übernommen bat, nicht mehr 
dieſelbe Bedeutung wie zur Zeit der alten Schußgilden haben. Doc kommen 
Rechtsſchutzve reine (bejonders im Anslande) aud jet noch vor. Meber- 
dies laſſen ſich Feuerwehrvereine, Bereine für die öffentliche Gefunbheitöpflege, 
Vereine für die Rettung Schiffbrüdiger, Vereine für den Shut der Aus- 
wanberer u. |. w. unter die Schußvereine rechnen. . 

10. Eine fehr wichtige Klaffe der mobernen Bereine find die Vereine 
für Snterefjenvertretung eined Standes, einer Beruföflaffe, eines Ge- 
ſchlechts. Wenn ſchon viele der bisher erwähnten Vereine, wie die Gelehrten-, 
Künftler- und Künftlerinnen-, Handels, Gewerke, Snduftrie und Yandwirth- 
Ihaftsvereine, neben der Beförderung eines beſtimmten Zweiges des geiftigen 
oder wirtbichaftlihen Lebens zugleich die Bertretung der Intereffen der dieſem 
Zweige fi) widmenden Beruföflafjen ald ihre Aufgabe anfehen, jo ijt dies 
bei anderen Vereinen der einzige oder doch der nächſte und vornehmite Zweck. 
Derartige Vereine Tönnen, wenn fie eine Aenderung ber focialen Lage der von 
ihnen vertretenen Klaffen durch politiihe Mittel herbeizuführen juchen, unter 
die politiihen Vereinigungen fallen; jofern fie dagegen lediglich durch gemein- 
fames, innerhalb der Befugniffe von Privatperjonen verbleibende Handeln, 
durch privatrechtliche Verabredungen, durch Belehrung der Mitglieder, der 
Öffentlichen Meinung und ber Behörden, oder durch ähnliche Mittel wirken, 
haben fie einen unpolitiichen Charakter. Die Vertretung des gemeinjamen 
Intereſſes Tann entweder nur einer beftimmten anderen Perjonenflaffe gegen- 
über beabfichtigt werben, wie z. B. von dem beutjchen Bühnenverein gegenüber 
den Künftlern, von manchen DBereinen der Arbeitnehmer gegenüber den Arbeit- 
gebern und umgekehrt, oder fie kann gegen die gefammte übrige Gefellichaft 
und gegen den Staat felkft ftattfinben. Hierher gehören z. B. die Advokaten⸗ 
vereine, Schriftftellervereine, Vereine der Preſſe, Lehrervereine u. ſ. w. Ebenſo 
die in neuefter Zeit entftandenen „Vereine für die Wahrung der Snterefien 
des Grundbeſitzes“. Berner die Frauenſchutzvereine und die Vereine „für Be 
förderung der Erwerbsfähigkeit des weiblichen Geſchlechts“7). Beſonders wichtig 
endlich find die Arbeitervereine, welche die Berbefferung der Lage der arheitenden 
Klaffen und die Vertretung der Arbeit gegen das Kapital bezweden. Sie 
find jeit dem Jahre 1848 in wechjelnder Geftalt und Ausdehnung in das 

en) Bol. 3. B. über Gründung, Wirkſamkeit und Organifation eines ſolchen 


Bereins in — ben Aufſatz v. J. Hirfch b. Eras, Jahrb. f. mean 
Erfter Jahrgang. Leipz. 1868. ©. le 79. 
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öffentliche Leben Deutichlands eingetreten. Beſtand der 1848 gegründete „Gen- 
tralverein für das Wohl der arbeitenden Klaffen* größtentheils aus Nichtarbeitern, 
jo traten ſchon damals ein „allgemeiner Handwerker- und Gewerbekongreß“ und 
ein „allgemeiner deutſcher Arbeiterfongreg" zufammen, welde eine Gelammt- 
organijation mit Zweig. und Unterverbänden erftrebten. Dieſe Verſuche haben 
fi dann mehrfach erneut und feit 1863 ift neben vielen Lokalvereinen ab» 
weichender Richtung ein „allgemeiner deutſcher Arbeiternerein* entftanden. Viele 
Vereine diefer Art verfolgen zugleich Bildungszwecke, wie z. B. ber „allgemeine 
Arbeiterbildungsverein® in Wien jeit 1867, oder diefe und Unterſtützungszwecke 
zugleich, wie bie Handwerkervereine in allen größeren beutfchen Stäbten. 

11. Die Vereine auf den Gebieten der Sitte und Sittlichkeit 
theilen fich im ſolche, die nach außen wirken, und in foldhe, die fih ansichlieg- 
lich oder zunächſt auf die Mitglieder beziehen. 

a. Nah außen find mancherlei Vereine für eine Erhaltung guter — 
die Abſchaffung ſchlechter Sitten, mehrere noch für die Hebung der Sittlichkeit 
ſei es der Geſellſchaft überhaupt ſei es einzelner Klaffen thätig. Sm ſpeciellen 
Richtungen wirken z. B. die Vereine gegen Thierquälerei, die Mäßigkeitsper⸗ 
eine u. |. w. Allgemeinere Ziele verfolgen bie Vereine für Samilien- unb 
Volkserziehung, die Vereine für Verbreitung ber Grundſätze der Moral und 
alle bereits erwähnten Bildungsvereine, welche neben der intellektuellen zugleich 
die fittliche Bildung zu fördern ſuchen. Hierher gehören ferner die Vereine 
für Anlage und Unterhaltung von Kleinkinderbewahranftalten, Kindergärten 
u. ſ. w. Endlich find zahlreiche Vereine für die Herftellung einer bereits ver- 
borbenen 'oder gefährdeten Sittlichkeit thätig, wie die Vereine für Erziehung 
verwahrlofter Kinder, die Samariterherbergen für arme, verlaffene, der Ver⸗ 
wilderung preisgegebene Mäpchen, die Vereine für Verhinderung des Bettelns 
der Kinder, die Bürgerrettungdvereine und bie Vereine zu fittlicher und Ra 
Herftellung ber entlaffenen Sträflinge*®). 

b. Für die Begiehungen der Mitglieder zu einander ſetzt fich in einem 
großen Theil ber zunächſt auf andere Zwecke gerichteten Bereine der uralte 


48) Weber die lepteren vgl. man die bei Rönne, Polizeiwefen I. 260 — 267, 
11. 699—709 u. Supplem. Bb. S. 27—33 zufammengejtellten Verfügungen 
preußifcher Regierungen und die ald Anlagen mitgetheilten Statuten. — Stahıten von 
Bereinen der übrigen namhaft gemachten Kategorien aud Merjeburg und Lützen 
find 3. B. b. Maſcher, das Staatebürger- 2c., ſowie die Armengefeßgebung 
Preußens, im Anhang Nr. 2. 3. 4. 10. 11 abgedrudt. S. auch bie Nachweifungen 
über derartige Vereine in Preußen b. Weber 1. c. ©. 206 f. u. Suppl. Bd. ©. 
50. 51. — Vgl. auch die Statutenbeifpiele bei Schnell, die ſociale Privathilfe, 
Berlin 1860: ©. 34 (Bürgerhilföverein);, S. 85 (Ortsverein für das Wohl der 
arbeitenden Klaflen); S. 111 (Enthaltfamkeitsverein; S. 140 (Berein für Ar⸗ 
beitöfchulen); S. 151 (Handwerterbildungsverein); S. 129 (Kleinkinderbewahran- 
ftalt). — Statut eined Stuttgarter Vereins zum Wohl der arbeitenden Klafien 
im Arbeiterfreund 1867 ©. 209. 
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Gildebrauch fort, welcher eine ſociale Gemeinjchaft der Vereinsgenofſen herbei- 
führt und diefer durch die an die VBerfammlungen fi) anſchließenden gefelligen 
Vereinigungen und durch regelmäßige wie außerordentliche Bereinsfefte Aus- 
drud giebt, zum Xheil aber auch noch höhere fittlihe Genoſſenpflichten be- 
gründet. Daneben aber giebt es eine unüberſehbare Yülle von Bereinen, 
welche ausſchließlich ober doch hauptfächlich gejellige Zwecke verfolgen, wie bie 
bald mehr nah Ständen und Klafien (Adel, Bürger, Honeratioren, Dienft- 
boten, Geſellen u. j. w.) abgefchloffenen bald freieren Geſellſchaften, Kafino’s, 
&rholungbvereine, Klubbs, Kriegemwereine, Landamannsvereine n. |. w. u. f. w. 
Andere Verbindungen ‚ähnlicher Art ftreben über die bloße Geſelligkeit hinaus 
im Sinne des alten Grundgebanfend der Brüderſchaft nach einer engeren fitt- 
lichen Genoſſenſchaft. Als ſolche fittlich-jociale Vereine laſſen fi 3. DB. noch 
die Freimaurerlogen, die Stubentenverbindungen, die Refte der alten Gefellen- 
verhrüberungen, bie dem alten Herbergsweſen gegenüber nem entflandenen Ge- 
fellenbünde und Sünglingönereine**), ähnlich aber auch die mobernen Hand⸗ 
werlerwereine, Arbeiterfortbildungsvereine u. f. w. bezeichnen. 

12. Endlich haben neben den fortbeftehenden ober neugegründeten öffent- 
lihen und privaten nftalten für wobltbätige Zwecke fi feit dem Wieder⸗ 
erwachen des Aſſociationsgeiſtes zahllofe freie Wohlthätigkeitspereine 
gebilbet, weldhe in ber verfchiedenften Weile die Staats-⸗ Kommunal» umb 
Korporationsthätigkeit auf dieſem Gebiete unterftüßen oder ergänzen. Gie 
wirten theils vorübergehend als Hilfövereine bei jedem Notbftand, ale Bereine 
für Gründung bejonderer Anftalten, für bie Leitung von Sammlungen zu 
beftimmten Zweden, für Kranken- und Berwunbetenpflege während eines 
Krieges u. ſ. w., tbeils fuchen fie das Armen, Kranken⸗ und Unterftükungs- 
weſen oder einen beftimmten- Zweig deſſelben dauernd zu organifiren, wie bie 
Armenvereine und Urmenpflegevereine, die Krankenvereine, Krippenvereine, In⸗ 
palidenverjorgungsvereine, Vereine für arme Wöchnerinnen, für ärztliche Pflege 
ber Kinder armer Eltern, für Verſorgung der Armen mit Holz im Winter, 
die Sparvereine ber Minderbemitttelten, die DBereine zur Erbauung von Fami⸗ 
lienwohnungen für unbemittelte Leute, für Errichtung öffentliher Waſch⸗ und 
Badebäufer u. f. w.). Für die letzgedachten Zwecke ift in neuerer Zeit auch 
die Form von Aftiengelellichaften angewandt worden. Insbeſondere haben 
Ay Diefe haben zugleich eine religiöfe Färbung und find im Anſchluß an 
Die inneren Miffionen gebildet. Bol. Ritſchl, über chriftliche Zünglings- und 
Gefellenvereine. 1852. 

so) Vgl. 3. B. die Statuten von Armenpflegenereinen aus drei Merſeburger 
Parochien bei Mafcher 1. c. Nr. 5—7, bed rauenvereind zur Armen⸗ und 
Krankenpflege in Halle ib. Nr. 8, bed Bereins zur Erbauung von Familienwoh⸗ 
nungen für unbemittelte Leute in Halle ib. Nr. 9, das Regulativ für die Spar 
vereine der Minderbemittelten ib. Nr. 12. S. auh Weber L e. ©. 8ildf. u. 
Suypl. Bd. ©. 221f. Strang l. c. ©. 259, 387-892. 898. 899. Bgl. oben 
Note 12, 
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fih in Berlin (1848), Stettin (1855) und anderen Orten jogenannte „gemein- 
nũtzige Baugeſellſchaften“ gebilbet®'), welche das Aktienkapital lediglich mit 4 ober 
5 Procent verzinfen und dafür Häufer mit einer Anzahl von Wohnungen bauen, 
bie fie billig an Unbemittelte vermiethen, um allmälig das Anrecht an ber 
Wohnung auf den Miether, das Eigenthum bes ganzen Grundftüd aber auf 
die Gefammtheit der Miether, die jog. „Miethsgenoſſenſchaft“, übergeben zu 
laſſen (nad 30 Jahren). Hiermit ift jedoch auf der einen Seite das Gebiet 
des perfönlichen Vereinsweſens, auf der andern das ber bloßen Wohlthätigkert 
verlafjen und ein Schritt auf das Gebiet der wirt hſchaftlichen Aſſociation 
gethan, wovon unten die Rebe fein wird. 

DIL Einer ſolchen Mannichfaltigkeit der Zwede entipricht eine außer 
ordentlihe Mannichfaltigkeit in der Zufammenjehung und Organi- 
fation ber freien Vereine). Gerade die Gefchmeidigkeit feiner Formen ift 
es, welche dem modernen Vereinsweſen, indem fie es für die allgemeinften wie 
für die vereinzeltften Zwecke, für die feftefte Stänbigkeit wie für die freiefte 
Bewegung gleich jehr befähigt, eine höhere und freiere Entwicklung fichert, als 
fie dem troß feines Geftaltenreichthums im Vergleich hierzu formenarmen, 
weil durch die Formen der Bünde und Gilden beherrfchten, mittelalterlichen 
@inungsweien zu Theil werden konnte. Gleichwol Kat auch dad moderne 
Bereinsweien die Tendenz, gewiffe Grundzüge der Organifation überall in 
ähnlicher Weife zu verwirklichen, und es ift bezüglich ber hier beiprochenen, des 
ölonomifchen Charakters entbehrenden Vereine ein Zuſammenhang mit der alten 
Gildeverfaſſung und ihrer Aus- und Fortbildung nicht zu verfennen. 

Die Mitgliedſchaft in allen dieſen Vereinen, mögen fie fih nun aus 
Ginzelperfonen, oder (wie Poft-, Xelegraphen. und Cifenbahnvereine, der 
Sterbelaffenverein deutſcher Eifenbahngefellichaften, der Handelsſtag, der Ver⸗ 
band deutfcher Genofienihaften, viele Gefammtvereine u. f. w.) aus Geſammt⸗ 
perjönlichkeiten (Gemeinden, öffentlichen KRörperfchaften, Wirthichaftsforporationen 
ober andern Vereinen), oder aus Anftalten und Stiftungen, ober endlich aus 
mehreren dieſer Perfonengattungen zufammenjegen, wird ganz wie in der Alte 
ften Gilde fowol bedingt wie beftimmt durch bie beiden Momente der Per- 
fönlihleit und der Freiwilligkeit. inzige Erwerbungsart der Mit 
gliedſchaft ift daher der freiwillig erflärte Eintritt einerfeits, die Aufnahme 
dur den Verein ober die dazu beftimmten Vereinsorgane andererjeitt. Doc 
bat das moderne Vereinsweſen in einzelnen feiner Zweige hier eine fo freie 


5) Bol. Preuß. G. ©. v. 1848 ©. 355 u. 1853 ©. 138; 1867 ©. 550. 
Das Geſetz v. 2. März 1867 (G. ©. ©. 385) gewährt diefen Gefellfchaften 
Sportel- und Stempelfreiheit. 

2, (58 verfteht fich, daß von der rechtlichen Natur der Vereine erft im zweiten 
Theil gehandelt werden Tann, hier nur ihren Umriffen nach bie von ber jet be- 
fprochenen Vereinsgattung in der Verfafſungs geſchichte ber deutſchen Benoffen- 
ſchaften eingenommene Stelle bezeichnet werden muß. 
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Geftalt angenommen, daß manche Vereine von vornherein erklären, daß fie 
Zeven, der feinen Namen in eine Lifte eintragen, einen Beitrag zahlen oder 
auf eine fonft beftimmte Weife jeine Abfiht, für den Vereinszweck wirken zu 
wollen, Tundgeben werde, ald Mitglied anerkennen wollen. Im Allgemeinen 
ift das moderne DBereinsweien jeder Exkluſivität abgeneigt, und der Zahl 
nah geſchloſſene Gejellihaften möchten fi unter den bier beſprochenen 
Bereindgattungen kaum finden. Dies ſchließt natürlih nicht aus, daß je 
nach dem Zweck der Vereine vielfah die verfchiedenften Bedingungen der 
Mitgliedſchaft aufgeftellt werden, daß, während mande Vereine lediglich die 
Vebernahme der Verpflichtung zu einem beſtimmten Beitrage oder zu beftimm- 
ten perfönlichen Leiftungen fordern, andere das Vorhandenſein beitimmter 
Standes-, Berufs-, Geſchlechts⸗, Religions⸗, Geſellſchafts-, Bildungs-, Geifte- 
oder Körperqualitäten verlangen. Immer aber find e8 perjönliche Eigen- 
ſchaften und Willenserklärungen, welche die Mitgliedihaft geben, und wenn 
bei einzelnen ber erwähnten Vereine Aktienmiſſionen für einzelne Vereinsan⸗ 
lagen (Bereinshäufer, Turnhallen, Mufeen, Theater u. |. w.) vorlommen, fo 
pflegen dabei, injofern nicht eben der Verein als Aktiengeſellſchaft oder eine 
Aktiengefelihaft neben dem Verein Zonftituirt wird, zwar gewiffe bejondere 
Rechte und Pflichten durch den Aftienbefig begründet, die effentiellen Rechte 
der Vereinsmitgliedſchaft aber auch den Nichtaftionären vorbehalten zu werden. 
Selbft bei einer derartigen Kombination der fachenrechtlichen mit der perfön- 
lichen Grundlage, mehr aber noch in ben auf die rein obligatorifche Beitrags- 
pflicht geftellten Bereinen ift die Regel durdaus die Gleichheit der Rechte und 
Pflichten aller Mitglieder in allen Angelegenheiten des Bereins, insbeſondere 
die Gleichheit des Stimmrechts. Auch da, wo die Vereinsbeiträge nicht nur 
nach freiem Belieben ungleich, ſondern nad einem zwingenden Bereinsfteuerfuß 
abgeftuft find, pflegt durch den höheren oder geringeren Beitrag fein Unterſchied 
bed Vereinsgenoſſenrechts begründet zu werben. Kommen Unterſchiede und 
Klafien vor, jo beitimmen ſich dieſe faft immer nad rein perſönlichen 
Eigenſchaften (Alter, Würdigkeit, Anfehen, Dauer der Vereinsmitgliedſchaft 
u. |. mw). Ebenſo find ihrem Inhalt nach jowol die Rechte und Pflichten 
der Vereinsgenoſſen gegen einander, als die Rechte und Pflichten der Ein- 
zelnen gegen den Verein perjönlicher Art. Je nach dem BVereinsftatut herrſcht 
bier im Einzelnen natürlih eine unüberjehbare Mannichfaltigkeit und ind 
bejondere im Berhältnig des Vereins zu feinen Mitglievern ift ber Grab, 
in weldem das Individuum vom Verein abjorbirt wird, und das Recht, wel- 
ches es dafür zurüdempfängt, außerordentlich verſchieden. Bon einer jo ftarf 
das Individuum unter die Vereindeinheit zwingenden Gewalt, wie die alte Gilde 
fie befaß, ift Faum irgendwo noch faktiſch, jedenfalls nirgend mehr rechtlich die 
Rede. Allein noch beabfichtigt eine große Anzahl von Vereinen nach ihrer 
freilich rechtlich nicht erzwingbaren Verfaffung einen faft das gefammte Leben 
ihrer Mitglieder vorübergehend oder dauernd ergreifenden Verband, während 
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bei andern eine beichränfte Summe perjönlicher Pflichten, deren Erfüllung 
durch Vereinsſtrafen und Bereindgerichte gefichert wird, und eine entfprechende 
Summe von Rechten (befonderd die Theilnahme an den BVeranftaltungen und 
Bortheilen des Vereins) begründet ift, bei wieder anderen endlich die Pflicht 
der Mitglieder durch ihre Beitragspfliht und ihr Recht durch das Recht auf 
Theilnahme an einer etwaigen nicht einmal nothwendig einzuberufenden Ber- 
jammlung erjhöpft wird. Schließlich Tann bei völlig freien, nicht etwa von 
der öffentlichen Gewalt mit weitergehender Bedeutung befleiveten Vereinen in 
jedem Moment der Einzelne durch Austritt fein Verhältnig zum Berein, ber 
Berein durch Ausſchluß fein Verhältnig zum Einzelnen löſen. | 

Die Organifation der fo zufammengejeßten Vereine, wie fie durch die 
frei gewillfürten und vermöge der Vereindautonomie fortgebildeten Vereins: 
ftatute beftimmt wird, ift nach Bedürfniß und Zwed fo mannichfach geftaltet, 
daß vielleicht jebe denkbare DVerfaffung in irgend einem Verein ihr Abbild 
bat. Immer finden fi als DVereindorgane die Vereinsverſammlung und ein 
bald aus Einer Perfon beftehender bald Follegialifcher Vorſtand; häufig über- 
dies Verſammlungsausſchüſſe oder Repräfentanten, weldye die Geſammtheit 
gegen den Vorſtand vertreten; in jehr verjchiedener Stellung und Bedeutung 
endlich beioldete ober unbejoldete Vereinsbeamte für Bachangelegenheiten, für 
die VBermögensverwaltung, für die Vertretung nad außen u. f. w. Zwiſchen 
dieſe verſchiedenen Organe find dann bie gefeßgebenden, richtenden, verwalten- 
den, beiliegenden, vollziehenden und Fontrolirenden Funktionen des Bereind- 
lebens in überaus ungleicher Weiſe vertheilt und, wenn bei den feiter organi« 
firten Vereinen in der Regel jedem Organ fein jelbftändiges Gebiet überwiejen 
wird, jo giebt es andere Vereine, bei denen faft nur durch Eines jener Organe ber 
Berein als folder zur Erſcheinung kommt. Bald liegt der Schwerpunkt im Bor- 
ftande oder in einem Komits, das vielleicht den Verein gegründet hat und leitet, 
ohne je eine Mitglieververfammlung zu berufen, bald beforgt die Vereinsgeſammt⸗ 
beit alle ihre Angelegenheiten jelbft. Häufig kommt es vor, daß eine DVer- 
fammlung fi zum Berein Tonftituirt, dann aber fofort ihre Befugniffe einem 
jtändigen, fi jelbft ergänzenden Ausſchuß überträgt, der nur berechtigt, nicht 
verpflichtet wird, nad Bebürfnig eine neue Berfammlung auszuſchreiben. 
Biele urjprünglich freie Berfammlungen, wie bie meilten periobifchen und 
wandernden Gelehrtenverfammlungen, der Suriftentag, der Handelstag, der 
volkswirthſchaftliche Kongreß, die Kirchentage, die Abgeordneten» und Partei. 
tage u. |. w., nehmen eine förmliche Bereinsbildung nicht einmal vor, jondern 
fegen nur einen Ausſchuß ein, ber die nädfte Verfammlung berufen und 
andere formale Geſchäfte erledigen, bisweilen aber au im Namen der Ver⸗ 
fammlung in der Zwifchenzgeit für deren fachliche Intereſſen thätig fein joll, 
Hier bleibt es dann oft unbeftimmt, ob ein wirklicher Verein vorliegt, ob 
eine bloße freie Verſammlung, ob vielleicht eine zwifchen beidem die Mitte 
haltende Aflocietionsform, oder ob endlich etwa der Ausſchuß ein Verein ift, 
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Die Natur des Ausſchuſſes als Organ einer fomit immerhin, wenn auch un- 
vollkommen organifirten Gejammtheit, die dadurch ermöglichte Periodicität 
und Konnerität der Verfammlungen, das ununterbrocdhene Vorhandenfein einer 
Vertretung der afjociirten Intereffen wird wenigftens da, wo die Vollmacht 
bes Ausichufjes nidht eine rein formale und einmalig wirkende ift, dieſe Aſſo⸗ 
ciationsgebilde in der Regel juriftifch bereits als Vereine charakterifiren, wenn- 
gleich die Unbeftimmtheit der Mitgliedſchaft und der Mangel eines ausdrück⸗ 
Lich erflärten (bdedhalb aber doch möglicherweife ftillfchweigend anzunehmen- 
den) Gefammtwillens, Verein zu fein, biefe Auffaffung erſchweren. Hiſtoriſch 
und thatjächlich find fie allerdings eine Uebergangsſtufe zwiſchen Verſammlung 
und Verein, find vielfah werbende Vereine, wie deren die fchöpfertiche Zeit 
des mittelalterlichen Einungsweſens gleichfalls jo mannichfach anfweift. 

Eine noch größere Komplikation der Vereinsorganiſationen entfteht ſchließ⸗ 
lich durch Die dem modernen Vereinsweſen mit dem mittelalterlihen Einungs- 
wejen ebenfalls gemeinfame Tendenz zur Hervorbringung von Gefammtorgani- 
fationen über den @inzelvereinen. Hier find vornemlich zwei Drganifations- 
formen zu unterfheiben. Entweder ift der Gefammtverein ein Einheitöverein, 
ſo daß alfo alle Mitglieder unmittelbar ihm angehören, und es beftehen nur 
in ihm mehr oder minder felbftändige oͤrtliche und provinzielle Glieder oder es 
werden jogar nur örtliche und provinzielle Berfammlungen ohne die Bedeutung 
dauernder Xheilorganismen berufen. Ober aber es befteht eine Summe 
felbftändiger Vereine, bie nur durch eine organifche Föderation verbunden find, 
wobei dann zwar eine in fehr verſchiedenem Umfange rechtlich wirkſame und 
für fehr verſchiedene Beziehungen Tompetente neue Einheit über den Einzel 
vereinen entfteht, für dieſe Einheit aber zunähft nur die Vereine und erft 
mittelbar deren Glieder als Träger erjcheinen. 

B. Der wachſenden Bebeutung, welche daB freie Vereinsweſen auf politi- 
ſchem, geiftigem und focialem Gebiet fih in unfern Tagen errungen bat, ent- 
fpriht, wie noch kurz erwähnt werben muß, eine erhöhte Verwendung verein 
ähnlicher Drganifationen durch den Staat ſelbſt. Abgeſehen von den ftant- 
lichen Zwangsorganifationen und dem Zwange zur Vereinsbilbung, ift auf ber 
einen Seite bie größere Neigung zur Eollegialifchen Geftaltung der Behörden 
hervorzuheben, welche überall Kollegien, Kommilfionen, Deputationen, Aus 
ſchüſſe, Repräſentantenkoͤrper u. |. w. hervorruft und bisweilen, wie bei ben 
litterarifchen Sachverftändigenvereinen und zum Theil aud bei Mebicinal- 
follegien, Lanbesöfonomietollegien und andern techniſchen Deputationen, ſowie 
bei den für die Verwaltung einzelner Anftalten oder ganzer Anftaltsgattungen 
beftellten Kuratorien und Kommiffionen, nahe an eine vereinsmäßige Organi⸗ 
fation ftreift. Auf der andern Seite ift an bie vielfach hervortretende Richtung 
zu erimmern, gewiffe durch Amt, Beruf oder Intereffen zufammengehaltene 
Perfonenklaffen als natürliche Genoffenihaften zu betrachten und ihnen in 
biefer Eigenſchaft Organe zu Fonftituiren, die dann unter Mitwirkung aller 
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Mitglieber jenes ohne beſondere Erklärung ober Form beitehenden Verbandes 
gewählt zu werben pflegen. Ein Betfpiel hierfür bietet 3. B. die Errichtung 
der tommerciellen und gewerblihen Sammern ober Räthe, wovon unten bie 
Rebe fein wird. Auf ähnlicher Anſchauung einer natürlichen Körperichaft der 
Standesgenoſſen beruht die ftaatliche Organtjation der Advokatenkammern oder 
der in Preußen von den Rechtsanwalten eines Appellationsgerichtöbezirks ge- 
wählten, mit dieciplinarifchen Befugniffen bekleideten Chrenräthe. 


I Das freie Genoffenfhaftswefen für wirthſchaftliche 
Zwede, 
866. Die verfhiedenen Arten wirtbichaftlider Organidmen. 

A. Die wirtbichaftlihe Organifation, welche das fchetvende Mittelalter 
der neuen Zeit hinterließ, charakteriſirte fih vor Allem dadurch, daß fie äußer⸗ 
lich und innerlich fih mit der die ganze Nation nad einem einzigen durch⸗ 
Ichlagenden Princip gliedernden Geſammtorganiſation vollfommen deckte. 

L Mle grögeren Wirtbichaftsorganismen waren daher genoffenfhaft- 
liher Natur. Einzig in den größeren lämblichen Gutswirtbichaften beftand 
bie ältere herrſchaftliche Wirthichaftsorganifattion neben ober über ber &e- 
noffengemeinde in einer über den Kreis der Haus und Hofwirthichaft des Ein- 
zelnen binausreichenden Bedeutung fort, auch hier jedoch durch die ritterſchaft⸗ 
lichen und landſchaftlichen Korporationen, die durch ihre gemeinfame Steuer 
verwaltung und Steuerkaffe und durch die darauf bezügliche korporative Anto- 
nomie und Oberauffiht in wichtigen Punkten auch einen wirthfchaftlichen Ver⸗ 
band begründeten, ber Sjolirung enthoben. Im Uebrigen war zwar die Wirth. 
ſchaft des einzelnen Grunbbefißerd, Gewerbtreibendben oder Kaufmanns herr⸗ 
Ihaftlich organifirt: aber fie war eben für fi nur eine Hofmwirthichaft oder 
Hauswirthſchaft. während fie für alle allgemeineren, in das Sffentliche Leben 
übergreifenden Wirtbichaftsbeziehungen ald lieb in ber Gemeinde, Gilbe, 
Zunft oder irgend einer anderen Verufsgenoſſenſchaft ftand. Die Entftehung 
eines Territorialftants hatte im Anfang hierin Teine Beränberung hervorge⸗ 
bracht. Enwwickelte fi zwar ein einheitlicher Staatshaushalt, fo reichte dieſer 
doch zunächſt nicht weiter, ald die augenblidlichen Staatsbebürfniffe es jedes- 
mal erforderten, und von einer principiellen Organifation der Territorialwirth⸗ 
ihaft durch den Staat war im 16. Sahrhundert noch wenig die Rede. Der 
Landeöherr war ein großer Domanialwirth, aber nur ber Umfang feiner Oeko⸗ 
nomie unterſchied ihn vom Gutsherrn, und ein einheitlicher Wirthſchaftsorga⸗ 
nismus glei der Landgemeinde, Stadt oder Zunft war ber Yandesftant nicht. 
Es gab daher auch neben den wirtbfchaftlichen Verbänden feine eigentlichen 
Wirthihaftsanftalten. Wenn ber Mangel von Staateanftalten fi von 
felbft erflärt, jo waren auch &emeinbe- oder Privatanftalten für Wirthichafts- 
beförberung deshalb nicht vorhanden, weil jede Genoffenihaft (und als folche 
freilich auch die Gemeinde für ihre Bürger) oder jeder andere Wirthfchaftg« 
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verband durch innere Berbandseinrihtungen die wirthichaftlichen Bebürfniffe 
der Glieder befriedigte. Auch die Delonomie der kirchlichen und geiftlichen 
Berbände war in ähnlicher Weiſe forporativ georbnet, und wenn die gemein- 
nüßigen Kirhemanftalten und die frommen Stiftungen in gewiffen Sinne bie 
Natur von Wirtbihaftsanftalten, welche einem skonomiſchen Bebürfniß der 
Gefammtbeit abhalfen, trugen, fo war boch ihr nächſter Zweck ein geiftlicher 
oder wohlthätiger und nur mittelbar wurden zugleich Zwecke der Volkswirth⸗ 
ſchaft durch fie erfüllt. 

II. Die wirthſchaftliche Organifation des Volks fiel aber ferner aud 
innerlih mit der Gejammtglieberung beffelben zufammen und hieraus ergab 
fih, daß weber Genoſſenſchaften noch Herrſchaftsverbände für lediglich wirth- 
jchaftliche Zwecke, daß weniger noch derartige Verbände für einzelne wirth- 
fchaftliche Zwecke beftanden. Es gab freilich rein zufällige oder Durch freies, 
ansichlieglih von wirtbfchaftlichen Motiven geleitetes Belieben geſchaffene Ge⸗ 
meinſchaften: aber ſolche Gemeinjchaften waren dann eben Feine neuen Wirth- 
ſchaftsorganismen, fondern ftellten eine vertragsmäßige ober gegenftändliche Ber: 
bindung zwiſchen mehreren Indivibualwirtbichaften her. Auch die vorhandenen 
Geſellſchaftsformen des Handels- unb Seerechts (Maſtopei, ftille Gefjellichaft, 
Admiralſchaft, Mitrheberei) erhoben fi nit über die Kollektivverbindung 
ſelbftaͤndig bleibender Einzelwirthichaften. Wo dagegen ein uener einheitlicher 
Wirthichaftsorganiemus über den Gliebern vorhanden war, ba war berfelbe 
zugleich ein politiicher, religiöfer, militäriſcher, fittliher und jocialer Verband 
und er war auch in wirthichaftliher Beziehung nicht auf Eine der heute ge- 
trennten Seiten ölonomifcher Affociation beſchränkt, jondern verfolgte die Tota⸗ 
Yität einer wirthſchaftlichen Verbindung. In letzterer Beziehung ergab fi für 
die ölonomifchen Genoffenfchaften insbejonbere eine doppelte Folge. 

1. Shrer Orundlage nad waren fie in der Regel gleichzeitig Perjonen- 
und Vermögendverbände. Genoſſenſchaften, welche von einer urfprünglich rein 
perfönlichen Verbindung audgiengen, ftellten fi) mit ber @rwerbung eines 
Gejammtvermögens, mochte dies nun Grundbeſitz, bewegliches Kapital oder 
eine nußbare Gerechtfame fein, mehr und mehr auf vermögensrechtliche Grund⸗ 
lage, wie fih an ber Marfgemeinde, den Gewerbögilden, den Münzern und 
anderen Amtötorporationen, vielen Brüderſchaften und jelbft den geiftlichen 
Körperfchaften gezeigt hat. Umgekehrt war, wo eine Eapitaliftiihe Gemein- 
fchaft das Frühere war und daraus eine Genofſenſchaft herporgieng, die Tendenz 
der letzteren ſtets auf Herftellung einer perjänlichen Verbindung neben ber 
vermögensrechtlichen gerichtet, jo daß hier nicht etwa (wie bei ber Altiengejell- 
ſchaft) eine durch die Bermögensgemeinfchaft bedingte und beftimmte und ledig⸗ 
lich diefer dienende Genofjenfchaft entftand, ſondern ein perjönlicher Wirth- 
ſchaftsverein, der gleichzeitig auf Friedens⸗, Rechts⸗, Lebens⸗ und Sittengemein- 
haft zielte. Das Reſultat war, daß alle Genoffenfchaften von irgend hervor⸗ 
ragender wirtbfchaftliher Bedeutung in ihrer Grundlage und Organifation 
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, eine Miſchnng des perſoͤnlich⸗oͤffentlichen und des ſachlich⸗privatrechtlichen Ele⸗ 
mentes enthielten. 

2. Ebenſo wurden dann auch die verſchiedenen wirthſchaftlichen Zwecke 
ungetrennt von demſelben Genoſſenſchaftsorganismus verfolgt. Er war vor 
Allem gleichzeitig Wirthſchaftsgenoſſenſchaft und Genoſſenſchaftswirthſchaft. Eine 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaft, welche als eine Wirthſchaftsallgemeinheit den Schutz, 
bie Unterſtützung und die Beförderung der in ihr enthaltenen Einzelwirth⸗ 
ſchaften bezweckt, felbft aber nur infoweit wirthfchaftet, als der-Genoffenichafts- 
zweck dies fordert, — und eine Genofienichaftswirtbfchaft, bet welcher die Ge⸗ 
ſammtheit als ſolche wirtbichaftet, hierfür fich organifirt und die von ihr er 
griffenen Stüde der Einzelwirthſchaften nur als Faktoren einer einheitlichen 
Gemeinwirthſchaft betrachtet: Beides war in ben alten Genoffenverbänden un- 
geſchieden und unſcheidbar enthalten. Gin Berein für Wirthſchaftspolizei und 
Wirthſchaftsunterſtützung, ein BVerficherungd- und Kreditverein, häufig, wenn 
man modern fpredhen will, auch eine Rohſtoff⸗, Magazin und Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaft, war jede Zunft zugleich eine produktive Erwerbsgeſellſchaft. Jede Markge⸗ 
meinde vereinte bie Eigenjhaft einer ländlichen Produktivaſſoeiation mit der 
Eigenſchaft eines Schug- und Unterftüßungsverbandes für die Zwecke der Ein- 
zelwirthichaften. Und fo war überall mit der Fürforge der Geſammtheit für 
die Defonomien ihrer Glieder zugleich ein theilweiſes Aufgehen der Einzelöfono- 
mien in einer felbftändigen Gemeinwirthſchaft verbunden, — wenn nicht etwa, 
wie in ben Klöftern und bei manchen Brüdergemeinjchaften, eine kommuniſtiſche 
Gefammtwirthſchaft die Einzelwirtbfchaften völlig verichlang. 

B. Mit dem in allen Berhältnifien feit dem 16. Jahrhundert fi voll- 
ziehenden Wechſel mußte fih allmälig auch die Geftaltung der Wirthichafts- 
organismen vollkommen verändern, um ſodann nenen Veränderungen in lie 
Sahrhundert entgegenzugehen. 

I. Die innere Auflöfung aller zwiichen Staat und Individuum mitten 
inneftehenden, ſei es genofienfchaftlichen, ſei es herrichaftlichen Verbände, die 
Abſorption ihrer äffentlichrechtlichen Elemente durch den Staat ımd ihre Ein- 
ſchränkung auf die privatrechtliche Sphäre mußte in wirthichaftlicher Beziehung 
das korreſpondirende Refultat haben, daß jede Bebeutung einer wirthfchaftlichen 
Allgemeinheit auf ben Staat übergieng, dem Staate gegenüber aber nur 
Privatwirthichaften eriftirten. Der Staat erhob ſich feiner Aufgabe gemäß 
zum oberften Wirthichaftsorganismus: aber wie er auf allen Gebieten nicht 
blos die oberfte, fondern die einzige Allgemeinheit fein wollte, jo follte auch in 
der Staatswirthſchaft jede andere Geſammwirthſchaft als abhängige und un- 
felbftändiges Glied aufgehen; es follte außer einer mannichfach gegliederten 
Staatswirthſchaft nur Individualwirthſchaften geben. Die unmittelbare oder 
mittelbare Staatsanftalt für wirthichaftliche Zwecke, mit der fi) dann freilich 
eine meht oder minder Torporative Verfaffung fombiniren Tonnte, wurde fo 
die berrichende Form wirthichaftlicher Organifation, während ber jelbftändige 
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Genofjenverband für Wirthſchaftszwecke mehr und mehr verfhwand. Erſt in, 
neuerer Zeit erhebt ſich dann gegen wirthſchaftliche Gentralifation und Atomi- 
firung von der Grundlage der Einzelwirthichaft aus bie freie Afjociation in 
ber doppelten Form ber Kapitaldvereinigung und der perſoͤnlichen Genofien- 
haft und erringt deu Geſellſchaftswirthſchaften zwiſchen dem Staat und ben 
Einzelnen von Neuem eine wichtige und unabhängige Stellung. 

1. Die mittelalterlihden Wirtbichaftswerbände zunächſt giengen baber 
ihrer langſamen Auflöfung entgegen. Gemeinden, Sunungen, Zünfte, Gefellen- 
brüderfchaften und alle anderen Körperjchaften, welche eine wirthichaftliche Seite 
Hatten, wurden nicht nur in politifcher, polizeilicher, fittlicher Beziehung zu 
Staatsanftalten, fondern fie wurden auch in Bezug auf Wirthichaftsihug und 
Wirtbihaftsförderung als Stantsanftalten behandelt und behielten hoͤchſtens 
ald Gemeinſchaften für Befit und Ausnugung eines Vermögens ober nutzbrin⸗ 
gender Privilegien eigene Bedeutung. Ebenſo aber wurden die herrſchaftlichen 
Wirthichaftöverbände zerjegt: fofern ihnen die Stellung eines öffentlichen Or⸗ 
ganismud blieb, wurde ihr Vorfteher (3. B. der Gutsherr) Unterbeamter des 
Staats, im Mebrigen dagegen verwandelten die Beziehungen zwilchen Haupt 
und Gliedern (Gefinde, Lehrlingen, Gejellen, Tagelöhnern u. ſ. w.) fih in 
ein rein obligatorijhes, privatrechtliches Verhältniß. 

2. Die Aufgaben einer wirthichaftlichen Allgemeinheit löſte der Staat 
entweder unmittelbar durd feine Behörden, oder durch die von ihm für Wirt 
ſchaftsſchutz, Wirthſchaftspolizei und Wirthfchaftsförberung eingerichteten An- 
ftalten. Sofern er ſolche Anftalten nicht durch Benutzung der in die Staats 
wirthſchaft gezogenen älteren Verbände gewann, errichtete er neue Anftalten 
für einzelne Zwede oder ließ fie von Gemeinden und Störperichaften unter 
Staatöfontrole errichten. So traten als unmittelbare oder mittelbare Staat# 
inftitute Verkehrsanftalten, Banken und SKreditinftitute, Börjen, Leihhäujer, 
Berficherungsanftalten, Wittwen. und Penfionskaffen, Sparkaffen, Zwangskaſſen 
ber Bergarbeiter und Handwerksgeſellen, Landestulturinftitute u. ſ. w. in's 
Leben. Der Staat trat aber ferner in einer Reihe von Wirthſchaftszweigen 
felbjt als Grundbefiger, Kaufmann, Induſtrieller und Gewerbtreibenber er- 
werbend auf und begründete zum Theil mit monopoliftiichen Rechten eine 
große Anzahl von ftantlichen Erwerbsinftituten, ja er nahm die erften fich bildenden 
größeren Erwerbsgefellihaften bergeftalt in feinen Dienit, daß auch dieſe ſich 
als Staatsanftalten mit gejellichaftlicder Struktur charakterifirten.. Doch mußte 
in beiden Beziehungen, für Wirthichafts- wie für Erwerböorganijation, mehr 
und mehr bie zu neuer Kraft erwachende freie Affociation beramgezogen werben, 
und in einer Reihe neubegründeter Wirthichaftsinftitute findet fih daher ſchon 
jeit dem 18. Jahrhundert die Genoſſenſchaftsverfafſung in bebeutender Stellung 
mit der Anftaltsperfaffung kombinirt. 

3. Die felbftändige wirthſchaftliche Affociation Einzelner dagegen Tonnte 
in dieſem Syftem nur als eine verftärkte Privatwirthichaft gelten. Stand 
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einer ſolchen Auffaſſung weber bei den Affociationen Gleichftehender in ben 
die Eingelperjonen nur kollektiv verbindenden Societäts und Kommunionsver- 
bältniffen, noch bei der Aflociation bes Kaufmanns, Gewerbtreibenden oder 
Gutsherrn mit feinen Gehilfen und Arbeitern zunächft ein Hinderniß ent⸗ 
gegen: jo entſprach fie doch den tbatjächlichen Berhältniffen da nicht mehr, als 
mit dem gewaltigen Aufihwung der modernen Wirthſchaft ſich aus der ein- 
fachen Erweiterung der Individualölonomie neue umfaffende Wirthiehafte- 
organismen herausbildeten. Sole Wirtbichaftsorganismen aber entftanben 
auf rein vermögendrechtlicher Grundlage in boppelter Geftalt, als Kapitals 
berrihaft und als Kapitalögenofjenichaft. 

a. Die Kapitals herrſchaft jhuf in dem Verhältniß von Unternehmer 
und Arbeitern eine neue Form des wirthichaftlichen Derrichaftönerbandes, dem, 
ob er gleich thatfächlich ein ebenjogut in das öffentliche wie in das private 
Recht eingreifender, jelbftändiger Organismus ift, das heutige Recht principiell 
nur die Bedeutung einer Summe von Privatrechten zwiſchen Einem und 
Dielen zugefteht. In einzelnen Beziehungen freilich haben die Gejete diefes 
Princip nie durchgeführt oder bereit$ wieder aufgegeben. Bon ben noch mit 
der Bedeutung einer Gemeinde fortbeitehenden ländlichen Gutsherrſchaften 
braucht dies nicht bejonderd erwiefen zu werben. Wenn aber auch Fabriken 
und gewerbliche Etabliſſements beifpieläweife eine politiihe Vertretung in Kreid- 
oder Bezirköverfammlungen erhalten; wenn fie bei der Beftenerung als Ein⸗ 
heiten gelten; wenn eine oberfte Regulirung zwifchen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern von Staatöwegen eintritt oder (wie nach den neuen jächfiichen, 
thüringifchen, braunfchweigiichen, babifchen und württembergifchen Gewerbeord- 
nungen) bei Vereinigungen von mehr ald 20 Gehilfen in gemeinjchaftlicher 
Werkſtatt, in Defterreih bei jedem größeren Etabliffement Erlaß und Publi⸗ 
kation einer (in Braunfchweig fogar Iandbespolizeilich zu genehmigenden und 
zu überwachenben) Fabrik- oder Dienftorbnung geſetzlich erzwungen wird; wenn 
der Staat für die einzelne Yabrit bie Bildung einer Unterftägungstaffe 
unter verhältnigmäßiger Xheilnahme des Herrn und der Arbeiter obligatoriſch 
macht: fo liegt hierin offenbar die Nechtsanfchauung, daß auch dieje Verbände 
organifche Einheiten von öffentlicher Bedeutung find. 

b. Die Kapitaldgenojjenihaft fand ‚nach mehreren unvollkommeneren 
Vorftufen in der Aktiengejellichaft ihre Vollendung. Daß darin nicht mehr 
blos eine Erweiterung der Einzehwirthichaften durch Societät oder Sachge⸗ 
meinſchaft enthalten fei, wie viele Zuriften jo lange behaupteten, ſondern die 
Schöpfung eines neuen Wirthichaftsorganismus, iſt dem Staate nie entgangen. 
Denn nicht blos infofern, als der Zweck der Geſellſchaft ein öffentlicher war, 
wie die Errichtung von Unterftügungs-, Verficherungd-, Kredite oder Verkehrs. 
anftalten, trat der Staat Eonceffionirend und beauffichtigend oder jelbft mitleitend 
ein: ſondern er beanfpruchte von Anfang an ganz unabhängig von jenem 
Zwei die Staatdauffiht über das innere Leben der Geſellſchaft und nad) der 
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herrſchenden Körperjchaftötheorie auch die Genehmigung ihrer Eriftenz und 
Drganifation, was ihm doch bei einer Maſkopei oder ftillen Gefellichaft niemals 
eingefallen war. So bat fi in der Bermögensgenoffenihaft zuerft wieder ein 
jelbftändiger Wirthſchaftsorganismus aus ber freien Verbindung von Ginzel- 
wirtbichaften in anerkannter, wenn aud nicht vwöllig freier Stellung entwidelt. 

4. Aber auch die perſönliche Genofienfchaft für wirthichaftliche Zwecke 
bat unter dem Einfluß der modernen Affociationsidee neben Staats- umd 
Privatanftalten und Kapitalsvereinen bereitd einen Neubau durch bie freie 
Bereinigung der atomifirten Kräfte begonnen. Anfangs trat fie vornemlich 
nur in Anlehnung an ben. Staat und unter feiner Leitung und Benormun- 
bung auf und kombinirte fi jo mit. ftaatlichen Inſtituten. Aehnlich Tann 
fie fih auch mit einem Kapitalöverein Eombiniren. In neuerer Zeit aber be 
ginnt fie freier und felbftänbiger aufzutreten. Auch ihrem Inhalt nach hebt 
fie fih auf immer höhere Stufen. Bon der Vergemeinſchaftung des Riſiko's 
und de Krebits ift fie fortgefhritten zur Vergemeinſchaftung einzelner Seiten 
der pofitiven Wirthſchaft, um endlich durch Vergemeinſchaftung der Arbeit in 
ber Produktivaſſociation wenigftene in der Idee bereits ihre legte FKorm zu 
entwideln. 

1. Für die inmere Fortbildung der wirtbfchaftlichen Aſſociationsformen 
war e8 von entſcheidender Wichtigkeit, daß die im Mittelalter vermifchten Ge 
genjäte der Grundlage jowol wie der Zwecke zur Sonderung gelangten. Seit- 
bem mit dem Erloͤſchen des Einungstriebes bie geftaltende Kraft fortfiel, welche 
durch eine nie ftodende Neubildung die berufsftändiihe Organtiation des 
Mittelalters im Fluß erhalten und fo die Harmonie zwiſchen den Ständen ' 
und ihren Gruppen, zwifchen dem Gefammt- und Sonberintereffe innerhalb 
der Verbände, zwiſchen Befit und Arbeit gewahrt‘ hatte, mußte die fortbeſtehende 
Miſchung entgegengefeßter Elemente zu fchneidenden Widerfprüchen zwiſchen 
Sorm und Inhalt führen. Während im Verein die Befonberheit bes Ein- 
zelnen, in ber höheren Allgemeinheit die Beionderheit bed Vereins fih zu 
alleiniger Geltung zu bringen beftrebt war, follten doch die weiterreichenden, 
einen Gemeinorganismus vorausfegenden Befugnifje in der Geftalt von Privi- 
legien fortbeftehen. So wollten auch in oͤkonpmiſcher Beziehung die Genoffen- 
fhaften nur noch auf privatwirthichaftlicher Grundlage Torporative Individual. 
wirthichaft treiben und doch die ihnen als Wirthfchaftorganismen und als 
Sliedern der Volkswirthſchaft eingeräumten Wirtbichaftsprivilegien fortjeken. 
Aber hier wie überall fand die Allgemeinheit den Privilegöforporationen gegen- 
über einen mächtigen und bald übermächtigen Vertreter am Staat, ber bie 
gefammte Organtfation der Volkswirthſchaft mehr und mehr allein übernahm, 
der Privatvereinigung aber nur die Tolleftive Erwerbsthätigkeit überließ. Auf 
biefem Wege bereitete fi) nunmehr die innere und zum Theil auch die äußere 
Scheidung der vermögensgenofjenfchaftlihen und der perfonalgenofjenfchaftlichen 
Elemente, jowie der auf Gemeinwirthſchaft und der auf Wirthichaftsunterftägung 
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gerichteten Zwecke vor. Die ländlichen Gemeinden fahen wir oft geradezu in 
zwei Körperichaften auseinanderfallen, deren eine, auf vermögensrechtlicher 
Grundlage erbaut, eine Geſellſchaftswirthſchaft fortbetrieb, während die andere, 
perfönlic»politifh Fonftruirt, nur eine Gemeinbewirthichaft für öffentliche 
Zwecke, unter denen Schuß und Yörderung ber Einzelwirthſchaften eine wichtige 
Stelle einnahmen, führte. In derfelben Welfe aber wurden überall die Gegen- 
ſaͤtze wenigftens begrifflich geſchieden umb, wenn ſich ber erftarrte Organismus 
einer alten Wirthſchaftskorporation (wie 3. DB. der Zünfte) nicht in entfprechen- 
der Weife verändern ließ, befien voͤllige Anflöfung angebahnt. Neue Wirth 
ihaftsverbände bagegen, bie ſich bildeten oder vom Staat gebildet wurben, 
traten von vornherein ihrer Grundlage nach entweber als Bermögenslorpo- 
rationen oder als Perjonengenofienfchaften auf, während ihre Zwede in ber 
Regel bergeftalt präcifirt und vereinzelt waren, daß bie alte Vermilchung des 
Ungleichartigen von felber fortfiel. Dielen Fortſchritt hat denn auch die 
moderne Wirthfſchaftaaſſociation nicht wieder aufgegeben. Freilich vereint die 
letztere mit der Möglichkeit, ein ganz beliebig abgegrenztes Stüd der indi- 
vibuellen ſei es perfönlichen ſei es vermögensrechtlichen Perfönlichkeit auszu⸗ 
ſcheiden und eine Summe derartiger Stücke für beliebig präcifirte Zwecke zu 
organiſiren, zugleich wieder die Moͤglichkeit, die vermoͤgensrechtliche mit ber 
perjönlihen Grundlage und wirthſchaftsgenofſſenſchaftliche Zwecke mit Erwerbs 
zweden zu fombiniren. Allein wo derartige Kombinationen ftatifinden, ift doch, 
jehr im Gegenſatz zu ber inmerlichen Ungeſchiedenheit im Mittelalter, das ver- 
bundene Ungleichartige princtpiell getrennt, jedem der Elemente ein befonberer 
Geltungskreis zugemeffen und dann erft eine Gefammtverbindung hergeftellt, 
in welcher die harmonifche Bereinigung an fich gegenfählicher Beftanbtheile das 
organifche Gefammtleben nicht nur nicht hemmt, fondern befördert. Begrifflich 
alfo bleiben auch bier, wie in ber gefammten mobernen Wirthfchaftsafjociation, 
bie beiden Hauptgegenfäte der ökonomifchen Genofſenſchaft gewahrt: 

1, Der Grundlage nad fteht fih die Vermögensgenofjenichaft und die 
yerjönlihe Genoſſenſchaft für Wirthſchaftszwecke gegenüber. Bei jener wird 
die Genofjenfchaft dur ein Geſammwermoͤgen bedingt und beftimmt: bier 
tft Die Genoftenihaft das Prius und eine Bermögensgemeinihaft tritt nur 
infoweit und fo gefiaktet ein, wie bied Weien und Zwed ber Genofienchaft 
erfordert. Daher ift es bier eine Summe perfönlicder Kräfte (zuletzt die Ar⸗ 
beit jelbit), welche ſich afforiirt, und nur als eine perjönliche Kraft (daher nur 
obligatoriiche Pflicht zu Beiträgen) kommt das Vermögen in Betracht: dort 
dagegen ift es das Bermögen (insbeſondere das Kapital) jelbft, welches ſich 
vereinigt, unb nur durch ein Bermögensftüd und nach feinem Maß wird bie . 
Herfönlichkeit im Verein relevant (daher feine obligatio, jondern ſachenrecht⸗ 
liche Konfteuktion). 

2. Den Zweden nad ift bie Genoffenfchaft, für welche eine Gemeinwirth- 
ſchaft Zweck ift, won der anf Körberung der Ginzelwirthfchaften . gerichteten 
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Genoſſenſchaft zu unterjcheiden. Auch die letztere treibt freilich eine beſondere 
Senoffeuichaftsöfonomie: dieſelbe ift aber bei ihr lediglich Mittel für bie 
anderweiten Koͤrperſchaftszwecke, welche, ſoweit fie wirthſchaftlicher Natur find, 
in Schub und Unterſtützung, beziehungsweife in entiprechender Beichräufung 
der Einzelwirthichaften beſtehen. Solche Zwecke können fih mit pelitifchen, 
religibſen, fittlichen und focialen Zwecken verbinden und find damit inabeſondere 
verbunden bei jeder auf bie Totalität des Menſchen gerichteten Gemeinſchaft, 
to daß fh als Wirthichaftsgenoffenihaften die ſer Art auch heute noch Se 
meinde und Staat nad ihrer Einen Seite bin charakterifiren, Es konnen 
aber auch Genoffenichaften für jpecielle derartige Zwecke zwangsweiſe ober frei- 
willig erganifirt fein und find in ber That in neuerer Zeit in reichiter Fülle 
bafür begründet. Ihnen ftehen auf der andern Seite Genoffenfchaften gegen- 
über, weldhe nur Mittel für den Zweck einer Gemeinwirthichaft find, bei denen 
andere Zwecke hoͤchftens in untergeorbneter Stellung und als bas nicht prindi- 
paliter, jondern nur mittelbar Gewollte, für die rechtliche Geftaltung Uner- 
bebliche vorkommen, die mithin in der Regel ala Erwerbögefellichaften, mitunter 
wol auch als Geſellſchaften für Kapitalanlage den Betrieb einer aus bem 
Bermögen oder aus den Kräften der Mitglieder zuſammengeſetzten Wirthſchaft 
zum unmittelbaren und pofitinen Suhalt der Vereinsthätigfeit machen. Solche 
Geſammtwirthſchaften zu fein, haben heute alle Zwangsgenoſſenſchaften, haben 
yor Allem Staat und Gemeinde, ebenfo aber die gewerblihen Zwangsverbänbe 
u. ſ. w. aufgehört. Es giebt daher für den Zwed einer Geſellſchaftswirthſchaft 
uur noch freie Affgclatiouen, jei es bed Kapitals (Gewerkichaften, Reſte der 
Markgenofſenſchaften, Alriengejellichaften), fei es der Arbeit. 

C. Da die berrichaftli organifirten Wirtbichaftänerbände und bie reinen 
Wirthichaftsanftalten nicht in unjere Aufgabe fallen; da von der wirthſchaft⸗ 
lichen Seite der Gemeinden, bed Staats und aller zunächſt und überwiegend 
für andere Zwecke beftimmten Genoſſenſchaften bereits bie Rede war: jo bleibt 
bier nur noch bie Geichichte bes für ausſchließlich oder vorherrſchend wirth⸗ 
ſchaftliche Zwecke beſtimmten freien Genoſſenſchaftaweſens, beziehmgsweiſe der 
in ben für folge Zwecke begründeten Zwangtverhinden enthaltenen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Elemente zu behandeln. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß alla diefe 
Bildungen nicht nur außer ihrer rechtlichen Seite eine Reihe meilt wugleich 
wichtigerer Seiten für andere Lebensgebiete haben, fondern bdaß auch im Rechts⸗ 
gebiet felbit der bier allein in Betracht kommende Umftanud, dab und in: wel- 
her Weiſe fie Genofienichaften find oder genoſſenſchaftliche Elemente enthalten, 
ihr Weſen keineswegs erichöpft und oft fogar für ihre Geſammtſtellung von 
nur geringer Grheblichkeit if. Daraus ergiebt fich zugleich, daf, wenn Hier 
ihre Klaſſifikation lediglich nach diefem Einen Gefichtäpunkt erfolgen muß, bier 
jelbe eben eine einfeitige ift und bei allgemeinerer Behandlungsweije unpafienb 
wire. Sp kommt z. DB. bei einer Altiengefellibaft für Bank⸗ ober Kre 
ditweſen und bei einer andern Altiengefellichaft für den Betrieb einer 
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Spinnerei ganz allein der beiden gemeinjame Umſtand, daß fie Aktiengefell- 
ſchaften find, für uns in Betracht, während dor außerdem jene vor. Allem als 
ein Banf- und Krebitinftitut, dieſe als ein Fabrikherr fih im Rechtsleben 
geltend macht. Und wenn Berficherungsgefellihaften auf Aktien und auf 
Gegenſeitigkeit in Bezug auf das Verſicherungsweſen nur als Unterarten ber- 
jelben Anftaltsgattung erjcheinen, jo find binfichtlih der hier allein relevanten 
Zrage nad) dem fie beberrichenden Gejellichaftsprincip beide weniger nahe mit 
einander verwandt, ald die eine mit einer bergrechtlichen Gewerkſchaft und 
die andere mit einem Konſumperein. Bon dieſen Geſichtapunkten aus find 
nunmehr zuerſt die gewerblichen Genofjenichaften älterer Art und die Berfuche 
ihrer Neugründung, demnächſt die Vermögensgenoſſenſchaften, endlich die per- 
fönlichen Genoſſenſchaften für Wirthihafts- und Same: ihrer rechtt⸗ 
hiſtoriſchen Seite nach noch zu beſprechen. 


8 67. Die Schikfale der alten Gewerbögenoffenfchaften. 
A. Das Zunftwejen'). Haben wir bei der Darftellung des mittel» 
alterlichen Zunftweſens, welches dem deutfchen Handwerk und felbft der deut- 


) Man vergl. bier außer der zu $ 38 citirten Litteratur: a) die ſyftema⸗ 
tifchen Bearbeitungen des Handwerkerrechts aus dem 17. und 18. Jahrhundert. 
Eine Reihe von Traktaten über die einzelnen Theile des Handwerkerrechts gab 
Adr. Beyer heraus; hierher gehört befonberd der tr. de collegiis opificum. 
Jenae 1688. And Beyer’s Abhandlungen, den Statuten und Geſetzen ftellte 
Struve fein weitläufiges Systema jurisprudentiae opificiariae, 8 tom., Lemgov 
1738, fol. zufammen, Bon älteren Schriften ift Fritsch, de collegiis opificum 
eorumgue. statutis, Budolst. 1669 zu erwähnen. Beſonders das hamburgiſche 
Recht berüdfichtigt Lutterloh, de statutis collegiorum opificum eorumque 
usu et abusu ⁊c. Gott. 1759. Vornemlih von civiliftifchem Standpunkt bes 
handelt Heineccius, de collegiis et corporibus opificum, Opera II. Nr. 9 ©. 
367 in C. DI die Zünfte, nachdem er in C. I eine Gefchichte der römifchen Hand⸗ 
werkterzünfte gegeben. Vgl. au) Strauch, de collegiis opificam. Aus biefen 
Schriften und den Reichsgeſetzen fhöpfen Fricke, Grundfäge bed Rechts ber Hand» 
werker, Sött. m. Kiel 1771, Weiffer, dad Recht der Handw. Stuttg. 1779 und 
Kreittmanr, vom Handwerkerrecht, in den Anmerk. zum Cod. Max. Bavar. 
(1768) c. 27, S. 1797 — 1885, auch bei Ortloff, Corp. jur. Opif. ©. 441 — 
482 abgebrudt. Awsführlicher auf die Lanbesgejebe geht ein Ortloff, das Recht 
ber Handwerker, Erlangen 1808, — b) Die beir. Ahſchu. der deut. Privatrechte, 
bei. Runde 5 466 — 478, Eichhorn 5 381-385, Beſeler 5 211. — 0) Ueber 
Sitten und Gebräuche ygl. Berlepich, Chronik der Gewerke, ©. Gallen. Bd. J. 
allgemeine, Chronik, die folgenden Bde. Chronilen der einzelnen Gewerke ent- 
haltend. — d). Bezüglich der nationalöfonomifchen Seite vgl. man über die jeit 
der Iepen Hälfte bes vorigen Jahrhunderts ſehr maffenhafte Litteratur die bezügl. 
Nachweiſe b. Roſcher, Syſtem, und Rau, Bolläwirthichaftöpolitit, ſowie die 
betreffenden Abſchn. dieſer Werke ſelbſt. Ferner die Artikel „Gilde“, „Ge⸗ 
ſelle“ und ‚Gewerbe“ von Haſemann, in der Eucykl. v. Erſch u. Gruber 
I, 67. S. 277— 281. I, 65. ©. 852 - 406. I, 63. ©. 379 — 484. Maſcher, 
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hen Kunft der Hebel einer fo großartigen Entwicklung gewejen war, doch be 
fonders im 15. und beginnenden 16. Jahrhundert bereits überall bie Keime 
bes langſam nahenden Verfalls wahrzunehmen vermocht, fo fehritt nummehr in 
Vebereinftimmung mit den Wanblungen bes deutichen Genoſſenſchaftsweſens 
überhaupt die innere Degeneration der Zunft zum privilegiirten Corpus und 
die gleichzeitig von außen kommende Herabſetzung berjelben zu einer mit jurifti- 
jeher -Perjönlichkeit begabten Staatsanftalt unaufhaltfam fort. Weit bekannter 
und zugänglicher, als jener einftige Glanz der zünftigen Organifation, iſt aus 
ihren bis in unfere Tage ragenden Ruinen die Geſchichte ihres tiefen und trau⸗ 
rigen Galle. Es bedarf daher hier vornemlich nur eines Hinweiſes auf die 
mit diefem Berfall verbimbene Wandlung der Recht 8s anſchauungen über das 
Weſen einer gewerblichen Kötperichaft. 

L Die innere Veränderung der Zunft, im 15. Jahrhundert beginnend, 
im 17, und 18. Jahrhundert vollendet, vollzog fi) unter dem Einfluß bes 
den alten Genofjenichaftsfinn verbrängenden „Zunftgeiftes“, der gerade unter 
den Handwerkern fo mächtig emporwucherte, daß der Ausdruck als Bezeichnung 
für die Richtung eines ganzen Zeitalter üblich werden Tonnte. 

1. Unter dem Einfluß dieſes Geiftes wandelte fi die im Handwerker⸗ 
ftande lebende Grundanichauung vom Wejen ihrer Verbände. Grunblage und 
Zwed der Zunft wurde ftatt der freien Ginung der Berufsgenoffen das zum 
„Privileg“ und womdglih zum „Monopol“ geftaltete Recht auf eine beſtimmte 
Art des Gewerbebetriebs. Hatte einft das Weſen der Zunft als einer freien 
fittlichen Genofſenſchaft den Charakter des Handwerksamts geregelt, jo wurbe 
nunmehr Beftand und Bau ber Zunft bis ind Einzelne durch das nutzbare 
Gejammtgewerbereiht bedingt und beftimmt. Der Gebanfe des Sffentlichen 
Amts wich dem eines prinatrechtlichen Privileg, der Zunftzwang wurde ans 
einem Mittel, Gewerbtreibende gleicher Gattung in bie Genoffenfchaft zu 
zwingen, zu einem Mittel, Unzünftige vom Gewerbebetrieb auszufchliegen, die 
Zunft jelbft wurde für die Mitglieder aus einem Gemeinweien im Kleinen 
zu einem priyatrechtlichen Inftitut für Verwerthung und Ausnutzung des ge 
meinfamen Privilegs. Es war nur die andere Seite biefer Entwidlung, wenn 


Gewerbewefen S. 291—477. ©. bei. au Ad. Weiß, über das Zunftwefen 
und die Frage: find bie Zünfte beizubehalten oder abzufchaffen? Frankf. 1798. 
Schäffle, Abbruch und Reubau ber Zunft in. der Vierteljahrsfchrift 1856 ©. 
78 und den Aufſatz „Gewerbe‘ im Staatöwörterbud IV, ©. 318— 386. 

Als Quellen kommen jept weniger bie Zunftrollen, ald Die zablreichen Privilegien, 
Polizel- und Handwerkdordnungen des Reichs und ber Territorien in Betracht. 
Die älteren findet man 5. Struve und Beyer; die Gejehe ded 17. u. 18. Jahrh. 
find bet Ortloff, Corp. jur Opificiarii, 2. Aufl. Erlangen 1820 gefammelt. 
Die Reichsgeſetze b. Gerftladher, Handbuch ber Reichsgef. Bb. IX. S. 1722 — 
1780. Ueber Preußen Bergius, die preuf. Gewerbegefehgebung. 1857. Die 
neueren Geſ. ſ. zu $ seq. 
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auch der fittliche Inhalt der Zunft mehr und mehr verloren gieng, wenn bie 
alten Genofientugenden des Standes in die entiprechenden Fehler umfchlugen, 
— der Gemeinfinn in Korpsgeift, das Streben nach Macht, Ehre und An⸗ 
jehen der Genoſſenſchaft im egoiftiihe Gewinnſucht, ber alte Handwerksftol; in 
kleinliche Eitelkeit, die Chrliebe in gefpreizte, oft nur. ber Selbftfucht ale Deck⸗ 
mantel dienende Ehrſucht, die Pietät für die Sitte in leere Geremonielliucht, 
bie Abſchließung gegen das Unwürdige in engherzige Erklufivität, der Sim 
für die Brüderlichkeit und Gleichheit in Konkurrenzfurcht und Brobneid, das 
lebendige Gefühl für das öffentliche Leben in den Partikularismus einer auf 
ihr Monopol pochenden Körperichaft. 

2. Bezüglich ber Zufammenfegung der Zunft mußte hiernach immer 
mehr die Anfchauung überwiegen, daß die Mitgliedſchaft in ihr eine unter 
den Folgen des Gewerberechts, nicht mehr das Gewerberecht Ausflug ber Mit- 
gliebichaft ſei. An Stelle der Grundfäge über Aufnahme in bie Genofien- 
ſchaft tenten daher Grundfäße über Erwerb und Berluft des Meiſterrechts, 
welches dann als eine ber in ihm enthaltenen Befugniffe von fekbft die Kor. 
porationsmitgliedſchaft gab*). Diefe Grundfaͤtze aber fuchte die Zunft, jo viel 
an ihr war, im Sinne rein privatrechtliher Behandlung des Meiſterrechts zu 
geftalten. Als begehrenswertheftes Privileg erfirebte fie daher vor Allem bie 
Geſchloſſenheit. Wollte dann ein Nichtmitglied von den nad Zahl und 
Umfang firirten Rechten ein vakant gewordenes erwerben, fo galt dies als 
ein Kauf beffelben von der Zunft, am bie das Mecht zurückgefallen war; je, 
mit den durch die Zunftverbinbung hervorgebrachten Beichränkungen, konnte 
andy der einzelne Meifter jein Gewerbereiht und damit feine Mitgliebichaft 
verfaufen?). Die von je den geborenen Genofien gewährten Erleichterungen 
wurben nunmehr bergeftalt vermehrt und ausgebeutet, daß oft das Handwerk 
gerabezu ala das erbliche Beſitzthum einer Anzahl von Familien exjchten ‘), 
privaterbrechtlih wurbe das jegt bisweilen jogar anf Meiftertöchter ange, 


2) Bol. z.B. in den Herz. Sachfen- Koburg- Saalfeldifchen allg. Innungsgeſ. 
v. 35. Mai 1808 b. Ortloff, C. J. O. ©. 585. Cap. IV (wegen Gewinnung 
und Verluft bed Meifterrechtd) u. Cap. V „von den Vorrechten und Pflichten 
zünftiger Meifter“, wo in $ 112 u. 118 die Mitgliebihaft und bas Stimmrecht 
in ber Innung, fowie die Benupung bed Korporationsvermögend ald dad fünfte 
diefer „Borrechte” aufgeführt wird. 

3, Vgl. aber Note 49 zu $ 88. Das Neue Hamburg. Reglem. 3. 2. v. 
1710 b. Drtloff, C. J. O. S. 880 tit. 12 art. 6 u. 8 laßt ebenfowol Berlauf 
ald Berpfändung bed Amts zu. Die Babifche Zunftordn. v. 25. Okt. 1760 
ib. ©. 242 art, 48 knũpft ben „Berfauf” des Meifterrechtd an obrigfeitliche 
Erlaubniß. 

9 Von Seiten der Obrigkeit freilich hielt man immer feft an dem Princip 
der Pardmie „die Kunft erbt nicht”. Kreittmayr 1.c. 821. Vgl. aber oben 
Note 55 f. zu 8 88. 
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wandte) Recht der Meifterwinwe aufgefaßt und in Bezug anf Fremde gieng 
mon in vielen Statuten’ ſo weit, die Heirath einer Meifterwittwe oder Meifter- 
tochter für ben Geſellen zur unerläßlichen Borbebiugung der Aufnahme zn 
machen, verbeiratheten Männern aber den Eintritt uͤberhaupt zu verfagen. 
Schlimmer noch war, daß, wo eine direkte Schließung der Zunft nicht durch⸗ 
zufeßen wer, ummwürbige Umwege zur Erreichung diejes Ziels betreten wurden. 
In dieſem Sinne wurben ſchon für den Lehrling die Borbebingungen des 
Eintritt, die Einfhreibe und Aufnahmegebühren erhöht; es wurben ſodann 
Lehrzeit und Lehrgeld, bie Losfprehung und die oft davon noch getrennte Gefellen- 
aufnahme erfchwert; dem Gefellen wurden ſodann durch VBerlängerumg der 
Wanderzeit und mannichfuche Vorſchriften über Dienft-, Probe anb Muthzeit 
Hinberniffe bereitet; wor Allem aber wurde ſchließlich bas Meifterftäc zu Chikanen 
aller Art gegewüber vemjenigen, den man von ber Konkurrenz ansfchliehen 
wollte, bennukt, indem übermäßig koſtſpielige und nutzloſe Arbeiten, oft bloße 
Brwourftücke, und mandderlet Ieere Aeußerlichkeiten verlangt und zaletzt viel⸗ 
leicht dennoch unter nichtigen Vorwänden brauchbare Arbeiten verworfen wurbden. 
Reben ſolchen gewerblichen Grfordernifſen wurden auf jener Stafe ber Zunft 
leiter ſchwere Geldpräftationen, Toftfpielige Schmäufe, Grprefiungen aller Art 
ben Anfteigenden anfgebürbet und die genaue Erfüllung eines finnlos gewor- 
beum Rituale gefordert. Was am tiefften in dem Berfull des Zunftweſens 
einblicken läßt, war bie Art, wie man hierbei die alte folge Genoflerrichafts- 
ehre, welche in der Parömie „das Handwerk ſoll jo rein fein, als Hätten es 
bie Tauben zufanımengelefen* ihren Ausdruck fand, zu Gunſten intereffizter 
Selbftfucht ausbeutete und unter dem Vorwande der Zunftehre bie lächerlich⸗ 
ften und abgeſchmackteſten Grimbe für Verfagung ded Eintritts oder Erzwin⸗ 
gung des Anstritts erfand. Nicht nur, dag man an ber Ausſchließung unehelich 
oder wendiſch Geborner feftdielt: man erflärte auch eine immer vermehrte 
Anzahl von Beſchäftigungen für „unebrlich" oder „unrein” und verjagte ben 
Kindern und jelbft Enkeln nicht blos der Abdecker, jondern der Leinweber, 
Barbiere, Müller, Zöllner, Stadtknechte, Gerichtsdiener, Thurm-, Holz und 
Feldhüter, Todtengräber, Nachtwächter, Betielnögte, Gaſſenkehrer, Bachfeger, 
Schäfer, Muſikanten u. |. w. die Erlernung einer ehrlichen Kunſt. Man 
flog nicht bloß Verbrecher, ſelbſt wenn fie ihre Strafe abgebäßt, jonbern 
wegen ber Schuld der Frau den Ehemann, megen der Schuld ber Eltern bie 
Kinder aus und ließ Perfonen, die den Verdacht eines Berbrediens oder hie 
Solter erbufbet Hatten, troß nachher erfolgter Freiſprechung nicht zu. Sn ab- 
jurdefter Weife nahm man bei eingebildeten und äußerlichen Verftößen, 3. 2. 
wenn Jemand einen Hund oder eine Katze getöbtet, ein Aas angerührt, einen 
erhängten Selbftmörder abgejchnitten, Vieh vergraben, unwiſſend mit einem 
Abdeder gegefjen oder getrunfen, ihn ober fein Weib. oder Kind zw Grabe 


8) Dal, Beyer, tract. de tyrone . 483 ©. 21. Fride s 58 . 
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getragen oder geleitet hatte, Verluft der Handwerksehre an. Und inden man 
eine ähnliche Reinheit von der Frau des Meiſters verlangte, kam man im 
bireft dem Heirathözwang zu Hilfe Kurz, man ließ Tein Mittel unverfuct, 
um in Tleinficher Furcht vor einer jogenannten „Ueberfegung“ des Handwerks 
zu Gunften bes hergebrachten Schlendrians das natürliche Recht auf Arbeit 
zu verfümmern. 

Neben den Meiftern ald den Vollgenofien ber Zunft traten die Gefellen 
nehr und mehr aus dem Verbältuiß ber Schubgenoffen in das ber Ungenoffen 
über. Blieben die Lehrlinge eine bloße Borbereitungsftufe, fo wurben bie 
Geſellen ein eigener Stand, der als ein von bem Zunftprivileg und mithin 
von der günftigen Korporatien felbft amsgeichloffener Urbeiterftand, aus dem 
Manche nie, Andere fpät zur Meifterichaft zu gelangen hoffen konnten, den 
Meftern gegenſätzlich gegenübertrat. Als Symptome diefer Wandlung bezeid- 
neten wir ſchon oben die mehr und mehr das gemeinfame Gewerböintereffe 
vertretenden Geſellenkorporationen, welche ein durch ganz Deutichland geltendes 
Geſellenrecht, Geſellenbräuche und Gefellengerichte erzeugten. Laͤnger als bie 
Meifterzünfte wahrten dieſe Geſellenverbaͤnde den freien Charalter und ben 
auf das Allgemeine gerichteten Sinn‘. Schließlich mußten auch fle dem all- 
gemeinen Verderb des Genofſenſchaftsweſens erliegen und verloren damit jebe Wi- 
berftanböfraft gegen die mit imerbörter Härte fie verfolgenben obrigfeitlichen Verbote. 

3. Wenig änderte fi äußerlich, — fowelt eben gegenüber der Obrig- 
feit der Zunft ein Sefbftregiment verblieb, — die Zunftorganifation. 
Ihr inneres Weſen jedoch wurbe, wie bei allen anberen Sorporationen, 
oligarchiſch geftaltet. Beſchwerden über den Mißbrauch und die Bedrückung 
der jüngeren Meifter tönen aus vielen dagegen erlaffenen Verboten, oft wurben 
förmliche Klaffen nnter ben Meiftern nad bem Alter oder dem Umfang bes 
Privilegs gebildet, und daß, wie ber Rath in der Stadt, fo die Zunftvor⸗ 
ftände in ber Zunft fi als Obrigkeit zu eigenem Recht betrachteten, das 
Zunftvermoͤgen nad) Gutbünfen und oft genug zu eignem Nuben verwandten, 
fih eine ungebührlide Gewalt anmaßten und ihr Amt in feiner Weife mehr 
als ein verantwortliches Genoffenfchaftgemt im Namen der Genoffen verwal- 
teten, laſſen die Verordnungen gegen derartige Mißbräuche häufig erkennen”). 


6) Bol. über die innere Einrichtung der „Gefellſchaften“ ober Gefellenzünfte 
Struse ILL. 40. 4 Kreittmayr 510. Hafemann J. e. I, 67. ©. 279 f. 
Maſcher S. 540 — 344. 401 f. Ueber die Verbindung der Magdeburger Schmiede» 
gefellen v. 1600 Berlepſch 1. c. VI 72—75. Bgl. auch bie Orbn. ber 
Danziger Mühlknechte v. 1365 u. der Danziger Keinwebergefellen b. Maſcher 
im Anhang ©. 765— 767; die Artikel der Tuchknappenbrüderſchaft v. Iglau v. 
1669 5. Werner, Geſch. der Iglauer Tuchmacherzunft; d. Ordn. f. d. Gefell- 
ſchaft bes Schreinerhandwerks In Erlangen v. 27. Oct. 1788 b. Ortloff, C. J. 
0. ©. 567 — 578. 

7) Ws Beiſpiel Neued Hamb. Reglem. v. 1710 tit. 6 S. 354— 362. 
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4. Eine weitergehende Bedeutung, als die einer monopolbefikenden Ge⸗ 
fellihaft, zu bewahren, waren demnach die Zünfte wenig bemüht. Wo die 
bürgerichaftlihe Gemeinheitöverfaffung nicht völlig untergieng, pflegten fid 
doch die politifhen Sorporationen mit den Gewerbseinungen nicht mehr zu 
decken; im ben meilten beutihen Städten aber war jeit dem Niedergang ber 
Reformationgbewegung von eigener politifcher Bedeutung der Zünfte über 
haupt wenig mehr die Rede. Gleichzeitig gieng mit dem Waffenrecht und 
ber Waffentüchtigkeit der Bürger die wehrgenoffenihaftlihe Seite der Zünfte 
verloren und, was ihnen an polizeiliher und gewerberechtlicher Bebentung und 
an Öffentlicher Gewalt verblieb, wurde nur noch als obrigkeitliche Konceffion 
betrachtet und behandelt. Davon wird ſogleich näher die Rede jein: hier ja 
nur noch darauf hingewieſen, wie die Zünfte jelbit auf alle diefe Dinge um 
noch fo weit Werth legten, als diejelben fich als Mittel zur Foͤrderung ihres 
Hauptzwecks, der Stonomilchen Verwerthung bes Arbeitsmonopols, barftellten. 
Nur in dieſem Sinne baber übten fie, was ihnen von politifchen Rechten, 
Autonomie, Gerichtsbarkeit, Zwangsgewalt, Polizei und Selbftverwaltung ver- 
blieb, und allein der Erhaltung, Erweiterung und Ausbeutung bes Privilege 
mußte nun auch das Zunftvermögen und der Zunfthaushalt dienen. Kam es 
doch wor, daß (wie 3. B. 1682 in Goslar und 1710 in Hamburg) die Zünfte 
freiwillig gegen Deitätigung der Zunftgerechtfame ihre politischen Rechte auf- 
gaben! Deshalb äußerte fich auch das geſammte korporative Leben nach aufen 
hauptjächlih nur noch in der Verfolgung des Zunftzwanges, in Jagden und 
brutalen Handlungen gegen Pfuſcher und Störer, in unaufbörliden Grenz⸗ 
irrungen und Gewerbsftreitigkeiten mit anderen Zünften und Profeffionen, in 
gemeinfamer Ausübung der Bannrehte und des Marktzwanges gegen bas 
Land, in der Abwehr obrigkeitliher Angriffe auf das Monopol. Im Sunern 
ber Zunft aber war es gleichfalls die oͤkonomiſche Seite des gemeinfamen 
Privilegs, welche in den Bordergrund trat. Durch die ausführlichfte Arbeits 
regulirung, die genauelte Sirirung ber Arbeiterzahl, Die Beſchränkung der 
Materialbefhaffung, der Werkzeuge, der Probultion und bes Abſatzes und 
durch die Seftjegung von Preisminimalfägen juchte man bie Konkurrenz unter 
ben Genofjen auszuichliegen. Aber nicht mehr wie ehemals paarte ſich mit 
diefer Sorge für die wirthichaftlichen Intereffen der Einzelnen die Sorge für 
das Intereſſe bed gemeinen Weſens. Im jener kurzfichtigen Verblendung, durch 
welche der Egoismus ſich zuletzt immer gegen das eigene Intereſſe wendet, 
glaubte man, die Sorge für das Gemeinwohl der Obrigkeit überlaſſen zu 
dürfen und ſelbſt nur zu ſorgen zu brauchen, daß man moͤglichſt viel Geld mit 
möglichft wenig Mühe verdiene. Jene die Ehre des Gewerke über Alles 
ftellende Arbeitepolizei, das ftrenge Geſammteinſchreiten gegen Untüchtigfeit 
oder Betrug, die genofjenihaftlihe Schau hörten mehr und mehr auf, und 
kaum ein Schatten blieb von dem hoben Sinn, der einft jo ſchön das allge 
meine und das eigene Intereffe verjöhnt hatte. Wenn endlich der Zunft neben 
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der Ölongmijchen eine religiöfe, gefellige und fittliche Bedeutung gewahrt ward, 
jo trat auch hier theild Durch den Sormalismus eines verjchnörfelten Ceremo⸗ 
uiells, theild durch wüſten Müßiggang, Rohheit der Gelage und der gegen ben 
Neuling geübten Späße und Berwilderung der Sitten eine wachſende Entar- 
tung ein. Bon ber wohlthätigen Einwirkung ber genoffenihaftlichen Ber- 
faflung auf die $ortbildung wie auf die allgemeine intellektuelle und moraliſche Bil- 
bung der Genoffen, von der Pflege der Dichtkunft in den Meifterfangszünften, von 
der das Einzelleben durch ein familienartiges Gemeinleben verichönenden freien Ge⸗ 
jelligfeit des Mittelalters verwehten die legten Spuren. Weit trat die ethiſche De- 
deutung ber Zuuft, weit ber Gedanke des Bruderbundes zurüd. Und doch! auch 
in der trübften Zeit vermochte ein noch jo tiefer Fall das Genofienfchaftswefen 
ber Gewerbtreibenden nicht ganz zu eytwertben. Immer gab auch eine fo ge 
ftaltete Korporation den Einzelnen einen fittlihen und materiellen Halt, ber 
gerade in den farblofeften Zeiten des tief herabgewürbigten deutſchen Bolls- 
lebend unentbehrlih war und die Keime einer neuen Erhebung pflegte; nie 
konnte ganz die höhere Bedeutung der Verbindung vergeflen werben, wenn ihre 
wohlthätigen und gemeinnützigen Anftalten für Genofjen und Ungenofien, vor 
Allem aber ihre Hilfs-, Armen», Kranken⸗ und Vorſchußkafſen an den alten 
Namen der Bruderſchaft mahnten; und felbft für die deutſche Geſammtnation 
war nicht unerheblid der Werth jener freilich mehr und mehr gewaltfam 
unterdrückten Verbindungen, welche ben Gewerbeitand von ganz Deutichland 
immer noch zu Einer großen Gemeinde zujammenfaßten®). 

H. Derartige innere Verwandlungen bes gewerblichen Genofienichafts- 
wefend erleichterten und rechifertigten die Erfolge der entgegengefeiten Be⸗ 
ftrebungen, welche die Zünfte dem obrigkeitlihen Syftem einzuordnen und als 
Polizeianftalten mit einer nur zu Bermögendzweden verliehenen, bevormundeten 
juriſtiſchen Perfönlichkeit zu konſtruiren ſuchten. Die ſchließliche Folge biefer 
Richtung war dann freilich nicht, wie man wol beabſichtigte, eine Regeneration 
des Zunftwejens, ſondern deſſen völlige Zerftörung:- allein die leßtere war und 
ift nothwendig, um ber freien Affociation der Neuzeit den Boden zu bereiten. 
Für und bieten bie theoretiſchen und praktiichen Angriffe der obrigfeitlichen 
Verordnungen und ber Juriften gegen bie forporative Geite ber Zünfte und 
Innungen deshalb ein befonderes Intereſſe, weil hier bereits an einem einzelnen 


8) Die Belege für die oben angeführten Einzelheiten find vornemlich in ben 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen enthalten, welche fich gegen die jogenannten Handwerker⸗ 
mißbräudhe richteten: Davon unten. Erläuterungen und Bervollftändigungen ber 
verfchiebenen theild auf Statuten theild auf Gewohnheitsrecht beruhenden Miß- 
Bräuche findet man be. beit Strune und Berlepſch. Man vgl. namentlich bie 
weitläuftge Paraphrafe des Reichsfchluffes von 1781 bei Struve P. I. L. 8. c. 6 
S. 169— 819 und bie Erläuterung deſſelben b. Berlepſch LS. 86 - 111. 
S. = Maſcher ©. 812f. 328— 945, 
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Suftitut in hohem Grabe deutlich wird, was benn eigentlich die romaniſtiſche 
Furisprudenz und die Staatspolizei bes 17. und 18. — und feßen wir hinzu 
bed 19. — Jahrhunderts unter einem corpus, collegium, universitas, Ver⸗ 
ein mit moralifcher Perſonlichkeit u. |. w. ſich vorftellte ober vorftellt. 

1. Das rechtliche Weſen ber Zunft wurde offenbar ſchon feit dem 
16. Jahrhundert von den Imiſten darin gefunden, daß fie eine Poligeimftalt 
für Befoͤrdernng bed Gewerbeweſens fei, welcher zu hefferer Erreichung dieſes 
Zwecks vom Staate vermöge befonderen Privilege bie Rechte und Pflichten 
eined Corpus verliehen ſeien. Durchweg von biefem Gefichtspunkt gehen die 
älteren Kompendien des Handwerkerrechts, namentlich die Werke von Beyer 
und Struve and. Aber au die Geſetze des 16. Jahrhunderts athmen 
fhon vielfach benfelben Geiſt. Mit dem Reichtſchluß von 1731 wurde dann 
biefe Anffaffung von Kaiſer und Reich ausdrücklich ſanktionirt. Kämpfte man 
im Allgemeinen gegen bie genofienfehaftliche Verfafſung der Handwerker mit 
benfelben Waffen, wie gegen bie Eorporafive Freiheit überhaupt, fo bam Bier 
inöbefondere noch Hinzu, daß man in den deutſchen Zünften ganz untrüglich 
eine unmittelbare Fortfegung und Nachahmung der römifchen collegia opificum 
entdeckt zu haben glaubte”), dab man an ben unfreien Urjprung bes Hand» 
werks erinnern Tonnte'), daß man fih bie erfte Ginrichtung ber Zänfte all- 
gemein entweder ale eine and Zweckmäßigkeitsgründen beliebte obrigfeitliche 
Maßregel, als eine planmäßige Cintheilung der Bürger, oder ale einen 
Gnadenakt vorftellte'‘), daß man bie Reminiscenzen an ben einfligen bemo- 
kratiſchen und revolutionären Charakter der Fünfte, die wieber hervorgeſuchten 
alten Neichöverbote und bie zeitweife noch auftretenden Regungen eines Geiſtes 
der Selbfthilfe unter den Handwerkern gegen bie forporative Selbftändigtett 


9%) Befonderd weit treibt. bie Herbeiziehung zum Theil ganz unpaffender Säge 
bes Corpus juris Abrian Beyer. Bol. das Urtheil Ludewigs uber ihn in 
der Borrede bei Fride, Note. Nicht viel glimpflicher verfährt Struve. So 
1.1.3 e1f. ©. 88f. Auch Heineccius wendet fubfidiär dad römifche Recht 
an (vgl. S. 414 1.c. $ 15) und meint (404 $ 1): si ua in re Germani vetera 
Romanorum adoptarunt, factum id cerie in colleglis et corporibus opificum 
instituendis Bol. ©. 408 8 9. 

10) Bol. Herm. Conring, de urb. Germ. $ 81. Lutterloh l.c.$ 3 
©. 10. Heineccius 8 4—6 ©. 405 f. 

ih) Z. B. Struve I. L. 1.0.5 666. 28f. (Er denkt an Ianbeöherr- 
liche Inſtitution per modum singularis privilegii, zuerſt an einzelnen Orten 
erfolgt, dann an anderen zur Anlodung von Handwerkern nachgeahmt). Schon K. 
Sigismund meinte: „Zu was End, von Anfang an, bie Obrigkeit ihre Bürger⸗ 
fhaft und Handwerke in Zünfte abgetheilt". Maſcher ©. 241. Bol. den Ein 
gang ‘ber hefſ. Zunftorbn. v. 29. Juli 1698: „mit Zünften begnabigt‘. Bairenth. 
Poltzetorbn. v. 1746 8 1 b. Ortloff, O. I. ©. ©. 402. — Bol. Frice 5 8. 
Runde 8 466. 
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andnußte?®), wie denn Reichs⸗ und Landesgefeße bis im bie weuefte Zeit durch 
Androhung außerordentlicher Strafen eite gewaltige Furcht wor Aufftanben 
und Roalitionen der Handwerker oder wenigftens ber Geſellen und Arbeiter 
verriethen *). Neben biefen furiftiichen und polizeilichen Gründen treten bie 
netionul-stonomijhen Erwägungen über die wirthſchaftlichen Nachtheile bes 
Zunftwefens erft jeit ber 2. Hälfte des 18. Jahrhunderis mehr hervor. 
Zange, ehe man am eine allgemeine Gewerbefreiheit dachte, wurbe daher 
Entſtehung und Aufhebung der Zunft unbedingt in ben Staciswillen 
verlegt. Und zwar wurde für die Bildung nicht blos eine polizeiliche Geneh⸗ 
migung gefordert, ſondern bie. Konceffion, das Privileg, der Gnadenakt des 
dandesherrn als Quelle ber Griftenz des Oorpus felbft betrachtet). Ein 
jolches Privileg war wie jedes andere nicht bios wegen Mißbrauchs, ſondern 
wegen jeder urgens publica utilitas ganz ober theilweife revofabel'*), während 


1) Struve J. L. Ie. 28 10f. S. 9. Heineccius $ 10. 11 ©. 410f. 
Freie Einungen bezeichnet er ald „hetaerias monarchico statui perquam inimicas“. 


13) Reichsſchluß v. 1731 art. 5 u. Fränk. Kreisfchluß v. 16. Oct. 1799 b. 
Drtloff, 0.9.0. ©. 434 - 438. N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 7 art. 4 id. 
©. 363. Badifche Zunftorbn. art. 32 ©. 288. Weftpreuß. Hbw. O. v. 1774 art. 
81 8. 91 und preuß. Patent wegen Abftellung bes tumuftuartfchen eigenmächtigen 
Besfahrens bei Beſchwerdeführungen beſonders fupplicirender Zünfte und Korpo⸗ 
tationen v. 29. Inli 1794 b. Ortloff ©. 140 —145. Aehnliche genaue Bor 
ſchriften über Petitionen und Suppliken der Korporatignen i. d. Koburg- Saal- 
feld. Innungsgeſ. v. 1808 $ 20 ©. 603. — Ueber Gefellenaufftände im 17. u. 
18. Jahrh., bei. die Bewegungen des Jahres 1726 und bes letzten Jahrzehnts 
des vor. Zahrh., vgl. Maſcher ©. 863 f. 3S1f. 


19 So lehrte ſchon Vernulaeus, Inst. Polit. Lib. U. c. 8: Tyrannarım est 
civium collegia tollere. et. conventus omneg prohibere. Porro gquum ajusmodi 
sodalitia quaedam sint reipublicae pars, non possunt nisi reipublicae legibus 
et summa annuente potestate constitul. Nam quae privata autoritate coalescunt, 
jJus ei nomen collegiorum non habent. Illa summi magistratus aut principis 
permissio non tantum conventuum locum, tempus, tractandarum rerum modum 
et materiam ipsam praescribit ac regit, adeo ut qui alio modo conventus fiunt, 
illiciti censeantur ac majestatis crimen incurrant etc. Ebenſo Struve IL. 
3.0.6 ©. 182 th. 3: jus consfituendi et confirmandi eollegia opificam com- 
petit ... prineipi; dazu ©. 182f. th. 4f. U. L. 5 c. 1 ©. 365f. Aug 
Heineccins rechnet zu ben collegia "licita nur, quae & summo imperante 
conceduntur firmanturgue privilegiis, $ 16 ©. 414. gl. Mevius, ad jus 
Lub. IV. tit. 18 art. 3 Nr. 6. Eichhorns 885: ale „Polizeianftalt“. Go 
auch ſchon dad N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 1 art. Im. 5; tit. 2art. Lu. 2. 
©. 845. — Pr. 2. R. H, 83 182: „Neue Zuͤnfte zu en kommt allein 
dem Landesherrn zu”. 

13) Beyer, de C. O. c. 12 $ 16. Straug 2 c.8 138 Struve U. 
L. 5.0 16 S. 446. Heinecetus 8 20 ©. 417. 
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umgekehrt die Zunft ſelbſt ohne landesherrliche Genehmigung ſich weder auf⸗ 
löſen, noch mit einer anderen vereinigen, noch irgend fonft umgeſtalten 
Tonnte!®). Wiederholt haben die Landesherren von dieſer ihnen zugeſprochenen 
Aufhebungsbefuguig Gebrauch gemacdht!"); allgemein wurde im Reichsſchluß 
von 1731 und feitbem in vielen Landesgeſetzen die Aufhebung ber Zünfte an- 
gebroht, falls fie bei den beftehenden Mikbräuchen verharren follten !*). 

2. Die. Obrigkeit erlangte ferner einen beftimmenden Einfluß anf die 
Zufammenjeßung der Zunft. Daß der Staat (refp. die Stadt) und nicht 
die Zunft im letter Inftanz Quelle des Rechtes auf Gewerbetrieb fei, war 
jederzeit anerfannt worden. Streitig aber war häufig, ob an die Genoflen- 
ſchaft als foldhe das Handwerktamt für immer fortgegeben jel, oder ob der Staat 
auch Unzünftige damit betvauen könne. Die letztere Anficht, in ben Zeiten 
korporativer Selbftänbigkeit faft verbrängt, wurbe jet mehr und mehr durch⸗ 
gelebt. Faſt allgemein daher wurbe der Obrigkeit bas Recht zugefprochen, 
neben der Zunft nach Belieben Yreimeifter, denen nur meift einzelne Rechte, 
wie 3. B. die Vorbereitung der Lehrlinge, fehlten, anzuftellen‘®), ja felbft ein 
ausbrüdliches Privileg ber Gefchloffenheit wurde in dem Sinne interpretirt, 
daß die Ernennung von Sreimeiftern doch dann zuläffig bleibe, wenn Die ge 
meine Wohlfahrt es erfordere”). Hierin lag der Uebergang zu dem zwifchen 
Zunftzwang und Gewerbefreibeit hiſtoriſch in ber Mitte ftehenden, noch heute 
in vielen Beziehungen berrihenden Syſtem ber polizeilichen Konceſſionen. 
Hätte nun aber an fi das landesherrliche Recht, Freimeiſter zu ernennen, 
eine um fo freiere Bewegung ber Genofjenihaften bei Normirung und Er- 
theilung der Mitgliedſchaft geftattet, ja vieleicht die Möglichkeit gewährt, all- 
mälig den Zunftzwang aufzuheben, ohne bie genofſenſchaftliche Verfaffung zu 
vernichten, jo war man doch von einem ſolchen Ziele weit entfernt. Vielmehr 
fuchte man, weil man bie Zunft als Stantsanftalt betrachtete, auch die Mit- 
gliebfhaft in ihr als eine obrigfeitlich verliehene Konceffion zu geftalten. Ga 
wurde daher ein Hauptgegenſtand ber Gewerbegejeßgebung, bis ins Detail 
obrigkeitlich die Bedingungen zu normiren, bei deren Vorbandenfein die Auf- 
nahme gewährt werben konnte und mußte, bei deren Nichtvorhandenfein fie verfagt 


6) Kreittmayr 820: „Separation, Union, Reftauration und Alteration. 
Kob. Saalf. 3. ©. v. 1803 8 18 ©. 602. 

11) Bol. 8 38. — Vorfchläge zu einer Aufhebung aller Zünfte 1615 in Baiern 
und 1624 in Bremen f. b. Majcher ©. 349. 

18) Reichsſchluß v. 1781 art. 14. Fränk. Kreisſchluß v. 1799 ©. 456 f. 
Baireuth. Polizei-D. S. 398. Weftpreuß. Hbw. O. v. 1774 art. 48. 6. 108. 

19) Struve ILL. 5. c. 9 ©. 899 f. Kreittmayr $ 28. ride $ 82 — 
8. Weifjer 892-9. Ortloff 8 8-90. NR. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 
10 art. 2—4 Kob. Saalf. 3. ©. $ 85 ©. 682. 

”) R. Schl. v. 1781 art, 18, Pr. 2. R. U, 8. 18. Kreittmayr $ 15. 
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oder jelbft der Ausſchluß verfügt werben konnte und mußte”). Insbeſondere 
wurde Annahme, Verhältniß und Behandlung der Lehrlinge obrigkeitlich regulirt**) 
und den Zünften die Pflicht auferlegt, fie unter den ftantlich vorgeichriebenen Be⸗ 
dingungen zuzulafjen®®). Als folche wurden zwar ferner noch Freiheit, eheliche 
Geburt, Unbefcholtenheit und ehrliches Herkommen verlangt”), es wurde aber 
durch Reichs⸗ und Landesgeſetze bie ungebührliche Ausdehnung defien, was bie 
Zünfte unter diefen Crforderniffen verftanden, verboten*). Die Borlegung 
eine® Geburtsbriefs, Eintrittt- und Einfchreibegebühren und unter Umftänden 
Kantiondftellung blieben nothwendig, die Formen ber Urkunden aber, bie Höhe 
der Gebühren und die Bebingungen ihres Erlaffes, die Fälle, in denen Sicher⸗ 
beit gefordert werben konnte u. ſ. w. wurben burd; generelle oder fpecielle 


1) Ausdrüdlich fagen 3. DB. die Kob. Saalfeld. J. G. v. 1808 $ 14 ©. 
601: „Die Zünfte find nicht nur berechtigt, fondern auch verpflichtet, alle die⸗ 
jenigen Mitglieder aufzunehmen, die das letften Tönnen, was die Innungsprivi⸗ 
legien beftimmen“ ; 8 60: „Eönnen und müfien‘. Bgl. bef. auch kurſächſ. Mandat, 
betr. die Generalinnungs- Artilel für Künftler, Profeffioniften und Handwerker 
v. 8. Juni 1780 c. 88 13 ©. 175. 

23) Bol. Adr. Beyer, de tyrone, prudent. jur. opif. praecurs. emiss. Jen. 
1688. Struve L c. I. L. 2. ©. 188f. Fride 3 62—68, Kreittmayr 
88. Drtloff S. 154—1%. Cramer, Weplar. Nebenft. Th. 82 S. 17. — — 
Brandenb. Generalinn. Priv. v. 1734—86 b. Ortloff, C. I. 0. ©. 66 8 22, 
Kurjähf. Mdt. v. 1780 c. 1 S. 165—163. Braunfhw. Gilden O. $ 32 —87 
©. 204 f. Badiſche Zunftordn. art. 11f. S. 280. Baireuth. Ausſchreib. v. 30. 
Juli 1746 S. 406 f. Pr. 8. R. 1 c. 8283— 285. Kob. Saalf. 3. G. v. 1808 
$ 4—36 ©. 605 f. 

29, Doc, laͤßt dad Pr. L. R. 9 286 die vorläufige Abweilung eines Lehrlinge 
zu, wenn alle Innungsmeiſter an einem Ort mit einer hinlänglichen Anzahl von 
Lehrlingen ſchon verfehen find. Vgl Bad. 3. DO. art. 12 ©. 230. 

24) Struvel.c, DU. L. 2c,5n.6. Beyer, de tyrone c. 4—6. Heinec- 
cius 8 12—14 ©. 412f. Fricke 5 62. Kreittmayr 8 2. Auch mußte ber 
Lehrling einer der recipirten chriftlichen Religionen angehören. Struvel. c. c. 
484 ©. 145. Kreittimayr $ 2 litt. c. Fricke $ 68. Fuldiſche Verorbn. v. 
17831 8 3 6. Ortloff, C. I. O0. ©. 318. N. Hamb. Regl. tit. 9 art. 2. 

25) Schon die R. P. DO. v. 1548 tit. 87 u. 1577 tit. 88 hatten die Kinder 
einer Anzahl bis dahin für unehrlich gehaltener Perfonen anzunehmen befohlen. 
Dot. an N. Hamb. Regl. tit. 9 art. 1 ©. 370. Der R. Schl. v. 1781 art. 4 
geftattete nur noch Zurhdweifung ber Abdeckerkinder bis zur zweiten Generation. 
Nach den Reichsgutachten v. 3. Febr. 1772 (Orxtloff, C. J. O. ©. 89. 42) und dem 
Kaif. Ratifil. Der. v. 80. Apr. 1772 Nr. 5 (ib. S. 46) follten auch die Söhne 
der Abdecker zugelafien werden. Eo fließen auch weſtpreuß. Höw. DO. 1774 
art. 82 S. 92, Edikt v. 1783 8 7 ib. &. 108, Pr. 2. R. 8280 u. Kob. Saal« 
fd. %. G. v. 1808 8 26 ©. 605 nur noch wirkliche Schinder aus. — Der 
Mangel ehelicher Geburt follte burch Regitimation geheilt werden. R. Schl. v. 
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Polizeiverordnungen beſtiuumt?e). Obrigkeitlich werben ferser bie Lehrjahre 
ober hoch deren Minimum und. Maximum feftgefegt, häufig auch die Höhe 
des Lehrgelds, der Dispens von dieſem oder won einem Theil der Lehrzeit, 
die Verlängerung ber Lehrzeit bei Säumniß ober bei Nikhtentrichtung von 
Lehrgeld normirt). Endlich wurde dann auch bie Losſprechung vor der 
Zunftlabe, mit welcher die Aufnahme in den Stand ber Gefellen ohne Weite 
red verbunden fein jollte?®), und die Ertheilung des Lehrbriefd nach Voraus 
ſetzung, Form und Wirkung gejeglich feftgeftellt, und es wurden insbejondere 
bei Fixirung der Gebühren der dabei übliche Aufwand und die „theils lächer 
lihe theils ärgerlihe unerbarlide Gebräuche” verboten“), In derſelben 
Weiſe wurden ſodann auch für den Gejellen, ftatt durch Zunftautonomie, num 
mehr von Obrigkeit wegen Dauer, Richtung und Bebingungen der zur Er- 
langung des Meifterrechts — außer bei geiperrten Zünften — erforderlichen 
Wanderſchaft und hie Zälle, in denen fie erlaffen ober verfürgt werden burfte 
und nicht durfte, beftimmt?%); es wurde bie Form ber ihm mitzugebenden 
Abſchriften des Lehr- und Geburtöbriefes und der fogenannten Kundſchaft ge 
regelt und durch das ftrenge Berbot der Annahme eines mit folden Dokumen⸗ 


1731 art. 11. Weftpr. Hdw. D. 1774 art. 82 ©. 92. Hamb. Regl. v. 1710 
tit, 9 art. 1 ©. 370. Kurſächſ. Mandat v. 1788 6, 15 6©. 157. Baunachſche 
Zunftorbn. v. 1750 $ 21 ©. 939. Kob. Saalfeld. $ 25 ©. 605. — Die Auf 
bebung ber übrigen Mißbräuche in Auslegung ber. Befcholtenheit und Reinheit |. 
im R. Schl. u 1781 art. 18 u. ſ. w. 

#4) Beyer, de tyrone c. 7 ©. 69. Struve LL2e7 5 28. ©. 169. 
Fride 5 6 R. Schl. v. 1781 art. 2. Brandenb. General-Pr. v. 1734 8 21. 
Kreittmayr 3 4. Bad. Zunftordn. art. 12 6. 280. Kob. Saalf. 3. ©. 8 24. 
06. 605f. Pr AU! NR $ 237—239. 

2) Struve ILL.2 c. 9 S. 174 R. A. v. 1594 8 136. R. Schl. v. 
1781 art. 9. Kurſächſ. Mandat c. 18 11 S. 159. Weſtpreuß. Hdw. O. art, 33. 
84 ©. 92 (mo Erlaß bed Lehrgelds in Armuthsfällen, Abkürzung und Verlängerung 
der Lehrzeit ganz dem Belieben ber Polizei anheimgegeben werben). Kob. Saalf. 
J. G. 1803 $ 8033 ©. 607. Pr. 8, R. 5 290. 291. 320-822. 

‚. 2) Nur biöweilen ift diefe Ießtere vom Sreifprechen und Loszaͤhlen noch ver⸗ 
ſchieden. Struve U. L. 3 c. 8 ©. 205. Kreittmapr $ 5. . 

») Beyer, de tyrone c. 12 ©. 136. Struve II. L. 2 c. 12. ©. 186. 
Gride 8 67. Kreitimayr 5 4. R. Schl. ». 1731 at. 7m I RR. Samt. 
Regl. 1710 tit. 9 art. 5 &. 371. Kurſächſ. Mdt. a 1 8 21 ©. 162. Braunſchw. 
Bilden. D. 8 19f. ©. 197. Bab. 3.0, art. 18. 4 ©. 231. Baireuth. P. O. 
1746 $ 3 ©. 403. Brandenb. Gen. Priv $ 24 ©. 67. Weſtpr. Hdw. O. art. 
83 ©. 92. · Kob. Saalf. 1803 $ is. 84 - 86 ©. 601f. Pr. %.R. 5 823— 325. 

%) Beyer, boethus peregre redux. Jen. 1692, Struve L L. 8. c. 5— 
7 S. 280f. Ortloff S. 195 — 237. Kreittmayr 86. Sride $ 70— 738 
Kurſachſ. Mit. 2 © 1683f. Braunſchw. Gilden O. 8 20f. ©. 199. Bad. 3 
D. art. 15f. ©, 281f. art. 35. 56 ©. 289. fFuld. Der. v. 178187 ©. 319 
Lob. Saalf. $ 40 ©. 12 Pr. 2.8 5 326— 344 
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ten nicht verfehenen Gefellen eine polizeiliche Paßlontrele erimöglicht?); Die 
bei ben „geichenften* Gewerben zu gewährenden Präftationen wurden firirt*); 
Recht und Pflicht, den wandernden Gejellen in Arbeit zu ftellen, wurden der 
orbnet?3); es wurde in einer Reihe anderer Punkte eine umfafiende Wander⸗ 
und Herbergspolizei in Thaͤtigkeit gejegt?*); bisweilen entwarf man jogar 
genaue polizeiliche Wandertabellen, an die Jeder fih halten folltee), Yür 
ben rückkehrenden Gefellen wurden dann meift Probejahr und Muthzeit audr 
drüdlich abgefchafft, jedenfalls beichränft und die Muthung gewgelt?), De 
iondere Aufmerkſamkeit aber wandte die Geſetzgebung ber Prüfung: zu, welche 
den Schluß ber Gefellenlaufbabn bildete; fie blieb den Zünften, aber bie 
Mißbräuche und Ehilanen bei Berfertigung bes Meifterftücde wurden gehemmt, 
oft wurbe genau beftimmt, was geforbert werben follte, immer gegen die Ber 
werfung ein Rekurs an die obrigkeitliche Behörde geftnttet 7). Auch hier 


A) R. Schl. v. 1781 art. 2. Dagegen murbe der fog. Handwerlögruß auf 
gehoben. Ib. art. 9. — Vgl. Braunſchw. Gilden O. $ 24 ©. 200. Bad. 3. O. 
art. 28 ©, 236. Ansbach. V. v. 1733 ©. 416. Kob. Saalfeld. 8 41f. 46 ©, 
612f. Pr. L. R. 8 336 388. 

”) Struve U. L. 8 c. 8 S. 247. Fricke 5 72. Runde 5 al. N. 
Schl. v. 1731 art. 7. Weftpreuß. Hdw. D. art. 26 ©. 89. N. Hamb. Regl. 
1710 tit, 8 art, 7 ©. 368. Bab.. 3. D. art. 27 ©. 286, Kreittmayr.g 8, 
Kob. Saalf. $ 46 S. 615. Meift wird ein Maximum des GefchenEs feſtgeftellt, 
ber Unterſchied geſchenkter und a Handwerke hinſichtlich ber Ehre aber 
aufgehoben. 

"IR. Schl. v. 1781 — Karſachſ. ‚Mit. 02.88f. ©. 164f, Bad. 
3. D. art. 26 ©. 285. ob. Saalf. 8 46, 47 S. 614.. Pr. % R. 8 840 f. 
2) ride $ 73. Kreitimayr $ 7.11. R. Schl. v. 1781 ark 2. Kur⸗ 
ſächſ. Mdt. e. 28 Bf Dad. 2. O. art. 2465— 831 ©. 285, Wirzburg. V. p. 
14. Febr. 1787 ©. 893 f. $ 1—5. Kob. Saalf. $ 41 - 48 ©. Eid. Pr. L. 
R. 5 382.f. 

a46) Man vergl, z. B. die fürſtl. Dekting- Detting und Oetting · Spie ldergiſche 

Wanderordnung nebft angehängter Wandertabelle v. 29. Mai 1785 b. Ortloff, 
©. J. O. ©. 419—488, auch in anderen Punkten ein Mufter — 
Bevormundung. 
26) Der R. Schl. v. 1781 æt. 13 7 verbietet die Jahrarbeit und Muiße 
zeit ald Mißbrauch. Sie beſtand aber fort. Bel, Struve D. L. 4u. 6 
©. 308. Fricke 8 54. Ortloff ©. 24. Kreittimanr & 12% Beichränfungen 
ftellt die Bad. 3. O. art. 37.©. 289 auf. Berbote in Kurſächſ. Mot. c. 865 
®&. 171, Braunſchw. Gildeprbn, 8 3°. 191, Generalpriv. f. Brandenb. $ 2.©. 
54, Kob. Saalf. 3, &. 8 72 

N Struye J. c. & 76, 319. Fricke 8 663 Struben, rechtl. Bed. 

Bd. IV. Nr, 62. Drtloff ©. 258. R. Schl. »..1781 art. 12. NR. Hamb. 
ee 1710 tit. 7 art. 3 ©. 863. Aurfädhl. Mdt, c.8 83. 4.6—10 ©. 171 f 
Braunſchw. Gilden D. $ 4. 5 ©. 191. Bad. 3.D. art, 88-41 ©, 239 f, Ber, 
v. 1751 ©. 278. Suldiſche V. v. 1781 4 8-10 ©. 321., Baireuth. Yusicr. 
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wurden bie üblichen Beichwerungen mit Aufnahmegelbern, die Schmaufereien 
und bie „läppiſchen Geremonien und Pofjen* abgejchafft??), nur ein mäßige: 
Meiftergeld und mitunter ein Meiftereffen follten gefordert werben können *). 
Beſonders aber follte dem Landesherrn allein die letzte Entſcheidung darüber 
zuftehen, ob die Zunft geſchloſſen fei oder nicht“). Gänzlich wurben der Che 
zwang, die Bevorzugungen der Meifterjöhne und Meiftertöchter, die Zurüd- 
weifung Berbeiratheter verboten 1); die Mitgliedſchaft einer gleichen Zunft an 
anderen Orten follte ein Recht auf Aufnahme geben, bei Zweifeln aber bie 
Poligeibehörbe entfcheiden“); die Rechte der Wittwen wurden firirt und ge 
regelt). Obwol nun aber fo die Zufammeniegung der Zunft in vollftänbige 
Abhängigkeit theild von ber Geſetzgebung theils von ber im einzelnen Fall 
enticheidenden Polizeigewalt gekommen war, brachte man doch bad Syſtem ber 
Polizeiamftalt zum Abſchluß durch die Feftftellung und Anmwenbung des Grund⸗ 
ſatzes, daß der Landesherr in jedem Fall befugt fei, ſowol von den gefelichen 
Erforderniffen zu dispenfiren und ber Zunft, aus Gründen des öffentlichen 
Wohls auch der geſchloſſenen, wiber ihren Willen ein Mitglied aufzugwingen, 
als ihr die Aufnahme zu unterfagen und die Anzahl ber Meifter zu beichrän- 
ten). Dean trat ber Auffaffung immer näher, daß die Mitglievfhaft und 


v. 1746 ©. 418. Kob. Saalf. 8 64—68 ©. 6283|. Weitpreuß. Hbw. DO. art, 
10. 11 ©. 80. Pr. &. R. 8 251-259. 

2) Struve J. L. 8 c. 5 6.26. I. L. 4 c. 86. 822. Braunſchw. Gilden 
D. 8 7. S. 192. Bab. 3. D. art. 42. 4 ©. 241. Fuldiſche V. $ 106. 320. 
Baireuth. Polizei-D. ©. 399. Ansbach. V. v. 1718 ©. 414. Pr. L. R. $ 824. 
) Struve ILL.4.c.9 ©. 324. Fricke 8 57. Brandenb. Gener. Priv. 
866. 56. Braunfhw. Bilden D. 86.7 S. 192. Bab. 3. O. art. 46 S. 242. 
N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 7 art. 83 ©. 363. Kob. Saalf. 8 69. 74. ©. 625. 

“ Munde 8 470. N. Hamb. Regl. 1710 tit. 1 art. 6 ©. 348, Zulbdiſche 
V. v. 1781 $8 u.$ 21 ©. 824f., wo genau bie Zahl der Mitglieder in den ein- 
zelnen für geihtoffen erflärten Handwerken oBrigkeitlich firtrt wird. Pr EN. 
8 188. 


4) R Schl. v. 1731 art. 18 3 7. Braunſchw. Gilden D.8 865. 198 5 
21. Brandenb. Generalpriv. 8 5. 7 ©. 55. Weftpreuß. How. D. art. 9 ©, 
79. P. L. R. 8 249. Kurſächſ. Mdt. v. 1780 8 38 ©. 1%. Kob. Saalf. J. 
G. 8 16. 58. 72 ©. 602 f. Doch dauerten die Bevorzugungen troß aller Ver⸗ 
bote fort. Struve I. L. 1 0.5 S. 53. Kreittmayr 8 12. Fricke 5 8. 

“) Strure J. L 3 e. 6 ©. 208 X. 21. R. Sc. v. 1781 art, 2. Kur 
fähf. Mdt. ce. 8$ 11 ©. 174. Bad. 3.0. art. 44 ©. 241. Ansb. B. 1708 
©. 414. Kob. Saalf. 8 70 ©. 626. Pr. 8. R. $ 260-—262. 

“) Strauß, d. J. C. O. $182. Struue .L 1c 6 ©. 64 Ortloff 
S. 291. Kurſächf. Mot. c. 3 $ 89 ©. 184. Kob. Saalf. $ 114—115 ©. 
641. — N. Hamb. Negl tit. 7 art. 8 ©. 365. Braunſchw. Gilde DO. 8 10. 
198. Bad. 3. O. art. 44 ©. 248, Pr. %. R. 8 238— 240. 845. 346. 870 — 973. 

) Fricke 8 61. — Noch nicht der Obrigkeit geftattet in N. Hamb. Negl. 
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Stellung. in der Zunft nichts anderes als die Folge der vom Staat ertheilten 
polizeilichen Konceffion zum Gewerbebetriebe jei. 

3. Die Orgauifation der Zunft wurde nun gleichfalls im Sinne 
einer Polizeianftalt geregelt. Hauptorgan der Zunft blieb daher zwar bie 
Verſammlung der Meifter: aber aus einer frei zufammentretenben, burd bie 
Zunftverfaffung autorifirten Verſammlung wurbe fie das obrigfeitlich berufene 
und geleitete ober doch Eonceiftonirte und überwachte Organ eines Staatstheils 
(pars reipublicae)*). Höchftens bie regelmäßigen, der Zahl nach möglichft 
eingeichränften, vielfach nur noch 1 oder 2 Mal im Jahr ftattfindenden Mor⸗ 
genfprachen ließ man ohne fpecielle Anfrage im einzelnen Falle zu, leitete aber 
dann die Befugniß hierzu aus einer im Voraus gegebenen generellen Erlaub- 
niß ab**); bie außerorbentlichen und im der Regel auch die ordentlichen Der- 
ſammlungen durften nur nach fpecieller Polizeigenehmigung, die nur in den 
dringenditen allen ertheilt- werden follte, berufen und niemals ohne Beijein 
eines obrigkeitlidyen “Deputirten (Webdeherr, Morgenſprachsherr) abgehalten 
werden, welcher die Landeswohlfahrt wahrzunehmen, die Polizeiauffiht auszu⸗ 
üben, vom jeder Verhandlung und jedem Beſchluß Kenntnig zu nehmen oder 
jelbft jebem einzelnen von der Berjammlung vorgenommenen Akte zuzuſtimmen 
hattet”). Bet ftrenger Strafe wurden Selbſtverſammlung, Umgehung der obrig- 





v. 1710 tit. 7 art. 1 S. 362. — Anders R. Schl. v. 1781 art. 13. Braunſchw. 
Gilde DO. 8 2. 14 ©. 190. Bad. 3. OD. art. 46 ©. 242. Bol. auch Cramer, 
MWeplar. Nebenft. Th. 112 ©. 578. Kreittmayr 8 12. Nach den Kob. Saalf. 
3. ©. v. 1808 $ 15. 59. 62 ©. 601f. joll Niemand ohne obrigkeitliche Geneh⸗ 
migung Meifter werben. Das rein burchgeführte Konceſſionsſyftem bat ſchon die 
Wirzburg. V. v. 14. Gebr. 1787 8 4—11 ©. 894 f., indem bier allein bie An- 
nahme ber Meiſter durch die Polizei über das Meifterrecht und bie barin ent- 
haltene Zunftmitgliedichaft entfcheibet. 

5, Bol. die Worte v. Bernuläusd in Note 14. 

4% Fricke $ 28. NR. Hamb. RegL 1710 tit. 12 art. 1 ©. 878. Kurmainz. 
8. v. 1751 Nr. 2. 8©. 294. MWeftpreuf. How. D. 1774 art. 8.9. 24. ©. 78. 

N Beier, d. C. O. e. 68 2f. S. 205 StrureLL.1c.58176©. 
36,1.8c0.5©. 181, V. 1.5c.12©.421f. Kreittmayr 8 16. — Schon bie 
Oeſterreich. Polizeiordn. v. 1527 b. Struve L ©. 361 beſtimmt: „and ſollen 
bie Meifter und Gefellen Hinführo keinerley gemeine Gefellichafft oder Verſamm⸗ 
lung in Teinerley Sachen ohne Wiſſen und Willen eines Bürgermeifters ober 
Richters und Rahthalters Halten, noch einerley Gefeg und Ordnung unter ihnen 
machen“. Hamb. N. R. 1710 tit. 12 ©. 379—382. R. Schl. v. 1781 art. 1. 
Nürnberger Art. v. 1694 ©. 485. Kurſächſ. Mandat v. 1780:c. 3 $ 14 ©. 
175 8 16. (indem dadurch nur unnöthiger Zeitverluft entfteht) 17. Braunſchw. Gilde» 
orbn. $ 39. 48. 45 ©. 208. Bad. 3. ©. art. 4—7 ©. 227. Fuld. B. 1781 
5 15—176©. 321f. Kob. Saalf. 3. ©. 1808 $ 4—6 S. 597. Weſtpreuß. 
Hdw. O. 1774 art. 2 ©. 75 (außerordentliche Berfammlungen find möglichft zu 
vermeiden, jedenfalls nur mit Vorwiſſen und im Beiſein des Gewerksaſſefſors zu 
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keitlichen Kontrole, mithin auch jede heimliche Beredung und Berbindung 
unterfagt und für Eraftlos erklärt, und das früher übliche Gelübde, der Zunft 
Heimlichkeiten zu verjchweigen, kaſſirt und beftraft*).. Als eigentlihe Korpo⸗ 
rationdvorftände lieg man zwar der Regel nad gewählte Gildemeifter ober 
Aelterleute beftehen, allein ganz allgemein wurbe ein obrigfeitliches Beftäti- 
gungd- und ſubſidiäres Ernenmungsrecht durchgeführt, die Wahlfreiheit in einer 
Reihe anderer Punkte beihräntt und auf das Schärfite der Grundſatz zur 
Geltung gebracht, daß allein die obrigkeitlihe Autorijation und Verpflichtung 
der Zunftworftände die Duelle ihrer Amtögewalt jet, daß felbft die gerichtliche 
und außergerichtliche Vertretung, die Berufung und Leitung der Berjammlun- 
gen, die Berwahrung bes Archivs und der Kafle und die Verwaltung des 
Zunftvermögens ihnen kraft obrigkeitlihen Auftrags zuftänden, daß daher in 
allen dieſen Punkten eine Derantwortlichkeit und Rechenfchaftäpflicht der Aelter- 
leute gegenüber der Obrigkeit, für die Zunft aber hoöchſtens ein Beſchwerderecht 
begründet ei). Sm ähnlicher Weife wurden auch Amt und Befugnifle 
etwaiger Geichwornen und Kaflenbeamten®), fowie bie den Sungmeiftern ob- 
liegenden Botendienfte und fonftigen Funktionen!) polizeilih normirt und 
regulirt. Obwol indeß fo die Zunftbeamten ſelbſt aus Genoſſenſchaftsorganen 


halten, der „auf Unterlaffung aller unnügen Zänfereien, Schmaufereien und Mip- 
bräuche vigilliren“ fol). Brandenburg. Gen. Priv. 89 ©. 58. PERS 
193. 194. Pr. V. v. 10. San. 1800 ©. 151. Vgl. au Note 14. 

“ Struvel. S. 259f. R. Schl. v. 1781 art. 10. Weftpreuß. Hdw. O. 
art. 13 ©. 81. Braunſchw. Gildeordn. $ 39 f. S. 208. Bad. 3. DO. art 9. 47 
©. 229. 

“) Beier, de protectoribus opificum eorumque magistr. et praefect. Jen. 
1710. Struve IL. L.5 c.5 S. 376f. Mevius, ad jus Lub. IV. tit. 13a 
3 Nr. 21f. ©. Al. Bride $ 23f. Kreittmayr $ 19. Runde $ 476. 
Drtloff S. 60 — 90. Eichhorn $ 388. Heinecctus 817 S. 415. N. Hamb. 
N. tit. 6 S. 359 — 362. Braunfhw. Gilde O. tit. 1 ©. 189. Bad. 3.0. 
art. 1f. ©. 225. Fuldiſche V. v. 1737 $ 11—14 ©. 320. Kurſächſ. Mbt. c. 
8 $ 19. 20 ©. 177. Generalpriv. f. Brandenb. $ 11 ©. 60. (Es joll zum Alt- 
meifter ohne erhebliche Urfache fein Anderer ald der Xeltefte genommen, event. 
eine Bereinigung zwifchen Beifiger und Gewerk verjucht, wenn dieſe aber nicht zu 
Stande fommt, vom Magiftrat ein Altmeifter ernannt werben). — Weſtpreuß. 
Hdw. DO. art. 7 ©. 78. Die Wahl fol in Gegenwart des Afleffor, „an bem 
Wir Uns eigentlich halten wollen*, ftattfinden. Kob. Saulf. 3. G. $ 1-3 ©. 
596 f. 

s. Struve I L.d.c 78 1f. S. 898. Fricke 5 24. Kurſächſ. Mot. 
8820 €. 177. Braunfhw. Gilde D. $ 41. 42 ©. 208. 

s) Struve IIL. 5.0.78 7f. S. 395. Beier,d. C.O.c. 7886. 21. 
Sride 8 25. — R. Schl. v. 1731 .art. If. Weſtpreuß. Hbw. D. 1777 art. 5 
©. 77. Brandend. Gener. Priv, 8 9 S. 58. Kurſächſ. Mot. c. 3 $ 30 ©. 
180. Kob. Saalf. 3. ©. 3 7 ©. 598. Ueberall wird hier ber Mißbrauch ber 
Jüngeren durch die Aelteren verboten. 
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in obrigfeitliche Unterbeamte verwandelt wurden, glaubte man doch noch einer 
direkten polizeilichen Bevormundung der Zumft zu bebürfen. Deshalb ftellte 
man den einzelnen Zünften obrigkeitlihe Perjonen unter dem Namen ber 
Patrone, Gewerksherren, Beifiter, Affefforen, Vormünder u. |. w. als beitän- 
dige Auffeher und Vormünder zur Seite, welche die Zunft ſchützen und ver- 
treten, ihre Beamten wie ihre Verſammlungen benuffichtigen, den geſammten 
Verkehr der Zunft nach außen vermitteln, endlich nach vielen Geſetzen bei 
jedem noch fo geringfügigen Beſchluß, jeder noch jo unbedeutenden Ausgabe, 
ja jeder Eorporativen Lebensthätigfeit überhaupt mithandeln mußten, um fie 
erlaubt und giltig zu machen‘). So gelangte Hier ber Gedanke einer Staats⸗ 
furatel über bie einem Kinde oder Wahnfinnigen vergleichbare universitas zu 
fihtbarer Verkörperung und Bollendung! 

4. Die rehtlihe Bedeutung ber Zunft als Körperichaft wurde dem- 
gemäß auf die Bedeutung einer Polizeianftalt im Sffentlichen und einer jurifti- 
ſchen Perjon im privaten Recht eingefchräntt. 

a. Als juriftifhe Perfon, deren Subftrat ein Kollegium war, wurde fie 
als Corpus im römischen Sinne anerkannt. In diefer Eigenſchaft war fie 
Privatrechtöjubfelt und Eonnte Rechte und Pflichten innerhalb ber ihr konce⸗ 
birten Sphäre gleich einer Einzelperfon habens). Willens und handlungs⸗ 
fähig aber war fie nit. Wenn ihr daher unter Berufung auf das römifche 
Recht die jogenannten jura universitatis eingeräumt wurben, fo leitete man 
doch diefelben lediglich vom Staat ab und lieh fie nur unter ftaatlicher Mit- 
wirkung und Beſchränkung ausüben. Dom Staate follte fie überhaupt erft 
durch fpecielle Konceffion bei ihrer Errichtung die Fähigkeit, im Rechtsverkehr 
als Einheit zu gelten, das „moraliter unam repraesentare personam“, das 
corpus oder das jus collegii, vermöge deſſen fie nad Heineccius’ Ausbrud 
„non censetur mori, si vel omnes sint mutati collegae vel pars remaneat“, 
erhalten haben). Dieje Eigenſchaft follte ihr, obgleich zu ihrer Begrünbung 


ss N. Hamb. Regl. tit. 5 ©. 3855—859. An Stelle ber bis dahin 
gewählten Patrone follen die Rathöherrn in einer durch das Loos beftimmten 
Reihe Patrone ber einzelnen Aemter und Brüderfchaften werden, um alle gewerb- 
lichen Streitigkeiten zu entfcheiden, die Korporation zu ſchützen, zu vertreten, zu 
überwaden und zu ftrafen. Kurſächſ. Mbt. c. 8 $ 17. 18 S. 176. Braunfchw. 
Gilde D. $ 1u.39f. S. 189. Kurmainz. V. v. 1751 Nr. 4f. S. 295 f. Kob. 
Saalfeld. $ 4 ©. 597. Bei. aber Generalpriv. f. Brandenb. 5 1.10. 11. 12 ©. 
53f. Weftpreuß. How. O. 1774 art. Bf. ©. 76f. (Na art. 3 litt. b foll 
der Beifiger überhaupt „nicht zugeben, daß das Gewerk etwas ohne fein Vorbehalt 
abmache“). Pr. L. R.8 194—197. 

2) Strauch 8 82. Heineccius 8 17 ©. 415. Struve IIL. 5 c. 14 
©. 434. Kreittmayr 815: „die Rechte ber approbirten Kommunitäten“. Pr. 
2. R. 8 191. Kob. Saalf. 3. G. 9 8 ©. 59. 

) Bol, Carpzov P. II c. 6d. 17 nr. 4. Heineccius 8 18 u.19 ©. 
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drei Mitglieder nöthig waren, verbleiben, wenn auch nur Sin Genofje übrig 
war®d), Aus dem jus collegium habendi follte ferner das Recht der Auf 
nahme von Mitgliedern, der Beftellung von Organen, der Berlammlung 
folgen, — wir haben gejehen, in welhem Maß. Das Recht, in Korporation- 
angelegenheiten bindende Beichlüffe mit Stimmenmehrheit zu faffen®®), d. h. 
die Willensfähigfeit, wurde ebenfo im Princip anerkannt, durch die in ‚vielen 
oder allen Fällen geforderte Einwilligung der Obrigkeit oder ihrer Deputirten 
aber”), ohne welche nach manchen Handwerksordnungen jede Abmachung und 
jeder Beſchluß für nicht geichehen zu achten war), auf ein Nichts zurückge⸗ 
führt. 3u den jura universitatis rechnete man ferner dad Recht, eine arca 
communis, ein Archiv, ein Siegel zu haben’). Aber nur, fie zu haben, 
nicht, fie jelbitändig zu verwalten oder zu gebrauchen! Hierbei vielmehr trat 
nicht blos eine Oberaufficht, fondern eine wahre Mithandlung der Obrigkeit 
ein, jo daß die kleinfte Vereinnahmung oder Verausgabung an obrigkeitliche 
Bewilligung gebunden und die Polizeibehörbe oft nicht nur bei ber Revifion, 
jondern auch bei ber Aufbewahrung der Kaffe betbeiligt‘®), die Zunftlade 
ähnlicher Auffiht und Mitwirtung unterftellt ®'), der Gebrauch des Siegels 


a15f. Kreittmayr $ 15. Befonderd ausführlich und häufig entwidelt Struve 
diefen Satz. &o führt er in dem Abſchnitt von Privilegien LL. 4c.3 ©. 8877. 
als ein befonderes Privileg bad ipsum jus habendi collegium auf; zwar, meint 
er, beitebe auch ohne Berleihung eine gewifle naturalis societas der Künftler und 
Handwerker, ein „corpus* aber, eine „universitas“ „non ex natura artis sed ex 
concessione potius principis competit“. Vgl. $ 15 ib. ©. 393. Deutlich fpricht 
es auch dad N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 2 art. 1.2 S. 348 aus, daß es als 
Quelle der jura collegii die Confirmation betradhtet. Bol. Baireuth. P. D. v. 
1746 8 1 ©. 402. Pr... R. 519. 

55) Carpzov P. Ic. 26d.3 nr. 3. 4. Beier l. c. .46.77. Heinecciud 
818 ©. 415. Fricke $ 98. Kreittmayr 3 20. Pr. % NR. 8 190. 

s) Beier Lc. c. 15 3 15 ©. 525. Fride 8 29. Pr. L. R, 8 197. 

Dal. z. B Pr. NR. 8 198—205. 

s) So R. Sch. v. 1781 art. 1. Weftpreuß. Hdw. O. art, 3.75. Koh. 
Saalf. 3. G. 8 4 Nr. 2 ©. 597. — Bol. Ortloff & 70. Eichhorn $ 386. 

») Struve UL.5.c.18 ©. 439 u, c. 15 ©. 436. Heineccind $ 17 
©. 415. 

%°) Fricke $ 32. Drandenb. Generalpriv, 6 11—13. Weſtpreuß. Höw. O. 
art. 3 litt. c., wonach ber Beifiger „Leinen Pfennig ohne fein und der Aelterleute 
Vorbewußt weder Eolligiren noch audgeben Iaflen fol’. Struvelc. o. 15 ©. 
436. — Kurſächſ. Mbt.c.8 $ 20. 21 ©. 177. Braunfhw. Gilden O. 8 44 ©, 
209. Bad. 3. O. art. 2 ©, 226. 

ei) Struve T.L. 5 c. 15 ©. 436. Fricke & 31. Kreittmayr $ 17. 
Kurſächſ. Mdt. c. 3 g 22 S. 178. Brandenb, Gener. Priv. 8 11 ©. 60, worin 
ben Meijtern eine Lade zur Verwahrung der Brieffchaften und Gelder „geftattet”, 
aber alles auf dieſelbe bezügliche Geremoniell verboten wird. Der König wii fie 
vielmehr „im Geringften nicht anders, ald einen andern Kaften oder Lade, jo zu 
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von fpecieller Prüfung und Genehmigung der Obrigkeit abhängig gemacht oder 
wol gar ihr völlig amvertrant wurde). Die von der Zunft ausgeſtellten 
Urkunden jollten daher überall nur bei obrigkeitlicher Mitunterfchrift rechtsver⸗ 
bindlich fen). Wichtigere Rehtehandlungen und Verträge ber Zünfte follten 
ohmedied zur Rechtskraft behörblicder Mitwirkung bedürfen“). Wo alle dieſe 
vorbeugenden Maßregeln noch eine Rüde ließen, wurden fie durch die zur Ver⸗ 
bütung jeder ‚unnützen? Ausgabe umd jeder „unzwedmäßigen" Verwendung 
des Zunftvermögens bis in's größte Detail erſtreckte Oberauffiht und die Bor 
ſchrift genereller und fpecieller Anfragen, Anzeigen und Rechnungslegungen er- 
ganzt®). Bon einem Gelbftbeftenerungsreht und dem Recht, Bußen unter 
fich feftzufeßen und zu erheben, war natürlich nicht ferner Die Rebe; foweit 
nicht das Innungspribileg für gewiffe Fälle im Voraus eine Ermächtigung 
ertheilte, war in jedem einzelnen Fall Feſtſetzung, Erhebung und Ginziehung 
eines Beitrags ober einer Buße an vorgängige Erlaubni und überdies häufig 
an polizeiliche Mitwirkung gebunden). Proceſſe der Zünfte wurben meift 


weiter nichts, als etwas zu verwahren, verfertiget, angefehen wiſſen“. Aehnlich 
Kob. Saalf. 8 8 ©. 599, wo aus befonderer Gunft unter gewiffen Bedingungen 
eine Lade geftattet wird. 

2) Beier, d. C. O.c. 12 84 ©. 388. Struve IL. 8 c. 13 $ 11f. ©. 
432. ride $ 0. KAufädhl. Mdt. c. 3823 ©. 178. Pr. L. NR. 8 196. 

5 Pr. 2. NR. 8 196. 

%) Frũhe Beifpiele aus Strasburg in $ 36: Pol. Hr. 8. R. 8 210—212. 
Kurſächſ. Mt. c 8 8 26 ©. 179 (alle Schuldverfchreibungen).. Bad. Dekr. v. 
11. Rov. 1767. m CO. J. 0. ©. 2386. Kob. Saalf. 3. G. 1803 $ 8 ©. 599. 
(Erwerb, Verpfändung, Veräußerung von Immobilien). 

65) Straub, d. C. O. $ 32 u. Heinecciud $ 17 meinen zwar nod, ihr 
gültig erworbenes Bermögen müßten die Zünfte an fich nach freiem Ermeſſen ver- 
walten dürfen; nec magis prinseps... ardinarie a collegiis exigere potest accepti 
expensique rationes quam a quolibet privato. Allein fie billigen doch die ent- 
gegenftehende Praxis aus Gründen des öffentlichen Wohle. Vgl. Knipschild, 
de jur. et priv civ. imp. lib. 5 c. 2. Nr. O0. — Kreittmayr $ 17. — Dazu 
vor Allem Kurfächſ. Mdt. c. 35 24. ©. 175. Braunſchw. Gilde D. 8 44. 45 
©. 269. Bad. 3. DO. art. 2.3 ©. 226. Eine höchſt detaillirte bad. Anweilung, 
nach welcher fich bei der Berwalt.- und Verrechnung derer denen Handwerközünften 
zuftebenden Cinfünften... geachtet werben foll, v. 8. Sept. 1764, u. Verbot gegen 
Zehrung aus der Zunftlaffe v. 1762 ©. 288. — Kurmainz V. f. Erfurt wegen 
Beobachtung der Handwerkdordnungen und Einrichtung der Handwerksrechnungen v. 
10. Dec. 1751 ib. ©. 298-314. Zuld. V. v. 1781 $ 14 ©. 321. Ansbach. 
B. v. 1739 ©. 417. Kob. Saalf. V. $ 11—13 S. 600f. Brandenb. 
Gener. Pr. $ 12 ©. 60. Weſtpreuß. Hdw. O. art. 3 u. 46. Pr. 2. R.$ 213 — 219, 

) Heineccius $ 17 ©. 415. ride 8 32. Die Braunfhw. Lüneb. D. 
v. 1692 art. 8 kennt nur erft ein Beſchwerderecht bei zu ſtarken Auflagen. An- 
ders Braunfhw. Gilde D. $ 44 ©. 209. Bab. 3. O. art. 8 ©. 229. Kur 
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von einer Specialgenehmigung abhängig gemacht, zu ihrer Führung aber ein 
Syndikus verlangt‘). An ihrem Fundamente enblih wurbe bie Handlunge- 
fähigkeit und Selbftändigkeit der Zünfte durch die in die Landesgeſetze üher- 
begangenen Beitimmungen bes Neichsfchluffes v. 1731 über ben Verkehr der 
Zünfte unter einander und mit Privaten vernichtet. Denn ed wurden alle noch 
. beftehenden Berbindungen der Zünfte unter einander. (insbefondere alle Haupt⸗ 
und Nebenbütten) kaſſirt und bei ftrengfter Strafe für die Zukunft: verboten; 
ed wurbe, „da nicht abzujehen ift, was bie Handwerker von verfchiebenen 
Orten, ja gar Territoriis unter fi zu Zorrefpondiren haben”, die gefammte 
Privatkorreſpondenz der Gewerböforporationen oder Einzelnen in korporativen 
Angelegenheiten unterfagt, in Faͤllen aber, wo einmal eine ſolche Korrefpondenz 
durchaus nothwendig würde, Annahme und Abſendung von Briefen an obrig- 
feitliches Beifein, obrigkeitliche Prüfung des Inhalts und obrigfeitliche Signatur 
gebunden; es wurde bie Abjendung von Abgeordneten an ambere Zünfte ohne 
ipecielle fchriftliche Erlaubniß bei Strafe verboten *). 

b. Bon einer Autonomie der Zünfte wollte natürlich weder die Theorie 
noch die Praris diefer Zeiten etwas wiſſen. Das auch nad römischen Recht 
den universitates gebührende jus statuta condendi konnte man freilich ben 
deutſchen Gewerbsgilden um jo weniger ganz abftreiten, ald man zugeben 
mußte, daß früher die Artikel höchftens, um die Nichtwerlekung höherer Rechte 
zu Tonftatiren, beftätigt worden waren. Allein man erflärte ſolche Statuten 
für bloße Verträge (quae valent tanquam pactiones), die insbefondere Dritten 
nicht entgegenftänden, und führte gleichzeitig, ohne den hierin, da doch die Ver- 
tragsfreiheit nicht erft verliehen zu werben braucht, Tiegenden Widerſpruch zu 
bemerken, die Befugniß dazu auf eine Generalkonceffion bei Errichtung ber 
Zunft zurüd). Andere, welche den Artikeln vim legis zuſchrieben, nahmen 


fühl. Mdt. c. 3. 8 26 S. 179. Kob. Saalf. 8. 10 S. 600. Generafpriv. 
f. Brandend. 8 13 ©. 61. Pr. 8. R. 4 203. 204. 

oT) Werner P. 9. Obs. 106. Straub 8 39 f. Fricke 4 30. Heinec- 
eius 8 18 ©. 415. Fuld. V. 1781 8 18 ©. 822. Brandenb. Gener. Priv. 
F 12 ©. 61. Kurſächſ. Mdt. c. 3 8 27 ©. 179, 

) Schon das N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 1 art. 2 ©. 846 Taffirt jebe „Ber 
bindung, Verknüpfung und Anfichziehung“ der Aemter und verbietet fie für Die 
Zukunft beit Strafe — R. Schi. v. 1731 art. 6. Ansb. V. v. 1724 ©. 415. 
Branbenb. Gener. Priv. $ 18 ©. 63. Weftpr. How. D. art, 39. 40 ©. 95. 
Kurfädf. Mdt. c. 8 8 27 ©. 179. Bad. 3. O. art. 10 ©. 229. Kob. Saalf. 
821 S. 604. — Bol. Berlepſch I. ©. 108f. 

*) Bol. Hilliger ad Donell. lib. 17 c 9 n. O.: quum princepe pro- 
bans collegium eo ipso illi concessisse facultatem statuta condendi censeatur. 
Besold., Polit. II. c. 12 thes. 26. Lutterloh $ 9f. ©. 20. Straud $ 51f. 
Carpzov IL c.6d. I Nr 4 Heinecciud 8 15 u 18 ©. 413. 416. Fride 
8 10. 11 ftellt die „alte Autonomie” dem geltenden Zuftand in vollem Berftänb- 
niß jener als Gegenjaß gegenüber. Knipschild, de priv. civ. imp. L. V. c 
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eine fpecielle Konceifion an, vermöge deren ein Stüd der gefeßgebenden Gewalt 
an die Zunft übertragen fei”). Am meiften aber neigte man dazu, überhaupt 
nur „gegebene" Ordnungen anzuerkennen und auch in den älteren Zunft 
ftatuteh ſolche zu finden”). Der Reichsſchluß v. 1731 und faft alle Landes⸗ 
geſetze machten diefe Srörterungen überflüffig, indem fie unbebingt in jebem 
einzelnen Ball die obrigkeitlihe Sanktion, ohne weldhe die Artikel „null, nid 
tig, ungiltig und unkräftig“ fein follten, forderten, geheime Satzungen ftreng 
verboten und dem freien Belieben ber Landeöherrn Abänderung und Aufhebung 
des ftatutarifchen Rechts im Interefje ber Landeswohlfahrt anheimgaben?). Und 
nicht blos das gekorene, fondern auch das durch Herkommen erzeugte Genoffen- 
ſchaftsrecht follte diefen Beftimmungen unterliegen, es follte nicht ohne Beftä- 
tigung gelten, frei abänberlih fein und in Zukunft fi nit mehr bilden 
fönnen”®). Konnte auch bei einer berartigen Theorie immerhin faktiſch das 
jelbitgebildete Recht im Gewande des Geſetzes fortbeftehen, jo verkleinerte die 


2 Rr. 18f. u. Mevius ad jus lub. IV. tit. 13 art. 3 Nr. 37 fehen das jus 
statuta condendi ald Theil der jurisdictio an. 

0) Dies fuht Struve audführlich zu erweilen. Bol. L ©. 186f. th. 8 
u. L 4c. 6681u. 26.439. Er madt darauf aufmerkfam, daß die Artikel 
der Innungen feine bloße pactio feien, ſondern vim legis hätten. Daraus aber 
folgert er, daß die Befugniß zu threr Abfaffung weder aus der jurisdictio, noch 
aus dem jus eollegii (multo minus jus statuendi ex jure collegii potest de- 
scendere quod nec jurisdictionem nec statuendi potestatem in se continet) 
abgeleitet werben könne. Bielmehr müffe man fie als delegirte geſetzgebende Ge⸗ 
walt betrachten, bad Statut alſo als lex quaedam particularis scripta ad ordi- 
nem, jus et distinctionem cujusvis collegii a superiori constituta. Die Kon- 
fequenz ift natürli: verum haec omnia a nutu, jussu, voluntate superioris 
dependent, a quo etiam collegia ipsa opificum suam originem, durationem et 
auctoritatem habent. 

1) Ludewig, diss. de opif. ex. in pag. dif. 5 ©. 43 behauptete nad) 
Zride $ 10 Note a den Urfprung aller Handwerksartikel bei Kaifer und Neid). 
Kreittmayr $ 16 fagt: „Handwerksartikul find nichts anderes ald Ordnungen, 
welche jeber Zunft beſonders vorgeſchrieben find.” 

R. Schl. v. 1731 art. 1. Schon vorher aber war dies faft überall 
geltendes Recht. Bol. Carp zov, Resp. lib. I resp. 48 Nr. 12. Wehner, 
Obs. pract. voce Zunfft. Meviusd u. Knipſchild J. c. Runde $ 473. Bol. 
auch R. U. v. 1654 tit. 106. Defterr. Pol. O. v. 1527 (Note 47). N. Hamb. 
Reglem. v. 1710 tit. 3 S. 849— 851 bei. art. 3.— Vgl. ferner Kurſächſ. Midt. 
c. 3 8 42 ©. 185. Bad. 3. O. art. 59 ©. 247. Im Pr. 8 R. 8 192. 206 
— 208 ift bereitö wieder bei Erla neuer wie bei Abänderung bisheriger Innungs- 
artifel Anhörung ber Zünfte und Entſchädigung wohlerworbener Rechte wie bei 
privilegiis vorgefchrieben. 

79) Nach der Bad. 3. O. art, 57 ©. 246 follte jogar die Beobachtung der 
in Zubunft etwa entftehenden Gewohnheiten, wenn eine obrigkeitliche Abmahnung 
erfolglo8 geblieben, mit Strafe belegt werden. 
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bereits feit dem 15. Jahrhundert thätige, feit ber Mitte des 18. Jahrhunderis 
alleingewaltige SPolizeigefebgebung auch thatfächlih immer mehr das Gebiet 
bed aus der Vollsinitiative hervorgegangenen Rechts zu Gunften eines von 
oben erdachten und gegebenen Rechtes. Zuerft ſuchte man durch allgemeine 
Polizei» oder fpecielle Handwerkerorbnungen nur die äußeren Rechte und Pflich⸗ 
ten der Zünfte zu regeln, während für ihre innere Berfaflung die Statuten 
und Privilegien der einzelnen Korporationen maßgebend blieben. Sodann 
griff man in die innere Berfaffung ber Zünfte durch allgemeine Geſetze in der 
MWeife ein, day man bie fog. „Handwerkomißbräuche“ abfchaffte und verbot. 
In diefem Sinne warm ſchon die Reichspolizeiordnungen v. 1548 u. 1577 
und die Reichsabſchiede v. 1554, 1559, 1566 u. 1570 thätig, bis enblich der 
große Reichsſchluß v. 1734 eine radikale Abhilfe verfuchte”‘). Diefes Reiche: 
gejeß traf jedoch, während es filh bezüglich ber wirklichen Mißbräuche mit 
halben Maßregeln begnügte, eine Reihe fo tief eingreifender Beitimmungen 
über das innere Zunftrecht, daß es fich bereitd als eine allgemeine Reichözunft- 
ordnung harakterifirt. Weniger noch trugen die Landesgefetze ein Bedenken, 
die Zünfte von oben her als Polizeianftalten zu organifiren und zu unifor- 
miren. Schon im 16. u. 17. Jahrhundert wurden theils durch allgemeine 
Landed- und Polizeiordnungen, theils durch bejondere Zunftordnungen bie 
Zunftverfaflungen bisweilen in diefem Sinne reglementirt *). Im 18. Jahr⸗ 
hundert erreichte Diefe® Streben jeinen Höhepunli. Nunmehr wurben bäufig, 
wie 1734 gleichzeitig mit der Publikation des Reichsſchluſſes von 1731 in 
Brandenburg und 1774 in Weftpreußen, „im Interefje einer guten Polizei‘ 
die gejammten geltenden Innungsbriefe „aus landesherrlicher Macht und 
Kraft” kaſſirt, jo daß jelbft ihre bloße Citation vor Gericht ſchon eine Geld— 
ftrafe v. 10 Thlrn. nach fich ziehen ſollte, und ftatt ihrer ein gleichmäßiges 
„Seneralprivilegium“, „allgemeine Innungsartifel*, „Oeneralgildebriefe* u. dal 
ertheilt”*). Anderwärtd wurden durch umfafjende „Reglemente für Aemter 
und Brüderſchaften“, „Zunftorbnungen‘, „Gildeordnungen“ x. alle Gewerb- 


74) Bol. die ausführliche Gejchichte der Reichsgeſetzgebung und ben Inhalt 
der Altern Geſetze ſowie die Entjtehungsgefchichte des Reichsichluffes von 1731 
b. Struve L L38c.5 ©. 114—169. Bol. au Fricke $ 14—22. Eid- 
horn $ 382. Berlepijh L S. 975. Bergius Lc Mafder ©. 313. 
Borber war nah Kreittmayr's Ausdrud (1. c. $ 1) der Hund nicht fo mit 
Slöhen befäet, ald das Handwerk mit Mißbräuchen. 

5) So bei. ſchon die Oeſterr. Polizei-Orbn. v. 1527; die heiftfche allg. 
Zunft-Orbn. v. 29. Zuli 1693 (renovirt am 21. Nov. 1730). 

6) Bal. außer dem Brandenb. Generalpriv. u. Gildebrief und der weftprent. 
Hdw. D. namentlich noch die furfächfifchen Generalinnungsartitel für Künftler, 
Profejfioniften und Handwerker v. 8. Suni 1780 im C. J. O0. S. 154f. und bie 
Kob. Saalf. allg. Innungsgeſetze v. 25, Mai 1808 ib, S. 695f. 
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forporationen uniform organifirt?”). Daneben ergiengen dann mitunter noch 
befondere Ordnungen für die einzelnen Gattungen der Gewerbtreibenden eines 
Landes?e); ſeltener wurden einer einzelnen Zunft bejondere Orbnungen ver- 
lieben, die dann aber von den allgemeinen Ordnungen nur in Nebenumftänden 
abwichen?%). Jedenfalls war, auch wo dem inzelftatut ein größerer Spiel. 
raum blieb®®), dieſes immer doch nur ein Specialgefeß und von einer Auto» 
nomie nicht ferner die Rede. 

c. Ihre ehemalige Gerihtsbarkeit und die damit zufammenhängende 
Zwangdgewalt wurde den Zünften rejp. ihren Organen von Einigen ganz 
abgeftritten®') und in manchen Gefegen ausdrücklich abgeichafft). Was ihnen 
davon blieb, wurde häufig ald eine von ber jurisdietio verſchiedene fog. coer- 
citio conventionalis audgelegt®*), jebenfalls aber auf ftantliche fei es generelle 


1) Bgl. die Sammlung der Gefeße im C. I. O. v. Drtloff; bef. dad Neue 
Hamburger Reglem, f. Aemter und Brüderſchaften v. 1710 ©. 345f., Die Babifche 
Allg. Zunftord. v. 25. Oct. 1760 ©. 225f., die Braunfchweig. Gilde-Ordnung 
v. 1765 ©. 189f., die kurf. Mainz. V. f. Erfurt v. 10. Dec. 1751 ©. 293. 
Fuldifche Polizeiver. v. 27. Zebr. 1784 ib. ©. 317f. u. f. w. 

8) So ergiengen in Baden neben ber allgemeinen Zunftordnung Drbnungen 
für die Schufter (1763 ©. 524f.) und für die Bauhandwerker (1769 ©. 548f.) 
in allen badifchen Städten. Insbeſondere aber wurben in Württemberg befonbere 
Zunftordnungen für einzelne Gewerke, 3. B. Bierbrauer-O. v. 1618, Müller⸗O. 
v. 1729, Zunftorbn. der Papierer v. 1658, ber Kammmacher v. 1741, der Schiffer 
zu Schiltach v. 1766, der Pflafterer v. 1768, ber Zlafchner u. Spengler v. 1782, 
erlaffen. 

7%) Bol. 3. B. die Artikel der Nürnberger Schmiede v. 1694 im C. J. O. 
S. 485f., der Schneider in Erlangen v. 1746 ©. 508f., der Bäder in Lübbeke 
v. 27. San. 1800 ©. 543f. Vgl. auch noch das beſondere Statut der Tuchmacher⸗ 
torporation zu Grünberg v. 21. Rov. 1823 (preuß. ©. ©. v. 1824 ©. 17). 
(Ste fteht unter einem Borftand, Aelteften und Beifigern). 

© Go Preuß. %. R. 8 192. 313. 896. 898. 399. 

s) So z. B. von Lutterloh c. 2 $ 12 ©. 28, von Ludewig u. Selchow 
nach Zride $ 34 Note u Mevius P, V. dec. 254 n. ad jus lub. V. tit. 13 
art 3 Nr. 38 ©. 842 wollte ihnen wenigftend die Vollziehung ihrer Erfenntnifie 
entziehen. 

2) So nahm ſchon die Braunfchw.-Lüneb. B. v. 1692 art. 12 den Zünften 
das Strafamt, und ließ nur, wo es hergebracht, die Hälfte der von der Obrigkeit 
ertannten Strafgelder in die Amtskaſſe fliegen. Aehnlich mit Ausnahme fchleuni- 
ger Fälle Bad. 3. O. art, 58 &. 246. Vgl. Baireuth. P. DO. S. 400 u. 
1746 8 6 ©. 404. 

8) So fagt Heineccius $ 13 ©. 416: quam porro universitas sine 
aliqua coercitione, sallim conventionali, consistere vix possit, haec etiam col- 
Jegiis aliquatenus conceditur, dummodo in jurisdiofionem non evadat, vel in 
alios, extra collegium, veluti uxores liberosque collegarum, nön exerceatur. 
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jei e8 fpecielle Delegation zurüdgeführt und möglichit eingeichräntt”‘). Blieb 
daher vielfach noch wegen Webertretung der Junungsartikel durch Genoffen ein 
vom Altmeifter im Schöffengericht der Meifter (Kompen) geübtes fog. Zunft- 
ftrafamt beitehen®), jo wurde daffelbe doch auf unbedeutende Fälle, in denen 
nur auf mäßige, biöweilm nur bis zum Betrage weniger Groſchen geftattete. 
Geldbuße erfannt werden durfte, bejhräntt®®) und in allen Fällen die Bem- 
fung an den orbentlihen Richter zugelaffen®”), Sonft follte bei allen nicht 
nur gemeinen, ſondern auch bloßen Innungsvergehn lediglich bad ordentliche 
Gericht Eompetent fein, und es jollte allein von dieſem auf Ausihluß aus ber 
Zunft, Pfändung und alle einen beftimmten Sat überjchreitenden Geldbußen 
erfannt werben Tönnen®). Insbeſondere wurde als einer der gefährlichiten 
Mißbräuche das eigenmächtige Schelten und Auftreiben ber des Zunftrechts 
oder der Handwerksehre verluftig gegangenen Meifter und Gefellen, d. h. bie 
Kundmachung ihrer Beſcholtenheit an alle Schweitergilden und die dadurch 
bewirkte Ausfchliegung von dem Handwerk in ganz Deutfchland, durch Reiche. 
und Xerritorinlgefege unterfagt und ſtatt deſſen Anzeige bei ber Obrigkeit, 
Erkenntniß ded ordentlichen Gerichts und polizeiliche Mitwirkung bei der Aus- 
führung vorgefhrieben®). Ganz fiel die Gerichtsbarkeit der Zünfte in bürger- 


Sride 8 35 nennt ed eine „disciplinariſche Gerichtäbarleit‘. Bol. Carpzov 
U. c.6.d. 9 Nr. 6. 

#, Struve LL. 3 0. 6 ©. 196 L. 4 e. 5 ©. 482f. will eine jurisdictio 
ordinaria quidem sed inferior et civilis und ein jus mulctandi zugeftehen, „non 
tamen competit jure collegii, sed ex specials concessione superioris“. Aehnlich 
Boehmer, jus Eccl. I. tit. 27 8 19. Mevius P. II. d. 38 Re. 10. 
Kreittmayr $ 18. 

85) Beier, de 0. O. c. 16 &. 535f. Struvel.L.3.c. 6 ©. 237. L.4 
c. 5 ©. 482. Straub $ 98. Fricke 8 34—49. Drtloff ©. 141f. R. P. 
D. v. 1580 tit. 39 $ 1. R. Schl. v. 1781 art. 2. Bair. Landes- und Pol. 
Ordn. L. 4 tit. 1 art, 14. 

eo, R. Schl. v. 1781 art. 2. (Bußen von 1—2 fl.) Weftpreuß. Hpw. O. 
art. 6. 18. 37. Kurſächſ. Mdt. c. 3 $ 14. 15 (nur bis zu 6 Groſchen). Bab. 
3. O. art. 5f. ©. 228f. art. 58 ©. 246. Kurmainz. Ber. v. 1751 Nr. 9f. 
©. 296f. — Bgl. Struve I. 203. 204. II. L. 8 c.9 ©. 206f. Beier, de C. 
0.c.6 ©. 248. c. 16 ©. 550. Fride 8 37. 

327) Struve HI. L.3c.9 8183 ©. 210. L. 6 c. 8 8 12f.6&.338. Fricke 
840. N. Hamb. Regl. 1710 tit. 12 art. 4, tit. 18 art. 1. Kob.Saalf. J. G. 
8 19 ©. 608. 

8°), Fricke 8 38. StruveIL.3c.6 ©. 194f. Kreittmayr 8 25. N. 
Hamb. Regl. 1710 tit. 1 art. 8, tit. 6 art. 4, tit. 11 art.1 ©. 874f. R. Schl. 
v. 1731 art. 2. Pr. R. $ 273— 377. 

®) Beier, de conviciis opificum Jen. 1689. Struve I. ©. 214 OLL. 
50.46. 267. Kreittmayr $ 25. ride 5 42—49. N. Hamb. Reglem. 
1710 tit. 7 art. 11. 12, tit, Sart. 5. R. Schl. v. 1791 art 1.2.5. Die 
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lichen Streitigkeiten, Infurienfachen und eigentlichen Hanbwerksfachen, die Pro- 
vofation auf angefehene Hauptzünfte ober auf ein zünftiges Gutachten aus 
dreier Herren Landen und ähnlicher Brauch fort; vielmehr follte, wie fich ber 
R. Schl. v. 1731 ausdrückt, „den Ranbeöherrfhaften überlaffen fein, in ihren 
Landen Zünfte umd Laden einzurichten, dieſen die Geſetze allein vorzufchreiben, 
die Widerjpenftigen nad Befinden zu ftrafen und die vorkommende Handwerks⸗ 
bifferenzien ohne Kommmnilation mit andern Ständen ober Stäbten ab- 
zuthun‘ ®). 

d. Was bie ötonomijche Bedeutung der Zunft anbelangt, jo wurbe nun- 
mehr von Obrigkeit wegen die Zerlegung des alten artificii officium in feine 
öffentlichrechtlichen. und priwatrechtlicden Beftandtheile vollendet. Als Privat- 
recht (obwol e8 an fi nie ein ſolches hätte werben Tännen, da das Recht, 
zu arbeiten, nicht Gegenftand bes Vermögens jein kann) wurde für den ein- 
zelnen Zunftgenoſſen das Meifterrecht, für die Zunft ald Korpus der Zunft- 
zwang oder bad Recht, „die Treibung des zunftmäßigen Gewerbes innerhalb 
des ber Zunft angewiejenen Diftrifts, Allen, welche weder zur Zunft gehören 
noch vom Staate bejonderd privilegiirt find, zu unterjagen“, anerkannt 9), 
Allein indem diefes Recht als ein vom Staate verliehenes Privileg galt, das 
ebenfogut andern Perjonen (Sreimeiftern) verliehen oder mit dem Beſitz ge- 
wiffer Gebäude oder Grunbftüde verbunden (Renlgewerberechte, Bannrerhte 
u. f. w.) oder endlich auch vom Staat in der eigenen Hand zurüc behalten werben 
konnte (Regale, Monopole)”); indem ferner dem Staate die Beftimmung bes 
Inhalts und der Grenzen dieſes Rechts anheimfiel); indem endlich nach den 


Handwerker follen „an dem Weg Rechtens und richterliher Hilfe und Einſich? 
fi gebuldig begnügen laffen, mithin die Sache bei ber Obrigkeit anzeigen und 
deren Erkenntniß und Ausſpruch gebuldig und ruhig abwarten”. art. 13. — 
Bairenth. P. O. ©. 400. 1746 8 6 u. 7 ©. 404. — Weftpreuß. Hdw. D. art, 
15. 38 ©. 82. 94 u. Preuß. Reſkr. v. 1. Aug. 1796 ©. 147, v. 11. Det. 1796 
©. 149. Bad. 3. DO. art. 5 ©. 228 art. 54 ©. 244. 

”) Struve J. L. 3 c. 6 ©. 2285. IL c. 3 $ 2f. ©. 385. Kreittmayr 
825. ride 8 41 R Schl. v. 1781 art. 6. N. Hamb. Reglem. 1710 tit. 
11 art. 1, tit 13 ©. 874f. Bad. 3. DO. art. 55 ©. 245. Weftpreuß. Hbw. O. 
1774 art. 4 ©. 76. Kob. Saalf. $ 79—96 ©. 680 f. 

9) Beier, de jure prohibendi, quod competit opificibus Jen. 16883. 
Mevius decis. 9 d. 100 Nr. 4. Struve III lib. 4 ©. 216f. Kreittmayr 
5 18. 22. ride $ 76 —79. Weiſſer $ 97f. ©. 206f. Runde $ 467. 
474. 475. Eichhorn $ 384. Merbach, Theorie ded Zunftzwanges. Leipz. 
1808. Maſcher S. 427f. Pr. L. R.8 324 f. 

9) Vgl. was oben über die Anjtellung der Freimeiſter und das Koncejfiond- 
weien gefagt ift. Auh N. Hamb. Regl. 1710 tit. 11 ©. 374— 378, wo art. 8 
fi gegen dad „Monopolium“ richtet u. Pr. &. R. 5 324. 

*) Alle Handwerks⸗ und Zunftordnungen ſuchen daher den Inhalt bes 
„Meifterrechts” und „Zunftzwanges” in bejonderen Abjchnitten zu beftimmen; ind- 
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bekannten Grundſätzen über Privilegien dem Landesherrn ans Gründen des 
Öffentlichen Wohls Abänderung oder völlige Revokation zugeftanden wurde): 
bereitete doch gerade die Umwandlung des öffentlichen Amts in ein privatrecht- 
liches Privileg in Theorie und Geſetzgebung den Rechtsboden vor zu der Durch⸗ 
Iöcherung des Zunftzwangs und feiner allmäligen Erſetzung durch ein ſtaat⸗ 
liches SKonceffiondfyftem, das ſeinerſeits wieberum nur Durcdhgangsftufe zur 
vollen Gewerbefreiheit war oder do fein wird. Auch dadurch ſchon erhielt 
die Obrigkeit freiere Hand, daß allgemein das im Zunftzwange enthaltene 
Recht der Selbfthilfe gegen Pfufcher und Störer an obrigkeitliche Mitwirkung 
gebunden ®s), vielfach aber überhaupt) oder doch den Landhandwerkern gegen- 
über") völlig aufgehoben und die Zunft zur Anzeige an die gewöhnliche 
Obrigkeit verwiefen wurde. — Dieſer privatredhtlichen, nugbaren Seite des 
alten officium gegenüber wurde deffen Sffentliche Seite durchaus vom Staat 
abforbirt. Den alten Beruf, auf bem Grunde freiefter Selbftbeftimmung die 
gewerbliche Arbeit zu organifiren unb durch bie Förderung ber Handwerksehre 


befondere ftreben fie nad) einer möglichjt genauen Abgrenzung des Zunftrechtes: 
1) gegen unzünftige Perfonen, und zwar a) gegen Kreimeifter (Fricke $ 82 — 85. 
Struve ITIL.5 .c.9 ©. 399. Hamb, Regl. tit. 10 art. 3f. Kreittmapr 
8 23. Kob. Saalf. $ Sb ©. 682) — b) gegen Hofhandwerker (Beier, de arti- 
flcibus palatinis. Vratisl. 1692. Fride 8 86—38. StruvelIL. 6 ©. 452f.) — 
e) gegen bie Rechte ber Haus⸗ und Dienftbotenarbeit. (Fricke $ 78. Weiſſer 
8 100. Ortloff 8 99. NR. Hamb. R. tit. 4 art. 3 ©. 362. Kob. Saalf. $ 89. 


9% ©. 688) — d) gegen Sahrmarktd- und Ähnliche Rechte. (Seuffert, Ar. Rr. 


98. Kob. Saalf. 4 98 ©. 634) — 2) gegen die ländliche Bevölkerung. (Struve 
II L. 5c. 10 ©. 411f. Zride 8 79. Runde 8 475. Kreittmayr 5 24. 
Eihhorn, R. G. 3 544 Note d. P. R. 8384. Maſcher S. 382—334. Württemb. 
2. D. v. 1567 tit. 61. Medi. Erbgrdvergl. 1755 art. 259. Braunfhw. Gilde 
D. 8 16—18 ©. 196 f. u. V. v. 1776 ©. 212f. 1778 S. 219. N. Hamb. R. 
tit. 11 art. 6 ©. 377. Pr. 8% R. 8 185— 189). — 3) gegen andere Zünfte und 
die Korporationen ded Hanbeldftandes (Kreittmayr $ 26. Pride $ 100— 
124. Kob. Saalf. g 88. 84 ©. 631), 

) Bol, oben ©. 924. 

*) Straub ©. 202f. Mevius, ad jus lub. IV. 18 art. 3 Nr. 85 S. 842. 
Ayrer, de via facti collegiis opificum ad persequendos turbatores nec per- 
missa nec permittenda. Gött. 1752. Cramer, Weg. Nebenft. I. S. 119. Obs. 
jur. P. I. Nr. 297. Kreittmayr 8 22. Fride 8 0. 31. Weiffer $ 100. 
Drtloff 3 99. Runde 8 467. Wenig beſchränkt noch ift dad Recht im lüb. 
Receß. v. 1605 ©. 388 im C. J. O. ©. 388 f. 

”) 3, B. Kurfähf. Mbt. v. 1780 c. 3 8 28 S. 180, Braunfchw. Gilde 
D. 8 15 ©. 196. Brandenb. Gen. Priv. 88 ©. 57. Weſtpreuß. Hdw. O. 
art. 45. 98. Pr. &. R. 8 228. 229. Kob. Saalf. S. &. 8 87 ©. 633. 

N 3. B. Medlenb. Erbgrdvgl. v. 1755 8 275. N. Hamb. R. 1710 tit. 11 
art. 2 ©. 374. tit. 10 ©. 371— 374, 
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und ded Gemeinwohls nad außen, der wirthichaftlichen Gleichheit und Brüber- 
lichkeit nad) innen die Intereſſen der Producenten und Konjumenten in Har⸗ 
monie au jeßen, hätte bie allforgende Polizei des neuen Staats den Zünften 
jelbft dann nicht belafien können, wenn die entarteten Korporationen noch 
ferner fähig und gewillt gewejen wären, ſich ihm zu unterziehen. Vielmehr 
wurde nunmehr durch die Obrigkeit das gefammte Gewerbeweien bis in's Der 
tail geregelt. An Stelle der genoflenfchaftlichen Polizei traten obrigkeitliche 
Borjhriften über die Art. und Brauchbarkeit der Arbeit), über den Hand» 
werkskram, das Haufiren und ben feilen Berkanf), obrigkeitlihe Preis⸗ 
taren 1), obrigkeitlihe Normirung des Verhältniſſes von Meiftern, Geſellen 
und Lehrlingen 10ꝛ), obrigkfeitliche Kontrole und Beftrafung von jchlechter Arbeit, 
Säum niß oder Müßiggang'”) und eine umfaflende, auch das gewerbliche Ver⸗ 
halten der Meifter unter einander in ihren Kreis ziebende Arbeitäpoligei '%). 
Die genoffenjhaftlihe Schau hörte auf, und wenn fi) bei Tuchhändlern und 


”) Man denke nur an die Kleiderorbnungen und den Echwur, welchen die 
Schneider auf genaue Innehaltung derfelben leiften mußten. Berlepfh IL ©. 
23. 41. Bol. R. Hamb. R. tit. 7 art. 5 ©. 364 u. Kob. Saalf. 3. ©. 8 125 
©. 644. Specielle Borfchriften für einzelne Gewerke in ben Innungdgefegen b. 
Drtloff, C. J. O0. ©. 483 — 564. 

”) Sride z 92—9. Kreittmayr $ 14. N. Hamb. R. 1710 tit. 4 art. 
7 S. 354. Bad. 3. O. art. 51. 52 ©. 243. SKob. Saalf. 8 97 — 108 ©. 636. 

0 Struve IL.4c. 2 ©. 866-886. Kurſächſ. Midt.c, 3 $ 38 ©. 182, 
N. Hamb, R. tit. 7 art. 5 S. 864. Pr. L. R.F 200. 201. Der R. Schl. v. 
1731 art. 15 ftelite allgemeine Zaren für die einzelnen Reichskreiſe in Ausficht, 
fie kamen aber nicht zu Stande. 

m) N. Hamb. R. tit. 8 u. 9 ©. 362. Braunſchw. Gilde O. $ 25—31. 
34f. S. 200f. Bad. 3. D. art. 9-84 ©. 230f. Kurlädf. Mdt.c. 1u.2 
©. 155f. General-Priv. f. Brand. $ 16 ©. 65. Weſtpreuß. Hdw. D. art. 35 
S. 98. Pr. % 8 R $ 292 —319. 35039. Kob. Saalf. 8 81. 82. 
50 — 59. 

02) Bol. 3. B. N. Hamb. R. tik. 1 art. 4. tit. 4 til. 7 art. 5 ©. 847 f. 
Baireuth. P. O. ©. 399 (obrigl, Waarenſchau). Ansb. V. v. 1786 u. 1785 ©. 
415. Braunſchw. Gilde D. $ 12 S. 1%. Bad. 3.0. art. 34 ©. 288. Kur- 
ſächſ, Mdt. c. 289 0.3 8 32 ©. 166f. Brandenb. Gen. Pr. $ 15.17 ©. 
625. Weſtpreuß. How. O. 1774 art. 48 ©. 97. (Auf Berfäumnig wird bier 
Gefängniß bei Waffer und Brod ‚gefept). Pr. R. 3 865-— 364 (Obrigk. Zwang 
zur Arbeit). Kob. Saalf. $ 126 ©. 645. . 

109) So die Feiertage, die Arbeitäftunde, das, Abrufen ber Kunden, das Ab⸗ 
Dingen der Gefellen = |, w. — Bol. Braunſchw. Gilde O. $ 11 ©. 194. N. 
Hamb. R. tit. 7 art. 6. 7. ©. 364. Bad. 3. O. art. 51 ©. 243. Baunachſche 
32.08. v. 1750 8.16 ©. 837. Kurſächſ. Mbt. c. 8 8 84. 35 ©. 184. General: 
Priv. f. Brandend. $ 16 S 63. Weftpreuß. Hbw. DO. art. 41 ©. %. Pr. 2, 
NR. 8 263-267. 863. 369, 


942 Das freie Genoſſenſchaftsweſen für wirthichaftliche Zwecke. 


Tuchmachern bie alten Eorporativen Schaueinridhtungen nicht ganz verloren, fo 
nahmen fie doch auch bier allmälig einen obrigkeitlihen Charakter an und 
verwanbelten fih in ſtaatspolizeiliche Schauanftalten und Schauämter"®). 
Gegen die bier und da, freilich meift nur noch in felbftfüchtigem Intereſſe, 
vorkommenden Verſuche der Handwerker, in alter Weile die wirtbichaftlichen 
Berbältniffe jelbit zu regeln, wurde ſcharf eingeihritten. So kaſſirte und ver- 
bot man die Verabrebungen über die Preisminima'®), die Zurückweiſung der 
von einem andern Meifter begonnenen Arbeit oder eines Kunden, ber einem 
Genofjen etwas ſchuldete iee), und endlich zum Theil auch. ſchon die Beichrän- 
ungen hinfihtlih der Zahk der Lehrlinge und Gefellen 17). 

e. Schlieglih wurde auch die fittlihe und fociale Bedeutung ber 
Zünfte vernichtet oder auf ein geringes Maß beſchränkt. Die Neiche- und 
Landespolizei machte es ſich zur Aufgabe, alle durch Gewohnheit ober: Ver⸗ 
abrebung feftgeftellten fittenpoligetlichen und gefelligen Gebräuche der Hand⸗ 
werker injoweit, als fie der Obrigkeit ſchädlich oder überflüffig jchienen, abzu- 
Ihaffen und durch Strafandrofung zu verhüten. Gegen bie „unmüben“ 
Schmanfereien und Gelage, das übermäßige Trinken, den Aufwand und Zurus, 
das Degentragen ber Handwerköburjchen, die Handwerkögrüße und das geſammte 
Ritual der durch die Jahrhunderte feitgeftellten Sitte wandte ſich eine vor- 


109) Mafcher ©. 257f. 395. So fchon in der Defterr. P. O. v. 1527. 
Bol. auch bie preuß. V. v. 5. San. 1823 (&. ©. ©. 2) u. d. V. f. Glatz v. 27. 
uni 1827 (G. S. &. 87) und bie älteren preuß. Gef. b. v. Rönne, Gewerbe 
polizei I. 470f. Nach bem Gef. v. 1828 jollten die beftehenden Schauforpora- 
tionen mit Stimmenmehrheit aufgelöft werben können (8 3— 10), wo dies aber nicht 
geihah, nah Maßgabe bed Geſetzes umgebildet werben ($ 18). Auch jollte die 
Bildung neuer Schauvereine unter denfelben Bedingungen zuläffig fein ($ 11. 12). 
Die neuen, freigefchloffenen und frei auflöslichen (8 13) Schauvereine follten zwar 
ald „freie Privatvereine" ($ 15) infofern gelten, ald keine Zwangsmitglienfchaft 
ftattfindet ($ 16— 21): dem Staate gegenüber charakterifiren fie fich feboch durch⸗ 
aus als ſtaatliche Poltzelanftalten mit beftätigten Statuten (8 57—59), veren 
Zwed die öffentliche Befichtigung und Beglaubigung der Tuch⸗ und Wollenfabri- 
kate (8 22—24. 5056) ift, welche durch das als eine kollegialiſche Gewerbebe⸗ 
börde konftruirte Schauamt ($ 25—36) und die Schau- und Stempelmeifter 
(4 37 — 49) Namens der Korporation unter öffentlicher Autorität vollgogen werden. 

0) N, Hamb. R, tit. 3 art. 3 &. 350. Braunſchw. Bilde DO. $ 12 ©. 
195. Bad. 3. O. art. 50 ©. 243. Brandenb. Gen. Priv. 8 17. Weftpreuß. 
Hdw. D. art. 42 ©. 97. Pr. 8. $ 199 — 201. 

100, N. Hamb. R. tit. 4 art. 4 ©. 852. Ansbach. V. v. 1709 ©. 414. 
Brandend. Sen. Priv. $ 17. Weſtpreuß. Hdw. DO. art. 47 Nr. 4. Pr. E. R. 
8 204. ! 

, Kreittmayr $ 12. Weitpreuß. Hdw. O. v. 1774 art. 47 Rr. 9. art. 
14. Preuß. Edikt v. 1788 im C. J. O. S. 107 85. Bad. V. v. 1764 ib, ©. 
260. Vgl. ©. 251. 254. 
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beugende Gefeßgebung, welche „läppiiche Geremonien und Komplimente und 
„theild abgeihmadte theils unehrbare Gebräude und Poſſen“? darin er- 
blickte ioe). Gegenftand einer bejonderen Aufmerkfamkeit der Handwerksord⸗ 
nungen wurde der Müßiggang und das Feiern, namentlich der blaue Montag, 
indem man fi durch eine Sitte, „weldhe den Staat um eine zweimonatliche 
Arbeit ... bringt“, befugt hielt, nit nur den feiernden Gefellen, fondern 
jelbft den dies geftattenden Meifter zu beftrafen und für „hartnädigen Mü- 
Biggang* jelbft Zuchthaus anzubrohen!e). Und die fittlichen Genoffenpflichten, 
wie die Unterftüßung verarmter oder nothleidender Brüder, die Sorge für die 
Witwen und Waiſen verftorbener Genoffen, ja felbit die Verbindlichkeit zur 
Zeichenfolge, erichienen nun nicht mehr als Folge eines freien Bruderbundes, 
fondern als ſpeciell auferlegte Pflichten der Zunft oder ihrer Glieder gegen den 
Staatt!%), Deshalb wurden auch die bejonderen Hilfs, Armen-, Kranken⸗, 
Leihen-, Spar- und Vorſchußkaſſen der Gewerke ſtaatlich regulirt und beauf- 
fihtigt oder felbft eingerichtet und geleitet!11). 

9. Daß bei diefer gejammten gegen die Torporative Seite bed Zunft. 
weſens gerichteten Geſetzgebung auch im 18. Sahrhundert noch weit mehr als 
die beginnenden nationalöfonomijhen Erwägungen polizeiliche Gefichtspunfte 
maßgebend waren, zeigt ſich bejonders deutlich in der Art und Weile, wie das 
Reich und die Landesherrn gegen die Öefellenverbindungen, bie doch 
auf keinem Monopol beruhten, vorgiengen. Der Haß des Polizei- und Bevor- 
mundungsftantes gegen bie Eorporative Idee und die niemald ganz eingeſchlum⸗ 
merte Zurcht vor ihrer Macht können ſich nicht deutlicher manifeftiren als in 
biefen Geſetzen. Der Reichsſchluß v. 1731 und die demnächft ergangenen 


0) Struve J. L. 2 c. 4 88S. 62; L. 3 c. 66.289. 246 f.; L. 4 c.1 
S 364. R. Schl. v. 1781 art. 9. 18. N. Hamb. R. tit. 7 art. 3 tit. 12 art. 9 
©. 363f. Bad. Z. O. art. 68f. S. 244f. Fuld. V. 1781 $ 16 ©. 322. 
Baireutd. P. DO. ©. 401, 1746 8 2 ©. 402. Braunfchw. Gilde D. 8 28. 88 
©. 202. Gener. Priv. f. Brandend. 8 10. 13. 24. 26 ©. 59f. Weſtpreuß. 
Hdw. O. art. 3 litt. d. (Berbindern ber Grillen und Schmaufereien), 28. 29. 

19) StruvelL.20.46©.49f, L. 3 c.6 ©. 244f. th. 7.L.4c.16, 
354. Defterr. Eb. v. 12. Nov, 1572 im Cod. Austr. L ©. 462. R. Schl. v. 
1731 art. 9. Katf. Dekr. v. 30. Apr. 1772 ©. 43f. Baireuth. P. O. v. 1746 
8 10 ©. 405. Kurſächſ. Mdt. 3 8 S. 166. Weftpreuß. Hdw. D. art. 27 ©. 
89. Preuß. Ebd. v. 24. März 1783 ©. 105. — Bgl. auch Berlepſch L ©. 95f. 

110) Vgl. z. B. Kurſächſ. Mdt. c. 3 8 81. 8 41 ©. 181f. Braunfchw. 
Gilde D. 8 29. 46 S. 208. Pr. 8 R. 8 220—223 u. tit. 19 8 9. 13. 14. 
Kob. Saalf. 3. &. 8 22 ©. 604. StruvelLL.2c.56©.54c.76©. 65. 

111) Bol. 3. B. Brandenb. Gener. Pr. 8 14 ©. 62. Braunfhw. Gilde D. 
& 29. 47 (von Leichenanftalten) S. 203. 210. Lübbeler Bäderpriv. v. 1800 art. 
13. 15 ©. 552. art. 29 ©. 559. Grũndungsplan der fuldifchen Handwerkervor⸗ 
fchußlaffen ©. 325f. Kob, Saalf. 3. G. 8 22 ©. 604. 
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preußifchen, fächftfchen und viele anbere Zunftordnungen erflärten nichs bios 
mit geringen Modifikationen zu Gunſten fpeciell konceſſionirter Gejellenvereine 
die biöherigen Brüderſchaften und Gejellichaften der Gefellen für aufgehoben, 
ihre Artikel für ungiltig und bie Obrigkeiten für verpflichtet, die etwa ausge⸗ 
stellten und Eonfirmirten Gejellenbriefe ungeſäumt wieder einzuziehen, ſondern 
verboten auch in Zukunft den Obrigleiten, irgend Berfammlungen und Ber- 
bindungen der Gejellen unter einander zu geltatten. Cigenmächtige ober heim- 
lihe Cinungen oder Verſammlungen der Geſellen (wie fie freilich troß alledem 
fortbeftanden )''*), wurden mit Xeibed- und Lebensftrafen bebroht, unbedingt 
wurden die bisherigen Gejellengerichte Taffirt, jede Korreipondenz und jedes 
forporative Handeln wurde verboten, die Einziehung der Gejellenladen und 
Bruderſchaftsſiegel wurde anbefohlen und es wurden endlich die härtefien 
Strafen, ja ſelbſt Todesſtrafe auf das Zufammenrottiren, bie Aufftände, die 
Arbeitöweigerung, das baufenweife Austreten oder „anderes dergleichen rebellifches 
Unwejen“ gejegt?!?), — Beitimmungen, deren legte Ausläufer die modernen 
Strafgejeße gegen die Arbeiterfoalitionen find. ALS eine bejondere Gnade 
wurde höchſtens bier und da den Geſellen vwerjtattet, zu einzelnen guten Zwecken 
Umlagen unter fi) zu machen: auch das jo aufgebracdhte Gelb aber jollte bei- 
jpielaweife in Brandenburg unter feiner Bedingung „zur Dispofition der Ge 
jellen felbjt" bleiben, fondern „an den Gewerksmeiſter zur Verrechnung in 
die Geſellenarmenkaſſe“ abgeliefert werden’). Auch das preugiiche Laudrecht 
beftimmt: „die Gefellen machen unter fi feine Kommune ober privilegiirte 
Geſellſchaft aus; fie find nicht berechtigt, eigemmächtiger Weile Verfammlungen 
zu halten“; es geftattet indeß den Gefellen in fpeciellen Fällen Verſammlungen 
mit Vorwiſſen der Gewerfsälteften, jowie unter deren und des Beifibers Auf- 
fiht die Wahl eines Altgejellen und unter deſſen Rechnungsführung die Ein- 
richtung einer eigenen Kafje aus ihren Beiträgen zu gemeinfchaftlichen Be⸗ 
bürfnifjen, bejonders zur Verpflegung kranker ober fonft verunglückter Gefellen 113). 

B. Kaufmännifche Korporationen. Wenn bie Genoſſenſchaften 


112) Bol. Hafeman in ber Eneykl. I, 67. 280. I, 63. 430. 

1) R. Schi. v. 1731 art. 5. 9. 10. General Pr, f. Brandenb. $ 11. 
25—30. (Nur als Fürſprecher wird bier noch ein Altgefelle zugelaffen, jede Zu« 
fammenktunft in gemeinjamen Angelegenheiten ader verboten). Weftpreuß. Hdw. 
D. art. 30. 31 ©. 90f. Preuß. Patent v. 29. Suli 1794 ©. 140 —145. K. 
preuß. allg. Reglem. f. d. Hutmachergefellen v. 81. März 1801 ©. 579 — 592, 
— Bab. 3. O. art. 32. 33. ©. 238. N. Hamb. Regl. 1710 tit. 8 art. 8. 4. 9 
©. 367f. Baireuth. P. O. ©. 400, 1746 8 9 ©. 405. Kob. Saalfeld. 8 54 
—57 ©. 618f, Bel. Struve LL.3 c. 6 ©. 226f. th. 7f. ©. 253f. 266. 
U1L.3c.4 ©. 216f. Kreittmayr $ 11. 

114) Brandenb. Generalpriv. 3 27. — Bol. au Furfähf. Mdt. c. 2 $ 13 
©. 167. 

115) Pr, L. R. 5 396—400. Bol. 8 358. 
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ber Krämer oder Höker und anderer Kleinhänbler fih in ihrer Entwidlung 
und Berfaffung von den eigentlichen Handwerkerzünften ebenfowenig unter- 
ſchieden, wie bie Korporationen ber je nach ber Landes- ober Ortsverfaffung 
etwa ſonſt noch eingezünfteten, zum Hanbwerkerftand im eigentlichen 
Sinne nicht gehörigen Profeffioniften (3. B. Brauer, Tuhmader und Tuch⸗ 
händler, Schiffer, Fifcher, Müller, Bader und Wunbärzte, Gaftwirthe und- 
Sarköche, Muſikanten und Spiellente, Ziegler, Schäfer, Kornträger und Tage 
lohnarbeiter) 1%) und die Sunungen ber Künftler''?): jo war im Allgemeinen 
auch bei den Gilden ber Großkaufleute daffelbe der Fall. Nur verloren fie 
weit früher als die melften Handwerkerzünfte ihre umfafjende Bedeutung und 
giengen in der Regel ganz allmälig und ruhig in Vereine über, deren Zwecke 
auf bie Sörberung ber gemeinfamen Taufmännifchen Intereſſen beſchränkt 
waren, jo baß es zu einem berartigen Konflitt, wie er zwiſchen Zunftver- 
faffung und Gewerbefreiheit entbrannte, bier nicht fommen konnte. Während 
uamlich von dem Untergang ihrer politifchen und militäriſchen, ſowie ihrer 
teligiöfen und eihiichen Seite im Wefentlichen dafjelbe gilt, wad von ben 
Zünften bemerkt ift, jo entſprach in ölonomifcher Beziehung zwar ebenfalls 
dem Zunftzwang ein faufmännifcher Gildezwang: allein dieſer letztere gewann 
niemals die monopoliftiihe Bedeutung, welche jenem eigenthümlich war. Denn 
wenn auch alle Taufmänmifchen Körperichaften fi) das Privileg bewahrten, 
dag alle oder gewiſſe Hanbelsgefchäfte nur von ihren Mitgliedern betrieben 
werben burften!!®), jo kam es doch nirgend zu einer Geſchloſſenheit der Kor- 
poration, felten zu einer mittelbaren Verhinderung des Eintritt neuer Mitglieder 
dur übermäßige Erſchwerung der Aufnahmebebingungen. Vielmehr brachte 
die Natur des Großhandels es mit fich, daß auch in den Zeiten der größten 
forporativen Erklufivität und Selbftjudt der Gildezwang fich (ähnlich wie 
einft der Zunftzwang überhaupt) vornemlich nur als die Befugniß äußerte, bie 
Handeltreibenden einer gewilfen Gattung in die Gilde zu zwingen, fie gilde- 
mäßiger DBorbereitung und Ausbildung, dem Gilderecht und Gildegericht zu 


— | 





116) Bol. über die verichiedenen vorfommenden Zünfte und bie Abgrenzung 
ihrer gewerblichen Berrichtungen Weiffer, bad Recht der Handw., und ben Aus- 
zug daraus bei Mafcher ©. 411—425, ferner die Zufammenftellung aus Mohl's 
Wandertabelle b. Maſcher S. 421 —425 und bie Glieberung ber württembergt- 
ſchen Zunftladen (nach großen, mittelmäßigen und Heinen Zünften) ib. S. 389. 
390. 

Am Bol. Pr. A. R. I, 8. $ 401. 

118) So ftand nad) Marquardus, de jure merc. et comm. Lib. II. c. 
18 5—7 ©. 361 im 17. Jahrh. faft überall ald Rechtsgrundſatz feft, daß Nie- 
mand In einer Stadt, in der eine Kaufmannstorporation beitand, die betreffende 
Gattung von Hanbelögefchäften treiben durfte, wenn er fih nicht in die Korpo- 
ratlonsmatritei einfchreiben ließ und aufgenommen wurde Bol. Pr. A. L. R. 
U, 88 4793 —482 u. Gew. D. v. 17. Ian. 1845 8 94. : 

I. 60 
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unterwerfen und die Korporationdheiträge von ihnen einzuziehen. Deshalb 
hat auch ohne große Anfechtungen der kaufmänniſche Gildezwang bis auf 
unfere Tage beftehen können und beiteht entweder noch ober ift erft bei Ein- 
führung des Handelsgeſetzbuches, wie in Prenfen!ı%), aufgehoben worden. 
Ebenſo mobificirte fi früher und auf rubigerem Wege als bei den Zünften 
die Bedeutung der Kaufmannstorporationen für Recht, Gericht und Poli- 
zei, indem weit kräftiger als beim Handwerkerftande vermöge des dem Handel 
eigenen Strebens nach Univerfalität das Leben über die korporativen Schranken 
hinaustrieb. Wenngleih noh im 17. Jahrhundert es unvergeflen war, daß 
fich das Handelsreht zunächſt ald ein Genoſſenſchaftsrecht der einzelnen Kauf- 
manndfollegien erzeugt hatte und fortergengte%0), fo hatte doch längft darüber 
hinaus die Anſchauung, daß der gefammte Kaufmannsftand des Reichs umd 
in gewiffem Sinne felbft aller Länder eine große Geſammtgilde bilde, ein 
gemeines Recht des ganzen Handelsſtandes geichaffen, in dem das partikuläre 
Recht nur noch von untergeorbneter Bedeutung blieb; und indem im weiteren 
Derlauf der Entwillung das gemeine Recht bed Hanbelsftandes zu einem 
gemeinen Recht der Handels geſchäfte wurde, gieng mehr und mehr jelbit 
die Idee ſeines genoffenichaftlichen Urfprungs unter und die Willlüren ber 
faufmännifchen Kollegien blieben nur noch für ihre innere Berfafjung and 
für Iofale Handelsgebräuche von Wichtigkeit!?i). In derjelben Were wurden 
aus den bejonderen Genofjenfchaftsgerichten, welche die Gildevorſteher (jndices. 
consules, collegium seniorum) mit den Gildegenofjen hielten, allmälig befondere 
Gerichte für die Angelegenheiten des Handelöftandes'*) und endlich Special- 
gerichte für Handelsfachen, jo dab fie fih dem Syſtem der Staatsgerichtshöfe 
als untergeordiiete Glieder einfügten und, wenn auch die Wahl oder Präjen- 
tation der Richter oder Beifiger dur) die Kaufmannsgilden an ihren Torpore- 
tiven Urfprung erinnerte*?), Hinfichtlih ihrer Machtquelle, ihrer Kompetenz 


119, Preuß. Einf. Bel. zum 9. G. B. (G. ©. v. 1861 ©. 451) art. 3. 

120) Bol, Marquarduß 1, c. c. 2. ©. 872— 380. Bemerkenswerth ift, daß 
Marquard au die Handeldgewohnheiten als eine Unterart des Genoffenfchaftd- 
rechts der Kaufleute auffaßt und darſtellt. Als Grenze der Autonomie bezeichnet 
er, daß fie nur für Handelsſachen, nicht im Strafrecht, nicht gegen Dritte und 
nicht gegen die publica utilitas wirkſam werben könne (Nr. 13—423 S. 875f.). 

121) Pol über dieſe Beränderungen bei. Endemann, Beitr. zur Kenntniß 
bes Handelsrechts im Mittelalter, i. d. Zeitfchr. f. d. geſammte Handelsrecht V. 
©. 347—855. 

122) So foht fie Marquard auf, ber L c. c. 6—10 S. 399f. von ihnen 
handelt. 

2) Bol, Marquard l. c. c. 2 Nr. 9f. ©. 8374 u. c. 6 S. 399 —421 (de 
judicibus et consulibus mercatorum eorumque electione, juriedictione, officio, 
salario et remissione). Cr fiebt in ihrer Gerichtäharleit eine „jurisdietio con- 
consa‘, die ben rectores collegiorum mercaatilium, nicht aber etwa ben collegia 
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und ihres Verfahrens feine Torporativen Slemente mehr aufwielen'). End» 
lich gieng auch der Wirthſchaftsſchutz und damit die Aufßere und innere Han⸗ 
delöpolizet mehr und mehr auf ben Staat über, und wenn in biejer oder 
irgend anderer Beziehung bie Taufmänntichen Kollegen ober ihre Vorſteher 
noch ferner öffentliche Befugniſſe übten, jo übten fie diefelben doch nicht mehr 
ans eigenem echt, fondern vermöge beſonderer Mebertragung des Staats, ber 
ſich ihrer als feiner Organe ober Beamten bediente. Schon im 17. Iahr- 
hundert erjchienen jo die kaufmänniſchen Körperichaften durchaus ala Handels⸗ 
polizeianftalten mit einer mehr oder minder jelbftändigen Kollegialverfaflung, 
fie waren gleich den Zünften aus gewilllürten Genoſſenſchaften in forporatine 
Staatsanftalten für Schuß und Förderung der Hanbelintereflen verwandelt '**). 
Zu biefer .Geftalt haben fie fich vielfuch (wie 3. DB. die Hamburgiſche Kauf 
maunsforporation, deren Borftand die Kommerzdeputation ift, die kaufmänni⸗ 
ſchen Korporationen Lübecks u. |. w.) bis heute erhalten oder find durch neuere 
Gejetze umgeformt over nengebildet worben. Letzteres ift 3. DB. in Preußen 
geichehen, indem Hier in ben Jahren 1820 — 1825 durch Iandesherrliche Ge⸗ 
ſetzgebungsakteiee) in den Städten Berlin, Stettin, Danzig, Memel, Tilfit, 
Königsberg, Clbing und Magdeburg unter Aufhebung der früher dafelbit be» 
ftandenen Gilden und Innungen i27) kaufmänniſche Korporationen errichtet 
and mit Statuten begabt worden find!®). Die Mitgliedjchaft diefer Korpo- 


mercstorum felbft, eingeräumt iſt. Bgl. c. 2 Nr. 9 ©. 374, c 6 Ar. 3 
©. 402. 

124) Ueber dieſe Wandlung bes Weſens der Hanbelögerichte |. Endemann 
1. c. ©. 355 —862. 

135) Sp ftellt fie fhon Marquard I. c. L. IH. c. 1 (de mercatorum 
collegiis et sodalitiis, vulgo Kompagnien) dar. Er führt ihre Eriftenz auf 
ftaatliche concessio zurüd, die nur durch eonsuetndo immemorialis, weil diefe 
träftiger als jelbft ein Privileg jet, erfett werde. Vgl. auch feine eigenthinnlichen 
Anfichten über die Geſchichte biefer Kollegien ib. Nr. 227. ©. 363f. Speciell 
aber „die Lage" in Roftock und „dad Seglerhaus“ in Stettin ib. Nr. 84 ©, 365. 

120) Bol. die Statuten f. d. Kaufmannfchaft zu Berlin v. 2. Mär; 1820 
(&. ©. ©. 46); zu Stettin v. 15. Rev. 1821 (G. ©. ©. 194); zu Danzig v. 
23 April 1822 (©. ©. ©. 180), zu Memel v. 21. Mai 1822 (&. ©. ©. 158) 
u. Erl. ». 19. Oktober 1860 (8. ©. ©. 455); zu Tilfit v. 23. Apr. 1823 (©. 
©. ©. 77); zu Königsberg v. 25. Apr. 1828 (G. S. ©. 92); zu Elbing v. 30. 
Apr. 1824 (G. ©. ©. 85); zu Magdeburg v. 9. Apr. 1825 (8. S. S. 26). 

137) Der beiden KRaufmannsgilden der Tuch- und Seidenbandlung und der 
Materialhandlung, ſowie der vereinigten Börfentorporation in Berlin; der ver- 
Ihiedenen Taufmänniihen Zünfte, Gilden und Innungen in Stettin; ber 
Krämerjocietät in Danzig; ber Zunftverfaffung in Memel; der Kaufmannszunft 
im Tilſit; der Kaufmannszünfte in Königäberg ; ber vier faufmännijchen Innungen 
in Magdeburg (fchon 1808). 

120, Der Peſichtspunkt einer Stantöpolizeianjtalt wird fchon im Eingang ber 

60* 
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tationen tft rein perjönlicher Natur; fie muß jeder großjährigen und volllommen 
verfügungsfähigen, unbejcholtenen, im Beſitz des Bürgerrechts befindlichen unb 
wirklich Handelsgeſchäfte betreibenden Perſon buch Aufnahme und Einfchrei- 
bung gewährt werden und wird umgelehrt nur bei Verluft diejer Cigenjchaften 
juspendirt ober verloren i201. Die Mitglieber find verpflichtet zur Zahlung 
von Cintrittögeldern und regelmäßigen Beiträgen und zur Annahme von 
Wahlen und Aufträgen, wogegen ihnen (ben rauen durch ihre Disponenten) 
Stimmreht, Wahlfähigfeit und Theilnahme an ber Verwaltung und ben 
Berathungen, jowie die Benußung der forporativen Anitalten gebührt '”). 
Organ der Korporation ift eine gewählte kollegialiſche Berwaltungsbehörde 
unter einem ber Obrigkeit verantwortlihen Vorſteher und feinem Stellver- 
tretee '”); daneben fommen Kommiffionen und Deputationen für das Schieds. 
richteramt in Handelsſachen, für einzelne Verwaltungszweige, für Börjen- und 
Hafenſachen u. |. w. und beſoldete Unterbeamte vor'”). Die Bebentung ber 
Korporationen!??) erftreckte fih einmal auf bie inneren Korporationsangelegen- 
beiten, die Aufnahme, Ausihliegung und das korporative Verhaͤltniß der Mit⸗ 
glieder, Die Verwaltung und Benutung des Korporationsvermögene, den Kor- 
porationdhaushalt, die Wahlen u. |. w.; zweitens aber auf die unter öffent 
licher Autorität zu übende Interefienvertretung des gefammten Ortshandels, 
die Berwaltung oder die Theilnahme am der Verwaltung der dem Handel 





— 


Statuten überall hervorgehoben und wird beſonders deutlich durch die Bezug⸗ 
nahme auf 8 31 der V. über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe v. 7. Sept. 
1811, worin es vorbehalten war, „in befonderen Fällen die Gewerbetreibenden 
gewiffer Art von Landespolizeiwegen zu einem gemeinnügigen Zwede in 
eine Korporation zu vereinigen“. 

120), Statut f. Berlin 8 1f. 66 f.; Stettin $ 5f. 8f. 94f.; Danzig 8 Lf. 
82 f.; Memel 8 1. 91f.; Tilſit 8 Bf. 86f.; Königäberg 8 1f. 87f.; Elbing 
8 1f. 81f.; Magdeburg 8 1f. 96f. 

180) Stat. f. Berlin 8 5f. 49. 57f.; Stettin $g 71—93; Danzig 6 66— 
81; Memel 8 67 f. 81f.; Tilfit $ 66 f. 78f.; Königäberg 67f. 77f.; Elbing 
8 65 f. 72f.; Magdeburg $ 82. SSf. 

151) Bol, für Berlin („Aeltefte der Kaufmannſchaft) 8 11— 44; für Stettin 
(„Borfteher der Kaufmannichaft” unter einem „Obervorſteher“) $ 17—66; für 
Danzig (Aeltefte) 3 20 — 65; für Memel (Borfteheramt) $ 19— 66; für Zirfit 
(Ueltefte) $ 17—67; für Königeberg (Borfteheramt) 8 20—66; für Elbing 
(Zeltefte) 3 20— 59; für Magdeburg (Heltefte) 3 19—68. 

138), Val. z. 2. über die Kafenrendanten in Memel und Tilfit Stat. $ 77. 
reſp. 8 74 f.; über bie Hafendeputation in Elbing Stat. $ 60 f.; über die Börfen- 
fommiflarien in Berlin u. Stettin Stat. 3 45 f. reip. 47 f.; über die Bergleiche- 
Deputation in Magdeburg $ 70f. 

133) Stat, f. Berlin $ 8—10; Stettin 5 15. 16; Danzig $ 16—19; 
Memel $ 14—18; Tilfit $ 15. 16; Königäberg $ 14—19; Elbing $ 16-—19; 
Magdeburg $ 16—19. &4— 81. 
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dienenden Öffentlichen Anftalten und Einrichtungen, insbefonbere ber Börfen '3*), 
zum Theil auch ber Häfen, Nieberlagsanftalten u. ſ. w., bie Präfentation von 
Hanbelerichtern oder Beifigern der See- und Handelsgerichte, Lie Ernennung 
ber Öffentlichen Mäkler!*) und anderer Handelsfunktionäre, das Vergleichsamit 
in Handelsſachen, die Abgabe von Handelsgutachten, eine gewiffe Disciplinar- 
gewalt über Kauflente und kaufmänniſche Angeftellte, bie Ueberwachung bes 
Berhältnifjes der Lehrlinge und Gehilfen **) und die nach Verſchiedenheit ber 
Lokalverfafſung ihnen etwa fonft noch übertragenen öffentlichen Funktionen. 
Neber der Korporation und ihren Organen fteht hier natürlich überall eine 
ftaatliche Auffichts- und Beſchwerdeinftanz!27). Endlich hiengen bis 1861 bie 
kaufmaͤnniſchen Rechte von dem Beitritt zu ber Korboration des Ortes ab, 
während jeitbem „die privatrechtlichen Vorfchriften ber Statuten" überhaupt 
außer Kraft gefeßt find '?*) und bie Korporationen fo als rein öffentlichrecht- 
liche Körperichaften mit vollkommen freiem Ein- und Austritt fortbeftehen. 


868. Die genoffenfhaftliden Organifationen der mobernen 
Gewerbegeſetze. 


A. Bar das Recht auf gewerbliche Arbeit, welches dereinſt ein oͤffent⸗ 
liches Amt geweien war, im Sinne bes privilegiirten Korporationswejend, ber 
Exklufivberechtigungen und Realrechte, der Zwangs⸗ und Bannrechte und felbft 
noch ber älteren landesherrlichen und gutöherrlichen Konceffionen ein privat. 
rechtliches Privileg geworben: jo hat in unferm Jahrhundert nach Tangem 
Ringen die neue Idee ber Gewerbefreiheit den Sieg erfochten, welche die 
Befugnii zum ewerbebetriebe jeder Art ald ein bürgerliches Freiheitsrecht 
betrachtet‘). Selbft ohne das Eingreifen ber Geſetzgebung mußten fchon bie 
durchaus neränderten wirthſchaftlichen Verhältnifſe Die alte gewerbliche Orga⸗ 
‚ntfation auf allen Punkten thatjächlih durchloͤchern, indem durch die Ent- 


186) Bol. 3. B. das Berliner Statut $ 45— 48 und die Berliner Börfen- 
ordnung v. 7. Mat 1825 (G. ©. ©. 187) nebft Zufägen v. 7. Zuni 1858 (©. 
©. ©. 327). Die übrigen Börfenorbnungen find nachgewieſen bei v. Rönne, 
Staator. II, 2. ©. 380 Note 5. 

120) Bol. preuß. Einf. Gef. zum 9. ©. B. art. 9. Die Regierung beftätigt. 

186) Stat. f. Berlin 8 47 f.; Stettin $ 102 f; Danzig 8 90 f.; Memel $ 99f. 
Tilſit $ 101.5 Königäberg $ 95 f.,; Elbing 3 89 f.; Magbeburg $ 102 f. 

137) Vol. bei. die Schlußparagraphen der einzelnen Statute. 

33) Preuß. Einf. Gef. 3.9. &. B. art. 3 $ 4. Es find natürlich mit bem 
Ausdrud „privatrechtliche Vorfchriften nur die Beftimmungen über den Einfluß 
‚der Korporation auf die privatrechtliche Stellung ihrer Mitglieder außerhalb ber 
Korporation gemeint. | 

%) Bol. die in Note 1 zu $ 67 angeführten Schriften. Cine Ueberſicht bed 
Entwillungdganges im Allgemeinen b. Maſcher S. 481 —671 und für Preußen 
bp. v. Rönne, Gewerbepolizei L ©. If. Staater. IL, 2. ©. 278. 
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feffelung bes Handels und feine Verbindung mit der Induftrie, durch die Ent- 
wielung des: Großgewerbes, ber KRapitaldunternehmumg und ber Yabriken, 
durch das Aufblühen einer großen Anzahl neuer, unzünftiger Gewerbözweige 
und jelbft durch ein Liberal gehanbhabtes Sconceffionsfpftem neben dem Ban 
der eingezünfteten Gewerbe ein jelbitänbiger Bau freierer Wirtbichaftorganid 
men entftand. Um fo weniger konnte auf die Dauer andy das Hecht fich ber 
Anerkennung bed neuen Princips entziehen. Zuerſt in Sranfreich von ber Re 
volution verwirklicht und von da anf bie deutſch⸗franzoͤſiſchen Länder übertragen, 
dann 1810 und 1811 in Preußen für deſſen damaliges Gebiet durchgeführt"), 
blieb die Gewerbefreihett freilich nach der Reftauration nicht nur allen iibrigen 
deutichen Staaten verjagt, ſondern erlag felbft in mehreren Ländern, in denen 
fie bereit realifirt worden war, von Neuem einer halb zünftigen halb poli- 
zeilichen Reaktion“). Aber wenigftend am linfen Rheinufer und in dem 
größten Theil Preußens beitand fie fort, es wurden ihr bald auch in amberen 
Staaten bedeutende Konceffionen gemacht“), und endlich wurde fie für Preußen 
durch die Gew.-Orbn. v. 17. Sannar 1845 allgemein durchgeführt. Die Be- 
wegungsjahre 1848 und 1849 und die nachfolgende Periode der Rüdftrömung 
brachten dann auf diefem Gebiet eine Reihe entgegengejeßter Beftrebungen 
hervor, deren Refultat. überall faft ein Stillftand, in Preußen fogar eine rüd- 
läufige Gejeßgebung (1849) war. Defto unaufhaltfamer brach fih feit 1859, 
zuerft in Defterreih, dann in der Mehrzahl ver deutſchen Kleinftanten, das 
Princip ber Gewerbefreiheit Bahn und fand endlich, nachdem die Vereinigung 


9 Schon durch Verordn. v. 4. Mai 1806 wurden in ber Provinz Preußen 
und Litthauen die Zänfte, Gilden und Innungen der Gar» Züchner, Leinweber 
und Baummollen- Weber, durch V. v. 24. Det. 1808 ber Zunftzwang u. das Ber- 
faufömonopol ber dortigen Bäder, Schlächter und Höfer, dur Ed. v. 29. Mär; 
1800 der dortige Zunftverband der Müller aufgeboben (Mylius, N. C. C. XIL 
127. 457 u. ©. ©. v. 1806 f. ©. 555). Gänzlich hoben bann die Gef. v. 2 
Nov. 1810 (G. ©. ©. 78) 8 16. 17 u. v. 7. Sept. 1811 (G. ©. ©, 263) 5 6. 
7. 14 die Exkluſipberechtigungen der Zünfte für das damalige Staatögebiet auf. 
In den fpäter wieder« und neuerworbenen Landestheilen beftand dann theils (fe- 
weit fie franzöf., weitphäl. ober großh. bergiſch gewefen) die franzöflfche Aufhebung 
des Innungsweſens, theils die Zunftverfafiung fort. Für Poſen Gef. v. 18. Mai 
1888 (&. S. &. 52). — Ueber die Aufhebung ber übrigen Befchränkungen, ber 
Monopole, Zwangd- und Bannrechte v. Rönne, Gewerbepolizei I. 144 f. und 
Staatör. II, 2. $ 388 — 890. 392. 393. 

3, So 1814 in Bremen, 1815 in Hannover, 1816 in Kurbeffen und Süb- 
Tirol, 1817 in Oftfriesland, 1819 in Oldenburg. 

% Bei. Württemb. Gew. DO. v. 22. April 1828, revid. am 5. Yug. 1836; 
bair. Gew. Gef. v. 11. Sept. 1825. In Naffau wurden 1819 die Zünfte auf: 
gehoben. Im Großh. Heffen wurben durch Gef. v. 2. Juni 1821 ber Zunft- 
diftriktsbann, die Beſchränkungen hHinfichtlich der Zahl der Meifter und Gefellen 
und die Zunftautonomie aufgehoben. 
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der wichtigften wiberftrebenden Staaten mit Preußen au in ihnen i. J. 
1867 bie läftigften Fefſeln des Gewerbebetriebe geiprengt Batte, nur in Mecklen⸗ 
burg und in einigen Beinen Fürſtenthümern noch erfolgreichen Wiberftand. 
Die anf dem Prineip ber Gewerbefreiheit ergangenen Gewerbeorbnungen der 
einzelnen Staaten’) führen freilih in ſehr verjchiedenem Grade jenes Princip 
thatſächlich durch: darin aber ftimmen fie doch überein, daß fie das Recht auf 
ben Betrieb eines beliebigen Gewerbes an fi als Ausflug bee bürgerlichen 
Freiheit betrachten und bie Beichräntungen und Modalitäten, welche fie für 
bie faktiiche Ausübung dieſes Rechtes aufitellen, Lediglich im öffentlichen Inter⸗ 
efſe durch Öffentlichrechtliche Vorjchriften normiren. Vollig fallen daher meift 
alle felbftänbigen Privatrechte auf Gewerbebetrieb, wie namentlich Exkluſiv⸗ 
ober Renlgewerbeberechtigungen, Zwangs⸗ und Bannrechte, gutsherrliche Kon- 
ceſſtenen u. dgl., vorbehaltlich etwaiger Entſchaͤdigung, fort. Wenn dagegen 
ein ſtaatliches Konceſfionsweſen einestheils, ein partieller Innungszwang andres⸗ 
theils vielfach beibehalten find, jo haben doch auch dieſe Beſchränkungen ihren 
früheren privatrechtlichen Charakter abgeftreift. Die Konceffion giebt kein 
Priwileg mehr, ſondern Prũfung und Polizeigenehmigung find nur um bes 
Gemeinwohls wegen zu öffentlichrechtlihen Vorausſetzungen der Betreibung 
beftimmter Gewerbe erhoben. Der Inmungszwang aber tft entweber nur 
fakultativ, jo daß die Aufnahme in eine Innung die Konceifion erfeßt, ober 
er befteht lediglich in der zwangsweiſen Vereinigung ber Gewerbtreibenden 
verfelben Gattung in öffentliche Genofienfchaften, während dagegen ber Ältere 
Bunftzwang, vermoͤge deffen die Mitgliebichaft in der Korporation Grundlage 


5) Preuß. Gew. D. v. 17. San. 1845 (8. S. ©. 41), nebft V. v. 9. ehr. 
1849 (G. ©. ©. 99) u. Gef. v. 15. Mai 1854 (G. ©. ©. 263); ferner für 
Diejenigen neuen Landestheile, in benen bis dahin der Zunftzwang beftanb, d. Ver. 
über ben Betrieb ftehender Gewerbe in Kurheffen v. 29. März 1867 (G. ©. ©, 
423), in Hannover de eod. (G. ©. ©. 425), in Heflen- Homburg v. 9. Aug. 1867 
(G. ©. ©. 1441), in Schleswig. Holftein v. 23. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1641), 
während in Rafjau die Gew. D. v. 9. Juni 1860 fortgilt. — Defterr. Gew. 
Geſ. v. 20. Dec. 1859 (R. ©. BI. ©. 619). Gew. D. für Bremen v. 4. April 
1861 (G. BI. ©. 10); Oldenburg v. 11. Juli 1861 (G. Bl. S. 728); Sachſen 
v. 15. Oct. 1861 (G. ©. 187) und Ausführungs-B. d. eod. (6. 225); Weimar 
v. 80. April 1862 (©. ©. ©. 63) u. Ausführ. V. v. 23. Nov. 1862 (6. 189); 
Meiningen v. 16. Zuli 1862; Waldeck v. 24. Juni 1862; Gotha v. 21. März 
1868; Koburg v. 1. Juli 1363; Altenburg v. 81. März 1868; Reuß. j. L. v. 
1. Zuli 1863; Württemberg v. 12. Jan. 1862; Baden v. 20. Sept. 1862 (R. 
Bl. S. 409); Braunſchweig v. 3. Aug. 1864; Hamburg 7. Nov. 1864; Kübed 
». 5. Det. 1866. In Baiern wurbe dad Gef. v. 11. Sept. 1825 durch Inftruktion 
». 20. Mai 1862 im Weſenflichen reaktivirt, ift jeßt aber durch bad die volle 
Gewerbefreiheit durchführende Gewerbegeſetz v. 30. Ian. 1868 (G. BI, Nr. 21 
©. 309) erjegt. 
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bed Gewerberechts war, mit allen jeinen Konſequenzen fortfält.e Damit fi 
dad Zunftwejen in der GSeftalt, melde ihm das Syſtem der Privilegskoͤrper⸗ 
ſchaften gegeben batte, umwiderruflih vernichtet. Und wenn nicht mur bie 
Entziehung diefer ihrer öfonomijchen Seite den Zünften die Lebenskraft be 
nommen bat, ſondern mehr noch durch die veränderten Gewerböverhältniffe die 
ftarr geglieberten alten Korporationen unhaltbar geworben find, fo ift es klar, 
daß die moderne Entwicklung der Gewerbefreiheit felbft da, wo fie die korpo⸗ 
rative Seite des Zunftwejens nicht unmittelbar angreift, in letzter Suftanz 
bie Auflöfung der alten Gewerbsorganifation in unverbundene Atome zum 
Ziel hat. Mächtig regt ſich bereits neben dieſer das Alte aufldienden Richtung 
die nene Bewegung, weldhe aus den Iofen Atomen neue, freiere, höhere Dr 
ganismen fügt: die freie Affocintion. Allein für bie Mebergangszeit, in ber 
wir leben, juchte bie Geſetzgebung mit Recht, die genoffenichaftlichen Elemente 
ber alten Verbände wenigftend theilweife zu kouſerviren, — verſuchte fie mit 
geringerem Glüd, von Staatöwegen ober doch unter ſtaatlicher Mitwirkung 
genofſenſchaftliche Nenorganifationen ind Leben zu rufen. 

J. Bor Allem wurde dad Innungsweſen Gegeuftand geſetzgeberiſcher 


e. 

1. Den alten Gewerbskörperſchaften gegenüber verfolgten die 
Gewerbeordnungen ein dreifach verſchiedenes Syſtem. 

a. Einige Geſetze hoben fie anf ober zwangen fie, ſich aufzuloͤſen. Dies 
war nach dem Borgange Frankreichs, wo das Geſetz v. 14. Juli 1791 nicht 
nur die beftehenden Zünfte Taffirte, jondern für die Zukunft alle Vereinigungen 
von Arbeitern befielben Handwerks, die Einführung von Mitglieberliften, Ver⸗ 
einskaſſen und Behörben verbot (!), am linken Rheinufer, im Königreich Weft- 
phalen und im Großherzogthum Berg, jowie 1819 in Naffau der Fall. Bon 
den neueren Gewerbegejeßen fchlagen diefen Weg namentlich das württember- 
giſche, das badifche und das neue bairiihe ein. Das Zunftvermögen wird 
hier in der Regel als öffentliches Gut behanbelt®). 

b. Andere Geſetze hoben nur bie Vorrechte der beftehenden Gewerbs 
forporationen auf, ftellten es aber im Uebrigen ihrem Beſchluß anbeim, ob fie 
als Privatgenoffenfhaften für Förderung der gemeinfamen Gewerbeinterefien 
fortbeftehen ober fi auflöfen wollen. Dieſes Syftem, weldes in England 





6) Nach der württemb. Gew. DO. v. 1862 art. 58—62 find die Zünfte auf- 
gehoben und ihr Bermögen ſoll zu gewerblichen unb anderen gemeinnüßigen 
Zweden verwandt werben. Nach dem bad. Gef. v. 1862 art. 26. 27 fol über 
das Zunftvermögen eine Berfammlung der Genofjen burch einen von ber Regierung 
zu genehmigenben Befchluß disponiren, event. aber die Regierung befugt fein, die 
Verwendung für die der biäherigen Beftimmung am nädhften fiehenden Zwede zu 
verfügen. Dagegen überläßt dad bair. Gew. Gef. v. 1868 art. 26 die Dispofttion 
über das Vermögen dem freien Mehrbeitäbefchluß einer von ber Gewerbsbehörde 
zu berufenden Berfammlung der biöherigen Innungdgenoffen. 
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bei dem allmäligen Fortſchritt zur Gewerbefreiheit durch ben Uebergang der 
Zünfte in free companies zur Anwendung fam, wurbe ftilliehweigend durch 
bie preußiſche Geſetzgebung vor 1845 und jet wieder durch die Verordnungen 
über den Betrieb ftehender Gewerbe in Hannover, Kurhefſen, Heffen- Homburg 
und Schleöwig-Holftein aboptirt, inbem hier befondere Beftimmungen über 
die Rechtöverhältniffe der Zünfte überhanpt nicht getroffen wurden. Doch 
macht der letztere Umſtand es zweifelhaft, ob die Zünfte ihren öffentlichen 
Charakter verlieren. Ausdrücklich dagegen werben durch die Gewerbeorbnungen 
von Oldenburg, Bremen, Hamburg umd Lübeck die gewerblichen Körperichaften 
für freie Genoſſenſchaften erklärt, welchen ihr biöheriges Vermögen ale Pri- 
vateigenthum zufteht, welche Daher entweder unter Beibehaltung befielben fort- 
beftehen oder durch Mehrheitsbeſchluß fi auflöfen und das Bermögen theilen 
fönnen?), Jedem Einzelnen wirb überdies bier überall der freie Austritt 
verftattet. 

c Die Mehrzahl der Geſetze dagegen jucht die alten Gewerbötörper- 
ſchaften als öffentlichrechtliche Vereine zu Eonferviren. Die weiteren Beftim- 
mungen dieſer Geſetze richten fi) dann nad) dem Syſtem, welches in Bezug 
auf die Bildung nener Innungen verfolgt wird. Wo ein vollftändiges Syſtem 
öffentlich autorifirter Innungen an Stelle des alten Zunftweiend gejeßt wirb, 
müflen die fortbeftehenben. Koͤrperſchaften fih in ben Rahmen ber gejeßlichen 
Neuorganiſation fügen. Haben die leteren, wie in Defterreih und bie 1868 
in Baiern, den Charalter von Zwangsverbänden, fo werden die alten Zünfte 
von Amtöwegen in die neue Form binhbergeleitet®), Werben, wie in Sachſen 
und Braunſchweig, freiwillige Genoflenichaften beftimmter Art mit gewerblicher 
Autorität, oder doch, wie in den thüringifchen Staaten, nur fie mit Korpora- 
tionsrechten befleidet, jo wird den älteren Körperfchaften die Wahl zwiſchen 
der Aufföiung und ber Revifion ihrer Statuten im Sinne der neuen öffent- 


7) Brem. Ber. v. 1861 $ 1. 5. 6. Oldenburg. Gew. O v. 1861 art. 41. 
Hamburg. Gew. D. v. 1864 $ 1. 8—12. Lüb. Gew. Gef. v. 1866 art. 15. 20 — 
22. Der Auflöfungsbeichluß bedarf obrigfeitlicher Beitätigung, dieſelbe ſoll in- 
dei nicht verfagt werben, wenn bie Erfüllung der Korporationdverbindfichleiten 
gefichert ift; bad Vermögen können die Mitglieder unter fich theilen, fle können 
aber auch mit obrigteitlicher Genehmigung bie Verwendung beffelben für gewerb⸗ 
fiche oder gemeinnügige Zwede beichließen. Im lepteren Fall geftattet indeß das 
&6. Geſ. art. 22 jedem diſſentirenden Mitgliede, die Auszahlung feines Kopf: 
theils zu verlangen. Wählen die Genoffenfchaften den Zortbeftand, fo gelten bie 
dem Gewerbegeſetz wiberjprechenden Beftimmungen der Statuten für aufgehoben 
(Brem. B. $ 6). In Lübed foll die Genoſſenſchaft ein neues Statut beichließen 
und dem Senate zur Beftätigung vorlegen (art. 20). 

8) Bair. Bel. v. 11. Sept. 1825 art. 7 und Inſtr. v. 1862. Defterr. Gew. 
O. v. 1859 $ 108. 180. 


954 Das freie Genofienfchaftsweien für wirthſchaftliche Zwecke. 


lichen Innungen gelafien?). Im Preußen enbli wurde gleichfalls den älteren 
Annungen Auflöfung ober Statutenrevifion nach Maßgabe der für neue 
Innungen erlaſſenen Vorſchriften anheimgeftellt; es wurbe indeß die freiwillige 
Auflöfung der Innungen an Zweibrittelsmehrheit und Regierungsgenehmigung 
gebunden und überbied der Regierung das Recht ertheilt, jede Imung, welde 
die Annahme bes durch die NRegterung von Amtswegen revibirten und Feilge 
ſtellten Statuts verweigert, auch wiber ihren Willen aufzuldien, ſowie auch 
fonft aus überwiegenben Gründen des Gemeinwohls nad Anhörung bes Ge⸗ 
werberaths beftehende Innungen aufzuheben oder mehrere in Eine zu ver 
Ichmelzen‘). Wie bier überall die Innungen ihren öffentlichen Charakter be 
balten, jo _wirb and) ihr Vermögen meift als öffentliches Gut behandelt. 

2. Erheblicher noch weichen in Bezug auf die Bildung nener Ge⸗ 
werbsgenofjenichaften die Geſetze von einander ab. 

a. Einige Gewerbeorbnungen begeben fich jebes ftaatlichen Einfluſſes auf 
die Tünftige Geftaltung der gewerblichen Affociation. Sie enthalten dann 
entweder überhaupt Feine Borfchriften über Gewerbsgenoſſenſchaften, wie die 
Geſetze von Württemberg und Bremen, oder fie heben ausdrücklich hervor, 
daß nur das gewöhnliche Vereinsrecht Platz greife, wie bie Gewerbegeſetze von 
Hamburg (8 18), Zübed (art. 9) und Baiern (art. 25), letzteres mit bem 
Zuſatz, daß gewerbliche Vereine ihre Angelegenheiten felbftändig verwalten, bie 
juriftiſche Perfönlichkeit aber durch Beftätigung ihrer Sebungen von Seite 
der Regierung erlangen. 

b. Unbere Geſetze verfolgen baffelbe Princip, mobifleiren es aber mit 
Rüdficht auf die Ertheilung von Korporationsrechten. So ftelln bie Geſetze 
ber thürtngifchen Staaten, während fie im Uebrigen Alles der freiwilligen 
Genofienfchaftsbildung überlafien, für die Gewährung der Korporationsredhte 
am eine Gewerbsgenoſſenſchaft befondere gefehliche Bebingungen anf!'). Um⸗ 


) Sidi. Gew. O. v. 1861 $ 96, Weimariche v. 1862 $ 76 u. Ausfähr. 
Gef. 8 51. Ebenſo die Gew. DO. ber übrigen thüringifchen Staaten, bie über 
haupt in den bier in Frage fommenden Punkten feine Abweichungen enthalten. 

10, Preuß. Gem. O. v. 1845 5 M— 100. V. v. 1849 8 2. Gef. v. 185. 
Mai 1864 8 7. 


11) Nach dem Weimarichen Geſ. v. 1862 $ 75 darf das Statut der Ge 
werbeordnung nicht widerfprechen, bie Ausübung der Rechte jelbftändiger Gewerb⸗ 
treibender für die Mitglieder nicht beichränten, den Austritt nicht erfchweren und 
muß für den Hall der Auflöjfung oder des Abfterbens der Genofſenſchaft genügende 
Vorſchriften über die Drbnung der Bermögenäverhältnifie enthalten. Andere 
Genofjenichaften unterliegen dem Vereinsgeſetz (8 14). Alle Genofienfchaften 
verwalten ihre Angelegenheiten jelbftändig. Aehnlich find die Beſtimmungen ber 
Geſetze v. Dreiningen, Gotha, Koburg, Reuß, Walded. In Altenburg wurde hin⸗ 
zugefügt, daß bie gewerblichen Genoflenfchaften, die bad Recht der Geſammtper⸗ 
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gekehrt wird in Oldenburg das Gefuch um Ertheilung juriftiſcher Perjönlich- 
fett der Innumg ohne nähere Angabe der Vorausſetzungen freigeftellt, mit ber 
Korporationseigenſchaft aber eine gewifie gewerbepolizeiliche Bebeutung ver- 
butiden '?). 

C. Cigentkümlich ift das Syftem bes badiſchen Gewerbegeſehes Dafſelbe 
verlangt ohne Rüdficht auf die zn erlangende ober wicht zu erlangende juriftiſche 
Perſoͤnlichkeit eine beſondere Yublieitt (ſchriftliche Feftftellung des Zwecks, der 
Verfafſung, der Eintritisbedingungen uud Mitgliederpflichten, fowie Vorlegung 
des Statuts bei ber Verwaltungsbehörde und auf Verlangen ftete Auskunfts⸗ 
ertheilung am dieſe) von denjenigen Gewerbsgenofſenſchaften, welche bie 
Feſtſetzung und Befolgung gleihmäßiger Grundſätze hinſichtlich bes Berhält- 
niffes der Mitglieder zu ihrem Hilfsperſonal, bie Erhebung von Beiträgen bes 
Hüfsperfonals zu Armenunterftügungs, Kranken, Berpflegungs- und Begräb- 
nißkaſſen oder die gütliche Beilegung der zwiichen ben Mitglievern unb ihrem 
Hüfsperfonal vorkommenden Streitigleiten zum Gegenftanb haben '*). 

d. Weiter in der ftantlihen Beeinfluffung der genoffenfchaftlichen Neu- 
bildung gehen bie Gewerbeordnungen von Sachſen und Braunfchweig te). 
Denn bier werden von den lediglich dem gemeinen Vereinsrecht unterworfenen 
freien Gewerbövereinen die „gewerblichen Genofienfchaften im engeren Sinn“, 
„Sunungen“ oder „Gilden“ der Gewerbtreibenden gleicher ober verwandter 
Gattung unterſchieden, welche in Zukunft gewifie Funktionen und damit einen 
Theil ber öffentlichen Befugniffe und Pflichten ber alten Zünfte übernehmen _ 
folfen. Ihr Zweck ſoll in ber Beförderung der gemeinfamen Angelegenheiten, 
insbefondere in der Regelung bes Verhaͤltnifſes zwiſchen den Gewerbtreibenben 
and ihren Gehilfen und Lehrlingen, in ber Beilegung ber hierüber oder be⸗ 
zügfich des Innungsſtatuts erwachfenden Streitigkeiten, in ber Förderung und Ber- 
waltung von Fachſchulen und amderen gemeinnüßigen Anftalten (bei Danbels- 
forporationen auch von Boͤrſen u. f. w.) und in der Einrichtung und Ber. 
waltung von Hilft und Unterftützungskaſſen beftehen. in Beitrittszwang 
findet nicht Statt und mit der Mitglievfhaft find feine gewerblichen Bor- 
rechte außer bem einzigen verbunden, daß nur bie einer Innung angehörigen 


fönlichteit erlangt haben, unb die Kranfenverpflegungsfafien der polizeilichen Anf- 
ficht der Ortsobrigfeit unterliegen. 

12) Didenburg. Gew. DO. art. 39—42 (Beitreibung der Beiträge im Ber- 
waltungöwege und das Recht zur Einrichtung von Unterftügungäfafien). 

18) Bad. Gef. art. 24. 25. Im Uebrigen follen Verbindungen von Gemwerb- 
treibenden zur Förderung gemeinfamer gewerblicher Intereffen ihre Angelegenheiten 
als freie Vereine felbftändig verwalten und die freie Wahl haben, ob fie fich die 
Beftätigung ihrer Satzungen und damit jurlftifche Perſönlichkeit ertheilen lafſen 
wollen. 

1) Sächſ. Gew. Geſ. v. 1861 $ 87—100 u. Ausführ. Der. 8 68—83. 
Braunſchw. Gem. Gel. v. 1864 8 86—101. 
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jelbftändigen Gewerbtreibenden den Namen „Meifter® führen dürfen. Umge 
fehrt darf Teinem Gewerbögenoffen, der die ftatntarifchen Bedingungen zu er 
füllen bereit ift, die Aufnahme geweigert werben. Die Bildung folder Ge⸗ 
werbsgenofienfhaften bleibt der freien Vereinigung ober der freiwilligen Um⸗ 
bildung älterer Innungen überlaffen, hängt aber von ftaatlicher Prüfung und 
Genehmigung der Statuten, womit die Verleihung ber Korporationsrechte 
von ſelbſt verbunden ift, ab. Die Selbftverwaltung der genoflenfchaftlichen 
Angelegenheiten wird ihnen gewährleiftet, es tritt indeß eine ftrengere Aufficht 
der Ortsobrigkeit als bet anderen Vereinen ein, und fie müffen biefer daher 
auch jederzeit Einfiht in ihre Schriften und Rechnungen unb Theilnahme an 
ihren Berhanblungen gewähren. Die Auflöfung endlich kann nur mit Zwei- 
brittelömajorität, bie auch für jede Statutenänderung unb die Bereinigung 
mit einer anderen Innung erforderlich ift, beichloffen werben, erfolgt aber 
son felbft dur „Abfterben‘, wenn nur noch drei Mitglieder da find. Das 
Bermögen foll in ſolchen Faͤllen zu öffentlichen Zwecken verwandt werben und 
in letter Inſtanz an bie Gemeinde fallen. 

Ganz dieſelben Grumbzüge zeichnen die thüringiſchen Gelege denjenigen 
älteren Sunungen, welche fortbefteben wollen, für ihre Umbildung vor. 

e. Allen diejen, die freie Aflociation als Grundlage der Neubildung an- 
erfennenben Gewerbegeſetzen ftehen andere gegenüber, welche eine rein ſtaatliche 
Zwangsorganifation des gewerblichen Genofienichaftsweiens anftreben. Dies 
war insbeſondere bis 4868 in Baiern und ift noch in Defterreich der Fall'*). 
In Baiern beftanden unter obrigkeitlicher Leitung, Auffiht und Schub Ber 
eine mit Beitrittsgwang für die Genofſen beffelben Gewerbe. Bon ben Ge 
noffen der ehemals zänftigen Gewerbe mußten, von anderen Gewerben Tonn- 
ten fie gebildet werben. Ihre Zwecke waren Verbreitung nüßlicher Kennt 
niffe unter den Gliebern, Grleichterung in den Gewerben, Aufficht über 
Lehrlinge, Gefellen und Gehilfen, Verwaltung und Verwendung bes Vereins 
vermögend nnd Unterſtützung bürftiger Vereinsangehoͤriger. Die Bereine- 
verſammlung und zwei von ihr gewählte, aber von ber Behörde beftätigte 
Vorfteher beforgten die DVereinsangelegenheitn. Der Gejammtheit war bie 
Feſtjetzung bes Etats, des Beftenerungsmaßitabes, die Veräußerung und Ber- 
pfändung des Bereindnermögend und bie Rechnungsabnahme vorbehalten. 
Sehilfen, Geſellen und Lehrlinge galten als Bereinsangehörige. Aufficht umb 
oberfte Leitung, Ueberwachung der Berfammlungen durch befondere Kommiffare 
und Sußpenfion oder Auflöfung der Bereine aus Gründen des öffentlichen 
Wohls ftand der Staatsbehörde zu. Durd das Gewerbegefeß v. 30. Fannar 
1868 (art. 26) find dieje Innungen, welde ein reges genoſſenſchaftliches Leben 
nicht zu entwideln vermocdten, aufgehoben worden. Dagegen beiteben ähnliche 


5) Bair. Gew. DO. v. 1825 u. Snftr. v. 1862. Oeſterr. Gew. O. v. 1859 
$ 106 — 130. 
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Zwangsgenoſſenſchaften in Defterreih. Hier fchreibt das Geſetz von 1859 
ihre Bildung von Regierungswegen, wenngleich nach Aubörung der Betheiligten, 
unter den Gewerbtreibenden gleicher ober verwandter Gattung vor. Wird eine 
ſolche Genoſſenſchaft, jei e8 durch Umformung einer alten Innung, ſei es 
durch Neugründung, in's Leben gerufen, jo gehört ihr jeder felbftändige Ge 
werbetreibende der betreffenden Art als „Mitglied", jeber Gehilfe und Lehr 
ling als „Angehöriger von jelbft und nothwendig an’). Als öffentliches 
Drgan für die gemeinjamen gewerblichen Sntereffen üben dieſe Genoffenfchaften 
nicht blos die Ordnung und Beauffihtigung des Lehr- und Dienftverbandes, 
die Erledigung der bezüglichen Streitigkeiten, Die Anlage und Beauffichtigung 
von Fachſchulen, Hilfskafſen und gemeinnübigen Anftalten, die Erftattung von 
Auskunft und Gutachten, jondern and eine Mitwirkung bei der Sffentlichen 
Berwaliung der dad Gewerbe betreffenden Angelegenheiten. Ihre Statuten, 
welde weder den Principien ber Gewerbefreiheit, noch ben jonftigen Bor- 
ichriften des Geſetzes wiberfprechen follen, bedürfen obrigkeitlicher Genehmigung. 
Genoſſenſchaftsorgane find theils die Genofiennerfammlungen beziehungsweije 
ihre Repräfentanten („Vertrauensmänner“), theild bie von ihnen gewählten 
Borfteher und Ansſchüſſe. Stimmrecht wird durch dreijährigen jelbitändigen 
Gewerbebetrieb erlangt, für Erledigung der das Verhältniß von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern betreffenden Streitigkeiten werben aber befondere Vertreter 
ber letzteren non den Bebörben beſtellt. Die Innungen können mit behoͤrd⸗ 
licher Genehmigung Umlagen, die im Verwaltungswege beigetrieben werben, 
ausichreiben, koͤnnen aber fein Mitglieb zur Betheiligung au gemeinfamen ge 
werblichen Anlagen und Unternehmungen zwingen. Shre inneren Streitig⸗ 
feiten werden im Berwaltungöwege entſchieden und fie ftehen unter Aufficht 
befonderer obrigkeitliher Konmiffare.e Im Ganzen haben dieſe . Öenoffen- 
haften ihrer Organifation wie ihren Rechten nach große Aehnlichfeit mit 
einer Gemeinde. | 

f. In Preußen haben, nachdem bis 1845 von der den Behörben zu- 
geitandenen Befugniß, aus. Gründen bed öffentlichen Wohle neue Gewerbe. 
forporationen zu errichten, nur bezüglich ber oben erwähnten kaufmänniſchen 
Korporationen Gebrauch gemacht worden war, bie neueren Gewerbegeſetze, 
‘neben der in gleihem Sinne erfolgten amtlichen Umbilbung ber älteren In⸗ 
nungen, einen boppelten Weg für die Bildung neuer Innungen eröffnet. 
Es follen nämlich einmal da, wo eine ältere Innung dieſer Art nicht befteht 
oder aufgelöſt ift oder mit ber neuen verfchmolzen wird, auf Grund freier 
Vereinbarung Innungen von Gewerbtreibenden gleicher oder verwandter. Gat- 
tung gebildet werden koͤnnen, wenn die Regierung ihr Statut nad Anhörung 


— m. 


0, Man kann daber auch mehreren Genoflenfchaften zwangäweife angehören, 
wenn man mehrere Gewerbe treibt. Streitigkeiten über die Zugehörigkeit ent« 
jcheidet die Behörde. Bol. Gew. O. $ 106— 118. 
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des Gewerberaths beftätigt!?).. Zweitens aber kann mit den Einverſtändniß 
einer beftehenden Innung und, wo eine ſolche nidyt vorhanden, nach bloßer 
„Anhörung“ der betreffenden Gewerbtreibenden durch Beichluß der Gemeinde 
behörden eine Zwangsinnung erridytet werben, zu welcher alle am Orte beiind- 
lichen Gewerbtreibenben einer beſtimmten Gattung durch ben Begiun bes Ge⸗ 
werbes ohne befondere Aufnahme gehören, falls fie nicht ausdrücklich erflären, 
nicht beitzeten zu wollen!s). Ihrer Bedeutung nach follen die Innungen in 
Preußen Vereine für die Förberung ber gemeiniamen gewerblichen Intereſſen 
fein; inſonderheit follen fie die Aufnahme, Ausbildung und das Betragen der 
Lehrlinge, Gefellen und Gehilfen ber Innungsgenofſen beauffichtigen, bie Ver⸗ 
waltung der Kranlen-, Sterbe-, Hilfe und Sparkaffen der Innungsgeuoſſen 
leiten und fi der Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Genoſſen, 
namentlich durch Förberung ber Erziehung unb bes gewerblichen Fortkommens 
der Waiſen, unterzieben!Y). Auch find fie zur Abgabe gewerblicher Gutachten 
berufen unb genießen einer gewiſſen öffentlichen Autorität in Gewerbsjacen, 
bie fich beſonders in ihrer Mitwirkung bei den gewerblichen Prüfungen geltend 
made). Dagegen jollen fie ihren Mitgliedern gewerbliche Bortbeile im 
Princip nit gewähren”), — ein Prineip, das freilich dadurch modificirt 
wird, daß bei gewiffen Gewerben die nicht in eine Innung aufgenommenen 
Gewerbetreibenden fich fchon nach ber Gew.-Orb. v. 1845 (8 131) einer Prü- 
fung unterwerfen müflen, um die. Befugniß zu erlangen, Lehrlinge zu halten, 
während nach der B. v. 9. Februar 1849 bei gewiſſen Gewerben ($ 23) 
Nichtmitglieder überhaupt nur, wenn fie ihre Befähigung vor einer beſonderen 
Prüfungskommiffion nachgewiefen haben, zum jelbitändigen Gewerbebetrieb 
verftattet werben. Diefe öffentlichen Befugnifle ſowie die ihnen allgemein zu- 
geftandenen Korporationsrechte”) müſſen die Sumungen wit der größten Un⸗ 


17) Gew. DO. v. 1845 8 101—117. V. v. 1849 8 2. Gef. v. 1854 $ 7. 

18) Gew. D. v. 1845 8 118. 119. Gef. v. 1854 8 7. 

10), Gew. D. v. 1845 $ 104. V. v. 1849 8 56 —59. Weber bie Befugnifle 
bezüglich der Lehrlinge und Geſellen Gew. D. 8 131. 135. 137. 147. 158. 157. 
158. 160 u. V. v. 1849 8 45. 46. 

2) Gew. O. 8 123 (Gutachten) und über Prüfungen Gew. D.$ 163 — 167. 
V. v. 1849 8 23—29. 35—48. Gel. v. 1854 8 6. 

1) Daher find Beitrittszwang (Gew. D. 8 94. 101f.), Erflufinberechtigungen 
($ M. 101), Schliegung der Innungen ($ 170) und fouftige Benorzugungen be 
züglich des &ewerbebetriebs weder bei fortbeitehenden älteren Innungen zuläffig, 
noch können fie durch Innuugs- oder Orteftatut eingeführt werben. Chenfowenig 
darf der freie Austritt beſchränkt werben ($ 96. 116), die Innungsmitgliedfchaft 
fehließt weder dad Recht, andere Gewerbe zu betreiben, noch dad Recht, andern 
Snnungen beizutreten, aus (8 111) und felbft die Ausfchließung aus einer Innung bat 
nicht unbedingt den Verluſt der Befugniß zum ferneren Betriebe des Gewerbes 
zur Folge. 

22) Gew. D. v. 1845 8 101. 
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ſelbſtändigkeit erkaufen. Wie ihre Entftehung und Einrichtung von höherem 
Willen abhängt, jo können fie in jedem Moment einer Statutenreifion und 
jelbft einer Auflöfung dur die Regierung unterworfen werben‘). Das 
Statut wird ihnen gegeben und darf nur innerhalb genau vorgezeichneter 
Grenzen von dem gejeglich beſtimmten Juhalt abmweichen“‘); ner durch allge 
meine, von den Gemeinben mit Genehmigung des Minifterinms erlaffene Orte- 
ftatuten Können für die Gewerbe eines beftimmten Orts erheblichere Abweichun⸗ 
gen begründet werben”). Ben einer Autonomie ift alfo nicht die Rede. 
Shenfowenig fteht ihnen die Selbitwerwaltung in Genofienfhaftsangelegen- 
beiten zu. Die Bebingungen bed Erwerbd oder Berluftes der Mitgliebfchaft 
und der Inhalt des Genoſſenrechts find durch gefehliche Normen feftgeftellt 
und es gebührt den Innungen ein felbitändiges Aufnahme⸗ oder Ausichliegungs- 
vecht nicht). Die Erhebung von Eintristsgehühren, die Feſtſtellung des Bei⸗ 
tragsfußes und der Beitreibungsart der laufenden Beiträge, die etwaigen Mo- 
bififationen des Stimmrechts können nur nad) Maßgabe des obrigkeitlich regu⸗ 
lirten Statuts gefchehen, während über Höhe und Verwendung ber Beiträge 
und über Berwaltung des Statd-, Kaflen- und Rechnungsweſens zwar Korpo- 
rationdbeichläffe, aber nur unter obrigkeitlicher Aufficht und Beichränkung, ent- 
ſcheiden?). Ueberhaupt unterliegt ihre geſammie Wirkſamkeit einer fortwäh- 
renden Benuffihtigung ober vielmehr Bevormundung feitend ber Staatobe⸗ 
börben und der damit beauftragten Gemeindebehoͤrden #). Jeder Berathung muß 
daher ein Mitglied der Gemeinvebehörbe beimohnen, um bie Geſetzmäßigkeit 
der Beihlüffe zu überwachen, ihre gewählten Borfteber bebürfen der Beſtäti⸗ 
gung) und ihre inneren Streitigkeiten werden im VBerwaltungswege ent- 
Ichteden>®). 

I. And die Bilden von Unterftüßungsvereinen unter Gefellen, 
Sehilfen und Arbeitern haben nur wenige Geſetze ganz der freien Affociation 
überlafien zu können geglaubt. In der Regel werden die beftehenden Vereine 








2) Gew. O. v. 1845 8 98, 99. 121. 8. v. 1849 8 2. 

) Bol. Gew. D. v. 1845 8 95. 105. 106. 110. 114. 115. 120. 121. V. 
v. 1849 8 66. Ausführungderlafie b. Rönne, Gewerbepolizei II. 598f. Nor- 
malinunungsftatut v. 4. Gebr. 1848 im M. Bl. ©. 102. 

= Gew. D. v. 1845 $ 168-170. 3. v. 1849 8 2. 29. 45f. Gel. v. 
1854 8 8, 

”) Gew. D. v. 1845 $ 201. 108. 106--108. 110. 111. 116—118. 2. 
v. 1849 8 60-65. Rönne, Gewerbepolizei II. &. 688f. 

7) Gew. DO. v. 1845 8 110. 114. 115. Weber Innungsgebühren V. v. 
1849 8 60f. 

2) Gew. D. v. 1845 $ 118. 

9) Gew. D. v. 1845 3 112. Rönne, Gewerbeyol. ©. 643. 

” Gew. D. v. 1345 $ 192. Erf. d. Obertrib. v. 4. Det. 1843 (Arch. f. 
Rechtof. X. 179. 
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oder Kaflenanftalten dieſer Gattung und bie durch freien Zufammentritt be 
gründeten neuen Verbindungen gleicher Art, die letzteren wenigftens, wenn fie 
die Rechte juriftiicher Perfönlichkeit erlangen wollen, einer weitgehenden Staats 
bevormundung unterjtellt?‘). Ueberbied aber find neben foldhen gewillfürten 
Derbänden durch die neuen Geſetze vielfach Zwangsgenoffenfchnften für gegen- 
jeitige Unterftügung eingeführt. So Tönnen 3. B. in Preußen fowol durd 
Ortsſtatut als durch einfeitige Anorbnung der Regierung die beftehenben 
Kranken, Sterbe, Hilfe, Wittwen⸗ und Waifenkaffen der Innungen mit 
beren Zuftimmung, die Verbindungen und Kaſſen der Gejellen und Gehilfen 
ohne Weiteres in Zwangsanftalten, denen jeder Gewerbtreibende ber betreffen- 
den Klafie oder Gattung beizutreten verpflichtet ift, verwandelt, ober unter ben 
in feiner Inuung befindlichen Gewerbtreibenden, Gehilfen, Gefellen und Fabrik⸗ 
arbeitern derartige Hilftkaſſen als Zwangsanftalten eingerichtet werden. Der 
Gemeinde und bei Yabrilarbeitern dem Fabrikherrn kann eine Verpflichtung 
zur Betbeiligung an den SKoften auferlegt, muß aber durch das Statut eine 
entiprechende Antheilnahme an ber Verwaltung eingeräumt werben. Die Sta- 
tuten folder Zwangshilftvereine muͤſſen ſich innerhalb gewiffer durch das Ge 
je aufgeftellter Normen und Schranken halten und bebürfen obrigkeitficher 
Genehmigung, die zugleich die Eigenſchaft einer juriftifchen Perfon verleiht. 
Die Berwaltung wird einer ftrengen Auffiht der Kommunalbebörbe vorbehalt- 
lich höherer Rekurdinftanzen unterftellt?*). Aehnliche Zwangsvereine kennen die 
meiften neueren Geſetze, ohne überall die Selbftbeftimmung und Selbfiver- 
waltung in gleichem Grabe auszuſchließen ””). 


1) Insbefondere ift in Preußen bezüglich der älteren Vereine der Regierung 
vorbehalten, „Die Einrichtungen derſelben nach Befindungen abzuänbern und zu 
ergänzen”, während die Neubildung ſolcher auch freiwilligen Vereine „mit Ge⸗ 
nehmigung ber Regierung unter den von biefer feftzujegenden Bebingungen” er- 
folgen fol. Die Beftätigung des Statuts enthält zugleich die Ertheilung jurtfti- 
ſcher Perfönlichleit. Die Auffiht wird von der Kommunalbehörbe geführt. Gew. 
D. v. 1845 $ 144. 145, Bol. Sächſ. Gew. O. 8 98, Weimar. $ 78 unb bie 
Gew. D. ber übrigen thüringifhen Staaten. Auch in Baiern find die Nnter 
ſtützungs⸗Vereine ver Gefellen und Arbeiter unter obrigfeitliche Leitung unb Auf 
ficht geftellt. Vgl. auch lüb. Gef. art. 28. 

32) Bol. Preuß. Gem. D. 8 169, B. v. 1849 $ 56—59 u. Geſ., betr. die 
gewerblichen Unterſtützungskaſſen v. 8. April 1864 (G. ©. ©. 138). Ausführungs- 
exlafie ded Minifters im M. BL f. d. i. V. v. 1854 ©. 67. 247; 1865 ©. 122; 
1856 ©. 151; 1857 ©. 162. In Hohenzollern eingeführt durch Gel. v. 7. Mai 
1856 (G. &. ©. 507). - 

3) Bol. 3. DB. Defterr. Gew. D. 8 124. Oldenburg art. 42. Sächſ. Gew. 
D. 8 97. 99. 100 und damit übereinftimmendb weimar, Gew. D. $ 77. 79, bie 
übrigen thüringifchen Gefege und die Gew. DO. f. Braunfchweig. In Württem⸗ 
berg können für Unterftügung in Krankheitsfällen durch Beſchluß deö Gemeinde 
raths und Bürgerausfchuffes mit Genehmigung ber Kreidregierung Zwangslaffen 
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II. Endlih bat die neuere Gewerbegefeßgebung über den ftantlich ver 
wandelten oder neugebildeten Gewerbögenofjenfhaften noch eine höhere Orga⸗ 
nijation des Gewerbeftandes ober des gefammten Nährftandes überhaupt her⸗ 
beizuführen gefuht. Man bat in ben theild durch Wahl, theils durch Be 
rufung aus dem Gewerbeitande oder aus feinen drei Gruppen, dem Handels⸗, 
Sewert- und Fabritenftande hervorgehenden Gewerbe und Handelskammern 
Organe diefer Stände für die gemeinfame Wahrnehmung ihrer SIntereffen 
gegenüber dem Staat, gleichzeitig aber Organe des Staats für die Geltend- 
machung jeiner Intereffen in diefen Ständen in’d Leben gerufen, um damit 
eine gewerbliche und kommercielle Selbftverwaltung zu gründen2®). Liegt diefen 
Einrichtungen die Idee eined natürlichen Genoſſenverbandes der einzelnen 
Gruppen des Nährftandes unter fi) und mit einander zu Grunde, jo geben 
doch die meisten Gefebgebungen, wie namentlich die preußiſche und Sfterreichtiche, 
nit bis zu einer wirklich forperativen Geftaltung der vertretenen‘ Standes- 
gruppen vor?2). Nähere ſteht einer joldhen die Organiſation des Nähritanbes 


ber Gehilfen und Lehrlinge eingeführt werben, zu welchen die Gewerbe - Inhaber 
vorbehaltlich des Regreſſes die Zahlungen leiften müffen. Vgl. Gew. O. v. 1862 
art. 49. Die Regierung bat ein Mufterftatut fiir Unterftügungdvereine publictrt 
(Beilage Nr. 18 zu der officiellen Ausgabe ber Gew. O.). In Batern können bie 
Fabrikunternehmer bei ihrer Konceffiontrung zur Begründung befonderer Yinter- 
ftügungs», Spar- und Verſicherungskafſen für die Arbeiter verpflichtet werben. 
Achnli in Württemberg (art. 45). Unbelannt find Zwangsverbände den Gewerbe- 
geſetzen Badens und ber freien Stäbte. 

3) Dieje Organifationen ftammen aus Sranfreich, wo fie aber, obwol fie gleich 
zeitig „officielle Organe des Handeld bei der Regierung‘ und Mandatare des 
Handel für die Leitung gemeinfamer Angelegenheiten befjelben“ fein follten, 
doch nur ein vornemlich von den Präfelten beſetztes gouvernementales Machwerk 
find. Bol. über Bedeutung und Werth der Einrichtung Saale Staats⸗ 
wörterb. IV. ©. 336 — 341. 

ss, Bol. über die Handelätfammern in Preußen daß Gef. v. 11. Febr. 1848 
(®. ©. ©. 63) u. Rönne, Staatör. U, 1. ©. 194. 195. II, 2. ©. 335. Ihre 
‚Mitglieder werden auf 3 Sahre von den wahlberedhtigten Hanbeld- und Gewerbe 
treibenden des Bezirks gewählt. Ihre Einrichtung erfolgt nach Bedürfniß mit 
töniglicher Genehmigung. Sie befchließen mit Stimmenmehrheit und mählen einen 
Borfigenden ımd Stellvertreter. Die Koften werden von den Handel- und Be 
werbetreibenden nach dem Gewerbefteuerfuß getragen. In ähnlicher Weiſe follen 
nach der V. v. 8. Febr. 1849 (8 1— 22, theilw. abgeändert durch Gef. v. 15. Mai 
1854 8 1-4) bei vorhandenem Bedürfnis auf Antrag und nad Anhörung von 
Gewerbetreibenden im Berwaltungswege Gewerberätbe für Wahrnehmung der 
alfgemeinen Intereſſen des Handwerks⸗ und Babrifbetrtebed ihres Bezirks und für 
die Mitaufficht über die Innungen gebilbet werden. Ihre Mitglieder find zu 
gleichen Thellen aus dem Handwerks», Zabriten- und Handelsftanbe, und zwar in 
den beiden erfteren Ständen aud Arbeitgebern und Arbeitnehmern in ber Weiſe, 
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in Baiern, wo jedem Bezirke lokale Gewerbs-, Fabrik. und Hanbelsräthe als 
Organe der dem Bezirk mgehörigen Gewerbftände entiprechen, während für 
jeden Kreis die jährlih auf Berufung der Kreisperfammlung zufammentretende 
Geſammtheit der Borfikenden und Vicenorfigenden der einzelnen Bezirkskollegien 
als Handels. und Gewerbelammer fungirt®). 

Anbere Geſetze überlaffen auch bie Geftaltung foldher Verbände unter 
Berwerfung jeder Zwangsmitgliedſchaft der freien Afioctation. So giebt bie 
badifhe Gew.⸗Ord. v. 1862 (art. 29) bei den nach Bedürfniß ımb auf An- 
trag von der Regierung einzurichtenden Handels und Gewerbekammern ober 
ähnlichen Inſtituten die Smitiative, die Zeftftellung ber BVerfaffung und bie 
Einrichtung des Bezirks, des Wirkimgskveifes und ber Koftenvertheilung vor- 
behaltlich der Regierungsgenehmigung benjenigen anheim, „welde an Errich⸗ 
tung und Erhaltung berjelben ſich betheiligen wollen“. 

B. Bon allen diefen jo verfdhiedenartigen Syſtemen möchte dasjenige den 
Borzug verbienen, welches die beftehenden Genoſſenſchaften am meiften fehont, 
anf bie Fünftige Genofienfhaftsorganifation aber am wenigiten einwirkt. 
Staatliches Organifiren und Reguliren wird da, wo Bedürfniß und Bebin- 
gungen eined genofjenfchaftlichen Lebens fehlen, ein ſolches nicht erweden; es 
wird aber da, wo genoffenjchaftlicher Geift vorhanden ift, deſſen volle Ent- 
faltung eber verfümmern als fördern, wenn es ihm, fei es aud ohne direkten 
Zwang, eng begrenzte und unfelbftänbige Lebensformen anzuweijen fucht. 

Was namentlich die Innungen angeht, jo entſprechen die Schöpfungen 
der meiften Gewerbegefeße wenig dem mobernen Afſoeiationsgeift. Widerſpricht 
demjelben gänzlich der theilweife feftgehaltene Zwang, jo vermögen ibm auch 
die freiwilligen, aber öffentlich autorifirten Verbände nicht zu genügen, welde 
eine Reihe von Privilegien mit einer Reihe von Beſchränkungen erfaufen unt 


daß die leßteren einen Bertveter mehr haben, durch die felbftändigen Gewerb- 
treibenden des Bezirks, Die an den Gemeindemahlen Theil nehmen (nach der V. v. 
1849 8 7 auch durch Arbeiten), zu wählen. Theild nach Abtheilungen, theils ala 
Geſammtheit halten fie Zufammentünfte ab, wählen Borfißende (für den Gefammt- 
rath aber vorbehaltlich der Bertätigung und fubfidiären Ernennung durch die Re 
gterung) und befchließen mit Mehrheit. Das Anftitut blieb lebensunfähig. — 
In Oefterreich beftehben nad ber V. v. 26. März 1850 Handels und Gewerbe 
kammern, welche nach gewiflen &ewerbefteuerbeträgen gewählt werben, jonft äbn: 
Lich eingerichtet find. Ebenſo follen nach dem ſächſ. Gew. Geſ. v. 1862 $ 112— 
125, wenn das Bedürfniß vorhanden, derartige Organe in zwei Abtheilungen 
(Handelskammerrath und Gewerbekammerrath) gefchaffen werden. Aehnlich in Braun- 
fhweig. In Hamburg ein Gewerbeausſchuß (Gew. Gel. $ 31—35). Auch bei 
der Bildung und Zufammenfegung der Hanbeld- unb ®ewerbegerichte zeigt fi 
die Idee einer natürlichen Standesgenoſſenſchaft wirkſam. 

20) Bair. Vollzugsinftr. zum Gew. Gef. v. 17. Dec. 1853 8 156162. 
Inſtr. v. 20. Mat 1862. Gew. Gef. v. 30, San. 1868 art. 27. 
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in ihren ein für allemal beftimmten Sormen und Grenzen jchlieplich Doch 
nur zur einen Hälfte ein eigned, zur andern Hälfte ein von außen und oben 
geipendetes und geleitetes Leben führen. Hier wie überall brängt vielmehr 
im Allgemeinen die moderne Affociation über die alten ſtändiſchen Privilegd- 
förper hinaus und ftrebt nad Mannichfaltigkeit der Verbindungen und Ber- 
einzelung ihrer Zwecke, nach freiefter Grundlage und beweglichiter Form, nad 
Verknüpfung der irgendwo zufammentreffenden &lemente verfchiedener Kreife 
für diejen Einen Punkt, um demnächſt viele Einzelverbände in größere Ge- 
fammtverbände zufammenzufaffen. Die Aufgabe der Gefeßgebung kann daher 
nur eine doppelte fein. Sie hat erftend die beftehenden Körperſchaften möglichft 
zu ſchonen, damit fie fi) ausleben oder die Nefte ihrer Lebenskraft in zeitge- 
mäße Neugeltaltungen hinüberretten.. Sie hat zweitens eine möglichft breite 
rechtliche Baſis, freie Bewegung und gemügenden Rechtsſchutz den neuen Ge- 
noffenfhaftäbildungen zu gewähren, welche der moderne Aflociationsgeift frei 
and fich jelbft erzeugt. In beiden Beziehungen kündigt der Entwurf einer 
Gewerbeordnung für den norbdeutihen Bund einen Fortſchritt an; allein wenn 
er auch in der vom Bundesrath feftgeftellten Form fowol für die fortbeftehenden 
älteren als für die zu begründenden neuen Innungen unter Aufhebung aller 
Exkluſivberechtigungen eine partielle Autonomie und eine erhöhte Selbſtver⸗ 
waltung begründen will, fo ift er doch ſehr weit davon entfernt, dieſelben 
wirklich als freie Genoffenichaften zu ftellen. Vielmehr follen den Innungen 
bebeutende Vorrechte vor freien Vereinen verbleiben, welche auf der Beilegung 
einer öffentlichen Autorität in Gewerbeſachen durch den Staat beruhen, — es 
wirb ihnen dafür aber andererſeits eine fo weitgehende gefeliche Beſchränkung 
ihrer Selbftändigfeit und eine fo eingreifende Unterwerfung unter höhere Ber- 
waltungäbehörben in Ausficht geftellt, daß fie in Wahrheit immer noch autori- 
firten Polizeianftalten ähnlicher bleiben als freien Genoflenichaften?”). 





— — 


) 8 81- 106 des Entwurfs. Danach können ſelbſtändige Gewerbtreibende 
gleicher oder verwandter Gattung deſſelben Orts, wenn ihre Zahl 12 oder in 
Städten mit mehr als 20,000 Einwohnern 24 beträgt (mit obrigkeitlicher Ge⸗ 
nehmigung jedoch auch eine geringere Zahl oder Gewerbtreibende verſchiedener 
Orte), zu einer Innung mit dem Zweck der Förderung ber gemeinſamen gewerb- 
fichen Interefien (befonders Aufnahme und Ausbildung ber Lehrlinge, Gejellen 
und Gebilfen, Verwaltung der Kranken», Sterbe-, Hilfd« und Sparlaffen, Für- 
forge für Wittwen und Watjen) zufammentreten ($ I97—99). Die Einleitung 
der Errichtung aber gebührt ber Gemeindebehörbe, die Keftftellung und Geneh⸗ 
migung des Statutd der höheren Berwaltungsbehörde ($ 100. 101). Nur der 
Beichluß über Höhe und Verwendung der Beiträge, jowie über die Verwaltung 
bes Etat3-, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens ift ganz ber Autonomie überlafien (6 
108). Derartige neugebildete Snnungen fowol, wie die fortbeftehenden älteren 
Gewerbskörperſchaften unterliegen als öffentliche Korporationen einer Reihe ge- 
jepficher Einfchränfungen und Normen, durch welche die früheren Statute, die im 
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Bedenklicher noch ift ed, wenn der Entwurf auch die Zwangsunterftükungs- 
berbände zwar für jelbftändige Gewerbtreibende fallen Iafien, dagegen für Ge⸗ 
bilfen, Gejellen, Sabritarbeiter und Lehrlinge in ziemlich unveränderter Weiſe 
aufrecht erhalten will *). 


Uebrigen in Kraft bleiben, von felbft modifictrt werben ($ 81. 96). Insbeſondere 
können fie über Erwerb und Berluft der Mitgliedichaft nicht frei verfügen: fie 
können nicht nur Niemand zum Eintritt zwingen oder am Austritt hindern ($ 82), 
fondern fie dürfen auch die Aufnahme Teinem Gewerbögenofjen weigern, bei Dem 
nicht ein gefeglicher Ausfchliegungsgrund — Beicholtenbeit, Kontur oder Ent: 
ziebung der Gewerbebefugnig — vorliegt (4 83). Sie können indeß, und bies ift 
ein ſehr wichtiger Punkt, den Nachweis der Befähigung zum Betriebe bes Ge 
werbes in einer jtatutenmäßig feftgefeßten Form, insbeſondere alſo durd Einführung 
von Prüfungen, verlangen (3 84). Cintrittögelder können erhoben werben, müfien 
aber für alle gleich beitimmt fein und Dürfen ohne Genehmigung der höheren Ber 
waltungöbehörde nicht über 5 Thaler erhöht werden ($ 85). Gegen Genofien, bie 
fih durch einzelnen Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe in Mikachtung ge 
bracht haben, bat die Innung ein Audichließungsreht (8 86), Der Tod endigt 
die Mitgliebichaft, doch treten eine Wiltwe oder minderjährige Erben, wenn fie 
„durch Stellvertreter dad Gewerbe fortfegen, in die Rechte und Pflichten des ver- 
ftorbenen Innungsgenoſſen mit Ausnahme ded Stimmrechts ein (8 87). Oberſtes 
Organ jeder Innung ft die gehörig geladene und mit abfoluter Mehrheit der 
Anwesenden beichließende VBerfammlung der Genofjen ($ 92. 98), vertretendes 
Drgan ein gewählter Vorftand (8 88. 102). Die Innungsbeſchlüfſe bedürfen nur, 
wenn fie bei Abänderung der Statuten eine Berfügung über dad Innungsver⸗ 
mögen zum Begenftand haben oder die Auflöfung der Innung bezweden, ber Beitäti- 
gung durch die höhere Verwaltungsbehörde ($ 92. 98). Die Handlungsfähigkeit 
der Innung ift bezüglich der Verträge über unbewegliche Sachen beichräntt, in- 
dem diefe erſt durch die Genehmigung der Gemeindebehörden rechtägiltig werden 
(8 89). Auch kann nur die Gemeindebehörde eine etwaige Zwangsbeitreibung von 
Beiträgen ober Geldftrafen gegen Genoffen verfügen (8 91), währenb umgefehrt 
Zahlungen aus dem Innungsvermögen an Genoffen überhaupt nur auf Grund 
ausdrücklicher ftatutarifcher Vorſchriften erfolgen können (8 90). Eine Innung, 
welche dad Gemeinwohl durch geſetzwidrige Handlungen ober Unterlafjungen ge 
fährdet, kann auf Betreiben der Berwaltungdbebörde durch richterliches Urtel auf- 
gelöft werden ($ 94). Das Vermögen einer aufgelöften oder abgeftorbenen In- 
nung wird nicht vertbeilt, fondern fällt, wenn das Statut oder bie Landes geſetze 
nicht3 anderes beitimmen, an Die Gemeinde zur Benußung für gewerbliche Zwecke 
(8 95). Die Aufficht endlich wird burch Die Gemeindebehörbe geübt, welche die 
inneren Streitigfeiten vorbehaltlich ded Rekurſes an bie höhere Berwaltungäbe 
hörde entfcheidet, es ift indeh dad Hecht, durch Deputirte den Innungsverſamm⸗ 
Iungen beizumohnen, auf bie Yälle, in denen über Statutenänderung ober Auf- 
löſung beichloffen werden joll, bejchränft, und die Betätigung der Vorftanbswahl 
ganz fortgefallen ($ 96). 

2) 8 147—156. Die Einrichtung von Zwangskaffen erfolgt durch Orts⸗ 
ftatut, das nach Anhörung der Betheiligten die Gemeinde befchließt, die höhere 
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-$ 69. Die Entftehung und Bollendung der Bermögendgenoffen- 
ſchaft. 

Es bat fi) mehrfach herausgeſtellt, daß dem älteren deutſchen Recht Ver⸗ 
mögensgenoſſenſchaften unbefannt waren. Es gab Vermögendgemein- 
ſchaften, mit denen ſich für eine Reihe von Beziehungen ein Genofjenverhält- 
niß der Gemeiner verband, und ed gab umgekehrt Genoffenjchaften, welche eine 
Bermögensgemeinihaft in ihr Weſen aufnahmen: allein in beiten Fällen wurde 
durch die Tendenz der alten Genoffenverbände auf Totalität der Verbindung 
gehindert, daß Genofjenihaft und Vermögensgemeinſchaft jemals völlig in ein- 
ander aufgiengen. 

Bon Anfang an jedoch war gleichzeitig eine andere Tendenz im beutfchen 
Rechte wirkſam, welche den Keim der Vermögensgenoſſenſchaft in ſich enthielt 
und ihn zu voller Entfaltung bringen mußte, jobald einmal die Richtung auf 
Kotalität der Genoflenverbindung aufhörte und der entgegengejeßten Richtung 
auf Bereinzelung der Bereindzwede wid. Dies war die Tendenz auf bie 
Hervorbringung eines inneren, organiſchen Zuſammenhangs zwifchen dem per- 
jünlihen und jachenrechtlichen, dem fubjeftiven und objektiven Suhalt aller 
Gemeinjhaftsverhältniffee Indem in Folge deſſen überall da, wo in einer 
Genoſſenſchaft das Gejammtvermögen von überwiegender thatjächlicher Bedeu⸗ 
tung wurde, auch für die rechtliche Struktur ber Genoſſenſchaft die Rechts. 
verhältnifje am Gejammivermögen einen bedingenden und geftaltenden Einfluß 
erlangten, und indem umgelehrt da, wo fich aus einer Bermögendgemeinichaft 
eine partielle Genoffeneinheit entwickelte, die letztere auch rechtlich ven der Art 
der Vermögendvertheilung abhängig blieb, mußten fi} von verfchiedenen Seiten 
her mancherlei Gemeinjchaftöformen einem Rechtöverhältnig nähern, in welchem 
die Genoſſenſchaft das Perjönliche, die Vermögensgemeinſchaft das Unjelbftändige 
völlig abitreifte und fo 'eine Vermögensgenofienihaft vorhanden war. Das 
lebte Produkt diejer Entwicklung und dasjenige, welches allein die Vermögens 
genoſſenſchaft in reiner und durchgebildeter Geſtalt vollendet Bat, war der 
Attienverein. Aber eine Reihe anderer Rechtsgemeinſchaften kam ſchon 
vorher diefem Ziel mehr oder minder nahe, jo daß fie fih in Bezug auf die 


Berwaltungsbebörde beftätigt ($ 148. 149), Sie Tönnen ſowol aus beftehenden 
Kafien gebildet, ald neu begründet werden ($ 147). Den Arbeitgebern kann Bei 
hilfe bis zur Hälfte zur Pflicht gemacht ($ 149. 150), muß aber dafür ein ent- 
ſprechender Antheil an der Verwaltung eingeräumt werben ($ 154). Die Statuten 
jeder derartigen Hilfskaſſe bedürfen obrigfeitlicher Genehmigung, welche ihr bie 
Rechte einer juriſtiſchen Perſon verleiht ($ 154). Aud freiwillige Kaflen ber 
felbftändigen Gewerbtreibenden werden burch eine ſolche Genehmigung juriftifche 
Perſonen (8 147). Freie wie Zwangshilfälaffen ftehen unter Aufficht der Stadt. 
behörde refp. ber untern ländlichen Berwaltungsbehörde ($ 156). 
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Geſchichte der Vermoͤgensgenoſſenſchaft gewiffermaßen als Vorftufen des Aftien- 
vereind darftellen, und in neuerer Zeit find mande von ihnen in der That 
in durchgeführte Vermögensgenoſſenſchaften von verwandtem Charakter über- 
gangen. 

I. Einer durch und burd von diefer Richtung beherrſchten Entwidlung 
find wir in den ländlichen Gemeindeverhältniffen begegnet. Es fei hier nur 
daran erinnert, wie nach ihrer Ablöfung von der politifhen Gemeinde größere 
und Fleinere Mark- und Agrargenoffenfchaften fi) oft — wenn andy vielleiht 
nirgend ganz ohne alle Mopifitation durch die alte Gemeinbenatur — in 
Körperihaften vermandelten, weldhe nur um eined Gemeinlands willen und 
lediglich auf der Grundlage der Antheilredhte an dieſem Gemeinland keftanten; 
wie fich insbefondere bei den auf einzelne Stüde einer Felb-, MWalb- ober 
Weidemark beichränkten Vereinen bisweilen eine Organifation herausbildete, 
welche das Princip der Aktiengeſellſchaft auch äußerlich bereits in einer ganz 
ähnlichen Form realifirtee Die Alpmarkgenofjenihaften, Haubergögenoffen- 
ſchaften, Gehöferſchaften u. |. w. waren und find offenbar durchaus oder faft 
durchaus auf ein Gefammteigentbum und die Duotenrechte an biefem gebaut 
und haben dennoch den Charakter von Körperfchaften nicht verloren’). 

D. Bon anderer Seite her wohnt allen Verhältniſſen der deutſchrecht⸗ 
Iihen Geſammthand eine Eorporative Tendenz inne; es entfteht, wie Be- 
feler dies treffend ausbrüct, „eine materielle Rechtsgemeinſchaft unter Mehrere”, 
„welche für beftimmte Beziehungen die "Grenzen ihrer Perfönlichkeit aufhekt 
und diejelbe gleichmäßig über die ihnen gemeinjam gewordene Rechtsſphäre 
erweitert”, fo daß, wenngleih „ein neues, felbftändiges Rechtsſubjekt in ber 
Vereinigung nicht begründet wird“, „das Mechtöinftitut fich doch in wichtigen 
Beziehungen nur dann richtig Tonftruiren läßt, wenn man ed nach dem Por: 
bilde der Korporation beurtheilt". Allein bis zu einer wirklichen Körperichaft 
haben es die meiften diefer Verhältniffe eben nicht gebracht; ift aber einmal 
eine ſolche aus ihnen hervorgegangen, fo ift fie keineswegs als reine Ber- 
mögensgenofjenfchaft entftanden, fondern enthält bag Moment der Vermögens: 
gemeinichaft nur als Eine, wenn auch die wichtigfte Seite ihres Weſens 
in ſich. 

Bei ber durch die alte Vergabımg von Todeswegen herbeigeführten Ber: 
mögensgemeinichaft, bei der Geſammthand von Miterben und bei ben Ge 
jammtrechtöverhältniffen des Lehnrechts kann von einer Körperichaft überhaupt 
nicht die Rebe fein; ebenfowenig bei der ehelichen Gütergemeinfchaft, bei welcher 
überdies das innige perfönliche Genofjenverhältnig der Chegatten mit ber 
Bermögensgemeinichaft in feinem inneren Zufammenhang fteht”). Aber aud 
das Geſammteigenthum des Seerechts, die Rhederei, bat fih nicht bis zur 


1) Bol. oben 87 —9. 24. 53. 55. Weber die juriftifche Konftruftion Th. IL 
2) Meber dad Berhältnif von Gefammteigentyum und Genoffenichaft Th. IL 
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Körperfjchaft verdichtet. Sie erzeugt allerdings zwifchen den Eigenthuͤmern ber 
veräußerlichen und vererblichen Quoten eines Schiffs nebft Zubehör eine weit- 
gehende Rechtögemeinfchaft, die ſich durch ihren Fortbeſtand bei einem Wechiel 
der Mitglieder, durch den Ausſchluß der Theilungeflage, durch die Zuläffigkeit 
von Mehrheitbejchlüflen in einer Reihe von Fällen und durch die Mödichkeit, 
einen Korrefpondentrheder ( Schiffsdirektor, Schiffsdisponent) für ben Wetrieb 
ber Rhederei und ihre Vertretung nach außen zu beftellen, einer Genofien- 
ichaft nähert: allein eö bleibt eben bei einer foldhen Annäherung. In dem 
Erforderniß der Einftimmigfeit für febe Abänderung ober Erweiterung des 
Rhedereivertrages, für Beftellung eines Disponenten, der nicht Mitrheder ift, 
und für den Beſchluß, das Schiff aus freier Hand gu veräußern, fowie in 
dem Recht der Minderheit, troß einer durch bie Mehrheit dem Disponenten 
ertheilten Decharge gegen biefen vorzugehen, — mehr noch in dem nad einigen 
Seerehten vorlommenden Recht der Minorität, „das Schiff auf ein Gelb zu 
jegen“ ?), tritt das Sonderrecht der einzelnen Mitrbeber als das bie Einheit 
Neberwiegende und für das geſammte Verhältniß Entſcheidende hervor. Es 
fehlt durchaus an einer durchgebildeten Glieberung und BVerfaffung, burdy 
welche die Rhederei als ein lebendiger Einheitsorganismus über der Summe 
der Einzelnen wirkſam zu werden vermöchte. Schon der Sprachgebrauch daher 
kündigt es an, daß zwar ein Ahebereivertrag, nicht aber ein Mhebereiftatut 
bie Orunblage der Gemeinſchaft bilbet, daß es keine Rhebereiverfaffung, ſondern 
nur Rechte und Pflichten der Mitrheber gegen einander giebt, daß ver Vor⸗ 
fteher der Gemeinschaft kein Korporationsorgen, fondern ein Bevollmächtigter 
ift. Auch ift der Rhederei weber von ber Geſetzgebung noch non der Theorie 
je eine eigne Rechtsperſoͤnlichkeit beigelegt werden‘). Wäre aber die Rhederei 
eine Genofſenſchaft, jo würbe fie doch keine reine Bermögensgenofienichaft 
fein, weil eine perfönliche Verhaftung der Mitglieder ſtatifindet. Dadurch 

7) D. h. das Recht, im Falle einer Meinungdverfchtebenheit über ben Betrieb 
der Rhederei bag Schiff zu einer beftimmten Gelbjumme anzufeßen unb von ber 
Mehrheit die Erflärung zu fordern, ob fie daffelbe für dieſe Summe nehmen ober 
es ber Minderheit geben wi. Vgl. Befeler, 3. f. D. R. XVIH. Mr. 9. ©. 
P. R. 8 258. 

*) So behandelt ſchon Marquardus, de jure mero. et comm. (1662) L. II 
c. 11 Nr. 39 — 48 ©, 805. die „Mitrhederfchaft" oder „societas navalis“ als 
Gattung der societas. DBgl. Martens, Handelöreht 3 141f. Eichhorn $ 890. 
Mittermaier$ 542. Öengler ©. 424. Bejeler 8258. Ebenfo Pr. A. L. R. I, 
8.8 1426u.D. 9. ©. B. art. 456.457. Uebrigens tft zu bemerken, daß die Entwidlung 
der Rhederei fich Hiftorifch in der Richtung auf Berftärfung ber Einheit gegen- 
über dem Sonderrecht vollzogen hat. Man vgl. z. B. die bei Marquard lc. 
auf Grund des älteren hanfeatifchen Rechts gegebene Darftelung mit den Be 
ftimmungen des Pr. A. 2. R. 8 1426— 1444 und diefe wieberum mit denen bes 
D. H. ©. B. art. 456— 476. Nur der Bortfall des früheren gefeglichen Vor⸗ 
taufsrechtö der Mitrheder macht eine Ausnahme. — Bgl. Th. U. 
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indeß, daß die ibeellen Antheile der Mitrheber nicht blos die Vertheilung ber 
Rhebereikoften, des Gewinnes und des BVerluftes beftimmen, fondern auch bie 
Grundlage des nach ihnen bemeffenen Stimmrechts find®), wird in emer 
Reihe von Beziehungen bie Rhederei den entwickelten Bermögenögenofien- 
haften (Gewerihaft und Atienverein) fo ſehr genähert, daß fie als eine 
Vorſtufe derjelben ericheint. Denn die Schiffsparten charafterifiren ſich bereits 
als. reine Vermögensreihte, die gleichwol Träger für eine Summe perfönlicher 
Rechte und Pflichten in einer Gemeinfchaft find: nur ijt dieſe Gemeinſchaft 
noch ein bloßes Vertrags reſp. Sachgemeinſchaftsverhaͤltniß betreffs eines 
Schiffes, feine felbftändige Koͤrperſchaft, kein inkorporirtes Schiff. 

Aehnlich verhielt es fich in der Regel mit der Ganerbſchaft. Wenn aber 
daneben Fälle vorkamen, wo eine Ganerbihaft fich entjchieden zur Koͤrperſchaft 
geitaltete, jo wurde nicht nur der Gemeinſchaftszweck über den Befitz und bie 
Verwaltung ded Gemeinvermögens hinaus erweitert, jondern ed hörte auch Die 
Korporationsmitgliedichaft der Gemeiner auf, fih mit den ibeellen Burgan- 
theilen völlig zu decken. Uber freilich blieb die Quote des Gemeiners das 
fein Genoffenrecht wejentlich bebingende und beitimmenbe Moment, und info 
fern lag auch hierin eine anf die Bermögensgenofjenichaft vorbereitende Rechts⸗ 
form, Daffelbe gilt von anderen Genofjenichaften, welche aus gemeinſchaft lich 
erworbenen Eigenthum und Befit eines Gutes, aus einem Geſammitlehen, 
aus einer an eine Geſammtheit werlichenen nugbaren Gerechtigkeit, einem Amt 
u. ſ. w. bervomwudjen®). 

DI. Eine dem Aktienverein ſehr nahe kommende Genoſſenſchaft der letzt⸗ 
gedachten Gattung entſtand bisweilen aus dem Geſammteigenthum einer Per- 
fonenmehrheit an Mühlen. Doch waren dieſe Mühlengenoſſenſchaften 
oder Mühlenerbſchaften wahre Aktiennerbindungen oder durchgebildete Ber- 
mögensgenoffenichaften überhaupt jo wenig, wie Ganerbichaften, Mark» umd 
Agrargenoffenichaften oder irgend eine der aufgeführten älteren Bereinsgattungen, 
und Keim und Vorbild des Aktienvereind gerade in ihnen zu finden, ift man 
durch nichts berechtigt. Wenn von füdfranzöfiichen Mühlengenofſſenſchaften des 
12. Jahrhunderts berichtet wird, welche als Geſammtheiten Mühlen beſaßen 
und betrieben, in ihren Verſammlungen Vorfteher (bajuli) und andere Beamte 
wählten, durch den Austritt einzelner Mitglieder nicht aufgelöft wurden und 
den Gewinn unter die Genofjen (partionarii) nah Maßgabe der von biejen 
befefjenen, frei veräußerlichen Antheilrehte am Gefammtvermögen (achaux, 
saches, meules) vertheilten?), jo ift nicht einmal Mar, ob die Mitglieder per- 


6, So ſchon Hamb. Stat. v. 1497 II. 13. 2 u. Hanfeat. Seerecht (1614, 
5,7. Pr. A. L. R. ID, 3814238 D. H. G. B. art. 468 f. 

6) Val. oben 8 22 a. E. 8 23 a. E. 8 89. 8 48. Näheres aber erft in Th. II. 

) Troplong, du contrat de société. Paris 1841 I. Pref, p. 24. 25 und 
Nr. 971. Im Jahre 1365 ließ fih ſogar K. Karl V in eine folche Gefellichaft 
aufnehmen. 
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ſönlich oder blos mit ihren Antheilen hafteten: von einem organifchen Zu- 
jammenhang aber der Torporativen Berfaflung, insbefondere ber Stimmrechte, 
mit der Gliederung bes Mühlenvermögens erhellt nit das Mindefſte. Daß 
ein folcher Zuſammenhang jebenfalld noch nicht bis zur vollen rechtlichen Durch 
bildung gelangt war, wird wahricheinlih, wenn wir die Urkunden bamit ver⸗ 
gleichen, welche jüngft über die patriciiche Genoſſenſchaft der Kölner Mühlen- 
erben publicirt find®). In Köln beftand eine dem Anichein nach uralte Ger 
nofjenichaft von Altbürgern, welche fi im Gemeinbefiß einer Anzahl von 
Rheinmühlen befand und diefe auf gemeinfamen Gewinn und Berluft be 
trieb. Weil fie den im gemeinen Eigenthum ftehenden Strom für ben 
Mühlenbetrieb benugten, berubte ihr Gefammtrecht auf Verleihung ober An⸗ 
erfennung des Stadtherrn beziehungsweiſe der Stab. Wie fo häufig die 
Zunftbewegungen ſich gegen die ausfchlieglihe Benukung der Allmende durch 
die alten Vollbürger jelbft da, wo dieſe ihrer Meinnng nach wohlerworbene 
Sonderreihte geltend machen zu können glaubten, richteten, jo wanbte auch 
der um die Mitte des 13. Jahrhunderts bekanntlich durch die Hilfe des Cry 
biſchofs vorübergehend fiegreiche Kölner Zunftaufftand fih unter Anderm gegen 
das Privateigenthum an den Rheinmühlen. Mochten nun die zur Regierung 
gelangten Zünfte triftige Gründe haben ober nicht, die Mühlen als Bffentliches 
Gut zu betrachten, genug, fie erflärten diejelben dafür umb übertrugen bie 
Hälfte ihrem Helfer, dem Grabifchof, während fie bie andere Hälfte zum 
ftäbtiichen Kämmereigut ſchlugen. Nach der Reftauration gab die Stabt, „die 
geichehene Ungerechtigkeit erfennend“, die ihr zugefallene Hälfte den alten 
Mühlenerben wieder zurüd, während dagegen ber Erzbiſchof feine Hälfte nicht 
wieber herausgab und vertragsmäßig Die Anerkennung feines Eigenthums daran 
erlangte”). Dieje Vorgänge wurden bie erfte Beranlaffung zu Aufzeichnungen 
über das Mühlenrecht. Wir erjehen daraus, daß die Hälfte des Erzbiſchofs 
nicht reell ausgejchieden war, jondern in ber ibeellen Hälfte der 36 Mhein- 
mühlen beftand'%). Die andere ideelle Hälfte zerfiel in 34 tbeelle Antheile 


e) Bgl. biefe intereffanten Urkunden b. Ennen u. Ederg, Quellen I 
317 — 828, 

%) Bol. ben Bertrag des Erzbiſchofs und der Stadt v. 1275 1. c. ©. 317. 
und die Kundmachung der Mühlenerben d. eod. ib. S. 322 — 824. 

16) Da molendinum ſowol die einzelne Mühle, als den (urjprünglich wol 
fi) gerade mit Einer Mühle dedenden) ganzen Antheil bedeutet, ift die Ausein⸗ 
anberfegung ber Mühlenerben nicht ganz beutlih. Sie erzählen (©. 324 1. c.): 
es feien urfprünglich 35 molendina vorhanden gewefen, jeßt aber nur noch 34 ba, 
weil eines „venditum sit ad usus heredum molendinorum communiter“. Der 
Reit von 34 Mühlen gehöre Halb dem Erzbiſchof. Dagegen „medietas illorum 
viginti sez molendinorum, que nunc annonam molunt in Reno, dividetur in 
34 molendina et unicuique consideracionem 84 molendinorum sua porcio, 
prout sibi huic quaterno asscripta est, dividetur“. Es bleibt nur die Annahme, 
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(molendina integra, ganze Mühlen), deren jeder wieberum in Tleinere Quoten, 
und zwar Hälften, Viertel und Zehntel, getheilt werben Tonnte'). Kür Yelt- 
jtellung der Befiverhältniffe an dieſen molendina und ihren partes wurde 
ein Mühlenjchrein (quaternus) angelegt, in welchem die Befitzrechte ber Ein- 
zelnen, fowie alle bemnädft vorkommenden Bererbungen und Veräußerungen 
eingetragen wurden‘). Die Mühlenantheile hatten aljo eine große Aehnlich⸗ 
feit mit Aktien; offenbar erwarb und verlor man mit einer pars die Mit- 
gliedſchaft in der Gemeinihaft und es ift mit Sicherheit anzunehmen, daß 
Ausgaben und Gewinn nad) dem Maßſtabe der Antbeile verrechnet und ver- 
theilt wurden. Lag iu diefem Allen noch nichts Beſonderes gegenüber vielen 
anderen Gefanmteigenthumdverhältnifien, fo fcheint doch die Kölner Mühlen⸗ 
erbichaft fich dadurch von jenen zu unterſcheiden ımd als durchgeführter Aktien 
verein zu charakterifiren, daß fie unzweifelhaft eine Torporative Genoſſen⸗ 
ſchaft bildete Die Gefammtheit als Einheit wird den Einzelnen ſcharf gegen 
übergeftellt, und ed kommt fowol die Veräußerung eined molendinum feitens 
der Gefammtheit zu Gunften der Gejellichaftskaffe, als Veräußerung und 
Mebergabe von Antheilrechten jeitens eines Mitgliebes an bie Geſammtheit 
vor!) Bor Allen aber batte die Geſammtheit eine forporative Berfaffung. 
Und fo würde eine vollendete Bermögensgenoffenfchaft, ja geradezu ein Aktien: 
verein vorliegen, wenn nicht ein einziger, aber fehr wichtiger Umftanb ent- 
gegenftänbe: daß fih nämlich die korporative Verfaffung mit der Bertheilung 
des Sefammteigentbums, fo innig Beides zufammenhieng, durchaus nicht deckte, 
daß vielmehr, — ganz ebenfo wie in ben Landgemeinden ober bei Torporntiven 
Banerbihaften und urfprüänglih im Bergrecht —, Vermögensgemeinihaft und 
Genofſenſchaft fi in einer gewiſſen Selbftändigkeit gegemäberfianben, welche, 
wenn ein foldhes Gleichniß erlaubt tft, ein völliges Aufgehen beiber Elemente 
in einander hinderte und anf beiden Seiten einen inkommenſurablen Heft 
zurückließ. Mitglieder der Genoflenfhaft waren allerdings nur legitimirte 
Befiger von Mühlenantheilen (erfgenozen, heredes molendinorum molentium 
annonam super Rhenum). ine Organifation aber erlangten fie baburd), 
dag, vermuthlih mit Zuftimmung oder in Vollmacht ber Uebrigen, fieben 
Erbgenoſſen fi eiblih zu einem Kolleg verbanden, das fih in Zukunft ſelbſt 


dat 86 Mühlen, aber nur 35 Mühlenantbeile, non benen Einer in dritte Sanb ver 
äußert worden war, vorhanden geweſen, — wenn nicht etwa die Zahl 86 ein 
Irrthum ftatt 84 iſt. 

11) Es kommen neben molendina integra %,, Ko Yı Kor %: Kor Yo 1% vor. 

) Bol. die b. Ennen u. Ederk 1. c. ©. 314 — 328 publieirten Anfchrei- 
nungen (feit 1276). Auch Schenkungen an Stifter, Begbuinen n. f. w. befinden 
ſich darunter. 

12) Bol. oben Rote 10 u. die Eintragung S. 328: Notum sit, quod G. 
tradidit et remisit duas decimas partes unius molendini, quas habebat in mo- 
lendinis predictis, communiter omnibug herebibus et consortibus molendinorem. 
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ergänzen und immer anf ein Jahr einen Meiſter unter fih nah Stimmen. 
mehrheit Tiefen wollte. Der Meifter follte das Kolleg ber fieben Geſchwornen 
zufammenberufen und leiten, dieſe aber bei Buße erſcheinen und fich jeinen 
Anorbnungen fügen. Diejes Kolleg jollte mit Stimmenmehrheit das Urtel in 
Mühlenfachen ſprechen. Dagegen follte e8 die freiwillige Mühlengerichtöbar- 
feit nur mit Zuziehung ungefchworner, aber geerbter Genoflen üben. Waren 
drei Geſchworne und zwei andere Erbgenofien zufammen, fo jollten fie befugt 
jein, den Schrein aufzuſchließen. Wollte Jemand ein Mühlenerbe auftragen 
in eines Anbern Hand, fo follte er das thım vor zwei Geichwornen und 5 
ungejchwornen Genofien. Sollte aber das Weib des Auftragenden gebunden 
fein, es ftetig zu Kalten, jo mußten noch zwei Geichworne ober ein Geſchworner 
und 2 andere Genoffen zugegen fein. Bewies Semand mit 3 Zeugen, daß 
er 30 Jahre und 3 Tage ein Mühlenerbe beieffen, jo follte es angeichreint 
werden. Berkaufen jollte man feinen Antheil nur um bes Leibes Noth willen. . 
Anch wurde Recht und Verfahren bei Theilungen geregelt. Die Genoſſenſchaft 
ſetzte fih alſo autonom das bezüglich der Antheile geltende Recht. Die 
oberfte Verwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten war dem Meifter der . 
Geſchwornen anvertemt, bie technifche Betrteböverwaltung aber fcheint bei be 
fonderen Beamten („benen die des Multer warten‘) geweſen zu fein. 
Ihrem Gebote mußten alle Erbgenofien von den Mühlen, geſchworen und 
ungefhworen, um ihres gemeinfamen Nutzens willen (umbe eren gemeinen 
ürbuor inde noit) bei Vermeidung einer Buße von 6 Pf. folgen. Auch erhob 
bie Genoffenfchaft eine Abgabe bei Befitweränderungen und Gintragumgen (bei 
einem Erbe, das von rechter Geburt zuflel, 12 Pf., bei Erwerb von Seiten- 
verwandten 2 Schill, bei Erwerb ans fremder Hand 4 Schill. für jedes 
Zehntel eines molendinum integram). Bußen, Schreibgebühren und Gefälle 
follten die Gefhwornen unter fi) theilen (aljo Befoldung), überdies aber bavon 
einen Schreiber anftellen und lohnen?). — Bon einer Bemeflung der korpo⸗ 
rativen Rechte nach den Antheilen ift in ben Urkunden nicht die Rede, und 
Hinfichtlich der Zwecke des Vereins erhellt ſchon ans dem familienartigen Zu⸗ 
fammenhange der Glieder, daß dieſe altbürgerliche Genoffenfchaft feine bloße 
Erwerbsgenoffenihaft war, fondern gleich den übrigen Kölner Genoffenverbänden 
jener Zeit eine umfaffende Rechts- und Lebensgemeinſchaft erzeugte. 

IV. Daß auch im Bergrecht urfprünglich die genoffenihaftliche Ver- 
faffung der Bergleute und das nad Deelen ober Kuren ideell getheilte 
gemeinichaftlihe Bergvermögen, wenngleich zwifchen Beidem ein Zufam- 
menhang beitand, fich keineswegs deckten, ift oben bereits wahrfcheinlich ge- 
‚macht worden!’ Im Laufe der Zeit ift dann hier allerdings aus ber Ge—⸗ 


) Dbiges ift der Inhalt einer b. Ennen u, Eckertz J. c. S. 320—322 
puulicirten Urkunde. 
19) Bol. oben 8 42. 49. 
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meinfchaft des Bergvermögens eine auf rein vermögensrechtliche Grundlage 
gebaute und auf Erwerbszwecke beichränfte Korporation heworgewachſen: 
allein dieſe Entwicklung vollzog fih nur fehr allmalig, und im Grunde ift erft 
durch die allerneueften Berggeſetze Die Gewerkſchaft zu einer innerlich vollendeten 
und nach außen durch fich jelbft beftehenden Vermoͤgensgenoſſenſchaft geftaltet 
worden, während bis dahin nur erft einzelne vermögenögenoflenfchaftliche Ele 
mente in ihr enthalten waren. War daher die Gewerkſchaft in ihrer älteren 
Form zwar nicht ein direktes Vorbild, wol aber eine der Borftufen des 
Aftienvereins, jo ift umgekehrt die moderne Vollendung der Gewerkſchaft 
geradezu erſt nach dem Vorbilde bes Aktienvereind durchgeführt worden. 
Zunächſt wurden mit ber Entwidlung ber landesherrlichen Allgewalt die 
genofjenfchaftlihen Elemente ber Bergwerksverfaſſung überhaupt mehr und 
mehr befeitigt. Auf den Landesherrn und feine Beamten giengen nicht nur 
Geſetzgebung, Richterſpruch und Polizei in Bergjachen über, fondern es kam 
an fie die Verwaltung und Leitung bed Bergbans jelbft. Die feit den 16. 
Jahrhundert erlaffenen Bergorbnungen!*) wifjen baher von Autonomie, Selbft- 
‚ gerichtöbarkeit und Selbftverwaltung ber Bergbautreibenden nichts mehr: ber 
Landesherr ift vermöge des Bergregald der unumſchränkte Bergberr und über- 
trägt nur zu beffen befferer Benutung gegen beftimmte Abgaben und unter ein 
für alle Mal normirten Bedingungen gewifie Rechte an den Werten. Ben 
der Gemeinheitd- nder Gilbenerfaffung der Bergleute mußten einer ſolchen 
Auffafjung gegenüber balb felbft die Spuren verjchwinden; ein vielgliebriget 
Organismus Iandeöherrlicher Beamten trat an die Stelle. Dagegen Tonnte 
bie privatrechtliche Seite der bergredhtlichen Bermögensgemeinichaften fih im 
Sinne der Bermögenseinheit fortbilben, indem felbft bei der ansgebehnteften 
Interpretation bed Bergregals, von einzelnen Ein- unb Uebergriffen abgejehen, 
bie Rechte des Schürfers, des Finder und Muthers, fowie emblich des mit 
ber Bergwerksgerechtigkeit (Bergwerkseigenthum) Beliehenen als jelbftändige 
Privatrehte anerlannt blieben. So trat denn gerabe jet immer entichiebener 
neben dem Gemeinjchafteverhältnig einer geringeren Anzahl von Eigenlehnern, 
bie als vertragsmäßig verbundene Individnen gemeinfchaftlih ein Bergwerk 


16, Man vgl. die Bergorduungen b. Wagner, Corp. jur. metall, Leipz. 
1791; bei. die Bergordnungen für Defterreih, Steiermark, Kärnthen und Krain 
v. 3517 ©. 38f.; f. Schwaß v. 1468 u. 1556 ©. 183. 133 f.; f. Heflen von 
1548, 1584, 1616 ©. 611 f. 621 f. 225 f., Heflen -Darmftabt v. 1584 ©. 621f. 
und Homburg v. 1570 ©. 703 f.; f. Naffau v. 1559 ©. 767 f.; f. Pfalz- Zwei. 
brüden v. 1565 ©. 731f.; f. Jülich-⸗Berg v. 1342 u. 1719 ©. 982 f.; f. Kur- 
Trier v. 1564 ©. 930f.; f. Schwarzburg v. 1583 ©. 1381 f.; f. Schlefien von 
1528 u. 1577 ©. 1275. 1298; f. Baben v. 1590 ©. 591.5 f. Württemberg v. 
1597 &. 531 f.; f. Brandenburg v. 1619 ©. 431 f.; für Kur-Köln v. 1669 ©. 
813 f.; f. Aur-Pfalz v. 1781 ©. 341 f.; f. Baiern v. 1784 ©. 341 f.; die Har- 
ziſchen Berggeſetze ©. 1021— 1122, 
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haben und bebauen (Gejellenbau) '?), die Gewerkfchaft als ein feft ausge⸗ 
bildetes NRechtöinftitut hervor, durch welches die in eine beftimmte, durch Gefek 
oder Gewohnheit firirte Anzahl ideeller Theile (Kure)'®) zerlegte Zeche ober 
Grube als vermoͤgensrechtliche Einheit Eonftituirt ward. Die einzelnen Kure 
wurden dabei durchaus als felbftäudige, vererbliche, unter Beobachtung der durch 
bie Einrichtung eines Berg- oder Gegenbuchs bedingten Sörmlichkeiten frei 
vetäußerliche, verpfändbare und in der Regel bis zu einem gensflen Maß 
(nad) preuß. Landr. II. 16 8 135 nicht unter auch theilbare Sachenrechte 
mit immobilisrem Charakter behandelt. Nur in_ einzelnen Bergordnungen 
wurde bei Veräußerungen ein Vorkaufs⸗ oder felbft Näherrecht der Gewerk⸗ 
haft oder der Genofien anerfannt. Diejelben Antheile waren aber auf ber 
andern Seite Träger der durch fie bedingten und beftimmten Mitgliebichaft 
in ber Gewerkſchaft, jo daß fowol Gewinn (Ausbeute) und Verluſt, als die 
erforderlichen Beiträge (Zubuße) nach ihrem Maße vertheilt wurben und ber 
einzelne Gewerke für die Schulden ber Geſammtheit Dritten gar nicht 
baftete!®), von der Gewerfichaft jelbft aber nur bis zum Betrage des Kuxes in 
Anſpruch genommen werben und durch Aufgeben deſſelben fich der Pflicht zur 


17) Bol. Hake, Kommentar über dad Bergrecht. Sulzbach 1823. 8 220 
—222 ©. 264f. Karften, Grundriß der deut. Bergrechtslehre. Berlin 1328. 
8 288. Runde, D. P. R. 8 169. Mittermaier 8 250. Eihhorn 8 277. 
Weidte im Rechtslex. L 953f. Gengler, 9. R. 8 82 ©. 348. Bluntſchli 
$ 88 Nr. 4. Gerber 8 97 Note 1. Befeler $ 204 litt. a. Bon den Älteren 
Bergorbnungen wurde verlangt, daß die Eigenlehner zum Theil mit eigner Hand 
bauen, wofür fie aber ein weitergehendes Selbftverwaltungdrecht ald die Gewerken 
hatten. Meift wurde nur bis zu einer beftimmten Zahl von Theilnehmern (in 
ber Regel 8, z. B. Pr. A. L. R. II, 16 $ 130 u. fächſ. Berggef. v. 1851 8 13, 
nach dem öfterreichifchen Berggefeß von 1854 8 153 dagegen 16) der Gefellenbau 
geftattet, bei größerer Zahl die Bildung einer Gewerffchaft Trawungen. Das 
Nechtöverhältnig der Gefellen ift ein Miteigenthbum zu ideellen Theilen, das aber 
vertragämäßig im Sinne einer nach innen wirffamen ftärferen Einheit modificirt 
werden Tann. Insbeſondere Taffen die neneften Geſetze bier einen größeren Spiel- 
raum. 

18) Weber die Entſtehung der regelmäßigen Zahl von 128 Kuren (Eintheilung 
ber Zeche in 4 Schichten, der Schicht in 8 Stämme, ded Stammes in 4 Kuren) 
und bie theild darin einbegriffenen, theils anßerbem begründeten Erbfure und 
Breikure vgl. Eichhorn 1. c. Note b—d. Karften 1. c. $ 239 und Urfprung 
des DBergregald ©. 68f. Weiske, Rechtslex. I ©. 954f. 960f. Yreiesleben, 
ber Staat und der Bergbau. 2. Aufl. Leipz. 1889. ©. 1275. Beſeler J. c. 
8 204 Note 9. In Freiberg gab ed nur 64, nach) der würrttemb, ®. O. v. 1597 
Th. III art. 1 72 Bergtheile. 

19) Die kurpfälz. B. O. v. 1791 art. 56. 64 ſprach fubfidiäre perfönliche 
Haftung der Gewerken aus. (Ebenfo Karften, Bergwerkslehre 3 305) Zaft alle 
andern Bergorbnungen dagegen erkennen ausdrücklich die ausfchließliche Verhaftung 
ber Gewerkſchaft an. 
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Zahlung ausgefchriebener Beiträge entſchlagen Tonnte, während bei Säumniß 
(Retardat) Kaducität des Kuxes eintrat. Wenn aber fo bie Grundlage der 
Gewerkſchaft eine rein fachenrechtliche war und ihr daher das Eine Merkmal 
ber Bermögensgenoffenichaft zukam, jo wurde fie zweitens nach außen als vedht- 
liche Einheit wirfjam und trag baher von dem zweiten Merkmal der Ber 
moͤgensgenoſſenſchaft das jedenfalls in fih, daß fie ein felbftandiges Rechts. 
ſubjekt darſtellte. Allen es fehlte an einem vollkommen durchgeführten Zu- 
ſammenhang ber dies ermöglichenden Gewerkichaftöverfaffung mit der Kupen- 
eintheilung deshalb, weil nah dem Syſtem der landesherrlichen Bergord⸗ 
nungen bie gefammte Lebensthätigkeit, durch welde die Gewerkſchaft als Ein- 
beit zur Erſcheinung Fam, überhaupt nicht in die Gewerkichaft, jondern außer: 
halb derielben in die ſtaatlichen Behörden verlegt wurde. In den Angelegen- 
heiten, welche die Beleihung und Bewahrung des Bergwerkseigentbums be 
treffen, wurde die Gewerkſchaft in der Negel durch einen urjprünglich beliehenen 
und ald Mittelsperſon für Konftitwirung bed Gejammteigenthums verwandten 
Lehnöträger vertreten, der von einem Korporationsorgen nichts an fich batte**)- 
Für die Berwaltungsangelegenheiten dagegen wurden beiondere Grubenbeamte, 
insbeſondere meift ein Steiger für die Betriebsauffiht und ein Schichtmeifter 
für Berwaltung und Rechnungsführung, beftellt, die von ber Bergbehörde auf 
Borihlag der Gewerken ernannt wurden?!) und in jeder Beziehung landes⸗ 
herrlichen Unterbeamten näher ftanden, als den Organen einer jelbftändigen 
Genoſſenſchaft. Desbalb wurde denn auch ber technifche Grubenbetrieb fowol, 
als die Verwaltung der inneren Gewerlichaftöangelegenheiten einer ftets ge 
fteigerten Oberleitung der Bergbehörben unterworfen; ftatt einer Anfficht über 
regelrechten und nüßlihen Bau trat einfach eine direkte obrigfeitliche Leitung 
des Bergbaus ein; bie Verträge der Gewerken mit ben Arbeitern beburften 
der Prüfung und Beftätigung, die Löhne wurden obrigkeitlich feftgefett; weder 


2*) Nah Pr. WER. ID, 16 8 265—271 wird der Lehnsträger mit bem 
Bergwerkseigenthum belieben und bleibt demnächſt, wenn er beftimmte mit 
Namen angegebene Perfonen in das Geſammteigenthum durch Erflärung vor dem 
Gegenbuch aufgenommen bat und biefe durch Eintragung Theilhaber geworben 
find, „Repräfentant der Gewerffchaft in allen Angelegenheiten, welche die Be 
leibung und Bewahrung des Eigenthums betreffen." 

21) Bon den in Note 16 namhaft gemachten Bergorbnungen geftattete allein 
die kurtrierſche v. 1664 ©. 949 art. 2 die Annahme eines Schichtmeifterd ohne 
Wiffen der. Bergobrigkeit. Die übrigen machen, wenn fie eine Wahl der Schicht: 
meifter und Steiger zulafien, dieje doch von Genehmigung abhängig und geben 
dem Bergamt dad Recht, auch ohne Willen der Gewerken diefelben wieder abzu- 
ſetzen. So 3. B. Brandenb. B. O. v. 1619 art. 51. 57. 60 b. Wagner ©. 
462. Doch werden dieſe Beamten von ben Gewerken gelöhnt und gelten deö- 
balb zunächſt ala deren Bedienſtete. So fept die Württemb. B. D. v. 1597 art. 
11 ©, 546 fie als „gemeine Diener” den Iandeöberrlichen Bergbeamten gegenüber. 
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bie Beichaffung der zum Betriebe erforderlichen Materialien noch die Verwer⸗ 
thung der gewonnenen Probulte durfte ohne behördliche Prüfung und Mit 
wirkung erfolgen; und die obrigkeitlihe Aufficht über den Grubenhaushalt 
wurde jo weit ausgedehnt, daß jede einzelme Einnahme ober Ausgabe der Ge⸗ 
nehmigung beburfter). Den Gewerken blieb überall nur das Recht zu Vor⸗ 
Ihlägen und die Befugniß, Auskunft über ben Stand ber Zeche zu verlangen. 
Bon einer Gewerkenverſammlung war nicht mehr die Neber), und fo wenig 
bie Gewerken als lebendige Geſammteinheit tbätig wurden, fo wenig kam ein 
dem einzelnen Kur anhaftendes Stimmrecht als Recht der Mitbeftimmung über 
die Richtung deö ganzen Organismus zur Erſcheinung. Bielleiht am reinften 
durchgeführt wurde dies Syftem des obrigleitlihen Bergbaus mit frembem 
Kapital in den bergrehtlichen Beftimmungen bes preußiichen Lumbrechis. Aller 
dings Sollten nad) ihnen die beliehenen Bergwerkseigenthümer mit ihren Vor⸗ 
ſchlägen gehört umd bei Beſchließung wichtiger und koſtſpieliger Einrichtungen 
zugezogen werben: eine Entſcheidung aber war in Teinem Falle bei ihnen. 
Vielmehr follte die technifche Leitung des Grubenbetriebes, fowie die Verwal⸗ 
tung bes Grubenhaushalts durchaus in Der Hand ber Bergbehörbe Fiegen, 
welche fi babei der von ihr angeftellten Gewerkichaftsbenmten, des Schicht. 
meiſters, der Steiger u. |. w. als ihrer Unterbeamten bediente; es follte daher 
ganz allein dem Bergamt die Enticheidung über die ausguführenden Arbeiten, 
die Annahme und Entlafjung der Berg- und Hüttenarbeiter und die Normirung 
ihrer Löhne, fowie die Feſtſetzung ber zu leiftenden Zubuße und ber zu ver- 
theilenden Ausbeute zuftehen®). Wenn es klar ift, daß eine derartige Ge⸗ 
werfidhafteverfaffung die Einheit der Gewerkichaft aus der Geſammtheit der 
Gewerken völlig in Eiwas außer ihr verlegte, jo war von einer Genoſſen⸗ 
haft niät mehr die Rede. Die Gewerkichaft war vielmehr von der einen 
Seite ber eine bloße ftantlihe Anftalt, von der andern Seite ein vertrags- 
mäßig zujammengehaltenes gemeinſchaftliches Eigenthum. Unter diefen 
Umftänden war es ſehr erflärlich, wenn auch bie Theorie nunmehr das Ber- 
hältniß der Gewerken zu einander als societas, condominium oder Gejammt- 


2) Dal. Karften, Urſprung ©. 60—67. Die Gewerken follten fih gar 
nicht mehr um den Bergbau fümmern. „Der Staat wirtbfchaftete alfo nım felbft 
mit fremdem Gelde, ohne ſich der Gefahr eines möglichen Zufchufies oder Ver⸗ 
luftes auszuſetzen?. 

28, Verſammlungen der Gewerken (Gewerkentage) werben nur in ben älteren 
Bergorbnungen (3. B. ſächſ. v. 1509 art. 96) noch erwähnt. Weiske, Rechtsl. 
©. 957. 

2), PYr. A. L. R. I, 16 $ 272—321. Das Reſkr. ded Fin. M. v. 20. 
Juni 1840 erflärte daher die Bergbedtenten auf gewerkichaftlichen Gruben, incl. 
des Scichtmeifterd, für mittelbare Staatsbeamte. Rönne, Staatör. U, 2 ©. 
268 Note 6 bemerkt: „die ganze Verwaltung des gemeinjchaftlichen Bergwerks 
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Bedenklicher noch ift ed, wenn der Entwurf auch die Zwangsunterftiikungs- 
verbände zwar für jelbftändige Gewerbtreibende fallen laſſen, dagegen für Ge— 
bilfen, Gejellen, Fabrikarbeiter und Lehrlinge in ziemlich umveränderter Weile 
aufrecht erhalten will?®). 


Uebrigen in Kraft bleiben, von ſelbſt modificirt werben ($ 81. 96). Insbeſondere 
können fie über Erwerb und Verluft der Mitgliedfchaft nicht frei verfügen: fie 
können nidyt nur Niemand zum Eintritt zwingen oder am Austritt hindern ($ 82), 
fondern fie dürfen auch die Aufnahme Teinem Gewerbögenofjen weigern, bei dem 
nicht ein gefeglicher Ausfchliegungsgrund — Beicholtenheit, Konkurs oder Ent: 
ziehbung der Gewerbebefugnig — vorliegt (8 83). Sie fönnen indeß, und bies ill 
ein ſehr wichtiger Yunft, den Nachweis der Befähigung zum Betriebe bed Ge 
werbes in einer ftatutenmäßig feftgejegten Form, insbefondere alfo durch Einführung 
von Prüfungen, verlangen ($ 84). Cintrittögelder können erhoben werben, müſſen 
aber für alle gleich beftimmt fein und dürfen ohne Genehmigung ber höheren Ber- 
waltungsbehörde nicht über 5 Thaler erhöht werden ($ 85). Gegen Genoflen, die 
ih durch einzelnen Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe in Mißachtung ger 
bracht haben, hat die Innung ein Ausichließungsrecht (8 86), Der Tod endigt 
die Mitgliebfchaft, doch treten eine Wiltwe oder minderjährige Erben, wenn fie 
Dur Stellvertreter pad Gewerbe fortjegen, in die Rechte und Pflichten des ver- 
itorbenen Innungsgenoſſen mit Ausnahme des Stimmrechts ein (8 87). Oberſtes 
Drgan jeder Innung ift die gehörig geladene und mit abjoluter Mehrheit der 
Anweſenden befchließende Verſammlung der Genofien ($ 92. 99), vertretendes 
Drgan ein gewählter Vorftanb ($ 88. 102). Die Innungsbefchlüffe bedürfen nur, 
wenn fie bei Abänderung der Statuten eine Berfügung über dad Innungdver- 
mögen zum Gegenftand haben oder die Auflöfung der Innung bezweden, ber Beitäti- 
gung durch die höhere Verwaltungsbehörde ($ 92. 98). Die Handlungsfähigkeit 
ber Innung iſt bezüglich der Verträge über unbewegliche Sachen bejchränft, in- 
dem dieſe erft durch die Genehmigung der Gemeindebehörden rechtägiltig werden 
(8 89). Auch kann nur die Gemeindebehörde eine etwaige Zwangäbeitreibung von 
Beiträgen oder Gelditrafen gegen Genoffen verfügen ($ 91), während umgekehrt 
Zahlungen aus dem Innungsvermögen an Genoſſen überhaupt nur auf Grund 
ausdrücklicher ftatutarifcher Borfchriften erfolgen können (8 90). Eine Innung, 
welche das Gemeinwohl Durch gefeßwidrige Handlungen ober Unterlaffungen ge 
fährdet, kann auf Betreiben der Berwaltungäbehörde durch richterliche® Urtel anf 
gelöft werden ($ 94). Das Vermögen einer aufgelöften ober abgeftorbenen In- 
nung wird nicht vertheilt, fondern fällt, wenn das Statut oder bie Landes geſetze 
nicht3 anderes beitimmen, an die Gemeinde zur Benußung für gewerbliche Zwecke 
(8 95). Die Auffiht endlich wird burch Die Gemeinbebehörbe geübt, welche die 
inneren Streitigfeiten vorbehaltlich des Rekurſes an bie höhere Verwaltungsbe⸗ 
hoͤrde entjcheidet; es iſt indeß das Hecht, durch Deputirte den Innungsverfamm: 
lungen beizuwohnen, auf bie Bälle, in denen über Statutenänderung oder Auf- 
loͤſung befchloffen werben fol, befchräntt, und die Beftätigung der Borftanbswahl 
ganz fortgefallen ($ 96). 

2) 8 147—156. Die Einrichtung von Zwangdlaflen erfolgt durch Orts: 
ftatut, das nach Anhörung der Betheiligten die Gemeinde befchließt, die höhere 
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.5 69. Die Entftehbung und Vollendung der Bermögendgenoffen- 
ſchaft. 


Es bat fich mehrfach herausgeſtellt, daß dem älteren deutſchen Recht Ver⸗ 
mögensgenofjenfhaften unbekannt waren. Es gab Vermögensgemein⸗ 
Ichaften, mit denen fih für eine Reihe von Beziehungen ein Genofjenverhält- 
niß ber Gemeiner verband, und ed gab umgekehrt Genofjenfchaften, welche eine 
Bermögendgemeinfchaft in ihr Weien aufnahmen: allein in beiten Fällen wurbe 
durch die Tendenz der alten Genoffenverbände auf Totalität der Verbindung 
gehindert, daß Genofienihaft und Vermögensgemeinſchaft jemals völlig in ein- 
ander aufgiengen. 

Bon Anfang an jedoch war gleichzeitig eine andere Tendenz im beutichen 
Rechte wirkfam, welche den Keim der Bermögensgenoffenichaft in fich enthielt 
und ihn zu voller Entfaltung bringen mußte, jobald einmal die Richtung auf 
Totalität der Genofjenverbindung aufhörte und der entgegengefeßten Richtung 
auf Bereinzelung der Vereinszwecke wid. Died war die Tendenz auf die 
Herporbringung eines inneren, organiſchen Zufammenhangs zwifchen dem per- 
jönlihen und jachenzehtlichen, dem fubjektiven und objektiven Inhalt aller 
Gemeinfchaftsverhältniffee Indem in Folge beffen überall da, wo in einer 
Genoſſenſchaft das Gejammtvermögen von überwiegender thatfächlicher Bebeu- 
tung wurde, auch für die rechtliche Struftur der Genofjenichaft die Rechts. 
verhältnifje am Gefammivermögen einen bedingenden und geftaltenben Einfluß 
erlangten, und indem umgefehrt da, wo fih aus einer Vermoͤgensgemeinſchaft 
eine partielle Genoſſeneinheit entwidelte, die leßtere auch rechtlich ven der Art 
der Bermögendvertheilung abhängig blieb, mußten fidh von verſchiedenen Seiten 
ber mandherlei Gemeinſchaftsformen einem Rechtöverhältnig nähern, in weldhem 
die Genofſenſchaft das Perjönliche, die Bermögensgemeinichaft das Unfelbitändige 
völlig abftreifte und fo 'eine Vermögensgenofienfhaft vorhanden war. Das 
letzte Produkt diejer Entwicklung und dasjenige, welches allein die Vermögens. 
genofjenichaft in reiner und burchgebildeter Geſtalt vollendet bat, war der 
Altienverein. Aber eine Reihe anderer Rechtögemeinichaften kam ſchon 
vorber diefem Ziel mehr oder minder nahe, fo daß fie ih in Bezug auf die 


Berwaltungsbebörde beftätigt (K 148. 149). Sie können ſowol aus beftehenden 
Kaflen gebilbet, ald neu begründet werden (8 147). Den Arbeitgebern Tann Beis 
hilfe bis zur Hälfte zur Pflicht gemacht ($ 149. 150), muß aber bafür ein ent« 
ſprechender Antheil an der Verwaltung eingeräumt werben ($ 154). Die Statuten 
jeder derartigen Hilfskafſe bedürfen obrigfeitlicher Genehmigung, welde ihr Die 
Rechte einer juriftifchen Perjon verleiht ($ 154). Auch freiwillige Kaffen der 
felbftänbigen Gewerbtreibenden werden burch eine jolde Genehmigung juriftifche 
Perfonen (8 147). Freie wie Zwangshilfsfaffen ftehen unter Aufficht der Stabt- 
behörbe reſp. der untern länblichen Berwaltungsbehörde ($ 1586). 
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Geſchichte der Vermoͤgensgenoſſenſchaft gewiffermaßen als Vorftufen des Aftien- 
vereins barftellen, und in neuerer Zeit find manche von ihnen in ber That 
in durchgeführte Vermögensgenoffenihaften von verwandtem Charakter über 
gangen. 

I. Einer dur und durch von dieſer Richtung beherrſchten Entwicklung 
find wir in den ländlichen Gemeinbeverhältniffen begegnet. Es ſei Bier mır 
daran erinnert, wie nach ihrer Ablöfung von der politifchen Gemeinde grüßere 
und Fleinere Mark- und Agrargenoffenfhaften fi oft — wenn auch vielleidt 
nirgend ganz ohne alle Modifikation durch die alte Gemeindenatur — in 
Körperſchaften vermandelten, welche nur um eined Gemeinlands willen und 
lediglich auf der Grundlage der Antheilrechte an diefem Gemeinland keftanden; 
wie fich insbeiondere bei ben auf einzelne Stüde einer Feld-⸗,, MWald- ober 
Weidemark beichränkten Vereinen bisweilen eine Organifation herausbilbete, 
welche das Princip der Aktiengejellihaft auch äußerlich bereits in einer ganz 
ähnlihen Form realifirtee Die Alpmarkgenoffenihaften, Haubergsgenofſſen⸗ 
ſchaften, Gehöferſchaften u. ſ. w. waren und find offenbar durchaus oder faft 
durchaus auf ein Gefammteigenthbum und die Quotenrechte an dieſem gebaut 
und haben dennoch den Charakter von Koͤrperſchaften nicht verloren’). 

D. Bon anderer Seite her wohnt allen Berhältniffen ber deutſchrecht⸗ 
lihen Geſammthand eine forporative Tendenz inne; es entfteht, wie Be⸗ 
feler dies treffend ausbrüct, „eine materielle Rechtsgemeinſchaft unter Mebreren“, 
„welche für beftimmte Beziehungen die "Grenzen ihrer Perjönlichkeit aufhebt 
und dieſelbe gleichmäßig über die ihnen gemeinjam gewordene Rechteiphäre 
erweitert”, jo daß, wenngleih „ein neues, felbftänbiges Rechtsſubjekt in der 
Vereinigung nicht begründet wird“, „das Rechtsinſtitut fich doch in wichtigen 
Beziehungen nur dann richtig Fonftruiren Yäßt, wenn man es nach dem Bar- 
bilde der Korporation beurtheilt*. Allein bis zu einer wirklichen Körperichaft 
haben es die meiften diefer Verhältniffe eben nicht gebradht; ift aber einmal 
eine ſolche aus ihnen hervorgegangen, jo ift fie keineswegs als reine Ver⸗ 
mögensgenoffenfchaft entftanden, fondern enthält das Moment der Vermögens 
gemeinihaft nur als Eine, wenn and die widhtigite Seite ihres Wefens 
in fi). 

Bei ber durch die alte Vergabung von Todeswegen herbeigeführten Ber- 
mögensgemeinjchaft, bei der Gefammthand von Miterben und bei ben Ge 
fammtrechtöverhältmiffen des Lehnrechts kann von einer Körperfchaft überhaupt 
nicht Die Rede fein; ebenfowenig bei der ehelichen Gütergemeinfchaft, bei welcher 
überdies das innige perjönliche Genoſſenverhältniß der Ehegatten mit ber 
Vermögensgemeinſchaft in feinem inneren Zufammenhang ſteht). Aber auch 
das Gefammteigentbum des Seerechts, die Rhederei, hat fi) nicht bis zur 


1) Bol. oben 87 —9, 24. 53. 55. Ueber die juriftiiche Konftruftion Th. IL 
2) Meber das Verhältniß von Geſammteigenthum und Genoffenfchaft Th. IL 
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Körperfchaft verdichtet. Sie erzeugt allerdings zwifchen ben Eigenthuͤmern ber 
veräußerlichen und vererblichen Quoten eines Schiffs nebft Zubehör eine weit- 
gehende Rechtögemeinichaft, die fih durch ihren Fortbeſtand bei einem Wechſel 
ber Mitglieder, durch den Ausihluß der Theilungsklage, durch die Zuläffigkeit 
von Mehrheitöbeihlüffen in einer Reihe von Fällen und durch die Möglichkeit, 
einen Korreipondentrhever (Schiffödireftor, Schiffedisponent) für den Betrieb 
ber Rhederei und ihre Vertretung nach außen zu beftellen, einer Genofien- 
fchaft nähert: allein es bleibt eben bei einer folden Annäherung. Sn dem 
Erfordernig der Einftimmigkeit für jede Abänderung ober Erweiterung bes 
Rhebereivertrages, für Beftellung eines Disponenten, der nicht Mitrheber ift, 
und für den Beſchluß, das Schiff aus freier Hand zu veräußern, fowie in 
dem Recht der Minderheit, troß einer durch bie Mehrkeit dem Disponenten 
ertheilten Decharge gegen diefen vorzugehen, — mehr noch in dem nad) einigen 
Seerechten vorfommenben Recht der Minorität, „das Schiff auf ein Geld zu 
jegen“ ), tritt das Sonderrecht ber einzelnen Mitrbeber als das bie Einheit 
Mederwiegende umd für dad gefammte Verhältniß Entſcheidende hervor. Cs 
fehlt durchans an einer burchgebildeten Gliederung und Verfafſung, durch 
weldye die Rhederei als ein lebendiger Einheitsorganismus über der Summe 
ber Einzelnen wirkjam zu werden vermöchte. Schon der Sprachgebrauch daher 
kündigt es an, daß zwar ein Rhedereivertrag, nicht aber ein Rhedereiſtatut 
die Grundlage der Gemeinichaft bildet, daß es Feine Rhedereiverfafſumg, fonbern 
nur Rechte und Pflichten der Mitrheder gegen einander giebt, daß ber Vor⸗ 
fteher der Gemeinſchaft kein Korporationsorgen, fondern en Bevollmäditigter 
ift. Auch ift der Rhederei weder non ber Geſetzgebung noch von der Theorie 
je eine eigne Rechtäperjönlichkeit beigelegt werben‘). Wäre aber bie Rhederei 
eine Genofienffaft, jo würde fie bach Feine reine Vermögens genoſſenſchaft 
fein, weil eine perfönliche Verhaftung ber Mitglieder ftattfindet. Dadurch 

9. h. das Recht, im Falle einer Meinungsverfchiebenheit über ben Betrieb 
der Rhederei das Schiff zu einer beftimmten Geldſumme anzufehen unb von ber 
Mehrheit die Erklärung zu fordern, ob fie baffelbe für biefe Summe nehmen ober 
ed der Minderheit geben will. Vgl. Befeler, 3. f. ©. R. XVII Nr. 9. ©. 
P. N. 8 258, 

*%) So behanbelt ſchon Marquardus, de jure merc, et comm. (1662) L. U 
c. 11 Nr. 39—43 ©, 805. die „Mitrhederfchaft" oder „societas navalis* als 
Gattung ber societas. Vgl. Martens, Handelsrecht 3 14lf. Eichhorn $ 890. 
Mittermaierg 542. Gengler ©. 424. Bejeler 8253. Ebenſo Pr. A. L. R. IL, 
8.8 1426u. D. H. G. B. art. 456.457. Uebrigens ift zu bemerken, baß die Entwicklung 
ber Rheberei ſich Hiftorifch in der Richtung auf Verftärfung der Einheit gegen- 
über dem Sonderredht vollgogen hat. Man vgl. 3. B. die bei Marquard l c. 
auf Grund des Älteren hanſeatiſchen Rechts gegebene Darftelung mit den Be 
ftimmungen bes Pr. A. %. R. 8 1426— 1444 und dieſe wiederum mit denen bed 
8.9 ©. B. art. 456476. Nur der Fortfall des früheren geſetzlichen Vor⸗ 
kaufsrechts der Mitrheder macht eine Ausnahme. — Bol. Th. II 
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indeß, daß die ibeellen Antheile der Mitrheber nicht blos die Vertheilung der 
Rhedereitoften, bed Gewinnes und des DVerluftes beſtimmen, ſondern aud die 
Grundlage des nach ihnen bemefjenen Stimmrechts find®), wirb in einer 
Reihe von Beziehungen die Rhederei den entwidelten Vermögenögenofjen- 
ſchaften (Gewerkihaft und Aktienverein) jo jehr genähert, daß fie als eme 
Vorſtufe derſelben erjcheint. Denn die Schiffsparten charakterifiren fich bereits 
als reine Vermögensrechte, die gleichwol Träger für eine Summe perjönlicer 
Rechte und Pflichten in einer Gemeinſchaft find: nur iſt diefe Gemeinſchaft 
noh ein bloßes Bertrags- refp. Sachgemeinſchaftsverhaͤltniß betreffs eines 
Schiffes, feine ſelbſtändige Körperjchaft, kein inkorporirtes Schiff. 

Aehnlich verhielt es fi in der Regel mit der Ganerbſchaft. Wenn aber 
daneben Fälle vorkamen, wo eine Ganerbſchaft fich entſchieden zur Koͤrperſchaft 
geftaltete, jo wurde nicht nur der Gemeinſchaftszweck über den Befit und bie 
Verwaltung des Gemeinvermögens hinaus erweitert, jondern es hörte auch bie 
Korporationsmitgliedſchaft der Gemeiner auf, fih mit ben ibeellen Burgan- 
theilen völlig zu deden. Aber freilich blieb die Duote des Gemeiners das 
jein Genoffenrecht wejentlich bebingende und beitimmenbe - Moment, und inie 
fern lag auch ‚hierin eine auf die VBermögensgenoffenichaft vorbereitende Rechts⸗ 
form. Daffelbe gilt von anderen Genofienfchaften, welche aus gemeinſchaftlich 
erworbenem Eigenthum und Befit eines Gutes, and einem Gefanımtichen, 
aus einer an eine Geſammtheit verlichenen nutbaren Gerechtigkeit, einem Amt 
u. f. w. hbersorwudjen®). 

DI. Eine dem Aktienverein jehr nahe kommende Genofjenichaft Der letzt⸗ 
gedachten Gattung entitand bisweilen aus dem Geſammteigenthum einer Per- 
fonenmehrheit an Mühlen. Doch waren dieſe Mühlengenofjenihaften 
oder Mühlenerbfhaften wahre Aktiennerbindungen oder durchgebildete Ber- 
mögendgenoffenfchaften überhaupt jo wenig, wie Ganerbichaften, Mark und 
Agrargenofjenihaften oder irgend eine der aufgeführten älteren Vereinsgattungen, 
und Keim und Borbild bed Aktienvereins gerade in ihnen zu finden, ifi man 
durch nichts berechtigt. Wenn von jüdfranzöfiichen Müblengenoffenjchaften des 
12. Jahrhunderts berichtet wird, welche ald Gefammtheiten Mühlen bejaken 
und betrieben, in ihren Verſammlungen Vorfteher (bajuli) und andere Beamte 
wählten, durch den Austritt einzelner Mitglieder nicht aufgelöft wurden und 
den Gewinn unter die Genoſſen (partionariüi) nad Maßgabe der von biejen 
befeffenen, frei veräußerlichen Antheilredhte am Geſammtvermögen (achaux, 
saches, meules) vertheilten”), jo ift nicht einmal klar, ob die Mitglieder per- 


6) So ſchon Hamb. Stat. v. 1497 IL. 13. 2 u. Hanfeat. Seerecht (1614, 
5,1. Pr. A. L. R. V, 8. 8 1423 D. H. G. 2. art. 458 f. 

6) Vgl. oben $ 22 a. E. 8 23 a. E. 339. 8 48. Näheres aber erft in Th. H. 

) Troplong, du contrat de soeiet6. Paris 1841 I. Prèf. p. 24. 25 und 


Ar. 971. Im Jahre 1365 lie fich fogar K. Karl V in eine folche Geſellſchaft 
aufnehmen. 
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fönlih oder blos mit ihren Antheilen hafteten: von einem organiſchen Zu⸗ 
ſammenhang aber der Torporativen Berfaffung, insbeſondere ber Stimmrechte, 
mit der Gliederung des Mühlenvermögens erhellt nicht das Mindeſte. Daß 
ein folder Zufammenbang jedenfalls noch nicht bis zur vollen rechtlichen Durd) 
bildung gelangt war, wird wabrfcheinlich, wenn wir die Urkunden bamit ver 
gleichen, welche jüngft über die patriciiche Genoſſenſchaft der Kölner Mühlen- 
erben publicirt find®). In Köln beftand eine dem Anjchein nach uralte Ges 
nofjenihaft von Altbürgern, welche fi im Gemeinbeſitz einer Anzahl von 
NRheinmühlen befand und dieſe auf gemeinfamen Gewinn und Berluft be 
trieb. Weil fie den im gemeinen Eigenthum ftehenden Strom für ben 
Mühlenbetrieb benutten, beruhte ihr Geſammtrecht auf Verleihung oder An- 
erfennung des Stadtherrn beziehungsweife der Stadt. Wie fo häufig die 
Zunftbewegungen fi) gegen Die ausichliegliche Benutzung der Allmende durch 
die alten Bollbärger jelbit da, wo diefe ihrer Meinung nach wohlerworbene 
Sonderrechte geltend machen zu Tönnen glaubten, richteten, fo wandte auch 
der um bie Mitte des 13. Jahrhunderts bekanntlich durch die Hilfe des Erz 
biſchofs vorübergehend fiegreiche Kölner Zunftaufftand fi unter Anderm gegen 
das Privateigenthum an den Rheinmühlen. Mochten nun die zur Regierung 
gelangten Zünfte triftige Gründe haben ober nicht, die Mühlen als öffentliches 
Gut zu betrachten, genug, fie erflärten dieſelben dafür und übertrugen bie 
Hälfte ihrem Helfer, dem Erzbiſchof, während fie die andere Hälfte zum 
ftäbtifchen Kämmereigut ſchlugen. Nach der Reftauration gab die Stadt, „die 
geichehene Ungerechtigkeit erfennend“, die ihr zugefallene Hälfte den alten 
Prühlenerben wieder zurüd, während dagegen ber Erzbiſchof feine Hälfte nicht 
wieder heransgab nnd vertragsmäßig Die Anerkennung jeines Eigenthums daran 
erlangte”). Diefe Vorgänge wurden bie erfte Beranlaffung zu Aufzeichnungen 
über das Mühlenrecht. Wir erjehen daraus, daß die Hälfte bes Erzbiſchofs 
nicht reell ausgejchieden war, ſondern in der ibeellen Hälfte der 36 Rhein⸗ 
mühlen beftand“). Die andere ibeelle Hälfte zerfiel in 34 ibeelle Antheile 


°, Bol. biefe intereffanten Urkunden b. Ennen u. Ederg, Quellen IL 
317 —828, 

9%) Vgl. den Vertrag ded Erzbiſchofs und der Stadt v. 1275 1. c. ©. 317 f. 
und die Kundmachung der Müblenerben d. eod. ib. S. 822 — 824. 

10%) Da molendinum ſowol die einzelne Mühle, ald den (urjprünglich wol 
fi gerade mit Einer Mühle dedenden) ganzen Antheil bedeutet, ift die Audein- 
anderfegung der Mühlenerben nicht ganz deutlih. Sie erzählen (S. 324 1. c.): 
es jeien urjprünglich 35 molendina vorhanden gewefen, jetzt aber nur noch 34 ba, 
weil eines „venditum sit ad usus heredum molendinorum communiter“. Der 
Reft von 34 Mühlen gehöre halb dem Erzbifhof. Dagegen „medietas illorum 
viginti sez molendinorum, que nunc annonam molhınt in Reno, dividetur in 
34 molendina et unicuique conaideracionem 84 molendinorum sus porcio, 
prout sibi huic quaterno asscripta est, dividetur“. Es bleibt nur die Annahme, 
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(molendina integra, ganze Mählen), deren jeder wieberum in Tleinere Quoten, 
umd zwar Hälften, Viertel und Zehntel, getbeilt werben Tonnte!!). Kür Feſt⸗ 
jtellung der Befitverhältniffe an diefen molendina unb ihren partes wurde 
ein Mühlenfchrein (quaternus) angelegt, in welchen die Befitzrechte ber Ein- 
zelnen, fowie alle demnächft vorkommenden Bererbungen und Beräußerungen 
eingetragen wurden’). Die Mühlenantheile hatten alfo eine große Achnlid- 
feit mit Aktien; offenbar erwarb und verlor man mit einer pars die Mit. 
gliedihaft in der Gemeinſchaft und es ift mit Sicherheit anzunehmen, daß 
Ausgaben und Gewinn nad) dem Mafjitabe der Antbeile verrechnet und ver- 
theilt wurben. Lag in dieſem Allen noch nichts Beſonderes gegenüber vielen 
anderen Geſammteigenthumsverhältniſſen, fo ſcheint boch die Kölner Mühlen⸗ 
erbichaft fi dadurch von jenen zu unterſcheiden und als burchgeführter Aktien 
verein zu charakterifiren, daß fie unzweifelhaft eine Torporatine Genoften- 
Ihaft bildete. Die Gefammtheit als Einheit wirb den Einzelnen ſcharf gegen- 
übergeitellt, und ed kommt ſowol die Veräußerung eined molendinum feitens 
ber Geſammtheit zu Gunften der Geſellſchaftskaſſe, als Veräußerung und 
Uebergabe von Antheilrechten ſeitens eines Mitgliedes an die Geſammtheit 
vor). Bor Allem aber hatte die Geſammtheit eine korporative Verfaffung. 
Und jo würde eine vollendete Bermögensgenofjenfchaft, ja geradezu ein Aftien- 
verein vorliegen, wenn nicht ein einziger, aber fehr wichtiger Umftaub eut- 
gegenftünde: daß fich nämlich bie korporative Verfafſung mit der Bertbeilung 
des Geſammteigenthums, fo innig Beides zufammenhieng, durchaus nicht deckte, 
daß vielmehr, — ganz ebenfo wie in ben Landgemeinden oder bei Torporativen 
Ganerbichaften und urfprünglich im Bergrecht —, Vermoͤgensgemeinſchaft und 
Genoſſenſchaft fih in einer gewiſſen Selbftändigleit gegemäberftauben, welche, 
wenn ein ſolches Gleichniß erlaubt tit, ein völlige Aufgehen beider Elemente 
in einander Hinderte und anf beiden Seiten einen intommenfifrablen Heft 
zurüdlie. Mitglieder der Genoffenfhaft waren allerdings nur Tegitimirte 
Defiter von Mühlenantheilen (erfgenozen, heredes molendinorum molentium 
annonam super Rhenum). Eine Organifation aber erlangten fie baburd, 
daß, vermuthlih mit Zuftimmung oder in Vollmacht der Mebrigen, fieben 
Erbgenoſſen fi eidlich zu einem Kolleg verbanden, das fih in Zuhmft ſelbſt 


daß 86 Mühlen, aber nur 35 Müblenantbeile, von benen Einer in dritte Sand ver- 
äußert worden war, vorhanden geweien, — wenn nicht etwa die Zahl 96 ein 
Irrthum ftatt 34 ift. 

11) Es fommen neben molendina integra X, Ko Kı Kor %ı Kor 1 Kor IXo vor. 

22) Vol. die b. Ennen u. Ederp 1. c. S. 314—328 publieirten Anſchrei⸗ 
nungen (feit 1276). Auch Schenkungen an Stifter, Beghuinen n. f. w. befinden 
ſich darunter. 

13) Bol. oben Rote 10 un. die Eintragung S. 328: Notum sit, quod G. 
tradidit et remisit duas decimas partes unius molendini, quas habebat in mo- 
lendinis predictis, communiter omnibus herebibus et consortibus molendinorem, 
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ergänzen und immer auf ein Jahr einen Meifter unter fi nad Stimmen- 
mehrheit Tiefen wollte. Der Meifter follte das Kolleg ber fieben Geſchwornen 
zufammenberufen und leiten, biefe aber bei Buße erfcheinen und ſich feinen 
Anordnungen fügen. Diejes Kolleg follte mit Stimmenmehrheit das Urtel in 
Mühlenjadhen ſprechen. Dagegen jollte e8 die freiwillige Mühlengerichtöbar- 
feit nur mit Zuziehung ungeſchworner, aber geerbter Genoflen üben. Waren 
brei Geſchworne und zwei andere Erbgenoffen zujammen, fo follten fie befugt 
fein, den Schrein aufzuſchließen. Wollte Semand ein Mühlenerbe auftragen 
in eine Andern Hand, jo follte er das thun vor zwei Geichwornen und 5 
ungejhwomen Genofien. Sollte aber dad Weib bes Auftragenden gebunden 
fein, e8 ftetig zu Halten, jo mußten noch zwei Geichworne oder ein Geſchworner 
und 2 andere Genoſſen zugegen fein. Bewies Semand mit 3 Zeugen, daß 
er 30 Jahre und 3 Rage ein Mühlenerbe bejefjen, jo follte es angeichreint 
werden. Berfaufen follte man feinen Antheil nur um bed Leibes Noth willen. 
Auch wurde Recht und Verfahren bei Theilungen geregelt. Die Genoſſenſchaft 
feßte fh alfo autonom das bezüglich der Antheile geltende Recht. Die 
oberfte Berwaltang ber gemeinfamen Angelegenheiten war dem Meifter der . 
Geſchwornen anvertraut, die technifche Betriebsverwaltung aber ſcheint bei be- 
fonderen Beamten („denen die bes Multers warten”) geweien zu fein. 
Ihrem Gebote mußten alle Erbgenofien von den Mühlen, geſchworen und 
ungefhworen, um ihres gemeinfamen Nutzens willen (umbe eren gemeinen 
ürbuor inde noit) bei Bermeidung einer Buße von 6 Pf. folgen. Auch erhob 
die Genoffenfchaft eine Abgabe bei Befigveränderungen und Eintragumgen (bei 
einem Erbe, das von rechter Geburt zufiel, 12 Pf., bei Erwerb von Seiten- 
verwandten 2 Schill., bei Erwerb ans fremder Hand 4 Schill. für jebes 
Zehntel eines molendinum integrum). Bußen, Schreibgebühren und Gefälle 
ſollten die Geſchwornen unter fi theilen (aljo Befoldung), überbied aber davon 
einen Schreiber anftellen und lohnen’. — Bon einer Bemeflung ber korpo⸗ 
rativen Rechte nach den Antheilen ift in ben Urkunden nicht die Rebe, und 
Hinfichtlich der Zwecke des Vereins erhellt ſchon aus dem famtlienartigen Zu⸗ 
fammenhange der Glieder, daß dieſe altbürgerliche Genoffenfchaft Teine bloße 
Erwerbögenofjenihaft war, fondern gleich den übrigen Kölner Genofjenverbänden 
jener Zeit eine uwmfaffende Rechte: und Lebensgemeinſchaft erzeugte. 

IV. Daß auch im Bergrecht urfprünglich die genofienfchaftliche Ver» 
faffung der Bergleute und das nah Deelen ober Kuren ideell getheilte 
gemeinfchaftlihe Bergvermögen, wenngleich zwiſchen Beidem ein Zujam- 
menhang bejtand, fich keineswegs deckten, ift oben bereits wahrſcheinlich ge- 
‚macht worden), Im Laufe der Zeit ift dann hier allerdings aus der Ge- 


14) Dbiges iſt der Inhalt einer 6. Ennen u. Edert 1. c. ©. 320—322 
puulicirten Urkunde. 
15) Val. oben 8 42. 48. 
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meinfchaft des Bergvermögens eine auf rein vermögensredhtlihe Grundlage 
gebaute und auf Erwerbözwede befchränfte Storporation hervorgewachfen: 
allein diefe Entwicklung vollzog fih nur fehr allmälig, und im Grunde ift erſt 
durch die allerneneften Berggejeße vie Gewerkſchaft zu einer innerlich vollendeten 
und nach außen durch fich jelbft beftehenden Vermoͤgensgenoſſenſchaft geftaltet 
worden, während bis dahin nur erft einzelne vermögendgenoflenfchaftliche Ele: 
mente in ihr enthalten waren. War daher die Gewerkſchaft in ihrer älteren 
Form zwar nicht ein direktes Vorbild, wol aber eine der Borftufen bes 
Aftiennereins, fo ift umgekehrt die moderne Bollendung der Gewerkſchaft 
geradezu erft nach den Borbilde bes Altienvereind durchgeführt worden. 
Zunächſt wurden mit ber Entwidlung der Iandeöherrlichen Allgewalt bie 
genofienfhaftlihen Clemente der Bergwerksverfaffung überhaupt mehr und 
mehr befeitigt. Auf den Landesherrn und feine Beamten giengen nicht nur 
Gefeßgebung, Richterſpruch und Polizei in Bergfachen über, fondern es kam 
an fie die Verwaltung und Leitung des Bergbaus felbit. Die feit dem 16. 
Jahrhundert erlafenen Bergorbnungen!®) wifjen daher von Autonomie, Selbft- 
gerichtsbarkeit und Selbſtverwaltung der Bergbautreibenden nichts mehr: der 
Landesherr ift vermöge des Bergregals der umumjchräntte Bergherr und über- 
trägt nur zu deſſen befjerer Benußung gegen beftimmte Abgaben und unter ein 
für alle Mal normirten Bedingungen gewiffe Rechte an ben Werken. Bon 
ber ®emeinheitt- oder Gildeverfaffung ber Bergleute mußten einer ſolchen 
Auffafjung gegenüber bald jelbft Die Spuren verſchwinden; ein vielgliebriget 
Organismus lanbeöherrlicher Beamten trat an die Stelle. Dagegen Tonnte 
bie privatrechtliche Seite ber bergrechtlichen Bermögendgemeinichaften fih im 
Sinne der Bermögenseinheit fortbilden, indem felbft bei ber ausgedehnteſten 
Interpretation des Bergregals, von einzelnen Ein und Uebergriffen, abgejehen, 
bie Rechte des Schürfers, bed Finder und Muthers, fowie enblich bes mit 
ber Bergwerkögerechtigfeit (Bergwerkseigenthum) Beliehenen als jelbftändige 
Privatrehte anerkannt blieben. So trat denn gerabe jekt immer entſchiedener 
neben dem Gemeinjchaftsverhältnig einer geringeren Anzahl von Eigenlehnern, 
bie als vertragsmäßig verbundene Individnen gemeinfchaftlih ein Bergwerk 


6) Man vgl. die Bergordnungen b. Wagner, Corp. jur. metall., 2eipz. 
1791; bef. die Bergordnungen für Oeſterreich, Steiermark, Kärntben und Krain 
v. 3517 ©. 33f.; f. Schwab v. 1468 u. 1556 ©. 138. 133 f.; f. Heffen von 
1543, 1584, 1616 ©. 611. 621 f. 225 f., Heffen-Darmftabt v. 1584 ©. 621f. 
und Homburg v. 1570 ©. 703f.; f. Nafſau v. 1559 ©. 767 f.; f. Pfalz-Zwei- 
brüden v. 1565 ©. 731f.; f. Jülich-Berg v. 1342 u. 1719 ©. 982 f.; f. Kur⸗ 
Trier v. 1564 ©. 930 f.; f. Schwarzburg v. 1583 ©. 1381 f.; f. Schlefien von 
1528 u. 1577 ©. 1275. 1298; f. Baben v. 1590 ©. 591f.; f. Württemberg v. 
1597 S. 531 f.; f. Brandenburg v. 1619 ©. 431 f.; für Kur-Köln v. 1669 ©. 
813 f.; f. Kur- Pfalz v. 1781 ©. 341f.; f. Baiern v. 1784 ©. 341; die Har⸗ 
sifehen Berggeſetze ©. 1021 — 1122, 
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baben und bebauen (Gefellenban) '”), die Gewerkſchaft als ein feit ausge⸗ 
bildetes Rechtäinftitut hervor, durch welches die in eine beftimmmte, durch Gefek 
oder Gewohnheit firirte Anzahl ideeller Theile (Kuxe) is) zerlegte Zeche oder 
Grube als vermögensrechtliche Einheit konſtituirt ward. Die einzelnen Kure 
wurben babei durchaus als jelbftänbige, vererbliche, unter Beobachtung der durch 
bie Einrichtung eines Berg⸗ oder Gegenbuchs bedingten Zörmlichkeiten frei 
veräußerliche, verpfändbare und in der Regel bis zu einem geusifien Map 
(nad) preuß. Landr. II. 16 8 135 nicht unter %) auch theilbare Sachenrechte 
mit immobiliarem Charakter behandelt. Nur in. einzelnen Bergorbnungen 
wurde bei Veräußerungen ein Vorkaufs- ober ſelbſt Näherrecht der Gewerk⸗ 
ſchaft oder der Genofjen anerfannt. Diejelben Antheile waren aber auf ber 
andern Seite Träger der durch fie bedingten und beitimmten Mitgliebichaft 
in der Gewerfichaft, jo daß ſowol Gewinn (Ausbeute) und Verluſt, als bie 
erforderlichen Beiträge (Zubuße) nah ihrem Maße vertheilt wurben und ber 
einzelne Gewerke für die Schulden der Geſammtheit Dritten gar nicht 
haftete!°), von der Gewerfichaft felbft aber nur bis zum Betrage des Kures in 
Anſpruch genommen werben und durch Aufgeben veflelben fich der Pflicht zur 


7) Bol. Hate, Kommentar über das Bergrecht. Sulzbach 1823. $ 220 
— 222 S. 264f. Karten, Grundriß ber deut. Bergrechtölchre. Berlin 1828. 
8 238. Runde, D. P. R. 8 169. Mittermater 8 250. Eichhorn 8 277. 
Weiske im Rechtslex. L 953f. Gengler, P. R. $ 82 ©. 348. Bluntſchli 
$ 88 Nr. 4. Gerber $ 97 Note 1. Befeler 8 204 litt. & Bon den Älteren 
Bergordnungen wurde verlangt, baß die Eigenlehner zum Theil mit eigner Hand 
bauen, wofür fie aber ein weitergehendes Selbftverwaltungsrecht ala die Gewerken 
hatten. Meift wurde nur bid zu einer beftimmten Zahl von Theilnehmern (in 
der Regel 8, 3. B. Pr. A. L. R. II, 16 $ 130 u. ſächſ. Berggef. v. 1851 8 13, 
nach dem öfterreichifchen Berggefeß von 1854 8 153 dagegen 16) der Gefellenbau 
geftattet, bei größerer Zahl die Bildung einer Gewerkſchaft Trzwungen. Das 
Rechtsverhältniß der Gefellen ift ein Miteigenthum zu ideellen Theilen, das aber 
vertragsmäßig im Sinne einer nad) innen wirffamen ftärkeren Einheit modificirt 
werden kann. Snöbefondere laſſen die neueften Geſetze bier einen größeren Spiel- 
raum. 

18) Ueber die Entftehung der regelmäßigen Zahl von 128 Kuren (Eintheilung 
ber Zeche in 4 Schichten, ber Schicht in 8 Stämme, ded Stammes in 4 Kuren) 
und bie theild darin einbegriffenen, theild außerdem begründeten Erbfure und 
Freikuxe vgl. Eihhorn 1. c. Note b—d. Karften 1. c. $ 289 und Urfprung 
des Bergregald ©. 68f. Weiste, Rechtöler. I. S. 954. 960f. Freiedleben, 
ber Staat und ber Bergbau. 2. Aufl. Leipz. 1889. S. 127f. Beſeler J. c. 
5 204 Rote 9. In Zreiberg gab ed nur 64, nach der würrttemb, 8. D. v. 1597 
Th. IU art. 1 72 Bergtbeile. 

9) Die kurpfaͤlz. B. O. v. 1791 art. 56. 64 ſprach fubfidiäre perfönliche 
Haftung der Gewerken aus. (Ebenſo Karften, Bergwerkslehre $ 305) Faft alle 
andern Bergorbnungen dagegen erkennen ausdrudlich bie ausfchließliche Verhaftung 
der Gewerkſchaft an. 
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Zahlung ausgeichriebener Beiträge entichlagen Tonnte, während bei Säumniß 
(Retardat) Kaducität des Kuxes eintrat. Wenn aber fo die Grundlage ber 
Gewerkſchaft eine rein ſachenrechtliche war und ihr daher das Eine Merkmal 
der Bermögensgenoflenihaft zufam, jo wurde fie zweitens nach außen als vecht⸗ 
liche Einheit wirklſam umd trug baher von dem zweiten Merkmal ber Ber- 
mögensgenoffenichaft das jedenfalls in fi, daß fie ein felbftänbiges Rechts. 
fubjeft daritellte. Allein es fehlte an einem nolllommen vurchgeführten Zu- 
ſammenhang der dies ermöglichenden Gewerkichaftöverfaffung mit der Kupen- 
eintheilung deshalb, weil nah dem Syſtem der landesherrlichen Bergord⸗ 
nungen die gejammte Lebensthätigkeit, durch welche die Gewerkſchaft ald Ein- 
beit zur Erſcheinung kam, überhaupt nicht in die Gewerkichaft, fondern außer: 
halb derjelben in die ftaatlichen Behörden verlegt wurde. Sn den Angelegen- 
heiten, welche die Beleibung und Bewahrung des Bergwerkseigenthums be 
treffen, wurde die Gewerkſchaft in der Regel durch einen urſprünglich beliehenen 
uud als Mittelsperſon für Konftituirung des Geſammteigenthums verwandten 
Lehnsträger vertreten, der von einem Korporationsorgan nichts an ſich batte?”)- 
Für die Derwaltungsangelegenheiten dagegen wurden befondere Grubenbeamte, 
insbeſondere meift ein Steiger für die Betriebsauffiht und ein Schichtmeifter 
für Berwaltung und Rechnungsführung, beftellt, die von der Bergbehörbe auf 
Vorſchlag der Gewerken ernannt wurden?!) und in jeder Beziehung Tanbe- 
herrlichen Unterbeamten näher ftanden, ald den Organen einer jelbftändigen 
Genoſſenſchaft. Deshalb wurde denn auch der techniſche Grubenbetrieb fowol, 
ald die Verwaltung der inneren Gewerfichaftäungelegenheiten einer ftets ge 
fteigerten Oberleitung der Bergbehörben unterworfen; ftatt einer Aufficht über 
regelrechten und nüßlichen Bau trat einfach eine direkte obrigkeitliche Leitung 
des Bergbau ein; die Berträge der Gewerken mit den Arbeitern beburften 
ber Prüfung und) Beitätigung, die Löhne wurden obrigkeitlich feſtgeſetzt; weber 


2) Nach Pr. A. 8 R. OD, 16 8 2665— 271 wird der Lehnöträger mit bem 
Bergwerlseigentbum belieben und bleibt demnädft, wenn er beftinumte mit 
Namen angegebene Perfonen in das Gejammteigentbum durch Erklärung vor dem 
Gegenbuch aufgenommen bat und dieſe durch Eintragung Thellhaber geworden 
find, „Repräfentant ber Gewerkſchaft in allen Angelegenheiten, weldhe die Be 
leibung und Bewahrung des Eigenthums betreffen.“ 

21) Bon den in Note 16 nambaft gemachten Bergorbnungen geftattete allein 
die furtrierfche v. 1564 ©. 949 art. 2 die Annahme eined Schichtmeiiterd ohne 
Wiffen der. Bergobrigkeit. Die übrigen machen, wenn fie eine Wahl ber Schicht- 
meister und Steiger zulafien, Diefe doch von Genehmigung abhängig und geben 
dem Bergamt das Recht, auch ohne Willen der Gewerken diefelben wieder abzu- 
jepen. So 3. B. Brandenb. B. O. v. 1619 art. 51. 57. 60 b. Wagner ©. 
462. Doch werden diefe Beamten von den Gewerken gelöhnt und gelten beö- 
balb zunächft ald deren Bedienſtete. So fept die Württemb. B. DO. v. 1597 art. 
11 ©, 546 fie ald „gemeine Diener“ ben Iandeöherrlichen Bergbeamten gegenüber. 
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bie Deichaffung ber zum Betriebe erforderlichen Materialien noch die Verwer⸗ 
thung der gewonnenen Produkte durfte ohne behördliche Prüfung und Mit 
wirkung erfolgen; und die obrigfeitliche Aufficht über den Grubenbaushalt 
wurde jo weit ausgedehnt, ba jede einzelne Einnahme oder Ausgabe der Ge⸗ 
nehmigung beburfter). Den Gewerken blieb überall nur das Recht zu Vor⸗ 
ſchlägen und die Befugniß, Auskunft über ben Stand der Zeche zu verlangen. 
Bon einer Gewerkenyverſammlung war nicht mehr Die Mebes), und fo wenig 
bie Gewerken als lebendige Geſammteinheit thätig wurden, fo wenig fam ein 
dem einzelnen Kur anbaftendes Stimmrecht als Necht der Mitbeftimmung über 
die Nichtung des ganzen Organismus zur GErſcheinung. Vielleicht am reinften 
durchgeführt wurde dies Syſtem bes obrigfeitlihen Berghaus mit frembem 
Kapital in den bergrechtlichen Beftimmungen des preußifchen Landrechts. Aller 
dings ſollten nach ihnen die belichenen Bergwerkseigenthümer mit ihren Bor 
Ihlägen gehört und bei Beichliegung wichtiger und koſtſpieliger Einrichtungen 
zugesagen werden: eine Gnticheibung aber war in feinem Falle bei ihnen. 
Vielmehr follte die technifche Leitung des Grubenbetriebes, fowie die Verwal⸗ 
tung bes Grobenhaushalts durchaus in der Hand ber Bergbehörbe Kiegen, 
welche fich babei her von ihr angeftellten Gewerkſchaftsbeamten, bes Schicht⸗ 
meifterd, der Steiger n. |. w. als ihrer Unterbeamten bediente; es jollte daher 
ganz allein dem Bergamt die Entſcheidung über die auszuführenden Arbeiten, 
bie Annahme und Entlafjung ber Berg- und Hüttenarbeiter und die Normirung 
ihrer Löhne, jowie die Feſtſetzung der zu leiftenden Zubuße und der zu ver- 
theilenden Ausbente zuftehen®). Wenn es klar ift, daß eine derartige Ge⸗ 
werkſchaftsverfaſſung Die Einheit der Gewerkſchaft aus der Geſammtheit der 
Gewerken völlig in Etwas außer ihr verlegte, jo war von einer Genoſſen⸗ 
haft nicht mehr die Rebe. Die Gewerkichaft war vielmehr von der einen 
Seite ber eine bloße ftantlihe Anftalt, von der andern Seite ein vertrags- 
mäßig zufammengehaltenes gemeinfſchaftliches Eigenthum. Unter biefen 
Umftänden war es jehr rflärlih, wenn auch bie Theorie nunmehr das Ber- 
hältniß der Gewerken zu einander als socletas, condominium oder Gefammt- 


22) Bol. Karften, Arfprung ©. 60—67. Die Gewerken follten ſich gar 
nicht mehr um den Bergbau fümmern. „Der Staat wirtbichaftete alſo nun jelbft 
mit frembem Gelde, ohne fih der Gefahr eines — Zufchufſes oder Ber- 
Iufted auszufepen“. 

28, Berfammlungen der Gewerlen (Gewerfentage) we nur in den älteren 
Bergorbnungen (3. B. ſächſ. v. 1509 art. 96) noch erwähnt. Weiske, NRechtöf. 
©. 957. 

2 dr A. % NR. I, 16 $ 272—321. Dad Reiter. des Fin. M. v. 20. 
Inni 1840 erklärte daher die Bergbedienten auf gewerkichaftlicden Gruben, incl. 
des Schichtmeiſters, für mittelbare Staatsbeamte. Rönne, Staater. I, 2 ©. 
268 Rote 6 bemerkt: „die ganze Verwaltung des gemeinfchaftlichen Bergwerks 
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eigenihum auffaßte?“) umd diefe Auffaffung in die Gejeke bineintrug?*), wenn 
bemgemäß auch der gewerkichaftlihe Berwaltungsbenmte als bloßer General- 
bevollmächtigter einer Perjonenmehrheit erſchien?). Indeß war doch nidt 
überall die Gewerkichaft ihrer Perfönlichkeit in gleich unbedingter Weiſe zu 
Gunſten des Staats beraubt; wo aber in irgend welchen Beziehungen die 
Totalität der Gewerken beftimmenb blieb, mußte die Betrachtung der hierdurch 
zur Erſcheinung kommenden rechtlichen Einheit dazu führen, der Gewerkſchaft 
juriftifche Perjönlichkeit beizulegen und fie für eine universitas ober Korpora- 
tion beziehungsweiſe für eine beutfchrechtliche Genofjenihaft zu erklären). 
Da nun aber, foweit eine Zorporative Verfaſſung überhaupt noch vorhanden 
war, biejelbe jeßt ausſchließlich durch das Bergvermoͤgen und feine Gliederung 
bedingt und beftimmt wurde, fo ftellte fih innerhalb des von ihr vom Staat 
verſtatteten Raumes die Gewerkſchaft in ver That bereits als Vermoͤgensge⸗ 
uofienihaft dar und enthielt fomit bie theilweiſe Verwirklichung deſſelben 
Rechtsgedankens in fich, der im Aktienverein feinen reinen und volllommenen 
Ausbruc fand"). 

Während bis zur Mitte unferes Jahrhunderts dieſe durch die Tandes- 
herrlichen Bergorbuungen begründeten Zuftände hoͤchſtens thatſächlich Bier und 


lag alfo nach diefer Verfaſſung in der Sand der Aufſichtsbehörde und Die Tota- 
lität der Gewerke trat in keinem Falle beftimmend hervor.” 

25) Bol. 3. 3. Heumann, init. jur. pol. $ 250 ©. 336: „lege societatis 
dijudicantur“,. Runde $ 170. Eichhorn 8 277. Karften, Bergwerkölchre 
8 240. Gerber $ 97. Gengler $ 82 ©. 843. 

2, Während die Älteren Bergordn. fich über die vechtlihe Natur der Ge 
werkichaft nicht ausfprechen, verweift das Pr. 8. R. 8 268 audbrüdlich auf die 
Lehre vom gemeinfchaftlihen Eigenthum. 

So Pr. A. 8%. R. 5 314 unter auddrüdlicher Verweiſung auf die Lehre 
nom Mandat (I, 13 $ 87f). Bol. Karften S. 802. Eichhorn $ 277: „Be 
vollmächtigter." Gerber 8 97: „Faktor“. Gengler $ 82: „institor‘. Da- 
gegen fieht Weiske, Rechtslex. S. 956 im Schichtmeifter einen „Syndikus.” 

28) Bol, Weiske, Rechtslex. S. 955 Note 16, wonach im 17. Jahrh. in 
Sachſen die Gewerkichaft ausdrüdlich ald „universitas“ anerfannt war, Für 
eine Korporation erflärten fie auch Schmidt, de orig. ac jur. soc. metall. 
(1778) ©. 22, u. Schneider, Lehrb. des Bergrechts f. d. gejammten Ränder der 
öſterr. Monarchie (Prag 1848) ©. 280 („eine ſ. g. moralifche ober Kollektiv 
Perſon“). Freiesleben J. c. S. 124, Weiste J. c. u, praft. Unter. IU. 205, 
Wolff, Lehrb. I. $ 74 ©. 166, Mittermaier 8 251, Bluntihli 8 S3 u. 
Beſeler 8 204 ſehen die Gewerkichaft als korporative Genoffenfchaft des deut- 
jhen Rechts an. 

2) Vergleihung der Gewerkſchaft mit dem Aktienverein bei Sintenis, de 
societate quaestuaria, quae dicitur Attiengeſellſchaft S. 15, Freiesleben l.c. 
©. 180— 187, Renaud, Attiengeſellſch. ©. 8. 9. 
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ba zu Gnnften einer größeren Selbftverwaltung mobificrt wurden), bat 
jeitdem die Gejeßgebung der wichtigften Staaten eine principielle Umgeſtaltung 
bes Dergrechts herbeigeführt, welche insbeſondere auch die Gewerfichaft in ihrem 
äußeren wie in ihrem inneren Recht weſentlich afficirt hat?y. Das Princip 
der ftantlichen Betriebsleitung (Direktionsprincip) ift befeitigt worden. Der 
Staat beanſprucht ftatt der Leitung und Bevormundung nur noch eine Beauf- 
fihtigung des Berghaus, beren Grenzen "durch die bergpolizeilichen Rüd- 
fichten, insbeſondere durch die Interefſen der Nachhaltigkeit der Baue, ber 
Sicherheit, des Verkehrs, des Lebens und der Geiundheit der Arbeiter be- 
ftimmt werden. Er verlangt daher zwar die Aufftellung eines Betrieböplans 
und befien Genehmigung durch die Bergbehörbe, aber er überläht den Betrieb 
jelbft den Eigenthümern des Bergwerks. Ebenſo verzichtet er auf die Er- 
nennung der Betriebd- und Verwaltungsbeamten und fordert nur für Steiger, 
Detrieböführer und technifche Aufſeher den Nachweis einer beftimmten Quali⸗ 
Nation. Eudlich bat er auch die Beeinfluffung oder Vermittlung der Ver⸗ 
träge zwiichen Bergeigentbümern und Bergarbeitern aufgegeben und hält nur 
meiſt an dem Erforderniß einer beftätigten Arbeitsordnung feſt. Durch dieſes 
Alles ift den bergrechtlichen Vereinen ein weites Gebiet genoffenichaftlicher 
Selbftverwaltung eröffnet und eine rechtliche Bebentung zurückgegeben worben, 
für weldhe ihre ältere Organiſation in feiner Weife ausreichte. Daher haben 
denn die neuen Gefeße eine Neuorganifation der Gewerkichaften unternommen, 
Durch welche diejelben nunmehr nach dem beutlich erkennbaren Vorbild bes 
Altienvereind in freie Vermoͤgensgenoſſenſchaften verwandelt find). Die Ein« 








* So wurde nah Rönne, Staater. I, 2. S. 269 in Preußen fchon vor 
den nenen Geſetzen thatfächlich fowol bei der Betriebsführung als bei bem 
Grubenhaushalte in einzelnen Hevieren den Gewerken eine weitergehende Ein- 
wirfung zugeftanden, ald die gejeplichen Beftimmungen verordneten, auch hinſicht⸗ 
lich der Annahme und Entlaffung der Arbeiter Hin und wieder denfelben freiere 
Hand gelaffen. 

3 Bol. befonderd daB k. Sächſiſche Gef., den NRegalbergbau betr., v. 22. 
Mai 1851; das allgemeine Defterreichifche Berggefeh v. 23. Mat 1854; das großh. 
Sächſiſche Gef. Tiber den Bergbau v. 22. Juni 1857. — In Preußen wurde 
fhon durch bad Geſ. v. 12. Mai 1851 (G. ©. S. 265) über die Verhältniſſe 
der Miteigenthümer eines Bergwerks die Verwaltung im Wejentlichen in bie 
Hände der Gewerten gelegt und Beſchlußfafſung und Repräfentation derfelben 
geregelt. Gänzli wurde demnächft das Direltiondprinetp durch das Gef. v. 21. 
Mai 1860 (&. S. S. 201) betr. die Aufficht der Bergbehörden tiber den Berg⸗ 
bau und dad Gef. v. 10. Suni 1861 (&. S. ©. 425) betr. die Kompetenz der 
Dberbergämter bejeitigt. Diefe Gefebe find aber nunmehr durch das allgemeine 
Berggefeb für die Preußiſchen Staaten v. 24. Juni 1865 (G. ©. ©. 705) er- 
jebt, welches im 3. 1867 burch mehrere Verordnungen (f. ©. S. ©, 237. 242, 
351. 601. 735. 770. 884) auch in die neuen Provinzen eingeführt iſt. 

2) Vgl. fächf. Berggej. $ 106— 140, öfterr. $ 137—169, preuß. $ 94—134. 

I, 62 
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theilung des Bergvermögens in eine ungbänderlich beitimmte Anzahl?) von 
Kuren, welde ald Sachenrechte veräußert, verpfändet und vererbt werben 
fönnen, ift beibehalten worden?). Aber zu ber vermögensrechtlichen Seite 
bes Kuxes ijt als gleich wichtiger Juhalt das von ihm ausfchlieglich getragene 
und nach ihn bemeſſene Stimmrecht in den Torporativen Angelegenheiten ber 
Gewerkſchaft hinzugetreten3s). Daß die Kure (3. DB. in Preußen) ihre Eigen- 
ſchaft ala unbeweglihe Sachen verloren haben und ausdrüdlicd für bewegliche 
Sachen erklärt find, über welche Gewährſcheine (Kuricheine, Antheilicheine) 
mit altienäbnliher Natur ausgeftelt werden“), nähert die Gewerkſchaft auch 
von dieſer Seite ber einem Aktienverein. An der Bertheilung bed Gewin- 
nes und Berluftes, jowie der Beiträge nah Kuren, an dem Grundſatz, 
daß für die Schulden der Gewerkſchaft nur das Vermögen berjelben haftet, 
an der Beihränfung der Beitragspfliht auf den Bergautbeil und an ben 
Regeln über Retardat und Kabucität ift principiel nichts geändert?) und es 
ift fo die ausschließlich ſachenrechtliche Konftrußtion des Vereins in keiner 
Meife alterirt. Aber auf dieſer fachenredhtlichen Grundlage erbaut fih nun- 
mehr eine organifirte Körperihaft mit jelbitäudiger Perfönlichkeit. Freilich 
ift Die Korporationgeigenfhaft der Gewerkſchaft meift nicht ausdrücklich bei- 
gelegt: allein die äußeren wie Pie inneren Korporationäreihte kommen ihr zu. 
Nach außen kann fie „unter ihrem Namen Rechte - erwerben und Verbindlich⸗ 


Die älteren Gewerkichaften bleiben zwar befteben und werden von den in das 
innere Berfafiungsrecht eingreifenden Beftimmungen (3. B. in Preußen von ber 
Mobiliftrung der Kure) nicht unmittelbar ergriffen (preuß. Gel. $ 226 — 234), 
ed wird ihnen aber die Möglichkeit, fich den neuen Beftimmungen gemäß umzu- 
gejtalten, eröffuet (ib. $ 385 —240), 

3) In Defterreich (8 140) 128 Kure mit je 100 Theifen; in Preußen ($ 101) 
100 oder nad) ftatutarifcher Beftimmung 1000 untbeilbare Rure, wogegen bie 
älteren Kuxe in %, getheilt werben Töunen (4 228). 

20) Deiterr. Gef. 8 140f. Preuß. Geſ. 8 101 f. 

3 Sächſ. Berggef. 8 106f. Defterr. 8 149f. Preuß. 111f. Schon nad 
bem Geſ. v. 1851 „bildete nicht mehr die Behörde, fondern die Totalität der 
Gewerke den beitimmenden Theil und das Eigentbum des Kurbeſitzers ift umge- 
wandelt in ein Stimmrecht bei denjenigen Beſchlüfſen, durch welche über das 
Bergwerldeigentbum verfügt werden fol”, Rönne, Staatör. II, 2. &. 268 
Note 6. 

3) Preuß. Gel. $ 101— 110. Die Kuricheine dürfen nicht auf den Inhaber 
lauten ($ 103), fie werden bei Veräußerung und Berpfändung übergeben (5 104. 
108), in fie wird Exekution vollſtreckt ($ 109 und fie Fünnen amortifirt werden 
($ 110), Der Gewerkichaft gegenüber legitimirt jedoch ausſchließlich die Ein- 
tragung im Gewerkenbuch (3 103. 106) und vor erfolgter Umfchreibung in 
diefem wirb der Genofje, welcher feinen Antbeil veräußert, nicht von ber Beir 
tragspflicht befreit ($ 105. 107). 

s ) Vol. fühl. Berggeſ. $ 188f., öfterr. 8 138. 158f., preuß. 5 98. 102. 
129 f. 
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feiten eingehen, Gigenthbum und andere dingliche Rechte an Bergwerfen und 
Grundftücden erwerben, vor Gericht Hagen und verklagt werden‘ *). Nach 
innen fann fie mit Stimmenmehrheit) bindende Beichlüffe über Verwaltungs: 
angelegenbeiten faffen +) und, — vorbehaltlich beitimmter Sormen, obrigfeit- 
licher Beftätigung und der Unabänderlichkeit der eſſentiellen Gefebeöbeftimmun- 
gen), — autonom ihre Berfaffung ordnen. Die in Ermangelung befon- 
derer Statuten gejeßlih begründete Gewerkſchaftsverfaſſung überweiſt die 
Wahlen, die Beichlunfaffung und die letzte Entſcheidung in Genoſſenſchaftsan⸗ 
gelegenheiten der in bejtimmten Formen zu ladenden und zu leitenden, nad) 
Kuren ftimmenden Gewerkenverjammlung, welche jährlich ein Mal und außer- 
dem auf bejondere Berufung zujammentritt %); die gerichtliche und außerge- 
richtliche Dertretung dagegen, fowie die Verwaltung der inneren VBereindangele- 
genheiten muß einem bejonderen gewählten Repräjentanten oder kollegialiſchen 
Grubenvorstand (Direktion) übertragen werden, welcher fih ald Korporations- 
organ harakterifirt 2). Schließlich ift die jo als jelbftändige Vermögensge⸗ 
noffenichaft unter den durch deutſche Bergrechtsgewohnheit herbeigeführten 


33) So das preuß. Berggef. $ 96. Das Bergwerk wirb auf den Namen ber 
Gewerkichaft eingetragen (8 97). Auch hebt 8 100 noch auddrüdlich hervor, daß 
feine Theilungsklage ftattfindet und das Ausfcheiden eines Mitgliebes den Verein 
nicht Töft. 

3) Nach dem preuß. Gef. wird, bei Berfügungen über die Subitanz und 
bet Statutenänderung Dreivierteldmaforität, zu Schenkungen und Berzichten Ein- 
ftimmigfeit gefordert. Sonft genügt die Mehrheit der vertretenen Kuren, falls 
die Ladungen gehörig ergangen find. Doch foll, wenn nicht die Hälfte der vor⸗ 
bandenen Kuren vertreten iſt, die erſte Verſammlung befchlußunfähig fein. Vgl. 
8 94. 111—114. 

“) Doc, läßt das preuß. Gef. ($ 115. 116) die gerichtliche Aufhebung eines 
Beichluffes, der nicht zum Beſten der Gewerkſchaft gereicht, auf Anrufung eines 
Gewerfen zu. Dur Statut kann dem ordentlichen Gericht ein Schiedögericht 
jubftituirt werden. Das Gef. von 1851 forderte noch Beftätigung des Beichluffes 
durch die Bergbehörden ($ 11). 

1), In Preußen wird ein notariell oder gerichtlich beurfundeter und von Ober- 
bergamt beftätigter Beſchluß von % aller Antheile gefordert ($ 94) und bie Un- 
abänberlichleit der 88 95—-110. 114 Abf. 2 u. 128— 128 des Geſetzes audge- 
ſprochen. 

a, Sächſ. Geſ. $ 100f. Oeſterr. 8 149f. Preuß. 8 111f. Die Verſamm⸗ 
fung muß in Preußen jederzeit auf Verlangen der Vertreter von/ der Kuren 
berufen werden ($ 122). 

3, Sächſ. Gef. 8 118f. Defterr. 8 144f. Preuß. $ 117f. In Preußen 
hat der Borftand kraft feines Amtes Die Gewerkſchaft vor Gericht und im Rechtd- 
verkehr zu vertreten und Eide in ihrem Namen zu leiften (8 119), Ladungen in Em- 
pfang zu nehmen (8 128), das Gewerkenbuch zu führen und die Kurfcheine aus— 
zuftellen (8 121), die Verſammlung zu berufen und zu leiten ($ 122), und er be 
zechtigt und verpflichtet, ohne felbft verhaftet zu werben, bie Gewerkſchaft (8 125. 

. 62* 
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näheren Modalitäten kouſtruirte Gewerkichaft durchaus nicht die einzige oder 
nothwendige Form ded gemeinfchaftlichen Bergbaus. Es Tann vielmehr jede 
beliebige andere Affociationdform, die überhaupt rechtlich zuläffig ift, auch für 
ben Bergbau gewählt werden‘). Bon dem Gefidhtspuntt der Affociations- 
freiheit aus hat ſogar das großh. ſächfiſche Berggeſetz v. 1857 überhaupt die 
Gewerkſchaft mit ber Kureneintheilung als befonderes Inſtitut fallen Taffen 
und begnügt fih, dem Geſellſchaftsverhältniſſe mehrerer Bergbautreibenden 
($ 18 — 20) den forporativen Verein mit bejonderen Statuten ($ 21) gegen- 
über zu ftellen. 

V. Achnlih, wie im Bergredht, haben fi im Salinenredht die Ge 
noſſenſchaftsverhältnifſe entwidelt. Urſprünglich Icheinen auch bier die ſämmt⸗ 
lichen Salgeigenthümer oder Salzbelehnten und die Salzarbeiter eines Orts 
unter landeöherrlicher oder ftäbtifcher Oberherrichaft ein autonomes genofjen- 
jchaftliches Gemeinwejen (Thal) gebildet zu haben, dad nad ben einzelnen 
Klaffen in engere Genoffenkreife gegliedert war. Dabei kam vielfach eine 
Theilung fowol des Lehneigenthbums an den Salzquellen, als des vollen oder 
nußbaren Eigentums und des damit verbundenen Betriebsrechts an ben für 
die Verarbeitung der Soole beftimmten Koten nach ideellen Theilen vor; 
diejer Sheilbefig aber, wenn er auch mit dem Genofjenreht in Verbindung 
ſtand, war mit demjelben keineswegs identiſch. Im Laufe der Zeit verloren 
bier wie überall Die Gelammtheiten ihre Rechte an bie Landesherren, welde 
feit der Entwicklung eines Salzregald und zum Theil felbft eines Salzmonopole 
durch den Organismus ihrer Salgbehörben die Salinen leitetn und verwal⸗ 
teten. Bielfach indeß erhielten ſich wenigftend für die Stonomifchen Beziehungen 
oder auch für einzelne ihnen verbliebene Rechte der Autonomie und Selbfiver 
waltung die Genofjenverbände der einzelnen Kreiſe. Die Innungen und 
Brüderſchaften der eigentlichen Salzarbeiter entwidelten ſich dann dabei ganz 
analog wie die Knappſchaften der Bergleute. Umgekehrt gieng bad weiter- 
reichende Genoſſenverhältniß der abligen oder bürgerlichen Nutungseigenthümer 
von Salzquellen (Salzjunfer, Salzherren, Salzbeerbte) in bloße Vermögens- 
gemeinſchaft an dem ibeell getheilten Sool- oder Thalgut über. Dagegen 


126). Nur zur Bornahme von Rechtshandlungen, bie nicht mit einfacher Mehr⸗ 
heit befchloffen werben dürfen, und zur Erhebung von Beiträgen bedarf er eines 
Sperialauftrages ($ 120). Subfibtär treten die allgemeinen Grundſätze über 
Vollmachtsaufträge ein (3 128). Beftellen die Gewerken auf die Aufforderung 
der Bergbehörde binnen 3 Monaten feinen Repräfentanten, jo wird ein folder 
von der Behörde ernannt ($ 127). Letztere führt die Aufficht über Die Berwal- 
tung und Rechnungslegung ded Borftandes, beruft auch, wenn dieſer eö unter 
läßt, die Gewerkenverſammlung ($ 122). 

0) Bol. 3. B. Preuß. Berggef. $ 183, wonach notarielfer oder gerichtlicher 
Vertrag eine bergrechtliche Aſſociation beliebig anders geftalten kann; nur ſoll 
auch fie nach $ 134 immer Repräfentanten haben. 
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bildete fich unter denjenigen Perjonen, welche das Berfieben des Salzes in 
den Koten ald einen ausſchließlichen Nahrungsbetrieb erworben hatten, den 
fog. Salgern oder Pfännern, eine eigenthümliche Genofſſenſchaft (Pfännerfchaft) 
aus, welche mit der Gewerkichaft manche Aehnlichkeit bietet‘). Denn indem 
das Sonderrecht des einzelnen Pfänners als ein ideeller Antheil an dem ber 
Geſammtheit zuftehenden Recht auf Benutzung ber gefammten Soole bes 
Thales gilt, ift es ſowol ein jelbftändiges Vermögensrecht, ald zugleih Grund- 
lage der Mitgliedichaft in der Pfännerforporation, welche jomit aus den In⸗ 
babern jämmtlicher (oft 111) Pfannen befteht und Gewinn und Ausgaben 
nad) diefen repartirt. Indeß ift erft in neuerer Zeit durch bie Subjumtion 
unter bie bergrechtlichen Beftimmungen die Pfännerfchaft bisweilen zu einer 
reinen Bermögensgenofjenichaft geworden, während die bejonderen Salinen« 
rechte, wie fie fih bei dem Fehlen allgemeiner Salinenorbnungen lokal ſehr 
vielgeftaltig entwidelt haben, eine meiſt überaus fomplicirte Korporationsver- 
foffung begründen, in welcher neben der vermögensrechtlichen Grundlage und 
Bedentung des Verbandes das perfönliche Element ſtark hervortritt *). 

VI Müſſen wir in den bisher betrachteten Rechtsinftituten, bei welchen 
entweder eine Vermoͤgensgemeinſchaft Eorporative Verhältniffe aus fidh zu er- 


5 Bol. v. Sancrin, Grundfäge ded teut. Berg- und Salzrechts. Frankf. 
1790. 8 946. Runde 8 178. Eichhorn 8279. Gengler 8 83. Gerber 
8 98. Befeler 8 209. W. 

6, Dies ift 3. B. bei ber Saline in Halle der Fall. Vgl. den Auffah v. 
Martin in der Encykl. v. Erf und Gruber II, 20. ©. 75—101. — In 
Halle ſcheinen urjprünglich jämmtliche Salineneigenthümer und Salinenarbeiter 
ein autonomes Gemeinweſen gebildet zu haben. Später ftand dem gefammten 
Salzweien ein theils Ianbeöherrliches theils ftäbtifches Thalgericht und Thalamt 
vor (ein vom Landeöheren ernannter Salzgraf, 8—A vom Rath gewählte Born- 
meifter, ein Thalſekretär, ein Thalvogt und vier Thalvorfteher; dazu 6 Amts- 
Inechte, 4 Unterbornmeifter und 4 Oegler). Das Salineneigenthum zerflel in die 
in wächfernen Lehntafeln (bid 1788) getrennt eingetragenen Soolbrunnen unb bie 
für den Salzfub befttimmten Koten. An beiben beftand verfchiebenartiges abge- 
feitetes (Lehn-) Eigenthum, doch wurden Die Koten ſchon 1722 allobial. Das 
Soolgutseigentfum war real nach den 4 Brunnen, an biefen aber idell nad 
verſchiedenen Maßen und Untermaßen (Stühlen, Uuarten, Pfannen, Nößeln, 
Zobern, Orten, Eimern, Kammern) getbeilt. Die Soolgutseigenthümer ald folche 
durften aber die Soole nicht felbft benugen, ſondern mußten fie gegen ben durch 
die „Verfchläger“ ermittelten Preis einem Pfänner überlafien. Pfänner wurbe 
man teineswegd durch den bloßen Beſitz einer Kote: vielmehr wurden durch die 
Berfaffung der Pfännerfchaft reip. die ftädtifchen und Iandeöherrlichen Pfänner- 
ordnungen vielfache perfönliche Eigenfchaften und Bedingungen für den Erwerb 
der Pfannwerlönahrung, des „Pfannmwerkend,” gefordert. So 1482, daß man 
' Stabtbürger, beehelicht, beeignet und beerbt jei ober nad) bed pfannwerlenden 
Baters Tode eigned Haus, Küche und Hauch befite; 1621 und 1644 Ianbeöherr- 
fihe Genehmigung und Befip von 3 Pfannen oder entſprechendem Werth im 
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zeugen oder eine Koͤrperſchaft fi auf vermögensrehtlihe Grundlage zu ftellen 
beftrebt war, Produkte derjelben Richtung erfennen, die im Aftienverein ihren 
Abſchluß fand: fo ift Dagegen eine andere jehr verbreitete Auffaffung irrig, melde 
im Aftienverein gewiffermaßen nur eine Steigerung der deutjchrechtlidden Han⸗ 
belsgejellfhaften erblickt, während er doch in Wahrheit etwas von ihnen 
qualitativ Verſchiedenes und aus ganz anderer Wurzel Erwachſenes ift. 
Allerdings Hat das germaniſche Recht ven Geſellſchaftsvertrag weſentlich 
anders als das römiſche Recht ausgebildet. Und wenn in Solge beifen ber deutſche 
Gefellichaftäbenriff ſchon an ſich befähigt ift, in ungleich ftärferem Grade als der 
römische Societätäbegriff die individuellen Rechte zu mobdificiren, jo ift er in 
den handelsrechtlichen Erwerbsgejellichaften mit Einer Firma dur das moderne 
Verkehrsrecht in der That dem Genoſſenſchaftsbegriff jehr nahe gerückt worden. 
Denn den blos vorübergehenden Gelegenheitögefellichaften (den Vereinigungen 
zu einzelnen Sandelögejellichaften auf gemeinfame Rechnung, D. 9. ©. 8. 
art. 266 — 269) unb ber lediglich unter den Paciscenten und zwar ausſchließlich 
obligatorifch wirkſamen, nach außen latenten (daher firmeniofen) Betheiligung an 
fremden Geſchäft durch eine Dermögenseinlage gegen Antheil an Gewinn und 
Berluft (der ſtillen Geſellſchaft ds D. 9. ©. B. art. 250 — 265) 
gegenüber treten die offene und die Kommanditgejellihaft nah außen ale 


Thal; 1723 eignes Haus und fehömonatliher Wohnfip in der Stadt. Doch 
wurden Iandeöherrliche Dispenfationen zugelaffen. 1730 wurbe beftimmt, daß 
Witwen, Töchter und Kindeskinder glei den Söhnen dad Pfunnwerten fort- 
ſetzen könnten. 1885 traten Crleichterungen ein. Außer dem Pfännerverbande 
beftanden unter deu Salzarbeitern (Halloren) zwei Brüberfchaften: die Brüder- 
ſchaft der Salzwirker, d. i. ber den einzelnen Koten vorftehenden Meijter, (1699 
beftätigt, 1774 zu Gehorfam vermahnt und bed Rechts, fi ohne Wifſen des 
Thalamts und ohne Beifein einer Thalamtäperfon zu verjammeln, beraubt, 18313 
neu privilegitrt) und die Brüderfchaft der Bornknechte und Soolarbeiter (Haspler, 
Rabetreter, Stürzer, Träger und Zapfer), welche 1509 unb 1725 privtfegiirt 
ward, jpäter aber eingieng. Im Laufe ber Zeit traten dann in den Einrichtungen 
und dem Betriebe der Brunnen wie ber Koten vielfache Aenberungen und Ber 
einfachungen ein, Die Rechte der Landesherrn fteigerten ſich durch den Ermerb der 
von ihnen demnächſt an bejondere Perjonen verkiehenen Auſprüche auf ein Biertel 
aller Pfannen und Koten (Duartfoole) und auf Die wegfließende Soole (Extra 
ſoole) und endlich wurbe zwifchen Saline und Staat em Zwangsabſatz verhältniß 
zu feſten Preifen begründet. Namentlich wurde durch Verträge v. 1810 mit der 
weftphälifhen u. v. 1816 mit der preußifchen Regierung das Eigenthum „ber 
Pfännerſchaft und der Soolengutsbefiger“ an den Brunnen anerkannt, der eigne 
Salzbandel der Pfännerfchaft jedoch abgeichafft. Die alte komplicirte Berfaffung 
der Saline aber beitand auch jebt fort und die Ausgaben für den Sud wie die 
Einnahmen aus dem Berlauf an den Fiskus wurden nach wie vor jährlich nad 
den altbergebrachten Soolengütern und Koten verrechnet, welche ald ibeelle und 
oft gegenftandiofe Größen im Hppothefenbuch ab» und zugeichrieben, verpfünbet, 
vererbt und verkauft wurden. 
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dauernde Einheiten mit einem abgeichloffenen Gefellichaftsvermögen auf, 
während fie nach innen in einem oft jehr hohen Grade die Individuen durch 
die Gemeinjchaft binden und beſchränken. Und deshalb haben Theorien und 
Grjeße in neuerer Zeit fehr verichieden anf die Frage geantwortet, ob dieſe Ge- 
ſellſchaften bem reinen oder mobdificirten roͤmiſchen Societätsbegriff, ob vielmehr 
dem reinen oder mobificirten Begriff der universitas, ob endlich einem von 
beiden verſchiedenen felbftändigen germaniſchen oder modernen Gefellichafte- 
oder Genoſſenſchaftsbegriff zu unterjtellen find). 

Wie indeß die juriftifche Entſcheidung diefer Frage, deren dogmatlſche Er⸗ 
örterung und im zweiten Theil beichäftigen wird, ausfallen mag, die bier zunächft 
wur entftehende Trage nach der hiſtoriſchen Stellung jener Gefellſchaftsformen 
dürfte unbedingt in dem Sinne zu entſcheiden fein, daß ihnen iht Platz nicht 
in der Geichichte der Genoſſenſchaft und am wenipften in ber Geſchichte der 
Bermögensgenofienichaft, jondern in der Geſchichte des Vertragsrehts an- 
zuweifen ift. Lediglich aus der Erweiterung des deutichrechtlichen Gefellichafts- 
vertrages Durch bie Bebärfniffe und Inftitute des Handels erwachien, haben 
fie freilich eingelne Elemente nad dem Vorbild der Genoffenichaft, andere nach 
tem Vorbild der Bermögenseinheit fortentwidelt: aber fie haben das Vertrags- 
gebiet weber nad) der jubjeftiven noch nad) der objektiven Seite überfchritten, 
fie bleiben Verbindungen von Individuen mit obligationenrechtlidem Gehalt. 

1. Die offene Handelsgeſellſchaft zunächft, welche, mit dem Handel 
gleich alt*°), durch die allmälige Ausbildung der unbefchräntten perfänlichen 

1) Darhans vom Sorcietätäbegriff gehen aus: Treitfchle, Die Lehre von 
ber unbefdyräntt obligatortfchen Gewerbegeſellſchaft und von Kommanditen, Lelpz. 
1844; Thol, 9. R. 98 34 — 38; Hetie, 9. R. 8 20f. ©. 51f.; Eihhorn 8 
387; Mittermaier 8 554f., Gerber $ 195f.; Gengler 8 109f.; Auer- 
bad, das Geſellſchaftsweſen, Frankf. 1861; ferner die meiften Aelteren und faft 
alle Siviliften. Eine juriſtiſche Perjönlichkeit im römifchen Sinne nehmen nad) 
dem Vorgange der Sranzofen (Pardessus, droit de comm. IV. No. 972. 975 f.) 
an: Schiebe, Univerjaller. der Handelswifſ. I. 20—24; Gelpcke, Z. f. H. R. 
I. Ne. 18. 3f., bei. 19; Ladenburg, Arch. f. 9. u. W. R. X. 232. 
Brindmann, 9. R. F 30f. ©. 118f. nimmt eine „Kolfeftivperfon", die nur 
nad außen wirft, an. Endemann, bad deutfche H. R. (2. Aufl. 1868) 8 32 — 
78 ©. 156 — 366 fonftruirt die Handelögefellfchaft durchweg nach außen und tnnen 
als felbftändige „Verkehrsweſen“ mit eigrier Perfänlichkett und Gefellfchafts- 
organen; er legt indeß auch dem „Geichäft" des Einzeltaufmannd in gewifſem 
Sinne die Natur eined eignen Verkehrsweſens bet ($ 15), und läßt die Natur 
der Gefellfchaftsperfönfichfeit unentfchieden.. Bluntfchli $ 133. geht von der 
deutfchrechtlichen Genoſſenſchaft ang, Befeler 5 221 f. vom deutichrechtlichen Ge⸗ 
fellfchaftövertrage, Andere knüpfen an die deutfche Geſammthand an, wieder Anbere 
an ein Zwed- oder Stiftungävermögen. Einen befonderen Standpunft nehmen 
die Konftruftionen v. Runge, Princip und Syftem ber Handelögefellfchaften, 1. 
d. 3. f. d. gef. 9. R. VI 177—245, ein. 

4) Marquardus, de jure merc. et comm. (1662) L. 1. c. 11 Nr. 1 ©. 
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Haftung aller Gejellichafter gegen Dritte ihre eigenthümliche Geftalt gewann, 
börte damit keineswegs auf, ein Bertragsverhältnig zu fein, und wurbe von 
Theoretifern wie Geſetzen bis in die neuefte Zeit unbedingt als eine modificirte 
societas aufgefaßt und bebandelt*?). Diefe Natur bat fie auch durch ihre moderne 
Fortbildung weder thatſächlich noch rechtlich geändert *). 

8. Wie fie wirthichaftlich fich durchaus nur als eine Verbindung mehrerer 
wirthichaftlicher Perjönlichkeiten fir Erwerbözwede darftellt, wie ſchon die An- 
ſchauung des Lebens in ihr nur eine „Eollektine” Bereinigung mehrerer voll 
und ganz fortbeftehender Individuen ſieht, fo entfteht auch juriftifch Teine von 
der Summe ber Gejellichafter verfchiedene Einheit. Yür ihre inneren Ber 
haliniffe gilt das Societätsprincip ſogar vielfach und gerade z. DB. nach dem 
Handelsgeſetzbuch reiner ald bei manchen anderen deutjchrechtlichen Geſellſchaften. 
Das Erfordernik der Einitimmigfeit, wo nicht ein Auftrag zur Geſchäfts 
führung vorliegt, die regelmäßig durch Tod oder jonftigen Wechſel der Mit- 
glieber eintretende Auflöfung, die Zulaffung der Kündigung und Xheilunge- 
Hage u. j. w. beweijen did. Wenn aber in der Abänderung biefer Beitim- 
mungen dem DVertrage ein großer Spielraum bleibt, wenn %ortdauer beim 
Wechſel der Glieder und Beichränkungen ber Kündigung bedungen werben 
fönnen, wenn ber Auftrag zur Geſchäftsführung äußerlich ein Haupt des 
Ganzen Eonftitwiren kann, wenn emblih auch ohne Verabredung periodiſche 
Abrechnungen ftattfinden müffen: jo werben die Individuen hierdurch freilid 
fefter als roͤmiſche socii zur Einheit verbunden, aber diefe Einheit bleibt eine 
Summe von Individuen, ihre Grundlage ift ein Vertrag, fein Statut, 
und ed giebt Bollmadtsverhältnifie, aber eine Geſellſchaftsorgane im ihr. 
Durchaus als Einheit tritt die Gefellihaft nah außen auf: auch hierbei aber 
bleibt fie eine Perfonenjumme, ein Kolleftivum, und ihre einheitliche Geltung 
wird nicht durch eine eigene Gefellfchaftsperfönlichkeit, jondern durch eigenthüm- 
liche Snftitute des Handelsrecht vermittelt. Daß fie unter einem Geſammt⸗ 


299: „Und treibet man in Kauffmannfchaft gemeiniglid Mafchopei‘. Die Ge 
fchichte der offenen Gejellihaft bei Endemann $ 34. 

) Vgl. 3. B. Straccha, de mercatura (1558) S. 1098 f. Scaccia, de comm. 
et camb. (Frankf. 1558) ©. 48f. 418 f. 450. 459. 476. Marguarbus L. c. 
299 f. Mevius, ad jus. Lubec. IH, 19 art. 5. Aeltere partitularrechtliche Be⸗ 
fiimmungen b. Kraut 8 336, Gengler $ 109. 110 u. Stobbe, 3, f. d. gef. 
9. R. VIIL 51 —55. 

50) Bol. über bad Recht der offenen Gefellichaft bei. Treitſchle lc $2f, 
Auerbad 8 1f., Randa, Ah. f. H. u. W. R. XV.25f, Endemann 835 — 
47. Letzterer gebt indeß überall von der eignen Geſellſchaftsperſönlichkeit aus 
(def. &. 171. 184 f. 191 f. 214), nimmt eine „Organichaft” derjelben an (S. 180) 
und kouſtruirt ein völlig felbftändiges Gefellichaftövermögen (S. 185 f.). — Ueber 
die wirtbichaftlihe Natur der verfchiebenen Geſellſchaftsformen Schäffle, im 
Staatswärterbuh IV. 251 — 267, 
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namen gleih Einem Kaufmann Rechte erwerben und PVerbinblichkeiten ein« 
gehen, Hagen unb verklagt werben Tann, iſt eine Folge des hanbelsrechtlichen 
Inſtituts der Firma und reicht nicht weiter als dieſes. Die Befugniffe, welche 
durch die Gefellihaftsfirma für eine Eoätane Perfonenfumme erwachſen, find 
jedenfalls in keinem Punkte anders geartet, als die durch die Einzelfirma einer 
ſucceſſiven Perfonenfumme verjchafften Rechte, und es würde daher bier wie 
bort derjelbe Grund zur Annahme einer befonderen (Firmen⸗) Perjönlichkeit 
zwingen. Die nad) ber mobernen Gejeßgebung bei der Errichtung und fpäter 
eintretende öffentliche Kontrole (bejondere Formen, Handelsregifter, Yublicität) 
beruht nicht auf einem im Geſellſchaftsrecht belegenen Grunde, ſondern auf 
demjelben Rechtögrunde, der den Einzellaufmann einer ähnlichen Kontrole 
unterftellt. Und endlich ift die einheitliche Repräfentation der Geſellſchaft nach 
außen durch jedes nicht ausdrücklich und öffentlich von der Geſchäftsführung 
ausgeichloffene Mitglied Folge der handelsrechtlichen Grunbjäge über Vertretung 
und Bollmacht in ihrer Kombination mit dem Gefellichaftävertrage, nicht aber 
eine Anwenbung des Rechtes korporativer Organijation. 

b. Die Kollektiogejellihaft bleibt aber ferner ihrem inneriten Weſen 
nad eine Perjonenvereinigung und ift Teine Vermoͤgensgeſellſchaft. Die 
Gejellichafter werfen ihre perjönlichen Kräfte (daher nicht blos Geld, fondern 
aud Arbeit, Kredit, Kenntniffe, Konnerionen u. f. w.) zufammen, und nur 
als eine beftimmte Art diefer Kräfte kommt das Kapital in Betracht. Dar- 
aus ergiebt fi) vor Allem der efientielle, nad außen unabänderlihe Sag, 
daß die Mitglieder perjönlih und (nach dem Handelsgeſetzbuch, während im 
preuß. Entw. art. 117 nur ſubſidiäre Haftung vorgeichlagen war) principaliter 
und folidartich haften; es folgt ferner, daß die Mitgliedſchaft unübertragbar, 
ımtheilbar und im Zweifel umvererblich, jedenfalls ein durchaus perjönliches 
Recht ift; es ergeben fich die Beſchränkungen des Handelsbetriebs für bie 
Geſellſchafter außerhalb der Gejellichaft; endlich Hat die Uſance und mangels 
anderer Verabredung das Handelsgeſetzbuch volllommen Tonfequent den Sat 
feftgeftellt, daß Gewinn und Berluft nach Köpfen vertheilt, die Kapitaldein- 
lagen nur vorher verzinft werben‘). Wenn troß dieſer perjünlichen Grund- 
lage ein beſonderes Gefellichaftönermögen beiteht, welches zwar nad innen 
durchans von ben ibeellen Quoten ber Theilhaber abjorbirt, nach außen aber 
in mehreren Beziehungen als Einheit gefetlih anerfannt wird, wie in den 
Beftimmungen über den Schuß deffelben gegen die Privatgläubiger eine! Mit- 
glieds, über den Ausihlug der Kompenjation, über die Abfonderung der 
Maſſen beim Konkurfe und über die Liquidation hervortritt, jo erſcheint doch 
dieſes Vermögen weder als ein jelbftändiges inforporirtes Kapital, noch als 

51) Brindmann 160f. Endemann 8 42 ©. 208f. Hier auch die älteren 
Anfichten und Gefege, wonach bald nur nad Köpfen, bald nur nach Kapitalein- 
lagen (unter Gleichſtellung kapitalloſer Arbeit mit der geringften Einlage) getheilt 
ward. 
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das Vermögen einer Korporation: vielmehr Liegt bier nur eine Anwendung des 
deutſchrechtlichen Principe vor, welches fo vielfach (man denke an das Lehnrecht, 
Bergrecht u. f. w.) eine Abfchliegung beſonderer Vermögensmaffen auch deſfſelben 
Eigenthümers herbetführt. 

2. So wenig, wie die offene Handelsgeſellſchaft, ift Die Kommanbit- 
gejellihaft in Die Reihe der Genofſenſchaften zu ftellen. Wenn die fchen 
im Mittelalter verbreitete Handelsſitte, fid an fremdem Erwerb mit einer 
Vermögenseinlage zu betheiligen, überhaupt nur allmälig und nicht ohne Ein- 
fluß der kanoniſchen Zinsverbote®) zu der Annahme eines in foldem Falle 
vorliegenden Societätsverhältnifies führte, während man uriprünglid nur an 
ein Darlehn dachte: jo hat fich demnächft allerdings das neue Verhältniß in 
ber Geftalt einer geſetzlich anerkannten beſonderen Gejellichaftsform in allen 
europälfdyen Ländern mit einziger Ausnahme Englands Eingang verfhafft®). 
Allein wenn in Frankreich und Italien, wo fie ihre größte Berbreitung erlangte, 
die Rommanbditgefellihaft ſchon früh fih als kaufmänniſche Einheit geltenh 
machtes*), jo berrichte in Deutſchland bis in die nenere Zeit die ältere Form 
der Kommandite vor, bei welcher ein Gefellichaftöverhältni nur zwiſchen Kom- 
plementar und Kommanbitiften eriftirte, für Dritte aber nicht vorhanden 
war”). Erſt das deutiche Handelsgefetzbuch bat der von ihm gleichfalls bei⸗ 


Bol. Stracha J. c. S. 139. Scaccia Il. c. S. 413 —420. Eine 
Konftitution des Papſtes Sirtus V vo. 1586, abgebrudt bei Scaccia S. 494 — 
496 ,- erlärte die neue Soctetätsform für zuläffig, foweit fich nicht ein mutuum 
in ihr verftede, und verbot nur die Abrede, daß auch bei Berlujt das ganze Ein- 
lagelapital au erftatten fei. 

3) Bol. bie Geſchichte der Kommanditgeſellſchaft 6. Goldschmidt, de 
societate en commandite (Hal. 1851) S©.3— 18 u. Endemann $ 48 ©. 237 — 
246. Goldſchmidt unterfheibet 3 Perioden: v. 11— 15. Jahrh., — einface 
„commenda“ ald Darlehn (S. 4f.); v. 15. bis Ende des 17. Jahrh., — societas 
des „particeps“ mit dem Kommenbatar, aber ohne Wirkung nach außen (S. 7 f.): 
neuere Zeit — Umgeftaltung zur Handelögefellichaft mit einer Firma (S. 15 f.). — 
Weber die Modifikationen des engl. Verbots der ftilfen Gefellfichaft durch Gel. v. 
5. Zuli 1865 Mittermater, 3. f. d. gef. 9. R. X. 1324— 128. 

29 In Frankreich Thon nad Ordonnanz v. 1673. Goldſchmidt ©, 15. 
Heife 8 22. 

55) Vgl. einige ältere deut. Geſetzesbeſtimmungen b. Goldſchmidt lc. ©. 
12. 18, Gengler 8 111 ©. 497f., Kraut, Grunde. $ 337; außerdem ſchon 
älteftes Soejter Stadtr. 8 30 u. Priv. f. Medebach v. 1165 8 15. Ueber die 
Geitaltung vor dem 9. ©. B. Eihhorn $ 387, Mittermaier $ 556. 557, 
Heife $ 23, Thöl 8 40f., Treitſchke l. c., Goldſchmidt l. cc. ©. 19— 76, 
Brindnann $ 54f., Bluntſchli 8 138, Befeler 8 223, Endemann ©. 
243. Thatfächlic hatte fich vielfach bereits durch Handelsgebrauch eine Modi- 
Nation der ftillen Gejellichaft im Sinne ber jebigen Kommanbitgejellichaft auch 
in Deutjchland vollzogen GGoldſchmidt ©. 16. 21f. 28f. 74 f.), Die Theorie 
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behaltenen, aber zu den Handelsgeſellſchaften nicht gezählten „ftillen‘ Gefell- 
ihaft mit Beftimmtheit die „Kommanditgefellichaft" als eine ſelbſtändige 
Handelsgejellichaft unter gemeinfchaftlicher Firma und mit einem bejonberen 
Gefellihaftevermögen gegenübergeftellt. Diefe neue Kommanbitgefellichaft ift 
weientlich nach dem Vorbilde der offenen Handelsgeſellſchaft Eonftruirt, ſoweit 
nicht Abweichungen durd die beichränfte ———— des Kommanditiſten be⸗ 
gründet werden. 

a. Auch fie tritt daher nach außen als kaufmänniſche Einheit unter 
einer Firma auf, fteht unter öffentlicher Kontrole und ift felbft nad innen 
in einzelnen Beziehungen ein Ganzes. Allein eine bejondere Gefellichaftäper- 
ſönlichkeit kommt ihr ebenfalls nicht zu. Wie fie in wirthſchaftlicher Beziehung 
nur eine Verftärkung einer oder mehrerer verbundenen wirthichaftlichen Indi⸗ 
vibualitäten durch Eine Seite der wirthſchaftlichen Perjönlichkert (das Kapital) 
Anderer ift°%): fo ift e8 auch im Recht nur die verſtärkte und erweiterte Per- 
ſönlichkeit des Komplementärd, welche in der von ihm ausſchließlich repräjen- 
tirten und geleiteten Gejellihaft zur Erſcheinung kommt. 

b. Deshalb tft auch dad befondere Gefellichaftövermögen der Kommantit- 
gejelihaft zwar eine in manden Beziehungen ald Einheit behandelte Ber- 
mögensmaffe, aber fein Sorporationdvermögen. Und es ift ferner ebenjowenig 
die felbitändige Grundlage einer aus ihm erwachfenen Geſellſchaft: denn auch 
die Kommanditgeſellſchaft ift ein perjönliches, obligatorifched Verhältniß, Feine 
fachenredjtliche Genoffenſchaft. Tritt die Perjönlichkeit des Kommanbttiften 
bezüglich ber Geſellſchaft jelbft allerdings völlig zurüd, fo daß er gegen die 
Geſchäftsführung des Komplementärd nicht einmal ein Widerſpruchsrecht, fon- 
dern nur ein Prüfungsreht der Bilanz und ein Recht des Beiraths bat, in 
der Betreibung von Hanbelsgeihäften feinerfeits unbeſchränkt bleibt, nur mit 
feiner Einlage oder dem verfprocdhenen Betrage haftet und durch jeinen Tod 
oder Konkurs die Gejellihaft nicht beendet: fo ift doch jein Nerus mit dem 
Komplementär nicht Miteigenthum, fondern eine Vertragsobligation, umd was 
dem Gejellichaftenermögen Leben und Richtung giebt, ift eben nicht feine, 
fondern des Komplementärs Perfönlichkett, die wie bei einer Kollektivgejeffichaft 
voll und ganz dafür einjteht ’”). 


aber erkannte died wicht am, ja biöweilen (fo von Eſcher noch 1851) wurde über- 
banpt nech die Eigenfchaft des Kommanditiften als socius geläugnet, er für einen 
bloßen Darfehnögläubiger erklärt. 

5, Schäffle, im Staatswörterb. a. a. D. 

, Nach der älteren Gejtaltung gieng Die Einlage in das unbeſchränkte 
Eigenthum des Komplementärd über. Thöl 8 40, Brindmann $ 56, Gerber 
S 197, Gengler 8 111 Note 31. Mittermaier 1. ec. Rr. VI u. Gold⸗ 
ſchmidt I. c. $ 23 Note 6 mahmen bereitd, was das H. ©. B. nunmehr zum 
Geſetz erhoben hat, den Uchergang in ein beinnderes Gejellichaftövermögen an: 
Das Gejellichaftsnermögen tft aber eben mar eine befondere Vermögensmaſſe, 
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Unter diefen Umjtänden kann die Behauptung, es habe fih aus ber 
Kommanditgejellihaft hiſtoriſch wie juriftifch die Aktiengefellihaft entwickelt *), 
nicht gebilligt werben. 

3. Weniger noch läßt fih die mit den hiftoriichen Thatfachen durchaus 
in Widerſpruch ftehende Annahme rechtfertigen, daß der Aktienverein and der 
Kommanditgefellihaft durch das begrifflide und hiſtoriſche Mittelglied der 
Aktienkommanditgeſellſchaft erwachſen ſeiv). Diefe unzweifelhaft jün- 
gere Gefellihaftsform hat fi) vielmehr umgekehrt erſt nach dem Borkilte 
ber Aftiengejellichaft entwicelt und ift in Frankreich, ihrer eigentlichen Heimath, 
vornemlich dadurch entitanden und verbreitet, daß man jich bei größeren Ka⸗ 
pitalövereinigungen der die anonymen Geſellſchaften auf das Aeußerfte been- 
genden Staatöbevormundung zu entziehen juchhte*). Ihrem rechtlichen Weſen 
nah ift die Aktienkommanditgeſellſchaft auch in ihrer neueften Ausbildung 
lediglich eine Unterart der Kommanditgefelliichaft‘'). Freilich find dabei durch 


welche in fubjeltiver Beziehung durch eine Reihe von Bertragsobligationen unter 
eine gewiffe Einwirkung ber Kommanditiften gejtellt, in objeftiver Beziehung 
durch das Gefep auch nad) außen Bin bis zu einem gewiflen Grabe als Einbeit 
abgeichlofjen ift, deren eigentlicher Träger aber ganz allein ber perfönlich haftende 
Geſellſchafter bleibt, weil ihm allein thatfächlich wie rechtlich eine unmittelbare 
Herrſchaft daran zufteht. Da bie Bertragsobligation zwiſchen Kommanbditift und 
Komplementär, weil fie öffentlich tft und die Krebitbafts des Ganzen bilvet, auch 
für Dritte wirffam wirb und dadurch zugleich einen Nexus zwifchen dem Kom- 
manbitiften und dem Gejellichaftsgläubiger begründet, ändert nichts an ihrem 
Weſen ald Obligation. Enbemann nimmt auch bei der Kommanditgefellichaft 
(4 49 — 58) Perjönlichkeit nach außen und innen, Organe u. |. w. an. Bel. ©. 
249. 252f. 255. 256. Der Einzelne bat nad ihm nur ein Zorberungs- 
recht gegen die Gejammtperfon. ©. 259. (Die ftille Gejellichaft fieht Ende- 
mann ($ 54 ©. 265— 273) ald ein Verhältniß an, das dem Darlehn (Darlehn 
gegen Dividende) näher ald ber Geſellſchaft fteht). 

s), So Fr&mery, études de droit commercial ©. 54f. Fick, 3. f. >. 
gef. H. R. V. 10f. 32f. Es wird eine „Inforporation des Komplementärs“, 
ein Erfaß ber phyſiſchen Perjönlichkeit defjelben Durch eine furiftifche Perfönlid- 
feit angenommen. Vgl. dagegen Renaud, Altiengefellih. ©. 11. 

® So Fick J. e. ©. 18. 40. 43, unter Billigung v. Zabanb ib. VIEL 649. 

0) Anſchütz, die Aktienkommanditgeſellſchaften, i. d. Jahrb. des gem. Rechts 
1. 326. Fick J1. c. S. 57f. Mittermaier, 3. f. 9. R. VIL 168 Ende 
mann ©. 280. 347. 

) Bal. Thöl (2. Ausg.) ©. 150. Brindmann $ 54. Mittermaier 
& 558. Goldſchmidt lc. ©. 34f. Anfhüpl. c. S. 328 — 348. Blunt- 
ſchli 8 188 Nr. 8. Beſeler 8 226. Schäffle 1. c 255. 256. Krämwell b. 
Buſch, Archiv V. 109f. Auerbach $ 61f. 106. Endemann $ 67—72 ©. 
346— 363. Die beiden Lepteren fehen die Kommanditiften bier ala einen bejon- 
deren Aktienverein (aljo mit eigner Rechteperjönlichkeit) an. 
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die Zerlegung des Einlagekapitals in Aktien oder Aktienantheile nicht nur 
binfichtlich der DVeräußerlichkeit der Mitgliebichaft, fondern auch bezüglich ber 
inneren Struktur der Gefellihaft Modifikationen herbeigeführt, welche auf der 
Analogie des Aftienvereind beruhen: eine Generalverfammlung nimmt bie 
Rechte der Kommanbitiften wahr, ein von ihr gewählter Auffichtsrath führt 
ihre Beihlüffe aus und Tontrolirt die perfönlich haftenden Gefellichafter, und 
die leßteren ftehen in Bezug auf die Berufung einer VBerfammlung und die 
Borlegung der Bilanz dem Borftande einer Aktiengejellichaft gleich. Allein 
dies Alles bringt nur „den Schein einer Korporation‘ (fo Befeler ©. 929) 
hervor, während das Weſen des Vereins das einer Societät bleibt, welche 
ausſchließlich repräfentirt und getragen wird von der für ihren Beltand 
wejentlichen, durch eine Reihe vertragsmäßiger und gefelicher Beitimmungen 
zugleich verjtärften und beſchränkten Individualperfönlichkeit (teip. der Summe 
kollektiv verbundener Individualperjönlichkeiten) des Komplementärd. Dabet 
ift freilich nicht zu verlennen, daß häufig und insbefondere überall, wo ber 
perjönlich haftende Gefellichafter nicht wirklich den perjönlichen und Eapitaliftifchen 
Schwerpunft des Ganzen darftellt, wo er vielleicht im Gegentheil nur ein 
vorgeihobener Strohmann ift, der thatſächliche Gehalt des Snftituts feinem 
rechtlichen Gehalt wenig entipridht®). Gerade hierdurch und durch die damit 
verbundene Gefährlichkeit eines die Herrichaft über fremdes Kapital in jo 
umfaffender Weife ermöglichenden und zur Erregung täufchenden Scheind jo 
geeigneten Inſtituts bat ſich die Gefebgebung zur Aufftellung bejchräntender 
Beitimmungen veranlagt gejehen (Verbot der Inhaberaktien, Nothwendigkeit 
eines Auffichtsrath3 mit erhöhter Verantwortlichkeit, Vorjchriften über Rechnungs- 
legung und Kontrole, ſowie über die Sicheritellung der Gläubiger bei ber 
Theilung n. |. w.) und zum Xheil nicht nur Publicität, fondern ftaatliche 
Genehmigung gefordert). Und in der That bedarf ed, wenn an fich bier 
wie überall das Präventiviyitem dem Repreflivigften weichen muß, einer der- 
artigen Bevormundung der Aktienfommanditgejellihaften jo lange, als man 

2, Mittermaier L c. S. 168 fpricht von bem „Zwitterwefen ber Kom- 
manditaktiengefellfhaft mit einem verantwortlichen Strohmann und ohnmädhtigen 
Kapttaliften®. Dal. Endemann ©. 847. 

2) So D. 9. G. B. art. 178—206. Der württemberg. Entw. v. 1889 
art. 236 und ber Entw. eines Reichs⸗H. G. B. v. 1849 art. 70 wollten fie ganz 
verbieten. In Frankreich ergieng zur Verhütung des mit den Aktienkommandit⸗ 
Gefellichaften getriebenen Mißbrauchs ein befondered Gef. v. 15. Juli 1856, an 
deſſen Stelle jebt der erfte Titel des Geſellſchaftsgeſetzes v. 24. Juli 1867 (des 
societes en commandite par actions) tritt. Die Beftimmungen jollen jowol 
Dritte gegen unfolide Unternehmungen (art. 1— 3), ald die Altionäre gegen Aus- 
beutung durch die Geranten ober Gründer (art. 4) fehügen und werben durch die 
Anordnung eines verantwortlichen Auffichterathd (art. 5—18), ftrenge civilrecht⸗ 
fiche und ſtrafrechtliche Haftbarkeit (art. 8. 9. 18—16) und Publicität (tit. IV.) 
geſichert. 
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an der Bevormundung der Aktienvereine feithält, — wogegen eine Geſetzge⸗ 
bung, welche (wie die preußiſche und die frühere franzöfiihe) das Erforderniß 
der Stantögenehmigung bei den letzteren beitehen läßt uud bei den erfteren 
aufhebt, geradezu DBereindbildungen provocirt, die das Wejen des Altienver- 
eind in die Form der Altientommanditgejellichaft kleiden. 

VIL SKonnten wir fo in der vom Handelsrecht wollzogenen Erweiterung 
des Gejellihaftsvertrages den Urjprung des Aftienvereind nicht erbliden und 
dürfen wir weniger noch nach dem Borgange Mancher an eigenthümliche 
röm iſche Inſtitute anfnüpfen®%): jo weijen die über bie Außere und innere 
Geſchichte der Aktiengejellichaft vorhandenen Nachrichten gleichmäßig darauf 
bin, die neue Vereinsform als das durch den Verkehr geftaltete Produkt einer 
germanifchen Rechtsentwidlung zu betrachten, welche das deutjchrechtlihe Ge 
ſammteigenthum und die deutjchrechtliche Genoſſenſchaft jchlieglih in das ein- 
zige Snftitut einer vollendeten Vermoͤgensgenoſſenſchaft verſchmolz. War diefes 
Reſultat vorbereitet und bis zu einem gewiſſen Grade vorgebildet durch eine 
lange Reihe zu forporativer Geftaltung neigender Bermögensgemeinfchaften und 
zu vermögensrechtlicher Struftur neigender Gemeinden und Gilden, jo ftand doch 
auch der Aktienverein nicht mit Einem Schlage als vollendete VBermögend- 
genoſſenſchaft da, jondern brauchte eine Sahrhunderte lange Entwicklung, um 
aus gemilchten und unvolllommenen Bildungen bis zu feiner reinen Geftaltung 
fortzufchreiten. Auch er konnte nur allmälig die Anfangs überall berwortretende 
Inkongruenz der Bermögendglieverung und der Korporationsverfaffung über- 
winden und mußte härter noch ringen, um auf der einen Seite die inbivibnal- 
rechtliche Beengung durch Miteigenthums- oder Societätsbegriffe abzuftreifen, 
auf der andern Seite fi) des unter der Herrſchaft der obrigkeitlichen Idee in 
ihn hineingetragenen anftaltlichen und zwar wejentlich ftaatsanftaltlichen Moments 
zu erwehren und als freie Genofjenihaft zu behaupten oder zu geftalten. 


e 

*, Einige (4. B. Bouhaud und Orelli) haben in den Sorietäten ber 
römischen Staatszollpächter Altienvereine finden, Andere ſolche ſchon bei den 
Griechen nachweifen wollen. Endemann $ 55 Note 5. Wären aber jene socie- 
tates wirklich korporative Erwerbsgefellichaften (jo Schmid, Arc. f. civ. Prax. 
Bd. 36. S. 181f, u. Unger, keit. Weberfch. VI. 174) und nicht bloße Societäten 
(io Renaud, Altiengefjelih. S. 2 — 7. u. Endemann ©. 274) gewefen, beren 
Mitgliedern vieleicht nebenbei die Bildung einer zunftähnlichen Korporation ver 
ftattet ward (Rösler, 3. f. d. gefammte Handelsr. IV. 290 f.), jo waren fie, da 
ihnen ſowol die Limitirte Haftbarkeit ald die kapitaliſtiſche Perfönlichkeit fehfte 
(Endemann ©. 276), immer feine Aftienvereine. Solche wurden ben Alten 
durch die Sklaven und bag peculium erfegt. Fick, 3. f. d. gel. 9. R. V. 28T. 
Und wären fie ſelbſt Atienvereine geweſen, jo konnte doch eine exit beute wieder 
mühſam erforjchte Thatjache Die Entwidiung des modernen Rechte unmöglich 
beeinflufien. 
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A. Was die Geſchichte des Aktienvereins und feines Rechtes im Ein- 
zelnen angeht®5), fo jcheinen 

1. die älteſten Aftiengejelfhaften — oder, wenn man genauer —— 
will, Aktien anſtalten — in Italien dergeſtalt erwachſen zu ſein, daß an 
einem unter öffentlicher Autorität als Erwerbsinſtitut konſtituirten Kapitals⸗ 
fonds Theilhaberrechte mit einem Anſpruch auf Gewinn begründet und ver- 
fauft wurden. Dies war 3. B. bei der genuefiichen Bank (banca di S. Gior- 
gio) der Yale), welche als ältefte wirkliche Aktiengefelihaft gilt. Sie gieng 
aud der ftaatlichen Inkorporirung der genuefiihen Staatögläubiger hervor, 
welden für ihre mannichfach privilegiirten und in bejtimmte Bücher eingetra- 
genen Forderungen (loca) beſtimmte Staatdeinfünfte verpfänbet worden waren. 
Indem i. 3. 1407 der Staat gegen Verzicht auf Rückforderung der Schuld 
diefe Einkünfte und felbft die Gerichtöbarfeit darüber dem Corpus feiner 
Gläubiger abtrat, gelangte biejed in den Beſitz eined Kapitalvermögens, auf 
Grund deſſen es fih bald als Leih- und Girobank Eonftituiren und in dieſer 
Sorm big 1799 beitehen konnte in Altienverein aber war die neue Banf 
injofern, als fie ihr Gejammtlapital in 20,400 gleiche Theile zum Nominals 
betrage von je 25 Scudi zerlegte, die als loca in einem cartularium einge 
tragen waren, n»ererbt und veräußert werden fonnten und ihre Inhaber zu 
Mitgliedern des Corpus machten. JInsbeſondere wurde der nach Abzug der 
Derwaltungskoften und eines Betrags für einen Reſervefonds jährlich fich er- 
gebende Reingewinn nach Mapgabe der luoghi vertheilt. Dagegen gab es 
eine Generalverſammlung der Theilhaber nit. Doc ftand die Eorporative 
Drgantfation der Bank mit der Gliederung nad Antheilen infofern in Ber- 
bindung, ald der auf ein Jahr zur Hälfte erlofte und zur Hälfte fich ſelbſt 
ergänzende Ausſchuß (consiglio generale), weldyer die Gejammtheit vertrat, 
aus 480 Befigern von je 10 Antheilrechten zufammengejeßt war, ber neben 
andern Beamten und Behörden an der Spike ftehende Bankvorſtand aber ſich 
aus 8 Protettori, deren jeder 100 luoghi befiten mußte, bildete. Es war 
das Vorbild diefer Bank, weldes demnächſt eine ähnliche Verwendung des 
Aftienprincips bei einer großen Anzahl der bald in allen Ländern Europa's 
gegründeten Giro», Leih-, Zettel- und Depofitenbanten veranlaßte *). Gleich- 


8) Fick, Begriff u. Geſchichte der Aktiengefellichaft, i. d. f. Z. d. gef. 9. R. 
V. 1-62. RenaudbL ec 1—27. Endemann $ 55 ©. 273 — 281. 

6, Bol. die Nachrichten bei Scaccta $ 1 gl 1 Nr. 452f. 8.77 u.87 
gl. 3 Nr. 1. 7, Kid ©, 40. 41 u. die aus Cuneo geihöpfte Darftellung 
Renaud's ©. 12—14A. 

1), Kid 41f. Endemann ©. 277f. Hübner, die Banken, Leipz. 1354, 
I. $ 2. ©. S—35. IL 389. So fam, wie ed fcheint, bei den venetianifchen 
Bauten (Hübner IL 9), ferner bei der bank of England 1694 (ib. IL. 339 f.), 
den franzöfiichen Banten (I. 13F.), der ſchwediſchen Bant 1656 (LI. 422 f.), der 
danifch«norwegiichen 1786 (HI. 207 f.) u. ſ. w. das Aktienprincip zur Anwendung. 
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zeitig jcheinen aber auch bereit für andere Zwecke, namentlich für die gemein- 
ſame Verwaltung und Vertheilung gepachteter öffentlicher Einkünfte, in Italien 
und bejonders in Rom unter dem Gattungsnamen der montes Kapitalvereine 
beitanden zu haben, bei denen die Mitgliedihaft durch veräußerliche und ver- 
erbliche, einen wechſelnden Gewinn abwerfende Antheile (portiones, loca) ge 
geben wurde und Dritten gegenüber perſönlich zu nichts obligirte®®). 

2. Bar Italien jo die Wiege des Aktienprincips, fo fand eine vollere 
Ausbildung beffelben im Sinne ber fpontanen Kapitalsafjociation durch ſeine 
Verwendung für den Welthandel in den Handelsfompagnien der Hollim- 
ber und Engländer Statt, weldhe bald von allen feefahrenden Nationen nad- 
gebildet wurden®), Die Handelskompagnien ftanden mit den italieniſchen 
montes in feinem unmittelbaren Zufammenhang, jondern entwickelten ſich 
jelbftändig theils im Anſchluß an die Gildeverfaſſung der nad einem be 
ftimmten Lande handelnden Kaufleute, theild als Torporative Staatshandels⸗ 
inftitute. Bei ihnen war alfo, während bei den montes das nad) loca ge 
gliederte Gefammtrecht erft allmälig eine Berfaffung erzeugte, gerade umgekehrt 
die forporative Berfaffung das Frühere und das Fapitaliftifche Clement wurbe 
erit im Laufe der Zeit zu deren außdfchließlichem Träger. Eine lediglich von 
den betheiligten Sapitaliften als ſolche geftaltete und nur im ihnen lebende 
Genofienihaft lag auch bier noch nicht wor. — In Holland zunächft wurde 
die oftindifche Handelöfompagnie, welche am 20. März 1602 durch Bereinigung 
der bis dahin beitehenden Pleineren Kompagnien und Maflopeien von ben 
Generalſtaaten errichtet und mit dem Monopol bes Alleinhandels jenjeits des 


Dagegen waren die älteften deutjchen Banken mit dem Staat mehr oder minder 
eng verknüpfte öffentliche Anftalten, welche ihr Kapital theild aus den Depofiten 
bildeten, theild vom Staat überwiefen erhielten, Aktien aber nicht audgaben. So 
die nah dem Mujter der Amjterdamer Bank v. 1609 (Hübner L 10f.) ge 
gründete Giro» und Depofitenbant in Hamburg (II. 114 f.), die Bank zu Nürn- 
berg (I. 11), die Wiener Girobant v. 1708 (II. 146f.), die ganz mit Staats: 
Fapital fundirte preußifche Bank v. 1765 (I. 22 — 27), die Bank in Nürnberg v. 
1786 (I. 48) u. ſ. w. 

ss, Straccha, decis. rotae Genuse de merc. (Col. 1622) decis. 14. 
Scaccial. c. 47. 76f. 496f. Renaud 15f. Scaccia bejaht die Berkänf 
lichfett der loca montium, meil fie „adaequantur censibus® (©. 48. 78 Nr. 
464—469), und beftreitet, um fie vor bem Tanonifchen Zinäverbot zu retten, ihren 
Charakter ald mutuum (S. 77 Nr. 452). Nur follen bie fructus loci montis 
dann reftituirt werben, quando mons non erat capax illorum fructuum (©. 
139, 426). Das von Straccha mitgetheilte Urtel der Rota erffärte die Inhaber 
ber loca montium den Kreditoren bes mons gegenüber für perfönlich nicht verhaftet. 

6%) Bol. Marquardusl.c. 367. Nr. 64f. Röpeltb. Erich u. Gruber 
11, 7 ©. 124—156. Roſcher, Kolonien und Kolonialpolitit 1856 S. 375— 
425. Schäffle, im Staatöwörterb. IV. 678—689. Kid 1. c. 43f. Renaub 
16f. Rau, Bolföwirthfchaftspolizei IL. 8 279. Endemann H. R. 278. 
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Kap der guten Hoffnung und zahlreichen Privilegien (Recht der Bündnifle, 
Kriege, Nieberlaffungen u. ſ. w.) außgeftattet wurde, von Stantöwegen und 
zwar durchaus als eine öffentliche Korporation organifirt. Die Vertretung der 
Geſammtheit wurde einem Kollegium von 60 Direktoren (Bewinbhebbern, 
administratores) übertragen, welche nad) diſtriktsweiſen Abtheilungen — jo- 
genannten Kammern — auf Präjentation der übrigen Direktoren der betreffen- 
ben Kammer von ben Stadt- oder Provinzialmagiftraten ernannt wurden. 
Die eigentliche Leitung der Gejellichaftsangelegenheiten aber war bei einem 
auf Präjentation der Kammern von den Generalftaaten ernannten Siebzehner- 
ausſchuß, welcher vorbehaltlich der bei Uneinigkeit den Generalitaaten zufteben- 
den Entſcheidung alle Anorbnungen jelbitändig traf und nur alle 10 Sabre 
Generalrechnung legen mußte. So gab die Vermögensbetbeiligung, welde 
Jedem freigeftellt wurbe, zwar die pekuniären Befugniffe eines Aktionärs, aber 
an fih noch keine Theilnahme an der forporativen Thätigkeit der Gejellihaft. 
Indeß ftand die Verfaſſung mit den Theilrechten doch infofern in Verbindung, 
als die aus den einzelnen Kammern zu nehmende Direktorenzahl fi) nach der 
Betheiligung jener Diftritte am Grundkapital abftufte und überdies für das 
Amt eines Direktors Altienbefit im Nominalbetrage von 1000 (reſp. in 
Enfhuizen und Hoorn 500) Gulden erforberlih war”). Die gewaltigen Erfolge 
diefed älteſten Welthandelsvereins auf Aktien, der erft i. 3. 1795 aufgelöft 
und vom Staate abforbirt wurde, riefen zahlreiche Nahbildungen in Holland 
felbft ?') und in andern Ländern, vor Allem in England und Frankreich, ber- 
vor”). Nur eine Geſellſchaft aber überflügelte ihr Vorbild, die engliich- 


70, Die erfte Kammer bildete Amfterdam, wo die Hälfte des Gefammtlapitals 
gezeichnet war, mit 20 Adminiftratoren, die zweite Zeeland mit % des Kapitals 
und 12 Direktoren; die dritte (auf der Maas) und bie vierte (Nordbolland und 
Meftfriedland) waren je mit % betheiligt und zerfielen in je zwei Unter- 
tammern (Delpht, Rotterdam, Enkhuizen u. Hoorn), deren jede 7 Direktoren hatte. 
Bon den 17 wurden 8 aud der 1., 4 aud ber 2., je 2 aus der 3. u. 4. Kammer 
präfentirt, während bezüglich des Siebzehnten die Kammern alternirten. Vgl. 
Marquardus ©. 367. Nr. 64—73. Röpelll.c. ©. 152—156. 

11) So die hollänbifch- weitindifche Kompagnie v. 1621 —1734 (Marquar— 
dus ©. 369 f. Nr. 74 u. 75 und Urkb. ©. 609 f.), die Holländifche Kompagnie 
von Surinam u. |. w. 

77), In England außer der oftindifchen Komp. die Südſeekompagnie, die Brit. 
virgin., brit.-levantin., mehrere Häringöfifchereigefellfchaften, die Hudſonsbaige⸗ 
felfchaft von 1670 u. ſ. w. Ueber die franzöftfchen und deutfchen Komp. f. unten. 
Zahlreiche portugief., Spanische, ruſſiſche, ſchwediſche, däniſche Komp. zählt Schäffle 
l. c. ©. 687. 688 auf. Sntereffant find die weitläufigen Urfunden der 
„Auftralifchen oder Süder- Kompagnie im Königr. Schweden‘, welche Mar- 
quarbusl, c. im Urkb. 373 — 559 (dazu ©. 370 Nr. 76 f.) publicirt. Darunter 
befinden fich neben dem königl. Oktroy v. 1626 und vielen Privilegien mehrere 
vom Kanzler Orenftierna dur Schweden und Deutjchland verfandte Profpelte, 
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oſtindiſche Kompagnie”). Seit 1599 als eine fogenannte regulated Com- 
pany beftehend und vom Staate ald Korporation mit dem Recht, ein eignet 
Siegel zu führen, bye-laws zu ftatuiren und einen Gouverneur und 20 
Direktoren zu kreiren, anerfannt, verband fie im Sahre 1613 mit der Gilde. 
verfaffung die Aktientbeilung nach holländiſchem Muſter und bildete nun, nad. 
dem ein im Sabre 1654 unternommener Verſuch, auf das regulirte Gelell- 
Ihaftsprincip zurüdgugehen, nicht burchgebrungen war, das Altienprincip in 
immer reinerer Weiſe aus. Insbeſondere wurde mit dem Afktienbefig das 
Stimmrecht in Gefellihaftsangelegenheiten verbunden und fo das Kapital als 
das die Richtung des Ganzen Beitinmende anerfannt. Der Regierung gegen 
über gelangte die Kompagnie zu wachſender Unabhängigkeit, fie erwarb und 
übte ohne alle Kontrole in dem von ihr unterworfenen Gebiet die gefammte 
Staatögewalt und fhlug den Berfuch, ihr durch Gründung einer neuen Kompagnie 
(1698) Konkurrenz zu machen, durch Bereinigung mit diefer ab ”*). Indem nun 
aber mit dem Wechſel der Organijation nothwendig fich zugleich ein Wechſel der 
Zwede verfnüpfte und bie politiichen, handelspolizeilichen und fittlichen Zwecke der 
regulirten Kompagnie, in welcher jeder Kaufmann für eigne Rechnung wirth- 
ſchaftete und nur für jene öffentlichen Zwecke Beiträge zahlte, vor dem Zwecke 
des Gemeinerwerbes zurüdtraten: zeigte ſich gerade bei dieſer Kompagnie, wie 
bie Fapitaliftiihe DOrganifation des Aktienvereins im Großen auch nur für 
Fapitaliftifche Unternehmungen geeignet iſt. Die oftindifhe Kompagnie war 
und blieb eine Vermögensgenoflenichaft auch da, wo fie Kriege führte, Ber 
träge mit Fürften fchloß, ein Reich von 80 Millionen beberrichte.. Die Folge 
war jene furchtbarſte aller Deöpotien, in welcher die Perjönlichkeit nichts gilt 
gegenüber dem Kapital, in welcher alle anderen Zwecke nur Mittel für den Er- 
werbözwed find. Erft die Aufhebung des Handeldmenopold brachte bier 
Befferung, indem nun der Charakter der Erwerbögejellihaft wieder vor dem 
einer politiihen Körperſchaft zurüdtrat: volle Hilfe aber wurde erft, feitdem 
die feit 1782 eingetretene Staatölontrole i. 3. 1858 in die unmittelbare 
Regierung Indiens durch den Staat verwandelt warb. 


welche zur Atienzeichnung (,Einzeichnung“) einladen. Außerdem erwähnt Mar: 
quard ©, 870. Nr. 80 eines vom König v. Dänemark gegründeten collegium mer- 
catorum Islandiae, ib. Nr. 81 einer von dem König v. Spanien den Hanfeftädten 
erfolglo8 angetragenen societas commercii Hispano-Germanici und ©. 372 Nr. 
89 eines verfehllen Verſuchs des Herz. v. Holftein (1640), eine societas in Persiam 
zu gründen. 

13, Bol, Röpelll. c, 124—152. Schäffle l. c. 680f. u. Deut. Biertel: 
jahrsſchr. 1856 9. 4 ©. 20f. Fidl. c. 44. May, const. hist. II. 580 f. 

19 Die United East India Company wurde jetzt auf Aftien von 500 Pfd. ge 
gründet, deren jede eine Stimme gab, während zur Wahl unter die (jet 24) 
Direktoren Befig von 4 Aktien erforderlih war. Später trat 1 Stimme erft 
mit 2, 2 mit 6, 3 mit 12, 4 mit 20 Aktien unb darüber ein. 
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3. Wenn fo zunächft überall nur vereinzelte, große, ſpeciell autorifirte 
und inforporirte Gefellihaften dad Aktienprineip anwandten, deren jede nad 
einem beionderen Geſetz Iebte, jo konnte erft die DBerallgemeinerung der 
neuen Vereinsform eine Erkenntniß defſen,“ daß bier eine jelbftänbige 
Geſellſchaftsgattung fih bilde, und damit eine Gefebgebung über das Recht 
des Aktiewereins bringen. Am früheften geſchah dies, wenngleich in nega- 
tiver Rihtumg, in England, wo ſeitdem das Aktiengefellihaftsrecht jeine be- 
tondere, von der fontinentalen verichiedene Entwicklung nahm. Unter dem 
Einflug der engliichen Aflociationsfreibeit wurben bier nämlich ſchon im 
erften Biertel des 17. Jahrhunderts neben ben privilegiirten Kompagnien 
zahlloſe Kleine Gejellihaften auf Aktien gegründet ober auch nur profektirt, 
um unter den unfinnigften Vorwänden Leichtgläubigen das Kapital zu ent 
Ioden”). Daß in England, wo ja auch die Kommanditgefellichaft unbefannt 
war und tft, bei allen nicht inforporirten Vereinen die Solidarhaft galt, hielt 
von der Betheiligung an biejen jog. „Seifenblafen" (bubbles) nicht zurüd, 
zumal man durch die nen erfundene Ausftellung von Interimsfcheinen und 
Altien auf den Inhaber die Solidarhaft de facto illuſoriſch zu machen juchte. 
In Solge diefer Vorgänge wurden durch bie fog. Bubble-Acte v. 18. Aug. 
1720 (stat. 6 Geo. L c. 18) alle nicht von der Krone oder dem Parlament 
inforporirten Altiengejelichaften gänzlich unterdrückt, indem als ftrafbare An- 
maßung von Korporationdrechten vor Allem die Ausftellung von Snhaberattien, 
überdie® aber allgemein „the acting or presuming to act as a corporate 
body, the raising or pretending to raise transferable stock, transferring 
or pretending to transfer any share in such stock without legal autho- 
rity“ verboten ward. Erſt in unjerm Jahrhundert trat durch Gef. v. 1825 
(stat. 6 Geo. IV. c. 91) die Bubble-Acte außer Kraft: allein die ſolidariſche 
Haftung fänmtlicher Glieder bei allen Gefellichaften, welche ſich nicht die koſt⸗ 
jpielige und nur für die ganz großen Kompagnien von mehr oder minder 
Öffentlicher Bedeutung erreichbare Special-Intorporirung verſchafften, blieb 
nicht nur jeßt beitehen, jondern wurde auch im Jahre 1844 feftgehalten, als 
das Geſetz (stat. 7 et 8 Vict. c. 110. 114. 113) den Kapitalvereinen ohne 
beſchränkte Haftbarkeit (joint stock companies without limited hability) 
die Erlangung der Körperfchaftsrechte durch die Wahrung gewilfer Foͤrmlich⸗ 
feiten freigab. Erft das jüngfte Sahrzehnt ſah eine radikale Umwälzung bes 
engliichen Gefellichaftsredhts. Nachdem bezüglich einzelner Klaffen von Gejell- 
tchaften ſchon vorher Aenderungen eingetreten waren, wurde durch die beiden 


75, Sid 1. c. 50f. Schwebemeyer, das Altiengejellihafts-, Banf- und 
Verſicherungsweſen in England, Berl. 1857, S. 11f. Renaud 23f. Erfindung 
eined perpetuum mobile, die Verwendung von Hobeljpänen für den Guß guter 
Bretter, oder gar etwas, wonon Niemand willen dürfe, was es fei, figuriren 
unter den Gegenjtänden bdiejer Gejellfchaften, deren Anderſon 202 aufzählt. 
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Joint Stock Companies Acts von 1856 und 1857 (stat. 19 et 20 Vick. c. 
47 und stat. 20 et 21 Vict. c. 17) allen Bereinen, mit Ausnahme der Banken, 
bie bis 1858, und der Berficherungsgejellichaften, die bis 1862 davon ausge. 
ſchloſſen blieben, anheimgegeben, ſich unter Beobachtung der geſetzlichen Foͤrm⸗ 
lichkeiten als joint stock companies with limited lisbility, d. h. als reine 
Kapitalvereine, zu konſtituiren?e). Endlich aber bat die große Companies 
Act. v. 7. Aug. 1862 (stat. 25 et 26 Vict. c. 89)7”), ein Geſetz, das unter 
Aufhebung und Verſchmelzung aller früheren Geſetze nicht blos das Recht der 
Kapitalvereine, jondern das Recht aller freien Torporativen Genoffenfchaften 
(trading companies and other associations), weldhe einen Gewinn oder 
Vortheil für ihre Mitglieder erftreben, fofern fie nicht unter einem Special 
gejeg ftehen”®), regelt, die Erſchaffung und Geftaltung einer Körperichaft für 
jeden nicht verbotenen Zwed der freieften Privafautonomie überlaffen. Nah 
dieſem Gejeg Tann nunmehr jeder Verein von mindeftend 7 Perfonen?®) fih 
mit oder ohne Zerlegung feines Vermögens in Kapitalantheile (shares) kon⸗ 
ftituiren: wählt er aber die Form bes Kapitalvereins, fo kann er weiter nad 
freier Wahl entweber die Solidarhaft damit verbinden (company unlimited 
having a capital divided into shares), ober die Haftung auf die Antheile 
einihränten (company limited by shares), ober endlich eine Haftung mit 
einem beitimmt begrenzten Betrage über die Aktie hinaus begründen (com- 
pany limited by guarantee and having a capital divided into shares). 
Welche von biejen drei Formen, von denen indeß nur die beiben leßteren eine 
wahre Vermögensgenoſſenſchaft enthalten, ein Zapitaliftifcher Verein wählen 
mag, immer vermag er ſich unter Wahrung ber geieblichen Förmlichkeiten durch 
einfache Anmeldung und Gintragung in öffentliche Regifter die Rechte einer 
Körperfchaft (body corporate) und bamit die volle Nechts- und Handels 
fähigkeit zu verfchaffen®). Nur muß er, wenn die Haftung eine bejchränfte 


6) Bol. die angef. Schrift v. Schwebemeyer, u. Güterbod, die engl. 
Aktiengeſellſchaftsgeſetze v. 1856 und 57, Berlin 1858. 

71) VBgl. die Darftellung des Gefepes durch Mittermater, i. d. 3. f. d. gei. 
9. R. VII. 423— 483 und dur Keyß ner ib. 538574. 

78) Nicht unter dad Geſetz fallen die von der Krone oder dem Parlament 
intorporirten Gefellihaften, von denen die erfteren unter dem Stat. 1 Vict. c. 
73, die legteren unter der Companies clauses consolidations act v. 3. Mai 
1845 (3 Viet. c. 16) ſtehen, fowie ferner die Bergwerkögejellichaften. Gezwungen, 
fih unter das Geſetz zu ftellen, find Banken von mehr ald 10 Mitgliedern und 
alle auf Gewinn für die Geſellſchaft ober ihre Mitglieder gerichteten Vereine ven 
mehr als 20 Perfonen. 

19 Sinft die Mitgliederzahl fpäter unter 7, fo kann Liquidation eintreten. 
Wird aber die Gefellichaft Tänger als 6 Monate fortgefegt, w fönnen fich die 
Gläubiger an die Einzelnen halten. 

*) Sur bezüglich des Grundbefiperwerbes find Geſellſchaften zu Förderung 
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fein foll, einen died ausbrüdenden Zufaß in feine Firma und alle öffentlichen 
Anzeigen aufnehmen. Cr unterliegt dann auch in feinem ferneren Leben nur 
einer repreifiven Staatsaufficht, welche namentlich durch die Androhung von 
Drdnungdftrafen jowol gegen die Borftände wie gegen die Gejellichaft jelbft 
gefichert wird, wogegen. eine direkte Regierungdeinmijchung lediglich auf An- 
trag eines Bruchtheild der Aktionäre jelbft (%, bei Banken % der Aktien) 
ftattfindet ®'). Dem antonomijchen Belieben ift es überlaffen, welche Organi⸗ 
fation die Geſellſchaft fih geben will, nur ſubſidiär tritt ein gejeßliches Nor- 
malftatut in Kraft. Doch wird im Intereſſe der Aktionäre wie des Publi« 
fums eine Reihe zwingender Vorjchriften über die Außeren und inneren Rechte 
der Hauptgefellichaftöorgane (Generalverfammlung und Direktoren), ſowie über 
Erwerb, Berluft und Inhalt der Mitgliedichaft erlaffen. Das Wichtigſte if, 
daß auch jebt das unbedingte Verbot der Inhaberaktien beftehen bleibt und dem⸗ 
gemäß Inhalt und Form des Aktienbuchs als eined essentiale gefeglich geregelt 
wir). Wie in diefem Punkt, jo tritt aber auch in allen übrigen Bor« 
ſchriften als Hauptunterfchied des englifchen Aktiengeſellſchaftsrechts vom Ton- 
tinentalen immer noch der hervor, daß in ungleich höherem Grade dad per- 
fönliche Element neben dem Tapitaliftifchen in Geltung geblieben if. Die 
Idee eined reinen Kapitalvereins ift weder im Geſetz noch im Leben zu einem 
fo vollftändigen Siege wie bei uns gelangt, wo vor der Eigenſchaft der Aktie 
ala Quote eines Geſammwermoͤgens ihre Eigenſchaft ale Mitgliedfhaft eines 
Vereins oft faft gänzlich zurücktritt. 

4. Der eigenthümlichen Geftaltung des englifchen Rechts, die fich in 
Nordamerika in ähnlicher Weiſe wiederholte, fteht die Fontinentale Entwidlung 
des Aktienvereins gegemüber, welche fich zuerit in Italien und Holland vollzog, 
dann aber fih weientlih unter dem Einfluß bes franzöſiſchen echtes 
fortbildete. In Frankreich wurde beſonders jeit dem erften Viertel des 18. 
Jahrhunderts einerſeits die rein Tapitaliftiihe Natur des Altienvereind vollendet, 
andererjeitd die Abhängigkeit der neuen DBereindform von der Staatsregierung 
befiegelt. In letzterer Beziehung ftellten fich ſchon Die Kompagnien des 17. 
Sahrhunderts als kaufmänniſche Staatsinftitute dar, jo daß die Comp. des 
Indes occidentales (jeit 1628) vom Könige 1674 einfach unter Rüdzahlung 
der Aktien eingezogen werden Tonnte und bei der 1664 errichteten Comp. des 
Indes orientales fowol die Berufung der Generalverfammlung als bie Feſt⸗ 


ber Künfte und Wiffenfchaften und der Wohlthätigkeit befchräntt, indem fie ohne 
Genehmigung bed Handeldamts nicht über 2 acres erwerben können. 

) In diefem Zalle orbnet dad Hanbeldamt Kommifjare zur Prüfung der 
Geſchäftslage ab, denen alle Bücher vorgelegt werben müfjen und bie ſowol zu 
eiblichen Bernehmungen, ald zu Mafregeln zur Sicherftellung der Gläubiger be- 
fugt find. Keyßner l. c. ©. 567. 568. 

02) Näheres b. Keyß ner J. c. ©. 557f. 
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jegung der Aktieneinzahlung und Dividendenvertheilung dur königliche Or- 
donnanz erfolgte. Diefelbe direkte Einmiſchung eines centralifirenden und be 
bormundenden Staatd finden wir dann bei dem folofjalen, an den Namen bes 
- berüchtigten Schotten Law geknüpften Aktienſchwindel wieder, welcher jeit 1719 
ganz Frankreich. an den Rand des Bankerottes führte, — ja, der Staat felbit 
war der eigentliche Urheber dieſes Unheils. Denn königliche Defrete errichteten 
dur Fuſion kleinerer Gejellihaften (Comp. du Senegal, du Canada, de la 
Chine etc.) mit der feit 1717 beitehenden Compagnie d’Occident bie ke 
kannte Miſſiſippigeſellſchaft (Comp. des Indes, 1719), vergrößerten dieſelbe 
durch wiederholte Emiffionen neuer Aktienſerien und verſchmolzen fie endlich 
unter Law's Direktion mit der banque royale (1720); der König felbft er- 
nannte die Direktoren, präfidirte den Generalverfammlungen, beeinflußte bie 
Beihlüffe; und als troß der Stantsleitung das ganze Spekulationägebäute 
zufammenbradh, waren ed koͤnigliche Ordonnanzen, weldhe durch Erperimente 
aller Art, durch Anordnung eines Zwangskourſes für die entwertheten Aktien 
u. f. w. das Uebel verfchlimmerten. Auf der andern Seite indeg waren gerade 
diefe Kpmpagnien für die juriftiiche Fortbildung des Aftienvereind im Sinne 
einer Kapitalgenoffenfchaft in doppelter Beziehung wichtig: einmal wurde wenig- 
ftend nominell als höchſtes Vereinsorgan in ihnen die Generalverſammlung 
der Aktionäre als ſolcher Tonftituirt, das Stimmrecht als Ausfluß des Aftien- 
befißed behandelt; zweitens wurden in der Comp. d’Occident zum erften Mal 
Inhaberaktien ausgegeben, ja ed wurde in ben Statuten die Mitgliedſchaft 
ausdrüdlich für eine negotiable Waare erflärt®®). In derſelben Richtung ent- 
wickelte ſich demnächft das Recht des Aktienvereins fort: die Fapitaliftifche Natur 
trat immer fchärfer hervor, — ein vorübergehenbes Verbot der Inhaberaktien 
wurde bald wieder bejeitigt, die beſchränkte Haftbarkeit nie in Frage geftellt; 
dagegen blieb dem Aktienverein ber ftnatsanftaltliche Charakter, und wenn fi 
Anfangs vielleicht neben den durch Fönigliches Patent errichteten Kompagnien 
Privatvereine durch verkflaufulirte Verträge ähnlich geftalten konnten?), fe 
wurde doch, fobald ſich der Aftienverein als eigenthümliches Inſtitut voll. 
endet hatte, bie ftaatlihe Autorifation für unerläßlih, die Ueberwachung 
des Geſellſchaftslebens durch die Regierung für geſetzlich geboten erklärt. 
Bon dieſen Grundjägen aus wurde der Altienverein unter dem Namen ber 
anonymen Gefellihaft (societE anonyme) im Code de commerce ge 
regelt85). Dies wurde um fo wichtiger, als diefe Beitimmungen des Code 
de commerce faft der geſammten Tontinentalen Geſetzgebung zum Borkild 


, Bol. über die Kompagnien der Law'ſchen Zeit Röpell 1. c. 156; 
Schäffle, Staatswörterb. 1. c. 681f. 687; Kid l. c. 45f. 56f.; Renaub 
l. e. 17f.; am ausführlichften Hübner 1. c. I. 12—22. 

8%, Ein Beifpiel (chambre d’assurance in Parid 1750) b. Renaub 22.23 

85) Code de commerce art. 29— 37. 40. 45. 46. 
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dienten und in” einigen Ländern geradezu nur überfegt wurden, nirgend aber 
wol ohne allen Einfluß blieben ®°). 

Dagegen bat im Frankreich felbft die neuefte Zeit eine vollftändige Um- 
wälzung des alten Kapitalgejellichaftsrechts gebracht, das theild durch die Kort- 
fhritte der Nachbarländer, theils durch die übermäßige Ausbildung der Kom- 
manbditaktiengejellihaft, durch welche man die Regierungseinmifchung umgieng, 
völlig unbaltbar geworden war. Schon das Geſetz vom 23, Mai 1863 °°) 
führte neben den autorifirten anonymen Gejellichaften des Code nach engliſchem 
Borbild eine neue, der freiem Privatautonomie anheimgegebene Gefellichafte- 
form ein, welche unter dem Namen der societe & responsabilit& limitée in 
Wahrheit nichts ald eine ohne Stantögenehmigung gebildete Aftiengejellichaft 
war. Doch durfte eine ſolche Gejellihaft fih nur mit einem Grundkapital 
von höchſtens 20,000,000 Francs Eonftituiren (art 3). Unter Aufgabe diefer 
Beſchränkung bat nunmehr das Gefellichaftsgefet v. 24. Juli 1867, durch 
welches das Gejeb von 1863 aufgehoben, deffen Inhalt aber mit nicht allzu- 
wejentlichen Aenderungen reproducirt wird, die societ6 anonyme (tit II.) jelbft 
von der Autorifation und Ueberwachung der Regierung befreit. Die neue 
societ€ anonyme bleibt ein reiner Sapitalverein im Sinne der für fie fort 
beftehenden art. 29. 30. 32 — 34 und 36 bed Code de Commerce; fie ver: 
liert aber unter Bejeitigung der art. 31. 37 und 40 des Code den anftalt- 
lichen Charakter und wirb der genoffenfchaftlichen Geftaltgebung und GSelbft- 
verwaltung überlaffen, vorbehaltlich der durch das neue Gejeß für ihre Orga- 
nifation vorgezeichneten Beſchränkungen (art. 21 — 47) und ber bezüglich der 
Yublicität ihrer Begründung, Wejensänderung oder Aufloͤſung vorgejchriebenen 
Zörmlichkeiten (art. 55 — 65). Aus dem englifchen Recht ift die Nothwendig⸗ 
feit von 7 SPerfonen für die Errichtung (art. 23) und Fortdauer (nach art. 
38 Tann jeder Interefſent Auflöfung verlangen, wenn die Mitgliederzahl ſeit 
1 Jahr unter 7 beträgt), die Nothwendigkeit der Bezeichnung als socist& 
anonyme unter Beifügung der Höhe des Grundfapitald (art. 64) und der 
Grundſatz unbedingter Deffentlichkeit (art. 21 und 63) herübergenommen. 
Hinzugefügt dagegen ift in Tapitaliftiihem Sinn ein Minimalbetrag ber 
Aktien oder Aftienantheile (100 rejp. bei einem Kapital von über 200,000 
Francs 500 Francs, art 1. 24). Zum Schuße des Publikums ift die Grün- 
dung bed Aktienvereins vor Zeichnung des vollen Betrages und Cinzahlung 
eines Viertels verboten, die Veräußerung der Altien erft nah Einzahlung 


36) Nachweiſe über die außerdeutſche Altiengejellfchaftägefeßgebung, welche in 
pen romaniſchen Rändern die Grundſätze ded Code de commerce mit geringen 
Modifikationen und Ergänzungen wiederholt, j. b. Renaud ©. 86—40 u. die 
Sitteratur ©. 45 — 48. Nachzutragen tft das fchwebiiche Gel. v. 6. Det. 1848, 
abgebrudt i. d. 3. f. d. gel. 9. R. IX. 351 — 354. 

er, Abgebrudt i. d. 3. f. d. gel. H. R. VOL. ©. 160 — 166. 
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eines Viertels geftattet und der urjprüngliche Zeichner zwei"Sahre lang für 
den vollen Aktienbetrag haftbar erflärt (art. 1—3. 24). Dagegen werben 
die Aktionäre durch beſonders ausführliche Borichriften namentlich gegen bie 
Ausbeutung ſeitens der Gründer geſchützt?e). Jede anonyme Geſellſchaft mu 
einen aus der Mitte der Aktionäre auf hoͤchſtens 6 Jahre gewählten, jederzeit 
abjegbaren Vorſtand (einen oder mehrere „mandataires“ oder „administrateurs‘‘) 
baben; die Statuten müffen ein Minimum von Altien vorſchreiben, welche dieſe 
Vorſteher befigen und als folibarijche Kaution, mit dem Vermerk ihrer Un- 
veräußerlichkeit verfehen, hinterlegen müflen; doc kann das Statut dem Bor 
ftand erlauben, fi) einen Nichtgejellichafter zu jubftituiren (directeur, art. 22. 
25. 26). Der Gefellihaft wird für den Zeitraum von einer Generalverſamm⸗ 
Yung zur andern die DBeitellung eine oder mehrerer verantwortlicher Kom- 
miffare für Kontrole und Berichterftattung dergeftalt zur Pflicht gemacht, daf 
diefelben eventuell der Borfitende des Handelsgerichts ernennt (art. 25. 32. 
34. 35). Die Generalverfammlung muß mindeftend einmal jährlich zur be 
ftimmten Zeit, überdied aber in dringenden Fällen und befonderd, wenn bas 
Kapital fih um % gemindert hat, durch den Vorſtand oder die Kommiffare 
berufen werben, und es find beftimmte gejekliche Normen für ihre Beichluf- 
fähigkeit getroffen (art. 27 — 31. 37). Den Borftänden wird fowol ben 
Kommiffaren als den Aktionären gegenüber in beftimmten Sriften und Formen 
Rechnungslegung und Verſchaffung einer Einfiht in den Gefchäftsftand auf- 
erlegt (art. 33 — 35), die Geſellſchaft ſelbſt wird zu regelmäßiger Bilanzirung 
und Snventarifirung (art. 34), vor Allem aber zur Verwendung von '%, bed 
Reingewinns für Bildung eined Refernefonbs bis zum Belauf von %, de 
Grundkapitals (art. 36) geſetzlich verpflichtet. Die Beobachtung aller biefer 
Vorſchriften wird theild durch Androhung der Nichtigkeit, bie indeß nie für 
die Sutereffenten gegen Dritte wirkt (art. 41. 56), theils durch ein den Ber 
tretern von %o des Grundkapitals eingeräumtes Recht, durch Bevollmächtigte 
im Namen der Gelammtbeit gegen Borfteher und Kommifjare zu Tlagen (art. 
17. 39), theil® durch ftrenge ciwilrechtliche Haftbarkeit der letzteren nach außen 
und innen (art. 42 — 44), theils enblidh durch die Androhung von Geld» und 


ne) Beſonders bedarf ed, wenn Beiträge, bie nicht in Geld beftehen, und be 
fondere unmotivirte Vortheile für Cinzelne ftipulirt find, einer Prüfung burd 
eine erfte und einer Approbation durch eine zweite befchließende Berfammlung, ' 
ebe der Verein als befinitiv Eonftituirt gilt. Diefe Berfammlung befchließt mit 
Mehrheit, wenn minbeftend % der Aktien und % ber Mitglieder badurch reprü- 
fentirt wird (art. 4. 24). Die Eonftituirenden Berfammlungen find ferner nur 
beichlußfähig, wenn % des Kapitals vertreten ift oder eventuell eine neue Ber- 
jammlung, in der % vertreten ift, bie proviforifch gefaßten und publicirten Be 
ſchlüſſe der erften beftätigt (art. 30). Auch hat in ihnen fein Aktionär über 10 
Stimmen (art. 27), Wenn die erften Adminiftrateurd im Statut beftimmt find, 
gilt Died nur auf ein Fahr (art. 25). 
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jelbft Gefängnißftrafen gegen die Gejellichaft, ihre Beamte und die Aktionäre 
(art. 13— 16. 45) gefihert, wobei als eigenthümlich beſonders bie ftrenge 
Strafbeftimmung (Geldbuße bis zu 10,000 Francs und Gefängniß bis zu 
6 Monaten) gegen diejenigen, welche auf Grund einer fremden Aktie ftimmen, 
jowie gegen Altionäre, welche ihre Aktien dazu herleihen (art. 13. 45), her 
vorzuheben ift. — So bat Frankreich einen wichtigen Schritt zur Sreigebung 
der Körperichaftsbilbung gethan. Aber freilich find es nur die hanbels- 
rechtlichen Kapitalvereine, welche durch die Gefeke von 1863 und 1867 
von der Staatöbenormundung emancipirt find, und weit bleiben dieſe Gefeße 
hinter ihrem englijchen Borbilde, das die gefammte Genoffenfhaftsbildung der 
Autonomie anbeim giebt, zurüd. 

5. Dur die Begründung einer vollflommen freien Kapitalgenoffenfchaft 
hat das neuefte engliiche wie franzöfifche Recht vor dem deutſchen Recht 
einen Vorjprung gewonnen. Denn in den größeren deutjchen Staaten hat bis 
heute der Aftienverein noch nicht ganz den Einfluß des Hiftorifch überlommenen 
ftantsanftaltlichen Moments? und die Einwirkung des älteren franzöftichen 
Rechts überwunden. 

Nah dem Berfalk der Hanfa und der großen Kaufmannsgefellihaften 
Süddeutſchlands, welche letzteren wol theilweife Handelsſchutz, theilweiſe Ge⸗ 
meinerwerb bezweckten, ohne doch als Aktienvereine organifirt zu jein®®), ſcheint 
bei dem Daniederliegen des Handels von größeren Kapitalvereinigungen in 
Deutſchland überhaupt nicht die Rede geweſen zu ſein. Kamen für begrenztere 
Zwecke hier und da ſpontane Aſſociationen Fapitaliftifcher Natur vor), fo 


8 Die fühdeutichen Kaufmannägefellichaften, gegen welche ſich Reichsgeſetze 
und Neichögertchte wandten und welche ſich ſodann bis in die erfte Hälfte bes 
17. Jahrh. auflöften, waren vermuthlich offene Erwerbögefellfchaften mit Kom- 
manditeinfagen (darauf läßt Die Erzählung fchließen, daß aus der Ambrofi-Hodh- 
ftetterfchen Geſellſchaft in Augsburg ein Theilnehmer nad) 6 Jahren 88,000 fl. 
ftatt eingelegter 900 fl. zurüdverlangt habe), die dann weiter untereinander zu 
gemeinfamem Handelsſchutz gildenmäßig verbunden waren (ſchwäbiſche Handels— 
gefellſchaft). Bgl. Marquardus 1. c. ©. 342 Nr. 88. Roſcher J. c. 876f. 
414. Anderer Meinung fcheint Endemann ©. 278 Note 34. 

%) Die merkwürdige, von Werner, Geſch. ber Iglauer Tuchmacherzunft 
(bei. S. 60f.), dargeftellte Afioctation der Tuchhändler und Tuchmacher zu Iglau 
war, foweit die mangelhaften Daten einen Schluß gejtatten, eher einer modernen 
Produktiv⸗ reſp. Abfapgenofienichaft ald einer Aktiengefellichaft vergleichbar. Die 
i. 3. 1592 vom Kaifer beftätigte, 1620 aufgelöfte ‚Kompagnie“ ſetzte allerdings 
für den Eintritt ein bejtimmtes Legegeld feft, zu deſſen Aufbringung fih, wenn 
es Einem zu fchwer fiel, zwei oder Mehrere vereinigen konnten. Allein daß diefe 
Eintaufsfumme, wie Werner ſich ausbrüdt, „eine Aktie“ gegeben habe, ift un- 
wahrfcheinlih. Erhellt es nicht, ob bejchränkte oder ſolidariſche Haftung ftatt- 
fand, und ift es wahrfcheinlich, daß die das Eintrittögeld zufammenfchießenden 
Perſonen nur ein kollektives Genoffenrecht, d. h. eine Kollektivftimme, erhielten, 
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waren doch dieje in ihrer Sfolirtheit zur Begründung eines neuen Rechtöin- 
ftitut8 jedenfalls nicht geeignet. Als aber im 18. Jahrh. die Verwendung 
bes Aktienprincips für einige überfeeifche Kompagnien (3. B. die Wiener 
orientalifhe Kompagnie von 1719, die von Karl VI. in Dftende errichtete 
Handelsgejellihaft 1711 — 1740, mehrere von Friedrid) dem Großen gegründete 
Emdener Kompagnien), für Berficherungsgejellichaften und Banken begann *'), 
gieng die Initiative hierzu faft durchweg von den Regierungen aus unb bei 
ber Geftaltgebung dienten die Gejellichaften der Nachbarländer als Borbil. 
Die innere Einrichtung der neuen SInftitute war daher im Weientlichen die 
von Staatsanftalten, bei welchen durch Aftienemiffion den Privaten die Be 
theiligung am Gewinn ermöglicht, nicht aber eine Theilnahme an der Ber 
waltung eingeräumt wurde. Dies war jelbft bei reinen Erwerbsunternehmungen, 
wie die Staaten fie in Folge des abfolutiftifch-fisfalifhen Principe zu entriren 
pflegten, 3. B. bei der v. Friedrich IL errichteten Seehandlung®), der Fall. 


fo war doch ſchwerlich die Genofjenichaft eine ihren Gewinn nad Aktien ver 
theilende Erwerbsgeſellſchaft. Vielmehr Taufte fie ihren zur Lieferung an fie ver- 
pflichteten Mitgliedern die Tuche ab und verhandelte diejelben ihrerfeits mit Bor- 
theil, vertheilte aber den überichießenden Gewinn nicht nach Kapitaleinlagen, 
fondern nach den gelieferten Tuchen. Lebtered wird wahrſcheinlich durch die 
Form, in welcher im legten Biertel des 18. Jahrh. die Afjociation erneuert warb. 
Denn bdiefe neue Affociation mar durchaus nur eine Erweiterung der Zunftver- 
faffung für die Zwede gemeinfamen kaufmänniſchen Abſatzes. Ihre Mitglieder 
waren daber alle zünftigen Meifter und Händler, und das Genoffenrecht war ent- 
fchieben rein perfönlicher Natur. Die Genoflenichaft handelte nur mit den a 
brilaten ihrer Genoffen, welche fie benfelben nad einer durch die Gefchwornen 
und den Zunftausſchuß vollgogenen Prüfung abnahm. Nach außen aber ftellte 
fie fich als ein großes Hanblungshaus dar und befaß zu biefem Behufe ein zahl- 
reiches Taufmännifched Beamtenperfonal. Bon dem Handelögewinn wurde ein 
beträchtlicher Theil für Korporationdzmede angelegt, das Uebrige aber unter bie 
Genoſſen nach Verhältniß ded von einem eben eingelieferten Tuches vertheilt. 
1) Vol. über die Kompagnien Pauli, de jure belli societatis mercatoriae 
majoris privilegiatae vulgo Ciner Dftroyirten Hanbeld-GCompagnie Halle 
1751. 8 8 ©. 8. Auch eine societas Borusso-Brandenburgica ad Russicas 
merces exportandas wurde begonnen. Weber die älteiten Banten Hübner Bd. 
I. Ueber bie älteften deutfchen Verficherungsgefellichaften auf Aktien unten 8 70. 
”, Die „Seehandlungs- Gefellichaft“ wurde durch Oktroi v. 14. Oct. 1772 
(b. Mylius, N. C. C. V, b. 515 und Rabe, Samml. I, 4. 369) errichtet und 
mit Monopolen und Privilegien begabt, um ben Handel mit dem Auslande zu 
beleben. Der Betriebsfonde jollte aus 2400 Aftien zu je 500 Thlr. beitehen, 
von denen der König 2100 übernahm, während bie übrigen 300 an Kaufleute 
und Privatperfonen abgelaffen wurden. Die Verwaltung lag ganz in den Händen 
ftantlich bejtellter Behörden. Dur Patent vom 4. März 1794 (Myliusl. c. IX. 
2029, Rabe 1. c. U. 597) murde ihr nod) mehr als zuvor der Charakter eines fauf- 
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Aud in unferm Jahrhundert hielt man dann zunächſt an der Auffafjung feit, 
daß das Recht jedes einzelnen Vereins auf einem befonderen landeöherrlichen 
Oktroi berube, mithin ein Specialprivileg fei, — wenngleich thatfächlih mehr 
und mehr die Initiative und Geftaltgebung in kommerciellen und inbuftriellen 
Dingen auf die kapitaliſtiſchen Kreife ſelbſt übergieng und die Bildung der 
freilih Anfangs wenig zahlreichen Aktienvereine für den Welthandel, für 
Bankweſen, für Verficherungen, für Kanalbau und Schifffahrt und bald für 
die Anlage der eriten Eifenbahnen das Produkt des freiichaffenden Aflociations- 
geiftes war”). Nur Hamburg und Bremen, in diefer Beziehung eine Aus- 
nahme unter allen europäiſchen Staaten, gaben von Anfang an die Bildung 
von Aktienvereinen der Privatwilllür frei”); dafür Hatten aber bier die ein- 
zelnen Gejellichaften gegen die Unterjtellung unter das gewöhnliche Sorietäts- 
recht zu kämpfen und mußten fi) oft durch fehr künftliche Klaufeln dagegen 
fhügen®). Es war ebenjowol die außerorbentlihe, namentlich) durch das 
Eiſenbahnweſen berporgerufene Bervielfältigung der neuen Vereine, als die 
veränderte Anfchauung ihres Weſens, welche endlich in den größeren deutſchen 


männifchen Staatsinftitutd gegeben. Seit 1810 hörte die Betheiligung von Privaten 
anf, indem der Staat die Aftien zufammen mit den Schulden übernahm, und Das 
Snftitut wurde nun ein felbftändiges Geld- und Hanblungsinftitut des Staats, befien 
Refſort⸗ und Geſchäftsverhältnifſe mannichfach wechjelten, das aber eignes Bermögen 
und eigne Verwaltung, mithin eigne Perfönlichkeit behielt. Vgl. v. Rönne, 
preuß. Staatör. II, 1. ©. 85— 88 u. die Ritteraturnachweife ib. 85 Note 7. 

93) Aftienvereine für den Welthandel waren z. B. die auf Inhaberaktien ge- 
gründete rheinifch-meftindifche Kompagnie v. 1821 —1832 (Stat, b. Bender, 
Grundf. des Handlungsrechts J. 326.) und die fächſiſch⸗elbamerikaniſche Kom- 
pagnie. Aftienbanten entftanden 1806 zu Fürth, 1319 zu Lübeck (Privat-Dis- 
tonto- und Darlehnskaſſe), 1824 zu Stettin (ritterfchaftliche Privatbank in Pom⸗ 
mern), 1884 in München (bair. Onpothelen- und Wechſelbank), 1838 zu Xeipzig, 
1842 zu Braunjchweig, 1847 zu Deffau u. f. w. Bol. Hübner]. c. I. 122. 
17f. 72f. 24f. 122. 85f. Geſchichte und Berfaffung ber älteren Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften auf Aktien vgl. b. Maſius, Lehre der Verſicherung ꝛc. Leipzig 
1846 ©. 97 f. 348. 5475. 610. Näheres in $ 70. Die Donaumainkanalge⸗ 
felljchaft wurde 1836 gegründet, ihr folgten bald verjchiebene Dampfichifffahrte- 
gejellichaften in den norddeutſchen Seejtädten und in Zrieft. Ueber die älteften 
Eiſenbahngeſellſchaften vgl. Pöhls, das Recht der Aktiengefellfchaften S. 78— 
153. Die Statute älterer preuß. Aftienvereine in der ©. ©. v. 1824 ©. 169; 
1825. 41; 1833. 5; 1835. 789; 1839. 177; 1840. 305; 1841. 30, 59. 95; 1848. 
53. 371 u. |. w. 

*) Durch Hamburg. B. v. 28. Dec. 1835 (b. Pöhls 1. c. ©. 425 f.) und 
Brem. B. v. 6. Dee. 1860 (3. f. d. gef. 9. R. IV. 94 f.) wurde nur bem Princip 
der Publicität gemäß gerichtliche Depofition des Statutd und Namhaftmachung 
der Beamten und Bevollmächtigten gefordert. 

8) So wurbe bei einer Hamburger Affeluranzfompagnie v. 1765 und felbft 
noch in ihrem revibirten Statut v. 1834 (b. Pöhls 297 f.) die befchränkte Haftung 
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Staaten eine generelle Normirung des Aktienvereinsrechte veranlaßte®), deren 
man fo lange entbehren zu können glaubte, ala für jeden derartigen Verein 
eine lex specialis Eonftituirt wart. Am Konceffiond- und Bevormundungs⸗ 
ſyſtem hielten auch dieſe Geſetze feft?”), allein fie mußten doch die genoffen- 
Ihaftlihe Natur des Aftienvereind bereits in den wichtigften Punkten aner- 
fennen. Unüberjehbar ift die Fülle der Aftiengejellichaften, welche ſeitdem der 
Aufihwung des wirthichaftlichen Lebens in Deutſchland für Verkehrs, In⸗ 
duftriee und Hanbelszwede hervorgebracht hat: je größer aber ihre Zahl 
wurde, beito entichiedener überwog bei ihrer Bildung die fpontane Vereinigung, 
defto freier und ſchöpferiſcher machte fi hei ihrer Geftaltung die Autonomie 
geltend, defto unwiderftehlicher verlegte fi) der Schwerpunkt des Inſtituts in 
die Genofjenfchaft der Theilnehmer. Dies mußte denn auch hermortreten, als 
endlich die Aktiengejellichaften eine für ganz Deutichland geltende geſetzliche 
Normirung dur die Beitimmungen de deutſchen Handelsgeſetzbuches er- 
bielten®), die freilich zunächſt nur diefenigen Aktiengefellichaften, welche Han- 
delögefchäfte treiben, betreffen, in einigen Staaten indeß (Oldenburg, Mecklen⸗ 
burg, Hamburg) unbedingt und in Preußen unter Abänderung der eigenthüm- 
lid hanbelörechtlichen und zwar namentlih nur ber formellen Borfchriften 
generalifirt find). Das Handelsgeſetzbuch vermochte ſich freilih nicht ganz 
von ben halb polizeilichen und halb civiliſtiſchen Anſchauungen zu Löfen, welche 
der mobernen Genofjenfhaft auch auf diefem Gebiet hemmend entgegentreten. 
Es miſcht auf der einen Seite die Vertrages und Miteigenthumsauffafiung 
binein und fordert auf der andern Seite für die Entftehung und jede effentielle 
Abänderung des Aktienvereind (Statutenänderung, Portfegung über die be 
ftimmte Zeit, Sufion und theilweife Rückzahlung bes Grunbfapitals) ftaatliche 
Genehmigung '%). Allein in der erfteren Beziehung hat doch in allen wefent- 
lichen ragen das körperſchaftliche Princip gefiegt, und hinfichtlich der ftant- 


burch Limitirte Vollmachten aller Aktionäre auf ben Gefellichaftäbenollmächtigten 
vermittelt. — Cine völlig freie Altienbant war fchon die 1817 in Bremen ge 
gründete Diskontokafſe. Statutenauszug b. Hübner II. 119. 

%, In Preußen für Eijenbahngefellichaften durch Gef. v. 3. Nov. 1838 (©. 
&. S. 505), allgemein durch Geſ. v. 9. Nov. 1843 (G. ©. ©. 341); in Defter- 
reich durch dad Vereinsgeſetz dv. 26. Nov. 1852. 

”) In Preußen wurde ausdrüdlich der landesherrlichen Konceffion und ihr 
allein bie Kraft zugejchrieben, dem Verein juriftifche Perfönlichkeit zu verleihen. 

9 9 ©. 8. art. 207— 249. Die Beitimmungen der früheren Ent- 
würfe und der demnächft ergangenen Einführungsgeiege weift Renaud S. 32 — 
35 nad). | 

”, Hamburg. Einf. Gef. $ 24, Oldenb. art. 20, Medlenb. 8 3 Nr. 3. Preuß. 
Gef. v. 15. Febr. 1864 (G. ©. ©. 57). 

10) 9. 9. ©. B. art. 208. 210. 211. 214. 247. 248. 249. Dazu Renaud 
S. 286—317. Endemann, 9. R. 8 55 ©. 280; $ 58 ©. 304. 
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lichen Genehmigung weift ſchon die dem Landesgeſetz veritattete Abweichung, 
wie fie demnächft in Hamburg, Bremen, Lübeck, Oldenburg und (aufer bei 
Bank-, Krebit- und Verfiherungsinftituten) in Baden verfügt ift!), darauf 
Hin, daß fie nichts für den Rechtscharakter des Vereins Beitimmendes mehr 
jein kann und jomit von dem alten Oftroi ihrem innerften Weſen nad) ver- 
ſchieden iſt. Sie ift daher ba, wo fie feftgehalten worden, durchaus nur 
ftantspolizeilicher Natur‘), weshalb es möglich war, fie bei der Auflöfung 
des Verein: micht zu verlangen. Und fo bebauerlih es ift, daß man ſich 
nit zu entichließen vermochte, die Koͤrperſchaftsbildung völlig freizugeben, fo 
ift doch wenigftens für fein pofitives Leben innerhalb der einmal gezogenen 
Grenzen der Aktienverein, ftatt unter ftantliche Bevormundung, im Wejentlichen 
unter eine bloße Staatsaufjicht geftellt worden’) Ein ungeichmälertes 
Erbtheil des Polizeiftantse und ein entichiedener Bruch in das genofjenihaft- 
liche Princip Tiegt freilich noch darin, daß die meiften Landesgeſetze (j. unten 
Note 140) den Verwaltungsbehörben aus Gründen bes öffentlichen Wohls die 
Auflsfung des Aktienvereind (wenngleich gegen richterlich feſtzuſetzende Ent- 
ſchädigung) volllommen preisgeben. . 

B. Der Aktienverein ift fomit im neueften deutjchen Recht im Princip, 
obwol nach den meiften Landesgeſetzen nicht ohne erhebliche Modifikationen, als 
eine freie, eben und Perfönlichkett aus fich jelbft jchöpfende Genoffenihaft an- 
erfannt. Er nimmt aber unter den Genoſſenſchaften injofern eine eigenthüm- 
lie Stellung ein, als er eine durchgeführte Vermögensgenoffenichaft, eine 
reine Kapitaltörperfchaft ift. Diefe Stellung, durch welche er als Schlußglied 
in einer langen Kette deutſchrechtlicher Gemeinihaftsformen harakterifirt wird, 
ift hier nad) ihren Umriſſen noch zu ſtizziren. 

Dabei jei vorerft, ohne der erft im zweiten Theil möglichen Erörterung 
der rechtlichen Natur dieſer Vereinsform vorgreifen zu wollen, darauf hinge⸗ 
wielen, wie bie gerade bei dieſem Inſtitut jo außerordentlich divergirenden 
juriftiichen Auffaffungen nicht ohne Zufammenhang mit ber hiſtoriſchen Ent- 
widlung waren ober wie fie doch dadurch eine relative Berechtigung haben, 
daß jede von ihnen der Hervorkehrung einer bis dahin vernachläffigten Seite 


0) Hamb. Einf. Gef. $ 25. Lüb. art. 14. Oldenburg. art. 20 8 2. Bat. 
art. 32, 

102) Bon demfelben Geſichtspunkt gehen einige fehweizerifche Gef. aus ; 3. B. dad 
Bernifche Gef. über Aktiengefellich. v. 27. Rov. 1860 (1. d. 3. f. d. gef. 9. R. V. 
234 f.), welches, obwol vom Societätöbegriff beherricht, an ber Staatögenehmt- 
gung fefthält (art. 1), und das Zürch. Givilgefeßb., welches bei Aftienvereinen zu 
induftrielfen und öfonomifchen Unternehmungen Prüfung und Genehmigung des 
Regierungsrathö fordert, obwol ed im Allgemeinen die Körperfchaftsbildung frei- 
giebt ($ 20. 22. 44). 

108, Bol. au Renaud $ 18 ©. 176f. Nur der art. 240 des 9. ©. B., 
den das Landesgeſetz abändern Tann, beruht noch auf dem Bevormundungsſyſtem. 
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ihre Entitehung verdankte. So lange man das Recht jeber Aktiengefellihaft 
ans dem landesherrlichen Oktroi berleitete, Tonnte man nur zwiſchen der An- 
nahme einer Anftalt und der eined corpus — Begriffe, bie im Sinne ber 
legtverfloffenen Sahrhunderte jehr nahe bei einander lagen — ſchwanken. Nichte 
kann irriger fein, als den älteren Suriften bie Societätstheorie anzubichten. 
Die italienifchen montes erjhienen durchaus als Tapitaliftifche Suftitute, bei 
denen die Mitglieder wie bei einer fremden Anftalt betheiligt waren, jo daß 
fie Scaccia mit den Leihhäuſern (montes pietatis) zufammenftellt **). Die 
Handelskompagnien aber Tonnte man bald mehr als privilegiirte Korvorationen, 
bald mehr als Staateinftitute, nie aber ald bloße Geſellſchaften betrachten, 
wie fie denn von Marquard nicht bei den Sorietäten, jondern bei den Kauf 
mannögilden (collegia), nad) deren Mufter fie eingerichtet feien, abgehandelt *®), 
von Heineccius und Pauli ald corpora und partes reipublicae bezeichnet *) 
und aud von den älteren franzöfifchen Juriſten nie unter die Gejellichafts- 
verträge jubfumirt wurden”). Und fehr deutlich war fidh, wie wir gejehen 
baben, von Anfang an der Staat bewußt, dag er es hier mit einem forpora- 
tiv angelegten Organismus zu thun habe, und nahm bemgemäß feine Pofition. 
Gerade die forporative Geftaltung des Aktienvereind gab den Rechtsgrund für 
das vom Staat beanfprucdte Genehmigungd®, Bevormundungs- und Auf- 
bebungsrecht ber, wie bie in allen älteren Gefeßen, im Code de commerce 
jowol als in den preuß. Gel. v. 1838 und 1843 und im öfterreihiichen Geſ. 
v. 1852 hervortritt. Auch erkennen, wenn fie gleih den Korporationsbegriff 
nicht durchgängig feſthalten, fowol diefe wie die meueren Geſetze faft alle 
principiell und alle praftifch dem Altienverein eine eigene Rechtsperjönlichkeit 
zu 100), In der That hat denn auch außerhalb Deutichlands die Theorie kaum 
je die Eörperichaftliche Natur des Altienvereind in Zweifel gezogen, wobei freilid 
in Frankreich die dort angenommene Ausbehnung ded Begriffs der juriftiichen 


100), Seaccia l. c. ©. 47 f. 75f. Auch die von Strackha mitgetheilte 
decisio der rota zu Genua entichied (Nr. 85), daß keine societas vorliege. 

16) Marquarbus 1. c. ©. 367. Nr. 64. S. 371f. Nr. 82— 88. 

ı0®=, Heineccius, de jure prince. circa commerc. libert. tuendam, Hal. 
1738 $ 45 f. (collegium; privilegia, sine quibus vel consistere vel fiorere non 
possunt). Pauli in der Note 91 cit. Schrift, in welcher er dad Kriegführunge- 
recht einer oftroyirten Handelskompagnie zu erweifen und zu begrenzen ſucht, 
ſpricht 8 9 ©. 9 von einem „totum sociorum corpus“, ‚das „auctoritate cujus- 
dam superioris evaluit“, und folgert, dab die Eigenſchaft einzelner Mitglieder 
ald Ausländer die Staatszugehörigkeit der societas qua corpus nicht Hindere. ©. 
26 $ 37: pars reipublicae. 

107) Bol. die Darftellung ber Theorien v. Savary Bater u. Savary Sohn, 
die unter societ& anonyme noch nicht den Aktienverein, jondern die ftille und 
die Gelegenheitögefellfchaft verftanden, 6. Renaud ©. 21. 22. 

105) Renaud ©. 151 — 159. Nur dus Bernifche Gef. mucht eine Ausnahme. 
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Perſon auf alle Hanbelsgefellichaften mitwirkte, während in England die Frage 
der Korporationdrechte mit der Epiftenzfrage von je volltommen zufammenfiel. 
In Deutichland dagegen entwidelte fih aus der Reaktion gegen die ältere, 
Alles in den Staatsoktroi verlegende Anſchauung eine direft entgegengejebte 
Theorie, welche, in Mebereinftimmung mit der thatfächlichen Emancipation der 
Kapitalsaffociation von der Staatsinitiative, das Weſen des Inſtituts im 
Willen der Verbundenen ſuchte, dies aber unter dem Zwang ber herrichenden 
Korporationslehre nicht anders durchzuführen vermochte, als indem fie jenen 
Billen als einen Bertragswillen auffaßte und ben Aktienverein ſelbſt dem 
römischen Societätsbegriff unterftellte. Diefe Theorie wurde dann im ‚Ein- 
zelnen verſchieden geftaltet, indem insbejondere von Kinigen die Vertragdnatur 
für ein fo nothwendiged Merkmal des Vereins erklärt wurde, daß jelbft eine 
ausdrücliche Inkorporirung durch den Staat daran nichts ändere '), während 
die Meiften fi begnügten, die rechtliche Möglichkeit einer nicht zur Körper- 
[haft oder juriftifchen Perfon anderer Art erhobenen Aktiengejelihaft als 
modificirte societas darzuthun!!). Daß eine jolche, mit den Thatjachen, den 
Verkehrsanſchauungen, den Gejegen und allen Statuten in unlöslihem Wider⸗ 
ſpruch ftehende Anfchauung bedeutende Verfechter zählen und noch bei der Ab- 
faffung des Handelsgeſetzbuchs Einfluß üben tonnte'''), wird allein durch das 
Dilemma begreiflich, in welches die Anhänger der civiliftifchen Gejellichafte- 
lehre durch die ihnen allein offen gelaffene Wahl zwifchen der römtfchen socie- 
tas unb der römifchen universitas gebracht wurden ''). Dennoch war, wenn 
eins von beiden gewählt werben mußte, allei die universitas möglid, Mehr 
und mehr wurbe daher fie zum Ausgangspunkt der Aktiengeſellſchaftslehre er- 
hoben, wobei dann natürlich im inzelnen eine ſehr verſchiedene Geftaltung 
möglich blieb. So fehr indeß die auch bei den Romaniften allmälig eintre- 
tende Milderung des Savigny'ſchen Korporationsbegriffd hierbei eine Akkom⸗ 


0, So Thöl, H. R. 5 44—47°, Treitichle, Zeitichr. f. D. R. XIH. 
382 — 418. 

10) Sintenis, de soc. quest., quae dieitur Aftiengejellfchaft. 1837. Bol. 
deſſel ben gem. Civilr. 8 121 Anm. 17. Kritz, Sammlung von Redhtöfällen IIL 
(1841) ©. 311f. PoöHle, das Recht der Aktiengefellfchaften. Hamb. 1842. (Cr 
fpricht freilich daneben von einer moralifchen Perfon, 3.3. ©. 53. 55. 178. 174). 
Voigt, 3. f. d. gel. 9. R. L 477. — Ebenfo Rösler, 3. f.d. gel. H. N. 
IV. 286. Pfeifer, juriit. Peri. 8 17 ©. 41f. Gerber, 3. f. Civilr. u. Proc. 
N. F. XU. 198. u. P. R 8198 Schmid, Ard. f. civ. Prar. Bd. 36 ©. 
184 f. Sengler 8 112. Walter 8 298 — 808.. 

111) Bol. den Streit über dig juriftiiche Perfönlichkeit des Aktienvereins in 
den Protolollen S. 154 f. (bei. 156.) 161. 276. 1027 f. 1039. 

119) Diefes Dilemma veranlaßte Bradenböft fogar, bei Darftellung der 
Aktiengefelichaft im Rechtslex. 5. v. „Handel“ V. 83—95 auf bie Erflärung 
ihrer rechtlichen Natur ganz zu verzichten. 
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modation an dad Leben geftattete, jo fonnte doch die fo vorgenommene Kon- 
jtruftion niemals den Grundtypus der römijchen universitas verläugnen, es 
blieb das anftaltliche Clement, und, ftatt als ein in feinen Gliedern lebendes 
Ganze begriffen zu werben, wurde ber Berein in eine ihm fremde und äußere 
Einheit in der Korm einer ihm künſtlich angebichteten Perjon und eine reht- 
lich unverbundene Vielheit aufgelöft "7. Dem Bebürfnig, einer ſolchen Alter- 
native enthoben zu fein, entſprangen mannichfache Verjucdhe, auf dem Wege 
der ciwiliftiichen Konftruftion entweder den Societätsbegriff fo zu erweitern, 
daß die Gejellichaft die Möglichkeit erhielt, rechtlich als eine Einheit — ſog. 
formelle oder Eolleftive Einheit — zu gelten!!“), oder aber eine Mobifilation 


bed romiſchen Rechtsgedankens der juriſtiſchen Perjon durch bad Gejellichafts- 
princip zu ſtatuiren ""%), Der vielgefcholtenen Genofjenfhaftstheorie dagegen 


18) Bon der Durchführung der reinen universitas gehen aus: Martens, 
9. R. 8 26. 27. Unger, krit. Ueberfch. VI. 183f. Befchorner, das deutſche 
Eiſenbahnrecht S. 19—91. Heife, 9. R. $ 26f. ©. 66f. Hermann, ber 
Rechtöcharafter der Aftienvereine, Leipz. 1858. Fick J. c. S. 1f. (mit der eigen- 
thümlichen Modifikation, daß die juriftifche Perfon des Vereind nur für ben Einen 
Zwed ba tft, die Stelle des Komplementärd bei der Kommanditgejellichaft zu 
vertreten)... Renaud, das Recht der Atiengefelichaften, Leipz. 1863. Hahn, 
Kommentar zum 9. ©. 2. (1.439 zu art. 213). Windſcheid, Pand. (2. Aufl.) 
8 58 Note 5. Dabet erflären die Meiften (fo Unger, Kid, Windſcheid) bie 
Aktien für Forberungsrechte der Einzelnen gegen die juriftifche Perfon; Renaud 
für eine „Eigenfchaft der Perſon“, — ein fchiefer Ausdrud, Hinter dem fich der 
richtige Gedanke, dag die Aktie bie zur Sache gewordene Korporationdmitglied- 
ſchaft ift, verbergen könnte, wenn nicht in ber Zolge der Zufammenbang der Ber- 
mögendgliederung und der forporativen Organijation als etwas Zufälliges, Außer: 
wejentliches dargeftellt, jede Verbindung der Aktienrechte mit einander negirt, 
Mechte und Pflichten der Aktionäre, ftatt als Einheit begriffen zu werden, als 
befondere Ausflüffe verfchieden gearteter Verhältniffe von einander getrennt und 
überhaupt die Elemente des Ganzen wie mafchinenmäßig verbundene Theile auf- 
gefaßt würden. 

116) Auf dieſer Grundlage beruhen die Abhdl. v. Zolly, 3. f. D. R. XL 
817 —449 und Reyſcher ib. XII. 382—413. Aehnlich früher Unger (Syftem 
5 43). Ebenjo Brindmann, H. R. $ 59—64. Für alle juriftifchen Perjonen 
. überhaupt fucht diefen Gedanken durchzuführen: Salkowski, Beitr. zur Lehre 
von den fur. Perj. 1868. 

118) Sp geht Auerbach, Gefellichaftswefen S. 184 — 407 von dem Gedanfen 
einer juriftifhen Perfon aus, die allfeitig von geſellſchaftlichen Momenten burd- 
drungen Äfl. Diesel, die Beftenerung ber Altiengefellichaften, Köln 1859, ©. 
24 f. u. Zitting, krit. Vierteljahröfchr. L 588 ſprechen von einer „uneigentlichen" 
juriftifchen Perfon. Ladenburg, im Archiv für deut. Handeld- und Wechſelrecht 
X. (1861) ©. 227f. und in Buſch's Archiv VI. (1865) ©. 206 f. will eine 
jurtitifche Perfon, aber feine Korporation annehmen und damit unmittelbare An- 
theilrechte der Glieder am Vermögen verbinden. 
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gebührte das Verdienſt, fich zuerjt von diefen Künfteleien fern zu halten und 
die Altiengefellichaft als eine jelbitändige Bildung des deutſchen Rechts zu be- 
greifen, weldhe in die Zwangsjade überlieferter römiſcher Begriffe nicht paßt. 
Freilih war diefe Theorie unhaltbar in derjenigen Formulirung, in welcher 
fie die Genofjenfhaft für ein Mittelding zwiſchen Koͤrperſchaft und Gefellihaft 
ausgab iue). in ſolches Mittelbing kann wol hiſtoriſch, nicht aber juriftiich 
eriftiren. Allein von dem Begründer ber Lehre, von Befeler, ift gerade 
mit Bezug auf den Aftienverein ausbrüclich bereits anerkannt, daß er Kör- 
perfhaft iſtum; nur ift er eben eine „Eorporative Genoſſenſchaft“, er 
ift Feine römifchrechtliche, von dem Princip der universitas beberrichte, ſondern 
eine beutichrechtliche, nach dem. Princip der Genoffenfchaft gebaute Körperſchaft. 
— Bei allen diefen Theorien wurde nun aber nur die eine Seite bed Aktien— 
vereind, die Perfonenvereinigung, berüdfichtigt und das Verhältniß von Ein- 
beit und Vielheit in derfelben zum Ausgangspunkt der juriftiihen Konftruftion 
gemacht: dagegen blieb der ſpecifiſche Unterſchied dieſer Wereinsform von 
andern Genofjenfchaften, das eigenthümliche Verhältniß zwilchen der Perſonen⸗ 
vereinigung und dem vereinigten Kapital, unberüdfichtigt ober wurde wol gar 
ausdrücklich für unerheblich erklärt. Grund genug, um eine Reihe anderer 
Theorien herporzurufen, die nunmehr umgekehrt einjeitig das Tapitaliftiiche 
Moment betonten. Died geſchah wiederum auf einem doppelten Wege. nt- 
weder wurbe die DVermögensmafle als foldhe zur Trägerin des Inſtituts er- 
hoben, wobei bald der Nachdruck auf ihre Gliederung gelegt und fomit eine 
mobificirte Vermögendgemeinihaft (communio) oder fachenrechtliche Geſellſchaft 
fonftruirt!), bald vielmehr die dem Vermögen feine Einheit und Richtung 
gebende Zweckbeſtimmung zu Grunde gelegt und in verjchiebener Art ein fo- 
genanntes „Zwedtvermögen" ftatuirt wurde"), Oder aber es wurde an ber 
jelbftandigen Rechtsperfönlichkeit des Vereins feitgehalten, ald Subftrat derjelben 
jedoch ftatt der Perfonenvereinigung die Vermögensmaſſe ſelbſt geſetzt, jo daß 
ſich die Vereinsperjönlichkeit in eine Stiftunge- oder Anftaltöperjönlichkeit, die 

1180), So Wolff, P. R. 8 109. Mittermaier 8 557. Weite, Neue 
Jahrb. f. Geſch. und Polit. I. 244f. Bluntſchli, P. R. $ 139. 

117, Befeler, P. R. $ 224. 

110) Schon Ganz, Beitr. zur Reviſ. der preuß. Geſetzgeb. I, 2. 177 f. geht 
von dem Gedanken einer durch die Mitglieder nur vertretenen Kapitalvereinigung 
aus. Marbach, ein Wort über den Rechtscharakter der Aktienvereine, Leipz. 
1844, führte dann die Idee eined „jachenrechtlich gleichfam organifirten Nechts- 
ganzen” durch, dad er durch eine unauflündbare, die Verbindung ausfchließlich 
vermittelnde objektive Nechtögemeinfchaft entftehen ließ. 

119) Demeliud, die Rechtsfiktion S. 85; Jahrb. f. Dogmatit IV. 2. Bekker, 
ed 3. fd. ge. 9. R. IV. 565f. Dagegen erblidt der Erfinder des Zwedver- 
mögens, Brinz (Pand. S. XI. 172. 979— 1150), in den Aftienvereinen zwar 
Korporationen, feßt auch dabei ein Zwedvermögen als möglich, ficht aber das 
Altienvermögen nicht als jolches, fondern ald Miteigenthum an. ©. 1013. 1041. 

J. 64 
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Körperihaft in ein „Verkehrsinftitut“ (fo Witte ©. 16) verwandelte ""). 
Hiermit war denn die Tapitaliftifche Theorie, deren Berbienft um Die Hervor- 
hebung eined der neuen Vereinsform allerdings efjentiellen Moments nicht be- 
ftritten werben Tann, durch vollftändige Negirung des genofienfchaftlichen Ele 
ments auf die Spige getrieben. 

Inzwiſchen bat fi, durch alle wiberfprechenden Theorien unbeirrt, die 
Aktiengefellihaft im Rechtsleben in der ihrem Wejen angemefjenen Weile fort- 
entwidelt und immer deutlicher als vollendete Vermoͤgensgenoſſenſchaft geftaltet. 
Schöpferiſch war dabei freilich weder die Wiffenfchaft noch das Gefeß: aber 
fie mußten zuerft als Specialnorm der Eonkreten Fälle, endlich ald ein im 
jpeciellen Ball nur in befonderer Weife zur Erfcheinung kommendes allgemeinet 
Recht dasjenige anertennen, was die Autonomie der ſich affociirenden Kreiſe 
erſchuf. Die Statuten, vermöge deren die einzelnen Kapitalgenofien- 
ihaften ſich jelbft ihr Recht gaben und geben, find fo die wichtigften Er 
fenntnigquellen für das Weſen des neuen Snftituts, vor Allem für jeine 
Stellung unter den Genoſſenſchaften und im Rechtsſyſtem überhaupt. Und 
dieſe Erfenntnißquelle bleibt, wenn man anders im Recht nicht ein todtes 
Schema, fondern einen lebenden Organismus ſucht, auch ba unentbehrlich, 
wo für alle oder für einzelne Klafjen der Aktienvereine allgemeine Geſetze 
ergangen find. Denn alle Gefeße normiren nur das Aufßere Recht der 
Altienvereine in vollftändiger und unbebingt gebietender Weite, während fie 
für ihr inneres Recht zwar einzelne abjolute Beſchränkungen aufftellen, ben 
pofitiven Theil deffelben aber nur jubfidiär und unvollftändig regeln. : Ein 
Altienverein vermag daher (ungleich einer Gemeinde) ohne Statut überhaupt 
nicht zu beftehen, und das Geſetz jelbit macht nicht nur das Borhandenjein 
eined an gewille Sormen gebundenen Statuts zur Eriftenzbedingung bed Ber- 
eins, fondern verlangt auch pofitiv ein Minimum feines Inhalts 1ꝛ2i)y. Sa 
noch mehr! es Liegt in der Natur der Sache, daß das Geſetz, wo es felbit 
das Genoſſenſchaftsrecht fubfidtär normirt, unter allen möglichen Beſtimmungen 
diejenigen wählt, welde das Individuum am minbeften befchränfen und binden; 


120) Sp beſonders Kunde, Inhaberpapiere 502f., 3. f. d. gef. H. R. VL 
229 f. u. krit. Vierteljahrsfchr. VI. 53. Witte, 3. f. d. ge. 9. NR. VOL 1— 
27. (Auch Auerbad 1. c. S. 281 f. findet im Aktienverein etwas ber Stiftung 
Achnliches). Den Aktionären giebt Runge ein eigenthümliches „jus in bonis“, 
Witte (S. 17 f.) ein einfaches Forderungsrecht gegen das Suftitut. Beiden find 
die Aktionäre nicht ‚Träger“, fondern „Organe“ der juriftifchen Perjon. Ebenſo 
neigt Endemann 8 56—66, bei. 8 56, zur Auffaflung des Altienvereins als eines 
perſonificirten Kapitalfonds. 

1,9, 9. ©. B. art. 208. 209. Nur das englifche Hecht ftellt ein voll⸗ 
ftändiges ſubſidiäres Normaljtatut auf (Anbang 1. A. zum Gef. v. 1862; für 
Altiengejellichaften with guarantee Anh. 2.C, unlimited Anh. 2. D). Bol. auch 
Renaud ©. 239 f. über Nothwendigkeit und Weſen, S. 248 f. über die Form, 
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daß Dagegen dad Statut, weldhes einen lebend- und bewegungsfähigen, die 
Möglichkeit der Zortbildung in fich tragenden Organismus herftellen will, 
regelmäßig ein ftärleres als das gejetlich allgemein anerkannte Recht für die 
Bereindeinheit der Vielheit gegenüber Eonftituiren muß; daß jomit manche 
gejeglihen Beſtimmungen nur getroffen werben, um in der überwiegenden 
Mehrzahl der Statuten abgeindert zu werben'?*); und daß fich folgeweile 
bier für den, welcher das Weſen der Gejammterfcheinung bes Inftituts ohne 
Derüdfihtigung der Statuten Tebiglih aus dem jubfibiären gemeinen Recht 
beftimmen wollte, ein völlig ſchiefes Bild ergäbe'?). 

Der Altienverein bat fich, fagten wir, zur vollendeten Vermögensge— 
nojjenihaft geftaltet. Hierbei ift aber zu beachten, daß unfer modernes 
Affociationsleben, wie es überhaupt eine unerjhöflihe Mannichfaltigkeit von 
Vebergängen und Miſchformen aufweift, keineswegs nur den reinen Aktien⸗ 
verein, nur die durchgeführte Vermögensgenofjenihaft kennt, ſondern das ihr 
zu Grunde liegende Princip in der verfchiedenartigften Weije mit andern 
Rechtögeitaltungen kombinirt. Es Tommt daher einmal vielfach vor, daß fi 
mit der Kapitalafjociation ein perſönliches Genoſſenverhältniß verbindet oder 
daß doch in der Organifation eines Aftienvereind das perjönliche Clement in 
höherem oder geringerem Grabe als etwad Selbſtändiges, nicht lediglich dem 
Kapital Dienendes zur Geltung kommt, dag umgekehrt eine Perjonengenoffen- 
ſchaft ein kapitaliſtiſches Moment in fih aufnimmt und diefes, ohne darin 
aufzugeben, nach dem Aktienprincip Eonftruirt. Andeutungen über ſolche Fälle 


©. 269 f. über den wejentlihen Inhalt, S. 274 f. über die Wirkſamkeit ber 
Statuten; Endemann $ 58. 

122) So z. B. D. H. G. B. art. 215; beſonders aber art. 214 u. 242, welche es un- 
entſchieden laſſen, ob nicht für Statutenänderung, Vermehrung des Grundkapitals, 
Fortſetzung und Auflöſung Uebereinſtimmung aller Aktionäre erforderlich ift. (Dies 
nimmt Renaud ©. 442 f. 460. 664. 716 f. an, dagegen Zimmermannin Bufch’ 8 
Archiv V. 122f. Endemann 8 62 Note 32 fordert Einftimmigfeit, aber nicht 
ber Aktionäre, fondern der Generalverſammlung. Zür dad gemeine Recht Fordern 
Diele, 3. B. Pöhls S. 197, Einftimmigkeit. Ueber bie Nichtigkeit oder Un- 
richtigkeit der Anficht vgl. Th. II). 

123) Eine Anzahl älterer Statute bei Pöhls 1. c. im Anhang S. 297f. 
Ueber ein Dutzend Statute verfchiebener Gattung bat Jolly L. c., einige Gengler, 
viele beſonders jüddeutiche und fchweizerifche Statute Renaud benupt (mad dem 
Lepteren von Laband, 2. f. d. gef. 9. R. VO. 619 zum Vorwurf gemacht 
wirb!). Statute von Verfiherungsaftien »Gefellichaften bei Mafius l. c. Sehr 
werthvoll ift: Hoder, Sammlung ber Statuten aller Aktienbanken Deutjchlande. 
Köln 1858. (Do find von den 46 Statuten nur 38 wirkliche Aftiengefell- 
Ihaftöftatute. Zwei (Nr. 30 u. 48) find reine Anftalten, 6 (Nr 2. 3. 13. 28. 
36. 43) Altienlommanditgejellfchaften, davon die Diskontogeſellſchaft zu Berlin 
(Nr. 13 ©. 158 — 176) mit höchſt eigenthümlicher Organifation). Das reichhaltigfte 
Material bieten jedoch die Gejepeöblätter der einzelnen Staaten, wie denn die 
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find theils ſchon oben ($ 65) erfolgt, theils werben fie fi) weiter (ſ. unten 
u. & 70) ergeben. Zweitens aber tft neben ber reinen Aktiengenoſſenſchaft 
fehr wol eine reine Altienanftalt (wie fie 3. B. die preußifche Seehandlung 
war) denkbar, und wenn die Ießtere vielleicht in der Wirklichkeit kaum noch 
vorkommt, fo ift doch eine Kombination des anftaltlichen Elements mit dem 
genofjenjchaftlichen auch jeßt überaus häufig. In gewiffen Sinne könnte man 
fogar fagen, daß, fo lange ftaatlihe Genehmigung für jeden Fall erfordert 
wird, jeder Aftiengefellfhaft noch etwas vom Staatsanftaltscharakter anbaftet. 
Davon abgejehen aber giebt e8 aud) entihieven ausgeprägte Stante- und Gemeinde- 
anftalten, die nur einen Theil ihres Kapitals durch Aktien aufbringen und 
bierfür den Aktionären neben dem Gewinnrecht eine gewifle Theilnahme au 
der Verwaltung gewähren, und es giebt umgekehrt inforporirte und privilegiirte 
Altiengefelihaften, denen fo viel Hffentlihe Funktionen übertragen und die 
dafür einer jo ftarfen Einflußnahme der Staatsregierung unterftellt find, daß 
ein Theil ihres Weſens nicht in der bloßen freien Bereinigung, fjondern in 
deren ftantsanftaltlicher Verwendung Liegt. Für beide Sormen finden fi be 
ſonders unter den Banken Beifpiele""). Vielfach kommt aber namentlid 


verjchiedenen Jahrg. der preuß. &. S. über 100 Statute für Aktiengefellichaften 
jeglicher Gattung publiciren oder doch anzeigen. 

120) Die Banken kommen als öffentliche Anftalten ohne Aktienkapital vor, fei 
ed nun als Staatdanftalten, wie vielfach im Auslande, 3. B. in Peteröburg, 
Stodholm, Warſchau, Amerika, der Schweiz, wie aber auch in Deutſchland noch 
die Naffauifche Landesbank v. 1849 (Hübner II. 463 f.; Stat. b. Hocker 393), 
fei ed ald Gemeinbeanftalten, wie 3. B. die Stadtbanf in Chemnig v. 1848 
(Hübner IL. 413 f.) und die ftädtifche Bank in Breslau (G. ©. v. 1848 ©. 145, 
Hocker ©. 590), fei ed endlich ald Korporationdanftalten, wie die landftändiſche 
Bank zu Budiffin. Untgelehrt giebt es Banken, die ganz freie Aktienvereine find, 
> D. in Bremen (Stat. der Diskontokaſſe b. Hübner IL. 119 f., der Bank von 
1856 b. Hoder 72) u. Hamburg (Stat. der Vereinsbank b. Hoder 248, ber 
Norddeufhen Bank ib. 402). Die Mehrzahl der Banken aber fteht zwifchen 
Anftalt und freier Kapitalgenoffenichaft in der Mitte. Banken, bei denen das 
anftaltlihe Element überwiegt, find 3. B. die Fön. bair. Bank in Nürnberg von 
1806 und bie öjterreichifche Nationalbank v. 1816 (Hübner II. 43f. 126]. 
Hocker 438 f.), beſonders aber die preußifche Bank (Hoder 495 — 535). Letztere 
war urjprüngli am 17. Juni 1765 auf ein ihr vom Staat gegebenes Grund⸗ 
kapital ald reines Staatsinftitut gegründet; ein folches ift fie aber auch nach der 
Bankordn. v. 5. Dct. 1846 (G. S. ©. 435) und Gef. v. 7. Mai 1856 (©. ©. 
©. 34) geblieben uud es ift nur damit eine Vermögendbetheiligung von Privaten 
(Bankantheild- Eignern) kombinirt, welche Dividenden beziehen und in Bezug auf 
die Kontrole der Verwaltung dem vom Staate beitellten Vorſtande gegenüber durch 
bie regelmäßige Verfammlung ber 200 Meiftbetheiligten, einen aus ihr gewählten 
Fünfzehnerausſchuß (Centralausſchuß) und 3 von diefem beftellte Deputirte, ſowie 
überbied bei den Provinzialkomptoiren durch befondere Ausfchüffe und Beige 
ordnete vertreten werden. Umgekehrt wurde 3. B. die ritterfchaftliche Privatbant 
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auch bei Eifenbahngefellihaften und andern dem Verkehr gewidmeten Unter- 
nehmungen, welche für die Verleihung bejonderer Vorrechte (3. B. des Expro⸗ 
priationsrechts), ftaatliche Zinsgarantien ober felbft direkte Staatöbetheiligung 
eine ftantlihe Mitleitung oder doch weitgehende Beſchränkungen dulden müffen, 
fowie bei Berfiherungsanftalten Achnliches vor. Daß endlich auch durch den 
überwiegenden Einfluß eines Cinzelunternehmers nicht blos faktiſch, fondern 
rechtlih die genoffenfchaftliche Natur des Aktienvereind modificirt, gewiffer- 
maßen mit privatanſtaltlichen Elementen tombinirt fein Tann, tritt in 


in Pommern (Stat. v. 15. Aug. 1824 ©. ©. ©. 169, jpätere v. 28. San. 1883 
G. ©. ©. 5, 24. Aug. 1849 ©. ©. ©. 359) zwar ald reiner Aftienverein be- 
gründet, aber ald „öffentliche privilegiirte Korporation” (Stat. v. 1824 8 15, 
1833 $ 22), deren erfter Direktor urfprünglic vom König beftätigt wurde, deren 
Angeftellte ven Charakter öffentlicher Beamten hatten und an deren Leitung ein 
fändiger königl. Kommiffartus Theil nahm, dem Staatsorganismus eingefügt. 
Dafjelbe aber gilt, wenn auch in geringerem Maße, von den auf Grund der 
Normativbebingungen v. 25. Sept. 1848 (abgedrudt b. Hübner I. 30f.) fpäter 
fonceffionirten Privataktienbanlen Preußens. Denn diefe Gefellichaften, von vorn» 
herein in ihrer Organifation einer Reihe beſchränkender Vorfchriften unterworfen, 
in ihrem Geſchäftsbetrieb und insbeſondere bezüglich der Notenemiſſion eingefchräntt 
und überhaupt nur auf Zeit Eonceffionirt, werden zwar durch gewählte Diref- 
tionen und Berwaltungsräthe unter Kontrole von Generalverfammlungen ver- 
waltet, unterliegen aber der Auffiht und Einmiſchung eines beſonders beftellten 
ftantlichen Kommiffarius. Vgl. die Stat. des Berliner Kaffenvereind (G. ©. v. 
1850 S. 801), der Aktienbanfen in Köln (ib. 1855 ©. 720), Magdeburg, Kö- 
nigöberg (1356 ©. 637. 881), Dortmund, Danzig, Pofen, Hagen (1857 ©. 198. 
241. 265. 705), auch Hoder ©. 48. 98. 185. 271. 282. 360. 457. Aehnlich 
finden ſich bei den übrigen deutſchen Aktienbanken einerjeitd befondere Vorrechte 
(Notenemiffion u. f. w.), andererjeits ftantliche Befchränfungen der Selbftänpigkeit 
(Mitleitung ober Aufficht befonderer Regierungsbevollmächtigten u. |. w.). Vgl. 
die Einrichtung der Privat-Diefonto- und Darlehnskafſe zu Lübeck, der bairifchen 
Hypotheken⸗ und Wechjelbant, der Defjauer Landesbank, der Banken zu Leipzig, 
Weimar, Darmftadt, Roftod, Braunfchweig, Emden bei Hübner I. 122. 85f. 
72f. 24f. 458f. 100f, 105 f. 122. 461 f.; ferner die Statuten der ſämmtlich in 
den Jahren 1854— 1857 errichteten Banten zu Gotha (Kreditgefellichaft), Darm- 
ftabt (für Süddeutſchland), Deſſau (Kreditanftalt), Frankfurt, Gera, Hannover, 
Homburg (Kandesbant), Leipzig (Kreditanftalt), Kübel (Privatbank unb Kredit: 
und Berfiherungsbant), Luxemburg, Meiningen, Büdeburg, Wien (Eskomtegeſell⸗ 
daft und Kreditanftalt), Thüringifche Bank und Weimarfche Bank b. Hoder 
©. 82. 120. 147. 196. 216. 233. 252. 262. 328. 340. 352. 389. 399. 420. 428. 603. 
608. 627. — Allen dieſen verjchiedenen Banfformen endlich ftehen die Gegen- 
ſeitigkeitsbanken gegenüber, wonon unten in 8 70. — Die große Mannigfaltig- 
keit der Krebitorganismen bed Auslands ergiebt die Darftellung Hübner's IL 
170 f. Befonders bunt ift die Mifchung von Staats⸗, Korporationd-, Aftien- 
gefellichafte-, Joint-Stock-, Soctetätd- und Privatbanten in Großbritannien 
(S. 339 — 892) und Nordamerika (S. 282 —339). 
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den für den Gründer oder mehrere Gründer ftatutenmäßig oft vorbehaltenen 
Rechten, der ihnen ganz oder theilmeije überlaffenen Leitung u. j. w. deutlich 
hervor’), Alle diefe Möglichkeiten aber ftellen nur um fo klarer berans, 
dag zwar dad Altienprincip infofern, ald es die durch eine Vermögensein⸗ 
lage vermittelte und beſchränkte Theilnahme an einem Tapitaliftifchen Unter- 
nehmen bebeutet, fehr viel weiter reiht, als der Altienverein, bat aber 
eben fein oder Fein reiner Aktienverein mehr vorliegt, wenn ober foweit das 
Leben des Gefammtorganigmus aus der Genoffenfchaft ver Kapitaliften heraus- 
verlegt wird. 

Der Aktienverein als ſolcher ift vielmehr in der That eine Vermögen! 
genoſſenſchaft. 

1. Er ift eine Vermögens genoſſenſchaft, indem er ſowol als Ganzes 
durch ein Vermögen bedingt und beftimmt wird, wie fich andrerfeits feine Zu- 
fammenfegung und Gliederung durch die Zufammenfeßung und Gliederung 
jenes DBermögens bedingt und bejtinmt. 

a. Er wird ald Ganzes dur ein Vermögen 

a, bedingt, fo daß er ohne ein in beftimmter Höhe vorhandenes — 
wenn auch möglicherweife ganz oder zum Theil noch ausſtehendes — Grunt- 
kapital nicht zur Exiſtenz kommen kann, mit deſſen Erhöhung (durch Emiffion 
neuer Aktienferien) oder Herabſetzung (durch theilweife Rückzahlung) feine Ver⸗ 
faffung ändert und mit deſſen Untergang (Xotalverluft oder Konkurs) fein 
Ende erreiht reip. mit ber Wehertragung deflelben auf einen andern Verein 
(Fuſion) felbft in diefem aufgeht. Außer diefem mit feinem Weſen verwach⸗ 
jenen Kapital Tann natürlich der Verein anderes Vermögen (gewonnene: Gut) 
befiten und ftehende Bonds für verfchiedene Zwecke (Reſervefonds, Amortifa- 
tionsfonds, Tilgungsfonds) darans bilden, oder er Tann fein Betriebskapital 
dur die Aufnahme von Darlehen ohne oder mit Zerlegung in Partialobli- 
gationen (Prioritätsohligationen) erhöhen. Dies Alles aber ift nichts, was 
gleich dem Grundkapital ihm wefentlich oder anderen Korporationen gegenüber 
charakteriſtiſch wäre’). 

a. Der Aftienverein wird aber ferner durch jeinen Kapitalfonds beftimmt, 
indem er nur um dieſes Fonds willen da ift, ihm dient, fein Leben und 


136) Als reine Privatanftalt auf Aktien würde ſich in dieſem Sinne bie 
Attientommanditgejellichaft darftellen. — Ueber die Nechtöverhältnifie zwiſchen bem 
Altienverein und feinen Gründern Renaud 696f. Endemann $ 57. 

20) Vol. D. H. ©. B. art. 207. 209 Nr. 4. 242. 247. 248. Ueber den 
Begriff des Grundfapitalde und feinen Unterfchied vom Gefelichaftsvermögen 
Renaud ©. 54 f. 669. ; über feine Zufammenbringung ib. 185 f.; iiber Erhöhungen 
und Berminderungen ©. 682 f.; über Auflöfung durch Konkurs oder Totalverluft €. 
709.5, über Sufionen ©. 721f. und Zimmermann, in Buſch's Ardiv VL 
©. 225 f.; über das gewonnene Gut unb die befonderen Bonds Pohls 250 f., 
Auerbach 359f., Renaud 572f. 678 f. — Bol. au Endemann ©. 335 f. 
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feine Thaͤtigkeit auf deſſen Verwaltung und Benutung einfchräntt. Während 
das Vermögen des Einzelnen Mittel für den Zweck der Perjönlichkeit, ebenfo 
aber ein Gemeindevermögen Mittel für ben Zwed ber Gemeindeperſoͤnlichkeit 
ift, ftellt fich Hier umgekehrt die Vereinöperjönlichkeit ala Mittel für den Zweck 
des DVereinsvermögend dar und reicht gerade nur fo weit als dieſer. Weil 
aber ein Vermögen nie, wie die Perfjönlichkeit, fich jelbft Zweck jein Tann, fo 
muß, damit der Organismus des Vereins fich vollende, eine Zwerfbeftimmung 
des Vermögens Binzutreten. So gehört der Gegenftand des Aktienunternehmens 
zum Weſen des Vereins, giebt ihm jeinen Namen (Sadfirma) '?”), ermöglicht 
feine Errichtung auf Zeit oder für vorübergehende Zwede (3. B. eine Aus⸗ 
ftellung, Errichtung einer Anlage u. |. w.)’®), Tann nicht abgeändert werben, 
ohne daß damit der Verein fi felbit veränderte (D. 9. ©. B. art. 215), 
und führt, wenn erreicht oder unmöglich geworden, die Beendigung des Ver—⸗ 
eins berbei!%). Hier ift der Punkt, wo der Aktienverein mit der Stiftung 
zufammentrifft. Und betrachtet man ihn lediglich von außen, fo fcheint fein 
Weſen damit erihöpft, daß ex fih als ein für irgend einen Tommerciellen, 
induftriellen, kommunikativen oder gemeinmüßigen Zweck beftimmter Fonds, 
mithin als ein „Verkehröinftitut* darftellt. Allein das hat er mit jedem von 
einem Ginzelunternehmer oder einer Kollektiv. oder Kommanbitgefellihaft einem 
ähnlichen Gegenftanbe gewidmeten DBermögen, dad bat er ebenjo mit jeber 
dafür errichteten Stante- oder Gemeindeanftalt gemein; eine Staatseifenbahn, 
eine Privatverficherungsanftalt, ja jede kaufmänniſche Firma find in derſelben 
Weife „Verkehrsinſtituten. Die Frage ift mithin nicht, wie ber Zweck be 
ſchaffen ift, der einem Organismus die Lebensrichtung giebt, fondern was es 
für ein Organismus ift, der fi) jenem Zwede wibmet: ob eine erweiterte 
Sndivibualperfönlichkeit, ob eine Anftaltäperjönlichkeit, ob eine Gefammtper- 
fönlichkeit die Einheit tft, welche hier ihren Lebendberuf findet. Bon diefer 
Seite ber ift denn bie Beftimmung des Aftienvereind allerdingd von ber eines 
andern gleihartigen Verkehrsinſtituts durchaus verfchieben. Denn während bei 
einer Stiftungd- oder Anjtaltsperjönlichfeit der äußere Zweck zugleich deren 
inmeren Organismus beherriht, — während umgekehrt bei einem nicht perjo- 
nificirten Berkehröinftitut der äußere Zweit nach innen in ben allgemeinen 
Zwecken der Perlönlichkeit (ſei es num eines Individuums, einer Gejellichaft 
oder einer Gefammtperfönlichkeit) verſchwindet: ift der Zweck des Aftienvereind 
ein anderer nad) innen ald nach außen. In Bezug auf den inneren Organis- 
mus des Aktienvereins kommt fein Unternehmen nicht als ein wirtbichaftliches 
oder gemeinnüßiged, fondern als ein für den Erwerb oder anderen ökonomiſchen 


129 O. 9 G. B. art. 18. Renaud 93f. Brindmann $ 59 Note 12. 

12) 9, 9. ©. 2. art. 209 Nr. 3. Renaud 705f. Beſeler ©. 924 
Note 8. 

229) Pöhle 272. Brindmann 5 64. Auerbach 402. Renaub 708 — 
709. Endemann ©. 339 f. 
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Bortheil feiner Glieder beftimmtes in Betradt. Es ift ein vermögens- 
rechtlicher Zweck, der das Vereinsleben beftimmt und beherrſcht. In der 
bei MWeitem größten Mehrzahl der Fälle charakterifirt fich diefer Zwed als ein 
Tapitaliftiicher Erwerbszweck. Aber auch, wenn der Verein feinen Mitgliebern 
andere Vortheile oder Genüffe verichaffen will (4. B. ein Aktienkaſino, ein 
Aktienlefefaal u. |. w.), ift es zunächft deren Vermögenswerth, der die Wahl 
der Vereinsform veranlaft und, foweit der Aktienverein eben nur Aktienverein 
bleibt, die Rechte und Pflichten beſtimmt. Und dafjelbe gilt fogar bei den in 
gemeinnüßiger Abficht errichteten Aftiengefellichaften. Denn auch hier werben 
entweber ftetig oder doch möglicherweife Dividenden, welche bie Einlage als 
Kapitalanlage qualificiren, vertheilt, jedenfalls aber behalten die Aktionäre 
das eventuelle Rückforderungsrecht ihrer Einlage. Daß die Betheiligung vor- 
audfichtlich oder mit Sicherheit eine unvortheilhafte ift, ändert nichts an ber 
Thatſache, daß fie einen Vermögensantheil bei einem SKapitalunternehmen be 
gründet. Auch ift die gemeinnügige Abficht zwar Grund der Affociation: daß 
Diefe aber in der Form einer Aktiengeſellſchaft gefchieht, Tiegt nicht in ber Ge 
meinnüßigfeit des Zwecks, fondern darin, daß deſſen Erreichung Geld koſtet 
und zwar nicht bloß laufende Beiträge, fondern einen Kapitalfonds forbert. 

b. Der Aktienverein ift aber nicht blos als Ganzes, fonbern auch in 
feiner Zufammenjegung und Gliederung eine durch ihr Bermögen be 
dingte und beftimmte Genofſenſchaft. Indem er fih als eine Kapitalsaffocia- 
tion darftellt, in welcher Feiner der Theilnehmer mit feiner Perjönlichkeit als 
joldyer, jondern jeder nur mit einem beftimmt abgegrenzten Stüd feiner Ber- 
mögensfphäre fteht‘?), fegt er ſich gewiffermaßen aus vermögensrechtlichen 
Theilperfönlichkeiten zujammen. Die Mitglievihaft in ihm wirb daher be 
dingt und beftimmt durch eine Quote bed Bereindfapitals!2"), 


130) Daß jeder Theilnehmer mit einem voraudbeftimmten Betrage über Die 
Aktie (3. B. einem VBielfältigen der Vermögendeinlage) haftet, wie bei ber eng- 
liſchen joint -stock-company limited by guarantee, ändert nichts am Weſen bes 
Aktienvereins. Tritt aber, wie bei der englifchen joint -stock-company unlimited, 
jedes Mitglied eventuell mit feiner ganzen Perjönlichkeit für bie Gefellfchaft ein, 
fo liegt ein Aktienverein in dem bei und mit diefem Wort verbundenen Sinne 
nicht mehr vor. Denn ein folcher Berein ift fein bloßer Kapitalverein, ſondern 
enthält zugleich eine Perfonengenofjenfchaft in ſich. 

131) Daß die verfchtedenen Anfichten über Natur des Aktienvereins ein Heer 
von Kontroverfen über Natur und Inhalt der Meitgliedfchaft, der Aktie und 
der Altienurfunde im Gefolge haben mußten, verfteht ſich von felbjt. Vgl. die 
Hauptanfichten b. Mittermaier $ 558, Pöhls 1659|. 235 f., Reyfcher 408 F., 
Solly 883. 412 f, Gengler 502f., Auerbach 861 f., Renaud 343 f. 566 f., 
Kuntze J. c, Witte ©. 17f., Endemann $ 59. 63 und Beſeler 925. Nä— 
bered aber in Th. IL. Hier fei nur bemerkt, wie die jachwibrigjten Annahmen, 
3. B. daß mit der Aktie nicht zugleich dad Stimmrecht übertragbar fei (Thöl 
8 47 und Anfangs Gerber), daß eine Geffion vorliege, daß Gegenſtand der Leber 
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@, Die Mitgliedfchaft wird zunächſt ausschließlich durch den Erwerb einer 
uote des Vereinsvermögens erworben und mit dem Verluſt diefer Duote 
verloren. Der Erwerb kann ein originärer fein, indem man durch Zahlung 
oder Verſprechen einer in Geld ausgedrüdten Summe unmittelbar das vom 
Berein bei jeiner Entjtehung oder bei fpäterer Erhöhung des Grundfapitals 
fonftituirte Theilrecht erwirbt, er Tann aber auch durch Succeffion in das 
Recht eines biöherigen Mitglieds erfolgen. Weil da8 Grundkapital eine be 
ftimmte Höhe hat, werden aud die Mitgliederrechte nad) den entiprechenden 
Gelbbeträgen bezeichnet: in Wahrheit repräfentiren fie feinen Betrag, ſondern 
einen Bruchtheil, und mehren oder mindern fi) daher mit dem Gejellichafts- 
vermögen. 

B. Die Mitgliebfchaft wird aber ferner durch den fie bebingenden Ber- 
mögenstbeil dergeftalt beftimmt, daß fie eine durchaus vermögendrechtlidhe Natur 
annimmt. Mitgliedfchaft und Vermögendquote find überhaupt nichts Ver⸗ 
ſchiedenes, jondern ein einheitliches, untrennbares, qualitativ untheilbares Recht, 
welches in diefer Einheit mit dem Namen der „Aftie" bezeichnet wird. Die 
Aktie hat einen mehrfachen und zwar feineswegs einen lediglich vermögens- 
rechtlichen Gehalt: aber ihre vermögendrechtliche Seite ift enticheidend geworben 
für ihre rechtliche Gefammtnatur. Sie ift mithin nichts Anderes ala das zur 
Sache gewordene Genofienreht. Deshalb ift die Zahl der Aktien eine ge 
ichloffene, die Aktie ift im Princip vererblih und veräußerlich, und wenn bie 
Aktien unter einander in der Regel — obwohl keineswegs nothwendig'’) — 
gleich find, fo werben doch dur Die Möglichkeit der Vereinigung mehrerer 
Aktien in Einer Hand mehrfache, d. h. um das Doppelte, Dreifache, Zehn- 
fache u. |. w. größere Genofjenrechte bei Einem Mitglieve begründet. Die 
Aktie ift aber nicht blos Sache, fondern eine bewegliche Sache; und wenn fie 
an fi unkoͤrperlich ift, fo erlangt fie für den Rechtöverfehr die Eigenfchaft 
einer körperlichen Sache dadurch, daß über fie eine gleichzeitig zum Beweis 
der Inhaberſchaft und zur Vermittlung der Uebertragung beftimmte Urkunde, 
die man gleichfalls „Aktie“ nennt, auögeftellt wird. Lautet diefe Urkunde auf 
Namen, jo bleibt dem Genoſſenrecht ein Reſt perfönlicher Beſtimmtheit, wo- 
bei dann die Berfaffung der einzelnen Genoſſenſchaft in jehr verſchiedenem 
Grade durch Beichränkungen oder Kontrole des Mitgliederwechſels das Recht 
an die Perjon zu binden vermag. Wird dagegen die Aktie in die Form eines 
Inhaberpapiers gefleidet, fo ftreift das Genoſſenrecht auch die letzte Spur 
ſubjektiver Beftimmtheit ab. 

Aus der vermögendrechtlichen Natur des Genoſſenrechts ergiebt fih, daß 


tragung das Papier fei u. f. w., in der Unfähigkeit wurzelten, bie verfchiedenen 
einzelnen Befugniffe ald Ausflug eines einheitlichen Genoffenrechtd von vermögeng- 
rechtlichem Charakter zu begreifen. 

‚22, Dies behaupten Pöhls ©. 17, Bluntjhli 8 139 u. Auerbach 212f. 
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auch fein Inhalt zunächft und vornemlich nur vermögensrechtlidher Art if. 
Eſſentieller Beftandtheil einer Aktie find daher nur ökonomiſche Befugnifle 
und Pflihten. Das Recht, welches der Aktie nothwendig entipricht, ift der 
von ihr audgebrüdte „Antheil am Geſellſchaftsvermögen“, welcher fi) nach ver 
Auflöjung des Vereins in einem unmittelbaren Eigenthum an einer pars 
quota, während der Dauer ded Bereind aber in dem Anſpruch auf verhält 
nigmäßigen Antheil am Gejelihaftenugen (Divibende), falls ein jolcher über- 
haupt vertheilt wird, äußert. Die Pflicht, welche diefem Recht entipricht und 
daher auf der Aktie als ſolcher laftet, iſt die Verbindlichkeit zur Bezahlung 
des noch nicht voll bezahlten Aktienbetrages!??) rejp. zur Belaffung des bereits 
bezahlten Betrages im Verein. Aktien, deren Inhalt mit dieſen vermögens- 
rechtlichen Befugniffen und Pflichten erjchöpft ift, kommen (befonders als ſog. 
„Aktienantheile* neben ben Vollaktien) vor: allein es ift, wenn anders ein 
Altienverein vorliegen joll, unmöglich, daß dies bei allen Aktien der Fall 
ift. Vielmehr ift im Zweifel mit jeder Vollaktie, nothwenbig aber mit einer 
ftatutenmäßig beitimmten Klaffe oder Zahl von Aktien ein Stimmrecht in 
BVereinsangelegenheiten verbunden. Die Aktien find baher, obwol Bermögens- 
rechte, zugleich Träger und zwar alleinige Träger der Bereinsperjönlichkeit. 
Mas der, Vereindthätigkeit und dem gefammten Vereinsleben überhaupt Anſtoß 
und Richtung giebt, ift nidht eine Mehrheit beftimmter Individuen, fonbern 
eine Mehrheit von Aktionären. Allerdings find die Aktionäre zugleich Indi⸗ 
viduen: aber nicht ihre Individualität, jondern ihre Eigenſchaft als Subjekt 
eined beitimmten DBermögensrechts giebt ihnen ihre Stellung. Sie finb daher 
unter einander nicht perjönlich, fondern nur mittelbar als Träger der mit ein- 
ander verbundenen Aktien verbunden’), fo daß fih von dieſer Seite ber 


133) Solly 1. c. 414f. Pardeſſus I nr. 1048. Befeler ©. 927 Rote 
8. Dagegen behaupten im Widerſpruch mit allen Geſetzen, die ausnahmsles 
die Aktie für den vollen Betrag verhaftet erklären (ſ. d. Zufammenftellung b. 
Renaud ©. 629— 641) Treitſchke S. 329 f. 334f. u. Renaud 616f., daß 
nach der Natur ber Sache und gemeinem Recht bie Aktie als ſolche „nur ein 
Recht und nicht zugleich eine Pflicht" begründe. — Mit dem Princip, baß die 
Zahlung des Aftienbetrages eine der Altie anhaftende Laft ift, find natürlich die 
Anfihten und Gefege ſehr wol vereinbar, welche außerdem den Zeichner als 
folchen verhaftet erklären oder mit andern Worten im Snterefje ber Verkehrsſicher⸗ 
beit die freie Veräußerung nicht liberirter Aktien bejchränfen. So läßt das frau 
zöfifhe Gel. v. 1867 art. 3. 24 den urjprünglichen Zeichner 2 Jahre lang für 
den vollen Altienbetrag haften; das D. 9. ©. B. art. 220—223 verbafte 
ihn bei Inhaberaktien unbedingt für 40 %, darüber hinaus aber infoweit, als nict 
das Statut eine Befreiung durch Veräußerung ausdrüdlicdh beftimmt, — bei Namen: 
altien dagegen für ben vollen Betrag, aber nur bis zur ausdrüdfichen Entlaffunz 
durch den Verein und hinfichtlich der jchon entftandenen Berbindlichleiten der Gr 
fellfchaft nody ein Zahr nachher. Endemann ©. 326 f. 

133) Auch Dies beftreitet Renaud ©. 564. 565. 
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Altienverein nicht einer ypotenzirten societas, fondern einer potenzirten 
materiellen Rechtsgemeinſchaft (Gefammthand oder communio) vergleicht. Und 
wie dem Verein, fo wird aud Dritten durch den Berein ihre Perjönlichkeit 
als ſolche weder berechtigt noch verpflichtet: Rechte und Pflichten haben fie 
nur, ſoweit ihre Aktie reicht, ed wird überhaupt ganz allein das damit aus—⸗ 
gedrückte Stüd ihrer Vermögensfphäre von der Affociation ergriffen!®), Ge⸗ 
rade hierin liegt das eigentlich Charakteriftiiche der Vereinsform: fie ift eine 
Kapitalgenoffenfhaft, weil jowol für ihr inneres Leben als für ihre Außere 
Berkörperung audfhlieglich eine organifch verbundene Summe von SKapital- 
theilen als Trägerin erſcheint. 

2. Democh ift Dies Alles nur die Eine Seite ded Vereins. Derfelbe ift 
freilich eine Vermoͤgensgenoſſenſchaft, aber er bleibt do immer Genofſen⸗ 
haft. Ein abgefondertes, zwedbeitimmtes, in ſich gegliedertes Kapital ift 
für fich allein todt, bewegungslos. Leben und Bewegung vermag ihm einzig 
und allein eine Perfönlichkeit zu verleihen. Cine folche Perjönlichkeit Tann ein 
Individuum oder eine vertragsmäßig verbundene Mehrheit von Individuen, e8 
fann der Staat, eine Gemeinde oder irgend ein gewillfürter perjönlicher Ge⸗ 
jammtorganismus, ed Tann endlich eine von einer andern Perjönlichkeit abge 
zweigte Anftaltöperjönlichkeit fein: hier ift fie nichts von dem allen, jonbern 
fie befteht in einem befonderen Genoſſenſchaftsorganismus, welcher fih im 
innigften Anſchluß an das Kapital aus den Kapitalbefigern erbaut. Zwar ift 
ed wahr, die Vereinsglieder ftehen nur mit einem Stüd ihrer Vermögens— 
perfönlichfeit im Berein: immerhin aber doch eben mit einem Stüd ihrer 
Perſonlichkeit! Sind aber die Elemente, aus denen fi dad Ganze zu- 


135) 9, 9. &. 2. art. 219. Wie weit bie Aktie reiht, kann freilich im 
Einzelnen jehr verfchieden beantwortet werden. Bedingungen, Grenzen und Dauer 
der Haftung gegen Dritte bedürfen daher pofitiver Regelung und gefeblicher 
Normen. Beftritten war namentlih, ob die Aktionäre mit orbnungdwidrig em- 
pfangenen Dividenden unbedingt (fo Pöhls 238f., Heife 70, Thöl 8 46, 
Mittermaier 3 557, Jolly 846, Renaud 590) oder nur bei mala fides (io D. 
9. ©. 3. art. 218) haften. Das franzöſ. Gef. v. 24. Zuli 1867 art. 10. 45 
verpflichtet Die Aftionäre nur zur Rüdzablung der ohne alles Inventar oder gegen 
das Inventar vertheilten Dividenden während 5 Fahren. Unter allen Umftänden 
unzuläffig ift die Zuficherung feiter Dividenden (preuß. Gef. v. 1843 8 17, D. 
9. ©. 3. art. 217), welche die Anhänger der Soctetätstheorie früher ald wahre 
„Zinſen“ zulafien wollten. 3. B. Thöl 8 46, Pöhls 233 f., Gengler 504 u- 
bedingungsweiſe Jolly A481. Vgl. aber Mittermaier $ 558, Weiste 272f,, 
Brinkmann 252, Auerbach 341 f, Renaud 600f., Endemann ©. 830. 
Die fog. „Zinfen“ find nur eine beftimmte (3. B. vor Ergänzung bed Neferve- 
fonds zu vertheifende) Art der Dividende. Ueber einige Scheinausnahmen vom 
Zinäverbot Renaud 608f. Neber das Berbot der Abichlagszahlungen Auer- 
bad 345f. Renaud 577 f. Ueber die Rechte der Aktionäre nach der Auflöfung 
Renaud 799f. Endemann 345f. 
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fammenfegt, Theilperſönlichkeiten, und ift das Ganze, weil organifirt, nad 
innen und außen eine von der Summe feiner Theile verſchiedene ſelbſtändige 
Einheit, fo ift auch diefe Einheit eine Perjönlichkeit. Und wenn diefe Ge 
jammtperjönlichkeit ihr Leben nur aus ihren Gliedern ſchöpft und umgekehrt 
ihren Gliedern fo wenig fremd gegenübertritt, daß fie vielmehr nur um diefer 
willen da iſt und nach ihrem Aufhoren in fie zurüdfällt, jo liegt feine rö⸗ 
mifche, ſondern eine deutſchrechtliche, feine nach dem Princip der universitas 
fonftruirte, ſondern eine genoſſenſchaftliche Koͤrperſchaft vor. 

a. Schon die Exiſtenz des Aftienvereind ift daher keineswegs allein 
dur ein Grundkapital, fondern außerdem durch einen perfönlihen Sejammt- 
willen bedingt. Ein Gejammtwille giebt der Koͤrperſchaft durch einen (fälſch⸗ 
lich als Bertrag aufgefaßten und noch im Handelsgeſetzbuch „Geſellſchaftsver⸗ 
trag" benannten) konſtituirenden Akt das Daſein und in dem Statut ihre 
Derfaffung, ihr Lebensgejeg'*), und ein Geſammtwille verfügt demnächſt inner: 
halb der Grenzen diefer Verfaffung über die Abänderung und endliche Auf- 
löſung des Organismus 127). Jener ſchaffende Gefammtwille ericheint als Ge 
ſammtvielheits wille und prägt in ſich die bürgerliche Autonomie aus, 
der verfaffungsmäßig thätige Geſammtwille dagegen iſt ein Gefammteinheits- 
wille und betbätigt die Forporative Autonomie: autonomiſche Beliebung 
aber, welche objektives Recht jchafft, ift in Beiden enthalten. Der Charafter 
biefer Willensakte wird natürlich dadurch nicht geändert, daß die moderne Ge 
jeßgebung im Intereſſe der Publicität eine beitimmte Form ihrer Beurkundung 
und Berdffentlihung, indbejondere ihre Eintragung in öffentliche KRegifter, 
fordert und vor Erfüllung biefer Förmlichkeiten die Eriftenz oder Weſens⸗ 
Anderung der Genoſſenſchaft als eines jelbftändigen Körpers rechtlich nicht 
gelten Yaßt!?%). Dagegen modificirt fich allerdings, wie bereits erwähnt, viel. 
fach noch durd die Forderung einer den Geſammwillen verftärkenden Staatt 
genehmigung das autonomifhe Princip'%). Wenn für die Auflöfung bie 
Staatögenehmigung dur das Handelsgeſetzbuch fallen gelaffen ift, fo tritt 


136) Vol. über die Konftituirung bed Bereind Renaud 279f., Endemann 
8 58; über Wefen, Form und Inhalt der Statuten Hermann ©. 62 f., Renaud 
239 — 279, D. 9. ©. B. art. 208. 209. Ueber die englifchen articles of asso- 
ciation Keyßner 1. c. 548f. Genaue Beitimmungen enthält das franzdf. Gef. 
v. 1867 art. 4. 21—30. 

137) 9, 9. &. DB. art. 214. 215. 242 nr. 2. 

18) 9, H. ©. B. art. 210-212. 214. 243, auch 228. 238. Renaud 314f. 
7149|. Endemann ©. 307f. Weber die englifchen Zörmlichkeiten Keyß ner 
l. c. ©. 542 ,; über die franzöfifchen d. Gef. v. 1863 art. 8— 10, v. 1867 tit. IV. 

120) Wo Feine Eintragung, aber Etaatögenehmigung gefordert wird, gilt ber 
Gründungs- oder Aenderungsbefchluß mit dem Zeitpunkt der Genehmigung. So 
preuß. Gel. v. 1364 $ 5 für Aftiengefellichaften, bei welchen der Gegenftand des 
Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht. 
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bier doch dadurch eine weitere Mobififation ein, daß die meiſten deutichen 
Staaten fi dad Recht beilegen, den Aktienverein auch wider feinen Willen 
im Berwaltungswege aufzulöfen to). 

b. Die Zuſammenſetzung des. Aktienvereind zeigt ebenfalld die Er— 
gänzung der nad Kapitalquoten gegliederten Vermögensgemeinſchaft durch eine 
freilih nur partielle und mittelbare Genofjenfhaft der perfönlichen Träger. 

«. Deshalb ift die Mitgliedfchaft nur nach außen bin ein freies Privat- 
recht, welches lediglich den für bewegliche Sachen im Allgemeinen und für 
Altien im Bejonderen geltenden Privatrechtögrundfägen unterfteht. Im BVer- 
hältniß zum Berein dagegen wird fie nach den Grundſätzen des bejonderen 
Genoſſenſchaftsrechts und unter Kontrole der Genofjenihaft erworben und ver- 
loren. Das Bereinsftatut kann daher 3. DB. die im Zweifel geltende quanti- 
tative Untheilbarkeit der Aktien abändern; es beftimmt, ob die Aktien auf 
Namen oder auf den Inhaber lauten jollen und ob und wie eine Umwandlung 
dieſer Eigenfchaft möglich ift; ed ordnet die Formen der Uebertragung und die 
Grundſätze über die Legitimation der Aktionäre im Verhältniß zum Verein, 
wobei im Galle der Namenaktien ein genoffenjchaftliches Mitgliederverzeichnig 
(Aktienbuch) geführt werden muß und den Beweis der Mitgliebichaft er- 
bringt"); es kann den Erwerb und bie Uebertragbarkeit der Namenaktien be- 
ſchränken oder die leßtere ganz aufheben); es Kann eine Amortifation ver- 


10, Renaud ©. 730—745. Endemann S. 340f. Schlechthin giebt der 
Code de commerce art. 87 der Staatögewalt die Auflöfung anheim. Dad D. 
9. ©. B. art. 240. 242 Tennt eine Auflöfung dur die Staatögewalt wegen 
Verminderung bed Grundlapitald um die Hälfte, überläßt dagegen die Entſcheidung 
im Webrigen den Einzelftaaten, von denen Preußen (Einf. Gef. art. 12 $ 4. 5) 
und einige andere (Renaud 738) im Sinne des preuß. Gef. v. 1843 8 6. 7 ver- 
fügt haben, welches aus überwiegenden Gründen ded Gemeinmohld die Aufhebung 
gegen richterlich feftzufeßende Entfchädigung im Verwaltungswege zuläßt, über- 
died aber eine Aufhebung durch Richterfpruch ohne Entichädigung bei grobem Miß- 
brauch des Privilegs ermögliht. Die Aufhebung durch Richterſpruch fällt unter 
ftrafrechtliche Geſichtspunkte, ift gewiffermaßen ein Tobesurtel (vgl. Th. II), und 
berührt daher die Frage nach der Selbjtändigfeit der Genofſſenſchaftsperſönlichkeit 
als folcher nicht. 

99 G. B. art. 209 Nr. 5. 182. 188. 228. Renaud 358 f. 372 f. 
3785|. Endemann ©. 310 f. Oft ſchreiben die Statuten für Ausübung der ein 
zelnen Befugniffe der Aktionäre verfchtedene Legitimationsformen vor; namentlich 
finden ſich befondere Zind- und Dividendenfheine (Koupons), Berechtigungs⸗ 
heine für die Löfung neuer Koupons (Talons), Berechtigungsſcheine für den An- 
ſpruch auf neu zu emittirende Aftien, Eintritts⸗ oder Stimmkarten für die Gene 
ralverfammlung u. ſ. w. 

142) Beifptele aus vielen Statuten 6. Renaud 345. 351 f. Es Tommt nament- 
ih vor, daß Veräußerungen an bie Einwilligung der Gelellichaft oder ihres Vor- 
ftandes gebunden find. 
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Iorener Aktien ermöglichen +), es beftimmt über die Form der Aufforderung 
zu ben Einzahlungen des Aftienbetrages und kann an die Säumniß den Ver- 
luft des Aktienrechtes knüpfen **). 

ß. Aus dem gleihen Grunde ift aber die Mitgliedichaft auch nur nad 
außen ein reined Dermögensrecht, im Verhaͤltniß zum Verein dagegen ift fie 
ein durch die Genofjenfchaftsverfaffung nur principaliter für eine Sache er- 
klärtes, möglicherweife aber außerdem durch perjönliche Eigenjchaften bedingte 
und beitimmtes Recht der Perfon. Hierfür läßt ſich ſchon anführen, daß mit 
der Veräußerung einer Aktie nicht nothwendig die Pflicht zur Bezahlung des 
rücttändigen Aktienbetrages erlifcht!*). Cs ift ferner möglid, daß ftatuten- 
mäßig die Erwerbung von Aktien an gewifie perjönliche Eigenfchaften geknüpft, 
die Bereinigung von Aktien in Einer Hand beichränft wird. Sodann können 
mehrere Aktiengattungen mit ungleichen öfonomifchen oder Stimmrechten von 
Anfang an konſtituirt oder durch neue Emiſſionen gejchaffen werben (Aktien 
und Aftienantheile, Stammaftien und Prioritätsakttien)'. Bor Allem aber 
kann ber ſubſidiäre Sat, daß jebe Altie eine Stimme giebt (D. 9. ©. 2. 
art. 224), auf die mannichfachite Weije abgeändert werden und wird in ber 
That in den meilten Statuten eingeſchränkt und modificirt. Häufig geichieht 
dies in Tapitaliftiichem Siun, jo daß nur die Meiftbetheiligten oder die In⸗ 
baber einer beftimmten Zahl von Aktien ein Stimmrecht haben. Häufiger 
aber find ftatutarifche Satzungen, welche die Bedingungen des Stimmrechts 
und die Form feiner Ausübung in dem Sinne ordnen, dat die Perjönlichkeit 
bes Aktionärs in höherem Grade in Betracht kommt. Dahin gehören alle 
Beichränkungen der Stellvertretung; die Stimmredtöberaubung der Inhaber⸗ 
aktien; die Mapregeln gegen die Anhäufung einer zu großen Anzahl von 
Stimmrechten in Einer Hand, wobei haufig Marima gefeßt oder die Stimm- 
rechte mit fteigenter Aftienzahl in abnehmender Progreifion vervielfältigt oder 
fogar überhaupt nur einfahe Stimmen zugelaffen werden; der Ausſchluß ge: 
wiffer Perjonen (3. B. juriftiicher Perfonen, Bankerotteure, Beicholtener, Aus— 
länder, Frauen, Gejellichaftsbeamte) vom Stimmrecht; das Erfordernig bejon- 
derer Legitimation für die Stimmabgabe, die Maßregeln gegen vorgejchobene 
Perfonen; die Beitimmung, daß bei gewiflen Beichlüffen die Perfonen neben 
ben Aktien gezählt werden u. ſ. w.'1). Alle ſolche Beftimmungen entipringen 


16) Renaud 393 f. 

149) D. H. G. B. art. 220. 221. Renaud 641—661. Endemann ©. 328. 

146) Bol, oben Note 133. 

146) Bol. Beifpiele aus vielen Statuten bei Renaudb ©. 369. 418. — 
Endemann ©. 387. 338. 

147) Beifpiele für Beftimmungen des angeführten und ähnlichen Inhalts b. 
Renaud 408—417; andere Beifpiele aus den Statuten deutfcher Aktienbanfen 
b. Hübner II. 15. 18. 70. 72, 86. 104. 107. 108. 120. 122. 124. 134. 135. 
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dem Bewußtjein, daß in Wahrheit Doch die Perjonen, obſchon in ihrer Eigen- 
haft als Aktionäre, nicht aber etwa die Aktien durch die Perſonen ftimmen 1). 
So find aber überhaupt die Elemente des Genofjenihaftsorganismus nicht 
bloße Kapitalguoten, ſondern die durch die Betheiligung an einem Kapital 
und ſoweit dieſe Betheiligung reicht, mithin Tapitalgenoffenfchaftlich, immer- 
bin aber genofjenfchaftlich verbundenen Perſonen. Das Genofjenichaftsftatut 
ann daher felbft rein perfönliche Pflichten, wie z. B. die Pflicht zur Annahme 
eines Amts, für die Aktionäre begründen, welche freilich durch Beräußerung 
oder Aufgeben ber Aftie fofort zu beenden unb nur bis zum Betrage der 
Altie erzwingbar find. 

c. Bor Allem aber ift es die Organijation bes Aftienvereins, welche 
ihn zur Genofjenfhaft macht. Daß die dargeftellten Elemente verbunden find, 
bringt an fi nur eine Summe hervor; diefe Summe jedoch würde als jolche 
nicht glei einer offenen oder Kommanbditgejellihaft für fich zu leben ver- 
mögen, weil in ihr nur Theilperjönlichkeiten enthalten find, zum Leben aber 
eine Bollperfönlichfeit nothwendig iſt. Es würde vielmehr bei einer zufälligen 
Rechtögemeinichaft Mehrerer an einem Kapital bleiben, wenn nicht die Ver 
bindung jener Elemente in Geftalt einer Organijation vollgogen wäre, 
durch welde aus der Geſammtheit der Xheilperjönlichfeiten ein lebendiges 
Ganze, eine dur ihre Drgane wirkſame VBollperfönlichkeit entfteht. Die Bil- 
dung und den Geltungsbereich diefer Organe beftimmt den Grundzügen nad 
das Geſetz, im Einzelnen die Genoſſenſchaftsverfaſſung. Dabei maht fidh bie 
Fapitaliftiiche Natur des Ganzen überall geltend, und infofern, als Die ge- 
jammte Organijation auf die Gefammtheit der Aktieninhaber als letzte Duelle 
und Trägerin zurüchweift, erfcheint in der That der Verein nur ald ein orga- 
nifirted Kapital. Allein es ift harakteriitiich, daß bei den einzelnen Organen 
in um jo höherem Grade, je mehr fie zur Darftellung der DBereindeinheit, der 
pofitiven Bereinsthätigkeit berufen find, die Perjönlichkeit dem Kapital gegen- 
über zur Geltung gelangt. Schon die Generalverfjammlung ift nicht mehr 
eine bloße Repräfentang von Kapitalantheilen, fondern bringt die Individuali⸗ 
tät der Mitglieder zur Geltung Allein bei ihr erjcheint es noch als etwas 
Zufällige, welche Individnalität mit der farblojen Aktionäreigenfchaft zu- 


156. 166. 461. 461; Hoder 1. c. ©. 84. 130. 206. 226. 245. 259. 265. 2. 
328, 346. 839. 400. 408. 431. 603. 619. 629. Gefegliche Modifikationen des 
Aktienſtimmrechts kommen in ausländifchen Gefehen vor. Renaud 407 5.459. Das 
englifhe Recht läßt nur bis zu 10 Aktien durch jede Aktie eine Stimme, von da 
bis zu 100 immer erft durch je 5, darüber hinaus erft durch je 10 Aftien eine 
neue Stimme entftehen. Keyßner 1. c. ©. 561. Weber die Strafbeftimmung 
des franzöf. Gef. gegen betrügertihe Stimmabgabe vgl. oben ©. 1001. 

106, Wäre Letzteres der Zall, jo müßten ja alle Aktien, weil als folche ein- 
ander völlig gleich, auch völlig gleich, — andernfalls aber mitunter zwei Altien 
befielben Aktionärs verfchieden ftimmen. 
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jammentrifft. Das Moment der Zufälligfeit wird hierbei nur dadurch aus- 
geglichen, daß fich annehmen läßt, es werde bie größere Zahl der Stimmenden 
bie im Einzelnen vom Zufall abhängige indivibualiftifche Färbung der Kapital 
quotenftimme im Oelammtrefultat wieder verwiſchen. Vielen Gefeßen und 
ben meiften Statuten genügt freilich diefe Garantie nicht: fie ſuchen vielmehr 
durch die bejonderen Beitimmungen über die Bebingungen und die Ausübung 
des Stimmrechts fowol bie Intereffenvertretung der ımperjönlichen Kapitalbe 
träge gegen individuelle Wilffür, Cinfichtslofigkett oder Unwürdigkeit zu fichern, 
als auch den Beichlüffen gegen die Kapitalmacht einzelner Mitglieder die De 
deutung von Genoſſenſchaftsbeſchlüſſen zu wahren. Höher ſchon fteigt die Be- 
deutung der Perfönlichfeit in den etwaigen Ausichüffen der Verſammlung, ins 
bejondere in dem in der Regel beftellten und für den Fall feiner Beitellung 
vom Geſetz mit beſonderen Funktionen betrauten Auffichtsrath. Zwar bleibt 
die Eigenjchaft als Aktionär erforderlich und ed wird häufig fogar mehrfacher 
oder beſonders qualificirter Aktienbeſitz verlangt: allein unter den Fähigen ent- 
jcheidet Wahl, nicht etwa Meiftbeiit. Ganz tritt endlich im Vorftande dus 
Tapitaliftiiche Moment zurüd. Es tft möglich, Nichtaktionäre zu Borftehern 
zu beftelen, und wenn oft das Statut (und in Frankreich auch das Geſetz) 
Aftienbefit fordert, fo bleibt derfelbe bei der Mahl oder anderweiten Beitellung 
etwas der Perfönlichkeit gegenüber Nebenfächliches und hat nicht Die Bedeutung 
einer Bafis des Amts, jondern lediglich die einer Garantie für redliche und 
intereffirte Gefhäftsführung. 

Abgefehen von dem eigenthümlichen und ungleichartigen Verhältniß der 
fapitaliftiichen und der perfönlichen Bafis der Berufung zum Bereinsorgen, 
bietet der Aftienvereindorganismus nichts, was ihn von andern Genoſſenſchafts⸗ 
organismen unterſchiede. Der moderne Affociationsgeift, dem das Geſetz bier 
nur gewiſſe Grundzüge im Verkehräintereffe unabänderlih, Anderes jubfidiär 
vorzeihhnet, eine engere Grenze aber hauptſächlich nur hinfichtlich der Nor- 
mirung ‚der Vertretung nach außen zieht), hat auch für den Aktienverein 
eine unüberjehbare Fülle mannichfach verſchiedener Lebensformen geichaffen: 
biefelben find indeß für ihn nicht weſentlich eigenthümlich ausgeprägt, fen 
dern kehren in ähnlichen Typen bei allen modernen Vereinen und Genoflen- 
haften wieder. Und aud fie find nichts als Ausläufer, Verzweigungen und 
Sortbildungen ber germanischen Gildeverfaffung. Hier wie bei allen ge 
willfürten Genoſſenſchaften des deutſchen Rechts ift das Hauptorgan die Ver⸗ 
ſammlung der vollberechtigten Mitglieder, welche auf ordentlichen und außer— 
ordentlichen Lagen zufammentritt, in verfafjungsmäßigen Formen vom Vorſtande, 
der hierzu bei dem Antrage einer beftimmten Anzahl von Mitgliedern ver- 
pflichtet ift, berufen und geleitet wird, im Zweifel mit Stimmenmehrheit der 
gehörig geladenen Anweſenden, nur in einzelnen Fällen, wie namentlich kei 





19) D. H. G. B. art. 224—24l. Endemann $ 60. 
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einer Weſensänderung und bei Aufnahme von Darlehen, ftatutenmäßig meift 
in befonderen Gormen und mit größerer Mehrheit beichliegt und endlich in 
diefen ober in allen Fällen nach vielen Statuten zur Beichlupfähigfeit der 
Anwetenheit einer beftimmten Zahl von Aktionären ober der Vertreter einer 
beftimmten Quote des Geſammtkapitals bebarf'%) Möglicherweife in ihrer 
Kompetenz jehr eingefchräntt's"), kann die Generalverfammlung doch nie ganz 
fortfallen und ift in ber Regel das Recht febende und über alle Fragen ber 
Exiſtenz ober Wejensänderung beichließende, fowie das wählende, Tontro- 
lirende und in letter Inſtanz entſcheidende Organ!) Außer ihr ift dem 
Derein nur ein Vorſtand weſentlich. Er kann jehr verſchieden gebildet, 
zufammengejegt und gegliedert fein und Tommt namentlich bald als Ein- 
zelvorftand, bald als Kollektionorftand, bald als Kollegium mit einer mehr 
oder minder fcharf gefonderten einheitlichen oder kollektiven Spite oder. Ere- 
futive vor. Immer aber tft er das verwaltende und vertretende Genofjen- 
ſchaftsorgan und vereinigt in der Regel die eigentliche Leitung der gefammten 
BDereinsangelegenheiten, die Berufung nnd Leitung der Verſammlungen, die 
Buch⸗ und Rechnungsführung, fowie nad der Auflöfung die Bejorgung der 
Liquidation in feiner Hand. Seine Stellung gegenüber dem Verein ift die 
eines verantwortlichen, an feine Beitallung gebundenen, in jedem Moment ab- 
ſetzbaren Genoſſenſchaftsbeamten, wobei fi) natürlich hier wie bei jedem Be 
amten mit dem öffentlichrechtlichen Amtsverhältniß ein Privatrechteverhältnig 


0, 9, 9 ©. B. art. 224. 236 — 288 und die bei Renaub ©. 405 — 442 
zufammengeftellten ftatutarifchen Beftimmungen. — Weit eingreifendere und für 
das Statut zum Theil unabänderliche Vorfchriften trifft über die Generalverfamm- 
lung das englifche Recht. Es muß mindeftens Cine Generalverfammlung in jedem 
Jahr ftattfinden; die Mitglieder find 8 Tage vorher fchriftlich zu laden; bie Stell- 
vertretung wird gefeblich beſchränkt; über die Beichlupfähigkeit werden genaue 
Vorſchriften aufgejtelt und ed wird angeordnet, daß, wenn nicht Die gehörige 
Mitgliederzahl anweſend ift, Bertagung auf 8 Tage, wenn fich dann die Beichluß- 
unfähigkeit wiederholt, Ausfchreibung einer neuen Berfammlung ftattfindet, die Be- 
rufung der Berfammlung muß auf Antrag der Bertreter von X des Kapitald er- 
folgen, vor Allem wird endlih für Aenderung ded Statuts oder Aufhebung ein 
fog. Specialbeſchluß (special resolution), von % der Aktionäre gefaßt und in 
einer neuen, nach 14 Tagen bis 1 Monat angefepten Verfammlung mit einfacher 
Mehrheit wiederholt, gefordert. — Das franzöf. Gef. v. 1867 (art. 29. 31) fordert 
für die Beichlußfähigkeit die Vertretung von %, bei Statutenänderung, Fortſetzung 
über die beftimmte Zeit und Auflöfung von 1% des Gefellfchaftslapitald. Eventuell 
wird eine neue Verſammlung anberaumt, die nun jedenfalls befchlieht. 

151) Bol. dad Beiſpiel der Teutonia, Stat. 8 28 b. Hermann ©. 53, bei 
welcher die Generalverjammilung einen zur Selbftergänzung ermächtigten Ausſchuß 
beftellte und nur für die Auflöfung wieder berufen werben follte. 

2, Brindmann 251. Gengler 514f. Bluntihli S. 386. Bejeler 
925. Renaud 42 —466. Endemann ©. 322 — 324. 
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bezüglich des Soldes, der Entſchädigung u. |. w. verbinden kann. Nach augen 
aber wird er vom Geſetz nicht nur als Körperihaftsorgen nad) Maßgabe der 
Statuten anerkannt, ſondern für die gerichtliche und außergerichtliche Bertretung 
des Vereins innerhalb der gejeglihen Schraufen unbedingt und ohne Rückficht 
auf die Einſchränkungen feiner Beftallung legitimirt erklärt und umgekehrt zur 
Wahrnehmung des öffentlichen wie des Vereinsiutereſſes bei Vermeidung civil⸗ 
rechtlicher und ftrafrechtlicher Verantwortlichkeit geſetzlich verpflichtet 122). Zwi ⸗ 
ſchen Generalverſammlung und Vorſtand ſchiebt ſich ſehr haufig ein repräſen⸗ 
tativer Kontrolausfhug:s), wie er in der modernen Genofjenjchaftsorganifatien 
jo Häufig zur Vertretung der Geſammtheit in einzelnen, und in Staat und 
Gemeinde zu ihrer Vertretung in allen Beziehungen, vorkommt. Bollendet 
wird dann endlich der Genoffenichaftäorganismus durch eine Reihe oft ſehr 
zahlreicher techniſcher, kaufmänniſcher oder oͤkonomiſcher Beamten, Bevollmächtig⸗ 
ten und Agenten, durch Ausſchüſſe und Kommiſſionen für einzelne Zwecke oder 
Geſchäftszweige, durch Vorſtände der einzelnen Zweigniederlaffungen u. |. w.'®). 
Mag aber der Organismus einfacher oder Tomplicirter fein und mehr nad) 
der Spige oder mehr nach der Geſammtheit gravitiren: ein Forporativer Or⸗ 
ganismus bleibt er und nur ein völlig befangene Theorie konnte ihn in eine 
Summe von Mandaten und Submandaten auflöfen wollen, 

d. Auch die rehtlihe Bedeutung des Aktienvereins ift daher in jeber 
Beziehung die einer Genofjenjhaftsperfönlichkeit, welche innerhalb der ihr ver- 
faſſungsmäßig angewiefenen und burd das Geſetz umgrenzten Lebensiphäre 
jelbftändige Rechts-, Willens- und Handlungsfähigkeit befigt. Seinen Gliedern 
gegenüber übt der Verein daher keineswegs blos Privatredhte, jondern die al- 
gemeinen Körperichaftsrechte aus: Autonomie, eine gewiffe Selbftgerichtöbarkeit, 
die fih theild in den Straffeftiegungen der Statuten’), theils in der An- 
ordnung von Schiedögerichten !*) geltend macht, und genoſſenſchaftliche Selbft- 
verwaltung, deren wichtigfter Zweig die nach einem beſonderen Genoffenichafte- 
haushalt geführte Bermögensverwaltung iſt. Wie fidh zu diefen Einheitsrechten 
die Bielheitsrechte verhalten, wie die der deutichen Genoſſenſchaft eigenthümliche 
innige Verbindung von Einheit und Vielheit gerade beim Aktienverein auch 
für das Vermögensrecht eigenthümliche Wirkungen erzeugt, kann erft im zweiter 
Theil näher erörtert werden!s). Dritten gegenüber ſteht der Aktienverein jeder 


) Thöl 8 45. Gengler bu5f. Bluntſchli 386. Bejeler 928 
Renaud 467—549. Endemann $ 60. 62. 

Pohl 192f. Auerbach 379f. Renaud 550f. Endemann $ 62 
©. 824. 

55) Renaud 556—563. Endemaun ©. 813f. 321. 

150) Dies find alſo Feine Konventionalftrafen, wie fih dad D. H. G. B. art. 
220 ausdrüdt, jondern Genoflenichaftsftrafen. 

”) Beilpiele b. Renaud ©. 565 Note 2. 615 Note 3. Gengler S. 513. 

‚») Auch die jehr bejtrittene Natur der NRechtsverhältniffe vor der Koniti- 
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andern Körperichafteperjönlichkeit gleih (D. 9. G. B. art. 213), joweit nicht, 
wenn er Handelsgeſchäfte treibt, durch die ihm beigelegte Eigenſchaft als 
Kaufmann Aenderungen eintreten. Im Verhältniß zum Staat enblich unter- 
liegt der Aktienverein gleichfalls den allgemeinen Rechtsgrundfätzen über Kor- 
porationen, foweit nicht für ihn ein fpecielles befjere ober jchlechteres Recht ber 
gründet if. Wenn er in vielen Beziehungen bereits günftizer als andere 
Senoffenichaften geftellt ift, jo theilt er mit allen nicht direft in den Staats⸗ 
organismus eingreifenden Körperfchaften den Anfpruch auf völlige Bejeitigung 
der Mefte des obrigkeitlihen Syitems und auf Erſatz derfelben durch ansge- 
dehnte Deffentlichkeit, ſtrenge civilrechtliche Haftung bei allen Verſtöhßen gegen 
dad Geſetz oder die Verkehrätrene und richterlich feſtzuſetzende Strafen bei 
Ordnungswidrigkeiten ober Vergehen. Dagegen kann der Aftienverein anbrer- 
ſeits fich der allgemeinen ftantlihen Korporationdhoheit und der darin begrün- 
deten Aufficht über fein inneres Leben nicht entziehen. Wenn er in biejer 
Beziehung deshalb, weil er nur Privatkorporation fei, bisweilen ein völliges 
Gehenlaſſen beanſprucht, jo liegt dabei eine irrige Borftellung von dem Wejen 
einer SPrivatlorporation zu Grunde. Soll mit diefem Ausbrud angezeigt 
werden, daß er zunachſt oder ausſchließlich Privatrechtsſubjekt ift, jo trifft dies 
nur bezüglich jeined Auftretens nach augen bin zu: Dagegen ijt jein innerer 
Organismus, wie ſich fpäter ergeben wird, jo wenig wie der irgend einer 
anderen Körperihaft Privatrecht, jondern Genoſſenſchaftsrecht, und reicht als 
jolches in das öffentliche Recht hinein. 

Es verfteht fih von ſelbſt, dag mit dem Verhältniß des Aftienvereind 
als folhen zu Dritten und zum Gtaat das weitere Berhältnig, im welches 
der Berein durch den beionderen Gegenjtand ſeines Unternehmens tritt, in 
feinem Zuſammenhang fteht. Als Fabrikherr oder Dienſtherr von Gehilfen 
und Arbeitern unterliegt er beifpielöweife ganz demſelben Recht wie ein Ein- 
zelner. Ebenſo gehören die bejonderen Beziehungen, welche für den Berein 
ans einem ihm vom Stunt verliehenen Privileg (4. B. Notenemiffion, Er 
propriationsredht), aus einer bejonderen Konceffion (3.3. zu einem Gewerbe), 
oder aus der das öffentliche Wohl keeinfluffenden Natur ded Unternehmens 
(wie bei allen Kommunikations⸗, Bank, Kredit-, Berfiherungsinjtituten) er- 
wachen, nidht dem Genoflenichaftärecht, jondern dem Berwaltungs-, Gewerbe-, 
Berfiherungd-, Eiſenbahnrecht u. |. w. an. Auch in diefen Beziehungen jtehen 
daher Einzelunternehmer, Gejellihaften anderer Gattung oder Inftitute dem 


tuirung und nach der Auflöjung wird bort Beiprechung finden. Vgl. über bie 
eriteren: Bradenböft 89, Zolly 382f, Brindmann $ 61, Beihorner 
©. 25f., Auerbah 236 f., Walter $ 300, Bluntſchli 384, Renaud 186 f., 
Witte ©. 20f., Befeler 924 Note 10, Endemann $ 57 ©. 285— 302. 
Ueber bie letzteren Pohls 280 f., Zolly 442f., Kunge 29, Renaud 756— 
810, Witte S. 26f. (Witte nimmt Sortleben jeiner Snjtitutsperjönlichleit bis 
zu völliger Vollendung ber Vermögensvertheilung an), Endemann $ 66. 
65* 
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Aktienverein principiell gleih. Nur ift Leicht erflärlich, daß in ber Wirklichkeit 
dad an fi aus ganz verſchiedenem Rechtsgrunde ſtammende ftaatliche Auf- 
fühtsrecht über einen Berein ald Bank, Eifenbahn, Verficherungsinftitut und 
über benjelben Berein als einen für ſich felbftänbige NRechtsperjönlichkeit bean⸗ 
Ipruchenden Vermogenskörper vielfach zufammenfließt. 

C. ragen wir ſchließlich nach der thatſächlichen Bedentung, welche der ſo 
vollendeten modernen Bermögensgenofienihaft im Gejammtleben des Volles 
zulommt '*%), fo liegt diefelbe in einer vermehrten Befruchtung bes Kapitals. 
Eine ſolche tritt in doppeltem Sinne ein. Einmal infofern, als Pleineren 
Kapitalien eine paritätiiche Theilnahme an großen Unternehmungen eröffnet 
wird. Zweitens infofern, als nur durch den Aftienverein diejenigen modernen 
Unternehmungen ermöglicht werben, welche das einheitlihe Wirken eines Maſſen⸗ 
kapitals fordern. Die Wunder, welche die Kapitalsaffociation im Gebiete der 
großen, den Machtfreis eines Einzelnen überjchreitenden Erwerbsunternehmungen 
unſerer Zeit gewirkt hat, Liegen offen zu Tage. Bor Allem für die Herftellung 
und Benugung der Verkehrswege und Verkehrsmittel (Eiſenbahnen, Tele⸗ 
graphen, Kanäle, Schifffahrt), für ben Krebithandel und für alle Zweige des 
Verſicherungsweſens find die Aktiengeſellſchaften ein unentbehrlicher Hebel ge 
worden; daneben haben fie ſich für viele Zweige des Großhandels und ber 
Großinduſtrie gebildet und verbreitet, fie beginnen in der Berg- und Hütten⸗ 
induſtrie die älteren Gewerkſchaften faft zu verbrängen, ſie beftehen zahlreich 
für Spinnerein und Webereien, fie betreiben den Hanbel mit Grund und 
Boden, fie verſehen bie Städte mit Beleuchtungs-, Waflerleituugs- und Ab- 
fuhranftalten, fie wibmen fi gemeinfamen Bauunternehmungen, fie treiben 
See» und Flußfiſcherei, fie erridten Dampfmühlen, Maſchinenbauanftalten, 
chemiſche Fabriken und größere gewerbliche Stabliffements jeder Art!). Wenn 
bier überall der Erwerbözwed die Affociation ind Leben gerufen hat, während 
diefelbe erft mittelbar das Gemeinwohl fürberte, fo wirb die Möglichkeit einer 
Kapitalgenofjenichaft, weldhe dem Gemeinwohl um feiner jelbit willen in un- 
eigennüßiger Abficht dient, durch zahlreiche gemeinnüßige Aftienvereine für 
Muſeen, Theater, Ausftellungen, öffentliche Badeanſtalten, Wohlthätigkeitsin- 
ftitute u. |. w. bewiefen; und wenn bie meiften Aktiengeſellſchaften für ihre 
Glieder nur eine pekuniäre Bebentuug haben, jo zeigen Aktienklubbs, Altien⸗ 
lefevereine u. ſ. w. bie Möglichkeit, dieſe Vereinsform auch ben perjoͤnlichen 


180) Bol. bef. Die Auffäpe Schäffle’s „die Attiengejellichaften volkswirth⸗ 
Ihaftlih und politifch Betrachtet und „das heutige Altienwefen im Zufanımen- 
bang mit der Volföwirtbichaft” i. d. deut. Vierteljahrsſchrift 1856 IV. 1f. und 
259 f. u. im Stantewörterb. 1. c. S. 2351 —267. Auch Endemann $ 56. 56. 

100) Das Ueberwiegen ber angegebenen Aktienunternehbmungen erhellt aus einer 
Vergleichung ber durch die preuß. &. S. Jahrg. 1839 — 1867 publicirten ober 
angezeigten Gtatute. . 
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Bebürfniffen der Genofjen unmittelbar bienftbar zu machen. Allein bei ber 
Betrachtung bes Inftituts im Ganzen treten diefe Berwendungsarten vor ber 
kapitaliſtiſchen Erwerbsgeſellſchaft auf das Entſchiedenſte zurüd. Wenn ber 
Aktienverein feinem wirthichaftlihen Weſen nach ein „für fich feiender unper- 
ſoͤnlicher Wirthſchaftskoͤrper ift”, welcher durch die Vereinigung von Kapitaliften 
„unter Aufhebung indivibualtftifcher Bedingtheit des Geſellſchaftswillens“ ent- 
fteht 19), — wenn in dem ganzen Bau die Perſonengenoſſenſchaft lediglich als 
Ausflug und Anner des Kapitalorganismus erfcheint, — wenn ebenfowol bie 
leitende Intelligenz als die ſchaffende Arbeit befoldete Dienerinnen und allein 
das Kapital Herr des Vereins ift: jo muß die Gefammtrichtung dieſes In⸗ 
ftttuts nothwendig eine ſpekulativ⸗kapitaliſtiſche ſein. So förberlih und noth⸗ 
wendig daher die Aftienvereinsform als ein Glied in ber Kette der Wirth. 
Ichaftsorgantsmen tft, jo würde doch ihre Alleinherrichaft zur Kapitalsbespotie 
führen. Es ift daher ein wohlthätiger Umftand, daß diefer Gefahr durch die 
unendlich reiche Gliederung bes modernen Wirthichaftslebens begegnet wird. 
In der That wird zunächft bie Bedeutung der Unternehmer- Individualität dem 
Maſſenkapital gegenüber dadurch gewahrt, daß für eine große Anzahl indu⸗ 
ftrieller und fommercieller Unternehmungen ausſchließlich die Einzelunternehmung 
oder das perfänliche Geſellſchaftsunternehmen zur Anwendung kommen und daß 
diefelben bei gleihen Kapitalmitteln überall dem Altienmternehmen durch bie 
Einheit, Intelligenz und perſoͤnliche Intereffirtheit ber Zeitung überlegen find. 
Das Gemeinwohl ferner vor der Gewismansbeutung durch übermächtige und 
thatfächlich im Monopolbefit befindliche Kapitalkoͤrper zu ſchützen, beftrebt fich 
der Staat mehr noch, als durch die unmittelbare Aufficht, durch die Errichtung 
konkurrirender uneigennüßiger Staats- oder Kommumnalanftalten für gleiche 
Zwecke (Stantsetfenbahnen, öffentliche Bank⸗ und Krebitinftitute, öffentliche 
BVerficherungs- und Unterftägungsanftalten u. |. w.). Daß endlich auch auf 
wirthſchaftlichem Gebiet das Moment der Selbftjucht nicht über bas fittliche 
Moment fiege, daß auch Hier der erhabene Gedanke der Affociation nicht in 
der gemeinfamen Gewinnfpeftlation untergehe, daß vor Allem bie durch bie 
Attienvereine nur verftärkte Gefahr der Verlünmerung der freien menſchlichen 
Perſoͤnlichkeit in ben Tapitallofen Kreifen ſich verringere: bafür wirkt als 
mächtigfter Hebel die perfänliche Genofſenſchaft für wirthichaftliche Zwecke, 
welche theils ſchon Iämgft neben der Vermögensafjociation in kräftigſter Weife 
wirkt, theils in jüngfter Vergangenheit durch die Entwicklung befonderer Ge⸗ 
noffenfhaftsformen der arbeitenden Kiaffen zukunftreiche Neugeftaltungen er- 
ſchaffen hat. Bon ihr muß num no) die Rebe fein. 


101) Ehäffle im Staatewörterb. J. c. ©. 252. 256. 
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5 70. Die Perfonalgenoffjenfhaft für wirthfchaftlihe Zwede. 


A. Die Perjonalafjociation für Wirthſchafts- und Erwerbszwecke ift jo 
alt wie bie Affociation überhaupt. Allein während fie früher nur als Eine 
Geite in ben die gefammte Perjönlichkeit umfafjenden Verbindungen enthalten 
war, hat die moderne Richtung zugleich Perfonalgenofienichaften für einzelne, 
präcifirte, ausſchließlich wirtbichaftliche Zwedte hervorgerufen, weldye dem Staat, 
den Gemeinden und anderen öffentlichen Verbänden die Bedentung von Wirth 
ichaftögemeinheiten zwar keineswegs rauben, wol aber die nächite und unmittel⸗ 
barfte Wirthichaftsfürforge abnehmen. In den Zeiten des obrigkeitlichen Syftems 
waren es vorzugäweife nur öffentlihe Anftalten, welche man für beftimmte 
Seiten der Wirthichaftsförderung errichtete, während die Affociation auf bie 
individualiſtiſchen Gejelichaftsformen eingefchräntt blieb. Seit dem Ende des 
17. Jahrh. jedoch zeigte fich vielfach bereitö die genoſſenſchaftliche Vereinigung 
ber betroffenen Perſonenkreiſe mitthätig, fo daß neben die Anftalten theils 
Öffentliche Wirthfchaftsverbände mit Torporativer Zwangsverfaffung, theils freie, 
wenn auch öffentlich autorifirte und privilegiirte Korporationen traten. Sn 
unjerm Sahrhundert endlich tft auch hier die Initiative und Geſtaltgebung in 
das Volk zurücgefehrt und hat die nie ganz erlofchene freie Perjonalgenoffen- 
ſchaft in einer Fülle von Verzweigungen körperſchaftlich ausgebildet und den 
verfchtebenften Zweden adäquat geſtaltet. Auf der andern Seite ift denn 
freilich gerade in neuefter Zeit der Kreis dieſer Genoſſenſchaften dadurch 
wieberum enger gezogen, daß die von ihnen ihren Gliedern gebotenen Wirth. 
ſchaftsvortheile zugleich zum Gegenftande kaufmänniſcher Gewinnſpekulation 
geworben find. Indeß verengern die jo entftandenen Privatanftalten, melde 
in fubjektiver Beziehung Tapitaliftiiche Erwerböunternehmungen und nur mittel- 
bar durch ihren Gegenftand gemeinmüßige Inftitute find, den Wirkungskreis 
der Wirthichaftögenoffenichaft vornemlich nur für die befigenden Stände. Sn 
den befigiofen Klaffen dagegen bat gerade die Nothmehr gegen das Ueberwiegen 
ber Kapitaldunternehmungen in jüngfter Vergangenheit zu einer Bereicherung 
des Genoſſenſchaftsweſens an Gehalt und Form geführt und ein Syſtem ganz 
neuer Perjonalgenofjenihaften für Wirthſchafts- und Erwerbszwecke heworge⸗ 
rufen, welches ben erjten Beginn einer genoffenichaftlihen Entwicklung von 
unerfchöpflicher Fülle und unabſehbarer Tragweite enthält. 

I. Zunächſt bedarf es, um die Zufammenftellung der bier zu behandelnden 
ungleichartigen Inftitute unter dem Gattungsbegriff der wirtbichaftlichen Per- 
fonalgenoffenichaft zu rechtfertigen, einer ungefähren Bezeichnung des recht⸗ 
lihen Weſens ver lebteren. 

1. Eine Genofjenjhaft ijt nur vorhanden, wenn durch eine jelbft- 
gewollte Affociation ein in feinen Gliedern lebender Organismus mit eigener 
Gejammtperjönlichkeit entfteht. Weil eine ſolche Perfönlichkeit nicht vorhanden, 
. gehören die zahllofen individuellen Gefellichaften und Gemeinſchaften für Wirtt- 
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ſchafts oder Erwerbszwecke nicht hierher; insbejonbere find, obwol fie bie 
nächte Vorſtufe zur perjönlichen Genofjenihaft bilden und dieſer vielfach 
Bereits jehr nahe kommen, die obligatorifchen Hanbelögefellihaften, von denen 
oben die Rebe war, vom Begriffe auszuſchließen. Umgekehrt haben die öffent- 
lichen Anftalten für Wirthſchaftszwecke zwar häufig eigene Perfönlichkeit, dieſe 
Derfönlichkeit ift dann aber nur ein abgezweigtee Stüd der Staats, Ge- 
meinde- ober Körperfchafteperjänlichkeit, von welcher Die Anftalt Eriftenz und 
Lebensrichtung empfängt. Hier wie überall ſtehen indeß zwiichen reinen An⸗ 
ftalten und reinen Genofjenfchaften mannichfache mittlere Organifationen, wie 
3. D. die öffentlichen Zwangsverbände, bei welchen der Wille ber Verbundenen 
zwar nicht die Exiſtenz, wol aber das Leben des Organismus mitbeitimmt, 
and die autorifirten Körperfdhaften, bei welchen umgekehrt ver Geſammtwille 
das Erfte ift, ter Staatäwille aber als notbwendige Ergänzung binzutritt. 
Ebenſo giebt e8 zwiſchen Genoſſenſchaften und Privaterwerksanftalten gemifchte 
Organismen, jei ed, daß die das Erwerbsobjekt oder Erwerbömittel bildenden 
Perſonen in einzelnen Beziehungen dem Berbande einer Erwerbsanjtalt ange- 
gliebert find, ſei es, daß eine Wirtbichaftsgenofjenichaft zugleich ein Erwerbs⸗ 
inftitut in fi) enthält. 

2. Die bier bezeichneten Genoffenihaften find aber ferner Perjonals 
genoffenjhaften im Gegenſatz zur Kapitalgenoffenjhaft, welche im 
Aktienverein gipfelt. Sie beruhen auf ber Verbindung perſoͤnlicher Wirth- 
Ichaftökräfte zn einer Geſammtkraft. Dabei tritt indeß fofort hervor, daß, wie 
der Kapitalverein tobt bliebe ohne ein perjonengenoffenichaftliches Element, fo 
die Perjonalgenoffenichaft ein wirthichaftliches Leben nicht entfalten Tann, ohne 
eine Kapitalkraft in ihren Organismus aufzunehmen. Eine geiftige oder fitt- 
liche Genoſſenſchaft ift ohne Kapital denkbar: ein wirthichaftlicher Erfolg ift 
undenkbar, wenn nicht ein Kapital wenigftens mittelbar (3. B. ald Kredit 
bafıs) mitwirft. Jede wirtbichaftliche Perjonalgenofjenichaft verbindet daher 
mit der fubjeftiven, perfönlichen eine objektive, vermögensrechtliche Gemeinfchaft. 
Der Unterjhied vom Kapitalverein ift nur, daß, wie bei jenem die Kapital- 
affociation, jo bier die Perfonengenofjenihaft dasjenige Moment ift, welches 
das Weſen des Vereins bedingt und beitimmt; daß das Kapital dort herrſcht, hier 
dient; das daher auch rechtlich Bier die Perſonen als folche, nicht, wie dort, 
blos als Träger von Antheilen eines Geſammtvermögens verbunden find. 
Begrifflih wie Hiftoriich ift mithin die Vermögensgenoſſenſchaft Potenzirung 
der Sachgemeinſchaft, als deren Ausflug und Anner erit eine ſubjektive Ge 
meinjchaft eintritt: hier dagegen ift umgekehrt eine Potenzirung des Gejell- 
Khaftsvertrages vorhanden, jo dag nicht ein jachforporatives, jondern ein aus 
der gefteigerten obligatio erwachſenes perjonentorporatived Band den Verein 
zujammenhält und die Bermögensgemeinjchaft nur ald Ausflug und Anner 
ber Perfonengemeinihaft erſcheint. Daraus ergiebt fi) eine der Natur ber 
Aktie direkt entgegengejegte Natur der Mitgliebichaft. Diefelbe ift weder felbft 
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Sache, noch principaliter durch ein Vermoͤgensrecht bedingt und beitimmt; fie 
ift vielmehr ein höchſt perjönliches Recht, das als joldhes nicht im Bermögen?- 
verkehr fteht. Deshalb ift die Mitgliederzahl ungeſchloſſen; das Genofſenrecht 
als folches ift untheilbar, unkumnlirbar, unvererbli, unübertragbar; es wird 
Vediglih durch perjönlihe Aufnahme unter Uebernahme der Mitglievspflichten 
erworben und entfprechend nur durch Austritt oder Ausichlug verloren; fein 
Snhalt ift im Zweifel gleich, fo daß jeder Genoſſe zu gleicher Mitträgerihaft 
bed Bereinslebens berufen, ein Unterjchieb darin aber höchftens durch die Be⸗ 
gründung verjchiedener Genoſſenklaſſen, nie durch die Zulaffung beliebig großer 
oder kleiner Rechte "hervorgebracht wird. Diefe Gleichheit der Genoffenredhte 
wird natürlich dadurd nicht tangirt, daß die oͤkonomiſchen Laften und Befug⸗ 
niffe für die Einzelnen möglicherweife fehr ungleich ausfallen; denn an fich iſt 
jeder Genofje auch zu den wirtbichaftlichen Vortheilen in gleicher Weiſe be 
rufen, die thatfächlihe Ungleichheit aber tritt dadurch ein, daß ein mit dem 
Genofſenrecht zunächſt nicht zufammenhängender Maßſtab das wirthichaftliche 
Bebürfnig und die wirtbichaftliche Leiftungsfähigkeit der Einzelnen verſchieden 
beftimmt. So ift ja auch das Gemeindebürgerrecht rein perfönlich und feinem 
Weſen nach gleich, während in der Ausübung Steuerfähigkeit, Bebürfnig 
u. ſ. w. eine ungleiche Xheilnahme an bürgerliden Laften und Nutzungen ke 
gründen. Der perfünlihen Natur der Mitgliedſchaft entſpricht dann weiter 
die Organifation des Vereins im Ganzen, jeine rechtlihe Bebentung nad 
außen und fein letter Zwed. Ueberall bringt fih das perjönlihe Element 
überwiegend zur Geltung und bie wirthichaftliche Ergänzung der Einzelperfön- 
lichkeiten bildet ben Inhalt des ganzen Organismus. 

Allein je mehr fih die Perfonalgenofienjchaft vollendet und je mehr fie 
fih namentlich einer Gemeinprobultion mit den Zweden bes Gemeinerwerbes 
nähert, deſto unausbleiblicher wirb e8 für fie, das Eapitaliftiiche Dioment, ohne 
das fie nicht beftehen Tann, mit ihrem Organismus zu verweben. Möglich 
natürlich ift e8, daß fie das Kapital lediglich als Objekt, nicht als mitbildenben 
Faktor behandelt: wahrhaft lebensfähig aber wird fie erft, wenn fie eime or- 
ganische Verbindung zwiſchen der Genofjenihaft und dem Genoſſenſchaftskapital 
herſtellt. Dies gejchieht denn in der That in jehr verſchiedener Weiſe bei den 
einzelnen Gattungen der Perfonalgenoffenihaft, in der Regel aber bergeftalt, 
bag mit der Mitgliebfchaft ein Kapitalantheil an der Geſammtirthſchaft als 
ein wefentlicher Beitandtheil verbunden wird. Hierdurch wird das Genofjen- 
recht ein Recht, welches mit der Aktie das gemein bat, daß ed die Träger 
ichaft eines Vereins und ein Bermögensrecht in fih als efientiell enthält: es 
bleibt jedoch non der Aktie dadurch diametral verjchieden, daß bei ihm bat 
Bermögensrecht unjelbitändiged Anner des perjönlichen Rechtes ift und baber, 
jo lange der Berein beiteht, durchaus der Natur des letzteren folgt, während 
umgefehrt für die Natur der Aktie die vermögensrechtliche Seite das Ent- 
ſcheidende geworben ift unb ben perfänlichen Inhalt nach fi) gezogen bat. 
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Am reinften werden wir die angebeutete Form einer Aufnahme des Kapitals 
in den Organisnus der Perſonalgenoſſenſchaft durch die eigenthümliche Ver⸗ 
bindung der Genoſſeneigenſchaft und der fogenannten „Seichäftsantheile” bei 
den deutſchen Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften verwirklicht finden. 

3. Bon den alten Gilden und Wirtbfchaftsgemeinden, welche den Mit- 
gliedern ihre gefammte Perjönlichkeit garantirten, unterfcheiden dieſe zu ihrer 
Erfegung berufenen modernen Genoſſenſchaften fih durch die Vereinzelung und 
Präcifirung ihrer Zwede. Es find ganz beftimmte wirthichaftliche Aufgaben, 
welche fie fich ftellen; fie wollen in irgend einer genau bezeichneten Richtung 
die wirthſchaftliche Verjönlichkeit ihrer Glieder ergänzen. Damit ift freilich 
eine Kombination verſchiedener Wirthſchaftszwecke in demſelben Verein Teined- 
wegs ausgeſchloſſen. Und weil ihr letter Zweck die menschliche Perſoͤnlichkeit 
ift, jo vermögen diefe Genoſſenſchaften, ungleich den Kapitalvereinen, überdies 
bie unmittelbare Fürſorge für die geiftigen und fittlichen Bebürfniffe der Ge- 
noſſen in fi aufzunehmen, wie ja umgekehrt von den zunächſt fittlichen ober 
ſoeialen Vereinen, welde oben beiprochen wurden, eine große Zahl zugleich 
die Sfonomifche Foͤrderung ihrer Mitglieder anftrebt. In der That tritt, je 
mehr die Perjönlichkeit als Baſis und Ziel der Genoſſenſchaft erjcheint, deſto 
mehr amd eine fittlihe und ſociale Tendenz in derjelben zu Tage Allein 
auch hierbei macht fi die moderne Richtung anf Präcifirung bes Zwecks der 
früheren unbeftimmten Allgemeinheit gegenüber geltend. 

Im Zufammenbange mit der Beitimmiheit des Zwecks fteht die Be— 
ftimmtheit des Stückes der Perjönlichleit, defien Opfer die Genoſſenſchaft von 
ihren Mitglievern fordert. Kein moderner Genofjenverband ergreift die Tota⸗ 
lität, keiner auch nur die wirtbichaftliche Totalität des Menjchen: es ijt eine 
genau umgrenzte Seite der wirtbichaftlichen Perfönlichkeit, welche afjociirt 
wird. ©ewaltig ift bier freilich der Abftand zwiſchen den einzelnen Genofjen- 
idhaftögattungen; während bei den einen nur die gemeinfame Tragung einer 
Gefahr, bei den anderen das Einftehen für. beftimmte öfonomifche Verpflich⸗ 
tungen der Genofien, bei wieder anberen gemeinjame Befriedigung gewiſſer 
Wirthichaftsbebürfniffe gefordert wird und bier überall für den Einzelnen 
möglicherweife das einzige Opfer gewiſſer Beiträge entfteht, Tann ſich bie 
Produktivgenoſſenſchaft bis zur Forderung der vollen Arbeitöfraft ihrer Glieder ſtei⸗ 
gern. Allein auch im letzteren Falle bleibt den Einzelnen außerhalb des Ver⸗ 
bandes eine ungleich freiere Individualität, ald fie beiſpielsweiſe der alte Zunft- 
verband den Zunftgenofien ließ. — Im Weiteren kann dann die Genofjen- 
ichaftswerfaffung in mannichfach verfchiedener Weiſe die Perfonalkräfte, welche 
durch fie gebunden werben, umgrenzen: Beiträge oder Leiftungen können im 
Voraus beftimmt oder von ungewiffen Umftänden abhängig gemacht, und im 
letzteren Falle entweder unlimitirt oder dur ein Maximum eingejhränft oder 
endlich durch eine objektive Eigenſchaft (3. B. Suchbefig) begrenzt fein. 

Verſchieden von der Frage, wie befchaffen die wirthichaftlichen Theilper⸗ 
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Jönlichkeiten find, ans denen die Genoffenichaftsperfönlichkeit fich zufammenfegt, iſt 
die fernere Frage, welche Krebitbafis derjelben Dritten gegenüber gegeben wirt. 
Möglich ift, daß die Genoſſenſchaftsperſönlichkeit allein für fich felbft fteht, fo daß 
Dritte fih nur an fie und weder während ihres Beſtandes noch nach ihrer Auflö- 
fung an die Einzelnen halten können. Möglich ift aber auch, dag hinter der Ge 
noffenfchaftsperfönlichfeit die einzelnen Genoſſen bis zu einem direkt oder indirekt 
beftimmten Betrage, oder jeder für den anf ihn fallenden Antheil unbedingt, oder 
endlich jeder folidarifch mit feinem ganzen Vermögen für das Ganze als Garanten 
ftehen, mögen fie nun als Selbftihulbner neben der Genoffenjchaftsperjönlichkeit 
oder ald Bürgen eventuell für fie haften. Die Rechteperfönlichkeit der Genofien- 
Ichaft als ſolcher wird an fi natürlich dadurch nicht alterirt, daß vermöge 
Statutes ober Geſetzes die Individuen voll und ganz für fie einftehen, — 
ficher wenigſtens dann nicht, wenn dieſes Einftehen nur ein fubfidiäres ift. — 
Es harakterifirt das Weſen ber wirthichaftlichen Perjonalgenofienfchaft, daß, 
während ber Kapitalverein bie unausbleibliche Tendenz bat, eine ftreng limi« 
tirte Haft zu begründen, die Perfonalgenofjenichaft umgekehrt auf ihren höheren 
Stufen dahin neigt, Die Perfönlichkeit ganz und voll für die Gefammtheit 
einzuſetzen. Die fubfibiäre Solidarhaft der modernen deutſchen Erwerbs⸗ unt 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ift nur der vollendete Ausdruck einer Richtung, 
welche, während der Altienverein ein Kapital als jelbftändiges Weſen in ben 
Verkehr hineinjtellt, nunmehr umgekehrt einen Organismus perfönlicher Wirth⸗ 
ſchaftskräfte als Einheitsweſen in das wirthichaftliche Leben einführt. 

4. Ald Arten der wirtbichaftlihen Perfenalgenofjenichaften Iafien fi 
nach ber Natur der affociirten Kräfte und dem baburdh bedingten Zwed vier 
Hanptgattungen mit verjchigdenen Unterarten trennen. 

a. Garantiegennofjenihaften (Rifilovereine, Berfiherungdgenoffen- 
ſchaften im weiteiten Sinn). Sie affociiren die Wiberftanbsfraft gegen wirtk- 
ſchaftliche Unfälle und tbeilen fich weiter, je nachdem fie ben Genoffen eine 
Garantie gegen Sachſchaden oder gegen bie durch perfönliche Ereigniffe hervor⸗ 
gernfenen Wirthfchaftsnachtheile gewähren. 

b. Geldverkehrsgenoſſenſchaften, welche entweber den Kapitalum- 
lauf (Gegenfeitigkeitsbanten) oder die Kapitalbeihaffung (Kreditgenofienichaften) 
oder die Kapitalanlage (Spargenofjenfchaften) der Mitglieder vergemeinfchaften, 
Die Kreditgenofjenihaften zerfallen dann weiter in Realkreditvereine und 
Perſonalkreditvereine. 

. Distributivgenoſſenſchaften, welche die Kraft zur Befriedigung 
laufender Bedürfniſſe der Einzelwirthſchaften afſociiren, mithin beſtimmie 
Wirthſchaftskoſten unter die Geſammtheit vertheilen. Sie juchen entweder 
nur die allgemein menſchlichen Haushaltungsbedürfniffe auf genofſenſchaftlichem 
Wege zu befriedigen, wie namentlich die gewöhnlichen Lebensbedürfniſſe (Kon⸗ 
fumvereine) oder dad Wohnungsbedürfniß (Wohnungsgenoffenichaften), oder 
aber fie afjociiren eine beftimmte Seite der wirthichaftlichen Probuftion (tes 
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imbuftriellen, kaufmänniſchen oder Iandwirthichaftlichen Gewerbes), ſei e8 nun 
die Materialbefhaffung (Robftoffgenofienichaften), fei e8 die Produktionsmittel 
Werkzeug⸗, Werkitätter, Weidegenoffenichaften u. dal. mehr), jei es endlich den 
Abſatz (Magazingenoffenfchaften u. ſ. w.). 

d. Prod uktivgenoſſenſchaften (Arbeitögenoffenihaften), bei denen 
fih die produktive Arbeit jelbft afſociirt. Sie find die höchfte Stufe der 
wirthichaftlichen Perfonalgenofienihaften und unterfcheiden ſich von allen übrigen 
dadurch, daß fie einmal die Selbftändigkeit der Einzehwirtbichaften, welche 
dort voll beftehen bleibt, ganz oder partiell aufheben und zweitens, ſoweit bie 
ber indiwibuellen Sphäre enthobene und zur Genoſſenſchaftsproduktion geitaltete 
Wirthſchaftsthätigkeit reiht, unmittelbar auf Gemeinerwerb gerichtet find, 
während bie übrigen Genofjenfhaften nur mittelbar den Ertrag der von ihnen 
geförderten Einzehwirthichaften erhöhen. 

IH. Die thatſächliche Bedeutung dieſer verichiebenen, ihrem recht⸗ 
lichen Gehalt nad) nahe bei einander liegenden Genoſſenſchaften ift eine außer⸗ 
ordentlich ungleiche nicht nur nach der Berjchiedenheit ihrer Zwede, fondern mehr 
noch nach der Verſchiedenheit der von ihnen ergriffenen Perfonenflaffen. Bon der 
Rirthichaftsaffociation der übrigen Stände hebt fi} in mehr ober minder jharfen 
Umriffen das oͤkonomiſche Genofjenjchaftswejen derjenigen Klaffen ab, welche durch 
die moderne Tapitaliftiiche Entwicklung in ihrer wirthſchaftlichen Selbftändigfeit be» 
droht find. Weil das Genofienfhaftsweien hier in unmittelbarftem Zuſam⸗ 
menhange mit den großen focialen Problemen der Gegenwart fteht, ftellt es 
fih nach diefer Seite Hin als ein beſonderes Phänomen bar, welches als 
Glied in die Kette der mobernen focial-politifchen Beftrebungen gehört. Auf 
ber anbern Seite jedoch bleibt es auch Hier nur eine beſondere Erſcheinungs⸗ 
form berfelben Afiociationsibee, die in allen Ständen und auf allen Gebieten 
die Phnfiognomie der neneften Entwiclung beftimmt, und gehört fomit als 
Glied in die Kette der genoffenichaftlichen Geftaltungen. Auch möchte die 
wirthichaftliche Perfonalgenofjenihaft in allen ihren Zweigen einer gemeinfamen 
Bedeutung, welche doch nicht mit der Bebentung ber Genoſſenſchaft über- 
haupt zufammenfällt, nicht ganz entbehren. Denn überall ift fie berufen, 
der von augen Tommenden BVeranftaltung gegenüber die Selbfthilfe zur 
Geltung zu bringen, dadurch aber, daß diefe Selbfthilfe eine gennfienfchaftliche 
tft, auch auf dem fo oft der Selbſtſucht allein vindicirten Gebiet des wirth. 
fchaftlichen Lebens das ethiſche Moment zu verkörpern. Gegenüber dem 
egoiftifchen Princip der Tapitaliftiihen Erwerböfpefulation, das auch in bem 
Kapitalverein und in ber Kollektivgefellichaft das überwiegende bleibt, ift es 
der wirthichaftlihe Gemeinſinn, welcher die Perjonalgenoffenfchaft hervor- 
ruft, leitet und erhält. Gemeinfinn aber ift zugleih Erzeugniß und Erzeuger 
fittlicher Ideen. Man mag andy ben Gemeinfinn als eine Form des Cgois- 
mus auffaffen, — bes Egoismus, der erkannt hat, wie bad einem Ganzen 
untergeordnete Individuum als Bereinsglied vervielfältigt das zurüdgemwinnt, 
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was es als Individuum verliert: immerhin bleibt ein qualitativer Unterſchied 
zwifchen der erflufiven Selbftjucht und einem gleichviel wie motivirten Streben, 
das ein Opfer für Andere und die Hingabe für ein Ganzes im Gefolge hat. 

So behalten aud da, wo theil® öffentliche Anftalten, theils Erwerbs 
inftitute die in der Bereinzelung nicht erreichbaren Wirthſchaftsvortheile auf 
“die bequemfte Weile gegen Bezahlung gewähren, ohne ben Empfänger barüber 
hinaus dur Bereinigung mit anderen Empfängern zu binden, bie freien 
Gegenjeitigfeitögenoffenfchaften einen doppelten Werth. Sie bilben ein Gegen- 
gewicht gegen das Staatöproteftorat und gegen bie Gewinnfpefulation, fie 
führen dort auf die Selbithilfe, Bier auf den Gemeinfinn als bie letzten 
Quellen wirthichaftliden Wohlbefindens zurück. 

Unendlich wichtiger und ausjchließlicher jedoch ift ‘die Bedentung ter 
wirtbfchaftlichen Perjonalgenofienfhaft für die Wahrung oder Erringung öfe- 
nomifcher Selbftändigfeit feitens der arbeitenden Klaſſen. Arbeitenbe Klaflen 
in dem hier bezeichneten Sinne find diejenigen Gefellichaftögruppen, für welde 
die perfönliche Arbeit unter den ihre dlonomiiche Eriftenz beftinmenden Faktoren 
der entjcheibenbe ift. Sie werden auch beſitzl oſe Klaſſen genannt. Nicht als ob 
fie abfolut befitlos wären, — denn irgend ein materieller und irgend ein geiftiger 
Befit fteht auch ihnen zu Gebote: allein fie find relation befiklos, weil ihr 
Befitz in den perjönlichen Lebend- und Arbeitöbebürfniffen anfgeht, und weil 
ihnen andere Gefellihaftögruppen gegenüberftehen, für welche der überichießende 
materielle und geiftige Befiß, wenn er fie auch der Arbeit nicht überhebt, doch 
als jelbftändiger Mitträger ihrer wirthichaftlichen Eriftenz, als entſcheidend für 
ihre wirthichaftliche Gefammtitellung wirkt. Die Webermacht, welche durch bie 
Entwiflung des modernen Grofbetriebes insbeſondere der Kapitalbefit erlangt bat, 
bringt es mit ſich, daß troß fteigenden Geſammtvermoͤgens ein immer größerer 
Bruchtheil des Volkes als relativ beſitzlos erjcheint. Deshalb fallen unter den Be 
griff der arbeitenden Klaffen nicht nur die gelammten Maffen der eigentlichen Lohn⸗ 
arbeiter in Fabriken, im Gewerbe, auf dem Lande, fondern mehr und mehr auch die 
Eleineren felbftändigen Gewerbtreibenden und die ländlichen Kleinbefiker. 

Alle diefe Klaffen find dur die Entwidlung des Fapitaliftifchen Grof- 
betriebes der wirtbihaftlichen Perjönlicheit beraubt oder doch mit dem Ber- 
Iufte dieſer Perjönlichkeit bebroht. Denn die alten Wirthihaftsorganismen, in 
benen das Geſammileben entweder in Alle gleihmäßig zerftrent ober doch 
zwiichen Haupt und Glieder irgend wie vertheilt war, find, nachdem fie ver⸗ 
Inschert und zu Feſſeln geworden waren, in loſe Atome zeriprengt. Aus ven 
Atomen aber haben fi) ala übermächtige und an Macht ſtets wachiende Ge 
bilde neue Wirthſchaftsorganismen erbaut, für welde dad Kapital Bafıs und 
Herr, die Arbeit nur ein unjelbftändiged Werkzeug iſt. Diefe Organismen 
find die kapitaliſtiſchen Erwerbsunternehmungen aller Art, vor Allem Sabriken, 
ebenfo aber Großgrundwirthichaften, die großen Verkehrsinftitute u. ſ. w. Ste 
alle leben nur in dem mit der Intelligenz verbünbeten Tapitaliftifchen Haupt: 
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bie arbeitenden Glieder find keine lebendigen Mitträger ihres Körpers, ſondern 
Gegenitand, Werkzeug ihrer Thätigkeit. Wenig ändert es an den Thatſachen, 
daß das Geſetz — wovon ed freilich felbft vielfach wieberum abgehen muß — 
jolde Berbände als Organismen nicht anfieht, fondern fie in eine Summe 
von SPrivatrechtöbeziehungen zwifchen Einzelnen und Cinzelnen auflöft. Denn 
dem tbatfächlichen Erfolge nach ift jedenfalls um fo entichievener, je größer ihr 
Umfang und je mannichfacher ihre Gliederung ift, Die Unternehmung feine 
Summe von Cinzelverhältniffen, fondern ein Ganzes, eine organifirte Einheit. 
Diefe Einheit aber ift ihrem innern Weſen nach nichts Anderes als ein 
Herrfhaftsverband, in welchem der Repräfentant des Kapitals oder ber 
Kapitallörper felbft der abfolute wirthſchaftliche Herr iſt. Sener felbe Herr- 
ſchaftsverband, der feit uralter Zeit mit der Genoflenfhaft um den Steg rang, 
reproducirt fi) bier, — beſchränkter einerfeits, weil er über das wirthichaftliche 
Gebiet und wirthſchaftliche Zwecke nicht hinausreicht, ſchroffer und unbedingter 
andrerjeitö, weil er innerhalb feiner Sphäre daffelbe Prineip, welches in 
den ehemaligen Herrenverbänden früh durch die Entitehung abhängiger Ge- 
nofjenfchaften modificirt ward, bedingungslos durchführt. Denn in dem öfo- 
nomifchen Herrenverbande der Neuzeit giebt ed keine Verbindung der Glieder 
unter fidh, Feine der Einheit gegenüber berechtigte Bielheit, Feine WVerfaffung, 
welche dem Gefammtwillen einen noch jo beicheivenen Einflug auf das Leben 
bes Ganzen gewährte. Die Arbeit ift rechtlos in ihm. Und bie rechtlich 
ſchrankenloſe Herrjchaft wirb hier auch thatfächlich eiferner und unmwanbelbarer, 
als es je die Herrichaft des Hofherrn war, weil mit dem Meberwiegen der 
Kapitalbedentung immer mehr das menjchlich- perjönliche Verhältniß zwifchen 
Herr und Arbeiter fich mindert, immer trennender zwiſchen beide die unperjän- 
liche Kapitalmacht tritt, immer willenlofer endli der Befiger "felbft in den 
Dienft des eignen Kapitals gezogen wird. ine wirthichaftliche Perſönlichkeit 
fommt in den Tapitaliftifchen Unternehmungen fomit dem Arbeiter jo wenig 
zu, wie etwa bem Laien in der Hierarchie eine Tirchliche, dem Unterthanen im 
obrigfeitlihen Staat eine politifche, dem Unfreien in der Rechtsgenoſſenſchaft 
des Volks eine privatrechtliche Perfönlichkeit gebührt. Dem Arbeiter fehlt 
freilich die wirthichaftliche Perſoͤnlichkeit zunächſt nur innerhalb eines beftimmten 
Verbandes, in den er nad freier Wahl tritt, und denkbar wäre ed an filh, daß 
er daneben felbftändiger Mitträger für andere Wirthichaftsverbände wäre. Allein 
jene Wahl bezieht ſich nicht auf bad Ob, fondern nur anf das Wo der Unter- 
werfung, und mit Naturnothwendigfeit drängt der kapitaliftiiche Verband dahin, 
die ökonomiſche Eriftenz feiner dienenden Glieder voll und ganz zu abforbiren. 
So erübrigt bem Arbeiter nichts von wirthfchaftliher Perjönlichkeit außer- 
halb des Organismus, in dem er fteht, und indem jeine ganze ökonomiſche 
Eriftenz ausſchließlich durch eine fremde Macht, an deren Leben ihm nicht der 
kleinſte aktive Antheil zukommt, bedingt und beftimmt wird, ift.er nicht nur 
in einem einzelnen Verbande, fonbern in der geſammten Bolköwirtbichaft des 
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oͤkonomiſchen Bürgerrechts bar. — Dadurch wird nun freilich feine privat 
rechtliche, politiſche, kirchliche, feine menſchliche Perſoͤnlichkeit überhaupt an 
ſich nicht geſchmälert: aber auf die Dauer wirkt nothwendig der Mangel 
okonomiſcher Selbſtändigkeit auf alle anderen Seiten ſeine Exiſtenz zurück. 
Das Kapital wird unter dem Einfluß der Konkurrenz und des ihm wie jeder 
Macht inımanenten Triebes der Erweiterung unausbleiblich gedrängt, die 
Grenzen, feiner Herrſchaftsſphäre weiter und weiter vorzuſchieben. Nur der 
Widerftaud der bedrohten Eriftenzen jet diefer Tendenz ein Ziel. Dieler 
Widerftand aber muß, je mehr die hinter ihm ftehende Perjönlichkeit bereits 
der jelbitändigen ölonomijchen Lebensfähigkeit beraubt ift, deſto ſchwächer und 
erfolgiofer werden. Endlich ift es nur noch das Leben überhaupt, um das 
gefämpft wird, und indem das Ringen um's Dafein die Totalität aller Kräfte 
abforbirt, wird bie freie menſchliche Perjönlichkeit mehr und mehr verfümmert, 
bis von ihre nur der Name und das abſtrakte Recht verbleibt. — Wären nur 
die Einzelnen von diefen Gefahren bebrobt, jo träte an das Volk nur die 
Frage der fittlihen Pflicht gegen feine Glieder heran. Im Wahrheit aber iſt 
ed die Volksexiſtenz felbit, deren Fundament untergraben wird. Denn unauf- 
hörlich wählt der Umfang und mindert ſich relativ die Zahl ber wirthſchaft ⸗ 
lichen Herrichaftsorganismen, und unaufbörlich ſchwillt die Maſſe und mindert 
fih relativ die Macht der einzelnen oͤkonomiſch unjelbftandigen Eriftenzen. 
Unter dem Drud der fchrantenlojen Konkurrenz verjhwinden mehr und mehr 
die Beinen und mittleren jelbftändigen Wirthichaften ald konkurrenzunfähig 
vor den großen, und was fi) won ihnen nicht zum Großbetriebe erheben 
kann, finkt zur Lohnarbeit herab. Dies Verſchwinden der Mittelglieder bat 
aber die weitere, den vollen Umfang der Gefahr bezeihnende Folge, daß ſich 
die Kluft zwiſchen Befigenden und Befitlofen in's Unabſehbare erweitert. 
Träten feine anderen Kräfte dazwiſchen, jo müßte fi) nothwendig zuleßt em 
Zujtand ergeben, in welchem bie Nation fi) in bie beiben feindlichen Lager 
der okonomiſch Herrjhenden und der ökonomiſch Beherrſchten theilte und vom 
einen zum andern der Uebergang jehwieriger wäre, als in Indien von Kajte 
zu Kalte. Das aber wäre entweder der Vorabend der oft prophezeiten jocialen 
Revolution oder ber Anfang vom Ende im Leben des Volks. 

Aber es giebt eine Kraft, welche gewaltig genug ift, jolde Gefahren zu 
beihwören, und jchon hat fie begonnen, ihre zugleich abwehrende und jchöpfe 
rifche Aufgabe zu vollziehen. Dieſe Kraft iſt die wirthichaftliche Affociation i). 


1) Bat. insbe. Schulze-Deligfch, Aſſociationsbuch für deutiche Handwerker 
und Arbeiter. Leipz. 1853; Die arbeitenden Klaffen und das Affociationawelen 
in Deutfhland (2. Aufl.) Leipz. 1863; Borfchuß- und Kreditvereine ald Volks 
banken (4. Aufl.) Leipz. 1867. — V. 4. Huber, Reljebriefe aus Belgien, Frank. 
reich und England. Hamb. 1855; Konkordia, Beiträge zur Löfung der focialen 
Fragen, bei. Heft 1—3. 6—8; den Art. „Affoctation” im Staatewörterb. I. €. 
456 — 500; die genofjenfchaftliche Selbfthilfe der arbeitenden Klaſſen. Elberfeld 
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Sie und fie allein kann und wirb die bis jet noch felbitändigen Wirthſchafts⸗ 
atome vor dem Berluft ihrer Selbitändigfeit ſchützen, fie und fie allein kann 
und wird aber auch die Mafle derer, welche beute nur Gegenitand fremden 
ölonomilchen Willens find, zu wirthichaftlicher Perfönlickeit erheben. 

Wenn faft alle Verſuche und Theorien, welde unfer Jahrhundert nad 
einer Neuorganijation der Arbeit jtreben jah, in dem Einen Punkte überein- 
ftimmten, daß ihnen die Affociation der unverbundenen Atome ald unentbehr- 
licher Hebel für bie Grreihung ihrer Ziele galt, — wie ed denn in der That 
faft vulgär fcheint, daß Uebel, welche aus der Zeriplitterung in Iofe, für fi 
ohnmächtige Atome fließen, nur durch deren Bereinigung zur potenzirten Ge 
ſammtkraft geheilt zu werben vermögen: fo ftanden fi von Anbeginn an bier 
vor Allem zwei Richtungen entgegen. Die eine appellirte au den Staat, die 
andere an bie fchöpferiiche Volkskraft. Während diefe in der freien Aſſo⸗ 
ciation das Heil fand, wollte jene die Affociation im Wege der einheitlichen 
Organijation von oben und außen herbeiführen. Wieder waren, wie von je 
in der Gefchichte, die vornemften Träger der letztgedachten Richtung die roma- 
niichen Völker, während den germaniichen Nationen die Geftaltung freier Ge⸗ 
noffenjchaften zufiel. Den hauptſächlichſten Ausdruck fand die romaniſche Richtung 
in den Spftemen und Verſuchen der Kommuniften und Socialijten. Sehr 
audeinandergehend in Mitteln und Zielen, wollten fie doch alle die höchſte 
Allgemeinheit, fei es nun den beftehenden, fei e8 ben an deffen Stelle zu 
Ihaffenden Staat, in Bewegung feten, um anſtatt ber herrſchenden Wirth- 
Ihaftdorganifation eine andere Organifation von oben her zu dekretiren und 
zu vollitreden. Ungleich beitimmten fie Inhalt und Form der neuen Orga⸗ 
nismen. Einige erftrebten Gleichheitsdespotien, gegen welche der afiatiſche 
Despotismus Freiheit wäre. Andere verlangten eine proportionale Regulirung, 
welche die Bureaufratie des Polizeiftantse als Regierungslofigfeit erjcheinen 
laffen würde. An eine Uebertragung des Militarismus auf ökonomiſches 
Gebiet ftreifte die in Frankreich 1848 praftifch gewordene Theorie der National- 
werkftätten. Aber aud die milderen Borfchläge Laffalle'8 zur Gründung von 
Probuftivafjociationen mit regelmäßiger und allgemeiner Staateunterftügung?) 
verlegen dem Reſultat nad) Initiative und Geftaltgebung in den Staat, führen 








1865. Engel, die Sparkaffen in Preußen ale Glieder in ber Kette der auf 
Seldfthilfe aufgebauten Anftalten, i. d. Zeitfchr. des kön. preuß. ftatijt. Büreau’s 
1861 ©. 85 —118, au Jahrg. 1866 ©. 71f. Schnell, die fociale Privat. 
hilfe. Berlin 1860, Pfeiffer, über Genoflenfchaftswejen. Leipz. 1863. 2. 
Miller, die deutfche Arbeiterbewegung. Leipz. 1868. Mafcher, Gewerbeweien 
S. 675—762. Becher, die Arbeiterfrage in ihrer gegenwärtigen Geftaltung 
und die Verſuche zu ihrer Löfung. Wien 1868. 

2) Bol. bei. Lajfalle, Herr Baftiat Schulze von Delitzſch, der ölono- 
miſche Sulian oder Kapital und Arbeit. Einige Anklänge daran finden ſich auf 
in den Vorſchlägen v. Beer 1. c. ©. 168. 180. 193. 218. 227. 
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Uniformirung, Bevormundung und Beamtenherrſchaft in das wirthſchaftliche 
Leben und bebrohen die Indivibualität, die große Errungenfchaft ‘der modernen 
Welt, mit Verfümmerung. Und fo tft ed diefer ganzen Richtung gemeinjam, 
daß fie die Perfönlichkeit, die fie dem Arbeiter retten oder geben will, fdhlief- 
lich nicht ihm, fondern einer irgendwie benannten Gemeinanftalt überträgt, — 
zu ſchweigen davon, daß fie in ihren ftärkeren Nüancen mit der wirthichaftlichen 
zugleich die politifche ober jelbft die privatrechtliche Individualperſoͤnlichkeit 
bingiebt und mit diefem Berluft nicht nur Bine Klaffe, jondern die geſammie 
Geſellſchaft bedroht. 

Nur die freie Aſſociation ſchafft Gemeinheiten, in welchen die wirth⸗ 
ſchaftliche Freiheit fortbeſteht. Denn nur die aus der Initiative und Ge 
ftaltgebung ihrer lieber hervorgehenden Organismen erhöhen zugleih mit 
bem neubegrünbeten Gemeinleben das Sndividualleben der Glieder. Auf wirth⸗ 
ſchaftlichem Gebiet fo wenig wie auf einem andern laßt fich die Selbftändig- 
keit als Geſchenk verleihen. So können aud die in ihrer bkonomiſchen Eri- 
ftenz bedrohten Klaffen wahre und danernde Selbftändigfeit nur ſich jelber 
geben. Die Selbfthilfe indeß fliegt zwar die Staatsinitiative umd 
Staatsgeftaltung aus, fie ift aber fehr wol vereinbar mit einer mitwirkenden 
Staatshilfe Nur ift der Anſpruch auf die Hilfe des Staats fein befonde- 
red Privileg der arbeitenden Klaſſen, ſondern das durch ihre Berbältniffe 
eigenthümlich geftaltete Recht, welches allen Gliedern des Volkes gegen bie 
hoͤchfte Allgemeinheit zufteht. Für den Staat aber ift es, wenn anders er ein 
fittliches Weſen und nicht eine auf „Reiftung und Gegenleiftung” bafirte An- 
ftalt ift, ein unveräußerliches Recht und eine unabweisliche Pfliht, für alle 
jeine lieber in letzter Inſtanz da einzutreten, wo die Einzelfraft auch in 
ihrer Bereinigung für die Grreihung ber Zwecke menſchlicher Perjönlichkeit 
nicht ausreicht. In der That find denn auch die Staaten dieſes Berufes 
keineswegs ganz uneingedenk geweien, noch mangelt ihnen ganz das Bewußt- 
fein der Aufgaben, welche ihnen bier für die Zukunft obliegen. Die Stauts- 
thätigfeit der focinlen Affociationsbewegung gegenüber ift zunächft infofern eine 
negative, als es fih um die Hinwegräumung der dem Polizeiſyſtem entftam- 
menden Schranken freier Vereinigung und um die Enthaltung von jeder Ein- 
miſchung in bie inneren Angelegenheiten der Genoſſenſchaften handelt. Ent- 
icheidet dabei faft überall das allgemeine Vereinsrecht, fo iſt das in den meiiten 
deutſchen Staaten noch beitehende Koalitionsverbot eine Ausnahmebefhränfung 
des Arbeiterjtandes, deren Tage gezählt find. Einen pofitiveren Gehalt hat vie 
Staatsthätigkeit infofern, als die gejegliche Regelung der Wirthſchaftsorganis 
men in Frage fommt. Hier tritt der Staat theils beſchränkend auf, wie died 5.2. 
in der Fabrifgefeßgebung durch das Verbot der Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, 
durch Beichränfungen der Arbeitögeit, durch die Unterfagung gewiſſer Arten der 
Lohnvergütung, durch das Gebot von Fabritordnungen u. ſ. w. zum Schutze der 
Perjönlichkeit gegen die Kapitalorganismen gejchtebt; theils aber ſchafft er den neu 
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fih bilbenden genoffenichaftlihen Wirtbichaftsorganismen unter Auferlegung ge- 
wiffer Einſchränkungen und Garantien eine geficherte rechtliche Eriftenz ober jelbft 
(wie zum Theil in England) ihres gemeinnügigen Charakterd wegen eine be 
vorzugte Stellung. Der Staat und die engeren Verbände find aber ferner 
zur Einrichtung pofitiver Förderungsanftalten berufen, welche entweder allgemein 
oder vorzugsweiſe für gewiffe Klaffen die wirthichaftliche Selbſtändigkeit heben, 
— mögen fie nur erft mittelbar in bas wirtbichaftliche Leben eingreifen, wie 
alle Erziehungs-, Bildungs- und Mufterinftitute durch die Vermehrung der 
intellektuellen, moralifhen und techniſchen Kräfte, wie ferner alle Wohlthätig⸗ 
feitsanftalten duch den von ihnen für Alle fchlimmftenfalld gebotenen Rüd- 
balt, — ober mögen fie unmittelbar die. Wirthichaft fördern, wie vor Allem 
bie Sparkaſſen, wie ferner die öffentlichen Penfions-, Alterverſorgungs⸗, Wit⸗ 
wen- und Berfiherungsanftalten, die öffentlichen Leih- und Vorſchußkaſſen, die 
Berkehrsinftitute u. |. w. Daß in Deutichland die meiften Staaten überbies 
die kleineren jelbftändigen Gewerbtreibenden mit dem zweidentigen Geſchenk 
offentlich autorifirter Innungen, die unfelbftändigen Arbeiter aber mit bem weit 
bedenklicheren Geſchenk ber Zwangsunterftütungstaflen bedacht haben, ift bereits 
oben erwähnt. Endlich muß bier wie überall dem Staate Recht und Pflicht Direkter 
jubfidiärer Unterſtützung in ſolchen Fällen vindicirt werden, in welchen entweder 
die Wahrung eines Öffentlichen Intereſſes ober die Rettung ber bedrohten Eriftenz 
eines Theiles jeiner Bürger durch andere Mittel nicht zu erreichen ift. Hierbei hängt 
indeß das Ob und Wie jedes einzelnen Falles von dem durch Die bejonderen 
Berhältnifie motivirten Entſchluß des Staates als fittlichen Gemeinwejens ab. 

Daß neben der Staatshilfe in ber biöherigen focinlen Bewegung auch bie 
Hilfe der höheren Stände in bedeutendem Maße thätig geweien, bedarf kaum 
des Hinweiſes. Einzelne wie Vereine haben wohlwollende oder wohlthätige 
Einrihtungen für die geiftige, fittliche, jociale, materielle Hebung ber arbeiten» 
den Klaffen geichaffen, befondere „Bereine für das Wohl der arbeitenden 
Klaffen" find an vielen Orten wirffam und bei den Aflociationen dieſer 
Klaffen jelbft ift die Anregung, Leitung und Belehrung, fowie beim Beginn 
oft ein gewifſſes Proteltorat Außenftehender zur Geltung gelommen. Alle dieſe 
Erſcheinungen haben neben den Erfolgen ded einzelnen Falls den bleibenden 
Werth theils einer Ergänzung der Selbfthilfe, theils einer Einleitung zu deren 
pollerer Entfaltung. — Einen andern Charakter hat die in neuefter Zeit bis- 
weilen vom Kapital ſelbſt ansgegangene Umgeftaltung des einzelnen Unter 
nehmen: im Sinne felbftändiger Betbeiligung ber Arbeit am Unternehmen. 
Zunähft mehr Ausfluß vereinzelten Wohlwollens, koͤnnte eine ſolche die Ar- 
beitögenofienfchaft mit dem Kapitalherrichaftsverband verfähnende Organiſations⸗ 
form fi dann zu großer und allgemeiner Bedeutung erheben, wenn einmal 
ihre Anwendung unter dem Gegendrucd zahlreicher Produktivgenofſenſchaften 
durch Konkurrenz und Interreſſe für die Arbeitsherrn zur Nothwendigkeit 
werden follte. 
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Mag indeh die Mitwirkung diefer von außen unterftükenden Kräfte eine 
größere oder geringere fein: ſchoöͤpferiſch it allein die freie, von innen 
geftaltende Aflociatton. - Eine ſolche aber hat in der That in den Hauptländern 
Europa's unter ben arbeitenden Klafien mit dem ausgeſproch enen Zweck ber 
Berbefierung ihrer wirthichaftlichen Ange begonnen und in Zuger Frift be 
beutende Erfolge erzielt. Bier kommen zunächft die mamichfachen Vereine in 
Betracht, welche die wirthſchaftliche Lage ihrer Glieder ner mittelbar foͤrdern, 
während fie zunächſt auf Steigerung ihrer intelleftuellen, fittlihen, ſocialen 
oder politifchen Kraft gerichtet find. Bor Allem wichtig find die Bildung 
genoſſenſchaften (Handwerkervereine, Fortbildungavereine, Bereine für Ar- 
beitöihulen u. ſ. w.), weil fie mit dem geiftigen Beſitz bireit die Erwerbs 
fähigkeit der Genoſſen erhöhen. Aber auch die Mäßigkeitsvereine, bie gefelligen 
Afociationen, die foctalen Brüderſchaften und Bünde gehören hierher. Eben⸗ 
jo wirken die politifchen Wrbeitervereine (3. B. Agitationsvereine für Herbei⸗ 
führung des allgemeinen Stimmrechts) auf Me wirthſchaftlichen Berhältnifie 
zurück. Am nächſten aber kommen den eigentliden BWirthihaftsgenofferichaften 
bie Bereine für allgemeine Imterefienvertretung der Arbeit oder ber Arbeiter 
beziehungöweife eines beftimmten Arbeitözweiges oder einer beftimmten Arbeiter- 
klaſſe. Sole Bereine erlangen oft einen unmikteldar wirthſchaftlichen Sha- 
rafter dadurch, daß fle die Einwirkung auf konkrete Wirtbichaftsverhälmifie 
unter ihre Zwede aufnehmen. Das ift insbeſondere der Fall bei der Aſſoeiation 
für die Durchführung gemeinfamer Maßregeln, um die Arbeitöberren zur Ge 
währung beſſerer Arbeitsbedingungen zu veranlafien oder von einer Verſchlechte 
rung ber bisherigen Arbettöbebingungen abzuhalten. Nach dieſer Richtung bin 
haben vornemlich in England die eigentlichen Lohnarbeiter (working men) in den 
Gewerfönereinen (trade umions) Organtiatiouen von bedeutender Macht geichaffen. 
Diefe Unionen find aus den für gegenfeitige Unterftügung and Fortbildung be- 
ftimmten trade societies erwachſen und haben auch jet dieſe urſprünglichen Zwecke 
beibehalten. Ihr Hauptzweck aber ift die Organiiation der Arbeitseinftelungen 
(strikes), fowie die eventuelle Herbetführung von Schiebefprüchen oder Vergleichen 
mit den Arbeitsherrn. Durch Eintrittögelder und Beiträge haben fie bedeutende 
Sonde zufammengebradht, durch organifche Verbindung der einzelnen Unienen 
mit einander (feit 1866 fogar eine „umited kingdom: alliance of organized 
trades“), die Abhaltung allgemeiner und beionberer Berbandätage und bie 
Niederfegung von Central» und Lofalausichüffen Haben fie ſich zu einer wiel- 
gliedrigen Ginheitsmacht geftalte. Jeder beabſichtigte Strite muß beim 
Untonstomits angezeigt werben, und wird ſodann von der Geſellſchaft hinſicht⸗ 
lich feiner Berechtigung und feiner Erfolgsausfihten geprüft. Wird er gut- 
geheißen, fo erfolgt nöthigenfalls Unterftügung aus DBereinsmitteln, jedenfalls 
aber Berbot der Arbeit bei dem betreffenden Arbeitöheren für alle Bereins- 
glieder. Es verjteht fih, daß babel im Princip nur das Präjubiz des Aus- 
ſchluſſes geftellt werden kann. Zugleich ift aber (durch die Sheffielder Vor⸗ 
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gänge v. 1867) bekannt, wie einzelne Unionen gegen venitente Glieder von 
ihrer. Macht einen weit umfafjenberen Gebrauch) gemacht haben, ber ſowol bie 
gewaltige Kraft ald die Gefahr einer Ansartung biefer die Mafjen mit ein- 
heitlichem Willen begabenben Affociationen sffendarte?).. 

Während nun aber alle diefe Vereinigungen theils nur mittelbar, theils 
nur negativ auf die wirthſchaftliche Organifation als jolche einwirken, hat zu- 
gleich eine Affociationsbewegung begonnen, welche die unmittelbare Neufhöpfung 
wirihſchaftlicher Organismen dur) perfönliche Bereinigung ber in ihrer Selb- 
ftändigleit geführbeten Kreiſe erftrebt. Dieſe Bewegung, welche man in Eng- 
kind und Frankreich die kooperative, bei uns wol bie Genofienichaftsbewegung 
ſchlechthin zu nennen pflent, fchveitet nach Maßgabe derjelben Hauptgattungen 
der Wirthſchaftagenofſenſchaft, welche oben unterſchieden wurden, von Stufe zu 
Stufe fort. Die erfte Stufe bilden daher überall die zum Theil Schon älteren 
Gerantiegenofienichuften für einzelne ungewiffe Unfälle, bie Hilfs-, Unter- 
ftägteug®-, Kranken⸗, Sterbe⸗, Berforgungsvereine ber arbeitenden Klafſen. Als 
zweite Stufe tritt ſodann die Bildung von Krebit- und Diötributivgenoflen- 
haften An. Das Ziel ver Bewegung aber ift die Probuktingenofienfchaft, in 
welcher bie Arbeit volles Bürgerrecht erlangt. 

Am weiteften vorgeſchritten ift bisher die kooperative Bewegung Eng- 
lan). Die freien Unterftühnngsnereine wurben bier ſchon fett dem Beginn 
bes vorigen Jahrhunderts umter dem Namen der friendly societies, weldye 
ihren Mitgliedern Wittwen- und Walfenverjorgung, Altersverſorgung, Lebensver⸗ 
ficherung, Arankenunterftähung, Sterbegelder u. |. w. gewähren, in außerordent- 
licher Mamichfaltigkeit ausgebildet und verbreiteten fich dergeftalt, daß feit der 
erften fie Schütgenden Parlamentsakte von 1793 über 30,000 eingereiht worden 
find, i. J 1863 aber ihre Zahl auf etwa 20,000, ihre Mitgliederzahl auf dritt- 
halb Millionen, ihre Vermögen auf mehr als 10 Millionen Pfd. veranichlagt 
wurde. Zur distsibutiven Kooperation gieng demnädft die engliſche Genofjen- 
ſchafisbewegung in ben aus ben friendly soeieties erwachſenen gegenfeitigen 
Land» und Baugefellichaften (building societies), jowie in verſchiedenen Spar- 
geſellſchaften und Borichwgvereinen (loan societies) über, um bald ein noch 
grögeres Selb im Gebiete der Konfum- und Blagazingenofienfhaft zu erobern. 


2) Bgl. Huber, Staatswörterb. 1. c. ©. 466. Engel 1. c. Jahrg. 1861 
©. 117f. Beder lc. S. 108— 114. Ludlow und Jones ©. 138— 169. 

% Bol. Huber, Reifebriefe; Konkordia 9. 1. 7. 8; die genoſſenſchaftl. Selbft- 
hilfe S. 17f. Schulze, Die arbeitenden Klafien S. 6hf. Engel. c. Jahrg. 
1861 ©. 19 — 118. 1866. 71f. Maier S. 700f. Pfeiffer S. T1—98, 
Beer S. 8T— 117. Seit 1860 erſcheint in Manchefter eine monatliche Zeit- 
fehrift „the Conperator“, welche ber Bewegung ald Organ bient. Vgl. von der 
engl. vitt. beſ. Faweett, the condition of tho english lahourer. Lond. 1867. 
Ludlow und Jones, die arbeitenden Ktaflen Englands Ueberſetzt v. 3. v. 
Holgenborff. Berlin 1868. 
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Die letztere Richtung wurde theils im Anflug au die friendly societies, 
theils aber auch im Reminiscenz der von Robert Owen einft geftifteten Tom- 
muniftijchen Arbeitergemeinheiten (bejonderd New Harmony) entwidelt, ſeitdem 
die berühmte Genoſſenſchaft der Pioniere von Rochdale im Sabre 1843 das 
erfte Betjpiel mit faft wunderbarem Grfolge gegeben hatte. Der Auffchwung 
der cooperatives stores und provident societies, wie biefe Konfum- und 
Magazinvereine fi naunten, blieb demnächſt in fteter Steigerung, und im 
Jahre 1865 zählte man bereit 417 derartige Vereine mit 148,586 Mit- 
gliedern und nahezu 1,000,000 Pfd. Gefanmtvermögen. Wiederum unmittelbar 
aus den stores — und zwar wieberum zuerſt von ben Pionieren zu Rochbale 
— wurbe durch Bermittlung der von ihnen angelegten genofſenſchaftlichen 
Mühlen, Bäckereien u. |. w. der Fortſchritt zur Produktipgenofſſenſchaft voll- 
zogen, bis dann fpäter auch aus Anlaß von Strikes oder ohne befonderen 
Anftog ähnliche Arbeitsgenoffenihaften für rein fabrikmäßige Probuftiont- 
zweige gegründet wurden, fo bat heute eine bebeutende Anzahl von Probuktin- 
genoffenichaften (cooperative industrial societies) in England befteht. Jedem 
diefer Fortſchritte aber folgte ein förbernder Gefeßgebungsatt, welcher der neuen 
Genoſſenſchaftsform eine geficherte redhtlihe Stellung und koͤrperſchaftliche Be⸗ 
fugniffe einräumte. 

Sehr viel geringer find bisher die Refultate der Kooperativbewegung in 
Frankreich). Die Stufe der Unterftügungsgenoffenfchaften wirb bier von ben 
außerordentlicy verbreiteten soci6tes de secours mutuel, den caisses de pre- 
voyance und ähnlichen Verbänden eingenommen, welche indeß Feine völlig 
freien Genoſſenſchaften, jondem im Weſentlichen fommunale, unter Mitwir 
fung der Parochialgeiſtlichen verwaltete Anftalten find. Darüber hinaus 
ftrebte man unter Ueberjpringung der Mittelglieder jogleich dem letzten Ziele, der 
Gründung von Produktivaffociationen, zu. Für foldhe wurbe fogar, nachdem 
den früheren Mißerfolgen der Simoniftiſchen Samilien, der Fourrier' ſchen 
Phalanx u. f. w. ein gleiches Fehlſchlagen der Nationalwerfftätten von 1848, 
in welden die Arbeiter auf Staateloften unter Leitung der „permanenten 
Regierungstommiffion für bie Arbeiter” nah militärifchen Abtheilungen 
(Rotten, Brigaden, Kompagnien und Servicen) unter gewählten Aufſehern 
beichäftigt wurben, gefolgt war, unterm 5. Juli 1848 eine Staatsfubnention 
von 3,000,000 Franes bewilligt. Ueberwanden von den damals fubventionirten 


5 Bol. Huber, Reiſebriefe; genoffenfchaftlide Selbftbilfe S. 16. 38f. 
Schulze l. e. 73f. Pfeiffer S. 98—122. Beder ©. 118—136. Die 
franzöfifche Litteratur ift jehr reichhaltig. Nachweis ber Älteren bei Pfeiffer ©. 
98 Note. Von neueren Werken vgl. Cernuschi, illusions des soci&t&s coope- 
ratives, 1866; Flotard, le monrement coopsratif & Lyon et dans le midi de 
la France, Paris 1867; die verfchiedenen Jahrgänge des in Paris erfcheinenden 
Almanach de la cooperation, bei. 1867 ©. 51 f. über die Produktiv⸗, ©. 64 f. 
über die Konfum-, S. 74f. über bie Kreditvereine, 
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zahlreichen Affociationen nur wenige das gefährliche Geſchenk, jo hat doch 
fetibem in einer Reihe von Gewerbözweigen ſich ein produktive Genoffen- 
ſchaftsweſen auf gefunderer Grundlage entwidelt und zum Theil ſogar glän- 
zende Erfolge erzielt. Ueberdies aber beginnt man, auch den unentbehrlichen 
genoflenichaftlichen Unterbau hberzuftellen. Go tritt in ber Wohnungsfrage, 
wenn zunächft in. Paris mit Staatsiubvention Arbeiterfafernen errichtet wurben 
(ecit6 Napoléon), in den bejonderd im Elſaß gegründeten Geſellſchaften für 
Herftellung und allmälige Webertragung von Kolonien Tleiner Häufer (cit6s 
ouvriöres) ſchon eine Heranziehung der Affociation hervor. Mehr und mehr 
aber brechen fi) auch in Paris und in noch höherem Grabe in den Provinzen 
freie Konfumvereine (société s de consommation) und Krebitgenoffenfchaften 
(soci6t£s de er&dit mutuel ober credit solidaire) Bahn, bei melden bie 
deutfchen Genoſſenſchaften vielfach als Vorbilder dienen ®). 

In Deutfhland”) Eonnte die Genofſſenſchaftsbewegung an die von 
Alters ber beftehenden Garantieverbände nicht anfnüpfen, weil das in Zünften, 
Gefellenihaften und Brüberfhaften vorhandene Moment der wirthichaftlichen 
Hilfs⸗ und Unterftätungsgenoffenihaft weientlih verfümmert oder in einem 
Zwangölaffenweien untergegangen war. Die erfte Erziehung der Arbeiterflaffen 
für die freie Afjociation übernahmen daher hier bie vereinzelt fchon vor 1848 
beftehenben, jeitdem ſehr verbreiteten Bildungsgenoffenichaften der Handwerker 
und Arbeiter, fowie demnädft ihre jocialen und politifchen Vereine. Haupt 
fachlich im Anflug am dieſe Kat fih dann Bisher bie freie Affociation 
für die gegenjeitige Garantie gegen wirthichaftliche Unfälle entwidelt. Dagegen 
gieng der Anftoß zur Erhebung anf bie zweite Stufe der Wirthſchaftsgenofſen⸗ 
haft von Schulze in Deligih aus. Die von ihm in Deligih und einigen 
benachbarten Orten gegrünbeten Krebit-, Robftoff- und Konfumgenoffenfchaften 
(1849 Nobftoffvereine der Tifchler und Schuhmacher in Delitzſch, 1850 Bor- 
ſchußverein ebenda, 1851 Vorſchußverein in Eilenburg) fanden freilich Anfangs 
nur vereinzelte Nachfolge (jo Vorſchußvereine in Zörbig 1853, in Eisleben 
und Celle 1854, in Meißen und Bitterfeld 1855): feit der Mitte des vorigen 
Jahrzehnts jedoch kam die dadurch erzeugte Bewegung zu vollem Durchbruch, 


*, Eine Neberfiht ber im Jahre 1866 in Prankreidh vorhandenen Benoffen- 
fihaften giebt der Almanach de la cooperation pour 1868 ©. 804-819. — 
Weber bie Tonperative Bewegung in Stalten (ed finden fich Unterftügungdgenoffen- 
ſchaften, Volksbanken, Konfum-, Magazin- und Probduftivafiociationen) vgl. den 
Auffag ib. ©. 101— 1%. 

Y Bol. die in Rote 1 angef. Schriften Schulze's; ferner Pfeiffer 1. c. 
122—144, Maſcher 709—731, Bedher 1. c. 136—179; Parrifius, bas preuß. 
Geſet betr. die privatrechtl. Stellung der Erwerbs⸗ und Wirtbichaftägenofjenfchaften. 
Berlin 1868. Einleitung S. V—XXX; beſonders aber bie von Schulze herand- 
gegebenen „Fahreöberichte über die Genofjenihaften" und die verſchiedenen Jahr⸗ 
gänge ber „SInnung ber Zukunft” und. ber „Blätter für Genofſſenſchaftsweſen“. 
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um von da an mit jedem Jahr nicht in arithmetifcher, ſondern in geomeiri⸗ 
ſcher Progrefflon zu wachſen. Die Eigenthumlichkeit der gewerblichen Ver⸗ 
hältniſſe Deutſchlands brachte es mit fih, dab vor Allen ber bei uns nah 
zahlreich vorhandene, aber in feiner Selbitändigfeit ſchon ftarf bedrohte Kleinere 
Handwerkerftand zum Träger der Bewegung berufen warb. Im Zuſcammen⸗ 
bang hiermit fteht es, daß bei uns weitaus Die großartigiten Erfolge im 
Gebiete ber in England und Fraukreich nur wenig eniwidelten Srebitgenoffen- 
ſchaft erreicht find. Indeß find auch die verſchiedenen wirthſchaftlichen und 
gewerblichen Distributivgenoſſenſchaften bereits zu hoher Bedentung gelangt. 
Nur zu der legten Stufe, zur Produktivaſſociation, hat die deutſche Genofien- 
ſchaft bisher fih nur vereinzelt — ed wurden 1866 in dieſe Antegarie 29 
Bereine gerechnet — und mit Grfolg nur in beichräntterem Rahmen erheben. 
Im Ganzen waren nad ben von Schulze veröffenklichten Icchreäbericht für 
1866 in Deutſchland bereits 1433 Erwerbs uch Wirthſchaftegenofſenſchaften 
ipeciell befannt geworten, eine Zahl, Die ſich im Aufange bes Jahres 1868 
auf 1574 vermehrt hatte, während die Zahl der wirklich vorhandenen Geuoſſen⸗ 
ſchaften von Schulze noch um einige Hundert hoher geſchätzt wirb! Mater 
jenen 1571 Genofſenſchaften befinden fih nicht weniger als 1422 Borfäuß- 
und Krebitvereine, während 250 Konfunvereine und 199 Rohſtoff⸗, Magazin 
und Produktivgenoſſenſchaften darumter find. Und von ben Vorſchußrereinen 
umfaßten 532, welde ‚nollftändige Rechnungsabſchlüſſe eingereicht hatter, im 
Jahre 1866 193,712 Mitglieder, arbeiteten mit eigenen Tonds im Geſammt ⸗ 
betrage von 6,329,504 Thlr. und fremdem Kapitel im Geſammtbetrage von 
19,895,529 Thlr. und hatten für 85,010,145 Thlr. Vorſchüfſe an die Ge 
noffen gegeben®). Eine foldhe, Die ausländiſche Entwicklung nad vielen Seiten 
bin überragende Entfaltung Der dentſchen Srwerbe- und Wirthſchaftsgenofſen⸗ 
ichaften wurde zugleidh von einer innigen Gemanismkeit der genoſſenſchaftlichen 
Beftrebungen in allen vaterländiichen Gauen begleitet. Ihren Ausdruck fand 
dieſe Gemeinſamkeit, bie zugleich wiederum einen Beleg für ben Zug ber moter- 
nen Afociation nad Allgemeinheit liefert, in der Abhaltung jährlicher Vereins 
tage jeit 1859 und in der fih baran anſchließenden Grünbung bes „allge 
meinen Verbandes der deutihen Erwerbs und Wirtbichaftsgenofienfchaften”, 
welcher fich jeit 1864 ein orgmmildes Statut gab®) unb 1865 bereits 612 Ge— 


8) Bol. den Tahresbericht für 1866 und die ergänzenden Mitteilungen in 
der ftatiftifchen Weberfigt, welche von Schulze Dem Antrag auf Erlaß eines Ge 
nofienjchaftögefeßes beim Neichötage des nordbeutfchen Bundes unterm 16, April 
1868 betgegeben ift (Dradfacdhen ber I. — Sitzungẽperiode 1868, 
Nr. 60. S 46 — 49). 

*) Vgl. dad „Organiſche Statut bed — Verbandes der auf Sellft 
hiife beruhenden deutſchen Erwerba⸗- und Wirthſchaftsgenofſenfchaften“, abgebr. b. 
Schulze, Vorſchuß⸗ und Kreditvereine S. 299 — 804. Statut bes Berbaudes beutiger 
Konſumvereine in den BI. f. Genoffenſchaftsweſen, Sabrg. 1887 Rr. 80 S. 119. 
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noffenjänften zu Mitgliebern zählte. An der Spike bes Verbandes fteht bie 
Anwaltſchaft der deutihen Genofjenichaften, ihr zur Seite ein engerer Ans. 
ſchuß, Das oberfte Organ aber ift ber jährlich durch Deputirte zuſammen⸗ 
tretenbe DVereindtag. Unter dem Gefammiverbande ſtehen über 20 provinzielle 
Unterverbände mit gewählten Borftehern (die zugleich bie Mitglieder deB 
engeren Ausihufies find) und regelmäßigen Berbandötagen. Die innere Selb- 
ftämbigkeit ber Einzelgenofſenſchaften wird durch dieſe Organifationen, welche 
ſich nur auf die gemeinſame Ordnung gemeinfamer Angelegenheiten be 
ziehen, in Teiner Weiſe geihmälet. Der Beiammtverband als folder (Stat. 
8 5 Nr. 4) giebt ein Fachblatt, „die Innung der Zukunft”, jet „Blätter 
für Genoſſenſchaftsweſen“, heraus und hat bie Anregung gur Gründung einer 
als Altienkommanditgeiellichaft geftakteten „beutichen Genoſſenſchaftsbank“ in 
Berlin gegeben, weldhe den Einzelvereinen als Groß-⸗Bankinſtitut dient 10). 

Es liegt in ber Natur der Sache, dag, wie bie moberne Aſſociation 
überhaupt, jo vor Allem die wirthichaftliche Genoſſenſchaftsbewegung zuerft 
und am Träftigften in ber ſtädtiſchen Bevölkerung Fuß gefaßt hat. Aber 
nit geringer ift bie Zukunft, melche ihr in der ländlichen Wirthſchaft bevor» 
ſteht. Auch Hier kommt fie in allen ihren Formen, mobificirt durch die Be 
fonberheiten ber ländlichen Wirthichaftsverhältutffe, zur Anwendung, — und 
auch bier find es die beiden von einander verſchiedenen Klafjen ber jelbftändigen 
Kleinbeflber und ber abhängigen Sohnarbeiter, deren einer fie bie oͤkonomiſche 
Selbftänbigkeit erhalten, deren anderer fie diefelhe erringen fol. Gin viel. 
veriprechender Anfang zur Durchführung des laͤndlichen Genoflenichaftsweiens 


für Garantie, Kapitalbeihaffung, Distribution und felbft ſchon für gemeinfame " 


Produktion tft in Deutſchland wie im Auslanbe bereits gemacht"). Und 
ganz wie in den Städten faft biefelben Tage das lebte Ringen der alten 
Zunft und bie Wiebergeburt der gewerblichen Genofienjchaftsidee erblicken, fo 
fehen wir auf bem Lande die legte Zertrümmerung der Sahrtaufende alten 
Marktgemeinde und des wenig jüngeren Oofverbandes zufammenfallen mit der 
erften 2ebensregung ber zu ihrem Erſatze berufenen freien Ianbwirthichaft- 
lichen Genoſſenſchaft. 


ic) Schul ze, Borfhuß- und Kreditvereine ©. 228. Blätter f. Genofſen⸗ 
ſchaftsweſen Jahrg. 1868 Nr. 16. Parriſius J. e. ©. KIU. 

1) Val. im Allg. das Wochenblatt ber Annalen der Landwirthſchaft v. 1868 
HI. 23. 227. XXIV. 284; d. Zeitſchr. des Ihm. Vereins f. Rheinpreußen, Jahrg. 
1864 ©. 378 f.; 1865 ©.7f. 215; 1866 ©. 219 fi; die Zeitfchr. des Ibm. Vereins 
f. d. Großh. Heſſen v. 1867 ©. 300f.; Hamm, dad Weſen und die Ziele der 
gandwirthichaft, Leipz. u. Jena 1866 c. 15 u. 18; Huber, bad Genoflenfchafts- 
weſen und bie ländlichen Tagelöhner (Nordhaufen 1868); Anſchütz, ber Gefell- 
ſchaftsvertrag im landwirthſchaftl. Betriebe, i. d. Mittheil, des landw. Inſt. der 
Univ. Halle 1865 ©. 142—170; Schönberg, die Landwirthichaft und das Ge- 
nofjenfchaftsmefen (Breslau 1868); Beier l, c. S. 297. 
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Kaum bes Hinweijes bedarf ed, was das freie wirthſchaftliche Genoffen- 
fchaftsweien den von ihm ergriffenen Kreijen leiftet und zu leiften vermag. 
Höher noch, als der von ber Geſammtheit auf die Glieder zurüdftrömenbe 
materielle Bortheil, obwol oft er erft die Bafis voller menſchlicher Eutwicklung 
ſchafft, ftebt der Zuwachs, der durch die Genoffenfhaft dem Menſchen als 
Menſchen wird. Was hier erreicht wird, läßt fih in dem Gabe zuſammen ⸗ 
faffen, daß der Arbeiter zum Bürger wirtbichaftlicher Gemeinweſen erhoben 
wird. Die Theilnahme an einem wirthſchaftlichen Organismus, der ganz von 
einer freiwillig vereinten Gejammtheit Gleichſtrebender getragen wird, ver- 
fchafft oder rettet den Gliedern nach irgend einer, wenn auch zunächſt vielleicht 
beicheidenen Seite eine wirthichaftliche Perfönlichkeit, die fi in der Produktiv⸗ 
genofjenfchaft felbft für den einfachen Arbeiter zur vollen Perfoͤnlichkeit des 
Unternehmers ſteigert. Dem Einzelnen bleibt, zum Unterſchiede von ven 
focialiftifchen Gemeinheiten, feine Individualität: aber diefe Individualität ift 
auch im wirtbfchaftlihen Dingen Feine ſchrankenloſe, allein ſich felbft ſetzende, 
fondern fie giebt einen Xheil ihres Weſens an das Ganze bin, als deſſen 
Glied fie die Eriftenzgefahren des ifolirten Atoms überwindet. Das Beronft- 
fein, der eigenen Kraft, aber doch diefer Kraft nur im Verein mit gleichen 
Kräften der Genofjen die Erhebung zu danken, erzeugt jenen zugleich ftolzen 
umb bingebenden Bürgerfiun, der non je als Mufter öffentlicher Tugend galt. 
Eine Schule für das gefammte öffentliche und private Leben, ift die Genoffen- 
{haft vor Anderm eine Schule der Sittlichkeit. — Hierin aber liegt gleid- 
zeitig bie Bedeutung ausgeſprochen, welche dieſe Genofienihaften über die 
Genofſen hinaus für Staat, Wirthſchaft und Gefellichaft haben. Dem Stante 
führen fie tüchtige Bürger zu; in ber Wirthichaft erobern fie, gegenüber ber 
Herrichaft des tobten Vermögens, der Arbeit das Bürgerrecht, welches ihr als 
wirthſchaftlicher Erſcheinung der lebendigen Perjönlichkeit gebührt; Die Gefell- 
ſchaft wahren fie vor den Gefahren, welde ihr aus der focialen Verkümme ˖ 
rumg ber numeriſchen Ueberzahl ihrer Glieder drohen. Thoren nur können 
wähnen, die Affociationsbevegung werde je alle ökonomiſche Unfelbftändigteit 
aus der Welt bannen und alles fociale Elend tilgen. Aber die Hoffnung 
fcheint nicht zu kühn, daß fie einen Zuftand beenden oder verhüten wird, in 
welchem die okonomiſche Unfelbitändigfeit die Regel und das fociale Elend das 
Los der Mehrzahl ift. Und käme es auch dazu nicht, wirkte das Genofien- 
ſchaftsweſen, wie man ihm oft vomvirft, nur das, daß es einzelne durch Fähig- 
feiten und Gunſt bes Glücks bevorzugte Kreife der arbeitenden Klaffen zur 
Selbftänbigkeit erhebt: das Größefte und Wichtigfte wäre ſchon damit geleiftet. 
Denn abgewandt ift damit die gefährlichfte Krankheit eines gejeltichaftlichen 
Organiömus: die Stodung feiner Säfte. Immer waren bie Volker gefund 
oder ihre Krankheiten beilbar, jo lange die Kraft Iebendig blieb, welde von 
ben unverbrauchten Elementen ded Volks die beften nach oben führt; immer 
aber krankte der Volkskoͤrper in demſelben Maße, in weldhem der Kreislanf 
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feines Bluts durch die Abſchließung herrfchender Schichten unterbunden warb. 
Mögen es felbſt Wenige fein, welde durch bie Genoffenfchaft zunächft zur 
Selbftändigkeit gelangen, mag der Weg lang und fein Ziel ungewiß bleiben: 
ſchon das Bewußtjein allein, daß die Möglichkeit jener Erhebung bem auf 
feine Arbeit angewiejenen Manne nicht fehlt, wirkt unendlich wohlthätig auch 
auf dad Leben derer ein, weldhe den Weg verfehlen oder das Ziel nicht er- 
reihen. — 

B. Was num die Entwidlung und Geftaltung der einzelnen Gattungen 
ber wirthichaftlihen Perfonalgenofjenjchaften angeht, fo find die älteften: 

L Die Sarantiegenoffenfhaften. Bei außerordentlicher Mannich⸗ 
faltigkeit im Einzelnen ift ihnen das gemeinfam, daß fie ein dem Einzelnen 
drohende, entweder jeiner Exiſtenz ober feinem Umfange nach ungewiſſes 
Wirthſchaftsũbel auf die Geſammtheit übernehmen. Es wird alfo eine Menge 
von Einzelgefahren zur Gefammtgefahr verbunden: biefe Gefammtgefahr aber 
ift — und hierin tritt das hervor, was überhaupt das Grundprincip bes 
ganzen Genofjenichaftswejens bildet — etwas qualitiv Anderes, ald die Summe 
der Einzelgefahren; fie ift, da fie gewifler wird, Ungemwißheit aber ein bie 
Größe der Gefahr beeinfinfiendes Moment ift, geringer; oder pofitiv andge- 
drüdt, es wird bie Widerſtandskraft der Genoffen gegen gewiffe Unfälle 
potenzirt, nicht jummirt. Noch heute in jeder Gemeinde ımb jeder Stonomifch 
revelanten Körperihaft überhaupt enthalten, wurbe das Element der Garantie- 
genofſſenſchaft, wie wir geliehen, ſchon in den Gilben ältefter Herkunft durch 
Präcifirung der Gefahr wie des Erſatzes bisweilen zu felbftändiger Bedeutung 
erhoben. Allein die Ausprägung der Schadensgarantie ald bes alleinigen ober 
allein efjentiellen Zwecks eines dafür gejchaffenen Vereins ift jüngeren Urſprungs. 
Sie ift zum Theil direkt aus dem Gildenweſen hervorgegangen, indem ältere 
Gilden fih zu Gilden für den ausichließlichen oder principalen Zweck gegen- 
feitiger Beerdigung, Witwenunterftügung, Hilfe bei Feuerſchäden oder Viehver⸗ 
ficherung abſchwächten und demnächſt bejondere Specialgilden für ſolche Zwecke 
nachgebildet wurden (Todtengilden, Brandgilden, Kuhgilden). Zum Theil aber 
hat fie fi erſt im Anſchluß an die ſeit dem Ende des 17. Jahrh. für derartige 
Zwecke zahlreich errichteten öffentlichen Anftalten entwidelt. Gemeinnüßige An- 
ftalten, in weit höherem Grabe aber noch moderne Erwerbsanftalten beichränfen 
auch heute vielfach das Gebiet der Garantiegenofſenſchaft. Wenn foldhe Anftalten 
gleichfalls anf dem Princip einer Verringerung der wirtbichaftlichen Gefahren durch 
Vereinigung beruhen, fo find fie doch Feine Garantiegenoffenfhaften; denn die 
affociirende Kraft liegt hier außerhalb ber verbundenen Kreife, die Bedrohten 
werden vereinigt und für den einzelnen Verficherten als folchen ift es recht- 
lich vollfommen irrelevant, daß es außer ihm noch andere Verficherte giebt. 
Zwiichenformen kommen indeß gerade bier vielfach vor. — Ueberdies unterſcheiden 
fih die Garantiegenoffenfchaften unter einander in den mannichfachften Punkten. 
Beſonders könnte man fie danach eintheilen, ob fie fefte Beiträge erheben und 
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mit Rüdfiht auf biefe den Erfab oder die Beihilfe bemefien, ob fie umgekehrt 
den Schaden voll erfegen und demnächft durch Auflegung von Beiträgen ver- 
theilen, ob fie fefte Beiträge und fefte Säge für die Beihilfe haben, ob fie 
endlich ſowol die Beiträge als die Unterftühung im einzelnen Fall ungewiß 
laffen. Vornemlich bedingend aber wirkt für diefe wie für alle anderen Unter 
.ſchiede die Art des Schabens, gegen den Garantie geleiftet wird. Immer ift 
dieſer Schade ein wirthfchaftlicher, e& tritt aber zunäcft ein Hanptunterichiet 
hervor, je nachdem der Schade durch ein zunächſt eine Sache oder durch ein 
zunächft die Perfon betreffenbes Ereigniß hervorgebracht wird. 

1. Bon den einzelnen Arten der Sachgarantie ift 

a. bie Berfiherung gegen Seegefahr bis in Die neueſte Zeit für 
bie juriſtiſche Ausbildung der Verſicherung als foldyer faft allein maßgebent, 
für die Ausbildung der Verſicherungsgenoſſenſchaft dagegen vollkommen 
bedeutungslos geblieben. Denn ſchon feit dem 14. Jahrhundert wurbe die 
Seeaſſekuranz im den Seeftäbten befonderd Staltend und der Niederlande als 
ein ſpekulatives &ewerbe betrieben, welches Anfangs Einzelne, jeit Entftehung 
der Altienvereine aber vorzugsweiſe privilegiirte Erwerbögefellichaften über- 
nahmen. Gerade für bie Zwede ber Seeverfiherung bildeten fi mit die 
alteften Altienfompagnien Deutſchlands, vor Allem in Hamburg, dann in 
Bremen, Lübe, Stettin, und heute find es fait ausnahmslos Mätienvereine, 
welche gegen Seegefahr verſichern“?). Ebenſo verhält es fich mit ben jüngeren 
Zweigen ber Xransportverfiherung, insbeſondere mit ber Berficherung gegen 
die Gefahren bes Transporte auf Binnengewäffern, des Landtransports und 


des Eifenbahntransports'?), Doc ift die Möglichkeit einer Gegenfeitigteits- 


12) Bol. Magend, Verſuch über Affeluranzen. Hamb. 1758. (Ditrei nad 
Stat. der bänifchen Afſekuranzkompagnie v. 1. Juli 1746 ©. 958—1064). Pöhle, 
Handelsrecht Bd. IV. (1832). S. 28 - 32 $ 546. Heiſe, Handeldr. $ 26 ©. 
66. 8 204 ©. 408. Eihhorn,P.R.g112f. Mittermaier 8 308 f. Gengler 
S. 690f. Beieler 8 259. Endemann, Zeitidr. f. H. R. IX. 284 f., bei. 
307, u. X. 242 f.; Handelsr. $ 58. Maſius, Die Lehre von der Verſicherung ©. 
610f. Nah Pöhls fand zuerft nur eine Bereinigung mehrerer Affeluradenre 
zu gemeinfchaftlicher Erhaltung ihrer Privilegien ftatt (4. B. 1668 in Frankreich), 
bis fi baran jpäter die Zufammenbringung eines Aktienfonds für ein Geſell⸗ 
fchaftögewerbe ſchloß. In Deutſchland gehörten zu den älteften Seeaffefuranz- 
fompagnien die Hamburg. v. 1765 und bie mit ausſchließlichem Privileg aliro- 
yirte, auf 4000 Aktien von je 250 Ihalern gegründete Berliner Affeluranzlanmer. 
Stat. der Seeafjeluranggefellichaft v. 1825 in der preuß. G. ©. ©. 41. Na 
weis fpäterer preuß. Statute b. v. Rönne Il, 2. 387 Note 2. 

13) Die Slußverficherung entjtand nah Maſius &. 611 zuerft als eine Gr 
fammtgewähr, welde die Schifferforporationen gegen erhöhte Fracht den Kauf 
leuten feifteten, bis bie legteren, um fich jelbft den Gewinn zu fichern, eigne Ge— 
fellfchaften dafür gründeten. So 1818 Schifffahrtsnfjefurang- Gefellichaft in 
Mainz; 1827 Strom: Affekuranz ⸗Kompagnie in Breslau (Mafins S. 615f.); 
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veriherung bier wberall nicht ausgeſchloſſen und vereinzelt kommt eine 
ſoſche vor”). 

- db. Sm direktem Gegenſatz hierzu iſt bie Berfiherung gegen Feuers 
gefahr in Deutſchland burchweg aus der genofſenſchaftlichen Schabensgarantie 
bersorgegangen, und die letztere bilbet noch beute wenigftens bei ber Immo» 
biliarverficherung durchaus bie Regel’). Nachdem mit dem Untergang bed 
mitteleiterlichen Genoſſenſchaftsweſens der von Gemeinden und Gilden wie 
gegen alle Unglädsfälle jo inöhefondere gegen Feuerſchaden den Genofſen ge - 
fiherte Schw verfallen war, traten vereinzelt in Städten nud Landge⸗ 
menden Norbbeutihlamde Bbeiondere Silben für den Zweck ber gegenfeitigen 
Unterftüßung in Brandfällen zufammen *. Diefe jogenannten Brandgilden 
waren zwar obne Beitrittszwang organifirt, fie waren indeß keine vollkommen 
freien, ſelbſtändigen Genofſenſchaften, fondern ftanden in ver Regel in. einem 
Dependenzverhältniß zu einer Kommune, einer Mehrzahl von Kommunen ober 
einer Korporation. Sie wurden daber von den Kommmmal- oder Korporations⸗ 


alter no die 1848 umgeſtaltete Wafjer- Affeturanglompagnie in Magdeburg (ib. 
661 f.). Ueberfiht und Einrichtung aller i. 3. 1846 beftehenden deutſchen Trans 
portuerficherungsgefellichaften b. Majius ©. 615— 674; der preußifchen in deu 
Tabellen und amtlichen Nachrichten über den preußifchen Staat f. 1849 IV. 589 f. 
Weber die Verfiherung des Landtransports Maſius 612. 648f. Beifpiele von 
Aktiengefellfchaften für Eifenbahnverficherung in der preuß. &. ©. v. 1853 ©. 
847, v. 1858. 269. 602. | 

14) Nah Befeler, 9. R. $ 129 Note 5 befteht 3. B. in Neuvorpommern 
eine Seeaſſekuranzkompagnie mit dem Princip der Gegenfeitigkeit, jedoch nur für 
Verſicherungen auf Kasko. 

u) Bol. Roſcher, Syſtem II. 8166 ©. 470. Maſius ©. 1f. v. Berg, 
Polizeivecht IIL 68. Bor Allen aber ben vortrefflihen Auffag von v. Hülfen, 
über die Geſchichte, den Umfang and die Bedeutung des Öffentlichen Feuerver- 
fiherungswefens, in der Zeitſchr. des kön. preuß. ftatift. Büreau's, Jahrg. 1867 
©. 321 — 848. | 

16) y. Hülfen 1. c. S. 322. 328 weift 5 ſchleswigſche und 2 Holfteinfche 
Brandgilden einzelner Dorffchaften reſp. Kirchſpiele aus ber Zeit von 1446— 
1608 nad; ferner eine „Ichleswig-holfteinfche ablige Brand- und Schießgilde“, 
welche, am 5. März 1691 geftiftet, noch 1844 ein neues Statut erhielt; ſodann 
eine Anzahl von Feuerkafſen in Hamburg, die bereitd 1676, 46 an der Zahl, in 
eine einzige ſtäädtiſche Generalfeuerkafſe mit einer „Ordnung” verſchmolzen wurden, 
und verfchtedene Feuergilden (1624—1679) in den Hamburgifchen Dörfern; eine 
Magdeburger Brardlaffe von 1685: endlich vom Jahre 1623 ab eine Anzahl kom⸗ 
munaler Brandgilden in ben Randgemeinden ber preußifchen Weichjelniederung, 
wovon noch 1812 22 mit verfchiedenen Ordnungen beftanden. — Ueber bie herrfchaft- 
lichen Domanialbrandgilden, weiche das Landvolk zu gegemjeitiger Hilfe beim 
Wiederaufbau verpflichteten, ſ. Roſcher 1. c. 
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behörben felbft oder von deren Delegierten verwaltet!) und find ihrem Weſen 
nach bereits mehr öffentliche Anftalten als Genofienihaften. Aus dieſem 
Grunde war es den Landesherren, als dieſe feit den Beginn ded 18. Jahrh. 
regulirend in das Feuerkaſſenweſen eingriffen, leicht, theils bie vorhandenen 
Gilden als mittelbare Staatsinftitute zu behandeln, theils aber auch uene 
Kaflen ald unmittelbare Stantsanftalten nad dem Vorbilde jener zu errichten. 
Diefe Staatsaffeturanzanftalten ftellten urſprünglich den Beitritt ebenfalls 
frei und werficherten nicht nur die Gebäude, fondern auch das Mobiliar'*). 
Allmälig indeß begann man für Gebäude den Beitrittszwang einzuführen 
und überließ dagegen die Mobilinwerfiherung mehr den Privaten! Solche 
öffentlichen Gebäubeverfiherungen entftanden num während bed 18. Jahrh. 
in allen Theilen Deutichlande, — Anfangs vomemlid in den Städten, Kalb 
auch auf dem platten Lande, enblid für ganze Länder und Provinzen. In 
den Tleineren Staaten hatten fie meift den Charakter von Staatsanftalten”); 
in Preußen dagegen bildeten ſich, nachdem der Verſuch, eine Landesafſekuranz 
für die ganze Monarchie zu gründen, gejcheitert war”), in großer Fülle und 
Mannichfaltigkeit kleinere Verbände, welche theild die Gebäubebefiter einer 
Stabt oder einer Anzahl Lleinerer Städte, theils die Mitglieder einer adligen 
Korperſchaft, theils eine Anzahl von Landgemeinden, theild endlich alle Ein- 
wohner eines Kreiſes ober einer Provinz zu gegenfeitiger Schabensgarantie 
vereinten, und daher theils ftädtiſche, theils ſtaͤndiſche, theils ftaatliche Verwal⸗ 


— — —ñ— — — 


1) So war bie Verwaltung der ſchleswigholfteinſchen adligen Brand und 
Schießgilde ritterſchaftlich, der Klofterpropft zu Pretz ihr director natus. Die 
Brandfaffen der Weichſelniederung wurden von Schulzen und Aelteſten aller be⸗ 
theiligten Dörfer aufgerichtet und verwaltet, auch wurde von dieſen der Schade 
taxirt und die Brandhilfe reparirt. Die übrigen waren meift kommunal. 

20) So die durch preuß. Regl. v. 15. Oct. 105 (Mylius, C. C. M. V. 178) an- 
geordnete, indeß, wie es ſcheint, nicht ind Xeben getretene Berficherungdanftalt. 
Ebenfo bie 1729 in Kurfachfen angeorbnete allgemeine Brandkaffe (Cod. August. 
I. 538), die Brandlafle des Fürſtenthums Querfurt 1748 u. f. w. 

i) In Preußen ſprach fchon eine Feuerordn. v. 22. Ian. 1701 (Mylius L 
c. V. 170) für das platte Land der Kur⸗ und Neu⸗-Mark Brandenburg die 
Ziwangsverbindung von je 6—10 Dörfern (8 7) gegen großes Branbunglüd — 
aber auch nur gegen foldes — aus. Durch das Zeuerkaffenreglem. v. 1. Zuni 
1706 (ib. S. 237) wurde eine allgemeine Feuerkaſſe errichtet, in welche alle Eigen 
thünmer ihre Gebäude einfchreiben laffen und mit % der Tare verfichern jollten. 

20) Bgl. Die Nachweifungen über Die verfchiedenen Yeuerfocietäten der nord⸗ 
deutſchen Staaten und Städte, welche v. 1750 (Braunfchweig) bis 1806 entftanben, 
Hülfen l.c. ©. 826. 

21) Die General-Land« und Stabtfeuerlaffe wurbe am 17. Jan. 1711 wieder 
aufgehoben. Mylius 1. c. 287. 


$ 70. Die Perfonalgenofienichaft für wirthfchaftliche Zwede. 1053 


tung hatten”). Ebenſo entftand in Hannover eine größere Anzahl ftändifcher 
Generfocietäten®). Im Sübbeutichland erfolgten erft in ber zweiten Hälfte 
bes 18. Jahrh. ähnliche Organifationen?‘). Ließen viele biefer Verbände den 
Beitritt frei, womit fih dann meiſt das Syſtem limitirter Beiträge verband, 
jo wurde doch allmälig der Beitrittözwang immer allgemeiner und ed wurbe 
im Zufammenbang damit voller Schadenserſatz gewährt, zugleich aber eime 
Taxation mit Marimalfäken, ein Klafſenſyſtem und theilweiſe ſchon eine Ab- 
ftufung der Beiträge nach ber Gefahr eingeführt und ausgebildet). In 
unferm Jahrhundert wurben überall jeit der Ausbildung der Privatverfiherung 
die öffentlichen Feuerſocietäten der Gegenftand einer umfaſſenden Gefeßgebung ?*). 
Dabei wurde in Preußen die Zwangsmitgliebfchaft bejeitigt, während die 
anderen beutichen Staaten diefelbe nicht in Frage ftellten. Im Uebrigen be» 
zogen fich bie Revifionen der Societätöreglements theild auf die Organiſation 
und Verwaltung, theild auf die Abgrenzung ber Bezirke; in Preußen verfolgte 
man bierbei das Syftem, wicht nur durch Theilungen und Bereinigungen ber 
älteren Verbände, ſondern auch dur Neuerrichtung von Soeietäten in den 
bisher nicht betroffenen Provinzen ein gleichmäßige Ne von Verbänden über 
das ganze Land zu fpannen. Seit 1848 wurben ſodann abermalige Reorga- 
aifationen vorgenommen, welche theild eine freiere Berwaltung begründeten, 
theils die Hineinziehung von Mobiliarverfiherungen bezweckten, theils das 
Verficherungsrecht ſelbft fortbilbeten. So beftehen heute durch ganz Deutich- 


22) Bol. Hülfen L c. S. 324— 326. Die ältefte Societät war die am 29. 
Sept. 1718 (Nov. C. C.M. V, 1. 249) eingerichtete Berliner, welche bereitd mit 
Beitrittözwang organtfirt war, ben vollen Schaden erjepte und den Bedarf in 
Geld aufbrachte. Aehnlich 1719 die Städte der Kur- und Neumark, 1720 bie 
altpommerfchen, 1721 bie magdeburgiſchen, 1722 Stettin u. f. w. Die ältefte 
ftändifche Societät war bie den Beitritt freiftellende und korporativ verwaltete 
ritterfchaftlich- Halberftäbtiiche Soctetät v. 22. Sept. 1738. Langfamer folgten 
bie läublichen Kreife, bei denen überdies vielfach neben den Gelbbeiträgen Natural⸗ 
hilfe fortbeftand (1766 — 1808). Die erfte Provinzialfocietät war die furmärkifche 
v. 1765. 

3 Bon 1750—1765. v. Hüljen ©. 326. 

20) 1754 in Württemberg, 1808 auf das ganze Land ausgedehnt; 1758 in 
Baden- Durlach, 1766 In Baden-Baden, 1808 eine gemeinſame badiſche Societät; 
1777 in Hefien- Darmftadt; 1811 in Baiern. Hülſen 1. c. 826. 

”) v. Hülfen 327. Nachträglich eingeführt wurbe 3. B. der Zwang 1773 
in Bürttemberg, 1784 in Kurjachien, 1807 in Baden. 

#6) Bal, in der preuß. ©. S. feit 1824 bie in dem Regifter 3. v. „Yeuer- 
Sorietätd. Reglements" angezeigten Geſetze; auch v. Rönne II, 2. 384f. Weber, 
Hanbb. 318 f., Suppl. 86f. v. Reden, Erwerb u. Verkehrsftatift. ILL 2160 f. 
rang, der preuß. Staat L 889. v. Hülfen Il, e. S. 327 — 329, der zugleich 
bie Berordnungen der übrigen deutfchen Staaten nachweiſt. 
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kand?”) öffentliche Werficherungdverbände für beftimnde Länder, Provinzen, 
Kreife, Städte oder Perſonenklaſſen, welche außerorbdentlich verſchieden orgmiſiri 
find und namentlich außerhalb Preußens auf Zwang, in Preußen auf freiem 
Beitritt beruhen, welche aber fämmtlid darin übereinflimmen, daß fie öffent- 
liche Anftalten mit korporativer Cinrichtung für die gegenfeitige Garantie bes 
Seuerihabend find, ihren Mitgliedern der erlittenen Brandſchaden nach einer 
reglementmähtg aufgenommenen Taxe erjeben und zu dieſem Behuf, ſowie 
zur Bildung des dazu nöthigen Reſervefonds wechſelnde Beiträge nach Ber- 
haͤltniß der garantirten Beſitzſtucke erheben. Sie berahan daher auf dem Princip 
der Garantiegenofienfchaft, dieſelbe wird aber durch eine äffentliche Anftalt 
vermittelt und es ift daher keine in der Geſammtheit ver Berfickerten wur⸗ 
zelnde Genoflenfchaftäverfaffung, fondern eine von außen eingerichtete und be- 
lebte Anftaltsverfaffung, welche die Orgeniiation des Verbandes beftimmt. 
Im Uebrigen ift dieſe Organifation eine ſehr mannichfache, zumal auch hente 
keineswegs alle oͤffentlichen Soctetäten unmittelbare. Stnatsanſtalten, manche 
vielmehr provinzial⸗ bommunal⸗ oder kreisftändiſche Inſtitute, andere reine 
Gemeindeauftalten, andere endlich gemiſchter Natur find *8). 

Unabhängiger vom Staat entwickelten ſich in ver Regel?) die gegenſeitigen 
Mobiliarverfiherungsgenoffenfchaften, welche fich feit der zweiten Hälfte des 
vorigen Sahrhunderts bisweilen in Anlehnung am beftehenbe Tonrmumale und 
forporative Geftaltungen bildeten ?®) und in den Meinen Verſicherungkvereinen 
einzelner Berufsklaffen zum Xheil unfere Tage erreicht haben?!). Vereinzelt 


27) Außer Deutfchland und Skandinavien haben nur mehrere Schweizer 
Kantons in diefem Jahrh. kantonale Landesverſicherungen (17, wovon 16 oblige- 
toriſchj eingerichtet. Nachgewieſen bei v. Hülfen 1. c. ©. 328. 

20, In Preußen bat jebe Provinztal-, Land» und Stabb-Feuerfocietät eine 
®eneraldtrettion, unter ber biöwellen mehrere Departementsdirektionen fteben. Da⸗ 
zu kommen aber häufig Fenerunterſuchungskommiſſarien und Deputirte ber Re 
gierung und Provinz, Kreisdireltiouen für Ausführung der Geichäfte, Führung 
ber Katafter, Grundbücher und Tabellen, Abſchätzung Deu Gebäude, Schabemstarntien, 
Auszahlungen u. |. w. Alle dieſe Organe refjortiren ald öffentliche Verwaltungd- 
behörden in legter Inftanz zum Minifterium ded Innern. 

) Es kamen auch Staatsanftalten für blohe Mobilimmerficherung vor. So 
die kurſächſ. Brandlafle von 1784 (Cod. August. II, 2. 849), welche 1819 (©. 
©. ©. 16) aufgeldjt ward. 

”) So 1769 (N. C. C. M. IV. 6292) ein Berficherungsverein der Prediger 
der Kurmark. Cr war noch fehr unvollkommen, indem jedes volle Mobiliar zu 
400 Thalern angenommen ward. Aehnlich fchon früher in Gotha. HälfenL. c 
327, 

) Bol. den Nachweis von 6 berastigen Vereinen für Geiftliche und Lehrer 
und 6 anderen für Gewerke, Kauffente und Bürger in der Zeitiche, des kan. preuß. 
ftatift. Büreau's, Jahrg. 1869 ©. 128, 5 
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kamen au für bie Gebäudeverficherung derartige freiere Bereine ver, die indeß 
immer doch als „halb-amtliche” betrachtet zu werben pflegten?®). Eine voll⸗ 
fommen freie und für fich jelbft beſtehende Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft ſoll zuerft 
1726 in Württemberg gegründet fein, um 1754 mit der gegenfeitigen Landes⸗ 
verficherung vertaufcht zu werden ꝛ2). Cine größere Verbreitung haben indeß 
bei uns die Privatgenoffenjhaften auf Gegenfeitigkeit erft in unferm Sahr- 
hundert erlangt). Diefe Genofienfchaften, welche das Princip der Garantie- 
verbindung mit der freien Geftaltung der modernen Aflocintion vereinigen, ge 
ftatten Jedem den Beitritt mit einem beliebigen Befiftkd und vertheilen jo- 
dann je nad dem garantirten Beſitz und der Größe der Gefahr den etwaigen 
Schaden unter Alle. Mande haben indeß nach dem Vorgang der Gothaer 
Bank (1819) die Haftung auf ein Marimum befchräntt. Bei allen find bie 
ſämmtlichen Berficherten zugleid die Glieder der Körperſchaft, deren Trägerin 
baber die Geſammtheit der im Zweifel zu gleicher Stimme berechtigten Ver⸗ 
ficherten if. Doch treten bier durch bie Eintheilung in verſchiedene Klafſen 
häufig Abftufungen ein. Bei den älteren Gefellſchaften, bie überhaupt den 
alten Korporationen vielfach noch nahe ftehen, kommt es überdies vor, daß 
von vornherein alle Rechte der Geſammtheit bezüglich ber Verwaltung und 
Leitung auf ein für allemal beſtellte und fich ſelbſt ergängende Ausſchüfſe und 
Behörden übertragen find, oder daß ſogar die Beitellung der Geſellſchaftsorgane 
durch gewiſſe Gemeinden oder Korporationen erfolgt. Die neueren Gegen- 
jeitigfeitögefellfchaften find dagegen in der Regel nah Maßgabe der in ber 
modernen Afferiation gewöhnlichen Theilung der Verwaltung unter General. 
verſammlung, Ausſchüffe und Vorftand organifirt. 

Endlich bat fowol den Anftalten als den Genoflenfhaften gegemüber auch 
im Yenerverficherungswejer die Gewinnfpekulation fi} ein großes Terrain er- 
obert und in neuerer Zeit Aktienvereine, welche gegen Prämie verfichern, zahl 


a), Hülfen Lc. ©. 325. Diefelbe Zeitichr., Jahrg. 1862 S. 121f. 

29 Roſcher Lc. 

24) In England wurde 1696, in Frankreich 1754 die erſte gegenſeitige Ge⸗ 
ſellſchaft gegründet. In Deutſchland waren die älteſten größeren Gegenſeitig⸗ 
keitsgeſellſchaften — die Aſſociation Hamburgifcher Einwohner v. 24. Sept. 1795, 
Bremiſcher v. 1800, die Medlenburg. Mobiliarbrandverſicherungsgeſellſchaft in 
Neubrandenburg v. 1801 — noch an beſtimmte Bezirke gebunden. Cbenjo zwei 
Bereine in Berlin (1812), die aus dieſem Grunde von der Neubrandenburger 
Geſellſchaft abgelöften Filialen in Schwedt (1826) und Güftsow (1853), die Ge 
fellfichaften in Marienwerder und in Stolp (1840), in Greifswald (1841), in 
Köthen (1832) u. |. w. Die erfte Gegenfeitigfeitögefellfchaft von allgemein- 
deutfchem Charakter war bie Feuerverfiherungsbant in Gotha (1819). Mehr oder 
minder ihr nachgebilbet waren bie Gejellichaften in Norden (1827), Roftod 
(1827), Altona (1830), Wien (1828), Düffeldorf (1840) u. |. w. Vgl. über Ge⸗ 
ſchichte und Verfaſſung aller dieſer Gefellſchaften Mafius S. 9— 77. 
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reich hervorgerufen *). Indeß behaupten bis heute die Gegenſeitigkeitsverbände 
durchaus das Webergewicht®"). 

Zwiſchen Gegenjeitigkeits. und Aftienvereinen kommen fogenannte ge- 
mifchte Verficherungsgeſellſchaften gegen Feuersgefahr vor, bei welden indeß 
immer das eine oder dad andere Princip das enticheivende bleibt ?”). 

c. In ſehr ähnlicher Weile hat fich die Verfiherung gegen Pagel- 
ſchaden in Deutichland entwidelt®)., Mit der einzigen Ausnahme einer 
Berliner Altiengejellichaft v. 1822 und ihrer ihm Jahre 1832 mit Staats- 
fubvention erfolgten Ermeuerung”) beftanden bis in die neuefte Zeit ausſchließ ⸗ 
lich Gegenfeitigkeitsgenoffenfchaften gegen Hagelſchaden. Diejelben find zum 
Theil ald mehr oder minder ausgeprägte ftaatliche, kommunale oder ſtaändiſche 
SInftitute, zum andern heil als freie Genoſſenſchaften mit einer in der Ge 
jammtheit der Verficherten wurzelnden Verfaſſung organifirt; fie erſetzen nicht 
alle den vollem Schaden, vielmehr vertheilen einige nur die im Voraus firirten 
Beiträge auf bie Beſchädigten; endlih waren auch fie nrfprünglich alle und 
find größtentheild noch anf beftimmte Länder oder Bezirke angewiefen, jo daß 
3. DB. von der Älteften, ber 1797 in Neubrandenburg gegründeten wechfelfeitigen 
Hagelverfiherung, nad) ihrer größeren Verbreitung ſich befondere jelbftändige Ge⸗ 
noffenfchaften (jo 18236 in Schwedt, 1840 in Güftrow, 1841 in Greifswalb) abge- 
zweigt haben und vielfach Landesaſſekuranzen beftehen, wogegen fpäter daneben aud 
Gegenfeitigfeitögenoffenichaften von allgemeinerem Charakter entftanden finb*). 

, Die Altefte Feuerverficherungs-Aftiengefellichaft in Deutichland war bie 
fünfte Hamburger Affeturanzfompagnie v. 1779; dann 1808 in Bremen, 1812 in 
Berlin, 1822 in Trieft, 1824 in Wien Attienvereine zu gleihem Zweck; 1823 
die vaterlänbifche Feuer « Verficherungs - Gefellfichaft in Elberfeld, 1825 die Aachen⸗ 
Münchener, 1884 der Phönir in Karlsruhe, 1888 bie Kolonia, 1843 die Bornifta, 
1842 die Brankfurter, 1848 die Magdeburger u. |. w. Geſchichte und Berfaflung 
bei Maftus ©. 97 — 176. 

20) Einen Vergleich des Geihäftsumfanges bei Hülfen ©. 329 — 348 und 
treffende Bemerkungen über die Bedeutung des Gegenjages ib. S. 843 — 348. 

2 So wird z. B. die Leipziger Feuerverfiherungsanftalt ( Maſius S. 77f.), 
welche auf Aktien gegründet tft, dadurch, daß fie den auf längere Zeit Berficherten 
einen Antheil am reinen Gewinn überläßt, Fein Gegenfeitigleitöverein, und um- 
gekehrt wirb bie Leipziger Brandverficherungsbanf (ib. S. 87 f.), wenn fie gleid- 
zeitig Prämiengeſchäfte fchliegt und Gewinn und Berluft daraus umter bie auf 
Gegenfeitigkeit verficderten Sntereffenten vertheilt, ihrer inneren Organifation nad 
feine Erwerbsgeſellſchaft. 

 Mafius S. 174f. Roſcher, Syftem IL 8 476. ©. 167. 

”, Mafins ©. 848 — 388. 

o, Randedaffeturanzen auf Gegenfeitigkeit wurben z. B. für Anhalt 1812, f. 
Sachſen 1823, f. Württemberg 1830, f. Hannover 1988, f. Baiern 1838, f. Lippe 
1838, f. Kurhefſen 1840 errichtet. Eine „ Hagelaffefuranzgefellfchaft für Die abligen 
Süter und Klöfter der Herzogth. Schledwig- Hofftein und Rauenburg“ befteht jeit 
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In neuefter Zeit ift auch die Hagelverfiherung Gegenftand von Aftienunter- 
nehmungen geworben *'). 

d. Ebenjo wird die Viehverſicherung erft in neuerer Zeit bisweilen 
von Erwerbögefellichaften betrieben“), während gegenfeitige Viehverficherungs- 
vereine ſchon feit dem Ende bes vorigen Sahrhunderts jehr verbreitet find *). 
Für den Erſatz des auferorbentlihen Verluftes durch Seuchen find mitunter 
Staatsaffeluranzanftalten mit Beitrittszwang für alle Viehbefitzer eines be- 
ftimmten Bezirks errichtet). Den Erfah des gewöhnlichen Viehabganges 
oder eine Beihilfe dazu machen ſich namentlich jehr viele Meine, oft auf eine 
einzelne Gemeinde beſchränkte Aflociationen der Kleinbefiter zur Aufgabe, 
welche zum Theil ſchon aus älterer Zeit ftammen. Hierher gehören die meift 
von Tageloͤhnern gebildeten Kuhgilden Schleswig-Holfteins und Mecklenburgs, 
die Kuhladen, Kubfterbefaffen und ähnlichen Vereine Oldenburgs, Hannovers 
(i. 3. 1852 474), Badens (1846 über 60), der Schweiz, Tirols, fowie die 
verwandten Viehverficherungsvereine einzelner preußifcher Gemeinden *). 


1818 in Kiel. Die erfte für ganz Deutfchland berechnete war die Hageljchäden- 
Verſicherungsbank in Preußen feit 1829; ähnlich 1845 in Erfurt. Geſchichte und 
Berfafjung der einzelnen Gegenfeitigkeitögefellichaften für Hagelverficherung bei 
Maſius S. 188—348. Auch Weber 1. c. 830f., Suppl. 92. Gengler 
S. 700 Rote 18. 

“n Preußiſche Gefellichaften diefer Art 3. B. in der ©. S. v. 1853 
©. 955, 1854 ©. 192, 1855 ©. 188, 1856 ©. 724, 1859 ©. 8. 104, 1864 
©. 532. 

42) So die rheinifch- weftphältiche ln für Rindvieh und 
Dferde (Preuß. ©. ©. v. 1848 ©. 99) 

4) Bol. Maftus ©. 389 — 475. Roſcher L c. $ 477. Ueber die Iofalen 
Grenzen eined Bezirks ftrebte zuerſt die Leipziger VBiehverficherungsgefellihaft für 
Deutihland v. 13834 Maſius 392.) binaus, fie beftand aber nur bie 1839, 
Württemb. Biehverficherungsverein 1839. ,Ceres“ in Frankfurt 1843. Hamburger 
1840. Magdeburgifche (Stat. in d. G. S. v. 1855 ©. 188), Köln- Dlünfterfche 
u. f. w. 

“) So errichtete Friedrich II. durch' Reglem. v. 24. Nov. 1765 u. 15. Febr. 
1783 in Schlefien Zwangdverbände für gegenfeitige Biehverficheruug, welche das 
&ef. v. 30. Juni 1841 (G. S. S. 285) für die Provinz generalifirte, indem es 
für jeden Regierungsbezirk eine Berfiherungägefellichaft gegen Rindviehpeſt (8 3) 
mit Beitrittszwang ($ 5) anordnete. Die Verwaltung iſt ohne jede Theilnahme 
ber Verficherten bei den Megterungen ($ 11). Zwei ähnliche Verbände für bie 
Prov. Preußen find durch C. O. v. 22. Juni 1845 (G. S. ©. 161) gebildet. 

“ Bol. Roſcher L cc. Mafins 410f. 460f., wo zugleid die Statuten 
der 8 Bichverficherungsvereine zu Leichlingen im Kreife Solingen, zu Schleiden 
und zu Pforzheim abgebrudt find. Anſchütz, Mitth. des landw. Inft. Halle 
1865 S. 156. 157. ferner einen von dem Ob. Präf. der Prov. Weſtph. am 
20. März 1835 empfohlenen Statutenentwurf eines Rindviehnerficherungävereind 
für nn b. v. Kamptz, Ann. XIX. 89. Ein neuered Statut in dem 

67 
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e. Im Gegenſatz zu ben letztgedachten Berfiherungsarten finb andere 
moderne Gattungen der Sachgarantie, wie 3. B. die Verſicherung gegen bie 
Verfiherungsgefahr (Nückverficherung) und die Berficherung gegen bie Gefahr 
bed Verluſtes bei hypothekariſch ausgeliehenen oder jonft ausitehenden Kapitalien, 
vornemlich auf den Betrieb durch Erwerböanftalten angewiejen*'). 

2. Die Garantie des Schadens, welcher der Wirthichaft aus einem die 
Derjon treffenden Unfall entiteht, unterjcheidet fih von der Sachgarantie zu- 
nächſt dadurch, daß der Betrag des Schadens fich bier einer beftimmten 
Werthſchätzung entzieht. Es muß alſo entweder bad freie Ermeſſen des Ga— 
ranten enticheiden oder aber im Voraus eine feſte Erſatzſumme vereinbart jein. 
Nur im letzteren Falle ift eine derartige Schabensgaramtie geeignet, den In- 
halt eines fpefulativen Geichäftes zu bilden; auch pflegt man fie nur dann 
als Berficherung zu bezeichnen *). Uneigennütige Anftalten dagegen und Ge 
noffenjchaften können jehr wol ähnliche Garantien auch ohne feite Vorausbe⸗ 
ftimmung übernehmen, indem die Bemeffung der zu gewährenden Unterftügung 
den verfaffungsmäßig dafür beftellten Anftalts- oder Genoſſenſchaftsorganen 
überlaffen fein kann. 

a. Das wirthſchaftlich größte ‚Uebel ift der Tod. Iſt fein Eintritt ge 
wiß, jo iſt es doch ungewiß, ob er binnen einer beftimmten Srift, bei einer 
beftimmten Gelegenheit, vor oder nad) dem Tode einer andern Perjon (Meber- 
lebenöverficherung, Verficherung auf verbundene Leben u. |. w.) erfolgt, und es 
ift gegen ſolche Enentualitäten eine Garantie durch das Verſprechen einer 
eventuell zu zahlenden Erſatzſumme möglid. Auch abgejehen von einer folden 
Begrenzung indeß ift zwar bie Gpiftenz des Todes gewiß, ungewiß aber jein 
Zeitpunkt und folgeweife der dadurch weſentlich beftimmte Umfang des ber 
Wirthichaft entitehenden Nachtheils. Auch diefe Ungewißheit kann durch einen 
Sarantievertrag ihrer Gefährlichkeit beraubt werden, indem entweder dem vom 
Tode Bedrohten für feine Erben oder dem vom Tode eines Dritten Bedrohten 
für fi ſelbſt ein Erſatz zugefichert wird, der dann wiederum entweder in einer 
beftimmten, bei Eintritt des Tobesfalls zu zahlenden Summe oder in einer 
bis zu einem ungewifien - Termin fortlaufenden Rente beftehen Tann. Die 
Mebernahme aller ſolcher Kodeögarantien gegen einen feften Betrag oder, wie 
es die Megel bildet, gegen eine laufende und wegen ber Ungewißheit ihres 
Maiheft der landw. Jahrb. f. Oſtpreußen v. 1864. S. au Gengler ©. 701 
Note 19 u. bef. den Auffag von v. d. Golg, die Affociation zum Zwecke ber 
Viehverficherung, i. d. Zeitichr. des landw. Ver. f. Rheinpreußen 1866 ©. 120 — 1328. 

“ 3. B. „Preußiſche Hypothekenverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ (G. ©. v. 
1862 ©. 214). — Doc) ift auch der Verſuch gegenſeitiger Waarenkreditverſicherung 
unter Handelsleuten gemacht. Endemann, 3. f. d. gef. H. R. IV. 209. 9.8. 
©. 848 Rote 22. 

7) Bol. die Auffäge von Engel über bie „Unfallöverfiherung” in ber Zeitiär. 
bes kön. preuß. ftatift. Büreau’s 1866 ©. 294 f. 1867 ©. 171. 
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Endpunkts ungewiffe Prämie ift jeit tem vorigen Jahrhundert der Inhalt 
eines Tpelulativen Gewerbes geworben *®), welches von zahlreichen Lebensver⸗ 
ficherungsgejellihaften auf Aktien betrieben wird). Aelter indeß und noch 
heute daneben in Blüthe ift auch bier die gegenfeitige, genofjenihaftliche Garantie. 
Die genofjenfchaftlihe Bafis ift jelbft durch die außerordentlich komplicirten und 
mannichfaltigen Formen und Verhältnifſe, welche die Kebensverficherung in ihrer 
modernen Ausbildung mit fich bringt, nicht ausgeichloffen; die ältefte Lebenz- 
verfiherungsgefellichaft Dentichlands, die Lebensverſicherungsbank in Gotha, ift 
auf Gegenjeitigkeit gegründet, und gleich ihr haben fich viele ähnliche Lebens. 
verficherungsgeſellſchaften gebilvet, weldhe auf dem Princip genoffenfdhaftlicher 
Garantie beruhen, bei welchen baher die Berficherten oder doch beftimmte 
Klaffen der Verficherten (3. B. die für das ganze Leben Verficherten) zugleich 
den verfichernden Körper bilden, den möglichen Berluft oder Gewinn, ber indeß 
in Wahrheit hier nur ein bei der Schadensausgleichung fich ergebendes Plus 
oder Minus über die ungefähre Vorausberechnung ift, unter fich im Verhältnig 
zur Betheiligung vertheilen und aus ihrer Mitte die Genoſſenſchaftsorgane (in 
der Regel einen Borftand und mehrere Ausfchüffe) beitellen®). Regelmäßiger 
aber noch kommt die Genofjenfhaft für die älteren, einfacheren und unvoll- 
kommneren Gormen der Todesgarantie zur Anwendung, joweit nicht bier die 
gemeinnüßige Anftalt ihr Gebiet beichräntt. 

Unter diefe Fälle gehört 3. B. die gegen laufende, meift der Höhe nad) 
gleihmäßtg beftimmte Beiträge zugeficherte Zahlung eines Eleinen, bald zur 
Hilfe gegen die erfte Noth, bald nur zur Beftreitung der Beerdigungsfoften 
dienenden Betrages an die Hinterbliebenen. Die zahlreihen, ſchon feit alter 
Zeit beftehenden Tobtengilden, Todtenbeliebungen, Sterbefaffen, Begräbnißkaſſen 
u. f. w., weldhe diefe Aufgabe erfüllen, find zum Theil ald Anftalten kon⸗ 
ftituiet, von welchen man gegen eine Einkaufsſumme oder gegen laufende 


%#) Bol. über bie Gefchichte der Lebenäverfiherung Mafins ©. 466 f.; über 
bie Nechtäverbältniffe zwifchen den Kontrahenten Staudinger, die Lehre vom 
Xebensverficherungävertrage. Erlangen 1858. Befeler S. 540f. Endemann, 
HR. $ 176, 

a) Geſchichte und Einrichtung der älteren bei Maftus S. 535—554. Die 
fpäter hinzugetretenen, foweit fie in Preußen &Gefchäfte treiben, find erfichtlich aus 
dem Auffat v. Brämer, das Lebensverſicherungsweſen in Preußen, in der Zeitichr. 
des ftatift. Büreau’s, Jahrg. 1867 ©. 560f. Manche, wie die deutſche Kebens- 
verſicherungsgeſellſchaft in Kübel v. 1828 (Maftus S. 534), die Berlinifche v. 
1886 (ib. 6542), die Frankfurter v. 1845 (ib. 545), überlaflen den Verficherten eine 
beftimmte Gewinnrate, 

so Gefchichte und Einrichtung der gegenfeltigen Lebenöverficherungägejell- 
fchaften (Gothaer 1829, Leipziger 1831, Hannoverjche 1831, Wiener 1840, Braun- 
fehweigifche 1841 Hammonia in Hamburg) d. Mafius ©. 505— 585. 559. Bol. 
Höhle IV. 822—348. Hopf i. d. deut. Vierteljahrsſchr. 1852 ©. 366 f. 
Brämer Lee. ©. 52. | 
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Beiträge den betreffenden Vermögensanfpruch erwirbt; zum andern Theil aber 
find fie erzwungene ober freie Vereine, die fih durchaus als gegemjeitige 
Lebensverficherungsgenofjenichaften im Kleinen charafterifiren *'). 

Nicht anders verhält es fih mit der Garantie, weldhe zu Gunften einer 
etwaigen Witwe oder etwaiger umverjorgter Waifen dur die Zuficherung 
einer eventuell zu zahlenden Summe oder einer laufenden mit dem Tode, dem 
Aufbören bes Witwenftandes oder ber Erreichung eines beftimmten Alters 
endenden Rente geleiftet wird. Auch ſolche Garantien werden von den mober 
nen Berfiherungsgefellichaften übernommen: fehr viel älter aber find ſowol bie 
öffentlichen Anftalten als die Genoſſenſchaften für derartige Zwede. Die An- 
ftalten bilden noch heute für gewiffe Stände, namentlich für die Beamten, die 
Regel. Nicht nur Staat und Gemeinden haben feit früher Zeit allgemeine 
Witwenkaſſen und Waifenverforgungskafjen, meift mit Zwangsbeitrittspflicht, 
für ihre Beamten errichtet, ſondern Körperichaften und Gefellichaften find darin 
vielfach nachgefolgt®). Staatsanftaltlich eingerichtete Witwen- und Waiſen⸗ 
fafien, in weldhe Jedem der Eintritt freifteht, kommen gleichfalls feit lange 
por®®). In neuerer Zeit aber ift auch hier wieber das nie ganz aufer An- 
wendung gelommene Princip genoſſenſchaftlicher Bereinigung zu größerer 


s, Bol. Boden, über Einrichtung ber Sterbefaflen. Celle 1787. Nah €. 
27 find fie „geſchloſſene Geſellſchaften“, werden aber doch wefentlich als Anftalten 
bebandelt. Weber die neueren Sterbefaffen Schnell, fociale Privathilfe ©. 5f. 
und das dort mitgetheilte Statut. Preußiſche Sterbekaffenvereine für Prediger 
und Echulfehrer b. v. Rönne TI, 1.408 Note 1; für Zuftigbeamte ib. 409 Note 2 
und Statuten im 3%. M. Bl. v. 1844 ©. 78, 1845 95. 128, 1860 148. 
Andere derartige Bereine b. Weber 1. c. 816f. Suppl. 228 f. Weber den Be 
griff der Sterbekaſſe preuß. ©. DO. v. 29. Sept. 1883 (G. ©. ©. 121). — Sowol 
in den englifchen friendly societies (Mafiud 482. 569, Engel l. c. 114f.), ald 
in unfern erzwungenen und meift auch in den freien Hilfövereinen der arbei- 
tenden Klafſen pflegt zugleich eine Sterbe- und Begräbnißkaſſe enthalten zu jein. 

52) Vol. Jenichen, de fiscis viduarum, Lips. 1708, wo ©. 51f. ein Ber- 
zeichniß ber feit 1618 eingerichteten Kaffen und ihrer Statuten. Gebbarb, über 
Witwen» und Waifen-Penfiondanftalten. München 1844 Th. J. Bezüglich Preußens 
vgl. man bef. über bie dur C. D. v. 27. Febr. 1831 (G. ©. ©. 3) auf Eivil- 
beamte eingefchräntte preuß. „Allgemeine Wittwenverpflegungdanftalt" v. Röune 
I, 1. 406— 408; über befondere Witwen- und MWatfenverpflegungdinftitute ber 
Prediger und Schullehrer v. Rönne 1. c. 408 Rote 9 und Unterrichtöweien I. 
552 —556; über die Univerfitäts-MWitwen- und Waifenfaffen ib. II. 505 f., 
Weber 173; über die Unterftüßungs- und Sterbekaſſen der Eifenbabugefellichaften 
für ihre Beamten Reſkr. v. 9. Sept. 1843 (M. Bl. d. i. V. 1843 ©. 265). 

sn Vol. Gebhard 1. c. ©. 61f. 84f. Huch die preußiſche Allgemeine 
Mitwenverpflegungsanftalt ſtand urfprünglich Jedem offen. Reglem. v. 28. 
Dee. 1775 (N. ©. C. V. 381). Sie wurde aber 1812 injolvent. 
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Geltung gelangt“). Zwiſchen den ganz freien Vereinen für gegenſeitige Wit⸗ 
wen- und Waiſenverſorgung und ben reinen Anſtalten ſtehen dann gerade hier 
die mannichfachften Mittelglieder, balb als Zwangdverbände ınit Forporativer 
Einrichtung, bald als öffentlich autorifirte Vereine ohne Beitrittszwang or- 
ganifirt °°). 

b. Einer Garantie bedarf ed unter Umſtänden nicht nur gegen ben Tod, 
fondern auch gegen zu langes Leben. Eine ſolche liegt in dem Leibrentenver- 
trag, durch welchen gegen einen gewiſſen Betrag eine mit dem Tode endende 
und deshalb in ihrem Gefammtbetrage ungewiſſe Rente erworben wird. Diefer 
Vertrag ift dann mehrfacher Komplilationen fähig, von denen namentlich die 
Tontine dem Rängftlebenden unter Mehreren noch größere Vortheile verichafft. 
Auch kann auf verfchiedene Weije eine progreifive Steigerung ber Rente mit 
zunehmendem Alter bewirkt werden. Am reinften aber fommt die Garantie 
gegen zu langes Leben im Alterverjorgungdvertrage zur Erſcheinung, bei dem 
nur für ben Fall ber Erreichung eines beftimmten Alters ein Kapital oder 
eine von ba an laufende Rente zugefihert wird. Alle derartige Garantien 
werben in der Regel gleichzeitig von Lebensverficherungsgefellichaften über- 
nommen®*); es giebt aber außerdem dafür bejondere Penfions- und Renten- 
anftalten, die theils als Erwerbögejellichaften”), tbeild als gemeinnügige In⸗ 


) Bol. 3. B. über eine Kaſſeler freie Gefellfchaft v. 1760 Gebhard 1. c. 
83 6. 5; über die Witwenverforgungsfocietät zu Bremen v. 1754 ib. $ 5 
S. 6f; über die 1773 in Preußen mit königl. Genehmigung errichtete, aber nur 3 
Sabre beftandene Givilbeamtengefellfchaft ib. $ 9. ine von ber Lanbichaft 
garantirte Geſellſchaft entftand 1767 in Kalenberg. Ib. 8 7 ©. 9f. Befonders 
alt und zahlreich find freie Witwen» und Waifenfocietäten unter Prebigern und 
Schullehrern. Bol. z. DB. über die bairifchen Schullehrerwitwenfoctetäten, welche 
von gewählten Vorftehern und Ausſchüſſen verwaltet werden, Gebhard S. 96— 
118; über Preußen Weber J. c. 813f. Ein Witweninftitut auf Altien wurde 
fon 1777 in Hamburg gegründet. Gebhard $ 13 ©, 42. — lieber biefe Seite 
der allgemeineren freien oder Zwangs-Unterftüßungsverbände vgl. unten. 

55) Auch Pfeiffer, die rechtl. Verhältniſſe der Witwenlaflen, 3. f. D. 
R. IX. 440 f., bei dem zugleich die früheren theild ungureichenden theils einfeitigen 
Anfichten zu finden find (441 — 448), unterjcheibet die brei Hauptgattungen ber 
Öffentlichen Anftalt, der Erwerböunternehmung und der Genofjenfchaft. Die leptere 
fonftruirt er freilich als ftreng römifche universitas personarum. ©. 450—486. 

s) Auch von den Gegenfeitigkeitögefellichaften. Bol. . B. Maſius 
510. 520 $ 11. 527. 530. 537f. Die allgemeine mechjelfeitige Kapitalien- und, 
Rentenverficherungs - Anftalt in Wien v. 1840 ©. 559 enthält 6 Abtbeilungen: 
1) Kapitalverficherungsverein; 2) Kapitalverficherungsverein für den Zall des Todes; 
3) Leibrenteninftitut; 4) Allgemeines Penfionsinftitut; 5) Kinberverforgungsanftalt; 
6) Wechfelfeitige Berforgungsanitalt. 

”) So z. B. die Berlinifche Renten- und Kapitalverficherungsbant v. 22. 
März 1844 (Mafins 554 |.) und die nah Maßgabe verichiedener Jahresgeſell⸗ 
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ftitute 5°) konſtituirt find, theils aber auch auf der Verbindung zu einer Ga⸗ 
tantiegenoffenichaft beruhen "). 

c. Diejelben verfchiebenartigen Formen find moͤglich, um eine Garantie 
. gegen die wirthichaftlihen Nachtheile herzuitellen, welche mit einzelnen 
ungewiflen, die Perjon betreffenden Ereigniſſen verbunden find. So gegen 
die Koften der Verehelichung, oder der Gründung eine Hausftandes, wobei 
neben Ausftattunge- und Berjorgungsanftalten Ausftener- und Berjorgunge- 
vereine auf Gegenjeitigkeit vorlommen'). Aehnlich früher, um bie Koften 
bes Freikaufs von etwa eintretender Militwirpflicht zu beſtreiten“). Auch 
beginnt man in neuerer Zeit, gegen die Gefahr einer beftimmten Reiſe 
oder anberweiten Unternehmung oder gegen eine ber Zeit ober ber Gattung 
nach limitirte Unfallsgefahr zu verfiben). Die wictigften Yälle aber 
find Krankheit und Invalidität. Theils für bie Koften ber Heilung 
und Pflege, theils für den geſammten Rebensunterhalt beö temporär ober 
dauernd Arbeitsunfähigen übernehmen bier bald Grwerbögejellichaften gegen 
Prämie, bald gemeinnügige Anftalten gegen Cintrittögeld oder Beiträge, balb 
endlich genoſſenſchaftliche Bereine eine mehr oder minder firirte Garantie. 
Die gemeinnüßigen Anftalten für Penfions-, Verſorgungs⸗ und Unterftügungs- 
zwede, welde mit oder ohne Beitrittszwang organifirt fein können, unter- 
jheiden fi da, wo die zugeficherte Garantie im Voraus beftimmt und ein 
ihr entiprechendes Aequivalent gefordert wird, jcharf von den Wohlthätigkeite- 
inftituten®®); fie gehen indeß in ſolche über, wenn feine unmittelbare Beziehung 


haften eine wachiende Rente gewährenden Renten⸗ unb Berjorgungsanftalten 
(1825 in Wien, 1833 in Stuttgart, 1889 in Münden). Ib. 675. 

ss Auch Tontinen kamen als Stantsanftalten vor. So z. 8. die allgemeine 
Berforgungstontine in Hamburg. Pöhls 1. c. 66Ff. 348-851. — In England 
find ftaatliche Kebensverficherungs- und Jahresgehaltsinftitute mit der Poft ver- 
bunben. Geſ. v. 1864 (26 et 27 Vict, c. 14). — Ueber die belgiſche Alterver⸗ 
ſorgungskafſe Schnell l. c. ©. 75. 76. 

® So 3. B. die auf Gegenfeitigfett gegründete Alterverforgungsanftalt in 
Breslau, welche vom 50. Jahr an eine fefte Penfion gewährt. Maſius S. 5561. 
Ferner die preuß. Wittwen⸗, Penflond- und Unterftügungsanftalt v. 1837, bie 
gegenfeitigen Verforgungsanftalten für Baden v. 1835, Sachſen v. 1841, Hannover 
v. 1848, Darmftabt v. 1844 u. |. w. Maſius 678f. Weber 811f. 

Schulz, über Berforgungs- und Auöfteuerfaffen. Berlin 1822. (Kaffen- 
orbnung ©. 6 f.). Ueber eine Gewährſchaftskaſſe in Köln, bei ber jedes heirathende 
Mitglied einen Beitrag geben muß, um bie Kinder vor etwaiger Noth zu ſchützen, 
Meber 1. c. Suppl. 229. Die „Kinderverforgungsfaffen“ zahlen eine beftimmte 
Summe, wenn ein Kind ein beftimmtes Alter erreicht. 

6) Endemann, 9. R. ©. 855. 

) Engel, Zeitfchr. des ftatift. Bär. 1866 ©. 294 f. 1867 ©. 171 f. 

%2) Hierher gehören alle Beamtenpenfionsanftalten des Staats (über bie 
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zwifchen der gewährten Unterftügung und dem Beitrage des Unterftügten be- 
fteht oder wenn an Stelle eines feiten Anrechts auf Unterftütung das Ermefſen 
der Anftaltsorgane tritt), Dagegen wirb bei Genofjenfchaften dadurch, daß 
über Bedürfniß und Höhe der jedesmaligen Beihilfe ein Vereinsbeſchluß ent- 
jcheibet und die Beiträge nidyt gerade als das voraus geleiftete Aequivalent 
diefer Beihilfe ericheinen, der Charakter einer Garantiegenoffenichaft noch nicht 
aufgehoben, am wenigiten aber ber eines Wohlthätigkeitövereind hervorgebracht: 
denn für jeden Bereinögenofjen bleibt, da er nicht wie bei einer Anftalt als 
Dritter, fondem als Mitträger des Vereins von biefem letteren Unterftükung 
erhält, die Selbfthilfe das, was ihm die Garantie gegen Krankheit uud Ar- 
beitöunfähigteit verichafft. 

Indeß geht auch bier die Tendenz der mobernen Genoffenfhaft auf mög- 
Tichfte Boransbeftimmung der Schadensart, gegen welche, unb ver Erſatzſumme, 
mit weldyer garantirt wird, jo. dag die unbeftimmte Unterftüßungspflicht mehr 
geichäftsmäßige Iormen annimmt. Im diefer Weife kommen 3. B. gegenfeitige 
Penfionsvereine einzelner Benmtenklaffen vor). Ebenſo aber beginnen ſich 
unter den arbeitenden Ständen Invaliden- und Arbeiterpenfionsvereine, nanıent- 
lich aber Kranfenvereine mit präcifirter Beitrags und Unterftügungspflicht zu 
bilden®%). Doch tritt gerade bei den Genoffenfchaften der arbeitenden Stände 
in der Regel nicht ein beftimmter Sarantiezwed vereinzelt auf, fondern es 
werben in mehr oder minder limitirter Weije die Zwecke ber Kranken⸗ Inva⸗ 
liden- und Witerverforgungstafle mit denen ber Begräbnik-, Witwen. und 


preuf. Rönne O, 2. $ 802 ©. 892 -—402), ber Gemeinden, der Körperfchaften, 
Eifenbahnen u. ſ. w. 

*4) Betipiele aus Preußen b. Rönne l. o. 402 Note 2, 404 Note 5. 6, 405 
Note 1—3. 

6) Vgl. z. B. die ftantli genehmigten Statuten freiwilliger Penſionsver⸗ 
eine preußifcher Rechtsanwalte in Frankfurt, Hamm, Paberborn im 3. M. BL v. 
1843 ©. 162f., 1855. 46, 1860 268 u. das empfehlende Girc. Reftr. ib. S. 262. 

6, Einen demnaͤchſt mehrfach nachgebildeten Kranfenverein richtete Schulze 
in Delitzſch i. 3. 1849 dergeftalt ein, daß jebed Mitglieb gegen ein nach dem 
Alter abgeftufted Cintrittögeld und periodiſche Beiträge den Anſpruch auf unent- 
geltltche ärztliche Behandlung und Medicin in Krankheitsfällen, überbied aber 
während bamernber Arbeitöunfirhigleit auf eine je nach der Zeitbauer der Mitglied 
ſchaft in brei feften Sägen abgeftufte laufende Unterſtühßung erwirbt. Der Berein 
wirb von einem gewählten Borjtand nebſt Ausichuß geleitet, während jein Haupt- 
organ bie mit Stimmenmehrheit beichließende Verſammlung ift. Mit dem Verein 
ift eine durch Grofchenbeiträge erhaltene Sterbelafje verbunden, die Betheiligung 
an derfelden aber fakultativ. Pfeiffer 125. 126. — Ueber viele andere Kranken⸗ 
und Snvalidenvereine Rachweifungen b. Miller, die deut. Arbeiterbewegung. Leipz. 
1863. Bol Maſcher S. 393. Schulze, die arbeit. Klafien ©. 31f. 
Schnell ©. 114f. Statut einer Gefellen- Kranlentaffe bei Schnell ©. 61f., 
einer Kranten - Tagelöhnerlafie ib. 119. 
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Waiſenkaſſe verbunden, ohne daß daburd auch Bier das Streben nad feiter 
Beitimmung der Mitglieverbeiträge und geſchäftsmäßiger Präcifirung ber 
etwaigen Unterjtägungsfumme ausgeichloffen würde Diefe Hilfe- und Unter 
ſtützungsgenoſſenſchaften vereinigen daher den fittlichen Charakter der alten, die 
ganze Perfönlichleit verbürgenden Gilden mit dem geichäfts- und rechnunge- 
mäßigen Charakter der modernen Berfiherungsgenofienihaft. Dies gilt and 
von den ſtaatlich, gemeindlich ober gewerflich organifirten Zwangeunterftägungt- 
verbänden, wennſchon bei ihnen das anftaltliche Moment das genofie- 
ſchaftliche überwiegt *?); in höherem Grabe aber noch von ben eigenthümlichen, 
and alter Zeit ftammenben Kuappichaftsnereinen, durch welche die Berg- und 
Salinenarbeiter in umfaffender Weife unter ölonomifcher und abminiftrativer 
Betbeiligung der Bergwerkseigenthümer und unter Zwang und Aufficht des 
Staats ſich gegenjeitig eine Unterflügung bei Krankheit, Unfällen und Ted 
garantiren®®). Ebenſo aber haben die freiwilligen Hilfe und Unter 


7) Vgl. oben $ 68 Rote 31 — 38. 

es) Nah Karften, Urfpr. ded Bergregald ©. 31 wurde die ältefte Knapp⸗ 
ichaftölaffe auf eignen Antrieb der Grubenarbeiter des Rammeldberges 1538 durch 
den Rath zu Goslar errichtet. Die fpäteren Bergorbnungen ftellen durchgängig 
die Beitragspflicht der Bergwerkseigenthümer feft und organifiren die Kaffe als 
eine Zwangsanftalt. Bol. 3 B. Wagner. C. J. Metall. ©. 9. 104. 865. 
404. 492. 829. 961. 1030. 1047. 1048. 1265. 1267. 1289. 1312. 1325. 1388. 
1424. Die neueren Geſetze haben bie Knappichaften allgemein organifirt. Bat. 
Defterr. Berggeſ. 8 210f. Großh. fühl. 8 99 f. Preuß. Gef. betr. bie Vereini⸗ 
gung der Berg-, Hütten⸗, Salinen» und Aufbereitungdarbeiter v. 10. April 1854 
(8. ©. ©. 139), an deffen Stelle jetzt die 88 165—185 des Berggef. v. 2. 
Juni 1865 getreten find. Die Zwangsmitgliedichaft aller in dem Bezirk eine 
Knappſchaftsvereins beichäftigten Arbeiter der betreffenden Kategorie wirb feftge: 
halten und werden von ihnen nach Berbältnig ihres Lohns Beiträge erhoben, 
während bie Werkseigenthümer in der Hegel die Hälfte der Beiträge zu tragen 
haben. Die Bereine haben das Recht juriftifcher Perfönlichleit und befonbere Pri- 
vilegien bezüglich des Arreftfchlages und der Erelution. Was fie den Mitgliedern 
zu gewähren haben, beftimmt das Statut; ala Minimum tft in Preußen für voll 
berechtigte Mitglieder freie Kur und Arznei in Krankheitöfällen, Krankenlohn reſp. 
lebenslängliche Invalidenunterftügung bei einer ohne grobes Verſchulden einge 
tretenen Krankheit reſp. Arbeitsunfähigkeit, Begräbnißkoften, Wittwenunterſtützung 
bis zu Wiederverheirathung oder Tod und Waiſenverſorgung bis zum 14. Jaht 
feftgefegt. Das obrigfeitlich feftgejtellte Statut beftimmt die Berfaffung, welche 
die Bereindverwaltung einem gewählten, aber beitätigten Knappfchaftsuorfiand und 
beftätigten Beamten unter behörblicher Aufficht zu übertragen pflegt. Das neuefte 
preußliche Berggeſetz dagegen hat ber genoffenichaftlihen Autonomie und GSelbft- 
verwaltung auch bier wieder größeren Spielraum gewährt. Deun das Gtatut 
fol von den Werköbefigern und einem "gewählten Arbeiterausichuß aufgeftelt, 
feine Beftättgung aber nur dann, wenn ed dem Geſetz wiberfpricht, verfagt werden 
dürfen (8169), eine Beftimmung, die auch bei Statutenänderungen gilt ($ 170). 
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ſtützungsgenofſenſchaften der arbeitenden Klafſen, welche fich freilich neben dem 
Zwangskafſenweſen bei und nur wenig entwidelt haben und die englifchen 
friendly societies nicht entfernt erreichen, einen berartig umfaffenden, ftarf 
perfönlichen Charakter). Deshalb ſuchen fie and neben der Garantie gegen 
wirthichaftliche Unfälle fich eine geiftige und moraliſche Garantie zu gewähren 
und richten Bildungsanftalten, Bibliotheken und brüberliche Vereinigungen ein, 
während umgefehrt gerade unter den minberbefitenden Ständen auch die zunächft 
fittlichen, focialen und Bildungdvereine, fowte bie Wirthfchaftsgenofjenichaften 
höherer Stufe ihre Mitglieder und beren Hinterbliebene bei Schäben aller 
Art zu nuterftüten und auch wol beſondere Hilfs-, Penſions⸗, Kranken⸗, In⸗ 
paliden-, Berforgunge-, Witwen, Waiſenkafſſen u. |. w. bafür einzurichten 
pflegen. 

MH. Die Geldverkehrsgenoſſenſchaft umfaßt Bereine für Vermitt: 
lung bes Kapitalumlaufs, der Kapitalbeichaffung und ber Kapitalanlage. 

1. Die Bermittlung des Kapitalumlaufs wird in der Regel durch 
gemeinnäbige oder ſpekulative Anftalten bewirkt, bei welchen die Affociation 
der mit einander Verfehrenden Iatent bleibt. Geldwechſel, Umſatz von Börjen- 
papieren und Wechſeldiskont, Zahlung durd Kontenausgleihung (Giro) oder 
Anweifung, Ausgabe von Werthzeichen u. j. w. find in den Händen ber Giro⸗ 
Diskont⸗ und Zettelbaufen reip. der einzelnen Bankier. Möglich ift es indeß, 
daß die Perjonen, deren gejchäftlicher Verkehr durch ſolche Mittel erleichtert 
ober gefördert werben fol, in ihrer Geſammtheit jelbft den vermittelnden Bank⸗ 
förper bilden. So kann eine Girobank als Gegenſeitigkeitsgenoffenſchaft orga- 
nifirt fein, fo daß fie fih als eine von ber Geſammtheit ber Intereſſenten 
errichtete und durch gemeinjchaftlihe Organe verwaltete Gemeinkafſe dar 
ftelltw), und ein Berein für die Herftellung von Wertbzeichen, welche nur 


— — — 


Die Verwaltung aber erfolgt unter Aufficht des Oberbergamts durch einen halb 
von den Werkseigenthümern halb von den die Geſammtheit repräſentirenden Knapp⸗ 
fchaftsälteften gewählten Knappichaftsvorftand unter Betheiligung und Kontrole 
der Snappichaftsälteften, wobei zwifchen biefem Repräfentativausfchuß und dem 
Borftand ein analoges Verhältniß wie bei der modernen Genofſſenſchaft überhaupt 
ftattfindet (8 178 — 186). | 

eo, Huber, Staatöwörterb. I. 466f. Pfeiffer 1. c. 85f. Die große 
Mannichfaltigteit der von ben engf. friendly societies verfolgten Zwecken erhellt 
befonders aus den Mittbeilungen Engels 1. c. 1861 ©. 114—117 und Ludlow 
und Jones l. c. S. 90 f. Weber deutfche Unterftügungsgenoffenfchaften Schnell, 
foctale Privathilfe S. 54 f. und ein Statut S. 70f. Auch ©. 151f. 

%), In gewiffem Einne ift Died bei der Hamburger Bank der Gall. Bgl. die 
Hamburger Banko⸗Ordn. v. 31. Dec. 1639 b. Marquardus, de mercator., Anh. 
©. 586 f.; die ſpätere Gejchichte und Einrihtung 6. Hübner I. 114—119. 
Die Bank wird durch ein Kollegium von 5 Bürgern, deren jährlich einer aue- 
tritt, unter Zutritt von Rathödeputirten vermaltet. 
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unter den Genoſſen zu cirkfuliren beſtimmt find, wäre wenigftens benf. 
bar’). 

2. Die Vermittlung der Kapitalbefhaffung geht ebenfalls großen⸗ 
theild von gemeinnäßigen oder ſpekulativen Anftalten aus, welche dem Kapital- 
bedürftigen umentgeltlih oder entgeltlih mit oder ohne Sicherheitsbeftellung 
Kredit gewähren und ihm dabei als beliebige Dritte gegenübertreten. Formell 
werden derartige Anftalten ftetd die Gläubigerinnen der Kapitaljuchenden, 
materiell begründet es dagegen einen Unterſchied, ob fie lediglich aus eignen 
Fonds Frebitiren, oder ob fie auf der andern Seite ihrerſeits Schuldnerinnen 
der das Kapital eigentlich hergebenden Glänbiger werden und fo nur als 
Krebitmittlerinnen zweichen Gläubiger und Schuldner treten. Das Lektere ift 
die wicdhtigfte Aufgabe der mit Kredit handelnden Banken. Yür den Mobiliar 
frebit ftellt fich dies am reinften bei denjenigen Banken heraus, welche zugleich 
Leih⸗ und Zettelbanfen find und jo das mad) der einen Seite vorgeſtreckte 
Kapital von der andern Seite durch Notenemiffion, d. h. durch Schuldver- 
fchreibungen auf fich jelbft, aufbringen. Bezüglich des Immobiliarkrebits wird 
ſchon durch die Ablöfungskreditanftalten (Rentenbanten, Tilgungsanftalten 
u. ſ. w.) nach einer einzelnen Seite bin Aehnliches erreicht, indem foldhe In⸗ 
ftitute unter Staatögarantie, aber als jelbitändige Anftaltäperjönlichkeiten die 
Vermittlung zwiſchen dem Schuldner und bem Gläubiger eines Reallaften- 
abloͤſungsbetrages übernehmen”?); allgemein fuchen zwiſchen hypothekariſchen 
Schuldnern und Gläubigern die modernen Hypothekenbanken und Pfandbrieft- 
inftitute zu vermitteln '®), mögen fie nun als gemeinnüßige ftantliche, ftänbifche 
ober kommunale Anftalten?*), mögen fie, wie bie in nenefter Zeit vorkommt, 


71) So wurde z. B. in Paris eine union des assoeiations fraternelles pro- 

jettirt, um unter den Mitgliedern Krebditicheine umlaufen zu lafſen. Becher 
c. S. 126, 

7) So in Preußen (vgl. Gef. v. 2. März 1850 über die Errichtung von 
Rentenbanken (&. ©. ©. 112); Lette u. v. Rönne, Yanbeöfulturgefepgebung 
DI, 1. 519 f. u. v. Rönne, Gtaater. II, 2. 218 Note 1, wo auch bie bereits 
früher beftehenden Tilgungskaſſen einzelner Landestheile nachgewiefen find; Frantz 
1. co. 245 f.), Sachſen, Hannover u. ſ. w. Roſcher, Syftem I. 8 128 ©. 861. 
Hübner, Banken I 107. DI. 470. 

») Hübner 1. 105f. Roſcher 1. c. $ 196 ©. 881. Staatswörterb. V. 
808 f. Brämer, die Grundkrebitinftitute in Preußen, i. d. Zeitfchr. bes kön. 
preuß. ftatift. Büreau's. Jahrg. 1867. 

29 Staatsanftalten biefer Art find häufig im Auslande (Go in Rußland 
jeit 1754 für ben Adel, Reichsleihbank v. 1786, jeit 1845 für Polen, zahlreiche 
Bauerbanten u. f. w. nah Hübner IL 218f. 282 f.). Nichts Anderes ift aber 
beiſpielsweiſe die feit 18. Juni 1842 mit ber hannöverfchen Rentenbanf verbundene, 
minifteriel verwaltete Landeskreditanftalt (Hübner IL 405 f.) oder das durch 3. 
v. 8 Juni 1885 (G. ©. S. 101) auf einen zimöfreien Vorſchuß aus Stante- 
fonds gegründete ($ 4), mit Korporationsrechten begabte ($ 1), durch eine be 
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als Ermerbögejellichaften?’) Eonftituirt fein. In allen ſolchen Fällen liegt eine 
Krevitgenofienfchaft nicht vor; die Krebitanftalt ift vielmehr ein Organ ber 
Gläubiger — jei e8 des Staats, jei ed der Aktionäre —, die Krebitbedürftigen 
ftehen zu ihr wie jeder beliebige Schultner zu feinem Gläubiger. — Nicht 
anders verhält es fich mit ber Krebitgewährung aus eigenen Fonds, wenn oder 
joweit diefelbe von einem Erwerbsinftitut (einer Altienbant oder einer jonftigen 
Bankfirma), einem uneigennügigen Privatinftitut oder Privatverein?*), ober 
einer gemeinnübigen SKrebitanftalt erfolgt. Gemeinnüßige Anſtalten dieſer 
Art fommen als ftaatliche, kommunale und Eorporative Inftitnte vielfach vor, 
wie 3. B. die öffentlichen Leihhäuſer“), die Darlehns- und Vorſchußkafſen ”*), 


fondere Staatöbehörde verwaltete königl. Kreditinftitut für Schlefien. Ebenſo die 
Naffauifche Landesbank v. 22. Fan. 1840; die Landeskreditkaſſe in Kurhefien v. 
23. Juni 1882. Ein Beifpiel eined ftändifchen Bankinftitutd, das auch an Nicht. 
mitglieder Darlehn giebt, Noten emittirt und von bem Ständekorpus, von welchem 
es fein Kapital erhalten bat, verwaltet wird, bietet bie Sandftändifche Bank zu 
Budiffin v. 1844. (Revid. Stat. v. 17. Apr. 1850, ſächſ. ©. ©. ©. 103). 
Ueber fommunale Pfandbriefsanftalten |. unten Note 95. 

5, Bol. 3. DB. die Stat. der Erften Preußifchen Hypothekenaktiengeſellſchaft 
v. 2. Mai 1864; der Preußiſchen Hppothelenuftienbant v. 18. Mai 1864 (G. ©. 
©. 241. 285); der Pommerfchen Hypothekenaktienbank in Köslin v. 1. Det. 1866; 
der Hypothekenaktienbank in Frankfurt u. f. w. Brämer 1 c. ©. 226. 281. 
Auch ältere Afttenbanten aber, wie namentlich die bairtfche Hupothelen- u. Wechſelbank, 
ſodann die Meiningfche, Weimarſche u. |. w., find zugleich nebenbei Hypothekenbanken. 

"), Solche Vereine, welche bie Darlehen meift zinsfrei gaben, entftanden 
namentlich feit 1848 zahlreich. So befteht jeit 1848 in Berlin ein „Frauenver⸗ 
ein zur Abhilfe der Roth unter ben Heinen Handwerkern und Fabrikanten“, welcher 
Vorſchüfſe giebt. Vgl. Statut eines Bürgerhilfövereind 6. Schnell, foctale 
Privathilfe S. 34. 

7) Weber die älteren Leihhäuſer (montes pietatis) vgl. Scaccia, de com- 
merc. S. 75 f., welcher ihr Vermögen für Eigenthum der „universitas pauperum“ 
erflärt (Nr. 449 ©. 76. Marquardus S. 496 Nr. 32f. u. ordinatio et 
capita bes Leihhauſes in Hamburg ib. Anh. 496f. Berg, Poltzeirecht L 879 f. 
u. Leihhansordnungen f. Dresben v. 1786, f. Gotha v. 1788, f. Aſchersleben v. 
1776 ib. V. 948f. 962f. 987 f. Gengler 284 f Mohl, Polizeiwiff. L 8 58. 
Leihhäufer kommen ale Staatsanftalten vor, wie das Hamburger, das Herzogl. 
BDraunfchweigifche v. 1765 (Hübner IL 118f.) oder das von der Seehandlung 
errichtete und aljo mittelbar ftantliche kön. Leihamt In Berlin (Stat. i. d. G. ©. 
v. 1884 ©. 28—29); in der Regel aber find ſie ftädtifch (vgl. d. preuß. K. O. 
v. 28. Juni 1826 ©. ©. ©. 81) und oft mit Sparkaſſen verbunden. 

7%), Zahlreiche Borfchuß- oder Darlehnskaffen find mit den ftaatlichen, kommu⸗ 
nalen ober forporativen Sparanftalten verbunden. Vgl. z. B. Statut der Spar⸗ 
und Leihtaffe zu Hohenz.- Sigmar. v. 28. Nov. 1854 (G. ©. ©. 285). Ein ber 
ſonderes Törperfchaftliches Inftitut für Vorſchüfſe an Grundbefiger ift z. B. die 
fchlef. landſchaftl. Darlehnskaffe v. 13. Nov. 1848 (G. S. S. 410 f.); ein Pro 
vinztalinftitut die vom der Provinz mit Betriebs⸗ nnd Dedungsfonds ausgeftattete, 
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bie Hilfs und Melisrationsfonds *). Derartige Darlehnsinftitute fönnen dann 
auch, wenn fie für beftimmte Kreife beftimmt find, ber Selbftverwaltung biefer 
mehr oder minder überlafen und dadurch einer Borfchußgenofienichaft gemähert 
werben). Dagegen iſt eine wahre Kreditgenofienfchaft im Gegenfab zu ſolchen 
‚Kreditanftalten aller Art nur dann vorhanden, wenn bie organifirte Gefammt- 
beit der Krebitbebürftigen ſelbſt die Kreditgeberin ift, mag fie nun ibrerfeits 
das Kapital dazu ganz oder zum Theil felbft aufbringen oder es ganz oder 
zum Theil von fremden Sapitalbefitern, die nun ihre Gläubiger werben, auf 
ihren Gejammtheitsfredit aufnehmen. 

a. Solche Kreditgenoſſenſchaften find zuerit für den Smmobiliar- 
fredit jeit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in Deutichland ent- 
ftanden. Es find dies die Inndichaftlichen Kreditvereine®'), deren erſter unter 
ber beſtimmenden Initiative Friedrichs des Großen in Schlefien errichtet wart, 
um bald nicht nur in der Mehrzahl der preußiichen Provinzen, fondern and 
in vielen anderen deutſchen Staaten Nachbildung zu erfahren). So jehr 


garantirte und verwaltete ſtändiſche Spar- und Darlehnäfaffe für die Pror. 
Schleſien in Breslau v. 5 Der. 1854 (G. S. ©. 609f.). 

20) So die preußifchen Provinzialbilfslaffen (die ältefte 1831 in Weſtphalen), 
welche bauptfächlich zu gemeinnügigen Unternehmungen Darlehen geben. Staats- 
anz. v. 1854 ©. 213. Strang 894. v. Rönne DI, 2. 131 Rote 2. Aus Staate 
mitteln botirt, werden fte unter Aufficht des Oberpräfibenten von provinzial- 
ftändifchen Ausfchüflen verwaltet. — Aehnlich die zur Gewährung von Vorſchüffen 
für Ländliche Meliorationen namentlih an bäuerliche Beſitzer beftimmten Melio- 
rationsfonds. Nachweis ihrer Statute b. v. Rönne J. c.240 Note 2. Sranp 
898. dv. Reden 2164. — Ueber Viehanſchaffungskafſen Rau, Lehrb. 8 120. 

) Ein Beiſpiel bierfür find die ſowol für Yörderung bed Bergbau's im 
Allgemeinen ald für Darlehen an einzelne Bergwerkbefiger beftimmten ſechs preuß 
Bergbauhilfskafſen (Berggewerkſchaftskafſen, Schürfgelderkaffen), welche, obwol 
ihre Fonds durch geregelte Beiträge und Abgaben der Bergwerksbefitzer aufge⸗ 
bracht werden, bis 1868 von den Bergbehörden verwaltet wurden, durch Geſ. v. 
5. Zunt 1868 indeß (G. ©. ©. 865, in Kraft geblieben nach Berggeſ. $ 245) 
den betheiligten Befigern übertragen find. Dieje ftellen das Statut feft, doch ift 
bierfür wie für Aenderung und Aufhebung minifterielle Genehmigung erforderlich 
(8 1. 2). Nach Maßgabe diefes Etatuts bilden die Kaffeninterefienten eine Kor- 
poratton (8 1), welche durch eine Generalverfammlung ($ 5. 6) und einen ge 
wählten Vorſtand ($ 4) unter Auffiht einee befonderen Kommiflard des Berg. 
amts ($ 7. 8) ihre Angelegenheiten verwaltet. 

1) Bol. Rofcher, Syftem IL 8 133 S. 374. u. im Staatswörterb. V. 
298 f. Hübner, die Banken I. 106 f. v. Bülow-Cummerow, über Preußen‘ 
landwirthichaftl. Krebitvereine. (2. Aufl. Berlin 1843). Bei. S. 24 f. v. Röune 
II, 2. 244f. Befeler $ 97 ©. 389f. Brämerl. c. ©. 215 — 226. 

2) Pal. die K. O. über die Grundzüge u. das Schlefiſche Yandfchafteregiem. 
v. 9. u. 15. Juli 1770 b. Rabe I. 81; Krebitreglem. der.Kur- und Reumärl. 
Ritterſchaft v. 15. Zuni 1777 b. Mylius, N. C. C. V. 678, v. Berge V. 
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diefe Vereine fich einerfeit® an den Staat und andererfeitd an eine beftehenbe 
Ständekörperfchaft anlehnen mochten und zum Theil heute noch anlehnen: 
ihr leitender Gedanke war von Anbeginn an ber einer felbitändigen Kredit- 
genofſenſchaft. Sie gehören in diefer Beziehung zu den älteften Produkten des 
neu erwachenden beutichen Affociationdgeiftes. Denn ihre Grundidee war und 
ift die, daß eine für diefen Zweck gebildete und vom Staat mit Korporationd- 
rechten und einer Reihe befonderer Privilegien ansgeftattete Genoſſenſchaft der 
Grundbeſitzer einer beftimmten Klaffe und eines beftimmten Bezirks zwiſchen 
ihre einzelnen Glieder und die Huypothelengläubiger als garantirende Mittels- 
perfon von potenzirter Kreditkraft tritt. Der Berein wird baher Gläubiger 
feiner Genoſſen und Schuldner ihrer Hypothefengläubiger. Er zieht in feine 
Kaſſe die Zinfen, welche zugleich den Mitglieberbeitrag für die Berwaltungs- 
foften und eine Amortifattonsrente enthalten, von den einzelnen Grundbefitzern 
ein und bejorgt aus derfelben Kafje die Zinjenzahlung an die Gläubiger und 
die allmälige Amortifation der Poft. Ueber die einzelne Forderung ftellt er 
in eigenem Namen eine Schnldurkunde (Pfandbrief) aus, welde als kours⸗ 
habendes Inhaberpapier Eonftituirt wird und dadurch die gefammten Schwierig. 
feiten des Hypothekenverkehrs aus dem Wege räumt. Der Pfandbrief Tautete 
zwar Anfangs immer zunächft auf ein einzelnes Gut, gleichzeitig waren aber 
bie ſämmtlichen affociirten Güter hypothekariſch und folibarifh bis zu einem 
beftimmten Betrage (% oder %) der ftatutenmäßig aufgenommenen Taxe dem 
Verein und bamit mittelbar den Gläubigern verhaftet. Die Kündigung ber 
Mandbriefe warb urſprüuglich für die Gläubiger nicht ausgeſchloſſen, wol aber 
begab fich ber Verein feinen Mitgliedern gegenüber bes Kündigungsrechts. 
Dafür erbielt er jehr bedeutende Privilegien bezüglich der Sequeftration und 
Erekution gegen ſäumige Glieder, wahrte ſich ein intenfives Auffichtsrecht über 
die Bewirthichaftung der einzelnen Güter und ftrebte überdied danach, die 
Möglichkeit einer anderweiten Verſchuldung der Güter abzuſchneiden oder doch 


494— 758; f. Pommern v. 13. März 1781 b. Rabe TI. 1f.; f. Weftpreußen v. 
19. Apr. 1787 ib. 248 f.; f. Oftpreußen v. 16. Gebr. 1788 ib. 4745 f. Pofen v. 
1821 (G. ©. ©. 217); dazu bie zahlreichen fpäteren Revifionen, Abänderungen 
und Zufäge in der preuß. G. S., nachgewiefen b. v. Rönne 1. c. 246 Note 2. — 
Sodann: „Verfaffungsartitel® der „Kredittaffe für die Erben und Grundftüde in 
der Stadt Hamburg und deren Gebiet” v. 10. Dec. 1782 b. v. Berg 1. c. 753— 
869, Statut des Krebitinftituts der Ritterfchaft des Fürftenth. Lüneburg v. 1791 
ib. 869 f. — Ferner über Gefchichte und Berfaflung der efthlänbifchen adligen 
Kreditlaffe zu Reval v. 1803, der Kreditvereine f. Schleewig-Holft. » 1811, f. 
Medlenburg v. 1818, f. Groningen v. 1828, f. Kalenberg- Grubenhagen - Hildes- 
beim v. 1825, f. Bremen und Berben v. 1826, f. Württemberg v. 1825 Hübner, 
Banten DI. 229 f. 110. 408 f. 408 f., Rofcher l.c. Brämer 1. c. ©. 231. 
Endlich Statuten des erbländifchen ritterfchaftl. Kreditvereins in Sachfen v. 26. 
April 1844 (Zufäpe v. 7. Mat 1850, ©. ©. ©. 99). — Neber ähnliche Bereine 
bes Auslands Hübner II. 185 f. 242 f. 440f. 
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beim Eintritt eine völlige Abloͤſung aller früheren Schulden herbeizuführen. 
In ihrer Zujammenfegung und Organifation waren und find dieſe Bereine 
jehr mannichfach geitaltet: in der Regel aber erjcheinen fie als jelbftändige, nur 
unter Staatöaufficht ſtehende Koͤrperſchaften. Ihre Kebensnormen werben baber 
durch autonomiſche Statute (in Preußen „Landichaftsreglements”), welche nur 
ftantliher Genehmigung bebürfen und folgeweife ohne ſolche nicht abgeändert 
werden Tönnen, beitimmt, ihre Angelegenheiten aber verwalten fie jelbft unter 
einer Stantsaufficht, die durch beſondere Kommifſare (jo in Preußen) genbt 
zu werden pflegt. Die Mitgliebfhaft beruht auf freiwilligem Beitritt, an 
deffen Stelle indeß Anfangs auch Zwangsmitglieichaft vorkam, und auf ber 
Aufnahme dur den Berein. Sie wirb jedem Beſitzer eines afloriatione 
fähigen Guts offen gehalten, falls er die ftatutenmäßigen Bebingungen erfüllt: 
bie Affociationsfähigkeit aber wurde in ber Regel nur befonderd qualificirten 
Gütern, meift den adligen Gütern einer Provinz oder eines Landes, zugeftanden 
und ift 3. B. bei ber Mehrzahl der preußifchen Landichaften noch heute auf 
die Rittergüter der Provinz beichränft, jo daß ſich bier der ariftokratiſch⸗ 
erflufive Geiſt der älteren Korporationsformen noch geltend madt. Ihrer 
Natur und ihrem Inhalt nah tft die Mitgliedfchaft ein jtreng perſönliches 
Necht, weshalb denn auch, fofern nicht mehrere Standesklaſſen (4. B. Ritter 
und Bauern) gebildet jind, Allen die gleiche Mitträgerfchaft des Bereinslebens, 
daher gleiches Stimmrecht, gleiche Wahlfähigkeit u. j. w., zuſteht eꝛ2). Die 
Gejammtheit der Mitglieder ift in den meilten Vereinen der Ausgangspunft 
ber ganzen Organifation und es ift ihre unmittelbare oder mittelbare Wahl 
und Vollmacht, woraus bie leitenden SKorporationsorgane ihre Befugnijle 
ihöpfen. So ift 3. B. in Preußen die Verfaffung der älteren Landfchaften 


8 So in Preußen. Ebenſo in Medlenburg auch bei Befit mehrerer Güter, 
bier iſt zugleich eine Pflicht zur Annahme von Bereinsämtern begründet. Hübner 
U. 111. Die Hamburger Kredbditkaſſe unterfchteb drei verſchiedene Jutereſſenten 
Haffen (Stat, v. 1782 art. 2. 19— 106), deren legte biejenigen, welche vermittelit 
bed SInftituts erft Erbe erwerben wollen, umfaßt, gab aber Allen gleides 
Stimmredt (art. 15) und gleiche Wahlfähigleit (art. 15). Sehr ftreng tritt bie 
Perjönlichleit in dem Stat. der efthländiichen Kreditkaſſe $ 4— 20 hervor (aud 
bier verjchaffen mehrere Güter nicht mehrere Stimmen). Mit der perjönlichen 
Natur der Mitgltedichaft hängt zujfammen, daß Stellvertretung nur Minderjähri- 
gen und Frauen verftattet zu werden pflegt. Eigenthümlich ift bie Beftimmung 
des württembergifchen Krebitvereind, welcher jedem Mitgliede eine auch durch Bol« 
macht auszuübenbe entjcheidende, den Inhabern von Schuldverfchreibungen aber 
berathende Stimme einräumt. Am weiteften entfernt ſich von dem Princip der 
erbländifche Kreditverein v. 1844 in Sachen, indem er bezüglich ber Kreditge⸗ 
währung Herrichaften, NRittergüter und Bauergüter unterfcheibet, aber nit nad 
diefen Klafſen, fondern nach ber Höhe der jährlichen Rente eine oder mehrere 
Stimmen (bie zu 5) verleiht. 
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eine rein genoſſenſchaftliche. An der Spike jeder Gefammtlandfchaft fteht für 
die Leitung der allgemeinen Angelegenheiten ein von den Deputirten der ver- 
bundenen Grundbeſitzer auf Zeit gewählter kollegialiſcher Vorftand nebit dem 
von ihm ernannten Unterperfonal, — die aus einem Direktor, mehreren Räthen 
oder Repräfentanten, einem Syndikus und einem Rendanten zufammengefeßte 
Generallandſchaftsdirektion (in der Mark Hauptritterfchaftspireftion). Ihr tritt 
für Kontrole, Decharge und Beſchlußrevifion ein gleichfalls gewählter, fich zwei- 
mal verfammelnder engerer Ausichuß zur Seite. Hauptorgan des Gefammt- 
verbandes aber ift der and den Borftänden und gewählten Deputirten der 
engeren Kreife zufammengejehte Generallandtag, welder die oberfte Kontrole 
und die letzte Entſcheidung in allen Gefammtangelegenheiten bat. Der Ge 
fanımtverband zerfällt dann weiter in autonome Unterverbände, an deren Spite 
gewählte Provinziallandichaftsbireftionen (Zürftenthumstollegien, Ritterichafts- 
follegien, Departementstollegien n. ſ. w.), welche ebenfalls ans Direktor, 
Räthen (Aelteften, Deputirten), Syndikus u. |. w. zufammengefegt find, unter 
Aufſicht und Oberinftanz der Generaldirektion die eigentliche Geichäftsführung, 
3. DB. Kaffenführung, Taraufnahmen, Prüfungen, Pfandbriefsausfertigungen, 
Zinszahlung und Zinseinziehung, Sequeftrationen, Wirthſchaftsbeaufſichtigung 
u. ſ. w., bejorgen. Endlich beitehen in den einzelnen Kreiſen regelmäßige 
Berjammlungen aller afjociirten Gutsbeſitzer (Kreistage), welche der Kreisältefte 
zweimal im Jahr für Wahlen und Berathungen beruft. — Diefer preupifchen 
Landihaftsverfaffung ift die Organijation der älteren Krediwereine meift ana- 
log; doch findet bei einigen von ihnen eine größere Hinmeigung zu ftändifchen 
Einrihtungen Statt), fo dat bei einzelnen überhaupt nicht mehr ein Verein, 
fondern eine Dependenzanftalt eines Ständekorpus vorliegt®s), — bei andern 
nähert ſich umgekehrt die Verfafſung mehr den modernen Genoſſenſchafts⸗ 
bildungen ®e). 


20) So bei der efthländiichen Krebitkaffe (6 4 f.) und dem mecklenb. Krebit- 
verein, bei welchen indeß ebenfalls alle Organe (in Medlenburg Generalverfamm- 
fung, Reviſionskomité, 8 Kreiödireftionen und eine Hauptdireltion) aus der Ge- 
fammtbeit und ihren Wahlen hervorgehen. 

, Eine reine Korporationdanftalt ift 3. DB. nach dem Stat. v. 1791 das 
Kreditinftitut der Nitterfchaft des Fürftenthums Lüneburg, indem ed von dem 
NRitterkorpus als ſolchem verwaltet wird und durch Ernennung des ritterfchaft- 
lichen Kollegs feine bejonderen Behörden (Kreditlommilfion 8 147 f., Affiftenten 
und Konfulenten 8 182f., Kaflirer $ 202f., Regiitrator 202 f., Adminiftrator 
8 215.) erhält. — Aehnlich die Iandftändiiche Bank zu Budiffin, die aud ihren 
Fonds vom Ständelorpud bat. 

*, So ſchon die Hamburgifche Krebitlaffe (art. 7— 18), deren Berfaffung 
auf einem völlig frei vereinbarten Statut (art. 1) beruht, welches die höchſte Ge- 
walt der mit Stimmenmehrheit befchließenden Generalverfammlung Aller (art. 15), 
die Leitung einem gewählten Kollegium von 7 Direktoren, deren jährlich einer 
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In neuerer Zeit find theild die älteren Kreditvereine in manden Bezieh- 
ungen umgewandelt, theils neue Krebitgenofienfchaften ländlicher Grundbefiger 
mit zum Theil veränderten Principien entitanden. Zunächſt haben manche Vereine 
den forporativserflufiven Charakter abgeftreift und bäuerliche Befigungen neben 
ben Rittergütern zugelaffen *°) oder doch Nebenvereine für ſolche begrünbet®), 
während die neueren Bereine meift von vornherein für alle Ländlichen Beſitzer eines 
Bezirks beftimmt find, deren Güter einen Minimalwerth erreichen oder einen Mi⸗ 
nimalbetrag abwerfens®). Sodann find die Privilegien beim Arreftichlag und bei 
der Exekution gemindert, während die Technik vervolllommnet, eine planmäßige 
Schuldentilgung eingeführt, das Taxationsſyſtem verbeſſert, die Ausſtellung 
der Pfandbriefe als Specialhypothek bejeitigt und ihre Unkündbarkeit ſeitens 
der Gläubiger ftatuirt ift. Berner ift die Beſchränkung ded individuellen 
Rechts verringert, indem der Eintritt erleichtert, das Streben, den Berein zum 
einzigen Gläubiger der Mitglieder zu machen, aufgegeben und der Einfluß auf 
die Einzelwirthichaft zum Theil durch bloße Revifionen und ein bei Deterio- 
rationen eintretendes Kündigungsrecht des Vereins erjegt ift’Y). Bisweilen ift 


außtritt, überträgt (art. 7 — 14). Der fächfliche erblänbifche Krebitverein vertheilt 
die Vereinsangelegenheiten unter einen gewählten Borftand, Syndikus, Bevoll⸗ 
mächtigten, da8 Büreauperfonal und die Generalverfammlung. Der wärttem- 
bergifche Krebitverein kennt zwiichen der Generalverfammlung und dem auf brei 
Jahre gewählten leitenden Ausfchuß noch eine gewählte Kontroleflommiffion, 
während der Ausſchuß einen Direktor und Syndikus für die eigentliche Erefutive 
und bie Bertretung nad) außen beftellt. 

6) So in Dftpreußen ſchon 1808 Grundftüde im Werth von mehr ald 500 
Thalern; weiter noch gebt Erl. v. 4. Mai 1849, betr. Die Aufnahme bäuerlicher Grunt: 
jtüde in den landſchaftlichen Kreditverband von Oftpreußen (G. S. ©. 182). In 
Kalenberg- Grubenbagen wurben jeit 1836, in Bremen-Berden feit 1826: größere 
Bauerböfe zugelaffen; in Württemberg Heinerer Grundbeſitz urfprüglich bei Ber- 
bürgung der Gemeinde, feit 1826 direkt. Bon vornherein lie der fächfiiche erb- 
ländiſche Berein Bauerböfe zu. 

8) So die neue weitpreuß. Landſchaft, durch Stat. v. 3. Mat 1861 (G. 
©. ©. 206). Sie ift eine felbftändige Korporation, in welche den non ber 
Landichaft ausgefchloffenen Befigern, beren Güter den Taxwerth v. 1500 Thlr. er: 
reihen, der Eintritt offen fteht, wird aber von der weitpreuß. Generallandichafts 
Direftion unter Kontrole eines beionderen jährlich Anjammenfzetennen engeren 
Ausſchuſſes der Mitglieder ($ 37— 89) verwaltet. 

®), So der neue landichaftliche Kreditverein für die Provinz Pofen v. 18, 
Mai 1857 (G. ©. ©. 326, vgl. G. ©. v. 1858 ©. 525, 1859 ©. 575, 1862 
©. 142) für Güter von mindeftend 5000 Thalern Tarmwerth, und der landichaft- 
liche Kreditverband der Prowinz Sachen v. 30. Mai 1864 (©. ©. ©. 858, dazu 
G. ©. v. 1867 ©. 1344) für Iand- oder forftwirthichaftlich benupte Grundftüde 
von mindeftend 50 Thalern Reinertrag. 

”) Bol. 3. B. Stat. des Berliner Pfandbriefinititut? $ 26— 28. 
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bie Solidarhaft gelockert ®!), bei den neueften Pfandbriefsinftituten aber ift die- 
jelbe ganz fortgefallen, indem an ihre Stelle die ausfchliegliche Haftung des Ver⸗ 
eins mit einem Reſervefonds und der Geſammtheit der ihm zuftehenden Hy⸗ 
pothefentapitalien tritt, womit dann die Ausftellung der Pfandbriefe auf ein 
beftimmtes Gut von felbft aufhört"). Verfaſſung und Organifation ift viel» 
fah im Sinne einer jelbftändigen Genoſſenſchaft fortentwicdelt worden und 
ihre mit der modernen Affociationdform zugleich eine größere Freiheit und Be⸗ 
weglichkeit verliehen”). Auf der andern Seite dagegen ift bei vielen Vereinen 
im Zufammenbang mit der Auflöfung des genoffenfchaftlihen Bandes und 
mit der Lockerung oder Aufhebung ber Solidarhaft wiederum mehr ein ftants- 
oder Tommunalanftaltlicher Charakter heruorgetreten®). In der letztgedachten 
Sorm hat in allerneuefter Zeit der Gedanke der Kreditaffociation auch den 
ftädtiihen Grundbefitz, der übrigens Einen rein genoſſenſchaftlichen Krebitver- 
band ſchon im vorigen Jahrhundert in Hamburg hervorgebracht hatte, ergriffen. 
So ift vor Kurzem in Berlin ein Pfandbriefsinftitut gegründet, weldhes zur 
Hälfte Kommunalanftalt ift, zur andern Hälfte in der Genoffenichaft der 
Grundſchuldner leben fol"). Die Krebit- und Pfandbriefsinftitute der letzt⸗ 


9) Der württemberg. Kreditverein beſchränkte fchon 1831 die Haftung auf 
zwei Jahresrenten. 

”) Bol. z. B. Stat. bes ſächſ. Kreditverbandes v. 1864 8 1. 12; des DBer- 
liner Pfandbriefinftitut3 v. 1868 $ 2. 7. 12. 15. 

%*) Der landſchaftliche Kreditverband der Provinz Sachfen wird von einer 
drei Mitglieder zählenden Direktion, welche ber Verwaltungsrath wählt, verwaltet 
und nach außen vertreten (3 5— 7), während die gefammte Kontrole und Beichluß- 
fafjung in Verwaltungdangelegenheiten dem aus 9 Genoſſen beftehenden, von ber 
General» Deputation gewählten Verwaltungsratb anheimfällt ($ 8. 9), bie Ge 
fammtbeit aber durch die von ihr auf drei Jahre gewählte und durch ben Ver⸗ 
waltungsrath verftärkte General- Deputation von 33 Mitgliedern vertreten wirb 
($ 11. 12). 

- ) So wird der neue Pofenfche Kreditverein unter Aufficht eines Staats- 
tommiffartus durch eine theild vom Könige, theild vom Minifter ernannte Direl: 
tion verwaltet ($ 35. 40 — 42) und nur die Kontrole und die Vertretung der Ge 
fammtinterefien innerhalb der beiden Schuldnerflaffen von zwei gewählten Aus- 
fchüffen und zwei aus Deputirten gebildeten Generalverfammlungen geübt ($ 37. 
38 u. Regul. v. 24. Nov. 1859, II. 8 11). — Das Kreditinftitut für die Ober- 
und Niederlaufig v. 30. Oct. 1865 Iehnt fi) an die Kommunalſtändekörperſchaft 
biefed Bezirkes an. 

9) Statut v. 18. März 1868, beftätigt unterm 8. Mai 1868. Das Inftitut 
wird als „Berein von Grunbbefigern” (8 1) mit Korporationsrechten ($ 3) be⸗ 
zeichnet und ftelft den Beitritt jebem Berliner Grundbeſitzer frei (6 4). Es wirb aber 
unter Aufficht des durch einen befonberen Kommiffar vertretenen Magiftratd (8 60, 
69) und Dberaufficht des Staats ($ 68. 69. 72) dur eine vom Magiftrat er- 
nannte Direktion (Direktor, Räthe, Bauverftändige) verwaltet (4 52—59), und 
nur fir Beſchlußfaffung über allgemeine Angelegenheiten und für bie oberfte 

J. 68 
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gedachten Art bilden den Mebergang zu denjenigen Immobiliarkreditauftalten, 
welche, fei es nun als öffentliche Inſtitute, ſei es ale Erwerböinftitute einer 
Aktienbank, mit eignem Betriebsfonds und ald Organe der Gläubiger den 
Realkredit in ähnlicher Weile vermitteln, ohne bie von ihnen belichenen 
Grundbeſitzer in irgend eine rechtliche Verbindung unter einander zu bringen ®). 

b. Die Affociation des Perfonalfredits, für welden in den übrigen 
Ständen ausfhlieglih ald Organe der Glänbiger beſondere Geſellſchaften oder 
Anftalten Tonftituirt find, ift, wie bereits erwähnt, bisher der hauptjächlichite 
Inhalt der Genofienfchaftsbewegung unter Deutſchlands arbeitenden Klaſſen, 
und zwar vorzugsweiſe unter dem Fleinen und mittleren Gewerbeitaud, ge 
weien. Die Kredit- und Borjchußvereine”), nachdem fie anfimglide 
unvollfommenere Bildungen überwunden haben, beruhen auf ber Potenzirung 
einer Anzahl für fi ohnmächtiger Einzelkredite durch ihre organiſche Ver⸗ 
bindung zu einem lebensfähigen Geſammtkredit. Dieſes Reſultat wird 
dadurch erreicht, daß die Genofien die Genoffenihaft mit ihrer Serjön- 
lichkeit decken und perjönlid und foltdariih für deren Verbindlichkeiten als 
Garanten haften“). Vermoͤge der fo erlangten Kreditmacht find die Vereine 


Kontrole beftebt eine alle 3 Jahre ftattfindenbe, aus gewählten Deputirten ber be 
pfandbrieften Grundbefiger zufammengefehte Generalverfammlung ($ 61—63. 67. 
68), für Decharge, Beichwerdenprüfung, Gutachten und Kontrole ein jährlid zu- 
fammentretender, in gleicher Weile gewählter Ausfchuß ($ 61 — 63. 65), für bie 
laufende Kontrole endlih ein von dieſem gewählter, alle 3 Donate zufammten- 
fommender engerer Ausſchuß von 6 Perfonen ($ 64). 

*) Vgl. oben Note 73— 75. 

9) Bol. Hallbauer, über Borfchuß- und Kreditvereine, mit bejonderer Rüch 
ficht auf den Kreditverein in Meißen, Leipz. 1857. Pfeifferlc. 131f. Schnell, 
foetale Privathilfe S. 20f. Pariſius ©. XIIIf. Befonderd aber Schulze, Bor 
Ichuß- und Kreditvereine ald Volksbanken, 4. Aufl. Leipz. 1867, und im Anhange da- 
jelbft: Normalftatut für Berliner Vorfchußvereine (S. 257 f.), welches für die Ge⸗ 
ftaltung Diefer Vereine ohne den Schug eined Genofſenſchaftsgeſetzes harakteriftifch tft, 
Statut und Geichäftdordnung des Kreditvereind zu Meißen (S. 265 f.), der von 
ber fächfifchen Regierung Korporationsrechte erhalten hat, jowie endlich ein Mufter- 
ftatut (S. 281.) für Vorjchußnereine, die fich unter das preuß. Genoflenfchafts- 
gejeß ftellen wollen. Dieje und andere Statute find au in den Blättern für 
Senofjenichaftswejen veröffentlicht. Vgl. bei. noch das revid. Statut des Bor- 
ſchußvereins in Deligih, Jahrg. 1867 Nr. 47 und 48. Ein ähnliches Statut 
auch bei Schnell Ic. ©. 25. Ländliche Statute unten in Note 118. — Ueber 
die englijchen loan societies Engel 1. c. 1861 S. 116, über die franzöftidhen 
s6c. de credit mutuel Almanach de cooperation 1867 ©. 47T f. 

*°) Weber die Entſtehung und Bedeutung bed Prinecips ber Solidarhaft 
Säulzel.c. S. AL f. 212f. Die mit Korporationdrechten begabten ſächſiſchen 
Vereine laffen zum Theil (wie der Meißener $ 89—45) zunächft nur eine an⸗ 
theilige Haftung nach Maßgabe der unter richterlicher Mitwirkung feftgeftehten 
und eventuell zu erneuernden Bertheilung eintreten. Innung ber Zukunft, 1862 Nr. 5. 
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im Stande, ihren aus Gintrittögeldern und Beiträgen gebildeten Stammfonbs 
durch die "Aufnahme verzinslicher Darlehen”) zu einem größeren Betriebs. 
fapital zu erhöhen, aus welchem fie ſodann ihren Mitgliedern mit Rückſicht 
auf deren perjönlidhe Krebitwürbigkeit gegen Schulbichein oder Wechſel theils 
obne weitere Sicdherheitsbeftellung, theild gegen Bürgihaft, Sauftpfand oder 
Kaution?) entgeltlihe Vorſchüſſe auf beftimmte Friften gewährente). Kre⸗ 
ditgewährung an Nichtmitglieder kommt höchſtens nebenbei zur Verwerthung 
überfhäffiger Kapitalien vor 10%), Bei weiterer Entwicklung übernehmen dann 
derartige Vereine auch in anderen Beziehungen die Rolle eines Bankiers für 
ihre Mitglieder, eröffnen ihnen laufende Konten, nehmen Depofiten an 
n. |. w.!%), und verbienen jo in der That den ihnen von ihrem erften Grün- 
ber gegebenen Namen der genoffenjchaftlihen „Volksbanken. Ihrer inneren 
Gliederung nad find fie durchaus freie perfönlidhe Genoffenfchaften, bei 
denen das unentbehrlihe Tapitaliftiiche Moment nur als Dienendes hinzutritt. 
Die Mitgliedſchaft wird daher Tebiglich durch perfänliche Aufnahme feitens des 
Bereind oder jeiner Organe erworben, welche zwar möglihft allgemein zugäng- 
lich gemacht, immer aber mur den noch Wirthichafts- und Kreditfähigen (feinen 
Almofenbedürftigen) gewährt wird. Die Mitgliederzahl ift ungeſchloſſen und 
ihre möglichfte Vermehrung liegt im Interefje des Vereins. Die Leiſtung 
periodiicher Beiträge und überdies entweder von vornherein oder doch für |päter 
Eintretende ein Eintrittsgeld find indeß, weil fie die Kapitalbildbung bedingen, 
unerläßlich, um Mitglied zu werden oder zu bleiben. Umgekehrt endigt Die 
Mitglienfchaft durch den nach voraudgegangener Kündigung Jedem freiftehen- 
den Austritt und durch den Tod, wobei natürlich die Sfonomijche Auseinander- 
jeßung erft eine beftimmte Feift nach Ablauf des Rechnungsjahres eintritt, — 
überdied aber durch den von der Geſammtheit verhängten Ausſchluß, welder 


0) Theild in der Form von Spareinlagen, theild ald Bankkredit, theild gegen 
Wechſel. Näheres bei Schulze ©. 55—70. 108 — 143. 

00 Einige wenige ziehen auch Hypothekenkredit hinein. Dagegen erflärt ſich 
Schulze S. 158f. Vgl. Mufterftat. 8 72. — Bel ländlichen Kreditvereinen da⸗ 
gegen wird Berüdfichtigung des Realkredits nothwendig. Pol. 3. B. Statut des 
Vorſchußvereins im Kirchfpiel Anbaufen 6. Raiffeiſen, Darlehnöfaffenvereine 
©. 193 f. $ 81. 

1) Schulze ©. 143—175. Normalftat. 81. 2. 9. 11.12. Meißner Stat. 
8 1.3.26. Mufterftat. $ 1. 37. 64— 74. — Die Feftftellung und Gewährung 
der Kredite ift bei größeren Bereinen ben Vereindorganen überlaffen, die Vollmacht 
derſelben aber meift durch Snftruftionen bezüglich der Bedingungen, der Maxima 
u. f. w. befchräntt. Vielfach werden im Voraus Perſonalkreditfähigkeitsliſten, tn 
denen für jedes Mitglied ein Krebitmarimum firirt ift, entworfen. Meißner Ge 
ſchäftsordn. ©. 279— 281. Mufterftat. $ 87. 

1e22) Schulze ©. 15. 24f. 32f. 

os Schulze ©. 181f. 
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nicht nur wegen Nichterfüllung der oͤkonomiſchen Hflichten und wegen Krebit- 
unfähigfeit eintritt, fondern wegen jeder Handlung oder Gefammthaltung ver- 
fügt werden kann, „die den Iutereffen ded Vereins zuwiberlaufen oder diefenigen 
fittlichen und wirthichaftlihen Grundlagen antaften, weldje der Berein zum 
Behufe feiner gefunden Entwidlung nicht entbehren kann’ !%%). Diefer perjön- 
lihen Natur wegen ift das Genofjenreht an fi für Alle gleih. Es ift da- 
ber namentlich für Alle ein völlig gleicher Anfpruch auf Theilnabme am Ber- 
einsleben (Stimmredt, Wahlfähigkeit) und auf Kreditgewährung nach Bebürfni 
und Würdigfeit begründet, während umgelehrt für Alle gleiche Pflichten in 
perjönlicher wie in oͤkonomiſcher Beziehung erzeugt werben '®). Deshalb be- 
fteht auch in Hinfiht auf das Genoſſenſchaftsvermögen als ſolches ein Unter 
ſchied der Genoſſen nicht: denn alle find darin nur als Korporationdglieder, 
feiner als Individuum berechtigt, der Austretende kann feinen Autheil daran 
fordern und bei der ſchließlichen Auflöfung wird nach Befriedigung aller Gut⸗ 
haben der Reit nad) Köpfen getheilt:0). Weil indeß der Krebitverein als 
Wirthſchaftsgenofſenſchaft zugleich ein kapitaliftiidhes Moment in feine Organi- 
fation aufnehmen muß, wenn er feinen Zwed erreichen und eine Kapitalbilbung 
für feine Glieder herbeiführen will, jo ift mit dem perjönlidhen Recht des Ge 
noffen zugleich ein in gewiſſen Beziehungen felbftändiges Vermögensrecht gegen 
den Berein in eigenthümlicher Weife verbunden worden. Es werben nämlich 
aus den obligatorischen Beiträgen der Glieder und den ihnen zugefchriebenen 
Sewinnraten, wozu mitunter noch Abzüge von allen oder gewifſen Vorſchüfſen 
fommen, bis zu einer gewiffen Normativhöhe jogenannte Geſchäftsantheile 
(Stammantheile, Guthaben) gebildet, über welche während bauernder Mitglieb- 
ſchaft der Einzelne in keiner Weiſe disponiren darf’), welche aber den Mah- 
ftab für die Vertheilung des bei dem Geichäftsbetriebe fi ergebenden Ge⸗ 
winnes oder Berluftes abgeben. Scheidet ein Genoffe aus, jo kann er bie 
Auszahlung dieſes Antheils verlangen, bei Auflöfung des Vereins felber werden 
ſämmtliche Antheile unmittelbar hinter den Bereinsgläubigern ans dem Ber- 
einövermögen ganz ober pro rata gebedt'”). Dieſe Gejchäftsantheile haben 


— 





100) Vgl. über Erwerb und Verluſt des Genofſenrechts Schulze S. 32 — 40, 
Normalſtat. 5 18, Meißner Stat. 8 6—10, Muſterſtat. $ 49 — 54. Statut 
des ländl. Kreditvereins im Kreiſe Bitburg (ſ. Note 118) 8 8. 12. 

106) Bol. Normalſtat. 8 6. Meißner Stat. $ 11. 12. Muſterſtat. $ 55. 
56. Bitburger Stat. 8 2. 5. Bereinzelt Tommt es vor, daß Bereine eine frei- 
willige Erhöhung der Guthaben ober mehrfache Geſchäftsantheile zulaffen, fo daß 
in öfonomifcher Beziehung mehrere Mitgliederflaffen entfteben. Dies tabelt 
Schulze S. 89 ald principmwidrig. Bol. Parifius ©. 14. 

100) Schulze S.73—80. Mufterftat. $ 86 Abf. 2. Anberd Meiner Stat. 846. 

m) Nur 2 bi 8 DBereine geftatten Herausnahme eines Theilbetrags. 
Schulze 91. 
.) Schulze 81—108. Rormalftat. $ 7. 10. Meiner Stat. 8 27. 30, 
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offenbar eine Verwandtſchaft mit Aktien infoweit, als fie gleich diefen ein un- 
trennbarer Beftandiheil des Genoffenrechts und daher während bauernder Mit- 
gliedſchaft deren nothwendiges und die Stonomifche Betheiligung am Gefchäfts- 
gewinn beftimmendes Anner find, bei dem Fortfall des ihnen korreſpondirenden 
Genofſſenrechts aber fofort in rein individuelle Rechte umſchlagen. Sie find 
indeß von Aktien darin durchaus verſchieden, daß fie nicht die Bafis eines 
durch fie bedingten und beftimmten, fondern der freilich effentielle, aber ab⸗ 
hängige Ausflug eines perjönlichen Genoſſenrechts find. Daraus folgt, daß 
fie glei dem Genoffenreht unübertragbar find, daß fie ſchon während des 
Beftehens des Vereins dann rein individuell werben, wenn dad Genoffenrecht 
untergeht, folange dagegen letzteres befteht, feiner Natur folgen. Sie unter- 
fcheiden fich aber auch in objeftiver Beziehung von Aktien, indem fle nicht mit 
Eigenthumsantheilen, fondern mit Forderungsrechten verwandt find !®), wie fie 
denn and gar Feine ibeefle Quote des Bereindvermögens, fendern eine ganz 
beftimmte Geldfumme repräfentiren, — indem fie mithin, ſobald fie individuell 
werden, nicht gleich Aktien in Miteigentbumsquoten, fondern in gewöhnliche 
Forderungsrechte umjhlagen'”). Wenn daher das Genoſſenſchaftsvermögen 
mit Rüdfiht auf die Höhe der Guthaben in eine Rejerve, zu welder die Ein- 
trittögelder und eine Gewinnquote fliegen, und dad ber Summe der vor- 
handenen Mitglieverguthaben entipreihende „Mitgliedervermögen“ gefchieben zu 
werden pflegt'''), jo ift dieſe Unterfcheibung eine lediglich rechnungsmäßige. 
In Wahrheit ift die Genofſenſchaft in ihrer Einheit Alleineigenthümerin ihres 
gefammten Vermögens, ohne daß ihr Weſen wie das des Altienvereind durch 
dieſes Vermögen beftimmt würde, und fie ift nur auf beftimmte, burch die 
Geſchäftsantheile ausgedrückte Summen mit der eigenthümlichen verfaffungs- 
mäßigen Modifikation Schuldnerin ihrer Glieder, daß diefe Torberungsrechte 
gegen den Verein in efjentieller Verbindung mit dem Genoffenrecht ftehen und 
dadurch mittelbar allerdings auf die Vereindorganifation zurückwirken. Wenn 
indeß fo die Geſchäftsantheile bei einem Vorſchußverein von Aktienrechten 
Mufterftat $ 57—60. 75— 87. Bitburger Stat. $ 4. 7. Bei ber Gewinnver- 
tbeilung kommt ftetd nur das wirklich Cingezahlte in Betracht. Cinige Vereine 
vertheilen bie Dividende nach Köpfen. 

10% Normalftat. $ 7: „Der Bereindkaffe gegenüber hat das Guthaben ben 
Charakter einer Schulbforberung‘. Meißner Stat. 8 28 Nr. 4. 

110) Befteht der Verein fort, jo werben fie Forderungsrechte gegen ihn. Nach 
der Auflöfung bagegen tritt an Stelle bes Vereinseigenthums bas ibeelle Mit. 
eigenthum der Genofjen nah Kopfzahl, während die Guthaben individuelle Zor- 
derungsrechte gegen die Maſſe werben. Sie werden „bei einer Auflöfung bed 
Bereins unter den Schulden des letzteren mit liquibirt” und ftehen nur ben „eigent- 
lichen Bereinsgläubigern® nach, wie bie Statute fagen. Normalftat. $ 7. Mufter- 
ftat. $ 88—87. 

sm Normalftat. 8 7. 8, Meißner Stat. 8 2— 4. 28, am fchärfften Mufterftat. 
8 2. 61—63. Bitburger Stat. 8 6. 
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gänzlich verichieden find, fo ift e8 doch möglih, daß fie im ferneren Berlauf 
durh eine Statutenveränderung zur Baſis der Mitgliedihaft erhoben werben 
und daß damit der Mebergang von einer Perjonalgenofjenihaft zu einem ka⸗ 
pitaliftiihen Verein, fei es einer Aktiengejellichaft, fei e8 einer Alktienfommanbit- 
gefellichaft, vollzogen wird'!?). — Was endlich die Organijation der Vorſchuß⸗ 
vereine anbelangt, fo unterjcheidet fie fich in nichts von der Organijation ber- 
jenigen modernen Vereine anderer Art, welche den Schwerpunkt der Berfaffung 
in die Geſammtheit verlegen. Hauptorgan ift daher immer die theils regel- 
mäßig theild auf Berufung oder auf Antrag einer Anzahl von Mitgliedern in 
beftimmmten Formen zufammentretende und beichließende, in ber Regel nach 
Köpfen mit einfacher Mehrheit der Stimmen enticheidende Generalverfammlung. 
Sie ift die gefeßgebende, das Statut errichtende und ändernde, bie Auflöfung 
oder Fortſetzung beichließende, über alle Beichwerden und bie der genoflenfchaft- 
lichen Rechtiprehung vorbehaltenen Streitigkeiten in legter Inftanz enticheidende, 
über die Richtung der Verwaltung und die Seftitellung des Gelchäftsgewinns 
verfügende, oberftfontrolirende und dechargirende Gewalt, und fie beftellt und 
entfegt alle übrigen Organe!’ Die legteren beftehen aus einem nad außen 
vertretenden, nach innen die Exekutive handhabenden Borftand, welcher in der 
Regel aus 3, bisweilen nur aus 2 Perjonen (Direktor und Kaffir) zufanımen- 
geſetzt ift"'*), und einem ihm wol ausnahmslos (wenngleich nicht nothwendig) 
zur Seite tretenden Ausihuß''). Die Stellung des Ausſchuſſes ift eine 
außerordentlih verjchiedene, fie ſchwankt bier wie in der modernen Genofien- 
Ihaftsorganijation überhaupt zwijchen der einer bloßen Verftärfung bes Bor- 
ſtands für wichtigere Fälle!!%), und ber eines felbitändig und unter eignem 
Vorſitzenden kollegialiſch Eonftituirten Repräfentativkörpers, der die Gejammt- 
beit gegen den Borftand vertritt, die laufende Kontrole übt und felbft zur 
Amtöfnfpenfion des Vorſtandes befugt ift!'). Schließlich ift zu erwähnen, 
daß die Kreditwereine mit gewiflen Mobififationen, namentlih mit den durch 
bie Hingabe von Darlehn für Meliorationen geforderten Tangeren Kreditfriften 


112) Dies war z.B. beider Eislebener Distontogefellfchaft der Fall. Schulze 53. 

112, Schulze 176. Normalftat. 8 8. 14— 16. Meißner Stat. & 32 — 35. 
46. Mufterftat. $ 22. 38 —48. 92. 

0, Schulze 180f. 188f. Normalitat. 5 4. Meißner Etat. 8 13— 33. 
Mufterfiat. $ 4—24. Pariſius S. 68— 73. 

1» Schulze 181f. Normalftat $ 5. Meißner Etat. 8 24. Mufterfint. 
8 25—37. 23. 

116) So anfänglich bei den Heineren, 3. B. dem Delipfcher Berein. Ebenjo 
Normalftatut $ 3—5. Meißner 8 13f. Bitburger $ 3. 

1n So bei den größeren Bereinen. Vgl. Mufterftat. $ 25 f. — Die Dr- 
‚ganifation der Vorfchußverein Eomplicirt ſich bisweilen noch burch bie Gliederung 
in mehr oder minder felbftänbige Abtheilungen oder Filialen mit eignen Borftän- 
ben und Ausſchüſſen. Parifins ©. L c. 37. 38. 
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und mit Hineinziehung des Realkredits, auch unter den Hleineren Ländlichen 
Beſitzern Eingang gefunden haben ”®). 

3. Die Vermittlung der Kapitalanlage, foweit eine ſolche überhanpt 
ben jelbitändigen Inhalt eines Geichäftes bildet und nicht blos die andere 
Seite der Befriedigung eines Kreditbebürfnifies ift ober im Erwerbszweck 
untergebt, wird theild von den Depofitenbanfen theild von den Sparbanken 
bewirkt, von welchen bie letzteren dadurch die Kapitalbilbung bei den relativ 
befiglofen Klaſſen zu befördern fuchen. Bon befonderer Wichtigkeit find hier- 
für die in allen Ländern unter öffentlicher Autorität beftehenden Sparanftalten ''9), 
denen in großer Anzahl SPrivatanftalten für den gleichen Zwed zur Seite 
treten”), Daneben giebt ed aber auch eigentlihe Spargenoffenjhaften, 
das heißt Vereine, bei welchen die Geſammtheit der Sparenden zugleich der 
Banflörper für Anlage und Berwertbung der Kapitalien ift, mögen fie num 
jelbfländig vorlommen, oder ald eine Seite in einer andern Wirthichaftsge 


18) Vgl. Erlgmeyer, bie Borfchuß- und Kreditnereine in ihrer Anwendung 
auf die ländl. Benölfer. im Herz. Naffau. 1863. Thilmanny, i. d. Zeitfchr. 
des landw. Bereind f. NRheinpreußen 1866 Nr. 5; auch ib. 1864 ©, 142f. 
376f. NRaiffeifen, bie Darlehnslaffenvereine ald Mittel zur Abhilfe der Noth 
ber ländlichen Bevöllerung. Neuwied 1866. Schönberg 1. c. 13f. Vgl. die 
Statuten bed Kreditvereind für den Kreis Bitburg i. d. Zeitfchr. des Idw. Ver. 
f. Rheinpr. 1864 S. 184— 140; der Darlehnskafſe für den Kreid Montjvie ib- 
1865 ©. 210; bed Heddersdorfer Darlehnskafſenvereins (gemifcht ftähtifh und 
laͤndlich) bei Raiffeifen 1. c. 73f. und des (rein ländlichen) Darlehnsvereins 
im Kirchſpiel Anhanfen ib. 198 f. Berner die Einrichtung des Hypothelenfrebit- 
vereind zu Leubus v. 10. Uug. 1862, der von Tleinen Haus- und Grunbbefigern 
als freie, von ber Generalverfammlung, dem Berwaltungsratb und dem Direl. 
torium (von 3 Mitgliedern) verwaltete Genoffenihaft für Realkredit mit So- 
lidarhaft und Guthabenbildung errichtet ift, b. Brämer 1. c. ©. 229. 

119) In Deutfchland find die Sparkaſſen theild Staatd-, theild Kreid- oder Stände⸗, 
theild Gemeinde-Inftitute und von biefen Körperfchaften garantirt. Vgl. preuf. 
Reglem. v. 12. Dec. 1838 (G. S. 1889 ©. 5) und andere preuß. Verordn. b. v. Rönne 
II, 2. 129. Die preuß. und übrigen deut. Sparkafſen. Gerausgeg. von dem 
Gentralverein für das Wohl der arbeit. Klaffen. Berlin 1851. Engel I. c. &. 90f. 
Schmidt, das Sparkaffenwefen. I. Defterreih und Preußen. Berlin 1863. Weber 
Die Verbindung mit Leihanftalten |. oben. — Das engliiche Gef. über saving 
banks v. 28. Zuli 1868 (26 et 27 Vict. c. 87) ift von, Mfittermaier i. d. 2. 
f. d. gef. 9. R. VIO. 140f. mitgetheilt. Weber andere Anftalten in England 
mit gleichem Zwed Engel. c. 110f. Ludlow und Jones ©. 32. I0f. 

we, Bielfach von Vereinen gegründet (3. DB. Statut der Sparkaffenanftalt 
des Ianbwirthfchaftlichen Vereins zu Königsbrück v. 7. Mat 1850 i. d. ſächſ. ©. 
S. S. 100f.). Darüber preuß. Reffr. v. 80. Sept. u. 15. Dec. 1839 (v. Kamp 
Ann. Bd. 23 ©. 655. 871) u. 5. Nov. 1856. Derartige Sparanftalten find nach 
außen in der Regel auch die Borfehußvereine. Schulze S. 57f. Bol. auch 
Schnell 1. c. 10f. 
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noffenfchaft enthalten jein. Insbeſondere treten in England die Konfum- 
pereine, in Deutichland die Vorſchußvereine als ſolche Spargenofienichaften 
auf, indem fie ihre Mitglieder zur Anlage Fleiner, fi) mehrender Beträge beim 
Berein zwingen und fie dadurch, daß fie den Gewinn nicht vertheilen, ſondern 
ben Mitglievergutbaben zufchreiben, zu eigner Kapitalbildung anhalten '*'). 

OL Unter den wirihſchaftlichen Distributingenoffenfchaften ſetzen 

1. einige bei ihren Gliedern feine beſonders geartete Wirthſchaft, jondern 
nur einen felbftändigen Haushalt voraus. 

a. Dahin gehören insbeſondere die Konjumpereine!®), Auch für bie 
von ihnen erreichten Zwede kamen und kommen in Deutichland wie im Aus 
Iande öffentliche und private Anftalten vor, welche in gemeinnüßiger Abficht 
Lebensbebürfniffe im Großen anfchaffen, um fie an Bebürftige ohne Gewinn 
im Detail abzulafien und diefen damit Güte und Billigfeit der Waaren zu 
garantiren'”). Im Konjumverein aber wird dieſe Aufgabe von der fi aflo- 
citrenden Geſammtheit der Konfumbebürftigen jelbft übernommen. Indem 
bieje Vereine die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe (die täglichen Lebensmittel, 
- Brennmaterial, Beleuhtungsftoffe) im Großen anfchaffen und fie ſodann im 
Detail an die Genoffen gegen Baarzahlung veräußern, überheben fie die Ein- 
zelnen erftend der Gefahr, unbraudbare oder gefälihte Waare zu erhalten, 
und Iaffen ihnen zweitens ben Gewinn zufließen, ben andernfalls ein Zwijchen- 
händler machen würde. Sie potenziren aljo durch die Afjociation die Kon- 
fumfäbigkeit der Einzelnen, ftellen dieje den Großfonfumenten gleih. Im 
Weiteren find in ihrer inneren Einrichtung zwei verſchiedenartige Syfteme zu 
unterſcheiden. Das eine, das nad dem Vorgange der Pioniere v. Rochdale 
faft in allen englifhen stores zur Anwendung kommt, in neuerer Zeit aber 
auch in Deutichland Verbreitung findet, befteht darin, bat die Waaren ben 


21) Pfeiffer 89. 134. Becher 101. Schulze 134. 

2) Bol. Huber, Staatäwörterb. 1. c. 479 f.; genofienfchaftliche Selbſthilfe 
225. Engel l. c. 116. Pfeiffer 1. c. 74f. 120f. 127f. Derfelbe, die 
Konfumvereine Stuttgart 1865. Maſcher 1. c. 708. 716. Becher 101. 
151. Schulze, arbeit. Klafien 99 f.; Zahresberiht f. 1866 S. 10f. 65f. 
Alamanach de cooperation p. 1867 ©. 64 f. Richter, die Konfumvereine, Berlin 
1867. Parifiusl.c. ©. XXf. Ueber die Anwendung auf bem Lande Schön- 
berg . c. 17. 18. — Statut bed Danziger Komfumvereind 5. Buſch, Archiv V. 
61—64, i. d. Abb. v. Koch „über Konjumvereine‘. Ein Statutenentwurf mit 
Motiven b. Richter 1. c. 51f. Mufterftatute in den Bl. für Genofienfhafte- 
weien 1867 Nr. 31 u. 82 ©. 123. u. 1868 Nr. 3 u. 4 ©. 13f. 

123) So bie franzdf. societes alimentaires, die engliichen penny-societies, 
bie deutfchen Volksküchen, Speifeanftalten u. ſ. w. Die erfte Hinüberleitung in 
bie Affociation enthalten bei und die von Liedtke eingerichteten Sparvereine. Vgl 
barüber Liedtke, Hebung ber Noth ber arbeitenden Klaſſen durch Selbſthilfe, 
Berlin 1845, bei. Heft 1 ©. 40 f. (Statut einer Spargefellſchaft); Heft 3 ©. 
5f. 46f. (Brodfparlaffe). 
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Genofſen zum gewöhnlichen Detailpreife verkauft werben, wogegen ber ganze 
Gersinn im Geſchaͤft Tapitalifirt und nad ben erforberlihen Abzügen theils 
zur Bildung der Mitglieverguthaben verwandt, theils, wenn dieje eine be 
ftimmte Höhe erreicht haben, baar vertheilt wird”). Nach dem anderen, 
in Deutichland gebräuchlicheren Syftem werden die Waaren den Mitgliedern 
zu einem billigeren Preiſe überlaffen, als ber gewöhnliche Detatllaufpreis be 
tragen würde; indeß wird doch auch bier der Einfaufspreis in der Regel 
um einen höheren Procentzuihlag erhöht, als für die Verwaltungsfoften und 
den Refervefonds erforderlich ift, und der Meberfhuß zur Vermehrung ber 
Mitglieverguthaben und nad Grreichung einer Normativhähe zur Vertheilung 
verwanbt 1). Bei bem letztgedachten Syſtem wirb alfo der Hauptnachdruck 
auf den Anreiz zum Konfum, bei dem engliichen Syuftem auf ben Anreiz zum 
Sparen gelegt. Ein rechtlicher Unterſchied wird indeß hierdurch nicht begründet. 
Wol aber entfteht ein folcher durch Die verfchiedenen Grunbjäge über die Gut- 
babenbildung. Kleinere und einfachere Vereine bilden mitunter Gefchäftsnn- 
theile überhaupt nicht. Im Mebrigen wird von den deutſchen Konfumvereinen 
meift ebenjo wie von den Vorſchußvereinen verfahren. Dagegen ift neuerdings 
das in England verbreitetfte Syſtem aud bei und nachgeahmt worben, welches 
nebeneinander zwei verſchiedene Klaffen von Geſchäftsantheilen (shares, bei 
und auch wol „Altien” genannt) Tennt: kündbare, welde der Natur der 
oben beiprochenen Guthaben folgen, und übertragbare, welche untereinander 
gleich, vererblich und veräuferlich find. Jedes eintretende Mitglied muß einen 
Antheil Tebtgedachter Art dur) Ginzahlung oder Ankauf erwerben, während 
beftehender Mitgliedſchaft mindeftens Einen behalten, beim Austritt aber feine 
Antheile an andere Mitglieder verkaufen '?%). „Aktien finb auch diefe Antheile 
nicht, weil fie weber Grund der Mitglienfchaft noch Träger des Vereinslebens find. 
— Hinfihtlid des Geſchäftsbetriebes find Vereine, die einen ftehenden Laden, ein 
Magazin oder dgl. halten, und Vereine, die nur auf Beitellung der Glieder 
den Waarenkauf vermitteln !?”), zu unterfcheiden. Die Glieverung und Or⸗ 


124, Bol, Huber, Reifebriefe, genofienichaftliche Selbfthilfe 22f. Pfeiffer 
74 f. 129; Konfumvereine ©. 188. 

125) Die Guthabenbildung geht nur langfamer wie nach dem erften Syſtem 
vor ſich und wird vornemlich durch eine beim Eintritt zu machende Einlage und 
nachfolgende periodiſche Beiträge für deren Kompletirung vollzogen. Steigt ber 
Geſchäftsantheil durch Sewinnzufchreibungen über die Normativhöhe, fo fegen bie 
meiften Bereine dieſem Anwachſen eine Marimalgrenze, andere ftellen ed wenigftens 
ben Bereindorganen frei, bas, was einen gewiflen Betrag überfteigt, dem Be- 
rechtigten auch wider deffen Willen auszuzahlen. Bol. Danziger Stat. $ 4. 9, 
10; Statut v. 1867 (BI. für Genoffenfhaftsw. Nr. 31) $ 7—10. 

186) Dfeiffer l.c. Partfins ©. 15. 

ı) So beftimmt der Danziger Konfumverein in 8 3, daß in der Hegel kein 
Lager gehalten werben fol; die humanit& in Lille aber beſchraͤnkt ſich auf eine 
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ganiſation der Konfumvereine tft im Weſentlichen wie Die der Vorſchußvereine ge- 
ftaltet '2). Mur tritt die Perjönlichkeit der Mitgliedſchaft häufig noch mehr ber- 
vor, jo daß nicht nur die Tendenz zur möglichften Erweiterung eine noch ftärkere 
ift, fonbern auch unter den Genofjen eine fociale und fittliche Gemeinſchaft herge⸗ 
ftellt und namentlich ein Procentfat des Gewinns für Bildungszwede, Anlage 
einer Vereinsbibliothek u. |. w. beftimmt wird"). Kin weientlicher linterfchieb 
von den Borfchußvereinen pflegt darin begründet zu fein, daß bie Gewinnvertbei- 
lung nicht nah Maßgabe der Guthaben, jondern nach Maßgabe der von Jedem 
jährlich entnommenen Waare erfolgt, während die Guthaben nur in der Regel 
vorher verzindt werben!?). Die Verwaltung ber Bereindangelegenheiten ift 
auch bier zwiſchen die Generalverfjammlung, einen Ausſchuß oder Verwaltungs 
rath und den Vorftand vertheilt, welcher Ießtere in ber Hegel aus brei Per- 
fonen, dem Borfigenden, dem Kaffirer und dem Lagerhalter, befteht '?'). 
Entwideltere Ronfumnereine übernehmen häufig jelbit die Derftellung ober 
Zubereitung ihrer widtigften Bedürfniſſe 2). So lange derartige genoffen- 
ſchaftliche Bädereien, Mühlen, Schlächtereien, Schub. und Kleiderwerfftätten 
oder wol auch Landwirthſchaften ausfchlieglich oder vorzugsweiſe für ihre Mit- 
glieder probueiren, gehören fie noch in die Klaffe der distributiven Genoffen- 


gemeinfchaftliche Schlächterei, während fie bie übrigen Waaren erfi nah Maß: 
gabe einer periodiſch von allen Mitgliedern erftatteten Anzeige ihres Bedarfes für 
einen beftimmten Zeitraum anfchafft und fofort vertheilt. Vgl. über foldhe bloßen 
„Marlenvereine" Richter, die Konfumvereine ©. 25. 

130%) Auch die Bildung eined Reſervefonds durch intrittögelder, Beiträge 
und Gewinnquoten, die Aufnahme fremder Gelder für ben Betrieb kehrt bier 
häufig wieber, tft aber nicht nothwendig. Richter 68f. 

129) So nach dem Stat. in den BI. f. Genofſenſchaftzweſen v. 1867 Nr. 31 
8 13. Die Pioniere von Rochdale beftimmten 2% Procent für Erziehungs 
zwede. Pfeiffer ©. 79. 81. 

‚0, Stat. v. 1867 8 18. Der Danziger Konfumverein giebt zu dieſem Behuf 
Waarenmarken aus (8 8). Näheres über die Gewinnvertbeilung bei Richter Le. 
©. 60f. Parifius ©. 46f. — Der Berluft wird bald nach Antheilen, bald nad) 
Köpfen vertheilt. Für jenes ſpricht fih Parifius, für diefes Richter aus. 

2) Bol. 3. DB. Stat. v. 1867 $ 15—27. Partjius ©. 74f. Gtreitig- 
feiten über das innere Bereinsrecht ſoll nach ben Schlußparagrapben aller Statnte 
die Generalverfammlung mit Ausſchluß bes Rechtsweges entfcheiden. 

132) Die Pioniere v. Rochdale legten Schub- und Kleiberwerkitätten, Schläd- 
tereien und Waarenmagazine für ihre stores an; i. 3. 1851 gründeten fie eine 
Kornmühle, die als jelbftändiger Verein nach ben Principien der stores, aljo mit 
Beriheilung des nach Abzug der Zinfen bleibenden Nupens unter, Die Mehlkäufer, 
organifirt war. Aehnlich 1847 bie Volksmühle in Leeds. Bol. Pfeiffer 82f. 
Huber, Staatöw. 481. Becher 102. Boucheries socistaires finb auch in 
Frankreich häufig. Der Züricher KRonfumverein befitt außer 9 Verlaufsläben ein 
Magazin, eine Bäderei und eine Speiſewirthſchaft. 
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ſchaften, wenn fie fi auch der Probuktisaflociation nähern. Sie gehen aber 
in wahre Produktivgenoſſenſchaften über, jobald fie ihren Abſatzkreis außerhalb 
der Genofien fuchen. 

b. Die Wohnungdgenofjenfhaften, welhe mit gemeinjamen 
Mitteln billige und geſunde Wohnungen für ihre Mitglieder herftellen, find 
von andern Konfumvereinen dadurch verjchieden, daß fie Gebrauchäwerthe 
ſchaffen. Ihre Einrichtung kann eine ſehr mannichfache fein, indem namentlich 
die Genofjenihaft bald Eigenthümerin der beſchafften Grunpftüde, Häufer 
oder Wohnungen bleiben und diefe an die Genoffen nur vermiethen, bald fie 
den Genoffen fofort übertragen und fi) nur bis zur vollen Abzahlung des 
Preifes ein Pfandrecht daran referviren, bald endlich fie zwar vermiethen, 
durch einen Theil des Miethszinſes aber das Anlagelapital bis zum Eigen⸗ 
tbumsübergang auf den Wohnungeinhaber amortifiren kann. In Deutihland 
wie in Frankreich beftehen bisher für derartige Zwede nur Bereine und ge- 
meinnüßige Altiengejellihaften höherer Stände, wobei die Afjociation der Woh⸗ 
nungöbebürftigen latent bleibt *°). In England dagegen fehlt e8 zwar an ſolchen 
Geſellſchaften ebenfalls nicht, e8 giebt aber außerdem unter den dortigen Land⸗ 
und Bangefellihaften zugleich viele, welche auf reiner Gegenfeitigkeit oder doch 
vorzugsweiſe anf Gegenfeitigfeit beruhen. Mebrigens find die Zwede ber eng. 
kiichen Baugeſellſchaften oft jehr mannichfach und fie entfalten namentlich viel- 
fach eine genoffenjhaftlihe Krebitverbindung in fich’?*). 

2. Eine zweite Gattung der Distributivgenofjenichaften fordert nicht einen 
beliebigen Haushalt, jondern eine gleichartige und -zwar probuftive Wirthichaft, 
fei es nun ein gleiches oder verwandte Gewerbe, fei es eine ländliche Wirth. 


133) Vol. oben 8 65. Huber, Konkordia Heft 2 u. 8. Staatswörterb. 
489 —496. Becher 131—133. Pariſius 1. c. ©. 11 und im XArbeiterfreund 
1865. ©. 278f. — Dafelbft S. 309f. Nachrichten über eine 1862 in Hamburg 
von 48 Arbeitern gegründete, aber geichloffene Baugenofjenfchaft. 

13) Bol. Acte v. 14. Juli 1886 (stat. 6 et 7 Wil. IV.c. 32). Pöhls, Aftienge- 
ſellſch 66f. Becher 95f. Huber, Staatsw. 489 f. Konkordia Heft2 u 3. Ludlow 
und Jones ©.97f. Bei. aber Engel, Zeitfchr. L c. 1861 ©. 117 u. Jahrg. 1867 
S. 71—75: „Die englifchen Land- und Baugenoffenfchaften”. Neben den „mutual“ 
societies ftehen andere („investing“), bei denen ein Theil ber Mitglieder nur mit 
verzindlicher Kapitalanlage betbeiligt ift: auch Diefe aber machen bie Wohnung» 
begehrenden zu Mitträgern ber Affociation. Man unterjcheibet ferner „termina- 
ting*, welche fi von einem beftimmten Zeitpunkt an jchließen und jodann ihr 
Anlagelapital amortifiren, um mit Erreichung dieſes Zieles felbft zu enden, und 
„permament“, bei welchen Ein» und Audtritt jederzeit offen bleibt. Das Geſetz 
duldet feine shares über 150 Pfd. und keine monatlichen Einzahlungen über 20 Pfo 
— Auch mit Konjumvereinen (3. B. in Rochbale, Pfeiffer ©. 75), Probuftiv- 
affociationen u. f. w. verbinden fih Bau- und Wohnungsgenofienfchaften. Ge⸗ 
noffenfchaftliche Waſch- und Badehäufer, Erholungsfäle u. f. w. ſchließen fi 
daran an. 
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haft der Genoffen. Diefe Genoſſenſchaften affociiren daher beftimmte Seiten ber 
Produktion und Iaffen fich inſoweit als partielle Produktivgenoſſenſchaften auffafien. 

a. Dahin gehören vor Allem die Robftoffgenoffenfhaften!®, 
welche den für die Produktion ihrer Mitglieder erforberlichen Rohſtoff beſchaffen 
und demnähft an die Genoffen verlaufen, um biefen fo die Vortheile bes 
Ankauf im Großen, Güte und Billigkeit, zu filhern. Sie haben fi bisher 
vornemlich unter ben verbreiterten ftähtifchen Gewerben, beſonders unter ben 
Schuhmachern für Leberbeihaffung, unter den Schneiden für Zengankauf, 
unter den Xifchlern für Holzankäufe, daneben unter Schmieden, Webern, 
Buchbindern u. ſ. w. entwidelt. In ganz ähnlicher Weife aber beginnen fie 
fih unter den ländlichen Producenten Bahn zu brechen und kommen bier 
namentlih für die gemeinfame Beihaffung von Yuttervorräthen, Saatgut, 
fünftlihem Dünger und Bieh vor’). Im ihrer Einrichtung find die Rob: 
ftoffgenoffenfchaften durchaus nur modificirte Konfumvereine; gleich dieſen 
bilden fie durch &intrittögelder und Anleihen einen Betrieböfonde, unterfcheiden 
Reſerve und Gefchäftsantheile, welche letzteren durch Nachzahlungen und Ge 
winnzufchreibungen bis zur Normalhöhe zwangsweiſe erhöht werden, und lafſen 
die eingefauften Stoffe an die Genofjen für ben Einkaufspreis und einen 
mäßigen, theild für den Verein, theils für bie Vertheilung als Geſchäftsgewim 
beftimmten Zuſchlag ab!). Den Mapftab für die Gewinnvertheilung bildet 
auch bier meift die von den Einzelnen entnommene Waarenmenge'®). Die 
Berwaltung bebarf eines mehr Taufmännifchen Betriebes ald bei Konfum- 
vereinen, weshalb zu den Wereindorganen häufig noch bejondere Kommiffionen 
für ſpecielle Geſchäfte hinzutreten und der Vorftand (in der Regel Obmann, 


85) Hfeiffer 140f. Becher 148f. Maſcher 716f. Auerbach, 3 f. 
HR. VIL4f. Ko, im Ardiv v. Buſch V. 46f. (Hier wird die Organifa- 
tion der Danziger Schuhmadheraffociation mitgetheilt). Parifius S. XXVIf. 
Schulze, Afſociationsbuch S. 177 f.; Jahresbericht f. 1861 ©. 32f. (Statut 
der Schuhmacherafſociation in Delitzſch); f. 1366 ©. 8f.; arbeitende Klafſen 
©. 94f, 121; Innung ber Zufunft 1864 Nr.9; bef. aber das von Schulze aus. 
gearbeitete „Normalftatut für Robftoffgenoffenfchaften" in den Blättern für Ge⸗ 
noffenfchaftewefen, Jahrg. 1867 Nr. 28 u. 24 ©. 90f. 

186) Bol. Schönberg 1. c. S. 15. Ueber Düngergenoffenfchaften indbe- 
fonbere Zeitfchr. des Idw. Vereins f. Rheinpreußen Jahrg. 1864 ©. 376 f.; 1866 
©. 99f. 247. Entwurf des Statuts eined Düngerfonfumvereind ib. 248 f. 
Ebenſo in den braunfchm. Fand» und forftwirthidh. Mitth. 34 ©. 289. Bereine 
für gemeinfame Anſchaffung und Bertheilung von Thieren fommen auch auf Aftien 
por, wie die Fohlenaktienvereine Thüringens u. Frankens. AnfhügLc.n. ein 
Meininger Statut 1. d. ldw. Zeitfchr. f. Kurheflen, Jahrg. 1861, 3. 129. 

137) Bol. 8 2. 56—95 des Schulze'ſchen Normalftatuts, Weber Aufnahme 
(dur Borftand), Austritt und Ausfchluß (durch Generalverfanmlung) der Mit 
glieder 8 48— 58. Meber Rechte und Pflichten der Genoſſen 8 54—56. 

18) Normalftatut $ 84. 85. Partftus ©. 42f. 


- 
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Lagerhalter und Kaffirer) von ber burch den Verkauf erzielten Einnahme meift 
eine Tantieme bezieht!) 

b. Außerordentlih mamnichfach find die Genoflenfchaften, welche gemein- 
jame Beihaffung und Benugung von Produktionsmitteln bezweden. 
Der Unterjchied Yon Konſum⸗ und Rohftoffvereinen Tiegt darin, daß die von 
ihnen beichafften oder vergemeinidhafteten Gegenftände nicht zum Ver brauch, 
fondern zum Gebrauch beitimmt find. Sie vertheilen daher nicht die Sub- 
ftanz, fondern den Gebrauch eines Gegenftandes, einer Anlage oder Einrichtung 
unter die Mitglieder. Beichaffung, Erhaltung und Benugung der Probuftions- 
mittel koͤnnen dabei aber ſehr verſchieden geftaltet fein. Die Beichaffung kann 
durch Ankauf ober Herftellung auf Grund von Einlagen oder Beiträgen, fie 
kann durch gemeinfame Arbeit, fie kann endlich Lediglich dadurch erfolgen, daß die 
Mitglieder die Benutzung gewiffer bereits in ihrem Befitz befinblicher und im 
Sondereigenthum bleibender Sachen innerhalb beftimmter Schranken für ge- 
meinjam erflären. Die Erhaltung kann ebenfalls entweder durch laufende 
Beiträge, oder dur die Pflicht ber Mitglieber zu beftimmten perjönlichen 
Leiftungen, oder endlich ausfchlieglich durch den Verein erfolgen. Die Benußung 
endlich geichieht entweber durchaus in Gemeinjchaft, oder durch Ueberlaffung an 
die Einzelnen auf Zeit, ſei es reihweis, fei es nach Bebürfniß, in beiden 
Fällen entweber ohne. fpecielle Vergütung oder gegen ein Gebrauchs⸗ oder 
Miethsgeld des Benubenden. Hieraus folgt zugleich eine außerordentliche Ver- 
jchiebenheit der Vereinsverfaſſung. Dieſelbe wird insbeſondere einfacher jein, 
wenn ein Geſchäftsgewinn nicht erzielt wird, Tomplicirter, wenn ein jolder 
durch höhere Gebrauchs⸗ oder Miethögelder, als das Vereinsbedürfniß fie 
forbert, oder durch entgeltliche Meberlaffung an Nichtmitglieder hervorgebracht 
wird. Es tft ferner namentlich je nach Verſchiedenheit der Zwecke fowol ein 
reiner Perfonalverein mit rein perfönlichen Beitragspflichten und Genußrechten, 
als ein Perfonalverein mit der Bildung von Geihäftsantheilen und Dividen- 
den, als enbli der Webergang zum Aftienprincip möglid, wobei dann im 
letzteren Fall ebenfalls wieder das Recht der Aktionäre fi) auf ben Genuß ber 
beihafften Anlage beſchränken oder zugleich einen Dividendenanſpruch enthalten 
kann. Bon ben einzelnen Fällen der Anwendung find im gewerblichen Gebiet 
die Werkzeuggenoſſenſchaften, die gemeinfamen Nieberlags- und Lagerräume, 
fowie die Werkftättegenoffenichaften hervorzuheben, welche letzteren den Keim der 
Produktivgenofſenſchaft beſonders leicht fortzuentwideln vermögen). Damit 


10, Bol. Normalftatut $ 4— 23 über den Borftand, 8 24—36 über den 
Ausſchuß und 8 87—47 über die Generalverfammlung. Näheres über bie ver- 
ſchiedenartige Organifation der Robftoffgenofienihaften b. Pariſius ©. 73f, 
über die Bildung der Geichäftsantheile bei benjelben ©. 16. 

10) Auerbad 1. c. ©. 3. Für den Uebergang einer Werkftäitegenoffenfchaft 
in eine Produktivgenofſenſchaft bieten die Mittheilungen Jakobi's i. d. Zeitſchr. 
bed preuß. ftatift. Büreau's v. 1864 S. 206—208 über bie Fabrik der Tud- 
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ift aber der Kreis diefer Genoffenfchaften für die Gewerbtreibenden keineswegs 
geichloffen, wie denn Genoffenichaften für Herftellung und Benutzung gewerb- 
liher Anlagen der mannichfachſten Art und ihrer oͤkonomiſchen Seite nad 
auch die genofjenichaftlihen Fachſchulen, Bildungs, Mufter- und Förderungs- 
anftalten bierher gehören. Auch fallen ähnliche genoſſenſchaftliche Iuftitute 
anderer Stände, 3. D. bie genoffenjchaftlihen Börjen und Handelsſchulen ber 
Kaufleute oder die genoſſenſchaftlichen Arbeitd- oder Stellennachweifungsbüreans 
der unfelbitändigen Arbeiter, in diefe Kategorie. Die ausgebehntefte Anwen- 
dung aber findet dieſe Genofſenſchaftsform unter ven ländlichen Befigern. Für 
gemeinſame Errichtung und Benugung von Scheuern, Badöfen, Brennereien 
und andern Wirthichaftsanlagen, für die Beihaffung von Wuchervieh, vor 
Allem aber für die gemeinfchaftlihe Erwerbung und Benutzung der koſtſpieligen 
landwirthſchaftlichen Maſchinen beginnen freie Bereine zu entftehen!*) und 
die Aufgaben der alten Wirthichaftsgemeinde zu übernehmen. Bezeichnender 
noch tft es, daß fih in unſern Tagen, nachdem bie alte Weidegemeinfchaft 
überall zerftört ift, neue Weidegenoffenichaften bilden, welche ihrem Zwecke nad 
durchaus die einftige Markgenoſſenſchaft erneuen, die Zwangsgrundlage ber 
legteren aber durch die freie Affociation und die alte, mit der Gemeindever- 
faffung unldsbar verknüpfte Organifation durch eine jelbftändige, dem Zweck 
angepaßte Vereinsverfafſung erfegen'*). Auch fcheint es, als wenn ähnliche 


macdherinnung zu Sagan ein Beiſpiel. Jedem Innungdmitglied wird gegen ein 
befonberes zu berechnendes Einkaufsgeld der Eintritt in die Fabrikgenoffenfchaft 
und der bamit verbundene Dividendenanfpruch offen gehalten. Verwaltet wird 
die Fabrik von einer Kaflendeputation, einer Arbeitöpeputation unb einer Ber- 
ſchleißdeputation. 

“) Anſchütz l. c. 175. Schönberg 1. c. ©. 14f. Ueber die Bilbung 
von Mafchinengenoffenichaften in Hefien-Darmitadt, Kurheflen, Sigmaringen, 
Württemberg vgl. Zeitichr. des Idw. Ver. f. Großh. Hefſen 1865 ©. 401, Neue 
dw. Zeitung 1866 ©. 118, landw. Anzeiger f. Kurheſſen 1863 Nr. 2 u. 3, 
Wochenbl. der Annalen der Kanbwirtbidh. 1863, IH, 6. 73. Württemb. Ianb- 
und forftwirthich. Wochenbl. 1866. 245. Ein Genofienfchaftöftatut zur Haltung 
einer Dampfdreſchmaſchine in der Agronomiſchen Zeitung v. 1867 Nr. 4. 

) Anſchütz 1. c. 152—156 u. bad Statut einer Schäfereigenofſſenſchaft 
im Erfurtiſchen im Wochenbl. der Annalen der Lanbwirtbichaft, Sahrg. 1865. 
Ar. 11. Jeder Genofle darf für je zwei Morgen feines der gemeinfamen Weide 
nugung unterjtellten Grundbefites ein Schaf, überzäblige Schafe gegen ein be 
fonberes an die Vereinskafſe zu zahlendes Triftgeld auf die Weide jchiden, muß aber 
für je 15 Schafe eins dem Schäfer durchwintern. Ein etwaiges Mehr an Weide 
darf der Vorftand durch fremde Schafe oder fettzumachende Hammel im Berein®- 
intereffe nugen. Die Bewirtbichaftung der Grundftäde iſt in einzelnen Punkten 
gebunden, der Vortrieb anderen Viehs unterfagt. Aus der Bereinäfaffe werben 
ber Borfteher, der Rechnungsführer und der Schäfer remunerirt, das durch Ber- 
mögendeinlagen gebildete Anlagekapital amortifirt, der Aufwand für einen ge 
meinfamen Sommerfchafftall, ein Schäferhaus und die Hürden beftritten und ber 
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Wald- und Forftgenoffenfchaften in Ausficht ftümden. Hierher find aber auch 
alle Ländlichen Meltorationsgenoffenfchaften zu rechnen, in deren Hervorbringung, 
namentlich für Entwäſſerungs- und Bewäflerungsanlagen, bie neuefte Zeit fo 
fruchtbar ift, wie die freiwilligen Drainagenofienfchaften!*) und die mannid- 
fachen Meliorationd-, Beriefelungs-, Wiefen-, Strom- und Uferſchutzgenoſſen⸗ 
Idaften, welche neben den ftaatlich erzwungenen oder doch autorifirten Ver⸗ 
binden dieſer Gattung beftehen '*). 

c. Schließlich kommen Abfatgenofjenfhaften!“) in doppelter Weiſe 
por. Entweder beihaffen und benußen fie nur einen gemeinfamen Verkaufs⸗ 
Inden (Gewerbehalle, Magazin, Bazar), fo daß die Genoſſenſchaft die Mühe 
und bie Koften des Verkaufes übernimmt, den Verkaufserlös aber dem Ein- 
lieferer des beftimmten Produktes, mitunter nach Abzug eines Procentjahes, 
zuftellt. Doch wird auch bei dieſer einfacheren Form der Magazingenoffen- 
haft in der Regel das eingelteferte Produft nad Güte und Brauchbarkeit von 
Genoſſenſchaftswegen geprüft und ein feiter Preis für daffelbe gefeßt *%). Oder 
aber die Genofjenihaft tritt felbft den Genoffen ald Käuferin gegemüber, in- 
dem fie die für gut befundenen Produkte nach einem Schätzungspreiſe über- 
nimmt, diejelben, ſei es num zu feften, fei e8 zu variirendem reife verkauft 
und Gewinn ober Verluſt ded Geſammtgeſchäfts unter die Genoffen nad 


Ueberfchuß endlich nach Verhältniß der dem Genoffentrieb unterjtellten Morgen- 
zahl ald Dividende vertheilt. Am Ende jedes Jahres fteht Jedem der Austritt frei. 
Die Bereindleitung ift bei bem gewählten Borfteher nebft Rechnungsführer, die 
laufende Kontrole bet drei jährlich gewählten Bertrauensmännern, bie höchfte Ge⸗ 
walt bei der nach Köpfen mit Stimmenmehrheit befchließenden Geſammtheit. 

148) Bol. z. B. Stat. der ſchleſ. Drainage- Gefellichaft 1. d. fchlef. Idw. 
Vereinsſchr. 1861 9. 4 ©. 806. 

4) Bol. oben $ 58. Daß auch den dort befprochenen gemeindeäbnlichen 
Berbänden der lebendige Genoflenfchaftsfinn meiſt die Entftehung, immer erft die 
wahre Lebensfähigkett giebt, verfteht fich von felbit. 

1) Boigt, neues Arch. f. 9. R. III. 344f. Auerbach lc. ©. 2f. 
Schnell ic. ©. 42f Schulze, arbeit. Klaffen S. 98f. Jahresbericht f. 
1866 S. 9. Parifius S. XVIIf. 

146) Bot. 3.3. das Statut einer gemeinfchaftliden Gewerbehalle b. Schnell 
l. e. ©. 42f., wo in $ 16 Zurüdweijung untauglidder Waare und in $ 28 Die 
Beftimmung fefter Preife dem Berein übertragen wird. Aehnlich die Affoeiation 
ber Deligfcher Schuhmacher, welcher unter der Genoſſenſchaftsfirma, aber für Rech—⸗ 
nung der Einzelnen verfauft. Bon Schneidern, Schuhmachern, Tifchlern, (3. B. 1848 
GSentralmagazin der vereinigten Tifchler in Berlin) waren gemeinfame Verkaufsmaga⸗ 
zine diefer Art ſchon vor dem Beginn der eigentlichen Genofienichaftöbewegung 
mitunter errichtet worden. Auch die genofjenfchaftlicden Zrauen» Bazare gehören 
bierher. Vgl. auch die Statuten des Hopfenbauvereind für den Kreis Bonn i. 
d. Zeitfchr. des Idw. Vereins f. Rheinpr. 1865 ©. 705 f., nach benen (8 18) der 
Borftand den Abfap des von den Mitgliedern erzielten Hopfens vermitteln ſoll 
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Maßgabe ber eingelieferten Schäungswerthe vertheilt'). Der Unterjchieb ift, 
dag die Genoſſenſchaft dort nur Berkaufsfommittentin der Genoffen, bier 
Käuferin gegenüber den producirenden Genofſen und Verkäuferin gegemüber 
dem Eonfumirenden Publikum ift; daß alſo dort dem Genofien nur Mühen 
und Gefahren des Detailverlaufs von ber Geſammtheit abgenommen werden, 
bier dagegen das ganze Verkaufsriſiko, alſo auch die Gefahr des Nichtverkaufes, 
auf die Gefammtheit übergeht. Wie nahe diefe letzte Form der Abſatzgenoſſen⸗ 
Ihaft an die Probuktivaffociation ftreift, wie fie aber durch Verbindung mit 
einer Robitoffgenoffenschaft in der That in eine foldhe überzugehen vermag, 
liegt auf der Hand. 

IV. Sn der Produltivgenofjenfhaft findet die Perjonalgenofien- 
haft für Wirthſchaftszwecke ihre Vollendung. Weberall erft in geringen An- 
fangen, in Deutſchland vornemlich nur als Vereinigung einer nicht allzugroßen 
Zahl von Handwerkern befielben Gewerbes verwirklicht '**), in diefen Anfängen 


17) So bie Schneibderafiociation in Gotha. Schulze, arbeit. Klafien S. 99. 
Die Anwendung einer derartigen Verkaufsaſſociation fchlägt Hartitein befonders 
für den Bieherport vor. Schönberg 1. c. 16f. Auf ähnlichen Principien be 
rubt Die in Genf beftehenbe, mehrfach nachgeahmte genofienfchaftliche Fleiſchbank. 
Bol. d. Abh. über „die Errichtung einer Fleiſchbank auf genoffenfchaftlichem Wege 
zu Bonn“ i. d. Zeitfchr. bes Ibm. Vereins f. Rheinpreußen, Jahrg. 1865 ©. 1727. 
Die Kommtffion für Feftfegung der Preife wird Hier zum Theil aus Vichhaltern, 
zum Theil aus Bleifchverzehrern zufammengefept. 

18) Vgl. über die englifchen Produftivaffoctationen (cooperative compagnies), 
beren Mehrzahl die von ben Rochdaler Pionieren i. 3. 1855 gegründete Baum- 
wollenipinnerei und Weberei zum Borbilde nahm und die namentlich für eigent- 
liche Fabrikanlagen gegründet find, Huber, Reifebriefe, Konkordia Heft 7 u. 8. 
Dfeiffer 91—98. Becher 104f. Ludlow und Jones ©. Y7f. Ueber die 
franzöfifchen Probuftivaffocationen, die namentlich unter Heineren Gewerbtreiben- 
ben gleicher Gattung (Schneidern, Klaviermachern, Blechſchmieden, Lehnfeilel- 
ſchreinern, Tifchlern, Beilenhauern, Buchdruckern, Maurern) Erfolg hatten, Huber 
1. c. u. Staatöw. I. 488 f., Pfeiffer 103 — 120; Becher 128f. Almanach de 
cooperation p. 1867 ©. 5Lf. u. f. 1868 ©. 304 f., ſowie bie in Note 5 an- 
geführten Schriften v. Flotard u. Cernuschi. In Deutichland Hatten größere 
Genoſſenſchaftsfabriken bisher wenig Erfolg. So befand ſich die größte deutſche 
Probuktivgenofienfchaft, die Chemnitzer Mafchinenarbeiter- Kompagnie, i. 3. 1866 
in Liquidation. Innung ber Zukunft f. 1865 ©. 182f. 181f., Sahresbericht für 
1866 ©. If. Eine Produktivgenofſenſchaft ver Kammmacher in Rürnberg (1368) 
gieng ebenfalls wieder unter, Blätter f. Genofſenſchaftsweſen 1867 Nr. 1 ©. 4. 
Ebenfo fcheiterten die Shawlweber in Berlin. Dagegen befteben einige Weber⸗ 
genoflenfchaften, eine Gigarrenarbeiteraffociation (in Berlin), mehrere genoffenfchaft- 
liche Zuchfabriten und eine Anzahl Heinerer Arbeitögenofienfchaften im Gebiete des 
handwerksmäßigen Gewerbes, namentlich unter Schneidern, Tifchlern, Metallar- 
beitern, Buchdrudern, Uhrmachern, Schuhmachern, Stellmachern, Roſenzüchtern und 
für Sabrilation von Mafchinen. Vgl. die Aufzählung In Schulze’s Jahresbericht 
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aber jehr ungleich organifirt, Hat die Produktivgenoſſenſchaft bisher kaum eine 
feit ausgeprägte Geftalt errungen. Nur darin ftimmt ihr Weſen überall 
überein, daß in ihr die affoctirte Arbeit felbft, fet es ausſchließlich, ſei es 
neben dem Kapital, Trägerin eines produftiven Unternehmens wird. 
Produktive Affociationen brauchen nicht nothwendig die ganze Produktiv⸗ 
fraft der Genofjen zu abforbiren. Vielmehr kommen Erwerbögenoffenichaften 
vor, welche nur einen Theil der Kräfte und Mittel ihrer Genoffen zuſammen⸗ 
werfen, um innerhalb einer beftimmt begrenzten Sphäre gemeinjam zu pro- 
duciren und für gemeinjame Rechnung zu verlaufen. Dies ift z. B. der 
Fall, wenn ſich mehrere ländliche Befiger vereinigen, um die Rohprobuftion 
einer beftimmten Gattung, wie Hopfenbau, Weinbau, Baumzuht, Viehzucht, 
oder ein Iandwirthichaftliches Nebengewerbe, wie Käfebereitung, Brennerei, 
Delfabrifation, genoffenfchaftlid zu betreiben, ohne im Uebrigen die Selbftän- 
digkeit der verbundenen Einzelwirtbichaften aufzugeben). Ebenſo gehören in 
der Regel die aus den Konfumvereinen erwachſenen probuftiven genoſſenſchaft⸗ 
lichen Bädereien, Mühlen und Schlächtereien in diefe Klaffe!). Das Enp- 
ziel der Produktivgenoſſenſchaft jedoch iſt die Soncentration ber gefammten 
Produktinfraft ihrer Glieder in einem einzigen Genofjenichaftsunternehmen, 
welches gleich dem Unternehmen eines einzelnen Kapitaliften oder einer Ka⸗ 
pitalgenoffenihaft als einheitliches Großunternehmen in den Verkehr tritt. Wird 
mithin eine derartige Produktivgenoſſenſchaft von felbftändigen Gewerbtreibenden 


f. 1866 ©. 55, fowie deſſen Bemerkungen ib. 9f. und in den Blättern f. Ge- 
noflenichaftäweien, Jahrg. 1867 Nr. 41 S. 161. Parifind ©. XXVIIf. 

10) Bol. 3. B. über die im Zura gebildeten Käſegenoſſenſchaften (fruitidres), 
welche aus oft 50—60 Eigenthümern von je 1—8 Kühen beſtehen und unter 
ftrenger genofjenfhaftlicher Ueberwahung (Ausftogung jedes Milchfälſchers) ge- 
meinfam Käfe bereiten und für gemeinfchaftliche Rechnung verkaufen, Ro ſcher, 
Syſt. IL 8 180 Note 18. Weber ähnliche Käfereien und Molkereien am Rhein 
Zeitihr. d. Idw. Ber. f. Rheinpr. 1866 ©. 227 u. Wochenbl. der Ann. ber 
Landw. 1866 &. 425. Weber Weinbaugenoffenfchaften bad. (dw. Wochenbl. f. 
1867 ©. 177. 185. 198. Im Allg. Schönberg l. c. ©. 16. 

150, Eine eigentbümlide Mifhung von Konfumverein unb Erwerböge- 
noffenfchaft ift die Berliner Genofjenfchaftsbäderet. Vgl. beren Statut i. d. BI. 
f. Genoffenfchaftsweien. Jahrg. 1867 Nr. 27 u. 28 S. 107f. Sie verkauft an 
die Mitglieder dad Brod zu feften Preifen ($ 29) und zerlegt den Reingewinn 
in eine Kapitaldividende, welche nah Maßgabe der Geſchäftsantheile, und eine 
Einkaufsdividende, weldhe nah Maßgabe des Konfumd vertheilt wirb (9 82). 
Eine fernere Eigenthümlichkeit diefer Genoſſenſchaft ift, daB fie zwei Mitglieber- 
Haffen, Cinzelperfonen und eingetragene Genoflenichaften, umfaßt. Die Rechte 
und Pflichten beider Klafſen find natürlich verfchieben beitimmt, insbeſondere 
werden auch zwei nach Bildung und Höhe ungleiche Klaſſen von Gefchäftdan- 
tbeilen, perfönliche Antheile ($ 8. 9) und Genoffenfchaftsantheile ($ 10. 11), 
unterschieden. 

J. 69 
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errichtet, fo verfhwinden die vielen Kleingewerbe in einem einzigen Großge⸗ 
werbe, der Einzelne hört auf, als Individuum felbftändiger Unternehmer zu 
fein, und erlangt nur als lebendiges und mitbeftimmendes Glied einer Ge⸗ 
noffenf&haftsunternehmung die Selbitändigfeit zurüd. Ebenſo wird bei einer 
eigentlichen Arbeiterproduktivgenoſſenſchaft der bisher unfelbitändige Arbeiter 
niht ald Individuum, fondern nur ald Mitträger einer gemeinheitlichen Unter 
nehmerperjönlichkeit zur Selbſtändigkeit erhoben: es tritt z. B. bei einer Fabrik 
an die Stelle des Kapitaliften nicht die Vielheit von Arbeitern, jo daß bie 
Fabrik nunmehr eine Mehrheit von Herren erhielte, jondern Fabrifherrin wird 
die Arbeitergenoffenfchaft als organifirte und einheitliche Gejannntperjönlichkeit. 
Mangelt e8 an einer zur Einheit auslaufenden Organifation, jo fehlt der 
Produktivgenofjenihaft als vielköpfiger Unternehmung von vornherein die Kon- 
furrenzfähigkeit gegenüber den Einheitsunternehmungen der Kapitaliften. 

Was aber die innere Struktur des Genoſſenſchaftsorganismus, der hier 
ale Träger ded Unternehmens erfcheint, anlangt, jo find vor Allem zwei ber- 
ſchiedene Syfteme zu unterjcheiden. Das eine, welches in England urfprüng- 
li entwidelt und vielfadh beibehalten, in Frankreich vornemlih, in Deutich- 
land ausihlieglih angewandt ift, geht won der Perjonalgenoffenichaft aus und 
zieht eine Kapitalvereinigung in beren Dienft. Das andere, welcdes in Eng⸗ 
land nicht minder verbreitet, in Frankreich aber in ueuelter Zeit gejeßlich 
ſanktionirt ift, gebt von der Kapitalgenofjenihaft aus und modificirt diefe im 
Sinne einer perſönlichen Vereinigung der Arbeiter. Bon einer eigentlichen 
Arbeitsgenoffenfhaft im rechtlihen Sinne Tann offenbar nur bei dem erften 
Syſteme die Rede fein: dem faktifchen Nefultat nach vermag indeß das zweite 
Syſtem fehr ähnliche Geftaltungen herborzubringen. 

1. Die wahre Arbeitsgenoffenichaft '°*) — auf der Idee, daß die 


— ou. — 


, In Deutſchland kann eine Genoſſenſchaft ſowol nach dem früher gelten⸗ 
den Recht, als nach den neueſten Genoſſenſchaftsgeſetzen ſich lediglich als Per 
ſonalgenoſſenſchaft, nie als Kapitalverein konſtituiren. Die hier entwickelten 
Grundzüge der Arbeitsgenofſſenſchaft finden ſich daher in allen Statuten und ins⸗ 
befondere in dem „Normalftatut für Produktivgenoſſenſchaften“ wieder, welches 
von Schulze entworfen und durch die Blätter für Genoſſenſchaftsweſen, Jahrg. 
1867 Nr. 41. 42 ©. 161. veröffentlicht ift. (Ein früberes Mufterftatut, welches 
fih den Formen der offenen Handelsgeſellſchaft anpaßte, |. in der Innung ber 
Zufunft 1865 Nr. 7 ©. 53). Diefelbe Organijation wurde aber auch in England 
Anfangs von den Rochdaler Pionieren angewandt und findet fich auch jeßt dort 
bei vielen kooperativen Geſellſchaften. Böllig rein führen den Perjonenverein 
alle älteren franzöfiichen Produktivaſſociationen durch, ja fie Fonnten ſchon deö- 
halb Eeine andere Form wählen, weil fie nur als follektive oder Kommandit- 
gejellichaft gejeglich zuläffig waren, während fie von der Form ber Kommanbit- 
aktiengefellfchaft oder der reinen Aktiengefellfchaft ſchon ber gefegliche Minimal 
beitrag der Aftie ausſchloß. Als Mufter Tann das Statut der Parifer Maurer- 
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Arbeit als foldhe wirthſchaftlich und rechtlich Trägerin des Unternehmens ift. 
Es ift daher der Arbeiter als ſolcher und nur der Arbeiter aktives Glied des 
Vereinskoͤrpers. Deshalb ift tie Mitglievihaft in der Produktivgenoſſenſchaft 
ein rein perjönliches Recht '*), Die Mitgliederzahl ift ungeſchloſſen, und wenn 
wegen mangelnden Urbeitäbebürfnifjes die Aufnahme neuer Genoffen verjagt 
werden kann, jo wird doch in der Megel Fein Arbeiter angenommen, der nicht 
nach einer beitimmten Probezeit berechtigt und verpflichtet würde, unter Er⸗ 
fülluug ber ftatntenmäßigen Bebingungen das. Genoſſenrecht au erlangen. Er⸗ 
werben wird die Mitgliedichaft einzig und allen duch Aufnahme, welde in 
der Regel der Generalverfammlung vorbehalten ift und häufig Einjtimmigfeit 
fordert '); verloren wird fie durd Tod, Austritt oder Ausfhlug'). Das 
Genofſenrecht ift feinem Inhalt nad gleich und giebt vor Allem die gleiche 
Zrägerichaft des Vereinslebens, namentlich gleiches Stimmrecht und gleiche 
Wahlfähigkeit'). Mit diefer perſonalen Bafis verbindet ſich nun freilich bier 
wie bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften nothwendig ein SKapitalverein, und 
entichiedemer noch wie bei Kredit- und Distributivgenoflenfchaften fordern 
Zweckmaͤßigkeitsgründe die Aufnahme des kapitaliſtiſchen Moments in den 
Vereinsorganismus: allein bafjelbe bleibt bier wie bei den übrigen Perjonal- 
genoffenihaften ein untergeorbneted, von dem Perſonenyerein im rechtlicher 
Hinficht bedingtes und beftimmtes Element. Jeder Genofje muß daher zwar 
eine Vermögendeinlage von beftimmter Höhe machen ober durch laufende Bei⸗ 
träge kompletiren und ed wird bis zu einer Normativhöhe zwangéweiſe und 
von da bis zu einer in ber Regel feitgefehten Marimalhöhe fakultativ theils 
durch Lohnabzüge theild durch Gewinnzufchreibungen diefes in einem befonderen 
Konto verzeichnete Genoſſenguthaben vermehrt '*). Allein die jo entitehenden 


aflociation v. 1852 mit fpäteren Zufagbefchlüffen dienen, abgedrudt b. Pfeiffer 
l. c. S. 229— 247. Ein 1865 feftgeftelltes Diufterftatut ift ald Beilage Nr. 10 
ber Association, Jahrg. 1865, gedruckt. 
182) Bol, deutſches Normalftatut $ 45—52. Stat. der Pariler Maurer 
aſſociation art. 8. 
#8) Ginftimmigfeit fordert dad Normalftatut $ 45. Vgl. Stat. der Berliner 
Senoffenichaftsbäderei $ 4. Die Nüdficht auf perfönfiche und fittlihe Eigen« 
ichaften tritt bei ben Beftimmungen der Parifer Maureraffociation über Aufnahıne 
und Ausſchließung (art. 14. 18. 21. 26. 27) und den befonderd normirten Auf- 
nahmebedingungen (b. Pfeiffer S. 240f.) auf das Entſchiedenſte hervor. 
134, Normalftatut 8 46—48. Für den Ausfchluß wird Zweibrittelömehrheit 
gefordert. Stat. der Berliner Genoffenfchaftsbäderet $ 5. 
155) Sormalftat. $ 38. Dazu $ 51. 52. Stat. der Pariſer Maureraffoc. art. 5. 
186) Normalitat. $ 53—56 und insbeſ. über die Aufbringung durch monat« 
liche Beiträge $ 52. 53, über die Einbehaltung der Dividende $ 54, über das 
Kontobuch 3 56. Stat. der Berliner Genofjenfchaftsbäderei $ 6—12. Stat. 
ber Parijer Maureraffoc. art. 7. 20 (die Geſchäftsantheile werben hier ebenfalld 
69* 
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„Geſchäftsantheile“ find nicht Bafis, fondern Ausflug des Genoffenrehts, fie 
find gleich dieſem unübertragbar, unverpfändbar und unveräußerli*'”), und 
fie können nur nah dem Austritt oder Ausfchlug aus der Genoſſenſchaft her⸗ 
ausgezogen werden. Sie find daher in Wahrheit fo gut wie bei den Dis 
tributingenofjenfchaften nur eigenthümlich geftaltete und mit dem Genoffenrecht 
organifch verbundene Torderungsrechte gegen den Berein, welcher daneben in 
bem Refervefonds ein durch Einlagen, Beiträge und Gewinnzufchreibungen ge 
bildetes Stammwermögen befigt, auf das weber dem freiwillig austretenden 
noch dem wider ben eignen Willen andgefchloffenen Mitgliede irgend ein An- 
ſpruch zufteht""). Wenn indeß die Geſchäftsantheile das Genoſſenrecht als 
ſolches nicht beftimmen, fo koͤnnen fie doch, ohne daß fih das Weien der Per 
fonalgenoffenfhaft damit änderte, entjcheibend fein für den Slonomifchen Gehalt 
der Mitgliedſchaft. Sie find dies fogar bei den beutfhen Produktivgenoſſen⸗ 
haften biöher in der Regel, indem bier nach Befriedigung der Vereindgläu- 
biger, der Berwaltungskoften, des Reſervefonds u. |. w. Gewinn und Berluft 
nah Maßgabe der Geſchäftsantheile vertheilt werden, während die Arbeit als 
folhe nur den gewöhnlichen Arbeitslohn erhält!). Bei andern Probultin- 
genoffenfchaften dagegen bat man umgekehrt den Guthaben nur gewiffe 
Zinfen zugefihert, den Gewinn dagegen nad Köpfen ober nad) dem Werth 
ber geleifteten Arbeiten getheilt!). in brittes Syſtem endlich verzinft die 
Guthaben und Iohnt die Arbeit, um fodanı den Gewinn in eine Kapital- 
Dividende und eine Lohndividende zu zerlegen, wobei im ingelnen wiederum 
fehr viele Modalitäten vorflommen!‘). Wenn alle diefe Gewinnvertheilungs- 








durch Eintrittögelber, Lohnabzüge und Zurüdbebaltung des Nutzens bis zu 1000 
Francs obligatorifch gebildet). 

57, Normalftat. $ 56. Stat. der Parifer Maureraffoc. art. 23. 28. 29. 

5% Normalitat. $ 3. 49. 57—59. 

189) Bl, Normalftat. $ 65. 66 und dazu die Bemerkung Schulze’s ©. 161. 
Ebenio feit 1861 die Rochdaler Manufakturgefellichaft und mande jüngere 
Kooperativgefellfchaften. Pfeiffer S. 98. 96. Huber, Konkordia H. 8 ©. 37. 

166) Nah Köpfen tbeilten Anfangs nach dem Mufter der Schneiber v. 
Clichy einige franzöfifche Affociationen. Man gieng aber balb zur Bertbeilung 
nah dem durch den Lohn ausgedrüdten Arbeitswerth (Kobnbividenbe) über. 
Pfeiffer 106f. 109. Leptered kommt auch in England vor. Ib. 97. In 
Deutfchland pflegen Heinere Genoffenfchaften von weniger ald 10 Mitgliedern, 
die in gemeinfchaftlicher Werkftätte "arbeiten, das Geſchäftskapital zu verzinfen, 
die üblichen Stücklöhne zu zahlen und den überfchießenden Gewinn Eopfweis zu 
theilen. Partfiusl.c. ©. 46. 

0), So theilte Anfangs bie Rochdaler Spinnerei, ber hierin andere Geſell⸗ 
haften gefolgt find, den Reingewinn halbjährlich ober jährlih nah Maßgabe 
der Kapitalguthaben und ber Tohnbeträge. Die Manufakturgefellichaft zu Man- 
hefter dagegen, hierin gleichfalls nachgeahmt, theilt den Gewinn halb unb halb 
(andere im Verhältniß v. 2: 8 ober v. 3: 2) zwifchen Kapital und Arbeit und 
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ſyfteme jelbft praftifch fo lange, als jeber Genoffe zugleich arbeitet und jeber 
Arbeiter in die Genoſſenſchaft gezogen wird, nur felunbäre Unterſchiede ber 
gründen, jo find fie für das rechtliche Weſen bes Vereins als Arbeitögenofien- 
ſchaft durchaus unerheblih. Denn nicht die Betheiligung ber Arbeit am Ge 
winn, jondern bie Stellung ber arbeitenden Perfönlichkeit ald Trägerin der 
unternehmenden Genoſſenſchaft ift das Charakteriſtiſche biefer Vereinsform. 
Die Gewinnvertheilung ift eine innere Frage, welche von ber Genoffenfchafts- 
autonomie mit Nücficht auf das Berhältnig, in weldem in jedem Falle Ar- 
beit und Kapital den Gewinn bilden helfen, ebenjo mannichfach beantwortet 
werden wird, wie fie 3. DB. durch ben Gejellichaftsuertrag bei der offenen Er⸗ 
werbögejellihaft mannichfach beantwortet wird. 

An dem Weſen der Arbeitögenofjenfchaft wird auch dadurch nichts geändert, 
daß entweber Kapitaliften, die nicht Mitglieder find, eine Kapitaldividende !%*), 
oder Arbeitern, die nicht Mitglieder find, eine Lohnbividende !) veriprochen wird. 
Dagegen tritt eine Modifikation der Arbeitögenofjenichaft ein, wenn einzelne Ge- 
nofien an dem Unternehmen nur mit Geichäftsantheilen betheiligt find, eine 
Hflicht oder Befugniß zur perjönlichen Arbeit für dad Genoffenfchafteunternehmen 
alfo durch das Genoffenrecht als folches nicht nothwendig begründet wirb '*), 
— ſowie umgekehrt, wenn Arbeiter beichäftigt werben, ohne ftatutenmäßig 
Recht und Pflicht zur allmäligen Erlangung der Genoffeneigenihaft zu er- 
 Balten'®), Der Charakter der Perfonalgenofienihaft wird indeß in beiden 

Fällen nicht aufgehoben: im letzteren nicht, weil das Borhandenfein unjelb- 


dann erft innerhalb der Kapitalquote nah Guthaben, innerhalb der Arbeitöquote 
nach Lohnfägen. Die Parifer Maureraffociation vertheilt 40 X an dad Kapital 
nach Berhältnig der Guthaben, 60 x an die Arbeit nach Verhältniß der Arbeit3- 
tage (art. 17). Bol. Pfeiffer 92. 97. 109. 212. 234, Becher 129 und über 
andere mögliche Bertbeilungsarten Pfeiffer 175—189, Pariſius l.c. ©. 
46 —47. 

”. Sp bisweilen in Frankreich. Pfeiffer S. 109. Wenn bie Partfer 
Maurerafjociation feit dem 22. Sept. 1853 (ib. 238f.) fogenannte Mitglieder, 
die nicht arbeiten, mit Kapitaleinlagen von minbeftend 1000 und höchſtens 10,000 
Franes zuläßt, ohne irgend ein anderes Hecht ald das Recht auf einen Antheil 
am Nupen einzuräumen, fo find auch dies im Grunde nur Bereindgläubiger mit 
Dividende oder ftille Geſellſchafter, die für den Genoflenfchaftsorgantemus nicht 
Mitträger find. i 

189) So 3. B. in Manchefter. Stat. 5. Pfeiffer ©. 212 art. 28. 

100) So vielfach in England. Die reine Urbeitögenofienfchaft verpflichtet 
meift ausdrücklich jeben Eintretenden, feine Arbeit, feine Betriebſamkeit und feine 
Bähigkeit der Genofienichaft zu widmen und perfänlich bei ihren Unternehmungen 
mitzuwirken. So 3. B. Stat. der Pariſer Maurerafloc. art 7. 

105), Die in Frankreich fogenannten „adhörants“ oder „auxiliaires“. Pfeiffer 
120. 238. Becher 129. 
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ftändiger Arbeiter die innere Organifation der übrigen nicht berührt; im erfteren 
nicht, weil auch dort bie nicht arbeitenden Genofjen keineswegs gleich Aktionären 
nur auf Grund ihrer Bermögenseinlage betbeiligt find, fondern mit ihrer 
Perion im Unternehmerverbanbe ftehen, woraus fi die Unübertragbarkeit 
ihres Rechts, ein Im Zweifel troß höherer Betheiligung nur einfaches Stimm- 
recht und ihre perſönliche Haftung ergiebt. 

Wie die Produktivgenoſſenſchaft als höchſte Form der wirthichaftlichen 
Perſonalgenofſenſchaft die Perjönlichkeit am ftärfften afficirt und dafür am 
meiſten erhebt, jo macht ſich bei ihr am mädhtigiten bas fittlihe Moment der 
Perjonengenofienihaft geltend. Im direktem Gegenfag zu der Tapitaliftiichen 
Erwerbsgeſellſchaft fucht fie, je entichiedener in ihr die ärbeitende Perjönlichkeit 
ale ſolche Trägerin des Wirthſchaftsorganismus ift, deito mehr denfelben Dr- 
ganismus ald Mittel für Die Herftellung einer geiftigen unb fittlichen Ge⸗ 
noffenfchaft zu verwenden. Als Hilfs. und Unterflügungsgenoffenfchaft tritt 
fie für den kranken oder arbeitäunfähigen Genoſſen und feine Hinterbliebenen 
ein, ja fie zahlt dem kranken Genofjen oft den vollen Lohn und ein Kranfen 
geld außerdem '°); fle jorgt für Bildungsanftalten, Bibliothefen, gemeinjame 
Erholungsräaume und Seite!”); fie übt nicht nur eine genoſſenſchaftliche Ar- 
beitspolizei, ſondern eine wahre Sittenpolizei, jo daß fie nicht nur für bie 
gegen das oͤkonomiſche Gejellichaftsinterefle gerichteten Handlungen und Unter- 
laffungen, fondern für jede unwürdige, unehrenhafte oder unfittliche Handlung 
den Ausfchluß oder andere Strafen verhängt’); fie tritt endlich auch nad 
außen ohne Eorporativen Egoismus als ein fittliches Wirthſchaftsgemeinweſen 
auf. 

Die Berfaffung der Produktivgenoſſenſchaft ift jo mannichfach, wie die 
moderne Genofienihaftsverfaffung überhaupt. Die Bertheilung ber Gewalt 
zwiichen die Generalverfanmlung, den gewählten VBorftand und den SKontrol- 
ausſchuß wird natürlich ſowol durch die größere oder geringere Mitgliederzahl, 
als durch den Gegenftand des Unternehmens jehr ungleich beftimmt !). 

2. Im Gegenſatz zu der perjönlichen Baſis ber eigentlichen Arbeitäge- 
noffenfchaft geht eine in England verbreitete, jeßt auch in Frankreich ermäg- 


0 Hfeiffer S. 114. 117. Berordn. der Maureraffoc. v. 6. Dec. 1955 ib. 
. MT. | 


19) Pfeiffer 104. 119. Huber, Staatswörterb. I. 468. 469. 

168) Normalſtat. $ 47— 52. Abdminijtrationdvorfchr. der Parifer Maurer b. 
Pfeiffer S. 42 — 246. 

ww) Bol. Stat. der Berliner Genoffenfchaftsbäderei $ 13— 27. Das beutiche 
Normalftatut $ 4—44, weil für eine kleinere Genoſſenſchaft berechnet, ſtellt 
zwifſchen den Vorftand (8 5— 30) und bie Generalverfammlung (8 38 — 48) nur 
einen Revijor ($ 31. 32). Die franzöflichen Geſellſchaften mußten ſich bisher 
mit einem oder mehreren gefchäftsführenden Mitgliebern und einem Auffichts- 
ausſchuß begnügen. 
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lichte Form der Eooperativen Affociation von der Tapitaliftiichen Grundlage 
aus, fo daß fi die Genoſſenſchaft als Aktienverein geftaltet, mobificirt aber 
thatfächli und rechtlich das Tapitaliftiiche Princip im Sinne einer perfönlichen 
Genoſſenſchaft von Arbeitern ''%). Die Grundlage der Genoffenfhaft ift hier 
ein Gefellichaftsfapital, Grundlage der einzelnen Genoffenredhte find die Duoten 
des Geſammtkapitals. Die Inhaber einer ſolchen Quote ober Aktie, die Aktio⸗ 
näre, find daher als ſolche und nur als ſolche, mögen fie immerhin zugleich 
Arbeiter fein, Träger der Vereindperfönlichkeit, und nicht nur die ökonomiſchen 
Rechte und Pflichten, fondern das Stimmrecht, die Wahlfähigkeit, die Theil⸗ 
nahme am Vereinsleben überhaupt find Ausfluß der Aktie Das Genoſſenrecht 
ift folglich am fi vweräußerlich und vererblich, die Haftung auf den Aktien⸗ 
betrag ober ein Bielfältiges deſſelben beſchränkt. Wenn fich indeß in dieſem 
Allen eine derartige Kooperativgefellihaft von einem gewöhnlichen Aktienverein 
nicht unterfcheidet, fo liegt ein äußerer, thatfächlicher Unterſchied zunächft darin, 
das die Aktien auf fehr Meine Beträge geftellt, in der Regel erft fucceffive ein- 
gezahlt und vornemlich oder ausſchließlich von Arbeitern aufgebracht und in 
den Händen der bei dem Unternehmen beichäftigten Arbeiter erhalten werben. 
Statutenmäßtg pflegt ferner die Geſchloſſenheit des Aktienvereins dadurch mo- 
difieirt zu werben, baß jederzeit durch einfachen Geſellſchaftsbeſchluß eine Er- 
höhung oder Verminderung des Geſellſchaftskapitals, mithin durch Kreirung 
oder Abolirung eines Aktienrechts Aufnahme oder Ausſcheiden von Mitgliebern 
erfolgen Tann. Im Zufammenhang damit wird oft die Hebertragung ber 
Aktien beſchränkt oder an die Genehmigung der Genoſſenſchaft gebunden. Auch 
ber Inhalt des Genofienrechts wird in der Regel um perjönliche Nechte und 
Pflichten gemehrt, der fittliche Charakter des Vereins zum rechtlihen Ausdruck 
gebracht, jedem Aktionär nur Eine Stimme gegeben, dem Verein ein Aus. 
ſchließungsrecht eingeräumt. Natürlich fegen alle dieſe Modifikationen der Aktie 
im perjönliden Sinn ihre Ausftellung auf Namen voraus. Wenn endlich 
jtatutenmäßig oft bei folden Arbeiteraftienvereinen den Arbeitern, welche eine 
beftimmte Zeit bindurdd bei dem Unternehmen beichäftigt find, als ſolchen 
nicht nur Xohndividende gewährt, jondern ber Erwerb des Genoſſenrechts da⸗ 
durch ermöglicht und fogar indirekt aufgendthigt wird, daß ihnen von ber Ge- 
winnguote oder dem Lohn ein Abzug gemacht und bis zum Erwerbe einer ober 
mehrerer Aktien ihrem Konto zugefchrieben wird '"'): jo kommt hier die Ge— 
noffenfhaft von Fapitaliftifher Baſis aus faft zu demjelben Refultat, wie die 
reine Arbeiterperfonalgenoffenfhaft. Allein für die rechtliche Natur des 








00, Als Mufter dieſer Affociattonsform kann das 6. Pfeiffer S. 209— 
229 abgedrudte Statut der Tooperativen Spinn- und Manufakturgefellihaft in 
Deanchefter gelten. Die Aktien betragen bier 1 Pfd. 

129 So bei der Manufakturgeiellihaft In Manchefter bis zum Erwerb von 
fünf Aktien. Art. 23 des Statut S. 212. 
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Ganzen bleibt dennoch das Princip ter Kapitalgenoffenichaft entſcheidend, ba 
es immer nicht die Perfönlichkeit, fondern die Aftionäreigenjchaft ift, welche 
den Arbeiter zum Mitträger der genofjenjchaftlichen Unternehmerperjönlichkeit 
madt. 

3. Schließlich ift noch derjenigen Affociationsform Erwähnung zu thun, 
welche den kapitaliſtiſchen Herrichaftsnerband und die Arbeitsgenoſſenſchaft zu 
tombiniren ſucht. Sofern es ſich nur um bie Bezahlung der Arbeit mit einer Ge- 
winnquote hanbelt!®), wird dadurch der Wirthſchaftsorganismus als folder 
nicht geändert. In neuerer Zeit ift indeß in England unter dem Namen der 
industrial partnership in ber That eine befondere Gefellihaftsform daraus 
hervorgegangen, indem theild durch Einlagen theils durch Zurückbehaltung von 
Gewinn oder Lohnquoten für bie Arbeiter Geſchäftsantheile gebildet werden, 
welche diefelben zu Mitträgern bed Unternehmens machen. Durch dieſe Ge 
ihäftsantheile wirb daher nit nur ein verhältnißmäßiger Anſpruch auf Theil. 
nahme am Geſchäftsgewinn, fondern mehr oder minder auch ein von den be 
theiligten Arbeitern gemeinfam oder dur Ausſchüſſe auszuübendes Recht ber 
Kontrole oder felbft einer gewiſſen Theilnahme an der Verwaltung begründet '"°). 
Das Geſetz hat diefer Affociationsform Anerfennung und rechtlichen Schuß ge- 
währt und dabei insbeſondere die Haftung der Partner auf ihre Geſchäftsan⸗ 
theile beichräntt 7). In Deutihland ift die Nachahmung verſucht worben "*) ; 
ed fehlt indeß bisher an einer Geſellſchaftsform, welche für die Fortbildung bes 
Inſtituts geeignet wäre!’®), 

Verwandt ift die Affoctationsform, welche man in England benußt bat, 
um eine Mehrheit von Kagelöhnern in den genofienfchaftlichen Pachtbeſitz eines 
genoſſenſchaftlich zu bewirthſchaftenden Landgutes zu bringen"). 


m In dieſer Weiſe kam in Frankreich nach dem Beiſpiel des Häuſeran⸗ 
ſtreichers Leclaire ſchon ſeit 1842 mehrfach die Vertheilung einer Gewinnquote 
unter alle oder die ſeit einer beftimmten Zeit beſchäftigten Arbeiter vor. Pfeifferioif. 

178) Bol. den Aufſatz v. Engel, der Arbeitövertrag und die Arbeitögefell- 
ſchaft, im Arbeiterfreund, Jahrg. 1867 ©. 129 — 153. Auch Becher 106f. 

129 Geſetz v. 5. Juli 1865 (28 et 29 Vict. c. 86). 

125) Bon dem Meffingfabrilanten W. Borchert jun. in Berlin. Bgl. Schrei⸗ 
ben des Hanbelöminifterd an benfelben v. 18, Febr. 1868, abgebr. i. d. Nat. 
Zeit., Zahrg. 1868 Nr. 85, Beibl. 1. 

76) Die Altientommanditgefellihaft ift jchon wegen der Minimalhöhe ber 
Aktien unanwendbar. Es bleibt nad dem geltenden Recht nur die Subfumtion 
unter bie „ftille Geſellſchaft“ des H. ©. DB. und bes gemeinen Rechts übrig. 
Ein neues Gefep müßte in ähnlicher Weife dad Recht der ftillen und ber Aktien⸗ 
kommanditgeſellſchaft Tombiniren, wie das Genoffenfchaftögefeb das echt ber 
offenen Gefellihaft unb des Aktienvereins kombinirt bat. 

7) Bol. über die von Gurbon zu Alfington in ber Grafichaft Suffoll ge- 
troffenen Einrichtungen (feit 1830) Huber, das Genoffenfchaftew. u. d. ländl. 
Zagelöhner ©. 20. Anſchütz lc. S. 142 — 147. Schönberg Lc. S. 18%. 
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©. Was endli die Stellung ber verſchiedenen wirthichaftlichen Perfonal- 
genofienfchaften im Rechtsſyſtem anlangt, jo tft 

I. nur die neuefte englifche Kompagnie- Aktet?*) weit genug, fie alle zu 
unfaffen. Denn jede Wirthſchafts⸗ oder Erwerbögenoflenihaft von mindeftens 
7 Mitgliedern vermag fi} unter Beobachtung der geſetzlichen Foörmlichkeiten 
durch Die bloße Kinregiftrirung die Körperjchaftsrechte und den Schuß des Ge⸗ 
feßes zu verfchaffen, wenu fie fich einer der fünf Gefellichaftsarten, welche das 
Geſetz kennt, anpaßt. Dieje fünf Arten der korporativen Genofjenjhaft aber 
bieten für die mannichfachite Geftaltung ſowol auf fapitaliftiicher, als auf per- 
fonaler oder gemifchter Bafis Spielraum. Der Kapitalverein in allen drei 
Sormen, — mit unbeihräntter, durch Garantie beichränkter oder durch bie 
Antheile beſchränkter Haftbarteit, — wird zwar weit mehr als der Tontinentale 
Altienverein in der Richtung auf Loslöſung des Kapitallörpers von den Per- 
ſoͤnlichkeiten feiner Träger eingeſchränkt: ihm wird dagegen eine jehr viel aus- 
gebehntere Möglichkeit gegeben, fich durch feine Grundverfaffung im Sinne einer 
Derjonalgenoffenihaft zu modificiren "%). Das Gefeg ftellt aber ferner dem 
Kapitalverein die reine Perfonalgenoffenihaft in doppelter Form, mit unbe 
ſchränkter Haftbarfeit und mit Beſchränkung der Haftbarkeit auf die von jedem 
Mitgliede im Voraus geleiftete Garantie — volllommen gleih”). Auch eine 
ſolche Genoſſenſchaft daher kann ſich innerhalb der gejeglich gezogenen Schranfen 
frei geitalten, erlangt durch bloße Einregijtrirung die Rechte des body cor- 
porate, unterliegt nur, wenn der Antrag von einem Fünftel der Mitglieder 


Ein Landgut wird an eine hierfür gebildete Tagelöhnergenofſſenſchaft unter 
Gewährung eined Betriebsvorſchufſſes dergeftalt in Pacht gegeben, daß durch die 
Leiftungen und Zahlungen der Gefammtbeit die allmälige Tilgung des Borfchufles 
erfolgt, Die einzelnen Genofſen aber durch Zahlung einer Heinen, durch Lohnab⸗ 
züge und Gewinnzufchreibungen ſich mehrenden Einlage beftimmte untheilbare, 
jeboch unter Zuftimmung des Gutsherrn und der Genoffenfchaft veräußerliche 
Autheile am Pachtrecht erlangen. Die Wirtbfchaftsarbeiten erfolgen gegen den 
gewöhnlichen Tagelohn durch Die Genoſſen und nur, wenn ihre Kräfte nicht zu- 
reichen, durch fremde Arbeiter. Die Beftimmung und Vertheilung ber Arbeiten 
beforgt unter Oberaufficht bes Gutsherrn ein Einzelvorfteher, für die Vertretung 
bed Verbandes im Uebrigen wird aus dem Vorſteher, einem Rechnungsführer und 
einem Biehmeijter ein Ausſchuß gebildet. Untreue und andere Vergehen werben 
nicht nur mit Ausschluß, fondern auch mit Verluft des Pachtantheils, der in den 
Reſervefonds fällt, geftrafl. Mit der Genoffenfchaft Ift ein Konfumverein (be 
fonders für Milch) und ein Vorſchußverein (jeder Genofje kann bis zur Hälfte 
feines Antheils verzindliche Vorfchüffe erhalten) verbunden. 

118) „An act for the incorporation, regulation and winding up trading 
companies and other associations“ v. 7. Yug. 1862. Bol. $ 69. 

170) Vgl. oben 8 69. \ 

#0) Unlimited company (art. 6); company limited by guarantee, dazu 
Beifpielöftatut unter B in Anhang 1. 
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jelbft Dies herbeiführt, einer Regierungseinmifhung durch Kommiljare des 
Handeldamts und jteht ebenjo in allen übrigen Beziehungen unter ganz dem⸗ 
jelben Recht wie ber Kapitalverein, mit der weientlihen Mabgabe, daß an 
Stelle der Aktie überall die Perfon des Genofien, an Stelle des Aktienbuchs 
ein Mitgliederverzeichniß tritt"). 

Neben biefem Geſetz beftehen nun aber in England die Specialgefete fort, 
welche gewiflen, vom Staate als gemeinnäßig betrachteten Wirttfchaftsgenoffen- 
ſchaften, falls fie die vom Geſetz geforderten Garantien bieten, eine bevorzugte 
Stellung, mancherlei Koftenbefreiungen,, geringere Foͤrmlichkeiten und förbernve 
Privilegien gewähren. Die geforderten Garantien follen dabei namentlich vor einer 
Ausbentung der eingeräumten Bortheile durch bloße Spekulationgunternehmungen 
fhügen, weshalb insbejondere Maximalbeträge für die Einzelantheile beftimmt 
und die Zwecke begrenzt zu werben pflegen. Derartige Specialgejege find nament⸗ 
lich im Intereſſe der arbeitenden Klaffen für Die Unterftügungs Gefellichaften @*), 
für die Kand- und Baugenoflenfchaften *) und für die Gewerbs- und fürſorglichen 
Geſellſchaften '°*) ergangen. 


181) Bol. oben, Eigenthümlich tft, dad im Statut für die Mitgliederzahl 
eine Normal: oder Marimalhöhe feitgefegt fein muß, deren Ueberſchreitung vor 
herige Statutenänderung mit den dafür vorgejchriebenen Förmlichkeiten fordert. 
Keyßner 1. c. ©. 555. In der Generalverfammlung bat jedes Mitglieb eine 
Stimme (art. 52). Die Berufung ber Generalverfamm!. muß auf Antrag von 5 
Mitgliedern erfolgen. Keyiner S. 663. Ueber die Aufnahme v. Mitgliedern ib. 565f. 

189) Nie erfte Parlamentsakte ift v. 1798 (stat. 33 Geo. III c. 54). Dann 
stat. 35 Geo. IH. c. 111, 43 Geo. II. c. 11, 10 Geo. IV. 0.56, 4 et 5 
will. IV. c. 40, 18 et 14 Vict. c. 115, 18 et 19 Vict. c 63. Einige Ab- 
änderungen erfolgten durch 21 et 22 Vict. c. 101 und 23 et 24 Vict. c, 58; 
eine Ausdehnung auf Biehverſicherungsgeſellſchaften durch 29 et 30 Vict. c. 34 
(11, Sunt 1866). Das Gefeb kommt allen Gejellichaften zu Gute, welche bie 
von ihm präcifirten Zwede (Toded-, Unfalls» oder Alteröverfiherungen für die 
Mitglieder oder deren nächfte Verwandte) oder irgend einen andern Zwed, den 
die erften Schapfetretatre oder in Schottland der Lordanwalt für geeignet er- 
Mären, verfolgen. Es darf feine Jahresrente über 80 Pfd., Feine Kapitaffumme 
über 200 Pfd., kein Begräbnißgeld fir Kinder über 6 refp. 10 Pfd. verfidhert 
werden. Die Gejellichaften übernehmen die Pflicht, ihre Statuten, einen jähr- 
lichen Gefchäftsbericht und alle 5 Jahre einen ausführlichen Bericht dem Regi- 
strator General of friendly societien zu überfenden, wogegen fle durch die Ein- 
tegiftrirung das Recht, Kapitalien und Fleinere Grundftüde zu erwerben, Procefle 
zu führen, Schiedsſprüche mit Erekutivfraft zu fällen, und Stempelfreiheit er- 
langen. Engell. c. 114f. Ludlow und Jones 35f. 

103) Geſ. v. 14. Zuli 1886 (6 et 7 Will. c. 82). Das Nähere b. Engel, 
Zeitichr. des ftatift. Büreau's, Jahrg. 1866 S. 71f. Ludlow u, Jones 87. Kein 
Untbeil darf Aber 150 Pfd., Die monatl. Subſkription nicht über 20 Pfd. betragen. 

10) Das Gef. v. 30. Juni 1852 (15 et 16 Viot. c. 81) tft gleichzeitig mit 
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U. Sm franzöjifhen Recht kannte man bis im die neueſte Zeit außer 
den vom Staate mit einem bejonderen Recht befleideten Korporationen nur die vier 
Geſellſchaftsformen der soci6t® anonyme, der société en commandite par 
actions, der socie&t€ en commandite und der soci6t6 en nom collectif, zu 
denen im Sahre 1863 die societE à responsabilit6 limitee als eine ohne 
Staatdautorifation gegründete Aktiengefellihaft hinzutrat. Es gab mithin, ba 
Die anonyme Geſellſchaft fowol wie die Ggfellihaft mit beſchränkter Haftbarkeit 
reine Aktiewereine waren, feine für die Perſonalgenoſſenſchaft geeignete Form. 
Jede Gegenfeitigteitsgefellichaft und jede perjönlide Wirthſchaftsgenofſenſchaft 
mußte vielmehr entweder fih in die Form des Kapitallörpers zwangen, oder 
mit. dem Rechte des Geſellſchaftsvertrages anskommen. Das Geſetz v. 24. Juli 
1867 hält diefen Zuftand injofern aufrecht, ald e8 die von ihm freigegebene societe 
anonyme in jeder Beziehung als durchgeführten Kapitalverein Fonftruirt, ohne 
in gleicher Weiſe die Perjonenverbindung für wirtbichaftliche Zwede zu be 
freien). Es ſchlägt aber, unter bejonderer Rüdfichtnahme auf die Koope 
rativbewegung, einen eigenthümlichen Weg ein, um wenigſtens gewillen Klaſſen 
der Perjonalgenoffenichaften ohne jpecielle Staatsautorifation eine Torporafions- 
ähnliche Exiſtenz zu fihern. Indem nämlich im dritten Titel des Geſetzes Par 
tikularbeſtimmungen über die Geſellſchaften mit veränderlidem Kapital (societes 
à capital variable) getroffen werden, welche neben dem allgemeinen Recht der 
im Uebrigen vorliegenden Gejellihaftögattungen da zur Anwendung kommen follen, 
wo ein Statut die Bermehrung des Geſellſchaftskapitals durch ſucceſſive Nach⸗ 
zablungen oder durch Aufnahme neuer Gejellichafter, die Verminderung beffelben 
durch theilweiſe oder völlige Rüdnahme gemachter Einlagen zuläßt (art. 48): wirb 
zwar feine neue Gefellichaftsform geichaffen, wol aber die Möglichkeit der Mn- 
dificirung einer andern Geſellſchaftsform im Sinne der Perſonalgenoſſenſchaft 


— 





bem Erlaß der neuen Kompagnie- Alte durch ein neued Geſetz v. 7. Aug. 1862 
(25 et 26 Vict. c. 87) tiber provident and industrial societies erfegt. Sie find 
für jede Arbeit, Handel oder Handwerk, mit Ausnahme des Bergbau's und 
Bankweſens, und Berwendung des Genofſenſchaftsvermögens für jeden erlaubten 
Zwed möglich und erlangen durch Einregiftrirung nach erfolgter Beicheinigung 
ihrer Geſetzmäßigkeit volles Körperfchaftärecht. Ihre Vorrechte beftehen in Stem⸗ 
pelfreiheit, geringeren Sörmlichleiten und einer ohne Weitered eintretenden ber 
Ichränkten Haftbarkeit. Dafür darf fein Geſchäftsantheil eined Genofjen über 200 
Pfd. beiragen. Ludlow und Jones ©, 38f. — Bol. noch die Gefehe über 
Anleihegefellichaften (loan societes) v. 1835 u. 1868 ib. 32. 

85) In Bezug auf Tontinen und Berficherungsgefellfchaften (tit. V) beftimmt 
das Gefeh (art. 66), daß Aſſociationen mit dem Charalter der Tontinen oder 
Rebensverficherungsgefellfchaften, mögen fie gegenfeitige oder Prämtengefellfchaften 
fein, der Autorifation und Ueberwachung der Megterung unterworfen bleiben, 
andere Verfiherungsgefellichaften dagegen fich nad) Maßgabe befonbers zu erlaffen- 
der Bedingungen frei Tonftituiren fünnen. 
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eröffnet. In einem ſolchen Falle können Aktien oder Aktienantheile auf Pleinere 
Beträge als fonft, jedoch nicht unter 50 Francs, ansgeftellt werben, müfſen 
aber auf Namen lauten und find erft nach definitiver Konftituirung ber Ge⸗ 
felihaft und nur durch Umfchreibung im Aktienbuch negotiabel. Gegen die 
Uebertragung ber Atien Tann durch Statut dem Verwaltungsrath ober ber 
General» Berfammlung ein Widerſpruchsrecht gegeben werben (art. 50). Selbft 
bei entgegenftehenden Berträgen fteht jedem Mitgliede einer ſolchen Gefellichaft 
der Austritt jederzeit frei, wogegen umgekehrt durch das Statut ber General- 
verfammlung ein Ausichliegungsreht eingeräumt werben Tann, für deſſen Aus 
übung indeg mindeftend die für Statutenänderungen erforderlihe Mehrheit 
vorgeichrieben werben muß (art. 52). Ausbrüdlid wird hinzugefügt, daß Top, 
Austritt oder Konkurs eines Mitgliedes den Beftand der Gefellichaft nicht be 
einflußt (art. 54). Solche Geſellſchaften find ben gewöhnlichen Formalitäten 
unterworfen, fie müſſen nur den Betrag, unter welchen ihr Kapital wie ſinken 
darf, veröffentlichen (art. 58) und bei Ordnungdftrafe ſtets mit dem Zuſatz 
„a capitale variable“ zeichnen (art. 64). Geſetzliche Beichränkungen gelten 
für fie bezüglich der Höhe des Geſellſchaftskapitals, welches bei der Grünbung 
nicht über 200,000 $rancd betragen und durch jährlichen Beſchluß nicht um 
mehr als den gleichen Betrag erhöht werben darf (art. 49); es muß ferner 
durch das Statut der Verminderung des Geſellſchaftskapitals durch Rücknahme 
eine Örenze und zwar bergeftalt gezogen werben, bat mindeſtens ein Zehntel bes 
urfprünglichen Kapitals gefichert bleibt (art. 51); bie Geſellſchaft gilt vor effel- 
fiver Einzahlung eines Zehntel nicht als Tonftttuirt; jeber austretende ober 
ausgeichloffene Geſellſchafter endlich haftet der Geſellſchaft und Dritten fünf 
Jahre lang für die im Augenblid feines Ausicheidens beftehenden Verbindlich⸗ 
feiten (art. 52). Gerichtlich vertveten wird die Geſellſchaft, welches ibre 
Form fein mag, dur ihre Abminiftratoren (art. 53). 

So ift dem Refultat nad eine ber wirthichaftlichen Perfonalgenoffenichaft 
ſehr nahe kommende NRechtögeftaltung ermöglicht. Allein in direktem Gegen- 
ſatz zum englijchen Recht, welches von der Perfonengemeinichaft ausgeht und 
den Gedanken derſelben auch bei der Kapitallärperichaft in ben wichtigften Be⸗ 
ziehungen feithält, wird das kapitaliſtiſche Princip dem geſammten Gejellfchafte- 
recht zu Grunde gelegt und die perjänliche Genofjenihaft mit Eorporativer Ber- 
faffung als eine bloße Modifikation des Kapitalvereins betrachtet und behandelt). 

‘DE Sn Deutſchland überläßt das gemeine Recht die wirthfchaftlichen 
Perſonalgenoſſenſchaften der vollen Rechtsunficherheit, welde das zum Felde 
zahllofer Kontroverjen gewordene römifche Korporations- und Gefellfchafterecht 
herbeiführt. Auch die Landesgeſetze aber haben erft in neuefter Zeit theils eine 

6) Die Genofjenfchaften können ſich natürlich auch jept, wie biöher der Fall 
war, als einfache Kollektive oder Kommanditgefellichaften mit perfönlich haftenden 
Geranten Tonftituiren. 
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Revifion des gefammten Genoſſenſchaftsrechts angebahnt '"), theils für beftimmte 
Klaffen von Genoſſenſchaften ein eigenthümliches Necht gefchaffen. Soweit es 
daher an einem allgemeinen Geſetze fehlt, wie dies namentlich überall bezüg- 
Ih der Garantiegenoffenichaften und ber ohne perſönliche Solidarhaft be- 
gründeten Kreditverbände der Fall tft, oder foweit eine Genofſenſchaft fi den 
nur fakultativen neuen Gejegen nicht unterftellen will, befteht daher der bis 
vor Kurzem allgemeine Zuftand fort, welcher aus den Grunbjäßen des poli- 
tiven Rechts über Korporationen und Gefellichaften folgt. Danach bleibt der 
Genoſſenſchaft nur eine doppelte Wahl. Sie muß entweder fih ald Privat⸗ 
geſellſchaft ohne anerkannte Rechtsperſönlichkeit Tonftituiren, indem fie auf 
Grund des freien DVereinsrechts zufammentritt und ihre inneren Berhältnifie 
durch einen verklauſulirten Geſellſchaftsvertrag Torporationsähnlich ordnet. Dann 
entbehrt fie indeg, wenn fie auch für beſchränktere Kreife und mit Zubilfe- 
nahme bes guten Willens und der Sitte einen erträglichen modus vivendi 
finden mag, der Möglichkeit, im Verkehr als anerfanntes Einheitsweſen auf- 
zutreten. Oder fie muß, — und für alle größeren, in die Deffentlichkeit 
tretenden Gegenfeitigfeitögenofjenfchaften wird diefe Alternative zur praktifchen 
Nothwendigkeit —, fich die fpecielle Staatliche Inkorporirung verfhaffen, wobei 
fie dann, da der Staat bie. Verleihung und Belaffung ber ihr unentbehrlichen 
Rechtöperfönlichkeit natürlih an die ihm gut fcheinenden Bebingungen Tnüpft, 
die geficherte privatrechtliche Stellung mit dem Verluſte der Selbftändigfeit 
erfauft. Ueberdies ift auch aus polizeilichen Gründen, von der Ertheilung oder 
Nichtertheilung der Korporationsrechte ganz abgejehen, für manche Klafjen der 
Gegenſeitigkeitsgenofſenſchaften die ftantliche Genehmigung und Beauffidhtigung 
vielfach unbedingt geboten’). 


0) Vol Th. II. Sn das allgemeine Genofienfchaftsrecht gehört auch der 
batrifhe Entwurf eined Genoſſenſchaftsgeſetzes (vgl. denſelben in den BI. für 
Genofſſenſchaftsweſen, Sahrg. 1868 Nr. 13 — 15), welcher alle Bereine für er- 
laubte Zwede mit Ausnahme der Aktiengefellichaften und Korporationen normiren 
will, 

188) So wird in Preußen durch das A. & R. I, 11 8 651. 652 für ge 
meinfchaftliche, d. H. eben gegenfeitige Witwen», Sterbe- und Ausfteuerkafien 
fanbeäherrlihe Genehmigung gefordert und bezüglich der Rechte und Pflichten 
der Snterefienten auf den ftaatlich genehmigten Plan verwiefen. Die K. O. v. 
29. Sept. 18383 (&. S. ©. 121) beftimmt die Behörden, weldhe im einzelnen 
Fall Genehmigung und Beanffichtigung im Namen bed Landesherrn ausüben 
follen. Das Reife. d. M. db. 3. v. 12. Fan. 1837 (v. Kampp, Annalen Bd. 
21 ©. 109) erflärt, daß diefe Borfchriften ſich auch auf Krantenkaffen beziehen. 
Neber die Beauffihtigung von Ausfteuer- und Heirathskafſen vgl. Refkr. d. M. d. J. 
v. 5. Febr. 1852 (M. Bd. 1.8.6.9). Beiondere Strafen für die Errichtung un« 
genehmigter Anftalten diefer Art febt das Gtrafgel. $ 840 Nr. 6 feit. Endlich bat 
das Gef. v. 17. Mai 1858 (G. ©. S. 293) $ 1 diefe Beftimmungen ganz allgemein 
auf Verfiderungsanftalten jeder Art ausgedehnt. Doch find unterm 21. Mai 1861 für 
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Den Mangel allgemeiner gefehlicher Normirung entipricht eine Lücke im 
der Theorie. Die wenigen Bemerkungen, welche der Gegenjeitigfeitögenoffen- 
ſchaft, meift unter vorzugsweiſer Berückſichtigung der gegenfeitigen Verficherungs- 
gefellichaften, gewidmet zu werben pflegen, gehen jelten tief auf ihr Weſen 
ein umd bezeichnen noch jeltener dafjelbe annähernd richtig. Seht ſich in Bezug 
auf das Verhältniß von Einheit und Bielheit bier die Kontroverje fort, ob 
von dem Begriff der römiihen Societät'®), der Korporation ), einer jurifti- 
ſchen Perjönlichkeit anderer Art!9') oder ber deutſchrechtlichen Genofienfchaft "*) 
andzugehen ift, fo herrisht eine nicht geringere Meinungsverſchiedenheit über das 
Berhältnig von Genoſſenſchaft und Vermögensgemeinihaft. Die ganz verwerr 
lihe und dem pofitiven Inhalt der Gejete widerjprechende Annahme, die un 
benannte Gejellihaft des franzöfifchen Rechtes ſei ein weiterer Begriff als der 
Begriff des Aktienvereins, führte zu der Aufitellung eines Gattungsbegriffes 
der anonymen Gejellichaft, welche in die beiden Unterarten bes Aktienvereins 


ältere und unterm 25. Mai 1861 für neu zu gründende Sterbelaffen Minijterialre 
ffripte ergangen (M. BI. d. i. V. ©. 120. 121), welche der Staatebevormundung eine 
Grenze zu ziehen ſuchen, damit nicht durch „übertriebene Fürſorge“ „die genofjen- 
ſchaftliche Selbſthilfe“ in ſchädlicher Weiſe zurüdgedrängt werde. Daß die poli- 
zeilihe Genehmigung als folche die Verleihung der Korporationsrechte nicht ein- 
ſchließt, wird mehrfach unter Aufjtellung befonderer Borfchriften über diefe Ber- 
leihung ausdrädlich audgefprocden. Vgl. 3. B. Reſkr. v. 9. und 21. Sept. ı. 
4. Nov. 1844, 25. Mat u. 3. Zuli 1861, M. Bl. d 1. V. 1844 ©. 206. 283. 
802, 1861 ©. 121 171. 

189) Vom Societätöbegriff geben aus: Danz, Hdb. d, deut. P. R. IL $ 211 
©. 318f. Gerber 8 202 Note 8. Gengler S. 687f. Pfeiffer, jur. Perl. 
8 43 ©. 38. Am ausführlichften Staudinger, die Lehre vom Lebensverſiche⸗ 
rungsvertrage S. 72. 149. Das Bedenfen, welches jofort aus dem Mangel 
einer Klage der socii gegen einander und Dritter gegen die einzelnen socii ent 
ftebt, fuht Staudinger durch die Annahme einer vertragsmäßig für die Dauer 
der Societät erfolgten Subftitution des Borftandes zu erledigen. Der Societätd 
begriff beberrfcht auch die ſpärlichen Gefegeöbeftimmungen, 3. B. Pr. A. L, R. 
II, 11 8 650. 651, Defterr. Geſetzb. $ 1287. 

190) Das Princip ber römischen Korporation führen dur: Pfeiffer bezug 
lich der gegenfeitigen Witwenlaffen, 3. f. D. R. IX. ©. 450—486. Mauren» 
breder 8 159. Renaud, Altiengeſellſchaften $ 17 ©. 170— 176. Letzterer 
will Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften und Aktienvereine unter dem Gattungäbegrifi 
der gewilllürten Privatlorporationen zuſammenfaſſen. 

ı) Be Runde $ 208. 2383, Eichhorn 8 119 fjcheint, indem fie für 
„Witwenkaſſen und ähnliche Inſtitute“ öffentliche Genehmigung verlangen, ber 
Begriff der öffentlichen Anftalt zu überwiegen. Kuntze, 3. f. 9 R. VI 220j. 
perfonificirt den Fonds, Eonftruirt alſo eine Stiftungsperjönlichkeit. Auch Ente 
mann, 9. R. 8 174 ©. 835 Note 10 fieht die Gegenfeitigkeitögenoffenjchaft als 
ein Tapitafiftifches Verkehrsweſen mit eigner Nechtöperfönlichkeit an. 

192) Bejeler $ 71. 97 a. E. 129 L Er nimmt eine „Genofienjchaft mit 





Bi 
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und der Bereine mit ungleihen Kapitaleinfchüffen, worunter die Gegenjeitig- 
Feitögelellisbaften die vornehmfte Klaffe bildeten, zerfallen follte!®). Auch ohne 
eine derartige Terminologie jedoch ſetzt man vielfach dad Weſen der Gegen- 
feitigkeitsgenofjenfchaft in die Kapitalafjociation '*), jo ſehr jchon die oberflächlichfte 
Betrachtung von der Unrichtigkeit überzeugen muß. In der That kann eine 
Genoſſenſchaft unmöglich als Kapitalgenofjenichaft gelten, wenn fie ohne be- 
ftimmtes Vermögen entftehen, ihr Vermögen beliebig vermindern und erhöhen 
und felbjt bei völligem Berluft des urjprüngliden Vermögens ohne Wejens- 
änderung fortbeftehen kann; wenn ebenfo die Mitglievihaft in ihr in feiner 
Weiſe gleich der Aktie als Vermögensrecht charakterifirt wird, da ſchon die Un⸗ 
gefchloffenheit ded Vereins dofumentirt, daß dad Genofjenreht an fich keinen 
Bermögendwerth bat, da ferner das Mitgliebsrecht unveräußerli, untumulirbar 
und zwar dem 5konomiſchen Gehalt nad verichieden, der Bereinsträgerichaft, 
ingbejondere den Stimmrecht nad) dagegen gleich ift, da endlich die Mitglieds⸗ 
pflicht nicht duch einen beftimmten ein für allemal bezahlten Kapitaleinſchuß 
erjchöpft wird oder doch werben kann, fondern als fortbauernde, unbeitinmte, 


“wenngleich nicht nothwendig unbegrenzte Verbindlichkeit beſteht '>). 


Die völlige Unzulänglichleit des geltenden Rechtes wie der berrichenden 
Theorie mußte hervortreten, ald fi) die auf Selbfthilfe beruhenden Erwerbs- 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften der arbeitenden Klaffen auf der Kreditbaſis 
ber perjönlichen Solidarhaft entwicelten. Denn dieſe Genofjenichaften führten 
und führen, foweit ihnen nicht ein Specialgefeß geholfen hat, unter bem ge 
wöhnlichen Societäts- und Vereinsrecht ein rechtlih anerkanntes Dafein nur 
als vertragsmäßig verbundene Vielheiten, welche durch Vollmachtsertheilungen 
an ihre Borfteher in höchſt unvollkommener Weile den Mangel eigner Per- 
Hönlichkeit erjegen ımd namentlich bei vorkommenden Rechtöftreitigkeiten jo gut 
wie rechtlos And). Mur in wenigen Staaten wurbe hiergegen eine Abhilfe 


juriftifcher Perfönlichleit" an, die von den Schuldnern reſp. den Berficherten ſelbſt 
gebildet wird, Bluntſchli $ 89 Nr. 7. 182 Nr. 4. 141 fegt überall feinen 
eigentbümlichen G&enofjenichaftäbegriff an die Stelle. Bol. Zürch. Geſetzb. 
8 1742: die Verbindung ber VBerficherten bildet bei der wechjeljeitigen Verficherung 
eine Genoſſenſchaft, welche als Berficherer erjcheint. 

193) Maurenbreder, P. R. 5 402. Bradenhöft, im Rechtslex. V. 88. 
Bender, Grundf. des engeren Handlungdrehts $ 154. Mittermaier 8 557, 
Auerbach, Geſellſchaftsweſen 8 60—62. Gengler ©. 187 (bezüglich ber 
Banken). Bluntfhli $ 189. Ebenſo viele Zranzofen, z. B. Pardessus, 
cours de droit comm. IV. nr. 1043 &. 277. 

19) So 3. B.Poͤhls, Atiengefellfh. ©. 63f. Jolly, 3. f. D. R. XI. 
©. 334 $ 8 (Er ſubſumirt die Gegenfeitigkeitögenoffenfchaften fogar unter bie 
Aftiengejellfchaften im weitern Sinn). Runge, 3. f. 9. R. VL. 220f. (Er fon- 
ftruirt fie ala „universitas bonorum“,) Enbemann, 9. R. ©. 281 Note 48, 

195) Bol. auch Renaud 1. c. S. 173f. Beſeler J. c. 

196) Den Verſuch, für jede Genoffenfhaft das Erforderniß obrigkeitlicher 
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durch freigiebige Srtheilung von Korporationsrechten gewährt”), womit auf 
der anderen Seite wiederum der Nachtheil verbunden war, daß bie baburd be 
gründete Abhängigkeit den Gedanken der genoſſenſchaftlichen Selbithilfe ſchädigte. 
Die Einführung des Handelsgeſetzbuches verjchlimmerte die Lage der Genoſſen⸗ 
ſchaften, ftatt fie zu beffern. Denn nun entitand die Srage, ob dieſe Genoffen- 
haften unter den Begriff der Handelögejellichaften fielen, — eine Frage, deren 
Beantwortung im einzelnen Falle mit Rückſicht fowol auf bie Teriglich nad) 
innen oder zugleih nad außen gefehrte Thätigkeit, als auf ben Umfang des 
Geſchäftsbetriebes verfchieben beantwortet werden mußte!Y). Bon den Gefell- 
ſchaftsformen bes Handelsgeſetzbuches jedoch paßte Feine für die Genoſſenſchaft. 
Denn die auf perſoͤnlicher Baſis beruhende Handelsgeſellſchaft ift nicht bis 
zur Koͤrperſchaft entwickelt: die korporative Handelsgeſellſchaft dagegen iſt rein 
kapitaliftiſch gebaut. Auch die Verſuche der Theorie, das rechtliche Weſen der 
neuen Vereinsform zu konſtruiren, erhoben ſich nicht zu deſſen vollem Ver⸗ 
ftändniß, indem fie namentlich auf der einen Seite ſich nicht von ber Auf- 
faffung des Geſellſchaftsvertrages zu Iöfen vermochten ®), auf der andern Seite 
den Gedanken der Kapitalvereinigung hineintrugen o). Glücklicherweiſe er- 
Iangten diefe Irrthümer keinen entfcheidenden Einfluß, als das unabweisbar 
gewordene Bedürfniß eine geſetzliche Normirung der neuen Aflociationsform 


Genehmigung aufzuftellen, machte man Anfangs in Kurheſſen, Hannover und be- 
züglich der Vorfchußvereine auch in Preußen. In Defterreidh beftand natürlich 
bis zum Vereinsgeſetz v. 7. Nov. 1867 die Nothwendigkeit ftaatlicher Erlaubniß 
zu Recht. Bol. auch Partfius S. XXXf. 

107) Beionders in Medlenburg, dem Königreich Sachſen und den thüringi- 
ſchen Staaten. Schulze, Borfhuß- nnd Krebitwereine ©. 17. Biöweilen auch 
Preugen. So wurde dur Kab. D. v. 12. Suli 1857 das „Hanbelsinftitut und 
Gentralmagazin vereinigter Meifter bes Tiſchlergewerks in Berlin” mit den Rech⸗ 
ten einer juriftifchen Perfon begabt. 

108) Bol. Goldſchmidt, HR. L S. 426. Endemann, beut. Biertel- 
jahrsſchr. Nr. 105 ©. 158f. u. 9. R. 8 32 Note 6. Buſch, im Archiv I. 208f.; 
Kräwel ib. II. 341f.; Ladenburg III. 427f. (Er will Bereine, Exrwerböge- 
ſellſchaften und Genofſenſchaften unterfheiden; Koch ib. VIIL 350. X 1. 
Auerbad, 3. f. d. gef. 9. R. VOL Af. Parifius L c. ©. 52f. Rote 56. 
Ueber Rohbftoffvereine insbeſ. Koch, Arch. V. ©. 46f. und über Konfumvereine 
ib. ©. 60f. GErkenntniffe über die Zrage in Buſch, Ardhiv IL 170. III. 370. 
888. IV. 821. VI. 38; 3. f. d. gef. 9. R. VI. 560. VII. 479. 585. VIIL 613. 618. 

w) Bol, z. B. Koch, Archid V. 50. 64. Ebenſo geht Auerbad, 3. f. 
d. gef. H. R. VII S. 1—27. 338 — 886 von bem Gedanken ber modificirten 
societas aud. Auch Befeler, 9. R. $ 710. S. 253 rechnet diefe Vereine noch 
nicht unter die forporativen Genofſſenſchaften; erft der Erfolg werde ed zeigen, ob 
fie eine forporative Geftaltung zu gewinnen vermögen. 

so) So Endemann; in dem Auffap in Hildebrand’ Jahrb. I. S. 489 — 
492 bezeichnet er zwar ald Grundlage ber Vereinigung den „Fonds an Perfonal: 
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erzwang?). Vielmehr weift das unterm 27. März 1867 für Preußen er 
laſſene Genofienichaftögefeg?*) und das aus dieſem hervorgegangene Genofjen- 
Khaftögefeß des norddeutſchen Bundes v. 4, Juli 1868 2%) den „Erwerbe- 
uud Wirthſchaftsgenoſſenſchaften? eine ihrem Weſen faſt durchgängig ange 
meſſene Stellung im Redhtöiyftem an, wobei ebenſowol die koͤrperſchaftliche 
Natur, als der perfünlihe und doch das Kapitel organiſch fich verbindende 
Bau der Genoſſenſchaft zur Geltung gelangt. 
Die Senoffenihaften, für welde das neue Geſetz beſtimmt ift, werben von 


. bemfelben ($ 4) mehr beichrieben als definirt; unter Hinweis auf ihre Haupt 


geitungen — Vorſchuß⸗ uud Krebitvereine, Rohſtoff- und Magazinyereine, 
Produktivgenoſſenſchaften, Konſumpereine und Vereine zur Herftellung von Woh- 
nungen für ihre Mitglieder — werden fie als „Gejellihaften von nicht ge- 
ſchloſſener Meitglieperzahl, welche die Förderung des Kredits, des Grwerbes ober 


kredit,“ derſelbe FALL ihm aber unter ben Kapitalbegriff, da er im H. R. ©. 281 
Note 48 die Genoffenfchaften zu den Kapitalaffociationen zählt. Auch Auerbach 
l. c. ©. 26 und Rod, im Archiv v. Buſch VIII. ©. 350—372 finden in ber 
Senofjenfchaft „im Wefentlichen eine Kapitalvereinigung”, bie nur dadurch mo- 
dificirt fet, daß die Perfonen, nicht die Befiger von Aktien die Theilnahnteberedh- 
tigten ſeien. Sehr gekünftelt ift die Konftruftion Kuntze's, i. d. 3. f. d. gef. 
9. R. VI. ©. 220—228. Cr findet in der Genofjenfchaft, welche von ber einen 
Seite Einheit, von der andern Bielhett fei, die Einheit ausſchließlich im Ver⸗ 
mögensheftande, die Vielheit in der Perfonenverbindung. So gewinnt er denn 
eine juriftiiche Perfon als Trägerin eines won den Genofjen völlig abgelöften 
petrimonium, aber dieſe Perfon ift ihm nur ein perfonificirter Kapitalfonds, ift 
eber mit der Stiftung ald mit der Korporation verwandt. Die Genoffen find 
daher nicht Träger, fondern Organe dieſer abftraften Perjon, welche Eigen- 
thümerin des Genofjenfchaftäpermögens ift. Auf der andern Seite haben die 
Genofien an diefem Vermögen ein eigenthümliches jus in bonis und fie haben 
diefes Recht nicht jeber für fich, fondern find bezüglich deffelben ald Geſammthänder 
verbunden. Aus diefer Geſammthand fol dann gleichzeitig der perſönliche Ge 
noffenverband, welcher fich 3. B. im Ausſchluß Unwürdiger äußert, hervorwachſen, 
ohne irgend etwas mit der Vereinsperfönlichkeit zu fchaffen zu Haben. 

201) Vornemlich, weil Schulge-Deligfch ſelbſt das rechtliche Wefen der 
Erwerbd- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften weit richtiger auffaßt. Denn er betont 
ebenfo entfchieben die korporative Anlage berjelben, das Borhandenfein einer 
„Befaummtperfönlichkeit” (vgl. z. B. Vorjchuß- und Kreditnereine ©. 51. 66. 124. 
129), als er anbererfeitd darauf hinweiſt, wie bier gegenüber der Kapitalge- 
nofienfchaft des Aktienvereind eine perfönliche oder Arbeitögenoffenichaft vor- 
liege (3. B. ebenda S. 26. 48). 

”) G. ©. ©. 501. Eingeführt in den neuen Landestheilen durch Verordn. 
v. 12, Zuli, 12. Auguſt und 22. September 1867 (G. ©. ©. 1189. 1449. 1634). 
Bon ben kleineren Etaaten haben es Sachſen-Weimar und Sadhjen-Meiningen 
eingeführt. Vgl. ben Kommentar des Gefeges b. Parifius S. 3— 137, 

303, Norddeutſches B. & BI. v. 1868 Nr. 24 ©, 415, 
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der Wirthichaft ihrer Mitglieder mittelft gemeinfchaftlichen Geſchäftsbetriebes 
bezweden“, bezeichnet. Doch find damit wenigftens ungefähr die hauptſäch⸗ 
lichften Merkmale der wirtbichaftlihen Perſonalgenoſſenſchaft angegeben: durch 
das Erforberniß der Ungefchloffenheit die Perlönlichkeit der Verbindung, durch 
die hinzugefügte Zwedibeftimmung die wirthichaftliche Natur des Zweckes und 
die wirthichaftsgenoffenfchaftlihe Natur der zur Erreihung dieſes Zweckes anzıı- 
wendenden Mittel?*). Derartigen Genofienfchaften nun bleibt e8 nach dem 
Geſetz undbenommen, fi) entweder mit dem gewöhnlichen Vereins- und Gefell- 
ſchaftsrecht zu begnügen, oder eine ſpecielle Inkorporirung nachzuſuchen. Allein 
es iſt ihnen die dritte Möglichkeit eröffnet, durch Erfüllung ber geſetzlichen Be⸗ 
dingungen die Rechte einer „eingetragenen Genofjenichaft" zu erlangen. Die 
eingetragene Genoſſenſchaft ift nun aber in ber That eine neue und eigen- 
thümliche Affociationsform, indem fie als eine korporative Perfonalgenoffen 
haft für Wirthſchaftszwecke erfcheint. 

1. Als volllommen freie Genoffenfhaft ift eine derartige Koͤrperſchaft das 
Erzengniß der bürgerlichen Autonomie. Sie bedarf daher Feiner Staatsge⸗ 
nehmigung zu ihrer Entftehung. Ihr giebt ein Tonftituirender Alt das Da- 
fein), für deſſen Beurfundung ſchriftliche Form ($ 2), für deffen Inhalt 
gewifle unabänderliche Grundzüge und ein Minimum der Vollftändigfeit ($ 3) 
vorgeichrieben find, der aber im Uebrigen willfürlicher Geftaltgebung anheim- 
fallt. Um jeboh vom Recht als Körperichaft anerkannt zu werben, bebarf Die 
Genoſſenſchaft einer Eintragung in ein öffentliches Regifter, welches weſentlich 
gleih dem Handelögefellichafteregifter eingerichtet ift 9%). Zugleih muß fie das 
Verzeichniß ihrer Mitglieder beim Gericht, welches daffelbe zur öffentlichen Einficht 


20) An ſich find hiernach gegenfeitige Garantiegenoffenfchaften (Hilfe«, 
Kranken, Unterftügungd-, Berficherungvereine aller Art), genoffenfchaftliche Spar- 
banken, Werkzeugsgenoffenfchaften u. f. w. durch das Geſetz, wenn fie eben deſſen 
Bedingungen und vor Allem bie Solidarhaft erfüllen wollen, zur Erwerbung 
der Rechte einer eingetragenen Genoſſenſchaft fo gut wie die namentlich aufge- 
führten Kategorien befähigt. — Charakteriftiich für ben Mangel fefter Termino« 
Iogie im heutigen Recht fft ed, daß gleich in 8 1 des Geſetzes die Ausdrüde 
„Geſellſchaft“, „Verein? und „Genofjenfhaft" ſynonym erfheinen. Vgl. über ben - 
Begriff der Genoſſenſchaft Parifius S. XXXVIF. und ©. 3f. 

05, Das Gefep ſpricht freilich, wie das Handelsgeſetzbuch, von einem „Se- 
fellichaftövertrage” und fügt nur in Klammern „Statut” Hinzu ($ 2). Cs wird 
Indeß in TH. II gezeigt werben, daß, fobald man eine Körperſchaft annimmt, ber 
fie begründende Akt notbwendig aufhören muß, Bertrag zu fein. 

») 5 4-8. 69. 71. Einige Beftimmungen, welche das preußifche Geſetz 
der Inſtruktion des Juftizminifterd über Führung der Genoffenfchafteregifter über- 
Tieß, find jept in das Gefeg felbft aufgenommen. Die preußtfchen Mintfterial« 
inftruftionen ». 2. Mat, 10. Aug., 25. Sept. u. 26. DM. 1867 find zufammen- 
geftellt bei Partfius lc. S. 147—168. | 
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auslegt, einreichen und ed wird ein Auszug ihres Statuts durch die öffent- 
lihen Blätter bekannt gemacht, ohne daß dieſe Förmlichkeiten gleich der Ein- 
tragung den Rechtöbeftand der Genoflenfchaft bedingten (8 4). Weſentlich ba- 
gegen ift der Genofjenihaft ein Name, welcher vom Gegenftande der Unter⸗ 
nehmung entlehnt fein, die zufätliche Bezeichnung „eingetragene Genoſſenſchaft“ 
enthalten muß und feinen Namen einer Perfon aufnehmen darf ($ 2). In 
berjelben Weiſe hängt jobann die Abänderung des Statuts von ber Genoffen- 
{chafts- Autonomie, die rechtliche Wirkung des Abänderungsbeichluffes aber von 
feiner fchriftlihen Benrfundung und der Eintragung in das Genofjenfchafts- 
regifter ab ($ 6). Endlich vermag die Genoffenichaft durch einen Beſchluß, 
der gleichfalld der Eintragung und Beröffentlihung bedarf, ihre Eriftenz zu 
beendigen ($ 34. 36). Es treten aber als Auflöfungsgründe Ablauf der be 
ftimmten Zeit (8 34. 36), Konkurs ($ 34. 37) und gerichtliches Straferkennt⸗ 
niß ($ 35) hinzu. Die Auflöfung durch Konkurs beweift, daß die Genoffen- 
haft als Wirthichaftsverein nicht ohne jedes Vermögen beftehen Tann: allein 
wie wenig fie damit ald Kapitalgenoflenichaft charakterifirt wird, geht deutlich 
daraus hervor, daß weder ihre Entftehung noch ihr Fortbeftand durch ein Grund» 
Tapital von beftimmter Höhe bebingt ober beftimmt wird. Daß aber die Auf- 
loͤſung der Genofjenihaft jedem Verwaltungsakt entzogen ift und nur durch 
gerichtliches Erklenntniß auf Betreiben der höheren Berwaltungsbehörde erfolgen 
fann, wenn fie fidh gejeßwibriger Handlungen oder Unterlafjungen, welche bas 
Gemeinwohl gefährden, oder einer Weberjchreitung ihres wirthichaftlichen 
Wirkungskreiſes ſchuldig macht, zeigt den Sieg der rechtsſtaatlichen Auffaffung 
über die Korporationstheorie des Berwaltungsitaate. 

2. Am jchärfften tritt die Eigenthümlichkeit der neuen Bereindform in 
ihrer Zufammenfebung, in den Grundfaͤtzen über Bedingungen und Gehalt ber 
Mitgliedſchaft hervor. 

a. Das Genoſſenrecht wirb als perfönliches Recht auf dem einzigen Wege der 
Beitrittserflärnng und Aufnahme nah Maßgabe der fintutenmäßig feftzu- 
ftelenden Bedingungen erworben (8 2. 3 nr. 4) und auf dem doppelten Wege 
des nach vorangegangener Kündigung ftets geftatteten Austritts und ber von 
der Genoſſenſchaft verfügten Ausfchliefung verloren ($ 38). Dabei Tann die 
Genoſſenſchaft nicht mur dur das Statut ſich die für ihren perjönlich - fittlichen 
Charakter erforderlichen Garantien fchaffen, fondern wirb ſchon vermöge Ge- 
fees zur Ausichließung eines Mitglieds wegen Verkufte der bürgerlichen Ehren. 
rechte befugt (8 38). Es ift Har, daß das Genoffenreht in einem Verein 
von nicht geſchloſſener Mitglieberzahl an fi den Charakter eines Vermögens- 
rechts nicht haben kann und daß baher baffelbe unübertragbar und im Zweifel 
unvererblih ift (8 38. 39). Allein bie wirtbfchaftlihe Natur des Ganzen 
fordert eine Hineinziehung des kapitaliftiſchen Moments und beshalb wird bie 
Bildung eines Gefchäftsantheils von beftimmtem Betrage jedem Genofien ob« 
ligatoriſch gemacht (8 3 nr. 5). Diefer Geſchäftsantheil wirb indeß vom 
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Geſetz durchaus nicht gleich der Aktie als Bafis des Genoffenrechts, jondern als 
ein mit dem Genoſſenrecht organiſch verbundenes Forberumgsrecht gegen den 
Berein behandelt. Während heitehenden Genofſenrechts folgt er baher ber 
Natur von diefem. Beim Ansfcheiden eines Genofjen oder nach ber Auflöjung 
wird er dagegen Feine Miteigenthumsquote am Bereindvermögen, jondern ein 
individuelles Forderungsrecht auf bie beftimmte, aus den Büchern der Genefien" 
ichaft erfichtliche Guthabensjumme. Deshalb kann das ausſcheidenbe Witglieb 
oder fein Erbe nur die Auszahlung dieſer Summe binnen drei Monaten von 
der Genoſſenſchaft fordern, ohne am Reſervefonds oder dem fonftigen Bermögen 
ein Anrecht zu behalten (F 39), und bei der Liquidation wird aur diefe Summe 
hinter den Bereinsgläubigern aus der Maſſe befriedigt, ein etwaiger Ueber⸗ 
ſchuß aber im Zweifel nah Köpfen vertheilt (4 47). 

b. Das Genoffenrecht tft fomit auch feinem Inhalt nach zunfächſt perfön» 
liher Natur. Deshalb giebt ed nicht mur Feine mehrfache oder getheilte Mit- 
gliedſchaft, jondern an fich iſt Jedes Genoffenrecht dem andern gleich. Jusbefondere 
fteht jedem Genoffen im Zweifel gleihe Mitträgerfchaft ber Bereinsperjäntichkeit, 
daher in Genoffenihaftsangelegenheiten eine und nur Eine Stimme ($ 10) zu. 
An fi ift aber jeder Genoffe au zur Theilnahme an ben Wirthſchaftévor⸗ 
tbeilen in gleiher Weiſe berufen und nur der thatjächliche Unterſchied der Ge⸗ 
ſchäftsbetheiligung kann bier in mannichfachfter Weiſe einen ungleichen oͤkono⸗ 
mifhen Etfolg begründen. Die jubfidiäre Geſetzesvorſchrift ber Bertkeilung 
von Gewinn und Verluſt nach der Höhe ber Geichäftsantheile”?) giebt dieſem 
Gedanken rechtlichen Ausdruck. — Bor Allem aber tritt die Perfönlichkeit des 
Genoffenrehts in der für das Statut unaBänderliden folivariichen und das 
ganze Vermögen ergreifenden Haftung aller Genofjenjchafter für die Vetbind⸗ 
lichkeiten der Gendſſenſchaft ($ 3 nr. 12) hervor. Diefe SGolibarkaft berabt 
auf dem Gedanken, dat jeder Einzelne feine gefammte vermögensrechtliche Per⸗ 
ſönlichkeit für die Genoſſenſchaft einſetzt. Weil aber die Genoffenfchaft jelb- 
ftändige Perſonlichkeit bat, fo macht fi) bie Haftung nur als eine bürgichnft- 
lihe Garantie der Individualperjonlichkeiten für bie Geſammiperſoöͤnlichleit 
geltend. Die Pflicht der Solidarhaft ift baher zumächft nicht eine Pflicht 
gegen bie Gläubiger, fondern eine Pflicht gegen bie Genoffenſchaft. Die 
Gläubiger aber erlangen einen Aufpruch daraus, weil fie eben mit ber Ge 


307), Nach Erſchöpfung des Genoſſenſchaftsvermögens tritt indeg wieder 
Thellung des Berluftes nah Köpfen ein. 8 9. Das preußifche Geſeg fchrieb in 
8 8 im Zweifel Kopftheilung vor. Dem Wefen bed Snftitnts hätte wol am 
meiften die jubfibiäre VBorfchrift einer Verzinfung der Guthaben und bemnäcftiger 
Gemwinntheilung nah Köpfen entfprodhen. Anderer Meinung Anerbad L c. 
©. 361. Bol. aber Pariftus S. 40 Note 47. Uebrigens disponirt wol jebes 
Statut über diefen Punkt und es tft auf bie dabel vorfommenben Beridieben- 
heiten bet ben einzelnen Genofjenichaftägattungen hingewieſen worden. 
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noffenichaft, wie jie ift, fontrahiren, weil mit andern Worten die Solidarhaft 
die Kreditbaſis der Genofienihaft im Verkehr if. Ganz anders verhält es 
fih mit der Solivarhaft bei des offenen Handelsgeſellſchaft, welche unmittel- 
bar ben Einzelnen mit dem Gläubiger verbindet, bei welcher zwifchen dem 
Gläubiger und dem einzelnen Gefellihafter eine Geſellſchaftoperſönlichkeit gar 
nicht Steht, vielmehr die mehreren Schuldner nur durch einen Vertrag dauernd 
und mit einer durch die Deffentlichkeit hervorgebrachten Wirkung nach anßen 
verbunden find. Während baber bei der offenen Geſellſchaft bie principale 
Solidarhaft eintritt, modificitt allein durch die im Falle des Konkurſes er⸗ 
folgende Bermögensjonderung, haftet bier der Genoffe nur ſubſidiär, wenn die 
Genofjenfafteperjönlichkeit zu exiſtiren aufgehört bat, foweit bei der Liqui⸗ 
bation oder dem Konkurſe das Bermögen ber Genoſſenſchaft nicht ausreicht 
($ 12). Daß diefe Haftung fich auch auf die vor dem Eintritt des Genoflen ent- 
ftandenen Berbindlichkeiten erſtreckt (& 12), folgt aus ber Natur der Sache. 
Die Einführung einer zweijährigen Klageverjährung zu Gunſten ausgeſchiedener 
Genoſſenſchafter oder der ehemaligen Mitglieder einer anfgelöften Genoſſenſchafi 
(& 63 — 65) milbert die Härte der Solidarhaft. Bon bejonderer Wichtigkeit 
aber it e&8, daß, woran es dem preußiichen Geſetz noch fehlte, ein eigenthüm- 
liches Verfahren eingeführt ift, um nach Beendigung des Konkurjes oder, falls 
Konkurs nicht eröffnet werden Tann, fobald fi) das Genoffenihaftsvermögen 
als unzureichend erweift, eine erefutiniiche Zwangsumlage der von den Gläu- 
bigern erlittenen Ausfälle unter den Genofjenichaftern zu bewirken (4 52—61). 
Dieſes Berfahren beſteht in einer ſummariſchen gerichtlichen Verhandlung über 
einen von den Vorftänden, ben Liquidatoren oder den erforderlichen Falls durch 
den Richter ſubſtitnirten Perjonen zu entwerfenden und zu vertretenden Ver⸗ 
theilungsplan, welcher demnächſt vorläufig verifeirt und durch richterlichen 
Beſchluß für vollftredbar erklärt wird. Gegen biefen Beſchluß findet ein 
Rechtsmittel nicht ftatt, wol aber bleibt jedem Genoflenfchafter die Anfechtung 
im Wege einer gewöhnlichen Klage gegen die übrigen, durch den Vorſtand zu 
vertretenden Genoffenfchafter unbenommen. Die exekutiviſche Beitreibung ber 
feftgeftellten Theilbeträge wird indeß dadurch nicht gehemmt. Sofern durch 
die Fruchtloſigkeit der Erelution gegen einzelne Genoflenjchafter neue Ausfälle 
entfiehen, wird das Bertheilungsverfahren wiederholt. Un den Rechten der 
Glaͤubiger wird durch das ganze Verfahren nichts geäubert (ß 62). 

3. Die Organiſation der Genoſſenſchaft ift im Weſentlichen dem Statut 
überlaffen. Nur find in ähnlicher Weiſe wie beine Aktienverein die Grund⸗ 
züge der Berfaflung ſubſidiär vorgezeihnet und im Bffentlihen Interefſe 
gewiffe zwingende Vorfehriften beſonders für die Vertretung nach außen hinzu 
gefügt. Als nothwendiged Organ für die Ausübung aller der Geſammtheit 
vorbebaltenen Rechte ijt die Generalverfammlung Eonftituirt, welche unter Be 
kanntmachung bed Zweckes in den ftatutenmäpigen Sormen vom Borftande ober 
einem etwaigen Auffichtsrath berufen wird, immer aber auf Verlangen eines 
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Zehnteld ber Mitglieder ober einer andern vom Statut beftimmten Genoffen- 
zahl berufen werben muß (8 10. 31 — 33). Die Genoffenfhaft muß aber ferner als 
zweites nothwendiges Organ einen Vorftand aus der Mitte der Genoſſen wählen. 
Dieſer Vorftand ift nach innen eine in jedem Moment abjebbare ($ 17), an 
die Grenzen ihres Auftrags gebundene (8 21), verantwortliche Bollzugöbehörbe 
(8 33). Nach außen dagegen ift er unbedingt und ohne rechtliche Wirkſam⸗ 
keit ſtatutariſcher Beſchränkungen zur gerichtlichen und außergerichtlichen Ver⸗ 
tretung ber Genofjenfchaft, welche durch feine Handlungen unmittelbar verpflichtet 
und berechtigt wird, Tegitimirt ($ 17 — 24). Deshalb bedarf es ber Anmeldung 
und @intragung ber Vorftandsmitglieder und jeder darin eintretenden Ver⸗ 
änderung, fowie der gerichtlichen Depofition ihrer Zeichnung ($ 18. 23). End» 
ic werben aber dem Vorſtand durch das Geſetz auch öffentliche Pflichten auf- 
erlegt, fo daß er namentlich jährlich ein geordnetes Mitgliederverzeichnig ein- 
reihen (& 25), die erforderlichen Bücher führen und eine jährlihe Bilanz ver- 
Öffentlichen ($ 26), und jede auf außergejchäftliche Zwecke gerichtete Handlung 
vermeiden muß; ja es wird ihm nicht nur in dem letztgedachten Ball, fondern 
auch dann eine Geldbuße angebrobt, wenn er Verhandlungen ber Generalver- 
fammlung duldet, welche auf öffentliche Angelegenheiten gerichtet find, deren Er⸗ 
örterung unter die Landesgejege über das Berjammlungs- und Vereinsrecht 
fallt ($ 27). Dem Borftande kann das Statut einen von den Genoffen aus 
ihrer Mitte zu wählenden Auffichtörath (Ausſchuß, Verwaltungsrath) zur Seite 
feßen, welcher, wenn er beftellt ift, die geſetzlichen Befugniffe eines Kontrolor- 
gans, die Berufung einer Generalverfammlung, bie Sufpenfion der Genoffen- 
ſchaftsbeamten und die Vertretung der Genoſſenſchaft bei Rechtöftreitigleiten 
oder Berträgen mit dem Vorſtande übt ($ 28. 29). Außerdem Tann Die 
Genoſſenſchaft andere Benollmächtige und Beamte anftellen und befondere Be 
sollmäcdhtigte zu ihrer Vertretung in einem etwaigen Proceß gegen die Mit- 
glieder des Auffichteraths wählen (& 30. 29 Abf. 2). 

4. Die rechtliche Bedeutung der eingetragenen Genoſſenſchaft ift nach dieſem 
Allen die einer frei gewillfürten Körperihaft. Sie tritt daher nach innen wie 
nah außen als Gefammtperfönlichkeit auf. Nach innen äußert ſich dies in 
ihrer forporativen Organifatton und in der vollfommen durchgeführten Trennung 
des Genoſſenſchaftsvermögens vom Vermoͤgen der Einzelnen ?%). Nach außen 
Tann fie unter Ihrer Birma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, 
Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grunbftüden erwerben, vor Gericht 
Magen und verklagt werben, und fie bat im Verkehr die Rechte und Pflichten 


e, Daher können bie Privatgläubiger eines Genoffenjchafters fih nur an 
bas, was der Letztere felbft von der Genoſſenſchaft zu fordern hat, Halten ($ 13. 
14), ihre Forderung weber ganz noch theilmeife mit einer Schuld an bie Ge- 
noftenfchaft Tompenfiren ($ 15) und für den all, daß fie bie Crefution in das 
Genoſſenſchaftoguthaben Ihres Schuldners erlangt haben, deſſen Ausſcheiden nur 
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eined Kaufmanns?) Dem Staate gegenüber emblich ift fie ein freier, aus 
ſich jelbft beftehender Wirthichaftsorganismus, der einer beſondern polizeilichen 
Ueberwachung nicht unterliegt. Vielmehr wird das öffentliche Intereſſe durch die 
unbedingte Durchführung bes Grundſatzes der Yublieität*!®), durch die civilrecht⸗ 
liche Haftbarkeit der Vorftandsmitglieder ($ 27), durch die Androhung von 
Orbnungsftrafen gegen den Borftand (8 66 — 68) und dur bie Möglichkeit 
eined die Auflöfung ber Genoſſenſchaft verhängenben Richterſpruchs (|. oben) 
gewahrt. Daß nad der Auflöfung der Genoffenfchaft ein befonderes geſetzlich 
geordneted Liquidationsverfahren bezüglich des ehemaligen Genoſſenſchaftsver⸗ 
mögend unter Verwendung ber früheren Genoſſenſchaftsorgane ftattfindet, daß 
bierbei die Liquibatoren kraft Geſetzes eine Vertretung der Gejammtheit üben 
und aud in andern Beziehungen ver Genofienverband noch wirkjam bleibt und 
baß bejondere Beftimmungen hinfichtlich des eventuell zu eröffnenden Konkurſes 
eintreten ($ 40 — 51): dies Alles theilt die Genoffenjchaft mit den Handeld- 
gejellihaften jeder Gattung und es find daher hier die Grundſätze des Handelt 
geſetzbuchs mit den erforderlihen Mobifitationen übertragen. 

So hat die neuefte Geſetzgebung, welche durch bie jüngfte, aber vielleicht 
an Zukunft reichfte Geftaltung bes deutſchen Genofjenjchaftswejend veranlagt 
ift, wiederum eine Breche gelegt in den längft von allen Seiten unterhöhlten 
und durchlöcherten Bau des alten Korporationsrehte. Es wird Zeit, daß bie 
Rechtöwiffenfhaft, wenn anders fie nicht Gefahr Iaufen will, hinter dem Rechts- 
bewußtfein der Zeit zurückzubleiben, an den unerläßlichen Neubau gebt. 


nach einer 6 Monate vor Ablauf des Gefchäftsjahres erfolgten Aufkündigung 
verlangen ($ 16). 

»e) 8 11. Ausdrüdlich hat man freilich der Genoffenfchaft die eigne Rechtd- 
perfönlichkeit nicht zuzugeftehen gewagt. Aber wenn fie thatfächlich alle Rechte 
der Perfönlichkeit bat, fo Tann auch die Meinung bed Geſetzes darüber kaum 
zweifelhaft fein. Charatteriftifch ift außer allen inneren Gründen, welche hier 
nicht wiederholt zu werden brauchen, ſchon die Forderung einer unperjönlichen 
Firma, in welcher der Name keines Genoffenfchafters vorlommen darf. Bet ber 
Tendenz, in ber Firma den eigentlichen Träger eines Geſchäfts zu bezeichnen, 
würbe bier ein Träger ganz fehlen, wenn nicht eben bie Genoſſenſchaft ald ſolche 
die Trägerin wäre. Vgl. Th. IL 

210) Außer den Anmeldungen, Eintragungen und Belauntmachungen der 88 
2—8. 18. 20. 23. 25. 26. 35—87. 41. 71 gehört Hierher die Beftimmung bes 
5 88, wonach die Befchlüffe der Seneralverfammlung in ein Protokollbuch einzu- 
tragen find, defien Einficht jedem Genoffenfchafter und der Stantöbehörbe geftattet 
werden muß. — Bol. über die Staatsauffiht Pariſius ©. 26. ’ 
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995 23. 10.» . I. A 7. Jahr.” „18. Sahırh.“. — 
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« 807 Anm. 15 3 * statt „Troillat“ „Troutllat”. 

⸗ — dam ı 808 u 0. L fiat „®. 148 .‘ „G. 73f.°. 

: 8913, 2» uL ſtatt „Befiger“ „Befip® 
405 3. 3 j — iſt Note 226) zu fereiche und hinter „Berbote* 3. 6 v. 

o. zu n. 

⸗ 6389 3. 2 v. u. I. ftatt „abe? „aber. 

« 548 3.8 v. uw. fehlt Binter „beftätigen® ein Komm 

- 560 Anm. 125 3. 4 1. ftatt „Randfriedenbund® "<anbfriebensbunb“. 

. 624 3. 11 v. o. I. ſtatt „hatte „batten®. 

.: 7373.89» u 1. ſtatt „Ortgemeinde „Ortögemeinde*. 

. 7373.40. I hinter Bezirk⸗ ein Komma. 

. 842 3. 20 v. u. iſt das Komma zu ftreichen. 

s 881 3. 5 v. o. ift das Komma zu ſtreichen. 

99094 3. 15 v. p. l. ſtatt en nltienenifon‘, 

. 933 Anm. 64 3.11 a 

.» 971 um. 14 3.21. — 8 Eublkeirten“ 

976 3.7 v. u. iſt das Bo „von® hinter „des“ zu ftreichen. 

. 992 3.5» — l. ftatt olchen 


Nachtrag. 


Zu ©. 445. Ueber die Brüderſchaften der Spiellente ımd die Wahl und 
Belehnung von Pfeiferkönigen und Pfeifermarjchällen vgl. U ERDERBdEN, 
m... zur demiichen unb —— Rechtsgeſchichte, —— —— 868 

©. 186f. und bie dort weiſe. 

Zu S. 946 Note bi und ©. 951: Geleh ae nordbeutichen a de 
treffend den Betrleb der ftehenden Gewerbe, v. 8. Zuli 1868 (B. © . Bl. ©. 

) $ 1: „das den Zünften und ben faufmännifchen Korporationen zuftehende 
Recht, Andere vom Beirlebe eines Gewerbe⸗ auszufchliehen, ift aufgehoben“. 
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